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Bormwort 
zur eriten Auflage. 


Ba unbejangen und vorurteilsfrei das Bürgerlihe Geſetz⸗ 
buch Lieft, wird die Sprache, in welcher dasjelbe redet, im all- 
emeinen einfach und deutlich finden. Gleichwohl wird es ihn 
aum gelingen, das neue Recht ohne weitere Hilfsmittel richtig 
zu veritehen und ſich zu eigen zu maden. Die Schwierigkeiten, 
melden das Studium begegnet, ergeben fi) ſowohl aus dem 
Inhalt als aus der Yorm des Wertes. Der Inhalt ift für die 
einzelnen Rechtsgebiete Deutſchlands in vielen Punkten dem bis- 
herigen Rechte gegenüber neu. Die Form iſt ſchon von anderer 
Seite als die eines Kunftwerles:bezeichnet worden, deilen Beſtand⸗ 
teile harmoniſch ineinandergreifen. Ver große Borzug, der 
bierin liegt, wird es der fünftigen Rechtſprechung im Vereine mit 
der Wiſſenſchaft ermöglichen, im Laufe der Zeit die Gedanken 
des Gefeggebers mit Sicherheit zu erforſchen und in voller Klar» 
beit aufzudeden. Solange indellen dieſes Ziel nicht erreicht iſt, 
trägt gerade die fein durchdachte Form des Werkes, das genau ab- 
gewogene Berhältnis einer Vorſchrift zu anderen Vorſchriften 
und zu dem ganzen Werke dazu bei, vielen das Beritändnis der 
aufgeitellten Rechtsſätze zu erichweren. Und doch müflen nicht 
bloß die Zuriften, fondern alle diejenigen, melde zur Anmwendung 
des Geſetzbuchs berufen find, ſchon jebt fid) bemühen, das neue 
Recht wenigitens in den Grundzügen fennen zu lernen, wenn 
fie nicht darauf verzichten wollen, ſich diefe Kenntnis bis zum 
1. Sanuar 1900 zu verſchaffen. Hierin fol ihnen die vorliegende 
Ausgabe eine gewiſſe Unterftügung und Erleichterung gewähren. 
Ein miflenfhaftlider und verhältnismäßig erichöpfender 
Kommentar bat felbjtverjtändlic in dem kurzen Beitraume, der 
jeit der Berfündung des Geſetzbuchs verftrichen tft, nicht gejchrieben 
werden können. Die Herausgeber haben fi beshalb eine be= 
ſcheidenere Aufgabe geitellt; fie bieten den beteiligten Kreijen 
nur ein Handbud, das den Leſer in das Studium des neuen 
Rechtes einführen, ihm den Zufammenhang der Rechtsſätze an- 
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deuten, die Tragweite des einen und des anderen Satzes darlegen 
und auf diefe Weife einen Wegweiſer durch die oft recht ver- 
ihlungenen Pfade des Geſetzbuchs an die Hand geben ſoll. 

Diefem Zwecke entſprechend ift nad) einer Einleitung, melde 
die Entflehungsgefhichte des Bürgerlihen Geſetzbuchs enthält, 
der durch das Reichs-Geſetzblatt veröffentlichte Geſetzestext wort⸗ 
etreu abgedrudt und mit Erläuterungen verſehen. Die Er— 
äuterungen betreffen entweder einen größeren Zeil des Gefeh- 
buchs oder nur einen Paragraphen. Die eriteren fchieben fich” 
zwijchen die Überfchrift eines Buches, Abſchnitts, Titels 2c. und 
die darauf folgenden Geſetzesvorſchriften ein; die lekteren find 
als Anmerkungen dem Paragraphen beigefügt, auf welchen fie 
fi) beziehen. Beide Kategorien heben ſich durch kleinere Schrift 
von dem Terte des Geſetzes ab. Als Erläuterung betrachten die 
Herausgeber aud) die Überfchriften, mit welchen fie die einzelnen 
Paragraphen "ausgeltattet haben, um den Leſer in den Stand 
zu jeßen, den Inhalt und das Syitem einer Gruppe von Rechts⸗ 
normen mit Leichtigfeit zu überbliden. 

Die Herausgeber haben ſich in die Bearbeitung des Geſetz- 
buchs dergejtalt geteilt, daß jeder von ihnen ein Bud über 
nommen bat, und zwar Greiff ben Allgemeinen Zeil, Andre 
das Recht der Schuldverhältniffe, Achilles das Sachenrecht, 
Ananet das Tamilienreht und Ritgen das Erbredit; die 
Einleitung, die Erläuterung des Einführungsgeſetzes und das 
Sadıregiiter find von Greiff verfaßt worden. 


Berlin, den 1. Oklober 1896. 


Vorwort 
zur fünften Auflage. 


Das Bedürfnis nad) einer neuen Auflage diefes Buches, deren 
Borgängerin Oſtern 1903 ausgegeben wurde, trat ſchon vor 
länger als Jahresfriſt hervor. Doch ließen anderweitige Pflichten 
der Bearbeiter ein früheres Erſcheinen nicht zu. Dieſe an fi 
unerwünſchte Verzögerung ift dem Inhalte der Neubearbeitung 
guftatien efommen. Denn die meitere Tätigkeit der obergericht- 
ichen ——* hat ingroifchen wertvollen neuen Stoff für 
die Erläuterung des Geſetzbuchs und des Dnfübrungageiehe 
zutage gefördert. Durch ausgiebige Verwertung diefes Stoffes 
und dur mannigfadhe fonitige Zufäge hat das Bud) wiederum 
eine beträchtliche Bereicherung feines Inhalts erfahren, die fidh 
äußerlid| in der Zunahme feined Umfangs um mehr als 
zehn Drudbogen kundgibt. 

In den Kreis der Mitarbeiter iſt ſchon feit der vorigen 
Auflage als Bearbeiter des dritten Buches für den am 
21. Dftober 1900 veritorbenen erften Herausgeber Herrn Reichs⸗ 

erihtsrat a. D. Dr. Achilles Herr Dberlandesgerichtsrat 

treder in Gelle eingetreten. Die Bearbeitung des zweiten 
Buches, Die ji bejorgen Herr Profeſſor Dr. Andre durch feine 
Geſchäfte als Rektor der Univerfität Marburg verhindert war, 
hat für die vorliegende Auflage Herr Gerichtsafleflor und 
Privatdozent Dr. Wedemeyer in Marburg übernommen. 


Berlin, im Rovember 1906. 
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DSeodentung uud Entfichung des Bürgerlihen Gefekbuds. 

Der 1. Januar 1900, der Tag, an welchem das Bürger: 
lide Geſetzbuch in Kraft getreten ift, bildet einen Wendepunkt in 
der deutſchen Rechtsgeſchichte: mit diejem Tage ilt das deutiche 
Boll zum erften Male in den Genuß eines einheitlichen bürger- 
lihen Rechtes gelangt. 


1. Brüßere Kodiſikationsbeſtrebungen. 

Die ältere Staats- und Recdtsentwidelung Deutſchlands 
hatte zur Zerfplitterung des Reichs in eine Ungahl Lleiner und 
lleinjter Gebiete mit verſchiedenem Rechte geführt, als gegen Ende 
des Mittelalters die fremden Rechte, voran das römische, ihren 
Zug über die Alpen begannen. Neben der Unzulänglichkeit des 
inheimifchen Nechtes gegenüber den Bebürfniften der Zeit war 
feine Bermorrenheit und Zerriffenheit einer der Hauptgründe, 
welche dem überlegenen Eindringlinge zum Siege verhalfen. 
Wenngleich die Entfaltung deutſcher Rechtsgedanken durch diefen 
Ausgang des Jahrhunderte langen Kampfes zwiſchen ein- 
heimifhem und fremdem Rechte beflagenswerte Störungen er- 
Itt, jo bat er fi) dody der Entwidelung nad) dem nunmehr 
erreihten Ziele Hin förderlid) erwiefen. Durch die Aufnahme 
des römijchen Rechtes wurde für ganz Deutfhland ein Grundftod 
emeinjamen bürgerlihen Rechtes gewonnen. Zugleich aber ergab 
nd daraus, daß das aufgenommene Recht ein fremdes, in einer 
fremden Sprade gejchriebenes war, für die Folgezeit die drin- 
ende Aufforderung, die hiermit verbundenen tiefgreifenden Mip- 
tände durch Schaffung deutjcher Geſetzbücher Ei bejeitigen. Dieſe 
Aufgabe konnte nah der ftaatliden Geftaltung Deutichlands 
vorerft nur für einzelne Gebiete gelöjft werden. So entitand 
der Codex Marimilianeus Bavaricus (1756), das Allgemeine 
Landrecht für die Königlich Preußiſchen Staaten (1794), das 
Allgemeine bürgerliche Gefegbuch für die deutfchen Erblande der 
Ölterreichifchen Monardjie (1811). Auch der franzöfifche Code civil 
vom Jahre 1804 ift hier zu erwähnen, da er alsbald in aus— 
gedehnten Gebieten Deutſchlands eingeführt und nad) dem Sturze 
der Napoleoniſchen Fremdherrſchaft in Geltung belaſſen murde. 
In Baben endlich erlangte eine Überfegung des Code mit Ande- 
tungen und Zufäben als Badijches Landrecht im Jahre 1809 
Geſetzeskraft. 

Während die genannten Geſetzeswerke nur das Bedürfnis 
einzelner Staaten befriedigten, erhob fich in der Zeit der Be: 
Achilles, Bürgerliches Geſezbuch. 5. Auflage 1 
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freiungsfriege, unter dem Gindrude der durd fie gemedten 
vaterländifchen Begeifterung, der Ruf nad) einem einheitlichen 
deutſchen Geſetzbuche. Wohl Hatten ſchon früher einzelne Männer, 
wie Konring, Leibniz und Pütter, die Unvolllommenheit 
des beftehenden Rechtözuitandes dargetan und ein allgemeines 
deutfches Geſetzbuch gefordert!,,. Die nationale Bedeutung 
eines foldhen Werkes aber fand zum eriten Male in der’1814 
veröffentlidgten Schrift Thibauts über die Notwendigkeit 
eines allgemeinen bürgerlichen Rechtes für Deutſchland nachhaltig 
wirffamen Ausdrud. Auch der gewidhtige Widerfprud, dem 
Thibaut bei dem großen Rechtslehrer v. Savigny be 
egnete, vermodte das Verlangen nad) einem einheitlichen 
rivatrechte nicht zum Schweigen zu bringen. Neben dem 
nationalen Intereſſe war es vor allem das Bedürfnis des ſtark 
entwidelten Verkehrs zwiſchen den verichiedenen deutſchen Staaten, 
wa3 immer von neuem zur Bereinheitlihung des bürgerlichen 
Rechtes mahnte?). Die Erreihung diejes Zieles war freilid) 
duch den Mangel einer einheitlichen Geſetzgebungsgewalt 
für die Staaten des Deutihen Bundes weſentlich erſchwert. 
Es gelang daher auch zunächſt nur auf zwei engeren @ebieten, 
durch die im Sahre 1847 gefchaffene Wechſelordnung und das 
in den Jahren 1857—1861 ausgearbeitete Handelögejehbud), 
gemeinfames Recht für alle deutſchen Staaten herzuſtellen. Da- 
gegen blieben die weitergehenden Wünſche nod) lange unerfüllt, 
denen die am 28. März 1849 verkündete „Berfallung des 
Deutjchen Reichs“ Uusdrud verliehen hatte, indem fie der Reichs⸗ 
ewalt die Aufgabe zumwies, durch die Erlaffung allgemeiner 
efebbücher über bürgerliches Recht, Handels- und Wechſelrecht, 
Strafreht und gerichtlides Verfahren die Rechtseinheit im 
deuffjchen Volke zu begründen. 

Inzwiſchen wurden in einzelnen deutjchen Staaten die Ver⸗ 
fuche, für das Staatsgebiet eine einheitlihhe Geftaltung des 
bürgerlichen Rechtes zu erzielen, fortgefegt, gelangten jedoch zu⸗ 
mei nicht über das Stadium der Entwürfe hinaus, Dies war 
das Schidfal der ſchon 1817 in Ungriff genommenen, von 1832 
bi8 1848 fortgeführten Gefegrevifion in Preußen fomie ber 
Rodifilationsbeitrebungen in Bayern und Helfen, aus denen der 
1860 und 1864 zum Zeil veröffentlichte Entwurf eines bürger- 
lihen Geſetzbuchs für das Königreich Bayern und der 1841 
bis 1853 befannt gegebene gleihnamige Entwurf für das 


1) Eine BZufammenftellung älterer Stimmen für dieſe Forberung 
gibt E. Schwarg, Privatrechtliche Kodififationsheitrebungen, im Archiv für 
bürgerliches Recht Bd. 1 ©. 88—49. 2) Uber die Literarifchen Vertreter 
de3 Gedankens ber Wechtseinheit vgl. Schwartz a. a. O. ©. 71—112. 


Einleitung. 3 


Großherzogtum Heſſen herporgingen. Nur im Königreiche 
Sachſen erreichten die langjährigen geſetzgeberiſchen Arbeiten 
mit dem Bürgerlichen Gefegbuhe vom Fahre 1863 ihr Ziel. 
Reben dieſer Tätigkeit einzelner Bundesjtaaten dauerten 
die Beftrebungen nad) einer ganz Deutfdyland umfaljenden Rechts⸗ 
einbeit fort. Bu ihrer Vertretung ſchuf jich 1860 der Juriſten⸗ 
itand der Nation in dem deutſchen Juriftentag ein dauerndes, 
einflußreiche8 Organ. Im Fahre 1862 unternahm aud die 
Dentiche Bundesverfjammlung noch einen weiteren Schritt zur 
— Rechtes, indem fie beſchloß, den Ent» 
wurf eines allgemeinen Geſetzes über Rechtsgeſchäfte und Schuld⸗ 
verhältniſſe ausarbeiten zu laſſen. Allein die bevorſtehende 
ſtaatliche Umgeſtaltung Deutſchlands warf ſchon ihren Schatten 
voraus: jener —5 ftieß auf den Widerſpruch Preußens und 
anderer Staaten und gelangte nur ohne deren Mitwirkung zur 
Ausführung. Der fo gefchaffene Entwurf eines Deutſchen Ge— 
feßes über Schuldverhältnitfe, nach dem Orte, an dem die Be⸗ 
ratungen über ihn jtattfanden, der Dresdener Entwurf genannt, 
mwurbe 1866 veröffentlicht; die Vorrede trug das Datum bes 
13. Zumi, des Zages, weldher dem Zufammenbrude des Deutjchen. 
Bundes unmittelbar vorberging. 


2. Verfaſſungsrechtliche Grundlage des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

Bei der ſtaatsrechtlichen Neuordnung der deutſchen Verhält- 
nifje machte fich alsbald im fonjtituierenden Neichstage des Rord- 
deutjchen Bundes das Verlangen geltend, das neue Staatögebilde 
auh mit den erforderlihen Befugniflen für eine einheitliche 
Arnatrehtögeiegebung auszuftatten!),, Während der von ben 
Regierungen am 4. März 1867 vorgelegte Berfaffungsentmwurf 
im Art. 4 Nr. 13 der Gefeßgebungsgewalt bed Bundes auf 
privatrechtlichem Gebiete nur das Wechjel- und Handelsrecht zu- 
mies, beantragte der Abgeordnete Miguel, die Bundeszuftändig- 
feit auf da8 ganze bürgerliche Recht auszudehnen, der Abgeordnete 
Laster, fie wenigftens auf das Obligationenredht zu erttrertens). 
Sn der Sigung vom 20. März 18673) wurde der umfafjendere erfte 
Antrag abgelehnt, der beſchränktere Antrag dagegen angenommen. 
Diefem Beſchluß entjprad) die Entjcheidung der Zuftändigfeitsfrage 
in der Berfailung des Rorddeutichen Bundes (BGBl. 4 1). Im 


1) Über die nachftehend berüßrten parlamentarifhen Verhandlungen 
vgl. die ausfünrliden Deitteilungen bei Schwars a. a. DO. ©. 142 bis 
150 und bei Bierbaus, bie Entſtehungsgeſchichte des Entwurfes eines 
Bürgerlihen Geſetzbuchs für daß Deutfche Reich, Heft 1 der Bekker-Fiſcherſchen 
Beiträge zur Erläuterung und Beurteilung des Entwurfes ꝛc. S. 88—44. 
2) Drudiachen des Reichſtags Nr. 29 und Nr. 16 unter 4. 3) Sten. 
Berichte S. 284—292. 
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Jahre 1869 brachten jedoch die vorgenannten beiden Abgeordneten 
gemeinſam den früheren weitergehenden Antrag wiederum ein, 
und dieſes Mal wurde der Antrag nach eingehender Erörterung in 
drei Sitzungen mit großer Mehrheit angenommen!). Noch in 
demfelben Jahre führten die nämlichen nteagleler einen der Er- 
weiterung der Bundeszuftändigkeit günftigen Beſchluß des preußi- 
fhen Abgeordnetenhaufes herbei ?). 

Die Verfaſſung des Deutfchen Reichs vom 16. April 1871 
(R. G. Bl. S. 63) übernahm zunächſt den Artifel 4 Nr. 13 der 
Norddeutſchen Sunbeöverfalfung in unveränderter Geltalt. Auf 
Antrag des Abgeordneten Lasker beichloß jedoch der Reichstag 
in den Zahren 1871, 1872 und 1873 immer von neuem mit 
großer Mehrheit die Ausdehnung der Reichszuſtändigkeit auf 
das gefamte bürgerlie Recht). In dem gleichen Sinne 
fpradyen fich die ſächſiſche Kammer der Abgeordneten am 23. Fe— 
bruar 1872, die württembergifcdhe Kammer der Abgeordneten am 
30. Januar 1873 ſowie die bayerifchen Kammern der Abgeord- 
neten und der Neichsräte am 8. November und am 4. Dezember 
1873 aus. Inzwiſchen war auch in der Haltung der ver- 
bündeten Regierungen ein Umſchwung eingetreten. Schon der 
Beichluß des Reichstags vom Jahre 1871 Hatte im Bundesrat 
eine erhebliche Minderheit für jid) gehabt. In der NReichstags- 
figung vom 2. April 1873 fonnte endlich der Minifter Delbrüd 
die Annahme der vom Reichstage befchloffenen Berfafjungs: 
änderung durch den Bundesrat in nahe Ausficht ftellen. Am 
12. Dezember 1873 erteilte diejer denn auch mit 54 gegen 
4 Stimmen dem erneuten Reichstagsbeihluffe die verfaflungs- 
mäßige Zuftimmung. In der am 24. Dezember 1873 ausge- 
gebenen Nummer des Reichs-Geſetzblatts von 1873 (S. 379) 
wurde das Geſetz, betreffend die Abänderung der Nr. 13 des 
Artikel 4 der Berfaflung des Deutſchen Reichs, vom 20. Dezember 
1873 verfündigt. 


3. Der Entwurf der eriten Kommilfion. 

Nachdem die Grundlage für die reichsgefeglicye Herftellung 
eines einheitlichen bürgerlichen Necjte8 gewonnen war, gingen 
die verbündeten Regierungen ungefäumt ans Werft). Schon 
vorher war über den einzufdhlagenden Weg eine Verftändigung 
dahin erzielt, daß eine Kommiflion zur Ausarbeitung des Ent» 


1) Sten. Berichte S. 445 --470, 647— 654, 888— 885. 2, Drudi. 
1869/70 Nr. 32, Sten. Beridte S. 89, 720 bis 742, 1091 Bis 
1098. 3) Sten. Berichte 1871 S. 206 ff., 276 ff.; 1872 S. 696 ff., 
1726; 1873 &. 167 #f., 210. 4) Zu der folgenden Darftellung vgl. 
Schwartz a. a. O. S. 151 if. und Vierhaus a. a. O. S. 44 ff. 
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wurfes eines bürgerlichen Geſetzbuchs berufen werden ſollte. Noch 
in der Sitzung vom 12. Dezember 1873 erhielt der Ausſchuß 
für das Juſtizweſen ben Auftrag, ſich über die einfegung diefer 
Kommiffion zu äußern. Gemät dem Antrage des Ausfchufles 
beiraute der Bundesrat am 28. Februar 1874 zunädit fünf 
angefehene deutſche Juriſten mit der Aufgabe, über Plan und 
Merhode, nad) mweldyen bei Aufitellung des Entwurfes eines 
deutichen Bürgerlichen Geſetzbuchs zu verfahren jei, gutachtliche 
Borjchläge zu mahen. Diefer jogenannten Borfommiffion ge- 
hörten an der Reich8oberhandelsgerihtsrat Dr. Goldſchmidt, 
der mwürttembergifche Obertribunalödireftor Dr. v. Kübel, der 
preußiſche Appellationsgerihtspräfident Meyer, der Prälident 
bes bayerifchen LDberappellationsgeriht3 v. Reumayr und 
der äſident des ſächſiſchen Oberappellationsgerichts 
v. Weber. Nach Ettantunß des Präſidenten Meyer trat 
an deſſen Stelle der damalige Präſident des preußiſchen 
Appellationsgerichts zu Halberſtadt (ſpätere Juſtizminiſter) 
Dr. v. Schelling. ie Vorkommiſſion entwickelte in ihrem 
unter dem 15. April 1874 eritatteten Gutachten in bezug 
auf die allgemeine Aufgabe des Geſetzbuchs, den Umfang 
des aufzunehmenden Stoffes, das Verhältnis zu dem be» 
ſtehenden Rechte und den früheren Entwürfen ſowie da8 Verfahren 
bei der Ausarbeitung die Gefichtspunkte, an melden meiterhin 
im mejfentlichen feitgehalten worden if. Auf einen dem Gut» 
achten zujtimmenden ausführliden Bericht des Ausſchuſſes für 
Zuftizwefen vom 9. Juni 18741) beichloß der Bundesrat am 
22. Juni die Berufung einer Kommiflion von elf hervorragenden 
praftifhen und theoretifchen Juriſten zur Ausarbeitung des Ent» 
mwurfes eines Bürgerlichen Geſetzbuches. Zu Mitgliedern der 
Kommiſſion wurden am 2. Juli 1874 gewählt: der Appellations«- 
gerichtörat Deriheid in Kolmar, der badiſche Miniſterialrat 

r. Gebhard, der preußifcdhe Obertribunalsrat Johow, der 
württembergifche Obertribunalsdireftor Dr. v. Kübel, der preu- 
ßiſche Geheime Juftizrat und norteagenbe Nat im Juſtizmini⸗ 
iterium Kurlbaum I, der Wirkliche Geheime Rat und Präfident 
des Reichs » Dberhandelögerihts Dr. Pape, ber preußifche 
Appellationsgerichtörat Dr. Bland, der bayerijche Profeſſor der 
Rechte Dr. v. Roth, der bayerifche Mintfterialrat Dr. v. Schmitt, 
der ſächſiſche Oberlandesgerichtspräfident Dr. v. Weber und der 
badijche Geheime Rat und Profeflor der Rechte in Heidelberg 


1) Ein wörtliher Abdruck dieſes Berichte ſowie des Gutachtens 
der Borlommiffion findet fih in Raffom und Küngeld Beiträgen zur 
Erläuterung bes beutfchen Rechts Bd. 21 S. 175 —214. 
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Dr. v. Windſcheid. Bei der Zufammenjegung der Kommilfion 
war erſichtlich auf eine entſprechende Bertretung der innerhalb 
des Reichs bejtehenden großen Rechtsſyſteme, des gemeinen, bes 
preußiſchen, des franzöfifchen (badischen) und des ſächſiſchen Rechtes, 
Bedacht genommen!). Der Miütgliederbeitand erlitt in ber Folge 
mehrfache Anderungen. Im Oktober 1883 ſchied v. Windſcheid 
aus. Anfang Januar 1884 ftarb nad) langer Krankheit 
v. Kübel; er wurde durch den mwürttembergifchen Profefior der 
Rechte Dr. v. Randry erfeßt. Sm Februar 1888 verftarb 
v. Weber; an feine Stelle trat der vortragende Nat im 
ſächſiſchen Mintiterium der Juſtiz Geheime Sultigeaf Dr. Rüger. 
Zum Borfigenden der Kommifjion ernannte der Reichskanzler den 
Bräfidenten Pape. 

Am 17. September 1874 trat die Kommiſſion zum eriten Male 
zufammen, um meiter bi8 Ende September in lieben Sigungen 
ihren Arbeitsplan feftzuftellen. Sie befchloß in Übereinftimmung 
mit dem vom Bundesrate gebilligten Gutachten der Vorkom⸗ 
miffion, keines der geltenden Gefegbücher und feinen der vorhan- 
denen Entwürfe ihren Beratungen zu Grunde zu legen, fondern 
durch fünf ihrer Mitglieder mit Motiven verſehene Borentwürfe 
für die in Ausfiht genommenen fünf Zeile des Geſetzbuchs aus» 
arbeiten zu laſſen. Zu Redaltoren wurden beitellt für den All- 
gemeinen Teil Gebhard, für das Recht der Schuldverhältniffe 
v. Kübel, für das Sachenrecht Johow, für das Familien» 
reht Pland, für das Erbrecht v. Schmitt. 

Die Aufitelung der Teilentwürfe nahm die folgenden ſechs 
Sabre in Anfprud. Die lange Dauer diefer Arbeit wird 
erflärlih, wenn man beachtet, weldy ein ungeheuerer Stoff in 
dem bisherigen Rechte und der Literatur fh angehäuft Hatte, 
baß die Sammlung und Sichtung diefes Stoffes äußert mühe- 
voll und zeitraubend war und daß ferner zu jedem Entwurf einc 
umfangreiche Begründung ausgearbeitet werden mußte. Die Kom⸗ 
mijfion trat während diejer Zeit alljährlich auf mehrere Boden 
zufammen, um die für den Yortgang der Vorarbeiten notwendig 
werdenden Entfeheibungen zu treffen. Am 4. Oftober 1881 be- 
gannen die fortlaufenden Beratungen über die Teilentwürfe. 


1) AB Hilfsarbeiter, namentlich zur Unterftägung ber Redaktoren 
und zur Aufnahme ber Protololle, wurden ber Kommilfion im Laufe 
ihrer Beratungen beigeordrnet: ber Kreißgerihtsrat Neubauer in 
Berlin, der Stadtgerichtsrat Achilles daſelbſt, der Berichtsrat Börner 
in Leipzig, der Obergerichtsrat Braun in Gelle, der Stadtgerichtsafſeſſor 
Bogel in Darmitabt, ber Kanzleirat Dr. Martini in NRoftod, ber 
Obergerichtsaſſeſſor Strudmann in Göttingen, der Kreißrichter vd. Liebe 
in Braunfchweig und der Landgerichtsrat Ege tn Stuttgart. 
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Für das Necht der Schuldverhältniife diente dabei, ſoweit der Teil» 
entwurf wegen der Erkrankung des Redaktors nicht hatte vollendet 
werden lönnen, der jog. Dresdener Entwurf (oben ©. 3) als Grund» 
lage. Sie Beratungen dauerten, einfchlieglich der am 30. September 
1887 begonnenen Schlußrevilion, bis gegen Ende Dezember 1887. 
Mit Beriht vom 27. Dezember überreichte der Vorfigende den 
fertiggeltellten Entwurf eriter Leſung dem NReichsfanzler. Die 
Kommiſſion vollendete weiter no, und zwar, nachdem Pape im 
September 1888 geitorben war, unter der Leitung von Johow, 
bis Ende März 1889 in erfter Lejung die Entwürfe eines Ein- 
führungsgefeßes zu dem Geſetzbuch, einer Grundbudhordnung 
und eines Geſetzes über die Zmwangsvollittedung in das uns 
beweglidhe Bermögen. 
ie volle Rechenſchaft über die Gefamttätigleit der 
Kommiſſion war in den von den MRedaftoren vorgelegten 
Motiven und in den Beratungsprotofollen enthalten, von 
denen die exiteren zujammen mit den Zufammenftellungen und 
Zeilentwürfen der Kommilfion 19 Drudbände in Folio füllen, 
die Brotofolle, 734 an der Zahl, insgefamt 12313 oliofeiten 
umfaſſen. Auf Grund diefer nicht veröffentlichten Materialien 
arbeiteten demnächſt die Hilfsarbeiter der Kommiffion Motive aus, 
und zwar Börner zum Allgemeinen Zeile, Ege zum Rechte ber 
Schuldverhältnifie, Achilles und v. Liebe zum Sachenrechte, 
Strudmann zum Familienrechte, Neubauer zum Erbredte. Eine 
Prüfung diefer Arbeiten durch die Kommiffion hat nicht ftattgefunden. 
Zutol e eines Beichluffes des Bundesrats vom 31. Januar 
1888 wurde der Entwurf des Geſetzbuchs mit den erwähnten, 
fünf Bände ftarfen Motiven!) duch den Drud veröffentlit. Der 
amtlichen Ausgabe des Entwurfes war ein Vorwort beigegeben, 
in weldem die Bertreter ber Rechtswiſſenſchaft und die zur Rechts⸗ 
pflege Berufenen fowie die Vertreter wirtihaftlicher Intereſſen 
aufgefordert wurden, von dem Entwurfe Kenntnis zu nehmen 
und mit ihren Urteilen und Vorfchlägen hervorzutreten. Während 
der folgenden Jahre zeitigte die allgemeine Teilnahme 
an Dem Seiesgebungswerf eine außerordentlih reichhaltige 
Literatur über den Entwurf, deren Umfang baraus erhellt, 
daß eine im Reichs⸗-Juſtizamt gefertigte Bufammenjtellung 
von Auszügen der bis zum November 1890 befannt gewordenen 
kritiſchen Außerungen ſechs Druckbände füllte?). Unter der großen 
Zahl der Beurteiler fehlte e8 nicht an gewichtigen Stimmen, 
welche ſich ſchlechthin ablehnend ausfpraden; im allgemeinen 
1) Die amtlie Ausgabe erihien im Berlage von 3. Guttentag in 
Berlin 1888. 2) Die Zufammenftellung ift als Manuffript gedruckt 
und nit im Buchhandel erichienen. 
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ergab fich jedoch eine weitgehende Übereinjtimmung dahin, daß 
der Entwurf zwar feinem Inhalt und namentlich feiner Form 
nad) einer wiederholten gründlichen Nachprüfung und Umarbeitung 
bedürfe, aber geeignet ei al8 Grundlage für den Neubau der 
Privatrehtsordnung zu dienen. In der Tat farın eine gerechte 
Würdigung aller an der Entftehung des Geſetzbuchs beteiligten 
Faktoren die grundlegenden Berdienite nicht verfennen, melde 
ih die erſte Kommiſſion um die Aufridtung des Werkes er- 
morben hat. 


4. Ber Entwurf der zweiten Rommillion. 

Um 4. Dezember 1890 traf der Bundesrat die vorbehaltene 
Entfheidung über die weitere Behandlung des Entwurfes. Er 
beſchloß, dieſen nebjt dem Entwurfe des Sinführungögelebes 
durh eine neu zu bildende Kommiffion einer zweiten Leſung 
unterziehen zu laflen. Auch in der neuen Kommilfion bildeten 
zwar Vertreter der Rechtswiſſenſchaft ſowie der richterlichen und 
anmwaltliden Praxis die Mehrheit; bei ihrer Auswahl fanden 
wieder die verjchtedenen großen Rechtsgebiete Berüdfichtigung, 
auch wurde für Herftellung eines perfünliden Zufammenhanges 
mit der eriten Kommilfion Sorge getragen. Außerdem aber 
war auf eine ®ertretung der mwirtichaftlihen Intereſſen, 
der Landmwirtfchaft, des Handeld und des Gewerbes, der 
Volkswirtſchaftslehre und zugleich der großen Parteien 
des Neichstags Bedacht genommen. Die Kommiflion, deren 
Mitgliederzahl urfprünglid auf 22 feitgefeht, ſodann durd) Be- 
ſchluß vom 19. März 1891 auf 24 erhöht wurde, im weiteren 
Berlauf aber fi) wiederum verringerte, wurde aus ftändigen 
und nichtitändigen Mitgliedern zuſammengeſetzt, von denen die 
legteren nur bezüglich der Verpflichtung zur Teilnahme an den 
Sigungen erleichtert waren. Als ftändige Mitglieder gehörten 
der Kommiſſion im Beginne der fachlichen Beratungen zunädjt 
an: der Staatsfefretär des Reichs-Juſtizamts Dr. Boffe, der 
Direktor in demjelben Amte Wirkliche Geheime Rat Hanauer, 
der preußiſche Geheime Juſtizrat und Profeſſor Dr. Pland, 
die vortragenden Räte im preußifchen Juſtizminiſterium Geheime 
Dber-Zuftizräte Küntzel und Eichholz, der Miniiterialrat 
im bayeriſchen Minijtertum der Juſtiz Jacubezky, der vor» 
tragende Nat im ſächſiſchen Juſtizminiſterium Geheime Rat 
Dr. Rüger, der mwürttembergifhe Profelfor Dr. v. Mandry, 
der babifche Geheime Rat und Profeſſor Dr. Gebhard, der 
heſſiſche Minifterialrat Dr. Dittmar und der bamburgifche 
Rechtsanwalt Dr. Wolffſon sen. Nichtſtändige Mitglieder waren 
der preußifche Geheime Regierungsrat und Brofeilor der Na- 
tionalöfonomie in Halle Dr. Conrad, der Geheime Zuftizrat 
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und Profeſſor der Rechte zu Berlin Dr. v. Cuny, ber 
preußifche Oberforſtmeiſter und Direltor ber Forſtakademie zu 
Eberswalde Dr. Dandelmann, der Gutsbefiter Freiherr 
v. Gagern in Erlangen, der Brauereidireftor Goldſchmidt 
in Berlin, der Rittergutsbeliter v. Helldorf-Bedra, der Amts» 
gerichtsrat Hoffmann in Berlin, der preußifche Dber-Berg- 
und Hüttendireltor Geheime Bergrat Yeufchner, der preußifche 
Landrat und Nittergutsbeliter Treiber v. Manteuffels 
Eroffen, der Geihäftsinhaber der Diskontogeſellſchaft in Berlin, 
Generalfonful Ruffel, der fählifhe Geheime Hofrat Profeffor 
Dr. Sohm in Leipzig, der Zandgerichtsrat Spahn in Bonn 
und der Rechtsanwalt und Notar Suftigrat Wilke in Berlin. An 
den Beratungen der Kommiflion nahmen ferner als Kommiſſare 
der NReidhS-Zuftizuerwaltung teil der preußifhe Dberlandes- 
gericht3rat (jpäter Reichsgerichtsrat) Achilles, der vortragende 
Rat im ſächſiſchen Juſtizminiſterium Geheime Juſtizrat Börner 
und der vortungende Nat im Reichs⸗Juſtizamt Geheime Dber- 
Regierungsrat Strudmann. Bon ihnen traten Strudmann 
bald na Segint, Börner gegen Schluß der Beratungen als 
Mitglieder in die Kommiffion ein. Der Borfik in der Kommiſſion 
wechjelte mehrfadh. Rad) dem Staatsfelretär des Reichs⸗Juſtizamts 
v. Dehlihläger, welder noch vor Beginn der ſachlichen Be» 
ratungen infolge feiner Ernennung zum Reichsgerichtspräſidenten 
aus der Kommiflion ausfchied, führten nad) einander den Vorſitz 
deſſen Amtsnachfolger Dr. Boſſe und Hanauer, nad des 
legteren Tode feit dem April 1893 der bisherige ftellvertretende 
Borfigende Küntzel. Zu Referenten wurden vom Borfienden 
beftimmt für den Allgemeinen Teil und das Einführungs- 
geiet Gebhard, für das Recht der Schuldverhältnifie Jacu⸗ 
ezky, für das Sachenrecht Küngel, für das Familienrecht 
v. Mandry, für das Erbredt Rüger; die Stellung des General» 
referenten verfah während der ganzen Beratungszeit Planck!). 
Rad) einer vorbereitenden Sigung vom 15. Dezember 1890 

trat die Kommijlion am 1. April 1891 in die fachliche Beratung 
ein. Uber den ortgang der, Arbeiten wurde allwöchentlid) 
im Reichsanzeiger berichtet. Uberhaupt ging im Gegenſatze 
zu dem bei der eriten Kommiſſion beobadteten Verfahren 
das Beitreben jetzt dahin, ber Öffentlichfeit dauernd Einblid in 


a Als Schriftführer waren der Kommiffion zunächft zugeteilt Die 
preußifchen Gerichtsaſſeſſoren v. Kedlin, Greiff und Dr.v. Schelling 
fowie ber Amtsrichter Kayfer; die an eriter und legter Stelle Genannten 
wurden fpäter dur den preußiſchen Gerichtäaflefior und Privatdozenten 
in Göttingen Dr. Andr6, ben bayeriſchen Amtsrichter Dr. Unzner und 
den preußiſchen GerichtSafleffior Ritgen erfekt. 
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die Tätigkeit der Kommiſſion gewähren. Die Beratungen 
ſchloſſen ſich der Paragraphenfolge des Entwurfes an. Bei ein⸗ 
zelnen beſonders wichtigen oder ſchwierigen Gegenſtänden, wie 
der Regelung der Gelamthupotbet, des ehelichen Güterrechts, 
der Haftung der Erben, wurde durch beſondere Subkommiſſionen 
der Geſamtkommiſſion vorgearbeitet. Einer Redaktionskom⸗ 
miſſion, welche anfangs aus dem ſtellvertretenden Vorſitzenden, 
ſpäter aus dem Vorſitzenden ſelbſt und dauernd aus dem General⸗ 
referenten und dem jemeiligen Neferenten ſowie zum Zeil 
noch aus anderen Mitgliedern der Kommiſſion beitand, fiel bie 
bedeutfame Aufgabe zu, den ſachlichen Befchlüffen der Kommiſſion 
eine von ben formellen Mängeln des eriten Entwurfes freie 
Faſſung zu geben. Die jo von der Redaltionsfommiflion auf 
Grund der eritmaligen Beratung der Kommiflion fertiggeitellten 
Zeilentmwürfe murden 1894 und 1895 veröffentliht!). Die 
Kommijfion unterzog fie alsdann während der Zeit vom 
6. Mai bis 19. Juni 1895 unter Berückſichtigung der befannt 
ewordenen Urteile und Vorfchläge der Kritif einer Reviſion. 
achdem auf diefer Grundlage der Entwurf der Kommiljion 
feine endgültige Faſſung erhalten hatte, wurde er Ende DI- 
tober 1895 dem Bundesrate vorgelegt. In den folgenden Mo⸗ 
naten erledigte die Kommiſſion noch die zweite Leſung des 
Entwurfes eines Einführungsgeſetzes, ſodaß auch dieſer vor 
dem Jahresſchluß an den Bundesrat gelangen konnte. Mit 
der Bollendung des Entmwurfes eines Geſetzes, betreffend 
Änderungen des Gerichtöverfalfungsgefeges, der Zivilprozeß⸗ 
ordnung und der Konktursordnung?), beſchloß die Kommijfion 
im Februar 1896 ihre Beratungen, über welche 457 Sitzungs⸗ 
protofolle von zufammen 9524 Folioſeiten Auskunft geben?). 


5. Die Vollendung des VBürgerliden Geſetzbuchs. 
Inzwiſchen Hatte der Ausſchuß des Bundesrats für Juſtiz⸗ 
mwefen vom 7. Dftober bis 11. Dezember 1895 den Entwurf des 
Gefegbuch8 durchberaten. Der Bundesrat felbit erteilte am 
16. Sanuar 1896 dem Entwurfe mit den vom Ausjchuffe bes 


1) Sie find unter dem Titel: „Entwurf eines Bürgerliden Geſetz⸗ 
buchs für daß Deutfche Reid. Zweite Leſung. Nach den Beichlüfien der 
Redaktionskommiſſion.“ im gleichen Verlage wie der Entwurf erfter Leſung 
erſchienen. 2) Die drei Bundesratsvorlagen ſind auf amtliche Veran⸗ 
laſſung im Verlage von J. Guttentag erſchienen. 3), Eine im Auf- 
trage bes Reichs⸗Juſtizamts von dem MeichSgerichtärat a. D. Dr. Achilles 
und ben Mitgliedern der zweiten Kommtifion Dr. @ebharb und Dr. Spahn 
bearbeitete Ausgabe der Protofolle ift im Berlage von J. Guttentag 
erichienen. 
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ſchloſſenen Änderungen feine Zuſtimmung. Am 17. Januar 
1896, unmittelbar vor dem 25. Gedenktage der Kaiferproflama- 
tion zu Berfailles, überreichte der Neichslanzler Fürſt Hohben- 
Iohe den Entwurf nebit einer im Reichs⸗Juſtizamte gefertigten 
Denkfchrift perjönlid) dem NReichstage!). Am 25. Sanuar folgte der 
Entwurf des Einführungsgefeges nach, welcher im Bundesrate 
vom Ausjchuffe für Suftizwefen vom 14. bis 20. Januar in vier 
Sigungen beraten und in ber dort befchloffenen Geftalt vom 
Plenum am 23. Sanuar genehmigt worden war. Diefem Ent- 
wurfe waren Materialien zu feinem dritten Abfchnitte, beitehend 
in Auszügen aus den Motiven des Entwurfes eriter Lefung und 
den Brotofollen zweiter Lefung, beigegeben?). 

Im Neichstage fand die erfte Beratung der beiden Ent- 
mwürfe in den vier Sigungen vom 3. bi3 6. Februar 1896 jtatt?). 
Als Bertreter der verbündeten Regierungen nahmen an den Ber- 
Bandlungen vornehmlich teil der Staatsſekretär bes Reichs⸗Juſtiz⸗ 
amt3Rieberding und mehrere Mitglieder der zweiten Kommiſſion. 
Die erfte Beratung enbigte damit, daß die Entwürfe einer Kom⸗ 
miffion von 21 Mitgliedern mit der Ermädtigung überwielen 
wurden, einzelne Abſchnitte ohne vorherige Beratung durch Mehr- 
heits beſchlüſſe unverändert anzunehmen. Am 7. Yebruar trat die 
Kommiffion (die XII.) zum erjten Male zufammen und wählte zum 
Borfigenden den Abg. Spahn, zu Beridhterftattern die Abg. Dr. 
Enneccerus für die beiden eriten Büder, Dr. v. Buchka 
für das dritte Buch, Dr. Bachem für das vierte Bud, Schröder 
für das fünfte Buch und das Einführungsgefeht). Ohne 
von der ihr erteilten Ermädtigung Gebraud zu machen, 
unterzog die Kommiſſion die Entwürfe in 53 Situngen zwei 
Leſungen. Zwiſchen lehteren gelang e8, über die hauptſächlich 
ftreitigen Punkte, insbejondere das PVereinsreht und das per⸗ 
önlide Eheredht, zwiſchen der Mehrheit der Kommiffion und 
den verbündeten Regierungen eine Verſtändigung zu erzielen. Liber 
die Kommiffionsberatungen wurden fehriftliche Berichte erftattet 5). 


1) Drudi. des Reichſstags Nr. 87, Sten. Berichte S. 8%. 2) Drudi. 
des Neichdtags Nr. 87a. Ein Abdruck biefer und der in der Anm. 1 
genannten Borlage tft u. a. auch von der Verlagsbuchhandlung J. Guttentag 
berauögegeben worden. 3) Sten. Berichte S. 7065-—798. 4) Die 
Zufammenfegung ber Kommiffion wechſelte mehrfah. Der Bericht ifi 
von den oben Senannten und den Abg. Dr. v. Bennigfen, Dr. v. 
Cuny, Dr.v. Dztembowsti-Pomian, Frohme, Gröber (Württem: 
berg), Himburg, Isktraut, Kauffmann, Lenzmann, Lerno, 
Dr. Lieder Montabaur), Marbe, Pauli, Graf v. Roon, v. Saliſch, 
Stadthagen, Freiherr v. Stumm-Halberg unterzeichnet. 5) Drud: 
faden Nr. 440 4 0 d. 
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Sn ber 109. Eigung, bie am 19. Juni 1896 ftattfand, trat 
der Reihstag nach Ablehnung eines Antrags auf Abſetzung des 
Gegenitandes von der Tagesordnung in die zmweite Beratung 
des Geſetzbuchs ein und führte diefe fowie die zweite Be— 
ratung des Einführungsgefebes in der 116. Sigung, am 
27. Zuni, zu Endet), In den beiden folgenden Sigungen, am 
30. Juni und 1. Juli, wurde fodann die dritte Beratung der 
Entwürfe erledigt?2). Bei der namentlihen Gejamtabitimmung 
entjchieden fi) von den anmefenden 288 Abgeordneten 222 mit 
Ja, 48 mit Nein, während der Neft fi der Abſtimmung ent- 
hielt. Die Entwürfe waren fomit endgültig angenommen. 

Nahdem am 14. Juli der Bundesrat den Entwürfen 
feine verfaffungsmäßige Zuftimmung erteilt Batte, wurden fie 
am 18. Auguſt 1896 vom Kaiſer vollaogen. Die Ber 
fündung it durch die am 24. Auguſt zu Berlin ausgegebene 
Nummer 21 des Reichs⸗-Geſetzblatts (S. 195 —603, 607—650) er⸗ 
folgt. Damit war der Hauptteil der im “fahre 1873 begonnenen 
großen Gejebgebungsarbeit zum glüdlichen Abſchluſſe gebradt. 


6. Ergäuzende Reichsgeſetze. 

Unmittelbar aus dem Bürgerlichen Geſetzbuche felbit erwuchs 
aber der Reichsgeſetzgebung noch eine Reihe von dringlihen und 
umfangreichen Aufgaben, deren Löfung zur vollen Verwirklichung 
der angeltrebten Mecht3einheit notwendig war. Das ein« 
heitliche Xiegenfchaftsrecht verlangte zu feiner Ergänzung reichs⸗ 

eſetzliche Vorſchriften über dad Grundbuchweſen und machte 
Ferner eine einheitliche Geftaltung der Zwangsvollftredung in 
das unbemeglidhe Vermögen teilö erforderlich, teils angängig. 
Sodann mußte das Verfahren in den Angelegenheiten der frei= 
willigen Gerichtsbarkeit jo weit reichsgeſetzlich geordnet werben, 
als es die gleichmäßige Durchführung des neuen Reichsrechts 
erheifchte. Nicht minder bedurften das Gerichtöverfafiungsgefeß, 
die Zivilprogeßordnung und die Konkursordnung umfangreicher 
Anderungen und Ergänzungen. Nach allen diefen Richtungen 
war ſchon im Artikel 1 des Einführungsgejeße8 zum Bürgers 
lihen Geſetzbuche der Erlaß befonderer Öefebe und deren gleich» 
zeitiged Inkrafttreten mit dem BGB. vorgefehen. Dazu kam 
die Rotiwendigfeit, das Handelsgejegbudh mit dem neuen bürger- 
lihen Redte in Einklang zu bringen. Die hierdurdy gebotenc 
Nevifion des genannten Geſetzeswerkes verfolgte, ebenfo wie die 


1) Sten. Berichte S. 2717— 8038. 2) Sten. Berichte S. 3040 
bis 8106. Ein Ubdrud bes Kommiſſionsberichts und der ſtenographiſchen 
Berichte ift von der Verlagsbuchhandlung J. Buttentag Herausgegeben worben. 
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Revifion der Zivilprozeßordnung und ber Konkursordnung, 

nebenher felbitändige Ziele. 

Diefes umfaffende Gejehgebungsprogramm fand durch 
folgende Geſetze feine Erledigung: 

1. da8 Geſetz über die Zwangsverjteigerung und die Zwangs⸗ 
verwaltung v. 24. März 1897 (Reichs⸗-Geſetzbl. S. 97) 
nebit dem zugehörigen Einführun ageleh (ebenda S. 135), 

. die Grundbudhordnung von demie en Zage (S. 139), 

. da8 Handelögejegbud v. 10. Mai 1897 (©. 219) nebſt 
dem zugehörigen Einführungsgejege (S. 437), 

. da8 Geſetz über die Annelorenfeiten der freimilligen 
Gerichtsbarkeit v. 17. Mai 1898 (S. 189), 

. dad Gefeß, betr. Anbderungen der Konfursordnung, von 
demfelben Tage (S. 230) nebft dem zugehörigen Ein 
führungsgefeße (S. 248), 

. das Seleh, betr. Anderungen des Gerichtsverfafſungsgeſetzes 
und der Strafprogeßordnung, vom gleihen Tage (©. 252), 

7. das Geſetz, betr. Anderungen der Bivilprogeßordnung, 

vom gleihen Tage (5. 256) nebit dem zugehörigen Ein- 
führungsgejege (S. 332). 

Ein ferneres Gejeh v. 17. Mai 1898 (©. 342) ermädhtigte 
den Reihälanzler zur Bekanntmachung der Terte verjchiedener 
Reichägejeke. Dieſe Bekanntmachung ift durch die Nummer 25 
des Reichs⸗-Geſetzblatis unter dem 20. Mai 1898 erfolgt. Sie 
umfaßt da3 Gerihhtsverfaffungsgejeg (S. 371), die Zivilprozeß- 
ordnung (©. 410), die Konkursordnung (S. 612), das Gerichts⸗ 
Ioitengejeg (S. 659), die Gebührenordnungen für Gericht3voll- 
jieher (S. 683), für Zeugen und Sadverjtändige (S. 689) und 
für Rechtsanwälte (S. 692), das Geſetz, betr. die Anfechtung 
von Redhtshandlungen eines Schuldner außerhalb des Kon⸗ 
furöverfahrens (S. 709), das Gefeg über die Zwangsver—⸗ 
jteigerung und die Zwangsverwaltung (S. 713) und das zu- 
gehörige Einführungsgejeg (©. 750), die Grundbuchordnung 
(S. 754), das Gefeg über die Angelegenheiten der freimilligen 
Gerichtsbarkeit (S. 771), das Geteh, betr. die Ermwerbs- und 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaften (S. 810), das Geſetz, betr. die 
Geſellſchaften mit beichräntter Haftung (©. 846) und das 
ee betr. die privatrechtlidden Verhältniſſe der Binnenjdiffahrt 

. 868). 


a a MD 


Od 


7. Ergänzende Landesgeſetze. 
Zum Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs bedurfte es 
ſchließlich noch erheblicher Vorbereitungen in den einzelnen Bundes⸗ 
ſtaaten. Es galt, gewiſſe im Geſetzbuche vorausgeſetzte Einrichtungen 
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u fchaffen, wie 3. B. die Grundbücdher, den Gemeindemwaifenrat. 
ezüglich mandyer im Bürgerlichen Geſetzbuche behandelten ragen 
war Ferner den Einzelitaaten der Exrlaß ergänzender oder aud) ab» 
weichender Beitimmungen vorbehalten. Auf den dem Landesrechte 
überlafjenen Gebieten ergab fid) die Aufgabe, die beftehenden Bor- 
i mit dem nenen Reichsrecht in intlan g au bringen oder 
durch neue einheitliche Vorſchriften zu erjegen. Weiter fam in 
Frage, über die Aufhebung des bisherigen Landesrecht3 tun- 
lichſſe Klarheit zu fchaffen. Auf dem Gebiete der ÜIbergangs- 
vorſchriften endlich blieb zu entjcheiden, inwieweit für beitehende 
Rechtsverhältniſſe das im Einführungsgejete aufrecht erhaltene bis- 
berige Recht dem neuen ReichSrecht angepaßt werden follte. Zur 
Löjung diefer Aufgaben ergingen in allen Bundesftaaten im 
Wege der Gejehgebung, der landesherrlichen Berordnung und der 
Berwaltungsanordrrung umfangreihe Ausführungsbeitimmungen. 
Bon ihnen find Hier die zur Ausführung des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch3 erlaffenen Geſetze hervorzuheben‘). Es find folgende: 

1. für Preußen das Ausführungsgefeg zum BGB. vom 
20. September 1899; 

2. für Bayern das Ausführungsgefeb zum BGB. vom 
9. Zuni 1899; 

3. für Sachſen das Gefet, die Ausführung des BEL. 
vom 18. Auguft 1896 und des Einflihrungsgejeßes zum 
BGB. von demfelben Tage betreffend, vom 18. Juni 1898; 

4. für Württemberg das Ausführungsgefeg zum BGB. 
und zu deſſen Nebengefeten vom 28. Suli 1899; 

5. für Baden das Gefeh, die Ausführung des BGB. 
betreffend, vom 17. Juni 1899; 

6. für De fen das Geſetz, die Ausführung des BGB. 
betreffend, vom 17. Juli 1899; 

T. für Medlenburg-Schwerin die Verordnung zur Aug» 
führung des BGB. vom 9. April 1899; 

8. für Sahjen-Weimar das Ausführungsgejeh zum BOB. 
vom 5. Wpril 1899; | 

9. für DMedienburg-Strelit die Berorbnung zur Aus⸗ 
führung des BGB. vom 9. April 1899; 

10. für Oldenburg das Gele für das Herzogtum Dlden- 
burg zur Ausführung des BGB. und des HAB. vom 
15. Mat 1899 und die Geſetze für das Fürſtentum Lübed 


1) Eine vollftändige Sammlung ber zum BGB. und feinen Neben: 
gefeken erlaſſenen Gefege und mit Geſetzeskraft ausgeftatteten Verordnungen 
enthält das Wert von Becher, die Ausführungsgeſetze zum BGB., 
Münden 1901. 


11. 
12. 
13. 
14. 
15. 
16. 


21. 


26. 
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und das Fürftentum Birkenfeld zur Ausführung des BGB. 

von demfelben Tage; 

für Braunſchweig das Ausführungsgefeg zum BGB. 

vom 12, Zuni 1899; 

Ir Sahfen-Meiningen das Ausführungsgefeg zum 
2. vom 9. Auguft 1899; 

für Sadjen-Altenburg dad Ausführungsgefeg zum 

BGB. vom 4. Mai 1899; 

für Sahjen:Koburg-Gotha das Ausführungsgefeh 

zum BGB. vom 20. November 1899; 

für Anhalt das Ausführungsgefeg zum BGB. vom 

18. April 1899; 

für Shwarzburg-Sondberdhaufen das Ausführungs- 

gejeb zum BGB. vom 19. Juli 1899; 


. für Shwarzburg-Rudolitadt das Ausführungsgejek 
18. 
19. 


zum BSB. vom 11. Juli 1899; 

für Balded das Ausführungsgefch zum BGB. vom 
11. Dezember 1899; 

für Reuß ältere Linie das Gefeg, die Ausführung des 

BOB. vom 18. Auguft 1896 und des Einführungs- 
getzs von demſelben Tage betreffend, vom 26. Oftober 1899; 

Fir euß jüngere Linie das Geſetz, die Ausführung 

des BGB. vom 18. Auguſt 1896 und des Einführungs- 

geſetzes dazu von demjelben Tage betreffend, vom 10. Auguft 
1899; 


für Shaumburg-Lippe das Gefeh zur Ausführung des 
BED. vom 23. Yuguft 1899; 


. für Lippe das Ausführungsgefeg zum BGB. vom 
23. 
24, 
25. 


17. November 1899; 

für Lübed das Susfüßrungagefeg zum BGB., zum 
HB. und zur WO. vom 30. Oftober 1899; 

für Bremen das Ausführungsgejeb zum BGB. vom 
18. Suli 1899; 

für Hamburg das Geſetz, betr. Ausführung des BGB., 
vom 14. Juli 1899; 

für Eljaß-Lothringen das Geſetz, betreifend die Aus» 
führung des BGB. in Eljaß-Lothringen, vom 17. April 
1899 in der Faſſung der Belanntmahung vom 22. De: 
aember 1899. 


S. Tragweite des Bürgerliden Geſetzbuchs. 


Das Bürgerlihe Geſetzbuch bietet grundfäglih eine Neu- 


tegelung des gefamten bürgerlichen Rechtes. Es läht das 
Sebiet des öffentlichen Rechtes unberührt, foweit ſich nidjt 
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einzelne in dieſes Gebiet übergreifende Bellimmungen darin 
finden. Dagegen ordnet e8 das bürgerliche Recht dem ganzen 
Umfange nad neu. Seine Tragweite unterliegt bier nur den 
im Geſetzbuche felbit und im Einführungsgejete vorgejehenen 
Einfhräntungen. Dieſe beziehen ſich zunächſt auf Die beitehenden 
Reichsgeſetze. Es erſchien im allgemeinen weder durch die 
Aufgabe des Geſetzbuchs geboten noch aud nur zwedmäßig, 
den privatrechtlichen Inhalt der bisherigen Reichsgeſetze in das 
Geſetzbuch zu übernehmen. „Die Borichriften der Reichsgeſetze find 
deshalb in Kraft geblieben, ſoweit fih nicht aus dem Gefehbud 
oder aus dem Einführungsgefege die Aufhebung ergibt (vgl. 
EG. Art. 32). | 
Umgekehrt betätigt ſich gegenüber den Landesgeſetzen 
die Bedeutung des Geſetzbuchs als Kodifikation des bürgerlichen 
Rechtes in dem Grundſatze, daß die privatrechtlichen Vorſchriften 
der Zandesgejege außer Kraft treten, ſoweit nicht in dem Geſetz⸗ 
buh oder dem Einführungsgejeg ein Anderes beftimmt iſt 
(vgl. EG. Art. 55). Derartige Vorbehalte zuguniten der 
Landesgeſetze ftellt das Einführungsgefeg in großer Zahl auf. 
Sie überweijen teils einzelne Sonderredytögebiete ganz der landes⸗ 
gejeglihen Regelung, teils geftatten fie nur gewiſſe Abweichungen 
von Borjchriften des Gelepbuds, Einigen der allgemeinen 
Vorbehalte fam übrigens von vornherein nur vorübergehende 
Bedeutung zu. Namentlich war für die vorerft noch der Landes⸗ 
gelebgebung zugewiejenen Gebiete des Berficherungs= und des 
erlagsrechts eine möglichſt baldige verhögeieglihe Ordnung in 
Ausſicht genommen. Dieſe ift für das private Verſicherungsrecht 
durch das Reichsgeſetz über die privaten Berlicherungsunter- 
nehmungen v. 12. Mai 1901 erft nad einzelnen Richtungen 
erfolgt, im übrigen aber dem Geſetz über den Berficherungs- 
vertrag vorbehalten, da8 im Entwurf dem Reichstag unter dem 
28. November 1905 vorgelegt (Druckſ. Nr. 22), infolge der im 
Mai 1906 eingetretenen Bertagung aber noch nicht zur Ver» 
abjdiedung gelangt iſt). Dagegen iſt das Verlagsrecht in 
bezug auf Werke der Literatur und der Tonkunft, gleichzeitig 
mit der Neuregelung des Urheberrechts an ſolchen Werfen durd 
das Geſetz v. 19. Juni 1901, in dem Geſetz über das Berlags- 
recht von demjelben Tage reichsrechtlich geordnet. 


I) In gleicher Tage befindet fi) der dem Neid,dtag am 24. Fe: 
bruar 1906 vorgelegte Entwurf eines Geſetzes, betreffend Ölnderung bes 
8. 888 des BOB. (Drudf. Nr. 255). 


Bürgerlies Geſetzbuch. 


Bom 18. Auguft 1896 (RGBl. S. 195). 





Erite? Bud. 
Allgemeiner Zeil. 


1. Das erjte Bud enthält bie Borfchriften, welche mehr oder weniger 
für alle befonderen Gebiete des bürgerlichen Rechtes von Bedeutung find. 
Hier werden zunädit Beltimmungen gegeben über die Subjelte ber 
Brivatrechte, die Berjonen (1. AUbfchnitt), die Rechsobjekte, die Sachen 
(2. Abfchnitt), und die wichtigften Zatbeitände des bürgerlichen Rechtes, 
die Rechtsgeſchäfte (8. Abſchnitt). ES folgen Auslegungsregeln für 
Sriften und Termine (4. Abfchnitt) ſowie Borfchriften üder die Ber: 
jährung der Anfprüche (b. Abſchnitt), die AUsübung der Nechte, bie 
Selbftverteidigung und die Selbfthilfe (6 Abſchnitt) und die 
Sihherheitsleiftung (7. Abſchnitt). 

2. Mit Stillſchweigen übergangen ift die Entftehung unb Auf: 
bebung der Rechtsnormen. Die für dad Gefegesreht mahgebenden 
Grundſatze gehören dem Staatsrecht an. Bezüglich ded Gewohnheitsrechts 
ergibt ſich and Art. 2 der Reichsverfaſſung, daß nd dem Reichsrechte gegen: 
über für einzelne Zeile bed Reichsgebiets abänderndes oder auch nur 
ergänzendes Sewohnbeitärecht nicht bilden kann. Die künftige Entftehung 
eines gemeinen Gewohnheitsrechts bleibt rechtlich möglich. 

Auch die Auslegung der Rechtsnormen ift im BGB. nicht zum 
@egenftande gefeglicher Negelung gemacht, fondern ganz ber Rechtswiſſen⸗ 
ihaft und der Rechtſprechung überlafien. Ob eine Borfchrift eine 
zwingende ober nur eine ergänzende tft, ergibt fich teild aus ber 
Yaflung, fo bei den ergänzenden Borfchriften durch Zufäge wie „wenn nicht 
ein anderes beſtimmt ift“ oder dgl., bei den zwingenden durch das aus: 
drüdliche Verbot rechtögefchäftlicher Änderung; teils ift es aus dem Zu⸗ 
fammendang und dem Bwede der einzelnen VBorfchrift zu entnehmen. 
Auslegungsregeln find meift durch die Worte „tim Zweifel” erfennbar 
gemacht 





Bon den räumlidhen Grenzen des Geltungsgebiet3 der Hecht: 
normen handeln die Art. 7 —81, von den zeitlihen Grenzen mit aus: 
ihließlicher Beziehung auf dad BGB. felbft die Art. 158—218 ded EG. 

Uber die Bedeutung des Worted „Geſetz“ vgl. EG. Art. 2. 

In beireff der Geltung bed BGB. in den Konfulargerichtöbezirfen 
und den Schußgebleten vgl. Geſ. v. 7. April 1900 8. 19 Nr. 1, SS. 20 ff, 
79 und Geſ. v. 10. Sept. 1900 8. 8, V. v. 21. Nov. 1902. 

An Handelsfaden kommen die Borfchriften ded BGB. nur 
imjoweit zur Anwendung, aß nit im HGB. oder im EG, dazu ein 
anderes beſtimmt ift (EG. 3. HB. Urt. 2). 


Adilles, Bürgerliches Geſeßzbuch. 5. Auflage. 2 
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8. Über die Bemweislaft find allgemeine Vorſchriften nicht auf: 
genommen. Bas BGB. ſucht jedoh durh die Faflung der einzelnen 
Beſtimmungen, insbefondere durch deutliche Unterfcheidung der Voraus: 
fegungen für die gefetliche ANegel von den deren Anwendung ausfchließen: 
den Umftänden, die Verteilung der Beweislaſt arzuftellen. Bisweilen 
ift letztere auch ausdrüdlich geregelt (ſ. 3. B. 88. 282, 846, 368, 868, 442, 
642, 686, 2886). Wer gegenüber einem auf eine ergänzende Borfchrift 
geftügten Unfpruch eine abweichende Vereinbarung behauptet, hat dieſe zu 
beweifen (RG. 57 ©. 49). 

Häufig ftelt da3 BGB. Bermutungen für das Vorhandenfein 
einer Tatſache auf (f. $$. 18—20, 484, 685, 891, 938, 1006, 12568, 1862, 
1527, 1540, 1591, 1720, 1964, 2009, 2265, 2866). Die Bebeutung 
einer folden Vermutung beitimmt bie ZPO. 8. 292 dahin, dab ber 
Beweis des Gegenteils zulälfig tft, fofern nicht das Geſetz ein anderes vor: 
ſchreibt. Legteres kommt im BGB. nicht vor. 

Über die Wirkung des rehtsfräftigen Urteils trifft die ZPO. 
in den 88. 822— 828 Beitimmungen. 

4. Eine Wiedereinfeßung in den vorigen Stand [läßt das 
BGB. weder gegen Rechtögefchäfte noch gegen Verſäumniſſe, inSbejondere 
die Verjährung, bie Erjigung oder den Ablauf von Ausſchlußfriſten, zu 
(vgl. aber bezüglich ber Inventarfriſt 8. 1996). Auch foweit das 
Inſtitut auf den der Landesgefeggebung vorbehaltenen Gebieten beftehen 
geblieben wäre, ift es in den Augsführungsgefegen zum Zeil befeitigt; 
Preußen Art. 89 Nr. 8, Heffen Art. 267. Die Annahme, daß ein 
gemeinrechtliches Reſtitutionsgeſuch unter dem neuen Rechte auch in bezug 
auf ein älteres Mechtöverhältnid nicht mehr anhängig gemacht werden 
fönne (ORG. 5 S. 479), ift vom RG. verworfen (NG. 54 ©. 149). 


Erfier Abſchnitt. 
Perſonen. 
Erſfter Titel. 
Natürliche Perſonen. 


1. Natürliche Perſonen ſind die einzelnen Menſchen. Nach dem 
BGB. iſt jeder Menſch Perſon im Rechtsſinne, rechtöfähig, d. h. fähig, 
privatrechtliche Rechte und Pflichten zu haben. Landesgeſetzlich kann nur 
die Erwerbsfähigkeit der Religioſen nad Urt. 87, die ber Ausländer nach 
Urt. 88 des EB. befchräntt werben. Die Rechtsfähigkeit begründet Partei: 
fähigfeit nad) der ZPO. S. 50. 

Der Stand und die Religion (Bundesgef. v. 8. Juli 1869) be: 
gründen nad) den BGB. keine Nechtöverfchiedenheit. Eine Einſchränkung 
erleidet diefer Grundfag in betreff ded Standes durch dad ES. Urt. 67, 68. 

Einfluß der Aberkennung der bürgerlidhen Ehrenrechte $. 1818 Abſ. 2, 
8. 1781 Nr. 4, $. 2287 Nr. 2, StGB. $. 84 Nr. 6 (EG. Art. 84 Nr. I); 
ZPO. $S. 1082 Abf. 8; FGG. S. 173 Nr. 2. 

2. Der 1. Titel beitimmt zunädft den Beginn der Nechtsfähigfeit 
(8.1). Sodann wird von den rechtlich erheblichen Berfchiedenheiten der 
Menſchen das Alter durch Borfichriften über die Volljähriglett und bie 
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Boljäprigleitserflärung berührt (88. 85). Über andere Alterdftufen 
ſ. $. 1585 (6. Jahr), 8. 104 Nr. 1, 8. 276 Ubi. 1 Sag 8, $. 828 
Abſ. 1 (7. Jahr), $. 1728 Abſ. 2, 8. 1750, $. 1827 Abſ. 1, FGG. 8. 59 
(14. Jahr), SS. 1308, 1708, 2229, ZPO. 8. 478 Abſ. 2 (16. Jahr), 
8.8 abi, 1, S. 276 Abſ. 1 Sag 8, 8. 828 Abſ. 2, S. 1827 Abſ. 2, 
ES. Art. 154 (18. Jahr), 8. 1744 (50. Jahr), $. 1786 Nr. 2 (60. Jahr), 
5.14 Abſ. 2 (70. Bahr). 

Beiter werden bie Vorausſetzungen der Entmündigung beftimmt 
8. 6). Es folgen PBorfchriften über bie rechtlich wichtigfte örtliche 
Beziegung des Menichen, den Wohnfig (SS. 7—11), und über ben 
Schutz des Rechtes auf ben Namen ($. 12). Den Schluß bilden Be: 
fimmungen über bie Todeserflärung (88. 18—18) fowie Vermutungen für 
das Sortleben einer Perſon bis zu einem beſtimmten Zeitpunkt (8. 19) und 
für den gleichzeitigen Tod bei Umfommen in gemeinfamer Gefahr ($. 20). 

Uber Berwandtichaft und Schwägerfchaft vgl. SS. 1589, 1590. 


Berhtsfähigkeit. 
6. 1. Die NRedtsfähigkeit des Menſchen beginnt mit der 
Vollendung der Geburt. 


Lebensfähigkeit iii nicht erforderlihd. — Die Leibesfrudht ift fein 
Rechtsſubjekt; Pflegſchaft zur Wahrung ihres künftigen Unterhaltsanſpruchs 
daher unzuläſſig (RS. 22 ©. ABO0—RJIA. 2 ©. 116); ebenſo eine Klage 
gegen eine Leibedfrucht (DXZ. 1908 ©. 227). Die Leibesfrucht genießt 
aber auch privatrechtlicken Schuß; vgl. 8. 881 Abf. 2 (KG. 29 ©. A 5B), 
S. 844 Abſ. 2, S. 1777 Ubf. 2, 8. 1912, $. 1918 Abſ. 2, $. 1928 Abſ. 2, 
58. 1968, 2048, 8. 2108 Abſ. 1, $. 2178. Unwirkſamkeit eine Kauf- 
vertrags zugunften einer künftigen Defzendenz KG. 20 S. A 241. Bu: 
läffigfeit einer Hypothet für die fünftige Nachkommenſchaft eines beftimmten 
Dritten RG. 38. 1905 S. 694. 

Die Rechtsfähigleit endigt mit dem Tode. Unzuläfiigfeit einer Ein- 
tragung in das Grundbuch zugunften eines Berftorbenen AIU. 8 ©. 199. 

Bur GErleihterung des Beweiſes für Leben und Tod dienen einmal 
die Standedregifter, die, ordnungsmäßig geführt, vorbehaltlid) de8 Gegen: 
beweifes die Tatſachen beweilen, zu deren Beurkundung fie beftimmt und 
die in ihnen eingetragen jind (Perfonenftandögef. v. 6. Febr. 1876 $. 16), 
iodann die Todeserklärung (88. 18 ff.) und die Verinutungen der 88. 19, 20. 

Bolljährigkeit, 
G. 2. Die Voljährigkeit iritt mit der Vollendung!) des 
einundzwanzigiten Lebensjahrs ein?) 3). 

1) Berechnung 8. 187 Abf. 2. 2) wie jchon nad dem Reichsgeſ. 
v, 17. Febr. 1875. 3), Hauptwirkungen: Geichäftsfähigfeit (58. 104, 
106), Ebemündigteit de8 Mannes ($. 1808), Beendigung der elterlichen 
Gewalt (8. 1626) und der Altersvormundſchaft ($. 1882). In bezug auf 
Ausländer vgl. ES. Art. 7 Abſ. 2. 

5 | Bslljährigkeitserklärung. 

Ubergangsvorſchriſten im EG. Urt. 1568, 154. 

6. 3. Ein Minderjähriger, der das achtzehnte Lebensjahr 
2* 
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vollendet hat!), kann durd) Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts) 
für volljährig erklärt werden. 

Durch die Volljährigfeitserflärung?) erlangt der Minder- 
jährige die rechtliche Stellung eines VBolljährigen*). 

1) Berechnung $. 187 Ubi. 2. 2) Zuftänbigfeit FGG. SS. 86, 
48. Auf Grund bes Vorbehalt im EG. Urt. 147 erklären andere Be: 
hörden für zuftändig: Bayern Art. 2, MinBek v. 24. Dez. 1899; 
Sadfen Gef v. 15. Juni 1900 8. 14, Juſt MinB. v. 16. Juni 1900 
S. 4; Medlenburg: Schwerin 8. 10; Braunfhweig 8. 8; ©.: 
Koburg-Gotha Art. 2; Anhalt Art. I; Schwarzburg-Rudolſtadt 
Art. 5. — Verfahren FGG. 88. 1ff., 56, 59, 8.60 Ubi. 1 Nr. 6, 8. 196. 
Uber die Anhörung von Verwandten und Berfchwägerten des Mündels 
f. $. 1847. 3) db, 5. mit der Nechtäfraft ber Verfügung FGG. 8. 66 
Abſ. 2. Auf andere Weife wird die Stellung eined Volljährigen nicht 
erlangt; insbefondere macht Hetrat nicht mündig. 4) Bol. Anm. 8 zu 
8.2. Die Gleichſtellung bezieht ih nur auf die gefeglichen Wirkungen 
der Bolljährigfeit. 


. A. Die Volljährigfeitserflärung ift nur zuläffig, wenn 
der Minderjährige feine Einwilligung erteilt. 

Steht der Minderjährige unter elterliher Gemwalt!), jo ijt 
auch die Einwilligung des Gemwalthaberd erforderlid, es fei 
denn, daß?) diefem weder die Sorge für die Perjon noch die 
Sorge für das Bermögen des Kindes zuſteht?). Für eine 
minderjährige Witwe it die Einwilligung des Gemwalthabers 
nicht erforderlich. 

2) Val. 88. 1626, 1627, 1676—1680, 1684, 1685, 1696, 1697, 
1699 ff, 1707, 1719, 1786, 1767, 1765. Die Mutter kann der Ein: 
willigung des Vaters, abgefehen von den Wusnahmefällen des Nachfages 
nicht widerſprechen, RIU. 8 ©. 111. Der Einwilligung eines Bor: 
mundes oder Beiltandes bedarf e8 nicht. 2) Diefe Worte fennzeichnen 
bier wie font daß Nachfolgende al8 Ausnahmefall, den ber ign Behauptende 
zu beweifen bat. 8) Pol. in betreff der Ausnahmen 8. 1647 Abſ. 1, 
88. 1666, 1670, 1678, 1685, 1688. 


8.8. Die Boljäbrigkeitserflärung fol nur erfolgen, 
wenn fie das Belte des Minderjährigen befördert!). 

1) in wirtichaftliher oder fittlicher Beziehung, 3. B. dur) Erinög: 
lichung der Berbeiratung des minderjährigen Schwängerer3 (8. 27 
©. A 1b, OSG. 9 65. 441, 442). 

Gntmindigung. 

Über dte Entmündtgung von Ausländern EG. Art. 8. Übergangs: 

vorichriften im EG. Art. 166, 156. 


8. 6. Entmündigt kann werden‘): 
1. wer infolge von Geiſteskrankheit oder von Geiſtesſchwäche 
feine Angelegenheiten nicht zu bejorgen vermag ?); 
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2. wer durch Berfchwendung fidy oder feine Familie der Ge- 
fahr des Notitandes ausjegt?); 

3. wer infolge von Trunkſucht feine Angelegenheiten nicht 
zu beforgen vermag oder ſich oder Fine Familie ber 
Gefahr des NRotitandes ausſetzt oder die Sicherheit anderer 
gefährdet‘). 

Die Entmündigung ift wiederaufzuheben, wenn der Grund 
der Entmündigung wegfälltd). 

1) Ohne Beichräntung auf Volljährige. 2) Beide Fälle der 
Rr. 1 ſetzen Unfähigkeit zur Beſorgung ber Ungelegenbeiten in ihrer 
GefamtHeit voraus ohne Ruͤckſicht auf fortdauernde Fähigkeit bezüglich 
einzelner Angelegenheiten; fie unterfcheiden ſich danach, ob der Kranke 
infolge der Störung wie ein Sind geichäftsunfägig oder nur wie ein 
Minderjähriger in der Geichäftsfähigteit befchräntt ericheint (NG. 60 
S. 208, 3W. 1900 5. 848, 867, 1905 ©. 188, Gruch. 49 5. 611); 
Art und Grund ber geiftigen Anomalie find unerheblid (Bruch. 49 
S. 881). Entmündigung wegen Geiftesfhwäcdhe auch zuläffig bei Antrag 
auf E. wegen Geiftestrankheit, OLG. 4 S. 6. Wirkungen der E. wegen 
Geifteöfrantheit 88. 104 Nr. 8, 1418 Nr. 8, 1426, 1428 Abi. 2, 1542, 
15647 bi. 2, 1896; vgl. auch SS. 1906—1908, 2280. Wirkungen der 
E. wegen Geiftesfchwäche 88. 114, 115 ftatt $. 104, im übrigen wie bet 
Geiftestrankheit; ferner SS. 1780, 1866, 2229, 2280; vgl. 8PO. 8. 478 
Abf. 2 Nr. 8. Berfahren ZPO. 88. 6456—660, 662 —674. Bol. für 
Preußen AllgV. v. 28. Nov. 1899; Sahjen JuſtMinV. v. 28. Dez. 1899. 
Pflegichaft für geiftig Gebrechliche $. 1910 Abf. 2. 3) Zur Seftftellung 
der Verſchwendung genügen nicht objektiv unmirtichaftliche Aufwendungen, 
iofern fie nicht mit einem Hange zu unvernünftigen Ausgaben zuſammen— 
hingen (NG. ZW. 1405 S. 166, 1906 ©. 188). Wirkungen der Ent: 
mündigung wie bei Geiſtesſchwäche, ferner $. 1468 Nr. 4, 8. 1495 Nr. 4, 
3.1509. Berfahren ZPO. SS. 680, 682—684, 687. Wirkungen ber 
Verſchwendung als folcher 88. 14685 Nr. 3, 2888. 4) Wirkungen ber 
Entmündigung wie bei Geiſtesſchwaͤche. Verfahren ZPO. SS. 680—684, 
687. Truntſucht ift krankhafter Hang zum übermäßigen Trinten, Der 
die Widerfiandstraft gegenüber dem Anreize zum übermäßigen Genuß 
geiitiger Getränke aufhebt (RG. IW. 1902 Beil. S. 280). 5) Begenwärtiges 
Nichtvorhandenſein der Borausfegungen genügt; Beilerung nicht erforderlich 
RE. FW. 1901 ©. 475). Aufhebung der E. wegen Geiſteskrankheit 
unter Aufrechterhaltung der E. wegen Geiſtesſchwäche zuläffig (M®. 
Gruch. 47 ©. 897). Verfahren ZPO. 58. 675-679, 685—687. 


. Wohnfik. 

Übergangsporfchrift im EG. Art. 157. Bedeutung für den Gerichts: 
ſtand 3PO. 88. 18—15; StPO. SS. 8, 11 (EB. Art. 86), FGG. 88. BE ff., 
66, 78, 99. Sonitige Unmwendungen bed Begriffd 88. 182, 269, 270, 
1820, 1438, 1558f., 1944, 1951, EG. Art. 8, 9, 15, 16, 24, 26, 29. 

Andere Fälle eines gefeglihen Wohnfiges als die in den SS. 9—Il 
geregelten gibt es nicht. Bezüglich des Gefindes vgl. Preußen Urt. 14 
8.1 Ubi. 4. 
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a) Erwerb und Berluf im allgemeinen. 
| 6. 7. Wer fih an einem Orte ftändig niederläßt, be- 
gründet an diefem Drte feinen Wohnfig?). 

Der Wohnſitz kann gleichzeitig an mehreren Orten beiteben. 

Der Wohnfig wird aufgehoben, wenn die Niederlafjung 
mit dem Willen aufgehoben wird, fie aufzugeben ?). 

1) Eintritt in auswärtiges Gefinde: oder fonftiges Arbeitsverhältnis 
genügt dazu i.d.R. niht, OLG. 2 ©. 71, 72, 448, 8 ©. 86, Bay 
D5R®&. 1 ©. 166, 157, 8285, 2 S. 109, 812, 8 ©. 2bl. Die Abficht, 
dauernd an dem Orte zu verbleiben, tit nicht erforderlich; die gegen: 
teilige Abficht Tchließt aber Wohnfigbegrüändung aus (BayObG. 15. 740, 
b ©. 78). 2) Nicht durch bloßen Wegzug der Familie eines Straf: 
gefangenen ohne ſeine Zuftimmung von feinem bisherigen Wohnort 
(Seuffü. 656 ©. 488) ober durch ben bloßen, wenn auch Iebenslänglichen, 
Aufenthalt in einer Strafanftalt (BayObLl®. 1 ©. 762) oder durch die 
bloße Unterbringung in eine Srrenanftalt ohne den Willen des gefeglichen 
Bertreters (ebenda 2 ©. 869) oder durch Häufige Abweſenheit auf Nelfen 
beit fortdauernder Abſicht der Rückkehr an den Ort ber Niederlaflung 
(BayObꝰG. 8 S. 692, OLG. 12 ©. 288). 

% S. Wer gefhäftsunfähig!) oder in der Geſchäftsfähig⸗ 
feit befchränft 2) NA fann ohne den Willen feines gejeglichen 
Vertreters?) einen Wohnſitz meder begründen noch aufheben. 

1) 8. 104. 2) 88. 106 ff., 114. 8) d. h. des ehelichen Vaters 
(88. 1627, 1680, 1684, 1685 Abſ. 2, 16761880), der ehelichen Mutter 
(SS. 1684, 1685, 16961698; vgl. $. 1707), des Bormundes (88. 1798, 
1897), des Pflegerd ($. 1915). 

b) Geſetzlicher Wohnfik; 
einer Mlkärperfon 

8. 9. Eine Militärperfonty bat ihren Wohnfit am 
Garnijonorte. Als Wohnſitz einer Militärperfon, deren Truppen⸗ 
teil im Inlande feinen ®arnifonort hat, gilt der lebte in⸗ 
ländifhe Garnifonort des Truppenteils?). 

Diefe Vorſchriften finden Feine Anwendung auf Militär: 
perfonen, die nur zur Erfüllung der Wehrpflicht dienen oder 
die nicht felbjtändig einen Wohnfig begründen können?). 

1) Begriff: MIStIEB. v. 20. Juni 1872 8. 4 und Anlage; 
Gef., betr. die Berpflihtung zum Kriegsdienite, vd. 9. Nov. 1867 88. 2, 18; 
RMilGeſ. v. 2. Mat 1874 8. 88. 2) Bol. die in die neue Faſſung 
nicht übernommenen $$. 14, 15 der ZPO. 8) nad) 8. 8. 
einer Ehefrau; 

6. 10. Die Ehefrau teilt den Wohnfig des Chemannes!). 
Sie teilt den Wohnfig nicht, wenn der Mann feinen Wohnſitz 
im Yusland?) an einem Orte begründet, an den die Frau ihm 
nicht folgt und zu folgen nicht verpflichtet ift?). 

Solange der Mann feinen Wohnſitz bat oder die frau feinen 
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Vohnfitz) nicht teilt, Tann die Frau felbitändig einen Wohn- 
fig haben. 

1) ſelbſtverftändlich nur, folange die Ehe beſteht. In betreff des 
Falles der Aufhebung ber ehelichen Gemeinfchaft vgl. SS. 1586, 1587. 
2) auf den Tall eines inländiihen Wohnfiges des Mannes nicht auszu⸗ 
dehnen, NS. 69 ©. 887. 8) gemäß $. 1854 Abſ. 2. 2) nad 


abi. 1 Sag 2. 
eines indes. 

6. 11. Ein ehelihes Kind!) teilt den Wohnſitz des 
Bater3?), ein uneheliches Sind?) den Wohnlig der Mutter, ein 
an Kindesftatt angenommenes Kindt) den Wohnfig des An⸗ 
nehmenden. Das Kind behält den Wohnlig, bis es ihn rechts⸗ 
gültig aufhebt). 

Eine erit nad) dem Eintritte der Volljährigkeit‘) des Kindes 
erfolgende Legitimation oder Annahme an Kindesitatt hat 
feinen Einfluß auf den Wohnſitz des Kindes. 

1) S$. 1591 fi., 1699, 1719, 1786. 2, unabhängig von Beitehen 
der elterliden Gewalt (Seufffl. 56 S. 121); auch wenn der Pater 
unter Burüdlafiung feiner Yamilie einen neuen Wobnfig begründet 
ORG. 12 ©. 1). 3) Bol. 88. 1706 fi. #) 8. 1757. 5) 8.7 
abi. 8, 5. 8. Die Aufhebung kann auch für das Kind durch feinen ge: 
feglichen Bertreter erfolgen GayObeG. 1 ©. 412; O8G. 10 ©. 56). 


6, 8. 2, 8. 8 Abi. 2. 
Namenrecht. 

Sonſtige reichsgeſezliche Beſtimmungen: HGB. 8. 87 Abſ. 2; Bei. 
zum Schutze der Warenbezeichnungen v. 12. Mai 1894 8. 14; Gef. zur 
Belämpfung des unlauteren Wettbewerbes v. 27. Mat 1896 8. 8. Diele 
Vorſchriften bleiben unberüdrt (ES. Urt 82). 

Neue Beitimmungen über Namensänderung: Bayern Urt. 8, 
8. v. 24. Dez. 1899 88. 18, MinBel. v. 27. Dez. 1899; Sachſen 
2. v. 6. Juli 1899 8. 1; Württemberg Art. 182—184, Juſt MinV. 
v. 9. DE. 1899; Baden Rechtspolizeigeſetz v. 17. Yuni 1899 $. 29, 2. 
v. 11. Rov. 1899 88. 8#.; Heffen Art. 2, V. v. 14. Oft. 1899; 
Elſaß-Lothringen 88. 1—5. 

. 12. Wird das Recht zum Gebrauch eines Namens!) 
dem Berechtigten?) von einem anderen bejtritten oder wird das 
Intereile?) des eredfigien dadurch verlegt, daß ein anderer 
unbefugt den gleihen Namen gebraudt*), jo Tann der Be 
rechtigte von dem anderen Befeitigung der Beeinträchtigung ver- 
langen. Sind weitere Beeinträdhtigungen zu beforgen, jo fann 
er auf Unterlajlung flagen?). 

1) mag dieſes Necht fi auf das bürgerliche Recht (vgl. SS. 1806, 
1677, 1616, 1706, 1719, 1786, 1768, 1772, EG. Art. 208) oder auf 
das öffentlicde Hecht gründen. Das Necht zur Yührung eines beftimmten 
Ramens gehört bem Privatrecht an; kraft öffentlichen Rechtes haben aber 
die zuftändigen Behörden gegen unbefugten Gebrauch eined Namen? ein- 
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zufchreiten, ohne daß ihre bezüglichen Verfügungen im Rechtsweg an: 
techtbar find (RG. IW. 14905 ©. 72); a. U. OLG. 7 S. 425); dad Ramen- 
recht ift fein Standesrecht, das preuß. Heroldsamt ift daher zur Ent: 
fheidung darüber nicht zuftändig, wohl aber mit Ausfchluß bed Rechts⸗ 
weg? zur Entiheidung über die Zugehörigkeit zum preuß. Adelsftande 
(RS. im preuß. JMBl. 1900 ©. 662; KG. 26 ©. A 88, ORG. 9 
©. 821; vgl. dagegen über bie Frage der Zugehörigkeit zu einem 
nihtpreußifchen Adelsftande ORG. 9 ©. 828, über die Buläffigkeit der 
Führung eines nichtpreußifchen Adelspräbilats in Preußen unter Erfenn: 
barmadung feine Urfprungs OLG. 9 S. 822). Daneben Haben bie 
Behörden ber frei. GerichtSbarkeit (Megiftergericht, Grundbuchamt 2c.) über 
die Befugnid einer Perfon zur Führung des Adelsprädikats felbftändig 
zu enticheiden (ORG. 10 S. 42). Das Recht des Adelg, deflen Ermerb 
und Berluft, beftimmen ſich nach dem öffentlichen Nechte, mithin nach 
Landesrecht; auf dieſes Recht beziehen ſich weder die angeführten Bor: 
fchriften de8 BGB. (vgl. Anm. zu SS. 1865, 1616, 1706) noch der 8. 12; 
joweit jedoch das kraft öffentlichen Nechtes begründete Recht des Adels 
das Recht zum Gebrauche ded adeligen Namens in fich fchließt, wird das 
legtere Recht durch $. 12 geihügt (NS. IW. 1904 ©. 58, 1905 ©. 166, 
vgl. Heffen Urt. 8). Uber Führung ded Adels und der Wdelzeichen 
f. ferner ſächſ. Geſ. v. 19. Sept. 1902. 2) Die Vorſchrift ift auf 
jurtftifche Perfonen entiprechend anwendbar. 3) an der Verhütung 
einer Verwechjelung mit dem Berechtigten oder des falfchen Scheines der 
Zugehörigleit zu defien Familte. Bloßes Affektionsintereſſe genügt, 
OLG. 2 ©. 215. 4) zur Bezeichnung feiner Perfon (3. B. der Kon- 
tubine als der Ehefrau, OLG. 8 ©. 288, Bruch. 46 S. 127), feiner 
Werke, Waren, insbef. in einem Warenzeichen (NG. 54 ©. 42, BayOh2®. 8 
©. 925), jeiner Firma (NG. 56 ©. 190, Seuffü. 60 ©. 806), eines 
Tanzlokals (ORG. 2 ©. 812, ZW. 1901 ©. 765) ꝛc. Gebrauch gegen: 
über Behörden genügt; S. 12 anwendbar auf Namensmißbraud) von 
Ausländern im Inlande, ORG. 8 ©. 85. Abweiſung unter früherem 
Nechte fteht dem Anſpruch aus $. 12 nicht entgegen, OLG. 2 ©. 812, 
IW. 1901 ©. 765. Dem Inhaber einer einen Namen enthaltenden 
Firma fteht der Unterlaffungsaniprud nicht zu (RG. 69 ©. 284); er tft 
auch nicht gegeben gegen ben Gebrauch eines Namen? zur Bezeichnung 
einer iypifhen Figur ohne Beziehung zu einem beftimmten Menſchen 
(RG. in DIEB. 1906 ©. 548). 5) Weitere Schugmittel bieten ge: 
gebenenfalls die Feſtſtellungsklage (ZPO. $. 256) und der Schadenserſatz⸗ 
anſpruch wegen unerlaubter Handlungen nad) 83. 8283 fi. 


@odeserklärung. 

Die gerihtlide Todeserflärung bezmwedt, bei Ungewißheit über ben 
Tod eines Menfchen eine Grundlage fir bie Neuregelung ber von feinem 
Tode abhängtnen Rechtsverhältniſſe zu fchaffen. Sie ſetzt nachrichtloſe 
Abweſenheit während beſtimmter Friſt voraus, die regelmäßig auf JO Sabre 
bemeifen (8. 14), in gewiſſen Fällen aber noch abgekürzt tft (88. 1b—17). 
Die allgemeine Wirkung des die Todeserflärung ausſprechenden Urteils 
ift eine Vermutung für den Eintritt des Todes bes Berfchollenen zu ber im 
Urteile feftgeftellten Zeit ($. 18) Auf Grund diefer Vermutung werben bis 
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zum Beweife ber Unrichtigfeit des feftgeftellten Zeitpunkts die rechtlicgen 
Beziehungen des Verſchollenen geordnet. Über die Nechte des noch Iebenden 
Berihollenen gegen denjenigen, welder fein Vermögen in Beflg genommen 
bat, f. $. 2081, $. 2870 Abf. 2. Stärkere Wirkungen Hat die Todeser⸗ 
Härung für die famtlienrechtlicden Berhältnifie des Verſchollenen; vgl. 
65. 1848 ff. (EGe), 1420, 1426, 1494 Ubi. 2, 1544, 1647 (eheliches 
Guterrecht), 1679, 1684, 1686 (elterliche Gewalt), 1694, 1878, 1884 Abi. 2, 
1886 Abf. 2, 1897, 1915, 1921 Abſ. 8 (Beiftandfchaft, Bormunbdichaft, 


Pflegſchaft). S. au $. 2870 Abſ. 1. 
Über die internationalen Grenzen der Geltung ber 88. 18 fi. f. ES. 


Art. 9; ũbergangsvorſchriften im EG. Art. 158—162. 
1. Buläffigkeit. Berfahren. 
8. 13. Wer verihollen!) ift, fann nad) Maßgabe ber 
$$. 14 bis 17 im Wege des Aufgebotsverfahrens?) für tot er⸗ 
Härt werden. 
1) Anbere Wirkungen ber Berichollendeit 8. 927 Abſ. 1, 8. 1884 
Abi. 1. 2) Daß Verfahren befttiinmt fi) nach der ZPO. 88. 960— 976. 
Bel. au GBG. 8. 28 und KO. 8. 224 Nr. 8. 
2. Borausfekungen. 


a) Begelfälle. 

&. 14. Die Todeserklärung ift zuläffig, wenn feit zehn 
Sahren feine Nachricht von dem Leben des Kerfhollenen ein⸗ 

angen iſt. Sie darf nicht vor dem Schluſſe des Jahres er⸗ 
gen, in welchem der Verſchollene das einunddreißigſte Lebens⸗ 
jahr vollendet haben würde!). 

Ein Berfhollener, der das fiebzigite Lebensjahr vollendet 
baben würde, fann für tot erklärt werden, wenn feit fünf 
Sabren Feine Nachricht von feinem Leben eingegangen ilt. 

Der Zeitraum von zehn oder fünf Jahren beginnt mit 
dem Scluffe des legten Jahres, in welchem der Berjchollene 
den vorhandenen Nadrichten zufolge noch gelebt hat?). 

1) Berehnung $. 187 Abſ. 2, 8. 188. 2) Enbpuntt der Friften 


8. 188 Abſ. 2. 
b) Kriegsverſchollenheit. 

6. 15. Wer als Angehöriger einer hewaffneten Madıt!) 
an einem Kriege teilgenommen hat, während des Krieges ver- 
mißt worden und feitdem verichollen ilt, kann für tot erklärt 
werden, wenn jeit dem Friedensſchluſſe drei Jahre veritrichen 
find. Hat ein Friedensſchluß nicht ftattgefunden, fo beginnt 
der dreijährige Zeitraum mit dem Schluſſe des Jahres, in 
weldyem der Krieg beendigt worden ilt?). 

Als Angehöriger einer bemwaifneten Macht gilt auch der- 
jenige, welcher fi in einem Amts- oder Dienjtverhältnis oder 
un Zwede freiwilliger Hilfeleiftung bei der bewaffneten Macht 

ndet. 
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2) des Deutichen Reichs oder eines fremden Staates. Die Ange: 
hörigen der bewaffneten Macht des erfteren ergeben fich auß den in Anın. 1 
zu $. 9 angeführten Belegen und dem Geſ. über den Landfturm v. 12. Febr. 
1875. 2), Endpunkt der Friften $. 188 Abſ. 2. 


<) Seeverſchollenheit. 

. 16. Wer fich bei einer Seefahrt auf einem während 
ber Fahrt untergegangenen Yahrzeuge befunden hat und jeit 
dem Untergange des Fahrzeugs verichollen ift, kann für tot 
erflärt werden, wenn feit dem Untergang ein Jahr veritrichen ift!). 

Der Untergang de3 Fahrzeugs wird vermutet?), wenn es 
an dem Drte jeiner Beitimmung nicht eingetroffen oder in Ers 
mangelung eines feiten Reiſeziels nicht zurüdgelehrt ift und 
wenn 

bei Fahrten innerhalb der Oſtſee ein Jahr, 

bei Fahrten innerhalb anderer europäifcher Meere, mit 

Einfluß fämtlicher Zeile des Mittelländifchen, Schwarzen 
und Azowſchen Meeres, zwei Sabre, 

bei Yahrten, die über außereuropäiſche Meere führen, 

drei Jahre 
feit dem Antritte der Reiſe verftrichen find‘), Sind Nachrichten 
über das Yahrzeug eingegangen, fo iſt der Ablauf des Zeit- 
raums erforderlidh, der veritridhen fein müßte, wenn das Fahr⸗ 
zeug von dem Drte abgegangen wäre, an dem es ſich den Nadı- 
richten zufolge zulegt befunden bat. 

1) Berechnung der Friſt 8. 187 Abſ. 1, 8. 188 Abſ. 2. 2) Bol. 
oben S. 18 Vorbm. 8. 


d) Sonflige Lebensgefahr. 

. 17. Wer unter anderen als den in den 88. 15, 16 
bezeichneten Umftänden in eine Lebensgefahr geraten!) und feit- 
dem verfchollen it, kann für tot erflärt werden, wenn feit dem 
Ereigniſſe, durch welches die Lebensgefahr entitanden tft, drei 
Sahre verftrichen find?). 

1) 3.8. bei einem Grubenunglüd, einen Theaterbrand, einer Berg⸗ 
defteigung. 2) Berechnung der Friſt 8. 187 Abſ. 1, 8. 188 Abſ. 2. 
3. Wirkung. 

6. 18. Die Todeserklärung begründet die VBermutung?), 
daß der Berjchollene in dem Zeitpunfte geitorben jei?), welcher 
in dem die Todeserflärung ausſprechenden Urteile feitgeftellt ift?). 

Als Zeitpunkt des Todes ift, jofern nicht die Ermitlelungen 
ein anderes ergeben, anzunehmen; 

in den Fällen des 8. 14 der Zeitpunkt, in welchem die 

Zodeserflärung zuläffig gemorden ilt; 
in den Yällen des $. 15 der Zeitpunkt des Friedens⸗ 
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fchluffes oder der Schluß des Jahres, in weldem der 
Krieg beendigt worben ilt; - 
in den ällen des 8. 16 der Zeitpunkt, in welchem das 
Fahrzeug untergegangen ift oder von welchem an der 
Untergang vermutet wird; 
in den ?yällen des 8. 17 der Beitpunkt, in welchem da 
Greignis jtattgefunden Hat. 
Sf die Todeszeit nur dem Tage nad) feltgeftellt, jo gilt 
das Ende des Tages als Zeitpunkt des Todes. 
4) für undgegen alle; vgl. oben ©. 2 Vorbm. 8 und ZPO. 8.976 Abſ. 8. 
2) und bis dahin gelebt habe. 3) Digl. ZPO. 8. 970 Abf. 2. Das 
Urteil Hat danach nicht Tonftitutive, ſondern dellaratoriſche Bebentung. 
Lebensvermutung. 
&. 19. Solange nit die ZTodeserflärung erfolgt ift!), 
wird das Fortleben des Verſchollenen bis zu dem Beitpunfte?) 
vermutet?), der nad) $. 18 Abſ. 2 in Ermangelung eines anderen 
Ergebnifles der Emittelungen als Zeitpunkt des Todes anzu⸗ 
nehmen ilt; die Borfchrift des 8. 18 Abf. 3 findet entiprechende 
Anwendung. 
2) mag bie Todeserflärung bereit zuläffig fein oder nicht. 2) nicht 
der Eintritt des Todes in dieſem Beitpuntte. 8, Vogl. oben ©. 18 
Borbm. 3. Die Vermutung gilt nicht für die Trage des Berluftes der 
Staatdangehörigfeit durd Aufenthalt im Auslande (OLG. 6 S. 800). 
Vermutung gleichzeitigen Endes. 
&. 20. Sind mehrere in einer gemeinfamen Gefahr um 
De amiment jo wird vermutet!), daß fie gleichzeitig geftorben 
eien. 
1) Wie Anm. 8 zu S. 19. 


Zweiter Titel. 
Juriſtiſche Perſonen. 


Das BGB. kennt als juriſtiſche Perſonen des bürgerlichen Rechtes 
nur Vereine (58. 21—79) und Stiftungen (88. 80—88), als ſolche des 
öffentlichen Rechtes neben dem Fiskus, Körperfhhaften und Stiftungen 
auch Unftalten ($. 89). Beſondere Vorfchriften über juriftifche Perfonen 
enthalten die 88. 1061 (Nießbrauch), 2044 (Miterben), 2101, 2106, 2109 
(Einfegung ald Erben oder Nacherben), 2168 (Vermächtnis). Über Ein- 
tragung juriftifcher Perſonen in da8 Handeldregifter |. HGB. 88. 8B—86. 
Beſchränkungen der Erwerbsfähigleit juriftifher Perfonen läßt zu das 
EG. Art. 86. Übergangsvorichriften ebenda Urt. 168—167. 


I. Bereine. 


1. Die nadifolgenden Borichriften behandeln nur die privatrechtliche 
Seite des Bereinsrehts. Das Öffentliche Vereinsrecht, einichließlich des 
ſtaatlichen Aufſichtsrechts, bleibt unberührt. Vgl. 8. 61 Abſ. 2. 
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2. Für Vereinigungen zu wirtſchaftlichen Zwecken find die geeig- 
neten Rechtäformen durch befondere Reichsgeſetze ausgebildet, jo für 
bie handelsrechtlichen Gefellichaften, die Erwerbs: und Wirtſchafts⸗ 
genoflenfchaften (Gef. v. 1. Mai 1889), bie Gefellichaften mit beſchränkter 
Haftung (Gef. v. 20. April 1892), die Kolonialgejellihaften (Schutz⸗ 
gebietögef. v. 10. Sept. 1900 88. 11—18; Gef. über die Konſulargerichts⸗ 
barteit v. 7. April 1900 8. 82), die Berfiherungspereine auf Gegenfeitigfett 
(Gef. v. 12. Dat 1901 88. 15—08, von denen legterer aber die 88. 24—68 
des BGB. auf Kleine Verficherungsvereine teilmeife für anwendbar erklärt). 
Der landesgeſetzlichen Regelung bleiben vorbehalten die Gefellichaften, 
welche den dem Landesrecht überlafienen Gebieten, wie dem Waflerrechte, 
dem Deich: und Sielrechte, dem Bergrechte, dem Jagd: und Ftichereirecht 
(EB. Art. 65—67, 69), angehören. Einen befonderen Vorbehalt bezüg- 
lih ber Waldgenofienichaften enthält da8 EG. Art. 88. 

3. Dem BGB. ift hiernach im weſentlichen die Ordnung der auf 
geiftige, fittliche, foziale, politifche, religiöfe und ähnliche Zwecke gerichteten 
Bereine, der Bereine mitt fog. idealen Tendenzen, verblieben. Die Er: 
langung der Rechtsfähigkeit ift für biefe Vereine in den 88. 21, 56 ff. 
nach dem Spyiteme ber Normativbeitimmungen mit Regiſterzwang, für bie 
auf einen wirtfchaftlichen Gefchäftsbetrieb gerichteten Bereine im $. 22 
nad) dem Konzeſſionsſyſteme geregelt. Der $. 28 berüdfichtigt Vereine, 
die ihren Sig nit in einem Bundezftaate Haben und nach dem an 
ihrem Site geltenden Nechte nicht rechtsfähig find (vgl. ſonſt EG. Art. 10), 
inSbejondere Bereine der tm Auslande lebenden Deutfchen zur gegen= 
feitigen Unterftügung zc. Die 88. 24—b53 enthalten für beide Arten von 
Vereinen Porichriften über den Sik (8. 24), die Verfaffung (SS. 25 —40) 
fowie die Auflöjung und den Berluft der NRechtsfähigteit (SS. 41—58), 
Der $. 54 handelt von den nicht rechtsfähigen Vereinen. 

4. In ben Konfulargerichtöbezirfen und den Schuggebieten finden die 
88. 21, 22, der 8. 44 Abi. 1 und bie 88. 56— 79 feine Anwendung (Gef. 
v. 7. April 1900 SS. Bl, 79; Schuggebietägef. v. 10. Sept. 1900 8. 8). 

5. Die allgemeinen Borfchriften diefed Titel, 3. B. S. 81, gelten 
fupfidiär auch für Aktiengeſellſchaften, Gefellichaften mit befchräntter 
Haftung und andere rechtsfähige Perfonenvereinigungen des Handels⸗ 
rechts (NG. JW. 1908 Beil. ©. 89, 98, RS. 67 ©. 95, KG. 28 ©. 
A 106), desgl. des vorbehaltenen Landesrechts, 3. B. des Bergrechts, 
OLG. 5 5. 878. 

6. Uber die Rechtsſtellung ausländifcher Bereine |. ES. Art. 10. 
Nicht der angegebene, fondern der tatfächliche Sig enticheidet Über die An- 
wenbbarteit be3 deutichen Rechtes (NG. IW. 1904 ©. 281). 


1. Allgemeine Vorſchriften. 
Sorausjekungen der Rechtsfühigkeit. 
8) Bereine zu idealen Bwerken. 

. 21. Ein Verein, deilen Zwed!) nicht auf einen wirt« 
ſchaftlichen Gefchäftsbetrieb gerichtet ijt?), erlangt?) Rechtsfähig⸗ 
feit durch Eintragung) in das Bereinsregifter des zuftändigen 
Amtsgerichts ®). 
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2) d. h. Saupizwed; ein nebenhergehenber wirtfchaftlicher Geſchäfts⸗ 
betrieb, der nur al3 Mittel zur Erreichung des Hauptzweds bient, fchließt 
die Fintragungsfähigleit nit aus, 3ZBIFG. 1 S. 868. 2) d. h. nicht 
einen eigenen wirtſchaftlich gearteten Geichäftöbetrieb erfordert (DL®. 2 
©. 462, 83BIFG. 8 S. 242), nicht unmittelbar auf den geichäftlichen 
Borteil der Vereinigung oder der Mitglieder gerichtet iſt (3BIFG. 1 
S. 706). 3) Der biäherige Verein beitebt in dem rechtsfähigen fort, 
OLG. 2 ©. 462. Bereine, die fon vor bem Inkrafttreten des BGB. 
Rechtsſãhigkeit erlangt haben, find danach der Eintragung in das Regifter 
nicht fähig. 4, Borausfegungen 88. bb — 68. Die Eintragung ift für einen 
Berein ber bezeichneten Art der alleinige Weg zur Erlangung der Rechts⸗ 
fäbigfeit, außgenommen ben Tall des 8. 28. Iſt ein nicht eintragungs: 
täbiger Verein eingetragen, fo kann er von Amts wegen gelöfcht werden 
(5%. 88. 1569, 142, 143). 5), Vorbehalt in bezug auf Neligiong: 
und geiftlide Geſellſchaften in EB. Urt. 89, vgl. Anm. dazu. 


b) Wirtfchaftliche Bereine. 

6. 22. Ein Berein, deſſen Zmed auf einen wirtfchaft- 
lihen Geſchäftsbetrieb gerichtet ift, erlangt in Ermangelung be- 
jonderer reichsgeſetzlicher Vorſchriften) Rechtsfähigkeit durch 
ſtaatliche Verleihung?“). Die Verleihung ſteht dem Bundes» 
ftaate?) zu, in deſſen Gebiete der Verein feinen Sig*) hat. 

1) d. 5. fotern nicht nach beſonderen reichägefeglichen Vorfchriften ein 
Berein ber bezeichneten Art augfchließlih unter anderen Vorausfegungen 
Rechtsfähigkeit erlangen Tann. 2) und nur durch dieſe. 3, EG. 
Art. 5. Die Zuftändigkeit für die Verleihung beftimmt fich nach Landes: 
recht; Preußen B. v. 16. Nov. 1899 Art. 1; Bayern B. v. 24. 
Dez. 1899 $. 4; Sachſen 2. v. 6. Juli 1899 8.2; Baden Xrt. 4; 


Heffen Art. 4. 4) 8. 24 

e) Bereine mit ausländifhem Sitze. 
. 23. Einem ®Bereine, der feinen Sig nidt in einem 
Bundesftaate hat!), kann in Ermangelung befonderer reichsge⸗ 
ſetzlicher Borfchriften?) Rechtsfähigkeit durch Beſchluß des 

Bundesrat3 verliehen werden?). 
1) d. 5. in einem Schußgebiet, einem Stonfulargerichtöbezirt oder 
in einem ausländiihen Staate; vgl. hierzu EB. Urt. 10. 2) Anm. 1 
zu 8. 22. 3) für das Inland, mag ein Zwed ber im $. 21 oder im 
$. 22 bezeichneten Art vorliegen. ih 
ih. 


8. 24. Als Sig eines Vereins gilt, wenn nidt ein 
anderes beitimmt ilt, der Ort, an welchem die Verwaltung ge- 
rührt wird. 

Der Sig entipriht dem Wohnfige der natürliden Perſon; Die 
an den Wohnſitz anknüpfenden Borichriften find demnad auf juriltiiche 
Berionen entipredhend anwendbar (vgl. 3. B. 8. 269). 

Derfaffung im allgemeinen. 

8. 25. Die Verfaſſung eines rechtsfähigen Vereins wird, 
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ſoweit fie nicht auf den nadjfolgenden Borfchriften beruht!), 
durch Die Vereinsſatzung beitimmt?). 

1) und biefe Vorſchriften nit durch die Sakung, insbeſondere 
nach S. 40, geändert werden können und geändert find. LBmingend find 
danach 8. 26 Abſ. 1 Sag 1, 8. 28 Abi. 2, 8$. 29, 81, 84-87, nur 
beichräntt abänderbar 8. 26 Abſ. 2, 8. 27 Abi. 2, S. 389 Abſ. 1. 
2) Bol. jedoch für Vereine, deren Rechtsfähigkeit auf ftaatlicher Ber: 
leifung beruht, EG. Art. 82. 

Vorſtand. 
8) Notwendigkeit. Rechtsſtellung. 

8. 26. Der Berein muß einen Borjtand haben. Der 
Borftand kann aus mehreren Perſonen beftehen?). 

Der VBoritand vertritt den Verein gerichtlich?) und außer- 
gerihhtli; er Hat die Stellung eines gefeglichen Pertreterst). 
Der Umfang feiner Vertretungsmadjt kann dur die Sakung 
mit Wirkung gegen Dritte befchräntt werden). 

1) Zwingend 8. 40. 2) Dgl. für eingetragene Bereine 8. 58 
Nr. B. 8) Ngl. ZPO. 88. 167 (Buftellung), 471, 478, 474 (Eib). 
4) 88. 164 fi. Der Abſ. 2 Sag 1 ſchließt nicht aus, daß nad der 
Sagung Willenserflärungen nicht von allen Borftandsmitgliedbern ab: 
gegeben werben müflen (KG. Bi ©. A 220 = AU. 6 ©. 205). 
5) Vgl. aber für eingetragene Vereine 8. 64 Sat 2, 8. TV. 

b) Keftellung. Gefchäftsführung. 
. 27. Die Beltellung des Vorſtandes erfolgt durch Be- 
ſchluß der Mitgliederverfammlung?!). 

Die Beltellung ift jederzeit mwiderruflih, unbejchadet des 
Anſpruchs auf die vertragsmäßige Vergütung. Die Widerruf: 
lichkeit Tanıı durch die Sagung auf den Fall beichränft werden, 
daß ein wichtiger Grund für den Widerruf vorliegt; ein ſolcher 
Grund iſt insbefondere grobe Pflichtverlegung oder Unfähigkeit 
zur ordnungsmäßigen Geſchäftsführung. 

Auf die Geihäftsführung des Lorflandes finden die für 
den Auftrag geltenden Borjchriften der $$. 664 bis 670 ent- 
Iprechende Anmwendung?). 

2) Bgl. 88. 82, 40. Die Vorichrift iſt bispofitiv ($. 40). Beſtellung 
durch das Gericht: 8. 29. 2) Die Vorſchrift ift dispoſitiv ($. 40). 
e) Mehrgliederiger Vorſtand. 

F. 28. DBelteht der Boritand aus mehreren Berfonen, fo 
erfolgt Die Selätubfaitung nad) den für die Bejchlüffe der 
Mitglieder des Vereins geltenden Vorfchriften der 88. 32, 341), 

Sit eine Willenserklärung dem Vereine gegenüber abzu- 
geben?), fo genügt die Abgabe gegenüber einem Mitgliede des 


Borftandes?). | 
1) Dispofitiv; vgl. $. 40, au 8. 64 Sag 2, 8 70. 2) fiber 
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dieſe ſog. empfangsbedürftigen Willenderllärungen |. S. 55 Porbm. 2 
zum 8. Abfchnitte. 8) Entfprehend ZPO. $. 171 Abf. 8. 


d) Sefellung durch das Gericht. 
6. 29. Someit bie erforderlichen Mitglieder bes Vor⸗ 
itande8 fehlen, find fie!) in dringenden Fällen für die Beit bis 
zuc Hebung des Mangel? auf Antrag eines Beteiligten?) von 
dem Amtsgerichte zu beftellen, in deilen Bezirke der Verein 
feinen Sig hat?). 
4) Bwingend 8. 40. 2) eined Mitglied8 oder eines Dritten. 
8) Für dad Berfahren tft der erfte Abſchnitt des FGOG. maßgebend. 


nn Bertreter. 
&. 30. Durch die Sapung fann beitimmt werden, daß 
neben dem Vorſtande für gewiſſe Sefchäfte befondere Vertreter!) 
zu beitellen find. Die Vertretungsmacht? eines foldhen Ber- 
treters erfiredt fi) im Zweifel auf alle Rechtsgeſchäfte, die der 
ihm zugewieſene Geſchäftskreis gewöhnlich mit fich bringt. 

2) 8.8. ein Kaffierer, Syndikus 20. Als folche Vertreter können 
auch einzelne Borftandsmitglieder beftellt werden (ORG. 8 ©. 14). 
2, &8 164 fi. 

Haftung des Vereins, 

8. 31. Der Berein ift für den Schaden verantmwortlid !), 
den der Boritand, ein Mitglied des Vorjtandes oder ein anderer 
verfafjungsmäßig berufener Vertreter?) durh eine in Aus— 
führung?) der ihm zuitehenden Verrichtungen“) begangene, zum 
Schadenserſatze verpflichtende Handlung)) einem Dritten zu⸗ 
rügt®)?). 

2), Biwingend 8. 40. 2) Das Unterfcheibungsmertmal gegenüber den 
Angeftellten i. S. bed 8.831 Tiegt in der Berufung des Vertreters zur Tätigfeit 
innerhalb feines Geſchäftsbereichs durch die Sagung ; Perfonen, die ihren Auf: 
trag nur auf einen fo berufenen Bertreter zurüdführen, find Angeitellte i. ©. 
des 8. 881, ohne Unterſchied, ob ihre VBerrichtungen mehr oder weniger 
ſelbſtändige, rechtögeichäftliche oder andere, einzelne oder mehrere, vorüber: 
gehende oder dauernde find (RG. 58 S. 276; 56 ©. 229, 62 ©. 31; 
IB. 1908 Beil. S 117, 118, 1404, ©. 285). ©. Aum. 2 zu 8. 89. 
3) nicht blok bei Gelegenheit der Ausführung. 4) Rechtshandlungen 
oder tatfächliden Verrichtungen. Bet Kollektivvertretern auch Haftung 
für tatfächlide Berrichtungen einzelner Vertreter, 3. B. Betrug bei Bor: 
verhandlungen NG. 67 ©. 98. 5) fei es eine unerlaubte Handlung 
im Sinne der 88. 828. (OXG®. 8 ©. 14), fei e8 eine ohne Ber: 
fhulden zum Erſatze verpflichtende Handlung (3.8. 88. 281, 888, 904). 
Handlung ift auch Unterlaflung einer pflichtmäßig vorzunehmenden Hand- 
lung (RG. JW. 1908 Beil. ©. 89). Uber die Haftung für Verſchulden 
des Bertreterö bei Erfüllung einer Berbinblichfeit des Vereins vgl. $. 278, 
über bie Haftung für unerlaubte Handlungen von Angeftellten $. 881. 

6) Art der Erfagleiftung 88. 249 ff. 7) Wegen ber Anwendbarkeit 
auf Altiengefellfchaften x. |. S. 28 Vorbm. b. 
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Mitgliederverfammlung. 
a) Stellung. Befhlußfaffung im allgemeinen. 

+ 32. Die Ungelegenbeiten des Vereins werden, fomweit 
fie nicht von dem Vorſtand oder einem anderen Bereindorgane 
zu bejorgen find, durch Beſchlußfafſung in einer Berfammlung 
der Mitglieder!) geordnet?). Zur Gültigkeit des Beſchluſſes ilt er: 
porberli daß der Gegenitand bei der Berufung bezeidynet wird. 

ei der Beichlußf afjung entjcheidet die Mehrheit der erfchienenen? 
Mitglieder. 

Aud ohne Berfammlung der Mitglieder iſt ein Beſchluß 
gültig, wenn alle Mitglieder ihre Zuftimmung gu dem Beſchlufſe 
Ihriftlih*) erflären®). 

1) Kür eine etwaige gerichtliche oder notarielle Beurkundung ber 
Beihlüffe gelten nicht die Vorfchriften des FGG. SS. 168 ff., fondern die 
Landesgeſetze. 2) Durch 8. 82 verb. mit 8. 40 tft ein autonomes, durch 
ein Aufſichtsrecht des Staates nicht befchränktes Recht der Bereine an: 
erfannt, NG. 49 ©. 155. 3) und nad) 8. 84 ftimmberechtigten. 
4) 8. 126. 5) Die Vorfchriften des 8. 82 find dispoſitiv ($. 40). 

b) 8e Hl: über Änderungen der Satzung. 

+33. Zu einem Beichluffe, der eine Anderung der Satzung 
enthält, ift eine Mehrheit von drei Vierteilen der erfchienenen 
Mitglieder erforderlih‘). Zur Änderung des Zwedes des Vereins 
ift die Zuftimmung aller Diitglieder erforderlich; die Zuftimmung 
der nicht erſchienenen Mitglieder muß ſchriftlich? erfolgen. 

Berubt die Rechtsfähigkeit des Vereins auf Berleihung?), fo 
ift zu jeder Anderung der Sagung flaatlihe Genehmigung‘) 
oder, falls die Verleihung durch den Bundesrat erfolgt ift5), Die 
Genehmigung des Bundesrats erforderlich). 

1) und genügend, unbefchadet de8 $. 86; vgl. ferner für einge: 
tragene Vereine 8. 71. 2) 8. 126. 8) 8. 22. Abweichende 
Landesgeſetze bleiben nad) EG. Art. 82 zuläffig. 4) Über die Bu: 
ftändigteit für die Genehmigung vgl. bie in Unm. 8 zu $S. 22 ange: 
führten Beitimmungen und für Baden 2. v. 11. Nov. 1899 8. 10. 
5) 8. 28. 6) Der Abi. 2 Hat nur dispofitive Bedeutung. 

e) Stimmrecht. 

+ 34. Ein Mitglied ift nicht jtimmberechtigt, wenn bie 
Beihlußfafiung die Vornahme eines Rechtsgeſchäfts mit ihm 
oder die Ginleitung oder Erledigung eines Redtsftreits zwifchen 
ihm und dem Bereine betrifft!). 

1) Die Vorſchrift ift zwingend ($. 40). 

d) Sonderrechte der Mitglieder. 

6.35. Sonderredte eines Mitglieds!) können nicht ohne 
deilen Zuftimmung durch Beſchluß der Mitgliederverfammlung 
beeinträdytigt werden ?). 

1) d. 5. aus der Mitgliedſchaft Hervorgegangene, von ben Nechten 
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der übrigen Mitglieder verſchiedene Andividualrechte eined Mitglieds, 
RG. 49 S. 151. 2) Zwingend ($. 40). 
e) Berufung der Mitgliederuerfammiung. 

8. 36. Die Mitgliederverfammlung ift in den durch bie 
Zagung beitimmten Fällen!) fowie dann zu berufen, wenn das 
Intereſſe des Vereins es erfordert?). 

1) Bl. 8.58 Nr.4. 2) Zwingend (8. 40). 

8.37. Die Mitgliederverfammlung ift zu berufen, wenn 
der duch die Sabung beftimmte Teil oder in Ermangelung 
einer Beltimmung der zehnte Zeil der Mitglieder die Berufung 
Ihriftli unter Angabe des Zmedes und der Gründe verlangt!). 

Wird dem Verlangen nicht entiprocdhen?), fo fann das Amts» 
gericht, in deſſen Bezirke der Verein feinen Sig hat, die Mit» 
glieber, welche das Berlangen geitellt haben, zur Berufung der 

erfammlung ermächtigen und über die Führung des Borfiges 
in der Berfammlung Beitimmung treffen?). Auf die Ermächtigung 
muß bei der Berufung der Berfammlung Bezug genommen werden. 

1) Swingend ($. 40). 2) Kür die Prüfung ber Vorausſetzung 
it der 8. 72 von Bedeutung. 3) Berfahren des Gerichts und An⸗ 
fechtung ber Berfügung: FGG. 8. 160. 

Mitgliedſchaftsrechte. 


8. 38. Die Mitgliedſchaft iſt nicht übertragbar und nicht 
vererblih. Die Ausübung der Mitgliedſchaftsrechte kann nicht 
einem anderen überlaflen werden. 


Dispofitiv (8. 40). 
Recht zum Austritte. 

8.39. Die Mitglieder find zum Austritt aus dem Vereine 
berechtigt. 

Durd die Satung!) kann beitimmt werden, daß der Austritt 
nur am Schlufje eines Geſchäftsjahrs oder erſt nach dem Ab⸗ 
lauf einer Kündigungsfriit zuläffig it; die Kündigungzfritt kann 
höchnens zwei Zahre beiragen?). 

1) Bgl. für eingetragene Vereine 8. 58 Nr 1. 2), Ein fagungds 
gemäß gefaßter Beſchluß der Mitgliederverfanmtlung oder des Vorſtandes 
über Ausjchließung eines Mitglied unterliegt nicht der fachlihen Nach: 
prüfung des Gerichts, NE. 49 S. 154, IW. 1908 Beil. ©. 8, 40. Das 
Ausichließungsredht endigt aber mit der Mitgliedichait, NS. hl ©. 66. 
Ber jagungswidriger Ausſchließung Rechtsweg zulälfig, PV. 1906 ©. 416, 

Abänderungen durch die Satzung. 

&. 40. Die Vorſchriften des 8. 27 Abi. 1, 3, des 8. 28 
Abf. 1 und der 88. 32, 33, 38 finden infoweit feine Anwendung, 
als die Sabung ein anderes beitimmt. 

Auflöfung des Vereins. 

6. AL. Der Verein kann duch Beſchluß der Mitglieder- 

Achilles, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage 3 
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verfammlung aufgelöft werden!),, Zu dem Beihluß ift eine 
Mehrheit von drei Bierteilen der erfchienenen Mitglieder er⸗ 
forderli, wenn nicht die Saßung ein anderes beitimmt?). 

2) Bivingend. Andere Gründe der Auflöfung: Ablauf der für die 
Dauer bed Vereins beftimmten Zeit (vgl. 8. 74 Abſ. 2), Auflöfung auf 
Grund des Öffentlichen Vereinsrechts (8. 74 Abſ. 8). Eintragung in das 
Bereingregifter 8. 74. 2) Die Sagung fann nit nur eine andere 
Mehrheit, fondern auch noch weitere Erforderniffe für die Wuflöfung 
beftimmen, 3. B. daS Erfordernis ber ftaatliden Genehmigung. 

Berluf der Rechtsfähigkeit: 

a) durch Konkurseröffnung; 
. A2. Der Verein verliert die Rechtsfähigkeit!) durch die 

Eröffnung des Konkurfes?). J 

Der Vorſtand Hat im alle der UÜberſchuldung?) die Er- 
Öffnung des Konkurſes zu beantragen. Wird die Stellung des 
Antrags verzögert, fo find die Vorftandsmitglieder, denen ein Ver⸗ 
chulden *) zur Laſt fällt, den Gläubigern>) für den daraus entitehen- 
den Schaden verantwortlih ®); fie haften als Gefamtichuldner?). 

1) vorbehaltlich ſeines Fortbeſtehens als nicht rechtsfähiger Verein. 
2) RD. SS. 108, 109, 218. Aufhebung des Eröfinungsbeichlufies (8. 116) 
hebt diefe Wirkung wieder auf. Eintragung der Eröffnung und ihrer Auf- 
bebung in das Vereinsregiſter $. 75. 8) Val. KO. SS. 207, 208, 218. 
4) Vorſatz oder KYahrläffigkeit (8. 276). 5) Auch bem Vereine nad) 
$. 27 Abſ. 8. 6) Art der Erfagleiftung SS. 249 f. 7) 88. 421 fi. 


b) durch Entziehung: 
«) Gründe. 


&. AS. Dem Vereine kann die Redhtsfähigfeit entzogen 
werden, wenn er durch einen gefegmwidrigen!) Beſchluß der Mit- 
gliederverfammlung oder durch gejegwidriges!) Verhalten des 
Boritandes das Gemeinmwohl gefährdet. 

Einem Bereine, deſſen Zwed nad der Satzung nicht auf einen 
wirtſchaftlichen Gejchäftsbetrieb gerichtet ilt, kann die Rechts— 
fäbigfeit entzogen werden, wenn er einen ſolchen Zwed verfolgt?). 

Einem Bereine, der nah der Sagung einen politiſchen, 
jozialpolitifchen oder religiöfen Zwed nicht hat, kann die Redhts- 
fähigkeit entgogen werden, wenn er einen foldhen Zweck verfolgt ?). 

Einem Bereine, deſſen Rechtsfähigkeit auf Verleihung beruhbt*), 
fann die Rechtsfähigkeit entzogen werden, wenn er einen anderen 
als den in der Satzung beftimmten Zweck verfolgt. 

1) Gefegwibdrig tft, was gegen irgendeine Rechtsnorm verftößt (CS. 
Art. 2), alfo auch ein Berftoß der Bereindorgane gegen bie Borichrift des 
$. 25, nad) welcer für fie die Satzung maßgebend ift. 2) Bol. 88. 21, 
22. 8) d. h. wenn er einen politifhen 2c. Zwed verfolgt, den er 
nach ber Sagung nicht bat, mag er nach diefer überhaupt feinen oder nur 
einen anderen politifchen 20. Zwed haben. Der Abi. 2 ergänzt für ein: 
getragene Vereine den 8. 61 Abſ. 2. 4) Pol. 88. 22, 28. 
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8) Zufändigkeit. Berfahren, 

6. AM. Die Zuftändigleit und das Verfahren beitimmen 
nd in den Fällen des 8. 43 nad) den für ftreitige Verwaltungs⸗ 
fahen geltenden Borfchriften der Landesgejege!). Wo ein Ber 
maltung3jtreitverfabren nicht beiteht, finden die Borfchriften der 
$$. 20, 21 der Gemwerbeordnung Unmendung; die Enticheidung 
erfolgt in erſter Inſtanz durch die höhere Verwaltungsbehörde, 
in deren Bezirke der Berein jeinen Sig hat?). 

Berubt die Rechtsfähigkeit auf Verleihung durch den Bundes» 
rat?), jo erfolgt die Entziehung durd) Beſchluß des Bundesrats. 

4) Preußen 3. v. 16. Nov. 1899 Urt. 2; Bayern Urt. 4; 
Sachſen Bei.v. 19. Zuli 1900 8. 74; Württemberg Art. 185: Baben 
Art. 4, B. v. 11. Nov. 1899 8.12; Heffen Art. 6, 6, V. v. 283. Dez. 
1899; Elſaß-Lothringen 8. 8, B. v. 6. Dez. 1899. Eintragung der 
Entziehung in bas Bereinsregifter 8. 74. 2) Bgl. $. 24. 8) Bol. 8. 28. 

nfallredjt in Anfehung des Bermögens. 

6. AS. Mit der Yurlötungh he ereind oder der Ent⸗ 
ziehung der Rechtsfähigkeit?) fällt das Vermögen an die in der 
Sagung beitimmten Berfonen?). 

Durch die Sagung kann vorgefchrieben werden, daß die 
Anfallberedtigten durch Beſchluß der Witgliederveriammlung 
oder eines anderen Bereinsorgand beitimmt werden. Fit der 
Zweck des Vereins nicht auf einen mwirtfhaftlihen Geſchäfts⸗ 
betrieb gerichtet?), jo fann die Mitgliederverfammlung aud) ohne 
eine foldye Borjchrift das Vermögen einer öffentlihen Stiftung 
oder Anjtalt zumeijen. 

Fehlt es an einer Beitimmung der Anfallberedtigten, jo 
fällt daS Vermögen, wenn der Berein nad) der Sagung aus« 
jhließlid den ntereflen feiner Mitglieder diente, an die zur 
Zeit der Auflöjung oder der Entziehung der Rechtsfähigkeit 
vorhandenen Mitglieder zu gleichen Zeilen, anderenfalld an den 
Fiskus des Bundesftaats, in defjen Gebiete der Verein jeinen 
Sıg Hatte>). 

. 2) 88. 41 und Anm. dazu. 2) 88. 43, 78. 3) Ein unmittelbarer 
Übergang frait Gefeges findet nur ftatt; wenn ber Fiskus anfallberechtigt 
it (5. 46); jonft muß eine Liquidation erfolgen, bis zu deren Beendigung 
der Berein nad) 8.49 Abi. 2 als fortbeitehend gilt, und erft nach be: 
endigter Liguidation wird dad Vermögen bed Vereins durch die Liqui- 
datoren den Anfallberechtigten auögeantwortet (88. 47— 58); ebenjo 
us. 5 S. 878. 4) 8. 21. 5) Uber Iandeösgefegliche Übertragung 
des Anfallrechts des Fiskus auf eine Körperfchaft, Stiftung oder Anftalt 
des öffentlichen Nechted EG. Urt. 86. 
Anfall an den Fiskus. 
. AG. Fällt das Bereinsvermögen an den Fiskus, 10 
Anden die Vorſchriften über eine dem Fiskus als geſetzlichem 
8* 
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Erben anfallende Erbſchaft entiprechende Anmendung!). Der 
Fiskus hat das Vermögen tunlihft in einer den Zwecken des 
Vereins entiprechenden Weife zu verwenden?). 

1) Bol. SS. 1986, 1942 Abf. 2, 1966, 2011; ZPO. 8. 780 Abſ. 2. 
2) Diefer Sag beftimmt eine öffentlichrechtliche Verpflichtung. Vgl. 
en SB, v. 6. Juli 1899 8.6; Württemberg Art. 186; Helfen 


Anfall an andere PBerfonen. 
Ziquidation des Bermögens. 

8.47. Fällt das Vereinsvermögen nicht an den Fiskus, 
fo muß eine Liquidation ftattfinden!). 

1) auch wenn nur ein Anfallberedjtigter vorhanden ift, OLG.5 S. 378. 


8) Ziquidatoren. 

48. Die Liquidation erfolgt durch den Vorſtand. Zu 
Liquidatoren können auch andere Perſonen beflellt werden!); für 
die Beitellung find die für die Beitellung des Vorftandes geltenden 
Borjchriften maßgebend ?). 

Die Liquidatoren haben die rechtliche Stellung des Bor 
tandes?), ſoweit fid) nit aus dem Zwecke der Liquidation ein 
anderes ergibt. 

Sind mehrere Liquidatoren vorhanden, fo iſt für ihre Be⸗ 
ichlüffe Ubereinſtimmung aller erforderlich*), fofern nicht ein 
anderes beitimmt ijt>). 

1) Eintragung in das Vereinsregiſter 8. 76 Abi. 1, 8. 77. 2) 8. 27 
ubf. 1, 2, 8 29. 8) 88. 26 Ubi. 2, 27 Ubi. 8, 28 Abſ. 2, Bl, 84, 42 
Abſ. 2. 4) Abweichend von 8.28 Abf.1. 5) Bgl. 8. 76 Ubi. 1. 


b) Ausführung der Liquidation. 

8.A9. Die Liquidatoren haben die laufenden Geſchäfte zu 
beendigen !), die Forderungen einzuziehen ?), das übrige Bermögen 
in Geld umzufegen 2), die Gläubiger zu befriedigen?) und den Über=- 
ihuß den Anfallberedgtigten auszuantmworten*). Zur Beendigung 
ihmebender Geſchäfte können die Liquidatoren aud) neue Ge- 
ichäfte eingeben. Die Einziehung der Forderungen Tomte die 
Umfegung des übrigen Vermögens in Geld darf unterbleiben, 
foweit diefe Maßregeln nit zur Befeiebigung der Gläubiger 
oder zur Verteilung des UÜberſchuſſes unter die Anfallberechtigten 
erforderlich find. 

Der Berein gilt bis zur Beendigung der Liquidation als 
fortbejtehend, jomweit der Zweck der Liquidation e8 erfordert. 

1) Erweiterung in Sag 2. 2) Einſchränkung in Sag 8. 3) Auf: 
forderung zur Unmeldung 8. 50, Hinterlegung, Sicderitellung 8. 52, 
Saftung 8. 583. 4) Sperrjahr 8. 51. Im Falle der Berfguldung 
Pflicht, Konkurs zu beantragen, 8. 48 Abſ. 3, 8. 42 Abſ. 2, 8. 58. 
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e) öffentliche Bekanntmadung. 

8.50. Die Auflöfung des Vereins!) oder die Ontgiehung der 
Rechtsfähigkeit?) ift durch die Liquidatoren öffentlich befannt zu 
maden. Sn der Bekanntmachung find die Gläubiger zur An 
meldung ihrer Anfprühe aufzufordern. Die Belanntmadung 
erfolgt durch das in der Satzung für Veröffentlihungen beftimmte 
Blatt, in Ermangelung eines ſolchen durd) dasjenige Blatt, 
welches für Belanntmadhungen des Amtsgerichts beitimmt ijt?), 
in deilen Bezirke der Verein feinen Sig) hate. Die Belannt- 
madung gilt mit dem Ablaufe des zweiten Tages nad) der Ein- 
rüdung oder der erſten Einrüdung als bemirkt>). 

Belannte Gläubiger find durch bejondere Mitteilung zur 
Anmeldung aufzufordern. 

8) S. 41 und Anm. dazu. 2) 88.48, 78. 3) In Preußen 
der Anzeiger des Regierungs-Amtsblatts. 4) 8.24. 5) Berechnung 
8.187 Ubi. 1. 

d) Sperrjahr. 

F. 51. Das Vermögen darf den Anfallberedhtigten nicht 
vor dem Ablauf eines Jahres!) nad) der Bekanntmachung?) ber 
Auflöfung des Vereins oder der Entziehung der Rechtsfähigkeit 
ausgeantmwortet werben. 

1) Berechnung der Friſt S. 187 Abf.1, 8. 188 Ubi. 2. 2) 8. 50 
Abſ. 1 Satz 4. 

e) Sicherung der bekaunten Gläubiger. 

6. 52. Meldet ſich ein befannter Gläubiger nicht, fo ift der 
geſchuldete Betrag, wenn die Berechtigung zur Hinterlegung vor» 
handen ift!), für den Gläubiger zu hinterlegen ?). 

Ft Die Berichtigung einer PVerbindlichleit zurzeit nicht 
ausführbar oder iſt eine Verbindlichkeit jtreitig, jo darf das 
Bermögen den Anfallberedhtigten nur ausgeantwortet werden, 
wenn dem Gläubiger Sicherheit geleiftet?) iſt. 

1) 8. 872. 2) 88. 872%. 3) 88. 282—240. 

f) Haftung der Liquidatoren. 

8.53. Liquidatoren, welde die ihnen nad) dem 8. 42 Abf. 2 
und den 88. 50 bis 52 obliegenden Verpflichtungen verlegen 
oder vor der Befriedigung der Gläubiger!) Vermögen den An 
rallberedhtigten ausantworten, find, wenn ihnen ein Verjchulden 2) 
zur Laſt fällt, den Gläubigern?) für den daraus entjtehenden 
Schaden verantwortlih*); fie haften als Gefamtfchuldner>). 

1) oder deren Sicherung nad) Maßgabe des 8. 62. 2) Anm. 2 zu 
8. 42. 8) auch dem ala fortbejtehend geltenden Vereine nach $. 27 Abi. 3, 
5. 48 Ubi. 2. 4) Eriagleiftung nach 88. 249 ff. 5) 88. 421 ff. 

Nicht rechtsfühige Vereine. 

8. 5A. Auf Vereine, die nicht rechtsfähig find, finden die 
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Vorſchriften über die Gejellihaft Anwendung!). Aus einem Rechts⸗ 
gefchäfte, das im Namen eines foldyen Vereins einem Dritten 
gegenüber vorgenommen wird, haftet?) der Handelnde perjönlidy3); 
handeln mehrere, fo haften jie als Geſamtſchuldner!). 


1) 88. 706 ff. Anwendung auf ftudentiiches Korps (NG. IW. 19056 
©. 815), auf Vereinigung mit wechfelndem Dtitgliederbeftande, die im 
Verkehr unter einem Namen auftritt (RG. 60 ©. 94). Die Haftung der 
Mitglieder aus Geſchäften ded Vorſtandes kann durh die Sagung aus: 
drücklich oder ſtillſchweigend, jedenfalls mit Wirkung gegen einen Dritten, 
ber Kenntnis davon hat, auf das Bereindvermögen beichränft werben 
(RS. SW. 1906 ©. 298, Ox®. 12 ©. 2). Der dburd Austritt eines 
Mitglieds aufgelöfte Verein gilt nicht nach S. 780 für die Geltendmachung 
des Abrechnungsanſpruchs des Mitglieds als fortbeftehend, ODYS. 5 
©. 880. Nah ZPO. 8. 50 Abſ. 2 kann ein nicht rechtsfähiger Verein 
verklagt werden und hat in dem Rechtsſtreite die Stellung eines recht3: 
fähigen Bereind. Der Borftand eines folden Vereins kann auf Grund 
der ihm in der Sagung erteilten Befugnis zur Prozeßführung auch 
im Namen der jeweiligen Mitglieder klagen (RG. 57 ©. 90). Bur 
Zwangsvoliftredung in das Bereindvermögen genügt nad ZPO. $. 785 
ein gegen ben Verein ergangenes Urteil. Auf dag Konkursverfahren über 
da8 Bermögen eines nicht rechtsfähigen Bereind finden nad; der KO. 
8. 213 die SS. 207, 208 entipredhende Anwendung. 2) unbeichadet 
der Haftung der dur die SHandelnden vertretenen Vereinsmitglieder, 
DRG. 12 ©. 249. 3) auch wenn der Dritte ben Mangel der Rechts: 
fähigkeit des Vereins kannte oder fennen mußte; 8. 179 gilt für den 
Vertreter des mnichtrechtsfähigen Vereins nit, Gruch. 46 S. 858, 
4) SS. 421 ff. Haftung für unerlaubte Handlungen nah 8. 881, OLG. 4 
©. 201. Anwendbarkeit ded Sag 2 auf ältere nichtrechtsfähige Pereine 
OLG. 10 ©. 66, 12 ©. 8. Uber die gleihe Behandlung nicht aner: 
fannter ausländifcher Vereine ſ. ES. Urt. 10. 


2. Eingetragene Bereine. 


Die Rorausfegungen der Cintragung find teild wefentliche, d. 5. 
folche, deren Mangel die erfolgte Eintragung unwirkſam macht und nad) 
Maßgabe der SS. 142, 148, 159 des FGG. die Löſchung von Amts: 
wegen rechtfertigt (vgl. $. 21, S. 57 Abſ 1), teils ſolche, welche nur 
die Zuläffigkeit, nicht die Wirkſamkeit der Eintragung berühren ($. 56, 
8. 57 Ubi. 2, $$. 58, 59, 77). Die Zuläffigkeit der Eintragung ift ferner 
dadurch bedingt, daß gegen diefe nicht von der zuftändigen Verwaltungs: 
behörde rechtzeitig Einſpruch erhoben oder daß der erhobene Einſpruch 
endgültig aufgehoben tit (SS. 61—63). 


Regiflergerict. 

8.55. Die Eintragung eines Vereins der im $. 21 be= 
zeichneten Art in das Bereinsregifter hat bei dem Amtsgerichte 
zu geichehen, in deilen Bezirke der Berein feinen Sig!) hat. 

1) 8. 24. ber die Befugnis des Megiftergerichts zur Ausfegung 
einer Berfüguig bi zur Entſcheidung eines Nechtöftreitd vgl. FGG. 
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85. 159, 127, Für das Verfahren des Gerichts gelten die 88. 1ff. des 
508. Für die Führung des Vereinsregiſters kommen in Betracht 
bie durch Belanntmahung bes Reichskanzlers v. 12. Nov. 1898 ver: 
öffentlichten Beitimmungen des Bundesrat? und ferner für Breußen 
568. v. 21. Sept. 1899 Art. 29 Ubi. 1, UBf. v. 6. Nov. 1899; 
Bayern MinBel. v. 20. März 1839; Sachſen V. v. 8. Nov. 1899 
88. 44 ff. Baden Mechtöpolizeigef. v. 17. Juni 1899 8. 64; Heffen 
Gef. v. 18. Juli 1899 Urt. 54, Anordn. db. Juſt Min. v. 15. Dez. 1899; 
Elſaß-Lothringen Min®. v. 6. Dez. 1899. 

Borausfehungen der Gintragung. 
a) Mindefizahl der Mitglieder. 
8.56. Die Eintragung fol!) nur erfolgen, wenn die Zahl 

der Mitglieder mindeltens fieben beträgt?). 
1) Nur Erfordernis für die Eintragung, nicht für ihre Rechtswirk⸗ 


iomfeit. 2) Bat. 8. 59 Abſ. 8. 
b) Inhalt der Satzung. 

8.57. Die Sabung muß!) den Zmwed, den Namen und den 
Sig des Bereind enthalten und ergeben, daß der Berein ein- 
getragen werden joll. 

Der Rame joll?) jih von den Namen der an demfelben Orte 
oder in derjelben Gemeinde beitehenden eingetragenen Vereine 
deutlich unterfdheiden?). 

1) Erfordernis ſowohl der Eintragung ald auch ihrer Rechtswirkſamkeit. 
2) Wie Anm. 1 zu 8. 56. 3) über den Gebraud) des Noten Kreuzes 
im Namen f. Reichsgeſ. v. 22. März 1902 8. 6 Nr. 8. 

8. 58. Die Sagung joll!) Beitimmungen enthalten: 
über den Eintritt und Austritt?) der Mitglieder; 

. darüber, ob und welde Beiträge von den Mitgliedern zu 

leilten find; 

über die Bildung des Boritandes?); 

. über die Boraugjegungen, unter denen die Mitglieder: 
verfammlung zu berufen ift*), über die Form der Berufung 
und über die Beurfundung der Beichlüfje®). 

4) Wie Anm. 1 zu $. 56. 2) 8. 89. 8) 8. 26 Abi. 1, 8. 27 

Abi. 1, 8.28 Abſ. 1, 8.40. 4) 88.86, 87. 5) Bol. Anm. 1 318. 82, 

c) Anmeldung, 

&. 59. Der Borftand!) hat den Verein zur Eintragung 
anzumelden?). 

Der Anmeldung find beizufügen: 

1. die Sagung in Urſchrift und Abjrift?); 

2. eine Abjchrift der Urkunden über die Beitellung des Vor⸗ 

ftandes*). 

Die Satzung jol5) von mindeſtens jieben Mitgliedern‘) 
unterzeichnet jein und die Angabe des Tages der Errichtung 
enthalten. 


DM 


W> 
‘ 
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1) d. 5. alle Boritandsmitglieder, OLG. 1 ©. 888. 2) Form $. 77. 
8) Die Erridtung der Sagung iſt aber nicht ein Nechtsgeichäft, für das 
durch Geſetz ichriftliche Form vorgeichrieben iſt; die SS. 125, 126 finden 
feine Anwendung. Weitere Behandlung der Urkunden S. 66 Abſ. 2. 
4) 8. 27 Abſ. I, $. 40. 5) Wie Anm. 1 zu $. 86. 6) 8. 66. 


d) Burückweifung durch das Begiftergerict. 
: 60. Die Anmeldung ilt, wenn den Erfordernifien ber 

88. 56 bis 59!) nit genügt iſt?), von dem Amtsgericht unter 
Angabe der Gründe zurüdzumeijen?). 

Gegen einen zurüdweilenden Beſchluß findet die ſofortige 
Bejchwerde nad) den Vorjchriften der Zivilprozeßordnung jtatt®). 

1) und des 8.21. 2) oder ber Begründungsvertrag nach allgemeinen 
Grundfägen (88. 184, 188) nichtig ift. Vgl. auch EG. Art. 84. 3) Der 
Beſchluß ift mit Nüdficht auf Abf. 2 zuzuſtellen. 4), 8PO. S. 577 Abi. 
1—8. Die Anwendung ber Vorſchriften des FGG. SS. 19 ff. über die 
Rechtsmittel gegen Verfügungen des Gerichts tit Hierdurch ausgeichloflen. 
Nach KG. 26 ©. 18 ift aber für die Entfcheidung über die weitere Be: 
ihiwerde in Preußen das KG. zuftändig. Abſ. 2 gilt auch bei Zuräd: 
mweijung wegen mangelnder Gintragungsfähigfeit, KG. 20 ©. A 8, 
RU. 1 S. 69, BayObLG. 1 S. 619, 2 S. 826, 8 ©. 651, RG. 47 
S. 886, ZW. 1908 Beil. ©. 118, ZEIG. 5 ©. 760, 768. Beſchwerde⸗ 
recht der Aufſichtsbehörde wegen Nichtzurüdweilung eines Werjicherung8: 
vereing AG. 28 ©. A 68. > 


e) Einſpruchsrecht der Berwaltungsbehörde. 

F. 61. Wird die Anmeldung zugelaſſen, fo bat das 
mtögeriät fie der zuitändigen!) Bermwaltung3behörde mitzu= 
teilen). 

Die Bermaltungsbehörde kann gegen die Eintragung Ein- 
ſpruch erheben?), wenn der Verein nad dem öffentlichen Vereins— 
recht unerlaubt ijt*) oder verboten werden kann oder wenn er 
einen politifchen®), . fozialpolitiihen®) oder religiöfen?) Zweck 
verfolgt 2). 

1) Die Zuftändigfeit beſtimmt ji) nach dem Landesrehte. Preußen 
V. v. 16. Nov. 1899 Art. 8; Bayern Urt. 4; Sadien B. v. 6. Juli 
1899 8. 8; Württemberg Art. 185; Baden Art. 4, 3. v. 11. Non. 
1899 8. 11; Heffen Art. 5; Elſaß-Lothringen 8. 8, V. v. 11. De. 
1899. 2) Der Tag, an welchem die Mitteilung erfolgt, ift wegen 
5. 68 feitzuftellen. 3) bei den Anttögericht. Angabe des Grundes 
des Einſpruchs nicht erforderlih OB. 41 ©. 897. 4) 3. B. Teil 
einer nicht zugelafjenen geiftlihen Gefellichaft if, OBG. 41 ©. 397. 
5) d. h. einen ber Einwirkung auf die Verwaltung oder die Geſetzgebung 
dienenden Zwed, 3. B. in bezug auf die kommunalen Wahlen, die 
Förderung der fatultativen Seuerbeftattung, die Beläimpfung der Viviſektion, 
OBG. By S. 440, 444, 42 ©. 414, ZBISG. 5 ©. 885. 6) Darunter 
fäut nicht die Sorge für die verwahrlofte Jugend oder die Schaffung von 
Ktinderfrippen, OVBGS. in DIZ. 1904 S. 1045; ebenjo nicht Unterrichts: 
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oder Erziehungszwecke als folde, OVG. 41 ©. 897. 7) d. h. einen 
ber Gottesverehrung dienenden Zwed, OVG. in 8BIFG. 5 ©. 886. 
8) Für die Feſtſtellung biefer Borausfegung iſt bei ſchon beftehenden 
Bereinen aud) das bisherige Verhalten der Organe und Mitglieder, das 
geiamte Bereindleben, maßgebend, nicht bloß der Anhalt der Sagung; 
fall8 diefe aber geändert ift, bedarf e8 des Nachweiſes, dab troßdem der 
bisherige Zwed verfolgt wird, OVBG. 44 ©. 489, 444 (ftir). Wegen 
mangelnder Eintragungsfähigfeit nad 8. 21 ift der Einfpruch nicht zu⸗ 
Ufiig, 86. in 3BIFG. 5 S. 144. 

3 62. Erhebt die Bermaltungsbehörde Einfprud, fo hat 
das Amtsgericht den Einfprud) dem Vorſtande mitzuteilen. 

Der Einiprud kann im Wege des Bermwaltungäitreitver- 
fahrens!) oder, wo ein foldhes nicht beiteht, im Wege des Re- 
furfes nad) Maßgabe der 88. 20, 21 der Gewerbeordnung ar» 
gefodhten werden?). 

1) Bgl. die in der Unm. 1 zu 8. 61 nachgewiefenen Stellen, für 
Sachſen Gef. v. 19. Juli 1900 8.78 Nr. 4, Heffen Urt. 6. Un eine 
Friſt ift Diefe Anfechtung nicht gebunden, OB®. 44 ©. 440. 2) wegen 
Fehlens der Borausfegungen feiner Zuläffigfeit nach $. 61 Abſ. 2, nicht 
deshalb, weil der Einſpruch nicht im Öffentlichen Intereſſe notwendig oder 
zwedmäßig war, OVG. 89 ©. 440, 40 ©. 899. 

8. 63. Die Eintragung barf, fofern nicht die Ber 
waltungsbehörde dem Amtsgerichte mitteilt, daß Einſpruch nicht 
erhoben werde, erit erfolgen, wenn jeit der Mitteilung der An= 
meldung an die Verwaltungsbehörde ſechs Wochen verjtrichen 
ind!) und Einfpruh nicht?) erhoben oder wenn der erhobene 
Einſpruch endgültig aufgehoben ift. 

1) Berechnung $. 187 Abf. 1, 8. 188 Abſ. 2. 2) vor oder nad) 
dem WUblaufe der ſechs Wochen. 

Anhalt der Eintragung. 

8. 64. Bei der Eintragung!) find der Name und der 
Sig des Bereind, der Tag der Errihtung der Sagung ſowie 
die Mitglieder des Vorſtandes im Bereinsregijter anzugeben. 
Beltimmungen, die den Umfang der Vertretungsmaht des Vor— 
Handes bejchränten?) oder die Beſchlußfaſſung des Vorjtandes 
abweichend von der Vorſchrift des 8. 28 Abf. 1 regeln, find 
gleichfalls einzutragen?). 

1, Form und Belanntmadhung der Eintragung FGG. 88. 180, 169. 
2, Bol. 8. 26 Ubi. 2 Sag 2. 3) Eintragungsfähig iſt auch eine 
Berimmung, wonach, Willenserkflärungen nidt von allen Vorſtands— 
mitgliedern abzugeben find, 26. 31 S. A 220 — RIM. 6 S. 206. 

Zuſatz zum Namen. 

6. 65. Mit der Eintragung erhält der Name des Ver⸗ 
eins ij den Zufat „eingetragener Berein“. 

1) Bol. Anm. 2 zu 8. 12. 
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Bekanntmachung. Behandlung der Urkunden. 

+ 66, Das Amtsgeriht bat die Eintragung!) durd) 
das für feine Belanntmahungen beitimmte Blatt?) zu ver- 
öffentlichen. 

Die Urſchrift der Satzung ift mit der Beicheinigung der 
Eintragung zu verjehen und zurüdgugeben. Die Abjchrift wird 
von dem Amisgerichte beglaubigt und mit den übrigen Schrift« 
ftüden aufbewahrt. 

4) d. 5. bie Tatfahe der Eintragung, nicht deren ganzen Inhalt 
nad) S. 64. 8 €. Unm. 1 zu 8. 50. 

Änderung des Worflandes. 

. 67. Jede Änderung des Borftandes fowie die erneute 
Beilellung eines Vorftandsmitglieds iſt von dem Vorftande!) 
au Eintragung?) anzumelden?),, Der Anmeldung‘) iſt eine 

bichrift der Urkunde über die Anderung oder die erneute Be⸗ 
ftelung beizufügen. 

Die Eintragung gerichtlich beitellter®) Vorſtandsmitglieder 
erfolgt von Amts wegen. 

1) d. 5. fämtlihen Borftandömitgliedern, RG. 21 S. A 271, 
AM. 2 ©. 188; vgl. Anm. 1 zu 8. 59. 2) Anm. I zu 8. 64. 
Bedeutung ber Eintragung Dritten gegenüber $. 68. 3) Zwang $. 78. 
4) Form 8. 77. 5)8. 29. 

Mickfamkeit der Änderung gegen Dritte. 

8. 68. Wird zwifhen den!) bisherigen Mitgliedern des 
Boritandes und einem Dritten ein Rechtsgeſchäft vorgenommen, 
fo fann die Anderung des Vorſtandes dem Dritten nur ent= 
gegengeſetzt werden, wenn fie zur Zeit der Vornahme des Rechts⸗ 
geihäfts im Vereinsregiſter eingetragen oder dem Dritten be= 
fannt ift. Iſt die Anderung eingetragen, jo braudt der Dritte 
fie nicht gegen ſich gelten zu laffen, wenn er fie nit kennt, 
feine Unkenntnis aud nicht auf Fahrläſſigkeit?) beruht. 

1) rechtsgültig beftellten. 2) 8. 276 Abi. 1 Sat 2. 

Zengnis des Regiſtergerichts. 

* 69. Der Nachweis, daß der Vorſtand aus den im 
Regilter eingetragenen Perſonen beiteht, wird Behörden gegen«- 
an r ein Beugnis des Amtsgerichts über die Eintragung 

eführt. 
ee Sonftige Beicheinigungen FGG. $. 162. 
Dertretungsmadt, Befchlußfaffung des Vorſtandes. 

8. 70. Die Vorfchriften des 8. 68 gelten aud für Be- 
ftimmungen, die den Umfang der Vertretungsmadt des Vor⸗ 
ſtandes beſchränken!) oder die Beſchlußfaſſung des Boritandes 
abweichend von der Vorſchrift des 8. 28 Abf. 1 regelu?). 
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1) 8. 26 Abſ. 2 Satz 2. 2) ſie mögen in der urſprünglichen 
Sagung ſiehen ($. 64 Satz 2) oder nachträglich getroffen werben. 


. Änderungen der Satzung. 
&. 71. Anderungen ber Sagung bedürfen zu ihrer Wirk. 
ſamkeiti) der Eintragung?) in das Vereinsregilter. Die Ande 
zung ift von dem Boftande zur Eintragung anzumelden?). Der 
Anmeldung *) ijt der die Anderung enthaltende Beſchluß?) in 
Urſchrift und Abfchrift®) beizufügen. 
Die Vorſchriften der 88. 60 bis 64°) und des $. 66 Abf. 2 
finden entſprechende Anwendung. 
1) nach innen und außen. 2) Anm. 1318.64. 8) Zwang S. 78. 
4) Form 8. 77, 5) SS. 88, Bb. 6, Wegen Abi. 2 verb. mit 8. 66 
Abſ. 2. 7) Uber bie Prüfung der Anmeldung, die Mitteilung an bie 
Berwaltungsbehörde, dad Einſpruchsrecht, Zeit und Inhalt der Eintragung. 


Mitgliederverzeidmis. 
6. 72. Der Vorſtand hat dem Amtögeridyt auf deilen 
Verlangen jederzeit ein Verzeichnis der Vereinsmitglieder einzu- 
zeichen. 
en Bedeutung namentlich für die SS. 87, 78. Bwang 8. 78. 

Entziehung der Rerhtsfähigkeit und Auflöfung. 
a) Herabfinken der Mitgliederzahl. 
&. 73. Sinkt die Zahl der Vereinsmitglieder unter drei 
berab, jo hat das Amtsgericht auf Antrag des Vorſtandes und, 
wenn der Antrag nicht binnen drei Monaten!) geitellt wird, 
von Amtswegen nah) Anhörung des Vorſtandes dem Bereine 
die Rechtöfähigkeit zu entziehen. Der Beſchluß it dem Vereine 
zuzuftelen?).. Gegen den Beſchluß findet die fofortige Ber 
Ihwerde nad den Borjchriften der Zivilprozekordnung italt?). 
Der Berein verliert die Rechtsfähigkeit mit der Rechtskraft 

des Beichlufles. 
1) S. 187 Ubi. 1, 8. 188 Abſ. 2. 3, 83PO. 8. 171 Abſ. 2, 8, 

60. 


3) Bol. Anm. 4 zu 8. 
b) Eintragung. 

8. 7A. Die Auflöfung des Dereind!) fowie die Ent« 
siehung der Nedhtsfähigkeit?) ıft in das Vereinsregiſter einzu- 
tragen?). Im Fall der Eröffnung des Konkurſes unterbleibt 
die Sintragungt). 

Wird der Berein durch Beſchluß der Mitgliederverfammlung 
oder durd) den Ablauf der für die Dauer des Vereins be» 
ſtimmten Zeit aufgelöft, jo hat der Vorſtand die Auflöfung zur 
Eintragung anzumelden). Der Anmeldung®) iſt im erſteren 
Halle eine Abjichrift des Auflöſungsbeſchluſſes beigufügen. 

Wird dem Verein auf Grund des $. 43 die Rechtsfähigkeit 
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entzogen oder wird der ®Berein auf Grund des öffentlichen 
Bereinsredhts aufgelöft, fo erfolgt die Eintragung auf Anzeige 
der?) zujtändigen Behörde. 

2) nad) S. 41, infolge Ablaufs der beftimmten Zeit oder auf Grund 
des öffentlichen Vereinsrechts. 2) nad) 8. 48 oder 8. 78. 3) Anm. 1 
zu8.64. 4) Vol. 88. 42, 75. 6) 8wang 8. 78. ©) Form 8. 77. 
7) nach dem Landesrechte. Sachſen V. v. 6. Juli 1899 8. 5; Baden 
Art. 4, V. v. 11. Nov. 1899 8. 11. 
ce) Konkurs. 

6. 75. Die Eröffnung des Konkurjes ift von Amtswegen 
einzutragen!),. Das gleihe gili von der Aufhebung des Er— 
öffnungsbeſchluſſes?). 

1) KO. S. 112. 2) KO. 8. 116, nicht von dem Beſchluß über 
Aufhebung oder Einſtellung des Verfahrens nach 88. 168, 205 daſelbft. 
d) Ziquidatoren. 

6. 76. Die Liquidatoren find in das Bereinsregijter 

einzutragen‘). Das gleiche gilt von Beltimmungen, welche bie 
Befhlußtaffung der Liquidatoren abweichend von der Vorſchrift 
des 8. 48 Abi. 3 regeln. 
. Die Anmeldung hat dur‘ den Borftand, bei fpäteren 
Anderungen dur die Liquidatoren zu erfolgen?) Der An« 
meldung?) der durch Beichluß der Mitgliederverfammlung be» 
itellten Ziquidatoren ift eine Abſchrift des Beſchluſſes, der An— 
meldung einer Beitimmung über die Beſchlußfaſſung der Liqui» 
datoren eine Abjchrift der die Beſtimmung enthaltenden Urkunde 
beizufügen. 

Die Eintragung gerichtlid) beitellter*) Liquidaloren gefchieht 
von Amtswegen. 

1) Anm. 1 zu $S.64. 2) Zwang 8.78. 8)8.77. 9) 3.48 
Abſ. 1,8 29. 

Anmeldungen. 

&. 77. Die Anmeldungen zum Vereinsregiſter find von 
den Wkitgliedern des Vorſtandes ſowie von den Liquidatoren 
mitteljt öffentlich beglaubigter Erklärung!) zu bewirken 2). 

1) 8. 129, 2) Anmeldung zu Protokoll bes Gerichtäjchreiberg 
FGG. 88. 128, 159, durd) einen Notar ebenda SS. 129, 169. A. durch 
Bevollmächtigte zuläflig; aber öffentlich) beglaubigte Vollmacht erforderlich, 
8. 26 S. A 282 — RJA. 4 ©. 81. 

Ordnungsfirafen. 

F. 78. Das Amtsgeriht kann die Mitglieder des Bor« 
Itandes zur Befolgung der Vorſchriften des $. 67 Abi. 1, des 
8. 71 Abi. 1, des 8. 72, des $. 74 Abſ. 2 und des 8. 76 
durh Ordnungsſtrafen anhalten. Die einzelne Strafe darf den 
Betrag von dreihundert Mark nicht überfteigen. 
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In gleicher Weiſe können die Liquidatoren zur Befolgung 
der Borichriften des $. 76 angehalten werden. 
Das Verfahren beftimmt fih nah FGG. SS. 127, 182 His 


139, 1569. 
Öffentlichkeit des Regiſters. 
8. 79. Die Einfiht des Vereinsregiſters ſowie der von 
dem ®ereine bei dem Amtsgericht eingereichten Schriftſtücke ift 
jedem geitattet. Bon den Cintragungen kann eine Abfchrifi 
gefordert werden; die Abſchrift ift auf Verlangen zu beglaubigen. 
Beicheinigungen aus dem Bereinsregifter FGG. $. 162, 


II. Stiftungen. 

1. Die SS. 8S0—88 behandeln nur bie den Privatrecht angehörenden 
rechtsfäßigen Stiftungen, während für die öffentlich:vechtlichen Stiftungen, 
wie für andere juriftifche Perfonen des öfientlichen Rechtes, der $. 89 
einige Borjchriften enthält. Privatrechtliche Stiftungen find bie auf einem 
Brivatrechtögefchäfte beruhenden Stiftungen, fofern fie nicht nadı ihrer 
befonderen Beichaftenheit dem Organismus des Staated oder der Kirche 
derart eingefügt find, daß fie deshalb als öffentlichrechtliche anzufehen find 
(B. 11 Bd. 1 ©. 586). Verwaltung durc) eine öffentliche Behörde ſchließt 
allein die privatrechtlide Natur einer Stiftung nidt aus (vgl. 8. 86). 
Die landesgefeglichen Borfchriften über die Beauffihtigung der Stiftungen 
bleiben, als dem Öffentlichen Rechte angehörend, unberührt. Den Gegenſatz 
zu den rechtsfähigen bilden bie fiduziarifchen Stiftungen, d ſ. Zuwendungen 
an eine beftehende juriftiiche Perfon mit der Auflage der Verwaltung 
unter beionderen: Namen und der Verwendung für einen beftimmten 
Zwei. Über Sammlungen zu vorübergehendem Zwede ſ. $. 1914. 

2. Zur Entitehung einer rvechtöfähigen Stiftung bebarf es eines 
Stiftungsgeſchäfts unter Lebenden (8. 31) oder von Todeswegen ($. 88) 
und ftaatlider Genehmigung ($. 80). Den Erwerb des VBermögend durd) 
die Stiftung behandeln die SS. 82, 84, die Perfailung der Stiftung Die 
SS. 85, 86. Der 8. 87 betrifit die Umwandlung oder Aufhebung einer 
Stiftung, der $. 88 dad Scidjal des Vermögens nad) den Erlöfchen. 

Entſtehung. 
a) Allgemeine Vorausſetzungen. 

6. SO. Zur Entſtehung einer rechtsfähigen Stiftung iſt 
außer dem Stiftungsgeſchäfte die Genehmigung des Bundes⸗ 
ſtaats!) erforderlich, in deſſen Gebiete die Stiftung ihren Sitz 
baben fol. Soll die Stiftung ihren Sig nidt in einem 
Bundesitaate haben, fo ift die Genehmigung de3 Bundesrat 
erforderlih?). Als Sig der Stiftung gilt, wenn nidt ein 
anderes beitimmt ift, der Ort, an welchem die Berwaltung ge: 
führt wird?). 

1) EG. Art. 6. Wem die Erteilung der Genehmigung zuiteht, be: 
ſtimmt ſich nadı dem Landesrechte. Preußen Art. 1 (KBamtilienftiftungen), . 
8. v. 16. Rov. 1899 Art. 4 (andere Stiftungen); Bayern Urt. 6, V. 
v. 24. Dez. 1899 S.5; Sachſen AB. v. 6. Zuli 1899 $.7; Baden 
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8. v. 17. Juni 1901 8.2 Nr. 4, 8.8 Nr.1; Heffen Art.7; Elfaß: 
Lothringen 8.8, V. v. 1. Dez. 1899 8.7. 2) Entiprechend 5. 28. 
8) Vgl. Anm. zu $. 24. 
b) Errichtung unter Lebenden. 

. Sl. Das Stiftungsgeihäft unter Lebenden bedarf 
der ſchriftlichen Korm!). 

Bis zur Erteilung der Genehmigung ift der Stifter zum 
Widerrufe beredtigt?). I Die Genehmigung bei der?) zu- 
tändigen Behörde nachgeſucht, jo Tann der Widerruf nur diefer 

egenüber erklärt werden‘). Der Erbe des Stifters ift zum 

iderrufe nicht berechtigt, wenn der Stifter das Geſuch bei der 
zuftändigen Behörde eingereicht oder im alle der gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung) des Stiftungsgefchäfts das Ge- 
rigt oder den Notar bei oder nad) der Beurfundung mit der 
Einreihung betraut hat. 

1) 8. 126. 2) Durch Bertrag kann er fi nur verpflichten, nicht 
zu widerrufen. 8) nad Landesrecht; vgl. Anm. 1 zu $80. 9) Bel. 
8.180 Ubf. 8. 5) Unm.1 zu 8. 128. 


Übergang des Vermögens nuf die Stiftung. 

F. S2, Wird die Stiftung genehmigt, fo ift der Stifter 
verpflichtet, das in dem Stiftungsgeſchäfte zugejicdherte Ver— 
mögen!) auf die Stiftung zu übertragen. Rechte, zu deren 
Übertragung der Abtretungsvertrag genügi?), gehen mit der 
Genehmigung auf die Stiftung über, fofern nicht aus dem 
Stiftungsgefhäfte Ti ein anderer Wille des Stifters ergibt?). 

2) d. 5. bie einzelnen dazu gehörenden Gegenftände nad) ben für 
iäre Übertragung geltenden beionderen Borfchriften, 3. B. durch Auf: 
laſſung (5. 925), Einigung und Übergabe (8. 929) zc. 2) Sorberungen 
nach 8. 898 (vgl. aber $. 1154), andere Rechte nach S. 418. 3) Letzteres 
tft die beſonders zu beweifende Ausnahme. 


e) Errichtung von Todeswegen. 

3 S3. Beiteht das Stiftungsgejhäft in einer Verfügung 
von Zodesiwegen!), jo hat dag Raclangericht?) die Genehmigung 
einzuholen, fofern fie nicht von dem Erben oder dem Teſtaments- 
oollitreder?) nachgeſucht wird. 

1) in einer einfeitigen Verfügung (Teftament, Iegtwillige Verfügung, 
8. 1987) oder einem Grbvertrage (88. 1941, 2278) und in beiden Fällen 
in einer Erbeinfegung oder einer Bermäcdhtnisanordnnung. 2) Pal. ES. 
Art. 147 Ubi. 1; FGG. SS. 72, 78. 8) 88. 2197 fi., 2208 ff. 


d) Genehmigung nad dem Code des Stifters. 

8. SA. Wird die Stiflung!) erſt nad) dem Tode des 
Stifter3 genehmigt, jo gilt fie für die Zuwendungen des Stifters 
als ſchon vor defien Tode entitanden?). 
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1) mag ie durch Rechtögeichäft unter Lebenden oder durch Verfügung 
von Todesmwegen errichtet fein. 2, Im Falle der Erbeinfegung gelten 
daher nicht die SS. 1928, 2101, im Falle des Bermächtniffes nicht Die 


88. 2178, 2179. 
Verfaſſung. 

8. SS. Die Verfaſſung einer Stiftung wird, ſoweit fie 
nit auf Reichs- oder Landesgefe beruht, durd) das Stiftungs- 
geihäft beitimmt. 

Es find maßgebend zunädtt die zwingenden reichögefeglihen Bor: 
Ihriften (x. 26 Abf. 1, Abſ. 2 Sag 1, 88. BI, 42 und nah Maßgabe des 
8.86 Sag 2 der $. 28 Abi. 2 und der 8.29), ſodann etivaige zwingende 
landesgeſetzliche Borfchriften, demnächſt das Stiftungsgeichäft, weiter die 
dispofitiven Vorſchriften der Landesgeſetze, endlich die dispofitiven reichs⸗ 
geſetzlichen Beſtimmungen (8. 26 Abſ. 2 Satz 2, 8. 80 und 8. 27 Abſ. 8, 
8.28 Abſ. 1). Preußen Urt. 2, 4, V. v. 16. Nov. 1899 Art. b Ubi. 1; 
Bayern Art. 6; Sachſen $ 1; Heſſen Art. 8 Abi. 2. 


Übertragung von Worfhriften des Vereinsrechts. 
&. 86. Die Borfchriften des $. 261), des 8. 27 Abi. 3 
und der 88. 28 bis 31, 42 finden auf Stiftungen entfpredyende 
Anwendung, bie Vorfchriften des 8. 27 Abf. 3 und des 8. 28 
Abj. 1 jedoch nur inſoweit, als ſich nit aus der Verfaſſung, 
insbejondere daraus, daß die Bermwaltung der Stiftung von 
einer Öffentlichen Behörde geführt wird, ein anderes ergibt. Die 
Rorichriften des $. 28 Abi. 2 und des $. 29 finden auf 
Stiftungen, deren Berwaltung von einer öffentlichen Behörde 
geführt wird, feine Anwendung. 
1) Bei einer durch eine öffentliche Behörde verwaltete Stiftung kann 
die Behörde „Borftand” fein. 


Umwandlung und Aufhebung der Stiftung. 

&. 87. Sit die Erfüllung des Stiftungszmeds unmög- 
li geworden oder gefährdet fie das Gemeinmohl, jo kann die?) 
zultändige Behörde der Stiftung eine andere Zmedbeitimmung 
geben oder fie aufheben. 

Bei der Ummandlung des Zweckes ift die Abſicht des 
Stifters tunlichſt zu berüdhichtigen, insbefondere dafür Sorge 
zu tragen, daß Die Erträge bes Stiftungsvermögens dem Per- 
ſonenkreiſe, dem fie zuftatten fommen follten, im Sinne des 
Stifters tunlichſt erhalten bleiben. Die Behörde kann die Ber- 
faljung der Stiftung ändern, fomweit die Ummandlung des 
Zweckes es erfordert. 

Bor der Ummandlung des Zweckes und der Anderung der 
Berfaflung foll der Vorſtand der Stiftung gehört werden. 

1) Der 8. 87 tft vom Reichsſtag aufgenommen. 2) nach Landes⸗ 
scht. Breußen AB. v. 16. Nov. 1899 Art.5 Abf. 2; Sachſen UB. 
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v. 6. Ruli 1899 8.7 Abf. 1; Baden Stiftungägef. v. 5. Mat 1870, 8. 
v. 17. Juni 1901 8.8 Nr. 8; Heffen Art.8 Abf. 1; Elſaß-Lothringen 
8.8, V. v. 6. Dez. 1899 8. 7. 

Vermögen einer erloſchenen Stiftung. 

&. SS, Mit dem Erlöfhen der Stiftung!) fällt das 
Bermögen an die in der Berfaffung?) beitimmten Perſonen. 
Die Borjchriften der 88. 46--53 finden entfprechende Anwendung. 

2) ſei c8 durch Aufhebung nad 8. 87, ſei e8 aus einen anderen 
Grunde, indbefondere infolge Konkurseröffnung (88. 42, 86). 2) d. h., 
da reichsgeſetzliche Vorſchriften fehlen, durch zwingendes Landesgeſetz, 
Stiftungsgeſchäft oder dispoſitives Landesgeſez. Preußen Art.5 8.2; 
Bayern Art. 6; Sachſen AV. v. 6. Juli 1899 8.7 Abſ. 2; Württem— 
berg Art. 138; Heſſen Art. 9, 11; Elſaß-Lothringen 8. 7. 


II. Juriſtiſche Perſonen des öffentlichen Rechtes. 

F. 89. Die Vorſchrift des 8. 31 findet auf den Fiskus!) 
ſowie auf die Körperfchaften, Stiftungen und Anftalten des 
Öffentlichen Rechtes entfprechende Anmendung?). 

Das gleiche gilt, ſoweit bei Körperfchaften, Stiftungen und 
Anltalten des öffentlihen Rechtes der Konkurs zuläflig iiı®), 
von der Vorſchrift des $. 42 Abi. 2. 

4) Reichs- oder Landesfiskus. 2) Die ſich Hieraus ergebende 
Haftung betrifft nur die Haftung der Küörperichaften ꝛc. als felbftändige 
Rechtsſubjekte auf dem Gebiete des Privatrecht, namentlich ber Ber- 
mögensverwaltung, 3. B. als Eigentünterin eines Weges, Platzes, (Ges 
wäflers, Inhaberin oder linternehmerin einer dem öÖffentlidem Verkehre 
dienenden Anftalt (RG. 52 ©, 869). Anwendung auf die Haftung der 
Gemeinden für Beichafienheit der Straßen RG. IW. 1903 Beil. S. 108; 
1904 ©. 282, 868; 1906 ©. 199, 486; 1906 ©. 878, 589; OLG. 12 ©. 110. 
Für die Unterideidung der verfaſſungsmäßig berufenen Vertreter gilt dag 
in Anın. 2 zu 8. 81 Gefagte mit der Maßgabe, daß an die Stelle der Sakung 
bier die für die Berwaltungsorganilation maßgebenden Beitimmungen treten; 
f. die dort angeführten Entfcheidungen, jerner RS. ZW. 1903 Beil. S. 65. 
Nicht verfuffungsmäßig berufene Vertreter find danach 3. B. Bahnnıetiter, 
Stationsvorfteher, Straßentontroleure, Hausmeifter, Kaftellane (NG. IW. 
1908 Beil. ©. 132; 1904 S. 165, Gruch. 60 S. 861), wohl dagegen die 
preuß. Oberförfter (RG. IW. 1904 ©. 548). — Die Haftung des Fiskus ꝛc. 
für Handlungen, die ein Beamter in Ausübung der ihm anvertrauten öffent: 
lichen Gewalt vornimmt, beitimmt fi, von befonderen Neichögefegen 
abgefehen (GBO. 3. 12), nad) den Landesgefegen (EG. Art. 77); fo für 
Ausübung der Militärhoheit im Gegenf. zu militärfistalifhen Anordnungen 
(RG. 55 S. 171), für Ausitbung der Wegepolizei im Gegen. zur Wege: 
unterhaltung (RG. IW. 1904 ©. 358). 5) Die Zuläffigkeit kann 
nad) Art. IV des EG. zum Gef., betr. Änderungen der KO., für die im 
$ 15 Nr. 8 des ES. zur ZPO. (vgl. Art. II de8 EG. zum Gef., betr. 

nderungen der ZPO.) bezeichneten jurtitiihen Perfonen durch Yandes: 
geſetz beichräntt oder ausgeidylofien werden. Vgl. KO. 8 218. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Sachen. 


1. Das BGB. verſteht unter „Sachen“ nur körperliche Gegenſtände 
(8.90). Ser Ausdrud „Segenftand“ umfaßt Sachen und Rechte. Sachen 
find die beweglichen Sachen und bie Grundftüde (vgl. Vorbm. 2 zum 
dritten Buche). Der allgemeine Begriff der unbeweglichen Saden ift dem 
BGB, freind; es fennt neben den Grundftüden nur Rechte, für welche 
die ih auf Grundftüde beziehenden Vorſchriften gelten. Zu diefen Rechten 
gehören fraft Reichſsrechts das Erbbaurecht ($. 1017) fowie die nad 
Landesgeſetz begründeten Erbpachtrehte (EG. Art. 68) und Dineral: 
gewinnungsrechte (ebenda Urt. 68). Andere derartige Rechte können ſich 
aus vorbehaltenen LTandesgefegen ergeben (vgl. namentlih EG. Art. 67, 
196). Die Gegenftände, welche der Zwangsvollſtreckung in das um: 
bewegliche Bermögen unterliegen, find durch $. 864 der ZPO. reichs⸗ 
geieglich beftimmt. Zu ihnen gehören, außer den Grundftüden und den 
vorbezeichneten Beredytigungen, auch die im Schiffäregifter eingetragenen 
Schiffe, die im übrigen bewegliche Sachen find. 

2. Der vorliegende Abſchnitt enthält Begriffäbeftimmungen der 
orte: Sache ($. 90), vertretdare (S. 91), verbrauchbare Sachen (S. 92), 
weientlihe Beftandteile ($$. I8—95), Zubehör (88. 97, 98), Früuchte 
($. 99), Nutzungen ($. 100) und einige Rechtsſätze Über wefentliche Be: 
ftandteile (5. 93), über die Berteilung ber Früchte (8. 101) und der 
Yaiten (8. 103) fowie über den Erfag der Sruchtgewinnungstoften ($. 102). 
Anbegriffe von Sachen find erwähnt in $. 92 Abſ. 2, SS. 260, 1085. 


Saden. 
8. 90. Sachen im Sinne des Gejeges find nur körper⸗ 


lihe Gegenjtänbe. 
Dertretbare Garen. 
8. 91. Pertretbare Sachen im Sinne des Gefeges!) find 
bewegliche Sachen, bie im Verkehre nad) Zahl, Maß oder Ge: 
wicht beitimmt zu werden pflegen. 
1) 3. B. 88. 607, 651, 700, 706, 786, HGB. 88. 868, 881, 406, 
419, ZPO. 88, 592, 688, 794 Nr. b, 884 x. 
Verbrauchbare Saden. 
. 92. Berbrauhbare Saden im Sinne des Gejeges!) 
find bewegliche Sadyen, deren beitimmungsmäßiger Gebraud) in 
dem Berbraud oder in der Beräußerung beiteht. 
Als verbraudbar gelten auch bewegliche Sachen, die zu 
einem Warenlager oder zu einem fonjtigen Eachinbegriffe ge— 
hören, deſſen beiiimmungsmäßiger Gebraud) in der Veräußerung 
der einzelnen Sachen beiteht?). 
13.8. 88. 706, 1067, 1075, 1686, 1087, 1876, 1877, 1411 ꝛc. 
3 Inhaber: und Orderpapiere als verbrauchbare Sachen 88. 1084, 1892, 
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Beſtandteile. 
6. 93. Beſtandteile einer Sache, die von einander nicht 
getrennt werden können, ohne daß der eine oder der andere 
zeritört oder in feinem Wefen verändert wird (weſentliche Beſtand⸗ 
teile)), können nicht Gegenftand befonderer?) Rechte fein?). 

1) Der Ausdrud fol nicht befagen, daß die Beftandteile für die 
Sade weſentlich find, ſondern daß ihnen die Eigenſchaft wejentlich ift, 
nicht feldftändig, fondern nur Beftandteil zu fein. Über die Begriffs: 
beftimmung des 8. 98 gebt 8. 94 teilweiſe hinaus. Beſtandteile find 
körperliche Gegenſtände, die entweder von Natur eine Einheit bilden 
oder durch Verbindung miteinander ihre Selbſtändigkeit derart verloren 
haben, daß ſie, ſo lange die Verbindung dauert, als ein Ganzes, eine 
einheitliche Sache erſcheinen; der Unterſchied vom Zubehör liegt in der 
Art der Verbindung, die aber nicht notwendig ſolche i. S. des 8. 94 
Abſ. 1 fein muß, um Beſtandteilseigenſchaft nach 8. 98 zu begründen 
(RE. SW. 1906 ©. 846). Der Unterfchied zwifchen wefentlichen und nicht: 
wefentlichen Beftandteilen beruht auf wirtichaftlicden Rüdfichten; dabei ifi 
der Bwed bes $. 98, der nutzloſen Beritörung wirtichaftlicder Werte vor: 
zubeugen, zu beachten (NG. 68 ©. 888). Weſentl. Beftandt., als nicht 
ohne Wefensänderung der Sache trennbar, find 3. B. die in ein Yabrit: 
gebäude für den beitimmten Betrieb eingebradhten Maſchinen ohne Rüdticht 
auf fefte Verbindung im ©. von 8. 94 Abſ. 1 (RG. 50 ©. 242, IR. 
1908 Beil. S. 119, 1904 ©. 548, 1905 ©. 887), eine Lokomobile bei 
einer Dampfmühle (MG. NW. 1906 ©. 189, f. aud) S. 417, 548), ein 
Benzinmotor bei einer auf deffen Berwenbung gegründeten Ziegelet (RG. 62 
©. 406), nicht dagegen eine in einer elektriſchen Licht: und Straftanlage 
ohne fefte Verbindung aufgeftellte Aftumulatorenbatterte, dgl. nad) Lage 
des Falles nicht eine Kehlmafdhine (OLG. 8 ©. 416, RC. IW. 1904 ©. 864). 
3) dinglicher. Gegenftand von Schulbverhältnifien (Kauf, Miete, Pacht 2c.) 
fönnen auch wejentliche Beftandteile fein, ebenfo Gegenstand eines gefonderten 
Beſitzes (vgl. 8. 866). 3) Der Grundjag findet feine praftiiche Durch: 
führung namentlich durch die Vorfchriften der SS. 946, 947, 949 über den 
Einfluß der Verbindung auf die dinglichen Rechtsverhältniſſe. — Nicht 
weſentliche Beftandteile einer Sache teilen zwar regelmäßig, nicht aber 
notwendig das rechtliche Schidfal der übrigen Teile. 

8. 9A. Zu ben mefentlihen Beitandteilen eines Grund⸗ 
ftüds gehören die mit dem Grund und Boden!) feit verbundenen 
Sadıen?), insbejondere Gebäude, fomie die Erzeugniffe des 
Grundjtüds, jolange fie mit dem Boden zufammenhängen?). 
Samen wird mit dem Ausſäen, eine Pflanze wird mit dem 
Einpflangen weſentlicher Beitandteil des Grundſtücks. 

Zu den mejentlihen Bellandteilen eines Gebäudes gehören 
die zur Heritellung des Gebäudes) eingefügten®) Saden®). 

4) unmittelbar oder mittelbar durch ein Gebäude, RG. bO ©. 243. 
3) auch foweit fie über die Grenzen des Grundftüds Hinausreichen, wie 
das Leitungäneg eines Elektrizitätswerkes, NG. 48 ©. 267. Ob eine 
fefte Verbindung vorliegt, ift im weientlichen Zatfrage, 3. B. bei Motoren 
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IJW. 1904 S. 110); verneint 3.8. OLG. 10 ©. 59, 60; bejaht ORG. 12 
2.9. Ob Beleuchtung?: und Waflerleitungsanlagen Beitanbteil oder 
ZJubebör eined Grundſtücks, ift nach den Umftänden des alles zu be: 
urteilen, Gruch. 46 S. 867. Den Gegenſatz bildet nicht eine Iofe Ver⸗ 
bindung, ſondern leichte Whlösharkeit (RG. IW. 1906 ©. 887). Ein 
Eigentumsvorbehalt oder Eigentumszeichen fchließt die Wirkung der Ber: 
bindung nit aus (RG. IW. 1904 ©. 188). Zurüdbehaltung des Eigen: 
tum an einem Gebäude bei Beräußerung des Grundſtücks unwirkſam 
(28. 25 S. A 189). Eine Waſſerhaltungsanlage tft troßg fefter Ber: 
bindung nicht wefentlicher Beftandteil des Grundſtücks, fondern einer 
Abbaugerechtigkeit, wenn fie nach der ihr bei der Einfügung gegebenen 
Beitimmung nicht den Zweden des Grundftäds, fondern denen ber 
Gerechtigleit dienen foll und auch mit biefer im Verhältniſſe fefter Ber: 
bindung fteht (NG. IW. 1905 ©. 528), 3) Erwerb jelbftändigen Eigen: 
tums an Bäumen auf bem Stamme danach ausgeſchloſſen (RG. IWW. 1905 
5.280; ji. aber 8.966). Ausnahme $. 95 Abf. 1 und für die Übergangs: 
zeit ES. Art. 181 Abi. 2, 182. Die Pfändung vom Boden nicht ge: 
trennter Früchte bleibt nach ZPO. 8. 810 zuläffig. — Die Teile bes 
Grunditüds felbft find nicht meientliche Beſtandteile des Grundftüdg, 
tönnen daher Gegenftand befonderer Nechte fein (vgl. 8. 1181). iner 
beionderen Belaftung von Grunbftüdsteilen treten aber die Ordnung: 
vorſchriften der GBO. SS. 5b, 6 entgegen. 4) feiner befonderen Be 
ſſimmung nad, 3. B. als Holgbearbeitungsfahrtt (RG. 50 ©. 248, 
IE. 1904 5. 854), herrſchaftliches Mietshaus (Badewannen, Umpeln xc. 
IR. 1900 ©. 890, 1901 S. 862, Gruch. 45 ©. 1006). 5) d. 9. 
nicht nur zwiſchen andere Teile bineingebradht und in die dafür beſtimmte 
Stelle jo eingepaßt, dab eine fefte Verbindung mit den umſchließenden 
Zeilen bergeitellt ift (RG. 56 ©. 288), fondern auch Feniterladen, weil zur 
dauernden Einrihtung beftimmt und dementiprechend mit dem Grunditüde 
verbunden (RG. 60 ©. 421), ja fogar Dachbalken und Dadftuhl, Die 
ohne Verbindung mit den Mauern nur aufgefegt find (NG. 62 S. 248, 
2uG.12 ©. 6). 6) Ausnahme 8. 95 Abſ. 2. 


&. 98. Zu den Beitandteilen eines Grundftüds gehören 
ſolche Sachen nidht!), die nur zu einem vorübergehenden Zwecke?) 
mit bem Grund und Boden verbunden find?) Das gleiche 
gilt von einem Gebäude oder anderen Werke“), das in Aus 
übung eines Rechtes an einem fremden Grundftüde:) von dem 
Beredhtigten mit dem Grundflüde verbunden worden ilt®). 

Sacden, die nur zu einem vorübergehenden Zmede?) in ein 
Gebäude eingefügt find”), gehören nicht zu den Beitandteilen 
des Gebäudes8). 

1) nicht nur nicht zu den weſentlichen Beſtandteilen; daher findet 
namentlich der $. 892 feine Anwendung. 2) Solcher liegt vor, wenn dem 
Zwece feiner Ratur nach eine zeitlihe Begrenzung innewohnt, mag das 
Ende auch erft nach Jahrzehnten eintreten (NG.61 S. 188, 3W. 1906 ©. 548). 
8) ſei es vom Eigentümer, fei ed von einem anderen, befugt oder un: 
beingt._ Beifp.: Berbindung durch Mieter (NG. ZW. 1904 ©. 886), 
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Pächter (Seufil. 60 ©. 1), Pflanzen- und Baumijchulenbeitand einer 
Gärtnerei (Seuffü. 59 ©. 149). Ein Eigentumsvorbehalt macht die Ber: 
bindung nicht zu einer zu vorübergehenden Zwecke erfolgten (RG. 62 
S. 410). 4) nicht alfo von Pflanzen; f. aber Unın. 2. 5) Erb: 
baurecht, Dienftbarleit, Recht auf ein Erbbegräbnis zc., nicht perfünliche 
Nechte wie Miete und Pacht. Kür die Verbindung durch Mieter zc. 
tommt Abſ. 1 Sag 1 in Betradt. 6) Die im Abſ. 1 bezeichneten 
Sachen find bewegliche Sachen; Gebäude diefer Art können Zubehör fein 
(RS. JW. 1908 Beil. S. 119). 7) wie regelmäßig die von Pächter 
eingefügten ohne Rüdficht auf die Abficht des Pächters, DXUG.5 ©. 76, 
12 ©. 1]. Bedingte Abliht der Wiederwegnahme jchließt dauernden 
Zweck nit aus (DOTG.12 ©. 6). 8) Die nad) $. 95 die Beitanbteils: 
eigenfchaft ausfchließenden Umftände Hat zu beweifen, wer fie behauptet. 


F. 96. Rechte, die mit dem Eigentum an einem Grund: 
jtüde verbunden find !), gelten als Beitandteile des Grundftüds?). 
1) Rad) dem BGB. kommen in Betracht Grunddienſtbarkeiten ($. 1018), 
Vorkaufsrechte ($. 1094 Abſ. 2), Reallaften (8. 1105 Abf. 2). 2, Dem: 
entfprechend find fte nah GBO. 8. 8 auf dem Blatte des Grumditüdd zu 
vermerken. 
Zubehör. 

8. 97. Zubehör!) find bewegliche Sachen?), die, ohne 
Beitandeile?) der Hauptſache zu fein, dem wirtfchaftlichen Zwecke 
der Hauptfadhe*) zu dienen beitimmt find?) und zu ihr im 
einem diejer Beitimmung entiprechenden®) räumlichen Verhältniſſe 
jtehen?). Eine Sade ıft nicht Zubehör, wenn fie im Berlehre 
nicht als Zubehör angefehen mwird®). 

Die vorübergehende Benugung einer Sache für den mirt» 
ſchaftlichen Zweck einer anderen?) begründet nicht die Yubehör- 
eigenjchaft!%), Die vorübergehende Trennung eines Zubehör—⸗ 
jtüds von der Hauptſache hebt die Zubehöreigenihaft nicht auf!?). 

1) Der Zufammengehörigfeit des Zubehörd mit der Hauptiadhe trägt 
das BGB. nicht dur einen allgemeinen Grundfag, fondern durd) be: 
fondere Borfchriften Rechnung; vgl. SS. 814, 498, 926, 1081, 1062, 1098, 
1096, 1120—1122, 1185, 1265, 1561 Abſ. 2, 1982, 2164; f. aud) ES. 
Art. 64 Abſ. 1. Unpfändbarkeit des Zubehörd ZPO. $. 865 Abi. 2; Er: 
ftredung der Beſchlagnahme und Perfteigerung auf das Zubehör ZBG. 
8. 20 Abi. 2, 8. 21 Abſ. 1, 8. 66, 8. 90 Abi. 2. Gewilltürtes Zubehör ift 
den BGB. fremd (RG. IW. 1908 Beil. ©. 117). 2) Das BGB. kennt 
fein unbewegliched Zubehör. Ein Grundftüd fann nur nach 5.890 Ubf. 2 
einem anderen Grundftüde mit der im 8. 1131 beitimmten Wirkung als 
Beitandteil zugeichrieben werden. 5) 88.93 ff. und Anm. 1 zu $. 43. 
4) oder eines Teiles der Hauptjache, 3. B. eines Gebäudes, RG. 48 ©. 207. 
Eine Mafchine kann nicht Zubehör zweier Landgüter fein (OYG. 10 
©. 61). 5) wenn auch nur mittelbar, RG. 47 S. 198; 3.8. Deko: 
rationgpflanzen bei Gärtnerei (OLG. 8 S. 284), eine Yeldbahn bei einem 
Landgut (OLG. 8 S. 417), nicht Baumaterialien bei Baugrundftüd LONG. d 
©. 21, a. 4. OLG. 8 S. 418). Linentbehrlichkeit für die Hauptſache nicht 
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erjorderlih, OLG. 6 S. 270. Einichräntung in Abf. 1 Sat 2, Erläuterung 
in $. 98. 6) Tatfrage, RG. 61 ©. 272, es genügt ein die bes 
finmungsmäßige Verwendung ermöglichendes Verhältnis, OLG. ©. 78, 
7) mag fich die Sache auch in einiger Entfernung (RG. 47 S. 200), auf 
einem Nachbargrundftück oder in einem abgetrennten Raume befinden 
(NG. 55 ©. 281). 8) 3.8. Mufitautomaten in Neftaurants, OLG. 4 
5.204, a. 4. ORS.5 ©. 78. 9) d. i. im allgemeinen eine Benutzung, 
die von vornherein mit der Abficht Fünftigen Wegfalls erfolgt, MG. 47 
S. 202; der Wunſch des Anfchaffenben tft nicht maßgebend, OLG. b 5. 77. 
10) Beweispflichtig ift, wer diefe Ausnahme beweill, OLG. 6 ©. 270. 
11) z. B. zum Zwecke der Ausbeflerung, OLG. 6 S. 213. 


8. 98. Dem mwirtihaftlihen Zwecke der Haupiſache find 
zu dienen beftimmt!): 

I. bei einem Gebäude, das für einen gewerblichen Betrieb 
dauernd eingerichtet iſt?), insbejondere bei einer Mühle, 
einer Schmiede, einem Brauhaus, einer Fabrik, die zu dem 
Betriebe beitimmten Maſchinen und ſonſtigen Gerätjchaften?); 

2. bei einem Landgute das zum Wirtfchaftsbetriebe*) bes 
jtimmte Gerät und Vieh, die landmwirtichaftlihen Ers 
zeugnilie, fomeit fie zur Fortführung der Wirtichaft bis 
zu der Zeit erforderlich find, zu meldyer gleiche oder ähn- 
lihe Erzeugniſſe vorausfidhtlid) gewonnen werden, ſowie 
der vorhandene auf dem Gute gemonnencd) Dünger. 

1) und Deshalb unter den fonftigen Vorausſetzungen des 8. 97 
Zubehör, RS. 51 ©. 278. Bubehör eines Seeſchiffs HGB. S. 478. 
2) wenn auch nicht unnbänderlid, RG. 48 ©. 207; ausſchließliche 
Eignung des Gebäudes für diefen Betrieb nicht erforderlihd, DL®. 12 
S. 10. 8) mit Einichluß der zum Vertriebe der geiverblichen Erzeugniffe 
befiimmten, NG. 47 ©. 199, 264. Zubehör ift 3. B. das Inventar eines 
zum Reftaurationsbetrieb ausſchließlich eingerichteten Gebäudes, Bruch. 46 
5.1008, deögl. eines Gafthaufed, OLG. 2 ©. 499, 5 S. 78 (dagegen 
2 ©. 172), nicht tft Zubehör eines Fleifchereigrundftid3 ein Fleiſcherwagen 


nebft Geipann, OLG. 2 ©. 842. 4), mit Einfluß der Viehzucht, 
OcG. 2 ©. 842, 8 ©. 280. 5) Künſtlicher Dünger nur nad 8. 97 
Srüdte. 


8.99. Früchte einer Sache find die Erzeugnifle der Sadje 
und die fonjtige Ausbeute, welche aus der Sache ihrer Beitimmung 
gemäß gewonnen wird!). | 

Früchte eines Nechtes find die Erträge, melde das Recht 
jeiner Beſtimmung gemäß geväit ). insbefondere bei einem 
Rechte auf Gewinnung von Bodenbeitandteilen?) die gemonnenen 
Beitandteile. 

Früchte find auch die Erträge, welde eine Sache oder ein 
Recht vermöge eines Rechtsverhältnifſes gemährt?). 

2) Daß fih die Fruchtgewinnung in den Grenzen einer ordnungs⸗ 
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mäßigen Wirtichaft hält, ift nicht Erfordernis des Fruchtbegriffes. S. aber 
88. 681, 998, 1086, 1088, 1039, 2188. Mineralien und Soffilien find 
nur Früchte eined Grundftüds, das von Natur oder durch Verfügung 
de3 Eigentümer? zu ihrer Gewinnung beitimmt if, OLG. 6 ©. 217. 
2), Jagdbeute als Frucht des Nagbredhts, OLG. 4 S. 44. 83) Brund: 
dienftbarleit ($. 1018), Nießbrauch (8. 1080), beſchränkte perfönliche Dienft- 
barkeit (5. 1090) zc. 4) 5.3. Miet, Pacht⸗, Kapitalzinfen, Gewinn: 
anteile. 
Antungen. 

&. 100. Nugungen find die Früchte einer Sache!) oder 
eines Rechtes?) ſowie die Vorteile, welche der Gebrauch der Sadye 
oder des Rechtes gewährt. 


2) 8.99 Abſ. 1,8. 28.99 Abſ. 2, 8. 


Berteilung der Friülchte. 

8. 101, Iit jemand beredtigt, die Früchte einer Sache oder 
eines Rechtes bi3 zu einer beitimmten Zeit oder von einer be- 
ftimmten Zeit an zu beziehen!), jo gebühren ihm, fofern nicht 
ein anderes?) beſtimmt iſt: 

1. die im 8.99 Abf. 1 bezeichneten Erzeugnifle und Beltand- 
teile, auch wenn er fie als Früchte eines Rechtes?) zu be⸗ 
ziehen hat, inſoweit, als fie während der Dauer der Bes 
rechtigung von der Sache getrennt werden); 

2. andere Früchte infomweit, als fie während der Dauer der 
Beredhtigung fällig werden; beftehen jedod die Früchte 
in der Vergütung für die Überlaffung des Gebrauchs 
oder des Fruchtgenuſſes, in Zinjen, Geminnanteilen oder 
anderen regelmäßig wiederkehrenden Erträgen, jo gebührt 
dem Berechtigten ein der Dauer feiner Berechtigung ent» 
Iprechender Teil. 

2) 3.8. Berfäufer und Käufer (8. 446), Pächter und Berpächter 
(88. 581, 591), Nießbraucher (SS. 1080, 1055) oder gutgläubiger Beſitzer 
und Eigentümer (8. 993 Abſ. 2). 3) durch Geſetz oder Rechtsgeſchäft. 
8 Nach 8. 99 Abſ. 2. 4), Wegen des Erſatzes der Koſten für die 
Gewinnung der noch nicht getrennten und daher berauszugebenden 
Früchte f. 8. 102 und Anm. 2 dazu. 


Koſten der Fruchtgewinnung. 

8. 102. Wer zur Herausgabe von Früchten verpflichtet ift!), 
fann Erſatz der auf die Gewinnung der Früchte verwendeten 
Koften inſoweit verlangen, als fie einer ordnung3mäßigen Wirt- 
ſchaft entfpreden und den Wert der Früchte nicht Überfteigen?). 

2) durch Geſetz oder Rechtsgeſchäft. 2) Bol, 88. 592, 998, 10565 
Abſ. 2, 1421. 

Verteilung der Zaften. 
8. 103. Ber verpflichtet ift, die Laften!) einer Sache oder 
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eines Rechtes bis zu einer beitimmten Zeit oder von einer bes 
itinmten Zeit an zu tragen?), hat, fofern nicht ein anderes beftimmt 
it, die regelmäßig wiederkehrenden Laſten nad) bem Verhältnifie 
der Dauer feiner Verpflichtung, andere Laften infomeit zu tragen, 
als fie während der Dauer feiner Verpflichtung zu entrichten * 

1) öffentliche oder privatrechtliche. 2) z. B. Verkaͤufer und Käufer 
(F. 446), Nießbraucher und Eigentümer (8. 1047), Ehemann (88. 1886, 
1386), Vater (8. 1654). 


Dritter Abſchnitt. 
Rechtsgeſtchäfte. 


1. Der Begriff des Rechtsgeſchäfts iſt im BGB. nicht beſtimmt. 
Der dritte Abſchnitt enthält in 6 Titeln allgemeine Vorſchriften über 
Rechtsgeſchäfte. Er behandelt zunächſt die allgemeinen Vorausſetzungen 
ihrer Wirkſamkeit, und zwar im 1. Titel die Geſchäftsfähigkeit (88. 1041 —115), 
im 2. Titel ben Einfluß von Willendmängeln (88. 116—124), die Form 
der Erflärung (88. 126—129), das Erfordernis des Zugehend der Er: 
flürung ($$. 180—182), die Zuläffigleit des Inhalts (88. 184— 188) 
und die Nichtigkeit und Anfechtbarkeit (SS. 189— 144). Der 8. Titel be: 
trifft den Bertrag (58. 145— 157), der 4. die bedingten und befrifteten Rechts: 
geihäfte (88. 168—-168), der 6. den Abſchluß durch Vertreter (8$.164— 181), 
der 6. die Zuftimmung Dritter zu Nechtögeichäften (88. 182—186). 

2. Die Nechtögefchäfte find entweder einfeitige oder Berträge. 
Die erfteren müffen, ebenfo wie der Bertragsantrag und regelmäßig auch 
defien Annahme, zumeljt einem anderen gegenüber vorgenommen werben, 
um wirffam zu fein, find alfo (nach dem ühlichen, von Bitelmann vor: 
geihlagenen Ausdrude) empfangsbebürftige Nechtögefchäfte, wie 3. B. 
Anfechtung ($. 148), Buftimmung ($. 182), Mahnung ($. 284), Rücktritt 
($. 849), Wufrechnung (8. 888), Kündigung. Biswellen find einfeitige 
Rechtögeichäfte auch einer Behörde gegenüber vorzunehmen ($. 180 Abſ. 8; 
1.3.8. 88. 875, 876, 880, 928, 976, 1491, 1677, 1945). Andere ein- 
jeitige Rechtögefchäfte find nicht empfangsbebürftig, 3. B. das Stiftungs⸗ 
geihäft ($. 81), die Auslobung ($. 667), das Teftament ($. 1987). Uber 
einjeitige Rechtsgeſchäfte im allgemeinen j. 3.38. 88. 111, 148, 180, 1898, 
1408, 1881, über einfeitige empfangäbebürftige Nechtögeichäfte SS. 180 bis 


182, 174, 182. 
Eriter Titel. 
Geſchäftsfähigkeit. 

1. Der Titel beſtimmt die Vorausſetzungen der Geſchäftsfähigkeit, 
d. h. der Fähigkeit zur ſelbſtändigen Vornahme von Rechtsgeſchäften im 
eigenen Namen, dadurch, daß er die Ausnahnien regelt, und zwar zuerſt 
die (vollſtändige) Geſchäftsunfähigkeit (Gründe 8. 104, Wirkung 8. 106 
Abſ. 1). ſodann die beſchränkte Geſchäftsfähigkeit (Grunde 88. 106, 114, 
Wirkungen SS. 107—114, 115). Der 8. 105 Abſ. 2 betrifft den Einfluß 
von Bewußtlofigkeit 2c. auf Willenderflärungen. 

2. Über die Bedeutung der Gefchäftsfähigfeit bei einzelnen Rechts⸗ 
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gefchäften vgl. SS. 1804, 1825, 1829, 1881, 1886 ff, 1840, 1864 
(Eheſchließung), 1487 (Ehevertrag), 1595 (Anfechtung der Ehelichkeit), 
1728, 1729 (Ehelichleit3erklärung), 1751 (Annahme an Kinbesitatt), 2229, 
2280 (Teitament), 2275, 2282, 2290, 2296 (Erbvertrag), 2847, 2861, 
2852 (Erbverzicht); Bedeutung für andere Rechtshandlungen 8. 8 (Wohnfig: 
degründung und -auffebung). Sonftige Wirkungen mangelnder Geſchäfts⸗ 
fähigkeit: 88. 181 (Empfang von Willenderflärungen), 165, 179 (Ber: 
tretung), 206 (Berjährung), 682 (Geihäftsführung ohne Auftrag), 1676, 
1696 (elterliche ®ewalt), 1780, 1781, 1868, 1866 (Bormundichaft), 2201 
(Zeitamentspollitreder); ZPO. SS. bl, 612, 641 (Prozekfähigkeit), 
478 Abſ. 8 (Eib). 

Die Ehefrau ift nad) BGB. weder als ſolche noch fraft Guterrechts 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt; vgl. aber für ältere Ehen EG. 
Urt. 200 Abſ. 8. 

8. Die 88. 104—115 gelten mit Ausſchluß Tandeögefeglicher Ub: 
weihungen auch für das Gefinderedt (EG. Urt. 96). Uber Gefchäfts- 
fähigleit von Ausländern EG. Art. 7. 

4. Der allgemeine Begriff der Handlungsfäbigfeit ift dem BGB. 
fremd. Über Berantwortlichkeit für die Erfüllung einer Verpflichtung und 
für unerlaubte Handlungen vgl. S. 276 Abſ. 1 Sag 2, SS. 827—829. 


Zeſgaſzunfahigken. 


&. 104. Geſchäftsunfähig iſt: 

1. wer nicht das ſiebente Lebensjahr vollendet hat); 

2. wer ſich in einem die freie Billensbeftimmun; aus- 
ſchließenden Zuſtande krankhafter Störung der —** 
tätigkeit befindet?), fofern nicht der Zuſtand feiner Natur 
nad) ein vorübergehender ilt?); 

3. wer wegen Geiſteskrankheit entmündigt ilt®). 

2) Berechnung 8. 187 Abſ. 2. 2) Vgl. StSB. 8. 41. Für die 
Feſtſtellung dieſes Zuſtandes gilt ZPO. 8S. 286, RO. ZW. 1905 ©. 167. 
8) Dann ift 5. 106 Abf. 2 maßgebend. 4) 8.6 Abi. 1 Nr. 1. Beginn 
der Wirkfamteit der Entmündigung ZPO. 8. 661, Ende der Wirkfamteit 
EPO. 8. 672 Sag 2, 8. 678, 8. 679 Abſ. 4. Lichte Zwiichenräume bleiben 
unberüdjichtigt. Über den Fall der Entmündigung wegen Geiſtesſchwäche 
vgl. $. 114. 

b) Wirkung. Gleichſtehende Zälle. 

FR 108. Die Willenserklärung eines Geihäftsunfähigen!) 

iſt Ar 


Kichtig it auch eine Willenserklärung, die im Zuftande der 
Bemwußtlofigkeit oder vorübergehender Störung der Geiltestätig- 
fett abgegeben wird?). 

1) Willenderflärung gegenüber einem Geſchäftsunfähigen $.181Ubf.1 
2) Bol. aber für die Willenderflärungen Entmündigter $. 115. Über 
Unwirkſantkeit nachträglichen Eintritts der Gefchäftsunfähigleit |. 8. 180 
Ubi. 2, SS. 163, 672, 691, 8. 794 Abſ. 2. 5) Schlaf, finnlofe Be: 
trunfenheit, Fieber 20. Dgl. $. 1825 Abi. 2. 
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Beſchrünkte Gefcäftsfähigkeit: 
1. wegen Minderjährigkeit. 

8.106. Ein Minderjähriger, der das fiebente Qebensjahr 
vollendet Hat!), ift nad) Maßgabe ber 88. 107 bis 113 in der 
Geihäftsfähigfeit beſchränkt?). 

2) Berechnung 8. 187 Abſ. 2. 2) über befondere Vorfchriften 
1. Borbm. 2 zu dieſem ne imwilligung d fehlichen Jertrete 

a) ng des geſetzlichen eters. 

8.107. Der Minderjährige bedarf zu eier illenserflärung, 
durch die er nicht lediglich einen rechtlichen Vorteil erlangt, der 
Einwilligung!) feines gejeglihen Vertreters ?). 

1) Bel. 88. 182, 188. 2) Bol. Anm. 8 zu 8. 8. Erfordernis 
der Genehmigung des PBormundichaftsgerichtd, des Beiftandes oder bes 
Gegenvormundes SS. 1648, 1690, 1812 ff, 1821—1882. 

b) Wirkfamkeit mangels Einwilligung. 
«) Berträge, 

8. 108, Schließt der Deinberjährige einen Vertrag ohne die 
erforderliche Einwilligung des gefeglichen Bertreterd, jo hängt 
die Wirkſamkeit des Vertrags von der Genehmigung!) des Ver: 
treter8 ab. 

Fordert der andere Teil den Bertreter zur Erllärung über 
die Genehmigung auf, jo fann die Erklärung nur ihm gegen- 
über erfolgen ); eine vor der Aufforderung dem Minderjährigen 
gegenüber erklärte Genehmigung oder Bermeigerung der Be 
nehmigung wird unwirkſam. Die Genehmigung kann nur bis 
zum Ablaufe von zwei Wochen?) nad) dem Empfange der Auf- 
forderung*) erflärt werden; wird fie nicht erklärt, fo gilt fie als 
verweigert. 

Iſt der Minderjährige unbeſchränkt geihäftsfähig gemorden), 
fo tritt feine Genehmigung an die Stelle der Genehmigung des 


Bertreter3®). 
2) Bol. 88. 182, 184. 2) abweichend von 8. 182 Abſ. 1. 
3) Berechnung $. 187 Abſ. 1, 8. 188 Abf. 2. 4) 88. 180, 182. 


5), 88. 2, 8. 6) Bol. 8. 1829, 
Miderrufsrect des anderen Geiles, 

8.109, Bis zur Genehmigung des Vertrags iſt der andere 
Zeil zum Widerrufe berechtigt)). Der Widerruf kann aud dem 
Minderjährigen gegenüber erklärt werden?). 

Hat der andere Zeil die Minderjährigleit gekannt, fo 
fann er nur widerrufen, wenn der Minderjährige der Wahrheit 
zuwider Die Einmilligung des Vertreters behauptet hat; er 
kann auch in Diefem Yale nicht widerrufen, wenn ihm das 
Fehlen der Einwilligung bei dem Abſchluſſe des Vertrags be= 
fannt war?). 
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1) foweit biefed Recht nit durch Kenntnid von der Wtinder: 
jädrigfeit oder dem Fehlen der Einwilligung des Vertreterd nad) Abſ. 2 aus: 
geſchloſſen iſt. 2) Abweichend von 8. 181 Abſ. 2. 3) Val. 8. 1829. 
Virkſamwerden durch Erfüllung. 

&. 110, Ein von dem Minderjährigen ohne Zuftimmung des 
geſetzlichen Bertreter8 geichloffener Vertrag gilt als von Anfang 
an wirkſam, wenn der Minderjährige die vertragsmäßige 
Leiftung mit Mitteln bewirkt, die ihm zu diefem Zwecke oder zu 
freier Verfügung von dem Vertreter oder mit deſſen Zuftimmung 
von einem Dritten überlafien worden find!). 

1) 3.3. mit dem Tafchengelde. Bal. 88. 1644, 1824. 


A) Sinfeitige Rechtsgeſchäfte. 

6.111. Ein einſeitiges Rechts geſchäft, das der Minderjährige 
ohne die erforderlide Einwilligung des geſetzlichen Bertreters 
vornimmt, ijt unwirkſam. Nimmt der Minderjährige mit diefer 
Einwilligung ein ſolches Rechtsgeſchäft einem anderen gegegenüber 
vor, ſo in das Rechtsgeſchäft unwirkfam, wenn der Minderjährige 
die Einwilligung nicht in fchriftlicher Form!) vorlegt und der 
andere das Redhtögeichäft aus diefem Grunde unverzüglich?) zu— 
rüdweilt?). Die Zurüdmeifung ift ausgejchloffen, wenn der Ber- 
treter den anderen von der Einwilligung in Kenntnis geſetzt hatte. 

1) 8. 126. 2) 8. 121. 3) Yurfidweifung auch erforderlich, 
wenn Einwilligung des Bertreterd nicht behauptet if, RG. 50 ©. 218. 
Ähnliche Vorſchriften $. 174, 8. 182 Abf. 8, 8. 410, 8. 1160 Abf. 2, 
8. 188). DBgl. Anm. 1 zu 8. 182. 

c) Erweiterung der Gefdäftsfühigkeit: 
a) für den Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts; 

y112. Ermächtigt der gefegliche Vertreter mit Genehmigung 
des Bormundfchaftsgerihts!) den Minderjährigen zum jelb- 
ftändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts, jo ilt der Minder- 
jährige für folde Rectögeichäfte unbeſchränkt geichäftsfähig?), 
welche der Geſchäftsbetrieb mit fi) bringt. Ausgenommen And 
Rechtsgeſchäfte, zu denen der Vertreter der Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts bedarf?). 

Die Ermädtigung kann von dem Vertreter nur mit Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts zurüdgenommen werden). 

1) 88. 1828 ff.; Unbörung bes Mtündels 8. 1827 Abſ. 2. Die Er: 
mächtigung ift Zweckmäßigkeitsfrage; daher gegen bie Enticheidung feine 
weitere Beſchwerde Bayobt3. 5 ©. 227. Einfluß der Wufhebung der 
Genehmigung auf die inzwiſchen borgenommenen Rechtsgeſchäfte FGG. 
8. 82. 2) alfo auch prozeßfähig (ZPO. 8. 52 Ubf. 1). Obne bie 
Ermädtigung fann ein Minderjähriger nit Kaufmann fein RGSt. 86 
©. 867. 3) Bol. SS. 1648, 1819—1822. 4) Siehe zu Abi. 1, 2 
die 88. 1645, 1828. 
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5) für Dienf- und Arbeitsuerhältniffe; 

6. 113, Ermächtigt der gejegliche Vertreter den Minder- 
jährigen, in Dienjt oder in Arbeit zu treten, fo iſt der Minder- 
jährige für folde Rechtsgeihäfte unbeſchränkt gefchäftsfähig!), 
welche die Eingehung oder Aufhebung eines Dientte oder Arbeits: 
verbältnifies der gefiatieten Art?) oder die Erfüllung der ſich aus 
einem ſolchen Verhältnis ergebenden Berpflichlungen betreffen. 
Ausgenommen find Berträge, zu denen der Bertreter der Ge⸗ 
nehmigung des Bormundfeaftögerichts bedarfl?). 

Die Ermädtigung kann von dem Vertreter zurüdgenommen 
oder eingeſchränkt werdent). 

Sit der gefeglihe Bertreter ein Vormund, jo kann die Er» 
mädtigung, wenn fie von ihm verweigert wird, auf Antrag des 
Minderjährigen durch das VBormundichaftsgericht erſetzt werden?). 
Das Vormundſchaftsgericht hat die Ermädjtigung zu erfegen, 
wenn fie im Intereſſe des Mündels liegt. 

Die für einen einzelnen Yal erteilte Ermädtigung gilt 
im Zweifel als allgemeine Ermädtigung zur Eingehung von 
Berhältniffen derjelben Art. 

2) Bol. Anm. 2 zu 8. 112. 2) Dienftverhältnis ald Dienft- 
mäbchen 3. B. verſchieden von dem einer Selinerin, RG. i. DIZ. 1906 
S. 822. 3) 8.1822 Nr.7, 12, 18; vgl. dagegen 8.1648. 9) 35.8. 
bezüglih) der Perfon des Dienſtherrn, der Dauer bed Dienftvertrags ꝛc. 
DBS. 48 ©. 424. 5) Anhörung des Mündels 8. 1827 Ubf. 2. 
Berjagung ber Ermädtigung mit NRüdfiht auf NRitualvorfchriften bei 
religionsmändigem, nicht mehr erziehungsbedürftigem Mündel unbegründet, 
28. 28 S. A 8. Beginn der Wirkfamkeit der erfegenden Verfügung 
588. SS. 68, 60 Nr. 6, 22. Einfluß ihrer Aufhebung auf inzwifchen 
vorgenommene Rechtögeichäfte ebenda 8. 82. 

2. aus anderen Gründen. 

&. 114. Wer wegen Geiſtesſchwäche, wegen Verſchwendung 
oder wegen Trunkſucht entmündigt!) oder wer nad) 8. 1906 
unter vorläufige Bormundfchaft geitellt ift?), fteht in Anjehung 
der Geſchäftsfähigkeit einem Minderjährigen gleich, der das 
fiebente Lebensjahr vollendet hat?). 

1) 8.6 Abf. 1. Beginn der Wirkſamkeit ZPO. 8. 661 Abf. 2, 8. 688 
Abſ. 2, Ende der Wirkſamkeit ebenda $. 672 Say 2, 8.678, 8. 679 Abf. 4, 
8. 684 Ubf. 4, 8. 686, 8. 686 Abſ. 4. 2) Beginn der Wirkſamkeit 
der Anordnung und der Aufhebung der vorläufigen Vormundſchaft 
FGG. 5. 52; Aufhebung der Anordnung durch das Beichwerbegericht 
ebenda 8. 61. 3) Bol. 88. 106—118. Am Halle der vorläufigen 
Bormundfchaft findet aber unter Umftänden $. 104 Nr.2 Anwendung. 

Anfhebung der Entmündigung x. 
‚2115. Wird ein die Entmündigung!) ausfprechender Be 
ſchluß infolge einer Unfehtungsflage aufgehoben?), jo fann bie 
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Wirkfamfeit der von oder gegenüber dem Entmündigten vor« 

enommenen Nedisgeichäfte nicht auf Grund des Beichlufjes?) in 
* geſtellt werden. Auf die Wirkſamkeit der von oder gegen⸗ 
über dem geſetzlichen Vertreter vorgenommenen —— 
bat die Aufhebung keinen Einfluß®). 

Diefe Borihriften finden entiprechende Anwendung, wenn 
im Falle einer vorläufigen Bormundfchaft der Untrag auf Ent- 
mündigung zurüdgenommen oder rechtskräftig abgemiefen®) oder 
der die Entmündigun ausſprechende Beſchluß infolge einer 
Anfechtungsklage aufgehoben wird?). 

1) jet e8 wegen Geiſteskrankheit (8. 104 Nr. 8), fei e8 wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht ($. 114), 2) ZPO. 
88. 672, 684. 3) Beanftandung aus anderen Gründen bleibt möglid. 
4) Bol. ZPO. (alte Faſſung) 8. 618 Abf. 2. 5) 8. 1908 Abſ. 1. 


Zweiter Titel. 
Willenserklärung. 

Der Titel enthält allgemeine Norfchriften über den Einfluß von 
Willengmängeln (88. 116—124), die Form der Rechtsgeſchäfte (88.125— 129), 
die Vorausſetzungen des Wirkſamwerdens von Willenserflärungen unter 
Abweſenden (88. 180— 182), die Auslegung ber Willengerllärungen ($. 188), 
die unerlaubten Rechtsgeſchäfte (88. 184—188) fowie die nichtigen und Die 
anfechtbaren Nechtögeichäfte (SS. 189--144). 

I. Willensmängel. 

Über die Beurteilung von Willensmängeln bei Nechtögeichäften eines 

Bertreters f. 8. 166. 


1. Geheimer Borbehalt. 

8.116, Eine Willenserklärung ift nicht deshalb nichtig, weil 
fih der Erklärende insgeheim vorbehält, das Erklärte nicht zu 
wollen!) Die Erklärung ift nidtig, wenn fie einem anderen 
gegenüber abzugeben it?) und Dieter den Borbehalt fennt?). 

1) Auch im Scerze mit Täufchungsabjicht; vgl. dagegen 8. 118. 
Anwendung auf Schuldanerfenntnig, dad als ernſtlich aufgefaßt werden 
folte, aber angeblich nur zur Beruhigung des Empfängerd abgegeben wurbe, 
NG. JW. 1908 Beil. ©. 21. 2) Bol. ©. 55 Vorbm. 2 zum B. Abſchn. 
Kür nicht empfangsbedürftige einfeitige Willenserflärungen gilt Sag 1 ohne 
Ausnahme. 3) Sat 2 gilt nicht für die Chefchließung (88. 1828 ff.). 
2. Scheingeſchäft. 

. 117. Wird eine Willenserklärung, die einem anderen 
gegenüber abzugeben ilt!), mit defjen Einverftändniffe nur zum 
Hein abgegeben?), fo iſt fie nichtig?). 
Wird durch ein Scheingefhäft ein anderes Rechtsgeſchäft 
verbedt*t), fo finden die für daS verdedie Rechtsgeſchäft geltenden 
Vorſchriften Anwendung. 
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Der 8. 117 gilt nicht für die Ehefchließung; vgl. SS. 13238 ff. 

2) Bl. S. 56 Vorbm. 2 zum 8. Abſchn. 2) Einigung der Parteien 
darüber, daß das Erklärte nicht gewollt ift, wefentlih RSG. ZW. 1903 Beil. 
S. 74. Ein durch eine vorgeſchobene Perfon ernftlich geichloffenes Sefchäft fein 
Sheingeihäft, NE. SeuffA. 60 ©. 177. 3) Schuß gutgläubiger 
Dritter nach den allgemeinen Borfchriiten zu Gunſten derjenigen, welche 
Rechte von einem Nichtderechtigten herleiten, namentlich nad) den 88. 892, 
893, 932—986, 1082, 1207; dazu bier ferner SS. 406, 409. ©. au 
85. 171, 172. Bet Sceingefhäft zur Benachteiligung der Gläubiger 
auch Schabenderfaganfpruch nach 8. 826, RGEGJ3W. 1904 ©. 499. *) oder 
auch mehrere andere Nechtögeichäfte, 3. B. Kauf zwiſchen A und B und 
Echentung des A an C verbedt durch Kauf zwifchen A und C 3BIFG. 6 


S. 2156. 

3. Scherz zc. 

8. 118. Eine nit ernſtlich gemeinte Willenserklärung, 
die in Der!) Gemartung abgegeben wird, der Mangel der Ernft- 
lichleit werde nicht verfannt mwerden?), iſt nidhtig?). 

Die Borfchrift gilt nicht für die Eheſchließung (SS. 1828 Fff.). 

1) begründeten oder unbegrünbeten. 23) wie inöbefondere bei 
dem Scherze ohne Zäufhungsabiht und bei dem wmißlungenen Scheins 
geichäfte. 3) Schadenseringpflicht des Erklärenden 8. 122. 

4. Irrtum. 

6. 119, Wer bei der Abgabe einer Willenserklärung 
über deren Inhalt!) im Irrtume war?) oder cine Erklärung 
diefe8 Inhalts überhaupt nıcht abgeben wollte?), kann die Er- 
Härung anfechten*), wenn anzunchmen tit, daß er fie bei Kennt» 
nis der Sadjlage und bei veritändiger Würdigung des Yalles 
nicht abgegeben haben würde). 

Als Irrtum über den Inhalt der Erklärung gilt auch der 
Srrtum über ſolche Eigenichaften der Berjon®) oder der Sache”) 
die im Verkehr als weſentlich angejehen mwerden®), 

Beiondere Vorſchriften SS. 818 Abſ. 2 (Beitinnmung ber Leiſtung 
durch Dritten), 779 (Bergleich), 1882, 1883, 1887 (Eheichltefung), 1949 
(Erbihaftdannahne), 2078, 2079 (Zeftamente), 2281 (Erbvertrag). 

2) Den Gegenfag bilden die außerhalb des Rahmens der recht8:- 
geihäftliden Erklärung liegenden Umftände, 3. B. die Preiskalkulation, 
NG. 55 ©. 867. ©. auch Abſ. 2. 2) die Erklärung alfo zwar mit 
dieſem Inhalte wirklich abgeben wollte, aber nur infolge eines Irrtums 
über den Inhalt; 3.8. Annahme eines Bertragdantragd infolge Ber: 
leien?, OLG. 2 ©. 249. Irrtum im Beweggrunde nur beachtlich, wenn 
infolgedefien der Inhalt ein anderer geworden ift, RG. ZW. 1908 Beil. 
©. 40, 106. Wer eine Erklärung mit dem Bewußtfein abgibt, den Sin: 
Balt nicht zu kennen, befindet ſich über diefen nicht im Irrtum, NG. 62 
S. 201. Uber den Unterfchied zwiſchen Irrtum einer Partei und 
veritedtem Diffens beider Parteien |. Anm. zu 8 155. 3) Trülle des 
Sichverfprechend, Sichverſchreibens ꝛc.; nicht dagegen des Sichverrechnend 
bei ber Preisftelung, OLG. 8 ©. 40, 6 S. 80. Whnlicher Fall im 5. 120. 
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Ausnahme im $. 164 Abf. 2. Keine Anfechtung wegen X. über die Rechts⸗ 
folgen, RG. 51 ©. 281. 4) Zeitliche Beichräntung 8. 121; Wirkung, 
Bollziehung und Ausſchluß der Anfechtung SS. 142—144. 5) Schadens: 
erfagpflicht 8. 122. 6) 3.3. Bahlungsunfähigkeit, nicht Kreditunficher: 
beit, OLG. 8 ©. 39, Kreditunwürdigfeit bei Kreditlauf, OL®S. 4 ©. 9, 
Schuldenfreiheit bei Gefchäftsführer einer &. m. 6. 9. RG. JW. 1906 
©. 865; bei Abſchluß mit einem techniichen Bureau %. über defjen Inhaber 
nur weſentlich, wenn bejonderes Syntereffe an der Perfon befteht, NE. JB. 
1908 Beil. S. 107. Pgl. auch NG. 62 ©. 282. 7) d.f. nicht nur bie 
natürliden Eigenſchaften, fondern auch ſolche tatſächlichen oder rechtlichen 
Berhältniffe, die zufolge ihrer Beichaffenheit und voraudgelegten Dauer 
nach der Verkehrsanſchauung einen Einfluß auf die Wertichägung der 
Sadje zu Üben pflegen (RG. 61 ©. 86, JIW. 1906 ©. 878), 3.8. das 
Recht, die Bebauung eines Nachbargrundftüids zu verbieten (NG. 61 
©. 84), ein die Sache betreffendes Geheimmittelverbot (NY. IW. 1908 
Beil. S. 14), die Eriragsfähigkeit eined Grundftüädd (DW. 1908 Beil. 
©. 199), nit bei Kauf von Kuren ohne weiteres das Bergwerk be: 
trefiende, ungünſtige Ereignifie, RG. Grud. 48 S. 101. Unfechtung eines 
Kaufe3 wegen Tehler der im $. 459 bezeichneten Art iſt neben den bort 
beftimmten Rechtsbehelfen nicht zuläffig (RS. 61 ©. 171; vgl. RG. 62 
©. 282). 8) Entiprechende Anwendung des Abſ. 2 auf unlörperliche 
@egenftände, 3.8. bie Sicherheit einer Hypothel, OLG. 10 ©. 188. 


5. Anrichtige Übermittelung der Erklärung. 
.. & 120. Eine Willenserllärung, welde durch die zur 
Übermittelung verwendete Perſon oder Anitalt!) unrichtig über» 
mittelt worden ilt, kann unter der gleichen Borausfeßung an» 
gefochten werden wie nad; 8. 119 eine irrtümlidy abgegebene 
Willenserklärung ?). 

1) ZTelegraphen:, Fernſprechanſtalt 2c. Vgl. aber 8. 147 Abſ. 1 Saß2. 
2), Gelbftverftändlih nur von demjenigen, defien Erklärung unrichtig 


übermittelt ift, OLG. 8 ©. 27. Schadenserſatzpflicht 8. 122. Vgl. Anm. 8 
zu $. 119. 


Zeitliche Befchränkung der Anfechtung. 

&. 121. Die Anfehtung muß in den Fällen der 88.119), 
120 ohne jchuldbaftes Zögern?) (unverzüglich) erfolgen, nad» 
dem der Anfechtungsberechtigte von dem Anfehhtungsgrunde?) 
Kenntnis erlangt bat‘). Die einem Abweſenden gegenüber er- 
folgte Anfechtung gilt als redjtzeitig erfolgt, wenn die An— 
fechtungserflärung unverzüglich abgejendet worden ilt?). 

Die Anfehtung iſt ausgefchloffen, wenn feit der Abgabe 
der Willenserklärung dreißig Jahre verftrichen find®). 

1) Anfechtung wegen argliftiger Täufchung enthält zugleich U. wegen 
Irrtums, RG. 57 ©. 862. 2) vorfägliche8 oder fahrläfliged (8. 276 
Abſ. 1 Sag 2); verneint z. B. OLG. 8 S. 419, bejaht RG. JW. 1906 
S. 282; Zulaäſſigkeit der Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz NG. 49 
©. 895, IW. 1908 Beil. S. 120, 1905 ©. 282. Bei objeltiner Ver⸗ 
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aögerung hat der Anfechtende dad Fehlen eines Berichuldens zu beweifen, 
ZB. 1902 Beil. S. 22. 3) Irrtum oder unrichtige Ubermittelung. 
4) Die Zeit der Kenntniterlangung hat ber Gegner bes Unfechtenden zu 
beweilen, RG. 57 ©. 862. Unfechtungsfrift bei Eheichließung 8. 1889, 
Annahme und Ausſchlagung einer Erbichaft S. 1954, deögl. eines Ber: 
mädtnified $. 2808, bei Teftament $. 2082, Erbvertrag $. 2288. 
5 Die abgejendete Erklärung muß aber nachher auch zugenangen fein 
(8. 180 Abi. 1). 6) Berechnung $. 187 Abi. 1, 8. 188 Abſ. 2. 


Schadenserfatpfliht des Erklärenden. 

6. 122. Iſt eine Willenserflärung nad) $. 118 nichtig 
oder auf Grund der 88. 119, 120 angefochten, fo hat der Er» 
Härendet), wenn die Erklärung einem anderen gegenüber abzu- 
geben war?), diefem, anderenfalld jedem Dritten den Schaden 
zu eriegen, den der andere oder der Tritte dadurch erleidet, 
daß er auf die Gültigkeit der Erklärung veriraut, jedoch nicht 
über den Betrag des Intereſſes Hinaus, welches der andere 
oder der Dritte an der Gültigkeit der Erklärung hat?). 

Die Schadenserſatzpflicht tritt nicht ein*), wenn der Bes 
Ihädigte den Grund der Nichtigkeit oder der Anfechtbarkeit 
Tanne oder infolge von Yabrläjfigfeit5) nicht kannte (kennen 
mußte). 

1) ohne Rüdfiht auf Berichulden. 2) Bol. ©. 55 Vorbm. 2 
zum 8. Abſchn. 3, alio das negative Intereſſe, jedoch nicht über den 
Betrag des Erfüllungsinterefles. Beilp. OLG. 8 ©. 22. Urt der Ers 
fagleiftung 88. 249ff. 4) Die Anmwenbung bed $. 254 ift ausge: 
ſchloſſen. 5) 8. 276 Abſ. 1 Sag 2. 

b. Tänfchung und Drohung. 

. 123. Wer zur Abgabe einer Willenserklärung dur) 

argliitige TZäufhung!) oder widerredhtlich?) durd Drohung be» 
ſtimmt morden ift, fann die Erklärung anfedhten?). 

Hat ein Dritter die Täufhung*) verübt, fo iſt eine Er» 
klärung, die einem anderen negenüber abzugeben mwar°), nur 
dann anfechtbar, wenn diefer die Täuſchung kannte oder kennen 
mußte‘). Someit ein anderer als derjenige, melhem gegenüber 
die Erklärung abzugeben war, aus der Erfärung unmittelbar 
eın Recht erworben hat?), ift die Erklärung ihm gegenüber an- 
fehtbar, wenn er die Täufchung kannte oder fennen mußte. 

Beiondere Vorſchriften in bezug auf die Eheſchließung 88. 1884, 
1886, 1704, in bezug auf Iegtwillige Berfügungen und Crbverträge 
8. 2078 Abi. 2, 8. 2281 Ubi. 1. 

1) Solde fann auch durch Berfchweigen von Umftänben begangen 
werden, die nad Treu und Glauben mitgeteilt werden müßten, obne 
daß ein Unterdrüden erforberlih und anderſeits jedes Unterlaſſen einer 
Mitteilung genügend wäre (N®. 62 ©.149, IW. 1905 ©.18, 1906 ©. 829). 
Permögensbeihädigung nicht erforderliih, ZW. 1908 Beil. ©. 40. Arg⸗ 


64 Allgemeiner Teil. Rechtögefchäfte. 


Iiftige I. Iiegt nicht im Wuftreten bed Eigenkäufers old Kommiſſionär bei 
Warenlauf, Seuffl. 57 ©. 1, in der Annahme eines als irrig er: 
fannten Bertragsantrags, OLG. 4 ©. 204, im bloßen Verſchweigen der 
Bermögenslage, OLG. 8 ©. 421, im Berfchweigen der Äußerung eines 
Sacdperftändigen, die der Verkäufer für einflußlos Hält (RS. JM. 1906 
©. 882), nit ohne weiteres in der Benugung eines Irrtums über Die 
Marktlage des Geſchäftsgegenſtandes, Seuffü. 57 S. 267, wohl aber 
in der Ausnugung der Untenntnig des Käufers eines Kuxes von bem 
Einfturz eined Schachtes (NS. IW. 1904 ©. 167). Unfechtung eines Ner: 
gleichs wegen argliftiger Täuſchung Über einen den Gegenftand des Ber: 
gleichS Bildenden Punkt NG. KW. 1905 ©. 228. Keine Anfechtung ber 
Aktienzeichnung wegen falfcher Bilanz, NG. DAB. 1908 ©. 272. 2) Bol. 
namentlich SS. 227, 229. ntfcheidend ift die Widerredhtlichkeit ded mit 
der Drohung verfolgten Zwedes, nicht die der angedrohten Handlung, 
RG. JW. 1902 Beil. S. 286. Widerrechtliche Abficht des Drohenden er: 
forderlih (RG. IW. 1906 ©. 82). Zur Drodung ift Beeinfluffung des 
gegneriſchen Willens mittelft eines erſt durch ein Tun des Drohenden in 
Bemegung zu fegenben Ubels erforderlich MG. IW. 1905 S. 200). An: 
dbrodung einer an fi} erlaubten Handlung ohne die Abficht, den anderen 
dadurd zu beſtimmen, nicht widerrecdjtlich (MG. 69 S. 851), ebenfo nicht 
Androhung einer Strafanzeige zu nicht unerlaubtem Zwecke (OcG. 10 
S. 185), wohl aber Hinweis auf Möglichleit der Strafanzeige und bes 
Arrefied zwecks Durchſetzung ungeprüfter Erlatanfprühe (RG. IW. 19056 
&. 184). 3) Beitlihe Beſchränkung $. 124; Wirkung, Vollziehung, 
Ausschluß der Anfechtung SS. 142—144. Ficht der Getäuichte an, fo 
kann er nur daß negative VBertragsintereffe verlangen; er kann aber auch 
beim Bertrage ftehen bleiben und nad 88. 826, 249 ff. Schadenserſatz 
verlangen (RG. 569 ©. 155, ZW. 1904 ©. 141, 1905 ©. 76, 1906 
©. 880, Gruch. 49 ©. 902). Aufhebung des Bertragd kann er nur 
durch Anfechtung erreihen (RG. IW. 1906 ©. 879), Den Schabens: 
eriaganfprucd verliert Käufer nicht durch Entgegennahme der Auflafiung 
mit Kenntnis des Sachverhalts (KG. IW. 1906 ©. 880). Unanwend— 
barkeit des 8. 472 bei Schadensberechnung gegenüber dem Dritten, der 
bie Täuſchung verübt Hat, NE. 61 ©. 250. 9) Beiſp. RG. JW. 1904 
©. 232. Für die Anfechtung wegen Drohung gilt diefe Beſchränkung nicht, 
RG. JW. 1905 S.111. 5) 5.55 Borbin.2 zum 8. Abſchn. Nichtempfangs: 
bedürftige Nechtögefchäfte find fchlechthin anfechtbar. 6) 8.122 Abf. 2. 
Wirkung der Unf. gegen Bertragichließende, welche die Täufhung nicht 
fannten, gemäß 8 189 (NG.IW. 1906 ©. 88). 7) insbefondere durch 
ein Berfprecdhen der Leiftung ‚an ihn nad) den 88. 828 fi. 


Zeitlidye Beſchrünkung der Anfechtung. 

&. 124. Die Anfehtung einer nad $. 123 anfedhtbaren 
Willenserklärung kann nur binnen Jahresfriſt erfolgen?). 

Die Frift beginnt im Yalle der arglijtigen Täufhung mit 
dem Zeitpunlt, in welchem der Anfechtungsberechtigte bie 
Täuſchung entdedt?), im Falle der Drohung mit dem Zeitpunft, 
in weldem die Zwangslage aufhört!). Kur den Lauf der Friſt 
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finden die für die Berjährung geltenden Vorfchriften des 8. 203 
Abf. 2 und der 88. 206, 207 entipredhende Anwendung *). 

Die Anfechtung ift ausgeſchloſſen, wenn feit der Abgabe 
der Willenserflärung dreißig Sabre verftrichen find>). 

1) Bedingte Anfechtungserllärung genügt zur Wahrung der Frift 
nicht (OLG. 12 S. 18). Der Anfechtungsgegner Hat die Verſäumung 
der Fri zu beweifen (RG. Gruch. 48 ©. 884). 2) d. H. nicht nur 
von der Unrichtigkett der Angabe des Gegners, fondern auch von ihrem 
argliftigen Charakter Kenntnis erlangt (RE. 59 S. 94). 3, Berech⸗ 
nımg der Frift 8. 187 Abſ. 1, 8. 188 Abſ. 2.: Vol. 88. 818, 1889, 
1954, 2082, 2288. 4) Bol. über die Anfechtung ber Anerltennung 
der Ehelichkeit $. 15699. 5, Nach Ausſchluß des Anfechtungsrechts 
Schutz des Getäuſchten oder Bedrohten gemäß 88. 821, 828, 826, 


862, 858. 
II. Form der Rechtsgeſchäfte. 

1. Nach dem BGB. gilt für Rechtsgeſchäfte der Grundſatz der Form⸗ 
freiheit. Eine allgemeine Sondervorſchrift für Handelsgeſchäfte altes HGB. 
Art. 817) Bat ſich damit erübrigt. Über Formerleichterungen im Handels⸗ 
verfedr |. HGB. SS. 850, 861. Internationales Unmwendungdgebiet ber 
Gelege Aber die Form ber Rechtögeihäfte E®. Art. 11. Über die Form 
der Beftätigung, der Bevollmächtigung, der Zuſtimmung eined Dritten 
ſ. 88. 144, 167, 182. Sormvoriheiiten ggegenäber muß Die Berufung 
auf Treu und Glauben verfagen, NG. 52 ©. 4. 

2. Sit ein nicht formbedürftiges Rethastit beurfundet, fo muß, 
wer münbliche Nebenabreden behauptet, beweifen, daß fte neben der Schrift 
gelten folen, R®. 52 ©. 28, ZW. 1908 Beil. S. 188, 1904 ©. 65. 
Dieier Grundſatz fteht aber der Berüdfichtigung mündlider Berein- 
barungen über die Auslegung des fchriftlicden Vertrag nicht entgegen 
NG. 62 S. 49, ZW. 1906 S. 226. Der Grunbfag gilt ferner nicht, 
wenn die Urkunde inhaltlich unvollftändig iſt und der Ergänzung durch 
mündliche Abreden bedarf, RS. Gruch. 49 ©. 888. 

1. Bedentung der Formvorſtihriften. 

+ 125. Ein Nechtögejchäft, welches der durch Gejen 

vorge ehriebenen — ermangelt, iſt nichtig“). Der Mange 

der durch Rechtsgeſchäft beſtimmten Yorm?) hat im Zweifel 
gleichfalls Nichtigkeit zur Folge!). 

1) über das Weſen einer — Form ſ. RG. 62 ©. 486. 
2, 88. 189—141. Ausnahme im 8. 566. Heilung des Formmangels 
dur Erfüllung in den Fällen der 8$. 818, 618, 766. Alle von ben 
Beteiligten zu treffenden Beſtimmungen bedürfen der Form, OLG. 8 
S. 84. Auch formlofe Nebenabreden oder Ünderungen find unwirkam, 
Orts. 4 S. 207, 208. Iſt ein weientliches Städ eines formbedürftigen 
Bertragd nur mündlich) vereinbart, fo ift der ganze Vertrag als ber 
Form ermangelnd anzuſehen, NE. IW. 1906 ©. 848. Auch der Vorver⸗ 
trag zu einem formbebürftigen Vertrag bedarf der Yorm, NG. 58 ©. 260. 
Au3 dem nichtigen Geſchäfte Teine Klage auf Bollziefung der Form, 
RS. 50 ©. 48. Die Formvorſchriften des BGB. gelten nicht für Ver⸗ 

Achilles, Bürgerliches Geſezbuch. 5. Auflage, b 
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träge, die Beftanbteil eines progeßgerichtlicden Vergleichs, NG. 48 ©. 188. 
Auch formbedfrftige und formgerecht errichtete Nechtägeichäfte unter: 
liegen der Auslegung nach 88. 188, 157 (RE. IW. 1904 ©. 55, 58). 
Mündliche Vereinbarung über den Sinn eines Ausdruds in der Urkunde 
ift bindend, wenn in bem Ausdrude der Sinn gefunden werden Tann, 
RG. JW. 1904 ©. 866. Bei der Auslegung beurtundeter PBerträge tft 
anzunehmen, daß die Urkunde den endgültigen Willen ber Parteien aus: 
drüdt, nicht aufgenommene Befimmungen alfo aufgegeben find, Tofern 
nicht befondere Umftände das Gegenteil ergeben, NG. X. 1908 Beil. 
©. 124. Wer gegenüber einem klaren Urkundeninhalt eine Abweichung 
von der mündlichen Bereinbarung behauptet, muß bartun, wie bie un: 
richtige Beurkundung zuftande gelommen, RG. IW. 1906 ©. 849. 
3) Parteien können jede Form vereinbaren, ORG. 6 ©. 219. 4) Bol. 
8. 154 Ubi. 2. 


2. Schriftliche Form. Bu 

6. 126. Iſt durch Geſetz fchriftliche Form vorgefchrieben !), 
fo muß die Urkunde von dem Ausiteller?) eigenhändig?) durch 
Namensunterfchrift*) oder mittelſt gerichtlich oder notariell be» 
glaubigten Handzeihensd) unterzeichnet werden). 

Bei einem Bertrage?) muß die Unterzeichnung der Parteien 
auf derfelben Urkunde erfolgen. Werden über den Bertrag 
mehrere gleihlautende Urkunden aufgenommen, fo genügt es, 
wenn jede Partei die für die andere Partei beitimmte Urkunde 
ik 

ie ſchriftliche Form wird durch die gerichtliche oder notarielle 
Beurkundung?) erjeht. 

1) Bol. SS. 81, 416, 566, 761, 766, 780, 781, 788, 784, 792, 
198, 1154, 22831 Nr. 2. 2) d. h. demjenigen, von weldem die 
Erflärung tatfächlich ausgeht, fet e3 tm eigenen oder in fremdem Namen, 
28. 24 ©. A 78. 3, Herftelung durch Schreibhulfe unwirkſam, 
RG. 55 S. 887. Über bie Unterzeichnung durch mechaniſch vervielfältigte 
Namensunterſchrift 8. 798 Abſ. 2, HGB. 8. 181, 8. 426 Abſ. 2 Nr. 9. 
4) entweder mindeſtens mit dem Familiennamen oder mit dem Namen, 
den ber Uußfteller im Verkehr zu gebrauchen pflegt, KG. 81 ©. A 109 = 
RIA. 6 S.261. Der Berollmächtigte kann wirkfam mit dem Namen des 
Machtgeberd unterzeihnen, RE. 50 ©. bl, ZU. 1902 Beil. ©. 128. 
5) Über die Beglaubigung des Handzeichens FGG. 8. 167 Abf. 1, 5. 188 
Abſ. 8, 8. 184, 8. 191 Abſ. 2. Die gerichtliche Beglaubigung ſchließen aus 
Bayern Urt. 167 Nr. I, Baden Nechtöpolizeigefeg 8. 40, Eljaß: 
Lothringen Gel. v. 6. Nov. 1899 8. 48, 6, Bol. ZPO. 8. 416. 
Die Unterzeihnung muß den Text deden; die Ausnahmen in WO. 
Art. 12, HGB. $. 865 find nicht ausdehnbar; nachfolgende abredemäßige 
Ausfüllung des Textes erfüllt die Schriftform nachträglich, RG. ZW. 1906 
S. 888, RG. 52 ©. 280, 57 ©. 66, 259, KG. 26 ©. A 48. Eine 
nicht vereinbarte nachträgliche Änderung des Tertes wird durch die Unter: 
zeihnung nicht gededt, RG. FW. 1906 ©. 65. Strengere Form für das 
privatfchriftlide Teitament 8. 2281 Nr. 2. Zum Wirkſamwerden tft bei 
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empfangöbedürftigen Rechtsgeſchäften außerdem Abgabe gegenüber bem 
anderen erforberlich, RG. 46 ©. 248. 7) Einzige Unwendungsfäle im 
BGB. 8. 566, 8. 581 Abſ. 2. Pol. HGB. 8. 79. Verträge, bei denen 
nur die Erklärung bes einen Teiles fchriftlicher Form bedarf, f. in 88. 761, 
166, 780, 781, 1154. 8) Daneben Austauſch der Urkunden erforbers 
lich, IW. 1902 Beil. S. 189. Austauſch einfeitiger Beftätigungen des 
Vertragöverhältnifies genügt nicht: ber Vertragswille muß in der Ur- 
funde Ausdrud finden, RG. 59 ©. 245. Briefwechlel genügt bei gefek- 
lider Echriftform nicht (vgl. 8. 127). 9) 8. 128. 


6. 127. Die Borfchriften des 8. 126 gelten im Zmeifel 
auch für die durch Rechtsgeſchäft beitimmte fchriftlihe Form. 
Zur Wahrung der Form genügt jedoch, foweit nicht ein anderer 
Wille anzunehmen ift, telegraphifche Übermittelung!) und bei 
einem Berttage Briefwechfel; wird eine foldye Form gemählt, fo 
kann nadträglid eine dem $. 126 entipredhende Beurkundung 
verlangt werden. 

2) Unterzeichnung der Aufgabefchrift durch den Erklärenden ift nicht 
erforderlich. 

3. Gerichtliche und notarielle Form, 


6. 128. Iſt durch Geſetz gerichtliche oder notarielle Be⸗ 
urtundung eines Vertrags vorgefchrieben!), fo genügt es, wenn 
zunädft der Antrag und fodann die Unnahme des Antrags von 
einem Gericht oder einem Rotar beurfundet wird?). 

1) Bol. 88. 811— 813, 878 Abſ. 2, 1491 Abſ. 2, 1501 Abſ. 2, 
2038, 2848, 2361, 2852, 2871; f. dagegen $. 518. Gerichtliche oder 
notarielle Beurkundung bei einfeitigen Nechtögefchäften 88. 1516 Ubf. 2, 
1517, 1780, 1748 Abſ. 8, 2281, 2291 Abſ. 2, 2296 Ubi. 2. Sachliche 
Zuftändigleit der Amtsgerihte FOG. 8. 167 Abſ. 1; Tandesgefeglicher 
Ausſchluß der BZuftändigleit der Gerichte oder der Notare ES. Urt. 141. 
Berfabren bei der gericätlihen oder notarielen Beurkundung FGG. 
88. 168-—182; ergänzende landesgeſetzliche VBorfchriften FGG. SS. 198, 
200. Bon den Fällen ber gerichtlichen oder notariellen Beurkundung eines 
Bertrags find die Fülle zu unterfcheiden, in denen ein Vertrag vor Gericht 
oder einem Notar gejchloflen werden muß; vgl. 8. 1484, 1750 Abf. 2, 
2276, 2290 Abſ. 4. S. au 88. 92h, 1015, 1017. 2, D. h. der 
für das Buftanbelommen des Vertrags erheblihe Umftand, daB die Er: 
Härung jeder Partei mit deren Willen der anderen zugegangen tft, bebarf 


nit der Beurkundung. Vgl. 8. 162. 
4. öffentliche Beglaubigung. 


&. 129. St duch Geſetz für eine Erklärung öffentliche 
Beglaubigung vorgefchrieben?), jo muß die Erklärung fhriftlid 
abgefaßt?) und die Unterfchrift des Erflärenden von der zu- 
fändigen Behörde?) oder einem zuftändigen Beamten oder Notar 
beglanbigt werden‘). Wird die Erflärung von dem Ausſteller 
mittelft Handzeichens unterzeichnet, jo it die im $. 126 Abi. 1 

b* 
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orgejöjriebene Beglaubigung des Handzeichens erforderlih und 
genügend. 

Die öffentliche Beglaubigung wird durdy die gerichtliche 
oder notarielle Beurfundung) der Erklärung erjegt. 

2) Bel. SS. 77, 411, 1842, 1491, 1560, 1677, 1697, 1662, 1706, 
1945; EBD. 8. 29. Pal. Über den Unterfchieb zwifchen öffentlicher Be: 
glaubigung einer Erllärung und einer Lnterfchriftägeihnung NG. 54 
©. 171. 2) 8. 126 Ubf. 1. 3) Zuftändig find nad) dem FGOG. 
8. 167 Abſ. 2 Sag 1 außer den Notaren die Amtögerichte; landesgeſetz⸗ 
ih kann die Zuftändigleit der letzteren ausgeſchloſſen oder die Zuftändig: 
feit noch anderen Behörden oder Beamten beigelegt werben (586. 8. 191). 
Preußen Gef. v. 21. Sept. 1899 Art. 116, 122, 128, 125; Bayern 
Urt. 167 Nr. I, Notartatögef. v. 9. Juni 1899 Art. 1, 85; Sachſen 
Gef. v. 15. Sunt 1900 SS. 40, 41; Württemberg Art. 124; Baden 
Nechtspolizeigef. SS. 84, 41, 42, Heſſen Gef. v. 18. Kult 1899 Art. 66; 
Elfaß:-Lotdringen Gel. v. 6. Nov. 1899 88. 47, 48. Die Be: 
glaubigung dedt nicht einen erkennbar nachträgli gemachten Zuſatz, 
KG. 22 ©. 125 = NN. 2 ©. 101. 4), Berfahren für die gericht: 
lie oder notariele Beglaubigung FGG. $. 188 Abi. 1, 2, 8. 200. 
5) 8. 128. 


II. Willenserklärung unter Abwefenden, 
1. Wirkfamkeit im allgemeinen. 

6. 130. Eine Willenserflärung!), die einem anderen 
gegenüber abzugeben ift?), wird, wenn fie in deilen Abweſenheit 
abgegeben wird’), in dem Zeitpunfte wirkſam, in weldem fie 
ihm zugeht*). Sie wird nicht wirkſam, wenn dem anderen 
vorher oder gleichzeitig ein Widerruf augebi. 

Auf die Wirkſamkeit der Willenserf arung it e8 ohne Ein- 
fluß, wenn der Grllärende nah der Abgabe ftirbt oder ge» 
ſchäftzuntabig wirdd), 

Dieje Vorfchriften finden auh dann Anwendung, wenn 
die Willenserklärung einer Behörde gegenüber abzugeben it. 

1) ausbrüdtliche oder ſtillſchweigende. 2) Bol. Vorbm. 1 zu 
diefem Abſchn. S. bb. 3) ber die VBorausfegungen ber Wirkſamkeit 
einer unter Anwefenden abgegebenen Willenserflärung ſolcher Urt enthält 
das BGB. feine Vorſchrift; f. darüber NG. 46 ©. 248. Eine Erflärung 
unter Anweſenden ift auch die durch Boten mündlich abgegebene, DXUYE. 8 
©. 27. Sie tann aud) durch liberreihung eines Briefes, einer zu unter: 
freibenden Urkunde, erfolgen (RG. IW 1905 ©. 487) und geht dann 
zu, wenn ber Empfänger die Berfügungdgewalt über das Schriftftüd er- 
langt (R®. 61 ©. 414). 4) Dies geichieht jebenfalld mit der Er: 
langung der Kenntnis von ber Erllärung, NG. 49 5.181, bei brieflicher 
Erklärung ihon, wenn ber Brief in verkehrsüblicher Art in die tatfächliche 
Verfügungsgewalt des Wdreflaten oder feines zur Empfangnahme berech- 
tigten Bertreterd gelangt und ihm dadurch die Möglichkeit der Kenntnis: 
nahme verichafft wird, NG. 50 ©. 194; fo regelmäßiz durch Abgabe in 
der Wohnung (RS. 56 S. 262), bei Kaufleuten durch telephoniſche Ent: 
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gegennahme feitend eine Taufmänntichen Ungeftellten (RG. 61 ©. 126), 
bei mündlichen Erflärungen durch Abgabe gegenüber einem zur Über: 
mittelumg geeigneten Hausgenoſſen des abiwejenden Empfängers, felbft 
wenn dieſem felbft vor Ubermittelung ber Erflärung eine abweichende 
Grilärung zugeht (NS. 60 ©. 884), bei Sendungen, die der (Empfänger 
auf der Poſt abholen läßt, wenn die Sendung auf dem PBoftamte zur 
Abholung bereit liegt (DIEB. 1904 ©. 666). Hat ber Empfänger das 
rechtzeitige Zugehen einer formgeredhten Erklärung ſchuldhaft verhindert, 
to muß er die Erflärung als ihm frift: und formgerecht zugegangen gelten 
lafien, RG. 58 ©. 406, ZW. 1904 ©. 887, 028.12 ©.68. 5) 8. 104 
Ar. 2, 8. 


2. Abgabe gegenüber nicht unbeſchränkt Gefhäftsfähigen. 

* 131. Bird die Willenserklärung einem Gefchäfts- 
unfähigen!) gegenüber abgegeben, jo wird fie nicht wirkſam, 
bevor de dem gefeglihen Bertreter?) zugeht. 

Das gleidhe gilt, wenn die Willenserflärung einer in ber 
Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Berfon?) gegenüber abgegeben 
wird. Bringt die Erklärung jedoch der in der Seihählefäbig- 
feit beſchränkten Berfon lediglich einen rechtlichen Vorteil oder 
bat ber gelegliche Bertreter feine Einwilligung erteilt*), jo wird 
die Erklärung in dem Zeitpunkte wirkſam, in weldem fie 
ihr zugeht. 

2) 8. 104; die Fülle des $. 105 Abf. 2 ftehen Hier nicht gleich. 
2) Anm. B zu 8. 8. 3) SS. 106, 114. 4) Bgl. SS. 107, 111. 

3. Zuſtellung. 

8. 132. Eine Willenserllärung gilt aud dann als zuge: 
gangen, wenn fie dur) Bermittelung eines Gerichtsvollziehers 
zugeltellt worden iſt. Die Zuftellung erfolgt nad den Bor» 
Schriften der Zivilprozeßordnung!). 

Befindei fi der Erflärende über die Perſon desjenigen, 
welhem gegenüber die Erklärung abzugeben ilt, in einer nicht 
auf Fahrläſſigkeit?? beruhenden Unkenntnis oder ift der Aufent⸗ 
halt dieſer Kerion unbefannt, jo kann die Zujtellung nad) 
den für Die öffentliche Zuftellung einer Ladung geltenden Bor- 
ſchriften der Zivilprogegordnung?) erfolgen. Suffändig für die 
Bewilligung it im eriteren Yale das Amtsgericht, in deſſen 
Bezirke der Erklärende feinen Wohnfigt oder in Ermangelung 
eines inländiichen Wohnſitzes feinen Aufenthalt hat, im lebteren 
Falle das Amtsgericht, in deſſen Bezirke die Perſon, welcher 
gugniiclen iit, den legten Wohnlig oder in Ermangelung eines 
inländifhen Wohnſitzes den legten Aufenthalt Hatte. 

2) ZPO. 88. 167, 169—178, 180-191, 198—195. Iſt bei ber 
Zuftellung einer fchriftlichen Willenserllärung dem Empfänger eine Urs 
funde vorzulegen, wie nach den 88. 111, 174, 410, 1160, 1881, fo Hat 
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nach der AVf. des preuß. Juſtizminiſters v. 27. Aug. 1902 und der 
V. bes heſſ. Juftizminiſters v. 18. Sept. 1902 der Gerichtsvollzieher 
auf Verlangen des Auftraggebers auch die Vorlegung zu bewirken. S. 
auch Anm. zu 8. 174. 2) 8.276 Abſ. 1 Saß 2. 3) ZPO. 
88. 204 - 206. 4) 88. T—11. 

IV. Auslegung. 

8. 133. Bei der Auslegung einer Willenserllärung iſt der 
wirkliche Wille zu erforfhen und nicht an dem budjitäblichen 
Sinne des Ausdruds zu baften!). 

1) Bol. altes HGB. Art. 278. S.ferner $. 157 (Verträge), SS. 2066ff. 
2084 (Teſtamente), HGB. S. 846 (Kaufleute). Anwendung auf Ein: 
tragungsbemilligungen RG. 21 S. A 281, die Aufhebungserflärung nad 
8.1188 NG. 52 ©. 416, vertragsmäßige Konkurrenzverbote RG. IW. 
1908 Beil. S. 121, 1904 ©. 197, auf formbedürftige Willenserflärungen 
RG. IW. 1904 ©. bb, 58. Der wirflide Wille kann aber durch Auge 
legung nur zur Geltung gebracht werden, fall? er in der Erflärung einen 
wenngleihh unvollkommenen Ausdrud gefunden Bat, NG. 59 ©. 219, 
IW. 1905 S. 886, 1906 ©. 86. Verſtoß gegen 8. 188 begründet Re⸗ 
pifion IW. 1906 ©. 648. 

V. Anerlaubte Rechtsgeſchäfte. 

Uber Unwirkſamkeit einer Vertragsſtrafe 8. 844. 
1. Verſloß gegen ein geſetzliches Verbot. 

«134, Ein Rechtsgeſchäft, das gegen ein gefegliches') Ver⸗ 
bot verjtößt?), it nicht nichtig), wenn ſich nicht aus dem Gefeb 
ein anderes ergibt*). 

1) im Sinne von EG. Art. 2. 2) Es genügt nit, daß bie 
Vornahme für einen Teil eine ftrafbare Handlung (KO. 8. 241) enthält, 
NG. 56 S. 280, ebenfo nicht, daß eine der dad Nechtögeichäft bildenden 
Billenserflärungen gefeglich, 3. B. nach preuß. StGB. 8. 270, unzuläffig 
tft, RG. 60 5.278 (Plen.Entih. gegen RG. 51 ©. 401, vgl. JW. 
1905 &. 167) 51 ©. 401. Bgl. über Nechtögefhäfte in fraudem legis 
KG. 81 ©. A 187. 3) 88. 189—141. Bol. $. 809 (Verträge), SS. 817, 
819 (Leiftungen), 2171 (Vermächtnis). A) 3.8. 88. 1856, 458, 762. Ber: 
fiherungsverträge polizeil. verbotener Verſicherungsgeſellſchaften find nicht 
nichtig (DSB. 1908 ©. 58), ebenfowenig Berläufe im Auslande zum 
Bwede verbotener Einfuhr (OLG. 7 ©. 459), dgl. nicht Verträge über 
Aufhebung der Folgen verbotäwibriger Verträge (NS. IW. 1906 ©. 801). 
2. Verſtoß gegen ein relatives Beräußerungsuerbot. 

&. 135, Verftößt die Verfügung!) über einen Gegenftand?) 
gegen ein geſetzliches Beräußerungsverbot, das nur den Schuß 

eitimmter Berfonen bezwedt?), jo ift fie nur diefen Berfonen 

gegenüber unwirkfamt). Der rechtsgeſchäftlichen Verfügung fteht 
eine Derfügung gleih, die im Wege der Bwangsvollitredungs) 
oder der Arreitvollziehung erfolgt®). 

Die Borfchriften zu Gunsten derjenigen, welche Rechte von einem 
Nichtberechtigten berleiten?), finden entfprechende Anwendung. 
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1) d. i. ein Nechtsgeihäft, durch das unmittelbar ein Mecht über: 
tragen, belaftet, geändert ober aufgehoben wird; zu unterfcheiben von 
der Berpfichtung zu einer Berfügung, NG. 49 ©. 416. 3) Sache 
oder Recht. 3) Relatives VBeräußerungsverbot, f. insbeſ. KO. 88. 6, 
7, 15 ff, RGeſ. v. 12. Mai 1901 8. 90 (OLG. 8 S. 401); für abfolute 
Beräußerungsverbote (3.8. EG. Art. 119 Nr. 2) gilt $ 184. 4) Bol. 
für dad Grundbuchrecht SS. 878, 892—-894, 899, 888 Abi. 2. Der Ges 
ſchutzte kann nicht Löſchung ber verbotöwibrigen Eintragung, fondern nur 
Eintragung der relativen Unwirkſamkeit verlangen, OLG. 5 S. 148. Die 
Eintragung ändert nicht ben Inhalt der Verfügungsbeſchränkung, insbef. 
nicht den Kreis der geichügten Perfonen, RG. Gruch. 47 S. 901. Un: 
wirffamkett gegenüber den Kontursgläubigern KO. S. 18. 5) Berüd: 
fibtigung bes Beräußerungspverbots bei ber Zwangsvollſtreckung nad ZPO. 
8. 712. 6, Eine Berfügung durch eine nad $. 894 der ZPO. er: 
fegte Willenserflärung gilt als eine rechtögeichäftliche. Ähnliche Bor: 
idriften 88. 161, 184, 868, 499, 888, 2116. 7) Anm. 1 zu 8. 117. 
Übergangsnorfchrift ES. Art. 168. 

&. 136. Ein Beräußerungsverbot, das von einem Geridt!) 
oder von einer anderen?) Behörde innerhalb ihrer Zuftändigkeit 
erlafien wird, Steht einem gejeglihen Beräußerungsverbote der 
im $. 135 bezeichneten Art gleid. 

1) Anwendungsfälle: ZPO. $8. 829, 985, 988, 940 (RW. 1908 
Beil. S. 76.), 1019; 8BG. S. 28; KO. 8. 106 Abſ. 1. 2) nad) Reichs⸗ 
oder Landesrecht zuftändigen. 

+ 137. Die Befugnis zur Verfügung über ein ver- 
äußerliches Recht!) kann nicht durch Rechtsgeſchäft ausgefchloffen 
oder beichräntt werden?). Die Wirkſamkeit einer Verpflichtung, 
über ein ſolches Recht nicht zu verfügen, wird durch diefe Bor: 
ihrift nicht berührt. 

1) Sorderung (vgl. aber 88. 899, 400), Eigentum, Erbbauredt, 
Hwpothet, Grundſchuld, Rentenſchuld, Urbeberrecht, Berlagsrecht (jofern 
nicht nach dem Berlagövertrag unübertragbar), Patentrecht. 2) Satz 1 
gilt auch für Eheverträge, KG. 20 S. A 292. Nechtögeichäftliche Ber: 
fügungsbefchräntungen können aud nicht durch Eintragung dingliche Wirt: 
famteit erlangen, G. 21 S. A 188. Anwendungsfälle OL. 6 S. 122, 


123; 10 ©. 69, 12 ©. %. 

3. Berfioß gegen die guten Sitten. 

. 138.. Ein Rechtsgeſchäft, das gegen die guten Sitten 
verftögt!), ift nidhtig?). 

Nichtig iſt insbefondere ein Nechtsgefchäft?), dur das 
jemand unter Ausbeutung‘) ber Rotlage?), des Leidhtiinns®) 
oder der Unerfahrenheit eines anderen ſich oder einem Dritten 
für eine Leiſtung Vermögensvorteile verfprechen oder gewähren 
läßt, welche den Wert der Leiftung”) dergeftalt überfteigen, daß 
den Umständen nad die Bermögensporteile in auffälligem Miß⸗ 
verhältnifje zu der Leiftung Itehen?). 
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2) nach feinen: Inhalte für fi) allein oder in Verbindung mit bem 
Beweggrund und Zwecke (RG. ZW. 1908 Bell. S. 41 gegen OLG. 6 
©. 220). Die Unfittlichkeit des Kaufalgefchäfts macht das dingliche Er- 
fülungsgeihäft nicht nichtig, RG. IW. 1906 S. 888. Habgiertge Ge⸗ 
finnung eines Beriragichließenden macht allein ben Bertrag nicht zu einem 
gegen die guten Sitten verftoßenden (BayObeG. 8 S. 488). Die guten 
Sitten find nad) dem berrfchenden Bollsbewußtfein, dem Anftandsgefühl 
aller Billig und gerecht Dentenden, unter Umftänden mit Rüdficht auf 
die Sittenanfchauung eines beftimmten Voltäfreifes, zu beurteilen, NG. 48 
©. 124. Anwendungsfäle NG. 48 S. 298 (Unnahme eines Gefchentd mit 
Kenntnis des verbrecheriihen Urfprungg), RG. IW. 1904 ©. 256, 
404, 601, 1905 ©. 640 (Abtretung des Erziehungsrechts gegen 
Entgelt; Berpflihtung zur Unterlafiung von Strafanzeige gegen 
Schweigegeld; fiduziariſches Gefchäft Tediglih zum Nachteile der 
Gläubiger; Bermädtnifie); ZW. 1905 S. 682 (Bereinigung von 
Bietern zur Abgabe eined Gebots nur, wenn unlauterer Reben: 
awed damit verbunden; vgl. auch OLG. 6 ©. 142; 7 ©. 457, 8 ©. 426); 
f. ferner über Rechtsgeſchäfte zu Bordellzwecken OLG. 4 ©. 288, b S. 109, 
8 ©. 422, 424, 12 ©.17, 19; RG. 8BlFG. 5 ©. 5560, IW. 1906 
©. 881, 454, über Konkurrenzverbote NG. 58 ©. 154, wonach folches nicht 
gegen die guten Sitten verftößt, wenn es einem berechtigten Intereſſe 
entfpricht und angemeflen begrenzt ift, ferner ORG. 12 ©. 14; Über Be: 
ſchränkung des Gewerbebetrieb NG. 58 ©. 186, unmwiderrufliche General: 
vollmacht OL®. 6 ©. 88, RG. 52 ©. 99, Uusbeutung eines tatfächlichen 
Monopol, NG. 62 ©. 266; Bertrag, der auf ein nad $. 88, 
$. 147 Abſ. 1 GewO. verbotened Ergebnis abjielt, RG. IW. 1906 
©. 847; OLG. 5 S. 108 (Darlehen zum Spiel nad ben Umftänden), 
5 ©. 107 (Berlauf einer ärztlichen Praris, a. A. ebenda 6 ©. 88), 7 
©. 458 (Vertrag Über dauerndes Getrenntleben von Chegatten); 12 
S. 16 (ruinöfe Vertragsftrafe), 289 (Nechtögefhäft mit e. wegen @eiftes- 
ſchwäche Entmündigten). Abgelehnt ift die Unwendung des Abf. 1 u. a. 
bet Verträgen über Ausſchließung eines Rechtsmittel, RG. IW. 1908 
Beil. ©. 58; PVertragdftrafe für Weiterverfauf an Polen, RG. bb ©. 78; 
Ausbedingung einfeitigen Kündigungsrechts, OL®.7 ©. 458. — Sonitige 
Berüdfihtigung der guten Sitten in ben SS. 817, 819 (Xeiftungen), 
826 (Schadenszufiigung), 2171 (Vermächtnis), EG. Urt. 80 (Anwendung 
ausländifcher Belege), ZPO. 8. 828 Nr. 4, 8. 728 Abſ. 2 (ausländifche 
Urteile). 2) Abi. 1 Hat rüdwirkende Kraft, ZW. 1901 ©. 689. 
5) Auch ein dingliches Rechtsgeſchäft kann nad Abf. 2 nichtig fein, RO. 567 
S. 96. 4) Dazu genügt Kenntnis oder Überzeugung von der Notlage ac. 
und dem Mißverbältnifie der Vorteile zur Leiftung und die Abficht, fie zur 
Erlangung der Borteile zu benugen, RG. 60 ©. 9; es genügt Aus- 
nugung einer zufälligen Gelegengeit, argliftiges Berhalten nicht erforderlich, 
RG. JW. 1905 ©. 866. 5) Ein unabhängig von den Parteierllärungen 
feftzuftellender Rechtsbegriff, NS. IW. 1906 S. 75; zeitweile ungünftige 
Bermögenslage eined Spekulanten genügt nit, Seuffl. 61 ©. 129, 
6) d. i. Mangel an Überlegung und Sorglofigkeit in bezug auf die Folgen 
der Handlungen, RG. IW. 1905 S. 866. 7) nad) der für eine folche 
Leiltung im allgemeinen üblichen Vergütung, RS. Grud). 46 5.899. 8) Bal. 
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&. 8023, 802e bed StGB. in ber Yaflung des Geſetzes v. 19. Juni 

1898, Art. IV dieſes Gefeges und EG. Urt. 47. Mangels Notlage ıc. 

genügt Mißverhältnis von Leiftung und Gegenleiftung nit, NG. ZW. 
1908 Beil. S. 58. Nüdwirkende Kraft bes Abi. 2 RG. 47 S. 108. 

VI Nidtigkeit. 

Allgememeine Nichtigfeitgründe: Geichäftsunfähigkeit und Bewußt⸗ 

loſigleit x. ($. 106), Bormmangel ($. 125), unerlaubter Inhalt 


(58. 184, 188). 
1. Teilweiſe Richtigkeit. 
6. 139, Iſt ein Teil eines Rechtsgeſchäfts nichtig!), fo iſt 
das ganze Rechtsgeſchäft nichtig, wenn nicht anzunehmen ift?), 
daß es auch ohne den nicdhtigen Teil vorgenommen fein würde. 
Pal. SS. 155 (Vertrag), 2085 (Teftament), 2298 (Erbvertrag). 
2) 3.8. wegen Formmangeld, RG. IW. 1908 Beil. ©. 74, 1906 
S. 108, Geſchäftsunfähigkeit eines von mehreren auf einer Bertraggfeite 
Beteiligten, NS. 69 S. 174, fonftiger Nichtiglett des Vertrag? für den 
einen Beteiligten, NG. 62 S. 184, IW. 1905 ©. 684, wegen Berftoßes 
gegen $. 811, RG. 61 ©. 284. 2) Beweispflichtig ift, wer diefe Aus: 
nahme behauptet, NG. 61 S. 284. 
2. Ronverfion, 
&. 140, Eniſpricht ein nichtiges Rechtsgeſchäft den Er- 
forderniffen eines anderen Rechtsgeſchäfts!), jo gilt das lebtere, 
wenn anzunehmen ift, daß bdeilen Geltung bei Stenntnis der 
Richtigkeit gewollt fein würde?). 
2) Bgl. dagegen über ben Fall des verfchleierten Nechtsgefchäftd 
8. 117 Ubi. 2. 2) 3. B. ein nichtiger Wechſel als kaufmännifcher 
Berpflihtungsichein, NG. 48 S. 280, ein nichtiger Erbvertrag als ger 
meinichaftliched8 Teftament, RG. 28 ©. A 16, BL S. A 112 = NY. 6 
©. 169. Anderes Beilp. OL®S. 10 S. 140. 
3. Beflätigung. 


6. 141. Wird ein nichtiges Rechtsgeſchäft von dem⸗ 
jenigen, welcher e8 vorgenommen bat, bejtätigt!), fo iſt die Be» 
ftätigung als erneute Vornahme zu beurteilen ?). 

Wird ein nichtiger Vertrag von den Parteien bejtätigt, fo 
ind dieje im Zweifel verpflichtet, einander zu gewähren, mas 
fie haben würden, wenn der Vertrag von Anfang an gültig 
gewejen wäre. 

1) Senntnid der Nichtigkeit und Beftätigungswille erforderlich, 
OLG. 6 S. 34. Blobe Fortführung des auf einem nichtigen Geſellſchafts⸗ 
vertrage beruhenden Betriebes genügt nicht, ba fie Beitätigungsmwillen 
nicht erfennen läßt, NO. IW. 1903 Beil. ©. 42. 2, In ber Be: 
ftätigung eines Bertrags müflen alle Erfordernifie des Vertrags erfüllt, 
befonderö die Willensübereinſtimmung ausgedrüdt fein, NG. 61 ©. 264. 
Anwendung ded Adf. 1 auf ein angefochtene und ein wucheriſches Ge⸗ 
hätt ORG. 8 S. 26, 9 S.280. Ausnahme für die Eheſchließung 
8.1825 Ubi. 2. 
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VO. Anfedstbarkett. 

Allgemeine Anfechtungsgründe: Irrtum und unrichtige Über: 
mittelung ($$. 119, 120), argliftige Täufchung und Drohung (8. 128). 
Me 0 bie Verjährung eines von der Unfechtung abhängigen Anfpruchs 
5. 


1. Mirkung der Anfechtung. 

6. 142. Wird ein anfechtbares Rechtsgeſchäft angefochten, 
jo ift es als von Anfang an nichtig anzufehen!). 

Wer die Anfechtbarkeit kannte oder kennen mußte?), wird, 
wenn die Anfechtung erfolgt, fo behandelt, wie wenn er die 
—— des Rechtsgeſchäfts gekannt hätte oder hätte kennen 
müſſen. 

1) Wirkung der gegenüber dem Zedenten erfolgten Anfechtung oder 
rechtsträſtigen Feſtſtellung der Wirkfamfeit der Anfechtung gegen den Zeſſionar. 
NE. JW. 1906 S. 879. Über den Schug gutgläubiger Dritter vgl. Anm. 
1 zu 8. 117. Fur die Ehe f. $. 1848. Der Anfpruh auf NRüdgemwähr 
des Geleifteten tft Anſpruch aus ungerechifertigter Bereicherung; ein 
Schadenserfaganipruch bedarf beionderer Begründung, NG. 49 ©. 428, 
IW. 1908 Beil. ©. 120. Unmöglichkeit der Rückgewähr ſchließt An- 
fehtung nit aus und ift nur zu berüdfichtigen, wenn der Gegner Ans 
fprüdhe daraus hHerleitet, NG. 59 ©. 92. Pal. uh OLG. 6 ©. 222. 
2) 8. 122 Abſ. 2. 


2. Dollziehung. Anfehtungsgegner. 

6. 143. Die Anfechtung erfolgt durch Erklärung gegen 
über dem Anfechtungsgegner'). 

Anfehtungsgegner ilt bei einem Bertrage der andere Teil?), 
im Falle des $. 123 Abſ. 2 Sag 2 berjenige, welcher aus dem 
Bertrag unmittelbar ein Redt erworben hat. 

Bei einem einfeitigen Rechtsgefchäfte, das einem anderen 
gegenüber vorzunehmen war?), ift der andere der Anfechtungs- 
gegner. Das gleiche gilt bei einem Rechtsgeſchäfte, das einem 
anderen oder einer Behörde gegenüber vorzunehmen war*), auch 
dann, wenn das Nechtsgejhäft der Behörde gegenüber vor» 
genommen worden it. 

Bei einem einfeitigen Rechtsgeichäft anderer Art’) ift An 
fehtungsgegner jeder, der auf Grund des Rechtsgeſchäfts un- 
mittelbar einen rechtlichen Borteil erlangt hat. Die Anfechtung 
fann jedod, wenn die Willenserklärung einer Behörde gegen- 
fiber abzugeben war®), durch Erklärung gegenüber der Behörde 
erfolgen; die Behörde joll die Anfehtung demjenigen mit- 
teilen, welder durch das Rechtsgeſchäft unmittelbar betroffen 
worden iſt. 

1) Bgl. 88. 180—182. Anfechtung ber Ehe 88. 1841, 1842, der 
Anertennung der Chelichleit $. 1599, der Annahme oder Ausfchlagung 
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der Erbichaft 8. 1955, von letztwilligen Verfügungen 8. 2081, von Erb: 
vertrügen 8. 2282, eines Vermächtniſſes 8. 2808. Gebrauch bed Wortes 
Anfehtung ift nicht erforderlih, wohl aber deutliche Kundgebung des 
Willens, dat dad Nechtägefchäft wegen des Anfechtungsgrundes unwirkſam 
fein fol, RS. 48 ©. 221, X. 1908 Bell. S. 107, 1906 ©. 10; Prozeß: 
vollmacht ermächtigt zur Erklärung und Entgegennahme ber U., ebenda 
und RG. 49 ©. 898; die U. kann auch in einem vorbereitenden Schrift: 
jag erflärt werden, NG. 58 ©. 148, 57 ©. 862. Bon mehreren Be: 
rechtigten Tann jeder das Anfechtungsrecht felbftändig zu feinen Gunſten 
ausüben, NG. 56 ©. 428. Das Weſen der Gläubigeranfechtung iſt durch 
das BGB. und die Konkursnovelle nicht geändert; 8. 148 gilt für fie 
nicht, fie kann nur gerichtlich, nicht in einem vorbereitenden Schriftfage 
geltend gemacht werden, NG. 52 ©. 884, 58 ©. 44, ZW. 1908 Beil. 
S. 4, 1904 ©. 496. 2) Bol. S. 818. 8) Bel. oben S. bb Bor: 
bm. 2 3. 8. Abſchn. 4) 3. B. 88. 875, 876, 880, 1168, 1180, 
1188, $. 1726 Abſ. 2, 8. 1748. 5) alfo einem nicht empfangsbedärf: 
tigen. 6) 3.9. 88. 928, 976, 1577. 

Brfätigung. 


.‚1AA. Die Anfechtung iſt ausgeichloffen, wenn das 
anfecytbare Rechtsgeihäft von dem Anfechtungsberechtigten be» 
ftätigt wird?). 

Die Beitätigung bedarf nicht der für das Rechtsgeſchäft 
beftimmten Form. 

1) &8 genügt jede ausdrüdliche oder ftillichweigende Erflärung, aus 
der zu entnehmen, daß das Geſchäft trog des Mangels gewollt ift, 
RG. JW. 1905 S.76; bei Drohung ift Beftätigung erft nad Wegfall 
der Bwangslage möglid, NG. 60 ©. 871. Uber Betätigung einer ans 
fechtbaren Ehe $. 1887, eine anfechtbaren Erbvertrags $. 2284. 


Dritter Titel, 
Vertrag. 


1. Der Begriff de Bertragd tft im BGB. nicht beftimmt. Durch 
Bertrag fann ein Schuldverbältnid begründet ($. 806), eine Forderung 
($. 298) oder ein jonftiges Necht gemäß $. 41B übertragen, eine Schuld 
erlafien ($. 897) oder übernommen (88. 414, 415), ein dingliches Recht 
begründet, übertragen oder belaftet werden. Auch im Familien: und im 
Erbrechte fpielen Berträge eine Rolle. Im Sachenrechte ſpricht das BGB. 
nicht von einem Bertrage, fonbern von einer Einigung (vgl. 88. 878, 880, 
925, 929, 1015, 1082, 1205). Die 88. 145 ff. und bie fonftigen Vor: 
ſchriften des erften Buches über Verträge gelten für alle Berträge, foweit 
fih nit aus der Natur einzelner Berträge oder aus befonderen Be⸗ 
fkimmungen Abweichungen ergeben. 

2. Der vorliegende Titel enthält Vorſchriften über die Bertrag- 
Ihliegung im allgemeinen (88. 145—155) und im Kalle der Berfteigerung 
insbefondere (8. 156) ſowie einen Grundſatz für die Auslegung der Ber: 
träge (8. 157). 
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8. Über die Erfordernifie der Gültigleit eines Borvertragg OLG. 2 
S. 178. ©. auch Unm. 2 zu $. 126. 

I. Bertragsfihließung im allgemeinen, 
1. Gebundenheit an den Antrag. 

6. 145. Wer einem anderen die Schließung eines Bere 
trag3 anträgt!), ift an den Antrag gebunden?), e8 fei denn, 
daß?) er die Gebundenheit ausgeſchloſſen Hat. 

2) Bol. ©. 55 Borbm. 2 und 88. 180, 181. Offentliche Belannt: 
machung der Bedingungen für Bertragichlüfie fein VBertragsantrag, NG. IW. 
1905 ©. 76; ebenfo nicht die Zuſendung einer verlangten Preiglifte, 
Seuffel. 600 ©. 8. 2) Dauer ber Gebundenheit 88. 146-148, 
8) Vol. Ann. 2 zu S. 4. 

2. Grlöſchen des Antrags. 

8. 146. Der Antrag erlifcht, wenn er dem Antragenden 
gegenüber abgelehnt!) oder wenn er nicht diefem gegenüber nach 
den 88. 147 bis 149 rechtzeitig angenommen?) wird’). 

1) Vgl. 8.150 Abſ. 2; ferner $. 668 (Pflicht zur Anzeige von ber 
Ablehnung). 2) Berfpätete Unnahme 8. 150 Ubi. 1. Fiktion der An⸗ 
nahme mangel3 unverzüglicder Ablehnung HGB. 8. 862; vgl. BGB. 
8. 616 Abſ. 2. 8) Tod oder Geſchäftsunfähigwerden des Antragenden 
8 158. 

3. Anuahmefrift. 

8.147. Der einem Anweſenden gemadte Antrag kann nur 
fofort angenommen werden!). Dies gilt aud) von einem mittelft 
Fernfprediers von Perfon zu Perſon gemadten Untrage?). 

Der einem Abmejenden gemachte Antrag kann nur bis zu 
dem Zeitpunkt angenommen werden, in weldem der Antragende 
den Eingang der Antwort unter regelmäßigen Umijtänden er= 
warten darf?). 

1) Der Bertragsichluß unter Anweſenden und der unter Abmwejenden 
unterfcheiden ſich dadurch, baß bei jenem fofortige gegenſeitige Willens: 
erflärung der Bertragfchließenden möglich ift und erwartet wird; folder kann 
auch vorliegen bei Annahme eines Antrags durch Vertreter unter Vorbehalt 
ber Genehmigung des Bertretenen, NG. Seufff. 59 ©. 887. Wirkjamteit 
verfpätet zugegangener Annahme $ 149. 2) Sa 2 nur anwendbar, 
wenn ber Hörer am Empfangdapparat der tft, für den der Antrag bes 
ſtimmt, RG. IW. 1905 ©. 488; Unfechtung bes Bertragsichluffes im Falle 
de Say 2 wegen Mißverftändnifjed nur gemäß $. 119, RG. Seufffl. 61 
S. 83. Über und gegen Haftung des Inhabers eine? Fernſprechanſchlufſes 
für die damit abgegebenen Erklärungen Seufffl. 69 ©. 198. 8) Eine 
wenn auch nur vorübergehende Änderung bes Aufenthaltsorts Liegt außer: 
balb der regelmäßigen Umſtände, RG. 59 ©. 296. 


. IAS. Hat der Antragende für die Annahme des Antrags 
eine Friſt beitimmt, fo kann die Annahme nur innerhalb der 
Friſt!) erfolgen. 
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1) Berechnung 88. 186ff. S. aber 8. 149. Abſendung innerhalb 
der Frift genügt im Zweifel nicht, RG. b8 S. 69. 

4. Verſpütetes Zugehen der Annahmeerklärung. 

6.149. Iſt eine dem Antragenden verfpätet!) zu —— 
Annahmeerklärung dergeſtalt abgeſendet worden, daß Re bei regel» 
mäßiger Beförderung ihm rechtzeitig sugegangen fein würde, 
und mußte der Antragende dies erfennen?), jo bat er die Ber» 
fpätung dem Annehmenden unverzüglidy*) nach dem Empfange 
der Erklärung anzuzeigen, ſofern e8 nit ſchon vorher ges 
ſchehen ift. Berzögert er die Abfendung der Anzeige, jo gilt 
die Annahme als nicht verjpätet. 

1) 88. 147, 148. 2) 88. 180-182. 8) 8. 122 Abſ. 2. 
4) 8. 121 Abſ. 1. 

5. Berfpätete Annahme. Annahme unter Änderungen. 

&. 150, Die verfpätete Annahme eines Antrags gilt als 
neuer Antrag. 

Eine Annahme unter Erweiterungen, Einjhränfungen oder 
fonftigen Anderungen gilt als Ablehnung!) verbunden mit einem 
neuen Antrage. 

1) $. 146. 

6. Zuſtandekommen d. Bertrags: a) ohne Erklärung d. Annahme; 

6.151. Der Bertrag kommt durch die Annahme des Antrags 
zu Stande, ohne daß die Annahme dem Antragenden gegen- 
über erflärt zu werben braudt!), wenn eine foldye Erklärung 
nach der Berlehrsfitte nicht zu erwarten tft?) oder der Antranende 
auf fie verzichtet hat. Der Zeitpunkt, in welchem der Antrag 
erlifcht, befiimmt fid) nad) dem aus dem Antrag oder den Um⸗ 
ftänden zu entnehmenden Willen des Antragenden. 

4) Ausnahme von 8 180 Abſ. 1. 2) 3.8. bet einer Beitellung 
in Erwartung fofortiger Leiftung, bei einem Kaufantrag unter Bufendung 
der angebotenen Sade. Uberſendung von Büchern zur Anſicht, OLG. 8 
S. 29. Bol. HGB. $. 862. Über Bertragichliegung durch Beftätigungs: 
Ichreiben |. O. 8 ©. 28, 427. 

b) bei gerishtlicher oder notarieller Beurkundung. 

&. 152. Wird ein Bertrag gerichtlich oder notariell beurfunbet, 
ohne daß beide Teile gleichzeitig anmefend find, jo fommt der 
Vertrag mit ber nad) $. 128 erfolgten Beurkundung der An- 
nahme zu ftande!), wenn nicht ein anderes beitimmt ift?). Die 
Vorſchrift des 8. 151 Sag 2 findet Anwendung. 

1) Wie Anm. 1 zu 8. 151. 2) ausdrüdlich oder ftillichweigend; 
legtere8 ift insbefondere regelmäßig anzunehmen bet Beflimmung einer 
Annahmefriſt, RC. 49 ©. 181. 

e) nach dem Code des Antragenden zr. 
6.153. Das Zuftandelommen des Vertrags wird nicht 
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dadurdy gehindert, daß ber Antragende vor der Annahme ftirbt 
oder geihäftsunfähig!) wird, es fei denn, daß?) ein anderer 
Wille des Antragenden anzunehmen ift?). 

1) 8. 104 Nr. 2, 8. 2) Anm. 2 zu 8.4. 8) z. B. bei 
a eItenvergleich mit unebelidem Kinde, OG. 4 ©. 416. Bol. 8 180 
d) &rfordernis der Ginigung, einer Beurkundung. 

8. 154. Solange nicht die Parteien ſich über alle Punkte eines 
Bertrags geeinigt haben, über die nad) der Srklärung aud) nur 
einer Partei eine Vereinbarung getroffen werden joll!), iſt im 
Zweifel der Bertrag nicht gefchlofien?). Die Verftändigung über 
einzelne Bunte ift auch dann nicht bindend, wenn eine Auf- 
zeihnung jtattgefunden hat?). 

Iſt eine Beurfundung des beabfidhtigten Vertrags verab- 
redet worden, fo iſt im 8 peifel der Vertrag nicht gefchloflen, 
bis die Beurkundung erfolgt ift®). 

4) fie mögen für den Bertrag geietlich weſentlich fein oder nicht; 
Beweislaft, OLG.4 ©. 211, Seufffl. 61 ©. 130. 2) Wenn gegens 
tetliger Wille erhellt, tft die Lücke nach den gefeglichen Vorſchriften auszu⸗ 
füllen, RG. IJW. 1905 ©. 228. 8) Del. oben S. 65 Vorbm. 2 vor 
8. 125. 4) Abſ. 2 feßt eine der Willenseinigung vorausgehende Be- 
urkundungsabrede voraus; die Bedeutung einer fpäteren Abrede beitimmt 
fh mangels Pereinbarung nad ben Umftänden, RG. 62 S. 78, 
SeuffA. 69 ©. 181. Bol. 8. 125 Sag 2. Anwendung bed Abſ. 2 Bet 
Bereinbarung fchriftlicher Beftätigung ber Verhandlung mittelft ern: 
ſprechers, Seuffü. 57 S. 886. 


e) Berfieckter Mangel der Ginigung. 

8.155. Haben fi die Parteien bei einem Bertrage, den fie 
als geſchloſſen anfehen, über einen Punkt, über den eine Verein» 
barung getroffen werden follte, in Wirklichfeit nicht geeinigt!), 
jo gilt das Vereinbarte, fofern anzunehmen ift, daß der Ber» 
trag auch ohne eine Beitimmung über diefen Punkt geſchloſſen 
fein würde. 

1) d. 5. bat die eine Partei etwa andere nicht nur gemollt, 
fondern auch erklärt als die andere; bat dagegen nur eine Partei eimas 
anderes erflärt, als fie wollte, fo findet 8. 119 Anwendung, RG. 58 
S. 288, ZW. 1906 ©. 190. 


II. Berfleigerung. 

8.156. Bei einer Berfteigerung!) Tommt der Berirag erit 
durch den Zuſchlag zu ſtande. Ein Gebot erliicht, wenn ein 
Übergebot abgegeben oder die Beriteigerung ohne Erteilung 
des —8* geſchloſſen wird?). 

1) ſei es einer Öffentlichen tm Sinne des 8. 883 Abſ. 8, ſei es einer 
anderen. Anwendung des 8. 156 in ber 8P0. 8.817 Abſ. 1. Über ges 
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2) 3u Sog 2 vgl. ZB. $. 72. 
Ill. Auslegung der Berträge. 
. 157. Verträge find fo auszulegen!), wie Treu und 
Glauben?) mit Rückſicht auf die Verkehrsſittes) es erfordern*). 
1) Bol 8. 188. 2) Die Berüdfihtigung von Treu und Glauben 
barf aber nicht zur Korreltur einer in den gefeglichen Grenzen getroffenen 
Bereinbarung führen, NG. ZW. 1906 ©. 801. — Andere Anwendungen des 
Begriffs in den 88. 162, 242, 820, 815. 8) d. h. bie den Gelchäfts: 
verfehr tatlächlich heherrichende Übung; ſolche kann nicht aus Handels: 
rechtlichen Normen allein hergeleitet werden, RG. 49 ©. 162. Andere 
Anwendung des Begriff $. 242, vgl. SS. 91, 97 Abſ. 1 Sag 2. 4) Bet 
Berträgen von Nichtjuriften ift nicht allgemein Geſetzeskenntnis zu unter: 
fkellen, RG. Seuffel. 59 S. 89, Anwendungen bes 8 157 RG. ZW. 1904 
S. 1839 (Vertragsſtrafe), S. 286 (Geltendmachung von Anfprüden aus 
Dienfiverhältnis nach deffen Beendigung, die vorher niemals erhoben) 
1906 S. 168 (Annahme des Vorbehalts des Rüdtritt8 wegen veränderter 
Umftände bei Stundungsabrede) ©. 425; RG. 60 ©. 294 (Ausſchließung 

jeder Aufrechnung). 


Vierter Titel. 
Bedingung Zeitbeitimmung. 

1. Der Regel nad kann jedes Nechtögefchäft unter einer Bedingung 
oder einer Zeitbeftimmung vorgenommen werden. Gefegliche Ausnahmen 
in 5. 888, $. 925 Abſ. 2, 8. 1817 Abſ. 2, 8. 1598 Abſ. 2, SS. 1724, 
1742, $. 1768 Abf. 1, $. 1947, $. 2180 Ubf. 2, 8. 2202 Abſ. 2. Bei 
anderen Rechtsgeichäften fchließt deren Natur eine Bedingung oder Zeit: 
beftimmung aus, 3. 3. bei der Kündigung (f. aber Seuffl. 67 S. 100), 
der Mahnung. 

2. Der Titel regelt die Wirfung bes Eintrittd der auffchtebenden 
oder auflöfenden Bedingung im Sinne der Nichtruckwirkung (8. 158), vor: 
behaltlich vereinbarter obligatorifcher Ruͤckbeziehung ($. 159), die während 
der Schwebezeit beitehende ohligatorifche ($. 160) und dingliche (8. 161) 
Gebundenheit fowie die Folgen unzuläffiger Einwirkung auf den Eintritt 
der Bedingung (8. 162). Der $. 168 beftimmt die Wirkung ber Be 
fritung bis zu und nad) bem Gintritte bed Anfangs oder Endtermins. 

8. Uber die Auflage trifft das BGB. Beitimmungen für Schentungen 
in ben 88. 880, 625527, für legtwillige Verfügungen in den 88. 1940, 
1941, 2192— 2196, für Exrbverträge in ben 88. 2278, 2279. 

Der Sag, dab Berträge keinen Beftand Haben, wenn ber eine 
Bertragdteil eine von ihm unterftellte Borausfegung beim Vertrags: 
iſchluß erfennbar gemacht bat und dieſe Borausfegung nicht zutrifft, ift 
dem BGB. fremd; ſoweit eine Vorausfegung nicht ausdrücklich als 
Bertragsinhalt vereinbart ift, entfcheiden bie Grundſätze ber 88. 188, 157, 


RE. 62 ©. 267. 
I. Bedingung. 
Über bedingte letztwillige Zuwendungen f. die SS. 2066, 2074—2076, 
2108— 2106, 2108, 2162, 2168, 2177, 2179. 
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1. Mirkung des GEintritts 

8.158. Wird ein Rechtsgeſchäft unter einer aufidhiebenden 
Bedingung!) vorgenommen?), fo tritt die von der Bedingung ab» 
hängig gemachte Wirkung mit dem Eintritte der Bedingung?) ein*). 

Wird ein Rechtögethäft unter einer auflöfenden Bedingung 
vorgenommen, jo endigt mit dem Eintritte der Bedingung die 
Wirkung des Nedtsgeihäfts; mit diefem Zeitpunfte tritt der 
frühere Rechtszuftand wieder ein>). 

1) Über Rechtöbedingung als echte Bebingung OLG. 4 ©. 241. 
2) Wer Bornahme unter einer aufichtebenden Bedingung behauptet, 
leugnet ben unbedingten Abſchluß und nötigt denjenigen, weldjer aus 
legterem ein Necht berlettet, zum Beweiſe, Seuffl. 58 ©. 267. 3) Bol. 
8.162 Abſ. 2. 4) Verſprechen einer unmöglichen Leiftung unter auf: 
ichtebender Bedingung $. 708. 5) Es entiteht nidt nur bie Ber: 
pflichtung zur Wiederherftellung des früheren Rechtszuſtandes. 


2. Burlickbesiehung der Folgen des Gintritts. 

8.1859. Sollen nad) dem Inhalte bes Rechtsgeſchäfts die an 
den Eintritt der Bedingung gefnüpften Folgen auf einen früheren 
Zeitpunkt zurüdbezogen werden, fo find im Yalle des Eintritts 
der Bedingung die Beteiligten verpflichtet, einander zu gewähren, 
was fie haben würden, wenn die Folgen in dem früheren Zeit» 
punkt eingetreten wären. 


3. Mirkungen rend der Schwebezeit. 
8) Saftung für Verfhuiden. 

8.160, er unter einer aufichiebenden Bedingung beredtigt 
ift, Tann im Halle des EintrittS der Bedingung Schadenserfag!) 
von dem anderen Zeile verlangen, wenn diejer während der 
Schwebezeit da8 von ber Bedingung abhängige Recht durd) fein 
Verſchulden? vereitelt oder beeinträchtigt. 

Den gleichen Anſpruch bat unter denfelben Vorausfegungen 
bei einem unter einer auflöfenden Bedingung vorgenommenen 
Rechtsgeſchäfte derjenige, zu deflen Gunften der frühere Rechts⸗ 
ſtand wiedereintritt3). 

1) Nach Maßgabe der 88. 249 fi. 2) Borfag oder Fahrläffigleit; 
der Grad der zu vertretenden Sorgfalt beftimmt fi) nach den für dag 
einzelne NRechtögeichäft geltenden Borfdriften. 8) Buläffigfeit der 
Sicherung bedingter Forderungen dur) Bürgichaft, Vormerkung, Hypothek, 
Pfandrecht (28. 766, 888, 1118, 1204, 1209); Zuläffigteit eines Arreftes 
und einer einjtweiligen Verfügung ZPO. SS. 916 Abſ. 2, 936; Behandlung 
bedingter Anfprüdye im Konkurſe KO. 88. b4, 66, 67, 96, 154, 156, 168, 
171; Behandlung in der Zwangsverfteigerung ZB®. $. 48, 8. 50 Abi. 2 
Nr. 1, 88. 119, 120, 126. 

b) Unwirkfamkeit von Verfügungen. 
8.161. Hat jemand unter einer auffchiebenden Bedingung 
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über einen Gegenitand!) verfügt?), fo ift jede weitere Verfügung, 
bie er während der Schmwebezeit über den Gegenitand trifft, im 
Falle des Eintritt der Bedingung infomweit unwirkſam, als fie 
die von der Bedingung abhängige Wirkung vereiteln oder be» 
einträchtigen würde. Einer folden Verfügung fteht eine Ver: 
fügung gleih, die während der Schmebezeit im Wege der 
Zwangsvolliiredung oder der Arreitvollgiehung oder durch den 
Konkursverwalter erfolgt?). 


Dasselbe gilt bei einer auflöfenden Bedingung von den 
Berfügungen desjenigen, beffen Recht mit dem Eintritte ber 
Bedingung endigt. 

Die Vorſchriften zu Gunſten derjenigen, welche Rechte von 
einem Wichtberechtigten herleiten, finden entfprechende An⸗ 
wendung!). 

1) Sache oder Recht. 2) Anm. 1 zu 8. 186. 3) Anm. b, 6 
zu 8. 186. 4) Anm. 8 zu 8. 117. 


4. Anzuläſſtge inwirkung auf den Eintritt. 

&. 162. Wird der Eintritt der Bedingung von ber Partei, 
zu deren Nachteil er gereihen würde, wider Treu und Glauben 
verhindert!), jo gilt die Bedingung als eingetreten. 

Wird der Eintritt der Bedingung von der Partei, zu deren 
Borteil er gereicht, wider Treu und Glauben herbeigeführt, jo 
gilt der Eintritt al& nicht erfolgt. 

Bol. 8. 2076. Ob ber $. 162 auf Bedingungen anwendbar, deren 
Eintritt oder Nichteintritt Herbeizuführen tm Belieben der Partei fteht, 
läßt RO. 58 S. 259 dahingeftellt. 

4) Unterlafien von Bemühungen genügt nicht, wenn feine Rechts⸗ 
pflicht zu folchen befteßt, OLG. 12 ©. 240. 

DI. Beitbefimmung. 

Bol. S. 79 Borbm. 1 zu diefem Titel. Über Zeitbeftinnmungen bei 
leßtwilligen Zuwendungen ſ. bie SS. 2066, 2108—2106, 2162, 2168, 
2177—2179. 


6. 163. Iſt für die Wirkung eines Rechtsgeſchäfts bei 
deflen Vornahme ein Anfangd= oder ein Endtermin beitimmt 
worden , fo finden im eriteren alle die für die auffchiebende, 
im legteren alle die für die auflöfende Bedingung geltenden 
Vorſchriften der 88. 158, 160, 161 entiprechende Anwendung‘). 

1) Den Gegenjag bildet der Fall, daß nicht die Wirkung des Rechts 
geichäfts, Tondern nur deren Geltendmadung befriftet fein fol, NW. 1902 
Beil. S. 191. 2) BZuläffigfeit der Klage auf künftige Leiftung ZPO. 
sg. 257—259; Zuläffigteit des Urreit3 ZPO. 8. 916 Abf. 2; Behandlung 
im Konkurſe KO. 88. 54, 65, in der Bwangdverfteigerung 338. $. 111. 

Achtlles, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage. 6 
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Fünfter Titel. 
Vertretung Vollmacht. 


1. Unter Vertretung verfteht da8 BGB. nur Bertretung im Willen, 
im Gegenfage zur bloßen Übermittelung der Erklärung (als Bote ꝛc.), 
und zwar unmittelbare Stellvertretung. Über bie mittelbare Stell 
vertretung find befondere Beftimmungen nicht getroffen. Der mittelbare 
Stellvertreter berechtigt und verpflichtet nur fich felbft, nicht den, in deſſen 
Sinterefie er handelt; feine obligatoriichen Rechte und Pflichten diefem 
gegenüber beftimmen ſich nad dem zwifichen ihnen beftehenden Rechts⸗ 
verhältniffe, RG. 68 ©. 278. 

Unmtttelbare Vertretung läßt das BGB. grundfäglih bei allen 
Nechtsgeihäften zu. Doch finden fich zahlreiche geieglihe Ausnahmen . 
im Familien⸗ und Erbrechte; vgl. SS. 1807, 1817, 1886, 8. 1887 Abi. 8, 
8. 1858 Abſ. 8, 88. 1487, 1516, 1595, 1698 Abſ. 8, 1728, 1748 Ubf. 2, 
1760, 2064, 2274, 8. 2290 Ubi. 2, 8. 2296, $. 2847 Abf. 2. Eine Ber: 
allgemeinerung diefer Ausnahmen ift unzuläfiig, NG. ZW. 1906 ©. 867. 

2. Der Titel enthält zunächft einige allgemeine Vorſchriften über bie 
Bertretung mit Vertretungsmacht, mag legtere auf Geſetz beruben (vgl. 
über gejegliche Vertretungsmacht namentlich Unm. 8 zu S. 8 fowie 
88. 26 Ubi. 2, 80, 48 Abſ. 2, 86, 88, 1857) oder durch Rechtögeichäft 
erteilt fein (88. 164, 165, $. 166 Abf. 1). Die durch Rechtsgeſchäft er: 
teilte Vertretungsmacht Heißt Vollmacht (8. 166 Abſ. 2), ES folgen be: 
fondere Vorſchriften über die Vertretung kraft Vollmacht (8. 166 Abſ. 2, 
$8. 167—170, 178—176) und ben Schug Dritter im Falle der Kund: 
gebung ber Benrollmädtigung ober der Borlegung einer Bollmachts- 
urtunde (88. 171—178). Die 88. 177—180 regeln die Vertretung ohne 
Bertretungdmadt, der 8. 181 ben Fall des fog. Selbftlontrahierend des 
Vertreters. 

8. Über Prokura und Handlungsvollmacht ſ. HGB. 88. 48—58. 

l. Bertretung mit Bertretungsmant. | 
1. Sirkuns im allgemeinen. . 

. 164. Eine Willenserklärung, die jemand!) innerhalb 
der ihm zuitehenden Bertretungsmacdt?) im Namen?) bes Ber» 
tretenen abgibt, wirft unmittelbar für und gegen den Ver—⸗ 
tretenen*),. Es macht keinen Unterfchied, ob die Erklärung aus 
drüdlid im Namen des Bertretenen erfolgt ober ob die Um⸗ 
tände ergeben, daß fie in deffen Namen erfolgen folld). 

Tritt der Wille, in fremdem Namen zu handeln, nicht er» 
fennbar hervor, jo kommt der Mangel des Willens, im eigenen 
Kamen zu handeln, nidt in Betradht®). 

Die Vorjchriften des Abf. 1 finden entfprechende Anwendung, 
wenn eine gegenüber einem anderen abzugebende WWillens- 
erflärung ?) deflen Bertreter gegenüber erfolgt. 

1) ein nicht Geſchäftsunfähiger, vgl. $. 166. 2) Bei Über: 
ſchreitung finden die 88. 177 ff. Anwendung. 8) Pol. Sak 2. 
4 Durch eine bei Gelegenbeit des Vertragsſchluſſes vom Bertreter be⸗ 
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gangene argliftige Handlung wird ber Bertretene nicht erfaßpflihtig; ber 
Dritte hat nur gegebenenfalls das Anfechtungsrecht nad 8. 128 oder 
einen Erfaganfpruch gegen den Bertreter, RG. 61 S. 207. 5) Siehe 
z. B. OQG. 5 5. 46. 6) Beiſp. RBG. IJW. 1906 ©. 880. Die Un: 
tebtung nad 8. 119 iſt alfo ausgeſchloſſen. Abſ. 2 ift nicht anwendbar 
bei einverftändlich für den wahren Sinhaber eines Gewerbebetriebs vor⸗ 
genommenen Nechtögeichäften, OLG. b S. 48. 7), ©. 55 Borbm. 2; 
; B. Kündigung, Seuffel. 60 ©. 62 

2. Zeſchrünkte Gefhäftsfähigkeit des Vertreters. 
168. Die Wirkſamkeit einer von oder gegenüber 
einem Bertreter abgegebenen Willenserflärung wird nicht da= 
durch beeinträchtigt, daß der Bertreter in der Geſchäftsfähigkeit 
beichräntt iſt 1). 

2%) 88. 106, 114. Vgl. aber über ben (Einfluß der beſchränkten 
Geſchaͤftsfähigkeit auf bie elterlihe Gewalt, Bormunbichaft und Pflegichaft 
58. 1676, 1686, 1780, 1781, 1915. 

3. MWillensmängel. Kennen. Zennenmüſſen. 

&. 166. Someit die redtlihen Folgen einer Willens- 
erflärung durch Willensmängel!) oder durdy die Kenntnis oder 
das Kennenmüſſen?) gemifler Umftände®) beeinflußt werden, fommt 
nit die Perſon des Bertretenen, fondern Die des Bertreters in 
Betradht*). | 

Hat im Falle einer duch Rechtsgeſchäft erteilten Ber- 
tretungsmacht (Bollmadıit)d) der Bertreter nah beitimmten 
Beifungen des Vollmachtgebers gehandelt, fo kann ſich diefer 
in Anfehung folder Umstände, die er felbft Fannte, nicht auf 
die Unkenninis des Bertreters berufen. Dasfelbe gilt von 
Umftänden, die der Vollmadıtgeber kennen mußte, fofern das 
Kennenmüflen der Kenntnis gleidjiteht®). 

1) 88. 116—128. 2) Begriff 8. 122 Ubi. 2. 8) © 3. B. 
8.142 Abſ. 2, 169, 178, 179 Abſ. 8, 807, 406—408, 460, 464, 892, 
838, 982 Abſ. 2. 4) Beiiplele: RG.IW. 1904 ©. 112, NG. 68 
€. 847, DUGS. 8 ©. 88 (Kenntnis des pfändenden Gerichtövollzieherß). 
Bei Bertretung durch Mehrere genügt Kenntmis eines von ihnen, NG. 59 
2.408. 5) Nach Begriff und Rechtsnatur der Vollmacht kann der 
Bevollmächtigte grundjäglich feinen Willen erklären, der bem ihm be 
fonnten Willen des Bollmachtgeberd wiberipricht; weder er nod ber 
Dritte, der den Mißbrauch der Vollmacht kennt oder fennen muß, Tann 
aus jolcher Erklärung Rechte gegen den Vollmachtgeber herleiten, RG. 52 
z. 96. ber Bevollmächtigung auf Grund Subſtitutionsbefugnis 
OLG. 9 S. 294. — Bon der Bollmacht tft zu unterfchetden die gemein⸗ 
tehtlih fog. Ermädtigung und was nad BGB. neben anderem unter 
ben Begriff der Einwilligung fällt, d. 5. die im voraus erflärte Bu: 
funmung zu Berfügungen über ein Recht des Buftimmenden Durch eine 
im eigenen Namen vorgenommene Rechtshandlung des Verfügenden, 
RG. 68 S. 274. 6) Bezünlih des Einfluſſes von Willengmängeln 

6” 
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gilt auch im Falle des Abſ. 2 die Vorfchrift des Abſ. 1. Willendmängel 
auf feiten des Pertretenen fommen nur für die Gültigkeit der Bevoll: 
mädtigung in Betradit. 


4. Bollmadt insbefondere. 
a) &rteilung. — 

8. 167. Die Erteilung der Bollmadıt!) erfolgt durch 
Erklärung gegenüber?) dem zu Bevollmädtigenden oder dem 
Dritten, dem gegenüber die Vertretung ftattfinden foll?). 

Die Erklärung bedarf nit der Form, welche für da3 
Rechtsgeſchäft beitimmt ift, auf das ſich die Vollmacht bezieht ?). 

1) Die Bollmaditerteilung tft im BGB. ftreng gefchieden vom Auf: 
trage; diefer ift nur eines ber Nechtöverhältniffe, welche jener zu runde 
liegen köͤnnen. Das Rechtsverhältnis kann auch u. a. auf einem Dienft: 
oder Wertvertrage (88. 611, 681, 675) oder einem Gefellichaftövertrage 
(88. 714, 715, vgl. HGB. 8. 125) beruhen. 2) Bol. 88. 180, 181. 
8), ©. für den zweiten all SS. 170, 178. 4) Bol. $. 182 Abi. 2. 
Ausnahme 8. 1945 Ubf. 2. Die Vollmacht muß aber auf Vornahme 
des Nechtögeichäfts in der vorgeichriebenen Form gerichtet fein, NG. ZW. 
1908 Beil. S. 80. Abſ. 2 gilt nicht, wenn die Bollmachtertetlung Teil 
eine3 der Yorm des 8. 8LB bedlirftigen Vertrags ift, und nur bei frei 
widerruflihder Bollmadt, NG. 50 ©. 168; vol. RG. 62 ©. 887. Be: 
deutung der Vollmachtsurkunde 83. 172—174. 

b) Erlöſchen. 

8. 168. Das Erlöſchen der Vollmadjt beftimmt ſich nad) 
dem ihrer Erteilung zu Grunde liegenden Recdhtsverhältnifie‘). 
Die Bollmadt ift auch bei dem Fortbeſtehen des Rechtsverhält- 
niſſes miderruflid, fofern ſich nicht aus dieſem ein anderes 
ergibt). Auf die Erklärung des Widerrufs findet die Vorfchrift 
des 8. 167 Abſ. 1 entipredhende Anwendung. 

1) Bol. Anm. 1 zu 8.167. Erlbſchen durch Tod des Bollmadıt- 
gebers, OLG. 10 ©. 67. Uber das Erlöfchen ber auf Auftrag, Dienft: 
oder Wertvertrag berubenden Bollmadıt durch Konkurs des Machtgebers ſ. RO. 
88.28, 27, bezüglich der Bollmacht eines Gefellichafters |.8.728,2D.8:28; Er: 
löfhen einer von Konkursverwalter erteilten Vollmacht durh Aufhebung 
des Konkursverſahrens, ORG. 10 ©. 66. Ausnahmen von Sag 1 m 
Sat 2 und SS. 169—178, auch KO. $. 28. 2) Bol. 3.8. SS. 715, 
1189; f. ferner RG. 52 ©. 99, OLG. 12 S. 280. Für die Profura |. 
HGB. 8. 52. 

Wirkſamkeit des Erlöſtchens gegen Dritte. 

. 169. Soweit nad) den 88. 674, 7291) die?) erlojchene 
Vollmacht eines Beauftragten oder eines geichäftsführenden 
Gejellichafters als fortbeftehend gilt, wirkt fie nidht zu Gunſten 
eines Dritten, der bei der Vornahme eines Rechtsgeſchäfts das 
Erlöfchen kennt oder kennen muß?). 

8) in Verbindung mit S. 168 Satz 1; f. auch KO. 8. 28. 2) in 


Bertretung. Vollmacht. SS. 167 - 174. 85 


anderer Weile ald durch Widerruf oder Kündigung, namentlich durch Tod 
oder Geihäftsunfähigwerden des Auftraggebers oder eines Gefellichafters. 
3) 8. 122 Abſ. 2. Ühnliche Borfchriften 88. 1424, 1682, 1898. 

&. 170. Wird die Vollmacht durd Erklärung gegenüber 
einem Dritten erteilt, jo bleibt fie diefem gegenüber in Kraft, 
bi8 ihm das Erlöſchen von dem Vollmachtgeber angezeigt wird. 


Ausnabmen im 8. 178. 

5. Schuiz Dritter in den Zällen: 
a) der Aundgebung der Benollmärhtigung. 

6. 171. Hat jemand durch befondere Mitteilung an einen 
Dritten oder durch Öffentliche Bekanntmachung fundgegeben, daß 
er einen anderen bevollmädhtigt habe, fo iſt diefer auf Grund 
der Kundgebung im eriteren Falle dem Dritten gegenüber, im 
legteren alle jedem Dritten gegenüber zur Vertretung befugt!). 

Die Bertretungsmadjt bleibt beitehen?), big die Kundgebung 
in derfelben Weije, wie ſie erfolgt iſt, widerrufen wird?). 

2) au wenn eine Bollmacht nicht, nicht gültig oder in engerem 
fang rat if. 2) trog Erlöfchens. der Bollmadt. 3) Audnahme 
im $. . 

b) der Borlegung einer Vollmachtsurkunde. 

8.172, Der befonderen Mitteilung einer Benvollmädtigung 
durch den Bollmadjtgeber jteht es!) gleich, wenn diefer dem Ver⸗ 
treter eine Vollmachtsurkunde ausgehändigt hat und der Vertreter 
ie dem Dritten vorlegt?). 

Die Bertretungsmadt bleibt beitehen, bis die Bollmadıts- 
urtunde dem Vollmachtgeber zurüdgegehen?) oder für Fraftlos 
erflärt wird®). 

2) im Sinne des S. 171 Abſ. 1. 2, Berufung auf eine in ben 
Händen bes Bertreterd befindlide Vollmachtsurkunde ſteht nicht gleich, 
RS. 66* 68. 8) 8. 176. 4) 8. 176. Ausnahmen von Abſ. 2 
im $. 178. 


.173. Die Vorſchriften des 8. 170, des 8. 171 Abf. 2 und 
des 8. 172 Abi. 2 finden feine Anmendung, wenn der Dritte 
da3 Erlöichen der Vertretungsmacht!) bei der Vornahme des 
Rechtsgeſchäfts Tennt oder kennen muß?). 

1) nad $. 168. 2) 8. 122 Abſ. 2. Wuch den Brundbuchrichter 
überheben jene Vorſchriſten nicht der Prüfung von Zweifeln Über das 
Fortbeftehen der Vollmacht, 8. in OLB. 10 ©. 68, RIA. 7 ©. 67. 


6. Ginfeitige Rerhtsgefchäfte eines Zevollmächtigten. 

6. 174. Ein einfeitiges Rechtsgeſchäft, daß ein Bevoll- 
mächtigter einem anderen gegenüber vornimmt!), ilt unwirkſam, 
wenn der Bevollmädtigte eine Vollmachtsurkunde nicht vorlegt 
und der andere das Rechtsgeſchäft aus diefem Grunde unvers 
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züglich?) zurückweiſt?). Die Zurüdweifung ift ausgeſchloſſen, wenn 
der Bollmadıtgeber den anderen von der Bevollmädtigung in 
Kenntnis geſetzt hatte ). 

1) ©. 55 Vorbm. 2. 2, 8, 121 Abi. 1. 23) Die Zurückweiſung 
ift bet Zuftellung der Erflärung durd) einen Gerichtsvollzieher nicht diefem, 
fondern dem Bevollmächtigten gegenüber zu erklären, OLG. 12 ©. 250. 
4) Bol. Anm. 8 zu 8. 111. 

7. Rückgabe der Vollmachtsurkunde. 

6.175. Rad) dem Erlöfchen der Bollmadt!) Hat der Bevoll- 
mädjtigte die Vollmachtsurkunde dem Vollmachtgeber zurüdzu- 
geben?); ein Zurüdbehaltungsredht ſteht ihm nicht zu°). 

1) 8. 168. 2) auch wenn fie nit nur die Benollmächtigung 
enthält, IW. 1902 Beil. S. 211. 8), Ausnahme von 8. 278. 

8. Rrafiloserhlärung der Vollmachtsurkunde. 

1726. Der Vollmadhigeber kann die Tollmadtsurfunde 
durch eine öffentliche Befanntmadjung für kraftlos erflären‘); die 
Kraftloserflärung muß nad den für die Öffentliche Zuftellung 
einer Ladung geltenden Vorſchriften der Zivilprozeßordnung?) 
veröffentlicht werden. Mit dem Ablauf eines Monat33) nad) 
der legten Einrüdung in die Öffentlichen Blätter wird die Kraft⸗ 
loserklärung wirffam. 

Zuftändig für die Bewilligung der Veröffentlichung ift fo» 
wohl das Amtsgeridit, in deilen Bezirke der Vollmachtgeber 
feinen allgemeinen Geridhtsjtand hat*), als das Amtögericht, 
welches für die Klage auf Rüdgabe der Urkunde, abgefehen von 
dem Werte des Streitgegenftandes, zuftändig fein mürde®). 

Die Kraftloserflärung ift unwirkſam, wenn der Bollmadıt- 
geber die Vollmacht nidht widerrufen fann®). 

2) Bwed $. 172 Abi. 2. 2) ZPO. 8. 204 Ubi. 2, 8. 206. 
3) Berechnung 88. 187 Ubi. 1, 188 Abſ. 2. 4) ZPO. 88. 18—19. 
< 850. 88. 20—28, 29—81 (zu $. 29 ſ. BGB. 8. 269). 6) 8. 168 

qQ . 
Il. Bertretung ohne Bertretungsmadit. 

Über Vornahme von Rechtsgeſchäften ohne die erforderlihde Ge: 
nehmigung des Bormundfchaftsgerichts ſ. SS. 1648, 1829—1881. 

1. Berträge. 
3) Wirkfamkeit für und gegen den Bertretenen. 

6. 177. Scließt jemand ohne Bertreiungsmadt!) im 
Namen eined anderen einen Vertrag, fo hängt die Wirkjamteit 
des Vertrags für und gegen ben Vertretenen von deilen Ge⸗ 
nehmigung?) ab. 

Fordert der andere Teil den Bertretenen zur Erklärung über 
die Genehmigung auf, fo kann die Erklärung nur ihm gegen- 
über erfolgen; eine vor ber Aufforderung dem Bertreter gegenüber 





Vertretung. Bollmadt. SS. 175-179. 87 


erflärte Genehmigung oder Berweigerung ber Genehmigung 
wird unwirkſam. Die Genehmigung arm nur bis zum Ab- 
laufe von zwei Wochen nad) dem Empfange der Aufforderung?) 
erflärt werden; wird fie nicht erflärt, fo gilt fie als vermeigert®). 

1) mit oder ohne Kenntnis von dem Mangel. 2) 8. 182 Abſ. 2, 
8. 184. Genehmigung unter Änderungen tft nicht unbebingt Ber: 
weigerung; $. 160 Abſ. 2 gilt für fie nicht, RG. 8BlF3G. 4 ©. 789. 
3) Berechnung 8. 187 Abſ. 1, S. 188 Abf. 2. 4) Bad. zu 88. 177, 
178 die SS. 108, 109 und zu 8. 177 Abſ. 2 den $. 458 Abſ. 1 Sat 2. 
Anwendbarteit des $. 177 auf die Auflafſung, GG. 22 ©. A 146 
— AM. 2 ©. 85. Über Geſchäfte mit Handlungsagenten“ ſ. HGB. 


8 8b. 
b) Widerrufsrecht des anderen Geiles. 
6. 178, Bis zur Genehmigung des Vertrags ift der andere 
Teil gem Widerrufe beredhtigt, e8 fei denn, daß er den Mangel 
der Bertretungsmadht bei dem Abfchlufle des Vertrags gelannt 
bat. Der Widerruf fann auch dem Bertreter gegenüber erklärt 


werden. 
e) Haftung des Vertreters. 


8.179. Wer als Vertreter einen Vertrag geichlofien hat, ift, 
fofern er nicht feine Vertretungsmacht nachweiſti), dem anderen 
Zeile nad) defien Wahl?) zur Erfüllung?) oder zum Schadens⸗ 
erjate*) verpflichtet, wenn der Beriretene die Genehmigung des 

ags verweigert). 

Hat der Vertreter den Mangel der Bertretungsmadt nicht 
gelannt®), fo ift er nur zum Erfape desjenigen Schadens ver- 
pflichtet, welchen der andere Zeil dadurch erleidet, daß er auf 
Die Bertretungsmadt vertraut, jedoch nicht über den Betrag 
Des Intereſſes hinaus, welches der andere Zeil an der Wirk— 
famleit de8 Bertrags hat?). 

Der Bertreter haftet nicht, wenn der andere Zeil den 
Mangel der Vertretungsmacht fannte oder kennen mußte®). Der 
Bertreter haftet auch dann nicht, wenn er in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkt mar?), es ſei denn, daß er mit Buftimmung 
feines gejeglichen Vertreters gehandelt hat. 

1) Einen Aniprud auf diefen Nachweis Hat der andere Teil nicht, 
O8. 5 S. 52. 2) SS. 268-265. 3) wie wenn er jeldit den Ver⸗ 
trag geicdhlofien Hätte, OXS. 12 ©. 21. 4, 88. 249 fi. 5), Dies 
bat der Bertreter jedenfal8 dann zu beweiſen, wenn er den anderen 
duch Richtnennung des Bertretenen bie Einbolung der Genehmigung um: 
möglid madt, ORG. 12 ©. 21. 6) 3. 8. infolge Irrtums über bie 
Gültigkeit der Benolimädtigung. 7) Bgl. 8 122 Abſ. 1. Abſtrakte 
Berechnung des Schadens zuläffig, RG. 68 S. 826. 8) 8. 122 Abf. 1. 
Anwendung des Abſ. 8 Say 1 im Falle der WO. Urt. 95, Gruch. 46 
S. 998. 9) 88. 106, 114. 
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2. Ginfeitige Rechtsgeſchäfte. 

EN 180. He einem einfeitigen Rechtsgeſchäft ift Vertretung 
ohne Bertretungsmadt unzuläflig!). Hat jedoch derjenige, welchem 
gegenüber ein ſolches Nechtsgeihäft vorzunehmen war, Die von 
dem Vertreter behauptete Bertretungsmadt bei der Vornahme 
bes Nechtsgefchäfts nicht beanftandet oder iſt er damit einver- 
ftanden geweſen, daß der Vertreter ohne Vertretungsmacht handele, 
fo finden die Vorſchriften über Berträge entiprehende An⸗ 
mwendung?).. Das Gleiche gilt, wenn ein einfeitiges Rechts⸗ 
geichäft gegenüber einem Bertreter ohne Bertretungsmadht mit’ 
defien Einverftändniffe vorgenommen wirt. 


1) Satz 1 gilt für nicht empfangäbebürftige einfeitige Rechtsgeſchäfte, 
3. B. die Erbſchaftsannahme ($. 1948), ausnahmslos, für empfangsbedürftige 
einfeitige Rechtsgeſchäfte mit den in Sag 2, 8 enthaltenen Einfchräntungen. 
2,88. 177—179. 


III. Bornahme von Redhtsgefchäften mit ſich ſelbſt. 

8.181. Ein Vertreter!) fann, foweit nicht ein anderes ihm 
eitattet ijt?), im Namen des Bertretenen mit ſich im eigenen 
amen oder als Vertreter eines Dritten ein Rechtsgeſchäft nicht 

vornehmen?), es fei denn, daß*) das Rechtsgeſchäft ausfchlieglich 
in der Erfüllung einer Verbindlichkeit beiteht.>) 


1) mit Vertretungsmacht. 2) durch das ber Vertretungsmacht 
zugrunde liegende Geſetz oder Rechtsgeſchäft, z. B. durch Vollmacht beider 
Beteiligten zur Auffaſſung, KG. 21 S. A 292, oder zu einer ſonſtigen 
Einigung, OLG. 5 ©. 46. Beſondere Ermächtigung erforderlich, RG. 
bl ©. 422. 3) Das Rechtsgeſchäft tft nichtig (ODYS. 8 S. 80; a. U. 
NG. 56 S. 104, wonad das Geihäft gemäß $. 177 genehmigungsfähig 
jein fol). Bol. aber 88. 466-458. Mehrere Minderjährige bedürfen 
nach $. 181 für die Auseinanderfegung mit dem überlebenden Elternteil 
und untereinander je eined Pfleger KG. 22 S. A 84 (= RM. 2 
©. 110), 101, 28 ©. A 89, dagegen genügt zur Uugeinanderfegung der 
Minderjährigen als Geſamtheit mit dein Elternteil ein Pfleger; der Eltern: 
teil fann ferner die Dlinderjährigen den übrigen Miterben gegenüber ver: 
treten, BayObr®. 8 ©. Bill. Der Ausfteller eines Wechſels kann diefen 
nicht für eine offene Handelägefellichaft, deren Teilhaber er tft, annehmen, 
ORG. 5 ©. 50. Anwendung auf Rectögefhäfte des Gefchäftsführers 
einer Geſellſchaft m. b. H. mit fih ſelbſt, RG. 51 ©. 422. Dagegen 
jteht das Berbot des S 181 nicht entgegen einem Nechtögeichäfte, das der 
Geihäftsfügrer mit dem für den Fall feiner Behinderung beftellten Ber: 
treter der Geſellſchaft, ein Gewerkichaftsrepräfentant im eigenen Namen 
mit einem von ihm der Gemerkichaft beftellten Bevollmächtigten, ein 
Bevollmädjtigter mit dem von ihm dem Vollmachtgeber beftellten 
Subitituten vornimmt (OLGS. 11 S. 895, KG. 26 S. A 100, 80 ©. 
A 158). Auf den Teftamentspollftreder ift $ 181 nicht anwendbar, da 
er nicht Bertreter bes Erben ift, NG. IW. 1905 ©. 490, NG. 61 ©. 189, 
KB. 27 ©. A 148, ORG. 4 S. 487; abw. KG. 28 S. A 247 (= RITA. 
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3 ©. 44). —- Erweitert wird bad Berbot des $. 181 für ben Synhaber 
der elterlichen Sewalt unb ben Bormund burch 8. 1680 Ubi. 2, 8. 1796. 
%) S. Anm. 2 zu $ 146. 5) Die Ausnahme gilt nicht für die 
Leitung an Erfüllungsfiatt und für ftreitige Berbindlichleiten, OL®S. 8 
©. 82. Unmwendung auf bie Ubereignung durch den Ginlaufs- 
tommiffionär, RG. 52 S. 180; äußere Belundung des Willens, Eigen: 
tum zu übertragen und zu erwerben, erforberlih, NG. IW. 1908 
Beil. ©. 81. 


Sechfter Titel. 
Einwilligung. Genehmigung. 

Die Wirkſamkeit eined Vertrags oder eines empfangäbebürftigen 
einfeitigen Rechtsgeſchäfts hängt in zablreihen Fällen von der Ein» 
willigung oder Genehmigung, d. 5. der vorberigen oder nachträglichen 
Zuſtimmung, eines Dritten ab. Solde Fälle enthalten namentlich die 
88 107 ff, 114 (Rechtögeichäfte befchräntt Gefchäftsfägiger), 170, 180 
(Bertretung ohne Vertretungsmacht), 185 (Verfügung eines Nicht: 
berechtigten), 415, 458, 876, 1071, 1245, 1255, 1276, 1875, 1895 ff., 
1444 fj., 2120 (Berfügungen, die das Recht eines Dritten berühren). 
Sur Ergänzung dieſer Vorſchriften trifft der 6. Titel allgemeine Beſtim⸗ 
mungen über die Erffärung der Zuftimmung und ihrer Berweigerung 
fowie dad Recht zur Burüdweifung eines einfeitigen empfangsbedürftigen 
Nechtsgeſchäfts mangels fchriftlichen Nachweiſes der Einwilligung ($. 182), 
Die Widerruflichleit der letteren (8. 188) und die Rückwirkung der Ge: 
nehmigung ($. 184). Der 8 185 betrifft einen Anwendungsfall von 
allgemeiner Bedeutung; er beſtimmt die Vorausfegungen der Wirkſamkeit 
oder des nachträglichen Wirkſamwerdens von Berfügungen eines Nicht: 
berechtigten. In allgemeinerem Sinne ift von Genehmigung die Rede 
in bezug auf das Bormundfchaftägericht und den Gegenvormund (88. 
1643, 1812 fi., 1819 ff., 1824). 

Zufimmung im allgemeinen, 

8. 182. Hängt die Wirkſamkeit eines Vertrags oder eines 
einfeitigen Rechtögelhäfts, das einem anderen gegenüber vora= 
zunehmen tft, von der Zuftimmung!) eines Dritten ab, jo Tann 
die Erteilung fomwie die Verweigerung der Zuftimmung fomohl 
dem einen als dem anderen Zeile gegenüber erflärt werden ?). 

Die Zuftimmung bedarf niht der für das Rechtsgeſchäft 
beftimmten Yorm?). 

Wird ein einfeitiges Nechtsgeichäft, deſſen Wirkſamkeit von 
der Zuftimmung eines Dritten abhängt, mit Einwilligung 9 des 
Dritten vorgenommen, fo finden die Vorfchriften des 8. 111 
Satz 2, 3 entiprehende Anwendung. 

2) d. 5. Einwilligung oder Genehmigung ($ 188, $. 184 Ubf. 1). 
2) Ausnahmen in den $$. 108 Ubf. 2, 177 Abf. 2, 876, 1071, 1245, 
1265 Abſ. 2, 1276 Abſ. 2, 1896, 1448, 1748. Abſ. 1 fchließt nicht aus, 
daß die Zuftimmung durch Betätigung ohne Erklärung gegenüber einem 


90 Allgemeiner Teil. Rechtsgeſchäfte. 


Beteiligten kundgegeben wird (Bayohr®. in RJA. 4 ©. 182, b ©. 26). 
3) Vol. 8. 167 Abſ. 2. Beſondere Formvorſchriften in den 88. 1616, 
1617, 1780, 1748, 2120. Mittelbarer Zwang zu ſchriftlicher Form bei 
einſeitigen Empfangsbedürftigen Willenserklärungen nach $. 182 Abſ. 8. 
4) Begriff 8. 188. 

Ginwilligung. 

Br 183. Die vorherige Zuftimmung (Einwilligung) ift bis 
zur Sornahme des Nechtögeichäfts widerruflich, ſoweit nicht aus 
dem ihrer Erteilung zu Grunde liegenden Rechtsverhältniſſe 
fih ein anderes ergibt!). Der Widerruf kann ſowohl dem einen 
als dem anderen Teile gegenüber erflärt werden). 

2) Ausnahmen in den SS. 876, 1071, 1178, 1188, 1245, 1255, 
1276, 1616, 1517, 1726, 1748, 2291.  ®) Bol. 8. 168. 
Genehmigung. 

8. 184. Die naditrägliche Zuftimmung (Genehmigung) 
wirt auf den Zeitpunkt der Bornahme des Rechtsgeſchäfts 
zurüd, ſoweit nidyt ein anderes beitimmt ilt. 

Durch die Rüdwirkung werden Verfügungen!) nidt un« 
wirfjam, die vor der Genehmigung über den Gegenitand des 
Nechtsgeihäfts von dem Genehmigenden getroffen worden?) oder 
im Wege der Zmwangsvollitredung®) oder der Arreftvollziehung 
oder durch den Konfursverwalter erfolgt find. 

1) Anm. 1 zu $' 186. 2) Anm. 6 zu 8. 186. 8) gegen 
ben Genehmigenden, Seuffü. 60 ©. 1. 

irkfamwerden der Berfligung eines Richtberechtigten. 
⸗ ‚185. Eine Derfügung 1), die ein Nichtberechtigter über 
einen ®egenitand?) trifft, iſt wirkſſam, wenn tie mit Einwilligung?) 
des Berechtigten erfolgt. 

Die Verfügung wird wirkſam, wenn ber Berechtigte fie 
genehmigt*) oder wenn der Verfügende den Gegenitand erwirbt) 
oder wenn er von dem Berechtigten beerbt wird und diejer für 
die Rachlagverbindlichkeiten unbefhräntt haftet). In den beiden 
letteren Fällen?) wird, wenn über den Gegenitand mehrere mit» 
einander nicht in Einklang ftehende Verfügungen getroffen 
worden find, nur die frühere Verfügung wirffam?). 

1) Unm. 1 zu S. 186. 2) Sache oder Nedit. 8) 88. 182, 188 
4) Bol. 88. 182, 184. Nur in bdiefem erften Falle tritt Rückwirkung 


nad) 8. 184 ein. 5) Entfprechende Unwendung auf das Pfändungs: 
pfandrecht, RG. 60 S. 70. ©) Bgl. 88. 1994ff., 2006, 20065. I Sm 
erſten Yalle wird die genehmigte Berfügung wirkſam. 8) Un: 


wendung bes 8. 185 auf Leiſtung an einen Dritten zum Bwede der 
Erfüllung 8. 862 Abſ. 2; auf grundbuchrechtliche- Verfügungen NG. 54 
©. 866, 8%. 21 ©. A 155, OLG. 5 ©. 418, 419, 7 S. 10, iusbeſondere 
auf re Auflafiung 2G. 28 S. A 186 (—- NRIU. 2 S. 250), OLE. 6 
©. 418. 
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Bierter Abſchnitt. 
Friften. Germine. 


1. Der Abſchnitt enthält Auslegungsvorſchriften für gefegliche, gericht: 
liche und rechtögefchäftliche Yrift: und Terminsbeftimmungen. Unter den 
geſetzlichen Friſten find von befonderer Bedeutung die Berjährungfriften 
(8. 195 und Anm. dazu) und die Ausſchlußfriſten (f. S. 98 Borbm. B). 
Rechtsgefchäftliche Friften kommen u. a. in den Fällen in Betracht, in denen 
ein Beteiligter einem anderen zur Bewirtung einer Leiftung oder zur Abgabe 
einer Erflärung eine angemefjene Yrift beftimmen lann, wie 3. B. nad) den 
$8. 260, 264, 283, 826, 854, 866, 616, 684, 1008. 

2. Auf die Hier gegebenen Borfchriften über die Berechnung von Friften 
verweilen ZPO. 8. 222 und FGG. S. 17. J 

Die 88. 186 ff. gelten auch für Handelsſachen. Uber bie Ausdrücke 
„Frũhjahr“, „Herbfi“ u. ä, als Leiftungdzeit |. HB. $. 868 Abi. 1. 
Bel. WO. Urt. 80, 82. Uber die Anwendung im Berwaltungsftreit- 
verfahren |. OBG. 88 ©. 452. 


Auslegungsvorſchriften. 
— 186. Für die in Gefegen!), gerichtlichen Verfügungen 
und ehtageihäften enthaltenen Frifte und Zerminsbeitimmungen 


gelten die Auslegungsporfchriften der 88. 187 bis 193. 
ı) EG. Art. 2. 
1. £riften. 
a) Beginn. 


8.187. Iſt für den Anfang einer Friſt ein Ereignis oder ein 
in den Lauf eined Tages fallender Zeitpunkt maßgebend, fo 
wirb bei der Berechnung der Friſt der Tag nicht mitgerechnet, 
in welden da3 Ereignis oder der Zeitpunft fällt. 

Sit der Beginn eines Tages der für den Anfang einer 
Friſt maßgebende Zeitpunkt, fo wird dieſer Tag bei der Bes 
rechnung Der Friſt mitgerechnet. Das Gleiche gilt von dem 
Zage der Geburt bei der Berechnung des Lebensalters!). 

1) Sag 2 enthält eine der Volklsanſchauung entfpredhende Abweichung 
von Abi. 1. Die Borfchrift gilt auch für das Gebiet des Strafredhts, 
RGSt. 86 ©. 87 

b) Ende. 

8.188. Eine nad Tagen beſtimmte Frift endigt mit dem 
Ablaufe des legien Tages der Fyriit!). 

Eine Friſt, die nah Wochen, nah Monaten oder nad) 
einem mehrere Monate umfallenden Zeitraume — Sahr, halbes 
Jahr, Vierteljahr — beitimmt iſt, endigt?) im Falle des $. 187 
Abi. 1 mit dem Ablaufe desjenigen Tages der legten Woche 
oder des lebten Monats, welcher durch feine Benennung oder 
feine Zahl dem Tage entfpridht, in den das Ereignis oder der 
Zeitpuntt fällt, im Falle des $. 187 Abf. 2 mit dem Ablaufe 
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desjenigen Zages ber legten Woche ober bes legten Monats, 
welcher dem wage vorhergebt, der durch feine Benennung oder 
feine Zahl dem Anfangstage der Friſt entipricht!). 

Fehlt bei einer nah Monaten beitimmten Friſt in dem 
legten Monate der für ihren Ablauf maßgebende Tag, fo endigt 
die Zrift mil dem Ablaufe des letzten Tages dieſes Monats ij. 

1), Kür den Sal, daß der lekte Tag ein Sonn: oder Feiertag iſt, 
vgl. 8. 198. 3) fofern nicht der Fall des 8. 191 vorliegt. 

e) Zalbes Jahr x. 

8.189. Unter einem halben Jahre wird eine Frift von ſechs 
Monaten, unter einem Bierteljahre eine Frift von drei Monaten, 
unter einem halben Monat eine Friſt von fünfzehn Tagen ver⸗ 
jtanden!). 

Iſt eine Friſt auf einen oder mehrere ganze Monate und 
einen halben Monat geftellt, fo find die fünfzehn Tage zulegt 
zu zählen?). 

1), Die Bedeutung ber Nusdrüde „acht Tage“, „vierzehn Tage” unters 
Tiegt freier Auslegung. S. aber HGB. 8. 869 Ab. 2. 2) Semäß 
8.187 Abf. 2. Bol. WO. Art. 82 Abf. 2, 

d) Berlängerung einer Friſt. 
190. Im Falle der Verlängerung einer!) Srift wird die 
neue Friſt von dem Ablaufe der vorigen Friſt an berechnet?). 

* im Laufe befindlichen oder abgelaufenen. 2) Gemäß 8. 187 


e) Jahr, Monnt. 

8.191. Iſt ein Zeitraum nach Monaten oder nad; Jahren 
in dem Sinne beitimmt, daß er nicht zufammenhängend zu ver» 
laufen braudjt, fo wird der Monat zu dreißig, das Jahr zu 
dreihundertfünfundfechhzig Zagen geredjnet. 

2. Anfang, Mitte, Ende Des Monats, 

8.192. Unter Anfang des Monats wird der erjte, unter 
Mitte des Monats der fünfzehnte, unter Ende des Monats der 
legte Tag des Monats veritanden. 

Entfpredend WO. Art. 80. 

3. Soun- und Feiertage. 
.193. Iſt an einem beftimmten Tage oder innerhalb einer 
Hrift eine Willenserflärung abzugeben oder eine Leiftung zu be— 
wirken!) und fällt der beitimmte Tag oder der lebte Tag der Friſt 
auf einen Sonntag oder einen am Erklärung» oder Leiltungs«- 
orte?) ſtaatlich)) anerkannten allgemeinen Feiertag, fo tritt an die 
Stelle de8 Sonntags oder des Feiertag ber nädjitfolgenbe 
Werktag!). 
1) 8. 272. 2) 8. 269. 8) in Ermangelung reichsrechtlicher 
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Beſtimmung durdy Landesgeſetz; Polizeiverordnungen über die üußere 
Seilighaltung der Sonn= und Feiertage find für die Trage, ob ein Tag 
als ftaatlich anerfannter allgemeiner Feiertag anzufehen iſt, nit ent- 
fheibend. Bol. für Breußen Gef. v. 12. März 1898 (Bußtag) und v. 
2. Sept. 1899 (Karfreitag), im übrigen die für die einzelnen Landesteile ver: 
fhiedenen älteren Vorſchriften; Sachſen 8. v. 6. Juli 1899 8. 8; Baden 
B. v. 11. Nov. 1899 8. 2; Heffen Urt. 18. 4 Auch $. 198 enthält 
nur eine Auslegungsporfchrift ($. 186), die nicht gilt, ſoweit ſich im einzelnen 
Falle durch Auslegung (vgl. namentlich $. 157) ein anderer Wille ergibt. 
Der 8. 198 gilt auch für den Handelöverlehr. Bol. WO. Art. 92; ZPO. 
88.188, 216, 222, 761; StPO. 8. 48. 


Fünfter Abſchnitt. 
Derjährung. 

1. Die Berjäbrung iſt nah dem BGB. kein allgemeined, den 
Erwerb ımd Berluft von Rechten aller Urt umfaſſendes Nechtsinftitut. 
Ibr Gegenftand ift vielmehr nur der Aniprud, d. h. das Nedt, von 
einem anderen ein Tun oder ein Unterlaffen zu verlangen (8. 194 
Abi. 1). Ein Anſpruch kann ih nit nur auf ein Schuldverbältnis 
gründen (f. inSbefondere $. 241), fondern auch auf den Beſitz (SS. 861, 862, 
867, f. aber 8. 864), ein dingliche8 Recht (namentlich 88. 985 fi., 1017, 1027, 
1065, 1090, 1101, 1147f., 1227), etn familienrechtlidhes (88. 1298 ff., 
1868, 1860 fi., 1872, 1894, 1421, 1427, 1456, 1601/f., 1620ff., 1682, 
1681, 1708 ff., 1715, 1888, 1848, 1890 ff.) ober ein erbrectliches Ber: 
hãltnis (8$. 1968, 1978, 1980, 2018 ff., 2088, 2042, 2067, 2114 ff., 
2120 ff., 2174, 2194, 2215 ff, 2808 ff., 2817). Bgl. auch 8. 12 (An- 
ſpruch aus dem Namenrecht). Andere Anwendungen bed der Verjährung 
zugrunde liegenden Gedantend enthalten die Borfchriften über die 
Erfigung von Rechten an Grundftüden ($. 900), das Erlöfchen folcher 
Rechte durch Nichtgebrauch ($. 901) ſowie den Erwerb des Eigentums und 
des Nießbrauchs an bewegliden Sachen dur Erſitzung (SS. 987—-945, 
1088). Eine unvorbdenfliche Verjährung ift dem BGB. fremd; fie bleibt 
jedoch nach Maßgabe der Landesgeſetze für die diefen vorbehaltenen Gebiete 
von Bedeutung, foweit fie nicht auch Hier bejettigt ift (Hefien Art. 268). 

2. Der vorliegende Adfchnitt regelt den Gegenftand der Verjährung 
($. 194), die Sriften (88. 195— 197), den Beginn (88. 198-201), die 
Hemmung x. (88. 202—207), die Unterbrediung (88. 208—217), bie 
Berjährung rechtskräftig feftgeftellter ($$. 218, 219) und nicht vor bie 
ordentlichen Gerichte gehörender Anſprüche (8. 220), die Anrechnung der 
Beſitzzeit des Rechtsvorgängers (8. 221), die Wirkungen ber Berjährung 
(88. 222 — 224) und die Zuläffigkeit rechtögefchäftlicher Ubmeichungen ($. 225). 
ber die Berjährung bei Geſamtſchuldnern oder Gefamtgläubigern f. 
8. 425 Abſ. 2, $. 429 Abſ. 8. Übergangsporjchriften im EG. Art. 169, 
174 Abſ. 83. Ausführungsgefege: Preußen Art. 8, 9; Bayern Gel. 
v. 26. Sept. 1899; Sachſen 8.2; Württemberg Urt. 141; Heffen 
Art. 19—22. 

8. Bon der Berjährung ift im BGB. fireng unterjchieden das 
Erlöſchen von Rechten, insbefordere auch Anſprüchen ($$. 864, 977, 
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1002), dur Ablauf einer Ausſchlußfriſt (vgl. über den Unterſchied 
RE. 48 ©. 168). Die Nichtausubung des Rechtes bis zum Ablaufe der 
Ausſchlußfriſt führt der Regel nah zum Grlöfchen bes Rechtes ohne 
Rückſicht auf Hindernifie, die der Ausübung enigegenftanden. Soweit 
ſolche Hinderniffe bei einzelnen Ausſchlußfriſten berüdfichtigt werben 
follen, tft die dur Verweiſung auf Borfchriften dieſes Abſchnitts über 
dte Hemmung der Verjährung 2c. befonders beftimmt (vgl. 3. B. $$. 124, 
210, 212, 215, 802, 1002, 1889, 1571, 1594, 1699, 1944, 1997, 2082, 
2288, 2840). 

4. Dem im $. 194 Abſ. 1 beftimmten Begriffe des Anſpruchs ent: 
fpricht der Begriff der Einrede. Mit diefem Worte bezeichnet dad BGB. 
techniſch das Recht, eine gefchulbete Leiftung zu verweigern (vgl. 3. 9. 
88. 890, 768, 1187, 1188, 11567, 1211). Die Einreden unterfcheiden fi) von 
den das Necht aufbebenden Tatfachen dadurch, daß der dur Einrede 
geihwächte Anipruch infolge Wegfall der Einrede, insbeſondere durch 
Berziht des Einredeberechtigten, wieder volle Kraft erlangt, während ein 
aufgehobener Unfprud der Neubegründung bedarf, und baß ferner eine 
Einrede nur berüdfichtigt wird, wenn der Berechtigte felbft fie geltend 
macht, während rechtsaufbebende Tatſachen auch zu berüdfichtigen find, 
wenn fie dem Gericht andermweit unterbreitet werden. Die Einreben find 
teil8 aufichiebende, d. 5. folche, welche nur vorübergebend zur Berweigerung 
der Leiftung berechtigen, teils zerfiörende, d. h. folche, welche bie Seltend: 
machung des Anſpruchs dauernd ausichließen (SS. 818, 886, 1169, 1254). 
Gegenſtand der Berjührung. 

% 1A. Das Recht, von einem anderen ein Tun ober ein 
Unterlafjen zu verlangen (Anſpruch)!), unterliegt der Berjährung?). 

Der Unfpruh aus einem familienreditlihen Verhältnis 
unterliegt der Berjährung nicht, ſoweit er auf die Heritellung 
des dem Berhältnis entiprechenden Zuftandes für die Zukunft 
gerichtet ift?). 

1) ©. 98 Vorbm. 1. 2) Ausnahmen, abgefehen von Abf. 2, in 
ben 88. 768 (2042 Abſ. 2), 898 (1188, 1155, 1157, 1268), 902 (f. aber 
&. 1028), 924. 8) Der Abſ. 2 gilt für Anſprüche der an dem familien 
rechtlihen Berbältnifie Beteiligten gegeneinander (3. B. 88. 1868, 1860, 
1601 fi.) wie gegen Dritte (3. 8. 8. 1682). 


Begelmäßige Berjährungsfrif. 
Sat 8.195. Die regelmäßige Verjährungsfrift beträgt dreißig 
ahre!). 

Außer in ben 88. 196, 197 beftimmt das BGB. vielfach befondere 
ürzere, nie längere Friſten (b Sabre 8. 688; 4 3. 88.804, 1715; 
8 &. 88. 786, 862, 2287, 2288, 2882; 2 J. 88.801, 1802; 15. 
88. 477, 688, 1628; 6 Monate SS. 477, 568, 681, 606, 10567, 1098, 
1226; 6 Wochen 88. 481, 490-492). Bol. HGB. 88. 26, 61 abſ. 2, 
118 Wbi. 8, 159, 206, 286 Abſ. 8, 241 Ubi. 6, 249 Abi. 4, 826 
Abſ. 8, 414, 428, 489, 470, 901— 905. Zuläſſigkeit rechtögefchäftlicher 
Ablürzung 8. 226. 

1) Berehnung 88. 157, 188. 


$ 
1. 


10. 
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urze Berjährung,. 
a) Geſchäfte ver alien — 
.196. In zwei Jahren!) verjähren die Anſprüche: 
der Kaufleute‘), Fabrikanten, Handwerker?) und derjenigen, 
welche ein Kunſtgewerbe betreiben, für Lieferung von 
Baren, Ausführung von Arbeiten*) und Beforgung 
fremder Geſchäfte, mit Einfluß der Auslagen, es jet 
denn, Daß°) die Leiftung für den Gewerbebetrieb des 
Schuldners erfolgt®)?); 


. derjenigen, welche Land» oder Forſtwirtſchaft betreiben, 


für Lieferung von land» ober forftwirtfchaftlihen Er- 
zeugniflen, fofern 8) die Lieferung zur Verwendung im Haus» 
halte des Schuldners erfolgt®); 


. der Eifenbahnunternehmungen, Yradjtfuhrleute, Schiffer, 


Lohnkutſcher und Boten wegen des Yahrgeldes, der Fracht, 
des Fuhr⸗ und Botenlohns, mit Einfchluß der Auslagen?); 


. der Gajtwirte und berjenigen, welche Speifen oder Ges 


tränfe gewerbsmäßig verabreichen, für Gewährung von 
Wohnung und Beköſtigung fowie für andere den Gäften 
zur Befriedigung ihrer Bedürfniffe gewährte Leitungen, 
mit Einfluß der Auslagen; 


. derjenigen, welche Lotterieloje vertreiben, aus dem Ver⸗ 


triebe der Loſe, es ſei denn, daß) die Loſe zum Weiter- 
vertriebe geliefert werden ®); 


. derjenigen, welche bewegliche Sachen gewerbsmäßig ver- 


mieten, wegen bed Mietzinfes; 


. derjenigen, welche, ohne zu den in Nr. 1 bezeichneten 


Perjonen zu gehören, die Beforgung fremder Geſchäfte 
oder die Leiſtung von Vieniten!?) gewerbsmäßig betreiben, 
wegen der ihnen aus dem Gewerbebetriebe gebührenden 
Bergütungen, mit Einfluß der Auslagen; 


. derjenigen, welche im Privatdienite ftehen, wegen des Ges 


halts, Zohnes oder anderer Dienftbezüge, mit Einfluß 
der Auslagen, ſowie der Dienjtberedhtigten wegen der auf 
foldye Anſprüche gewährten Vorſchüſſe; 


. der gewerblichen Arbeiten!!) — Geſellen, Gehilfen, Lehr: 


linge, Fabrikarbeite —, der Tagelöhner und Hand⸗ 
arbeiter wegen des Lohnes und anderer an Stelle oder 
ald Teil de Lohnes vereinbarter Leiftungen, mit Eins 
ſchluß der Auslagen, fowie der Arbeitgeber wegen der auf 
ſolche Anſprüche gewährten Vorſchüſſe; 

ber Lehrherren und Lehrmeifter wegen des Lehrgeldes 
und anderer im Lehrvertrage vereinbarter Leiſtungen 
jowie wegen der für die Lehrlinge beftrittenen Auslagen; 
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11. der Öffentlihen Anftalten, melde dem Unterrichte, der Er- 
ziehung, Verpflegung oder Heilung dienen, ſowie der In⸗ 
haber von Privatanitalten folder Ari für Gewährung 
von Unterricht!?), Verpflegung oder Heilung und für bie 
damit zufammenbhängenden Aufwendungen; 

12. derjenigen, welche Perſonen zur Verpflegung ober zur Er- 
ziehung!3) aufnehmen, für Leiltungen und Aufwendungen 
der in Nr. 11 bezeichneten Art; 

13. der öffentlihen Lehrer und der Brivatlehrer wegen ihrer 
Honorare, die Anfprühe der öffentlichen Lehrer jedoch 
nicht, wenn fie auf Grund bejonderer Einrichtungen ge— 
itundet find; 

14. der Arzte, insbejondere auch der Wundärzte, Geburts⸗ 
belfer, Bahnärzte und Tierärzte, fowie der Hebammen 
für ihre Dienftleiftungen, mit Einfhluß der Auslagen!*); 

15. der Rechtsanwälte, Notare und GerichtSnollzieher!5) forte 
aller Perjonen, die zur Beſorgung gemiller Geſchäfte 
öffentlich beftellt oder zugelaflen jind!6), wegen ihrer Ge⸗ 
—535— und Auslagen, ſoweit nicht dieſe zur Staatskaſſe 

teßen; 

16. der Parteien wegen der ihren Rechtsanwälten geleifteten 
Vorſchüſſe ); 

17. der Zeugen und Sachverſtändigen wegen ihrer Gebühren 
und Auslagen 2). 

Someit die im Abf. 1 Nr. 1, 2, 5 bezeichneten Aniprüche 
nit der Verjährung von zwei Jahren unterliegen, verjähren 
fie in vier Jahren. 

1) Bol. aber 8. 218 Abſ. 1. 2) Die Raufmannseigenfchaft be: 
ftimmt fi nad) dem zur Beit der Entftehung de3 Anſpruchs geltenden 
Rechte; nachträglicher Erwerb der Kaufmannseigenfhait genügt nicht, RE. 
60 ©. 74. Bol. jekt HGOB. SS. 1—6. 8) d. h. Gewerbetreibenbe, 
dte in kleinerem Umfange durch Ulleinarbeit oder doch unter eigener Mit: 
arbeit Gebraucht: oder Verbrauchsgegenſtände Heritellen und in Verkehr 
bringen ober fonft beftimmte Werte verridhten, RG. IW. 1905 S. 887. 
Anfprüde aus einem von einem Handwerker geſchloſſenen Bauunternehmer: 
vertrag fallen nicht unter Nr. I, OLG. 10 S. 72. 4) auch der Un- 
fpruh auf Entſchädigung nad S. 642, OvG. 12 S. 248. 5) Der 
Gläubiger Hat die Ausnahme zu beweilen; Anm. 2 zu 8. 4. 6) Bol. 
Abſ. 2. 7) die Beftellung muß fich objektiv alß für ben Gewerbe: 
betrieb erfolgt barftellen, RG. IW. 1905 ©.110. Das Bermieten große 
ftädtifher Etagenhäuſer fein Gewerbebetrieb, OLG.12 ©. 26, ebenio nicht 
Betrieb der Landwirtichaft, OLG. 12 ©. 248. 8) Der Schuldner 
muß diefe Vorausfegung beweifen. 9 Nach RG. 61 S. 890 unter: 
liegt der kurzen Verjährung auch der Anipruch auf Schadbenserfag wegen 
Nichterfüllung, der an Stelle des Anipruch® auf Fracht und Auslage 
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tritt. 10) d. i. eine rein perjönliche, ohne Verwendung von Rohſtoffen 
und Waren geleiftete Tätigleit, NG. IW. 1906 ©. 887. 11) GewO. 
Fs. 106 ff. 12) Offentlichrechtliche Anſprüche auf Entrichtung von Schul: 
geld fallen nicht unter die Borfcrift. 218) gewerbsmäßig RG. 60 
S. 840. 14) Kür Unfprüce nicht approbierter Webizinalperjonen und 
nicht geprüfter Hebammen gilt Nr. 7. 15) Im Falle des 8. 24 Nr. 2 
der GebO. für GerichtSpollzieher vd. 24. Juni 1878 tritt gegenüber bem 
Griagpflictigen an die Stelle des BerichtSpollziehers der Staat. 16) GewO. 
8. 86. 17) GebO. f. Rechtsanwälte S. 84. 18) Die Ausichluß: 
frift der &ebD. für Zeugen und Sadjverftändige v. 80. uni 1878 8. 16 
Sat 2 bleibt nad dem EG. Art. 82 unberührt. 


b) Wiederkehrende Zeitungen, 

8. 197. In vier Jahren!) verjähren die Anſprüche auf 
Rüdftände von Zinfen?), mit Einfluß der als Zuſchlag zu den 
Zinfen zum Zmwede allmäbliher Tilgung des Kapitald zu ent- 
rihtenden Beträge’), die Anfprüde auf NRüditände von Miet- 
und Pachtzinſen, fomeit fie nicht unter die VBorjchrift des 8. 196 
Abſ. 1 Nr. 6 fallen, und die Anfprühe auf Rüditände von 
Rentent), Auszugsleiftungen?), Befoldungen, Bartegeldern, Rube- 
gehalten®), Unterhaltöbeiträgen!) und allen anderen®) regel« 
mäßig wiederlehrenden Leiftungen?). 

1) Bol. aber 8. 218 Abſ. 1. 2) gefeglichen oder rechtsgeſchäft⸗ 
lichen. 3, Im übrigen find diefe Beträge aber feine Nebenleiftungen, 
2. 24 ©. A 246 = NA. 8 ©. 187; RG. 54 ©. 88. ) S. 
3. B. 88. 769ff., 848ff., 912ff. 1601ff. 5) EG. Art. 96. 6) EG. 
Art. 80; vgl. $ 411. 7) EG. Art. 48, 49, 51. 8) BGB. 
sSs. 1106 ff. 9 auch folde Anſprüche aus eingetragenen Rechten 
(8. 902 Abi. 1 Satz 2); vgl. 8. 228 Abſ. 8. Wegen der Anſprüche aus 
Zind:, Nenten: und Gewinnanteilicheinen ſ. 88. 8OL ff. 


VBeginn der Verjährung. 

a) Regel. 

. 198. Die Berjährung beginnt mit der Entitehung 

des Anſpruchs!). Geht der Anſpruch auf ein Unterlaflen, fo 
beginnt die Verjährung mit der Zumiderhandlung. 

1) Die Regel des Sag 1 gilt nur für Unfprüde auf ein Tun 
(vgl. Sag 2). Die Berjährung beginnt danach bei Anfprüden aus 
Schuldverhältnifien mit deren Begründung, nicht erft mit der Verlegung 
des Anſpruchs, bei binglichen Nechten mit der Entftehung des Anfpruchs 
gegen einen beitimmten Dritten, bei bebingten oder betagten Anſprüchen 
mit dem Eintritte der Bedingung oder des Termins. Die 88. 199, 200 
betreffen Wälle, in denen die Entfiehfung de Anſpruchs vom Willen 
des Berechtigten abhängt. Der 8. 201 enthält eine pofltive Ausnahme 
von der Regel bed $. 198 Say I. Weitere Ausnahmen ergeben ſich aus 
den Vorſchriften über bie Hemmung der Berjährung (88. 202—206). 
Beſondere Beftimmungen über den Beginn ber Berjährung ſ. 3. B. in 
den 88. 477, 480, 490, 658, 688, 689, 801, 852, 1067, 1226, 1802, 
1716, 2287, 2882. 


Achilles, Bürgerliches Gefegbuch. 5. Auflage. 7 
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b) You Kündigung abhängende Anſprüche. 

&199. Kann der Berechtigte die Leiftung erft verlangen, 
wenn er dem Verpflichteten gefündigt pet, fo beginnt die Ver⸗ 
jährung mit dem 3Zeitpunfte, von weldem an die Kündigung 
zuläffig iſty. Hat der Berpflichtete die Leiftung erit zu be= 
wirken, wenn feit der Kündigung eine bejtimmte Friſt verjtrichen 
ift, fo wird der Beginn der Verjährung um die Dauer der 
Friſt hinausgefchoben?). 

1) Es enticheibet die rechtliche Buläffigkeit, nicht die tatlächliche 
Möglichkelt. 2) Die Friſt ift nicht Teil der Beriährunggfriit; eine 
Hemmung oder Unterbrechung der Verjährung kommt daher während der 
Friſt noch nicht in Betracht. 


e) Bon Anfechtung abhängende Anſprüche. 

&. 200. Härigt die Entftehung eines Anſpruchs davon 
ab, daß der Beredjtigte von einem ihm zuftehenden Anfehtungs- 
rechte!) Gebrauh macht, fo beginnt die eeeorung mit dem 
Zeitpunkte, von melddem an die Anfechtung zuläflig iſt). Dies 
gilt jedoch nicht, wenn die Anfechtung F auf ein familien⸗ 
rechtliches Verhältnis bezieht?). 

2) Bol. S. 74 Borbm. vor 8. 142. 2) Mie Anm. 1 zu $. 199. 


8) Bol. namentlich SS. 18801886, 1841—1848 (Ehe), 1694, 1696, 
1597 (Chelichkeit). 


d) Beginn der kurzen Verjührung. 

&. 201. Die Verjährung der in den $$. 196, 197 be- 
zeichneten Unfprüche beginnt mıt dem Schluſſe des Sabhres, in 
welchem der nach den 88. 198 bis 200 maßgebende Zeitpunkt 
eintritt!) Kann die Leiltung erſt nad) dem Ablauf einer über 
diefen Zeitpunkt hinausreichenden Yrılt verlangt mwerden?), fo 
beginnt die Berjährung mit dem Schluſſe des Jahres, in 
welchem die Friſt abläuft. 

1) Auch im Falle bes 8. 196 Abſ. 1 Nr. 1 ift die Zeit der Ent⸗ 
ftegung der Forderung, nicht die Zeit der Lieferung maßgebend, NG. 62 
©. 178. 2) Insbeſondere infolge von Stundung, bie Bier nicht 


nur die im 8. 202 Abſ. 1, 8. 2056 beitimmte Wirkung ber Hemmung für 
die Dauer der Stundungäfrift bat. 


Hemmung der Berjährung. 

Die Hemmungsdgrüände find im BGB. weſentlich beſchränkt. Tat: 
fächliche Hinbernifie der Rechtsverfolgung werden nur in ben Grenzen 
des 8. 208 berüdfichtigt. Soweit fie lediglih in der Perfon bes Be⸗ 
rechtigten ihren Brund Haben, wie Abweſenheit und Unkenntnis bes Ber: 
pflichteten oder des Unfpruchs, wirkten fie nicht hemmend. Über bie ent: 
fpredende Anwendung der Borfchriften Über Hemmung auf Ausſchluß⸗ 
friften |. S. 98 Borbm. 8. Bgl. auch $. 477 Abf. 8. 
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a) Gründe, 
a) Ginreden. 

&. 202. Die Verjährung ift gehemmt!), folange die Leiftung 
geftunder?) oder der Berpflichtete aus einem anderen Grunde?) 
porübergebend zur Verweigerung der Leiltung beredtigt ilt*). 

Dieſe Vorſchrift findet feine Anwendung auf die Einrede 
des Zurüdbebaltungsreht3®), des nicht erfüllten Vertrags®), der 
mangelnden Sicherheiisleiftung”), der Vorausklage®) ſowie auf 
die nad $. 770 dem Bürgen und nad) den 88. 2014, 2015 
dem Erben guitehenden Einreden?). 

1) Wirkung $. 206. 2) Ein nachträgliches Stundungsgeſuch bes 
Schuldners wirkt als Anerlennung unterbrechend ($. 208). 8) 3. B. 
s. 9886. ) d. h. eine aufſchiebende Einrede Hat (ſ. oben ©. 94 Vorbm. 4); 
Ausnahmen in Abſ. 2. Die zerſtörenden Einreden kommen für bie 
Hemmung der Verjährung nicht in Betracht, weil ſich der Berechtigte nicht 
zur Abwehr der Verjährungseinrede auf eine ſolche berufen wird. 
5) 88. 278, 274, 1000. 6) g8. 820 -822. 7) Bol. 3. B. 88. 258, 
278, 821, 867, 1006, 2217. 8) 88. 771-778. 9) Die Möglichkeit 
der Anfechtung oder der Aufrechnung (SS. 887 ff.) hemmt die Berjährung 
nit. Bol. auch S. 2882 Abſ. 8. 

3) Böhere Gewalt. 

&. 203. Die Verjährung ift gehemmt!), folange der Be- 
rechtigte durch Stillftand ber Rechtspflege innerhalb der lebten 
ſechs Monate der Berjährungsfrift an der Rechtsverfolgung 
verbindert ift2). 

Das gleiche gilt, wenn eine folche Verhinderung in anderer 
Weife dur höhere Gewalt?) herbeigeführt wird. 

1) Wirkung $. 206. 2) Bol. EPO. 8. 246. 3) d. i. ein 
unabwendbared äußeres Ereignid. Andere Anwendungen bes Begriffs in 
den 88. 701, 1996. 

y) Ytetätsverhältnis, 

204. Die Verjährung von Anſprüchen zwiichen Ehegatten 

it gebemmt!), jolange die Ehe beiteht?),, Das gleiche gilt von 

Anſprüchen zwifchen Eltern und Kindern?) während der Minder- 

jährigfeit*) der Kinder und von Anfprüden zwiſchen dem Bor» 

mund und dem Mündel während der Dauer des Vormund« 
ihaftsverhältnifies>). 

1) 8. 206. 2) Bei Nichtigkeit ober Unfechtbarkeit ber Ehe gilt 
&. 1829 oder 8. 1848. 8) ehelichen (Anm. 1 zu $. 11 und $. 1767) 
und unehelihen (58. 1706, 1689 Abf. 2). 4) 88. 2, 8. 5) Ent: 
ſprechend anwendbar auf die Pflegichaft nach 8. 1915. 

b) Wirkung. 

8.208. Der Beitraum, während deſſen die Verjährung ge- 
hemmt iſt, wird in die Verjährungsfrilt nicht eingerechnet. 

7% 
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Aufſchub der Bollendung der Verjährung. 

Die in den 88. 206, 207 behandelten Hindernifie der Rechts-⸗ 
verfolgung haben nicht im allgemeinen hemmende Wirkung; fie werden 
vielmehr nur inſoweit, als fte in der legten Zeit ber Verjährung be: 
ftehen, berüdfichtigt, dann aber in der Weife, daß dem von dem Hinder: 
niffe Betroffenen ſtets noch eine genügende Friſt nach Beleitigung des 
Hinderniffes für die Geltendmachung des Anſpruchs freibleibt. Über bie 
entfprechende Anwendung des 8. 206 auf Ausichlußichriften |. oben S. 94 
Borbm. B, 

) 206. Iſt eine gefhäftsunfähige!) oder in der Gefchäfts- 
fähigkeit befchränkte?) Perſon ohne geſetzlichen Bertreter*), fo 
wird die gegen fie laufende Verjährung nit vor dem Ablaufe 
von ſechs Monaten nah dem Zeitpunkte vollendet), in welchem 
die Perſon unbeſchränkt geihäftsfähig wird oder der Mangel 
der Vertretung aufhört. Sit die Verjährungsfrift kürzer als 
ſechs Monate, jo tritt der für die Verjährung beitimmte Zeit⸗ 
raum an die Stelle der ſechs Monate. 

Diefe Vorfchriften finden feine Anwendung, ſoweit eine in 
der Sefhäftsfähigleit beſchränkte Perſon prozekfähig ift°). 

2) 8. 104. Der 8. 206 gilt nicht für juriftiiche Perfonen. 2) SS. 106, 
114. 8) Anm. 8 zu S. 8. 4) Berechnung 8. 187, 8. 188 Abf. 2. 
5) Vgl. SS. 112, 118, ZPO. 8. 52 Abf. 1. 

8.207. Die Berjährung eines Anfpruchs, der zu einem 
Nachlaſſe gehört oder ſich gegen einen Nachlaß richtet!), wird nicht 
vor dem Ablaufe von ſechs Monaten nad dem Zeitpunkte voll» 
endet, in welchem die Erbichaft von dem Erben angenommen?) 
oder der Konkurs über den Nachlaß eröffnet wird?) oder von 
welchem an der Anſpruch von einem Vertreter oder gegen einen 
Bertreter geltend gemadt werben kannt). Iſt die Verjährungs- 
frift Fürzer als ſechs Monate, fo tritt der für die Verjährung 
beitimmte Zeitraum an die Stelle der ſechs Monate. 

1) 8. 1967 Abi. 2. 2) 88. 1948, 1944, 1968. 8, KO. 
88. 214ff. 4, Der Bertreter kann fein ein Nachlaßpfleger (SS. 1960, 
1961, 1981 ff.), ein Abweſenheitspfleger (8. 1911) oder ein Teitaments: 
vollftreder (88. 2197 ff, 2102, 2212, 2218). Bol. ZPO. 88. 248, 827, 
128, 148, 779, 868. 

Unterbrechung der Verjährung. 
a) Gründe: 
«) Anerkennung. 

N 208. Die Verjährung wird unterbrodhen!), wenn der 
Berprlichtete dem Berechtigten gegenüber den Anſpruch durch Ab» 
Ihlagzahlung, Zinszahlung, Sicherheitsleiftung oder in anderer 
Weiſe anerfennt?). 

1) Wirkung $. 217. 2) Es ift weder ein vertragsmäßiges 
(vgl. 8. 222 Abſ. 2, 8. 781) no auch nur ein einfeitigeS rechts: 
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geichäftliches Anerkenntnis erforderlich, vielmehr genügt jede (ausdrückliche 
oder ftillichweigende) dem Berechtigten (oder feinem Bertreter) gegenliber 
erfolgende Kundgebung der Überzeugung von dem Beftehen des Anſpruchs, 


DRG. 12 ©. 28. 
8) Gerichtliche Geltendmachung. 


: 6.208. Die Verjährung wird unterbroden!), wenn der 

Beredhtigte auf Befriedigung oder auf Feſtſtellung de3 An 

ſpruchs 2), au, Grieilung er Bollitredungsklaufel?) oder auf Er⸗ 

laffung des Bollitredungsurteilst) Klage erhebt). 
Der Erhebung der Klage ftehen gleich): 
1. die Zuftellung eines Zahlungsbefehls im Mahnverfahren”); 
2. die Anmeldung des Anſpruchs im Konkurſe?); 
3. * nnndmachung der Aufrechnung des Anſpruchs im 
rozeſſeꝰ); 
4. die Streitverkündung in dem Prozeſſe, von deſſen Aus⸗ 

gang: der Anſpruch abhängt 0); 

5. die Bornahme einer Vollitredungshandlung und, fomeit 
die Zwangsvollſtreckung den Gerihten!!) oder anderen 
Behörden zugewiefen ift, die Stellung des Antrags auf 
Zmang&vollitredung 2). 

1) Wirkung $. 217. 2) ZPO. 88. 256, 280, 281. 3) ZPO. 

s. 781. 4) 8PO. SS. 722, 1042. 5) ZPO. 88. 207, 268, 281, 

499, 500, 510, 696; EG. Art. 152. Die Geltendmachung eined Teil 

anſpruchs unterbricht nicht die Berjährung der Aniprüche auf die übrigen 

Teile, die eines Zinsanſpruchs nicht die Verjährung des Hauptanſpruchs, 

NS. 567 ©. 372, JW. 1905 ©. 717; die Klage auf Vergütung wegen 

eines nad Anſchlag übernommenen Werfes unterbricht die Verjährung des 

Anſpruchs wegen nachträglich beftellter Arbeiten, OLG. 12 ©. 245. Dauer 

und Erlöſchen der Unterbredung unten 88. 211, 212. Die befonbere 

Borfhhrift der WO. Art. 80 (ſ. EG. 3. ZPO. 8S. 18 Abſ. 8) ift aufge: 

hoben, EG. 3. HGB. Art. 8 Nr. 2. 6) ©. ferner über Unterbredung 

durh Antrag auf Beweißaufnahbme zur Sicherung des Beweiſes 8. 477 

Abſ. 2, SS. 480, 490, 498, 689. 7) ZERO. 88. 688, 698. Erlöfchen 

der Unterbrechung unten $. 218. 8) KO. 8. 189; vgl. 8. 18 der 

bisher. KO. Bauer und Erlöfchen ber Unterbrechung $. 214. 9) 8. 888. 

Dauer und Erlöſchen $. 215. 10) Es genügt eine ber ZPO. 

88. 72— 74 entiprecdyende Streitverfündung, RG. 68 ©. 76, IW. 1904 

5. 382; ebenfo eine den weſentlichen Borausfekungen einer folchen ent: 

iprechende Streitverfündung in einem ausländifchen Prozefle, 3. B. demande 

de garantie noch Holländ. Recht, RGO. IW 1905 ©. 716. Dauer und 

Erlöfcyen unten $. 215. 11) ZPO. SS. 764, 70, 791, 828, 866, 

887. zc. 22) Erlöfchen ber Unterbrechung 8. 216. 


&. 210. Hängt die Zuläffigfeit des Redtemege von der 
Borentfcheidung einer Behörde ab!) oder hat die Beitimmung 
de zuftändigen Gerichts durch ein höheres Gericht zu erfolgen), 
jo wird die Verjährung durch die Einreihung des Geſuchs an 
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die Behörde oder das höhere Gericht in gleicher Weife mie 
durch Klageerhebung?) unterbroden, wenn die Klage binnen 
drei Monaten‘) nad) der Erledigung des Geſuchs erhoben wird. 
‚ Auf diefe Frift finden die Borkörstten der 88. 203, 206, 207 
entfprechende Anwendung. | 

1) Bol. 3.8. EG. 3. GBG. 8. 11. 2) ZPO. 88. 86, 87. 
8) SS. 211, 212. 4) Bol. $. 490 Abſ. 2. 

b) Dauer und Erlöſchen der Anterbrechung. 
a) &lageerhebung. 

8. 211. Die Unterbredung durch Klageerhebung!) dauert 
fort, bis der Prozeß rechtskräftig entichieden?) oder andermweit 
erledigt ift. 

erät ber Prozeß infolge einer Vereinbarung?) oder da= 
dur, daß er nicht betrieben wirdt), in Stillftand, fo endigt die 
Unterbredung mit der legten Progeßhandlung der Parteien oder 
des Gerichts. Die nach der Beendigung der Unterbredyung be» 
ginnende neue Verjährung wird dadurd, daß eine der Parteien 
den Prozeß weiter betreibt, in gleicher Weife wie durch Klag- 
erhebung?) unterbrochen. 

1) 8, 209 Abf. 1, 8. 210. 2) 8. 219. 8) ummittelbar oder 
infolge eines auf Vereinbarung beruhenden Ausſetzungsbeſchluſſes, OLG. 
10, ©. 156. Bol. ZPO. 8.251 Abf.1. M) ZBO. 83.148, 149, 
289 ff., 251 Abi. 2, 806, 807, 880, 831. 5) 58.211, 212. 


&. 212. Die Unterbrehung durch Rlagerhebung gilt als 
nicht erfolgt, wenn die Klage zurüdgenommen!) oder durch ein?) 
nit in der Sache ſelbſt entfcheidendes Urteil rechtskräftig ab- 
gewiefen wird. 

Erhebt der Berechtigte binnen ſechs Monaten?) von neuem 
Klage), jo gilt die Verjährung als durch die Erhebung der 
eriten Klage unterbroden. Au diefe Friſt finden die Vor⸗ 
ichriften der FF. 203, 206, 207 entjprechende Anwendung. 

1) wenn aud) mit Rückſicht auf ein vereinbarte Schiedäverfahren, 
NS. Gruch. 48 S. 1110. Bel. 8PO. 8. 271. 2) wegen Unzu⸗ 
ftändigkeit (HPO. 8. 274), Unzuläffigleit der Prozekart ($. 697), Mangels 
einer Prozeßvorausfegung. 8) Vgl. 8. 490 Abſ. 2. 4) oder nimmt 
er eine im 8. 209 Abſ. 2 oder im 8. 210 ber Klagerhebung gleichgeftellte 
Handlung innerhalb der Friſt vor. 

8) Bahlungsbefehl. 

. 213. Die Unterbrehung durch Zujtellung eines 
Zahlungsbefehls!) im Mahnverfahren gilt als nicht erfolgt, 
wenn die Wirkungen der Rechtshängigkeit erlöfchen?). 

1) 8.209 bj. 2 Nr.i. 2) ZPO. 88. 697, 700, 701. Über 
Ausſchließung des Erlöſchens durch Klage bes Beffionars des Antrag: 
fteller8 im Mahnverfahren OLG. 12 ©. 28, 
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y) Anmeldung im Ronkurfe, 

* 214. Die Unterbrechung durch Anmeldung im Kon⸗ 
furfe!) dauert fort, bis der Konkurs beendigt ift?). 

Die Unterbrehung gilt als nicht erfolgt, wenn die Ans 
meldung zurückgenommen wird. 

Wird bei der Beendigung des Konkurſes für eine Forderung, 
die infolge eines bei der Prüfung erhobenen Widerſpruchs in 
Prozeß befangen ift, ein Betrag zurüdbehalten?), fo dauert die 
Unterbrehung auch nach der Beendigung des Konkurſes fort; 
for er der Unterbredyung beſtimmt ſich nad) den Vorſchriften 

.211. 

2) 8. 209 Abſ. 2 Nr. 2 2) KO. 88. 168, 190, 202, 204. 


3) 40. 85.168 Nr. 1. 
d) Aufrechnung oder Streitverkündung. 
6. 215. Die Unterbrediung durd) Geltendmadhung der 
Aufrehnung im Prozeß!) oder durch Streitverfündung?) dauert 
fort, bis der Prozeß rechtskräftig entjchieden oder andermeit er⸗ 
ledigt ift; die VBorfchriften des S. 211 Abf. 2 finden Anwendung. 
Die Unterbredung gilt als nicht erfolgt, wenn nicht binnen 
ſechs Monaten?) nad) der Beendigung des Prozefles Klage auf 
Befriedigung oder Yeltitellung des Anſpruchs erhoben mird. 
Auf diefe Frift finden die Vorfchriften der 88. 203, 206, 207 
entfprechende Anwendung. 
af 2 8. 209 Abſ. 2 Nr. 8. 2) 8.209 Abſ. 2 Nr. 4. 3) 8. 490 


e) Vollſtremungshandlung. 

&. 216, Die Unterbrehung durch Vornahme einer Boll- 
itredungShandlung!) gilt als nicht erfolgt, wenn die Bollitredungs» 
maßregel auf Antrag des Berechtigten oder wegen Mangels der 
gejeglichen Borausjegungen aufgehoben wird. 

Die Unterbrechung durd) Stellung des Antrags auf Zwangs⸗ 
vollftredung gilt als nicht erfolgt, wenn dem Antrage nicht 
Htatigegeben oder der Antrag vor der Vornahme der Boll» 
ftredungshandlung zurüdgenommen ober bie erwirkte Boll. 
ttredungsmaßregel nach Abf. 1 aufgehoben wird. 

1) 8. 209 Ubf. 2 Nr. 6. 

e) Wirkung der Unterbrechung. 
$. 217. Wird die Verjährung unterbrochen, jo kommt 
die bis zur Unterbrehung verftrichene Zeit nicht in Betracht; 
eine neue Berjährung Tann erſt nach der Beendigung der Unter: 
bredung beginnen!). 

1) jofern nämlich bie Borausfegungen des Beginnd vorhanden find 
(68.202 ff.). Die Frift it die urfprüngliche außer im alle des $. 218. 
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Rechtskräftig feſtgeſtellte Anſprüche. 

& 218. Ein redtsträftig!) feſtgeſtellter Anſpruch verjährt 
in dreißig Jahren, auch wenn er an fidh einer fürzeren Ber- 
jäbrung unterliegt). Das gleiche gilt von dem Uniprud) aus 
einem vollitredbaren Vergleich oder einer vollitredbaren Urkunde?) 
fowie von einem Anfpruche, welder durd die im Konkurs er⸗ 
folgte Feſtſtellung vollitredbar geworben: ijtt). 

Soweit fi die Yeititellung auf regelmäßig wiederlehrende, 
erit Tünftig fällig werdende Leiftungen bezieht‘), bemendet es bei 
der fürzeren Berjährungsfriit®). 

2) durch ein auf Leiltung oder auf Feltitellung gerichtete Urteil 
(ZPO. 8. 705). Bgl. 8. 219. 2) Unm. zu $. 196. 3 8PO. 
8.794 Nr.1, 2, 5, $ 801. 4) KO. SS. 145 Abſ. 2, 164 Abf. 2, 
194, 206 Abſ. 2. 5) Uber die Buläffigkeit ver Verurteilung zu fünftiger 
Zahlung vgl. ZPO. SS. 258, 259. 6) 8.197. Abſ. 2 entipricht bem 
früheren preuß. R. RGIW. 1905 ©. 886. ES gilt aud für Berzugs- 
zinfen, OLG. 12 5. 242. 

8. 219, Als rechtskräftige Entfcheidung im Sınne des $. 211 
Abſ. 1 und des $. 218 Abſ. 1 gilt aud ein unter Vorbehalt er= 
gangenes rechtskräftiges Urteil!). 

1) PO. SS. 145, 802, 806, 529, 640, 599. 

Nicht vor die ordentlichen Gerichte gehörende Anſprüche. 

F. 220. Sit der Anfprudh vor einem Schiedsgericht!) 
oder einem befonderen Gerichte, vor einem Berwaltungsgeridht 
oder einer Berwaltungsbehörde?) geltend zu machen, jo finden 
die Norfchriften der 88. 209 big 213, 215, 216, 218, 219 ent» 
ſprechende Unmendung?). 

Sind in dem Sciedsvertrage die Schiedsrichter nicht er= 
nannt oder iſt die Ernennung eines Schiedsrichter aus einem 
anderen Grunde erforderlich‘) oder kann das Schiedsgericht erſt 
nad) der Erfüllung einer jonftigen Borausiegung angerufen 
werden, fo wird die Verjährung ſchon dadurd unterbroden®), 
daß der Berechtigte dag zur Erledigung der Sache feinerjeit3 
Erforderlicdhe vornimmt. 

1) ZBO. 88. 1026 fi. 2) GBG. 88. 18, 14. 3) Bol. EG. 
Art. 162. 4) ZBO. SS. 1028 Fi. 5) Wirkung $. 217. 
Anreshnung der Befitzeit des Rechtsvorgüngers. 

. 221. Gelangt eine Sade, in Anfehung deren ein 
dinglicher Anſpruch!) beiteht, durch Rechtsnachfolge?) in den Be⸗ 
fig?) eines Dritten, ſo kommt die während des Beſitzes des 
Rechtsvorgängers verſtrichene Verjährungszeit dem Rechtsnach- 
folger zu ftatten?). 

1) Bol. 88. 986, 1065, 1227, 902. 2) d. h. Erbfolge ($. 857) 
oder Sondernadjfolge. 8) 8. 854. 4) accessio temporis. 
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irkung der Berjährung. 

a) Sinrede. Bürkfsrderung. 

. 2223. Nah der Vollendung der Verjährung ift der 
Berpflichtete berechtigt, die Leiftung zu vermweigern!). 

Das zur Befriedigung eines verjährten Anſpruchs @eleiftete 
kann nicht zurüdgefordert werden, auch wenn die Leitung in 
Unkenntnis der Berjährung bewirkt worden iſt?). Das gleiche 
gilt von einem vertragsmäßigen Anerkenninifje?) ſowie einer 
Sicherheitsleiftung des Verpflichteten®). 

1) Die Verjährung begründet alfo eine Einrede (S. 94 Borbm. 4). 
Weitergehende Wirkung in den Fällen der 88. 901, 1028. Zuläſſigkeit 
einer Replit der Arglift, wenn Bellagter den Kläger durch fein Verhalten 
von rechtzeitiger Klageerhebung abgehalten Hat, RG. 67 ©. 876. 2) Ab⸗ 
weihend von $. 818 Abf. 1. 3) gemäß $. 781, OYG. 12 ©. 246. 
4) Zuläffigkeit der Aufrechnung mit einer verjährten Sorberung $. 890, 
vgl. 8. 479, 8. 490 Ubi. 8; fortbeitehende Einrede nach Berjähbrung bes 
Anſpruchs 88. 478, 490 Ab. 2, 689, 821, 868. 

b) Sicherungsrechte. 


&. 223, Die Verjährung eines Anſpruchs, für den eine 
Hppothef!) oder ein Bfandrechi?) befteht, hindert den Berechtigten 
Ha „jeine Befriedigung aus dem verhafteten Gegenitande zu 
uchen *). 

Iſt zur Sicherung eines Anſpruchs ein Recht übertragen 
worden, ſo kann die Nücübertragung nicht auf Grund der Ver⸗ 
jährung des Anſpruchs gefordert werden. 

Diefe Borjchriften Anden feine Anwendung bei der Ber» 
jährung von Anfprühen auf Rückſtände von Zinſen oder 
anderen wiederkehrenden Leitungen). 

1) 8. 1118. 2) 88. 1204, 1278. 3, Abweichend von ben 
88. 1169, 1254. Bol. auch $. 886. 4) Nicht beichräntt auf regelmäßig 
wieberfehrende Leiftungen. 

e) Nebenleiflungen. 

&. 224. Mit dem Hauptanfpruche verjährt der Anſpruch auf 
die von ihm abhängenden Nebenleiltungen!), auch wenn die für 
diefen Anſpruch geltende befondere Verjährung nod nicht voll» 
endet iſt?). 

2) 3.3. Binfen, Früchte, Koften. 2) Bol. 8. 558 Abſ. & 
(8. 581 Abi. 2, 606, 1007, 1098, 1226). 

chtsgeſchüftliche Abweichungen. 

&. 225, Die Berjährung farm durch Rechtsgeſchäft weder 
ausgeſchloſſen noch erſchwert werden!). Erleichterung der Ver— 
jährung, insbeſondere Abkürzung der Verjährungsfriſt, iſt zuläſſig. 

1) Ausnahmen: $. 477 Abſ. 1 Satz 2, 8. 480 äbſ. 1 Sag 2, 8 490 
Abſ. 1, 8. 688 Abſ. 2; HGB. 8. 414 Abi. 1 Sag 2, 8. 428 Sak 1, 
8. 489 Say 1. 
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Sehfter Abſchnitt. 
Ausübung der Rechte. Helbfiverteidigung. 
Selbfihilfe. 


Über die Ausübung ber Rechte enthält der Abſchnitt nur bie 
Vorſchrift des S. 226, der in Erweiterung einer auf das Eigentum be: 
ſchränkten Beſtimmung des dem Reichstage vorgelegten Entwurfes die 
chilandfe Ausübung der Nechte allgemein verbietet. Im übrigen tritt 
das BGB. dem Mißbrauche der Rechte durch Einzelvorſchriften, insbe⸗ 
ſondere durch Betonung der Rückſicht auf Treu und Glauben und durch 
Begrenzung des Umfanges der Rechte nach dem Intereſſe des Berechtigten, 
entgegen (3. B. 88. 269 Abi. 8, 820 Abſ. 2, 459 Abi. 1, 904-906, 
910 Ubi. 2, 997 Abſ. 2, 1868, 1954, 2217, 2287, 2288). Bon all: 
gemeinerer Bedeutung iſt neben 8. 226 noch ber $. 826. Weiter beſtimmt 
ber Abſchnitt die VBorausfegungen, unter benen ausnahmsweiſe Selbft- 
hilfe gegen Perfonen (Notwehr S. 227) oder Saden ($. 228) oder 
GSelbftverteidigung (8$. 229 — 281) zuläſſig ift. 


Ehikaneverbot. 
6. 226. Die Ausübung eines Rechtes ift unzuläffig, wenn 
fte nur den Zwed haben fannı!), einem anderen Schaden zuzufügen. 


2) Daß die Schadenszufügung Folge oder auch Zweck der Rechts: 
ausüdung ift, genügt nicht; die Umftände müſſen jeden anderen Zweck 
ausſchließen; die Möglichkeit eines anderen Zweckes oder Intereſſes wacht 
ben 8. 226 unanwenbbar, RG. IW. 1900 ©. 826, 1905 S. 888; 
Ol. b ©. 62, BayObeG. 8 ©. 758, Eeuffl. 61 S. 91. Bei 
Ausübung obligatoriiher Rechte wird der 8. faum jemald anwendbar fein, 
NG. JW. 1908 Beil. ©. 54. Unwendungsfälle OLG. 1. 487, 7 ©. 460; 
Unwenbung abgelehnt OLG. 8 S. 100, 8 S. 140, RG. 54 ©. 488. 
— Nah RG. JW. 1904 ©. 89 folgt aus 88. 157, 242 die Zuläffigkeit 
einer Einrede ber Argliſt gegen Anfprüdye, die bei ehrlicher Handlungs: 
weile des Gläubigers nicht oder nicht fo, wie geltend gemacht, beftehen 
würden. 


Aotwehr. 

F. 227. Eine durd) Notwehr gebotene Handlung ift nicht 
widerrechtlich 4). 

Notwehr ilt diejenige Verteidigung, welche erforderlich ift, 
um einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff?) von fid) oder 
einem anderen abzumenden?). 


1) Die Handlung ift daher insbeſondere nicht eine unerlaubte im 
Sinne der 88. 828, 881, 882. Soweit fie in einer Befigentziehung oder 
Befigftörung beiteht, ift fie nicht verbotene Eigenmacht (88. 868 Wbf. 1, 
865, 1029, 1090 Abf. 2). Wer Notwehr behauptet, muß fie beweifen; 
die Behauptung ift nicht qualifiziertes Beftreiten, RG. IW. 1908 Beil. 
©. 54. 2) Abwehr von Tieren fällt unter 8. 228, nicht unter 
$. 227, RGSt. 84 ©. 29. Wegnahme eines Gewehrs durch den 
Jagdberechtigten ald Notwehr ebenda 85 S. 406, dgl. ein Schuß nad 
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oorberigem Schuſſe des Gegners bei Gefahr fofortiger Wiederholung, 
RG. IJW. 1905 ©. 14. 3, StGB. 8. 68 Ubi. 2. Uberfchreitung ber 
Rotwebr ift widerrechtlich und verpflichtet daher, wenn dem XQäter 
Berfhulden zur Laft fällt, zum Schabengerfage (JW. 1902 Beil. S. 192). 
Putativnotwehr befreit nicht, RG. IW. 1906 ©. 297. Über die Voraus: 
jegungen und Grenzen der Notwehr bei dem Beflge vgl. SS. 858—860, 
865, 866, 1029, 1090 Abf. 2. 

Zelbfiverteidigung gegen fremde Sachen. 

6. 228, Wer eine fremde Sache) Beikhädigt oder zeritört, 
um eine Durch fie drohende Gefahr von fi} oder einem anderen?) 
abzuwenden, handelt nicht widerrechtlich?), wenn die Beſchädigun 
oder die Zerftörung zur Abmendung der Gefahr erforderlich it 
und der Schaden nicht außer Berhältnis zu der Gefahr fteht. 
Hat der Handelnde die Gefahr verjhuldet, jo ift er zum 
Schadenserſatze verpflichtet*). 

1) Tier oder ledlofe Sache. 2), Bon ber Perfon oder dem Ber: 
mögen. 3) Bol. Anm. 1 zu S. 227. Notwehr tft gegen die Hand: 
lung nicht zuläffig. 4), 88. 249ff. Uber Handlungen, die im Not: 
fande begangen find, vgl. 8. 904. 

elbfihilfe 


& . 
8) een, der Buläffigkeit, 

&. 229. Wer zum Zwecke der Selbithilfe!) eine Sache weg⸗ 
nimmt2), zeritört oder beſchädigt oder wer zum Zwecke der Selbit- 
hilfe einen Berpflichteten, welcher der Flucht verdädtig ift, feit- 
nimmt oder den Wideritand des Berpflichteten gegen eine Hand» 
lung, die diefer zu dulden verpflichtet ift, befeitigt, handelt 
nicht widerredhtlih®), wenn obrigkeitlihe Hilfe nicht rechtzeitig 
zu erlangen ift und ohne fofortiges Eingreifen die Gefahr beiteht, 
daß die Verwirklichung des Anſpruchs vereitelt oder weſentlich 
erſchwert werde*). 

1) Der Selbſthilfezweck macht eine erlaubte Handlung nicht zu einer 
unerlaubten; er macht aber auch eine unerlaubte Handlung nicht zu einer 
erlaubten, joweit das Gefeg nicht, wie im $. 229 (f. aud) SS. 561, 704, 
869, 860, 910, 962, 1029, 1090), Ausnahmen beftimmt. Über das 
Brivatpfändungsreht vgl. EG. Art. 89. 2) Das Wegnahmerecht 
erfiredt fi nicht auf unpfändbare Saden, RGSt. BB ©. 248. 
Wegnahme eined Gewehrs durch ben Sfagdberechtigten tft nicht erlaubte 
Selpftbilfe nad 8. 229, ebenda 8b S. 408. 3), Anm. 8 zu 8. 228. 
4), Borausgefegt, daß bie Handlung zur Abwendung der Gefahr erforber: 


Ih it (8. 280 Ast. 1). b) Schranke. Merhalten nad; dem Zugriff 

ranke. Berhalten u em Bugriff. 

8. 230, Die Seltene darf nicht weiter gehen, als zur 
Abwendung der Gefahr erforderlich ift!). 

Im Halle der Wegnahme von Sachen ift, fofern nicht Zwangs⸗ 

vollftredung erwirkt wird, der dingliche Arreft zu beantragen?). 

Im Falle der Feſtnahme des Verpflichteten iſt, ſofern er 
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nicht wieder in Freiheit gelegt wird, der perſönliche Sicherheits- 
arreit?) bei dem Amtsgerichte zu beantragen, in deflen Bezirke 
die Feſtnahme erfolgt ift; der Verpflichtete ıift unverzüglich) dem 
Gerichte vorzuführen?). 

Wird der Arreitantrag verzögert oder abgelehnt, jo bat Die 
Rückgabe der weggenommenen Sachen und die Freilaſſung des 
Geltgenommenen unverzüglich*) zu erfolgen. 

1) ©. Anm. 4 zu 8. 229. 2) ZBO. SS. 917, 919. 3) ZPO. 
ss. 918ff. 4) 8. 121 Ubf. 1. 5) Bol. StPO. 8. 128. Ber: 
legung der Vorſchriften der Abj. 2, 8 begründet die im Abſ. 4 beſtimmte 
Berpflihtung und bei Berfchulden Schadenserfagpflicht. 


c) Schadenserfahpflidht. 

8.231. Ver eine der im $. 229 bezeihneten Handlungen in 
ber irrigen Annahme vornimmt, daß die für den Ausfchluß der 
Widerrechtlichkeit erforderlichen Vorausfegungen vorhanden jeien, 
ift dem anderen Teile zum Schadenserfage!) verpflichtet, auch 
wenn der Irrtum nicht auf Yahrläffigfeit beruht?). 

1) 88. 249. 2) Anderenfalls ergibt jich die Erfagpfliht ſchon 
aus $. 828. 


Siebeuter Abſchnitt. 
Sicherheitsleiſtung. 

Die Vorſchriften dieſes Abſchnitts gelten vorbehaltlich abweichender 
beſonderer Beſtimmungen für alle Fälle, in denen nach Geſetz, gerichtlicher 
Verfügung oder Rechtsgeſchäſt eine Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung 
beſteht (z. B. 88. 848, 1089, 106), 1067, 1891, 1668, 1844, 2128) 
oder eine Befugnis oder die Abwendung eines NRechtönachteild von einer 
Sicherbeitsleiftung abhängt (3. B. 88. 52, 267, 2568, 278, 509, 562, 776, 
867, 1218, 1220, 1986, 2217). BgL 8. 202 Abſ. 2, 8. 208, $. 222 
Abſ. 2. ber Amts: und Sewerbefautionen f. EG. Art. 9. 


Mittel der Sicherheitsleiſtung. 
8.232. Wer Sicherheit zu leiſten hat, kann dies bewirken!) 

durch Hinterlegung von Geld oder Wertpapieren?), 

durch Verpfändung von Forderungen, die in das Reichs⸗ 
ſchuldbuch oder in das Staatsſchuldbuch eines Bundes 
ſtaats eingetragen find?), 

durch Verpfändung beweglicher Saden®), 

bar) ang von Hypotheken an inländifhen Grund 
tüden?), 

durch Berpfändung von fyorderungen, für die eine Hypo⸗ 
thef an einem inländifchen Grundſtücke beiteht, oder 
durch Berpfändung von Grundſchulden oder Renten» 
ſchulden an inländifhen Grundftüden®). 
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Kann die Sicherheit nicht in biefer Weiſe geleiftet werden, 
fo iſt die Stellung eines tauglichen Bürgen zuläflig?). 

1) Richterliche Beſtimmung der Art der Sicherbeitäleiftung in den 
Füllen der 88. 848, 1580, 1668, 1844. 2) EG. Art. 144, 145; 
unten SS. 238— 285. 3) RGeſ. v. 81. Mai 1891 (RGBl. S. 821); 
EB. Art. b, 97. Bel. $. 286. 4) 88. 1206ff.; vgl. 8. 287. 
5) 88. 878ff. 1118ff.; vgl. S. 288. Den Grundftüden gleichitehende 
Rechte S. 1017 Abſ. 1, EG. Urt. 63, 68, 196. 6) 88. 1273ff., 1154; 
vgl. 8. 288. 7) 88. 289, 766ff. Ausnahmen von Abſ. 2 insbeſ. 
8. 278 Ubf. 8, S. 1218 Abſ. 1. 

Geld oder Wertpapiere. 

6. 233, Mit der Hinterlegung erwirbt der Berechtigte ein 
Bfandredit!) an dem hinterlegten Gelde oder an den binterlegten 
Wertpapieren und, wenn das Geld oder die Wertpapiere nad 
landesgefeglicher Borjhrift?) in das Eigentum Des Fiskus oder 
der als Hinterlegungsitelle beitimmten Anjtalt übergehen, ein 
Bfandredt?) an der Forderung auf Rüderftattung. 

1) Val. 8. 1267, 8. 1278 Abi. 2. 2) EG. Art. 145. Preußen 
Hinterlegungsordnung ». 14. März 1879 8.7; Sachſen Bel. v. 15. Juni 
1900 8. 104. 3) 88. 1281 ff. 

Gerignete Wertpapiere. 

&. 234. Wertpapiere find zur Sicerheitsleiftung nur 
geeignet, wenn fie auf den Inhaber lauten, einen Kurswert haben 
und einer Öattung angehören, in der Mündelgeld angelegt werden 
dbarf!). Den Inhaberpapieren jtehen Orderpapiere gleich, die mit 
Blankoindoſſament verjehen find. 

Mit den Wertpapieren find die Zind-, Renten⸗, Gewinn— 
anteil» und Erneuerungsſcheine zu Hinterlegen?). 

Mit Wertpapieren kann Sicherheit nur in Höhe von drei 
Bierteilen des Kurswerts geleiftet werden. 

2) 8. 1807 Ubf. 1 Rr. 2—4, EG. Art. 212. 2) Bol. S. 1296 
Sat 1 und 2. 

Umtaufd von Geld und Wertpapieren. 

8. 235. Wer durch Hinterlegung von Geld» oder von Wert- 
papieren Sicherheit geleiltet hat, ijt berechtigt, das hinterlegte 
Geld gegen geeignete Wertpapiere!), die hinterlegten Wert» 
papiere gegen andere geeignete Wertpapiere oder gegen Geld 
umzutauſchen. 

1) 8. 284. 

Buchforderungen. 

8.236, Mit einer Buchforderung gegen das Reich odet gegen 
einen Bunbdesftaat!) kann Sicherheit nur in Höhe von brei Dier- 
teilen des Kurswerts der Wertpapiere geleiltet werden, deren 
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Aushändigung der Gläubiger gegen Löſchung feiner Forderung 
verlangen Tann. 


1) Anm. 8 zu 8. 282, 


Bewegliche Sachen. 

6.237. Mit einer beweglichen Sache kann Sicherheit nur 
in Höhe von zwei Dritteilen des Schätzungswerts geleiftet 
werden. Sacen, deren Berderb zu bejorgen oder deren Auf- 
bewahrung mit befonderen Schwierigkeiten verbunden ijt, können 
zurüdgemiejen mwerden. 


Auypothekenforderungen zc. 

$ 238. Eine Hypothelenforderung, eine Grundfchuld oder 
eine Rentenſchuld iſt zur Sicherheitöleiftung nur geeignet, wenn fie 
den Vorausſetzungen entipricht, unter denen am Drte der Sicher» 
heitsleiltung Mündelgeld in Hypothelenforderungen, Grund» 
ſchulden oder Rentenſchulden angelegt werden darf!). 

Eine Forderung, für die eine Sicherungshypothef?) beiteht, 
it zur Sicherheitsleiltung nicht geeignet. 

1) 8. 1807 Abſ. 2, 2) 8. 1184. 

Bürgen. 

6.239. Ein Bürge ift tauglich, wenn er ein der Höhe der 
zu leiltenden Sicherheit angemeljenes Vermögen beligt und 
feinen allgemeinen Gerichtsſtand!) im Inlande hat. 

Die Bürgfchaftserflärung?) muß den Verzicht auf die Ein- 
rede der Borausflage?) enthalten. 

2) ZPO. SS. 18ff. 2) 8. 766. 3) 8. 771, 8. 778 Nr. 1. 
Grgänzung, Gruenerung. 

8.240. Wird die geleiftete Sicherheit ohne Verfehulden!) des 
Berechtigten unzureichend, fo ift fie zu ergänzen oder anderweitige 
Sicherheit zu leilten. 

1) Vorſatz oder Fahrläſſigkeit ($. 276). 





Zweites Bud). 
Recht der Schulnperhältnifie. 


1. Das zweite Buch zerfällt in einen allgemeinen und einen befon: 
dern Zeil. Der allgemeine Teil (Abſchn. 1—6) enthält Vorſchriften, 
weidhe für alle Schuldverbältniffe oder Doch, wie Die des zweiten Abſchnitts, 
für eine größere Gruppe von Schuldverhältnifien gelten. Sin dem befonderen 
Teile (Abſchn. 7) folgen zunächſt Beitimmungen über Schulbverhältnifie 
aus Rechtsgeſchäften (Tit. 1—22); dabei ift jedoh im Anfchluß an ben 
Auftrag (Tit. 10) die Befchäftsführung ohne Auftrag (Zit. 11), im Anſchluß 
an die Geſellſchaft (Tit. 14) die Gemeinſchaft (Tit. 15) behandelt. Daran 
Ihließen ſich Borichriften über die Berpflihtung zur VBorlegung von Sadıen 
(it. 28). Endlich werben die Schuldverbältniffe aus ungerechtfertigter Be: 
reiherung (Tit. 24) und aus unerlaubten Handlungen (Zit. 25) geregelt. 

Eine verHältnismäßig große Anzahl von Einzelvorfchriften, welche das 
Recht ber Schulbverhältnifie betreffen, find de Zufammenbanges wegen an 
anderen Stellen des Geſetzbuchs eingeftellt. Zu beachten tft auch, dat vielfach 
Rebtönormen in dem Befege nicht ausdrüdlich ausgeſprochen find, fondern, 
wie 3.8. das Erlöfchen einer Forderung durch ben Eintritt einer auflöfenden 
Bedingung, aus allgemeinen Grundfägen abgeleitet werben müflen. 

2. Auf dem Gebtete des Rechtes der Schulbverhältniffe Herricht Ver⸗ 
tragöfreiheit. Die Beteiligten find in der Lage, foweit nicht im einzelnen 
abiolute Nechtöfäke entgegenftehen (3. B. 88. 184, 188, 276 Abſ. 2, 806, 
810, 812, 844, 448, 476, 544, 619), noch andere Arten von Schuld: 
verhältnifjen als die im Geſetze geregelten zu begründen ober bie gefeglichen 
Soririften durch Vereinbarung abzuändern, Seufff. 57 ©. 888, OLG. 12 
&.15. Es ift alfo namentlich nicht notwendig, einen einzelnen obligato: 
riiden Bertrag in eines der im 7. Abſchnitt aufgeftellten Schemata ein: 
zuzwängen. Die dort geordneten Schulbverhältnifie ftcllen nur Die 
wictigften und Häufigiten Formen vor, deren fich der Berfehr bedient. 

8. Die Borfchriften des 2. Buches finden, ſoweit nicht ein anderes 
beitimmt if (3. B. HGB. S. 848), auf alle Schulbverhältniffe An: 
wendung, auch auf folche, welche nicht im 2. Bud Abichn. 7, fondern an 
anderen Stellen des BGB. ober in anderen Geſetzen (HGB.) geregelt 
find. Schuldbverhältnifie des Sachen-⸗, Familien- oder Erbrecht werben 
durch die Natur diefer Rechte wefentlich Deeinflußt. 

4. Das Beleg verfieht unter Schuldverhältnifien ſolche, welche einen 
Hagbaren Anfprudy erzeugen. Ausnahmsweiſe werben natürliche Ber: 
bindlichleiten anerfannt, die nicht klagbar find, bei benen aber, wenn 
eine Leiftung ftattgefunden Hat, die Rüdfordberung bes Geleifteten ausge 
geſchlofſen ift: SS. 222, 228, 656, 762, 814, vgl. auch 88. 766 Sat 2, 
1297 ñ. 1624, KO. 8. 198; WO. Art. 88. 

5. Borbehalte für die Landesgefeßgebung, welche fpeziell dad Recht 
der Schuldverhältniſſe zum Gegenftande Haben: EG. Art. 69—72, 75 
bis 81, 92 —108; Hbergangdvorfchriften: Art. 170—178; eine Vorſchrift 
des internationalen Privatrechts Art. 12. 
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Erfier Abſchnitt. 
Inhalt der Schuldverhältniſſe. 


Erfter Titel. 
Verpflichtung zur Leiſtung. 


Anordnung: Nach zwei allgemeinen Sätzen über den Inhalt des 
Schuldverhältniſſes und die Verpflichtung zur Leiſtung (88. 241, 242) 
folgen PVorfchriften, welche insbeſondere ben Gegenſtand der Xeiftung bei 
Schuldverhältniffen betreffen (248— 265), nämlich über Gattungsſchulden 
(248), Geldſchulden (244, 245), Binfen (246—248), Schabenderfag (249 
His 265), Erfag von Aufwendungen, Wegnahme einer Einrichtung (266 
bis 258), Rechnungslegung, Herausgabe eines Inbegriffs, Auskunfterteilung, 
Offenbarungseid (259 — 261), Wahlichuld (262—265) Daran fchließen 
ſich VBorfchriften, welche für die Erfüllung des Schuldverhältniffes in Bes 
trat kommen (266—274), nämlich über Teilleiftungen (266), Leiſtung 
dur einen Dritten (267, 268), Leiſtungsort (269, 270), Leiſtungszeit 
(271), Abzug von Zwifchenzinfen (272), Burüdbehaltungsrecht (278, 274). 
Endlich werden Beftinnmungen gegeben, weldye die Anderung ded Inhalts 
ber Leitung durch nachträglich eintretende Uniftände betreffen (275 —292), 
nämlich über Unmöglicywerden ber Leiſtung, wobei die Haftung des 
Schuldners für eigene? und fremdes Verfchulden geregelt ift (276— 282), 
über die Umwandlung des Anſpruchs auf Erfüllung in einen Anfprud 
auf Schadengerfag (288), über den Verzug bed Schuldners (284-290) 
und über die Wirkungen des EintrittS der Rechtshängigkeit (291, 292). 


1. Wefen des Schulduerhältniffes. 
1. Begriff.” Gegenſtand der Zeitung im allgemeinen. 

6. 241. Kraft des Schuldverhältnifjes ift der Gläubiger be= 
rechtigt, von dem Schuldner eine Leiltung zu fordern. Die 
Leiſtung kann auch in einem Unterlaffen beitehen. 

1. Durch das Schuldverhältnis wird lediglich eine perfünliche Rechts: 
beziegung zwiſchen Släubiger und Edyuldner begründet. Ein Necht zur 
Sade ift dem BGB. unbefannt. BDinglide Sicherung von perjönlichen 
Unfprüden dur Hypothek SS. 1118 ff., durch Pfandredit SS. 1204 ff., 
durch Bormerfung im Grundbuch 8. 888. 

2. Beteiligung mehrerer Berlonen als Gläubiger oder Schuldner: 
88. 420 ff.; vor 8. 766. An Stelle des Gläubigers kann ein Dritter den 
Anfpruh als eigenen gegen den Schuldner nur geltend machen, wenn 
die Forderung auf ibn Übergegangen if. An Stelle des Schuldners kann 
ein Dritter die BVerbindlichleit nad 8. 267 erfüllen. 

8. Nicht erforderlich ift, daß die Leiftung einen Bermögenswert 
bat, wohl aber, daß das Beriprechen wirklich als rechtlich bindendes ge: 
meint ift; fehlt ein Vermögenswert, wird dies häufig nicht der Fall ſein. 
Bol. auch 8. 258. Bet fehlendem Geldinterefje empfiehlt fih Sicherung 
durch Bertragsftrafe, 8$. 889 ff. — Berbotene Reiftungen: 8. 184, un: 
fittliche: 8.138, unmögliche:$8.806 ff. — Beſteht die Leiftung in einemlinter: 
lafien, fo kann auch ohne vorgängige Zumiderhandlung unier Umftänden 
nad ZPO. 88. 269, 890 geklagt werden; ferner find Eintragung einer 
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Vormerkung ober eined Widerſpruchs ins Grundbuch, Sicherbeitsleiftung, 
Arreſt oder einftweilige Berfügungen möglich. 

4. Der Schuldner Haftet für die Erfülung ber Verbindlichkeit mit 
feinem ganzen Bermögen, ausnahmsweiſe nur mit einem Teil; 88. 419, 
1975 ff, 2144, 2883; aud) ift rechtögefchäftliche Beichräntung der Haftung 
auf einen Höchftbetrag oder beftimmte Vermögensftüde zuläffig. 

2. Zeitung nach Treu und Glauben. 

.242. Der Schuldner ift verpflidtet, die Leiftung fo zu 

bemirten, wie Treu und Glauben mit Rüdficht auf die Ber- 
fehröfitte e8 erfordern. 

Dies gilt für ale Schuldverhältniffe (vgl. auch 88. 188, 167; 
HGB. $. 846), auch für foldhe, die, wie 3. B. die Unterhaltspflicht, 
dire# auf geietlichen Beftimmungen berufen. Praktiſche Bedeutung bat 
$. 242 namentli für ſolche Schuldverhältnifie des täglichen Lebens 
(Kauf, Miete, Dienftvertrag, Werbvertrag), bei denen Inhalt und Umfang 
der Berpflitung von vornberein nicht in allen Einzelheiten beftimmt 
wird. — Gültigleit der gemeinrechtlihen exceptio doli generalis auf 
Grund von SS. 157, 242: NW. 1904 ©. 89, vorfichiiger ©. 482. — 
Berfegröfitte: S. 157 Anm, 8, Net 1903 ©. 608, 41. 

Einzelne Fälle: Anzeigepflicht bei Unmöglichwerden der Leiftung, 
NG. 3 S. 8; Gefchäftsnerlauf enthält Konkurrenzverbot, Recht 1906 
©. 811; Ausichluß der Sewährleiftung bei Geringfügigkeit des Mangels 
der Kaufſache, ZW. 19056 ©. 426; Wandelung trog Weitergebrauchd ber 
Kauiſache, Seufil. 60 ©. 222. Weitere Betipiele: Sächſelrch. 12 S. 482 
($. 618), 505 ($. 488); 15 ©. 89 (s. 662); DL®. 4 ©. 105 ($. 1620); 
Seuffäl. 59 S. 1 (Änderung der Bahlftelle); Recht 1905 ©. 617 ($. 585). 

II. Gegenſtand der Zeifiung. Belondere Lälle. 
1. Gattungsſchuld. 

&. 243. Wer eine nur der Gattung!) nad beftimmte 
Sade ſchuldet, Hat eine Sadye von mittlerer Art und Güte?) 
zu leiften?). 

. Hat der Schuldner das zur Leiftung einer ſolchen Sache 
ſeinerſeits Erforderliche getan‘), fo beſchränkt fih das Schuld⸗ 
verhältnis auf diefe Sades) 

1) Die Sattung kann aud) fo beſtimmt werben, daß 3. B. Weizen 
aud einer Beitimmten Schiffäladung oder Milh aus einem beftimmten 
Stalle zu liefern iſt, IW. 1901 S. 209; RG. 57 ©. 188. 2), Die 
Auswahl ſiteht regelmäßig dem Schulbner zu; für den Ball, daß fie einem 
Tritten zufteht: 88. 817—819. — Vermächtniſſe: $. 2155. Handel: 
vertehr: HGB. 8. 860. 3, Erfüllungsort bei Gattungsſchulden: RS. 
49 S. 72. — Sondervoriäriften für die Haftung des Schuldners beim 
Gattungskauf 88. 480, 491, ferner 624, 2182, 2188. Haftung für Un- 
möglichwerden ber Leiftung 8. 279. 4) Wenn ber Gläubiger in An- 
nafmeverzug gefeßt iſt ($. 294), beim Gattungskauf und Werkvertrag 
na 88. 447, 644, 651, wenn bie Sache dem Spediteur, Frrachtführer 
ufw. übergeben if, NG. 57 ©. 188. 5) Keine Ausiheibungs: aber 
auch keine Lieferungstheorte, denn die Konzentration tritt u. U. Idon vor 


Adilles, Bürgerliches Geſeybuch. 5. Auflage. 8 
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ber Leiftung ein. Nach Konzentration Tann ber Släubiger diefe Sache 
fordern, der Schuldner ijt berechtigt und verpflichtet, Diefe Sache zu leiften, 
er wird burch deren Untergang frei; 8. 279 findet feine Anwendung mehr. 
Der Schuldner bleibt aber berechtigt, fih durch Leiftung einer Sache von 
gleiher Art, Güte und Menge zu befreien, SeuffA. 67 ©. 260; 549, 74; 
ONG. 8, 486; 10, 156. — Auch durch Bertrag kann die Konzentration 
berbeigeführt werden. 


2. Geldſchuld. SS. 244, 245. 


. 244. Sit eine in ausländifcher Währung außgebrüddte 
Geldihuld!) im Inlande zu zahlen, fo Tann die Zahlung in 
Neihsmwährung?) erfolgen, es ſei denn, daß Zahlung in aus«- 
ländifher Währung ausdrüdlid bedungen ift. 

Die Umrechnung erfolgt nad) dem Kurswerte, der zur Zeit 
der Zahlung?) für den BZahlungsort?) maßgebend ilt. 


1) Schuldgegenftand ift der Wert der Schuldfunme, nicht eine 
Quantität beitimmter Münzforten; Geldſchulden find nicht Gattungs: 
ſchulden. Daher zu unterfcheiden Schuldverhältniife auf Leiftung: a) indi⸗ 
viduell beftimmter Geldftüde: Speziesfhuld; b) einer Quantität einer 
beftimmten Munzſorte (3. B. zehn Talerſtücke gemwifien Gepräges): Gattungs⸗ 
ſchuld; c) einer Summe unter Angabe einer beftimmten @eldforte im 
Schuldvertrage (Geldihuld), und zwar entweder fo, baß die Geldforte 
nur den Betrag bezeichnet (3. B. 80 Taler Lohn brauchen nicht in Taler⸗ 
ſtücken gezablt zu werden; Bezeichnung einer im Inlande zu zahlenden 
Schuld in ausländifcher Währung: 8. 244), oder fo, daß in der genannten 
Geldforte gezahlt werden fol: $. 245. — Bahlung einer Schuld im 
Auslande tit im BGB. nicht geregelt. 2) Geſetzliche Zahlungsmittel 
mit Zwangskurs (Geld im eigentlichen Sinne) find (Ref. v. 4. Dez. 1871, 
Mänzgel. v. 9. Juli I878, RGeſ. v. 1. Juni 1900): Reichsgoldmünzen 
und Taler (öfterreih. ausgefchlofien, REBL. 1900 ©. 1018) in jedem 
Betrage, Neihäfildermüngzen bi8 20 Mt., Nidel: und Kupfermünzen bis 
1 Mt. — Neichdkafienfcheine (Gef. v. 20. April 1874, 21. Zuli 
1884, 26. Mat 1885, 5. Juni 1906) werben bei allen Neid: und 
Zandedfaffen zum Nennwert in Zahlung genommen; Noten der Reichs⸗ 
bank und der fonftigen Notenbanten (jegt noch: Bayrifche, Süchfifche, 
MWürttembergifche, Badiſche Bank) bei fämtlihen Notenbanten: Bankgeſ. v. 
14. März 1875, Ref. v. 18. Dez. 1889, 7. Juni 1899, 20. Sehr. 1906. 
Im übrigen haben Neich8laffenfcheine und Banknoten keinen Bwangsturs, 
find aber doch im Sinne mancher Borfchriften des BGB. als Geld zu 
behandeln, vgl. 3.8. 88. 270, 1668, 1806. 3) 88. 271 ff. Fälligkeit, 
nicht Beit ber tatfächlichen Zahlung entfcheidet. 4) 88. 269 f. 

8.248. Sit eine Geldfhuld in einer beftimmten Münze 
forte zu zahlen'), die fi zur Zeit der Zahlung nidt mehr im 
Umlaufe befindet, fo iſt die Zahlung fo zu leilten, wie wenn 
die Münzforte nicht beftimmt märe?). 


1) 8. B. Goldflaufel, vgl. 8. I116 Anm. 8. 2) Unanwendbar 
ift $. 276. 





. 
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3. Binfen!). 88. 246—248. 

8. 246. Sit eine Schuld nad) Gefeß?) oder Rechtsgeſchäft 
zu verzinien, jo find vier vom Hunbert für das Jahr zu ent» 
rihten, fofern nicht ein anderes beitimmt iſt?). 

2) Begriff: Yrüchte (8. 99) eines aus vertretbaren Sachen beftehenden 
Kapitals, fortlaufend neben diefem für deffen Gebrauch gefchuldet, aus: 
gedrückt in Brozenien des Kapitald. — Keine Binfen find daher: Miet: 
und Bachtzinfen, Abzüge (Brovifionen) bei Auszahlung eines Darlehens, 
Renten, Amortijationgletftungen, Dividenden, Bauzinien (HGB. 8. 216) 
— Binfen und Kapital bilden eine einheitliche Schuld: SS. 1118, 1192, 
1210, vgl. 767 Nr. 1; RO. 8. 62: 886. 8. 12; ZPO. 8. 4. — Die 
Entſtehung der Zinspflicht iſt bedingt durch Wirkfamkeit der Hauptfchuld. 
Mit deren Erlöfchen hört der Zinslauf auf (Ausn.: 8. 808), anderweite 
2ereinbarung ift zuläſſig, RO. 58 ©. 294; aufgelaufene Binfen werden 
aber (au u. U. bei vorbebanltlofer Annahme des Kapitald, ZW. 1901 
Beil. S. 280) weiter geihuldet, Ausn. $. 224. Hemmung des Binfenlaufg: 
8$. 801, 879; vgl. KO. SS. 68, 66. — SZinsverjährung: SS. 197, 218, 
228, 224. 2) Berzugdzinfen 88. 288 f., Prozebzinfen 291; ferner 
88. 268, 847, 462, 641, 668, 676, 698, 819, 820, 849, 1884, 1916. 
— Zwiſchenzinſen 88. 272, 818, 1188, 1217. 3) Bei beiderjeitigen 
Dandelögeichäften 5 v. H. (HGB. 8. 852), im Wechſelverlehr 6 v. 9. 
(RI. Art. 5075.). SKonfularbezirle: KonſGG. 8. 88, DB. v. 25. Dt. 1900 
Art. 3; Schubgebiete: Schuggeb®. $. 2. — Bindfuß von 4 v. 9. für 
landesrechtlich geregelte Verhältniffe: Pr. Art. 8, Bay. Übergangsbeit. 
Art. 8, Sachſ. 8. 8, Heff. Art. 269, Weim. $. 27, OId. Birk.) 8.2, 
Braunſchw. $. 20, Altenb. 8. 21, Kob.-Gotha Art. 12, Und. Art. 12, 
Schw R. Art. 25, RävL. S. 24, RiR. $. 28, Lüb. 8. 28, Brem. 8. 10, 
Elitoth. $. 9. — Übergang EG. Art. 170. — Pfandleiher EB. Art. 94. 

6.247. Sit ein höherer Zinsſatz als ſechs vom Hundert für 
das Jahr vereinbart), fo kann der Schuldner nad) dem Ablaufe von 
ſechs Monaten das Kapital unter Einhaltung einer Kündigungs- 
mit) von jehs Monaten fündigen?). Das Kündigungsredt Tann 
nicht durch Vertrag ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden. 

Dieſe Vorſchriften gelten nicht für Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber). 

1, Sein Binsmarimum. Beſchränkungen: 88. 188 (Wucher), 248 
(Anatozismus). Bal. auch Abzahlungsgeſ. — Aufhebung des Bundeszinfen: 
geieges: EG. Art. 89. 2) 88. 187, 188. Friſtbeginn mit Verein: 
darung. 3) SS. 180f. 4) SS. 798 Fi. 

8. 248, Eine im voraus getroffene Vereinbarung, daß 
rällige Zinfen wieder Zinfen tragen follen, ift nichtig. 

Sparkafſen, SKreditanftalten und Inhaber von Banl- 

eihäften können im voraus vereinbaren, daß nicht erhobene 

inien von Ginlagen als neue verzinslihe Einlagen gelten 

iollen. Kreditanſtalten, die berechtigt find, für den Betrag der 

von ihnen gewährten Darlehen verzinsliche Schuldverſchreibungen 
8* 
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auf den Inhaber auszugeben, können ſich bei jolden Darlehen 
die Berzinjung rüdftändiger Binfen im voraus verfprechen laflen. 

Die Abrede, daß unpünktliche Binszahlung den Zinsfuß erhöht, ent: 
hält kein Berfprechen von Biniegzinfen. NG. 87 ©. 274, aber eine Ber: 
tragsftrafe ($. 8481). — Keine Berzugszinien von Binfen 8. 289. — 
Binfen im faufmännifchen Kontoforrentverfefr HB. 8. Bbb. 


4. Schadenserſatz. SS. 249—255. 

Die SS. 249— 255 enthalten die allgemeinen Brundfäge über den 
Schadenserſatz. Die befonderen Borfchriften über den Umfang des Un: 
ſpruchs auf Schadenserfag (vgl. $$. 122, 179, 807, 847, 1298) und über 
die Art des Erſatzes (vgl. SS. 567, 597, 848845, 912, 91) gehen 
den allgemeinen Borfchriften vor. 


8.249. Ber zum Schadenserfage verpilidhtet ift, hat den 
Zuftand herzuitellen, der beitehen würde, wenn der zum Erfaße 
verpflichtende Umftand nicht eingetreten wäre. Iſt wegen Ber- 
legung einer Perjon oder wegen Beidhädigung einer Sache 
Schadenserfa zu leiften, fo kann der Gläubiger ftatt der Her- 
ftelung den dazu erforderlichen Geldbetrag verlangen. 

1. Grund der Erfagpflicht: vertragliche Übernahme, letztw. Ver: 
fügung, unmittelbar gefegliche Vorſchrift (unerlaubte Handlungen 88. 828 ff., 
989, 1888; Nichterfüllung vertraglider Pflichten 286, 826, jonftige Tat: 
beitände 829, 838, 904, 917). — Haftung für durch andere angerichteten 
Schaden: 88. 81, 89, 278, 881, HGB. 8. 486, EBD. $. 12, Haftpfl®. 

2. Raufalzufammenhang zwiſchen bem zum Erfage verpflichtenden 
Umftand und dem Schaden (im BBB. nicht geregelt) iſt VBorausfegung 
für jede Grjagpflidt. Darüber, wann diefer Zufammenbang befteht, vgl. 
namentlih: RG. 1 ©. 274, 276; 2, 88; 6, 1; 7, 26; 8, 167; 10, 64, 
140; 12, 190; 18, 66; 15, 147; 21, 147; 22, 286; 28, 168; 26, 818; 
28, 166; 29, 120, 189; 42, 291; 44, 149; SächſArch. 11 S. 456; 
IW. 1902 Beil. ©. 289; 1904 ©. 54. — Den Nachweis bed urjächlichen 
Zuſammenhangs erleichtert ZPO. $S. 287, RG. 10 ©. 64. 

8. Urt des Erfages: Naturalreftitution ($. 249 Sag 1), aushilfsweiſe 
Entihädigung in Geld (88. 249 Sag 2, 260, 261), und ziwar grund: 
ſätzlich Kapital⸗ ausnahmsweiſe Nentenzaplung (88. 848 ff., 912, 917). 
-— Widerruf der Beleidigung al3 Neftitutioen? IW. 1906 ©. 185; 
Bekanntmachung einer Perurtetlung, Recht 1906 ©. 51, Crfag durd 
Aufgabe eines an fih dem Crjagpflichtigen gegen den Geſchädigten zu: 
jtehenden Anſpruchs, NG. 59 ©. 207. 

4. Umfang des Erfages: auch entgangener Gewinn ($. 252), regel. 
mäßig nicht immaterieller Schaden (8. 258); feine Beſchränkung auf bie 
vorausſehbaren Folgen ber zum Erſatz verpflichtenden Handlung, vgl. 
NG. 18 ©. 65. — Ermittelung nicht einfeitig nur nad) ber Höhe der 
aus dem Vermögen des Beichädigten in daß des Schädiger8 übergegangenen 
oder untergegangenen Werte, fondern unter Ausgleich aller beiderfeitigen 
aus derjelben Wurzel entfprungenen Permögendab: und Zugänge (og. 
compensatio lucri cum damno, feine wirkliche Aufrehnung), RG. 64 
S. 187, Seuffü. 60 ©. 68, 219, vgl. zu 8. 848 — Einzel: 
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tälle: bei argliftiger Täufchung nit nur negatived PVertragsinterefle auf 
Srund der Anfechtung ($. 128), fonbern Herftellung des vom Betrogenen 
bezwedten Zuftanded, NG. 69 ©. 155, SW. 1906 ©. 76, Recht 1906 
S. 289 (a. M.: Seuffel. 59 S. 262, OLG. 12 ©. 12); bein Mangel 
zugeſicherter Einenfchaft ift der Käufer in die deren Vorhandenſein ent: 
ſprechende Lage zu bringen, IW. 1902 Beil. ©. 289; außer Reparatur: 
toften auch Minderwert der reparierten Sache, IW. 1904 ©. 140; bei 
Frachtgutwerwechſelung durch den Spediteur: IW. 1906 ©. 191; feine 
entipredende Anwendung bed $. 472 bei außerkontraktlicher Schadens: 
zufügung, ZW. 1905 ©. 686. — Sondervorfchriften: SS. 840, 657, 
597, 702, 842—845; Pofl®. 885. 8—11; HGB. 85. 480, 4567, 611, 618; 
Binnen Sch®. $. 26. 

8.250. Der Gläubiger fann dem Erfagpflichtigen zur 
Heritellung eine angemefjene!) Friſt mit der Erflärung?) be- 
ftimmen, daß er die Heritellung nad) dem Ablaufe der Friſt ab» 
lehne. Nach dem Ablaufe der Yriit?) kann der Gläubiger den 
Erfag in Geld verlangen, wenn nicht die Herltellung rechtzeitig 
erfolgt; der Anſpruch auf die Herftellung it ausgefchlofien. 

2) Segung zu kurzer Friſt fett die richtige Friſt in Lauf, vgl. 
&. 826 Anm. 4. 2) SS. 180 ff. Friſtbeſtimmung im Urteil ZPO. 
3. 266. 3) 88. 187. 

8. 251. Soweit die Heritellung nicht möglich!) oder zur 
Entihädigung des Gläubigerd nicht genügend iſt?), hat der Er- 
jagpflichtige den Gläubiger in Geld zu entichädigen?). 

Der Erſatzpflichtige kann den Gläubiger in Geld ent« 
ihädigen, wenn die Derftellung nur mit unverhältnismäßigen 
Aufwendungen möglich ift. 

2) Objettiv unmöglih. — Erjag einer vertretbaren Sache durch 
Reiftung einer gleichartigen reicht mindeſtens nicht in allen Fällen aus 
\ftreitig). 2, Erfag durch Reparatur. ZW. 1904 ©. 140. 3) Keine 
Berugnig des Schuldners zur Beldentfhäbigung zwecks Abwendung des 
Anſpruchs aus S. 1004, RG. bl S. 411. 

Entgangener Gewinn, 

8.252, Der zu erfegende Schaden umfaßt auch den ent- 
gangenen Gewinn. Als enigangen gilt der Gewinn, mwelder 
nad dem gewöhnlichen Laute der Dinge oder nah den be- 
jonderen Umſtänden, insbefondere nad) den getroffenen Anftalten 
und Borfehrungen, mit Wahrfcheinlichleit erwartet werden Tonnte. 

Bu eriegen ift aller nachweisbar entgangene Gewinn, nicht nur der 
vorausjegbare; Sag 2 fol für wahrfcheinlichen Gewinn nur den Beweis 
erleihtern, nicht den Erſatzanſpruch auf folchen einſchränken: OLG. 1904 
S. 214, DAB. 1902 S. 811 (RG. U. M. wohl: Recht 1904 S. 600 
(KG.). — Außer Betracht Bleibt unfittlider Gewinn, IW. 1902 Beil. 
©. 288, vgl. Seuffl. 46 ©. 279. — Sog. compens. lucri cum damno: 
8.249 Anm. 4. — Einzelfälle: Gewinn dur möglichen Weiterverlauf, 
NG. 49 ©. 52, Recht 1904 ©. 600; Abzug von Handlungsuntoften, 
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Recht 1908 S. 290; bei Vereitelung einer Heirat, OLG. 12 S. 104. 
— Bel. zu 8. 842. 
Immaterieller Schaden. 

8.253, Wegen eines Schadens, der nicht Vermögend- 
Shaden!) iſt, kann Entſchadigung in Geld) nur in den durch 
das Geſetz beitimmten Yällen?) gefordert werden. 

1) Für Kummer, Sorge, Angft u. dgl. kann fein Erlag verlangt 
werden. — Bei Sachverluft kann der VBermögenzfchaden den gemeinen 
Sachwert überfteigen; Sammlerwert iji als realijierbar zu erfegen, nicht 
aber rein ſubjektives Affektiongintereffe. 2) Der Anſpruch auf 
Naturalreftitution tft immer zuläffig. 3) 8S. 847, 1800, vgl. 
8. 848 Sat 2. — Buße: StGB. 88. 186, 187, 281 ſowie in den Ur: 
heberrechts- und Gewerbeichußgefegen. 

Gigenes Berfihulden des Befhädigten. 

— 25a 1y. Hat bei De Eneftehung des Schadens ein Ver⸗ 
ſchulden?) des Beſchädigten mitgewirkt, jo hängt die Verpflichtung 
zum Grfjage ſowie der Umfang des zu leiltenden Erſatzes von 
den Umftänden, insbefondere davon ab, inwieweit der Schaden 
vorwiegend von dem einen oder dem anderen Zeile verurjadt 
worden ift?). 

Dies gilt auch dann, wenn fi das Verſchulden?) des Be— 
Thädigten darauf beſchränkt, daß er unterlaffen Hat, den 
Schuldner auf die Gefahr eines ungemwöhnlih hohen Schadens 
aufmerfjam zu machen, die der Schuldner weder Tannte noch 
fennen mußte, oder daß er unterlaffen hat, den Schaden abzu= 
wenden oder zu mindern®), Die Vorfchrift des 8. 278 findet 
entſprechende Unmwendung?). 

1) Anwendungsgebiet: Nicht nur in Vertragsverbältniffen, auch 
bei gefeglicher Erfagpflicht, einerlei ob dieſe Verfchulden vorausſetzt oder 


nit, RS. 51 S. 276; 5A, 816 x. — Sämtliche Reichsgeſetze, ſoweit 
nicht ihr Zwed entgegenfteht; namtentl. Haftpfl®., NG. 53 ©. 75; 56, 
154 x. — Pr&ifenbahn®. v. 1888: Seufffl. 60 ©. 225. — Nicht 


bei Schadenszufügung nad) 1900 durch Berleßung älterer Vertrags: 
pflihten, NW. 1905 S. 886. — Sondervorfcriften: 88. 824, 615, 889 
Abſ. 8, 846. 2) Abſ. 1: Keine allgemeine Regelung bed alles, 
daß die Handlungen mehrerer Bedingung für das fchädigende Ereignis 
find. Nur, wenn einer ber mitwirtenden Umftände auf einem Ber: 
ſchulden des Gefchädigten beruht (Verſchulden bed Schädigerd nicht er: 
forderlich; RG. 51 ©. 2756; 58, 76, 894; 54, 18; 56, 154; ZW. 1904 
S. 87; SeuffA. 60 ©. 808), foll die vorwiegende Verurſachung für die 
Scadensverteilung maßgebend fein, fo daß dem Geichädigten entweder 
der ganze Schaden, nur eine Quote oder nichts erfeßt wird. Beifpiele: 
NG. 62 ©. 145; Seuffl. 60 ©. 186; ZW. 1904 ©. 448; 1905 
14, 44, 490. — Abzuwägen ift bei Haftpfl®. $. 1 die allgemeine Ger 
fährlichleit des Eifenbahndetriebes (nicht daS Verſchulden der Angeftellten 
im betr. Sale) mit dem Verſchulden des Gefchädigten, NS. 56 ©. 154. 
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— Doch kann die Frage nach dem Maße bes beiderfeitigen Verurſachens 
mit der Frage des beiderfeitigen Verſchuldens zufammenfallen (NG. 54 
S. 18) und in der Regel befteht bei Arglift des Geſchädigten feine Erſatz⸗ 
pflich, IW. 1906 ©. 717, vgl. Recht 19056 ©. 77. — Seine Berüd: 
fichtigung der Möglichkeit eigenen Verſchuldens von Amts wegen, JW. 
106 S. 85, RG. 5i ©. 198. Beweislaſt (Haftpfl®.): IW. 1904 
S.406 ; 19056, 696 ; Recht 1906 ©. 117. 3) Abſ.2: Verfchulden, d. h. ſub⸗ 
jeltiv ſchuldhaftes Verhalten ($. 276), das die Zurechnungsfähigkeit des 
Handelnden vorausſetzt, daher ſind auf den Geſchädigten 88. 827, 828 
anwendbar (RG. 61 S.275; 54, 404, 407; 69, 221; ZW. 1908 Beil. 
S. 122, 76, 101; 1904, 5856; 1905, 15, 515; 1906, 56), nicht aber die 
Ausnchmevorichrift 8.829 (ZW. 1908 Beil. S. 122). — Wer fi bemußt 
einer Gefahr ausſetzt, Handelt nicht immer ſchuldhaft, u. U. kann folches 
Handeln geboten oder doch entichuldbar fein (NW. 1904 ©. 288), 
namentlich, wenn es in Erfüllung einer rechtlichen oder ſittlichen Pflicht 
zur Abwendung einer Gefahr gefchieht, ZW. 1902 ©. 186; 1908, 80; 
1904, 856. Durchgehende Tiere: RG. 50 ©. 219; OLG. 8, 290; 3W. 
1904, 866; 1905, 170. — Auch Handeln gegen Berbot iſt nicht immer 
Verſchulden, Seuffel. bh ©. 160; Recht 1908, 405; ZW. 1912, 186; 
1904, 288. — GEinzelfälle: Eigene Unvorfichtigleit beim Gehen: ZW. 
1903 Beil. S. 122; 1905, 44, 45, 77, 491, 640, 1906, 64, 110, 860, 
Seuffel. 67 S. 396; Recht 1904 S. 186. Benutzung einer gefährlichen 
Siggelegenheit: Seuffäl. 60 S. 891. Trunfenheit: Seufffl. 67 ©. 396; 60, 
358; IJW. 1905 ©. 212. Straßenbahnverlehr: NS. 63 ©. 76, 312, 894; 
54,404; 66, 154; 3W. 1908 Beil. S.66, 76, 186; 1904, 87, 88, 287; 
1905, 14, 48, 77, 170, 490, 686; 1906, 192; Seufiül. 59 S. 224. 
Eiſenbahnverkehr: NG. 68 ©. 115, 894 ; 62, 145; FW. 19U8 Beil. ©. 186; 
1906, 112, 229; 1906, 64; Seuffü. 60 ©. 225, 279. Nabdfahren: 
Seuff A. 60, 186. Zreibjagd: ZW. 1908 Beil. S. 82. Wildfehaden: ZW. 
1905, 867. Spielende Kinder: RS. 58 S. 812; 54, 404; Seuffü. 60 
S. 186; Recht 1908 ©. 526. Tierfhaden: RG. 61 S.276; 54, 407; 3W. 1908 
Beil. S.1; 1904, 57; 1906, 860. Berichulden des nach 8. 844 Erſatz⸗ 
berechtigten: R&.55 S. 24. Ungenügende Ausnutzung prozefiualer Bebelfe: 
RG.65 ©. 829; 3W. 1908 Beil.S. 67; 1906, 685; 1906, 872; DOXUS. 4 
5.216; vgl. IW. 1906 S. 490, DOLE.10 S. 167. Unterlaffen der Grundbuch⸗ 
einſicht im Hypothekenverkehr: RG. 60, ©. 891. Übernahme einer Auſgabe 
der man nicht gewachſen iſt: ZW. 1902 Beil.S. 270; 1908, 67. ber: 
ſendung eines Manuftripts, ohne baß ber Autor eine Abfchrift zurüdbebält: 
DI. 1906 ©. 872. Neigung bed Angreiferd: ZW. 1906 ©. 297. Bei 
HGB. 8S. 469: 3W. 1906 ©. 12. Erbeienes Mitfahren auf von einem Kinde 
gelentten Fuhrwerk: Seuffl. 61 S. 236. Nicht anwendbar auf 8. 122 
%f.2: RS. 57 65.87, auf HGB. '$. 702: DAB. 1906 ©. 658, auf 8. 25 
Breifenbahngei. v. 1888: NG. 62 ©. 420. 4) Einzelfälle: Unter: 
loffung eines Dedungslaufd zur Minderung be Schadens aus Nicht: 
lieferung, Seuffül. 60 ©. B4b; Recht 1908 S. 199. Weigerung, ſich 
einer Anftaltöbehandlung zu unterziehen, RG. 60 ©. 147. Unterlafiene 
Zuziehung eines Arztes, ZW. 1908 S. 114. Nichtanzeige der Mangel: 
baftigkeit von Gerätfchaften ebd. Nichtausbefierung der Mietſache durch 
den Mieter, ZW. 1904 ©. 166, OLG. 8 S. 898. Nichtbefchaffen eines 
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Erſatzes für mangelbaftes Pierd, OS. 8 ©. 84. UUnterlaffen eine An: 
trags auf Einftelung der Zwangsvollſtreckung, IW. 1908 Beil. ©. 67. Nicht: 
mitbieten bei unrechtmäßiger Verſteigerung der eigenen Sade, OLG. 10 
S 157. 5) Nur für Abſ. 2 tft 8. 278 entiprechend anzumenden, 
d 5. nicht etwa jedes Berfchulden von geſetzlichen Vertretern und Hilfs: 
perfonen, da8 zur Entitehung des Schadens mitgewirkt Hat, ift beachtlich 
(befondere Haftung des Reeders für feine Schiffsbefagung: RE. 55 
S. 816, Seuffl. 60 ©. 290), fondern nur Berfchulden, das ſich auf die 
nah Abſ. 2 dem Beichädigten obliegenden Pflichten bezieht, NG. bb 
© 829; 62, 864 (der biöherigen Prari® widerfpridt RG. 
62 S. 108). Nicht nötig ift, dag zwiſchen Schäbtger und Beſchädigtem 
Vertragsbeziehungen beflehen; dte Pflichten des Abſ. 2 gelten auch gegen: 
über dem außervertruglih Grfagpflichtigen (NG. 56 ©. 829, JW. 1906 
©. 198. U M.: RS. 55 ©. 316, Recht 1906 ©. 164). — Bei Klage 
des Kindes kann ber nad) S. 1 Haftpfl®. Erfagpflichtige ſich daher nicht 
auf Berfchulden der Eltern berufen, RG. 54 S. 404. Ebenſowenig, 
wenn ber Bater aus 8. 688 verauslagte Heilungskoſten bes Kindes ein⸗ 
flagt, NG. 58 ©. 812; anders bei Klage des Vaters aus 8. 845, Recht 
1906 S. 240. — Begriff ber Hilfsperfon nad 88. 254 Abſ. 2, 278: 
NG. bb ©. 829; 62, 106. 


Abtretung von Erſatzanſprüchen. 


8.255. Wer für den Berluft einer Sache oder eines 
Rechtes Schadenserfag zu leilten hath, ift zum Erſatze nur gegen 
Abtretung?) der Unfprüche verpflichtet, die dem Erſatzberechtigten 
auf Grund des Eigentums an der Sache?) oder auf Grund des 
Nechtes gegen Dritte zuitehen*®). 

1) 3.8. Berfiherer, NG. 58 ©. 827. — Auf die Möglichleit der 
Wiedererlangung iſt bei Bemeflung bes Erfages feine Nüdfiht zu nehmen, 
IB. 1906 ©. 109. 2) SS. 898ff, Zug um Zug (MG. 69 ©. 870); 
dem Erfagpflichtigen fteht infoweit ein Zurüdbehaltungsrecht (8. 278) zu. 
Hat er irrtümlich vollen Erſatz geleiftet, ohne ſich auf 8. 255 zu berujen, 
fo kann er nachträglich die Abtretung verlangen. Sit die Abtretung 
unterblieben und gelangt die Sache nadjträglih an den Geichädigten zu: 
rüd, fo kann regelmäßig Rückgabe des als Schadenserſatz Geletfteten nad) 
8. 812 verlangt werden. 3) 3.38. aus 8. 828, 4) Rein 
Necht auf Abtretung von Anfprüchen, die ben Geichädigten aus anderen 
Rechtsgründen zuftehen (3. B. aus PVerficherungen), ZW. 1902 Beil. 
©. 245; Recht 1904 ©. 251. 

5. Aufwendungen. 88. 256, 257. 


8.256. Wer zum Erſatze von Aufwendungen verpflichtet 
ift!), hat den aufgewendeten Betrag oder, wenn andere Gegen- 
tände als Geld aufgewendet worden find, den als Erfah ihres 
Wertes zu zahlenden Betrag von der Zeit der Aufwendung an 
zu verzinfen?). Sind Aufwendungen auf einen Gegenjtand ge- 
macht worden, der dem Erjahpflichtigen herauszugeben ift, fo 
find Binfen für die Zeit, für welche dem Erfagberedhtigten die 
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Augungen?) oder die Früchte) des Gegenftandes ohne Ber- 
gütung verbleiben, nicht zu entrichten?). 

1) 3.8. 88. 804, 847, 450, 467, 600, 526, 688, 547, 688, 670, 
688, 698, 748, 860, 970, 995, 1049, 1890, 1648, 1886, 1978, 1991, 
2124, 2185, 2881. — Zurüdbehaltungdrecht des Erſatzberechtigten: 8. 278. 
242.9, 8. 246. 3) 8. 100. 4) 8. 99. 5, In 
einigen Süllen (3. B. 88. 600, 6526, 996, 2881) find Verwendungen nur 
mfoweit zu eriegen, ald der Wert des betr. Gegenſtandes erhöht ift; bier 
in auch der Anſpruch auf Zinſen infoweit befchräntt. 

8.257. Wer berechtigt ift, Erfag für Aufwendungen zu 
verlangen!), die er für einen beitimmten Zwed madt, Tann, 
wenn er für diefen Zweck eine Berbindlichleit eingeht, Befreiung 
von der Berbindlichkeit verlangen?),. Sit die Verbindlichkeit 
noch nicht fällig, jo kann ihm der Erfagpflicdhtige, ftatt ihn zu 
befreien, Sicherheit?) leiften. 

1) 8. 266 Anm. 1. 2) Zwangsvollſtreckung ZPO. $. 887, 
RG-18 S. 485. — Der Kommilfionär kann auch alternativ auf Be- 
freiung oder Zahlung ber dazu erforberlihen Summe Flagen, RG. 47 


5.125. 3) 88. 282 ff. j Sinristn 
. Megnahme einer ng. 

6. 258. Wer beredtigt ift, oem einer Sadıe, die er einem 
anderen herauszugeben bat, eine Einrichtung mwegzunehmen!), 
bat im alle der Wegnahme die Sache aut feine Koften in 
den vorigen Stand zu jeßen. Erlangt der andere den Beſitz 
der Sache, jo ift er verpflichtet, die Wegnahme der Einrichtung. 
zu geftatten; er kann die Geltattung vermweigern?), bis ihm für 
den mit der Wegnahme verbundenen Schaden Sicherheit?) ge- 
leiftet wird. 

1) 3.82. 88. 500, 647, 681, #01, 997, 1049, 1216, 2126. 
2) Zuridbehaltungsrecht 8. 278. 3) 88. 282 fi. 

T. Rechnungslegung und Hernusgabe eines Anbegriffs. 58 259— 261. 

.259. Wer a tt), über eine mit Einnahmen 
oder Ausgaben verbundene Verwaltung?) Rechenſchaft abzulegen, 
bat dem Bereditigten eine die geordnete Zufammenftellung der 
Einnahmen oder der Ausgaben enthaltende Redhinung?) mitzus - 
teilen, und, ſoweit Belege erteilt zu werden pflegen, Belege vor- 
zulegen). 

Beiteht Grund zu der Annahme, daß bie in der Rechnung 
enthaltenen Angaben über die Einnahmen nidt mit der er» 
torderlihen Sorgfalt gemadt worden find), jo hat ber Ver- 
pflichtete auf Berlangen den Offenbarungseid dahin zu leiften: 

daß er nad Beftem Wiffen die Einnahmen fo vollitändig 
angegeben babe, al8 er dazu imitande jei®). 

In Angelegenheiten von geringer Bedeutung beiteht eine 
Berpflihtung zur Leitung des DOffenbarungseids nid. 
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1) 8.8. 88. 666, 681, 718, 1214, 1421, 1646, 1667, 1681, 
1840, 1890, 1916, 1978, 2180, 2218; vgl. $. 2028, KO. 8. 125. — 
Ein beftimmtes Rechtsverhältnis muß vorliegen, das zur Ablegung von 
Rechenſchaft verpflichtet, allgemeines Intereſſe genügt nicht, OLG. 2 ©. 18; 
4, 62; DAYS. 1908 ©. 278; Sähfürd. 14 ©. 687; NG. 58 ©. 821; 
62, 820. Sondervorichriften: SS. 1640, 1667, 1802. — Übergang: 
NG. 66 ©. 221. 2) Wenn folde Perwaltung vorliegt (OLE. 1 
S. 460; 2, 265; RG. 47 ©. 100; Recht 1902 ©. 148; Gruch. 47 
S. 910), ift die Rechenſchaft in Form der Rechnungslegung abzulegen, 
doch Tann dieſe Pflicht auch fonft nach Vertrag oder Geſetz beitehen, RG. 
53 S. 252. — Die Klage auf Rechnungslegung kann mit der Klage auf 
Herausgabe desjenigen, was der Bellagte zu leiften hat, verbunden 
werden, ZPO. $. 254. BZwangsvollfiredung: ZPO. 88. 888, 889, nicht 
899 ff, SW. 1902 Beil. ©. 198. Freiwillige Leiftung: 8 261. 3) Gr: 
fordernifie einer ordnungsmäßigen Nehnung: SeuffA. 60 ©. 847; Recht 
1906 ©. 602. 4) Ausgaben, die nicht ausreichend belegt find, braucht 
der Gläubiger nicht zu berüdfichtigen, fein ſonſtiger Zwang auf Bei: 
Bringung von Belegen, OLG. 7 ©. 826. 5) Solder Srund Tann 
erft nach Rechnungslegung beftehen, Recht 1908 ©. 884. 6) Ande⸗ 
rungen ber Eidesnorm: $. 261. 

Herausgabe eines Inbegriffs. 

8.260, Wer verpflichtet it, einen Inbegriff!) von Gegen- 
ftänden herauszugeben?) oder über den Beitand eines ſolchen 
Snbegriffs Auskunft zu erteilen?), hat dem Berechtigten ein 
Verzeichnis des Beltandes vorzulegen. 

Beiteht Grund zu der Annahme, daß das Verzeichnis 
nicht mit der erforderlichen Sorgfalt aufgeitelt worden ijt, fo 
Dee Berpflichtete auf Verlangen den Offenbarungseid dahin 
zu leiten: 

daß er nah beitem Willen den Beitand jo vollitändig 
angegeben babe, als er dazu imftande fei*). 

Die Vorſchrift des $. 259 Abſ. 3 findet Anwendung. 

1) D. h. nicht nur eine Sachgeſamtheit (Herde, Bihliothef), fondern 
überhaupt eine Mehrheit von Gegenftänden, welche nicht einzeln be: 
zeichnet werden können, Recht 1902 ©. 586. 2) Solche Verpflichtung 
beiteht nicht fchon deshalb, weil mehrere geichuldete Gegenſtände fich mit 
einheitlihem Namen bezeichnen laffen, fondern die Herausgabepflicht muß 
fi) auf den Anbegriff beziehen (vgl. 88. 814, 419, 667, 718, 1086, 
1048, 1055, 1421, 1681, 1890, 1990, 2018, 2180, 2218), aljo 3. 8. 
neben dem Eigentumsanſpruch ($. 986), beftehen (fehlt fie, To dient bem 
Bindtlanten 8. 809), OLS. 6 ©. 158; Seuffl. 60 ©. 188. 8) 8. B. 
88. 1799, 1891, 2011, 2027, 2067, 2127, 2814, 2862. 4) Bl. 
8. 259 Anm. b, 6. 

ZLeiſtung des Offenbarungseides. 

8. 261. Der Offenbarungseid ift, fofern er nit vor 

dem Prozeßgerichte zu leiflen ıft, ver dem Amtsgerichte dee 
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Ortes zu leiften, an welchem die Verpflichtung zur Rechnungs⸗ 
legung oder zur Borlegung des Verzeichniſſes zu erfüllen iſt!). 
Hat der Berpflichtete feinen Wohnſitz) oder feinen Aufenthalt 
im Inlande, fo kann er den Eid vor dem Amtsgerichte des 
Wohnſitzes oder des Aufenthaltsort3 leiften?). 

- Das Geridtt) Tann eine den Umftänden entiprechende 
Anderung der Eidesnorm bejchließen. 

Die Koften der Abnahmes) des Eides Hat derjenige zu 
tragen, weldyer die Leiftung des Eides verlangt. 

8) 8. 269. 2) 88. T—11], 24. 3) Dies Gericht ift auf Ber: 
langen des Eidespflichtigen felbftändig zufländig, nicht nur zur Gewäh—⸗ 
rung von Nechtöhilfe verpflichtet, OLG. 2 S. 190. 4) Auch das 
Brogeßgericht, IW. 1902 Beil S. 198. 5) Verfahren vor bem Pro: 
zeßgericht: ZPO. 8. 889, fonft GG. 8. 168. 

8. Wahlſchuld. SS 262—265. 

8. 262. Werden mehrere Leiftungen!) in der Weiſe ge- 
fhuldet, daß nur die eine oder die andere zu bewirken iſt?), fo 
fteht das Mahlredyt?) im Zweifel dem Schuldner*) zu. 

8) Verſchiedene Begenftände (auch Dienfte) oder Verichiebenheiten in 
Zeit und Ort der Lieferung, RG. 57 ©. 188. 2) Wahlvermächtnis 
8.2154. — Keine Wahlſchulden Im Sinne der SS. 262 ff. find: beſchränkte 
Gattungsſchulden ($. 243 Anm. 1); Spezifikationskauf (HGB. 8. 875, 
Wahlſchuld dagegen bei WahlbefugniS unter verſchiedenen Warenforten: 
Recht 1904 ©. 221, RG. 85 S. 1); mehrere jelbftändige Kaufperträge, 
von denen ſchließlich nur einer gelten fol, Recht 1906 ©. 114; alter: 
native Ermädjtigungen zugunften des Schuldners, die dieſem geftatten, 
fi) durch eine andere Leiftung als die allein geichuldete zu befreien (gefetzliche 
Fälle: 88. 261, 257, 628, 775, 972, 1001, 1087, 1712, 1978, 1992, 2170, 
2829) oder zugunften des Gläubigers, der ftatt der zunächft allein ges 
fhuldeten Leiftung auch eine anbere verlangen Tann (gefeßliche Fälle: 
85. 249, 848—846, 916, 1680). 3) Das Wahlrecht geht mit Uber: 
gang der Forderung auf den neuen &läubiger, mit Übergang der Schuld 
auf den neuen Schuldner über. 4) Bet gegenjeitigen Verträgen dem, 
der die zur Wahl ftehenden Leiftungen zu maden bat, Seuffü. E0 ©. 886, 
vgl. aber Recht 1906 S. 114. 

8.263. Die Wahl erfolgt durd Erklärung!) gegenüber 
dem anderen Teile. 

Die gewählte Leiftung gilt als die von Anfang an allein 
geſchuldete. 

1) 85. 180 ff., auch durch Willensbetätigung, z. B. Annahme eines 
Teiles der einen Leiſtung. Wer ohne Kenntnis ſeines Wahlrechts leiſtet, 
tann nad 88. 812 ff. zurüdfordern. Sein ius variandi. 

8.2641). Rimmt der wahlberedhtigte Schuldner die Wahl 
nit vor dem Beginne?) der Zwangsvollitredung vor, jo kann 
der Gläubiger die Zwangsvollitredung nad feiner Wahl auf 
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Die eine oder auf die andere Leiftung ridhten®), der Schuldner kann 

fi) jedody, jo lange nicht der Gläubiger die gewählte Leiltung 

ganz oder zum Zeil empfangen bat, durch eine der übrigen 
eiltungen*) von feiner Verbindlichkeit befreien. 

Sit der wahlberedhtigte Gläubiger im Berzuge°), jo fann 
der Schuldner ihn unter Beitimmung einer angemeflenen Friſt 
zur Bornahme der Wahl auffordern®). Mit dem Ablaufe der 
Friſt geht das Wahlreht auf den Schuldner über, wenn nicht 
der Gläubiger rechtzeitig die Wahl vornimmt. 

8) Gilt nicht bei alternativer Ermädtigung, IW. 1908 Beil. S. 77. 
— Berpflihtung zur Vornahme der Wahl beſteht ohne weitereß nicht, 
biefe ift nur nach $. 264 erzwingbar. 2) D. h. erite Vollſtreckungs⸗ 
handlung, vgl. RG. 58 ©. 80. 3) Bei alternativer Zerurteilung 
zur Abgabe einer Willenserklärung oder anderer Leiftung: ZPO. 8. 887, 
NG. 58 S. 80, SeuffA. 61 ©. 800. 4) Nicht mehr durch wörtliche 
Wahlerflärung, IW. 1908 Beil. ©. 15. 5) 88. 298 ff. 6) 88. 180ff. 
— Dieſe Aufforderung kann mit der den Gläubiger in Verzug ſetzenden 
(8. 295) verbunden werden, Recht 1908 S. 899. 


8.265). Iſt eine der Leiltungen von Anfang an un- 
möglıd?) oder wird fie fpäter unmöglich, fo beichränkt fi) das 
Sculdverhältnis auf die übrigen Leiftungen?). Die Beſchränkung 
tritt nicht ein, wenn die Leiftung infolge eines Umjtandes un- 
möglich wird, den der nicht wahlberechtigte Teil zu vertreten hatt). 

2) Gilt nicht bei alternativer Ermädtigung. 2) Ober unwirffam 
verfproden, Gruch. 48 S. 978. — Erfakaniprud 8. 807. 3) Bei 
zufälligem oder vom Wahlberechtigten zu vertretendem Unmöglichwerden 
einer Leiftung tritt Konzentration ein; der vertretungspflidtige Gläubiger 
erhält die Übrige Leiftung und tft für die untergegangene Leiſtung erſatz⸗ 
pflichtig; daß er fich Hiervon durch Verzicht auf die noch mögliche Leiſtung 
(Wahl ber untergegangenen) befreien kann, wird meift der Parteiabficht 

prechen. 4) Der wahlberechtigte Bläubiger kann dann zwiſchen 
dem Griag (88. 280 ff.) für die untergegangene Leiftung und der nod 
möglichen wählen. Der wahlberechtigte Schuldner kann entweder bie 
mögliche Leiftung wählen und Erjag für die vernichtete, ober fich durch 
Wahl diefer nad $. 275 befreien. 
IU. Erfüllung der Berbindlichkeit. 

Kür die Erfüllung der Verpflichtung gilt die allgemeine Regel des 
8. 242, Sondervorfdriiten: 88. 266—274. — Die Koften der Erfüllung 
fallen dem Schuldner zur Laft; Sondervorichriften: 88. 261, 270, 869, 
448, 449, 799, 800, 811. 


1. pen. 
v 26 « 
rechtigt?). 
1) D. h. nicht nur in Abſicht fpäterer Nachlieferung, fondern auch 


unter Weigerung der Neftlieferung gemachte Leiftungen. Doch barf ber 
Bläubiger wegen für ihn bedeutungslofer Unvollftändigleit die Annahme 


Der Schuldner iſt zu Zeilleiftungen!) nicht be= 
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nicht weigern (8. 226), OLG. 12 ©. 88; Recht (RS.) 1906 ©. 292. 
3) Der Gläubiger kommt durch das Angebot einer Teilleiftung nicht in 
Annahmeverzug. Der Schuldner Hinbert durch ſolches Angebot den Ein: 
tritt des Erfüllungdverzugd nicht. Daß der Gläubiger feinen Anſpruch 
nur teilweife geltenb macht (3. B. einflagt: OLG. 5 ©. 41, 171) iſt 
erumdfäglich zuläffig. — Bei vorbehaltlofer Annahme einer Teilleiſtung 
darf die Gegenleiftung nicht bis zur Neftleiftung hinausgeſchoben werden, 
Nett 1904 S. 76. — Zahlung rer Schulbfumme ohne Koften tit Teil: 
leitung, Seufff. 60 5. 812. 3) Ausdrüdliche ober ftillichweigende 
($$. 167, 242) Bereinbarung kann den Schuldner zu Tetlletftungen be: 
reditigen unb verpflichten (Sulzeifivlieferungen: IW. 1904 S. 90, Recht 
1908 S. 888). — Geſetzliche Teilung der Verpflihtung bei Mehrheit 
von Bläubigen oder Schuldnern: 8. 420. Wentenforderungen: $. 760, 
dazu 88. 528, 848 ff., 1861, 1680, 1612. Teilweiſe Aufrechnung: 8. 889. 
Teilleiftung bei Wechfelforberungen: WO. Urt. 88, 98; im Konkurs: 
2D. 8. 149. — Iſt der Schuldner zu einer Zeilletftung verurteilt, fo ift 
er zur Teilleiſtung berechtigt. 

2. Zeiſtung durd einen Dritten. SS. 267, 268. 

8.267. Hat der Schuldner nicht in Perſon zu leiften }), 
jo fann aud ein Dritter?) die Leiftung bewirkens). Die Ein- 
willigung des Schuldners ift nicht erforderlich. 

Der Gläubiger fann die Leiftung adlehnen, wenn der 
Schuldner widerjpridt®). 

1) Die Regel bildet, daß der Schuldner nicht in Perſon zu leiſten 
braucht. Geſetzliche Ausnahmen: 88. 618, 664, dazu 83. 27, 718, 2218, 
691. Berpflitung zu perfönlicher Leiftung befteht außerdem, wenn fte 
ausdrädlih vereinbart ift oder ſich aus dem Inhalte des Schuldverbält: 
nifſes ergibt. 2) Wer ein felbftändiges Recht hat, den Gläubiger eines 
andern zu befriedigen (83. 268, 1142, 1150, 1171, 1224, 1249) tit nicht 
Dritter in biefem Sinne. 3) Der Dritte kann nur die Xeiftung be: 
wirten, er bat nicht das Recht, die Schuld durd Hinterlegung (SS. 872 ff.) 
oder Aufrechnung (85. 887 ff.) zu tilgen; auch fein Recht, gegen Leitung 
Abtretung der Yorderung des Gläubigerd zu verlangen, Recht 1902 ©. 
656. Ob er durch die Leiftung ein Recht gegen den Schuldner erwirbt, 
beftimmt fich nach dem zwiſchen ihm und dem Schulöner beftehenben 
Rechtsverhältnis (3. B. Schenkung, Geihäftsfügrung ohne Auftrag, um: 
gerechtfertigte Bereicherung). — Ungebot ber einem Dritten obliegenden 
Yeiftung gegen Gewährung der dieſem zuftehenden Gegenleiftung an den 
Anbietenden: RG. 54 ©. 213. 4) Dur eine ungeredjtfertigte Ab⸗ 
lehnung ber von einem Dritten angebotenen Leiſtung fommt ber Gläu— 
Biger in Annahmeverzug (88. 298 ff). — Annahme der Leiftung des 
Dritten befreit den Schuldner au, wenn er Widerſpruch erhoben Bat, 


Recht 1901 ©. 174. 
Ablöfungsredt. 
8.268. Betreibt ber Gläubiger die Zwangsvollſtreckung!) 
in einen dem Schuldner gehörenden Gegenftand, fo ijt jeder, der 
Gefahr läuft, durch die Smangsvoliftredung ein Recht an?) dem 
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Gegenftande zu verlieren?), beredtigt, den Gläubiger zu be= 
friedigen. Das gleihe Recht ſteht dem Beſitzer“) einer Sache 
zu, wenn er Gefahr läuft, durdy die Zwangsvollſtreckung den 
Beſitz zu verlieren. 

Die Befriedigung?) kann aud) durch Hinterlegung) oder 
durch Aufrechnung?) erfolgen. 

Somweit der Dritte den Gläubiger befriedigt, geht die 
Horderung auf ihn über). Der Übergang kann nit zum 
Nachteile des Gläubigers geltend gemacht werden?). 

1) ZBO. 88. 808, 808 fi., 828 ff., VE. SS. 16 ff., 146ff. 162 Fi. 
2) d. H. dingliches Recht. — 8. 268 gilt auch zugunften des Ehemanns 
bet Vollſtreckung in das eingebradte Gut, OLG. 10 ©. 178. 
8) 88. 1242, 1257, 1278, BBO. SS. 771, 804, 805, ZB. SS. 91, 
J46, 162, 4) Einerlet, ob unmittelbarer oder mittelbnrer Beflger. — 
Bol. auch ZPO. SS. 847, 848. 5) 88. 862 ff., dazu 266, 269 fi. 
6) 88. 872ff. 7) 88. 887 ff. 8) 8. 412. Bollftredungsflaufel 
für den Gläubiger: ZPO. $. 727. Einwendungen des Schuldners gegen 
den bisherigen Gläubiger: ZPO. $. 767. Einftelung der Zwang: 
verfteigerung: ZB. $. 756. 9 Wichtigfter Kal: Wenn der Gläubiger 
die Zwangspollitredung wegen einer Zeilleiftung betrieben Hat und die 
Forderung tetlweife auf den Zahlenden übergegangen iſt, gebt ber dem 
Gläubiger verbleibende Zeil der Forderung vor; dies zeigt fh z. B., 
wenn für die Korderung ein Pfandrecht oder eine Hypothek beſteht. 
Ferneres Beiipiel: DNS. 8 S. 429. — Ein wirtidaftlicher Nachteil ge: 
nügt, ebd. — Bol. $$. 426, 774, 1148, 1164, 1176, 1226. 

3. Ort der Zeitung. SS. 269, 270. 

8.269. Iſt ein Drt für die Leiftung!) weder beitimmt?) 
noh aus den Umftänden, insbefondere aus der Natur des 
Schuldverhältniffes, zu entnehmen), fo hat die Leiltung an dem 
Drte zu erfolgen, an welchem der Schuldner zur Zeit der Ent⸗ 
ftehung des Schuldverhältnifies feinen Wohnfig*) Hatte. 

Iſt die Verbindlichleit im Gemerbebetriebe des Schuldners 
entitanden, fo tritt, wenn der Schuldner feine gewerblide Rieder- 
laſſung an einem anderen Orte hatte, der Drt der Nieder- 
Iafjung an bie Stelle des Wohnfikes. 

us dem Umſtand allein, daß der Schuldner die Koften 
der Berfendung übernommen bhat°), ift nicht zu entnehmen, daß 
der Ort, nach welchem die Verfendung zu erfolgen bat, der 
Leifiungsort fein foll®). 

1) Erfüllungsort (Leiftungsort, d. h. Ort, an welchem ber Schuldner 
zu leiften hat) ift audy maßgebend für ben Gerichtsitand bes Vertrags 
(ZPO. 8. 29) fowie regelmäßig für die Entiheidung der Frage, nad) 
weldhem örtliden Rechte ba8 Schuldverhältnis zu beurteilen if, RG. 55 
©. 105 (Wandlungsanfprüde), OLG. 9 S. 272 (Bemängelung der Kauf: 
ſache), Recht 1901 ©. 16 (Beriährung). — $. 269 gilt auch, wenn die 
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Leiſtung in einem Unterlafien befteht, RG. 51 ©. 811, IW. 1908 Beil. 
3.5. — Der Platz für die Erfüllung innerhalb eines Ortes wirb durd 
Gebrauch oder Gefchäftsfitte, nicht durch $. 269 beftimmt, OLG. 8 
5. 84. — Bei gegenfeitigen Berträgen ift der Erfüllungsort für jebe 
Bartei gefondert zu beftimmen. Anders bei Yeiftungen Zug um Bug, 
vgl. RE. 55 S. 112. — Nach dem Rechte des Erfüllungsortes beflimmen 
fi im Handelsverkehr Maß, Gewicht, Währung, Zeitrecjnung, Entfer: 
nung, HGB. 8. 861. 2) Dur) Gefer (SS. 261, 874, 697, 700, 811, 
1194, 1200, EG. Art. 92, WO. Art. 4 Nr. 8, 97) oder durch Vertrag. 
Auch ein anderer Ort fann vereinbart werben, al8 wo bie zu leiftende 
Ware übergeben werben foll (Necht 1901 ©. 464), doch darf die Verein: 
barung nicht in unlöslichem Widerſpruche mit der Natur des Vertrags 
fiehen (RG. 41 ©. 868). -- Einfeitige Erklärungen einer Partei find 
nit maßgebend. Doc können fie u. U. ftillfehweigend Bertragsinhalt 
werben, 3. B. bet vorbebaltlofer Annahme eines Beftätigungsfchreibens 
(RS. 57 5. 408; 58, 66) oder einer Schlußnote (FW. 1905 ©. 147); 
anders bei Fakturavermerken, auch wenn ſolche Vermerke im früheren 
Geſchaͤftsverkehr undeanftandet geblieben find (RG. 62 S. 188, I. 
1903 Beil. ©. 16. U M.: RE. Recht 101 S. 16, Seufff. 56 
S. 122). Vermerke auf Kommiffiondnoten DI8. 1908 ©. 52, auf 
Koftenanfchlägen IW. 1908 ©. 481, in Preisliften OLE. 9 ©. 181. — 
Der Beweis einer Änderung des gefeglichen Erfülungsortd Tiegt dem 
ob, der fi) auf die Änderung beruft. 3) Einzelfälle: Erfüllungsort 
für Abnahme beim Überſendungskauf ($. 447): RG. 49 S. 72, Seufffl. 
55 ©. 387, vgl. RG. 66 ©. 188; beim Gattungskauf: OLG. 2 S. 250. 
Rüdgabe der unter Eigentumdvorbehalt verkauften Sache: OLG. 4 
S. 25. Wandelung: RG. 52 ©. 54; bb, 106; 57, 12; OX®. 2, 897; 
6, 880. Deinderung: Gruch. 47 ©. 1150. Herausgabe der Bereiche: 
rung nah Arrtumsanfehtung: RG. 49, 421. Schadensderfag wegen 
Richterfüllung: RG. 56 ©. 428, IW. 1901 ©. 897, Recht 1906 ©. 164. 
Beifionspreis: ODYS. 4 ©. 24. Notariatsgebühren: OXG. 6 ©. 879. Bürg: 
ſchaftsſchuld: OLG. 6 S. 866, Necht 1901 S. 259, Gruch. 44 S. 1071. Un: 
iprücdhe gegen Schuldübernegmer: OLG. 8 ©. 44; aus Kontoforrentfaldo: 
IR. 1908 S. 175, OLG.8B ©. 482. Lagergeihäft: OLG. 8 ©. 48. Fracht⸗ 
vertrag: OLE.9 ©.182, IW. 1905 S.147. Schiffspfandgläubiger: OLG. 2 
S. 291. ®iroverlehr: ZW. 1908 Beil. S. 187. Mietzahlungen bei Immo: 
bilien: OLS. 10 S. 167; 11, 806. 4 88. 7—11, 24. 5) Klaufeln 
cif, fob x. OLG. 8 ©. 92. 6) Ebenſowenig macht ſchon die Über: 
nahme der Gefahr durch ben Berkäufer den Wblieferungsort zum (Er- 
füllungsort, Recht 1904 ©. 386, vgl. 8. 447. 
Geldſchulden find Zringſchulden. 
8. 270. Gelb!) hat der Schuldner im Zweifel?) auf feine 
Gefahr und feine Koften dem Gläubiger an deſſen Wohnfig?) 
zu übermitteln.*) 

SH die Forderung im Gewerbebetriebe des Gläubiger 
entiianden, jo iritt, wenn der Gläubiger feine gewerbliche 
Niederlafjung an einem anderen Orte hat, ber Ort der Nieber- 
laſſung an die Stelle des Wohnſitzes. 
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Erhöhen fi infolge einer nad der Entitehung bes 
Schuldverhältnifjes eintretenden Anderung des Wohnſitzes oder 
ber gewerblichen, Niederlafjung des Gläubigers die Koften oder 
die Gefahr der Übermittelung, fo hat der Gläubiger im eriteren 
Halle die Mehrkoften, im legteren Falle die Gefahr zu tragen. 

Die Vorſchriften über den Leiftungsort bleiben unberührt.5) 

1) 8. 244. 2) 8. 270 enthält lediglich Auslegungsregeln. 
3) 88. 7—11, 24; maßgebend iſt der Wohnfitz des Gläubigers zur Zeit 
der Übermittelung des Geldes. Zahlungen aus öffentlichen Kafſen: EG. 
Art. 92. 4, Gilt auch bei Wechſelſchulden, Seuffel. 66 S. 826. 
5) 8. 269. Der Leiſtungsort bleibt maßgebend für den Gerichtsſtand 
und die Entſcheidung der Frage, welches drtliche Recht anzuwenden iſt. 
4. Zeit der Leiftung. SS. 271,5272. 

8. 271. Iſt eine Zeit für die Leiftung weder beitimmt!) 
nod aus den Umjtänden zu entnehmen?), jo fann der Gläubiger 
die Leiſtung fofort verlangen, der Schuldner fie ſofort bewirfen. 

Iſt eine Zeit beftimmt, fo iſt im Zweifel?) anzunehmen, 
daß der Gläubiger die Leitung nicht vor diejer Zeit verlangen?), 
der Schuldner aber fie vorher bewirken fann. 

1) Durch Geſetz (88. 651, 584, 604, 608 f., 614, 641, 695 f., 
699, 721, 760 mit 848 ff. 1680, 1612, 1710, 1861, 1894, 1467, 2181. 
KO. $. 65, 8BG. 8. 111, RAO. 8. 85, Leiftung am Sonntage: $. 198; 
Sirgeihäfte 8. 861) oder dur Vertrag (3. B. „Zahlung Kafle“, d. h. 
Bahlungsziel ift nicht bewilligt, OLG. 4 ©. 26, ZW. 1904 S. 549; 
„Wechfelatzept 6 Monate”, Recht 1904 ©. 44; Bahlungsziele in früherer 
Gefchäftsverbindung? DIE. 1904 ©. 464), — Stundung durd be: 
fondere Ubrede bat zu beweifern, wer ſich darauf beruft; anders, wenn 
fie in dem anfpruchdbegründenden Vertrage bewilligt fein Toll, Recht 1902 
©. #86 (RG.), a. M.: ORG. 5 ©. 144, Recht 1905 ©. 481. 2) Abſ. 1 
enthält eine Dispoſitivvorſchrift, Abi. 2 eine Auslegungsregel. Bol. die 
88. 157, 242, die auch für bie Enticheidung der Frage maßgebend find, 
zu welcher Tageszeit zu leiten if. Bgl. ferner HGB. SS. 868, 859. 
3) Klage auf fünftige Leiftungen: ZPO. SS. 2657—269. 
Zwiſchenzinſen. 

8. 272. Bezahlt der Schuldner eine unverzinsliche Schuld 
vor der Fälligkeit, ſo iſt er zu einem Abzuge wegen der 
Zwiſchenzinſen nicht berechtigt. 

Bol. $. 818 Abſ. 2. Sondervorſchriften: 88. 1188, 1217; vgl. KO. 
8. 66, BVG. $. 111. 


5. Zurückbehaltungsrecht. SS. 273, 274. 

8,2731). Hat der Schuldner aus demfelben rechtlichen 
Verhältnis, auf dem feine Verpflichtung beruht), einen fälligen 
Anſpruch gegen den Gläubiger, jo kann er, fofern nidt aus 
den Sculdverhältnijje fich ein anderes ergibt?), die geichuldete 
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Leiſtung!) verweigern, bis die ihm gebührende Leiftung bewirkt 
wird (Zurücdbehaltungsredt). 

Ver zur Herausgabe eines Gegenftandes>) verpflichtet iſt, 
bat das gleiche Recht, wenn ihm ein fälliger Anfprud wegen 
Berwendungen auf den Gegenftand oder wegen eines ihm durd) 
diefen verurfachten Schadens zufteht, es ſei denn, daß er den 
Gegenitand durch eine vorfäglich®) begangene unerlaubte Hand- 
lung?) erlangt hat. 

Der Släubiger fann die Ausübung des Zurüdbehaltungs- 
rechts durch Sicherheitdleiftung®) abwenden. Die Sicherheits- 
leiftung duch Bürgen ift auégeſchloſſen. 


1) ZR. bei gegenjeitigen Verträgen (Einrede des nicht erfüllten Ver⸗ 
trags): SS. 320 - 822, Taufmänniihes ZR.: HGB. 88. 869-872. - Wegen 
geieglicher Pfandrechte |. S. 1257 mit Anm. — Außer nad) $. 278 Tann 
auch vertragsmäßig ein ZR. begründet werden, OLG. 4 S.884, NG. 61 
S. 87; vgl. Anm. 2 a. ©. 2) Nicht gefordert wird Identität des 
Rechtsgrundes beider Verpflichtungen, es genügt, daß fie einem innerlich 
zuſammengehörigen Lebensverhältnifle entipringen, RG. 57 ©. 1, ORG. 8 
S. 864; 12, 313 (Ehe), Recht 1908, ©. 428, 649 — Aus ber Prari$: 
DIE. 8 S. 355 (ZR. wegen Erjagfordberung für ein Wohnungsrecht 
gegenüber dem Räumungsanipruch); 4 ©. 27 (Mecht bes Käufers, das ihm 
auf Grund eines nichtigen Vertrag übergebene Grundftüd wegen ber 
Anzahlung zurüdzubehalten); 6 ©. 860 (ZR. des Handlungsreifenden am 
Muftertoffer nach Wuflöfung des Dienftverhältnified); NG. 54 ©. 287 
(kein ZR. des offenen Handelsgeſellſchafters, der feine Vertretungsmacht 
überichritten Sat, an den mit Dtitteln der Gefellichaft erworbenen Gegen: 
fanden); NW. 1502 S. 246 (fein 8R. wegen Rechtes auf Löſchung, 
wenn löfhungsfähige Quittung erteilt ift); Recht 1901 ©. 16 (ZR. an 
Saden bed Bejindes wegen Erſatzanſpruchs), 1902 ©. 482 (fein ZR. aus 
8. 829 gegenüber der Rückforderung der Zeiftung aus einem nichtigen 
Rechtögeichäft), 1908 ©. 128 (fein ZR. befien, der ohne Rechtsgrund, nicht 
nah 8. 2022, Crbichaftsfachen an fid genommen bat, wegen Forderungen 
gegen ben Grblafier oder Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten); 
DIE 1902 ©. 276 (fein ZR. im Falle des 3. 788). — Das ZR. 
gegenüber unpfändbaren Forderungen, insbeſondere gegenüber 
Lohnforderungen aus Dienft: und Arbeitäverträgen (BGB. $. 894, ZPO. 
8. 860), iſt zuläffig: OLG. 8 ©. 862; 6, 456; 6, 226, 428, Seufffl. 57 
©. 2. WU M.: ORG. 8 ©. 862. — Unpfändbarleit eingebrachter 
Sachen fieht einem vertragsmäßigen ZR. zugunften des Vermieters nicht 
entgegen, vgl. 8. 559 Anm. 4. 3) Ausſchluß bed ZR. kraft Geſetzes: 
3. 175, 556, 681, 1000. Ferner durch ausdrüdliche oder ftillfchweigende 
Bereinbarung. 4) ZR. defteht nicht nur an Sachen, fondern auch an 
Rechten und anderen unkörperlichen Gegenftänden, Recht 1904 S. 192. 
Gleihartigfeit der Forderung bes Schuldners iſt nicht erforderlid. — 
Rur foviel darf zurüdgehalten werden, al3 zur reichlihen Dedung ber 
Forderung nötig ift, Recht 1906 ©. 292, RG. 61 ©, 128. 5) Haupt: 
fall: ZR, des Befigerd einer Sache gegenüber dem Gigentumsanfpruch 


Adilles, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage. 9 
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wegen Verwendungen; 88. 1000 fi. bazu 8. 972, DOX®. 4 ©. 884 (ZN. 
an Grundfchuldbriefen ift im Konkurſe wirkungslos). — Kein ZR. bei 
Pfliht zur Herausgabe eines Kindes, OLG. 8 S. 480. e) 8, 276 
Anm. 2. 7) 88.828 ff. 8) 88.282 fj. Bei gegenfeitigen Verträgen 
fowie beim Nüdtrittsrecht fein Ausſchluß der Einrede durch Sicherheits: 
leiftung; 88. 820, 848. 

Wirkung des Burückbehnliungsredts. 

&. 274. Gegenüber der lage des Gläubiger bat die 
Geltendmadhung!) des Zurückbehaltungsrechts nur die Wirkung ?), 
daß der Schuldner zur Leiftung gegen Empfang der ihm 
Bea peenben Leitung (Erfülung Zug um Zug) zu verur- 
teilen ift. 

Auf Grund einer ſolchen Verurteilung?) kann der Gläubiger 
feinen Anſpruch ohne Bewirkung der ihm obliegenden Leiſtung 
im Wege der Zwangsvollitredungt) verfolgen, wenn der Schuldner 
im Berzuge der Annahme) ift. 

1) Das ZR. begründet eine Einrede. In der Aufrechnung liegt 
noch feine eventl. Geltendmachung bed ZR., Recht 1902 ©. 18, ZW. 
1908 Beil. S. 16. 2) Die Geltendmadung bed ZR. Hindert den 
Eintritt des Verzugs. Die Berjährung wird durch die Einrede bes 
8R. nicht gehemmt, S. 202 Abſ. 2. Abſonderungsrecht im Konfurfe nur 
wegen bed ZR. nah HGB. (88. 869—871, 761). — Auch wenn beiber: 
ſeits Geldforderungen vorliegen, ift zur Erfüllung Zug um Bug zu ver- 
urteilen, nicht etwa wegen Aufrechnung abzumweifen, OLG. 5 ©. 458. 
— Bal. 8. 822. 3) Nicht Schon deshalb, weil ber Schuldner im An⸗ 
nahmeverzug ift NW. 1902 Bell. ©. 246. 4) ZPO. 88. 726, 766, 
165. 5) 8, 298. 

IV. Änderung der Berpflichtung durch nachträglich eintretende Imſtünde. 
Anmöglichwerden der Zeiftung. 

l. Dad BGB. unterfcheibet ziwiichen objektiver Unmöglichkeit, im 
Gefege ſchlechthin al Unmöglichkeit bezeichnet ($. 275 Abf. 1), unb fub- 
jettiver Unmöglichtett, im Gefeg als Unvermögen bed Schuldner zur 
Zeiftung bezeichnet (8. 275 Abſ. 2), Nur nachträglich eintretende Un: 
möglidhteit und nadhträgliches Unvermögen werben in 88. 276—288 be: 
Bandelt, und zwar fo, daß die für nachträgliche Unmöglichkeit gegebenen 
Normen auch für nachträgliche Unvermögen gelten (8. 275 Ubi. 2). — 
Einfluß von nadträglicher Unmöglichkett und nachträglichen Unvermögen 
bei gegenfettigen Verträgen: 88. 828—825, bei Wahlichulden: $. 265, 
bei Bermäcdtnifien: 88. 2169, 2170. 

2. Uber die Bedeutung einer ſchon bet Entftefung des Schuldver: 
hältniſſes vorhandenen Unmöglichkeit der Leiftung enthält das BGB. 
eine allgemeine Vorſchrift. Nur fowelt die Verbindlichkeit auf Bertrag 
berußt, gelten SS. 806—809; ferner bei Wahlſchulden: 8. 265, bei Ber: 
mädtniffen: 8.2171. Daß gefegliche Verpflichtungen auf von vornberein 
unmögliche Leiftungen gerichtet fein Zönnen, gilt fir ausgefchlofien. 

8. Daß bei Entftegung des Schuldverhältniffes vorhandenes Unver: 
mögen bie Leiftungspfliht befeitigt, ift nirgend8 vorgeſchrieben. Daher 
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tft ein derartiger Vertrag giltig unb ohne Rädficht darauf, ob das Uns 
vermögen auf Verſchulden be8 Schuldners beruft, Schndenderfag wegen 
Kichterfüllung zu leiften, ORG. 2 ©. 282; 9, 282, Seufiü. 56 ©. 489. 


6. 275. Der Schuldner wird von ber Verpflichtung zur 
Leiſtung frei, fomweit die Leiſtung infolge eines nad ber Ente 
ſtehung des Schuldverhältnifies eintretenden Umftandes, ben er 
nicht zu vertreten!) bat, unmöglid?) wird. 

Einer nad) der Entitehung des Schuldverhältnifies eintreten- 
den Unmöglichkeit jteht das nachträglid) eintretende Unvermögen ?) 
des Schuldners zur Leiftung glei). 


1) Umfang der Vertretungspflicht bes Schuldners: SS. 276—279- 
Beweislaf: 8. 282. WUnzeigepflicht des Schuldners hei Unmöglichwerben 
der Teilung, OLG. 8 ©. 8. 2) d. H. objeltiv unmöglich (ſubjektiv: 
Abſ. 2), und zwar genügt, daß der Leiftung Hinderniffe entgegenitehen, 
deren Überwindung bem Schuldner nach Inhalt feiner PVerpflichtung 
nit zugemutet werden Tann, vgl. OLG. 12 ©. 251. — Unmoͤglich⸗ 
werden durch obrigfeitliche Anordnung: IW. 1906 ©. 55. — Objeltive 
Unmöglichkeit bei Gattungsfchulden: 8. 279. — Wird die Leiftung nur 
in einem Zeile (Quantität, Qualität, Zeit, Ort) unmöglid, fo unter: 
ieide: beeinflußt der Mangel die Leiftung fo, daß bie teilweiſe Erfüllung 
der Nichterfüllung gleichfteht (NG. 42 S. 115; Seuffl. 46 S. 282; 57, 
440; ZW. 19041 ©. 169), fo liegt volle Unmöglichkeit vor; andernſalls 
tritt nur teilweife Befreiung ein. — Wird die an fich rechtzeitig mögliche 
Leitung nicht rechtzeitig bewirkt, fo gilt fie nur dann als unmöglich ges 
geworden, wenn verfpätete Erfüllung Nichterfüllung bedeutet (IW. 1904 
&.169), fonft wird dieXeiftung weiter geſchuldet und u. U. treten dann die Ver⸗ 
zugsfolgen (88.284—290)ein. 3) d. h. fubjeltive Unmöglichkeit. — Nach: 
träglihe Zahlungsunfähigkeit befreit nicht. Bgl. 8. 279. — Unvermögen 
den Kaufvertrag zu erfüllen infolge Ausbändigung der verfauften Sache 
an einen beträgerifhen Dritten: Recht 1908 S. 47. 4) Hat der 
Schuldner dad Unmöglichwerden ober dad Unvermögen zu vertreten, fo 
kann der Gläubiger Schadenserfag (88. 280, 288) fowie Herausgabe der 
GEriagftüde (8. 281) verlangen. 


Umfang der Bertretungspflicht des Schuldners. Sg. 276—279. 


Die Bertretungspflicht des Schuldners wird in 88. 276--279 für 
alle Schuldverhältnifie umgrenzt, einerlei ob fie auf Rechtsgeſchäft, Gele 
oder unerlaubter Handlung beruhen. Uber den Inhalt diefer Vertretungg: 
pflicht enthalten dieſe Paragraphen nichts. Ihre Bedeutung ift jedoch da: 
mit, baß fie bie SS. 275, 280, 286, 828ff. ergänzen, nicht erſchöpft: ber 
Schuldner Haftet nit nur bei verfhuldeter Unmöglichkeit und Verzug 
auf Schadenserſatz, fondern auch bei jeder fonftigen (fog. pofitinen) ſchuld⸗ 
haften Berlegung feiner Berbindlichleit, RG. 2 ©. 18; 58, 200; 62, 
119, vgl. vor 8. 828 Nr. 6. — 88. 276—279 fegen das Beftehen einer 
Berpfiihtung voraus. Uber die Haftung für Verſchulden bei der Be: 
gründung von Schuldverhältniffen (culpa in contrahendo) enthält das 
BEB. feine allgemeine Regel; BVorfchriften für befondere Fälle: 88. 122, 
179, 807, 809, vgl. 88. 468, 628, 694. 

9* 
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837 6, Der Schuldner hat, ſofern nicht ein anderes beſtimmt 
ift!), Borfag?) und Yahrläffigfeit zu vertreten. Yahrläffig handelt, 
wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht Läßt?). 
Die Vorſchriften der 88. 827, 828 finden Anmendung: 

Die Haftung wegen Borfapes fann dem Schuldner nicht 
im voraus erlaflen werdent). 


1) Durch Rechtögeichäft oder Geſetz. Geſetzliche Beſchränkung ber 
Haftung auf Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit: 88. 800, 521, b28, 699, 
680, 968; auf die Sorgfalt, die der PVerpflichtete in eigenen Ungelegen: 
beiten anzuwenden pflegt: SS. 690, 708, 1869, 1664, 2181. Dagegen 
Erweiterung der Haftung: 88. 287, 678, 702, 848; HGB. $. 456; 
Haftpfl®. 8. 1; Poit®. 88. 6, 11; ZPO. 88. 717,945. - Berichulben von 
Bertretern und Gehilfen: $. 278. 2) Der Begriff des Vorſatzes ift im 
BEB. nicht beſtimmit. VBorfäßlich Handelt, wer eine rechtswidrige Handlung im 
Bemwußtiein ihrer Rechtswidrigkeit vornimmt. 3) Der Maßſtab ift 
infofern objektiv, al? die Eigentümlichfeiten des einzelnen weder zu feinen: 
Nachteil noch Borteil in Betracht lommen, do führt die Verſchiedenheit 
ganzer Gruppen von Menſchen nach Alter, Bildung, Lebensftellung ufw. 
notwendig zu einer Berichtedenheit des gemeinfamen Maßſtabes, SächſArch. 
14 ©. 66. Bom einzelnen wird nicht erwartet, daß er einfichtiger und 
dorlichtiger fei, al3 die dem gleichen Verkehrskreiſe angebörigen Perjonen, 
SächſArch. 14 ©. 6225, YW. 1902 Beil. S. 268; 1908 Beil. S. 96; 1904, 
857 (Sorgfalt des ordentlichen Jägers). Aber nur die berechtigte, Ver: 
tehrgfitte, nicht ein eingerifiener Mißbrauch ift maßgebend, SächfArch. 14 
©. 622, 3. 1904 ©. 857. — Erkenntnis der Gefährlichkeit der 
ſchädlichen Handlung iſt für den Begriff der Fahrläſſigkeit weſentlich: 
SW. 1904 ©. 202. Entfernte Möglichleiten dürfen ohne Berjchulden 
außer Betracht gelaffen werden, IW. 1904 ©. 367, 672; Net 1904 
S. 601; 1908, 526 (Straßenbabnverfehr). Vielfach tft der Verkehr ohne 
eine gewiſſe Gefährdung nicht möglich, z. B. Schiffsverkehr, IW. 1908 
Beil. S. 96. — Übernahme einer gefährlichen Arbeit enthält nicht ohne 
weiteres ein Verſchulden (JW. 1905 ©. 45), ebenſowenig die überredung 
eines anderen zu einem gefährlichen Wagnis (JW. 1905 ©. 628). — Er: 
heblichkeit einer polizeilichen Genehmigung: Sächſelrch. 14 ©. 622. — 
Eine drohende unmittelbare Gefahr bei notwendigem rafchen Entichlufie 
kann trog fachwidrigen Handelns ben Borwurf der Kahrläffigfeit aus: 
ſchließen, IW. 1906 ©. 160. — Einzelfälle: Haftung des Stallwirts: 
DL. 6 ©. 227; des Schulvorftandes für Überwachung der Lehrmittel: 
Necht 1908 ©. 102, für Garderobebiebftähle, Seufffl. 58 ©. bb; des 
Richters für irrige Nechtdauffaffung, ZW. 1906 ©. 58; Unterlaffung der 
Einſicht ins Grundbuch: ZW. 1905 S. 186, der Einlegung von Nechte: 
mitteln gegen die Entiheidung von PVerwaltungsbehörden: ZW. 1901 
©. 18; Unfall im Betrieb einer Schteßbude: SächſArch. 14 ©. 622, einer 
Babeanftalt: Net 19N2 ©. 849, bei Jagd: IW. 1904 ©. 857; vor: 
zeitiger Kontorichluß: Net 1902 ©. 849. — Vorſatz und Fahrläſſigkeit 
find revijible Rechtsbegriffe, Bruch. 48 ©. 598; IW. 1904 ©. 406. — Ber: 
jägrung bei Anſprüchen aus pofitiver Vertragöverlegung nach $. 195, 
SB. 1906 S. 18. — Der Begriff dergroben Fahrläffigkeit iſt im BGB. 
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nicht beftimmt. Grob fahrläffig Handelt, wer jede VBorfiht außer act 
läßt, 3.38. Recht 1902 ©. 125, RG. 58 ©. 182. 4) Eine Ber: 
tragäflaufel, welche die Haftung wegen Borfages ausſchließt, ift nad 
5. 184 nichtig. Ob ſolche Klaufel das ganze Rechtögeichäft nichtig macht, 
enticheibet S. 189. — Die Haftung wegen Borfages kann bei Vertretern 
und Gehilfen ausgeichloflen werben, 8. 278 Sat 2. — Die Haftung 
für grobe Berichulden kann im voraus ausgefchloffen werden, Gruch. 46 


8.277. Wer nur für diejenige Sorgfalt einzuftehen hat, 
welde er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt!), ijt von 
der Haftung wegen grober Yahrläffigfeit?) nicht befreit. 

1) 85. 690, 708, 1869, 1664, 2181. Haftung für jede Fahr⸗ 
match au in biefen Yüllen während des Verzugs, 5. 287. 2) 8.276 

nm.8 a. €. 


6,278. Der Schuldner hat ein Verſchulden feines gefeh- 
lihen Vertreters!) und der Berfonen, deren er fich zur Erfüllung 
feiner Verbindlichkeit?) bedient 2), in gleichem Umfange zu vertreten 
mie eigenes Verſchulden. Die Borjchrift des $. 276 Abf. 2 
findet feine Anwendung!). 


1) Bater (88. 1627f.), Mutter (1684f.), Wormund (1798, 1897), 
Bileger (1915), Beifland (1687Ff.), Nachlaßpfleger (1960), Nachlaßverwalter 
(1981), Ehefrau nach 8. 1857. — Yür ben Borftand juriftifcher Perſonen 
gilt 8. 81 (86, 89). 2) Bieht der Schuldner unberedhtigt Gehilfen 
zu, fo Haftet er für allen dadurch entftehenden Schaden, auch wenn 
weder er ſelbſt bei Auswahl unb Anſtellung des Gehilfen noch Diefer 
bei Ausführung der Erfüllung etwas verfchuldet. — S. 278 gilt nur bei 
berechtigter Gebilfenzuziehung. Der Schuldner haftet Hier nicht nur 
wegen eigener Syahrläffigleit beit Auswahl und Anftelung, fondern aud 
für Verſchulden des Gehilfen wie für eigenes, ohne fich (wie nad) $. 831) 
durch ben Nadjweiß eigener Sorgfalt befreien zu können, DXB. 1902 
©. 485. — Haftet der Schuldner für Sorgfalt in eigenen Ungelegen: 
beiten, fo ift für Bemeffung der Sorgfalt feine Perfon, nicht die des 
Gehitfen maßgebend (ftreitig!). — Der rechtsgefchäftliche Vertreter (3. 2. 
Anwalt) fällt als folcher nicht unter $. 278, kann aber u. U. Erfüllungs- 
diener fein, RS. bb S. 829. 3) Das Beftehen einer (vertraglichen 
oder gefeglichen) Verbindlichkeit ift Vorausſetzung für Anwendung bes 
8. 278, fonft nur Haftung nad 8. 881. — Nach S. 278 Haften baber: 
Transportunternefmer den Beförberten (NG. 62 S. 119, Seufffl. 58 
S. 160); wer einen Fahrſtuhl den Beſuchern feines gewerblichen Lokals 
unentgeltlich bereit fiellt (SW. 1904 ©. 888.); Unternehmer eines 
Bariete bei Beichädigung des Publikums durch AUrtiften (ZW. 1904 ©. 
549 in Beftätigung von OLG. 8 S. 481); Veranftalter einer Ausfiellung 
bei Mangeldaftigleit der Wege (Bruch. 48 ©. 882); Straßenbahn für 
Schaffner, ber die verlorene Sache einem anderen ald dem Berlierer 
zurüdgibt (SächſArch. 15 ©. 282); Handwertsmeifter nicht nur bei Aus⸗ 
führung beftellter Arbeiten durch Gefellen, fondern auch bei anderen Ar: 
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beiten, die legteren bei diefer Gelegenheit übertragen werden, foweit fie 
zu deren Übernahme als ermächtigt gelten (Seuffü. 69 ©. 810); Hotel- 
wirt dem Gaft, der über Falten des nadläffig gelegten Teppichs ftürzt 
(Recht 1908 ©. 875); Staat und Kommunen ihren Beamten für Sicher: 
heit der Aborte (Recht 1904 ©. 17); Eiſenbahn ben Neifenden bei Verkehrs⸗ 
unficherbeit der Babnnhofszugänge (NG. bb S. 885; ZW. 1908 Beil. S.128; 
1904, 868, 484; 1905, 185, vgl. aber auch 1906, 44). — Als Berbind: 
lichkeit gilt auch bie Verbindlichleit des Schulbnerd, den Eintritt der Un: 
möglichleit feiner Leiftung zu verhindern, daher haftet der Mieter nad 
8. 278 für Nadhläifigkeit feiner Leute in Gebrauch der Mietſache, OLG. 
9 S. 84. — Keine Haftung nah $. 278: des Vermieters gegen: 
über den Yamtltenmitgliedern des Mieters, OXG. b ©. 875; be 
Baftwirt3 für Sächden, die fein Kellner einem Gafte bei Bedienung 
eines anderen Gaftes zufügt, OLG. 10 ©. 159; des Bernieters für Be: 
leuchtung der Treppe bes Miethaufes beim Fehlen befonderer Vereinbarung, 
Recht 1905 ©. 77, vgl. $. 686; bei öffentlichrechtlich auferlegten Leiftungen, 
NG. 59 ©. 197; bei culpa in contrahendo des Vertreters, DAYZ. 1905 
©. 862, RG. 62 ©. 815; des Anwalt und Notars für Verſehen jeines 
Perſonals bei Übermittlung von Aufträgen, NG. 49 ©. 26, ZW. 1906 
©. 882, ORG. 4 ©. 48, vgl. RE. 48 ©. 659; bed Gaſtwirts für Verkehrs: 
fiherheit der Zugänge zum Reſtaurant (weil er dafür fchon nad) $. 828 
Baftet), NG. 58 ©. 888, NW. 1905 ©. 44, vgl. aber 19056, 186; 
1904, 141. — Leine Berbindlidhleit in biefem Sinne, fondern 
Erfüllung einer Bedingung tft die in einem VBerficherungspvertrage über: 
nommene Berpflihtung, ben Schadensfall unverzüglich anzuzeigen (FW. 
1906 ©. 111, RG. 62 ©. 190) oder ein Verzeihnis der verbrannten 
Saden aufzuftellen (KG. 68 ©. 842;a.M.: SächſArch. 15 S. 108.) — Nur 
bei Erfüllung einer Berbindlichkeit gilt S. 278. Fügt ber Gehilfe nicht 
bet, fondern anläßlih der Erfüllung dem Gläubiger Schaden zu, begeht 
3. B. der Geſelle eined Handwerkers, welcher von diefem zur Vornahme 
einer Reparatur in die Wohnung des Gläubigers gefchidt ift, bei diejer 
Gelegenheit einen Diebftahl, fo Haftet der Schuldner für feinen Ge: 
bilfen nit nad) 8. 278, fondern nur nah 8. 881, kann Sich alfo durch 
den Nachweis, daß er ſelbſt die erforderlidde Sorgfalt beobachtet Habe, 
befreien. Ob eine Schädigung bei der Erfüllung oder gelegentlidy der 
Erfüllung vorgelommen ift, enticheidet fi) nach dem Inhalte des Schuld: 
verhaͤltniſſes (8. 2421); der Schuldner kann möglicherweife verpflichtet 
fein, befondere Sorgfalt aufzumenden, um Schädigungen bei ber Er: 
fülung zu vermeiden. Für fchuldbatte Handlungen, welde ein geieg: 
licher Vertreter anläßlich der Erfüllung einer Verbindlichkeit begeht, haftet 
der Bertretene überhaupt nicht, Für fchuldhafte Handlungen eines gewill⸗ 
fürten Vertreter anläßlich der Erfüllung nur nad $. 881. 4) 8.277 
Unm. 4. — Der vertraggmäßige Ausihluß bes 8. 278 in der Be: 
trieb8orbnung des Kaiſer⸗Wilhelms-Kanals verftößt gegen 8. 188 Ubi. 1: 
RG. 62 ©. 264. 5) Beſonders ift die Anwendung bes 8. 278 vor: 
geichrieden: 88. 254, 861, 664, 691. Anwendung im Gefinderedht, 
ES. Art. 95. — Sonbervorfdriften: 88. 549 Abf. 2, 664 Abf. 1 
Sat 2, 691 Sag 2, 701 Abf. 1, ES. Urt. 77, 78, HGB. 8. 481. 


6.279. Sft der geichuldete Gegenftand nur der Gattung nad 
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beitimmt!), fo hat der Schuldner, folange die Leiftung aus ber 
Gattung möglich?) ift, fein Unvermögen zur Leitung audy dann 
zu vertreten, wenn ihm ein Berfchulden nicht zur Laft fällt?). 
1) Gattungsſchuld: $. 248. Auch die Unfchaffungsfhuld, d. h. 
wen der Schuldner individuell beſtimmte Saden erft anſchaffen fol, 
fällt unter F. 279. — Gefahrübergang bei Battungsfhulden: 88. 248, 
300, RS. 67 ©. 402. 2) Erihwerung ber Beſchaffung befreit 
nicht, wohl aber Schwierigfetten, die nad Auffaflung des Verkehrs ber 
Unmöglichkeit gleichftehen, RG. 67 ©. 116, SeuffA. 57 S. 440. 3) Under: 
weite Regelung der Haftung tft zuläffig, 3.8. Streifflaufel: DI8. 1904 


©. 752. 
On, Schadenserſatz. 
. 280. Someit die Leiſtung infolge eines von dem 
Schuldner zu veriretenden!) Umftandes unmöglich?) wird, hat ber 
Schuldner dem Gläubiger den durh die Nichterfüllung ent- 
ftehenden Schaden gu erjeben®)*). 

Sm alle teilweiferd) Unmöglichkeit Tann der Gläubiger 
unter Ablehnung des nod möglichen. Zeile8 ber Leiltung 
Schadenserfag wegen hterfällung der ganzen Verbindlichkeit 
verlangen, wenn die teilweife Erfüllung für ihn Fein Snterefle 
bat. Die für das vertragsmäßige Rüdtrittsrecht geltenden Vor⸗ 
ihriften der 88. 346 bis 356 finden entjprechende Anwendung. 

1) 88. 276—279. 2) S. 275. Unvermögen reiht aus, 
DIG.8 ©. 483. 8, Schadenserſatz 88. 249 ff. Unrechnung ber Drauf: 
gabe 8. 888. Wegen ber gegenfeltigen Berträge |. 88. 824—827. — 
Bürgen und Pfänder Haften für ben an’ Stelle ber Letftung getretenen 
Schadenserſatz SS. 767, 1210, 4) Erfüllungsanfprudh trog 
Unmöglichkeit? Ansgeſchloſſen, wenn objektive Unmöglichleit feitftebt, 
Brud. 48 ©. 880. Iſt Unmöglichkeit behauptet, aber noch nicht er: 
wieien, fo ift ber Schuldner nur dann zum Beweiſe zuzulafien, wenn er 
darlegt, daß er die Unmöglichkeit nicht zu vertreten hat, anderenfalls Tann 
der Släubiger nad) $.288 vorgeben, oder aber auch fid) den Standpunkt 
des Schuldners zu eigen machen und fofort Erfag verlangen, NG. 54 
S. 28. Bloßes Unvermögen bed Schuldners fchlteßt die Erfüllungsflage 
nit aus, gibt vielmehr dem Gläubiger ein Wahlrecht zwifchen 8. 288 
und fofortiger Erfagflage, OLG. 8 ©. 8; 8, 488, 484; 9, 282; 12, 88. 


5) 8. 275 Anm 2. 
Surrogationsprinzip. 
8. 2S1!). Erlangt der Schuldner infolge?) des Umftandes, 
welder die Leiſtung unmöglid) madt, für den gejchuldeien 
Gegenftand einen Erfag oder einen Erſatzanſpruch, jo Tann der 
Gläubiger Herausgabe des als Erfah Empfangenen oder Ab⸗ 
tretung?) des Erſatzanſpruchs verlangen. 
Hat der Gläubiger Anſpruch auf Schadenserfag wegen 
Baterfüllung, fo mindert fi, wenn er von dem im Ab}. 1 
beftimmten Rechte Gebrauch macht, die ihm zu leiftende Ent- 
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Ihädigung um den Wert des erlangten Erjabes oder Erfah- 
anſpruchs ). 

1) Gilt ſowohl für 8. 275 als auch für 8. 280. 2) 8. B. Un: 
ſprüche aus Verſicherungen und Enteignungen, auf Schadenserſatz aus 
Ss. 828, vgl. DSB. 1901 ©. 586; nicht aber der durch Veräußerung ber 
gefhuldeten Sache erlangte Gegenwert (itreitig!); bier Hilft u. U. $. 687 
abi. 2. 3) 88. 898 ff. 4) Verhältnis bei gegenfeitigen Verträgen: 
8. 828 Ubi. 2. 

Beweislafl. 

8.2821), ft jtreitig, ob die Unmöglichkeit der Leiftung die 
Folge eined von dem Schuldner zu vertretenden?) Umſtandes ift, 
fo trifft die Beweislaft den Schuldner?). 


1) Gilt fowohl dann, wenn die unmöglich geivordene Leiſtung ein: 
geklagt wird, ald au, wenn ftatt deſſen fofort dag Geldintereffe (3. 280) 
gefordert wird; aber nur bei nachträglich eintretender Unmöglichkeit (vgl. 
88. 806— 807). 2) 88. 276—279. 3) Daher trifft den Needer bie 
Beweislaft, daß der Reiſende ohne Verſchulden der SchiffSbejagung ver- 
legt ift, Seuffl. 58 S. 160, a. M.: Bem. dazu. 


2. Schadenserſatz ſtatt Erfüllung nad redhtskräftigem Urteil. 


8. 2831). Sit der Schuldner rechtskräftig?) verurteilt, fo 
fann der Gläubiger ihm zur Bewirkung der Leiſtung eine an⸗ 
gemeilene Friſt?) mit der Gellärung ) beiftimmen, daß er die 

nnahme der Leiftung nah dem Ablaufe der Friſt ablehne. 
Nach dem Ablaufe der Friſt kann der Gläubiger Schadenserfag 
wegen Nichterfüllung verlangen, fomweit nicht die Leiltung recht⸗ 
zeitig bewirkt wird; der Anjprud auf Erfüllung ift ausge- 
ſchloſſens). Die Berpflihtung zum Schadenserfage tritt nicht 
ein, wenn bie Leiltung infolge eine Umftandes unmöglidh®) 
wird, den der Schuldner nicht zu vertreten?) hat. 

Wird die Leitung bis zum Ablaufe der Friſt nur teil» 
weiſe nicht bewirkt, fo fteht dem Gläubiger aud) das im $. 280 
Abſ. 2 beftimmte Recht zu. 

1) Ermöglidt dem Gläubiger, feinen Schaden geltend zu machen, 
ohne vorher bie Zwangsvollſtreckung verfucht zu haben. Unter Umftänden 
fann fiatt erft auf Erfüllung fofort auf Schabenserfat geklagt werben: 
8. 280 Anm. 4. Gegenfeitige Verträge: 88. 825 Abſ. 2, 826, 827. 
Sondervoricriften: 88. 1052, 2128, 2198. 2) Ein vorläufig voll: 
ftredbares Urteil genügt nicht. 5) SS. 186 ff. Setzung ber Frift im 
Urteil ZPO. 8. 266. 4) 88. 180 ff. 5) Der Gläubiger fann nur 
Gelderſatz ($$. 251—255) verlangen. Gerichtsftand bei dem Prozekgericht 
erfter Inſtanz, ZPO. 8. 898. — Den Beweis, daß die Leiftung recht: 
zeitig erfolgt ift, Hat ber Schuldner zu führen. 96) S. 275. Bet fchon 
zur Zeit des Urteils vorhandener Unmöglichkeit greifen 88. 280, 826 
Platz, Recht 1902 ©. 507. 7) 88. 276-278. Die Beweislaft trifit 
den Schuldner. Regelmäßig wirb 8. 287 Anwendung finden. 
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3. Berzug des Schuldners. SS. 284—290. 

a) Borausfeungen. 

. 2SA. Leiftet der Schuldner auf eine Mahnung?) des 

Gläubiger nicht, die nad) dem Eintritte der Fälligkeit erfolgt, 

jo fommt er dburd die Mahnung in Berzug'), Der Mahnung 

fieht die Erhebung der Klage?) auf die eritung fomwie die Bu» 
ſt eines Bahlungsbefehls*) im Mahnverfahren gleich. 

SH für die Leiltung eine Zeit nach dem Kalenders) beitimmt, 

jo kommt der Schuldner ohne Dabnung in Verzug, wenn er 

nicht zu der beſtimmten Zeit leiftet®). a8 gleiche gilt, wenn 

der Leiftung eine Kündigung”) vorauszugehen hat und die Zeit 

für die Leiftung in der hy beftimmt ift, daß fie fich von ber 

Kündigung ab nad) dem Stalender berechnen läßt. 


2) Die Borausfegungen bed Schuldnerverzugs (Gläubigerverzug 
88. 293 FF.) find Nichtleiftung (Lieferung mangelhafter Ware fcHließt ben 
Berzug nit aus, ZW. 1904 S. 198; 1905, 17) trog Fälligkeit der 
Forderung und Mahnung; letztere ift in den Fällen bed 8. 284 Abſ. 2 
(vgl. auch $. 848, OLG. 9 ©. 282) nicht erforderlih. Der Schuldner 
tommt nicht in Berzug, wenn er ohne Berfchulden ift ($. 286). — Die 
Wirkungen ded Berzugd find: Verpflichtung bes Schuldners, ben durch 
die Berzögerung entftandenen Schaden zu erfeken (8. 286) unb Verzugs⸗ 
zinfen zu zahlen (8. 288), ferner Haftung des Schuldners für Zufall (8. 287). 
— Tas Aufbhören des Berzugs für die Zukunft wirb herbeigeführt durch 
Erfüllung der Verbindlichkeit famt Nebenverbindlidjleiten ſowie durch 
ordnungdmäßiges Angebot der Leiftung (SS. 293 ff.), IW. 1905 ©. 18; 
nigt durch Arreſipfändung der Korderung, RG. 49 S. 201. — PBerzug 
eines Geſamtſchuldners 8. 425 Abſ. 2, Verzug bei der Hypothek S. 1146. 
2) Die Mahnung if eine einfeitige empfangSbebürftige Willenserklärung, 
(35. 180 ff., vgl. 8S. 111, 118, 114, 174, 180), dte nicht ausdrücklich zu 
fein braucht, namentlih in ben die Fälligkeit begründenden Handlungen 
(Angebot der Gegenleiftung) mit enthalten oder aud) mit biefen verbunden 
fein kann, RS. 50 ©. 261, Recht 1904 ©. 629. Stlageerhebung als 
Mahnung trog unzureichender rechtlicher Begründung, OLG. 12 5. 261. 
— Beitehender Gläubigerverzug Ichließt Eintreten des Schuldnerverzugs 
and, DZ. 1902 ©. 848. — Bei Bug-um:Zug-Geihäften muß der 
Mabnende felbft zur Leiftung bereit fein, ein Ungebot feiner Leiftung ift 
aber nicht immer nötig, Seuffül. 59 ©. 858, OLG. 10 ©. 172. — Eine 
Mahnung vor Eintritt der Fälligkeit ift ungültig. Sie ift nicht erforder: 
lih, wenn ber Schuldner vor Eintritt der Fälligkeit erklärt, nicht leiſten 
zu wollen, ZB. 1902 ©. 28 Beil. 252, a. M.: Net 1904 S. 165. — 
Zupielforderung fteht ber Gültigkeit der Mahnung dann nicht entgegen, 
wenn auch die richtige Mahnung nichts gefruchtet Hätte, OLG. 2 ©. 489, 
Recht 1908 S. 209, Seuffl. 59 S. 888. — Mahnımg zur Auflafiung: 
Seufffl. 69 ©. 409; 61, 60. — Koften bee Mahnung: zu $. 286. 
8) ZPO. SS. 268, 281, 499, 500, 510. 4) ZPO. SS. 688 ff., 
166 ff. 5) Keine falendermäßigen Letftungen: Lieferung in 80 Tagen 
nach) jedesmaliger Beftelung (Seuffel. 61 S. 184), Zahlung am Ende 
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jeber Empfangswoche (RG. 60 ©. 84). 6) Friftberechnung: 88. 186 ff., 
198. 7) 88. 180 ff. Kündigung durch Klageerhebung: OLG. 2 ©. 29, 
RG. 53 ©. 212, ZW. 1908 Beil. S. 188; im Prozeß durch den Prozeß⸗ 
bevollmächtigten: RG. 58 ©. 212; durch Erfüllungäweigerung: DOL®. 12 
©. 252, Uuslegung der Klaujel, daß bei unpünttlicher Bindzahlung bie 
Sorderung fällig werben foll: Recht 1902 ©. 125. Kündigung im Bor: 
aus für den Hall unpünttlicher Zins8zahlung ift unzuläffte, SW. Beil. ©. 188. 
Annahme unzeitiger Kündigung: Necht 1804 ©. 281. — Vgl. auch $. 860. 


8. 285. Der Echuldner fommt nicht in Verzug, folange 
bie Zeiftung infolge eines Umftandes unterbleibt, den er nidht 
zu vertreten bat. 

Umftände, die der Schuldner zu vertreten Hat: SS. 276—279. 
8. 285 gilt 3. ®., wenn ber Schuldner die Leiftung bis zur Bewirkung 
der Gegenleiftung verweigern durfte, Recht 1902 ©. 262; u. U. auch, 
wenn er eine dunkle PVertragsklaufel falfch ausgelegt Hat, ebd. S. 126; 
wenn die Leiftung durch Geltendmachung des Pfandrechts des Bermieterd 
verzögert if, OLG. 5 S, 29; Krankheit des Schuldnerd, ZW. 1908 
Beil. S. 114; Unkenntnis der Släubigeradrefie, Seuffel. 60 S. 39; Aus⸗ 
bleiben der erforderlichen Dtitwirkung des Gläubigers, Recht 1904 ©. 884; 
1905 ©. 617; wenn eine beiderfeitß für ausreichend gehaltene Erfüllung: 
leiftung ſich erft nachträglich als ungeeignet erweift, Seuffül. 60 ©. Bl. 
Der Beweis ber Voraußfegungen bed $. 285 liegt bem Schuldner ob, 
Seuffel. 57 ©. 98. 

b) Wirkungen; Sıhadenserfah. 

8. 286, Der Schuldner hat dem Gläubiger den durch den 
Verzug entjtehenden Schaden zu erfegen. 

2 die Leiftung infolge des Verzugs für den Gläubiger 
fein Intereſſe, fo Tann diejer unter Ablehnung der Leiſtung 
Schadenserfag wegen Nichterfüllung verlangen. Die für das 
vertragsmäßige Rüdtrittörecht geltenden Vorſchriften der 88. 346 
bis 356 finden entjprechende Anwendung. 

1. Schadenserfaß: SS. 249 fi., Hier na 8. 251 in Gelb zu leiften. 
Keine Haftung des Schuldners für Koften der erften Mahnung (OLG. 
8 ©. 167, Recht 1901 ©. 259), dagegen für fpätere Mahnungen, wenn 
durch biefe ein Prozeß vermieden wird (Seuffl. 60 ©. 188). 

2. Wirkungen des Verzugs bet gegenfeitigen Verträgen: $. 826. 
internationales Privatredt: RG. 51 S. 218. Weitere Sondervorſchriften: 
88. 889, 854, dazu 467, 684, 861, Abb, 664, 688, 776, 1146, 1618. 
Haftung des Bürgen für den Verzug bed Hauptichuldners $. 767, des 
Biandes 8. 1210. 

Haftung ds „fall, 

. 2871). Der Schuldner hat während des Verzugs jede 
Fahrläſſigkeit) zu vertreten. Er iſt auch für die während des 
Verzugs durch Zufall eintretende Unmöglichkeit der Leiltung 
verantwortlid, es jet denn, daß der Schaden aud bei recht⸗ 
zeitiger Leiſtung eingetreten fein würde?). 
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1) Paßt nicht auf den Abnahmeverzug bes Käufers, obwohl dieſer 
infoweit Schuldner ift, NS. 57 ©. 402. 2) 8. 276. 3) Bal. 
$$. 848, 989. 

Berzugszinfen. 


6.288. Eine Geldfhuld!) ift während des Verzugs mit 
vier?) vom Hundert für das Jahr zu verzinfen?).. Kann der 
Gläubiger aus einem anderen Rechtsgrunde höhere Zinfen ver- 
langen, fo find diefe fortzuentridhten. 

Die Geltendmadjung eines meiteren Schadens iſt nicht 
ausgeichloffen. 

1) 8.244 Anm. 1. 2) b v. H.: 988. $. 862. 2) Ders 
jährung 8. 197. Aufhören des Zinſenlaufs bei Verzug des Gläubigers 
$. 801. Reine Berzugszinſen bei der Schenkung 8. 522. Verzugszinſen 
bei der Hypothet $. 1146. 

8.289. Bon Zinfen!) find Berzugszinfen?) nicht zu ent» 
rihten?). Das Recht des Gläubiger auf Erfat des durch den 
Berzug entftehenden Schadens bleibt unberührt. 


1) Bol. SS. 1107 (Meallaften), 1200 (Renten). 2) Vertrags⸗ 
zinſen: 8. 248. 3) Ausn.: Kontokurrent: HGB. 8. 806; WO. 
Urt. Bl. 


8.290. Sit der Schuldner zum Erſatze des Wertes eines 
Gegenſtandes verpflichtet, der während des Verzugs unter« 
gegangen ift oder aus einem mährend des Verzugs ein- 
getretenen Grunde nicht herausgegeben merden kann, fann 
der Släubiger Zinjen des zu erjegenden Betrags von dem Zeit. 
punkt an verlangen, welder der Beitimmung des Wertes zu 
Grunde gelegt wird. Das gleihe gilt, wenn der Schuldner 
zum Erfate der Minderung des Wertes eines während des 
Berzugs verſchlechterten Gegenstandes verpflichtet ift. 

1. Binsfuß 4 v. H. 8.246. 2. Dem $. 290 entfprechend 8. 849. 

4. Gintritt der Rerhtshängigheit. 88 291, 292, 

8.291. Eine Geldfhuld!) hat der Schuldner von dem Ein- 
trütte der Rechtshängigkeit?) an zu verzinfen?), auch wenn er nicht 
im Berzug tft; wird die Schuld erſt fpäter fällig, jo iſt fie 
bon der Fälligkeit an zu verzinfen. Die Vorſchriften des 8. 288 
Abſ. 1 und des 8.289 Saß 1 finden entiprehende Anwendung. 

1) 8. 244 Anm. 1. 2) 8P0. SS. 268, 267, 281, 698. 
8)4 29.: 8.246; 5 v. 9: H68. $. 862. — Prozeßzinſen troß 
unterlaffener Benachrichtigung aus Urt. 45 WO.: Seufffl. 56 ©. 468. 

8.292. Hat der Schuldner einen beftimmten Gegenjtand!) 
herauszugeben, jo bejtimmt ſich von dem Eintritie der Rechts⸗ 
bängigfeit?2) an der Anſpruch des Gläubigers auf Schadenserjah 
wegen Berjchledjterung, Unterganges oder einer aus einem an« 
deren Grunde?) eintretenden Unmöglichkeit der Herausgabe nad 
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ben Borfchriften, welche für das Verhältnis zwifchen dem Eigen- 
tümer und dem an von dem Eintritte der Rechtshängig- 
feit des Eigentumsanſpruchs an gelten*), fomeit nicht au dem 
Schuldverhältnis oder dem Berzuge des Schuldners fi zu 
Gunften des Gläubigers ein anderes ergibt. 

Das gleihe gilt von dem Aniprude des Gläubiger auf 
Herausgabe oder Vergütung von Rugungen) und von dem An- 
ſpruche des Schuldners auf Erfah von VBerwendungen®). 

2) Auch Immaterialgüterrechte (Patentreht) NG. 62 ©. 821. 
2) 8. 291 Unm. 2. 3) 3. B. Enteignung oder Einziehung. 
#4) 8. 989. 5) 88. 100, 987. 6) 85. 994 Abſ. 2, 688 ff., 1000 
(Zurüdbehaltungsrecht), 1009—1008, 266 f. 


Zweiter Titel. 
Verzug des Gläubiger®. 
1. Ve. 88. 293— 299. . 

Eh 293. Der Gläubiger kommt in Verzug, wenn er die ihm 
angebotene Leiſtung nicht annimmt. 

1. Boraudfegung des Annahmeverzugs find Angebot ber Leiſtung 
und Nichtannahme der Leiftung feitend des Gläubiger (Angebot unter 
Borbebalt der Rüdforderung braucht nicht berüdfichtigt zu werben, Recht 
1908 ©. 526); auf ein Berfchulden bed Gläubigers kommt es nicht an. 
Ergänzend: SS. 294—299. — Berzug bei Gefanttichulbverbältnifien: 
88. 424, 429. — GBläubigerverzug des Verkäuſers infolge Wandlung: 
DRG. 12 S. 266. 

2. Der Beweis des Ungebot8 und der Nichtannahıne liegt dem 
Schuldner ob, wenn er fih auf Verzug bed Gläubigers beruft; f. aber 
8. 297. 

8. Der Gläubiger ift regelmäßig nicht verpflichtet, die Leiftung an- 
zunehmen. Iſt durch Belek (SS. 488, 640) oder Bertrag eine Un: 
nabhmepflicht feftgeiegt, To ift ber Gläubiger inſoweit Schuldner; nimmt 
er nicht an, fo finden alfo nicht nur bie SS. 298 ff., fondern auch bie 
88. 284 ff. (außer 287) Unmenbung. 

+ 294. Die Leiftung muß dem Gläubiger fo, wie fie zu 
bewirfen ift, tatjächlic) angeboten werden. 

Die Leiftung muß dem Gläubiger fo, wie fie gefchulbet wird (8. 242), 
vollftändtg (8. 266), am rechten Ort (SS. 269.) und zur rechten Zeit 
($. 271) angeboten werden; Angebot durch einen Dritten $. 267. — 
UÜberfendung der Faltura tft fein Ungebot der Ware, NG. 50 ©. 210. 
— Ungehörige Leiftungen fann der Gläubiger zurüdweifen, one in Ber: 
zug zu kommen (RW. 1905 ©. 17), einerlet, ob ihm die Ungehdrigkeit 
belfannt war (Recht 1906 S. 48). Iſt zuviel angeboten, die Ausſcheidung 
des wirtlih Geſchuldeten aber ohne Schwierigkeit zu bewirken, fo darf 
der Gläubiger bie Leiftung nicht zurückweiſen, SächſArch. 12 ©. 606. 


. 295. Ein mörtlihes Angebot!) des Schuldners ge⸗ 
nügt?), wenn der Gläubiger ihm erklärt Hat, daß er die Leiſtung 
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niht annehmen werde?), oder wenn zur Bewirtung der Leiftung 
eine Handlung des Gläubigers erforderlich ift, insbefondere 
wenn der Gläubiger die gejchuldete Sache abzuholen hat. Dem 
Angebote der Leiftung fteht die Aufforderung an den Gläubiger 
gleich, die erforderlihe Handlung vorzunehmen‘). 

1) 88. 1801. Das wörtliche Angebot muß durch den Schuldner 
felbR erfolgen, das eines Dritten genügt nicht. Bel. 8. 297. — inhalt 
eines Auflaffungsangebotd: ZW. 1908 Beil. S.114. 2) Daß ein wört: 
Ihe Angebot auch bei ernftlicher Unnahmemweigerung immer nod er: 
forderlich it, um ben Släubiger in Berzug zu fegen, nimmt an NG, 50 
€. 210, a. M. namentlich bei Zurüdwelfung von BDienften: Seufff. 67 
©. 859: 60, 202; Recht 1908 ©. 388; 1904, 814. 3) Das U. muß 
nah der Annahmeweigerung erfolgen, NG. 60 ©. 208, ähnlich OLG. 4 
©. 19, ZW. 1902 Beil. S. 197. — Beitreiten des Bertragsichlufies ift 
Annabmeweigerung, Redit 1905 ©. 16. 4), Aufforderung 88. 130 ff. 
eratftationdtauf HGB. 8. 875. Aufforderung, abzurufen: ZW. 1904 

. 168. 


296. Sit für die von bem Gläubiger vorzunehmende 
Handlung eine Zeit nady dem Kalender beflimmt, fo bedarf es 
de3 Angebots nur, wenn der Gläubiger die Handlung recht⸗ 
zeitig vornimmt!). Das gleiche gilt, wenn der Handlung eine 
Kündigung vorauszugehen hat und die Zeit für die Handlung 
in der Weiſe beitimmt ift, daß fie fi) von der Kündigung ab 
nah dem Kalender berechnen läßt. 

1) 3.8. der Gläubiger, bem in einem Inhaberpapiere Vorlegung 
ber Urkunde zu beftimmter Zeit vorgefchrieben tft, fommt durch das 
Unterlafien ber Borlegung ohne weiteres, in Verzug. 


* 297. Der Gläubiger kommt nicht in Verzug, wenn der 
Schuldner zur Zeit des Angebots oder im Falle des 8. 296 zu 
der für die Handlung des Gläubigerd beftimmten Zeit außer- 
ande ift, die Leiftung zu bemirfen. 

Den Gläubiger trifft die Beweislaft, Recht 1902 S. 556; 1906, 
869. — Stein Unvermögen des Schuldners, wenn er bie geſchuldete Ware 
jeden Augenblid befchaffen tonnte, NG. 50 ©. 260. 


. 298. Sit der Schuldner nur gegen eine Leiftung bes 

Gläubigers zu leiften verpflichtet, fo kommt der Gläubiger in 

zug, wenn er zwar die angebotene Leiftung anzunehmen 
bereit ift, die verlangte Gegenleiftung aber nicht anbietet. 

Der 8. 298 Hat befondere Bebeutung für gegenfeltige Verträge; 
andere Yälle: SS. 848, 868 f. (Dutttung), 871 (Rüdgabe des Schuld: 
ſcheins) 670, 688, 698, 1049 in Verb. mit 8. 278. 

8.299. Iſt die Leiftungszeit!) nicht beitimmt oder ift der 
Schuldner berechtigt, vor der beitimmien Zeit zu leiten, fo 
fommt der Gläubiger nicht dadurch in Verzug, daß er vorüber- 
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ehend an der Annahme der angebotenen Leiftung verhindert 
it, e8 fei denn, daß der Schuldner ihm die Leiſtung eine an⸗ 
gemefjene Zeit vorher angefündigt?) bat. 

1) 8. 271. 2) SS. 180 ff. 

2. Birkungen. SS. 300-304. 
+ 300. Der Sculöner hat während bed Verzug3 des 
Gläubiger nur Borjag und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten). 

Wird eine nur der Gattung nah beitimmie Sache ger 
fchuldet, fo geht die Gefahr mit dem Zeitpunft auf den Gläu—⸗ 
biger über, in weldjem er dadurd in Verzug kommt, daß er die 
angebotene Sache nicht annimmt?)). 

2) Borfag und Sabrläffigkeit: $. 276. Der Schuldner wird grund: 
fäglih durch Verzug des Gläubigerß von feiner Berpflichtung nicht frei, 
kann ih aber durch Hinterlegung ber Sache felbft (8. 872) oder ihres 
in öffentlicher Berfteigerung gewonnenen Erlöfes ($. 888) befreien (DUB. 
4 ©. 80, infoweit nicht beanftandet in IW. 1908 Bell. ©. 6). Be 
freiung des Schuldners nad) 8. 275 tritt ein. wenn die Leiftung durd 
den Unnahmeverzug unmöglich geworben tft (3. B. Berfpätung bes 
Theaterbefucherg). 2) Gattungsſchuld: 88. 248, 279. Kein Gefahr: 
übergang auf den Gläubiger ohne Ausfchetdung und tatfächliche® ($. 294) 
oder u. U. (8. 295) wörtliches Ungebot, NG. 567 ©. 402, Net 1904 
S. 165. 3) Fernere Wirkungen des Annahmeverzugs: 85. 264, 274, 
822, 824, 872 fi.,. 615, 642, 644. 

6. 301. Bon einer verzinslichen Geldſchuld hat der Schuldner 
während des Verzugs des Gläubigers Zinjen nicht zu entrichten. 


6. 302. Hat der Schuldner die Nugungen!) eines Gegen- 
ſtandes herauszugeben oder zu erſetzen, fo beſchränkt ſich feine 
Berpflichtung mährenb des Verzugs des Gläubiger® auf die 
Nutzungen, welche er zieht. 

1) S. 100. 

2 303. Iſt der Schuldner zur Herausgabe eines Grundftüds 
verpflichtet, fo kann er nad) dem Eintritte des Verzugs des 
Bläubigers den Beſitz aufgeben!),, Das YAufgeben muß dem 
Bläubiger vorher angedroht?) werden, e8 fei denn, daß die An- 
drohung untunlich ift. 

1) Erfag für das nur bei beweglichen Sachen platzgreifende Recht, 
die geſchuldeten Sachen zu hinterlegen (88. 872 ff.) Kein Recht des 
Schuldners, das Eigentum aufzugeben (8. 928). 2) 88. 180 ff. 

+ 30A. Der Schuldner kann im Falle des Verzugs bes 
Gläubigers Erfah der Mehraufmendungen!) verlangen, die er 
das erfolglofe Angebot ſowie für die Aufbewahrung?) und Er» 
haltung des geſchuldeten Gegenftandes machen mußte?). 

2) 88. 256 f. Zurüdbebaltungsreht 88. 278 F. 2) Qagergeld 
HGB. 5. 854. Kein Erfak Übermäßiger Aufbewahrungskoſten, wenn ber 
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Schuldner bei ber Unterbringung grobfahrläffig verfuhr, OLG. 12 
E. 268. 3) Auf Schadenserfag Hat ber Schuldner feinen Anfpruch, 
FB. 105 S. 640. Beligaufgade beweglicher Saden kann u. U. nad 
85. 157, 242 geftattet fein, IW. 1906 ©. 240; ebenfo private Ber: 
feigerung, wenn bie Aufbewahrungstoften unverhältnismäßig hoch find, 
DRG. 4 5. 80. 


weiter Abſchnitt. 
Schnuldrerhältniſſe ans Verträgen. 


Die allgemeinen Grundfäge für Berträge find in den 88. 145 bis 
157 gegeben. Der 2. Abſchnitt enthält lediglich eine Anzahl Spezial: 
vorſchriften über obligatorifche Verträge, welche beftimmte, praftiich be⸗ 
ſonders wichtige ragen zur Enticheidung bringen. 

Das BGB. erfennt abftratte Rechisgeichäfte an, beren @ültigleit 
von der Eriftenz eines materiellen Rechtägrundes unabhängig if. Es 
lönnen fich banadı Rechtsänderungen vollziehen durch den abftralten, von 
feinem Rechtsgrunde losgelöſten Willen der Beteiligten. Das Kauſal⸗ 
geihäft ift in ſolchen Fällen fcharf zu fchetden von dem Leiftungsgefchäfte. 
Ron beionderer Bedeutung ift diefer Srundfag für die Scheidung der 
obligatorifchen von den fachenrechtlichken Wirkungen. Der obligatortiche 
Bertrag, Kauf 2c., wird getrennt von dem dinglichen Leiftungsgeichäfte, 
der Übertragung des Eigentums zc.; der obligatorifhe Kaufalvertrag er: 
zeugt lediglich die Verpflichtung zur Bornahme des dinglichen Leiftungs- 
geihäfte. Der LUinterfchted zwiſchen kauſalen und abftralten Verträgen 
Iommt aber auch im Gebiete bes Nechtes der Schuldverhältniffe ſelbſt zur 
Geltung. So, 3. B. vollzieht fi) ber Erlaß ($. 897), die Abtretung 
(8. 39%), bie Ubernagme einer Schuld (8$. 414 ff.) durch abſtrakten Ber: 
trag; ebenfo find Schuldverſprechen ($. 780), Schuldanerfenntnis (8. 781) 
und Annahme einer Anweifung ($. 784) abſtrakte Mechtögefchäfte. Die 
Guültigkeit bes abftratten Bertragd wird durch einen Mangel des zu: 
grunde liegenden Rechtöverhältniffes nicht berührt. Wer auf Grund diefer 
Rechtsnorm materiell geſchädigt wird, Hat lediglich einen perfänlichen 
Anſpruch auf Rückgängigmachung bes dinglich bewirkten Erfolges nad 
den Grundſätzen der ungerechtfertigten Bereicherung (88. 812ff.). Die 
Beachtung dieſes Grundſatzes der Trennung des Kauſalgeſchäfts von dem 
Leiſtungsgeſchäft iſt weſentlich für das Verſtändnis einer Reihe von Be⸗ 
ſtimntungen des BGB.; insbeſondere gilt dies für bie Beſtimmungen 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung, welche nach 
dem Borftehenben eine fehr erhebliche Bedeutung erlangt Haben. 


Erfter Titel. 
Begründung Anhalt des Vertrags. 
I. Grundfak. 
6.305. Zur Begründung eines Schuldverhältnifjes durch 
Kechtögeichäft fowie zur Änderung des Inhalts eines Schuld- 
verhältinfies ift ein Vertrag!) zwiſchen den Beteiligten erforder» 
lih, fomeit nicht da8 Geſeß ein anderes vorſchreibt?). 
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1) Tatſächliches Zufammenwirfen zweier Kaufleute zwecks Vertrags⸗ 
ſchluſſes mit einem Dritten iſt nicht notwendig ein Vertrag, OLG. 6 
©. 80. 2) Die verbindliche Kraft des einfeltigen, auf unmittelbare 
Begründung eines Schuldverhältniffes gerichteten Verſprechens ift namentlich 
anertannt bei der Stiftung ($. 82), bei der Auslobung (8. 657) und bei 
den Schuldverichreibungen auf den Inhaber (8. 798). Uber bie binbende 
Kraft des Bertragdantrags ſ. SS. 146 ff. — Einfeitige Rechtsgeſchäfte 
ohne Bertragscharalter sind 3. B. Bevollmächtigung ($$. 167 ff.), Dere: 
Tittion (88. 928, 959), Teftament (88. 1987 fi., 2229 ff.). 

II. Sefondere Arten von Berträgen. 
1. ie über eine unmögliche Leiſtung. 

8. 306. Ein auf eine unmöglide!) Leiftung gerichteter 
Vertrag iſt nichtig ?). 

1) 8. 806 (Ergänzungen: SS. 807, 808) gilt nur für die Bälle der 
objektiven urfprünglichen Unmöglichkeit (3. B. Verlauf nicht eriftierender 
Aktien, RG. 52 ©. 417; Unmöglichkeit einer Bauausführung wegen 
entgegenftehenden baupolizeiliden Verbots: Seuffel. 60 ©. 860; einer 
Gelbleiftung von Zrillionen, OLG. 12 ©. 16.) Hat jemanb eine fub- 
jettiv unmöglidhe Leiftung veriprochen, 3. B. eine bereits vermietete Sache 
nochmals vermietet, fo tft der Vertrag gültig. Der Beriprechende Hat in 
leßterem Kalle, ohne daß es auf Verſchulden anfommt, Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung zu leiften,; es braudt auch nicht erft auf Erfüllung 
geflagt zu werden, ORG. 8 ©. 8; 6, 281; NW. 1905 S. 171; Recht 
1905 S. 250. — Nach Pertragsichluß eintretende Unmöglichfeit: $. 275. 
2) Durch Barantievertrag kann eine Haftung für den Fall der objeltiven 
Unmöglichleit übernommen werden, das ift aber nicht bei jedem Kauf: 
vertrag anzunehmen. A. M.: Recht 1904 ©. 468. — Bei teilweifer 
Unmöglichfeit ift ber Vertrag teilweife ungültig, vol. 88. 189, 807 
abf. 2. — Nüdforderung des Geleilteten: SS. 812 if. 

6. 307. Wer bei der Schließung eines Vertrags, der auf 
eine unmöglide Leiftung gerichtet ift, die Unmöglichkeit der 
Leiſtung kennt oder kennen muß, ift zum Erfage des Schadens 
verpflichtet, den der andere Zeil dadurch erleidet, daß er auf 
bie Gültigfeit des Vertrags vertraut, jeboch nicht über den Be« 
trag des Intereſſes Hinaus, welches der andere Zeil an der 
Gültigfeit des Vertrags hat!). Die Erfabpflicht tritt nicht ein, 
wern ber andere Zeil die Unmöglichkeit Tennt oder fennen muß?). 

Diefe Borfchriften finden entſprechende Anwendung, wenn 
die Leiltung nur teilmeife unmöglid) und der Bertrag in An» 
fehung des möglihen Zeile gültig ift oder wenn eine von 
mehreren wahlweife veriprochenen Leiltungen unmöglich iſt. 

2) Negatives Bertragdinterefie: $. 122. Erfatpflicht des Anfechtungs: 
gegners, der den Irrtum des WUnfechtenden bei Bertragsichluß kannte? 
Vgl. RE. 51 ©. 92. 2) Anmwenbbarleit ded 8. 254: Seufjl. 60 ©. 860. 


+ 308. Die Unmöglichkeit der Leiftung fteht der Gültigkeit 
des Vertrags nicht entgegen, wenn die Unmöglichkeit gehoben 
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werden Tann und der Vertrag für den Fall geſchloſſen ift, daß die 
Leiſung möglih wird. 

Wird eine unmöglidde Leiltung unter einer anderen auf> 
ihiebenden Bedingung oder unter Beftimmung eines Anfangs- 
terminS veriprodhen, fo iſt ber Vertrag gültin, wenn die Un⸗ 
möglichkeit vor dem Eintritte der Bedingung oder des Termins 
gehoben wird. 

Entiprehende Anwendung bes $. 808 im Falle des 8. 2171. 


2. Berbotene Berträge. 
8.3091). Veritößt ein Vertrag gegen ein geſetzliches Berbot?), 
jo finden die Vorſchriften der 88. 307, 308 entfprechende An⸗ 
wendung. 
2) Vgl. 8. 184. Kür unfittliche Verträge gelten die Vorfchriften der 
88. 807, 808 nicht, fondern bewendet es bei dem Grundſatze des 8. 188. 
2) Rein geiegliches Verbot enthält 8. 549 Sat 1, OLG. 8 ©. 34. 


3. Nerträge über ein Bermögen. SS. 310, 311. 


&. 310, Ein Bertrag, durch den ſich der eine Teil verpflichtet, 
fein fünftige3 Nermögen oder einen Bruchteil feines fünftigen 
Bermögens zu übertragen oder mit einem Nießbrauche zu be- 
lafien, iſt nichtig. 

Erbverträge: 88. 2274ff. — Nichtigkeit eines Ehevertrags, durch 
den aller Erwerb des Mannes zu Vorbehaltsgut der Frau erklärt wird: 
Recht 1900 S. 514. Abtretung eines Teiles künftiger Erzeugniſſe eines 
Vermögensbeſtandteils fällt nicht unter 8. 810, ZW. 1908 Beil. S. 53. 
— Haftung des Beriprechenden auf negative Bertragsinterefie ($. 8U7) 
nur bei Unſittlichkeit des Vertrages. 


G. 311. Ein Vertrag, durch den ſich ber eine Teil verpflichtet, 
fein gegenwärtige8 Vermögen oder einen Bruchteil feines gegen- 
märtigen Vermögens zu übertragen oder mit einem Nießbraude 
zu belaften, bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. 

Form: $. 128. Genehmigung des Bormundfchaftegerichtd: 88. 1648 
1822. Formmangel wird nit durch tatfählihen Vollzug geheilt, 
OLG. 8 ©. 85. — Der Vertrag führt leine allgemeine Rechtsnachfolge her⸗ 
bei, fondern Hat nur ohligatorifche Wirkung; Die Übertragung bzw. Ber 
laftımg der zu dem Bermögen gehörenden Gegenftände erfolgt nach den 
Borichriften der 88. 898, 418, 878, 9256, 929 fi., 1082, 1069, 1085, 
1153 f£., 1192, 1199, 1250. Schuldenhaftung: 88. 419, 1086 ff. Unter 
$. 811 fallt 3. B. auch der Bertrag, dur ben das Vermögen einer 
Altiengefellichaft auf eine andere Geſellſchaft Ikbertragen wird. Altenteil®: 
verträge: EG. Art. 96. 

4. Berträge Über den Nachlaß eines Dritten. 


312. Ein Vertrag über den Nadjlaß eined nod) 
lebenden Pritten iſt nichtig. Das gleiche gilt von einem Ver⸗ 
Achtilles, Bürgerliches Geſesbuch. 5. Auflage. 10 
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irag über den Pflichtteil!) oder ein Vermächtnis?) aus dem 
Nachlaß eines noch lebenden Dritten. 

Diefe VBorfchriften finden keine Anwendurg auf einen Ber- 
trag, der unter künftigen gejeglihen Erben über den geſetzlichen 
Erbteil oder den Pflichtteil eines von ihnen geſchloſſen wird?). 
Ein folder Vertrag bedarf der gericdhtlihen oder notariellen 
Beurfundung?). 

1) 88. 2808 fi. 2) 88. 1989, 2147}. 3) Der Bertrag 
begründer nur obligatorifhe Verpflichtungen. — Erbverzicht (durch den 
jemand dem Erblaſſer gegenüber auf ein ihm zuftehendes Erbrecht ver: 
ätchtet): SS. 2846 ff. 4) $S. 128. Genehmigung des Bormunds 
ſchaftsgerichts: 88. 1648, 1822. 

5. Berpflichtung zur Übertragung des Gigent. an einem Grundfücke, 

8. 313. Ein Vertrag, duch den fich der eine Teil ver- 
pflitet, das Eigentum an einem Orundftüde zu übertragen, 
bedarf der gerichtlihen oder notariellen Beurkundung. Ein 
obne Beobadytung diejer Form geſchloſſener Vertrag wird jeinem 
ganzen Inhalte nach gültig, wenn die Auflaffung und die Ein« 
tragung in das Grundbud erfolgen. 

1. Anwendungsgebiet. Dem Formzwang unterliegen alle Ver⸗ 
träge, durch welde ein Teil ſich verpflichtet, da8 Eigentum an einem 
Grunditide zu übertragen, alfo auch: Einräumung eined Vorkaufsrechts 
(RS. 60 ©. 225 mit Bit., OLG. 11 S. 804); Erbauseinanderjegungs: 
verträge (OVG. 5b S. 865, NS. 567 ©. 482); PBarzellierungsperträge 
(RE. 50 ©. 168, OLG. 2 ©. 468; 8, 188, Seufff. 67 ©. 96); Bor: 
verträge zu Srundftüdsveräußerungen (NG. 58 ©. 286, 267; 62, 411); 
Geſellſchaftsvertrag mit PVerpflidtung zur Ginbringung eine® Grunb: 
ſtücks (Net 1905 ©. 646) oder auf gemeinihaftlide Ausnutzung 
der einem Geſellſchafter gehörigen Baupläge dur Bebauung und Berfauf 
(IW. 1905 ©. 78); Verpflichtung, bei einer Grundftüdäverfteigerung nicht 
mitzubieten, unter Vereinbarung, daß der Erfteher das Grundſtück weiter: 
verfaufen und ber Gewinn geteilt werden fol (Recht 1904 ©. 446); 
Übertragung eines Handelsgeſchäfts mit Grundftüd (ONG. 8 S. 486); 
einerlei, ob da8 Grundbuch ſchon angelegt ift (OLG. 6 S. 40); Grund: 
abtretung zu Bergwerkszwecken in Breußen: NG. 56 ©. 190; Verzicht 
des argliitig getäufchten Grundftüdstäufers auf die Rechte aus der Täu⸗ 
hung, Recht 1906 ©. 681. 

Der Formzwang gilt für den ganzen Vertrag mit allen Neben: 
abreden, aus denen er fi) nad) dem Parteiwillen zufaınnıenjegen ſoll; 
mündliche Nebenabreden und forulofe nachträgliche Änderungen find 
ungültig (RS. 51 ©. 179; 52, 1; OLG. 4 ©. 207; 6, 40; 12, 84; 
Seuffel. 67 ©. 890; 61, 267). Doc tit die Heranziehung mündlicher 
Abreden zur Auslegung des formellen Bertrages zuläffig (Seuffü. 59 
©. 92, ORG. 6 ©. 228, DSB. 1904 S. BU6, Recht 1906 ©. 179). 
Sind mündliche Abreden in den formellen Vertrag nicht mit aufgenonimen, 
fo enticheidet $. 189 über die Gültigkeit des ganzen Bertraged (NG. 52 
S. 1, JW. 1906 ©. 108). 
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Riht dem Formzwang unterliegen: Verträge Über andere Grund: 
iüdsrehte als Cigentum und Erbbauredt (8. 1017 Abſ. 2), 3 B. 
Supothelen (MS. 50 ©. 77, Seufil. 659 S. 825, Necht 1908 ©. 604); 
Abtretung deö formgerecht begründeten Auflaflungsanfpruh8 (RG. 58 
©. 268); Auftrag, ein Grundfiüd im eigenen Namen zu erftehen und 
dann dem Auftraggeber aufzulafien (NG. 54 ©. 75, OLG. 8 ©. 488, 
Recht 1906 S. 471); Bevollmächtigung zum Grundftückstauf oder :ver= 
tauf (DI8. 1902 ©. 475, NS. 62 ©. 886), es fei benn, daß fie 
eine Beräußerungsverpflichtung begründen ſoll (f. o. Parzellierungöverträge); 
Aufhebung des formpflichtigen Bertragd (OLG. 4 ©. 207, Gruch. 49 
S. 898, Seuff A. 57 S. 890); Verpflichtung, ein Grundſtück nicht zu 
verfaufen (ZW. 1906 ©. 76); Erklärung, ein Rücktrittsrecht nicht aus⸗ 
üben zu wollen (IJW. 1905 ©. 171); bei Berfchmelzung mehrerer bisher 
ielbftändiger Gemeinden zu einer Befantgemeinde dad Übereinkommen, 
daß alle Grundftüde auf letztere übergehen follen, ebenfo bei Fuſion von 
Altiengejellichaften nad) SS. 8B04—806 HEB. (Recht 19056 S. 470). 

Berzicht auf die Formvorſchrift ift unzuläffig, DIEB. 1905 ©. 864 
(Bereindarung, ausländiiche® Recht auf im Snlande unter Sinlänbern 
abgeſchloſſene Verträge anzuwenden), IW. 19056 ©. 689 (progefiuales 
Einverftändnis beider Parteien, den Sormmangel nit zu rügen, a. M.: 
SIHOLG. 26 ©. 498). 

2. Form: $. 128. (Urt der Teilnahme ber Urkundsperfon: IW. 
1906 ©. 491.) Prozeßvergleih genügt, DIE. 1906 ©. 77, OLG. 2 
S. bl, Gruch. 46 ©. 901. Ein fchriftlicder Kaufvertrag genügt nicht, 
DRS. 5 S. 284, auch nicht die Einreichung des Vertrags bei Bericht, 
SIG. 2 ©. 50. Falſche kataftermäßige Bezeichnung des Grundſtücks 
Ihadet nicht, wenn ber Bertragsiwille feftgeftellt werben lann, ZW. 1904 
S. 58. 

8. Folge der Formverletzung: Nidtigkeit, 8. 125. Iſt Die 
Verpflichtung zur Übereignung nur Beftandteil eine anderen Vertrags, 
eilt 8. 189, Net 1902 ©. 587, RS. 51 ©. 179, ZW. 1904 ©. 406. 
Rüdjorderung des @eleijteten: Sg. 812, 814 mit Anm. — kein Schadens⸗ 
erfaganipruh wegen Rücktritts vom formlofen Bertrag, auch nicht aus 
$. 826, ZW. 1906 ©. 161, Net 1908 ©. 286; 1904, 24 (StGB. 
$. 263), VBertragäftrafen find ungültig, $. 844, NG. 58 ©. 267. 

4. Heilung des Formmangels durch Auflafiung (3. 925) und 
Eintragung (GBO. $. 98). Gültigwerden des ganzen Bertragd nur, 
wenn gerade die im Vertrag erwähnten Grundſtücke und dieſe vollitändig 
aufgelaffen und eingetragen find, OLG. 83 ©. 9, ZW. 1905 ©. 689; 
bei Taujchverträgen müflen beide Grundſtücke übereignet fein, RG. 56 
Z. 888, a. M.: ORG. 8 ©. 86. Ob bei Teilauflafjungen menigitens 
infoweit Heilung eintritt (OLG. 6 5. 48), hängt von $. 189 ab. Seine 
Heilung, wenn unrichtige Bezeihnung bed Grundſtücks zu unrichtiger, 
dem Auflaffungswillen nicht entiprechender Eintragung führt, RG. 60 

<. 888, 3W. 1905 ©. 689. Heilung, auch wenn die Tibereignung an 
3effionare erfolgt, ZW. 1904 ©. 169. 

Die Heilung umfaßt den gefanıten inhalt des obligatorifchen Ver⸗ 
trags, auch neben einem formellen Bertrage getroffene formlofe Abreden, 
jofern in betreff diefer bei der Auflaffung noch Willensübereinftimmung 

10* 
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befteht (bis dahin kann jede Partei einjeitig davon abgehen), NG. 52 
©. 1; 54, 107; 56, 47; Brud. 48 ©. 790; Seuffü. 59 ©. 846; ZW. 
1908 Beil. ©. 124; Nedt 1908 ©. 268; ORG. 4 S. 208; 8, 87; 9, 
182; 12, 84. Außer Betradht bleiben jelbfiänbige Nebenverträge, über 
deren Begrift: NE. 57 ©. 164 gegen ORG. 8 ©. 87; 12, 84. Ber: 
mutet wird, daß der formelle Vertrag den endgültigen und vollitändigen 
Barteiwillen enthält, IW. 1908 Beil. S. 124. — Heilung einer form⸗ 
ungültigen Schenlung auf den Todesfall: OvG. 4 ©. 84. 

Zubehör. 

8. 314. Verpflichtet fich jemand zur Veräußerung oder 
Belaſtung einer Sache, ſo erſtreckt ſich die Verpflichtung im 
Zweifel auch auf das Zubehör!) der Sache. 

2) 88. 97}. Hier feine Beſchränkung auf das dem Beräußerer 
gehörige Zubehör (vgl. SS. 926, 2164). 

6. Berträge mit unbeſtimmter Zeiftung. 

a) Sefimmung der Zeitung durch einen der Vertragſihließenden. 
- 8315. Sol die Leiſtung durch einen der Bertrag- 

ſchließenden bejtimmt werden, fo iſt im Zweifel!) anzunehınen, 

daß die Beitimmung nad) billigem Ermeſſen zu treffen ift. 

Die Beſtimmung erfolgt durdy Erklärung?) gegenüber dem 
anderen Zeile. 

Sol die Bellimmung nad) billigem Ermeſſen erfolgen, |, 
ift die getroffene Beitimmung für den anderen Zeil nur ver« 
bindli, wenn fie der Billigfeit entipricht?). Entjpricht fie nicht 
der Billigkeit, jo wird die Beitimmung durch Urteil getroffen; 
das gleiche gilt, wenn die Beltimmung verzögert wird. 

2) Möglih iſt alſo aud, dab die Beitimmung dem freien (ſtatt 
billigen) Ermeflen eines Bertragsteils überlaffen wird, vgl. aber $. 188. 
2) 88. 180 ff. Keine nadıträgliche Erhöhung der einmal beitimmten Ber 
gütung, Seuffl. 56 ©. 82. 3) Der Käufer, der längere Zeit nicht 
abrief, darf die rüdjtändigen Leiftungen nicht auf einmal abrufen, Zäd)i- 
Arch. 10 S. 470. — Der Beltimmende muß die Billigfeit beweifen. 
Beweislaft bei Beilerungsicdeinen: OvG. 12 S. Bo. 

8. 316. Iſt der Umfang der für eine Leiftung ver: 
ſprochenen Gegenleiftung nicht beitimmt!), fo ſteht die Be— 
ſtimmung?) im Zweifel demjenigen Zeile zu, welcher die Gegen» 
leiftung zu fordern hat. 

1) Gilt nicht, wenn eine tarmäßige oder übliche Vergütung (88. 612, 
682, 658) vereinbart (FW. 1902 Beil. S. 258, Recht 1902 €. 587) und 
feftftelbar (DYG. 8 ©. 489) if. — Unmendbarteit des $. 316: wenn 
die in Musficht genommene Einigung zwilchen Perleger und Berfafler 
über da8 Honorar der neuen Auflage ausbleibt (NG. 60 S. 174); wenn 
jemand auf gerichtlihe Anordnung Bemilhungen gehabt bat, die in den 
augen nicht berüdiichtigt ind (Recht 1906 S. 116). 
2) 8. . 
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b) durch einen Dritten. 
$. 317. Iſt die Beftimmung der Leiftung einem Dritten 
überlafien, jo ift im Zweifel anzunehmen, daß ß. nach billigem 
Ermeſſen zu treffen iſt. 
Soll die Beſtimmung durch mehrere Dritte erfolgen, fo iſt 
im Zweifel Übereinſtimmung aller erforderlich; fol eine Summe 
beftimmt werden, fo ifl, wenn verfchiedene Summen beftimmt 
werden, im Zweifel die Durchſchnittsſumme maßgebend. 
Solange die Parteien ſich nicht Über die Perfon des Dritten ge- 
einigt haben, ift ber Vertrag im Zweifel nicht geichloffen ($. 154 Abſ. 1 
Sag 1). — 88. 817—819 gelten nicht, wenn ber Marktpreis vereinbart 
iſt und diefer durch eine Kommiffton ermittelt wird, Seuffel. 60 ©. 89. 


$. 318. Die einem Dritten überlaffene Beſtimmung der 
Leiſtung erfolgt dur Erklärung!) gegenüber einem ber Ber- 
tragichließenden. 

Die Anfehtung der getroffenen Beitimmung mwegen Irr⸗ 
iums, Drohung oder argliitiger Zäufhung Steht nur den Ber- 
tragihliegenden zu; Anfechtungsgegner it der andere Teil. 
Die Anfechtung muß unverzüglich erfolgen, nachdem der Ans» 
fechtungsberechtigte von dem Unfehtungsgrunde Kenntnis er- 
langt hat. Sie iſt ausgefchloffen, wenn dreißig Jahre ver- 
itrihen find, nachdem die Beltimmung getroffen worben ift2). 

1) 88. 1380 fi. 2) Wegen der Anfechtung |. SS. 119 ff., 142 Fi. 


8. 319. Soll der Dritte die Leiftung nad) billigem Er- 
meſſen beftimmen, fo ift die getroffene Beftimmung für die Ber- 
tragſchließenden nicht verbindlih, wenn fie offenbar unbillig !) 
it, Die Beitimmung erfolgt in diefem Falle durch Urteil; das 
gleiche gilt, wenn der Dritte die Beftimmung nicht treffen. kann 
oder will oder wenn er fie verzögert. 

Soll der Dritte die Beſtimmung nad) freiem Belieben 
treffen, jo ift der Bertrag unwirkſam, wenn der Dritte die Be⸗ 
ftimmung nicht treffen kann oder will?) oder wenn er fie verzögert. 

2) d. 9. objektiv unbillig; daß den Beitimmenden fubieltiv ein Bor: 
wurf trifit, ift nit nötig, DSB. 1904 ©. 654. 2) die Gründe ber 
BVeigerung find unerbeblid. Spätered Erbieten, die Beftimmung treffen 
Dr a tommi nach anfänglicher Weigerung nicht mehr in Betracht, 


Zweiter Titel. 
Gegenſeitiger Vertrag. 


Gegenſeitige Verträge ſind Verträge, bei denen ſich beide Teile zu 
Leitungen verpflichten, von denen jede nur mit Ruckſicht auf die erwartete 
Gegenleiftung übernommen wird. Dahin gehören namentlich Kauf, Miete, 
Dienfivertrag und Werkvertrag. Dagegen find nicht gegenfeitige Verträge 
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Schenkung, Leihe, Darlehen (a. M.: Recht 1908 ©. 268), Auftrag und 
Burgſchaft. 

Bei den gegenſeitigen Verträgen ſind Leiſtung und Gegenleiſtung 
voneinander abhängig. Das Geſetz beſtimmt hiernach, daß jeder Teil 
regelmäßig die ihm obliegende Leiftung verweigern kann, bis bie Gegen: 
leiftung bewirkt wird (Einrede des nicht erfüllten Vertrags); Hiervon 
bandeln die SS. 820822. Weiter tft in den 88. 828—826, 827 der 
Einfluß des Unmöglihwerdend der einen Leiftung auf die Gegenleiftung 
geregelt. Die 88. 826, 827 geben Borfchriften über die Wirkung des 
Berzugs bei gegenfeitigen Berträgen. 

Anwendung der $$. 820, 822 bein Nüdtrittörecht ($. 848), ber 
88. 820—827 Heim Kaufe ($. 440). Einfluß des Konkurſes: KO. SS. 
17 ff. — Reine analoge Unwendung der SS. 820 ff. auf nichtgegenfeitige 
Berträge, Recht 1908 ©. 8ll. 

J. Veſer der gegenſeitigen Verträge. 
1. Einrede des nicht erfüllten Vertrags. 

F. 320. Wer aus einem gegenſeitigen Vertrage verpflichtet 
iſt, kann die ihm obliegende Leiſtung bis zur Bewirkung der 
Gegenleiſtung verweigern, es ſei denn, daß er vorzuleiſten ver⸗ 
pflichtet ift1)2)3). Hat die Leiſtung an mehrere zu erfolgen, fo 
kann dem einzelnen der ihm gebührende Zeil bis zur Bewirkung 
der ganzen Gegenleiftung verweigert werden. Die Borfchrift 
des 8. 273 Abf. 3 findet Feine Anwendung. 

Sit von ber einen Seite teilweife*) geleiflet worden, fo 
fann die Gegenleiltung inſoweit nicht verweigert werden, ale 
die Verweigerung nad) den Umitänden, insbejondere wegen 
verhältnismäßiger Geringfügigleit des rüditändigen Teiles 
gegen Treu und Glauben verftoßen würde). 


2) Erfüllung der eigenen Berpflihtung ift nicht Vorausſetzung 
des Anſpruchs aus dem gegenfeitigen Vertrag, audy nit Bei eigener 
BVorleiftungspflicht (ftreitig). Der andere Teil kann aber die Einrede des 
nicht erfüllten Vertrags (befonderer Fall des BZurüdbehaltungdrechts, 
8. 273, vgl. ZW. 1906 S. 888) geltend machen, Durchführung 8. 822. 
Die Einrede ift auch begründet, wenn die Leiftung nicht nertragdmäßig, 
ingbefondere mangelhaft oder nicht vollftändig gemacht ift (Einrede des 
nicht gehörig erfüllten Vertrags); f. aber Unm. 2. — Beide Leiftungen 
müffen einander gegenüberftehen, feine darf auf einem Tfelbftändigen 
Ntebenvertrage beruhen. Daber Hat der Handlungsgebilfe bis der Prinzipal 
über die von jenem abgeſchloſſenen provifionzpflichtigen Gefchäfte Rech: 
nung legt, zwar ein ZR. an den Mujtern, nicht aber dag Recht, bis da⸗ 
bin vertragswidrig in ein Konkurrenzgeſchäft einzutreten, NG. 54 S. 123. 
Einrede bei Sulzeffivlieferungen; OLG. 4 ©. 222, Recht 1904 ©. 41. 
— Sft die eingellagte Forderung durch Vormerkung gefichert, Tann ber 
Bellagte Berurteilung nur gegen Xöfchungsbewilligung des Klägers 
verlangen, NG. 56 ©. 251. — Wbtretung bes eigenen Forderungsrechts 
aus dem gegenfeitigen Vertrage nimmt die Einrede nicht, ORG. 12 
©. 79. 2) Der Beweis der Erfüllung liegt, wenn die Eintebe vor: 
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geihügt ijt, dem Kläger ob; die Beweislaft breit fich aber um, wenn ber 
Vellagte eine Leiftung als Erfüllung angenommen hat ($. 868), Seufff. 
672.2. 3) Die Einrede iſt ausgeſchloſſen, wenn der Bellagte burch 
Geſetz (58. 551, 614, 641) oder durch Bertrag (Recht 1902 ©. 19) zur 
Borleiftung verpflichtet Ift; wenn vertraglich auf fie verzichtet ift (Über bie 
Klauſel „netto Kafla gegen Konnofiement”: NG. 47T S. 142, IB. 1904 
©. 549); oder wenn die LeiftungSweigerung dem Vertragszweck wider: 
fpreden würde (fein ZR. an Wltenteilöpräftationen: Seuffl. 61 ©. 64). 
4) Auch infolge qualitativer Leiſtungsmängel, fofern ihre Befeitigung 
möglich if, Recht 1908 ©. 560, NG. 56 ©. 151. 5) z. B. NG. 66 
5. 151, Recht 1908 ©. 268. 


2. Morleilungspflicht trotz Vermögensverſchleyterung d. Gegners? 

6. 32192). Ver aus einem gegenfeitigen Bertrage vorzu- 
leiiten verpflichtet it, Tann, wenn nady?) dem Abfchluffe des Vertrags 
in den Bermögensverhäliniflen des anderen Zeiles eine weſent⸗ 
lihe Berjchlechterung 4) eintritt, durch die der Anſpruch auf die 
Gegenleiftung gefährdet) wird, die ihm obliegende Leiltung 
verweigern, bis die Gegenleiftung bewirkt oder Sicherbeit®) für 
fie geleiftet wird. 


1) Das Geſetz kennt fein allgemeines Nüdtrittörecht wegen Ber: 
änderung ber Berbältnifie. Eine Berfchlechterung ber Bermögensverhält: 
niſſe des einen der Bertragfchließenden wirb nur in ben befonderen Fällen 
der 88. 821, 610 berüdfichtigt, NG. 50 S. 266, ORG. 4 ©. 12. Ber: 
tragsmäßig kann ein NMüdtrittSrecht wegen veränderter Berbältniffe aus: 
bedungen werben, vgl. OLG. 6 S. 44 mit RS. 64 ©. 856. BZurüd: 
nabme einer Stundung wegen des die Forderung gefährdenden Ber: 
alten? des Schuldners: SeuffA. 61 ©. 266. 2) Treten die Bor: 
ausiegungen des S. 821 ein, fo Tann der zur Borleiftung Verpflichtete 
die Borleiftung ohne vorherige Erflärung verweigern, und zwar auch 
gegenüber einem Zeſſionar, NG. 561 S. 171. Der 8. 821 ändert aber 
übrigens nichts an ben Nechtöverhältniffen; ebenfowenig, wie der an fid) 
Borleiftungspflichtige Eraft $. 821 Leiftung Zug um Bug verlangen kann 
(DRG. A ©. 81, 222; NG. 58 S. 62; 64, 866; 3W. 1904 ©. 201; 
Recht 1904 S. 187), kann er auf Sicherheitsleiſtung flagen (vgl. RG. 54 
€. 866); 8. 821 verfhafit nur eine verzögerliche Einrede, der Schiwebe: 
zuſtand ift nad) 8. 826 zu beenden (vgl. RG. 53 ©. 62). Eine erſt 
nah Entftehung des Schadenserfaganipruchs wegen Nichterfüllung (8. 826) 
eintretenbe Bermögensverfchlechterung begründet die Einrede des 8. 821 
nit, ORG. 4 ©. 18, 3) War die Vermögenslage ſchon bei Ab- 
ihluß des Vertrags eine fchledhte, fo findet $ 821 keine Anwendung; es 
fann aber eine Anfechtung wegen Irrtums (8. 119) oder Betrug ($. 128) 
in Frage kommen. 4) Die Konkurserdffnung kann eine wefentliche 
Berfhlechterung bedeuten, auch wenn ſchon vorher Sinfolvenz beftand, 
Reht 1905 ©. 77. 5) Keine Gefährdung, wenn ausreichende hypo⸗ 
thekariſche Sicherheit befteht, NG. 58 ©. 244. 6) 88. 282 ff. 


8. Prozeſſuale Wirkung der Einrede des nicht erfüllten Wertrages. 
6. 322. Erhebt aus einem gegenfeitigen Vertrage der eine 
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Zeil Klage auf die ihm gefchuldete Leiitung!), fo hat die Öeltend- 
madung des dem anderen Zeile zuſtehenden NRechtes, Die 
Leiſtung bi zur Bewirkung der Gegenleiltung zu vermweigern?), 
nur die rkung, daß der andere Zeil zur Erfüllung Zug um 
Zug gu verurteilen ift3). 

Hat der klagende Zeil vorzuleilten, fo kann er, wenn der 
andere Teil im Berzuge der Annahme ift, auf Leiftung nad 
Empfang der Gegenleiltung agent). 

Auf die Zmwangsvollitredung findet die Borjchrift des 
8. 274 Abſ. 2 Anwendung. 

1) Seder Teil kann auf Erfüllung Zug um Zug (Zwangsvollſtreckung: 
ZPO. 83. 126, 766, 766, 894, Mahnverfahren: $. 688) oder aud 
ſchlechthin auf Erfüllung Tlagen, ohne behaupten zu müſſen, daß er felbft 
erfüllt habe, NG. 50 ©. 268. Macht ber Bellagte bie Einrede des nicht 
erfüllten Vertrags nicht geltend, fo wird er zur Leiftung verurteilt, macht 
er fie geltend, jo wird er verurteilt, Zug um Bug zu leiften, Necht 1908 
©. 575. Die Anführung bes Klägers, dab erfüllt fei, ift Replik, Be: 
weis: 8. 820 Anm. 2. 2) Form der Geltendmadung: JW. 1908 
Beil. S. 22. — Bei inmöglichleit der Gegenleiftung gilt je nad) Sachlage 
$. 806, 828 ober 825. 8) Auch der in Annahmeverzug befindliche 
Beklagte ift fo zu verurteilen, ber Berzug wird erft in der Zwangsvoll⸗ 
ftredung (BO. 88. 766, 726) berüdfichtigt (ZW. 1904 ©. 90 unter Auf: 
hebung von OLG. 8 S. 88; RG. bl ©. 867). Wer aber die Annahme 
der ihm gefchuldeten Leiftung endgültig ablehnt, kann nicht zugleich die 
Einrede des nicht erfüllten Vertrags vorihügen, RG. 56 S. 178. 
4) Der Beklagte, der fich nicht auf die Borleiftungspflicht des Klägers 
beruft, wird fchlechthin verurteilt (ftreitig).. Beruft er ſich darauf, wird 
die lage zurzeit abgewiefen,; Annahmeverzug bes Beklagten bewirkt je- 
doch Verurteilung zur Leiftung nad) Empfang der Gegenleiftung. 


II. Ginfiuß des Unmöglichwerdens einer Leitung. SS. 323—325. 

1. Nur die nach Abſchluß des gegenfeitigen Vertrags eintretenbe 
(dauernde, ZW. 1904 S. 169; 1905, 388, 718) Unmöglichkeit ($. 276) 
wird bier geregelt. Nachträgliche Unvermögen fteht auch bier dem Un: 
möglichwerden glei; ($. 276 Abſ. 2). — Unmöglichleit und Unvermögen 
bei Pertragsihluß: S. 806 Anm. 1. 

2. Darüber, ob die unmöglich gewordene Leiftung in Yorm von 
Schadenserfag weiter gefchuldet wird, enticheiden SS. 275, 280. Nur 
der Einfluß auf die Gegenleiftung wird Hier behandelt. Außerdem 
werden einige ben ganzen Bertrag berübrende Rechte (Müdtritt) ge- 
geben. 

8. Welcher ber 88. 828—825 anwendbar ift, hängt davon ab, ob 
dad Unmöglichwerden vom Gläubiger (3. 824) oder vom Schuldner 
(8. 825) der unmöglich gewordenen Leiftung ober von feinem ber beiden 
* ee) zu vertreten if. — Umfang ber PBertretungspflicht: 88. 276 
b . 

4. Beweislaft beim Einklagen ber unmöglich gewordenen Leiftung 
oder bed Schabenserfages ftatt beflen: 8. 282. -- Wirb auf Gegenleiftung 
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für eine ganz oder teilweife unmöglich) gewordene Leiftung geflagt, To 
bat Bellagter die völlige oder teilweife Unmöglichkeit, letzterenfalls auch 
um wieviel der Wert der gegneriſchen Leiftung gemindert ift, nachzuweiſen 
(famm fich aber dieſen Nachweis mit Hilfe der Einrede bes nicht erfüllten 
Bertrageß eriparen). Sache bes Klägers ift e8 bann, die Borausfegungen 
des 8. 824 nachzumeifen. 

5.Po fitive (weder Verzug noch Unmöglichkeit bewirtende) Berlegungen 
der aus gegenfeitigen Berträgen entipringenden Verpflichtungen gewähren 
nicht nur Anſpruch auf Erfag des durch die betr. Verlegung entftandenen 
Schadens (vor $. 276), fondern, wenn die Berlegung den „Vertragszweck 
gefährdet“, d. 5. fo weientlich ift, daB dem vertragstreuen Teile die ort: 
fegung des Pertragd nicht zugemutet werden kann, in analoger Anwen: 
dung der SS. 825, 826 ferner wahlmwelfe Anſpruch auf Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung der ganzen Verbindlichkeit oder ein NAüdtrittsrecht, 
RE. 54 ©. 98, IB. 1906 S. 800. Dies gilt namentlihd — ausſchließ⸗ 
ich nad Recht (KG.) 1906 S. 615 — bei Sufzeffivlieferungen und ähn- 
lien auf längere Dauer berechneten Verträgen. Hier liegen ſolche poſi⸗ 
tiven Bertragöverlegungen, 3. 3. tm unberechtigten Sichlosſagen vom 
Bertrage (NG. 567 S. 113), tn derart mangelhafter Lieferung einzelner 
Raten, daß dem vertragstreuen Teil die Fortſetzung des Berhältniffes 
nicht augenrutet werden kann (RG. 67 ©. 115, Recht 1908 ©. 290, 
Seuna. 61 S. 224; aM: Seufll. 67 ©. 129), — Bumider- 
bandlungen gegen Unterlafienspflichten (Konkurrenz trog Ubertragung des 
Alleinverkaufsſsrechts) bedeuten ebenfalls pofitive WBertragspverlegungen, 
fönnen aber u.U. gleichzeitig eine vom Schuldner zu vertretende Un: 
möglichkeit ber Leiftung erzeugen und fomit unmittelbar unter 8. 825 
fallen, NG. 64 ©. 286, Recht 1904 ©. 561; a. M. ORG. 8 ©. 88 


1, Anmöglichwerden, zu vertreten von keinem Geile.» 

6. 323. Wird die aus einem gegenfeitigen Bertrage dem 
eınen Teile obliegende Leiltung infolge eines Umftandes uns 
mögli, den weder er nod) der andere Teil zu vertreten bat, 
jo verliert er den Anfpruch auf die Gegenleiftung!); bei teil» 
weijer Unmöglichkeit mindert fi die Gegenleiftung nad) Maß- 
gabe der 88. 472, 473. 

Berlangt der andere Zeil nah $. 281 Herausgabe des für 
den gejchuldeten Gegenftand erlangten Erjages oder Abtretung?) 
des Erfakanfpruchs, jo bleibt er zur Gegenleiftung verpflichtet; 
dieje mindert fich jedoch nad) Maßgabe der 88. 472, 473 injo- 
weit, alö der Wert des Erſatzes oder des Erſatzanſpruchs Hinter 
dem Werte der geichuldeten Leiltung zurückbleibt. 

Someit die nad) diefen VBorfchriften nicht gejchuldete Gegen- 
leiftung bewirkt ift, Tann das Geleiftete nad) den Vorſchriften 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung) zu⸗ 
tüdgeforbert werden. 

2) Die unmöglich geiworbene Leiftung wird nach 8. 275 nicht mehr 
geſchuldet. Die Gefahr beim gegenfeitigen Bertrage trägt alfo Bis zur 
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Erfüllung der Schuldner (Verkäufer) infofern, als er bei zufälligen Un: 
möglicgwerden feiner Leiftung (Untergang der Kaufſache) den Anſpruch 
auf die Gegenleiftung (Kaufpreis) verliert. — Sondervorſchriften über 
Gefahrtragung: 88. 446, 447, 588, 616, 644. 2) SS. 898. 
3) 88. 812 f., 818. 

2. Be ren, zu vertreten vom Gläubiger. 

8. 324. Wird die aus einem gegenfeitigen Vertrage dem 
einen Zeile obliegende Leiftung infolge eines Umſtandes, den 
ber andere Zeil zu vertreten bat, unmöglich, fo behält er ben 
Anſpruch auf die Gegenleiftung!). Er muß fi jedoch das— 
jenige anrechnen laſſen, was er infolge der Befreiung von ber 
Leiſtung erſpart oder durch anderweitige Berwendung feiner 
Arbeitöfraft erwirbt oder zu erwerben bösmwillig unterläßt?). 

Das gleiche gilt, wenn die dem einen Zeile obliegende 
Leiſtung infolge eines von ihm nit zu vertretenden Um⸗ 
ftandes zu einer Zeit unmöglidy wird, zu welder der andere 
Teil im Berguge der Annahme?) ift. 

1) Die unmöglich gewordene Leiftung wird nad) $. 275 nicht mehr 
geihuldet. Soweit der Gläubiger (3. B. Mieter) durch eine unerlaubte 
Handlung die Leiftung unmöglich) macht (die Mietſache beichädigt), Haftet 
er au für weiteren Schaben. Haftung für Gebilfen: 88. 278, 881. 
— Auch die Rechte aus $. 281 (Berficherungsanfprüche) ftehen dem 
Släubiger zu. — Belipiele: OLG. 1 S. 286; 5, 82; DAYZ. 1902 
©. 486; Recht 1903 S. 152. 2) Bol. 8.615 Anm. 2. Die Beweis: 
laft trifft den Gläubiger, SeuffA. 61 S. 188. 3) SS. 298 ff. Die un: 
möglich gewordene Leiltung wird nach SS. 800, 275 nidyt mehr geichuldet. 
8. Unmäglihwerben, zu vertreten vom Schuldner. 

8. 325. Wird die aus einem gegenfeitigen Vertrage dem 
einen Zeile obliegende Leiſtung infolge eines Umftandes, den 
er zu vertreten hat, unmöglichy, jo kann der andere Teil 
Scyadenserfag wegen Nichterfüllung verlangen oder von dem 
Bertrage zurüdtreten. Bei teilmeifer Unmöglichkeit ift er, wenn 
die teilweiſe Erfüllung des Vertrags für ihn Tein Intereſſe hat?), 
berechtigt, Schadenserfag wegen Nichterfüllung der ganzen Ber: 
bindlichkeit nad) Maßgabe des 8. 280 Abi. 2 zu verlangen oder 
von dem ganzen PVertrage zurüdzutreten. Statt des Anſpruchs 
auf Schadenserſatz und des Nüdtrittsrehts kann er auch die 
für den Yall des 8. 323 beftimmten Rechte geltend machen. 

Das gleiche gilt in dem Falle des $. 283, wenn nidht die 
Reiltung bis zum Ablaufe der Yrift bewirkt wird oder wenn 
fie zu diefer Zeit teilmeife nicht bewirkt ijt?)*). 

1) Folgende Rechte Steben dem Gläubiger zu (Wahlerklärung: 
8. 826 Anm. 6): a) Schadenderfag wegen Nichterfüllung ($. 326 Unnt. 7). 
b) Nüdtritt, 88. 827, 846—856. Berzinfung infolge NüdtrittS zurüd- 
zuzahlender Beträge: 8. 847, RG. 52 ©. 92. c) Verweigerung der Gegen: 
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leftung (8.828),en. Kondiktion ber fchon bewirkten Leiftung, 88. 812f. d) Er: 
fagftäde nach 8. 281 gegen verhältnismäßig geminderte Gegenleiftung (3. 828 
Abſ. 2). — Bei nur teilweife unmöglich gewordener Leiftung fann ber 
Gläubiger immer den möglichen Teil fordern und Hinfichtlich des unmtöglichen 
Teild obige vier Rechte ausüben. Iſt die Tetlerfüllung für ihn ohne Intereſſe, 
fann er außerdem entweder vom ganzen Bertrage zurüdtreten ober den 
noch möglichen Leiftungsteill ablehnen und Schadenderfag wegen Nicht: 
erfüllung der ganzen Berbindlichleit verlangen. 2), D. H. nicht, daß 
für ihn die Teilleiftung ohne Intereſſe iſt ($. 282 Abſ. 2), was von 
wenig Bermögendleiftungen gilt. Vielmehr genfgt, daß dem Kläger an 
dem teilweifen Austaufch beider Leiltungen nicht liegt, NS. 50 ©. 188; 
8. 1904 S. 170; 1906, 172; Seuffü. 60 ©. 190. 3) Hat der 
Schulbner trog rechtöträftiger Berurteilung und trog ihm nach 8. 288 
gegebener Nachfriſt nicht geleiftet, fo gilt die gefchulbete Leiſtung als um- 
möglih geworden, und der Gläubiger kann die in Unm. 1 aufgeführten 
Rechte geltend machen. 4) Kein Rucktrittsrecht ded Verkäufers, der 
geliefert und den Preiß geitundet bat: $. 454; bes Altenteilerd nad 
Landesrecht 3.8. Pr. Art. 15 8. 7. 


III. Berzug des einen Teiles. 
. 326')%. Sit bei einem gegenfeitigen Vertrage der 
eine Zeil mit ber ihm obliegenden Zeiftung im Berzuge?), ſo 
kann ihm der andere Teil zur Bewirkung der Leiltung eine 
angemeſſene Friſt mit der Erklärung beitimmen, daß er Die 
Annahme der Leiftung nad dem Ablaufe der Friſt ablehnet)>). 
Nach dem Ablaufe der Friſt ift er berecdhtigt®), Schadenserfag 
wegen Nichterfüllung?) gu verlangen oder von dem Vertrage 
zurüdgutreten®), wenn nicht die Leiltung rechtzeitig erfolgt iſt; 
der Anſpruch auf Erfüllung iſt ausgefchloflen. Wird die Leiſtung 
bi8 zum Ablaufe der Friſt teilmeife nicht bewirkt, fo findet die 
Vorſchrift des 8. 325 Abi. 1 Satz 2 entipredjende Anwendung?). 
Hat die Erfüllung des Vertrags infolge des Verzuge für 
den anderen Zeil fein Intereffed), fo ſtehen ihm die im Abi. 1 
bezeichneten Rechte zu, ohne daß es der Beitimmung einer 
Friſt bedarf. 


1) Überficht. Gerät bei einem gegenfeitigen Vertrag ein Teil 
mit der ihm obliegenden Leiftung in Verzug, fo ftehen dem Gläubiger 
diefer Leiftung, abgefehen von $. 826, folgende Rechte zu: a) Erfüllung 
nebft Schabenserfag wegen veripäteter Erfüllung, wobei er felbft zur 
Segenleiftung verpflichtet bleibt (8. 286 Abſ. 1). b) Schadenserfak 
wegen Richterfüllung, falls entweder die veripätete Leiftung für ihn ohne 
Interefie ift ($. 286 Abſ. 2) oder der Schuldner nach rechtöfräftiger 
Berurteilung auch die ihm vom Gläubiger nad) $. 288 gefegte Nachfriſt 
verftreihen läßt. — Diefe Rechte erweitert 8. 826 burd; Gewährung 
eines Aüdtrittöredht8 und Erleichterung der Borausfegungen für ben 
Anfpruch auf Schadengerfag wegen Nichterfüllung. 3) Anwendungs: 
gebiet: Alle gegenfeitigen Verträge (vor $. 820). Auch der Zeſſionar, 
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der die Nechte bes einen Teils erwirbt, ohne in die Paſſivſeite zu ful: 
zebieren, hat die Befugnifie des 8. 826 (Rücktrittsrecht ohne Einwilligung 
des Bedenten?), RG. bb S. 402. — Anwendbarkeit bei pofitiver Ber: 
tragsverlegung: S. 158 Borbm. 5; bei alternativen Schuldnnerverbältnifien, 
wenn der Schuldner die Wahl Bat, au) wenn dem Schuldner eine 
Gegenforderung zufteht und fein Schuldbetrag erſt durch Abrechnung er: 
mittelt werden fol, RG. 44 ©. 41; bei Handelögeihäften, OLG. 2 
©. 88, 217; 4, 16. — Sonderborfchriften über die Wirkungen bes 
Leiſtungsverzugs: 88. 454 (Kauf), 686 (Werkvertrag); 861, HGB. 876 
(Fixgeſchäft), Ausgefchloffen tft die Anwendung wegen Verzugs eines 
Gefelfchafterd bei einer aus mehr als 2 Perfonen beftehenden Gefellichaft, 
nur Kündigung nad; $. 728, DOV®. 8 ©. 80. 8) Schuldner: 
verzug (SS. 284 ff.) ift Borausfegung für Anwendung des 8. 826 (au 
beim Handeldfauf, NW. 1905 ©. 640), und zwar muß der Bergug fih 
auf die Hauptleifting beziehen. Die Abnahmepflicht des Käufers (8.488) 
gilt als folde nur in befonderen Fällen (3. B. Verlauf auf Abbruch, 
Abnahme von Mailenprodutten im Großhandel, Verkäufe ab Schiff), 
NG. 58 ©. 161; ZW. 1903 Beil. ©. 79; Net 1905 S. 470; OLG. 6 
©. 60. (U. M., für Unmwendbarleit bei jedem Abnahmeverzug: OLG. 4 
S. 228; 6 S. 60; Recht 1902 ©. 556). Schuldnerverzug liegt por, wenn 
neben Abnahmeverzug gleichzeitig Zahlungsverzug befteht, ORG. 4 ©. 18, 
DSB. 1905 ©. 162. Auch Spezifilationsverzug genügt, vgl. Seuffft. 69 
©. 184, 9882. 8. 875. — Mechtzeitige Lieferung und Annahme eines 
nicht vertragsmäßigen Gegenſtandes fchließen den Berzug im Sinne bes 
8. 826 aus; nur die Rechte wegen Erfüllungsmängel greifen Plag, 
Ceuffll. 60 ©. 54; IW. 1902 Beil. S. 251; 1908 Beil. ©.8. Gläubiger— 
verzug bei gegenfeitigen Verträgen gewährt im übrigen nur die Nechte 
der 88. 298 ff., 822, 824. Sondervorfchriften: SS. 615; 642—646, RG. 53 
S. 221. 4) Sriftiegung. (88. 180ff.). Die Srift darf nicht bloß 
gewährt, muß gefegt werden, OLG. 8 ©. 489. Bemeffung der Frift: 
nicht nötig tft Beſtimmtheit nah Tagen, Monaten oder Jahren, e8 ge 
nügt u. U. Forderung „Tofortiger, umgehender“ Nachholung, OLG.8 ©. 489, 
a.M. Seuff A. 60 ©. 9; dem Säumigen braucht nicht Zeit gelaflen zu werben, 
bie Erfüllung erit zu beginnen, es genügt, daß er die ind Wert geſetzte Er: 
füllung beichleunigt vollenden fanıı, OLG. 8 ©. 489, Recht 1908 S. 400; Be: 
ftimmung einer zu kurzen Friſt feßt die angemeflene Friſt in Lauf, nad 
deren frucdhtlofem Ablauf der Erfüllungsanfpruch ausgeſchloſſen if, NE. 62 
©. 66 mit Bit., OLG. 8 ©. 40; SFriftberehnung 88. 186ff. Cinfeitige 
Berlängerung ber gejegten Friſt tft unzuläffig, Schweigen barauf enthält 
feine Genehmigung, Seuffü. 57 ©. 448. — Form der Friftiegung: 
braudt nicht mit Worten des Gefeges zu gefchehen, doch muß Ablehnung 
der Lelftung nad) Sriftablauf deutlih zum Ausdrud tommen (ORG. 2 
©. 216; 8, 440; 12, 48), andernfalls kann der Richtfäumige nachträglich 
wieder Erfüllung verlangen, Recht 1902 ©. 149. Bei Perzug in Ent- 
gegennabme einer Auflafiung genügt Segung einer Frift nit, Tag und 
Stunde bed Auflaffungstermind muß bezeichnet fein (NG. 68 ©. 756, 
DRG. 12 ©. 41), dem fteht gleich, wenn der Aufforbernde die Termins⸗ 
beftimmung ausdrüdli dem Gegner überläßt, Seuffl. 61 S. 60. — 
Zeit der Friftfegung: Verbindung mit der erft ben Berzug begründenben 
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Mahnung iſt zuläfiig, NE. 50 ©. 262, Recht 1908 ©. 604; 1906, 15; 
iogar vor Eintritt des Perzugs kann die Friſft gefeßt werben, Seufffl. 57 
5. 448. Solange der Berzug dauert, ift bie Friftfegung zuläffig, fein 
Beritoß gegen Treu und Glauben, wenn der Nichtfäumige eine für ihn 
gänftige Marktlage abwartet; u. U. kann aber in langem Warten ein 
Berziht oder illoyale8 Verhalten (8. 826) liegen, RE. 60 ©. 846, 
DRG. 3 ©. 441, Nachholung der Friftfegung im Prozeſſe um Schadens: 
eriag wegen Nichterfüllung tft zuläffig, OLG. 8 ©. 40. — SKoften ber 
Friſtſetzung trägt der Schuldner, DOUG. 2 ©. 488. — Wirlung bed 
frudtloien Sriitablaufs: Wegfall des Erfüllungsanſpruchs, RE. 52 ©. 92; 
57, 108. 5) Die FSriftfegung ift nicht erforderlich: a) wenn 
die Erfühung für den (dafür beweispflichtigen, OXL®. 12 S. 48) Nidt- 
fäumigen infolge de3 Verzugs fein Intereſſe mehr Hat, vgl. 8. 825 
Anm. 2. Regelmäßig genügt dazu, daß bie Kauffache für ben beitimmten 
Zwed nicht mehr verwendet werden kann, 3. B., weil e8 Saiſonware ift, 
Recht 1906 ©. 48, IW. 1905 ©. 186, 492, DRG. 12 S. 252. Mangel 
an Erfüllungsinterefie infolge Dedungstaufs: Seuffl. 60 ©. 190; 56, 
444. Ungünitigere Beftaltung der Preisverhältniffe genügt noch nicht, 
DES. 4 ©. 19. — Daß ber Säumige in diefem Falle die Verzug: 
folgen durch nachträgliche Leiftung bis zur Nüdtrittserflärung abwenden 
fann, verneint OLG. 6 S. 51. b) wenn ber Säumige die Erfüllung 
ernftlich (Recht 1904 ©. 551) und beftimmt (1905 S. 646) weigert (RG. 58 
5. 12, 166; 67 S. 105; 61 5.87; ZB. 1905 S. 17; SeuffA. 57 S. 98, 
391, 442, 447; 61 ©. 228 (jtillichweigende Weigerung); a. M.: OLG. 8 
5. 9; 4 5.14; Recht 1902 ©. 448) oder feine Leiftung von unzuläffigen 
Bedingungen abhängig macht, IW. 1908 Beil. S. 139. Der Dedung?: 
fauf (Anm. 7) tann dann ſchon vor Ablauf der Lieferungsirift vorge: 
nommen und die Wahl (Anm. 6) ebenfo früh ſchon bindend erklärt 
werden, NG. 52 €. 160. c) bei pofitiver Vertragdverlegung (vor $. 828, 
Kr. 5). d) wenn die nach $. 480 nachgelieferte Ware wieder vertrags- 
widrig ift, ORG. 8 ©. 441. 6 Die Wahl! zwifhen Rücktritt 
und Schadenderfag wegen Nichterfüllung braucht der Gläubiger 
erſt nah Friitablauf zu erklären, aber auch ſchon vorher, bei Friſtſetzung 
und vor Eintritt des Verzugs, ift die Wahl zuläffig, Seuffü. 57 ©. 443, 
IB. 1904 ©. 856, a. M.: Recht 1902 ©. 149. Die vollzogene 
88. 1307.) Wahl bindet aud den Gläubiger (NG. 68 S. 167, OLG. 1} 
S. 29, Recht 1905 ©. 481) und kann nur mit Buftimmung bes Gegners 
zurüdgenommen werden, OLG. 12 ©. 45. Der Schuldner Tann eine 
Erklärung nach $. 855 herbeiführen. Stillichweigende Wahlerflärung: 
DES. 11 ©. 29. Die Wahlerflärung kann auch im Prozeß erfolgen, 
Abgabe und Entgegennahme werden durch die Prozeßvollmacht gededt, 
RS. 60 ©. 188. — Beide Nechte fchließen einander aus, RG. 61 
S. 180. Bet Rüdtritt fein Anſpruch auf Schadensderfag, ZW. 1902 Beil. 
©. 251. Der Anipruch des nichtfäumigen Teils ann weder kumulativ 
nod alternativ al8 Erfüllungsklage auf Bahlung des Kaufpreifes und als 
Klage auf Schadenserfag wegen Nichterfüllung begründet werden, RG. 57 
©. 106. 7) Schadenderjag wegen Nichterfüllung. Der Erfag: 
anipru tritt nit nur an Stelle ber unmöglich gewordenen ($. 825) 
oder verzögerten ($. 826) Leiſtung, fo daß die Verpflichtung des Erſatz⸗ 
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berechtigten fortdauerte (fo: Seuffü. 67 ©. 129), fondern an Stelle 
beider Vertragsleiftungen: RG. 50 ©. 202; 58, 11; 57, 106; 58, 178; 
61, 87. Der Erfaganiprud geht daher notwendig in vollem Umfange 
auf Geld; ebenfo wie ber Anipruh auf Erfüllung ift auch der auf 
Naturalreftitution ($. 249) ausgeſchloſſen, R&. 61 ©. 848. Feſt⸗ 
ftellung der Schadenshöhe erfolgt nad S. 287 ZPO. Selbithilfe: 
verfauf oder Dedungsfauf find nicht vorgefchrieben (vgl. aber 8. 254, 
Anm. 4), tönnen jedoch berüdiichtiat werden; erfolgen auf Rechnung bed 
Erfagberecditigten; find an feine Form (vgl. 8. 878 HGB.) gebunden, 
aber Prüfungspflicht des Richters, ob ein Verſehen bei ihrer Vornahme 
da8 Ergebnis beeinträchtigt, NS. 58 ©. 11; XW. 1902 Beil. ©. 268; 
1906, 640; OLG. 12 ©. 44, 224, — Bornahme bed Dedungslaufd vor 
Ablauf der Erfüllungsfriſt fchließt feine Berückſichtigung noch nicht aus. 
RG. 52 ©. 152; 57, 114, 38. 1905 ©. 17. — Beitlidde Begrenzung 
bes infolge Deckungskaufs entftandenen Schadens: Recht 19L6 ©. 48. — 
Auch abftrafte Schadensberechnung ift zuläffig, 3. B. kann Per Verkäufer 
als Schadenserjag den Unterfchteb zwiichen Seldftloftenpreiß und dem mit 
dem fäumigen Gegner vereinbarten Verkaufspreis beanipruden, RG. 60 
S. 846. Ss), Nüdtritt. Durchführung: 88. 827, B46— 866. An⸗ 
gebot der Rüdzahlung ift nicht erforderlich, RG. 49 S. 88. Wüdzahlbare 
Anzahlungen jind zu verzinien, NG. 52 S. 92. — Ausſchluß ded Nüd: 
trittsrechts: 8. 464. 9) Teilweiſe Nichterfüllung. Xeilleiftungen 
tönnen grundſätzlich zurückgewieſen werben ($. 266), e8 liegt dann gänz⸗ 
lihe Nichterfüllung vor. Nah Annahme einer Teilleiftung (einerlei ob 
vor oder nad) Friftiegung, NG. 50 ©. 141, OLG. 8 ©. 204) Hat ber 
&läubiger die zu 8. 825 Anm. I a. E. genannten Redte: ARüdtritt und 
Schadenserfag wegen gänzlicher Nichterfüllung alfo nur bei fehlendem 
Erfüllungsintereffe ($. 825 Anm. 2), — Bei Anwendung diefer Grund: 
füge auf Sufzeffivlieferungsperträge nehmen RG. 68 ©. 419; 
61 S. 128 an, dat in Nüdficht auf deren einhettlihe Natur und wirtfchaft: 
liche Bedeutung die Rechte aus 8. 826 Sag 2 nicht nur wegen der ver: 
äögerten, fondern wegen aller nod) ausftehenden Raten ausgeübt werden 
tönnen; Nachfriſt braucht alsdann nur wegen der fülligen Rate gelegt zu 
werden, die Androhung muß fi) auf die ganze Reitlieferung bezichen. 
Berzug mit der nad) 8. 480 Abſ. 1 geforderten Erfagleiftung gibt die 
gleichen Rechte, Recht 1905 S. 15. — Außerdem Lönnen Berzögerungen 
oder Mängel einzelner Naten pojitive Bertragsverlegungen (vor $. 828 
Nr. ö) bedeuten. 


8. 3271), Auf das in den 88. 325, 326 beftimmte Rück⸗ 
trittsrecht finden die für das vertragsmäßige Rücktrittsrecht 
geltenden Borjchriften ber 88. 346 bis 356 entſprechende An⸗ 
wendung. Erfolgt der Rüdtritt wegen eined Umitandes, den 
der andere Zeil nicht zu vertreten?) hat, fo haftet diefer nur 
nah den Borjchriften über die Herausgabe einer ungeredt- 
fertigten Bereicherung 3). 

1) 8. 826 Anm. 8. 2) 88. 276— 219. 3) 88. 812, 
818 Abſ. 3. Keine Berzinfung rüdzahlbarer Gelder in diefem Falle. 


Verſprechen der Leiftung an einen Dritten. 88. 327, 328. 159 


Tritter Titel. 
Verſprechen der Leiſtung an einen Dritten. 


Berträge auf Leiftung an Dritte können entweder in der Weife ab: 
geichlofien werden, daß ber Dritte nur Leiftungsitelle it, one ein Recht 
auf die Leiftung zu erwerben (unechte Verträge zugunften Dritter) oder 
daß der Dritte unmittelbar das Recht erwirbt (echte Berträge 3. G. D.). 
Auf beide Bertragdarten bezieht fich diefer Titel. — Dad BGB. erfennt 
grunbfäglich die Gültigkeit auch der echten Verträge 3. G. D. an ($. 828, 
Abt. 1), und zwar erwirbt der Dritte unmittelbar aus dem Bertrage 
fein Recht, ohne daß es feined Beitritts bebarf. — Die Enticheidung ber 
Fragen, ob ein echter oder ein unechter Vertrag 3. G. D. vorliegt und im 
Falle des echten Bertrags 3. G. D., ob nur dem Dritten ober auch dem 
Beriprechendempfänger eine Forderung gegen den Dritten zuftehen foll, 
iowie der fonftigen in $. 828 Abf. 2 erwähnten Tragen bleibt der Aus: 
legung des Bertrags überlafien ($$. 828 Abſ. 2, 885). Auslegungs⸗ 
regeln: SS. 829—882. Zurückweiſung des Rechts durch den Dritten: 
8. 888. Einwendungen aus dem Bertrage gegenüber dem Dritten: $. 884. 

Nicht Hierher gehören Berträge, die jemand im Namen eined anderen 
mit oder ohne Vollmacht fchließt; ob jie für und gegen ben Bertretenen 
wirfen, enticheiden 83. 164 ff.; Erb: und Cheverträge (SS. 2274 ff., 1482 ff.), 
die Häufig 3. G. D. wirken; Übergang der Verpflichtungen bed Vermieters 
eine8 Grundſtücks bei befien Verlaufe (SS. 671—580., — Bgl. aud 
$8. 414 ff., 626 ff. Frachtvertrag HGB. SS. 438. (Mödreffat eine Geld: 
brief bat feinen Auslieferungsanſpruch gegen die Poſt, SeuffA. 66 


5. 270.) 
Begriff der Merträge zu Gunſten Dritter. Gültigkeit. 

6. 328. Durd, Vertrag!) kann eine Leiftung an einen 
Dritten mit der Wirkung bedungen werden, daß der Dritte un- 
mittelbar das Recht erwirbt, die Leiltung zu fordern?). 

In Ermangelung einer befonderen Beitimmung ilt aus 
den Umftänden, insbejondere aus dem Zwecke des Bertrags, 
‚u entnehmen, ob der Dritte das Recht ermwerben?), ob dae 
Recht des Dritten fofort oder nur unter gewiſſen Boraus-» 
jegungen entjtehen und ob den Beriragichließenden die Befugnis 
vorbehalten jein joll, das Recht des Dritten ohne deſſen Zu- 
fimmung aufzuheben oder zu ändern. 

1) Formlos, wenn nicht aus anderen Gründen (3. B. 88. 311 bis 
818) Formzwang befteht. 2) Der Beweis für das Beftehen, den Syn: 
halt und den Umfang des Rechtes Iiegt dem Dritten ob. — Schieds⸗ 
gerichtsflaufel im VBertrage 3. G. D.: ZW. 1901 ©. 207. 3) Daraus, 
dab ein Vertrag im Sinterefle eines Dritten, 3. B. von einer Gemeinde 
im Snterefie ihrer Mitglieder geſchloſſen wird, folgt noch nicht ein Recht 
des Dritten, OLG. 2 S. 474, ZW. 1905 S. 210. Ebenſo ift das 
Recht des Dritten in folgenden Fällen verneint: Anlegung von Geld bei 
emer Sparkaſſe auf Namen eines anderen, Recht 1906 S. 48; Berab: 
redung, daß ber Kaufpreis an einen Dritten gezahlt werden foll, 19065, 
Id, Austunfterteilung bes Rechtsanwalts an einen anberen als ben Un- 
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fragenden, NG. 52 ©. 865; Adreſſat eine? Gelbbriefd, Seufifl. 5b 
S. 270, anders: HGB. $. 486. 
Ausliegungsregeln. 88. 329—332, 335. 

[a 329. Berpflichtet fi) in einem Bertrage der eine Teil 
zur Befriedigung eines Gläubigers des anderen Teiles, ohne 
die Schuld au übernehmen, fo ilt im Zweifel nicht anzunehmen, 
daß der Gläubiger unmittelbar das Recht erwerben foll, die 
Befriedigung von ihm zu fordern. 

Erfüllungsäbernabme, im Gegenfag zur Schuldübernahme 
im $. 415. Beide finb verfchieden von ber bloßen Berechtigung an einen 
Dritten zu zahlen, Seuffü. 61 ©. 185. Beide können abitraft fein und 
find dann der Formvorſchrift des S. 780 unterworfen, NG. 68 S. 200. 
— Die Gtroban? verpflichtet fih dem Giratar erit durch Gutjchrift, 
Sähfärd. 18 ©. 841. 

8. 330. Wird in einem Lebensverſicherungs⸗) oder 
einem Leibrentenvertrage?) die Zahlung der Verliherungsiumme 
oder der Leibrente an einen Dritten?) bedungen, jo ilt im 
Zweifel anzunchmen, daß der Dritte unmittelbar das Recht er- 
werben foll, die Leiſtung zu fordern‘). Das gleiche gilt, wenn 
bei einer unentgeltlihen Zumendung’) dem Bedadhten eine 
Leiftung an einen Dritten auferlegt oder bei einer Vermögens: 
oder Gutsübernahme) von dem Übernehmer eine Leiltung an 
einen Dritten zum Zwecke der Abfindung”) verfproden mird. 

1) Verfiherungsreht EG. Art. 75. Unfallverfiherung als Lebens⸗ 
verjiherung: Recht 1906 S. 811. 2) 88. 769 fi. 3) Die Erben 
des Verſicherungsnehmers find nicht Dritte, der Anſpruch aus einer zu 
ihren Gunften geichlofienen Berjiherung gehört zum Nachlaß, es müßte 
denn ein anderer Wille des VNehmers erhellen, OLG. 12 S. 89, 40, 
NE. 62 ©. 259 (erflärt Heide Auslegungen für gleichwertig), Seuffil. 56 
S. 446 (3. &. meiner Hinterbliebenen), Recht 1904 S. 601 (3. &. meiner 
Familie). — Umſchreibung der zunädit 3. G. der Erben lautenden Bolice 
auf bejtimmte Dritte ift im Nachlaßkonkurs anfechtbar, NS 62 ©. 46; 
ebenfo u. U. die Prämienzahlung auf eine 3. &. der Frau lautende Police, 
ebd. ©. 217. 4) Der im Wertrage Benannte erwirbt aus dieſem ein Recht 
auf die VSumme, die daher nit zum Nachlaß des VNehmers gehört, NE. 
bi ©. 403. Seine Vermutung beiteht für fofortigen Nechtserwerb (vgl. 
8. 881) und für Unwiderruflichleit. 5) 88, 525 ff. 6) ES. Art. 96. 
Entiprehende Anwendung auf Übernahme eines Fabritgrundftüds: ZW. 
1905 S. 717. 7) Widerruflichkeit der Abfindbungen, Legitimation 
zur Löfchungsbewilligung, OL®. 12 ©. 87. 

8. 331. Soll die Leiftung an den Dritten nad) dem Tode 
desjenigen erfolgen, welchem fie verfprochen wird, fo erwirbt der 
Dritte das Recht auf die Leiftung im Zweifel mit dem Tode 
des Berjprechensempfängers!). 

Stirbt der Berfprechendempfänger vor ber Geburt des 
Dritten, fo kann das Verſprechen, an den Dritten zu leiften, nur 
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dann noch aufgehoben oder geändert werden, wenn die Befugnis 
dazu vorbehalten worden ilt. 

2) Solder Bertrag ift ein Mechtägefchäft unter Lebenden, Recht 
105 ©. 15; zuläaſſig auch z. &. noch nicht Erzeugter, ODYS. 10 ©. 72. 
— Der Dritte hat vor dem Tode des Verſprechensempfängers noch fein 
Recht, Der Bertrag kann alſo ohne feine Zuftimmung geändert werden, 
nomentlicg ift die Verpfändung (Gruch. 49 S. 101) und ber Nüdlauf 
der Rebenöverficherunggpolice (auch durch den Konkursverwalter) geftattet, 
Seufa. 69 ©. 898. Mit dem Tode tritt unmittelbarer Rechtserwerb 
ein, 8. 380 Anm. 4. 

% 332. Hat fich der Verfprehensempfänger die Befugnis 
vorbehalten, ohne Zuſtimmung des Verſprechenden an die Stelle 
des in dem Bertrage bezeichneten Dritten einen anderen zu feßen, 
io fann dies im Ameitel aud in einer Verfügung von Todes 
wegen gejcheben. 

Ramentlih von Bedeutung für Nehensverficherungdverträge. 

Zurückweifung des Rechtes durch den Dritten. 

8. 333. Weiſt der Dritte das aus dem Vertrag erworbene 
Reht dem Berfprehenden gegenüber zurüd, jo gilt das Redt 
als nicht erworben. 

Einwendungen gegen den Dritten. 

& 334. Einwendungen aus dem DVertrage!) jtehen dem 
Berjprehenden aud) gegenüber dem Dritten zu. 

1) 3. B. Einrede bed nicht erfüllten Vertragd. Der Berfprechende 
fann auch geltend machen, daß der Vertrag von Anfang an ungültig 
gewefen oder durch Anfechtung ungültig geworden ift. 

For derungsrecht des Verſprechensempfängers. Auslegungstegel. 

8.335. Der Verſprechensempfänger kann, ſofern nicht ein 
anderer Wille der Vertragfchließenden anzunehmen iſt, die Leiftung 
an den Dritten aud) dann fordern, wenn diefem das Recht auf 
die Leiftung zuſteht. 

Bei Lebensverjicherungen wird Häufig dad Gegenteil ausgemacht. 


Vierter Titel. 
Draufgabe Vertragsſtrafe. 
Beide find als Beitärkungsmittel der Verträge Hier zufammengefaßt. 
1. Draufgabe. 
6.336. Wird bei der.Eingehung eines Vertrags!) etwas 
al3 Braufgabe gegeben?), fo gilt dies als Zeichen des Abfchlufles 
des BertragS. 
Die Draufgabe gilt im Zmeifel nicht ald Reugeld. 
1) Arrha pacto imperfecto data ift im BGB. nicht geregelt, 
vgl. 8. 1801. 2) 8.8. Gottesgeld bei der Miete (OLE. 8 ©. 866), 
Handgeld bei der Heuer, SeemO. $. 47, Mietstaler bed Geſindes, EG. 


Achilles, Bürgerliches Befehbuch,. 5. Auflage. 11 
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Art. 95. Die Formworſchrift des S$ 28 Pr. Geld. v. 8. Nov. 1810 ift 
mit ACH. 8 181 I 5 weggefallen, DSB. 1908 ©. 675 (K6.). 


8. 337. Die Draufgabe ift im Zweifel auf die von dem 
Geber geſchuldete Leitung anzurechnen oder, wenn dies nicht 
geichehen Tann, bei der Erfüllung des Vertrags zurüdgugeben. 

Wird der Bertrag wiederaufgehoben, fo it die Draufgabe 
zurüdzugeben!). " 

1) Ausn.: 88. 888, 1801. 

8. 338. Wird die von dem Geber gefchuldete Leiftung in- 
folge eines Umjtandes, den er zu vertreten bat!), unmöglid)?) 
oder verjchuldet der Geber die Wiederaufhebung des PVertrags?), 
io ilt der Empfänger beredtigt, die Draufgabe zu behalten. 
Berlangt der Empfänger Schadenserjag wegen Ridjterfüllung, 
jo ıjt die Draufgabe im Zweifel anzurechnen oder, wenn dies 
nit geichehen kann, bei der Leiltung des Schadenserfages 
zurüdazugeben. 

1) 88. 276—279. 2) 8. 275. 8) 88. 825, 826, 280, 288 
ll. Vertragsfirafe. 1. Geldfrafe. 

8. 339. Verjpricht!) der Schuldner dem Gläubiger für den 
Fall, daß er feine Verbindlichkeit?) nicht oder nicht in gehöriger 
Weile erfüllt, die Zahlung einer Geldjumme als Strafe?), fo ift 
die Strafe verwirkt*), wenn er in Verzug) fommt. Beiteht die 
geihuldete Leiſtung in einem Unterlaflen, jo tritt die Verwirkung 
mit der Zumwiderhandlung ein®). 

2) Bei oder nad) Begründung der Hauptverbindlichkeit. 2) Ber: 
tragsmäßige oder jonitige. 8) Keine Vertragsitrafe: Reugeld (S. 869), 
IW. 1902 Beil. S. 196, OLG. 8 ©. 44; vorzeitige Fälligkeit bei unplinit- 
liher Zinszahlung, Recht 1902 ©. 120, vgl. aber 8. 248 Anm. #) Die 
Bertragsitrafe ift afzeflorifch, befteht feine Hauptverbindlichkeit oder erliſcht 
diefe, jo ift je gegenitandslos. Ausn.: $. 843 Abſ. 2. Haftung des Bürgen 
für die Vertragsſtrafe 8. 767, des Pfandes 8. 1210. 5) 88. 284 fi. 
Der Gläubiger Hat bei Einklagung der Bertragsitrafe nur zu beweijen, 
daß der Schuldner im Verzug tft, SeuffA. 57 ©. 98, ob er ſelbſt Schaden 
erlitten hat, ift ohne Bedeutung, Recht 1906 ©. 470. 9) Die Strafe ift 
bier mit der Zuwiderhandlung verwirtt ohne Rüdficht auf Verſchulden des 
Schuldners, NO. 55 S. 78; doch muß die Zumwiderbandlung eine be⸗ 
wußte und frei gewollte jein, die Zwangslage Hat der Schuldner zu be⸗ 
weifen, Seuffl. 56 ©. 442, Recht 1906 ©. 242, Buwiderbanblung 
durch einen Angeftellten de3 Schuldners, $. 278, ZW. 1906 ©. 885. — 
Konturrenzverbot: Umgehung dadurd, daß man einen Dritten handeln 
läßt, ZW. 1902 Beil. S. 401; feine Umgehung, wenn man von einem 
anderen Orte aus im Bannbezirte verfauft, Gruch. 46 ©. 126; erlifcht 
mit Wegfall jedes berechtigten Intereſſes, Seuffl. 61 S. 183; Straf: 
verfprehen des Vaters bei Zumiderhandlungen des Sohned: OLG. 12 
S. 255. Iſt die Strafe ihrer Höhe nad) beftimmt, dem Beredtigten das 
volle Interefje zu eriegen, jo kann ſich der Schuldner nad) itändiger 
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Praxis des RG. von der ihm auferlegten Beichräntung durch Zahlung 
der Strafe freimachen, IW. 1902 Beil. S.250. Sonbdervorfhriften 
über Konkurrenzllaufeln: HGB. SS. 74—76, GewO. 8 188]. 

Strafe fintt der Erfüllung. 

&. 340. Hat der Schuldner die Strafe für den Fall ver- 
Iproyen, daß er feine Verbindlichkeit nicht erfüllt, fo kann der 
Gläubiger die verwirkte Strafe ftatt der Erfüllung verlangen?). 
Erflärt?) der Gläubiger dem Schuldner, daß er die Strafe ver- 
lange, fo ift der Anſpruch auf Erfüllung ausgejchloflen. 

Steht dem Gläubiger ein Anipruh auf Schadenserfak 
wegen Nichterfüllung ?) zu, jo kann er die vermwirkte Strafe als 
Mindeftbetrag des Schadens verlangen. Die Geltendmahung 
eines weiteren Schadens ift nicht ausgeſchloſſen. 

1) Keine Wahlichuld; ob alternative Ermächtigung ($. 262 Anm. 2), 
iſt ftreitig. 2, Ss. 180 ff. 3) SS. 280, 288, 286 Abi. 2, 825, 826. 


Strafe neben der Erfüllung. 


&. SAl. Hat der Schuldner die Strafe für den Fall ver- 
ſprochen, daß er jeine Verbindlichkeit nicht in gehöriger Weiſe, 
in3befondere nicht zu der beitimmten Zeit, erfüllt, jo kann der 
Släubiger die verwirkte Strafe neben der Erfüllung verlangen. 

Steht dem Gläubiger ein Anſpruch auf Schadenserfaß 
wegen der nicht gehörigen Erfüllung zu, jo finden die Bor» 
ichriften des $. 340 Abi. 2 Anwendung. 

Rimmt der Gläubiger die Erfüllung an, fo kann er die 
Strafe nur verlangen, wenn er fi) das Recht dazu bei der 
Annahme vorbehält?). 

1, Begriff der Erfüllungsannahme: NG. 57 ©. 387; 69, 878; 
DES. 8 5. 285; 8, 42, 441; Seuffü. 67 5.6. Der Vorbehalt muß 
bei Annahme erklärt werden, weder vorher noch fpäter, doc) genügt fo: 
fortige Erflärung nah Empfangnahme, RS 59 ©. 878, Seufff. 57 
5.6, OLG. 10 5.160; 8 €.285. Grilärung bei Schlußlicferung reicht 
aus, Recht 1908 S. 291. Der bei früheren Raten ausgelprochene Por: 
behalt braucht nicht wiederholt zu werden, Recht 1904 ©. 445. —- Bor: 
dedalt Tann auch durch konkludente Handlungen erflärt werden, äußere 
Sundgebung bleibt erforberlich, fehlen des Berzichtwillend genügt nicht, 
RS. 61 S. 66, DVG. 8 S. 285. — Der Bürge kann ben Vorbehalt 
nicht erflären, ihm fchadet das Unterbleiben trog $. 768 Abf. 2, RG. 58 
5. 867. — Beweislaft für Vorbehalt trifft den Gläubiger, RS. ebd. — 


Übergang: RG. 61 5. 188. 
2. Andere Strafe als Geldſtrafe. 
&. 342. Wird als Strafe eine andere Leitung als die 
Zahlung einer Geldfumme verfprocden, fo finden die Vorfchriften 
der 88. 339 bis 341 Anmendung; der Anfprud auf Schadens» 
erſatz iſt ausgefchloffen, mern der Gläubiger die Strafe verlangt. 
11* 
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3. Ermäßigung der ap durch den Richter, 

8. 3A), Sit eine verwirkte Strafe?) unverhältnismäßig 
hoch?), fo kann fie auf Antrag‘) des Schulduers durch Urteil 
auf den angemeſſenen Betrag herabgejegt werden. Bei der 
Beurteilung der Angemeſſenheit iſt jedes berechtigte Intereſſe des 
Gläubigerd, nicht bloß das Vermögensintereſſe, in Betradht zu 
ziehen). Nach der Entrihtung®) der Strafe iſt die Herab» 
ſetzung ausgeſchloſſen. 

Das gleiche gilt auch außer den Fällen der 88. 339, 342, 
wenn jemand eine Strafe für den Fall verfpricht, daß er eine 
Handlung vornimmt oder unterläßt?). 

1) Zwingende Borfchrift, Verzicht unzuläffig (Recht 1902 ©. 208); 
gilt auch, wenn ausländiihes Recht anzumenden tft (OXG. 6 ©. 281). 
— Handelßredt: HGB. 85. 848, Böl, 75. AbzG. 8. 4. — Übergang: 
IW. 19U0 ©. 786, 865, N. 58 S. 420, Net 1904 ©. 884. 
2) Steine Herabfegung übermäßigen Reugeldes, Recht 1901 S. 258. 
3) Die unverhältntismäßige Höhe hat Schuldner zu beweifen. 4) Ein: 
rede genügt, IW. 1908 Beil. S. 96, OLG.8 S. 48. 5) Herabferung 
nit ſchon deshalb, weil der Gläubiger keinen direkten Schaden erlitten 
bat, OuG. 8 ©. 286. — Beifpiele: OLG. 8 ©. 43, Recht 1908 ©. 17, 
161, 526, Sädhfürd. 14 ©. 226, 247. 6) DS. 6 ©. 232. 
7) Eine Berpflihtung zur Vornahme oder Yinterlaffung der Handlung 
beſteht bier nicht, vgl. $. 889 Anm. 4. 

4. Unwirkfamkeit der Strafbefimmung. 

8. 344. Erklärt das Gefeg das Verfprechen einer Leiftung 
für unwirkſam!), fo iſt auch die für den Fall der Nichterfüllung 
des Verſprechens getroffene Vereinbarung einer Strafe unwirk— 
fam, jelbft wenn die Parteien die Unmirffamfeit des Ver— 
ſprechens gekannt haben. 

1) Das Verſprechen iſt unwirkſam, wenn die Erklärung des Ver— 
ſprechenden oder der Bertrag, zu deſſen Erforderniſſen fie gehört, um: 
wirlfam oder nichtig if. Fälle der Nichtigkeit: SS. 184, 138, 806, 810, 
818, 762, 768, 1186, 1149, 1229, 1297, 2802; GewO. $. 162 (NG. 
60 ©. 80). 

5. Beweislaft. 

- 3451!). Beltreitet der Schuldner die Verwirfung der 
Strafe, weil er feine Verbindlichkeit erfüllt habe, fo hat er die 
Grfüllung zu bemweifen, fofern nicht die gefchuldete Leiftung in 
einem Unterlafjen befteht. 

2) Silt ſowohl für 8. 840 als auh für $. 841. Bgl. $. 889 
Unm. 6, 6. 

Fünfter Titel. 
Rücktritt. 

Die 88. 846— 861 regeln zunächſt das vertragsmäßige Rück— 

trittsrecht, finden aber kraft ausdrücklicher Beſtimmung auf die Fälle bes 
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geieglihen Rücktrittsrechts bei gegenfeitigen Berträgen ($. 827) und 
auf gewiffe verwandte Bälle, 3. B. Wandelung beim Kaufe und beim 
Berbvertrage (8$. 467, 684) entiprechend Anwendung; vgl. noch 88. 280, 
286, 627, 548, 555, 648. — Nüdtritt wegen veränderter Umftände 
$$. 821, 610, beim Erbvertrage 88. 2298 ff. — Unterfchied von NRüd: 
mitt vom Darlehnsvertrag und vorbehaltener vorzeitiger Künbigung: 
RG. 52 ©. b. Necht des Verkäufers, bei Nichtzahlung des Kaufpreifes 
das Grundſtuk auf Rechnung bed Küufer® anderweit zu verfteigern, fl 
fein Rüdtrittsrecht, Recht 1908 S. 604. 

Die Rüdgewähr von Leiftungen, bie auf Grund eines nichtigen 
Rechtsgeſchäfts gemacht find, beftimmt ſich nad 88. 812 ff., nicht nach 
58. 846, 847. 

1. Borausfehnngen und Wirkungen des Rütktritts. 

8.346. Hat ſich in einem Vertrag ein Teil den Rüdtritt 
vorbehalten, fo jind die Parteien, wenn ber Rücktritt erfolgt, 
verpflichtet, einander die empfangenen Leiltungen zurückzuge— 
währen. Für geleiftete Dienfte fowie für die Überlaſſung der 
Benugung einer Sade ift der Wert & vergüten oder, falls in 
dem Bertrag eine Gegenleiftung in Geld beitimmt ift, diefe zu 
entrichten. 

Der Rüdtritt erfolgt durch einfeitige Erklärung (8. 349), mit biefer 
erliiht das durch den Bertrag begründete Schuldverhältnis. Die Be: 
telligten follen dann tunlichft in die gleiche Lage zurückverſetzt werben, 
wie wenn der Bertrag nicht geichloflen wäre. Dies wird aber nicht fo 
bewirkt, daß der ARüdtritt dinglich wirkt, fondern die Beteiligten find nur 
perſönlich verpflichtet, fich gegenieitig da8 Empfangene zurfdzugewähren. 
Konftruttion des Rücktrittsrechts: Recht 1908 S. 291 (Wirkung im Kon: 
turſe). — Statt Rüdgewähr der übereigneten Sachen können ſich Die 
Parteien auf Werterjag einigen; Wertpapiere find dann nad) dem Kurs⸗ 
wert zur Beit des Empfanged zu erfeken, ZW. 1905 ©. 187. — Ber: 
gütung für Berwaltung eines Grundfüds? Seuff A. 61 ©. 49; für 
Berugung einer Sade: ebd. ©. 179. 

Das Nüdtrittsreht unterliegt nicht der Verjährung, weil es fi 
nicht um einen Anſpruch ($. 194) Handelt; eine zeitliche Beendigung 
fann aber mit Hilfe des $. 365 herbeigeführt werben. 

Anmöglichkeit der Rückgabe. 
.&8347. Der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Ber- 
ſchlechterung, Unterganges oder einer aus einem anderen Grunde 
eintretenden Unmöglichleit der Herausgabe beitimmt fi) im Falle 
des Rüdiritt8 von dem Empfange der Leiltung an nad) den 
Borfhriften!), weldye für das Verhältnis zwischen dem Eigen- 
fümer und dem Beliger von dem Eintritte der Nechtshängigkeit 
des Eigentumsanſpruchs an gelten. Das gleihe gilt von dem 
Anſpruch auf Herausgabe oder Vergütung von Nugungen?) und 
von dem Anfprud auf Erfag von Verwendungen’). ine Geld- 
fumme ift von der Zeit des Empfanges an zu verzinfen‘). 

1) 88.989. ®) 88. 987, 988. 3) ss. 994 ff. 9) 8. 246. 
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Erfüllung 8 nm Bug. 

. BASS. Die fih aus dem Rücktritt ergebenden Ber- 
pflichtungen der Parteien find Zug um Zug zu erfüllen. Die 
Borfchriften der SS. 320, 322 finden entiprechende Anwendung. 

Bwangsvollitredung: ZPO. 88. 726, 766, 766. 

il. Erklärung des Rucktritts. 

8.3A9. Der Nüdtritt erfolgt durch Erklärung!) gegen- 
über dem anderen Zeile. 

1) Die Erflärung (88. 180 ff.) ift unwiderruflid, kann durch 
Zuftelung der Klage erfolgen, OLG. 8 ©. 204, Tann im Prozeſſe 
durch den Prozeßbevollmächtigten dem Prozeßbevollmäcdhtigten der Gegen 
partei erllärt werden, RG. 50 ©. 188; 58, 148. Erklärung durd) 
Geltendmadung eines RüdtrittSrecht? im Konkurſe des Käufers: SeuffA. 58 
&. 175. Angebot der Gegenleiftung ift nicht erforderlih, NG. 49 S. 40. 
— Friſt für den NRüdtritt $. 355, Beteiligung mehrerer $. 366. 

III. Befondere Zälle. 55. 350—361. 
1. Ausfıhluß des Rücktritts. SS. 350-353. 

. 350. Der Rüdtritt wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß der Gegenitand, melcdhen der Berechtigte empfangen bat, 
dur) Zufall untergegangen ilt. 

Die Parteien können eine andere Regelung vereinbaren. — Wer 
troß Unterganges zurüdtritt, Hat feine Schuldlofigleit zu beweifen, NG. 56 
S. 258, Seuff A. 59 S. 179. 

6. 3511). Der Rücktritt ift ausgefhloffen, wenn der Be- 
rechtigte eine weſentliche Verſchlechterung, den Untergang oder 
die andermeitige Unmöglichkeit?) der Herausgabe des empfangenen 
Gegenftandes verfchuldet bat. Der Untergang eines erheblichen 
Teiles fteht einer wefentlichen Verſchlechterung des Gegenitandes, 
das von dem Berechtigten nad) 8. 278 zu vertretende Verſchulden 
et anderen ſteht dem eigenen Verſchulden des Berechtigten 

eich. 

1) 88. 361—858 beziehen ſich nur auf den Fall, daß die in ihren 
genannten Ereignifie vor Wirkſamwerden der Nüdtrittserflärung (SS. 849, 
180ff.) eintreten. Verfchulden des Berechtigten nad NRüdtritt Tchließt 
diefen nicht mehr aus (NG. 59 ©. 97, vgl. jedoch $. 864), macht aber 
erſatzpflichtig (58. 847, 989), 2) Unmöglichkeit durch Zmwangsver: 
fteigerung? Vgl. $. 467 Anm. 2. 

8. 3521), Der Rüdtritt ift ausgefhloffen, wenn der Be- 
rehtigte die empfangene Sadye durch Verarbeitung?) oder Um- 
bildung in eine Sadye anderer Art umgeltaltet bat. 

2) Bol. 8. 861 Anm. J. Sondervorfchriften 88. 467,487. *%) 8.950. 

&. 3531). Hat der Berechtigte den empfangenen Gegen- 
ftand oder einen erheblihen Zeil des Gegenftandes veräußert 2) 
oder mit dem Rechte eines Dritten belajtet, jo ift der Rück— 
tritt außgefchloffen, wenn bei demjenigen, welcher den Gegenſtand 
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infolge der Verfügung erlangt bat, die Borausfegungen des 
$. 351 oder des 8. 352 eingetreten find. 

Einer Berfügung des Berechtigten jteht eine Verfügung 
glei, die im Bege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreit- 
vollgiehung oder durch den Konkursverwalter erfolgt. 

1) Bol. 8. 851 Anm. 1, 3) Die Veräußerung fließt an fi 
ben NRüdtritt nicht aus, e * $. 467 Anm. 2. 

g des zum Rülcktritte Berechtigten. 

8. 354. Kommt” der —— te m der Rückgewähr des 
empfangenen Gegenitandes oder eines erheblichen Zeiles des 
Gegenſtandes im Verzug, fo fann ihm der andere Zeil eine 
angemefjene FZrijt!) mit der Erklärung?) beitimmen, daß er die 
Annahme nad dem Ablaufe der Friſt ablehne. Der Rücktritt 
wird unwirkſam, wenn nicht die Rückgewähr vor dem Ablaufe 
der Friſt erfolgt. 

1) ss. 186f. Bol. S. 826 Unm. 4. Beltimmung ber Friſt im 
Urteil ZPO. S. * 2) 88. 180ff. 

Fri für die Ausübung des Rümtrittsrechts. 

} 3551) Sr für die Ausübung des Rücktrittsrechts eine 
Friſi) nicht vereinbart, fo kann dem Berechtigten von dem anderen 
Zeile für die Ausübung eine angemeflene Friſt beitimmt werden?). 
Das Nüdtrittsrecht erlifcht, wenn nicht der Rücktritt vor dem 
Ablaufe der Friſt erflärt wird. 

1) Das Nüdtrittsrecht verjährt nicht ($. 846 Anm.), 8. 865 er- 
möglicht aber eine Befeitigung des Schwebezuftandes. 2) 8. 854 
Anm 1. 3, Iſt dad Nüdtrittäreht an eine Bedingung geknüpft, 
fo kann die Aufforderung erjt nach Erfüllung der Bedingung erfolgen, IW 


1902 Beil. S. 10. 
4. Anteilbarkeit des Bürtrittsrerhts. 

8. 356. Sind bei einem Vertrag auf der einen oder ber 
anderen Seite mehrere beteiligt!), fo fann das Rücktrittsrecht 
nur von allen und gegen alle ausgeübt werden. Erlifcht das 
Rücktrittsrecht für einen der Berechtigten, fo erlifcht e8 auch für 
die übrigen. 

1) 88. ef — Bol. 88. 474, 502, 618. 

5. Rürktritt wegen Nichier üllung. a) Aufrechnun 
.387. Hat fich der eine Teil den Rücktritt für den Fall or. 
behalten, daß der andere Zeil feine Verbindlichkeit nicht erfüllt, 
jo ift der Rücktritt unwirkſam, wenn der andere Zeil fi von 
der Verbindlichkeit durch Aufrehnung?!) befreien konnte und un⸗ 
verzüglich?) nad) dem Rücktritte die Aufrechnung erflärt?). 

1) 88. 887 ff. ®) D. 5. ohne ſchuldhaftes Zögern, 8. 121; die 
unverzũgliche Erllärung in einem vorbereitenden Schrüjtiage, daß Auf: 
rechnung erfolgen werde, genügt nit: DU® 2 ©. 217, vgl. aber 
RS. 58 ©. 148. 3) 88. 180Ff. 
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b) Beweislaſt. 

$. 358. Hat fidh der eine Teil den Rüdtritt für ben Fall 
vorbehalten, daß der andere Teil feine Verbindlichkeit nicht erfüllt, 
und beftreitet diefer die Zuläffigfeit des erklärten Rücktritts, weil 
er erfüllt habe, fo bat er die Erfüllung zu bemeifen, jofern nicht 
die gejchuldete Leiltung in einem Unterlaffen beiteht. 


: 359. Sit der Rüdtritt gegen Zahlung eines Reugeldes') 
vorbehalten, fo ift der Rücktritt unmirffam, wenn das Reugeld 
nicht vor oder bei der Erklärung entrichtet wird und der andere 
Teil aus diefem Grunde Die ErHärung unverzüglich?) zurück⸗ 
weiſt. Die Erklärung ift jedoch wirkſam, wenn das Reugeld 
unverzüglid nad) der Zurückweiſung entrichtet wird. 

1) 8. 889 Anm. 1. 2) D. h. ohne ſchuldhaftes Zögern, $. 121. 
7. Borbehalt der Rechtsverwirkung. 

8. 360. Sit ein Vertrag mit dem Vorbehalte gefhlofien, 
daß der Schuldner feiner Rechte aus dem ertrage verluftig 
fein foll, wenn er feine Verbindlichkeit nicht erfüllt!), fo iſt der 
Gläubiger bei dem Eintritte diefes Falles zum Rücktritte von 
dem Bertrage berechtigt ?). 

1) oder mit Erfülung in Verzug gerät, Seufffl. 56 ©. 444. — 
Berwirkungsklaufeln in Berficherungdverträgen find im Zweifel fo zu 
verftehen, daß den Verſicherten der ErlulpationsbeweiS vorbehalten tit, 
IW. 1906 ©.120. 2) Der Borbehalt wirft nicht von felbft, fondern 
nur kraft Rücktrittserklärung. — Verzicht auf das Recht aus dem Bor: 
behalt durch vorbehaltlofe Annahme, Seuffü. 57 S. 68. 

8. Zirgefhäft. 

$. 361, Iſt in einem gegenfeitigen Vertrage vereinbart, 
daß die Leiftung des einen Teiled genau zu einer feitbeitimmten 
Zeit oder innerhalb einer feitbeitimmten Friſt bewirkt werden 
fol, fo ift im Zweifel anzunehmen, daß der andere Teil zum 
Rücktritie berechtigt fein joll, wenn die Leiftung nicht zu der 
beftimmten Zeit oder innerhalb der beitimmten Friſt erfolgt. 

1. Begriff: Nicht jedes Geſchäft mit genau beftimmter Erfülungs: 
zeit tft Strgefchäft, die Zeit muß nad. ausdrüdlicher oder ftillfchweigender 
Ubrede fo wejentlich fein, daß verfpätete Erfüllung nicht mehr als Er: 
füllung gelten fol, IW. 1902 Beil. S. 247, 284, RG. bl ©. 848. Zu: 
fage fchnellfter Berladung macht das Geſchäft nicht zum Firgeſchäft, Recht 
1902 ©. 587. 

2. Wirkung: Der Gläubiger kann bei nicht rechtzeitiger Zeitung 
ohne Friftfegung und ohne daß e8 auf ein Verſchulden ded Schuldners 
ankommt, zurüdtreten, kann aber auch nach 8. 826 verfahren; Schadens⸗ 
erfag wegen Nichterfüllung kann er nur nad) 8. 826 verlangen. Iſt die 
Leiftung des Schuldner unmöglich geworben, finden 88. 275ff. Anwen⸗ 
dung, Seuffel. 57 ©. 440. 

8. Bol. HGB. $. 876, KO. S. 18, AbzG. 
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Dritter Abſchnitt. 
Grlöſchen der Schuldverhältniſſe. 


Reben den hier aufgeſtellten Beſtimmungen über das Erlöſchen von 
Schuldverhältniffen (Erfüllung, Hinterlegung, Aufrechnung, Erlaß) klommt 
noch eine Reihe anderer Erlöſchensgründe in Betracht, die entweder an 
anderer Stelle (Eintritt einer auflöſenden Bedingung oder eines End: 
termind, 88. 158, 168; Nüdtritt vom Bertrage 88. 846ff., Unmöglich⸗ 
werden der Leiftung, 88. 276ff., 823.) oder im BGB. Überhaupt nicht 
allgemein geregelt find, weil bie überjlüffig oder bedenklich erfchien. 
Hierzu gehören: Pereinigung von Forderung und Schuld in einer Perfon 
($8. 425, 429, 1164, 1178, 1991, 2148, 2175, 2877), Tod des Gläubigers 
oder Schuldners (bei höchſtperſönlichen Schuldverhältniffen, vgl. SS. 678, 
127, 672). Wegen Novation vgl. $. 864 Anm. 2, Auch Über ben. 
concursus duarum causarum lucrativarım enthält daß Geſetz feine 
Beſtimmung, Auslegung muß entfcheiden, ob er ben Schuldner befreit. 
Keinen Erlöſchensgrund bildet das gerichtliche oder außergerichtliche Vor: 
ihügen einer peremtorifhen Einrede (ftreitig. Verjährung $. 222). 


Erfter Zitel. 

Erfüllung. 

I. Sewirkung der gefhuldeten Leiſtung. 
6. 362. Das Schuldverhältnis erlifht, wenn Die ge- 
ſchuldete Leiſtung an den Gläubiger bewirkt wird. 
Wird an einen Dritten zum Zwecke der Erfüllung geleiſtet, 
jo finden die Vorfchriften des $. 185 Anmendung. 

1. Borausfegungen der Erfüllung: a) Geihäftsfähigkeit 
(88. 104.) des Leiſtenden tft nur erforderlich, wenn bie gefchulbete 
deiſtung ein Rechtsgeſchäft (nicht bloß tatfächlicher Natur) if; gegenüber. 
der NRüdforderung wegen Geſchäftsunfähigkeit nügen dem Gläubiger 
55. 226, 242, 887. Geſchäftsfähigkeit des Gläubiger ift erforderlich, 
wenn defien nicht bloß tatfächliche Diitwirlung nötig tft; Leiftung an den 
Gelhäftsunfähigen befreit, ſoweit biefer bereichert ift ober fie an den 
geſetzlichen Vertreter gelangt. 

b) Bewirken der gefchuldeten Leiftung (88. 241ff.), vollftändig (Zeil: 
leitungen 8. 266) und am rechten Ort (88. 269f.), andere Leiftungen 
braucht ber Gläubiger nicht zu nehmen. Berfpätete (5. 271) Leiftungen. 
gelten grundfäglih noch als Erfüllung (Ausn.: 88. 826, 861), verpflichten 
aber zum Schabenserjaß ($. 284). Erfülungdfurrogate: Leiftung an Er: 
füllungsftatt $. 864, Hinterlegung 88. 872ff., Aufrechnung 88. 887 ff. 

c) Leiftung durch Dritte grundfäglich zuläffig, S. 267. 

d) Leiftung an Dritte grundfäglih unzuläſſtgz. — Nicht Dritte 
md: geſetzliche oder gewillkürte Vertreter (85. 164ff, 870) bes 
Släubigers; der solutionis causa adiectus, d. 5. eine vertraglich felt- 
geſetzte Zahlftelle, die (im Gegenſatz zum Inkaſſomandat, Seuffü. 59 ©. 1)- 
dem Schuldner nicht einfeitig entzogen werden kann, Seuftl. 61 ©. 185. 
Ausnahmsweiſe befreit die Erfüllung an Dritte: 88. 186, 407ff. 807, 
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808, 861, 1074 ff, 1281ff., 1478, 1969, 2112ff., 2867. Erfüllung an 
den Gläubiger des Gläubigers befreit als folche nicht, doch nüten dem 
Schuldner 3. B. 88. 688, 812, 887. Ausnahmsweiſe iſt der Gläubiger 
nicht zum Empfang legitimiert: 88. 1077, 1281, 2114, RO. 88. 6ff. 

e) Erfüllung unter dem Vorbehalt bes Beftehend ber Schuld in dem 
Sinne, daß ber Gläubiger bei Rückforderung ber Letftung das Befteben 
zu Bemeifen Bat, Braucht nicht angenommen zu werden, vgl. Recht 1902 
©. 587. 

2. Wirkung: das Schuldverhältnis erlifcht, es wird nicht etwa nur 
eine Einrede begründet. — Die Befriedigung des Gläubigers hat in einer 
Reihe von Fällen nicht die Yolge, daß die Forderung erliiht, Tondern 
bie, daß die Yorderung auf benjenigen übertragen wird, welcher den 
Gläubiger befriedigt, 3. B.: SS. 426, 774, 1148, 1225. — Stein Unter: 
gang der Nebenanfprüde durch vorbebaltlofe Annahme der Hauptichuld, 
ZW. 1902 Beil. S. 280. 

Umkehrung der Beweisinf infolge Anmahne. 

3631). Hat der Gläubiger eine ihm als Erfüllung 
angebotene Leiltung als Erfüllung angenommen?), fo trifft ihn 
die Bemweislaft, wenn er die Leiltung deshalb nicht als Er- 
füllung gelten lafjen will, weil fie eine andere als die gefchuldete 
Leitung?) oder meil fie unvollftändig geweſen jet. 

1) Die materiellen Rechte des Släubigerd, 3. B. die Einrede des 
nicht erfüllten Vertrags, werden durch die Umkehrung der Beweislaſt 
nit berührt. — HGB. 88. 8775. — Gilt auch bei Nichtlaufverträgen 
(Verlauf eines Geſchäfts mit Kundfchaft) OLE. 12 ©. 4b. 2) Begriff 
der Erfülungsannahme: $. 841 Unm., Recht 1904 ©. 680. 8) oder 
mangelhaft, NG. 57 S. 899, ORG. 12 ©. 46. 


II. Annahme einer Zeitung an un ehati. . 

8364. Das Schuldverhältnis erlifcht, wenn der Gläubiger 
eine andere als die gefchuldete Leiftung an Erfüllungsitatt an- 
nimmt '). 

Übernimmt der Schuldner zum Zwecke der Zefriedigung 
des Gläubigers diefem gegenüber eine neue Verbindlichkeit, fo 
ift im Smweitel nicht anzunehmen, daß er die Verbindlichkeit an 
Erfüllungsitatt übernimmt ?). 

1) Die Annahme an Erfüllungsftatt iſt ein PVertrag, durch ihn 
erlöfhen ipso iure die Forderung und die mit ihr zuſammen— 
hängenden alzeftortihen Nechte. Keine Leiftung an Erfülungsitatt: wenn 
die andere Leiftung nur zur Sicherung Hingegeben wird, IW. 1902 Beil. 
S. 254; wenn der Schuldner von einer ihm zuftehenden alternativen 
Ermädtigung ($. 262 Anm. 2) Gebraud; macht, NG. 51 S. 78. 2) Gilt 
indbefondere bet der Hingabe eines Wechield, OLG. 2 ©. 252, Seuffäl. 57 
©. 448. Die alte Schuld bleibt im Zweifel alfo beftehen; der Gläubiger 
Bat aber zunächſt Befriedigung aus dem Wechfel zur fuchen, ZW. 1901 
©. 867. — Wirb die neue Berbindlichlett an Erfüllungsftatt Abernommen, 
ttegt ein Sal der Novation vor. Diefe ift zwar nicht als befonberes 
Snftitut im BGB. aufrechterhalten, kann aber von ben Parteien vertrag: 
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ih begründet werden; andere Novationsfälle: 88. 607 Abf.2 (Anm. Be), 
414, 779, 782; Bänder und Bürgen ber alten Schuld werden frei: 


38. 1908 Beil. ©. 96. 
Gewährleitung. 


&. 365. Wird eine Sache, eine Forderung gegen einen 
Dritten oder ein anderes Recht an Erfüllungsitatt gegeben, fo 
bat der Schuldner wegen eine8 Mangels im Rechte oder wegen 
eines Mangels der Sadje in gleicher Weiſe wie ein Verläufer!) 
Gewähr zu leijten?). 

1) 88. 488ff. 469ff. 2) Die frühere Forderung lebt nicht 
wieder auf, wenn ſich ein Mangel der an Erfüllungsſtatt hingegebenen 


Sache uſw. herausſtellt. II. Anredy iner Zeifn 
. Anreshnung einer ng. 
+ 366. Zit der Schuldner dem Gläubiger aus mehreren 
Sculdverhältnifien!) zu gleichartigen Leiſtungen verpflichtet und 
reicht das von ihm Geleiftete nicht zur Tilgung ſämtlicher Schulden 
aus, fo wird diejenige Schuld getilgt, welche er bei der Leiltung 
beftimmt?). 

Trifft der Schuldner Feine Beitimmung, fo wird zunädjit 
die fällige Schuld, unter mehreren fälligen Schulden diejenige, 
welche dem Gläubiger geringere Sicherheit?) bietel, unter mehreren 
gleich ficheren die dem Schuldner läftigere, unter mehreren gleid) 
läftigen die ältere Schuld und bei gleihem Alter jede Schuld 
verhältnismäßig getilgt. 

1) Nicht einzelne Raten einer einheitlicden Forderung, RG. 57 
S. 97. Beruft fi) Beklagter auf eine Zahlung, die Kläger anderweit ver: 
rechnen will, jo muß dieſer feine anderweiten Unfprüche beweiſen, RG. 55 
S. 44. 2) 88. 180ff. Stillichweigende Beſtimmung genügt, ZW. 1904 
©. 58, ORG. 8 ©. 4. 3) Wechſelforderung iſt ficherer als ge⸗ 
wohnliche, Recht 1904 ©. 552. 

6. 367. Hat der Schuldner außer der Hauptleiftung 
Zinfen und Koften zu entrichten, fo wird eine zur Zilgung der 
ganzen Schuld nicht ausreichende Leiftung!) zunächſt auf die 
Koſten, dann auf die Zinfen und zulegt auf die Hauptleiftung 
angerechnet. 

Beitimmt der Schuldner eine andere Anrehnung, fo Tann 
der Bläubiger die Annahme der Zeiftung ablehnen?). 

1) auch eine im Wege der Zwangsvollſtreckung berbeigeführte Zahlung, 
e3 ſei denn, daß ber Titel die Koften oder Zinfen nicht mit umfaßt, 
DIS. 12 ©. 128. 3) ohne in Berzug zu fommen. Der Räumungs- 
anfpruch wird bader nur dur) Zahlung von Miete und Koften befeitigt, 


DIS. 12 ©. 250. 
IV. Quittung. 


$ 368. Der Öläubiger hat gegen Empfang ber Leiſtung 
auf Verlangen ein fchriftlihes Empfangsbefenntnis (Quittung) 
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zu erteilen. Hat der Schuldner ein rechtliches Intereſſe, daß die 
Quittung in anderer Form erteilt wird, fo kann er die Er- 
teilung in dieſer Form verlangen?). 

1. Die Quittung Tann bei allen Leiftungen, durch welche eine Schuld 
erfüllt wird, verlangt werden, auch bei Barzahlung im SKleinbandel, vgl. 
aber $. 226. Der Schuldner Hat Hinfichllich der Quittung ein Burüd: 
behaltungsrecht, 8. 278, kann aber auch auf Erteilung Llagen. Der 
Gläubiger fommt, wenn ihm die Leiftung gegen Quittung angeboten wird 
und er die Quittung veriveigert, in Annahmeverzug, $S. 298. 

2. Die Quittung Bat nicht den Charakter eines den Empfang der 
geichuldeten Leiſtung bindend feftftellenden Anerkenntniſſes, fondern dient 
lediglich als Beweismittel; Beweidlaft bei antizipierter Quittung: vgl. 
SeuffA. 69 ©. 223, die Parteien können aber unter Benußung der 
Sorm ber Quittung einen Erlaßvertrag jchließen (. 897 Abſ. 2). Da 
die Quittung nicht ein der joriftlihen Form bedürfendes Rechtsgeſchäft, 
fondern Beweisurkunde tft, fo findet die Vorfchrift des S. 126 Abi. ] 
nit unmittelbare, fondern nur infofern entſprechende Anwendung, al 
der Schuldner eine dem $. 126 Abf. 1 genügende Unterzeichnung der 
Quittung verlangen Tann. Die Quittung unterliegt, unbejchadet ber 
Borichriften der ZPO. SS. 416 ff, der freien Beweiswürbdigung. 

3), Löſchungsfähige Quittung $. 1144. Bei Teilzahlungen Quittung 
auf bem PVollftredungßtitel, OLG. 10 S. 288. 

Boflen der Quittung, 

8. 369, Die Koften!) der Duittung hatder Schuldnerzutragen 
und vorzuſchießen, fofern nicht aus dem zwijchen ihm und dem 
Gläubiger beftebenden Recdtsverhältniffe ſich ein anderes ergibt. 

Treten infolge einer Übertragung der Yorderung oder im 
Wege der Erbfolge an bie Stelle des urfprünglichen Gläubigers 
—F Gläubiger, ſo fallen die Mehrkoſten den Gläubigern 
zur Laſt. 

1) Auch durch Krankheit des Gläubigers verurſachte Mehrkoſten, 
OLG. 6 ©. 271. 

Die öffentlich-rechtliden Beltimmungen über bie Haftbarfeit aller an 
der Aufnahme einer Urlunde Beteiligten für Stempelfteuern bleiben 
unberührt. 

Anittung als Empfangsermächtigung. 

6.370. Der Überbringer einer Quittung?) gilt als er- 
mädtigt, die Leiftung gu empfangen, fofern nicht Die dem 
Leiltenden befannten mtände der Annahme einer foldden Er- 
mädtigung entgegenjtehen. 

1) Quittung muß echt fein. 

V. Rürkgabe eines Schuldfcheins. 

8. 371. it über die Forderung ein Schuldicein aus⸗ 

gehtelt worden, fo kann der Schuldner neben der Quittung 
üdgabe des Schuldſcheins verlangen!), Behauptet der Gläu- 
biger, zur Rüdgabe außerftande zu fein, jo fann der Schuldner 
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dad öffentlih beglaubigte Anerfenntnis?) verlangen, daß die 
Schuld erloſchen fei. 

2) Eigentum am Schuldſchein 8. 952. Der Schuldner Tann nad 
Beiriedigung des Gläubigers Herausgabe des Vollſtreckungstitels 
verlangen, Seuffel. 57 ©. 488, OLG. 4 ©. 142. Herausgabe eines 
Hinterlegungsſcheins: Recht 1902 S. 607. 2) SS. 897 Ubf. 2 
vorm $. 129. Die Koften hat der Gläubiger zu tragen. 


Zweiter Titel. 
Hinterlegung. 


Dem Schuldner beweglicher Sachen (Grundftüde $. 808) ift bei An⸗ 
nabmeverzug des Gläubigers und im Falle des 8. 872 Sat 2 das Nedit 
der Hinterlegung eingeräumt, und zwar werden binterlegungsfäbige 
Sachen ($. 872, EG. Art. 146) jelbft Hinterlegt, an Stelle anderer ber 
Perfteigerungßerlös. Wirkung der Hinterlegung: SS. 878, 879. — Bon 
dieier Hinterlegung, als Erfag für bie direkte Erfüllung der Verbind⸗ 
lichkeit, Handelt der 2. Titel. Mit inbegriffen find die Fälle, in welchen 
der Gläubiger behindert ift, Leiftung an feine Perſon zu verlangen, aber 
do die Hinterlegung als Erfüllung fordern darf, 3.9. 88. 482, 660, 
1077, 1082, 1281, 2089, 2114, vgl. SS. 5, 1760; ferner, wenn ihm 
feine Mitberechtigten unbelannt find, Seuffl. 5b S. BY. Nicht in 
Ftrage ftehen Hier die Fälle, in denen bie Hinterlegung zu anderen 
Zweden, inäbefondere zur Sicherheitäleiftung dient, ſ. 3.8. 88. 489, 
1217, 1219, 1892, 1667, 1814 ff., 1960, 2116. Insbeſondere merben 
durch die Beſtimmungen diefes Titels die Vorfchriften der Prozeßgeſetze, 
ſoweit fie eine Hinterlegung anordnen oder nacdhlafien, und die Frage 
nad der Wirkung einer ſolchen Hinterlegung nicht berührt (OLG. 2 
5. 434). 

Hinterlegung zum Zwecke der Sicjerbeitsleiftung: SS. 282 ff.; ver: 
tragamäßige Berwahrung: 88. 688ff.; amtlihe Verwahrung von ZTefta: 
menten und Crbverträgen: 88. 2246, 2269, 2278, 2277. — Die 
nähere Regelung des Hinterlegungsweſens ift der Landesgeſetzgebung 
ũberlafſen. EG. Art. 144—146. 

I. Hinterlegung der geſchuldeten Hader. 
1. Boransfekungen. 

8.372. Geld, Wertpapiere und fonftige Urkunden!) fomie 
Koitbarkeiten?) Tann?) der Schuldnert) bei einer dazu beftimmten 
öffentlihen Stelle für den Gläubiger®) hinterlegen, wenn der 
Bläubiger im Berzuge der Annahme®) if. Das aleidhe gilt, 
wenn der Schuldner aus einem anderen in der Perjon bes 
Gläubiger3 liegenden Grunde oder infolge einer nit auf Fahr» 
läffigfeit beruhenden Ungemwißheit?) über die Perfon des Gläu— 
biger8 feine Berbindlichleit nicht oder nicht mit Sicherheit er- 
füllen Kann. 

8) Handalten, OLG. 6 ©. 54. 2) EG. Urt. 146. 
8) Berpfichtung zur Hinterlegung befteht nur in ben gejeglid, beſtimmten 
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Hüllen (f. Vorbm.). 4) Auch ber Wechieliduldner, NG. 53 
©. 204. — Un Stelle des Schuldner? kann in einzelnen Fällen auch 
ein Dritter Hinterlegen, wenn die Vorausſetzungen ded 8. 872 vorliegen, 
3.8. 88. 268, 1142, 1171, 1224. 5) Piliht zur Ungabe ber 
mögliden (Släubiger bei der Hinterlegung, Seufl. 60 ©. 386. 
6) 88. 298 ff. 7) Rechtliche Ungewißheit genügt, bloß fubjeltive 
Bedenken nur dann, wenn fie troß gehöriger Prüfung begründet find, 
NG. 58 ©. 204 u. bb, 47 (gegen DVG. 6 ©. 56); 59, 14; Recht 1901 
S. 484, SeuffA. 58 ©. 219. 

6.373. Iſt der Schuldner nur gegen eine Leiftung des 
Gläubigers zu leilten verpflichtet!), fo kann er das Recht des 
Gläubiger zum Empfange der hinterlegten Sacdje von der Be- 
wirfung der Gegenleiftung abhängig madıen. 

1) 3.8. 88. 266, 278, 820, 868, 871. 

2. Ort der Dinterlegung. 

+ 374. Die Hinterlegung hat bei der Hinterlegungsitelle 
des Leiftungsorts!) zu erfolgen; hinterlegt der Schuldner bei 
einer anderen Stelle, jo hat er dem Gläubiger den daraus ent- 
jtehenden Schaden zu erfegen. 

Der Schuldner hat dem Gläubiger die Hinterlegung un⸗ 
verzüglich?) anzugeigen?), im alle der Unterlaflung it er zum 
Schadenserjage verpflihtet. Die Anzeige darf unterbleiben, 
wenn fie untunlich iſt. 

1) 88. 269, 270. Ein Berftoß gegen $. 874 macht die Hinter: 
legung nicht unwirkſam. 2) 88. 121. 3) 88. 180fj. Steine 
Senftchtung zur Beifügung des Hinterlegungsfcheind, IW. 1908 Beil. 

. IN 

8. 375. Sit die hinterlegte Sache der Hinterlegungsftelle 
durch die Voft überjendet worden, jo wirkt die Hinterlegung auf 
die Zeit der Aufgabe der Sache zur Poſt zurüd. 

Überfendungsgefahr trägt der Gläubiger nur dann, wenn Die 
Hinterlegung wirklich erfolgt. 

3. Recht zur Rücknahme. 

8.376. Der Schuldner hat das Recht, die hinterlegte Sache 
zurüdzunehmen. 

Die Rüdnahme ift ausgeſchloſſen: 

1. wenn der Schuldner der Hinterlegungsitelle erflärt!), dag 
er auf das Recht zur Rüdnahme verzichte?); 

2. wenn der Gläubiger der Hinterlegungsitelle die Annahme 
erllärt !); 

3. wenn der Hinterlegungsitelle ein zwiſchen dem Gläubiger 
und dem Schuldner ergangenes rechtskräftiges Urteil vor- 
gelegt wird), das die Hinterlegung für rechtmäßig erflärt. 

1) Ss. 180 Abſ. 3. 2), Rücknahmerecht trog Verzicht: 





Hinterlegung. 88. 373 - 881. 175 
* 1171; vol, ZPO. 8. 76. 8) Erlaß ded Urteild genügt 
richt. 


6.377. Das Nedt zur Rüdnahme ift der Pfändung nicht 
unterworfen ?). 

Bird über das Vermögen des Schuldner der Konkurs 
eröffnet, jo kann während des Konkurſes das Recht zur Rüd- 
nahme auch nicht von dem Schuldner ausgeübt werden. 

1, Bol. 88. 400, 394. 

4. Wirkung der Hinterlegung. 

6.378. Iſt die Rüdnahme der hinterlegten!) Sadje aus⸗ 
geihlofien, jo wird der Schuldner durch die Sinterlegung von 
feiner Berbindlichkeit?) in gleicher Weife befreit, wie wenn er 
zur Zeit der Hinterlegung an den Gläubiger geleitet hätte. 

1) Die Hinterlegung muß rechtmäßig (8. 872;. au) umbebingt, 
Recht 1901 S. 517) erfolgt fein. 2) Auch don den Nebenver: 
bindlicyleiten. 

&. 379. Iſt die Rüdnahme der hinterlegten!) Sache 
met ausgeichloffen, fo kann der Schuldner den Gläubiger auf 
die hinterlegte Sache verweifen?). 

Solange die Sache hinterlegt ift, trägt der Gläubiger Die 
Gefahr und ift der Schuldner nicht verpflichtet, Zinſen zu zahlen 
oder Erſatz für nicht gezogene Nutzungen zu leijten. 

Nimmt der Schuldner die hinterlegte Sache zurüd, fo gilt 
die Hinterlegung als nicht erfolgt. 

1) 8. 878 Anm. 1. 2) Form ber Berweifung: Einrede, 
beiondere Vollmacht nicht erforberlih, RE. 59 S. 14; Wirkung: Ab⸗ 
weifung ber Sage, die Ummandlung des Leiftungsaniprudhs in Die 
Forderung an bie Hinterlegungsftelle it auflöfend bedingt burch die Rück⸗ 
nabmeerflärung, die der Gläubiger durch Annahmeerflärung verhindern 
lann, OvG. 12 ©. 257. — Statt Verweifung kann der Schuldner feine 
Berbindlichleit auf andere Weile, 3.8. durch Aufrechnung, tilgen; fein 
Bahlredyt endet erft, wenn die Rucknahme ber hinterlegten Sache auf: 
geichlofien ift, OLG.4 ©. 872. 

&. 380. Soweit nad) den für die Hinterlegungsitelle 
geltenden Beitimmungen!) zum Nachweiſe der Empfangsbered)- 
tigung des Bläubigers eine diefe Berechtigung anerfennende Er- 
Hörung des Schuldners erforderlich oder genügend ift, fann ber 
Gläubiger von dem Schuldner die Abgabe der Erklärung unter 
denfelben Borausfegungen verlangen, unter denen er die Leiſtung 
zu Tordern berechtigt fein würde, wenn die Hinterlegung nicht 
erfolgt wäre. 

1) Hierfür find nah EG. Urt. 145 die Lanbesgefege maßgebend. 

5. Koſten der Hinterlegung. 

8.381. Die Kojten der Hinterlegung fallen dem Gläu- 
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biger zur Laft, fofern nicht der Schuldner die hinterlegte Sache 
zurüdnimmt. 


6, Erlöſchen des Rechtes auf den hinterlegten Betrag. 

8. 382. Das Recht des Gläubigers auf den hinterlegten 
Betrag erlifcht mit dem Ablaufe von dreißig Jahren!) nad) dem 
Empfange der Anzeige?) von der Hinterlegung, wenn nicht der 
Gläubiger fi vorher bei der Hinterlegungsitelle meldet; der 
Schuldner iſt zur Rücknahme beredtigt, auch wenn er auf das 
Recht zur Rücknahme verzichtet hat?). 

1) 88. 186 ff. Ausſchlußfriſt. 2) 8. 874 Ubf. 2. 3), Friſt 
für ie z adnahme feitend des Schuldner? mindeſtens 1 Jahr, EG. 
Urt. 145. 


IL Berfleigerung hinterlegungsunfähtger Sachen. 

8. 383. Sit die gejchuldete bewegliche Sache zur Hinter- 
legung nicht geeignet, jo kann der Schuldner fie im Falle des 
Verzugs) ded Gläubigerd am Leiftungsorte?) verfteigern ?) laſſen 
und den Erlös hinterlegen. Das gleiche gilt in den Fällen des 
8. 372 Sag 2, wenn der Verderb der Sache zu beforgen oder 
die Aufbewahrung mit unverhältnismäßigen Koſten verbunden ift. 

Sit von der Berfteigerung am Leiltungsort ein angemeljener 
Erfolg nicht zu erwarten, fo iſt die Sache an einem geeigneten 
anderen Orte zu verjteigern. 

Die Verſteigerung bat durch einen für den Berfteigerungs- 
ort beitellten Gerichtsvollzieher oder zu Verſteigerungen befugten 
anderen Beamten *) oder öffentlich angeſtellten Berfteigerer öffent» 
lich zu erfolgen (öffentliche Verjteigerung). Zeit und Ort der 
Verfteigerung jind unter allgemeiner Bezeichnung der Sache 
öffentlich befannt zu maden. 

1) 88. 298 fi. 2) 8. 269. 3) SS. 156, 4566, 458, 
vgl. SS. 979 ff. 1219 ff, 1286 ff. Die Berfteigerung darf nicht unter 
erfhwerenden Bedingungen erfolgen (Ausichluß jeder Mängelhaftung), 
Seuff. 60. ©. 185. 4) Namentlih: Notare, HandelSmäfler, 
öffentlich angeftellte Verfteigerer (GewO. 8. 86); nicht Bahnbeante, OLG. 4 
©. 80. Maßgebend find infoweit die Landesgeſetze: Pr. Art. 18, GG. 
Urt. 109; Bay. Not.Gef. v. 9. Juni 1899 Art. 2; Sad. AB. v. 
6. Juli 1899 8. 9, Gel. v. 15. uni 1900 8. 97; Bad. Gei. v. 
17. Juni 1899, UB. 3. BGB. S. 15; MedlSchw. 8. 87, MedlStr. 
8. 86; Weim. 8. 29; Mein. Art. 6; Anh. Urt. 14; Schw. Art. 24; 
SchwSo. Art. 8, Gef. v. 29. Zuli 1899; Wald. Urt. 10; Lippe S. 19; 
NL. 8. 25; Lub. 8 18. 

. 3SH. Die Verjteigerung ift erjt zuläflig, nachdem fie 
den Gläubiger angedroht!) worden ilt; die Androhung darf 
unterbleiben, wenn die Sache dem Berderb ausgejegt und mut 
dem Aufſchube der Verſteigerung Gefahr verbunden ift. 
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Der Schuldner Hat den Gläubiger von der Verſteigerung 
unverzüglich?) zu benachrichtigen; im Yalle der Unterlaffung iſt 
er zum Schadenserfage verpflichtet. 

Die Androhung und die Benadrichtigung dürfen unter» 
bleiben, wenn fie untunlich find. 

") Diele Androhung bindet ben Gläubiger nicht, IW. 1904 ©. 168. 
. 121. 


Verkauf nus freier Hand. 
8. 385. Hat die Sade einen Börfen- oder Marltpreist), 
fo Tann der Schuldner den Berlauf aus freier Hand durd) 
einen zu foldhen Verkäufen öffentlich ermächtigten Handelsmäller?) 
oder durch eine zur öffentlichen Berfteigerung befugte Berfon?) 
zum laufenden Preiſe bemirken. 
1) ft nach Berfegrsfitte und den Umitänden ded einzelnen Tyalles 
fehtzuftellen; vgl. BörſG. SS. 29 ff. 2) HGB. 88.98 ff. 3) 8. 888 
Anm. 4. 


2) 5 


Koſten der Verſteigerung. 

8.386. Die Koſten der Verſteigerüng oder bes nad) $. 385 

erfolgten Verkaufs fallen dem Gläubiger zur Laſt, fofern nicht 
der Schuldner den Binterlegten Erlös zurüdnimmt. 


Dritter Titel. 
Aufrehnung. 


1. Das BGB. ordnet nur das gefegliche Recht zur Aufrechnung 
(Borausfegungen: $. 887, Durdhführung: 8. 888, Wirkung: $. 889, Be⸗ 
ſchränftungen der Aufredynung: SS. 890-895, Aufrechnung, wenn fich 
mebrere Schuldpoften gegenliber ftehen: 8. 896). Sind die geſetzlichen Voraus⸗ 
fegungen für die Aufrechnung vorhanden, fo Hat jeder Teil das Necht, 
niit feiner Yorderung gegen bie Yorderung des anderen Teiles auf: 
zurechnen. Diefed Recht verwirklicht er durch die von ihm dem anderen 
Teile gegenüber abzugebende Willenderflärung, daß er feine Yorderung 
gegen diejenige des anderen aufrechne. Die Aufrechnung tft danach ein 
einfeitiges empfangäbedürftige8 Rechtsgeſchäft des Aufrechnenden. Pro= 
zefuale Geltendmachung der Aufrehnung Im Wege der Einrede ift nicht 
erforderlid. Die Exiſtenz des Rechtes zur Aufrechnung gibt feine Eins 
rede (Einrede aus fremdem Wufrechnungsrecht: 88. 770, 1187, 1211); 
die vollgogene Aufrechnung begründet dagegen, wie die Zahlung, den 
materiellen Einwand, daß der Bläubiger befriedigt fet, und zwar fo, daß 
die Forderungen fchon in dem Beitpuntt als erlofchen gelten, in welchem 
fie einander gegenüber geitanden haben. 

Brozefiuale Borjchriften: ZPO. 88. 146, 802, 822, 629. Auf⸗ 
rechnung bei beionderen Nechtöverhältnifien: 88. 268, 406, 417, 719, 
770, 1142, 1224, 1876, 1977, 2040. Aufrechnung im Konkurſe KO. 
88.6856, 212 (RG. 56 ©. 862). Kaufinänniicher Kontoforrentvertrag 
HUB. SS. 866 367, vgl. 8. 762 Anm. 8. 

2. Die Regelung der vertragsmäßigen Aufrehnung, die an bie 


Achilles, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage. 12 
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gefeglichden Aufrechnungsvorausſetzungen nicht gebunden ift (Recht 1905 
©. 811), bleibt der Parteivereinbarung vorbehalten. Streitig ift, ob fie 
ein gegenfeitiger Erlaßvertrag (bei Nichtbeftehen einer Forderung wird 
auch die andere nicht aufgehoben), zwet unabhängige Erlaßverträge (troß 
Nichtbeftehend einer Forderung gebt die andere unter, Ausgleich nad 
8. 812) oder ein Vertrag befonderer Art ift. Abrechnungsvertrag $. 782; 
vgl. S. 762 Unm. 3. Nüdwirkung ($. 889) wird im Bweifel von den 
Parteien gemollt fein, beim Abrechnungspertrage nur bi8 zum Tage ber 
Saldoziehung. — Berfchieden von der vertragsmäßigen Aufredinung ift 
die vertragliche Begründung der Aufrechenbarfeit; ihr entipricht der ver: 
traglide Berzicht auf Aufrechnung, 8. 887 Unm. 2. 


I. Vorausſetzungen. 


8.387. Schulden zwei Berfonen einander Leiftungen, bie 
ihrem Gegenjtande nach gleichartig find, jo kann jeder Teil feine 
Forderung gegen die Horderung des anderen Teiles aufredynen, 
jobald er die ihm gebührende Leiltung fordern und die ihm 
obliegende Leitung bewirken kann. 


1. Borausfegungen der Aufrechnung (die ohne Erfüllung biefer 
vorgenommene Aufrechnung tft unwirkfam, vgl. aber Anm. 2). a) Gegen: 
feitigteit. Sondervorfchriften bei Forderungen bes Fiskus $. 895. Auf⸗ 
rechnung dur einen anderen als den Schuldner (3.8. Bürgen, RG. 59 
S. 207, vgl. 8. 770 Anm.) tft ausgeſchloſſen, Ausn.: 88. 268, 1142, 
1224, 1249. Aufrechnung gegenüber einer abgetretenen Yorderung $. 406. 
Aufichiebende Einrede aus fremden Aufrechnungsrecht SS. 770, 1187, 
1211, 988. 8. 129. Wufrechnung bei Gefamtfchuldverhältnifien 88. 422, 
429; bet ber Miete 8. 575; im Erbfalle 8. 1977; bei Gemeinfchaften zur 
gefamten Hand 88. 719f., 1442, 2040. Gefellidhafter können gegen 
Brivatichulden nicht mit Geſellſchaftsforderungen aufrechnen, ORG. 6 
S. 25. Aufrehnung des Bürgen: $. 768 Unm. 1. — Darin, daß ein 
Dritter eine fremde Forderung mit Bewilligung des Gläubigers auf: 
rechnet, kann eine Zeſſion liegen, OLG. 12 ©. 258, vgl. 267 (ber Zedent 
kann nad Zeſſion die zedierte Forderung auch mit Bewilligung des 
Beifionard nicht mehr aufrechnen). 

b) Gleichartigkeit. Berfchiedener Leiftungsort: 8. 891. Auzge: 
ſchloſſen find Aufrechnungen: mit Korderungen aus einem Darlehnsver: 
ſprechen ($. 610) gegen Wechfelfchulden, RG. 52 ©. 803, vgl. Seufffl. 60 
©. 90; mit Geldforderungen gegen Grundſchuld, Recht 1906 ©. 872. 

c) Fälligkeit der Gegenforderung; feine Aufrechnung gegenüber 
einem nod nicht fälligen Wechfel, Recht 1901 ©. 589, ORG. 8 ©, 48; 
ber Zeſſionar kann erft nach Uushändigung der Abtretungsurkunde fordern, 
8. 410, Recht 1904 ©. 281; Prozekkoftenforderungen find fompenfierbar 
mit Rechtskraft bes Urteils, ohne Koftenfeitfegungsbeichluß, Recht 1901 
©. 886. — Fälligkeit der eigenen Forderung, $. 281. 

d) Gültigkeit der Gegenforderung (vgl. 3. B. SS. 666, 762, 764). 
Einrebe 8. 890. Beichlagnahme 8. 892. Seftitelung der Gültigleit im 
Prozeß ZPO. &. 822, vgl. Reit 1902 ©. 179. Aufrechnung im voraus 
für den Fall, daß der Aufrechnende demnächft Schuldner des anderen 
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wird, ift unwirffam, Seufff. 60 ©. 55. Liquidität der Gegenforderung 
it nicht erforderlich. 

2. Die Borfchriften des 8. 887 find dispoſitive, vgl. Vorbm. 2. 
Berziht anf Aufrechnung tft zuläffig, Recht 1901 ©. 517; ſtillſchweigender 
Berziht, wenn der Gläubiger nah dem Bertrage (8. 157) direlte Er- 
füllung erwarten darf, OLG. 8 ©. 98, Seuuffü. 61 ©. 5, Recht 1904 
€. 8%. Bufage eine baren Darlehens kann nicht durch Aufrechnung 
erfüllt werden, NG. 56 ©. 286. 

8. Sefeglicher Ausſchluß ber Aufrechnung: 88. 392—894, HGB. 
$. 221, Send. $. 22, BmbH®. 8. 19 (RS. 62 S. 426), PrivBerflint®. 


5.26. Bol. $S. 706 Anm. 
Il. Durdyführung. 

6. 388. Die Aufrehnung erfolgt durch Erklärung gegen» 
über dem anderen Teile!)2), Die Erklärung it unwirkſam, 
wenn fie unter einer Bedingung?) oder einer Zeitbejtimmung 
abgegeben wird. 

1), Erflärung SS. 180ff., nicht an beflimmte Worte gebunden, nur ber 
Aufrehnungswille muß beutlich erhellen, Recht 1902 ©. 19 (Aufnahme 
in eine Abrechnung), NG. 59 S. 211. — Aufrechnungserklärung, ver: 
bunden mit Anmeldung bes übrigen Teiles der Forderung im Konkurfe, 
RG. 56 S. 862. — Aufrechnung einer ber Frau zuftehenden Forderung 
durch den Mann 88. 1876, 1898. 2, Die Aufrechnung kann inner: 
bald und außerhalb des Prozeſſes erflärt werden. Die Prozeßvollmacht 
ermächtigt zur Abgabe und Empfangnahme der Aufrechnungserklärung, 
RG. 58 ©. 148, 212. Die Erklärung in der Klagbeantwortung, daß 
aufgerechnet werden folle, bat nur vorbereitende Bedeutung, maßgebend 
ft bie Erflärung in ber Berbanblung, Recht 1901 ©. 231, a. M.: 
RG. 52 ©. 488; 58, 148. Die Geltendmachung ber Aufrehnung im 
Prozefle Hat die Bedeutung bes Einwandes, daß durch eine frühere oder 
die gegenwärtige Erflärung bie mit der Klage geltend gemachte Forderung 
aufgehoben fei. 3) Nicht betroffen von dieſem Verbot wird Die 
eventuell, d. 5. für den Fall bed Beſtehens der Gegenforderung, erflärte 
Aufrechnung, RG. 57 ©. 101. — Beitreitet der Bellagte im Prozeſſe 
die Klagforderung und macht eventuell Aufrechnung geltend, fo ift erft 
über die Klagforberung zu enticheiden und nur, wenn diefe begrünbet, die 
Aufrechnung au prüfen (fo Herrfchende Anfiht, RG. 42 S. 820, 862; 
62, 27; Seuffü. 59 ©. 289). 

II. Wirkung, 

e 389. Die Aufrechnung bewirkt, daß die Forderungen, fo= 

weit fie fich deden, als in dem Zeitpunkt erlofchen gelten, in welchem 
he zur Aufrechnung geeignet einander gegenübergetreten find. 

1. Bi3 zur Aufrechnung ftehen beide Forderungen fi vollwirkſam 
gegenüber, daber bleiben bis babin Pfandrechte beitehen, Recht 1908 
€, 582; darüber, ob der Zwangsvergleich die aufrechenbare, noch nicht 
aufgerechnete Konfuröforderung mindert, vgl. Recht 1906 ©. 646, un: 
volftändig: 1906 S. 872, DRG. 10 ©. 214. 

2. Die Aufrechnung wirkt rüdwärts und befeitigt die etwa ent- 
ſtandenen Anfprüche auf Zinfen, Schadenderfag wegen Verzugs und auf 

12* 
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Zahlung einer PVertragäftrafe. Aufrechnung beim Rüdtritt S. 367, bei 
Kündigung der Miete wegen Nichtzahlung einer Mietrate 8. 554. Prozep: 
foften bei Aufrechnung im Prozeß, NG. 50 ©. 891; 67, 881; Recht 1902 
S. 284, 587. Grenzen ber Rüdwirkung im Prozehreht (8. 28 ZPO): 
NG. 58 ©. 258. 

8. Tei lweiſe Aufrechnung tft troß 8. 266 zuläffig. — Der Gläubiger, 
der nur einen Teil feiner Forderung einklagt, kann ben Kompenfations: 
einwand des Schuldners nicht dadurch befeitigen, daß er ihn auf den 
nicht eingellagten Teil vermeift, er müßte denn fich auf eine frühere Auf: 
sehnungserflärung (die in der Klage zum Ausdruck gebracht fein Tann) 
oder auf vertragliche Abmachungen berufen können (feine fefte Praris des 
Neich3gerichtd, vgl. NG. 54 ©. 375; 57, 97; Seufffl. 69 ©. 846). 
Val. 8. 406 Anm. 1. 

IV. Ausſchluß der Aufrechnung: 
1, mit E£orderungen, denen eine Einrede entgegenftcht. 

8. 390, Kine Forderung, der eine Kinrede!) entgegenfteht, 
kann nicht aufgerechnet werden?). Die ejäbrung ) liekt die 
Aufrehnung niht aus, wenn die verjährte Forderung zu der 
Zeit, zu welcher fie gegen die andere Forderung aufgerechnet 
werden fonnte, noch nicht verjährt war. 

1) Bor 8. 194 Wr. 4. Nur eine begründete Einrede ſchließt die 
Aufrechnung aus, SeuffA. 60 S. 90, Recht 1905 ©. 470. — Der Käufer 
kann feine durch die Wandelung entitchende Forderung auf Rüdzahlung 
des Kaufpreifes vor Rückgabe ber Kaufiache nad) SS. 890, 820 nicht auf: 
rechnen, Recht 1906 ©. 179. 2) Gilt nur für die Forderung des 
Aufrechnenden. Gegen einrebebehnftete Forderungen kann unbejchräntt 
aufgerechnet werden, eventuell Bereicherungsanſpruch des Schuldners, 
88. 812. (814!), 222. 3) SS. 194ff. Aufrechnung mit einer ver: 
jährten Yorderung bein Kauf SS. 479, 490. gl. ferner S. 689, HGB. 
SS. 414, 428, 489. 

2, bei verfchiedenem Leiſtungsort beider Lorderungen. 

8.391. Die Aufrehnung wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß für die Forderungen verichtedene Leiltungs- oder Ab- 
lieferungsorte!) beitehen. Der aufrechnende Zeil hat jedoch den 
Schaden zu erjeßen?), den der andere Teil dadurd) erleidet, daß 
er infolge der Aufrechnung der Leiſtung nidht an dem be» 
ſtimmten Orte erhält oder bewirken fann. 

Iſt vereinbart, daß die Leiltung zu einer beitimmten Zeit?) 
an einem bejtiminten Orte erfolgen ſoll, fo iſt im Zmeifel an- 
zunehmen, daß die Aufrehnung einer Yorderung, für die ein 
anderer Leiſtungsort beſteht, ausgeſchloſſen fein fol. 

1) Bol. SS. 269— 271. 2) SS. 249ff. 3) $. 861. 

3. gegen in Beſchlag genommene Forderungen. . 
$. 392, Durch die Beichlagnahme einer Forderung wird 

die Aufrehnung einer dem Schuldner gegen den Gläubiger 

zuftehenden Yorderung nur dann ausgeſchloſſen, wenn der 
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Schuldner feine Forderung nad) der Beſchlagnahme erworben hat 
oder wenn feine Forderung erſt nach der Beihlagnahme und Später 
als die in Beſchlag genommene Forderung fällig geworden ift. 

Die Beihlagnahfme (ZPO. SS. 829, 845, 980, 986, 8VG. 88. 22, 
146) wirft nur zugunften des Gläubigers, der fie erwirkt Hat, $. 186. 
Die nach $. 892 ausgefchloffene Aufrechnung wird daher wirkfam, wenn 
die Beichlagnahme aufgehoben wird. 


4. gegen Forderungen aus unerlaubten Handlungen. 

8. 393. Gegen eine Forderung aus einer vorfäglich be» 
gangenen unerlaubten Handlung iſt die Aufrechnung nicht zuläffig. 

Unerlaubte Handlungen SS. 823ff., Borfag 8. 276 Anm. 2. — 
Gilt auch bei Forderungen, die zugleich Vertragsverlegungen und vor⸗ 
fäglidem Delikt entipringen. Daher ift die WAufrehnung gegen ben 
Erſatzanſpruch des Wechſelſchuldners ausgefchlofjen, defien Wechfel vertrags- 
widrig in Umlauf gefegt if, RG. 66 ©. 817. 

5. gegen nicht pfändbare Forderungen. 

&. 394. Soweit eine Forderung der Pfändung nicht unter- 
worfen?) ift, findet die Aufrechnung gegen die Forderung nicht 
ftatt. Gegen die aus Kranfen-, Hilfs: oder Sterbefalfen, ins» 
beiondere aus Knappſchaftskaſſen und Kaffen der Knappſchafts⸗- 
vereine, zu beziehenden Hebungen können jedoch geſchuldete Bei- 
träge aufgerechnet werden?). 

8) Unpfändbare Forderungen: 8PO. 8. 850 (VohnBG.), 861 (vgl. 
BEL. $. 899), 862, 867; RG. v. 2. Juni 1878 (Beihilfen an Kriens: 
ınvaliden) Art. III 8. 1 Abſ. 2; Sreigeipr®. 8. 5 Abf. 4; BernFrachtüb. 
Art. 28 Abſ. 4; PoſtG. S. 5. In Betradt kommen namentlich geſetz⸗ 
lie Unterhaltaniprüde und Arbeitslohn. — Geſetzlichen NAnfprüchen 
wird Durch vertragliches Anertenntnis diefer Charalter nicht genommen, 
SächſArch. 14 ©. 587. Keine UAnſprüche find die Anfprüche der außer: 
ehelichen Mutter in 88. 1715, 1716, Recht 1901 ©. 809. Der UPflichtige, 
der zuviel gezahlt bat, kann gegen fpätere URaten nicht mit der condictio 
indebiti aufrechnen, Gruch. 48 ©. 888. — Auch Anſprüche des Arbeit: 
geberd aus vorfäglihdem Delift des Arbeiter3 können nicht gegen un: 
sfändbare Forderungen aufgerechnet werden, RG. 5b S. 1, Recht 1904 
©. 814. Srrtümlidy) zuviel bezahlter Lohn kann nicht gegen die Lohn: 
forderung aufgerechnet tverden, GewG.9 5.120. Lohnverwirkungsklauſeln in 
der Arbeitsordnung fallen unter 8. 894, JZOR. 1,1 ©. 292. Abrechnung von 
Lohnvorſchüfſſen ift, wenn feine Novation ($. 607 Abſ. 2) jtattgefunden Hat, 
zuläjfig, IDR. 8, 1 S. 188. — Aufrechnung mit unpfändbaren Forderungen 
it zuläflig (Uusn.: LohnBG. 8 2), daher tft auch die vertragliche Auf- 
rechnung gegen unpfändbare Forderungen zuläffig, ſoweit fie nicht gefeg: 
lich beicräntt iſt (CohnBG. $. 2, GewO. SS, 116, 117, 119. — Gegen 
unpfändbare Forderungen kann auch mit ebenfall3 unpfändbaren Forde⸗ 
zungen nicht aufgerecnei werden, DSB. 1902 ©, 488. Das Zurüd: 
behaltungsrecht nad} 8. 278 wirb durch 8. 894 nicht ausgefchlofien, OLG. 8 
S. 862; 4, S. 28; 6, S. 466; 6, S. 225, Recht 1904 ©. 814. 2) Reichs⸗ 
rechtliche Vorſchriften, welche die Aufrechnung von geſchuldeten Beiträgen 
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fowie von Strafen für die Kranken-, Unfalle und Sinvalidenverficherung 
regeln: Hülfst®. 8. 10, KrankVerſG. 88. 66, 66, GewUVerſG. 8. 96 
LwUVerſG. 8. 102, BauVVerſG. 8. 87, Seel Berf®. 8. 100, InvVerſG. 
$. 56. 8) Dandesgefegliche Vorfchriften, welche auf Grund der Bor: 
behalte im EG. Art. 81 (NG. 55 ©. 1) und 95 die Aufrechnung gegen 
Anſprüche der Beamten 2c. fowie der Lohnanſprüche des Geſindes zu- 
laffen: Br. Urt. 14 $. 1, Bay. Art. 12, 21, Heſſ. Art. 386, 278 I, 28, 
Württ. GefO. Art.16, MediSchw. $. 88, MedIStr. 8. 87, O1d. $. 8, 
Birk. S. 6, Weim. $. 80, GeſO. $. 42, Braunfhw. 8. 22, Dein. 
Art. 7, Anh. Geld. 8. 25, Altenb. S.8l, Gotha Art. 19, Geld. 8. 91, 
ShmSo. Art. 18, RAR. 8. 8l, NIR. S. 26, Wald. Urt. 11, Läb. 
GeſO. 8. 24, ElſLoth. Geld. 8.8. 

6. gegen Forderungen des Fiskus. 

8.395. Gegen eine Forderung des Reichs oder eines 
Bundesſtaats ſowie gegen eine Forderung einer Gemeinde ober 
eines anderen Kommunalverbandes iſt die Aufrechnung nur zu« 
läjfig, wenn die Leiltung an diefelbe Kaſſe zu erfolgen hat, aus 
der die Forderung des Aufrechnenden zu berichtigen iſt. 

Bahlungen aus öffentlichen Kaſſen EG. Art. 92. 

V. Aufrechnung bei mehreren forderungen. 

396. Bat ber eine oder der andere Teil mehrere!) 
zur Aufrehnung geeignete forderungen, jo kann der auf 
rechnende Zeil die Forderungen beitimmen?), die gegeneinander 
aufgerechnet werden folen. Wird die Aufrechnung ohne eine 
ſolche Beſtimmung erflärt oder widerjpridht?) der andere Zeil 
unverzüglich*), fo findet die Vorſchrifi des 8. 366 Abſ. 2 ent- 
fprechende Anwendung. 

Schuldet der aufrecdhnende Teil dem anderen Teile außer 
der Hauptleiftung Zinjen und Koſten, fo finden die Vorſchriften 
des $. 367 entjprechende Anwendung. 

1) 8. 866 Unm. 1. Bel. 8. 762 Unm. 8. 3) 88. 180 ff. 
3, Widerjpruh gegen die Wirkfamfeit der Aufrechnung iſt ud fein 
Wideripruh gegen bie Se ann, Sufl. 60 ©. M. 
4) ohne ſchuldhaftes Zögern, 8. 121 Abſ. 1 


Vierter Titel. 
Erlaß. 


8.397. Das Schuldverhältnis erlifcht, wenn der Gläu- 
biger dem Schuldner durch Vertrag die Schuld erläßt. 

Das gleihe gilt, wenn der Gläubiger durch Bertrag mit 
dem Schuldner anerkennt, daß das Schuldverhältnis nicht beſtehe. 

1. Der Erlaß (Abſ. 1) ift ebenjo wie das negative Schuldanerfenntnig 
(Abſ. 2) ein Vertrag, bedarf aljo der Annahme (Recht 1904 ©. 104): 
einfettiger Verzicht de8 Gläubiger auf die Bürgichaft befreit ben Bürgen 
noch nit, DIZ. 1902 S. 240; vgl. ferner 8. 1892 Anm. 6. 








Erlaß. 88. 395-397. 183 


Beide Berträge des 8. 897 find formlos gültig, währenb für den 
poiitiven Anerfennungsvertrag (8. 785) fchriftliche Form vorgefchrieben iſt. 
Der ſchenkungsweiſe Erlaß einer Yorderung trägt die Vollziehung der 
Schenkung in fi und ift daher formlos wirffam, RG. 58 ©. 294. 

Die Quittung ($. 868) ift nur ein tatfächliches Anerkenntnis ber 
feiltung, & kann aber In Form einer Qutttung ein Erlaßvertrag ge: 
Idlofien werden, 3.8. OG. 12 ©. 46. 

2. Erlaß und negativer Anertennungsvertrag heben das Schuld: 
verhältnis ipso iure auf. Dem Abſchluß eines nur kraft Einrede 
wirfenden pactum de non petendo durch befondere Parteiabrebe jteht 
nichts entgegen (RG. 58 ©. 294, Erlaß eines Darlehnskapitals, deſſen 
Binfen eine beftimmte Zeit fortentrichtet werden ſollen). Das zeitlich 
beihräntte pactum d. n. p. enthält eine Stundung und begründet nur 
eine verzögerliche Einrede für den Schuldner. — Der zuguniten eines 
injolventen Schuldners gefchloffene Erlaßvertrag Binterläßt für diefen eine 
natürliche Verbindlichkeit, Seuffl. 60 S. 56. — Über außergerichtlichen 
zur Bermeidung des Konkurſes gefchloffenen Akkord, vgl. SeuffA. 60 
©. 66; 61, 268; Recht 1904 ©. 628. 

8. Der Erlaßvertrag Hat den Charakter eines abftraften Rechts⸗ 
gefchäfts (vor 8. 800), für die Gültigkeit genügt alfo die einfache Einigung 
ber Parteien. Iſt der Erlaß ohne Rechtsgrund erfolgt, hat 3. B. der 
Gläubiger den Erlaßvertrag geichloffen in der irrigen Annahme, daß er 
binfihtli feiner Yorderumg befriedigt fei, fo kann er nach ben Bor: 
ihriften über ungerechtfertigte Bereicherung (88. 812ff., f. namentlich) auch 
8. 812 Abſ. 2) Erſatz verlangen. 


_ Bierter Abſchnitt. 
Mbertragung der Forderung. 


1. Das Geſetz erfennt grundfäglich bie Übertragung einer Forderung 
mit der Wirkung an, daß der neue Gläubiger nicht ber Vertreter bes 
bisherigen Släubigerd wird, ſondern vollftändig an defien Stelle tritt. Es 
tönnen ſowohl perfönliche Forderungen als auch dingliche Anſprüche 
ſ85. 870, 931) abgetreten werden. Für eine große Anzahl von Fällen 
it aber die Übertragbarkeit ausgefchloffen oder eingefchräntt, 
und zwar teil® durch allgemeine, in diefen Abſchnitt eingeftellte Be: 
fimmungen (88. 899, 400), teils durch beſondere, fllr gewille Fälle ge- 
gebene Borfchriften (88. 88, 514, 549, 581, 618, 664, 717, 847, 1069, 
1092, 1158, 1250, 1800, 1408, 1427, 1585, 1628, 1658) ferner zahl: 
reihe Beſtimmungen in Spezialgefegen, melde die Übertragung von 
Unterhaltde und Gehaltsaniprüchen betreffen: RBG. $. 6 mit EG. Art. 48, 
RBHinterbI®. 8. 17, RMilG. $. 45 mit EG. Art. 45, LohnBG. 8. 2, 
Gefangu FũrſG. 8.17, BeamtuFüurſG. $. 9, Reichsgeſetze v. 2. Juni 1878 
$. 3 (Ehrenzulagen an Inhaber bes Eifernen Kreuzes), v. 18. Juni 1895 
3.9 (Witwens und Waifengelber für Hinterbliebene unterer Militär: 
perfonen), vd. 22. Mai 1893 Art. 18 (Dienftprämien der Ynteroffiziere), 
v. 10. Mai 1892 $. 4 (Unterftütungsgelder für Familien einberufener 
Rannidaften), vgl. ferner die Zitate in 8. 894 Anm. 2, FreigeſprG. $. 5, 
Unterſuch Entſch6. $. 6. Unübertragbar ift auch der Anſpruch auf Buße 
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bis zu rechtöfräftiger Buerlennung (StGB. 88. 188, 281, Kunftürb®. 
8. 16, PhotG. 8. 9, Mufi®. S. 14, LitUurhG. 8. 40, Pat®. S. 87, 
GebrMuſtG. $. 11, WarendG. $. 18, UnlWG. 8. 14; vgl. StPO. 
8. 444). Auch können die Barteien die Übertragbarkeit mit Wirkung gegen 
Dritte ausſchließen ($. 899; vgl. 8. 792). 

2. Die Ubertragung von Forderungen vollzieht fich entweder durch 
Vertrag (Mbtretung) (SS. 898—411) oder unmittelbar kraft Geſetzes 
($. 412) oder durch richterliche Anordnung (ZPO. 88. 836 ff, BG. 
8. 118). Ubertragung anderer Rechte als Forderungen: $. 418. 

3. Die vertragsmäßige Übertragung (Abtretung) ift ein formlofer 
abſtrakter (vor 8. 806) Vertrag zwiichen dem bisherigen und dem neuen 
Gläubiger ($. 898). Einer Anzeige an ben Schuldner bedarf e8 für den 
Übergang ber Forderung nicht; die Anzeige ift nur ein Mittel, den guten 
Glauben des Schuldners auszuſchließen. Weitere Beitimmungen (88. 401 
bis 411) bezweden bie nähere Regelung der fid) aus der Abtretung für 
bie Beteiligten ergebenden Rechtsverhältnifie, insbeſondere mit Nüdficht 
auf die aus dem Ülbergange der Forderung für den gutgläubigen Schuldner 
erwachfende Gefahr, doppelt zahlen zu müflen. 

4. Übertragung von Borderungen und Rechten durch Indoſſament WO. 
Art. 9f., HGB. SS. 868 fi. Übertragung von Schuldverfchreibungen auf 
den Inhaber 88. 798ff. Übergang ber im Betriebe eine Handels: 
geſchäfts begründeten Forderungen auf ben Erwerber des Geſchäfts HGB. 
88. 25, 28. — Nicht Hierher gehört der Forderungsübergang durch 
Univerſalſukzeſſion, 8. 1922. 

L ren Ubertragung — 88. 398 - 411. 

1. Zuläſſigkeit und Wirkung der Abtretung. 

8. 398. Eine Forderung kann von dem Gläubiger durch 
Vertrag mit einem anderen auf Diefen übertragen werden 
(Abtretung). Mit dem Abſchluſſe des Vertrags tritt der neue 
Gläubiger an die Stelle des bisherigen Gläubigers. 

1. Srundfäglid” kann jebe Forderung abgetreten werben (Musn.: 
$$. 899, 400, Vorbm. Nr. 1). Nicht nur bedingte ober betagte Forde⸗ 
rungen, fondern au ſolche zufünftige, zu denen nod fein Grund 
gelegt tft, deren Entitchung nur al3 möglich vorausgeſetzt wird, können 
bei ausreichender Beſtimmtheit mit dinglicher Wirkung abgetreten werben, 
NG. bb ©. 884; 58, 71; SRG. 4 ©. 218; 11, 868; Seuffl. 59 
©. 8l4; Grud. 48 ©. 891; Abtretbarkeit einer Höchſtbetragshypothet: 
DRG. 4 S. 820; des Anfpruchs, eine Hypothek Löfchen zu lajien, fobald 
fie Eigentümergrundfhuld wird: NG. 52 ©. 5. — Auch Forderungen 
aus gegenjeitigen Berträgen find abtretbar, NS. bl ©. 171, OLG. 8 
©. 407, SächſArch. 14 S. 02, auch wenn bie Leiſtung des Zeſſus ber 
Gegenleiftung des Bedenten vorbergehen joll, SeuffJA. 59 ©. 214; Ub- 
tretung des Portefeuilled einer Verficherungsgeiellihaft: RG. 566 S. 292; 
vgl. Seufil. 61 S. 142. — Abtretung rehtshängiger Forderungen: 
ZPO. $. 265; nad) Abtretung muß der Zedent den Antrag auf Zahlung 
an den Beflionar flellen, R&. 56 S. 808. — Nicht abtretbar tft der 
Seftitelungsanfprud (ZPO. 8. 256) als ein gegen das Gericht beftebender 
öffentlich-rechtlicher Unjprudh, OLG. 8 ©. 46. -— internationales Privat: 
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recht: Recht 1902 S. 587, Seuffü. 60 S. 260. Übergang: NG. 56 
©. 801, Seufift. 59 ©. 177. 

2. Die Abtretung erfolgt durch Bertrag zwiſchen dem bisherigen 
(Zedent) und dem neuen Gläubiger (BZeifionar), unabhängig von einer 
Ritwirfung ober Benachrichtigung des Schuldners (Heſſus). 

Der Bertrag iſt formlos, auch wenn ein Unfpruch aus 8. 818 ab: 
getreten wird, NG. 58 ©. 268; auch wenn Die Abtretung ſchenkungs⸗ 
halber erfolgt, da fie, die Vollziehung der Schenkung in fich trägt, 
Recht 1906 S. 528. Übertragung einer Anweiſung: 8. 792, Abtretung 
von Hppothefenforderungen: 88. 1154, 1159. — Auch eine Blanto: 
zeffion ift arundſätzlich zuläffig (vgl. NE. 67 ©. 66), unwirkſam bei 
Hypothelen und Grundſchulden. 

In Der Übergabe eines Sparkaſſenbuchs kann u. U. eine Abtretung 
der Forderung liegen, DIE. 1908 ©. 848, CU. 4 ©. 887, Recht 1906 
S. 55, doch Tann aus ber bloßen Tatfache der Aushändigung der Schuld: 
urtunde noch nicht auf Zeſſion geihloflen werden, IW. 1904 ©. 887. 
Abtretung einer Forderung durch Bewilligung des Gläubigers, daß ein 
anderer mit ihr aufredhnet: OLG. 12 ©. 258. 

3. Die Abtretung bewirkt Eintritt des Zeſſionars in bie Gläubiger: 
Rellung des Zedenten, beflen Anſpruch damit erlifcht, nicht etwa nur zu: 
gunften bes Zeifionars feiner Verfügung entzogen wird, während Die 
BertragSbeziehungen zwiſchen dem Zedenten und dem Befius beftehen 
bleiben (RG. 56 ©. 801, Seuffü. 69 S. 177; 60, 74), doch können bie 
Parteien durch befondere Bereinbarung legtere Wirkung herbeiführen, 
SeuffA. 59 ©. 891. Auch dem Zeſſionar vorteilhafte Handlungen, 3. B. 
Unterbreigung der Berjährung, Erwerb akzeſſoriſcher Rechte, kann ber 
Zedent nit mehr vornehmen, RG. 52 ©. 181. — Der Zedent, ber die 
Forderung unter Täufhung des Zeſſus noch einzieht, macht fich eines 
Betrugd zum Nachteil de Zeſſionars fehuldig, Recht 1902 ©, 694; 
1903, 846. 

4. Die Abtretung ift ein abſtralter (vor $. 806) Bertrag, alſo 
wirfiam unabhängig von feinem Rechtsgrunde, deflen Mangel nur einen 
Bereicherungsanfprud (SS. 812ff.) begründet. Vorverträge über Die 
Abtretung find zuläffig (NG. 54 ©. 146), meift aber wird ber die Ber: 
pflichtung zur Abtretung begründende Vertrag mit ber Abtretung felbft 
 zufommenfalen. 

Fiduziariſche Zeifionen find nicht Scheingefchäfte (8. 117) und ge: 
währen dem Zeſſus keine Einrede gegen den Beffionar. Insbeſondere 
find zuläfig: Sefuritätszeffton, zum Zwece ber Sicherſtellung des 
Zeiffionars, Gruch. 48 ©. 867, NG. 59 S.190, SeuffA. 60 S. 191, JM. 
1906 ©. 104 (Ausfonberungsrecht des Zedenten im Konkurſe des Zeifionarg), 
vgl. 8. 662 Anm. 3. Inkaſſozeſſion, zwecks Einziehung ber Forderung 
durch den ZBeifionar, NG. 58 ©. 416; OLG. 9 ©. 80; Widerruf des 
Snlafjomandat3 nimmt dem Zeifionar die Legitimation und kann vom 
Zefius, Falls diefer eigened Intereſſe daran Hat, geltend gemacht werden, 
RS. 53 ©. 416, a. M.: ORG. 8 ©. 442. Über Antafjoinftitute: 
DIE. 1906 S. 4%. — Ubtretung, Tediglih um die Zeugenvernehmung 
ded Zedenten zu ermöglichen, ift nach $. 188 nichtig, IDR. 4 ©. 144. 
Bewertung ber Zeugenausiage des Bebenten; KON. 2, 1 ©. 258, Sädjf: 
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Arch. 15 ©. 98 — Die bei einer Zeſſion getroffene Abrede, daß ber 
Bedent berechtigt fein foll, die Forderung im eigenen Namen einzuflagen, 
ift unwirkſam; dies Ergebnis läßt fih nur entweder durch befriftete oder 
bedingte Abtretung ober durch Inkaſſozeſſion erreihen, ZW. 1905 ©. 718. 
— Eine Abtretung in fraudem creditorum ift nicht etwa nach SS. 134, 
188, SIGB. $. 288 nichtig, fondern nur nah AnfG. anfechibar, 
Sähfärd. 14 S. 400, Gruch. 49 S. 8456. 

b. Die Verpflichtungen des Bedenten gegenüber dem Befflonar, ins⸗ 
befondere die Gewährleiftungspflicht, hängen von dem der Abtretung zu: 
grunde Tiegenden kauſalen Geichäft ab; SS. 487ff., 445 (entgeltliche 
Veräußerung); 528 (Schenkung); 767, 781 (Gemeinfchaft?s oder Gefell- 
ichoftstellung; 1624 (Augitattung). 

2. Kefshränkungen der Abtretung. SS. 399, 400. 

8. 399. Eine Forderung kann nichtabgetreten werden, wenn 
die veiltung an einen anderen als den urjprünglichen Gläubiger 
nit ohne Veränderung ihres Inhalts erfolgen fan!) oder wenn 
die Abtretung durch Bereinbarung mit dem Schuldner aus- 
geſchloſſen ift?) >). 

1) z. B.: Anfprüde auf Lieferung von Gas und Elektrizität fiir be- 
ftimmte Räume jind an dieſe gebunden, ORG. 6 ©. 182. Offentliche 
Pfandleiher (8. 84 GewO.) können nur an ebenfoldhe ihre @efchäfts:- 
forderungen abtreten, NG. 58 ©. 71. Abtretbarkeit eines Bierlieferungs: 
vertrags: Recht 1906 ©. 48. Unabtretbar ift der Vorichußbeitrag, den 
Mitglieder einer Genoſſenſchaft auf Grund der Vorfhußberehnung (Gen®. 
88. 106ff.) Ihulden, DRS. 1 ©. 807. Unfprüde aus Dienitverträgen 
find u. U. abtretbar, Seufffl. 465 ©. 286. Anſpruch aus Konkurrenz: 
verbot ift mit dem betr. Geſchäft übertragbar, Seuffl. 56 S. 41l. — 
Anſprüche aus Borverträgen find regelinäßig unübertragbar, 3. B. aus 
pactum de mutuo dando ($. 610), dagegen ift der Anſpruch auf Aus: 
zahlung der Darlegnsvaluta abtretbar; anders megen ber befonderen 
Zweckveſtimmung der Gelder beim Baugeldervertrag, NG. 88 S. 808, 
Recht 1901 ©. 281; 1908, 404; 1906, 8567. 2) Das 
pactum de non cedendo wirkt binglich, jedoch nur zugunften des 
Schuldners, der die Abtretung daher genehmigen kann, vgl $. 186; iſt 
auch bezliglich anderer Rechte (SS. 1090ff.) möglih, IW. 1904 ©. 282. 
3) Eine nach ben Beitimmungen des BGB., insbeſondere nad) $. 899, 
nicht Abertragbare Forderung tft der Pfändung nit unterworfen 
(ZPO. 8. 851 Abſ. 1). Der Gefahr, daß der Schulbner dur vertrag: 
mäßigen Ausſchluß ber UÜbertragbarleit die ihm zuftebenden Forberungen 
dem Bugriffe feiner Gläubiger entziehen könnte, ift durch die Beſtimmung 
vorgebeugt, daß eine nach 8. 399 de8 BGB. nicht Übertragbare Forderung 
infoweit gepfändet und zur Einziehung überwieſen werden lann, als der 
Gegenftand der Leiftung ber Pfändung unterliegt (ZPO. 8. 861 Abi. 2, 
8. 857 Abſ. 8). 


8. A00. Eine Forderung kann nicht abgetreten werden, 
foweit fie der Pfändung nicht unterworfen ift!). 
1) $. 894 Anm. 1. Biwingende Vorſchrift, Recht 1906 ©. 681. 
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3. Yebenrehte. 

&. A401. Mit der abgetretenen Forderung gehen die 
Oppothefen!) oder Pfandrechte?), die für fie beitehen, ſowie die 
Rechte aus einer für fie bejtellten Bürgfchaft?) auf den neuen 
Gläubiger über. 

Ein mit der Forderung für den Yall der Zwangsvoll⸗ 
firedung oder des Konkurſes verbundenes Vorzugsredht‘) kann 
auch der neue Gläubiger geltend madhen>). 

2) 85. 1168, 1154, abweichend 8. 1190 Ubi. 4. Bol. S. 648 
Anm. 4. 2) Bol. S. 1250, $. 1278 Abi. 2; ebenfo erlöfchen fonftige 
nicht mit abgetretene Nebenrtechte, 3.B. Anſprüche gegen die übrigen Gefamt: 
ſchuldner, wenn nur ber Anfpruch gegen einen abgetreten wird, IW. 1905 
©. 428. 3) Wer die Haftung für die Bonität einer Yorderung Über: 
nimmt, baftet nicht als Bürge auch dem BZefltonar des neuen Gläubigers, 
RS. 60 S. 869, Recht 1905 S. 188; doch können Erfaganfprücdhe aus 
dem Kauf einer Forderung durch beiondere Abrede auf ben Beifionar 
übertragen werden, NG. 69 S. 238; auch nachträgliche Abtretung biefer 
Anjprüche ift zuläffig, Seuffl. 60 ©. 818. 4) KO. 88. 61, 62. 
338. 8. 10. 5) Meiftend werben nad) dem Abtretungsvertrag auch 
die Nebenanfprüce wegen Binfen und dgl. übergeben; doch ift Died Aus: 
fegungdfrage, OLG. 10 ©. 424. Ubergang des Berichtigungsanfpruchs 
&. 894) mit Auflafjung: NG. 62 ©. 822. 

4, Pflichten des bisherigen Gläubigers. 

402. Der bisherige Öläubiger ift verpflichtet, dem neuen 
Gläubiger die zur Geltendmadhung der Forderung nötige Aus» 
funft zu erteilen und ihm die zum Bemeije der Forderung 
dienenden Urkunden, jomeit fie fi in feinem Beſitze befinden, 
auszuliefern. 

Eigentum an der Urkunde $. 962. Bedeutung der Aushändigung, 
8. 398 Anm. 2. Nechtöverhältniffe bei Überweifung einer Forderung im 
Bege ber Zwangdvollftredung ZPO. 5. 886. — Auskunftspflicht bes 
bisherigen Gläubigers (8. 426 Abf. 2) an einen erfüllungsbereiten Ge⸗ 
ſamtſchuldner, OLG. 12 ©. 261; an den zahlenden Mitbürgen, SeuffA. 61 
©. 282. 

.403. Der bisherige Gläubiger hat dem nenen Gläubiger 
auf Berlangen eine öffentlich beglaubigte!) Urfunde über die 
Abtretung auszuftellen. Die Koften bat der neue Gläubiger zu 
tragen und vorzufcießen?). 

1) 8. 129. 3) Ausnahme 8. 1154. 

5. Einwendungen des Schuldners. 

8. AOA. Der Schuldner kann dem neuen Gläubiger die 
Einwendungen entgegenjegen!), die zur Zeit der Abtretung der 
Borberung gegen den bisherigen Gläubiger begründet waren?). 

1) auch, daß ber Abtretungsvertrag ungültig fet, Insbefondere, daß 
es fh um ein Sceingeihäft handle ($. 117, RG. 61 ©. 21) f. aber 
$. 406; der Schuldner, ber fich darauf berufen will, daß die WUbtretung 
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zum Schein erfolgt jet, muß ein befonderes Intereſſe nachweifen, OLE. 4 
©. 212, vgl.| Recht 1904 ©. 861. Die Anfechtung bed Bertrags iſt dem 
Bebenten zu erflären, ZW. 1906 ©. 879. — Die BZuftändigfeit des 
Gewerbegerichts entfällt, wenn die Forderung auf Dritte übergeht, NE. 51 
S. 198 gegen SeuffA. 57 ©. 154. 2) Die Begründung muß vor 
Abtretung erfolgt fein, wenn auch eine Bedingung der Wirkfamleit erſt 
fpäter eingetreten ift, 3. B. 88. 158 Abſ. 2, 820, 286, Seufff. 59 ©. 214, 
DRS. 12 ©. 47. 

6. Berbriefte Forderung. 

8.405. Hat der Schuldner eine Urkunde über die Schuld 
ausgejtellt, jo Tann er ih, wenn die Forderung unter Vorlegung 
der Urkunde abgetreten wird, dem neuen Gläubiger gegenüber 
nicht darauf berufen, daß die Eingehung oder Anerkennung des 
Schuldverhältniffes nur zum Schein erfolgt!) oder daß die Ab⸗ 
tretung durch Vereinbarung mit dem urfprünglichen Gläubiger 
ausgefhloffen fei?), e8 fei denn, daß der neue Gläubiger ?) bei der 
Abtretung den Sachverhalt kannte oder fennen mußte ®). 


1) S. 404 Unm. 2. 2) 8. 899. 3) Bei mebrfader 
Zeſſion kommt ed auf den guien Glauben des neuen Erwerbers, nicht der 
frügeren Gläubiger an, OLG. 8 ©. 444, 4) S. 407 Anm. 1. 


T. Schub des Schuldners. Aufrechnung. 

Die 88. 406—408 bezweden den Schuß be Schuldnerd. Sie finden 
entiprechende Anmendung in den Fällen der 88. 720, 1168, 1478 Ubf. 2, 
2019 Abſ. 2, 2111 Abſ. 1 Sat 2; abweichende Borfchriften find im 8. 1156 
gegeben. Dal. auch SS. 674, 675. 

8. 406. Der Schuldner Tann eine ihm gegen ben bis» 
herigen Gläubiger zuftehende Forderung aud) dem neuen Gläubiger 
gegenüber aufrechnen!), e8 fei denn, daß er bei dem Ermwerbe 
der Forderung von der Abtretung Kenntnis?) hatte oder daß die 
Horderung erit nad) der Erlangung der Kenntnis und fpäter 
als die abgetretene Forderung fällig geworden ift?). 

2) SS. 887ff. Der Teilzeifionar muß fih die Aufrechnung des 
Schuldner? gefallen lafien, ohne ihn auf die beim Zedenten verbliebene 
Reitforderung verweilen zu können, ORG. 10 ©. 160. 2) $. 407 
Anm. 1. 3), Mit einer Forderung, die bemfelben Bertrage wie die abge: 
tretene Forderung entipringt, kann der Schuldner immer aufrechnen, 
OLG. 12 ©. 47, vgl. 8. 404 Anm. 2. 

Leiflung des Schuldners an den bisherigen Blänbiger. 

407. Der neue Gläubiger muß eine Leiftung, Die der 
Schuldner nad) der Abtretung an den bisherigen Gläubiger be= 
wirkt, fowie jedes Rechtsgeſchaͤft, das nad) der Abtretung zwifchen 
dem Schuldner und dem bisherigen Gläubiger in Anfehung der 
Horderung vorgenommen wird, gegen fich gelten lafien, es fei 
denn, daß ber Schuldner die Abtretung bei der Leiftung oder 
der Vornahme des Rechtsgeſchäfts Tennt!). 
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SM in einem nach der Abtretung zwiſchen dem Schuldner 
und dem bisherigen Gläubiger anhängig gewordenen Rechts⸗ 
fireit ein rechtsfräftiges Urteil über die Forderung ergangen, 
jo muß der neue Gläubiger das Urteil gegen fich gelten — 28 
es ſei denn, daß der Schuldner die Abtretung bei dem Eintritte 
der Rechtshängigkeit? gekannt!) hat. 

1) Kennen müflen genügt nicht (anders 8. 4065), auch nicht die Tat⸗ 
ſache, daß der Schuldner mit der Möglichkeit der Kenntnis rechnen muß; 
anf bie Duelle der Kenntnis kommt e8 nit an; SeuffA. 58 ©. 222, 
IB. 1906 ©. 641, RG. 60 S. 200. Der Zefltonar Hat die Kenntnis 
zu beweilen, OLG. 9 S. 80. 2) Nechishängtigleit ZPO. SS. 268, 
265. Abtretung einer rechtshängigen Forderung: $. 898 Anm. 1. 

8. AOS. Wird eine abgetretene Forderung von dem bis» 
berigen ®länbiger nochmals an einen Dritten abgetreien!), jo 
finden, wenn der Schuldner an den Dritten leijtet oder wenn 
zwiſchen dem Schuldner und dem Dritten ein Rechtsgeſchäft vor- 
genommen oder ein Nechtöftreit anhängig wird, zu Gunſten des 
Schuldners die Borjchriften des 8. 407 dem früheren Erwerber 
gegenüber entſprechende Anmwendung. 

Das gleiche gilt, wenn die bereits abgetretene Forderung 
durdy gerichtlichen Beſchluß einem Dritten überwiefen?) wird oder 
wenn der bisherige Gläubiger dem Dritten gegenüber anerfennt?), 
daß die bereits abgetretene Forderung Fraft Gefehes auf ben 
Dritten übergegangen jet. 

2) Der erſte Zeifionar erwirbt die Forderung, auch wenn der fpätere 
Zeifionar den Schuldner früher benachrichtigt (Necht 1904 ©. 44), 8. 408 
ihügt den gutgläubigen Schuldner. Der fpätere Beifionar Haftet dem 
erften nach 8. 816, 2) ZPO. 8. 886 f. 8) mündlich genügt. 

8. A409. Zeigt der Gläubiger dem Schuldner an, daß er 
die Forderung ubgeireien habe, fo muß er dem Schuldner gegen» 
über die angezeigte Abtretung gegen lich gelten laſſen, auch wenn 
fie nicht erfolgt oder nicht wirkſam ift!). Der Anzeige fteht es 
gleich, wenn der Gläubiger eine Urkunde über die Abtretung 
dem in der Urkunde bezeichneten neuen Gläubiger ausgeftellt hat 
und dieſer fie dem Schuldner vorlegt. 

Die Anzeige kann nur mit Buftimmung desjenigen zurüd» 
genommen werden, weldyer al$ der neue Gläubiger bezeichnet 
worden ift. 

1) Einrede de Scheingefchäfts $. 404 Anm. 1. Muh wenn bie 
Boraudfegungen des $. 409 erfüllt find, kann ſich bei vorbandenem eigenen 
Intereſſe der Schuldner auf Sceinzeffion berufen, OLG. 4 ©. 212, 
Net 1904 ©. 861; 1906, 616; a. M.: DRG. 12 S. 258, Anm. 

8 AIO. Der Schuldner ift dem neuen Gläubiger gegen- 
über zur Leiftung nur gegen!) Aushändigung einer von Dem 
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bisherigen Gläubiger über die Abtretung ausgeftellten Urkunde?) 
verpflihtet. Eine Kündigung oder eine Mahnung des neuen 
Bläubigers ift unwirkſam, wenn fie ohne Vorlegung einer folchen 
Urkunde erfolgt und der Schuldner fie aus diefem Grunde un- 
verzüglich?) zurüdweilt*). 

Diefe Borjdhriften finden feine Anwendung, wenn der bis- 
herige Gläubiger dem Schuldner die Abtreiung jchriftlih?) an» 
gezeigt bat. 

2) Keine Zug-⸗um-Zug⸗Leiſtung im Sinne ber SS. 278, 274 (RG. 66 
©. 801, DRG. 7 ©. 297; 8, 48), aber entiprechende Anwendung ber 
8$. 274, 822. 2) 8. 126. 3) d. h. ohne ſchuldhaftes Zögern, 
g. 121. 4) Prozeßkoſten bei ungenügenber Legitimation ZPO. $. 94. 
8. Abtretung von Gehaltsanſprüchen 2c. 

8. ALL. Tritt eine Militärperfon, ein Beamter, ein Geift- 
licher oder ein Lehrer an einer öffentlichen Unterrichisanftalt den 
übertragbaren Zeil des Dienfteinfommens, des Wartegeldes oder des 
Nubegehalts ab, fo ilt die auszahlende Kalle durch Aushändi- 
gung einer von dem bisherigen Gläubiger ausgeſtellten, öffent» 
ich beglaubigten!) Urkunde von der Abtretung zu benadjridhtigen. 
Bis zur Benachrichtigung gilt die Abtretung als der Kaſſe nicht 
befannt?). 

1) 8. 129. 2) EG. Art. 48, 46. Bab. Art. 11. 

II. Übertragung kraft Geſetzes. 

. 412. Auf die Übertragung einer Forderung kraft Ge— 
feßes!) finden die Vorſchriften der 88. 399 bis 404, 406 bis 410 
entipredhende Anwendung. 

1) $$. 268, 426, 671, 581, 788, 774, 999, 1148, 1160, 1225, 
1249, 1266, 1488, 1519, 1549, 1607, 1709; 568. 88. 411, 441, 804; 
KO. $. 225 (NO. 565 ©. 157); die Unfallverfiherungsgefege (Gewuß®. 
8.140, wuVG. 8151, BauuPßG. 8 Ab, SeeUBG.$ 188, GefanguFurſG. 
8.26, BeamtUFürſG. 8. 12) laſſen den Eriaganiprud des Berficherten 
gegen Dritte auf die Berufögenofienfchaft oder den Fiskus übergeben, 
NG. 56 S. 886, Recht 1904 ©. 222, OvuG. b ©. 812; 6, 466. 

III. Übertragung anderer . , 

: . 713. Die —— über die Übertragung von Forde⸗ 
rungen finden auf die Übertragung anderer Rechte!) entſprechende 
Unmendung, foweit nicht das Geſetz ein anderes vorſchreibt?). 

1) 3.8. Urheberrechte und PBatentrechte, Seuffü. 60 ©. 74. 2) Be 
fonbere Vorfchriften Über die Übertragung von Rechten SS. 792, 2088. 
Übertragung durch Bwangsvoliftredung: ZPO. $. 867. 


Fünfter Abſchnitt. 
Schuldübernahme. 


1. Das BGB. erkennt ebenſo wie eine Sondernachfolge in die For⸗ 
derung auch eine auf Vertrag beruhende Sondernachfolge in die Schuld 
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mit der Wirkung an, daß ber biöherige Schuldner aus dem Schuld: 
verhältni8 ausfcheidet und ber neue an feine Stelle tritt (privative 
Edulbübernahme) Sie allein ift in diefem Abfchnitt geregelt und 
wird im BGB. als Schuldübernafme ſchlechthin bezeichnet. Ihre Be: 
gründung erfolgi entweder durch Bertrag zwiſchen dem Gläubiger umd 
dem neuen Schuldner (8. 414) oder durch Vertrag zwifchen dem alten und 
dem neuen Schuldner mit binzutretender Genehmigung des Gläubigers 
(8. 415). Beſonders geregelt tft ber häufige und wichtige Fall der Über: 
nahme einer Hypothek feitend des Erwerbers eines Grundftüds (8. 416). 
Einwendungen bes neuen Schuldners: $. 417; Erlöfchen der Nebenrechte 
infolge ber Schuldübernahme: 8. 418. Im Kalle der Übernahme eine 
Rermögens durch Bertrag ift dem Übernehmer kraft Gefeged die Haftung 
für die Schulden bed Beräußererd neben diefem felbft auferlegt: 8. 419. 

2. Bon der Schulbübernahme zu unterfcheiben ift die Erfüllungß= 
übernahbme, durch welde fih ein Dritter dem Schuldner gegenüber 
verpflichtet, den Gläubiger zu befriedigen, ohne die Schuld zu übernehmen. 
Ein Bertrag biefer Art begründet nur eine obligatorilche Verpflichtung bes 
Dritten gegenüber dem Schuldner; der Gläubiger erlangt im Zweifel nicht 
dad Necht, von dem Dritten Befriedigung zu fordern, $. 829, über den 
entgegengejegten Gall ſiehe Nr. 8 

8. Neben der privativen ift auch eine kumulative Schulblber: 
nahme möglid, durch die neben den biäherigen Schuldner noch ein 
zweiter als Geſamtſchuldner (8. 421) tritt, vgl. 8. 419; und zwar fann 
fie entweder zwiſchen dem Gläubiger und dem Eintretenden ober auch 
zwiichen bem bisherigen Schuldner, und dem Cintretenden zugunfien Des 
Släubigerd vereinbart werden. Uber Abgrenzung diefed Vertrags von 
der Bürgfchaft vgl. vor $. 766 Nr. 1, über die Streitfrage, ob 8. 766 
(Scäriftform) auf ihn Anwendung findet: 8. 766 Anm. 2. — Ein der 
tumulativen Schuldühernahme ähnliches Verhältnis entitebt, wenn dem 
Gläubiger nach befonderer Abrede (8. 829) bei ber Erfüllungsübernahme 
das Recht beigelegt wird, von dem Eintretenden Befriedigung zu fordern 
Reben ihm kann auch der bisherige Schuldner diefe Befriedigung ver: 
langen, 8. 885. Hier können im Gegenjag zur fumulativen Schulbüber: 
nahme dem Gläubiger nicht nur Einwendungen aus ber Abernommenen 
Schuld, fondern auch auß dem Übernahmevertrag enigegengefegt werden 
(8. 884, nicht 417 Abſ. 2). 

4. Übergang von Schulden kraft Geſetzes 88. 419, 671 ff., 
1088, 1251, 2882, HGB. 8. 25. Übergang der Schulden auf den Erben 
66. 1922, 1967. 

b. Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ift bei privativer und 
Inmulattver Schulbübernahme erforderlich nach SS. 1822 Nr. 10, 1648. 


Vertrag zwifchen Gläubiger und Übernehmer, 

$.A1A. Eine Schuld Tann von einem Dritten durch Ber- 
tag!) mit dem Gläubiger in der Weife übernommen werden, 
daß der Dritte an die Stelle des bisherigen Schuldners tritt?). 
1) formlos (Net 1906 S. 681); abftralt (vor $. 805); wirft mit 
Abſchluß ohne Zuftimmung des bisherigen Schuldners. Das bloße Ber. 
iprechen, für die Schuld eines anderen einzuftehen, ift keine privative 
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Schulbübernahme, NG. 59 S. 282. 3, Der bisherige Schuldner 
wird frei, fonft Vorbm. Nr. 2. 


Vertrag zwiſchen Schuldner und Übernehmer. 


8. A151). Wird die Schuldübernahme von dem Dritten 
mit dem Schuldner vereinbart?), fo hängt ihre Wirkſamkeit von 
der Genehmigung?) des Gläubigerd ab. Die Genehmigung Tann 
erit erfolgen, wenn der Schuldner oder der Dritte dem Gläubiger 
Die Schuldübernahme mitgeteilt hat. Bis zur Genehmigung 
fönnen bie Parteien den Vertrag ändern oder aufheben. 

Wird Die Genehmigung verweigert, fo gilt die Schuld- 
übernahme als nicht erfolgt. Fordert der Schuldner oder ber 
Dritte den Gläubiger unter Beitimmung einer Friſt zur Er» 
Härung über die Genehmigung auf, fo Tann die Genehmigung 
nur bis zum Ablaufe der Friſt erklärt werden; wird fie nicht 
ertlärt, fo gilt fie als verweigert. 

Solange nidjt der Gläubiger die Genehmigung erteilt hat, 
ift im Zweifel der Übernehmer dem Schuldner gegenüber ver- 
pflichtet, den Gläubiger rechtzeitig zu befriedigen‘). Das gleiche*) 
gilt, wenn ber Gläubiger die Genehmigung verweigert. 


1) Der Shuldübernabmevertrag zwilchen dem Schulbner und dem 
Übernehmer hat eine doppelte Wirkung. Er bindet einerfeitS den Über: 
nehmer derart, daß biejer, wenn der Gläubiger den Vertrag genehmigt, 
an Stelle des alten Schuldners in das Schuldverhältnis eintritt; bis 
zur Genehmigung können die Barteien den Bertrag aufheben oder ändern, 
nicht aber einjeitig widerrufen. Anderſeits begründet ber Vertrag regel- 
mäßig unabhängig von der Genehmigung des Gläubigers eine perfönliche 
Verpflichtung des Übernehmers gegenüber dem Schuldner, den Gläubiger 
zu befriedigen. Abſ. I und 2 betrefien die eine Seite bed Berbältnifleg, 
Abf. 8 die andere Seite. 2) Nur Erfüllungsübernahme (vor 8. 414 
Nr. 2), wenn der Käufer vor Auflaffung den Befig des Grundftüdg erhält 
und bie Laften (Steuern, Hypothekenzinſen) Thon übernimmt, Recht 1904 
S. 187. bernahme des Geſchäfts mit Paffiven durch einen offenen 
Handelögejellichafter ift nur Erfülungsübernahme, auch wenn fie den 
Gläubigern mitgeteilt wird, die gefeßliche Haftung des Ausſcheidenden 
biefen gegenüber bleibt beitehen, Seufff. 60 S. 456. Rechtswirkung 
eined bon einer Berficherungsgefellihaft auf Gegenfeitigfeit mit einer 
Aktiengeſellfchaft geichloffenen Yufiondvertrag® gegenüber ihren Mit: 
gliedern: Seuffü. 61 S. 142. 3) 88. 182ff. Auch vorherige Bu: 
ftimmung (Ginwilligung) genügt, RG. 60 ©. 415, XW. 1906 ©. 808, 
OLG. 12 5.49. Stillſchweigen bedeutet nicht Genehmigung, KW. 19056 
©. 642. Neben der Genehmigung braudt nicht noch eine befondere 
Entlaffung aus dem SchuldverhältniS bewiefen zu werden, Recht 1906 
©. 679. 4) Bloße Erfülungsübernahme, vor $. 414 Nr. 2. Keine 
Berpflihtung des Übernehmers, ben Gläubiger vor Fälligkeit zu befriedigen 
oder den Schuldner bis dahin von feiner Mithaft zu befreien, OLG. 4 
S. 227. Der Schuldner kann nicht Zahlung bes zur Gläubigerbefriebigung 
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nötigen Betrags an fich felbft verlangen, Recht 1905 ©. 77; ORG. 12 
©. 260, vgl. S. 259. 

Übernahme einer Hypothek beim Werkafif eines Grundſtücks. 

8. A161). Übernimmt der Erwerber eines Grundſtücks durch 
®ertrag mit dem Beräußerer eine Schuld des Veräußerers, für 
die eine Hypothek an dem Grundftüde befteht, fo Tann ber 
Gläubiger die Schuldübernahme nur genehmigen?), wenn der 
Beräußerer fie ihm mitteilt. Sind feit dem Gmpfange der 
Mitteilung ſechs Monate?) verftrihen, fo gilt die Genehmigung 
als erteilt, wenn nicht der Gläubiger fie dem Beräußerer gegen- 
über vorher verweigert hat; die VBorfchrift des 8. 415 Abf. 2 Sag 2 
findet feine Anwendung. 

Die Mitteilung des Veräußererst) kann erit erfolgen, wenn 
der Erwerber als Eigentümer im Grundbudy eingetragen ift>). 
Sie muß ſchriftlich geihehen und den Hinweise) enthalten, daß 
der UÜbernehmer an die Stelle des bisherigen Schuldners tritt, 
menn nicht der Gläubiger die Verweigerung innerhalb der ſechs 
Monate erklärt. 

Der VBeräußerer bat auf Verlangen des Ermerber3 dem 
Gläubiger die Schuldübernahme mitzuteilen. Sobald die Er- 
teilung oder Berweigerung”?) der Genehmigung feititeht, hat der 
Beräußerer den Erwerber zu benadjrichtigen. 

2) Die Rorfichriften des 8. 416 gehen als Sonderporfchriften denen 
des S. 415 vor, ohne formgeredhte (Abi. 2) Mitteilung ift feine Ge: 
nehmigung möglidh, $. A415 greift nicht Platz; nach S. 414 zu kontrahieren, 
itt aber auch im Falle des 8. 416 nicht ausgeſchloſſen, Gruch. 49 ©. 864, 
DRS. 8 ©. 51; 12, 50, Seuffll. 60 5. 58; a. M.: Recht 1908 ©. 158; 
1906, 560. — $. 416 fegt Anlage des Grundbuch voraus: RG. 58 
S. 884, a. M.: Seufff. 60 ©. 58. — Pal. 8. 488 Unm.6. 2) 88. 182ff., 
130. 3) Berechnung: 88. 186 ff. 4) Die Mitteilung kann durch 
den Erwerber erfolgen, wenn er von bem Beräußerer dazu bevollmächtigt 
it: erfolgt fie ohne Vollmacht, fo findet 8. 174 Anwendung, vgl. 8. 179. 
Die Genehmigung kann fowoHl dem PVeräußerer ald audy dem Erwerber 
gegenüber erklärt werben. 5) Auch noch, wenn ber Erwerber nicht 
mehr eingetragen tit, NG. 56 S. 200 unter Aufhebung von OLG. 8 ©. 49. 
ee, Die ohne diejen Hinweis erfolgende Genehmigung iſt wirkfiam, IM. 
1906 S. 806. 7) Erfolgt feine Genehmigung, jo bleibt die Ver: 
bindlichteit bed Beräußerers beftehen, wegen Befrtedigung des Gläubigers 
durh den Erwerber |. 88. 267, 415; wegen bes llberganges ber 
nee auf den Beräußerer, wenn er den Gläubiger befriedigt, ſ. 

. Ginwendungen des Übernehmers. 

8. AL7T. Der Übernehmer kann dem Gläubiger die Ein— 
mwendungen entgegenfegen, welche ſich aus dem Rechtsverhältniſſe 
zwiihen dem Gläubiger und dem biöherigen Schuldner ergeben. 

Ahilles, Bürgerliches Gefehbuc. 5. Auflage. 13 
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Eine dem bisherigen Schuldner zuftehende Forderung kann er 
nicht aufrechnen i). 

Aus dem der Schuldübernahme zu Grunde liegenden Rechts⸗ 
verhältniſſe zwiſchen dem Ubernehmer und dem bisherigen 
Schuldner kann der Ubernehmer dem Gläubiger gegenüber Ein- 
wendungen nicht herleiten ?). 

2) Im Abſchluß des Schuldübernahmenertragd Tiegt feine vertrags⸗ 
mäßige Anerfennung der Schuld feitend des Ubernehmers, Seuff A. 60 
S. 267. Unfehtungsrechte des bisherigen Schuldners Tann ber Über: 
nehmer nicht ſelbſt ausüben; analoge Anwendung bed S. 770? 2) Der 
libernehmer kann aber geltend machen, daß der Schuldübernahmevertrag 
feldft nicht gültig fei. 

Nebenrechte. 

&. 418. Infolge der Schuldübernahme erlöſchen die für 
die Forderung beftellten Bürgſchaften und Pfandrechte. Beſteht 
für die Forderung eine Hypothek, ſo tritt das gleiche ein, wie 
wenn der Gläubiger auf die Hypothek verzichtet!). Dieſe Vor⸗ 
ihriften finden Feine Anwendung, wenn der Bürge oder ber: 
jenige, weldjem der verhaftete Gegenftand zur Zeit der Schuld» 
übernahme gehört, in dieje einmilligt?). 

Ein mit der Forderung für den Yall des Konkurſes ver- 
bundenes Vorzugsreht?) Tann nicht im Konkurs über das Ber: 
mögen des ÜIbernehmers geltend gemadt werden. 

...» 88. 1168, 1176. 2) SS. 182-184, 130 fi. 8, FD. 8.61. 
Übernahme eines Wermögens. 

. AIO. Ubernimmt jemand durch Berirag das Vermögen 
eines anderen‘), jo fünnen deilen Gläubiger unbefdjadet der 
Fortdauer der Haftung des bisherigen Schuldners, von dem 
Abſchluſſe des Vertrags an ihre zu diefer Zeit beftehenden An⸗ 
ſprüche auch gegen den Übernehmer geltend machen?) 3). 

Die Haftung de? Ubernehmerd beſchränkt fi auf den 
Beitand des übernommenen Vermögens und die ihm aus dem 
Bertrage zuitehenden Unfprüdet). Beruft fi} der Übernehmer 
auf die Beichränfung feiner Haftung, fo finden die für die 
Haftung des Erben geltenden Borjchriften der 88. 1990, 1991 
Sitipredende Anwendung. 

Die Haftung des Übernehmers kann nicht durch Berein- 
barung zwifhen ihm und dem bisherigen Schuldner ausge- 
ſchloſſen oder beſchränkt werden. 

2) Diefe Bermögengübernahme ift identisch mit dem obligatorifchen 
Vertrage bes 8. 811, deffen Erfülung fih nicht durch Univerfalfulzeffion 
vollzieht, fondern Übertragung der einzelnen Bermögensftüde erfordert, 
Net 1908 S. 550. Form $. 811, wegen Buläffigleit vgl. $S. 810. — 
Keine Bermögensübernahme, wenn ein beftimmter Bertragsgegenftand 
das ganze Vermögen des Beräußererd ausmacht; andererfeit3 ift das 
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Zurüdbebalten einzelner verhältnismäßig unerbeblider Stüde für ben 
Begriff ohne Bedeutung, Seuffft. 60 ©. 5, vgl. OLG. 12 ©. 50. Guts⸗ 
überlafiungSnerträge werben meift unter 88. 811, 419 fallen. — Als 
Bermögendübernahme gilt auch Übernahme eines Bruchteilg, d. h. ziffer⸗ 
mäßig beſtimmter Teil, des Geſamtvermögens, Seuffel. 60 ©. 6. ?) Dieſe 
fumufative Haftung tritt unabhängig von dem Willen ber Bertrag: 
ihließenben unmittelbar mit dem Abſchluſſe ded Vertrags ein, einerlet, 
ob der Übernehmer die Schulden Tannte, DZ. 1904 ©. 414; fie ift 
auh nit abhängig vom Empfange ded Vermögens. Schuldner und 
ũbernehmer haften als Geſamtſchuldner (8. 421). Vollſtreckungsklauſel 
gegen ben übernehmer ZBO. 8. 729, Zwangsvollſtreckung 3P0. $. 786, 
Konlurs KO. S. 68. 8) Bermandte Bälle: Erbſchaftskauf SS. 2882 ff., 
Beftellung des Nießbrauchs an einem Vermögen 88. 1085 ff, Übernahme 
eines Handelsgeſchäfts HGB. 5. 25, Fuſion von Altiengeſellſchaften ufm., 
HGB. SS. 306 fi. 4) Seine Haftung mit eigenem Bermögen auf 
Höhe des Wertes des übernommenen, vgl. vor $. 1967 Nr. 1. 


Sechſter Abſchnitt. 
Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern. 


Der fechite Abſchnitt regelt Schuldverhältnifie, bei denen mehrere 
Berionen als Gläubiger oder Schuldner beteiligt find, ſei e8, daß 
von vornherein ein Schuldverhältnis flir mehrere Perjonen begründet 
it, fei es, daß fpäter im Wege ber Rechtsnachfolge, insbeſondere infolge 
von Beerbung, mehrere Perjonen ald Gläubiger oder Schuldner in ein 
Schuldverhältniß eingetreten find. Dabei find zu unterfcheiden: 

I. Schuldner: und Gläubigermehrheiten im eigentliden Sinne: 
1. Zeder Schuldner ift nur auf einen Leiftungsteil verpflichtet (Teils 
ihuldner, 8. 420); jeber Gläubiger nur auf einen Teil berechtigt (Teil⸗ 
gläubiger, $. 420). — 2. Seder Schuldner ift auf die volle Leiftung 
verpflichtet, der Gläubiger Hat diefe aber nur einmal zu fordern (Gefamt: 
'duldner, 88. 421-427); jeder Gläubiger kann die ganze Xeiftung 
fordern, der Schuldner braucht aber nur einmal zu leiften (Gefamt: 
gläubdiger, 88. 428—480). — B. Zur Erfüllung ift die Mitwirlung der 
mebreren Schuldner oder ber mehreren &läubiger erforderlih, und zwar 
a) entweder, weil die Obligation aktiv oder paffiv zu einem Gefamts 
bandövermögen (SS. 718 ff., 54; 2082 }}.; 1488, 1442, 1619, 1549; 
1485, 1487; HGB. 88. 106 ff., 161 ff., 820 ff., 489 fi.) gehört, über daß 
nur unter Mitwirkung der mehreren Beteiligten verfügt werden kann 
(SefamtHandsihuldner und Geſamthandsgläubiger, In biefem Abſchnitt 
nicht berüdficätigt, überhaupt nicht generell geregelt, aber vielfach Bezug: 
nahme auf die Vorjchriften über die Gefellichaft, SS. 718 ff.); die neben 
dieſer Berpflichtung des Geſamthandsvermögens vielfach beftehende per: 
iönlide Verpflichtung ber Beteiligten (3. B. 8$ 427, 2058, 1459) folgt 
den unter 1 und 2 genannten Vorſchriften. b) Oder weil eine untell: 
bare Leiftung von mehreren Schuldnern gefehuldet wird (Befamtfchulbner 
nach $. 481) oder an mehrere Gläubiger zu leiften iſt (Gefamtgläubiger, 
wenn died anderweit begründet ift, fonft @läubigermehrheit des $. 482). 
Sondernorichriften: 88. 866, 474, 502, 618. 
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II. Keine Schuldner: oder Gläubigermehrheiten find: 1. Atzeiloriiche 
Haftung oder Berechtigung Dritter neben dem Schuldner (58 765, 556 
Ubf. 8) Bzw. Gläubiger ($. 886). — 2. Unechte Gefamtfchulden: mehrere 
find dem Gläubiger auf die gleiche Leiftung verpflichtet, ohne miteinander 
in irgenb welchen Beziehungen zu ftehen, 3. B. Verpflidtung bed Brand: 
ftifter8 und des Berficherers; des Mieters, der die Mietſache nachläſſig 
verwahrt, und bes Dritten, der fie befchädigt; Hier finden &$. 421—426 
feine Anwendung, RG. 61 ©. 60, 8. 426 Anm. 1. — 3. Mehreren 
Berjonen ftehen verfchiedene felbftändige Nechte an derielben Forderung 
zu, 8%. 1077, 1081, 1281. — 4. Der allein Forderungäberectigte kann 
nur mit Buftimmung eines anderen verfligen, 88. 1895, 2116 Abſ. 2. 
— 5. Ein Berwaltungsberechtigter bedarf ber Zuftinmung eined anderen, 
$8. 1375 ff, 1392 Abſ. 2. 


1. Teilſchuldner und Ceilglänbiger. 

8.420. Schulden mehrere eine teilbare!) Leiftung oder haben 
mehrere eine teilbare!) Leitung zu fordern, jo ilt im Zweifel?) 
jeder Schuldner nur zu einem gleidhen Anteile verpflichtet, 
jeder Gläubiger nur zu einem gleichen Anteile beredhtigt.?) 

1) Im Gefege nicht definiert. Cine Leiftung ift teilbar, wenn ſich 
ber geichuldete Gegenftand ohne Verminderung bes Wertes in gleichartige 
Teile zerlegen läßt; vgl. S. 752. — Unteilbarfeit des Minderungs- 
anſpruchs (8. 575) gegen mehrere Bermieter: OLG. 5 S. 25; ber Pflicht 
mehrerer Miteigentümer, bie Befriedigung aus dem Grundftüd zu 
dulden: IW. 1902 Beil. S. 198; mander Ultenteilgletftungen: IW. 1905 
©. 685. Bei unteilbaren Leiftungen gelten SS. 481, 482. — Gonber: 
porfchriften: 88. 820, 1606, 2148; 866, 474, 602, 6118. 2) Andere 
benfbare Regelungen: Borbm. I. 2 und 8, vgl. bei. $. 421 Anm. 2. 
8) Die mehreren Släubiger einer teilbaren Forderung ftehen daher nicht 
in einem Gemeinjchaftöverhältnis, Net 1906 ©. 800. 


2. Geſamtſchuldner. . 

&. 421. Schulden mehrere eine Leiltung!) in der Weiſe, daß 
jeder die ganze Leiltung zu bewirken verpflichtet, der Gläubiger 
aber die Leiſtung nur einmal zu fordern beredtigt iſt (Ge⸗ 
ſamtſchuldner))), jo fann der Gläubiger die Xeiltung nad) 
feinem Belieben von jedem der Schuldner gang oder zu einem 
Zeile fordern. Bis zur Bewirkung der ganzen Leiſtung bleiben 
fämtlihe Schuldner verpflichtet?). 

1) Zeilbare oder nicht teilbar. 2) Gefamtichulden können entftehen 
fraft befonderer Parteiabrede oder kraft Gefeges. Geſetzliche Fälle: 88. 427, 
481, 42, 58, 64, 419, 769, 880, 840, 1108, 1888, 1459, 1480, 1580, 
1654, 1888, 2068, 2146, 2219, 2882, tumulative Schuldäbernahme (vor 
8. 414 Nr. 8); HGB. 8$. 78, 128, 161, 200, 202—204, 208, 209, 225, 
241, 249, 267, 269, 278, 806, 820, 884; GenG. 88. 84, 41, 90; 
GmbHG. 88.43, 62, 71, 78; ZB. 8.81. — Unechte Gelamtichulden: 
Vorbm. II. 22 — NAusiteller einer Prozeßvollmacht und Anwalt haften 
nad 88.12, 18 preuß. Stempelftieuergejeg für Entrihtung des Stempels 
nad $. 421, Recht 1904 ©. 282. 3) Die Gefamtichuldner Haben den 
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Glaͤubigern gegenüber feine Einrebe ber Teilung; im Verhältniſſe au: 
einander find ſie aber regelmäßig nur zu gleichen Anteilen verpflichtet 
($. 426). Konkurs mehrerer Gejamtfchuldner KO. 8. 68, 

6. 422. Die Erfüllung!) duch einen Geſamtſchuldner 
wirkt auch für die übrigen Schuldner. Das gleiche gilt von 
der Leiltung an Erfüllungsftatt?), der Hinterlegung?) und der 
Aufrechnung *). 

Eine Forderung, die einem Geſamtſchuldner zufteht, Tann 
nit von den übrigen Schuldnern aufgerechnet werden. 

1) SS. 862. — Nur wirkliche Erfüllung befreit die übrigen, e8 
genügt nicht, wenn fich einer der aus $. 840 verpflichteten Geſamt⸗ 
ichuldner unter Berwahrung gegen feine Leiftungspflidht bie Nechte gegen 
die übrigen gegen Zahlung einer beitimmten Summe abtreten Täßt, 


Recht 1906 S. 298. 2) SS. 864, 866. 3) Ss. 872fi. 
4) 88.887 ff. Auch anwendbar auf das Gefamtichuldverhälinis mehrerer 
Redielverpflichteten? RG. 62 ©. 802. , 


8.423. Ein zwiſchen dem Gläubiger und einem Gefamt- 
ſchuldner vereinbarter Erlaß!) wirkt auch für die übrigen 
Schuldner, wenn die Bertragfhließenden das ganze Schuld- 
verhältnis aufheben wollten ?). 

2) S. 397, Stunbungdvertrag $. 897 Anm. 2, Bergleich 8. 779 (Recht 
1906 S. 188), Zwangsvergleih KO. $. 198. 2) Buläffigleit eines 
Erlaßvertrags, der den Ulzeptanten eines Wechſels befreit, nicht aber 
den Ausfteller, NG. 59 ©. 819. 

6. A2A. Der Berzug‘) bes Gläubigers gegenüber einem 
Gejamtfchuldner wirft aud für die übrigen Schuldner. 

2) SS. 298 fi. 

6. 4125. Andere als die in den 8$. 422 bis 424 bezeichneten 
Tatſachen!) wirken, fomeit fi nicht aus dem Schuldverhältnis 
ein anderes ergibt, nur für und gegen den Geſamtſchuldner, in 
deilen Perſon fie eintreten. 

Dies gilt insbefondere von der Kündigung, dem Berzuge?), 
dem Berfchulden?), von der Unmöglichkeit‘) der Leitung in der 
Berfon eines Geſamtſchuldners, von der Verjährung, beren 
Unterbredung und Hemmung’), von der Vereinigung der Yor- 
derung®) mit der Schuld und von dem redhtäfräftigen Urteile”). 

2) Abtretung der Forderung nur gegen einen Gejamtichuldner, 8 401 
Anm. 2. 2) 88. 284 ff. 8) 58. 276 fi. 4) 88. 276 ff., 
328 fi. 5) 88. 194 fi., 202 ff., 209 ff, HGB. $. 160, GenG®. 
8. 128. 6) Ueber die Bereinigung ber Yorderung mit ber 
Schuld enthält das BGB. feine allgemeine Beitinnmung (vor $. 862); regel- 
mäßig erlifcht die Schuld, vgl. aber Recht 1906 ©. 470. 7) 3PO. 
8.322. Prozeßkoſten ZPO. 8. 100. 

6. 4126, Die Geſamtſchuldner find im Berhältniffe zuein- 
ander zu gleichen Anteilen verpflicdytet!), ſoweit nicht ein anderes 
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beitimmt iſt). Kann von einem Geſamtſchuldner der auf ihn 
entfallende Beitrag nicht erlangt werden, fo it der Ausfall von 
den übrigen zur Ausgleihung verpflichteten Schuldnern zu tragen. 

Soweit ein Gefamtihuldner den Gläubiger befriedigt und 
von den übrigen Schuldnern Ausgleihung verlangen Tann, gebt 
die Forderung des Gläubiger gegen die übrigen Schuldner 
auf ihn über?). Der Ubergang kann nit zum Nachteile des 
Gläubigers geltend gemacht werden). 


2) Gegenfeitige Verpflichtung der Gefamtichuldner, zur Erfüllung 
mitzuwirken, eventuell Schadengerfagpfliht, OLG. 8 ©. 58. — Ber: 
teilung der Neijeloften eine Anwalts unter mehrere Auftraggeber: Recht 
1908 ©. 42. Regreß unter mehreren gleich nahen Alimentationspflichtigen: 
Recht 1902 ©. 507. Kein Ausgleich zwiſchen unechten Geſamtſchuldnern 
(Vorbm. II 2), wohl aber unter mehreren nad HaftpflG. 8. 1 Haft- 
pflichtigen, auch wenn einer dem Berletten kraſt Vertrag baftet, RE. 
61 ©. 56, 62, 144. Umſatzſteuer der Gemeinden haben mangel3 be: 
fonderer Abrede oder anderweiter Verkehrsſitte Veräußerer und (Erwerber 
je zur Hälfte zu tragen, ORG. 9 S. 81. 2) Sondervorfcriften: 
$8. 766, 774, 840, 841, 1888, HGB. 88. 482, 785 (NG. bl ©. 862, DI2. 
1905 ©. 1122). Für den Wechlelregreß ift ebenfalls nicht $. 426, jondern 
das Wechfelrehht maßgebend, IW. 1902 Beil. S. 284, vgl. aber RG. 
b2 ©. 220. 8) S. 412. Auch Abtretung ber Gläubigerrechte 
gegen bie übrigen an einen Geſamtſchuldner kann biefent Teine weiter: 
gehenden Rechte gegen die Mitichuldner verichaffen, als er nach dem 
Innenverhältnis ſchon Hat, ORG. b ©. 888. — Entſtehen ded Mus: 
gleichsauſpruchs und Forberungsübdergang find nicht dadurch bedingt, dat 
der Außgleichöberechtigte mehr gezahlt Hat als jein Anteil beträgt; auch 
wegen geringerer Zahlungen Tann Ausgleich verlangt werben, Recht 1908 
©. 504, OLG. 12 ©. 261. 4) Dgl. 8. 268 Anm. 9. 


d- A427. Berpflichten fi) mehrere durd) Vertrag gemein» 
fhaftlih!) zu einer teilbaren?) Leiftung, fo haften fie im Zweifel 
als Geſamtſchuldner?). 

2) Auch in getrennten Verträgen möglid. Dal. $. 769. — Be 
deutung ber Mitunterfchrift eines Pachtvertragd des Ehemanns durch 


die Frau: Seufff. 67 ©. 179. 2) S, 420 Unm. 1. Bei Unteil- 
barkeit gilt 8. 431. 3) SS. 421—426. ft die Verpflichtung eines 


der Sefamtichuldner, 3. B. wegen Geihäftsunfähigleit, unwirkſam, fo tft 
ftreitig, ob für die Haftbartleit der übrigen S. 189 maßgebend ifi oder ob 
jede einzelne Gefamtihuld fo felbftändig tft, daß die Unwirkſamkeit einer 
die übrigen nicht berührt. RG. 69 S. 174 Hält beide Entſcheidungen 
für zuläſſig, folgt aber felbft der letzteren. 

3. Gefamtgläubiger. SS. 428—430. 

6. A2S. Sind mehrere eine Leiltung in ber Weife zu fordern 
beredhtigt, daß jeder die ganze Leiltung fordern Tann, der 
Schuldner aber die Leiftung nur einmal zu bewirken verpflichtet 
ift (Gefamtgläubiger)!), fo fann der Schuldner nad) jeinem Be- 
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lieben an jeden der Gläubiger leiften. Dies gilt au dann, 
wenn einer der Gläubiger bereits Ktlage auf die Leiftung er- 
hoben bat. 

2) SS. 2161, 2194. Sonft nur kraft befonderer Abrebe. 

6.4129. Der Verzug!) eines Gefamtgläubigers wirkt aud) 
gegen die übrigen Gläubiger. 

Bereinigen fi Forderung und Schuld in der Berfon eines 
Gejamtgläubigers?), ſo erlöfchen die Rechte der übrigen Gläubiger 
gegen den Schuldner. 

Im übrigen finden die Vorfchriften der 88. 422, 423, 425 
entiprechende Anwendung, Insbeſondere bleiben, wenn ein Ges 
lamtgläubiger feine Forderung auf einen anderen überträgt, die 
Rechte der übrigen Gläubiger unberührt. 

1) 88. 298 ff. 2) 8. 42b Anm. 6. 

8.430. Die Gefamtgläubiger find im Berhältniffe zuein- 
ander zu gleichen Anteilen berechtigt, fomweit nicht ein anderes 
beitimmt ift. 

Mehrere Vermächtnisnehmer 88. 2161, 2162. 

4. Derpflichtung mehrerer Schuldner einer unteilbaren Leiſtung. 

6. ns1. Schulden mehrere eine unteilbare!) Leiſſung, jo 
Baften fie als Gefamtfchuldner?). 

1) 8. 420 Anm. 1. 2) SS. 421-426. 

5. re mehrerer Gläubiger einer untellbaren Leiſtung. 

. 432. Haben mehrere eine unteilbare!) Leiftung zu 
tordern, fo Tann, fofern fie nicht Gejamtgläubiger?) find, der 
Schuldner nur an alle gemeinfchaftlid) leiften und jeder Gläubiger 
nur die Leiftung an alle fordern?). Jeder Gläubiger kann ver» 
langen, daß der Schuldner die geſchuldete Sadje für alle Gläu- 
biger hinterlegtt) oder, wenn he fh nit zur Hinterlegung 
eignet, an einen gerichtlichs) zu beftelenden Verwahrer abliefert. 

Im Übrigen wirkt eine Zatfache, Die nur in der Perfon eines 
der Gläubiger eintritt, nicht für und gegen die übrigen Gläubiger. 

1) 8. 420 Anm. 1. 2) SS. 428 - 480. 3) Gilt 
3. B. bei Indoſſierung eines Wechſels auf mehrere Perſonen; ber Alzep: 
tant kann mit Forderungen gegen einen Indoſſatar nicht aufrechnen, OLG. 9 
S. 284 4) 88. 872—882, unter Verzicht auf Rücknahme. 


5) 368. 8. 165. 
Siebenter Abſchnitt. 
Ginzelne Schuldverhültniſſe. 


Erfter Titel. 
Kauf. Tauſch. 


Der 1. Titel zerfällt in 4 Abſchnitte. I. Allgemeine Borfchriften 
(38.488458), II. Gewäprleiftung wegen Mängel ber Sache (88.469 — 493), 


200 Recht der Schuldverhältnifie. Einzelne Schuldverhältniſſe. 


III. Befondere Arten bes Kaufes (SS. 494—b1d, 1. Kauf nad) Probe, 
Kauf auf Probe, 2. Wiederfauf, 8. Vorlauf, IV. Tauſch ($. 415). 
Sondervorichriften über ben Piandverfauf 8$. 1288 fi., Erbichaits- 
fauf 88. 287 uff, Unwendung von Porfchriften, welche für den Kauf ge: 
geben find, bei faufähnlichen Geſchäſten SS. 445, 498, beim Werflieferungs: 
- vertrag 8. 661, beim Ueberbau 8. 915. — Handelstauf HGB. 88. 878ff. 
Ubzahlungsgeichäfte G. v. 16. Mai 1894. Bmangdverfteigerung ZPO. 
88. 814 fi., 806, 8VG. 88. 16 ff. — Enteignung EG. Art. 109. Bier: 
lieferungsvertrag EG. z. HGB. Art. 18, Bay. Art. 18, 14. — Inter⸗ 
nationale3 Privatrecht, NS. 55 ©. 105, DIZ. 1906 S. 704, OLG. 12 
S. 58; 2, 476; 4, 86. 


L, Allgemeine Borfchriften. 


Überficht:$.488 Begriff des Kaufe und grundfägliche Berpflichtungen 
der Beteiligten, 88. 484—448 Berpflihtung des Berkäufer zur Per: 
Ihaffung des Nechtes und Haftung für Mängel im Rechte, 5. 444 Ber: 
pflihtung des Berfäuferd zur Ausfunftertetlung, $. 445 Anwendung der 
55. 488—444 auf Taufähnliche Geſchäfte, SS. 446--4b1 Tragung der 
Gefahr, Nugungen, Laften, Koften und Berwendungen, 8. 462 Berzinfung 
des Kaufpreiſes, $. 458 Marktpreis, 8. 454 Stundung des Staufpreifeg, 
Ss. Abb Borbehalt des Eigentums, 88. 456458 Staufverhote. 


1. Begriff. gen und Yflichten der Bertragfhliegenden, 

. 433. Durd) den Kaufvertrag!) wird der Verkäufer einer 
Sade?) verpflichtet, dem Käufer die Sache zu übergeben?) und das 
Eigentum an der Sade zu verjchaffen‘. Der Berfäufer eines 
Rechtes?) iſt verpflichtet, dem Käufer das Recht zu verſchaffen 
und, wenn da8 Reht zum Belit einer Sache beredjtigt®), die 
Sade zu übergeben?). 

Der Käufer ift verpflichtet, dem Verkäufer den vereinbarten 
Ktaufpreis®) zu zahlen und die gefaufte Sache abzunehmen”). 

2) Begriff: gegenfeitiger DBertrag (88. 820ff.), der auf den 
Austaufh von Sachen oder Rechten gegen Geld gerichtet it. Für 
den Abſchluß des Vertrags find die allgemeinen Vorſchriften maßgebend, 
ſ. namentlic) 88. 145 ff. Formvorſchriften für den Kauf eines Vermögens 
$. 811, eined Grundftüds $. 313, einer Erbfchaft 8. 2871, vgl. S. 812. 
— Wegen Abgrenzung ded Kaufes von anderen Berträgen, vgl.: SS. 515 
(Tauſch), 585 (Miete), 581 (Pacht), 681 Unm. 2 (Werkvertrag), 661 (Werk: 
lieferungsvertrag), HGB. 8. 888 (Kommiſſionsgeſchäft), Seuffü. 67 ©. 65; 
Unterſchied zwiſchen Verpfändung beweglicher Sachen und Berlauf zu 
Sicherungszwecken: GSeuffl. 68 S. 287. — Der obligatorifche Kauf: 
vertrag und der dingliche Erfülungsalt fallen zufammen beim Neal: 
oder Handfauf. Mangels befonderer Beftimmungen gelten auch bier: 
für die Regeln des Kaufvertrags, namentlich bedeutet die Einmwendung, 
es ſei ein Handkauf abgefchloffen, nicht Leugnen des Klaggrundes; nur 
in der Beweiswärdigung find die Beſonderheiten derartiger Verträge zu 
berüdfichtigen. — Kauf mit Borbehalt der Aufgabe des Käufers: 
OLG. 8 S. 58. — Internationales Privatreht: OLG. 12 ©. 58; 4, 86. 
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2) Kaufgegenſtand können fein: a) Sachen ($. 90), auch zu: 
fünftige, meilt tft der Bertrag dann durch Entftehung der Sache bedingt, 
aber auch unbedingt möglich (Hoffnungstauf, überwiegend aufgefaßt als 
Kauf einer Gewinnchance, vgl. unten c). Überlafjung künftiger Nutzungen 
lann Pacht jein, vol. $. 581 Anm. Weſentliche Beftandtetle eines Grund: 
tüd (SS. I98— 95) können als zukünftige beweglihe Sachen verfauft 
werden. Abonnement auf eine Beitfchrift tft Kauf, OLE. 9 S. 82. Auch 
fremde Saden, fofern nur objektiv für ben Berläufer die Möglichkeit beſteht, 
fe zur vereinbarten Lieferzeit zu verfchaffen (IW. 1908 Beil. ©. 22; 
19058, 171), fein Recht des Eigentümers auf ben Kaufpreis, Seufff. 60 
©. 168, vgl. NS. 54 ©. 218. Auch Gattungsſachen, $$. 248, 480, 
HB. $S. 860. Kauf mit Wahlberechtigung 88. 262 ff. Spezifilationd- 
lauf, HGB. 8. 875, DRG. 8 ©. 188. Kauf unter Geftattung jeber: 
zeitigen Umtaufchs, OLG. 2 ©. 502; 8 ©, 56; Sädhfürd. 10 ©. 516. 
Kauf „auf Abruf nah Bedarf“, OLG. 12 S. 54. Kauf eigener 
Sade iſt nach 8. 806 nichtig, DIEB. 1905 S. 5669. Eriftiert bie 
Sade bei Vertragsſchluß nicht mehr, gelten SS. 8065, 806, vgl. 8. 139; 
bei jpäterem Untergang: $. 446 Anm. 1. Kauf einer Ware, die nur 
zur Berfälfchung dient, ift nach 8. 188 nidtig, ORG. 12 ©. 16. 
b) Rechte, dingliche (Buch III, Abſchnitt 4--9), Belig, Forderungen 
(8. 487), Urheberrechte, PBatentrehte ufw. Beräußerung von Anteilen 
einer Gefellfchaft m. 5b. H.: GmbHG. $. 17, DAXZ. 1906 ©. 710. Auch 
zulünftige (vgl. 8. 449) und fremde Rechte. c) Undere Werte, 3.8. 
Befreiung von einer binglichen oder perfönlichen Laft, Verlauf einer Kund⸗ 
haft (OLE. 12 ©. bl, 255, IW. 1906 ©. 804), einer ärztlichen oder 
anwaltſchaftlichen Praxis ($. 188 Unm. 1). Die Borfchriften Über den Kauf 
nnd Hier analog anzuwenden, vgl. $. 459 Anm. 1d. 8) 8. 854: 
Bel 5. 446 Anm. 8. Üserfendungspfliht? 8. 447 Anm. 1. Koſten 
8. 448. Bis zur Übergabe hat Verkäufer die Sache zu verwahren, JW. 
1901 &. 169. Bei Annahmeverzug bed Käufers: S. 804. Lager: 
geld auch für eigenen Lagerplag des Verkäufers, HGB. 8. 354, OVvG. 
12 5. 262. 4) Eigentumßübertragung SS. 925, 878; 929 fi. 
Beachte, daß regelmäßig der gutgläubige Erwerber Eigentum erlangt, 
58. 842, 982f., HGB. S. 866. Koſten 8. 449. Eigentumsvorbehalt 
8. 460. 5) 88. 1012, 1017, 1086, 1089, 1069, 1261. 
6 Kaufpreid muß in Gelb (8. 244) beftehen (vgl. S. 616), andere . 
Leiftungen können aber als Ntebenleiftungen ausbebungen werben. Un: 
beihräntt zuläffig find Berrechnungen anderer Letftungen auf ben Kauf⸗ 
preis, 3. 3. SS. 416, 419 (Hei Hupothefenübernahme in Anrechnung auf 
den Kaufpreis kommen amcortifierte Beträge im Zweifel dem Verkäufer 
zugute, Seufffl. 60 ©. 806, Recht 1906 ©. 984), Abrede, daß ber 
Kaufpreis in näber beftimmter Weife abverbient werden fol, SeuffA. 659 
©. 56. — Biffermäßige Firierung des Preiſes bei Vertragsſchluß ift 
nicht erforberlich, e3 genügt Beſtimmbarkeit: Marktpreis 8. 458, Börfen: 
preis S. 885 Anm 1. Diefe Preife gelten im Zweifel als vereinbart, 
wenn für markt: oder börfengängige Ware fein Preis ausgemadt ift. 
Für andere Waren ift in folchen Falle der früher gezahlte, der im 
Geihäfte des Bertäufers übliche (ZW. 1905 S. 487), der ort3: oder 
brancheübliche Preis zu zahlen. Iſt Preisfeftfiellung auf diefem Wege 


202 Recht der Schuldverhältntjie. Einzelne Schuldverhäftnifie. 


nit möglich, oder Bleibt noch ein Spielraum, fo gelten SS. 816, 816. 
Beltimmung des Preifes durch dritte: 88. 817—819. — Beweislaft: 
Fordert der Verläufer eine Summe als angemefienen Preiß und be- 
bauptet der Käufer, daß ein anderer Preis vereinbart fet, fo bat ber 
Berläufer zu beweifen, daß eine Bereinbarung über den Preis nicht getroffen 
fet, Recht 1901 ©. 504; 1902, 587; ZW. 1908 ©. 100. — Zur Be: 
gründung ber Klage ift die Ungabe, ob der angemeflene oder ein ver: 
einbarter Preiß gefordert wird, zunächſt nicht erforderlih, Recht 1901 
©. 492. — Berzinfung des Kaufpreiſes 8. 4652. Befondere Klaufeln: 
Netto Kafie, OLG. 8 S. 56. Kaffe BO Tage dato 20/, Skonto (Kaflen: 
ober Warenffonto?) OUG. 8 ©. 57, ZW. 1908 ©. 421. 80 Tage 2%,, 
Stonto oder Dreimonatsatzept netto, ORG. 9 ©. 284. Netto Kafie 
gegen Konnofjement, RG. 47 S. 142, IW. 1904 ©. 649. Kaſſa gegen 
tieferfhein, ORG. 12 ©. 264. Berlauf von Kohlen „ohne bahnamt: 
liche Berwiegung”“, Recht 1908 S. 560. — Daß die Ware unter Nach⸗ 
nahme gefchidt werden durfte, muß Verkäufer beweifen, Recht 1902 
©. 489. — Burüdnahme einer Stundung des SKaufpreifes bei Ber: 
mögensverfall des Käufer? Bgl. S. 821. 7) Begriff der Ab⸗ 
nahme: körperliche Hinwegnahme ber zu diefem Zweck bereit geftellten 
Mare (NG. 56 ©. 178; 57, 106; 58, 162; Net 1906 ©. 872), alfo 
nicht identijch mit der Annahme als Erfüllung in 8. 868 (NRecht 1906 S. 16), 
drüdt daher auch nicht notwendig den Willen aus, die Ware zu Eigen: 
tum zu erwerben, IW. 1904 ©. 62. — Über Ahnahmeverzug als 
Schuldnerverzug und defien Wirkungen vgl. S. 826 Anm. 8. Selbftändige 
Klage auf Abnahme ift zuläffig, fegt aber voraus, daß die Ware zur 
förperlihden Wegnahme bereit fteht, namentlid auch beim Genuslauf, 
NG. 58 ©. 168; 56, 176; NW. 1906 ©. 78. Abnahmeanſpruch auch 
bei unbewegliden Sadien? Bol. $. 808, OLG. 7 ©. 282. — Er: 
fühungsort für die Abnahme in der Regel Wohnfig oder gewerbliche 
Liederlaſſung des Käufers zur Zeit des Vertragſchluſſes, RG. 49 S. 72, 
FW. 1901 S. 788; beim Überſendungskauf (8. 447) am Ablieferungsort, 
OVvG. 2 ©. "50. — Steine Abnahmepflicht bet bertragäwidriger Ware. 
Über Husfcheidungspfticht des Käufers, wenn nur ein Teil der Ware 
mangelhaft ift: OLG. 2 S. 476. Tiber das Recht bed Käufers, Die Mb: 
nahme eines Grundſtücks wegen Größermangeld zu weigern, enticheibet 
nicht S. 468, Abnahmeweigerung wegen unerbeblider Größendifferenz tft 
aber nach 8. 242 ausgeſchloſſen, RG. 58 S. 70. — Die Abnahmepflicht 
bleibt aber gegenüber der BZahlungspflidht eine Nebenverpflichtung ded 
Käufers, was für den Gerichtsſtand (MG. 66 S. 188) und ben Streit: 
wert (RG. 57 ©. 400) zu beadten iſt. 

2. Te wegen Mängel im Rechte. SS. 434—443. 

Der Berfäufer ift verpflichtet, dem Käufer den ver- 
kauften —— frei von Rechten zu verſchaffen, die von 
Dritten gegen den Käufer geltend gemacht werden Tönnen ij. 

1) Dingliche oder perſönliche (SS. 671 ff., 681, 278) Rechte. Auch 
Rechte, die dem Käufer ſelbſt zuftehen, OLG. 8 e. 60, beftätigt RG. 
69 ©. 400. ferner: fremdes SKellereigentum, RG. 56 S. 258; Zu: 
bußerüdftand, der auf einem Kur Baftet, Recht 1908 ©. 575; nicht aber 
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obligatoriſches Norlaufsrecht eines Dritten, OLG. 1S. 883. Unbewohn⸗ 
barfeit eines Hauſes wegen baupolizeiwidriger Beichaffenheit ift Sachs 
mangel, IW. 1908 Beil. ©. 68. Baupolizeilihe Beſchränkungen fallen 
unter $S. 486, DRS.4 S. 229, beitätigt: Gruch. 47 S. 838, Recht 1908 
S. 604; (a. M. DVS. 8 ©. 58: auf den Tall, daß die baupolizeiliche 
Genehmigung des verfauften Bauwerl3 nur wiberruflich erteilt tft, tft 
8. 484 entiprechend anzumwenden); der Verkäufer bat aber einzuftehen für 
Banbeichränfungen, die auf privaten Abmachungen zwifchen Gemeinde 
und Eigentümer beruhen, OT®. 12 ©. 52. -- Die Auflafiung eines 
vertragswidrig belafteten Grundftücks braucht Käufer nicht entgegenzu: 
nehmen, doch foll der Verkäufer nach Recht 1902 ©. 871 feiner Pflicht 
in der Negel genügen, wenn er bei ber Auflaſſung löſchungsfähige 
Quittung liefert. — ®emwährleiftung bei der Zwangsverfteigerung: ZPO. 
$. 806, 3BG. 8S. 56, beim Pfandvertauf 8. 1242. 

8. ASS. Der Verkäufer eines Grunditüds oder eines 
Rechtes an einem Grundſtück ift verpflichtet, im Grundbuch ein 
geitagene Rechte, die nicht beftehen, auf feine Koften zur 

öfhung zu bringen, wenn fie im alle ihres Beſtehens das 
dem Käufer zu verichaffende Recht beeinträchtigen würden. 

Das gleiche gilt bei dem Verkauf eines Schiffes oder eines 
StechteB an einem Schiffe für die im Schiffsregiiter eingetragenen 

echte. 

Berichtigung des Grundbuchs 8. 894, des Schiffsregifters 8. 1268. 


8. A36. Der Verkäufer eines Grundftüds haftet nicht für 
die Tyreiheit des Grundftüds von öffentlihen Abgaben und von 
anderen öffentlichen Laiten, die zur Eintragung in das Grund: 
buch nicht geeignet find. 

Welche Abgaben und Laften ald öffentliche anzufehen find, beſtimmt 
das Landesredt. In Pr. (AUG. z. GBO. Art. 11) fallen unter $. 486: 
Anltegerbeiträge, OLG. 12 ©. 264, baupolizeiliche Beſchränkungen, $. 484 
Anm. 1; nicht aber: Ablöfungsrenten an Rentendbanfen, ZW. 1902 Beil. 
S. 69, Grunditeuerentihädigungsrenten, OLG. 8 ©. 60, beftätigt: 
RS. 59 S. 400. 


8. 437. Der Verkäufer einer Forderung oder eines jonjtigen 
Rechtes Haftet für den rechtlichen Beltand der Forderung oder 
des Rechtes 2). 

Der Verkäufer eines Wertpapiers haftet auch dafür, daß 
es nicht zum Zwecke der Kraftloserklärung aufgeboten iſt?). 

1) Ausn. von $. 806. Einerlei iſt, ob das Recht erſt fpäter er⸗ 
loſchen ift oder nie beſtanden hat oder durch eine Einrede entkräftet wird. 
Diefe Haftung gilt auch für Nebenrechte, wie Pfandrechte ꝛc, NO. 56 
S. 255 (Altiennebenrechte). Tatſächliche Mängel eines Aftienunter: 
nedmens, bie Wertlofigfeit der Aktien zur Folge haben, gewähren keinen 
Anfſpruch aus 8. 487, DXB. 1905 ©. 217. — GCrfüllungsort für ben 
Forderungskauf ift nicht identiſch mit dem ber verkauften Forderung, 
RG. 56 ©. 266. 2) Dem Beifionar des Käufers haftet der Ver⸗ 
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fäufer nicht ohne weiteres, $. AOL Anm. 8. ° 8) Ral. S. 799, WO. 
Art. 78, HGB. 88. 868, 866. 

- 6.438. Übernimmt der Verfäufer einer Forderung die 
Haftung für die Zahlungsfähigkeit des Schuldners!), jo ilt die 
Haftung ım Zweifel nur auf die Zahlungsfähigfeit zur Zeit der 
Abtretung zu beziehen.?) 

1) Bol. S. 898 Anm. 6. Bloße Erklärung, bie Hypothek fei gut, 
enthält noch feine Haftungsübernahme, Seuffl. 60 ©. 7, vgl. 8. 469 
Anm. 1c,5. — 8. 487 Anm. 2. 2) Unalog anzumenden bei Abtretung 
einer Forderung an Crfüllungsftatt unter Übernahme der Haftung für 
deren Güte, SächſArch. 18 ©. 887. 

&. A89. Der Berläufer bat einen Mangel im Rechte!) 
nicht zu vertreten, wenn der Käufer den Mangel bei dem Ab- 
fchlulje des Kaufes kennt?). 

Eine Hypothel?), eine Grundfhuld*), eine Rentenihuld) 
oder ein Prandredht®) hat der Verkäufer zu befeitigen, aud) wenn 
der Käufer die Belajtung kennt. Das gleiche gilt von einer 
Vormerkung”?) zur Sicherung des Anſpruchs auf Beſtellung eines 
diefer Rechte. 

2) 8.484 Unm. 1. Bezieht fich nicht auf Laften, die zwiſchen Kauf: 
abfhluß und Übergabe begründet werden, mag auch dem Stäufer bie dein: 
nächftige Begründung befannt fein, OLG. 12 ©. 52. 2) Einerlei, 
woher die Kenntnis ftamınt, fie braucht fit nicht aus den Staufverband: 
lungen zu ergeben, RG. 52 ©. 276; braucht fich nicht auf die rechtliche 
Tragweite des Mangels zu erftreden, NG. 62 ©. 167, OLG. 8 S. 62. 
Verſchuldete Unkenntnis fteht der Kenntnis nicht gleich, IW. 1906 ©. 10; 
ebenjo wenig genügt, daß der Mangel aus dem Grundbuch erfichtlich if. 
Kenntnis bes Fiskus: NS. 69 S. 408. — Argliſtiges Berfchweigen des 
Mangels flieht die Anwendung bes $. 489 nidht aus, ZW. 1902 Beil. 
S. 262. 3, 8. 1118. Befeitigungspflicht, auch ſoweit es fi) um 
beweglide Sachen Handelt, auf die fich die Hypothek erfiredt ($. 1120), 
RS. 57 ©. 1. Beim Berlauf von Bobdenerzeugniffen (Holz auf dem 
Stamm) genügt der Verkäufer diefer Pflicht, wenn er dafür forgt, daß 
die Entfernung und damit die GEntpfändung dem Säufer innerhalb der 
gefegten Abnahmefrift nicht durch Beſchlagnahme unmöglich wird; Tpätere 
Beichlagnahme Hat er nicht zu vertreten, Recht 1902 S. 6587. — Zeit—⸗ 
punft der Befeitigung: 8. 484 Anm. 1. 4) 8. 1191. 5) 8. 1199. 
6) 8. 1204. 7) 8. 888. 


8. AAO. Erfüllt der Verkäufer die ihm nach den 88. 433 bis 
437, 439 obliegenden Verpflichtungen nicht, fo beitimmen fich Die 
Nechte des Käufers nad) den Vorjchriften der 88. 320 bis 327. 

ft eine bemeglihe Sache verlauft und dem Käufer zum 
Zwede der Eigentumsübertragung übergeben worden, jo kann 
der Käufer wegen des Rechtes eines Dritten, das zum Belige 
der Sache beredhtigt, Schadenserfag wegen Nichterfüllung nur 
verlangen, wenn er die Sade dem Dritten mit Rüdfidt auf 
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deiien Recht herausgegeben bat oder fie dem Verkäufer zurüd- 
gewährt oder wenn die Sache untergegangen ilt. 

Der Herausgabe der Sadje an den Dritten fteht es gleich, 
wenn der Dritte den Käufer oder diefer den Dritten beerbt oder 
wenn der Käufer dad Recht des Dritten andermweit erwirbt oder 
den Dritten abfindet. 

Steht dem Käufer ein Anfprud) auf Herausgabe gegen 
einen anderen zu, jo genügt an Stelle der Rückgewähr die Ab- 
tretung des Anſpruchs. 

Der Käufer kann alle Rechte geltend machen, die bei gegenfeitigen 
Berträgen dem einen Zeile wegen Nichterfüllung der dem anderen Zeile 
obliegenden Verpflichtungen zuitehen, ohne daß es einer Entwehrung be: 
darf. Eine Ausnahme ijt Tebiglich in den Fällen des 8. 440 Abf. 2—4 
und des S. 441 vorgefehen. Wegen des Beweifes vgl. 8. 442. 

6. AAlL. Die Borfchriften des $. 440 Abf. 2 bis 4 gelten 
auch dann, wenn ein Recht an einer beweglichen Sache verkauft 
ift, das zum Belige der Sache beredtigt!). 

1) 8. 488 Anm. 6. 

6. AA2. Beltreitet der Berfäufer den vom Käufer geltend 
gemachten Mangel im Rechte, fo hat der Käufer den Mangel 
zu bewetjen. 

Der 8. 442 ſetzt eine Ausnahme von ber fih aus $. 822 ergebenden 
Hegel feft. Es genügt nicht, daß der Käufer die erfolgreiche Geltend: 
machung bes Nechted eines Dritten beweift, jondern er muß beweifen, 
daß das Recht des Dritten begründet ift, vgl. Recht 1908 ©. 560. 

6. AA3. Eine Vereinbarung, durch welde die nad) den 
88. 433 bis 437, 439 bis 442 wegen eine Mangels im Rechte 
dem Verkäufer obliegende Verpflichtung zur Gewährleiftung er: 
laſſen oder beſchränkt wird, iſt nichtig!), wenn der Verkäufer den 
Mangel arglijtig?) verjchmweigt?). 

2) Wird ein einzelner Mangel argliftig verichwiegen, bleibt der ver: 
traglide Ausſchluß der Gemwährleiftung im übrigen wirffam, NG. 62 
S. 122; vgl. aber S. 189. 2) Begriff ber Arglüt: 8. 460 Anm. 6. 
3) Hiervon abgefehen fann die Gewährleiftung vertraglich beliebig ge: 


regelt werden. 
3. Auskunftspflicht des Berkäufers. 
8. AAM. Der Verkäufer iſt verpflichtet, dem Käufer über Die 
den verlaufter Gegenitand betreffenden rechtlichen Verhältniſſe!), 
insbeſondere im Falle des Verkaufs eines Grundftüds über Die 
Grenzen, Gerechtſame und Laften, Die nötige Auskunft zu er⸗ 
teilen und ihm die zum Beweiſe des Rechtes dienenden Urkunden, 
fomeit fie fich in feinem Befige befinden, auszuliefern?). Eritredt 
jih der Inhalt einer folden Urkunde aud auf andere Ange: 
legenheiten, jo ift der Berfäufer nur zur Erteilung eines öffent- 
lid beglaubigten Auszugs verpflichtet. 
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1) d. h. die das rechtliche Verhältnis begrünbenden tatfäcdhlichen 
Unterlagen, nicht rechtlihe Belehrungen, RG. 52 ©. 167. Auch Un: 
gaben über Meietverträge und Illaten, OLG. 12 S. 58. Erſt nad 
Kaufabſchluß kann die Auskunft gefordert werden, RG. 52 ©. 167. 
3) Bol. ferner 88. 402, 810, 962. 

4. Anufähnlidye JLernas äge. 

8. AAS. die Vorſchriften der 88. 433 bis 444 finden auf 
andere Verträge, die auf Veräußerung oder Belaftung eines 
Gegenitandes gegen Entgelt!) gerichtet find, entiprehende An⸗ 
wendung ?). 

2) 3.8. Bergleih (8. 779). Tauſch: 8. 5ib. — 8. 445 kann nicht 
dahin angewandt werden, daß bein Hypothekendarlehn der Darlehns⸗ 
nehmer im Biveifel die Hypothel an erfter Stelle gewähren muß, RG. 55 
©. 128. 2) Anwendung ferner in den Fällen der 88. 865, 767, 
1477, 2042. Erbſchaftskauf 88. 2876, 23856. Borichriften für die 
Haftung wegen Mängel bei anderen NRectsinftituten 88. 628f., 687ff., 
600, 638 ff., 661, 1624. 

5. Übergang der Gefahr. anhen. 15 wendungen. 
Übergang her der Gefahr. SS. 4 

6. Mit der Übergabe ber verlauften Sadje geht die 
Gefahr des zufälligen Unterganges und einer, zufälligen Ber- 
ſchlechterung auf den Käufer über. Won der Übergabe an ge- 
bühren dem Käufer die Nußungen!) und trägt er die Laften?) 
der Sad)e. 

Wird der Käufer eines Grundſtücks vor der Übergabe als 
Eigentümer in das Grundbuch eingetragen, fo treten dieſe 
Wirkungen mit der Eintragung ein?). 

1. Bis zur Übergabe trägt der Verkäufer die Gefahr, d. 5. zu: 
fälliger Untergang trifft ihn als Eigentümer und er verliert den An: 
ſpruch auf den Kaufpreis (8. 828); der Käufer braucht pie verichlechterte 
Sade nicht zu nehmen und leinen Saufpreiß dafür zu zahlen (Beweis: 
laft für Verſchlechterung trifft den Käufer), doch bleiben unerhebliche Ber: 
ſchlechterungen außer Betradt, SeuffA. 59 ©. 849. Bel von einer 
Bartei verichuldetem lintergang ober Verfchlechterung gelten 88. 824, 825. 

2. Ausnahmsweiſe findet ein früherer Gefahrübergang ftatt: 
hei Annahmeverzug des Käufers, 88. 800 (beim Gattungefauf beachte 
Abſ. 2, Angebot der ausgeſchiedenen Sache tft erforderlih, Abnnahmeverzug 
genügt nicht, NG. 57 ©. 402), 824, vgl. SS. 872, 888, 879, HGB. 
8. 878; heim Erbſchaftskauf ($. 2880); bei ber Zwangöveriteigerung von 
Srundftüden (ZB. 8. 56); bein Grundftüdäfauf, wenn die Eintragung 
vor Tibergabe erfolgt ($. 446 Abſ. 2); beim Überfendungsfauf (8. 447). 
Befondere Regelung beim Wertvertrag ($. 644) und Wertlieferungspertrag 
(8. 651). 

8. Übergabe Heißt hier ebenfo wie in $. 488 körperliche Hingabe 
und entipriht dem Abnahmebegriff ($. 488 Anm. 7). Gigentumsüber: 
gang und Gefahrübergang fallen alſo nicht notwendig zufammen. Ebenfo 
wie törperlide Hingabe wirkt traditio brevi manu ($. 929 bj. 2). 
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Beiigtonftitut ($. 980) und Binditationszeſſion (8. 981) ftehen zwar ber 
törperlihen Übergabe nicht fchlechthin gleich, laſſen aber mindeſtens im 
Zweifel auf vertragliche Sefahrübernahme fchließen (ftreitig). — Ubergabe 
unter Gigentumsporbehalt ($. 456) bewirkt ebenfall3 Gefahrüber⸗ 
gang auf den Käufer, ZW. 1902 S. 496 (RG. Dresten), OLG. 8 
S. 445; 12, 58, Recht 1906 ©. 592, 260. — Iſt ber Kauf felbfi 
(mit Bloß der Kigentumsübergang) auffhiebend bedingt (3. 2. 
8. 4956), To bleibt die Gefahr bes Untergang® und (ftreitig) ber Ber: 
ſchlechterung beim Berläufer, fie geht, vorbehaltlich andermweiter Abrede 
($. 159), erft mit Bebingungseintritt auf ben Käufer über. Bei auf: 
löjenb bedingtem Kauf gebt die Gefahr fofort mit Übergabe über. 
Der Bedingungseintritt wird aber durch vorherigen zufälligen Untergang 
oder Berichlechterung nicht ausgeſchloſſen; Nüdzahlung des Kaufpreiſes 
nad $. 812 Anm. 2b. — Gefahrübergang mit Übergabe ber Traditiong: 
vapiere: HGB. 85. 424, 450, 647 (NG. 52 ©. 862). 

4. Nach Übergabe laflen zufälliger Untergang und Berfchlechterung 
die Anſprüche bes Berläufer8 unberührt, $. 828 ift unanmenbbar. 

1) 88. 100—102. 2) Laftenverteilung 8. 108. feuer: 
verfiderungSprämien gehören nur dann zu den Laften ber Sache, wenn 
ie an Öffentliche Berficderungsanftalten, nicht aber, wenn fie an private 
Anftalten zu zahlen find; in dem Alte der Eigentumsübertragung fann 
aber bie ſtillſchweigende Übertragung der laufenden Berficherung auf den 
Erwerber zu finden fein, Seuffl. 69 ©. 860. 3) Erfolgt die Ein: 
tragung nach Übergabe, gilt Abi. 1. 


Gefahrübergang beim Berfendungskauf. 

8.447. Berjendet der Verkäufer auf Verlangen des Käufers 
die verfaufte Sache nad) einem anderen Orte als dem Erfüllungs- 
orte?), jo geht die Gefahr auf ben Käufer über, fobald der Ber- 
fäufer die Sache dem Spediteur, dem Frachtführer oder der 
ſonſt zur Ausführung der Berfendung beitimmten Berjon oder 
Unftalt ausgeliefert hat?). 

Hat der Käufer eine bejondere Anmeifung über die Art der’ 
Verſendung erteilt und weicht ber Verfäufer ohne bringenben 
Grund von der Anmeifung ab, fo ift der Verkäufer dem Käufer 
für den daraus entfiehenden Schaden verantwortlid)®). 

2) Berfendungstauf: Erfüllungsort ($. 269) und Ablteferungsort 
fallen auseinander; einerlei, ob an den Käufer felbft ober an Dritte ver: 
tendet wird. Analog anzumenden auf Platzkäufe, wenn innerhalb bes 
Ortes ſolche Berfendung ftattfindet, OLG. 2 S. 218. — Anwendung 
auf Sattungstäufe: 8. 248 Ubf. 2, RG. 57 S. 188. — Berfendungs: 
pflicht folgt nicht aus S. 447, aber allgemeiner Handeldgebraud, OLG. 8 
3. 57. Umfang etwaiger Erſatzanſprüche bes nad) 8. 447 verfendenden 
Bertäuferd gegen feinen Spediteur: IW. 1906 ©. 192. — Keine 
Anderung des Crfülungsorts infolge Übernahme ber Werſendung, 
Recht 1902 S. 6566, vgl. auch $. 269 Anm. 6. 2) Iſt die Übers 
gabe ſchon vor Berfendung erfolgt, gilt 8. 446. Diefer bleibt auch wegen 
Rugungen und Laften maßgebend. — Berfäufer Hat ordnungsmäßige Ab⸗ 
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fenbung zu bemeifen, Beweislaft bei anderweiter vertraglicher Negelung 


der Transportgefagr: Recht 1905 S. 842. 3) Kaufalzufammen: 
bang: Recht 19056 S. 280. 
Aoften der Abergabe, , 

‚AAS. Die Koſten der Übergabe der verkauften Sache, 


in3bejondere die Koften des Meflens und Wägens, fallen dem 
Berläufer, die Kojten der Abnahme und der Berfendung der 
Sade nad) einem anderen Orte als dem Erfüllungsorte fallen 
dem Käufer zur Laſt. 

Iſt ein Recht verkauft, fo fallen die Koiten der Begründung 
oder Übertragung des Rechtes dem Berfäufer zur Laſt. 

Die Borfchriften des 8. 448 find dispofitive. Anderweite Partel: 
abrede ift zuläflig, 3. B. trägt Miete für Gasmeſſer meiſt ber Abnehmer. 
— often für berechtigte Zurüdfendung und erneute Zuſendung trägt 
Verkäufer, Recht 1902 ©. 566. 

often der Auflaffung zc. 
ao . Ans. Der Käufer eines Grundftüds bat die Koſten 
der Auflaffung und der Eintragung!), der Käufer eines Rechtes 
an einem Grundftüde hat die Koften der zur Begründung oder 
Übertragung des Rechtes nötigen Eintragung in das Grunde 
buch, mit Einfchluß der Kolten der zu der Eintragung erforder» 
lihen Erflärungen, zu tragen. Dem Käufer fallen in beiden 
Fällen aud) die Koften der Beurkundung des Kaufes zur Laft. 

1) Umfagitener der Gemeinde: $. 426 Anm. 1. — 8VG. 8. 68. 
vr des Verkäufers, 

8,450. Sit vor der Übergabe der verfauften Sache die 
Gefahr auf den Käufer übergegangen!) und madt der Ber- 
fäufer, vor der Übergabe Berwendungen auf die Sache, die nad) 
dem Hbergange der Gefahr notwendig geworden find, fo Tann 
er von dem Käufer Erfag verlangen, wie wenn der Käufer ihn 
mit der Verwaltung der Sadje beauftragt bätte?). 

Die Verpflihtung des Käufer zum Erfabe fonftiger Ber: 
wendungen bejtimmt ji nach den Borfcriften über die Ge 
ihäftsführung ohne Auftrag). 

1) in den 8. 446 Anm. 2 genannten Fällen (für Annahmeverzug 
gilt jedoch die Sondervorichrift $. 804) oder fraft befonderer Ubrede. — 
Bis zur Übergabe Haftet der Verkäufer für jede Sorgfalt (Uusn.: $. 800), 
daraus kann fi u. U. die Pflicht, Verwendungen zu machen, ergeben. 
2) 88. 670, 256 ff., 278. 3) 88. 6BBff., 256 Ff., 278. 

Verkauf eines Rechtes. 

‚481. Sit ein Recht an einer Sache verkauft, das zum 
Belite der Sadje berechtigt"), jo finden die Vorſchriften der 
88. 446 bis 450 entſprechende Anwendung. 

1) 8.488 Anm. b. 
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6. Anufpreis. a) Berzinfung des Kaufpreiſes. 

h A152. Der Käufer ift verpflichtet, den Kaufpreis!) von 

dem Zeitpunkt an zu verzinfen?), von welchem an die Nutzungen 

des gefauften Gegenitandes ihm gebühren?), fofern nidht der 
Kaufpreis geitundet ijt). 

1) 8. 438 Unm. 6. 2) 8. 246 Unm. 8. Stillſchweigender Aus: 

ſchluß der Zinspflicht ift möglich. 3) 8.446 Sag 2. 4) Beweis: 


left: 8.271 Anm. 1. 

b) Marktpreis. 
‚453. Sit als Kaufpreis der Marktpreis!) beitimmt, 
fo gilt im Zweifel ber für den Srrüllungsort‘) zur Erfüllungs: 

zeit?) maßgebende Marktpreis als vereinbart. 
1) 8. 483 Anm. 6. 2) 8.269. — Beſteht für einen Ort fein 
Marktpreis, jo wird regelmäßig der Marktpreis besjenigen grüßeren 
Handelsplatzes maßgebend jein, zu deſſen Bereich der Crfüllungsort 


gehört. 3, 8. 271. 
ec) Stundung des Kaufpreifes. 

8. ASAM. Hat ber Verkäufer den Vertrag erfüllt und den 
Kaufpreis geitundet, fo Heht ihm das im $. 325 Abſ. 2 und im 
3. 326 beitimmte Rücktrittsrecht nicht zu. 

Borausiegung Für Anwendung des $. 464 ift einmal Erfüllung bes 
weientlichen Zeile der Leiftung, 3. B. bei Grundſtucken der Auflaffung, 
md fodann Stundung, db. 5. Bereinbarung, daß der Kaufpreis erft nad 
Leiſtung des Verkäufers fällig fein fol (RG. 50 ©. 140); bloße Nachficht 
m Einziehung des Kaufpreifes genügt nicht. Liber Widerruf der Stundung 
wegen Bermögensverfalt, vgl. S. 821 Unm. 8. 

T. Borbehalt des Kigentums. 

‚ASS. Hat fid) der Verkäufer einer beweglichen Sade 

das Eigentum bis zur Zahlung des Kaufpreifes vorbehalten!), 

jo iit im Zweifel anzunehmen, daß die Übertragung des Eigen- 

tums unter der aufjchiebenden Bedingung vollftändiger Zahlung 

des Staufpreijes erfolgt und dag der Verkäufer zum NRüdtritte?) 

von dem Vertrage beredtigt iſt, wenn der Stäufer mit der 
Zahlung in Verzug?) kommt. 

1) Auch bei verbraudhbaren Sachen möglich, Verbrauchsbefugnis 
hebt nicht entgegen, OLG. 2 5. 848. Gigentumsvorbehalt an Sad): 
geiamtheiten (Warenlager) unmöglich, wohl aber an den einzelnen Waren 
des Lagers. Durchführung: OLG. 8 S.68. Bei Verkauf mehrerer 
Zachen um einen Geſamtpreis tft EB. bis zur Zahlung des Geſamt— 
dreiſes möglich, Recht 1906 S. 984. — Untergang bes Eigentums trotz 
3 455 bei Verbindung, Vermiſchung oder Verarbeitung (83. 946--961), 
CG. 2 ©. 843, ebenjo bei der Zwangsverfteigerung nach Z3BG. $. 55, 
Senf. 57 ©. 261. EB. nad Lieferung wirft nur obligatorifh unter 
den Parteien, IW. 1905 S. 18, RG. 54 ©. 396. — Gefahrübergang bei 
GB.: 8.446 Anm. 3. 2) 88. 846 fi. Abzahlungsgeſchäfte: ©. v. 
16. Rai 1894. Herausgabe der verkauften Sache auf Grund des EB. 

Achilles, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage. 14 
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kann auch ohne gleichzeitigen Nüdtritt verlangt werden, IW. 1905 ©. 18. 
3) 88.284 fi. 
8. Berbot der Teilnahme an einem Kauſfe. 

A356. Bei einem Berfauf im Wege ber Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung!) dürfen der mit der Vornahme oder Leitung des Ber: 
kaufs Beauftragte und die von ihm zugezogenen Gehilfen, mit 
Einihluß des Protofollführers, den zum Verkaufe geftellten 
Gegenitand weder für fich perſönlich oder durch einen anderen 
noch als Berireter eines anderen Faufen. 

N 3PO. SS. 814 ff, ZRGS. SS. 66 Fi. 

6. 457. Die Vorſchrift des $. 456 gilt auch bei einem 
Berfauf außerhalb der Zwangsvollſtreckung, wenn der Aufirag 
zu dem Berfauf auf Grund einer gejeßlihen Vorſchrift erteilt 
worden tit, die den Auftraggeber ermädtigt, deu Öegenitand für 
Rechnung eines anderen verfaufen zu lafjen?), insbefondere in 
den Fällen des Pfandverfaufs?) und des in den 88. 383, 385 
zugelaljenen Verkaufs, jomwie bei einem Verkaufe durd) den 
Konfursvermalter?). 

1) 5.8. 88. 966, 979, 988, HGB. 88. 240, 878, 876, 888, 891, 
487. 2) 8. 1228, vgl. SS. 1219 fi., 68, 2042, HGB. SS. 871, 440. 
3) 80. 8. 117. 

8. ASS. Die Wirkſamkeit eines den Vorſchriften der 
&8. 456, 457 zumider erfolgten Kaufes und der Übertragung des 
gefauften Gegenitandes hängt von der Zujtimmung der bei dem 
Verlauf als Schuldner, Eigentümer oder Gläubiger Beteiligten 
ab. Fordert der Stäufer einen Beteiligten zur Erflärung üher 
die Genehmigung auf, fo finden die Vorſchriften des 8. 177 
Abf. 2 entſprechende Anmendung. ' 

Wird infolge der Verweigerung der Genehmigung ein 
neuer Verkauf vorgenommen, jo bat ber frühere Käufer für die 
Koſten des neuen Verkaufs ſowie für einen Mindererlös aufzu- 
fommen!). 

1) Auch Schadenseriag (8. 828 Abſ. 2) kann verlangt werben. 


II. Gewährleiftung wegen Mängel der Sathe. 


1.lberficht. 88.459 — 461 beftimmen die Borausiegungen der Haftung 
fürtatfächliheMängelder Sache, 88S. 162 — 466 Art und Umfang der Haftung 
MWandelung, Minderung, Schadenserfag). Die 88. 467—471 Bandeln 
inähefondere von der Wandelung, 88. 472—475 von ber Minderung. 
$. 476 ſchränkt die Pertragsfreiheit ein, 88. 377—419 betrefien Die 
Verjährung. $. 480 gibt beiondere Borichriften für den Gattungskauf. 
88. 481—492 regeln bie Haftung beim Biehlaufe. 3. 493 fchreibt Die 
Anwendung der PVorichriften über die Haftung auf kaufähnliche Ver— 
träge vor. 


2. Tie Rorichriften find dispofitive. Die Haftung kann, abgefehen nom 
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$. 476, durch Bereinbarung erweitert, eingeſchränkt oder erlafien werben. — 
Die Borichriften über die Haftungen wegen Mängel finden Anwendung 
m 88. 757, 2042. Haftung beim Erbſchaftskauf $. 2876, bei ber 
Zwangeverfteigerung ZPO. $. 806, 886. 8. 56. 
) Borausfegungen der Saftung, SS. 459-461 
a) Borausfegungen der haftung. — 461. 
8.459. Der Berläufer einer Sache haftet dem Käufer 
dafür, daß fie zu der Zeit, zu welcher die Gefahr auf den Käufer 
übergeht®), nicht mit Fehlern behaftet ift, die den Wert oder die 
Tauglichkeit zu dem gemwöhnlidyen oder dem nad) dem Pertrage 
vorausgejegten Gebrauch aufheben oder mindern?). Eine uner- 
heblihe Minderung des Wertes oder der Tauglichkeit fommt 
nicht in Betradht?). 
. Der Berläufer haftet auch dafür, daß die Sache zur Zeit des 
Überganges der Gefahr?) die zugeficherten:) Eigenicdhaften®) hat. 

l. Begründung der Haftung. a) Der Berläufer Haftet für 
Zahmängel kraft Geſetzes aus dem Kaufverirage (beffen Giltigleit Bor: 
ausfegung tft, NS. 49 ©. 421), auf Wandelung (88. 465—471), Minde: 
rung (88. 472— 475) und Schadenserfag wegen nichtgemährter zugelicherter 
Kigenichaften ($. 468). Auf ein Berihulden kommt es infoweit nicht an, 
die Haftung verihärft fih nur im Falle der Argliſt ($$. 460, 468, 476 
his 479). Kenntnis des Käufers: 8. 460. Keine Pflicht zur Mängel: 
anzeige (vgl. HBG. 8. 877); fie kann fi) aber aus dem Pertrage ($. 1567) 
ergeben, RS. 49 ©. 158; — b) Neben biefer ohne Rüdficht auf Ver⸗ 
'hulden eintretenden Haftung unterliegt der Berfäufer feiner allgemeinen 
dartung wegen fehuldhaften Verhaltens dem Käufer gegenüber (pofitive 
Sertragsverlegung, vor$. 276). Nurfomweit, wie bein Fehlen zugeficherter 
Eigenichaften, fein Raum mehr ift für diefe Haftung, find 88. 459 ff. 
dein maßgebend, NG. 58 ©. 200; 52, 18; 49, 422, ZW. 1902 Beil. 
E. 252, OvG. 8 S. 70, Seuff A. 61 S. 6, Sächſelrch. 15 S. 280. Ber: 
‚ührung: 8. 477. — c) Anfehtung wegen Irrtums nach $. 119 Wbf. 2 
{tt ausgeichloffen, foweit Anfprüche aus 88. 459 ff. beftehen, NG. 61 S. 171. 
Tagegen ift die Möglichkeit, wegen Betrugd anzufechten ($. 128) neben 
dem Anipruh aus 8. 468 gegeben nad KW. 1908 Beil. ©. 90; 1906, 
329, RG. 62 S. 126, SeuffA. b69 ©. 486, Recht 1905 ©. 164. — d) Unmiitel: 
bare Anwendung bes 8.459 auf andere Kaufgegenſtände ald Saden 
3.433 Anm.2c) ift ausgeichlofien, IW. 1904 S.408; 1905, 389; analoge 
(33.1906 S. 306) rechtfertigt fich ſchon aus dem Parteiwillen. Zuſicherung ber 
Güte einer Hypothet: Seuffel. 60 ©. 7, Recht 1908 ©. 268. Bol. 
— — .e) Haftung beim Erbſchaftskauf: $. 2376, beim Viehkauf 
$8. 181 ff. 

2. Gewahrsfehler. Einzelfälle: Niht nur Schwamm, fondern 
auch Schwammverdacht, d. h. Befürchtung jeberzeitigen Wiederauftretend 
von Schwamm, Seufff. 69 S. 862, 187; 60, 269; vgl. Anm. 8. — 
Unbewohnbarkeit eines Raumes wegen polizeiwidriger Beſchaffenheit, 
IR. 1908 Beil. S. 68, 140; 1906, 57; Recht 1906 ©. 984. — Nur 
u. U, wenn ein Warenzeihen nicht zur Bezeichnung der zum Weiter: 
verfauf befrimmten Ware gebraucht werden darj, OLG. 8 S. 54. — Eine 

14* 


212 Recht der Schuldverhälnifie. Einzelne Schuldverhältniffe. 


Mähmafchine ift mangelfrei, wenn jie leiftet, was von ihr nach ben bi3: 
berigen techniſchen Erfahrungen billigerweiie verlangt werben kann; Uns 
verwendbarkeit auf dem beſonders jchwierigen Boden des Käufers begründet 
noch feinen Mangel, OLG. 9 S.1. — Berpadungsinängel als Gewährs: 
mängel: RG. 59 S. 120. — Minbderwertigkeit eines Teils ber gelieferten 
Mare: 88. 469, 470. — Gewähräfehler bei Wertpapieren: Anm. 7. 

8. Für die Erbeblichfeit von Fehlern ift nicht das Verhältnis 
der Wertminderung zum Saufpreis, jondern die Bebeutung des Fehlers 
an und für fich maßgebend, Seuffl. 07 ©. 892; 60, 269. — Schwamm 
auch nur in einem Teile des Gebäudes ijt erheblich (SeuffA. 60 ©. 269), 
auch wenn dad Gebäude von untergeordbneter Bedeutung ift, Recht 1904 
S. 45. Un fih erheblicher Schwamm wird nicht Dadurd unerheblich, daß 
zu feiner Befeitigung ein verhältnismäßig geringer Koftenaufwand er: 
fordberlih ift, IW. 1905 S. 426, SeuffA. 60 S. 269. — Galliſierter 
Wein tft mangelhaft, auch wenn er den gejeßlichen Mindeſtgehalt von 
Mineralbeftandteilen fajt erreicht, NS. 55 S. 201 — Bei ungewöhnlich 
billigen in großen Poften gehandelten Maſſenartikeln kaun nicht tadel: 
Iofe Lieferung jedes einzelnen Stüd3 verlangt werden; find aber einzelne 
Stüde feine Handeldware mehr, feine Abnahmepflicht, IW. 1900 S. 856. 
— Abweichungen von der bejtellten Ware ijt auch dann ein Fehler, wenn 
die gelicferte Ware wertvoller tft, OVG. 8 ©. 66, vgl. OLG. 12 S. 266 
(ichnellere Amortifation oder frühere Fälligkeit einer Hupotbef al3 zu: 
gefihert). — Auch wegen nicht erheblicher Fehler kann Schadenseriag 
nad $. 468 verlangt werden, IW. 1904 ©. 869. 

4. Dur Nachbeſſerung das WandelungSbegehren des Käufers 
zu bejeitigen, bat der Stäufer lein Recht, aber u. U. können SS. 226, 
167, 242 folhe® Recht ergeben, NG. 61 ©. 92, JW. 1904 5.198, 
Recht 1904 S. 45; 1905 ©. 164; 1906, 1002, OLG. 8 ©. 65; ein: 
iyränlender: 9, 285. — Nachlieferung mangelhafter Ware beim Gattungs: 
fauf: 8. 480. 

5. Zufiderung ift nicht jedes dietum, nuntentlich find leere und 
dem Stäufer als ſolche erfennbare Anpreifungen ohne Bedeutung (RG. 52 
©. 1); die Erflärung muß vom Käufer als vertragsmähig verlangt, vom 
Verkäufer (eventuell fämtlichen) in vertraggmäßig bindender (Formzwang: 
8. 818) Weile abgegeben werden, RG. 54 ©. 228, IM. 1902 Beil. 
S.124, Gruch. 48 S. 348, Recht 1902 S. 895; 1908, 41; 1906, 1002, Seuffl.59 
©. 267, SächſArch. 15 ©. 588. Der Käufer muß erfennbarer Weife auf 
da8 Beriprechen Gewicht legen, Seuffä. 60 S.7. — Üiner ausdrüäd: 
lihen Garantieübernahme bedarf es nicht (ZW. 1903 Beil. S. 43). 
Stillichweigende Zuſicherung durch Zeitungsanzeige, in der Kalk zu 
Sutterziveden angeboten wird, und demnächſtigen Kauf ohne Bezugnadıne 
auf die Anzeige, Necht 1905 ©. 16. Durch Verkauf von Saatgetreide 
als Sommerweizen wird die normale Pegetationsdauer derartigen 
Weizens zugejichert, IW. 1908 Beil. ©. 69, OvG. 8 S. 67, 68: ebenfo 
bei Verkauf von Rübſamen „Bauriac” die beiondere Ertragsiähigteit 
diefed Samend, OvG. 8 S.70. A. M., wenn ftatt Sommmerroggen 
Winterroggen geliefert wird: TUG. 8 S. 70 (Lieferung eineö aliud, 
Eriagpfliht des kulpoſen Verkäufers nah Anm. 1b). — Beiderieits 
erfennbar vorausgejegte Eigenicyaften find nicht zugeſichert, O G. 9 S.1. 
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Ter Umftand, daß bei Befichtigung des verfauften Haufe im Dad: 
geichoß eine Wohnung tft, begründet keine Zuficherung der Bewohnbar⸗ 
fit, da ein tatfächlicher Zuftand feine Gewähr der Dauer bietet, IW. 
18 Beil. S. 56. Keine ſtillſchweigende Buficherung ber Echtheit eines 
antiken Kunſtgegenftandes, wenn der Preis auf eine Imitation ſchließen 
läßt, DIE. 1904 ©. 512. — Seine Haftung für durch Vollmacht nicht 
gededte Zuficherungen eines Berkaufspermittlerd, IW. 1904 ©. 845; 
eines Beiltandes, Seufffl. 60 ©. 261. — Einzelfälle: Bufidderung „der 
Cien ift gut“ ift nur allgemeine Anpreifung, Recht 1902 ©. 618. Zu: 
fiherung „reine Weine“ geftattet den gejeklich zuläfiigen Zuderzufag, 
IYG.10 ©. 174, vgl. RS. 55 S. 201. Zuſage „völliger Geſundheit“ 
un Pferdehandel iſt bindend, Seufff. 58 ©. 8; ebenio Zuſage „die 
Hupothef iſt gut“, Anm. Ic. — Buficherung einer Eigenfchaft, die Ber: 
täufer erft herftellen ſoll: $. 468 Anm. 2. 

6. Unter den Begriff der Eigenfchaft fallen nicht nur bie natür: 
lien, der Sache an fich zukommende Eigenfchaften, jondern auch tat: 
sähliche oder rechtliche Berhältnifie, die als Faktoren für die Wertbildung 
maßgebend find, NG. 52 ©. 1; 59, 240. 3. B.: in der Bergangendett 
oder zur Zeit des Vertragsſchluſſes erzielte Mietpreife oder Höhe des 
Bierumfatzes, RE. 52 ©. 1, Recht 1906 ©. 295, 681 (Berechnungsdart 
des Jahresumſatzes); 1904, 602, Eeufiü. 59 S. 267; ZW. 1908 Beil. 
e.118; a. M.: OLG. 8 ©. 66. Ebenſo Höhe ber Feuerverſicherung, 
RG. 54 ©. 222. U. U. auch Zuficherung fünftigen beftimmten Umſatzes, 
rg. &.65. — Zuſicherung der Bebaubarkeit eines Grundſtücks 
RG. 562 S. 429, vgl. DIE. 1908 ©. 81); ber Bewohnbarkeit eines 
Raumes (vgl. IW. 1908 Beil. S. 60, 140; 1906 ©. 57, Recht 1906 S. 984); 
des Rechts, die Bebauung des Nachbargrundſtücks zu verbieten (NG.61 S. 84); 
3.über Straßenbauftoften, Recht 1906 S.1002; nichtaber die Zufage, daß ein 
‘$rundftüd in beitimmter Zeit baureif wird (RG.52 5.429, Garantievertrag 
oder Bedingung diejes Inhalts find zuläffig). — BZuficherung des Urfprungs 
einer®are, 3.8. durch Verſchiffungsklauſeln, OVG. 2 S. 280, RG. 47 S. 118. 
— Bei Mafchinenvertäufen bedeutet Übernahme einer Garantiefrift nicht 
guñcherung fehlerlofen Funktionierens für dieje Zeit, ſondern Verpflichtung 
zu unentgeltlicyer Reparatur (OLG. 2 ©. 477, Seufffl. 60 ©. 82, vgl. 58, 
138). — Zuſicherung der Größe eined Grundftüds: $. 468. — Beim 
Vertauf eines Panoramas iſt die garantierte Bezugömöglichkeit gewiſſer 
Bilder feine Eigenfchaft, IW. 1902 Beil. S. 213. 

Eigener Glaube an dad Vorhandenſein der zugeficherten Eigen: 
haft fchließt zwar den Vorwurf der Arglift aus, ift aber jonft un= 
bdeachtlich, IW. 1905 ©. 689. — Erheblichkeit der zugeficherten Eigenfchaft 
wird nicht gefordert, NG. 47 ©. 186, vgl. aber SS. 226, 167, 242. 

71. Sadymängel und zugeficherte Eigenjchaften bei Wertpapieren? 
Tel. RE. 59 ©. 240. — Mängel der Grubenfelder find feine Sad: 
mängel der Bergwerksaktien, ebd. Mit Nebenrechten beim Verkauf von 
Aktıen werben feine Cigenichaften zugefihert, RG. 56 ©. 268. Zuſiche⸗ 
rungen im Profpett: 8.48 BörſG., Seuffü. 56 S. 220. — Vgl. Unm.1d. 

8. Mafßgebender Beitpunttfür Gewährsmängel und Yehlen 
äugeficherter Eigenfchaften ift der des Gefahrüberganges (88. 446, 447). 
Vorher feine Gewährleiftungsaniprüdte, NS. 58 ©. 70; Berkäufer bat 
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noch Nachbefierungsreht (Unm. 4). Bis dahin gelten SS. 275 ff., 820 
bis 826 (bet Unmöglichkeit zur Zeit des Kauſabſchluſſes 8. 306). Die An: 
fprüche aus pofitiver Bertragsverlegung (Anm. 1b) find an dieſen Zeit: 
punkt nidht gebunden. — Regelmäßig keine Gewährleiftungsaniprüche, 
wenn beim Überſendungskauf der bei Übergabe an den Frachtführer vor. 
bandene Mangel zur Zeit der Ankunft beim Käufer weggefallen tft, 
RG. 55 S. 207. — Maßgebender Zeitpunkt bei Weiterverlauf einer nadı 
Ladeſchein und Ordre des Berläuferd verladenen Ware: DUG.8 ©. 62. 
— Anderweite Firierung des Zeitpunttes, in dem Die zugelidherte Eigen: 
{haft vorhanden jein fol und Wirkung diefer Ubrede: OLG. 12 ©. 55. 

9. Beweislaſt. Verkäufer hat zu beweilen, daß die Sache die 
von ihm zu vertretenden Eigenfchaften Hat (3. B., daß die Ware aus den 
vereinbarten Produftiondgebiet ftammt, NG. 47 S. 118; bei zugeficherter 
fünfjägriger Haltbarkeit einer erjt ſeit kurzem fabrizierten Ware darf aber 
Abnahme“ nicht bis zu dieſem Nachweiſe geweigert werden, Seufäl. 59 
S. 812). — Sobald Käufer die Ware als Erfüllung angenommen hat. 
kehrt fih nach $. 868 die Beweislaft um (RS. 57 S. 899). — Sicherung 
des Beweiles: ZPO. SS. 486, 488. — Befondere Zuficherungen find 
nicht etwa fchlehthin vom Käufer zu beweiſen, fondern der jeweilige 
Kläger (Käufer oder Verkäufer) ift für den vollftändigen Inhalt des von 
ihm behaupteten Vertraged (Käufer für Zuficherung, Perläufer für zu. 
fiherungsfreien Verlauf) beweispflichtig. Klagt der Verkäufer aus einem Kauf- 
vertrage mit ber Behauptung, daß nur nach Brobe ohne Zuficherung beitimmter 
Eigenfchaften verkauft fei, und behauptet der Beklagte, daß mit Zuficherung be: 
ſtimmter Eigenichaften verkauft jet, fo trifft denStläger daher die Beweislaſt Bin- 
fihtlich) der Zuficherung, Necht 1902 S. 687 (RG.). — Für argliftiges Wer 
ſchweigen ($. 468) trifft den Käufer die Beweislaft; auch bei qualifiziertem Ge— 
ſtändnis, Seuff A. E8 S. 812. 

10. Sit die gelieferte Sadje eine ganz andere als die verfaufte (dgl. 
DSB. 1906 ©. 146), fo finden nicht die VBorichriften über Haftung wegen 
Mängel der Sade, fondern die Borfchriften wegen Nichterfüllung (88. 820 
bis 826) Anwendung. Bol. HGB. $. 878. 

Benntnis des Käufers. 

8. 460. Der Berkäufer hat einen Mangel!) der verfauften 
Sache nicht zu vertreten, wenn der Käufer den Mangel bei dem 
Abſchluſſe“) des Kaufes Tenntd). Sit dem Käufer ein Mangel 
der im $. 459 Abf. 1 bezeichneten Art infolge grober Fahr- 
läjfigfeit*) unbelannt geblieben, fo haftet der Verfäufer, fofern 
er nicht Die Abwefenheit des Fehlers zugefidhert hat, nur, wenn 
er den Fehler argliftigd) verfcywiegen®) hat. 

1) Auch fehlende zugeficherte Eigenichaften, SächſArch. 12 S. 60, 
ander8 Satz 2. 2) Abgeichlofien ift der dem 8. 818 unterliegende 
Kauf erit mit notarieller Beurkundung, IW. 1902 Beil, S. 262. — 
Kenntnis bei Annahme ber Sache S. 464. 3) Die Keninid mu 
fi) auf die volle Bedeutung des Mangels eritreden, Recht 1905 S. 471. 
Kenntnis oder grobfahrläffiges Nichtlennen des Vertreters, der die Wer: 
Bandlungen bis zum Abichluß führt, fteht dem des Käufers gleih, OLE. 
4 ©. 82. Der Beweid der Kenntnis oder grobfahrläffigen Unkenntnis 
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Degt dem Bertäufer ob, der der Argliſt dem Käufer. 43.82. 
u. U. Nichtbeiichtigung eines gefauften Haufes, OVG. 4 ©. 82; eine Bant 
überfieht, dab eine Aktie nicht lieferbar if, DIZ. 1908 S. 406. 
5) Borausjegungen der Arglift: WVerfäufer wußte oder hielt dod für 
möglih: a) Borbandenfein des Fehlers, b) dat Käufer den Fehler nicht 
fannte, c) dat Käufer bei Kenntnis nicht faufen würde; bezwedt braucht 
die Tauſchung nicht zu fein (NS. 62 ©. 800; 55 S. 210, Seuffll. 59 
5. 137, Gruch. 48 S. 598, IW. 1904 S .369), fie braucht auch nidt 
für den Entſchluß bes Käufers wirklich kauſal zu jein, Recht 1906 S. 617. 
Taraus folgt, daß ernitlide Zweifel an der Fehlerloſigkeit mitgeteilt 
werden müſſen (Seuffl. 58 S. 814; 60, 269), nicht aber bloße Be: 
fürdtungen (Seuffü. 59 ©. 187, IW. 1905 ©. 79). Die Offenbarungs: 
pfliht des Verkäufers gebt aber nur foweit, als der Käufer nach Berfehre: 
auffaſſung Mitteilung erwarten darf (NG. 62 ©. 149, ODYS. I2 8. 58). 
Tie bloße Möglichkeit, baß ſich der Verkäufer bei gehöriger Aufmerkſamkeit 
des Fehlers hätte bewußt werben müflen, genügt nicht (Seuffäl. 59 
>. 852 mit 3it.). Auch leichtfertig begründeter guter Glaube an Be: 
feitigung eines früheren Fehlers ſchließt die Argliftt aus (IW. 1905 
5.79, Recht 1906 S. 984). 6) Verichweigen aud) dann, wenn bezüglich 
des Fehlers unrichtige Behauptungen aufgeftellt werden, Gruch. 45 S. 834. 

8. AGl. Der Verkäufer hat einen Mangel der verkauften 
Sache nicht zu vertreten, wenn die Sade auf Grund eines 
Pfandrechts in öffentlicher Berfteigerung!) unter der Bezeichnung 
als Pfand verkauft wird?). 

1) $. 888 Mbf. 8. 2) 88. 1285 ff., ZPO. $. 806, 3BG. 8. 56. 

b) Anfprüre des Käufers. Wandelung und Minderung. 

.A62. Wegen eined Mangels, den der Verfäufer nad) 

den Borjchriften der SS. 459, 460 zu vertreten Hat, fann der 

Käufer Rüdgängigmadjung des Kaufes (Wandelung) oder Herab- 
fegung des Kaufpreifes (Minderung) verlangen. 

1. Der Käufer fann wegen Mängel der Sache ($. 459) nad) jeiner 
Wahl Wandelung oder Minderung oder, im Kalle des $. 468, Schaden: 
erjag verlangen. Die Geltendmachung eines dieſer Nechte ſchließt Die 
übrigen aus: Klage auf wahlweife Wandelung, Minderung oder Nadı: 
lieferung ($. 480) hält OLG. 8 ©. 446 für zuläſſig. Dagegen fann 
ber Anfpruch aus pojitiver Vertragsverlegung ($. 459 Unm. 1b) neben 
Bandelung oder Minderung oder auch allein erhoben werben, NG. 52 
S. 18, ORG. 4 S. 41 (Erfag für den Wein, ber aus dem gefauften 
undichten Faß auslief). — Kein Anfpruch des Käufers auf Nachbefierung 
ivgl. $. 459 Anm. 4); auf Nachlieferung einer fehlerhaften Sache: $. 480. 
— Beweislaft: 8. 459 Anm. 9. 

2. Inhalt des Wandelungs: und Minderungsanfprudies: Nad) 
der BertragädtHdeorie geht der Anipruh de Käufer auf 
Abſchluß eines den Kaufvertrag wieberauffebenden Vertrages 
($. 465'), der erft die Anſprüche auf Rüdgewähr erzeugt. Das Ber: 
langen des Käufers, zu wandeln oder zu mindern ift daher ein Vertrags: 
angebot (85. 145ff.), das aber nad) $. 465 erſt mit VBertagsichluß bindend 
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iſt. Dagegen gibt die Reftitutionstheorie dem Käufer aud dem Kauf: 
vertrage einen direften Anſpruch auf Rüdgängigmahung der vollgogenen 
Leiftung und erblidt in 8. 465 lediglich die Firierung des Zeitpunktes, 
in dem der wandelungd: und minderungsberedhtigte Käufer fein 
ius variandi verliert. — Das NG. folgt der Bertragsiheorie (RG. 59 
S. 97), weicht aber ihrer bedenklichiten Konfequenz dadurd aus, daß es 
der Stlage auf Rückgewähr ftattgibt, ohne einen „bejonderen und aus: 
drüdlichen” Antrag auf Berurteilung zum Abſchluß des Wandelungs: 
oder Minderungsvertragg zu verlangen (RG. 58 ©. 423, DVG. 4 
S. 8b, Necht 1905 S. 164). Fernere Konſequenz ber Pertragätheorie: 
8. 466 Anm. 2. 

8. Der Käufer fann bei Mangelbaftigfeit der Sache, jtatt die Rechte 
aus SS. 462, 468 geltend zu machen, die Einrede des nicht erfüllten 
Bertrags (8. 820) vorichügen; er braudt dann die Mangelhaftigkeit nicht 
zu bewetien, fondern der Verkäufer muß den Beweis der vertragsmäßigen 
Reiftung führen; Umdrehung der Beweislait im Falle des 8. 868. — 
Aniprüche wegen Berzögerung der vertragsmäßigen Leiftung 88. 284 ff., 
826. 


Schadenserſatz. 

8.463. Fehlt der verkauften Sache zur Zeit des Kaufes!) 
eine zugelicherte Eigenjchaft?), jo fann der Käufer ftatt?)der Wan⸗ 
delung oder der Minderung Schadenserjag megen Nichterfüllung ®) 
verlangen. Das gleiche gilt, wenn der Berfäufer einen Fehler 
argliflig®) verſchwiegen bat®). 

1) S. 460 Anm. 2. 2) 8. 459 Anm. 5, 6. — Hat ber 
Berfäufer eine Eigenfchaft äugefichert in dem Sinne, daß er fie herzuftellen 
veripricht, jo finden 88. 460, 468 feine Anwendung. Der Stäufer kann 
Heritellung verlangen, daneben kommen die Nechtöbehelie wegen Verzugs 
(88. 284ff., 826) ſowie wegen Nichterfüllung (88. 275ff., 288, 326) 
in Betradt. 3)8. 462 Unm. 1. Unfehtung wegen Betrugs 
ftatt der bier erwähnten echte: $. 459 Anm. Ic. 4) Be: 
rehnung fann entweder fo erfolgen, daß Stäufer bie Sache behält 
und wegen der fehlenden Eigenichaft oder des arglijtig verfchwiegenen 
Fehlers fo geftellt wird (88. 249 ff., 251), al8 ob die Eigenſchaft vor: 
handen, der Fehler nicht vorhanden wäre (Net 1908 ©. 78, ZW. 1902 
Beil. S. 286, RG. 49 ©. 51; 59, 56), oder jo, daß Käufer die ganze 
Leitung zurückweiſt und Schadenserfag wegen Nichterfüllung des ganzen 
Vertrages verlangt (NG. 53 ©. 89, vgl. S. 826 Anm. 7) und zwar 
nicht nur, wenn er fein Intereſſe an der mangelhaften Erfüllung bat, 
ſondern ſchlechthin ( KG. 52 S. 852, ZW. 1902 Beil. S. 285; a. M.: 
rs. 4 S. 87), Als Schadenserfag fann auch Eritattung bes ge: 
zahlten Staufpreifes und der PVertragstoften verlangt werden, fofern dieſer 
Betrag den pofitiven Schaden erreiht, IW. 1904 ©. 140, R&. 50 
€. 190; a. M.: OLG. 4 ©. 88. 5) 8. 460 Anın. 6. 6, Bes 
wetdlaft: $. 459 Anm. 9. 


Vorbehalt bei der Annahme. 
8. AGA. Nimmt der Käufer eine mangelhafte Sade an), 
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obihon er den Mangel Fennt?), fo ftehen ihm die in den 88. 462, 
463 beitimmten Anfprüde?) nur gu, wenn er ſich feine Rechte 
wegen des Mangels beit) der Annahme vorbehält>). 

1) Annahme als Erfüllung (8. 868), nicht bloße Abnahme (S. 488 
Anm, 7) tft gemeint. Bei Grundftüden enthält die vor Wuflaffung er: 
folgende Übergabe jchon den Anfang der Erfüllungsannahme, der Käufer 
muß ſich daher ſchon Hierbei feine Nechte wegen ber ihm bis dahin be⸗ 
fannten Mängel vorbehalten, R&. 58 ©. 261. Wegen Mängel, die ihm 
zwiichen Ubergabe und Wuflaffung befannt werden, muß Vorbehalt bei 
Auflaffung erfolgen, ZW. 1901 S. 7865. 2) Kenntnis bei Kauf: 
abſchluß: 8. 460. KHandlauf (8. 488 Unm. 1) fällt daher nicht unter 
8. 464, Recht 1901 S. 688. 3) Bilt auch für Aniprüde aus 
unerlaubter Handlung, RG. 569 ©. 104. 4), Ein fhon vorher er: 
Härter Borbehalt genügt, wenn er bei der Annahme erfennbar aufredjt 
erbalten wird, NG. 58 S. 261; vgl. aber $. 841 Anm 1. 


2. Wandelung insbefondere. 

8.465). Die Wandelung oder die Minderung iſt voll- 
zogen?), wenn ji) der Berfäufer auf Verlangen des Käufers 
mit ihr einverftanden erflärt?). 

1) Weſen des Wandelungd: und Minderungsanſpruchs $. 462 

Anm. 2. Abſchluß des Wandelungs- oder Minderungsvertrages im Prozeß 
zwilhen ben Prozeßbevollmächtigten ift zuläffig und wird durch die Pro⸗ 
zeßvollmacht gebedt, vgl. RG. 560 ©. 148. Formzwang? vgl. S. 818 
Anm. 1 Abi. 8. 2) Bollzogen ift die Wandelung nit ſchon mit 
bloßer Einigung, daß die Ware zurüdgegeben werben foll, fondern erft 
mit Bereinbarung über alle ftreitigen Puntte, 8. 154 Abf. 1, Necht 1906 
S. 857. Keine Vollziehung der Wandelung durch rechtskräftiges Urteil, 
das die Klage auf den SKaufpreiöreft abweift und auf Widerflage den 
Perfäufer zur NRüdgabe des gezahlten Preiſes verurteilt, OLG. 12 ©. 56 
unter Bereifung auf ZPO. SS. 822, 280. — Umtaufchvereinbarung ift 
noch feine Wandelung, Seufflt. 60 S. 271. 3) Keine Wahl: 
änderung mehr nad Wandelungd: oder Minderungsvollzug; ebenfo, 
wenn Käufer den Erſatzanſpruch aus 8. 468 wählt und vom Verkäufer 
freiwillig oder durch rechtöfräftiges Urteil bewilligt erhält, Seufff. 59 
5. 486, ZW. 1906 ©. 492. 
8.466. Behauptet der Käufer dem Verkäufer gegenüber 
einen Mangel der Sadıe, fo kann der Verkäufer ihn unter dein 
Erbieten der Wandelung und unter Beſtimmung einer ange» 
meilenen Brit!) zur Erklärung darüber auffordern?), ob er 
Bandelung verlange. Die Wandelung kann in diefem Yalle 
nur bis zum Ablaufe der Friſt verlangt werden. 

1) 88. 186 ff, 826 Anm. 4. 2) SS. 180ff. 

6.467, Auf die Wandelung finden die für das ver- 
twagsmäßige Rücktrittsrecht geltenden Vorſchriften ber 88. 346 
bis 348, 350 bis 354, 356 entfpredyende Anwendung; im Yalle 
des 8. 352 ift jedoch die Wandelung nicht ausgeſchloſſen, wenn 
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der Mangel fich erit bei der Umgeſtaltung der Sache gezeigt hat. 
Der Verfäufer hat dem Käufer aud die Pertragstoiten zu 
erjeßen. 


1. Die Wandelung bat feine dingliche Wirfung, fondern die Parteien 
find einander lediglich obligatoriſch verpflichtet, den früheren Nechtözuftand 
wiederberzuftellen. 

2. Ausgeſchloſſen wird das Wandelungsredht, wenn vor Boll: 
ziehung ber Wandelung ($. 465 Anm. 2, alfo vor Unnahme des WBe—⸗ 
gehrend durch den Vertäufer, RG. 569 S. 97) die Ereigniffe der 88. 351 
bis 858 eintreten, do nimmt Umgeſtaltung (8. 852) das WRecht 
nicht, wenn fi der Fehler erft dabei zeigt, ebenforwenig der Verbraud 
eines Teiles der Ware durch Probieren, OuG. 4 ©. 86. Bei auf Zufall 
beruhender Unmöglichkeit der Rückgewähr bleibt W. zuläfftg ($. 860). — 
MWeiterveräußerung (freiwillige oder zwangsweiſe) läßt an fidy den 
Wunſpruch unberührt, da Käufer die Sache zurüdermwerben kann (fo be: 
züglich der Zwangsverſteigerung: RG. 69 ©. 92, Seufü. 59 €. 179; 
Erwerb der Sache durch den Berläufer fchließt die Möglichkeit der Nüd- 
gewähr aus, RG. 64 ©. 224). Der Käufer kann aber nad) SS. 846, 
820 nur Verurteilung des Kläger! zur Nüdzahlung des Kaufpreifes Zug 
un Bug erreihen, er müßte denn fonftige Tatſachen beweifen fünnen 
(Beweislaſt: NG. 56 ©. 258, Seufffl. 69 ©. 179, a.M.: Recht 1903 
S. 60), bie feine Befreiung von der Nüdgabepfliht begründen (pgl. 
OLG. 6 5. 222). Geht der Berfäufer dann nad $. 854 vor, wird die 
W. unwirkſam, wenn dem Käufer ber NRüderwerb ber Sache nicht gelingt. 
Steht aber im Prozek Ion feit, daß Käufer die Sache nicht zurüder- 
werben kann oder will, tft die Wfllage fofort abzumeijen, OLG. 4 S. BE, 
beftätigt: RG. 60 S. 188. In MWeiterperäußerung in Kenntnis bes 
Mangels wird grundfäglid ein Berzicht auf erhobene oder noch nicht 
erhobene Gewährleiſtungsanſprüche erblid, RG. 54 S. 80ff, DIE. 
1905 ©. 6560. — BWeitergebraud nad Erkennung der Mängel oder 
gar nachdem die Ware Ion zur Berfügung geftellt ift, nimmt nach 
88. 851— 853 das WKRecht dann, wenn mitt wefentlicher Verichlechterung 
verbunden. Gntihädigung wegen Benutung: 88. 467, 847, Recht 190% 
S. 527, Seuffü. 60 ©. 222. Nah Treu und Glauben gilt aber das 
Verhalten des Berläuferd, der die Ware nah Dispofitionzftelung nod) 
als eigene behandelt, als Verzicht auf das WRecht, joweit nicht befonbere 
Umftände (Rüdficht auf den Fabrikbetrieb des Käufers, Vermeidung jeder 
Abnutzung ufw.) den Gebrauch rechtfertigen, Seuff. 67 ©. 268; 60, 
82, 222, Recht 1908 ©. 627; 1904, 814; 1906 ©. 550, Grud. 48 
5. 79%. 

8. Nach vollzogener W. verliert der Käufer auch durch verfchuldete 
Verſchlechterung oder Untergang den Wanſpruch nicht, Haftet aber aus 
dem WBertrage (38. 847, 989) auf Echabenserfag, RG. 69 ©. 97; 56, 
267, Recht 1904 S. 45. GSeufffl. 58 S. 487 nimmt an, dab Käufer 
durch Verbrauch trog Mängelkenntnis fich unter Abftandnafme von Er 
fülung des WVertraged und unter nadıträgliher Genehmigung der Ware 
wieder auf den Standpunlt des urfprünglichen Kaufvertrages ftellt; auch 
das Minderungsrecht bleibe audgefchloffen. 
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4. Berzug in Nüdgewähr des gezahlten Preifes auf fetten des 
Bertäuferd ſchränkt die Haftung des Käufers auf Vorſatz und grobe 
Sahrläftigkeit ein, 8. 800, RG. 56 S. 267. — Gerät ber Käufer in 
Berzug, ſteht dem Berfäufer 8. 854 zu Gebote, Iſt hiernach die voll⸗ 
zogene W. unwirkſam, muß Käufer den Preis zahlen, ohne auf jein 
Minderungsrecht zuräidgreifen zu können (jo Seufü. 58 ©. 488, 
ſtreitig). 

b. Umfang der beiderſeitigen Rückerſtattung: 8. 847. Auf den 
Kaufpreis in Zahlung erhaltene Wertpapiere find zurückzugeben, eventuell 
nach Kurswert bei Hingabe zu erftatten, XW. 1905 ©. 187. Bermaltung 
be3 geiwandelten Hauſes wird dem Käufer nicht vergütet, SeuffA. 61 
S. 49. — Die Piliht ded Verkäufers, die Vertragstoften zu tragen, gebt 
über 53. 847, 994 hinaus und begünftigt den Käufer auf Koften des Ber: 
fäufers. Bertragstoften find Koften der Beurkundung, Auflafjiung, 
Stempel, Umfagiteuer (RG. 44 ©. 250), Mällerlogn (OLG. 10 ©. 176), 
nicht aber alle nur wirtichaftli mit dem Vertrage zufammenbängenden 
Koiten, wie Fracht und Zoll, die beim Berfendungstauf bi8 zum Ab—⸗ 
lieferungdort oder gar durch Weiterverjendung erwadfen, RG. 52 ©. 18, 
SächſArch. 15 S. 280; a. M.: IJW. 1906 S. 202 (Kojten heim Ver⸗ 
fendungStauf find notwendig nach S. 994), DIS. 4 S. 89 (auch Koften 
der Weiterverfendung find Vertragskoſten, doch foll u. U. unbillige Härte 
barin liegen); 10, 176. Auch diefe nur mittelbar durch den Kaufvertrag 
erwadjienen Koiten find jedoch bei pofitiver PVertragsperlegung (8. 276, 
S. 459 Anm. 1b) zu erfegen. — Erfüllungsort für die WAnſprüche: 
8. 269 Anm. 8. 

6. AGS. Sichert der Verkäufer eines Grundſtücks dem 
Käufer eine beitimmte Größe des Grundftüds zu!), fo haftet er 
für die Größe wie für eine zugeficherte Eigenihaft. Der Käufer 
fann jedod wegen Mangels der zugelicherten Größe Wandelung 
nur verlangen, wenn der Mangel jo erheblich it, daß die Er- 
füllung des Bertrags für den Käufer Fein Intereſſe hat?). 

1) Grundbuchmäßige Bezeichnung des Grundftüds oder bloße 
GSrößenangabe ift noch feine BZufiherung, IW. 1905 ©. 580. Form: 
zwang für die Zuſicherung: 8. 818. 2) Ubnahmerweigerung wegen 
GSrößenmangel3: 8. 488 Anm. 7, a. €. 

8.469. Sind von mehreren verkauften Sachen nur einzelne 
mangelhaft, jo kann nur in Anfehung diefer Wandelung ver- 
langt werden, auch wenn ein Geſamtpreis für alle Saden 
fejtgejegt ijt!). Sind jedod die Saden al3 zufammengehörend 
verlauft, fo Tann jeder Zeil verlangen, daß die Wandelung 
auf alle Sachen eritredt wird, wenn die mangelhaften Sachen 
nit ohne Nachteil für ihn von den übrigen getrennt werden 
fönnen?). 

2) Berehnung 8. 471. — Gilt auch bei Sufzeffivlieferungen, es 
müßte denn Sat 2 Plat greifen, 3. B. der Bezug des Neftes allein für 
den Käufer nachteilig ein, OLG. 4 S. 224; 8, Tl, Seuffll. 58 ©. 488; 
67, 129. Bgl. aber au: vor $. 828 Nr. 6, $. 826 Anm. 9 a. E. — 
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Bei Minderwertigkeit eines Teiles einer Warenfendung ift ber Käufer nur 
dann verpflichtet, die mangelfreien Waren auszujfondern, wenn ihm dies 
zugemutet werben fann, fonft AUbnahmemweigerung und Bemwährleiltungs: 
anfprüde wegen der ganzen Leiſtung, DYG. 2 ©. 476. 2) Gt 
namentlid bei Sortimenten, d. 5. Sammlung verfdiebener in einer 
Branche vorkommtenden Waren, die einander ergänzen, fo daß geringere 
Güte einzelner Stüde durch beffere Qualität anberer ausgeglichen wird, 
SeuffA. 59 S. 268, 894. 

8. 470. Die Wandelung wegen eines Mangels der Haupt- 
fade eritredt fi; audy auf die Nebenſache. Iſt die Nebenfache 
mangelhaft, jo fann nur in Anfehung diefer Wandelung ver: 
langt werden. 

Der Begriff der Nebenfache bejtimmt fich nach der Verkehrsauffafjung; 
Nebenſachen jind ftet3 die Zubehörſtücke. 

8.471. Findet im Falle des Verkaufs mehrerer Sadyen für 
einen Gejamtpreis die Wandelung nur in Anfehung einzelner 
Saden ftatt, fo ift der Gefamtpreis in dem Berhältnifie herab— 
zujeßen, in welchem zur Zeit des Verkaufs der Gejamtmwert der 
Sachen in mangelfreiem Zuftande zu dem Werte der von der 
Wandelung nicht betroffenen Sachen geitanden haben würde. 

Beilp.: Gefamtpreiß 10, Wert aller Sachen in mangelfreiem Bu: 
ftande 12, Wert der nicht gewanbelten Saden 6, Minderung b. 

3. Minderung insbefondere. 

4721). Bei der Minderung?) ift der Kaufpreis in dem 
Berhaltniije herabzufegen, in welchem zur Zeit des Verkaufs der 
Wert der Sahe in mangelfreiem Zuftande zu dem wirklichen 
Werte geitanden haben mwürde?). 

Findet im Halle des Verlaufs mehrerer Sachen für einen 
Gefamtpreis die Minderung nur wegen einzelner Sadıen jtatt, 
jo ift bei der Herabjegung des Preifes der Geſamtwert aller 
Saden zu Grunde zu legen. 

1) Unwendbung des $. 472 in 88. 828, 5687. Gilt nicht Bei 
Schabendberechnungen außerhalb beitehender Bertragsverhältnifie (8. 828, 
826), doch können beide Berechnungen zum gleichen Ergebnis führen, 
NO. 61, S. 2650; 62, 884. 2) Iſt die Kaufſache infolge Fehlers 
völlig wertlos, Tann Käufer den vollen Preis auch ohne Wandelung zu- 
rüdverlangen, Recht 1908 ©. 889. — Gewinnbdringender Weiterverkauf 
ſchließt die Minderung nicht aus, ebb. 3) Nelative Berehnung, 3. B.: 
Preis 10, Wert der mangelfreien Sache 12, wirklicher Wert 6; Preis, 
welcher zu zahlen ift, 5. — Berechnung bei unrichtiger Ungabe der Miet⸗ 
erträgniffe des verfauften Haufes: NW. 1908 Beil. S. 118, Recht 1904 
S. 602, SächſArch. 15 ©. 588. Bei Borbandenfein von Schwamm finb 
nit nur die Befeitigungskoften, fondern auch Schwammperdacht 
($. 459 Anm. 2) zu veranichlagen, vgl. Seuffl. 60 ©. 269. 

8. 473. Sind neben dem ın Geld feitgefeßten Kaufpreiſe 
Leiltungen bedungen, die nicht vertretbare Sachen zum Gegen- 
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Hande haben, fo find diefe Leijtungen in den Fällen ber 88. 471, 
472 nad) dem Werte zur Beit des Berlaufs in Geld zu ver 
onihlagen. Die Herabfegung der Gegenleiftung des Käufers 
erfolgt an dem in Geld feitgejegten Breife: iſt Diefer geringer 
als der abzufehende Betrag, fo bat ber 8 
ſchießenden Betrag dem Käufer zu vergüten. 

Bon beſonderer Bedeutung für den Tauſch (8. 515). 

$. ATA. Sind auf der einen oder der anderen Seite mehrere 
beteiligt, jo Tann von jedem und gegen jeden Minderung ver- 
langt werden!). 

Mit der Bollziehung der von einem der Käufer verlangten 
Minderung iſt die Wandelung ausgeſchloſſen. 

4) Anders bei ber Wandelung 88. 467, 856. 

8.478. Durch die wegen eines Mangel3 erfolgte Minderung 
wird das Recht des Käufers, wegen eine anderen Mangels 
Bandelung oder von neuem Minderung zu verlangen, nicht . 


ausgeſchloſſen. 
4. Vertrag fiber die ——— 

ATG. Eine Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung 
des Berläuferd zur Gemährleiftung wegen Mängel der Sache 
erlaiten oder beſchränkt wird!), ift nichtig?), wenn der Verkäufer 
den Mangel argliitig?) verjchweigt. 

1) Die Bedingung, daß ein Grundſtück in dein Buftande verkauft 
werde, „in dem es fich gegenwärtig befindet und wie folches dem Stäufer 
befannt tft”, fchließt die Haftung bes gutgläubigen Verkäufers für beim: 
(ide Mängel aus, Necht 1901 ©. 45. Ebenſo die Klauſel „wie befehen“, 
Recht 1906 S. 510; nad) 1902, 48 nur für die Mängel, die Käufer 
bei Bejichtigung hätte erfennen können. Mit dem vertraglidherr ner: 
fenntnis, die Ware in tadellofer Beichaffenheit empfangen zu haben, ver: 
zihtet Käufer auf Wandelung und wird auf die gleichzeitig vereinbarten 
Garantieanfprüche (6 Monate unentgeltlihe Reparatur) beichräntt, OLE. 
12 5. 53. — Mit Berziht auf jede Mängelrüge ift auch auf Irrtums⸗ 
anjechtung verzichtet, XW. 1905 ©. 79, vgl. aber 8. 459 Anm. Ic. 
2) Bei Berichweigen nur eines Mangels bleibt der Gemwährleiftungsaus: 
ſchluß für die übrigen Mängel in Straft, 8. 189 kommt nicht in An- 
wendung, RG. 62 ©. 122. 8) 8. 460 Anm. 6. 

5. Derjährung. 88. 417479. 
8477. Der Anjprud) auf Wandelung oder auf Minderung 
ſowie der Aniprud auf Schadenserfag wegen Mangels einer 
zugelicherten Eigenſchaft!) verjährt?), ſofern nicht der Verkäufer 
den Mangel argliftig?) verjchwiegen bat, bei beweglichen Sadjen 
in ſechs Monaten‘) von der Ablieferung), bei Grundftüden®) 
in einem Jahre von der Übergabe an. Die Verjährungsfriſt 
fann durch Vertrag verlängert werden ?). 

Beantragt der Käufer gerichtlihe Bemweisaufnahme zur 


erfäufer den über» 
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Sicherung des Bemweifesd), fo wird die Verjährung unterbrocden. 
Die Unterbredjung dauert bis zur Beendigung des Verfahrens 
fort. Die Norfchriften des 8. 211 Abi. 2 und des $. 2129 
finden entiprehende Anmendung. 

Die Hemmung oder Unterbredung!P) der Verjährung eines 
der im Abf. 1 bezeichneten Anſprüche bewirkt aud) die Hemmung 
oder Unterbredhung der Verjährung der anderen Anſprüche. 

4) Die kurze Berjährungsfriit gilt auch für Unfprüche wegen Mängel 
ber Eriaglieferung ($. 480), IW. 1904 ©. 406; wegen pojitiver Ber: 
tragöverlegung ($. 459 Anm. 1b), RG. 56 ©. 166 mit Bit., Recht 
1906 S. 471, ORG. 12 ©. Bl; für GSemwährleiftungsaniprüde auf 
Grund befonderer Vereinbarung, OLG. 12 ©. 67. Nicht dagegen: bei 
xieferung eines aliud ($. 459 Anm. 10), DZZ. (RG.) 1906 ©. 146, 
OVG. 8 S. 70, a. M.:10, 841; für Aniprüche aus vollzogener Wandelung 
(8. 467 Anm, 5), OLG. 12, 66. 2)88.19% fl. 315.460 Anm. b. 
4) Sriftberehnung: 88. 186 ff. 5) Ubereignung durch Befigfonftitut 
(5. 930) ift noch feine Ablieferung, IW. 1905 S.79. Bein Sulzeffioliefe- 
rungsgefchäft ift die jedesmalige einzelne Lieferung maßgebend, OLG. 12, 
©. 57; 8, 71. Berlährungsbeginn auch dann mit Wblieferung der 
gefauften Zimmereinrichtung, wenn einzelne Stüde nachgebellert oder unn: 
getauicht werden, Necht 1906 S. 440. 6) Gilt auch bei Bubehör, 
das mit dem Grundftüd zufammen verlauft wird, vgl. AW. 1901 ©. 429. 
7) Abkürzung: $. 225. Perlängerung durch Garantiefriiten: IW. 1906 
S. 200, Seuffl. 58 ©. 188; 60, 82, Recht 1908 ©. 296; 19056, 471; 
1906, 682, OV®. 8 ©. 78; 10, 848. Stillichweigende PBereinbarung, 
daß die Berjährungsfrift erit mit Ankunft der Mare am überfeeifchen 
Beitimmungsort beginnen fol: NG. 52 S. 481. 5, ZPO. s$. 480, 
488. 9) Ss. 212 Abi. 2: ORG. 8 S. 10. 10) Wandelungsflage 
wegen eined Mangels unterbricht nicht die Verjährung wegen anderer 
im Prozeß nicht geltend gemachter Mängel, Redit 1906 ©. 24%. 

&. 478. Hat der Käufer den Mangel dem Verkäufer an- 
gezeigt!) oder die Anzeige an ihn abgejendet, bevor der Anjpruch 
auf Wandelung oder auf Minderung verjährt war, jo kann er 
aud) nad) der Vollendung der Verjährung die Zahlung des 
Kaufpreiſes inſoweit verweigern ?),als er auf Grund der Wandelung 
oder der Minderung dazu berechtigt fein würde. Das gleiche 
gilt, wenn der Käufer vor der Vollendung der Verjährung ge: 
richtlihe Vemweisaufnahme zur Sicherung des Bemeifes3) be— 
antragt oder in einem zwiſchen ihm und einem fpäteren Er⸗ 
werber der Sache wegen des Mangels anhängigen Redtöftreite 
dem Berfäufer den Streit verfündet*) hat. 

Hat der Berfäufer den Mangel argliftigd) verſchwiegen, jo 
bedarf e3 der Anzeige oder einer ihr nad) Abf. 1 gleichitehenden 
Handlung nid. 

1, SS. 180. Sofortige Anzeige nad) Kenntnisnahme tft nicht 
erforderlid. Erhebung der Wandelungsklage gilt als Mängelanzeige, 
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Zurüädnabme der Klage nicht ohne weitered als Zurlidnahme der Anzeige, 
RG. 59 S. 150. 2) Aber feine condictio indebiti nad) $. 818, 
cite. 12 €. 26€. — Rüdnabmeverzug ded Berläufers, wenn die Wanbde- 
Iungäflage, nicht aber bie Einrede verjährt if: Oxuß. 12 S. 266. 
5 ZPO. SS. 485, 488 4) ZPO. SS. 727. 5) 8. 460 Anm. 6. 

6. 479, Der Anfprud auf Schadenserfag!) kann nad) der 
Bollendung der Verjährung nur aufgerechnet werden ?), wenn der 
Käufer vorher eine der im 8. 478 bezeichneten Handlungen vor» 

enommen bat. Dieſe Beſchränkung tritt nicht ein, wenn der 
fäufer den Mangel arglijtig?) verſchwiegen hat. 

1) Auch wegen pofitiver Vertragdverlegungen ($. 459 Anm. 1b), 
RS. 56 S. 170. 2) SS. 887. Nur gegen Unfprüde aus demſelben 
Raufvertrage, NG. 56 S. 170, OLG. 8 ©. 78. 3) 8. 460 Anm. 6. 

6. Gattungskauf. 
8 480. Der Käufer einer nur der Gattung!) nad) be= 
ſtimmten Sache kann ftatt der Wandelung oder der Minderung 
verlangen, Daß ihm an Stelle der mangelhaften Sadje eine 
mangelfreie geliefert wird). Auf diefen Anſpruch finden die 
für die Wandelung geltenden Borfchriften der 88. 464 big 466, 
des 8. 467 Sab 1 und der 88. 469, 470, 474 bis 479 ent- 
iprehende Anmwendung. 

Fehlt der Sache zu der Beil, zu welcher die Gefahr auf 
den Käufer übergeht?), eine zugeficherte Eigenfchaft?) oder hat 
der Berkäufer einen Yehler argliltig®) verjchwiegen, fo Tann der 
Käufer jtatt der Wandelung, der Minderung oder der Lieferung 
einer mangelfreien Sache Schadengerfab wegen Nichterfüllung 6) 
verlangen. 

1) 8. 248. 2) Der Anſpruch geht unmittelbar auf Erfaßltefe: 
rung, nicht erſt auf Vertragsſchluß (5. 426 Anm. 2), Necht 1905 ©. 16. 
— Daneben Aniprühe wegen pofitiver Bertragöverlegung, 8 459 
Anm. 1b. — Berluft des ius variandi: 8. 465 Anm. 3. — Der Ber: 
fäufer hat fein Recht, fi durch nachträgliche Lieferung einer mangelfreien 
Sache zu befreien, Recht 1901 ©. 98, RG. 52 ©. 868; vgl. aber 
$8. 226, 167, 242. — Der Verkäufer beili den einmal eingetretenen 
Berzug nicht durch Xieferung mangelhafter Ware, die Käufer zurüdweift, 
Sufa. 60 S. 848, vgl. 8. 826 Anm. Ic. 5, 55. 446, 447. 
4) 8. 459 Anm. 6, 6. 5) 8. 460 Unm. 6. 6) 8. 463 Anm. 4. 
Käufer, der in Kenntnis des Mangeld unter Borbehalt annimnıt, behält 
ſeine @ewährleiftungsanfprücdje (anders $. 460), RG. 5b ©. 214. 

Dichmängel. 

a) Bezeichnung der in Betracht kommenden Tiere. 

. ASI. Für den Berfauf von Pferden, Efeln, Maulefeln 

und Manltieren, von Rindvieh, Schafen und Schweinen gelten 

die Vorſchriften der 88. 459 bis 467, 469 bis 480 nur infomeit, 
als fi) nicht aus den 88. 482 bis 492 ein anderes ergibt. 

Für fämtliche nicht genannte Ziergattungen, 3. B. Hunde und 
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Biegen, gelten die allgemeinen Borjchriften über Müngelgewähr uns 
beichräntt. 
b) Tr Gewährfrifken. _ 

6. 482. Der Berfäufer hat nur beitimmte Fehler (Haupt« 
mängel) und diefe nur daum gu vertreten, wenn fie ji) inner- 
halb beitimmter Friſten (Gewährfriften) zeigen!). 

Die Hauptmängel und die Gemwährfriiten werden durd 
eine mit Zuftimmung des Bundesrats zu erlaffende Kaijerliche 
Verordnung bejtimmt. Die Beitimmung kann auf demfelben 
Wege ergänzt und abgeändert werden ?). 

1) 8. 460 gilt auch Hier. — Andere als Hauptmängel bat der Ber: 
fäufer nicht zu vertreten, auch nicht bei argliftigem Werichweigen, OLE. 8 
©. 78. Doch kann eine Anfechtung des Kaufvertrags wegen Irrtums 
ober Betrug3 in Frage kommen (vgl. 8. 469 Anm. Ic); auch ift mög: 
licherweife ein Anſpruch auf Schadenserfag aus unerlaubter Handlung 
(88. 828 ff.) begründet (vgl. ferner $. 487 Unm.1).— Verſchlechterungen 
des gelauften Viehs, die zwiſchen Kaufabſchluß und Übergabe eingetreten 
jind, berechtigen den Käufer zur Abnahmeweigerung, auch wenn es ſich 
nit um Hauptmängel handelt, die Berfchlechterung müßte denn für den 
Käufer unweſentlich fein, Seuffü. 59 ©. 849. 2) Die B., betr. Die 
Hauptmängel und Gewährfriſten beim Biehhandel, v. 27. März 1899 
lautet: 

8. 1. Für ben Berlauf von Nut: und Zuchttieren gelten als 
Hauptmängel: 

I. bei Pferden, Efeln, Maulefeln und Maultieren: 

1. Rog (Wurm) mit einer Gemwährfrift von 14 Zagen; 

2. Dummtoller (Koller, Dummſein) mit einer Gewährfrift von 14 Tagen; 
als Dummkoller ift anzufehen die allmählich oder infolge der 
akuten Gehirnwaſſerſucht entjtandene, unheilbare Krankheit des 
Gehirns, bei der dag Bewußtfein des Pferdes Herabgeiegt ift; 

8. Dämpfigkeit (Dampf, Hartichlägtgleit, Bauchichlägigkeit) mit einer 
Gewähririft von 14 Tagen; ald Dämpfigleit iſt anguichen die 
Utentbefchwerde, die durch einen chroniichen, unheilbaren Krankheit: 
zuitand der Lungen oder des Herzen bewirkt wird; 

4. Stehltopfpfeifen (Pfeiferdbampf, Hartſchnaufigkeit, Rohren) mit einer 
Gewährfrift von 14 Tagen; als Stehltopfpfeifen ift anzufehen Die 
durch einen chronifchen und unbeilbaren Stranfheitszuitand des 
Ktehlfopf8 oder der Quftröhre verurfachte und durd) ein börbares 
Geräujch gefennzeichnete Atemftörung; 

5. periodifche Wugenentzündung (innere Wugenentzündung, Mond⸗ 
blindheit) mit einer Gewährfrift von 14 Tagen; als periodiſche 
Augenentzündung iſt anzuiehen die auf inneren Einwirkungen 
berubenbe, entzündliche Beränderung an den inneren Organen 
ded Auges; 

6. Koppen (Strippenfegen, Auffegen, Freikoppen, Luftſchnappen, Wind: 
fdnappen) mit einer Gewährfrift von 14 Tagen; 

II. bei Rindvieh: 
1. tuberkulöſe Erkrankung, ſofern infolge dieſer Erkrankung eine 
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allgemeine Beeinträchtigung des Nährzuitandes des Tieres herbeir 
geführt: ift, mit einer Gewährfriſt von 14 Xagen; 

2. Lungenſeuche mit einer Gewäprfrift von 28 Tagen; 

ID. bei Schafen: 
Räude mit einer Gewährfrtit von 14 Tagen; 
IV. bet Shweinen: 

1. Rotlauf mit einer Gewährfrift von drei Tagen; 

2. Schweineſeuche (einſchließlich Schweinepeft) mit einer Gewährfrift 

von 10 Tagen. 

8. 2. Tür den Verkauf folder Tiere, die alsbald geichlachtet werden 
joflen und beitimmt find, als Nahrungsmittel für Menſchen zu dienen 
(Schladttiere), gelten al® Hauptmängel: 

L bei Pferden, Efeln, Maulefeln und Maultieren: 

Rotz (Wurm) mit einer Gewährfrift von 14 Tagen; 

ll. dei Rindvieh: 
tubertulöfe Erkrankung, jofern infolge diefer Erkrankung mehr 
als die Hälfte des Schlachtgewichts nicht oder nur unter Be: 
Träntungen als Nahrungsmittel für Menfchen geeignet ift, mit 
einer Gewährfrift von 14 Zagen; 

II. bei Schafen: 
allgemeine Wafferfucht mit einer Gewährfrift von 14 Tagen; als 
allgemeine Waſſerſucht ift angufehen ber durch eine innere Er: 
frantung oder durch ungenügende Ernährung berbeigeflibrte wafler- 
füdtige Zuſtand des Fleiſches; 

IV. bei Schweinen: 

1, tuberfulöje Erkrankung unter ber in der Nr. II bezeichneten 

Boraugsfegung mit einer Gewährfriit von 14 Tagen; 

2. Tridinen mit einer Gewährfrift von 14 Tagen; 

3. Sinnen mit einer Gewährfrift von 14 Tagen. 

6. AS3. Die Gemwährfrift beginnt mit dem Ablaufe des 
Zages, an welchem die Gefahr auf den Käufer übergeht'). 

1) 85. 446, 447. Friſtberechnung 88. 186ff. 

S. ASA, Zeigt fih ein Hauptmangel innerhalb der Gewähr- 
frift, jo wird vermutet, daß der Mangel ſchon zu der Zeit vor» 
handen geweſen jei, zu welcher die Gefahr auf den Käufer über- 
gegangen ift. 

6. ASS. Der Käufer verliert die ihm wegen des Mangels 
ultebenden Rechte, wenn er nicht ipäteltens zwei Tage nad) dem 

blaufe!) der Gewährfriſt oder, fall3 das Zier vor dem Ab- 
laufe der Friſt getötet worden oder fonft verendet ijt, nach dem 
Tode des Tiered den Mangel dem Verkäufer anzeigt?) oder die 
anzeige an ihn abjendet oder wegen des Mangels Klage gegen 
den Berfäufer erhebt oder diefem den Streit verkündet?) oder 
gerihtlihe Beweisaufnahme zur Sicherung des Bemeijes*) 
beantragt. Der Rechtsverluſt tritt nicht ein, wenn der Vers 
läufer den Mangel argliftig5) verfchwiegen hat. 

Achtlles, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage. 16 
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1) 88. 188, 198. 2), SS. 180ff. Pflicht zu unverzüglicher An: 
zeige nat) HGB. $. 877 gilt bei Piehmängeln nicht, HGB. 8. 882, 
Seufffl. 61 ©. 269. Wird bei Anzeige nur eines Mangels auf die 
Rechte wegen der übrigen Mängel verzichtet? ebd. 3 3P0O. 88. 72F. 
4) ZPO. SS. 486, 488. 5) 8. 460 Anm. 5. 

8, ASG. Die Gemwährfrift fann durch Vertrag verlängert 
oder abgefürzt werden. Die vereinbarte Friſt tritt an die Stelle 
der gejeglihen Friſt. 

Bei Verftoß gegen die guten Sitten $. 188. 

e) Wandelung. 
487. Der Käufer fann nur Wandelung, nit Minderung 
verlangen‘). 

Die Wandelung kann aud in den Fällen der 88. 351 bis 
353, insbeſondere wenn das Tier gejchladhtet ift, verlangt werden; 
an Stelle der Rüdgemähr hat der Käufer den Wert des Tieres 
zu vergüten. Das gleiche gilt in anderen Fällen, in denen Der 
Käufer infolge eines Umftandes, den er zu vertreten?) hat, ins» 
befondere einer Verfügung über das Tier, außeritande ift, das 
Zier zurückzugewähren. 

Sit vor der Vollziehung der Wandelung eine unmwefentliche 
Verſchlechterung des Tieres infolge eine8 von dem Käufer zu 
veriretenden?) Umjtandes eingetreten, jo hat der Käufer Die 
Wertminderung zu vergüten. 

Nugungen?) hat der Käufer nur injomweit zu erfegen, als 
er fie gezogen bat. 

1) ferner auch Schadenderfag wegen Nichterfüllung nah $. 468; 
Berechnung ($. 468 Anm. 4) in der Weife, daß Käufer das Tier behält 
und Erfag wegen der fehlenden zugelicherten Eigenichaften oder der vor: 
handenen argliftig verfchwiegenen Fehler fordert, iſt auch bier zuläffig 
(8. 472 greiit dann nicht Play), RG. 60 ©. 284. Auch Aniprüde wegen 
pofitiver Vertragäverlegung ($. 459 Anm. 1b) find nicht ausgefchlofien. 
Gattungstauf $. 491. — Wandelung bei Verlauf einer Herde 8. 469. 
2) 8. 276. 3) 8. 100. 

8. ASS. Der Verkäufer hat im Falle der Wandelung dem 
Käufer auch die Koften der Fütterung und Pflege, die &olten 
der tierärztlichen Unterfuhung und Behandlung fomwie Die 
Koften der notwendig gewordenen Tötung und Weſgſchaffung 
des Tieres zu erfeßen. 

Weitergehende Anfprüce (88. 467, 847, 994, 688) find nit aus- 
geichloffen, SahjArd. 14 ©. 105. — Aufwendungen zum Schutze gegen 
Seuchengefahr find nur zu erfegen, wenn der Berläufer zum Schadens: 
erjage verpflichtet ift. Bgl. NG. 52 S. 164. 

6. ASO. Sit über den Anfprud) auf Wandelung ein Redts- 
itreit anhängig, fo iſt auf Antrag ber einen oder der anderen 
Bartei die öffentliche Berlteigerung!) des Tieres und die Hinter- 
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legung des Erlöſes durch einftweilige Verfügung anzuordnen, 
jobald die Belichtigung des Tieres nicht mehr erforderlid; ift. 

1) 8. 883 Ubf. 8. EG. Urt. 144. 

d) Derjährung. 

8.490. Der Anſpruch auf Wandelung fowie der Anfprud) 
auf Echadenserfag wegen eines Hauptmangels, deflen Nichtvor⸗ 
bandenjein der Verkäufer zugelichert Hat, verjährt in ſechs 
Boden von dem Ende der Gemährfrift an. Im übrigen 
bleiben die Vorſchriften des 8. 477 unberührt. 

Un die Stelle der in den 88. 210, 212, 215 beitimmten 
Friſten tritt eine Friſt von ſechs Wochen. 

Der Käufer kann auch nach der Verjährung des Anſpruchs 
auf Wandelung die Zahlung des Kaufpreiſes verweigern. Die 
Aufrechnung des Anſpruchs auf Schadenserſatz unterliegt nicht 
der im 8. 479 beſtimmten Beſchränkung. 

e) Gattungskanf. 

8.491. Der Käufer eines nur der Gattung nad beitimmten 
Tieres Tann Statt der Wandelung verlangen, daß ihm an 
Stelle de8 mangelhaften Tieres ein mangelfreieö geliefert 
wird. Auf diefen Anſpruch finden die Borfchriften der 88. 488 
bis 490 entjprecdhende Anwendung. 

Pal. 8. 480. 

N) Garantieverſprechen. 


8. 492. libernimmt der Verkäufer die Gemährleiftung 
wegen eines nicht zu den Hauptmängeln!) gehörenden Fehlers oder. 
fthert er eine Eigenſchaft des Tieres zu?), fo finden die Vor— 
ihriften der 88. 487 bis 491°) und, wenn eine Gewährfriſt ver⸗ 
einbart wird, auch die Borfchriften der 88. 483 bis 485 ent- 
iprehende Anwendung. Die im 8. 490 beftimmte Verjährung 
deginnt, wenn eine Gemährfrift nicht vereinbart wird, mit der 
Ablieferung des Tieres. 

1) 8. 482 Anm. 2. 2) 8. 469 Anm. 6, 6. Garantie für völlige 
Seiunbheit eines Pferdes, Seufff. 58 ©. 8; für Trädtigfeit, Recht 1901 
S. 281. 3) 8. 485 ift verjehentlich nicht miterwähnt, Käufer Tann 
mur bei rechtzeitiger Bornahme der in 8. 485 genannten Handlungen nod) 
nad, Berjährung aufrechnen ($. 479), vgl. aber RG. 60 ©. 287. 


8. Kaufühnliche Berträge, 

8. 4983. Die Borjchriften über die Verpflichtung des Verkäufers 

iu ewährleiftung wegen Mängel der Sadje finden auf andere 

erträge, die auf Veräußerung oder Belaftung einer Sache 
gegen Entgelt gerichtet find, ent|predhende Anwendung. 


S. Unm. zu 8. 446. 
15* 
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III. Seſondere Arten des Kaufes. 
1. Kauf nad Probe. Kauf auf Probe. 


Bnuf nad Probe, 

8. ABA. Bei einem Kaufe nad; Probe oder nad Mufter!) 
find die Eigenfchaften der Probe oder des Muſters als zuges 
fichert angufeben 2,3), 

1) Ein Berfauf kann auch fo ftattfinden, daß ein Muſter nicht al? 
eigentliche Probe, jondern nur zur Orientierung des Käufers vorgelegt 
wird, IW. 1902 Beil. S. 281, vgl. ORG. 7 ©. 887. 2) 8. 468. 
Neben den Eigenichaften der Probe fünnen auch noch andere zugefichert fein, 
Net 1906 S. 878 (Bezeichnung der Probe als prima Ware). In der 
Bezeihnung einer Probe als Sommerweizen liegt noch feine befondere 
Zuficherung diefer Eigenichaft, OLG. 8 ©. 68. 38) Beweislaft: S. 409 
Anm. 9, 8. 462 Anm. 8. Die Übereinftimmung zwiſchen Probe und 
Ware braucht nur innerhalb verkehrsühlicher Grenzen zu liegen, OLG. 8 
©. 206, Recht 1908 ©. 17. 

Zauf auf Probe. 

8. A985. Bei einem Kaufe auf Probe oder auf Belicht ſteht die 
Billigung des gefauften Gegenstandes im Belieben des Käufers!). 
Der Kauf ift im Zweifel unter der aufichiebenden Bedingung 
der Billigung geſchloſſen?). 

Der Berfäufer ift verpflichtet, dem Käufer die Unterfudung 
des Gegenitandes zu geitatten. 

1) Kauf auf Umtauſch ift fein Kauf auf Probe, OXG. 2 ©. 602. 
2) Gefahrübergang: $. 446 Anm. 8. Wirb gegen bie Staufpreigflage 
eingewandt, daß nur auf Probe gekauft fei, hat Berkäufer den unbedingten 
Kauf zu beweijen. 

$. 496. Die Billigung eines auf Probe oder auf Beficht 

ekauften Gegenitandes kann nur innerhalb der vereinbarten 
if und in Ermangelung einer folden nur bis zum Ablauf 
einer dem Käufer von dem Verkäufer bejtimmten angemeljenen 
Friſt erflärt werden. War die Sache dem Käufer zum Zwecke 
der Probe oder der Belihtigung übergeben, jo gilt jein Schweigen 
als Billigung. 

Die Erklärung (83. 180ff.) muß innerhalb der Frift (83. 186 ff.) zu— 
geben, DRG. B ©. 207. 


2. Wiederkauf. 

Der Geſchäftsbetrieb der Rückkaufshändler unterfteht nah ES. Urt. 94 
in Berbindung mit GewO. $. 84 Ubf. 2 der Landesgeſetzgebung Br. Art. 29 
(Rentengüter), Weim. $. 88, WUltenb. $. 75, Ni. 8. 28. — Das 
Wiederverkaufsrecht, das ſich Käufer vom Berläufer ausbedingen fann, 
it im BGB. nicht geregelt. 

8. 497. Hat ſich der Verkäufer in dem Kaufvertrage das 
Recht des Wiederfaufs vorbebalten!), jo fommt der Wiederfauf 





Bejondere Arten des Kaufes. SS. 494-502. 229 


mit der Erklärung?) des Verkäufers gegenüber dem Käufer, daß 
er das Wiederlaufsrecht ausübe, guflande Die Erklärung be« 
darf nicht der für den Kaufverirag beftimmten Form. 

Der Preis, zu welchem verkauft worden iſt, gilt im Zweifel 
auh für den Wiederfauf. 

1) erzeugt nur obligatorifche Verpflichtungen. Sicherung durch Bor: 
mertung $. 888. 2) SS. 180ff. 

8. ABS, Der Wiederverkäufer ift verpflichtet, dem Wieder- 
fäufer den gefauften Gegenitand nebit Zubehör!) herauszugeben. 

Hat der Wiederverläufer vor der Ausübung des Wieder- 
kaufsrechts eine Berfchledjterung, den Untergang oder eine aus 
einem anderen Grunde eingeiretene Unmöglichkeit der Heraus» 
abe de3 gelauften Gegenfiandes verfchuldet?) oder den Gegen» 
Hand weſentlich verändert, fo ift er für den daraus entjtehenden 
Schaden verantwortlid. Iſt der Gegenftand ohne Verfchulden 
des Micderverfäufers verfchledhtert oder ift er nur unweſentlich 
verändert, fo fann der Wiederfäufer Minderung des Kaufpreijes 
nicht verlangen. 

2) 88. 97jf. 2) 88. 276fl. 

8.499. Hat der Wieberverfäufer vor der Ausübung des 
Wiederkaufsrechts über den gelauften Gegenſtand verfügt, jo iſt 
er verpflichtet, die dadurch begrlindeten Rechte Dritter zu be— 
ſeitigen. Einer Verfügung des Wiederverfäufers ſteht eine Ber- 
fügung glei, die im Wege der Zwangsvollſtreckung oder ber 
Arreiivollziehung oder durch den Konkursverwalter erfolgt. 

— 00. Der Wiederverkäufer kann für Verwendungen, die 
er auf den gekauften Gegenſtand vor dem Wiederkaufe gemacht 
hat, inſoweit Erſatz verlangen, als der Wert des —2 
durch die Verwendungen erhöht iſt!). Eine Einrichtung, mit der 
er die herauszugebende Sache verjehen hat, fann er wegnehmen). 
F ein Erfag für andere Berwendungen, auch nicht für notwendige. 

) 8. 258. 

68.8501. Iſt als Wiederlaufpreis der Schägungswert ver⸗ 
einbart, den der gelaufte Gegenſtand zur Zeit des Wiederkaufs hat, 
ſo ift der Wiederverläufer für eine Berfchlechterung, den Untergang 
oder die aus einem anderen Grunde eingetretene Unmöglichkeit 
der Herausgabe des Gegenjtandes nicht veruntwortlid, der 
Biederfäufer zum Erfage von Verwendungen nicht verpflichtet. 

8. 502. Steht das Wiederlaufsrecht mehreren gemein- 
Ihaftlich zu, fo kann e8 nur im ganzen ausgeübt werden. Iſt 
ed für einen der Berechtigten erlojchen oder übt einer von 
ihnen fein Recht nidjt aus, fo find die übrigen beredjtigt, Das 
Biederlaufsreht im ganzen auszuüben. 

Val. 8$. 866, 618. 
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8.503. Das Wiederkaufsrecht kann bei Grundftüden nur 
bis zum Ablaufe von dreißig, bei anderen Gegenftänden nur 
bis zum Ablaufe von drei Fahren nad) der Vereinbarung des 
Borbehalts ausgeübt werden. Iſt für die Ausübung eine Friſt 
beitimmt, fo tritt diefe an die Stelle der gefeglichen Friſt. 

Die Frift tft Ausſchlußfriſt. Berechnung $$. 186 ff. 


3. Vorkauf. 


1. Die 88. 5604—514 regeln das obligatortiche Vorkaufsrecht; wegen 
des bdinglichen Vorkaufsrechts |. SS. 1094—1104, wegen der Sicherung 
des perfönlichen Rechtes durch Vormerkung $. 888. 

2. Das Vorkaufsrecht kann dur Rechtsgeſchäft unter Lebenden oder 
von Todeöwegen begründet werden. Cine bejondere Form tft nicht vor: 
gefchrieben, es gelten aber die etwaigen für Beräußerung eine8 Gegen: 
ftandes gegebenen Porfchriften, insbeſondere bei Einräumung eines Vor: 
kaufsrechts an einem Grundftüd: 8. 818 Anm. 1. — Gefeglihes Bor- 
faufsrecht der WMiterben SS. 2084 ff. Undere geſetzliche Borlaufsrechte 
fönnen fih aus dem Landesrecht ergeben, ſ. 3. B. EG. Art. 66—67, 
109. — Die Barteien können vertraggmäßig eine andere als die im 
Geſetze getroffene Regelung feitfegen. 

Bon dem Vorkaufsrecht zu unterfchetden ift das Recht, einen 
Gegenitand unter beftimmten Bedingungen zu einem befiimmten Preife 
zu erwerben, wie dies im Börfenverfehr und im Grundſtücksverkehr ofı 
vortommt. Füuür dieſes Necht gelten lediglich die allgemeinen Borfchriften. 
Auslibung des Vorkaufsrechts. 

6. 504. Wer in Anjehung eines Gegenjtandes!) zum 
Vorkaufe berechtigt ift, fann das Vorkaufsrecht ausüben ?), jobald 
der Berpflichtete mit einem Dritten einen Kaufvertrag?) über 
den Gegenitand geſchloſſen Hat. 

1) vgl. 8. 90. 2) Reine exceptio doli gegen ben Berechtigten, 
der dag Recht nur ausübt, um den Erwerb des Dritten zu verhindern, 
nit um die Sache felbft zu erwerben, Seuffü. 59 ©. 364. 3) Pac- 
tum de vendendo genügt nidt. 


8.508. Die Ausülung des Vorkaufsrechts erfolgt Durch 
Erklärung!) gegenüber dem Berpflichteten. Die Erflärung bedarf 
nicht der für den Kaufvertrag beftimmten Form. 

Mit der Ausübung des Borlaufsrehts Tommt der Kauf 
zwiſchen dem Berechtigten und dem Werpflichteten unter den Be- 
ſtimmungen zuſtande, weldhe der Berpflichtete mit dem Dritten 
vereinbart hat?). 

1) SS. 180f. Wusübungsfrift: 8. AK1O. 2) Bei Begründung 
des Vorkaufsrechts können anderweite Bedingungen (beftiimmter Kaufpreis) 
feftgefegt werden, Seuffü. 56 ©. 125; ebenfo bei Ausübung. 

8 506. Eine Vereinbarung des Verpflichteten mit dem 
Dritten, durch weldhe der Kauf von der Nidhtausübung des 
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Borlaufsreht3 abhängig gemacht oder dem Berpflidhteten für 
den Fall der Ausübung des Vorkaufsrechts der Rüdtritt vor» 
behalten wird, ift dem Vorfaufsberecdhtigten gegenüber unwirkſam. 

Das Vorkaufsrecht kann alfo troß der Vereinbarung ausgeübt werden, 
diefe wirft aber zwiſchen dem Berpflichteten und dem Dritten. 

Mebenleikungen. 

6. 507. Hat fi der Dritte in dem Vertrage zu einer 
Rebenleiftung verpflichtet, die der Vorkaufsberechtigte zu be= 
wirken außeritande it, jo bat der Borlaufsberedhtigte fiatt der 
Nebenleiftung ihren Wert zu entrichten. Läßt fi die Neben- 
leiftung nicht in Geld ſchätzen, fo it die Ausübung des Vor 
laufsrecht3 ausgeſchloſſen; die Vereinbarung der Nebenleiftung 
kommt jedoh nit in Betradt, wenn der Vertrag mit dem 
Dritten auch ohne fie geſchloſſen fein mürde. 

Für die wegfallenden Nebenleiftungen ift nur der objektive Wert zu 
entrigten, nicht daS ſubjektive Intereſſe des Verkäufer. 

Gefamtpreis, 

6. 508. Hat der Dritte den Gegenitand, auf den ſich das 
Borlaufsrecdht bezieht, mit anderen Gegenftänden zu einem Ge— 
famipreife gelauft, jo hat der Borlaufsberedhtigte einen ver- 
bältnismäßigen Teil des Gejamtpreifes zu entrichten. Der Ber: 
pflichtete kann verlangen, daß der Vorlauf auf alle Sachen er» 
ftredt wird, die nicht ohne Nachteil für ihn‘ getrennt werden 
können. 

Stundung. 

8.509. Iſt dem Dritten in dem Vertrage der Kaufpreis 
geitundet worden, fo fann der Vorkaufsberechtigte die Stundung 
nur in Anjprud nehmen, wenn er für den geſtundeten Betrag 
Sicherheit!) leiftet. 

Iſt ein Grunditüd Gegenitand des Vorkaufs, jo bedarf es 
der Sicherheitsleiftung inſoweit nicht, als für den geltundeten 
Kaufpreis die Beitellung einer Hypothel an dem Grundftüce 
vereinbart oder in Anrechnung auf den Kaufpreis eine Schuld, 
für die eine Hypothek an dem Grundftücde beiteht, übernommen 
worden ift?). 

1) 88. 2827. 2) $. 416. 

Anzeigepflicht : Ausſchlußſriſten. 

% 510. Der Berpflicdhtete hat dem Borlaufsberedhtigten 
den Inhalt des mit dem Dritten geſchloſſenen Vertrags unver» 
züglich!) mitzuteilen?). Die Mitteilung des Verpflichteten wird 
dur die Mitteilung des Dritten erſetzt. 

Das Borlaufsreht Tann bei Grundftüden nur bis zum 
Ablaufe von zwei Monaten, bei anderen Gegenjtänden nur bis 
zum Ablauf einer Woche nach dem Empfange der Mitteilung 
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ausgeübt werden?). it für die Ausübung eine Frift beitimmt, 
fo tritt diefe an die Stelle der gefeglichen Friſt. 

1) d. 5. ohne ſchuldhaftes Zögern, 8. 121. 2) 58. 180ff. 
8) Friſtberechnung 88. 186 ff. 

Berheuf an den geſetzlichen Erben (Bindskauf), 

11. Das Vorkaufsrecht erftredt fi) im Zweifel nicht 
auf einen Verkauf, der mit Rückſicht auf ein fünftiges Erbredt 
an einen geſetzlichen Erben!) erfolgt. 

1) 58. 1924ff. 

Berhuf © ges: der re eunß- 

2. Das Vorkaufsrecht ift aus geſchloſſen, wenn der 
Berlauf a Wege der Zwangsvollſtreckung!) oder durch den 
Konfursverwalter?) erfolgt?). 

1) ZBO. 88. 812, 386. SS. 16 ff. 2) KO. 88. 126 ff. 
Vol. 8. 1098. 5), Der Vorkaufsberechtigte kann wegen eines folchen 
Verkaufs auch keine Erfatanfprüche gegen den Verpflichteten geltend machen. 
Gemeinfchaftliches Borkaufsre 

8. 513, Steht das Bor aufsrecht mehreren gemein ſchaftlich 
zu, ſo kann es nur im ganzen ausgeübt werden. Iſt es für 
einen der Berechtigten erloſchen oder übt einer von ihnen ſein 
Recht nicht aus, ſo ſind die übrigen berechtigt, das Vorkaufsrecht 
im ganzen auszuüben. 

Bol. 88. 865, 602. 

Übertragbarkeit 2 des Borkaufsrents. 

8.514. Tas Vorkaufsrecht ift nicht übertragbar und geht 
nicht auf die Erben des Berechtigten über, ſofern nicht ein 
anderes beſtimmt iſt. Iſt das Recht auf eine beitimmte Zeit 
beichräntt, fo iſt e8 im Zweifel vererklid). 


IV. Tauſch. 


8. 518. Auf den Taufch finden die Vorfchriften über den 
Kauf entjprechende Anmendung. 

Gegenftand des Tauſches können alle Gegenftände fein, über die 
ein Kauf abgeichloffen werden kann, alfo namentlich auch Rechte an be: 
weglidhen und unbemeglihen Saden und Yorderungen. — Umwandlung 
von Miteigentum in reelle8 Eigentum an einzelnen Teilitüden enthält 
mehrere ſich gegenfeitig bedingende Taufchverträge, Grud. 49 S. 128 
(Stempelberehnung). QTaufchvertrag oder doppelter Kaufvertrag? IM. 
1905 S. 826 mit Bit. (Stempeiberehnung). Höhe des Mäflerlobns bei 
Grundfrüdstauichgeichäften ift mangels anderweiter Verkehrsſitte nur nach 
dem wertvolleren Grundjtüd zu berechnen, OuG. 12 ©. 91. 


Zweiter Titel. 
Schenfung. 


I. Die Schentung iſt im zweiten Titel nicht erichöpfend geregelt. 
Das Geſetzbuch gibt an zahlreihen anderen Stellen Sonberporfcriften 
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über Schentingen, welde mit deren eigentümlihem wirtichaftlichem 
Gharakter zufammenhängen. Die Borfchriften der SS. 616 — 584 bilden 
aber die allgemeine Srundlage für alle Schentungen. Die Anordnung ift 
derart, daB zumächft der Begriff der Schenkung feftgeftellt und das Bu: 
Bandelommen der Schenfung geregelt wird (8$. 616, 517). Dann folgt 
eine beihräntende Formvorſchrift (8. 518). Allgemeine materielle Be: 
ſchränlungen mwerden nicht aufgeftellt; es ift aber dem Ehemanne bei der 
Serwaltung des Gefamtauts (8. 1446), bem Bater bei der Verwaltung 
des Kindesvermögens (S. 1641) und dem Bormunde (8. 1804) die Bor: 
nahme von Schentungen ausdrüdlih unterfagt; auch dem Teſtaments⸗ 
vollftreder find Hinfichtlih der Schenkungen Beſchränkungen auferlegt 
(38. 2205, 2207). Nacherben, Bertragderben und Pflichtteilsberechtigte 
ind gegen Schenkungen, durch welde ihre Nechte beeinträchtigt werden 
würden, beſonders geihüßt ($. 2118 Abi. 2, SS. 2287, 2288, 2825ff.). 
Schenkungen unter Ehegatten find gültig. — Weiter werden geregelt bte 
Rechtöverhbältnifie, welche fih aus ber Schenkung ergeben (88. 519—524), 
insbeſondere einerjeitS die dem Schenfer zujtehenden Einreden, anderſeits 
die Haftung des Schenterd. Hierauf folgt "die Schenkung unter einer 
Auflage (88. 626 —627). Den Schluß bilden Beftimmungen über bie 
Rüdforderung und den Widerruf von Schenkungen (88. 528— 584; vgl. 
auch SS. 1801, 1584). 

2. Ueber belohnende Schentungen enthält daS Geſetzbuch feine be: 
fonderen Beitimmungen; dagegen find befonders begünjtiigt Schenkungen, 
durch die einer fittlichen Bflicht oder einer auf den Anſtand zu nehmenden 
Rüdfiht entſprochen wird (SS. 684, 1446, 1641, 1804, 2118, 2206, 2880). 
— Schentungen von Tobeöwegen $. 2801 (Abgrenzung: ORG. 10 
©. 414), Schentung einer Erbſchaft 8. 2885, Schenkungen an Mitglieder 
religiöfer Orden EG. Art. 87, an juriftiide Perfonen EB. Urt. 86. 
Anfehtung von Schenfungen KO. SS. 82, 87, Anf®. 88. 8, T. — Der 
Begriff der unentgeltliden Zuwendungen (S3. 880, 822, 1869, 1440, 
1486, 1558, 1688, 1689, 1661, 1808, 1909, 1917) umfaßt die Schenkung 
mit, ift aber weiter. 

Begriff; Annahme der Zuwendung. 

6. 816‘). Eine Zuwendung, durch die jemand aus feinem 
Vermögen?) einen anderen bereidhert?), it Schenfung, wenn beide 
Zeile darüber einig find, daß die Zumendung unentgeltlich erfolgt. 

Sit die Zuwendung ohne den Willen des anderen erfolgt, 
jo Tann ihn der Zumendende unter Beltimmung einer ange- 
mefjenen Friſt zur Erklärung über die Annahme auffordern. 
Nach dem Ablaufe der Frift gilt die Schenkung als angenommen, 
wenn nicht der andere fie vorher abgelehnt hat. Im Falle der 
Ablehnung kann die Herausgabe des Zugemendeten nad den 
Borfhriften über die Herausgabe einer ungeredtfertigten Be⸗ 
reiherung gefordert werdent). 


1) Borausfegungen der Schenkung: objektiv Bereicherung des 
Beihentten aus bem Bermögen be Schenters, ſubjektiv Einigung ber 
Beteiligten, daß die Zumendung unentgeltlich erfolgen fol. Hiernach ift 
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zu enticheiden, ob elterliche Ausſtattungsverſprechen, bie daS den Umitänden 
entiprehende Mat überfteigen (8. 1624), oder Ausſtattungsverſprechen 
Dritter (3. B. von den Eltern der Braut an ben Verlobten) Schentungen 
find, RS. 62 ©. 278, 38. 1903 Beil. S. 129; 1904, ©. 405, SeuffA. 59 
©. 810, OU®. b ©. 416. — Beweislaft. vgl. $. 685 Abſ. 2. Im übrigen 
beitebt feine Vermutung gegen Schenkungen; wer auf Rüdzahlung eines 
Darlehens klagt, muß defien Zuftandetommen beweifen, wenn Schentung be: 
bauptet wird, IW. 1906 ©. 462. 2) Der Bereicherung beim Beichentten 
muß eine Bermögensminderung betin Schenter entiprechen, daher feine 
Schenkung, wenn ſämtliche Altionäre die Gründungskoſten nad Berbältnis 
ihrer Ultten Übernehmen, weil die Ultien gleichzeitig wertvoller werden, RG. 
59 ©. 428. linentgeltliche Leiftung von fonft gewerbömäßig ausgeführten 
Dienften ift Schenkung, OLG®. 12. 84, $. 662 Unm.2. 3) Bereiherung 
muß endgültig fein, nicht nur formell (fidugtariicheß Eigentum); auch nach Boll: 
ziedung ber Auflage muß Bereicherung verbleiben; wer Beiträge zu tdealen 
(wohltätigen) Zweden fammelt, wird nicht befchenft, NG. 62 ©. 386 in Be: 
ftätigung don Recht 1906 ©. 878. Subjeltive Bereiherungsabficht ift nicht 
erforderlid, au Schentung aus rein egoiſtiſchem Motiv iſt möglid, JR. 
1908 Beil. ©. 181, Seuff®l. 1906 ©. 299, vgl. RG. 59 ©. 428. — 
Bereicherung des Gläubigers dur Sicherheitäletitung oder Pfandbeftellung 
(RG. 54 ©. 282), des Hypothekengläubigers dur; Vorrangseinräumung 
(RS. 48 ©. 186, vgl. OLG. 8 S. 75). Keine Schenkung, wenn Gläubiger 
Dagegen Stundung oder teilmetfen Schulderlaß bewilligt, RG. 54 ©. 282. 
4) Aufforderung und Ablehnung SS. 180ff. Friſtſetzung SS. 186 ff., 260 
Anm. 1. Bereicherung 88. 812f. — Annahme und Mblehnung einer 
Schenkung durch eine Ehefrau SS. 1406, 1468. Nüdforderung von 
Brautgefchenfen 8. 1801. 


% 517. Eine Schenkung liegt nicht vor, wenn jemand 
zum Borteil eined anderen einen Vermögenserwerb unterläßt 
oder auf ein angefallenes, noch nicht endgültig erworbenes Recht 
verzichtet oder eine Erbſchaft oder ein Vermächtnis ausjhlägt!). 

1) Gilt nicht für Nermögenderwerb mit nachfolgender Schenfung 
an einen Dritten, SW. 1906 S. 161. — Erbſchaftsausſchlagung unter: 
liegt auch nicht ber Bläubigeranfehtung, OLG. 6 ©. 67. 


form, 
8. 518. Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den eine 
Leiſtung ſchenkweiſe verfproden wird, iſt die gerichtliche oder 
notariele Beurkundung des Verſprechens erforderlih'). Das 
gleiche gilt, wenn ein Sculöverjprehen oder ein Schuld- 
anerfenntniS der in den 88. 780, 781 bezeichneten Art ſchenk⸗ 
weiſe erteilt wird, von dem Berfprechen oder der Anerlennung3- 
erflärung. 

Der Mangel der Yorm wird durch die Bewirkung der ver- 
ſprochenen Leitung geheilt?). 

1) Nur für da8 Schentungdveriprechen, nicht für die Annahme, tft 
bie Sorm (88. 128, 125) vorgefchriedben. Die Vollziehung ber Schentung 
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iR formiret, fomweit nicht für das betreffende Geſchäft anderweit Form⸗ 
zwang beftehbt. — Schenkung eined Bermögens 8. 810f., einer Grbichaft 
5.2885, eines Grunbfiüds $. 818. 2) Der ichentweife Erlaß (8. 897) 
trägt feine Vollziehung in fih und bedarf daher feiner Korm, NG. 58 
S. 296. Ebenſo die ſchenfweiſe Zeſſion einer Forderung, Sähfülrh. 18 
S. 628; Schenkung durch Übergabe eines Sparkaſſenbuchs: 8. 898 Anm. 2. 
— Ermädtigung, die geſchenkte Sache von Dritten abzuholen, ift noch 
feine Bewirtung ber Leiftung, IW. 1904 S. 887, ebenfowenig llbergabe 
des auf Ramen des Schenterß lautenden Depotideind, OLE. 9 ©. 88. 
Befiglonftitut ($. 980) genügt, Recht 1904 S 106. 
Srfüllungsuerweigerung wegen eigenen Bedarfs, 

. 519. Der Schenker ift berechtigt, die Erfüllung eines 
ſchenkweiſe erteilten Verſprechens gu verweigern, fomeit er bei 
Berüdjihtigung feiner fonjtigen Verpflichtungen außeritande ift, 
dad Berjprechen zu erfüllen, ohne daß fein flandesmäßiger Unter» 
halt!) oder die Erfüllung der ihm kraft Geſetzes obliegenden 
Unterbaltspflichten?) gefährdet wird. 

Zreffen die Aniprüde mehrerer Beichenkten zufammen, fo 
geht der Früher entitandene Anfprud) vor. 

1) 8. 1610. 2) SS. 1845, 1851, 1360f., 1578ff., 1601 ff., 
1700, 1708, 1708f., 1789, 1766 fi. 

Megfall einer verſprochenen Unterfiikung, 

&. 520. Verſpricht der Schenker eine in wiederkehrenden 
Leiſtungen beftehende Unterftügung, jo erliſcht die Verbindlichkeit 
mit jeinem Zode, jofern nicht aus dem Verſprechen ji ein 
anderes ergibt. 

Leibrente S. 759. Haftung ber Erben für Nüdftände $. 1967. 

mfaug der Bertretungspflicht des Schenkers. 

521. Der Genfer ni nur Vorjag!) und grobe Fahr⸗ 
läffigfeit?) zu vertreten. 

1) 8, 276 Anm. 2. 2) 8.276 Anm. 8 a. ©. 

erzug des Sıhenkers. 

6 522. Zur Entridtung von —— iſt der 
Schentker nicht verpflichtet. 

Die fonftigen Wirkungen des PVerzugs (88. 284 ff.) und ber Rechts⸗ 
bängigteit (Verzugszinſen 8. 291, 8. 292) treten ein. 

Gewährleifiung.!) a) Mängel im Rechte. 
. 523. Verſchweigt der Schenker ar an) einen Angel 
im Rechte, jo iſt er verpflichtet, dem Beichenkten den daraus 
entftehenden Schaden?) zu erjegen. 

Hatte der Schenker die Leiltung eines Gegenfiandes ver» 
ſprochen, den er erft erwerben follte, fo fann der Beſchenkte 
wegen eines Mangels im Rechte Schadenserfag wegen Nicht« 
eafüllung‘) verlangen, wenn der Mangel dem Schenter bei dem 
Erwerbe der Sache befannt geweſen oder infolge grober Fahr⸗ 
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läffigfeit5) unbelannt geblieben iſt. Die für die Gewährleiſtungs⸗ 
pflicht des Verkäufers geltenden Borfchriften des 8. 433 Abf. 1, 
der 88. 434 bis 437, des 8. 440 Abf. 2 bis 4 und der SS. 441 
bi3 444 finden entiprehende Anwendung. 

1) Der Schenker baftet für einen Mangel im Rechte (SS. 484ff.) 
oder einen Fehler der Sache ($. 459) regelmäßig nicht, ausnahmsweiſe 
nach 88. 528, 624. 2) 8,460 Anm. 6. 8) d. h. nicht Ere 
fullungsintereſſe, ſondern nur negatives Vertragsintereſſe, vgl. 88. 807, 
122. 4) 8. 463 Anm. 4. 5) 8.276 Anm. 8 a. E. 

b) Mängel der Sache. 

&. 5241). Verſchweigt der Schenker argliftig?) einen 
Üehler?) der verſchenkten Sadje, fo ift er verpflichtet, dem Be 
chenkten den daraus entiiehenden Schaden*) zu erſetzen. 

Hatte der Schenker die Leiſtung einer nur der Gattung) nad) 
beftimmten Sache verfprochen, die er erjt erwerben follte, fo 
fann der Bejchenkte, wenn die geleiftete Sache fehlerhaft und der 
Mangel dem Schenker bei dem Ermwerbe der Sadje befannt ge- 
mwejen oder infolge grober Yahrläfligkeit®) unbekannt geblieben 
it, verlangen, daß ihm an Stelle der fehlerhaften Sache eine 
fehlerfreie geliefert wird. Hat der Schenker den Fehler argliltig?) 
verſchwiegen, fo kann der Beſchenkte jtatt der Lieferung einer 
fehlerfreien Sache Schadenserfag wegen Nichterfüllung verlangen. 
Auf diefe Anfprüde finden die für die Gewährleiltung megen 
Fehler einer verfauften Sache geltenden Vorſchriften entiprechende 


Anwendung’). 
1) Ss. 628 Anm. 1. 2) S. 460 Anm. 6. 8) 8. 4569 
Ann. 2. #4), S. 5238 Anm. 8. 5) 86. 248, 480, 491. 


6, 8. 276 Anm. 8 a. €. 
Auflage. SS. 525—527. 

8.525. Wer eine Schenkung unter einer Auflage!) macht, 
kann die Bollziehung der Auflage verlangen, wenn er ſeinerſeits 
geleijtet hat?). 

Liegt die VBollziehung der Auflage im öffentlichen Intereſſe, 
jo fann nad) dem Tode des Schenkers auch?) die zujtändige Be— 
bördet) die Vollziehung verlangen. 

1) Durch die Auflage wird die Schenkung nicht zum gegenfettigen 
Vertrag; Unterichied vom negotium mixtum cum donatione: RG. 60 
©. 288; vgl. 54 ©. 107. Die Auflage kann auch den Hauptzweck der 
Schenkung bilden; kann aud in einer Leiftung an den Schenter (Schuld: 
oder Erfüllungsübernahme) beftehen, ebd. Bet Nichtigkeit der Auflage 
(3. 8.8. 188) gilt$.189.— Bon der verbindlichen Auflage ift gu unterfchetden 
der unverbindliche Rat. — Auflage bei legtwilligen Verfügungen $. 1940, 
2192f. 2) Im Zweifel kann ber durch die Auflage begünftigte 
Dritte neben dem Schenter die Vollziehung fordern, 88. 880 Abi. 2, 
888 ; ebenfalls aber erſt nad) Erfüllung der Schenkung, 8. 884. 8) neben 
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den Erben des Schenter2. 4) PUB. v. 16. Nov. 1899 Urt. 7; 
Bay. Urt. 107, AV. v. 24. De. 1899 $. 24; Sad. AV. v. 
6. Juli 1899 8. 10; Bad. AB. v. 11. Nov. 1899 $. 87; Heff. Art. 86; 
MecklSchw. 8.89, MedlStr. 8. 88; Braunfhw. 8.28; Mein. 
Art. 9; Xippe $. 20; Ni. S. 29; Hamb. $. 24; Lüb. 8. 25; Brem. 
8. 12. 


6.526. Someit infolge eines Mangels im Rechte!) oder 
eined Mangels der verſchenkten Sache?) der Wert der Zumendung 
bie Höhe der zur Vollziehung der Auflage erforderlichen Auf- 
mendungen nicht erreicht, iſt der Beſchenkle beredhtigt, die Boll- 
jiehung der Auflage zu verweigern, bis der durch den Mangel 
eniitandene Fehlbetrag ausgegliden wird. Vollzieht der Be 
Ihenkte die Auflage ohne Kenntnis des Mangels, jo Tann er 
von dem Schenker Erfaß der durch die Bollziehung verurfacdhten 
Aufwendungen?) infoweit verlangen, als fie infolge des Mangels 
den Wert der Zumendung überjteigen. 

1) 8. 528. 2) 8. 524. 3) 88. 266ff. 


6.5271). Unterbleibt die Vollziehfung der Auflage, fo 
fann der Schenker die Herausgabe des Geſchenkes unter den 
für das Rücktrittsrecht bei gegenteitigen Berträgen?) beitimmten 
Borausfegungen nad) den Borfchriften über die Herausgabe 
einer ungeredhtfertigten Bereicherung?) infomweit fordern, als das 
— zur Vollziehung der Auflage hätte verwendet werden 
münen?). 

Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn ein Dritter) berech- 
tigt ift, die Vollziehung der Auflage zu verlangen. 

1) Bilt nur bei Auflagen, zu deren Vollziehung dag Geſchenk ver: 
wendet werden foll. 2) 88. 826ff. 3) 88. 812ff. 4) Kein 
Widerruf der ganzen Schenkung. 5) 8. 525. 

Rükfsrderung wegen eigener Bedürftigkeit. SS. 528, 529, 534. 

8.528. Soweit der Schenker nach der Vollziehung der 
Schenkung außerjtande!) ift, feinen ftandesmäßigen Unterhalt?) 
zu beftreiten und die ihm feinen Verwandten, jeinem Ehegatten 
oder feinem früheren Ehegatten gegenüber geſetzlich obliegende 
Unterhaltsprlit?) zu erfüllen, kann er von dem Beichentten die 
Herausgabe des Geſchenkes nad) den Vorfchriften über die Heraus: 
gabe einer ungeredhtfertigten Bereicherung“) fordern. Der Bes 
ſchenkte kann die Herausgabe durd) Zahlung des für den Unter- 
balt erforderlichen Betrag abwenden). Auf die Verpflichtung ©) 
des Beichenkten finden die Vorfchriften des 8. 760 ſowie die für 
die Unterhaltspfliht der Verwandten geltende Vorſchrift des 
$. 1613 und im alle des Todes des Schenkers auch die Bor: 
\hriften des 8. 1615 entipredhende Anwendung. 
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Unter mehreren Bejchenkten haftet der früher Beſchenkte nur 
infomeit, al3 der fpäter Beſchenkte nicht verpflichtet ilt. 

1) Solange der Schenker noch eigenes Kapitalvermögen bat, bes 
fteht fein Nüdforderungsrecht; Gefährdung des Unterbalt3 für die Bu: 
funft genügt nit (anders 8. 519), Seuffa 61 S. 181, Recht 1906 
©. 986. 2) 8. 1610. 3) 8. 5l9 Anm. 2, doch bleiben 
83 1708ff. nach 8. 1689 Abſ. 2 hier außer Betracht. 4) 88. 812ff. 

5) alternative Ermächtigung zugunſten des Schuldners (8. 262 
—— 2), kein Anſpruch des Schenkers darauf. 6) d. h. die Ber: 
pflidtung zur Herausgabe des Geichents (eine Berpflichtung bed Inhalts 
von Sat 2 befteht nicht, vgl. Anm. 5) Nur die jedeämalige für 
3 Monate im voraus zu zahlende Rente kann gefordert werben, nicht 
alle8 was herauszugeben ift, auf einmal, Recht 1906 S. 934. 


6. 529. Der Anſpruch auf Herausgabe des Geſchenkes 
iſt ausgefchloflen, wenn der Schenfer feine Bedürftigleit vor- 
ſätzlich) oder durd grobe Yahrläjligkeit?) Berbeigeführt bat 
oder wenn zur Zeit des Eintritt3 feiner Bedürftigfeit feit Der 
Leiſtung des geſchenkten Gegenſtandes zehn Jahre? )veritrichen find. 

Das gleiche gilt, ſoweit der Beſchenkte bei Berüdfichtigung 
feiner ſonſtigen Berpflichtungen außerftande ift, das Geſchenk 
herauszugeben, ohne daß fein jtandesmäßiger Unterhalt oder Die 
Erfüllung der ihm fraft Gefeges obliegenden Unterhaltspflichten *) 
gefährdet wird. 

1) 8. 276 Anm. 2. 2) 5. 276 Anm. 8 a. E. 8) SS. 186 fi. 
4) 8. 519 Anm. 2. 

Widerruf einer Schenkung. SS. 530--534. 

8.530. Eine Schenkung kann widerrufen werden, wenn 
ſich der Beſchenkte durch eine ſchwere Verfehlung gegen den Schenker 
oder einen nahen Angehörigen des Schenkers groben Undantes 
ihuldig mad. 

Dem Erben des Schenker ſteht das Recht des Widerrufs 
nur zu, wenn der Beſchenkte vorfäglih und mwiderredhtlich den 
Schenker getötet oder am Widerrufe gehindert hat. 

Ob eine ſchwere Perfehlung und grober Undank vorliegen, ent: 
fcheidet ſich nad) richterlidem Ermeſſen. Beifpiele: Mißhandlung, fchwere 
Beleidigung, Strafanzeige wider befieres Willen. Vgl. SS. 2888ff., 
2839 ff. Angehörige vgl. StGB. 8. E2. — Erfüllung einer Auflage fteht 
dem Widerruf nicht entgegen, OLG. b S. 146. — Nüdforderung von 
Brautgefchenten 8. 1801, bei Ehefcheidung 8. 1584. — Übergang: RE. 62 
©. 828. fein Ausichluß des Widerrufs eines Hofesühergabevertrags 
durch Art. 15 PrAGZBGB., RO. 54 S. 107. 


8.531. Der Widerruf erfolgt durch Erklärung!) gegen- 
über dem Beſchenkten. 
Sit die Schenkung widerrufen, jo fanıı die Herausgabe 
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des Geſchenkes nad den Vorſchriften tiber die Herausgabe einer 
ungerechtfertigten Bereicdjerung?) gefordert werden. 
1) 88. 180ff. 2) 88. 812ff., 818. 


532. Der Viderruf iſt ausgefchloffen, wenn der Schenker 
dem Beſchenkten verziehen!) hat oder wenn feit dem Zeitpunft, 
in weldem der Widerrufsberechtigte von dem Eintritte der 
Borausfegungen feines Rechtes Kenntnis erlangt hat, ein Zahr?) 
verftrichen ift._ Nach dem Tode des Beſchenkten iſt der Widerruf 
nit mehr zuläffig. 

1) Die Verzeihung ift fein Rechtsgeſchäft, fondern tatfächliches 
Hondeln ober erhalten; vgl. SS. 1670, 2827, 2848. 2) 88. 186 ff. 


8.533. Auf das Widerrufsrecht Tann erft verzichtet werden, 
wenn der Undank dem Widerrufsberedhtigten bekannt geworden ilt. 


Pflicht- und Anſtandsſchenkungen. 
6.534. Schenkungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder 
einer auf den Anſtand zu nehmenden Rückſicht entſprochen wird, 
unterliegen nicht der Rückforderung und dem Widerrufe. 
Nr. 2 vor 8. 616. 


Tritter Titel. 
Miete Pacht. 

1. Sm 1. Abſchnitt des 3. Titels wird bie Miete geregelt, im 
2, die Pacht. Unterfchied zwiichen beiden und gegen Dienft: und Werk: 
vertrag vgl. 8. 685 Anm. 8. 

Das Gele behandelt beide als obligatoriiche Berhältnifie, obſchon 
durch die Annahme des Satzes „Kauf bricht nicht Miete” (SS. 671—579, 
339. 8. 67) dem Rechte bes Mieters in gewiſſer Hinfiht Wirkung auch 
gegen Dritte beigelegt iſt. Cintragung des Miet: oder Pachtrechts in 
da8 Grundbuch ift unzuläffig, wird gleichwohl eingetragen, ändert fich der 
Inhalt ber Rechte nicht, NG. 64 S. 288. Dinglides Wohnungsrecht 
8. 1098, Erbbaureht 88. 1012. Ein dingliches Erbpachtrecht ift im 
BGB. nicht zugelaffen; Vorbehalt fiir einzelne Bundesftanten E®. 
Art. 63. — Mieter und Pächter find Befiger und genießen Befigichug, 
5. 858 ff, 3. B. kann der Dieter einer Wohnung wegen Üdermäßiger 
Immiifionen (8. 906) Dritter (aud) eines anderen Mieter) gegen biefe 
direft Hagen, OLG. 9 S. 295; 12 ©. 71, 3W. 1902 Beil. ©. 192; 
Scadenserfaganfprüche wegen ber Störung: $. 828, NG. 09 ©. 826. Ber: 
micter und Verpächter find mittelbare Befiger (8$. 868 ff.).. — Miete und 
Pat im Konkurfe KO. 88. 19 fj., bei der Zwangsverſteigerung 3BG. 
$8. 9, 21, 57, 1652, 188. — Mietverträge als Abzahlungsgeſchäfte: AbzG. 
8. 6. — Borbehalt für die Landeögefeggebung (Räumungsfriften) CO. 
Art. 93. Übergangsporfcriften EG. Art. 171, 172, 179, 188 Abi. 2. 

2. Die Borfcriften über Miete und Pacht können durch Berein: 
Berung ergänzt oder geändert werden; unfittliche Vertragsklauſeln find 
nichtig ($. 188). Klauſeln, die gegen die Natur des Vertrags zu ver: 
Roßen fcheinen, jind möglichft eng auszulegen, OvG. 10 ©. 161. 
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I. Miete. 

Der 8. 585 beftimmi den Begriff der Miete und die hauptſächlichen 
Verpflichtungen aus dem Mietverbältnifie.e Die SS. 686—b45 regelu 
näher die Gewährung bes vertraggmäßigen Gebrauchs, die Tragung von 
Laften und den Erfag von Verwendungen durch den Vermieter. Die 
SS. 5485068 geben Einzelvorfchriften über die Rechte und Pflichten des 
Mieters. Die 38. 6559—563 regeln das Biandrecht des Bermieterd an denein: 
gebrachten Sachen des Mieters. Die SS. 564— 510 Handeln von der Beenbi: 
gung des Mietverhältniffes, insbeſondere Durd Kündigung, die 8$ 671 - 5:9 
von der Fortdauer der Miete eines &rundftüdg bei Veräußerung oder Belaftung 
des Grundftüdd. Der 8. 580 erftredt die Borfchriften über die Miete von 
Grundſtücken auf die Diiete von Wohnräumen und anderen Räumen. 


1. Be A gmunverpfichtungen, 

$. 35. Durd den Mietvertrag!) wird der Vermieter 
verpflichtet, dem Mieter den Gebrauch?) der vermieteten Sadye?) 
während der Mietzeitt) zu gewähren. Der Mieter ijt verpflichtet, 
dem Vermieter den vereinbarten Mietzins®) zu entrichten. 

1) Der Mietvertrag ift gegenfeitiger Vertag (88. 8O ff.); der Ber: 
mieter bat regelmäßig vorzuleiſten ($. 551). — Für den Abſchluß gelten 
die allgemeinen Regeln, namentlich SS. 145 fi. Kein Formzwang, nur 
bei Miete von Grundftüden und Räumen (8. 680) gilt S. 666. Ge: 
nehmigung des Bormundichaftögeridhtd SS. 1822 Nr. b, 1902, 1643. — 
Bedeutung eines Vormietrechts: OuG. lu ©. 168. 23) Die Ber: 
pflidtung zur Gebrauchsgewährung umfaßt auch pofitive Handlungen, 
3.8. SS. 586, 546. Umfang des Gebrauchs: SS. 107, 242, 3. B. 
YUnbringung von NReklameichildern an ber Außenſeite großftädtifcher Ge⸗ 
ihäftshäufer, den Mietraum entiprechend, Anſpruch auf Befeitigung irre 
führender anderer Neklamen, OuG. 2 ©. 82; 8 ©. 26 (Befig der Außen: 
feite?). Kein Recht auf Anbringung hausfremder Nellamen, IW. 1906 
©. 807. Kernipredjanlage? RG. 49 S. 306. 8) Begenftand 
des Wiietvertragd Lönnen nur Sachen ($. 90, auch reelle Teile von 
Saden: $. 680, ferner z. B. Miete eines Feldes im Reklamevorhang, 
OLG. 7 ©. 462), nicht Rechte fein. Sind Saden und Rechte Gegen: 
ſtand des Bertrags, tft nach der Hauptfache zu enticheiden, ob Miete oder 
Pacht vorliegt. — Durh Nebenleiftungen, die über die bloße Ge⸗ 
brauchſsgewährung hinausgehen, geht der Charakter als Mietvertrag nicht 
verloren, 3. 3. Lieferung von Diorgenfaffee an den Zimmermieter, RGSt. 
29 ©. 417; Hingabe einer Dreſchmaſchine mit Bedienungsmannicait, für 
die nad) der Beit der Benugung gezahlt wird, Seufff. 58 S. 316; 60 
5.138 (Trangportgefahr); Stellung eines bemannten Leichterd für Hebungs⸗ 
zwede, OLG. 8 ©. 892. Dagegen: Überlafiung eines vom Cigen- 
tümer bedienten Hafenfrahns als Werkvertrag: OvG. 12 ©. 6U, ebenfo eines 
Eſels mit Treiber zu beftimmter Tuur, KW. 1906 S. 468; Xeiftung 
von Fuhren ald Dienftvertrag: OLG. 7 S. 471; Unftellung eines Zapf: 
wirte8 gegen Bapfgeld und freie Wohnung ift Dienftvertrag, Recht 
1908 ©. 889. Betrieb eines Geſchäfts (Meftauration) wird verpachtet, 
nit vermietet, OLG. b ©. 28, vgl. aber 12 ©. 71 Note 1. 4) Miet: 
zeit SS. 564— 570. Beweislaſt bei Streit über bie Mietdauer: $. 556 
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Anm. 2. Umfang der Rechtskraft eines Feſtſtellungsurteils über die 
Nietdauer: SeuffA. 60 ©. 212. 5) Der Mietzins (88. bbl, 552) 
fann auch in anderen Sachen ald Geld (8. 244) befiehen. Weitere Ber: 
vilihtungen ded Mieters SS. 545, 566. Im Übrigen gelten auch bier 
die Regeln der SS. 157, 242 ff., To 3. B. hinſichtlich der Verpflihtung, bie 
Wohnung befichtigen zu laſſen. 


2. Überlaffung und Erhaltung der Sache, 

&. 536. Der Vermieter hat die vermietete Sache dem - 

Mieter in einem zu dem vertrag3mäßigen Gebrauche geeigneten 

Zujtande zu überlafien und fie während der Mietzeit in diefem 
Zuftande zu erhalten. 


Bermieterpflichten im einzelnen: Flur, Treppen ufw. find gangbar 
zu hatten, fonft Haftet der Rermieter bein Mieter nach $. 278 auch für 
2erihulden feiner Angeftellten, Recht 1902 ©. 100, Gruch. 48 ©. 901, 
os. 12 ©. 62 (Haftung ſchon vor Beginn der Mietzeit); doh Tann 
Berüdfihtigung lokalen Gebrauchs bei Auslegung des Diietvertrages zu 
anderer Entſcheidung führen, SächſArch. I8 S. 866. — Keine Stontroll: 
pflicht des Bernieterd wegen bed Zuftandes der ausſchließlich der Obhut 
des Mieters überlafienen Räume, OLG. 8 ©. 27, vgl. Recht 1902 
=. 558. — Neparaturreht des Bermieterd während der Mietszeit? 
s. 542 Anm. 2. Bauliche Beränderungen braudt Mieter nicht zu dulden, 


SYG.12 ©. 62. 

_ 3. Baftung des Bermieters für Mängel, 

Uberſicht: Wegen vorhandener Gewährsfehler ($. 587 Anm. 1) 
oder fehlender zhgefiherter Eigenihaften ($. 587 Anm. 8) ebenſo 
auch wegen Rechtsmängel, fobald fie zu Sachmängeln geworden find 
($. 641) Hat der Mieter folgende Rechte: 1. auf Bejeitigung der fehler, 
Beihafjung der Eigenichaften (88. 586, 688 Abi. 2). -— 2. Minderung des 
Mietpreiied (ev. gänzliche Befreiung) unter Fortdauer ded Gebrauchs, 
*. 587. — 8. Statt der Rechte unter I, 2 unter ben Borausfegungen des 
5. 538 Schabenderjag wegen Nichterfüllung. — 4. Uußerordentliched Kün⸗ 
digungörecht des S. 542, das die Rechte 2, 8 für die Zeit bis Beendigung 
ded Mieiverhältnifies nicht ausſchließt. — 5. Einrede nad $. 320, ZW. 
1906 ©. 333, SächſArch. 18 ©. 872. — 6. Bei nah Abſchluß des Miet: 
vertragd eintretender Unmöglidhleit, den Gebrauch der Mietfache über: 
baupt oder in jchuldigem Umfange zu gewähren, gelten 88. 276, 828 
bid 826 (durch $. 542 nicht ausgefchloflen, NG. 62 ©. 225). Brennt 
die Mietwohnung ab, tritt „regelmäßig” Unmtöglichkett der Erfüllung ein, 
IV. 1905 ©. 718, vgl. RG. 47 ©. 806. — 7. Auch Anſpruch auf 
Schadenserſatz nach SS. 286, 826 ift durch $. 542 nicht ausgeſchloſſen, 
vgl. OLG. 10 ©. 140. — 8. Iſt der Mietvertrag ein Pirgeichäft, gilt 
8. 861. — 9, Weigerung der Gebrauchsüberlaffung ober unberecdhtigte 
Klage auf Räumung enthalten u. U. eine pofitive VBertragsverlegung (vor 
$. 328 Nr. 6) und berechtigen zur Aufhebung bes Mietverhältnifies, ſo⸗ 
wie zum Scabenserjag, OLG. 10 S. 255, Recht 1906 ©. 243. 


6.537. Iſt die vermietete Sache zur Zeit der Überlaffung 
an den Mieter mit einem fehler behaftet, der ihre Tauglichkeit 
Achilles, Bürgerliches Geſezbuch. 5. Auflage. 16 
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zu dem vertragsmäßigen Gebraud aufhebt oder mindert!), oder 
entfieht im Laufe der Miete ein folder Fehler, fo it ber 
Mieter für die Zeit, während deren die Tauglichleit aufge 
hoben ift, von der Entrichtung des Mietzinfes befreit, für die Zeit, 
. während deren die Tauglichkeit gemindert ift, nur zur Entrichtung 
eines nad) den 88. 472, 473 zu bemeilenden Teiles des Miet⸗ 
zinſes verpflichtet ?). 

Tas gleiche gilt, wenn eine zugefiherte Eigenjchaft?) fehlt 
oder jpäter megfällt. Bei der Vermietung eines Grundjtüds 
fteht die Zufiherung ciner beitimmten Größe der Zulicherung 
einer Eigenſchaft gleich). 

1) Gewährsfehler, vgl. $S. 469 Anm. 2, 8, fernerS. 544. Teil. 
mweije Nichtgewährung der Mietfache fällt nicht unter 8. 587, fondern 
unter $. 542, ODYS. 12 ©. 71 Note 1. — Einzelfälle: unzüchtiges 
Treiben im Miethaufe, SächſArch. 10 S. 869, BadRPr. 1900 €. 175, 
OVG. 10 ©. 256; fehlende Waſſerleitung, Seuffü. 58 S. 97: ruhe: 
ftörender Lärm in demfelben Haufe, Einrihtung einer Krankenanſtalt in 
einem „hochherrſchaftlichen Wohnhauſe“, OLG. 10 ©. 168; ausgedehnte 
Reparaturarbeiten, OLG. 9 ©. 2; 10, 161 (troß vertraglicher Einräumung 
unbeichränften Reparaturrechts); 8 S. 894 (ander8 bei Zuitimmung des 
Mieterd). — Keine Haftung für die normale Gefährlichteit der Stechvorric: 
tung in einer Reitbahn, IW. 1906 ©. 46, 2) Sonftige Rechte des 
Mieterd: Bor 8. 587. Beteiligung mehrerer Bermieter: Ov. 6 =. 26. 
Auf ein Berichulden der Vermieters kommt es nicht an. Anzeigepflicht 
des Mieters 8. 546. 8) Zugefidherte Gigenfhaften, vgl. 8. 459 
Anm. 5, 6. Buficherung feiten3 eine8 von mehreren Bermietern bält 
für ausreichend: OLG. 5 S. 26. — 8. B.: Zuſicherung früherer Ren: 
tabilität, IW. 1902 Beil. ©. 27, DVG. 5 ©. 25; 11, 189 („für 
Fleiſcher konkurrenzlos“). Zuſicherung, daß ein Wohnhaus für eine Gemälde⸗ 
fammlung geeignet if, OLG. 5b ©. 28. Bermieter eines Schantlokals 
darf nicht in demfelben Hauſe einen zweiten Ausſchank eröffnen, OLG. 5 
©. 23, vgl. ebd. Konkurrenz des Bermieterd durch Aufflellung eine? 
Berlaufsautomaten. 


8.538. Sit ein Mangel der im $. 537 bezeichneten Art 
bei dem Abſchluſſe des Vertrags vorhanden!) oder entjteht ein 
folder Mangel fpäter infolge eines Umjtandes, den der Ber- 
mieter zu vertreten hat?), oder kommt der Bermieter mit der 
Befeitigung eines Mangels in Berzug?), fo ann der Mieter, 
ftatt*) die im $. 537 beftimmten Rechte geltend zu machen, 
Scadenserfag wegen Nichterfüllung) verlangen. 

Im Falle des Verzugs des Vermieters kann der Mieter 
den Mangel jelbjt bejeitigen®) und Erjag- der erforderlichen Auf— 
mwendungen’?) verlangen. 

1) in diefem Falle haftet Vermieter auch ohne Berichulden, NS. 52 
©. 172, Recht 1906 ©. 748. 2) 88. 276 ff. 3) 85. 284 ii. 
4) Geltendmachen der geringeren Rechte des 8. 587 ichließt den Erſatz⸗ 
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anipruch bes S. 588 nicht aus; keine Wahlſchuld (88. 262 ff.) OY®. 7 
e. 467. 5) vgl. 8. 468 Anm. 4. Sonftige Rechte des Micters: 
vor $. 537. Ausſchluß des Schadenserfaganiprudhs: 88. 689, 546 Ubi. 2. 
6) Unterlajien der Befeitigung macht den Mieter u. U. nad) $. 254 verant- 
vortlih, OLG. 8 ©. 898. 7) 88. 266, 257. 

8.539. Kennt der Mieter bei dem Abjchluffe des Ver⸗ 
trag5 den Mangel der gemieleten Sadje, fo jtehen ihm die in den 
88. 537, 538 beitimmien Rechte nicht gu!). Iſt dem Mieter ein 
Wangel der im $. 537 Abf. 1 bezeichneten Art infolge grober 
Fahrläſſigkeit) unbefannt geblieben oder nimmt er eine mangel- 
bafte Sache an?), obſchon er den Mangel kennt, jo kann er dieje 
Rebte nur unter den Vorausfegungen geltend machen, unter 
weldyen dem Käufer einer mangelhaften Sache nad) den SS. 460, 
464 Gewähr zu leilten ijt?). 

2) Yusn.: $. 544. Sein Ausſchluß der Rechte der 88. 687, 688 
bei Vorbehalt; diefer muß aber bei formbedürftigem Bertrage (S. 566) 
formridjtig erfolgen, IW. 1908 Beil. ©. 140. 2) 8. 296 Anm. 8 
a. E. 3) Beweis 8. 808, 4) Sag 2 gilt nicht bei Rechts⸗ 


mängeln ($. 541). 
Erlaß der Gewührleiſtungspflicht. 
8.540. Eine Vereinbarung, durch welche die Verpflichtung 
deö Bermieterd zur Bertreitung von Mängeln der vermieteten 
Sache erlaffen oder beſchränkt wird!), iſt nichtig?), wenn der 
Bermieter den Mangel argliftig?) verſchweigt. 
1) Solde Klaujel trifft nur den Fall nicht gehöriger Erfüllung, 
gilt nicht bei Nichterfüllung, OLG. 10 S. 162. 2) 8. 476 Unm. 2. 


8) 8. 460 Ann. 6. 
Mängel im Rethte. 

6.541. Wird duch das Recht!) eines Dritten dem 
Mieter der vertragsmäßige Gebraud) der gemieteten Sade ganz 
oder zum Zeil enizogen?), jo finden die Vorſchriften der 58. 537, 
538, des 8.539 Sat 1°) und des 8. 540 entipredyende Ans 
wendung. 

4) wirkliches oder angemaßtes Ned. 2) gilt auch, wenn dad 
Recht des Vermieters erlifcht; 3. B. bei Untermiete (8. 549). Einerlei 
it, od ber Mieter jchon zum Gebrauch gelangt ift oder noch nicht, Recht 
1905 &. 78. 3) Miete eined Schanklotald in Kenntnis entgegen: 
hehender Rechte Dritter: DLG. 2 ©. 282. 

Alndigung des Mieters wegen Michtgewähr des Gebraud;s. 

6.5421), Wird dem Mieter der vertragsmäßige Gebrauch 
der gemieteten Sache ganz oder zum Teil nicht rechtzeitig ge- 
währt oder mwiederentzogen?), fo kann der Mieter ohne Einhal- 
tung einer Kündigungssrift das Mietverhältnis kündigen’). Die 
Kündigung ift erjt zuläjfig, wenn der Vermieter eine ihm von 
dem Mieter bejtimmte angemefjene Zrift*) hat verftreichen lafjen, 

16* 
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ohne Abhilfe zu fchaffen. Der Bellimmung einer Friſt bedarf 
e3 nit, wenn bie Erfüllung des Vertrags infolge des die 
eye rechtfertigenden Umſtandes für den Mieter lein Inter 
elle bat). 

Wegen einer unerheblien Hinderung oder Borenthaltung 
des Gebrauchs ilt die Kündigung nur auläffig, wenn fie durd 
ein bejonderes Intereffe des Mieters geredjtfertigt wird. 

Beitreitet der Vermieter die YZuläfligkeit der erfolgten 
Kündigung, weil er den Gebraud) der Sache redhtzeitig gewährt 
oder vor dem Ablaufe der Friſt die Abhilfe bewirkt habe, fo 
trifft ihn die Beweislaſt. 

1) Verhältnis des 8. 542 zu fonftigen Rechten des Mieter: vor 
8. 587. 2) gleichviel, ob durch den Vermieter oder Dritte. Be: 
forgnis künftiger Entziehung genügt nidt, DIS. 5b ©. 867. Mein 
Kündigungsredt, wenn Mieter felbft die Entziehung verfchuldet Bat, 
DRG. B ©. 867. Meparaturen: 8. 687 Unm. 1, $. 552 Anm. 2. 
5) Nüdnahme der Kündigung durch Wohnenbleiben, OLG. 2 S. 480, 
4) 8. 826 Ann. 4. Androhung der Kündigung ift nicht vorgeſchrieben, 
genau firierte Friſt erforderlih, Seufffl. 60 ©. 9. Berechnung der Friſt 
88. 186 ff, Grud. 47 ©. 89%. Friftbeftimmung im Urteil ZPO. S. 255. 
Angemefienheit: OLG. 10 ©. 256. 5) Dal. 8. 325 Aum. 2, 
OLG. 5 ©. 867. — Ferner bedarf es keiner Friftfegung, wenn fie fruchtlos 
geweien wäre, Recht 1906 S. 801. 

&. 543. Auf das dem Mieter nad) $. 542 zuitchende Kün- 
digungsredjt finden die Vorſchriften der 88. 539 bis 541 fowie 
die für die Wandelung bei dem Kaufe geltenden Borjchriften 
der SS. 469 bis 471 entſprechende Anmwendung. 

Sit der Mietzins für eine fpätere Zeit im voraus ent=- 
richtet, jo Hat ihn der Vermieter nad) Maßgabe des 8. 347 
oder, wenn die Kündigung megen eines Umftandes erfolat, den 
er nicht zu vertreten hat!) nad) den Vorfchriften über die Heraus» 
gabe einer ungeredhtfertigten Bereicherung?) zurüdzueritatten. 

1) 88. 276ff. 2) 88. 812 ff. 


Ungefunde Wohnung. 

. 544. Sit eine Wohnung oder ein anderer zum Auf- 
enthalte von Menſchen beftimmter Raum jo beichaffen, daß die 
Benutzung mit einer erheblichen Gefährdung der Gefundheit 
verbunden iſt, fo kann der Mieter das Mietverhältnis ohne Eine 
haltung einer Kündigungsfrift fündigen, aud) wenn er die ge- 
fahrbringende Beichaffenheit bei dem Abſchluſſe des Bertrags 

efannt oder auf die Geltendmachung ker ihm wegen dieſer Be- 
haffenheit zuftehenden Rechte verzichtet bat. 

Kein Recht zur Kündigung ($. 564 Anm. 2) bei unerheblicher Beein: 

trädtigung, OVG®. 2 ©. 880, SeuffA. 60 ©. 9; bei vorübergehenden leicht 








Miete. SS. 543 — 48. 245 


zu befeitigenden Mißſtänden; jowie dann, wenn der Mieter den Zuftand 
ſelbin verihuldet Kat, RS. 6561 ©. 211, oder wenn der Mieter nicht An⸗ 
zeige gemacht bat ($. 546) OLG. 2 ©. 882, a. M. Recht 1908 ©. 42. 
Als Maßſtab dient eine normale Gefundheit, Seuffl. 60 ©. 9, Recht ebd. 


Berpflichtung des Mieters zur Mängelanzeige. 

8. 348. Beigt in im Laufe der Miete en Dangel der 
emieteten Sache oder wird eine Vorkehrung zum Schuge der 
Sadje gegen eine nicht vorhergefehene Gefahr erforderlidh, jo hat 
der Mieter dem Vermieter unverzüglid)!) Anzeige zu machen?). 
Tas gleiche gilt, wenn fi ein Dritter ein Recht an der Sache 
anmaßt. 

Unterläßt der Mieter die Anzeige, jo it er zum Erſatze 
des daraus entitehenden Schadens verpflichtet; er iſt, fomeit der 
Vermieter infolge der Unterlafjung der Anzeige Abhilfe zu 
fhaffen außeritande war, nicht berechtigt, die ım $. 537 be= 
ſtimmten Rechte geltend zu maden oder nad) $. 542 Abſ. 1 
Sag 3 ohne Beſtimmung einer Friſt zu fündigen oder Schadens 
erfag wegen Nichterfüllung zu verlangen. 

1) ohne jchuldhaftes Zögern, $. 121. 2) 88. 180f. Die Uns 
zeigepflicht bezieht fih auch auf Räume, die dem Vermieter jederzeit offen 
tehen, event. gilt aber $. 264, NG. 569 ©. 162, AB. 1905 ©. 868. 


4. Laften. 

8.546. Die auf der vermieteten Sache ruhenden Yaiten 
hat der Vermieter zu tragen. 

5. Rechte und Pflichten des Mieters, 
a) Verwendungen des Mieters, 

8. 547. Der Vermieter ijt verpflichtet, dem Mieter die 
auf die Sache gemadjten notwendigen Verwendungen!) zu er 
jegen. Der Mieter eines Tieres hat jedod die Fütterungstoften 
zu fragen. 

Die Berpflihtung des Bermieterd zum Erſatze fonjtiger 
Bermendungen beitimmt fih nad den Vorfchriften über Die 
Geihäftsführung ohne Auftrag?). Der Mieter ift berechtigt, 
eine Einrichtung, mit der er die Sache verfehen hat, megzus 
nehmen). 

2) 8S. 256, 267. Bertraglicher Ausfchluß der Aufrechnung biefer 
Forderungen gegen den Mietzins tft nicht unſittlich, Recht 1901 ©. 618. 
2, 88. 677—687. 3) 8. 258. Wuc wenn Vermieter nah 8. 946 
Eigentümer geworben ift. Pflicht zur Wegnahme kann fi) aus der Ber: 
pflichtung zu unverfehrter Rückgabe ergeben, OLG. 10 S. 261. 

b) Beränderungen und Berfcdhledfterungen der Sache. 

68 SAS. Veränderungen oder Verfchlehterungen der ges 

mieteten Sache, die durch den vertragsmäßigen Gebrauch herbeis> 
geführt werden, hat der Mieter nicht zu vertreten. 
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Undere Beichädigungen 88. 276278. Bemeislaft: Der Bermtieter, 
der Schadengerfag fordert, hat nur bie Beränderung oder Verſchlechterung 
der Mietſache zu beweifen, ber Dieter Hat darzutun, daß fie durch den 
vertraggmäßigen Gebrauch oder einen fonftigen Umſtand, den er nicht zu 
vertreten bat, herbeigeführt if. — Einzelfälle: Der Pächter eine? Ge- 
ſchäfts (Neftauration) haftet für fchuldhafte Verichlechterung des Betriebs, 
OLG. b S. 23. Haftung des Mieter von Schiffen: OLG. 8 ©. 892: 
10, 258. Kein Erſatzanſpruch des Hotelwirts, wenn der Gaſt im Hotel 
ftirdt, OL®. 7 ©. 11. 


© Untermiete. 

&. 349. Der Mieter ift ohne die Erlaubnis des Ber- 
mieters nicht beredjtigt, den Gebrauch der gemieteten Sache einem 
Dritten zu überlaffen, insbefondere die Sache meiter zu ver- 
mieten!). Verweigert der Vermieter die Erlaubnis, fo kann ber 
Mieter das Mietverhältnis unter Einhaltung der gefeglidhen?) 
Friſt fündigen?), fofern nit in der Berfon des Dritten ein 
wichtiger Grund*) vorliegt. 

Überläßt der Mieter den Gebraudh einem Dritten, jo bat 
er ein dem Dritten bei dem Gebraude zur Laſt fallendes Ber- 
{dulden zu vertreten, auch wenn der Vermieter die Erlaubnis 
zur Uberlafjung erteilt hat. 

1) Auch eine Übertragung der Rechte des Mieters ift ausgeſchlofſen, 
falls e3 fih nicht um Forderungen banbelt, bie von der Perſon des 
Mieterd unabhängig find, Recht 1902 ©. 588, vgl. 8. 899. Uber: 
tragung des Mietrechts mit Einwilligung des Bermieterd auf einen 
anderen Mieter bei fortdauernder Haftung des erjten Mieters: ODYS. 12 
©. 65. Firma ald Mieter: OYG. HB S. 869. Nechte des PVermieters 
gegen den Untermteter: 8. 556 Abf. 8. Pal. S. 809 Anın.2. 2)$. 565. 
5) S. 564 Anm. 2, vgl. $. 554 Anm. 1. Enge Auslegung einer bie Recht 
ausichließenden SKlaufel: DOL®. 11 ©. 141. Bol. RS. 41 ©. 247. 
Pächter: 8. 596 Abi. 1. Dur Bermieterd Schuld veripätete Kündigung 
ift rechtzeitig, DeG. 12 ©. 68, $. 565 Anm. 2. 4) OLG. 12 
©. 63. 

d) Bertrogswidriger Gebrauch. 

&. 550. Madıt der Mieter von der gemieteten Sache 
einen vertragswidrigen Gebraud!) und jeßt er den Gebraud 
ungeadtet einer Abmahnung des Vermieters fort, fo fann der 
Vermieter auf Unterlaffung klagen?). 

1) 3.8. bauliche Veränderungen, Recht 1904 &. 251; Handlungen, 
die eine Klage des Nachbarn aus SS. 1004. 906 gegen ben Bermieter 
begründen würden, RS. 47 ©. 162, Seufffl. 59 ©. 280, OLE. 2 
©. 816. 2) Zmangsvollftredung ZPO. $. 890. Ferner hat Ber: 
mieter ein Kündigungsrecdht (3. 658) fowie Anſpruch auf Schadbenserfag. 
e) Mietzins. " 

8. 551. Der Mietzins ift am Ende der Mietzeit zu ent- 
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richten). I der Mietzins nach Feitabjchnitten bemeijen, fo ift 
er nah dem Ablaufe der einzelnen Zeitabjchnitte zu entrichten?). 

Der Mietzind für ein Grunditüd ift, fofern er nicht nad 
fürzeren Zeitabjchnitten bemeflen tft, nad) dem Ablaufe je eines 
Kalendervierteljahrts am eriten Werktage des folgenden Monats 
zu entrichten. 

1) Srfüllungsort: 8. 270 (Bringfhuld), OLG. 10 S. 167; 11 S. 806, 
Mehrere Meiteigentimer find Teilgläubiger, $. 420, OLG. 12 S. 66. Ab- 
tretung und Pfändung künftigen Mietzinſes: $. 898 Unm. 1. Verjährung 
&s. 196 Nr. 6, 197. — Bei Bermögensverfall des Mieters gilt 8. 821. 
2) Berechnung der Beitabfchnitte 88. 186. Fälligkeit an Sonn: und 
Feiertagen 8. 198. 

8.552. Der Mieter wird von der Entrichtung des Miet- 
dinfes nicht dadurch befreit, daß er durch einen in feiner Perſon 
tegenden Grund an der Ausübung des ihm zuitehenden Ge— 
brauchsrechts verhindert wird. Der Vermieter muß fich jedoch 
den Wert der erjparten Aufwendungen ſowie derjenigen Vor— 
teile anrechnen laffen, melde er aus einer andermeitigen Ber- 
wertung des Gebrauch erlangt. Solange der Vermieter infolge 
der Überlafjung des Gebrauchs an einen Dritten außerjtande 
ut, dem Mieter den Gebrauch zu gewähren!), ift der Mieter zur 
Entrihtung des Mietzinfes nicht verpflidhtet?). 

1) auch bei unentgeltlicher Überlaffung, RG. 52 5. 286. 2) Im 
voraus gezahlter Mietzins it zurfdzuzahlen, NG. 52 ©. 286. Aus— 
gedehnte Reparaturarbeiten nehmen dad Recht auf Mietzind ebenfalls, 
Lg. 9 ©. 2, a. M.: Recht 1902 S. 286, vgl 8.537 Anm. 1. — 
Anderweite Vermietung, weil Dieter PBertragserfüllung weigert, nimmt 
nicht daS Recht auf den Mietausfall, Necht 1904 ©. 602. 


N gelenberes Klindigungsreht des Vermieters. 

8.553, Der Vermieter kann ohne Einhaltung einer Kün⸗ 
digungsfriſt das Mietverhältnis fündigen!), wenn der Mieter oder 
derjenige, welhem der Mieter den Gebraud der gemieteten 
Sache überlaffen hat, ungeachtet einer Abmahnung?) des Ver» 
mieterd einen vertragsmwidrigen Gebraudy?) der Sache fortſetzt, 
der die Rechte des Vermieters in erheblidiem Maße verlegt, ins⸗ 
bejondere einem Dritten den ihm unbefugt überlafienen Ge— 
brauch beläßt, ober die Sache durch Vernachläſſigung der dem 
Mieter obliegenden Sorgfalt erheblich gefährdet. 

1) 8. 564 Anm. 1. Außerdem Schabenserfaganfpruch, Recht 1903 
S. 17. 2) Recht 1906 ©. 878. 3) 8. 560. 

8.554. Der Bermieter fann ohne Einhaltung einer Kün— 
digungsfrift das Mietverhältnis Fündigen!), wenn der Micter 
tür zwei aufeinander folgende Termine mit der Entrichtung des 
Mietzinſes oder eines Zeiles des Mietzinfes im Berzug‘) iſt. 
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Die Kündigung it ausgeihloffen, wenn der Mieter den Ber- 
mieter befriedigt, bevor fie erfolgt. 

Die Kündigung ift unwirkſam, wenn fi der Mieter von 
feiner Schuld durch Aufrehnung®) befreien konnte und unver« 
züglich*) nad) der Kündigung die Aufrechnung erklärt. 

1) Kündigung ($. 564 Anm. 2) muß in angemefjener Friſt erfolgen, 
fonft Berzicht, IW. 1902 Bell. ©. 69, OLG. 11 ©. 142. Borbebaltloie 
Annahme der veripäteten Diietzahlung kann Berzicht auf das Kündigung?: 
recht ertthalten, Grud. 48 ©. 103, OLG. 11 S. 142, vgl. Seufff. 57 
©. 58. Das Kündigungsreht gebt nicht auf neue Erwerber über. 
2) 88. 28455. Stündigung wegen fehlender 10 Pfg.: $. 226, ORG. 11 
©. 142. 8) SS. 387 ff. 4) d.5. ohne ſchuldhaftes Bögern 
8. 121. Zu fpät, wenn die Aufrechnung erft im Räumungsprozeß er= 
folgt, ORG. 2 ©. 217. 

6. 555. Macht der Vermieter von dem ihm nad den 
88. 553, 554 zuſtehenden Kündigungsrechte Gebraud), fo hat er 
den für eine fpätere Zeit im voraus entridhteten Mietzind nach 
Maßgabe des $. 347 zurüdzueritatten. 

g) Rürgabe der Sadıe nad Beendigung der Biete. 

8.536'). Der Mieter ift verpflichtel, die gemietete Sache 
nad) der Beendigung?) des Mietverhältniffes zurücdzugeben?). 

Dem Mieter eines Grundftüds fteht wegen feiner An» 
iprüche gegen den Vermieter ein Zurüdbehaltungsredt nicht zu. 

Hat der Mieter den Gebraudy der Sache einem Dritten über 
lafien, fo fann der Bermieter die Sache nad) der Beendigung 
des Mietverhäliniife& auch von dem Dritten gurüdfordern. 

1) Zuftändig ift dag Amtsgeriht GVG. S. 28. Klage auf fünftige 
Räumung ZPO. S. 257. Wirkung des Räumungsurteild gegen Dritte 
ZPO. S. 709. NRäumunggfrift ZPO. 8. 721. Vorbehalt für die Landes: 


gefege EG. Art. 98 (Räumungßiriften). 2) Bemeislaft: Bermicter, 
ber Räumung fordert, dat ben Mietablauf auch dann zu beweifen, wenn 
er aus 8. 985 Hagt, OXRG. 7 ©. 16 — Bei beiderfeit3 unfittlichem 


Mietvertrage (Bordell) ift die Stlage des Eigentümer8 vor Ablauf der 
Mietzeit zuläffig, 8. 817 fteht nicht entgegen, OYG. 10 ©. 252; a M.: 
5.11, 3) Inhalt der Rüdgabepfliht: ORG. 5 S. 871, 878; 10, 255. 

6. 557. Gibt der Mieter die gemietete Sache nach ter 
Beendigung des Mietverhältnifjes nicht zurüd, fo Tann der Ver⸗ 
mieter für die Dauer der Borenthaltung!) al3 Entihädigung 
den vereinbarten Mietzind verlangen. Die Geltendmahung 
eines weiteren Schadens iſt nicht ausgeſchloſſen. 

00% auch bei Borenthaltung wegen erforderlicher Reparatur, ORB. 8 

©. . 
6. ——— son Erſatzanſprüchen. 

+. 558. Die Erſatzanſprüche des Vermieters wegen Ver—⸗ 
änderungen oder Berfchlechterungen der vermieteten Sade!) io. 
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wie die Anſprüche des Mieters auf Erfah von Berwendungen 
oder auf Geitattung der Wegnahme einer Einrichtung?) verjähren 
ın jeh3 Monaten. 

Die Berjährung der Erfaganfprüde des Vermieter be- 
ginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem er die Sache gurüderhält,?) 
die Verjährung der Anſprüche des Mieters beginnt mit der 
Beendigung des Mietverhältniffes. 

Mit der Verjährung des Anſpruchs des Vermieter auf 
Rüdgabe der Sache verjähren auch die Erfaganfprücde des Ver: 
mieters. 

1) auch wenn dieſe Anſprüche auf Vertrag beruhen, RG. 62 ©. 329; 
auch wenn ſie als Eigentumsverletzung begründet werden, 8. 852 gilt 
inſoweit nicht, OLS. 8 S. 895; auch wenn fie ſich auf Geſetze außerhalb 
de BGB. Hligen, Seuffü. 60 ©. 888 (BinnenSchG. 8.8). Wird die Diet: 
ſache überhaupt nicht zurückgegeben, gilt 8. 658 nicht, vgl. Abf. 2, OLG. 
5 S. 873. 2) 8. 547. 3) Nüdgabe einer Wohnung durch 
Räumung unter Zurldlafien ber Schlüſſel, OLG. 5 ©. 871. Stein 
Rüdempfang eined gemieteten Schiffe, welches in völlig unbrauchbarem 
Zuftande zurüdgegeben wird, OLG. b ©. 878. 


7. Pfandrecht des Vermieters an den eingebrachten Sachen. 
8.559. Der Vermieter eines Grundftüds?) hat für feine 
Forderungen aus dem Mietverhältnis?) ein Pfandrecht!) an den 
eingebrachten Sachen des Mieter3t). Für fünftige Entſchädigungs— 
forderungen und für den Mietzins für eine fpätere Zeit als 
das laufende und das folgende Mietjahr kann das Pfand- 
techt nicht geltend gemacht werden?). Es eritredt ſich nicht auf 
die der Pfändung nicht unterworfenen Saden®). 


1) Entftehung des Pfandrechts durd) Geſetz (8. 12567), nicht kraft 
Hilichweigender Berpfändung, ergreift daher das eingebradhte Gut ($. 1868) 
der mietenden (Ehefrau ohne Einwilligung (8. 1895) des Mannes in den 
Mietvertrag, IW. 1908 S. 89, RGESt. 8b ©. 204; fein Pfanderwerb 
fraft guten Glaubens, Anm. 4. Durchführung: SS. 661, 1257, 1228, 
1288—1241, vgl. aber auch OLE. 11 S. 811 (befondere Pfändung ber 
Illaten). StSB. 8. 289. Berbältnid zu anberen Gläubigern des 
Mieters: 8. 568. Erldöfhen: SS. 1242, 1252 (Eintritt eines neuen 
Gläubigerd: TUG. 7 ©. 462), 1255, 1266, 560, 661. 2) Pfand: 
gläubiger ift Grundftüdävermieter, vgl. ferner 8. 580. Durch Ber: 
äußerung verliert er fein Pfandredt nidt, OL®S. 9 S. 296. Schadens⸗ 
erjagpflicht wegen mangelhafter Berwahrung: OLG. 5 S. 27, Sächſelrch. 14 
S. 692. 3, Wegen weldher Sorderungen? Sadlidh be 
grenzt auf ſolche aus dem Mietverhältnis, z. B. Erſatzanſprüche, 8. 558 
Anm. 1; Bertragsftrafen, SächſArch. 18 ©. 674, IW. 1905 ©. 19; 
Bafiergeld und Kanalabgabe, OLE. 9 ©. 296; vom Mieter übernommene 
Umbautoften, Seuffü. 61 S. 182. Kein Pfandredht wegen Kaufpreis für 
Bier, zu defien Entnahme Mieter verpflichtet if, AW. 19056 S. 19. — 
Zeitlich begrenzt nach Sag 2, wegen früherer Mietzeit nur nach $. 668. 
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Bel. 8. 568. Sag 2 gilt auch bei Miete auf undeftimmte Dauer, OvG. 8 
S. 286. Den Gegenfat zu künftigen bilden fchon erwachſene und fällige 
Griaßforderungen, RG. 54 S. 801, GoltdArch. 50 ©. 279, OLG. 7 S. 18, 
Recht 1902 ©. 688. Maßgebender Zeitpunkt iſt bei Kolliſion mit einem 
anderen Gläubiger des Mieters nicht deſſen Pfändung (fo: DI8. 1902 
©. 872), fondern erfte Geltendmachung des Vermieterpfandrechts (R®. 54 
©. 801, OR. 7 S. 18; nad 11 ©. 148 der Moment, in dem es zuerft 
geltend gemacht werden Tonnte). 4) Un welchen Saden? nur 
des Mieters, nicht feiner Angehörigen, 3. B. Ehefrau, RGSt. 86 ©. 82, 
foweit jie nicht felbft Mieterin (vgl. Anm. 1) ift oder die Saden zum 
ehelichen Gejamtgut (SS. 1488, 1519, 1549) gehören, nit an Sachen 
Dritter, 3. 8. unter Eigentumsvorbehalt übdergebenen (OXG. 8 S. 28) 
oder Sachen des Untermieterd. Kein Pfanderwerb kraft guten Glaubens 
an das Eigentum des Mielerd ($. 1207), OLG. 2 S. 80; 4, 829, a. M.: 
Recht 1901 ©. 492. Keine Berpflichtung des Mieterd, auf fein Nicht: 
eigentum aufmerffam zu madhen, OLG. 8 ©. 28. Nicht ein Sachinbegriff, 
fondern die Einzelfahen unterliegen dem Pfandrecht, ZW. 1906 S. 224. 
— Unpfändbare Saden (ZPO. SS. 811, 812 (ftreitig), Poft@. 8. 20, 
Fahrbetriebsmittel der Eiſenbahn nah RGeſ. v. 8. Mai 1886) bleiben 
frei. Pacht: 8. 585. Bertraglih kann ein Pfandrecht an diefen Sachen 
begründet werden, jedoch genügt Befiglonftitut nicht (vor 8. 1204 Nr. 1a.E.). 
Auch ein obligatoriſches Zurückbehaltungsrecht (des 8. 278?) kann ver⸗ 
traglich beſtellt werden, RGSt. Bb ©. 160; 87 ©. 118, val. 8. 278 
Anm. 1 (ſtreitig) und wird durch StGB. 8. 289 geſchützt. 

$ 560!) Das Pfandrecht des Vermieters erliicht?) mit 
der Entfernung der Saden von dem Grundftüd, es fei denn, 
daß die Entfernung ohne Wilfen oder unter Widerjprud) des 
Bermieters erfolgt. Der Vermieter kann der Entfernung nidt 
widerjprechen, wenn fie im regelmäßigen Betriebe des Geſchäfts 
des Mieter8 oder den gewöhnlichen Lebensverhältniffen ent: 
iprechend erfolgt?) oder wenn die zurücdbleibenden Sachen zur 
Sicherung des Vermieters offenbar ausreichen‘). 

1) Gilt nicht bei Entfernung im Wege der Pfändung für andere 
Gläubiger des Mieters, bier bat Bermieter nach ZPO. $. 806 vorzu: 
gehen, SächſArch. 18 S. 572, OLG. 9 ©. 298; 11, 811, Recht 1906 
S. 874, 1002; a.M.: OLG. 7 ©.468. Ebenſo nicht bei Pfändung für 
ben Bermieter ſelbſt: OXG. 11 ©. 310, 811. 2) fernere Erlöfchens: 
gründe: 8. 559 Ann. J, ORG. 1 ©. 488. 3) 3.8. wenn Waren 
aus einem Verkaufsladen des Mieterd im gewöhnlichen Geſchäftsbetrieb 
entfernt oder Sachen zur Reparatur aus dem Haufe gegeben werben. 
4) Kerner Einrede der Schikane, $. 226, OLG. 1 ©. 488. 

8. 561'). Der Vermieter darf die Entfernung der feinem 
Pfandrecht unterliegenden Sachen, joweit er ihr zu widerfprechen 
berechtigt iſt, audh ohne Anrufen des Gerichts verhindern 
und, wenn der Mieter auszieht, die Sachen in feinen Befig 
nehmen?). 

Sind die Saden ohne Willen oder unter Widerſpruch des 
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Vermieters entfernt worden, fo kann er die Herausgabe zum 
Zwede der Zurüdichaffung in das Grundftüd und, menn ber 
Kieter ausgezogen it, die Überlafjung des Beſitzes verlangen?). 
Tas Pfandredht erlifht mit dem Ablauf eiles Monats’), nach— 
dem der Vermieter von der Entfernung der Saden Kenntnis 
erlangt hat, wenn nicht ber Vermieter diefen Anſpruch vorher 
gerichtlich geltend gemadjt’) Hat. 

1) 8. 660 Anm. 1. Aud) die Friſt des Adi. 2 Sag 2 gilt nicht 
für die Klage des Vermieters aus 8. 806, OLE. 9 ©. 298; 11, 811; 
a. M.: 5, 870. 2) Erweiterung be3 Selbfthülferecht3 (3. 229). Ber: 
traglihe Einräumung diefed Sperr-Rechts ift nicht möglich, RGSt. 87 
©. 11850. M.: 85 ©. 160. Auch vorübergegenbe Freiheitsbeſchränkung bes 
Mieterd durch Einiperren tft u. U. zuläffig, Recht 1906 S. 694. 
3, Selbſthülfe nur nad; Maßgabe der 88. 229— 281. 4) Berechnung 
$$. 187 Abi. 1, 188 Abf. 2. 5) DVG. 8 ©. 867. Genligt einft- 
weilige Berfügung? SädhjArd. 18 ©. 675. 

8.562. Der Mieter fann die Geltendmahung des Pfand» 
rechts des Vermieters durch Sicherheitsleiftung’) abwenden; er 
kann jede einzelne Sache dadurd von dem Pfandrechte befreien, 
daß er in Höhe ihres Wertes Sicherheit leiftet. 

1) 88. 282%. 

8.563. Wird eine dem Pfandrechte des Vermieters unter- 
liegende Sache für einen anderen Gläubiger gepfändet!), fo kann 
diefem gegenüber?) da8 Pfandrecht nicht wegen des Mietzinjes 
für eine frühere?) Zeit al3 das legte Jahr vor der Pfändung 
geltend gemacht werden. 

1) Bereicherungdanipruch des Vermieters gegen den Pfändungs: 
rrandgläubiger bes Mieters oder die Konkursmaſſe bes letzteren nad 
Berlauf der Illaten: ORG. 8 5. 857, 9 S. 296. Dieſer Anſpruch fänt 


nigt unter $. 561 letter Sag, Recht 1905 ©. 874. 2) Das 
zwiſchen den Mietparteien über den Mietzind ergebende Urteil wirkt nicht 
pegen den Pfändungspfandgläubiger, OLG. 12 ©. 67. 5) Be 


grenzungen bezüglich ſpäterer Mietzeit: S. 559 Anm. 8. 
8. Endigung des Mietverhältniſſes; Kündigung. 
$ 364. Das Mietverhältnis endigt mit dem Ablaufe 
der Zeit, für die es eingegangen ilt!). 

SH die Mietzeit nicht beitimmt, fo kann jeder Teil da3 
Nietverhältnis nad) den Vorfchriften des $. 565 Fündigen?). 

1) Einfluß des Konhırfes: KO. SS. 19ff. (Necht 1906 S. 296). 
Beweidlaft bezüglich der Mietdauer: $. 5656 Anm. 2, ORG. 10 ©. 168. 
Endigung durch confusio: RG. 49 ©. 286. 2) 88. 180ff. auch 
durch konkludente Handlungen, vgl. OLG. 5 ©. 141, Seuffll. 60 ©. 62. 
Das von der Ehefrau einer Partei nicht amgenonmene, vom Boten 
wieder mitgenommene "Schreiben ift wirkungslos, Recht 1901 S. 496. 
Kindigimgäftiften: $. 566. Bedingte Kündigung kann bei ausreichender 
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Beitimmtheit u. U. wirkſam fein, 3. B. wenn die Erfüllung ber Be: 
dingung im Belieben des Gefündigten Tiegt, Seuffl. 57 ©. 100. K. 
der von Eheleuten gemeinichaftlicd gemieteten Wohnung durch ben Mann 
gilt im Zweifel als für die Frau miterfolgt.. Wirkung: Aufhebung des 
Drietverhältniffes für die Zukunft. Mit der 8. Tann die Klage auf künftige 
Räumung verbunden werden, ZPO. $. 257. Beflchtigung der Wohnung ujw. 
nad erfolgter 8. 8$. 157, 242. Stillſchweigende Rücknahme der K. durch 
Wohnenbleiden, OLG. 2 ©. 480. 


8. 3681). Bei Grundftücden ift die Kündigung nur für 
den Schluß eines Kalendervierteljahrs zuläflig; fie bat ſpäteſtens 
am dritten Werktage des Rierteljahrs zu erfolgen?). Iſt der 
Mietzins nah) Monaten bemeijen?), fo it die Kündigung nur 
für den Schluß eines Kalendermonat3 zuläffig; fie hat ſpäteſtens 
am fünfzehnien des Monats zu erfolgen. Iſt der Mietzins 
nad) Boden bemeſſen, fo iſt die Kündigung nur für den Schluß 
einer Kalenderwoche zuläffig; fie hat fpäteltens am eriten Werk⸗ 
tage der Woche zu erfolgen. 

Bei beweglichen Sadjen bat die Fündigung ſpäteſtens am 
dritten Tage vor dem Tage zu erfolgen, an weldem das Miet» 
verhältnis endigen joll. 

Sit der Mietzins für ein Grundftüd oder für eine bemeg- 
lihe Sadje nad) Tagen bemefien, jo iſt die Kündigung an jedem 
Zage für den folgenden Tag zuläilig. 

Die Vorſchriften des Abi. 1 Sag 1, Abſ. 2 gelten auch für 
die Fälle, in denen das Mietverhältnis unter Einhaltung der 
gejeblihen Friſt vorzeitig gefündigt werden kann?). 

1) Sriften: 88. 186 ff. (193!) Vermieter, der dad veripätete Zugehen 
einer rechtzeitig abgefandten Kündigung verichuldet, kann fih nicht auf 
die Berfpätung berufen, ORG. 12 ©. 68, RG. 68 ©. 406, ZW. 1904 
©. 887. — Beweislaft bei Streit über bietündigungäfrtit: 8.609 Anm. 8, 
Recht 1902 ©. 1002. 2) Bei vertragsmäßig pierteljähriger Kün— 
digungäfrift (d. 5. Friſt zwiſchen Kündigung und beabfihtigtem Schluß der 
Mietzeit, nicht zwifchen 8. und Eintritt de8 Kßrundes, ZW. 1902 ©. 69) 
gilt diefe Verkürzung an fich nicht, wohl aber u. U. kraft mutmaßlichen 
Barteiwillend. — Wohnungen können im Bmeifel nur auf die ort3üblichen 
Biehtermine gekündigt werden, OLG. 2 ©. 481. 8) Nicht Die 
Bahlungstermine, fondern die Zeit nach der der Mietzins audgebrüdt ift, 
tft maßgebend, Recht 1908 ©. 297. — Aus monatlicher Bemefjung folgt 
nod nit, daß die Miete mindeftend einen Monat dauert, DOUSG. 7 
©. 19. 4) 88. 549, 661, 569, 570, KO. 8S. 19, 3BG. S. 567. 
Mietvertrag über ein Grundſtück. 

6. 566. Ein Mietvertrag über ein Grundftüd!) der für 
längere Zeit als ein Jahr gefchloffen wird, bedarf der jchriftlichen 
Form?). Wird der Form nicht beobadjtet, jo gilt der Bertra 
als für unbeſtimmte Zeit geihlofjen?); die Kündigung iſt jedod) 
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ar eine frühere Beit als für den Schluß bes erjten Jahres 
zuläiig*). 

1) Sagdpadtverträge find formfrei, NG. 61 S. 280; a. M. für 
den fandrechtlichen Tell Preußen? OLG. 4 ©. 44, vol. EG. Urt. 69. 
Schriftform tft geboten für Pachtvertrag Aber das Rohrnutzungsrecht an 
einem See, RG. 56 5. 88. Ftichereipachtvertrag: ebd. Seuffl. 60 
€. 486. 2) 8. 126. Ebenſo im Borvertrag zu foldhem Diet: 
vertrage, OLG. 7 ©. 19, Recht 1906 S. 116. Das formlofe Ber: 
ipregen, die Urkunde ausftellen zu wollen, bindet nit, OLG. 2 ©. 482; 
Pertragäftrafe zur Sicherung dieſes Berfprechend® Hält für bindend: 
Recht 19086 S. 8567, vgl. dagegen 8. 344. Die Schriftform wird erfegt 
dur Prozeßvergleich NG. 48 ©. 188. — Mündlide Nebenabreden 
dürfen zur Auslegung nur bei zweifelhaften Wortlaut des fchriftlichen 
Bertrage® berangezogen werben; widerſprechen fi Urkunde und Abrede, 
gilt 8.119, DOLG.8 S. 897 (aber für Nichtigkeit ohne Anfechtung !); 
a. M.: Recht 1905 ©. 431. 3, 8. 154 Abf. 2 bleibt trogdem an: 
wendbar, wenn bie Barteien fehriftlihe Beurkundung verabrebeten; 
anders, wenn ſolche Abrede fehlt, OVG. 8 S. 896 (RG.). — Der form: 
Iofe Bertrag ift nach $. 189 feinem ganzen Inhalte nach unwirkſam, 
wenn Barteien ihn mit dem nach $. 666 eintretenden Inhalt nicht ge: 
wollt haben würden, OLG. 9 S. 802: 10, 169, Recht 1904 ©. 884; 
a. M.: DAB. 1906 S. 772. 4) Die formlos vereinbarte Kündigungs- 
frift wird mindeftend da, wo fie länger tft, durch die gefetliche erſetzt, 
RE. 59 ©. 246. 

8.567. Wird ein Mietvertrag für eine längere Zeit als 
dreißig Zahre geſchloſſen, fo kann nad) dreißig Shen jeder 
Zeil das Mietverhättnis unter Einhaltung der gejeglichen Frift 
fündigen. Die Kündigung ift unzuläflig, wenn der Vertrag für 
die Lebenszeit des Vermieters oder des Mieters geſchloſſen iſt. 

Zwingend, auch für vor 1900 geichloffene Verträge. Vgl. aber EG. 
Art. 68. 

Stilfshweigende Verlängerung, 
8.568’). Wird nad) dem Ablaufe der Vlietzeit?) der Ge⸗ 
brauch der Sadje von dem Mieter fortgefebt, jo gilt dad Miet» 
verhältnis als auf unbeitimmte Zeit verlängert?), fofern nicht 
der Bermieter oder der Mieter feinen entgegenftehenden Willen 
binnen einer Friſt von zwei Wochen“) dem anderen Zeile gegen- 
über erklärt). Die Friſt beginnt für den Mieter mit der Fort» 
jegung des Gebrauchs, für den Vermieter mit dem Zeitpunkt, 
in weldem er von der Yortjegung Kenntnis erlangt. 

1) Übergang OLG. 7, 18; 11, B1B. 2) gleichviel, ob fie nad 
dem urfprünglichen Bertrage, durh Kündigung oder Vertrag abläuft, 
OvG.7, 18. 8) 88. 564 Abſ. 2, 665; die vereinbarte Kündigungs- 
friit gilt nit mehr. Ein auf Grund bes urfprünglichen Vertrags ents 
ftandenes Pfandrecht (8. 659) fichert auch die neuen Mietforderungen und 
geht fpäteren Piändungspfandrecditen vor, OLE. 4 ©. 42. 4) 88. 187 
Abf. 2, 188 Abf. 2, 198. 5) 88. 180ff. 
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Klindigung nad dem Code des Mieters. 

.569'). Stirbt der Mieter, fo iſt ſowohl der Erbe als 
der Bermieter berechtigt, das Mietverhältnis unter Einhaltung 
der gejeglichen?) Friſt zu fündigen?). Die Kündigung kann nur 
für den erjten Termin erfolgen, für den fie zuläffig ılt. 

1) kann vertraglid wegbedungen werden, DIZ. 1901 S. 868, 
OLG. 7 6.464; 11, 814. Pacht S. 596. 2%) 8. 660. 3), Mit: 
erben $. 2088. 

Zündigungsrecht der Militärperfonen, Beamten, Geiflichen, Lehrer. 

a 570!). Milttärperionen 2), Beamte), Geistliche und Lehrer 
an öffentlichen Unterrichtsanftalten fönnen im Falle der Verjeßung*) 
nad) einem anderen Orte das MietverhältnisS in Anfehung der 
Räume, welche fie für ſich oder ihre Familie an dem bisherigen 
Garnifon= oder Wohnorte gemietet haben, unter Einhaltung 
der gefeglihen®) Friit Fündigen. Die Kündigung kann nur für 
deu eriten Termin erfolgen, für den fie zuläflig ilt?). 

1) 8. 569 Unm. I, ohne Sit. 2) 8. 9 Anm. 1. 3) nır 
öffentliche, auch mittelbare (ftädtifche) Beamte, Ou B. 11 ©. 819, 818. 
4) liegt immer vor, wenn Umzugskoſten aus öffentlichen Mitteln zu be: 
willigen find, fann auch fonft vorliegen, ODYS. 11 ©. 315; Einzelheiten 
ebd. Erft erwartete Berfegung genügt nit, OLG. 7 S. 466; 11 S. 815. 
5) 8. 566. 

9. Deräußerung eines vermieteten Grundſtücks. 

Die 88. 571—579 bringen für die Micte von Grundſtücken das 
Prinzip „Kauf bricht nit Miete” zur Durchführung. Wird das ver: 
mietete Grundſtück veräußert, io foll der Erwerber in den Mietvertrag 
eintreten, S. 571 Abſ. 1. Die weiteren Borfchriften regeln die fich 
hieraus ergebenden Nechtverhältniffe im einzelnen, in&befondere den 
Hall der Vorauszahlung und der Abtretung des Mietzinfes. — 88. 571ff. 
gelten auch für die Baht. Gntiprechende Anwendung in SS. 1056, 1423, 
1646, 1550, 1668, 2125. Bmwangsverfteigerung 8VG. 88. 67, 152, 
188. Übergangsvorſchrift EG. Art. 172. — Eintragung der Miete in 
das Grundbuch ift nicht zuläffig. Dingliches Wohnungsrecht S. 1098. — 
Schutz ded Mieterd bei Veräußerung beweglicher Sadıen 8. 986. . 

8.571. Wird das vermielete Grunditüc nad) der Über: 
lafjung!) an den Mieter von dem Bermieter an einen Dritten 
veräußert?), fo tritt der Ermerber an Stelle des Vermieters ın 
die fich während der Dauer jeines Eigentumd aus dem WMiet- 
verhältnis ergebenden Rechte und Verpflichtungen ein?). 

Erfüllt der Erwerber die Berpflidtungen nidt, jo baftet 
der Vermieter für den von dem Erwerber zu erjegenden Schaden 
mie ein Bürge, der auf die Einrede der Vorausklage verzichtet 
bat?). Crlangt der Mieter von dem Übergange des Eigentums 
durd; Mitteilung des Vermieters Stenntnis, jo wird der Ber- 
mieter von der Haftung befreit, wenn nicht der Mieter das 
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Rietverhältnis für den erften Termin fünbigt, für den die 
Kündigung zuläflig it). 

2) Nur Überlafiung, nicht Fortdauer des dadurch entitandenen 
Beige wird gefordert: bei Berlängerung ded alten Mietverhältnifics 
bedarf es feiner neuen Überlaffung, OLE. 7 5.21; 11 ©. 144. Ber: 
äußerung vor UÜberlafiung 8. 6578. 2) SS. 878, 926. 3) gleich: 
viel, ob Erwerber das Mietverhältnis kannte, OuG. 7 ©. 20. Auch 
nachträgliche mündliche Bertragsabänderungen muß er gegen ſich gelten 
laſſen: ebd., vgl. aber S. 666 Anm. 2. — Die Mietzinsforderungen 
werden nicht fraft Geſetzes auf den Erwerber übertragen, fondern ent: 
ftehen fortan in feiner Perfon, Seufif. 61 ©. 15. Mietzinfen für Die 
Gigentumd;eit des Vermieters, die nach Veräußerung fällig werden, bat 
der Erwerber zu fordern, OLG. 7 ©. 28. Die Abrede, daß Vorteile unb 
Außungen ſchon früher auf den Erwerber libergegen follen, enthält nod) 
feine Abtretung des rüditändigen Dtietzinfes, OLS. 11 ©. 195; a.M,(?) 
RG. 65 S.298 (prozeſſuale Wirkung des 8.6571); vgl. OLG.IE.804.— Kein 
Eintritt des Erwerber in Schadenserjaßverpflichtungen des früheren Ber: 
mieters, KW. 1905 S. 488; in Konturrenzklaufel zugunften ſdes Vermieters, 
Seufdl. 61 S. 188; in Abmachungen über ein mitvermieteted Inventar, 
OLG. 7 S. 467; in ein durch Berzug des Mieterd begründeted außer: 
ordentliches Kündigungsrecht (S. 664), OLG. 7 S. 466, vgl. aber 10 ©. 262. 
Soweit die Verpflichtungen auf den Erwerber nicht übergeben, haftet 
Bermieter weiter; Entihäbigungspflicht des Bermieters, wenn der Erfteher 
nad 8.67 ZBG. kündigt: IW. 1906 ©. 802, OLG. 11 €. 145. 
4, $. 778. 5) nad) dem Mietvertrage, ev. 8. 666. 

. 572!). Hat der Mieter des veräußerten Grundjtüds 
dem Vermieter für die Erfüllung jeiner Berpflihtungen Sicherheit ?) 
geleiftet, jo tritt der Erwerber in die dadurd) begründeten Rechte 
ein”. Zur Rückgewähr der Sicherbeit ilt er nur verpflichtet, 
wenn fie ihm ausgehändigt wird oder wenn er dem Vermieter 
gegenüber die Verpflichtung zur Rüdgemähr übernimmt. 

1) Hauptjächlich von Bedeutung für Pachtverhältnifie. 2%) nad} 

88. 282 ff. oder jo, daß Verpächter eine verzingliche Geldſumme zu freier 
Berfügung erhielt, IW. 1905 ©. 8U. 3) Mehrfacher Eigentung: 
mechfel, Übergangsfragen: NG. 58 ©. 247. 
. 85783. Eine Verfügung, bie der Vermieter vor dem 
A oergange des Eigentums über den auf die Zeit der Berechtigung 
des Erwerbers entfallenden Mietzins getroffen hat, ijt infomeit 
wirkſam, als fie fih auf den Mietzins für das zur Zeit des 
Übergange8 des Eigentums laufende und das folgende 
Kalendervierteljabr bezieht. Eine Verfügung über den Miet- 
zins für eine fpätere Zeit muß der, Erwerber gegen fidh gelten 
tafen, wenn er fie zur Zeit des Uberganges de3 Eigentums 
ennt. 

Die dur Zwangsvollſtreckung berbeigeführte Verfügung (Pfändung 
und Überweifung) fliehen ber durch Rechtsgeſchäft (Mbtretung) gleich, 
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NS. 58 ©. 181; 69 ©. 77, DL. 8 S. 868; 4 ©. 229; 7 ©. 24, 
810 ©. 469; 8 ©. 898f.; 10 ©. 170, Seuffü. 59 ©. 3856, SächſArch. 14 
S. 96; a. M.: OLE. 7 S. 25, Recht 1901 S. 618; 1908 ©. 560. 

8, 574. Ein Rechtsgeſchäft, das zwiſchen dem Mieter und 
den DBermieter in Anſehung der Mietzinsforberung vor» 
genommen mird, insbefondere die Entrihtung des Mietzinjes, 
tt dem Erwerber gegenüber wirkſam, fomweit e8 ſich nicht auf 
den Mietzins für eine fpätere Zeit al3 das Kalendervierteljahr, 
in welchem der Mieter von dem Ülbergange des Eigentums 
Kenntnis erlangt, und daS folgende Vierteljahr bezieht. Ein 
Rechtsgeſchäft, das nad) dem Übergange des Eipentums vor- 
enommen wird, iſt jedody unwirkſam, wenn der Mieter bei der 

ornahme des Rechtsgeſchäfts von dem Übergange des Eigen: 
tums Kenntnis bat. | 

Entiprechende Regelung bei der Abtretung $. 407. 

8. 575. Someit die Entrihtung des Mietzinfes an den 
Vermieter nah $. 574 dem Erwerber gegenüber wirkſam ift, 
fann der Mieter gegen die Mietzinsforderung des Erwerbers 
eine ihm gegen den Vermieter zuitehende Forderung aufrechnen !). 
Die Aufrehnung ift ausgeſchloſſen, wenn der Mieter die Gegen» 
forderung eıworben hat, nachdem er von dem Übergange des 
Eigentums Kenntnis erlangt hat, oder wenn die Gegenforderung 
erit nad) der Erlangung der Kenntnis und jpäter al$ der Miet- 
zins fällig gemorden üt. 

1) SS. 887. Bol. 8. 406. 

8.576. Zeigt der Vermieter dem Mieter an, daß er das 
Eigentum an dem vermieteten Grundſtück auf einen Dritten 
übertragen habe, fo muß er in Anſehung der Mietzinsforderung 
die angezeigte Übertragung dem Mieter gegenüber gegen ſich 
gelten lafjen, auch wenn jie nicht erfolgt oder nicht wirkſam ijt. 

Die Anzeige kann nur mit Zuftimmung desjenigen zurück 
genommen werden, welcher als der neue Eigentümer bezeichnet 
worden ilt. 

Anzeige 88. 180ff. Entſprechend 8. 409. 

S. 377. Wird das vermietete Grundſtück nad) der Uber—⸗ 
laſſung an den Mieter von dem Vermieter mit dem Rechte eines 
Dritten belaſtet, ſo finden die Vorſchriften der 88. 571 bis 576 
entſprechende Anwendung, wenn durch die Ausübung des Rechtes 
dem Mieter der vertragsmäßige Gebrauch entzogen wird!). 
Sat die Ausübung des Nechtes nur eine Beſchränkung des 
Mieters in dem vertragsmäßigen Gebrauche zur Folge, fo ift 
der Dritte dem Mieter gegenüber verpflichtet, die Ausübung 
zu unterlafjen, joweit fie den vertragsmäßigen Gebrauch beein- 
trächtigen würde. 
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1) 3.3. durch Nießbrauch, Seufff. 61 ©. 14, OLG. 8 S. 899 (Uns 
wendung auch des $. 573). 


8578. Hat vor der Überlaffung des vermieteten Grund» 
Hüds an den Mieter der Vermieter das Grundfiüd an einen 
Dritten veräußert oder mit einem Rechte belaftet, durch deſſen 
Ausübung der vertraggmäßige Gebraud) ben Mieter entzogen 
oder beihränft wird, jo gilt das gleiche wie in den Fällen des 
$.571 Abf. 1 und des 8. 577, wenn ber Erwerber dem Ber- 
mieter gegenüber die Erfüllung der fi) aus dem Mietverhältnis 
ergebenden Verpflichtungen übernommen bat!). 

1) Ohne biefe Übernahme haftet der Erwerber trotz Kenntnis nicht 
aut Schadenscriag, Seufiü. 56 S. 266. 


8.579. Wird das vermietete Grundſtück von dem Ermerber 
meiter veräußert oder belaltet, fo finden die Vorſchriften des 
$.571 Abſ. 1 und der SS. 572 bis 578 entiprechende Anmendung. 
Grfüllt der neue Erwerber die fihh aus dem Mietverhältnis cr» 
gebenden Verpflichtungen nicht, jo haftet der Vermieter dem 


Mieter nad) 8. 571 Abſ. 2. 
| 10. Miete von Wohnräumen, 

8.580. Die Voricriften über die Miete von Grund» 
ſtücken ) gelten auch für die Miete von Wohnräumen und anderen 
Räumen?). 

2) 88. 537, 561, 556, 569— 568, 665, 666, 671—579. 2) d. h. 
nur Räume in Gebäuden (auch unter 8. 95 fallende). Daher fein Pfand: 
tet de3 Verpächters einer Schiffsreſtauration, CUG. 12 ©. 69. 


Il. Pacht. 


Der S. 581 beitimmt den Begriff der Pacht und die fih aus dem 
Pachtverhältnis ergebenden Berpflichtungen. Im einzelnen, wird auf die 
Korfchriften über die Miete vermwiefen. Die 88. H82—597 enthalten 
cine Anzahl mit Rückſicht auf die Eigenart der Pacht für notwendig er: 
adıtete befondere Borfchriftten. — Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
zum Abichlufie von Pachtverträgen 88. 1822, 1902, 1648. — Eine Ein: 
tragung der Pacht in das Grundbuch ift nicht zugelafien. Die Erbpadt 
it dem BGB. unbekannt; beftehende Erbpachtverhältniffe ES. Urt. 68. 
— Tas Pachtrecht ift nicht übertragbar (8. 899) und nicht pfändbar 
3PO. 8. 861). 

Pfändung auch ſchon ber ftehenden Früchte (ZPO. 88. 810, 824, 
865) gegen ben Pächter ift zuläffig, fein Widerſpruchsrecht des Gigen: 
tümerd. Der Pfändung folder Früchte gegen den Eigentümer kann der 
Bähter zwar nicht nad) ZPO. 8. 771 wibderiprechen, er wird aber trotz 
Reriteigerung mir Trennung Eigentümer ($. 956). Bol. ferner ZB. 
88.21; 20 mit BGB. 8. 1120. — Viehpacht und Biehverftellung fowie 
der Eifernviehvertrag find im BGB. nicht geregelt, Hierfür jind lediglich 
die Bereinbarungen ber Beteiligten maßgebend (8. 157). 


Aqchilles, Bürgerliches Geſezbuch. 5. Auflage. 17 
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1, 8e u 7 rat: Pe re mit der Miete, 

1. Durd) den Badıtvertrag!) wird der Verpädhter ver- 
pflichtet, * Pächter den Gebrauch des verpachteten Gegenſtandes 
und den Genuß der Früchte?), ſoweit ſie nach den Regeln einer 
ordnungsmäßigen Wirtſchaft als Ertrag anzuſehen find, wäh—⸗ 
rend der Pachtzeit zu gewähren. Der Pächter iſt verpflichtet, 
dem Verpächter den vereinbarten Pachtzins zu entrichten?). 

Auf die Pacht finden, ſoweit fi nicht aus ben 88. 582 bis 
597 ein anderes ergibt, die Vorſchriften über die Miete ent- 
ſprechende Anwendung. 

4) Unterſcheidung von der Miete: Nicht nur der Gebrauch des ver: 
pachteten Gegenitandes, jondern auch der Genuß der Früchte ij zu ge: 
währen; ein PBachtvertrag kann nicht nur über körperliche Sachen, iondern 
auch über andere Gegenstände, insbeſondere Rechte, geichlojjen werden. 
Dal. 8. 585 Unm. 3. Einzelfälle: Werden teil8 Sachen, teils Rechte 
gewährt, To enticheidet die Hauptſache, ob Pacht oder Miete vorliegt, 
OLG. 5 ©. 23. Verpachtung einer Gaftwirtichaft, Haftung des Wirtes 
für BVerichlechterung des Betriebe: Seufffl. 66 ©. 307; Bevollmächti 
gung eines Wirtſchaftspächters durch Benennung auf dem Wirtsſchilde? 
ebd. 61 ©. 805. Jagdpacht: S. 566 Anm. 1; Teilnahme an fremder 
Jagdpacht als Jagdgenoſſe gegen feften Beitrag iſt ebenfalls Pacht, nidıt 
Geſellſchaft, Recht 1904 S. 884 (Anwendung des $. 695). Fiſchereipacht, 
fein dinglicher oder pofiefforifiher Schuß des Pächters gegen Dritte, 
GSeufffl. 60 ©.486, vgl. aber Bit.in 8. 566 Anm. 1. — Ob Üiberlaffung eines 
(srundftüdg zur Tongewinnung Pacht oder Kauf ift, hängt vom Ber: 
tragsinhalt ab, IW. 1908 S. 181, Recht 1904 S. 18. Kaliſalzvertrag 
ift Bacht verbunden mit Kaufvertrag, KON. 27B ©. 6. — Abgrenzung 
gegen Dienftmiete: Seufftl. 60 S. 140. — Abſchluß des Pachtvertrags 
formlos, foweit nicht 88. 566, 580 Plaß greifen. 2) Früchte: 
88. 99, 101. BDinglider Erwerb 8. 966f. 8wangsvollſtreckung: 
Borbm. Ubi. 2. 3) Pachtzins befteht regelmäßig in Geld (S.244), Tann 
aber auch in anderen Leiftungen, 3.8. einem Tell des Ertrags, beitehen. 
2. Befonderheiten. 

a) Pacht eines a naftlicjen Grundſtücks. 

82. Der Pächter eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks 
hat die gewöhnlichen Ausbefjerungen, insbefondere die der Wohn- 
und Wirtihaftsgebäude, der Wege, Gräben und Einfriedigungen, 
auf feine Kojten zu bemirfen. 

Im übrigen gelten die Borfchriften der 88. 586, 547. 

8,583. Der Pächter eines landwirtichaftlihen Grund: 
ſtücks darf nicht ohne die Erlaubnis des Verpächters Änderungen 
in der mirtihaftlihen Beſtimmung des Grundſtücks vornehmen, 
die auf die Art der Bewirtichaftung über die Badıtzeit Hinaus 
von Einfluß find. 

Klage des Verpächters 8. 550. Kündigungsrecht $. 652. 

8.584, Sit bei der Pacht eines Iandmwirtichaftlichen 





Baht. 88. 581—588. 259 


Grundſtücks der Pachtzins nad) Jahren bemeſſen, fo ift er nach dem 
Ablaufe je eines Padıtiahrd am eriten Werktage des folgenden 
Jahres zu entrichten. 

Bol. 8. 5b61. Der Pächter Hat feinen Anſpruch auf Nachlaß bes 
Pachtzinſes wegen außerordentlicher Unglüdsfälte. 

8.585. Das Pfandrecht!) des Verpächters eines landmirt- 
ſchaft lichen Grundftüds kann für den gefamten Pachtzins geltend 
gemacht werden und unterliegt nicht der im 8. 563 bejtimmten 
Beſchränkung. Es erjtredt fi) auf die Früchte)) bes Grund- 
ſtücks fowie auf die nad) 8. 715 Wr. 53) der Zivilprozeßordnung 
der Pfändung nidyt unterrvorfenen Sachen. 

1) Bol. SS. 669 ff. 2) 8. 99, 3) jegt 8. 811 Nr. 4. 

b) Pacht eines Grundſtücks famt Inventar. 

Das Inventar gebt nad) Parteiabfiht entweder ind Eigentum 
des Pächter Über: Kauf, Häufig mit Vereinbarung eine Wiederfaufs 
(88.4 97 ff.) oder WiederperfaufsrechteS verbunden ;oder es wird mitverpadhtet 
nad) 8.585; oder (bäufiger) zum Schägungsmwerte übernommen, 8. 587. 

8.586, Wird ein Grundftüd!) famt Inventar verpadtet, 
jo liegt dem Pächter die Erhaltung der einzelnen Snventarjtüde ob?). 

Der Berpädter ijt verpflicytet, Inventarſtücke, die infolge 
eines von dem Pächter nicht zu vertretenden Umjtandes?) in Ab» 
gang fommen, zu ergänzen. Der Pächter hat jedody den ge- 
wöhnlihen Abgang der zu dem Inventar gehörenden Tiere aus 
den ungen inſoweit zu erjegen, als dies einer ordnungsmäßigen 
Rirtihaft entſpricht. 

I) Das Grundftäd braucht kein landwirtſchaftliches zu fein (auch 
3-2. GaftHof). 2) Hat ber Pächter dent VBerpächter gehöriges „Inventar im 
eigenen Namen verfichert, geht die VForderung nicht kraft Geſetzes auf den 
Nerpäcter über. Seuffel. 60 S. 816. 3) 88. 276f. 

8.587. Übernimmt') der Pächter eines Grundſtücks das 
Inventar zum Schägungswerte mit der Verpflichtung, e8 bei der 
Beendigung der Pacht zum Schägungsmwerte zurüdzugemwähren, 
io gelten die Vorfchrifien ber 88. 588, 5392). 

2) Berpächter bleibt Cigentümer. 2) Bol. 8. 1048. 


8.588. Der Pächter trägt die Gefahr des zufälligen Unter» 
ganges und einer zufälligen Verfchlechterung des Inventars. 
Er fann über die einzelnen Stüde innerhalb der Grenzen einer 
ordnungsmäßigen Wirtſchaft verfügen. 

Der Pächter hat da8 Inventar nach den Negeln einer 
ordnungsmäßigen Wirtfhaft in dem Zuſtande zu erhalten, in 
welchem e3 ihm übergeben wird. Die von ihm angejdafften 
Stüde werden mit der Einverleibung in das Inventar Eigen- 
tum des Berpädhters. 

17* 
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&. 589, Der Pächter bat das bei der Beendigung der 
Pacht vorhandene Inventar dem Verpächter zurüczugewähren. 

Der Berpädter fann die Übernahme derjenigen von dem 
Pächter angejhafften Inventarſtücke ablehnen, weldye nach den 
Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtihaft für das Grundftüd 
überflüffig oder zu wertvoll nd; mit der Ablehnung gcht das 
Eigentum an den abgelehnten Stüden auf den Pächter über. 

Sit der Gejamtihäßungswert der übernommenen Stüde 
höher oder niedriger als der Gefamtihägungsmwert der zurüd- 
zugewährenden Stüde!), fo bat im eriteren alle der Pächter 
dem Berpäcdter, im legteren Falle der Verpächter dem Pächter 
den Mehrbetrag zu erſetzen ). 

1) Maßgebend ift einerſeits der Zeitpunft der Übernabnte, ander: 
feitö der Beitpunft der Rückgewähr. 2), Erfüllungsort: Recht 1905 
2. 107. 


ur 


Pfandrecht des Püchters an dem Inventar. 
8. 560. Dem Pächter eines Grundſtücks jteht für die 
Forderungen gegen den Verpächter, die fi) auf das mitgepachtete 
Inventar beziehen, ein Pfandreht!) au den in feinen Beſitz ge— 
laugten Inventarſtücken?““ zu. Auf das Pfandrecht findet die 
Borjchrift des 8. 562 Anmendung. 
1) Ss. 1257. Pol. KO. 8. 49. 2, Nicht am Grundjtüd. 
c Rückgewähr eines landwirtfihaftliden Grundſtücks. 

8. 591. Der Pächter eines landmwirtihaftlihen Grund- 
ſtücks iſt verpflichtet, da8 Grundftücd nad) der Beendigung der 
Padt in dem Zuftande zurüdzugewähren, der lid) bei einer 
während der Pachtzeit bis zur Rückgewähr fortgefegten orönungs= 
mäßigen Bemirtihaftung ergibt. Dies gilt insbefondere auch 
für die Beitellung. 

Eine Vermehrung oder Minderung ded Werted des Grundſtücks, 
die bei ordnungsmäßiger Bewirtihaftung eingetreten tft, wirb nicht 
berüdfichtigt; der Pächter kann einerjeit8 feine Bergütung beanipruchen 
und Hat anderſeits feinen Erſatz zu leiften. — Vgl. $S. 1005 Abf. 2. 

&. 592. Endigt die Pacht eines landwirtidaftlichen 
Grunditüds im Laufe eines Pachtjahrs, jo hat der Berpächter 
die Koſten, die der Pächter auf die nod nicht getrennten, jedoch 
nad) den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtihaft vor dem 
Ende des Badhtjahrs zu trennenden Früchte verwendet hat, in« 
jomeit zu erjegen, als jie einer ordnungsmäßigen Wirtfchaft 
entiprechen und den Wert diefer Früchte nicht überjteigen. 

Bol. S. E91 Anm. Fruchtverteilung $. 101. Entſprechende Wins 
wendung des $. 592 in 88. 1055, 1421, 1668, 2180; val. S. 998. 

+. 593. Der Bädter eines Landguts!) hat von den bei 
der Beendigung der Pacht vorhandenen landmwirtfchaftliden Er» 
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engniffen ohne Rückſicht darauf, ob er bei dem Antritte der 
Bad ſolche Erzeugnitje übernommen bat, fo viel zurüdazulafien, 
ald zur Fortführung der Wirtfchaft bis zu der Zeit erforderlid) 
mM, zu welcher gleiche oder ähnliche Erzeugniſſe vorausfichtlich 
gewonnen tverden. 

Someit der Pächter Iandwirtichaftliche Erzeugnifje in größerer 
Menge oder bejierer Beichaffenheit zurüdzulaflen verpflichtet it, 
als er bei dem Antritte der Pacht übernommen hat, Tann er 
von dem Berpädter Erfat des Wertes verlangen. 

Den vorhandenen auf dem Gute gewonnenen Dünger hat 
der Pächter zurückzulaſſen, ohne daß er Erfah des Wertes vers 
langen Tann. 

1) Begriff eines Landgut: SeuffA. 60 S. 98. 


8. 59AM. Ubernimmt der Pächter eines Landguts das 
But auf Grund einer Schäßung des wirtichaftlihen Zuftandes 
mit der Beltimmung, daß nad) der Beendigung der Pacht die 
Nüdgewähr gleihfall3 auf Grund einer folden Schägung zu 
erfolgen bat, jo finden auf die Rückgewähr des Gutes die Vor— 
Ihriften des 8. 589 Abſ. 2, 3 entipredhende Anmendung. 

Das gleihe gilt, wenn der Pächter Vorräte auf Grund 
einer Schätzung mit einer ſolchen Beitimmung übernimmt, für 
die Rückgewähr der Vorräte, die er Aurüdzulatfen verpflichtet ilt. 

d) Kündigung. 

8. 595. Iſt bei der Badıt eines Grundjtüds ober eines 
Rechtes die Pachtzeit nicht beitimmt, fo ift die Kündigung nur 
für den Schluß eines Padtiahrs zuläflig; fie hat jpätejtens 
am eriten Werktage des halben Jahres zu erfolgen, mit deilen 
Ablaufe die Pacht endigen joll. 

Diefe Borfhriften gelten bei der Pacht eines Grunditüds 
oder eines Rechtes auch für die Fälle, in denen das Pachtver⸗ 
bältnis unter Einhaltung der gejeglihen Friſt vorzeitig ge 
dündigt werden fann. 

Aegelmäßig wird das Pachtjahr mit dem Wirtichaftsiahre zuſammen⸗ 
fallen; ſoweit dies nicht der Fall ift, kommt es nur auf das Pacht— 
jahr an. 

8 596. Dem Pächter fteht das im 8. 549 Abſ. 1 be» 
timmte Kündigungsrecht nit zu?). 

Der Verpächter ijt nicht beredhtigt, das Pachtverhältnis nad) 
8§. 569 zu fündigen?). 

Eine Kündigung des Pachtverhältniſſes nad) 8. 570 findet 
nicht Statt. 

I) Umiang bed BerbotS ber Unterverpaditung: OLG. 1 ©. 405. 
2) Die Erben des Pächters können nad) Maßgabe des 8. 569 kündigen. 
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f) Anſprüche des Bärhters wegen Borenthaltung. 

&. 597. Gibt der Pächter den gepadhteten Gegenitand 
nad) der Beendigung der Pacht nicht zurüd, fo kann der Ber- 
pädhter für die Dauer der Vorenthaltung als Entſchädigung den 
vereinbarten Pachtzins nad) dem Verhältniſſe verlangen, in 
welchen die Nutzungen, die der Pächter während diefer Zeit ge- 
zogen bat oder hätte ziehen können, zu den Rußungen de3 
ganzen Pachtjahrs ſtehen. Die Geltendmahung cines weiteren 
Schadens iſt nicht ausgeſchloſſen. 


Vierter Titel. 
Reihe. 

Der 8. 598 beſtimmt ben Begriff der Leihe und die Kaupiver: 
pflidtung aus dem Leihvertrage. Die SS. 5699—606 enticheiden Einzel: 
fragen, beſonders Haftung und Kündigung. — Die Leibe ift ein Vertrag, 
durch welchen fich der Verleiher einer Eache verpflichtet, dem (Entleiher 
ben Gebraud der Hingegebenen (Mealvertrag!) Sache zu geftatten. Für 
da8 Verſprechen, eine Sache zur Leihe zu geben, gelten bie altge: 
meinen Borfchriften Über Verträge. 


Begriff; Inhalt des Vertrags, 

8. 598. Durch den Leihvertrag wird der Verleiher einer 
Sache verpflichtet, dem Entleiher den Gebraudh der Sadye un⸗ 
entgeltlih zu gejtatten. 

Gegenftand des Leihvertrags können nur körperliche Sachen ($. SO), 
nicht andere Gegenftände, insbefondere nicht Rechte, fein. — Bon der 
Miete unterfheidet fih die Leihe durch die Unentgeltlichkeit des Ge: 
brauch, vom Darlchen dadurch, daß der GEntleiber die Sache nur zum 
Gebrauchen, nicht zum Berbrauchen erhält. — Der Berleiher ift Beſitzer 
($. 864), der Verleiher mittelbarer Beier ($. 868). — Cinzelfälle: 
Geftattung, ein Dad zwedd Arbeit an einer elektrifchen Anlage zu 
betreten: OLG. 9 ©. 804. Überlaffen einer Sache zu unentgeltlicdem 
Gebrauch, bis fi) Gelegenheit zur Verwertung findet: SächſArch. 10 
©. 244. 

Haftung des Berleihers. 


ß 399. Der Verleiher bat nur Vorſatz und grobe 
Fahrläſſigkeiti) zu vertreten. 
1) 8. 276 Anm. 2, 8. Nein reiner Leibvertrag, wenn eine 


Gebrauchspflicht als Gegenleiftung (Bewegen des geliehenen Pferdes) ver: 
einbart iſt. 


. 600. Verſchweigt der Berleiher argliftig einen Mangel 
im Rechte!) oder einen Fehler?) der verliehenen Sache, jo ift er 
verpflichtet, dem Entleiher den daraus entjtehenden Schaden zu 
erjegen ?). 

2) 8. 434, 2) 8. 469. 8) SS. 623 Anm. 8. 
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Erhaltungskoften; Berwendungen; Wegnahmerenht, 

- 601. Der Entleiher hat die gemöhnliden Kojten der 

Erhaltung der geliehenen Sadje, bei der Leihe eines Tieres 
insbeſondere die Fütterungskoſten, zu tragen. 

Die Verpflichtung des Verleihers zum Erfag anderer Ber- 
mendungen beftimmt fi) nad den Vorfchriften über die Ge» 
ihäftsführung ohne Auftrag‘). Der Entleiher ift bereditigt, 
eine Einrichtung, mit der er die Sache verjehen hat, wegzu⸗ 
nehmen ?). 

1, 88. 677f. 2) 8. 258. Beriährung $. 606. 

Deränderungen; Verſchlechterungen. 

8. 602, Beränderungen oder Verſchlechterungen der ge» 
ltehenen Sadje, die durch den vertragsmäßigen Gebraud) herbei» 
geführt werden, hat der Entleiher nicht gu vertreten. 


Bol. 8. 548 Anm, Yert Afiger Gebrand) der sach 

ertragsmäßiger Gebrand der Saıhe. 

&. 603. Der Entleiher darf von der geliehenen Sache 
feinen anderen als den vertragsmäßigen Gebraud; machen. Er 
it ohne die Erlaubnis des Berleiherd nicht beredtigt, den Ge— 
brauch der Sache einem Dritten zu überlaſſen. 

Der Berleiger kann im alle der Zumwiderbandlung auf Unterlaffen 
tagen ($. 550 Anm. 2); er hat auch einen Unfpruch auf Schadenserſatz 
s$. 249 ff.) fowie das Recht zu Tündigen ($. 606). 

Pflicht zur Rückgabe; Zeitpunkt. 

8. 604. Der Entleiher iſt verpflichtet, die geliehene 
Sache nad) dem Ablaufe ber für die Leihe beitimmten Zeit zu» 
rüdzugeben. 

Iſt eine Zeit nicht beftimmt, fo ift die Sache zurüctzugeben, 
nachdem der Entleiher den fi) aus dem Zwecke der Leihe er» 
gebenden Gebraudy gemacht hat. Der Berleiher kann die Sache 
ihon vorher zurüdfordeen, wenn fo viel Zeit verſtrichen ift, daß 
der Entleiher den Gebraudy hätte machen können. 

Sit die Dauer der Leibe weder beitimmt noch aus dem 
Zwede zu entnehmen, fo fann der Verleiher die Sache jederzeit 
zurüdfordern. 

Überläßt der Entleiher den Gebrauch der Sade einem 
Dritten, fo kann der Berleiher fie nad) der Beendigung der 
Leibe auch von dem Britieri zurüdfordern. 

Der Entleider yat die Sache in bemjenigen Zuftande zurüdzugeben, 
welcher fich bei vertragsmäßigem Gebrauch ergibt. Beweislaft: 8. 548 
Anm. Recht 1902 ©. 6588. — BZurüdbehaltungsreht wegen Verwen⸗ 
dungen (8. 601) oder fonftiger Erſatzanſprüche ($. 600) f. $. 278. 

Kündigung. 

8. 605. Der Berleiher kann die Leihe lündigen'!) 
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1. wenn er infolge eines nicht vorhergeſehenen Umftandes 
der verliehenen Sache bedarf; 

2. wenn der Entleiher einen vertragswidrigen Gebraud) 
von der Sache madht?), inSbejondere unbefugt den Ge⸗ 
braud einem Dritten überläßt, oder die Sache burd) 
Bernadjläfligung der ihm obliegenden Sorgfalt erheb- 
lich gefährdet; 

3. wenn der Entleiher ſtirbt. 

1) ss. 180ff. 8. 564 Anın. 2. Seine Kündigungsiriit ($ 565 
Anm. 2). Kein NHündigungsrecht des Entleihers, ob er vorzeitig die 
Sache zurüdgeben kann, enticheidet der Inhalt des Leihvertrags. 
2) 8. 608. 

Berjährung der Erſatzanſprüche. 

8.606. Die Erſatzanſprüche des Verleihers wegen Ber: 
änderungen oder Verſchlechterungen der verliehenen Sache!) jomwie 
die Anſprüche des Entleihers auf Erfaß von Verwendungen oder 
auf G©ejtattung der Wegnahme einer Einrihtung?) verjähren 
in ſechs Monaten’). Die Vorjchriften des 8. 558 Abf. 2, 3 
finden entiprechende Anwendung. 

1) 5. 608. 2) 8. 601. 8) 88. 186 ff. 202 fr. 


Fünfter Titel. 
Darlehen. 


1. Das BGB. gibt nur Beftimmungen über den Begriff. und die 
Ummwandelung einer anderen Schuld in ein Darlehen ($. 607), liber dic 
Berzinfung (8. 608), die Kündigung und Nüderftattung des Darlehens 
(S. 609), endlich eine Auslegungsregel für den Widerruf eines Darlehens: 
verſprechens (S. 610). Die weiteren beim Darlehen auftauchenden Fragen 
find auf Grund der allgemeinen Borfchriften, der Natur des Darlehns 
vertrags und des Willens der Bertragfchließenden zu beantworten. 

2. Sondervorfchriften: HypBant®. 88. 14ff., Neichsfchuldend. 
v. 19. März 1900, RG. betr. dag Reichsſchuldbuch, v. Bl. Maui 1891 
(EG. 82, vgl. jeboh Urt. 50), landesgeſetzliche Beftimmungen über 
Staatsſchuldbücher und die Nüdzablung oder Ummandelung verzinslicher 
Etaatsihulden (EG. Art. 97, 98). Ferner ift der Landesgeſetzgebung 
durch EG. Art. 94 die Regelung bed GefchäftShetrieb8 der gewerblichen 
Pfandleider und der Pfandleihanftalten fowie durch EG. Art. 99 die 
Negelung der privatrechtlidden Berhältnifie der öffentlichen Spartafien 
überlaffen. Soweit die danach in Betracht kommenden Spezialgeiege 
Rorichriften über Darlehen, insbefondere Über Verzinfung und Nüder: 
ftattung, enthalten, gehen fie den Borfchriften des 5. Titels vor. 

8. Ron Darlehen (8. 607) zu unterfheiden iſt da8 Darlehne: 
veriprechen. Für dieies gelten, abgefehen von 8. 610, die allgemeinen 
Vorſchriften über Berträge, vol. S. 6IO Anm. Dosielbe gilt, 
wenn die Verpflichtung übernommen wird, 3. B. von einen Unternehmer 
feinen Arbeitern gegenüber, Gelder als Spargelder ujw. anzunehmen und 
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Ne zu verzinfen. — Darlehen und unregelinäßtger VBerwahrungsvertrag: 
$. 700. — Darlehen mit Gewinnbeteiligung (partiariſches Darlehen): 
RG. 57 S. 176. 

Begriff. 

6. 607. Wer Geld oder andere vertretbare Sadyen als 
Tarlehen empfangen!) hat, iſt verpflichtet?2), dem Darleiher dag 
Empfangene in Sachen von gleicher Art, Güte und Menge zu» 
tüdauerftatten. 

Wer Geld oder andere vertretbare Sachen aus einem anderen 
Grunde jhuldet, kann mit dem Gläubiger vereinbaren, daß das 
Geld oder die Sachen als Darlehen geſchuldet werden follen?). 

2) Der Empfang kann fich entweder fo vollziehen, daß dem 
Darlehnsnehmer Sachen übereignet werden, ober fo, daß ihm Sachen 
übergeben werden, damit er fle verfaufe und den Erlös als Darlehen 
behalte, oder fo, daß er Sachen zu einem Schägungswert übernimmt und 
ber Echägungöpreis ald Darlehnsſumme gilt, oder endlich fo, daß dem 
Empfänger auf fein Konto bei einem Dritten, 3. B. einer Bant, die 
Darlehnsſumme überiwiejen wird. 2) Nur Bereicherungsaniprud) 
bei Richtigkeit des Darlehnsvertrags 3. B. nah 8. 188, OLG. 12 
S. 19 (Darlehen zu Bordellzweden.. Darlefen zu Spielzweden: 
$. 762 Anm. 6. Darlehnsvertrag mit unbeftimmten Gläubiger: 
Gruch. 48 ©. 887. 3) Bei diefer Umwandelung beftehen folgende 
Möglichkeiten: a) Shuldabänderungsvertrag: feine Aufhebung ber 
alten Schuld, nur fortan Behandlung nah Darlehnsgrundfägen; Bürgen 
und Piänder bleiben verhaftet; dad Beſtehen der alten Schuld hat 
Gläubiger nach wie vor zu beweifen, die Beweislaft aber dafür, daß das 
eingeflagte Darlehen aus ſolchem Bertrage bervorgegangen ift, trifft ben 
Schuldner wenigftend dann, wenn 3. B. durch Außftellung eines Darlchng: 
ſchuldſcheins ein telbftändiger Anſpruch begründet wird. Vgl. die Fälle: 
WürttJ. 16 S. 178 (FOR. 8,1 S. 248), IW. 1908 Beil. ©. 96; 1901, 
92 (Burüdgehen auf alte Schuld ift feine Klagänberung). b) $ingierte 
Doppelzahlung: Geftaltung fo, als wenn die alte Schuld effektiv ge: 
tilgt und ihr Betrag als Darlehn ausgezahlt wäre; Bürgen und Pfänder 
werden frei. Der Schuldner fann mit ber condictio indebiti auf die 
alte Schuld zurüdgretifen (bat ihr Nichtbeftehen zu beweiſen) und dieſen 
Anipruch gegen das Darlehen aufrechnen. c) Novation: an Stelle der 
alten Schuld wird ein abſtraktes Schuldverſprechen geießt, das in bie 
Form des Darlehens gekleidet tft (NG. 57 ©. 820, SeuffA. 59 S. 228) 
und nad) 88. 780, 781 fchriftlih fein muß; Bürgen und Pfänder werden 
frei. Bei Nichtbeftehen der alten Schuld kann das Verfprechen von Be: 
reicherten nad) 8.812 Abf. 2 zurüdgefordert werben. ft das neue Beriprechen 
nit zuftande gelommen, fo ift (8. 189) der ganze Ummandelungsvertrag 
nichtig, die alte Schuld befteht fort. Bal. 8.864 Anm.2, NG. 62 ©. 51. 
d) At ein Bergleich die causa der Umwandelung, fo ift, gleichviel ob 
dal b oder c vorliegt, ein Zurüdgreifen auf die alte Forderung aus: 
geihlofien, nur Nichtigkeit des Vergleichs felbft befeitigt die neue Forde⸗ 
rung. Bgl. Necht 1904 ©. 861. — Der Nachweis, daß Tein bares 
Darlehen gegeben ift, genügt biernach in feinem Falle zur Abweiſung der 
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Klage aus einem Darlehnsichuldfchein, IW. 1905 ©. 188, 818, Seufffl. 69 
S. 228. Auch daß im Schuldbfchein der Empfang eines baren Darlehens be= 
tannt wird, Ändert hieran nichts, NG. 57 ©. 820, 56, 285 zweifelnd), 
Binfen. 

8. 608. Sind für ein Darlehen Zinfen!) bedungen?), 
io find fie, fofern nicht ein anderes beſtimmt ift, nad) dem Ab⸗ 
laufe je eines Sahres und, wenn das Darlehen vor dem Ab⸗ 
lauf eines Jahres zurüdzueritatten ijt, bei der Nüderjtattung 
zu entrichten. 

1) SS. 246 - 248. 2) Verpflichtung zur Zinszahlung beſteht 
nur, wenn fie ausdrüdlich oder ſtillſchweigend (5. 167) übernommen iſt, 
vgl. ferner SS. 288, 291. 

Rürerfottung; Kündigung. 

. 609, Sit für die Rüderitattung eines Darlehens eine 
Beit nicht beitimmt!), fo hängt die Fälligkeit davon ab, daß der 
Gläubiger oder der Schuldner Fündigt?). 

Die Kündigungsfrift beträgt bei Darlehen von mehr als 
dreihundert Mark drei Monate, bei Darlehen von geringerem 
Betrag einen Monat?). 

Sind Zinſen nit bedungen, fo ift der Schuldner aud 
ohne Kündigung zur Nüderftattung berechtigt. 

1) Rückzahlung, „fobald Schuldner imitande ift“, Beweislaft: Sächſ. 
Arch. 18 S. 198. 

2) 5.564 Anm. 2. Kündigung dur Stlage: RG. 68 S. 212 (Ber: 
lejen des Klagantrags), Seuffl. 59 S. 95 (Buftellung der Klage). 
Prozeßvollmacht ermächtigt zur K. und deren Entgegennahme, RG. 583 
S. 212. ft die 8. bei prompter Zinszahlung ausgeichloflen, fo kann nicht 
im voraus für Verzugsfälle geflindigt werden (SeuffA. 69 ©. 96). 

3) Mer hiervon abweichende Kfriſten geltend macht, Hat die anders 
weite Vereinbarung zu beweifen, RG. 57 S. 46. Ausſchluß der Künd— 
barfeit einer Hypothek für die Eigentumsdauer de8 Schuldners iſt regel: 
mäßig (8. 157) fo zu verftehen, daß plünftliche Zinszahlung vorausgefegt 
wird, vgl. CS. 8 ©. 91. 

Darlehnsverſprechen. 

+ 6101). Wer die Hingabe eines Darlehens verſpricht, kann 
im Zweifel dag PVerjprehen widerrufen, wenn in den Ver— 
mögensverhältnifjen des anderen Teiles eine wejentlide Ver— 
ihledterung eintritt, durch die der Anſpruch auf die Nüd- 
eritattung gefährdet wird. 

1) Bel. 8. 321 Anm. 1—5. Widerruflih nad) 8. 610 ift auch Das 
Beriprechen (3. 607 Abi. 2), eine Schuld als Darlchen belafien zu wollen, 
Recht 1908 ©. 527. Keine analoge Anwendung der 8$. 610, 821 dagin, 
daß auch ein ſchon gegebencd Darlehen bei Vermögensverfall des Schuldners 
vorzeitig zurüdgefordert werben fann, Recht 1902 S. 19; 1908, 527; 
a. M.: 1902, 285 (BayObG.). — Erfüllung des Darlehnsverſprechens 
durch Aufrechnung ift regelmäßig ausgeſchlofſen, RG. 66 ©. 286, vgl. 
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233. 1900 S. 821 (Krebditvertrag.. — Baugeldbervertrag: NG. Bd. 88 
&.811, Recht 1908 ©. 860; 1904 ©, 680; 1905 S. 617. — Unab— 
tretbarleit des Anſpruchs aus einem Darlehnsverſprechen: $. 899 Anm. J. 


Sechſter Titel. 
Dienftvertrag. 


1. Die Reichgefeggebung bat verichiedene unter den Begriff des 
Tienftt: oder Wertvertragd fallende Berhältniffe unabhängig vom BGB. 
geregelt. Dahin gehören namentlich: das Dienitverbältnis der Handlungs: 
gehülfen und Handlungslehrlinge (HGB. 88. 59—88), des Schiffers 
ebd. 88. B1l— 555 und BinnenSch®. 88. 7ff.), der Schiffsmannſchaft 
(Semt., Gel. dv. 2. Juni 1902, BinnenSchG. 88. 21 ff.); des Floh: 
tübrerd® und der Floßmannſchaft (FlößG. SS. 1ff.); der Anſpruch auf 
Berge: und Hülfslogn bei Bergung und Hülfeleiftung in Seenot, bei 
Bergung von Seeauswurf und ftrandtriftigen Gegenftänden (HGB. 
ss. 740— 758, StrandD.); das Dienftverhältnis der gewerblichen Arbeiter 
(Gemüt. 88. 105—189m, 154); das Frachtgeſchäft zur gemerbsmähigen 
Beiörderung von Gütern zu Lande oder auf Flüäffen und Binnengewöfiern, 
iowie von Gütern und von Reiſenden zur See (HGB. SS. 425—478, 
856—578, BinnenSchG. SS. 26ff, FlößG. SS. 2.) und ber Poſt⸗ 
beförderungsvertragn (Poftß.); der Bertrag Über die Beförderung von 
Auswanderern (AuswG. 88. 22ff.). Auch in Beziehung auf das privat: 
rechtlihe Berhältnid der Handlungsagenten und ber Handelgmätler ent: 
hält das Neihsreht eine Anzahl Hierher gehörenber Beitimmungen 
(HGB. 88. 84 - 104). Endbli kommt noch in Beiradt die Rechte: 
anwaltäordnung ($. 80). Diefe befonderen Vorfchriften bleiben unberührt, 
ioweit nicht EG. Art. 86 Abänderungen beittmmt. 

2. Die Rechtöverhältnifie ver Beamten unterftehen den öffentlichen 
Rechte und werden, jowett Normen biefes Rechtes in Frage kommen, durch 
das BGB. nicht berüßrt, vgl. aber 8. 611 Anm. 2, $. 618 Anm. 2 a. E. 
Soweit fih vermögensrechtliche Aniprühe und Verbindlichkeiten 
aus dem Amtöverhältnis ergeben können, ift die Negelung der Yandes: 
gejeggebung überlaffen (EG. Art. 80, 81). — Diefer ilt ferner dag 
Geſinderecht übertwiefen, verfchiedene Beitimmungen des BGB. Tollen 
aber als abfolute Borfchriften auch Hierfür gelten (EG. Art. 95). Unberügrt 
bleiben ferner diejenigen landesrechtlichen Borfchriften, weldhe im Zus 
ſammenhange mit ben der Landesgefeggebung überhaupt vorbehaltenen 
Materien Beitimmungen über Dienftverträge treffen; in Betracht kommt 
bier namentlich das Bergrecht (3.8. Pr. Berggef. SS. 80—98), vgl. 
auch EG. Urt. 66f., 69. 

8. Abgeſehen von den unter 1 und 2 angegebenen Ausnahmen unter: 
ſtehen alle Berträge, welche die Leiftung von Dienften zum Gegenftande 
Gaben, den Zorfchriften dieſes Titels, auch fämtliche Verträge über Dienfte 
höherer Art, 3. B. die der Ürzte, Lehrer, Rechtanwälte ıc. 

4. 8.611 beftimmt ben Begriff des Dienjtvertrags und die Haupt: 
verpflihtungen. 88. 612—619 betreffen eine Reihe von Cinzelfragen. 
Die 38. 620-628 handeln von der Beendigung des Dienftverhältnilieg, 
insbefondere durch Kündigung. Den Echluß bilden zwei Vorſchriften, 
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welche den Dienftherrn verpflichten, dem Dienftverpflichteten Zeit zum Auf: 
fuchen eined anderen Dienfted zu gewähren ($. 629) und ihm ein Zeugnis 
augzuftellen (8. 680), —- Für Dienftverträge, welche eine Geſchäits⸗ 
beiorgung zum Gegenftande haben, ift im 8. 675 die Anwendung ciner 
Anzahl von Borfchriften feftgelegt, welche für den Auftrag gegeben Sind. 
— Dienftverträge Minderjähriger 8. 118, Genehmigung des Bormund: 
IchaftsgerihtS SS. 1822 Nr. 6, 7, 1827. Berpflichtung der Ehefrau, im 
Hauswefen oder Gefchäfte des Mannes Dienfte zu leiften 8. 1356; ähn— 
lihe Berpflichtung der Kinder 8. 1617. Kündigung eines von der rau 
eingegangenen Dienftverhältnifies durch den Mann 8. 1858. — Kündigung 
bei Konkurs des Dienftheren KO. 88. 22, 27. Borrecht der Forderungen 
des Tienftverpflichteten im Konkurſe KO. 8. 61 Nr. 1, 4; bei Zwangs: 
verfteigerung und -verwaltung von Brundftüden 3BG. SS. 10, 146, 150. 
Beichränkung der Beſchlagnahme, Pfändung und Abtretung des Dienitlohns, 
LohnBG. mit Abänderung v. 8. April 1897 und E®. 3. Gef. betr. And, 
d. 3PO. v. 17. Mai 1898 Art. IIL, ZPO. 8S. 850. Ausſchluß des Zwanges 
zur Leiltung von Dieniten ZPO. 8. 888 (auch einftweiliger Berfügungen 
dicfes Inhalts, Seuffel 658 ©. 127), vgl. aber GewO. $. 127d, SeemO. 
8. 88, Pr. GeſindeO. v. 1810 88. Bl, 167 (OLG. 12 ©. 268) uim. 
— Die Häufig zur Durdführung der übernommenen Geichäfte erteilte 
Vollmacht ift ein felbftändiges Nechtägefchäft: 88. 166 fi. 

1. Begriff; Gegenfland. 

«611, Durd den Dienftvertrag wird derjenige, weldjer 
Dienſte zufagt, zur Leiftung der verfprodenen Dienite, der andere 
Zeil zur Gewährung der vereinbarten Vergütung verpflichtet. 

Gegenitand des Dienftvertrags Tönnen Dienſte jeder Art ſein. 

I. Abſchluß des Dienftvertrags (SS. 146 ff.) formlos, ſoweit nicht 
Spezialvoridhriften (vgl. $. 886 Anm.2) gelten. Die Abrede, eine Schuld ab: 
arbeiten zu wollen, wegen Unbeftimmtheit unwirkſam: Seuffel. 59 ©. 56. 
Minderjährige und Ehefrauen: Borbm. 4. Pflicht die Ablehnung eines an: 
getragenen DV. bei Meibung von Schabenserfag anzuzeigen: $. 663 mit 
8. 675, RAD. $. 80. Mehrere tonkurrierende DB. erzeugen gleihberechtigte 
Anfprüce, im Gefindereht (EG. Art. 95) geht vielfach der ältere DE. 
vor. — Unfedtung eined? DB. nach $. 119 Abi. 2: ORG. 2 ©. 246 
(au bei Beamten). Umfang ber zu beanſpruchenden Sachkunde eine 
Gutachters: OLG. 6 ©. 88. Anftellung eine? nicht approbierten Arztes 
durch Krankenkaſſe: Recht 1904 ©. 107. — Kontrahierungdzwang 
nur außerhalb des BGB., 3. B. 988. S. 458; PoſtG. 8. 8; Tel®. 8. 5; 
NAD. SS. BBf.; FGG. 8. 14, PrIFGG. Art. 88 (Notare). Ferner 
zwingt die Wuferlegung einer Betrtebspfliht (3. B. PrEiſenbahnG. v. 
1838 8. 26, Brftleinbahn®. v. 1892 $. 14) vielfach zur Eingehung 
von Dienft: oder Werkverträgen. Schadenserſatzpflicht bei Verſtoß gegen 
dieſe Vorichriften: SS. 828 Abi. 2, 839. 

2. Gegenſtand des DV. Abgrenzung gegen verwandte Verträge: 
Begen Uuftrag: 88. 662 Anm. 1, 675. Gegen Geſellſchaft: 8. «05, Gruc. 
47 ©. 400 (Leitung einer faufmännifchen Filtale gegen Gewinnbeteiligung 
als DV.). Gegen Miete u. Pacht: 8.585 Anm.8, Seuffel. 57 S.892 (B. nıit 
Kantinenwirt als DV.). Gegen Mäftervertrag: 8.662 Unm.1.Gegen®ertper: 
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trag (8.631): beim WV. wird der durch bie Dienfte zu erzielende Erfolg, beim 
DV. die Dienfte ichlechthin geichuldet. Kein Unterſcheidungsmerkmal ift die Art 
der Lohnzahlung (a. M. SeuffA. 66 S. 896), DB. trog Stücklohn: 
End. 8 S. 184, 186; WB. trog Zeitlohn: Recht 1903 S. 128, 
Einzelfälle: Bücherrevifor, Snordnungbringen von Handelsbüchern ift 
SE, TRZ. 1908 S. 828. Seber, bei felbftändiger Arbeit WV. trog 
Vochenlohn, Gew. 8 S. 186. Fuhrwerksbeſitzer, Zuhrleiftungen als DB.: 
[28.7 ©. 471; 9, 287. Waflertransport als DV.: OG. 12 S. 270. 
Schleppoertrag als WB.: RS. 59 S. 806; 62, 210; SeuffA. 58 S. 98, als 
TE.:CLG.11 5.416. Beauffidhtigung ber Uborte in einem VBergnügungs: 
lolal gegen die Trinfgelder al3 DB.: Seuff A. 60 ©. 140. Aufnahme eines 
Zöglings in Roft und Logis als DB.: Net 1901 ©. 588. Konmmiffions- 
verhältmis (vgl. HGB. 88. 888 ff.) als DB.: IW. 1906 ©. 20. Dienſt⸗ 
veribaftungspvertrag (Autprefariovertrag) als WB.: OLG. 8 ©. 22, Scufffl. 
6 5.895. B. mit Schaufpieler a8 WI : SeuffBl. 66 ©. 85), als DEB.: 
Recht 1904 S. 602, OLG. 6 S. 81. P. mit Arzt als DV.: SeuffBl. 70 
S. 182. R. mit Schiedsrichter als DB.: OLG. 10 ©. 177, als eigen⸗ 
artiger Vertrag: RG. 59 S. 247. V. mit Rechtsanwalt als DV.: Recht 
1102 S. 149; 1906 S. 248. Beamte, die Dienſthandlungen auf Antrag 
vornehmen, handeln den Parteien gegenüber nicht in Erfüllung eines DV. 
od. WV. (anders bei Gerichtsvollziehern: RG. 56 S. 34, 896, DIZ- 1902 
2.27, Gruch. 44 5.1199, 1204, OvG. 4 S. 216). In ihrem Verhältnis 
zum Staate (Kommune) Dagegen finden neben den öffentlichrechtlichen Bor: 
ihritten auch die dbe8 BGB. über den DB. Anwendung, 3. B. Erjagpflicht 
bei fahrläffiger Ausübung oder Unterlaffung einer Anitspflicht (JW 19U6 
2.551): Haftung des Staats ihnen gegenüber nach $. 278, nicht 8. 881 
IW. 1904 ©. 6); vgl. ferner 8. 618. Notare in Pr. nehmen eigentliche 
Rotariatögefchäite (3. B. Beglaubigungen) ald Beamte vor, Haftung nad) 
$. 839; andere, wenn auch im Zuſammenhange damit vorfonmende, 
Berufagefchäfte (3. B. Entwerfen der Urkunde) fallen unter DB., Haftung 
rur dem Dienſiberechtigten gegenüber, RB. 49 S. 26, 269, a. M.: OvG.7 
2.478 (auch letzteres iſt Amtshandlung). Ihre außeramtliche Tätigkeit 
ü bald DB. nad) SS. 676, 627 (Net 1902 S. 149; 1908 ©. 268; 1904 
2.314), bald WB. (OLG. 6 ©. 879). — Tragweite der Untericheidung 
jwiichen TB. und WP.: verfchtedene Gefahrtragung (8. 684); vgl. 
s$. 626 f. mit $. 649 (Kündigung); $. 19% (DB.) mit $, 688 (Ber: 
Närung); ferner die nur bei DB. gültigen Vorſchriften: 8. 613; ZPO. 
*. x88, AD. 8. 61 1, 83BG. $$. 10, 146, 156. — Kombinierter 
TR. und WB.: 5.8. Bauvertrag ift WR. infofern es fih um Aus: 
führung des Bauc” bandelt, DB. infofern, als der Unternehmer S ſach⸗ 
gemäßer Beratung des Bauherrn verpflichtet iſt, Seuff A. 60 BbU, 
9.75. 477, 3. T. a. M.: SähfArd. 14 S. 711, vgl. Ben g. 676 
Anm. — Berwandte Berträge Telbftändigen Charakters: Agenturvertrag 
(vgl. HGB. 88. 84ff.) NG. BL ©. 60; 46 ©. 121; DUG. 10 ©. 287. 
Lehrvertrag: GewO. 88. 126 ff., HGB. ss. 76 fl. 
8. Berpflihtungen des Dienftpflihtigen: Leiſtung ber 
z prodenen Dienite, anderdartige fönnen nicht verlangt werden, GewGG. 7 
. 10. Rirfung des Fehlens vorausgefegter Eigenichaften des Dienfts 
Hlictigen: Anm. 1. Konkurrenzklaufeln: $. 889 Anm. 6, vgl. DVG. 12 
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S. 269. Berichwiegenheitäpflicht: SeuffSl. 65 S. 464, UnlWG. 8. 9. 
Belondere Pflichten de8 zur Geſchäftsbeſorgung Dienftpflichtigen: $. 676. 
Erfindungen eines Ungeftellten in Ausübung der ihm obliegenden Tätigkeit 
ftehen dem Dienftherrn zu, Seuffü. 60 ©. 871, Seuff®l. 1904 ©. 248, 
OLG. 6 ©. 2; 7, 882. 

4. Berpflidtungen des Dienftberedhtigten: Bergütung, 
Ss. 612, 614, 616; Unpiändbarkeit Vorbm. 4 a. E. Ausſchluß von Ab: 
tretung $. 400, von Aufrechnung, $. 894. Bergütung kann auch be: 
ftehen in Gewinnbeteiligung, Grud. 47 S. 400; in Naturalverpflegung, 
OLG. 12 ©. 84; in Gegenbienften, ebd.; Verbot des Truchkſyſtems, 
Gewmd. SS. 11bff. Mehrere Haften nad 8. 427, dic gilt auch für 
Notariatsgebühren, Koftenverteilung im beurfundeten Bertrag iſt nicht 
maßgebend, Recht 1904 ©. 814. Fernere Pflichten 85. 617—619. 
Keine ZSchadenserfagpflicht wegen Unterlaſſens der (öffentlich-rechtlichen) 
Pflicht, Beitragsmarten für die Arbeiterverfiherung zıt fleben, NS. 58 
©. 102, DI2. 1905 ©. 121, 5688, SW. 1905 ©. 800. a. M.: OLG. 
10 ©. 151. Kein Anſpruch des Dienftpflichtigen, daß ihm die Dienit: 
leiftung geitattet wird, außer hei befonderer Abrede, Bruch. 47 ©. 400 
vgl. IW. 1902 ©. 448 (Beamte). 

d. Bei Nichterfüllung der beiderfettigen Pflichten: Stlage auf 
Erfüllung, vol. auch ZPO. SS. 258 f., 256; Bivangsvollftredung aui 
Dienftleiftung: Vorbni. 4. Zurückbehaltungsrechte nad) 88. 278, 820, 
Schadenseriag und Rüdtrittsrechte nad) SS. 828226 mit SS. 615, 616, 
OcG. 10 S. 118, Recht 19038 ©. 551 (Unmöglidhwerden der verein: 
barten Bergütung). Haftung für Gehilfen beiderfeitS nah 8. 278, 
nicht 8. 881. 

2. Einzelfragen — Itauuns _ 

+ 612, Eine Vergütung!) gilt als ſtillſchweigend vereinbart, 
wenn die Dienftleiftung den Umjtänden nad) nur gegen eine Ver- 
gütung zu erwarten ia, 

Sit die Höhe der Vergütung nicht beitimmt, fo ift bei dem 
Beltehen einer Taxe die tarmäßige Vergütung, in Ermangelung 
einer Zare die übliche Vergütung als vereinbart anzujehen?). 

1) 8, 611 Anm. 4, 6. 2) Auch zwiſchen Eltern und Kindern 
möglich, vgl. Recht 1905 ©. 251. Der geichäftsführende Gefellichaiter 
bat nur bei befonderer Abrede Anſpruch auf Bergütung, Recht 1901 
©. 210, Bergütung für verbotene Uberfiundenarbeit: GewG. 7 S. 106; 
9, 225, 267. 3) Tare: GewO. 88. 76—80; für Ärzte und Zahns 
ärzte in Pr. GebO. v. 1896. Spezifizierung der Arztrechnung: SeuffA. 
60 ©. 228. — Maßgebend find Tare und UÜblichkeit am Ort der Dienit- 
leiftung, Gruch. 48 ©. 911. Tarifverträge find minbejtens fraft ınut- 
maßlichen PBarteiwillend zu beachten. — Soweit nad) Alf. 2 kein be: 
ftimmtes Ergebnis erzielt wird, gilt S. 816. — Beweislaft: $. 483 
Anm. 6. 
reale Charakter der Dienfte. L 

8.613, Der zur Dienitleiftung Verpflichtete hat die Dienfte 
im Zweifel in Berfon zu leilten!). Der Anſpruch auf die Dienfte 
it im Zweifel nicht übertragbar?). 
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1) 8. 611 Anm. 8, 5. Der Dienſwerpflichtete iſt im Zweifel auch 
nicht verpflichtet, einen Vertreter zu beſchaffen. Fortdauer des Dienfl: 
verhältniited Über den Tod des Dienftpflichtigen hinaus: Gruch. 47 ©. 400. 
2, daher auch unpfändbar, ZPO. 8. 861. 

Bnhlungszeit für die Vergütung. 

6. 614. Die Vergütung ift nad) der Leiftung der Dienjte 
zu enirihten. Iſt die Vergütung nad) Beitabjchnitten bemefien, 
jo ift fie nad) dem Ablaufe der einzelnen Zeitabfchnitte zu ent» 
richten. 

Bol. S. 551. Verjährung 8. 196 Nr. 7—15. 

Berzug des Dienſtberechtigten. 

6.6151). Kommt der Dienftberechtigte mit der Annahıne 
der Dienfte in Berzug!), fo Tann der Verpflichtete für die infolge 
des Verzugs nicht geleilteten Dienite die vereinbarte Vergütung 
verlangen, ohne zur Nachleiſtung verpflichtet zu fein?). Cr muß 
ih jedoch den Wert desjenigen anrechnen laſſen, mas er infolge 
des Unterbleibens der Dienitleiftung erjpart oder durch ander» 
weitige Verwendung feiner Dienfte erwirbt oder zu ermerben 
böswillig unterläßt?). 

2) 88. 298. Nah Entlaffung tft ein Ungebot ber Dienfte nicht 
mebr erforderlich, S. 296 Anm. 2, ferner: Recht 1906 S. 617 OvGG. 10 
€. 179; 12, 268; a. M.: 7, 472. — Der Berzug tritt auch ohne Ber: 
dulden ein, $S. 298 Anm. 1. Nur Unmöglichleit der Dienitleiftung 
ihließt die Anmendung bes 8. 615 aus, es gelten bann 88. 823—826. 
O8 Unmöglichkeit vorliegt, entjcheidet der Vertragsinhalt, bie wirtichait: 
lichen Berhältniffe des Gläubigers allein find nicht maßgebend. Bol. 
Recht 19065 S. 250, SächſArch. 11 ©. 462 (Berfagung der Konzeſſion 
Täht die zwecks Ausübung bes fonzeffionspflichtigen Gewerbes geichlofienen 
Tienfiverträge unberührt), GewO. 8 S. 61 (die zwecks Entladung eines 
beitimmten Schiffe geichloffenen Dienftverträge laufen vom vereinbarten 
Termin, nicht erit von der verfpäteten Ankunft des Schiffes ab). — Bei 
Rücknahme der Entlaffung muß der Dienftpflichtige weiter arbeiten, 
ionft Berlujt bed Rechts aus 8. 615 für die Folgezeit, Net 1905 S. 16, 
Gen. 7 ©. 157; 8, 41, 188; 9, 204. 2) Die Rechte der SS. 800 
bis 204 beftehen daneben. Schadenderfag, wenn ber Sonfurspermwalter 
fündigt, KO. S. 22. 3) Anrehnung bed anderweiten Per: 
dienfted? auf die ganze Vertragszeit, nicht nur auf die Beit der ander: 
weiten Urbeit, RG. 58 ©. 402. Keine Unrehnung von aud) fonft 
möglichem Nebenverbienit, ZW. 1908 Beil. S. 99; von Gewinn burd 
Gründung eines eigenen Geſchüfts, DAB. 1900 ©. 864; von Tage: 
gedern als Mitglied bes RPA., Gem. 8 ©. 9. 


Borlibergehende Berhinderung des Dienfverpflichteten. 

6. 6161). Der zur Dienftleiltung Berpflichtete wird des 
Anſpruchs auf die Vergütung nicht dadurch verluftig, daß er für 
eine verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit?) durch einen in feiner 
Berjon liegenden Grund ohne fein Verſchulden an der Dienit- 


22 Recht der Echuldverhältnijje. Einzelne Schuldverbältnifie. 


leiftung verhindert wird. Er muß ſich jedody den Betrag an— 
rechnen laffen, weldyer ihm für die Zeit der Verhinderung aus 
einer auf Grund gefeglicher?) Verpflichtung beftehenden Kranken» 
oder Unfallverfiherung*) zulommt. 

1) Stann vertraglich ausgefchloffen werben, vgl. SS. 619, 188. Eonber: 
porichriften: HGB. 8. 68, GewO. $. 188c. Unmwendbarteit des 8. 616 
im Gefinderedht: Pr. Art. 14 8. 1. 2) Hierfür ift maßgebend nicht 
nur bie Dauer ber Unterbredhung, jondern auch deren Einfluß auf den 
Scwerbebetrieb de8 Dienftherrn und bie Art (nit bisherige Dauer, 
GewG. 10 ©. 168) des Dienftverhältnified. Erkrankungen: GewG. 7 
©. 82; 8 ©. 58 (Pflicht, fich durch Arzt des Dienſtherrn unterſuchen zu 
laſſen). Militärifche Übungen: Recht 3904 ©. 261, Praris der GewG. 
I. IDR. 2,1 ©. 844; 8, 1S. 254. Auf Kündigung angefiellte Beamte RG. 
485,1. 8) auch hei Statutarifcher Beftimmung (KrankVG. $. 2). 
4) KrankVG. UVerſAbG. Einerlei ift, wer die Beiträge zahlt. An: 
rechnungspflichtig find nicht: Alter und Invalidenrenten, Bezüge aus 
privaten Unterftügungstaffen, während militärifder Übung bezogene 
Löhnung und Samilienunterftügung nah RGeſ. v. 10. Mat 1892 (a. M.: 
GewG. 9 S. 294), Zeugengebühren. Bei letzteren ift ftreitig, ob S. 616 
den Fisfus von der Entichädigungspflicht befreit (Gem. 8 ©. 7), oder 
ob Entichädigung neben dem Lohn (vgl. SeuffA. 67 ©. 166), oder ob 
nur Entihädigung zu zahlen ift ( PrIMBl. 1908 ©. 143, SächſIMBl. 
1903 S. 67); befondere vertraglide Regelung im Dienftvertrag ift zu 
beachten. 

Pflege im Falle einer Erkrankung. 

8. 617'). Iſt bei einem dauernden Dienftverhältniffe?), 
welches die Erwerbstätigkeit des Verpflichteten volftändig oder 
bauptliählih in Anfprud nimmt, der Verpflichtete in die häus— 
lihe Gemeinfcdhaft aufgenommen, jo bat der Zienitberedjtigte 
ihm im Falle der Erkrankung?) die erforderliche Verpflegung 
und ärztlihe Behandlung bis zur Dauer von ſechs Moden, 
jedoch nicht über die Beendigung des Dienſtverhältniſſes hinaus, 
zu gewähren, jofern nidjt die Erfranfung von dem Berpflichteten 
vorjäglich oder durch grobe Fahrläſſigkeit) herbeigeführt morden 
it. Die Verpflegung und ärzilidde Behandlung fann®) durch 
Aufnahme des Verpflichteten in eine Kranfenanftalt gewährt 
werden. Die Koſten können auf die für die Zeit der Erkrankung 
gefchuldete Bergütung angerechnet werden. Wird da3 Vienit- 
verhältnis wegen der Erkrankung von dem Dienjtberedhtigten 
nah 8. 626 gefündigt, fo bleibt die dadurch berbeigeführte 
Beendigung des Dienjtverhältnifies außer Betradtt. 

Die Verpflichtung des Dienftberedhtigten tritt nicht ein, wenn 
für die Verpflegung und ärztlidhe Behandlung durd eine Ber- 
fiherung®) oder durch eine Einrichtung der öffentlichen Kranken⸗ 
pflege Vorſorge getroffen iſt. 
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1) Bwingend, $. 619. — Sondervorfdriften: Gefindereht: EG. 
Art. 95; Seemd. 88. 59, 62, 184; LwUVerſG. $.27 (gilt neben 8. 617, 
PrOBG., DZZ. 1908 ©. 275). 2) 8. 627 Anm. 1. 8) d. h. 
Ausbruch der Krankheit während des Dienſtverhältniſſes, mag auch der 
Keim früher gelegt fein, Recht 1906 ©. 184, a. M. OLG. 9 ©. 289 
(auch bei früherem Ausbruch). DBgl. SS. 626ff., 119, 128. 4) 8. 276 
Anm. 2, 8. 5) muß fo gewährt werden, wenn erforderlich, Recht 
1905 S. 184. 6) gleichgültig, ob Öffentliche oder private und wer 


die Prämien bezaflt. 
Schumaßregeln. 
$. 61S!). Der Dienftberehtigte hat Räume, Vorrichtungen 
oder Serätichaften, die er zur Verrichtung der Dienjte zu be» 
fchaffen hat, fo einzuridhten und zu unterhalten und Dienit- 
leiitungen, die unter jeiner Anordnung oder feiner “eitung DOT» 
zunehmen jind, jo zu regeln, daß der Berpflichtete gegen Gefahr 
für Zeben und Geſundheit fomeit geihügt iſt, als die Natur 
der Dienſtleiſtung es geitattet ?). 

Iſt der Verpflichtete in die häusliche Gemeinichaft auf: 
genommen, fo hat der Dienftberedhtigte in Anfehung des Wohn» 
und Schlafraumg, der Berpflegung ſowie ber —** und 
Erholungszeit diejenigen Einrichtungen und Anordnungen zu 
treffen, welche mit Rückſicht auf die Geſundheit, die Sittlichkeit 
und die Religion des Verpflichteten erforderlich find?). 

Erfüllt der Dienjtberedhtigte die ihm in Anfehung des Lebens 
und der Geſundheit des Verpflichteten obliegenden Berpflidhtungen 
nicht, fo finden auf feine Verpflichtung zum Schadenserfabe die 
für unerlaubte"Handlungen geltenden Borfchriften der 88. 842 
bi3 846 entiprechende Anmwendung*). 

2) Bwingend, 8. 619. — Sondervorfcriften: GewO. 8. 120a, 
HGB. 3%. 62, Scemö. SS. Bhff., Gelinderedt EG. Art. 95. — Ber: 
bältmis zu den RVerſGeſetzen: ſtrant BG. $. 57, InvG. 88. 49—55, 
GWURBG. 8. 25, vwuVG. 8. 11, Bauu BG. 8.6, Seen BG. SS. 109 FF. 
Ten gegen Unfall verficherten Perfonen ftehen hiernach die Rechte aus 
$. 618 nur beichränkt zu. 2) Ob der Tienftberechtigte Räume uſw. 
zu beichaffen bat, richtet ſich nach dem Bertrage (88. 157, 242). Sn: 
Handhalten von Zugängen, Treppen, Leitern u. dgl.: RG. 18 ©. 173 
Gruch. 46 S. 928, SächſArch. 14 ©. 211, Seufff. 60 S. 890; anders, 
wenn es ſich um Öffentliche Wege bandelt, JW. 1902 Beil. S. 2839. 
Anch Schugmittel zu vorübergebendem Gebrauch, wie Schugbrilfen u. dgl. 
ſind w U. zu befchaffen, RG. 1 6. 271, 2756; 6, 101; 11, 28. Bei: 
ipiele für fonftige Einrichtungen, die auf Grund von GewO. $. 120a 
gefordert find: RG. 1 S. 271; 4, 23; 5, 101; 11, 28; 19, 189, 
Seufä. 41 S. 83 — auf Grund von $. 618: DAB. 1902 ©. 869, 
zum. 57 S. 812 (Lampenanzünden), ORG. 5 ©. 245 (Treppen: 
eeländer): 6 S. 81 (Reiten eines Theaterfeils); 10 S.179, Sächſürch. 14 
S. 485 (Benfterpugen), IW. 1908 Beil. S. 57 (Brandgefahr). In— 

Achilles, Bürgerliches Geiehbuch. 5. Auflage. 18 
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ftrußtionspflicht des Dienſtherrn: Recht 1902 €. 828, Seuffll. 48 ©. 401; 
41, 88, NG. 84 ©. 1, JB. 1906 ©. 468, OLG. 12 ©. 75. — Die Für: 
forgepflicht erjtredt fich auch auf die vom Dienftpflichtigen beichafiten Geräte, 
Haftung für deren Beihädigung: OLG. I S. 287. — Anwendung des 8. 618 
auf dad Beamtenverhältnis: Gruch. 48 ©. 846 (Mborte), 904 (mangel: 
bafte Befeftigung einer Wandtafel), 909 (Unfall des Küſters beim Läuten). 
8, GewG.8 S. 162 (eigenes Bett); 5 S. 282 (Faſtenſpeiſen). ®) Ber: 
tragsanſpruch (ORG. 6 ©. 81), Verjährung nad $. 195, nicht 8. 862, 
Recht 1906 ©. 49. Borausfegung ift Berfhulden des Dienfiherrn, 
Necht 1908 ©. 482. Begriff des Berfchuldens: 8. 276 Anm. 2, OYS.5 
©. 245 (Ausſchluß durch baupolizetlide Prüfung ?); 10 ©. 180, SeuffA. 57 
©. 812, Recht 1902 ©. 828; 1908 ©. 627, Srud. 48 ©. 904. Fehlen 
der erforderliden Cinrihtungen Hat der Dienfipflidhtige zu beweiſen 
(OG. 10 S. 179), der Dienftherr feine Nihtihuld. — Eigenes Ber: 
ſchulden fchließt die Haftung aus: S. 254 mit Anm., SächſArch. 18 ©. 211, 
485, Seuffl. 67 ©. 812, OV®. 6 ©. 81. — Für Behilfen haftet der 
Dienftderr nad 8. 278, DUGS. 6 ©. 80; 9 ©. 287. — Umfang des 
Erſatzanſpruchs: 88. 249 ff., 2581, 842—846. Kein Schmerzensgeld nad 
8. 847, auch nicht bei Klage aus 8. 828, Seufff. 61 S. 189. 

8. 619. Die dem Dienftberechtigten nad} den 88. 617, 618 
obliegenden Verpflichtungen können nidht im voraus!) durch Wer» 
trag aufgehoben oder beſchränkt werden. 

1) Verzicht auf entftandene Erfaganfprüde ift zuläffig. 

Endiaung des Dienfkverhältniffes; Kündigung. 

8. 620, Das Dienjtverhältnis endigt mit dem Ablaufe 
ber Zeit, für Die es eingegangen iſt!). 

Sit die Dauer des Dienjtverhältnifjes weder beitimmt noch 
aus der Befchaffenheit oder dem Zwecke der Dienfte zu entnehmen, 
jo fann jeder Zeil das Dienjtverhältnis nad) Maßgabe der 
88. 621 bis 623 Fündigen?). 

1) Bei Unmöglichwerden der Dienftleifiung gelten 88. 828—325. 
Tod oder dauernde ArbeitSunfähigfeit des Berpflichteten bedeuten Une 
möglichwerden, wenn, wie regelmäßig (S. 618), die Dienfte in Perion zu 
leiften find. Abweichende Regelung ift zuläffig, RG. Grud. 47 S. 4Lu. 
Tod des Dienftberechtigten läßt, wenn nicht? anderes ausgemadt (DI33. 
1900 ©. 868) ijt, dad Dienjtverhältnis fortbeftehen, vgl. aber $. 626. 
Konkurs: NO. 88. 22, 28, 27. Erlöfchen einer etwa erteilten Vollmacht 
8. 168. Burüdbehaltungsrechte $. 273. 2) 8. 664 Unm. 2. 
Stündigungsrecht des Ehemanns $. 1858. 

&lindigungsfriften. 

&. 621), St die Vergütung nad) Tagen bemeſſen, 
ir ift die Kündigung an jedem Zage für den folgenden Tag 
zuläſſig 

Iſt die Vergütung nach Wochen bemeſſen, ſo iſt die Kün⸗ 
digung nur für den Schluß einer Kalenderwoche zuläſſig; ſie 
hat ſpäteſtens am erſten Werktage der Woche zu erfolgen. 
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St die Vergütung nad Monasen bemeſſen, fo iſt die Klin⸗ 
digung nur für den Schluß eines Kalendermonats zuläffig; fie 
hat ſpäteftens am fünfzehnten des Monats zu erfolgen. 

Iſt die Vergütung nad) Bierteljahren oder längeren Zeit» 
abidnitten bemeſſen, 7 it die Kündigung nur für den Schluß 
eines Kalendervierteljahr8 und nur unter Einhaltung einer 
Kündigungsfriſt von ſechs Wochen zuläffig. 

1) Bol. 8. 565 Anm. 1, 8. Anderweite, 3.3. ortsübfiche Kundi⸗ 
gungsfrifien können auch ftillichweigend vereinbart werden, GewG. 8 ©. 6. 
Serihiedene Klindigungsfriiten für jede Partei find zulälfig, IW. 1904 
S. 288. Wirkung ded Ausſchluſſes jeder Kündigungsfriſt: GewG. 7 
S. 94. Anſtellung auf Probe: Seufü. 58 ©. 268; 66, 268. 2) In 
gewerblichen ArbeitSverhältnifien gelten ftatt SS. 621 —623, 626 Gewd. 
&. 122—124a, 18Baff. 

&. 6221), Das Dienfiverhältnis der mit feften Bezügen 
zur Leitung von Dienften höherer Art?) Ungeitellten, deren 
Ermwerbstätigfeit durch das Dienftverhältnis vollitändig oder 
Bauptfählih in Anfprud genommen wird, insbefondere der 
Lehrer, Erzieher, Privatbeamten, Gefellidhafterinnen, kann nur 
für den Schluß eines Kalendervierteljahrs und nur unter Ein⸗ 
haltung einer Kündigungsfrift von ſechs Wochen gekündigt 
werden, audy wenn die Vergütung nad) fürzeren Zeitabjchnitten 
als Bierteljahren bemeſſen it. 

I) Sonderorichriften: 8. 621 Anm. ?, Handlungsgehülfen HGB. 
88. 6ER. 2) 3. B. Gutsverwalter, OLG. 5 ©. 82; Bufchneider 
6 S. 240. 

. 6231), Iſt die Vergütung nicht nad) Zeitabſchnitten 
bemeſſen, fo kann das Dienliverhältnis jederzeit gekündigt 
werden; bei einem die Ermwerbstätigfeit des Berpflichteten voll 
fändig oder hauptfählih in Anſpruch nehmenden Dienft- 
verhältnis?) iſt jedoch eine Kündigungsfrijt von zwei Wochen 
einzuhalten. 

1) Ann. zu SS. 620, 621. 2) OLG. 12 ©. 78. 

. 624. Sit das Dienftverhältnis für die Lebenszeit 
einer Berfon oder für längere Zeit als fünf Jahre eingegangen, 
jo kann e8 von dem Berpflichtelen nad) dem Ablaufe von fünf 
Jahren gefündigt werden. Die Kündigungsfrift beträgt ſechs 
Monate. 

Zwingend, nur Satz 2 iſt dispoſitiv. Gilt auch im Gefinderecht 
EG. Art. 624. Die Kundigung ift auch zuläſſig, wenn der Verpflichtete 
bie Dienſte durch einen anderen leiſten laffen darf. 

Stillfchweigende Berlängerung. 

- 625. Wird das Dienftverhälinis nad) dem Ablaufe 
der Vienjtzeit!) von dem Berpflichteten mit Wiflen des anderen 

18* 
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Teiles fortgejegt, fo gilt es als auf unbeſtimmte Zeit verlängert, 
jofern nicht der andere Teil unverzüglid)?2) widerfpridt. 

1) Es komnmit nicht darauf an, ob das Dienftverhältnis durch Ablauf 
der vereinbarten Zeit oder durch Kündigung beendigt fit. 2) 8. 121. 
sofortige Ründigung. 88. 626—628. 

8. 626), Das Dienftverhältnis Tann von jedem Zeile 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrift gekündigt?) werben, 
wenn ein wichtiger Grund?) vorliegt. 

1) Zwingend. Pereinbarung eines noch weiter gehenden Kündigung: 
recht3 des Dienftheren ohne Verftoß gegen $. 188: OLG. 12 ©. 74. — 
Sonderporfchriften: HGB. SS. 71f., SeemO. 88. 69f., 74. GewO. 
ss. 123ff. GewUVerſG. 88. 141ff. Gefinderedt EG. Art. 965 (DNS. 4 
©. 45; 7, 476). — Gilt neben den üblichen Formularbeitinmungen für 


Scauipieler, Recht 1904 ©. 602. 2) S. 564 Unm. 2. Berzögerte 
Geltendmahung nimmt dad Küindigungsrecht nit (GewGG. 8 ©. 26), 
vgl. aber Recht 1905 ©. 600. 3) 3. B. Bertrauendbrudh; un: 


fittlihed Berhalten; Nichtauszahlung des Lohnes; Trunkenheit (GewG. 8 
©. 86); Tod des Dienftheren und Verkauf des Geſchäfts, NG. 58 
©. 256; grober Kunftfehler eined SKaflenarztes, OLS. 12 S. 74. Gilt 
auch bei Iebenslänglicher Anftelung, OLG. 2 S. 503. — Kündigung ift 
u. U. auch ſchon vor Dienftantritt zuläffig, ORTS. 8 S. 94 (Krankheit), 
Net 906 S. 50 (neben 8. 119 Abſ. 2). 

8. 627. Hat ber zur Dienitleiftung Verpflihtete, ohne in 
einem dauernden Dienjtverhältniffe!) mit feiten Bezügen zu 
itehen, Dienfte höherer Art?) zu leiften, die auf Grund be 
fonderen Vertrauens übertragen zu werden pflegen, jo ijt Die 
Zundiguns auch ohne die im $. 626 bezeichnete Vorausſetzung 
zuläjlig. 

Ser Berpflichtete darf nur in der Art fündigen, daß ſich 
der Dienjtberedhtigte die Dienfte anderweit beichaffen Tann, es 
fei denn, daß ein wichtiger Grund für die ungeitige Kündigung 
vorliegt. Kündigt er ohne foldyen Grund zur Unzeit, jo Hat 
a dem Dienftberedhtigten den daraus entltehenden Schaden zu 
erjeßen. 

1) Kein bauerndes Dienftverbältnts: AUnwaltövertretung auf 2 Monate, 
OLG. 7 S. 472. Dagegen dauernd: Bertrag Über Borbereitung zum 
Abiturienteneramen, OLG. 9 S. 290. 2) S. 622 Anm. 2, ferner: 
Rechtsanwalt, Recht 1902 ©. 149; Hebamme, Recht 1901 S. 864; 
Kommiifionär, ZW. 1905 S. 20. 

8. 6281), Wird nad) dem Beginne der Dienftleiftung das 
Dienstverhältnis auf Grund des $. 626 oder des 8. 627 gefün- 
digt, fo kann der Verpflichtete einen feinen bisherigen Leiftungen 
entſprechenden Zeil der Vergütung verlangen. Sündigt er, 
ohne durch vertragsmwidriges Verhalten?) de2 anderen Zeiles 
dazu veranlagt zu fein, oder veranlaßt er durd) fein vertrags⸗ 
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widriges Verhalten die Kündigung bes anderen Teiles, fo fteht 
ihm ein Anſpruch auf die Vergütung injoweit nicht zu, als 
feine bisherigen Leiftungen infolge der Stündigung für ben 
anderen Zeil kein Snterefte haben. ft die Vergütung für eine 
ipätere Zeit im voraus entrichtet, fo Hat der Berpflichtete fie 
nah Maßgabe des 8. 347 oder, wenn die Kündigung wegen 
eined Umſtandes erfolgt, den er nicht zu vertreten hat, nach den 
Borjhriften über die Herausgabe einer ungeredjtfertigten Bes 
reıherung zurüdzuerftatten?). 

Wird die ünbigung durch vertragsmwidriges nl 
des anderen Teiles veranlagt, fo iſt diefer zum Erſatze des dur 
die Aufhebung des Dienftverhältnifjes entitehenden Schadens 
verpflichtet®). 

1) Sondervoridriiten: RAGED. 8. 50, KO. 8. 22. Bel. 8. 621 
Anm. 2. — Bei Unmöglichwerben der Dienftleiftung (88.620 Anm. 1, 1616) 
gelten F8. 823 ff. nicht 628. Bet ungeredtfertigter Entlafjung: 88. 615, 
304, event. 824. Das Dienftverhältnis befteht bis zum nüchften zu: 
läffigen Kündigungstermin, aber fein Anſpruch auf Annahme der Dienite 
($. 611 Anm. 4); ebenfowenig auf Naturalletftungen, die zwecks Ermög⸗ 
lihung der Dienftleiftung gewährt wurden (Bortierwohnung, Verpflegung 
des Eteward), ſtatt deren nur Schadenserfat, vgl. NG. 22 ©. 8h; 42, 
258. — Üntiprehende Anwendung des $. 628 Abſ. 1 bei Kündigung 
nach 8.1868. 2) Beranlaflung einer ergebnislofen ftrafrechtlichen Unter: 
fuhung gegen ben Dienftpflichtigen? Seufil. 60 S. 152. 3) 8. 827 
Anm. 8. 4) 88. 249 ff. — Urbeiter, bie ohne rechtzeitige Kündigung 
infolge eine Streiles die Urbeit nieberlegen, find zum Schadenderjage 
verpflichtet; fie haften als Sefamtfchuldner, NG. 47 ©. 246. Ver Dienfl 
herr verwirkt die Rechte aus einer vereinbarten Konturrenzllaufel (vgl. 
HGB. 8.76), OSG. 7 ©. 476, 

4. Zeit zum Auffuchen eines anderen Dienfes. 

6. 629. Nah der Kündigung eines dauernden Dienſt⸗ 
verbältnifies Hat der Dienftberedtigte dem Berpflichteten auf 
Verlangen angemefjene Zeit zum Aufjuchen eines anderen Dienft- 
verhältnifjes zu gemähren. 

Durdführung 8. 242, Der Arbeiter Tann regelmäßig nad 8. 616 
Vergütung für die ihm gewährte Zeit beanipruden, GewG. 7 ©. 142, 
— 237, 289. Vertragsmäßiger Ausſchluß der Vergütung: GewG.8 

* 6309. Bei der Beendigung?) eines dauernden?) 
Vienjtverhältnifies Tann der Derpflichtete von dem anderen 
Zeile ein fchriftlihest) Zeugnis über das Dienfiverhältnig 
und defien Tauer fordern. Das Zeugnis ift auf Verlangen 
auf die Leiftungen und die Führung im Dienfte zu er- 
ſtrecken⸗). 

1) Anni HGB. 88. 78, 80, GewO. 88. 118ff, SeemO. 88. 19ff., 
ſowie viele GefindeD. — Zwingend. 2) erit bei Beendigung, nicht 
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fhon bei Kündigung, OLG. 8 S.78. UM. überwiegt im (Bewerbe: 
und Handelsrecht. Auch nachträglich kann das Zeugnis verlangt werben, 
FON. 8, 1 ©. 262. 3) 8. 627 Unm. 1. 94) 8.126. 5) Der 
Dienftverpflichtete kann Berichtigung des Zeugniſſes fordern, wenn ed 
unrichtige Tatſachen angibt oder abfichtlih falſch ift, nicht aber, wenn 
lediglih Unrichtigkeit des Urteild behauptet wird, Recht 1902 ©. 482; 
vgl. OLG. b ©. 26% (Beweislaft); 9, 251. Weitergehend bie Praxis ber 
Gewerbegerichte, FOR. 2, 1 ©. 868; 8 ©. 264. Wrtelldtenor: OLG. 9 
S. 252. Bwangsvoliftredung ZPO. 8. 888. — Wegen vorjäglich oder 
fahrläſſig falfchen Zeugniſſes haftet der Ausſteller nicht nur dem Dienft- 
pflihtigen, fondern auch Dritten gemäß 88. 828 fi. 


Siebenter Titel, 
Werkvertrag. 


Wegen verſchiedener reichsrechtlicher Beſtimmungen, welche Werkver⸗ 
träge betreffen, ſ. S. 267 Vorbm. 1 zum vorigen Titel. Fracht- und 
Speditionsgelhäft HGB. 88. 407 ff, 426 ff., Gb6ff., 664 ff., BinnenSchG. 
88. 260ff.; FlößG. SS. 82 ff., Poll. und PoſtO., TelO., EiſenbVertO., 
AuswG. SI. 22 ff, VerlG. (zu 8. 47 vgl. ORG. 12 ©. 27) mit EG. 
Urt. 76. 

Der $. 681 beſtimmt ben Begriff des Werkvertrags. Die mweient: 
liden Berpflichtungen des Befteller8 und des Unternehmers ergeben fidh 
aus S. 681 und S. 640 Abi. 1. Die SS. 632- 648 enticheiden eine 
Reihe von Einzelfragen. Die $$. 649, 650 betreffen die Kündigung des 
MWertvertragd. Der 8. 651 regelt den Werflieferungsvertrag. 

Für Werkverträge, welche eine Geſchäftsbeforgung zum Gegenitande 
Baben, ift im $. 675 die Anwendung einer Anzahl ber für den Auftrag 
gegebenen Beſtimmungen borgefchrieben. 


1. Begriff; Gegenſtand. 

. 631. Durch den Werkvertrag wird der Unternehmer zur 
Herftellung des verfprochenen Werkes, der Beſteller zur Entrichtung 
der vereinbarten Vergütung verpflichtet. 

Begenitand des Werkvertrags kann ſowohl die Herftellung 
oder Veränderung einer Sache als ein anderer durch Arbeit 
oder Dienitleiftung herbeizuführender Erfolg fein. 


1. Abſchluß des Werkvertragd: $. 611 Anm. 1. WUllgemeine Zu⸗ 
fage, ein Haus von dem Gegenktontradenten bauen lafien zu wollen, ohne 
Einigung über Plan und Preis ift weder ald WB. noch als Vorvertrag 
dazu bindend, OLG. 2 S. 178. Bei Unmöglichkeit, dad Wert auszu⸗ 
führen, gelten 88. 806, 807, Seuffü. 60 ©. 860 (baupolizeiliched Verbot). 

2. Begenftand bes WB.: Abf. 2. Ubgrenzung gegen verwandte 
Berträge: Gegen Wuftrag: 8$. 662 Anm. 1, 675. Gegen Miete und 
Pacht: 8.585 Anm. 8. Gegen Mällervertrag: 8. 6652 Anm. 1. Gegen 
Dienftvertrag: $. 611 Anm. 2. Gegen Kauf: vgl. $. 661; Gegenſtand 
des WB. ift das (meift erſt berzuftellende) Werk ald Erzeugnis von Arbeit, 
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während ber Berläufer eine (meilt ſchon vorhandene) Sache oder ein 
Neht zu gewähren Bat. Einzelfälle. Als Kauf gelten: Lieferung 
einer Maichine, von der nur ein Heiner Zeil nicht fertig (3W. 1901 
©. 406); einer Mafhine mit Montage (IW. 1902 Beil. ©. 219); 
einer elektriſchen Beleuchtungsanlage mit Anbringung (RheinArch. 97 
I& 4, a M.: Net 1902 ©. 588); Lieferung elektrifchen 
Stromes (RG. 17 S. 269, ftreitig). Herftellung einer Hetzungsanlage 
MH BB, Recht 1904 ©. 861. — Bedeutung der Unterſcheidung 
zwihen Kauf und WB. Liegt namentli in der verſchiedenen Mängel- 
baftung, vgl. ferner 88. 688, 647, 648. 

8. Berpflidtungen de3 Unternehmers: Herftelung des 
erled, u. U. auch ſachkundiger Rat ($. 611 Anm. 2 a. E.), vgl. ferner 
8.650 Ubi. 2. Kein Anſpruch auf Geftattung der Arbeit. Haftung für 
Gebilfen: 8. 278 Anm. 2—4. Mebrere Unternehmer eines unteilbaren 
WVerkes haften ald Gefamtfchuldner auch ohne gemeinfchaftlidden Vertrags: 
ſchluß, OYS.9 S. 4. Haftung für Mängel und verzögerte Lieferung: 
Überfiht vor 8. 688. — Berpflihtungen des Beſtellers: Vergütung 
$. 632; Erfüllungsort: $8. 269, 270, OG. 6 ©. 879 (Notariatögebühren); 
Leiſtungszeit 8. 641. Wbnahmepflicht $. 640. 

‚ 2. Vergütung. 

8.632. Eine Vergütung!) gilt als ſtillſchweigend vereinbart, 
wenn die Heritellung des Werkes den Umftänden nad) nur gegen 
eine Vergütung zu erwarten ilt. 

Fit die Höhe der Vergütung nicht beitimmt?), fo ift bei 
dem Beitehen einer Zare die tarmäßige Bergütung, in Er» 
mangelung einer Zare die übliche Vergütung als vereinbart 
anzujehen). 

1) 8. 681 Anm. 8. 2) Die Beftimmung kann auch durch 
Einigungguf einen beſtinimten Maßftab erfolgen, IW. 1902 Beil. ©. 2568, 
BaudstG. 4 5.66. Bedeutung eined Koflenanfchlagd: $. 650 Anm. 1. 
Anderungen in ben Lohn: und Preisverhältnifien beeinfluffen bie feft- 
geiegte Berglitung nicht. Beweislaft 8. 488 Unm. 4, Seuffü. 58 S. 260, 
edit 1901 5. 504; 1902, 688. 3) 8. 612 Anm. 8. 

3. Haftung für Mängel und verzögerte Lieferung. 

1. Die 88. 688—689 (diöpofitiv, außer $. 687) regeln die Haftung 
wegen Mängel der Sache und wegen nicht rechtzeitiger Herftelung des 
Werkes und zwar zum Teil abweichend von den allgemeinen Regeln. — 
Uber Rechtsmängel, bie beim reinen Werkvertrage nicht vorfommen, 
ind feine Borfchriften gegeben. Werklieferungsvertrag: 8. 661. Un 
Nebenſachen und Butaten erwirbt der Befteller meiſt ſchon durch Ber: 
bindung (88. 946ff.) Eigentum, anderenfalld gelten $$. 484 ff. analog. 

2. Wenn das Werl einen Mangel zeigt, fo tft der Belteller in erfter 
Linie befugt, deſſen Befeitigung zu verlangen ($. 688). Gr ift dabei an 
feine Auzihlußfrift (vor 8. 194, Nr. 8) gebunden; fein Anfpruch auf 
Beieitigung des Mangels unterliegt indeffen einer abgefürzten Verjührung 
(88. 688 ff.). Der Befteller kann aber auch dem Unternehmer zur Be: 
feitigung bed Mangels eine Friſt fegen und nach deren Ablauf ftatt 
Beſeitigung Wandelung oder Minderung oder in beftimmten Yällen 
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Schadenserſatz verlangen (SS. 684 f.). Diefe Grundfäße erleiden in 
gewiflen Fällen Ausnahmen, und zwar teil zu Gunſten des Beftellers, 
teil8 zu Gunſten des Unternehmers. Der Befteller kann den Mangel 
felbft befeitigen, wenn der Unternegmer mit der Beleitigung im Verzug 
ift (8. 688 Abſ. 8), Der Beiteller fann, wenn die Boraudfegungen des 
8. 684 Abſ. 2 vorliegen, Wanbelung oder Deinderung oder eventuell 
Schadenserſatz fordern, ohne vorher eine Friſt zu ſetzen. Der Unter: 
nehmer iſt berechtigt, die Befeitigung des Mangels zu verweigern, 
wenn fie einen unverbältnismäßigen Aufwand erfordert. Die Wandelung 
ift ausgefchloffen, wenn der Mangel unbedeutend ifl. Über die Ieitenden 
Grundfäge: NG. 66 ©. 82, 

8. Wenn der Unternehmer nicht rechtzeitig liefert, fo würde ber 
Beiteller nad) den allgemeinen Grundfägen darauf angewielen fein, auf 
Herftelung des Werkes zu Tagen, und nur, wenn die Borausfegungen 
der SS. 825, 826, 861 vorliegen, würde ihm das Recht zuftehen, je nad: 
dem Schabenserjag zu fordern oder vom PVertrage zurüdzutreten. Durch 
des 8. 686 werden bie Rechte des Befteller8 erheblich erweitert. Er lann, 
wenn das Werk nicht rechtzeitig hergeftellt wird, bem linternehmer eine 
Friſt zur Lieferung fegen und nad) Ablauf vom Vertrage zurüdtreten. 
In beftimmten Yällen bedarf e8 der Setzung einer Frift überhaupt nicht. 
Auf ein Verſchulden des Unternehmers kommt es nicht an, auch bei Ber: 
zögerung dur Streit, Brand u. dgl. beitcht das Ruücktrittsrecht; darin 
liegt die praktiſch wichttgfte Abweihung von 8. 826. 

4. Dem Belteller ftehen neben den Rechtsmitteln der SS. 688 fi. 
die allgemeinen Nechtäbehelfe zu Gebote. Er kann insbefondere die Ein: 
rede des nicht gehörig erfüllten Vertrags ($S. 640 Anm.) vorichligen oder 
bei Verzug die fi} auß SS. 286 ff., 826 ergebenden Rechte geltend machen 
oder nach 8. 288 vorgehen. Auch iſt es nicht ausgeichloffen, daß ber 
Unternehmer ſchon während der Ausführung des Werled nach allgemeinen 
Grundfägen aus dem Bertrage für Schäden haftet, die durch mangel:- 
Hafte Ausführung in diefem Stadium entjtehen, IW. 1906 S. 111 
(Sturz bes Beſtellers bei gelegentlicher Befichtigung des Neubaus). 
Mängel. . 

633. Der Unternehmer ijt verpflichtet, das Werk jo 
herzuſtellen, daß es die zugeficherten Eigenſchaften hat und nidyt mil 
Fehlern behaftet ift, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem 
gewöhnlichen oder dem nad) dem Vertrage vorausgefehten Ges 

raud) aufheben oder mindern!). 

Sit das Werk nicht von diefer Beſchaffenheit, jo kann der 
Beiteller die Befeitigung des Mangels verlangen?), Der Unter- 
nehmer ijt berechtigt, die Befeitigung zu verweigern, wenn fie 
einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordert, 

Iſt der Unternehmer mit der Beleitigung des Mangels im 
Berzuge, jo kann der Beiteller den Mangel felbjt befeitigen und 
Erſatz der erforderlihen Anfwendungen verlangen?). 

2) Zugeſicherte Eigenſchaften 8. 469 Anm. 5, 6, Gewährsfehler ebd. 
Anm, 2, 8. Steine Berpflihtung des Beftellerd zu al8baldiger Prüfung 
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und Müngelanzeige, Recht 1908 ©. 180; u. U. kann Schweigen aber 
Verzicht auf Mängelrüge bedeuten. — Sicherung bed Beweiſes ZPO. 
$8. 485, 488. 2) Die Befeitigung auch unerbeblicher Mängel Tann 
verlangt werden, Recht 1901 ©. 562; 1902, 566; 1904, 628. Kein 
Anjpruch auf Herftellung eines neuen mangelfreien Werte. Berjährung 
88. 6885. Wegfall des Beleitigungsanfpruchs $. 640 Abſ. 2. 3) Erſatz 
für Aufwendungen (88. 256 ff.), wenn der Unternehmer nicht im Berzuge 
(88. 284 #.) ift: 88. 688ff. 
Recht auf Befeitigung Des Mangels. 
+. 634. Zur Befeitipung eined Mangels der im 8. 633 
bezeichneten Art Tann der Beſteller dem Unternehmer eine ange» 
meſſene Friſt mit der „Härung beftimmen, daß er die Beſeiti⸗ 
gung des Mangels nad) dem Ablaufe der Friſt ablehne!). Zeigt 
ih ſchon vor der Ablieferung des Werkes ein Mangel, fo kann 
der Beiteller die Friſt fofort beitimmen; die Friſt muß fo be 
meſſen werden, daß fie nicht vor der für die Ablieferung be- 
Himmten Friſt abläuft. Nah dem Ablaufe der Friſt kann ber 
Beiteler Rüdgängigmadung des Vertrags (Wandelung) oder 
Herabfegung der Vergütung (Minderung) verlangen, wenn nicht 
der Mangel rechtzeitig bejeitigt worden iſt; der Anſpruch auf 
Bejettigung des Mangels ift ausgefchloffen?). 

Der Beltimmung einer Friſt bedarf e3 nicht, wenn die 
Pejeitigung des Mangels unmöglidy?) ift oder von dem Unter: 
nehmer vermeigert*) wird oder wenn bie fofortige Geltend— 
mahung des Anſpruchs auf Wandelung oder auf Minderung 
durch ein bejonderes nterefjed) des Beſtellers gerechtfertigt 
wırd®). 

Die Randelung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mangel ben 
Wert oder die Tauglichkeit des Werkes nur unerheblid) mindert”). 

Auf die Wandelung und die Minderung finden die für den 
Kauf geltenden Borfchriften der 8$. 465 bis 467, 469 bis 475 
entſprechende Anmwendung?). 

1) 8. 826 Anm. 4. Bet Unterlaffen der SFriftfegung bleiben dem 
Beiteller bie Nechte aus 88. 688, 825, 826, OG. 12 ©. 79. 2) ebenfo 
die Einrede aus $. 820, NG. 68 ©. 178, ZW. 19U6 S. 888. 3) d. h. 
objeltio unmöglich, Recht 1908 ©. 180. 4) Verweigerung durch Nicht: 
Beantwortung ber Aufforderung zu befeitigen: Necht 1901 S. 810. 3)3.8. 
[18.4 ©.41;12,79. 6) Der Beiteller Hat nur das Recht, ohne Friſt⸗ 
fegung zu wandeln, und ift nicht verpflichtet, das Nüdtrittsrecht fofort 
geltend zu machen, NG. 52 ©. 814. 7) Beim Fehlen einer zu: 
gefiherten Eigenſchaft kann trog Unerheblichteit gewandelt werden, OLG. 
1©. 417. 8) Unmittelbare Klage auf Rückzahlung des Preiſes 
wegen Wandelung tft zuläffig. NG. 68 ©. 428, vgl. 8. 462 Unm. 2. — 
Wandelung bei Herftellung eines Bauwerks auf dem Grunbftüd des Be: 
ftellerd: IW. 1908 Beil. ©. 58. 


v 
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Schadenserſatz wegen des Mangels. 

8. 635. Beruht der Mangel!) des Werkes auf einem Um⸗ 
ftande, den der Unternehmer zu vertreten?) bat, fo Tann der 
Beiteller Statt?) der Wandelung oder der Minderung Schadens» 
erſatz wegen Nichterfüllung) verlangen. 

. 2) 8. 688. 2) 88. 276. Haftung für Gehilfen S. 278. 
Ohne BVertretungspfliht des Unternehmers Tann (vorbehaltlich anderer, 
wenn auch ſtillſchweigender Abrede, SächſArch. 15 S. 194) aud) wegen 
Fehlens zugeficherter Eigenſchaften fein Schadenserjag gefordert werden 
(anders $. 468), RG. 58 ©. 178 gegen OLG. 7 ©. 479. 3) eine 
Wahlſchuld (SS. 262 F.), fondern alternative Ermädligung 3. ©. bes 
Bläubigersd, S. 262 Anm. 2. Geltenbmadhung im Eventualverhältnts 
tft nicht ausgeſchloſſen, NG. 58 S. 178. — Kein Schabenserfag nach 
8. 685, ohne daß die Voraudfegungen für Wandelung und Minderung 
nad) $. 684 Ubf. 2, 8 erfült find (Friſtſetzung), RG. 56 S. 81, Recht 
1908 ©. 180. 4) 8. 326 Unm. 7; von ber bort zitierten Praris 
des NG. abweichend: Recht 1906 S. 858. 

Berfpätete Herfiellung. 

8. 6361. Wird das Werk ganz oder zum Teil nicht 
rechtzeitig bergeltellt, jo finden die für die Wandelung geltenden 
Borfchriften des 8.634 Abf. 1 bis 3 entiprechende Anwendung ; 
an die Stelle des Anſpruchs auf Wandelung tritt das Recht des 
Beitellers, nad) $. 327 von dem Vertrage zurüdzutreten. Die im 
alle des Verzug?) des Unternehmers bem Beiteller zuftehenden 
Nechte bleiben unberührt. 

Beitreitet der Unternehmer die Zuläſſigkeit des erflärten 
Rücktritts, weil er das Werk rechtzeitig hergeſtellt habe, fo trifft 
ihn die Beweislaſt. 

1) Bor $. 688 Nr. 8. 2) 88. 284 ff, 826. Firgeihäft $. 861. 
Vereinbarung über die Haftung. 

. 637. Eine Bereinbarung, durch welche die Verpflichtung 
des Unternehmers, einen Mangel ded Werkes zu vertreten, er» 
lafjen oder beſchränkt wird, ift nichtig‘), wenn der Unternehmer 
den Mangel argliftig?) verfchmweigt. 

1) 8. 448 Anm. 1. 2) S. 460 Anm. 6. 

Berjährung. 

&. 6381). Der Anſpruch des Beſtellers auf Bejeitigung 
eines Mangels des Werkes ſowie die wegen des Mangeld dem 
Beiteller zuitehenden Anfprühe auf Wandelung, Minderung oder 
Schadenserjag verjähren?), fofern nicht der Unternehmer den 
Mangel argliftig?) verfchwiegen hat, in ſechs Monaten, bei 
Ürbeiten an einem Grunditäd in einem Jahre, bei Baumerlen t) 
in fünf Jahren“s). Die Verjährung beginnt mit der Abnahme 
des Werkessb). 
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Tie Berjährungsfriit kann durch Bertrag verlängert 
werden?). 

1) Silt nicht nur dann, wenn eine Sache berzuftellen ift, fondern 
auch, wenn ed fih um Erzielung eines Erfolges handelt, Seufffl. 59 
©. 861 (Schleppvertrag), IW. 1905 ©. 484 (Perfonenbeförberung), vgl. 
AS. 62 S. 214; a. M. 62 ©. 119 (Verlegung eines Pafſagiers ift fein 
Werkmangel, fondern pofitive Vertragdverlegung, Verjährung nad) $. 196). 
— Wegen des nad $. 636 Hegründeten Rücktrittsrechts vgl. $. 865 
Anm 1. 2) 88. 2027. 8) 8. 460 Unm. 6. Dann gilt $. 196. 
4)d.h. eine unbemwegliche, durch Verwendung von Arbeit und Material 
in Berbindung mit dem Erdboden Hergeftellte Sade, RB. 56 ©. 41. 
Brunnenanlagen find Arbeiten am Grundftüd, nicht Bauwerke, NG. ebd., 
Senf. 60 ©. 11; vgl. aber ZW. 1902 Beil. S. 219. Dasfelbe gilt 
von ländlichen Drainagearbeiten (Recht 1906 S. 869) und von Aus⸗ 
ſchachtungsarbeiten (Recht 1905 ©. 801). Teilarbeiten an einem Neubau, 
3 B. Dacdeders und Walerarbeiten find Bauwerke, NG. 67 ©. 377. 
5,88. 186 Fi. 6) Abnahme: $. 640. Eventuell ift die Vollendung 
maßgebend, $. 646. 7) Sarantieübernahme auf unbeftimmte Zeit be: 
einflußt im Zweifel nicht die Dauer, fondern nur ben Beginn der Ber: 
jährungszeit, Recht 1908 S. 268. Verkürzung der Berjährungsfrift: 
8. 226. 


6.639. Auf die Verjährung der im $. 638 bezeichneten 
Anfprühe des Beſtellers finden die für die Verjährung der An- 
jprüde des Käufers geltenden Vorjchriften des $. 477 Abf. 2,3 
und der 88. 478, 479 entipredhende Anwendung. 

Unterziebt fi) der Unternehmer im Einverſtändniſſe mit 
dem Beiteller der Prüfung des Vorhandenjeins des Mangels 
oder der Beleitigung des Mangels, fo ift die Verjährung fo 
lange gehemmt, bis der Unternehmer das Ergebnis der Brüfung 
dem Beiteller mitteilt oder ihm gegenüber den Mangel für be» 
jeitigt erflärt oder die Fortſetzung ber Befeitigung vermeigert. 

Hemmung $. 2056. Mitteilung uſw. 88. 180ff. 

4. Abnahme. 


. 6AO. Der Belteller ift verpflichtet, da8 vertraggmäßig 
bergeitellte Werl abzunehmen), fofern nicht nach der Beichaffen- 
beit ded Werkes die Abnahme ausgeſchloſſen iſt?). 

Rimmt der Belteller ein mangelhaftes Werft ab, obichon er 
den Mangel Tennt, fo Stehen ihm die ın den 88. 633, 634 be- 
ſtimmten Anfprüches) nur zu, wenn er ſich feine Rechte wegen 
de3 Mangels bei der Abnahme vorbehält*). 

2) Abnahme Anhalt: nit nur Förperlihe MWegnahme (wie 
$. 488 Anm. 7), fondern auch Anerkennung der Leiftung ald Erfüllung, 
su. 59 S. 861; a. M.: Necht 1905 S. 592 (rein tatfächlicher Bor: 
sang). Wirkung: 88. 688 (Beginn der Berjährung), 644f. (Gefahr: 
übergang), 868 (Beweis). Auch bei Zahlung vor Ubnahme bleibt bie 
Beweislaſt für Mängelfreieit : beim Unternehmer, Necht 1904 ©. 528. 
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Kein Berluft der Anſprüche wegen Erlennbarteit der Mängel (anders 
8. 460), aber $. 640 Abf. 2, vgl. auch HGB. SS. 881 Abſ. 2, 877. 
Die Abnahme fchließt die Einrede aus $. 320 nit aus, folange das 
Recht auf Bejeitigung des Mangels nicht nach 8. 628 verjährt oder nad 
$. 640 Abſ. 2 verwirft ift (vgl. ferner S. 684 Anm. 2), Seuffi. 59 
©. 140, a. M.: Seuffßl. 68 ©. 442. Abnahmeweigerung iſt 
wegen jeden Mangels, auch eines unerheblichen zuläffig, 8. 820 Abſ. 2 
findet Leine Anwendung, ba die Abnahme feine Gegenleiftung iſt. Bei 
ungeredtfertigter AWeigerung kann Unternehmer auf A. Elagen. Yernere 
Wirkungen: Gläubigerverzug (88. 298 ff.) und Gefahrübergang nad) 8. 644. 
Auch Schuldnerverzug? vgl. $. 826 Anm. 8, RG. 58 ©. 221. 2) Bgl. 


8. 646 Anm. 8) Andere Anſprüche ($. 685) bleiben beftehen, aber 
u. U. fann Schweigen Berziht auch darauf bedeuten. 4) vgl. 
8. 841 Anm. 

5. 


Vergütung; Zeit der Gnutrichtung; Berzinfung. 

F. 641. Die Vergütung iſt bei der Abnahme!) des Werkes 
zu entrichten. Sit das Werk in Teilen abzunehmen und die Ber- 
gütung für die einzelnen Zeile beſtimmt, fo ijt die Vergütung 
für jeden Zeil bei deſſen Abnahme zu entrichten). 

Eine in Geld®) feitgefegte Vergütung bat der Beiteller von 
der Abnahme des Werkes an zu verzinjent), fofern nicht die 
Vergütung geitundet ilt. 

1) S. 640 Anm. 1, ev. bei Vollendung, $. 646. Keine Borleiftungs- 
pfliht des Unternehmers in dem Sinne, daß er aud bei Erfüllungs- 
weigerung des BeftellerS mit der Herftellung beginnen müßte, OLG®. 12 


®. 78. — Die Borfdriften über den Leiftungsort (88. 269f.) werden 
durch 8. 641 nicht berührt, ORG. 6 ©. 879. 2) anderenfallß erft bei 
Ubnahme des legten Teiles. 3) 8. 244. 4) 88. 246— 248. 


6. Annahmeverzug. 

&. 6421), Iſt bei der Deritenung des Werkes eine Hand⸗ 
lung des Beiteller8 erforderlich, fo Tann der Unternehmer, wenn 
der Beſteller durch das Unterlaffen der Handlung in Verzug?) 
der Annahme kommt, eine angemeſſene Entſchädigung ver⸗ 
angen?). 

Die Höhe der Entfehädigung beftimmt ſich einerfeit3 nad 
ber Dauer des Verzugs und der Höhe der vereinbarten Ber- 
gütung, andererjeitS nach demjenigen, was der Unternehmer in« 
rolge des Verzugs an Aufwendungen erjpart oder durch ander- 
weitige Verwendung feiner Arbeitsfraft erwerben kann. 

1) 8. 826 ift in den ganen ber 88. 642, 648 unanwendbar, RG. 53 
S. 221. 2) 88. 298ff. 8) Keine Klage des Unternehmers 
auf Vornahme der betr. Handlung. Bei Unmöglidiwerben des Wertes 
Fr ö en in ber Perſon des Beſtellers liegenden Umftand gelten 


6. 643'). Der Unternehmer ift im Falle des 8. 642 be⸗ 
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rehtigi, dem Beiteller zur Nachholung der Handlung eine an» 
gemeſſene Friſt mit der Erflärung zu beitimmen?), daß er den 
Vertrag Tündige, wenn die Handlung nit bis zum Ablaufe 
der Srilt vorgenommen werde. Der Bertrag gilt als aufge. 
hoben, wenn nicht die Nachholung bis zum Ablaufe der Frift 
olgt?). 

ei 3 642 Anm. 1. 2) 8. 826 Anm. 4. 8) Der Befteller 
fann feinerjeit8 nad) S. 649 den Bertrag kündigen. 

7. Tragung der Gefahr. 

8. 64 41). Der Unternehmer trägt die Gefahr?) bis zur 
Abnahme?) des Werkes. Kommt der Beſteller in Verzug) der 
Annahme, fo gebt die Gefahr auf ihn über. Yür den zu 
fälligen Untergang und eine zufällige Verſchlechterung des von 
dein Belteller gelieferten Stoffes iſt der Unternehmer nicht ver- 
antwortlich. 

Berfendet der Unternehmer das Wert auf Verlangen des 
Beſtellers nad) einem anderen Orte als dem Erfüllungsorte, fo 
hnden die für den Kauf geltenden Vorfchriften des 8. 447 ent» 
Iprehende Anwendung. 

1) Sondervorſchriften: VerlG. $. 88, Binnen Sh®. S. 64. 2) d. h. 
der Unternehmer geht des Anſpruchs auf die Gegenleiftung verluftig, wenn 
vor Abnahme das begonnene oder fertiggeftellte Wert durch Zufall unter: 
geht oder die Heritelung unmöglih wird. — Gegen Beichädigungen 
Dritter an dem in der Herftellung begriffenen Bau auf dem Grundftüd 
des Beitellerd wirb ber Unternehmer durch $. 823 (ſonſtiges Recht) 
geihägt, Seuffel. 61 S. 66. 3) 8. 640 Anm. 1. Geht das Wert 
nad Abnahme unter, fo kann der Unternehmer die volle Gegenleiftung 
fordern. 4) 83. 298 ff. 

angel des vom Befleller gelieferten Stoffes ac. 

8. 645. a das Werk vor der Abnahme!) infolge eines 
Mangels des von dem Beſteller gelieferten Stoffes?) oder in- 
folge einer von dem Belteller für die Ausführung erteilten An⸗ 
weifung unierge angen, verjhledtert oder unausführbar ge- 
worden, ohne K; ein Umjtand mitgewirkt hat, den der Unter: 
nehmer zu vertreten bat?), fo kann der Unternehmer einen der 
geleifteten Arbeit entjprechenden Teil der Bergütung und Erjag 
der in der Vergütung nicht inbegriffenen Auslagen verlangen. 
Das gleihe gilt, wenn der Vertrag in Gemäßheit des $. 643 
aufgehoben wird. 

Eine weitergehende Haftung des Beſtellers megen Ver⸗ 
Ihuldens bleibt unberührt. 

1) 8.644 Anm. 8. 2) Recht 1905 ©. 44; 1906, 180. 3) Ber: 
pflichtung des Unternehmers zu fachverftändigem Rat: $. 611 Unm. 2a. €. 

sllendung anftatt der Abnahme. 

6.646. Sit nach der Beichaffenheit des Werkes die Ab- 
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nahme ausgelchlofjen?), fo tritt in den Fällen der 88.638, 641, 644, 
645 an die Stelle der Abnahme die Vollendung des Werkes. 

1) Abnahme (8. 640), bzw. Vollendung beim Schlepppertrage: 
NG. 62 ©. 210, Seuffll. 59 ©. 861. Abnahmefähigkeit von Werkarbeiten, 
die an einem Gebäude ausgeführt find: OLS. 6 S. 84. 

8. Pfandrecht des Unternehmers. 

.647. Der Unternehmer hat für feine Forderungen aus 
dem Bertrag!) ein Pfandredjt?) an den von ihm bergeitellten 
oder ausgebeflerten beweglichen?) Sachen des Beſtellers“), wenn 
fie bei ber Heritellung oder zum Zwecke der Ausbeijerung in feinen 
Belib®) gelangt find. 

1) Auch für Forderungen auf Schabenserfag wegen Annahmeverzugs 
(OLG. 1 S. 898), fowie aus 88. 642, 645; aud) für Prozeßkoſten, vgl. 
88. 1257, 1210, a. M. OLG. 1 ©. 898; nit aber für Koften eines 
vielleicht fpäter möglichen Prozefles, Recht 1902 ©. 101. *) S. 1267. 
Abfonderungärecht im Konkurfe KO. $. 49 Nr. 2; außerhalb des Konkurſes 
EEKOÄNDG. Art. III. Neben dem Pfandrecht beftehen die Zurũckbe⸗ 
Baltungsrechte aus 88. 278 820 (OvG. 12 ©. 79), 1000 (vgl. KO. 
8. 49 Nr. 8). 3) Auch an Schiffen. Vorrang eines ind Schiffs⸗ 
regifter eingetragenen älteren Pfandredht3: DAS. 1905 ©. 122. Durd: 
führung des Unternehmerpfandrecht8 an eingetragenen Schiffen: OLG. 9 


©. 292, Recht 1906 ©. 56. 4) 8. 1000 gilt auch dann, wenn bie 
Sade einen Dritten gehört. 5) Tatfächliche Gewalt nad) $. 855 
genügt nicht. 

Bauhandwerker. 


8 GAS. Der Unternehmer eines Baumerfes oder eines 
einzelnen Zeiles eines Bauwerkes kann für feine Forderungen 
aus dem PVertrage die Einräumung einer Sicherungshypothek an 
dem Baugrundftüde des Beiteller verlangen. Iſt das Werk noch 
nicht vollendet, jo Tann er die Einräumung der Sidyerungs- 
hypothek für einen der geleifteten Arbeit entjprechenden Zeil 
der Vergütung und für die in der Vergütung nicht inbegriffenen 
Auslagen verlangen. 


1, Berechtigt aus $. 648 ift jeber, der irgend eine Arbeit, welcher 
Art jie auch fei, bei der Errichtung eine Gebäudes (d. 5. an dem Ge: 
bäude) geleitet bat, StenBer. S. 2817. Borausfegung iſt ein Werft: 
vertrag (Neuberftelung oder Ausbeſſerung, OLG. 2 S. 288) fer ein 
Bauwerk ($. 688 Anm. 4). Kauf oder Werklieferungsvertrag liber Bau: 
materialien genügt nicht, Recht 1901 S. 281; 1906, 801. Ferner mu 
die Arbeit des Unternehmers materiel an dem Bauwerk zum Ausdrud 
fommen, bie Arbeit des Architekten, der die Pläne fertigt und die Bau: 
aufſicht führt, fallt nicht unter 8. 648, OLG. 12 S. 80; 10 ©. 181. — 
Einzelfälle: Anwenbbarteit bes $. 648 bei Herfiellung und Einiegen 
von Fenftern, Türen, Saloufien in einem Neubau, OXNG. 1 ©. 483, 2 
382, SächſArch. 10 ©. 47; ebenfo bei Ausführung der Tüncherarbeiten, 
Recht 1906 S. 801. Perfagt ift der Anipruch aus $. 648 dem Lieferanten 
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einer Siegelprefie, der zwar bie Montierung, aber nicht ba8 Einbauen 
übenommen hatte, 3. 1902 Beil. ©. 219. 

2. Kür welche Sorderungen? 8. 647 Unm. 1. Fälligkeit tft 
nidt Borausiegung, aber Bollendung des Werkes. Solange der Unter: 
nehmer Sachen, die er zu liefern bat, wenn aud) rechtmäßig, zurüdbebält, 
deiieht fein Anfpruch, NG. 58 S. 801. Die Sicherungdhypothek iſt trog 
3PCO. 8. 866 auch wegen weniger ald 800 Mark zuläffig, OLG. 2 ©. 221. 

3. Inhalt des Anſpruchs. Sicherungshypothet: 88. 1184. Die 
Eintragung auf Grundftüdsteile, die durch dad Bauwerk feine Wert: 
erhöhung erfahren Haben und feit Erridhtung des Baues grundbuchlich 
abgerrennt find, fann nicht verlangt werden, ORG. 12 ©. 88. — Die 
Gmtragung erfolgt nah GBO. 8. 19, ev. auf Grund eineß rechtäfräftigen 
Urteil®, die einer Vormerftung nad) 8. 886. Legtere ift auch dann noch 
zufäffig, wenn ſchon ein gegen Sicherheit vorläufig volftredbares Urteil 
auf endgültige Gintragung vorliegt, OLG. 12 ©. 88. ber Klageredht 
des Unternehmers gegen ben, der nad) Eintragung der VBormerlung das 
Grundftüd erwirdt: OLG. 4 ©. 287. — Nach Eintragung von Hypothek 
oder Bormerkung kann Zahlung nur gegen Löfchungsbemilligung verlangt 
werden, IB. 1904 S. 91. Der Belteller kann den Anſpruch aus 8. 648 
nicht dur andermweite Sicherheitäleiftung bejertigen, wohl aber jo die 
Aufhebung einer einftweiligen Verfügung erreichen, durch bie eine Bor: 
mertung bewirkt ift, RG. bb ©. 141 gegen SeuffA. 59 ©. 141. 

4. Bei Abtretung der Werflohnforderung gebt der Anſpruch aus 
s. 648 auf den Erwerber mit über, OLG. 6 ©. 84; 12 ©. 82; a.M. 4 
S. 46. — Durch Klage auf Löſchung der Unternehmerbypothef ift die Wert: 
lohnforderung noch nicht rechtshängig, Seuffel. 59 ©. 287. 

9. Bndigmngerent des Belellers. 
8649), Der Beiteller kann bis zur Vollendung?) des Werfes 
jederzeit den Vertrag fündigen?). Kündigt der Belteller, jo it 
der Unternehmer berechtigt, die vereinbarte Vergütung zu ver» 
langen; er muß ſich jedoch dasjenige anrechnen laflen, was er 
infolge der Aufhebung des Vertrags an Aufwendungen er= 
Ipart oder durch anderweitige Verwendung feiner Arbeitsfraft 
erwirbt oder zu erwerben bösmwillig unterläßt. 

1) Bei Unmöglichwerben der Werkvollendung gelten 88. 828 bis 
325, vgl. auch $. 675 mit 88. 672, 678. Wegen Konturd vgl. KO. 
88. 17, 22, 28, 26, 27, 48. 2) 8. 646 Anm. 1. 8) 8. 664 
Anm. 2, 8. 620 Anm. 2. 4, Der Unternehmer bat feinen An: 
ſpruch auf Schabenderfag, OLG. 7 S. 480. 

oſtenanſchlag. 


® 

6.650. Iſt dem Bertrag ein Koftenanichlag!)?) zu Grunde 
gelegt worden, ohnedaß ber Unternehmer die Gewähr für die Richtig 
feit des Anſchlags übernommen hat, und ergibt fi, daß das 
Wert nicht ohne eine mefentliche Überfchreitung des Anſchlags 
ausführbar ift, fo fteht dem Unternehmer, wenn der Belteller 
den ®Bertrag aus dieſem Grunde fündigt, nur der im $. 645 
Abi. 1 beitimmte Anſpruch zu. 
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Sit eine foldhe Überfchreitung des Anſchlags zu erwarten, 
fo hat der Unternehmer dem Bejteller unverzüglich?) Anzeige zu 
machen. 

a) Abſchluß eines Werkvertrags auf Grund eines Koſtenanſchlags 
(gleichviel, von wem gefertigt) kann bedeuten: a) daß die veranfchlagte 
Summe bie fefte Entihädigung des Unternehmers bildet, einerlei ob die 
Ausführung teurer oder billiger wird, Seuffü. 55 ©. 892; b) ber 
Koftenanichlag dient nur zur Orientierung des Beftellerd. tur für dieſen 
Fall gibt 8. 650 ein befonderes Kündigungsredt. 2) Ob dem 
Unternehmer der auf Anfordern einen KU. einreicht, eine Vergütung da: 
für gebührt (überhaupt oder wenigftens für den al, daß ihm die Aus— 
führung nicht Übertragen wird), enticheidet allein der mutmaßliche Partei: 
wille, vgl. Seuffl. 47 ©. 40. 3) d. h. ohne fchuldhaftes Zögern, 
8. 121. Unterlaffen der Unzeige verpflichtet zum Erfag des daraus 
entitehenden Schaden?. 


10. Beſchaff. d. Stoffes durch d. Unternehmer (Merklieferungssertrag). 
8. 651. Verpflichtet fi der Unternehmer, das Werk aus 
einem von ihm zu beichaffenden Stoffe herzuftellen, jo hat er dem 
Beiteller die hergeitellte Sache zu übergeben und das Eigentum 
an der Sache zu verjchaffen. Auf einen foldden Bertrag finden 
die Borjchriften über den Kauf Anmwendung; it eine nicht ver- 
tretbare Sadje herzuitellen, fo treten an die Stelle des 8. 433, 
des 8. 446 Abf. 1 Satz 1 und der 88. 447, 459, 460, 462 bis 
464, 477 bis 479 die Vorfchriften über den Werkvertrag mit 
Ausnahme der 88. 647, 648. j 

Verpflichtet fich der Unternehmer nur zur Beſchaffung von 
Zutaten oder fonftigen Nebenfadhen, fo finden qusſchließlich Die 
Vorſchriften über den Werkvertrag Anwendung. 

1. überſicht. Hat ber Unternehmer den Stoff zur Herſtellung des 
von ihm übernommenen Werted zu beichaffen (Werklieferungsvertrag, viel: 
fach wird mit diefem Namen ber Vertrag unter 8 allein bezeichnet), jo wird der 
Vertrag grundfäglich als Kaufvertrag behandelt, aber hinſichtlich der an: 
zuwendenden Einzelfäge ift zu unterfcheiden: Handelt e8 fi) uur Die 
Lieferung einer vertretbaren Sache, fo finden ſämtliche Vorichriften über 
den Kauf unverändert Unwendung. Handelt ed fi) dagegen um Die 
Lieferung einer nicht vertretbaren Sache, fo gelten mit Rüdiicht auf die 
innere Berwandtichaft des Bertragg mit dem MWerkvertrage die Vor⸗ 
fSriften Über den Kauf nur mit der Einſchränkung, daß, foweit für den 
Werkvertrag abweichende Normen beftehen, dieſe Pla greifen. — Haben 
beide Zeile den Stoff zu beichaffen, fo Liegt im Falle des S. 651 Abſ. 2 
reiner Werkvertrag vor, Werflieferungdvnertrag dagegen, wenn der vom 
Unternehmer gelieferte Stoff jo wefentlich ift, daß der Belteller erjt durch 
Übereignung Eigentümer des vollendeten Werks wird, Bauverträge 
über ein auf dem Grundſtück des Beſtellers zu errichtendes Gebäude find 
daher ($. 94) niemald Werflieferungdverträge, vgl. $. 648 Anm. 1. 

2. Werflieferungsvertrag über eine vertretbare Sade: Der 
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Unternegmer ift verpflichtet, die hergeftellte Sache zu übergeben und dem 
Beſteller das Eigentum zu verichaffen ($. 488 Abſ. 1). ‘Der Beiteller ift 
verpflichtet, die vereinbarte Bergiitung zu entrichten und das hergeftellte 
Bert abzunehmen (5. 483 Ubi. 2). Die Abnahme ift im Sinne einer 
Wegnahme ($. 483), nicht im Sinne einer Anerlennung ald Erfüllung 
($. 640) zu veritegen. Haftung für Mängel 88. 484, 459 fi., 480; kein 
Anſpruch auf Befeitigung von Mängeln. Übergang der Gefahr 
&8. 446, 44T. — Bertretbare (8. 91) Sachen find 3. B.: Mafchinen 
gewöänlicher Art und üblicher Beichaffenheit, RG. 45 ©. 68, Recht 1904 
©. 166; allgemein gangbare Möbelſtücke, Sächſel. 18 S. 626. Unver: 
tretbar dagegen find: nach beftimmten Zeichnungen berzuftellende Dampfer, 
Gruch. 48 S. 1070, Plakate von beftimmten Format und Mufler, 
233. 1908 ©. 822. 

8. Werklieferungsvertrag über eine nicht vertretbare Sade: Der 
Unternehmer tft verpflichtet, dad Wert aus dem von ihm zu befchaffenden 
Etoffe Herzufteflen, dem Beiteller die Hergeftellte Sache zu übergeben und 
das Eigentum daran zu verihaften. Der Belteller ift verpflichtet, die 
vereinbarte Vergutung zu entrichten und das vertragsmäßig Hergeftellte 
Verf abzunehmen. Die Ubnahme ift im Sinne einer Annahme ald Un: 
ertennung zu verftehen ($. 640). Haftung für Mängel SS. 484 ff., 469 ff., 
633 fi.; der Beiteller ift danach befugt, auf Befeitigung des Mangels zu 
Hagen oder Wandelung oder Minderung zu verlangen, dem Unternehmer 
muß aber die Möglichkeit gewährt werden, den Mangel zu bejeitigen und 
dadurch die Klage auf Wandelung oder Minderung auszufchließen. An⸗ 
nahmeverzug 88. 298 ff, 642. Übergang der Gefahr SS. 644-646. 

4. Sondervorfchriften. WWerklieferungsvertrag im Handelsverfehr 
bei vertretbaren Sahen BGB. SS. 6bl, 488 ff, HGB. SS. 878 fi., bet 
nicht vertretbaren Sachen HGB. 8. 881 (Recht 1906 S. 22) fomwte ins⸗ 
beiondere $. 877 (Unterfuchungspflicht) und 8. 875 (Spezifikationskauf), 
femer F. 406. Bierlteferungsvertrag Bay. Art. 18, 14. 


Achter Zitel. 
Mäflervertrag. 


1. Mäller ift, wer es unternimmt, gegen Entgelt den Abſchluß eines 
Vertrags zu vermitteln oder eine Gelegengeit zum Abfchluß eines Ber: 
trags nachzuweiſen. Die hauptiächlihe Bedeutung des Mäklertums liegt 
auf dem Gebiete des Handelsverkehrs. Über die Handelgmäller gibt das 
HGB. SS. 93—104 eine Reihe von Borfchriften, weldhe den Be: 
ftimmungen des BGB. vorgehen, aber anbererfeit3 ihre Ergänzung in 
diefen finden. Als Mäflerverträge, welche nicht unter dad HGB. fallen, 
find namentlicy zu nennen die Geichäfte der Srundftüds- und Hypotheken⸗ 
mätler fowie die der Gefindemäller. Pgl. auch EG. Art. 95 (wegen der 
Gefindemäfler), GewO. 8. 85 und BörſG. SS. 29— 85, über Heuerbafe 
ſ. G. v. 2. Juni 1902. 

2. Das BGB. gibt Leine erichöpfende Regelung des Mäklervertrags, 
fondern befchräntt fi auf einige Eingelvorfchriften, welche teild bisher 
bervorgetretene Streitfragen entfcheiden, teil8 Mißſtänden entgegentreten 
ſollen. Im übrigen tft auf die allgemeinen Borfchriften zu verweilen. 


Achilles, Bürgerliches Geſezbuch. 5. Auflage. 19 
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8. Über die fog. Agenien enthält das BGB. keine befonderen Be- 
fimmungen. Der Agent lann Mäller, aber auch Gehilfe oder Stell: 
vertreter eined Dritten fen. Handlungsagenten: HGB. SS. 84—92. 
Wer auf Grund eines dauernden Vertragsverhältnifſes Baflageverträge 
für eine Schiffahrtsgeſellſchaft abſchließt, ift Agent (HB. 8. 84) nicht 
Mäller, OLG. 2 ©. 888. — Über den Trödelvertrag vgl. M. II ©. 616ff. 
Begriff. 

. 652. Wer für den Nachweis der Gelegenheit zum 
Abſchluß eines Vertrags oder für die Vermittelung eines Ber- 
trags einen Mällerlohn veripricht, ift zur Entridhtung des Lohnes 
nur verpflichtet, wenn der Bertrag infolge des Nachmweifes oder 
infolge der Bermittelung des Mäklers zuitande kommt. Wird 
der errag unter einer auffchiebenden Bedingung geſchloſſen, jo 
Tann der Mäflerlohn erft verlangt werden, wenn die Bedingung 
eintritt. 


Aufwendungen find dem Mäfler nur zu erjegen, wenn es 


vereinbart ift. Dies gilt aud dann, wenn ein Bertrag nicht 
zuſtande kommt. 


1. Weſen de MBertraged. Der MBertrag, vom BGB. neben 
Werls und Dienftvertrag als felbftändige Vertragsart behandelt, unters 
ſcheidet fih von beiden dadurch, daß der Mäller nicht zur Erzielung 
eines Ergebnified oder zur Leiftung von Dienften verpflichtet ift, fondern 
nur mittelbar, durch den in Ausſicht ftehenden Mohn, zur Tätigkeit an: 
gehalten wird; auf Ausübung der Zätigfeit Tann daher beim reinen 
MBertrage nicht gellagt werden. — Gleichwohl liegen dem Mäfler bie 
allgemeinen Schulbverpflihtungen in der durh das Fehlen ber 
Tätigleitspflit gebotenen Beſchränkung ob, namentlih Haftet er bei 
Ausübung feiner Tätigkeit für jede Sorgfalt ($. 276) und für feine Ge⸗ 
bilfen nach 8. 278 (OLG. 9 ©. 7); über feine Pflichten im einzelnen 
f. unten Rr. 4. Der MBertrag charatterifiert fi hiernach als ein 
äzweifeitiger Vertrag. Uber auch die Vorſchriften über gegenfeitine Ber: 
träge (SS. 820 ff.) find mit der erwähnten Beſchränkung anzumenden, 
wenn der Möller irgendwie zur Ausübung feiner Zätigfeit gelangt, 
beren Gegenleiftung der MvLohn bildet (ftreitig). 

2. Befonbere Abreden können ben MPertrag bem Werl: ober 
Dienitvertrag weiter annähern, auch zu ausſchließlicher Anwendung der 
Vorſchriften Aber diefe Verträge führen. Einzelfälle: Verpflichtet ſich 
der Mäller, tätig zu werden (3. B. eine Hypothek zu beſchaffen), fo Liegt 
mindeftend ein mobdifizierter MBertrag, u. U. ein Werk: oder Dienfiver: 
trag vor, OLG. 12 ©. 87. Die Übernahme folder Berpflihtung Liegt 
3. B. in ber Ubrede, daß der Auftraggeber bi zu einem beftinmten 
Termin den Vertrag nicht ohne den Mäller abichließen darf (ORG. 12 
S. 90, über ähnliche Abreden |. unten Nr. 4). Auch kann neben dem 
MPertrage ein bejonberer Dienft: oder Werfvertrag beftehen, der den 
Mäller zu gewiſſen, mit dem projeftierten Bertrage zufammenhängendben 
Mübeleiftungen verbindet, Necht 1906 ©. 985, OLG. 12 ©. 88, Bruch. 49 
©. 619. — Bird der MLohn ohne Rüdficht darauf zugefihert, ob der 
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Bertrag bemnäcdhft zuftande kommt, fo beftegt ein Dienftvertrag, OLG. 12 
6.78, feine Schentimg, Puchelt8g. 88 S. 410. Dagegen enthält daß Ber: 
ſprechen einer Entihädigung an den erfolglos tätig gewordenen Mätler eine 
Scentung, Recht 1905 S. 812. — Der MPBertrag kann fih nur auf 
zufänftige, nicht auf vergangene Dienfte beziehen, OL®. 9 S. 7. Das 
Berfprechen einer Bergätung für ſchon erfolgten Nachweis eines Kauf⸗ 
Infligen, falls der Bertrag demnächſt zuftande kommt, iſt zwar kein 
MBertrag, aber auch fein abftraftes Schuldverfpredden (8. 780) und das 
ber formlos giltig, ORG. 9 ©. 8. — Hanbelsmäller: Vorbm. Nr. 1. 
Die Bermittelung eines laufmänniſchen Geſellſchaftsvertrags fällt unter 
8.652, OL®. 2 ©. 251. 

8. Für ben Abſchluß des Mäflervertrages gelten bie allgemeinen 
Kegeln, |. namentlich 88. 145. Eine Form iſt nicht erfordberlih. Still⸗ 
ſchweigender Abſchluß dadurch, daß man fih die als folche erfannte 
Tätigleit eines Mällers gefallen läßt, Sächſ. Ar. 11 S. 220, OLG. 4 
5. 289, DIB. 1904 ©. 272. Doch muß beim Abſchluß Tlar werben, 
für wen (Käufer oder Berkäufer?) die Tätigleit erfolgt, ORL®S. 4 ©. 47. 
— Nach $. 188 nichtig tft ein MBertrag Über den Verlauf eine Bordells, 
Seuff̃ J. 56 S. 148 (NRG.), DUE. 4 ©. 288; 5 ©. 109. Ebenfo ein Ber: 
trag, durch den fich jemand verpflichtet, einen anderen zweds Wbfchlufies 
zu bearbeiten, ohne fih al8 Beauftragten ber anderen Partei zu offen: 
baren, OLG. 7 S. 7. Giltig tft der MBertrag, wenn der Mätler durch 
die Bertragdvermittelung gegen eine Konkurrenzklauſel verſtößt, SeuffA. 
69 ©. 257. 

4. Pflichten beider Parteien (Mohn Nr. 6b). Berpflichtungen 
des Mäklers im allgemeinen f. Nr. 1, 2, im einzelnen: ber Mäfler 
Hat Aber alle ihm befannten für die Entichließungen ſeines Auftraggebers 
maßgebenden Tatſachen diefem Aufichluß zu geben, Seuffü. 56 S. 127, 
SeuffBl. 1906 ©. 188, SächſeArch. 15 ©. 89, Net 1905 ©. 78, 
O8. 12 S. 87. Keine befondere Erkundigungspflicht bezüglich der 
Zahlungsfähigleit, aber Haftung wegen bewußter BZuführung eines 
infolventen Käuferd, OLG. 2 ©. 119, Recht 1901 ©. 8856, 588, 
DIEB. 1908 S. 60. Schabenderfagpflicht ferner bei Entgegenmwirten 
gegen den Bertragdfchluß, Seuffü. 56 S. 41, ORG. 6 S. 87; 12, 86 
(bloße Benennung eines anderweiten Kaufobjekts fällt noch nicht dar 
unter) vgl. au $. 654. — Der Auftraggeber tft zu weiteren An 
gaben, al8 er machen will, nidt verpflichtet, SächſArch. 11 S. 622. 
Widerruf ſteht ihm jederzeit zu, Begründung ift nicht erforderlich, daher 
ift auch Angabe eines falfhen Grundes ohne Bedeutung, OLG. 12 ©. 88. 
Bertragliher Ausfchluß des Widerrufrechts iſt zuläffig; eine fehlende 
Zeitgrenze ift nach SS. 157, 242 zu ergänzen, IW. 1905 S. 889. 
Die Übertragung des „Alleinverkaufs“ auf ein Jahr (auch bei Grund: 
küden formlos giltig, Bruch. 49 ©. 626, vgl. 8. 813 Anm. 1) ver: 
pflichtet ben Auftraggeber, während biefer Zeit von anderweiten Verkauf 
Abftand zu nehmen; Zuwiderhandeln gegen diefe Unterlaffenspflicht vers 
pflichtet nad) 88. 280, 8265 zum Schadenderfag, Gruch. 49 ©. 619, 
OLG. 12 ©. 90; 1 5. 286 (fügt die Enticheibung auf 8. 824). Darin, 
daß dem Mäfler dad Grundſtück auf beftimmte Zeit „et an die Hand“ 
gegeben wird, erhlidt OLG. 8 ©. 76 noch nicht eine gleiche Abmachung, 

19* 
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hält vielmehr für jo lange nur Beauftragung eine8 anderen Mäflers, 
nit aber eigenen Berfauf oder Widerruf für ausgefchloffen. ine 
Berpflihtung, den vom Mäller vorgeichlagenen Vertrag abzufchließen 
befteht auch bei Ausſchluß des Widerrufsrecht nicht, Mohn au ohne 
Buftandefommen des Vertrages? f. unten Nr. ba. Argliſtiger Widerruf 
(d. 9. zu einer Zeit, ald die Bermittlertätigleitt ſchon erfolgreich geleiftet 
war, um dann felbft abzufchließen) nimmt den Lohnanſpruch nicht, 
DRS. 12 ©. 88, SächſArch. 15 ©. 91. Die Beweislaft bei An: 
fprüdhen de Mäflerd aus vertragäwidrigem Seldftverfauf legt Gruch. 49 
©. 619 (RG.) dem Mäller dahin auf, daß er ohnedem ben Verkauf 
vermittelt Hätte. WU. M. OLG. 12 ©. 90 (Umdrehung ‘der Beweislaft 
infolge vertragSwidrigen Berhaltend des Auftraggebers). 

6. Borausfegungen für den Aniprud auf Mohn: a) Bu: 
ftandefommen des in Augficyt genommenen Geichäfts. Kein MLohn, 
wenn das vermittelte Geſchäft unverbindlih ift, 3. B. nad 8. 818, 
SW. 1902 Beil. ©. 228, Recht 1903 ©. 504, wenn der Bertrag unter auf: 
löfender Bedingung geichloffen tft und dieſe demnächſt eintritt, DIZ. 1904 
S. 822 (die8 entipricht der mutmaßlichen Parteiabfiht, andere Regelung 
bat der Mäkler zu beweijen), a. M.: SähfüLß. 26 ©. 287; bei Ab— 
fhluß unter aufſchiebender Bedingung (3. B. OLG. 4 ©. 241; 12, 851 
Rote 1, Recht 1903 ©. 360) bis zum Eintritt diefer Bedingung, $. 652 
Sag 2; bei vermeigerter Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts, 
OVLG. 4 S. 240; wenn das Geihäft uoch nicht vollitändig zuftande 
gefommen tft (MLohn für Darlehnsvermittelung erft bei Auszahlung des 
Darlehns, nicht Thon bei Zuftandefommen des Darlehnsvertrags, DUS. 1 
©. 401, Recht 1906 ©. 801, doch ann Auslegung de MPBertrags 
zu anderem Ergebnid führen, ebd. ©. 682). — Auch bei grundlofer 
Ablehnung des nachgemwiefenen Bertragsichlufies befteht fein Anſpruch 
auf Mohn, ZW. 1912 Beil, ©. 228, a. M. OLG. 12 ©. 89 (MYohn 
bet Zuführung eines Käufers, den unter gleiben Verhältniſſen ein vor: 
und umfichtiger Geſchäftsmann afzeptierem würde), — Die einmal ver: 
diente Gebühr bleibt beftehen: bei vertragsmäßiger Wiederauibebung des 
vermittelten Geſchäfts (OVG. 1 S. 402); bei Ausübung eines gefeglichen 
Rücktrittsrechts Seitens der provifionspflichtigen Bartei, IW. 1901 
S. 171; bei Widerruf gegen Reugeld feitend des Gegners wenigiten in 
Höhe des Neugeldg, Recht 1901 ©. 589; 1906 ©. 100; bei Einfordern 
einer Bertragsftrafe ftatt Erfüllung, IW. 1906 ©. 184. — Ob bei Mb: 
ſchluß eines ähnlihen Geſchäfts Statt des urſprünglich in Ausficht 
genommenen der zugeſicherte Mohn verdient iſt, muß die Auslegung 
des Mäklervertrags entſcheiden, Recht 1908 ©. 504 (68.), IW. 1905 
©. 138, a. M.: ORG. 8 ©. 76 (e3 genügt, daß der uriprünglidde ge: 
wollte wirtfchaftlide Zweck erreiht wird, Dienftvertrag ftatt Gefellichafts- 
vertrag). Daber ift die für Verkauf eines Bergwerks zugeſicherte Brovijion 
nicht verdient, wenn ftatt deflen eine Gewerkſchaft gebildet wird, 
SächſArch. 11 ©. 228; ebenio, wenn ftatt des beabfidhtigten Verkaufs 
ein ZQaufchvertrag (Recht 1906 S. 858) oder ein Gejellichaftövertrag 
(Seuffü. 61 ©. 96) zuitande fomnıt. Darin, daß der Auftraggeber fich 
die Tätigkeit deö Mäklers für ein anderes Geihäft gefallen läßt, kann 
aber ber Abſchluß eines neuen Bertragd liegen (ORG. 12 ©. 86, 
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SächſArch. 15, S. 89), für ben derſelbe oder auch ein nach $. 668 zu 
bemefiender anderer Mohn gilt. — b) Kauſalzuſammenhang zwiſchen 
der Tätigkeit ded Mäklers und dem Buftandelommen ded Vertrags, und 
zwar verdient der Nachwe ismäkler den MLohn durch) fo genaue Er: 
nittelung des geeigneten Gegentontrabenten, daß fich der Auftraggeber 
diret mit ihm in Berbindung fegen kann, das bloße Aufmerkſammachen 
auf eine zweifelhafte Möglichkeit, felbft einen Mefleltanten zu ermitteln, 
genügt nicht, Seuff A. 60 S. 195. Der Bermittlungsmäller er 
wirbt den Mohn dagegen erft Durch Verhandeln mit beiden Kontrahenten, 
doh genügt „Buführung“, wenn bie den Barteien felbft überlaflene 
weitere Berdandlung zum Abſchluß führt, OLG. 96. 6; 12 S. 86; 46. 47. 
Ber eine Partei zwecks Herbeiführung des Abſchluſſes bearbeitet, ohne 
dat diefer die vermittelnde Tätigkeit zum Bewußtſein kommt, ift nicht Ber: 
mittler, fondern bloßer Schlepper oder Treiber, ORG. 9 S. 7. — Da: 
mit der Kaufalzufammenbang gegeben ift, braudt die Tätigfeit des 
Mäflers nicht die alleinige oder auch nur Haupturfache geweien zu fein, 
Grud. 47 ©. 927, Recht 190R ©. 860 Dagegen fordert ORG. 4 
S. 47, dab der Einfluß bed Mäklers derart beſtimmend geweſen ift, 
daß ohne ihn der Bertrag nicht zuftande gelommen wäre, und zwar fol 
die au beim bloßen Nachweismäfler gelten. Kein Saufalzufammen- 
bang, wenn der Refleltant, mit dem der Mäkler zunächſt verhandelt, 
einen Dritten auf die Gelegenheit hinweiſt und das Geſchäft fo zuſtande 
fommt, ORG. 12 S. 85 Note 1. — Der ihm obliegenden Beweis: 
yiliht genügt der Mäkler mit dem Nachweife, daß feiner Tätigkeit der 
Vertragsſchluß zeitlich gefolgt ift; der Gegenbeweis, daß die Tätigkeit 
nicht urfädhlich war, fteht dem Auftraggeber dann offen, Gruch. 47 ©. 927. 
Anderweile vertraglide Regelung der Beweislaft zugunften bes 
Mällers: Recht 1906 S. 986. — 6) Kenntnis des Auftrag: 
geber3 von der Tätigkeit des Mäklers, damit der MLohn bei Feilfegung 
der Bertragdbedingungen berüdfichtigt werden fann, Gruch. 48 ©. 844 
(RG.) ORG. 8 ©. 77. Bei einem nad 8. 818 formpfliditigen Gejchäft 
muß dieſe Kenntnis ſchon bei Abichluß des mündlichen Vertrags vorliegen, 
OLG. 12 S. Bb. Beweispflichtig für biele Kenntnis ift der Mäller, 
Tu. 12 S. 86. 

6. Aufwendungen bes Mällers: Abſ. 22 Wuch bei Widerruf ift 
der Auftraggeber nicht erfagpflihtig, OLG. 4 ©. 48. Anderweite Abrebe, 
wodurh der Auftraggeber die Wufmwendungen ganz oder zum Teil 
übernimmt, find zuläffig, Grud. 49 S. 624, vgl. auch oben Nr. 2. 

. Mäklerlohn. 
.% 653. Ein Mälterlohn ) gilt als ſtillſchweigend ver« 
einbart, wenn die dem Mäkler übertragene Leiltung den Um—⸗ 
Händen nad) nur gegen eine Vergütung zu erwarten ift?). 

Iſt die Höhe der Bergütung nicht beftimmt, fo ift bei dem 
Beſtehen einer Tare der tarmäßige Lohn, in Ermangelung einer 
Taxe der übliche Lohn als vereinbart anzufehen®). 

2) 8. 662 Anm. 6b. Deift in Prozenten vom Wert ded vers 
mütelten Geſchafts außgedrüdt (Berechnung beim Grundftüdätaufchner: 
trage: 8. 615 Unm). Über bie infolgedeflen erforderliche Abgrenzung 
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von Mällervertrag und Geſellſchaft: Gruch. 49 ©. 619. 2) Maß⸗ 
gebend iſt nicht die ſubjektive Erwartung des Auftraggebers, ſondern bie 
objektive Sachlage, ORG. 8 ©. 95. — Die Beweislaſt für bie ſtill⸗ 
ſchweigende Vereinbarung trifft den Mäkler, Recht 1906 S. 868. 
3) vgl. 8. 612 Anm. 8. — Taxen z. B. in Schleſien (bei Geldgeſchäften 
nicht über 190), in Kurheſſen (niemals über 20/, RG. 28 ©. 115), 
in Baden, in Hamburg. Bet Grundftüden ift vielfach der Say von 1/, 
üblihd. — Vorbehalt fpäterer Vereinbarung über den MLohn ſchließt 
u. U. den Unfprud auf angemefienen Lohn aus, SächſArch. 15 ©. 96. 
— Soweit bie Anwendung bes Abi. 2 zu kleinem Ergebniſſe führt, 
gelten 88. Bib, 816, OLG. 8 €. 489, Recht 1906 ©. 801. —- Wer 
auf übliden Mohn TYlagt, Hat zu beweifen, daß die Höhe nicht beftimmt 
tft, OQG. 6 ©. 86. 

- 8, 654. Der Anſpruch auf den Mäklerlohn und den 
Erjag von Aufwendungen iſt ausgefhhloffen, wenn ber Mäfler 
dem Inhalte des Vertrags zumider!) auch für den anderen Zeil 
tätig geweſen iſt?). 

1) Der Mäkler kann eine doppelte Stellung einnehmen, entweder die 
eines einfachen Vermittlers oder die eines Vertrauensmanns, dem die 
Wahrnehmung der Intereſſen ſeines Auftraggebers obliegt. Iſt der 
Mällervertrag im letzteren Sinne geſchloſſen (wofür der Yuftraggeber 
beweispflichtig ift, vgl. Recht 1908 ©. 605), fo fol der Mäller nicht 
auch für den anderen Teil tätig werden. Wenn der Wuftraggeber weiß, 
daß der Mäkler von dem anderen Tetle beauftragt if, fo kann er fich 
nicht auf $. 664 berufen, RG. 4 ©. 228, RB. 1901 S. O0. Bon 
Liegenſchaftsmäklern ift e8 nad) BadNpr. 1905 ©. 14 allgemein befannt, 
daß fie für beide Teile tätig find. 2) 3. B. durch Herabdrüäden des 
vom Auftraggeber geforderten Kaufpreifes, Seuffel. 67 ©. 394. Provifions: 
zufage aud) von der Gegenfeite beweift noch kein vertragswidriges Tätig: 
werben. tft aber bei Feftiegung des angemefienen Mohns zu berüdficätigen, 
Recht 1904 ©. 562; vgl. aber 1905, 486 (StEB. $. 268). 
Rs. des Zlählerisns 

t für den. Nachweis der Gelegenheit zum 
Abſaus eines Dienjtvertrag8 oder für die Vermittelung eines 
folden Vertrag ein unverhälinismäßig Hoher Mäklerlohn 
vereinbart worden, fo kann er auf Antrag des Schuldners 
durch Urteil auf den angemellenen Betrag herabgefegt werden. 
—* der Entrichtung des Lohnes iſt die Herabſetzung ausge» 
ſchloſſen. 

Vgl. 8. 848 Anm. 1, 8, 4, 6. 

Heiratsuermittelung. 

+ 656. Durch das Verſprechen eines Lohnes für den 
Nachweis der Gelegenheit zur Eingehung einer Ehe oder für die 
Bermittelung des Zuſtandekommens einer Ehe!) wird eine Ver- 
bindlichfeit nicht begründet?). Das auf Grund des Verſprechens 
Geleiſtete kann nicht deshalb zurüdgefordert werden, weil eine 
Verbindlichkeit nicht beitanden hat?e). 
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Dieſe Vorſchriften gelten aud) für eine Vereinbarung, durch 
die der andere Zeil zum Zwecke der Esfüllung des Verſprechens 
dem Mäkler gegenüber eine Verbindlichkeit eingeht, insbejondere 
für ein Schuldanerkenntni3+). 

4) Der für Bermitielung eine8 Pachtvertrags zugeſicherte Mlobn 
bleibt auch dann Hogbar, wenn der PBachtvertrag durch vom Mäkler ver» 
mittelte Eindetratung zuftande fommt, DAB. 1904 ©. 1114. 2) 8. 762 
Anm. 2. Cine natürliche Berbindlichleit (zahlbar aber nicht Tlagbar) 
entfießt, es fei denn, daß ber Mäflervertrag wegen befonderer Umftände 
unfittlich iſt, was nicht in allen Fällen zutrifft, NS. 46 ©. 154, 177. 
— Übergang: ebb., Gruch. 46 S. 907, Seufffl. 65 S. 899. 3) Darüber, 
was als geleiftet gilt, vgl. Abf. 2 und 8. 762 Anm. 8. — Nüdforderung 
nah 88. 812. ift nicht ausgeichloflen, wenn der Mäflervertrag aus 
anderen Gründen (3. B. wegen fehlender Geſchaftsfähigkeit) nichtig tft; 
bei Unfittlichlett de Vertrags beachte 8. 817. 4) Bgl. 8. 762 
Anm. 4. Der erfüllungöhalber Hingenebene Wechſel ift nit Tlagbar, 
ebenfowenig der ihn erſetzende Prolongationsmwecdfel, OLG. 4 ©. 286. 
Der Heiratövermittler, der den Wechſel weiter inboffiert, haftet dem 
Auftraggeber auf die Bereicherung, wenn dieſer von einem guts 
gläubigen (WO. Urt. 82, DLG. 4 ©. 286) Dritten au dem Wechlel 
in Anſpruch genommen wird, IDR. 8, 1 ©. 279, Net 1908 
©. 576. Weitergebend Seufd. 61 S. 187: Der Heiratsvermittler tit 
zur Rüdgnbe de zahlungshalber empfangenen Wechſels und wenn er ihn 
inzwiſchen weitergegeben Hat, zum Rückerwerb verpflichtet, es fei denn, 
daß er objektive Unmöglichkeit des Rüderwerbes nachweiſt. 


Neunter Titel. 
Auslobung. Begriff. 


8. 657. Wer durch öffentliche Bekanntmachung eine Be— 
lohnung für die Vornahme einer Handlung, insbeſondere für 
die Herbeiführung eines Erfolges, ausſetzt, iſt verpflichtet, die 
Belohnung demjenigen zu entrichten, welcher die Handlung vor⸗ 
genommen bat, audy wenn biefer nicht mit Ruͤckſicht auf die 

uslobung gehandelt Hat. 

Die Auslobung ftellt fi dar als ein einfeitiged, ohne Annahme 
verbindliche Verſprechen. Die Herbeiführung des Erfolges Hat lediglich 
die Bedeutung, daß die dem Beriprechen beigefügte Bedingung erfült 
wird. — Wegen marftfchreierifcher, verbotener und unſittlicher Aus: 
lobungen |. 88. 118, 184, 188. Das Snterefie des Auslobenden kann 
auch auf das Nichtvolldringen einer Handlung gerichtet fein, 3. B. Nach: 
weis eines Fehlers, vgl. ferner die im Prozeß Hoensbroech gegen Das— 
bad; ergangenen Urteile, DI8. 1905 ©. 892. Abgrenzung von ein: 
jeitiger Wette und Außlobung: ebd. — Auch wer bei Ermtittelung eines 
Verbrechers nur tätig wird, um fih vom Berbacht zu befreien, Hat An: 
iprud auf bie ausgefegte Belohnung, OLE. 10 ©. 181. 

Widerruf. 

6. 658. Die Auslobung kann bis zur Vornahme der 
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Handlung widerrufen werden. Der Widerruf iſt nur wirkſam, 
wenn er in derfelben Werfe wie die Auslobung befannt gemacht 
wird oder wenn er durch bejondere Mitteilung erfolgt. 

Auf die Widerruflichkeit kann in der Auslobung verzichtet 
werden; ein Verzicht liegt im Zweifel in der Beltimmung einer 
Friſt für die Vornahme der Handlung. 

Kein Schadenserjag im Falle des Widerrufs, vgl. aber $. 826. Mit⸗ 
teilung SS. 180ff. — Der Tob des Auslobenden ſteht dem Wiberrufe 
nicht gleich, Tann aber vielleicht bie erforderte Handlung unmöglich machen. 
Mehrere Bolbringer nebeneinander. 

+ 659, &t die Handlung, für welde die Belohnung 
ausgejegt ilt, mehrmals vorgenommen worden, jo gebührt die 
Belohnung demjenigen, welcher die Handlung zuerjt vorge» 
nommen bat. " 

Iſt die Handlung von mehreren gleichzeitig vorgenommen 
worden, jo gebührt jedem ein gleicher Zeil der Belohnung. 
Läßt ſich die Belohnung mwegen ihrer Beſchaffenheit nicht teilen 
oder joll nad) dem Inhalte der Auslobung nur einer die Be- 
lohnung erhalten, fo entjcheidet das Los. 

8. 659 regelt den all, daß mehrere nacheinander oder nebenein: 
ander jeder felbitändig die Bedingung erfüllen, $. 660 den Tall, dab 
mehrere zufammen die Handlung vollbringen (3.8. OvG. 10 ©. 181). 
Bufammenwirken mehrerer. 

8. 660, Haben mehrere zu dem Erfolge mitgewirkt, für 
den Die Belohnung, ausgeſetzt ilt, jo hat der Auslobende Die 
Belohnung unter erüdhichigun des Anteil3 eines jeden an 
dem Erfolge nad billigem Ermelfen unter fie zu verteilen. Die 
Berteilung ift nicht verbindlid, wenn fie offenbar unbillig üt; 
fie erfolgt in einem ſolchen Falle durch Urteil!). 

Wird die Verteilung des Auslobenden von einem der Be— 
teiligten nicht al3 verbindlich anerkannt, jo ift der Auslobende 
beredhtigt, die Erfüllung zu verweigern, bis die Beteiligten den 
Streit über ihre Berechtigung unter fi) ausgetragen haben; 
jeder von ihnen Tann verlangen, daß die Belohnung für alle 
hinterlegt?) wird. 

Die Vorfchrift des 8. 659 Abf. 2 Satz 2 findet An⸗ 
wendung. 

2) pgl. 8. 819. 2) 88. 872 ff. 

Preisausſchreiben. 

+ 661. Eine Auslobung, die eine Preisbewerbung zum 
Gegenitande hat, iſt nur gültig, wenn in der Belanntmadjung 
eine Frift für die Bewerbung beftimmt wird '!). 

Die Entfheidung darüber, ob eine innerhalb der Friſt) 
erfolgte Bewerbung der Auslobung entipridt oder weldye von 
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mehreren Bewerbungen den Borzug verdient, ift durch bie in 
der Auslobung bezeichnete Berfon, in Ermangelung einer foldyen 
durh den Auslobenden zu treffen. Die Entſcheidung iſt für die 
Beteiligten verbindlich). 

Bei Bewerbungen von gleiher Würdigkeit finden auf die 
Suerteilung bes Preifes die Vorſchriften des 8. 659 Abf. 2 An⸗ 
wendung. _ 

Die Übertragung des Eigentums an dem Werke fann der 
Auslobende nur verlangen, wenn er in der Auslobung beitimmt 
bat, daß die Übertragung erfolgen foll. 

1) Die Preisaugfchreibung ift im Zweifel unwiderruflich ($. 668 
Abi. 2). 2) 88. 186 ff. 8) und unanfechtbar. 


Zehnter Titel, 
Auftrag. 

1. Der zehnte Titel regelt ben Auftrag als einen obligatoriichen 
Bertrag. Die Berpfliitungen des Beauftragten find in 88. 662—668, 
die des Auftraggebers in SS. 669, 670 gegeben. Bon ben Erlöfchen 
bes Auftragsverhältniſſes handeln 88. 671—674. Anhangweiſe wird eine 
Borlhrift über die aus einem Rat oder einer Empfehlung entftehenbden 
Berpflihtungen gegeben ($. 676). — Ein Teil ber für den Auftrag ge: 
gebenen Borjchriften full auf Dienft: und Werktverträge, welche eine ®e: 
ichaͤſtsbeſorgung zum Gegenfiande haben, entiprechende Anwendung finden 
(8. 675). Auch fonft wird öfter auf die für den Auftrag gegebenen Be: 
ftimmungen vertiefen ($$. 27, 48, 713, 1885, 2218). Die für ben 
Auftrag aufgeitellten Regeln haben daher eine weitgehende praftifche Be: 
deutung. — Srebitauftrag: 8. 778. Anweiſung: 88. 788 ff. (Unter: 
iheidung von Wuftrag: OLG. 10 ©. 188). Berwahrung SS. 688 fi. 
Unterſcheidung von Auftrag: BayObeG. 18 S. 548). — Kommilfiong- 
geihäft: HEB. 88. 888 ff. aushilfsweiſe kommen die Borfchriften Aber 
den Auftrag zur Anwendung. | 

2. Die Bollmadıt tft als einfeitige8 Rechtsgeſchäft felbftändig ge- 
regelt (88. 167 ff). Der Auftrag kann mit Vollmacht verbunden fein 
(S. 167 Anm. 1, 168), die Vollmacht ift aber auch ohne Wuftrag 
möglih, 3.8. Generalvollmadt. Vgl. OLG. 4 ©. 4. 

8. Die Vorfchriften des öffentlichen Rechtes über bie Pflicht der Be: 
amten, Amtsbandlungen vorzunehmen, werden durch die Beitimmungen 
dieſes Titels nicht berührt. Vgl. aber $. 611 Anm. 2, Recht 1906 ©. 49. 
Beiterdelegierung der einer Öffentlichen Behörde erteilten Weifung, eine 
Srundbucheintragung zu beantragen: OLG. 6 ©. 474,7 ©.4. 

1. Begriff. Verpflichtung des Beauftragten. 

6. 662. Durch die Annahme eines Auftrags verpflichtet 
hd) der Beauftragte, ein ihm von dem Auftraggeber übertragenes 
Beihäft für diefen unentgeltlich zu bejorgen. 

1. Befhäftsbeforgung (8$. 662, 675, 677) Daß nicht jede als 
Gegenftand eines Dienſt⸗ oder Werkvertrags denkbare Handlung ©. ift, 
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zeigt F. 675. Die Abgrenzung tft ftreitig.e Nah DRS. 12 ©. 272 gilt 
als &. nicht nur die Bornahme von Nechtögefhäften und Rechtshandlungen, 
fondern auch tatfächliche8 Handeln, wenn damit eine Ungelegenbeit ber 
forget wird, bie zum Intereſſenkreiſe (Rechten oder Pflichten) eines 
anderen gehört. Nicht unter den Begriff der G. fallen die Arbeits: 
leiftungen unter Anordnung und Leitung bes Geichäftäherrn, OLG. 12 
©. 84. Einzelheiten: 8. 675 Unm. 1. 

2. Unentgeltlihe Dienftleiftungen, bie Teine Gefhäftshe: 
forgung enthalten, fallen nicht unter S. 662. Als Schenkung find 
fie nur dann anzufehen, wenn fie der Leiftende fonft gewerbsmäßig vornimmt 
und daber bie unentgeltliche LXeiftung eine Vermögensminderung ($. 616 
Unm. 2) für ihn bedeutet, OUS. 12 ©. 84. Hiernach find unentgelt: 
liche Dienftleiftungen möglid, bie unter feine Bertragsart des BEB. 
fallen und Iediglid nach PBarteiwillen und ben allgemeinen Borfchriften 
zu beurteilen find. 

8. Im übrigen unterfcheidet die Unentgeltlichteit und bie dar: 
aus ſich ergebende Unanwenbbarleit der SS. 820ff. den Auftrag 
vom Dienftvertrage, Werkvertrag und Mäbklervertrag. Wegen ſtill⸗ 
ſchweigender Vereinbarung einer Vergütung f. SS. 612, 682, 668. Nach⸗ 
träglide Schenkungen, insbefondere Trintgelber, ändern den Gharafter 
des Geſchäfts als eines Auftrags nit. — Einzelfälle, in benen ein 
Auftragöverhältnis anerfannt iſt: dur Abkommen mit dem Haupt- 
fchuldner unentgeltlich übernonmene Berpflichtung zur BürgichaftSüber: 
nahme, OLG. 6 ©. 458; Schuldner fol eine gegen den Gläubiger be: 
ftehende Hypothek eriwerben, zur Löſchung bringen und die Aufwendungen 
von feiner Schuld abrechnen, Recht 1908 ©. 576; in einem Ber 
fteigerungstermin zwifchen drei Perfonen getroffene Abrede, daß einer big 
zu beitimmter Höhe auf gemeinfchaftliche Nechnung bieten und demnächſt 
Gewinn und Berluft gleich geteilt werden fol, ZW. 1905 S. 682: 
Verhältnis zwiſchen Auffichtsrat und GmbH., wenn unentgeltlih (fonft 
Dienftvertrag), OLG. 11 S. 86; zwiſchen Girobank und Girofunden, 
$ 665 Anm. 1; zwiichen Berfihertem und dem Berfiherungsagenten, der 
den VAntrag veripätet an bie VGeſellſchaft gelangen läßt, BadRpr. 1904 
©. 178; zwiſchen dem Seluritätözebenten und dem Zeſſionar (defien 
Pflichten find: orbnungsmäßige Beltreibung,; Wahrnehmung der Rechte 
des Bebenten in ber Bwangdverfteigerung, wenn ed fih um eine 
Hypothek Handelt; Herausgabe bes Überfhufies) NG. 59 S. 190 8. 398 
Unm. 4; vertraglich übernommene Sorge für die Anlage fremden Ber: 
mögens in ficheren Hypothelen, Recht 1904 S. 222; Überlafjung des 
Vermögens zur Verwaltung nach 8. 1480, OLG. 12 ©. 807. — Rein 
Auftrag, auch fein Dienft: oder Werfvertrag, fondern ein eigenartiger 
Bertrag beiteht zwiſchen bem Schiedsrichter und der Partei, NG. 59 
©. 247. Wechſelkauf gegen Borfhuß und Verpflichtung zur Bezahlung 
bes Kaufgeldreited nach Eingang der Wechfelihuld enthält keine Über: 
nahme des Auftrag zur Einziehung, OLG. 10 ©. 182. — NWuftrag 
zum Spiel $ 762 Anm. 6. 

4. Sür das Buftandefommen bes Auftrages gelten bie allgemeinen 
Borichriften (f. namentlich 88. 145ff.). Der Auftrag ift nicht an eine 
Form gebunden ($. 818 Anm. 1 Ubf. 8); er kann aud ſtillſchweigend 
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erteilt und angenommen werben. ine Bitte, etwas zu beforgen, als 
Auftrag: ORG. 6 S. 87. 

5. Der Inhalt und Umfang ber Verpflichtung des Beauftragten be: 
fimmt fich nach ber getroffenen Vereinbarung, vgl. SS. 188, 167, 242. 
Beide Parteien Haften einander nach 88. 276— 278 für jedes Berfchulden. 
Die Haftung des Auftraggeberd für unerlaubte Handlungen bes Beauf: 
tragten beftimmt ſich nach 8. 881. 

Anzeigepflidht bei year Ba eines Auftrags. 

* 663. Wer zur Belor ung gemifler Gefchäfte öffentlich 
beftellt ift oder fich Öffentlich erboten hat!), ift, wenn er einen 
anf ſolche Geſchäfte gerichteten Auftrag nicht annimmt, verpflichtet, 
die Ablehnung dem Auftraggeber unverzüglid anzuzeigen?). 
Das gleiche gilt, wenn fi jemand dem Auftraggeber gegenüber 
zur Bejorgung gewiſſer Gejchäfte erboten hat. 

1) Die praktiſche Bedeutung bes S. 668 liegt Hauptiächlid darin, 
daß er nah $. 675 auch für BDienft: und Werkverträge gilt, welche eine 
Geſchaͤftsbeſorgung zum Gegenftande Haben. Eine Anzeigepfliht kommt 
danach namentlid in Betracht für Gerichtsvollzieher, amtlich beftellte 
Taratoren (öffentlich beftelt), Ärzte, Agenten, Mäfler, Bolldanwälte, 
Bantgeihäfte (öffentlich erboten). — Sonbervorfcriften für Rechts- 
anwälte NAD. S. 30, für Kaufleute HGB. 8. 862. 2) Bei Nicht: 
errüllung der Angeigepflicht gilt ber Auftrag nicht al® angenommen, nur 
Schadenserſatz (SS. 249 ff.) ift zu leiften. Beachte aber auch die Möglidy: 
keit ftilfchweigender Annahme. 

Perfönlicger Charakter des Auftrags. 

6. 664. Der Beauftragte darf im Zweifel die Ausführung 
des Auftrags nicht einem Dritten übertragen!). Sit die Lber- 
tragung geltattet?), fo bat er nur ein ihm bei der Übertragung 
zur Lait fallendes Berjchulden zu vertreten. Für das Ber- 
idulden eines Gehilfen it er nach 8. 278 verantwortlidh?). 

.. Der Anfprud auf Ausführung des Auftrags iſt im Zweifel 
nicht übertragbar‘). 

1) Prozeßvollmacht ZPO. 8. 81. 2) Tatfrage iſt, ob die 
Subſtitutionsbefugnis die Ermächtigung enthält, einen Dritten an Stelle 
des Beauftragten treten zu laflen, oder ob der Dritte nur als Gehilfe 
des urfprünglih Beauftragten tätig werden darf; ebenfo, in welchem 
Sinne die Subftitution erfolgt, OLG. 9 ©. 294; 12, 28. 3) Folgen 
unberechtigter Sehilfenzuziehung: 8. 278 Anm. 2. 4) 8.899 Anm. 8, 

Anweifungen des Auftraggebers. 

665. Der Beauftragte iſt berechtigt, von den Weiſungen 

des Auftraggebers abzuweichen, wenn er den Umjtänden nad an» 

nehmen darf, daß der Auftraggeber bei Kenntnis der Sadjlage 

die Abweichung billigen würdet). Der Beauftragte hat vor der 

Abweihung dem Auftraggeber Anzeige zu machen und deſſen 

Entihliegung abzumarten, wenn nicht mit dem Aufſchube Ge» 
fahr verbunden ift?). 
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1) Aus 8. 276 kann fih u. U. die Pflicht ergeben, von ben 
Weiſungen abzuweichen. — Keine Prüfungspflicht der Girobant, ob die 
Ausführung der Giroüberweifung den Interefſſen des Uberweiſenden noch 
entipriät, OLG. 6 ©. 76, beftätigt dur RE. 54 ©. 829. — Belegung 
aufzubewahrenben Geldes bei einer ficheren Bank ift im Zweifel zuläfftg, 
RG. 56 ©. 149, a. M. Recht 1908 ©. 263. 2) Weicht der nad 
8. 675 Beauftragte unberedtigt ab, fo kann der Auftraggeber die An: 
nahme ber Leiftung verweigern; Rücktrittsrecht nach 8. 825 befteht, wenn 
die vertraggmäßige Ausführung des Auftrags nicht mehr möglich tft, 
fonft ift der NRüdtritt nur nad 8. 826 zuläflig, NS. 57 ©. 892. 

8.666, Der Beauftragte ift verpflichtet, dem Auftraggeber 
die erforderlihen Nachrichten zu geben, auf Verlangen über den 
Stand bes Geſchäfts Auskunft zu erteilen!) und nad) der Aus⸗ 
führung des Auftrags?) Rechenſchaft abzulegen?). 

1) 8. 260. 2) auch bei ſchon vorher eintretender Beendigung 
des Wuftragsverbältniffes, NG. 56 S. 116. 3) aud) wenn nichts 
vereinnahmt ift, wenigftens ift died mitzuteilen, DSB. 1906 ©. 489. — 
Stillſchweigender Berzicht auf die Rechenſchaftspflicht ift möglich, vgl. aber 
Recht 1904 ©. 528. — Im alle des S. 259 iſt die Nechenichaft in 
Form der Rechnungslegung abzulegen. Keine Berpfliätung bei mehr: 
jähriger Verwaltung außer den regelmäßigen Quartalsrechnungen noch 
Schlußrechnung zu legen, Grud. 49 ©. 882. 

Herausgabe des Erlangten. 

6. 667. Der Beauftragte ift verpflichtet, bem Auftraggeber 
alles, was er zur Ausführung des Auftrags erhält und was er 
aus der Geichäftsbeforgung erlangt, herauszugeben. 

1. Aus den Gelchäften, bie der Beauftragte im eigenen Namen mit 
Dritten abfchließt, entiteht Leine unmittelbare Beziehung zwiſchen biefem 
und dem Auftraggeber (ander? HGB. $. 892 Abf. 2). Daher Hat ber 
Auftraggeber im Konlurfe des Beauftragten injoweit fein Ausfonderungs: 
recht, diefer ift nur obligatorifh zur Abtretung verpflichtet, NG. 58 
©. 278. — Unwendung des $. 668 auf ben Sicherheitszeffionar: $. 662 
Anm. 8. — Gefchente, die der Beauftragte für jicy erhalten bat, brauchen 
nicht herausgegeben zu werden, NG. bb ©. 186. — PDurdführung der 
Herausgabepflicht: 8. 260. 

2. Mögliche Schadenserfagpflicht des Beauftragten: $. 662 Unm. b. 
Berliert der mit Einziedung eine Wechfeld Beauftragte den Wechſel, ift 
$. 255 entiprehend anzumwenben, ZW. 1906 ©. 109. 

Selig Berwendung von Geld. 

+ 668. Berwendet der Beauftragte Geld für fi, das er 
dem Auftraggeber herauszugeben oder für ihn zu verwenden bat, 
jo ift er verpflichtet, es von ber Zeit der Verwendung an zu 
verzinjen?). 

2) 8. 246 Anm. 8. 

2. A des Auferasgebers. 
Au N; a) Rorſchuß. 
8.669. Für die zur Ausführung des Auftrags erforder- 
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Ihen Aufwendungen!) bat der Auftraggeber dem Beauftragten 
auf Berlangen Borjhuß?) zu leiiten. 
2) 8. 670 Anm. 1. 2) Klage auf Borfhuß ift zuläffig. 


b) &rfak. 

8. 670. Macht der Beauftragte zum Zwecke der Aus⸗ 
führung des Auftrags Aufwendungen, bie er den Umjtänden 
nad für erforderli Halten darf, fo ilt der Auftraggeber zum 
Erſatze verpflichtet. 

1. Die Aufwendungen fünnen fowohl in direkten Ausgaben als 
auh in der Eingehung von Verbindlichleiten beitefen. Für Aufwen⸗ 
dungen eigener Arbeitötraft kann kein Erfag verlangt werden. Wegen 
der Unentgeltlichteit ded Auftrags auch nicht, wenn es ſich um berufliche 
Tätigkeit des Beauftragten handelt (vgl. aber 3. 688 Anm. 2), Seuffl. 61 
©. 52. — Der Anwalt (8. 675!) kann Erſtattung von Auslagen für 
Zelephongebühren, nicht aber Entihädigung für Benugung des eigenen 
Telephons verlangen, auch nicht, wenn dadurch Briefporto uſw. erfpart 
wird, ZW. 1903 S. 68. 

2. Wegen der Durchführung des Anſpruchs j. 88. 266, 267, 278. 
— Beweispflihtig dafür, daß die Aufwendungen durch einen bei Er: 
teilung des Auftrags gegebenen Vorſchuß gededt werden, ift ber Auf: 
traggeber, Seufffl. 61 S. 141 (RG.), OLG. 10 S. 188; a. M. 9, 9. 

8. Für Schäden, weldye der Beauftragte anläßli der Ausführung 
de8 Auftrags erleidet, Taıın Erfak nur beanſprucht werden, wenn ben 
Anftraggeber ein Verſchulden trifft ober wenn er die Garantie dafür 
übernommen bat, daß der Beauftragte feinen Schaden erleiden werde 


(Beftritten). 
3. Erlöſchen des Auftrags, 

1. Für die Beendigung des Auftragsverhältniſſes find außer 
$3. 671—674 die allgemeinen Regeln maßgebend. Der Auftrag erlifcht 
namentlih auch durd feine Ausführung, durch Ablauf der Zeit, für welche 
er eingegangen iſt, durch Eintritt einer auflöfenden Bedingung und durch 
Bereinbarung der Barteien, ferner beim Konkurſe ded Auftraggebers 
KO. 88. 28, 27, vgl. NS. 58 ©. 827), nicht aber des Beauftragten. 

3. Mit dem Auftrag erlifcht auch die zur Bejorgung des Geſchäfts 
erteilte Bollmadıt, 8. 168. — Die einmal begründeten Aniprüche auf 
Herausgabe, Erfag von Berwendungen oder Schadenserfag werden durch 
dad Erlöichen des Auftrags nicht berührt. 


a) Widerruf und Kündigung des Auftrags. 

6.671. Der Auftrag Tann von dem Auftraggeber jeder- 
ieh widerrufen‘), von dem Beauftragten jederzeit gekündigt?) 
werden. 

Der Beauftragte darf nur in der Art fündigen, daB der 
Auftraggeber für die Beſorgung des Geſchäfts anderweit Für⸗ 
lorge treffen kann, es fei denn, daß ein wichtiger Grund für 
die unzeitige Kündigung vorliegt. Kündigt er ohne ſolchen 
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Grund zur Ungeit, jo bat er bem Auftraggeber ben daraus 
entitehenden Schaden zu erfegen. 

Liegt ein wichtiger Grund?) vor, fo tft der Beauftragte zur 
Kündigung auch dann berechtigt, wenn er auf das Kündigungs«- 
recht verzichtet Hat. 

1) 58. 180f. Wirkſamwerden bed einem Börfenmaller telephonifch 
äugegangenen Widerrufs: NG. 61 ©. 125, vgl. 8. 674 Anm. 1. 
2) 88. 180fj. Kündigung durch den Ehemann 8. 1868. 3) Bel. 
58. 626, 627. 

b) &od oder Gelhäftsunfühigkeit des Auftraggebers. 

6. 672. Der Auftrag erlifcht im Zweifel nicht durch den 
Tod oder den Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit des Auftrag- 
gebers. Erliſcht der Wuftrag, jo bat der Beauftragte, wenn 
mit dem Auffhube Gefahr verbunden ift, die Beforgung des 
übertragenen Geihäfts fortzujeßen, bis der Erbe oder der gefeh- 
lihe WBertreter des Auftraggebers andermeit Fürforge treffen 
Tann; der Auftrag gilt infomweit als fortbeftehend. 

Konkurs: vor $. 671 Nr. 1. Wirkung des Erlöfchens: ebd. Nr. 2. 
e) &od des Benufiragten. 

673. Der Auftrag erlifht im Zweifel durch den Tod 
des Beauftragten. Erlifht der Wuftrag, fo hat ber Erbe bes 
Beauftragten den Tod dem Auftraggeber unverzüglid!) anzu- 
zeigen ?) und, wenn mit dem Aufihube Gefahr verbunden ift, 
die Delorgung des übertragenen Geſchäfts fortzufegen, bis der 
Auftraggeber anderweit Fürſorge treffen kann; der Auftrag gilt 
infomett als fortbeitehend?). 

1) 8. 121. 2) SS. 180 ff. 3) Namentlich bleiben 88. 666, 
667 maßgebend. Die Erben haften für jedes Verſchulden. 

d) Fortdauer des Auftrags. 

8. 674. Erliſcht der Auftrag in anderer Weife als durd) 
Widerruf!), fo gilt er zu Gunſten des Beauftragten gleihwohl 
als fortbeitehend, bis ber Beauftragte von dem Erlöfchen Kennt- 
nis erlangt oder das Erlöſchen fennen muß?). 

1) Bor $ 671 Nr. 1. Der dem Beauftragten zugegangene aber 
noch nicht belfannt gewordene Widerruf ift fofort wirlffam, RG. 61 
©. 125. 2) Bollmadit $. 169. 

4. Sergäftsneforgung gegen Entgelt. 

678. Auf einen Tienftvertrag oder einen Werkvertrag, 
der eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenitande bat, finden bie 
Borichriften der 88. 663, 665 bis 670, 672 bis 674 und, wenn 
dem Verpflichteten das Recht zufteht, ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfriit zu kündigen, aud) die Vorfchriften des $. 671 
Abſ. 2 entſprechende Anwendung. 

1. Begriff ber Geſchäftsbeſorgung: $. 662 Anm. 1—B. Folgende 
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Verhaͤltnifſe find als G. anerkannt: Übernahme ber Pflicht, bie Intereſſen 
eines Hypothekars bei der Zwangsverſteigerung zu vertreten, NG. 57 
©. 892; Einziehung fremder Forderungen, Recht 1906 ©. 667, AB. 
1906 ©. 109; Bezahlung fremder Schulden, OLG, 10 S. 188; Tätigkeit 
des Gerichtstaffenrendanten tm Verhältinis zum Fiskus, Recht 1906 
S. 49; Berhältni3 zwiſchen Partei und dem prozekführenden Rechts⸗ 
anwalt, vor $. 611 Nr. 1,8, S 611 Anm. 2; Bartei und Notar $. 611 
Anm. 2; Partei und G@erichtöpollzieher, ebb.; Barlei und dem die 
Zuſtellung vermittelnden Gerichtöfchreiber, JOR. 4, 1 ©. 221, a. M. 
RG. 17 ©. 891; Tätigleit der Handlungsagenten (vor $. 662 Nr. 8), 
Rommiffionäre (vor $. 662 Nr. 1), Spediteure (GGB. 85. 407—41b). 
— Die Täötigleit des Arztes iſt mindeftend dann G. wenn er ben 
Patienten im Interefſſe eines Dritten behandelt, Seufff. 6i ©. 52, 
DRG. 8 ©. 848; 12, 272. — Schiebärichter: 8 662 Anm. 8. 

2. Anftatt des S. 664 gelten beim BDienftvertrag 8. 618, beim 
Berivertrag $. 267, anfltatt des $. 671 beim Dienfivertrag $. 627, beim 
Verfvertrag $. 649. Dad Recht, ohne Einhaltung einer Friſt zu 
findigen, befteht für ben Dienftvertrag in den Fällen ber SS. 626, 627 
fowie bei beionderer Abrebe, beim Werkvertrage nur tin legterem Kalle 
(vgl. $. 648). — Konlurß: vor $. 671 Nr. 1. 


5. au nnd Empfehlung. 
6. 676. Wer einem anderen einen Rat oder eine Emp- 
fehlung erteilt, ift, unbejchadet der fih aus einem Vertrags⸗ 
verhältniS oder einer unerlaubten Handlung ergebenden Ver» 
antwortlichkeit, zum Erfabe des aus der Berolgung des Rates 
oder der Empfehlung entitehenden Schadens nicht verpflichtet. 

1. Aug unerlaubter Handlung haftet ber Ratgeber nicht ſchon 
wegen bloßer FYahrläffigtett bei Erteilung des Nates nach $. 823 Ubi. 1, 
weil fein beſonderes Recht dadurch verlegt wird, XW. 1902 Beil. S. 276. 
Die Haftung läßt fi) (abgefehen von $. 889, Haftung für fahrläffig 
falſche Raterteilung in Ausuũbung einer Amtspflicht) nur begründen aus 
8. 828 Abf. 2 3.8. mit StGB. S. 268) und aus 8. 826. Bur An: 
nahme vorläglichen Handelns genügt einerfeits, daß der Ratgeber bie 
Möglichkeit ſchädlicher Folgen für ben anderen erkannt bat, anberfeits, 
daß ber Ratgeber die Richtigkeit von Angaben verfichert, von deren 
Richtigkeit er nicht überzeugt if, und ſich auf eigene Kenntniß von Tat: 
adden beruft, die er in Wirklichkeit nicht Kat, FW. 1902 Beil. S. 276, 
2I3. 1902 S. 123. 

2. Ein BertragsverhHältnis liegt, wie 8. 676 zeigt, nicht fchon 
in allen Fällen vor, in denen jemand auf Unfuchen Rat erteilt oder bie 
Erteilung von Nat in Ausſicht ftellt. Vielmehr müſſen befondere Um: 
hände hinzulommen, aus benen fich ber Wille vertraglicher Bindung als 
mutmaßlide Parteiabfiht ergibt. Auch die Auskunftserteilung eines 
Kaufmanns an einen anderen erzeugt feine vertragliche Haftung, wenn 
weder jonftige BertragSbeziehungen noch ein beſonderes Vertrauensver⸗ 
bälinis zwiſchen ihnen beflegt, SüchſArch. 15 S. 98. Namentlid) läßt 
Zufiherung eine8 Entgelt auf vertraglide Bindung fchließen, und 
zwar lann die Naterteilung entweder Gegenftand eines felbftändigen 
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Bertragd fein (Dienft: oder Werkvertrag, je nah Anhalt. DIEB. 1905 
©. 169 nimmt DB. an, vgl. aber IW. 1905 ©. 502), wie 3. B. bie 
Naterteilung bes Arztes, Anwalts, der Auskunfteien. Oder bie Rat—⸗ 
ertetlung wird al? Nebenleiftung in einem Hauptgeichäft gefchuldet, 3- B. 
Nat de8 Bankier bei Ankauf von Aktien, f. u., vgl. ferner S. 611 
Anm. 2 a. €, $. 681 Anm. 8. Es gelten dann bie Regeln bes 
Hauptvertrag8 (bezüglich Umfang der Haftung, Verjährung ıc.) aud) für 
diefe bienft: oder werfvertraggähnlichen Beziehungen, IW. 1906 ©. 502, 
3. T. abw. die Bit in 8. 611 Anm. 2 a. E. — Für den Umfang ber 
vertraglichen Haftung (grobe ober leichte Fahrläſſigkeit ?) tft S. 276 maß: 
gebend, joweit nicht anderweite Vorfchriften für den betr. Bertrag oder 
befondere Abrede Plag greifen, 3. B. Übernahme der Garantie für bie 
Richtigkeit des Rates oder für beftimmmten Erfolg. — Einzelfälle: Aus Ge 
fälligfeit erteilte Austunft über die Vermögendlage eine Dritten ver: 
pflichtet nicht zur Mitteilung fpäter befannt werbender Ünderungen, 
SächſArch. 11 ©. 466. Wer feine als gefälfcht erfannte Wechielunter: 
ſchrift als echt bezeichnet, haftet mindeſtens auf Schadengerfaß; erfennt 
er die UnechtHeit erft Tpäter, ift er zur Mitteilung verpflichtet, SächſArch. 
14 ©. 704, vgl. $. 684 Anm. 2. Kür bie Koſten des Beleidigungsprozefieg, 
ber wegen ber Auskunft gegen die Auskunftei angefirengt wird, haftet 
ber WAustunftfucher bei Perlegung feiner Berichwiegenheitspfliht u. U. 
nach $. 826, DVG. 2 ©. 2. Der Banlier ijt nicht verpflichtet, beim 
Verlauf von Wertpapieren feinen Rat unverlangt zu erteilen (ZW. 19U5 
©. 502), haftet aber für fahrläflig unrichtige Empfehlung aug $. 276, 
TXB. 1904 ©. 660. Ebenſo Haftet der Rechtsanwalt für fahrläſſig 
erteilten unrichtigen Rat, Seuffü. 60 S. 274, S. 611 Anm. 2; u. U. 
auch einem Dritten, dem er auf defien Anfuchen über Berhältniffe feines 
Klienten Mitteilung madt, DAZ. 1904 ©. 1187; noch weitergehend 
NG. 52 ©. 86h (Haftung aus S. 276 dem Dritten gegenüber aud) dann, 
wenn er die Mitteilung auf Verlangen feines Klienten madt). Haft: 
pflicht ber Notare: 8. 611 Anın. 2. 


Elfter Titel. 
Gejhäftsführung ohne Auftrag. 


1. Begriff: nah $S. 677 Belorgung von Geichäften für einen 
anderen, ohne daß der Geihäftsführer auf Grund eines Auftrags (Dienit: 
oder Werkvertrags) ober fonft (3. B. als Bormund, Ehemann, Teſta— 
mentspollitreder) dazu berechtigt oder verpflichtet wäre. Es beſteht daher 
feine eigentliche Vertrag3beziedung zwiichen dem Geſchäftsherrn und dem 
Geſchäftsführer, diefer haftet gleichwohl aber nach 88. 276ff., für Gebilfen 
nah $. 278. — Die Geſchäftsſsbeſorgung kann rein tatjächlicder Ratur 
fein oder in Vornahme eines Rechtsgeſchäfts beftehen (näheres: Ss. 662 Anm. 1 
bis 8, 8.675 Anm. 1). Befteht fie in Abfchluß eines Bertrags 
mit einem Dritten, fo ift zu beachten, daß 88. 677ff. nur Auskunft dar: 
über geben, ob der GHerr dem GFührer deſſen Uufwendungen zu er: 
fegen bat und ob er feinerfeit3 Erjag etwaigen durch die GFührung er: 
littenen Schaden? verlangen kann. Die Frage, ob durch die GFuhrung 
eine Obligation zwifchen dem GHerrn und bem Dritten entfteht, ift nach 
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88. 177—185 zu entfcheiden, OLG. 9 S. 10. Handelt ber GFuͤhrer in 
eigenem Namen, fo wird nur er dem Dritten gegenüber beredjtigt oder 
verpflichtet (vgl $. 164 Abſ. 2), Schließt er den Vertrag mit dem 
Dritten im Namen des GHerrn, fo hängt bie Wirkſamkeit von deflen 
Genefmigung ab. Wird fie verweigert, Haftet der GFülhrer dem Dritten 
nad 8. 179. 

2. Unterſcheide: a) ehte Gefhäftsführung 0. U. Das Se 
hält wird für einen anderen beforgt mit animus negotia aliena 
gerendi. Auf diefen Haupifall beziehen fich 88. 677—686. Ob das 
Geihäft im eigenen oder in fremdem Namen geführt wird, ift gleichgiltig; 
ebenfo, 05 die Gßuhrung Ihon an ſich in die fremde Nechtsiphäre ein: 
greift (objeltiv fremdes Geſchäft), oder ob das Geichäft erft durch den 
Bilen des GFührers zu dem Dritten in Beziehung gebradht wird 
“ubjettiv fremdes Geſchäft). Der Perfon nah braucht der GHerr 
dem GFührer nicht belannt zu fein, es genügt der Wille, dad Geichäft 
auf Rechnung bdeflen, den es angeht, zu führen, DVG. 12 ©. 272. 
Daß dieſer Wille beſonders fundgegeben wird, ift nicht erforderlich (a. M. 
SächſArch. 14 S. 100), wenn er nur aus ben UUmftänden erhellt 
(EG. 12 ©. 272) und überhaupt nachweisbar if. — b) Unedte 
Gefhäftsführung o. A. (8. 687 Ubi. 2). Das fremde Geſchäft wird 
wider beſſeres Wiſſens wie ein einenes beforgt (3. B. der Mieter verkauft 
die gemietele Sache und behält den Erlös für fi). Der SHerr Bat dann 
die Wahl, ob er Schabengerfag aus dem Delikt fordern oder aus GFührung 
ohne Aufirag klagen will, vgl. ferner 8. 816. — c) Heine Gefhäfts: 
führung 0.4. (8. 687 Abf. I) liegt vor, wenn jemand ein fremdes Ge: 
ſchäft in der Meinung beforgt, es fei fein eigenes (NW. 1903 Beil. 
©. 141), 3. B. Berlauf einer fremden Sacde, die man für bie eigene 
hält. Hier Haftet der GHerr nur nah 88. 812ff, OLG.8 ©. 77 
(Leiltung einer irrtümlich für beftellt gehaltenen Arbeit), der GFührer 
ebenfalls nad 88. 812ff., u. U. nach 8. 828 (fahrläffige Beichädigung 
fremden Eigentums). 

8. Die SS. 677 ff. find vielfach auch font ausbrüdlich für anwendbar 
erflärt, 3. B. SS. 450, 547, 601, 994, 1049, 1216, 1969, 1978, 1991, 
dgl. auch 88. 1648, 21265. — Sondervoridriften: Finden verlorener 
Saden SS. 965-984; ergänzend gelten SS. 677ff, ODYS. 8 ©. 112. 
Geſchäftsführung im Prozefie ZPO. 8. 89. Bergung und Hilfeletftung 
m Seenot HGB. 88. 740f.; StrandO., BinnenSchG. 88. 98ff. — 
Begen ded Erfages der von Armenverbänden 2c. für den Unterhalt einer 
Perſon gemachten Aufwendungen ſ. EG. Art. 103. 

4. Ein befonderer Anſpruch wegen nüglicher Verwendung (actio 
de in rem verso) ift bem Gejeg unbelannt. Es kann Erfag nur nad 
den Grundfägen über die Geichäftsführung ohne Auftrag oder ungerecht: 
fertigte Bereicherung (88. 812 ff.) beanfprucht werden, vgl. NW. 1905 ©. 80. 


1. Rechtsſtellung und Pflichten des Geſchäftsführers. 

8. 677. Wer ein Gefchäft für einen anderen beforgt, 

ohne von ihm beauftragt oder ihm gegenüber font dazu be= 

rehtigt zu fein!), bat das Geihäft fo zu führen, wie das 
Achilles, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage. 20 
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Snterefie des Geſchäftsherrn mit Rüdfiht auf deſſen wirklichen 
oder mutmaßlichen Willen es erfordert?). 

1) Borbm. Nr. 1, 2. 2) Haftung SS. 276— 278. Cinfchrän: 
fung ber Haftung 88. 680, 682. 

Gelhäftsführung gegen den Willen des Gefchäftsherrn. 

6. 678, Steht die Übernahme ber Gefhäftsführung mit 
dem wirklichen oder dem mutmaßliden Willen des Geſchäfts— 
berrn in Widerſpruch und mußte der Geihäftsführer dies er- 
fennen, jo ilt er dem Gefchäftsherrn zum Erfage des aus ber 
Geihäftsführung entitehenden Schadens aud dann verpflichtet, 
wenn ihm ein fonftiges Verſchulden nicht zur Laſt fällt. 

Ertennen müflen 88. 122, 276. Der Geihäftzfübrer Haftet für 
allen infolge feiner Einmilchung entitandenen Schaden, nicht nur für 
den bei Beginn der e aſtsfahrung als möglich vorauszuſehenden 
Schaden; vgl. 8. 249 Anm. 2. 

8. 679. Ein der Geſchäftsführung entgegenſtehender 
Bille des Geſchäftsherrn kommt nicht in Betracht, wenn ohne 
die Geihäftsführung eine Pflicht des Gejhäftsheren, deren 
füllung im öffentlichen Intereſſe) liegt, oder eine geſetzliche 
Unterkaltöpflicht?) des Geſchäftsherrn nit rechtzeitig erfüllt 
werden würde. 

1) Auch die Erfülung einer privatrechtlicden Pflicht des Geſchäfts⸗ 
bern kann im öffentlichen Intereſſe Tiegen, 3. B. die Erfüllung der dem 
Dienftberehtigten nah $. 618 obliegenden Pflichten im Falle einer 
Epidemie oder die Beftreitung der Beerdigungstoften für ein Begräbnis 
($. 1968). Anlage eine® Kanal durch die Stadt, Recht 1902 ©. 44. 
Anſpruch gegen eine Kranfentafle, OLG. b ©. 810; 12 ©. 272, vgl. $. 688 
Anm. 2. — Analoge Anwendung des 8. 679 auf Büchtigung eines Kindes 
in vermuteter Vertretung des Baterd: DAXZ. 1905 S. 752. 2) 88. 1860, 
1578, 1601 ff., 1708, 1708. Auch der Unterbaltöberechtigte ſelbſt kann 
a. U. Unfprücde aus S. 679 gewinnen, SächſArch. 15 ©. 99. 
Abwendung drohender Gefahr. 

Bezwedt die Geihhäftsführung die Abwendung 
einer dem Geihäftsheren drohenden dringenden Gefahr, jo hat 
der Geihäftsführer nur Vorſatz und grobe Yahrläfligleit zu 
vertreten. 

Borfag und grobe Fahrläffigkeit $. 276 Anm. 2, 8. 

Anzeigepflicht des ae üftsführers. 

. eihäftsführer hat die Übernahme der Ge- 
ihäftsführung, ab es tunlih it, dem Gefchäftsherrn an— 
zuzeigen und, wenn nidht mit dem Aufichube Gefahr verbunden 
iſt, deſſen Entihliegung abzuwarten. Im übrigen finden auf die 
Berpflichtungen des Geihäftsführers die für einen Beauftragten 
geltenden Vorfchriften der 88. 666 bis 668 entipredhende An⸗ 
wendung. 
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Der Tod des GHerrn bebt bie Verpflichtungen des Führers nicht 
auf. — Beim Tode des GFauhrers geben die beſtehenden Verpflihtungen, 
insbelondere auch die Berpflihtung zur Erledigung eines begonnenen 
Geihäfts, auf feine Erben über. 


Geldhhäftsunfühigkeit des Geſchäftsführers. 

6. 682. Iſt der Gefchäftsführer gefchäftsunfähig oder in 
der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt!), fo ift er nur nad) den Vorſchriften 
über den Schadenserfag wegen unerlaubier Handlungen?) und 
über die Serausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung?) ver- 
antwortlid). 

1), 88. 104. BZufimmung bes geſetzlichen Vertreters fchließt die 
Anwendbarkeit des S. 682 aud. — Geſchaäftsunfähigkeit des Herrn ift 
ohne Einfluß. 2) 88. 828ff. 3) 85. 812ff. 

2. Aufprüde des Gefchäftsführers. 

+. 683. Entipridt die Uebernahme der Geſchäfisführung 

dem Intereſſe und dem wirklichen oder dem mutmaßlichen Willen 

des Sefhäftsherrn!), fo kann der Gejchäftsführer wie ein Be- 

auftragter Erfat feiner Aufwendungen?) verlangen. In ben 

Fällen des 8. 679 ſteht diefer Unſpruch dem Geichäftsführer 

zu, aud) wenn die Uebernahme der Geidhäftsführung mit dem 
&illen des Geſchäftsherrn in Widerſpruch Steht. 

1) Borausfegungen des Anſpruchs aus $. 688 find alfo: 
8) Die GHührung muß objeltin dem GHerrn nüglich fein, die ſubjektive 
Überzeugung des GFührers genügt nit. b) Die Gßührung muß dem 
wirflihden Willen ded GHerrn entipredhen, wenn dieſer feititellbar ift, 
font dem mutmaßliden (Ausn. $. 679) und zwar find bei defien Er: 
mittelung alle Umftände, auch für den GFührer unerfennbare, heranzu⸗ 
sieben. — Recht 1904 ©. 521 (ein einzelnes MagiftratSmitglied, das ohne 
Berugnis dazu eine Sache für die Stadt kauft, lann den Preis nicht er= 
iegt verlangen, wenn der Kauf zivar den Sinterefien der Stadt, nicht 
aber dem Willen ded Magiftrats entipridt). 2) 88. 266, 267, 670 
Anm 1. Wer aujtraglos ein Geſchäft beforgt, daS in ben Kreiß feiner 
‚berufliden Tätigkeit fällt, kann bie übliche Vergütung beanſpruchen 
Dr. 12 ©. 272; 8, 348 (Arzthonorar). 
684. Liegen die Borausfegungen des $. 683 nicht vor, 
jo iſt der Gefchäftsherr verpflichtet, dem Gefchäftsführer alles, 
wa3 er durch die Geihäftsführung erlangt, nad) den Bor» 
Ihriften über die Herausgabe einer ungeredtfertigten Bereiche- 
tung!) herauszugeben. ®enehmigt der Geſchäftsherr die Geſchäfts⸗ 
rührung, fo ſteht dem Gejhäftsführer der im $. 683 beftimmte 
Anſpruch zu 2). 

1) ss. 812ff. 2) Die Genehmigung (88. 180 ff., 184) kann 
ausdrüdlich oder ftillfchtweigend erfolgen. Berhältnis zu Dritten: Borbm. 
R. la. E. Durch Genehmigung wird das Geichäft für den Gefchäfts- 
berm verbindfih, DIS. 2 S. 72. Anwendung auf nadträgliche We: 
nehmigung einer gefälfchten Wechfelunterfchrift: OLG. 10 ©. 868. 

20* 
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8.685. Dem Gefchäftsführer fteht ein Anſpruch nicht zu, 
wenn er nicht die Abficht Hatte, von dem Geſchäftsherrn Erfah 
zu verlangen?). 

Gemähren Eltern oder Boreltern ihren Ablömmlingen oder 
diefe jenen Unterhalt, fo ift im Zmeifel anzunehmen, daß die 
Abſicht fehlt, von dem Empfänger Erjag zu verlangen?). 

1) Den Beweis ber Abficht zu ſchenken bat der Geichäftäherr zu 
führen, BadNRpr. 1901 ©. 188. Wegen ber Armenunterftügungen f. EG. 
Urt. 108. 2) Auch wenn zwiſchen Boreltern und Abkömmlingen 
noch unterhaltspflichtige Perſonen ſtehen, DI8. 1906 ©. 824. Diele 
Vermutung gilt jedoch nur zugunſten des Empfängers, nicht zugunſten 
des in erſter Linie Unterhaltspflichtigen, SächſArch. 15 ©. 782. 

3. aus über die Perfon des Gefrhäftsherrn. 

686. it der Geihäftsführer über die Perfon des Ge- 
* (häftsheren im Irrtume!), fo wird der wirflihe Gefhäftsherr 
aus der Geihäftsführung beredtigt und verpflichtet. 

1) Borbin. Nr. 2a. 

Beforgung fremder Geſchäfte als eigene. 

S. 687 7. Die Vorſchriften der 88. 677 bis 686 finden feine 
Anwendung, wenn jemand ein fremdes Geſchäft in der Meinung 
bejorgt, daB es fein eigenes jei'). 

ehandelt jemand ein fremdes Geſchäft als jein eigenes, 
obmohl er weiß, daß er nicht dazu beredjtigt ift?), jo Tann der 
Gefchäftsherr die fi) aus den 88. 677, 678, 681, 682 eı= 
gebenden Anfprüde geltend machen. Macht er fie geltend, fo ift 
er dem Geichäftsführer nad) $. 684 Satz 1 „nerpflichtet. 

1) Vorbm. Nr. 2c. 2) Borbm. Nr. 2 


Zwöltter Titel. 
Bermwahrung. 

1. Für bie Bermwahrung kommen neben den Vorſchriften dieſes 
Titel in einer Reihe von Fällen Sondervorſchriften im Betracht. 
Haftung de Gaftwirts für Die eingebrachten Sacdyen der Reiſenden: 
ss. 701— 704. Beftellung eines Berwahrers in den Källen ber 88. 482, 
1217, 1281, 2089 feiteng des Gerichts: SOG. 8. 165. Lagergeſchäft: 
HGB. 88. 416-424. Pflichten der Kaufleute bei Aufbewahrung fremder 
Wertpapiere: Depotß. Val. ferner: PoſtG. wegen der Saftung ber 
Boft für Briefe, Pakete und Paffagiergut; HGB. 88. 878—890 über 
bie Verpflichtung des Kommiffionärs Hinfichtlih des in feiner 2er: 
wahrung befindliden Gute. Der Landesgefeggebung ift Die 
nähere Regelung des Vertrags vorbehalten, welder bei einer auf 
Grund der 88. 872fj. erfolgenden Hinterlegung geichlofien wird, EG. 
Urt. 145, Seuffü. 69 ©. 142. 

Sm übrigen tft darauf hinzuweiſen, daß die Borfchriften dieſes 
Titels durchgehends bdispofiliver Natur find. Im Bantverfehr und bei 
der gewerbömäßigen Aufbewahrung von Waren, Möbeln u. dgl. werden 
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vielfach Berwaßrungsverträge auf Grund von fchriftlich formulierten all: 
gemeinen Bedingungen gefchlofien, welche bie Befttimmungen bes Gefeges 
teild abändern, teild ergänzen. 

2. Eine Berpfliätung zur Berwahrung kann fih unabhängig vom 
Terwahrungsvertrag auch aus anderen Mechtöverhältnifien ergeben, fo 
3. 3. bei einer Leihe, Auftrag, einem Dienft: oder Werkvertrage; bier 
treten die Borichriften des betr. Vertrags, namentlich Über den Umfang 
der Haftung, an Stelle ber 88. 688 Fff., vgl. Seuffü. 58 ©. 56. Ber: 
wahrung einer gefundenen Sache durch den Finder 8. 966, Verwahrung 
des Pfandes durch den Pfandgläubiger $. 1215, Wufbewahrung einer 
geihuldeten Sache bei Annahmeverzug des Bläubigers $. 804. — Für 
den Bertrag, burch welden ſich jemand verpflichtet, die Aufbewahrung 
einer Sache zu übernehmen, gelten die allgemeinen Regeln. 


Inhalt des Vertrags, 

+. 688, Durd den Bermahrungövertrag wird der Ber» 

wahrer verpflichtet, eine ihm von dem Hinterleger übergebene 
beweglihe Sache aufzubewahren. 

1. Abſchluß des Bertragd SS. 14bf. Kine Form ft nit er- 
forderlich, aber Übergabe der Sache (MRealvertrag), OLG. 18 ©. 88. Der 
Hinterlegungsichein bat regelmäßig die Bedeutung einer Quittung; er lann 
au den Charakter eines Schuldſcheins Haben, er kann endlich auch als 
Yegitimationspapter (8. 808) dienen; eine jelhftändige Forderung für den 
Inhaber begründet er regelmäßig nicht; vgl. Seufff. 67 ©. 846. — 
Der Staat baftet für Sachen, die in einem gerichtlichen Verfahren bem 
Gericht übergeben find, NS. 51 S. 219; dad Urmenamt für die Sachen 
emer im Siechenhaufe untergebradten Berlon, OU. 9 ©. 24; die 
Straßenbahn für liegen gebliebene Sachen, SähfUrdh. 15 ©. 282 ($. 278 
Anm. 8). Dagegen baftet der Staat nicht für Garderobedtebftähle aus 
einer ftaatlichen Lehranſtalt, Seufffl. 58 ©. 55 (Borbm. Nr. 2). 

2. Wird bie der Berwahrung einer beweglichen Sache entiprechenbe 
Obhut über ein Grundſlück übernommen, fo tft das Berhältnid nad 
den Grundfägen bes Dienſtvertrags, Werkvertragd oder Auftrags zu 
beurteilen. 

8. Umgefeört Tann beim Abihluß eines Berwahrungsvertragd zu: 
gleich vereinbart werden, daß dem Beriwahrer die Verwaltung der Hinter: 
legten Sachen obliegen fol. Wird bie Berwaltung zur Hauptpflidt, liegt 
Auftrag, Dienſt⸗ oder Werkvertrag vor. 

Sergütung für die ——— 
.G89. Eine Vergütung für die Aufbewahrung * 
tif weigenb vereinbart, wenn die Aufbewahrung den Umftänden 
nad nur gegen eine Bergütung zu erwarten ift. 

Ahnlich SS. 612, 682, 668. Wegen ber Höhe ber Vergütung ift 
die Bereinbarung entſweidend. Auf eine Tare oder bie übliche Vergütung 
(8. 612) iſt nicht verwieſen, indeflen wird eine ſolche vielfach nach 8. 157 
zu berädficgtigen fein. Val. 8. 612 Anm. 8. 

Haftung des Berwahrers. 
6. 680. Bird die Aufbewahrung unentgeltlih über 
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nommen, fo bat der Verwahrer nur für diejenige Sorgfalt ein- 
zuftehen, welche er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt. 

Der Berwahrer haftet für grobe Fabrläffigteit, S. 277. Der ent: 
geltlihe Berwahrer Haftet für jedes Verſchulden. — Bgl. Borbm. Nr. 2. 
Hinterlegung bei einem Dritten. 

6. 691. Der Berwahrer ift im Zweifel nicht berechtigt, die 
hinterlegte Sade bei einem Dritten zu Binterlegen. Sit die 
Hinterlegung bei einem Dritten geitattet, fo bat der Verwahrer 
nur ein ihm bei diefer Hinterlegung zur Lajt fallendes Ber- 
Ihulden zu vertreten. Für das Verſchulden eines Gehilfen ilt 
er nad $. 278 verantwortlich. 

Bel. 8 664 Anm. 2, 8. 

Art der dasweheung. 

«692. Der Verwahrer ift berechtigt, die vereinbarte Art 
der Aufbewahrung zu ändern, wenn er den Umftänden nad) an 
nehmen darf, daß der Hinterleger bei Kenntnis der Sadjlage 
die Anderung billigen würde. Der Berwahrer hat vor der 
Anderung dem Hinterleger Anzeige zu madjen und deilen Ent- 
fchließung abzuwarten, wenn nidht mit dem Auffchube Gefahr 
verbunden: ift. 

Val. $. 6685. 

Au funendungen des Berwahrers. 

« 693. Macht der VBerwahrer zum Ymede der Auf- 
bewahrung Aufwendungen), die er den Umitänden nah für 
erforderlidy halten darf?), fo ift der Hinterleger zum Erſatze 
verpflichtet. 

1) SS. 2h6f., 670 Anm. 1, 2. 2) Wegen anderer Aufwen: 
dungen vgl. 8. 684. 

Haftung des Binterlegers. 

«69A. Der Hinterleger hat den durd) die Beichaftenheit 
der hinterlegten Sachen dem Verwahrer entitehenden Schaden zu 
erjeten, e8 jei denn, daß er die gefahrdrohende Beſchaffenheit 
der Sadye bei der Hinterlegung weder kennt nody kennen muß 
oder daß er fie dem Bermwahrer angezeigt oder diejer fie ohne 
Anzeige gekannt bat. 

Der Berwahrer bat die Entftehung und den Umfang des Schadens, 
der Hinterleger den Ausſchluß feiner Haflung zu bemweilen. 
Bürkforderung. 

698. Der Hinterleger kann die hinterlegte Sache jederzeit 
urüdfordern, aud wenn für die Aufbewahrung eine Zeit be= 
mt iſt. 

Zurückbehaltung (8. 273) und Aufrechnung (88. 887ff.) find nicht 
ausgeſchloſſen. Im Konkurſe des Verwahrers ſteht dem Hinterleger ein 
Ausſonderungsrecht zu. 
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6.696. Der Berwahrer Tann, wenn eine Beit für Die 
Aufbewahrung nicht beftimmt ift, jederzeit die Rücknahme ber 
binterlegten Sache verlangen. Iſt eine Zeit beitimmt, fo Tann 
er die vorzeitige Rüdnahme nur verlangen, wenn ein wichtiger 


rund vorliegt. 
Ort der Bürkgabe. 

6.697. Die Rüdgabe der hinterlegten Sachen hat an dem 
Orte zu erfolgen, an weldem die Sade aufzubewahren war; 
der Berwahrer ijt nicht verpflichtet, die Sache dem Hinterleger 
zu bringen. 

Berwendung von Geld, 

«698. Verwendet der Verwahrer hinterlegtes Geld für 

ih, Jo ift er verpflichtet, e8 von der Zeit der Verwendung an 
zu verzinfen. 

5. 246 Anm. 8. — Bei öffentlicher Hinterlegung gilt Yandesrecht, 
Seufff. 69 S. 142. 

#ülligkeit der an den Berwahrer zu entrichtenden BWergätung, 

6. 699. Der Hinterleger hat die vereinbarte Vergütung 
Dei der Beendigung der Aufbewahrung zu entrichten. ft die 
Bergiitung nad) Zeitabjchnitten bemeffen. jo ift fie nach dem 
Ablaufe der einzelnen Zeitabſchnitte zu entrichten. 

Endigt die Aufbewahrung vor dem Ablaufe der für fie 
beftimmten Zeit, jo fann der Verwahrer einen feinen bisherigen 
Leiltungen entfprechenden Teil der Vergütung verlangen, jofern nicht 
aus der Vereinbarung über die Vergütung fich ein anderes ergibt. 

Unregelmäßiger Verwahrungsvertrag. 

8. 700. Werden vertretbare Sadyen in der Art hinterlegt, 
daß das Eigentum auf den Verwahrer übergehen und Dieter 
verpflichtet fein ſoll, Sachen von gleiher Art, Güte und Menge 
inrüdzugewähren, ſo finden die Vorſchriften über das Darlehen?) 

nwendung. Geſtattet der Dinterleger dem Bermwahrer, hinter⸗ 
legte vertretbare Sachen zu verbrauden, fo finden die Vor— 
Ihriften über das Darlehen von dem Zeitpunkt an Anwendung, 
in welchem der PVerwahrer fih die Saden aneignet?). In 
beiden Fällen beitimmen fich jedody Zeit und Urt der Rüdgabe 
im Zweifel nach den Borfchriften über den Verwahrungsvertrag. 

Bei der Hinterlegung von Wertpapieren iſt eine DVerein- 
barung ber im Abf. I bezeichneten Art nur gültig, wenn fie 
ausdrüdlid getroffen wird®). 

1) 8. 91. 2) 8. 607. 3) Aneignung durch tatſächliche 
Anderung in der Aufbewahrung mit der Abſicht, Eigentum zu erwerben, 
Verbrauch oder Bermiſchung. Bis zur Aneignung trägt der Hinterleger 
die Gefahr. 4) Es genügt mündliche ausdrückliche Vereinbarung, 
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vgl. Recht 1908 ©. 576. — Nimmt ein Kaufmann im Betriebe feines 
Handelsgewerbes Wertpapiere 2c. zur Aufbewahrung an, fo finden bie 
Borfchriften des Depot®. Anwendung. 


Dreizehnter Titel. 
Einbringung von Saden bei Gaftmwirten. 


Der Gaftaufnahmevertrag fit im weſentlichen Sachmiete (SS. 
685 ff.), enthält meift aber auch Elemente des Dienftvertrag® (SS. 611 fi.), 
bes Werkvertrags (88. 638 ff.) und der Verwahrung (88. 688ff. Seuffd. 61 
©. 81l). Außer den allgemeinen Regeln (vgl. namentlich SS. 146 ff.. 
820 ff., 157, 242 11.) finden daher auch bie bejonderen Regeln für dieſe 
Berträge (3. B. $. 626) u. U. mindeftend analog Anwendung Diefer 
Titel gibt nur einige beſondere Borjchriften, welche die Haftung des 
Gaſtwirts für eingebrachte Sachen der Reiſenden über die gewöhnlichen 
Normen (SS. 276—278) hinaus erweitern (8$. 701—708), fowie ein 
Pfandrecht des Wirte an den eingebrachten Sachen der Reiſenden feft: 
fegen ($. 704). Die Grundlage für Haftung und Pfandrecht bildet der 
Aufnahmevertrag, defien Wirkſamkeit daher Borausfegung für beide bildet 

treitig). 

Ef Haftung der Eifenbahnen und der Schiffer für den Berluft und 
die Beichädigung von Neifegepäd und Neifegut ift im HGB. SS. 4665, 
678, 675 und im BinnenSchG. 8. 77 geregelt. | 

Haftung des Gaſtwirts. 

6. 701. Ein Gaftwirt, der gewerbsmäßig Fremde zur Be- 
berbergung aufnimmt!), hat einem im Betriebe diefes Gewerbes 
aufgenommenen Gaite?) den Schaden zu erfegen, den der Gaſt 
duch) ben Verluſt oder die Beſchädigung eingebradter?) Sachen 
erleidet. Die Erfagpflicht tritt nicht ein, wenn der Schaden von 
dem alte, einem Begleiter des Gaſtes oder einer Perfon, die 
er bei fid) aufgenommen bat, verurjadht*) wird oder durch die 
Beſchaffenheit der Sachen oder durch höhere Gewalts) entiteht. 

Als eingebradht gelten die Sachen, weldje der Gaſt dem 
Gaftwirt oder Leuten des Gaftwirts, die zur Entgegennahme 
der Sachen beitellt oder nad) den Umitänden als dazu beitellt 
anzujehen waren, übergeben oder an einen ihm von Diefen 
angemiejenen Ort oder in Ermangelung einer Anmweifung an 
den hierzu beftimmten Ort gebradjt bat. 

Ein Analog, dur den der Galtwirt die Haftung ab» 
lehnt, ift ohne Wirkung. 

1) Gaſtwirte find phyſiſche oder juriftifche Perfuonen, bie das nach 
Send. 8. 88 Tonzeifionspflichtige Gaſtwirtſchaftsgewerbe (mit oder ohne 
Konzeffion) betreiben, OLS. 6 ©. 443. Als Gaftwirte, die gewerbämäßig 

remde zur Beberbergung (über diefen Begriff vgl. OLG.5b S. 146, 
bernadten ift nicht erforderlich, Seuff. 659 ©. 440) aufnehmen, gelten 
nicht und haften daher nur nad allgemeinen Regeln (SS. 276, 278): 
Neftauratenre (auch nicht Hotelwirte, ſoweit es ſich um Schäben bandelt, 
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die im gleichzeitigen Betriebe eines Neftaurants entftanden find, vgl. aber 
DRG. 8 S. 78); Babeanfialtäbefiger (OLG. & S. 448); Bimmervermieter 
(ebd.); Reederei eined Ozeandampfers (HanſG8. 1906 ©. 58, 126), da⸗ 
nah auch wohl Schlafwagengefellichaften (ftreitig); Stallwirte, es jet 
denn, baß fie auch den Inhaber bes Geſpanns zur Beherbergung aufge: 
nommen Haben, OLG. b S. 146, Seuff. 59 S. 440, insbeſondere über 
Beihädigung des eingeftellten Pferdes durch ein anderes: DAB. 1905 
S. 176, Seuffü. 61 ©.811, OLG. 6 ©. 227, IDR. 4 S.227. 2) Aktiv 
legitimiert ift der Saft, nicht der Eigentümer als folcher, doch ift der 
Anſpruch abtretbar, Recht 1902 ©. 871, Seuffä. 61 ©. 811. Paſſiv 
legitimiert ift der, auf deſſen Namen ber Beirieb gebt, alfo 3.8. der 
Pachter der Gaftwirtichaft. 3) Stnd außer ben in Abf. 2 genannten 
Saden auch ſolche eingebradt, die der Baft felbft mit ſich führt? 
OLG. 8 S. 78 verneint die Haftung für eine im Hotelgarten Tiegenges 
laſſene Brieftaſche. — Saden, die dem Führer des Hotelmagend am 
Bahnhof übergeben find, find eingebradt, vgl. NG. 1 ©. 88. 4) Nur 
Berurfahung, nicht eigenes Verfchulden (vgl. 8. 254) ift erforderlich. 
Der Umiftand, daß eine nicht ſchuldhafte Handlung des Gaftes mitgewirkt 
bat, ichließt die Haftung nicht aus, Recht 1408 S. 128. Verurſachung ilt 
verneint bei Gelddiebſtahl aus verichloffenem Koffer trog Offenlafiens des 
Barterrefenfterd und Nichtverfichließens der Zimmertür, OLG. 6 ©. 442. 
5) Der Begriff der Höheren Gewalt (vgl. auch 88. 208, 1996) tft be: 
firittien. Seine Anwendung in diefem Zuſammenhange bedeutet, daß bie 
Haftung bed Gaſtwirts nur dann ausgeichloffen wird, wenn bie Ent: 
ſtehung des Schaden? aufgeflärt wird und auch durch die umfichtigften, wirt- 
ſchaftlich durchführbaren Borkehrungen nicht abgewendet werben Zonnte. 
6 Bertraglich kann die Haftung ausgefchloffen werben. 


Einſchrünkung der Haftung, 
$ 702. Für Geld, Wertpapiere und Koftbarkeiten haftet 
der Gaftwirt nad) 8. 701 nur bis zu dem Betrage von ein« 
taufend Mark, es fei denn, daß er diefe Gegenjtände in Kennt« 
nis ihrer Eigenſchaft als Wertjahen zur Aufberabrung über: 
nimmi oder die Aufbewahrung ablehnt oder daß der Schaden 
von ihm oder von feinen Leuten verjchulder wird. 
Erlöfchen der Haftung. 
6. 703. Der dem Gafte auf Grund der 88. 701, 702 
zuftehende Anſpruch erlifcht, wenn nicht der Gaft unverzüglidy!), 
nahdem er von dem Berlujt oder der Beſchädigung Keuntnis 
erlangt hat, dem Baftwirt Anzeige?) macht. Der Anfprud er» 
licht nicht, wenn die Sachen dem Gaftwirte zur Aufbewahrung 
übergeben waren. 
1) Ohne ſchuldhaftes Zögern, $. 121. 2) 88. 180 ff. 
Pfandrecht des Gaſtwirts. 
6. 704. Der Gaſtwirt bat für feine Forderungen für 
Vohnung und andere dem Gaſte zur Befriedigung feiner Be» 
dürfniffe gewährte Leiftungen, mit Einfluß der Auslagen, ein 
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Pfandrecht!) an den eingebradjten Sachen des Gaſtes. Die für 
das Planbreiit des Vermieter geltenden Borfchriften des 
. 559 Sat 3 und der 88. 560 bis 563 finden entjpredyende 
nwendung. 
1) 8. 1257. 


Vierzehnter Titel. 
Geſellſchaft. 


1. Die Beſtimmungen der Reichsgeſetze über Geſellſchaften (offene 
Handelsgefellſchaften, Aktiengeſellſchaften, eingetragene Genoſſenſchaften, 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung ꝛc.) bleiben von dem vierzehnten 
Titel unberührt. Für eine weitere Reihe von Gefellichaften (Gewerk— 
ſchaften, Waldgenofienichaften 2c.) Hat nad) Maßgube des EG. das Landes: 
recht feine Geltung behalten. Der Kreis der Gefellichaften, welche unter 
bie 88. 706— 740 fallen, ift danach an fich fein großer. Es ift aber zu 
beachten, daß nad) S. 54 Vereine, die nicht juriftifhe Perfonen 
find, als Gefellihaften behandelt werden follen (Unterfchied zwifchen 
beiden: 8. 564 Anm. 1, Net 1906 ©. 986, RG. 60 ©. 94); ebenfo 
finden nach EG. Urt. 10 auf nicht anerlannte ausländifche Vereine die 
Borfchriften über die Gefellihaft Anwendung. Weiter ift noch darauf 
binzumweifen, daß in da8 neue HGB. keine Vorſchriſten über die fog. 
Gelegenheitögefellihaft aufgenommen find, fo daß ſolche Geſellſchaften 
regelmäßig unter die Vorſchriſten der 88. 705 ff. fallen werden. Auch 
fommen bie Beftimmungen aushülfgweife bei den handelsrechtlichen &e= 
felichaften zur Anwendung. 

2. Durdy den Abſchluß des Gefellichaftspertragg wird für die &e- 
ſellſchafter die perfönliche Verpflichtung begründet, die Erreichung eincz 
gemeinfamen Ziwcdes in der durd) den Vertrag beitinmten Weife zu fördern. 
Das Geſetz enthält Hierüber ſowie über die Führung der Geichäfte der 
Gefellfchaft nähere Beltimmungen in den 88. 705—717. Um aber bie 
Erreichung des Zweckes der Gefellfichaft zu ſichern und zu erleichtern, legt 
das Gefeß dein Geſellſchaftsvertrage nicht nur perfünliche, fondern aud) 
dingliche Wirkungen bei, NG. 56 S. 206. Die gemeinfchaftlichen Gegen: 
ftände werden dem Gefelichaftszwed unmittelbar dienftbar gemacht, und 
es wird ein beſonderes Geſellſchaftsvermögen gebildet (8. 718). An 
dBiefem Gefellfhaftsvermögen (defien Vorhandenſein jedoch Fein 
notwendige Begrifismerfmal für die Gefellichaft bildet, Seuffl. 61 
©. 187, ZW. 1903 Beil. S. 16) beſteht eine &emeinfchaft zur ge- 
famten Hand, val. vor 8.420 Nr. J, 8 Der einzelne Gefellfchafter 
bat fein nad Bruchteilen ideell geteilte® Eigentum an ben einzelnen 
Bermögensgegenftänden. Er kann nit über feinen Anteil an dem Ber: 
mögen und ben einzelnen Gegenjtänden verfügen; er ift auch nicht 
berechtigt, Teilung zu verlangen ($. 719). Diele Beitimmungen werben 
in wefentliher Weife ergänzt durch Borfchriften der ZPO. Der 
Privatgläubiger eine8 einzelnen Gefellichafters ift nicht befugt, die 
Zwangsvollſtreckung in die einzelnen zum Geſellſchaftsvermögen gehörigen 
Gegenitände zu betreiben; zur Zwangsvollſtreckung in das Gefelfhafts: 
vermögen iſt ein gegen alle Gefellichafter vollſtreckbares Urteil erforderlich 
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(3BD. SS. 786, 859). Der gutgläubige Geſellſchaftsſchuldner wird 
dabei durch eine befondere Beftimmung (8. 720) geichfigt; er braucht 
die Zugehörigkeit ber Forderung zum Geſellſchaftsvermögen erft gegen ſich 
gelten zu Iaffen, wenn er von der Zugehörigkeit Kenntnis erlangt. Die 
weiteren Borfchriften des Titels betreffen die Verteilung von Gewinn und 
Berluft (88. 721,722), Kündigung und Endigung der &efellfchaft (88. 728-729) 
md Auseinanderfegung nad) der Auflöfung (88. 780—785) fowie das 
Ausiheiden eines einzelnen @efellihafter? aus der im übrigen fort: 
beftegenden Gejellichaft (88. 786— 740). 

8. Die Borfchriften des 14. Titelß find dispofitiver Natur, NG. 56 
5. 206. 

4. Übergangsvorichriften EG. Art. 170. Vereinigungen, welche nach 
den Srundfägen des preuß. ALM. vor 1900 als erlaubte Privatgefell- 
ſchaften begründet find, unterftiehen nach dem 1. Januar 1900 bem alten 
Rechte, RS. 51 S.162, Seuffll. 657 ©. 265, OLG. 6 ©. 445. 


1. Begriff. Hauptoerpflichtungen. 

8. 705. Durch den Gefellfhaftsvertrag!) verpflichten fid) 

die Befellichafter gegenjeitig?), die Erreichung eines gemeinfamen 

3wedes?) in der durch den Bertrag beitimmten Weife zu fördern, 
insbejondere die vereinbarten Beiträge zu leilten‘). 


1) Abſchluß formlos; aber wegen bed Gegenftanbes der Leiftung, 
zu der ſich ber einzelne Gejellichafter verpflichtet, fann Formzwang be 
ftehen, 3. 8. 88. 311, 8318 Anm. 1. — Abſchluß zwiſchen Cheleuten durch 
tatfählih gemeinfames Betreiben eines Stleingewerbes: Recht 1905 
©. 224. 2) Als gegenfeitiger Bertrag unterfieht der Geſellſchafts⸗ 
vertrag den 88. 820 ff. Weil aber die gegenfeitigen Leiftungen nicht um 
ihrer feldft willen, fonbern zur Erreichung des gemeinfamen Geſellſchafts⸗ 
zweds geichuldet werden, ergeben fi) einzelne Abweichungen. Wegen 
der Ginrede bed nicht erfüllten Vertrags vgl. IW. 1900 ©. 841, wegen 
bes 8. 826: DIS. 8 ©. 80. 8) Die Semeinfamteit ded Zwedes 
unterſcheidet die Geſellſchaft von anderen Verträgen, bei denen ald Ber: 
gätung eine Gewinnbeteiligung vortlommen kann. Wer ſich gegen Ges 
winnbeteiligung zu einer nebenſächlichen Leiſtung verpflichtet, ift deshalb 
noch fein Geſellſchafter, Recht 1908 ©. 291. Abgrenzung gegen den 
Dienftvertrag: $. 611 Anm. 2; Werkvertrag: Seuffü. 61 €. 186; 
Mällervertrag: Bruch. 49 S. 619; partiarifches Darlehen: RG. 57 ©. 175; 
Unterpadt: Hanſ G8. 1905 Beil. S. 250 (Jagdpacht). Stolonnenvertrag als 
Gefellihaftövertrag: GewH. 9 S. 258. Über Kartellverträge vgl. RG. 58 
3.19. — Nichtig find Gefellfchaftsverträge mit verbotenem ($. 134), un: 
fittlihem (8. 188), unmöglichem (8. 806) Zwed. Gefellichaft zu Spielzweden: 
$. 762 Anm. 6, insbeſ. Zotteriegemeinichaften: IW. 1904 S. 860, OLG. 9 
S. 11, DJ3. 1906 ©. 8786. 3) Für die Berpflidtungen der Ge: 
tellfhafter im einzelnen tft In erfter Linie der Gefellichaftävertrag (Aus: 
legung: 88. 167, 242) maßgebend. Die Beitragspflicht ift ebenſowenig wie 
ionftige Bildung eines Geſellſchaftsvermögens (Borbm. Nr. 2) begrifflich 
notwendige Borausfegung. Berfchiebengeit der Beiträge iſt zulälfig, 
ebenfo eine Vereinbarung, wonach ein Gefellichafter von der Beteiligung 
am Berluft ausgeichloſſen ift (ZW. 1908 Beil. S. 16); doch kann u. U. 
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durch derartige Verſchiedenheiten bie Gemeinſamkeit des Zweckes beein- 
trächtigt werden. — Einzelfragen: 88. 706-717, vgl. ud HGB. 
88. 112, 118. 


2. Beiträge der Geſellſchafter. 

8. 706. Die Gejellihafter haben in Ermangelung einer 
anderen Bereinbarung gleiche Beiträge zu leiften. 

Sind veriretbare oder verbraudhbare Sachen beizutragen, 
fo it im Zmeifel anzunehmen, daß fie gemeinjchaftliches Eigen- 
tum der Gejellfhafter werden follen. Das gleiche gilt von nicht 
vertretbaren und nit verbraudbaren Saden, wenn fie nad 
einer Schäßung beizutragen find, die nicht bloß für die Gewinn» 
verteilung beitimmt ilt. 

Der Beitrag eines Geſellſchafters kann audy in der Leiftung 
von Dienften beftehen. | 

1. Seder Geſellſchafter bat einen Beitrag zu leiften, vgl. $. TOb 
- Anm. 1 a. E., 2 a. E. Jeder Geſellſchafter ift verpflichtet ($. 167), bem 
Zwecke ber Geſellſchaft nicht entgegenzumtrfen. 

2. Die Eindringung von Saden und Rechten erfolgt nad) den für 
die Übertragung von Sachen und Rechten maßgebenden Vorſchriften (I. 
nomentlich 88. 898, 418, 926, 929 ff.), und zwar find die Rechte auf bie 
Gejamtbeit der Befellichafter zu Übertragen; die Aufrechnung mit Forde⸗ 
rungen gegen einzelne Gefellichafter ift daher ausgeichlofien. Bertret: 
bare Sachen $. 91. Verbrauchbare Saden 8. 92. Gemährleiftung 
88. 446, 498. 

Erhöhung der Beiträge. 

. 707. Zur Grhödung des vereinbarten Beitrags oder 
zur Ergänzung der durch Berluft verminderten Einlage ift ein 
Geſellſchafter nicht verpflichtet. 

Der Geſellſchaftsvertrag kann eine andere Regelung beftimmen. Bgl. 
HGB. $. 122 Abſ. 2. Nachſchußpflicht $. 786. Haftung gegenüber den 
&läubigern 88. 714, 427. 

3. Haftung des einzelnen Geſellſchafters. 

8. 708. Ein Gefellihafter bat bei der Erfüllung der 
ihm obliegenden Verpflichtungen nur für diejenige Sorgfalt 
neben, welche er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden 

egt. 
„Bon ber Haftung für grobe Fahrläſſigkeit ift er nicht befreit 
8. 277). 
4, Gefchäftsführung, Wertretung der Geſellſchaft. Anſprüche aus 
der Gefcdäftsführung. 

8. 709. Die Führung der Geſchäfte der Geſellſchaft fteht 
ben Geſellſchaftern gemeinfhaftlid zu; für jedes Geſchäft ift Die 
Zuftimmung aller Gejellfhafter erforderlich. 

Hat nad) dem Gejellfhaftsvertrage die Mehrheit der Stimmen 
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zu entjcheiden, fo it die Mehrheit im Zweifel nad) ber Zahl 
der Geſellſchafter zu berechnen. 

Ein Gejellichafter, welcher feine Zuftimmung zu einem durch den 
Zweck der Gefellichaft gebotenen Geſchäfte verweigert, kann für ben daraus 
entftehenden Schaben den anderen Gejellichaftern haftbar fein. Iſt bie 
Zuftimmung eines Gejellfchafterd nicht zu erlangen, fo kann Geſchäfts⸗ 
führung ohne Wuftrag (SS. 677, 679, 680) in Betracht kommen. Bgl. 
8.711. — Richterliche Nachprüfung der Giltigkeit und Billigfeit von 
Mehrheitsbeſchlaſſen: Recht 1905 ©. 679. 

Wegen der Bertretung der Befellichaft nach außen f. SS. 714, 7156. 

& 710. Sit in dem Gefellfehaftsvertrage die Führung 
der Geſchäfte einem Gefellihafter oder mehreren Gefellichaftern 
übertragen, fo find die übrigen Geſellſchafter von der Geſchäfts— 
führung ausgeſchloſſen. Iſt die Gefchäftsführung mehreren 
Geſellſchaftern übertragen, fo finden die Vorfchriften des $. 709 
entiprechende Anwendung. 

Wegen der Haftung der Gefellichafter für unerlaubte Handlungen, 
welde ein geichäftsführender Gefellichafter bei Ausübung feines Amtes 
begeht, vgl. 8. 881. 

6. 711. Steht nad) dem Befellihaftsvertrage die Führung 
der Geſchäfte allen oder mehreren Geiellichaftern in der Art zu, 
daß jeder allein zu handeln beredtigt ift, jo kann jeder der 
Vornahme eined Geſchäfts durch den anderen widerſprechen!). 
Im Falle des Widerſpruchs muß das Gefchäft unterbleiben. 

1) 88. 130 ff. 

& 712. Die einem Gefellfchafter durch den Gefell» 
Ihaftsvertrag übertragene Befugnis zur Gefhäftsführung kann 
ihm durch einftimmigen Beſchluß oder, falls nad dem Gefell- 
Ihaftsvertrage die Mehrheit der Stimmen entſcheidet, durch 
Mehrheitsbeichluß der übrigen Gefellihafter entzogen merden, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt; ein folder Grund iſt ins» 
beiondere grobe Pflihtverlegung oder Unfähigkeit zur orduungs» 
mäßigen Geſchäftsführung. 

er Geſellſchafter kann auch ſeinerſeits die Geſchäftsführung 
kündigen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt; die für den Auf» 
trag gelienden Vorſchriften des $. 671 Abſ. 2, 3 finden ent» 
fpredende Anwendung. 

Wird dem Geſellſchafter die Befugnis zur Sefchäftsfügrung entzogen 
oder die Geihäftsführung gekündigt, fo greift mangels anderer Be 
fimmungen des Vertrags die Negel des 8. 709 Plag. Wegen der Ent: 
äiebung und der Kündigung f. SS. 180. — Gin einmal erfolgter 
Mehrheitsbeſchluß, wegen eines beftimmten Vorkommniſſes die Ge: 
ſchaͤſtsführung nicht zu entziehen, kann nicht beliebig umgeftoßen werben, 
RG. 61 ©. 91. 

6. 713. Die Rechte und Verpflichtungen der geſchäfts⸗ 


= 
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führenden Gefellfchafter beitimmen ſich nad) den für den Auftrag 
geltenden Vorſchriften der 88. 664 bis 670, fomweit fich nicht 
aus dem Gejellihaftsverhältnis ein anderes ergibt. 

1. Ob und welche Vergütung ber geihäftsfübrende Geſellſchafter ers 
bält, beftimmt fich nad) dem Geſellſchaftsvertrag oder nach der befonderen 
mit der @efellfchaft getroffenen Vereinbarung. Ohne weitered darf ſich 
der Befellichafter eine Vergütung nicht berechnen, IW. 1901 S. 406. — 
Auskunftspflicht der geihäftsführenden (d. 5. aller nicht von ber Gßüuhrung 
ausgeichlofienen) Gejellichafter, OLS. 8 S. 80, Recht 1908 S. 849. — 
Nechtöverhältnifie bei einem Ankauf aus Gefelihaftsmitteln ohne Bes 
fugnid dazu: RG. 64 S. 287. 

2. Hat ein Gefellichafter die Geichäfte ohne Wuftrag geführt, fo 
finden nad 8. 681 ebenfalls die SS. 664— 670 Unmwendung. 


Bertreiung der Geſellſchaft. 

8. 714. Soweit einem Gefellichafter nad dem Gefell- 
fchaftövertrage die Befugnis zur Geichäftsführung zufteht, ift er 
im Zweifel auch ermädjtigt, die anderen Gefelfäufter Dritten 
gegenüber zu vertreten. 

Wegen ber Bertretung f. 88. 164 ff. 

Aus den für bie Geſellſchaft gefchloffenen Rechtsgeſchäften wird nicht 
bie Gefellichaft als folche, fondern werden die einzelnen Geſellſchafter be⸗ 
rechtigt und verpflichtet. 

Aus den nah Maßgabe des 8. 714 für die Befellichaft geichloffenen 
Verträgen haften die einzelnen Gefellichafter im Zweifel als Geſamtſchuldner 
(8. 427, SächſArch. 18 ©. 850, Recht 1905 S. 224, OLG. 4 ©. 199). 
Die Haftung kann aber ausdrücklich ober ftillichweigend auf das @e: 
felichaft3vermögen befchränkt werben, SW. 1906 ©. 298. 

6. 715. Iſt im Gefelliaftsvertrag ein Geſellſchafter er⸗ 
mädtigt, die anderen Gejellichafter Dritten gegenüber zu ver» 
treten, fo kann die Bertretungsmaht nur nad Maßgabe des 
8. 712 Abi. 1 und, wenn fie in Verbindung mit der Befugnis 
zur Geihäftsführung erteilt worden tft, nur mit diejer entzogen 
werden. 

Wenn ein Gefellihafter auf Grund einer befonderen, nicht als Nach⸗ 
trag oder Teil des Gefellichaftsvertrags anzuſehenden Vereinbarung be: 
vollmächtigt ift, fo gilt für den Widerruf und das Erlöfchen der Boll: 
madıt $. 168. — Dffene Handelsgeſellſchaft HGB. 8. 127. 
Kenntnisnahme von den Angelegenheiten der Geſellſchaft. 

8. 716. Ein Gefellihafter Tann, auch wenn er von der 
Geihäftsführung ausgejchloffen iſt, ſich von den Angelegen- 
beiten der Gefellihaft perſönlich unterrichten, die Geſchäftsbücher 
und die Papiere der Geſellſchaft einfehen und fih aus ihnen 
Aa Überfiht über den Stand des Gejellichaftsvermögens an⸗ 
ertigen. 

Eine diefes Recht ausfchließende oder beichränfende Berein- 
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barung fteht der Geltendmachung des Rechtes nicht entgegen, 
Far Grund zu der Annahme unredlider Gejchäftsführung 
eſteht. 

chdhene Handelsgeſellſchaft HGB. 8. 118. 


Übertragung der Anſprüche aus dem Geſellſchaftsvertrage. 
+. 717, Die Anſprüche, die den Gefellihaftern aus dem 
Geſellſchafisverhältniſſe gegen einander zuftehen, find nicht über» 
tragbar )y. Ausgenommen find die einem Gejellichafter aus 
jeiner Geihäftsführung zuftehenden Anfprüche, ſoweit deren 
Befriedigung vor der Auseinanderfegung verlangt werden Tann, 
ſowie die Anfprüche auf einen Geminnanteil oder auf das— 
jenige, was dem Gejellfhafter bei der Auseinanderſetzung zu- 
kommt 2). 
1) Auch die Pfändung ift ausgefchlofien, ZPO. 8. 861. — Un: 
übertragbar ift auch der Anfpruch auf Rechnungslegung, RG. 62 ©. 86, 
Gruch. 48 ©. 912. 2) NS. 60 S. 180. MWötretbarteit zukünftiger 


Borderungen: $. 898 Anm. 1. 
5. Gefellfihaftsuermögen. 

&. 718. Die Beiträge der Geiellfhafter und die durch 
die Geſchäftsführung für die Gefellihaft erworbenen Gegen- 
Hände werden gemeinſchaftliches Bermögen der Gejellichafter 
(Gejellfchaftspermögen)?). 

Zu dem Geſellſchaftsvermögen gehört aud), was auf Grund 
eines zu dem Gejellihaftsvermögen gehörenden Rechtes oder 
als Erfag für die Zerftörung, Beihädigung oder Entziehung 
eines zu dem Gefellihafisvermögen gehörenden Gegenjtandes 
erworben wird?). 

2) Borbm. ©. 814 unter 2. Durch den Gefellichaftsvertrag kann 
befiimmt werden, daß auch ſchon die Unfprücdhe auf Leiftung der Beiträge 
zum GVermögen gehören, NG. 54 ©. 297. — Was ber gefchäfts: 
führende Geſellſchafter im eigenen Namen für die Gefellichaft erwirbt, 
gehört erft mit Übertragung auf die Geſellſchaft zum GVermögen, ebenio 
ein von fämtlichen Gefelichaftern als Miteigentum zu ideellen Teilen 
erworbene? Grunditüd, NG. 54 ©, 108, OLG. 10 ©. 186, 289. 
2) Hiernach gilt für dad GVermögen das Prinzip der dinglichen Surro: 
gation; dasſelbe ift auch bei anderen Sondervermögen vorgeichrieben 
(8$. 1870, 1440, 1524, 1554, 1688, 1661, 2111). — Anwendung auf 
gemeinfchaftliche Spiel in einer Klaffenlotterie: NW. 1904 ©. 860. 


Verfügung über den Anteil eines Obefellfshafters. 

6. 719. Ein Geſellſchafter kann nicht über feinen Anteil 

an dem Gefellichaftsvermögen und an den einzelnen dazu ge= 

börenden Gegenjtänden verfügen?); er ifl nicht berechtigt, Teilung 
zu verlangen. 

Gegen eine Forderung, die zum Gejellfhaftsvermögen ge= 
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hört, kann der Schuldner nicht eine ihm gegen einen einzelnen 
Geſellſchafter zuftehende Forderung aufredinen?), 

2) Much nicht der ausfcheidende Gefellichafter, vielmehr wächſt fein 
Anteil kraft Geſetzes ($. 788) den Übrigen Gejellichaftern zu, Seuffft. 
60 ©. 97. Der wegen einer Brivatfchuld belangte Gefellichafter kann 
auch mit Bewilligung ber übrigen nicht mit Gefellichaftäforderungen auf: 
rechnen, OLG. 6 S. 25. Auf den Unteil des einzelnen Gefellichafters 
an dem zum Bermögen einer offenen SHandelögefellihaft gehörenden 
Grundftüde kann eine Hypothek nicht eingetragen werben, KG. 24 A 
©. 126. — Die Grundjfäge über den Schug gutgläubiger Erwerber 
(3. B. 88. 892, 982) bleiben unberügrt. — Zwangßpvollftredung in 
das Geſellſchaftsvermögen ZPO. $S. 786, in den Unteil eines Gefel: 
ſchafters S. 725, ZPO. 8. 8569. — Berpfändbarkeit von Gefellfchafta: 
anteilen: RG. 57 ©. 414. 2) Nach Recht 1906 S. 801 ift auch 
die Aufrechnung mit einer gegen fämtliche Inhaber einer offenen Handels: 
geſellſchaft perfönlid erworbenen Forderung gegen eine der Gejellichaft 
als ſolder zuſtehenden Forderung ausgeſchloſſen. Vgl. dagegen DUB. 
8 S. 81. 


Schutz von Schuldnern. 

8. 720. Die Zugehörigkeit einer nad) $. 718 Abſ. 1 er- 
worbenen Forderung zum Geſellſchaftsvermögen hat der Schuldner 
erit dann gegen ſich gelten zu laflen, wenn er von der Zuges 
hörigfeit Kenntnis erlangt; die Borjchriften der 88. 406 * 
408 finden entſprechende Anwendung. 

Der gutgläubige Schuldner kann alfo ohne Gefahr zahlen. 

6. Rechnungsabſchluß und Gewinnverteilung. 

8. 721. Ein Geſellſchafter Tann den Rechnungsabſchluß 
und die Verteilung des Gewinns und Berluftes erſt nad) der 
Auflöjung der Selelfcaft verlangen). 

Sit die Gejellichaft von längerer Dauer, jo hat der Rech 
nung3abfhluß und die Geminnverteilung im Zweifel am 
Schluſſe jedes Geihäftsjahrs zu erfolgen. 

2) falls der Gefellfchaftävertrag nicht eiwas anderes beitimmt. 
Anteile am Gewinn und Berluf. 

. 722. Sind die Anteile der Gefellihafter am Gewinn 
und Berlufte nicht beitimmt, fo Hat jeder Gelellidhafter ohne 
Rückſicht auf die Art und die Größe feines Beitrages einen 
gleihen Anteil am Gewinn und Berlufie. 

Iſt nur der Anteil am Gewinn oder am Berlufte beitimmt, 
fo gilt die Beltimmung im Zweifel für Gewinn und Berluit. 

Heftimmt der Bertrag, daß ein Sefellichafter nur am Berlufte teils 
nehmen fol, fo liegt fein Geſellſchaftsvertrag vor. Die Befreiung ein= 
zelner Geſellſchafter von der PBerluftbeteiligung iſt dagegen zuläffig, IW. 
1908 Beil. S. 17. — Bal. HGB. 8. 121. 

7. Beendigung der Geſellſchaft. 
Kür die Beendigung der auf dem Gefellichaftsvertrage beruhenden 
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Schuldverhältniſſe gelten die allgemeinen Grundſätze. Die 88. 728 - 728 
geben einige Sondervorſchriften, welche mit Rückſicht auf die eigenartige 
Ratur der Befellichaft für erforderlih erachtet find. Als befondere Be: 
endigungsgründe fommen hiernach in Betracht: die Kündigung, die Er: 
ledigung der Geſellſchaft dadurch, dab der Geſellſchaftszweck erreicht oder 
die Erreichung unmöglih wird, der Tod eines Gefellfchafterd und Die 
Gröfnung bed Konkurſes über dag PBermögen eines Gefellichafters. 
Außerdem find ald Gründe, welde nach allgemeinen Grundfägen Die 
Autlöfung der Geſellſchaft Herbeiführen, zu nennen: Ablauf ber Zeit, für 
welhe die Geſellſchaft eingegangen ilt, Eintritt einer auflöjenden Be: 
dingung und Bereinbarung der Geſellſchafter; bei legterer ift Einitimmigfeit 
erforderlich. — Das Rücktrittsrecht aus S. 826 kann wegen Berzugs eines 
Geſellſchafters bei einer aus mehr als zwei Perſonen beftehenden Gejell: 
ihaft nicht ausgeübt werden, ftatt deſſen Kündigung nad $. 728, OLG. 
8 ©. 80. — Wegen des Fortbeſtehens einer Gefellichaft trotz Wechſels 
der Mitglieder f. 8. 786. 

Mit der Auflöfung hört die obligatorifche Verpflichtung des einzelnen 
Geſellſchafters zur Förderung bes Gefellichaftszwedd auf. Uber es er: 
löichen nicht fofort alle rechtlichen Beziehungen zwifchen den Geſellſchaftern; 
vielmehr beſteht die Befellichaft in gewiſſem Umfange weiter und wird 
erit durch die an die Auflöſung fih anichließende Außeinanderfegung be: 
endigt (1. $$. 780 ff., bei. 781 Anm. 2). 


Kündigung durch einen Gefellfchafter. 

6.7231. Iſt die Gefellfhaft nicht für eine beitimmte?) 
Zeit eingegangen, jo Tann jeder Geſellſchafter fie jederzeit 
fündigen?). a eine Zeitdauer beitimmt, fo ift die Kündigung 
vor dem Ablaufe der Zeit zuläffig, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt; ein folder Grund ift insbejondere vorhanden, wenn 
ein anderer Gejellichafter eine ihm nad) dem Gefellidhaftsver- 
trag obliegende weſentliche Verpflichtung vorfäglid” oder aus 
grober Fahrläſſigkeit verlegt oder wenn die Erfüllung einer 
ſolcher Berpflidtung unmöglid) wird. Unter der gleichen Por= 
ausjegung ift, wenn eine Kündigungsfriſt beitimmt ift, die 
Kündigung ohne Einhaltung der —* zuläſſig. 

Die Kündigung darf nicht zur Unzeit geſchehen, es ſei 
denn, daß ein wichtiger Grund*) für die unzeitige Kündigung 
vorliegt. . Kündigt ein Gefellfhafter ohne jolden Grund zur 
Unzeit, fo hat er den übrigen Gefellfchaftern den daraus ent- 
itehenden Schaden zu erſetzen. 

Eine Bereinbarung, durch melde das Kündigungsrecht 
ausgeſchloſſen oder diefen Vorſchriften zumider bejchränft wird, 
iſt nichtig’). 

1) Entſprechende Anwendung auf gefellichaftsähnliche Verhältniſſe: 
TA3. 1905 ©. 861, vgl. auch NG. 58 ©. 19 (Preisvereinigungen). 
2) Kalendermäßige Beſtimmtheit ift nicht erforderlich, Recht 1906 S. 874. 

Achilles, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage. 21 
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3) 88. 180ff.; vol. $. 564 Unm. 2. Die Kündigung ift den anderen 
Gejelihaftern gegenüber vorzunchmen ($$. 180—182). Kündigung einer 
Sotterielosgefellihaft: OLG. S. 11, vgl. KW. 1904 ©. 860. 4) Val. 
Ss. 626 Anm. 3, DIZ. 1906 S. 361, HGB. 8. 188. 5) Rol. 
&. 189. Das Verbot gilt auch für Geſellſchaften alten Rechtes, Seuifll. 
67 ©. 266, RG. 61 ©. 828, Recht 1905 ©. 679. — Bereinbarung eines 
Austrittsgeldes ift hiernach unzuläffig, RG. 61 S. 828, Recht 1905 
S. 679; a. M. 1904 S. 662. 

$. 724, Iſt eine Gefellichaft für die Lebenszeit eines Ge- 
jellihafters eingegangen, jo fann fie in gleicher Weife gefündigı 
merben wie eine für unbeltimmte Zeit eingegangene Gejellicyaft. 
Dasjelbe gilt, wenn eine Gefellihaft nad) dem Ablaufe der he- 
ſtimmten Seit ſtillſchweigend fortgefeht wird. 

Ähnlich S. 624 fowte HGB. 8. 184. 

Kündigung durch einen Gläubiger. 

3. Hat ein Gläubiger eines Geſellſchafters die 
Pfändung!) des Anteild des Gejellihafters an dem Gejell- 
ſchaftsvermögen ermwirkt, jo fann er die Geſellſchaft ohne Ein- 
haltung einer Kündigungsfriſt fündigen?), jofern der Schuldtitel 
nicht bloß vorläufig vollitredbar ilt. 

Solange die Geſellſchaft beiteht, Tann der Gläubiger die 
fih aus dem Gejellihaftsverhältnis ergebenden Rechte des Ge— 
ſellſchafters, mit Ausnahme des Anſpruchs auf einen Gemwinn- 
anteil, nicht geltend madjen?). 

1) 3PO. S. 859, BGB. $. 719 Anm. 1. 2) 8. 728 Anm. 8. 
3) Durch die Pfändung wird der Gläubiger nicht Gejellichafter, er 
erlangt nur die Kündigungsbeſugnis, Recht 19058 S. 193. — Nach der 
stündigung finden auf das Nechtsverhältnis ziwiichen dem Gläubiger und 
den übrigen Gejellichaftern die Borfchriften des 8. 1258 Anwendung. 
Del. ZPO. S. 867. Fortdauer der Geſellſchaft S. 736. 

Eruediauig des Zwecks der Geſellſthaft. 

726. Die Geſellſchaft endigt, wenn der vereinbarte 
Zwe errãich oder deſſen Erreichung unmöglich geworden iſt. 

Wegen des Ausſcheidens eines einzelnen Geſellſchafters unter Fort—⸗ 
beſtehen der Geſellſchaft ſ. SS. 736 fi. 

Tod te Adler thafters. 

Die Geſellſchaft wird durch den Tod eines der 
Geſe —* "aufgelöft, jofern nicht aus dem Geſellſchaftsver⸗ 
trage fi ein anderes ergibt!). 

2 Im alle der Auflöfung hat der Erbe des verjtorbenen 
Gejelicafters ben übrigen Gefellihaftern den Tod unverzüglich?) 
anzuzeigen und, wenn mit dem Aufihube Gefahr verbunden 
ilt, die feinem Erblaffer durh den Gejellichaftsvertrag über- 
tragenen Geſchäfte fortzuführen, bis die übrigen Geſellſchafter 
in Gemeinjhaft mit ihm andermeit Yürforge treffen können. 
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Die übrigen Geſellſchafter find in gleicher Weife zur einjtweiligen 
Hortführung der ihnen übertragenen Geſchäfte verpflichtet. Die 
Sejellihaft gilt injoweit al3 fortbeftehend. 

1) Die Geſellſchaft wird mangel3 befonderer Beftimmung im Geſell⸗ 
ihaftövertrage durch den Eintritt ber Geſchäſtsunfähigkeit eines der Gefell- 
ihafter nicht aufgelöit. Die anderen Gefellichafter haben nur dad Nedit, 
die Sejelihaft nad) Maßgabe des 8. 728 zu fündigen. Fortbeſtehen der 
Geſellſchaft $. 736. 2) Üynlih SS. 678. 8) 8. 121. 

Konkurs eines Geſellſchafters. 

8. 728. Die Gejellfhaft wird durd die Eröffnung des 
Konfurjes über das Vermögen eines Geſellſchafters aufgelöft. 
Die Vorſchriften des 8. 727 Abi. 2 Sag 2, 3 finden An= 
wendung. 


Dal. KO. SS. 16, 28, 51. 

Fortdauer der Geſellſchaft. 
. 729. Wird die Geſellſchaft in anderer Weiſe als durch 
Kündigung aufgelöſt, ſo gilt die einem Geſellſchafter durch den 
Geſellſchafisvertrag übertragene Befugnis zur Geſchäftsführung 
zu ſeinen Gunſten gleichwohl als fortbeſtehend, bis er von der 
Auflöſung Kenntnis erlangt oder die Auflöſung kennen muß. 

Bel. SS. 726—728. Der 8. 729 gilt auch für die nicht aus: 
drüdlich geregelten Fälle der Auflöfung (Vorbm. vor $. 728). Bol. aud) 
*. 674 ſowie 8. 169. 

8. Anseinanderſetzung. 

6. 730. Nach der Auflöſung der Geſellſchaft findet in 
Anjehung des Gejelfhaftsvermögens die Auseinanderfegung 
unter den Gejellichaftern ftatt!). 

Für die Beendigung der ſchwebenden Geſchäfte, für die 
dazu erforderliche Eingehung neuer Geſchäfte ſowie für die Er- 
haltung und Verwaltung des Gefellihaftsvermögens gilt die 
Geſellſchaft als fortbeitehend, ſoweit der Zwed der Auseinander⸗ 
tegung ed erfordert?). Die einem Gefellihafter nad) dem Ge— 
tellichaftsvertrage zuftehende Befugnis zur Gelhäftsführung er- 
licht jedoch, wenn nit aus dem Bertrage fi) ein anderes er- 
gibt, mit der Auflöfung der Gefellichaft; die Geihäftsführung 
Ir von der Auflöfung an allen Geſellſchaftern gemeinjchaft- 
ich zu. 

* Beſondere Liquidatoren ſind für die Auseinanderſetzung nicht 
vorgeſehen. 2) Nur ſoweit! ZW. 1905 S. 480. 

$. 731. Die Auseinanderiegungt) erfolgt in Ermange- 
lung einer anderen Bereinbarung in Gemäßheit der $$. 732 
bi8 735. Im übrigen gelten für die Teilung die Vorſchriften 
über die Gemeinſchaft?). 

1) Die Rechte der Gejellichnftögläubiger (8. 714) werden durch die 
Auseinanderfegung nicht berührt; die Gläubiger können ſich, wenn fie bei 

21* 
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der Außeinanderfeßung nicht berüdfichtigt find, an die einzelnen @efellichafter 
halten. 2) SS. 752— 758. Mit Auflöfung wird aus dem Gejamt: 
bandövermögen der Gefellichaft nicht etiwa ipso iure eine ben einzelnen 
Gefellichaftern zuftehende Gemeinſchaft nach Bruchteilen, fondern es bedarf 
zur Berteilung des Geſellſchaftsvermögens befonderer Rechtsübertragungs⸗ 
atte, vgl. Seuffl. 60 ©. 97, Redt 1902 S. 847, DVS. 12 ©. 92 
Note 1. — Offene Handelögefellihaft: HGB. 88. 146 ff. 

$. 732. Gegenftände, die ein Gefellichafter der Geiell- 
ſchaft zur Benutzung tiberlaffen bat, find ihm zurüdzugeben. 
Für einen durh Zufall in Abgang gekommenen oder ver- 
fchlechterten Gegenſtand fann er nicht Erjag verlangen. 


8,7331), Aus dem Gefellihaflsvermögen find zunädjit 
die gemeinfhaftliden?) Schulden mit Einfluß derjenigen zu 
berichtigen, weldje den Gläubigern gegenüber unter den Geſell⸗ 
fchaftern geteilt find oder für weldhe einen Gefellichafter die 
übrigen Geſellſchafter als Schuldner haften. Iſt eine Schuld 
noch nicht fällig oder iſt fie ftreitig, fo ift das zur Berichtigung 
Erforderliche zurüdzubehalten. 

Aus dem nah der Berichtigung der Schulden übrig 
bleibenden Gefjellichaftsvermögen find die Einlagen zurüdzu- 
eritatten. Für Einlagen, die nicht in Geld beitanden haben, 
iſt der Wert zu erfegen, den fie zur Zeit der Einbringung ge- 
habt haben. Für Einlagen, die in der Leiſtung von Dienften 
oder in der Uberlafjung der Benugung eines Gegenitandes 
beitanden haben, kann nicht Erſatz verlangt werden. 

Zur Berihtigung der Schulden und zur Rüderjtattung der 
Einlagen ift das Gejellihaftsvermögen, fomweit erforderlich, in 
Geld umzuſetzen. 

1) Bol. Anm. zu $. 781. Die Berwertung des Vermögens bat, 
fofern ſich die Gejellichafter nicht Über eine andere Art einigen, durch 
Verkauf nah Maßgabe der SS. 768, 754 zu erfolgen. 2) Im Ber: 
Bältnis zu den Släubigern gehören dazu auch gemeinſchaftliche Privat: 
ihulden der Gefellichafter, feine Zurückſetzung folder Schulden gegen 
Gejellfchaftsichulden, OLE. 8 ©. 81. 

8. 734. Verbleibt nad) der Berichtigung der gemeinſchaft⸗ 
lihen Schulden und der NRüderftattung der Einlagen ein Über: 
ſchuß, jo gebührt er den Gefellihaftern nad) dem Berhältnis 
ihrer Anteile am Gewinne. 

Haftung der Geſellſchafter. 

z. 735. Reicht das Gefellichaftsvermögen zur Berichti⸗ 
gung der gemeinihaftliden Schulden und zur Rüderjtattung 
der Einlagen nidyt aus, fo haben die Gefellfchafter für dem 
Fehlbetrag nad) dem Verhältnis aufzukommen, nad) welchem lie 
den Berluft zu tragen haben!) Kann von einem Gejellidafter 
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der auf ihn entfallende Beitrag nicht erlangt werden, fo haben 
die übrigen Gejellfchafter den Ausfall nad dem gleichen Bers 
hältniffe au tragen?). 

28.7 2) Vgl. S. 426 Sag 2. Dies gilt nur für das 
Verhãltnis ber Gefellfchafter untereinander, ORG. 4 ©. 199. Die 
Dräubiger (88. 714, 427) können fih an die einzelnen @efellichafter 


: gertbefchender Gefelf aft beim Ausfcheiden eines Geſellſchafters. 

. 736. Sit nd Gefellfhaftsvertrage beitimmt — 
wenn ein Gefellihafter kündigt oder ftirbt oder wenn der Konkurs 
über jein Bermögen eröffnet wird, die Geſellſchaft unter den 
übrigen Geſellſchaftern foribeitehen ſoll, jo jheidet bei dem Ein. 
tritt eines joldyen Greigniffes der Gejellichafter, in deſſen Berfon 
eö eintritt, aus der Geſellſchaft aus. 

Nechtsverbältniffe beim Ausfcheiden SS. 788—740. Der 8. 786 
gilt nur, wenn der Yortbeitand der Geſellſchaft ſchon vor dem Aus: 
ſcheiden des Gefellichafterd vereinbart war, OUS. b ©. 880. 

Ausſchließung eines Geſellſchafters. 

F. 737. Iſt im Geſellſchaftsvertrage beſtimmt, daß, 
wenn ein Geſellſchafter kündigt, die Geſellſchaft unter den 
übrigen Geſellſchaftern fortbeſtehen ſoll, ſo kann ein Geſellſchafter, 
in deſſen Perſon ein die übrigen Geſellſchafter nach 8. 728 
Abſ. 1 Satz 2 zur Kündigung berechtigender Umſtand eintritt, 
aus der Geſellſchaft ausgeſchloſſen werden). Das Wus» 
ſchließungsrecht ſieht den übrigen Geſellſchaftern gemeinſchaftlich 
zu. Die Ausſchließung erfolgt durch Erklärung?) gegenüber 
dem auszuſchließenden Gefellichafter. 

1) Keine Jurisdiktion eines ftudentifchen Korps (8. 54) über einen 
ald Renoncen Ausgefchiedenen, SW. 1905 ©. 816. 2) 88. 180 ff. 

. 738. Scheidet ein Gefellihafter aus der Geſellſchaft 
aus, 0 wächſt fein Anteil am Gejellfchaftsvermögen den übrigen 
Befellichaftern zu!). Dieje find verpflichtet, dem Ausſcheidenden 
die Gegenſtände, die er der Gefellihaft zur Benutzung über- 
lafien Hat, nad) Maßgabe des $. 732 zurüdzugeben, ihn von 
den gemeinfhaftliden Schulden zu befreien und ihm dasjenige 
zu zahlen, was er bei der Auseinanderfegung erhalten würde, 
wenn die Geſellſchaft zu Zeit feines Ausſcheidens aufgelöft 
worden wäre. Sind gemeinichaftliche Schulden noch nicht fällig, 
jo fönnen die übrigen Gejellichafter dem Ausicheidenden, ſtait 
ihn zu befreien, Sicherheit leilten?). 

Der Wert des Gefellfchaftsvermögens ift, ſoweit erforderlich, 
im Wege der Schägung zu ermitteln. 

1) Ymfchreibung im Grundbuch 8. 894. — Died ipso iure er: 
folgende Zuwachſen gilt nur beim Fortbeſtehen der Geſellſchaft im übrigen, 
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alfo nicht, wenn die Sefellichaft nur aus zwei Perſonen beſtand, Seufll. 67 
©. 464; 60, 97, OutG. 9 ©. 264, 256. Dod iſt in ſolchem Falle im 
Berbältnis der Gefellichafter untereinander 8. 783 analog anzumenden, 
NS. 60 ©. 166. 2) GSicherbeitäleiftung (88. 282ff.) ftatt Befreiung 
iſt eine alternative Ermächtigung zugunften der übrigen Gefellichafter 
($. 262 Anm. 2), tein Anipruch des Gläubigerd darauf. Bei befirittenen 
Schulden kann weder Befreiung nod Sicherheit verlangt werden, RG. 60 
. ©. 155 (jtreitig). 


8. 739. Neicht der Wert des Gefellihaftsvermögens zur 
Dedung der gemeinfchaftlihen Schulden und der Einlagen nicht 
aus, fo bat der Ausfcheidende den übrigen Gejellichaftern für 
den Fehlbetrag nah dem Verhältniſſe jeines Anteils am 
Berlujt!) aufzukommen. 

1) 8. 722. Stein Zurfcbehaltungsreht des Ausgeſchiedenen auf 
rückſtändige Beiträge belangten Gefellfchafterö wegen noch nicht erfolgter 
Geldabfindung, ODYS. 6 ©, 446. 


. 730.) Der Ausgefchiedene nimmt an dem Gewinn und 
dem Berlufte teil, welcher ſich aus den zur Zeit feines Ausjcheidens 
ſchwebenden Gefchäften ergibt. Die übrigen Gejellichafter find 
berechtigt, dieſe Gejchäfte jo zu beendigen, wie c& ihnen am 
vorteilbafteiten erfcheint. 

Der Ausgefchiedene kann am Schluſſe jedes Geſchäftsjahrs 
Nehenjchaft?) über die inzwiſchen beendigten Geſchäfte, Aus- 
zahlung des ihm gebührenden Betrag und Auskunft?) über den 
Stand der noch ſchwebenden Gefcjäfte verlangen. 

1) Gilt nur für die Befellichafter untereinander, ZW. 1902 S. 445. 
Analoge Unendbarfeit beim Ausicheiden eines von zwei Gefellichaftern: 
8. 788 Anm. 1, NG. 56 ©. 16. 2) S. 259. a, 8, 242. s. 260 
findet nur Anwendung, wenn es fih um einen Inbegriff Handelt. 


Fünfzehnter Titel. 
Gemeinjdaft. 


1. Geltungsbereich. Die Borichriften der SS. 74I— 7108 über dic 
Schuldverhältniffe aus einer Gemeinſchaft gelten, fofern fich nicht aus deu 
Geſetz ein anderes ergibt, für alle Fälle, in denen ein Nedht, 3. B. das Eigen- 
tum an einer Sache, mehreren gemeinschaftlich zuftebt ($. 741). Belonders 
geregelt find im Geſetze die Gefellichaft (SS. 705 fi.), die allgemeine Güter: 
gemeinfchaft unter Ehegatten (8$. 1487 ff.), die forigejegte Gütergemeinfchaft 
zwifchen dem überlebenden Ehegatten und den gemeinichaftlichen Abkümımt: 
lingen (88. 1488 ff.), die ErrungenfchaftSgemeinfchaft (SS. 1619 fi.) und die 
Fahrnisgemeinfchaft (88. 1549 fi.) unter Ehegatten. jowie die Gemeinichaft 
der Miterben (88. 2032 fi... Während bei allen diejen Gemeinjchaften 
der deutich:rechtliche Gedanfe ber gefamten Hand durdhgeführt ift, Hat das 
Geſetz die gewöhnliche Gemeinfchaft auf der Grundlage des römiſchen 
Nechtes geregelt, wenngleich nach verichiedenen Richtungen Hin auch bier 
der Gedanke der gefamten Hand berüdfichtigt wird. Letzteres gilt 
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namentlich von den Borichriften des 8. 746 und des 8. 751 Sag 1, 


nad welchen Bereinbarungen, die von den Teildabern über die Verwaltung 
und Benugung des gemeinichaftliden Gegenitandes oder gemäß $. 749 
Abſ. 2 über die Dauer der Gemeinichaft netroffen worden find, auch für 
und gegen die Sondernachfolger der Teilhaber wirkſam jein follen. Die 
tür die Gemeinfchaft nach Bruchteilen aufgeftellten Vorichriften kommen 
aber zum Zeil auch bei den nad dem Prinzip der gefamten Hand ge: 
tegelten Gemeinjchaften zur Anwendung (8. 731 Sag 2, 8. 1477 Abi. 1, 
8.1546 Abi. 2, 8. 1549, 8. 2088 Ab. 2, 8. 2042 Ubi. 2, 8. 2044 Abſ. 1.. 

2. 88. 741— 758 find inloweit zwingend, als fie Play greifen, 
wenn feine anderweit geregelte Semeinichaft vorliegt ($. 741). Daher 
iann Gefamtbandseigentun nur in den vom Gejeß beitinmmten Foren 
der Geſellſchait, ehelichen Gütergeneinſchaft und Erbengemeinſchaft ge: 
daffen werden, OLE. 2 S. 88. 

3. Einzeme Sondervorſchriften für gewilfe Arten von (Sentein: 
itaften |. in den SS. 921—924 (dazu EG. Art. 122), 984, 968, ferner 
in den 88. 1008—1011, 1066 (vgl. SS. 1024, 1060), 2098. Mehrheit 
von Schuldnern oder Släubigern bei einer Forderung SS. 420f. Mit: 
beige 8. 866. Eintragung eines Rechtes für mehrere im Grundbuch GBO. 
Ss. 48. — Konkurs eines Teilhabers bei einer Gemeinſchaft KO. 88. 16, 
5l. — Übergang EG. Art. 178. — Landesgeſetzliche Morbehalte EG. 


Art. 118, 181. 
Gemeinfdyaft nad Brunteilen. 

G. 741. Steht ein Recht mehreren gemeinſchaftlich zu, fo 
hnden, jofern fich nicht aus dem Geſetz ein anderes ergibt, Die 
Vorſchriften der 88. 742 bis 758 Anwendung (Gemeinſchaft 
nad) Brudteilen). 

1. Beiteht Gemeinihaft nah Bruchteilen (ij. Borbm. Nr. 1, vor 
5. 420 Nr. I, II, Beilpiele nad) BGB. 88. 921, 923, 1008), fo hat 
jeder Teilhaber ein jelbftändiges Necht, über welches er verfügen kann 
(val. 8. 7947), und jeder Teilhaber Hat das Recht, die Aufhebung der Ge— 
meinihaft zu verlangen (vgl. aber 88. 749 ff.). — Gemeinjchaftlicher 
Erwerb eined Grundftüds auf den Namen eines Beteiligten ift Geſell⸗ 
ihaft, 88. 741 ff. gelten erfit, wenn die Beteiligten als Miteigentümer 
eingetragen jind, Necht 1904 S. 886. 

2. Die Borfchriften der SS. 741 fi. find abjoluter Natur (Vorbm. 
Rr. 2), ſoweit ih nicht im einzelnen etwas anderes ergibt. Die Teil: 
baber fönnen aljo nicht die Anteile durch Bereinbarung dem Zugriffe der 
Vläubiger entziehen. Sie fünnen das aber dadurd) erreichen, daß fie eine 


Geſellſchaft ($. 705) begründen. 
Gleichheit der Anteile. 


$. 742. Im Zweifel ift anzunehmen, daß den Zeil» 
habern gleiche Anteile zuſtehen. 

1. Sondervorſchriften: 88. 947, 948, 1109 Saß 2, 8. 2157; EG. 
Art. 181 (Herbergsrechts), 182 (Stodwertdetgentum‘. 

2. Die Bermutung des $. 742 ift widerlegbar und deshalb unſicher; 
es fann daher nicht auf Grund des 8. 742 eine Hypothek auf den Anteil 
eines Zeilhaberd eingetragen werden, Seuffü. 57 S. 269; 2%. 20 A 
€. 304, 21 A S. 110, vgl. Recht 1906 ©. 62. 
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Früchte; Gebraud. 

6. 743. Jedem Teilhaber gebührt ein jeinem Anteil 
entiprechender Bruchteil der Früchte). 

Seder Zeilhaber ift zum Gebrauche des gemeinichaftlichen 
Gegenftandes infomweit befugt, als nicht der Mitgebraud) der 
übrigen Zeilhaber beeinträchtigt mwird?). 

1) 8. 99. Daher ift jeder Miteigentümer zu einem dem Bruchteil 
ſeines Eigentums entfprehenden Teile Gläubiger der Miteinfüntte, 
DRG. 12 ©. 66. 2) Die Benugungsart wirb nicht Hier, ſondern 
in $. 745 geregelt, Seuffll. 57 ©. 57. — Ausübung ber Rechte eines 
Teilhaber8 durch einen Pfandgläubiger 8. 1258. — Sondervorfcriften: 
ss. 921, 922, 928 Abſ. 1. 

Berwaltung. 

8. TAM. Die Verwaltung des gemeinfhaftlihen Gegen» 
ſtandes jteht den Teilhabern gemeinjchaftlich zu. 

Seder Teilhaber iſt berechtigt, die zur Erhaltung des Gegen⸗ 
ſtandes notwendigen Maßregeln ohne Zuſtimmung der anderen 
Teilhaber zu treffen; er kann verlangen, daß dieſe ihre Ein» 
willigung zu einer folhen Maßregel im voraus erteilen. 

Wird einem einzelnen Teilhaber bie Verwaltung übertragen, io 
ltegt ein befondere8 Vertragsverhältnis vor, welches regelmäßig nad den 
Srundfägen des Auftrags ($. 662; vgl. 8. 718) zu beurteilen jein wird. 

Einwilligung $. 188. Zwangsvollfiredung ZPO. 8. 894. Haftung 
ber Teilhaber untereinander 8. 276. Geltendmahung des Eigentums— 
rechts an einer Sache durch einen Miteigentünter 8. 1011. 

Regelung der Verwaltung. 

6. 745. Durch Stimmenmehrheit kann eine der Be: 
ichaffenheit des gemeinjhaftlihen Gegenitandes entjprechende 
ordnungsmäßige Verwaltung und Benugung beſchloſſen werden. 
I Stimmenmehrheit iſt nad) der Größe der Anteile zu be- 
rechnen. 

Jeder Teilhaber kann, fofern nicht die Verwaltung und 
Benupung durch Vereinbarung oder durch Mehrheitsbeihlug!) 
geregelt ift, eine dem Intereſſe aller Teilhaber nady billigem Er⸗ 
meljen entjprechende Verwaltung und Benutzung verlangen?). 

Eine wefentlihe Veränderung des Gegenitandes Tanıı nicht 
beichloffen oder verlangt werden. Das Recht des einzelnen 
Zeilhaber3 auf einen jenem Anteil entjprechenden Bruchteil der 
Nugungen kann nicht ohne feine Zuftimmung beeinträdjtigt werden. 

1) Die Wirkſamkeit des Mehrheitsbeſchluſſes ift von vorgängiger 
Anbörung der Minderheit nicht abhängig; aucd kann die Mehrheit die 
zur Ausführung ihres Beſchluſſes erforderliddien Handlungen fraft der 
ihr dburh 8. 745 erteilten gejeglichen Vollmacht ohne Mitwirkung 
der Minderheit vornehmen, SeuffA. 61 S. 280. 2) Beifpiele: 
Seuffl. 57 S. 57 (Benugung eines Grenzitreifens), OLG. 8 S. 82 
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(Biederaufbau eines abgebrannten Gebäudes), ZW. 1906 S. 112 
(Gerihtlihe Ernennung eines Perwalterd, wenn zwei Miteigentümer 
eines Hauſes ſich darüber, wer das Haus verwalten fol, nicht einigen 
Önnen). — Grfordernid eines beftimmten Antrags bei der Klage aus 
Ai. 2: Gruch. 49 ©. 887. Der Untrag tft auf BZufttmmung der 
übrigen zu der verlangten Maßregel zu richten, Necht 1904 S. 106. 

&. TAG. Haben die Teilhaber die Verwaltung und Bes 
nugung des gemeinjchaftlihen Gegenſtandes geregelt, fo wirft die 
getroffene Beſtimmung auch für und gegen die Sondernadfolger. 

Bei Miteigentum an einen Grundſtück tft Eintragung ind Grund: 


duch erforderli, $S. 1010. Verfu ht der Teilhab 
erfügungsrecht der Geilhaber. 

&. 747. Jeder Teilhaber fann über jeinen Anteil ver⸗ 
fügen. Über den gemeinſchaftlichen Gegenſtand im ganzen können 
die Teilhaber nur gemeinſchaftlich verfügen. 

Der Anteil eines Teilhaber (3.8. Quote der Mieteinkünfte, OLG. 12 
£. 66) unterliegt auch der Zwangsvollſtreckung. — Der Teilgaber kann 
ih obligatoriich verpflichten, feinen Anteil nicht zu veräußern, dies wirft 
aber nicht dinglich (S. 137). 

Zaften und Koſten. 

8. 7AS. Jeder Teilhaber ift den anderen Zeilhabern 
gegenüber verprlichtet, die Laſten des gemeinfchaftlien Gegen— 
tandes jomwie die Koflen der Erhaltung, der Verwaltung und 
einer gemeinjhaftlihen Benugung nad) dem Berhältnifje feines: 
Anteil zu tragen. 

Wegen der Berichtigung der ih aus 8, 748 ergebenden Schulden, 


sei der Teilung 1. 88. 766, 756. 
Aufhebung der Gemeinſchaft. 
I. Boransfehungen. 

8. 749. Seder Teilhaber kann jederzeit die Aufhebung. 
der Gemeinſchaft verlangen. 

Wird das Recht, die Aufhebung zu verlangen, durch Ver: 
einbarung für immer oder auf Zeit ausgeſchloſſen, jo kann die 
Aufhebung gleihmwohl verlangt werden, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt. Unter der gleihen Vorausfegung Tann, wenn eine 
Kündigungsfriſt beftimmt wird, die Aufhebung ohne Einhaltung 
der Friſt verlangt werden. 

Eine Vereinbarung, durd) melde das Recht, die Aufhebung. 
zu verlangen, diefen VBorfchriften zumider ausgeſchloſſen oder bes 
ſchränkt wird, iſt nichtig. 

Einfluß der Konlurseröffnung: KO. $. 16. — Borbehalt für die 
Landesgeſetzgebung EG. Art. 119, 181, Übergangsvorſchrift ebd. Art. 182. 
— Die für einen noch nicht fälligen Unfpruch auf Teilung nach 88.749, 
158 eingeleitete Bmangöverfteigerung fann nach Fälligkeit fortgefegt 
werden, fein neues Verfahren, wenn feine Rechte Dritter dadurch ver: 
letzt werden, NG. 47 ©. 868. 
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8. 780. Haben die Teilhaber das Recht, die Aufhebung 
der Gemeinschaft zu verlangen, auf Zeit ausgeſchloſſen, jo tritt 
die Vereinbarung im Smeitel mit dem Tode eines Teilbabers 
außer Kraft. 

8. 751. Haben die Teilhaber das Recht, die Aufhebung 
der Gemeinfchaft zu verlangen, für immer oder auf Zeit aus: 
geichloffen oder eine Kündigungsfrift beitimmt, fo wirft die Ber: 
einbarung auch für und gegen die Sondernadjfolger. Hat ein 
Gläubiger die Pfändung des Anteils eines Zeilhabers ermwirft, 
fo kann er ohne Rückſicht auf die Vereinbarung die Aufhebung 
der Gemeinjchaft verlangen, fofern der Schuldtitel nidyt bios 
vorläufig vollitredbar iſt. 

Eintragung im Grundbuche bei Miteigentum an einem Grundjnid 
&. 1010. stonturs RO. &. 16 Abſ. 2. 

2, Durdführung; Teilung in Yatur. 

8. 752. Die Aufhebung der Gemeinjchaft erfolgt durch 
Zeilung in Natur, wenn der gemeinſchaftliche Gegenjtand oder, 
falls mehrere Gegenftände gemeinfchaftlid find, diefe ſich ohne 
Verminderung ded Wertes in gleichartige, den Anteilen der 
Teilhaber entjprehende Zeile zerlegen laſſen. Die Verteilung 
gleicher Zeile unter die Teilhaber geſchieht durch das Los. 

Für die Aufhebung der Gemeinſchaft ift in erfter Linie die Berein: 
barung der Teilhaber entſcheidend, OVG. 1 ©. 809. Das Befeg regelt 
nur die Fälle, in weldhen Leine Bereinbarung getrofien it. Vgl. KT. 
8. 16 Abi. 1. — Höhe der Teilungsfoften ſchließt die Naturalteilung 
nicht aus, Recht 1901 ©. 17. — Unteilbarfeit kraft Geſetzes 3. B.: 
$. 2047 Abi. 2, HGB. S. 179; wegen Beichaffenbeit des Objelts, OYG.12 
S. 92. — Verlangt ein Teilhaber Aufhebung der Gcmeinfchaft, fünnen 
die übrigen fie unter fich fortjegen, ODYS. 12 ©. 92. — Ausdehnung des 
Geltungsbereih8 des 8. 752 in Ss. 781, 54; nicht auf das Vermögen 
juriftiicher Perionen, RS. 62 ©. 59. 

Berkauf des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes. 

. 3. Iſt die Teilung in Natur ausgeſchloſſen!), fo 
erfolgt die Aufhebung der Gemeinfhaft durch Verlauf des ge⸗ 
meinjchaftlihen Gegenitandes nad) den Borjchriften über den 
Piandverfauf?), bei Grundftüden durch Zwangsverfteigerung?), 
und durch Teilung des Erlöjfes. Sit die Seräußerung an einen 
Dritten unftatthaft, fo ift der Gegenftand unter den Teilhabern 
zu verjteigern®). 

Hat der Berfud,, den Gegenliand zu verfaufen, feinen Er- 
folg, jo fann jeder Teilhaber die Wiederholung verlangen; er hat 
jedod) die Koften zu tragen, wenn der wiederholte Verſuch mißlingt. 

1) 8. 762, Recht 1905 ©. 500. 2) 88. 1283 ff. 3) ZB. 
88. 180fi. 4) S. 166. — Unperäußerlichkeit eines gemeinſamen 
Beitungsunternefmens: SeuffA. EI ©. 10. Beftimmung des Erblafſers, 
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daß das Nachlaßgrundſiück den: Meeiftbietenden unter den Abtömmlingen 
zugeichlagen werden joll, Durhführung: RG. 62 ©. 174. 
erkauf einer ein dattlicen eerune 

69. 754. Der Verkauf einer gemeinſchaftlichen Forderung 
iſt nur zuläſſig, wenn ſie noch nicht eingezogen werden kann. 
Iſt die Einziehung möglich, ſo kann jeder Teilhaber gemein— 
ſchafiliche Einziehung verlangen. 

Bgl. 88. 428, 429, 482. Der eingezogene Gegenſtand tritt bin: 
üchtlih der Gemeinjchaft an bie Stelle der Forderung und ift nad) Muß: 
gabe der Borfchriiten der SS. 762, 768 zu teilen. 

Berichtigung einer gemeinfchaftlidhen Schuld. 

. 755. Haften die Teilhaber Ar Gejamtichuldner!) für 

eine Verbindlichkeit, die fie in Gemäßheit des $. 748 nad) dem 

Verhältnis ihrer Anteile zu erfüllen haben oder die fie zum 

Zwede der Erfüllung einer ſolchen Verbindlichfeit eingegangen 

nd, fo kann jeder Teilhaber bei der Aufhebung der Gemein- 

Ihaft verlangen, daß die Schuld aus dem gemeinſchaftlichen 
Gegenitande berichtigt wird. 

Der Anfprudy kann aud) gegen die Sondernadhfolger geltend 
gemacht werden ?ı. 

Soweit zur Berichtigung der Schuld der Verfauf des ge» 
meinſchaftlichen Gegenſtandes erforderlih iſt, hat der Verkauf 
nach $. 753 zu erfolgen. 

1, 88. 421ff. 2) Eondervoridrift S. 1010. Bgl. KO. 8. 61. 

&orderung cincs Teilhabers gegen einen anderen. 

6. 756. Hat ein Teilhaber gegen einen anderen Teils 
haber eine Forderung, die fid) auf die Gemeinſchaft gründet!), 
jo Tann er bei der Aufhebung der Gemeinfhaft die Berichtigung 
ſeiner Forderung aus dem auf den Schuldner entfallenden Zeile 
des gemeinſchaftlichen Gegenjtandes verlangen. Die Vorſchriften 
des 8. 755 Abf. 2, 3 finden Anwendung. 

N) dazu gehören nicht: erft durch den MUuseinanderfegungsvertrag be: 
gründete Forderungen, OLG. 1 ©. 261. 

Gegenfeitige Gewährleifung. 

6.757. Wird bei der Aufhebung der Gemeinſchaft ein 
gemeinſchaftlicher Gegenſtand einem der Teilhaber zugeteilt, fo 
hat wegen eines Mangels im Rechte!) oder wegen eines Mangels 
der ae) jeder der übrigen Teilhaber zu feinem Anteil in 


gleicher Weife wie ein Verkäufer Gewähr zu leiſten?). 
1) 88. 434ff. 2) 88. Abgff. 3) 88. 440ff., 4625. 
Derjührung, 


. 758. Der Anſpruch auf Aufhebung der Gemeinſchaft 
unterliegt nicht der Verjährung. 
Ausnahme von der Regel des 8. 194 Ubi. 1. 
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Sechzehuter Titel. 
Leibrente. 

Die Verpflichtung zur Gewährung einer Leibrente kann dur Rechte: 
geihäft (Vertrag, Auslobung, legtw. Verfügung) begründet werben, oder 
auf Geſetz beruhen (3. B. $S. 628, 848, 844, 1861, 1580, 1612, 1710; 
HaftpflG. 8. 7 mit EG. Urt. 42). Die Unfall:, Invalidität: und Alters: 
renten find in den Reichsverſicherungsgeſetzen geregelt. Für alle, rechts: 
geichäftliche wie gefegliche, Rentenſchuldverhältniſſe gelten 88. 7569, 760. 
Für den Leibrentenvertrag ift fchriftliche Erteilung des Verſprechens vor⸗ 
gefchrieben ($. 761), im übrigen finden, abgejehen von 88. 759, 760, 
die allgemeinen Regeln Anwendung. — Berfidderungsredt EB. Art. 75. 
Altenteilsverträge ꝛc. EG. Art. 96. 

Dauer der Rente, 

8. 759. Wer zur Gewährung einer Leibrente verpflichtet 
ilt, hat die Rente im Zweifel!) für die Lebensdauer des Gläubigers 
zu entrichten. 

Der für die Rente beftimmte Betrag iſt im Zweifel der 
Sahresbetrag der Rente. 

1) Die Dauer der Nente wird regelmäßig auf das Leben bes 
Rentenberechtigten abgeftellt. Sie kann aber aud auf einen kürzeren 
Zeitraum befchränkt, 3. B. an die Lebensdauer des Schuldners oder eines 
Dritten oder an andere Vorgänge gelnüpft werden. — Nentenvertrag zus 
guniten eined Dritten 8. 380. Laſſen fich mehrere, 3.8. Ehegatten, zu: 
fammen eine Nente beftellen, gilt mangels anderer Vereinbarung 8. 420. 
— Berjährung SS. 197, 201. 


Vorausentrichtung. 
. 76801). Die Leibrente iſt im voraus zu entrichten. 
ine Geldrente iſt für drei Monate vorauszuzahlen; bei 
einer anderen Rente beflimmt ſich der Zeitabſchnitt, für den fie 
im voraus zu entrichten ift, nad) der Beihhaffenheit und dem 
Zwede der Rente, 

Hat der Gläubiger den Beginn des Zeitabjchnilt3 erlebt, 
für den die Rente im voraus zu entrichten ijt, fo gebührt ihm 
der volle auf den Zeitabſchnitt entfallende Betrag. 

1) Anwendung in $$. 528, 848ff., 1861, 1680, 1612 Abſ. 8, vgl. 
8. 1710. Klage auf künftige Zahlung einer Leibrente ZPO. 8. 268. 


Form des Vertrags. 

F. 761. Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den eine 
Leibrente verſprochen wird!), ift, foweit nicht eine andere Form 
vorgejchrieben ijt?), fchriftliche Erteilung des Verſprechens?) er- 
forderlich. 

1) Jährlicher Zuſchuß an Tochter und Schwiegerſohn als Leibrente: 
es 00 €. 879. 2) 3. B.: $. 518. 8) 8. 126. Annahme 
tit Tormirei. 
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Siebzehnter Titel. 
Spiel. Wette. 


Beil Spiel und Wette keinen ernften wirtichaftliden Zwecken dienen 
und vielfach fittlide und wirtichaftliche Gefahren für die Beteiligten und 
die Gefamtheit in fich fchließen, ift den daraus entftehenden Sorderungen 
die Klagbarteit verlagt ($. 762). Eine Ausnahme wird für eine ftaatlid) 
genehmigte Lotterie oder Ausſpielung gemadt ($. 768). Endlich fit noch 
der Begriff des Differenzgefchäftd näher beftimmt ($. 764). 

Für den Börfentermindandel gibt das BörſG. Sondervorfchriften. 
— Rei. v. 4. Zuli 1906 madt den Betrieb eines Wettunternehmeng 
für Öffentlich veranftaltete Pferderennen (Totaliſator) konzeſſionspflichtig 
und ftellt daS geichäftsmäßige VBermitteln von Wetten für ſolche Rennen 
(au) ausländtiche) unter Strafe. 

Berbotene Spiele: StGB. SS. 284—286, 860 Nr. 14. 


6. 762. Durd Spiel oder burd Wette wird eine Ber- 
bindlichkeit nicht begründet. Das auf Grund des Spieles oder 
der Wette Geleiftete kann nicht deshalb zurüdgefordert werden, 
weil eine Verbindlichkeit nicht beitanden hat. 

Dieſe Vorſchriften gelten auch für eine Vereinbarung, durd) 
die der verlierende Zeil zum Zwecke der Erfüllung einer Spiel- 
oder einer Wettichuld dem geminnenden Teile gegenüber eine 
Verbindlichkeit eingeht, insbejondere für ein Schuldanerfenninis. 

1. Spiel und Wette find im Geſetze nicht näber beftimmt. Wette: 
Vertrag, bei dem die Parteien zur Bekräftigung beftimmter widerſtreitender 
Behauptungen fich gegenfeitig verpflichten, daß dem Gewinner von andern 
eine Leiſtung gemacht werden fol, die auch in Eingehung eines für ben 
Berlierenden nadteiligen Gefchäfts beſtehen kann, RG. 61 ©. 168. Nicht 
erforderlich ift, daß beide Teile einen Einfag machen, auch wer zur Gr: 
Bärtung feiner Anficht 100 gegen nichts ſetzt, wettet. Abgrenzung von 
einfeitiger Wette und Auslobung: 8. 657 Anm. — Dad Spiel unter: 
ideidet ih von ber Wette nur dadurch, dab ein Meinungsftreit fehlt; 
die Abfiht der Parteien ift alfo das enticheidende, vgl. NESt. 6 ©. 172, 
421,76. 21. — Das enticheidende Ereignis kann auch bet der Wette 
in der Zukunft Liegen (ftreitig), benn der Wettende kann aus gegenwärtigen 
Berhältnifien auf die Geftaltung der Zukunft fchlteßen. — Spiel= und 
Bettveriräge find nicht ohne weiteres unfittlih, Seufff. 54 ©. 281. — 
Betten am Totalifator find Spiel, RG. 40 S. 259, ORG. 4 ©, 282, 
12 ©. 276. — Ausgabe von Lotterieanteilfheinen (Heuer: oder Pro: 
mefiengeichäft) nad) $. 286 StGB. ungültig? Bal. RC. 18 ©. 79. — 
Wirtſchaftliche Zwecke fchließen die Spiel: oder Wettabficht aus, Recht 1906 
©. 298, DI8. 1906 S. 486. Spiel: oder Wettabfiht nur auf einer 
Seite: Or. 12 S. 96 — Teilnahme an Zuchtrennen tit meder Spiel 
nod Wette, BadRpr. 1906 ©. 17. 

2. Abf. 1 Say 1. Aus einem Spiel: oder Wettvertrag entiteht 
feine Berbindlichkeit, weder auf Ausführung des Spieles ꝛc. noch auf 
Zahlung des Gewinnd. Mit einer Korderung aus ſolchem Vertrage 
tarın nicht aufgerechnet werben; fie kann nicht in eine Darlehnsforderung 
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(8. 607 Abi. 2) wingewandelt werden; für jie kann rechtäwirffam weder 
eine Bürgichaft übernommen (RG. 52 S. 89), noch ein Pfandrecht 
(RS. 47 ©. 2), nod) eine Vertragsſtrafe beftellt werden. Eine für fie 
beftellte Hypothek fteht dem Eigentümer zu ($. 1168). 

8. Abf. 1 Sag 2. Die Erfüllung kann aud) durch Aufrechnung, 
namentlich auch vertragdmäßige, wie fie die Anerlennung eined Saldos 
enthält, erfolgen (3W. 1902 Beil. S. 199; 1908 ©. 128, Beil. ©. 86, 
46). Das in der Saldoanerfennung ferner enthaltene WUnerfenntnis 
(88. 781, 782) des Saldobetrags macht die anerfannte Spielfhuld nicht 
klagbar. Wenn die die Altivfeite üÜberfteigenden Baiftopoften zum Teil 
aus Epielgefhäften herrühren, wird jeder Paſſivpoſten zu einem Bruch: 
tetle getilgt, dejjen Nenner der Gefamtbetrag ber Paffivpoften und deſſen 
Bähler der Geſamtbetrag der Aktivpoften iſt (NG. 66 ©. 28, 59 ©. 198, 
ZW. 1905 ©. 187). — Leiſtung an Erfüllungsftatt (8. 864) jteht 
der Erfüllung nur dann gleih, wenn fie die Schuld fo erledigt, daß 
feine Berbindlichteit zurüdbleibt (RG. 47 S. 48); nit, wenn in 
Wirklichkeit verichleterte Verpfändung vorliegt (JW. 1902 Beil. S. 254 
gegen OLG. 4 S. 284). 

4. Abſ. 2. Schuldanerlenntniffe gelten Hier (anders $. 812) 
nicht als Leiſtung, um eine Umgehung des Abf. 1 zu verhindern. — 
Auch novierende Schuldanertenntniffe, die nach Abſicht der Parteien die 
zugrunde liegende Berbindlichkeit erledigen jollen, fallen unter Abi. ? 
(IW. 1904 ©. 124). Wechſelhingabe ift daher auch dann feine Gr: 
fülung, wenn fie ausnahmsweiſe an Erfüllungsitatt erfolgt und ber 
Wechjel kann aljo bis zur Einlöfung zurüdgejordert werden (RG. bil 
S. 159, DIZ. 1903 ©. 526). Begibt der Gläubiger den Wedel un 
einen gutgläubigen Dritten, weil er weiß oder vorausfieht, daß der 
Alzeptant die Spielfhuld nicht anerfennt, fo bat er bdiefem die dem 
Dritten gezahlte Summe nad) 8. 826 zu erfegen (KW. 1902 Beit. 
S. 245, DIS. 6 ©. 449). Für S. 66 bes Börſengeſetzes gebt NG. 51 
©. 860 noch weiter und gibt den Alzeptanten, der an ben Dritten 
zwangsweiſe gezahlt Bat, einen Bereicherungsanſpruch gegen den Gläubiger, 
unabhängig davon, in welder Abficht der Wechfel weiter begeben tit. 
Bol. auch S. 666 Anm. 4. 

db. Nüdforderung des zur Grfüllung Geleifteten findet nad 
88. 812 ff. ftatt, ſoweit fie nicht nad) 8. 817 ausgeſchloſſen ift, wenn 
der Spiel: oder Wettvertrag nach allgemeinen Regeln nichtig tit: 
8. 184 (3. B. auf Grund von StGB. $. 284, nicht S. 860 Nr. 14; 
oder nach 8. 50 des Börfengefeges, IW. 1904 S. 88), 8. 188 (faliches 
oder regelmidriges Spiel), 8. 142 (88. 119, 128). 

6. Nebenverträge: Ein Auftrag, Dienft: oder Werkvertrag ($. 675) 
zu Spielzweden begründet feinen Anſpruch auf Ausführung oder auf das 
Erfüllungsinterefje wegen Nichtausführung (NG. 40 ©. 259, OLG. 10 
&. 187), auf die vereinbarte Vergütung (RG. 51 S. 159) oder auf 
Erjag von Aufwendungen (RG. 51 S. 159, OLG. 12 ©. 96, Sähfärd, 
15 ©. 625; a. M.: OxG. 10 ©. 187; 12 ©. 94), wohl aber auf Her: 
ausgabe des aus der Geſchäftsbeſorgung Crlangten, insbeſondere des 
Gewinn? (RG. 40 S. 256, vgl. 51 ©. 156, OVG. 4 ©. 282, 1 
©. 275). Nah RS. in Recht 1906 S. 618 jind die Hier erörterten 
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Fragen nur nach den fontreten Umftänden bes Einzelfall zu ent: 
icheiden. — Eine Gefellichaft zu Spielzweden Hält NS. 48 S. 148 im 
Gegeniaß zu AG. 40 ©. 266 für giltig, vgl. S. 705 Anm. 8. — Ein Dar: 
lehen zu Spielzweden ift nit nad S. 762 klaglos, kann aber nad, 
Ss. 188 ungültig fein (Darlehen von Ditipielern: OLG. 5 ©. 108, 4 
©. 88, 12 ©. 98; von dem bad Glücksſpiel entgegen StGB. 3. 285 
duldenden Wirt: OLG. 6 ©. 448, vgl. Recht 1906 ©. 874, 618). — Ein 
Rergleich über die Frage, ob ein Sptel oder ein vollgültiger Bertrag vor: 
liegt, ift wirffam (RG. 49 ©. 192, OLG. 2 ©. 211), ein Vergleich, 
welher nur zur Erledigung der Spielverpfliätung dienen joll, iſt un: 
wirkſam (IW. 1902 Beil. S. 254, 264). — Eine Schiedsgerichtsklauſel 
oder Bereinbarung über die Buftändigleit eined Gerichtd ift unmwirkfam, 
wenn fie Teil einer anderen Bereinbarung ift und dieſe als Spielgeichäft 
unwirffam ift, IW. 1901 ©. 286; 1906, 401, RG. 56 ©. 19; 58, 156. 

71. Die Klaglofigfeitt der Spielgefchäfte 2c. ift von Amts wegen zu 
berüdfichtigen; die Geltendmadhung eines Spiel: oder Differenzeinwandes 
it nicht erforderlid, NESt. 36 S. 806. — Im Auslande geichloiiene 
Spiel: und Differenzgefchäfte find in: Inlande auch dann unflagbar, wenn 
fie nach ausländifchem Rechte giltig find (ES. Art. 80, SeuffdA. 60 S. 267). 


Aotterieuertrag. 

6. 763. Ein Lotterievertrag!) oder ein Ausipielvertrag?) tt 
verbindli, wenn die Lotterie oder die Ausjpielung ftantlic ge⸗ 
nehmigt?) iſt. Anderenfalls finden die Vorſchriften des 8. 762 
Anwendung. 

2) Auch Zotalifator? Berneint OXG. 4 ©. 282, 12 ©. 276. gl. 
jegt aber ReichsGG. v. 4. Juli 1905 (Vorbm.). 2) 3.8. Sfatturnier, 
216.9 ©. 12; Gella:, Schneeball: od. Hydrafyften, RGOSt. 84 ©. 140, 
321, 890, 408, DYB.1904 ©. 80, a. M.: BayoOhl®. in SeuffBl. 66 
S. 162. 3, Kür die Vorausfegungen und die Form ber Staatlichen. 
Genehmigung find die Lanbesgefege maßgebend (Meckl Schw. $. 42, 
MedlStr. 8.41, Braunichm. 8.24. Lippe 8.24, Lüb. $.44, Brem. 
$. 14, Hamb. $. 26). — Für alle in einem Bundesftante genehmigten 
Yotterien Haben die landesgeſetzlichen Berbote des Spielend in aus: 
wärtigen Lotterien ihre privatrechtliche Bebeutung verloren, RG. 48 
S. 175, Grud. 46 ©. 1179, SW. 1904 ©. 642. 

Differenzgelhäft. 


8.764. Wird ein auf Lieferung von Waren oder Wert⸗ 
papieren lautender Bertrag in der Abt geſchloſſen, daß der 
Unterſchied zwiſchen dem vereinbarten Preife und dem Vörſen— 
oder Marftpreije der Lieferungszeit von dem verlierenden Zeile 
an den geminnenden gezahlt werden joll, fo iſt der Vertrag als 
Spiel anzufehen. Dies gilt auch dann, wenn nur die Ablicht 
des einen Teiles auf die Zahlung des Unterſchieds gerichtet iſt, 
der andere Teil aber diefe Abficht Fennt oder Tennen muß. 

1. Begen bes BörfenterminhandelS vgl. Börfß. 88. 66—69 und 
dazu ES. 3. HGB. Art. 14 V. (Eintragung in das Börjenregifter 
nımmt den Differenzeinwand.) 
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2. Für das Differenzyefchäft wirb nicht gefordert, daß efieftive Er⸗ 
füllung vertragsmäßig ausgefchloffen ift, daß aljo ein reines Differenz: 
geichäft vorliegt. Erfordert wird nur, daß der Bertrag in der Abjicht ge- 
ſchloſſen iſt, das Geſchäft als Differenzgefchäft zu begandeln (nachträglicher 
Ausſchluß der Effektivlieferung macht das Geſchäft nicht zum Differenzgeichätt). 
Selbſt wenn nur der eine Zeil dieſe Abſicht gehabt Hat und der andere Teil 
dies wußte oder bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Eorgfalt 
erfennen mußte ($. 122), follen die VBorfchriften über den Spielvertrag 
Anwendung finden. Trifft Icktere nicht zu, jo iſt das Geiſchäft voll: 
gültig und wie ein gewöhnliche8 Xieferungsgeichäft zu Seurteilen. Ob 
anzunehmen tft, daß der Vertrag in der Abficht geichlofien tft, dad Geſchäft 
als Differenzgeichäft zu behandeln, tft nad) den Umjtänden bes einzelnen 
Falles zu enticheiden. Dad RS. Hat in dieſer Hinſicht auf das Un: 
vermögen zur Abnahme und Lieferung in natura, auf daS geringe Depot, 
den Lebensberuf, die Höbe der Umfäße, ftarfe Kursichwantungen der ge 
bandelten Papiere, häufige Prolongationen Gewicht gelegt und auch Die 
beim Abſchluſſe des Geichäftd abgegebenen Erflärungen (3. B. Sie brauchen 
nicht abzunehmen) herangezogen, um daraus die Annahme eines Differenz- 
geſchäfts herzuleiten. 

Kaſſageſchäfte find Leine Differenzgefchäfte (DIZ. 1902 S. 836, 
IW. 1902 Beil. S. 199, 276), auch nicht bei erfennbarer Abſicht des 
Käufers, durh baldige Weiterveräußerung zu verdienen (IW. 1900 
©&.186), doch Tann auch unter ber Form bes Kaſſageſchäfts gefpielt 
werden, 3. B. wenn die Stontrabenten darüber einig find, daß in Wirklich: 
feit das gebandelte Papier nicht gelauft, fondern der angebliche Käufer 
oder Einlaufstommittent nur mit dem unmittelbar nad) dem Bertrage 
notierten Börfenpreis belajtet und ihm jpäter der Börfenpreid eines angeb- 
lichen bet Bertragsichluß oder fpäter beſtimmten Verkaufsſstags gutgeichrieben 
werden fol (RG. 52 ©.250, ZW. 1908 ©. 100, 1904 ©. 291, DIZ3. 1906 
©. 85). Stunbung bes von Einkaufstontmittenten veraußlagten Kauf: 
preifes macht aus einem ernfigemeinten Kaufgeichäft noch feinen Spiel: 
vertrag (RG. 59 ©. 828). Daß der Käufer die Abnahme und Lieferung 
ausſchließt, Tann unter Umftänden nur bedeuten, dab die Stüde im 
Depot des Bantiers bleiben jollen (HoldheinsMScr. 11 S. 240). 


Achtzehnter Titel. 
Bürgſchaft. 


1. Fremd iſt dem BGB. der allgemeinere Begriff der Interzeſſion: 
Übernahme einer Verbindlichkeit für einen anderen durch Vertrag mit 
deflen Gläubiger mit der Wirfung, daß der Interzedent entweder neben 
dem bisherigen Schuldner (fumulativ) oder an befien Stelle (privativ) 
Haitet. Die Bürgichaft (Begriff: 8. 766) ift eine fumulative Inter: 
zeſſion und zu fcheiden: von der (privativen) befreienden Schuldbüber- 
nahme (8$. 414—418); von der (fumulativen) beftärtenden Schuld: 
Übernahme, durch die neben ben urſprünglichen Schuldner nod ein 
zweiter als Geſamtſchuldner im Stnne bes $. 421 tritt (nor 8. 414 
Nr. 3, RG. 59 ©. 282); von fonftigen Fällen einer Sejamtichuld 
($. 421); von der Erfüllungsübernahue ($. 329), die dem (Gläubiger 
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feine Rechte gibt: von dem im BGB. nicht geregelten Barantievertrage, 
dur den der Garant fich verpflichtet, für einen beftimmten tatfächlichen 
oder rechtlichen Erfolg einzuftehen (befteht der garantierte Erfolg darin, 
dat ein Dritter jeine Berbindlichleit erfüllt, fo tft die Verpflichtung bes 
Garanten von dem Beitehen dieſer Verbindlichkeit unabhängig, biefer 
baftet alio telbitändig, nicht, wie der Bürge nur akzefſoriſch, RC. 61 ©. 
157, vol. OLG. 12 ©. 98); non dem, unbeichabet beionberer Be: 
fimmungen ded BGB. der Landesgeſetzgebung vorbehaltenen (EG. 
Art. 75) Verſicherungsvertrage, (doch kann in der Berficherung einer 
Forderung die Übernahme einer Bürgfchaft Iiegen); von ber Wechfel:- 
bürgſchaft (WO. Art. 81), die eine felbftändige, fumulative, folibarifche 
Bechfelverpflihtung, aber feine Bürgichaft im Sinne de BGB. ift 
(IW. 1908 Beil. ©. 43); von dem Kredbitauftrage ($. 778). Bes 
jonder8 geregelt ift im HGB. 8. 894 die Delftrederehaftung des 
Kommiſſionärs. 

2. Begriff und Gegenſtand des Bürgſchaftsvertrags: S. 766, Form: 
$. 766, Umfang der Haftung des Bürgen: 8. 767, Einreden des Bürgen: 
38. 768, 769 - 778, Mitburgen: 8. 769, Anſpruche des Buͤrgen gegen: 
über dem Hauptſchuldner: SS. 774, 775, Freiwerden des Bürgen durch 
Aufgabe von Rechten ſeitens des Gläubigers (5. 776) und durch Zeitab: 
lauf ($. 777), Kreditauftrag: 8. 778. 

8. Keine Erwähnung Haben gefunden: Nachbürgſchaft (Aſter⸗ 
bürgihaft), Ubernahme der Bürgichaft dafür, daß ber Bürge feine Ber: 
pflichtung erfüllt; Nüdbüärgichaft, die den Erfaganfprudh des Bürgen 
gegen den Hauptichuldner fihert, NS. 61 ©. 848 (Schriftform); Schad⸗ 
losbürgichaft (Ausfallbürgſchaft), die die Rechte des Bürgen bezüglich 
der Boraudflage erweitert ($. 778 Anm. 4). Abgeſehen von diejem letzten 
Buntte unterliegen diefe BürgfchaftSarten ſämtlich den SS. 766—777. 

4. Stellung eine Blrgen zum Zwecke ber Gicherbeitsleiftung : 
85. 2832, 289, 278, 1218, HGB. $. 869, Berl®. 5. 836 Abf. 2. 

6. Die Buͤrgſchaft beruht auf Vertrag zwiichen dem Gläubiger und 
dem Bürgen. Das Geſetz beitimmt aber an einzelnen Stellen, baß jemand 
wie ein Bürge zu Halten babe, aud) wenn er feinen Bürgfchaftävertrag 
abgeſchloſſen Hat: S$. 571, 1251, 66GB. S. 894. 

Begriff; Gegenſtand. 


6. 765. Durch den Bürgſchaftsvertrag verpflichtet fich der 
Bürge gegenüber dem Gläubiger eines Dritten, für die Gr» 
rüllung der Verbindlichkeit des Dritten einzuftehen. 

Die Bürgſchaft kann auch für eine Fünftige oder eine bes 
dingte Verbindlichkeit übernommen werden. 

1. Der Bürgichaitsvertrag wird adgeihloffen zwiſchen 
Gläubiger und Bürgen (Form: $. 766). Der Schuldner ift dabei 
tehtlih in feiner Weile beteiligt, braucht auch zum Bürgen in feinem 
Nechtöverhältnis zu ſtehen (RG. 569 ©. 10), kann aber auch nach $. 828 
durch Bertrag mit dem Bürgen feinem Gläubiger unmittelbar bie Rechte 
gegen den Bürgen verichaffen. Hiervon abgefehen, ift ber Bertrag, durch 
den fi der Bürge dem Schuldner gegenüber verpflichtet, die Bürgſchaft 
zu Übernehmen, kein Bürgichaftsvertrag Hecht 1904 ©. 252. — An fih 
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ein einfeitiger Vertrag, kann die Bürgſchaftsübernahme auch als Zeil 
eines gegenfeitigen Vertrags (88. 820 ff.) vorfommen, Sächſelrch. 18 
©. 95. — Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts bei Verbürgung 
Minderjähriger vgl. SS. 1648, 1822 Nr. 10, 1826. 

2. Gegenstand des Bürgfihaftsvertrags ift nicht die Über: 
nahme der Berbindlichteit des Hauptichuldnerd neben biefem (kumulative 
Schuldübernahme, RG. 59 ©. 282), fondern Einftehen für die Erfüllung 
feitens des Schuldners (nicht nur Haftung auf Schadenderiag bei Nicht: 
erfüllung). Aus dem bieraus fich ergebenden atzeffortihen Charakter 
der Bürgichaft folgt: a) Sie fegt grundfäglich das Beſtehen der Haupt: 
fhuld voraus. Erweiſt fich diefe als nichtig, fo ift die Bürgichaft um: 
wirfan, doch kann ein wirkſamer Sarantievertrag (f. o. Borbm.) vor: 
liegen. Die Bürgfchaft für unvolllommene Berbindlichleiten iſt ebenfallg 
unwirffam, wenn dieſe rechtlich mißbilligt werden: Spiel: ober Wett: 
ſchuld (88. 762— 764, NG. 52 ©. 89), Ehemätllerlohn ($. 666), Da: 
gegen kann die verjährte Forderung durch Bürgſchaft gelichert werden 
(8. 222), ebenfo die durch einen Zwangsvergleich (KO. 8. 178) ausge: 
fallene. — Abſ. 2 ftelt namentlih die Zuläſſigkeit der Kreditbürgſchaft 
und der Perfonallaution außer Zweifel. — Daß der Umfang der Bürg: 
ſchaft von vornherein zahlenmäßig beftimmt ift, iſt nicht erforderlich. 
— b) Sinderungen im Beftande der Hauptverbinpdlichkeit treffen auch den 
Bürgen 1. 8. 767. — c) Die Einreden des Hauptichuldnerd ſtehen aud 
dem Bürgen zu f. 8. 768. — d) Mit ber Hauptichuld erlifht die Bürg- 
ſchaft. Unmöglichwerden der Leiftung des KHauptichuldner8 dur Ber: 
ihulden des Bürgen, macht diefen jebod) ſchadenserſatzpflichtig nad 
88. 276, 828. 


dorm. 

&. 766. Zur Gültigkeit des Bürgſchaftsvertrags ift jchrift- 
lihe Erteilung der Bürgichaftserflärung erforderlid. Someit 
der Bürge die Hauptverbindlicykeit erfüllt, wird der Mangel ber 
Form geheilt. 

1. Schriftform (8. 126) ift kein Erfordernis, wenn die Bürgfchaft 
auf Seiten des Bürgen ein Handeldgefchäft tft, er fei denn Minberfauf: 
mann (HGB. $$. 860, 351). — Nur die Bürgichaftserllärung, nidt 
audı deren Annahme muß fchriftlich erfolgen (NG. 57 C. 66, 258, JB. 
1906 S. 187). Erteilt ift die Erflärung erft mit Uberreichung an den 
anmejenden oder Zugehen (8. 180) an den abweſenden Gläubiger, 
NG. 61 S. 414. Des Ausdrucks „Bürgfchaft“ bebarf es nicht, doch 
muß bie Erklärung erfennen lajien, daß für die Schuld eines 
anderen eingejtanden werden foll (val. OL®. 12 ©. 66), daher 
begründet die Annahnme eines Wechſels, vorbehaltlich der Haftung 
aus dem Wechſel, keine Bürgichaft (RS. 51 ©. 118). Auch die Mit: 
unterzeihnung einer eine Schuldverbindlichleit begründenden Urkunde 
bedeutet nach RG. 62 S. 172 Höchftend eine Tumulative Schuldüber: 
nahme, feine Bürgſchaft (a. M. Recht 1904 ©. 189). — Zur Aus— 
legung ber Bürgichaftserflärung dürfen auch außerhalb der Urkunde 
liegende Umſtände herangezogen werden (RG. 69 ©. 218, in Aufhebung 
von Eeufll. 59 S. 148: RG. 62 S. 172, 879), doch muß das, was 








Bürgſchaft. SS. 766, 767. 339 


den Inhalt der Bürgichaftserflärung bildet, wenigſtens in feinen wefent: 
iihen Zeilen in der Urkunde ſelbſt enthalten fein (Briefwechſel, der erft 
in feinem Zuſammenhange den Willen der BürgfchaftSübernahnte cr: 
fennen läßt, genügt nidt, IW. 1904 ©. 282), dazu gehört auch die 
Angabe ber Schuld, für die gebürgt werden joll (NW. 59 ©. 217, 
OLG. 6 S. 450). Nachträglicdyes Einiegen des Gläubigernamens in den 
zu diefem Zwecke often gelafienen ſchon unterfchriebenen Tert ber 
Sürgichaftserklärung iſt zuläſſig (RG. 57 S. 66; 62, 879. — 
Rebenabreden und nadjträgliche Abänderungen des Bürgichaftsvertrags 
(3. B. hinſichtlich der Fälligkeit) bedürfen ebenfalls der Schriftform 
(SRG. 8 S. 84; 12, 100 ZW. 1908 Beil. S. 108; a. M.: OYG. 2 
S. 288). Formlofer Borvertrag auf Bürgſchaftsübernahme iſt nichtig, 
vgl. ORG. 12 ©. 276, 

2. Sormfrei find die der Bürgichaft verwandten Berträge (ij. o. 
Rorb. 1), namentlih fumulative Schuldübernahme (jo jegt NG. 59 
€. 282), Garantievertrag (OTG. 12 ©. 98), Kreditauftrag ($. 778), 
ferner Beitellung eines Pfandes für eine fremde Schuld (OLG. b S. 828), 
Zufage, den Wechſel eincd anderen zu girieren (UNS. 12 ©. 276). Auch 
bezieht ſich das Formerfordernis nicht auf die Berträge zwiſchen dem 
Bürgen und dem Schuldner. 

Umfang der Verpflichtung des Blirgen. 

6. 767. Für die Verpflihtung des Bürgen ift der jeweilige 
Beitand der Hauptverbindlichkeit maßgebend!) Dies gilt ins- 
bejondere au, wenn die Hauptverbindlichkeit durch Verſchulden?) 
oder Berzug?) des Haupiſchuldners geändert wird. Durd ein 
Aehtsgefchäft, das der Hauptichuldner nach der Übernahme der 
Bürgihaft vornimmt, wird die Verpflichtung des Bürgen nit 
erweitertt). 

Der Bürge haftet für die dem Släubiger von dem Haupt» 
ſchuldner zu erfegenden Koften der Kündigung und der Rechts⸗ 
verfolgung. 

1) Nichtbeſtehen und Erlöſchen der Hauptverbindlichkeit |. $. 760 
Anm. 2a, d. — Ob bie Haftung des Bürgen fich auch auf Vertragszinfen und 
Bertragöftrafen erftredt, ift Auslegungsfrage. — Bei Wegfall der Vertragsver⸗ 
pflichtung, für welche die Bürgſchaft übernommen ift, haftet der Bürge nicht da: 
tür, daß ber Schuldner die Bereicherung herausgibt, SW. 1902 Beil. ©. 286. 
2, 58. 276—278. 8) SS. 284 ff. 4) Auf rechtögefchäftliche 
Änderungen der Hauptverbindlichkeit, die feine Erweiterungen der Bürgens 
verpflichtung enthalten, kann fi) der Bürge berufen, NG. 68 ©. 856; 
56, 810. Bei Novation der Hauptichuld erliicht die Bürgichaft (SW. 1908 
Beil. S. 96). Ein nadjträglicher zwiſchen Gläubiger und Hauptichuldner 
geihloffener Stundungsvertrag kommt zwar bem Bürgen felbit zu 
ftatten, ift aber, wenn der Bürge mit der Stundung nicht einver- 
fanden it, ſoweit gegen ihn unwirkſam, als feine Yage verfchlechtert 
wurd (NG. 59 ©. 228). — Auch die Prozeßführung ift in dieſem 
Sinne ein Rechtsgeſchäft, dem Bürgen jteht daher die rechtäfräftige 
Verurteilung des Hauptfchuldners nicht entgegen (MG. 56 S. 109). — 
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Erweiterung der PVerpflihtung durch Verzicht des Hauptſchuldners auf 
bilatorifche Einreden? AW. 1906 ©. 12. 
Ginreden des Blürgen. 

. 768. Der Bürge kann die dem Hauptfchuldner zu» 
ftehenden Einreden !) geltend madyen. Stirbt der Hauptfchuldner, 
fo Tann fi) der Bürge nicht darauf berufen, daß der Erbe für 
die Verbindlichkeit nur beſchränkt haftet2). 

Der Bürge verliert eine Einrede nicht dadurch, dag ber 
Hauptichuldner auf fie verzichtet. 

1) Außer biefen Einreden (Nr. 4 vor S. 194 ©. 94) fteben 
dem Bürgen nad) SS. 765, 767 auch alle Einwendungen zu, die ben 
Beitand der Hauptverbinblichkeit betreffen, 3. B. dab diefe durch Un: 
fehtung oder Aufrechnung erlofhen ſei. Einredeweiſe Geltendmachung 
einer Bertraggitrafe ift nad RG. 58 ©. 866 zuläffig, nicht die des Bor: 
bebalt3 aus 8. 841 Ubf. 8. Aufrechnungs⸗ und Anfechtungsmöglichkeit 
gewährt nur eine bilatoriiche Einrede nach 8. 770, RO. 62 ©. bl. — 
Auf eine ausſchließlich dem HSauptichuldner bewilligte Stundung ların fi 
der Bürge nicht berufen, vielmehr ift diefe unwirffam (NG. 66 ©. 810). 
— Mit eigener Forderung Tann der Bürge zwar nicht gegen die Haupt: 
ſchuld, aber gegen die Bürgſchaftsſchuld aufredinen. Die Hauptforderung 
geht dann nad) S. 774 auf ihn über (NG. 58 ©. 408), — Ob der 
Bürge bei PVerluft feines Erftattungsanfpruchs verpflichtet ift, fich diefer 
Einreden und der aus $. 770 zu bedienen, hängt von dem zwiſchen ihm 
und dem Hauptichuldnier beftehenden Nechtöverhältnifie ab, NS. 59 S. 207. 
2) SS. 1967, 1975ff. (weil die Bürgfchaft gerabe vor foldhen Gefahren 
ſchutzen fol). 

Mitbürgen. 

. 769. Berbürgen fi) mehrere für diefelbe Verbindlich" 
feit, }0 haften fie als Geſamtſchuldner, auch wenn fie die Bürg⸗ 
Ihaft nit gemeinſchaftlich übernehmen. 

Gefamtfchuldner: 88. 421ff. Die Einrede der Tellung tft aus: 
geihlofien. Anderweite Bereinbarung mit dent Gläubiger ift zuläffig. 
Wegen bed Berhältnifies der Bürgen untereinander f. 88. 426, 774, 
Seuffel. 81 S. 282. — Mehrere, die um einem anderen Geld zu ver- 
ichaffen, einen Wechfel unterfchreiben, ftehen nicht ohne weiteres im Ver⸗ 
bältniffe von Mitbürgen, NG. 48 ©. 152, 3. 1902 Beil. S. 184. 
Anfechtung; Aufrechnung. 

. 6. Der Bürge kann die Befriedigung des Gläu⸗ 
bigerö verweigern, folange dem Hauptſchuldner das Recht zu⸗ 
iteht, das feiner Verbindlichkeit zn Grunde liegende Redht3- 
geihäft anzufechten. 

Die gleiche Befugnis bat der Bürge, folange fi der Gläu- 
biger durch Aufrechnung gegen eine fällige Forderung des 
Hauptſchuldners befriedigen kann. 

Keine Befugnis des Bürgen, Anfechtung oder Aufrechnung ſelbſt 
zu vollziehen, $. 8387 Anm. 1, 8 768. Leiſtet er, ohne zu wiſſen, daB 
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Anfechtung ober Aufrehnung möglih find, und werben Anfechtung 
oder Aufrechnung vollzogen, fo Tann er das Geleiftete als ungerecht: 
fertigte Bereiherung zurückfordern. — Bezugnahme auf 8. 770 in 
&. 202, 1187, 1211. Anfechtungsrecht: SS. 119 ff., Aufrechnung: 88. 887 fi. 


Einrede der Vorausklage. 

&. 771. Der Bürge kann die Befriedigung des Gläubigers 
verweigern, folange nicht der Bläubiger eine Zmangsvollfiredung 
gegen den Hauptidhuldner ohne Erfolg verſucht Hat (Einrede der 

orausflage). 

Die Borfchrift gilt auch für Nachbürgen. — Die Einrede ber Bor: 
auskflage hemmt die Verjährung nicht ($. 202). — Für den Handelöver:- 
tehr vol. HGB. 88. 849, 861. 

& 772. Beiteht die Bürgſchaft für eine Geldforderung, 
jo muß die Bmwangsvollitredung in die beweglichen Sadjen des 
Hauptichuldners an feinem Wohnfig!) und, wenn der —5 
ſchuldner an einem anderen Orte eine gewerbliche Niederlaſſung 
hat, auch an dieſem Orte, in Ermangelung eines Wohnſitzes 
und einer gewerblichen Niederlaſſung an feinem Aufenthaltsorte 
verfudyt werden. 

Steht dem Gläubiger ein Pfandredht?) oder ein Zurüds 
bebaltungsredht?) an einer beweglichen Sadje des Hauptſchuldners 
zu, fo muß er aud) aus diefer Sache Befriedigung fuchen*). Steht 
dem Bläubiger ein foldhes Recht an der Sache auch für eine 
andere Forderung zu, fo gilt dies nur, wenn beide Yorderungen 
dur den Wert der Sache gededt mwerden?). 

1), 88. 7—11. 2) 88. 1204, 1257 und Anm. zu $. 1267. 

3) 8. 278, HGB. Sy. 869 ff. 4) ©. wegen des Pfandverkaufs 
88. 1228 ff., wegen des Pfändungspfandrechts ZPO. 88. 816ff., wegen 
des kaufmännifchen BZurüdbehaltungsrehts HGB. $. 871; bei dem 
gewöhnlichen Zurüdbehaltungsrechte hat der Gläubiger einen vollftredbaren 
Titel zu erwirfen, auf Grund defien die Sache gepfändet und die Zwang: 
vollſtrecung durchgeführt werben kann. Bol. KO. $. 127. 5) Gine 
dem Abf. 2 Sag 2 entiprechende Borichrift in ZPO. S. 777. 

6. 7783. Die Einrede der Vorausklage ift ausgefchlofien: 

1. wenn der Bürge auf die Einrede verzichtet, insbeſondere 
wenn er fich als Selbitihuldner verbürgt hatı); 

2. wenn die Rechtsverfolgung gegen den Hauptſchuldner 
infolge einer nad) der Übernahme der Bürgſchaft ein- 
etretenen Anderung des Wohnfiges, der gewerblichen 
iederlafjung oder des Aufenthaltsort des Haupt- 
ſchuldners weſentlich erfchwert ilt; 

3. wenn über das Vermögen des Hauptjchuldnerd der 
Konkurs eröffnet ift; 

4, wenn anzunehmen ilt, daß die Zwangsvollſtreckung in 
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das Vermögen des Hauptichuldners nicht zur Befriedi- 
gung des Gläubigers führen wird. 

Sn den Fällen der Wr. 3, 4 ift die Einrede infoweit zu- 
läflig, als fi) der Gläubiger aus einer beweglichen Sache des 
Hauptichuldners befriedigen kann, an der er ein Pfandredit 
oder ein Zurückbehaltungsrecht?) bat; die Vorjchrift des 8. 772 
Abi. 2 Sag 2 findet Anwendung. 

1) Berzicht ift Bertrag, kann auch ftillfchweigend vereinbart werben 
($. 167), ſowohl bei als auch nad) der Verbürgung, ift ald Erweiterung 
der Haftung des Bürgen an Schriftform (8. 766) gebunden (ftreitig). 
Auch die felpftihuldnerifche Bürgichaft iſt afzefforiich und dadurch von der 
tumulativen Schuldübernahme (Vorbm. Nr. 1) verichieden. 2) 88. 1204, 


1257, 1269, ZPO. SS. 816ff. 3) SS. 278f., 988. 8. 871, Ber: 
fahren 8. 772 Anm. 4. 4) Dem Schadlosbürgen fteht die Einrede 


der Boraudflage auch in den Fällen 2—4 zu. 
Übergang der Hauptforderung auf den Bürgen. 

8. 774. Soweit der Bürge den Gläubiger befriedigt, 
geht die Yorderung des Gläubiger gegen den Hauptichuldner 
auf ihn über!),. Der Übergang kann nidt zum Nachteile des 
Bläubiger8 geltend gemacht werden?). Einwendungen bes 
Hauptjhuldners aus einem zwifchen ihm und dem Bürgen be» 
ſtehenden Rechtsverhältniſſe bleiben unberührt?). 

Mitbürgen haften einander nur nach $. 426). 

1) 8. 412 und SS. 899—404, 406-410, vgl. RG. 59 ©. 208; 
61, 848 (Binfen tünnen für die Zeit nach Befriedigung des Gläubigers 
nicht in der diefem gefchuldeten Höhe verlangt werden). 2) Ähnlich 
8$. 268 (vgl. Anm. 9), 426, 1148, 1164, 1176, 1225. Necht 1906 
©. 50. 3) Daß der Bürge hiernach feinen Erſatz verlangen kann, 
ftegt alfo aud) feiner Klage aus der Hauptforderung entgegen. 4) gilt 
auch bei vertraglidher Abtretung, OYG. 9 ©. 16. 

Anſpruch des Bürgen auf Befreiung. 

6. 775. Dat fi der Bürge im Auftrage!) des Haupt- 
Schuldners verbürgt oder jtehen ihm nad) den Borichriften über die 
Geichäftsführung ohne Auftrag?) wegen der Übernahme der Bürg- 
ſchaft die Rechte eines Beauftragten gegen den Hauptſchuldner 
du, jo kann er von diefem Befreiung von der Bürgichaft ver- 
angen?): 

1. wenn fi die Bermögensverhältnifie des Haupt» 
Schuldners mefentlich verſchlechtert haben; 
2. wenn die Recditsverfolgung gegen den Hauptichuldner 
infolge einer nad der Übernahme der Bürgfchaft ein- 
etretenen Anderung des Wohnſitzes, der gewerblichen 
tederlaflung oder des Aufenthalt3orts des Haupt« 
ſchuldners weſentlich erſchwert ift; 
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3. wenn der Hauptfchuldner mit der Erfüllung jeiner 
Berbindlichkeit im Verzug‘) it; 

4, wenn der Gläubiger gegen den Bürgen ein vollitred- 
bares Urteil auf Erfüllung erwirkt hat. 

Sit die Hauptverbindlichleit noch nicht fällig, jo kann der 
Dupilijulbner dem Bürgen, ftatt ihn zu befreien, Sicherheit) 
eilten. 

1) 88. 662 f. 2) SS. 688, 684 Sag 2. 3) Sicherheits: 
leiftung des Hauptſchuldners befeitigt Dielen Anipruch, außer im Falle 
des Abi. 2, nit, NE. 69 ©. 10. 4) 88. 284 fi. 5) 88. 2832ff. 

Aufgabe von Rechten feitens des &länbigers. 

6. 776. Gibt der Gläubiger ein mit ber Forderung ver- 
bundenes Vorzugsrecht!), eine für fie beitehende Hypothek, ein 
für fie beitehendes Pfandreht oder das Recht gegen einen Mit- 
bürgen?) auf, jo wird der Bürge injomeit frei, ald er aus dem 
aufgegebenen Rechte nad) 8. 774 hätte Erſatz erlangen Tönnen?). 
Dies gilt auch dann, wenn das aufgegebene Recht erit nad) der 
Übernahme der Bürgſchaft entitanden ift. 

2) 4O. 88. 6L ff. 2) 8. 769. 3) Ein Recht darauf, daß 
der Gläubiger dei Einziehung der Yorberung forgfältig vorgebe, Hat ber 
Bürge nicht; eine Diligenzpflicht bed Gläubigers kann fi) aber aus dem 
Bürgichaftövertrag ergeben ($. 157), Recht 1904 ©. 189, SächſArch. 16 
S. 218, ORG. 12 ©. 98, SeuffA. 61 S. 190. 

ürgſchaft auf Zeit. 


6. 777. Hat fich der Bürge für eine —— Verbind⸗ 
lichkeit auf beſtimmte Zeit verbürgt!), fo wird er nad) dem 
Ablaufe der beftimmten Zeit frei, wenn nicht ber  äubiger die 
Einziehung der Forderung unverzüglid?) nad; Maßgabe des 
$. 772 betreibt, das Verfahren ohne weſentliche Verzögerung 
fortfeßt und unverzüglich?) nach der Beendigung des Verfahrens 
dem Bürgen anzeigt?), daß er ihn in Anfprudy nehme. Steht 
dem Bürgen die Einrede der Borausflage nicht zu, jo wird er 
nah dem Ablaufe der beitimmten Zeit frei, wenn nicht der 
Gläubiger ihm unverzüglich?) diefe Anzeige madıt. 

Erfolgt die Anzeige rechtzeitig, jo beſchränkt fi) die Haftung 
des Bürgen im alle des Abf. 1 Sat 1 auf den Umfang, den 
die Haupwerbindlichkeit zur Zeit der Beendigung des Verfahrens 
bat, im Falle des Abi. 1 Sab 2 auf den Umfang, den die 
dauptverbindlichkeit bei dem Ablaufe der beitimmten Zeit hatt). 

1) Die bier allein bebanbelte zeitlich beſchränkte Bürgichaft ift zu 
unterideiden von ber Burgſchaftsübernahme für gemwifle, in einem be- 
fimmten Zeitraume entſtandene Berbindlichkeiten, OLG. 6 S. 450. 
2) Ohne ſchuldhaftes Zögern, 8. 121. 3) 88. 130 ff. 4) Die 
Beſtimmungen des 8. 777 können durch außdrüdliche oder ſtillſchweigende 
Vereinbarung der Parteien ($. 157) geändert werden. Buftimmung des 
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Bürgen zur Stunbung des Kapitals „auf einige Zeit” enthält einen Berzicht 
auf die zeitliche Beichräntung der Bürgihaft, ZW. 1908 Beil. S. 116. 
Kreditauftrag. 

. 77 S. Wer einen anderen beauftragt, im eigenen Namen 
und auf eigene Rechnung einem Dritten Kredit zu geben, haftet 
dem Beauftragten für die aus der Ktreditgewährung entitehende 
Berbindlichkeit des Dritten als Bürge. 

Der Auftrag ift erft mit Annahme wirkſam, NG. 566 ©. 180; er 
bebarf nicht wie die Bürgichaft (S. 766) ber fchriftlihen Form, NG. 50 
©. 160; 51, 128. — Im Gegenfag zur Bürgihaft für eine künftige 
Schuld kann der SKreditauftrag bis zur SKreditgewährung nach 8. 671 
widerrufen und gelündigt werden, OLG. 8 ©. 84; 9, 18. — Lrebit: 
brief f. vor $. 788 Nr. 8. 


Neunzehnter Titel. 
Vergleich. 

Der Vergleich iſt ein obligatoriſcher Vertrag, doch werden die zu 
befien Erfüllung erforderlichen Rechtsgeſchäfte Häufig im Vergleich vor⸗ 
genommen. Das Geſetz begnügt ſich damit, den Begriff des Vergleichs 
zu beſtimmen und die Unwirkſamkeit des Vergleichs wegen irrtümlicher 
Vorausſetzung zu regeln. Bei der Auslegung anderer Geſetze ift regel: 
mäßig der bier normierte Begriff des Vergleichs anzuwenden, OLG. 6 
©. 8 


Verjährung des Anſpruchs aus einem vollftrebaren Vergleich $. 218. 
Genehmigung des Pormundichaftsgerichts bei einem Vergleich SS. 1714, 
1822 Nr. 12. Verzicht auf den Unterhalt im Wege bed Vergleichs 
88. 1614, 1860. — Prozeivergleih ZPO. SS. 81, 88, 98, 160, 510, 794. 
(Diefer ift materielle8 Rechtsgeſchäft, zugleich aber audy Prozeßhandlung, 
DRG. 6 S. 8; a. M.: Seufffl. 60 ©. 245.) Schied3vertrag ZPO. 88. 0251 
bis 1048. Bmangsvergleidh zur Beendigung des Konkurſes, KO. SS. 178 F., 
211, 280; Gen®. 8. 116. Bisher nicht gefeglich geregelt iſt der Vergleich 
zur Abwendung des Konkurjed, OLG. 12 ©. 20. 

8. 779. Ein Pertrag, durch den der Streit oder die 
Ungemwißheit!) der Barteien über ein Rechtsverhältnis?) im Wege 
gegenfeitigen Kachgebens?) befeitigt wird (Vergleich), ift un: 
wirffam, wenn der nad) dem Inhalte des Vertrags als feit- 
jtehend zu Grunde gelegte Sachverhalt der Wirklichleit nicht 
entipriht und der Streit oder die Ungemwißheit bei Kenntnis 
der Sadjlage nicht entitanden fein würde. 

Der Ungemwißheit über ein Rechtsverhältnis ſteht es gleich, 
mwenn die Verwirklichung eines Anſpruchs unſicher iſt. 

1. Eine objeftive Ungewißheit iſt nicht weſentlich, ſubjektive Un: 
gewißhelt genügt, ZW. 1901 ©. 188. 

2. Nicht bloß ein Schuldverbältnis, auch ein Nechtsverhältnis 
anderer Urt (3. B. prozeſſuale Nechtöbeziehungen: daß eine Klage als 
nie erboben gelten fol, OLG. 6 ©. 8) kann Pergleichdgegenitand fein. 
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Rur muß das Berbältnig der Verfügung der Parteien unterftehen (fein 
Bergleih Aber Chelichkeit eines Kindes; vgl. auch NE. 42 ©. 187). 
Auch darf der Bergleich Leine unſittlichen oder verbotenen Abreden ent- 
Balten (der Vergleich über Erjag bes durch eine Straftat verurfachten 
Schadens gegen Abftandnahme von einer Strafanzeige oder einem er: 
forderlihen Strafantrage ift nicht unfittlih, wohl aber die Zufage eines 
der gerichtlichen Unterfuchung entgegenarbeitenden Vorgehns, Seuffü. 58 
€. 179, Recht 1901 ©. 464). — Bergleih über Cpiel:, befonders 
Difterenzgeihäfte S. 762 Anm. 6. — Gin rechtöfräftiges Urteil kann 
der Bergleich nicht direlt außer Kraft fegen, er erzeugt vielmehr nur, ſo⸗ 
weit das Verfügungsrecht der Parteien reicht, eine Einrede gegen die 
Bolftredung (ZPO. 8. 767), Seuffü. 56 ©. 214. 

8. Wechfelfeitige3 Zugeſtändnis, der andere habe zum Teil recht, 
iſt nicht erforderlich, e3 genügt tatfählihed Nachgeben, mag bies 
auch als Liberalität bezeichnet werden, Seuff. 60 ©. 275. — Das 
Opfer kann in einem teilweiſen Berziht auf dag in Unfprud ge: 
nommene Recht, in teilweifer Anerfennung des Rechts des anderen 
oder in irgend einer anderen Leiſtung beſtehen (NW. 1908 Beil. 
©. 100), die mit dem in Anſpruch genonmenen Recht feinen Bu: 
iammendang hat (IW. 1901 ©. 188). Auch Aufgeben prozefiualen 
Beitreitend, Nichterwirten eined Anerkenntnisurteils, Bewilligung von 
Ratenzahlungen genügt. 

4. Einer Form bedarf der Vergleih an fich nidt. Do kann für 
die Nechtöänderung, welche durch den Bergleich herbeigeführt oder auf 
Grund desfelben vorgenommen werden joll, Die Beobachtung einer Form 
erforderlih werden (Bayopt®. Recht 1908 ©. 42, ZW. 1902 Beil. 
©. 288; 1906, 721) vgl. Hierzu $. 782. — Prozeßgerichtliche Ber: 
gleiche folgen ihren eigenen Yormvorfchriften (ZPO. SS. 160, 162, 168). 
In tönen aufgenommene NRechtögefhhäfte unteritehen im allgemeinen nicht 
dem Formzwange dei BGB., 3. B. 88. 818, 566, 688, 1484, 2848 (2347 
Adf. 2 if Feine Formvorſchrift); Ausn.: SS. 1817, 925, 1016. (RW. 48 
5. 188, OLG. 2 ©. 51, 218, BayOHLS3. N. 5.4 S. 282.) — Auch 
für Eintragungen in das Grundbuch bildet der Prozeßvergleich eine 
genügende Grundlage, Recht 1908 S. 188. 

d. Den Umfang der Bergleihswirfung feftzäuftellen ift Sache der 
Auslegung. Vergleichsweiſer Berzicht auf alle Forderungen aus einem 
Unfall umfaßt nicht unnorberfehbare Folgen der Berlegung, Recht 1901 
©. 148. Bgl. OLG. 12 ©. 102. — Someit ber Pergleich reicht, ift 
eine frühere SchiebSgerichtäflaufel erledigt, OLG. 8 5,85. — Wegen 
Siyntent des Vergleichs auf Dritte vgl. 88. 728, 429, 767, KO. 
. 198. 

6. Der zugrunde gelegte Sachverhalt umfaßt diejenigen tatfüch: 
lien Borausiegungen, auf die ſich der Streit oder die Ungewißheit nach 
Anicht beider Parteien nicht bezog, RG. 61 ©. 818, Met 1902 
©. 627. Das Nichtbeftehen diefed Sachverhalts wirkt nicht wie der Mangel 
eines rechtlichen Grunbes (8 812), fondern wie eine auflöfende Bedingung; 
der Bergleih ift unwirkſam; es bedarf nicht der Geltendmachung eines 
Anfehtungs: oder Rucktrittsrechts oder eines Anſpruchs auf Nüdgängig- 
mahung nad den Grundfägen Über ungerechtfertigte Bereicherung. 
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Außerdem können auch allgemeine Vorſchriften die Unwirkſamkeit des 
Bergleich8 herbeiführen (3. B. SS. 117, 188, 142). Wegen Irrtums 
über diejenigen Bunkte, deren Ungewißheit zu befeitigen, den Zweck des 
Vergleichs bildete, ift eine Anfechtung ausgeichlojien, außer bei Arglift, 
SW. 1906 S. 228. 

Auch der prozeßgerichtliche Vergleich unterliegt den allgemeinen Un: 
wirffamfeitsgründen des materiellen Rechts, wie dem befonderen bed 
S. 779, DAB. 1902 S. 180, 288. Geltendmahung der Unwirkſamkeit 
nah ZPO. 8. 767, Seuffü. 56 S. 214, vgl. au DYUG. 5 ©. 128. 


Iwangzigfter Titel. 
Schuldverfprehen. Schuldanertenntnis. 


1. Schulbverfprechen und Schuldanerfenntnis find abftrafte Berträge 
(vgl. Borbm. 3. Abſchn. 2, oben ©. 148). Beide begründen eine ſelb⸗ 
ftändige, d. bh. von ihrem Rechtsgrunde losgelöſte, Verbindlichkeit. In⸗ 
folgebefien bleibt das abftratte Verſprechen auch bei Nichteriftenz feines 
Rechtsgrundes in Geltung (ſ. jedoch Bem. 8) und braucht bei Begründung 
einer auf das Berjprechen geftügten Klage ber Rechtsgrund nicht dargelegt 
zu werden. Untereinander unterſcheiden fi” Schuldverfpreden und 
Schuldanerlenntnis dadurch, daß beim Schuldverfprechen durch den Vertrag 
eine Berbindlichleit neu begründet, beim Schuldanerfenntnis eine be 
ftehende Berbindlichleit anerlannt wird. Der Unterfchted aber tft mehr 
formeller Natur; deshalb find beide in einem Titel zufammengefaßt. — 
Der negative Schuldanerlennungsvertrag iſt im 8. 897 Ubf. 2 ge 
regelt. Unterbrechung der Berjährung durch einieitige Anerkennung: 
8. 208; vertragsmäßige Mnerfennung einer verfährten Schuld: 8. 222, 
Abi. 2 (Net 1906 S. 371); Anerkennung ber Ebelichkeit eined Kindes: 
8.1098; Anerlennung der Vaterſchaft eines unebelichen Stinbes: 88. 1718, 
1720. Anertenntnis bei Ummwandelung einer Schuld in eine Dartlehnsſchuld 
8. 607 Anm. 3. Urfundenprozeß ZPO. SS. 592 ff. 

2. Das alte SchuldverhältniS wird mangeld anderer Bereinbarung 
durch dag abftrafte Schuldverfprechen oder Schuldanertenntnis nicht be 
feitigt. (Pgl. aber S. 782 Anm. 1.) Wirb aus bem Schulbverfiprechen 
oder Anerkenntnis gellagt, To ift Zurüdgreifen auf das alte Schuldver: 
bältnis lagänderung, ORG. 4 ©. 60. 

8. Auch ein abftraftes Geſchäft ift nach allgemeinen Grunbfägen 
nichtig (3. 3. SS. 184, 188) oder anfechtbar, wenn der abftrafte Akt 
jelbft von dem Nichtigkeits- oder Anfechtungsgrunde betroffen ift (ftreitig). 

Auch iſt die Trennung von dem Nechtägrunde keine unbegrenzte. 
Vielmehr Tann der Schuldner, wenn bie Abgabe des Schuldverſprechens 
ohne Rechtsgrund erfolgt ift, nach den Grundfägen über ungeredjtfertigte 
Bereiherung die Herausgabe feiner Leiftung alfo Wieberaufebung 
des Verſprechens verlangen (foweit nit etwa 3. B. 8. 814 Blak 
greift, SähjArdh. 15 ©. 549). Ferner kann er nad $. 821 ein: 
redeweife die Erfüllung weigern RG. 61 S. 821. Den Schulbner trifft 
in beiden Fällen die Beweislaſt. (Necht 1905 S. 17, OLG. 6. ©. 454). 
— Unmittelbare Unwirkſamkeit des abftraften Berfprechens tritt kraft 
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befonderer Beitimmung ein nad SS. 618, 666, 762 (j. Bem. 3 und 4 
bierzu). — Gegen einen Befjionar hat der Schuldner biefelben Einreden 
wie gegen den urfprünglichen Gläubiger (SS. 404, 406). 


8. 780. Zur Gültigkeit eines Vertrags, durch den eine 
Leiftung!) in der Weife verjprochen wird, daß das Verſprechen 
die Berpflichtung felbitändig?) begründen fol (Schuldverfpredhen), 
it, foweit nicht eine andere form?) vorgefchrieben ift, fchrifiliche 
Erteilung bes Verſprechens erforderlid). 

1) Richt nur Leiftung von Geld und anderen vertretbaren Sachen, 
auch fonftige Handlungen. So fönnen ein abftraltes Beriprechen ent⸗ 
halten: Vereinbarungen über (fumulative oder privative) Schuldüber: 
nahme (DRG. A ©. 53, Seuffü. 60 S. 267), über Erfülungsübernahme 
bes &. 329 (RG. 68 ©. 200), über Rangänderung des 8. 880 (KW. 
1901 ©. 882). 2) Es fommt nicht darauf an, ob ein Grund für 
bie Ausftellung des Schuldveriprechens angegeben tft oder nicht, RG. 61 
©. 319. Entſcheidend ift lediglich der Wille, eine abſtrakte Verbindlichkeit 
zu begründen. Cine Bermutung für die Annahme eines abftralten 
Berpflihtungswillens befteht nicht, DLG.4 S. 50; 6 ©. 454. 8) 3.8. 
58, 818, 518. Darüber, wann ſchenkweiſes Schulbverfprechen vorliegt, 
vgl. RE. 62 ©. 46. 4, Schriftform (8. 126) wird nur gefordert für 
die Schuldnererflärung. Zu deren Wirkſamkeit ift aber Annahme von 
feiten des Släubigerd erforderlih (DIEB. 1900 ©. 256, BayObL86.), die 
meifi durch Entgegennahme bed Schriftftüds geſchieht und durch deſſen 
Borzeigung vom Gläubiger ausreichend bewiefen wird. Wegfall der 
Schriftform 8. 782; HB. $$. 860, Bhil. Für Gültigkeit eines mund⸗ 
lihen Borvertragd vgl. RG. 14 ©. 98, OLG. 12 ©. 276. 

. 781. Zur Gültigleit eines Vertrags, durch den das 
Veitehen eines Schuldverhältniffes!) anerkannt?) wird (Schuld 
anerfenntnis), iſt Schriftliche?) Erteilung der Anerkennungs⸗ 
erflärung erforderlih. Iſt für die Begründung des Sculd- 
verhältniſſes, deſſen Beſtehen anerkannt wird, eine andere Form!) 
vorgefchrieben, jo bedarf der Anerfennungsvertrag diejer Form. 

1) Wenn auch nur dem Grunde nad, Recht 1902 ©. 872. 2) Das 
Borliegen eines abſtrakten Schuldanerktenntnifie8 wird durch allgemeine 
Bezeichnung des Rechtsgrundes nicht ausgeſchloſſen, ORG. 8 ©. 869. 
In einer Zahlung liegt fein felbitändiges Unerfenntnis, died muß vom 
Erfülungsatt getrennt jein, IW. 1906 ©. 889. Ebenſowenig im Er: 
bitten einer Stundung, SächſArch. 14 S. 256. Anerkenntnifle in Form 
eine Darlehnsſchuldſcheins: IW. 1905 S. 187, 188, 818. 3) 8. 780 
Anm. 4. 4) 88. 818, 618. 


6. 782. Wird ein Schuldverfprechen oder ein Schuld- 
anerlenntni3 auf Grund einer Abrechnung!) oder im Wege des 
Bergleih32) erteilt, jo ijt die Veobachtung der in den 88. 780, 
181 vorgefchriebenen fchriftlihen Form nicht erforderlich. 

1) Nicht bloßes BZufammenzählen mehrerer Schuldpoiten (Recht 
1908 ©. 860), vielmehr Konjend, daß das Ergebnis der Rechnungs: 
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operation als jegiger Stand der Parteibeziehungen gelten fol. Die 
Berüdfichtigung aller vor der Abrehnung entftandenen Yorberungen wird 
vermutet, nicht aber Berziht auf unberüdfichtigte Forderungen (OLE. 
12 ©. 161). — Über Sontofurrentverfehr vgl. HGB. 88. 866 fl. 
2) S. 779. 


Einnudzwanzigfter Titel. 
Anweiſung. 


1. Die Anweiſung iſt ein ſelbſtändiges Rechtsgeſchäft, welches nicht 
den Vorſchriften des Auftrags unterſteht (Zablungsauftrag und Erhebungs⸗ 
auftrag tm Gegenſatz zur Anweiſung: OLG. 10 S. 188, Seufffl, 58 
©. 59), fondern ebenfo mie die Vollmacht nad) eigenen Grundſätzen und 
zwar als doppelte Ermächtigung behandelt wird. 

Die Borfchriften dieſes Titels beziehen fih nur auf die Tchriftliche 
Anweiſung, welde ®eld, Wertpapiere oder andere veriretbare Sachen 
zum Gegenftande bat; bei mündlichen Anweiſungen jowie Anweiſungen, 
welche auf andere Leiftungen als die Lieferung vertretbarer Sachen lauten, 
werden fie aber regelmäßig entiprehend anzuwenden fein, OLG. 8 5. 85, 
Recht 1902 S. 688. — Anweiſung ober Auftrag? OLG. 10 ©. 188. 

2. Bei ber Anweiſung find brei verfchiebene Rechtsverhältniſſe zu 
unterjcheiden: dasjenige zwiſchen dem Anweiſenden und dem Angewieſenen, 
Dedungsverhältnis (hierüber einige keineswegs erfchöpfende Borfchriften 
in den SS. 788, 787, 790, 791), ferner dasjenige zwiſchen dem An: 
wetjenden und dem Unweifungdempfänger, Balutaverhältnts (hierüber 
Vorſchriften tin ben SS. 788, 788, 789) und enblich dasjenige zwiſchen 
dem Unweifungsempfänger und dem Angewiefenen (hierüber im 
wejentlichen erihöpfende Borfchriften, in ben 88. 788, 784786, 790, 
791 und eine Borfchrift über die Übertragung einer noch nicht ange: 
nommenen Unwelfung im 8. 792). 

8. Befondere Borfchriften für Laufmänntihe Anweiſungen HGB. 
SS. 868— 865, über den gezogenen Wedel: WO. Als Anmweifung if 
auh der Sched anzufehen (vgl. $. 808 Anm. 1), jedoch gelten für 
ben Scheckverkehr nad Handelsgebrauch einige Belonderbeiten (Haftung 
der Schedfunden für Aufbewahrung der Formulare, Seuff A. 42 ©. 184; 
feine Regreßpflicht des Ausſtellers gegen ben Empfänger und defien 
Rahmänner, DVG. 12 ©. IT). Landesgeſetzliche Borichriften über 
Scheds bleiben unberührt, EG. 3. HB. Art. 17. — Cine befondere 
Sorm der Anwelfung (nicht des Kreditauftrags, $. 778) ift der Krebit: 
brief. — Girobankverkehr: Seuffl. 58 ©. 188; 59, 447, R®. 54 
S. 829, ORG. 6 S. 76. — Keine Anweifung im Sinne bdiefe8 Titels 
ift die in ber Poftorbnung geregelte Poftanweifung, Seuff. 60 ©. 24; 
61, 94. 


Begriff, Gegenſtand. 

6. 783. Händigt jemand eine Urkunde!) in der er einen 
anderen anweiſt, Geld, Wertpapiere oder andere vertretbare?) 
Sadıen an einen Dritten zu leilten, dem Dritten aus, fo ift 
diefer ermädhtigt?), die Leiltung bei dem Ungewiefenen im 
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eigenen Namen zu erheben; der Angewieſene ift ermädhtigt?), 
N Jhnung des Anmeifenden an den Anmeifungsempfänger 
zu leiten. 

1,8. 126. — Aud 3. 3. ein wegen Formmangels ungültiger, nicht 
aber ein präjudizierter Wechſel, NS. 48 S. 280. 2) 8. 91. 
8 Der Anweilungdempfänger kann dem Anweiſenden gegenliber ver: 
pflihtet fein, die Leiftung zu erheben; ber Angewiefene kann verpflichtet 
fein, auf Grund ber Anweifung zu leiften. Hierfür find bie zwiſchen ben 
Beteiligten beſtehenden Rechtsverhältnifſe (f. Borbm.) maßgebend; vgl. einer: 
ſeits 8. 789, anderſeits 8. 787. 

Annahme der Anweifung durch den Angewieſenen. 
8784. Nimmt der Angemiefene die Anweifung an, fo 
it er dem Anmeifungsempfänger gegenüber zur Leiſtung ver- 
pflichtetiy; er kann ihm nur folde Einwendungen entgegenjeßen, 
weldhe die Gültigkeit der Annahme betreffen oder fid) aus dem 
Inhalte der Anmeifung?) oder dem Inhalte der Annahme er- 
geben oder dem Angewieſenen unmittelbar gegen den An—⸗ 
weiſungsempfänger guitehen?). 

Die Annahme erfolgt durd einen fchriftlihen‘ Vermerk 
auf der Anmweifung. Iſt ber Vermerk auf die Anmeifung vor 
der Ausbändigung an den Anmweifungdempfänger gelegt worden, 
jo wird die Annahme dieſem gegenüber er mit der Aus» 
bändigung wirkſam. 

8) Die (unwiderrufliche) Unnabme begründet ein neues abſtraktes 
Schuldverhältnis zwiſchen Ungewiefenem und Unweilungsempfänger, JB. 
1902 ©. 606 Nr. 9. 2) Recht 1908 ©. 840. 3) Im übrigen 
find Einwendungen aus dem Dedungs: (Seufff. 58 S. 188), wie aus 
dem Balutaverhältnis (Borbm. 2) ausgeichlofien. Bei irrtümli ohne 
Dedung erfolgter Annahme kann der Angemwieiene die Zahlung vom An- 
weilenden fonbizieren (vgl. RG. 60 S. 24). — Unnahmeerflärung als 
Gegenftand des Bereicherungsanipruh8? $. 812 Anm. 2. 4) SS. 126ff. 
TH. WO. Art. 21. 

Aushändigung der Anweifung. 

Ku 785. Der Angewiefene ift nur gegen Aushändigung 
der Anweifung zur Leitung verpflichtet. 

Die Leiftung Hat Zug um Zug zu erfolgen. Der Angewiefene kann 
auch eine Quittung verlangen (8. 868). 

Berjährung. 


6. 786. Der Anſpruch des Anweifungdempfängers 
Kar den Angewiefenen aus der Annahme verjährt in drei 
ten. 
Berjäsrung SS. 1981. Friſtberechnung 88. 186 ff. 
Anweifung auf Schuld. 
6. 787. Im Falle einer Anweifung auf Schuld wird der 
‚ugewiejene durch die Leiftung in deren Höhe von der Schuld 
efreit. 
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Zur Annahme der Anmeifung oder zur Leiftung ar den 
Anmeifungsempfänger ilt der Angemwiejene dem Anweiſenden 
gegenüber nicht don deshalb verpflichtet, weil er Schuldner 
des Anmeifenden tt. 

Kür die Anſprüche des Angewiefenen gegen den Anweiſenden ift 
im übrigen das zwiſchen ihnen beftehbende Rechtsverhältnis maßgebend. 


Anweilung zum Zwecke der Inhlung. 

8. 788. Erteilt der Anmeifende die Anweifung zu bem 
Zimede, um feinerjeitd eine Leiltung an den Anmeijungsempfänger 
zu bewirken, jo wird Die Leiltung, aud) wenn der Angemiejene 
die Anweifung annimmt, erſt mit der Leiftung des Angewiefenen 
an den Anmweifungsempfänger bewirft. 

Anweifung iſt feine Zahlung. Bel. 8. 864 Ubf. 2. — Der An: 
weifungsempfänger wird regelmäßig verpflichtet fein ($. 157), Zunãchſt auf 
Grund der Anweiſung Befriedigung zu fuchen, IW. 1901 S. 867. 


Pflichten des Anweilungsempfängers. 

de 189. Verweigert der Angewieſene vor dem Eintritte 
der Leiftungszeit die Annahme der Anweiſung oder verweigert 
er die Leiltung, fo bat der Anmeifungsempfänger dem An- 
meijenden unverzüglich!) Anzeige zu maden?). Das gleiche gilt, 
wenn der YUnmeifungsempfänger die Anweiſung nicht geltend 
maden kann oder will?). 

2) d. h. ohne fchuldhaftes Zögern (S. 121). 2) SS. 180 fi. 
3) Ob der Anmeifungsempfänger verpflichtet ilt, den Angewieſenen zur 
Leiſtung aufzufordern oder ob er die Anweiſung dem Angewieſenen zur 
Unnahme vorzulegen bat, beſtimmt ſich nad) dem bejonderen zwiſchen ihm 
und den Anweifenden beftehenden NRechtsverhältniife. 


Widerruf der Anweifung. 
. 790. Der Anweifende fann die Anmweifung dem An⸗ 

ewie enen gegenüber widerrufen !), folange nicht der Angemiefene 
he dem Anmeifungsempfänger gegenüber angenommen?) oder 
die Leitung bewirkt bat. Dies gilt aud dann, wenn ber 
Anmeifende durch den Widerruf einer ihm gegen den An- 
weifungsempfänger obliegenden Verpflichtung zumiderhandelt?). 

1) 88. 180 ff. 2) 8. 784. 3, Schadenserſatzpflicht bes 
Widerrufenden: Seuffü. 58 ©. 59. 
Tod oder Gelhäftsunfähigkeit eines der Beteiligten. 

he 791. Die Anweifung erlifcht nicht durd) den Tod oder 
den Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit eines der Beteiligten. 

Konkurs des Anweiſungsempfängers ift cinflußlos (beachte jedoch 


KO. F. 108), ebenfo der des Anweiſenden nad) Annahme. Der Konkurs 


des Anweiſenden fchließt aber Tpätere Annahme und BZablung aus, 
SeuffA. 58 ©. 69. 
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6. 792. Der Anweilungsempfänger fann die Anweifung 
dur Bertrag mit einem Dritten auf diefen übertragen, auch 
wenn fie noch nicht angenommen worden iſt!). Die Uber» 
tragung3erllärung bedarf der jchriftlichen Form?). Zur Liber» 
tragung iſt die Aushändigung der Anmweilung an den Dritten 
erforderlich. , 

Der Anweifende kann die Übertragung ausſchließen. Die 
Ausfchliegung ift dem Angewiejenen gegenüber nur wirkſam, 
wenn fie aus der Anweiſung zu entnehmen it oder wenn fie 
oon dem Anmeifenden dem Angemwiejenen mitgeteilt wird, bevor 
diejer die Anmeifung annimmt oder die Leiltung bemirft. 

Rimmt der Angemwiejene die Anmeifung dem Erwerber gegen» 
über an, jo kann er aus einem zwijchen ihn und dem An— 
weilungsempfänger beitehbenden Rechtsverhältnis Einwendungen 
nicht herleitens). Im übrigen finden auf die Übertragung der 
Anmeifung die für die Abtretung einer Forderung geltenden 
Vorſchriften entfprehende Anmendung. 

4) Die Borfchriften über die Abtretung einer Forderung ($. 898 fi.) 
fönnen nur für bie Übertragung einer fon angenommenen Anweifung 
zur Anwendung kommen, weil vor der Annahme feine Forderung bed 
Anweifungsempfängers gegen den Angewieſenen befteht. 2) 8. 126. 
Übertragung faufmännifcyer Anwetfungen: HGB. 88. 868— 866. 3) Aus: 
fhluß der SS. 404, 406. 


Zweiundztwanzigfter Titel. 
Schuldverſchreibung auf den Inhaber. 

1. überſicht. Hergebracht tft die Einteilung der rechtderheblichen 
Urkunden in: a) Beweisurftunden über ein unabhängig von ber 
Urkunde entftandenes Recht, b) konſtitutive oder biöpofitine Ur— 
funden, die das in ihnen verbriefte Recht erft zur Entftehung bringen, fei 
es, weil die rechtögeihäftliche Begründung des betr. Rechts an urlundlicdhe 
Formen gelnüpft ift, jei e8, weil die Parteien ohne Formzwang ihre Er: 
Härungen in urtundlicher Form abgegeben haben. — Dieje namentlich 
fir die materielle Beweistraft der Urkunden bebeutungspolle Unter: 
Iheidung ift für den Begriff des Weripapierd ohne Belang. Bei Ab: 
grenzung dieſes in unierer Gefeßgebung nicht feftgelegten, jtreitigen Be: 
ertfiß ift davon auszugehen, daß gewiſſe Urkunden (tonititutive oder Be⸗ 
weisurfunden) die Geltendmachung, die Erfüllung oder den Umlauf des 
verbrieften Anſpruchs erleichtern Tollen umd daher mehr oder weniger nah 
mit dem verbrieften Recht vertnüpft find (Wertpapiere im weiteren 
—8 Unter dieſen Urkunden find als wichtigſte Typen Hervor= 

ben: 

1. Wertpapiere im engeren Sinne: Zur Ausübung des ver—⸗ 
brieften Rechtes ift die Innehabung der Urkunde notwendig. Gie 
tommen vor als: a) Snhabermwertpapiere. Die Leiſtung wird dem 
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Inhaber (Einlieferer, Präſentanten) verfpreden. Wahrer Gläubiger if 
indes nur ber Eigentümer des Papiers, das Recht aus dem Bapier folgt 
dem Recht am Papier. Der bloße Inhaber gilt jedoch als verfügung: 
berechtigt, bis ihm der Mangel feines Verfügungsrechts nachgewiefen 
wird (SS. 798ff.). Die Übertragung des verbrieften Rechts erfolgt durch 
Übereignung (88. 929-986) des Papiers. Kraftlogerflärung abhanden: 
gelommener Schuldverfchreibungen a. db. J.: 88. 799ff. Dielen etgent- 
lihen S$nbaberpapieren find in wefentlicden Punkten gleichgeftellt die 
Sinbaberzeichen des S. 807, über den Uinterfchied vgl. dort Aum. 1. — 
b) Namensdwertpapiere: In ber Urkunde ift ein beftimmter Gläubiger 
benannt. Sie find infofern unvollkommene Wertpapiere, als das Recht 
aus dem Papier nicht bem Recht am Papier folgt, vielmehr gilt 8. 962, 
jedoh ift au Hier mindeſtens die Wusübung des verbrieften Rechts 
durch Sinnehabung des Papters Hedingt. Sie kommen vor al: a. Nelta: 
wertpapiere, in diefen wird die Leiftung nur dem benannten Gläubiger 
verfprochen und nur ihm (event. feinem Beffionar) geduldet, alle Ein: 
reden gegen den benannten Gläubiger ftehen dem Schuldner aud gegen 
den Beifionar zu. Die Übertragung erfolgt durch Wbtretung des ver: 
brieften Rechtes, zu der bie Übergabe bes Papiers Hinzutreten muß (vgl. 
88. 792, 1154; im fibrigen ift ftreitig, ob die Üübergabe zur Bollendung 
der Übertragung oder nur erforberlih ift, um dem Zeſſionar die Legiti- 
mation zu verfchafien).. gl. $. 808 Anm. 1. 3. Orderwertpapiere, 
die Leiftung wird dem benannten Gläubiger und beinjenigen verfprochen, 
den diefer in der Order bezeichnen wird. Daher erwirbt der Indoſſatar 
ein Telbitändiges Necht: die nur gegen feinen Indoſſanten begründeten 
Einreden können ihm nicht entgegengehalten werden. Gläubiger ift ber 
Inhaber, der dur eine fortlaufende Reife von Indoſſamenten mit 
dem im Papter beriannten Gläubiger verbunden if. Beim wichtigfien 
Drderpapier, dem Wechfel, unterfcheide Transportfunttion (WO. Art. 10) 
und Garantiefunktion (Urt. 14) bes Indoſſaments. Letztere Funktion 
fehlt bei den Indoſſamenten, durch welche bie 7 Orderpapiere bes HB. 
8. 868 übertragen werben. Nur unvolllommene Ürberpapiere find 
Namensaktien und Interimsſcheine (HGB. * 222—224) ſowie Reichs⸗ 
bankanteilſcheine (BankG. mit Änderung v. 7. Juni 1899 88. 28, 40, 
eicherontatut v. 21. Mai 1875 mit Sinberung v. 8. Sept. 1900 
88. If 

2. Bloße Legitimationspapiere find nicht Träger des ver: 
brieften Rechtes, dienen nur zur Legitimationserleichterung, bie über— 
tragung des in ihnen verbrieften Nechtes erfolgt unabhängig vom Papier, 
das Papier folgt dem Necht aus dem Papier (S. 952), doch braucht der 
Schuldner nur gegen Borlegung bed Papiers zu leilten. Sie fommen 
vor aß: a) Nektalegitimationgpapiere mit benanntem Gläubiger, 
der (event. defien Zeffionar) allein wahrer und Llagberechtigter Gläubiger 
iſt. Der Schuldner iſt aber berehtigt, an jeden Präfentanten der 
Urkunde zu leiften. Dies find die in 8. 808 behandelten qualifizierten 
Legitimattonspaptere oder hinfenden Wertpapiere. — b) Inhaberlegi— 
ttmattonspapiere, 3. B. Erneuerungdfcheine, vgl. $. 806. Hierher 
gehören ferner die nicht unter 8. 807 fallenden Karten, Marken und 
ähnlichen Urkunden, die zur Legitimation ein bejtimmten Gläubiger aus: 








Schuldverichreibung auf den Inhaber. 8. 798. 353 


gegeben werden: Legitimationszeichen. Über ihre Abgrenzung gegen bie 
Smbaberzeichen des 8. 807 f. dort Anm. 1. 

3. Die Abgrenzung zwiſchen Wertpapieren und XYegitimationd: 
vopieren wirb dadurch erfchwert, daß dad Wertpapier infofern auch 
Legitimationsfunktionen Hat, ala grundfägli die Zahlung an den nicht 
berechtigten Bräfentanten befreit. In Nüdficht Hierauf kann man von 
Bertpapieren fprechen, die gleichzeitig Legitimationspapiere find und um: 
geehrt. 

II. Der 22. Titel berüdfichtigt nur die Inhaberpapiere, die Inhaber: 
zeihen (1, 1a) und anhangsweiſe die oben unter 2a erwähnten Papiere. 
Auch für die Inhaberpapiere werben nur infoweit Vorſchriften gegeben, 
als in ihnen der Außfteller eine Leiftung veripridt. Nicht betroffen 
werden daher namentliche Baptere, welche Mitgliedfchaftsrechte verbriefen, 
3. 2. Ultien (HGB. SS. 179ff.). — Ferner werden bier Lediglich die aus 
der Schuldverfchreibung ſich ergebenden Berbindlichteiten des Ausſtellers 
gegen den Inhaber geregelt. Für bie binglichen Nechtöverhältniffe an 
der Urkunde, insbeſondere Erwerb und Berluft des Eigentums, find bie 
Borihriften des Sachenrechts maßgebend (SS. 929 ff., 986, 1032, 1207f.; 
1606, 1007; 1071—1084, 1298—1296; 1187f., 1195, 1270), vgl. aber 
8.797 Satz 2. 

UI. Zur wirkfamen Entftehung bed Forderungsrechts aus ber 
Schuldverſchreibung a. db. J. fordert da8 BGB. weder einen gültigen 
Begebungsvertrag zwiſchen dem Ausſteller und bem erften Inhaber 
(Bertragdtheorie), noh auch nur einen bewußten einfeitigen Be: 
gebungsalt des Ausſtellers (Emiffionstheorie), vielmehr genügt nad) 
8. 794 die eimjeitige Ausftellung ber Urkunde (Kreationstheorie),. 
Sobald ein anderer als der Ausfteler das Eigentum an der Urkunde 
erworben bat, ift bad Recht aus der Urkunde kraft einſeitigen Schuldver: 
ſprechens entitanden. 

IV. Sonftige reihögefeglihe Vorſchriften über Schuldver: 
ihreidungen a. d. %.: G. betr. die Inhaberpapiere mit Prämien, v. 
8. Juni 1871, Bant®., ©. betr. die gemeinfamen Rechte der Inhaber von 
Scduldverichreibungen, v. 4. Dez. 1899, ReichsſchuldenO. v. 19. März 
1900. Ausihluß von Inhaberwechſeln: WO. Art. 4 Ziff. 8, 96 Biff. 8. 
Über Anhaberattien und Interimsſcheine vol. HGB. 88. 179, 180. — 
Strafrechtlicher Schuß der Sinhaberpapiere: StGB. 88. 149, 860 Ziff. 4 
bis 6. — Berpflihtung des Bormundes, bed Baterd fowie des 
Srarben, Sinbaberpapiere zu Hinterlegen: 88. 1814, 1815, 1817, 2116, 

1. 

V. Borbehalte für die Landesgefeggebung im EG. Art. 98, 100 bis 

102, Übergangsvorſchriften ebd. Urt. 174—178. 


Begriff, Gegenſtand; Form. 

6. 7931). Hat jemand eine Urkunde?) ausgeſtellt in der 

er dem Inhaber der Urkunde eine Zeiftung?) verſpricht (Schuld- 

verihreibung auf den Inhaber)‘, jo kann der Suhaber von 

ihm die Leiftung nad) Maßgabe des Verſprechens verlangen, 

e3 ſei denn, daß er zur Berfügung über die lirfunde nicht be- 
Achilles, Bürgerlicer Geſetzbuch. 5. Auflage. 23 





3854 Recht der Echuldverhälinifie. Einzelne Schuldverhäftnifje. 


redhtigt ift. Der Ausfteller wird jedoch aud) durch die Leiſtung 
an einen nicht zur Verfügung beredtigten Inhaber befreit?). 

Die Gültigkeit der Unterzeihnung kann duch eine in die 
Urkunde aufgenommene Beitimmung von der Beobachtung einer 
befonderen Form abhängig gemadt merden®). ur Unter 
zeichnung genügt eine im Wege der mechanischen Vervielfältigung 
hergeſtellte Namensunterſchrift. 

1) Vorbm. I 1a, II—V. 2) S. 126, f. aber 8. 798 Abi. 2. 
3) Geldleiſtung oder andere, vgl. 8. 796. 4) Zinſen 8. 274 Abſ. 2. 
— Die Coupons der pr. Nentenverficherungsanftalt zu Berlin find feine 
Sinhaberpapiere, OLG. 5 S. 146. Synhaberlagericheine: $. 795 Anm. 2. 
5) Zahlt der Ausſleller wiflentlih an einen Richtberechtigten, wirb er 
u. U. aus $S. 826 ſchadenserſatzpflichtig. 6) Borbehalt für die 
Landesgeſetzgebung EB. Urt. 100. 

Eintritt der Werpflichtung des Ansfellers. 

8. 794. Der Ausiteller wird aus einer Schuldver- 
ihreibung auf den Inhaber auch dann verpflichtet, wenn jie 
ihm geitohlen worden oder verloren gegangen oder wenn jie 
jonft ohne feinen Willen in den Verkehr gelangt ilt!). 

Auf die Wirkfamleit einer Schuldverfchreibung auf den In⸗ 
baber ilt e8 ohne Einfluß, wenn die Urfunde ausgegeben wird, 
nachdem der Ausſteller geitorben oder geidhäftsunfähig ge» 
worden ift?). 

1) Die Ausftelung tft ein Nechtsgeichäft, auf welches Die allgemeinen 
Borichriften der SS. 10dff. Anwendung finden. Nur das Bringen ber 
Urkunde in den Verkehr fann auch ohne den redhtsgültigen Willen des 
Ausſtellers erfolgen. 2) 8. 180 Abf. 2. 

Stantlihe Genehmigung. 

8. 795. Im Inland!) ausgeitellte Schuldverjchreibungen 
auf den Inhaber, in denen die Zahlung einer beitimmten Geid⸗ 
fumme verfprocdhen wird?), dürfen nur mit ſtaatlicher Genehmie 
gung in den Verkehr gebracht werden. 

Die Genehmigung wird durd) die Zentralbehörde?) des 
Bundesftaat3 erteilt, in deſſen Gebiete der Wusiteller feinen 
Wohnfig*) oder feine gewerbliche Niederlafjung bat. Die Er- 
teilung der Genehmigung und die Beltimmungen, unter Denen 
fie erfolgt, follen durch den Deutichen Reichsanzeiger befannt 
gemadjt werden. 

Eine ohne ftaatlidde Genehmigung in den Berlehr gelangte 
Schuldverſchreibung ift nichtig; der Ausijteller hat dem Inhaber 
den durch die Ausgabe verurjadgten Schaden zu erjegen?). 

Diefe Vorſchriften Anden Feine Anwendung auf Schuld- 
verfchreibungen, die von dem Reiche oder einem Bundesitaat 
ausgegeben erden. 
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2) Bol. KonſGG. 8. 84. 2) Staatliche Genehmigung ift auch 
für Grundichuldbriefe auf den Inhaber ($. 1195) erforderlidh; der Grund: 
buchrichter darf daher nor Beibringung der ftaatliden Genehmigung weder 
die Eintragung vornehmen, noch Briefe darüber erteilen, NG. 59 S. 881. 
Inhaberlagericheine jind oHne ftaatligde Genehmigung rechtswirkiam, auch 
wenn fie von einer nit nad HGOGB. $. 863 ermädhtigten Anitalt aus: 
gegeben werden, RG. 69 ©. 874 mit OLG. 9 ©. 85. Bingfcheine 
fönnen unter S. 795 fallen, vgl. S. 808 Ann. Schecks jind feine Schuld: 
verigreibungen. Dividendenfcheine enthalten kein Berfprechen einer be: 
fimmten Geldfumme. Un Orber geftellte und mit Blantoindoffament 
veriehene Schulbverfchreißungen lauten nicht auf den Inhaber. Dasjelbe 
gilt von Schuldverfchreibungen mit Blantozeffion. 8) Die Bentral: 
behörde beftimmen die Landesgefege: Pr. AD. vo. 16. Nov. 1899 Art. 8; 
Bay. AB. v. 24. Dez. 1894 $. 9; Sad. AB. v. 6. Juli 1899 $. 11; 
Heil. Art. 67; Württ. Urt. 176; Bad. AB. v. 11. Nov. 1899 $. 14; 
MecklSchw. $. 43, MedlStr. 8. 42; Braunſchw. $. 28; Altenb. 
8.3.90. 8. 12; Kob. GB. 3.4 8.4; SchwSo. Urt. 17; SchwR. 
Art. 2, 4; Räv. 8. 6; RR. S. 47; Wald. V. 3. A. Art. 8; Lub. 
8. 45; Hamb. S. 27; ElſLoth. Bel. n. B. Dez. 1900. 4) 88.7, 
24, 5) Strafbeftimmung EG. Urt. 84 IV. 

Einwendungen des Ausftellers. 

&. 796. Der Ausfteller kann dem Inhaber der Schuld- 
verihreibung nur folhe Einwendungen entgegenjegen, melde 
die Gültigkeit der Ausſtellun betreffen oder ſich aus der Ur- 
funde ergeben oder dem Auditeller unmittelbar gegen den In⸗ 
haber auitehen. 

Entipredend WO. Art. 82, HGB. 8. 864. 

Anshändigung der Urkunde, 

8. 797. Der Ausjteller ift nur gegen Aushändigung der 
Schuldverfchreibung zur Leiftung verpflichtet. Mit der Aus 
bändigung erwirbt er das Eigentum an der Urkunde, auch wenn 
der Inhaber zur Verfügung über fie nicht berechtigt iſt. 

Die etwaigen Aniprücde des biöherigen Eigentümers gegen den In— 
haber ($$. 812ff. 816, 828 ff.) bleiben unberührt. Bol. ferner $. 798 


Anın. 5. 
Amtauſch beſchüdigter Urkunden. 

6798. Sit eine Schuldverſchreibung auf den Inhaber 
infolge einer Beſchädigung oder einer Verunftaltung zum Um- 
laufe nicht mehr geeignet, fo fann der Inhaber, fofern ihr 
mejentliher Inhalt und ihre Unterfcheidungsmertmale noch mit 
Sicherheit erfennbar find, von dem Austeller die Erteilung 
einer neuen Schuldverichreibung auf den Inhaber gegen Aus: 
bändigung der befhädigien oder verunftalteien verlangen. Die 
Koften bat er zu tragen und vorzufchießen. 

Reichörechtliche Sonderbeftiinmungen: RaſſSchG. 8. 6, BankG. 8. 4. 
Rei auch HB. 8. 229 (Aktien). 

23* 





356 Recht der Schuldverhältniſſe. Einzelne Schuldverhältniſſe. 


Kraſtloserklürung. 

8. 799. Eine abhanden gelommene oder vernidhteie 
Schulödverfchreibung auf den Inhaber kann, wenn nicht in ber 
Urkunde das Gegenteil beſtimmt ift, im Wege des Aufgebots- 
verfahrens für fraftlos erklärt werden. Ausgenommen find 
Zins», Renten und Gemwinnanteiliheine ſowie die auf Sich 
zahlbaren unverzinslichen Schuldverfchreibungen. 

Der Ausſteller ift verpflichtet, dem bisherigen Inhaber auf 
Berlangen die zu Erwirkung des Aufgebot3 oder der Zahlungs» 
fperre erforderliche Auskunft zu erteilen und die erforderlichen 
Zeugniffe augszuftellen. Die Koften der Zeugnifle hat der bis- 
berige Inhaber zu tragen und vorzufcießen. 

Das Aufgebotöverfahren tft in ZPO. SS. 1008f. geregelt. Wegen 
der Bahlungsfperre ſ. 838O. 88. 1019. Wegen Ausfertigung einer 
neuen Urfunde |. 8. 800. Wegen Binsicheine ac. ſ. S. 804. 

8. 800. Sit eine Schuldverfchreibung auf den Inhaber 
für traftlos erflärt, fo kann derjenige, weldyer das Ausfchluß- 
urteil ermwirft bat, von dem Aussteller, unbejchadet der Be- 
fugnis, den Anſpruch aus der Urkunde geltend zu maden!), die 
Erteilung einer neuen Schuldverjchreibung auf den Inhaber an 
Stelle der für frafılos erklärten verlangen. Die Koften bat er 
zu tragen und vorzufchießen. 

1) ZPO. 8. 1018. Mltien HGB. $. 228. 

Ausfdlußfriften; Berjährung. 

%. SO1. Der Anſpruch aus einer Schuldverjhreibung auf 
den Inhaber erlifcht mit dem Ablaufe von dreißig Jahren!) 
nad) dem Eintritte der für die Leiftung beitimmten Zeit, wenn 
nicht die Urkunde vor dem Ablaufe der dreißig Jahre dem 
Ausſteller zur Einlöfung vorgelegt wird. Erfolgt die Bor- 
legung, fo verjährt?) der Anſpruch in zwei Jahren von Dem 
Ende der Vorlegungsfriſt an. Der Borlegung jteht die gericht- 
lie Geltendmadung des Auſpruchs aus der Urkunde gleich. 

Bei Zins», Renten- und G©eminnanteilfcheinen beträgt bie 
BVorlegungsfrift vier Jahre. Die Friſt beginnt mit dem Schluſſe 
des Jahres, in welchem die für die Leiltung beftimmte Zeit 
eintritt. 

Die Dauer und der Beginn der Borlegungsfriit können 
von dem Ausjteller in der Urfunde anders beitimmt werden?). 

1) Ausſchlußfriſt, vor S. 194 Nr. 8. 2) SS. 198ff., vgl. 
8. 802. 3) Der Ausfteller kann weder auf die Rorlegung verzichten 
noch die Ausſchlußfriſt ganz bejeitigen. 

Bnhlungsfperre. 
. SO2, Der Beginn und der Lauf der Borlegungsfrift 
jomie der Verjährung werden durch die Zahlungsfperre!) zu 
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unten des Antragfiellers gehemmt. Die Hemmung beginnt 
mit der Stellung des Antrags auf Zahlungsiperre; be endigt 
mit der Erledigung des Wufgebotsverfahrens und, falls die 
Zahlung3iperre vor der Einleitung des Verfahrens verfügt 
worden tft, auch dann, wenn jeit der Befeitigung des der Ein- 
leitung entgegenitehenden Hindernijjes ſechs Monate veritrichen 
ind und nicht vorher die Einleitung beantragt worden ift. 
Auf diefe Friſt finden die Vorſchriften der 88. 203, 206, 207 
entiprechende Anwendung. 
4) Berfahren ZPO. SS. 1019F. 
Zinsſcheine. 


.8083. Werden für eine Schuldverſchreibung auf den 
Inhaber Zinsſcheine ausgegeben, jo bleiben die Scheine, fofern 
ne nicht eine gegenteilige Beitimmung enthalten, in Sraft, 
auch wenn die Hauptforderung erlifht oder die Verpflichtung 
zur Berzinjung aufgehoben oder geändert wird. 

Verden ſolche Zinsfcheine bei der Einlöfung der Haupt: 
thuldverfchreibung nicht zurückgegeben, fo ift der Ausiteller be- 
rechtigt, den Beirag zurüdzubehalten, den er nad Abf. 1 für 
die Scheine zu zahlen verpflichtet ift. 

Der rechtliche Charakter ber BZinsicheine beſtimmt fich danach, in 
welder Form fie vom Ausfteller ausgegeben find. Das Gefeg bat foldye 
Zinsſcheine vor Augen, welde als Schuldverfchreibungen a. d. J. aus: 
gegeben find. Auf diefe Zinsſcheine finden neben ben allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften über Schuldverfchreibungen a. d. J. die Sondervorfchriiten der 
sS. 803, 804 Anwendung. Bingjcheine, welche zu einer Hauptfchuldver: 
ſchreibung an Order quögegeben werden, haben regelmäßig den Charalier 
von Legitimationspapieren; fie unterliegen, wenn bie zutrifft, nicht 
der ftaatlihen Genehmigung ($. 795) (beitritten); die SS. 808, 804 
werden aber bei ſolchen Zinsſcheinen entiprechend anzuwenden fein. Ge: 
winnanteilfcheine fallen nicht unter ben $. 808. Wegen der Erneuerungs: 
iheine f. 8. 806. — Wegen des Nießbrauhs ar Papieren, für die 
Zinsſcheine ausgegeben find, f. SS. 1081—1088, wegen bes Pfandrechts 
5. 1296. Vgl. auch ZPO. 8. 1019 Ubf. 8. 

8.S0A. Sit ein Zins“, Renten» oder Gemwinnanteilichein 
abhanden gekommen oder vernichtet und hat der bisherige In— 
baber den Berluft dem Ausfteller vor dem Ablauf der Bor» 
legungsfrift angezeigt, fo fann der bisherige Inhaber nad) dem 
Ablaufe der Friſt die Leiltung von dem Ausiteller verlangen. 
Der Anfprud ift ausgefchloifen, wenn der abhanden ge- 
fommene Schein dem Ausfieller zur Einlöfung vorgelegt oder 
der Anſpruch aus dem Scheine gerichtlich geltend gemacht worden 
iſt, e3 fei denn, daß die Vorlegung oder die gerichtliche Geltend— 
machung nad) dem Ablaufe der Frift erfolgt it. Der Anſpruch 
verjährt in vier Jahren. 
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In dem Bins-, Nenten- oder Gemwinnanteilfcheine Tann der 
im Abf. 1 beitimmte Anſpruch ausgefchlofien werden. 

Erfag für die ausgefchloffene Kraftloserklärung von Zinsicheinen xc.; 
i. aber EG. Art. 100 Nr. 2. ReichsſchuldenO. 8. 16. 
Erneuerungsſitheine. 

8. SOſ. Neue Zins: oder Rentenſcheine für eine Schuld- 
verfchreibung auf den Inhaber dürfen an den Inhaber der 
zum Empfange der Scheine ermächtigenden Urkunde (Erneuerungs: 
Ichein) nicht ausgegeben werden, wenn der Inhaber der Schuld: 
verjhreibung der Ausgabe widerſprochen Hat. Die Scheine 
find in diefem Falle dem Inhaber der Schuldverſchreibung aus⸗ 
zubhändigen, wenn er die Schuldverfchreibung vorlegt. 

Der Erneuerungsichetn (Talon, Zingleifte) Hat den Charakter eines 
Legttimationspapier8 (Borbm. I 2b). Erneuerungsſchein für Gewinn: 
anteilfcheine der Altionäre HGB. $. 280. 

Umfireibung auf den Namen. 

+ S0O6!). Die Umfchreibung einer auf ben Inhaber 
lautenden Scyuldverfchreibung auf den Namen eines bejtimmten 
Berechtigten?) Tann nur dur den Ausfteller erfolgen. Der 
Ausfteller it zur Umfchreibung nicht verpflichtet). 

41) Die Umfchreibung auf den Namen dient demfelben Ziwede wie 
die befeitigte Außerkursſetzung (EG. Art. 176). Sie macht das Anhaber: 
papier zum NReftawertpapier (Borbm. J 1b x). Das BGB. verivertet 
dte Umfchreibung an mehreren Stellen ($. 1898, $. 1667 Abſ. 2 


Saß 4, SS. 1816, 2117). 2) Die Umichreibung auf den Namen 
Des Ausſtellers felbft tit ausgeſchloſſen. 3 Ausn.: ES. Urt. 101. 
Inhaberzeichen. 


8. S07. Werden Karten, Marken oder ähnliche Urkunden, 
in denen ein Gläubiger nicht bezeichnet iſt'), von dem Aus— 
fteller unter Umftänden anögegeben, aus welchen fich ergibt, 
daß er dem Inhaber zu einer Leiftung verpflichtet fein will, fo 
finden die Vorſchriften des 8. 793 Abf. 1 und der SS. 794, 
796, 797 entiprehende Anwendung’). 

1, Derartige Urkunden- werden namentlich für Anſprüche ausgegeben, 
die in kurzer Zeit erfüllt werden follen und daher nicht für den Umlauf be- 
ſtimmt find. Meiſt laſſen fte auch den Gegenitand der Leiftung, oft auch 
den Ausſteller nur unvolllommen erfennen. Sie dienen entweder nur 
zur Legitimation eines beftimmten Gläubigerd, Legitimationdzeichen 
(3. B. Sarberobemarten, Gepädichein, Kontremarten, Kartoffelmarten, die 
bei bejtimmten Kaufleuten in Zahlung gegeben werden dürfen, Seufff. 59 
©, 278), oder fie follen jedem Inhaber ein felbftändiges Gläubigerrecht 
erihaften, Inhaberzeichen (3. B. Theaterbilletts, Eiſenbahnfahrkarten, 
meift auch Bier» und Eßmarken ufw.). Der Wille des Ausftellers muß 
enticheiden, welche Kategorie vorliegt. Der Umftand, daß eine Über: 
tragung des verbrieften Rechtes nach Beginn der Erfüllung ausgeichloifen 
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it (3. B. Eiſenbahnfahrkarten), fchließt den Begriff des Inhaberzeichens 
niht aus. — Nur die Anhaberzeihen fallen unter 8. 807. Yür 
die Legitimationdzeichen fehlt e8 an einheitlicher Regelung, ihre Be 
deutung ift im einzelnen Falle der mutmaßlichen Parteiabficht und der 
Berkehrfitte zu entnehmen, entiprechende Anwendbarkeit des $. 808 kann 
Ab daraus u. U. rechtfertigen. 2) SKraftloserflärung und Bablungs: 
iperre: EG. Art. 102. 


Qualifizierte Legitimationspapiere (hinkende Inhaberpapiere). 

8.808. Wird eine Urkunde, in welder der Gläubiger 
benannt iſt, mit der Beltimmung ausgegeben, daß die in der 
Urkunde verſprochene Leiltung an jeden Inhaber bewirkt werden 
kanniy, fo wird der Schuldner durch die Leiltung an den In: 
baber der Urfunde befreit. Der Inhaber ift nicht beredtigt, 
die Keiftung zu verlangen. 

Der Schuldner ift nur gegen Aushändigung der Urkunde 
zur Zeiftung verpflichtet. Sft die Urkunde abhanden gelommen 
oder vernichtet, jo Tann fie, wenn nicht ein anderes beitimmt 
ft, im Wege des Aufgebotsverfahrens für kraftlos erklärt 
merden?),. Die im $. 802 für die Verjährung gegebenen Bor: 
Ihriften finden Anwendung. 

1) Qualifizierte Legitimationspapiere (auch hinlende Wert: 
oder Inhaberpapiere), Vorbm. J, 2. Hierher gehören z. B. die meiſten 
Spartafienbücher (vgl. den Vorbehalt im EG. Art. 99, PrSparkaſſen⸗ 
reglement v. 1838 Ziff. 14), ferner vielfach Pfandicheine, Depoticheine, 
Beriherungspolicen (3. B. der Gothaer Rebensverficherungsbant, DUS. 8 
S. 86, 87), Sched mit Überbringerflaufel (vor $. 788 Nr. 8); nicht ba: 
gegen Inhaberlagericheine trog Benennung bes Einlagererd, NS. 59 S. 874. 
— Übertragung und Berpfändung folder Papiere vollzieht fich 
nad) ben Grundfägen von Mbtretung und Berpfändung von Forderungen 
(38. 398ff. 1279 f7.), nicht wie bet Inhaberpapieren nach fachenrechtlichen 
Normen, auch die Eigentumndvermutung des S. 1006 kommt dem Inhaber 
nicht zugute, vielmehr gilt S. 9652, Recht 1902 ©. 508 Nr. 2888. Syn der 
Übergabe eines Sparkaffenbuchd kann jedoch u. U. die Abtretung einer 
“ Forderung liegen, $. 898 Anm. 2, SächſArch. 12 ©. 228, SächſOvG. 24 
S. 483. Eine Berpfändung ber Urkunde jtatt des Rechts ift mangels eines 
renlifierbaren Bermögenswertes nicht möglid) (a.M. OYG.4 E. 885), doch 
lann ein Zurüdbehaltungsrecht ($. 278) fo begründet werden (RG. Bl 
5. 86, ORG. 4 S. 887, Recht 1902 ©. 845), das freilich im Konkurſe 
veriagt, OLS. 4 5. 884. 2) Berfahren ZPO. $. 1028 und dazu 
EG. Art. 102. 


Dreiundzwanzigfter Titel. 


VBorlegung von Saden. 


1. Überfiht. Das Gefeg gibt einen Anfprud) auf Belichtigung*oder 
Borlegung einer Sadje nicht allgemein dann, wenn ein angebliche oder an: 
feinendes Snterefie an der Borlegung befteht, ſondern beichräntt den An: 
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fprud) auf die Fälle, in denen jemand gegen ben Befiger einer Sache einen 
Anſpruch in Anſehung der Sache hat oder fich Gewißheit verichaften will, ob 
ihm ein folder Anſpruch zufteht und die Befichtigung der Sache aus dieſem 
@runde für ihn von Sntereffe tft (3. 809). Daneben ift ein privatrecht⸗ 
licher Anfpruch auf Vorlegung von Urkunden feftgefegt ($. 810). — Zu: 
ſätzlich werden einige Borfchriften über den Ort, an welchem die Bor: 
legung der Saden oder der Urkunde zu erfolgen bat, jowie über bie 
Gefahr und die Stoften der Borlegung gegeben ($. 811). 

2. Bu unterfhetden vom bloßen Borlegungsanipruch find bie 
Anſprüche auf Herausgabe (SS. 985ff., 1007, 1682) und auf eigen: 
mächtige Wegnahme (88. 229ff., 268, 500, 547, 601, 1049). 

8. Brozeffuale Bebeutung bdiefes Titeld. Am Zivilprozeß 
entfcheiden 88. 809—81l, ob der Gegner oder ein Dritter zur Bor: 
legung einer Sache zwecks Augenideinseinnahme oder zwed3 Urkunden: 
beweiſes verpflichtet tft. Lie Durchführung eines Borlegungsanfpruchs 
zu Beweidzweden tft für Urkunden in ZPO. SS. 421ff. geordnet. Bei 
anderen Sachen muß der Beweisführer auf VBorlegung klagen und ev. 
nach 88. 888, 8856 vollitreden, da8 Bericht, dad den Augenſchein an: 
ordnet, Hat feine Zmangsgewalt. Durchführung des Borlegungdaniprucdhe 
im Verfahren zweds Sidjyerung des Beweiſes: Seuffl. 66 S. 209. — 
Für 2.) Strafprozeß vgl. StPO. SS. 94 ff. (Beichlagnahme und Durch⸗ 
ſuchung). 


Vorlegung oder Beſichtigung einer Sache. 

F. SO9, Wer gegen den Beſitzer) einer Sade?) einen 
Anjprudh?) in Anjehung der Sache hat oder fid) Gewißheit ver- 
ſchaffen will, ob ihm ein folcher Anſpruch zuſteht, fann, wenn 
die Belichtigung der Sadje aus diefem Grunde für ihn von 
Sntereffet) tft, verlangen®), daß der Beliter ihm die Sache zur 
Belihtigung vorlegt oder die Belichtigung geitattet®). 

1) 88. 8b4ff., 868. 2) Sache ($ 90) ift nit der Körper des 
lebenden Menſchen. Daß fih der Wegner ärztlich unterfuchen läßt, 
fann daher aus $. 809 nicht verlangt werden. DBgl. aber OLG. 8 
S. 245 (Unfpruch des Ehegatten auf Auskunft über Geſchlechtskrankheit). 
Auch kann die Beweispflicht für eine beftehende Erkrankung mittelbar zur 
Duldung der Unterfuchung nötigen, vgl. 3. B. $. 616 Unm. 2. Gre 
zwungen kann die Unterfuhung in keinem Sale werden, IW. 1902 
©. 26. — Leichen find dagegen Saden. Anſpruch gegen ben Erben 
auf Exhumierung ber Leiche des Erblaſſers zwecks Anfechtung des Tefta: 
ments: Seuffü. 56 S. 209, vgl. RG. 88 ©. 151. 3) dinglichen 
oder perjönlichen (3. B. $. 888). 4) Das Intereſſe ift nicht nur 
glaubhaft zu machen, fondern zu beweifen. 5) Durdführung des 
Anſpruchs: Vorbm. Nr. 8. 6) Sonbdervorfdriften: 8. 716 
(Recht des Geſellſchafters, ſich von den Angelegenheiten der Geſellſchaft 
perſönlich zu unterrichten), 88. 867, 1005 (Recht auf Aufſuchung und 
Wegſchaffung einer Sache), 8. 896 (Vorlegung des Hypothekenbriefs zum 
Zwecke der Berichtigung des Grundbuchs), $. 1682 (Necht des Vaters, 
die Herausgabe des Kindes zu verlangen), 8. 2259 (Berpflichtung, ein 
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Teftament an da8 Nachlaßgericht abzuliefern); HGB. $. 96 (Warenprobe 
ded Handeldmäflers), 8. 418 (Beflchtigung eingelagerten Guts). 


Einſicht einer Urkunde. 
8810). Der ein recitliches Intereffe?), daran hat, eine 
in fremdem Belige?) befindliche Urkunde einzufehen, kann von 
dem Befiger?) die Geltattung der Einficht*) verlangen®), wenn 
die Urfunde in feinem Intereſſe errichtet) oder in der Urkunde 
ein zwiſchen ihm und einem anderen beftehendes Redhtsverhältnis 
beurfundet if?) oder wenn die Urkunde Verhandlungen über 
ein Rechtsgeſchäft enthält, die zmifchen ihm und einem anderen 
oder zwifdhen einem von beiden und einem gemeinfchaftlichen 
Bermitiler gepflogen worden find. 


4) Keine der Zeugenpfliht analoge allgemeine Bürgerpflicht, Ur- 
finden vorzulegen, fobald e8 das rechtliche Intereſſe eines anderen ver- 
langt. Abgeſehen von Borlegungsanfprücden, bie ih aus befonderen 
Rechtöverhältnifien (3. B. Eigentum 8. 952, Auftrag, Dienftvertrag, vgl. 
terner 88. 269, 402, 412, 444) ergeben, befteht nur in ben im 8. 810 
(ausichließend, nicht beiſpielsweiſe) aufgezäblten Fällen eine Editionspflicht, 
DRS. 4 S. 52. — Sondervorfchriften, welche für beftimmte Fülle 
ein Recht auf Einfihtnahme von Urkunden feftiegen: 88. 79 (Vereins⸗ 
regifter), 716 (Hecht des Gefellfchafters, bie Geſchäftsbücher und Bapiere 
der Gejellfchaft einzufehen; vgl. HB. SS. 118, 166), 16568 (Guterrechts⸗ 
regifter), 1958, 1957 (Erklärung über Annahme und Ausſchlagung der 
Erbſchaft), 2040 (Nachlaßinventar), 2081 (Erklärung über die Anfechtung 
einer legtwilligen Verfügung), 2146 (Eintritt der Nacherbiolge), 2228 
(Erflärungen, welche den Zeftamentöpollftreder betreffen), 2264 (Einficht 
eines eröffneten Teſtaments), 2884 (Unzeige des Erbſchaftskaufs). 
2) 8. 1842 Unm. 6, vgl. auh ZPO. 8. 256. — Bei rechtlichem Inter⸗ 
ee des Hauptſchuldners kann auch der Bürge die Borlegung verlangen, 
RG. 66 S. 109. Der Ebitionsanfpruch gegen Miterben wirb dadurch 
nicht ausgeichlofien, daß ein Berlafienichaft3verfahren anhängig tft, OLG. 2 
S. 184. 3) 88. 8b4fl., 868. 4) Unter Zuziehung von Sad): 
vertändigen? vgl. ORG. 8 ©. 95 (für ben commis interesse grund: 
gli) verneint). — Anſpruch auf VBorlegung des vom Wusfteller ein- 
nelöften Wechſels zwecks Durchftreihung des Gefälligkeitsakzepts: KOMBI. 14 


S. 40. 5) Genaue Bezeichnung der Urkunde iſt erforderlich, Recht 
1902 ©. 588. 6, Auf die Abſicht bei der Errichtung kommt es an, 
DLB. 4 ©. 52. 7) Nicht nur Urkunden, die das ganze Rechts⸗ 


verhältnis umfaflen, es genügt 3. 3. die Beurkundung einer einzelnen 
Zahlung, die für die Parteibeziehungen von Bebeutung tft, RS. 56 
©. 109. — Handelsbücher, deren Führung und Aufbewahrung nach 
HUB. 88. 88, 44; 4 vorgefchrieben ift, können biefe Bebingung er=- 
füllen; nicht aber Geſchäftsbücher anderer Gewerbetreibender, deren Ein⸗ 
träge regelmäßig nur im eigenen Intereſſe, nicht zwecks objeltiver Be⸗ 
urtundung der Nechtöbeziehung zu den Kunden erfolgt, Recht 1908 
S. 605 (RG.). Unordnung der Borlegung von Handelsbüchern von 
Amts wegen geftattet HGB. 88. 465—47, auch wenn die Vorausfegungen 
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des $. 810 nicht erfüllt find, ebenio $. 102 bezüglich des Mäflertage: 
buch. Diefe Unordnung darf aber nicht erfolgen, um der bebauptungs: 
pflichtigen Partei das zur näheren Subftantiierung erforderlide Material 
zu verichaffen, SW. 1902 S. 545. — Einzelfälle. Borlage ber von 
einem Biegeleibefiger geführten Gejchäftäbücher kann deſſen geichiedene 
Ehefrau zwecks Wusetlnanderjegung der Errungenfcaftsgemeinichaft ver: 
langen, RG. 50 ©. 884. Der Käufer einer Gaftwirtichaft bat bei Streit 
über die Höhe des früheren Bierumfages feinen Anſpruch auf Borlegung 
der Geſchäftsbücher des Verkäufers, SähfArdh. 15 ©. 628. Protofolle 
einer Ausftielungsleitung über PVereinbarungen mit den Ausitellern 
Brauchen biefen nicht vorgelegt zu werben, wenn fie nur zur Orientierung 
ber Angeftellten beſtimmt waren, Seufäl. 60 S. 124. Wer vertrag3: 
widrig bei Dritten gelauft Hat, braucht die zwiſchen dieſen und ihm er: 
wachſenen Gefichäftsaufzeichnungen nicht vorzulegen, OLG. 4 ©. 82. 
Ort der u Gefahr und Koften. 

. S11. Die Porlegung!) bat in den tällen der 
88. 809, 810 an dem Orte zu erfolgen, an welchem lich die vor⸗ 
zulegende Sache befindet. Jeder Zeil kann vie Vorlegung an 
einem anderen Orte verlangen, wenn ei wichtiger Grund 
vorliegt. 

Die Gefahr und die Koften bat derjenige zu tragen, 
mwelder die Borlegung verlangt. Der Beliger kann die Vor⸗ 
legung vermweigern, bi8 ihm der andere Teil die Koſten vor- 
ſchießt und wegen der Gefahr Sicherheit?) leiſtet. 

4) fiber die Art und Weile, wie die Borlegung zu erfolgen bat, 
fehlt e8 an befonderen Beftimmungen (vgl. 8. 810 Anm. 4). Der Grund: 
fat des 8. 242 ift maßgebend. 2) 88. 282. Stein Anipruch auf 
Koftenvorihuß und Sicherheitäleiftung, wenn Koften oder Schäden nicht 
zu beforgen find, OLG. 2 ©. 184. 


VBierundzwanzigfter Titel. 
Ungeredtfertigte Bereicherung. 


1. Die Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtifertigten 
Bereiherung haben eine weittragende praftifhe Bedeutung, da infolge 
der im BGB. durchgefüigrten Trennung von Staufalgefhäft und Yeiftungs: 
geihäft und der vielfachen Anwenbung des abitralten Vertrag fowie 
durh Zulaſſung des gutgläubigen Erwerbed vom Nichtberedhtigten die 
Möglichkeit des Eintritt8 einer ungerechtfertigten Bereicherung gegenüber 
dem früheren Rechte erheblich erweitert iſt. Die Negelung berubt auf 
folgenden Gedanten: 

Eine Vermögensverſchiebung lann fi) in Außerliy gültiger Weife 
vollzicden, obichon innerlich Lein rechtlicher Grund für fie vorhanden if. 
Das Gefeg will die Möglichkeit eröffnen, eine ſolche Vermögensveränderung 
rüdgängig zu machen, und gibt zu dem Zwecke dem, der den Berluit er: 
litten bat, einen perſönlichen Anſpruch auf Herausgabe der Bereicherung 
gegen den Empfänger (8. 812). Der Anipruch richtet fi) gegen ben 
unmittelbar auf Koften bes Gefchädigten Bereicherten, ausnahmsweiſe 





Borfegung. Ungerechtfertigte Bereicherung. 88. 811, 812. 3863 


(5. 822) auch gegen einen Dritten, ber mittelbar bereichert ill. Der 
Tatbeftand, auf Grund deffen eine Vermögensverſchiebung als innerlich 
nicht gerechtfertigt ericheint, kann ſehr verichieden fein, und es wurden 
danach jowie aus hiſtoriſchen Gründen im früheren Rechte mehrere Arten 
der Bereicherungätlagen unterfhieden. Dad BGB. ftellt ftatt mehrerer 
Einzelflagen im 8. 812 Abf. 1 Sag 1 ein einheitliches Prinzip auf, 
welches alle in Betracht kommenden Fälle deden fol. Yür einzelne wichtige 
Falle, bei benen Mißverſtändniſſe möglich wären, ift daS Prinzip ausdrücklich 
für anwendbar erflärt (8. 812 Abi. 1 Sak 2). Die 88. 8I8—817 ftellen 
die Borausfegungen für die Anwendung der Bereicherungsklage und 
isren Ausſchluß in befonderen Fällen fell. Die SS. 8I0— 820 ergänzen 
das Prinzip des 8. 812, indem fie ben Umfang der Perpflihtung zur 
Herausgabe näher beftimmen, und zwar gibt der 8. 818 eine allgemeine 
Borichrift, während die SS. 819 und 820 Fälle betreffen, in denen fich 
der inhalt der Verpflichtung megen der jubjeltiven Berhältnifie des 
Empfänger (Mangel des guten Glauben? uſw.) erweitert. Der 8. 821 
teilt die Unverjährbarteit der Einrede der ungerechtiertigten Be: 
reiherung gegenüber einer ohne Rechtsgrund eingegangenen Berbind- 
lichkeit feit. 

2. Das BGB. verweilt an zahlreichen Stellen auf die Borichriften 
über die ungerechtiertigte Bereicherung, fo namentlich in 8. 828 Abſ. 8, 
8. 827, 8. 516 Abi. 2 Sag 8, 8. 627 Ubf. 1, 8. 528, 8. 581 Abſ. 2, 
8. 543 Abi. 2, 8. 628 Abi. 1 Sat 8, 88. 682, 684, 3. 852 Abf. 2, 
$8. 951, 977, 988, 998, 1801, 8. 1899 Abſ. 2 Sag 2, $. 1466, $. 1978 
Wi. 2 Sag 1, 88. 2021, 2196, 2287, 2329. Zum Teil ift Dies geichehen, 
um „Zweifel abzuſchneiden, ob die Borausfegungen für die Anwendung 
der SS. 812ff. vorliegen, zum Teil deöwegen, um bie Berpflichtung zur 
Herausgabe eines Gegenftandes den beſonderen Borichriiten über Die 
Herausgabe einer ungeredtfertigten Bereicherung zu unterwerfen, inss 
beiondere in der Richtung, daß die Berpflichtung wegfällt, wenn der 
Empfänger nicht mehr bereichert ift ($. 818). Vgl. WO. Urt. 88. 

8. Wenn auf Grund der Beitimmungen ber ZPO. eine vorläufige 
Yeiftung erlangt ift, 3. B. mitteljt eines vorläufig vollfftredbaren Urteils, 
und der prozeffuale Grund für die Leiftung demnächſt wegfällt, jo erhebt 
fh die Frage, nach weldjen Grundfägen ber Geſchädigte Erfag zu bean: 
ipruden Hat. Das Berhältnis ift in der ZPO. fo geregelt, daß in den 
Füllen der SS. 6529, 541 (Ünderung des Urteilö auf Grund vorbehaltener 
Berteibigungsmittel) die Borfchriften über die ungeredhtfertigte Be- 
teiherung Anwendung finden follen, daß dagegen in anderen Fällen nicht 
nur Herausgabe der Bereicherung, fondern Schadenderiaß foll beaniprucht 
werden können. Bgl. binfichtlich der letzteren Fälle die Vorbm. zu dem 
folgenden Titel unter 4. Wegen Iandesrechtlicder Vorſchriften ſ. EG. 
Art. 103 (Erſatzanſpruch des Staates, der Urmenverbände uſw. wegen ge: 
währten Unterbalts) fowie Art. 104 (Rüdforderung mit Unrecht erhobener 
Öffentlicher Abgaben). 1. Grundfat. 


. 812. Wer durd) die Leiftung eines anderen oder in 
ſonſtiger Weiſe auf defien Koiten etwas ohne rechtlichen Grund 
erlangt, ift ihm zur Herausgabe verpflichtet. Dieje Verpflichtung 
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beiteht auch dann, wenn der rechtliche Grund fpäter wegfällt 
oder der mit einer Leiltung nad dem Inhalte des Rechts⸗ 
geihäfts bezweckte Erfolg nicht eintritt. 

Als Leitung gilt aud) die durch Bertrag erfolgte An 
erfennung des Beſtehens oder des Nichtbeftehens eines Schuld» 
verhältnities, 


1. Überfiht. Der Bereicherungsanipruch gründet ſich auf die 
Tatfache, daß jemand auf Koften eines anderen (Anm. 8) ohne rechtlichen 
Grund (Anm. 4) etwad erlangt bat (Unm. 2). Beweislaft Anm. 5. 
Konkurrenz mit anderen Anſprüchen Anm. 6. Geltendmachung des Un: 
fpruch8 und weitere Einzelfragen Unm. 7. 

2. Etwas ilt erlangt, wenn irgend welche Berbefierung der 
Bermögenslage des Bereicherten eingetreten ift, und zwar ijt hierbei das 
Gefamtergebnis der Vermögensverihiebung zu berädfichtigen, neben den 
erlangten Werten alfo aud die dafür gemachten Ausgaben und die da⸗ 
rauf ruhenden Xaften, RG. 54 S. 187, NW. 1906 ©. 69, Seuffil. 60 
©. 68, vgl. $. 818 Anm. 8. Die Bereiherung kann beftehen in Ber: 
mebrung der Vermögensobjekte durch Erlangen von (binglichen oder per: 
fönlicden) Rechten oder in Erfparung fonft erforderlicher Aufwendungen. 
Solche Erſparung liegt namentlich darin, daß beitehende Verbindlichkeiten 
(natürlide reihen nigt aus, vgl. wegen Zahlung fremder Spielichulden 
Recht 1906 S. 802) von einem Dritten erfüllt oder übernommen werden 
(vgl. SS. 267, 414, ZW. 1908 Beil. ©. 8), oder daß der Dritte neu 
entftehende Verbindlichkeiten auf fih nimmt, die fonft den Bereicherten 
getroffen Hätten (Recht 1906 ©. 44) ober daß der Dritte durch tatfächliche 
Leiſtungen ſonſt erforderliche Uufwendungen des Bereicherten eripart (NW. 
1908 Beil. ©. 142, Kondiktion von Dienftleiftungen). 

Nach Abſ. 2 gilt ald Bereicherung aud) das vertraggmäßige Ancr: 
fenntnis über bad Beftehen einer Schuld, 8. 781 (FW. 1906 S. 851, 
NG. 61 ©. 818; Kondiktion eines Unerktenntniffes® auf Grund einer Ab⸗ 
rechnung, Recht 1904 ©. 44; eines einfeitigen gerichtlichen Anerkennmiſſes, 
ebd. ©. 588; bes Anerkenntniſſes einer Alimentationsverpflihtung: 8. 814 
Anm. 8), oder deren Nichtbeftehen, 8. 897 Ubi. 2 (vgl. dort Anm. 8; 
K. des Verzichtes auf weitergehende Anfprücde aus einem Eiſenbahnunfall 
bei irriger Annahme, daß folche nicht erwachfen würden, ORG. 12 ©. 102; 
K. einer dem Ichadenserfagpflichtigen VBormundfchaftsrichter erteilten (Ent: 
laftung, IW. 1902 Beil. S. 256). Bei Abgabe der Anerkenntniſſe aus SS. 781, 
897 kann auf den Einwand aus $. 812 verzichtet werden, Necht 1904 ©. 40: 
ein vergleichSmeife abgegebenes Unerlenntnig kann nur unter ben Por: 
ausſetzungen des 8. 779 Tondiziert werden. 

Auch die Erlangung bes bloßen Befißes oder einer Eintragung ins 
Grundbuch ohne Erwerb des eingetragenen Rechts (vgl. S. 894) ver: 
befiert die Rechtslage und gilt daber als Bereicherung. — Erlangung 
photographifcher Aufnahmen mittelit Hausfriedensbruchs als Bereicherung, 
Anſpruch auf Bernichtung der Platten: RG. 45 S. 170. Keine B. des 
Schadenderfagberechtigten dadurch, daß bei Reparatur der beichädigten 
Sache alte Teile durch neue erfegt werben, OLG. 8 S. 88. 

8. Auf Koſten eines anderen erfolgt die Bereicherung nament: 
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lich dann, wenn ein Bermögendohjeft bed Geſchädigten auf den Be: 
reicherten übergebt. Möglich ift aber auch, daß das Objiekt der B. noch 
gar kein PBermögendbeftandteil des Beichädigten war, 3. B. bei Aus: 
ihlagung einer Erbichaft. Auch wenn die B. in Eriparung einer Aus⸗ 
gabe befteht (Anm. 2) fehlt e3 an einem Bermögensübergang. 

Wie die Bereiherung erlangt wird, ob durch eigene Leiftung des 
Geihädigten ober in fonftiger Weife ift auf deffen Rechte ohne Einflup. 
In erfter Linie kommt eigene Leiftung (8. 241) des Geſchädigten an 
den Bereidherten in Betracht, und zwar gilt als Xeiftung an dieſen nicht 
nur eine tatſächlich an ihn erfolgende Leiftung (3. B. Zahlung einer 
Nichtſchuld), fondern auch eine tatfächlich Dritten gemachte Letftung, wo⸗ 
fern fie rechtlich als Leiftung an den Bereicherten gilt. Betipiele für 
folge indirette Bereiherung (Gruch. 47 ©. 897): Wer eine frembe 
Schuld bezahlt, bereichert den Schuldner, nit den Gläubiger; wer ohne 
Grund eine Anweifung annimmt oder zahlt, bereichert den Anweilenden, 
nicht den Angewieſenen. Bablt die Boft eine Poftanweifung (vor S. 788 
Ar. 8) aus, obne die Einzahlung empfangen zu Haben, wird der Ab: 
ſender, nicht ber Entpfänger bereidert, OQLG. 8 S. 87, beftätigt RG. 60 
S. 24. — Ebenfo ilt nicht erforderlich, daß die Leiltung tatläcdhlidh von 
dem Bereicherten gemacht wurde, wenn fie nur rechtlich als deſſen Leiftung 
eilt. 3. B. tit für Zahlungen, die auf eine grundlos erteilte Unwelfung 
gemacht find, der Ausſteller, nicht der zahlende Alzeptant kondiktions— 
berechtigt. Erfült der Schuldner nach 88. 407, 408 wirkſam an ben 
Richtgläubiger, fo ift der wahre Gläubiger kondiktionsberechtigt; ebenfo 
dei Leiftung an den durch Erbichein legitimierten Nichterben der wahre 
Erbe. — Iſt die mit ber Leiftung beabfichtigte Rechtsüübertragung nicht 
zuſtande gelommen, fo fteht dem Geichädigten meift ein dinglicher Anſpruch 
zur Seite, neben dem regelmäßig nur eine Beſitzkondiktion (Unm. 7) in 
Frage lommen fann. 

Bon der indireften B. zu Icheiden find die Fälle, in denen bie Ver: 
mögenöverjchtebung ſich nicht unmittelbar unter den Barteien, fondern 
erit infolge eines mit einer Mittelöperfon abgefchloffenen Rechtsgeſchäfts 
vollzieht. Died trifft namentlih dann zu, wenn die Mittelgperfon in 
mittelbarer Stellvertretung (vor 8. 164 Nr. 1) für den anderen handelt, 
artio de in rem verso, Verwendungsklage des ULR., vgl. RG. 1 
€. 148, 169; 21, 288 Nah BGB. bejieht in diefen Fällen Fein 
Banipruch, FW. 1905 ©. 80, 891; 1908 Bell. ©. 24, SeuffA. 57 
©. 261 (bei Berlauf an einen infolventen Käufer fein BAnſpruch 
gegen den Dritten, der die Sache von dielem erwirbt); NS. 60 
€, 284 (die von einem Dritten im eigenen Namen geleiftete Zahlung 
faın vom Schulbner au dann nicht fondiziert werden, went fie aus 
ſeinen Mitteln erfolgte); OLE. 2 ©. 505 (da der mittelbare Stell: 
vertreter fi als foldhen zu erfennen gibt, erjegt nicht den fehlenden 
unmittelbaren Bermögengübergang). — Val. aber Seuff A. 60 ©. 816 
(der Gutsherr, deilen Verwalter ohne Befugnis fünftlihen Dünger gekauft 
und in das Gut verwandt Hat, haftet auf die Bereicherung). 

An fonfiger Weije wird die B. erlangt entweder durch 
Handlungen des Bereicherten, z. B. nach 8. 816 (B. de3 wirkſam ver: 
fügenden Nichtberechtigten); $. 960 (Spezififation). 88. 682, 684, 687 
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(Geſchäftsführung ohne Auftrag). Ferner Verbrauch oder Gebrauch der 
dem Geſchädigten gehörigen Sache. — Oder durch behördliche Hand⸗ 
lungen, z. B. Zwangsverſteigerung einer dem Schuldner nicht gehörigen 
Sache durch den GerichtSvollzieber, S. 816 Anm. 2. Falſche Eintragung 
in das Grundbud, vgl. S. 894, ZW. 1902 Beil. S. 256, NG. 57 
S. 277 (wer infolge richterliden Verſehens im Grundbuch eine frühere 
Stelle erhält, als $. 12 GBO. entipridht, ift nicht auf Koften des dadurch 
benachteiligten Gläubigers bereichert), — Oder durch tatfächliche Bor: 
gänge, die Nechtsänderungen hervorrufen, 3. B. 88. 946, 947 Ubf. 2, 
88. 948, 961 (RG. 51 ©. 80, Z3W. 1908 Beil. ©. 24). 

4. Ohne rechtlichen Grund muß die Bereicherung erfolgt jein. 
Die bloße Tatſache, daß jemand auf Koften eines anderen geſchädigt iſt 
oder daß eine B. ald unbiflig erfcheint, genügt nit. Bol. Recht 1902 
©. 101, OLG. 4 ©. 58; Gruch. 46 ©. 919. — Die rediäträftige 
Feſtſtellung eines Nechtögrundes für die B. fchließt den BAnſpruch aus: 
möglicherweije ift aber ein Unipruch aus unerlaubter Handlung begrünbet, 
RG. 46 ©. 76, $. 826 Anm. 8. Bol. au RG. 69 S. 276 (Einfluß 
rechtäfräftigen Zuſchlags auf faliche Berechnung des geringften Gebots). 

Zur Beantwortung ber Frage, wann die von Necht3 wegen erfolgte 
Bernögensverfhiebung als ungerechtfertigt gilt, find folgende Fälle zu 
untericheiden: 

a) Condictio indebiti, jemand bat eine Leiftung gemacht zur Er: 
füllung einer vermeintlichen in Wirklichkeit nicht beftehenden Verbindlich: 
keit: $ 818 Anm. 2. 

b) Gondictio ob causam finitam, ber bei der Leiftung vorhandene 
rechtliche Grund ift fpäter weggefallen. Dies trifft 3.8. zu bei einer 
Xeiftung auf Grund eines Rechtsgefhäfts, dem eine aufläfende Bedingung 
beigefügt war, wenn die Bedingung eingetreten ift. DBgl. SS. 828 Abi. 8; 
Ss. 628, 631, 1801, 1684, KO. 85. 7, 26. Recht 1902 ©. 286 (Kon: 
diftion der Schuldurlunden nah Erfüllung). Vgl. aud) $. 813 Annı. 2b. 
Um Zweifel abzuichneiden, ift im F. 812 Sag 2 ausdrüdlich beitimmtt, 
daß die bierder gehörigen Fälle na) Sag 1 zu beurteilen find. 

c) Condictio causa data causa non Secuta, ber mit der 
Zeiftung nach dem Inhalte des Rechtsgeſchäfts bezwedte Erfolg ift nicht 
eingetreten. ES Hat 3.8. jemand Waren beftellt und gleichzeitig den 
Kaufpreis überfendet, der Kauf ift aber nicht zuftande gekommen; dag eins 
gefandte Geld kann zurüdgefordert werden. Pal. SS. 616, 527, 548, 
628, 1301, 2196. Beiipiele: R®. 56 ©. 817 «für zulünftige Schuld 
ausgeſtellter Wechfel wird vertragswibrig in Untlauf gelegt und muß ein- 
gelöft werden); 61 S. 87 (Borrangseinräumung zugunften einer Sicherung: 
hypothek zur Aufnahme von Baugeldern ift umter der Borausſetzung zu 
veritehen, daß dieſe gegeben werden; grundlofe Bereicherung des Eigen: 
tümers, der infolge der Vorrangseinräumung mit der nicht valutierten 
Siherungshypothet zum Zuge fommt); Recht 1902 ©. 286 (Abtretung 
einer Hypothek unter der Boraugfegung, daß eine andere gelöfcyt wird, 
ift fondizierbar, ſobald feftiteht, daß die Löſchung ausbleibt); Sädfälrd. 
11 €. 469 (Sondittion der dem Vormunde gegenüber übernommenen 
Verpflichtung, eine Hilfsbedürftige Perſon dauernd zu verpflegen, wenn 
beide irrig annehmen, daß dem Pilegenden der Nachlaß zufällt); IM. 
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1902 S. 220, Seufif. 59 ©. 181, OLG.2 ©. 888 (K. des zur Ber: 
meidung einer Strafanzeige GBeleifteten, nach trotzdem erfolgter Anzeige); 
DRS. 2 S. 74 (8. des für Aufgabe eines nach 8. 818 unmwirkfamen Bor: 
inufsredjt3 Bezahlten). Rüdforberung der Anzahlung, bie auf einen 
wegen Formmangels nicdhtigen PBertrag gemacht ift: 8. 814 Anm. 8. — 
Der Zwed muß objeltiv als Beitandteil des Rechtsgeſchäfts nicht als 
bloß einfeitige, wenn auch tundgegebene fubjeltive Vorausſetzung er: 
deinen; auch ſtillſchweigende Borausfegungen find zu berüdfichtigen, wo⸗ 
fern Übereinftimmung beider Parteien vorliegt OLG. 2 S. 888, Seuffel. 
61 S. 285. — Keine YZurüdforberung des auf Grund eines gegen: 
feitigen Bertragd Geleiſteten Iediglih wegen Nichterfüllung ſeitens des 
anderen Zeild, SächſArch. 18 S. 282, Recht 1906 ©. 748, ORG. 4 
S. 58; beachte aber die in S. 826 gegebene Rücktrittsmöglichkeit. — 
Sondervorichriften: 8$. 815 (mit Anm.), 820. 

d) Bereicherung dadurch, dab ein Nichtberechtigter über einen Gegen: 
fand mit rechtlicher Wirkung verfügt und dafür etwas erlangt bat, ober 
dadurch, daB an einen Nichtberechtigten eine wirkſame YLeiftung erfolgt ift. 
Hierüber f. $. 816. 

e) Condictio ob turpem causam, der Zwed der Xeiftung ift in 
der Art beftiimmt, dab die Annahme der Leiſtung als verwerflich erfcheint. 
Sierüber f. 8. 817. 

f) Condictio sine causa, fonftige Fälle ungereditfertigter Be: 
reicherung. 3.3. durch Unfchwenmen von Land ober durch unmifient: 
lihe8 Berzehren oder PVerbrauchen fremden Gutes oder dadurch, daß ein 
Brief an’ eine faliche Adreſſe abgegeben wird oder daß ſich jemand fremdes 
Gut unerlaubterweife aneignet (8. 862). Beifpiele: Hecht 1902 S. 484, 
688, 3%. 1902 Beil. S. 199, 219, 245, 205, 268 (verfehentliche Aus: 
bändigung des Wechſels an den Schuldner), DIZ. 1902, ©. Bl. — 
Bol. auch Anm. B legter Ubfag. Ferner: 88. 682, 684, 687, 961, 977, 
988, 1007, 1899, 1465. 

b. Der Beweis für das Borliegen ber Borausjegungen bed Bes 
reiherungsanipruch® liegt demjenigen ob, der den Anſpruch geltend macht. 
Ter Empfänger braucht nicht dag Beitehen eines rechtlihen Grundes für 
das Behalten zu beweiſen (beftritten bei der Bereicherung wegen Nicht: 
eintrittö des mit einer Yeiftung bezwedten Erfolges, für die Beweislaft 
des Kläger: Recht 1902 ©. 285), Bei Rüdforderung einer Xeiftung 
bat der Fordernde zu beweilen, im welcher Abficht die Leiftung erfolgt iſt 
und daß die danach ihr zugrunde liegende Cauſa nicht beitcht, NG. 49 
S. 49, 800, IW. 1905 ©. 891. Ein befonderer Nachweis des Irrtums 
über daS Beftehen der Cauſa wird nicht gefordert, vielmehr hat der Be: 
reicherte zu beweifen, daß dem Leiftenden das (Gegenteil befannt war 
RS. 60 ©. 420, Recht 1904 ©. 529, 502. 

6. Konkurrenz mit anderen Anfprüden. Der BAniprud ift 
nicht in dem Sinne fubjidiär, daß er auögefchloffen wäre, wenn gegen 
den Bereicherten ein anderer Anſpruch, z. B. auf vollen Schndenderfag 
aus 8. 828 beiteht, vol. NG. 48 ©. 142. Beachte jedoch, daB ber 
Vindikationsanſpruch ($. 985) mit dem Bänfpruch iniofern unvereinbar 
it, als die Binbifationsmöglichleit eben zeigt, daß der Nindifant fein 
Eigentum noch nicht verloren Hat; nur eine condictio possessionis 
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In dem Zins⸗, Renten- oder Gemwinnanteilfcheine kann der 
im Ab. 1 beitimmte Anſpruch ausgefchloffen werden. 

Erſatz für die ausgefchlofiene Kraftloserflärung von Zingicheinen ıc.; 
i. aber EG. Art. 10N Nr. 2. ReichsſchuldenO. 8. 16. 
Ernenerungsfceine, 

8. 805. Neue Zins- oder Rentenfcheine für eine Schuld- 
verfchreibung auf den Inhaber dürfen an den Inhaber der 
zum Empfange der Scheine ermächtigenden Urkunde (Erneuerung®- 
ſchein) nicht ausgegeben werden, wenn der Inhaber der Schulpd- 
verſchreibung der Ausgabe widerfproden Hat. Die Scheine 
find in diefem "alle dem Inhaber der Schuldverfhhreibung aus⸗ 
zuhändigen, wenn er die Schuldverjchreibung vorlegt. 

Der Erneuerungdichein (Talon, Zinsleiſte) Hat den Charakter eines 
Legitimationgpapter8 (Vorbm. I 2b). Krneuerungsihein für Gewinn: 
antetlfcheine der Uktionäre HGB. 8. 280. 

Umfcreibung auf den Amen. 

&. 8061). Die Umfchreibung einer auf den Inhaber 
lautenden Schuldverfchreibung auf den Namen eines beftimmten 
Berechtigten?) kann nur dur den Ausfteller erfolgen. Der 
Ausfteller iſt zur Umfchreibung nicht verpflichtet?). 

4) Die Umfchreibung auf ben Namen dient demfelben Zwecke wie 
die befeitigte Außerkursſetzung (EG. Urt. 176). Sie macht das Anhaber: 
papier zum Meltawertpapier (Borbm. IT 1be). Das BEB. verwertet 
bie Umfchreibung an mehreren Stellen ($. 1898, $. 1667 Abſ. 2 


Sat 4, 88. 1816, 2117). 2) Die Umfchreibung auf den Namen 
des Ausſtellers felbit tft ausgeſchloſſen. 3, Ausn.: EG. Art. 101. 
Inhaberzeichen. 


8. S07. Werden Karten, Marken oder ähnliche Urkunden, 
in denen ein Gläubiger nicht bezeichnet ift!), von dem Aus: 
Iteller unter Umftänden ausgegeben, aus melden ſich ergibt, 
daß er dem Inhaber zu einer Leiftung verpflichtet fein mill, fo 
finden die Vorſchriften des 8. 793 Abf. 1 und der 88. 794, 
796, 797 entfprechende Anmwendung?). 

1) Derartige Urkunden werben namentlich für Anſprüche ausgegeben, 
die in kurzer Zeit erfüllt werden ſollen und daher nicht für den Umlauf be 
ſtimmt find. Meiſt Iaffen fie auch den Gegenftand der Leiftung, oft auch 
den Wußfteller nur unvollkommen erfennen. Sie dienen entweder nur 
zur Legitimation eine beftimmten Gläubigers, Legitimationszeichen 
(3. B. Garderobemarken, Gepädichein, Kontremarken, Kartoffelmarlen, bie 
bei beitimmten Staufleuten in Zahlung gegeben werden dürfen, SeuffA. 59 
©, 278), oder fie follen jedem Inhaber ein felbftändiges Gläubigerrecht 
erihaffen, Inhaberzeichen (3. B. Theaterbillett3, Eifenbahnfahrlarten, 
meift auch Bier» und Eßmarken ufw.). Der Wille des Auöfteller8 muß 
entfcheiden, welche Kategorie vorliegt. Der Umftand, daß eine Über: 
tragung bes verbrieften Rechtes nach Beginn der Erfüllung ausgeſchloſſen 
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iſt (3. B. Eifenbabnfadrkarten), ſchließt den Begriff des Inhaberzeichens 
nit aus. — Nur die SnHaberzeihen fallen unter 8. 807. Yür 
die Legitimationdzeichen fehlt es an einheitliher Regelung, ihre Be 
deutung ift im einzelnen Falle der mutmaßlichen Parteiabfiht und ber 
Berlehrsiitte zu entnehmen, entfprechende Anwendbarkeit des 8. 808 kann 
fi} daraus u. U. rechtfertigen. 2) Kraftloserklärung und Bahlungs: 
ſperre: EG. Urt. 102. 


Qualifizierte Zegitimationspapiere (hinkende Anhaberpapiere). 

8. SOS. Wird eine Urkunde, in welcher der Gläubiger 
benannt ijt, mit der Beitimmung ausgegeben, daß die in der 
Urfunde verjprochene Leiftung an jeden Inhaber bewirkt werben 
fann!), jo wird der Schuldner durch die Leiltung an den In— 
baber der Urkunde befreit. Der Inhaber ift nicht beredtigt, 
die Leitung zu verlangen. 

Der Schuldner ift nur gegen Aushändigung der Urkunde 
zur Leiſtung verpflichtet. Iſt die Urkunde abhanden gefommen 
oder vernidtet, fo fann fie, wenn nicht ein anderes beſtimmt 

it, im Wege des Aufgebotsverfahrens für kraftlos erklärt 
werben?). Die im $. 802 für die Berjährung gegebenen Vor⸗ 
Ihriften finden Anwendung. 

1) Qualifizierte Regitimationspapiere (auch hinlende Wert: 
ober Inhaberpapiere), Borbm. I, 2. Hierher gehören 3. B. die meiſten 
Sparkaſſenbücher (vgl. den Vorbehalt im EG. Art. 99, PrSpartaffen: 
reglement v. 1888 Ziff. 14), ferner vielfach Pfandſcheine, Depoticheine, 
Berliherungspolicen (3. B. der Gothaer Lebensverfiherungsbant, OLG. 8 
5.86, 87), Schedd mit Uberbringerklaujel (vor $. 788 Nr. 8); nicht de: 
gegen Inhaberlagerſcheine trog Benennung des Einlagererd, NG. 59 5. 874. 
— Übertragung und Berpfändung folder Papiere vollzieht fich 
nach) den Brundfägen von Ubtretung und Berpfändung von Forderungen 
(88. 398ff., 1279ff.), nicht wie bei Inhaberpapieren nach fachenrechtlichen 
Normen, aud) die Eigentumdvermutung des 8. 1006 kommt dem Inhaber 
nicht zugute, vielmehr gilt $. 962, Necht 1902 S. 508 Nr. 2888. In der 
Übergabe eines Sparkaſſenbuchs kann jedoch u. U. die Abtretung einer 
Forderung liegen, $. 898 Anm. 2, SächſArch. 12 ©. 228, SächſOLG. 24 
S. 433. Gine Berpfändung der Urkunde jtatt des Rechts tft mangels eines 
renlifierbaren Vermögenswertes nicht möglich (a.M. OuG. 4 ©. 385), doch 
fann ein Zurüdbehaltungsrecht (5. 278) jo begründet werden (RG. 61 
S. 86, DLG. 4 ©. 887, Recht 1902 S. 846), das freilich im Konkurſe 
veriagt, OG. 4 ©. 884. 2) Verfahren ZPO. 8. 1028 und dazu 
EG. Art. 102. 


Dreiundzwanzigfter Titel. 


Borlegung von Saden. 


1. Überjicht. Das Gefeg gibt einen Unfpruch auf Befichtigung*oder 
Borlegung einer Sache nicht allgemein dann, wenn ein angebliches oder an: 
ſcheinendes Intereſſe an der Vorlegung befteht, fondern beichräntt den An: 
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ſpruch auf die Fälle, in denen jemand gegen den Befiger einer Sache einen 
Anſpruch in Anfehung der Sache hat oder ſich Gewißheit verichaffen will, ob 
ihm ein folder Anfpruch zufteht und die VBefichtigung der Sache aus biefem 
Grunde für ihn von Sntereffe ift (3. 809). Daneben ift ein privatrecdht: 
liher Anfprud auf Borlegung von Urkunden feſtgeſetzt (8. 810). — Bu: 
ſätzlich werden einige Borfjchriften über den Ort, an weldem die Bor: 
legung der Sachen oder ber Urkunde zu erfolgen bat, jowie über bie 
Gefahr und die Koften der Borlegung gegeben ($. 811). 

2. Bu unterfheiden vom bloßen Vorlegungsaniprud find die 
Anfprüde auf Herausgabe (88. 98hfl., 1007, 1682) und auf cigen: 
mächtige Wegnahme (88. 229ff., 268, 500, 547, 601, 1049). 

8. Prozeffunle Bedeutung bdiefes Titel. Im Bivilprozek 
enticheiben 88. 809—811, ob der Wegner oder ein Dritter zur Bor: 
legung einer Sache zwecks Augenſcheinseinnahme oder zwecks Urkunden: 
beweifes verpflichtet if. Tie Durchführung eines Vorlegungsanſpruchs 
zu Beweiszweden ift für Urkunden in ZPO. SS. 421ff. georbnet. Bei 
anderen Saden muß ber Beweisführer auf Borlegung flagen und ev. 
nad) 88. 888, 885 vollitreden, das Gericht, da den Augenſchein an: 
ordnet, hat feine Zwangsgemalt. Durchführung des Borlegungsanipruds 
im Berjahren zweds Sicherung des Beweiſes: Seufffl. 66 S. 209. — 
Für 1) Strafprozeß vgl. StPO. SS. 94ff. (Beichlagnahme und Durch⸗ 
ſuchung). 


Vorlegung oder Beſichtigung einer Sache. 

F. SO9. Wer gegen den Befiger!) einer Sache?) einen 
Aniprud?) in Anfehung der Sadye hat oder ſich Gewißheit ver- 
ihaffen will, ob ihm ein ſolcher Anſpruch zufleht, fann, wenn 
die Belihtigung der Sache aus diefem Grunde für ihn von 
Snterefle*) ift, verlangen®), daß der Beſitzer ihm die Sache zur 
Belichtigung vorlegt oder die Beſichtigung geitattet®). 

1) SS. 864ff., 868. 2) Sache ($ 90) ift nicht der Körper des 
lebenden Menihen. Daß fi) der Gegner ärztlich unterfuchen läßt, 
fann daher aus 8. 809 nicht verlangt werden. Bol. aber OLG. 3 
S. 245 (Anſpruch des Ehegatten auf Auskunft über Geſchlechtskrankheit). 
Auch kann die Beweispflicht für eine beftehende Erkrankung mittelbar zur 
Duldung der Unterfuhung nötigen, vgl. 3. B. S. 616 Anm. 2. Er⸗ 
zwungen fann bie Unterfuhung in feinem Kalle werden, IW. 1902 


S. 26. — Leichen find dagegen Sachen. Anſpruch gegen den Erben 
auf Erhumterung der Leiche des Erblafierd zweds Anfechtung des Teſta⸗ 
ments: Seuffü. 566 S. 209, vgl. RG. 88 ©. 151. 3) dinglichen 
oder perjönlichen (3. B. $. 888). 4) Daß Intereſſe ift nicht nur 
glaubhaft zu machen, fondern zu beiweifen. 5) Durdführung de 
Anſpruchs: Vorbm. Nr. 8. 6, Sondervorfdriften: 8. 716 


(Recht des Gefellichafters, fich von den Ungelegenbeiten der Gefellfchaft 
perfönlich zu unterrichten), $$. 867, 1005 (Recht auf Aufſuchung und 
Wegſchaffung eitter Sache), 8. 896 (Borlegung des Hypothekenbriefs zum 
Zwede der Berichtigung des Grundbuchs), $. 1682 (Mecht des Vaters, 
die Herausgabe des Kindes zu verlangen), 8. 2259 (Verpflichtung, ein 
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Zeftament an das Nachlaßgeriht abzuliefern); HGB. 8. 96 (Warenprobe 
des Handelsmäklers), 8. 418 (Beftchtigung eingelagerten Guts). 


Einſicht einer Urkunde. 
810!) Ber ein redjtliches Interefje?) daran hat, eine 
in fremdem Befige?) befindliche Urkunde einzufehen, fann von 
dem Befiger?) die Geltattung der Einficht*) verlangen), wenn 
die Urkunde in feinem Intereſſe errichtet®) oder in der Urkunde 
ein zwiſchen ihm und einem anderen beitehendes Nechtsverhältnis 
benrfundet ift?) oder wenn die Urkunde Verhandlungen über 
ein Rechtsgeſchäft enthält, die zwiſchen ihm und einem anderen 
oder zwiſchen einem von beiden und einem gemeinfdhaftlichen 
Bermitiler gepflogen worden find. 

1) Keine der Zeugenpfliht analoge allgemeine Bürgerpflidt, Ur- 
funden vorzulegen, Tobald es das rechtliche Intereſſe eines anderen ver- 
langt. Abgeſehen von Borlegungsanfprücdhen, die fih aus befonderen 
Rechtsverhältniſſen (43. B. Eigentum 8. 952, Auftrag, Dienftvertrag, vgl. 
terner 88. 269, 402, 412, 444) ergeben, befteht nur in den im 8. 810 
(ausichließend, nicht beiſpielsweiſe) aufgezäälten Fällen eine Editionspflicht, 
ot. 4 S. 52. — Sondervorfdhriften, welde für beftimmte Fälle 
ein Recht auf Einfihtnahme von Urkunden feftfegen: 88. 79 (Bereind- 
regifter), 716 (Recht des Gefellichafters, die Geſchäftsbücher und Papiere 
ber Gefellfchaft einzufehen; vgl. HB. SS. 118, 166), 1568 (Güterrecht3: 
regifter), 1958, 13967 (Erklärung über Unnahme und Wusichlagung der 
Erbihaft), 2010 (Nachlafinventar), 2081 (Erflärung über die Anfechtung 
einer legtwilligen Verfügung), 2146 (Eintritt ber Nacherbfolge), 2228 
(Erflärungen, welde den Teftamentöpollitreder betrefien), 2264 (Einficht 
eine® eröffneten Teſtaments), 2884 (Unzeige des Erbſchaftskaufs). 
2) $. 1842 Anm. 6, vgl. auh ZPO. $. 266. — Bei recditlihem Inter: 
eije des Hauptfchuldners kann auch der Bürge bie Borlegung verlangen, 
RG. 66 S. 109. Der Editionsanfpruch gegen Miterben wird dadurch 
nicht ausgeichlofien, daß ein Berlaffenichaft3verfagren anhängig iſt, OLG. 2 


S. 184. 3) 88. SbAff., 868. 4) Unter Zuziehung von Sad): 
verfänbigen? vgl. OLG. 8 ©. 95 (für den commis interesse grund: 
jüglih verneint), — Anſpruch auf Borlegung de8 vom Ausiteller ein- 
gelöften Wechſels zwecks Durchſtreichung des Gefälligkeitsakzepts: KGEBl. 14 
S. 40. 5) Genaue Bezeichnung der Urkunde iſt erforderlich, Recht 
1902 S. 688. 6) Auf die Abſicht bei der Errichtung kommt es an, 
OLG. 4 S. 52. 7) Nicht nur Urkunden, die das ganze Redıts: 


verbältnid umfaſſen, es genügt 3.3. die Beurkundung einer einzelnen 
Zahlung, die für die Parteibeziehungen von Bedeutung tft, RG. 56 
S. 109. — Handelsbücher, beren Führung und Aufbewahrung nad 
OB. 85. 88, 44; 4 vorgeichrieben ift, Zönnen dieſe Bebingung er⸗ 
füllen; nicht aber Geſchäftsbücher anderer Gewerbetreibender, beren Ein: 
träge regelmäßig nur im eigenen Sintereffe, nicht zwecks objeltiver Be: 
urkundung der Nechtöbeziehung zu den Kunden erfolgt, Recht 1908 
S. 605 (RG.). Unordnung der PVorlegung von Handelsbüchern von 
Amts wegen geftattet HGB. 88. 465—47, auch wenn die Rorausfegungen 
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des $. 810 nicht erfüllt find, ebenfo 8. 102 bezüglich des Mäflertage: 
buchs. Diele Unordnung darf aber nicht erfolgen, um der behauptungs: 
pflichtigen Partei das zur näheren Subftantiierung erforderlicde Material 
zu verichafien, ZW. 1902 5. 546. — Einzelfälle. Vorlage der von 
einem SBiegeleibefiger geführten Geſchäftsbücher kann deſſen geichiedene 
Ehefrau zwecks Auseinanderfegung der Errungenſchaftsgemeinſchaft ver: 
langen, RG. 50 ©. 884. Der Käufer einer Gaftwirtichaft hat bei Streit 
über die Höhe des früheren Bierumjages feinen Anſpruch auf Borlegung 
der GeichäftSbücher des Verkäufers, SächſArch. 15 S. 628. Protofolle 
einer Ausjtellungsleitung über Vereinbarungen mit den Außftellern 
Brauchen diejen nicht vorgelegt zu werden, wenn fie nur zur Orientierung 
der Angeitellten beftimmt waren, Seufä. 60 ©. 124. Wer vertrag®: 
widrig bei Dritten gelauft Bat, braucht die zwiſchen diefen und ihm er: 
wachienen Gefchäftsaufzeichnungen nicht vorzulegen, DUG. 4 ©. 832. 
Ort der et Gefahr und Koſten. 

11. Die Borlegung!) hat in den Yällen ber 
88. 8 9, 810 an bem Orte zu erfolgen, an weldem fid) die vor- 
zulegende Sache befindet. Jeder Teil kann vie Vorlegung an 
einem anderen Drte verlangen, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt. 

Die Gefahr und die Koften hat derjenige zu tragen, 
welder die Vorlegung verlangt. Der Beliger kann die Bor- 
legung verweigern, bi8 ihm der andere Teil die Koſten vor« 
jchießt und wegen der Gefahr Sicherheit?) Teiftet. 

1) Über die Art und Weile, wie die Vorlegung zu erfolgen hat, 
fehlt e8 an befonderen Beitimmungen (vgl. $. 810 Anm. 4). Der Grund: 
fat bes 8. 242 ift maßgebend. 2) SS. 282. Kein Anſpruch auf 
Koftenvorfhuß und Sicherheitäleiftung, wenn Koften oder Schäden nicht 
zu beforgen find, OG. 2 ©. 184. 


Bierundzwanzigfter Titel. 
Ungeredtfertigte Bereicherung. 

1. Die Borfchriften über die Herausgabe einer ungeredhtfertigten 
Bereiherung Haben eine weittragende praltifhe Bedeutung, da infolge 
der im BGB. durchgeführten Trennung von Kaufalgefchäit und Leiftungs: 
geichäft und der vielfachen Anwendung des abftraften Vertrags fowie 
dur BZulaffung des gutgläubigen Erwerbes von NWichtberechtigten die 
Möglichkeit des Eintritt einer ungerechtfertigten Bereicherung gegenüber 
dem früheren Nechte erheblich erweitert itt. Die Negelung berubt auf 
folgenden Gedanken: 

Eine Bermögenäperihiebung kann ſich in äußerlih gültiger Weile 
vollzieden, obſchon innerlidy ein rechtlicher Grund für fie vorhanden tft. 
Das Geſetz will die Möglichkeit eröfinen, eine ſolche Vermögensveränderung 
züdgängig zu machen, und gibt zu dem BZwede dem, ber den Berluft er: 
litten bat, einen perfönlidhen Anſpruch auf Herausgabe ber Bereicherung 
gegen den Empfänger (8. 812). Der Anſpruch richtet fi) gegen den 
unmittelbar auf Koften des Geſchädigten Bereicherten, ausnahmsweiſe 
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($. 822) auch gegen einen Dritten, ber mittelbar bereichert iſt. Der 
Tatbeftand, auf Grund deflen eine Vermögensverſchiebung als innerlich 
nicht gerechtfertigt erfcheint, kann ſehr verichteden fein, und es wurden 
danach fowie aus Hiftorifhen Gründen im früheren Rechte mehrere Arten 
der Bereicherungsflagen unterjhieden. Das BGB. Stellt ftatt mehrerer 
Einzelffagen im $. 812 Abſ. 1 Sag 1 ein einheitlidhed Prinzip auf, 
welche alle in Betracht fommenden Fälle beden fol. Für einzelne wichtige 
Fülle, bei denen Dtißverftändnifie möglich wären, ift das Prinzip ausdrücklich 
für anwendbar erflärt ($. 812 Abſ. 1 Sag 2). Die 88. 818—817 ftellen 
die Boraußjekungen für die Anwendung der Bereicherungdtlage und 
isren Ausichluß in befonderen Fällen fell. Die 88. 810—820 ergänzen 
das Brinzip des 8. 812, inden fie den Umfang ber Verpflichtung zur 
Herausgabe näher beitimmen, und zwar gibt der 8. 818 eine allgemeine 
Vorſchrift, während die 88. 819 und 820 Fälle betreffen, in denen ſich 
der Anhalt der Berpflicätung wegen der fubjeltiven Verhältniffe des 
Cmpfängerd (Mangel des guten Glaubens ufw.) erweitert. Der 8. 821 
ftelt die Unverjährbarteit der Cinrede der ungerechtfertigten Be: 
reiherung gegenüber einer ohne Rechtsgrund eingegangenen Berbind« 
lichleit feit. 

2. Das BGB. verweilt an zahlreihen Stellen auf die Borfchriften 
über die ungerechtfertigte Bereicherung, fo namentlich in 8. 828 Abſ. 8, 
*. 827, 8. 516 Abi. 2 Saß 8, $. 527 Ubi. 1, 8. 528, 8. 581 Abſ. 2, 
$. 543 Ubi. 2, 8. 628 Abi. 1 Sat B, SS. 682, 684, S. 852 Ubi. 2, 
ss. 951, 977, 988, 998, 1801, 8. 1899 Abſ. 2 Sat 2, 8. 1466, 8. 1978 
Abſ.2 Sag 1, 88. 2021, 2196, 2287, 2329. Zum Teil iſt dies geſchehen, 
um gweifel abzuichneiden, ob die Boraugßfegungen für die Anwendung 
der SS. 8125. vorliegen, zum Teil deswegen, un bie Verpflichtung zur 
Herausgabe eines Gegenſtandes den befonderen PWorfchriften über Die 
Heraußgabe einer ungeredtiertigten Bereicherung zu unterwerfen, ins⸗ 
beiondere in der Richtung, daß die Berpflichtung wegfällt, wenn der 
Empfänger nicht mehr bereichert ift ($. 818). Vgl. WO. Art. 88. 

8. Wenn auf Grund der Beitimmungen der ZPO. eine vorläufige 
Leitung erlangt ift, 3. B. mittelft eines vorläufig vollftredbaren Urteils, 
und der prozefjuale Grund für die Leiftung demnächſt wegfällt, fo erhebt 
fh die Frage, nach welchen Grundfägen der Gefchädigte Erfag zu bean: 
ipruchen Hat. Das Berhältnis ift in der ZPO. jo geregelt, daß tn den 
Fällen der 88. 529, 541 (Üinderung des Urteils auf Grund vorbehaltener 
Perteidigungsmittel) die Borichriften über die ungererhtfertigte Be: 
teiherung Anwendung finden follen, daß dagegen in anderen Fällen nicht 
nur Herausgabe der Bereicherung, fondern Schadenserſatz ſoll beanfprucht 
werden können. Vgl. Hinfichtlich der letzteren Fälle die Vorbm. zu dem 
folgenden Titel unter 4. Wegen landesrecdhtlicher Porfchriften ſ. EG. 
Art. 103 (Erfaganfprud) des Staates, der Armenverbände uſw. wegen ge: 
währten Unterhalts) fowie Art. 104 (Nüdforberung mit Unrecht erhobener 
öfentlicher Abgaben). 1. Grundſatz. 


. 812. Ber durch die Leiſtung eines anderen oder in 
tonftiger Weiſe auf deſſen Koften etwas ohne rechtlichen Grund 
erlangt, ift ihm zur Herausgabe verpflichtet. Dieſe Verpflichtung 


364 Recht der Schuldverhältniſſe. Cinzelne Schufdverhältnifie. 


beiteht auch dann, wenn der reditlihe Grund fpäter wegfällt 
oder der mit einer Leiftung nach dem Inhalte des Rechts⸗ 
geihäfts bezweckte Erfolg nicht eintritt. 

Als Leiftung gilt auch die durch Vertrag erfolgte An⸗ 
erfennung des Beſtehens oder des Nichtbeitehens eines Schuld» 
verhältnies, 


1. überſicht. Der Bereicherungsanfpruch gründet fich auf die 
Tatſache, daß jemand auf Koften eine anderen (Ann. 8) ohne rechtlichen 
Grund (Anm. 4) etwas erlangt bat (Unm. 2). Beweislaft Anm. 5. 
Konkurrenz mit anderen Unfprüäden Anm. 6. Geltendmadhung des Un: 
ſpruchs und weitere Einzelfragen Unm. 7. 

2. Etwa ift erlangt, wenn irgend welche Berbeflerung der 
Bermögenglage des Bereicherten eingetreten ift, und zwar iſt hierbei dag 
Sejamtergebnig der Vermögensverſchiebung zu berüdfichtigen, neben den 
erlangten Werten alſo auch die dafür gemachten Ausgaben und die da⸗ 
rauf ruhenden Xaften, RG. 54 ©. 187, 3. 1906 ©. 69, Seuffll. 60 
©. 68, vgl. $. 818 Anm. 83. Die Bereicherung kann beitehen in Ber: 
mehrung der Bermögendobjefte durch Erlangen von (dinglichen oder per: 
fönliden) Rechten oder in Erfparung fonft erforderlicher Aufwendungen. 
Solche Eriparung liegt namentlich darin, daß beftehende Berbindlichkeiten 
(natürliche reichen nicht aus, vgl. wegen Bablung fremder Spielichulden 
Necht 1906 ©. 802) von einem Dritten erfüllt oder übernommen werden 
(ogl. SS. 267, 414, IW. 1908 Bell. ©. 8), oder daß der Dritte neu 
entftehende Berbindlichleiten auf fih nimmt, Die fonft den Bereicherten 
getroffen hätten (Recht 1905 S. 44) oder daß der Dritte burch tatfächliche 
Leiſtungen fonft erforderliche Aufwendungen bes Bereicherten eripart (IM. 
1908 Beil. ©. 142, Kondiktion von Dienftleiftungen). 

Nach Abſ. 2 gilt als Bereicherung auch das vertraggmäßige Aner: 
tenntnis über das Beftehen einer Schuld, 8. 781 (FW. 1906 S. 851, 
NS. 61 ©. 818; Kondiktion eines Anertenntnifie® auf Grund einer Ab⸗ 
rechnung, Recht 1904 ©. 44; eines einfeitigen gerichtlichen Anerfenntnifies, 
ebd. ©. 588; des Anerkenntnifſes einer Alimentationsverpflihtung: $. 814 
Anm. 8), oder deren Nichtbeſtehen, 8. 897 Abſ. 2 (vgl. dort Anm. 8; 
K. des Berzichted auf meitergehende Aniprücde aus einem Eiſenbahnunfall 
bei irriger Annahme, daß folche nicht erwachfen würden, OLG. 12 ©. 102; 
K. einer dem fchadenserfagpflichtigen VBormundichaftsrichter erteilten Ent: 
loftung, IW. 1902 Beil. S. 256). Bei Abgabe derinerlenntniffe aus SS.781, 
897 Tann auf den Einwand aus 8S. 812 verzichtet werben, Recht 1904 ©. 45; 
ein vergleichdweife abgegebenes Anerkenntnis Tann nur unter den Bar: 
ausfegungen bed 8. 779 Tondiziert werden. 

Auch die Erlangung des bloßen Beſitzes oder einer Eintragung ins 
Grundbuch ohne Erwerb des eingetragenen Rechts (vgl. S. 894) ver: 
beffert die Rechtslage und gilt daher als Bereiherung. — Erlangung 
photographiicher Aufnahmen mittelft Hausfriedensbruchs als Bereicherung, 
Anipruch auf Vernichtung der Platten: RG. 45 S. 170. Keine 9. des 
Schadenderfaßberechtigten dadurch, daß bei Reparatur ber hefchädigten 
Sache alte Teile durch neue erfegt werden, OLG. 8 S. 88. 

3. Auf often eines anderen erfolgt bie Bereicherung nament: 
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ih dann, wenn ein Bermögendobjeft des Geſchädigten auf den Be: 
reiherten übergeht. Möglich iſt aber auch, dab das Objelt der B. noch 
gar fein Bermögendbeftandteil bed Beichäbigten war, 3. B. bei Wus: 
ihlagung einer Erbſchaft. Auch wenn die B. in Eriparung einer Aus⸗ 
gabe befteht (Anm. 2) fehlt e8 an einem Vermögensübergang. 

Wie die Bereicherung erlangt wird, ob durch eigene Xetftung des 
Beihädigten ober in fonftiger Weiſe ift auf befien Nechte ohne Einfluß. 
In erfter Linie kommt eigene Leiſtung (8. 241) bed Geſchädigten an 
den Bereicherten in Betracht, und zwar gilt als Leiſtung an dieſen nicht 
nur eine tatfählih an ihn erfolgende Keiftung (3. B. Zahlung einer 
Nichtſchuld), fondern auch eine tatfächlih Dritten gemachte Leiftung, wo⸗ 
fern fie rechtlich als Leiftung an ben Bereicherten gilt. Beifpiele für 
folde indirette Bereiherung (Gruch. 47 S. 897): Wer eine fremde 
Schuld bezahlt, bereichert den Schuldner, nit ben Gläubiger; wer ohne 
Grund eine Anweifung annimmt oder zahlt, bereichert ben Anweiſenden, 
nicht den Angewielenen. Bahlt bie Poft eine PBoftanweifung (vor 8. 788 
Nr. 8) aus, ohne die Einzahlung empfangen zu haben, wirb ber Ab: 
iender, nicyt der Empfänger bereichert, OLG. 8 ©. 87, betätigt RG. 60 
S. 24. — Ebenſo iſt nicht erforderlich, daß die Leitung tatlächlich von 
dem Bereicherten gemacht wurde, wenn fie nur rechtlich als deſſen Leiſtung 
eilt. 3. 3. ift für Zahlungen, die auf eine grundlos erteilte Anweiſung 
gemadjt find, der Ausſteller, nicht der zahlende Akzeptant Eonbiktiong: 
berechtiat. Erfült ber Schuldner nach SS. 407, 408 wirkſam an ben 
Richtgläubiger, fo ift der wahre Gläubiger kondiktionsberechtigt; ebenfo 
bei Leiftung an den durch Erbichein legitimierten Nichterben der wahre 
Erbe. — Iſt die mit der Leiftung beabfichtigte NRechtsilbertragung nicht 
zuſtande gefommen, fo fteht dem Gefchädigten meift ein dinglicher Anſpruch 
zur Seite, neben dem regelmäßig nur eine Beflgkondiftion (Anm. 7) in 
Srage fommen fann. 

Bon der indirekten B. zu icheiben find die Fälle, in denen bie Ber: 
mögensverſchiebung fih nicht unmittelbar unter den Parteien, fondern 
erit infolge eines mit einer Mittelöperfon abgeichlofienen Rechtsgeſchäfts 
volßiegt. Dies trifft namentlih dann zu, wenn die Mittelsperfon in 
mittelbarer Steflvertretung (vor $. 164 Pr. I) für den anderen handelt, 
actio de in rem verso, Bermwendungdflage des ALHR., vgl. RS. 1 
S. 148, 159; 21, 288 Nach BGB. befteht in dieſen Fällen kein 
BaAnipruch, IW. 1906 S. 80, 891; 1908 Beil. ©. 24, Seuffül. 57 
€. 261 (bei Berlauf an einen infolventen Käufer fein BAnfpruch 
gegen den Dritten, der die Sache von diefen erwirbt); MS. 60 
©. 284 (die von einem Dritten im eigenen Namen geleiftete Zahlung 
kann vom Schulbner auch dann nicht fondiziert werden, wenn fie aus 
jenen Mitteln erfolgte); OXYG. 2 ©. 505 (daß der mittelbare Stell: 
vertreter fih als ſolchen zu erkennen gibt, erfegt nicht den fehlenden 
unmittelbaren Bermögensübergang). — Bol. aber Seufffl. 60 ©. 316 
(der Gutsherr, deflen Berwalter ohne Beiugnis künftlihen Dünger gekauft 
und in das Gut verwandt bat, haftet auf die Bereicherung). 

Sn fonitiger Weiſe wird die B. erlangt entweder durch 
Dandlungen des Bereicherten, 3. B. nach $. 816 (DB. bes wirkſam ver: 
fügenden Nichtberechtigten); $. 960 (Spezififation). 88. 682, 684, 687 
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(Geſchaͤftsführung ohne Auftrag). Ferner Verbrauch oder Gebrauch der 
dem Geſchädigten gehörigen Sache. — Oder durch behördliche Hand⸗ 
lungen, z. B. Zwangsverſteigerung einer dem Schuldner nicht gehörigen 
Sache durch den Gerichtsvollzieher, F. 816 Anm. 2. Falſche Eintragung 
in das Grundbuch, vgl. 8. 894, ZW. 1902 Beil. S. 266, RG. 57 
S. 277 (wer infolge richterlichen Berjchend im Grundbuch eine frübere 
Stelle erhält, als $. 12 EBD. entſpricht, ift nicht auf Koften des dadurch 
benachteiligten &läubiger8 bereichert). — Oder durch tatſächliche Bor: 
gänge, die Necdhtsänderungen hervorrufen, 3.8. 88. 946, 947 Ubi. 2, 
88. 948, 9561 (MG. 51 ©. 80, IW. 1908 Beil. ©. 24). 

4. Ohne redhtlihden Grund muß die Bereicherung erfolgt jein. 
Die bloße Tatfarhe, daß jemand auf Koiten eine? anderen geichädigt if 
oder daß eine B. als unbillig erfcheint, genügt nit. Bol. Recht 1902 
S. 101, OLG. 4 ©. 58; Gruch. 46 ©. 919. — Die rechtöfräftige 
Feſtſtellung eines Rechtögrundes für die B. Ichlteßt den BAnipruch aus; 
möglicherweije tft aber ein Anſpruch aus unerlaubter Handlung begründet, 
RS. 46 ©, 7b, $. 826 Unm. B. Bel. auh RS. 59 S. 276 (Einfluß 
rechtöfräftigen Zuſchlags auf falfche Berechnung des geringiten Gebots). 

Bur Beantwortung der Frage, wann die von Rechts wegen erfolgte 
Vermögensverſchiebung als ungerechtfertigt gilt, find folgende Fälle zu 
untericheiden: 

a) Condictio indebiti, jemand hat eine Leiftung gemacht zur Gr: 
füllung einer vermeintlichen in Wirklichkeit nicht beiteyenden Verbindlich⸗ 
feit: $ 818 Anm. 2. 

b) Condictio ob causam finitam, der bei der Letftung vorhandene 
rechtliche Grund iſt jpäter weggefallen. Dies trifft 3.38. zu bei einer 
Zeiftung auf Grund eines Nechtsgefchäfts, dem eine auflöfende Bedingung 
beigefügt war, wenn die Bedingung eingetreten ift. Vgl. SS. 823 Abi. 8; 
ss. 628, b81, 1801, 1584, KO. SS. 7, 26. Recht 1902 S. 285 (Kon: 
diftion der Schuldurfunden nad Erfüllung). gl. auch $. 813 Anm. 2b. 
Um BZweiiel abzufchneiden, ift im $. 812 Sag 2 ausdrüdlidy beitimmt, 
daß die hierher gehörigen Bälle nah Sag 1 zu beurteilen find. 

c) Condictio causa data causa non secuta, ber mit der 
Leiſtung nad) dent Inhalte des Nechtsgeichäfts bezwedte Erfolg iſt nicht 
eingetreten. Es bat 3.8. jemand Waren beftellt und gleichzeitig ben 
Kaufpreis überiendet, der auf ift aber nicht zuftande gelommen; das eins 
gefandte Geld kann zurüudgefordert werden. Vgl. 88. 616, 527, 548, 
628, 1801, 2196. Beiipiele: R®. 66 S. 817 «für zulünftige Schuld 
ausgeftellter Wechlel wird vertragswidrig in Unilauf gefegt und muß ein: 
gelöft werden); 61 S. 87 (Borrangseinräumung zuguniten einer Sicherung: 
hupothek zur Aufnahme von Baugeldern tft unter der Vorausiegung zu 
veritehen, daß dieſe gegeben werden; grundlofe Bereicherung des Gigen: 
tümers, der infolge der PVorrangseinräumung mit der nicht valutierten 
Sicherungshupothet zum Zuge kommt); Recht 1902 ©. 286 (Abtretung 
einer Hypothek unter der VBorausfegung, dab eine andere gelöfcht wird, 
ift fondizierbar, Tobald feitfteht, daß die Löſchung ausbleibt); Sächfälrd. 
11 S. 469 (Kondiktion der dem Vormunde gegenüber übernommenen 
Verpflichtung, eine hilfsbedürftige Perſon dauernd zu verpflegen, wenn 
beide irrig annchmen, daß dem Pilegenden der Nachlaß zufält); NW. 
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1902 €. 220, Saufü. 59 S. 181, OLG.2 ©. 888 (K. des zur Ber: 
meibung einer Strafanzeige Geleifteten, nach trogdem erfolgter Anzeige); 
DRG.2 S. 74 (8. des für Aufgabe eines nach 8. 818 unmirkfamen Bor: 
taufſsrechts Bezahlten). NRüdforderung der Anzahlung, die auf einen 
wegen Formmangels nidhtigen Pertrag gemacht if: 8. 814 Anm. 8. — 
Der Zweck muß objeltin als Beitandteil des Rechtsgeichäfts nicht als 
bloß einfeitige, wenn auch fundgegebene fubjeltive PVorausiegung er: 
einen; auch ftillihweigende Vorausfegungen find zu berüdfichtigen, wo⸗ 
fern Ubereinitimmung beider Parteien vorliegt OLG. 2 S. 888, Seufiil. 
61 S. 285. — Keine Zurüdforderung bes auf Grund eincö gegen: 
feitigen Vertrags Geleiſteten Iediglich wegen Nichterfüllung ſeitens des 
anderen Zeild, SählArh. 18 S. 282, Recht 1906 ©. 748, ORG. 4 
S. 58; beachte aber die in $. 826 gegebene NRüdtrittsmöglichkeit. — 
Sondervorſchriften: 88, 815 (mit Anm.), 820. 

d) Bereicherung dadurch, daß ein Nichtberechtigter über einen Gegen: 
fand mit rechtlicher Wirkung verfügt und dafür etwas erlangt hat, oder 
dadurch, dab an einen Nichtberechtigten eine wirffame Leiſtung erfolgt tft. 
Öterüber ſ. $. 816. 

e) Condictio ob turpem causam, der Zmed ber Yeiftung ift in 
der Art beftimmt, daß die Annahme der Leiftung als verwerflich erfcheint. 
Sierüber ſ. 8. 817. 

f} Condictio sine causa, fonftige Fälle ungerechtfertigter Be: 
reiherung. 3.8. dur Anſchwemmen von Land oder burch unmifient: 
lihe8 Berzehren oder Berbrauchen fremden Gutes oder dadurch, daß ein 
Brief an’ eine faliche Adreſſe abgegeben wird oder daß fich jemand fremdes 
ut unerlaubterweife aneignet (8. 852). Beifpiele: Hecht 1902 S. 484, 
688, I. 1902 Beil. S. 199, 219, 245, 255, 268 (verfehentliche Aus: 
bändigung des Wechſels an den Schuldner), DIZ. 1902, ©. bl. — 
Bel. auch Anni. 8 legter Abſatz. Ferner: 88. 682, 684, 687, 961, 977, 
988, 1007, 1399, 1456. 

b. Der Beweis für das Borliegen der Borausfegungen bed Ber 
teiherungsaniprucdhß liegt demjenigen ob, der den Anſpruch geltend macht. 
zer Empfänger braucht nicht das Beftehen eines rechtlihen Grundes für 
das Behalten zu beweifen (beftritten bei ber Bereicherung wegen Nicht: 
eintritt? des mit einer Xeiftung bezmedten Grfolges, für die Beweislaſt 
des Klägers: Recht 1902 ©. 286). Bei Nüdforderung einer Leiftung 
bat der Fordernde zu beweiſen, in welcher Abficht die Leiftung erfolgt tft 
und daß die danad ihr zugrunde liegende Cauſa nicht befteht, NG. 49 
©. 49, 800, IW. 1905 ©. 891. Ein befonderer Nachweis des Irrtums 
über dad Beitehen der Cauſa wird nicht gefordert, vielmehr hat der Be: 
reiderte zu beweifen, daß dem Leiftenden das (Segenteil hefannt war 
RS. 60 S. 420, Recht 1904 S. 529, 502. 

6. Konkurrenz mit anderen Anjprüden. Der BAnſpruch ift 
nit in dem Sinne fubfidiär, daß er auögefchlofien wäre, wenn gegen 
den Bereicherten ein anderer Anſpruch, 3. B. auf vollen Schadenserſatz 
aus $. 828 befteht, vgl. RG. 48 S. 142. Beachte jedoch, daß ber 
Vindikationsanſpruch ($. 986) mit dem BAnfpruch iniofern unvereinbar 
it, als die Bindifationsmöglichleit eben zeigt, daß der Ninditant fein 
Gigentum noch nicht verloren Hat; nur eine condictio possessionis 








363 Recht der Schuldverhältnifie. Einzelne Schuldverbältnifie. 


kann mit dem Vindikationsanſpruch konkurrieren. Ebenſo zeint das 
Beitehen eine Anſpruchs auf Gegenleiſtung, daB die Bereicherung nicht 
ohne rechtlichen Grund erlangt iſt, vgl. oben Unm. dc a. E. — 
Der Umiftand, daß der Gefchädigte die Möglichleit Hat, von einem 
Dritten Erfag zu verlangen, jchließt den BAnfpruch gegen den Bereicherten 
nicht aus, NG. 48 ©. 142. 

1. Geltendmahung des BAnſpruchs ift auh im Wege ber 
Einrede möglich, vgl. S. 821, OR®G.2 S. 74. — Paſſiv legitimiert 
ift der Empfänger der Bereicherung, ſ. oben Anm. 3, ausnahmsweiſe 
(88. 816 Sag 2, 822) ein Dritter. Aktiv legitimiert ift der Gefchädigte, 
der mit dem Leiftenden nicht notwenbig tdentifch ift, f. oben Anm. 8. — 
Inhalt des BAnſpruchs: Herausgabe des Erlangten, je nach befien Art, 
NRüdübertragung der Sache, Erlaß des begründeten ober Wiederbegründung 
des aufgegebenen Rechts, Umſchreibung im Grundbuch um. — Umfang 
und Wegfall der B.: 88. 818 -820. — Berjährung $S. 194 fi. 
Sonberporfchriften 3. 8. 88. 977, 1801, 1802, 2287. — Berzidt auf 
den BAnſpruch durch konkludente Handlungen, namentlich längeres Still: 
ſchweigen trog Sennini des fehlenden Wechtögrundes: SächſArch. 11 
S. 587, Recht 1904 ©. 552. 


2. Boransfehnngen in befonderen Fällen. 
a) Teiſtung einer Aiatrhuld. SS. 813, 814. 

. 813. Das zum Zwecke der Erfüllung einer Berbind- 
lichkeit Geleiſtete kann aud dann zurüdgefordert werden, wenn 
dem Anfprud) eine Einrede entgegenjtand, durch melde die 
Geltendmadjung des Anſpruchs dauernd ausgeſchloſſen wurde. 
Die Vorſchrift des 8. 222 Abi. 2 bleibt unberührt. 

Wird eine betagte Verbindlichkeit vorzeitig erfüllt, fo it die 
NRüdforderung ausgeſchloſſen; die Erftattung von Zwiſchenzinſen 
kann nicht verlangt werden. 

1. Der Anſpruch auf Rüdforberung wegen Xeiftung einer Nichtichuld 
ergibt ſich ſchon aus 8. 812 Sag 1; die 88. 818, 814 entichelden nur 
fpezielle ragen. 

2. Vorausſetzungen dieſes Anſpruchs find: a) Leiftung zur Er: 
füllung einer Verbindlichkeit |. SS. 862 ff., Anrechnung bei mehreren Ber: 
bindlichfeiten SS. 866 fi. Bol. 8. 812 Abf. 2. — b) Nichtbeftehen der 
Schuld. Es ift einerlei, ob die Schuld nicht beftanben Hat oder ob fie 
erlofhen iſt. Gleichgeſtellt find die Fälle, in denen dem Anſpruch eine 
zerftörende Einrede (S. 94 Borbm. 4) entgegenfteht, 3. B. die Einreden 
bes 8. 858 und der befchränften Haftung des Erben (SS. 1978, 1975, 
1990, 1992). — c) Ausſchluß des Anſpruchs in den Fällen des S. 818 
Abf. 2 (anders, wenn eine bedingte Verbindlichkeit vorzeitig erfüllt iſt) 
und bes 8. 814. Sondervorſchriften: 88. 666, 762, 1624. — Beiipiele: 
NW. 1902 Beil. ©. 229, RG. 49 ©. 42 (Kondiltion nad) Anfechtung 
wegen Irrtums, oder condictio ob causam finitam? 8. 812 
Anm. 2b); 48, 189 (Bezahlung eine? ungültig proteftierten Wechſels 
durch einen Indoſſanten); 62, 283 (Kondiktion von Ruhegehalt); 
61, 269; 60, 419 (8. gezahlter Maſſeſchulden wegen KO. 8. 60). — 
Beweislaſt: 8. 812 Anm. 6. 
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. SIA. Das zum Bwede der Erfüllung einer Ber- 
bindlichkeit Geleiftete!) Tann nicht zurüdgefordert werben, wenn 
der Leiſtende gewußt hat, daß er zur Leiſtung nicht verpflichtet 
war?), oder wenn die Leiftung einer fittlihen Pflicht oder einer 
auf den Anſtand zu nehmenden Rüdjicht entſprach?). 


1) Der Leiltung flieht Hingabe an Bahlungsftatt gleih, Recht 1902 
©. 828. Auch auf Schulbveriprehen und Schuldanerfenninis ($. 781) 
it $. 814 nad $. 812 Abſ. 2 anwendbar (IW. 1906 S. 861), einerlei, 
ob fie an Erfüllungsſtatt oder ErfüNungshalber gegeben werben. Anders: 
8.762 Anm. 4, 5. 666 Anm. 4. Zu Börf®. 8. 50 vgl. ZW. 1904 ©. 88, 
SuͤchſArch. 14 ©. 671, HoldhHeim3MmEchr. 18 ©. 74, OLG. 4 ©. 284. 

2) Die condictio indebiti tft Hiernad) nur begründet, wenn bie Leiftung 
in der irrtümlichen Annahme erfolgte, dazu verpflichtet zu fein, XW. 1902 
Beil. S. 2hb. Ob tatſächlicher oder Nechtsirrtum, ob entichuldbar oder 
nit, ift einerlei, R&. 60 S. 419, OVG®. 2 ©. 48. Bloßer Zweifel deö 
Leiftenden an dem Beitehen der Verbindlichkeit fchließt die Rückforderung 
nit aus, RE. 56 ©. 858, KW. 1904 ©. 88. Biweifel über die Beweis: 
barkeit einer Ginrebe fteht dem Irrtum über den Forderungsbeſtand nicht 
gleich, RS. 59 ©. 851. Kenntnis eines Ungültigfeitägrundes ſteht der 
Rüdforderung wegen eine anderen nicht entgegen, IW. 1904 ©. 88. 
Erfüllung in Kenntnis der Unfechtbarteit fällt nicht ohne weiteres unter 
8. 814, meift wird aber die troß biefer Kenntnis erfolgende Erfüllung 
als Beftätigung ($. 144) gelten müſſen. — Nicht anwendbar tft 
8.814, wenn zur Rermeidung gerichtlichen ober abminifirativen Zwanges 
trog Kenntnis des Nichtbeftehens ber Verpflichtung geletftet wird. Er: 
füllung unter BorbehHalt fchügt vor Anwendung des $. 814; ber 
Leiftende if für Anhalt und Tragweite des Vorbehalts (vgl. 8. 862 
Anm. le) beweispfiichtig; vgl. RG. 56 S. 846. 

8) Erfüllung eines wegen Formuangels unwirkſamen Berfprecheng ift 
weber fittliche Pflicht noch durch Anftandsrädfichten geboten, Daher lann ament⸗ 
ih die Anzahlung auf einen nach 8. 818 ungültigen Vertrag zurüdgefordert 
werden, JW. 1902 Beil. S.281, OLG. 8 S 209; 4, 287; 6, 228, Sädjf» 
Arch. 16 S. 108. Vgl. ferner OLG. 6 ©. 283 (GmbSG. 8. 56). — Er: 
fülung verbotener Börfentermingefchäfte (BörſG. 8. 50) oder Börſenſpiel⸗ 
geihäfte wird auch bei Kaufleuten, abgejehen von befonderen Umftänden 
(RS., Recht 1906 ©. 257, Bantlier!) nicht durch Unftandsrädfichten ge: 
fordert, 38. 1904 ©. 88, SächſArch. 14 ©. 569, vgl. aber aud) RG. 58 
S. 268. — Seine Anftandböpfliht bed Indoſſanten, einen ungültig 
proichterten Wechlel einzulöfen, den er in BZahluug belommen und gegen 
Entgelt weiter gegeben Hat, RG. 48 ©. 148 gegen OLG. 2 ©. 48. Da: 
gegen ift der Wechielfchulbner, der fi zur Zeichnung und Einlöfung des 
Wechſels verpflichtet bat und ihn trog mwechfelmäßiger Ungültigfeit feiner 
Unterfchrift einlöft, nicht rüdforderungsberechtigt, IW. 1906 5.69. — 
Rüdforderung ded Über die Zwangövergleicdhdquote hinaus Geleiftelen ift 
ausgeſchlofſen, OLG. 8 S. 89. Dagegen feine Anftandspfliht zur Er: 
fülung eined gegen KO. 8. 181 verftoßenden Bertrages, SähfArd. 12 
S. 7152. — Reine Kondiktion bes Alimentattondanertenntniffes des außer: 
ehelichen Baters, obgleich das Kind als ehelich gilt, OLG. 12 ©. 102. 


Adilies, Bürgerliches Geſezbuch. 5. Auflage, 24 
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Keine K. der vom Manne während bes Scheidungsprozeſſes der für fchuldig 
erflärten Fran gezahlten Unterhaltsbeiträge, NG 68 ©. 88. — Beweis: 
laft 8. 812 Anm. 6. 

b) Nichteintritt des mit einer Leitung bezweckten Erfolges. 

&. 815. Die Nüdforderung wegen Nichteintritts bes 
mit einer Leiltung bezwedten Erfolges!) if ausgefchlofjen, wenn 
der Eintritt des Erfolges von Anfang an unmöglih?) war und 
der Leitende die gemußt hat oder wenn der Leiltende den 
Eintritt des Erfolges wider Treu und Glauben verhindert?) hatt). 

1) 8.812 Anm. 2c, b. 2) tatjächlich oder rechtlich unmöglich). 
8) Hiernach Tann z.B. ein Verlobter Brautgeichente nicht zurädfordern, 
wenn er das Unterbleiben der Eheſchließung verfchuldet Hat, Seuffel. 67 
©.23. Dal. $. 162 (Berhinderung des Eintritts einer Bedingung). 
4) Borfchriften für den Fall, daß die Vollziehung einer Auflage un: 
möglich wird: SS. 627, 2196. 

c) Berfügung eines Nichtberechtigten über einen Gegenfland. 

8. S16'). Trifft ein Nichtberedhtigter über einen Gegen⸗ 
ftand eine Verfügung, die dem Berechtigten gegenüber wirkſam 
itt?), jo ift er dem Berechtigten zur Herausgabe des durd) die 
Verfügung Erlangten verpflichtet?). Erfolgt die Verfügung un- 
entgeltlich, fo trifft die gleiche Verpflichtung denjenigen, welcher 
anf Grund der Verfügung unmittelbar einen rechtlichen Vorteil 
erlangt. 

Wird an einen Nichtberechtigten eine Leiftung bewirkt, Die 
dem Berechtigten gegenüber wirffam ift*), jo ıft der Nicht- 
berechtigte dem Berechtigten zur Herausgabe des Geleiſteten ver- 
pflichtet. 

4) Für bie Anſprüche aus 8. 816 gilt im Übrigen das zu 8. 812 
Geſagte, vgl. dort Anm. dd. Umfang ber Herausgabepfliht: SS. BIS Ft. 
Beweislaft 8. 812 Unm. 6. 2) 3. B. SS. 406, 892, 898, 982-986, 
956, 957, 1082, 1188, 1155, 1207, 1244, 1507, 2306, 2866. 2870, 
vgl. auch 88. 135, 161, ferner HGB. 88. 866—867, WO. Art. 36, KO. 
8. 7, ZPO. 88.814 ff., HRG. SS. 90 f. Guter Glaube befreit den Ber: 
äußerer einer fremben Sache nicht von der Herausgabepflicht, auch nicht, 
wenn ihm der Öffentlide Glaube des Grundbuchs zur Seite fteht, IW. 
1908 ©. 253. — Unter $. 816 fällt namentlid audh die Zwang: 
vollftredung in dem Schuldner nit gehörige Begenftände, 
fo daß deren Eigentümer alfo auch vom gutgläubigen (vgl. Anm. 4) be: 
treibenden Gläubiger den Werfteigerungserlöß herausverlangen Tann, 
wenn er die Widerſpruchsklage (ZPO. S. 771) verfäumt, OLG. 2 S. 868 
SächſArch. 14 ©. 228, Seuffl. 60 ©. 168 (fein unmittelbarer An: 
ſpruch des Eigentümers gegen den Erfteigerer auf Bablung des Kauf: 
preifed). Daß der Geichädigte fih anfänglich die Berfteigerung in— 
folge irriger Nechtsanichauung gefallen Tieß, begründet feine Einrede 
der Argliit, SW. 1906 ©. 1b. — Bereicherungsanſpruch des vor: 
zugsberechtigten Dritten bei Berfiumung der Sllage aus ZPO. 
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8.806, namentlih bes durch bie Berfteigerung um fein Pfandrecht ge: 
tommenen Bermieterd, OLS.2 ©. 862, Recht 1908 ©. 627; 1906, 874; 
12, 286 (8VG. $. 5b Abf. 2). Ebenſo bes Niekbraucherd gegen den 
Slänbiger des Eigentümer8 wegen Pfändung und Einziehung ber 
Miete, OLG. 9 S. Ih. Dagegen fteht Fein Bereicherungsanipruch zu: 
dem in ber Schlußverteilung übergangenen Konkursgläubiger gegen Die 
anteilöweife befriedigten, OLG. 11 ©. 866; dem im geringften Gebot 
zu Unrecht nicht berüdfichtigten Hypothekengläubiger gegen die rechtmäßig 
berüdfichtigten nachftehenden Gläubiger, RS. 59 ©. 276, a.M. Recht 
1906 S. 184 (4G.); dem Hypothefengläubiger, ber da8 Grundftäd in 
der Zwangöverfteigerung erworben hat, gegen ben Eigentümer wegen vor 
Belhlagnahme erfolgter Einziehung der Verſicherungsſumme, Necht 1905 
2.472. — Auch wenn die Bwangspollftredung in dem Schuldner 
gehörige Gegenſtände an wefentliden Mängeln leidet, liegt die Ber: 
fügung eines NRichtberechtigten vor, unterlaflene Rüge ſchließt ben Be: 
reiherungdanfpruh nit aus, NG. 56 ©. 70 (82. ohne Schuldtitel), 
IDR. 4 S. 268, Seufiü. 57 ©. 261 (MobiliargB. in Zubehör von 
Grundftüden entgegen ZPO. $. 866). — BP. in unpfändbare Sachen 
und Forderungen erzeugt dagegen wegen ber bißpofitiven Natur der betr. 
Vorſchriften Leinen Bereicherungsanfprud, Seuffü. 60 ©. 81. 8, Hat 
der Berfügende als Geſchäftsführer ohne Auftrag gehandelt, jo haftet er 
nad $. 681, vgl. auch 8. 687 Abf. 2; Tiegt eine unerlaubte Handlung 
vor, gilt &. 828, 4) 3. 8. 88. 407, 409, 412, 418, 674, 576, 577, 
679, 720, 861, 898, 1056, 1428, 1478, 1497, 1624, 1668, 2019, 2111, 
2135, 2367, 2870. Bgl. RS. 61 S. 260, OLB.9 ©. 15. 


d) Berwerflidder (empfang. 
6. S17). War ber Zweck einer Leiftung?) in der Art 
beftimmt, daß ber Empfänger durh die Annahme gegen ein 
ejegliches Berbot?) oder gegen die guten Sitten*) verſtoßen 
bat, fo ift der Empfänger zur Herausgabe verpflichtetd). Die 
Rüdforderung ift ausgeſchloſſen, wenn dem Leiltenden gleichfalls 
ein folcher Verſtoß zur Laft fällt), es fei denn, daß die Leiſtung 
in der Eingehung einer Verbindlichkeit beſtand'); das zur Er» 
füllung einer ſolchen Berbindlichleit Geleiftete kann nicht zurück— 
gefordert werden. 


1) Condictio ob turpem causam, vgl. 8.812 Unm. de. — 
Unfittlichfeit des Kauſalgeſchäfts macht dag dingliche Erfüllungsgeſchäft 
niht notwendig nichtig, $. 188 Unm. 1. Über Konkurrenz von Binbi: 
kations- und Kondiftionsanfprüden f. $. 812 Anm. 6. — Umfang ber 
Saitung $. 819 Abſ. 2. 2) Als Reiftung kommi nicht nur die direkte 
Hingabe eines Bermögendwert3, fondern auch bie Begründung cine? 
Eduldverhältniffes, insbefondere in Form eines Wechſels oder eines 
abftraften Schuldverſprechens fomie das vertragsmäßige, pofitive oder 
negative Anerfenntnis in Betracht, Seuff Bl. 70 ©. 616, NG. 58 ©. 204. 
8, 8. 184. Bu denken 3.8. an das Verbot, für eine Amtshandlung 
Gelder anzunehmen, StGB. $. 881. 4) 8. 188. Uber Schweigegeld 
vgl. Anm. 6. Gellaiyfiem DIEB. 1904 ©. 416. Der unmittelbare Zweck 
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ber Leiftung muß gegen die guten Sitten verſtoßen, das bloße Bewußt⸗ 
. fein der Schädigung eines Dritten reicht nicht aus, SeuffA. 69 S. 144. 
Darlehen zu Borbellzweden: OLG. 12 S. 19; zu Spielzweden: $. 762 


Anni. 6. 5) Für den Anſpruch ift im übrigen $. 812 maß: 
gebend; wegen des Umfanges der Haftung f. 8. 819 Abf. 2. © In 
pari turpitudine melior est causa possidentis. Einzel⸗ 


fälle: Durch Annahme von Gelb für das Verfprechen, über eine ftraf- 
bare Handlung zu ſchweigen, verftößt der Empfänger gegen die guten 
Sitten, es müßten denn befondere Nebenumftände (3. B. Erfaganiprud, 
vgl. ORTS. 10 ©. 186) Hinzutreten, die dies außichließen; ob aud dem 
Geber folder Berftoß zur Laft Fällt, ift Tatfrage, RG. 58 S. 204. 
Nüdforderung eines Darlehns trotz beiderfeitigen Berfioße8 gegen Die 
guten Sitten: Seuffü. 59 ©. 144. Keine Rüdforberung im Voraus ge= 
zahlter Borbdellmiete, OLG.2 ©. 219. Keine Nüdforderung bed ver: 
tauften Bordellgrundftüdd, ZW. 1906 ©. 884, Sählird. 15 S. 106, 
a. M. ORG. 12 S.17, vgl. Recht 1906 ©. 1194. Annahme von Ge: 
ſchenken, wenn die Mittel dazu befanntermaßen verbrecherifch erlangt find: 
NG. 48 ©. 298. — Dritten fteht $. 817 Sat 2 nicht entgegen, ebb. 
7), Hypothelenbeitellung bewirkt dingliche Nechtsänderung und gehört daher 
nicht Bierunter, ZW. 1906 S. 886. 


3. Umfang der Verpflichtung zur Herausgabe. 88 818-820, 

Der Empfänger ift in erfter Linie zur Heraußgabe des Erlangten 
in Natur verpflichtet. Die Verpflichtung wird durch $. 818 Abf. I auf 
bie tatfächlih gezogenen Nugungen und die etwa erlangten Erſatzſtücke 
erftredt (8. 818 Abſ. 1); tft bie Herausgabe bes Erlangten unmöglid, fo 
tritt Werterfa an die Stelle ($. 818 Abſ. 2); tft die Bereicherung weg⸗ 

efallen, fo fällt der Anſpruch weg ($. 818 Abi. 8); ift der Anſpruch auf 

Derausgabe ber Bereicherung rechtShängig geworden ($. 818 Abi. 4) oder 
ift der Empfänger beim Empfang in böfem &lauben geweſen ($$. 819, 
820), fo erweitert ſich feine Haftung. 

6. SIS. Die Verpflihtung zur Herausgabe erftredt ſich 
auf die gezogenen Nutungen ſowie auf Dagjenige, was ber 
Empfänger auf Grund eines erlangten Rechtes oder als Erfag 
für die Seritörung, Beihädigung oder Entziehung des erlangten 
Gegenſtandes erwirbt.!) 

Sft die Herausgabe wegen der Beichaffenheit des Erlangten 
nicht wmöglid oder ift der Empfänger aus einem anderen 
Grunde zur Herausgabe außeritande, fo Hat er den Wert zu 
erfeßen.?) 

Die Verpflichtung zur Herausgabe oder zum Erſatze des 
Wertes iſt ausgefchloflen, ſoweit der Empfänger nidht mehr be» 
reichert ijt.?) 

Bon dem Eintritte der Rechtshängigkeit an haftet der 
Empfänger nad den allgemeinen Vorſchriften.“) 

1) Wegen Nugungen |. $. 100, RS. 58 ©. 871 (Binfen).. Wegen 


Ungerechtfertigte Bereicherung. 88. 818-820, 873 


der Grjagftüde vgl. 8. 718 Unm. 2. Betipiele: Der Empfänger, der eine 
Forderung erlangt bat, zieht den Gegenftand ber Forberung ein, oder 
ein Grundftüd, welches er erlangt hat, wirb gegen eine Entichädigung 
enteignet. Der Anſpruch erftredt fich nicht auf dasjenige, was ber 
Empfänger durch Rechtsgeſchäft mit Mitteln des erlangten Gutes erwirbt, 
3. B. mit dem erlangten Gelbe fauft; hier greift Abf.2 Play. 2) 3.82. 
Dienfte find geleiftet, oder der Empfänger bat das erlangte Gut verzehrt 
oder verbraudt. Bu erfegen ift der objektive Wert. Bei Beräußerung 
der Gerauözugebenden Sache befteht nur Anfpruch auf Werterfag, einerlet, 
od die Wiedererwerbung möglich ift oder nit, NG. 56 S. 888. Kein 
Anſpruch auf burch Weiterveräußerung erzielten Verdienſt, OLG. 12 S. 125. 
3) Auf Berfchulden de3 Empfängers lommt ed nicht an. Den Weg: 
fall der Bereiherung hat der Empfänger zu beweiſen, Recht 1904 ©. 668; 
1906, 107; Seufffl. 60 ©. 816. Die Frage, ob eine Bereicherung vor: 
Itegt, ift im übrigen eine tatſächliche. Der Empfänger tft bereichert, auch 
wenn er das Erlangte verbraucht bat, falls ihm dadurch andere ſonſt not: 
wendige Ausgaben erfpart worden find; er ift nicht bereichert, wenn er 
(ediglih mit Aüdficht auf die vermeintliche VBermögensvermehrung höhere 
Ausgaben gemacht batte; Bermendungen mindern ftet8 die Bereicherung, 
RE. 54 S. 187; 60, 291, Seufffl. 57 ©. 895, Gruch. 48 ©. 1084. Die 
Bereicherung ift nicht weggefallen, wenn ber Empfänger zwar ein anderes 
Vermögensobjekt aufgegeben Hat, die aber nad $. 812 zurüdfordern 
fann, Recht 1905 S. 618. 4) Rechtshängigkeit ZPO. 88. 268, 267, 
281. Birtungen BGB. 85. 291, 292, 987 ff., 2088. Der Empfänger 
haftet vom Eintritte der Rechtshängigkeit an namentlich für Früchte und 
Binfen fowie für den verfchuldeten Untergang ber erlangten Sade; feine 
Gegenaniprüche wegen Berwendungen find beichräntt. 

Benutnis des Empfängers vom Mangel des Rethtsgrundes. 
5819. Kennt der Empfänger den Mangel des recht⸗ 
lichen Grundes bei dem Empfang oder erfährt er ihn fpäter, 
jo ift er von dem Empfang oder der Erlangung der Kenntnis 
an zur Herausgabe verpflichtet, wie wenn der Anfprud auf 
Herausgabe zu dieſer Zeit rechtshängig geworden wäre). 

Verſtößt der Empfänger durch die Annahme der Leitung 
gegen ein geſetzliches Verbot oder ge en bie guten Sitten?), fo 
it er non dem Gmpfange ber e ung an in der gleichen 
Weiſe verpflichtet. 

1) Wegfall ber Haftung $. 818. Ausſchluß des Anſpruchs in ben 
Faͤllen der 85. 814, Sb. 2) 8.817. Die Beweislafl dafür trifft den 
läger, 38. 1906 ©. 891. Ausſchluß des Anſpruchs im Falle bes 
8.817 Sag 2. 

Zweifel Über den Gintritt eines bezwerkten Erfolges. 

. S2O. War mit der Leiftung ein Erfolg bezmedt, 

defien Eintritt nad) dem Inhalte bes Rechtsgeſchäfts als un— 
gewiß angefehen wurbe!), jo ift der Empfänger, fall ber 
Erfolg nicht eintritt, zur Herausgabe fo verpflichtet, wie wenn 
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der Anſpruch auf Herausgabe zur Zeit des Empfanges rechts⸗ 
bängig geworden wäre?). Das gleiche gilt, wenn die Leiſtung 
aus einem Rechtsgrunde, delien Wegfall nach dem Inhalte des 
Nechtsgeichäfts als möglich angejehen wurde, erfolgt iſt und der 
Rechtsgrund wegfällt?). 

Zinfen hat der Empfänger erit von dem Zeitpunkt an gu 
entrichten, in welchem er erfährt, daß ber Erfolg nidi ein- 
getreten oder daß der Rechtsgrund weggefallen ilt; zur Heraus 
gabe von Nutzungen ift er infomweit nicht verpflichtet, als er zu 
dieſer Zeit nicht mehr bereichert ift. 

1) 3.8. der Abſchluß eines Vertrags, zu befien Erfüllung dem 
Empfänger eine Leiftung gemacht wird, ift unfider. Sol nad dem 
Inhalt des Rechtsgeſchäfts der volle Erfolg erſt in der Zukunft eintreten, 
fo ift nicht erforderlich, daß bie Parteien an bie Möglichleitt des Nicht: 
eintritt befonderd gedacht Haben (fireitig). Der Bermieter, ber Miete 
im voraus empfängt, Haftet nad) 8. 820 auf Rüdzahlung, wenn die 
Mietzeit früher endet (3. B. S. 670), auch wenn biefe Möglichkeit außer 
Betracht gelaflen fit. 2) Umfang der Haftung $. 818 mit Anm. 4. 
8) 3.8. auf ein auflöfend bedingted Gefchäft tft eine Leiſtung gemacht. 
4. Eingehung einer Berbindlichkeit ohne Rechtsgrund. 

. s21. Wer ohne rechtlichen Grund eine Berbindlichfeit 
eingeht, Tann die Erfüllung aud) dann verweigern, wenn der 
Anfpruch auf Befreiung von der Verbindlichkeit verjährt it. 

Aynlid 8.858. KO. $. 41 . Abſ. 2. Die Erfüllungsweigerung ver- 
pflihtet zur Nüdgabe ber empfangenen Gegenleiftung, RG. 60 ©. 294. 
5. Anwendung der Bereicherung an einen Dritten, 

. 823. Wendet der Empfänger das Erlangte unent- 
geltlich einem Dritten zu, fo iſt, foweit infolgedeflen die Ver⸗ 
richtung de8 Empfängers zur Derausgabe der Bereicherung 
ausgeſchloſſen ift!), der Dritte zur Derausgabe verpflichtet, wie 
wenn er die Zuwendung von dem Gläubiger ohne rechtlichen 
Grund erhalten hätte?). 

1) weil der erfte Empfänger nicht mehr bereichert ift (8.818 Abſ. 8); 
anders, wenn bie Borausfegungen des $. 818 Abſ. 4 oder der 88. 819, 
820 vorliegen. Steine Haftung des Ehemanng, wenn bie Ehefrau in ihrem 
Geſchäfte fremde Sachen verbraucht und ihm demnädft auß den Erträg⸗ 
niffen des Gefhäfts Zuwendungen gemadt Hat, Recht 1902 ©. 484. 
% Krane ai Anſpruchs S. 812 Abſ. 1 Sag 1, Umfang der Haftung 


Fünfnndzwanzigfter Titel. 
Unerlaubte Handlungen. 


1. Das BGB. ſetzt eine Schadenserfatpfliht nicht für beftimmte 
unerlaubte Handlungen feit, ſondern ftellt für die Haftung aus foldden 
Handlungen allgemeine Borausfegungen auf (8. 828). Dabei wird einerfeitd 
der Bwed verfolgt, den Nechisfreis des einzelnen gegen widerrechtliche 
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Eingriffe zu fchüßen; der Rechtskreis des einzelnen aber beftimmt fich 
nad ben in jeiner Perſon begründeten Rechten und durch die zu feinem 
Schuge erlaffenen Geſetze Underfeits ift dad Verhältnis fo geregelt, daß 
Borausfegung für die Erfaßpflicht ein Verſchulden des Täters tft. 

An ben weiteren Vorſchriſten des Titels wird das im 8. 828 auf: 
geſtellte Prinzip nach mehreren Nichtungen ergänzt. Ein Anſpruch auf 
Schabenderfag wird zunächlt zugeftanden in einer Anzahl von Fällen, in 
denen fein in der Berfon begründete Recht verlegt oder nicht gegen ein 
Geſetz verjtoßen ift (SS. 824—826, 889; vgl. auch 8. 1787 Abſ. 1). 

Das Prinzip des fubjektiven Verſchuldens, aus welchen die 88. 827, 
828 Konjequenzen ziehen, wird für eine Anzahl von Fällen durchbrochen 
oder abgeſchwächt, und zwar derart, daß entweder aud ohne Berfchulden 
Schadenserfag zu leiten ift (88. 829, 838, 885) ober daß wenigſtens dem 
Geihädigten der Beweis des Berfchuldend abgenommen wirb (88. 834, 
836—888). Im Bufammenbange Hiermit ftehen Borfchriiten über die 
Haftung für Handlungen dritter Perfonen ($$. 881, 882). 

Der nur mittelbar Geichädigte hat nach $. 828 keinen Griag: 
anſpruch; die SS. 844, 845 räumen ausnahmsweiſe beftimmte Perfonen 
einen Erſatzanſpruch wegen mittelbarer Schädigung ein. 

Kür den Umfang des Erſatzanſpruchs und die Art ded Schadens: 
eriaged find die allgemeinen Grundſätze (insbeſ. SS. 249— 265) maßgebend. 
Die 88. 842, 848, 847—849 erweitern und regeln die Erfagpflicht für 
befondere Fülle. Der 8. 860 betrifft den Sal, daß ber Eriaßpflichtige 
Berwendungen gemacht, der $. 851 den Fall, daß er an einen Nicht: 
berechtigten geleiftet bat. 

Die Berjährung der Unfprüde auf Schadenserfag und die lin: 
verjäbrbarfeit der Einrede gegen eine durch unerlaubte Handlung erlangte 
Forderung werben in den 88. 852, 858 geregelt. 

2. Kein Zurücdbehaltungsreht an Segenjtänden, die durch eine vor: 
fäglich begangene unerlaubte Handlung erlangt find, 88. 278, 1000, 1007, 
ebenio keine Aufrechnung gegenüber einem Anſpruch aus einer vorjäglid) 
begangenen unerlaubten Handlung, $. 898. Haftung des Beſitzers, der 
eine Eadje durch eine ftrafbare Handlung an fich gebradht hat, nach den 
Grunbfägen über unerlaubte Handlungen, SS. 992, 1007, 2025. 

8. Gerichtäftand für Anfprüde aus unerlaubten Handlungen ZPO. 
8.82. Bol. RG. 60 ©. 868 (Gerichiäftand für durch die Preſſe be: 
gangene Delikte, keine entiprechende Anwendbarkeit des $. 7 Abf. 2 
SIPOD. in der Yaflung v. 18. Juni 1902). 

4. Die Borfchriften der Reichsgeſetze Über Erfaßpflicht und unerlaubte 
Handlungen bleiben nah dem EG. Art. 82 unberührt. Insbeſondere 
find auch die Beftimmungen über die Buße aufrecht erhalten (f. $. 828 
Anm. 6). In Betracht kommen namentlich die Vorſchriften des HGB. 
88.486, 784, de StGB. 88. 188, 281, des Haftpfi®. mit den Undes 
zungen, welche fih aus EG. Art. 42 ergeben, ſowie die Geſetze über bie 
Kranlense, Unfall:, Invaliditäts⸗ und Alteröverficherung, ferner die Belege 
über Urheberrecht, Patent:, Marken: und Mufterfhug (8.9 GebrMuſtG. 
iäließt die Anwendung des 8. 828 aus, IW. 1905 ©. 214), weiter Die 
KD. 88.29, 42 und dad Anf®. und endlich dag UnlWG. 

Die PO. iſt dahin ergänzt worden, daß in einer Neihe von Fällen 
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derjenige, welcher von einem vorläufiger Rechtsbehelfe Gebrauch macht, 
bem anderen ben Hierdurch entftehenden Schaden erfegen foll, wenn bie 
endgültige Entifcheidbung zu Ungunften des Klägers ausfällt. Bgl. ZPO. 
$8. 89, 802, 600, 717, 945 (Borbn. S. 868 unter 8). 

Borbehalte für die Landesgeſetzgebung f. im EG. Art. 69, 70—72, 
77—79, 95, 106 —108. 

6. Die allgemeinen Vorſchriften Aber unerlaubte Handlungen, ins: 
befondere die über Verjährung (SS. 868, 864) und über den Gerichtsitand 
(ZPO. 8. 82) gelten für alle Anfprüdhe, welche in dem 25. Titel geregelt 
find, aud) wenn, wie im alle bes 8. 888, eine Haftung ohne Berfchulden 
feftgefegt tft, NG. 60 ©. 806 mit Bit. Ob diefe Vorfchriften auch auf 
andere Unfprüche anzuwenden find, welche durch reichsrechtliche oder 
landesrechtliche Sonbervorichriften geregelt find, ift Für diefe Anfprüde 
befonder8 zu prüfen. Ein Unfprud auf Grund des Haftpflß. S. I ift 
ein Anfpruch aus einer unerlaubten Handlung im Sinne der ZPO. 
8.82, RG. 60 S. BOB unter Aufgabe bed Standpunttes in 50 S. 408. 

Die Verlegung eines obligatorifchen Rechte dur den Schuldner 
ift feine unerlaubte Handlung im Sinne des 2%. Titel, vgl. $. 828 
Anm. lc. Die Nechtöfolgen, insbeſondere des Verzugs und der Nicht: 
erfiillung, beftimmen fi) nad den Borfichriften des allgemeinen Teiles 
des Rechtes der Schuldverhältniffe. 

6. Eine Übergangsvorſchrift |. im EG. Art. 170, eine Borfchrift 
über internationales Privatreht im EG. Art. 12. 


Grun ſate 

6. 828. Wer vorſätzlich oder fahrläffig das Leben, den 
Körper, die Gefundbeit, die Freiheit, das Eigentum oder ein 
fonjtiges Recht eines anderen widerrechtlich verletzt, ift dem 
anderen zum Erjage deö daraus entjtehenden Schadens verpflichtet. 

Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen 
ein den Schuß eines anderen bezwedendes Gefeg verjtößt. Iſt 
nad dem Inhalte des Geſetzes ein Verſtoß gegen dieſes auch 
ohne Verſchulden möglich, fo tritt die Erfappflict nur im alle 
des Verſchuldens ein. 

1. Rechtsgüter, die dur Abf. 1 gefchägt werben: 

a) Leben (StGB. 88. 211ff., 222), Körper (SIEB. 88. 228 fi.; 
auch Anftedung mit einer Geſchlechtskrankheit, vgl. aber 8. 254; Seufffl. 68 
S.149), Geſundheit (auch feeliiche &.), Freiheit (SIEB. SS. 284 Bis 
241; Einverftändnis Herrfcht darüber, daß ber Schug nit nur in diefen 
Fällen gewährt wird, Abgrenzung tit ftreitig; NG. 48 ©. 128; 58, 28 wenden 
ſich gegen die weitefte Auslegung, wonad jede bie freie Willen$beftimmung 
eined anderen beeinfluffende Einwirkung Freiheitsverletzung fein Toll). 

b) Eigentum (StGB. 83. 242, 246, BOB ff., BGB. SS. 908 ff.). 
Sowert bie Berlegung des Eigentumsanſpruchs anbderweit befonberö ge: 
regelt ift (38. 992, 989, 990, 998), ift $. 828 unanmwendbar, RE. 56 
©.818. — Einzelfälle: Kein Entſchädigungsanſpruch wegen feuer: 
gefährliden Gewerbebetriebs auf dem Nadhbargrundftüd, NE. 50 S. 226 
mit OLG. 4 ©.56. Erſatz wegen Sandaufwirbelns im Nachbargrundſtück, 
NS. 60 ©. 188. Werunreinigung von Privatflüfien, Seuffrch. 60 
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S. 412. Erſatzanſpruch wegen Bordellbetriebs auf dem Nachbargrundſtück? 
ogl. Anm. 7 und S. 826. Kein Erſatzanſpruch bed Nachbarn gegen die 
Polizei wegen Duldung des Borbelld, OLG. 12 ©. 113. — Eigentums: 
verlegung durch fahrläffige (keine Haftung nad) SS. 987 ff.) Verfteigerung 
fremder Sadıen, vgl. $. 816 Anm. 2, NG. 61 S. 480, SächſArch. 16 
5.498, Recht 1906 S. 918, Seuffll. 66 ©. 868; durch Fortſetzung ber 
Zwangsvollſtreckung trog Befriedigung, WürttS. 14 S. 287; dur 
Pfändung von Brundbftüdszubehör entgegen ZPO. 8866, Seufff.60 S.480. 
c) Sonfliges Recht. AL folde find anerkannt alle abfoluten, 
d. 5. von jedermann zu beadhienden Rechte, RG. 57 ©. 868. Im Ein: 
zelnen: Dinglihe Rechte, außer Eigentum (oben b) auch Erbbaurechte, 
Pfandrechte ufw., IW. 1906 ©. 89 (Haftung bed Widerfpruchäflägers 
nah ZPO. 8. 771 für den durch Einftelung der Zwangsvollſtreckung 
entftandenen Schaden bei Berichulden, nit nah ZPO. $. 717 Abſ. 2), 
Recht 1906 S. Bib (Recht der Anlieger auf Waflerentnabine aus Privat: 
flüfien, BayOht®.) Beſitz, Net 1908 ©. 676; 1906 ©. 184, 646, ins⸗ 
befondere auch Mietbeſitz, RG. 69 S. 826, OLE. 12 ©. TIL (Klage bed 
Mieter gegen nachbarliche Immiffionen), Seuff®l. 70 S. 128 (Schadend: 
erfag fiir zerftörte enflericheiten), SächſArch. 12 S. 868 (kein Erſatz⸗ 
anſpruch gegen den früheren Mieter, der nicht rechtzeitig räumt). ferner 
Seuffel. 61 S. 56 (Nechte dei Bauunternehmerd an ben in ein fremdes 
Grundſtũck eingebauten Materialien bis zur Abnahme). Ausſchließ-— 
lide Aneignungsrehte, $. 968 Anm. 4, vgl. aber Seuffü. 60 
©. 486 (Pacht der Fiſcherei in öffentlichem Fluß). Namensrecte 
$.12) und Firmenrechte (H8B. 83. 17Ff., 87 Abf. 2. Perfonen: 
tandsrechte (StGB. 8S. 169), vgl. OLG. 2 ©. 482. Familienrechte 
(Erfaganfpruch gegen den Entführer von Frau oder Tochter. Schabens- 
erfag wegen Berlegung eheliher Pflihten? vgl. Seuffll. 61 ©. 66). 
Geiftiges Eigentum, ſoweit es in den Ürbeberrechtögefegen zur Un: 
erfennung gelangt if. Stehbender Gewerbebetrieb RG. 56 ©. 271; 
68, 24; 60, 844; 47, 98, 3W. 1902 Bell. ©. 227 (Arzt); 1904, 282; 
1905, 20, 480; 1906, 168. über Boykottierung vgl. Anm. 4 a. €. 
Zu den fonftigen Rechten gehören nit: Allgemeine 
Verfönlichkeitsrechte, die vermöge der allgemeinen freiheit bes 
Handelns jedermann zulommen, insbefondere die Befugnis zu un 
gehinderter Verwertung der Arbeitskraft (NG. bil S. 869; 58, 24, vgl. 
GewO. 8. 1), dagegen wird ein beitehender Gewerbebetrieb im Gegenſatz 
zu biefen bloßen Erwerbsausſichten gefchüßt, vor. Abſ. a. E. Die per: 
jönlide oder gefhäftlide Ehre, RG. 61 ©. 869; 60 ©. 4, Recht 
1W4 ©. 189, OLG. 8 ©. 16; 10 S. 185, SächſArch. 18 ©. 884; bie 
Ehrveriegung kann aber u. U. einen Anſpruch aus 8. 828 Abi. 2 mit 
StGB. 88. 186—187, BGB. 88. 824-826 erzeugen. Recht am 
eigenen Bilde? vol. OLS.2 ©. 818. — Forderungsrechte. Die 
Berlegung einer bloßen Bertragspflicht durch den Schuldner ift anderweit 
geregelt und fält nicht unter 8. 828, NG. 58 ©. 200, Recht 1902 
©. 286; 1904, 447; 1906, 561 (G.), SächſArch. 13 ©. 282. Bon Dritten 
tıın auf ben Gegenftand ber gefchuldeten Leiftung ſchädigend eingewirkt 
werben, ohne daß das obligatorifche Recht feldft berührt wird. Über Nicht: 
anwendbarkeit des $. 828 auf diefen Fall Herrfcht Einverftändnis. Werner 


378 Recht der Schuldverhältniffe. Einzelne Schuldverbältnifie. 


aber kann durch Einwirkung eines Dritten das Gläubigerrecht felbfi tat: 
fächlich zeritört werden, und zwar entweder mittelbar, indem der Dritte 
Unmöglichkeit der Erfüllung bewirkt 3. B. dur Berfiörung bed ge: 
ſchuldeten Gegenftandes, vgl. HGB. 1905 Beibl. ©. 262 (Erſatzanſpruch 
wegen Berihleppung auf der Auktion gelaufter, noch nicht Übergebener 
Sadıen). Oder unmittelbar (in diefem Falle wollen manche den $. 828 
anwenden, 3. B. OLG. 9 ©. 89 f. u.), indem 3. B. ber Zedent vor: 
ſätzlich oder fahrläffig von dem Zeſſus nad 8. 407 wirffame Zahlungen 
entgegennimmt, ebenfo der unberechtigte Beſttzer eines Wertpapiers 
oder Legitimationspapiers (vgl. vor 8. 798 Nr. 1, 2) von dem 
Ausſteller, der durch Erbichein legitimierte Nichterbe von bem Erb: 
Ichaftsfcguldner. Die Praris nimmt weitaus Überwiegend an, Daß 
in feinem ber genannten Fälle ein Erfaganfpruh aus 8. 828 
Abf. 1 gegeben if, NG. 67 ©. 868; 69, 286, 826, IW. 1906 
©. 867, Recht 1905 ©. 184. Tinentfdieden: RG. 57 ©. 188. 4. M.: 
RS. 650 ©. 196 (Befugnis dur Annahme eines Antrags einen Aniprud 
zu erwerben als fonftiges Nedt), OLG. 9 S. 89 (Erfaganipruh wegen 
widerrechtlider Pfändungsbenachrichtigung). — Dagegen ift möglid, daß 
die Nichterfüllung einer Bertragspflicht gleichzeitig den Tatbeſtand eines 
felbftändigen Delikts enthält, 3. B. BadRpr. 19056 S. 49 (Körper: 
verlegung durch den innerhalb eines Dienftvertrages tätigen Arztes 
“infolge Kımftfehlers), Unterſchlagung (nicht bloße Bernadhläffigung, f. u.) 
der in Verwahrung genommenen Sache, vgl. ferner Necht 1906 S. 560, 
8.278 Anm. 8. Der Geſchädigte kann dann nad feiner Wahl aus dem 
Bertrag oder dem Delilt Hagen. Ausschließlich der Bertragsaniprud be 
fteht Dagegen, wenn eins der durch 8. 528 geſchützten Nechtögüter lediglich 
dadurch verlegt wird, daß eine nur vertraglich gebotene Handlung unterbleibt, 
vgl. KW. 104 S. 166 (Nicdhireparatur einer fchadbaften Treppe 
durh den Bermieter, infolgebefien SKüörperverlegung bed Mieters), 
Seuffu. 61 ©. 814 (Beihädigung bed in Verwahrung genommenen 
Pferdes infolge unterlafiener Bewadhung). — Das Bermögen in der 
Geſamtheit gilt ebenfalls nicht als fonftiges Recht, ſodaß eine 
Haftung aus ſchuldhaft fahrläffiger Vermögensbeſchädigung außerhalb 
eines Bertragsverbältnifies und abgefehen von einer Verlegung ber be: 
ſonders geichüßten Rechtsgüter nach BGB. nicht gegeben iſt, RG. 51 
©. 92; 58 ©.24; 59 S. 49; 62 S. 815 (keine Haftung aus bloßer culpa 
in contrahendo nad 8. 828), IB. 1905 ©. 867, SeuffA. 61 ©. 66 
(8. 644 Anm. 2); 67 ©. 845, Recht 1905 ©. 184. Reine Schadenserſatz⸗ 
pflicht bei Sisitationsvereinigungen nad $. 828 Abſ. 1, u.U. aber nad 
8 826, vgl. dort Anm. 8 Abſ. 1 a. €. 

2. Schuggefete im Sinne des Abſ. 2 (gleichzeitige Anwendbarkeit 
von Abſ. 1 und 2 ift Häufig) find folche, die den Einzelnen im Gegenfag 
zur Gefamtheit zu fügen berufen find, ZW. 1905 ©. 142. Weiter: 
gehend: RG. 69 ©. 286, ZW. 1904 ©. 654, 1906, 464, wonach auch 
ſolche Gefege, die in erfter Reihe Höheren Intereſſen der Allgemeinheit 
zu dienen beitimmt find, hierher gehören, wenn fie nur nebenher auch dem 
einzelnen zum Schuße gereichen. — Als Schußgefege find anerlannt: 
BER. 55. 618. 907 - 909, 923 (Redht 1904 ©. 447, 8. 909 auch in 
NG. 51 ©. 177, Seuffll. 61 ©. 59, Recht 1906 ©. 1006), 5. 858 (NG. 
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59 ©. 826, Recht 1906 ©. 859), 8. 906 (OvG. 12 ©. 123), 8. 2356 
Abf. 2 mit StGB. $. 168 (OLG. I1 ©. 272). -- SIEB. 3. 168 (RS. 
69 ©. 286, IW. 1905 ©. 81), 88. 185—187 (RE. 51 ©. 869; 60, 1, 
OLG. 2 ©. 818; 5, 246; 8, 16, SächſArch. 18 S. 884; vgl. hierzu unten 
Anm. 4a), 8. 58 (NG. 48 S. 114, DI3Z.190 1 ©. 816), $. 383 (NS. 
62 ©. 816, ZW. 1906 ©. 60, 880, DAXZ 1905 ©. 272, Recht 1904 
S. 252), $. 388 (Reht 1901 ©. 485), 8.316 (Seuffel. 60 ©. 100), 
8.366 Bil. 2 (IW. 1906 S. 142), Ziff. 7 (SeuffBl. 70 ©. 128), Ziff. 9 
(Bruch. 46 ©. 878, Braun. 51 S. 59), $. 867 Zi. 8 (FW. 1902 
Beil. S. 220, OLG. 2 ©. 4bb, reichögerichtlich beftätigt nach B, 460), 
Ziff. 12 (IW. 1902 ©. 11, Bell. S. 281; 1906, 16, 840, 491; 1906, 
69, 187, Seufi. 55 S. 282; 57, 896; 59, 865, Recht 1902 S. 180; 1906, 
119°, OLG. 5 S. 878) Hifi. 14 (RG. 51 S. 177, XW. 1904 ©. 62, OvG. 2 
S. 456, Recht 1908 ©. 551, Seuffel. 56 ©. 48). Ferner: HGB. $..78 
(OLE. 12 S. 421, wer ein unrichtiges Zeugnis ausſtellt, haftet bem im 
Bertrauen darauf Engagierenden), über 8. 249 Ubf. | in Berb. mit 
&. 246 vgl. Recht 1906 S. 986, 1185, 869, — UNIWG. 87T (OLG. 5 
S. 289, Gruch. 49 ©. 928). GewO. $. 158 (Recht 1906 ©. 1004, unten 
Anm. 4a). GewuVG. 8. 68 (Mecht 1906 ©. 244). GenG. 8. 69 
(RE. 89 ©. 49). GmbH. $. 64 (Mecht 1906 S. 1004). Kaif. BO. 
zur Berhütung des Bufammenftoßes® von Schiffen auj See, IDR. 4 
S. 281. — Boltzeilihe Berordnungen beir. Verkehr mit Fahrrädern 
und Automobilen (ZW. 1905 S. 142, Recht 1908 ©. 606; 1906, 1186), 
beir. Streuen bei Glatteis (JW. 1902 Beil. S. 221; 1908 Beil. ©. 9; 
1906, 284, Recht 1906 ©. 181), betr. Verkehr mit Schifien (RG. 56 
©. 816), betr. Beleudtung von Fuhrwerlen (Seufü 61 ©. 286). Por: 
fchriften über Lãuteſignale der Kleinbahnen (ZW. 1904 S. 407). Städtiiche 
Bauordnung (Recht 1908 ©. 576). — Dagegen Ift der Begriff des 
Schuggefeged verneint für die Vorichriften, die den in $. 832 be⸗ 
zeichneten Perſonen eine Auffichtspflicht auferlegen, 3. B. $. 1627 (RS. 58 
&. 812); für die Borfchriften des InvVerſG. liber Klebepflicht des Arbeit: 
gebers, NG. 68 S. 58; für die auf Grund der UnfBerfGefege erlafienen 
Unfallverhutungsvorſchriften ber Berufsgenoffenfchaften, IW. 1902 ©. 11, 
a. M. Net 1906 S. 98h; für die bayr. Subhaftationdordnung (Recht 
1904 ©. 447); für StGB. 88.180, 861 Biff.6 (IW. 1904 ©. 291); 
für 3PO. 8.992 (DYE. 1905 ©. 662). -— Nurfowett ber Shugmille 
bes Gefeges reicht, befteht eine Schadenderfagpflicht, f. u. Anm. 8a. E. 

8. Berfhulden. a) Überſicht. Borfag und Fahrläſſigkeit im 
allgemeinen $S. 276 Anm. 2, 8. Haftung für Handlungen Dritter 
88. 881, 882, vgl. dagegen 8. 278. Haftung jurtftifher Verfonen für Hand: 
Iungen ihrer Bertreter 8. 81. Eigenes Berichulden des Berlegten $. 254. 

b) Begriff ber Fahrläſſigkeit in ber Prarid zu $. 828: 
Borausſehbarkeit des Schadens ift regelmäßig erforderlich, weil es fonft 
meitt an Außerachtlaſſung der im Berfehr erforderlichen Sorgfalt fehlt; 
genaue Borftellung von dem Umfange ded Schadens kaun fehlen (auch) 
wenn ber Schaden auf anderem Gebiete als erwartet zu Tage trat?), 
38. 1908 Beil. S. 125; 1904 ©. 408; 1905 ©. 16. Die Möglichkeit, bei 
Anwendung orbnungsmäßiger Sorgfalt zu erfennen, daß frenide Inter: 
efien gefährdet werden, jollte nad) BayObeG., Recht 1901 ©. 206, zur 
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Begründung ber Fahrläſſigkeit ausreichen, in Recht 1908 ©. 79 iſt dieſer 
weitgehende Sag jedoch außdrüdlich wieder aufgegeben. Das Schuld» 
moment kann u. U. fchon in vertragswidrigen Handeln liegen: Seufit. 66 
©. 467. — Fahrläſſigkeit in Einzelfällen: Hinfihtlid der 
Verpflichtung ber Gemeinden oder Tonft Verpflichteten (Bruch. 46 
©. 680, BayObvG. 8 S. 760, SächſArch. 18 ©. 224, 3W. 1906 ©. 164), 
bie für öffentlichen Verkehr beftimmten Wege in zweckentſprechen dem 
Buftande zu erhalten (Haftung für Gehilfen 8. 881 Anm.1): RS. 
54 ©. 58, IW. 1908 Beil. ©. 108; 1905, 48 (daß der mangel« 
bafte Buftand ſchon lange beſteht und niemand verunglüdt ift, iſt 
feine Entſchuldigung); 1906 ©. 878, Grud. 47 ©. 108; 48 ©. 601 
(Unterlaffung der Ausbeſſerung aus finanziellen Gründen ent: 
ſchuldigt nit), Seuff®l. 68 ©. 218. Auch der Perlehr Bilflofer 
(truntener) Berfonen ift in Betracht zu ziehen, Recht 1901 S. 589. Ber: 
wahrung ber in der Nähe befindlichen Gräben und Gruben: OLG. 6 
S. 248 (reidhSgerichtlich beftätigt), vgl. aber aud 4 ©. 282, Necht 1906 
S. 748 Siderung von den: RN®.bb ©. 24; 62, 81. Gefähr⸗ 
dungen infolge Straßenarbeiten: IW. 1905 S. 284 (Baumfällen), 486 
(Pflafterarbeiten), Recht 1901 S. 175 (Verlehrseröffnung über unfertige 
Straßen), 1906 ©. 1008 (Tiefbauarbeiten), Bruch. 4b S. 75 (Belegung 
der Straße mit Material), OLG. 12 ©. 110 (Senktungen nah Neu⸗ 
pflafterung find unvermeiblih, $. 264), Beleuchtung fann nur inner: 
halb verkehrsüblicher Zeit verlangt werben, SächſArch. 18 S. 76, vgl. 
NG. 58 ©. 58, OLG. 4 ©. 288 (nur eingefchräntte Beleuhtungspflicht 
für Promenaden und Schmudpläge), Puchelt3B. 85 S. 707, ZDR. 4 
&. 272 (ebenfo in Dörfern). Streuen bei Glatteis, RG. 54 S. 68, 
IW. 1906 5.284, SächſArch. 12 ©. 96; 11,86 (nicht auf Promenabenwegen); 
12, 224, OuG. 5 ©. 240 (niit in Dörfern und kleinen Städten), ebd. 242. 
Keine Befreiung ber Gemeinde durch Streupflicht des Hauseigentümers, wenn 
fie weiß, daß diefer nadhläffig ftreut, Recht 1906 S. 688 (RG.). Berpflichtung 
des Ausſpannwirts, fchlüpfrige Futterrefte zu befeitigen trotz Reinigungs⸗ 
pflicht der Stadtgemeinde, auch wenn feine diesbezügliche Poligeiverordnnung 
beftcht, ebd. Streupfliht ber Straßenanlieger (Hauselgentümer) kann 
begründet fein durch Ortöftatut oder Obfervanz, OL®. 12 S. 108. Einzel: 
heiten: Keine Streupfliht vor 1/57 Uhr Morgend, SW. 1904 ©. 470, 
OLG. b ©. 241, 242; keine Pflicht, die neu entitandene Glaͤtte wieder 
jeden Augenblid zu befeitigen, Recht 1901 ©. 562; 1906 ©. 181, 684, DSB. 
1905 ©.508. — Sahrläffigkeit in ber Sorge für Berlehräficherbeit, wenn font 
Räume dem öffentlichen Verkehr geöffnet find: Gaſtwirte, 
RE. 58 ©. 888, 3W. 1901 ©. 768; 1908 Bell. ©. 98; 1904 ©. 486 
(Haftung des Pächters der Saftwirtfchaft) ; 1905 S. 44 (vertragliche Haftung), 
45 (außervertragliche Haftung), 48 (Bahnhoföwirt), Grud. 46 ©. 1186, 
OLG. 9 S. 88, Seufißl. 659 S. 866, Recht 1906 ©. 688, SächſArch. 18 
©. 680 (Tanzfaal. Bol. ferner: Grud. 45 ©. 891 (Poftftstus); 
46 ©. 1002 (Eifenbabnunternehmer, Herabfallen einer nicht aus: 
reichend befeftigten Tafel im Wartefaal); 49 S. 686 (Zuftizfistus). 
Hauseigentümer, Beleuchtungspflicht auch Dritten, nidt nur dem 
Mieter gegenüber, Gruch. 47 S. 648, Recht 1901 ©. 866, ZW. 1906 
©. 610, vgl. SeuffA. 55 ©. 899 (Abort des Arztes). Die Berpfiihtung 
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geht auf den Mieter über, wenn ein Haus im ganzen vermietet ift, 
IB. 106 S. 80, vgl. aber OLG. 12 S. 107. Wegen Schadbaftigleit 
eined Ladeneingangs haftet der Hauseigentümer trotz Bermietung, DAB. 
1905 S. 1121 (neben dem Mieter?). Sorgfalt bei gefährlicher Kellertür: 
BadRpr. 1904 ©. 89, OLG. 9 ©. 88. Nüdfihtrnahme auf Gefährdung 
fpielender Rinder? GHani®B. 25 Beibl. ©. 250, OLG. 9 ©. 87, Recht 
1906 S. 802, 8665. Seine Haftung wegen eined Unfall infolge falfcher 
Konftrultion der Treppe, SW. 1905 S. 78. Sorgfalt bei Dad): 
reparaturen, ebd. S. 20. Radfahrex, NG. 48 ©. 848, IW. 1908 
S. 408 (Tandem), ADNR. 4 S. 277, Recht 1902 ©. 618. Automobil: 
fahrer, Seufä. 60 S. 12, ZW. 1905 S. 287 (Auffichtöpflicht des mit: 
fahrenden Automobilbefigers), Braunihw. 52 ©. 18, SächſArch. 14 
5.124, 126, Hecht 1906 ©. 1185. Arzt, ZJDOR.4 S. 277, Pflichten 
bei Narkoſe. Gasanftalt, Haftung für Rohrbruch, Recht 1906 ©. 78, 
79 (nur bei Berfhulden), OLG. 12 ©. 128 (aud ohne Berfchulben!). 
Richtverwahrung eines geladenen Gewehrs, DZYE. 1906 ©. 698, vgl. 
Recht 1906 S. 680. Eifenbahnen, Berpfliätung, ficheren Ausgang 
aus dem Bahnhof zugewähren: $. 278 Anm. 8. 

c) Fahrläſſigkeit bei Verftoß gegen Schußgefege. Für Die 
Anwendung des Abf. 2 kommt es nicht darauf an, ob der Täter die ſchäd⸗ 
lichen Folgen vorausfehen mußte, ſondern nur darauf, ob er fchuldhafter 
Weiſe das Schutzgeſetz übertreten bat, SW. 1902 ©. 11, Seuffel. 59 ©. 866. 
Duldet bie Polizei bie Richteinhaltung einer von ihr erlaffenen Schutzvor⸗ 
ſchrift, ſo liegt in der Übertretung fein Verſchulden mehr, Gruch. 48 ©. 914. 

4. Widerrechtlich (d. h. objektiv widerrechtlich, RG. 60 ©. 66, 
über ſubjektive Widerrechtlichkeit vgl. Anm. 2) iſt grundſätzlich jede Ber: 
fegung eines der durch Abf. 1 oder 2 geſchützten Rechte. Die bloße Ge: 
fährdung bdiefer Nechte begründet den Borwurf ber Widerrechtlichleit noch 
nicht, BayoOht®. Recht 1908 S. 79 (Leitung Hochgeipannter eleltrifcher 
Ströme über die Straße), vgl. auch oben Anm. Bb a. &. (Haftung der 
Gasanftalt für Rohrbruch). Die Widerrechtlichteit ift ausge: 
ihloffen in folgenden Fällen: — a) Die Verlegung erfolgt auf Grund 
eined beſonderen fubjeltiven (privaten ober öffentlichen) Rechts, vgl. 
8. 906, ferner Recht 1906 S. 1004 (Drohungen ber in GewO. 
8. 153 erwähnten Art find nicht widerrechtlich, wenn kraft bejonderen 
Nechtstiteld, wie Bereindorgantfation, ein Bwangsmittel, Ausſchluß 
aus dem Berein, gegeben ift); oder fie gilt nad beionderer Bor: 
ſchrift des Schutzgeſetzes, um defien Berlegung e3 fich Handelt, nicht als 
wiberrechtli (3. 8. StGB. $. 198 fchlteßt die Erfagpflicht aus 88. 185 ff. 
and, RG. 61 S. 869; 60, 1, DUS.5 ©. 246, Recht 1908 ©. 482). 
— b) Notwehr, 8. 227. Wegen Überfchrettung ber Notwehr und PButativ- 
notwehr f. 5. 227 Anm. 8, OLG. 9 ©. 89, vgl, auch 8. 254. Beide 
fönnen u. U. den Borwurf der Fahrläſſigkeit ausfchließen. — c) Rotftand, 
88. 228, 904 (Schadenserfagpflicht!). — d) Selpfthilfe 88. 229 —281 
(Schadenserfagpfliht!). — e) Berechtigte behöordliche Anordnung, 
IB. 1906 S. 168 (ob Schädigungen des Gewerbebetriebed durch Ub: 
fperrungen bei militärtihen Schießübungen zum Erſatz berechtigen, ent: 
fgeiden bie Landesgefete, EG. Art. 77, für Preußen verneint, vgl. auch 
RG. 66 S. 171). Bloße polizeiliche Genehmigung gehört nicht hierher, 
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tann aber u. U. Fahrläſſigkeit ausfchließen, Necht 1908 ©. 79; 1906 ©. 560. 
— f) Einwilligung des Berlegten, fomweit es fi} um ein verzichtbares 
But Handelt, Necht 19056 ©. 646 (Berzicht des Urbeiter8 auf Verwendung 
der Alteröverfichernngämarfen durch den Arbeitgeber). Res iudicata 
fchließt die Widerrechtlichteit nicht in jedem Falle aud, NG. 46 ©. 7b 
(Bollfiredung eines durch Meineid erwirkten Urteils bleibt trog Verſäumung 
der Frift für die Reſtitutionsklage widerredhtlih). — Boykottierung eines 
Gewerbebetriebed8 durch Arbeiterfoalition im Lohnkampf ift nicht wider: 
rechtlich, verftößt auch nicht gegen die guten Sitten, NG. Recht 1906 
©. 1008, SeuffA. 60 ©. 227, DRG. 8 S. 18; vgl. aber Recht 1906 ©. 620. 

b. Kaufalzufammendang, $. 249 Anm. 2. Erfordert wird 
adäquater EB., maßgebend ift der natürliche und regelmäßige Berlauf ber 
Dinge, Grud. 47 S. 108, AW. 1908 Beil. S. 114, Recht 1906 S. 181, 
SeuffA. 60 ©. 100. Keine Berüdfidhtigung befonderer Erfrantung®: 
bispofitionen des Verletzten, AW. 1905 ©. 690. Die bloße Möglichkeit, 
daß der Schaden auch bei Nichtunterlaffung der fchuldhaften Verfäumung 
hätte eintreten können, fchlteßt nah RG. in Recht 1906 S. 876 den 
83. nit aus. — Beweispflichtig für den KB. tft, wer den Schaden 
geltend macht, er genügt aber feiner Beweispfliht mit Nachweis eines 
Sachverhalts, der an ſich die Folgerung rechtfertigt, daß der Schaben 
von Gegner verichuldet iſt. Demgegenüber Hat diefer feine aus be: 
fonderen Umftänden fich ergebende Schuldlofigfeit zu beweifen, OLE. 9 
S.86; 12 ©. 109 (gegenüber dem Nachweis, daß nicht geftreut war, Bat 
fih der dazu Berpflichtete zu exkulpieren). Bet Erfagpflicht einer juriftiichen 
Perſon braucht der Kläger nicht nachzuwelien, welchem Beamten die Rad: 
Läffigkeit zur Laft fällt, RS. in Recht 1906 ©. 299, Gruch. 49 ©. 686. 
Keine Vermutung dahin, daß ein nachgewieſenes vorſchriftswidriges oder 
fonft fchuldHaftes Verhalten für den Schaden kauſal iſt, SW. 1904 ©. 408, 
HanſG8. 25 9. ©. 212, Seuffü. 60 ©. 466, DUB. 2 ©. 488. Ebenio: 
wenig beftcht bei Zuwiderhandlung gegen ein Schußgefeg (Anm. 2) ſolche 
Vermutung, RG. 52 ©. 119, ZW. 1902 Beil. ©. 212; 1908 Beil. 
©. 126; 1904 ©. 408. — Eigenes Berfchulden des Berlegten 8. 254. 

6. Schadenserſatz. Allgemeine Regeln SS. 249 ff. Sonder: 
vorſchriften SS. 842 ff. Keine Entichädigung für bie Uufregungen bes 
Schadenserfagprozefied, ZW. 19086 ©. 281. Anſpruch bes öffentlich Be: 
leidigten auf öffentliden Widerruf verneint RG. 60 S. 12. Publilations- 
befugnis gibt Recht 1906 ©. 61. — Eine wegen Körpernerlegung erlannte 
Buße ſchließt Entſchädigungsanſprüche gegen andere dem Verletzten 
baftpflichtige Perfonen aus, Seufif. 657 ©. 402 (BayObLG.), a. M.: 
©. 400. — Compensatio lucri cum damno $. 249 Anm. 4, OLG. 12 
S. 118, Seufff. 60 ©. 68, Bruch. 46 S. 917 (der Branbftifter lann fich 
der Klage ber Berficherungdgefellfchaft gegenüber nicht auf deren Ein: 
fünfte aus der Rückverſicherung berufen), Recht 1906 ©. 252 (fein 
Unfpruch wegen Bubehörverichleppung, wenn der erſtehende Hupothelen: 
gläubiger durch den Mehrivert des Grundſftücks gededt if. — Kein 
Unfpruh des Schädigers, daß der verficherte Verletzte zunächſt Erfag aus 
ur serfgerung ſucht, oder feine Anſprüche aus diefer abtritt, Recht 1906 

. 592. 
71. Klage auf Unterlaffung wird vom RG. wenigftens ba ge: 
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wöhrt, wo ein unerlaubtes Verhalten bereitö verwirklicht wurde, aber 
weitere Eingriffe zu beforgen find, wo alfo mit biefer Klage die Fort⸗ 
tegung der verübten oder auch begonnenen Schädigung verhütet werben 
fol, RS. 48 S. 118; 66 S. 271; 60 ©.1, JW. 1902 Beil. ©. 264; 1908 
Beil. 11; 1906 ©. 20, 174, 289, Sähiflrd. 18 ©. 72, OXYG.2 ©. 814, 
467, 482; 6 ©. 289, 886; 12 ©. 71, Recht 1904 ©. 447; 1906 ©. 1196. 
Darüber hinaus gewähren RS. 60 ©. 6; 61 ©. 866 dieſe Klage abgefehen 
pon den Boraudfegungen des Schabenserfagonfpruch® nad) Analogie der 
88. 12, 262, 1004 auch dann, wenn ein nur objeltiv widerredt: 
licher Eingriff in ein gefeglich gefchügtes Recht vorliegt unb weitere 
Eingriffe zu beforgen find; da8 Schuldmoment lommt hierbei nicht in 
Betracht. Vgl. S. 824 Unm. b. Einzelfälle: Klage auf Unterlaflung 
des Bordellbetriebs im Nachbarhaufe, NG. 57 ©. 289 (im gegebenen 
Falle nur nad) $. 826 zuläffig), Seuffü. 56 S. 865, Recht 1908 ©. 527, 1906 
&. 1195, DIE. 1908 S. 888, OLG. b ©. 887, SeuffA. 60 ©. 18. Unter: 
(affung der Aufführung eines Theaterſtücks, in dem ber Kläger in belei: 
digender Weiſe erfennbar auf die Bühne gebradht wird, DI8. 1904 ©. 80. 

8. Erfagberedtigt ift nur der unmittelbar Berlegte, Necht 1901 
S. 485, HanſG8. 25 Beibl. 169. Ansprüche mittelbar betroffener Per: 
fonen: 88. 844— 846. Sein Anſpruch des Vaters (abgefehen von 8. 845) 
auf Erjag des Echadend, der ihm durch Törperlihe Verletzung feines 
Kindes entflanden if, ZW. 1906 ©. 867. Val. ferner ebd. S. 867 
(ein Schadenserfaganfpruh wegen mangelbafter Lieferung gegen ben 
Lieferanten des Berfänferd). Dagegen ann ber unmittelbar Verletzte 
auf Erſatz der von einem Dritten aufgewendeten Koften Magen, NG. 47 
©. 211. —- Im Falle des Abſ. 2 ſieht ein Erfaganfprud nur dem 
zu, zu befien Schuß das Geſetz beftimmt ift, Seufffl. 60 ©. 100, ZW. 
1906 ©. 464, Recht 1902 ©. 180 ($. 867 Biff. 14 bezwedt nur ben 
Schuß von Menſchen, kein Erjak wegen Beichäbigung eines Tiers). 

9. Erfagpflihtig ift (Verſchulden vorausgefegt) Dritten gegen: 
über aud), wer e3 von einem anderen übernimmt, an deſſen Stelle Ob: 
liegenheiten zu erfüllen, deren Bernachläffigung geeignet ift, gefeglich ge⸗ 
ſchützte Rechtsgüter anderer zu verlegen, IJW. 1906 ©. 69. Anſpruch 
be8 Siräflingd aus Unfällen: OLU®S. 12 ©. 106. Haftung ber Stabt: 
gemeinde trog Streupflidht des Haugseigentümers: oben Anm. 8 ©. 880. 
Haftung eines Vereins für Mitteilungen feines Borfigenden im Bereing: 
blatt, IDR. 4 ©. 278. 


2. &rfabanfprücde in befonderen Fällen. Ergänzende Vorſchriften. 
a) Schädigung des Kredits z2c. 
6. 8241). Wer der Wahrheit zuwider eine Tatfadje?) be 
hauptet oder verbreitet?), die geeignet ijt, den Kredit eines 
anderen zu gefährden oder fonjtige Kadıteile*) für deilen Erwerb 
oder Yortlommen herbeizuführen, hat dem anderen den daraus 
entitehenden Schaden aud) dann zu erfeßend), wenn er die Un 
wahrheit zwar nicht kennt, aber Tennen muß. Bu 
Durch eine Mitteilung, deren Unmwahrheit dem Mitteilenden 
unbefannt ift, wird diefer nicht zum Schadenserfage verpflichtet, 


384 Recht der Schuldverhältniffe. Einzelne Schulöverhältniffe. 


wenn er oder der Empfänger der Mitteilung an ihr ein be 
rechtigtes Intereſſe hat®). 

1) Bei vorfäglicher Verlegung der Ehre iſt ein Erſatzanſpruch nach 
8. 828 Abſ. 2 in Verb. mit StGB. SS. 186, 187 ($. 828 Anm. 4a) 
bei fonftiger vorfäglicher Schädigung der Perfönlichkeit ein Erfaganfpruch 
nad 8. 826 begründet. Der 8. 824 gewährt einen Erſatzanſpruch bei 
bloß fagrläffiger Echädigung durch üble Nachrede. Berlegung der Ge 
ſchlechtsehre 8. 826. 2) Unbeſtimmte Verdächtigungen allgemeiner 
Art fallen nicht unter 8. 824, u U. aber unter $: 828 Abſ. 2 oder 
S. 826, SeuffBl. 69 ©. 482. Berbädhtigung eines Geſchäftstreibenden 
dur Beitungsangrifie, in denen nur bie Verdachtsgründe nıitgeteilt, was 
dagegen fpricht, abfichtlich weggelaflen wird: SächſArch. 15 S. 611. Be 
zeichnung eined Buchhändlers als Echleuderer, NG. 56 S. 271; eines 
Arzted als Arzt für Naturbeilverfahren, SW. 1902 Bell. S. 264, RG. 
67 ©. 167. Wird eine in Hinficht de U. wahre unb auf ihn gemüngzte 
Behauptung wegen mehrbentiger Faſſung auf B. bezogen, tft Schabend: 
erfag ausgeſchloſſen, OLG. 8 ©. 16, Recht 19086 ©. 876 (u. U. aber Unter: 
laſſungsanſpruch). 8) Haftung des Redakteurs, der von zuverläſſiger 
Seite gemachte Freditgefährdende Mitteilungen ohne weitere Erkundigung 
veröffentlicht, Recht 1906 S. 165, Haftung bes Verleger8 ebd. A) Ber: 
eitelung einer Heirat, OLG. 12 ©. 104 (keine Entihädigung für die 
entgangene Mitgift). 5) Umfang des Erſatzes 88. 249ff., 258, 842. 
Kein Anſpruch auf öffentlihden Widerruf $. 828 Unm. 6. Anſpruch auf 
Unterlafjung lünitiger Berbreitung unwahrer Tatſachen ift auch dann 
gegeben, wenn ſubjektives Berfchulden bes Täters fehlt oder er in Wahr: 
nebmung berechtigter Intereſſen (Annı. 6) Handelt, 8. 828 Anm. 7, 
Recht 1906 S. 806, 1194, a.M. ebd. ©. 876. ©) Abſ. 2, weldder StGB. 
$. 198 entfpricht (vgl. 8. 828 Anm. 4), bezweckt Sicherftellung des @e: 
fhäftSbetrieb3 der Auskunftsbureaus und der Krebitvereinigungen. Irr⸗ 
tümlihe Annahme der Mitteilenden, daß ein berechtigtes Sintereffe vor: 
liege, befreit nicht von ber Erfagpflidt, RG. 51 ©. 878 (anderd SIEB. 
$. 198); 66 ©. 286. Keine Anfprüche wegen abfälliger Kritik eines Ge⸗ 
heimmittels (Javol) im Konverfationslerilon, RG. 60 ©. 1. 

b) ne einer Frauensperſon. 

6. 8251), Wer eine Frauensperfon durch Hinterlift?), 
dur; Drohung oder unter Mißbrauh?) eines Abhängigteits- 
verhältniffes zur Geltattung der außerehelichen Beimohnung be- 
ſtimmt, tft ihr zum Erfage des daraus entitehenden Schadens*) 
verpflichtet. 

4) Das Gefeg gewährt keinen allgemeinen Deflorationsanfprud. 
Ubgefehen von den Füllen, die durch da8 StGB. 8. 178, 8. 176 Nr. 2, 
88. 179, 182 betroffen werden, mithin unter 8. 828 Abſ. 2 fallen, und 
den Falle de BGB. 8. 1300 entftehen Anſprüche auf Schadenserfag 
aus einer Beimohnung nur, wenn die Boranudfekungen des $. 8256 vor: 
liegen. Wegen des Anfpruch8 einer gefchwängerten Frauensperſon auf 
Entbindungs: und Wochenbettskoſten f. 8. 1716. 2) Begriff 
der Hinterlift Necht 1906 ©. 619 (RG.) 3 Das biofe Be 
fteen des Abhängigkeitsverhältniſſes genügt nicht, auch nicht, daß es 
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die Berführung erleichtert hat, OLG. 8 S. 210, Recht 1902 ©. 482; 
1904, 508. Ferner muß fi der Täter ber Beeinträchtigung ber freien 
Willensbeſtimmung auf feiten der Frauensperfon bewußt fein, Recht 
1904 ©. 508. 4, Umfang des Erſatzanſpruchs: 88. 842, 847 


Abf. 2. 
e) ZUsyale Handlungen. 

6. S26. Ber in einer gegen die guten Sitten ver- 
Hoßenden Weife einem anderen vorfäglih Schaden zufügt, ift 
dem anderen zum Erſatze des Schadens verpflichtet. 

1. Der $. 826 ergänzt den $. 828 dahin, daß unter den im $. 826 
bezeichneten Borausfegungen eine Schadenserfagpfliht auch ohne Ber: 
legung eines Rechtes oder eines Schutgeieges eintritt: $. 826 gibt nament- 
Ih au bei bloßer Vermögensbeſchädigung ($. 828 Anm. 1a. E.) einen 
Erſatzanſpruch. — $. 226 ſchränkt die Anwendbarkeit des 8. 826 nicht 
ein, eine nach 8. 226 noch zuläffige Rechtsausübung kann nach 8. 826 
erfagpflihtig machen, NS. 58 ©. 216, Seufff. 60 S. 277. — Auch der 
Ergänzung des UnlWG. dient 8. 826, bei Mißbrauch der Gewerbefreiheit 
durch gewinnfücdhtige Ausbeutung oder Bergewaltigung anderer, NG. 48 
©. 125, DIZ. 1904 S. 558, ZW. 1905 ©. 289, Mecht 1906 ©. 869, 
1004, SachſArch. 14 ©. 751. — Über das Berhälinis zu StGB. 8. 268 
(mit BOB. S. 828 Abſ. 2) |. SW. 1906 ©. 60. — 8. 826 neben Unf®.: 
Recht 1906 S. 448, SeuffA. 61 ©. 289; neben Syrrtumsanfechtung: 
IB. 1906 S. 8379. 

2. Borfag $. 2786 Unm. 2. Es genügt, daß ber Handelnde bei 
Bornahme der Handlung dad Bewußtfein bes ſchädlichen Erfolges Hat, 
Endzweck braucht diefer nicht zu fein, auch nicht, wenn es ſich um Aus⸗ 
übung eines Rechtes handelt (vgl. dagegen 8. 226), RG. 58 ©. 216 mit 
äit., 897; 57 ©. 241; 62 ©. 187; 68 ©. 146, NW. 1902 Beil. ©. 276; 
1908 Beil. 142; 1905 ©. 869. Haftung bed Geichäitspermittlerd aus 
8.826: RG. 68 ©. 146. 

8. Berftoß gegen bie guten Sitten (die Seltitellung, daß ein 
ſolcher vorliegt, ift revilibel, NG. 48 ©. 129; 51, 888; 58, 216, 222, 
JW. 1905 ©. 870) Die Motive allein machen die Handlung noch nicht 
unfittlich, die objektive Handlung in Verbindung mit den Motiven tft zu 
berüdfihtigen, SächſArch. 14 S. 751, vgl. Nedt 1906 S. 117. — 
Maßſtab: 8. 188 Unm. 1. Entfcheidend iſt nicht, wie ein Mann von 
vornehmer Denkart und verfeinertem Anftandsgefühl gehandelt haben 
würde, ebenjowenig find lare Anſchauungen der betr. Kreile maßgebend, 
RG. 58 ©. 217 (Berufung auf Formmängel iſt nicht unfittlih), 222; 
b5 5. 872, Recht 1906 ©. 182 (feine Verpflichtung des Kaufmanns, eine 
durch Nechenfegler des Gegenkonkurrenten gefchaffene Rechtslage aufs 
zugeben, wenn bie Aufflärung bei res integra erfolgt). — Einzelfälle: 
Anwenbbarteit des 8. 826 gegenüber der formalen Rechtskraft, wenn diefe 
herbeigeführt if, „um dem, was nicht Recht ift, den Stempel des Rechts zu 
geben“, RS. 61 ©. 865, RESt. 84 ©. 282, Necht 1906 S.447, 605, OLG. 
11 ©. 824 ; gegen ben Wechfel des einmal eingenommenen Rechtsſtandpunktes 
in chikanöſer Abſicht, JW. 1906 S. 15. Der Bater, der aus verwerf- 
liden Gründen der Tochter bie Einwilligung zur Eheſchließung verweigert, 


Achilles, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Muflage. 25 
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ift dem anderen Verlobten erfagpflichtig, NG. 58 S. 248. Über Erſatz⸗ 
pfliht der Ehefrau wegen chewidrigen Berbaltens ſ. Seuffl. 61 ©. 66. 
Über Anwendung bes S. 826 auf nachbarliche Berhältniffe vgl.: RG. 
50 ©. 225 (Betrieb eines feuergefährlichen Gewerbes), OLBS. 12 S. 121 
(Entztehung des Grundwaflers), wegen Klage auf Einftelung des Borbell: 
betrieh8 f. 8. 828 Anm. 7, OLG. 12 ©. 118 (kein Anſpruch aus 8.826 
gegen bie Polizeiverwaltung wegen Stafernierung ber Proftitution). — 
Bälle aus dem gefhäftliden Leben (jorgfältige Berüidjichtigung der 
Einzelumftände des konkreten Falles bleibt geboten): Im Lohn: und Klaffen: 
kampf zwiihen Urbettern und Arbeitgebern vorlommende Boykottierungen, 
Streits, Ausfperrungen, ſchwarze Tiften ufw. verftoßen an fich nicht gegen 
die guten Sitten, NS. im Recht 1906 S. 1008, RG. 51 ©. 869; 54 
©. 256; 57 ©. 418 (Erfag wegen Arbeilälofigkeit infolge Ausſperrung); SU 
©. 94, ORG. 15 ©. 18; 12 ©. 114 (Weigerung, mit nichtorganifierten 
Arbeitern zufammen zu arbeiten). Bon Preislonventionen, Kartellen ufw. 
gilt dagjelbe, vgl. KW. 1902 Beil. S. 288, RG. 56 S. 271 (Borgehen 
des Buchhändlerbörfennereind gegen Schleuderer); 60 ©. 94 (Nichtzulafſung 
zu einem Sartell), IW. 1908 ©. 40 (Mindeittare eine Arztevereing 
gegen Krankenkafſen). Verkauf patentierter Waren burch dritte Abnehmer 
unter dem vom Patentinhaber feftgefetsten Preife verftößt nicht gegen g. S., 
SDR. 8,1 ©. 862. Pactum de non licitando tft nicht notwendig unfitt: 
lich, $. 188 Anm. 1, RG. 60 ©. 278 (Ver8S., troß $. 270 PrSEtGB.) 
68 ©. 898, OLS. 4 ©. 248, DIE. 1902 ©. 156 (weitergehend); 1904 S. 
1089 (Abkaufen eine? Bieters bet der Awangsverfteigerung), Seuffl.56 5.2. 

8. 826 ift für anwendbar eradtet in folgenden Fällen: 
Wiffentliche Erteilung eines falfchen Rats, Empfehlung, Zeugniſſes, 
8. 676 Anm. 1, ZW. 1908 Beil. ©. 142; 1905 ©. 870, Seufif. 61 
©. 198. Bgl. ferner: Seufffl. 59 S. 184 (böswillige anonyme frebit: 
Ihädigende Mitteilungen obne Angabe beftimmter Tatſachen, Ausichluß 
des Gegenbeweiſes). NG. 48 S. 114 (Trandportunternehmer fließt 
einen geichäftlihen Gegner von allgemeinen Frachttarif aus). SeuffBl. 69 
©. 482 (Mitteilung wahrer Tatſachen in chikanöſer Abſicht) IW. 1905 
Beil. S. 11 (Unpreifung von Waren einer Konkurrenzfirma, um Kauf⸗ 
Iuftigen dann vom Kauf abzuraten). Sädhfärd. 11 S. 788 (Öffentliches 
Ausbieten einer Forderung). DI8. 1904 S. 1185 mit SächſArch. 14 
©. 728, vgl. auch OLG. 8 ©. 14, NG. 60 ©. 1 (öffentliche abfällige 
‚Urteile über Leiftungen des Konkurrenten). Recht 1904 S. 680, DYZ. 
1908 ©. 128 (Gebrauch einer im Inlande nicht geſchützten ausländiichen 
Firma oder Warenzeichen! zu Täuſchungszwecken). SächſArch. 14 S. 751 
(unwahre Ungabe, daß eine Firma nit mehr beſteht). DIZ. 1904 
©. 558 (Ausnugung von Geſchäftsgeheimniſſen durch frühere Ungeftellte, 
vgl. aber Recht 1908 ©. 627, ZW. 1908 Beil. S. 60). SeuffA. 60 
©. 15 Machbildung einer nicht geichügten gewerblichen Zeichnung in 
Katalogen). Recht 1905 S. 472 (Nichteinhaltung der Schaufenfterpreiie). 
OLG. 12 ©. 112 (Herüberziehen eine Kommis, um Runden zu ge 
winnen), vgl. SW. 1906 ©. 198; OLG. 4 S. 242 (Abfchreiben von 
Renntelegrammen, um fie unter Umgehung des Abonnements zu ver: 
öffentlichen). Recht 1908 ©. 861 (wiſſentliche Anmeldung eines nicht 
neuen Gebrauchsmuſters). NG. 58 ©. 171 (Anmeldung eines Zeitungs: 
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namens beim Boftamt, nur um den Gegner defien Gebrauch abzu: 
Ichneiden). Recht I905 ©. 501 (verbotäwidrige Benugung eined Namens 
zu Reklamezwecken). 3%. 1908 Beil. ©. 8b (Verwendung des zur Eins 
[öfung eines Akzepts erhaltenen Geldes im eigenen Intereſſe). NG. 61 
S. 857 (Begebung eines Wedfels, um Einreden abzufchneiden, vgl. 
8. 762 Anm. 4). Recht 1906 S. 859 (Berfchweigen, dab ein Wlzept 
gefälfcht if... OLG. 12 S. 112 (Anbieten eines Börfenpapierd über 
Börfenturs). RG. 58 S. 219 (planmäßige reditfhädigende Manipu: 
Iotionen des Hypothefengläubigers, um dag belaftete Grundſtück zur Ver: 
Reigerung zu bringen; Weigerung, eine Zingrate anzunchmen, die mehr 
als 20 Mt. Silber enthält, un dadurch vorzeitige Fälligkeit der Hypothek 
zu erreichen). — Kein Verſtoß gegen g. S. wenn ber ausgefallene, aber 
durch ben Mehrwert des Grundftüdd gededte Hupothefengläubiger ben 
Ausfall einflagt, Recht 1906 ©. 1196. 

4. Schadenszufügung Bol. Anm. 1. Beeinträchtigung einer 
bloß tatſächlichen Erwerbsausſicht, 3. B. des ſtundſchaftsverhältniſſes, reicht 
aus, RS. 48 ©. 124. Ebenſo Zeritörung von Bezugsquellen, DIB. 
1908 S. 100. 

6. Erfasgpilichtig tft u. U. aud, wer eigenen Vorteils wegen an 
der Berlegung vertraglicdher Pflichten eines anderen teilnimmt, 3%. 1906 
S.16. Erwerb eines dinglichden Rechts in Kenntnis eines entgegenjtehenden 
perjönlichen Rechts eines Dritten: NG. 62 ©. 187. Ausdingen von Un: 
geftellten, bei. Dienftboten: Recht 1903 ©. 840; 1906 S.1079, OYGS. 4 
S. 54. Mitwirkung bei Benachteiligung des Vertragserben durd). ben 
Erblafier, Recht 1408 5. 17; bei in Berichleierungsabficht geichlofienen 
fibuziarifhen oder jimulierten Berträgen des Sculöners, DIZ. 1904 
©. 1041, Recht 1901 S. 485; hei Untreue eines Gefellichafterd, RG. 
h8 S. 856 FW. 1908 Beil. ©. 74. Wiffentlide Annahme einer 
Zahlung aus Geldern, die widerrechtlich dem Vermögen der Ehefrau ent- 
nommen find, IW. 1906 ©. 894, 

b. Unterlaffungsflage: 8. 828 Anm. 7, RG. 48 ©. 118, IW. 
1908 Beil. S. 11, SächſArch. 14 ©. 751. — Die Aktivlegttimation von Ver: 
bänben zur Förderung gewerblicher Intereſſen beichräntt ſich auf die Stlage aus 
UnlWG. 8. 1, RG. 68 ©. 284. — Publikationsbefugnis, Recht 1906 ©. 61. 

6. Umfang des Schabenserfages 8. 828 Anm. 6. Auch bad Er- 
fülumgsinterefie kann verlangt werden, Bruch. 49 ©. 905, RG. 68 ©. 110 
(au, wenn die Grfüllung in Kenntnis bes wahren Sachverhalts ent: 
gegengenommen ift), Recht 1906 ©. 11956. 


d) Unzurecnnungsfähige Berfonen. 
5827. Wer im Zuftande der Bewußtlofigfeit oder in 
einem die freie Willensbeitimmung ausfchliegenden Zuftande 
Irankhafter Störung der Geiltestätigleit einem anderen Schaden 
zufügt, ift für den Schoden nicht verantwortlih. Hat er ſich 
dur geiftige Getränke oder ähnliche Mittel in einen vorüber- 
gehenden Zuftand diefer Art verjegt, fo ift er für einen Schaden, 
den er in dieſem Zuſtande widerrechtlich verurſacht, in gleicher 
Weiſe verantwortli, wie wenn ihm Yahrläfligkeit zur Laſt 

25* 
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fiele; die Verantwortlichkeit tritt nicht ein, wenn er ohne Ber- 
ihulden in den Zuftand geraten ift. 


1. Die Borfchrift entfpricht, und zwar auch In der Faflung, dem 
$. bl StGB.; vgl. S. 104 Nr. 2, 8. 105 Abf. 2. 

Trog der Unzurechnungsfähigkeit ijt der Täter erfagpflichtig, wenn 
die Borausfegungen des 8. 829 vorliegen. Wegen der Haftung auffichts⸗ 
pflichtiger Perfonen f. $. 882. 

2. Der Beweis, daß die Handlung im Zuftande ber Unzurechnungs⸗ 
fäbigfeit begangen ift, liegt bem Täter, ber Beweis, daß ber Täter fi 
jelpft in diefen Zuftand verfeßt Hat, dem Kläger, der Beweis endlich, daß 
dies ohne Verfchulden des Täters gefcheben ift, liegt dem Täter ob. Bgl. 
SU. 1902 Beil. S. 212 (Verlegung eines Betruntenen). 

8. Die Norfchriften der 88. 827, 828 gelten auch im Falle des 8. 276. 


e) Minderjährige; Taubſtumme. | 

F. 828. Wer nicht das fiebente Lebensjahr vollendet hat, 
ift für einen Schaden, den er einem anderen aufügt, nicht ver- 
antwortlich. 

Wer das ſiebente, aber nicht das achtzehnte Lebensjahr 
vollendet hat, ift für einen Schaden, den er einem anderen zu» 
fügt, nicht verantwortlid, wenn er bei der Begehung der 
fhädigenden Handlung nicht die zur Erkenntnis der Berant- 
wortlichfeit erforderlide Einfiht bat. Das gleiche gilt von 
einem Zaubitummen. 

1. 8. 828 entipridt StGB. SS. 66, 58, mit dem Unterfchiede, daß 
die Strafmündigkelt erſt mit Bollendung des zwölften Lebensjahres be- 
ginnt. — Wegen ausnahmsweiſer Haftung $. 829, Haftung aufſichts⸗ 
pfichtiger Perfonen $. 882. 

2. Der Täter muß die geiftige Neife erlangt haben, um das Unrecht 
feiner Handlung gegenüber den Mitmenſchen und zugleich die Verpflichtung 
einzufehen, irgendwie für die Folgen feiner Handlung jelbft einfiehen zu 
müflen, Vorausſehbarkeit des Schadens (vgl. $. 828 Anm. 8b) wird 
nicht gefordert, RG. 58 S. 169; 51 ©. 80, Eeufil. 57 S. 898, OLE. 3 
©. 287, ZW. 1904 ©. 202. Das Alter allein reicht zur Feſtſtellung der 
Einſicht nicht aus, KW. 1905 ©. 48. Die Feitftellung ift nicht revifibel, 
NS. 51 ©. 276. Die fehlende Einfiht Hai der Minderjährige zu be: 
Haupten und zu beiveifen, NG. 51 ©. 82; 61 ©. 289, SeuffA. 60 S. 186. 


t) Grſatzyſticht ohne Verſchulden. 

F. S29. Wer in einem ber in ben 88. 823 bis 826 be» 
zeichneten Fällen für einen von ihm verurjucten Schaden auf 
Grund der 88. 827, 828 nicht verantwortlich ift, hat gleihmohl, 
fofern der Erſatz des Schadens nicht von einem auffichtspflichtigen 
Dritten!) erlangt werden fann, den Schaden infoweit zu erfeßen, 
al8 die Billigfeit nad) den Umftänden, insbefondere nad den 
Berhältniffen der Beteiligten, eine Schadloshaltung erfordert 
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und ihm nicht die Mittel entzogen werden, deren er zum ſtandes⸗ 
mäßigen Unterbalte ſowie zur Erfüllung feiner gefeglichen 
Unterhaltspflichten?) bedarf. 

1) 8. 882. 2) 8. 519 Anm. 2. 

g) Mittäter. 

&. 830. Haben mehrere durch eine gemeinihaftlid be- 
gangene unerlaubte Handlung einen Schaden verurfadt!), fo ift 
jeder für den Schaden verantwortlichs). Das gleiche gilt, wenn 
ſich nicht ermitteln läßt, wer von mehreren Beteiligten ben 
Schaden durd feine Handlung verurfadht hat?). 

Anftifter und Gehülfen ſtehen Mittätern glei !). 


1) Semeinfhaftlide Berurfahung umfaßt das bewußte und 
gewollte Zufammenwirten mehrerer, ſei es niit oder ohne nachgewiejenem 
Einzelerfolg der Zätigteit des Einzelnen, ferner auch das Zuſammen⸗ 
mirten fabrläffiger Handlungen mehrerer, immer aber iſt Borausfegung, 
daß der Schaden Produft der Sefamtwirfung der Handlungen des ein: 
zelnen ift, jeder alfo tatfächlich zu deflen Entjtehung mitgewirkt bat, RG. 
68 S. 867. Wer von mehreren bei einem Raufhandel Beteiligten 
nachweiſt, daß er den Mefierftih nicht geführt haben kann, fcheidet aus, 
Recht 1905 S. 194. — Unftitter, StGB. F. 48, Gehilfen S. 49. Be: 
günftiger und Hehler haften nad) SS. 823, 826 Anm. bh, event. 817. 
2) Bloße Beteiligung mehrerer fegt voraus, daß mehrere eine un: 
erlaubte Handlung ($. 843 Abf. 2) begangen haben, die den eingetretenen 
Schaden verurfahen konnte, daß eine diefer Handlungen wirklich faufal 
geweien ift, bie Handlung eines jeden den Schaden hätten verurſachen 
fönnen, der wirkliche Urheber nicht ermittelt werden kann, RG. 58 ©. 867, 
m Beftätigung von OLG. 9 S. 41 (Berlekung dur) Werfen von 
Snollerbien jeitend mehrerer, StGB. 8. 866 Ziff. 7). — Liegt weber 
gemeinfchaftliche PBerurfachung noch Beteiligung vor (3. B. es läßt ſich 
nicht feitjtellen, wer von mehreren Baflanten vor dem Waldbrande ge- 
raucht hat), muß dem Täter die Begehung ber unerlaubten Handlung 
nachgewiefen werden. 3) Die nad S. 880 verantwortliden Perſonen 
baften dem Verletzten gegenüber nach 8. 840 al8 Gefamtfchuldner, im Ber: 
bältnifie untereinander nach $. 426 zu gleichen Teilen. Bgl. $. 828 Unm. 6. 

h) Haftung für Angefellte und Gehilfen. 
. 831. Wer einen anderen zu einer Verrichtung beftellt, 
it zum Erfage des Schadens verpflichtet, den der andere in 
Ausführung der Verrichtung einem Dritien widerrechtlid zufügt. 
Die Erfaßpflicht tritt nicht ein, wenn der Geſchäftsherr bei der 
Auswahl der beftellten Perſon und, jofern er Vorrichtungen 
oder Gerätfchaften zu befchaffen oder die Ausführung der Ber» 
richtung zu leiten hat, bei der Beichaffung oder der Leitung die 
im Verkehr erforderlihe Sorgfalt beobachtet oder wenn der 
Schaden audy bei Anwendung diefer Sorgfalt entitanden fein 
würde. 
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Die gleidhe VBerantmwortlichkeit trifft denjenigen, welcher für 
den Geichäftsheren die Beforgung eines der im Abſ. 1 Sat 2 
bezeichneten Geſchäfte durch Vertrag übernimmt. 

1. Geltungdbereid. 8. 881 regelt die Haftung für 
Gehilfen ufm. außerHalb Heftehender (vertragliher oder gefetlicher) 
Berbinbdlichkeiten ; innerhalb diefer Berbindlichfeiten gilt 8. 278 (vgl. 
bort Anm. 8); und zwar jet S. 278 voraus, daß zur Zeit ber 
Schädigung die Verbindlichkeit zwiichen den Beteiligten ſchon befteht, bei 
Berpflichtungen gegenüber der Allgemeinheit, Deren Nichterfüllung nur 
deliftifh verantwortlich macht (3. B. Haftung für Verlehräficherheit, F. 828 
Anm. 8), greift $. 881 Plag. Übernimmt der an fich ſchon deliktiſch Berant⸗ 
mwortliche eine vertragliche Verbindlichkeit gleihen Inhalts gegenüber be: 
ftimmten Perfonen, fo tritt die fchärfere Haftung aus S. 278 ein. Der 
Eifenbahnunternehmer haftet daher den Neifenden nad) $. 278, fonftigen 
Baflanten der Bahnhofsanlagen nur nach 8. 881, vgl. 8. 278 Anm. B; 
dasſelbe gilt für den Haugeigentimer gegenüber dem Mieter im Gegen: 
faß zu fonftigen Paflanten, ZW. 1905 ©. 186; 1904 S. 141, a. M.: RE. 
68 ©. 838, 1905 ©. 44. — 8. 831 regelt ferner die Haftung der jurifttfchen 
Perſonen für ihre Angeftellten im Gegenfag zu ber in $. 81 feftgefeßten 
fhärferen Haftung für ihre verfaſſungsmäßig berufenen Bertreter, vgl. 
8. 81 Anm. 2. Wegen der Haftung bes Etaates, der Kommunen und 
fonftiger öffentlich:rechtlicder Körperſchaften |. F. 89 Anm 2, OLG.9 
©. 22 (Briefunterfchlagung eines Poftbeamten). — Gilt PVerfchulden des 
nach 8. 881 Beſtellten als eigenes Berichulden de Geichäftäherrn im 
Sinne des $. 254? Bejabt von TAZ. 1906 ©. 660, vgl dagegen 
8. 278 Anm. 5b. — Geltung im Gefindereht EG. Art. 95, Pr. Urt. 14 
8.1. — Sondervorjdriften: Haftung des Gaſtwirts für feine Leute 
8. 701, des Prinzipals für feine Handlungsbevollmädtigten HGB. 88. 49 
54, Grud. 44 S. 1062 (argliftig falfche Auskunft des Brofuriften), Bad: 
Apr. 1908 ©. 62; der offenen Handeldgeiellichaft für den Gefellichafter, 
RG. 46 ©. 18; Altiengejelfchaft für Batentverlegung des Betriebsleiters, 
RG. 57 ©. 88, ber Eiienbahnen für Frachtgut HGB. 88. 466, 4bE, 
für Gepädträger: EiſenbE. 17 S. 282; des Reeders HGB. 88. 486, 
486, 507, 702, 784, EG. z. HGB. Art. 7, vgl. NG. 55 S. 816 (An: 
wenbdbarleit des $. 254 BGB.); BinnenSh®. 88. 8, 92, FlößG. SS. 22, 
28. Haftpflß. SS. 1, 2, EG. Art. 106, 106. Zu GewusBG. $. 186 
vgl. Net 1906 ©. 1014. 

2. Borausjegungen der Erfagpjlidt: a) nur, wenn der Be 
fteller Geſchäftsherr ift, d. 5. der Beftellte feinen Weilungen folgen, nicht 
nad eigenem Ermeſſen Handeln fol, RG. 51 S. 199 (beftritten). BgL 
aber Anm. 4. — b) widerredtlide Schabenszufügung, vgl. 8. 828 
Anm. 4. Subjektives Verſchulden des Beitellten ift nicht erforderlich, 
NG. 50 €. 60, ZW. 1908 Beil. S. 12, 182, SächſArch. 14 ©. 566. — 
c) in Ausführung ber Perrichtung, vgl. 8. 278 Anm. Ba. E., Recht 
1908 ©. 254. — Minderung oder Ausſchluß der Erfagpflicht durch eigene 
Verſchulden: 8. 254, ZW. 1908 Beil. S. 92; 1904 ©. 288 (Baflant 
und Automobil); 1906 ©. 877. Gilt Berichulden des nad $. 881 Be 
ftelten als eigenes Berfchulden des Geſchäftsherrn? Bejaht: DAL. 
1906 ©. 660, vgl. dagegen 8. 278 Anm. 5, ZW. 1906 S. 492. 
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8. Entlaftungsbeweis (bei Haftung nad 8. 278 verfagt, RG. 
62 S. 120; 65 ©. 836, 887) Hat fich zu erftreden auf: a, Sorgfalt bei 
Audwahl: DES. IS. 42, IR. 1902 Beil. ©. 266, 1905 ©. 840; 
Recht 1906 S. 244 (Erlundigung beim letzten Dienftherrn genügt im 
allgemeinen); ebb. S. 986, RG. 58 ©. 67 (nachzuweiſen ift auch, daß die bei 
Anſtellung vorhandenen Fähigkeiten nicht verloren find); IW. 1906 ©. 59 
(Nachweis, daß bie Ehefrau zur Auffihtsführung tm Haufe geeignet ift). 
Befondere Anforderungen an Kuticher: NW. 1904 ©. 471; 1906, 529. 
Recht 1906 ©. 986, Seufü. 61 S. 286 (Kind als Kutfcher); an 
Ehauffeure: ZW. 1904 ©. 288, Recht 1908 ©. b6l. Mit allgemeinen 
Erwägungen wird der Nachweis nicht geführt, Gruch. 48 S. 1115, IW. 
1904 ©. 572, RG. 69 ©. 208, Recht 1906 ©. 860. — b) bei Be: 
ſchaffung der Vorrichtungen und Gerätfchaften. Grenzen der perſön⸗ 
lihen Aufſichtspflicht bei Vorhandenſein eines Betriebsleiterd (Poliers): 
AG. 58 S. 124, Recht 1906 S. 800. — c) bei Leitung der Ber 
richtung. $. 881 begründet feine Leitungspfliht; vol. ZW. 1902 Beil 
©. 256, NG. 58 S. 56. Daß folde Pflicht befteht, Hat Kläger zu 
beweilen, RG. 58 ©. 125. Pfliht zu perjönlicher Leitung? vgl. b, IW. 
1906 S. 118. Kontrolle, daß Polizeivorfchriften innegebalten werben: 
DAB. 1908 ©. 502, DVG. 4 ©. 57. Grundfählid feine Pflicht des 
mitfabrenden Yubrwerläbefigerd, den Lenker während der Fahrt zu be 
auffichtigen, aber Pflicht, bei wahrgenonmener Unregelmäßigleit einzu: 
greifen, IW. 1906 ©. 287, 492, Recht 1906 S. 987. — d) event, 
daß der Schaden auch bei Unmwendung der Sorgfalt a—c entitanden 
wäre (nicht nur „Hätte entitehen können“, Recht 1906 ©. 876), 3. B. ebd. 
S. 244, IR. 1904 ©. 471, OLG. 4 ©. 284. 

4. Yinmittelbare Berantwortlichkeit des WUuffichtspflichtigen aus $. 828 
it neben (NG. 58 ©. 67; 68, 146, Recht 1905 ©. 472, 184; 1908, 
1195) der Haftung aus $. 881 und auch da möglich, wo dieje verfagt, 
3. B., wenn bei ber betreffenden Verrichtung feine Aufſicht erforderlich 
war, es aber an einer ausreichenden allgemeinen Beauffichtigung fehlte 
(namentlich bei Beamten), vgl. RG. 68 S. 281, ZW. 1908 Bell. ©. 
118, DOLS. 4 ©. 284; oder wenn der Belteller nicht Geſchaͤftsherr tft, 
vgl. Anm. 2a, Recht 1906 S. 1006. — Bei Begründung der Klage 
aus S. 828 Hat Kläger die Verlegung der Aufſichtspflicht zu beweiſen, 
NS. 58 S. 67. 

5. Der zur Berridtung Beltellte haftet u. U. neben dem Geſchäfts⸗ 
berrn, denn wer einem gegenüber die Erfüllung von Obliegendeiten über: 
nimmt, die bie in 8. 823 geſchutzten Wechtögüter gefährden, Haftet bei 
Bernadjläffigung dieler Pflicht felbft aus 8. 828, IW. 1906 ©. 59. 
Rad) außen Baften beide als Geſamtſchuldner (8. 421), nad innen gilt 
8. 840, 


i) Berleßung einer Auffictspficht. 


6. 832. Wer kraft Gefehes iy zur Führung der Auflicht 
über eine Perſon verpflichtet ift, die wegen Minderjährigfeit oder 


wegen ihres geiftigen oder körperlichen Zuſtandes der Beauf- 
fichtigung bedarf, ift zum Erſatze des Schadens verpflichtet, den 
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diefe Perſon einem Dritten widerrechtlich?) zufügt. Die Erfab- 
pfliht tritt nit ein, wenn er feiner Aufachtsoflicht genügt?) 
oder wenn der Schaden aud) bei gehöriger Auffichtsführung ent- 
itanden fein würde ®). 

Die gleiche VBerantwortlichkeit trifft denjenigen, welcher bie 
Führung der Aufiiht durch Vertrag übernimmt. 


1) 88. 1627, 1681, 1684, 1686, 1707, 1767, 1765, 1798, 1800, 
1897, 1901, 1915. Auffichtöpflicht des Ehemanns über die minder: 
jährige Ehefrau? Verneint Recht 1904 ©. 529. Weitere Fälle können 
fi) aus dem Gewerberehte (GewO. SS. 127, 127a, RG. 52 ©. 78, 
IW. 1902 Beil. S. 265), Schulrechte (OT®. 12 ©. 114), Ge: 
finderehte ufm. ergeben. Konkurrenz mehrerer AuffichtSpflichtiger: 
NG. 52 ©. 74. 2) 8. 831 Anm. 2b. Wird der Auffichtsbe: 
dürftige felbft verlegt, greift S. 882 nicht Platz; daher kein Einwand 
wegen mangelnder Aufſicht gegenüber den Erjiakaniprud, REG. 58 
S. 812, vgl. 8. 254 Anm. 6. 3) Berüdfihtigung der Individualität 
des UBedlrfiigen: RE. 52 ©. 69, JW. 1904 ©. 202; 1905, 21, Seufffl. 
67 ©. 404, der wirtfchaftliden Lage (JW. 1905 S. 21, OLG. 2 ©. 468 
ber Eltern und ihrer Erziehungsfähigfeiten, OLG. 12 S. 115 (chroniſcher 
Alkoholismus des Baterd). Einfaches Verbot genügt nicht immer, RG. 
60 ©. 60, OLG. 2 ©. 458, Recht 1902 ©. 286. Schußwafle: RS. 
62 ©. 69, ZW. 1905 ©. 21; 1902 Beil. 220; gefährliches Spielzeug: 
RS. 50 ©. 60 gegen OLG. 8 ©. 28, JW. 1904 ©. 202. 4)3.%. 
Fruchtloſigkeit forgfamer Erziehung, für den Erfolg wird nicht eingeftanden, 
RG. 60 ©. 60, SYS. 12 S. 116. 


k) Schaden durch Tiere. 


&. 833. Wird durch ein Tier ein Menjd getötet oder 
der Körper oder die Gefundheit eines Menfchen verlegt oder eine 
Sache beichädigt, fo ift derjenige, welcher das Tier hält, verpflichtet, 
dem Berlegten den daraus eniitehenden Schaden zu erjeßen. 


Wegen des dem Reichstag porliegenden Entwurf betr. 
Anderung bes $. 888 (IW. 1906 ©. 210, mit Überfiht über die 
Praxis des NG.) vgl. Einleitung S. 16 Unm. 

1. Der $. 888 legt mit NRüdfiht auf die mit dem Halten von 
Tieren verbundenen Gefahren demjenigen, ber das Tier hält, ohne Näüd: 
fiht auf Verſchulden, die Haftung für den durch dag Tier verurfadhten 
Schaden auf, Gefährdungshaftung, RG. 60 ©. 808, IW. 1505 ©. 784, 
SeuffA. 58 S. 860. — Der Anſpruch unterliegt den Porichriften über 
unerlaubte Handlungen (f. namentlich 88. 840, 842, 847, 862, ZPO. 
8. 82), RG. 50 ©. 252, bl S. 275, vor $. 828 Nr. b. Unan: 
wendbar find SS. 827—829. — Landesgefeglihe Borbehalte EG. Art. 
89, 107. 

2. Sür alle Tiere, zahme und wilde, gilt 8. 838, aud für 
Bienen, Recht 1905 S. 529. Wildſchaden $. 886, 

8. Durch ein Tier muß der Schaden entitanden jein, d. h. burd) 
eine willtürliche Tätigfeit ded Tiere. Keine Haftung aus $. 888, wenn 
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dad Tier nur ein Werkzeug in ber Hund feines Leiters ift, RE. 60 
S. 180; 54 ©. 74, Grud. 47 ©. 948. Kbenfo, wenn ein äußered Ers 
eignis auf den Körper oder die Sinne des Tieres mit einer Gewalt ein» 
gewirkt hat, der Tiere der beir. Art nach phyſiologiſchen Gefegen nicht 
widerfiehen Lönnen, NG. 64 ©. 78. Solde Ereigniſſe find: Hinfallen 
des Tiered unter ber Wucht eined darauf fallenden Körpers (NW. 1905 
S. 892) oder vor Schwäche (SeuffA. 58 ©. 860), Stoß eines anderen 
Bierded, To daß bad erfte eine Bewegung maden muß, bie jemanden 
verlegt (SW. 1905 S. 681), Hinfallen bes Berlegten gegen die Beine 
des Pferdes unter gleihen Umftänden (MG. 61 ©. 816). Nicht ba: 
gegen: Herabfallen eines Stüdd der Wagenladung auf bad Pferd (NG. 
64 ©. 73, ZW. 1905 ©. 818), Siraßenaufzug (RG. 54 ©. 407), flat: 
ternde Wäicheftüde (NG. 60 ©. 67), Tliegenitih, unfanfte Berührung 
mit einem Striegel (IW. 1905 S. 892), Lärm einer Xofomotive (ebd. 
©. bl, Recht 1906 ©. 860), Hundebellen (ebd. ©. 691, DRG. 9 
©. 48), Flucht vor einem anderen Tiere (OLG. 9 ©. 48). Höhere 
Gewalt befreit alfo nur dann von der Haftung, wenn fie bad will: 
fürlide Handeln des Tiers ausſchließt, NG. 54 ©. 408, Recht 1902 
©. 588. Ob dad Berhalten des Tier8 mit ber Natur feiner Gattung 
in Widerſpruch fteht oder auf einem Fehler berubt, ift ohne Bedeutung. 
Sat der Tierhalter durchführbare Vorfihtsmaßregeln verfäunt, tritt feine 
Befreiung ein, NS. 54 ©. 407. — Nur in ben Grenzen ded adäquas 
ten Kauſalzuſammenhangs (8. 828 Anm. 5) wird gebaftet, RG. 
60 ©. 219, IW. 1906 ©. 214, Recht 1906 ©. 1185, OLG. 9 ©. 44. 
Einerlei ift, ob der Schaden unmittelbar durch das Tier herbeigeführt 
it (Biß, Schlag) oder nur mittelbar, 3. B. durch ben von Pferden 
gezogenen Wagen (RG. 50 S. 219, Seufffl. 66 S. 400; 59, 450, Recht 
1908 ©. 812), dur Scheuwerden eined anberen Pferdes (OLG. 4 
©. 248 vgl. aber 9, 48, ZW. 1906 ©. 691), infolge Herabipringens 
vom Wagen beim Scheuwerben des Pferdes (Necht 1908 S. 17), infolge 
Berfuchs, einem bellenden Hunde auszumeichen (Recht 1904 ©. 608; 
1906, 6506, OL®. 4 ©. 57; 9, 48) oder durchgehende Pferde aufzuhalten 
(unten Anm. 6), infolge der Maßnahmen des Kutſchers gegen die 
ſcheuenden Pferde, Net 1906 ©. 244. 

4. Halter des Tieres braucht mit dem Eigentümer oder Eigen: 
befiger nicht identifch zu fein; Halter if, wer im eigenen Intereſſe durch 
Gewährung von Obdah und Unterhalt die Sorge für dag Xier über: 
nommen bat und zwar nicht bloß zu einem ganz vorübergehenden Zwecke, 
fondern auf einen Beitraum von gewifler Dauer, NG. 52 ©. 117; 62 
&.79, 38.1904 ©. 408; 1906 5.197. Auriftiiche Perfon als Tierhalter: 
DZ. 1906 ©. 152. Wer feine Wirtichaft einem völlig felbftändigen 
Bermalter überläßt, bleibt Tierhalter, Gruch. 47 ©. 404. Ebenſo, wer 
fein Bferd zu einer ftaatlihen Mufterung führt, IW. 1906 ©. 466, 
Gruch. 48 ©. 928. Halter eines pr. Gendarmenpferbes ift der Gendarm 
(RS. 55 ©. 168), eines Pferdes der Landbriefpoſt der Briefträger (DVG. 4 
S. 248), eines Gemeindebullen, wer ihn in Pflege genommen 
Hat (Seuffl. 61 ©. 270, BadRpr. 1904 ©. 168), eines verkauften 
Pferdes nad Rüdgängigmachung des Kauf3 bis zur tatlächlichen Rück⸗ 
nahme, der Käufer (Seuffü. 59 S. 449), eine beim Stallwirt der 
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Obhut des Hausknechts Übergebenen Pferdes, der Gaſt (Seuft. 61 
S. 1R1), eines gepfänbeten, vom Gerichtsvollziefer beim Gläubiger 
eingeftellten XQieres, der Gläubiger (Net 1906 ©. 684). Wenn da: 
gegen der Eigentümer fein Tier einem anderen obne Entgelt zu beflen 
felbftändigem Gebraud übergibt, und es in den Wirtichaftäbetrieb 
des Entleihers eingeftellt wird, tft biefer Tierhalter, NG. 62 ©. 79. 
— Mehrere Tierhalter haften als Gefamtichuldner, RG. 60 ©. 818, 
DRG. 5 S. 260. 

b. BertragSbeziedungen zwifhen dem Tierhalter und 
Berlegten fchließen die Haftung nicht ohne weitere® aus, ob daß ber 
Ball tft, enticheidet der inhalt des Vertrags, Recht 1906 S. 876. 
Stillicgweigende Bertragsklaufeln auf Ausſchluß der Haftung find möglich, 
folhe find angenommen in RG. 58 S. 410, Seuffü. 60 ©. 854 (Übers 
nahme der Berpflichtung, ein Pferd zu trainieren oder zugureiten), ver: 
neint dagegen in NG. 50 ©. 244, I. 1906 ©. 892, Seufffl. 59 
©. 450 (Kuticher), Recht 1906 ©. 448 (Viehtreiber), IW. 1904 ©. 57 
(Tierarzt), ID. 1906 S. 215 Bun, vgl. aber auch NG. 61 ©. 54, 
Recht 1906 S. 117), Brud. 47 ©. 404, Recht 1906 S. 684, vgl. aber 
803 (Mitnahme einer Perfon auf dem Wagen des Tierhalters aus Ge⸗ 
fälligkeit) — Auch durch Übernahme der Aufſicht Über das Tier (8. 834) 
wird auf die Haftung des Tierhalters an ſich nicht verzichtet. Jedoch iſt 
bier der verletzte Tierwärter beweispflichtig dafür, daß er bie erforder⸗ 
liche Sorgfalt beobachtet Hat oder daß deren Mangel für den Schaden 
nicht faufal geweien ift, RG. 68 ©. 418; 61 ©. 54, IW. 1905 ©. 202, 
892, 893, 482, OLG. 8 S. 288 — Einfluß eines Bertragsperbältnifies 
auf die Beweidlaft, auch ohne dab ein Verhältnis bes 8. 884 vorliegt: 
IW. 1905 S. 892 (Kutſcher). 

6. Mitwirtendes Verſchulden (db. h. fubjektiv ſchuldhaftes Ber: 
Balten, 8. 254 Anm. 8) des Berletten fann je nad Bebeutung zu 
völliger Abweiſung des Erfaganipruchs führen (ZW. 1908 Beil. S. 148, 
42; 1904, 67, Seuffl. 61 ©. 286) oder aud zu verhaltnißmäßiger 
Teilung des Schaden? (NG. 51 ©. 275). Abzuwägen find Tiergefabr 
(nicht PVerichulden des Tierhalters) und Berihulden des Berlekten; RG. 
61 ©. 278, IW. 1908 Beil. S. 148. Der Verſuch eined Dritten, 
durchgehende Tiere aufzuhalten, enthält u. U. fein Verſchulden, 5. 264 
Anm. 5. — Stonfurrierendes Berichulden Dritter befreit den Tierhalter 
nicht (Bruch. 47 ©. 406, 48 ©. 928, Recht 1906 S. 860) vielmehr Haftet 
diefer neben dem aus allgemeinen Gründen (8. 828) ober nad) 8. 884 
Erfaßpflichtigen al8 Gelamtichuldner, NG. 58 ©. 117; 68, 886; 60, 818, 
DRG. 8 S. 25. Wusgleihung im Innenverhältnis: 8. 840, foweit nidyt 
anderweit vertraglich geregelt, vgl. oben Anm. 5, für den Fall des S. 834 
oben Anm. 6. 

71. 3u beweifen bat der Kläger, daß ber Schaben durch das Tier 
(Anm. 8) entftanden und daß der Bellagte es hielt (Unm. 4), Recht 1906 
©. 17, ZB. 1905 S. 892, OLG. 8 ©. 290. Ünderung der Beweiss 
laft durch ein beftegenbes Bertragsverhältnis: Anm. 6. 

8. Erfagberechtigt ifi nurder Berlegte, Dritte nur nad SS. 844, 
845, RS. 61 S. 293 (fein Anſpruch des Fiskus auf Erfak der Stell: 
vertretungstoften des verlegten Beamten). 
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6. 834. Wer für denjenigen, welcher ein Tier hält, die 
Yührung der Auflicht über das Zier durch Bertrag übernimmt), 
it für den Schaden verantwortlich, den das Tier einem Dritten 
in ber im $. 833 bezeichneten Weife zufügt?). Die Berant- 
wortlichkeit tritt nicht ein, wenn er bei der Yührung der Aufficht 
bie im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobadtet und wenn ber 
Schaden auch bei Anwendung diefer Sorgfalt enftanden feinwürde?). 


1) ausdrückliche Übernahme der Aufficht iſt nicht erforderlich, die 
Brit dazu kann fih auch aus einem andermweiten Bertrage ergeben, 
JW. 1905 S. 202, abw. RG. 50 ©, 248. Wegen Abgrenzung zwiichen 
Tierwärter und Tierhalter f. $. 888 Anm. 4, vgl. Seuffll. 59 S. 450. 
2) Der Tierhalter haftet neben dem Qierwärter als Gefamticyuldner, 
NS. 60 S. 818. Die Audgleihung unter ihnen erfolgt nad) dem 
zwiſchen ihnen bejtehenden Vertragsverhältnig, nicht nach 8. 840 Abf. 3. 
3) Anfprücye des Tierwärterd wegen Tierihäden: 8. 888 Anm. 5. 


D Wildſchaden. 

6. 838. Bird durd Schwarz, Rot, Elch⸗ Dam- ober 
Rehwild oder durch Faſanen ein Grunditüd beſchädigt, an welchem 
dem Eigentümer das Jagdrecht nicht zuſteht, jo iſt der Jagd⸗ 
berechtigte verpflichtet, dem Verletzten den Schaden zu erſetzen. 
Die Erlaspflicht eritredt fi) auf den Schaden, den die Tiere an 
den getrennten, aber noch nicht eingeernteten Erzeugnifien des 
Srunditüds anrichten. \ 

Iſt dem Eigentümer die Ausübung des ihm auitehenden 
Jagdrechts durch das Geſetz entzogen, fo bat derjenige den 
Schaden zu erjegen, welder zur Ausübung des Jagdrechts nad) 
dem Gejeße beredhtigt ift. Hat der Eigentümer eines Grund- 
füds, auf dem das Jagdrecht wegen der Lage des Grundftüds 
nur gemeinfchaftlidy mit dem Jagdrecht auf einem anderen Grunde 
ftüd ausgeübt werden darf, das Jagdrecht dem Eigentümer 
diefes Grundſtücks verpadhtet, fo ift der leßtere für den Schaden 
verantwortlich. 

Sind die Eigentümer der Grundftüde eines Bezirkes zum 
Bwede der gemeinfchaftlihen Ausübung des Jagdrechts durch 
das Geſetz zu einem Verbande vereinigt, der nicht als folcher 
bafıet, jo find fie nach dem Berhältnifie der Größe ihrer Grund» 
ftüde erfagpflichtig. 

Borbehalte für die Landesgefekgebung im EG. Urt. 69— 72. Eigenes 
Berfhulden des Beichädigten tit nach 8. 254 zu berüdfihtigen, NG. 52 
©. 849, ZW. 1905 ©. 867. Unfprud aus 8. 828 wegen Wildfchaden?? 
verneint Recht 1906 S. 808. 

m) Einſturz eines Gebäudes, 


&. 8361). Wird durch den Einfturz eines Gebäudes?) 
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oder eines anderen mit einem Grundſtücke verbundenen Wertes) 
oder durh die Ablöfung*) von Teilend) des Gebäudes oder 
bes Werkes ein Menjch getötet, der Körper oder die Gejundheit 
eines Menſchen verlegt oder eine Sache beſchädigt, fo ilt der 
Befiter des Grundftüds, jofern der Einfturg oder die Ablöfung 
die Folge fehlerhafter rctung oder mangelhafter Unterhaltung 
ift®), verpflichtet, dem Berlegten den daraus entitehenden Schaden’) 
zu erfegen. Die Erfagpfliht tritt nicht ein, wenn der Beliger 
um 3mede der Abwendung der Gefahr die im Verkehr erforder- 
ihe Sorgfalt®) beobachtet Hat. 


Ein früherer Beliter des Grundftüds it für den Schaden 
verantwortlid, wenn der Einfturz oder die Ablöfung innerhalb 
eines Jahres nah der Beendigung feines Beſitzes eintritt, es 
fei denn, daß er während feines Behiges die im Berlehr erfor- 
derliche Sorgfalt beobachtet hat oder ein fpäterer Befiger durch 
Beobachtung diefer Sorgfalt die Gefahr hätte abwenden können. 

Befiger im Sinne dieſer Borfchriften ıft der Eigenbefiger?). 


1) 8. 886 erfpart dem Berlegten nur den Nachweis bed Ber: 
ſchuldens auf fetten bed Beſitzers; dafür, daß der Einfturz ufw. infolge 
mangelhafter Unterhaltung eingetreten ift, bleibt der Verletzte beweis⸗ 
pflihtig, ZW. 1904 ©. 91. Im übrigen ift 8. 886 nur Ausfluß des 
Grundfages, daß jeder für durd feine Sachen verurfadyte Beihädigungen 
Baftet, foweit der Schaden bei Sorgfalt permeidbar geweſen wäre, RG. 52 
S. 879, ZW. 1905 ©. 870. 2) vgl. 648 Unm. 4, StGB. 8. 248. 
8) 5.8. Mauern, Gerüfte, Buden, Kanäle, Waflerleitungen (Recht 1908 
©. 551), Torpfeiler (Seuffl. 67 5. 104), nicht dagegen Bäume (ent: 
fpredende Anwendung? vgl. Anm. 1), zufammengefchättete Erdhaufen 
(RS. 60 S. 188 gegen OXG.9 ©. 46). 4) auch Durchhrechen des 
Fußbodens, NG. 52 ©. 286, 3W. 1904 ©. 486, ORG. 4 ©. 286; 
b, 249, 9, 4b. 5) 3.3. NS. 52 ©. 288 (Fußboden, Dede, Stein: 
fliefen); 60, 421 (Fenfterläden), SW. 1908 Beil. S. 115 (Gefimsitäde); 
1904, 91 (Dadauffäge); 1906 ©. 428 (Firmenſchild), OLG. 5 S. 246 
(Zelegrapbenftangen), 249 (FFenfterichetben); 12 S.278, Necht 1905 S. 478 
(Bahnenftangen). 6) Gleichviel, 06 der äußere Anlaß zum Ginjturz 
durch einen anderen Umftand gegeben ift, Recht 1904 ©. 886; 1906 
©. 478 (fpielende Kinder); 1906 ©. 801 (Strom), Seuff. 67 ©. 104 (Un: 
ftoßen eined Wagens). 7) auch mittelbarer Schaden, IW. 1906 
S. 870, OLG. 9 ©. 45, Umfang: vgl. 88. 842—847, OXS. 9 ©. 47 
(Schmerzensgeld). Bei mitwirkendem Verſchulden des Verletzten gilt 
8. 254, Seuffü. 57 ©. 104. — Bertragsbeziefung zwiſchen dem Ber: 
legten unb dem Befiger fchliekt die Haftung nicht aus, vgl. S. 888 
Anm. 5, OLG. 8 ©. 27 (Mieter, $. 545). 8) IR. 1904 ©. 91, 
487; 1906 ©. 886, OLG. 8 ©. 27; 4 ©. 281;9 ©. 47 (Haftung trog übers 
mäßiger Neparaturkoften). Beachte 88. 827, 828. — Der gegenwärtige 
Befiger Bat nur Sorgfalt für die Bett feines Beſitzes nachzumelien, ZB. 
1%04 ©. 487. 9, 8. 872. 
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$. S37. Beſitzti) jemand auf einem fremden Grundftüd 
in Ausübung eines Rechtes?) ein Gebäude oder ein anderes 
Bert, jo trifft ihn an Stelle des Beſitzers des Grundſtücks die 
im $. 836 beitimmte Berantwortlichfeit. 

2) als Eignenbefiger, Mietbefig genügt nit, NE. 59 ©. 8, vgl. 
aber IB. 1904 ©. 581. 2) in Ausübung eines dinglichen echtes 
an dem fremben Grundſtücke ($. 95 Abi. 1 Say 2), namentlich eines 
Erbbaurechts ($. 1012), vgl. ferner: SS. 1021, 1080, 1087, 1090, 1098, oder 
auch eines perjönlidden Rechtes, wenn auch nur zu vorübergehendem 
Zweck, Recht 1906 S. 987, 3. B. wenn ein Mieter eine Laube oder ein 
Zelt in dem gemieteten Garten errichtet bat. 


6. S3S!), Wer die Unterhaltung eines Gebäudes oder 
eines mit einem Grundftüce verbundenen Werkes für den Befiger 
übernimmt oder das Gebäude oder das Werk vermöge eines 
ihm zuftehenden Nutzungsrechts zu unterhalten?) hat, ift für den 
durh den Einfturg oder die Ablöfung von Zeilen verurjachten 
Schaden in gleicher Weife verantwortlicd) wie der Beſitzer. 

2) Hier ift fein Beſitz erforderlich, der Befiger haftet neben bem 
Unterhaltspflichtigen ala Befamtfchuldner. ber die Ausgleichung ent- 
ſcheidet das zwiſchen ihnen beftehende Rechtsverhältnis. 2) 88. 1021, 


1022, 1041, 10%. 
n) Berlegung einer Amtspflicht. 

8. 839. Verletzt ein Beamter vorſätzlich oder fahrläffig 
die ihm einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht, jo hat 
er dem Dritten den daraus entitehenden Schaden zu erfegen. 
Halt dem Beamten nur Yahrläffigkeit zur Laft, jo kann er nur 
dann in Anfpruch genommen werden, wenn der Berlegte nicht 
auf andere Weile Erfah zu erlangen vermag. 

Verletzt ein Beamter bei dem Urteil in einer Rechtsſache 
feine Amtspflicht, fo ift er für den daraus entitehenden Schaden 
nur dann verantwortlid, wenn die Pflihtverlegung mit einer 
im Wege deö geridhtlihen Strafverfahrene zu verhängenden 
öffentlichen Strafe bedroht iſt. Auf eine pflichtwidrige Ber- 
weigerung oder Berzögerung der Ausübung des Amtes findet 
diefe Vorſchrift feine Anwendung. 

Die Erfagpflicht tritt nicht ein, wenn der Berlegte vorſätzlich 
oder fahrläjfig unterlafien bat, den Schaden durch Gebraud) 
eined Rechtsmittels abzumenden. 

1. Die Beamten haften für Nechiöverlegungen nad den allgemeinen 
Borichriften der 88. 828ff. Der $. 889 regelt die befondere Haftung der 
Beamten bei Verlegung ihrer AUmtöpflicht, welche fih aus den Dienft- 
borfchriften und ihrer Öffentlichrechtlihen Stellung ergibt. Soweit bier 
— Fe befchräntt wird, ift eine Haftung aus 88. 828 ff. aus: 

en, 
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2. Wer Beamter ift und welde Amtspflichten dem Beamten ob- 
liegen, beftimmt ſich nach dem öffentlichen Rechte RBG. $. 1, vgl. StEB. 
8. 259. Sm BGB. ift beftimmt, daß der Bormundfchaftsrichter für 
Bilihtwidrigleiten nah $. 839 Abi. 1, 8 verantwortlich ift (88. 1674, 
1848). Mitglied des Familienrats $. 1872. Grundbucdhridterr EBD. 
8. 12. Notare in Pr. 8. 611 Ann. 2. Gerichtspollzieher ebd., ferner: 
RS. 51 ©. 186, 258, ORG. 4 ©. 58, Recht 1908 S. 676. Gerichts: 
fhreiber IW. 1904 ©. 85. Gemeindebeamte ORG. 7 S. 140, Recht 
1908 ©. 209. Schiedsmann in Pr. IW. 1905 ©. 845. -- Haftung 
des Staat8 und der Kommunen für die Beamten $. 89 Anm. 2. Haftung 
der Beamten gegenüber dem Fisfus S. 611 Anm. 2. 

8. Amtspflihten, bie dem Beamten Dritten, nit nur der 
anftellenden Behörde gegenfiber odliegen, enthalten 3. B.: für den 
Richter: ZPO. SS. 216 Ubi. 2, 571, StPO. ss. 115, 128, GBD. 
88.17, 46 (RG. 57 ©. 277; 60, 892), KO. $. 88 (Recht 1905 ©. 266), 
vgl. ferner OLG. 4 ©. 286; 5 S. 210 (Pflichten des Verfteigerungsridhters, 
vgl. aud) ZW. 1906 S. 639); 9 ©.48 (Anordnung des perjönlichen Er: 
ſcheinens), ZW. 1904 ©. 586 (iberflüffige Inferate), 450, OLG. 12 
S. 118 (Terminskoſten) NG. 62 S. 851 (Offenbarungseid ohne Ber: 
mögensverzeichnis). Gerichtsvollzieher: Pfändungs-, Berfteigerungs: und 
Buftellungsvorfchriften RG. 51 ©. 186 (ZPO. S. 818), 258; 56 S. 92, 
OLG. 4 S. 58, Nedt 1908 ©. 576, SächſArch. 12 ©. 219. Gerichts: 
ſchreiber: KO. 8. 140 Abſ. 2, ZW. 1904 ©. 85. Boftbeamte: OLG. 12 
©. 117. Telegraphenbeante: Grud. 48 S. 929, SächſArch. 14 ©. 860, 
Recht 1904 ©. 222 (8. 254). Strafvolifiredungsbeamte: RG. 66 ©. 216, 
OLG. 12 ©. 105. Polizeibeamte: RG. 5l S. 827, Gruch. 46 ©. 1108, 
OLG. 4 S. 58. — Bei legtwilligen Berfügungen find Wichter, 
Notar, BGemeindevorfteher zur Beobachtung der Formvorſchriften ver: 
pflihtet nicht nur gegenüber dem Grblafier, fondern auch gegenüber den 
zu bedenfenden Berjonen, RG. 68 S. 296, OL®. 7 ©. 140, Recht 1904 
S. 198. — Haftung für amtlich erteilte unrichtige Auskunft trog 
fehlender Auskunftspflicht: Gruch. 46 S. 986, OLG.7T, S. 478. Notare: 
8.611 Anm. 2, OLG. 12 ©. 116 (ElſLoth.), Recht 1906 ©. 1196. 

4. Sahrläffigteit, inSbefondere in Anwendung rechtlider Bor: 
friften: RG. 57 ©. 279; 60 ©. 892 (GBO. $. 17), ORG. 5 ©. 210 
(BBG.). Beachtung der Hödjftrichterliden Praris: NG, 60 S. 398, IB. 
1906 ©. 188. Entſcheidung zweifelhafter Rechtsfragen: NS. 59 ©. 881, 
Net 1908 ©. 209 (8. 2242), 292; 1906 ©. 118, 162 (Proteft auf 
erierritorialem Gebiet), 292, 508 (übermäßige Anforderungen bed Grund⸗ 
buchrichters). 

b. Beſchränkte Haftung bes Spruchrichters: Abf.2. Urteil, 
b. 5. im Anſchluß an die Terminologie in ZPO. und StPO, RG. 62 
S. 867 (Haftbefehle nicht), OLG. 4 S. 286. Es macht feinen Unter: 
ſchied, ob die Sache von dem ordentlichen oder einem anderen Gerichte 
(Verwaltungsgericht ufw.) entichieden wird, ebenfo, ob ber Beamte die 
richterliche Tätigkeit im Hauptamt oder im Nebenamt ausübt. 

6. Die Subfidiarität der Haftung (Ubf. 8) gilt für Abſ. 1 und 2. 
Als Rechtsmittel in biefem Sinne gilt jeder Rechtsbehelf. Beweislaſt: 
NS. bl ©. 192. 
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7. Sind mehrere Beamte nebeneinander verantwortlich ober tft neben 
dem Beamten ein Dritter verantwortlih, fo haften die Erfagpflichtigen 
dem Berlegten als Geſamtſchuldner; f. S. 840 und dazu die Sonber: 
porichrift des 8. 841. 8. 839 Abſ. 1 Sag 2 findet infoweit feine An: 
wendung, RG. 61 ©. 262. 


0) Zaftung mehrerer als Gefamtfchuldner. 

. 840. Sind für den aus einer unerlaubten Handlung!) 

eniftehenden Schaden mehrere neben einander verantwortlich), jo 

baften fie, vorbehaltlich der Vorſchrift des $. 835 Abf. 3, als 
Geſamtſchuldner?). 

Iſt neben demjenigen, welcher nach den 88. 831, 832 zum 
Erſatze des von einem anderen verurſachten Schadens verpflichtet 
iſt, auch der andere für den Schaden verantwortlich, ſo iſt in 
ihrem Verhältniſſe zu einander der andere allein, im Falle des 
8. 829 der Aufiichtspflichtige allein verpflichtet®). 

ſt neben demjenigen, weldjer nad) den 88. 833 bis 838 
zum Erfaße des Schadens verpflichtet ilt, ein Dritter für den 
Schaden verantwortlid, jo ift in ihrem Berhältnifie zu einander 
der Dritte allein verpflichtet). 

1) Bor. S. 828 Nr. 5. Aus unerlaubter Handlung baftet auch der 
nad Hafipfl®. Erfagpflichtige, NG. 58 ©. 120; 58 ©. 886; 60 S. 800. 
2) Haftung mehrerer Tierhalter für den von ihren Tieren gemeinjchaftlich 
angerihteten Schaden: DOXG. 5 ©. 250, $. 888 Anm. 4. 3) SS. 421ff. 
Ausgleichung S. 426, der in den Fällen Abſ. 2 und 3 jeboch feine An⸗ 
wendung findet. Ausgleichung bei Ladungsſchäden aus Schiffszujammen: 
ftößen: DXB. 1905 ©. 1122. 4, Gilt auch im Gelinderedt, EG. 
Art. 96. 5) WS Dritter gilt auch der nah Haftpflß. oder 
PrEiſenbG. dv. 1838 erfagpflichtige Eiſenbahnunternehmer, jo daß dieſer 
zwar dem Berlegten mit dem Tierhalter uſw. zufanımen al3 Gefamt: 
ihuldner, im Innenverhältnis aber allein Haftet, NG. 58 S. 121; 58, 
386 ff, ZW. 1906 S. 784. Ausgleichung mehrerer nad Haftpfl®@. S. 1 
Griagpflichtiger 8. 426 Anm. 1. 


6. SAL. Sit ein Beamter, der vermöge feiner Amtspflicht 
einen anderen zur Geihäftsführung für einen Dritten zu beitellen 
oder eine ſolche Geſchäftsführung zu beauffichtigen oder durch 
Genehmigung von Aechtegelchäften bei ihr mitzumirfen bat!), 
wegen Berlegung diejer Prlichten neben dem anderen?) für den 
von diefem verurſachten Schaden verantwortlich, fo ift in ihrem 
Verhältniſſe zu einander der andere allein verpflichtet. 

2) 5.8. Bormundfchaftsrichter, Konkursrichter. 2) Bormund, 
Konkursverwalter. 

3. Erſatz des Schadens. Beſondere Fülle. 
8) Umfang der Erxſatzpflicht. 
8. 8421), Die Verpflichtung zum Schadenserjage wegen 
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einer gegen die Berfon gerichteten unerlaubten Handlung erſtreckt 
ſich auf die Nachteile, welche die Handlung für den Erwerb oder 
das Fortkommen des Verlegten berbeiführt?). 


1) gilt nicht für Anſprüche aus Haftpfil®., RS. 57 S. 5b. Uns 
wendung ber $$. 842—846 beim Dienfivertrage nad) 8. 618 Ubi. 8. 
2) 3. 3. der Berlegte geht einer Erwerbsſtellung verluftig oder die Ausſicht, 
eine ſolche Stellung zu erlangen, wird gemindert. Bet Frauen kommt auch 
die Minderung der Ausficht auf eine Heirat in Betradit. Anſpruch einer 
Ehefrau, die im Gefchäfte ihres Mannes unentgeltlich Dienfte geleiftet 
hat ($. 1866), NG. 47 ©. 84, ZB. 1906 ©. 885. Schadensnachweis 
DRG. 12 ©. 119. 


b) &rfat durch Entrichtung einer Geldrente, 


& SA3, Wird infolge einer Verlegung des Körpers oder 
ber Gefundheit die Erwerbsfähigfeit des Berlegten aufgehoben 
oder gemindert oder tritt eine Vermehrung feiner Bedürfniſſe 
ein, fo iſt dem Verletzten durh Entrichtung einer Gelbrente 
Schadenserfag zu leilten!). 

Auf die Rente finden die Vorſchriften des $. 760 Unmendung. 
Db, in welcher Art und für weldyen Belrag der a lige 
Sicherheit?) zu leiten bat, beitimmt ſich nad) den Umitänden. 

Statt der Renie kann der Berlekte eine Abfindung in 
Kapital verlangen, wenn ein wichtiger Grund?) vorliegt. 

Der Anfpruh wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ein 
anberer dem Verletzten Unterhalt zu gewähren bat. 


1) unbeſchadet weitergehender Anſprüche (Hetlungstoften, SS. 249 ff.). 
— Prozeſſuale Befonderheiten: ZPO. 88. 268, 328, 824, 708 Ziff. 6. 
Der Aniprud auf die Rente ift ferner nad) ZPO. 8. 850 Abſ. 8, 4 bis 
zum Betrage von fünfzehnhundert Dart regelmäßig ber Pfändung ent- 
zogen und dementfprechend ift inſoweit auch die Übertragung ($. 400) 
und die Aufrechnung ($. 894) ausgefchlofien. Wegen bed Berbältnifies 
zu den Anſprüchen auf Grund der Krankenverſicherung ujw. vgl. 8. 618 
Unm. 1. — Bei Bemefjung der Rente iſt die zukünftige Geftaltung 
der Berhältnifie, foweit überfehbar, zu berüdiichtigen, IW. 1906 S. 288, 
498 (ohnehin eintretende Erwerbsunfähigkeit im Alter); 1906 ©. 808, Recht 
1905 ©. 194 ; 1906 ©. 444, RG. 58 S.48 (Möglichkeit, ben Beruf zu 
wechfeln, vgl. SächſArch. 10 S. 608). Keine Abrechnung der Einkünfte 
aus Unfallverfiherung (Seuff A. 55 S. 164, OLG. 4 S.56) oder von Beamten 
gehalt, RS. 61 ©. 296. Sondervorfdriften: UVerſG. $. 185, Haftpfi@. 
$. 4. Gin noch nicht erwerböjähiges Kind Hat nur den Feſtſtellungs⸗ 
anfprud, Recht 1904 ©. 529; 1906 ©. 1186 (Zuerfennung der Einfünfte 


eines gelehrten Berufs). 2) 88. 282. Stein Anſpruch auf Sicher⸗ 
beit, wenn nur ein Feſtſtellungsanſpruch, 3. B. wegen jugendlichen Alters, 
beftet, NG. 60 ©. 416. 3) OLG. 2 S. 440 (mangelnde Sicher: 


heit). Kein Anfpruch des Erfagpflichtigen, fi in Kapital abzufinden. 
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e) Anfpräde Dritter. 
Anfprüde im Lalle der Tötung. 

Br SAA. Im Falle der Tötung!) hat der Erfagpflichtige 
die Koften ber Beerdigung demjenigen zu erfeßen, welchem die 
Berpflihtung obliegt?), diefe Koften zu tragen. 

Stand ber G©etötete zur Zeit der Verlegung zu einem 
Dritten in einem Berhältniffe, vermöge deflen er dieſem gegen- 
über kraft Geſetzes unterhaltspflidtig?) war oder unterhalts: 
pflihtig werden konnte“), und ift dem Dritten infolge der Tötung 
das Recht auf den Unterhalt entzogen, fo hat der Erjagpflichtige 
dem Dritten durch Entridtung einer Geldrente) infomeit Scha- 
denserfaß zu leilten, als der Getötete während der mutmaßlichen 
Dauer feines Lebens zur Gewährung des Unterhalt3 verpflichtet 
geweſen fein würde‘); die Vorfchriften des 8. 843 Abf. 2 bis 4 
finden entiprechende Anmendung. Die Erfagpfliht tritt aud) 
dann ein, wenn ber Dritte zur Zeit der Verlegung erzeugt, aber 
noch nicht geboren war. 

1) aud bei fahrläffiger Tötung (OLG. 2 ©. 440, Seuffü. 57 
©. 408) und bloßer Gefährdungshaftung ($. 883, MG. 50 ©. 258). 
Haftet der Täter nur wegen Borfag und Fahrläffigkeit, ift Zurechenbarteit 
des Todes Borausfegung, Recht 1906 S. 194, vgl. OLG. 2 ©. 440. 
2) Iraft Geſetzes (SS. 1680, 1616, 1718, 1968) oder kraft Vertrages. 
2) 8. 519 Unm. 2. Gleichviel, ob die UnterHaltspflicht tatſächlich erfüllt 
wurde, OLG. 2 S. 440. 4) Scuffü. 57 ©. 408. Ganz fern 
liegende Möglichkeiten bleiben außer Betracht. 5) 8. 848 Anm. 1. 
Diefer Rentenanſpruch unterliegt nicht der Verfügung de unmittelbar 
Berlegten, NG. 65 ©. 81. 6) Rentendauer: $. 848 Anm. 1, ZW. 
1905 S. 148 (keine Berüdfichtigung der Möglichkeit, daß die Witwe 
wieder heiratet), Seuffl. 60 S. 867. — Anſpruch der Witwe wegen ihrer 
durch Wegfall ded Mannes eingetretenen Alimentationspflicht gegenüber 
den Kindern, Seufffl. 57 ©. 406. 


Aufprüde in ven Fällen der Cötung, der Körperverletzung 2c. 

6. SAS1). Im Falle der Tötung, der Verlegung des Körpers 
oder der Geſundheit fowie im alle der Freiheitsentziehung 
Hat der Erfaßpflichiige, wenn der Verletzte Fraft Geſetzes einem 
Dritten zur Leiftung von Dienften in deſſen Hausmefen oder 
Gewerbe verpflichtet?) war, dem Dritten für die entgeheaden 
Dienite dur Entrichtung einer Geldrente?) Erfag zu leiften. 
Die Borjchriften des $. 843 Abi. 2 bis 4 finden entfprechende. 
Anwendung. 

2) gilt nicht für Aniprüche aus HaftpflG., RG. 67 ©.55. *)SS.1866, 
1617. OuG. 9 ©. 49. Bol. 8.888 Unm.8. 3) ‚Brozefiuale Beſonder⸗ 
beiten: ZPO. 88. 258, 828, 824. Die Pfändung, Übertragung und Aufs 
rechnung tft — anders als inden Fällen der$$.848,844 — ntchtauggeichloffen. 


Aqilles, Bürgerliches Beieybuch. 5. Auflage. 26 
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Mitverfchulden des Verletzten. 


8. SAG. Hat in den Fällen der 88. 844, 845 bei ber 
Entjtehung bes Schadens, den ber Dritte erleidet, ein Berjchulden 
des Berlegten mitgewirkt, fo finden auf den Anfprud des 
Dritten die Vorfchriften des 8. 254 Anwendung. 

Bol. OLG. 2 S. 440 (Tötung eines beim Ehebruch Ertappten). — 
Bei mitwirtendem Berfchulden des nad SS. 844, 845 Erſasberechtigten 
greift 8. 254 unmittelbar Plat, RE. bb ©. 24. 


d) Ammaterieller Schaden. 


8 SA71, Im Falle der Verlegung des Körpers?) oder 
der Geſundheit fomie im alle der Freiheitsentziehung Tann 
der Berlegte auch megen des Schadens, der nidt Vermögens- 
ſchaden ijt, eine billige Entihädigung in Geld verlangen?). 
Der Anſpruch iſt nicht Übertragbar*) und gebt nicht auf die 
Erben über, e8 fei denn, daß er durch Vertrag anerfannt oder 
daß er redhtshängig geworden it. 

Ein gleiher Anſpruch fteht einer Frauensperſon zu, gegen 
die ein Verbrechen oder Vergehen mwiber die Sittlichleit begangen 
oder die durch Hinterlift, dur Drohung oder unter Mißbraud 
eines Abhängigkeitsverhältniffes zur Geftattung der aufßerehe- 
lien Beimohnung beftimmt wird). 

1) Gine ber im S. 253 vorgefehenen Ausnahmevorſchriften. Der 
Berlegte fol für bie körperlichen und feelifchen Schmerzen, für den Summer 
und bie Sorge, melde er zu erleiden bat, eine Entſchädigung erhalten 
und fo in die Lage verfegt werben, den Schaden, ſoweit Died möglich: ift, 
durch materielle Borteile auszugleichen. Der materielle Schaden, welcher 
dem Berlegten hinſichtlich feines Fortkommens entiteht, tft nach S. 842 
zu erfeßen. Del. auch $. 1800. S. NW. 1902 Beil. S. 247. 2) Yud 
im ale des $. 888, NG. 50 ©. 244, Necht 1906 ©. 684. ONG. 
12 ©. 120 gewährt dagegen Schmerzendgeld nur bei Haftung aus $. 828, 
IW. 1906 ©. 877 gibt ihn aud im Falle des $. 881. Der Anfpruch 
aus 8. 828, der neben einem Bertragsanipruch belebt ($. 618), ver 
Ichafft fein Necht auf Schmerzensgeld, Seufifl. 61 S. 189. 8) Schmerzenss 
geld kann nidht neben der Unfallrente gefordert werden, Seuffä. 56 
©. 849; a. M. 59 ©. 40. Bgl. ferner S. 845 Ann. 1. Bei Be 
meſſung des Schmerzensgeldes ift eine Haftpflichtverficherung des Täters 
nicht zu veranfchlagen, NG. 68 ©. 104. 4) und unpfänbdber, 
ZPO. 8. 861. 5) vgl. S. 823 Abi. 2 i. V. mit StGB. SS. 174. 
und 8, 825. OfG. 12 ©. 119. 


e) Untergang oder Verſchlechterung der Sache. 

&. SAS. Wer zur Rüdgabe einer Sache verpflichtet if, 
die er einem anderen durdy eine unerlaubte Handlung entzogen 
bat!), ift auch für den zufälligen Untergang, eine aus einem 
anderen Grunde eintretende zufällige Unmöglichkeit der Heraus 
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gabe oder eine zufällige Verfchlechterung der Sadje verantwort» 
ih, e8 fei denn, daß der Untergang, die andermeitige Unmög⸗ 
lihleit der Herausgabe oder bie Verſchlechterung au 
Entziehung eingetreten fein würde, 

4) Berzugsfolgen ohne Mahnung, OLG. 9 ©. 282. 


ohne die 


f) Binjen. 
6. SAY!) Iſt wegen der Entziehung einer Sache der 
Bert oder wegen ber Beihädigung einer Sache die Werts 
minderung zu erjeben, fo kann der Verlegte Zinfen?) des zu 
erjegenden Betrags von dem Zeitpunkt an verlangen, melder 
der Beitimmung des Wertes zu Grunde gelegt wird. 
1) nimmt dem Gläubiger ben Beweiß des ihm durch die Ent: 
ziehung der Nutzungen entflandenen Schadens ab. 2) 8. 246. 


g) Berwendungen des Erfaßpflichtigen, 
6. 880. Macht der zur Herausgabe einer entzogenen 
Sache Berpflichtete Verwendungen auf bie Sadıe, fo Stehen ihm 
dem Berlegten gegenüber die Rechte zu, die der Beliger dem 
Eigentümer gegenüber wegen Verwendungen!) bat. 
1) SS. 994 fi. Beachte $. 278 Abſ. 2. 


h) Zeifung des Erſatzes an einen RNichtberechtigten. 
6. SSL, Leiftet der wegen der Entziehung oder Be- 
Ihäbigung einer beweglichen Sadje zum Schadenserfage Ber: 
pflichtete Den Erfag an denjenigen, in deflen Befite ſich die Sache 
zur Zeit der Entziehung oder der Beihädigung befunden hat, 
jo wird er durch die Leiltung auch dann befreit, wenn ein Dritter 
Eigentümer der Sache war oder ein fonfliges Recht an der Sadıe 
hatte, e8 fei denn, daß ihm das Recht des Dritten befannt oder 
infolge grober Yahrläfligfeit unbelannt ift. 
Bereicherungsanſpruch des Gigentümerd gegen ben Empfänger ber 
Griagleiftung $. 816. 
4. Berjährung. 


6. 882. Der Aniprud) auf Erfah des aus einer uner- 
laubten Handlung!) entfiandenen Schadens verjährt?) in drei 
Jahren von dem Zeitpuntt an, in welchem der Berlebte von 
dem Schaten und ber Berfon des Erfaspflichtigen Kenntnis?) 
erlangt, ohne Rüdfiht auf dieſe Kenntnis in dreißig Jahren 
von der Begehung der Handlung an. 

at der Erſatzpflichtige durch die unerlaubte Handlun 
auf Koften des Berlegten etwas erlangt, fo ift er auch nad 
der ollenbung der Berjährung zur Herausgabe nad) den Vor⸗ 
Ihriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereiche: 
tung*) verpflichtet. 
26* 
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2) Bor 8. 828 Nr. 5. Die Berjährungsfrift für Regreßanſprüche 
der Berufsgenofienichaften richtet ſich nad ben Berfiherungsgeiegen, RG. 
69 ©. 888. — Iſt gleichzeitig ein Unfpruch aus unerlaubter Handlung 
und einem PVertrage gegeben (88. 618, 568), jchetdet die Anwendung bed 
8. 862 aus, Recht 1906 ©. 49, 878; 1906 ©. 16. 2) 88. 194, 
198 ff. 3) DVG. 12 S. 106, 82 (Beginn ber Verjährung des Renten 


anfpruch8 aus 8. 848. 4) SS. 8l2f. Diefer Anfpruch verjährt erft 
in 80 Jahren. 


Einrede gegen eine widerrechtlich erlangte Forderung. 

&. 853. Erlangt jemand durch eine von ihm begangene 
unerlaubte Handlung eine Yorderung gegen den Berlebten, fo 
Tann der Berlegte die Erfüllung auch dann verweigern, wenn 
der Anfprud auf Aufhebung der Forderung verjährt iftt). 


2) ift dann aber zur NRüdgabe ber enipfangenen @egenleiftung ver: 
pflichtet, vgl. RG. 60 ©. 294. 


Drittes Bud. 
Sacheurecht. 


1. Das dritte Buch behandeit in feinem erſten Abſchnitte den 
Beſitz, in dem zweiten bis neunten Abſchnitte das Eigentum und 
die übrigen Rechte an Sachen. 

2. Dem Sachbegriffe ſind nur körperliche Gegenſtände unterworfen 
(8. 90), nicht Sachgeſamtheiten als ſolche (RG. 58 ©. 220, IW. 1906 
©. 224) und nicht Rechte. Doch kann ein Recht, ſofern es übertragbar tft, 
Gegenſtand des Nießbrauchs und bes Pfandrechts fein (88. 1068 Ff., 
12787). Das Erbbaureht und gewiffe Berechtigungen (Erbpachtrecht, 
Abbaurecht 2c.), deren Regelung ber Landesgefeggebung vorbehalten ift, 
unterfiegen den auf Srundftüde ſich beziehenden Borfchriften (8. 1017, 
EG. Urt. 68, 68, 196) und landesgefeglich find innerhalb der Vorbehalte des 
ES. noch weitere Rechte ben Grundſtüucken gleichgeftellt. 

8. Die Saden find entweder beweglih oder unbemweglid. 
Unbeweglih find nur die Brundftüde mit ihren Beſtandteilen (88. 98 ff.) 
und die jenen gleichgeftellten Rechte. Alle übrigen Saden find beweglich, 
namentlich auch die mit einem Srundftüde verbundenen Sachen, welde 
nad $. 96 nicht Beftandteile des Grundftlids find (NG. bb S. 284, 69 
S. 20; Seuffü. 60 Nr. 1). Der natürlide Gegenfag zwiſchen Grund: 
füden und beweglichen Saden tft auf die Beftaltung des Sachenrechts 
von entſcheidendem Einfluffe gewefen. Auf ihm beruht nicht allein Die 
Verſchiedenheit der einzelnen Rechte an Sachen (dingliche Wechte), 
jondern auch das Grundbuchſyſtem, auf welchem das Recht ber Grundſtücke 
fh auffaut. Zwar beziehen fih die Porfchriften bes dritten Buches 
über den Beſitz (SS. 864—872), über die allgemeinen Befugnifje des 
Gigentümerd (88. 908, 904), Über bie Anfprlüche aus dem Gigentume 
(88. 985— 1007), über das Miteigentum (58. 1008—1011) und über den 
Nießbrauch an Sachen ($$. 1080-1067) fowie an einem Bermögen 
(88. 1085— 1089), wenn auch nicht ausnahmslos, auf bewegliche und 
unbewegliche Saden. Uber im übrigen fchelden fi im Syſteme des 
Sachenrechts die Rechte an Grundftüden (Eigentum, Erbbaurecht, Dienft- 
barfeiten, Borkaufsrecht, Neallaften, Hypothek, Grundſchuld und Renten: 
ſchuld) ftreng von den Rechten an beweglichen Sachen (Eigentum, Nieb- 
brauch, Pfandrecht). 

Gleichwohl find beiden Kategorien gewiſſe Grundſätze gemeinſam. 
So namentlich der Grundſatz, daß bie Rechtsgeſchäfte, durch welche ding: 
lihe Rechte begründet, übertragen, belaftet oder aufgehoben werden, ab: 
krafter Ratur, db. 5. unabhängig von ihrer obligatorifchen Grundlage 
find (88. 878, 876-877, 880, 925, 926, 928 fi., 981, 1064, 1188, 
12056, 1265; vgl. oben ©. 148, RC. 48 ©. 185, SächſArch. 15 
&.104). Hierher gehört au die Rechtsvermutung, welche bei Grund: 
füden durch die Eintragung in das Grundbuch, bei beweglichen Sachen 
dur; den Beſitz begrünbet wirb (88. 891, 1006, 1066, 1227); ferner das 
Bertrauensprinzip, welches in dem öffentlichen &lauben des Grundbuchs 
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und in dem Erwerb auf Grund bes guten Glaubens zum Ausbdrucke 
tommt ($$. 892f., 982ff., 1082, 1188, 1207f.). 

4. Im Sachenrechte gilt der Grundfag ber Bertragsfreibeit 
nit. Die Zahl der dingliden Rechte tft gefetlich begrenzt; andere als 
die im BGB. zugelaffenen dinglichen Rechte können, unbefchabet der Bor: 
behalte des EG., nicht begründet werden. Der Inhalt der binglichen 
Nechte unterliegt ber Barteivereinbarung nur infoweit, als das Geſetz auf 
fie verweift. Dies gilt vor allem auch für das Liegenfchaftsredht; obli—⸗ 
gatoriſche Anfprüde erlangen, von den Fällen der Bormerlung (5. 858) 
abgeſehen, auch durh Eintragung in das Grundbuch Leine dingliche 
Wirkung, ihre Eintragung ift ebenfo unzuläffig wie die eines gefeiglich 
nicht zugelaſſenen Inhalts eines dingliden Rechtes (NG. 48 ©. 68, Bl 
©. 86, 57 ©. 888; RIA. 1 ©. 26, 166, 8 ©. 186, 216 = 88 20 
©. A 91, 808, 24 ©. A 244, 25 ©. A 290; 286.20 S. A 206, 21 
©. A 810, 22 ©. A 152,24 S. A 121, 25 S. A 147; OG. 2 68.489, 
8 ©. 291; ZBlFG. 4 ©. 86; vgl. Borbm. 8 vor $. 878). 

5. Das dritte Bud erſchöpft feinen Gegenftand nicht. Allgemeine 
Rorichriften Über „Sachen“ werben im erften Buche, 88. 9Q—108, gegeben. 
Den Erwerb dinglider Rechte betreffen bie 58. 45 f., 88 (vgl, Pr. Urt. 5, 
6 88. 1, 2, Art. 7). Derartige Beftimmungen finden fi aud im Samilten: 
rechte, 3. B. in den SS. 1870, 1881 f., 1888, 1488, 1519, 1646, 1662, 
und im Erbrechte 88. 1922, 1942, 2018 ff. 2082 ff. ꝛc. Der Einfluß 
des Konkurſes auf die dinglihen Rechte wird in ber KO. beſtimmt (ogl. 
namentlich die SS. 48—b1, 106, 118ff.). Auch die ZPO. enthält zahlreiche 
Borichriften, welche das Sachenrecht ergänzen, 3. B. in ben 88. 24ff., 76f., 
2b6fi., 2656f., 292,825, 692, 688, 787 f., 772, 777, 787, 794, 799 ff., 977 68 
988, 1008 ff, 1024. Der Erwerb im Wege ber Zwangsvollſtreccung wirb 
in der ZPO. (vgl. insbeſondere die 88. 804f., 808 ff., 829 ff, 887, 846 fi., 
867 f., 864 ff. 897 f., 980 fi., 985 fi.) und in dem 8BG. geordnei. 

Vorbehalte für die Landesgefeßgebung im EG. Urt. 57—69, 78f., 
80, 86—89, 91, 94, 109—188, 141—148, 145, 164, 167 f., Übergangs: 
vorichriften ebenda Art. 180 ff. 


Erſter Abſchnitt. 
Beſitz. 


1. Die $8.864—872 regeln den Beſitzſchutz und deſfſen Borausfegungen. 
Diefer Schuß bezwedt bie Wahrung bes Nechtöfrtebend. Der Rechtöfriede 
aber ift nur gewahrt, wenn die tatfächliche Verteilung der Sadhgiter, 
d. 5, die jeweilige Herrichaft des Einzelnen über die in feiner Gewalt 
befindlichen Saden, nit angetaftet wird. Deshalb ift dad Berbältnis, 
welches durch Erlangung der tatfähliden Gewalt über eine Sache 
entiteht, Gegenftand des Befigichuges und folglich Beſitz (88. 864, 8566, 
858 ff), Hleichviel ob der Gewalthaber berechtigt tft, Die Sache zu befigen, 
und ob er fich für berechtigt hält oder bösgläubig if. Nicht erforbertich 
ift der Wille, die Sache als eigene zu bejigen; Befitzer tft nicht nur ber 
Eigenbefiger ($. 872), fondern auch ber Detentor des bißherigen 
Nechtes, welcher als Nießbraucher, Pächter, Drieter, Entleiger, Verwahrer ⁊c. 
(5 868) die Sache als eine fremde in der tatfächlichen Gewalt Kat (fog. 
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Sremdbefig). Keinen Beſitz bat jedoch der Befitdiener, d. 1. ber: 
jenige; welcher die tatfächliche Gewalt für einen anderen in einem Ber: 
haͤltnis ausübt, das ihn verpflichtet, in Beziehung aut bie Sache ben 
Beifungen des anderen Folge zu leiften ($. 8656). und der wegen biefeö 
Adhängigkeitöverhältnifies nach der Verkehrsauffaſſung nicht eine eigene, 
jondern nur die dem anbern zuſtehende Gewalt ausüht. Bet einem folchen 
Berhältnis iſt nur ber Herr Befiger, und zwar unmittelbarer Beflger. 
Dagegen ift in ben SZüllen des Fremdbeſitzes neben dem Inhaber ber 
Sache ald unmittelbaren Beftger (in diefem Kalle auch Befigntittler genannt) 
auch derjenige Befiger, welchem gegenüber jener auf Grund des zwifchen 
ihnen beſtehenden Berhältnifieß auf Zeit zum Beſitze berechtigt ober ver: 
prlichtet ift (mittelbarer Beſitz, $. 868; anders im Strafrecht, NBSt. 87 
S. 198). Das BGB. fennt alfo einen mehrfachen Befig an derfelben Sache, 
und zwar nicht nur einen Doppelbefig, da der mittelbare Befig in mehreren 
Graden vorkommen kann (8. 871). Bon diefem mehrfachen Befig iſt der 
(unmittelbare oder mittelbare) gemeinfchnftliche Befig mehrerer (Mit- 
befiger) an derfelben Sache oder an demfelben Sachteile (8. 866) fowie 
der getrennte Befig mehrerer je an einem Teile derſelben Sadje (8. 865) 
zu unterfcheiden. 

2. Begenftand des Befites find nur Sachen, aber nicht nur 
jelbfändige Sachen, fondern auch Sadjteile (8. 866), dagegen nicht Sad): 
gefamtheiten (RG. 62 S. 889) und aud nicht Rechte. Eine Art Rechts- 
befig ift jedoch für Grundbienftbarkeiten und befchräntte perfönliche Dienft: 
barleiten in den 88. 1029, 1090 zugelaffen. Vgl. aut ES. Art. 191. 

8. Zum Erwerbe bed unmittelbaren Befiges ift die Er- 
langung der tatfäcdhlichen Gewalt, d. i. die Herftellung einer Beziehung 
äwiichen Berfon und Sache, welche nad) der Bertehrsanfchauung ber Perſon 
die Herrichaft über die Sache gewährt, erforderlich und genügend ($. 864 
Abf. 1, f. daf. Abf. 2; Sähfärd. 11 S. 784). Ein auf die Erlangung der 
Gewalt gerichteter Wille ift nur in denjenigen Fällen Erfordernis des 
Befikerwerbes, in denen nad ber Verkehrsauffaſſung eine Sache der 
Herrſchaft einer PBerfon nur dann unterworfen wird, wenn die Perſon 
den Willen Hat, die tatfächliche Gewalt zu erlangen. Daber künnen auch 
willensunfähige Perfonen Beſitz (aber nicht Eigenbefig) erwerben. Auch 
zum Erwerbe des Beſitzes durch einen Beflgdiener ift weder der Wille des 
Herrn, Belig an der Sache zu eriverben, noch der bed Dienerd, die Ge: 
walt für den Herrn auszuüben, erforberlid. Der mittelbare Befig 
entfteht, fobalb jemand eine Sadje „In einem Berbältniffe” zu beiigen 
anfängt, vermöge beflen er einem anderen gegenüber „auf Zeit” zum Beſitze 
berechtigt oder verpflichtet iſt (S R68), jet e8 daß der biäherige unmittel: 
bare Befiger ibm den unmittelbaren Beflg auf Grund eines folchen Ber: 
haͤltniſſes überläßt oder daß er auf andere Weife ben unmittelbaren Belt 
im einem derartigen Berhältniß erlangt oder baß er bie ſchon in feinem 
Befige befindliche Sache in einem folchen Berbältnifie zu befigen anfängt 
(constitutum possessorium, $. 980). Ber mittelbare Befig kann auch 
durch Abtretung bes Anſpruchs auf Herausgabe der Sache feiteng des bis: 
berigen mittelbaren Befigerö erworben werden (8. 870). 

4. Der unmittelbare Befig wird durch Berluft der tatſächlichen 
Gewalt beendigt ($. 856 Abf. 1). Diefer kann mit dem Willen des 
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Beſitzers, durch Aufgabe der tatſächlichen Gewalt, oder ohne ſeinen Willen 
durch die Handlung eines anderen oder durch ſonſtige Ereigniſſe eintreten, 
die ben bisherigen tatſächlichen Zuſtand fo verändern, daß nad) der Ber: 
kehrsanſchauung eine Herrichaft ber Perſon über die Sache nicht ınehr an: 
zuerkennen ift. Eine ihrer Natur nach vorübergehende Berbinderung in 
ber Gewaltausübung genügt nicht ($. 866 Ubi. 2); ob eine folde tm 
Einzelfalle vorliegt, enticheidet wieder die Verkehrsanſchauung. Nach biefer 
beftimmt fi aud, ob zur Aufgabe der tatfächlihen Gewalt die bloße 
Willenserklärung des Befigerd genügt; regelmäßig ift Died nicht ber Fall 
(vgl. $. 864 Abf. 2, 8. 980). Die Entziefung der tatjächliden Gewalt 
durch einen anderen hat nicht nur bei beweglichen Saden, fondern auch 
bet Grundftüäden den fofortigen Beligverluft zur Tolge, auh wenn der 
bisherige Befiger feine Kenntnid von den Handlungen des Okkupanten bat 
(vgl. 8. 900 Abi. 1 Sat 2, 8. 927 Ubi. 1 Sat 2, 8. 940 Ubf. 2, $. 966 
Abſ. 3). Ein durch einen Befigdiener ausgeübter Befig geht 
weder durch ben Tod oder die Geſchäftsunfähigkeit des Beſitzdieners noch 
durch deflen Erklärung, die Gewalt fortan für fi} felbft oder für einen 
Dritten ausüben zu wollen, jondern erft dann verloren, wenn dieſer 
Wille durch eine die Gewalt des Herrn augfchließende Tatfache verwirfs 
licht wird, 3. B. wenn der Diener die Sache, um fie dem Herrn zu ent: 
äteben, unter feinen eigenen Sachen verbirgt oder einem Dritten über: 
gibt. Der mittelbare Beſitz endigt, wenn der Beflgmittler ben 
unmittelbaren Befig verliert, ohne felbft mittelbarer Befiger zu werben, 
ſowie wenn er aufhört, in einem Berhältniffe der im $. 868 bezeichneten 
Urt zu befigen; 3.8. infolge Übertragung des Cigenbefiged auf den 
Beſitzmittler (brevi manu traditio, 8. 929 Sat 2; vgl. Recht 1906 
S. 377) oder infolge einer Erflärung bes Befigmittlers gegenüber dem 
mittelbaren Beſitzer, daß er die Sache fortan als eigene befige. 

Keinen Endigungdgrund für den Belt bildet der Tod des Beflgers. 
Sowohl ber unmittelbare als auch der mittelbare Bejig iſt ein vererb⸗ 
liches Rechtsverhältnis (8. 867). Durh den Tod oder bie Geſchäfts⸗ 
unfäbigteit des Beligmittler8 wird weder befien Befig noch der bed mittel: 
baren Befigers beendigt. 

5. Der Befigfhug umfaßt zweierlei: der Befiger bat ein im Ber: 
gleiche zu den allgemeinen Borfchriiten der 8$. 227 ff. erweitertes Selbſt⸗ 
bilfereht ($. 869) und Gerichtsihug. Das Seldfthilferecht ſetzt ver- 
botene Eigenmacht voraus, d. t. jede Handlung, durch die der unmittels 
bare Befiger ohne feinen Willen in der Ausübung der tatjächliden Gewalt 
beeinträchtigt wird, fofern die Handlung nicht ausnahmsweiſe gefeglich 
geitattet ift (8. 858, NG. 55 ©. bh). Verbotene Eigenmacht bildet auch 
die Borausfegung für die Anſprüche des Beſitzers auf Wiederderftellung 
de dur die Entziehung oder bie Störung bed Befige8 veränderten 
Buftandes und auf Unterlafjung weiterer Störungen ($$. 861864). 
Nicht durch verbotene Eigenmacht bedingt ift nur der dem Beltger im 
8. 867 gewährte Anſpruch auf Geftattung der Aufluhung und Weg: 
fhaffung der Sache, weldye aus feiner Gewalt auf ein im Belig eines 
anderen befindlicye8 Grundſtück gelangt, aber noch nicht in Beſitz genommen 
worden if. Selbftihug und Gerichtsſchutz ftehen grundfäglid nur dem 
unmittelbaren Befiger zu. Der Befigdiener iſt nur zur felbs 
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ftändigen Ausübung des Selbſthilferechts des Beſitzherrn befugt, wenn 
gegen diefen verbotene Eigenmacht begangen iſt (8. 860); die Anſprüche bes 
Beſitzers kann er nicht geltend machen. Der mittelbare Befiger bat 
nit das Selbfihilfereht aus 8. 869, fondern nur da8 aus 88. 227 ff. 
und feinen Gerichtsſchutz gegenüber dem unmittelbaren Befiger (RGSt. 86 
©. 822, DRG. 4 ©. 289); gegen Dritte bat er, falls verbotene Eigen: 
macht gegen den Beftgmittler verübt ift, die Anſprüche aus 88. 861f. 
und außerdem den Anſpruch aus 8 867, Letteren und ben Beflg: 
entziehungsanſpruch jedoch nur unter ben aus 8. 869 erfichtlichen Ein: 
ihräntungen. Der Befikfhuß der Mitbefiger gegen einander wegen 
bloßer Störung des Mitbefiges ift durch $. 866 ausgeſchloſſen; wegen Ent: 
ziehung bed Mitbeſitzes ſowie gegen Dritte genieht jeder Mitbefiger 
Beiigihug. 

6. Die SS. 864— 867, B6hf., 868, 870f. gelten nicht Bloß für 
ben Befigichug, fondern auch für andere Fälle, in welchen rechtliche Folgen 
an ben Befig gefnäpft werden. Über fonftige Rechtsfolgen bed 
Bejiges vgl. 3. B. 8. 221 (Anrechnung ber Befitzeit des Rechtsvor⸗ 
gãngers bei der Berjährung), 8. 268 (Recht zur Befriedigung des Gläubigers), 
Ss. 809 ff, 896 (Berpflichtung zur Vorlegung), 88. 985 ff., 1065, 1227 
(Berpfligtung zur Herausgabe) und über die bejonderen Rechtsfolgen des 
Befiges an beweglichen Sachen SS. 861, 1006f., 8.1117 Abſ. 8, $. 1154 
Abſ. 1, 8. 1258 Abſ. 2, 8. 1862; vor allem ift der Befig für den Er: 
werb des Eigentums, des Nießbrauchs und bes Pfandrechts an beimeg- 
liden Saden (88. 929 fi., 987ff., Ybbf., 968, 1032, 1206f.), in den 
Fällen ber 88. 900, 927 auch für ben Erwerb binglicher Rechte (ins⸗ 
befondere des Eigentums) an Grundftüden von Bedeutung. Über bie 
Nechtöfolgen des Eigenbeilges vgl. Anm. zu 8. 872. 

7. Ubergangsvorſchriften im EG. Art. 180, 191. 

Erwerb. 

6. 8834. Der Befiß einer Sache wird durch die Er- 
langung der tatſächlichen Gewalt!) über die Sache erworben?). 

Die Einigung des bisherigen Beſitzers und des Ermwerbers 
genügt zum Erwerbe, wenn der Erwerber in der Lage ift?), die 
Gewalt über die Sache auszuüben). 

1) Bol. Vorbm. 1, OLG. 10 S. 106. 2) S. Borbm. 8. Zur 
Befigübertragung an Beltandteilen einer Sachgefamtheit tft erforderlich, 
daß die zu Üübergebenden Sachen individuell befttmmt find (RG. 52 S. 886). 
Befigeriwerb durch Bernagelung bed Zugangs zu dem Raume, in bem 
fi) das verkaufte Warenlager befindet, IW. 1904 ©. 114; durd Be: 
ſtellung eines Auffehers, OLG. 7 ©. 42. Nicht genügt PBerpadung des 
gefauften Hafer in Säde des Käufers durch Dritte, die nicht Vertreter 
des Käufers find (ME. 57 ©. 140), das bloße Auflegen ber Hand auf 
die in der Innehabung des Verkäufers verbleibenden Gegenftände (Süd! 
Arch. 34 ©. 684), die Ausfonderung und Zeichnung der verlauften Hölzer, 
die auf dem eingefriedigten Hofe des Verkäufers lagern (OVG. b S. 160). 
8) Wirkliche Ausübung der Gewalt ift nicht erforderlich. 4) Der 
Abſ. 2 iſt vornehnilich, aber nicht ausfchlieglich (vgl. S. 929 Sa 2, 
ORG. 4 ©. 295, 12 5.279: Befigübergabe zwiichen Ehegatten) für den 
Befig an Grundftlicken von Bedeutung. 
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Beſttzdiener. 

8. 838. Übt jemand die tatſächliche Gewalt über eine 
Sadye für einen anderen in deffen Haushalt oder Erwerbsgeſchäft 
oder in einem ähnlichen Verhältnis aus, vermöge deſſen er den 
ih auf die Sache beziehenden Beifungen des anderen Folge 
zu leiften hat!), jo ift nur der andere Beliher?). 

1) Notwendig ift, daß der die Gewalt Ausübende auf Berlangen 
be3 anderen biefem ohne weiteres bie Ausübung zu überlaffen bat, daß 
diefer ihm auch ohne feinen Willen bie Ausubung ohne gerichtliche Hilfe 
entziehen kann (vgl. Vorbm. 1). Ein dauerndes Dienftverhältnis ift nicht 
erforderlih; der nur für einen Tag oder für eine beftimmte Berrichtung 
angenommene Qagelöhner ift Befigdiener des Landwirt (Seuffü. 57 
Nr. 8b). Kein Befigdiener ift ber Borftand einer juriftiihen Perfon be: 
züglich der diefer gehörigen Sachen (OLG. 5 5.148, f. Anm. 5 zu $. 868), 
der Haushälterin hinſichtlich der Wertpapiere ihres Dienftherrn, die diefer 
unter Verſchluß Hält (OLG. 2 ©. 149); wohl aber der Ziegelmeifter be- 
züglich der angefertigten Mauerfteine trog eines ihm an diefen zur 
Sicherung feiner Forderungen gegen den Dienjtheren eingeräumten Zuräd: 
behaltungsrechts (OLG. 8 S. 99). 2) Über die Befugniffe des Be⸗ 
figdiener8 vgl. Borbm. 5 und 8. 860. 


Beendigung. 

8.856, Der Beſitz wird dadurch beendigt, daß ber Befiger 
die tatfächlihe Gewalt über die Sache aufgibt oder in anderer 
Weiſe verliert!). 

Druvrch eine ihrer Natur nad) vorübergehende Verhinderung 
in der Ausübung der Gewalt wird der Beſitz nicht beendigt. 

2) Bol. vor $. 854 Nr. 4. 

Bererblichkeit, 

6.857. Der Belig!) geht auf den Erben über?). 

2) Der unmittelbare und ber mittelbare, der Eigenbeflg und ber 
Sremdbefig (aber nicht der ftrafrechtliche Befig oder Gewahrfam, RGSt. 84 
©. 252). Auch für den Sal, daß dem Erblafler die Sade nur auf 
Lebenszeit zur Benugung überlafien war, gilt keine Ausnahme (OLE. 4 
©. 289). 2) Das bebeulet, daß die Borichriften über bie Rechts: 
folgen des Befiges auf den tatfächlichen Zuftand zwiſchen dem Tode bed 
Beliger8 und der Beflgergreifung durch den Erben (SS. 2025, 2027) 
oder einen anderen entiprechende Anwendung finden und daß eine im 
Befige des Erblaſſers befindlich gewefene Sache als durch Rechtsnachfolge 
in den Beflg de Erben gelangt anzufehen if. Bemächtigt fih ein 
Dritter in jener Zwiſchenzeit widerrechtlich der Sache, tft ber Erbe nad 
$$. 858 ff. ſchutzberechtigt. 

A 

srausfeungen, 

8. 858. Ber dem Beſitzer ohne defien Willen!) den Beſitz 
enizieht oder ihn im Befige ftört, handelt, fofern nicht das Geſetz) 
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die Sntgtehung oder die Störung gelitattet, widerrechtlich?) (ver- 
botene Eigenmadjt)*). 

Der dur verbotene &igenmadt erlangte Beſitz ift fehler- 
haft. Die Wehlerhaftigfeit muß der Nachfolger im Belige>) 

egen fih gelten lafien, wenn er Erbe des Beſitzers ift oder die 
Sehlerhaftigteit des Beſitzes feined Vorgängers bei dem Er« 
werbe ennt®). 

1, Eine Beflgentziefung ohne Wiffen des Beſitzers rechtfertigt den 
Schluß, daß ber Befig auch ohne feinen Willen entzogen tft; ber Gegner 
muß dartun, daß ber Beflger im Augenblicke der Befigentzichung mit 
biefer einverftanden gewefen tft; Hierfür ann als Beweisgrund bie ver: 
tragemäßig eingeräumte Befugnts, fih unter gewifien Borausfegungen in 
den Befig der Sache zu feßen, verwertet werden (IJW. 1904 ©. 861). 
2) 8S. 227 ff. $S. 561 Abi. 1, 88. 869 fi., 904, 910, 962; EG. Art. 89; 
3PO. 8S. 768, 808ff. 892. 8) Schuldbafter Verftoß gegen biefes 
Geſet verpflichtet nad} 5. 828 Abf. 2 zum Schadenserlage (RG. 59 ©. 826; 
SähjArd. 1906 ©. 89). 4) ũber diefen Begriff ſ. vor S. 854 Wr. 6. 
Gefordert wird weber Berftoß gegen cin befonderes Berbotägefeg noch 
abfichtliche Beſitzſtörung noch Verſchulden; objektive Beeinträchtigung bes 
Beliges und Mangel eines zu dieſer berechtigenden Geſetzes genügt 
RG. 55 S. 55). Kenntnis von dem entgenenftehenden Willen bes Be: 
figerö ober überhaupt von dem Borbandenfeln freinden Beſitzes iſt nicht 
erjorderih (OLG. 6 ©. 2566). Uber die Bedeutung ber verbotenen 
Eigenmadit f. 88. 869, 861ff., 992, 2026. 5) Erwerb durch Rechts: 
nachfolge ift nicht Vorausſegung. 6) Bgl. 8. 859 Abſ. 4, 8. 861, 
8. 862 Abf. 2. 


‚ Selbffuß. 
.S59, Der Beſitzer darf ſich verbotener Eigenmadjt mit 
Gewalt erwehren?). 

Wird eine bewegliche Sache dem Beſitzer mitteljt verbotener 
Eigenmacht mweggenommen, fo darf er fie dem auf friicher Tat 
betroffenen oder verfolgten Täter?) mit Gewalt wiederabnehmen. 

Bird dem Befiger eines Grundſtücks der Befig durch verbotene 
Eigenmadht entzogen, fo darf er jofort?) nad) der Entziehung fi) 
des Beſitzes durch Entfegung des Täters mwiederbemädtigen. 

Die gleichen Rechte ſtehen dem Befiter gegen denjenigen 
zu, welcher nad) 1} 858 Ubi. 2 die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes 
gegen fich gelten laſſen muß. 

1) S. vor $. 864 Nr. 5. Die angewendete Gewalt darf nicht Aber 
dad zur Abwehr erforderlihe Maß hinausgehen (RGSt. 84 ©. 250). 
2) Bol. StPO. 8. 127. 3) D. 5. unmittelbar, nicht unverzüglich 
(8.121; |. RESt. a. a. O. OLG. 4 ©. 290). 

8. 860. Zur Ausübung der dem Befiger nad $. 869 
zuftehenden Rechte ift auch derjenige befugt, welcher die tatſäch— 
liche Gewalt nad) $. 855 für den Befiter ausübt!) 

2) Bal. vor $. 854 Nr. 5. 
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Gerichtsſchutz. 
1. Anſpruch wegen Entziehung des Befikes. 

. S61. Wird der Beſitz durch verbotene Eigenmadt !) 
dem Beliger entzogen, jo kann diejer?) die Wiedereinräumung 
des Belites?) von demjenigen verlangen, welcher ihm gegenüber 
teblerhaft.) beſitzt. 

Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn der entzogene Beſitz 
dem gegenwärtigen Beſitzer oder deſſen Rechtsvorgänger gegen- 
über fehlerhaft war und in dem leßten Sabre vor der Ent- 
ziehung erlangt worden ilt. 

1) 8. 868 Abſ. 1. Befigentziefung durch nah 8. 809 ZPO. um: 
rehtmäßige Pfändung OTGS. 10 ©. 104; Schabenserfakanfprucdh bei vers 
ihuldeter Pfändung von Zubehör (ZPO. 8. 866) IW. 1905 ©. 494. 
3) DBgl. vor $. 854 Nr. 6. 3) Nur Hierauf gebt der Beſitz⸗ 
anſpruch. Mit ihm kann gemäß ZPO. S. 260 ein Schabenderfaganipruch 
(Anm. 8 zu $. 858) und ein Unfprud aus dem Rechte felbft in derfelben 
Klage verbunden werden. 4) 8. 868 Abſ. 2. 

2. Anfpruc wegen Störung des Befites. 

8. Se2. Wird der Beliger!) durch verbotene Eigenmacht?) 
im Belite geltört?), fo kann er von dem Störer‘) die Befeitigung 
der Störung verlangen. Sind weitere Störungen zu bejorgen, 
fo Tann der Beliger auf Unterlaffung Tagen). 

Der Anſpruch ift ausgefchloffen, wenn der Beliger dem 
Störer oder deſſen Rechtsvorgänger gegenüber fehlerhaft befigt 
und der Befig in dem legten Jahre vor der Störung erlangt 
worden ift. 

1) ©. vor $. 864 Nr. b. Stlage des Mieterö gegen einen Haus: 
genofien wegen Befisitörung durch Seräufch OLG. 12 ©. 71. 2) 8.868 
Abſ. 1. 3) Durch direlte Einwirkung auf die Sache oder eine Hand⸗ 
lung, welche, fi gegen die PBerfon bed Beſitzers wendend, befien Frei: 
beit in feinen Entichließungen, wie er mit der Sache verfahren will, bes 
einträchtigt; auch eine Drohung Tann genligen (OLG. 4 ©. 290). Die 
Beſitzſtörungsklage ſetzt entweder eine tatfächlicde Anderung des biäherigen 
Zuſtandes oder begründete Beforgnig weiterer Störungen voraus. An⸗ 
maßung eines Rechtes ift nicht erforderlich, ein tatfächlicher Eingriff ge: 
nügt (SächſArch. 11 S. 498). Befigftörung durch Ausübung der Jagd 
auf Grund einer Ermächtigung des Jagdpächters gegen Verbot des Ligen: 
tümer8 OLG. 6 S. 254. Pol. aud) 8. 1004 mit Anm. 9) D. i. 
3. B. bei einer ſtörenden Anlage deren gegenwärtiger Beſitzer, bei 
Störungen im Auftrag eines anderen auch (unter Umſtänden nur) der 
Auftraggeber (ſ. OLG. 2 S. 40). Val. Unm. 8 zu $. 3004. 5) Eine 
allgemein gefaßte Berurteilung zur Unterlaffung weiterer Störungen iſt 
zuläfſig und geboten (OLG. 12 S. 71). Schadenderjag |. Anm. 8 zu 
8. 868, Anm. 8 zu 8. 861. 


3. Einwendungen aus dem Rerhte des Tüters. 
8, 863, Gegenüber den in den 88. 861, 862 beitimmten 
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Anfprühen!) kann ein Recht zum Beſitz oder zur Vornahme der 
förenden Handlung nur zur Begründung der Behauptung 
geltend gemadjt werden?), daß die Entziehung oder die Störung 
des Beſitzes nicht verbotene Eigenmadht fei?). | 

2) Die Befiganiprüche Haben ihren Grund lediglich in ber Über: 
tretung des geſetzlichen Berbot3 ber Eigenmacht (8. 868). Daber können 
fie grundfäglich durch den Hinweis auf ein Recht bed Täters nicht ab: 
gewendet werben (vgl. ORG. 6 ©. 156, 254; ſ. jedoch 8. 864 Abſ. 2). 
Ebenfowenig aber findet ein Beſitzanſpruch ftatt, wenn verbotene Eigen: 
madt nicht verübt worden iſt. 3) Aus 8. 868 folgt die Unzuläffig- 
keit einer Widerflage, durch welde das Recht geltend gemacht wird, 
gegenüber der Befltllage (NG. 28 ©. 896). Anderſeits fteht die Vers 
arteilung ded Täterd auf Grund bed 8. 861 oder bes $. 862 der 
Geltendmadhung feiner Anfprüde aus bem Rechte felbit nicht entgegen. 
8) Anm. zu 8. 868. Gegenüber der Befigllage bed Erben des Beſitzers 
it der Einwand unzuläffig, daß der Bellagte wegen Durchführung einer 
Forderung auf ben fragliden Mobiltarnachlaß angewiefen fet und diefen 
deshalb bis zur Sicherung felner Anfprüche zuridhalte (OLG. 4 ©. 289). 

4, GErlöſchen der Befbanfprüde. 

.SGAM. Ein nad den SS. 861, 862 begründeter Anfprud) 

erliicht mit dem Ablauf eines Jahres!) nad) der VBerübung der 

verbotenen Eigenmacht, wenn nicht vorher der Anfpruh im 
Wege der Klage geltend gemacht wird. 

Das Erlöſchen tritt aud) dann ein, wenn nad) der Ber. 
übung der verbotenen Eigenmacht durd) rehtsfräftiges Urteil?) 
— * wird, daß dem Täter ein Recht an der Sache?) zu⸗ 
fteht, vermöge deſſen er die Herftellung eines feiner Handlungs» 
weile entjprechenden Belibftandes verlangen kann. 

1) Reine Verjährungs⸗, fondern eine Ausſchlußfrift (IW. 1908’ 
Beil. S. 106). Ahr Ublauf ift von dem Richter auch dann zu berüd: 
fihtigen, wenn er nicht eingewendet, aber aus dem Vortrage des Klägers 
erſichtlich ift. 2) Auf Brund einer Feftitellungstlage (ZPO. SS. 266, 
280) oder aud einer Leiſtungsklage (3. B. 8. 1027). 3) D.t. nur 


ein dingliches Necht (beſtr.). 
Beſitz eines Sachteils. 
&. S65. Die Vorſchriften der 88. 858 bis 864 gelten 
auch zugunften desjenigen, welcher nur einen Zeil einer Sade!), 
insbeſondere abgefonderte Wohnräume oder andere Räume?), befigt. 
2) 3. 3. einen Teil einer Wandflädhe duch WUnbringung eines 
Scildes (OLG. 8 ©. 26), ein einzelnes Schranffad). 2) DUGS. 12 ©.71. 


itbefih. 
8. SGG. Beliten mehrere eine Sache gemeint, fo 
findet in ihrem Berhältniffe zueinander ein Beſitzſchutz inſoweit 
nicht ſtatt, als es fih um die Grenzen des den einzelnen zu» 
ſtehenden Gebrauchs Hhandelt!). 

4) S. vor 8. 864 Nr. 1, b. 
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Aufſuchung und Wegſchaffung einer Sache, 

8.867. Iſt eine Sache aus der Gewalt des Beſitzers auf 
“ein im Beſitz eines anderen befindlihes Grundſtück gelangt, fo 
bat ihm!) der Befiter?) des Grundftüds die Auffuhung und 
die Wegſchaffung zu geftatten, fofern nicht die Sache inzwiſchen 
in Belig genommen worden ilt?). Der Befier des Grundfiüds 
fann Erjaß des durch die Aufſuchung und die Wegſchaffung ent- 
ftehenden Schadens verlangen*). Er Tann, wenn die Eniftehung 
eines Schadens zu beforgen ift, die Geltattung verweigern, bis 
ihm Sicherheit geleiftet wird°); die Verweigerung iſt unzuläffig, 
wenn mit dem Aufſchube Gefahr verbunden ift. 

2) Aucd dem Eigentlimer der Eache ($. 1006). 3) Di nur 
ber unmittelbare Befiger (fir.). 8) Hat der Beſitzer des Grundſtucks 
oder ein Dritter die Sade in Beſitz genommen, fo liegt hierin an fich 
feine verbotene Eigenmacht im Sinne des $. 868; es findet daher, fo: 
fern nicht etwa der Fall des S. 856 Abf. 2 gegeben ift, nicht der Beſitz⸗ 
anſpruch (8. 861), fondern nur ber Anſpruch aus dem Rechte zum Beſttz 
oder aus dem früheren Befite (8. 1007) ftatt. 4) 88.249 ff. Iſt 
durch die Sache jelbft ein Schaden entitanden, fo kann ber Beichädigie 
ben Erfag nur nad) Maßgabe des 8. 828 Abſ. 2 und ber 88. 888, 884, 
386888 forbern. 5) 88. 282 ff. 


AMittelbarer Beſttz. 
« Begriff. 

8. 868. Beſitzt jemand eine Sade als Nießbraucher, 
Pfandgläubiger!), Pächter?), Mieter), Berwahrert) oder in 
einem ähnlichen Verhältniſſes), vermöge deffen er einem anderen 
gegenüber auf Zeit zum Beſitze berechtigt oder verpflichtet ift, fo 
it auch der andere Beliger (mitielbarer Befib)®). 


1) OL. 10 ©. 64; Pfändungspfandrecht DLS. 2 S. 267, 18 S. 200. 
2) DORLG.8 S. 191. 3) DVUG. 2 ©. 40. 4 DRG. 6 ©. 256. 
5) 3.8. als Entleiher (NG. 57 ©.178, OLG. 2 ©. 80), als Weichäfts: 
führer ohne Auftrag, inöbef. als Finder (OLG.8 ©. 112; Heftr.), als 
Inhaber der elterlihen Gewalt (OLG. 4 ©. 148); nicht ber Borftand 
einer juriftiihen Perſon, dieſe Hat felbft unmittelbaren Beſitz 
(OLG. 5 ©. 148; beftr.), nicht ber Perläufer auf Grund eines Eigen: 
tumsvorbehalts (Itr.). Erforderlich ift ein konkret beitimmtes, obligatortiches 
oder dingliches Rechtsverhältnis, durch das ein Nutzungsrecht ober eine 
Berwaltungspfiiht des fein Necht zum Befige von dem anberen ab: 
leitenden unmittelbaren Beſitzers begründet wird; ein abſtraktes con- 
stitutum possessorium, in&befondere die nachträgliche Vereinbarung 
eined Eigentumsvorbehalts zwiſchen dem Beräuferer und dem im Beſitze 
befindlichen Käufer genügt nit (RG. 49 ©. 170, 64 ©. 896; ORG. 8 
S. 191). Das Berhältnis hraucht aber Tein rechtögüftiges zu fein. Wal. 
auh ZW 1902 Beil. S. 201. 6, Die für den Belig ober ben 
Befiger gegebenen Worichriften find ſowohl auf den unmittelbaren als 
auf den mittelbaren Befig oder Beſitzer berechnet. Soll nur bie eine 
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oder die andere Kategorie getroffen werden, fo wirb es bejonbers bes 
fitmmt, fofern fich die Beſchränkung nicht fchon aus dem Zuſammenhang 
ergibt. Der mittelbare Befig wird befonders erwähnt in 88. 869—871, 
980, 984—986, 941, 986, 991, 1006, 1205; ZPO. 88. 76, 826. 


2. ſchutz. 
8.869, Wird gegen den Befiger!) verbotene Eigenmadt 
verübt, fo ſtehen die in den 88. 861, 862 beftimmten Anfprüche 
auch dem mitielbaren Beliger zu?). Im alle der Entziehung 
des Beſitzes ift der mittelbare Beſitzer berechig), die Wieder: 
einräumung des Beſitzes an den bisherigen Beſitzer zu ver- 
langen; kann oder will diefer den Belig nicht wiederübernehmen, 
fo kann der mittelbare Beliger verlangen, daß ihm felbft der 
Befig eingeräumt wird. Unter der gleihen Borausfegung kann 
er im alle des 8. 867 verlangen, daß ihm die Auffuhung 
und Wegſchaffung der Sade geltattei wird. 
1) D. h. den unmittelbaren Beliger (NGSt.86 S. 822). 2) Nicht 
gegen den unmittelbaren Beflger (RESt. a.a.O, OLG. 4 ©. 289); 
dagegen Hat biefer gegen ben mittelbaren Selbftfhug und Gerichtoſchutz. 


Bel. vor 8. 864 Nr. 6. . 
3. Übertragung. 


8. 870. Der mittelbare Beſitz Tann dadurd auf einen 
anderen übertragen werden, daß diefem der Anfprud auf 
Herausgabe der Sadje abgetreten wird. 

Bol. 88. 898, 981, 984, 8. 1082 Satz 2, 8. 1205 Abſ. 2; 9. 986 
Abj. 2, SS. 1065, 1227. Die Übertragung ift an feine befondere Form 
gebunden. Sie erfolgt ohne Mitwirkung oder Stenntni des Beſitz⸗ 
mittlers (NG. 52 5. 277). Der Abtretung des Herausgabeanſpruchs fteht 
defien Überweifung zur Einziehung nit gleih (SW. 1906 ©. 887). 


4, Mittelbarer Bei eines Dritten. 
8871. Steht der mittelbare Befiger zu einem Dritten 
in einem Berhältnifie der im $. 868 bezeichneten Art‘), fo ift 
aud) der Dritte mittelbarer Beſitzer. 

2) 3.8. der Berpäcdhter, welcher Nießbraucher des Pachtgrundſtücks ift. 

Eigenbeſttz. 
. 872. Wer eine Sache als ihm gehörend beſitzt, iſt 
Eigenbeſitzer. 

Für ben Begriff und den Schuß bes Beſitzes kommt es nicht darauf 
an, 05 der Belißer die Sache als ihm ober als einem anderen gehörend 
befigt. Die praftifche Bedeutung des Eigenbefißes liegt Hauptiächlich (SS. 900, 
927, 987 fi., 9565, 958, 988), aber nicht ausſchließlich ($. 886 Abſ. 8, 
$8. 1120, 1127; 8BG. 88. 147, 164), auf den Gebiete bes Eigentums. 
Der Eigendefiger kann mittelbarer oder unmittelbarer Beflger fein. Guter 
Glaube int nicht erforderlich; aud) der Beſitz bes Diebes Ift Eigenbefig. 
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Zweiter Abſchnitt. 
Allgemeine Vorſchriſten über RPechte an Grundſtücken. 


1. Das BGB. regelt das Recht der Grundſtücke auf ber Grundlage 
des Grundbuchſyſtems. Damit die leitenden Grundſätze dieſes Syſtems 
klar hervortreten und Wiederholungen vermieden werden, ſind der Dar 
ſtellung der einzelnen Rechte allgemeine Vorſchriften vorausgeſchickt. Dieſe 
enthalten aber nicht alle Prinzipien des Grundbuchrechts. Das BGB. 
regelt nur das materielle Recht; die formellrechtlichen Vorſchriften 
find grundſätzlich audgefhieden. Die Anlegung des Grundbuchs, 
die im BGB. vorausgefegt ift und die Vorbedingung für das Inkraft⸗ 
treten des Reichsgrundbuchrechts bildet (ES. Art. 189, EBD. 8. 82), 
wird nad EG. Art. 186 durch landesherrlihe Berorbnung geregelt. Im 
übrigen ordnet die GBO. dad Grundbuchweien, insbeſondere daS Ber: 
fahren, daS von den Grundbuchämtern als ben zur Sührung ber Bücher 
berufenen Behörden zu beachten iſt, und die Borausfegungen der Ein- 
tragungen in bad Grundbuch, deren Vorhandenſein das Grundbuchamt 
traft bes fog. Legalitätsprinzipg zu prüfen bat. Die Beobachtung der 
Borfchriften der GBO. ift aber für dag materielle Recht grundjägli ohne 
Bedeutung; von ben Beftimmungen über die Einrichtung der Grund: 
büder und über ben wefentlichen Inhalt der Hypothelen-, Grundfchulb: 
und Rentenſchuldbriefe abgefehen, enthält die GBO. nur Ordnungsvor: 
ſchriften. Auch die Beltimmungen darüber, in welcher Ubtellung eine 
Eintragung zu erfolgen bat, find nur Ordnungsvorſchriften (RG. 81 
©. 811, 56 S. 848); eine Eintragung in Abt. I des Pr. Formulars ftatt 
in Abt. II oder IIl ift aber nur dann wirkfam, wenn fie nah Inhalt 
und Bwed wirklich eine dingliche Belaftung jein fol (NG. 54 ©. 248). 

2. Der Begriff des Grundftüds tft im BOB. nit beflimmt. 
Dan Tann das Grundftüd als einen Teil der Erdoberfläche bezeichnen, 
welcher durch eine in fi) zurüdluufende mathematiſche Tinte gegen die ihn 
umgebenden Xeile abgegrenzt wird. Bu einer genauen eftftelung des 
Beſtandes ber einzelnen Grundftüde tft eine geometriiche VBermefiung er: 
forderlich. Diefe ift aber reichögefeglich nicht vorgeichrieben; die GBO. 
8.2 Abi. 2 verlangt nur, daß die Grundftüde in einem amtlichen Bers 
zeichnis unter Nummern oder Buchitaben aufgeführt find und fo wie bier 
auch in dem Grundbuche bezeichnet werben. Jedes Grundftüd, welches 
in dem Berzeichnig eine befondere Nummer oder einen befonderen Buch: 
ftaben bat, erhält arundfäglicdh als felbftändiges Brundftüd im Grundbuch 
ein Blatt, d. 5. eine befondere Stelle, an welcher alle auf dad Srundftüd 
jich beziehenden Eintragungen erfolgen; „da8 Grundbuchblatt ift für das 
Grundftüd als das Grundbuch im Sinne bed BOB. anzufehen“ (GBO. 
$. 8). Uber mehrere Srunbftüde desfelden Cigentümers, Die im Bezirke 
desjelben Grundbuchamts belegen find, kann ein gemeinſchaftliches Grund⸗ 
buchblatt geführt werden, fo lange hiervon Verwirrung nicht zu beforgen 
ft (GBO. 8.4, vgl. SS. 86, 87, RO. 23 ©. A 221, DOVG.8 S. 800); 
dadurch wird die Selbftändigfeit dieſer Grundſtücke nicht beeinträchtigt. 
Nah 8. 890 fünnen aber auch mehrere Srundftüde zu einem einheitlichen 
Grundftüde zufammengelegt werben, indem der Eigentümer fie entweder 
als ein neues einheitliches Grundftüd eintragen oder das eine bem andern 
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als Beftanbteil zufchreiben läßt (ſ. GBO. S. 5). Demnach entfcheibet über 
die Frage, ob ein im Grundbuch eingetragened Grundftüd als ein felb: 
ftändige8 anzufehen ift, die Art der Eintragung (für die Übergangszeit f. 
OuG. 1 5.9, 8 S. 45, BayObꝰG. 2 ©.64, 5 S. 428). Die Über» 
eignung und die Belaftung eines Grundftüdsteil3 iſt materiellrechtlich 
zuläffig; nach der GBO. SS. 4, 6, 96 ſetzt fie aber regelmäßig die Ein: 
tragung des Teiles als ſelbſiändiges Grundſtück voraus. 

Daß den Grundftüden das Erbbaureht und gewiſſe Iandesrechtlich 
geregelte Rechte (Erbpachtrecht, Abbaurecht 2c.) gleichgeftellt find, ift bereitö in 
Borbm. 2 zum 8. Buche erwähnt. Uber deren Eintragung in das Grund: 
buch vgl. GBO. 88. 7, 84. 

8. In da8 Grundbuch dürfen nur diejenigen Eintragungen aufge- 
nommen werben, welche durch eine Rechtsnorm vorgefchrieben oder zuge: 
laffen find. Eintragungsfähig find außer ben tatfächlichen Angaben über 
das Brundftüd nur bie dinglichen Rechte (ogl. Vorbm. B zum 8. Buche, außer: 
dem 8. 1010, Ausn. SS. 914, 917), die Berfügungsbefchränfungen zu: 
gunften einer beftimmten Perſon (Unm. 8 zu $. 892) ſowie die Bormerkungen 
und bie Widerſprüche (f. Borbm. 10). Nicht eintragungsfähig find obli- 
gatortfche Rechte (f. Vorbm. 4 zum 8. Buche), wie das Mietrecht, felbft wenn 
deffen Eintragung ausdrüdlich vereinbart ift (RG. 54 ©. 288, RG. 24 
S. A 121), Wieberfaufsrechte de8 BEB. SS. 497 ff. (OLG. 2 ©. 489), 
ber Berzicht des Eigentümer auf Erfah des dem Brunditüde durch Betrieb 
der Eiſenbahn, eine Bergwerkes oder durh SKanalilationsarbeiten ꝛc. er: 
wechfenden Schaden? (88. 21 S. A 810, 22 ©. A 162, OLG. 8 ©. 291, 
4 S. 68), dad Neht zur Befeitigung von Bauwerken bei Freilegung 
einer Straße (KG. 26 ©. A 274), der Unfpruh auf den Ausbau einer 
Straße und die Herftellung von Kanaliſation und Waflerleitung (RG. 57 
S. 880, f. OG. 2 ©. 489), die aus einem Bertrag über Anlegung eines 
Anfchlußgleifes erwachſenen Berpfliätungen der Eiſenbahn (RG. 568 
5. 264), die Berpflihtung, Bier aus einer beitimmten Brauerei zu beziehen 
(BayObG. 6 S. 407 x.,; ferner nicht Beſitz, Geſchaͤftsunfähigkeit oder be⸗ 
ſchrãnkte Beichäftsfähigfeit, ehemännliches oder elterliches Verwaltungs: und 
Nutzungsrecht, ebenfowentg der Ausſchluß dieſes Rechtes des Ehemannes 
(RIA. 8 S. 161, 4 S. 261), aus den Vorſchriften bes Nachbarrechts 
entipringendbe Beichränfungen (OLG. 1 S. 880) ꝛc. Bon ber Eintragung 
ausgefchloffen find auch foldge Vermerke, die den Tlaren Inhalt bereits 
vorhandener Bermerle lediglich wiederholen (KG. 28 ©. A 145) oder bie 
etwas Selbfiverftänbliches enthalten, wie 3.8. bei einer Hypothet bie 
Haftung für die im $. 1118 verzeichneten Koften (KG. 20 ©. A 19 — 
RAM. 1 S. 81), der Borrang der Reſthypothekt des Gläubigers vor der 
@igentümerteilgypothet auf Grund des 8. 1176 (RS. 21 S. A 1665, 28 
S. A 139), die Berpflihtung bes Gläubiger zur Löſchungsbewilligung 
nach dem Erlöfcgen ber Hypotbefenforberung (KG. 29 ©. A 244), ferner 
da3 geſetzlich begründete Recht einer Gemeinde auf Entziehung des Srunb: 
eigentumsd gemäß des Yluchtlinienplanes (KG. 26 S. A 147) 2c. Weiter 
iſt mit bem Zwecke bes Grundbuch, auf ficherer Grundlage beſtimmte 
und ſichere Nechtöverhältniffe für unbewegliche Sachen zu ſchaffen und zu 
erhalten, bie Eintragung höchftbedingter, häufig überhaupt nicht oder Doch 
nicht in abfehbarer Beit zu verwirklichender Rechte wie freiwilliger Ber: 

Achilles, Blirgerliches Gejegbud, 5. Auflage. 27 
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fügungen oder Vollſtreckungsanordnungen über künftig vielleicht entſtehende 
Eigentüüimerbypothefen unvereinbar und derartige Eintragungen unzuläffig 
(RG. 61 ©. 874). Eintragungsunfähtg find endlich auch Rechtsverhältniſſe 
der beweglichen Sachen, 3. B. ein Eigentumsvorbebalt an Zubehdrftüden 
(BayObG. 6 S. 167). 

4. Dad BGB. regelt die regelmäßigen VBorausfegungen ber 
auf Rehtsgeihäft beruhenden Nehtsänderungen an Grund— 
ftüden auf Grumd des Eintragungs: und des Konfendprinzips. 

a) Nah) dem Eintragungsprinzip iſt zu jeber Nechtsänderung 
bie Eintragung in dag Grundbuch erforderlid. Dieſer Grunbfag 
ift in den BGB. ſchroffer durchgeführt als in ben früberen Qandesrechten. 
Kit nur der Eigentumsderwerb und bie Entitehung ber Hypotheken und 
Grundſchulden tft an die Eintragung gefnüpft, fondern dieſe bilbet die 
regelmäßige Borausfegung für die Entftehung eines jeden in ben BGB. 
geregelten Rechtes an einem Grundftid und ebenfo für die Übertragung, 
Belaftung und Aufhebung, Inhalts- und Mangänderung der Rechte an 
Srunbftüden, alfo grundfäglich für jede Nechtöänderung, vorausgefeßt, daß 
diefe auf einem Nechtögefchäfte beruht (SS. 878, 875, 877, 8. 880 Abſ. 2; 
vgl. ferner $. 927 Abſ. 2, 8. 928 Abſ. 2), Einzutragen ift die 
Rechtsänderung, d. 5. alles, was dieſe erfennbar madt; hei der Ein- 
tragung eines Nechtes kann jedoch zur näheren Bezeichnung des Inhalts 
bes Rechtes auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen werden, 
foweit nicht das Geſetz ein anderes vorichreibt (8. 874, vgl. 8. 886 Abf. 2 
und Anm. 8 zu 8S. 899). 

b) Die Eintragung allein bewirkt die NRechtsänderung nicht, fie Hat 
feine formelle Rechtskraft. Außer ihr iſt eine rechtsgeſchäftliche Er: 
tlärung de3 oder der Beteiligten erforderlich), und zwar regelmäßig eine 
Einigung zwiſchen dem verfügenden Berechtigten und dem andern Teile 
(88. 878, 877, 8. 880 Abf. 2), bei der Aufhebung eines Rechtes aber bie 
einfeitige empfangsbebürfitige Mufgabeerklärung bed Berechtigten (8. 875); 
zur Aufhebung, Inhaltsänderung oder Rangverſchlechterung belafteter 
Rechte bedarf es daneben der Zuftimmung des Dritten, welchem das be: 
laſtende Recht zufteht (SS. 876, 877, 8. 880 Abſ. 8. Diefe rechts: 
geichäftlichen Erklärungen find abftrafter Natur; das Fehlen der obliga- 
torifhen Grundlage bindert die Nechtsänderung nicht, fondern gibt dem 
Berlegten nur das Recht, durch eine Kondition das Weggegebene oder 
@eleiftete von dem andern Teile zurlidzufordern (88. 812 ff... Daher 
beiteht auch der Inhalt diefer dinglichen Rechtsgeſchäfte nur in abftraften 
Erflärungen, die den Willen, daß die Nechtsänderung unmittelbar ein: 
freie, zum Ausdrucke bringen, inöhelondere genügt zu der regelmäßig 
erforderlichen Einigung der abftrafte Konfens ber Beteiligten über den 
Eintritt ber Rechtsänderung (vgl. RG. 48 ©. 186, 50 ©. 82). Hierin 
beiteht das fog. materielle Konfensprinzip. Dagegen bezeichnet 
nıan als formelled Konfensprinzip den Sag der EBD. 8. 19, daß zur Be⸗ 
gründung des Antrags auf eine Eintragung in dad Grundbuch bie ein: 
jeitige Eintragungsbewilligung desienigen, beffen Recht von der Eintragung 
betroffen wird (de3 fog. Paffiobeteiligten), erforderlih und genügend iſt. 
Nur in den Fällen der Eigentumsübertragung (Auflafiung) und der Bes 
ftelung oder Wbertragung eines Erbbaurechts, eines Erbpachtrechts oder 
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eines Abbaurechts bedarf es bed Nachweifes der Einigung als Boraus: 
fegung der Eintragung (GBO. SS. 20, 84; vgl. iiber fonftige Abweichungen 
von der Megel bed 8. 19 ebd. 88. 21—27). 

Die legtere Vorſchrift fteht im Zufammenbhange mit 88. 925, 1016, 
1017, EG. Urt. 68, 68, welche in den erwähnten Fällen bie Einigung 
an eine befondere Form binden, während fonft zu der Necdhtsänderung 
eine fornılofe Einigung genügt und die Beobachtung einer ber in 
$. 878 Abſ. 2 vorgefchriebenen Formen nur erforderlich if, um bie Be⸗ 
teiligten fchon vor ber Eintragung an die Einigung zu binden. Auch 
für die Aufgabe: und die Zuftimmungserflärungen, welche dem Grundbuch: 
amt oder demjenigen gegenüber abzugeben find, zu deſſen Suniten fie 
erfolgen, ift eine Form nicht vorgefchrieben ; während aber die Zuftimmungs: 
erflärung fofort unwiderruflich ift, ift der Berechtigte an feine Aufgabe: 
erllärung por der Löfchung des Rechtes nur gebunden, wenn eine der 
im 8.875 Abſ. 2 vorgefchriebenen Yormen beobachtet ift (88. 875— 877, 
8. 880 Abſ. 8). 

Alle dieſe Erklärungen werben nad der ZPO. 8. 894 durch ein 
techtäfräftige8 Urteil erjegt, durch welches der Beteiligte zur ihrer Abgabe 
verurteilt wirb. 

c) Die Rechtsänderung tritt ein, wenn beide (Grforbernifle, bie 
Einigung (oder die fonftige recht3gefchättliche Erklärung) und die Ein: 
tragung vorliegen, ohne Rückſicht darauf, ob diefe jener vorausgeht oder 
nachfolgt (KG. 21 ©. A 806). Eine Reihenfolge ift jelbit in ben 
oben erwähnten Füllen ber Wuflaffung 2c. materiellrechtlich nicht vor: 
geichrieben; die EBD. $S. 20 enthält nur eine Ordnungsvorſchrift. Für 
den Fall, daß die Einigung 2c. der Eintragung vorausgeht, würde, weil 
ih die Rechtsänderung erit mit der leßteren vollzieht, eine in ber 
Zwiſchenzeit eintretende Beränderung in der Nechtöitellung der Paſſiv⸗ 
beteiligten die noch nicht eingetragene Nechtsänderung vereiteln können. 
Dies jchräntt $. 878 ein; eine Berfügungsbefhräntung des Bailfiv- 
beteiligten (3. B. ein behördliches WVeräußerungsverbot, insbeſondere die 
Sonlurseröfinung) fteht der Rechtsänderung nicht entgegen, wenn fie erft 
eintritt, nachdem die Einigung 2c. für den Baffiobeteiligten bindend ge: 
worden und der Antrag auf Eintragung der Nechtsänderung bei dem 
Grundbuchamte gejtellt it. Daß der Tod oder der Eintritt ber Gefchäfts- 
unfäbigfeit des Berechtigten bie Wirkſamkeit feiner Erklärung nicht be: 
einflußt, folgt ſchon aus $. 180 Abi. 2. 

5. Reben den beſprochenen allgemeinen Borichriften enthält diefer 
Abſchnitt noch einige Einzelbeftimmungen über die Entftehung 
und die Endbigung der Rechte an Grundftüden. Wie erwähnt, 
genügt zur Entſtehung eines Rechtes deſſen Eintragung und zum Er- 
öfhen die Löichung für ſich allein, ohne bie erforderliche rechtsgeſchäftliche 
Grllärung, nicht. Die Eintragung kann aber auch ohne dieſe nachträglich 
den Rechtserwerb und die Löſchung den Berluft des Nechtes herbeiführen, 
einmal auf Grund der Borichriften über den Bffentlicden Glauben des 
Grundbuchs (darüber Borbm. 8) und ferner durch Beitablauf. Das BGB. 
lennt zwar keine Erfigung gegen den Inhalt des Grundbuchs (f. jedoch 
8. 927); es Täßt aber für das Eigentum fowie für andere Rechte, die 
zum Befike des Grundſtucks berechtigen oder Beſitzſchutz genießen, eine 
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ſog. Tabularerſitzung zu; dreißigjähriges Beſtehen der Eintragung 
und dreißigjähriger Beſitz führen (ohne Titel und guten Glauben) den 
Rechtserwerb herbei (85. 900). Umgekehrt erliſcht ein zu Unrecht gelöſchtes 
ſowie ein kraft Geſetzes entſtandenes und nicht eingetragenes Hecht mit 
der PVerjührung des Anſpruchs des Berechtigten gegen ben Eigentümer 
(og. Tabularverfigung, $. 901). Dagegen unterliegen Anſprüche 
aus eingetragenen Rechten, mit Ausnahme der Aniprücdhe auf Nüditände 
wieberfehrender Leitungen oder auf Schabenserfag, nicht ber Berjährung 
(8. 02). Scließli bildet die Konfufion für alle Rechte an fremden 
Grunbjtüden feinen Erlöihungsgrund mehr (8. 889). 

6. Das Rangverhältnis mehrerer dasfelbe Grundftüd belaftenden 
Rechte beftimmt fich bei den in derſelben Grundbuchabteilung eingetragenen 
Rechten in Gemäßbeit bes Eintragungsprinzips nad der Reihenfolge ber 
Eintragungen und bei Rechten, die in verfdhiedenen Abteilungen ein: 
getragen find, nach dem Datum ber Eintragungen, weldes nah EBD. 
8. 45 bet jeder Eintragung angegeben werben foll (8. 879 Abſ. 1; fog. 
Priortitätsprinztp). Die Zeit der Entftehung der Rechte, insbeſondere 
der Zeitpunkt der Einigung, wenn dieje der Eintragung nadfolgt, oder 
der des Eintrittö der Bedingung bei auffhiebend bedingten Nechten, ift 
nicht maßgebend (8. 879 Ubi. 2, f. $. 900 Abſ. 2 Sag 2). Eine Aus: 
nahme von diefen Negeln gilt für die eingetragenen Rechte nur dann, 
wenn ein andere Rangverhältnis im Grundbuch angegeben ift; auch 
eine abweichende Beitimmung der Beteiligten bebarf zu ihrer Wirkfamtleit 
der Eintragung in dad Grundbuch ($. 879 Abi. 8). Demnach ift bei 
mehreren gleichzeitig beantragten Eintragungen in derielben Abteilung 
des Grundbuchblatts der ihnen in Ermangelung einer abweichenden Be: 
ftimmung zukommende gleiche Rang, bei mehreren nacheinander beantragten, 
aber an demielden Tage bewirften Eintragungen in verfcdhiedenen Ab: 
tetlungen der Vorrang der früher beantragten Cintragung beſonders zu 
vermerlen (BO. SS. 17, 46). 

Nicht nur bei Hypothelen und Grundſchulden, jondern bei fäntlichen 
Nechten an Grundſtücken tft eine Rangänderung, d. t. eine nadhträg- 
liche Ünderung des Nangverhältnifies zuläffig ($. 880 Abſ. 1) Über 
deren Borausfegungen vgl. Borbm. 4; ba8 im 8. 880 Abſ. 2 vorge: 
ſchriebene beiondere Erforderni ber Zuftimmung des @igentümerd zur 
Nangverichlechterung einer Hupothel oder einer Grundichuld erklärt fich 
aus den Borichriften über die Eigentümerhypothet 2c. (68. 1148, 1168, 
1168, 1170 fj., 1192, 1200). Durch die Aangänderung erhält daB vor: 
tretende Recht den Rang des zurüdiretenden, und zwar mit bdinglidger 
Wirkung nicht nur gegen denienigen, welcher den Borrang eingeräumt 
bat, fondern auch gegen Dritte, deren Rechte nicht früher als das vor: 
tretende zur Eintragung gelangt find, und behält diefen Rang auch im 
Falle der rechtögeichäftlichen Aufhebung bes zurüdtreienden Rechtes ($. 880 
Abſ. 4). In dielem alle verhindert alfo die Rangänderung das Bor: 
rüden der Zwiſchenrechte. Im übrigen gereicht fie diefen aber weder zum 
Bortelle noch zum Nachteile ($. 880 Abi. 5). 

Das im 8. 881 geregelte Inſtitut des Rangvorbehalts erınög: 
licht e8 dem Eigentümer, einem einzutragenben Nechte den Borrang vor 
einem früher eingetragenen zu verichaffen, ohne daß es der zu einer 
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Rangänderung erforderlichen Einigung zwiſchen ben beiden Berechtigten 
bedarf. Hierzu ift erforberlich, daß fich der Eigentümer bei der Beftellung 
desienigen Rechtes, welches zurüdtreten fol, mit dem Berechtigten über 
ben Borbehalt einigt und daß der Vorbehalt bei biefem Rechte im Grund⸗ 
buche vermerkt wird. Das fpäter einzutragende Recht, welchem der Bor: 
rang zulommen fol, muß, von ber Perſon des Berechtigten abgejehen, 
genau beftiimmt werden. Durch den Vorbehalt erwirbt der Cigentüner, 
und zwar im Falle einer Veräußerung ded Grundſtücks der Erwerber, 
die Befugnis, einem fpäter eingutragenden Rechte, das fich innerhalb der 
Srenzen bes Borbehalt3 Hält, den Borrang dor jenem Rechte beizulegen. 
Diefe Befugnis geht auch nicht dadurch verldren, daß in der Zwiſchenzeit 
Rechte ohne einen entiprechenden Borbehalt eingetragen find. Sn diefem 
Falle Bat aber der auf Grund des Vorbehalts beigelegte Vorrang inſo⸗ 
weit feine Wirkung, als das mit dem Vorbehalt eingetragene Recht in: 
folge ber inzwiichen eingetretenen Belaftung eine über ben Borbehalt 
Binausgehende Beeinträchtigung erleiden würde; der Betrag ber Zwiſchen⸗ 
rechte wird von dem vortretenden Nechte abgerechnet und nur wegen ber 
Differenz fteht diefem der Rorrang zu. 

7. Die Eintragungen in das Grundbuch führen, wie erwähnt, für 
fich allein die Rechtsänderung nicht herbei; aber für ihre Wichtigkeit 
fireitet nach S. 891 eine Rechtsvermutung. Derjenige, welcher das 
Beftehen eines eingetragenen Mechtes oder deſſen Erwerb burch den ein» 
getragenen Berechtigten behauptet, braudt die Entitehfung und den Er 
werb nicht zu bemweifen, und die Vöfchung eines Rechtes Überhebt den⸗ 
jenigen, welcher fi) auf deſſen Aufhebung beruft, des Nachweiſes ber 
Borausfegungen der Aufhebung. Der Beweis des Gegenteild ift aber 
zulälfig (ZPO. S. 292). 

8. Einer ber widitigiten Grundſätze des Grundbuchrechts ift das 
Offentlichleitsprinzips. Das Grundbbud kann feine Beſtimmung, 
die Srundftüde und beren rechtliche Beziehungen nachzumweifen, nur er: 
füllen, wenn einerfeitö ein jeder, der ein berechtiges Intereſſe barlegt, 
das Buch einfehen kann, anderſeits ber Inhalt des Buches als richtig 
gewährleiftet wird. Jene formelle Öffentlichkeit ift in der GBO. 88. 11, 
93, die materielle Öffentlichkeit, der öffentliche Glaube des Grund: 
buchs, in ben 88. 892f. geregelt. Durch 8. 892 wird ber Erwerber 
eines Nechtes an einem Grundftüd ober eines Nechtes an einem ſolchen 
Rechte geichügt, jedody nur, wenn der Erwerb auf einem Rechtögefchäfte 
beruht. Der Erwerb kraft Geſetzes oder im Wege der Zwangsvollſtreckung 
oder des Arreſtes fteht nicht gleich, dagegen iſt ein Erwerb, ber ſich nad 
der ZPO. 8. 894 vollzieht, ein rechtögefchäftlicher (ZPO. $. 898), und 
05 der Erwerb ein unentgeltlicher oder ein entgeltlicher ift, macht feinen 
Unterſchird (f. jedoch 8. 816 Abſ. 1 Sag 2). Zu Sunften eines derartigen 
Erwerber gelten bie in das Grundbuch eingetragenen Rechte als be: 
fiehend, ihr eingetragener oder auß der im Eintragungsvermerk in Be- 
zug genommenen Gintragungsbewilligung erfichtliher Inhalt gilt als 
richtig, nicht eingetragene Rechte oder Berfügungsbefchräntungen zu Gunften 
befimmter Berfonen gelten als nicht vorhanden, es fei denn, baß dem 
Erwerber die Unrichtigleit des Grundbuchs bekannt oder ein Wiberfprud) 
gegen die Nichtigkeit (f. Borbm. 10) eingetragen if. Maßgebend für die 
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Kenntnis iſt der Zeitpunkt des Erwerbes, wenn jedoch zu dieſem die Eintra⸗ 
gung erforderlich und die Einigung dieſer vorausgegangen iſt, der Zeitpunkt 
der Stellung des Eintragungsantrags (8. 892 Abſ. 2). Durch 8. 898 wird 
ferner der Schutz des öffentlichen Glaubens auf Leiſtungen erſtreckt, welche 
auf Grund eines eingetragenen Rechtes an den eingetragenen Berechtigten 
erfolgen (insbeſondere Zins⸗ und Rentenzahlungen), und auf Nechtögeichäfte, 
welche eine Berfügung über ein eingetragenes Recht enthalten, aber nicht 
auf defien Erwerb gerichtet find (3. B. Anbalts: und Rangänderungen). 

9. Um ben Gefahren zu begegnen, welche aus dem Grundfage des 
öffentlichen Glaubens des Grundbuchs für die nicht oder unrichtig ein: 
getragenen Nechte erwachfen Lönnen, und um dem Berechtigten die Bor: 
teile der Eintragung (f. Vorbm. 6—8), inSbefondere die Befugnis zu 
Berfügungen über fein Recht vor dem Grundbuchamte zu verfchaffen 
(ogl. GBO. 8. 40), gewährt BGB. $. 894 Hei einer Nidhtüberein- 
fiimmung des Grundbuchs mit der wirfliden Rechtslage demienigen, 
befien Hecht nicht oder nicht richtig eingetragen oder durch die Eintragung 
einer nicht beftehenden Belaftung oder Beſchränkung beeinträchtigt if, 
einen unverjährbaren ($. 898) Anſpruch auf Berihtigung des Grund: 
buchs gegen jeden, defien Recht durch bie Berichtigung betroffen wird. 
Diefer ift verpflichtet, der Berichtigung zuguftimmen und, wenn es zur Berichti: 
gung erforderlich fein follte, fein bisher nicht eingetragenes Recht eintragen 
zu laſſen ($S. 895). Vgl. ferner über ben Unfipruch auf Borlage bes Hypo: 
thefen: oder Grundſchuldbriefs $. 896 und über die Kojtenpfliht 8. 897. 

10. Das BGB. kennt zwei Arten vorläufiger Eintragungen in das 
Grundbuch, die Widerfprüde gegen bie Nichtigleit des Grundbuchs 
und die Bormerfungen. Die Widerfprücde find in den in Borbm. 9 
erwähnten Fällen des $. 894 zuläffig (8. 899 Ubi. 1) und ‚dienen zum 
Schuge eines aus dem Grundbuche nicht erfichtlichen oder unridhtig oder 
unvollitändig eingetragenen ober durch die Eintragung einer nidt be 
jtehenden Belaftung oder Beſchränkung beeinträdtigten dinglichen Rechtes 
gegen die Gefahren, denen der Berechtigte durch den Öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs ausgelegt ift (ſ. VBorbm. 8). Der Widerfpruch ſetzt alſo 
ein beſtehendes dinglicyes Hecht voraus. Er Hat aber nicht bie gleiche 
Wirkung wie die endgültige Eintragung dieſes Nechted; nur hinſichtlich 
des Ausſchluſſes der Anipruchsverjährung ($. 902 Abſ. 2) und der Be: 
rüdfihtigung bei dem geringftien Gebot im Zwangsverſteigerungsver⸗ 
fahren (BO. 8. 48) ftehen die durch) einen Widerſpruch gelicherten 
Nechte den eingetragenen gleih. Weitere Wirlungen des Widerſpruchs 
ergeben ſich aus S. 900 (Hemmung der ZQabularerfigung) und aus 
8. 927 Ubi. 3 (betr. Eigentumsderwerb dur Aufgebot). Die Bor: 
merkung ift dagegen ein durch die Bucheinrichtung ermöglichtes Mittel 
zum Schuge perfönliher Anſprüche auf Einräumung, Aufhebung, 
Inhalts⸗ oder Nangänderung eines dinglichen Rechtes; fie foll die Ber: 
wirtlichung diefer Unfprücde dagegen ſichern, daß der Berpflichtete die 
Legitimation zur Verfügung über das Grundſtück oder das für ibn ein⸗ 
getragene Recht dazu benutzt, fich durch eine ſolche Berfügung außer: 
ftande zu fegen, die zur Verwirklichung ber Aniprüche erforderliche Ein: 
tragung oder Löſchung zu bewilligen (RIM. 8 ©. 168 = KW. 25 S. 
A 170). Die Vormerkung Hat demgemäß die Unwirkſamkeit der nach 
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ihrer Eintragung getroffenen Berfügungen zur Folge, ſoweit dieſe den 
Anfpruch vereiteln oder beeinträchtigen würden, und wahrt dem Nedhte, 
auf deſſen Einräumung der Anſpruch gerichtet ij, den Rang ($. 888). 
Sie ift kein dingliches Recht (KG. 20 ©. A 80, 21 ©. A 286; KG. 22 
8.AB811l, 27 S. A82RJA. 2 ©. 14, 4 ©. 66; KG. 28 ©. 
B54,81 ©. A 824; OSG. 4 S. 287, 6 ©. 128), aber ein Sicherungsmittel 
dingliher Natur. Der Dritte, zu defien Gunſten unwirkſam verfügt ift, tft 
verpflichtet, der zur Verwirklichung des geficherten Anſpruchs erforderlichen 
Cintragung oder Löſchung zuzuftimmen (8. 888), der Erbe des Ber: 
pflihteten kann fih nicht auf die Beichräntung ‚feiner Haftung berufen 
($. 884) und, wenn ber Berpflichtete in Konkurs fällt, kann der Gläubiger 
die Befriedigung ſeines Anſpruchs von dem Konkursverwalter verlangen 
(HD. 8. 24). Bei Berechnung des geringften Gebots im Zwangsver⸗ 
feigerungsverfahren find durch Vormerkungen geficherte Nechte wie einge: 
tragene zu berüdfichtigen (BB®. 8. 48); Dagegen fteht die Bormerfung, 
ander als der Widerfpruch, der Verjährung nicht entgegen. Schließlich 
werben Hupotbefen-, Grundichuld: und Piandrechtspormerlungen durd) 
einen Zwangsvergleich nicht berührt (RO. 8. 198) und auch Hinfichtlich 
der Berpflichtung des Verkäufers zu ihrer Befettigung trog ber Kenntnis 
des Käufers ftehen fie den Hypotheken, Grundfchulden und Pfandrechten 
gleich (3. 489 Ubi. 2), dagegen finden bie Borfchriften über die Eigen: 
tümerbypothet auf die Hypothekenvormerkungen feine Anwendung (RG. 26 
S. AI70 RM. 8 S. 1658). 

Die Eintragung der Bormerlungen und der Widerfprüdje er: 
folgt entweder auf Erſuchen des Prozeßgerichts (ZPO. 8. 941) oder auf 
Antrag (EBD. SS. 18 ff.) auf Grund einer einftweiligen Verfügung, die 
eine Glaubhaftmachung der Gefährdung des Anſpruchs oder des Rechtes 
nit voraugßfegt, oder auf Antrag bes Altiv: oder bed Paſſivbeteiligten 
auf Grund ber Bewilligung des letzteren oder auch auf Grund eines 
vorläufig vollitredbaren, auf Bewilligung einer Eintragung lantenden 
Urteils (55. 885, 899, EBD. 8. 19, ZPO. 8. 8956), tn einigen Fällen 
auch von Amtswegen (GBO. SS. 18, 54, 71, 76). 

Die Bormerktung erlifiht mit dem Grlöfchen bes geficherten 
perfönlichen Anſpruchs. Stebt diefem die Einrede der Verjährung oder 
eine fonftige Einrede entgegen, burch welche feine Geltendmachung dauernd 
ausgeſchloſſen wird, jo Hat dies nicht dad Erlöfchen ber VBormerkuug zur 
Holge, ba der Anfpruch noch befteht und nur entkräftbar ift, es Tann 
aber die Befeitigung der Vormerkung verlangt werben ($. 886). Auch 
im Wege des Aufgebotsverfahrens kann das Erlöfchen der Vormerkung 
gemäh 5. 887 herbeigeführt werben. 

Hür die Löjchung einiger von Amtswegen eingetragener Bor: 
mertungen und Widerfprücde enthält die GBO. in den SS. 18, 76 und für 
die Löſchung der auf Grund einftweiliger Verfügungen oder vorläufig 
vollſtrecbarer Urteile eingetragenen in 8. 25 Sondervorfchriften (vgl. zu 
8. 25 2%. 20 ©. A 77, 22 ©. A 186); im übrigen erfolgt die Löſchung 
nad) den allgemeinen Borfchriften der GBO. 

11. Übergangsvorigriften im EG. Art. 164, 167f., 184, 187 ff. 

12. Über die Zuläffigleit abweichender Regelung der Rechte an 
Grundftüden in den Konfulargerichtäharfeitäbezirten j. Geſ. über bie Kon⸗ 
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ſulargerichtsbarkeit v. 7. April 1900 $. 20, über ſolche Rechte in ben 
Schusgebieten Katferl. 8. v. 21. Nov. 1902. 
Erwerb eines Rechtes. 
.878. Zur Übertragung des Eigentums an einem 
Grundſtücke, zur Belaſtung eines Grundſtücks mit einem Rechte 
ſowie zur Übertragung oder Belaſtung eines ſolchen Rechtes 
ift die Einigung!) des Berechtigten?) und des anderen Teiles 
über den Eintritt der Rechtsänderung und?) die Eintragung der 
Nechtsänderung in das Grundbuch erforderlid, ſoweit nicht das 
Geſetz ein anderes vorfchreibt*). 

Bor der Eintragung find die Beteiligten an die Einigung 
nur gebunden, wenn die Erklärungen gerichtlidy oder notariells) 
beurfundet oder vor dem Grundbudhamt abgegeben oder bei 
diefem eingereicht find oder wenn der Berechtigte dem anderen 
Zeile eine den Borfchriften der Grundbuchordnung entjprechende 
Eintragungsbemilligung ausgehändigt hat®). 

1) Vgl. vor 8. 878 Vorbm. 4. Die Einigung ift ein den 88. 104 fi., 
116 ff, 145 ff. unterliegender Berirag (RG. 22 ©. A 146 = AM. 2 
©. 85; RIM. 8 S. 268) und eine Verfügung. Sie erfordert ben beut- 
lichen Ausdrud des übereinftimmenden Willens beider Teile, daß eine 
Nechtsänderung eintreten folle; eine beftimmte Wortfafjiung ift nicht vor: 
geichrteben und 8. 188 anwendbar (RG. 52 ©. 416, 54 S. 878). Gin 
dinglicher Vorvertrag zu einer Einigung ift undenkbar (NG. 48 S. 188). 
Falsa demonstratio madt nicht die Einigung, wohl aber bie Ein- 
tragung unwirkſam (RG. 60 ©. 888). Nichtigleit der Einigung wegen 
Wuchers (8. 188 Abſ. 2) RS. 567 ©. 95; eine fonflige Unfittlichteit 
macht das fachenrechtliche Erfüllungsgefchäft, die Einigung, gemäß $. 817 
nit nidtig (IW. 1906 ©. 888; a. M. OLG. 11 ©. 808, SächſArch. 
1906 ©. 11). 2) D. t. nur, wer bie bingliche VBerfügungdmacht Aber 
das betroffene Grundſtück oder Necht Hat; daß er als Berecdhtigter einge: 
tragen ift, ift nit erforderlih (NG. 64 ©. 864; |. EBD. 88. 40 f.). 
Die Einigungserflärung eines Nichtberechtigten ift oder wirb gemäß 
8, 185 wirffam (RG. 64 ©. 862, KG. 21 ©. A 150, 26 ©. A 146; 
RB. 28 S. A 186 = RU. 2 ©. 250; OLG. 5 ©. 418, 419, Seufif. 
57 Nr. 7). In der Übertragungderklärung und Umichreibungsbewilligung 
des Berechtigten ift tm Zweifel dejlen Einwilligung zu Verfügungen des 
Erwerbers enthalten, die diefer vor feiner Eintragung vornimmt (RG. 54 
S. 862). Pertretung ift zuläffig; beim Fehlen der Bertretungsmadt 
findet 8. 177 Unmendung (86. 22 ©. A 146 NM. 2 ©. 86). 
8), Die Einigung Hat für fich allein feine dinglie Wirtung und auch 
feine Verfügungsbeſchränkung zur Folge; insbejondere gewährt auch Die 
Auflafiung vor der Eintragung fein Ausfonderungsredht und fein bie 
Beräußerung binderndes Recht i. S. der ZPO. 8. 771 und fleft Ein- 
tragungen nicht entgegen, die auf Grund von Bewilligungen des Ber: 
üußerer8 oder im Wege der Zwangsvollftredung gegen ihn vorgenommen 
werden (RGO. bb ©. 840, ZBIEG. 2 ©. 661, OLG. 6 ©. 261; a. M. 
OLG. 4 ©. 880; f. auch KB. 28 ©. A 122 RM. 4 ©. 288). 
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Dem noch nicht eingetragenen Erwerber fteht auch auf Grund ber Auf: 
laſſung noch kein Berichtigungdanfpruh kraft eigenen Wechtes zu 
(88. 26 ©. A 246). 4) Mehr oder weniger abweichende Vorſchriften 
gelten 3. B. für ben Erwerb eine8 aufgegebenen Grundſtücks ($. 928 
Abſ. 2), für den familienrechtliden Erwerb, für den Erwerb durch Erb: 
folge und durch Übertragung eines Erbteild (8. 2088; OcG. 4 ©. 189, 
6 ©. 426, 28. 26 S. A 118 — RM. 8 ©. 262, BayObꝰG. 4 ©. 6), 
für den Erwerb im Wege ber Zwangsvollitredung (Borbm. 5 zum 8. Buche), 
für ben Erwerb ber Nente, welche für bie Geftattung eines Überbaues ober 
eined Notwegs nad) ben SS. 912—917 zu entrichten ift, für den Erwerb 
eines Nießbrauchs im Falle des 8. 1075, einer Hypothek nad Maßgabe 
der 88. 1117, 1181, 1148, 1160, 1163, 1164, 1168, 1164, 1168, 1170 
(Abſ. 2), 1171 (Abſ. 2), 1178—1176, 1182, 1188, 1287, ZPO. $. 848, 
566. $. 54, einer Grundſchuld (88. 1177, 1192, 1196) und einer 
Rentenihulb (8. 1199). Bel. auh EB. Urt. 67ff., 91, 112, 127%. 
5) Bol. ES. Art. 141. 6), Die VBorfchrift des Abſ. 2 gilt nur für 
die Einigung (vgl. OLG. 2 ©. 50, 816). Der zugrunde liegende obli- 
gatorifche Bertrag ift in der Negel formfrei (Ausn. 3. B. gemäß SS. 811, 
818, 618, 761, 780f.); regelmäßig kann alfo aus einem formlofen 
obligatorifchen Vertrag auf forıngerechte Beftelung des dinglichen Rechtes 
oder bie fonftige dingliche Rechtsänderung geklagt werden (RG. 48 ©. 188, 
& ©. 77, Brud. 46 ©. 901, BayObꝰG. 4 S. 788, SächſArch. 1906 
. 104). 


8. 874. Bei der Eintragung eines Rechtes, mit dem ein 
Grunditüd belajtet wird'), Tann zur näheren Bezeihnung des 
Inhalts des Nechtes?) auf die Eintragungsbemwilligung?) Bezug 
enommen iwerden?), jomeit nit das Gejeh ein anderes vor⸗ 
Khreibt 5), 

2) Deögl. bei der Eintragung einer Inhaltsänderung (8. 877), einer 
Bormerlung (5. 886 Abſ. 2) ſowie (beftr.) eines Nießbrauchs oder Pfand: 
rechts an einem eingetragenen Rechte und einer Berfügungsbeihräntung 
zur näheren Bezeichnung ihres Inhalts; auch Hinfichtlich des näheren 
Inhalts der Unterwerfungsklaufel der ZPO. 8. 800 (KG. 28 S. A 262 —= 
RM. 4 S. 270). 2) Nicht als gänzlicher Erfag für die Eintragung 
bon Belaftungen und Berfügungäbeichräntungen. Bei Altenteilen, Erb: 
pacht- und Abhaurechten auch Hinfichtlich der Bezeichnung der einzelnen 
Achte nah EBD. SS. 60, 84. 8) Dder auf eine biefer beigefügte 
Urkunde, wenn fie einen Zeil ber die Bewilligung enthaltenden Urs 
funde bildet (OLG. 4 ©. 84, 8 ©. 801), auch auf einftweilige Ber: 
fügungen gemäß $. 885 Abſ. 2, die Bewilligung erfegende Urteile 
(8PO. 8. 894) oder Erfuden (GBO. $. 89). Nah KG. 21 S. A 142 
ſoll bei ber Bezugnahme bie Bewilligung als folche bezeichnet werden 
müfen. Über die Aufbewahrung der in bezug genommenen Urkunden 
und das Recht auf beren Einfiht ſ. EBD. SS. 9, 11, 4) Wenn ber 
Inhalt des einzutragenden Rechtes ſich nit aus dem geltenden Rechte 
ergibt, fondern durch die Beteiligten zu beſtimmen ift, würde er nach 
$. 878 völlig durch da8 Grundbuch ertennbar zu machen fein (über die 
Unzuläffigfeit der Bezugnahme nuf aufgehobene Rechtsſätze |. RG. 26 
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S. A 271; ſ. noch OLG. 10 ©. 80). Der dadurch entſiehenden Über: 
fülung des Grundbuch foll durch 8. 874 vorgebeugt werden. Das 
Grundbuchamt Hat nad) feinem Ermeflen zu beitimmen, mad von dem 
Inhalte des Nechtes in den Eintragungsvermerk jelbft aufzunehmen und 
was durch die Bezugnahme auf die Eintragungsbemwilligung mittelbar 
zur Eintragung zu bringen fei; an die Anträge ber Beteiligten ift es im 
dieſer Hinficht nicht gebunden (RG. 50 ©. 168; RC. 24 ©. A 127; 
OLG. 4 ©. 198; 86.27 S.A12 = NM. 4 ©. 42). 5), Sonder 
vorfchriften beftehen vor allem für die Hupothelen und Grundfchulden 
(88. i11bf., 8. 1184 Abſ. 2, SS. 1189, 1192, 1195, 1199, GBO. 8. 68 
“bi. B; ZPO. 8. 800): ©. ferner $. 879 Ubf. 8, $. 882; EG. Urt. 68; 
GBO. 88. 48 -æ 68. 


Aufhebung eines Reihtes. 

8. 875. Zur Aufhebung !) eines Rechtes an einem Grund: 
ftüd?) ıft, foweit nicht das Geſetz ein anderes vorjchreibt?), die 
Erflärung des Berechtigten, daß er das Recht aufgebet), uud 
die Löfhung des Rechtes im Grundbuch erforderlid. Die Er» 
Härung ijt dem Grundbuchamt oder demjenigen gegenüber ab» 
zugeben, zu deſſen Guniten fie erfolgt®). 

Bor der Löſchung ift der Berechtigte an feine Erklärung 
nur gebunden, wenn er fie dem Grundbudhamte gegenüber ab» 
gegeben oder demjenigen, zu deſſen Guniten fie erfolgt, eine 
den Borjchriften der Grundbuchordnung entſprechende Löſchungs⸗ 
bemwilligung ausgehändigt hat). 

2) Bol. vor 8 878 Nr. 4 u. Über fonftige Erlöfdungsgründe 
ber Rechte an Grundftüden ebenda Nr. b, 8$. 108, 168, 892, 901, 
1025 f., 1028, 1061, 1090, 1104, 1112, 1178ff., 1178, 1181f., 1192, 
1200; EG. Art. 109 f., 118 f.;, 3BG. 8. 91. 2) Nicht zur Aufhebung 
von Nießbrauch und Pfandrecht an einem ſolchen Rechte (f. SS. 1064, 1072, 
1255, 1278), 8) Abw. 8. 928 für den Berziht auf das Eigentum 
und SS, 1168, 1175, 1178, 1188, 1192, 1200 für die Hypotheken und 
Grundſchulden. Bol. auch ES. Art. 120, 189 Abſ. 8. 4) Die Auf: 
gabeerflärung tft eine einfeititge empfangsbebürftige Willenserklärung und 
eine Verfügung, insbefonbere i. S. ber 88. 1895, 1898, 1881 (ORG. 4 
©. 492, 7 ©. 49; 2®. 24 ©. A 216, 25 ©. A 278). 5) Die Mb: 
gabe gegenüber dem Grundbuchamte geſchieht nicht bloß durch Erklärung 
por demfelben, fondern auch durch Einreihung der ſchriftlichen Löficzungs«- 
bewilligung, fei es perfönlich oder durch einen Bevollmächtigten, insbe⸗ 
fondere au dur einen Notar gemäß GBO. S. 15. Erſt zur Zeit 
diefer Einreichung braucdt eine nach SS. 111, 1898, 1881 2c. erforberliche 
Einwilligung erklärt zu fein, auch wenn bie Mufgabeerflärung vorher dem 
Begüinftigten gegenüber abgegeben ift (RG. 24 ©. A 216, 25 ©. A 278, 
OLG. 7 ©. 49). 6) Abſ. 2 gilt nur für das dingliche Rechtsgeſchäft, 
nicht für das obligatorifhe Brundgefhäft (IW. 1904 ©. 7). 


8.876. Iſt ein Recht an einem Srundftüde mit dem 
Rechte!) eines Dritten belaftet, fo ift zur Aufhebung des be= 
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laſteten Rechtes die Zuftimmung bes Dritten erforderlih?). 
Steht das aufzuhebende Recht dem jeweiligen Eigentümer eines 
anderen Grundftüd3 zu?), fo ift, wenn dieſes Grundſtück mit 
dem Rechte eine Dritten belajtet ift, die Zullimmung des 
Tritten erforderlich, e8 jei denn, daß deſſen Recht durch die Auf» 
bebung nicht berührt wird*). Die Zuftimmung ift dem Grund» 
budamt oder demjenigen gegenüber zu erklären, zu defien Gunſten 
fie erfolgt; fie it unmwiderruflid®). 

2) Nießbrauh oder Pfandredht (88. 1068 ff. 1278 ff.), beim Erbbau- 
recht alle Nechte an Grundftüden (Borbin. 2 zum 8. Buche). 2) Eine Auf: 
bebung mit Vorbehalt der Rechte des nicht zuftimmenden Dritten findet 
nicht ftatt. Die Zuftimmung tit ein felbftändiges, einfeitiges, empfangs⸗ 
bedürftiged Nechtsgeichäft abftrafter Natur, welches zu der Aufhebung des 
Rechtes erforderlih if. gl. 88. 182—186 und vor $ 878 Nr. 4b. 
3) Grunddienftbarteit (8. 1018), ſubjektiv⸗dingliches Borlaufsrecht (8. 1094 
“bj. 2), fubjektiv⸗dingliche Meallaft ($. 1106 Abſ. 2). Bol. 8. 96. 
4%) Nach GBO. S. 21 tft bie Bewilligung dieſes Dritten zur Löſchung 
formellrechtlich nur erforderlid, wenn dad aufzubebende Recht auf 
dein Blatte des bHerrichenden Grundſtücks gemäß EBD. 8. 8 vermerlt 
if. 53) Ausn. von 8. 188. ä 

nderung des Inhalts eines Rechtes. 

8.877. Die Vorſchriften der 88. 873, 874, 876 finden 
aud) auf Aenderungen des Inhalts eines Rechtes!) an einem 
Orundftüd Anwendung ?). 

1) Eine ſolche liegt nicht nur vor, wenn an bie Stelle einer Art 
der Srundftüdäbelaftung eine ganz andere Urt gejegt wird, fondern auch 
wenn innerhalb derſelben Belaftungsart eine Beränberung in der Bes 
rechtigung ftattfindet (RS. 21 ©. A 117 = NIU. 2 ©. 86). 23) 3.2. 
in den Fällen der 88. 1028, 1119, 1186, 1198, 1208; f. Necht 1906 ©. 1186. 
Sondervorichriften in SS. 880, 1109, 1116, 1182, 1180. Inhalts⸗ 
änderung kraft Geſetzes S. 1164, 8. 1178 Abſ. 2, 88. 1174, 1177, 1182. 


Einfluß einer Berfügungsbefhräukung. 

.878. Eine von dem Bereditigten!) in Gemäßheit der 

88. 873, 875, 877 abgegebene Erklärung wird nidt dadurch 

unwirffam, dab der Beredhtigte in der Verfügung beſchränkt 

wird2), nachdem die Erklärung für ihn bindend gemorden?) 

und der Antrag auf Eintragung bei dem Grundbuchamte ge» 
ſtellt worden ift*). 

1) Auf bie BZuftimmung Dritter findet 8. 878 feine Anwendung 
(RS. 62 ©. 416). 3) 5. B. durch ein Beräußerungöverbot gemäß 
88. 186 f., insbefondere durch Konkurseröffnung (RO. SS. 6 f., 14 f.) oder 
Beichlagnahme bei der Bmangsverfteigerung oder ber Zwangsverwaltung 
(BBG. 88. 20—28, 146, 148, 151). 8) 8. 878 Abi. 2, 8. 875 
Abſ. 2. 4) GBO. 8. 18. Der Stellung des Antrags fteht die bloße 
Aushändigung der Eintragungäbewilligung an ben Begünftigten nicht 
gleich (NS. 23 ©. A 292 = RIM. 8 ©. 46). Bol. im übrigen vor 5 878 
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Nr. 4c. Ein durch 8S. 878 geſchützter Rechtserwerb, der ſich vor ber 
Konkurseroffnung vollzogen Hat, iſt ber Anfechtung nach Maßgabe ber 
88. 29 fi. KO. nicht entzogen (RG. 51 ©. 284). 


Rangserhältnis, 

&. S79, Das NRangverhälinis unter mehreren Rechten, 
mit denen ein Grundftüd belaftet ift, beitimmt fidh, wenn die 
Rechte in derjelben Abteilung des Grundbuchs eingetragen find, 
nah der Reihenfolge der nen) Sind die Rechte in 
verfchiedenen Abteilungen eingetragen, jo bat das unter An- 

abe eines früheren Tages?) eingetragene Recht den Vorrang; 
echte, die unter Angabe desjelben Zages eingetragen find, 
haben gleihen Rang. 

Die Eintragung ift für das NRangrerhältnis auh dann 
maßgebend, wenn die nah $. 873 zum Ermwerbe bes Redytes 
erforderliche Einigung erft nad der Eintragung zuftande ge» 
kommen ift?), 

Eine abmweidhende Beitimmung des Rangverhältnifies be⸗ 
darf der Eintragung in das Grundbud)t). 

1) D. 5. nach der Reihenfolge, in welcher die Rechte tatfächlich zur 
Eintragung gelangt find, nit nach ber, in welder fie nach 88. 17, 
46 GBO. hätten eingetragen werden müflen. Ein Berftoß gegen diefe 
Borichriften begründet daher feinen Berichtigungsanfpruch (8. 894) und 
auch nicht ohne weitere einen Bereiherungsaniprud (RG. 57 ©. 277; 
OLG. 6 ©. 61). 2) EBD. $.45. 3) Ferner auch bei bedingten 
oder betagten Rechten. 4) Im übrigen |. vor 8. 878 Nr. 6, $. 888 
Abſ. 3, die Ausnahmebeftimmungen des 8. 1181 Sag 2 (Zuichreibung 
als Beltandteil) und bes EG. Art. 118 (Meliorationzdarlehen) und über 
die Meihenfolge der Befriedigung bei der Zwangsvollftreckung ZRBG. 
SS. 10 ff., 110, 155. Bgl. auch SS. 914, 917. 

Bangänderung. 

8. 880. Das Rangverhältnis kann nachträglich geändert 
werden). 

Zu der Rangänderung ift die Einigung 2) des zurüdtretenden 
und des vorfretenden Berechtigten?) und die Eintragung der 
Anderung in das Grundbudy*) erforderlich; die Borfchriften des 
. 873 Abf. 2 und des N 878 finden Anwendung. Soll eine 

ypothef, eine Grundſchuld oder eine Rentenſchuld zurüdtreten®), 
fo ift außerdem die Zuflimmung des Eigentümers erforderlich ®). 
Die Zuftimmung ift dem Grundbudamt oder einem der Be» 
teiligten gegenüber zu erklären; fie ıft unmwiderruflidy”?). 

Iſt das zurüdtretende Recht mit dem Rechte eines Dritten 
belaftet, fo finden die Vorfchriften des $. 876 entiprechende An⸗ 
wendung. 

Der dem vortretenden Rechte eingeräumte Rang geht nicht 
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dadurch verloren, daß das zurüdtretende Recht durch Rechts» 
geihäft aufgehoben mird. 

Rechte, Die den Rang zwiſchen dem zurüditretenden und 
dem vortretenden Rechte haben, werden durd die Rangänderung 
nicht berührt?). 

1) Bol. vor 8. 873 Nr.6. Auch bei Vormerkungen zur Sicherung 
bed Anſpruchs auf Eintragung eines beichräntten binglichen Rechtes, 
3. 8. einer Hypotbet, tft die Rangänderung zuläffig (RG. 22 S. A Bil 
= NXu. 2 ©. 145. 2) Vgl. OLG. 12 ©. 278. Bei Identitat 
des vortretenden und des zurüdtretenden Berechtigten ſoll nad G. 26 
S. A 145, Aa. 2 S. 50 defien einfeitige Erklärung genügen (ftr.) 
8) Nur der augenblidliche Gläubiger ber zurüdtretenden Poft kann bie 
Rangänderung vornehmen, nicht der Eigentümer im voraus für ben Yall, 
daB die Poft zur Eigentümerbypothel werden follte (R&. 28 ©. A 189 
= AM. 4 ©. 243; ſ. vor $. 878 Nr. 8). 4, Die Eintragung ers 
tolgt nad GBO. 8. 19 auf einfettige Bewilligung bes zurüdtretenden 
Berechtigten und, wenn befien Necht eine Hypothek oder Grundſchuld ift, 
de? Gigentümers; des Nachweiſes der Zuftimmung bes vortretenden Be: 
rehtigten bedarf es nicht, fein Antrag (EBD. 8. 18) ift formlos gültig 
(RS. 21 S. A 806, 28 ©. A 266). Daß daß vortretende Necht bereits 
eingetragen tft, bildet feine Borausfegung der Eintragung der Rang: 
änderung (KG. 21 S. A 806). Die Eintragung bet dem zurüdtretenden 
echte genügt (beitr.). Iſt dieſes eine Briefhypothek, fo bedarf es nad 
den Ordnungsvorſchriften ber EBD. 88. 42, 62 der Borlage des Briefes 
(26. 28 ©. A 189 = RAU. 4 ©. 248; ORG. 8 ©. 818). Iſt die 
Rangänderung bedingt, fo iſt die Bedingung mit einzutragen; andernfalls 
verliert fie gemäß $. 892 ihre Wirkung (SächſArch. 18 ©. 252). 5) Die 
rechtliche Natur des vortretenden Rechtes kommt nicht in Betracht (OLG. 8 
E. 106). Abſ. 2 Sag 2 regelt aber nur die rechtögefchäftliche Rang⸗ 
änderung, nicht bie Berichtigung ($. 894) der Eintragung des Rang: 
verhältnified (BadRpr. 1908 ©. 62), nicht die Eintragung eines Bor: 
tangs auf Grund eines Anfechtungsurteilö gemäß $.7 Anf®el. (OLE. 6 
©. 268, 8 S. 807). Bei der von dem Cigentümer bemwilligten Er: 
weiterung des Inhalts eines Hypothekenrechts bedarf es keiner befonderen 
Erllärung bes Kigentümers über das Rangperhältnis und feiner Zu: 
fimmung desſelben zu den zuftimmenden Erklärungen der glei: und 
nachſtehenden Berechtigten (KG. 26 S. A 140). 6) Ausn. bei ber 
Rangänderung unter Zeilen einer und berfelfen Hypothek (8. 1151). 
7) Bel Unm. 2, 5 zu $ 876. 5) Bgl. OLG. 2 ©. 509. Wird ber 
Borrang eines Nechtes gleichzeitig zwei anderen Rechten eingeräumt, fo 
treten diefe zu gleichem Rechte an bie Stelle des erjteren; ſoll fpäter das 
eine den Rang vor dem anderen erhalten, fo bedarf es einer neuen Rang: 
änderung (RG. 20 S. A 181 = RIA. 1 ©. 128; f. Seuffü. 61 Nr. 1565). 
Über den umgefehrten Fall der Einräumung bed Borrangs zugunften des 
einen Rechtes vor mehreren |. OLG. 12 ©. 278. Wird nur binfichtlich 
eines Teiles einer Hypothek einer anderen ber Vorrang eingeräumt, erlangt 
dieſe gleichen Rang mit dem nicht zurüdgetretenen Teile jener Hypothek 
(SähfArh. 14 ©. 508). Über die Beichräntung einer Nangänderung 
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auf den Fall, daß die vortretende Hypothek valutiert wird und nicht 
mangels Entftehung der Forderung dem Eitgentümer zufällt, und über 
die Wirkung einer ſolchen nicht eingetragenen Beſchränkung gegenüber 
den Pfändungspfandgläubigern und im Konkurſe des Eigentümers ſ. 
RG. 59 ©. 818, 61 ©. 87, ZW. 1906 €. 868, 8BIFG. 5 ©. 878, 
Recht 1906 S. 749. 


Ranguorbehnait, 

. SSL. Der Eigentümer kann ſich bei!) der Belaftung 
bes Srundftüds mit einem Rechte die Befugnis vorbehalten, ein 
anderes, dem Umfange nad beitimmtes Redt?) mit dem Range 
vor jenem Rechte eintragen zu lafjen?). 

Der Borbehalt bedarf der Eintragung in das Grundbuch; 
die Eintragung muß bei dem Rechte erfolgen, das zurüdireten foll. 

Wird das Grundftüd veräußert, bo geht die vorbehaltene 
Befugnis auf den Erwerber über. 

St das Grundftüd vor der Eintragung des Rechtes, dem 
der Borrang beigelegt iſt, mit einem Rechte ohne einen ent« 
fprechenden Borbehalt belaftet worden, jo hat der Borrang in- 
foweit feine Wirkung, als das mit dem Borbehalt eingetragene 
Recht infolge der inzwiſchen eingetretenen Belaftung eine über 
den Borbehalt hinausgehende Beeinträdhtigung erleiden würde. 

1) Nicht Ipäter (KG. 21 S. A 806). 3) Bei einer Hypothek 
muß nit nur der Beldbetrag des Kapitals, fondern, wenn fie verzinslich 
fein fol, Die Höhe der Binfen angegeben werden (2. 28 ©. A 258 = 
NYU. 4 ©. 247) BZuläffig ift die Beitimmung, daß der vorbehaltenen 
Hypothek der Borrang nur injoweit zuftehen fol, als die geficherte 
Forderung wirklich entfteht, Dagegen nicht, infoweit die Hypothek mangels 
Entftefung der Forderung Eigentümergrundfhuld wird (KG. 28 ©. A 
255 RJA. 4 S. 250). 3) Bol. vor 8. 878 Nr. 6. 

GErſatz für ein erlöfhendes Recht. 

6. SS2, Wird ein Grundftüd mit einem Rechte belaftet, 
für welches nad den für die Zwangsverfteigerung geltenden 
Vorſchriften dem Beredhtigten im Falle des Erlöfchens durd) 
den Zuſchlag der Wert aus dem Erlöſe zu erfegen ift!), fo kann 
ber Höchſtbeirag des Erjages beitimmt werden. Die Beltimmung 
bedarf der Eintragung in das Grundbud?). 

1) Bol. 3BG. 8. 92 (88. 52, 91, 121). In Betracht Tommen Erb: 
bauredhte, Dienftbarkteiten und Neallaften, fomweit dieſe beiden nicht gemäß 
der Landesgefege (ES. Art. 118) ablösbar find, umd für alle oder 
mehrere Verkaufsfälle beftellte Vorkaufsrechte ($ 1097). 2) 88. 8781. 


&srmerkung. 

8. 883. Zur Sicherung des Anſpruchs!) auf Ein» 
räumung?) oder Aufhebung?) eines Rechtes an einem Grund» 
ftüd oder an einem das Grundftüd belaftenden Rechte oder auf 
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Anderung des Inhalts oder des Ranges>) eines ſolchen Rechtes 
Tann eine Bormerfung®) in das Grundbud eingetragen werden. 
Die Eintragung einer Vormerkung tft auch zur Sicherung eines 
fünftigen oder eines bedingten Anſpruchs7) zuläflig. 

Eine Verfügung, die nach der Eintragung der Vormerkung 
über das Grunditüd®) oder das Recht getroffen wird, ift info= 
weit unmwirfjam, als fie den Anſpruch vereiteln oder beein» 
trädhtigen würde?). Dies gilt aud, wenn die Verfügung im 
Wege der Zmangsoollitredung !9) oder der Arreitvollziehung oder 
durch den Konkursverwalter N) erfolgt. 

Der Rang des Rechtes, auf deſſen Einräumung der An⸗ 
ſpruch gerichtet iſt, beſtimmt fi nad) der Eintragung der Bor- 
merfung'!?). 

2) Begriff $. 194 Abſ. 1. Erforderlich a) ein privatrechtlicher An⸗ 
iprud auf Bewilligung einer Eintragung (RG. 56 ©. 9, 60 ©. 428), 
daher Teine Bormertung zur Siherung einer Zwangshypothek (GKG. 21 
S. A 324 NM. 2 ©. 98) ober eined Pfändungsreht3 (NG. 66 
©. 9, ORG. 6 S. 408) oder eines gerichtlichen Berfligungsperbots (RS. 
80 ©. A 240); b) ein perfönliher Anſpruch, daher feine Bormerfung, 
fondern ein Widerſpruch zur Sicherung einer vor dem 1. Sanuar 1900 ohne 
Eintragung entitandenen Grunbbienftbarteit (OLG. 4 S. 292); c) ein 
rechtöbeftändiger, wenn auch erft fünftiger (Abſ. 1 Sag 2) Anſpruch, einerlei 
ob er auf Gefeg (3. B. 8. 648), Bertrag oder einjeiligem Nechtögeichäft 
(3. B. Bermädtnis) beruht; daher keine Auflaſſungsvormerkung auf Grund 
eines wegen Berftoßes gegen $. 818 nichtigen Vertrags (j. RG. 54 ©. 76); 
d) ein gegen denjenigen gerichteter Anſpruch, deſſen Grundftüd oder Recht 
von der Bormerkung zur Zeit ihrer Eintragung betroffen wird (RG. 20 
©. 242, SächſArch. 10 ©. 627, ORG. 8 ©. 98, 887, 8 ©. 106); Ausn. 
8. 1179 (RIU. 8 S.129, OLG. 10 ©. 426); e) ein Anſpruch auf eine 
‚eintragungsfäbige Nechtsänderung (RG. 48 ©. 61, 55 ©. 270, KG. 20 
S. A 9%, 22 ©. A 152), daher nicht vormerfungsfähig der Anſpruch 
auf einen Schag (RK. 24 ©. A 244 = NM 8 S. 186), der Une 
fechtungsanipruh auf Grund des AnfGeſ. (NG. 60 ©. 428, KG. 29 
S. A 16T = RJA. 5 ©. 215), ein dingliches Vorkaufsrecht mit einem 
im voraus beftimmten Preife (Seufftl. 59 Nr. 56). 2) 3.8. Auf—⸗ 
laffungdanfpruh zugunfien einer Gemeinde auf Abtretung der nach dem 
Fluchtlinienplane zur Straße beftimmten Grundfläche gegen eine verein: 
barte Entihädigung (KG. 25 S. A 147), zu gunften eines Pächterd 
auf Srund ber Abrede, daß diefer zur fäuflichen Übernahme des Badıt: 
grundſtuds befugt jet (OLG. 6 S. 122). Berner Bormerkung zugunften 
des eingetragenen Hypothetengläubigers, dem ber Brief nod) nicht über: 
geben ift (8. 1117), auf Berichaffung der Hypothet (DOXG. 7 ©. 867). 
3) 3.3. auf Entlajjung eines Grunditüdsteil® aus der Mithaft für eine 
Hypothet (RS. 28 S. A 152). Bal. ferner $. 1179. 4) 3.8. einer 
&igentümerbypothet in eine Hyp. für eine andere Forderung KG. 25 ©. 
A 166. 5) Zur Sicherung des Anſpruchs des Cigentümerd gegen 
einen Hupothefengläubtger auf Einräumung des Borrangs für eine fpäter 
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einzutragende Hypothek, deren Höhe durch Sachverſtändigengutachten bes 
ſtimmt werden ſoll, ift eine Vormerkung zuläſſig ((G. 81 S. A 821 — 
RIU.T ©. 62). 6) Rechtliche Natur und Wirkung der Bormerlung, 
Unterſchied von Widerſpruch vor $. 878 Nr. 10. 7) 3.83. Auflaffungs: 
anfpruch auf Grund eines obligatoriſchen Vorlauf: ober Wiederfaufsrechts, 
auch eines fog. Itmitierten Vorkaufsrechts (ftr.) 8) D. i. wenn fich ber 
vorgemerkte AUnfpruch nur auf einen Grundftüdsteil bezieht, nur diefer, auch 
wenn die Bormerlung auf dem ganzen Grundftüd eingetragen tft (RE. bb 
©. 270). 9), ©. 8. 888. Die Unmirkfamteit ift eine relative, fie fann 
nur von dem Gläubiger ded geficherten Anſpruchs geltend gemacht werden 
(ORG. 8 ©. 488). 10) Behandlung der Auflaffungsvormertung im 
Zwangsverſteigerungsverfahren ZEIG. 4 ©. 258, 5 ©. 217, ORG. 18 
©. 6. a1) Anders bei einem Veräußerungsverbot im Sinne ber 
SS. 185. Bol. KO. SS. 18, 24 und über eine Ginichräntung für ben 
Nachlaßkonkurs KO. 8. 221 Abſ. 2. 12) 8. 879, Anm. 1 au 8. 880. 


8. SSA. Soweit der Anſpruch durd die Vormerkung ge 
fihert it, kann ſich der Erbe des BVerpflichteten nicht aut Die 
Beſchränkung feiner Haftung!) berufen?). 

2) 88. 1976 ff. 2) Bol. S. 1971 Sag 2, 8. 1974 Wfl. 8, 
$. 1990 Ubf. 2, S. 2016 Abi. 2; KO. S. 221 Ubi. 2. 


8. SS. Die Eintragung einer Vormerlung erfolgt auf 
Grund einer einftmeiligen Verfügung !) oder auf Grund der 
Benilligung desjenigen?), deſſen Grundftüd oder deſſen Recht 
von der Vormerkung betroffen wird). Zur Erlaffung der einft- 
weiligen Verfügung ilt nicht erforderlih, daß eine Gefährdung 
des zu fichernden Anſpruchs glaubhaft gemacht wird‘). 

Bei der Eintragung) kann zur näheren Bezeidhnung des 
u fihernden Anſpruchs auf die einitweilige Verfügung oder die 

intragungsbemilligung Bezug genommen werden®). 

1) 8PO. SS. Bhf. Auf Grund bes 8. 989 ZPO. lann unter 
bejonderen Umftänden auch die Aufhebung der einftweiligen Verfügung 
und die Löſchung der Vormerkung gegen Hinterlegung des Betrag bed 
durch diefe zu fichernden Anſpruchs oder fonitige Sicherbeitäleiftung an= 
georbnet werden (RG. bb ©. 140). Während der Dauer des Konkurs⸗ 
verfahren? tft die Eintragung einer Bormerlung auf Grund einer einftw. 
Bf. zugunften einzelner Konktursgläubiger gemäß KO. 8. 14 unzuläffig- 
Wenn derjenige, gegen weldyen eine Bormerfung auf Grund einer einſw 
Df. eingetragen tft, fpäter zur Bewilligung ihrer Eintragung rechtskräftig 
verurteilt ift, fann dies im Grundbuche nachgetragen werden (KG. 20 
& A 17). 2) D.t. bei der Bormerfung zur Sicherung des Anſpruchs 
auf Nüdübertragung einer Hypothek der Erwerber, felbft wenn die Ab⸗ 
tretung nur unter der Bedingung der Nüdübertragung und der gleidh: 
zeitigen Eintragung der Vormerkung erllärt iſt (ORG. 8 S. 806). 
8) Dder auf Grund eines vorläufig vollftredbaren Urteis gemäß ZPO. 
8. 895 ober von Amtswegen nad EBD. 88. 18, 76. Bgl. vor 8. 878 
Nr. 10. Weitere Boraugfegungen ber Eintragung ergeben fi aus 
ber EBD. Nah SS. 40f. bedarf es der vorgängigen Eintragung ber 


Rechte an Grundftüden.: SS. BSL—SS6. 433 


Erben des eingetragenen Cigentümerd vor der von ihnen bemilligten 
Eintragung einer Auflaffiungspormerlung (RG. 80 ©. A 217 = RAM. 
6 ©. 56) und der Ehefrau als Miteigentümerin des Gefamtgutsgrund: 
nüds vor ber Eintragung einer Auflaflungspormertung auf rund einer 
gegen den Dann allein gemäß ZPO. $. 740 ergangenen einftm. Bf. 
28. 29 S. A 160 RJA. 5 ©. 194). Nah 8. 48 fett die Ein: 
tragung einer Bormerfung auf den Anteil eined Diiteigentümers deſſen 
Angabe in einem Bruchteil im Grundbude voraus (KG. 29 S. A 286 
= RM. 5 S. 262; a. M. ZB. 5 ©. 561). Bu der nad $. 42 
erforderliden Borlage des Hypothelendrief3 kann ein anderer als der 
Schuldner des zu fihernden Anſpruchs nur auf Grund eines beſonderen 
obligatorifchen oder fonftigen NechtSverbältnifle angehalten werden; eine 
analoge Anwendung bed 8. 896 auf die Eintragung einer Vormerkung 
tft ausgeſchloſſen (OVG. 8 S. 98). Unanmwendbar it EBD. 8. 6 
(RIA. 1 S. 158, 28. 20 ©. A 77, 29 S. A 189); der betroffene 
Srundftüdsteil ift genau zu beichreiben (KG. 249 S. A 185). 4), Der 
Anipruch ift an fi ſchon dadurch gefährdet, daß feine Verwirklichung 
ausgeſchloſſen ift, wenn der Berpflichtete daS Grunditüd oder das Recht 
an einen Dritten veräußert. Daß der Berechtigte bereit ein gegen 
Sicherheit vorläufig vollſtreckbares Urteil erwirkt Hat, fteht der Erlafiung 
der einftiw. Bf. nicht entgegen (OLG. 12 ©. 88). 5) Der Gebrauch 
des Worte „Bormertung” im Eintragungspermert ift nicht weſentlich 
(RS. 81 S. A 824 = NM 7 ©. 64) und die fülfchlicde Bezeichnung 
einer Bormerkung als Widerfpruch (oder umgelehrt) unichädlich, wenn fi 
aus dem Inhalte der Eintragung ergibt, zur Sicherung welcher Art von 
Rechten fie dienen fol (NG. 65 S. 840). Der Grund des zu fichernden 
Anſpruchs ift (ev. durch Bezugnahme) mitelnzutragen (RJA. 7 S. 142). 
Ein Bermert, baß das vorgemertte Recht auch den Rechtsnachfolgern bes 
Eingetragenen zuitehen joll, ift gegenftandslos und unzuläffig; die Ber: 
erblichleit und Beräußerlichteit beſtimmt fich lediglich aus der Obligation 
(OLG. 10 ©. 488). BZugunften des jeweiligen Gläubigers einer Hypothek 
fann eine Bormerkung eingetragen werden (RIA. 7 S. 142, abw. daſ. 
5. 64 — KG. 81 S. A 824). 6) Bol. vor 8. 878 Nr. 4a und Anm. 
zu $. 874. Auf die Eintragung von Hypothekenvormerkungen findet 
5. 1115 Anwendung (OLG. 8 ©. 8; ZBIFG. 5 S. Bbl). 


8. 886. Steht demjenigen, defien Grunditücd oder deſſen 
Recht von der Vormerkung betroffen wird, eine Einrede!) zu, 
ducch weldye die Geltendmachung des durch die Vormerkung ge- 
ficherten Anſpruchs dauernd ausgeſchloſſen wird, fo Tann er 
von dem Släubiger die Befeitigung der Vormerkung verlangen?). 

1) 3. 3. der Berjährung, der Nechtötraft, aus SS. 821, 858. 3) Bgl 
vor $. 878 Nr. 10, RG. 68 ©. 88 u. 8. 1169. Kann die endgültige 
Eintragung nit mehr erfolgen, weil fie nach dem jegigen Nechte unzu⸗ 
Läffig ift, it die Vormerkung gegenftandslod und löſchungsreif (NG. 48 
S. 61, 58 ©. 415, ZW. 1908 Beil. S. 116). Eine auf Grund einer 
einſtw. Bf. eingetragene Bormerkung kann im Wege der Berichtigung 
(GBO. 8 22) gelöfcht werden, wenn die einftw. Vf. nicht rechtzeitig 
(ZPO. $. 929) vollzogen oder zugeftellt iit (OLG. 10 ©. 899). 

Achilles, Bürgerlichen Geſetzbuch. 5. Auflage. 28 
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8. 887. Sit der Gläubiger, deſſen Anſpruch durch die Vor⸗ 
merkung geſichert iſt, unbekannt, ſo kann er im Wege des Auf- 
gebot3verfahrens!) mit feinem Rechte ausgeſchloſſen werden, wenn 
die im $. 1170 für die Ausſchließung eines Hypothelengläubigers 
beitimmten Borausfegungen vorliegen. Wit der Erlaſſung des 
Ausfchlußurteils erliiht die Wirkung der Bormerfung?). 

1) ZPO. SS. 946 ff., 988, 1024. 2) Die Löſchung erfolgt auf 
&rund einer Ausfertigung des Urteild nad) Maßgabe ber GBO. 8. 18, 
8. 22 Ubi. 1, 88. 29 f., AO ff. 

8.888. Soweit der Erwerb eines eingetragenen Rechtes oder 
eines Rechtes an einem foldhen Rechte gegenüber demjenigen, zu 
deſſen Gunſten die Vormerkung beiteht, unwirkſam iſt, kann 
dieſer von dem Erwerber die Zuſtimmung zu der Eintragung 
oder der Löſchung verlangen, die zur Verwirklichung des durch 
die Vormerkung geſicherten Anſpruchs erforderlich ift!). 

Das gleiche gilt, wenn der Anſpruch durch ein Ver— 
äußerungsverbot gefichert ift?). 

1) Die durch eine Vormerkung fichergeftelte endgültige Eintragung 
oder Löſchung erfolgt, wenn ihre Borausfegungen gegen ben Schuldner 
des gejicherten perfönliden Anſpruchs (oder gegen den Konkursverwalter, 
KO. $. 24) erwirtt und dem Grundbuchamte nachgewiefen werben. 
Gegen den urfiprüngliden Schuldner ift der Anſpruch auf Bewilligung 
der endgültigen Eintragung auch dann zu richten, wenn inzwiſchen an 
defien Stelle im Grundbud) ein Dritter getreten if. In einem folchen 
Falle fowie bei fonftigen gemäß $. 888 Abi. 2 unwirffamen Berfügungen 
muß der Erwerber wegen der Beſtimmungen der EBD. SS. 19, 40 f. der 
zur Verwirklichung des geficherten Anſpruchs erforberliden Eintragung. 
oder Löſchung zuftimmen. Der vorgemerkte Berechtigte Hat die Wahl, ob 
er zuerſt den perfönlicdhen Schuldner auf Bewilligung der endgültigen 
Eintragung oder zuerft den Erwerber auf Erteilung feiner Zuftinmung 
in Anfpruch nehmen will. Dem letteren jtehen die Einreden aus dem 
perfönlicden, der Vormerkung zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſe felbit 
dann zu, wenn jener bereit3 zur Bewilligung rechtSfräftig verurteilt ift 
(NG. 58 ©. 28; abm. OLG. 4 S. 287; val. baf. 18 ©. 6). Die Löſchung 
der nach der Eintragung der Auflafiungsvormerfung eingetragenen Hupo: 
tbefen fett bie Löſchungsbewilligung ber Gläubiger voraus (OLG. 5 
S. 296). Diefes gilt jedoch nicht bei der Vormerkung ber GBO. $. 18 
abf. 2; das Grundbuchamt tft nach Behebung des Eintragungshindernifies 
ohne weiteres zur Bornahme der endgültigen Eintragung befugt (RG. 62 
S. 875; fir.). 2) Bol. 88. 185 f.; KO. 8. 18; Ox®.5 ©. 148. 
Rechte am eigenen Grundſtücke. 

8.889. Ein Recht an einem fremden Grundftüd!) erlifcht ?) 
nicht dadurch, daß der Eigentümer des Grundftäds das Recht 
oder der Berechtigte das Eigentum an dem Grunditüd erwirbt?). 

1) Under? Nießbrauch und Pfandredt an einem folden Rechte 
($$. 1068, 1072, 12566, 1273) und Bormertungen (OLG. 6 ©. 128). 
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2) Ausn. $. 1178 (Hypothek für Zinsrückſtände u. ä. u. Koften), SS. 1107, 
1200. Für den Gigentümer beitellt werden kann nur die Grundſchuld 
(8.1196). Auch die Begründung eines fubjeftin-dinglichen Nechtes ift 
bei Identität des Eigentümers des bHerrichenden und des dienenden 
Grundftüdd wegen bed Erforderniſſes der Eintgung unzuläffig (RG. 47 
5. 202). Über den Fall ded Miteigentum f. 8. 1009. 3) Der Er: 
werber ann das Necht bei der Zwangspoflitredung in das Grundjtäd 
geltend machen und über dasſelbe verfügen. Bgl. SS. 1177, 1197. 
Bereinigung mehrerer Grundſtücke. 

8. 890. Mehrere Grunditüde!) Lönnen?) dadurch zu 
einem Grundftüde vereinigt werden, daß der Eigentümer?) fie 
ala ein Grundftüd in das Grundbud eintragen läßt*). 

Ein Grundftäd!) kann?) dadurd zum Beltandteil eines 
anderen Grundſtücks gemacht werden, daß der Eigentümer?) es 
diefem im Grundbuche zufchreiben läßtt). 

1) Den Grundflüden (vor $. 873 Nr. 2) ftehen Erbbaurechte ac. 
(©. 406 Borbm. 2) gleich, dagegen nicht ibeelle Brundftüdßanteile (EG. 28 
S.AHE— RIA. 4 S. 280). Sind mehrere Grundftüde als einheitliches 
But gebucht, kann nur diefem, nit einen von jenen ein Grunditüd 
äugeichrieben werden (OLG. 2 ©. 407). Daß die Grundftüde in ver: 
ſchiedenen Feldmarken belegen und in verichiedenen Grundbüchern ver= 
zeichnet jind, iſt fein Hindernis (DVS. 8 S. 300). Sie müflen aber 
fämtlih bereit3 unter Grundbuchrecht ftehen GBayObꝰG. 6 S. 486). 
2, Eingeſchränkt durch GBO. 8. 5 (Unzuläffigkeit bei Beforgnis der Ber: 
einigung, f. dazn ORG. 6 S. 269, 8 S. 800) und ES. Art. 119 Nr. 8; f. 
auch ES. Art. 112. 3) Der Zuftimmung der Hypothekengläubiger und 
fonftigen Berechtigten bedarf es nicht (KG. 81 ©. A 289 = RAU. 6 
©. 247). Der Eigentümer muß unzweidentig erflären, ob er eine Ber: 
einigung oder Zuichreibung oder die Anlegung eines gemeinfchaftlichen 
Grundbuchblatts (EBD. 8. 4, f. vor $. 878 Nr. 2) begehrt (KG. 80 
S. A 190). Seine Erklärung ijt vechtögeichäftlicher Natur. Sie braucht 
nicht in der Form bes Eintragungsantrags zu erfolgen; das Antragsrecht 
regelt GBO. 8. 18 Abi. 2 (RS. 80 ©. A 178, 81 ©. A 289 — NM. 6 
©. 78, 247). Bon Amtswegen darf die Zufchreibung oder Bereinigung 
nit erfolgen (RG. 31 ©. A 286). 4), Die bisher felbftändigen 
Srımdftide werden nicht weientliche Beftandteile (55. IB ff.) des Ganzen. 
Die bisherigen Belajtungen bleiben unberührt und die befonders belafteten 
Zeile find im Zwangsverſteigerungsverfahren wie felbftändige Grundftüde 
zu behandeln (KG. Bi S. A 289 = RAN. 6 ©. 247). Ausn. 8. 1181, 
aber nur für den Fall der Zufchreibung (nicht der Bereinigung) und nur 
für Hypotheken und Grundfchulden, nicht für andere Laften (3.8. Reallaften, 
OLG. 11 S. 882) und Beichräntungen (3. B. Fideilommißeigenichaft, 
DORE. 5 S. 814). Für fpätere Belaftungen der Beftandteile gelten bie 
Borihriften der GBO. 98.6, 96 (RS. 81 ©. A 289 = RIA. 6 ©. 247). 

Rechtsvermutung. 

F. 89 1. Iſt im Grundbuche für jemand ein Recht ein⸗ 

getragen, jo wird vermutet!), daß ihm das Recht zuitehe?). 
28* 
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Iſt im Grundbuche ein eingetragenes Recht gelöſcht, ſo wird 
vermutet!), daß das Recht nicht beſtehe?). 

1) Bol. vor 8. 878 Nr. 7; Sondervorſchriften in SS. 1188, 1148, 
1155, 1160f. Der Gegenbeweis kann 3. B. aus Mängeln der Einigung 
hergeleitet werden (OLG. 8 ©. 186). Dafür daß die Einigung in anderer 
Weife, als es nad der Eintragung den Anfchein bat oder doch haben lann, 
erfolgt iit, ift der Behauptende im vollen Umfange beweispflichtig (ZW. 1908 
Beil. S. 91). Die Vermutungen verjagen im Falle der Doppelbuchung 
desfelben Grundſtücks hinſichtlich der wideriprechenden Eintragungen 
(RE. 56 S. 58) und finden auf die tatlächliden Angaben des Grunde 
buchs Teine Anwendung (ZW 1901 ©. 841; f. Anm. 4 zu $. 892). Sie 
find aud für den Grunddudjrichter bindend, es jei denn, daß ih aus 
ben eigenen Erklärungen der Beteiligten, den vorgelegten Urkunden, den 
Grundatten oder fonft glaubhaft zur Kenntnis des Grundbuchrichters 
gekommenen Tatſachen fachliche Bedenten gegen bie Richtigkeit bes Grund⸗ 
buchs ergeben (8.29 S. A 148 = NRFYA. 5 ©. 125); aus der Berlegung 
formellrechtlicher Vorfchriften bei einer Eintragung folgt aber noch nicht 
deren Unrichtigleit (RG. 20 S.A 181 —= RAU. L ©. 128). 2) Und zwar 
jo, wie es eingetragen ift; die Vermutung eritredt fich auch auf das Be: 
ftehen des eingetragenen Gefamthandsverhältnifies zwiſchen den Berechtigten 
(88.29 S. A 148 = NIU. 5 ©. 125). Der eingetragene Eigentümer ift 
auf Grund des 3. 891 Abſ. 1 zur Einlaffung auf jeden gegen ihn als 
Eigentümer erhobenen Anſpruch verpflichtet, es fei denn, daß er die Ber: 
mutung widerlegt (OLG. 8 ©. 186). 8) Dies gilt nicht für Nechte, 
die ohne Eintragung vollwirkſam find, wie unter dem früheren Pr. Rechte 
entitandene Grunddienſtbarkeiten (NG. 62 ©. 99; |. EG. Art. 187). 


Öffentlicher Glaube des Grundbuds. 


&. 892, Zugunſten desjenigen, welcher ein Recht an einem 
Grundftüd oder ein Recht an einem foldden Rechte!) durch Rechts⸗ 
geihäft?) erwirbt), gilt der Inhalt des Grundbudst) als 
richtigs), es jei denn, daß ein Widerſpruch gegen die Richtig» 
feit®) eingetragen oder die Unrichtigleit dem Erwerber befannt 
it). Iſt der Berechtigte in der Verfügung über ein im Grund» 
buch eingetragenes Recht zuguniten einer beitimmten Perfon 
befchränft®), fo it die Beichränlung dem Erwerber gegenüber 
nur wirkſam, wenn fie aus dem Grundbuch erfihtlich”) oder 
dem Erwerber befannt iſt. 

Iſt zu dem Ermwerbe des Rechtes die Eintragung erforder- 
lich, jo ilt für die Kenntnis des Ermwerbers die Zeit der Stellung 
ded Antrags auf Eintragung oder, wenn die nad) $. 873 er- 
forderlihe Einigung erft ſpäter zuftande fommt, die Zeit der 
Einigung maßgebend 19), 

1) Die Bereinbarung des Erfteherd mit den Hypothekengläubigern, 
Daß er die Hypotheken in Anrehnung auf den SKaufpreid übernehme, 
gewährt jenem nur einen obligatoriichen Anſpruch gegen diefe auf das 
Stehenlafien der Hypotbelen, tein Necht an den Hypotheken im Sinne des 
8. 892 (OcG. 6 ©. 98). 2) Nicht Eraft Geſetzes oder im Wege ber 
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Bwangspollitredung (RG. 54 ©. 105, IW. 1902 Beil. 272, 88.20 ©. A 85 
= AA. 1 ©. 29) oder auf Grund bes 8. 54 53GG. oder bed Urt. 91 
EI. (BayObꝰG. 3 ©. 210). Bgl vor S. 878 Nr. 8. Kraft Rechts⸗ 
geſchäfts erwirbt auch der Sondernachfolger in ein Vermögen einfchließlich 
der Schulden (88. 419, 2871 ff, HGB. 8. 25; a. M. KG. 22 ©. A 148). 
8) Daß der Erwerber vorher das Grundbuch eingefehen Hat, iſt nicht 
erforderlich (BayCHT®. 6 ©. 688). Der Begner kann aber dartun, daß der 
Erwerber nicht im Vertrauen auf den öffentlichen Blauben des Grundbuchs 
erworben bat, fondern lediglich den der wirklichen Rechtslage entiprechenden 
Angaben des Beräußerers gefolgt it (RG. 61 S. 195). A) Auf Bormer: 
fungen erftredt fi) der öffentliche Glaube nicht, weil diefe keine Rechte find 
(RS. 21 ©. A 286, 81 ©. A 824; 86. 27 S.A 2 = NIUM.4S. 66, 
DRS. 12 S. 174), ebenfowenig auf die tatfächlihen Nachrichten über das 
Grundftäd, inSbefondere Lage und Größe (NG.61 S.198, 2G.80 S. A 202, 
DL. 8 ©. 812, SächſArch. 1906 S. 104), Feftitellungen Aber Beſtandteils⸗ 
oder Richtbeftandteildeigenfchaft (RG. a. a. O.). Dagegen’ findet 8. 892 An: 
wendung auf ſolche Beitandsangaben, aus denen zu entnehmen ift, welche 
Zeile der Erdoberfläche in den Bereich der Herrfchaft der eingetragenen Nechte 
fallen, welche dieſe Hechte Hinfichtlich ihres Gegenftandes umgrenzen (KG. 27 
©. A 86, OLG. 10 ©. 80; beftr.), insbeſondere auf den Fall der og. 
Barzellenverwechfelung, d. 5. der Eintragung einer Parzelle ald Beitanbteil 
eines anderen Grundſtücks als desjenigen, zu welchem es tatfächlich gehört 
(RG. 26 S. A 98, 106, OLG. 2 ©. 492). Der öffentliche Glaube wirft 
nur für nnd gegen ſolche Rechte, die zur Wirkſamkeit gegen Dritte der Eintra= 
eung bedürfen, nicht jolche, die ohne Eintragung vollwirkſam find (RE. 62 
©. 99). 5) Bol. vor 8. 878 Nr. 8. Der Erwerb ift, wenn die fonftigen 
Grfordernifie erfüllt find, rechtsgältig, und dad Grundbud wird infoweit 
richtig. Berfügt alio ber Erwerber zugunften eines Dritten über dag 
erworbene Recht, fo erwirbt der Dritte ohne Rüdfiht auf feine Kenntnis 
der wahren Sadjlage (OLG. 2 ©. 266). Im Falle der Doppelbuchung 
fein Schug aus 8. 892, foweit die Eintragungen miteinander unvereinbar 
find (Anm. 1 zu $. 891). Sondervorfchriften in 88. 1028, 1188, 1140, 
1156 ff.; EG. Art. 61, 114, 118, 168, 187 f.; Pr. Art. 22. 6) 8. 899. 
7) Kenntnis von ben die Unrichtigkeit begründenden Tatſachen wird nicht 
gefordert und genügt nicht immer, bie Berufung auf Rechtsirrtum tft 
micht ausgeichlofien (ZW. 1906 ©. 226, ORG. 12 ©.182). Kennenmüſſen 
(8. 122 Abſ. 2) ficht der Kenntnis nicht gleich, auch wenn die Unkenntnis 
auf grober Fahrläffigleit beruht (ander 8. 982 Abf. 2). Die Kenntnis 
von dem Vorliegen eines früheren Antrags auf Eintragung begründet 
teine mala fides (RG. 57 S. 281) und bie Kenntnis bloß perfönlicher 
Rechte Hindert den Erwerb eined entgegenjtehenden Rechtes nicht, aber 
8.826 kann anwendbar fein (RG. 62 ©. 187). 8) 3.8. durch ein 
Beräußerungsverbot gemäß 8$. 185 f., ein durch einftmeilige Verfügung 
angeorbnnetes Berfügungsverbot (FW. 1908 Beil. S. 75, KG. 80 S. A 240), 
durch die Eröffnung bes Konkurſes (KO. 88. 6f., 16), Unordnung ber 
Nachlaßverwaltung ($. 1984), Beſchlagnahme im Bwangdverfteigerungs: 
oder Zwangsverwaltungsverfahren (3BG. 88. 20—28. 146, 148, 151), 
Nacherbſchaft (8. 2118), Ernennung eines Teftamentövollitrederd ($. 2211), 
Bedingung oder Befriftung (SS. 161, 168), Rechtshängigkeit (ZPO. 
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88. 266, 326), das Berfügungsverbot auf Grund des 8. 90 Abſ. 2 Priv: 
BeriüUnt®. v. 12. Mat 1901 (OLE. 8 ©. 401), der bergredtliche Ent: 
etgnungsbeihluß auf Grund der SS. 1424. des Pr. AllgBergd. (NS. 62 
©. 216). Nicht eintragungsfähig find die Gelchäftdunfähigfeit u. a., das 
ehemännliche oder elterliche Verwaltungsrecht (RIA. 8 S. 161, 4 S. 261), 
Beichränktungen im öffentlichen Anterefie, 3. B. forit: oder baupolizeiliche 
Eigentumsbeichränfungen (OLG. 6 ©. 490), dad Recht der Gemeinde auf 
Entziehung des Grundeigentums auf Grund des Fluchtlinienplans (KG. 25 
S. A 147), nachbarrechtliche Eigentumgbeichräntungen (DRG. 1 S. 880), 
rechtögeichäftliche Peräußerungsverbote ($. 187; 2. 20 ©. A 292, 
21 S. A 188; OYG.6 ©. 122, 10 5.69, 11 S. 1, 12 ©. 20), die Ber: 
mögensbeichlagnahnte gemäß 88.832 fi. StPO., 88. 869 ff. MilStGO. (RE.29 
©. A 238 — RYU.b ©. 260). 9, Durch ihre Eintragung wird die 
Verfuͤgungsbeſchränkung inhaltlich nicht geändert, namentlich nicht in der 
Richtung erweitert, daß fie auch zuguniten anderer Perſonen wirkfam 
wird als derjenigen, deren Schuß jie bezwedt, fondern nur die Berufung 
auf Nichtlenntnis ihres Beſtehens abgeichnitten (ZW. 19083 Beil. ©. 75). 
Daß die Eintragung unter Berlegung der Ordnungsporicriften der GBO.., 
3. B. 8. 42 erfolgt ift, beeinträchtigt ihre Wirkſamkeit nicht (OYG. 12 ©. 169). 
Die Trage, ob eine eingetragene Verfügungsbefchräntung der Zuläffigkeit 
weiterer Eintragungen auf Bewilligung der in der Berfügung Beſchränkten 
entgegenitebt, ift nicht für alle Berfügungäbeichräntungen einheitlich zu beant- 
worten; für Konturfe (t&. 22 ©. A 129, 30 S. A 266 — RJA. 2 ©. 189, 
6 ©. 66; beitr.) und Bmwangsverfteigerungen (OLG. 4 S. 161) iſt fie 
grundfäglich zu verneinen. Jedoch jind Löichungen der Rechte des im 
der Verfügung Beichräntten ohne Bewilligung des durd die Berfügungs: 
beichräntung G@eichügten regelmäßig unzuläfiig (26. 22 ©. A 815, 28 
©. A 260; 28.283 ©. A 242, 27 ©. A 110, 80 ©. A 261, 266 = RIM. 8 
©. 46,4 5.69,6 ©. 69, 66; ODYS. 10 5.448). 10) Aus Abf. 2 ift nicht 
zu folgern, daß die Eintragung als bereit in den Augenblid ausgeführt 
gilt, in dem fie beantragt wurde (NG. 67 ©. 281). Trog des guten 
Glaubens des Erwerbers zu dieſem Zeitpunfte fann die Zurüdweijung bed 
Eintragungsantrags wegen einer nicht eingetragenen Verfügungsbeſchränkung 
erfolgen (8&. 27 S.A 97 = NINA. 4 ©. 110; ij. 26.28 ©. A 92, 94) 
und der öffentliche Glaube veriagt gegenüber den zu jener Zeit ſchon bean: 
tragten Eintragungen, die nad) $. 879, GBO. SS. 17, 46 vorab zu er: 
ledigen jind (NG. 62 ©. 375), ja felbft gegenüber den jpäter beantragten, 
aber ordnungswidrig vorher erledigten Eintragungen (ſ. RS. 57 S. 277). 

8. 893. Die Vorfchriften des 8. 892 finden entiprechende 
Anwendung'!), wenn an denjenigen, für melden ein Recht im 
Grundbud eingetragen ift, auf Grund diejes Rechtes eine 
Zeiltung bewirkt?) oder wenn zwiſchen ihm und einem anderen 
in Anſehung diefes Rechtes ein nicht unter die Vorſchriften des 
8. 892 fallendes Rechtsgeſchäft vorgenommen wird, das eine 
Berfügung über das Recht enthält?). 

1) Bgl. vor 8. 878 Nr. 8. Sondervorſchriften für die Hypothek 
SS. 1188, 13141, 1148, 1155, 1156, 1158 ff. 1192. 2) Der Schuldner 
einer Briefhypothek ꝛc. bedarf des Schutzes aus 8. 898 nur in Anſehung 
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von Zindzablungen u. d.; hinſichtlich der Kapitalzahlungen ift er durch 
85. 1144}, 1150, 1155, 1160, 1192 geihügt (NG. 56 ©. 414). Der auf 
Grund der Zahlung ſich vollziehende Übergang der Hypothek auf ben 
Eigentümer, perfönliden Schuldner oder Ablöfungsberedhtigten ($. 11560) 
wird, da er Tedigli eine Folge der Leiftung ift, von $. 898 ebenfalls 
betroffen. 3) 8.8. Verzicht, Kündigung, Erfülungsfurrogate, Inhalts⸗, 
Rangänderungen u. &., auch Bormerlungsbewilligung (itr.). 


Anfprucd auf Berichtigung des Grundbuchs. 

&. SPA. Steht ber Anhalt des Grundbuchs) in An- 
ſehung eines Rechtes an dem Grunditüd, eines Rechtes an 
einem foldhen Rechte oder einer Berfügungsbeichränfung der im 
$. 892 Abf. 1 bezeichneten Art?) mit der wirklichen?) Rechtslage 
nit im Einklange*), fo kann derjenige, deifen Recht nicht oder 
nicht richtig eingetragen oder durd die Eintragung einer nicht 
beitehenden Belaftung oder eihränfung beeinträchtigt 1jt3), die 
Zuftimmung zu der Berichtigung des Grundbuchs) von dem» 
jenigen?) verlangen, deſſen Recht durd) die Berichtigung be— 
Iroffen mird®). 

1) Anm. 4 zu $. 892. Berichtigungsanfpruch aber zuläffig behufs 
Beleitigung von Bormerlungen (RG. 53 ©. 412) und Widerfprüchen 
fowie zu deren Wiedereintragung, wenn fie zu Unredt gelöfcht find. 
2, Anm. 8 zu $. 892. 8, D. h. materiellen, dinglihen. Das Bor: 
bandenfein der formellen Erforderniffe der Eintragung enticheidet nicht (RG. 
51 ©. 418), ein obligatorijcher Anfpruh auf eine NechtSänderung genügt 
nicht (NG. 58 S. 876, 60 ©. 264). 4) Sei ed wegen Wirkungs⸗ 
Iojigleit der eingetragenen Recht8änderung mangels ihrer fonjtigen materiell- 
rechtlichen Erforderniſſe, insbefondere wegen Nichtigfeit der Einigung 
(3. B. Richtigkeit der Auflaffung als Scheingeichäft, IW. 1902 Beil. S. 202), 
wegen Nichtübereinftimmung von Einigung und Eintragung (vol. RG. 53 
©. 412, Seuffll. 61 Nr. 155), oder wenen einer ohne Eintragung erfolgten 
Rechtsänderung (Entftehung, Erlöfchen, Übergang, Inhalts: oder Rangänbe: 
rung eines Rechtes, 3. B. Übergang einer Hypothek auf den Eigentümer RG. 
60 5. 264, Erlöfen eines Rechtes mit Eintritt einer auflöfenden Be: 
dingung ZW. 1902 Beil. S. 222, Beendigung einer Bütergemeinfchaft durch 
Eheicheidung OL®. 9 ©. 831), oder aus jonftigen Gründen (3. B. Fehlen der 
Angabe der Miteigentumspruchteile, RG. 54 S. 85). Pal. 88. 887, 1026 f., 
1028, 1C61, 1075, 1143, 1160, 11r8 f., 1168f., 1170 ff., 1287, 1488, 1922 
x. Die Anfehtung auf Grund des AnfG. macht das Grundbud nicht 
unridtig (OLG. 10 ©. 108). Durch einen gemäß 8. 892 geichligten Erwerb 
wird dad Grundbuch richtig (Anm. 5 zu $. 892). 5) Nicht jeder, ber ein 
Snterefie an der Berichtigung Hat, nicht derjenige, welchem gegen den nicht 
eingetragenen Berechtigten ein perfönlicher Anſpruch zufteht (RS. 68 
S. 875, 408), nicht der noch nicht eingetragene Erwerber auf Grund der 
Auflafiung (RG. 26 S. A 146), nicht der frühere Eigentümer (IW. 1908 
Beil. S. 47), ed fei denn, daß er von bem jetigen .ausdrüdlich oder 
ftillſchweigend, 3. B. durch Auferlegung der Berpflihtung bei der Ber: 
Außerung, ein nicht beſtehendes Necht zur Löſchung zu bringen, ermächtigt 


” 
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it (NG. 58 ©. 408; Gruch. 48 ©. 9834; ORG. 8 S. 186). An ber Auf⸗ 
laffung kann die Abtretung des Anſpruchs auf Richtigftellung- der Beſtands⸗ 
angaben an den Erwerber (für die Zeit nach feiner Eintragung) liegen (RG. 
62 ©. 822). Der Berichtigungsanfprud) ift nämlich nicht nur pfündbar 
(OLG. 2 ©. 152, 7 ©. 815, 10 ©. 888, 18 5. 12, 352.88 ©. 86; |. 
jedoch KG. 29 S. A 186), fondern auch übertragbar (OLG. 10 S. 888; a. M. 
BEP. a. a. O. BadNRpr. 1908 ©. 194), aber nit in dem Sinne, daß 
der Beffionar feine eigene Eintragung, fondern nur fo, daß er die des 
Bedenten betreiben fann (RG. 59 ©. 298). Dur die Eintragung eines 
falfchen Hypotbefengläubiger8 wird nur das Recht des wahren Gläubigers, 
nicht das Eigentum betroffen (NG. 60 ©. 264). Aftivlegitimation jedes 
einzelnen von mehreren Geſamthändern ZBIFG. 5 S. 7I0 (RG.). Nega= 
torifche Natur des Berichtigungsanſpruchs NE. 5l ©. 420, Gruch. 48 
S. 984. 6) Nicht die Auflaffung (FW. 1902 Beil. S. 202) oder die 
Abtretung eines Rechtes an den wirfliden Berechtigten (daſ. S. 240). 
7) Der Gläubiger einer auf dem Anteil eincd Miteigentümers einge: 
tragenen Hypothek bat gegen alle Miteigentümer den Berihtigungsanfprucdh 
auf Eintragung ber Miteigentumsanteile (RG. 54 ©. 85). Unterliegt das 
betroffene Recht auf Grund des zwiiden den mehreren Berechtigten 
beitedenden &emeinjchaftäverhältniffeg der alleinigen Perfügung eines 
von ihnen, fo tft der andere nicht paffivlegitimiert (WürttY. 14 S. 52). 
8) Bol. vor 8. 878 Nr. 9 und über die formellrechtlidden Borausfegungen 
der Berichtigung GBO. 83. 18 ff., 19, 227. Ausgedehnt ift die Anwenbung 
der SS. 894 ff. burch 88. 1188, 1155, 1157, 1268. 

8. 895. Kann die Berichtigung des Grundbuchs erft er- 
folgen, nachdem das Recht des nach 8.894 Berpflichteten eingetragen 
worden ift!), fo hat diefer auf Verlangen fein Recht eintragen 
zu lafjen?). 

1) EBD. SS. 40f. 2) Zwangsvollitredung gemäß $. 888 ZPO. 
Der Berechtigte kann aber auch felbft gemäß GBO. SS. 14, 22, 29 unter 
Borlage der erforderlichen Urkunden (f. ZPO. $. 896) die Eintragung bes 
Berpflichteten bei dem Grundbuchamte betreiben. Der Eintragungsantrag 
des Berpflichteten wird gemäß ZPO. $. 894 durch feine rechtöfräftige Ver⸗ 
urtellung zur Stellung des Antrags erſetzt (Seufff. 56 Nr. 142; ftr.). 


&. S96. Sit zur Berichtigung des Grundbuchs die Vor⸗ 
legung eines Hypothelen», Grundſchuld⸗ oder Rentenſchuldbriefs 
orderlich!), jo kann derjenige, zu deſſen Gunften Die Berichtigung 
erfolgen foll, von dem Befiger?) des Briefed verlangen, daB der 
Brief dem Grundbuchamte vorgelegt wird?). 

2) GBO. 88. 42. 2) Der Befiger als folder ift zur Wor- 
legung verpflichtet ohne Rüdficht darauf, ob er zugleich derjenige ift, welcher 
der Berichtigung zuftimmen muß (RG. 47 S. 158). Erforderlich Beſitz 
noch 3. Zt. der Slagzuftellung (KW. 1904 ©. 92). 3) Zwangsvoll⸗ 
ftredung gemäß $. 888 8PO. (RG. in Seufff. 60 Nr. 250). 


8. S97. DieKoften der Berichtigung des Grundbuds und 
der dazu erforderlichen Erklärungen hat derjenige zu tragen!), 
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welcher die Berichtigung verlangt, jofern nicht aus einem zwifchen 
ihm und dem Berpflichteten beftehenden Rechtsverhältniſſe fich 
ein anderes ergibt?). 

1) und vorzuichießen. 2) Der Berechtigte bat das den Ber: 
pflichteten mit ben Koften belaftende Nechtöverhältniß (Vertrag, unerlaubte 
Handlung 2c.) zu beweiſen. Vgl. $. 919 Ab. 8. 


8. SPS, Die in den 88. 894 bis 896 beftimmten An» 
iprüdhe unterliegen nicht der Verjährung‘). 

1) D. h. fie verjähren nicht felbftändig. Iſt der Anfpruch auf Her: 
Rellung des bem Rechte entiprechenden Zuftandes verjährt, fo fann aus diefem 
Rechte auch ein Berichtigungsanipruch nicht mehr geltend gemacht werben. 


&intragung eines MWiderfpruds. 
* S99. In den Fällen des $. 8941) kann ein Wider⸗ 
ſpruch gegen die Richtigkeit des Grundbuchs eingetragen werben?). 

Die Eintragung?) erfolgt auf Grund einer einftweiligen 
Verfügung oder auf Grund einer Temiligung desjenigen, deſſen 
Neht durch die Berichtigung des Grundbuchs betroffen wirbt). 
Zur Erlaffjung der einitweiligen Verfügung ijt nicht erforderlich, 
daß eine Gefährdung des Nechtes des Wideripredhenden glaub- 
haft gemacht wird). 

1, Anm. 1—4 zu 8.894. Unzuläſſig Widerfprud gegen einen 
Biderfpruh (KG. 20 S. A 217, 21 S.A 147; 80.26 ©. A 288 = 
RIA. 4 S. 48), gegen eine Bormerfung (KG. 21 ©. A 286; RG. 27 
S.AS2— RM.4 ©. 66; jtr.) und gegen eine Berfügungsbefchräntung, 
3 B. Bwangsverfteigerungsvermert (KG. 26 S. A 77), Enteignungs: 
vermert des preuß. Enteignungsgefeges 8 24 (OLG. 12 S. 1066), weil 
diefe Eintragungen nicht unter dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
ſtehen. 2) Natur und Wirkung des Widerſpruchs, Unterſchied von 
Vormerkung ſ. vor 8. 878 Nr. 10. Der Widerſpruch ſperrt zwar das 
Grundbuch nicht gegen Verfügungen des Buchberechtigten, aber er öffnet 
es auch nicht für ohne feine Eintragung unzuläffige Berfügungen (RG. 26 
€. A 250). Ausdehnung der Anwendung bes $. 899 88. 1188, 1156, 
1157, 1185. 8) Bezugnahme auf die einftiweilige Berfügung oder die 
Bewilligung (ſ. 8. 886 Abſ. 2, 8. 874) ift zuläſſig (a. M. KG. 28 ©. A 
183). Aus der Eintragung muß berporgehen, gegen welche Unrichtigfeit 
des Grundbuchs der Widerfpruch fich richtet, zu weflen Guniten er ein: 
getragen ift und welchen Berichtigungsanfpruch er betrifft (RG. a. a. O., 
DRE.8 S. 109, 9 ©. 842, 12 ©. 166). Genaue Bezeichnung des von 
dem Widerfprudhe betroffenen Srundftüdsteild OXG. 10 S. 80. *) Oder 
auf Grund eines vorläufig vollftredbaren Urteild gemäß ZPO. $. 895 
oder von Amtöwegen nah GBO. SS. 18, 54, 71, 76. Sonderporfchrift 
$. 1189. 5) Bol. im übrigen die Anm. zu $. 886. Zur Eintragung 
eines Widerfpruch8 bei einer Briefhypothet oder Briefgrundichuld bedarf 
ed nicht immer der Borlage des Briefe? (GBO. SS. 42f., 54, 62). 


Tabularer ſitzung. 
6. 800. Ber als Eigentümer eines Grundſtücks im 
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Grundbuch eingetragen iſt, ohne daß er das Eigentum erlangt 
hat, erwirbt das Eigentum, wenn die Eintragung dreißig Jahre 
beſtanden, und er während dieſer Zeit das Grundſtück im Eigen⸗ 
beſitze ) gehabt hat?). Die dreißigjährige Friſt wird in derſelben 
Weiſe berechnet wie die Friſt für die Erſitzung einer beweglichen 
Sache?). Der Lauf der Friſt iſt gehemmt, bung ein Wider⸗ 
ſpruch gegen die Richtigkeit der Eintragung“) im Grundbuch ein⸗ 
getragen iſt. 

Dieſe Vorſchriften finden entſprechende Anwendung, wenn 
für jemand ein ihm nicht zuſtehendes anderes Recht im Grund- 
buch eingetragen iſt, das zum Belige des Grunditüds be= 
rechtigt®) oder deflen Ausübung nad) den für den Beſitz geltenden 
Vorſchriften geſchützt iſte). Für den Rang des Rechtes ift die 
Eintragung maßgebend. | 

1) 8. 872. 2) Bol. vor $. 878 Nr. 5, EB. Art. 189 Abſ. 2. 
3) 88. 988 ff. 4) 9. 899. 5) Erbbaurecht $. 1017, Nießbraudy 
8. 1086, Wohnungsrecht $. 1098, Erbpacht x. EG. Urt. 68, Abbaurecht 
ebd. Art. 68 x. (Br. Art. 87 1 Bergwerlseigentum). 6) rund: 
dienitbarfetten und beichränfte perfönliche Dienftbarteiten 8. 1029, $. 1090 
Abſ. 2. 


Tabularverſitzung. 

8.901. Iſt ein Recht an einem fremden Grundſtück im 
Grundbuche mit Unrecht gelöfcht, fo erlifcht e8, wenn der Anſpruch 
des Berechtigten gegen ben Eigentümer verjährt ift!). Das gleiche 
gilt, wenn ein fcaft Gejeges entftandenes Recht an einem fremden 
Srundftüde?) nicht in das Grundbuch eingetragen worden ift?). 


1) 88.194. 2) 3.8.8. 1075 Abſ. I, $. 1287 Sag 2; ZPO. 
8.848 Abf. 2. 3) Ausn. 8. 902 Ab. 2. 


Derjährung von Anſprüchen aus eingetragenen Reiten. 

8.902. Die Unfprüde aus eingetragenen Rechten unter- 
liegen nicht der Berjährung!). Dies gilt nidht für Anfprüche, 
die auf Rückſtände wiederkehrender Leiltungen?) oder auf Schadens- 
erfag?) gerichtet find. 

Ein Recht, wegen deilen ein Widerſpruch gegen die Richtig⸗ 
feit des Grundbuchs eingetragen ift, jteht einem eingetragenen 
Rechte gleich‘). 

1) Abm. von $. 194 Abf. 1. Ausn. für Grunddienftbarfeiten und 
befchräntte perfönliche Dienftbarfeiten $. 1028, $. 1090 Abi. 2. 2) Bel 
SS. 197, 1020 fj., 1090, 1105, 1107, 1115, 1118, 1192, 1200. &ierber 
gehören auch die vereinbarten regelmäßigen Amortiſationsbeiträge der 
Hypothelenforderungen (RG. 54 ©. 98, 2.24 ©. A 246 = RI 8 
©, 1817). 3) 88 196, 8231, 8562, 904, 989 fi., 1057, 1065. 
4) Bol. vor S. 873 Wr. 10. 
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Dritter Abſchnitt. 
Gigentum. 


Die Vorfchriften des BGB. Uber das Eigentum zerfallen in fünf 
Titel: 1. Inhalt des Eigentums (SS. 908—924),;, 2. Erwerb und 
Berluft des Eigentum: an Brundftüden (SS. 925—928); 8. Erwerb 
und Berluft des Eigentums an beweglihen Saden (88. 929 — 984); 
4. Anfprücde aus dem Eigentume ($$. 985—1007); 6. Miteigentum 
(8$. 1,08—1011). 

Übergangdvorfchriften im EG. Art. 181—18R, 189, 196, 197; 
BSorbehalte für die Landesgefeggebung ebenda Art. 56 ff. (vgl. Art. 8). 


Erfter Titel. 
Inhalt des Eigentumß. 


1. Gegenftand des Eigentums find nur Sachen, nicht Nechte 
oder andere unkörperliche Gegenftände (Erzeugnifle der geiftigen Wrbeit, 
Sadıjgelamtbeiten, OREG.8 5.68). Auch an wefentlihen Beitandteilen 
der Sadye, namentlich (von den Fällen des S. 95 abgelehen) an Gebäuden 
und Bäumen (RG. 60 ©. 817) fowie an Stodwerfen, findet ein von 
dem Eigentum an der Sache getrenntes Eigentum nicht ſtatt ($ 98); 
vgl. jedoch ES Art. 181 f. und Über daS Bergwerldeigentum Art. 67. 
Ein fog. geteiltes Eigentum (Ober: und Untereigentum, dominium 
directum u. utile) ift dem BGB. gleichsfalls unbelannt; es bleibt aber 
für die den Landesrechten vorbehaltenen Rechtögebiete (3.8. EB. Art. 57 ff.) 
von Bedeutung, 

2. Der Eigentumsbegriff ift von dem BGB. fo übernommen, 
wie er fi auf der Grundlage des römifchen Rechtes entwidelt Hat. Das 
Eigentum ift das Necht ber volfftändigen und ausfchließlichen Herrichaft 
über eine Sache. Es gewährt die Befugniflfe, mit der Sache nad) Be: 
lieben zu verfahren und andere von jeder Einwirkung nuszufchließen 
($ 908). Das Eigentumsredt an einem Grundſtück erftedt fi) auf den 
Raum über der Oberfläche und auf den Erdkörper unter der Oberfläche 
(5. 905 Sag 1). Die Herrichaft des Eigentümers Über die Sache reicht 
demnad an fich fo wett, wie das menſchliche Können; fie unterliegt nur 
denjenigen Schranten, welche durch Geſetz oder dur Rechte Dritter dem 
Eigentümer gezogen find ($. 908). 

8. Die Befhränlungen, denen das Eigentum durch die dinglichen 
Rechte ausgeſetzt tit, werden in den Abſchn. 4—9 beftimmt. Der vor: 
liegende Titel enthält geſetzliche Eigentumsbeſchränkungen. Von diefen 
bezieht fih nur die im $. 904 geregelte Berpflihtung zur Duldung von 
Einwirtungen, die im Notitand erfolgen, auf bewegliche Saden u. auf 
Grunbftüde; die übrigen Beichräntungen betreffen nur das Grundeigentum. 
Duch 8. 906 Sag 2 wird dem Grundeigentümer die Befugniö ge: 
nommen, Ginwirfungen zu verbieten, an deren Ausſchließung er wegen 
ihrer räumlichen Entfernung von der Oberfläche fein Intereſſe Hat, u. die 
58. 906ff. enthalten Befchränfungen des Grundeigentumg, die bem 
Nachbarverhältnis entipringen (Legaljervituten, Nachbarrecht). Diele be: 
fiehen darin, daß der Eigentümer gewiffe Einwirkungen, die von einem 
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anderen Grundftüd ausgehen, dulden (jog. Imponderabilien oder Im⸗ 
miifionen $. 906, Überbau 88. Y12F., Notweg 88. 917f.) oder daß er 
auf feinem Grundftüd Anlagen, die dad Nachbargrundftüd gefährben 
($. 907), u. bie Vertiefung des Bodens (8. 909) unterlafien muß ober 
daß er zur Abwendung von Gefahren, die aus dem Einfturz eine Ge 
baudes u. ä. drohen, Borlehrungen zu treffen (8. 908) oder zur Er: 
rihtung oder Wiederherftellung fefter Grenzzeichen mitzumwirten bat ($. 919). 
Durch die SS. 920ff. werden noch weitere Grenzverhältniffe (die Ermitte⸗ 
lung der Grenze, die Nechte an einer Grenzeinridhtung fowie an einem 
Grenzbaum) geregelt. 

Weitere zahlreide Cigentumsbeichräntungen ergeben ſich aus be 
ionderen Neichögefegen (EG. Art. 82) fowie aus den im EG. aufrecht: 
erbaltenen landesrechtlichen Beftimmungen (vgl. 3. B. EG. Wrt. 56ff., 
109ff.); ſelbſt das Nachbarrecht ift im BGB. nicht erfchöpfend geregelt 
(EB. Urt. 124f.; RG. 50 ©. 819, TTS. 10 ©. 112). 


Befugniffe des Gigentümers. 

8.903. Der Eigentümer einer Sache kann, foweit nicht 
das Gejeg!) oder Rechte Dritter?) entgegenitehen, mit der Sadıe 
nad Belieben verfahren und andere von jeder Einwirkung?) 
ausichließen®). 

1) EG. Urt. 2. ©. PBorbm. 8, 8. 226 (Chilaneverbot), $. 826 
(3. 8. Bordellbetrieb, NG. 50 ©. 226, 57 ©. 289, SeuffA. 61 Nr. 186, 
BadRpr. 1908 S. 266, SächſArch. 1906 S. 177, 178), 8. 962 (Bienen). 
2) Miete, Pacht, Leihe uſw., fofern der Bereditigte die Sache befigt, 
Erbbauredjt, Nießbrauch, Wohnungsrecht, Pfandrecht (8. 986), Grund: 
dienſtbarkeit uſp. (F. 1004 Ubi. 2), Hypothetk (88. 1184, 1185) uſw. 
8) Hierunter fällt nicht die Entziehung des Brunnenwaſſers durch Un: 
lagen auf dem Nachbargrundftücke (OuG. 12 S. 120), das Eindringen 
des Regenwaſſers, das der Nachbar einfach fließen läßt, wie es die Katar 
mit fi) Bringt (OLG. 10 ©. 116). 4) ©. SS. 985, 1004. 
Notſtand. 

. BOA. Der Eigentümer einer Sache iſt nicht berechtigt, 
die Einwirkung eines anderen auf die Sache zu verbieten), 
wenn die Einwirkung zur Abwendung einer gegenwärtigen Ges 
fahr?) notwendig und der drohende Schaden gegenüber dem 
aus der Einwirkung dem Eigentümer entitehenden Schaden un« 
verhältnismäßig groß ift. Der Eigentümer kann Erfag des ihm 
entitehenden Schadens verlangen ?). 

1) 8. 904 ſchafft fein durch Klage zu erzwingendes Recht, jondern 
erlaubt nur die Selbfthilfe (OLG. 12 ©. 121). 2, D. i. ein außer: 
gewöhnliche Creignis, durch das die beftehenden Berhältniffe, mit denen 
man rechnen muß, derartig verändert werden, baß eine fofortige Abhilfe, 
fei e8 auch durch den Eingriff in fremdes Eigentum, notwendig wird 
(RS. 67 ©. 191). Der $. 904 Hat außergewöhnliche, unerwartete, 
plößlich bernortretende Fälle drohender Gefahr im Auge, die ein fojortiges 
Eingreifen im Wege der Selbithilfe erfordern (OLBS. 12 ©. 121). Bel. 
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$. 228, StEB. $. 54. Gleichgältig tft, woher die Gefahr droht, gegen 
wen fie ſich richtet und ob fie verfchuldet ift. 3) Bon demjenigen, 
weicher den Schaden verurfacht bat, ohne Rückſicht darauf, ob ihm ein 
Berfhulden zur Laft fällt. Anders 8. 228 Sag 2. 
. Grundeigentum. 
8.908. Das Recht des Eigentümers eines Grundftüds 
eritret fi) auf den Raum über der Oberfläche und auf ben 
Erdlörper unter der Oberflähe!). Der Eigentümer kann jedoch 
Einwirkungen nicht verbieten, die in foldyer Höhe oder Tiefe vor- 
genommen werden, daß er an der Ausſchließung Fein Intereſſe hat?). 
2) Unbeſchadet der Borichriften des Bergrechts, Waflerreht3 uſw.; 
vgl. EG. Art. 65ff., 109, 111. 2) Ob dies der Fall tft, tft eine nad 
den Umftänden des gegebenen alles zu enticheibendbe Tatfrage; babet 
it jedes nur irgendwie des Schutzes würdige Intereſſe, auch das reine 
Affeftiondintereffe, fobald e8 nur in wahrnehmbarer Weile zu Tage tritt, 
zu berüdfichtigen, auch die Diöglichkeit künftiger Änderung der Benugungs: 
art ded Srundftüds nicht außer Betracht zu laffen. Die Beweiglaft trifft 
den Gegner des Eigentümer (NG. 59 S. 116, OLG. 5 ©. 883, 10 
S. 107: elettrifche Lichtlabel; RG. 42 S. 205: Telegraphen: u. Fern: 
fprehbrägte; f. dazu TelWG. v. 18. Dezhr. 1899, RGBl. S. 706). 


Aachbarrecht. 
1. Einwirkungen durch Dämpfe, Ranuch 2c. 

8.906. Der Eigentümer eines Grundſtücks Tann die 
Zuführung von Gaſen, Dämpfen, Gerühen!),, Raud, Ruß, 
Wärme?), Geräuſch?), Erfehütterungen und ähnliche*) von einem 
anderen Grundſtücks) ausgehende Einwirkungen inſoweit nicht 
verbieten, al3°) die Einwirkung die Benugung jeined® rund» 
füds nicht oder nur unmefentlid)?) beeinträchtigt oder durch eine 
Benugung de3 anderen Grunditüds herbeigeführt wird, die nad) 
den örtlihen Verhältniſſen bei Grundftüden diefer Lages) ge- 
wöhnlich ift?). Die Zuführung durch eine befondere Leitung ift 
unzuläffig. 

1) Küchengerüche und »Dünjte in einem Badeorte ZW. 1904 
©. 208. 2) Einwirtung eines Dampfkeſſels auf einen Eisteller JR. 
105 ©. 496. 3) Kegeln ZW. 1904 ©. 176, 1905 ©. 281; 
Straßenbabndepot RS. 67 ©. 224. 4, D. 5. finnlih wahrnehmbare 
Hmüberwirtungen; ein Begriff der immateriellen oder ideellen Immiſſion 
ft dem BGB. fremd (RG. 50 ©. 228, 67 ©. 289; abw. DVG. b ©. 
886, BadApr. 1901 ©. 161, 1908 ©. 266; Seuuffü. 60 Nr. 11: audı 
Einwirkungen, die durch Schauftellung von das Anftandögefühl verlegenden 
Auftritten mitteld deö Auges wahrnefmbar find; Bordellbetrieb). Bgl. 
Gruch. 45 S. 1016 (Kugeln aus Militärfchiehftand), NG. 12 S. 174 u. 
BVürtt. 18 S. 174 (Eindringen von Bienen), Gruch. 46 ©. 1008 u. 
Seuff A. 58 Nr. 8 (Immilfion ſchädlicher Beftandteile durch flädtifche 
Sonalifation), Bruch. 48 S. 988 (Berfegung des Grundwaſſers mit 
ſchaͤdlichen chemtichen Stoffen); f. auch Anm. 8 zu 8. 908. 5) Er⸗ 


446 | Sachenrecht. Eigentum (an Grundftüden). 


forderlich Zuführung dem einen Grunditüde von einem anderen infolge 
menfchlicher Tätigkeit (WürttJ. 15 S. 167: Sturz eines Felſens auf 
ein unterliegenbes Grundftüd gehört nicht Hierher), ein Hinauswirken 
über die Grenzen de Grundſtücks (RS. 50 ©. 226). UUnelnandergrenzen 
ber beteiligten Grundftüde iſt nicht nötig (1. RG. 50 ©. 822). 6) Gegen⸗ 
über der Negel des 8.908 Hat derjenige, welcher die Buläffigfeit der Ein: 
wirfung geltend macht, die Borausfegungen zu beweifen, von Denen 
nad) $. 906 Sag 1 die Zuläffigkeit abhängt (SW. 1902 Bell. ©. 202). 
Liegen biefe nicht vor, fteht dem Eigentümer die Negatorientlage ($. 1004) 
gegen den Störer, nicht notwendig gegen den Eigentümer des Nachbar⸗ 
grundſtücks zu. Wegen Einwirkungen feitend eine Mieterd Tann auch 
der Vermieter als Störer belangt werden, wenn er die Störmg durch 
feine Anordnung veranlaßt oder in ungehöriger Weile geduldet oder mit 
der Berechtigung zu den Einwirkungen vermietet hat (RG. 45 S. 297, 
47 ©. 162, Gruch. 46 ©. 650, 47 ©. 1069, 48 ©. 949; Seuffäl. 60 
Nr. 11; OYG. 2 ©. 816, 8 ©. 11, 181). Die Verurieilung zur Fern⸗ 
haltung von Störungen ift in allgemeiner Form audzufpredden; im 
Zwangsvollſtreckungsverfahren bat aber der Gläubiger die Maßregel zu 
bezeichnen, beren zwangsweife Durchführung er verlangt (RS. 60 ©. 120, 
Gruch. 47 ©. 916, vgl. daſ. S. 952, SächſArch. 14 S. 682). Die Ber: 
urteilung zur Unterlafjung weiterer Störungen wird durch Vorkehrungen, 
die der Beklagte zur Verhütung der Immiſſionen im Laufe des PBrozefles 
trifit, oder durch Einftellung des ftörenden Betriebs, defien Wiederaufnagme 
möglich ift, nicht abgewendet (KW. 1902 Beil. ©. 202, 1906 S. 556). 
Der (Hrundiag der Prävention gilt bei der Kollifion der echte be- 
nachbarter Eigentümer nicht (Gruch. 45 S. 1018, RS. 57 S. 224, IR. 
1905 S. 496); der Bellagte kann ſich nicht darauf berufen, daß er fein 
Grundftüd Schon früher in gleicher Art benutzt Bat, ehe die beeinträchtigte 
Benugung des Nachbargrundſtücks begonnen hatte, und der Kläger braucht 
die Immiſſionen nicht deshalb zu dulden, weil ſie erft mit der veränderten 
Benugung feines Grundſtücks jchädlich geworden find, felbjt wenn er die 
nachteilige Einwirkung auf die veränderte Benugung feines Grundftüdd 
voraugiehen fonnte (Gruch. und RS. a. a. O., vgl. ORG.6 ©. 111). 
Wer aber einen Teil feines Grundbefige® zu einem bejtimmten Unter: 
nehmen verkauft, unterwirft fi) dadurch troß lnfenntni® von deſſen 
Schäbdlichteit den daraus für fein Reftgrundftüd entfpringenden Nachteilen 
(SeuffA. 58 Nr. 142). Auf Schadenserſatz haftet ber Beklagte nur gemäß 
SS. 828 ff. (RG. 58 S. 180, OLG. 10 ©. 409), ohne Berichulden jedod 
in den Fällen, in benen dem Kläger durch Sondervorfchriften (3.B. GewO. 
$. 26, EG. Art. 124 f.) daS Recht zur Klage auf Befeitigung der 
Störung und künftige Unterlaffung entzogen iſt (RG. 47 ©. 98, 68 
S. 130, OvG. 6 ©. 151, 12 ©. 128), aber auch in diefen nit für un: 
verichuldete in der Vergangenheit liegende Schäden (Gruch. 50 ©. 411). 
Bol. Gruch. 45 ©. 1016, KW. 1904 ©. 487, 1406 ©. 654. 7) Bei 
Beurteilung de Maßes der zuläffigen Einwirkung ift der Maßftab des Emp⸗ 
findens eines normalen Durdjichnittsmenfchen anzulegen, die Bedürfnifſe 
franler und nerpöfer Menſchen find nicht zu berüdfichtigen; die Gewohngeit, 
nachts bei offenem Fenſter zu fchlafen, braucht der Nachbar nicht zu be 
achten (JW. 1904 ©. 148, 884 ; anberfeit8 ba. S. 208). 8) d. 5. gerade 
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im der Lage, ber das Grunbftüd angehört, innerhalb des Bereichs, in 
dem es gelegen iſt, nicht etwa in anderen Wenteinden der Gegend 
(Senf. 60 Nr. 102). Beichräntung der Ortsüblichkeit auf Ortsteile er: 
fordert, daß dieſe durch Bebauungsart ober den in ihnen vorherrſchenden 
Betrieb befiimmtter gewerbliher Unternehmungen einheitliches charakteriſti⸗ 
ſches Gepräge erhalten haben, durch dad ſie fi erkennbar von anderen 
Stadtbezirten unterfcheiden (ZW. 1904 ©. 175). Erforderlich gleichartige 
Übung in einer Mehrheit von Grundftüden und in der Gegenwart 
(RS. 57 ©. 229; ſ. WürttY. 14 S. 814, 17 ©. 66; 3. 19056 
5.495). 9) Hierbei kommit es nicht nur auf die Urt, fondern auch 
auf das Maß und die Zeit der Benugung an; bei einer Betriebäfteigerung 
muß der Betriebsinhaber nachweifen, daß das geiteigerte Maß von Ein: 
wirtungen ebenfalld ortsüblih ift (KG. 57 ©. 227, ZW. 1908 Beil. 
8.108, ORS. 2 ©. 252; f. ZW. 1900 S. 890, 1902 Beil. S. 202, 
1908 Beil. ©. 86, ORG. 2 ©. 506, 8 S. 12, 5 ©. 151). Mit der Ber: 
änderung der allgemeinen örtlichen Berhältniffe wechielt der Begriff bes 
Bewöhnlihden (Bruch. 46 S. 870). Die Berufung auf Ortsüblichkeit tft 
auch dann zuläfftg, wenn die Subftanz des Haufes durch die Einwirkungen 
angegriffen wirb (OLS.5 ©. 151). 

-2. Geführdende Anlagen, 


6.907. Der Eigentümer eines Grundftüds Tann ver« 
langen, daß auf den Nachbargrundſtücken nicht Anlagen!) her» 
geitellt oder gehalten merden, von denen mit Sicherheit?) vor» 
auszufeben ih 3), daß ihr Beſtand oder ihre Venugung eine 
unzuläfjige Einwirkung auf fein Grundftüd zur Folge hatt). 
Benügt eine Anlage den landesgefeglihen Borfchriftens), die 
einen bejtimmten Abitand von der Grenze oder ſonſtige Schub» 
maßregeln vorſchreiben, jo kann die Befeitigung der Anlage erft 
verlangt werden, wenn die unzuläffige Einwirkung tatſächlich 
bervortritt. 

Bäume und Sträuder gehören nicht zu den Anlagen im 
Sinne diefer Borfchriften®). 

1) D. f. Anlagen, weldje, ſei e3 ielbittätig oder unter menfichlichem 
Dazutım, mittelft Hinüberleitens ihrer Beſtandteile oder mittelft Zu: 
führens finnliy wahrnehmbarer Stoffe die Grenze überfchreiten oder Doch 
zu überichreiten drohen; eine negative GEinwirfung auf dad Nachbar: 
grundſtück genügt nicht (RG. 51 S. 251). Beilp.: Straßenanichluß 
(DRG. 2 S. 845), Leichenhaus (OVG. 4 S. 61), eine nicht mehr in Be: 
nugung befindliche, aber noch nit zur Schutthalde gewordene Kies— 
grube (Württ. 15 S 167), Auffchätten von Schlamm: und Sandmaffen 
(RB. 60 S. 188); nicht die Erhöhung einer Straße (RG. 51 S. 251). Über 
die Rechte der Anlieger an einer öffentlihen Straße |. RG. 62 ©. 87. 
2) Bloße Beforgnis fünftiger Einwirkungen genügt nicht (JW. 1902 
Beil. S. 208, 1906 ©. 554), anderfeits eine bereits erfolgte Beeinträchtigung 
nit erforderlich (NE. 50 ©. 225). 3) Und zwar als Folge eines 
ordnungsmäßigen Zuftandes oder einer ordnungsmäßigen Benugung ber 
Anlage; leidet eine Anlage nur an einen Mangel, nac) deffen Bejeitigung 
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feine weitere Einwirtung droht, fann nur auf Grund des 8. 1004 Be 
feitigung diejes mangelhaften Zuftanded gefordert werden (ONG. 4 ©. 69; 
vol. IW. 1906 ©. 554). 4) Der (nad) $. 924 unnerjäbrbare) Anfpruch 
aus 8. 907 gebt nur auf Befeitigung der Anlage (auch, ſoweit nicht öffent: 
lich⸗ rechtliche Vorſchriften entgegenftehen, auf Befeitigung einer von der 
Stadt errichteten öffentlichen Bedürfnisanitalt, IW. 1900 S. 689), nicht 
auf Entihädigung; Ausn. GewO. $. 26, EG. Art. 125 (RG. 50 ©. 225; 
IB. 1904 ©. 860); f. Anm. 6 a. E. zu $. 906. 3) EG. Art. 124. 
6) Bol. 88. 910f., 928; f. RG. 52 ©. 878. 

3. Gefahr des Einſturzes eines Gebändes zc. 

908. Droht einem Grunditüde die Gefahr, daß es 
durch den Einfturz eine8 Gebäudes oder eines anderen Wertes, 
das mit einem Nahbargrundftüde verbunden ift, oder durch die 
Ablöfung von Teilen!) des Gebäudes oder des Werles be- 
Ihädigt wird, fo Tann ber Eigentümer von demjenigen, welcher 
nad) dem $. 836 Abſ. 1 oder den 88. 837, 838 für den ein- 
tretenden Schaden verantwortlid fein würde, verlangen, daß er 
die zur Abwendung der Gefahr erforderliche Vorkehrung trifft). 

2) D. f. au ber Fußboden, die Dede, bie Steinfliefen auf dem 
Boden (RG. 52 ©. 286). 2) Erſatz der gemeinrechtlichen cautio 
damni infecti. Der Anſpruch ift unverjährbar (8. 924). Perhältnis 
zu 8.886 RG. a. a. O. 

4. ah des Vodens. 

9809. Ein Grundftüd darf nicht in der Weile vertieft 
werden, daß der Boden des Nachbargrundſtücks die erforderliche 
Stüße verliert!), es fei denn, daß für eine genligende ander- 
weitige Befeſtigung gejorgt ilt?) 3). 

1) Ginerlei, wie die Stüße entzogen wird, 3. B. auch dur Ent: 
jtehung des Grundwaſſers, wenn auf einem gewifien Stande desielben 
die Feftigkeit und Tragfähigkeit des Bodens beruht (KG. 62 E. 870). 
2) D. H. der Bertiefende muß die zur Zeit notwendigen und möglichen 
Schußvorfehrungen getroffen Haben (Württ,Y. 14 S. 81T), Dem Ber: 
tiefenden zwecks Bornahme der Befeftigungsarbeiten das Betreten feines 
Grundftüds zu geftatten, ift ber Nachbar nicht verpflichtet (Recht 1904 
©. 262). 3) Der (unverjährbare, $. 924) Anſpruch geht auch gegen 
denjenigen, welcher den durch die Vertiefung geichafienen Zuftand beiteben 
läßt, obgleich er nad feinem Berhältnifie zum vertieften Grundſtück in 
der Lage ift, die Beeinträchtigung aufzuheben (DXUS. 4 ©. 62). Schadens: 
erfagpflichtig ift der Unternehmer nur, wenn er vorläglich oder fahrläffig 
gebandelt Hat, f. $. 828 Abi. 2 (RG. 61 S. 177; Seuffl. 61 Nr. 84; 
Recht 1904 S. 258; a. M. OLG. b S. 151). 

5. Wurzeln und Zweige (Uberhangsrent). 

8. 910. Der Eigentümer eines Grundftüds kann Wurzeln 
eine8 Baumes oder eines Strauches, die von einem Nachbar⸗ 
grundjtüd eingedrungen find, abjchneiden und behalten. Das 
gleiche gilt von herüberragenden Zweigen, wenn der Eigentümer 
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ven Befiger des Nachbargrundſtücks eine angemefjene Friſt zur 
Befeitigung beftimmt hat und die Befeitigung nicht innerhalb 
der Friſt erfolgt). 

Dem Eigentümer jteht diefed Recht nicht zu, wenn die 
Wurzeln oder die Zweige die Benußung des Grundſtücks nicht 
beeinträchtigen). 

1) stein Anfpruch auf Befeitigung der Wurzeln oder Zweige (OLG. 2 
S. 141). 2) Died Hat der Nachbar zu beweifen (8. 226). Weitere 


Ausn. ES. Art. 122, 188. . 
6. Früchte (Alber fallsrecht). 
6. 911. Früchte, die von einem Baume oder einem Strauche 
auf ein Nahbargrunditüd Hinüberfallen, gelten als Früchte 
diefes Grundftüds!). Diefe Vorfchrift findet feine Anwendung. 
wenn das Nahbargrunditüd dem öffentlichen Gebrauche dient. 


1) Bol. 88. 958 fi. 
7. Überbau. 


8 912. Hat der Eigentümer eines Grundſtücks bei der 
Errichtung eines Gebäudes über die Grenze gebaut!), ohne daß 
ihm Vortag oder grobe Fahrläjligkeit?) zur Laſt fällt, jo hat 
der Nachbar den Uberbau zu dulden, es fei denn, daß er vor oder 
jofort nad) der Grenzüberſchreitung Widerfprud erhoben hat?). 

Der Nacıbar iſt durch eine Beldrente zu entihädigen. Für die 
Höhe der Rente ift die Zeit der Grengzüberichreitung maßgebendt). 

1) Auch günzliche Überbauung eines Heinen Grundſtücks gehört 
hierher (RG. 52 S. 15), dagegen nicht eine durch Baufehler herbeigeführte 
ÖGrenzüberichreitung (vgl. IW. 1906 ©. 802). Analoge Anwendung, 
wenn die Srunditäde zur Zeit der Bebauung bdemfelben Eigentümer ge: 
börten und fpäter in verjchiedene Hände gelangt find, OLG. 10 ©. 108. 
2, 3. 276 mit Anm. Dieje richten fich nicht lediglich auf Verlegung der 
Grenze und jind zu verneinen, wenn ber Bauende zu der Annahme be: 
rechtigt war, Daß er Über die Grenze bauen dürfe (RG. 52 ©. 15; a.M. 
zeufA. 56 Nr. I26). 3) Der Nachbar [oder der Erbbauberedtigte 
oder der Dienitbarfeitäberechtigte, S. 916) kann die Befeitigung des Uber: 
baue nur dann verlangen, wenn er rechtzeitig Widerfpruch erhoben oder 
der Bauende vorſätzlich oder grobfahrläffig gehandelt Hat. Der Wider: 
ipruch ift non dem Nachbarn, das Fehlen des Borfakes und der groben 
ahrläffigleit von dem Bauenden zu bemweifen (RG. 47 ©. 114). Der 
Nachbar verliert durh den Überbau fein Eigentum an dem überbauten 
Teile feines Grundſtücks nicht (8. 916). 4) 88.912 ff. anwendbar 
auf einen vor dem 1. Kan. 1900 errichteten Überbau, RG. 46 S. 143 
47 ©. 116, 860, 48 ©. 262, 52 5, 16. 


4913. Die Rente für den Überbau ift dem jeweiligen 
Gigentümer des Nahbargrundftüds!) von dem jeweiligen Eigen- 
tümer des anderen Grundſtücks zu entrichten. 

Die Rente ift jährlidd im voraus zu entrichten. 
Achilles, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage. 29 
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1) Die Trennung des Rechtes auf die Rente von bem Cigentuur 
ift ausgeichloffen ($S. 914 Abf. 8, 8.1110). S. auch 8. 916. 


% H1A. Das Recht auf die Rente geht allen Rechten an 
dem belalteten Grunditüd, auch den älteren, vor. Es erlifcht mit 
der Beleitigung des Überbaues. 

Das Recht wird nicht in das Grundbud) eingetragen‘). Zum 
Berziht auf das Necht ſowie zur Yeltitelung der Höhe der 
Rente durg Vertrag iſt die Eintragung erforderlich. 

Im übrigen Anden die Vorſchriften Anwendung, die für 
eine gugunften des jeweiligen Eigentümer eincd Grundſtücks 
beitehende Reallaft gelten ?). 

1) Ebenjowenig die Duldungspfliht des anderen Eigentümerd. Dieic 
iindet in dem Rechte auf die Rente und die Rentenpflicht in dem echte 
auf den Fortbeſtand des Überbaues ihre fortgelegte Vergeltung. Tritt 
eine Rechtänachfolge in dem Eigentum eines der Grundftüde ein, lann 
fi der Rechtsnachfolger auf den dflentlihen Glauben des Grundbuchs 
diefen Rechten gegenüber nicht berufen. Damit ſich aber der Erwerber 
des überbauten Grundftüdes auf das Beſtehen des Rechtes auf eine an 
nemeffene Rente (8. 912 Abſ. 2) verlafien Tann, fofern ſich nicht das 
Gegenteil aus dem Grundbuch ergibt, bedarf es zum Verzicht auf das 
Recht und zur dvertragsmäßigen Feſtſetzung der Höhe der Rente der Gin: 
tragung in da8 Grundbuch (88. 878, 875), und zwar auf dem Blatte 
des belafteten Grundſtücks (ftr.). 2) 88. 1105 ff. Bol. EG. Urt. 116, 
120 und über die PBerjährung der Anſprüche auf Rentenrüditände 
$. 197. Die Zwangsverfteigerung des belafteten Grunbftüde läkt das 
Recht auf die Überbau: und Notwegrente unberührt (ZBG. 8. 52 Abi. 2). 


8. 8915. Der Rentenberechtigte kann jederzeit ) verlangen, 
daß der Rentenpflihtige ihm gegen Übertragung des Eigentums?) 
an bem überbauten Zeile des Srundftüds den Wert erlegt, den 
diefer Teil zur Zeit der Grenzüberfchreitung gehabt hat?). Madt 
er von diefer Befugnis Gebrauch, fo beftimmen ſich die Rechte 
und Verpflichtungen beider Zeile nach den Borfdriften über 
den Kauf. 

Für die Zeit bis zur Übertragung des Eigentums ift die 
Rente fortzuentrichten. 

1) Unverjährbar ($. 924). 2) 8. 925. 3) 8. 912 Abi. 2 Sag 2. 


. 916. Wird durch den Überbau ein Erbbaurecht oder eine 
Dienftbarkeit an dem Nachbargrundſtücke beeinträchtigt, fo finden 
zuguniten des Berechtigten die Vorfchriften der 88. 912 bis 914 
entiprechende Anmwendung!). 

2) 8. 916 nicht anwendbar, wenn der Figentümer eined Grundftüds, 
von dem eine Teilfläche mit einer Grunddienfibarteit belaftet ift, über die 
Grenze des unbelajteten Teiles auf ben belafieten hinüberbaut (NE. 47 
S. 859, ZW. 1902 Beil. ©. 258; a. M. Eeuffl. 67 Nr. 8) oder wenn 
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der Eigentümer eines mit einer Dienftbarleit des Nichtbebauens belafteten 
Srmdfüds diefer Servitut zumider auf feinem Grundftüde baut (RG. 48 
&. 262); in beiden Fällen kann die Befeitigung des Baues gefordert 
werden. 

8. Motweg. 

6. 917. Fehlt einem Grunditüde die zur ordnungsmäßigen 
Benugung ?) notwendige Berbindung mit einem öffentlichen Wege ?), 
io kann der Eigentümer von den Nachbarn verlangen, daß fie bis 
zur Hebung deö Mangeld?) die Benugung ihrer Grundjtüde zur 
Herftellung der erforderlichen Berbindung*) dulden. Die Ridytung 
des Notwegd und der Umfang des Benutzungsrechts werden 
erforderlichenfalles durdy Urteil beitimmt’). 

Die Nachbarn, über deren Grundftüde der Notweg führt, 
ind durch eine Geldrente zu entihädigen. Die VBorfchriften des 
$. 912 Abſ. 2 Sag 2 und der 88. 913, 914, 916 finden ent- 
ipredende Anwendung). 

2) Bei Ünderung der Benugung erforderlich, dab das Grundftüd 
jeiner Yage und Natur nah zu einer entfprechenden Benugungsart be: 
itimmt ift; 3. B. kein Notwegrecdht auf Grund der Errichtung eines viel- 
jach befuchten Schuppend auf einem eingeichloffenen Grundftüde (OLG. 12 
zZ. 124). 2) Erhebliche Unbequemlichkeiten und erhöhter Aufwand 
genügen nicht (Sächſelrch. 14 ©. 286). 5) Das Necht auf den Not- 
weg erlifht mit dem Wegfalle de Bedürfniffed. Hierzu genügt es, daB 
der Eigentümer (3. B. dur Bereinigung mehrerer Grundftüde in einer 
Sand) in bie Lage verjegt ift, Über eigenen Grund und Boden an einen 
öttentliden Weg zu gelangen (DVG. 2 ©. 506). 4) Mehr ald das 
Rotwendige kann ber Eigentümer in keiner Hinficht verlangen, insbeſondere 
nicht gerade die kürzeſte Verbindung; maßgebend ift das objeltive Be: 
dürfnis, nicht die Rückficht auf perfünliche Bedürfniffe des Eigentümers 
Recht 1906 ©. 685). 5) Die lage aus Sak 2 tft gegen den Eigen: 
tümer, beim Miteigentume gegen alle Miteigentümer (JW. 1906 S. 288), 
nicht etwa gegen einen bloßen Befiger, Nießbraucher uſw. zu richten 
SeuffA. 56 Nr. 150). Die Anſprüche aus Abf. 1 verjähren nicht (8. 924). 
6) Bol. Anm. zu SS. 912—914; f. auch ES. Urt. 128. Zum Schuge 
des Notwegs Befisftörungsflage nicht auf Grund des $. 1029, fondern 
zegen Störung im Grundſtücksbeſitz, OLG. 10 ©. 110. 


8. 918. Die Berpflihtung zur Duldung des Notwegs tritt 
niht ein, wenn die bisherige Verbindung des Grunditüds mit 
dem öffentlihen Wege durch eine willfürlihe Handlung des Eigen- 
tümers!) aufgehoben wird. 

Wird infolge der Veräußerung eines Teiles des Grund—⸗ 
tüd3 der veräußerte oder der zurüdbehaltene Teil von ber 
Verbindung mit dem Öffentlichen Wege abgefchnitten, jo hat ber 
Eigentümer desjenigen Teiles, über melden die Verbindung 
bisher ftattgefunden hat, den Notweg zu dulden?). Der Ber- 
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äußerung eines Teiles fteht die Veräußerung eines von 
mehreren demjelben Eigentümer gehörenden Grundftüden gleich. 

1) 3. 3. Abbruch einer Brüde, Berzicht auf eine Wegedienftbarteit. 
2) Unverjährbar ($. 924). 


9, Grenze. 

rkung. 

919, Der Eigentümer!) eine8 Grunditüds kann von 
dem Eigentümer!) eines Nahbargrundftüds verlangen, daß diefer 
zur Errichtung feiter Grenzzeichen und, wenn ein Grenzzeidhen 
verrüdt oder unkenntlich geworden ift, zur Wiederberitellung 
mitwirtt?). 

Die Urt der Abmarkung und das Verfahren beitimmen ſich 
nach den Landesgefegen?); enthalten dieje Feine Vorſchriften, jo 
entjcheidet die Ortsüblichkeit. 

Die Koften der Abmarkung find von den Beteiligten zu 
gleichen Zeilen zu tragen, jofern nicht aus einem zwiſchen ihnen 

eitehenden Redtsverhältniffe fich ein anderes ergibt®). 

1) Dem Gigentümer fteht ber Erbbauberechtigte gleih ($. 1017). 
Bol. EG. Art. 68, 68, 184, 196. 2) Der Anſpruch verjährt nicht 
S 924). Ein Berziht auf ihn wirkt nur obligatorifch. 3) Pr. UN. 

17 88. 862—871, A®. Art. 89, pr. FGG. Urt. 31; Bay. Ab 
markungsgeſetz v. 80. Juni 1900; Hefl. Urt. 90. Die Abmarkung wirkt 
gegen die dingliden Rechte nur, ſoweit die Berechtigten beit dem Ber: 
fahren zugezogen find. 4) Anm. zu S. 897. 

Ermittelung der Grenze. 

8.920. Läßt fih im alle einer Grenzverwirrung bie 
richtige Grenze nicht ermitteln, fo ift für die Abgrenzung der Be- 
figitand maßgebend. Kann der Beſitzſtand nicht feſtgeſtellt werden, 
fo ilt jedem der Grunditüde ein glei großes Stüd der 
ſtreitigen Fläche zuzuteilen )). 

oweit eine dieſen Vorſchriften entſprechende Beſtimmung 
der Grenze?) zu einem Ergebniſſe führt, das mit ben ermittelten 
Umftänden, insbefondere mit der feititehenden Größe der Grund» 
jtüde, nicht übereinftimmt, iſt die Grenze fo zu ziehen, wie es 
unter Berüdfihtigung dieſer Umftände der Billigleit entſpricht. 

1) Der Anſpruch auf Grenzermittelung verjäßrt nicht ($. 924). 
Aktiv und palfiv legitimiert ift außer dem Eigentümer (über den Mir: 
eigentümer vgl, S. 1011) jeder, bem ein Recht an einem der aneinander 
grenzenden Grundftüde zufteht. Das Urteil wirkt deflaratoriih, nicht 
konſtitutiv; ein Vertrag, durch den die ermittelte richtige Grenze feftgeiegt 
und nicht unter Abtretung von @rundftüdsteilen eine neue Grenze ge: 
zogen wird, bebarf nicht der Form des $. 818 (IJW. 1906 ©. 802). 
2) D. i. die Abgrenzung nach den Befisftande oder bie Teilung nad 
Hälften (SächfArch. 12 S. 51). 
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10, Grenzeinrishtung. 

8. 921. Werden zwei Grundftüde durch einen Zwiſchen⸗ 
raum, Rain, Winkel, einen Graben, eine Mauer, Hede, Planke oder 
eine andere Einrihtung?), die zum Borteile beider Grundftüde 
dient, voneinander gejchieden?), jo wird vermutet?), daß die 
Eigentümer der Grundjtüde zur Benutung*) ber Einrichtung 
gemeinjchaftlid) berechtigt feien, fofern nicht äußere Merkmale 
darauf hinweiſen, daß die Einrihtung einem der Nachbarn 
allein gebört>). 

2) 3.8. Brunnen (BBIFG. b S. 266). 2) Die Einrichtung 
muß auf, nicht neben der Grenze ftehen. Sie braudt nicht ald Brenz- 
iheidungsmittel zu dienen beſtimmt fein (BBIS®. a. a. O.). 5 ZPO. 
8. 292. 4) Eine Bermutung des Miteigentums ift nicht aufgeftellt 
(Srud. 45 S. 1018, RS. 68 S. 807). 5) Bel. 8. 922 und, Pr. 
Art. 28, 89 Nr. 1b, Nr. 2. Unwenbdbarfeit des 8. 921 in ber Über: 
gangszeit NG. 58 S. 807, KFortbeftand eined vor 1900 begründeten 
Rechtes der mitoyennete in Baden RG. 68 S. 6, BabApr. 1906 
S. 61f., 1906 ©. 187. 


6. 922. Sind die Nahbarn zur Benugung einer der im 
8. 921 bezeichneten Einrichtungen gemeinichaftlich berechtigt, fo kann 
jeder fie zu dem Zwecke, der ſich aus ihrer Beichaffenheit ergibt, 
inſoweit benuben, als nicht die Mitbenugung des anderen be= 
einträdhtigt wirdiy. Die Unterhaltungskoften find von den Nach— 
barn zu gleichen Teilen zu tragen?). Solange einer der Nadı- 
barnı an dem Fortbeitande der Einridtung ein Intereſſe hat, 
darf fie nicht ohne feine Zuftimmung befeitigt oder geändert 
werden’). Im übrigen beftimmt ſich da8 Rechtsverhältnis zwiſchen 
den Nachbarn nad) den Borfchriften über die Gemeinfchaft?). 
2) Bol. S. 748 Abſ. 2. Beeinträchtigung des Mitbenugungsredhts 
dur Anbringen von Nifchen in der Grenzmauer OLG. 4 S. 294, durch 
Zulettung größerer Waflermengen in den Grenzgraben Gruch. 47 ©. 1066. 
2) Anders 88. 742, 748 („tim Zweifel“). 8) Under SS. 749ff. 
2) SS. 742 ff. 
11. Grenzbaum. 


6. 923. Steht auf der Grenze ein Baum, fo gebühren die 
Früchte und, wenn der Baum gefällt wird, aud) der Baum den Rad)» 
barn zu gleichen Zeilen?). 

Seder der Nachbarn kann die Befeitigung des Baumes 
verlangen”). Die Koften der Befeitigung fallen den Nachbarn zu 
gleihen Zeilen zur Laſt. Der Nachbar, der die Beleitigung 
verlangt, hat jedoch die Koften allein zu tragen, wenn der andere 
auf fein Recht an dem Baume verzichtet; er erwirbt in diefem 
Tale mit der Trennung das Alleineigentum. Der Anſpruch 
auf die Bejeitigung ift ausgefchloffen, wenn der Baum als 


454 Sachenrecht. Eigentum (an Grundftüden). 


Grenzzeihen?) dient und den Umijtänden nad) nicht durch ein 
anderes zwedmäßiges Grenzzeichen erjegt werden fann. 

Diele Vorſchriften gelten auch für einen auf der Grenze 
ſtehenden Straud)t). 

1) Solange ber Baum fteht, befteht zwar eine Gemeinſchaft, abeı 
gemäß 88. 98 f. fein Miteigentum an ihm. Diefes entjteht erft mit der 
Trennung vom Boden. 2) 8. 749 Abf. 1. Berjährung durch 8. 924 
ausgeſchloſſen. 8) 8. 919 Abſ. J. 4) Zu Abſ. 2 bzw. 8 EG. 
Wrt. 122, 124, 188. 


12. Berjährung. 
8.924. Die Anfprücde, die fi aus den $$.907 bis 909,915, 
dem 8. 917 Abf. 1, dem $. 918 Abf. 2, den 88. 919, 920 und 


dem $. 923 Abf. 2 ergeben, unterliegen nicht der Berjährung'). 
1) 8. 194 Abi. 1. 


Zweiter Titel. 
Erwerb und Berluft des Eigentums an Grundftüden. 


1. Zur rechtögeichäftlichen Übertragung des Gigentums an einem 
Grundſtücke bedarf es nah 8. 878 der Einigung und der Gintragung. 
Diele Beftimmung wird durch 8. 925 ergänzt. Abweichend von der Regel 
de8 8.878 ift eine formelle, unbedingte und unbetagte Einigung, die ſog. Auf 
laffung, neben der Eintragung erforderlich (f. vor 8. 878 Nr. 4b, 40). 

2. Mit der Auflaflung und der Eintragung des Eigentumsüberganges 
in das Grundbuch geht nit nur das Eigentum an dem Grundftäde, 
fondern gleichzeitig, ohne Befigübergabe, au das Eigentum an ben zu 
diefer Zeit vorhandenen Zubehörftüden (SS. 97 f.) auf den Erwerber 
über, foweit diefe dem Beräußerer gehören, e8 fei denn, daß der Beräußerer 
oder der Erwerber die Erftredung der Veräußerung auf das Zubehör nidt 
beabfichtigte. Zum Erwerbe der nicht dem PVeräußerer gehörenden Zus 
bebhörftüde und zum Erlöfchen der an den Zubehörftüden beftehenden Rechte 
Dritter auf Grund des guten Glaubens des Erwerbers ($. 986) bedarf es 
aber des Beſitzerwerbes nach näherer Vorſchrift der 88. 982 fi. (S. 926). 

3. Einen Erfag für die (wie vor 8. 878 Nr. b erwähnt) dem BEB. 
unbelannte Eigentumserfikung an einem Grundftüde durch einen Richt: 
eingetragenen bietet der Eigentumßerwerb auf Grund Aufgebots 
(8. 927). Der Eigenbefiger ($. 872) eines Grundftüds erwirbt deſſen 
Eigentum dadurch, daß er fih als Eigentümer in das Grundbuch ein: 
tragen läßt, nachdem er tm Aufgebotsverfahren den Ausichluß des bis: 
berigen Eigentümer8 mit feinem Rechte erwirtt Hat. Das Aufgebots: 
verfahren fegt einmal eine dreißigiährige Dauer des Gigenbefiges Des 
Untragftellers, nötigenfall$ unter Anrecdjnung der Befitzeit feines Recht 
vorgängers, gemäß SS. 938 ff. (aber nicht Titel und guten Glauben) 
voraus; außerdem muß entweder der in da8 Grundbuch eingetragene 
Eigentümer verfchollen oder geftorben und feit dreißig Jahren eine die Zu: 
ftinmung des Eigentümers bedürfende Eintragung nicht erfolgt fein, oder 
ed muß überhaupt niemand als Eigentümer eingetragen fein. Bgl. noch 
8. 927 Abf. 8 und Tiber das Anfgebotöverfahren ZPO. SS. 977 Fi., 1024. 
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4. Die Aufgabe des Eigentums an einem Grundftüd erfordert 
eme jormlofe Berzichtserllärung des Eigentümers gegenüber dem 
Grundbuchamt und die Eintragung des Berzichtd in das Grundbuch 
13. 928 Abi. 1). Sie macht das Grundftüd Herrenlod, bis eine An- 
eignung dadurch erfolgt, daß der Aneignungsberechtigte fich ald Eigen: 
sümer in dag Grundbuch eintragen läßt. Aneignungsberechtigt tft, un: 
beidadet der im EG. Art. 129 aufrechterhaltenen Tandesrechtlihen Vor⸗ 
tchriften, nur der Fiskus des Bundesftaats, in deſſen Gebiete dag Grundſtück 
liegt (3. 928 Abſ. 2; vgl. ES. Art. 190). Macht diefer von feinem Rechte 
teinen Gebrauch, fann dad Srunditüd gemäß 8. 927 erworben werden. 

5. Über weitere Arten des Eigentumserwerbes an Grundftüden dgl. 
Anm. 4 zu 8. 878 u. $. 900 und über den Erwerb durch BZufchlag int 
3Zmwangsveriteigerungöverfabren BG. 8. 90. Daneben kommen landesrecht: 
liche Borichriften auf Grund des EG. Urt. 67 ff., 6Lf., 64 ff., 87 f., 109, 1127., 
119, 126f. in Betracht. Übergangsvorjchriften ebd. Art. 189. 


Auflaffang. 
8. 925. Die zur Übertragung des Eigentums an einem 
Grundſtückeh nad) $. 873 erforderliche?) Ginigung des Veräußerers 
und des Erwerbers (Auflaffung)?) muß bei gleichzeitiger An— 
wejenheit beider Zeile vor dem Grundbuchamt erklärt werden‘). 
Eine uflaflung, die unter einer Bedingung oder einer 
Zeıtbeitimmung erfolgt, ift unwirkjam®). 
a) Dder Grundftüdäbruchteile.. Entipr. Anm. 8. 1017, EG. Urt. 
68, 68. 2) Der Auflaffung und Eintragung bedarf es 3. B. zur 
Übereignung eines Nachlaßgrunditüdl3 auf einen Bermächtniänehmer oder 
einen Miterben auf Grund eines Vermächtniſſes oder einer Teilungs⸗ 
anordnung de3 Erblaffers (KG. 22 S. A 801, 24 S. A 106 = RYU. 8 
2.101; &G. 28 S. A 196, OLE. 9 S. 896, 898, BayObęG. 2 S. 191, 
532) oder auf Grund eines Crbauseinanderfegungsvertrags (OLG. 5 
5. 855; anders im Falle des 8. 2088, RG. 26 S. A 11B = RIM. 8 
S. 262, ORG. 4 ©. 189, 5 S. 426, BayObr®. 4 ©. 6), zur Um: 
wandelung des Gefamteigentums der Miterben an einem Nachlaßgrund= 
ſtück in ein Miteigentum nah Brudteilen NG. 57 ©. 482; a. M. 
us. 9 S. 806), zur Rüdübertragung ded Miteigentumd an den den 
einzelnen Miterben übereigneten Nachlaßgrundftüden auf alle Miterben, 
nachdem dieſe ben Grbauseinanderfegungdvertrag aufgehoben haben 
(O8. 5 ©. 857), zur Übertragung des Grundbefiges eines aufgelöften 
Bereind an einen anderen Anfallberechtigten ald den Fiskus gemäß 88. 45 ff. 
(AS. 25 ©. A 129), zur Übertragung eines ſämtlichen Gefellichaftern nad) 
Bruchteilen gehörenden Grundſtücks auf das Gefellfchaftspermögen (MG. 
8 5. 96, OcG. 10 ©. 289; f. NG. 54 ©. 108), zur Zuteilung von 
Brucdteilen des te at ägrun boehae an die einzelnen Gefellichafter 
(RG. 13 S. 229, 3BiFG. 2 ©. 627), zur Umſchreibung ber Grund: 
tüde einer anfgelöiten offenen Handelögeielicaft auf die Namen der Ge⸗ 
jellihajter (RB. 27 ©. A 276 = RIM. 4 ©. 124), zur übereignung 
der Geiellichaftsgrundftüde auf denjenigen Gefellfchafter, welcher bei der 
Auflöfjung der offenen Handelögeiellihaft durch Bereindarung bad Ge: 
ſchäft mit Aktiven und Baffiven übernimmt (RIA. 2 S. 146, KG. 24 
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S. A 109 = NM. 8 ©. 97, ORG. TE. 888, 9 ©. 254, 260, 
18 ©. 28, Seufff. 60 Nr. 62; anders in den Fällen des 8. 788 und des 
HGB. $. 142), zur Einbringung diefer Grunditüde feitens des über⸗ 
nehmers in eine neue Gefellihaft (OLG. 18 ©. 28), im Falle der Fuſion 
zweier Aktiengefellfhaften (6GB. $. 806), vorausgeſetzt, dad (ſ. 2G. 28 
©. A 145, OLG. 11 ©. 86) die aufnehmende Gefellichaft ihren Sig im 
Auslande bat (KG. 21 ©. A 294), zur Übereignung der Grundftüde einer 
Aktiengeſellſchaſt auf eine andere, bie fämtliche Aktien der erfteren in ihrer 
Hand vereinigt bat (NG. 62 ©. 70), einer mit juriftiiher Perfönlichkeit aus⸗ 
geftatteten VBerficherungsgeiellichaft bet deren Umwandelung in eine Altiens 
geſellſchaft auf letztere (KG. 25 ©. A 2865), zur Übereignung eines Grund: 
ftüdes von einem Kommunalverband auf ben anderen außer im Falle des 
EG. Art. 126 (NG. 80 ©. B 40), zur Übertragung der Schulgrundftüde von 
dem Schulverband auf die politische Gemeinde bei Übernahme der Schule 
ducch diefe (RG. 81 S. A 806) ꝛe. Dagegen erfordern Leine Aujlaffung die 
Übertragung eines Grundfiüd von einer fiälalifhen Station auf eine andere 
besfelben Staates (f. RG. 2 S. 892, 21 ©. 57, 569 ©. 404), der Eintritt 
eines Kommanditiſten in eine beſtehende Geſellſchaft (OvG. 18 S. 28), bie 
Eintragung der bloßen Anderung der Firma einer offenen Handelsgeſellſchaft 
(KG. 28 ©. A 261) 2ec. Über bie Form der Übereignung buhungs: 
freier Grundftüde (BBO. 8. 90) f. EG. Art. 127 nebſt Anm. 
8) Unter Auflaffung verftebt das Geſetz Tedigli die zur Übertragung 
des Eigentums an einem Grundftüd erforderlide Einigung des Ber: 
äußerer8 und des Erwerbers, nicht die nach der Einigung zur Herbei- 
führung der Eintragung erforderlihen Maßnahmen und die Eintragung 
jelbft (SW. 1905 S. 290). 4) Die Auflaffungserflärungen find 
mündlicde Willenderflärungen (OY®. 8 ©. 428, 10 ©. 406); ohne ge: 
börige Protokollierung find fie materiell gültig (beftr.), aber nah GBO. 
8. 29 feine geeignete Grundlage für die Eintragung bed Cigentume: 
Übergangs (MG. in RIM. 5b ©. 108). Ihr Inhalt iſt nidt formali= 
fiert; e8 genügt jede Erflärung, die den Willen ber Beteiligten, daß dag 
Eigentum von dem Beräußerer auf den Erwerber übertragen werde, 
deutlich zum Ausdrude bringt, in8befondere auch die Erklärung des Wer: 
äußerer, daß er die Eintragung bed (Erwerberd als Eigentümer bes 
Grunbftüdd in das Grundbuch bewillige, und die Crflärung des Gr: 
werberg, daß er diefe Eintragung beantrage (RG. 54 ©. 878). Anders 
feit3 find Bewilligung und Untrag materiellrechtlidh nicht erforderlich, 
formellrecgtlich (EBD. SS. 18, 191) wohl der Antrag (OLG. 11 S. 168), 
aber nicht die Bewilligung (RG. 24 ©. A 281 = RU. 8 ©. 148). 
Die Auflaffungserllärung des VBeräußerers braucht der de Erwerbers nicht 
vorauszugehen, und wenn die Auflaffiung mit dem den Rechtsgrund 
bildenden Bertrag und mit einer Hypothekbeſtellung in derfelben Urkunde 
verbunden wird, braudt die Beurkundung der Auflafiung nicht räumlich 
netrennt gehalten zu werben und kann der Beurtundung des Vertrags 
vorangeben und der Hypotbekbeftellung nadfolgen (Bayobt®. 8 S. 86). 
Buftändig tft dag Grundbuchamt, weldyes dad Grundbuch über das zu 
veräußernde Grundftüd führt oder zu befien Führung zuftändig if. Ber: 
fönlide Anweſenheit der beiden Beteiligten ift nicht nötig; fie 
tönnen fich vertreten laffen, und zwar gemäß 8. 181 auch durch ben: 
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ielben Bertreter (AG. 21 ©. A 292). Auch eine Auflafiung burch einen 
Bertreter ohne Vertretungsmacht ift nicht nichtig; ihre Wirkſamkeit hängt 
gemäß $. 177 von der Genehmigung des Bertretenen ab (KG. 22 ©. 
4A 146 = RU. 2 ©. 85, RIM. 4 S. 182). Dasſelbe gilt von der 
Auflaffung eines in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkten (RIU. 8 S. 268). 
Ter $. 185 tft ebenfall3 anwendbar; bei der Auflafjung durch ben ver: 
äußernden Nichtberedhtigten braucht der zuftimmende Eigentümer nicht 
zugegen zu jein (KG. 2B ©. A 186 = NIYU. 2 S. 250, OLG. 5 
S. 418) und in der Auflafiungserflärung des Eigentümers tft, Tofern 
nichts anderes erhellt, deffen Zuftimmung zu einer weiteren Auflafſung 
des Erwerbers vor deflen Eintragung enthalten, fo daß der zweite Er: 
werber auf Grund diefer Auflafiung und feiner Eintragung bas Eigen: 
tum erwirbt, obne daß es der Eintragung des erſten Erwerbers bebarf 
ING. 54 S. 865, Seufffl. 57 Nr. 7; a. M. OLG. 8 ©. 190); erwirbt 
der Beräußerer erft nach der Auflafiung durch Auflafiung und Eintragung 
da3 Eigentum, jo wird mit feiner Eintragung die vorher erflärte Auf: 
lofung wirtjom (OLG. b S. 418). Daß der Beräußerer als Eigen: 
tümer eingetragen ift, ift fein materiellrechtliche8 Erfordernis der 
Eigentumgübertragung, vgl. GBO. SS. 40f. (OLG. 2 ©. 1; f. AS. 26 
S. A 250). Dede ber beiden Auflafiungsertlärungen wird durch ein zu 
ibrer Abgabe verurteilendes rehtsträftiges Urteil, aber nicht durd 
Berurteilung zur Bewilligung der Berichtigung de Grundbuchs (RE. 21 
S. A 297 — RIM. 2 ©. 48) erfegt (ZPO. 8. 894). Unzuläſſigkeit 
der Auflaſſung eines Grundftüds ohne das einen wefentlichen Beftandteil 
desfelben bildende Sehäude KAG. 2b ©. A 189. Berhältniß der Auf: 
tafiung al Erfülungsgefhäit zum Schuldvertrage ZW. 1906 ©. 184 
und von Kauf und Auflaffung zueinander für die Unfehtung auf Grund: 
des Ani®. OLG. 10 ©. 226. NRüdwirkende Straft der Eintragung auf 
den BZeitpuntt ber Auflaflung AG. 285. A 122 —= RJZA. 4 CS. 288 (fir.). 
Pl. auch oben vor $. 878 Nr. 4, Anm. 1—8B zu $. 878, Anm. 6 
zu 8 894, ferner 8. 813 Sag 2 (Gültigwerden des nicht form: 
gerechten obligatorifhen Beräußerungsvertrags), 8. 449 (Koften), GBO. 
Ss. 81 (Bollmadtöftempel) und über die Bulafiung abweichender 
Formvorſchriften EG. Art. 148 nebft Anm. Für die Schußgebiete 
{. 8. v. 21. Nov. 1902 8. 8. 5) ©. 5. nichtig; durch Weg- 
tall der Bedingung, 3. B. durch deren Erfüllung, wird die bedingte Auf⸗ 
faffung nit gültig (ORG. 5 ©. 251). Einen Erfag bietet die Bor: 
mertung ($. 888 Abſ. I Sag 2). Eine Rechtsbedingung iſt zuläffig 
(OLG. 25. 1,5 ©. 418, 6 ©. 486; 6G. 22 ©. A 146, 28 ©. A 
186 — RIU. 2 ©. 85, 250), ebenfo der Vorbehalt, daß die Eintragung 
bes Eigentumsüberganges nicht ohne eine gleichzeitig beantragte andere: 
Eimragung (3. B. einer Kaufgeldhypothek) erfolgen fol (GBO. 8. 16 
abi. 2; ij. OLG. 2 ©. 489). Bol. Pr. Art. 25 (widerrufliches Eigentum. 
im Gebiete des rheintichen Rechtes). 


Erfirekung der Meräußerung nuf das Zubehör.. 
..%926. Sind der Veräußerer und der Erwerber darüber 
einig, daß fich die Veräußerung auf da3 Zubehör!) des Grundſtücks 
erfireden fol, jo erlangt der Erwerber mit dem Eigentum an. 
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dem Grundftüd aud das Eigentum an den zur Zeit des Er- 
werbes vorhandenen Zubehörftüden, fomweit fie dem Beräußerer 
gehören?). Im Zweifel ift anzunehmen, daß fi) die Beräußerung 
auf das Zubehör erftreden foll?). 

Grlangt der Erwerber auf Grund der Veräußerung den 
Beiig von Zubehörjtüden, die dem Beräußerer nicht gehören 
oder mit Rechten Dritter belaftet find, fo finden die Vorſchriften 
der 88. 932 bis 936 Anwendung; für den guten Blauben des 
Erwerbers ift die Zeit der Erlangung des Befiged maßgebend). 

1) Sg. 97f. 2) Weder Befigerwerb des Eriverber noch Be: 
fig des Veräußerers ift erforderlich. 5) Bol. 8. 314. 4, Eine 
vor der Auflaſſung erfolgende Ülbergabe des Grundftüds nebft den auf 
im befindlichen, mit verkauften Mobilten überträgt das Eigentum an 
diefen auf ben Käufer gemäß SS. 929 ff. nur beim Vorbandenfein einer 
Einigung, die ſich felbftändig auf jene Mobilien bezieht und nicht in Der 
auf Übergabe des Grundftüds gerichteten Parteiabficht aufgeht (MS. in 
Seuffel. 59 Nr. 127). Bol. im übrigen vor $. 925 Nr. 2 u. BE. 
$. 55 Ubf. 2, 8. 90 hf. 2. 

Aufgebot. 

927. Der Eigentümer eines Grundſtücks kann, wenn 
das Grundſtück feit dreißig Jahren im Eigenbefig!) eines anderen 
it, im Wege des Aufgebotöverfahrens mit feinem Rechte aus» 
geichloffen werden. Die Belißzeit wird im gleicher Weiſe be= 
rechnet wie die Friſt für die Erfigung einer beweglichen Sache?). 
Iſt der Eigentümer im Grundbud eingetragen, fo iſt das Auf: 
gebotsverfahren nur zuläflig, wenn er geitorben oder verſchollen 
it und eine Eintragung in das Grundbud, die der Zuftimmung 
des Eigentümers bedurfte, feit dreißig Jahren nicht erfolgt iſt. 

Derjenige, welcher das Ausſchlußurteil erwirkt hat, erlangt 
das Eigentum dadurch, daß er ſich als Eigentümer in das 
Grundbuch eintragen läßt?). 

Iſt vor der Erlaſſung des Ausſchlußurteils ein Dritter 
als Eigentümer oder wegen des Eigentums eines Dritten ein 
Widerſpruch gegen die Richtigkeit des Grundbuchs eingetragen 
worden, ſo wirkt das Urteil nicht gegen den Dritten. 

1) 8. 872. 2) SS. 988 fi. 8) Hierzu erforberlich form: 
Iofer (beftr.) Antrag und Borlage des Ausichlußurteild (EBD. SS. 18, 
22, 29$.), DBgl. im übrigen vor 8. 925 Nr. 3. Anwendbarkeit des 
8. 927 fofort nad dem Syntrafttreten des Reichsſsgrundbuchrechts Bruch 
44 ©. 862. 

Verzicht und Aneignung. 

’. 928, Das Eigentum an einem Grunditüde kann da» 
durch aufgegeben werden, daß der Eigentümer den Berzicht dem 
Grundbudjamte gegenüber!) erflärt und der VBerziht in das 
Grundbud) eingetragen wird 2). 
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Das Recht zur Aneignung des aufgegebenen Grundftüds 
ſteht dem Fiskus des Bundesſtaats zu, in deilen Gebiete das 
Srundftüd liegt. Der Fiskus erwirbt das Eigentum dadurch, 
daß er ih als Eigentümer in das Grundbud eintragen läßt?). 


1) Bel. Anm. b zu S. 876. 3, Abw. von $. 876. Der Ber- 
zicht ift materiellrechtlich (ander GBO. $. 29) formlos gültig und un: 
wiberruflich. 8) Bgl. vor 8. 925 Nr. 4, EG. Urt. 129, 190. Be: 
ftelung eines Bertreterd für die Zwiſchenzeit zwiſchen Berziht und An- 
eignung ZPO. 88. 68, 787. 


Dritter Titel. 
Erwerb und Berluft de Eigentums an beweglichen 
Saden. 


1. Uber den Begriff „bewegliche Sachen“ vgl. Borbm. 8 zum 3. Buche. 
„2. In dieſem Titel find folgende Eigentumserwerbsarten geregelt: 
1. Übertragung (88. 929 ff.), II. Erfigung (88. 987 ff.), III. Verbindung, 
Bermiihung, Berarbeitung ($$. 946 ff.), IV. Erwerb von Erzeugnifien 
und fonftigen Beftandteilen einer Sache (88. 958 ff.), V. Aneignung 
(88. 958 #.), VI. Fund ($$. 965 fj.). Daneben fommen noch eine Reihe 
anderer Borichriften für den Cigentumserwerb an beweglichen Saden in 
Betracht; vgl. Borbm. 5 zum 8. Buche fowie $. 588 Abf. 2, 8. 589 Abf. 2 
(Znventar eine8 Padtgrundftüds), 88. 797, 926, 8BG. 8. 90 Ubi. 2, 
StB. 8. 40 (Einziehung), Reichögel. v. 5. Juli 1896 (jog. Depotgef.) 
8. 7, EG. Art. 109, 145 ꝛc. 


I. Übertragung. 

1. Wie zur Übertragung des Eigentums an einem Grundftüd Einigung 
(Auflaffung) und Eintragung, fo ift zur Übereignung einer beweglichen 
Sade, entiprechend den Borfchriften des gemeinen Rechtes, Einigung und 
Übergabe erforderlich (S. 929 Sak 1). Die Einigung ift auch Hier ein 
abftrafter Bertrag (S.148, Borbm. 8 zum 8. Buche fowie vor 8.878 Nr. 4b); 
eine Form ift für fie nicht vorgeichrieben, die Beifügung einer Bedingung oder 
Beitbeftimmung iſt zuläffig (1. 3. B. 8. 465, NÖ. 54 ©. 840, 68 ©. 290). 
Während die Einigung ſtets erforderlich ift, kann die Übergabe fehlen, wenn 
der Erwerber die Sache bereits befißt (8.929 Sag 2, fog. traditio brevimanu); 
fie kaun ferner, wenn ber Beräußerer im Beſitze der Sache ift, durch Ber: 
einbarung eines Nechtöverhältnifies, durch welches ber Erwerber mittel: 
barer Befiger wird ($$. 980, 868, jog. constitutum possessorium), 
oder, wenn ein Dritter die Sache befigt, dur Abtretung des Herausgabe⸗ 
anfprucdh8 eriegt werben ($. 981). Weiterer Erfag der Übergabe gemäß 
ZPO. SS. 897 |. (Wegnahme jeltens bed Gerichtövollzieherd), HGB. 
58. 424, 450, 647 (Üibergabe des Lagerfcheind, Ladeſcheins oder Konnoſſe⸗ 
mentß), ebd. $. 474 u. ES. 3. HGB. Urt. 6 (Vereinbarung fofortigen 
Gigentumsüberganges bei Seefchiffen). 

2. Durd) Einigung und Übergabe geht, unbefchadet der Borfchriften 
der 85. 185 (Einwilligung des Eigentümers, Konvaleszenz), 1048, 
1087 (Berfügungsreht des Niebbrauchers), 1242 (Beräußerung dur 
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den Pfandgläubiger), $. 1876 Ziff. 1 (desgl. dur den Ghemann), 
$. 2205 (dur den Teftamentspollftreder) ıc., daB Eigentum grund- 
fäglih nur dann Über, wenn der Beräußerer Eigentümer if. Hiervon 
macht das BGB. 88. 982 ff. im Anſchluß an das Allg. D. HGB. Art. 806 
eine Uusnahme zu Gunſten des gutgläubigen Eriwerbers, d. b. deöjenigen, 
welchem der Mangel be8 Eigentums des Veräußerers weder befannt noch 
infolge grober Fahrläſſigkeit unbekannt tft (8. 982 Ubf. 2). Der Beitpuntt, 
in welcdem ber guie Glaube vorbanden fein muß, ift verichieden beftimmt, 
je nachdem bie Übertragung durch Befigübergabe oder brevi manu traditio, 
durch constitutum possessorium oder durch Abtretung bed Herausgabe: 
anfpruch8 erfolgt. Im Falle der brevi manu traditio nüßt dem Er: 
werber fein guter Glaube nichts, wenn er den Beſitz von einem Dritten 
erlangt Hatte ($. 982 Abf. 1 Sa 2), und das constitutum possessorium 
bildet für den Erwerb auf Grund des guten Glaubens für ſich allein 
feinen Crfag für die Übergabe ($. 988). 

Un Saden, welde dem Eigentümer oder beifen Beligmittler ge: 
ftohlen worden, verloren gegangen oder fonft abhanden gekommen find, 
läßt da8 BGB. 8. YIRb einen Eigentumserwerb auf Grund bes guten 
Glauben nur bei Geld, Synhaberpapieren und im Wege öffentlicher 
Verfteigerung veräußerten Sachen zu. 

8. Iſt die veräußerte Sache mit dem Nechte eines Dritten belaftet, 
fo erliicht das Recht nach näherer Borjchrift des S. 986 mit dem Erwerb, 
es fei denn, dak der Erwerber in Unjehung bes Rechtes nicht in gutem 
Glauben tft, d. H. dad Recht Tennt oder feine Unkenntnis auf grober 
Bahrläffigfeit beruht. 

Übergabe und Cbinigung, 

8.929. Zur Übertragung des Eigentums an einer be- 
mweglihen Sache tft erforderlid), daß der Eigentümer!) die Sache 
dem Erwerber übergibt?) und beide darüber einig’) find, daß das 
Eigentum übergeben fol. Iſt der Erwerber im Belige der Sache, 
jo genügt die Einigung über den Übergang des Eigentumst). 

1) Ausn. Vorbm. 2. 2) Erforderlich Befigerwerb mit Zu: 
ftimmung des Beräußerers (f. vor $. 864 Nr. 8, $. 854 mit Anm, 
IW. 1906 ©. 290). Erlangung des mittelbaren Befiged durch den 
Erwerber (vgl. vor $. 8564 Nr. 1, 8, 8. 868 mit Ann.) genügt; bier: 
bei iſt es nicht notwendig, daß der Empfänger ber Sache als offener 
Stellvertreter de8 Erwerbers gehandelt Hat, wenn es dem Beräußerer gleich- 
gültig war, ob jener für fi oder für biefen erwerben wollte (OXY&. 6 
©. 46, 12 ©. 129, SeuffA. 60 Nr. 128, Württi. 18 ©. 278). Befig: 
erwerb durch Geſchäftsführer ohne Auftrag, 3. B. Kinder OL®S. 8 S. 112. 
8) Bol. Vorbm. 1 ſowie Anm. 1 zu $. 873. Grfag dur Urteil 
ZPO. 8. 894. Ausdruckliche Erklärung ift zur Einigung nicht erforderlich 
SRG. 12 ©. 279. In der Abnahme der überfandten Ware feiteng 
des Käufers allein ift nicht der Ausdruck des Eigentumserwerbswillens 
zu finden (NG. 12 ©. 81, ZW. 1904 S. 62, Seufif. 59 Nr. 282), wohl 
aber in dem Verbrauche der zunächſt zur Dispofition geftellten Ware 
jeiten® des Käufers nach einer Mitteilung des Berläuferd, daß er auf 
Abnahme beitehe (OLG. 5 ©. 816; vgl. Recht 1906 S. 877). Bebingte 
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Ginigung in der Ermädtigung bed 8. 2 Depot. und deren Annahme 
RS. 58 S. 290. Beräußerer und Erwerber können gemäß $. 181 durch 
diefelbe Perſon vertreten werden (OLG. 6 ©. 46). 4) Bol. Borbin. 1, 
& 864 Abſ. 2. Beilp.: BadRpr. 1908 S. 169, OLG®. 12 ©. 279 
‚Beräußerung zwiſchen in Hausgemeinfchaft Iebenden Ehegatten). Cntipr. 
s. 1082, 8. 1117 Abſ. 1, 8. 1154 Abſ. 1, 8. 1205 Adf. 1. 
Erſan der Abergabe. 
. Befikkonftitut. 

8.930. Sit der Eigentümer im Beſitzeh der Sache?), fo kann 
die Ubergabe dadurd) erfeßt werden, daß zwifchen ihm?) und dem 
Erwerber ein Redytöverhältnis vereinbart wird, vermöge deſſen 
der Erwerber den mittelbaren Beſitz erlangt*). 

4, Mittelbarer Beſitz genügt ($. 871). 2) 3. Bt. der Berein: 
barung; jedoch ift die Abrede wirkſam, daß der Beräußerer von dem Augen: 
blide des künftigen Beftlgerwerbes ab den Befig als Dieter des Erwerbers 
ausüben Tolle (RG. 56 5. 52; vgl. Württf. 18 ©. 57). 8, Nicht 
einem Dritten, 3. B. der Frau des PBeräußerers (OLG. 8 ©. 191). 
4) Bgl. vor 8. 854 Wr. 1, S. 868 mit Anm. Pertretung des Erierbers 
durch den Beräußerer gemäß $. 181 RG. 52 ©. 180, 68 ©. 16; ander: 
jeits OLG. 8 S. 112. Beilp.: RG. 52 ©. 180 (Eigentumserwerb an 
den durch einen Kommiſſionär angelauften Wertpapieren, RGSt. 87 
©. 50 (Erwerb des Miteigentum an LoSabjchnitten durch Aushändigung 
von Mitgliedäfarten eines Lotterievereind), OLG. 11 S. 109 (Ber: 
fteigerung dur Gerichtspollzieher und Abſchluß eines Mietvertrags 
zwifhen Erfteher und Schuldner), 18 ©. 200. Gntipr. $. 1082, 8. 1117 
Abſ. 1, 8. 1154 Abſ. 1, anders bein Pfandrecht (j. Borbm. 1 vor 
$. 1204, Anm. zu $. 1206). ab g gaben 

. Abtretung des Berausgabeanfprunfs. 
. 8931. Sit ein Dritter im Befige der Sache, fo fann die 
Übergabe dadurd) erjegt!) werden, daß der Eigentümer?) dem Er- 
werber den Anſpruch auf Herausgabe der?) Sache abtritt %)5). 

1) OtG. 2 ©. 8. 3) Iſt der Veräußerer mittelbarer Befiger, 
jo muß er den dingligen (SS. 985ff.) und ben perfünlidhen Herausgabe: 
anſpruch abtreten (ji. 88. 870, 984; RS. 52 ©. 394). 3) Individuell 
beitimmten (NG. 52 ©. 894). 4, Dur formloſen Vertrag; ber Ab: 
tretungswille muß ſich aber dem Erwerber gegenüber irgendwie betätigen, 
in dem Berlaufe fann die Abtretung nicht ohne weiteres erblidt werben 
(OLG. 8 S. 110), dagegen in der Zurverfügungftellung ber beim 
Spediteur lagernden Ware und Übergabe des Verfügungsfcheind (NG. 49 
S. 97), in der Ubergabe von Konnoflenentäteilfcheinen (OLG. 10 
S. 409). Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe gegen Gegenleiftung 
genügt (NG. 49 S. 97). Die Uberweiſung zur Cinziehung jteht der 
Abtretung nicht gleich (JW. 1906 S. 887). 5) Bei diefer Art der 
Ggentumsübertragung muß fich der Erwerber alle Einwendungen (aud) 
die aus perjünlichen Rechten) gefallen Iafien, welche bem Befiger gegen 
den abgetretenen Anſpruch zufichen (8. 986 Abſ. 2; f. au $. 986 
Abſ. 8). Entipr. $. 1082, 8. 1117 Abſ. 1, 8. 1154 Abſ. 1; abw. 
3. 1205 Abſ. 2. 
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Erwerb von einem Nichtber echtigten. 


F. 932. Durch eine nad 8. 929 erfolgte Beräußerung 
wird der Ermerber aud) dann Eigentümer, wenn die Sache 
nicht dem Beräußerer gehört!), e3 fei denn, daß?) er zu ber 
Zeit?), zu der er nad) diefen Vorſchriften das Eigentum er—⸗ 
werben würde, nicht in gutem Glauben iſt. In dem Falle des 
8. 929 Satz 2 gilt dies jedoch nur dann, wenn der Erwerber 
den Beliß von dem Beräußerer erlangt hattet). 

Der Ermerber) ift nicht in —7 Glauben, wenn ihm be- 
fannt oder infolge grober Fahrläſſigkeite) unbelannt ift, daß 
die Sache nicht dem Veräußerer gehört”). 

1) Der gute Glaube des Erwerber eriegt nur den Mangel des 
Eigentums des Veräußerers, nicht eine nicht vorhandene (3. B. wegen 
Geſchäftsunfähigleit oder Willensmängel nichtige) Einigung oder Mängel 
der Übergabe, auch nicht, von den Sonderborfchriften des 8. 1244 und 
des HGB. $. 366 (f. OG. 6 S. 118) abgefehen, die mangelnde Be: 
fugnis des veräußernden Nicht-Eigentümers, für den Eigentümer über 
die Sadje zu verfügen; nicht gefchügt wird 3.3. der Glaube, daß der 
Veräußerer als Nießbraucher zur Verfügung befugt (OYG. 7 ©. 40) oder 
von bem Eigentümer ermächtigt fei (OYG. 8 S. 191). Der gute Glaube 
befeitigt außerdem die Unwirkſamkeit der Cigentumsübertragung auf 
rund gewiſſer Berfügungsbefchränftungen des veräußernden Gigentümers 
gemäß $. 185 Abſ. 2, 8. 186, EG. Art. 61, 168 (gefegliche oder behörd⸗ 
lie Beräußerungsverbote), 8. 161 Abſ. 8, $. 168 (Bedingung, Zeit: 
beftimmung), $. 2118 Abi. 8, 8. 2129 Abſ. 2 (Borerbe), $. 2211 Ubi. 2 
(Teftamentsvolfftreder); |. not ZPO. S. 825 Abſ. 2 (Rechtshängig⸗ 
keit). 2) Beweispflichtig iſt der Gegner des Erwerbers (Ausn. HGB. 
8. 367). Dieſer hat auch den unfreiwilligen Beſitzverluſt ($. 885), ber 
Erwerber alſo nur die Einigung und die übergabe zu beweiſen. 3) Nach: 
träglicder Wegfall de8 guten Glaubens kommt lediglih für den Be- 
reicherungsanfprud; bed früheren Eigentümers ($S. 816) gemäß $. 819 
Abſ. 1 in Betradt. 4, OcG. 8 ©. 110. 5) Über den Fall des 
Erwerbes durch einen Vertreter f. 8. 166. 6) S. 276 mit Anm. 
Grob fahrläffig Handelt nidit nur der Erwerber, der verbächtige Umftände 
fennt und dennoch Weitere Nachforſchungen unterläßt, obwohl fie ohne 
weiteres geboten waren, fondern auch derjenige, welcher unter beſonders 
fhwerer Berlegung der im Verkehr gebotenen Sorgfalt ed unterläßt, 
fi) die Kenntnis folder Umftände zu verihafien (RG. 58 ©. 162; 1. 
OLG. 8 ©.198, 10 ©. 187). Bol. auch $. 142 Abſ. 2 (dazu OLG. 10 
S. 187). 7) Bal. vor 8. 929 Nr. 2, 8. 892 mit Anm. Entſpr. 
88. 1082, 1207 für Nießbrauch und Pfandrecht fowie ZPO. 8. 898. 


933. Gehört eine nach 8. 930 veräußerte Sache nicht 
dem Beräußerer, fo wird der Erwerber Sigentümer, wenn ihm 
die Sadje von dem Beräußerer übergeben wird, es ſei denn, 
daß er zu diefer Zeit nicht in gutem Glauben ift ı, 

1) ©. vor 8. 929 Nr. 2 und Anm. zu S. 982. 
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.934. Gehört eine nach 8. 931 veräußerte Sache nicht 
dem Veräußerer, ſo wird der Erwerber, wenn der Veräußerer 
mittelbarer Befiger!) der Sache iſt, mit der Abtretung des An⸗ 
ſpruchs, anderenfalls dann Eigentümer, wenn er den Beſitz der 
Sahe?) von dem Dritten erlangt, es fei denn, daß er zur Zeit 
der Abtretung oder des Befigerwerbes nicht in gutem Glauben ift?). 

1) 8. 868, vor 8. 854 Nr. 1, RS. 54 5. 70. 2) Den un: 
mittelbaren oder den mittelbaren Beilg, in Güte oder im Wege der 
Zwangsvollſtreckung. 8) Anm. zu $. 982. 


Deräußernug gefishlener 2c. Sachen. 

8.935. Der Erwerb des Eigentums auf Grund ber 
88. 932 bis 934 tritt nicht ein!), wenn die Sade dem Eigen» 
tümer geitoblen worden, verloren gegangen ober ſonſt abhanden 
gefommen mwar?). Das gleiche gilt, falls der Eigentümer nur 
mittelbarer Befiger war, dann, wenn die Sache dem Beſitzer 
abhanden gelommen war?). 

Dieje Borfchriften finden feine Anwendung auf Geld oder 
‚snhaberpapiere+) ſowie auf Saden, bie im Wege öffentlicher 
Terfteigerung:) veräußert werden. 

2) Val. vor 8. 929 Nr. 2, Unm. zu 8. 982 u. $. 1006. 2) Trog 
Auigabe des Beſitzes ift die Sache als abhanden gelommen anzufeben, 
wenn das Auigeben wegen Geſchäftsunfähigkeit oder befchränfter Geſchäfts⸗ 
tähigfeit des Beſitzers oder infolge rechtzeitiger Anfechtung wegen Irrtums, 
Täuſchung oder Drohung rechtlich unwirkſam ift (a M. OLG. 10 
S. 187). 3), Dem mittelbaren Befiger kommt die Sache nur dann 
abhanden, wenn der unmittelbare Befiger ben Befig wider Willen ver: 
liert, nicht wenn biefer über die Sache unberechtigt verfügt (NG. 54 
2. 68; OvG. 4 ©. 296, 6 ©. 118). Beim Befigdienerverhältnis ent: 
iheidet danegen der Wille bed Herrn. Vgl. vor $. 864 Wr. 1, 6, 
ss. 865, 868 mit Anm. 4) Bol. Vorbm. vor $S. 798. Sonder: 
vorichritt für den Erwerb von Inhaberpapieren durch Bankiers und 
Geldwechſlſer HGB. 8. 867. 5) Begriff 8. 888 Abſ. 8 Sag 1; 1. 
auch $. 1566. 

Rechte Dritter. 

8.936. Iſt eine veräußerte Sache mit dem Rechte eines 
Tritten belaftet, jo erlifht!) das Recht mit dem Ermwerbe?) des 
Eigentums. In dem alle des 8. 929 Sag 2 gilt dies jedod) 
nur dann, wenn der Erwerber den Belig von dem Veräußerer 
erlangt hatte. Erfolgt die Veräußerung nach $. 930 oder war 
die nah $. 931 veräußerte Sache nidyt im mittelbaren Beſitze 
des VBeräußerers, fo erliicht das Recht des Dritten erit dann, 
wenn der Erwerber auf Grund der Veräußerung den Belig der 
Sade erlangt. 

Das Recht des Dritten erlijht nit, wenn der Erwerber 
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zu der nad) Abſ. 1 maßgebenden Beit in Anſehung des Nedhtes 
nicht in gutem Glauben ift?). 

Steht im alle des 8. 931 das Recht dem dritten Befiger 
zu, jo erliiht es aud dem gutgläubigen Erwerber gegen- 
über nidht®). 

2) Bol. SS. 945, 949, 8. 978 Abſ. 1 Say 2, 8. 974 Sag 2, 
HB. 8. 866 Abf. 2; abw. $. 1082 Sag 2, $. 112) abi. 2 Sag 1, 
8. 1208, 8. 1262 Abf. 1. 2) 88. 929 bis 986 (entipr. Anm. des 
:$. 985 f. ORG. 10 ©. 118). 3) ©. vor 8. 929 Nr. 8, 3. 982 Ab}. 2. 
4) Anm. 5 zu $. 981; abw. 8. 1262 Abf. 2. 


II. Erſitzung. 

1. Unter Ablehnung der Unterfhetdung zwiſchen ordentlider und 
außerorbentlicher Erjigung Hat dag BGB. die Erjigung des Eigentums 
an beweglien Sachen als ein einheitliches Nechtsinftitut geregelt. Bor: 
ausfegungen find ununterbrocdhener zehnjähriger Eigenbeſitz und guter 
Glaube; ein Titel tft nicht geforbert und erfigungsunfähige Sachen find 
dem BGB. unbelannt. Dem Befiger liegt nur der durch S. 988 er: 
leihterte Beweis des zehnjährigen Eigenbeſitzes, auf den die Beſitzzeit Des 
Rechtöporgängerd, beim Erben auch die des Erbichaftöbefikerd zur An: 
rechnung kommt (88. 948f.), feinem Gegner dagegen ber Nachweis des 
böfen Glaubens (8. 987 Abſ. 2), eines Hemmungsgrundes ($. 989) oder 
eines Unterbrechungsgrundes (88. 940ff.) ob. Die Wirkung der Gr: 
jigung beftegt nicht nur in dem Erwerbe des Eigentums (S. 987 Abſ. 1), 
fondern aud in dem Erlöſchen der an der Sache beftehenden beſchränkten 
dingliden Nechte nach näherer Vorfchrift des 8. 945. 

2. Die SS. 987fi. finden auf die Erfigung bed Nießbrauchs an einer 
beweglichen Sache entiprechende Anwendung (S. 1088). Wegen der liber: 
gangszeit fiede dad EG. Art. 186. 

See und Mirkung. 
. 937. Ber eine bemweglidde Sadhe zehn Jahre im 
Eigenbeſitze) hat, erwirbt das Eigentum (Erfigung). 

Die Erfigung ilt ausgefchloflen, wenn der Erwerber bei 
dem Erwerbe des Eigenbefiges nicht in gutem Glauben ilt oder 
wenn er fpäter erfährt, daß ihm das Eigentum nicht zufteht2). 

2) 8. 872. 2), Während ber gute Glaube beim Beiigerwerbe 
nit nur dann fehlt, wenn dem Beſitzer befannt tft, daß er daS Eigen: 
tum nicht erwirbt (fei e8 wegen Mangels ded Eigentums des Beräußerers 
oder wegen Nichtigkeit der Einigung 2c.), fonbern aud wenn ihm bies in: 
folge grober Yahrläjjigkeit unbelannt ift (8. 982 Abſ. 2 nebft Anın.), 
gilt als mala fides superveniens nur die wirkliche Kenntnis des Nicht: 
eigentums. Uber die Bemeislaft ſ. Vorbm. 1. 

Beweiserleichterung. 

8.938. Hat jemand eine Sache am Anfang und am 
Ende eines Beitraums im Eigenbefite gehabt, fo wird vermutet?), 
Daß fein Eigenbefig aud in der Zwiſchenzeit beitanden habe. 

1) Bol. 8PO. 8. 292. 
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Hindernife. 

F. 939. Die Erſitzung kann nicht beginnen und, falls 
fie begonnen hat, nicht fortgefet werden, folange die Verjährung 
de& Eigentumsanſpruchs!) gehemmt?) ift oder ihrer Vollendung 
die Vorſchriften der 88. 206, 207 entgegenftehen. 

1) 8. 986. 2) s$. 202— 206. 

Unterbrechung. 

6. BAO. Die Erfigung wird durch den Verluſt des 
Eigenbefige3 !) unterbrochen ?). 

Die Unterbredung gilt als nicht erfolgt, wenn der Eigen- 
befiger den Eigenbefig ohne jeinen Willen verloren und ihn 
binnen Jahresfriſt ober mittelft einer innerhalb dieſer Friſt er» 
bobenen Klage wiedererlangt hat?). 

1) ©. vor $. 854 Nr. 4; auch Aufgeben des zum Eigenbeſitz erforder: 
lichen Willens beendigt ihn. 2) Wirkung $. 942. 8) Bal. 88. 861, 
864, 985. 

6. BAl. Die Erfigung wird unterbrochen‘), wenn ber 
Eigentumsaniprudh?) gegen den Eigenbefiger oder im Yalle eines 
mittelbaren Eigenbefige3?) gegen den Beſitzer gerichtlich geltend 
gemacht wird, der fein Recht zum Beſitze von dem Eigenbeliter 
ableitet; die Unterbrechung tritt jedoch nur zugunften Desjenigen 
ein, weldyer fie herbeiführt. Die für die Verjährung geltenden 
Vorſchrifien der 88. 209 bis 212, 216, 219, 220 finden ent- 
Iprechende Anwendung. 

2) Wirkung $. 942. 2) 8. 986. 3) 88. 868, 871f. 

942, Wird die Erſitzung unterbroden‘), fo fommt die 
bis zur Unterbrechung verftrichene Zeit nicht in Betradht; eine 
neue Erjigung Tann erft nad) der Beendigung der Unterbredjung 
beginnen ?). 

1) 88. 9405. 2) Bol. 8. 217. 

Anrechnung der Erſttzungszeit eines früheren Befikers, 
943. Gelangt die Sache durch Rechtsnachfolge!) in 
den Eigenbeſitz eines Dritten, fo fommt die während des Be- 

—5 Rechtsvorgängers verſtrichene Erſitzungszeit dem Dritten 
zuſtatten. 

1) Durch Erbfolge (8. 867) ober Sondernachfolge. Vgl. 8. 221. 

6. HBAA. Die Erſitzungszeit, die zugunſten eines Erbſchafts⸗ 
befigers!) verftrichen iſt, kommt dem Erben zuitatien?). 

1) 88. 2018, 2080. 2) Bol. anderſeits $. 2026. 

Rente Dritter, 

. 945. Mit dem Erwerbe des Eigentums durch Er: 
gung erlöfhen die an der Sache vor dem Erwerbe de3 Eigen- 
befiges begründeten Nechte Dritter, e8 fei denn, daß der Eigen- 

Aqcilles, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage. 30 
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befiter bei dem Erwerbe des Eigenbelites in Anſehung dieſer 
Rechte nicht in gutem Glauben An oder ihr Beftehen fpäter er- 
fährt?). Die Erfigungsfrift muß aud in Anſehung des Rechtes 
des Dritten verjtrichen fein; die Vorfchriften der 88. 939 bis 244 
finden entſprechende Anmwendung?). 


u) 8. 987 Wi. 2 mit Anm. 2. 2) Bol. 8. 986 nebft Anm. 
Das Erlöfchen der Rechte tritt nach F. 945 zu Gunften bes gutgläubigen 
zehnjährigen Eigenbefiger8 auch bann ein, wenn er das Eigentum auf 
andere Weife ald durch Erfigung erworben hat. 


II. Berbindung. Mermifchung. Merarbeitung. 


1. Eine Berbindung mehrerer Sachen führt cine Eigentums: 
änderung herbei, wenn badurd die eine Sache weientlicher Beitandteil der 
anderen oder ſämtliche Sachen weſentliche Beſtandteile einer einheitlichen 
neuen Sache werden. Da weſentliche Beitandteile nicht Gegenftand bes 
fonderer Rechte fein können ($. 98), erlöſchen die an ihnen beftehenden 
Eigentums: und fonftigen dinglidden Nechte und leben auch mit ber 
Trennung nicht wieder auf. Bei einer berarligen Berbindung einer be 
weglichen Sache mit einem Grundftüd eritreden fich die an bem letzteren 
und bei der Verbindung zweier beweglichen Sachen, von denen eine als 
die Hauptſache zu betrachten ift, die an diefer beftehenden binglichen Rechte 
auf die Beftandteile. Iſt feine der verbundenen beweglichen Saden als 
Hauptiache anzufehen, fo entfteft an ber einheitlichen neuen Sache Mit: 
eigentum nach dem Berhältnifie des Wertes der verbundenen Sachen und 
die beſchränkten dinglichen Rechte, mit denen eine diefer Sachen belaftet 
war, beftefen an dem Miteigentumsanteile des früheren Eigentümerd der 
belafteten Sache fort (SS. 946f., 949). Auf welche Weile und durch wen 
die Verbindung erfolgt ift, ob der Berbindende gutgläubig iſt oder nicht, 
fommt nur für den Grfaganfprud) ($. 961) in Betradt. Dem durch den 
Berluft feines dinglichen Rechtes Geſchädigten ſteht, unbeichadet weiter: 
gehender Unfprüde auf Grund befonderer Borfchriften, ein Bereicherungs- 
anfpruh zu ($. 951). Uber den Einfluß der Berbindung auf dad Ber: 
mächtniS der Sache vol. 8. 2172. 

2. Die Bermifhung ober Bermengung verichiebener beweglicher 
Sachen hat feinen Einfluß auf die an diefen beitehenden dinglichen Rechte, 
wenn bie Trennung ohne unverhältnismäßige Koften möglich if. Underen⸗ 
fans gilt das in Vorbm. 1 über die Verbindung mehrerer beiveglicher 
Saden Befagte (88. 948f., 961, 2172). 

8. Die Spezifitation, d. i. die Berarbeitung oder Umbildung 
eine8 ober mehrerer Stoffe zu einer neuen Sade, Hat den Eigentums: 
erwerb des Spezifitanten und das Erlöihen ber an ben Stoffen be: 
ftehenden Rechte zur Folge. Eine Ausnahme gilt weder bei böfem 
Glauben des Spezifilanten noch für ben Fall der Zurüdführbarleit der 
Sade in ihre frühere Geftalt, wohl aber, wenn der Wert der aufge 
wendeten Arbeit erheblich geringer ift al3 der Wert des ober ber Stoffe 
($. 950); alddann finden, wenn bie Stoffe verfchiedenen Eigentümern 
gehörten, die 85. 947 ff. (Vorbm. 1, 2) Anwendung Auch für den Fall 
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der Speziftlation befteht der im $. 961 geregelte perfänliche Ausgleichungs: 
anſpruch, und die Spezifllation einer vermachten Sache regelt 8. 2172. 

4. Im Anſchluß an dieſe Borfchriften ordnet der 8. 962 das Eigen: 
tum und die fonftigen dinglihen Rechte an Schuldfcheinen und ähn- 
liden Urkunden, indem er diefe dem Eigentumsrechte des Gläubigers 
de8 verbrieften Rechtes und den an bem leßteren beftehenden Nechten 
Dritter unterwirft. 

Verbindung. 

. BAG. Wird eine bewegliche Sache mit einem Grundftüde 

dergeitalt verbunden!), daß 8 weſentlicher Beſtandteil?) des 

Grundſtücks wird, jo erſtreckt ſich das Eigentum an dem Grund⸗ 
ſtück auf dieſe Sade?). 

1) Einerlei, von wem; auch durch Naturereigniſſe. Val. Gruch. 47 
©. 937. 2) 88. 93 fl. 3) Selbſt im Falle einer entgegenſtehenden 
Abrede, z. B. eines Eigentumsvorbdehalt3 (RG. 50 ©. 241, Seuffü. 59 
Rt. 119) oder des argliftigen Duldens der Verbindung durch) den Eigentümer 
(FB. 1904 ©. 189). Bol. im Übrigen Borbm. 1, SS. 949, 951 und hin- 
fichtlich bed Waſſerrechts EG. Art. 65 f. 


6. 947. Werden bewegliche Sadjen miteinander dergeitalt 
verbunden, daß fie weſentliche Beitandteile einer einheitlichen 
Sache werben!), jo werden die bisherigen Eigentümer Miteigen- 
tümer?) diefer Sache; die Anteile beftimmen Mi nad) dem Ber» 
ae bes Wertes, den die Sachen zur Zeit der Verbindung 
aben. 

Sit eine der Sachen als die Hauptſache anzufehen?), jo er» 
wirbt ihr Eigentümer das Alleineigentum. 

2) Anm. zu S. 946; Beilp. OLG. 12 ©. 125 (Bufammenfchmelzen 
von Metallen;; |. jedoch $. 960. 2) 8. 1008, 83. 741 ff. 3) Dies 
if der Sal, wenn nad) ber Berfehrsauffaflung die eine Sache ben Haupt: 
befiandteil ber einheitlichen Sache bildet, die andere Sache fi nur als 
Zutat oder fonftige Nebenſache darftellt (vgl. SS. 97f., 470, 8. 661 Abi. 2). 
Der Bert enticheidet für fich allein nicht. 

Jermiſchung. 


6. 948. Werden bewegliche Sachen!) mit einander untrenn⸗ 
bar vermiſcht oder vermengt, jo finden die Vorſchriften des 8. 947 
entipredjende Anwendung’). 

Der Untrennbarkeit jteht e8 gleih, wenn die Trennung 
der vermifchten oder vermengten Sagen mit unverhältnismäßigen 
Koften verbunden fein würde. 

2) Alüffigleiten, Getreide, Geld x. Fuͤr letzteres Hat das BGB. 
feine Sondernorichrift. 2) Es entiteht alfo regelmäßig Miteigentum 
nach Verhältnis des Wertes der vermifchten Sachen zur Beit der Ber: 
miſchung, bei Unbeſtimmbarkeit ber einzelnen Vtengen Miteigentum zu 
gleichen Teilen (8. 742), ausnahmsweiſe Alleineigentum desjenigen, defjen 
Menge als die Hauptiache anzufehen ift. Bgl. vor 8. 946 Nr. 2, Anm. 

30* 
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zu ⸗, Ya SS. 949, 951 und Über die Bereinigung mehrerer Bienenſchwärme 
88. f. 
Rechte Dritter. 

8.949. Erliſcht nad) den 88. 946 bis 948 das Eigen- 
tum an einer Sache, fo erlöſchen aud) die fonftigen an der Sache 
beftehenden Rechte)y. Erwirbt der Eigentümer der belafteten 
Sade Miteigentum, jo beitehen die Rechte an dem Anteile 
fort, der an die Stelle der Sache tritt. Wird der Eigentümer 
ber belafteten Sache Alleineigentümer, io eritreden fid) die Rechte 
auf die Hinzutretende Sade?). 

1) Auch trog Mangels des guten Glauben? des Erwerbers (abi. 
s$. 986, 946). Dal. aber 8. 951. 2) Auf bie Verbindung, Ber: 
miſchung und Bermengung verfchieden belafteter Sachen besfelben Eigen: 
tümers ift 8. 949 entfprechend anwendbar. 


Berarbeitung. 

8.950. Wer durch Verarbeitung oder Umbildung eines 
oder mehrerer Stoffe eine neue!) bewegliche Sache herjtellt?), er- 
wirbt das Eigentum an der neuen Sadıe, fofern nicht?) der Wert der 
Verarbeitung oder der Umbildung erheblich geringer ift als der 
Wert des Stoffest). Als Verarbeitung gilt aud) das Schreiben, 
Zeichnen, Malen, Druden, Gravieren oder eine ähnliche Bes 
arbeitung der Oberfläche. 

Mit dem Ermwerbe des Eigentums an der neuen Sadye 
erlöjchen die an dem Stoffe beitehenden Rechte. 

1) Hierüber entfcheidet die Verlehrsauffaſſung. 2, Geſchieht dies 
auf Grund eines Vertrags, entſcheidet zunächſt deſſen Inhalt. Spezifilation 
auf Grund eines Werkvertrags macht den Beſteller zum Eigentümer; ſ. 
8. 647 (R6GSt. 87 ©. 829; DRG. 4 ©. 812; WurttJ. 18 ©. 57). 
3) Die Beweislaft hat der Gegner des Spezififtanten. Beilp.: Berbaden 
des Mehles zu Brot (OLG. 2 ©. 848). Uber Einſchmelzen von Metal: 
abfällen f. ORG. 12 ©. 126, 4) Bol. vor 8. 946 Nr. 8 u. $. 961. 


Ausgleichung des Rechtsverluſtes. 

- 951. Wer infolge der Vorſchriften der 88. 946 bis 
950!) einen Rechtsverluft?) erleidet, kann von demjenigen, zu deffen 
Gunſten die Rechtsänderung eintritt, Vergütung in Geld nad) 
den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung fordern?). Die Wiederberitellung des früheren Sue 
ſtandes Tann nicht verlangt werden). 

Die Vorſchriften über die Verpflihtung zum Schadenserſatze 
wegen unerlaubter Handlungen) ſowie die Vorſchriften über den 
Eriab von Verwendungen‘) und über das Net zur Wegnahme 
einer Einrichtung?) bleiben unberührt. In den Fällen der SS. 946, 
947 ift die Wegnahme nad) den für das Wegnahmeredht des 
Beliters gegenüber dem Eigentümer geltenden Vorſchriften auch 
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dann zuläffig, wenn die Verbindung nicht von dem Befiker der 
Hauptjache bewirkt worden ift. 

1) Ein auf andere Weife, 3. B. durch Übertragung des Eigentums 
an dem Beftandteil eingetretener Rechtsverluſt fällt nicht unter 8. 951 
(FB. 1903 Beil. S. 24). *) Der Erwerb von Miteigentum und von 
Rechten an einem Miteigentumsanteile ftatt des Eigentums oder fonftigen 
Rechtes an der bisherigen Einzelfahe ($. 947 Abſ. 1, 8. 948, 8. 949 
Sak 2) ift fein Nechtöperluft (OL®. 12 S. 125). 3) 88. 812 ff. 
Beilp. NS. 51 S. 80, ORG. 12 ©. 125. Im Falle bes 8. 946 iſt 
der Srundeigentümer 3. 3t. der Verbindung, nicht die Hypothekengläubiger 
ungerechtfertigt bereichert (AW. 1906 ©. 541). 4) Abt. von $. 812 
Abi. 1 Sag 1, $. 818 Abſ. 2. 5) 88. 828, 827 ff., 848ff. 249 ff. Beiſp. 
JW. 1904 ©. 189 (argliftige8 Dulden ber Bebauung ded Grundftücks). 
6) 55. 278, 292, 460, 547, 581, 601, 670, 688, 718, 994ff., 999 ff., 
1049, 1098, 1216, 2125 ꝛe. 7) 88. 258, 500, 547, 581, 601, 997, 
1007, 1049, 1093, 1216, 2125. Dieſes Recht ift lediglich perjönlicher 
Ratur und muß dem dingliden Rechte des Hupothelengläubigers 
nah der Beſchlagnahme des Grundftüds zu defien Bunften weichen 
(IB. 1906 ©. 541). 

Gigentum und fonflige Rechte an Urkunden, 

s- 952. Das Eigentum an dem über eine Forderung aus» 
g n!) Schuldicheine?) jteht dem Gläubiger zu?). Das Recht 
eines Dritten an der orderung?) erjtredt fi) auf den Schuldfcein. 

Das gleiche gilt für Urkunden über andere Rechtes), Traft 
deren eine Leiftung gefordert werden Tann, insbejondere für 
Hypotheken⸗, Grundſchuld⸗ und Rentenjchuldbriefe®). 


1) Bl. RGSt. 87 ©. 86. 2) Ss. 871. 3. B. Sparkaſſen⸗ 
bücher (SächſArch. 1906 S. 836). Anders bei Schulbverichreifungen 
auf den Inhaber (SS. 798 ff.). 3) Der Eigentumsermwerb tritt 


fraft Geſetzes ein, tft alfo nicht an bie Vorſchriften ber 88. 929 ff. 
gebunden, folgeweije fann auch 8. 986 Ubi.’ 2 feine ummittelbare Un: 
wendung finden (NG. 61 ©. 88). Abweichende Bereinbarungen 
find zuläffig (NG. 51 ©. 88). 4) Auch das Pfändungspfandrecht 
DRG. 12 ©. 141; ſ. ZPO. 8. 886 Abſ. 3). Der Nießbraucher, dem 
die aufgelaufenen und zugefchriebenen Binjen gebühren, hat nicht deshalb 
Miteigentum an dem Sparkaſſenbuche (OLG. 6 ©. 267). 5) 83. B. 
Lebensverſicherungspolizen (RE. 51 ©. 88), Brem. Handfeſte (OVG. 12 
E. 141), nicht Urkunden über ziveifeitige Verträge, jondern nur ſolche 
den Schuldicheinen gleichgeftellte Urkunden, deren inhalt und Bedeutung 
ih durch Beurkundung des Bläubigerrechts erſchöpft (OLG. 12 S. 280). 
6) 88. 1116f., 1144f., 1154 (1069, 1080, 1274, 1291), 1168, 1192, 1199; 
ZPO. 88.880, 887. Das Eigentum an einem Hhpoibelenbriefe fann von 
dem Hypothekenrechte nicht Iosgelöft werben, der Brief auch nicht Gegen: 
fand beionderer binglicher Rechte, 3. B. des Pfandrechts fein (Gruch. 47 
S. 965, 49 S. 865). 
IV. Erwerb von &rzengniffen und fonftigen Beflandteilen einer Sache. 
Dad BGB. geht von der Negel aus, dab das Eigentum an 
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einer Sade, von der Erzeugniile oder ſonſtige Beftandteile (SS. 93 — 96, 
$. 99 Abſ. 1) getrennt werden, an den biöherigen Beſtandteilen ſich 
fortfeßt ($. 958). Ausgenommen von der Regel ift der Erwerb, wenn 
er einem anderen dinglid) Berechtigten ($. 954), einem reblichen Beſitzer 
($. 955) oder einem perſönlich Berechtigten (SS. 956, 967) gebfiärt. 
Der leßtere erwirbt, wenn er nicht im Belite fich befindet, das Eigentum 
an den Beltandteilen erſt mit der Beligergreifung. Im übrigen vollendet 
fih der Erwerb für die Berechtigten mit der Trennung. 

Der Eigentümer wird, fofern er nicht im Beſitz und dem dinglichen 
Rechte eines anderen gegenüber in gutem Glauben iſt ($. 965 Abſ. 1), durch 
den Berechtigten vom Fruchterwerb ($. 99) ausgeſchloſſen. Der reblidje 
Befiger geht beiden vor (8. 965). 

Wer nur perfönlich berechtigt iſt, fi) Beftandteile der Sache anzu: 
eignen, tritt beim Erwerbe derfelben an die Stelle feines NechtSurbebers 
(8. 956); Mängel im Rechte des letteren werden durch feinen guten 
Blauben überwunden ($. 957). | , 

Ubergangsvorfdriften im EG. Urt. 181, 184. Uber das Recht 
des Hypothelen: und Grundfchuldgläußigerd an den getrennten Beftands 
teilen fiehe 88. 1120 ff, 1192, 1199. 

Erwerb des Gigentümers. _ oo. 

6.953. Erzeugniſſe und fonjtige Veitandteile einer Sache 

ehören aud) nad) der Trennung dem Eigentümer der Sadhe, 
—* ſich nicht aus den 88. 954 bis 957 ein anderes ergibt!). 
1) ©. Borbnt. Weitere Ausn. 8. 911, EB. Urt. 67. 
Erwerb auf Grund eines dinglichen Uutzungsrechts. 

+ 984. Wer vermöge eines Rechtes an einer fremden 
Sade!) befugt iſt, ſich Erzeugnilje oder fonjtige Beitandteile der 
Sadje anzueignen, erwirbt das Eigentum an ihnen, unbeſchadet der 
Borichriften der 88. 955 bis 957, mit der Trennung. 

1) SS. 1018 (Erbbaurecht), 1018 f. (Grunbdbdienftbarfeit), 1080 (Nieb- 
brauch, vgl. S. 1039), 1090 f. (beſchränkte perfönliche Dienftbarfett), 1218 
(Nugungspfand). S. aud) 88. 1888 (Ehemann), 1662 (elterlicher Gewalt⸗ 
baber), EB. Urt. bb ff., inöbefondere Art. 68, 68, 196 f. 
Sructerwerb anf Grund des redlichen Befikes. 

.988. Wer eine Sache im Eigenbelige!) hat, erwirbt das 
Eigentum an den Erzeugniffen und fonjtigen zu den Früchten der 
Sade gehörenden Beftandteilen 2), unbejchadet der Borfchriften der 
s8. 956, 957, mit der Trennung. Der Erwerb ift ausgefchloflen, 
wenn der Eigenbefiter nicht zum Eigenbefiß oder ein anderer vermöge 
eines Rechtes an der Sache zum Fruchtbezuge berechtigt iſt und 
der Eigenbefiter bei dem Erwerbe des Eigenbefites nicht in gutem 
Glauben?) ift oder vor der Trennung den Rechtsmangel erfährt. 

Dem Eigenbefiter fteht derjenige gleich, welcher die Sache 
zum Zwecke der Ausübung eines Nutzungsrechts an ihr befitt*). 

Auf den Eigenbefig und den ihm gleichgeftellten Beſitz 
findet die Vorfchrift des 8. 940 Abf. 2 entiprechende Anwendung. 
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1) 8 872; ſ. ader Abi. 2. Die Vorſchrift kommt auch bem be: 
figenden Eigentümer zu ftatten, der fich gegenüber einem dinglichen 
Rutzungsrecht in gutem Glauben befindet (ſ. Borbm. Ubi. 2). 
2, 8. 99 Abſ. 1. Auf andere Beftandteile ald Früchte bezieht ſich der 
8. 965 (ander? ala SS. YbBf., Y56 f.) nicht. 3) 8. 982 Abſ. 2, 
8.987 Abdf. 2 mit Anm. #4) 8. 868. Beiſp.: Nießbrauch ($S. 1080, 
1086), Nugungspfand ($. 1218). 

Grwerb auf Grund eines perſönlichen Rechtes. 

6. 956. Geſtattet der Eigentümer!) einem anderen, ſich Er= 
zeugniſſe oder fonjtige Beltandteile der Sache anzueignen, fo er- 
wirbt diejer das Eigentum an ihnen, wenn der Beſitz der 
Sade ihm überlaffen ift, mit der Trennung, anderenfalls?) mit 
der Belibergreifung. Iſt der Eigentümer zu der Geltattung 
verpflichtet?), fo kann er fie nicht widerrufen, folange fidh der 
andere in dem ihm überlafjenen Befige der Sache befindet, 

Das gleihe gilt, wenn die Geltattung nicht von dem 
Eigentümer, jondern von einem anderen ausgeht, dem Er» 
zeugnifle oder fonftige Beitandteile einer Sache nad der Trennung 
gehören). 

1) Borausgefegt wird, daß dem Eigentümer die Beftanbteile nach 
der Trennung gehören (f. Abſ. 2). 2) 3.8. der Käufer der ftehenden 
oder Bängenden Früchte (f. RG. 60 ©. 819). 3) 3. B. durch Pad: 
vertrag (8.581). 9) Alſo namentlich, wenn die Beftattung von einem zum 
Fruchtbezuge dinglich Berechtigten ($. 954), von dem redlichen Eigenbefiger 
(8. 955) oder von einem im Befige befindlichen Pächter (Abſ. 1) ausgeht. 

6.9857. Die Vorſchriften des $. 956 finden auch dann An- 
wendung, wenn derjenige, welcher die Aneignung einem anderen 
geltattet, Hierzu nicht berechtigt iſt, es fei denn, daß der andere, 
falls ihm der Befig der Sache überlaſſen wird, bei der lIber- 
laſſung, anderenfall bei der Ergreifung des Beſitzes der Er⸗ 
zeugnilje oder der fonftigen Beltandteile nicht in gutem Glauben 
ift oder vor der Trennung den Rechtsmangel erfährt!). 

1) Bgl. $. 982 Abſ. 2, 8. 984, 8. 937 Abſ. 2 nebft Anm. 


V. Aneignung. 

1. Eine herrenloje bewegliche Sache kann von jedem erworben werben, 
fofern nicht ein gefeßliches Verbot oder das Aneignungsrecdht eines Dritten 
entgegenfteht._ Ber Eigentiimderwerb erfordert nur, daß der Erwerber bie 
Sache ſich aneignet, d. 5. den Beſitz ergreift, um die Sade als ihm ge 
börend zu Haben ($. 958 Abf. 1). 

2. Herrenlog ift eine Sache entweder von Natur, 3. B. ein mildes Tier 
(8. 960 Abſ. 1 Sa 1), oder dadurd, daß dad Eigentum an der Sache 
aufgegeben worden (8. 959) oder infolge befonderer Umftände als ver: 
loren anzufehen tft (gefangene wilde oder gezähmte Tiere 8. 960 Abſ. 2, 
8, Bienenſchwarm $. 961). 

3. Im Anſchluß an die Vorfchrift des 8. 961 treifen die SS. 962fj. 
verfchiebene weitere Beftimmungen über die Bienenſchwärme. 
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Erwerb einer herrenlofen ade. 

. . Wer eine berrenlofe!) bewegliche Sade in Eigen» 
befig nimmt?), erwirbt das Eigentum an der Sadıe. 

Das Eigentum wird nicht erworben, wenn die Aneignung 
gelestig verboten?) ift oder wenn durch die Befikergreifung das 

neignungsrecht eines anderen verlegt wird*). 

1) ©. Vorbm. 2, Ausn. für Tauben EG. Art. 180. 2) ©. 
Borbm 1, 8. 872. Mittelbarer Befit ($. 868) genügt. 8) 8. 184; 
3. B. StGB. 8. 868 Nr. 11, Reichsgeſ., betr. den Schu von Bögeln, 
v. 22. Mär; 1888. 4 3. B. EG. Urt. 67 (Bergredt), 69 (Jagd 
und Sifcherei, |. RGSt. 28 ©. 89). 

Ina einer anfgegebenen FSache. 

:959. Eine bewegliche Sade wird herrenlos, wenn der 
Eigentümer in der Abfiht, auf das Eigentum zu verzichten, 
den Beſitz der Sache aufgibt!). Ä 

1) Bol. vor 8. 854 Nr. 4; OLG. 6 ©. 117. 

Berne Tiere. 

960. Wilde Tiere find berrenlos, folange fie fich in 
der Freiheit befinden. Wilde Tiere in Ziergärten!) und Fiſche 
in zeigen oder anderen gefchlofienen Privatgemwäflern find nicht 
berrenlo2. 

Erlangt ein gefangenes wildes Zier die Freiheit wieder, 
jo wirb es berrenlos, wenn nicht der Eigentümer das Tier 
unverzüglich?) verfolgt oder wenn er die Berfolgung aufgibt. 

Ein gegäbmtee Tier wird berrenlog, wenn es die Ge— 
mohnbeit ablegt, an den ihm beitimmten Ort zurüdgufehren. 

1) Bol. RES. 26 ©. 218. 2) $. 121 Wi. 1. 

Bienen. 

8. 961. Zieht ein Bienenfhwarm aus, jo wird er herren⸗ 
los, wenn nicht der Eigentümer ihn unverzüglich verfolgt oder 
wenn ber Eigentümer die Verfolgung aufgibt). 

1) Bol. 8. 960 Abi. 2. 

erfolgung eines Bienenfdwarmes. 
® + 962. der Eigentümer des Bienenfhwarmes darf bei 
der Verfolgung fremde Grundftüce betreten. Iſt der Schwarm 
in eine fremde nicht befegte!) Bienenwohnung eingezogen, jo darf 
der Eigentümer des Schwarmes zum Zwecke des Einfangens 
die Wohnung öffnen und die Waben herausnehmen oder ber» 
ausbrechen?). Er hat den entftehenden Schaden zu erjegen?). 

1) Underenfall3 S. 964. 2) Der 8. 962 gewährt befondere, 
nicht an die Borausfegungen des 8. 229 gefnüpfte Selbithülfebefugnifie. 
8) Bol. S. 904 Satz 2. 

Bereinigung mehrerer Schwärme. 
8. 963. Bereinigen ſich ausgezogene Bienenſchwärme 
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mehrerer Eigentümer, jo werden die Eigentümer, melche ihre 
Schmwärme verfolgt haben, Miteigentümer des eingefangenen 
Geſamtſchwarmes; die Anteile beitimmen fid) nad) der Zahl!) 
der verfolgten Schwärme. 

1) Abw. von SS. 947 f. 

Einzug eines Schwarmes in eine fremde Bienenwohnung. 

6964. Sit ein Bienenf[ warm in eine fremde bejegte 

Bienenwohnung eingezogen, fo eritreden fid das Eigentum und 

die fonftigen Rechte an den Bienen, mit denen die Wohnung 

befegt war, auf den eingezogenen Schwarm. Das Eigentum 

und die fonftigen Rechte an dem eingezogenen Schwarme er» 
lõſchen i). 

1) Bel. S. 947 Ubi. 2, 88. 948 f. 
VI £un. 

1. Der Fund, db. 5. bie Tatſache, daß jemanb eine verlorene 
Sade findet und an fit nimmt ($. 965 Mbf. 1), führt für fi) allein 
feine Eigentumgänderung herbei, fondern begründet zunächſt nur obli: 
gatorifche Pflihten und Rechte des Finders. Um bie Sade 
demjenigen, welcher zu ihrem Befite berechtigt ift, gu erhalten, verpflichtet 
das BGB. S. 9665 den Finder, den Fund dem Verlierer oder dem 
Eigentümer oder einem fonftigen Gmpfangäberechtigten anzuzeigen. 
Kennt er die Beteiligten oder beren Aufenthaltsort nicht, fo bat er bie 
Unzeige der Polizeibehörde zu erftatten (8. 965 Abſ. 2), da diefe die 
Aufgabe Hat, den Berechtigten zu ermitteln. Der Finder ift ferner zur 
Berwahrung der Sache, jofern er fie nicht an die Polizeibehörbe abs 
tiefert (vgl. Hierzu 8. 975), event. zu ihrer Öffentlichen Verfteigerung und 
anf Anordnung der Polizeibehörde zur Ablieferung an biefe verpflichtet 
(SS. 966 f.). Er Haftet aber nur für Borfag und grobe Fahrläffigkeit 
(8. 968) und befreit fih durch Herausgabe an ben Berlierer auch 
fonftigen Empfangsberechtigten gegenüber (S. 969). Anderſeits bat ber 
finder Anfprühe auf Erfag ber Uufwendungen, bie er den Umftänben 
nad für erforberlih Halten burfte (S. 970), und, fofern er nicht bie 
Anzeigepflicht verlegt oder ben Fund auf Nachfrage verbeimlicht Hat, auf 
Finderlohn ($. 971). Wegen diefer Anſprüche Hat er das Burüdbehaltungs- 
redt (i. F. 976 Satz 8), ein Klagredht aber nur dann, wenn der Emp⸗ 
fangäberedhtigte die Sache wiedererlangt und auch nicht gemäß S. 1001 
Sog 2 dem Finder zurüdgegeben bat ober wenn er bie Unfprüce ge: 
nehmigt hat, insbeſondere dadurch, daß er bie ihm von dem Finder 
unter Borbehalt ber Anfprüche angebotene Sache angenommen bat (8. 972, 
vgl. 8. 1002). 

2. Der Fund kann zum Eigentumgerwerbe bed Finder oder, 
wenn diefer ber Polizeibehörde gegenüber auf biefes Mecht verzichtet oder 
die an die Bolizeibehörbe adgelieferte Sache nicht rechtzeitig zurüdgefordert 
bet, zum Cigentumserwerbe der Gemeinde des Yunborts (S. 976) führen. 
Die Borausfegungen des Eigentumserwerbes find entweder Ablauf einer 
einjährigen Syrift feit der Anzeige bet der Polizeibehörbe, ohne daß ein 


PP 
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Empfangsberectigter dem Finder befannt geworben ift oder fein Nerht 
bei der Polizeibehörde angemeldet Hat (S. 978), oder das Unter: 
bleiben einer rechtzeitigen Erllärung der hierzu aufgeforderten Empfang: 
berechtigten, daß fie zur Befriebigung der in Borbm. 1 erwähnten 
Unfprühe des Finders bereit feten ($. 974). Un die Stelle ber ge 
fundenen Sade tritt deren Erlös, wenn fie von dem fyinder ober der 
Volizeibehörbe verfteigert ift (SS. 966, 975). Mit dem Eigentumserwerb 
erlöfhen die an der Sache beftehenden Rechte (85. 978f.). Demjenigen, 
welcher auf Grund biefer Borfchriften einen Rechtsverluſt erleidet, fteht 
jedoch binnen einer dreijäßrigen Ausſchlußfriſt ein Bereicherungsanfpruch 
au (8. 977). 

8. Sondervorfchriften beftehen für Fundſachen Im Werte non nicht 
mehr als drei Mark (8. 965 Abſ.2 Say 2, 8. 978 Abſ. 2, 8. 974) und 
vor allem für Sachen, die in den Geichäftsräumen oder ben Beförde 
rungsmiitteln einer öffentlichen Behörde oder einer dem öffentlichen Ber: 
tehre dienenden Verkehrsanſtalt gefunden werden (S$. 978 ff... Auf die 
legteren Funde finden die obigen Vorfchriften überhaupt feine Anwendung. 
Der Finder ift nur zur unverzüglicden Ablieferung der Sade an bie 
Behörde oder die Verkehrsanſtalt oder einen ihrer Angeftellten verpflichtet 
und bat feine Aniprüde und fein Recht auf den Eigentumserwerb 
(8. 978). Die Behörde oder Unftalt Tann die Sade nad öffentlicher 
Bekanntmachung des Fundes (88. 980, 982) öffentlich verfteigern Lafien 
($. 979). Über das Recht auf den Erlös vgl. 88. 981f. ©. auch $. 988. 

4. Schließlich regelt S. 984 den Eigentumderwerb an einem 
Shake, d. h. an einer Sache, die fo lange verborgen gelegen bat, daß 
ihr Eigentümer nicht mehr zu ermitteln if. Diefer fällt zur Hälfte dem 
Entdeder und zur Hälfte dem Eigentümer der Sade zu, in welder er 
verborgen war. 

b. Das Nähere über die Obliegenheiten der Polizeibehörde 2c. ent: 
Balten: für Pr. die DUnw, bed Minifterd des Innern, betr. die polizei= 
lihe Behandlung der Fundſachen, v. 27. DH. 1899 und die AUBf. v. 
21. Nov. 1899, für Bay. die MinBek. v. 14. Dez. 1899, für Sachſ. 
die AV. v. 6. Zuli 1899 SS. 24-26, für Württ. die Min®f. v. 
14. Dez. 1899, für Bad. die AB. v. 11. Nov. 1899 88. 19 fi. für 
Heff. die B. v. 9. Aug. 1899 zc. 

6. Nach internationalem Privatrecht enticheidet das Necht ded Fund⸗ 
ort8 darüber, ob und unter welchen Boraußfegungen eine verlorene Sadıe 
Eigentum des Finders wird; dies gilt auch von einem auf einem deutichen 
Handelsihiff im Hafen von New York gemachten Funde (OLG. 10 S. 114). 


Anzeige des Fundes. 


&. 965. Wer eine verlorene!) Sadje findet und an ſich 
nimmt?), hat dem Berlierer oder dem Eigentümer oder einem 
f onftigen Empfangsbereditigten ?) unverzüglich *) Anzeige zu machen. 

ennt der Finder die Empfangsberedtigten nicht oder iſt 
ihm ihr Aufenthalt unbefannt, jo bat er den Fund und die 
Umftände, welche für die Ermittelung der Empfangsberedhtigten 
erheblich fein können, unverzüglich der Polizeibehörde‘) anzuzeigen. 
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St die Sache nicht mehr als drei Mark wert, fo bedarf es der 
Anzeige®) nicht. 

1) D. i. eine Sache, die bem Befiger abhanden gelommen tft, ohne 
daß diefer weiß, wo fie fih befindet (OLG. 6 ©. 117). Der Ausdruck 
„verlorene Sache” Hat bier eine andere Bebeutung als im $. 986; wenn 
der Dieb die geftohlene Sadje wegwirft, ift der Beftoblene und, wenn ber 
unmittelbare Beſitzer wider den Willen des mittelbaren Bellgerß bie 
tatfächlide Gewalt freimiliig aufgibt, der letztere als Berlierer an: 
zuſehen. Nicht verloren ift dagegen eine Sache, die der Eigentümer 
in feiner Wohnung nur verlegt Bat. 2, Finder ift, wer eine 
verlorene Sade entdedt und an fih nimmt, d. 5. in Beſitz nimmt. 
Ob letzteres geichehen, ift nad den Umitänden bes alle zu ent: 
fheiden und 3.8. zu verneinen, wenn jemand eine am Wege liegende 
Sache aufhebt, um fie zu befehen, und fie gleich wieder an den Fund⸗ 
ort legt. 3) D. i. jeder, der bie Herausgabe der Sade von 
dem Finder verlangen fann (vgl. S. 969; DRG. 8 S. 112). Die 
Anzeige an einen der mehreren befannten Empfangsberechtigten genügt 
(3.428). Bu biefer Anzeige ift des Finder auch damn verpflichtet, wenn 
fi bei ihm nach dem Funde eine nach ihren Angaben beredhtigte Perſon 
meldet und fein Grund vorliegt, den Angaben zu mißtrauen (DVG. 4 
©. 882). 4) 8. 121 Abf. 1. 5) D. h. irgend einer PBolizeibehörde, 
ohne Rüdfiht auf die Örtliche Zuftändigkeit; |. Vorbm. B. 6». h. 
der Anzeige an die Polizeibehörde; die im Abſ. 1 vorgefchriebene Anzeige 
it ohne Rückſicht auf den Wert der Sache erforderlid (OLG. 4 ©. 882). 
Bol. ferner 8. 978 Abſ. 2, 8. 974 Sat 1. 


Derwahrung der Sache. 

6.966. Der Finder ift zur Verwahrung der Sache ver- 
pflichtet !). 

Sit der Berderb der Sache zu beforgen oder ijt die Auf- 
bewahrung mit unverhältnismäßigen Koften verbunden, fo hat 
der Finder die Sache öffentlich verjteigern zu laflen?). Bor der 
Berfteigerung iſt der Polizeibehörde?) Anzeige zu maden. Der 
Erlös tritt an die Stelle der Sache. 

1) Bol. SS. 688 F., 1215; Sondervorjchriften in SS. 967f. ©. auch 


StGB. S. 246. 2) 8. 888 Abſ. 8, SS. 156, 4677. 3) Anm. 6 
zu 8. 966. 


Ablieferung an die Polizeibehörde. 

8.967. Der Finder ift beredtigt und auf Anordnung der 

Bolizeibehörde verpflichtet, die Sadye oder den Verſteigerungs⸗ 
ealöst!) an die Polizeibehörde abzuliefern?). 

1) 8. 966 Abſ. 2. 2) Bal. 8. 975. Die Polizeibehörde darf 

die an fie abgelieferte Fundſache nicht vernichten, jondern muß für ihre 

Berwaßrung forgen, fie möglicherweiſe verfteigern und den Erlös ver: 


wahren, den Eigentümer ermitteln und, wenn das nicht gelingt, die Sache 
evenil. deren Erlös an den Finder berauögeben (OLG. 12 ©. 127). 
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Baftung des Finders. 

+968. Der Finder hat nur Vorſatz und grobe Fahr⸗ 
läffigfeit zu vertreten‘). 

1) Bol. SS. 276 f., 680, 682, 690. 

Srfreiung von der Haftung. 

.969. Der Finder wird durch die Herausgabe der 
Sade an den Berlierer auch den fonjtigen Empfangsberechtigten 
gegenüber befreit). 

1) Anm. 3 zu $. 966. 

Aufwendungen, 

970. Macht der Finder zum Zwede der Verwahrung 
oder Erhaltung der Sadje oder zum Zwede der Ermittelung eines 
Empfangsberedhtigten Aufwendungen, die er den Umjtänden nad) 
für erforderlich alten darf, jo Tann er von dem Empfangs« 
berechtigten Erfat verlangen). 

1) Bol. SS. 670, 688, 698; 266 f.; 972, 974. 

Zinderlohn. 

8.971. Der Finder kann von dem Empfangsberetigten 
einen Finderlohn verlangen!). Der Finderlohn beträgt von dem 
Werte der Sache bis zu breihundert Markt fünf vom Hundert, 
von dem Mehrwert eins vom Hundert, bei Zieren eins vom 

undert. Hat die Sache nur für den Empfangsberedtigten einen 
ert, jo ift der Finderlohn nad) billigem Ermeſſen zu beitimmen. 

Der Anfprud iſt ausgeichlofien, wenn der Finder die An⸗ 
zeigepflicht verlegt oder den Fund auf Nachfrage verheimlicht 2). 

1) 35. 972, 974, 2) 8. 965, $. 978 Abi. 2 Sag 2. Bal. 
DRG. 4 ©. 882. 

Geltendmachung der Anſprüche des Linders. 

8.972. Auf die in den 88. 970, 971 beftimmten Anſprüche 
finden die für die Anſprüche des Beligers gegen den Eigen- 
tümer wegen Verwendungen geltenden Borfchriften der 88. 1000 
bis 1002 entiprehende Anwendung). 

1) Bol. vor $. 965 Nr. 1a. E. 

Eigentumserwerb des Finders. 

8.973, Mit dem Ablauf eines Jahres nad) der Anzeige 
des Fundes bei der Bolizeibehörde erwirbt der tyinder!) das Eigen- 
tum an der Sadhe?), es fei denn, daß vorher ein Empfangs⸗ 
berechtigter dem Finder befannt geworden iſt oder fein Recht 
bei der Bolizeibehörde angemeldet hat?). Mit dem Erwerbe des 
Eigentums erlöſchen die Sonftigen Rechte an der Sache . 

Sit die Sache nicht mehr als drei Mark wert®), jo beginnt 
die einjährige Yriit mit dem Funde. Der Yinder erwirbt das 
Eigentum nit, wenn er den Fund auf Nachfrage verheim- 
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it‘). Die Anmeldung eines Rechtes bei der Bolizeibehörde 
fteht dem Erwerbe des Eigentums nicht entgegen. 

I) Yusn. S. 976. 2) Oder dem Berfteigerungserlöfe (8. 966 
Abſ. 2, $. 975 Sag 2). 8) Letzterenfalls $. 974. Offentliche Belannt: 
madhung bes Fundes durch die Polizeibehörde ift nicht Vorausfegung. 
4) Bol. SS. 936, 945, 949. Bereicherungsaniprud 8. 977. 5) 8. 965 
Abſ. 2 Sag 2. SKenninid des Finders von einem Empfangsberedhtigten 
fließt auch in diefem Fyalle den Eigentumserwerb aus. 6) Bal. 8. 971 
Abj. 2. 

.97A. Sind vor dem Ablaufe der einjährigen Frift 
Empfangsberecdhtigte dem Finder befannt geworden oder haben fie 
bei einer Sache, die mehr als drei Marf wert iſt, ihre Rechte bei 
der Polizeibehörde rechtzeitig angemeldet, fo kann der Finder 
die Empfangsberedtigten nad) den Borfchriften des $. 1003 zur 
Erflärung über die ihm nad) den 88. 970 bis 972 zuftehenden 
Anſprüche auffordern. Mit dem Ablaufe der für die Erklärung 
beitimmten rift erwirbt der Tyinder das Eigentum und er» 
löfhen die ſonſtigen Rechte an der Sache, wenn nicht die 
Empfangsberedhtigten fich rechtzeitig zu der Befriedigung der 
Anſprüche bereit erflären?). 

1) Borausgefegt ift, daß die Anſprüche feftftehen. Sind fie vor dem 
Ablaufe der Friſt beftritten worden, fo bleibt dem Finder überlaſſen, zu- 
nächſt ihre rechtskräftige Feftftellung herbeizuführen und dann den Empfang: 
berechtigten nochmals zur Erklärung nach Diaßgabe bes eriten Saßes auf: 
äufordeın. Erſt wenn der Empfangsberechtigte au nach biefer Auf: 
fordberung ſich nicht rechtzeitig zur Befriedigung der Anfprücde bereit 
ertlärt, erwirbt der Finder das Eigentum ($. 1008; Denkſchrift S. 666). 

8.978. Dur die Ablieferung der Sache oder des Ber- 
iteigerungserlöjes an die Bolizeibehörde!) werden die Rechte des 
Yinder3?) nicht berührt. Läßt die Polizeibehörde die Sache ver- 
fteigern, fo #ritt der Erlös an die Stelle der Sadıe?). Die 
Bolizeibehörde darf die Sache oder den Erlös nur mit Bus 
fiimmung des Finder einem Cmpfangsberechtigten heraus⸗ 


gebent). 
1) 8. 967. 2) Sowohl bie Anſprüche aus 88. 970ff. als 
auch das Recht auf den Eigentumserwerb (88. 978 f.). 3) Pol. 


$. 966 Abſ. 2 Sag 8. Für das Recht und bie Pflicht der Poltzeibehörbe 


“ zur Berfteigerung ilt das öffentliche Necht maßgebend, 3.8. für Sachſen 


die AB. v. 6. Juli 1899 $. 26. 4) Wegen des Burüdbehaltungs: 
rechts des Finders (SS. 972, 1000). Die Zuftimmung ift eventuell im 
Prozeßwege Herbeizuführen (ZPO. $. 894). 
Gigentumserwerb der Gemeinde, 
6. 976. Berzichtet der Finder der Polizeibehörde gegen: 
über!) auf das Recht zum Erwerbe des Eigentums an der Sadhe, 
fo gebt fein Recht?) auf die Gemeinde des Yundorts über. 
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Hat der Yinder nach der Üblieferung der Sache oder des 
Berfteigerungserlöfes an die Polizeibehörded) auf Grund Der 
Vorſchriften der 88. 973, 974 das Eigentum erworben, fo geht 
es auf die Gemeinde des Fundorts über, wenn nicht der Finder 
vor dem Ablauf einer ihm von der Polizeibehörde beitimmten 
Friſt die Herausgabe verlangt*). 

2) $. 180 abſ. 8 2) SS. 973. 3) 58. 967, 976. 
4), Die Gemeinde erwirbt das Eigentum kraft Geſetzes. ar die Konfular: 
gerichtäbezirfe vgl. Reichsgeſ. v. 7. April 1900 8. 86. 

Ausgleichung des Rechtsverluſtes. 

&. 977. Wer infolge der Vorſchriften der 88. 973, 974, 
976 einen Rechtsverluſt erleidet, kann in den Yällen der 88. 973, 
974 von dem Finder, in den Yällen des 8. 976 von der Ge 
meinde des Fundorts die Herausgabe des durch die Rechts⸗ 
änderung Erlangten nad den Vorfchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung fordern!). Der Anſpruch er- 
Kfcht mit dein Ablaufe von drei Fahren?) nach dem Übergange 
des Eigentums auf den Finder oder die Gemeinde, wenn nicht 
die gerichtliche Geltendmachung?) vorher erfolgt. 

1) 8. 812 Abſ. 1 Sag 1, 88. 818f. Pol. 8. 951 Abt. 1. 2) Die 
Friſt ift eine Ausſchlußfriſt (SS. 186— 188). 3) Pol. 88. 209, 941, 1002. 
gun bei Behörden und Berkehrsanftälten. 

. Ablieferung der Sache. 

6. 978. Ver eine Sadıe in den Geihäftsräumen oder den 
Beförderungsmitteln einer öffentlichen Behörde oder einer dem 
Öffentlihen Verkehre dienenden VBerfehrsanftalt!) findet und an 
fi) nimmt?), hat die Sache unverzüglich an die Behörde oder die 
Berlehrsanftalt oder an einen ihrer Angeitellten abzuliefern. 
Die Borjchriften der 88. 965 bis 977 finden Feine Anmwendung?). 

2) ©. h. Trandportanftali (ftr.). 2) Val. 8. 965. 3) ©. vor 
$. 965 Nr. 8. 

2. Berfleigernng. 

6.978, Die Behörde oder die Verkehrsanſtalt Tann die an 
fie abgelieferte Sache öffentlich verfteigern!) laſſen. Die öffentlichen 
Behörden und die Berlehrsanitalten des Weiche, der Bundes⸗ 
ftaaten und der ®emeinden können die Berjteigerung durd) einen 
ihrer Beamten vornehmen laffen. 

Der Erlös tritt an die Stelle der Sade?). 

1) 8. 888 Abf. 8, $. 156. Borausfegungen 88. 980, 982. *) Bel. 
Ss. 976 Sat 2. 

3. Bekanntmadung des Zundes. 
+ 980. Die Verfteigerung ift erſt zuläffig?), nachdem Die 
Empfangsbereditigten in einer öffentlichen Belanntmadjung?) des 
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Hundes zur Anmeldung ihrer Rechte unter Beltimmung einer 
Friſt aufgefordert worden find und die Friſt verjtridhen ift; fie 
ift unzu fg), wenn eine Anmeldung rechtzeitig erfolgt ift. 

Die Belanntmahung ift nicht erforderlih, wenn der Verderb 
der Sache zu beforgen oder die Aufbewahrung mit unverhältnis- 
mäßigen Koften verbunden ift?). 

1) Eine hiernach unzuläffige Verfteigerung macht ben Erfteber nicht 
zum Eigentümer (beftr.) und begründet eine Schadenserfakpflicht gemäß 
88. 828 fi.; ſ. auch S. 981 Abſ. 2. 2) 8. 982. 3) 8. 888 Abſ. 1 


Satz 2, S. 966 Abi. 2. 
4. Erwerb des Erlöfes, 

8. 981. Sind feit dem Ablaufe der in der öffentlichen Be- 
fanntmadhung beitimmten Frift drei Jahre veritrichen, fo fällt der 

igerungserlös, wenn nicht ein Empfangsberedtigter!) fein 
Recht angemeldet bat, bei Reichsbehörden und Reichsanſtalten 
an ben Reichsfiskus, bei Landesbehörden und Landesanitalten 
an den Fiskus des Bunbesftaats, bei Gemeindebehörben und 
Gemeindeanftalten an die Gemeinde, bei Berfehrsanftalten, die 
von einer Privatperjon betrieben werden, an dieſe. 

Iſt die Verſteigerung ohne die öffentliche Bekanntmachung 
he fo beginnt die dreijährige Friſt erſt, nachdem die 
Empfangsberedtigten in einer öffentlichen Befanntmadhung?) des 
Hundes zur Anmeldung ihrer Rechte aufgefordert worden find. 
Das gie gilt, wenn gefundenes Geld abgeliefert worden ift. 

ie Koften werden von dem herauszugebenden Betrag ab- 
en. 
Unm. 8 zu S. 966. 2) 8. 980. 5) 8. 982. 
5. Borbehalt wegen der Bekanntmachung, 

8. 982. Die in den 88. 980, 981 vorgeföhriebene Bekannt⸗ 
machuüng erfolgt bei Reichsbehörden und Reichsanſtalten nad) 
den von dem Bundesrat!), in den übrigen Fällen nad) den von 
der Bentralbehörde des Bundesjtaats?) erlaffenen Vorſchriften. 

2) Der Bundesrat bat nad) der Belanntmadhung v. 16. Juni 1898 
(REBEL. S. 912) nachſtehende Borfchriften befchlofien: 

8. 1. Die nah den SS. 980, 981, 988 bed BGB. von Reichs⸗ 
behörden und Neichsanftalten zu erlafienben Bekanntmachungen erfolgen 
dur Aushang an ber Amigftelle ober, wenn für Belanntmachungen der 
bezeichneten Art eine andere Stelle beftimmt ift, durch Aushang an biefer 
Stelle. Zwiſchen dem Tage, an welchem der Aushang bewirkt, und dem 
Tage, an weldem das ausgehängte Schriftftüd wieder abgenommen wird, 
fol ein Zeitraum von mindeſtens ſechs Wochen liegen; auf die Gültigkeit 
der Belanntmachung Hat es feinen Einfluß, wenn das Scriftftüd von dem 
Orte des Aushanges zu früh entfernt wird. 

Die Behörbe oder die Anftalt kann weitere Belanntmadjungen, ins⸗ 
beionbere durch Einrüdung in Öffentliche Blätter, veranlaflen. 
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8. 2. Die in der Belanntmadhung zu beftimmende Friſt zur An: 
meldung von Rechten muß mindeſtens ſechs Wochen betragen. Die Yrift 
beginnt mit dein Aushange, falls aber die Bekanntmachung auch durdh 
Einrüdung in Öffentliche Blätter erfolgt, mit der legten Einrüdung. 

2) Siehe u. a. für Pr. den gemeinichaftl. Erl. v. 18. Nov. 1899, für 
Bay. die MinBel. v. 2. Dez. 1899 88. 1, 2, für Sadf. die AB. 
v. 6. Juli 1899 88. 28—Bl, für Württ. bie MinVf. v. 29. San. 1900, 
für Bad. bie AV. v. 11. Nov. 1899 $. 19, für Heff. die B. dv. 9. Aug. 1899 
ss, 17—19. 


6. Berwandte Fülle. 

8. 983, it eine öffentliche Behörde im Beſitz einer Sache, 
zu deren Herausgabe fie verpflichtet ift, ohne daß die Ber- 
piichtung auf Vertrag beruht, jo finden, wenn der Behörde der 

Empfangsberedhtigte oder deflen Aufenthalt unbefannt ift, die 
Borfhritt ten der 88. 979 bis 982 entiprechende Anmwendung?). 


1) Sondervorfichriften gemäß EG. Art. 145 (Hinterlegung) u. Gel. 
nt das Poftweien v. 28. Oft. 1871 8. 26. 


HSA. Wird eine Sadje, die jo lange!) verborgen gelegen 
bat, daß der Eigentümer nicht mehr zu ermitteln it ( tz), 
entdeckt und infolge der Entdeckung in Beſitz —— ſo 
wird das Eigentum zur Hälfte von dem Entdecker, zur Hälfte 
von dem Eigentümer der Sache erworben, in welcher der 
Schatz verborgen war?). 


1) Die lange Dauer muß ben Grund für die Unauffindbarkeit des 
Eigentümers bilden (OLG. 8 ©. 115). 2) Ob von dem Entdecker 
oder einem anderen, tft gleichgültig. Anders beim Funde (ſ. Anm. 2 zu 
S. 966, $. 978). 3) Beide werben unmittelbar fraft Gefeged Mit: 
eigentümer im Sinne bes 8. 1008. Iſt ber Entdeder zugleich der Eigen: 
tumer der Sache, wird er Allelneigentlimer bes Schages. Bgl. noch 8. 1040 
u. EG. Urt. 109. Der Borbehalt der auf einen Schag bezüglichen 
Eigentümerrecdhte feitend bes Grundftüddveräußerers iſt der Eintragung 
in dad Grundbuch nicht fähig (KG. 24 ©. A 244 = NIU. 8 S. 186). 


Vierter Titel. 
Anſprüche aus dem Eigentume. 


1. Das Recht zum Belige ber Sache, welches nach 8. 908 den Haupt: 
inbalt des Eigentums bildet, betätigt fih in den Anfprude des 
Eigentümers auf Herausgabe (rei vindicatio) gegen jeden, der bie 
Sade beiigt ($. 985), one Hierzu dem Cigentümer gegenüber berech tigt 
zu fein (vgl. $. 986). Das Berhältnis verliert an Einfachheit, wenn 
einerfeit3 dem Cigentümer auch Nutungen herauszugeben find umd 
Schadenserſatz zu leiften ift, anderfeit3 dem Befiger VBerwenbungen auf 
die Sadje vergütet werben müſſen. Das BGB. Hat diefe Neben: und 
Gegenanfprüce felbftändig geordnet. 
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a) Der Umfang der Nebenanjprüäcde hängt davon ab, ob ſich 
der Beiiger durch verbotene Eigenmacht oder durch eine ftrafbare Handlung 
den Beiig verfchaftt Hat, ob er bösgläubig oder gutgläubig if. In dem 
eriten Kalle haftet der Befiger, au) wenn er gutgläubig ift, nach den 
Vorichriften über umerlaubte Handlungen, alfo auf Erfag bes ge: 
tamten Schadens, der bem Eigentümer dadurch entftanden tit, daß der 
Beliger ſich den Beſitz verfchafft hat, insbeſondere auf Erfag ber Nugungen, 
die der Eigentümer gezogen Haben würde, fowie für die zufällige Un: 
möglichfeit der Herausgabe (Untergang, Berfchlechterung 2c.) der Sache 
und ihrer Nugungen, es fei denn, daß diefe auch ohne die Handlung des 
Beligers eingetreten fein würbe (SS. 992, 848 f.). Der unredliche Be- 
iger ıüber den Begriff vgl. 8. 990 mit Anm. 2 ſowie für den Fall des 
mittelbaren Beſitzes 8. 991 Abi. 1) Haftet für alle Nutzungen, die er ge: 
jogen und deren Biehung er fchulöhaft unterlaffen Hat, und für ver: 
ihuldete Linmöglichleit der Herausgabe 2c.; von bem Berzug ab haftet er 
auch darüber Hinaus für den durch den Verzug entftandenen Schaden, 
inöbefondere für die Nugungen, die der Eigentlimer gezogen Haben würde, 
und für zufällige Unmöglichleit der Herausgabe ꝛc., e8 fet ben, daß der 
Schaden auch bei rechtzeitiger Herausgabe eingetreten fein würde (88. 990, 
286 if... Der redliche Beſitzer haftet, von den erwähnten Fällen des 
8.992 abgejeben, grundfäglich nur von der Rechtshängigkeit des Eigentums» 
anfpruch8 ab für die gezogenen und für die fchuldhaft nicht gezogenen 
Nugungen und für verichulbete Unmöglichkeit der Herausgabe 2c. (SS. 987, 
989); aus der Zeit vor der Rechtshängigkeit haftet er für verſchuldete 
Herausgabeunmöglichkeit 2c. nur als Befigmittler, inſoweit er dem mittelbaren 
Beiiger verantwortlich ift (F. 991 Abf. 2), und auf die von ihm gezogenen 
Nutzungen nur nah den Borfchriften über die ungerechtfertigte Be: 
reiherung, und zwar auf fämtliche gezogene Nugungen nur dann, wenn 
er den Eigen- oder Nugungsbefig unentgeltlih erlangt hat ($. 988), 
anderenfalls lediglih auf Die gezogenen Früchte (nicht den Gebrauchs: 
vorteil), joweit Diefe nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtfchaft 
nit als Ertrag anzuſehen find ($. 998). 

b) Als Gegenanſprüche des Befigers läßt dad BGB. nur ben 
Anipruh auf GEriag von Berwendungen und das Albtrennungsrecht 
(jas tollendi) zu, dagegen Hat es den Löfungsanipruch des redlichen ent: 
geltlichen Erwerbers oder Pfandnehmers aus dem früheren Rechte nicht 
übernommen (j. jedoch den Borbehalt des EG. Art. 94 Abi. 2 für öffent: 
lie Pfandleihanftalten). Das Abtrennungsrecht berechtigt vor der 
Derausgabe zur eigenmächtigen Abtrennung und Aneignung wejentlicher 
Beitandteile, die der Beftger mit der Sache verbunden Hat, gegen die 
Berpflihtung des Beligerd, die Sache auf feine Stoften in den vorigen 
Stand zu jegen, und gemährt nach der Wiedererlangung der Sache durch 
ben Eigentümer dem Beflger einen Aniprud auf Geftattung der Weg- 
nahme, event. nach Sicherbeitgleiftung für den durch diefe entitehenden 
Schaden ($. 997 Abſ. 1, 8. 258); der Eigentümer fann aber die Ab: 
trennung durch Erſatz des Wertes des Beitandteil3 abwenden (vgl. $. 997 
Ab. 2, auch Über weitere Ausn.). Bezüglih des Erfaganiprudhs 
wegen Berwendungen tft zwifchen notwendigen und anderen Ber: 
wendungen zu unterfcheiden. Erſtere (f. dazu 8. 995) Hat der Eigentümer 


Ahilles, Bürgerliches Geſezbuch. 5. Auflage. 31 


482 Sachenrecht. Eigentum. 


zu erfegen, wenn jie don einem gutgläubigen Befiker vor der Rechts: 
hängigteit des Herausgabeanſpruchs gemadjt find (Musn. für die Zeit, für 
welhe dem Beliger die Nugungen verbleiben, gemäß 8. 994 Abi. 1 
Cap 2, $. 995 Sat 2), anderenfall® nur nad) den Borfcriften über die 
Geihäftsführung ohne Auftrag (8. 994). Andere als notwendige Wer: 
wendungen find nur unter der doppelten Vorausſetzung zu vergüten, dag 
durch fie der Wert der Sache noch zu der Beit ihrer Wiedererlangung 
dur den Eigentümer erhöht wird und daß fie vor der Nectshängigfeit 
durch einen gutgläudigen Beſitzer gemacht find ($. 996). Liber die Be: 
ftellungstoften eine3 landwirtichaftlihen Grundſtücks f. $. 998. Ob die 
Berwendungen von dem Beklagten ſelbſt oder einem Rechtsvorgänger 
desfelben (ein anderer Borbefiger fteht nicht gleich), ob fie während der 
Eigentumgzeit des Klägers oder vorher gemacht find, iſt gleichgültig 
($. 999). Der Erjaganiprud; wegen Perwendungen fann (von einer 
Ausn. abgefegen) ftet3 im Wege des Zurüdbehaltungärehts (8. 1000), 
dagegen im Wege der Klage nur dann geltend gemacht werden, wenn der 
Eigentümer die Sache wiedererlangt bat und auch von der Befugnis, jie 
dem Befiger zurüdzugeben, feinen Sebrauch madıt oder wenn der Eigen 
tümer die Verwendungen genehmigt: ald Genehmigung gilt die Annahme 
der unter Borbehalt des Verwendungsanſpruchs angebotenen Sache 
($. 1001). Hat der Beflter ohne diefen Vorbehalt die Sache dem Eigen: 
tümer herausgegeben und legterer die Verwendungen nicht genehmigt, To tit 
der Berwendungsanipruh an eine Ausſchlußfriſt von einem oder (bei 
Grundftüden) ſechs Monaten feit der Herausgabe gefnüpit (3. 1002:. 
Schließlich gewährt 8. 1008 dem Befiger unter beitimmten Woraus: 
fegungen das Recht, fich wegen der nicht genehmigten Verwendungen aus 
der Sache nah den Regeln des Pfandverlauis oder der Grunditüde: 
zwang8pollitredung zu befriedigen. 

2. Außer dem Herausgabeanfpruche fteht dem Gigentüner die actio 
negatoria und ein Aniprudy auf Geftattung der Auiſuchung und Weg: 
ihaffung feiner Sadye zu. Die acotio negatoria ſetzt voraus, dag 
das Eigentun in anderer Weile als durch Entziehung oder VBorenthaltung 
des Beſitzes beeinträchtint wird, ohne daß der Eigentümer zur Duldung 
diefer Beeinträchtigung verpflichtet ift, und geht gegen den Störer aui 
Befeitigung der Beeinträchtigung und, wenn weitere Beeinträdhtigungen 
zu beforgen find, auf Unterlaffung (s. 1004), dagegen nicht auf Schadens: 
eriag (vgl. $. 828). Der Anſpruch auf Geftattung ber Auf- 
ſuchung und Wegſchaffung bat zur Vorausiegung, dat die Sadıe 
auf ein in fremden Befige hefinbliches Grundftüd gelangt, aber noch 
nicht in Befig genommen ift (88. 10005, 867). 

Neben den drei im BGB. geregelten Eigentumsaniprüchen beitebt 
auch jeßt noch die Klage auf Peftitellung bed Eigentums oder des 
Nichtbeftehens eines das Eigentum beichränftenden Rechtes gemäß ZRO. 
8. 256 (IW. 1902 Beil. S. 179). 

8. Im Anſchluß an die Eigentumsanfprüche ftellt dad BGB. zu 
Gunſten des Beſitzers einer beweglichen Sace eine Eigentums: 
vermutung auf (8. 1006) und gewährt dem früberen Befiger einer 
iolden Sade einen Herausgabeanfprucd gegen den jchlechter be 
rechtigten jegigen Befiger ($. 1007). Dieler den Negeln der Bindilation 
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unterliegende Anſpruch jekt entweder bösgläubigen Beſitzerwerb des 
jeigen Beſitzers oder unfreiwilligen Befigverluft des früheren Befiters 
im Einne des 8. 986 (Ausn. für Geld und Inhaberpapiere) voraus. 
Tiefe Vorausſetzungen Bat der Kläger neben feinem früheren und bes 
Beklagten jegigen Befite zu beweifen, wogegen bem Bellagten der Nach: 
weiß der folgenden Ausfchließungsgründe obliegt. Der Unfpruch ift ſtets 
ausgeſchloſſen, wenn der frühere Befiter den Befig bösgläubig erworben 
bot oder wenn der jegige Befiger dem früheren gegenüber zum Beſitze 
berechtigt tit (S. 986); der auf böggläubigen Erwerb des jegigen Beſitzers 
geitügte Anipruch wird ferner durch die Einwendung geichlagen, daß der 
frühere Beiiger den Bells aufgegeben Habe, unb der auf unfreiwilligen 
Beſitzverluſt gegründete durch die Einwände, daß der jegige (gutgläubige) 
Tefiger Eigentümer fei oder daß ihm vor der Beſitzzeit des früheren 
Beñitzers die Sache abhanden gekommen fei. 

4. Die für die Eigentumsanfprüche geltenden Vorichriften finden 
auf die Anſprüche aus dem Erbbaurechte, dem Nießbraucdhe, dem Pfand: 
rechte, dem Erbpacht⸗ und Abbaurecht entiprechende Anwendung (88. 1017, 
1066, 1227, EG. Urt. 68, 68), und der negatorifhe Anſpruch ift auch 
bet Beeinträchtigung einer Grunddienſtbarkeit oder einer befchräntten 
verfönlihen Dienftbarfeit gegeben (88. 1027, 1090), Die Borfchriften 
über die Neben: und Gegenanfprüce find ferner in 88. 292, 847, 860, 
2023 für anwendbar erflärt. Ubergangsvorſchriften in Art. 180 f. 


I. Anſpruch auf Herausgabe. 

6. 988. Der Eigentümer!) fann von dem Beliger?) die 
Herausgabe?) der Sade*) verlangen. 

2) Wegen bed Miteigentümerd vgl. $S. 1011. Erleichterung bes 
Eigentumsbeweifſes durch SS. 891f., 1006. 2) Auch von dem mittel⸗ 
baren Beſitzer (OLG. 2S. 267, 6 ©. 164), aber nicht von dem Beſitzdiener. 
Der verklagte Beſitzmittler kann den Kläger gemäß 8PO. 8. 76 an den 
mittelbaren Beſitzer verweiſen. Die Exekutionsinterventionstlage (3PO. 
$. 771) gebt nicht auf Herausgabe; ber Pfändungsgläubiger haftet daher 
auf Schadenserſatz wegen ungeredytfertigter Pfändung oder verzögerter 
Sreigabe nicht gemäß 88. 987 ff., fondern nach 88. 828 ff. (NG. 61 ©. 480; 
a. M. OL. 2 ©. 267, 8 ©. 10, SächſArch. 15 ©. 627). 8) S. 8. 986 
Abi. 1 Sag 2 und megen ber Haftung des mittelbaren Beſitzers $. 870. 
Zwangsvpollftreckung gemäß ZPO. 88. 888, 885 f. bzw. (im Falle bes 
BGB. 8. 870) 8. 894. Schadenserjag ftatt Herausgabe 88. 288, 265. 
Über die Nebenaniprücde vgl. Borbin. 1a. 4) Auf eine Klage auf 
Serausgabe eined Sachinbegriff3 (vgl. SS. 92, 1085) findet 8. 260 feine 
Anwendung, weil jede einzelne Sache Gegenftanb eines beſonderen Herauß: 
gabeanipruch8 bildet (OLG. 5 ©. 158; f. RS. 52 ©. 888, 58 ©. 220). 

Ginwendungen des Befiters. 

8.986. Der Beliger Tann die Herausgabe der Sache ver⸗ 
weigern, wenn er oder der mittelbare Beliger, von dem er fein 
Recht zum Belig ableitet, dem Eigentümer gegenüber zum Befige 
berechtigt ift!). Iſt der mittelbare Befiger dem Eigentümer gegen- 
über zur Überlaſſung des Beſitzes an den Beliger nicht berugt?), 
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fo kann der Eigentümer von dem Befiter die Herausgabe der 
Sade an den mittelbaren Beſitzer oder, wenn diejer den Beſitz 
nicht wieder übernehmen Tann oder will, an ſich felbit verlangen?). 

Der Beliger einer Sache, die nach $. 931 durch Abtretung 
des Anſpruchs auf Herausgabe veräußert worden ilt, Tann dem 
neuen Eigentümer die Einwendungen enigegenjegen, welche ihm 
gegen den abgetretenen Anſpruch auitehen®). 

a) Sei e8 auf Grund eines dinglichen Rechtes, z. B. Niekbraud, 
Pfandrecht (8. 1086 Abf. 1, SS. 1205 f., 1228, 12058) oder auf Grund 
eines dem Cigentümer gegenüber wirkfamen perfönlichen Rechtes, 3. B. 
Miete oder Pacht von dem Eigentümer event. gemäß SS. 571 ff. von 
feinem Nechtöporgänger oder von einem Nießbrauder, Zurüdbehaltungss 
recht (ORG. 4 ©. 27), Kauf, indbefondere auch Brundftüdgtauf, aber 
nicht Vorvertrag zum Kaufe (Gruch. 48 ©. 948), nicht unfittlidder Miet: 
vertrag (OLG. 8 S. 422, abw. daſ. 7 ©, 11). 2) Beifp. 88. 549, 
581, os. 3) Bgl. $. 869 Satz 2. 4 Anm. zu $. 870 und zu 
8. 981. 

ebenanfprüne des Eigentümers: 
. auf Herausgabe der ——— 

8.987. Der Beſitzer hat dem Eigentümer die Nugungen!) 
herauszugeben, die er nach?) dem Eintritte der Rechtshängig⸗ 
fett 3) zieht. 

Zieht der Beſitzer nach dem Eintritie der Rechtshängigkeit 
Nutzungen nicht, die er nad) den Regeln einer ordönungsmäßigen 
Wirtichaft*) ziehen könnte, fo ift er dem Eigentümer zum Erfage 
verpflichtet, fomeit ihm ein Werfchulden®) zur Laft fällt. 

2) Begriff S. 100. 2) 8. 101, 8. 998 Ubi. 2. 5 3PO. 
88. 268, 281; EG. Art. 152. 4) Bol. 8. 581 Abſ. 1, SS. 592, 
1086 Abi. 2, 8. 1089. 5) Vorſatz oder Fahrläffigkeit (5. 276). 

&. O88. Hat ein Beſitzer, der die Sache als ihm gehörig!) 
oder zum Zmede der Ausübung eines ihm in Wirklichkeit nicht 
zuftehenden Nutzungsrechts an der Sache?) bejigt, den Beſitz uns 
entgeltlid) erlangt, fo ift er dem Eigentümer gegenüber zur 
Herausgabe der Rußungen, die er vor dem Eintritte der Rechts⸗ 
hängigkeit zieht?), nach den Borfchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung‘) verpflichtet. 

2) Als Eigenbeſitzer ($. 872). 2) Bel. 3. 955 mit Anm. 4. 
8) nm. 1—8 zu 8. 987. 4) 88. 812, 818. 

2. auf Schadenserſatz; 

8.989. Der Befiger iſt von dem Eintritte der Necdts- 
hängigfeit!) an dem Eigentümer für den Schaden ?) verantwortlich, 
der dadurch entiteht, daß infolge jeines Verſchuldens?) die Sache 
verjchlechtert*) wird, untergeht oder aus einem anderen Grunde’) 
von ihm nicht herausgegeben werden Tann. 

1) Anm. 8 zu S. 987. 2) 88. 249 fi. 8) Anm. 5 zu 8. 987. 
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HD. i. Beſchädigung, Verringerung oder Verderb der Sade, nicht 
Preisrücdgong (DOLS. 11 ©. 859). 5, Durch tatfächlicde oder rechts⸗ 
peichäftlicde Berfügung, 3. B. Weiterveräußerung (RG. 566 ©. 816, 
RG. 8 S. 191). 

3. gegen einen unredlichen Befiker; 

& 990. War der Befiger!) bei dem Ermerbe des Be- 
ige nicht in gutem Glauben?), jo haftet er dem Eigentümer 
von der Zeit des Erwerbes an nad) den 88. 987, 989. Erfährt 
der Befiger ſpäter, daß er zum Belite nicht berechtigt ift, fo 
haftet er in gleicher Weife von der Erlangung der Kenntnis an. 

Eine weitergehende Haftung des?) Befgers wegen Berzugs?) 
bleibt unberübrt>). 

1) Hinſichtlich des Befigmittlers f. $. 991, bes Pfändungsgläubigers 
Anm. 2 zu 8. 986. 2) Dies ift der Yal, wenn ihn befannt oder 
infolge grober Yahrläffigleit unbefannt war, daß er dem Eigentümer 
gegenüber zum Beige nicht berechtigt ift. Vol. S. 982 Abſ. 2, S. 987 
Abi. 2 mit Anm. 8) Schlechtgläubigen (ORG. 11 ©. 8569). *) SS. 284 ff. 
Nol. vor 8. 985 Nr. la. 5) Zu Abſ. 1 u. 2 f. 8. 2024. 

4, beim Dorhandenfein eines mittelbaren Befikes; 

6.991. Leitet der Beſitzer das Recht zum Beſitze von 
einem mittelbaren Befiter ab!), fo finden die Borfchriften des 
$. 990 in Unfehung der Nubungen?) nur Anmendung, wenn 
die Borausfegungen des 8. 990 auch bei dem mittelbaren Be» 
figer vorliegen oder diefem gegenüber die Rechtshängigkeit ein- 
getreten ift. 

Bar der Beliter bei dem Erwerbe des Beſitzes in gutem 
Glauben, jo hat er gleihmwohl von dem Erwerb an den im 
$. 989 bezeichneten?) Schaden dem Eigentümer gegenüber injomeit 
zu vertreten, als er dem mittelbaren Befiger verantwortlich iftt). 

1) 85. 868, 871. 2) 8. 987, nicht des Schaden? (8. 989). 
3) Alſo verfchuldeten. 4) Bol. vor 8. 985 Nr. 1a. 

5. bei eigenmärhtigem oder firafbarem Befiberwerb; 

6. 992. Hat fi be Beliger durch verbotene Eigen 
macht!) oder durd eine ftrafbare Handlung?) den Beſitz ver« 
ihafft?), jo Haftet er dem Eigentümer nad) den Vorſchriften über 
den Schadenserfag wegen unerlaubter Handlungen®). 

2) 8. 868. Berfhulden erforderlih (ZW. 1905 ©. 494), fubjettiv 
rechtswidrige Eigenmacht genügt aber (Bruch. 50 ©. 676). 2) 8.8. 
StGB. 88. 240, 242, 249, 268, 268. 3, © RG. 66 ©. 8i6. 
4) Nur in dieſen Fällen, nicht bei fonftiger Verlegung des Eigentums: 
anſpruchs haftet der Beſitzer gemäß $. 828 (NG. 56 ©. 816). Bol. 
vor $. 986 Nr. la, SS. 828, 848. und S. 2026. 

6. beim Mangel der bezeichneten Vorausſetzungen. 

6.993. Liegen die in den 88. 987 bis 992 bezeichneten 
Borausjegungen nicht vor, fo hat der Beliger die gezogenen 
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Hrücte!), fomeit fie nach den Regeln eıner ordnungsmäßigen 
Wirtſchaft nicht als Ertrag der Sache anzuſehen find?), nad) den 
Borjhriften über die Herausgabe einer ungeredhtfertigten Be: 
reiherung?) herauszugeben; im übrigen iſt er weder zur Heraus« 
gabe von Nutzungen noch zum Schadenserſatze verpflichtet. 

Für die Zeit, für melde dem Beliger die Nutzungen ver- 
bleiben, finden auf ıhn die VBorfchriften des $. 101 Anwendung. 

1) Nicht fonitige Nußungen, vgl. SS. 995. S. Borbm. 1a. 
2) Anm. 4 zu 8. 987. 8) 88. 812, 818. 

Gegenanſprüche des Belikers: 
1. wegen notwendiger Verwendungen; 

6. 2394. Der Beliger Tann für die auf die Sache ge- 
madten notwendigen PVBerwendungen!) von dem Eigentümer 
Erjag verlangen?).. Die gemwöhnliden Erhaltungskoſten find 
ihm jedody für die Zeit, ; 
bleiben, nicht zu erfegen?). 

Macht der Befiger nad dem Eintritte der Rechtshängigkeit) 
oder nad) dem Beginne der im $. 990 beftimmten Haftung not« 
wendige Berwendungen, fo beitimmt fi die Erſatzpflicht des 
Eigentümers nad den Vorſchriften über die Gelhäftsführung 
ohne Auftrags). 

1) „Unter Verwendungen auf die Sade find ſolche Geſchäfte zu 
verſtehen, deren wirtichaftlicher Erfolg dem dinglich Berechtigten in trgend 
einer Weife zu gute kommt“ (M. III S. 411). Notwendig find dies 
jenigen Verwendungen, ohne welde die Sache untergehen oder ver: 
fhlechtert werden würde. Bol. jedoch SS. 995, 998. Ginlöfung der 
Sade bei einem Pfandgläubiger feine notw. Verw. GächſArch. 15 
©. 582. 2) Bol. 88. 256 f., 1000f. 8) Bol. SS. 100—102, 
987 fi. 4) Anm. 8 zu 8. 987. 5) 88. 688 f. 

8995. Zu den notwendigen Verwendungen im Sinne 
des 8. 994 gehören auch die Aufwendungen, die der Beſitzer 
zur Beitreitung von Laſten der Sache madıt. Für die Zeit, für 
melde dem Beliger die Nugungen verbleiben, find ihm nur Die 
Aufwendungen für ſolche außerordentliche Laſten zu erſetzen, die 
als auf den Stammmert der Sache gelegt anzufehen find!). 

2) Bol. SS. 101 ff., 1047, $. 1885 Nr. 1, 88. 1664, 2126, 2879 
2. wegen anderer Verwendungen. 

. . Für andere al3 notwendige Berwendungen!) 
fann der Beliger Erfag nur infoweit verlangen ?), als fie vor 
dem Eintritte der NRechtshängigleit und vor dem Beginne der 
im $. 990 beitimmten Haftung?) gemacht werden und der Wert 
der Sache durd) fie noch zu der Zeit erhöht ilt, zu welcher der 
Eigentümer die Sache wiedererlangt. 

2) Anm. 1 an 8. 994. 2) Anm. 2 ebb. 3) Der unredliche 


ür melde ihm die Nußungen ver: 
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Befiger und der Prozebbeiiger haben feinen Erjaganiprud für nicht not: 
wendige Berwendungen, wohl aber das Abtrennungsrecht (8. 997). Bgl. 
vor 8. 986 Nr. 1b. 

3. Abtrennungsrent. 

8.997. Hat der Beliger mit der Sache eine andere 
Sahe als wejentlihen Beitandteil verbunden‘), fo kann er lie 
abtrennen und fih aneignen?). Die Borjchriften des $. 258 
finden Anwendung. 

Das Recht zur Abtrennung iſt ausgeichlojlen, wenn der 
Befiger nad) 8. 994 Abf. 1 Sag 2 für die Verwendung Erſatz 
nicht verlangen kann oder die Abtrennung für ihn feinen Nugen 
dat?) oder ihm mindeitens der Wert erjegt wird, den der Bes 
Itandteil nad) der Abtrennung für ihn haben würde. 

1) Ss. 98 ff. 946 f., S. 951 Abi. 2. Für Pflanzen gilt feine Aus: 
nahme. 2) Val. vor 8. 986 Nr. 1b. ‚3) $. 226. 


4. Beflellungskoften. 
6.998. Sit ein landwirtſchaftliches Grundftüd heraus» 
zugeben, fo hat der Eigentümer die Kojten, die der Beſitzer auf 
die noch nicht getrennten, jedoch nach den Regeln einer ordnungs⸗ 
mäßigen Wirtihaft vor dem Ende des Wirtfchaftsjahrs zu 
trennenden Früchte!) verwendet hat, infomeit zu erjegen, als fie 
einer ordnungsmäßigen Wirtfhaft entiprehen und den Wert 
diefer Früchte nicht überfteigen?). 
2) 8.99 Abſ. 1. 2) Bol. $$. 102, 592, 1065, 1421, 1668, 2180 


5. Verwendungen eines Borbefikers. 

6.999, Der Beliger kann für die Verwendungen eines 
Vorbeſitzers, defien Rechtsnachfolger) er geworden ift, in dem— 
ſelben Umfang Erſatz verlangen, in welchem ihn der Vorbeſitzer 
fordern könnte, wenn er die Sache herauszugeben hätte?). 

Die Berpflitung des Eigentümers zum Erfage von Ber» 
wendungen erfiredt fih aud) auf die Verwendungen, die ge- 
macht worden find, bevor er das Eigentum erworben hat?). 

2) Gefamt: oder Sondernadifolger (j. 88. 221, 943). Im Falle 
der Sondernadifolge gilt der Berwendungsaniprud) als auf den gegen: 
wärtigen Befiger übertragen. 2) Abſ. 1 und 2 gelten aud für das 
Abtrennungsrecht ($. 997). 3) Die Berufung auf den öffentlichen 
Blauben des Grundbuchs ($. 892) findet gegen biefe Verpflichtung nicht 
ttatt. Ausn. von Abi. 2 in ZB®. 8. 98 Abf. 2; f. aber ORG. 8 ©. 116 
(Zurüdbehaltungsrecht in der Zwangsverſt. gegenüber den Realgläubigern). 


6. Zurückbehaltungsrecht. 

6. 1000, Der Beſitzer kann die Herausgabe der Sache 
verweigern, bis er wegen der ihm zu erjegenden Verwendungen 
befriedigt wird. Das Zurücdbehaltungsredt fteht ihm nicht zu, 
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wenn er die Sache durd eine vorfätlich begangene unerlaubte 
Handlung erlangt hat!). 

1) 8. 1000 fttmmt mit $. 278 Abſ. 2 überein. Auch 8. 278 Abf. 8 
und 8. 274 find anwendbar. Bal. $. 556 Ubi. 2; KO. 8. 49 Nr. 8. 
1. Geltendmachung des Anfpruds. 

1001. Der Beliper kann den Anfprud) auf den Erfaß 
der Verwendungen nur geltend maden, wenn der Gigentümer 
die Sache wiedererlangt!) oder die Berwendungen genehmigt ?). 
Bis zur Genehmigung der Verwendungen kann ſich der Eigen⸗ 
tümer von dem Anſpruche dadurch befreien, daß er die wieder: 
erlangte Sache zurüdgibt?). Die Genehmigung gilt als erteilt, 
wenn der Eigentümer die ihm von dem Beltger unter Borbehalt 
des Anſpruchs angebotene Sache annimmt®). 

1) Bol. 8. 1002. 2) 8. 684 Sag 2. 8) Mit der Rüdgabe 
ber Sache wird das Nechtöverhältnis wiederbergeftellt, weldyes zwiſchen 
dem Befiker und dem Gigentümer beftand, bevor dieier die Sadıe zurüds 
erlangt hatte. 4) ©. auch 8. 972. 

8. Ausſchlußfriſt. 

+ 1002. ®ibt der Befiger die Sache dem Eigentümer ber- 
aus, ſo erlifht!) der Anſpruch auf den Erjag der Berwendungen 
mit dem Ablauf eines Monats, bei einem Grundſtücke mit dem 
Ablaufe von ſechs Monaten nad) der Herausgabe, wenn nicht 
vorher die gerihtlihe Geltendmadjung erfolgt?) oder der Eigen- 
tümer die Verwendungen genehmigt?). 

Auf diefe Friſten finden die Fir die Berjährung geltenden 
Vorſchriften der 88. 203, 206, 207 entiprehende Anwendung. 

21) Keine Berjährung, fondern Ausſchlußfrift. Anders SS. 668, 606. 
2) 88. 209, 941, 977. 3) 8. 1001 Saß 1, 8. 

9. Befriedigung des Befibers aus der Sache. 

. 1003. Der Beliger kann ben Eigentümer unter Angabe 
bes als Erfa verlangten Betrag auffordern, fi) innerhalb einer 
von ihm beitimmten angemefjenen Friſt!) darüber zu erflären, ob 
er die Verwendungen genehmige?). Nach dem Ablaufe der Frift 
ift der Beſitzer berechtigt, Befriedigung aus der Sache nach den 
Borfchriften über den Pfandverfauf?), bei einem Grundftüde*) nad 
den Borjchriften über die Zmangsvollitredung in das unbeweg⸗ 
liche Vermögen) zu ſuchen, wenn nicht die Genehmigung recht- 
zeitig erfolgt. 

Beitreitet der Eigentümer den Anſpruch vor dem Ablaufe 
der Friſt, fo kann ſich der Beliger aus der Sache erft dann be= 
friedigen, wenn er nad) rechtskräftiger Yeltitellung des Betrags 
ber Verwendungen den Eigentümer unter Beſtimmung einer 
angemefienen Friſt zur Erflärung aufgefordert hat und die Friſt 
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verftrihen ift; das Recht auf Befriedigung aus der Sache ift 
ausgeihloffen, wenn die Genehmigung rechtzeitig erfolgt®). 

1) 8. 186 ff. VBgl. $S. 260 mit Anm. 2) 8. 1001. 
3. ss. 1288 ff. 4) Und einem regiftrierten Schiffe ($. 1268, ZPO. 
8. 870 Abi. 2). 5) 3VBG. 88. 15 ff., 146 ff., 162 Fi. 6) Bl. bie 
Anm. zu $. 974. 

Il. Andere Anfprüde aus dem Gigentume: 
1. wegen Beeinträchtigung ohne Beffkentzichung; 

8. 1004. Wird das Eigentum in anderer Weife als durch 
Entziehung oder Borenthaltung des Beſitzes beeinträchtigt‘), fo 
kann der Eigentümer?) von dem Störer?) die Bejeitigung der 
Beeinträhtigung verlangen. Sind meitere Beeinträchtigungen 
zu bejorgen *), 7 fann der Eigentümer auf Unterlafjung Plagen?). 

Der Anſpruch ift ausgefchloffen, wenn der Eigentümer zur 
Tuldung verpflichtet ijt®). 

1) 3. 8. dur Einwirkungen ſeitens des Nachbarn (vgl. 88. 906 ff. 
nedft Anm.); ſ. auch 88. 12, 862 mit Anm. Erforderlich iſt ein das 
Eigentum verlekender objektiver Zuſtand (OLG. 12 ©. 128: Beftreiten 
bed Eig. genügt nicht), eine Beeinträhtigung des dinglichen Rechtes felbft, 
ein Angriff gegen den durch dieſes Recht unmittelbar geichaffenen, feine 
dauernde Ausũbung gewährenden Tatbeitand im Gegenfage zur vorüber: 
gehenden, dem vermögensrechtliden Ausgleich unterliegenden Verlegung, 
die nach 88. 828 ff. zu beurtetlen ift (Seufff. 58 Nr. 86). Daß ber 
Eigentümer durch die Beeinträchtigung einen materiellen Schaden Batte, 
wird nicht gefordert (BadRpr. 1904 S. 89), ebenfowenig daß der Störer 
ih eine Rechtes berühmt oder vorfäßlich ober fahrläſſig gehandelt Hat 
(Grad. 44 ©. 1094, 46 ©. 660, DVG. 4 ©. 818); letztes bildet jeboch 
die Borausfegung für einen Erfakanipruch gemäß $. 828 (IW. 1902 
S. 70, RG. 61S. 2656). Das Eig.an einer Weide wirb durch Verunreinigung 
des angrenzenden öffentlichen Fluſſes, deffen Wafler infolgedeffen nicht mehr 
zum Tränfen des Weideviehs benugt werden kann, beeinträdhtigt (JW. 1902 
Beil. S. 240). Klage des wahren Eigentümers gegen ben Bucheigen⸗ 
ıimer auf Befeitigung der von dieſem beftellten Hypothet SeuffA. 61 
Nr. 8. Unzuchtsbetrieb im Nachbarbaufe f. Unm. 1 zu 8. 908, 4 zu 
$. 906. 2) Anm. 1, zu 8. 986. Der Mieter Hat nur die Befig- 
ſtärungstlage (OLG. 12 ©. 71). 3) D. i. derjenige, burch befien 
Villen der dag Eigentum beeinträchtigende Zuftand befteht oder von deſſen 
Villen die Beſeitigung dieſes Zuſtandes abhängt, bet einer durch Natur: 
gewalt berbeigeführten Einwirkung derjenige, auf deſſen Handlung oder 
Unterlafjiung der Borgang zurüdzuführen ift (Seuffl. 60 Nr. 56). Der 
Nachbar, der nach Errichtung der beeinträcdhtigenden Anlage fein Eigentum 
übertragen und jeden Einfluß auf deren Fortbeftehen aufgegeben hat, ift 
nit mehr Störer (OLG. 4 ©. 65). Haftung des Vermieters für Ein: 
griffe des Mieters f. Anm. 6 zu $. 906, des Bauberrn für Benutzung 
des Nachbargrundftüdd zu Baufuhren Seuffl. 60 Nr. 10, ber Stadt: 
gemeinde für Immiſſion ſchädlicher Beftanbteile durch die von ihr an: 
gelegte Kanalifatton Bruch. 45 S. 1008, Seuffll. 58 Nr. 8, des Militär- 
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Fiskus für das Hinüberfliegen von Kugeln aus dem Scießitande Gruch. 46 
S. 1016, RG. 55 ©. 55. Nominatio auctoris ZPO. 8. 7%. 
4) Die bloße abſtrakte Möglichkeit, daß ein fhabenbringendes Ereignis 
fi wiederholen fann, genügt nicht (SW. 1906 S. 554). 5) Auen. 
GewO. 8. 26, EG. Art. 125; f. Anm. 6 a. E. zu $. 906. Boll: 
ftredung des Urteild auf Befeitigung ZPO. $. 887, auf Unterlafiung 
8. 890 ebd. Ergibt ſich die Gefahr der Beeinträchtigung von felbit aus 
einer jtändigen Anlage des Beklagten, hat diefer nachzuweifen, daß Ein— 
griffe künftig gänzlich” ausgeſchloſſen find (FW. 1902 ©. 70; f. aud 
Grud. 48 ©. 946). Uber Immiſſionsprozeſſe vgl. Anm. 6 zu 8. 906. 
Unertennung der Freiheit des Eigentums durch den Bellagten kann 
auf Grund des 8. 1004 nicht begehrt werden (Seuffl. 59 Wr. 87;, 
ebenjowenig Schadenserfag. Deshalb kann ſich der Bellagte nicht auf 
$. 251 Abſ. 2 berufen (RG. bl ©. 408, OLG. 4 ©. 313). 6), Gntipr. 
8. 986 Abi. 1 Sag 1. 

2. wegen Auffuhung und Wegſtchaffung der Sache. 

8.1005. Befindet fi eine Sade auf einem Grundftüde, 
das ein anderer als der Eigentümer der Sache beſitzt, fo fteht 
diefem!) gegen den Beliker des Grundjtüds der im 8. 867 be: 
ſtimmte Anſpruch zu?). 

1) Anm. 1 zu $. 986. 2) Bgl. vor 8.985 Nr. 2, fowie Anın. 
zu $. 867. 

IU. Rechte aus dem Befihe beweglicher Sachen. 
1. Bermutung für das Eigentum. 

&. 1006. Zu Gunſten des Befigers!) einer beweglichen 
Sade?) wird vermutet, Daß er Eigentümer der Sade jei’). 
Dies gilt jedoch nicht einem früheren Beliter gegenüber, dem die 
Sache geitohlen worden, verloren gegangen oder fonft abhanden 
gelommen ift, es ſei denn, daß e3 fih um Geld oder Inhaber: 
papiere handeltt). 

Zu Gunſten eines früheren Befißer8 wird vermutet, daß er 
während der Dauer feines Befiges Eigentümer der Sache geweſen fei?). 

Im Halle eines mittelbaren Befiges®) gilt die Vermutung 
für den mittelbaren Befiger?). 

1) Einem Dritten kommt die Vermutung nidt zugute (OLE. 9 
©. 119). 2) Grundſtücke $. 891; f. die Anm. daſ. 8) Behauptet 
der Beliger nur Nießbraucher oder Pfandgläubiger zu fein, fo befteht die 
Bermutung für den Nießbraudy) oder dad Pfandrecht (SS. 1065, 1227; 
OLG. 8 ©. 198), aber nicht für das Verhältnis des Pfandgläubigers zu 
bem Eigentümer, von dem er jein Recht herleitet (DRG. 10 ©. 127). 
Auf Grund des 8. 1006 Hat der Eigentümer dem Befiger gegenüber ents 
weder zu beiweifen, daß ihm die Sache abhanden gekommen tft, oder daß 
der Beliger Eigentum nicht erworben oder wieder verloren hat; Sache 
de3 Eigentümers ift e8 daher, die Erwerbsart des gegenwärtigen Be 
figerS aufzudeden, um darzulegen, daß mit defien Erlangung ein Eigen: 
tumßerwerb nicht verbunden geweien ift (RG. 5b ©. 52; OLS. 4 
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S. 66; j. SächſArch. 11 S. 484, 12 ©. 766). 4) Bol. 8. 986 mit 
Anm. 5) Durch den Nachweis vorehelichen Beſitzes der Ehefrau wird 
die Bermutung des $. 1862 Abi. 1 überwunden (OV®. 12 ©. 129). 
6) 88. 868, 871. 7) SächſArch. 18 ©. 248. 


2. Anfprudz des früheren Befiers auf Herausgabe. 

8.1007, Ber eine bewegliche Sache im Befige!) gehabt hat, 
lann von dem Befiter?) die Herausgabe der Sache verlangen, wenn 
diejer bei dem Ermwerbe des Bejiges nicht in gutem Glauben war?). 

Sf die Sache dem früheren Beliger gejtohlen worden, ver- 
loren gegangen oder jonft abhanden gefommen, jo Tann er die 
Herausgabe aud) von einem gutgläubigen Beliger verlangen, e3 
jet denn, daß diefer Eigentümer der Sache iſt oder die Sade 
ihm vor der Beſitzzeit der früheren Beliters abhanden gelommen 
war. Auf Geld und Inhaberpapiere findet diefe Vorſchrift feine 
Anmwendungt). 

Der Anſpruch ift ausgejchlofien, wenn der frühere Beſitzer 
bei dem Erwerbe des Beliges nicht ın gutem Glauben war oder 
wenn er den Beſitz aufgegeben hat’). Im übrigen finden die 
Borjchriften der SS. 986 bis 1003 entiprechende Anmwendung?). 

1), Einerlei ob Eigenbeſitz oder Yremdbefig, mittelbarer oder un: 
mittelbarer Befig (vgl. vor $. 854 Nr. 1). Auf das Necht des Klägers zum 
Befige kommt es nicht an. 2) Anm. 2 zu 8. 986. 3) Anm. 2 zu 
8. 990. 4) Bol. 8. 985 nebit Anm. 5) Bol. vor 8. 854 Nr. 4. 
6, S. im Übrigen vor $. 985 Nr. 8. 


Fünfter Titel. 
Miteigentum. 


1. Da8 BEL. kennt zwei Formen des gemeinichaftlichen Eigentunis, 
da8 Miteigentum dieſes Titels, bei welchem dem einzelnen DMiteigen: 
tümer ein ideeller Anteil an der Sache, ein Bruchteil zufteht, der jeiner 
freien Berfügung ($. 747) jowie dem Bugriffe feiner Gläubiger unterliegt, 
und das Gefamteigentum oder die Gemeinschaft zur gefamten Hand, bei 
der feine ideellen Unteile beftehen (i. RG. 60 ©. 128). Die erite Form 
bildet die Negel (5. 741), über die Fälle der Iegteren Form vgl. Vorbm. 
dor 8. 741; außerhalb diefer Fälle ift die Vereinbarung eines Geſamt⸗ 
eigentums an Stelle bed Miteigentumd unzuläffig (OLG. 7 S. 872, 
28. 27 ©. A 276 —= RZU. 4 ©. 124, RAU 5 ©. 140; aud 3. 9. 
die Herftellung einer Erbengemeinihaft durch Aufhebung eines rechts: 
gültigen Erbauseinanderfegungsvertrags, OLG. 5 ©. 867). 

2. Während die Gemeinjchaft zur gefamten Hand für die einzelnen 
Säle je nad) dem Grunde und Zwecke der Gemeinſchaft verjchieden ge: 
ordnet ift (ſ. RS. 60 ©. 129), find für die Gemeinichaft nad) Brud- 
teilen allgemeine Borfchriften in den 88. 741 ff. getroffen. Dieje werden 
für da8 Miteigentum durch die 88. 1009 ff. in einigen Punften ergänzt. 
Im 8. 1009 wird die Belaftung der gemeinfchaftlicden Sache zugunften 
eines Miteigentümers jowie die Beftelung eines fubjeltiv-dinglichen 
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Rechtes trog der Identität des Eigentümers des einen Grundftücks mit 
einem der Miteigentümer des andern für zuläffig erklärt und damit fiber 
die Borfchrift bes 8. 889 Hinaus ein Necht an eigener Sache zugelafien 
und zugleih ein Zweifel befeitigt, welcher aus ber Identität des einen 
PVertragfchließenden mit einem der mehreren Bertragdgegner gegen bie 
Gültigkeit der zur Belaftung erforderlichen Einigung bergeleitet werden 
fönnte. Der 8. 1010 betrifft nur dag Miteigentum an Grundftüden 
und madıt die Wirkſamkeit ber in den SS. 745, 749 zugelafienen Rege⸗ 
lungen und Bereinbarungen und die Geltendmachung der in den SS. Tbbf. 
beftimmten Unfpriche gegen den Sondernadifolger eines Miteigentümers 
von der Eintragung in dad Grundbuch abhängige Dur S. 1011 wird 
die Bufäffigleit der Erhebung der Eigentumsaniprüde durch einen Mit: 
eigentümer Hinfichtlih der ganzen Sache gegen Dritte ausdrüdlich ausgeſprochen. 

8. Die Berfügung des Miteigentümerd über feinen Brudiell er 
folgt nad) den für die Berfügung über die Sacdje geltenden Borjchriften, 
aljo grundfäglid durhd Einigung und Eintragung bei Grundftücken 
(s8. 878, 925), durch Einigung und Übergabe (Einräumung des Mit: 
befige8) bei beweglichen Saden ($$. 929 ff., 1082, 1206 f., |. BadRpr. 
1908 ©. 80). Über Nießbrauch und Pfandredt an dem Unteil eines 
Miteigentimerd |. 5$. 1066, 1258. 

4. Uber die Art ber Einiragung de Miteigentum? in da8 Grund: 
buch vgl. GBO. $. 48. Übergangsporfcriften in EG. Art. 178, 181. 


egriff. 
® "‘ 1008. Steht das Eigentum an einer Sache mehreren 
nah Bruchteilen zu!), fo gelten die Borfchriften der 88. 1009 
bis 1011. 

1) 8. 8. in den Fällen ber 88. 947, 968, 984 oder bei gemein« 
ſchaftlichem Erwerbe. Erwerben Eheleute, die nicht in Gütergemeinfchaft 
leben, gemeinfchaftlih ein Grundſtück, fo ift, wenn nichts anderes aus ber 
Erwerbsurftunde erhellt, anzunehmen, daß fie Eigentümer zu gleichen 
Zeilen fein folen (BayoObtG. 4 S. 708). 

Belaſtung zu Gunſten eines WMiteigentlimers. 
81009. Die gemeinfdaftlihe Sache kann aud zu 
Gunften eines Miteigentiimers belaftet werden!). 

Die Belaftung eines gemeinſchaftlichen Grundftüds zu Gunften 
des jeweiligen Eigentümers eines anderen Grundftüds?) fowie 
die Selaftung eines anderen Grunditüds zu Bunften der jeweiligen 
Eigentümer des gemeinfhaftlihen Grundftüds wird nidt da—⸗ 
durch ausgefchlofien, daß das andere Grundſtück einem Miteigen- 
tümer des gemeinfchaftlichen Grundftüds gehört. 

1) 3.8. mit Hypotheken (Seuffl. 58 Nr. 214). Bei der Gemein: 
ihaft zur gefamten Sand gilt fachlid) dasſelbe (KG. 26 ©. A 180). 
Bol. 8. 889 mit Anm. 2. 2) Mit einer Grunbdienftbarleit, einem 
Vorkaufsrecht oder einer Reallaſt (8. 1018, 1094, 1106). 

Miteigentum an Grundſtücken; Gintragungsswang. 
8.1010. Haben die Miteigentümer eines Grundftüds!) Die 
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Berwaltung und Benugung geregelt oder das Recht, die Aufhebung 
der Gemeinschaft zu verlangen, für immer oder auf Zeit aus— 
geihloffen oder eine Kündigungsfrist beftimmt?), fo wirkt die 
getroffene Beftimmung gegen den Sondernadjfolger eined Mit: 
egentümers nur, wenn ſie als Belaltung?) des Anteils im 
Grundbuch eingetragen iftt). 

Die in den 88. 755, 756 beitimmten Anſprüche können 
gegen den Sondernadyfolger eine3 Miteigentümerd nur geltend 
gemacht werden, wenn fies) im Grundbuch eingetragen find. 

1) Für bewegliche Sachen verbleibt e8 bei der Negel der 88. 746, 
751, $. 755 Abi. 2, $. 756 Sa 2. 2) 88. T4bf., 749 ff, KO. 
$. 16 Abi. 2. Borbehalt im EG. Urt. 181. 3) Alfo eine befondere 
Beloftung, keine Verfügungsbeichräntung (ſtr.). Uneingetragen wirkt fie 
auh gegen bösgläubige Sondernachfolger nidt. 4) Entſpr. ans 
wendbar gemäß $. 2044. 5) Ebenfalls als beſondere Belaftung, 
nicht etwa als Hypothek oder Vormerlung (ſtr.; ſ. OLG. 1 ©. 251). 


Geltendmachung der Anſprüche aus dem Eigentume. 
1011. Jeder Miteigentümer kann die Anſprüche aus 
dem Eigentume!) Dritten gegenüber in Anſehung der ganzen 
Sache geltend machen, den Anſpruch auf Herausgabe?) jedoch 
nur in Gemäßheit des 8. 432. 
1) 88. 1004 f. 2) 88. 985 ff. 


Bierter Abſchnitt. 
Grbbaurent. 


1. Das Erbbauredht ift daS vererbliche und veräußerliche Necht, auf 
oder unter der Oberfläche eines Grundſtücks ein Bauwerk zu haben ($. 1012). 
68 erießt die gemeinrechtliche Superfizies, da8 Bau: und Kellerrecht des 
ſͤchſ. BGB. 8. 661 und Ähnliche Nechte; es ift aber auf ganze Gebäude 
oder auf fonftige Bauwerke befhräntt und kann nicht fonftige Anlagen 
(3.8. Pilanzungen) oder Teile eines Gebäudes zum Gegenftande haben 
(8. 1014). Aber die Erftredung auf einen nicht bebauten Grunbitüds: 
teil ſ. $. 1018. Ein Entgelt (Zins) ift nicht mwefentlich, aber nicht aus: 
geichloflen. 

2. Das Erbbaurecht ift ein beſchränktes dingliches Necht, kein Unter- 
eigentum. Da es aber an Dauerhaftigfeit und Umfang dem Eigentum 
iehr nahe fteht, ijt e8 im weiten Umfange den für diefes fowie ben für 
Srunditäde geltenden Borfchriften unterftellt. Zur Begründung bedarf 
es der Einigung in der Form der Auflafjung und der Eintragung oder 
der Tabularerfigung ($$. 1015, 900). Das Erbbaureht erhält auf An: 
trag oder, wenn e8 veräußert oder belaftet werben fol (f. KG. 29 
©. A 130 = RAM. 5 ©. 202), von Amtswegen ein beiondere® Grund: 
buchblatt ( GBO. 8. 7); auf diefem wird die Übertragung und bie Be: 
loftung des Rechtes gebucht, während die Aufhebung und eine Inhalts— 
Önderung ebenfo wie die Begründung auf dem Blatte des belafteten 
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Grundftüd3 eiuzutragen find. Seine Übertragung erfolgt nad} denielben 
Vorfchriften wie die Eigentumgübertragung und feine Belaftung nad 
den Beftimmungen über die Belaftung ber Grundftüde (8. 1017). Auch 
fonft wird es wie ein Grunbftüd behandelt, insbeſondere in Anjebung der 
Bwangsvollftredung und der Arreftvollziefung (ZPO. 88. 864 ff. 982): 
f. ud) EBD. 8. 22 Abf.2. Für die Aufhebung gelten jedoch bie all: 
gemeinen Vorſchriften über die Endigung der beichränften binglichen 
Rechte, namentlid) die 88. 875 f., 901. Durch Untergang des Baumerles 
erliſcht das Recht nicht ($. 1016). 

8. Übergangsvorſchriften im EB. Art. 181 f., 184, 189, 196. 
Begriff und Inhalt. 

8.1012. Ein Orunditüd!) kann in der®eife belaſtet werden, 
daß demjenigen, zu deſſen Gunſten die Belajtung erfolgt?), das 
veräußerliche und vererbliche?) Recht zuiteht, auf oder unter der 
T berfläche des Grundftüds ein Baumerft) zu haben (Erbbauredit). 

1) Ein reeller Zeil nur unter Beobachtung der Ordnungsporichrift 
der GBO. 8. 6 ıf. jedoch ZBIFG. 1 ©. 862: Beichräntung der Ausübung 
auf einen Grundſtücksteil), ein Bruchteil überhaupt nicht. 2) AS ſub⸗ 
jettiv-dingliches Recht ift da Erbbaurecht nicht zugelafien. Nach 8. 1017 
Abſ. 1 findet aber 8. 890 Anwendung. 3) Die Beichränkung auf die 
Lebenszeit des Verechtigten oder die Beifüügung der auflöfenden Bedingung der 
Beräußerung iſt demnach unzuläffig, fonftige Bedingungen oder Befriftungen 
find dagegen zuläflig (RS. 61 ©. 1). 4) D. i. eine dur Verwendung 
von Arbeit und Material in Verbindung mit dem Erdboden hHergeitellte 
Sache (R®.56 ©. 41), 3. B. auch fteinerne Grabdentmäler (ORG. 8 
€. 122), Sleisanlagen (KG. 29 S. A180 = NINA. 5 ©. 202), Brüden, 
Viadukte, aber nicht artefifhe Brunnen und Doppelröhrentiefbrunnen 
(MG. 56 5. Al), nicht Rohrleitungen, die lediglich aus zufammengefegien, 
in ben Boden verfenften Robrtetlen beftehen (KG. 29 ©. A 182 = RAN. 5 
©. 204), nicht auf Betonunterlagen feftgefchraubte Mafchinen (BayObvuG. 6 
E.594). Bol. Vorbm. 1 und $. 1014. Das Eigentum an dem Bauwerfe 
ift durch 88. 98ff. geregelt. 

Erweiterung des Inhalts. 

&. 1013. Das Erbbauredt kann auf die Benugung eines 
für das Bauwerk nit erforderlichen Teiles des Grundftüds 
eritredt werden!), wenn fie für die Benugung ded Bauwerlkes 
Vorteil bietet, 

1) Durch Einigung und Cintragung nad) SS. 878, 877, 1016. 
Beſchrünkung. 

F. 1014. Die Beſchränkung des Erbbaurechts auf einen 
Zeil eınes Gebäudes!), insbefondere ein Stockwerk, ift unzuläffig.). 

1), Nicht eines fonftigen Baumerfes (fir... Bgl. BauObv. 6 
<=. 594. 2) Vorbehalte im EG. Art. 181, 188, 182. 

Sefellung des Rerhtes. 
‚1015. Die zur Beftellung des Erbbaurechts nach $. 873 
erforderliche Einigung des Eigentümers und bes Erwerbers 
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muß bei gleichzeitiger Anmejenheit beider Zeile vor dem Grund» 
buchamt erklärt werden‘). 

1) Bol. 8. 925 Abſ. 1, EG. Art. 148 mit Anm.; GBO. 88. 20, 
31: 8. 21 S. A 127. Abſ. 2 bes 8. 925 findet auf die Beltellung 
des Erbbaurechts keine Anwendung ($. 1012 Anm. 8), wohl aber nad 
8. 1017 Abſ. 2 auf defien Übertragung. 

Untergang des Bauwerkes. 
+ 1016. Das Erbbauredt erliiht nicht dadurd, Daß 
das Baumerf untergeht!). 

1) Borbm. 2. Abw. Abrede iſt zuläffig. 

Anwendung der Borfriften über Grundſtücke. 

8. 1017. Für das Erbbauredit gelten die fid) auf Grund— 
itüde beziehenden Borfchriften!). 

Die für den Erwerb des Eigentums?) und bie Anjprüde 
aus dem Eigentume?) geltenden Borfchriften finden auf das 
Erbbaurecht entfprechende Anwendung. 

1) Niht nur die ſachenrechtlichen, jondern 3.3. aud die SS. 96, 
318, 416, 486, 444, 446, 449, 477, 608, 510, 1445, 1807 bl. 1 
Nr. 1, Ubi. 2, 1821 ıc. 2) 88. 925 f., au 8. 927 (fir.). Unanwendbar 
it $. 928. Bgl. Borbm. 2 und Anm. 1 zu $. 1016. 3) 88. 986 ff., 
1004 f. Bgl. auch SS. 861 fi., 1007. 


Fünfter Abſchnitt. 
Dienfibarkeiten. 


Die Dienitbarfeiten (Servituten) find entweder Grunddienitbarteiten 
oder perfönlihe Dienftbarkeiten. Die erfteren können nur an einem 
Grundſtücke vorkommen und nur dem Eigentümer eined anderen Grund: 
ſtücks zuftehen (Tit. 1). Bei den leßteren ift Die Berechtigung an eine 
beitimmte Perſon gebunden, baher unvererblich und unveräußerlich. Die 
wigtinfte von ihnen, ber Nießbrauch (Tit. 2, SS. 1080 ff.), findet an 
bewegliden und unbeweglihen Sachen fowie an Rechten ftatt; die ührigen, 
beihränfte perfönliche Dienfibarkeiten (Tit. 8, SS. 1090 ff.), find nur an, 
Grunditücken zuläſſig. Den Grunbftüden ftehen übrigens, wie allgemein, 
ſo auch für die Vorfchriften dieſes Abſchnitts das Erbbaurecht und die 
ſonſtigen Berechtigungen gleich, für welche die ſich auf Grundſtücke 
beziehenden Vorſchriften gelten (vgl. Borbm. 2 zum 8. Bude). Gemeinfam 
ift allen drei Arten der Dienftharteiten, daß zugunften des Berechtigten ber 
Eigentümer der belafteten Sache in der Benutzung derjelben beichräntt wird. 


Erfter Titel. 
Grunddienftbarfeiten. 
_ 1. Zie Grundbdienftbarteiten bezweden bie Förderung der wirtichaft: 
lihen Benugung bes herrichenden Grundftüds. Sie find daher mit diefem 
untrennbar verknũpft (fubjettiv-dinglich) und nur infoweit zuläſſig, als fie 
für die Benugung diefed Grundſtücks Vorteil bieten (S. 1019). Cie bes 


4% Sachenrecht. Dienſtbarkeiten. 


rechtigen entweder zur Benutzung des belaſteten Grundſtücks in einzelnen 
Beziehungen oder zum Verbote der Vornahme gewiſſer Handlungen auf 
dieſem Grundſtücke oder zum Verbote der Ausübung einer ſich aus dem 
Nachbarrecht ergebenden Befugnis des Eigentümers des belaſteten Grund: 
ſtücks (8. 1018). Sie verpflichten demnach zu einem Dulden oder zu einem 
Unterlafien, nicht zu einem Tun (servitus in faciendo consistere nequit, 
88.20 S.AIL—=NRU1 S. 26, DORG.8 S. 126); jedoch kann dem 
Eigentümer des belafteten Grundſtücks die Berpflihtung zur Unterhaltung 
einer zur Ausübung der Dienftbarkeit gehörenden Unlage obliegen (vgl. 
8. 1020 Sat 2, 88. 1021 f). Der Berechtigte muß die Dienftbarfeit 
ſchonend ausüben ($. 1020 Sag 1) und fi im Intereſſe des Eigentümers 
unter Umſtänden die Verlegung der Ausuübung auf einen anderen Teil 
des belaiteten Grundſtücks gefallen lafien (8. 1028). Der Kal der Kolliſion 
der Grunddienfibarleit mit einem anderen Nutungsrechte von gleihem 
Range iit im 8. 1024 geregelt. 

2. Begründet werden die Grunddienftbarfeiten nach den allgemeinen 
Borichriften durch Einigung und Eintragung (SS. 878 f., 878) oder durd 
Zabularerfigung (8. 900 Adf. 2). Wegen bes Erfordernifjes der Einigung 
ift ihre Beftellung bei einer dentität des Gigentümerd des berrichenden 
Grundſtücks mit dem des dienenden unmöglih (RG. 47 ©. 202, vgl. 
88. 889, 1009). Die Eintragung muß auf dem Blatte bed belafteten 
Grundftüds erfolgen; auf Antrag iſt bie Dienftbarkeit auch aut dem 
Blatte des Herrichenden Grundſtücks zu vermerken (GBO. 8. 8, vgl. ehn. 
8. 21). Über die Eintragung der unter der Herrichaft des bisherigen 
Rechtes entitandenen Grunddienitbarfeiten vgl. ES. Art. 187. Daß der 
Wille der Begründung einer Grunddienftbarteit, fall8 biefe nicht zu erreichen 
tft, den Willen der Begründung einer perfönlichen Verbindlichkeit in fich 
fchließt, läßt ih nicht allgemein fagen, fondern ift Auslegungsfrage 
MG. in ZEIG. 5 ©. 871). Für die Aufhebung der Grundbdienit- 
barleiten fonımt neben den allgemeinen Borjchriften (insbeſondere SS. 875 1., 
901) die Sonbderporichrift des 8. 1028 in Beirat, nach der die Dienit 
barleit mit der Verjährung be Anſpruchs auf Bejeitigung einer beein: 
trächtigenden Unlage erliiht. Der Einfluß der Teilung des herrſchenden 
oder ded dienenden Grunditüdß auf den Beitand und Inhalt der Dienit- 

barkeit ift durch 88. 1025 f. geordnet. 
8. Dem Beredjtigten fteht gegen Beeinträdhtigungen jeines Rechtes 
die negatorifche Klage (8. 1004) und außerdem nach näherer Vorichrirt 
des 8. 1029 Befigesfhug zu (SS. 1027 fi.). 

4. Weitgehende Borbehalte zuguniten der Landeögeleggebung im 
EG. Art. 109, 112—116, 120, 128, 164. UÜbergangsvorſchriften ebd. 
Art. 184, 187, 189, 191. 


Begriff und Fur 

. 10 Ss. Ein Grundftül!) Tann zu Gunften des je- 
meiligen Eigentümers eines anderen Grundjtüds?) in der Weiſe 
belaftel werden, daß diejer das Grundftüd in einzelnen Beziehungen 
benugen?) darf oder daß auf dem Grundftüde gewilje Hand: 
lungen) nidyt vorgenommen werben dürfen oder daß die Aus- 
übung eines Rechtes ausgefchloffen it, das fi) aus dem Eigen- 
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tum) an dem belafteten Örundftüde dem anderen Grundftüde 
gegenüber ergibt (Brunddienstbarkeit)®). 


1) Auch ein reeller Teil (GBO. 8. 6, ſ. jeboch ebd. $. 96), aber 
nit ein Brudteil. Bon der Belaftung eines Grundſtücksteils ift Die 
Beichränfung ber Ausübung auf einen Teil des belafteten ganzen Grund⸗ 
ftüd3 (SS. 1028, 1026) zu unterfcheiden (RJA. 2 ©. 104). Fiſcherei⸗ 
gerechtigkeit al3 Dienftbarleit an einem äffentliden Ylufle NG. 58 ©. 98. 
2) Auch zugunfien aller jeweiligen Grundbefiger eines Dorfes (RG. 24 
€. A 118). Beſtimmte Bezeichnung des hHerrfchenden Grundſtücks iſt 
Vorausſetzung der Eintragung (3BlFG. 4 S. 86). 3) Erforderlich 
eine wiederfehrende und dauernde unmittelbare Benugung, ein einmaliges 
Sandeln kann nit den Anhalt einer Dienftbarkeit bilden (MG. 60 
8.817, 28. 26 ©. A 274). Beiſp. AG. 24 S. A 118 (Net auf Ent: 
nahme von Sand, Mergel, Lehm), OLG. 12 ©. 128 (gemeinfamer Bu: 
gang). Bertrag über Anlegung eined Anſchlußgleiſes an die Ktienbahn 
begründet feine Dienftdarkeit, die Verpflichtung der Eiſenbahn zum Dulden 
und Erhalten der Außeren Anlage ift gegenüber der ZTrandportpflicht 
untergeordnet (RG. 58 S. 264). 4) Unter ben Handlungen find nur 
foldhe zu verftehen, die fraft des Eigentums am dem belajteten Grunb- 
ftüd an ſich erlaubt (3. B. nicht ſchon durch die nachbarrechtlichen Bor: 
Ihriften verboten, OLG. 1 ©. 880) find und eine Benugung dieſes 
Brundftüds, ein Berfahren mit ihm, eine Einwirkung barauf enthalten. 
Die Berpflißtung, nur beftimmte Getränfe auf dem Grundftüde zu vers 
Ihenten, Tann den Inhalt einer Grunddienſtbarkeit nur infoweit bilden, 
ald eine Einwirkung auf das Grundftüd als Folge ded Ausfchantes 
anderer Getränte in Frage fommt (RG. 24 ©. A 241 = RJA. 8 
S. 148). Beiſp.: Verbot der Grrichtung beitimmter Unlagen, wie 
Babriten, Ställe, Bergnügungslofale ꝛc; Verpflichtung, eine Anlage auf dem 
dienenden (nicht auf dem Herrichenden) Grundftüde nur unter beftunmten 
Beſchränkungen zu errichten (OVG. 5 S. 816, 8 ©. 126, 10 ©. 118). 
5, Der Ausichluß einer Befugnis, die fih nicht aus dem Eigentume, 
tondern aus einer fubjektin-dinglichen Berechtigung (Reallaft, Grunddienſt⸗ 
barkeit, Borfaufsrecht) ergibt, bildet eine Aufhebung oder Einſchränkung 
diejed Nechtes und feine Grunddienftbarfeit zugunften des mit demfelben 
biöher belafteten Grundſtücks (KG. 28 S. A 226, 25 ©. A 142; OXG. 
3 ©. 292). 6) Innerhalb der in SS. 1018F. gezogenen Grenzen iſt 
der nähere inhalt der Srunddienftbarfeit durch die Einigung und die 
Eintragung zu beftimmen, unbeſchadet ber im EG. Art. 115 vorbehaltenen 
Yandedgeiege (f. Preußen Urt. 89 Biff. 1b, ALH. I 22 88. 55—242). 
Zagegen ſind bie Vorſchriften der 88. 1018. zwingender Natur, eine 
gegen fie verftoßende Eintragung ift unzuläſſig und nichtig (88. 21 ©. 
A 310). Demnach fann 3. B. nicht den Inhalt einer Grunddienftbar: 
teit bilden der Berzicht auf Entichädigung für Nachteile, die dem Grund: 
tüde durch den Betrieb einer Eifenbagn ober eined Bergwerkes oder 
durch Kanalifterungsarbeiten erwachſen (KG. 21 ©. A 810, 22 S. A 152; 
DRG. 3 ©. 291), das Mecht einer Gemeinde auf Entziehfung der durch 
die feftgefette Fluchtlinie für Straßen beftimmten Fläche (KG. 25 S. A 
147; f. aud) OLG. 2 ©. 489). Bol. noch Borbm. 1. 

Adiltes, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage. 32 
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Befhränkung des Inhalts. 

8. 1019. Eine Grunddienftbarkeit kann nur in einer Ber 
laftung beitehen, die für die Benugung des Grundjtüds!) des Be— 
rechtigten Vorteil?) bietet. Uber das fid Hieraus ergebende Maß 
hinaus kann der Inhalt der Dienjtbarfeit nicht eritredt werden). 

1) Ein nit im Zuſammenhange mit der Benugung des Grund: 
ſtücks ftehenber, rein perfünlicher Vorteil ded Eigentümers genügt nicht, 
wohl aber ein Borteil bei irgend einer Art der Benugung des berrichen- 
den Grundftüd8. Srunbdbienftbarkeiten zugunſten eine® auf dem 
herrichenden Grundftüde betriebenen Gewerbes find jedenfall3 dann zu: 
läffig, wenn dem herrſchenden Grundftüde für dieſes Gewerbe eine 
bleibende Einrichtung gegeden worden ift (N®. 80 ©. 205; NW. 190% 
5. 898). Das Berbot eines Konkurrenzgeichäfts Tann aber nicht den 
Anhalt einer Srundbienftbarkeit bilden (OYS. 6 ©. 119, 10 ©. 117). 
2) D. i. ein wirtichaftlicher Vorteil, d. 5. ein Toldher, der in den privat 
rechtlichen Beziehungen des Grundftüd3 zu einen anderen Grunditüde 
feine Unterlage Hat; ein öffentlichrechtliches Intereſſe reicht nicht auf 
(RS. 61 S. 888). Ein Vorteil ift auch die bloße Annehnilichfeit. 
3) Bol. Anm. 6 zu 8. 1018, 88. 24 ©. A 118. 

usübung des Rechtes. 
. Schonende Ausübung. 

$ 1020. Bei der Ausübung einer Grunddienjtbarkeit hat 
der Berechtigte das Intereſſe des Eigentümers des belalteten 
Grundſtücks tunlichſt zu Schonen!),. Hält er zur Ausübung der 
Dienjtbarkeit auf dem belafteten Grundſtück eine Anlage, jo hat 
er fie in ordnungsmäßigem Zuftande zu erhalten, ſoweit das 
Interefje des Eigentlimers es erfordert?). 

1) Zu einem auch nur teilmeifen Verzicht auf jein Recht tft er aber 
nicht verpflichtet (Grud. 48 ©. 952). in Anſchlag des Wegeierpitut: 
berechtigten „Durchgang für Fußgänger“, ohne Ginichräntung auf bie 
nad) dein berrfchenden Srundftüde gehenden, kann einen Berfloß gegen 
Satz 1 enthalten (Brud. 46 S. 1019). 2) Pal. jeboh SS. 1021 F. 
Diefe Unterhaltungspflicht ift als eine traft Geſetzes aus der Dienitbar: 
feit entipringende Verpflichtung nicht eintragungsfähig. 

2. Unterhaltung einer Anlage. 

> 1021. Gehört zur Ausübung einer Grunddienftbarkeit 
eine Anlage auf dem belafteten Grundftüde, fo fann beftimmt 
werden, daß der Eigentümer dieſes Grunditüds die Anlage zu 
unterhalten hat, ſoweit das Intereſſe des Berechtigten es er- 
fordert!). Sieht dem Eigentümer dad Recht zur Mitbenugung 
der Anlage zu, fo fann beftimmt werben, daß der Berechtigte 
die Anlage zu unterhalten bat, fomweit es für das Benutzungs- 
recht des Eigentümers erforderlich iſt?). 

Auf eine folde Unterhaltungspflicht finden die Vorſchriften 
über die Reallajten?) entiprechende Anwendung. 
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2) Die Unterhaltungspflicht ift nicht als eine neben der Dienſtbarkeit 
beitefende Reallaft, ‘ondern als eine Erweiterung jener anzufehen (NG. 60 
S. 87, BayObꝰG. 4 ©. 813). 2) Die Bellimmung bedarf nad 
s$. 878 ff. der Eintragung in das Grundbuch, und zwar im Tyalle des 
Satzes 1 auf dem Blatte des belaiteten, in dem ded Sakes 2 auch auf 
dem des Herrihenden Grundſtücks. 3) 88. 1106 ff. insbeſondere 
3. 1108, nicht auch die Tandesgeiegliden (EG. Urt. 116; RG. 60 
S. 87). 

8.1022. Beſteht die Grunddienftbarkeit in dem Rechte, 
auf einer baulichen Anlage des belajteten Grunditüds eine bauliche 
Anlage zu halten, jo bat, wenn nicht ein anderes beftimmt ijt!), 
der Eigentümer bes belafteten Grunditüds feine Anlage zu unter: 
halten), ſoweit das Interefje des Berechtigten es erforderi. Die Bor: 
ihrift des F. 1021 Abf. 2 gilt aud) für diefe Unterhaltungspflicht. 

1) Bol. Anm. 1, 2 zu 8. 1021. 2) Bol. Unm. 2 zu 8. 1020. 


3. Berlegung der Ansilbung, 

&. 1023. Beſchränkt fi die jeweilige Ausübung einer 
Grundpdienftbarfeit auf einen Zeil des belafteten Grunditüds!), fo 
fann der Eigentümer die Verlegung der Ausübung auf eine 
andere, für den Berechtigten ebenjo geeignete Stelle?) verlangen, 
wenn die Ausübung an der bisherigen Stelle für ihn befonders 
beihmwerlich ijt?); die Koften der Verlegung hat er zu tragen und 
vorzufchießen. Dies gilt aud dann, wenn der Teil des Grund- 
tüds, auf den fih die Ausübung beſchränkt, durch Recht» 
geihäft beftimmt iſt. 

Das Recht auf die Verlegung kann nicht durch Rechts» 
geihäft ausgeichloflen oder beſchränkt werden. 

1) Anm. 1 zu S. 1018. 2) Die Verlegung auf ein anberes 
Grundftüld kann nicht verlangt werden (RG. 50 ©. 82; ATW. 1904 
©. 294), auch nicht die auf eine Parzelle, die mit der belafteten Parzelle 
eine wirtfchaftlihe Einheit bildet (Gruch. 48 S. 105). 3) Der 
$. 1023 gewährt dem Eigentümer einen gefeglichen Anſpruch auf Anbe: 
rung ded Anhalt der Grunddienſibarkeit ($. 877); die Änderung bedarf 
daher der Eintragung (OLG. 8 ©. 801). 

4. Rollifion mit einem anderen Rechte. 

8. 1024. Trifft eine Grunddienftbarkeit mit einer an⸗ 
deren Grunddienftbarkeit oder einem fonjtigen Rußungsredht!) 
an dem Grundftüde dergeitalt zujammen, das die Rechte neben» 
einander nicht oder nicht vollltändig ausgeübt werden fünnen, 
und haben die Rechte gleichen Rang), fo kann jeder Beredhtigte 
eine den Intereſſen aller Berechtigten nach billigem Grmelten 
entiprehende Regelung der Ausübung verlangen?). 

2) Bol. 8. 1060, 8. 1090 Abſ. 2. 2, 8. 879. 3) Die 
Regelung erfolgt durch Vertrag, zu dem die Einigungserklärungen durd) 

32* 
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Urteil erfegt werden Tünnen (ZPO. 8. 894), und bedarf, um bingliche 
Wirkung zu Haben, der Eintragung. 
5. Teilung des Grundſtücks Des Berecht 

025. Wird das Grundftü des Berechtigten geteilt, 
fo be tebt die Grunddienſtbarkeit für die einzelnen Zeile fort; 
die Ausübung ift jedoch im Zweifel!) nur in der Weiſe zuläffig, 
baß fie für den Eigentümer des belajteten Grundftüds ni t 
beſchwerlicher wird. Gereicht die Dienitbarfeit nur einem der 
Teile zum Borteile, fo erlifcht fie?) für die übrigen Zeile. 

1) Auslegungsregel. 2) Kraft Gelehes. 

6. Teilung des belaſteten Grundſtücks. 

. 1026. Wird das Delatele Grundftüd geteilt, fo werden, 
wenn "Die Ausübung der Grunddienftbarkeit auf einen bes 
ftimmten Teil des belafteten Grundftüds beſchränkt ift!), Die 
Teile, welche außerhalb des Bereichs der Ausübung liegen, von 
der Dienftbarkeit frei?). 

1) Sei e8 kraft des Inhalt des Beltellungsvertragd ober ber 
Natur der Dienitbarleit (ZBIEG. 4 S. 266); ſ. Anm. 1 zu 8. 1018. 
Unmöglichkeit der Ausübung auf einem Grundſtücksſsteile nach ben gegen: 
wärtigen tatfächlichen Verhältniſſen genügt nicht, wenn die Möglichkeit 
befteht, daß diefe fi) ändern und alddann Raum tft, die Dienitbarteit 
auszuüben (RG. 81 ©. A 809). AUnberenfall® bleibt die Dienftbarteit 
an allen Zeilen beftehen. Val. GBO. 8. 49, EG. Art. 120. 2) Bei 
Abfchreibung degjenigen Brunbdftüdsteild, von dem feftiteßt, Daß er außer⸗ 
Halb des Bereichs der Ausübung liegt, wird die Dienftbartett, one daß 
es der Zuftimmung des Berechtigten bedarf, nicht mit übertragen (RE. 24 
S. A118). Bel. GBO. S. 47. 
er der Dienfibarkeit. 

ai des Berenhtigten. 
1027. Bird eine Grunddienftbarfeit beeinträdhtigt, fo 
jtehen dem Berechtigten die im $. 1004 beitimmten Rechte zu). 

2) Bol. Anm. zu 8. 1004. Steht das Herrichende Grundſtück im Mit: 
eigeniume, bat jeder Miteigentümer die Klage (8. 1011). „uber das Berbält- 
nis der Anfprüce des Eigentümer! und des Dienftbarleitäberecdhtigten zu- 
einander gegenüber Einwirkungen auf das Grundſtück ſ. BayObe. 4 S.872. 
2. rn 

028. Sit auf dem belafteten Grundftüd eine Anlage, 
durcd welche die Grunddienſtbarkeit beeinträchtigt wird, a 
worden, fo unterliegt der Anſpruch der Beredhtigten auf 
feitigung der Beeinträchtigung der Verjährung, aud wenn die 
Dienftbarkeit im Grundbud eingetragen iſtiy. Mit der Ber- 
KChrung des Anſpruchs?) erliicht die Dienftbarkeit, jomeit der 
eitand der Anlage mit ihr in Widerfpruch fteht?). 
Die Vorſchriften des $. 892 finden Feine Anwendung. 
1) Ausn. von 8. 902. 2) 88. 194 ff. 3) Ausn. von $. 222 Abſ. 1. 


Grunddienftbarleiten. Nießbrauch. SS. 1035-1029. 501 


3. Beſttzſchutz. 

6.1029. Wird der Vefiger!) eines Grundftüds i in der Aus« 

übung einer für den Eigentümer im Brunn etragenen?) 

Srunddienftbarkeit geitört, jo Ainden die für ben Siehe chutz gelten- 

den Borjchriften?) entiprehende Anwendung, foweit die Dienfte 

barkeit innerhalb eines Jahres vor der törung, fei es aud 
nur einmal, ausgeübt worden ijt*). 


1) D. 5. der unmittelbare Befiger (vgl. vor 8. 864 Nr. 6). 
2) ft fie zu Unrecht geldicht, findet 8. 1029 teine Anwendung. 
5) 88. 868 fi., 869. 4) Bol. vor 8. 864 Nr. 2, 8. 1090 ubf. 2; 
EG. Urt. 191 nebft Anm. Die WUusübungshandlung muß mit dem 
Villen, eine Dienftbarleit auszuüben, gefchehen fein; die Benugung einer 
Überfahrt, weil diefe jedem freiftehe, genügt nidht (OLG. 6 S. 256). 


Zweiter Titel. 
Niekbraud. 


1. Der Nießbrauch ift daß Höchftperfönliche (db. h. unvererbliche und 
nicht übertragbare, SS. 1069, 1061) Necht, ſämtliche Nugungen des be: 
fofteten Gegenftandes zu ziehen. Er Tann zwar durch ben Ausſchluß 
einzelner Nutzungen beſchränkt werden, hat aber grundfäglich die Nußungen 
in ihrer Gefamtheit zum Gegenftande ($. 1080). Ein Recht auf einzelne 
Nutzungen ift fein Nießbrauch und als dinglihed Recht an beweglichen 
Sachen nicht zugelafien, dagegen an Grundftüden als beſchränkte perfürts 
lihe Dienftbarfeit möglich ($. 1090). 

2. Segenftand des Nießbrauchs können nit nur Sachen und 
zwar ſowohl Srundftüde als auch bewegliche Sachen fein, fondern auch 
Rechte. Tas BGB. gibt zunächſt Vorfchriften über den Nießbrauch 
an Saden (88. 1080 ff.). In dem zweiten Unterabichnitte (88. 1068 ff.) 
werden diefe auf den Nießbrauh an Rechten für entfpredend an: 
wendbar erflärt und durch Sonbderbeftimmungen ergänzt und geänbert. 
An dem dritten Unterabfchnitte (58. 1085 ff.) find für den Nießbrauch 
an einem Bermögen oder an einer Erbichaft einige bejondere Bor: 
ihhriften im Intereſſe der Gläubiger des Beitellerß getroffen. 

8. Entftehungsgründe des Nießbrauchs find nur NRechtögeichäft 
unter Lebenden und Erfigung. Durch Verfügung von Todeöwegen wird 
nur bie Berpflihtung zur Beltellung begründet (8. 2174) und ein gefet- 
licher Nießbrauch tft, abgefehen von den Fällen der Surrogation (88. 1046, 
1048, 8. 1075 Abſ. 1, nad) einigen auch $. 1066 Abſ. 8), nicht an: 
erlannt; die Nugnießung des Ehemanns (88. 1868, 1888 ff.) und bes 
elterlichen Gewaltbabers (8$. 1649 fi., 1652 ff., 1686) ift fein Nichbrauch. 

4. Borbehalte im EG. Art. 80 Abſ. 2 (Pfrundenrecht), Art. 96 
(Yeibzudtsvertrag), Art. 120 Ubi. 1, Urt. 128, 164. Übergangsvor: 
ichriften ebd. Art. 184 Saß 1, Art. 189 Abſ. 1, 2. Bel. auch ZVBG. 


88. 92, 121. 
1. Jießbrauch au Sachen. 
1. Begründet wird der Nießbrauh an einem Grundflüd nad 
den aligemeinen Borfchriften durch Einigung und Eintragung (88. 878 f.) 


502 Sachenrecht. Dienftbarfeiten. 


oder durch Tabularerfigung (8. 900 Abf. 2) und der Nießbraud) an einer 
beweglihen Sade durch Einigung und Übergabe oder buch Erfigung 
unter entiprechender Anwendung der Vorſchriften Aber den Eigentums: 
erwerb, insbefondere auch ber Beltimmungen über den Erwerb aui 
Grund des guten Glaubens (SS. 1082.) Der Nießbrauh erliſcht 
ftet3 mit dem Tode des Nießbraucherd Bzw. mit dem Grlöfchen der bc 
rechtigten juriftiihen Perſon ($. 1061), der Nießbrauch an einer bewmeg: 
Iihen Sache außerdem dur Konfufton, fofern nicht der Eigentümer ein 
techtliched Intereſſe an dem Fortbeſtehen des Niekbrauch Hat ($. 1068), 
fowie durch einfeitige formlofe Wufgabeerflärung des Nießbrauchero 
gegenüber dem Eigentümer oder dem Beſteller (3. 1064); im übrigen 
fommen die allgemeinen Borfichriften in Betradht, 3. B. 88. 158, 168, 
986, 945, 949, 8. 950 Abſ. 2, $. 1242 Ubf. 2, EG. Urt. 109 und für 
den Nießbrauch an Grundftüden 88. 875, 901, ZB. SS. YLf. 

2. Der Nießbraucher Hat das Recht auf den Belig und auf die 
Nugungen der belafteten Sache nebft Zubehör (58. 1080 f., 1086), aber 
nicht auf den Anteil des Eigentümerd an einem in der Sache gefundenen 
Schatze oder befien Nugungen ($. 1040). Er erwirbt das Eigentum an 
den Früchten mit deren Trennung (8. 954), auf an den wider Die 
Negeln einer ordnungsmäßtgen Wirtfchaft oder fonft ım Ubermaße ge 
zogenen Früchten; bezüglich diefer beſteht jedoch eine Eriakpflicht ($. 1083). 
Er kann bie Nutzungen nicht nur felbft ziehen, fondern bie Ausubung 
des Nießbrauchs auch einem anderen überlafien ($S. 1059). Sein 
Nutzungsrecht ijt jedoch infofern eingeſchränkt, als er nach den Regeln 
einer ordnungsmäßigen Wirtichaft verfahren und die bisherige wirt: 
fchaftlicde Beftimmung der Sache aufrecht erhalten muß, die Sache nicht 
umgeftalten oder wefentlich verändern barf ($. 1086 Abi. 2, 8. 1085 
Abſ. 1, ſ. jedoh Abſ. 2). Gegen Beeinträchtigungen ſeines Nechten 
fteben dem Nießbraucher Ddiefelben Anſprüche wie dem Eigentümer zu 
(88. 986 ig 1004 f., 1065); außerdem genießt er als Befiger Befigihug 
($$. 858 ff.). 

Durch den Nießbrauch wird mit beffen Entſtehung zugleich ein oblis 
gatorifhes Berhältnis zwiichen dem Nießbrauder und dem jeweiligen 
Eigentümer der Sache, nicht dem Befteller als ſolchem (Uusn. 8. 1067). 
begründet; letterer gilt jedod) zugunften bes gutgläubigen Nießbrauchers 
als Eigentümer ($. 1058). Der Nießbraucher iſt berechtigt, von dem 
Eigentümer Erfag für Verwendungen, zu denen er nicht verpflichtet if, 
nad den Borfchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag zu fordern 
und eine Einrichtung, mit der er die Sache verfehen Hat, wegzunehmen 
(s. 1049; vgl. 8. 1067 über die Verjährung diefer und der Griak: 
aniprüche des Eigentümers). Er ift dagegen verpflichtet, für die Er⸗ 
Haltung der Sade in ihrem wirtfchaftlichen Beitande zu forgen, bie zur 
gewöhnlichen Unterhaltung ber Sache gehörenden Ausbeſſerungen und 
Erneuerungen vorzunehmen ($. 1041), von der Berftörung oder Be: 
(hädigung der Sache, von bem Bedürfnis einer außergewöhnlicden Aue: 
befierung, der Anmaßung von Rechten durch Dritte zc. unverzüglid An: 
zeige zu machen ($. 1042), bie Bornahme erforderlich gewordener Aus 
befferungen oder Erneuerungen nach näherer Vorfchrift der SS. 1048. zu 
geftatten, die Sache auf feine Koften zu dverfichern, wenn die Berficherung 
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einer ordnungsmäßigen Wirtichaft entfpricht (ogl. SS. 1045f.), die auf 
der Sache rubenden Laſten nad) näherer Beitimmung des 8. 1047 zu 
tragen und die Sadje nach Beendigung des Nießbrauchs zurückzugeben 
(8. 1055, vgl. daj. Abſ. 2). Für Beränderungen und Berichlechterungen 
der Sache, welche durch die orbnungsmäßige Ausübung des Nießbrauchs 
berbeigeführt werden, haftet der Nießbraucher nicht (8. 1050). 

Zur Sidherung der Anſprüche des Eigentümers Hat der Niet: 
braucher nicht, wie im römtichen Nechte, von vornherein Sicherheit zu 
leiften: bierzu ift er erft dann verpflichtet, wenn durch fein Verhalten die 
Beiorgnis einer erheblichen Verlegung ber Rechte des Kigentümers be: 
gründet wird ($. 1051; vgl. außerdem 88. 1089, 1067). Der Eigen: 
tümer fann ferner auf Unterlaffung eine® ungeachtet feiner Abmahnung 
fortgejegten unbefugten Gebrauchs flagen und unter Umftänden die Un: 
ordnung einer gerichtlichen Verwaltung erwirten (88. 1052ff.). Bur 
Sicherung der beiden Beteiligten dienen jchließlich die Borfchriften der 
88. 1084f., 1088 über bie Neititellung des Zuſtandes der Sache, die 
Aufnahme eines Berzeichnifieg bei einem Nießbrauch an einem Sadı: 
inbegriff und die Aufitellung eines Wirtichaftspland beim Nießbrauch an 
einem Walde, Bergwerf u. ä. 

Bgl. endlich die Sondervorfchriften der 88. 1048 (Nießbrauch an 
einem Grunbditüde famt Inventar) und 1066 (Nießbraudy an dem 
Anteil eined Miteigentuͤmers), $. 1056 tiber den Einfluß eines bei Be: 
endigung des Nießbrauchs beitehenden Grundftüdsmietsperhältniffes und 
8. 1060 über bie Kollifion mit einem anderen Rechte. 


8. Die vorftehenden Borfchriften gelten nicht für den Nießbraud 
an verbrauhbaren Saden. Da bet ihnen die Erhaltung der Sub: 
ftanz nicht möglich ift, erwirbt der Nießbraucher an ihnen Eigentum gegen 
die Verpflichtung, nad) der Beendigung bes Nießbrauchs dem Beiteller 
ihren Wert zur Beit der Beftellung zu erfegen (uneigentlider Nich- 
brauch, 8. 1067). 


I. Eigentlicher Nießbraud,. 
Begriff und Inhalt. 
8. 1030, Cine Sade!) kann in der Weife belajtet werden, 
daß derjenige, zu deilen Gunſten die Belaftung erfolgt, berechtigt iſt, 
die Nugungen?) der Sade?) zu ziehent) (Nießbraud)). 
Der Nießbrauch kann durh den Ausſchluß einzelner 
Nutzungen beſchränkt werden?). 


1) Auch ein Bruchteil einer im Alleineigentum oder im Geſamt— 
eigentume ſtehenden Sache (anders SS. 1096, 1106, 1114). 2) 88. 
100 fi. 8) lind ihrer Bellandtelle, 3. B. der fubjeltiv:dinglichen Rechte 
($ 96). 9) Bgl. Borbm. 1, 2 zu diefem Titel und vor 8. 1080 Nr. 2. 
5, Sowohl bei der Beftellung des Nießbrauchs als auch ſpäter. Ein 
auf die Miieterträge oder auf beitimmte Mineralien beſchränktes Recht 
tft fein Nießbrauch (OLG. 2 S. 120, 6 S. 121, f. Borbm. 1 zu diefent 
Titeln. Eine Erweiterung der Rechte des Nießbrauchers durh Ein: 
caumung ber Berfügungsbefugnis, fog. Dispofitionsnießbraud, tft ohne 
dingliche Wirkungen (OLG. 8 S. 182, 10 ©. 69; ſ. jedoch 8. 1048). 
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Erfirekung auf das Zubehör. 

8. 1031. Mit dem Nießbrauch an einem Grundftüd 
erlangt der Nießbraucher den Nießbrauch an dem Zubehöre!) 
nad) den für den Erwerb des Eigentums geltenden Borjchriften 
des 8. 926?). 

2) 88. 971. 2) Anm. zu $. 926 und vor $. 925 Wr. 2. 
Beflellung an einer beweglichen Sache, 

8. 1032. Zur Beitellung des Nießbrauchs an einer bes 
weglichen Sade!) ift erforderli, daß ter Eigentümer die Sache 
dem Erwerber übergibt und beide darüber einig find, daß diefem 
der Nießbraud) zuitehen fol. Die Vorſchriften des 8. 929 Sag 2 
und der 88. 930 bis 936 finden entjprechende Anwendung; in 
den Yällen des 8. 936 tritt nur die Wirkung ein, daß der 
Nießbrauch dem Rechte des Dritten vorgeht. 

1) ©. Vorbm. 8 zum 8. Buche und vor 8. 1080 Nr. 

Erfikung. 

8. 1033, Der Nießbrauch an einer beweglichen Sache 
kann durch Erfifung erworben werden. Die für den Erwerb 
des Eigentums durch Erfigung geltenden Vorſchriften!) finden 
entipredhende?) Anwendung. 

1) 88. 987 ff.; EG. Urt. 186. 2) Bol. S. 1082 Sag 2 Halbia 2. 
Pehtsverhältuis zwifchen Miekbraucher und Eigentümer. 

. Sefflellung des Buflandes der Sache. 

«1034. Der Nießbraucher kann den Zuftand der Sache 
auf feine Koften durch Sachverſtändige feititellen laſſen)). Das 
gleiche Necht Steht dem Eigentümer zu. 

1), FGG. 88. 164, 15. Entſpr. SS. 1872, 15628, 2122. 

2. Niefbraud an einem Inbegriff; Verzeichnis. 

8.1035. Bei dem Nießbraud an einem Inbegriffe von 
Saden!) find der Nießbraucher und der Eigentümer?) einander 
verpflichtet, zur Aufnahme eines Verzeichniſſes der Sachen mit- 
zuwirfen. Das Berzeichnis ift mit der Angabe des Tages der 
Aufnahme zu verjehen und von beiden Zeilen zu unterzeichnen; 
jeder Teil kann verlangen, daß die Unterzeichnung öffentlich 
beglaubigt?) wird. Seder Zeil kann auch verlangen, daß das 
Berzeichnig durch die zuftändiget) Behörde oder durch einen zu- 
ftändigen*) Beamten oder Notar aufgenommen wird. Die Koften 
bat derjenige zu tragen und vorzufdießen, welcher die Aufnahme 
oder die Beglaubigung verlangt°). 

1) 8. 92 Ubf. 2; oder an einem Inbegriffe von Saden und Rechten 
(sS$. 1068, 1085, 1089). 2) S. 1068. 8) S. 129 mit Anm. 
4) Die Zuſtändigkeit beftimmt ſich nach Landesrecht. Bol. Pr. 358. 
Art. 81, 88, bBif., 108, 122, 128, Bay. Notariatögef, Urt. 1, Württ. 
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Art. 125, Bad. Rechtspolizeigeſ. v. 17. Juni 1899 8. 48, Heff. Art. 117, 
Medl.:Schw. 8.128, Str. 8.121, EIf.:Zoth. 8. 82. 5) Entfpr. 88. 1872, 


1528, 2121. 
3. Bei des Mießbranders; Erhaltung der Sad. 

8.1036. Der Nießbrauder ift zum Beſitze der Sache 
beredhtigt ’). 

Er hat bei der Ausübung des Nutzungsrechts die bisherige 
wirtihaftlihe Beltimmung?) der Sache aufrechtzuerhalten und 
un den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtihaft?) zu ver- 
fahren. 

2) Bol. 88. 1065, 868 fi., 868, 871. 2) Pal. SS. 99, 588, 1087.. 
3, Anm. 4 zu $. 987; vgl. SS. 1088 f., 1041, 1048, 1045, 1048. 

4. Amgeſtaltung der Hacke. Mene Anlagen. 

8.1037. Der Nießbrauder ift id berechtigt, die Sache 
umzugeſtalten oder weſentlich zu verändern!). 
Der Nießbraucher eines Grundftüdd darf neue Anlagen zur 
Gewinnung von Steinen, Kied, Sand, Lehm, Ton, Mergel, 
Torf und fonjtigen Bodenbeftandteilen errichten, fofern nicht 
die wirtfchaftlihe Beltimmung des Grundſtücks dadurd) weſent⸗ 
lid verändert wird. 

8) S. 1087 ergänzt 8. 1086 Abf. 2. 

3. Nießbraud an einem Walde, Bergwerk 2c.; Wirtfihaftsplan. 

— 1038. Iſt ein Wald Gegenſtand des —— ſo 
kann ſowohl der Eigentümer als der Nießbraucher verlangen, daß 
das Maß der Nutzung und die Art der wirtſchaftlichen Be— 
handlung durch einen Wirtihaftsplan feitgeftellt werden. Zritt 
eine erheblidye Anderung der Umſtände ein, jo kann jeder Teil 
eine entjprechende Änderung des Wirtichaftsplans verlangen. 
zie Koften bat jeder Zeil zur Hälfte zu tragen. 

Das gleihe gilt!), wenn ein Bergwerk oder eine andere 
auf Gewinnung von Bodenbeftandteilen gerichtete Anlage Gegen- 
Itand des Nießbrauchs iſt?). 

1) Unbeſchadet der durd EG. Art. 67 f., 88 vorbehaltenen Landes: 
geiege. 2), Entipr. 8. 2128. 

6. Umfang des Sruchterwerbes des Biefbrauders. 

1039. Se Nießbraucher erwirbt das Eigentum!) auch 

an ſolchen Früchten?), die er den Regeln einer ordnungsmäßigen 
Wirtſchaft zumider?) oder die er deshalb im Übermaße zieht, 
weil dies infolge eines befonderen Ereigniſſes notwendig ge= 
worden ift. Er ift jedoch, unbefchadet feiner Berantmwortlichkeit 
tür ein Verfehulden*), verpflichtet, den Wert der Früchte dem 
Eigentümer bei ber Beendigung des Nießbrauchs?) zu erjegen 
und für die Erfüllung diefer Verpflichtung Sicherheit®) zu leiſten. 
Sowohl der Eigentümer als der Nießbraucher kann verlangen, 
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daß der zu erſetzende Betrag zur Wiederheritellung der Sadıe 
infomweit verwendet wird, als es einer ordnungsmäßigen WVirt- 
ſchaft entipricht. 

Wird die Verwendung zur Widerberitellung der Sache nicht 
verlangt, fo fällt die Erfagpflicht weg, fomeit dDurdy den ordnungs: 
midrigen oder den übermäßigen Fruchtbezug die dem Nieh- 
brauder gebührenden Nußungen beeinträchtigt werden. 


2) 8. 954. 2) 8.99 Abi. 1. 8) Troy $. 1086 Abi. ?. 
4) 8.276, 5) 88. 1055, 1061 fi. 6) SS. 282 ff. 
T. Sat. 


g 1040. Das Recht des Nießbrauchers eritredt ſich 
nit auf den Anteil des Eigentümers an einem Schage, der ın 
der Sadıe gefunden mwird!). 

. 2) 8. 984. Diefer ift weder Beftandteil noch Nutzung. 

8. Wirtſchaftliche Erhaltung der Sache. 

. 1041. Der Rießbrauder Hat für die Erhaltung der 
Sade in ihrem mwirtichaftlihen Beftande zu ſorgen!)y. Aus« 
beilerungen und Erneuerungen liegen ihm nur infomeit ob, als 
fie zu der gewöhnlichen Unterhaltung der Sache gehören. . 

2) Gingeichränfi durch Sa 2 unb SS. 1042 fi., 1050. 

9. Anzeigepflicht des Niekbranders. 

6.1042. Wird die Sache zerjtört oder beſchädigt oder wird 
eine außergewöhnliche Ausbeflerung oder Erneuerung der Sade 
oder eine Borkehrung zum Schuße der Sache ge en eine nidt 
vorhergefehene Gefahr erforderlich, fo hat der ickbraudher dem 
Eigentümer unverzügli!) Anzeige zu maden?). Das gleiche 
gilt, wenn fidh ein Dritter ein Recht an der Sache anmaßt?). 

1) 8. 121 Abſ. I Sap 1. 2) Bol. S. 545. Erſatzpflicht bei 
ſchuldhafter Unterlaffung $. 828 Abſ. 2. 8) MWenn auch nur wörtlid. 
10. Ausbefferung der Sache: 

a) durch den Mießbraumer eines Grundſtücks; 

8. 1043. Nimmt der Nießbraucher eines Grundftüds eine 
erforderlich gewordene außergewöhnliche Ausbeſſerung oder Er- 
neuerung felbit vor, jo darf er zu diefem Zwecke innerhalb der 
Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft!) auch Beitandteile 
des Brundftüds verwenden, die nicht?) zu den ihm gebührenden 
Früchten gehören). 

1) Anm. 8 zu $. 1086. 2) Anberenfall3 S. 1019. 8) Bol. 
88. 98 fi., 99, 1080, 1089. 

b) durch den Eigentümer. 

8. 1044, Nimmt der Nießbrauder eine erforderlich ge 
wordene!) Ausbeflerung oder Erneuerung der Sache nicht jelbit 
vor, fo hat er dem Eigentümer die Vornahme und, wenn ein 
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Grunditüd Gegenitand des Nießbrauchs ift, die Verwendung 
der im $. 1043 bezeichneten Beitandteile des Grundſtücks zu 
geflatten?). ' 

1) Außergewöhnliche oder gewöhnliche (8. 1041). 3), Aus: 
deflerung ohne Geſtattung $. 868. 

11. Jerſicherung der Sache gegen Unfälle. 

8. 1045. Der Rießbrauder hat die Sadje!) für die Dauer 
de3 Nießbrauchs gegen Brandſchaden und fonftige Unfälle auf feine 

Koften unter Berjiherung zu bringen, wenn die Verficherung 
einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft entipridt?). Die Verfiherung 
it fo zu nehmen, daß die Forderung gegen den Berficherer dem 
Eigentümer zufteht?). 

Sit die Sache bereit8 verfichert, jo fallen die für die Ver- 
iherung zu leiftenden Zahlungen dem Nießbraucher für die 
Tauer des Niekbraudy8 zur Laft, foweit er zur Berficherung 
verpflichtet fein mwürde?®). 

1) Nebft ihren dem Nießbrauch unterliegenden Beitanbteilen und 
BZubebörftüden. 2) Solgerung aus $. 1086 Abſ. 2. 8) 88. 828 ff, 
1046; |. auch EG. Art. 75. 4) Bol. 8. 108. 

12. Forderung ans der Verſicherung. 

$: 10A6. An der Forderung gegen den Berficherer!) ſteht 

dem Kießbrauder der Niekbraud nad) den Vorfchriften zu?), die 

iin den Nießbrauch an einer auf Zinfen ausjtehenden Forderung 
gelten ?). 

Tritt ein unter die Verficherung fallender Schaden ein, jo 
kann fowohl der Eigentümer als der Nießbraucher verlangen, 
daß die Berfiherungsfumme zur Wiederherſtellung der Sadıe 
oder zur Beſchaffung eines Erſatzes inſoweit verwendet wird, als 
e3 einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft entſpricht). Der Eigen- 
tümer kann die Verwendung felbjt beforgend) oder dem Rieß- 
braucher überlaffen. 

2) Somohl tm Falle des Ubf. 1 al3 auch in dem bes Abſ. 2 des 
$. 1046. 2) S. Vorbm. 8 zu diefem Titel. 8) 88. 1070 ff. 1076 ff. 
4) Bol. 8. 1089 Abi. 1 Sat 8. 5) Abw. von 8. 1044, 8. 1079 Sakß 2. 

13. Zaſten der ade. 

8. 1047. Der Nießbrauder ift dem Eigentümer!) gegen- 
über verpflichtet, für die Dauer des Niegbraudyß!*) die auf der 
Sache ruhenden öffentlihen Laſten mit Ausihluß der außer- 
ordentlihen Laften, die ald auf den Stammmert ber Sache gelegt 
anzufehen find2), ſowie diejenigen privatredtlichen Laften?) zu 
tragen, welche fchon zur Zeit der Beitellung des Nießbraudys*) 
auf der Sache rubten, insbefondere die Binfen der Hypotheken⸗ 
forderungen und Grundſchuldens) fowie die auf Grund einer 
Rentenſchuld zu entrichtenden Leiltungen®). 
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1) OcG. 13 S. 239. 14) 8. 108. 2) Vol.S. 995. 38) 88. 1107, 
1115, 1192, 1200. 4) S. vor $. 1080 Nr. 1. 5) Einſchließlich der 
Hödjitbetragd: und Cigentümerbypothelen. 6, Sondervorſchrift für 
Leibgeding Pr. Art. 15 8. 4. 

14. Inventar eines Grundſtücks. 

3 10A8. Ift ein Grundftüd famt Inventar!) Gegenitand 
des Nießbrauchs, jo kann der Nießbraucher über die einzelnen 
Stüde des Inventars innerhalb der Grenzen einer ordnungss 
mäßigen Wirtfchaft?) verfügen. Er bat für den gewöhnlichen 
Abgang jowie für die nad) den Regeln einer ordnungsmäßigen 
Wirtſchaft ausfcheidenden Stüde Erſatz zu beihaffen; die von 
ihm angeidhafften Stüde werden mit der Ginverleibung in das 
Inventar?) Eigentum desjenigen, weldyem das Inventar gehörtt). 

Übernimmt der Nießbraucher das Inventar zum Schätzungs⸗ 
werte mit der Verpflichtung, es bei der Beendigung des Nieß- 
brauchs zum Schägungswerte zurüdzugewähren, jo finden bie 
Vorſchriften der 88. 588, 589 entjprechende Anwendung. 

1) 8.98 Nr. 2; vgl. SS. 686 ff. 2) Unm. 4 zu $. 1086. 
8), Kraft Geſetzes. 4) Entipr. Unwendung 8. 1378, 

15. Berwendungen. 

& 1049. Macht der Nießbraucher Verwendungen!) auf 
die Sache, zu denen er nicht verpflichtet iſt?), fo beftimmt ſich 
die Erfaßpflicht des Eigentümers?) nad) den Borfchriften über 
die Geſchäftsführung ohne Auftrag?). 

Der Niekbrauder iſt berechtigt, eine Einrichtung, mit der er 
die Sache verjehen Hat, wegzunehmen?). 

2) Anm. 1 au 8. 994. 2) 88. 1041, 1048, 1046 fi. 3) Zur 
Beit der Verwendungen; ſ. jedoch 8. 986 Abſ. 2 in Berbindung mit 
8.278. 49 88.688 |. Bol. 88. 266, 278 f.; KO. 8. 49 Nr. 8. Berl. 
$. 1067. 5) 8. 268; 8. 997 Abſ. 2 findet feine Anwendung. Beri. 
$. 1067. 

16. Beränderungen der Sache, 

&. 10850. Veränderungen ober Verſchlechterungen der 
Sache, weldje durch die ordnungsmäßige Ausübung!) des Nieß- 
brauchs herbeigeführt werden, Hat der Nießbraudder nicht zu 
vertreten ?). 

1) 88. 1086 fi. 2) Vgl. S. 648, 

17. Sirherheitsleiftung. 

- 1051. Wird durch das Verhalten des Niegbrauders 
die Beforgnis einer erheblichen Verlegung der Rechte des Eigen- 
tümers begründet, fo Tann der Eigentümer Sicherheitsleiftung !) 
verlangen ?). 

1) SS. 282 ff. 2) Weitere Fälle 8. 1089 Abſ. 1 Sat 2, $. 1067 
Abſ. 2. Folgen der Nichtleiftung 8. 1062. 
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18. Gerichtlice Jerwaltung. 

8. 1052. Iſt der Nießbraucher zur Sicherheitsleiftung !) 
techt3fräftig?) verurteilt, fo fann der Eigentümer ftatt der Sicher» 
heit3leiftung verlangen, daß die Ausübung des Nießbrauchs für 
Rechnung des Nießbrauchers einem von dem Gerichte?) zu beitellen- 
den Berwalter übertragen wird. Die Anordnung der Verwaltung‘) 
it nur zuläffig, wenn dem Nießbraucher auf Antrag des Eigen. 
tümer8 von dem Gericht’) eine Friſt zur Sıherbeitgleiitung be» 
ſtimmt worden und die Friſt verftrichen) ift; fie iſt unzuläffig, 
menn die Sicherheit vor dem Ablaufe der Friſt geleiſtet wird. 

Der Verwalter ſteht unter der Aufſicht des Gerichts wie 
ein für die Zwangsverwaltung eines Grundſtücks beſtellter Ver⸗ 
walter”),, Verwalier kann auch der Eigentümer fein. 

Die Bermaltung ift aufzuheben, wenn die Sicherheit nad)- 
träglich geleiftet wird®). 

1) Auf Grund des S. 1051. 2) ZPO. 88. 704 ff. 3) Voll: 
#redungsgericht (ZPO. 8. 764, 8BG. 8. 1). 4) Diefe erfolgt durch 
dad Bollitredungsgeriht auf Grund ber rechtökräftigen Berurteilung zur 
Sicherheitsleiftung. 5) Prozeßgericht gemãͤß ZPO. 8. 255 Abſ. 2 ober 
Voliſtreckungsgericht. 6) 83. 186 ff. 7) BB. 88. 160 ff. 
s) Entipr. Anwendung $. 2128. 

19. Überfgreitung des Mießbraudsrents. 

8.1053. Macht der Nie brauchen einen — von der 
Sache, zu dem er nicht befugt iſti), und ſetzt er den Gebrauch un- 
geachtet einer Abmahnung?) des Eigentümers fort, jo kann der 
Eigentümer auf Unterlaffung Hagen?). 

2) 8S. 1086 fi. 2) Abw. von 8. 1004. Ebenſo 8. 560. 


3) Bol. 8. 1054. 20. Grhebliche Rettsnerieh 
. Grhebliche Rechtsner letzungen. 

6. 105A. Verletzt der Nießbraucher die Rechte des Eigen⸗ 
tümers in erheblihem Maße und feßt er das verlegende Ber» 
halten ungeachtet einer Abmahnung bes Cigentümers fort, jo 
kann der Eigentümer die Anordnung einer Verwaltung!) nad) 
$. 1052 verlangen. 

2) Diefe erfolgt durch dad Bollftredungsgeriht nach rechtöfräftiger 
Berurteilung bed Nießbraucherd zur Duldung der Bermwaltung. 

. 21. Rlikgewähr der Sache. 

1055, Der Niegbrauder ift verpflichtet, die Sache nad) 

der Zeendigung des Nießbrauchs!) dem Eigentümer?) zurück⸗ 
zugeben. 

Bei dem Nießbrauch an einem landwirtfhaftlihen Grund: 
ftüde finden die Vorſchriften der 88. 591, 592, bei dem Nieß- 
braud an einem Landgute finden die Vorfchriften der 88. 591 
bis 593 entfprehende Anwendung. 

1) S. vor 8. 1080 Wr. 1. 2) 8. 1058. 
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22. Ginfluß einer beſtehenden Miete oder Pacht. 

&. 1056, Hat der Nießbrauder!) ein Grundftüd über 
Die Dauer des Nießbrauchs hinaus vermietet oder verpadhtet, fo 
finden nad) der Beendigung des Nießbraudjs die für den Fall der 
Veräußerung geltenden Borfchriften der 88. 571, 572, de 
8. 573 Sag 1 und der 88. 574 bis 576, 579 entjprecdhende An⸗ 
wendung. 

Der Eigentümer ift berechtigt, das Miet» oder Pachtver- 
hältnis unter Einhaltung der gefeglihen Kündigungsfriit?) zu 
fündigen. Berzichtet der Nießbrauder auf den Nießbrauch?), fo 
ift die Kündigung erit von der Zeit an zuläſſig, zu welcher der 
Nießbrauch ohne den Verzicht erlöſchen mwürde*). 

Der Mieter oder der Pächter ift berechtigt, den Eigen- 
tümer unter Beitimmung einer angemeljenen Frift zur Erflärun 
darüber aufzufordern, ob er von dem Kündigungsrechte Gebrand 
made. Die Kündigung kann nur bis zum Ablaufe der Frift 


erfolgen). 
2) Vermietung durch den Eigentümer vor Beitellung des Nießbrauchs 
8. 6577. 2) 8.565 Abſ. 1 Sat 1, Abſ. 4, 8. 695. 5) 8. 876. 


4) S. vor 8.1080 Nr.1. 3) Entipr. Anwendung SS. 1428, 1668, 2185. 
23. Berjährung. 

&. 1057. Die Erjaganfprüdhe des Eigentümers wegen 
Beränderungen oder Verſchlechterungen der Sache!) ſowie die An 
ſprüche des Nießbrauchers auf Erja von Verwendungen oder 
auf Geftattung der Wegnahme einer Einrichtung?) verjähren in 
ſechs Monaten. Die Vorſchriften des $. 558 Abſ. 2, 3 finden 
entiprehende Anmwendung?). 

1) SS. 1086 ff. Nicht der Erjaganfprud) wegen Unmöglichkeit ber 
Rückgabe der Sache ſelbſt. 2) 8. 1049. 8) Entipr. $. 1226. 
24. Rechtsvermutung. 

. 1058. Im Berhältniffe zwifchen dem Nießbrauder und 
dem Eigentümer gilt zugunften des Nießbrauders!) der Beiteller 
als Eigentümer?), es jei denn, daß der Nießbraudher weiß?). daß 
der Belteller nicht Eigentümer iſt!). 

1) Zugunften des Beitellerd kommen nur die Bermutungen ber 
88. 891, 1006 in Betradit. 2) Für Leiftungen auf Anſprüche des 
Eigentümer? (vor $. 1080 Nr. 2), fonftige NRechtögeichäfte und Brozefle 
über dieſe Anfprüche. 3) Fahrläſſiges Nichtwiſſen fteht nicht gleich. 
4) Bgl. SS. 816, 898. Ahnlich S. 1248. 

Übertragung. 

8.1059, Der Niegbraud) ift nicht übertragbar). Die Aus» 
übung des Nießbrauchs kann einem anderen überlaflen mwerben?). 

1) Vorbm. 1 zu biefem Titel; Folgen $. 1069 Abf. 2, $. 1274 Abſ. 2. 
Pfändung des Nießbrauchs ZPO. S. 867 Abſ. 8, 4. 2) Bol. 8. 956 
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Abi. 2, $. 1056. Die Überlaffung Hat nur obligatoriſche Wirkungen 
und ift der Eintragung in dad Grundbuch nicht fähig. 
Bollifion des Mießbrauds mit einem nuderen Reihe. 

8.1060. Trifft ein Nießbraud) mit einem anderen Nieß- 
brauch oder mit einem jonjtigen Nutzungsrecht an der Sache derge⸗ 
ftalt zujammen, daß die Rechte nebeneinander nicht oder nicht voll» 
Händig ausgeübt werden können, und haben die Rechte gleichen 
Rang, jo findet die Vorſchrift des $. 1024 Anwendung). 

1) Anm. zu 8. 1024. 

Beendigung des Miefbrands: 
1. durch den &od des Miefbrauders; 

* 1061. Der Nießbrauch erliſcht mit dem Tode des Nieß— 
brauchers!). Steht der Nießbrauch einer juriftifchen Perſon zu, 
jo erliicht er mit diefer?)3). 

1) Tiefer wird im Kalle ber Todeserklärung vermutet ($. 18, vgl. 
$. 19). Gritredung über den Tod hinaus, Beftellung bis zur Tilgung 
einer Forderung des Nießbrauchers ohne NRüdficht auf deſſen Lebenszeit 
unzulälfig (RS. 25 ©. A 290 = RAU. 8 S. 214). Löfchung des erlofchenen 
Nießbrauchs im Grundbuhe GBO. SS. 22. 2) 88. 41 ff., 78, 87. 
3 Sonftige Erlöfchungsgründe f. vor 8. 1080 Wr. 1. 

2. an dem Zubehör eines Grundſtücks; 

8. 1062. Wird der Niegbraud) an einem Grundftüce durch 
Rechtsgeſchäft aufgehoben), jo erjtredt ji die Aufhebung im 
Zweifel auf den Nießbrauch an dem Zubehöre?). 

1, 88. 875, 878. 2) 88. 975. Dal. SS. 926, 1081. 

3. bei beweglihen Sachen: 
a) durch Bereinigung des Mießbrauds und des Eigentums; 

8.1063, Der Nießbrauch an einer beweglichen Sache!) erlifcht, 
wenn er mit dem Eigentum in derjelben Perfon zujammentrifft. 

Der Nießbraud gilt al3 nicht erlojchen, ſoweit der Eigen- 
tümer ein rechtliches Intereſſe an dem Fortbeitehen des Wiek» 
brauchs hat?). 

1) Nicht an einem Grundftücke ($. 889). 2) Ebenſo $. 1266. 

b) durch Rechtsgeſchäft. 

6. 1064. Zur Aufhebung des Nießbrauchs an einer be» 
weglichen Sache durch Rechtsgeſchäft genügt die!) Erklärung des 
Nießbrauchers gegenüber dem Cigentümer oder dem Befleller, 
daß er den Riehbraud, aufgebe. 

1) einfeitige. Pol. 88. 875, 1062, 1255. Anders $. 897. 

Schub des Bießbrauds. 
..&10685. Wird das Recht des Nießbrauchers beeinträchtigt, 
jo finden auf die Anjprüche des Nießbrauchers die für die Anſprüche 
aus dem Eigentume geltenden Borfchriften!) entiprechende An« 
wendung ?). 


— — — — ——- - - 


— — — — — 
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1) 88, 986 ff., 1004 ff. 2) Bgl. vor 8. 9865 Nr. 4, vor 8. 1030 
Kr. 2. Entipr. 8. 1227. 
Nießbrauch an dem Anteil eines Miteigentlmers. 

$. 1066. Belteht ein Nießbrauch an dem Anteil eines 
Miteigentümers, jo übt der Nießbraudjer die Rechte aus, die ſich 
aus der Gemeinjhaft der Miteigentümer in Anfehung der Ber: 
maltung der Sache und der Art ihrer Benugung ergeben). 

Die Aufhebung der Gemeinjchaft?) kann nur von dem Mit- 
‚eigentümer und dem Nießbraucher gemeinfchaftlich verlangt werden. 

Wird die Gemeinſchaft aufgehoben, jo gebührt?) dem Nie: 
braucher der Nießbraud) an den Gegenftänden, welche an die 
Stelle des Anteils treten. 

2) 88. 748 ff. 2) s$. 749 fi., 1010. 3) Der Nießbrauch 
entfteht nicht kraft Geſetzes (ftr.). | “ 
II. Nießbrauch an verbrauhbaren Sachen. 

. 1067. Sind verbrauchbare!) Sachen Gegenſtand des 
Nießbrauchs, fo wird der Nießbraucher Eigentümer der Sachen; 
nad) der Beendigung des Nießbrauchs hat er dem Beiteller?) den 
Wert zu erjeßen, den die Sachen zur Zeit ber Beltellung Hatten‘). 
Somohl der Beiteller als der Nießbraucder kann den Wert auf 
feine Koften durch Sachverſtändige feititellen lafjen*). 

Der Beiteller kann Sicherheitsleiftung verlangen, wenn der 
Anfprud auf Erja des Wertes gefährdet ijt?). 

1) 8. 92, 2) Als folddem, auch wenn er nicht Eigentümer if. 
3) Abm. Vereinbarung zuläſſig. I) FGG. SS. 164, 15. VBgl. 8. 1084. 
5) Bol. $. 1061. 


II. Mießbraug am Redhten, 

1. Das BGB. Hat ben Nießbrauch (und in ben 88. 1273 ff. das Pfand: 
recht) an Rechten unbefümmert um bie theoretiiche Frage, ob ein folcher 
Nießbrauch ein dingliches Recht ift, im Einklange mit ben bBiäherigen 
Geſetzen zugelafien, um den Bedürfnifien des Leben? gerecht zu werden. 
Der Nießbraucher Hat nicht bloß obligatorifhe Befugniffe gegen den 
Berechtigten; vielmehr tft das Necht feiner Herrſchaft unmittelbar unter: 
worfen, ſoweit es der Zweck des Nießbrauchs erfordert. Sowohl im 
Berbältniffe zu Dritten als much gegenüber dem Berechtigten, namentlich 
im Konkurſe, Hat der Niekbraucher eine dingliche NRechtsftellung. 

Der Nießbrauch an Rechten unterliegt grundfäglich denſelben or 
fhriften wie der Nießbrauch an Sachen ($. 1068 Abſ. 2). 

2. Buläffig ift ber Nießbrauh an allen Rechten mit Ausnahme 
der nicht übertragbaren ($. 1069 Ubi. 2). Seine Bejtellung erfolgt 
nad den für die Übertragung geltenden Borfchriften (ebd. Ubi. 1), alio 
grundfäglich durch formlofen Vertrag (85. 898, 418), an Synhaberpapieren 
durch Übergabe des Papiers, an deren Stelle nad $. 1081 Abf. 2 die 
Einräumung des Mitbefiges genügt, an den Rechten an Grundftüden 
regelmäßig dur Einigung und Eintragung (8. 878), an Briefäypotdefen- 





Nießbrauch an Rechten. SS. 1066, 1067. 513 


forderungen und Briefgrundichulden durch ſchriftliche Belaftungsertlärung 
oder Eintragung (vgl. GBO. 8. 26 Abf. 2) und dur Übergabe des 
Briefes ($. 1154, vgl. auch 8. 1169, 8. 1187 Say 3, $. 1190 Ubi. 4). 
Für die Beendig ung gilt dasfelbe wie von dem Niekbraud; an Sachen 
(vor 8. 1080 Nr. 1); Konfufion und einfeitige empfangsbedbürftige Auf: 
gabeerflärung bringen auch ben Nießbrauch an Rechten an Grunditüden 
zum Erlöſchen ($. 1072), Damit durch rechtsgeichäftliche Aufhebung ober 
Anderung des dem Nießbrauch unterliegenden Rechtes bad Grlöfchen bed 
Nießbrauchs oder defien Beeinträchtigung nicht wider den Willen bes 
Nießbrauchers eintreten kann, tft defien einfeitige empfangsbebürftige Zu⸗ 
fimmungserflärung zu bdiefen NechtSänderungen für erforderlich erklärt 
$. 1071). 

8. Der Nießbrauder an einem Rechte iſt befugt, die Nutzungen 
biefes Rechtes nach denfelben Grundſätzen felbftändig zu ziehen, nad) 
denen der Nießbraucher einer Sache deren Nutungen zieben darf. Der 
Begriff der Nutzungen eines Nechtes ergibt fi aus 8. 99 Abſ. 2, 8, 
8. 100 (f. auch $. 101); der 8. 1078 erflärt außerdem bie einzelnen 
Leiftungen, bie auf Grund einer Leibrente, eines Auszugs ober eines 
äbnlichen Rechtes gefordert werden können, für Nutzungen dieſes echtes. 
BVeitergehende Rechte bat der Nießbrauder einer Forderung, 
einer Grundſchuld oder einer Rentenſchuld (ſ. $. 1080). Er kann, 
wenn die Yorderung nicht auf Binfen ausſteht, Diele kündigen und ein: 
ziehen und erwirbt mit der Leiftung des Schuldners Iraft Geſetzes den 
(eigentlichen, bei verbraudbaren Saden den uneigentlichen) Nießbrauch 
an dem Gegenfiande der Forderung; zu anderen Verfügungen über bie 
Forderung ꝛc. ift er nicht berechtigt (SS. 1074 f.). Bei einer „auf Binfen 
auöftebenden“ Forderung 2c. gelten nicht von dem legten, wohl aber 
von dem erfteren Sage Ausnahmen; der Nießbraucher und der Gläubiger 
find nur gemeinfchaftlih zur Kündigung, Entgegennahme ber Kündigung 
und zur Gmpfangnahme des Kapital8 befugt, jeder von ihnen fann nur 
die Zahlung an beide gemeinfchaftlidd oder die Hinterlegung für beide 
fordern (58. 1076 f.), fie find einander verpflichtet, zur Einziehung ber 
fälligen Sorderung, zu einer nach den Regeln einer ordnungsmäßigen 
Bermögensverwaltung wegen Gefährdung der Sicherheit gebotenen 
Kündigung fowie zur mündelfiheren Anlegung des eingezogenen Kapitals 
unter gleichzeitiger Beftellung des Nießbrauchs mitzuwirken (88. 1078 f.). 
Sondervorſchriften find fchließlich für den Nießbrauch an Inhaber: 
papieren oder mit Blantoindoffament verfehbenen Orber: 
papteren getroffen, fofern dieſe nicht zu den verbraudhbaren Sachen 
gehören; vor allem ift der Befig diefer Paptere nicht allein dem Nieß-⸗ 
braucher, jondern dieſem und dem Gläubiger gemeinfchaftlich zugefprocdhen 
(vgl. 88. 1081 ff.). 

In allen Fällen, in denen ein (obligatorifcheS oder dingliches) Recht, 
fraft befien eine Leiftung gefordert werben fann, Gegenftand des Nier: 
brauchs ift, können von dem Berpflichteten alle Einwendungen, die ihm 
gegen den Erwerber des Nechtes im Falle beffen Übertragung zuftehen, 
den Rießbraucher entgegengefeßt werben ($. 1070 Abſ. 1; vgl. daf. Abſ. 2). 

4. Borbehalt im EG. Urt. 97 (betr. bie in ein Staatsſchuldbuch 
eingetragenen Forderungen). 
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I. Allgemeine Borfhriften. 
Grundſatz. 

F. 1068. Gegenſtand des Nießbrauchs kann auch ein 
Recht fein!). 

Auf den Nießbrauch an Rechten finden die Vorſchriften über 
den Nießbrauch an Sachen?) entfprechende Anwendung, ſoweit 
fi nicht aus den 88. 1069 bis 1084 ein anderes ergibt. 

1) Ausn. $. 1069 abſ. 2. 8) 88. 1080 ff. Auf Grund der 
88. 1085, 1068 Tann ber Nießbraucher eines Erbteild Auskunft Aber den 
Beftand bes ganzen Nachlaffes fordern (ZW. 1904 ©. 888). 

Beſtellung. 

F. 1069. Die Beſtellung des Nießbrauchs an einem 
Rechte erfolgt nach den für die Ubertragung des Rechtes geltenden 
Vorſchriften i). 

An einem Rechte, das nicht übertragbar?) iſt, kann ein Nieß⸗ 
brauch nicht beitellt werden. 

1) ©. vor 8. 1068 Nr. 2. Entſpr. $. 1274. 2) 88. 88, 899 f., 
614, 618, 664, 717, 719, 792 Abſ. 2, 847, 1018, 1069, 1092, 1098, 
1108, 1110f., 1158, 1250, 1800, 1408, 1427, 1442, 1487, 1519, 1549, 
1685, 1628, 16568, $. 2088 Abſ. 2; EG. Art. 81. 

Nießbrauch au einem Rechte auf eine Leiftung. 

8.1070, Sit he echt, kraft deifen eine Leiſtung gefordert 
werden fanı!), Gegenſtand des Nießbrauchs, fo finden auf das 
Rechtsverhältnis zwischen dem Niegbraucher und dem Berpflichteten 
die Borfchriften entiprecdhende Anmendung, melde im alle der 
Übertragung des Rechtes für das Nechtsverhältnis zwifchen dem 
Erwerber und dem Berpflichteten gelten?). 

Wird die Ausübung des Nießbrauchs nad) $. 1052 einem 
Bermalter übertragen, fo iſt die Übertragung dem Berpflichteten 
genenüber erit wirffam, wenn er von der getroffenen Anordnung 

enntnis erlangt oder wenn ihm eine Mitteilung von der An⸗ 
ordnung zugeftellt wird’). Das gleiche gilt von der Aufhebung 
der Verwaltung!). 

1) Pgl. Borbin. 8 Abſ. 2. 2) 88. 404 ff. 1166 ff. 3) Ball 
88. 407f., 386. Fi Abſ. 2, 88. 146, 151. 4) Entipr. 88. 1275, 2129. 

fhebung und Anderung des Rethtes. 
a .1071. Ein dem —28 unferliegenbes Recht kann 
durch Rechtsgeſchäft nur mit Zuſtimmung des Nießbrauchers auf⸗ 
gehoben werden. Die Zuſtimmung iſt demjenigen gegenüber zu 
erklären, zu deſſen Gunſten ſie erfolgt; ſie iſt unwiderruflich. 
Die Vorſchrift des 8. 876 Satz 3 bleibt unberührt. 

Das gleihe gilt im alle einer Anderung des Rechtes, 
jofern fie den Nießbrauch beeinträdhtigt!). 

2) Bol. vor 8. 1068 Nr. 2, 88. 876 .; GBO. 8. 27 Abſ. 2. Der 
$. 1070 wird aber durch 8. 1071 nicht berührt. 
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Beendigung des Nießbrauds. 

a 2. Die Beendigung des Nießbräuchs tritt nad) den 
Borfchriften der > 1063, 1064 aud) dann ein, wenn das dem 
Nießbrauch unterliegende Recht nicht ein Net an einer beweg⸗ 
lihen Sache ift!). 

A) Bel. vor S. 1068 Nr. 2, Unm. 2 zu $. 876, Anm. 1 zu 8. 889. 
Trog Bereinigung des dem Nießbrauch unterliegenden Unſpruchs und der 
entiprechenden Berpflichtung im einer Perfon bleibt der Anſpruch zugunften 
des Nießbrauchers beitehen. 

DH. Bießbraudy an einer Zeibrente, einem Auszuge zc. 

$. 1073. Dem Rießbrauder einer Leibrente!), eines Aus⸗ 
zugs?) oder eines ähnlihen Rechtes gebühren die einzelnen 
Reiftungen, die auf Grund des Rechtes gefordert werden fünnen?). 
1) 88.7095. 2) EG. Art. 96 nebft Anm. 8) Bol. 88. 1107, 1200. 

II. Rießbran an einer Forderung. 

1. An einer nicht auf Binfen ausfiehenden Forderung. 

6. 1074. Der Nießbraucher einer Forderung!) ift zur Ein- 
ziehung?) der Forderung und, wenn die Fälligkeit von einer 
Kündigung des Gläubigers abhängt, zur Kündigung beredtigt. 
Er bat für die ordnungsmäßige Einziehung zu forgen. Au 
anderen Verfügungen?) über bie Forderung ift er nicht bereditigt?). 

2) Die nicht auf Zinfen ausfieht ($. 1076). 2) Der Niep- 
brandher einer Forderung auf libereignung eined Grundſtücks ift zur 
Mage auf Auflafjung gegen ben VBeräußerer und zur Abgabe ber Auf: 
loffiungserflärung für den Erwerber berechtigt und verpflichtet. 8) 3.8. 
at, Erlaß, Annahme an Zahlungsftatt, Aufrechnung ꝛc. 9) Entfpr. 
ß. . 

yo 5. Mit der Leitung des Schuldners an den Nieß- 
bran erwirbt der Gläubiger den geleilteten Gegenftand und 
der Nießbraucher den Nießbraud) an dem Gegenitande!). 

Berden verbraudbare Sachen geleiftet, jo erwirbt der Niek- 
braucher das Eigentum; die Vorſchriften des 8. 1067 finden 
entiprechende Anwendung. 

a) Sit der Gegenftand ein Grundftüd, fo entitcht der Nießbrauch 
kraft Geſetzes mit der Eintragung bed Gläubigers als Eigentümer des 
Grundftüdd in das Grundbud (vgl. 8. 1287). Die Eintragung bes 
Nießbrauchs bildet eine Berichtigung des Grundbuchs (GBO. 8. 22, 
BGB. 8. 894). 

2. Jießbrauch an einer auf Zinſen ausſtehenden Forderung. 

&. 1076. eine auf —8 —— Forderung !) 
Gegenftand des Nießbrauchs?), jo gelten die Vorjchriften der 
68. 1077 bis 1079. 

1) D. i. eine Forderung, „welde ein bauerndes fruchttragendes 
Bermögensftük bilden“ fol (M. III ©. 551). Dies trifft grundfäglic 
nur bei vereinbarter Verzinslichkeit zu. 2) Eine Übertragung des 

33* 
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Zinsgenußrechts auf andere Weile als durch Beftellung eines Nießbrauchs 
ift unzuläffig (OLG®. 12 ©. 180). 
a) Berhältnis zum guulauer. 

1077. er Schuldner kann das Kapital nur an den 
Nießbraucher und den Gläubiger gemeinſchaftlich zahlen. Jeder 
von beiden kann verlangen, daß an fie gemeinſchaftlich ggablt 
wird; jeder kann ftatt der Zahlung die Hinterlegung!) für beide 
fordern?). 

Der Nießbrauder und der Gläubiger fünnen nur gemein- 
ſchaftlich kündigen. Die Kündigung des Schuldners iſt nur 
wirtfam, wenn fie dem Nießbrauder und dem Gläubiger er» 
Härt wird. 

1) 88. 872 ff., EG. Urt. 146. 2) Bal. 88. 482, 1281. 

b) Berhältnis zwiſchen Mießbrauder und Gläubiger. 

® .107 * Iſt die Forderung fällig, ſo ſind der Nießbraucher 
und der Gläubiger einander verpflichtet, zur Einziehung mitzu⸗ 
wirfen. Hängt die Fälligkeit von einer Kündigung ab, fo kann 
jeder Zeil die Mitwirfung ded anderen zur Kündigung ver» 
langen, wenn die Einziehung der Forderung wegen Gefährdung 
ihrer Sicherheit nad) den Regeln einer ordnungsmäßigen Ber- 
mögensverwaltung geboten ift!). 

1) Entipr. 88. 1088, 1285 f. 

8.1079. Der Nießbrauder und der Gläubiger find ein- 
ander verpflichtet, dazu mitzuwirken, daß das eingezogene Kapital 
nad) den für die Anlegung von Mündelgeld geltenden Borjdhriften !) 
verzinslich angelegt und gleichzeitig dem Rießbrauder der Wieh- 
rauf beitellt wird?). Die Art der Anlegung beitimmt der Nieß- 

raucher. 

9 88. 1807 f. nebſt Anm. 2) Vgl. vor $. 1068 Nr. 2. 

IV. sd an einer Grundfchuld. 

‚1080. Die Vorfchriften über ben Nießbraud an einer 
Forderung!) gelten auch für den Nießbraud an einer Grund» 
ſchuld und an einer Rentenſchuld?). 

1) 88. 1074 ff. Wegen der Nentenichuld ſ. auch 8.1078. 2) Entſpr. 
8.1291, ZPO. 8. 857 Abf. 6. 

V. Jießbrauch an Anhaber- und Orderpapieren. 
1. Berht zum Befibe. 

8. 1081. Iſt ein Inhaberpapier!) oder ein Orderpapier, 
das mit Blankoindofjament verfehen ift?), Gegenftand des Niek- 
brauchs, fo jteht der Belig des Papierd und des zu dem Pa— 
piere gehörenden Erneuerungsfcheins?) dem Nießbrauder und 
dem Eigentümer gemeinfchaftlich*) zu. Der Beſitz der zu Dem 
Papiere gehörenden Zins, Renten: oder Gewinnanteilfdeine®) 
jteht dem Nießbraucher zu. 
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Zur Beitellung des Nießbrauchs genügt an Stelle der Über» 
gabe des Papiers die Einräumung des Mitbelites®). 

2) Richt nur Schuldverfhreibungen auf den Inhaber (88. 7938 ff.), 
fondern auch ſonſtige Inhaberpapiere (Borbm. vor $. 798), aber nicht 


2egitimationspapiere ($. 808). 2), WO. Art. 12f., HGB. 
58. 868 fi. Pal. S. 284. 8) 8. 806. 4) Mitbeſitz ($. 866). 
“bw. von 88. 1068, 1086, 952. Ausn. 8. 1084. 5) 88. 808 fi. 


6, S. vor S. 1068 Nr. 2. Bal. S. 1187 Satz 8. 
2. Hinterlegung. 
1082, Das Papier it nebit dem Erneuerungsſchein 
auf Berlangen des Nießbrauchers oder des Eigentümers bei einer 
—— — 1) mit ber Beſtimmung zu hinterlegen, daß die 
erauögabe nur von dem Nießbrauder und dem Eigentümer 
gemeinfchaftlich verlangt werden fanın?). Der Niegbrauder Tann 
auch Hinterlegung bei der Reichsbank verlangen?). 
1) EG. Urt. 144f. mit Anm. 2) Bol. 8$. 1077, 1081. 
3) Gntipr. SS. 1392, 1814, 2116. 
3. Ginziehung des Bapitals; Berwaltungsmaßnahmen. 
1083. Der Nießbraudier und der Eigentümer des 
Papiers find einander verpflichtet, zur Einziehung des fälligen 
Sapitals!), zur Beihaffung neuer Zins», Renten» oder Gewinnan- 
teilicheine?) ſowie zu fonjtigen Maßnahmen?) mitzumirken, die zur 
ordnungsmäßigen Bermögensverwaltung erforderlid) find. 

Im alle der Einlöfung des Papiers finden die Vorjchriften 
des S. 1079 Anwendung. Eine bei der Einlöfung gezahlte 
Prämie gilt als Teil des Kapitals. 

1) Bol. SS. 1078 f. 2) 8. 806. 8) 3. B. 88. 799 f. 

4. Aneigentlicher Mießbraud. 

&. 10SA, Gehör ein Inhaberpapier oder —* Orderpapier, 
das mit Blankoindoſſament verſehen iſt, nad) 8. 92 zu den ver⸗ 
brauchbaren Sadıen, jo bewendet e3 bei den Vorſchriften de38. 1067. 


IH. Rießbrauch an einem Bermögen. 

Bermögen und Erbſchaft ($. 1089) find feine Sachen im Sinne 
des 8. 90, Sondern Gefamtheiten (Snbegriffe) von Sachen und 
Rechten, die den fachenrechtlihen Borfchriften an fich nicht unterliegen 
(Borb. 2 zum 8. Bude, OLE. 7 ©. 86). Eine durch Rechtögefchäft unter 
Lebenden (vgl. 88. BIO F.) oder von Todeswegen begründete Verpflich⸗ 
tung auf Beitellung eine? Nießbrauchs an einem Vermögen oder an einer 
Erbſchaft kann daher nur dadurch erfüllt werden, baf die Erforbernifie der 
Begründung des Nießbrauchs in Anfehung jedes einzelnen Vermögens: oder 
Rarhlaßgegenftandes gewahrt werben (vor $. 1080 Nr. 1, vor 8. 1068 Wr. 2), 
und Binficgtlich jedes einzelnen Gegenftandes beftimmen fid) die Rechte 
und Bflihten des Nießbrauchers nach den für den Nießbrauch an ein: 
zelnen Sachen (88. 1080 fi.) oder Rechten (88. 1068 ff.) geltenden Bor: 
ichriften (8. 10856). Daneben gelten die befonderen Borfchriften ber 
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88. 1086 ff, welche im Intereſſe derjenigen ®läubiger des Beſtellers 
(nicht ded Eigentümers) getroffen find, deren Forderungen zur Beit ber 
Beitellung bed Nießbrauchs bereitS beftanden oder (f. $. 1088 Sag 1) 
bereit3 damals verzinslich waren; ihr Recht, ſich aus dem Vermögen des 
Schuldners zu befriedigen, fol durch die Beftellung bes Nießbrauchs nicht 
geichmälert werden. Sie können daher ohne Rüdficht auf den Nießbrauch 
Befriedigung aus den dem Nießbrauch unterliegenden Gegenftänden oder 
bein uneigentlicden Nießbrauch aus dem CErfaganfipruche des Beſtellers 
verlangen (8. 1086). Behufs ihrer Befriedigung kann nach näherer 
Borfchrift des 8. 1087 der Beiteller Nüdgabe einzelner dem Nießbrauch 
unterliegender &egenftände und Aufgabe des Nießbrauchs an ihnen von 
dem Nießbraucher fordern und der Nießbraucher über dieſe Gegenftände 
verfügen. Für Zinſen und andere wiederfehende Xeiftungen, die bei 
ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Gintünften des Permögens be 
ftritten werben, haftet der Nießbrauder nicht nur dem Beſteller, ſondern 
auch dem Gläubiger gegenüber mit feinem ganzen Bermögen; die Haftung 
gegenüber dem Gläubiger fann ibm von dem Beiteller nicht erlaflen 
werden (vgl. 8. 1088). 

Beftellung. i 

8. 1085. ° Der Nießbrauch an dem Vermögen!) einer 
Berfon fann nur in der Weife beitellt werden, daß der Nieß⸗ 
brauder den Nießbrauch an den einzelnen zu dem Vermögen 
gehörenden Gegenftänden erlangt?). Soweit der Nießbrauch 

eitellt ijt3), gelten die Vorfchriften der 88. 1086 bis 1088*). 

2) Dder einer Erbichaft ($. 1089) oder einem Bruchteile jenes oder 
diefer. Auf den Nießbrauch an fonftigen Sondervermögen oder an einzelnen 
Sachen oder Rechten find, auch wenn dieſe den einzig pfändbaren Teil 
der Habe des Beſtellers bilden follten, bie 88. 1086 ff. unanwenbbar 
(ORG. 7 ©. 86). 2) Vgl. die Vorbm. 3, D. h. für diejenigen 
Begenftände, an benen der Nießbrauch zum Zwecke der Begründung des 
Nießbrauchs an einem ganzen Vermögen oder dem Bruchteil eines ſolchen 
beſtellt ift. 4) Die Qualifilation des Nießbrauchs ald eines Ber: 
mögensnießbraudß ift in das Grundbuch einzutragen (itr.). 

Befriedigung der Gläubiger des Beſtellers. 

&. 1086. Die Gläubiger des Beitellers können, foweit ihre 
Forderungen vor der Beitellung entitanden find, ohne Rüdficht 
auf den Nießbrauch Befriedigung aus den dem Nießbrauch unter» 
liegenden Gegenftänden verlangen!). Hat der Nießbraucher das 
Eigentum an verbraudbaren Saden erlangt, jo tritt an die 
Stelle der Sadyen der Aniprudy des Beitellers auf Erſatz des 
Wertes; der Nießbrauder ift den Gläubigern gegenüber zum 
fofortigen?) Erfate verpflichtet. 

1) Dal. ZPO. SS. 787 f., S. 794 Abſ. 2. 2) Trotz $. 1067 
Abſ. 1 Sak 1. 

Rechtsverhältnis zwiſchen Uießbraucher und Befeller. 
F. 1087. Der Beſteller kann, wenn eine vor der Beſtellung 
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entitandene Forderung fällig it, von dem Nießbrauder Rüde 
abe der pur Befriedigung des Gläubiger erforderlihen Gegen- 
ände verlangen!), Die Auswahl Iteht ihm zu; er Tann jedod) 
nur die vorzugsweile geeigneten Gegenitände auswählen. So» 
weit die zurüdgegebenen Gegenſtände ausreichen, ift ber Be» 
fieller dem Nießbraucher gegenüber zur Befriedigung des 
Släubigers verpflichtet. 

Der Nießbraucher Tann?) die Berbindlichleit durch Leiftung 
des gefchuldeten Gegenftandes erfüllen. Gehört der geichuldete 
Gegenftand nicht zu dem Vermögen, da8 dem Niekbraud) unter- 
liegt, jo ift der Nießbraucher berechtigt, zum Zwecke der Bes 
friedigung des Gläubigers einen zu dem Bermögen gehörenden 
Gegenftand zu veräußern, wenn die Befriedigung durch den 
Beiteller nit ohne Gefahr abgewartet werden kann. Er hat 
einen voran 3weife geeigneten Begenitand auszumählen. Someit 
er zum * des Wertes verbrauchbarer Sachen verpflichtet 
ift?), darf er eine Veräußerung nicht vornehmen. 

2) Ausn. $. 1088 Abſ. 8 Sab 2. 2) Anders 8. 1088 Abf. 8 
Sag 1. 3) 8.1086 Sag 2. 

Zafſtung des Nießbrauders für Binfen x. 

&. 1088, Die Gläubiger des Beſtellers, deren Forde⸗ 
rungen fchon zur Zeit der Beitellung verzinslid) waren, fünnen die 
Zinfen für die Dauer des Nießbrauchs aud) von dem Nießbraucher 
verlangen. Das gleidhe gilt von anderen miederfehrenden 
Leitungen, die bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Ein- 
fünften des Vermögens beitritten werden, wenn die fyorderung 
vor der Beitellung des Nießbrauchs entftanden ift!), 

Die Haftung des Niekbrauders kann nicht durch Berein- 
Pazung zwifchen ihm und dem Belteller ausgeſchloſſen oder be- 
ſchränkt werden?). 

Der Niekbrauder ift dem Beſteller gegenüber zur Be- 
fmedigung der Bläubiger wegen der im Abt. 1 bezeichneten An⸗ 
ſprüche verpflichtet. Die Rückgabe von Gegenftänden zum 
Zwede ber Befriedigung kann der Beltellee nur verlangen, 
wenn der Nießbraucher mit der Erfüllung diefer Verbindlichkeit 
in Berzug?) kommt‘). 

1) Bol. $. 1047. 2) Bol. 88. 184, 189. 3) 88. 284 fi. 

1. 


4) Abm. von $. 1087 Abf. 
Niefbraud an einer Erbſtchaft. 
&. 1089, Die Vorfchriften der 88. 1085 bis 1088 finden 
auf den Nießbrauch an einer Erbidhaft!) entfprecdhende Anwendung. 
I) Sowie auf den Nießbrauh an einem Erbſchaftsbruchteil, aber 
nit auf den von einem Miterben beftellten Nießbrauch an feinem Erb: 
teile (vgl. SS. 1922, 2088). 
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Dritter Titel. 
Beſchränkte perſönliche Dienftbarkeiten. 


1. Die beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten unterſcheiden ſich 
dadurch von den Grunddienſtbarkeiten, daß die Berechtigung nicht mit dem 
Eigentum an einem Grunbftüde verbunden, ſondern an eine beſtimmte 
(natürliche oder juriftifche) Perfon gefnäpft if. Ste find daber, wie der 
Nießbrauch, unvererblich und nicht übertragbar ($. 1090 Ubf. 2, 8. 1061, 
$. 1092 Sat 1) und können aud) für eine beftimmte Perſon unb deren 
Erben nicht beitellt werben (OG. 10 ©. 117); anders als beim Riek: 
brauche kann regelmäßig auch die Ausübung einem anderen nicht über: 
laffen werben (vgl. $. 1092 Say 2, $. 1098 Abſ. 2). Bon den bieraus 
fih ergebenden Unterfchieden abgeſehen, unterliegen fle in jeder Himſicht, 
ſowohl hinſichtlich ihrer Entftehung und Endigung als auch Hinfichtlich 
ihres Inhalts, den Borichriften über die Grunddienſtbarkeiten (vor 8. 1018 
Nr. 1-8, SS. 1018 ff.) mit der Maßgabe, daß der Umfang dei 
Nechtes im Zweifel durch die perfönlidden Bedürfnifie des Berechtigten 
beftimmt wird (8$. 1090f.). Nur das Wohnungsrecht, d. i. daB 
Recht, ein Gebäude oder einen Teil eines Gebäudes unter Ausſchluß 
ded Gigentlimerd als Wohnung zu benugen, ift in vielen Punkten den 
Vorſchriſten über den Nießbrauch unterftellt (vgl. $. 1098). 

2. Borbebalte für die Landesgefeggebung, im EG. Art. 96 (Leib: 
zuchtövertrag), 118—116, 120, 128, 188. Ubergangsvorichriften ebd. 
Art. 164, 182, 184, 189, 191. Bel auch GBO. 88. 28f., 60, 8BG. 
88. 92, 121, EG. 3.328. &. 9. 

Begriff und a 

1080, Ein Grundftüd!) Tann in ber Weije belaftet 
werden, daß derjenige, zu deſſen Gunjten die Belaftung erfolgt, bes 
rechtigt ift, das Grunditüd in einzelnen Beziehungen?) zu be 
nußen, oder daß ihm eine fonitige Sefugmiß zuſteht, die den 
Snhalt einer Grunddienjtbarkeit?) bilden Tann (befchränfte per- 
ſönliche Dienjtbarkeit). 

ie Vorſchriften ber 88. 1020 bis 1024, 1026 bis 1029, 
1061 finden entfprechende Anwendung. 

2) Bol. Borbni. 3. 5. Abſchn. 2) Anders der Nießbrauch (Borbm. 
1 zum 2. Titel, $. 1030). 8) S. vor 8. 1018 Nr. 1, $. 1018 mit 
Anm., insbefonbere die bdafeldft angeführten Entf. NG. 60 ©. 817, 
KG. 26 S. A 274, ORG. 8 ©. 126. Auch bier ift ein wirtichaftlicher 
Borteil, ein privatrechtliches Intereſſe des Berechtigten erforderlih (RG. 61 
S. 838; f. Anm. 2 zu $. 1019). BZuläffig ift 3. B. die Begründung einer 
Dienftbarkeit zugunften einer Atttengejellichaft, daß auf dem belafteten Grund: 
ftüde für die Zeit von zehn Jahren keine Fabriken und Ähnliche gewerbliche 
Betriebe, feine Verlaufsläden, Schanklofale und öffentliche Vergnügungs⸗ 
lotale errichtet werden dürfen (OLG. 5 ©. 816, 10 ©. 118); unzuläffig 
die Eintragung eines Rechtes bes Käufers eines Holzbeftandes, wonach Der 
Berläufer das Holz fällen, aufberetten und abfahren muß (RG. 60 S. 317). 
Anfang. 

8.1091. Der Umfang einer befchränkten perjönlichen 
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Dienftbarkeit beftimmt fih im Zmeifel!) nad dem perfönlichen 
Bedürfnifie des Berechtigten?). 

2) Sofern nichts anderes dur Einigung und Eintragung beftimmt 
iſt (88. 8787.) Bgl. aud) 8. 1098 Abſ. 2. 2) Abm. von $. 1019. 


Unübertrngbarkeit. 

6. 1092. Eine beſchränkte perjönliche Dienſtbarkeit ift nicht 
übertragbar. Die Ausübung der Dienſtbarkeit kann einem 
anderen nur überlaffen werden, wenn die Überlafjung geitattet ift!). 
2) Bol. Borbm. 1. Die Geftattung bedarf der Einigung und Eins 
tragung (88. 878, 877), die Überlafjung ift nicht eintragungsfähig (Unm. 2 


zu S. 1069). 
Mohnungsrent. 

6. 1093. Als beſchränkte perfönlidhe Dienftbarkeit kann 
auch das Recht beitellt werden, ein Gebäude oder einen Teil eines 
Gebäudes unter Ausſchluß!) des Eigentümers als Wohnung zu 
benugen?),. Auf diefes Recht finden?) die für den Nießbrauch 
getenden Borfchriften der 88. 1031, 1034, 1036, des $. 1037 

bf. 1 und der 88. 1041, 1042, 1044, 1049, 1050, 1057, 
1062 entſprechende Anwendung. 

Der Berechtigte iſt befugt, feine Familie ſowie die zur 
Handesmäßigen Bedienung und zur Pflege erforderlihen Per⸗ 
ſonen in die Wohnung aufzunehmen®). 

St das Recht auf einen Teil des Gebäudes beichräntt, 
jo kann der Berechtigte die zum gemeinſchaftlichen Gebraude 
der Bewohner beftimmten Anlagen und Einrichtungen mitbenugen. 

2) Andernfalls find nur 88. 1090—1092 anwendbar. 2) MWenn 
auch der Umfang ded Wohnungsrechts von den Beteiligten beliehig aus: 
eftaltet werben fann, iſt es doch begrifflich ausgefchloiien, daß der Eigen: 
tümer des belafteten Brundftüds zu Leiftungen, 3. B. zur Inftandhaltung 
des Gebäudes, verpflichtet werben fanı. Sollen für ein al8 Wohnungs: 
recht bezeichnetes Recht die Regeln ber Miete gelten, jo liegt nur Miete vor 
(G. 24 ©. A 121). Die Ubrede ber Eintragung in das Grundbud 
maht ein Mietverhältnis nicht zum Wohnungsredt, anderſeits ift die 
Abrede eines Entgelts, auch eines den jedesmaligen Berhältniffen ent: 
ſprechenden jährlichen Zinfes mit dem Wohnungsrechte vereinbar (NG. 54 
S. 283). 3) Uußer ben SS. 1090ff. 4) Daneben gilt 8. 1092 Sat 2. 


Sechſter Abſchnitt. 
Vorkaufsrecht. 


1. Das Vorkaufsrecht, welches in dieſem Abſchnitte geregelt wird, 
erinnert durch feine dingliche Natur an die alten Retrakt- und Näher⸗ 
techte. Es ift aufgenommen worben, um gewilien fozinlpolitiihen Beſtre⸗ 
bungen, welhe auf eine Seßhaftmachung der ländlichen und induftriellen 
Arbeiter gerichtet find, die Wege zu ebnen (PB. II 8b. 8 S. 757). 
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Diefem Zwecke entſprechend eröffnet das BGB. die Möglichkeit, ein 
Grundſtück, das dem Vorkaufsrecht unterworfen werden ſoll, mit dieſem 
Nechte dergeſtalt zu belaſten, daß der Berechtigte den Vorkauf nicht allein 
gegen den Berpflichteten, fondern auch gegen dritte Perjonen geltend 
madıen kann. Ein Mißklang im Spiteme wird Hierdurch nicht hervor⸗ 
gerufen. Denn für das Berhältnis zwiſchen dem Berechtigten und dem 
Verpflichteten bleiben die Vorichriften über das obligatoriihe Vorkaufsrecht 
(88. 504 ff.) maßgebend und Dritten gegenüber wird dem Rechte die 
Wirkung einer VBormerfung zur Sicherung des durch die Ausübung des⸗ 
felben entftehenden Anſpruchs auf Übertragung des Eigentums beigelegt 
(8. 1098 Abi. 2). Cine Abweichung von dem obligatorifchen Vorkaufs⸗ 
rechte Tiegt jedoch durin, dat das dingliche Vorkaufsrecht auch bei einem 
freihändigen Berlaufe durch den Konkursverwalter ausgeübt werden kann 
und nur bet einer Zwangsverfteigerung ausgefchlofien tft ($. 1098 Mbf. 1, 
8. 512). Außerdem enthalten die SS. 1099 ff. einige Sondervorichriften, 
8. 1099 ergänzt ben $. 510 und die SS. 1100-1102 regeln für den 
Hall, daß der Käufer als Eigentümer eingetragen ift, die Auseinander⸗ 
fegung zwiſchen den Beteiligten wegen bed Kaufpreiſes. 

2. Das dingliche Vorkaufsrecht tft nur an Grundftüden (nebft Zu: 
behör, $. 1096) und ben diefen gleichgeftelten Berechtigungen (Borbm. 2 
zum 8. Buche) zuläffig, an einem Grundftädsbruchteile nur dann, wenn 
diefer in dem Unteil eines Miteigentümers beſteht ($. 1095). ES kann 
ſowohl als fuhjektin-dingliches Recht (S. 1094 Abf. 2, vgl. $. 1108) al 
auch zugunften einer beſtimmten natürlichen oder juriftiiden Perſon 
beftellt werden; Ießterenfall3 iſt es regelmäßig nicht vererblid und nicht 
übertragbar (vgl. 8. 514; &G. 29 ©. A 171 = RYU.5 ©. 120). Das 
Borlaufsreht beichräntt ſich in der Regel auf ben eriten Berlaufsfall, 
ed kann aber auch für mehrere oder für alle Verkaufsfälle beftellt werden 
(8. 109%. Die Beftellung erfolgt durch Einigung und Eintragung 
(8S. 878 f1.); durch Tabulareriigung ($. 900) Tann es nicht entitehen 
und ein gejegliches Porkaufsrecht fennt da8 BGB. nur für die Miterben 
und nur binfichtlich der Erbteile, nicht bezüglicd der einzelnen Nachlaß⸗ 
gegenftände (8. 2084). Auf die obligatoriiche Berpflidhtung zur Be- 
ftelung des Vorkaufsrechts findet S. 818 feine Anwendung (RG. 60 
S. 225, OLG. 11 ©. 804; abw. RG. 59 ©. 182). Die Aufhebung 
beittmmt fi nach den allgemeinen Vorſchriften (insbeſondere 88. 875 f., 
901); ein zu Guniten einer beſtimmten Perfon beſtelltes Vorkaufsrecht 
erliiht außerdem durch Aufgebot gemäß 8. 1104. 

8. Inwieweit der Landesgeieggebung noch Raum belafien ift, ergibt 
id) aus dem EG. Art. bb ff. Bezüglich der Übergangszeit f. die Art. 168, 
178, 181, 184 (dazu RG. 58 S. 157), 189. 

4. Eine Berdinglichung des Wiedertaufsrehts (88. 497—508) if 
in den BGB. nicht vorgefehen. Indefien läßt fich ihr Zweck durd Gin: 
tragung einer Vormerkung zur Sicherung ded Rechtes auf den Wieder: 
erwerb des Eigentums erreichen ($. 883 Ubi. 1). Wegen des Wieder: 
kaufsrechts bei Nentenglitern Tiehe da8 EG. Art. 62 und Pr. Art. 29. 


Begriff und Inhalt, 
8.1094. Ein Grundftüd kann in der Weije belaftet 
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werden, daß derjenige, zu deſſen Gunften die Belaftung erfolgt, 
dem Eigentümer gegenüber zum Borlaufe bereditigt ift!). 

Das Borfaufsreht Tann aud zu Gunjten des jeweiligen 
Eigentümers eined anderen Grundſtücks bejtellt werben?). 

1) Bgl. Borbm. 1, 2. 2) Bol. 8. 1108. Hinſichtlich der 
Eintragung in dad Grundbuch gilt dasfelbe wie bei den Grunddienfthar: 
teiten (vor 8. 1018 Nr. 2). ©. aud) SS. 96, 1018, 8. 1106 Abf. 2. 

Belaſtung eines gruchteils. 

8. 1098. Ein Brudteil!) eines Grundftüds kann mit dem 
Borlaufsrechte nur belajtet werden, wenn er in dem Anteil 
eines Miteigentümers bejteht?). 

4) Die Belaftung eines reellen Teiles fegt nah GBO. 88. 6, 96 
defien Eintragung als felbftändiges Grundftüd voraus. Dies findet keine 
Anwendung, wenn ein ganzes Grundftüd mit einem auf einen beftimmten 
Srmdftüddteil beſchränkten Vorkaufsrechte belaftet werden fol (RJA. 2 
©. 104; f. Anm. 1 zu $. 1018). 2) Ebenſo $S. 1106, 1114, 
1192. Demnach kann ein Bruchteil eined im Alleineigentum oder im 
Gefamteigentume ftehenden Grundftüäd3 mit feinem anderen Rechte als 
mit einem Nießbrauche belaftet werden. Im übr. f. die Ann. zu 8. 1114. 

Erfirekung des Rerhtes auf dns Bubehör. 

8. 1096. Das Vorkaufsrecht kann auf das Zubehör!) 
erjiredt werden?), das mit dem Grundftüde verkauft wird. Im 
Zweifel ift anzunehmen, daß fi das Vorkaufsrecht auf diefes 
Zubehör erjtreden fol). 

1) 88. 977. 2) Die Erftredung ift nicht eintragungdfägig, da 
Rechte am Zubehöre nicht gebucht werben. 3) Bol. SS. 926, 1081. 

Beſtellung des Rechtes für mehrere Berkaufställe, 

1097. Das Borlaufsrecht befchräntt —2 den Fall 

des Verkaufs durch den Eigentümer, welchem das Grundſtück zur 
Zeit der Beſtellung gehört, oder durch deſſen Erben Y; es kann jedoch 
auch für mehrere oder für alle Verkaufsfälle beſtellt werden ?). 

2) Nicht Hierher gehört ber gefegliche Erbe, an ben das Grundftüd 
mit Nüdficht auf fein Tünftige Erbrecht verkauft ift ($. 511); durch biefen 
Berlauf erlifcht das einmalige Borlaufsrecht (ftr.). 2) Dann erliicht 
dad Borlaufsreht nicht durch Nichtausübung in einem Berfaufsfalle. 
Diefe Beftellung bedarf der Einigung und Eintragung (88. 878 f., 877). 

Rechtsverhültnis; Wirkung gegen Dritte. 

&. 1098, Das Redhtsverhältnis zwiſchen dem eredtigten 
und dem Berpflichteten beitimmt ſich nad) den Borichriften der 
S8. 504 bis 514!) Das Borlaufsreht Tann auch dann aus: 
geübt werden, wenn das Grundftüd von dem Konkursverwalter 
aus freier Hand verlauft wird. ?). 

Dritten gegenüber hat das Vorkaufsrecht die Wirkung einer 
Bormerfung zur Sicherung des durch die Ausübung des Rechtes 
entiiehenden Anſpruchs auf Übertragung des Eigentum3?). 
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1) Die von 8. 505 Ubi. 2 abweichende Vereinbarung eines feſten 
Preifes für den Vorkauf ift one dinglidhe Wirkung und nicht eintragungs- 
fähig (OLE. 4 ©. 69, 8.29 ©. A 171— RM. 5 S. 120, Seuffü. 69 
Nr. 56). Die Abſicht des Berechtigten, das Brundftüd dem Eigentümer 
zurüdzugeben, ſchließt die Ernitlichleit der Uusübung des Vorkaufsrechts 
nicht aus (OL®. 7 S. 87). 2) Abw. von $. 512; vgl. vor $. 1094 Nr. 1. 
3) Bol. 8. 888 Ubi. 2, 8. 888. Danach ift der ald Eigentümer einge: 
tragene Dritte verpflichtet, feine Zuftimmung zur Eintragung des Bor: 
taufSberechtigten als Eigentümer zu erteilen, wenn diefem das Grundſtück 
von dem Borlaufsberechtigten aufgelafien wird (f. $. 1100). 

Mitteilung des Baufvertrags; Anzeigepfliht. 

8.1099. Gelangt das Grunditüd in das Eigentum 
eines Dritten, fo fann diejer in gleicher Weife wie der Berpflichtete 
dem Beredhtigten den Inhalt des Kaufvertrag& mit der im 
$. 510 Ubf. 2 beſtimmten Wirkung mitteilen‘). 

Der Berpflichtete Hat den neuen Eigentümer zu benad- 
richtigen, fobald die Ausübung des Vorkaufsrechts erfolgt oder 
ausgeſchloſſen iſt. 

1) Val. 8. 510. 

Zurückbehaltungsrecht wegen des Kaufpreiſes. 

G. 1100. Der neue Eigentümer!) kann, wenn er ber Käufer 
ober ein Rechtsnachfolger des Käufers ift, die Zultimmung zur 
Eintragung des Beredytigten als Eigentümer?) und die Heraus- 
gebe des Grundftüds verweigern, bis ihm der zwiſchen dem 

erpflichtelen und dem Käufer vereinbarte Kaufpreis, foweit er 
berichtigt ift, erjtattet wird?). Erlangt der Berechtigte die Ein 
tragung als Eigentümer, jo fann der bisherige Eigentümer 
oon ihm*) die Eritattung des beridhtigten Kaufpreiſes gegen Her: 
ausgabe des Grunditüdsd) fordern®). 

1) Der Käufer, der nicht als Eigentümer eingetragen ift, Hat ſich 
wegen des Kaufpreife8 nur mit feinem Berfäufer (8. 440 Abi. 1), nicht 
mit dem Borlauföberedhtigten auseinanderzufegen. 2) Bol. Anm. 8 
zu 8. 1098. 3) Zuruckbehaltungsrecht. Pgl. 88. 278 f. 4), Richt 
von feinem Berläufer ($. 1102 Halbf. 2). 5) Auch) noch nach ber 
Herausgabe. 6) Vgl. SS. 1101 f. 

Bnhlungspflidht des Borkaufsberentigten. 

8. 1101. Soweit der Berechtigte nad) $. 1100 dem Käufer 
oder deflen Rechtsnachfolger den Kaufpreis zu eritatten hat, wird 
er von der Verpflichtung zur Zahlung des aus dem Borlaufe 
geſchuldeten Kaufpreifes frei. 

Megfall der Zahlungspflicht Des Zäufers. 

8. 1102, Berliert der Käufer oder fein Rechtsnachfolger 
infolge der Geltendmachung des Borlaufsredyts das Eigen- 
tum!), fo wird der Käufer, foweit der von ihm gefchulbete 
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Kaufpreis no nicht berichtigt ift, von feiner Verpflichtung frei; 
den beridhtigten Kaufpreis Tann er nicht zurüdfordern?). 
2) Anm. 1 zu $. 1100, 3), Bol. $S. 1100 mit Anm. 4. 


Vorkaufsrecht des Gigentümers eines Grundſtücks. 

&. 1103. Ein zu Guniten des jeweiligen Eigentümers 
eines Srunditüds beitehendes Borkaufsredht!) Tann nicht von dem 
Eigentum an dieſem Grundftüde getrennt werden?). 

Ein zu Gunſten einer bejtimmten Perſon bejtehendes 
Borlaufsreht kann nicht mit dem Eigentum an einem Grund⸗ 
ſtücke verbunden werden?). 

2) 8. 1094 Ubi. 2. 2) Ebenſo $. 1110. 8) Ebenſo $. 1111. 


Aufgebot des Berechtigten, 
8 110A. Sit der Beredtigte unbekannt, fo kann er im Wege 
des Aufgebotsverfahrens mit feinem Rechte ausgeſchloſſen werden, 
wenn die im $. 1170 für die Ausfchliegung eines Hypotheken⸗ 
läubigers beftimmten Borausfegungen vorliegen. Mit der Er- 
aflung des Ausfchlußurteils erlischt das Vorkaufsrecht H. 
uf ein Vorkaufsrecht, das zu Gunften des jeweiligen 
Eigentümers eines Grundſtücks beiteht, finden diefe Vorjchriften 
keine Anwendung. 
1) Entſpr. 88. 887, 1112. Bol. BBO. SS. 988, 1024. 


Siebenter Abſchnitt. 
Reallaſten. 


1. Die Reallaſten ſind nach dem BGB. dingliche Belaſtungen eines 
Grundſtücks mit wiederkehrenden Leiſtungen, bie aus dem belaſteten 
Grundſtücke zu entrichten find (8. 1105 Abi. 1), Sowohl die Reallaſt 
ſelbſt als auch das Necht auf die einzelne Leiftung find dinglich; daneben 
beftest, in Ermangelung einer entgegenftehenden Bereinbarung, eine 
perfönliche Haftung bes jeweiligen Eigentümers für die während der Dauer 
feined Eigentums fällig werdenden Xeiftungen (8. 1108, vgl. ebd. Abf. 2). 
Die Leifrungen können nit nur in Geld, fondern auch in anderen 
Sadıen und auch in Dienften beitegen. Uber den Unterjchteb zwiſchen 
einer Geldreallaft und einer Nentenfchuld vgl. Vorbm. 1 vor 8. 1199. 
Auf die einzelnen Zeiftungen finden die Vorfchriften Aber die Hypotheken⸗ 
zinfen entiprechende Anwendung ($. 1107). 

2. Die Nenllaften können nur an Grundftüden und den biefen 
nleichgeftellten Berechtigungen (Vorbm. 2 zum 8. Buche), auch an einem reellen 
Grunbftüdsteile (GBO. S. 6; f. jedoch ebd, S. 96) und an einem ideellen 
Anteil eine Dtiteigentümers, nicht an fonjtigen Bruchtetlen ($. 1106) 
beftellt werden, und zwar entweder als fuhjeltin-perfönliche oder als 
fubjektin-dingliche Rechte (8. 1105 Ubi. 2, vgl. SS. 1110F.). Die fubjeltiv: 
periönlide Neallaft ift regelmäßig vererbli und übertragbar (vgl. 
8. 1111 Abſ. 2). Die Beftellung gefchieht durch Einigung und Ein⸗ 
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tragung (88. 878f.); Tabularerfigung ($. 900) ift ausgejchlofien und kraft 
@efeges entftehen nur bie Überbau: und Notwegrenten (88. 912, 914, 
917; vgl. au $. 1022), Die Übertragung und Belaftung der 
fubjeltin:perfönliden NReallaft erfolgt nach den allgemeinen Vorſchriften 
(88. 878 fi.; anders Hinfichtlich des Nechtes auf rüdftändige Leiftungen 
gemäß 88. 1107, 1159), ihre Pfändung nah ZPO. $. 857 Abi. 6 und 
für die Aufhebung der Neallaiten kommt neben den allgemeinen 
Borfhriften (SS. 875 f., 901 zc.) nur die Beitimmung des $. 1112 
in Betradt, wonach die fubjeltiv:perfönlicde Reallaſt durch” Wufgebot 
erlifht. Uber den Einfluß der Teilung bes herrihenden Grundſtücks 
auf die fubjektiv-dingliche Neallaft vgl. $. 1109. 

8. Sehr weitgehende Vorbehalte für die Landesgefeggedung im EG. 
Art. 62 (Mentengüter), 96 (Leibzuchtsvertrag), 118—118, 120f., 182; 
hervorzuheben find bie Art. 118 f., welche die Abldjung betreffen, und der 
Urt. 115, nad) welchem die Landesgefege nicht bloß den Inhalt und das 
Maß der NReallaften näher beitimmen, fondern die Belaftung der Grund—⸗ 
ftüde mit foldhen Rechten unterfagen oder beichränten können (vgl. bie 
Anm. zu diefen Artiteln). Übergangsvorfchriften ebd. Art. 184, 189. BgL 
auh GBO. S. 50, BVG. 58. Abf., 92, 121, EG. 3. BB. $. 9. 


Begriff und Inhalt. 

8. 1108, Ein Grunditüd kann in ber Weiſe belaftet werben, 
daß an denjenigen, zu deſſen Guniten die Belaftung erfolgt, wieder⸗ 
fehrende Leiftungen!) aus dem Grundjtüde?) zu entrichten find 
(Reallaſt). 

Die Reallaſt kann auch zu Gunſten des jeweiligen Eigen- 
tümers eines anderen Grundſtücks beſtellt werden?). 


1) Bol. Vorbm. 1. Daß die Leiſtungstermine regelmäßig wieder⸗ 
tehren (f. 88. 197, 1199) und bie Leiftungen einander gleich oder aleich⸗ 
artig (KG. 22 ©. A 808 = RJA. 2 ©. 191) find oder eine feitbeftimmte 
Höhe Haden (OLG. 12 5. 281), ift nicht erforderlich; fie müffen aber im 
Geldforderungen ummwandelungsfähig fein (OLG. 7 ©. 82). Den Inhalt 
einer Reallaſt kaun nicht bilden die Verpflichtung zu einer einmaligen Hand: 
lung (RG. 67 ©. 884, 26. 20 S. A 91 = RIM. 1 ©. 26) oder bie 
(gegen 8. 10 GewO. verftoßende) Berpflichtung, das Bier für eine Gaſt⸗ 
wirtfchaft eine beftimmte Bett hindurch nur von einer beftimmten Brauerei 
zu beziehen (NS. 59 ©. 109), wohl aber (unbefchadet des Borbehalts 
im EG. Art. 115) die Pflicht zur Inftandhaltung einer Turmuhr (RE. & 
S. 181), einer Überfahrt (OLG. 8 S. 126) oder einer Brüde (OLE. 2 
©. 418), die Zahlung einer zur Verzinſung und Tilgung eine Kapital® 
dienenden Rente während einer bejtimmten Reihe von Jahren (RW. 21 
©. A 812, OTG. 2 ©. 495) und die Verpflihtung zur Anzeige von jebem 
abzufchließenden Mietvertrage hinſichtlich des belafteten Grundſtücks und 
zur Offerte des Eintritt in diefen (ORG. 7 ©. 82). ©. auch RE. bb 
S. 880 (Schmiebezwang), Gruch. 46 ©. 181 (Recht auf VBelöftigung). 
Der Inhalt der einzutragenden Reallaſt muß fo weit angegeben werden, 
daß der Umfang ber Belaftung des Grundftücks aus dem Grundbuch 
bzw, auß den zur Ergänzung bienenden Akten feftgeftellt werben kann 
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3) Bol. F. 1094 Abſ. 2 mit Anm. 2. 
Selaflung reines Srunteils. 
1106. Ein Bruchteil eines Grunbitüds kann mit einer 
Reallaft nur belaftet werden, wenn er in dem Anteil eines Mit- 
eigentümer3 beiteht!). 
1) Bol. 8$. 1095, 1114 mit Anm. ©. auch Vorbm. 2. 
Berweifung auf das Bypothekenredht. 
6. 1107. Auf die einzelnen Leiſtungen Fe die für die 
Zinfen einer Hypothelenforderung geltenden Vorſchriften!) ent- 
ipredende Anwendung ?). 
1) Insbeſondere die 88. 289, 1120—1181, 8. 1182 Ubi. 1, 
$8. 1184}. (Bruch. 48 ©. 861), 1147— 1150, 1157— 1169, 1178, 1181, 
3PO. 88. 880, 837. 2) Bgl. ferner 88. 197, 201, 902 (Ber: 


jährung), ZPO. 8. 825 Abi. 8. Yerfänliche Haft 
erſönliche Haftung. 

6. 1108. Der Eigentümer haftet für die mährend der 
Dauer feines Eigentums fällig werdenden Leiftungen auch!) 
perſönlich, jomweit nicht ein anderes beftimmt ift?). 

Wird das Grundftüd geteilt, jo haften die Eigentümer der 
einzelnen Zeile ald Gefamtichuldner?). 

2) Bgl. vor 8. 1106 Nr. 1. Für die Rückſtände aus der früheren 
Zeit Baftet er nur mit dem Brundftüde (SS. 1105, 1107, 1147). 2) Durd) 
Einigung und Eintragung gemäß 88. 878 f., 877. 8) 88. 421. 
Tie dingliche Haftung tft durch 88. 1107, 1182 geregelt. Vorbehalte im 
EG. Urt. 120 f. (Pr. Art. 81). Verteilung der Deichlaſt OLG. 12 ©. 181. 

Subjektiv dingliche Benllaf. 
1. &infuß der Teilung des Grundfäds. 
. & 21109. Wird das Grundftüd des Berechtigten geteilt, 
10 beitehbt die Reallaſt für die einzelnen Zeile fort. Iſt die 
Leiſtung teilbar!), jo beftimmen fi) die Anteile der Eigentümer 
nah dem Berhältnifle der Größe der Zeile; ift Tie nicht teilbar, 
jo nnden die Vorſchriften des 8. 432 Anwendung, ie Aus» 
übung des Rechtes it im Zweifel nur in der Weiſe zuläffig, 
daß fie für den Eigentümer des belafteten Grunditüds nicht 
beihwerlicher wird?). 
Der Berechtigte kann beitimmen, daß das Recht nur mü 
einem der Zeile verbunden jein jol. Die Beitimmung hat dem 
Grundbuchamte gegenüber zu erfolgen und bedarf der Ein» 
tragung in das Grundbudh?); die Vorfchriften ber 88. 876, 878 
finden entiprechende Anmendung‘). Veräußert ber Berechtigte 
eınen Zeil des Grundftüds, ohne eine ſolche Beltimmung zu 
treffen, jo bleibt das Recht mit dem Teile verbunden, den er behält°). 

Gereicht die Reallaſt nur einem der Teile zum Vorteile, jo 

bleibt fie mit diefem Teile allein verbunden?)®). 
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1) Bgl. Unm. zu 8. 420. 2) Bol. 8. 1025. 3) 88. 878, 
877; vgl. GBO. 8. 8 Abſ. 2. 4) GBO. 8. 21; EB. Art. 120. 
5) Es erliicht fraft Gefeged für den übrigen Teil (vgl. GBO. 8. 8 
Abſ. 2). $. 876 findet feine Anwendung. 6) Ebenſo $. 1025 Sag 2. 
2. Untrennbarkeit. 

&. 1110, Eine zu Gunften des jeweiligen Eigentümers 
eines Grundſtücks beitehende Neallaft Tann nicht von dem Eigen» 
tum an diefem Grundftüde getrennt werden!). 

1) Ebenſo 8. 1108 Abi. 1. 

Subjektiuperfönliche Benllaf. 

1111. Eine zu Guniten einer bejtimmten Berfon bes 
ftehende Reallaft kann nicht mit dem Eigentum an einem 
Grundftüde verbunden werden!). 

Sit der Anfprud auf die einzelne Leiſtung nicht über- 
tragbar, jo kann das Recht nicht veräußert oder belaftet werden?). 

2) Ebenfo $. 1108 Abi. 2. 2) Bol. 88. 899 f., 418. Eine 
auf übertragbare und auf unübertragbare Anfprüde gehende Reallaft 


(ſ. OLS. 8 ©. 181) ift demnach nur zum Teil übertraggar. Siebe 
vor $. 1105 Nr. 2. 


Aufgebot des Berechtigten. 


1112, Iſt der Berechtigte unbefannt, fo finden auf die 
Ausihliegung feines Rechtes die Vorfchriften des $. 1104 ent⸗ 
ſprechende Anmwendung. 


Achter Abſchnitt. 
Hypothek. Grundſchuld. Bentenfchuld. 


1. Das BEL. ſtellt verſchiedene Rechtsformen auf, in denen 
ber Realfredit fich betätigen ſoll, nämlich die Verkehrs-Briefhypothet, die 
Verkehrs-Buchhypothek, die Sicherungshypotbel, die Briefgrundfchuld, die 
Buchgrundſchuld, die Briefrentenfchuld, die Buchrentenfhuld. Wie ficdh 
inZbefondere daraus ergibt, daß jede diefer Formen in die andere um: 
gewandelt werden kann, ohne daß es ber Zuitimmung der gleich: oder 
nadhftehenden Berechtigten bedarf ($$. 1116, 1186, 1198, 1208), daß die 
Unmandelung fih unter Untftänden ſogar kraft Gejeged vollzieht (vgl. 
3- B. 8. 1177), liegt diefer Regelung die Borftellung eines einheitlichen 
dinglihden Rechtes des Inhalts zu Grunde, dab an den Berechtigten 
„eine beftimmte Geldfumme aus dem Srundftüde zu zahlen ift“ (SS. 1118, 
1191). Dieſes Recht in feiner Reinheit ift die Grundſchuld; fie iſt 
ſchlechthin, ohne ARüdfiht auf ein Forderungsredt (vgl. 8. 1192), auf 
Bablung einer bejtimmten Geldfumme aus dem Grundftüde gerichtet, 
entweder auf Zahlung eines Kapitald mit oder ohne Nebenleiftungen (ge 
mwöhnlide Grundſchuld, 8. 1191) oder auf Zahlung einer beftimmten 
Geldfunme in regelmäßigen wieberfehrenden Terminen Rentenſchuld, 
$. 1199). Hypothek Heißt jenes Recht, wenn die Bablung zur Be: 
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friedigung des Berechtigten wegen einer Forderung besfelben beftimmt ift 
($. 1118). Die Hypothet iſt afzeffortfch, allerdings nicht in dem Sinne, 
daß das als Hypothek eingetragene dingliche Recht ohne Forderung nicht 
entftchen oder fortbeftegen könnte, das Brundftüd wird und bleibt viel: 
mehr trog des Nichtbeftehens oder des Unterganges der Forderung be: 
laftet, aber nicht mit einer Hypothek zu Gunſten des eingetragenen 
Bläubigers, ſondern mit einer Eigentümergrundſchuld (8. 1168 Abſ. 1, 
$. 1177 Abf. 1). Bon der Forderung hängt alfo zwar nicht die Gültig: 
feit der Belaſtung des Grundftüds, wohl aber ber Beftand des binglichen 
Rechtes als Hypothek und die Perfon des Berechtigten ab. Die Ab— 
bängigfeit der Hypothek von der Forderung ergibt fich ferner daraus, daß 
der Eigentümer gegen die Hypothek die dem perſönlichen Schuldner gegen 
die Forderung zufiehenden Einreden, von wenigen Ausnahmen abgejehen, 
geltend maden Tann ($. 1187) fowie daß die Hypothek bei der Über: 
tragung der Forderung auf den neuen &läubiger übergeht und nur mit 
der Yorderung, nicht allein Übertragen werden kann ($. 1158), während 
anderfeit3 die LYZuläffigfeit der Untwandelung der Hypothek in eine 
Grundſchuld und der Unterichtebung einer neuen Forderung an Stelle 
der bisher geficherten (58. 1180, 1198) die Abhängigkeit einfchränten (f. 
auch 88. 1141, 1146). Die alzefiorifche Natur der Hypothek tft ferner regel: 
mäßig durch die Ausdehnung der für die Nichtigkeit des Grundbuch— 
inhalts ftreitenden NechtSpermutung und des öffentlichen Glaubens des 
Grundbuchs auf die Forderung (jedoch nur „in Anfehung der Hypothek“, 
d. 5. bes dinglichen Anfpruchd, SS. 1188, 1156) adgejchwächt; darin, daß 
diefeg nicht für die Sicherungshypothek gilt, daß ſich bei ihr das 
Recht des Gläubigers nur nach der Forderung beitimmmt und diefe durch 
das Grundbuch nicht bewiejen wird (88. 1184F.), liegt die Hauptabweichung 
diefer Hypothet von der gewöhnlichen oder Verkehrshypothek. Ob 
fhließlih Für die Verlehrshypothek, die Grundichuld und die Rentenſchuld 
ein Brief auggejtellt iſt oder nicht, ift für das Weſen des Rechtes belangloS ; 
dad BGB. gebraucht deshalb die Ausdrüde Briefhypothel und Bud: 
hypothet nicht. Der Hauptzwed bes Briefes, deſſen Erteilung bei der 
ſtreng atzeſſoriſchen und deshalb nicht für den Verkehr beftimmten Siche: 
rungshypothel ftet3 ausgefchloffen ift ($. 1185), bei der Verkehrshypothelt, 
der Grundſchuld und der Rentenſchuld aber erfolgen muß, wenn fie nicht 
durh Einigung und Eintragung ausgeichlofien wird (88. 1116, 1192), 
beiteht darin, die Verkehrsfähigkeit des verbrieften Rechtes zu erhöhen. 
Diefer Zweck wird dadurd) erreicht, daß dag Recht in gewilfer Weife mit 
dem Papiere verlmüpft und von dem Grundbuch unabhängig gemacht 
wird; die Übergabe des Briefes iſt zum Erwerbe ded Rechtes durch den 
Släubiger (8. 1117, 8. 1168 Abſ. 2), zur Übertragung und Belaftung 
des Rechtes erforderlich, während e8 zu dei legteren Rechtsänderungen 
nit notwendig der Eintragung bebarf (SS. 1154, 1069, 1274, ZPO. 
SS. 830, 887, 8. 857 Abi. 6), bei der Geltendmachung bes Nechtes, bei 
der Kündigung und Mahnung bat der Gläubiger auf Berlangen den 
Brief vorzulegen (8$. 1160f., vgl. SS. 1144f., 1150, 1162) und eine 
Eintragung in das Grundbuch foll bet einer Briefhypothek fait ausnahms⸗ 
los nur erfolgen, wenn der Brief vorgelegt wird (GBO. SS. 42f., 54); 
ſchließlich ſteht für die Anwendbarkeit der Vorſchriften der SS. 891 — 899 
Achilles, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage, 34 
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und der GBO. 8. 40 ber gemäß $. 1155 legitimierte Beſitzer bes Briefes 
einem eingetragenen Gläubiger gleih. (Bgl. noch $. 1140.) 

Ein unvollkommenes, burh die Vorſchriften des 8. 1197 (vgl. 
8. 1177) befchränttes dingliches Necht bildet die Eigentümerhypothet 
und bie Eigentümergrundſchuld; die Beſchränkung gilt aber nur für 
die "Dauer ber Bereinigung von Eigentum und Gläubigerredt. Dem 
Eigentümer fteht die Hypothek oder Grundſchuld nicht nur auf rund 
des $. 889 zu, wenn fi durch Erbgang, durch Abtretung oder durch 
Eigentumswechſel u. dergl. das Eigentum und das Gläubigerredht in 
einer Hand vereinigt hat, fondern dad BGB. läßt in vielen Yällen, fei 
es von vornherein oder infolge fpäterer Umftände, Die Hypothek 2c. dem 
Eigentlimer zufallen. Ihm fteht die Hypothek bis zur Entſtehung. ber 
Forderung und die Briefhypothel und die Briefgrundfchulb bis zur Uber: 
gabe des Briefe an den Bläubiger zu; auf ihn gebt dag dingliche Recht 
regelmäßig mit bem Erlöſchen der der Hypothek zu Grunde Tiegenden 
Sorderung, mit der Befriedigung des Gläubiger durch den Eigentümer, 
mit dem Verzichte des Gläubigers auf fein dingliches Necht und mit dem 
Ausſchluſſe des unbelannten Gläubiger8 im Aufgebotsverfahren über 
(88. 1148, 1168, 1168, 1170f.; Ausn. 8. 1178; Sondervorſchriften für 
die Geſamthypothek und die Gefamtgrundihuld SS. 1172ff.). Bür bie 
Bwangshypothel enthält die ZPO. $. 868 weitere Fälle der Eigentümer: 
hypothek (Aufhebung der Enticheidung, auf Grund deren jene eingetragen 
tft, oder ihrer vorläufigen Vollſtreckbarkeit 2c. ꝛc.). Schlieklih kann die 
Grundſchuld (aber nicht die Hypothel) von vornherein für den Eigentümer 
beftelt werden (S. 1196). Das dem Eigentümer zuftehende Necht ift 
übrigens nur dann eine Hypothel, wenn ihm auch die Yorderung gehört 
(3. 8. 8. 1148), fonft verwandelt fi die Hypothek mit ihrem Übergang 
auf den Eigentümer traft Gefeges in eine Grundſchuld (S. 1177). 

Als eine Sonderart fann man endlich no die Geſamthypothet 
und die Geſamtgrundſchuld bezeichnen. Die Sefamthypothek tft eine 
an mehreren felbftändigen Srundftüden beftehende Hypothek für eine 
Forderung. Der Gläubiger ift zwar berechtigt, fich nach feinem Belieben 
wegen feiner ganzen Forderung ober eines Teiles derielben an jebes 
einzelne belaftete Grundftüd zu Halten, aber er bat nur ein einheitliches 
Recht, das mit der Befriedigung aus einem Grundſtücke regelmäßig völlig 
erlifcht und defien Ummandelung oder Zerlegung in Einzelhypotheken, 
deren Geſamtbetrag den Betrag der Geſamthypothek nicht Überfteigt, nur 
infoweit zuläffig tft, als fie nicht zum Nachteile ber glei): ober nach: 
ftehenden Berechtigten gereiht. Auf diefer Erwägung beruhen viele der 
für die Geſamthypothek 2c. getroffenen Sondervorſchriften (vgl. SS. 1182, 
1172—1175, $. 1181 Abſ. 2, 8. 1182). 

Dagegen läßt das BGB. antichretifhe oder Nugungs: Pfand: 
rechte an Grundftüden (KG. 48 5. 61; vgl. RO. 25 S. A 290 —= RA. 8 
©. 214), Revenſtenhypotheken (j. EG. Art. 60, 192 Abſ. 2)und General 
hypotheken nicht zu. 

2, Segenftand der Belaftung mit Hypotheken und Grund: 
ſchulden bilden nur die Srundftlüde und die diefen gleichgeftellten Be: 
rechtigungen (Borbm. 2 zum 8. Buche; über die Belaftung von Grunbftüde: 
teilen f. $. 1114 mit Anm.); an beweglichen Gegenftänden gibt es Leine 
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Hypothek, fondern nur ein Pfandrecht (SS. 1204 ff... Jedoch erſtreckt fich 
die an einem Grunditlide beftehende Hypothek zc. auch auf gewiſſe beweg⸗ 
liche Gegenftände, nämlich auf getrennte Erzeugniſſe und fonitige Beftand: 
teile, auf Bubehörftüde, auf Miet: und Pachtzinsforberungen aus ben 
über das Grundſtück abgefchlofienen Miet: und Pachtverträgen, auf An: 
ſprüche auf die einzelnen wiederkehrenden Leiftungen aus ben mit dem 
belafteten Grundftilde verbundenen ſubjektiv-dinglichen Rechten und auf 
die Forderungen aus einer Berfiherung der der Hypothek ꝛc. unterliegenden 
Gegenftände (f. au EG. Art. 52 fi., 67, 109). Das Nähere ergibt fich aus 
den 88. 1120-1180. Diefe regeln vor allen: auch die Berfügungöbefugnis 
ded Eigentümers über die mithaftenden beweglichen Gegenftände und Die 
Borausfegungen ihres Ausſcheidens aus der Mithaft. Ihre Haftung ft 
nämlich, im Gegenfage zu der des Grundſtücks feldft, vor der Beichlagnahme 
eine zeitlich beſchränkte und erlifcht auch ohne Zuftimmung des Gläubigers, 
damıit dem Eigentümer die Möglichkeit einer ordentlichen Wirtichaftsführung 
bleibt und ber Mobiliarverkehr nicht zu fehr geichädigt wird; erft durch die 
Beihlagnahme wird dem Eigentümer die Verfügungsbeſugnis entzogen 
(Ausn. für &ebäubdeverficherungsforderungen F. 1128). Im Anfchluß an 
diefe Borfchriften regelt 8. 1131 die Haftung eines dem belafteten Grund: 
fiüd als Beſtandteil zugefchriebenen Grundſtücks. 

8. Das Grundſtück und die mithaftenden Gegenſtände find nicht nur 
für das Hupothelen: und Grundichuldlapital verhaftet, fondern kraft Ge: 
fege8 auch für geſetzliche Zinſen (vgl. au SS. 1146, 1192) und für bie 
Koften der Kündigung und der die Befriedigung aus dem Grunpdftüde 
bezwedenden Rechtöverfolgung (8. 1118), für andere Binfen und fonftige 
Nebenleiftungen nur dann, wenn beren Geldbetrag im Grundbuch ein: 
getragen ift ($. 1115, 8. 1191 Abſ. 2, 8. 1192; Ausn. 8. 1115 Abſ. 2). 
Die Hypothel ꝛc. für die Rückſiände von Binfen oder anderen Neben: 
Teiftungen fowie für jene KEoflen unterliegt verichiedenen Sondervorſchriften 
(8. 1145 Ubi. 2, 8. 1169, 8. 1160 Abſ. 8, 8. 1178). 

4. Daß dinglide Recht des Gläubigers gebt auf Zahlung 
aus dem Grundftüde, d. 5. auf Befriedigung aus biefem oder den mit: 
Baftenden Gegenftänden in Wege der Zwangsvollſtreckung (8. 1147, 1192; 
vgL S. 1181). Der Eigentümer tft nur zur Duldung der Zwangspoll: 
ftredung, nicht zur Zahlung verpflichtet (vgl. jedoch 8. 1146, ZPO. SS. 592, 
688, 8. 794 Nr. b, Anm. 1 zu $ 1142). Uber die Fälligkeit des dinglichen 
Anſpruchs vgl. $$. 114), 1156, 1198, 1201f., über die Paffivtegitimation 
des ald Eigentümer Eingetragenen 8. 1148 und über die Einreden gegen 
den dinglichen Anſpruch SS. 1187f., 1156ff., 1192. Gegen die Sicherheit 
feines Rechtes gefährbende BVerfchlechterungen des Grundfiüds gewähren 
bem Gläubiger die SS. 1183f. Schu. Vereinbarungen, durch welche 
dad Recht des Gläubigers auf Befriedigung erweitert wird, haben, fuweit 
fie nicht nach SS. 1136, 1149 unzuläffig find, nur obligatorische Wirkung. 

Der Eigentümer ift zwar nicht verpflichtet, aber gemäß $. 1142 
berechtigt, den Gläubiger zu befriedigen, und dasſelbe Recht Hat, wenn 
der Släubiger Befriedigung aus dem Grunbdftüde verlangt, jeder, der 
Gefahr Läuft, durch bie Zwangsvollitredung ein Recht am Grundftüd 
oder defien Beſitz zu verlieren ($. 1150). Mit der Befriedigung erwirbt 
ſowohl dieſer als auch der Eigentümer die Hypothet oder Grundſchuld 


34* 


632 Sachenrecht. Hypothek. Grundſchuld. Rentenſchuld. 


und kann von dem Gläubiger die zur Berichtigung des Grundbuchs oder 
zur Löſchung erforderlichen Urkunden und den Brief nach näherer Bor: 
fchrift der SS. 1144. fordern (SS. 1148 Fff., 1150). Diefe Ießtere Befugnis 
fteht unter Umftänden auch dem perſönlichen Schuldner zu (S. 1167), 
inSbefondere dann, wenn er die Hypothek erwirbt; wenn nämlich die Be: 
friedigung bes Hypothefengläubigerß durch den mit dem Eigentümer nidt 
tdentifchen perſönlichen Schuldner erfolgt oder fich Forderung und Schuld 
in feiner Berfon vereinigen, wird die Hypothek entgegen der Regel des 
8. 1168 nicht zur Eigentümergrundfchuld, fondern geht auf ben Schuldner 
über, ſoweit diefer von dem Eigentümer oder deflen Rechtsvorgänger 
Erfag verlangen kann (8. 1164, vgl. 8. 1174 fowie 88. 1166f.). 

6. Die allgemeinen Borfchriften der 88. 878ff. finden auf die Ent: 
ftehung, Übertragung, Belaftung und Aufhebung der Hupotbefen 
und Grundfhulden nur mit einer Reihe von Modifilationen Anwendung. 
Ohne Eintragung erwirbt nad $. 1287 und ZPO. 8. 848 Ubi. 2 der 
Pfandgläubiger einer Yorderung auf Übereignung eines Grundftüdg eine 
Sicherungshypothek. Keiner Einigung bedarf e8 zur Begrlindung der 
Inhaber⸗ und der Eigentümergrundfchulden (88. 1196F.) und verfchiedener 
Sicherungshypotheken (8. 1188, EG. Art. 91, FGG. S. 54, 8BG. $. 128 
Abſ. 8), insbeſondere der Zwangs- und Arreſthypotheken (ZPO. SS. 866ff., 
982). Der Inhalt des Eintragungsvermerkes ift durch 8. 1115 geregelt. 
Außer der Einigung und der Eintragung ift zum Erwerbe der Hypothek 
dur) den Gläubiger die Entftehung der Forderung und zum Grwerbe 
der Briefhypothek oder Briefgrundichuld durch denfelben die libergabe des 
Briefed oder die Vereinbarung erforderlich, daß der Gläubiger berechtigt 
fein fol, fit) den Brief von dem Grundbuchamt aushändigen zu lafien 
(ſ. Vorbm. 1); fonft tft die Poſt eine Eigentümergrundfchuld (58. 1117, 
1168). Hinfigtlih der Übertragung und der Belaftung gelten 
Sonderporfdriften für die Briefhnpothefen und Briefgrundichulden 
($. 1154), für die Sicherungshypotheten für Forderungen aus Inhaber- 
und Örderpapieren ($S. 1187 Satz 8), für die Inhabergrundſchulden 
(58. 1195, 798) und für die Hypotheken zc. für Bing: zc. Aüdftände und 
gewifle Koſten gemäß 88. 1169, 1200. Außerdem läßt dad BGB. die 
Hypotheken und Grundfchulden in vielen Fällen Fraft Geſetzes auf einen 
neuen Gläubiger übergeben (f. Vorbm. 1, 4). Die Aufhebung der 
Hypotheken und Grundſchulden erfordert, abw. von $. 875, die Zuſtimmung 
des Eigentümers ($. 1183). Ohne Löſchung endigen fie mit der Be- 
friedigung des Gläubigers aus dem Grundftüd ober den mithaftenden 
Gegenftänden (8. 1181; Ausn. $. 1182); außerdem erliicht eine Gefamt: 
hypothek oder Geſamtgrundſchuld in verichiedenen Fällen kraft Geſetzes 
auf einem oder mehreren der belafteten Grundſtücke (SS. 1178—1175) 
und eine Hypothek 2c. für Zinsrüdftände und gewifle Koften durch Kontu- 
fion und durch einfeitige Verzichtserklärung ($. 1178. Schließlich find 
einige Fälle von Snhaltsänderungen in 8$. 1116, 1119, 8. 1182 
Abſ. 2, SS. 1180, 1186, 1198, 1208 geregelt und Traft Geſetzes tritt die 
Umwandelung einer Hypothek in eine Grundfchuld nach $. 1177 und bad 
Einrüden einer anderen als ber biöher geficherten Forderung in die 
Sppothef nad) 8. 1164, 8. 1178 Abſ. 2, SS. 1174, 1182 ein. 

6. Die Beftimmungen des achten Abſchnitts werden ergänzt durch 
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Vorſchriften der ZPO. (insbeſondere 88. 866ff. 982 betr. die Zwangs⸗ 
und Arrefthnpotbeten, ferner 88. 800, 880, 887, 8. 867 Abſ. 6, 88. 897), 
der GBO. (SS. 26f., 8. 28 Satz 2, SS. BTf., 8. 40 Abſ. 2, SS. 42f,, 
61, 8. 64 Ubi. 2 und vor allem $$. b6fl., 97 betr. den Hypotheken⸗, 
Grundſchuld- und Rentenfchuldbrief) und des ZBG. (namentlich SS. 128 Ff.); 
ſ. auch das Hypothekenbankgeſ. dv. 18. Kult 1899 und das Neichägef., betr. 
die gemeinfamen Rechte der Befiger von Schulbverfchreibungen, v. 4. Dez. 
1899. Bon den Borbehalten für die Landesgefeßgebung kommen vor allem 
die Art. 60, 91, 112f., 117f., 120, 167 des EG. in Betracht. Ubergangs⸗ 
beftimmungen in Art. 186, 188f., 192—195; danach unterliegen auch die 
zur Beit des Inkrafttretens des Reichsrechts beſtehenden Grundſtücks⸗ 
pfandrechte den Vorſchriften des BGB. 


Erfter Titel, 


Hypothek. 


1. Die Vorſchriften dieſes Titels finden nicht nur auf die Hypothek, 
ſondern auch auf die Grundſchuld Anwendung, ſoweit ſich nicht daraus 
ein anderes ergibt, daß die Grundſchuld nicht akzeſſoriſch iſt ($. 1192), 
und foweit nicht die SS. 11983ff. abweichende Borfchriften enthalten. 

Bon den beiden Unfprüdhen, welche dem HYypothefengläubiger zu: 
ftehen, dem periönlichen Anipruch, zu deffen Sicherung die Hppothel be: 
ſtimmt ift, und dem dinglichen Hypothelenanfpruch, unterliegt grundfäglich 
nur der leßtere den Beftimmungen dieſes Titels, insbeſondere beziehen 
ih die $$. 1187f., 1156 nur auf diefen; Dagegen wird durch bie 88. 1148, 
1150, 1158, 1161 und vor allem burch den die Abtretungsform regelnden 
$. 1154 auch die perfönliche Forderung betroffen. 

2. Sn biefen Titel ift zumächft die gewöhnliche oder Verkehrs— 
hypothet und zum Schlufie (SS. 1184— 1190) die Sicherungshypothet 
geregelt. Uber den Unterfchted vgl. VBorbm.1 zum 8. Abſchn. Im allgemeinen 
haben die Beteiligten zwifchen diefen beiden Hypothelenarten die Wahl. 
Nur als Sicherungshypotheken find jedoch zugelaſſen die Hypothek für 
Borderungen aus Inhaber⸗- oder LDrderpapieren (8. 1187), die fog. 
Kautions⸗ (Höchftbeirags:) Hypotheken ($. 1190), die Zwangs- und Urreft: 
Bypothelen (ZPO. 88. 866ff., 982), die auf Erſuchen des Vormundſchafts⸗ 
gericht? gemäß FGG. S. 54 oder auf Erfuchen des Vollſtreckungsgerichts 
gemäß 3BG. 88. 128 ff. einzutragenden und die auf einen: landesgejeßlichen 
Titel (EG. Art. 91) berufenden Hypotheken. Bon ben beiden erften 
Ballen abgefehen muß eine Sicherungshypothek ſiets als folche im Grund: 
buche bezeichnet werden (3. 1184 Abſ. 2, 8. 1187 Sak 2, 8. 1190 Abſ. 8). 

Begriff und Inhalt, 

8. 1113. Ein Grundftüdt) kann in der Weife belajtet 
werden), daß an denjenigen, zu deſſen Gunften bie Belajtung 
erfolgt ?), eine beftimmte Geldfumme zur Befriedigung megen einer 
ihm auftehenden Forderung“) aus dem Grundjtüde zu zahlen 
iſts) Gypotheh). 

Die Hupothek Tann auch für eine künftige oder eine bes 
dingte Forderung bejtellt werden®). 
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1) ©, Vorbm. 2 zum 8. Abfchn. 2) ©. VBorbm. 5 zum 8. Abſchn. 
Die Zuläſſigkeit der Belaftung kann landesgeſetzlich befchräntt werben (EG. 
Art. 117). 3) Dies kann nur der Gläubiger der zu fihernden Yorderung 
fein, nicht der Eigentümer des belafteten Grundftüds (RG. 25 ©. A 299 = 
RAU, 8 S. 212), nicht der jeweilige Eigentümer eined anderen Grundſtücks 
(RIA. 4 S. 267). Beftellung einer Hypothel für mehrere Gläubiger ift 
zuläjfig, wenn diefe binfichtlicd der Forderung in einem Gemeinſchafts⸗ 
verhältnifie ftehen (RIA. 4 ©. 245, KG. 3.S. ABIE—= RA. 6 ©. 161; 
vgl. 88. 20 S. A 101), aber nicht alternativ für den einen oder anderen 
Gläubiger, nicht für mehrere Wechfelindoffanten oder für mehrere Bürgen 
zur Sicherung ihrer Regreßanfprlüche (OLGS. 7 S. 196, 8.28 S. A148 = 
NIU. 4 ©. 128); nad) KO. 20 ©. A 160, 28 ©. A 148 = RU. 2 ©. 197, 
4 ©. 128 fol jedod eine Höchſtbetragshypothek für mehrere Gläubiger in 
ber Wetfe beftellt werden können, daß file für die Forderung des zweiten nur 
infoweit haften fol, als die des erften Hinter dem Höchitbetrage zurüdbleibt 
(ſtr.). S. ferner Anm. 2 zu $. 1116. 4) S. Borbin. 1 zum 8. Abſchn. 
Die Forderung muß eine Geldforberung fein, fie darf aud nicht alter: 
nativ auf Geld oder eine andere Leiſtung gehen (KG. 25 ©. A 150). 
Erforderlich tft eine Kapitalforderung ; für laufende Binfen oder andere wieder: 
fehrende Leiftungen allein fann eine andere als eine Höchfibetragsäypotäel 
nicht beftellt werden (NIU. 4 ©. 88, RC. 26 S. A 290). Die Forde⸗ 
rung kann auch aus einem abftraften Schuldverfpredhen oder Schuld: 
anerfenntnid (88. 780 ff.) erwadjien fein (RG. 22 ©. A 807, OvG. 8 
©. 859, RIA. 3 ©. 1856); es genügt daher bie Erflärung des Eigen: 
tümers, daß er dem Gläubiger eine beſtimmte Sumute verſchulde und 
deren Berzinfung und Rückzahlung verfpredde (KG. 26 S. A 278). Ein 
erst nad) dem Tode des Schenferd zu erfüllendes Schenkungsverſprechen 
reicht troß des Vorbehalts des Widerrufs aus, wenn burch dasfelbe fo: 
fort ein Forderungsrecht begründet werden fottte (RB. 29 ©. A 244), 
dagegen nicht eine Forderung, die beiderfeitS ınfündbar fein und nad) 
dem Tode des Gläubigers dem Schuldner zufallen fol (DLS. 2 ©. 9). 
Das iinftige Erbrecht der gefeglichen Erben Hat nicht den Charakter einer 
Forderung gegen ben Erblaffer (Recht 1906 ©. 6856). 5) ©. Borbm. 4 
zum 8. Abſchn. 6) In diefem Falle erlangt der Gläubiger erft mit ber 
Entftegung der Forderung ein wmaterielled Hypothekenrecht, das Grund⸗ 
find ift zwar fofort unbedingt belaftet (ander wenn bie Hypothek felbft 
bedingt ift, vgl. SS. 158 ff, IW. 1902 Beil. S. 222), aber bis zur 
Entftegung der Forderung mit einer Gigentümergrundfchuld ($. 1168, 
NS. 51 ©. 48, ZW. 1902 Beil. S, 228). Buläffig ift auch die Be 
ftelung einer Darlehnsverkehrshypothek zur Sicherung der Fünjtigen An: 
ſprüche aus einen Kontoturrentverfehre (NG. 60 ©. 243, IW. 1906 ©. 650). 
Die Eintragung eines Vermerkes bei einer Darlehnshypothek, daß die nad 
Inhalt der Schulburkunde zur Zeit der Eintragung der Hypothek noch nicht 
ausgezahlte Baluta inzwiſchen gezahlt fet, ift unzuläſſig (OLG. b ©. 888). 
Belaſtung eines Brudteils. 

8. 111A, Ein Bructeil!) eines Grundſtücks kann mit einer 


Hypot et2) nur?) belaftet*) werden, wenn er in dem Anteil 
eines Miteigentümers:) bejteht®). 
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ı) Belafiung eines reellen Grundftüdstelld GBO. 88. 6, 96 
(Anm. 1 au $. 1095); ein Berftoß gegen diefe Ordnungsvorſchriften 
macht die Hypothek nicht unwirffam (IW. 1905 S. 819). Letzteres gilt 
auch von einem Berftoße gegen $. 48 GBO., wonach die Angabe ber 
Größe des zu belafienden Bruchteild Borausfegung der Eintragung der 
Hypothet ift (G. 20 S. A 804, OLG. 4 S. 827, BayObꝰG. 6b ©. 177; 
ſ. RO. 64 ©. 86). 3) Auch mit einer Zwangs- oder Arreſthypothek 
(ZPO. 8. 864 Abſ. 2; 28. 20 ©. A 85 = RJA. 1 ©. 29, OUG. 2 
©. 27, 7 ©. 821) jowie einer auf Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts 
einzutragenben Sicherungshypothek (KG. 28 S. A 280, 26 ©. A 1567 
— MRJA. 8 ©. 92, 265). Auf Hypothekenvermerkungen ift 8. 1114 ent: 
jprecdend anwendbar (RG. 28 ©. A 111 = RM 4 SS, 258). 
3) Diefe Borfchrift bezwedt, die durch Bruchteilbelaftungen entjtehenden 
Schwierigkeiten der Buchführung und der Bmwangsverfteigerung zu ver: 
meiden (8. 26 ©. A 286 = NIU. 4 ©. 58). Eine gegen fie ver: 
foßende Belaftung ift rechtsunwirkſam und cine ihrem Inhalte nad uns 
zuläffige Eintragung im Sinne der EBD. $. 54 (KG. 28 ©. A 280 
— RJIA. 8 S. 92). 4) Unzuläffig iſt auch die Entlaffung eines 
Bruchteil aud der Mitbaft, wenn der belaftet bleibende Neft nicht in dem 
Anteil eines Miteigentümers befteht. 5) Unzuläffie ift demnach eine 
Hypothek auf dem Unteil eines Miterben an einem Nachlaßgrundftüd 
(KG. 20 S. Asb — RA. 1 ©. 29; ORG. 2 ©. 27, 7 S. 821, 
Seufff. 57 Nr. 246) oder eined Geſellſchafters an einem Gefellichafts:- 
srundftüde (AS. 24 ©. A 126 = RIU 8 ©. 48). 6, 3. Bt. der 
Beftelung der Hypothek. Grwirbt der Miteigentümer zu feinen bi8- 
berigen Unteil einen weiteren Bruchteil Hinzu, fo kann er nur feinen 
ganzen jeßigen Anteil und, wenn er das Alleineigentum erwirbt, nur das 
ganze Srunditüd, nicht einen der früheren Bruchteile belaften (RIA. 8 
©. 104), felbft wenn er über einen der Bruchteile nicht frei verfügen 
kann (2. 27 ©. A 119 = RIA 4 ©. 89) Auch für eine Kaufgeld⸗ 
reſthypothet an dem binzuerworbenen Brudhteile gilt feine Ausnahme 
(RS. 80 ©. A 219), ebenfowenig für die auf Grund der 88. 128, 180 
ZBG. einzutzagenden Sicherungshypotheken an dein zugefchlagenen Bruch⸗ 
teile (RS. 23 ©. A 280, 26 ©. A 157 = NRIU 8 ©. 92, 266). 
Auch die Ausdehnung einer an einem Bruchteile beftehenden Hypothek 
auf bad ganze, jetzt im Wlleineigentume ftehende Grundftüd durch Neu: 
belaftung ber übrigen Brußteile ift nicht zuläfig (KG. 26 ©. A 286 
= RJA. 4 ©. 58). Bol. fchließlich SS. 1095, 1106 mit Anm. 


Gintragung. 

‚1115. Bei der Eintragung!) der Hypothek müljen der 
®läubiger?), der Geldbetrag?) der Forderung und, wenn die 
Forderung verzinslich it, der Zinsjagt), wenn andere Neben- 
leiftungen?) zu entrichten find, ihr Geldbetrag) im Grundbud) an» 
gegeben werden; im übrigen Tann zur Bezeichnung der Forderung 
auf die Eintragungsbemilligung?) Bezug genommen werden?). 
Bei der Eintragung der Onpothet für ein Darlehen einer 
Kreditanftalt?), deren Sagung von der zujtändigen Behörde!) 
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öffentlich bekannt gemacht worden ift!!), genügt zur Bezeichnung 
der außer den Zinjen 12) fagungsgemäß !3) zu entrichtenden Reben 
leiftungen!*) die Bezugnahme auf die Satung'®). 


1) Bol. S. 874 mit Anm. $. 1115 regelt nur die Srage, in welcher 
Weile die Eintragung einer Hypothek zu faflen ift; ob eine beantragte 
Eintragung ihrem Inhalte nad zuläffig tft, beſtimmt fich nach S. 1118 
(DOLS. 9 ©. 810). 2) Einzutragen ift ein beftimmter Gläubiger 
(RU. 2 S. 147), regelmäßig mit Namen (RG. 28 S. A 127, 28 ©. A 
115 = NA. 4 ©. 180; Br. AllgVf. v. 20. Nov. 1899 8. 4, Ban. 
DAnmw. v. 27. Febr. 1906 SS. 259f., 268, Württ. Bf. v. 2. Sept. 1899 
8. 28, Sächſ. V. v. 26. Yuli 1899 58. 64 ff.); letzteres ift aber nicht 
wefentlich (vgl. SS. 1187 ff, 1195). Auch unbelannte Berechtigte können 
als Gläubiger eingetragen werden (3VG. 88. 126, 128, 180), 3.8. die 
unbelannten Erben eines beftimmten Berftorbenen (KG. 28 ©. A 127; 
KB. 28 ©. A 115, 288 = RJA. 4 ©. 180, 256; ORG. 6 S. 476; ſ. 
NAU. 2 ©. 241), die fünftigen Abkömmlinge einer beſtimmten Perjon, 
fei es ſchlechthin (ſo RG. 61 S. 355) oder nur, foweit noch nicht Geborene 
durch Sondervorfcyriften (3.8. 88 1928, 2101, 2106, 2108, 2162, 2178; 
$. 881 Abſ. 2,8. 844 Abſ. 2 Sat 2, EG. Art. 42) als Rechtsfubjelte rechtlich 
anerkannt find ( KG. 20 S. A 241, 29 ©. A 158; 86.22 S. A 80,25 €. 
A 151 = RI. 2 ©. 116, 8 ©. 186). Die Eintragung eines Einzelkauf: 
manns unter feiner Firma macht, auch wenn man file für unzuläfiig Hält 
(RIA. 8 ©. 196, KO. 26 S. A 186; a. M. OLG. 5 ©. 264), die Ein: 
tragung nicht nichtig; dasſelbe gilt von der nicht vorichriftSmäßigen Ein: 
tragung einer Konkursmaſſe ftatt des Gemeinſchuldners (Seufffl. 44 Nr. 79, 
OLG. 5 ©. 7), eines Teftamentspollftreder8 ftatt der Erben (ORG. 7 
©. 875), einer Kommunalſparkaſſe ſtatt des Komnunalverbandes (f. NS. 84 
©. 8, OLG. 4 ©.488, 8 ©. 204, 9 ©. 860, KG. 28 S. A 71). Eine 
von der Bweigniederlaffung einer Aftiengefellfchaft erworbene Hypothek ifı 
auf die Firma der Bweigniederlaffung einzutragen (RG. 62 ©. 7). Bgl. 
nod) Anın. 8 zu S. 1118, Anm. I, 8 zu 8. 1187. 3) Die Angabe bes 
Beldbetrags in Neichswährung (GBO. $. 28 Sat 2) iſt materiellrechtlich 
nicht vorgeichrichen. 9) D. i. der Zinsfuß, daS Verhältnis der Binfen 
zur Kapitalfumme; jedoch braucht biefes nicht notwendig angegeben zu 
werden, e8 genügt, daß es ſich burch ein „ginfaches Mechenerempel bes 
ftimmen läßt (KG. 28 ©. A 117 = RM. . 287). Angabe des je: 
weiligen Bankdiskonts als BZinsfag ift unzuläffig (RIM. 7 ©. 185). Die 
Erhödung der Binfen bei unpfnftlicher BZinszahlung von 4 auf 59/, if 
eintragungsfäbig (KG. 20 ©. A 198 = NIU. 1 ©. 79. Die An: 
gabe eines Marimalzinsfages unter Bezugnahme auf die Eintragungs: 
bewilligung betrefi8 der Modalitäten genügt (NIU.8 S. 62, FG. 27 
S. A 122 = N. 4 S. 42, SädhfUrd,. 10 ©. 188, 8BIFG. 5 ©. 876). 
Uber die Unverzinglichkeit einer von den Manne zugunften feiner Ehefrau 
beitelften, zum eingebrachten Gute gehörenden Hypothek f. OLG. b ©. 292. 
Ausn. für gefegliche Zinfen $. 1118. S. auch $. 1190 Abſ. 2. 5) 2.6. 
ſolche Leitungen, die von der Hauptforberung abhängig (RIU.7 ©. 164) 
und neben dem Stapitale zu entrichten find, fo daß durch fie die Forderung 
de8 Gläubigers und die Belaftung des Grundftüds erweitert wird. Demnach 
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fallen Umortifationgbeiträge nicht darunter (NG. 54 ©. 88; KG. 24 S. A 
246 — RJA. 8 S. 187, Seuffä. 58 Nr. 170); dagegen 3. B. Binfeszinfen 
(vgl. 8. 248 Ubi. 2; 88.20 ©. A 199 = RAU. 1S. 81, 86.22 ©. A 
167), Bertragsftrafen in Form von Binzzufhlägen (OLG. 12 ©. 284; 
Binfichtlich fonftiger Bertragsitrafen |. RYAN. 7 S. 164), andere als die im 
$. 1118 angeführten Koften (OLE. 4 S. 160), eine in Prozenten des Kapitals 
ausgedrüdte Entichädigung für vorzeitige Rüdzablung (RG. 20 ©. A 204 
= RIM. 1 ©.119; OR®. 8 ©. 206). 6) Bol. Anm. 8 u. KG. 20 
S. A 199 = RM. 1 ©. 81. Die Höhe ber Nebenletftungen muß tn 
einer beſtimmten Geldfumme angegeben oder derartig beichrieben werden, 
daß die Berechnung auf einen Geldbetrag ftattfinden fann ; Angabe des Hödhit: 
betrags der Haftung genügt (OTG.8 ©. 206; RJA. 7S. 154). Ausn. Ubf.2 
u.8. 1118. 7) 8. 874, EBD. 88. 19, 28; vgl. BGB. $. 885 Abſ. 2, 
Anm. 8 zu S. 874, Unm. 8 zu $. 899. 8) Bon der Eintragung in 
da8 Grundbuch fol ferngehalten werden, was durch Bezugnahme als ein- 
getragen gelten kann (RG. 50 ©. 168). Bol. Anm. 4 zu $ 874. Die 
Bezugnahme ift 3. DB. zuläſſig hinſichtlich des Grundes der Forderung 
(vgl. 28. 21 ©. A 189, 26 S. A 278, OLG. 8 ©. 8659, f. Anm. 4 
zu 81118), des Anfangstags der Berzinfung und der Zinszahlungstermine 
(88.24 ©.A 127, DOXG.4 S.198), der Zahlungsbedingungen (vgl.8$.1119, 
1141, 1193f., 88. 247, 267 ff., 609, 1418 ff. ac., EG. Urt. 117 Abſ. 2 und 
dazu ORG. 2 ©.9,4 ©. 816; HypBanlG. SS. 17ff.), insbeſondere 
auch Binfichtlich der Ubrede der Zahlung in Reichsgoldmünzen (NG. 50 
S. 146, 88.25 ©. A 155 = NYU. 8 ©. 197). Eine Abrede, daß auch, wenn 
die jegigen Reichsgoldmünzen nicht mehr Währungsgeld find, mit ihnen oder 
mit Goldmünzen von gleichem Feingehalte zu zahlen fet, kann nur durch eine 
Maximalhypothek gefiddert werden (NS. 21 ©. A 822; BayOtbt®. 2 
©. 808). Das Gleiche gilt von der Abrede der Zahlung in Pfandbriefen 
eines SKrebitinftitut3 (ſ. RG. 20 ©. 220, 88 ©. 228, XS. 4 ©. 172). 
Zuläffig iſt die Vereinbarung fofortiger Fälligkeit tm Falle nicht geböriger 
Berficherung gegen Feuersgefahr oder beim Bestehen bes Bieres aus einer 
anderen Brauerei (f. OLG. 8 ©. 2832, anderfeitS KG. 29 S. A 247). 
Abrede des Kündigungsrecht8 im Falle des Grundſtücksverkaufs OLG. 4 
S. 485, ber Untündbarleit bei pünktlicher BZindzahlung ZBIFG. 4 
©. 704. Bgl. endlid die in Anm. b zu 8. 874 angeführten Sonder: 
vorſchriften; in dem Yale der ZPO. 8. 800 muß in der Eintragung?: 
formel zum Ausdrucke gebracht werden, daß der Eigentümer fi und bie 
Sondernachfolger der fofortigen Zwangsvollſtreckung unterworfen hat 
(KG. 28 S. A 282 = NM. 8 ©. 94; OLG. 6 ©. 476, 7 ©. 864; f. 
Anm. 1 zu S. 874). 9) Set e8 eine landichaftliche oder ritterfchaftliche 
Kreditanftalt (ES. Art. 167) oder eine andere. 10) ©. Bay. B. dv. 
24. Dez. 1899 8. 11. 11) Bekanntmachung des die Nebenleiftungen 
betreffenden Teiles der Sagung genügt (KG. 21 S. A 148 = RIU. 1 
5. 205). 12, Der BZingfak ift jtet3 einzutragen. 13) Aud die 
Höhe der Nebenleiftungen muß aus der Satung erbellen (N. 22 ©. 
A 167). 14) Anm. 5. Das Kursdifferenz:Zufhußdarlehen tft keine 
Rebenleiftung (RG. 20 ©. 220, KG. 16 ©. 186). Pol. OLS.5 ©. 156. 
15) Nicht auf die Eintragungäbewilligung (KG. 21 ©. A 18 = AU. 1 
S. 205). Das Datum und die in Betradt kommenden Paragrapheı 
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der Satzung ſind auf Antrag in dem Eintragungsvermerk anzugeben 
(RS. 28 ©. A 143). 
Sypsthehenbrief. 

D° 1116. Uber die Hypothek wird ein Hypothefenbrief 
srteilt!). 

Die Erteilung des Briefed kann ausgefchlojien werden. 
Die Ausſchließung kann auch nadträglid erfolgen. Zu der 
Ausihliegung?) ift die Einigung des Gläubiger und des Eigen- 
tümers fowie die Eintragung ın das Grundbuch erforderlid?); 
die Vorfchriften des 8. 873 Abf. 2 und der 88. 876, 878 finden 
entiprechende Anmendung. 

Die usiätiehung der Orteilung des Briefe Tann aufs 
gehoben werden; die Aufhebung erfolgt in gleidher Weife wie 
ie Ausfchliegungt). | 

1) Ausn. $. 1186. Bedeutung bes Briefe? f. Borbnt. 1 zum 8. Abſchn. 
und Inhalt desfelben . GBO. SS. 56 ff, 97. Der Hypotbelen: 
brief tft ein Wertpapter (vgl. $. 1819. S. aud 8. 952 nebft Anm. 6. 
2) GEinerlei ob fie bei Begründung ber Hypothek oder nachträglidh erfolgt. 
Erfterenfall8 erfolgt die Eintragung der Ausſchließzung nah EBD. 
8. 19 auf die einfeitige Bewilligung des Eigentümers, weil ben: 
Gläubiger vor der Eintragung noch fein Recht zuftcht (RS. 20 ©. A 
97 = RM. 1 ©. 22). 3) Beide Erforderniffe müflen zuſammen⸗ 
treffen. Die tatfächlicde Erteilung oder Nichtertellung des Briefes 
entfcheidet nit. Auf Grund eines Urteil, welches ben Gigentümer 
ſchlechthin zur Bewilligung der Eintragung einer Hypothek verurteilt, 
kann nur eine BriefbypotHet eingetragen werden (KG. 21 S. A 
171). 4 Nur durch Einigung und Eintragung kann eine Bud: 
hypothek zur Briefhypothet werden (ander8 PrGBO. 8. 129 Abſ. 2). 
Hterin Tiegt eine Inhaltsänderung (RG. 21 SA 17 = Nu. 2 
S. 86). Dem Gläubiger kann nicht mit binglicher Wirkung bei Beftellung 
einer Buchhypothel da8 Recht eingeräumt werben, jeberzeit die Erteilung 
des Briefes zu verlangen und die Eintragung der Aufhebung ber Aus: 
ſchließung zu bewilligen; eine derartige Vereinbarung ift nicht eintragungs: 
fähig (KG. a. a. O.). Der gemeinſame Antrag des Eigentümers und bes 
Gläubiger auf nachträgliche Bildung des Briefe enthält den Antrag 
und die Bewilligung ber Eintragung der Aufhebung (KG. 28 ©. A 161). 


Erwerb der Sriefhypsthek durch den Gläubiger. 
G. 1117. Der Gläubiger erwirbt, fofern nicht die Erteilung 
des Hypothekenbriefs anzgeihtoflen it, die Hypothek erjt, wenn 
ihm der Brief von, dem Eigentümer des Grundftüds übergeben 
wird!). Auf die Übergabe finden die Vorſchriften des F. 929 
Sat 2 und der 88. 930, 931 Anmwendung?). 

Die Übergabe des Briefes kann dur die Vereinbarung 
erjegt werden, daß der Gläubiger bereditigt fein fol, ſich den 
Brief von dem Grundbuhamt aushändigen zu lafien?). 
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Sft der Gläubiger im Beſitze des Briefes, fo wird ver- 
mutet, daß die Übergabe erfolgt jeit). 

8%) Bis dahin iſt die Briefhypothel eine Eigentümergrundſchuld 
(8. 1168 Abf. 2, 8. 1177) und der eingetragene Gläubiger baber zur 
Erhebung der Hypothekenklage nicht befugt (SächſArch. 1906 S. 249) 
Dem entſpricht GBO. 8.60. Bgl. Borbm. 1, 5 zum 8. Abſchn.; Unm. 9 
zu 8.1168; RG. 68 ©. 14. Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs bes 
eingetragenen Gläbigers auf Verſchaffung der Hypothek durch Lbergabe 
des Briefes DOG. 7 ©. 867. 2) Bgl. vor 8. 929 Nr. 1 u. Anm. 
zu 88. 929 ff. Steht das Grundſtück im Miteigentum oder follen mehrere 
Grundftüde verfchtedener &igentümer belaftet werden, muß die Ubergabe 
bes Briefes oder bie diefe nah 8. 929 Sat 2 erjegende Einigung durd 
fämtliche Eigentümer erfolgen (RG. 62 ©. 860), 3) Borausgefegt, 
daß nachträglich ber Brief dem Gläubiger vom Grundbuchamte tatſächlich 
ausgehändigt wird (Seuffü. 67 Nr. 78, Recht 1906 ©. 52; ftr.). Eine 
Form if für die Vereinbarung nicht vorgefchrieben. Anders GBO. 8. 60 
Abſ. 2 für die einfeitige Beftimmung des Gigentümers, daß dad Grund: 
buchamt den Brief dem Gläubiger aushändigen fol. Diefe erjegt die 
Übergabe des Briefe nicht (KG. 25 ©. A 158, OLE. 11 ©. 112). 
4) Bol. S. 1006, 8. 1154 Abi. 1, 8. 1268 Abſ. 2. 

Haftung des Grundſtücks für Binfen und Koſten. 

&. 1118, Straft der Hypothek!) haftet das Grundftüd aud) 
für die geſetzlichen Zinfen?) der Yorderung ſowie für die Koſten 
der Kündigung und der die Befriedigung aus dem Grundſtücke?) 
bezwedenden Rechtsverfolgung?). 

1) 8. 118 gilt auch für die Grundſchuld (8. 1192). 2) Insbe⸗ 
fondere für Berzugszinfen (88. 288 f.; vgl. 8. 1146), ferner SS. 291, 
452, 641, 668, 675, 698, 1884 x. Bel. 8. 246, HGB. 8. 862. 
3, Nicht die Koften eines Nechtäftreit3 über den perfönlidhen Anſpruch 
(ſ. RG. 1 S. 106). 4) Bol. ZPO. SS. 91, 788; 8BG. 8. 10 
abi. 2, 8. 12 Nr. 1. Bei einer Zwangshypothek haftet das Grundftiid 
traft Geſetzes auch für Eintragungstoften (ZPO. 8. 867 Abſ. 1 Sat 8). 
Die Eintragung der Binfen und Koften, für die das Grundſtück kraft 
Gefetzes Haftet, tft unzuläffie (KG. 20 ©. A 208 = NM. 1 ©. 81; 
ebd. 2 ©. 246); für die Übrigen gilt $. 1116. 

nderung der Berzinfungs- und Bahlungsbedingungen. 

4 18 8 die Forderung unverzinslid; oder ijt der 
Zinsjag niedriger als fünf vom Hundert, jo kann die Hypothel 
ohne Zuftimmung der im Range gleich» oder nadjitehenden Bes 
redhtigten!) dahin erweitert werden, daß das Grundftüd für Zinfen 
bi3 zu fünf vom Hundert haftet?). 

Zu einer Anderung der Zahlungszeit und des Zahlungsortd 
iſt die Zuſtimmung dieſer Berechtigten gleichfalls nicht erforderlich). 

%) Ohne deren Buftimmung kann die Eintragung eine 5 %/, über: 
feigenden Yinsfages nur mit dem Range Hinter ihren Nechten erfolgen 
(aber nicht als neue Hypothek, OLG. 1 ©. 481, RS. 26 S. A 142 = 
RU. 8 ©. 248, 28. 26 S. A 290), es fei denn, daß biefer Zinsſatz 
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an die Stelle biſsher zu entrichtender Nebenleiſtungen von mindeftens 
gleicher Höhe tritt; denn nur zu einer Erweiterung der Belaftung ift die 
Zuſtimmung erforderih (NS. 24 ©. A 180 = Au 3 ©. 131). 
2) Zweck der Borfchrift, die Kündigung unverzinslicher oder nur gering 
verzinslicher Hypothefenfordberungen zu verhüten (RG. 28 S. A 268 — 
RU. 4 S. 247). 3) Zu Abf. 1 u. 2 vgl. im übrigen 8. 877. Ohne 
Eintragung ift die Änderung ohne Wirkung (f. KG. a. a. O., a. M. 
ZBFG. 5 S. 718 für Änderung ber Kündigungsbedingungen). Boraus: 
fegung der Eintragung bildet die Bewilligung des Gläubigerd neben der 
des Eigentümers nur dann, wenn durd bie Üinderung bag Hypotheken⸗ 
recht gefchmälert wird (XS. 29 S. A 176). Eine Erklärung über den 
Hang der Erweiterung bes Hypothekenrechts bedarf es nicht, diefer lommt 
begrifilicd der Rang des geänderten Nechtes zu (KG. 265. A 140). Ber 
$.1119 gilt auch für Grundſchulden und Rentenfchulden (88. 1191 ff., 1200). 
Erfirekung der Haftung des Grundſtücks auf andere Gegenflände. 
1. Getrennte Befandteile (Grzeugniſſe); Zubehör. 

8. 1120. Die Hypoihek erſtreckt ſich) auf die von dem 
Grundftüde getrennten?) Erzeugnilje?) und fonitigen Beſtand⸗ 
teile*), fomeit fie nidht mit der Trennung nad) den 88. 954 big 
957 in das Eigentum eines anderen®) als des Eigentümers oder 
des Eigenbefigers des Grundſtücks gelangt find, ſowie auf das 
Zubebör®) des Grundjtüds mit Ausnahme?) der Zubehörftüde, 
welche nicht in das Eigenium des Eigentümers des Grundftüds 
gelangt find2). 

4) Dal. Vorbm. 2 zum 8, Abſchn. Wegen der Zwangsvollſtreckung in 
die mithaftenden Gegenftände vgl. ZPO. $. 8656 (f. $. 810 Abſ. 2), 3BG. 


88. 20f., 5b, 146, 148. 2) Die zur Zeit der Cintragung der 
Hypothek bereit3 getrennten haften nicht, fofern fie nicht Zubehör find 
(ORG. 11 ©. 122). 3) 8. 99. Dgl. aud Anm, 1 zu S. 1128. 


4) ss. Bf. ©. auch 8. 890 Abſ. 2, 8. 1181 fowie $. 1126. 
5) 3. B. au eines nachſtehenden Nießbrauchers (f. OLG. 4 ©. 828; 
ftr.). 6) SS. 97f. Val. 88. 814, 926, 1081, 1096. 7) Mer Dieie 
Ausn. behauptet, muß fie beweifen (OVYG. 6 S. 270). Nicht dem Grunb: 
ftüdgetgentümer gehörige Zubehörftüde können felbft durch Bereinbarung 
aller Beteiligten nicht zur Hypothek verftellt, fondern nur verpfändet werden 
(FW. 1906 ©. 566). 8) 3.3. auf Grund eines Gigentumsporbebalts 
des Veräußerers der Bubehörftüde (IW. 1904 ©. 408; anders bei wefent 
lichen Beitandteilen, NG. 44 ©. 288, 60 ©. 241, Seufffl. 59 Nr. 119); mit 
Zahlung des Reſtes des Kaufpreifes, auch wenn dieje durch den Konkursver⸗ 
walter erfolgt, erliiht der Vorbehalt und werden die Zubehörfiüde ber 
Hypothek unterworfen (RG. 58 ©. 860). Zubehörſtücke, deren Zubehör: 
eigenfchaft yon vor der Eintragung der Hypothek aufgehoben ift oder bie zu 
diefer Zeit bereit3 von dem Eigentümer veräußert find, fallen nicht unter bie 
Hyp., auch wenn die fonftigen Borausfegungen der 88.1121. nicht vorliegen. 


Erläſchen der Haftung diefer Gegenſtände. 
.,% 1121, Erzeugnilje und fonftige Beltandteile des Grund» 
ſtücks fowie Zubehörftüde werden von der Haftung frei, wenn fie 
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veräußert!) und?) von dem Grundftüd entfernt werden, bevor fie zu 
Gunſten des Gläubigers?) in Beſchlag genommen*) worden find. 

Erfolgt die Veräußerung vor der Entfernung, fo kann fid; 
der Erwerber dem Gläubiger gegenüber nicht darauf berufen, 
daß er in Anfehung der Hypothef in gutem Glauben gemejen 
jeid). Entfernt der Erwerber die Sache von dem Grundftüde, fo 
it eine vor der Entfernung erfolgte Beihlagnahme ihm gegen- 
über nur wirkſam, wenn er bei der Entfernung in Anjehung 
der Beihlagnahme nicht in gutem Glauben ift®). 


2) D.H. übereignet; ein obligatorifches PVeräußerungsgeichäft, 3 B. 
der Eigentumsvorbehalt an weſentlichen Beltandteilen genügt nicht (f. 
Senf. 59 Nr, 119), ebenfomenig die Belaftung, 3. B. die Pfändung 
(daf. Ar. 169). Erjorderli) Wille der Beteiligten, durch die Beräuße: 
rung bie dauernde Löſung des zwiſchen dem Grundftüd und den bewegl. 
Sachen bisher beftehenden Berhältniffes herbeizuführen ; Übereignung des 
Zubehör auf Grund eines das Grundftüd mitumfaffenden SKaufvertrags 
gehört nicht Hierher (SächſArch. 11 S. 105). Beräußerung durch ben 
Kontursvermalter fällt unter $. 1121 (Seufjü. 59 Nr. 82; abw. OLG. 4 
5. 868). - 2) Beide, Veräußerung und Entfernung, müſſen vor ber 
Beichlagnahme erfolgt fein; eine von beiden genügt nicht (OLG. 4 ©. 878). 
Ausn. auf Grund ded guten Glauben des Erwerber? (j. Abſ. 2) und 
gemäß 8. 1122. Anderſeits führen jene beiden das Erlöfchen der Haftung 
ftet3 herbei, felbit wenn die Beräußerung nicht innerhalb der Grenzen einer 
ordnungsmäßigen Wirtfchaft geihah (Seuffü. 59 Nr. 82) und ber Er: 
werber die Hypothek kannte. Kin urfächlider Zuſammenhang ziwifchen 
Reräußerung und Entfernung ift nicht erforderlich (a. M. SächſArch. 11 
(S. 106). 8), Die Beichlagnahme tm Zmangsverft.: oder Zwangsverw. 
Berfahren wirkt nur zugunften des betreibenden Gläubiger oder des: 
jenigen, deflen Beitritt azugelaflen ift (zugunften des legteren von der 
Zuftellung des den Beitritt zulafienden Beichluffes ab, OXG.9 ©. 189), 
ein anderer SHypothefengläubiger kann Rechte aus ihr nicht Herleiten 
(SeuffA. 59 Nr. 69, SächſArch. 15 S. 527). Dagegen tft auf Grund 
der ZPO. S. 865 Abſ. 2 Sat 2 eine Pfändung nad der Beſchlagnahme 
abfolut unzuläffig, felbft wenn vor Teßterer eine Benachrichtigung von 
der bevorftehenden Pfändung gemäß 8. 845 ZPO. zugeftellt ift (NS. 59 
5. 87, Gruch. 49 S. 1066; SächſArch. 1906 ©. 286). 4, 3VG. 
55. 21 ff., 148, 151; ZPO. SS. 808 ffi., 865, 988 (vgl. zu 8. 988 RG. 
44 ©. 810, 48 ©. 207, 52 ©. 188, Seufff. 59 Nr. 119; a. M. 
zes. 3 ©. 180). Bor der Beſchlagnahme Hat der Hypothelengläubiger 
fein Recht, der Entfernung eines Zubehörſtücks zu wideriprechen (OLG. 8 
=. 887); die Klage aus S. 805 ZPO. auf vorzugsweiſe Befriedigung aus 
dem Grlöfe gepfändeter getrennter Beftandteile ift von einer vorherigen 
Beſchlagnahme nicht abhängig (Seuffl. 59 Nr. 169). 5) Einſchrän⸗ 
fung des 8. 936. Die SS. 949, 950 Abſ. 2 finden uneingefchräntte 
Anwendung. 6) Vgl. 8VBG. 8. 28 Ab. 2, OLG. 3 ©. 841. Kennt: 
nis von der Hypothek genügt nicht zur Erhaltung der Haftung. 


&. 1122. Sind die Erzeugniffe oder Beitandteile inner- 
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halb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft!) von dem 
Grundftüde getrennt worden, fo erliſcht ihre Haftung auch ohne 
Veräußerung?), wenn fie vor der Beicdhlagnahme?) von dem 
Grunditüd entfernt werden, es fei denn, daß die Entfernung zu 
einem vorübergehenden Zwecke 9 erfolgt. 

Zubehörftüde werden ohne Veräußerung 5) von der Haftung 
frei, wenn die Zubehöreigenſchaft innerhalb der Grenzen einer 
ordnungsmäßigen Wirtihaft vor der Beihhlagnahme) aufs 
gehoben wird. 


1) Bol. Anm. 8 zu $. 1086 und Vorbm. 2 zum 8. Abſchn. 2) Ausn. 
von $. 1121. 3) Unm. 4 zu 8. 1121. 4) Dies ift bei der Ent: 
fernung im Anſchluß an eine Pfändung nicht ber Yall (ftr.). 5) Den 
Hall der Beräußerung regelt nur $S. 1121; 8. 1122 Abſ. 2 Hat die Auf- 
hebung der Bubehöreigenihaft auf andere Weife im Auge (IW. 1906 
©. 175, Seuffü. 58 Nr. 78; a. M. OLG. 8 S. 417). 6, ZRE. 
88. 21ff., 148, 151; ZPO. $. 988. Pfändung von Zubehör ift unzu: 
läffig (ZPO. S. 865 Abf. 2) und berechtigt den Hypothekengläubiger zu 
Einwendungen gemäß ZPO. 8. 766 und zur Klage aus S. 771 daſ. 
(RG. 56 ©. 207, OLG. 2 ©. 129, 4 ©. 868, 6 ©. 270, SeuffA. 68 
Nr. 127). 


2. Miect- und Pachtzinsforderungen. 

9* 1128. Iſt das Grundſtück vermietet oder verpachtet, 
fo erſtreckt ſich die Hypothek auf die Miet- oder Pachtzins⸗ 
forderung!). 

Soweit die Forderung fällig iſt, wird fie mit dem Ablauf 
eines Jahres nad) dem Eintritte der Fälligkeit von der Haftung 
frei, wenn nicht vorher die Beichlagnahme?) zu Guniten des 
Hypothekengläubigers erfolgt). Iſt der Miet: oder Pachtzins 
im voraus zu entrichten, jo eritredt fi) die Befreiung nicht auf 
den Miet» oder Pachtzins für eine fpätere Zeit als das zur Zeit der 
Beichlagnahme laufende und das folgende Kalendervierteljabr. 


2) Diefe Haftet an Stelle der dem Mieter oder Pächter gebübrenben 
Nugungen, welche durch ZBG. S. 21 Ubi. 8, SS. 57, 152 dem Zugriffe der 
Sypothelengläubiger entzogen find (f. OLG. 13 ©. 202). Ihre Haftung er: 
Lifcht durch Zeitablauf ($. 1128 Abſ. 2) oder durch Verfügungen ($$. 1124 1f.), 
vgl. Borbnt. 2 zum 8. Abſchn. Stets jedoch bleibt der Zins für eine fpätere 
Zeit als das zur Zeit der Beichlagnahme laufende und das folgende Kalender- 
vierteljahr verhaftet ($. 1123 Abi. 2 Sag 2, 8. 1124 Abſ. 2, 8. 1120:. 
2) Durh Zwangsverwaltung oder Pfändung (BG. S. 21 Abſ. 2, 
8. 22 Abſ. 2, SS. 148, 151 f.; ZPO. SS. 829, 845, 980) oder durd) 
einftweilige Berfügung (RG. 52 ©. 188; a. M. OLG. 8 ©. 180), nad 
OLG. 10 ©. 419 im Konkurſe nur durch Zwangsverwaltung. Arrelt: 
befehl wegen Gefährdung der Hypotheken gemäß SS. 1128 f.: vgl. einer 
ſeits RG. a. a. D., anderfeit8 DRG. 7 ©. 88, 8 ©. 207. 3) Rat. 
ES. Art. 58 Abi. 2 Satz 2. 
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Ginziehung des Binfes, Übertragung zc. 

&. 1124. Wird der Miet- oder Pachtzins eingezogen, be= 
vor er zu Gunſten des Hypothelengläubigers in Befchlag genommen 
worden ift!), oder wird vor der Beihhlagnahme in anderer WVeife 
über ihn verfügt?), fo ift die Verfügung dem Hypothefengläubiger 
gegenüber wirkſam. Befteht die Verfügung in der Übertragung 
der Forderung auf einen Dritten, fo ertiicht die Haftung der 
Sorderung; erlangt ein Dritter ein Recht an der Forderung, fo 
geht es der Hypothek im Range vor. 

Die Verfügung ift dem Hypothelengläubiger?) gegenüber 
unwirkſam), fomeit fie fih auf den Miet- oder Pachtzins für 
eine fpätere Zeit als das zur Zeit der Beichlagnahme laufende 
und das folgende Kalendervierteljahr bezieht. 

Der Übertragung der Forderung auf einen Dritten fteht es 
gleich, wenn das Brundftüd ohne die Forderung veräußert wird ). 

2) Anm. 2 zu 8. 1128. 2) 3.3. durch Beftellung eines Nieß- 
brauchs an dem Grundftüde (OLG. 4 ©. 828, a. M. Seufffl. 81 Nr. 9) 
oder dur Pfändung (NG. 58 S. 186, 59 ©. 177; OLG. 4 ©. 229, 
7 S. 25, 8 ©. 208, i0 ©. 122); ſ. $. 578. Kür Berfügungen des 
Konkursverwalters gilt nicht? Bejondered (RG. 28 S. 64, 62 ©, 188, 
IW. 1908 Beil. S. 101). 3, D. H. demjenigen, zu beffen Gunften 
die Beichlagnadme erfolgt ift; nur diefer oder der Zwangsverwalter kann 
die Unwirkſamkeit geltend madhen (OLG. 8 ©. 6). 4) ss. 186 f. 
5) Bgl. EG. Art. 68 Abf. 2 Say 2. 

echnung. 


aufr 

&. 1125. Someit die Einziehung bes Miet- oder Padıt- 

zinfes dem Hypothelengläubiger gegenüber unwirkfam!) ift, kann 

der Mieter oder der Pächter nicht eine ihm gegen den Dermieter 

oder den Berpächter zuftehende Yorderung gegen den Hypothelen- 

gläubiger aufredynen?). 

2) 8. 1124. 2) Bol. 88. 887 ff. 

3. Mit dem Gigeutum an dem Grundſtücke verbundene Rerhte, 

&. 1126. It mit dem Eigentum an dem Grundſtück ein 

Recht auf wiederkehrende Leiltungen!) verbunden, fo eritredt ſich 

die Hnpothel auf die Anfprüde auf dieſe Leiftungen?). Die 

Borjchriften des 8. 1123 Nbf. 2 Sat 13), des $. 1124 Abf. 1, 3 

und des 8. 1125 finden entiprechende Anwendung. Eine vor 

der Beihlagnahmet) erfolgte Verfügung über den Anſpruch auf 

eine Leitung, die erſt drei Monate nad der Beihlagnahme 

fällig wird, ıft dem Hypothelengläubiger gegenüber unwirkſam 

2) 88. 9i2ff., 917, 1021, 8. 1105 Abſ. 2. 2) Bol. 8. 96. 

3) Nicht ebd. Say 2 und $. 1124 Ubf. 2. 4) Anm. 2 zu $. 1128. 

4, Forderungen nus der Verſtcherung. 

&. 1127. Sind Gegenftände, die der Hypothek unter- 
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liegen!), für den Eigentümer oder den Eigenbeſitzer des Grund⸗ 
ſtücks unter Verſicherung gebradht?), fo erjtredt ſich die Hypothek 
auf die Forderung gegen den Verſicherer?). 

Die Haftung der Forderung gegen den Berficherer erlifcht, 
wenn der verlicherte Gegenitand mwiederhergeitelli oder Erfag für 
ihn befchafft ijt*?). 

2) Das Grundftüd felbft oder deffen Beftandteile oder mithaftende be: 
wegliche Gegenftände (Vorbm. 2 zum 8. Abichn.). 2) Segen weldye @etahr, 
ift gleichgültig. 8) Diefe Forderungen haften als Surrogate ber ver: 
fiherten Gegenftände. Dem entipricht e8, daß, wie die Berfügungsbefug: 
nid des Eigentümers über Gebäude und über miithaftende bewegliche 
Gegenſtände (Borbm. 2 zum 8. Abfchn.), fo aud) die des Verſicherten über die 
Berfiherungsforderung eine verfchiedene tft, je nachdem Gebäude (8. 1128) 
oder andere Gegenftände (8. 1129) verfichert find; erſterenfalls ift er grund: 
füglih von vornherein nach ben Borichriften über da8 Yorberungspfandrect, 
letzterenfalls ift er erit von der Beichlagnahnte ab in der Verfügung beichränft 
(ſ. 3%. 1906 ©. 557). Kür beide Arten gelten 8. 1127 Abſ. 2 und 8. 1180. 
4) Bgl. auch 8S. 1045 f.: EG. Art. 75, 110, 120; 8VG. 8. 21 Abſ. 1, 8. 148. 
Gebüudeverſicherung. 

1128, Sit ein Gebäude verſichert, fo kann der Verſicherer 
die Verfiherungsfumme mit Wirkung gegen den Hypothelen- 
gläubiger an den Berfidherten!) erit zahlen, wenn er oder der 
Berficherte den Eintritt des Schadens dem Hypothekengläubiger 
angezeigt hat und feit dem Empfange der Anzeige ein Monat 
veriteichen it. Der Hypothelengläubiger Tann bis zum Ablaufe 
der Friſt dem DBerficherer gegenüber der Zahlung widerſprechen. 
Die Aingeige darf unterbleiben, wenn fie untunlid ijt2); in 
diefem Falle wird der Monat von dem Zeitpunkt an beredhnet, 
in welchem die Berliderungsfumme fällig wird. 

Im übrigen finden die für eine verpfändete Forderun 
geltenden Borjhriften?) Anwendung; der Verficherer kann id 
jedod nicht darauf berufen*), daß er eine aus dem Grundbud 
erfichtlihe Hypothek nicht gefannt habe>). 

2) Desgl. an den Konlursverwalter im Konkurfe des Eigentümer! (JB. 
1906 ©. 5657). 2) Bl. 8. 874 Abſ. 2, $. 884 Ubf. 8, 8. 1166 Sag 2, 
8.1218 Abſ. 2, 8. 1220 Abf. 8, 88. 1284, 1287, 1241. 2) 88. 1279 fi. 
Der Hyp&läubiger iſt nach ber Fälligkeit feiner $orberung zur Einziehung ber 
Berficherungsforderung befugt, ohne daß es deren Beichlagnahme bedarf 
(vgl. OLG. 5 ©. 819). Anders im Falle des $. 1129. 4) Bol. SS. 407, 
898. 5) Bl. Anm. 8 zu 8. 1127; EG. Art. 58, 67, 109, 120. 
Derfiherung anderer Gegenflände. 

}4 1129, Sit ein anderer Gegenftand als ein Gebäude 
verfichert!), jo bejtimmt fi die Haftung der Forderung gegen 
den Berlicherer nad) den Vorſchriften des 8. 1123 Abi. 2 Sag 1 
und des 8. 1124 Abſ. 1, 32). 
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1) Anm. 8 zu 8. 1127. 2) Beſchlagnahme durch Zwangsver⸗ 
ſteigerung gemäß 8BG. 8. 21 Abſ. 1, Zwangsverwaltung oder Pfändung 
(Anm. 2 zu $. 1128). Zur Einziehung ber Verſicherungsforderung iſt 
der Hopothelengläubiger nur auf Grund beren Pfändung und Über: 
weilung befugt, wenn ihm nicht ber Verficherungsvertrag unmittelbar 
einen Unfpruh gewährt. Durch Bablung an ben Konkursverwalter bes 
Berfiherten por der Beichlagnahme erliſcht die Haftung (IW. 1906 ©. 557). 

en der Verſicherungsbeſtimmungen. 

8. 1130, Sit der Berlicherer u den Berlicherungs- 
beftimmungen!) nur verpflichtet, die Berlidherungsjumme zur 
Wiederheritellung de3 verlicherten Gegenſtandes zu zahlen, fo iſt 
eine diefen Bejtimmungen entiprechende Zahlung an den Ver—⸗ 
fiherten dem Hypothekengläubiger gegenüber wirkfam?). 

2) Diefe ergeben fih aus der Police, den Satzungen ber Ber: 
fijerungsanftalt und den Berfiberungdgefegen. Vgl. EG. Art. 75 mit 
An. 2) Geftatten bie Verſicherungsbedingungen die Zahlung an 
den Berficherten zur Wieberberitelung ohne Stcherftellung der Verwendung, 
wird der Berficherer frei, auch wenn das Bezahlte nicht zur Wiederher: 
ftelung verwendet wird (OT®G. b ©. 819). Anderenfallö braucht der 
Hypothekengläubiger vor ber Sicheritelung nicht in die Auszahlung zu 


willigen (DVG. 8 ©. 189). 

5. Zugeſchriebene Grundſtücke. 
F. 1131. Wird ein Grundſtück nad) 8. 890 Abſ. 2 einem 
anderen Grunditüd im Grundbuche zugejchrieben, fo erftreden 
fi die an diefem Grundftüce!) beitehenden Hypotheken auf das 
zugefchriebene Grundftüd?). Rechte, mit denen das zugeichriebene 
Grundſtück belajtet it, gehen diefen Hypotheken im Range vor?°), 
2) Die auf dem zugefchriebenen ruhenden Laften belajten auch nachher 
nur ben Beitandteil (OLS. 11 S. 8832). 2) Bgl. die Anm. zu 8. 890. 
Wegen ber Einheitlichleit des neuen Grundftüdd werden die Hypotheken 
durd; die Erftredung nit zu Gefamthypotbefen und eine auf beiden 
Grunödftäden Iaftende Geſamthupothek wird zur Einzelhypothet (KG. 20 

S.A 178 = RIU.6 ©. 73). 8) Bol. 8. 879. 
Gefamthypothek. 


&. 1132. Beſteht für die Forderung eine Hypothek an 
mehreren!) Grundftüden (Sejamthypothel)?), fo haftet jedes 
Grundftüd für die ganze Forderung?) Der Gläubiger fann 
die Befriedigung nad feinem Belieben aus jedem der Grund» 
tüde ganz oder zu einem Zeile fuchen®). 

Der Gläubiger ift berechtigt, den Belrag der Forderun 
auf die einzelnen Grundftüde in der Weile zu verteilen, da 
jedes Grundftüd nur für ben zugeteilten Betrag haftet. Auf 
die Verteilung finden die Rorjchriften der 88. 875, 876, 878 
entiprechende Anwendung’). 

2) Bol. Borbin, 2 zum 2. Abſchn. Den Grunbitüden ſtehen Grund: 
ſtũcksbruchteile gleich; eine Einzelhypothet wird nad) RG. 80 S. A 268 (Itr.) 

Achilles, Bürgerliches Geſezbuch. 5. Auflage- 39 
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zur Geſamthypothek, wenn der Eigentümer einen Bruchteil bes belafleten 
Grundftüdß veräußert. Zwei Hypotheken für diefelbe Sorderung an dem: 
felben Grundftüde find nicht zuläffig (OVS. 6 ©. 478), ausgenommen 
wenn die neue Hypothek einen befferen Rang bat als die bereitd be: 
ftehende (OLG. 12 ©. 282). 2) Bol. Vorbm. 1 zum 8. Abſchn, GBD. 
$. 49, über ben Geſamthypothekenbrief GBO. 88. 59, 681. Eine Be: 
laftung mehrerer Grundftücke mit Einzelhypotheken wegen berielben Yorbe: 
rung (desfelben Forderungsteild) ift dem BGB. unbefannt (OLE. 10 
S. 100). Eine Bwangs: oder Arreftgefamtgypotgel an Grundftülden bes: 
ſelben Schuldners tft unzuläſſig (ZBO. 8. 867 Abſ. 2, $. 982 Abſ. 2; 
vgl. OYLG.8 S. 201, 5 S. BBif., für die Übergangszeit RG. 52 ©. 40), 
an Grundftüden mehrerer als Gefamtfchuldner verurteilter Perfonen das 
gegen zuläflig (KG. 21 ©. A 826 = RIJA. 2 ©. 87; vgl. G. 22 ©. 
A 173 = RIM. 2 ©. 97, OLG. 11 ©. 329) und die Eintragung einer 
Zwangshypothek für eine bereit3 dur eine Vertragshypothek geficherte 
Forderung auf einem anderen Grundſtücke desſelben Schuldner8 wird zu: 
gelaffen (ORG. 5 ©. 882, KG. 25 S. A 294 = RM. 3 ©. 208, 
KG. 27 ©. A 188; ftr.). 3) Der Binsfuß der Geſamthypothek lann 
bei den einzelnen Grundftüden verfichieden fein (RG. 21 S. A 168), 
ebenfo der Kapitalbetrag. Dagegen fann eine Geſamthypothek nicht an 
dem einen Srundftüd eine Buchhypothel und an dem anderen eine Brief: 
bypothef, an dem einen eine Verkehrs: und an dem anderen eine Sicherungs⸗ 
hypothek fein (88. 22 ©. A 164 = RJA. 2 ©. 94, DIE. 10 S. 1001; 
biervon gilt nah KG. 25 ©. A 294 = RIJA. 8 ©. 208 eine Ausnahme 
für den in Unnt 2 a. E. erwähnten Fall der Zwangshypothek neben einer 
Bertragshypothel. Der Gläubiger kann nicht die Hypothek an dem einen 
Grundftüd abtreten, an dem anderen für fi) behalten (OLG. 12 ©. 289). 
Die Übertragung oder Belaftung (auch die Pfändung) einer Gefamt- 
buchhypothek vollzieht fich erft mit der Eintragung auf den Blättern aller 
belafteten Grunöftiide (NG. 68 ©. 74). 4) Indem er entiweber 
felbft die Zwangsvollſtreckung betreibt oder bei der von einem anderen 
betriebenen Zwangsvollſtreckung beſtimmt, ob und zu weldem Betrage 
die Befrtedigung aus dem Erlös erfolgen fol (BayObLG. 4 S. 606). 
Er Handelt nicht argliftig, wenn er eines der Grundftüde aus der Mit: 
Haft entläßt (Seufff. 56 Nr. 76). Das Wahlrecht des Gläubigers if 
durch 8VG. 8. 64 eingefchräntt. Vgl. auh ZB. SS. 18, 60, 68, 112, 
122f., 125. 5) Zur Löſchung der Teilbeträge bedarf es nit nad 
dent BGB., dagegen nach der GBO. 8. 27 der Buflimmung des Gigen: 
tümers (RIA. 2 ©. 240). Hinſichtlich des Hypothekenbriefs |. GBO. 
SS. 64, 69. Bol. $. 1172 Abſ. 2, 8. 1175 Abſ. 1. 


Gefährdung der Sicherheit. 
1. Verſchlechterung des Grundſtücks. 

8. 1133. Iſt infolge einer Verfhledhterung!) des Grund» 
tüd8?) die Sicherheit der Hypothelgefährbet?), jo kann der @läubiger 
dem Gigentümer eine angemefiene Friſt zur Befeitigung der Ge⸗ 
fährdung beflimmen. Nach dem Ablaufe der Friſt ift ber 
Gläubiger bercdjtigt, ſofort Befriedigung aus dem Grundſtücke!) 
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zu fuchen, wenn nicht die Gefährdung durch Verbeſſerung bes 
Grundfiüds oder durch anderweitige Hypothekenbeſtellung be— 
jeitigt' worden ift. ft die Forderung unverzinslich und noch 
nicht fällig, jo gebührt dem Gläubiger nur die Summe, melde 
mit Hinzurechnung der geieblicen Zinfen für die Zeit von der 
Zahlung bis zur Fälligkeit dem Betrage der Forderung gleich» 
fommt°). 

1) Diefe muß bereitS eingetreten fein (anders $. 1184), einerlet - 
woburd; 3. B. Verſchlechterung der Gebäude durch Beitablauf, Abbrechen 
berfelden behufs Errichtung neuer. Unterlaffung ber Berfidjerung ber 
Gchäube gegen Feuersgefahr ift feine Verfchlechterung, fondern rechtfertigt 
nur die Beforgnis der Verſchlechterung i. S. des $. 1184 (NG. 62 S. 295; 
a. M. OLG. 4 ©. 486). 2) Oder deffen Beltandteile oder der Zubehör: 
ftüde (8. 1186). 8) Nicht jede Verſchlechterung gefährdet die Sicherheit 
(ORG. 12 ©. 286). 4) 8. 1147; vgl. 8. 1201. Sondervoricdrift im 
Hypothelenbankgeſ. v. 18. Juli 1899 8. 17. 5) Bol. 88. 272, 818; 
KD. 8. 65 Abf. 2. Erfaganfpruch beim fog. falten Abbrennen NG. 42 


S. 170, 44 ©. 1886. 
2. Drohende VYerſchlechterung. 
‚1134. Wirkt der Eigentümer oder ein Dritter auf dag 
Grundftüd in folder Weiſe ein!), daß eine die Sicherheit der 
Hypothek gefährdende Verichledhterung?) des Grundftüds?) zu 
bejorgen ilt, fo kann der Gläubiger auf Unterlaffung Tlagent). 
Geht die Einmirtung von dem Eigentümer aus, fo hat 
das Gericht auf Antrag des Gläubigerd die zur Abmwendung 
der Gefährdung erforderlihen Maßregeln anzuordniens). Das 
gleiche gilt, wenn die Verfchledhterung deshalb zu beforgen ift, 
weil der Eigentümer die erforderlichen Vorkehrungen gegen Ein» 
wirfungen Dritter oder gegen andere Beihädigungen unterläßt. 
1) Berfchlechterung durch Naturereignifie genügt nicht (anders 8.1188). 
Beridulden wird jedoch nicht gefordert (OU®. 5 ©. 821). 2, D.t. jede 
Beränderung im GrundfiüdSbeftande, welche auf deffen Wert vermindernd 
einzuwirlen geeignet ift, wenn auch der Eigentümer die Abficht und die 
Mittel Hat, den früheren Beſtand wiederherzuſtellen oder gar zu verbeſſern 
(VORGE. 5 ©. 821). Daß eine Einwirtung auf das Grunbftüd bereits 
erfolgt ift, iſt nicht erforderlich; das Vorliegen von Tatfachen, die beforgen 
laſſen, daß ber Eigentümer das Grunbftüd verfchlechtern werde, reicht aus 
(DLG. 10 S. 128). Iſt die Berfchlechterung bereit$ eingetreten und eine 
weitere nicht mehr zu beforgen, kommt nur 8. 1188 in Srage (OLG. 12 
S. 188). Bol. Unm. 1 zu $. 1188. 8) Dder feiner Beftandteile 
oder Zubehörftiide ($. 1186). 4) Bol. 8. 12 Sat 2, 8. 862 Abſ. 1 
Sag 2, 8. 1004 Abſ. 1 Sap 2. 5, 8PO. SS. 936ff.; BVG. 8. 26, 
3. Entfernung von Zubehör. 
8.1135. Einer Verſchlechterung des Grundſtücks im Sinne 
der 88. 1133, 1134 ſteht e3 gleich, wenn Zubehörjtüde, auf die 
fi) die Hypothek erftredi!), verfchledhtert oder den Regeln einer 
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ordnungsmäßigen Wirtſchaft zuwider von dem Grundſtück ent- 
fernt werden?). 

1) 8.1120. Bgl. 88. 1121f. 2) Durch die bereits eingetretene 
(8. 1183) oder zu beſorgende (8. 1184) Verſchlechterung oder unwirtſchaft⸗ 
liche Entfernung muß die Sicherheit der Hypothek gefährdet werden 
(RS. 50 ©. 68). 

Unzuläffige Bereinbarung. 

8. 1136, Eine Vereinbarung, durch die fid) der Eigen- 
tümer dem Gläubiger gegenüber!) verpflichtet?), Das Srunditüd 
nicht zu veräußern oder nicht weiter zu belaften, iſt nidhtig?). 

2) Einem Dritten gegenüber kann der Eigentümer die Verpflichtung 
mit obligatorifcher Wirkung eingeben ($. 187). 2) Im Hinblid auf 
bie Hypothek, um dem Gläubiger in diefer feiner Eigenichaft eine be: 
fondere Befugnis zu verleihen (NO. bb ©. 78). 3) Alſo auch ohne 
obligatorifche Wirkung. Die Abrede der Fälligkeit des Kapitals im Falle 
einer Veräußerung ober Belaftung tft als Zahlungsbedingung gültig (RS. 9 
©. 80. 5. aud 8. 1179. 


Einreden gegen die Zypothek. 

8. 1137. Der Eigentümer kann gegen die Hypothek!) die 
dem perfünlichen Schuldner gegen die Forderung?) ſowie die nad) 
8. 770 einem Bürgen zuftehenden Einreden?) geltend machen. 
Stirbt der perſönliche Schuldner, fo Tann ſich der Eigentümer 
nicht darauf berufen, daß der Erbe für die Schuld nur bes 
ſchränkt baftet?). 

Sit der Eigentümer nicht der perfönliche Schuldner, jo ver- 
liert er eine Einrede nicht dadurch, daß biejer auf fie verzichtet). 


4) D. h. gegen ben binglichen Anſpruch (Vorbm. 4 zum 8. Abſchn. vor 
8.1118 Nr. 1). Gegen diefen Bat der Eigentümterzunädftdie Einwendungen 
aus einen zwifchen ihm (nicht einem früheren Cigentiimer) und dem 
Gläubiger oder einem früheren Gläubiger beftehenden befonderen Hedhts. 
verbältniffe (8. 1157) und die Einwendungen gegen das Beſtehen des 
dinglichen Rechtes, tnsbefondere gegen die Gültigkeit ber Einigung ober 
auch der Eintragung (SS. 878f., 1116). Daneben gewährt $. 1187, ent: 
ſprechend ber afzeflorifchen Natur der Hypothek (für die Grundſchuld gilt 
8. 1187 nicht), dem Eigentiinier die Einreden des perfönliden Schuldners 
gegen die Forderung und gewifle andere einem Bürgen zuftehenden Gin: 
reden. Sämtliche Einwendungen find jeboch durch den öffentlichen Glauben 
bes Grundbuchs befchräntt (SS. 892, 1188, 1140, 1156 ff.). 2) Auän. 
Sat 2 und die Einredben der Verjährung (8. 228) und des Zwangs— 
vergleichs (KO. $ 198). 8), Verzögerliche Einreden auf Grund eines 
Unfehtungsredht3 des perſönlichen Schuldner oder einer Aufrechnungs 
befugnis des Gläubigers. 4) 88. 1976ff. Bol. auch SS. 1971, 1974, 
1990, 2016. 5) Entſpr. 8. 768 Abſ. 2. 


Schuß der Forderung durch das Grundbuch. 
$. 1138, Die Vorſchriften der 88. 891 bis 899 gelten für 


Hypothel. 88. 1136—1140, 549 


die Hypothel!) aud?) in Anfehung der Forderung?) und der 
den Eigentümer nad) 8. 1137 zuftehenden Einreden®). 

1) Nicht für das perfänliche Schuldverhältnis (RG. 49 ©. 8, 867), 
ſelbſt wenn die perfünliche Klage mit der binglichen verbunden ift (NG. 49 
S. 867). =) Ohne 8. 1188 würden die 88. 891ff. nur In Anfehung 
des dinglichen Rechtes als ſolchen, nicht der geficherten Forderung gelten. 
3) Zur Entfräftung der Bermutung aus $$. 1138, 891 reicht ber Beweis 
aus, daß aus dem im Grundbuch oder der Eintragungsbewilligung an: 
gegebenen Schuldgrund eine Forderung nicht erwadjfen tft; behauptet ber 
Gläubiger die Unrichtigleit diefer Angabe, Hat er zu bemeifen, daß die 
Hypothek für eine andere Forderung beftellt und daß dieſe entitanden ift 
(RG. 49 ©. 802, OLG. 6 ©. 124) Will anderfeitö der Schuldner oder 
der Eigentümer aus ber unrichtigen Ungabe des Schuldverhältniffes Nechte 
für fih ableiten, fo Tiegt ihm die Beweidlaft ob, welchen Inhalt dag 
wirkliche Schuldverhältnis gehabt Hat (RG. 57 ©. 820, ZW. 1906 ©. 18). 
Das BZugeftändnis des Bläubigerd, ein bares Darlehen nicht gegeben zu 
baben, genügt nach 8. 607 Abſ. 2 nicht zum Beweiſe des Nichtentftanden: 
feins der Darlehnnsforderung (RG. 67 5.820, 3W.1905 S. 818, 1906 S. 660, 
Gruch. 49 ©. 918). Pal. noch RG. 49 ©. 6, wo zur Entkräftung ber 
Bermutung da8 Zugefländnis des Gläubigerd für genügend erflärt wird, 
bei der Eintragung die Baluta nicht gezahlt zu haben (abw. Rſpr. 6 
S. 888, ſ. Unm. 6 zu $. 1118). 4) Dgl. RS. 52 ©. 260, OLG. 10 
©. 124. Ausn. 8. 1159 (Binsrädftände, Koften 2c.), 8. 1185 (Siche⸗ 
rungshypothet). Sondervorichriften 8. 1189, 8. 1141 Ubf. 1 Sa 2, 
5.1148. Bgl. auch SS. 1140, 1156 ff. Fur Brundfchulden gilt $. 1188 nicht. 

Eintragung eines Widerfpruns gegen eine Darlehnshypothek, 

&. 1139, Sit bei der Beftellung einer Hypothek für ein 
Darlehen die Erteilung des Hypothekenbriefs ausgefchloflen!) 
worden, fo genügt zur Eintragung eines Widerſpruchs, der ſich 
darauf gründet, daB die Hingabe des Darlehens unterblieben 
jet, der von dem Eigentümer an das Grundbuhamt gerichtete 
Antrag?), fofern er vor dem Ablauf eines Monatd nad) der 
Eintragung der Hypothek geitellt wird. Wird der Widerjprud) 
innerhalb des Monats eingetragen, jo hat die Eintragung die 

leihe Wirkung, wie wenn der Widerſpruch zugleich mit Der 
Onpothel eingetragen worden wäre?). 

1) Bei einer Briefhypothek wird der Eigentümer durch 8. 1117, 
8.1154 Abſ. 1, 8. 1168 Abſ. 2, GBO. 88. 42, 60 gefhügt. Der Bud: 
bupothefengläubiger tft dagegen trog $. 1168 Abſ. 1 in der Tage, Über 
die Hypothek fofort nach ihrer Eintragung zugunften eines gutgläubigen 
Zritten zu verfligen. 2) Ausn. von S. 899 Abſ. 2. 3) Ausn. 
von 8. 892. Bei Sicherungsäypothelfen und Grundfchulden if S. 1189 
nicht anwendbar. 

Ausſchluß des öffentlichen Glaubens durch den Hypothekenbrief. 
‚1140. Soweit die Unvichtigteit des Grundbuchs) aus 
dem Hhpothelenbrief?) oder einem Bermerf?) auf dem Briefe 
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hervorgeht, iſt die Berufung auf die Vorſchriften der 88. 892, 893 
ausgeſchloſſen. Ein Widerfpruh gegen die Richtigkeit des 
Grundbuch, der aus dem Briefe oder einem Vermerk?) auf 
dem Briefe heroorgeht, jteht einem im Grundbud) eingelragenen 
Widerſpruche gleidh*). 

1) ©. Anm.7 zu 8. 892. 2) Diefer genießt feinen öffentlichen 
Glauben (f. jedoch 8. 1155). Bet einem Widerfpruche zwiſchen feinem 
Inhalt und dem des Grundbuchs enticheibet dieſes. Der Erwerber einer 
Brieſhypothek muß eine im Grundbuch unter Verlegung von 88. 42, 62 
BBOD. eingetragene, auf dem Briefe nicht vermerkte Berfügungsbeichräntung 
gegen ſich gelten Taffen; durch 8. 1140 wird der Schuß des öffentlichen 
Slaubend nicht ermeitert, fondern eingeſchränkt (OLG. 12 ©. 168). 
5, Einem amtlichen (GBO. 8. 62) oder einen PBrivatvermerfe. 4) Bol. 
ss. 1145, 1167, GBO. $. 68 Abf. 2. 

Kündigung der Zypothek. 

8. 1141. Hängt die Fälligkeit der Forderung!) von einer 
Kündigung?) ab, fo ift die Kündigung für die Hypothef?) nur wirl- 
fam, wenn fie von dem Gläubiger dem Eigentümer oder von 
dem Eigentümer dem Gläubiger erklärt wird. Zu Gunften 
des Gläubigers gilt derjenige, welcher im Grundbuch als Eigen» 
tümer eingetragen ijt, als der Eigentümer*). 

Hat der Eigentümer feinen Vohnfig im Inland oder liegen 
die Borausfegungen bes 8. 132 Abf. 2 vor, fo bat auf Antrag 
des Gläubigers das Amtsgericht, in deſſen Bezirke das Grunde 
ftüd liegt, dem Eigentümer einen Vertreter zu beitellen, dem 
gegenüber die Kündigung des Gläubigers erfolgen Tann. 

1) Dder der Grundſchuld (8. 1192; f. SS. 1198, 1201f). 2) Bal. 
88. 180ff., 609; EG. Art. 117 Abf. 2; Anm. 8 zu 8.1116. 3) Trot 
deren afzefjorifcher Natur. Ausn. für Sicherungshypotbel (8. 1186). 
4) Auch wenn dem Gläubiger die Unrichtigkeit befannt oder ein Wider: 
ſpruch eingetragen ift (abiw. von 88. 898, 1058, 1188, 1248). Bgl. auch 
$. 1166 Sat 2, 8. 1160 Abſ. 2, 8BG. 8. 64. 

Befriedigung des Oläubigers, 
. Befugnis des Eigentümers zu der Befriedigung. 

8. 1142. Der Eigentümer!) ift berechtigt), den Gläubiger 
zu befriedigen, wenn die Forderung) ihm gegenüber fällig ge 
worden‘) oder wenn der perjönlidhe Schuldner zur Zeiftung be- 
vehtgl ) iſt. 

ie Befriedigung Tann auch durch Hinterlegung) oder durch 
Aufrehnung?) erfolgen. 

2) D. 5. derjenige, welcher nicht zugleich perſönlicher Schuldner tit 
(a. M. OLG. 10 ©. 128). 2) Der 8. 267 Abſ. 2 findet feine An: 
wendung. DBerpflichtet zur Zahlung tft ber Eigentümer als folder nicht 
(Borbn. 4 zum 8. Abſchn., a. M. Seuffü. 59 Nr. 118 IL). 3), D. i. bie 
Borderung, für welde das Grundſtück Haftet; die Befriedigung ift mithin 
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eingetreten, wenn dasjenige bezahlt oder binterlegt ift, wofür das Grund: 
fü Haftet, wenn dem Gläubiger auch noch fonftige Forderungen zuflehen 
(D8LG. 10 S. 128). 4) Bgl. 8. 1141 mit Anm. 5) Bgl. 8. 271 
mit Anm. 6) 88, 872ff. 7) 88. 8387 ff. Nur der Eigentümer fit 
zur Wufrehnung bejugt. Der Gläubiger kann gegen eine perfönliche 
Forderung des nur dinglich verbafteten Eigentümers nicht aufrechnen, es 
fei denn, daß die Aufrechnung von den Barteten vereinbart worden tft; 
zu ihrer Wirkſamkeit bedarf es nicht der Borlnge bes Briefe, aber $. 1160 
ift anwendbar (OVG®. 12 ©. 805). 


2. Übergang der Forderung auf den Okigentimer, 
* 1143. Iſt der Eigentümer nicht der perfönliche 
Schuldner!), jo gebt, fomweit er?) den Gläubiger befriedigt), die 
Forderung*) auf ihn überd). Die für einen Bürgen geltenden 
Vorſchriften des 8. 774 Abf. 10) finden entjprehende Anwendung. 
Beſteht für die Forderung eine Gefamthypothel, jo gelten 

für diefe die Vorfchriften des $. 1173. 


1) Anderenfalls 8. 1168 Ubf. 1 Sag 2, 8. 1177 Abſ. 1. Durd 
Echuldbübernahmevertrag mit dem bisherigen Schuldner allein wird ber 
Erwerber des Grundſtücks noch nicht perſönlicher Schuldner, ſ. 8. 416 
(23.27 S. A 278, 28.80 ©. A 281 = NINA. 5 ©. 210). 2) Im 
eigenen Ramen, nicht in dem des perfünlihden Schuldner? (NG. 27 
S. A 278), und während er Eigentümer iſt (KG. 26 ©. A 800; a. M. 
für den Yall der Zahlung durch den Eriverber zwifchen Auflafflung und 
Eintragung RG. 28 ©. A 122 = NM. 4 ©. 288, 8BIFG. 6 ©. 889). 
Befriedigung durch den Berwalter im Konkurſe bed Eigentümers Bat bie 
gleihe Wirkung (OLE. 9 ©. 878). Befriedigung durch den perfünlichen 
Schuldner 8. 1164, durch einen Dritten $. 426 Abſ. 2, 88. 774, 1150, 
ſ. au RD. 8. 225 Wbf. 2 (RG. 56 S. 160); fonft 8. 1186 Abſ. 1 
Sag 2, $. 1177 Abſ. 1. 8) Einerlei auf welche Weiſe. Auch Be: 
friedigung im Wege der Zwangsvollftredung aus dem Grundſtück über: 
trägt bie Forderung auf den Bollftredungsichuldner. 4) Mit der 
Hypothet (88. 412, 401, 1158, $. 1177 Abſ. 2). Ausn. 8. 1178. Bei 
der Grundſchuld geht auf Grund ber 88. 1148, 1192, 1200 nur das 
dinglicde Recht des befriedigten Gläubigers auf den befriedigenden Eigen: 
tũmer über. 5) Kraft Geſetzes. Vgl. 88. 1144f. Verpflichtung des 
Eigentümers gegenüber dem perfönliden Schuldner zur Zilgung ber 
Schuld hindert den „bergang nicht, bereditigt diefen aber zu einer Gin: 
rede (ji. 2%. 27 ©. A 279, 86. 80 ©. A 281 = RNIYU 5 ©. 210). 
6) Vorrang ber Reſthypothek des nur teilweife befriedigten Gläubigers 
(vgl. S. 1176), Zuläffigkeit von Einwendungen aus einem Nechtöverhält: 
nifie zwifchen Schuldner und Eigentümer. 

3. Aushändigung von Urkunden Snpsthehentriet ꝛc.). 

a) Regel. 

.IIAM. Der Eigentümer fan!) gegen Befriedigung des 

Bläubigers die Aushändigung des Hppothelenbrief8?) und der 

fonftigen Urfunden?) verlangen‘), die zur Berichtigung des Grund» 
bucdy8®) oder zur Löſchung der Hypothel®) erforderlich find’). 
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1) Ohne Unterſchied, ob er perfönlicder Schuldner iſt ober nicht. 
2) Vgi. 8. 1162; ZPO. 8. 1004; GBO. 88. 42f., 67. Ausn. 8. 1146. 
3) GBO. 88. 19, 22, 29f., 38ff. 40f., 44. Bol. 8. 116C. Die Koften 
trägt grundfäglich der Eigentümer (f. SS. 869, 897; OLG. 6 ©. 271. 
4 Am Konklurfe des Eigentümers mittelft Wusfonderungsanfprudy 
(RS. 60 ©. 247). Miteigentümer, die auf Bewilligung der Löſchung 
der von ihnen bezahlten Hypothek Hagen, find notwendige Streitgenoflen 
(NS. 60 S. 269). Dinglichdr Gerichtsſtand für die Klage auf Löſchungs⸗ 
bewilligung, auch wenn ber Kläger 3. Bt. der Klage nicht mehr Gigen: 
tümer ift (Seuffel. 58 Nr. 201). 5), Die Uuiſchreibung der Hypotbel 
auf den Eigentümer oder einen Nechtsnachfolger desfelben fegt den Nach: 
weis voraus, wer gezahlt Hat (KG. 26 ©. A 149, 28 ©. A 188), fowie 
gemäß S. 1177, ob der Eigentümer perſönlicher Schuldner tft oder nicht 
(DVG. 2 ©. 820; abw. KG. 20 ©. A 282 — Nu. 1 ©. 162). 
6, Hierzu genügt eine öffentlich beglaubigte (EBD. $S. 29) Quittung 
oder Löfchungsbewilligung (j. RG. 66 ©. 827, Württ$. 17 ©. 147), 
auch wenn nicht erhellt, wer gezahlt Hat und ob und wie bie Hupothel 
getilgt if. Das Grundbuchamt Hat die Möglichkeit der Zahlung durch 
einen anderen und des Überganges der Hypotbel auf dieſen nur zu be: 
rüdfichtigen, wenn bie Urkunden bierüber etwas ergeben (KG. 26 S. A 149, 
29 ©. A 186, DOUG. 8 ©, 81). 7) Erweiterung der Rechte aus 
SS. 894 ff, 868, 402, 412f. Vgl. SS. 1150, 1167. Auf eine Hypotbelen: 
vormerkung aus 8. 648 findet $. 820 Anwendung (RG. 56 ©. 261). 
Die Bufage des Hypotbelengläubigers, die Hypotbelenforderung gegen Be: 
friedigung an einen von bem Eigentümer zu benennenden Dritten auf 
Berlangen abzutreten, gewährt eine (nach $. 1157) eintragungsfähige Ein: 
rede (a. M. RS. 20 ©. A 88 = RM. 1 ©. 166). 

b) Bei ie Befriedigung des Gläubigers. 

‚1145. Befriedigt der Eigentümer den Gläuhiger nur 
teilmerfe, fo Faun er die Aushändigung des Hypothekenbriefs 
nicht verlangen. Der Gläubiger iſt verpflichtet, die teilweiſe 
Befriedigung auf dem Briefe zu vermerken!) und den Brief zum 
3mede der Berichtigung des Grundbuchs oder der Löſchung dem 
Grundbudamt?) oder zum Zmwede der Herftelung eines Teil- 
bypothelenbrief33) für den Eigentümer der zuſtändigen Behörde 
oder einem zuftändigen Rotare*) vorzulegen>). 

Die Vorſchrift des Abf. 1 Sag 2 gilt für Zinfen und 
andere Rebenleiltungen nur, wenn fie fpäter als in dem Kalender- 
vierteljahr, in welchem der Gläubiger befriedigt wird, oder dem 
folgenden Bierteljahre fällig werden. Auf Koften, für die das 
Grundftüd nach 8. 1118 haftet, findet die Vorſchrift Feine An- 
wendung®). 

1) Bel. S. 1140 mit Anm. 2) GBO. 88. 42f, 62, 691. 
8) 8. 1152; GBO. S. 61 (f. dazu RG. 22 ©. A 176 = RIM. 2 ©. 141). 
4) Pr. GG. Art. Bl; Bay. AG. 5. GBO. Art. 21; Württ. Art. 28. 
5) Bol. SS. 1150, 1167f., 1192, 1199. Kür ben Fall des teilmeifen 
Nichtentftehend der Sorderung (8. 1168 Abſ. 1 Sag 1) gewähren 88. 749, 
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162, 894, 896, 952, 11652 ähnliche Rechte (NS. 59 ©. 817). 6) Bol. 
Anm. 4, 5 zu 8. 1116; 88. 1118, 1168f., $. 1160 Abf. 8, 8. 1178, 

4. erzug. 

8. 1146, Liegen dem Eigentiimer gegenüber!) die Bor» 

ausfegungen vor, unter denen ein Echuldner in Verzug?) kommt, 

jo gebühren dem Bläubiger?) Verzugszinſen aus dem Grunbdftüde. 


1) Berzug des perfönlihen Schuldners $. 1118. 2) 88. 284 f, 
Bol. $. 289. 3) Insbeſondere aud) dem Brundichuldgläubiger (88. 
1192, 1200). 


5. Befriedigung aus dem Grundfiicke, 
8. 1147. Die Befriedigung des Gläubiger aus dem 
Grundftüd!) und den Gegenjtänden?), auf die fi) die Hypothek 
eritredt, erfolgt im Wege ber Zwangsvollſtreckung?). 
2) Durd) Bwangsperfteigerung ober Bwangsverwaltung (ZPO. 88. 
864, 866, 869 fi., 8VG. SS. 16 ff., 146 fi.). Bal. jedoh EG. Art. 60, 
192 Abſ. 2. 2) Durch Bwangöverwaltung, zum Teil auch durd) 
Swangöperfteigerung oder (mit Ausn. der Bubehörftüde) durch Pfändung 
(ZBO. 5. 865; BVG. SS. 20f., 148; vgl. SS. 1120. mit Anm.; 
ZPO. SS. 803 f., 808 ff., 828 ff.). Auch nad der Berfteigerung bed 
Srundjtüd Tann fi der noch nicht Hefriedigte Hypothefengläubiger an 
die nicht mitverfteigerten Bubehörftüde Halten (MS. 6b ©. 414, Gruch. 
48 ©. 1064, OLG. 8 ©. 887; a. M. DU. 11 ©. 187). 5) Dal. 
ss. 1149, 1177, 1197. Borausfegungen ber Zwangsvollſtreckung 8. 1948, 
ZPO. 8$. 704 - 762, 794—801, BB. SS. 16—18, 146$.; f. aud 
ZPO. $. 825 Abſ. 8, 8BG. 8. 26. Die Fafſſung des Antrags der ding: 
liyen Klage ergibt fi aus Vorbm. 4 zum 8. Abſchn. Die Prozeßkoſten 
ber dinglichen Klage Hat der Eigentümer, felbft wenn er fofort anerkennt, 
zu fragen, wenn er fi) gegenüber dem Verlangen bes Släubigerd nach 
Beiriedigung lediglich paffio verhalten Hat (OLG. 8 ©. 818, 819, 6 
©. 886, 9 ©. 66, 11 ©. 52, 13 ©. 102, 108, Seuffü. 59 Nr. 118; 
a. M. DRG. 1 ©. 259, BadRpr. 1904 ©. 5), und zwar Haftet er für 
fe perfönlich, nicht nur mit dem Grundftüd (OLG. 8 ©. 819; f. IJW. 
101 ©. 188). 
6. Rechtsverfolgung gegen den Eigentümer, 
&. 1148. Bei der Verfolgung des Rechtes aus der 
Hypothek gilt zu Gunſten des Gläubigers derjenige, welcher im 
Grundbuch als Eigentümer eingetragen ift, al3 der Eigentümer!). 
Das Recht des nicht eingetragenen Eigentümers, die ihm gegen 
die Hypothek zuftehenden Einwendungen geltend zu machen, 
bleibt unberührt?). | | 
2) Bol. Anm. 4 zu 8. 1141. Im Konkurfe des Eigentümers ift 
dere Berwalter zu verklagen (ZW. 1901 ©. 188). 2) Der Eigentümer 
Bat nicht den formalen Einwand aus 8. 760 (8. 766) der ZPO., fonbern 
nur die Klage aus 8. 771 ebd. auf Grund des materiellen Rechtes 


(88. 1187 ff, 1156 ff.). 
Unzuläffige Dereinbarungen, 
6. 1149. Der Eigentümer kann, folange nicht die Forde⸗ 
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rung ihm gegenüber fällig geworden iſt!), dem Gläubiger nicht das 
Net einräumen, zum Zwecke der Befriedigung die Ubertragung 
des Eigentum an dem Grundftüde zu verlangen?) oder die 
Beräußerung des Grundjtüds auf andere Weife?) als im Wege 
der Zwangsvollſtreckung zu bewirfen®). 

2) 8. 1141 mit Anm. Nach der Fälligkeit können bie Abreden mit 
obligatorifcher Wirkung getroffen werben, Form $. 813 (vgl. NS. 50 
S. 168). 2) Die Vereinbarung eines Nüdtrittörechts zugunfien bes 
Berläufers eines Grundſtücks für den Fall der Nichtzahlung bes Kauf: 
preiſes ift feldft dann zuläffig, wenn für den Kaufpreis Hypothek beftellt 
wird, ba die Nüdübertragung des Eigentums nicht zum Zwecke der Be: 
friedigung ber Forderung geicheben ſoll (RIA. 8 ©. 194). Sie kann 
auch durch eine Bormerkung gefiert werden. S. auch ROHG. 7 
©. 65. j 3) Beil. RJA. 8 S. 194. 4) Entipr. SS. 1229, 1246; 
ſ. 8. 1186. | 
8. Be er durch reinen Dritten, 

1 50. Berlangt der Gläubiger Befriedigung aus dem 
Grundftüde!), fo finden die Vorfchriften der SS. 268, 1144, 1145 
entjprechende Anwendung ?). 

2) Gerichtlich oder außergerichtlih. Abw. von $. 268. 2) Bol. 
Borbnt. 4 zum 8. Abfchn., die Unn. zu 8$. 268, 1144 f., $. 1249 und 
8VG. 8. 75. Auf die Befriedigung durch ben Verwalter im SKonlurfe 
des Eigentümers ift $. 1150 nicht anwendbar; die Hypothek wird zur 
Eigentümergrundfcjuld (OLG. 9 ©. 878). 

Geilung der Forderung. 
1. Rang der Teilhypotheken. „ 

Ei 1181. Wird die Forderung geteilt, fo ift zur Anderung 
des Nangverhältniffes der Zeilhypothefen!) untereinander Die 
Zuftimmung bes Eigentümers nicht erforderlicy?). 

2) Die Teildypothelen Haben, wenn nicht beſtimmt wird, regel: 
mäßig gleihen Nang. Ausn. 88. 426, 774, 1148, 1160 (268), 1164, 
1176. 2) Ausn. von 8. 880 Abf. 2 Sa 2. 

2. Herfellung von Geilhypothekenbriefen. 

8.1152. Im alle einer Teilung der Forderung !) lann ?), 
fofern nicht die Grteilung des Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen ift, 
für jeden Zeil ein Teilhypothekenbrief bergeitellt werden; Die 
Zuftimmung des Cigentümers des Grundſtücks ift nicht er- 
forderlih. Der Zeilbypothelenbrief tritt für den Zeil, auf den 
er ſich bezieht, an die Stelle des bisherigen Briefes?). 

2) D. h. wenn kraft Gefeges oder zufolge rechtögefchäftlicher Ber: 
fügung bie Forderung in ber Weife in Teile zerfällt, daß diefe im Ber- 
Bältniffe zueinander durch ihre rechtlichen Beziehungen oder durch Art 
und Umfang der damit verbundenen Rechte ſich als gefondert barftellen. 
Änderung in der Berfon des Gläubigers ift nicht notwendig; Feſtfetzung 
beſonderer Beſtimmungen Hinfichtlich Binsfag, Rang, Fälligkeit für einen 
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Zeil genügt. Kein Teilhypotbetenbrief im alle der Zerlegung in ver: 
ſchiedene felbftändige Einzelhypotheken bei Tetlung bed Grundſtücks durch 
Berteilung bes Betragd auf bie Grundftüdstelle (RG. 27 ©. A 161 = 
Ru. 4 ©. 170). 2) Selbſt zur Teilabtretung ift troß $. 1154 bie 
Bildung eines Teilhypothekenbrieſs nicht erforderlich: die Übergabe bes 
über die ganze Poft gebildeten Briefes oder die Übertragung bed Mits 
befiges an diefem genügt (KG. 21 S. A 8BH—=NRYU. 2 ©. 88, OLG. 
9 ©. 814). Anſpruch auf einen Teildrief SS. 1146, 11560, 11677. 
3) Bgl. Anm. 8, 4 zu $. 1146. Borlage des Stammbriefs neben ber 
des Teilbriefd erforderlich gemäß 88. 42, 62 GBO. zur Eintragung ber 
außerhalb des Grundbuchs vollgogenen Teilabtretung (KR. 80 ©. A 
286 = RJA. 6 ©. 68). 
bertragung, 
n . Grundfaß. 

&. 1153. Mit der Übertragung der Forderung geht die 
Hypothek auf den neuen Gläubiger über!). 

Die Forderung kann nit ohne die Hypothel?), die Hypothel 
kann nicht ohne die Yorderung?) übertragen werden. 

2) Vgl. SS. 401, 412. Unanwendbar auf Grundfhulden. 2) Aus. 
$. 1190 Wbf. 4; f. auch 88. 1168, 1198. Anders $. 1250, Ab. 2. 
8) Ausn. 8. 1164, 8. 1178 Abi. 2, 88. 1174, 1180, 1182. Ubergang 
der Hypothet als GBrundfchuld 83. 1168, 1168, 1170f., 1172f., 1175, 
$s. 1177 Ubf. 1. 

2. Form der Abtretung. 

- 8, 1184. Zur Abtretung !) der Forderung ift Erteilung la) der 

Abtretungserllärung in Shriftlicher Form?) und?) Übergabe des 

Qupolbefenbrieje 8a) erforderlich; Die Borichriften des 8. 1117 *) finden 

nwendung. Der bisherige Gläubiger bat auf erlangen des 

neuen Gläubiger die Abtretungserflärung auf feine KoftenS) 
öffentlich beglaubigen®) zu laflen. 

Die ſchriftliche Form der Abtretungserflärung kann dadurd) 
erjegt werden, daß die Abtretung in das Grundbuch einge» 
tragen wird?), 

Iſt die Erteilung des Hypothelenbriefs ausgeſchloſſen, fo 
finden auf bie Abtretung der Forderung die Vorfchriften der 
88. 873, 878 entiprechende Anmwendung?)?). 

4) D. i. der Rechtsalt, Durch den das Gläubigerrecht von dem bis⸗ 
berigen Gläubiger auf einen anderen übergehen fol; auf ein pactum de 
cedendo bezteht fih $. 1154 nit (RG. 54 ©. 146). gl. 8. 898 
mit Anm. Zellabtretung Anm. 2 zu $. 1152. Ha) Diefe erfordert im 
allgemeinen, daß der Zedent ſich der Ubtretungserflärung dem Beiflonar 
gegenüber in folcher Weife entäußert hat, daß er ihm die Verfligung darüber 
einräumt (IW. 1906 ©. 568). 2) 8.126. Erfag der Abtretungserflärung 
Abi. 2 und ZPO. 8. 894. Die nach 8. 898 daneben erforderliche Annahme des 
Erwerber kann forınlos erfolgen (ſ. RZU. 6 ©. 66). Blankoabtretung ift un: 
wirkſam und wird auch burch nachträgliche Ausfüllung nicht wirlſam (IJW. 1906 
S. 888). 8) Da beide Erforberniffe zufammentreffen müſſen und möglicher 
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weiſe auch die Annahme derAbtretungserflärung ſpäter erfolgt ſein kann, wird 
durch die letztere allein der Zeitpunkt der Abtretung nicht bewieſen (KG. 26 
©. A 168; RJA. 6 ©. 66). Bon der Eintragung lann neben den Erforder: 
niffen des Abſ. 1 der Übergang der Briefhyp. nicht abhängig gemacht werden 
(ZW. 1906 ©. 568). 3a) Verpflichtung zur Übergabe auf Grund der Ab: 
tretung IW. 1906 ©.545. 4)D.H.8. 1117 Abf. 1 Satz 2, Ahf. 2, 8. 
Bol. Anm. 2, 8 zu $S. 1117. Die Abtretung des Herausgabeanipruchs 
(8. 1117 Abſ. 1 Sag 2, 8. 981) braudt nicht ausdrücklich erflärt zu 
werden, der Antrag bes Bedenten, den Brief dem (Erwerber zus 
äuftellen, Tann genügen (MG. 54 ©. 111). Die Anwendung bes 
8. 1117 Abſ. 2 fegt voraus, daß der Brief dem Grundbuchamt ein: 
gereicht wird (GBO. S. 42) oder dab an Stelle des für kraftlos er: 
Härten Briefes die Erteilung eine8 neuen beantragt ift (EBD. $. 67) 
und auch wirklich erjolgt; unterbleibt fie, fo fit die Bereinbauung ohne 


Wirlung (Seuffü. 57 Nr. 78, Recht 1906 ©. 52). 5) Abw. von 
8. 408. 6 8. 129. Die Öffentliche Beglaubigung iſt gemäß SS. 1156, 
1160 f., EBD. 8. 29, 8. 40 Abf. 2 von Bedeutung. 7) Nur eine 


wirklich vollzogene Eintragung, nicht die Abrede, daß fie ftattfinden fol, 
bat diefe Wirkung (NG. 54 ©. 146). PBorausfegungen ber Eintragung 
BD. 88. 18, 19, 26, 29, 87f., 40f., 42 ff. Bei Eintragung einer 
Abtretung an den Eigentümer Hat dad Grundbudamt nicht oder nicht 
immer zu prüfen, ob die Hypothek gemäß 8 1177 zur Grundiduld ge: 
worben iſt (vgl. Anm. 2 zu 8. 1177). 8) Val. die Anm. zu SS. 873, 
878, insbeſ. in Anm. 2 zu 8. 878 RG. 54 ©. 862. Verpflichtung des 
Bedenten, die Eintragung zu erwirfen, OLG. 12 S. 188. 9, Ab⸗ 
tretung zu Sicherungdzweden RG. 59 S.190, ZW. 1901 ©. 181, 1906 
S. 645, 8BlIFG. 4 ©.718, 6 S. 888. Ausn. von 8. 1154 in$. 1159, 
$. 1187 Sag B, 88. 1192, 1195. Entfpr. Anwendung auf die Belaftung 
$S. 1069, 1274, 1291. Pfändung und uberweifung ZPO. 85. 880, 
887, 8. 857 Abſ. 6; die Übergabe des Briefes erübrigt fich, wenn ber 
Gläubiger ihn bereits befitt (OLG. I ©. 128). Bwangsvollfirelung zur 
Erwirfung der Herausgabe des Briefed auf Grund des Pſändungs— 
beſchluſſes ZPO. SS. 888, 886 (ſ. OLG. 11 ©. 112). 
3. Erfab der Eintragung durch den Befih des Bypothekenbriefs. 

&. 11558. Ergibt ſich das Gläubigerrecht des Befiters des 
Hypothefenbriefes aus einer zufammenhängenden?!), auf einen ein= 
getragenen Gläubiger zurüdführenden Reihe von öffentlich be= 
glaubigten Abtretungserklärungen?), fo finden die Borfcriften 
der SS. 891 bis 8993) in gleicher Weile Anwendung, wie wenn 
der Beliter des Briefes als Gläubiger im Grundbud) einges 
tragen wäre. Einer öffentlich beglaubigten Abtretungserflärung 
ſteht gleich ein gerichtlicher Uberweiſungsbeſchlußs) und das 
öffentlich beglaubigte Anerfenntni35) einer kraft Geſetzes erfolgten 
Übertragung der Forderung ))). 

1) ©. KG. 25 ©. A 159 NIU. 8 ©. 146, ORG. 8 ©. 140. 
2) Unm.6 zu $. 1154. Der Beſitzer braucht nicht nachzuweiſen, wie er ben 
Bell des Briefed erworben hat (RIA. 7 S. 188). 8) Außerdem GBO. 8. 40 
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Abf. 2. 4) Über eine Üherweifung an Bahlungsftatt (ZPO. 8.885 Abſ. 2, 
8.887). 5) D.i. eine rechtSgefchäftliche Erklärung des bisherigen Gläubigers, 
durch die er anerkennt, daß die Forderung kraft Geſetzes übergegangen 
fei (vgl. $. 408 Abſ. 2 f. auch 88. 868, 871, $. 897 Abſ. 2). Ein 
Erbichein oder eine Verfügung von Todeswegen, welde den Ubergang 
traft Geſetzes nachweiſen, ftehen dem Anerkenntniſſe nicht gleich; durch 
einen Crbfall wird daher die zufammenbängende Reihe unterbrochen 
(RG. 25 ©. A 159, 808, 27 ©. A 125 = RM. 8 ©. 146, 202, 4 
©. 56; 86. 26 ©. A 151; OfßG. 10 ©. 94). 6) Dder des bing- 
lichen Hupotbelen: oder Grundſchuldrechts. Bol. SS. 1148, 1150, 1168 f., 
1168, 1170—1175, 1192, 1199; ferner 89. 426, 774. 
4. Bedhtsverhältnis zw. d. Eigentümer n. d. neuen Gläubiger. 
3 1156. Die für die Übertragung der Forderung geltenden 
Vorſchriften der 88. 406 bis 408 nden auf das Rechts⸗ 
verhältnis zwijchen dem Eigentlimer und dem neuen Gläubiger 
in Unfehung der Hnpothel) feine Anmendung Der neue Bläus 
biger muß jedoh eine dem bisherigen Gläubiger gegenüber 
erfolgte Kündigung?) des Eigentümers gegen fidy gelten laffen, 
es ſei denn, daß die Übertragung zur Zeit der Kündigung dem 
Gigentümer befannt oder im Grundbud) eingetragen ilt. 
2) In Unfehung der perfönlicden Forderung find fie anwendbar. 
2) Ausn. SS. 1153. und für die Sicherungshypothek (8. 1185 Abf. 2), 
Die Berufung auf 88. 898, 1155 wird dem Eigentümer durch 8. 1166 
nicht befchräntt. 8) 88. 1141, 1198, 1202. 
5. Ginreden gegen den bisherigen Gläubiger. 
8. 1187. Eine Einrede, die dem Eigentümer auf Grund 
eines zwiſchen ihm und dem bisherigen Gläubiger bejtehenden 
Rechtsverhältnifies gegen die Hypothek zujteht!), fann aud dem 
neuen ®läubiger entgegengejegt werben. Die Borfjchriften der 
88. 892°), 894 bi3 899, 1140 gelten auch für diefe Einrede. 
2) 3. B. auf Grund einer Stundung oder der Abrede der Nicht: 
übertragung (SS. 899, 405; über die Eintragungsfähigleit diefer Abrede 
1. 28. 29 ©. A 244). Auch ber Einwand, daß die Abtretung nur 
zur Sicherung einer Forderung erfolgt und diefe bezahlt fei, kann einem 
ſpãteren Zeſſionar entgegen gehalten werden, wenn er bavon bei berAbtretung 
wußte (IW. 1901 ©. 181). Bgl.8$.404,1187f. 2) Ausn. 88. 1168 f. 
6. Roh nicht fällige Zinſen 2c. 
6. 1158, Soweit die Forderung auf Binfen oder andere 
Nebenleiftungen gerichtet ift, die nicht fpäter als in dem Kalender= 
vierteljahr, in welchem der Eigentümer von der Übertragung 
Kenntnis erlangt, oder dem folgenden Bierteljahre fällig werden), 
finden auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Eigentümer und 
dem neuen Bläubiger die Vorfchriften der 88. 406 bis 408 An» 
wendung ?); der Öläubiger ann fi) gegenüber den Einwendungen, 
welche dem Eigentümer nad) den 88. 404, 406 bis 408, 1157 
zuftehen, nicht auf die Borfchriften des 8. 892 berufen?). 
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1) Bol. 8. 1145 Abſ. 2. Ob die Nebenleiſtungen in voraus oder 
nachträglich zu zahlen find, ift gleichgültig (a. M. OLG. 4 ©. 78). 
2) Abw. von $. 1166. Der 8. 1154 findet Anwendung (anders 8. 1169): 
die Abtretungdurfunde muß ergeben, ob und inwieweit bie Zinfen mit 
dem Kapital Übertragen werden (KG. 29 S. A 179). Eine Übertragung 
des Zinsgenußrechts allein in anderer Weile als durch Beitellung eines 
Nießbrauchs tft unzuläfftg (OLS. 12 ©. 180 f.). 8) Abi. von $. 892, 
1188, 11657. Die 88. 891], 898 ff. find anwendbar. 

7. Rückſtändige Zinſen 2c. 

8, 1159, Someit die Forderung auf Rückſtände von Zınfen 
oder anderen Nebenleiftungen!) gerichtet ift, beitimmt ſich die 
Übertragung?) fowie das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Eigen- 
tümer und dem neuen Gläubiger?) nad den für die liber- 
tragung von Forderungen geltenden allgemeinen Borfchriften®). 
Tas gleiche gi für den Anfprud auf Erftattung von Koflen, 
für die das Grundſtück nad) 8. 1118 haftet). 

Die Vorſchriften des 8. 892 finden auf die im Abf. 1 be= 
zeichneten Anſprüche Feine Anmwendung®). 

1) Unm. 4, 5 zu 8. 1116. 2) Abw. von $. 1158 Abſ. 2, 
8. 11564. Bol. ZPO. 8. 880 Abſ. 8, S. 887 Abſ. 2. Zinsrüdfiändbe 
bilden, von ihrer Kaptialifierung adgefeben, feinen Gegenfland der Buchung 
(ſ. RO. 87 ©. 811, RJA. 5 ©. 128). 8) Abm. von $$. 1166 f. 
4) 88. 388 ff. 5) Bol. 8. 1160 Abſ. 8, 8.1178. 6) Anm. 8 zu 8. 1158. 
Tegttimation des Glänbigers. 

. Geltendmachung der Briefhypothek. 

8, 1160. Der Geltendmahung!) der Hypothel?) Tann, 
ſofern nicht die Erteilung des Hypothekenbriefs ausgeſchlofſen ift, 
widerfprocdhen werden’), wenn der Gläubiger nicht den Brief 
vorlegt; it der Gläubiger nicht im Grundbuch eingetragen, fo 
find aud) die im 8. 1155 bezeichneten Urkunden vorzulegen®). 

Eine dem Eigentümer gegenüber erfolgte Kündigung) oder 
Mahnung?) ift unwirlſam, wenn der&läubiger die nad Abj.1 er- 
forderlichen Urkunden nicht vorlegt und der Eigentümer die Kündigung 
oder die Mahnung aus diefem Grunde unverzüglich) zurüdweiit®). 

Dieſe Vorfchriften gelten nicht für die im $. 1159 be 
zeichneten Anfprüde?). 

1) Der gerichtlihen ($$. 1188 ff., 1147 2c.) und ber außergeridt: 
lien (f. OVG. 12 ©. 806: WUufrechnung). 2) Uber den perfönlichen 
Anſpruch f. 8. 1161. 8) Die Borlegung gehört, vom Urkundenprozeß 
abgefehen, nicht zur Klagbegründung, fondern ift nur erforberlid, wenn 
der Eigentümer fie verlangt. Dies kann er, felbft wenn er die Aktiv: 
legitimation des Klägerd nicht befireitet. Nichtvorlage führt zur Slag: 
abweifung, eventl. nad) Ablauf einer dem Kläger auf feine Bitte gefeßten Frift 
(NG. 55 S. 224). . 4) Bol. Vorbm. 1 zum 8. Abfchn.; f. auch SS. 1144 f. 
5) Bl. 8, 1141 nebft Unm. 6) Bol. $$. 180 ff., 1146. 7) 8. 121. 
8) Bel. $$. 111, 174, 410. 9), Berzicht auf dad Wideripruchörecht 
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iſt zuläffig und als Tilgungsbedingung eintragungsfähig (übereinftiimmend 
betr. Abi. 2 NS. 67 ©. 842, KG. 20 S. A IT NUM 1 ©. 84; 
a. M. betr. Abſ. 1 RS. a. a. DO. auch betr. Abſ. 2 BVG. 1 ©. 696, 
5 ©. 19), ausgenommen, wenn der Eigentümer nur für fi, nicht für 
feine Rechtönachfolger verzichtet (UN. 10 ©. 420). 


2. Geltendmachung der Forderung. 

8. 1161. Sit der Eigentümer der perſönliche Schuldner, 
fo finden die Vorfchriften des F. 1160 auch auf die Geltend- 
madhung der Forderung Anwendung '). 

1) Auf die Grundſchuld ift 8. 1161 nicht anwendbar. Wenn aber 
der Eigentümer für die Zahlung des Betrag der Grundſchuld zugleich 
perfönlich Haftet, braucht er die perjönlihe Verpflichtung nur gegen Ein: 
bändigung der zur Löſchung bzw. zur Übertragung ber Grundſchuld er: 
forderliden Urkunden zu erfüllen, bamit er gegen bie Gefahr doppelter 


Zahlung geſichert ift. 
Aufgebot eines Dipothekenbriefs. 
8. 1162. Sit der Hypothekenbrief abhanden gefommen 
oder vernichtet, jo Tann er im Wege bes Aufgebot3verfahreng?!) 
für Traftlos erflärt werden?). 
1) ZPO. SS. 946 Ff., 1008—1018, 1024, 8BG. 8. 186. Sonder: 
vorfchrift 8. 1196 Sag 2. 2) Bol. 8. 1170 Abi. 2, 8. 1171 Abſ. 2; 


GBO. 5 42 Abſ. 2, 88. 67f. 
Zülle der Gigentümerhypothek. 

8. 1163. Iſt die Forderung, für welde die Hypoihek be» 
ftellt ıft!), nicht zur Entjtehung gelangt, fo fteht die Hypothek?) 
dem Eigentümer?) zu*). Erlifhrs) die Forderung, Jo erwirbt 
ber Eigentümer?) die Hhypothel?). 

Eine Hypotheke), für welche die Erteilung des Hypotheken⸗ 
brief3 nicht ausgeichloffen iſt, fteht bis zur Übergabe des Briefes 
an den Gläubiger dem Eigentümer zu?). 

1) Bol. $. 1118 mit Unm. 4, 6, $. 1115, Anm. 8 zu $. 1188. 
2) Abſ. 1 gilt für alle Hypotheken einichl. der Höchſtbetragshypothek 
(Anm. 8 zu $. 1190) und der Amortifationshypotbet (HypBant®. 8. 21 
“bf. 2, OvurG. 6 ©. 148, DIE. 1904 ©. 819, Württ$. 17 ©, 47; 
Yusn. auf Grund bed ES. Urt. 167 AO. 20 ©. A 206, 819, 28 ©. 
A 146, OLG. 8 ©. 6), für Zwangs- und Arreſthypothek neben ZPO. 
8.868 (Vorbm. 1 zum 8. Abſchn.; a. M. OLG. 115.114), nit für Grund⸗ 
Ihulden (NG. 60 ©. 261, f. jedoch Ann. 4 zu $. 1148). Eine ab: 
weichende Bereinbarung wirkt nur obligatorifch (f. jedoch 8. 1179), aber 
auch im Konfurd und gegenüber einem Pfändbungspfandgläubiger des ver: 
pflichteten Eigentümers (NG.52 ©.5, Recht 1906 ©.684, IW. 1906 ©. 424, 
8BiFG.6 S.865, 678, OG. 6S. 8, 6S. 269, 12 ©.184f.). Uusn.$.1178; 
für Geſamthypothek 88 1172 f. Hypothekenvornerkungen geben nicht auf 
den Eigentümer über (aG. 25 S. A 170 = RJA.83 ©. 168, OsG. 6 
S. 128). 5) Dem Gigentümer zur Zeit der Sypothefdeftellung 
(RS. 55 ©. 217), Miteigentümern entſprechend ihren Eigentumsdanteilen 
(RG. 51 ©. 898, 3BlFG. 8 ©. 817), und zwar von Anfang an, nicht 
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erſt nach Feſtſtellung des Nichtbeſtehens ber Forderung (ſ. RG. 61 ©. 48; 
a. M. 8.26 S. A 161 und für eine Baugelderbrieffypothel 3BIFG. 6 
S. 675; Ausn. für Höchſtbetragshypothekt Anm. 8 zu $. 1190). Bon 
dem Eigentümer geht das dingliche Recht mit der Entitehung der 
Sorberung ohne weiteren Rechtsakt auf den Gläubiger Aber (Seuffä. 60 
Nr. 1561). 4) Eine gültige Einigung und Eintragung (88. 878f, 
1115) vorausgefegt (beftr.), daher nicht eine Scheinhypothek, nicht eine 
wegen arglifiiger Täufchung angefochtene oder gemäß $. 888 Abſ. 2 un: 
wirffame Hypothel (KG. 27 ©. A 128 = RIU.4S. 118, O8G. b 5.9, 11 
©. 114, 83BIFG 6 S.890, SächſArch. 1906 S. 227); auch nicht eine auf Grund 
der KO. 88. 29 ff. oder des Anf®. angefochtene (1. RG. 24 ©. 92, 29 ©, 182, 
47 ©. 216, Gruch. 25 ©. 111, 86 ©. 1118). Cine Hypothek für eine 
unfittlide und deshalb nichtige Forderung befteht, wenn dem Befteller 
gleichfal8 ein Berftoß gegen bie guten Sitten zur Yaft fällt, auf Grund 
des $. 817 Sat 2 zu Recht; das bingliche Necht fteht dem Gläubiger, 
nit dein Eigentümer zu (IJW. 1906 ©. 388). 5) Beweis Anm. 6, 
6 zu 8. 1144. Teilweiſes Erlöfchen oder Nichtentfichen 8. 1176. 6) Der 
Eigentümer zur Zeit des Erlöfchens der Forderung (RS. 26 S. A 800, 
28 ©. A 188, ORG. 8 ©. 224; f. jedoch Anm. 2 zu $. 1148). Auf 
btefen gebt das dingliche Recht als Grundſchuld (8. 1177 Ubi. 1) im 
Augenblide des Erlöſchens kraft Gefeke8 von dem Gläubiger über: 
vorher befteht die Gigentümergrundfhuld nidt (RG. 20 ©. A 
190, 282, 28 ©. A 139 = RU. 1 ©. 125, 162, 4 ©. 248; RG. 26 
©. A 145; OU®. 10 ©. 888; f. $. 1179). Borausverfügungen über die 
fünftige Eigentümergrundſchuld find nicht eintragungsfähig (Borbm. 8 a. E. 
zum 2. Abſchn.). 7) Ausn. von Sag 2 88. 1164, 1174, 1181. 
8) Ober Grundfhuld (88. 1192, 1199 f.). 9) S. 1117. Rachweis 
der Nichtübergabe gegenüber dem Grundbuchamte nur burdy eine in der 
Form der GBO. S. 29 ausgeftellte Erflärung de als Gläubiger Ein: 
getragenen (RG. 22 S. A 809). Bal. SS. 894 fi. mit Anm. 

sank des perſönlichen Schuldners. 

. Übergang der Hypothek auf den Schuldner. 

-116A, Befriedigt der perſönliche Schuldner den Gläubiger, 
fo geht die Hypothek infomweit auf ihn über!), ald er von dem 
Eigentümer oder einem Rechtsvorgänger des Eigentümers Erjak 
verlangen?) Tann. Iſt dem Schulöner nur teilmeife Erſatz zu 
leiiten, fo fann ber Eigentümer die Hypothek, fomeit fie auf 
ihn übergegangen ift®), nit zum Nadjteile der Hypothek des 
Schuldners geltend maden®). 

Der Befriedigung des Gläubigers fteht es gleich, wenn ſich 
Forderung und Schuld in einer Perfon vereinigen?). 

4) Yuan. von 8. 1168 Abſ. 1 Sak 2. Die Hupothel verbindet 
ſich Traft Geſetzes mit der Erfaßforderung des Schuldners (beftr.). Geſamt: 
hypothet 8. 1174. " 2) Beilp. 8. 415 Abſ. 8, SS. 2166 Fi., NG. 58 
©. 878. 8) Auf Grund ber Regel des 8. 1168. 4) Bol. Anm. 1 
zu $. 1151, 8. 1176. 5) Eine Vormerkung zur Sicherung bed 
Anſpruchs auf Löſchung einer Hypothek im alle ihres Überganges auf 
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den perfönlicden Schuldnter iſt unzuläffig (RAU. 8 S. 129). Auf Grund 
ſchulden finden die 88. 1164 ff. Feine Anwendung (vgl, Unm. 1 zu 
$. 1161). Unmendbarleit derfelben in ber Übergangszeit NG. 58 


©. 881. 
2. Befreiung des Schuldners, 

&. 1165. Verzichtet der Bläubiger auf die Hypothek!) 
oder hebt er fie nad) 8. 1183 auf oder räumt er einem anderen 
Nele den Vorrang ein?), fo wird der perfönlide Schuldner 
inſoweit frei?), als er ohne diefe Berfügung nad) $. 1164 aus 
der Hypothek hätte Erfat erlangen Fünnent). 

1) SS. 1168, 1175, 1178, 1180. Geftattung ber Beräußerung 
und Wegſchaffung des Inventars iſt lein Verzicht (NG. 58 ©. 426). 
2) 8. 880. 3) Das perfönliche Schulbverhältnis erlifcht, ohne Unter: 
ſchied, welchen Urſprung und Anhalt es Hat, auch wenn e8 vor 1900 
entitanden ift (N®. 58 ©. 878). 4) 8. 1166 ift auch anmwenbbar, 
wenn bei der Inanſpruchnahme des perfänlichen Schuldners die Hypothek 
bereit3 infolge Ausfalls bei der Zwangsverſteigerung erlojchen iſt 
(RE. 68 S. 425). Bol. S. 776. 

3. Benachrichtigung des Schuldners von der Zwangsverſteigerung. 

8,1166, Sit der perfönliche Schuldner beredhtigt, von dem 
Eigentümer!) Erſatz zu verlangen, falls er den Gläubiger be— 
friedigt, fo fann er, wenn der Gläubiger die Zwangsver⸗ 
ſteigerung des Grundſtücks betreibt?), ohne ihn unverzüglich?) 
zu benadrictigen, die Befriedigung des Gläubiger wegen eines 
Ausfall bei der Zwangsverfteigerung injomweit verweigern, als 
er infolge der Unterlaffung der Benachrichtigung einen Schaden *) 
erleidetd). Die Benachrichtigung darf unterbleiben, wenn fie un= 
tunliche) ift?). 

4) Dder einem Rechtsvorgänger besfelben (RG. in 8BIFG. 6 
©. 14); f. 88. 1164, 1174. 2) Nur ber betreibende Gläubiger und 
derjenige, deſſen Beitritt zugelafien ift (N®. a. a. D., OLG. 8 S. 144), 
nicht ein gleich: oder nachſtehender Hupothefengläubiger iſt zur Benach: 
rihtigung verpflichtet (SW. 1902 Beil. ©. 222). 8) 8. 121 Abſ. 1, 
und zwar nad Einleitung der Zwangsverſteigerung (OuG. 12 ©. 186). 
4) Bon einem folden Tann feine Rede fein, wenn ber perfönliche 
Echuldner den Betrag bed Ausfalld von einem zahlungsfähigen Dritten 
erfegt verlangen kann (SächſArch. 1906 S. 278). 5) Der Gläubiger 
muß nachweiſen, daß er den Schuldner unverzüglich benachrichtigt Habe, 
der Schuldner, daß der Gläubiger bei rechtzeitiger Benachrichtigung feinen 


Ausfall erlitten haben würde (NG. 64 ©. 869). 6) Bol. Anm. 1 
zu 8. 1128. 7) Anwendbarkeit des $. 1166 auf ältere Hypothefen 
DIE. 8 ©. 114. 


4. Rechte des Schuldners gegen den Gläubiger. 

. 1167, Erwirbt der perfönliche Schuldner, falls er den 

Gläubiger befriedigt, die Hypothek!) oder hat er im Falle der Be⸗ 

friedigung ein ſonſtiges rechtliches Intereſſe an der Berichtigung 
Achilles, Bürgerliches Geſeßbuch. 5. Auflage. 36 
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des Grundbuchs?), fo ſtehen ihm die in den 88. 1144, 1145 be» 
ſtimmten Rechte zu?). 
1) 88. 1164, 1174, $. 426 Abſ. 2, $. 774. 2) 8. B. $. 489 


anf. 2. 8) Auf die zur Sicherung einer Forderung beftellte Grund: 


ſchuld entiprechend anwendbar. Dal. SS. 868, 871, 410, 412, 1154; 
f. au 8. 1267. 
Verzicht des Gläubigers auf die Hypothek; Eigentümerhypothek. 
‚1168, Berzichtet der Gläubiger auf die Hypothek!), fo 
erwirbt fie der Eigentümer?). 
Der Verzicht ift dem Grundbuhamt oder dem Eigentümer 


| gegenüber zu erflären und bedarf der Eintragung in das Grund. 


uchs). Die Vorfchriften des $. 875 Abf. 2 und ber $S. 876, 
878 finden entfprehende Anmendung. 

Berzichtet der Gläubiger für einen Zeil der Forderung auf 
die Hypothek, jo jtehen dem Eigentümer die im $. 1145 be» 
ſtimmten Rechte zu. 

1) Oder Grundſchuld (SS. 1192, 1200; abw. OLG. 9 ©. 379, 
11 ©. 188). Berziht auf Befriedigung aus dem Berfteigerungserlödie 
für die durch den Zuſchlag erlofhene Hypothek fällt nicht unter 3. 1168 
(RS. 5b ©. 260, 60 ©. 258). Verzicht auf die Forderung $. 1163 
Abſ. 1 Satz 2. 2) Abw. von 8. 875. Bal. VBorbm. 1 zum 8. Abichn. 
fowie 88. 1176 ff. und Über die Geſamthypothek S. 1176; f. auch 
8. 1166. Wie ein Verzicht wirkt die ohne Zuſtimmung ded Gigen: 
tümers erfolgte Schulbübernahme (8. 418). 8) Der Zultimmung 
des Eigentümers bedarf e8 nicht zur Eintragung des Berzichts, wohl 
aber aur ung der Hypothek auf Grund des Verzicht (OLG. 6 S. 101, 
10 ©. 89). 

Anfprnd des Obigentümers auf den Jerzicht. 
. 1169. Steht dem Eigentümer eine Einrede zu, durch 


| welche die Geltendmachung der Hypothek dauernd ausgeſchloſſen 


wird!), ſo kann er verlangen, daß der Gläubiger auf die Hypo: 
thef verzichtet. 2) 

1) 3. B. Einrede der Rechtskraft (8. 1187), der ungerechtfertigten 
Bereiherung ($. 821). 2) Form und Wirkung $. 1168. 
Sufgebot des Gläubigers; Gigentümerhypothek. 
irn wegen Nichtausübung des Rechtes. 

$. 1170. Sit der Gläubiger unbefannt, fo kann er im 
Wege des Aufgebotsverfahreng!) mit feinem Rechte ausgefchlofien 
werden, wenn feit der legten fi) auf die Hypothek beziehenden 
Eintragung in das Grundbud zehn Sabre verſtrichen find und 
das Recht des Gläubigers nicht innerhalb diefer Frift von dem 
Eigentümer in einer nad $. 208 zur Unterbrechung der Ber: 
jährung geeigneten Weile anerkannt worden iſt?). Beſteht für 
die Forderung eine nad) dem Kalender beitimmte Zahlungszeit?), 
jo beginnt die Friſt nicht vor dem Ablaufe des Zahlungstags *). 
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Mit der Erlafiung des Ausſchlußurteils erwirbt der Eigen» 
tümer die Hypotheks). Der dem Gläubiger erteilte Hypothelen- 
brief wird Trafilos®). 

1) 8PO. SS. 946—959, 982--986, 1024. 2) Sonbervor= 
ihriften 8. 1188 Abſ. 2, 88. 1192, 1196. 8) Bol. 8. 284 abſ. 2. 
4) Bol. zu Abſ. 1 die SS. 887, 1104, 1112 1269. 5, Bol. Vorbm. 1 
zum 8. Abſchn.; Geſamthypothek S. 1175 Abſ. 2. Falls im Ausfchlußurteil 
angemeldete Rechte vorbehalten find, iſt der Nachweis ihres Nichtbefteheng 
zu dem Beweiſe des Erwerbed des Eigentümers erforberlih (KG. 80 
©. A 269 =RIU. 6 ©. 146). 6) Bol. S. 1162 nebit Anm. 2. 

2. Ansfihließung gegen Binterlegung des Beitrags. 

& 1171, Der unbelannte Gläubiger Tann im Wege des 
Aufgebotöverfahrens!) mit feinem Rechte aud) dann ausge» 
ihlofien werden, wenn der Eigentümer zur Befriedigung des 
Bläubigers oder zur Kündigung beredyligt?) ift und den Betrag 
der Forderung für den Gläubiger unter Verzicht auf das Recht 
zur Rüdnahme Hinterlegt?). Die Hinterlegung von Zinfen ift 
nur erforderlid, wenn der Binsjag im Grundbuch eingetragen 
tt); Zinfen für eine frühere Zeit als das vierte Kalenderjahr) 
vor der — des Ausſchlußurteils ſind nicht zu hinterlegen. 

Mit der Erlaſſung des Ausſchlußurteils gilt der Gläubiger 
als befriedigt), ſofern nicht nach den — über die 
Hinterlegung die Befriedigung ſchon vorher eingetreten ift”). Der 
dem Gläubiger erteilte Hypothelenbrief wird Iraftlos®). 

Tas Recht des Gläubigers auf den Hinterlegten Betrag 
erlifht mit dem Ablaufe von dreißig Jahren nady der Erlafjung 
des Ausfchlußurteils, wenn nicht der Gläubiger fi) vorher bei 
der Hinterlegunggjtelle meldet; der Hinterleger ift zur Rücknahme 
beredhtigt?), aud) wenn er auf das Recht zur Rücknahme ver- 
zichtet bat 0)j. 

2) 3PO. SS. 946 fi., 98? ff, 987, 1024. 2) Pol. 88. 1141. 
mit Anm. 8) 88. 372 ff., indbefondere $S. 876 Nr. I, 8. 878; EG. 
Art. 144; Pr. Art. 84 Nr. IL, XI. 4) 8.1116.  5)8 197. 
6) Wirkungen 88. 1148, 1168 f., 1192, 1200; Geſamthypothek SS. 11727. 
7) 88. 872, 875, 878. 8) Vgl. $. 1162 mit Anm. 2. 9 EG. 
Art. 145. 10) Bol. 8. 1269. 

Gigentümerhupothek in den Füllen der Gefumtgupatbeh, 
. Regel. 

% 1172. Eine Geſamthypothek!) jteht in den Fällen des 
$. 1163 den Eigentümern der belafteten Grundſtücke gemein- 
ſchaftlich zu?). 

Jeder Eigentümer lann, fofern nicht ein anderes vereinbart 
iit, verlangen, daß die Hypothek an feinem Grundſtück auf den 
Zeilbeirag, der dem Perhältnifie des Wertes feines Grunditüds 
zu dem Werte der fämtlihen Grunditüde entjpriht?), nad 

36* 
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F. 1132 Abſ. 2 beſchränkt und in dieſer Beſchränkung ihm zu— 
geteilt wirdy. Der Wert wird unter Abzug der Belaſtungen 
berechnet, die der Geſamthypothek im Range vorgehen. 


1) 8. 1182. Ebenſo eine Geſamtgrundſchuld (SS. 1192, 1200) im 
Falle des S. 1168 Abſ. 2 fowie in den Fällen der Beirtedigung durch 
fämtliche Eigentümer und der Augfchließung ($. 1170) auf deren gemein: 
ſchaftlichen Antrag. 2) Dal. SS, 1178, 1176 ff. 8) Der Wert: 
berehnung ift ber Zeitpunkt des UÜberganges der Gelanıthypothet auf 
die Eigentümer zugrunde zu Tegen (beftr.). 4) Die ihm zugeteilte 
Hypothek iſt eine Einzelhypothet. Zu dem Neftbetrage kann die Hupothel 
an den übrigen Grundftüden deren Eigentümern als Geſamthypothet 
verbleiben. 


2. Befriedigung des Gläubigers durch einen der Eigentümer ꝛc. 


&. 1173. Befriedigt der Eigentümer eine der mit einer 
Geſamthypothek belafteten Grundftüde den Gläubiger, jo erwirbt 
er die Hypothek au feinem Grundjtüde; Die Hypothel an den 
übrigen Grundſtücken erlifcht!). Der Befriedigung des Gläubigers 
durd) den Eigenthümer fteht es gleih, wenn das Gläubiger- 
recht auf deu Eigentümer übertragen wird?) oder wenn fid 
Forderung und Schuld in der Perſon des Eigentümers ver- 
einigen). 

Kann der Eigentümer, der den Gläubiger befriedigt, von 
dem Eigentümer eines der anderen Orundjtüde oder einem Rechts⸗ 
vorgänger diejes Eigentümers Erfah verlangen‘), fo geht in 
Höhe des Erjaganipruhg°) auch die Hypothef an dem Grund» 
jtüde diefes Eigentümers auf ihn über; ſie bleibt mit der 
Hypothek an feinem eigenen Grundjtüde Geſamthypothek. 


1) Abw. von SS. 1172, 1148, 8. 1168 Abſ. 1 Sag 2 ($. 1171 
Abſ. 2); f. jedoch Abſ. 2 und SS. 1181 f. fowie Anm. I zu $. 1172. 
Bol. aud) Vorbm. 1 zum 8. Abſchn. Zur Löfchung der Hypothel an einem 
der übrigen Grundftüide bedarf e8 des Nachweifes, daß dem befriedigenden 
Eigentümer fein Erfaganipruch gegen den Eigentümer dieſes Grundftüds 
oder deflen Rechtsvorgänger (vgl. Abſ. 2) zufteht (NG. 24 ©. A 256 = 
RIA. 8 ©. 96, OLG. 12 ©. 259), und außerdem nah GBO. $ 27 
der Buftimmung des Eigentümers dieſes Grundſtücks (vgl. RIM. 2 
S.240f., anderfeitd KG. 28 S. A 289  NIN. 4 ©. 267). 3) Ausn. 
von S. 1153. Begründung OLG. 9 ©. 817. 5) Abw. von 8. 1172, 
$. 1168 Abi. 1 Sag 2 (vgl. $. 1164 Abi. 2, 8. 1174). Won diefem 
legten alle abgefeben findet S. 1178 auf die Grundfchuld entiprechende 
Anwendung. Auf eine vor 1900 erfolgte Befriedigung ꝛc. ft er nicht 
anwendbar (OLG. 1 S. 426, 12 ©. 289). 4, Ob auf Grund Geſetzes 
(3. B. 8$. 426, 774, 21675.) oder eines Rechtsgeſchäfts, ift gleichgültig. 
Nachweis des Beftehens des Erſatzanſpruchs gegenüber dem Grundbuchamte 
ſ. OS. 9 S. 817, 12 ©. 269. 3) Mit diefen verbindet fich die 
Geſamthypothek Eraft Geſetzes (beftr.). 
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3. Befriedigung des Gläubigers durd den perſönlichen Schuldner 2c. 

&. 1174. Berriedigt der perſönliche Schuldner den Bläubiger, 
dem cine Geſamthypothek zufteht, oder vereinigen ſich bei einer 
Geſamthypothek Forderung und Schuld in einer Berfon, fo 
geht, wenn der Schuldner nur von dem Eigentünter eines der 
Grundjtüde oder von einem Nechtsvorgänger des Eigentümers 
Erfag verlangen kann, die Hypothek an diefem Grundftüd auf 
ihn über; die Hypothek an den übrigen Grundftüden erliicht!). 

Iſt dem Schuldner nur teilmeife Erſatz zu leiften und geht 
deshalb die Hypothek nur zu einem Teilbetrag auf ihn über, 
fo Bat fid) der Eigentümer diefen Betrag auf den ihm nad) 
$. 1172 gebührenden Zeil des übrigbleibenden Betrags der Ge- 
ſamthypothek anrechnen zu lafjen. 

2) Ausn. von $. 1172. Vgl. Borbm. 1 zum 8. Abſchn. S. 1164 


nebft Anm. 
4. Berzicht und Ausſchließung des Gläubigers. 


& 1175. Verzichtet der Gläubiger auf die Gefamt- 
bypothel!), fo fällt fie den Eigentümern der belafteten Grund- 
ſtücke gemeinſchaftlich zu); die VBorfchriften des 8. 1172 Abj. 2 
finden Anwendung. Berzichtet der Gläubiger auf die Hypothek 
an einem der Grundjtüde, fo erliſcht die Hypothef an diejem?). 

Das gleiche gilt, wenn der Gläubiger nad) 8. 1170%) mit 
jeinem Rechte ausgeſchloſſen wirb. 

2) Oder Gejamtgrundfchuld. 2) Bol. SS. 1168, 1172 nebft 
Anm. 3) Bol. Borbm. 1 zum 8. Abſchn. Zur Löſchung der erlofchenen 
Sypothet bedarf e8 nah GBO. S. 27 der Zuftimmung bes Gigen: 
tümerd; RS. 24 ©. A 185 fordert diefe auch zur Eintragung bes Ber: 
zichts, a. M. ORG. 6 ©. 101. 4 Im alle des 8. 1171 finden die 
88. 1172f. Anwendung. 

Vorrang der Reſthypothek des Gläubigers, 

&. 1176. Liegen die Vorausfegungen der 88. 1163, 
1164, 1168, 1172 bis 1175 nur in Anfehung eines Zeilbetrags 
der Hypothek vor!), jo kann die auf Grund diefer Vorfchriften 
dem Eigentümer oder einem der Kigentümer oder dem perſön— 
lihen Schuldner zufallende Hypothek nicht zum Nachteile der 
dem Gläubiger verbleibenden Hypothek geltend gemacht werben?). 

2) Dies ift auch der Fall bei einer Teilabtretung an ben Eigen— 
tümer, der zugleich periönliher Schuldner iſt (KG. 29 ©. A 119). 
2) Enifpr. 88. 268, 426, 774, 1148, 1150, 1164, 1182; f. auch BG. 
8. 128 Abſ. 8. Auf Grund des 8. 1176 ift die bei der Hypothet—⸗ 
beftelung getroffene Vereinbarung des Borranges der Reſthypothek des 
Släubigerd vor der auf den Eigentümer übergehenden Teilhypothek über: 
Hüffig und daher nicht eintragungsfähig (KG. 21 S. A 165, 23 ©. 
A 189). Bei der Umfchreidung der Teilhypothek auf den Eigentünter 
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iſt der Vorrang der Reſthypothel des Gläubigers auch ohne ausdrüclichen 
Antrag einzutragen (KG. 25 ©. A 808). 


Rechtliche I der Gigentümerhypothek. 
$. 11777. Bereinigt fi die Hypothek mit dem Eigentum in 
einer Berfon, ohne daß dem Eigentümer aud) die Forderung 
zufteht!), jo verwandelt fich die Hypothek in eine Grundſchuld?). 
In Anjehung der Berzinslichkeit, des Zingfages, der Zahlungs: 
zeit, der Kündigung und des Zahlungsorts bleiben die für die 
Forderung getroffenen Beltimmungen?) maßgebend. - 

Steht dem Eigentümer aud die Forderung zu*), fo be⸗ 
ſtimmen ſich feine Rechte aus der Hypothek, ſolange die Ber: 
einigung befteht, nad) den für eine Grundfchuld des Eigentümers®) 
geltenden Borfdhriften®). 


1) In den Fällen ber S$. 1168, 1168, 1170, 1172, 8. 1175 Abſ. 1 
Sag 1 (Abſ. 2), ZPO. S. 868, ferner, wenn der Gigentüimer zugleich 
der perſönliche Schuldner ift, in den Fällen des 8. 1171 und des 8. 1178 
nf. 1. Auch eine dem Erfteher zuftebende, nach den Berfteigerungöbes 
dingungen erlöfchende Hypothet an dem verfteigerten ®Srundftüde ver: 
wandelt fih in eine Grundichuld, wenn ber Erfteher den auf fie ent- 
fallenden Betrag bes Berfieigerungserlöfeg von dem Betrage der ihm 
obliegenden Barzahlung abredhnet (RG. 22 S. A 81II — RJA. 2 S. 194). 
2) Bol. Borbm. 1 zum 8 Abſchn. Auch nach Aufhebung der Bereinigung 
bleibt die Poft eine Grundſchuld; foll fie dem Zeſſtonar des Eigentümers als 
Hypothek zuftehen, bedarf e8 der Ummandelung gemäß $S. 1198, 877 
durh Einigung und Eintragung (KG. 20 S. A 282, 25 S. A 299 — 
RIA. 1 ©. 162, 8 S. 212; ON. 2 ©. 818, 412). Das Grundbuch⸗ 
amt darf aber die Eintragung der Abtretung einer Hypothek als folder 
an den Eigentümer, auch wenn diefer der perfönlidde Schuldner if, nicht 
auf Grund des 8. 1177 beanftanden (RG. 29 S. A 179; abw. NG. 80 
S. A 231 = RU. 5 S. 210 für den Kal, daß das vorliegende Ur: 
kundenmaterial ergibt, daß der erwerbende Eigentümer perfönlidyer 
Schuldner iſt). Auf vor 1900 entftandene preußiſch⸗rechtliche Eigentümer: 
hypotheten findet Abf. 1 keine Anwendung (KG. 21 S. A. 160, OLE. 12 
©. 289; a. M. 88.20 ©. A 22 = NM. 1 ©. 162). 8) 8. 111b 
mit Anm. 4, 8. Ausn. von SS. 1198 F. 4) In den Fällen ber 
88. 1148, 1178 Abſ. 2 und, vorausgefegt, dab der Eigentümer mit bem 
perfönlichen Schuldner nicht identiih tft, in den Fällen ber 88. 1171, 
1178 Ubi. 1. 5) Gemäß 8. 1197. Diefe Beichräntungen gelten 
auch für einen Nießbraucher oder Pfandgläubiger, zu deſſen Gunften der 
Eigentümer die Hypothek belaftet Hat (NG. 60 S. 869). Die Poft bleibt 
aber in: Valle des Abi. 2 eine Hypothek. Sondervorfchrift in 3BG. 
8. 128 Ubi. 8. 6) Nach der (beftr.) herrſchenden Anſicht bedarf es 
trog EBD. 8. 40 Abſ. 1 nicht der vorgängigen Eintragung des einge 
tragenen Eigentumers als Gläubiger der Gigentümerhypothel ꝛc. (vgl. 
8 20 ©. A 190, 282, 28 ©. A 166, 286, 25 ©. A 808, 28 5. 
A 289 — RJA. 1 S. 126, 162, 2 ©. 244, 8 ©. 41, 202, 4 S. 267; 
88. 21 ©. A 156, 22 S. A 171, 25 ©. A 808, 27 ©. A 148, 28 
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S. A 188; RZ. 2 ©. 198, OLG. 11 ©. Bo, Medid. 28 S. 84 x.). 
Beweiß des Liberganges der Hypothel auf den Eigentümer Anm. b, 6 
zu 8. 1144, Anm. 9 zu — 1168. 

Die Pfändung und Überweiſung der EigentümerhypotHet erfolgt nad) 
ZPO. SS. 880, 887, S. 857 Abſ. 6, nicht nach 8. 867 Abf. 2 (RG. 66 
5. 878, 66 ©. 9, 184, 59 ©. 818 x.; betr.) Die Piändung der 
fünftigen Eigentuümerhypothek ift nicht eintragungsfägig (NG. 61 S. 874, 
BayOboeG. 6 ©. 788), der Prändungsbeihluß kann aber bereit vor dem 
UÜbergange der Hypothek auf den Eigentümer erlaffen und zugeſtellt werden 
(RS. 51 ©. 11b, KG. 80 S. A 233 = NM 5 S. 270, OuUG. 7 
S.815). Dur die Pfändung der Eigentümerhypothek wird der biäherige 
Gläubiger an der Bewilligung ber Löſchung auf Berlingen des Eigen: 
tümers nicht verhindert (RG. 62 ©. 267). Val. no OLG. 18 ©. 12. 

Hypothek für Zinsrückſtünde 20. und Koſten. 

6. 1178. Die Hypothek für Rückſtände von Zinfen und 
anderen Rebenleiftungen!) fowie für Koſten, die dem Bläubiger zu 
eritatten find), erliſcht, wenn fie fi) mit dem Eigentum in einer 
Berfon vereinigt?). Das Erlöfchen tritt nicht ein, folange einem 
Dritten ein Recht an dem Anfprud) auf eine foldhe „eilung aufteht®). 

Zum Berziht auf die Hypothel für die im Abi. 1 be 
zeichneten Leiftungen genügt die Erklärung des Gläubigerd gegen- 
über dem Eigentümer’). Solange einem Dritten ein Redt an 
dem Anfprud auf eine ſolche Leiftung zuftebt, it die Zuftimmung 
des Dritten erforderlid. Die Zujtimmung ifl demjenigen gegen=- 
über zu erflären, zu deflen Gunſten fie erfolgt; fie ift unmider- 
ruflih®). 

2) Anm.5 zu 8. 1116. 2) Darunter find nur die im 8. 1118 er⸗ 
wähnten Koften zu verftehen (RI. 7 S. 127). Bgl. 8.1145 Abf. 2,$. 1169, 
8. 1160 Abſ. 8, 3) Ausnahme von $. 889. Die BZinsrädftände uſw. 
find demnach grundfäglich nicht Segenftand der Eigentümerhypothek. Dies 
gilt jedoch nicht Für Kautionzhypotheten, die für die Binfen oder Stoften 
befieltt find (NG. 61 S. 8756, BayObeG. 6 S. 417; a. M. OLG. 12 
S. 292); vgl. Neichägef. v. 17. März 1906 (RGBl. S. 429), wonach 
die Landesgefege eine dem $. 1178 Abſ. 1 Sak 1 entiprechende Vor: 
ſchrift für Biandrechte treffen Tönnen, die vor dem Inkrafttreten de3 Reiche: 
grundbuchrechts zur Sicherung fünftiger Anfprüche auf Zinfen, Koften und 
andere Nebenleiftungen neben dem Pfandrecht für die SHauptforderung 
beftellt worden find. 4) Ein folches Recht Haben ber Berwalter im 
Konkurfe des Eigentümers, der einen Hypothelengläubiger befriedigt Bat, 
und die Konfurdgläubiger nicht (DVS. 9 S. 878). Del. 8. 1266 Abſ. 1 
Saß 2. 5) Ausn. von 88. 876, 1168. Die Eintragung tft nicht 
erforderlich, weil dad Grundbuch fiber die Binsrädftände ufw. und Die 


im &. 1118 angeführten Koften feine Auskunft gibt. 6) Bgl. 88.876, 
1064, 1256. 


Bormerkung zur Sicherung der Löfchung der Gigentümerhypothek. 
6. 1179. Berpflichtet fi} der Eigentümer einem anderen!) 
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gegenüber, die Hypothek?) Löfchen?) zu laſſen, wenn fie ſich mit 
dem Eigentum in einer Berfon vereinigt‘), fo kann zur Sicherung 
des Anſpruchs auf Löſchung eine Vormerfung in das Grund» 
buch eingetragen werden’). 


1) Nicht nur einem gleich: oder nachitehenden Berechtigten, fondern 
auch dem Gläubiger der betr. Hypothek felbft (NG. 62 S. 5) oder auch 
einem Dritten (KJA. 8 ©. 129, NG. 68 S. 162). Die Vormierkung 
kann auch zugunften des jetweiligen Bläubigers einer Hypothek eingetragen 
werben: dag Recht der Schuldverhältnifie entſcheidet RA. 7 S. 142; a. M. 
RB. 81 © A 824 = RAU. 7 S. 64; ſ. NS. 52 ©. 11, 68 ©. 152). 
2) Auf Hypothekenvormerkungen nicht anwendbar (OLG.6 S.128). 3) Ent: 
fprechende Anwendung auf eine Verpflihtung zu anderen Verfügungen 
beftr. (j. 8&. 26 ©. A 166). 4) 88. 8389, 1148, 1168, 1168, 
1170f. Der $. 1179 bezieht fih auf alle diefe Yälle, auch den ber 
Nichtentftefung der Forderung (NG. 62 ©. db, KG. 26 ©. A 261, 
DRG. 10 ©. 425). Hat fih der Eigentümer ohne jede Rückſicht auf eine 
Bereinigung der Hypothek mit bem Cigentume zur Löſchung verpflichtet, 
jo tft eine Bormerkung unzuläffig (OLG. 10 ©. 426). 5) 85. 888. 
Bur Eintragung der Vormertung tft nah GBO. 8. 42 die von dem 
Antragfteller zu beforgende (RJA. 6 S. 164) Borlage des Hypotheken⸗ 
briefs erforderlih (88. 21 S. A 176), aber nicht die Bewilligung des 
Släubigerd, da nur das Recht ded Eigentümers von ber Eintragung be: 
troffen wird; die Bedeutung des 8. 1179 gegenüber dem $. 888 beitcht 
gerade barin, dab er die Zuläffigleit einer gegen das bedingte Necht des 
Eigentümers gerichteten Bormerfung außer Bweifel ftellt (RIM. 8 ©. 129; 
RG. 26 ©. A 161, OLG. 10 ©. 425). Die Eintragung erfolgt bei 
der Hypothek, deren Löfchung geflchert werden fol, und kann früheſtens 
gleichzeitig mit der Eintragung diefer Hypothek geichehen (KG. 28 ©. 
A 1564). Die Vormerkung Steht der Entftehung der Eigentümergrund- 
ſchuld nicht im Wege, fondern befchräntt den Eigentümer nur in ber 
Verfügung über dieſe dergeftalt, daß er obne BZuftimmung des Bor: 
mertungsgläubigerd über fie nur durch Löſchung verfügen kann (RG. 67 
S. 211). Wirkung der Bormerkung in der Bwangsperfteigerung RG. 67 
S. 209, Seuffü. 60 Nr. 12, 185, 186. 


Übertragung der Hypothek auf eine andere Forderung. 


8, 1180. An die Stelle der Forderung, für welde bie 
Hypothek beiteht, Tann eine andere Forderung geſetzt werden'). 
Zu der Anderung iſt die Einigung?) des Gläubiger83) und des 
Eigentümers ſowie die Eintragung in das Grundbud*t) er» 
forderlich; die Vorſchriften des 8. 873 Abf. 25) und der 88. 876, 
878 finden entfprechende Anmendung?). 

Steht die Yorderung, die an die Stelle der bisherigen 
Sorderung treten fol, nicht dem bisherigen Hypothelengläubiger 
zu, fo ift deffen Zujtimmung?) erforderlidh; die Zuſtimmung ift 
dem Grundbuchamt oder demjenigen gegenüber zu erflären, zu 
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defien Gunſten fie erfolg. Die Vorfchriften des F. 875 Ubf. 2 
und des 8. 876 finden entjpredhende Anmendung. 


1) Trotz ber alzefioriichen Natur ber Hypothek (Borbm. 1 zum 8. Abſchn.). 
Auf Brundfchulden ift S. 1180 nicht anwendbar; nah RJA. 7 ©. 161 
aber auf Eigentümerbypothefen, ohne daß es einer Feftftellung bedarf, 
ob der Eigentümer die Hypothel als folche oder ald Grundſchuld gehabt 
bat, jedoch erft bei deren Abtretung, dba niemand gegen fich ſelbſt eine 
vorderung Zonftituieren kann (vgl. auch Anın. 1 zu 8. 1198). 2) Uber 
die Wirkſamkeit des zugrunde liegenden obligatorifchen Vertrags im Kon: 
furfe des Eigentümerd vgl. ORG. 6 ©. 8. 3) Des Bläubigerd 
der anderen Forderung (vgl. Abi. 2). 4 Diefe tft unerläßlich 
(DIE. 6 ©. 124). Sie ſetzt das Beltehen ber neuen Forderung nicht 
voraus (OLG. 10 S. 86). Bis zu deren Entftehung iſt die Hypothek 
Eigentümergrundfichuld. 5) Diefe Formvorſchrift Hezieht fih nicht 
auf ben obligatorifhen Bertrag (RG. 50 ©. 77) und nur auf bie 
Einigung vor der Eintragung; mit legterer wird auch bie formlofe 
Einigung bindend (RG. 60 ©. 29). 6) Entipr. $. 877. Die 
Zuftimmung der gleich: und nachſtehenden Berechtigten oder des perſön⸗ 
lichen Schuldners iſt nicht erforderlich (f. jedoch $. 1165). Kraft Gefeges 
tritt ein Wechfel der geficherten Forderung in den Fällen der 88. 1164, 
1174, $. 1178 Abſ. 2, 8. 1182 ein. Pol. au GBO. S. 66. 7) Einer 
Abtretung bedarf e8 nicht. 


Befriedigung des Gläubiger aus dem Grundftürke. 

. Erlöfchen der Hypsthek. 

$. 1181. Wird der Gläubiger aus dem Grundftüde!) 
befriedigt, fo erliiht die Hypothek?). 

Eriolgt die Befriedigung des Gläubigers aus einem der 
mit einer Gefamikupothet belafteten Grundſtücke, fo werden auch 
die übrigen Grundftlide frei). 

Der Befriedigung aus dem Grunditüde fteht die Befriedigung 
aus den Gegenitänden*) glei, auf die fi} die Hypothel erftredt. 


1) Im Wege der Zwangsvollſtreckung ($. 1147, RG. 56 ©. 822), 
vgl. 38G. 8. 91 Abſ. 2, 8, SS. 117f., 125, 1H6—158. Über die Be 
friedigung durch den Eigentümer vgl. SS. 1148, 1168, 1172f. 2) Weil 
das dingliche Necht feinem Inhalte nach erfhöpft iſt (vgl. Borbm. 4 
zum 8, Abſchn.). 8) Ausn. S. 1182, 8BG. 8. 91 Abſ. 2, 8. Die 
Bereinbarung gemäß 8. 91 Abi. 2 8VG. Hat zur Folge, daß mit der 
dingliden Haftung zugleih aud die perſönliche Verbindlichkeit ohne 
weiteres auf den Erſteher übergeht (RG. 80 ©. A 22 = RU 6 
S. 152; a. M. DRS. 9 S. 140: nur wenn die Beteiligten dies beab- 
fichtigten). Die Berichtigung des Grundbuch erfolgt nur Hinfichtlich des 
verfleigerten Grundſtücks auf Erfuchen des Bollitredungsgeriht3 (3BG. 
88. 180f., 158), Hinfichtlich ber übrigen auf Untrag der Beteiligten ge⸗ 
mäß EBD. 88. 18, 19, 22, 27, BGB. 88. 894ff. (RG. 28 S. A 254 
= Nm. 8 ©. 48). 4) Vgl. Anm. 1 und 88. 1120ff., 8VG. 
$. 66, ZPO. 88. 819, 886 f., 844. Nicht Hierher gehört gemäß 8. 1288 
Abf. 2 die Einziehung der Gntfchädigungsfumme aus der Gebäude 
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verſicherung durch den Hypothelengläubiger auf Grund des 3. 1128 
(NS. 56 ©. 822). . 


2. Aufrechterhaltung im alle der Geſamthypothek. 

&, 1182. Soweit im alle einer Geſamthypothek der Eigen- 
tümer des Grundftüds, aus dem der Gläubiger befriedigt wird, 
von dem Eigentümer eines der anderen Grunditüde oder einem 
Rechtsvorgänger dieſes Eigentümerd Erfah verlangen kann, 
gebt die Snpolhel an dem Grunditüde diefes Eigentümers auf 
ihn über!). Die Hypothek kann jedoch, wenn der Gläubiger nur 
teilmeife befriedigt wird, nit zum Nachteile der dem Gläubiger 
verbleibenden Hypothek und, wenn das Grundftüd mit einem im 
Range gleich» oder nachſtehenden Rechte belaftet ift, nicht zum 
Nachteile diefes Rechtes geltend gemacht werden ?). 


1) Ausn. von $. 1181 Abſ. 2. Der Eigentümer wird, da die 
Befriedigung aus feinem Bermögen erfolgt, den anderen Grundſtücken 
(nicht dem eigenen) gegenüber ebenfo geitellt, wie wenn er den Gläubiger 
befriedigt hätte ($. 1178 Abſ. 2). Bol. Anm. 4, 5 zu S. 1178, Anm. 8 
zu $. 1181. 2) Bol. Vorbm. 1 zum 8. Abſchn. 

Aufhebung der Hypothek durch Rechtsgeſchäft. 

+. 1183, Zur Aufhebung der Hppothel!) dur Rechts⸗ 
geſchäft iit die Zultimmung des Eigentümers?) erforderlich). 
Die Suftimmung ilt dem Grundbuchamt ober dem Gläubiger 
gegenüber zu erllären; fie ift unwiderruflich ®). 

1) Auch zur Herabfegung des Zinsfußes (NIU. 4 5.168, OSG. 10 
S. 89), dagegen nicht zur Entlafiung eines Trennſtucks aus der Mithaft 
(RS. 25 S. A 816) oder zur Lölchung einer Geſamthypothek auf einem 
der belafteten Grundſtücke. Formellrechtlich (GBO. 8. 27) if ader auch 
zu biefen Eintragungen wie zu jeder Löſchung einer Hypothek oder Grund: 
ſchuld, nicht nur zu deren rechtsgeichäftlichen Aufhebung die Zuftimmung 
erforderlih (1. Anm. 5 zu 8. 1182, Anm. 8 zu $S. 1168, Anm. 8 zu 
8. 1176). 2) 8. Bt. der Löfhung. Der frühere Eigentümer bat, 
wenn er die Hypothek durch Tilgung oder auf andere Weile erworben Bat, 
die Aufgabeerklärung ($. 875) abzugeben (OLG. 8 ©. 224, 8 ©. 81). 
Steht dad Eigentum mehreren zu, fo ift die Zuſtimmung aller Miteigen: 
tümer erforderlih (8S. 20 S. A209 = RIM. 1 ©. 120), fofern nidt 
bie Buftimmung bed einen Miteigentümers durch die des anderen auf 
Grund des zwifchen ihnen beftehenden Nechtöverbältnifies (3. B. ebeliche 
Guͤtergemeinſchaft) erfegt wird (88.22 ©. A 140; RIU. 4 ©. 168): 
zur Löſchung auf den Unteilen einzelner Miteigentümer bedarf es jedoch 
nicht der Zuftimmung der übrigen Miiteigentümer (KG. 80 S. A 258). 
8) Ergänzung zu 88. 875f. mit Müdfiht auf die Eigentümerhypothel; 
f. 88. 1168, 1175. Gntipr. 5. 880 Abſ. 2 Sak 2. 4, Bol 
8. 8756 Abſ. 1 Sag 2, 8. 876 Say 8. Wie die Aufgabeerflärung bes 
Gläubiger (vgl. Über dieſe im Ggf. zur Perzichtserflärung RS. 28 
S. A. 158 NZM 8 ©. 86, anderfeit3 OLG. 6 ©. 101), ift die Bu: 
ftimmung des Eigentümers eine einfeitige Willenserflärung; eine Einigung 
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zwiſchen beiden ift nicht vorgefchrieben (KG. 24 ©. A 216, 25 ©. 
A 278; f. au) G. 27 ©. B 46). In der Form des Löſchungs⸗ 
Antrags braucht die Buftimmung nicht erklärt zu werden (vgl. GBO. 
88. 18ff, 27, 29f.); eine beftimmte Wortfaſſung iſt nicht vorgeichrieben 
(RG. 52 ©. 416) und ba8 BEP. (anderd GBO. 8. 29) erfordert au 
feine Form. Gemäß GBO. 88. 40f. ſetzt die Löfchung in der Regel bie 
vorgängige Eintragung bes zuftiimmenden Eigentümers voraus (KG. 26 
©. A 250, 27 ©. A 148; 86. 28 ©. A 289 = RJA. 4 5. 267; 
OLG. 5 ©. 800; f. auch AG. 28 S. A 166 = NY. 2 ©. 244, a. M.: 
28.28 ©. A 235 = RIA. 8 ©. 41). 
iherungshypothek. 
1. Inhalt und Beflellung. 

8. 118A. Eine Hypothek kann in der Weife beftellt werden, 
daß das Recht des Gläubigers aus der Hypothek fid) nur nad) der 
Forderung beitimmt und der Gläubiger ſich zum Beweiſe ber 
Horderung nicht auf die Eintragung berufen kann (Sicherungs⸗ 
bypothek)'). 

Die Hypothek muß im Grundbuch als Sicherungshypothel 
bezeichnet mwerden?). 

1) Bol. Borbm. 13. 8. Abfchn., vor 8. 1118 Nr. 2. Neben ben 88. 1184 
bis 1190 enthalten für die Sicherungshypotheken Sondervorfcriften 8. 288 
Abſ. 2, FGOG. 8. 54, 8BG. 88. 128 ff. und insbeſondere ZPO. SS. 866 ff. 
982 betr. die Zwangs⸗ und Arreſthypotheken. Hinfichtlih der letzteren 
vgl. Borbm. 1, 5b zum 8. Abſchn, Anm. 4 zu $. 1118, Unm. 2 
zu 8. 1182, Anm. 2 zu $. 1168, ferner zu ZPO. $. 866 Abi. 8 
RG. 48 ©. 242 (nur mehrere in demfelben Schuldtitel, nicht auch in 
veridiedenen Titeln enthaltene Forderungen unter 8BOO M. dürfen zu: 
fammengerechnet werden), RG. 6l ©. 428 (eine 800 M. nicht über: 
fleigende Koftenforderung kann nur gleichzeitig mit ber KHauptforderung, 
fofern deren Betrag mehr als 800 M. beträgt, ald eine Hypothek, nicht 
dagegen nach biefer als felbftändige neue Hypothel eingetragen werben) 
und RS. 60 ©. 279 (auch eine Arreſthypothek Tann nur für eine 
Borderung über 800 M. eingetragen werben). 2) Vol. $. 1116. 
Ausn. 88. 1187, 1190. 

2. Abweichungen von der gewöhnlichen Hypothek. 

6. 1185. Bei der Sicherungshypothek ift die Erteilung des 
Oypothefenbriefs ausgeſchloſſen !). 

Die Vorſchriften der 88. 1138, 1139, 1141, 1156 finden 
feine Anwendung ?). 

1) S. Vorbm. 1 zum 8. Abſchn. Daher unanwendbar SS. 1116 f., 1140, 
1145, 1162, 8. 1154 Abſ. 1, 2 (anders Abſ. 8, ORG. 12 ©. 188; 
Ausn. 8. 1187), 8. 1156, 1160—1162, $. 1168 Abi. 2 und teilweiſe 
8. 1144. 2) Folge der ftreng afzeflorifhen Natur ber Sicherungs⸗ 
bupothel. Die SS. 891ff. Bleiben Abrigens anwendbar, foweit dag bing- 
ide Recht, nicht die geficherte Forderung in Frage kommt; dag Beftehen 
ber legteren Tann jedem Erwerber gegenüber beitrittetn und ınuß von 
dem Gläubiger beiviefen werden (NG. in ZBIZG. 6 ©. 671). 
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3. Umwandelung in eine gewöhnliche Zypothek. 

&. 1186. Eine Sicherungshypothek ann in eine gewöhnliche 
Hppothel, eine gewöhnliche Hypothek lann in eine Sicherung» 
bypothef umgewandelt werden!). Die Zuftimmung der im Range 
gleich⸗ oder nachſtehenden Berechtigten iſt nicht erforderlidy2). 


1) Gemäß 88. 877f. Bgl. Vorbm. 1 zum 8. Abſchn. SS. 1116, 1198, 
1208. Berpflidiung des Cigentümerd gegenüber einem nachiteyenden 
Berechtigten, der Umwanbelung nicht zuzuſtimmen, wirft nur obligatorifch 
und iſt nicht buchungsfäßlg (OLG. 6 ©. 128). 2) Ebenfowenig 
die des perfönlidden Schuldners (RG.25 S. AI73RZJA. 8 ©. 154). 


4. Sculdverfchreibung auf den Inhaber; Orderpapiere. 
a) Aypothek für die Forderung aus einem ſolchen Papiere. 

6.1187. Für die Forderung aus einer Schuldverfchreibung 
auf den Inhaber!), aus einem Wedhfel?) oder aus einem anderen 
Bapiere, das durch Sndoffament übertragen werden Tann), kann 
nur eine Sicherungshypothek beitellt werden‘). Die Hypothek 
gilt als Sicherungshypothek, auch wenn fie im Grundbudje nicht 
als ſolche bezeichnet iftd). Die Vorjchrift des $. 1154 Abf. 3 
findet feine Anmwendung®). 

1) 88. 798ff. (nicht $. 808). US Gläubiger ift bei der Inhaber: 
hypothek der Inhaber ber Schulbverfchreibung einzutragen (RIM. 2 
©. 147). 2) Bol. WO. Urt. 4ff,, 9f., 86, 39, 48, 78f., 82. 
3, HGB. SS. 8683ff. Bei der Hypothek für die Forderung aus einem 
Orderpapier ift der erfte Nehmer des Papierd „oder der dur In—⸗ 
doflament legitimierte Inhaber” al8 Gläubiger einzutragen (RIU. 2 
S. 147). 4), Weil diefe Forderungen af das Inhaber: oder Order: 
papier gefnüpft find, kann fi) der Gläubiger zum Beweiſe der Forderung 
nicht auf die Eintragung berufen und ſieht die Forderung nicht unter 
dem öffentlichen Glauben ded Grundbuchs (S. 1184). Eine Höchftbetrags: 
hypothet iſt zuläflig (KG. 80 ©. A 281 = RJA. 6 ©. 162). 9) Abm. 
von $, 1184 Abſ. 2. 6) Die Abtretung der Forderung mit Hypo⸗ 
thet (8. 1158) erfolgt dur Übergabe des Inhaberpapiers bezw. burdh 
Indoſſament des Orderpapiers. Über die Belaftung vgl. 88. 1069, 
1081, 1292f., BPO. 88. 808, 821, 8. 880 Abſ. 8, S. 881, S. 887 
abi. 2. Für die Eintragung ift GBO. 8. 44 zu beachten (vgl. Anm. 8 
zu $. 1188). 

b) Beſtellung der Inhaberhypothek; Ausſchlieſſung des Gläubigers. 

8.1188, Zur Beitellung einer Hnpothef für die Forderung 
aus einer Schuldverfhreibung auf den Inhaber!) genügt die 
Erflärung des Eigentümers gegenüber dem Grundbuchamte, daß 
er die Hypothek beftelle?), und die Eintragung in das Grund 
bud°); die Vorſchrift des 8. 878 findet Anmendung. 

Die Ausſchließung des Gläubiger mit feinem Rechte nad) 
: 1170 iſt nur zuläjlig, wenn die im $. 801 bezeichnete Bor» 
cgungsfrift verftrihen ift. Iſt innerhalb der Sri die Schuld 
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verfhreibung vorgelegt oder der Anfprud) aus der Urkunde ge 
rihtlih geltend gemacht worden, jo fann die Ausfchliegung erft 
erfolgen, wenn die Verjährung eingetreten ilt. 

2) Auf Orberbypotbelen tft $. 1188 nicht anwendbar. 2), Abw. 
von S. 878. Eine Form iſt materiellrechtlich nicht vorgefchrieben. 8) Bei 
der Gintragung der Hypothek bedarf es nicht der Vorlage der Schuld: 
verihreibung und der Prüfung ihrer Gültigkeit (z. B. 8. 796; ftr.); 
GBO. 8. 44 Hetrifit nur die Eintragung fpäterer NRechtdänderungen 
(DRS. 6 S. 106). Sonderborichrift für die Eintragung einer Hypothek 
für Inhaber-Teilſchuldverſchreibungen in GBO. 8. bl. Diefe ift aud 
auf indofjabele Teilfchuldverfchreibungen anzuwenden (RJA. 2 ©. 147). 


e) Beftellung eines Wertreters für den jeweiligen Gläubiger. 

8. IISO. Dei einer Hypothek der im 8. 1187 bezeichneten 
Art!) fann für den jeweiligen Gläubiger ein Vertreter?) mit der 
Befugnis beftellt werden, mit Wirkung für und gegen jeden 
ipäteren Gläubiger beitimmte Verfügungen über die Hypothek 
zu treffen und den Gläubiger bei der Geltendmadung ber 
Hypothek zu vertreten?). Zur Beltellung des Pertreters ıft die 
Eintragung in das Grundbud erforderlich‘). 

Iſt der Eigentümer bereditigt, von dem Gläubiger eine Ber- 
fügung zu verlangen, de welcher der Bertreter befugt ilt, jo kann 
er die Bornahme der Verfügung von dem Vertreter verlangen). 

1) Insbeſondere bei Inhaber⸗- oder OrdersTeilfchuldverfchreibungen. 
Auch wenn die Hypothek eine Höchſibetragshypothet ift (KG. BO ©. A 284 
= NIU 6 S. 162; Anm. 4 zu 8. 1187). 2) Der fog. Treu: 
bänder ift ein Bertreter der jeweiligen Hypotbelengläubiger, deſſen Be: 
ftelung einen Zeil des Inhalts des Hypothekenrechts bildet und fowohl 
im Interefie des Gläubigers als auch in dem bes Eigentümers (vgl. Abſ. 2) 
erfolgt, den Gläubiger aber in ber Verfügung über die Hypothek nicht 
beſchränkt. Der erfte Hypothefengläubiger kann als Treuhänder beftellt 
werden (RG. a.a.D.) 3) Der Treuhänder kann als Vertreter aller 
Gläubiger auch einen ZTeilbetrag der In Teilfehuldverichretbungen zerlegten 
Forderung einflagen (SW. 1906 ©. 199). Am Prozeſſe bat er die 
Stellung eines gefeßlichen Bertreter8 (f. ZPO. $. 53). 4) Wußers 
dem bedarf e3 der Einigung (8$. 878, 877; 88. a. a.O.); eine Ausnahme 
gilt auf Grund des S. 1188 Abſ. I, wenn bie Beitellung bei der Ber 
gründung der Inhaberhypothek erfolgt. Auch der Umfang der Berfügungsg: 
befugnid ift durch Einigung zwiſchen Eigentümer und Gläubiger und 
Eintragung zu beftimmen. 5) Bol. GBO. $. 44 Abſ. 2; Reiche: 
gef., beir. die gemeinfamen Rechte der Befiger von Schuldverfchreibungen, 
v. 4. Dezbr. 1899 SS. 1, 14—17, 20, 24f., EG. Art. 112. (Der Treu: 
bänder des Hypothekenbankgeſ. v. 18. Juli 1899 88. 29ff. ift nicht Ber: 
treter der Gläubiger.) 


5. Höhftbeirngs-(Marimal-, Rautions-)Hypotheken. 
&. 1190. Eine Hypothek kann in der Weife beitellt werden, 
dag nur der Höchftbetrag, bis zu dem das Grundftüd haften 
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ſoll, beflimmt, im übrigen die Feſtſtellung der Forderung vor—⸗ 
behalten wird!). Der Hödjitbetrag muß in das Grundbud 
eingetragen mwerden?). 

Iſt die Forderung verzinslidh, fo werden die Zinfen in den 
Höchſtbetrag eingerechnet). 

Die Hypothek gilt als Sicherungshypothel, aud) wenn fie 
im Grundbude nicht als foldye bezeichnet iſt . 

Die Forderung kann nad) den für die Übertragung von 
Forderungen geltenden allgemeinen Borfcriftens) übertragen 
werden). Wird fie nad) diefen Vorjchriften übertragen, fo ift der 
Übergang der Hypothel ausgeſchloſſen?)8). 


4) Wegen ber Unbeftimmiheit des Betrag ber Forderung ift bie 
Unterwerfungsllaufel (ZPO. $. 800) Hier unzuläffig (NIU. 2 ©. 202, 
OLG. 8 ©. 295, KG. 28 ©. A 146). Stets Höchſtbetragshyp. ift die 
Arreſthyp. (ZPO. 8. 982). 2) Vol. 8. 1115. Demnach bebarf es, 
wenn eine Martmalhyp. auf Grund einer einftwetligen Verfügung cin: 
getragen werben foll, der Angabe bed Höchftbetrags in diefer (OLE. 8 
©. 864). Die Eintragung des Grundes der Forderung ift nicht vor⸗ 
geſchrieben (ftr.); nah) AS. 28 ©. A 287 ift jedoch, fofern bie Gin: 
tragungsbewilligung ein beftimmted Rechtsverhältnis bezeichnet, dem die 
zu fidernde Forderung angehören fol, diefe Bezeichnung mindefteng 
durd) Bezugnahme auf die Bewilligung in das Grundbuh aufzunehmen. 
Beitelung einer Höchftbetragähyp. für Sorderungen verfchiedener Gläubiger 
nacheinander Anm. 8 zu 8. 3118. 8) Uber den Höchſtbetrag hinaus 
haftet das Grundftüäd auch nicht für geſetzliche Zinſen (SächſArch. 1906 
©. 182), wohl aber für die im $. 1118 aufgeführten Koften. Die Ein: 
tragung laufender Binfen ift unzuläffig und von Amtswegen zu löfchen 
(RS. 81 ©. A 381 = RU. 7 ©. 69). Bei Ummandelung der Martmal: 
hyp. in eine gewöhnliche Sicherungshyp. oder in eine Verkehrshyp. von 
der Höhe des eingetragenen Höchſtbetrags künnen gemäß 8. 1119 bis zu 
60/, Binfen (RG. 60 ©. 248), aber frübeftend feit dem Tage ber 
Eintragung der Umwanbdelung, eingetragen werben (KG. 21 ©. A 160; 
88. 5 S. AIl78 NM. B ©. 164; KG. 81 ©. A 887) Zene 
Ummwandelung feßt die Feititellung des Betrags der geficherten Forderung 
nit voraus (RG. 60 ©. 248, KG. 81 a.a.O.). Kraft Geſetzes if 
der Eigentümer nicht verpflichtet, die Ummanbelung der Maxiuialhup. 
in eine Verkehrshyp. ($. 1186) nad Feſtſtellung der Forderung zu be: 
willigen (RG. 49 ©. 162). 4) Abw. von 8. 1184 Ubi. 2. 
5) 88, 898 fi. 6) Ausn. von $. 1154 Abſ. 8. Entipr. ZPO. 
8. 887 Abſ. 8. Soll die Hypothek mitübertragen werben, bedarf e8 ber 
Beobadtung der Form bes 8. 1154 Alf. 8. Die Hypothek bleibt auch 
nad der Abtretung eine Marimaldyp.; die Feſtſtellung des Betrag der 
Forderung ift feine Borausiegung der Abtretung (KG. 24 ©. A 2563 
— RJA. 8 ©. 9). 7) Ausn. von $. 1168. Die Hypothek ver: 
bleibt in dieſem alle dem bisherigen Gläubiger zur Sicherung für feine 
übrigen Forderungen aus dem geficherten Rechtsverhältmiſſe. Dagegen 
ift die Abtretung der Hyp. allein ohne die befichende oder ünftige Forde 
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rung unzuläffig (RG. 28 S. A 269 = NA. 4 ©. 240). 8) Auf 
die Maximalhyp. finden auch die Vorfchriften Über bie Eigentünterhyp. 
Anwendung. Nach der Herrichenden Meinung ift fie aber nicht bis zur 
Entſtehung der Forderung Eigentümergrundfchuld, fondern von vornherein 
Gläubigerhyp. und wird erft zur Eigentümergrundfchuld, wenn fidh ent: 
ſchieden Hat, daß die geficherte Forderung unter dem eingetragenen Höchſt⸗ 
betrage bleibt (RS. 61 S. 115, 65 ©. 217, 61 ©. 87; G. 28 ©. A 
269, 80 S. A 248 = RIM. 4 ©. 240, 5 ©. 270; OR®. 4 ©. 74, 
877, 11 ©. 210 2c.); vor biefem Zeitpunkt ift daher die Pfändung ber 
Eigentümergrundfchuld nicht eintragungsfähie (RG. 61 ©. 874; KG. 80 
SA 248 = AU. 5 ©. 270; aM. RIU 2 ©. 198). Sie fält 
alddann nicht an den Eigentümer 3. Zt. der Teftftellung der Forderung, 
fondern, wenn und fomweit die Sorderung nicht zur Entftehung gelangt 
if, gemäß $S. 1168 Abſ. 1 Sag 1 an den 3. Bt. ber Eintragung 
der Höchſtbetragshyp. (RE. 49 S. 162, bb S. 217, 62 S. 168, 
Saͤchſ Arch. 1906 ©. 182, 8BlIFG. 4 ©. 627f, 5b ©. 878). Durd) 
Befriedigung des Gläubigers erwirbt der Eigentümer die Hypothek nicht 
obne weiteres, wenn noch weitere geficherte Forderungen beftehen oder 
entftefen können, ſondern nur wenn und foweit diefe Sorderungen bei 
der endgültigen Abrechnung Hinter dem Höchftbetrage zurüdbleiben (RU. 
2 ©. 198, vol. RS. 56 S. 322, IW. 1902 Bell. ©. 208). Nur unter 
diefer Bedingung kann der Eigentümer über die Hypothek verfügen und 
mehr Rechte können auch feine Gläubiger durch Pfändung der Eigentünter: 
grundſchuld oder des Nechtes auf Gewinnung einer folchen nicht erwerben 
(RI. 51 ©. 115; ORG. 4 ©. 74, 194; RS. 80 S. A 248 = RM. 


b S. 270). 
Zweiter Titel. 
Grundſchuld. Rentenſchuld. 
I. Grundſchuld. 

1. Bgl. die Vorbm. zum 8. Abſchn. 

2. Kür die Grundfehuld, deren Zuläſſigkeit und Begriff 8. 1191 
beſtimmt, enthält da8 BGB. nur einige Sonbervorfcriften über die 
Fälligleit und den Bahlungsort (88. 1198f.), bie ſich bei der Hypothet 
nah den für die Forderung geltenden Borfchriften beflimmen, über die 
Grundſchuld für den Inhaber des Briefes (8. 1196), die Eigentünter: 
grundichhuld (SS. 1196f.) und über die Zuläffigkeit der Unmmandelung der 
Grundſchuld in eine Hypothel und umgelchrt (8. 1198). Am übrigen 
finden auf die Srundfchuld die Borfchriften Über die Hypothek entiprechende 
Anwendung, foweit fi nicht aus ihrer Unabhängigleit von einer Forde—⸗ 
rung ein anderes ergibt ($. 1192). 

Begriff und Inhalt. 


8.1191. Ein Grundftüd kann in der Weife belaftei werden 
daß an denjenigen, zu deſſen Gunſten die Belaftung erfolgt, eine be: 
ſtimmteGe dlummeansbemCrundfkfice zu zahlen iſti)(Grundſchuld). 

Die Belaftung kann auch in der Weife erfolgen, daß Zinfen 
von der Geldfumme fomwie andere Webenleiftungen aus dem 
Srundftüde zu entrichten find?). 
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1) Bol. 8. 1118 Abſ. 1 mit Anm. I--3, b. Eine Grundſchuld 
zugunften des jeweiligen Eigentümers eine8 anderen Grundſtücks ift nicht 
zuläffig (RIU. 4 S. 257). 2) 88. 1115, 1118f., 1192 Abf. 2. 


Verweiſung auf die Borfhriften über die Hypothek. 

8. 1192. Auf die Grundfhuld finden die Vorſchriften 
über die Hypothek entipredhende Anmwendung, ſoweit ſich nicht 
daraus ein anderes ergibt, daß die Grundfchuld nicht eine 
Forderung vorausjebt!). 

Für Zinfen der Grundſchuld gelten die Vorſchriften über 
die Binfen einer Hypothelenforderung?). 

1) Keine Anwendung finden 8. 1115 Ubi. 1 Halbſ. 2, 88. 1187 
bis 1189, 1143, foweit er den Übergang der Forderung bejtimmt, 
88. 1158, 1161, 1168 Abſ. 1 (RG. 60 S. 251), 88. 1164— 1166, 1174, 
1177, 1180, 1184--1187, 1190. Die Grundſchuld Tann zwar aud 
dur eine Forderung veranlaßt werden, fet e8, daß fie die periünliche 
Verbindlichkeit tilgen, fet e3, daß fie dem Gläubiger nur Sicherheit ge: 
währen fol (vgl. 38G. 8. 58 Abſ. 2). Das dingliche Recht entfieht 
aber ohne Rüdficht auf bie Forderung; es kann, wenn legtere fehlt, nur 
mittelft eines periünlichen Anſpruchs nad den SS. 812ff. weggeſchafft 
oder auf den Gigentümer übertragen werden. Nah RG. 60 S. 251 
foll im Zwangsverſteigerungsverfahren der von dem Grundihuldgläubiger 
mangeld Zahlung der Baluta nicht Tiquidierte Betrag des Berfteigerungd: 
erlöfes für die nachitefenden Gläubiger frei werden (a. M. OLE. 9 
©. 879). Für das Nichtentftefen der Forderung bat grundfäglidh der 
Gegner des Grundfhuldgläubigerd die Beweislaft, ausgenommen wenn 
die Höhe der Forderung bei der Begründung der Grundſchuld noch nidt 
feftftand und die urfprünglic beteiligten Perjonen hierüber ftreiten (R®. 
60 ©. 247) Vgl. auh Anm. 1 zu 8. 1161, Anm. 8 zu 8. 1167. 
2) Anm. zu 8. 1107; 8. 1119, 8. 1145 Abf. 2, SS. 1146, 1168 f., 1160 
Abſ. 8, 8. 1178. 


Zälligkeit. 

&. 1193. Das Kapital!) der Grundfhuld wird erſt nach 
vorgängiger Kündigung fällig. Die Kündigung ſteht fomohl 
dem Eigentümer als dem Gläubiger zu?). Die Kündigungs- 
frift beträgt ſechs Monate. 

Abmeichende Beitimmungen find zuläffig?). 

1) Die Fälligkeit der Binfen braudt nicht in der Ginigung und 
Eintragung beftimmt zu werben; in Ermangelung einer vertraggmäßigen 
Beſtimmung ift 8. 608 entipr. anwendbar (vgl. OYG. 7 €. 19%). 
2) 8, 1141 mit Anm. 3, Ste bedfirfen, um gegen gutgläubige 
Dritte zu wirlen, der Eintragung, die durch Bezugnahme gemäß 8. 874 
erfegt werden fann. 

Bnhlungsort, 

8. 1194. Die Zahlung des Kapitals fowie der Zinfen 

und anderen Nebenleijtungen!) bat, fomweit nicht ein anderes be» 
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ſtimmt ift?), an dem Orte zu erfolgen, an dem das Grundbud- 
amt feinen Sig hat?). 

a) 88. 1116, 1118. 2, Anm. 8 zu $. 1198. 3) Bol. 
8. 269 Abſ. 1. 

. Grundſchuld für den Inhaber des Grundſchuldbriefs. 

6. 1195. Eine Grundfhuld kann in der Weiſe beftellt 
werden, daß der Grundſchuldbrief auf den Inhaber ausgeitellt 
wird. Auf einen folden Brief finden die Vorſchriften über 
Sculdverfhhreibungen auf den Inhaber!) entſprechende An⸗ 
wendung ?). 

2) 88. 798 ff. 2) 8. 3. bezüglich Abtretung und Belaftung 
(ogl. Anm. 6 zu $. 1187). Die Eintragung ber Inhabergrundſchuld 
darf erfi nad Belbringung der im $. 795 vorgefchriebenen ftaatlichen 
Genehmigung erfolgen (RG. 69 ©. 881; RS. 20 ©. A 105 = RIM. 
1 ©. 87). Außerdem find auf Grund des $. 1192 die 88. 1188 f. entipr. 
anwendbar. Bol. auh GBO. SS. 48, bi, 54, 70. 

Beſtellung einer Grundfchuld für den Eigentümer. 

6. 1196. Eine Grundſchuld kann aud für den Eigen- 
tümer beftellt werden!). 

Zu der Beltellung ilt die Erklärung des Eigentümers gegen⸗ 
über dem Grundbudamte, daß die Grundſchuld für ihn in dag 
Brundbud eingetragen werden joll?), und die Eintragung er: 
forderlih; die Vorſchrift des $. 878 findet Anwendung. 

4) Bei der Hypothet ift dies unzuläffig (f. Anm. 8 zu 8. 1118, 
anderſeits 8. 1168 Abſ. 1 Saß 1, Abſ. 2). 2) Ausn. von 8. 878; 
ſ. Anm. 2 zu 8. 1188. 

Rechte des Gigentümers als Gläubiger. 

6.1197. Iſt der Eigentümer der Gläubiger!), fo kann er 
nicht die Zwangsvollittedung zum Zwecke feiner Befriedigung 
betreiben. 

Zinjen gebühren dem Eigentümer nur, wenn das Grund- 
ftüd auf Antrag eine anderen zum Zwecke der Zwangsver⸗ 
mwaltung in Beſchlag genommen iſt, und nur für die Dauer der 
Zwangsverwaltung?). 

1) Der 5. 1197 findet nicht nur in dem Falle des 8. 1196, ſondern 
auf alle Fälle der Eigentümergrundſchuld und der Eigentümerhypothet 
Anwendung. Bol. S. 1177 mit Anm. 2) Nicht bei der Zwangs⸗ 
verfteigerung (RG. 60 ©. 369). Im übrigen Bat er alle Gläubigerrechte. 
Tie Beihräntungen gelten nur für die Dauer der Bereinigung von 
Eigentum und Gläubigerrecdht, aber nit nur für den Eigentlinter felbft, 
fondern auch für den Gläubiger, dem die Eigentümerhypothek verpfändet 
it (RS. 60 ©. 869). VBgl. Vorbm. 1 zum 8. Abfchn. 

Ummwandelung. 

8.1198. Eine Hypothef Tann in eine Grundfhuld, eine 

Achilles, Bürgerlihes Geſetzbuch. 5. Auflage. 37 
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Grundſchuld kann in eine Hypothek umgewandelt werden. Die 
Zuſtimmung der im Range gleich- oder nachſtehenden Be— 
rechtigten iſt nicht erforderlich!). 

1) Bol. 8. 1186 mit Anm. und die Anm. zu $. 1180; GBO. S. 66. 
Bon dem Erforderniffe der Einigung (88. 877, 873) gilt auch für bie 
Ummandelung der Eigentümergrundichuld feine Ausnahme (a. M. DRG. 2 
©. 319; 2. 25 ©. A 299 — RM. 8 ©. 212); jedenfalls kann dieſe 
nar in eine Hypothek zugunften der Forberung eines Dritten umgeweanbelt 
werden, nicht in eine dem Eigentümer zuftehende Hypothek (KW. a. a. O.; 
RU. 7 ©. 151). Die Ummandelung der Grundſchuld in eine Hypothel 
für eine fünftige Forderung ift zuläfftg (OL®. 10 S. 86). Kraft Ge: 
fege8 wird die Hypothek in eine Grundfhuld gemäß $. 1177 Abſ. 1 
und legtere in erftere auf Grund der SS. 1192, 1178 Abſ. 2, 1182 
(Anm. 5 zu $. 1178) umgewandelt. Auch die nachträgliche Entſtehung 
der geficderten Forderung Hat die Umwandelung ber Eigentümergrund⸗ 
ſchuld des S. 1168 Abſ. 1 Sag I in eine Gläubigerbypotbel ohne weiteres 
zur Folge (f. Anm. 8 zu 8. 1168). 


II. Rentenſchuld. 

1. Die Rentenihuld ift in dad BGB. aufgenommen worden, um 
gewiſſen freditreformerifchen Beftrebungen, die namentlich in den Kreifen der 
Landwirte bervorgetreten find, gerecht zu werden. Sie unterfcheibet fidh 
von ber gewöhnlichen Form der Grundichuld dadurd), daß von vornherein 
nur bie Entridtung von Geldrenten, die Zahlung des Kapitals dagegen, 
von dem Falle des 8. 1188 Sa 2 und ber Bmwangsverfteigerung ober 
Zwangsverwaltung des Grundfiüdß abgefehen, nur dann verlangt werben 
fan, wenn der Eigentümer bie Nentenfhuld zur Mblöfung gekündigt 
bat (65. 1199f., $. 1201 Ab. 2 Eat 2, 8. 1202 Abf. 8, 8BG. SE. 92, 
121, 158). Bas Sündigungsrecht kann für den Eigentümer auf mehr 
als dreißig Jahre nicht ausgefchloflen, dem Gläubiger überhaupt nicht ein: 
geräumt werben (88. 1201f.). 

Bon der zu den Menllaften gehörenden Geldrente ($. 1106) unter: 
fcheidet ji die Rentenſchuld durch den Mangel der perfönlichen Haftung 
des Eigentümer für die während der Dauer feines Eigentums fällig 
werdenden Leiftungen ($S. 1108), da8 Erfordernis ber Regelmäßigleit der 
Bahlungstermine (8. 1199, vgl. 8. 1106), die Erteilung des Rentenſchuld⸗ 
brief (88. 1116, 1192, 1199), die reichSgefeglich georbnete Ablösbarkeit 
der Rentenfchuld ($. 1199 Abſ. 2,88.1200 ff.), Die Unzuläffigfeit einer ſubjeltiv⸗ 
dinglichen Rentenfchuld (8. 1105 Abſ. 2, RJA.4 ©. 2567), die Zuläffigfett ihrer 
Beftellung für den Inhaber des Briefe und für den Eigentümer (88. 1195f., 
1199), ihren Übergang auf den Gigentümer als Folge ber Zahlung der 
Ablöfungsfumme ($. 1200 Abf. 2) und die Möglichteit der Umwanbelung 
gemäß $. 1208; ſchließlich gewährt die Nenllaft im Yalle der Zwangs⸗ 
verfteigerung oder Zwangsverwaltung ein Necht auf Zahlung einer Rente, 
die Rentenſchuld dagegen ein Recht auf die Ablöfungsfumme (ZBE 
88. 92, 121, 158). 

2. Die Rentenfchuld unterliegt al8 Grunbfchuld den Borfchrifien der 
s$. 1191 ff, foweit nicht auß ben 8$. 1199 ff. ein anderes na ergibt. 
Bol. au Pr. Art. 86. 
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Begriff und a 

&. 1199. Eine Grundfhuld Tann in der Weiſe beitellt 
werden, daß in regelmäßig mwiederfehrenden Terminen eine bes 
— Geldſumme aus dem Grundſtücke zu zahlen ift (Renten⸗ 

uld) ij. 

Dei der Beſtellung der Rentenſchuld muß der Betrag be= 
ſtimmt werden, durch deflen Zahlung die Rentenſchuld abgelöft 
werden kann. Die Ablöfungsfumme muß im Grundbuch an⸗ 
gegeben werden ?). e 

1) Bel. 8. 1191; Vorbm. 1. Da dem Gläubiger ein Recht auf 
Ablöfung nad) 8. 1201 nicht eingeräumt werben fann, ift eine Renten: 
ſchuld unzuläffig, bei der die Rente teilmeife die Beftimmung bat, die 
Ablöfungsfumme zu mindern (KG. 20 ©. A 212 = NXU. 1 ©, 122), 
2) Bgl. $. 1115. Auch der Rentenfchuldbrief muß die Ablöfungsfumme 


angeben (EBD. 8. 70). 
Berweifung auf andere Vorſchriften. 

6. 1200, Auf bie einzelnen Reiftungen finden die für 
Hnpotbetenzinfen!), auf die Ablöfungsfumme finden die für ein 
Orundfehuldfarital?) geltenden Vorſchriften entſprechende Ans 
wendung. 

Die Zahlung der blöfungsfumme an den Gläubiger hat 
: gleiche Wirkung wie die Zahlung des Stapital3 einer Örund- 
ihuld?). 

2) 8. 1192 Abf. 2; f. auch 8. 289. 2) Anm. 1 zu 8. 1192. 
8) Sie bewirlt den Übergang der Mentenfchuld (als folder, nicht als 
de Grundſchuld) auf den zahlenden Eigentümer (88. 1148, 


Ablöfung der Rentenſchuld. 

1201. Das Redt zur Ablöfung ftcht dem Eigentümer zu. 

em Gläubiger kann das Redit, die Ablöjung zu ver- 

Langen, nicht eingeräumt werden!). Sm alle des 8.1133 Sag 2 

it der Gläubiger berechtigt, die Zahlung der Ablöfungsfumme 
aus dem Grundftüde zu verlangen. 

1) Bel. Borbm. 1 vor $. 1199, Anm. 1 zu 8. 1199. 

Ausübung des Ablöfungsrechts; Kündigung. 

6. 1202, Der Eigentümer kann das Ablöfungsredt exit 
nad vorgängiger Kündigung ausüben. Die KRündigungsfriit 
beiträgt ſechs Donate, wenn nicht ein anderes bejtimmt ift!). 

ine Beſchränkung des Kündigungsrechts iſt nur fomeit 
zuläjfig, daß der Eigentümer nad dreißig Sahren unter Eins 
Haltung der fehsmonatigen Friſt fündigen kann?). 

Hat der Eigentümer gekündigt, fo kann der Gläubiger nad) 
dem Ablaufe der Kündigungsfriit die Zahlung der Ablöjungs 
jumme aus dem Srunditüce verlangen?). 

1) Bgl. 8.1198. 2) EG. Art. 117. 3) Vorbm. 4 zum 8. Abfchn. 
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Ummandelung. 

. 1203. Eine Rentenfhuld Tann in eine gewöhnliche 
Grundſchuld, eine gewöhnliche Grundfchuld kann in eine Renten⸗ 
fchuld umgewandelt werden. Die Zuftimmung der im Range 
gleich» oder nadjltehenden Berechtigten ift nicht erforderlidh !). 
2) Bol. SS. 1186, 1198 mit Anm. 


Aennter Abſchnitt. 
Pfandrecht an veweglichen Sachen und an Rechten. 


1. Das Pfandrecht iſt das zur Sicherung einer Forderung be⸗ 
ſtimmte Recht an einer beweglichen Sache oder an einem Rechte, Eraft 
defien der Gläubiger beredtigt iſt, Befrtedigung aus dem belafteten 
Gegenftande zu fuchen (88. 1204, 1278). Das Pfandrecht iſt frreng 
akzeſſoriſch; es Tann ohne die Forderung, die e8 fidhern fol, weder 
entftehen noch fortbeftehen noch übertragen werben, der Verpfänder fann 
dem Piandgläubiger die dem perfönliden Schuldner gegen die Forderung 
zufteenden Ginreden (von wenigen Ausnahmen abgeſehen) entgegenhalten 
und der Umfang der Pfandhaftung deckt fich regelmäßig mit dem Um: 
fange der Haftung bes perfönlichen Schuldners (88. 1204, 1210 f., 1260, 
1252, 1278). Das Pfandrecht ift alfo in ähnlicher Weile alzefforifch wie 
die Bürgfchaft; der Verpfänder ift aber nicht in jeder Hinficht dem Bürgen 
gleichgeftellt, er bat insbeſondere nicht die Einrede der Boraudffage, 
fondern nur die im 8. 770 geregelten verzögerliden @inreden auf Grund 
eines Unfechtungsrecht8 des perjönlichen Schuldners oder einer Aufred: 
nungsbefugnis des Gläubigerd (8. 1211). Die gefiherte Forderung 
braucht feine Geldforderung zu fein (anders bei der Hypothek, Anm. 4 
zu 8. 1118), fie muß aber in eine ſolche übergeben fünnen (S. 1228 
Abf. 2), Die Befriedigung ded Gläubigerd aus dem Pfandgegen: 
ftand erfolgt regelmäßig bei beweglichen Sachen mit Ausnahme der 
regiftrierten Schiffe durd) ‚ven Pfandverlauf gemäß 83. 1228 fj., bei 
regijtrierten Schiffen und bei Rechten nad) den für die Bwangsvollitredung 
geltenden Vorſchriften gemäß SS. 1268, 1277, bet Forderungen, rund: 
ihulden und Rentenihulden durch Einziehung gemäß 88. 1282, 1291. 
Das Befriedigungdrecht bildet den wefentlichen, aber nicht den einzigen 
Inhalt des Pſandrechts. Daneben befteht 3. B. ein Recht zum 
Beſitz (SS. 1205f., 1227, 1281, 1251 Abſ. 1; vgl. S. 1274 Abſ. 1 Sag 2, 
8. 1278; Ausn. bet Schiffen $. 1266) und ein Nutzungsrecht kann dem 
Piandgläubiger eingeräumt werden ($$. 1218f.); dagegen kann, wenigftens 
vor dem Eintritte der Berlauföberechtigung, nicht gültig vereinbari 
werden, daß dem Pfandbgläubiger bei Nichtbefriedigung dad Eigentum 
an dem Pfande zufallen oder übertragen werden fol (Berbot der lex 
commissoria, 88. 1229, 1277). Uber dad Abfonderungsrecdht des 
Pfandaläubigerd im Konkurſe vgl. KO. 55. 48f.; f. auch EG. zu dem 
Gef., betr. Änderungen ber KO. dv. 17. Mai 1898 Art. III und GG. 
3. KO. 8. 14 in der Faſſung des HypBankGeſ. 8. 48. 

2. Gegenſtand des Pfandrecht3 Tönnen bemeglide Sachen und 
Rechte fein, mit Ausnahme derjenigen Rechte, für welde die ſich auf 
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Grundſtücke beziehenden Borfchriften gelten (Borbin. 2 zum 8. Buche). Das 
BGB. gibt zunächſt Vorſchriften über das Pfandredt an Sachen; in bein 
zweiten Titel (SS. 1278 ff.) werden diefe auf dad Pfandredt an Rechten 
für entiprehend anwendbar erflärt und durch vericdhiedene Sondervors 
ſchriften ergänzt und geändert. Der erſte Titel enthält außerdem eine 
befondere Regelung bes Pfandrechts an regiitrierten Schiffen (88. 1259 ff.). 

8. Das Pfandrecht entfteht durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden, 
dur Gefeg oder burh Pfändung. Nur das rechtögefchäftlich begründete 
Pfandrecht tft in diefem Abſchnitt erichöpfend geregelt. Auf das geſetz- 
liche Pfandrecht bezieht fih nur die Beſtimmung des 8. 1257 und daß 
PBiändungspfandredt iſt in erfter Linie in der ZPO. 88. 808 fi., 
930 f. geordnet. Someit ih nicht aus der ZPO. ein anderes ergibt, 
ſteht jedoch auch das letztere unter den Vorſchriften des BGB.; ſ. OLG. 6 
S. 279 (8. 1266), NS. 57 ©. 828 und ORG. 7 ©. 804° ($. 1268), 
RG. 60 S. 70 (Konvaleszenz durch nachträglichen Eigentumserwerb bes 
Schuldners), RG. 61 ©. 880 ($. 1244), ORG. 12 ©. 141 (Umfang des 
Pfandrecht3). 

4. Borbehalte im EG. Art. 89 (PBrivatpfändung), 94 (Pfandleih⸗ 
gewerbe), 97 (Berpfändung der in ein Staatsichuldbuch eingetragenen 
Jorberungen). Übergangsvorfchrift ebd. Urt. 184. 


@rfter Titel. 
Pfandrecht an beweglichen Saden. 


1. Die Beftellung de Pfandrechts erfolgt, wie bie des Nich- 
brauchs ($. 1082), durch Einigung und Übergabe. Xeßtere ift nicht er 
jorderlih, wenn der Gläubiger bereit3 im Befige der Sache tft; dagegen 
fann fie, abweidhend von ben Regeln für den Erwerb bed Eigentums 
und des Nießbrauchs, nie durch ein Cconstitutum possessorium 
(3. 980) und nur, wenn der Befteller mittelbarer Befiter ift, durch Ab: 
tretung des Herausgabeanſpruchs (8. 981) in Berbindung mit der Be: 
nachrichtigung des unmittelbaren Beflger3 von der Berpfänbung erfekt 
werden (8. 1205). Unter Umftänden (vgl. $. 1206, auch $. 1281) 
genügt an Stelle der Übergabe die Einräumung des Mitbefiles. Die 
Vorſchriften über den Erwerb in gutem Glauben finden auch hier An: 
wendung (SS. 1207). Erlöſchungsgründe des Pfandrechts find 
neben den allgemeinen Beendigungdgründen der Rechte an Sachen (3.2. 
$$. 158, 168, 986, 945, 949, S. 960 Abi. 2, 8. 964, S. 978 Abf. 1) das 
Erlöfhden ber Forderung ($. 1252), die einfeitige emipfangöbedürftige 
Aufgabeerflärung des Pfandgläubigerd gegenüber dem Verpfänder oder 
dem Gigentümer, eventuell unter Zuftimmung des Dritten, zu deſſen 
Gunſten das Pfandrecht belaſtet iſt (8. 1255), ber Ausſchluß des über⸗ 
ganged des Pfandrechts bei der Abtretung der Forderung (8. 1260 Abſ. 2), 
der rechtmäßige Pfandverfauf ($. 1242 Abſ. 2), die Schuldlibernahme 
ohne Einwilligung des Eigentlimerd (8. 418), regelmäßig die Konfulion 
($. 1256, Ausn. ebd.) und ausnahmslos, ſelbſt troß eines entgegen= 
ftehenden Borbehalts, die Rüdgabe bes Pfandes an den Berpfünder ober 
an den Eigentünter, für welche eine Vermutung ftreitet, wenn einer don 
diefen beiden oder ein Nechtönachfolger derfelben im Bejige des Pfandes 
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ift ($. 1258, vol. 8. 1254). Die letztere Vorfchrift bezwedt ebenfo wic 
die des Verbots der Pfandbeitellung durch Beliglonftitut den Schug des 
Berlehrs gegen die Gefahren, welche unerlennbare Pfandrechte mit ſich 
bringen, und bringt die rechtliche Natur des Pfandrechts als eines 
Fauftpfandes deutlich zum Ausdrucke. 

2. Der Rang des Pfandrechts beftimmt fi} troß ber akzeſſoriſchen 
Natur des Rechtes nad) der Beit der Beltellung, ſelbſt wenn diefe für 
eine fünftige oder bedingte Forderung erfolgt (8. 1209). Eine Ausnahme 
gilt zu Gunſten des gutgläubigen Erwerber des fpäteren Rechtes auf 
Grund der SS. 1082, 1208. WPrivilegierte Pfandrechte Tennt das 
BGB. nidt. 

8. Das Pfand (bei einer Mehrheit von Pfandfadden jede von 
ihnen, 8. 1222) Haftet nicht nur für die Syorderung ſelbſt in ihrem 
jeweiligen Beltand, indbefondere im vollen Umfange für jeden Neit ber 
Forderung, fondern auch für BZinfen und Beriragsftrafen und fonftige 
Erweiterungen berfelben (3. B. infolge des Verzugs oder eines Ber: 
feauldend des Schuldners), jedohd mit Ausnahme folcher, welche auf 
einem Mechtögefchäfte beruhen, die der mit dem Eigentümer nicht identifche 
perfönlihe Schuldner nach der Berpfändung vorgenommen Hat ($. 1210 
Abi. 1). Es haftet ferner gemäß 8. 1210 Abſ. 2 für Berwendungen 
und für bie SKoften ber Kündigung, der Rechtsverfolgung und des 
Pfandverfaufs. Neben der Pfandſache Haften auch bie von ihr getrennten 
Erzeugniffe (8. 1212). Diefe zu ziegen tit der Piandgläubiger nicht 
ohne weiteres berechtigt; nur wenn ibn eine von Natur fruchttragende 
Sade zum Alleindefig übergeben tt, ijt er im Zwelfel zum Fruchtbezuge 
berechtigt, font bedarf es der Beitellung eines Nutz ungspfandredts 
(8. 1213). Dieſes gewährt ihm in Crmangelung abmeidhender Be: 
ftinunungen aber nur das Necht, die Nutzungen zum Zwecke der Tilgung 
feiner Forderung zu ziehen, und verpflichtet ibn, für die Gewinnung der 
Nutungen zu forgen und dem Berpfänder Nechenfchaft abzulegen ($. 1214). 

4. Neben diefen Berpflitungen des Nubtungspfandgläubigers legt 
das BGB. dem Pfandgläubiger weitere obligatorifhe Berpflid: 
tungen auf. Das BGB. Hat allerdings (anderd als beim Nießbrauch, 
vgl. vor $. 1080 Nr. 2) ein gejeßliches Schuldverhältnis zwiſchen dem 
Pfandgläubiger und dem Eigentümer als ſolchem nicht aufgeftellt, weil 
die VBorfchriften über die Eigentumsanſprüche für ausreichend gehalten 
wurden (vgl. außerdem 8. 1249), dagegen bat es über dad Schuldver: 
hältnis, welches durch den VBerpfändungsvertrag zwiſchen dem Band: 
gläubiger und dem Verpfänder begründet wird, geſetzliche Vorſchriften 
erlafien. Der Pfandgläubiger ift zur Verwahrung des Pfandes ver: 
pflihtet (S. 1215) und Haftet dem Berpfänder bei fchuldbafter er: 
legung dieſer Pflicht auf Schadenserjab (über die Verjährung |. S. 1226). 
Verlegt er die Rechte des PVerpfänders in erheblichem Maße, kann dieſer 
nad) näherer Borichrift des 8. 1217 die Hinterlegung ber Piandiache 
oder ihre Ablieferung an einen Berwahrer oder ihre Rüdgabe gegen 
Befriedigung bed Gläubigerd verlangen. Der Pfandgläubiger tft ferner 
zur unverzüglichen Benachrichtigung des Berpfänders verpflichtet, wenn 
der Verderb des Pfandes droht (8. 1281). Er Hat fhliehlich den Ber: 
pfänder das Pfand, wenn deſſen Berberb oder wefentlidde Wertminde⸗ 
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rung zu beforgen ift, gegen anderweitige Sicherheitsleiftung ($. 1218), 
fonft nach dem Erlöfchen des Pfandrechts oder gegen Befriedigung zurüd: 
zugeben; der Berpfänder ift zur Befriedigung befugt, fobald der Schuldner 
zur Reiftung beredtigt ift, und erwirbt, wenn er nicht der perfönliche 
Schuldner ift, die Forderung, foweit er ben Pfandgläubiger befriedigt 
(55. 1228 ff.).. Anderſeits kann der Pfandgläubiger von dem Ber: 
pfänder nad den Borichriften über die Gefchäftsführung ohne Wuftrag 
Erfak feiner Berwendungen auf die Pfandſache fordern und eine Ein: 
richtung, mit der er diefe verfehen Hat, wegnehmen (8. 1216; Verjährung 
8. 1226). Er kann ferner, wenn dur den drohenden Verderb Des 
Pfandes u. ä. feine Sicherheit gefährbet ift, das Pfand nach näherer 
Borfchrift der 88. 1219. Öffentlich (Ausn. 8. 1221) verfteigern laſſen 
mit der Wirlung, daß der Erlös an die Stelle des Pfandes tritt. 

Im Falle einer. freiwilligen, Abtretung oder einer im Wege der 
Zwangsvollſtreckung erfolgenden Uberweilung (ZPO. 88. 886, 888) ber 
Forderung mit dem Pfandrechte tritt der neue Pfandgläubiger an Stelle 
des bisherigen mit der Erlangung des Belite des Pfandes in bie mit 
dem Bfandrechte verbundenen Verpflichtungen für die Zulunft ein; für 
Schadenderfag wegen Nichterfüllung diefer Pflichten haftet neben ihm ber 
bisherige Pfandgläubiger wie ein ſelbſtſchuldneriſcher Bürge ($. 1251). 

b. Der Natur des Pfandrechts als eines Fauftpfandes entfpricht eg, 
bat dem Pfandgläubiger nicht nur ein negatortfher Anfpruch, fondern 
auch der Herausgabeanfpruch gegen jeden Befiger und der Anfpruch auf 
Geftattung ber Aufſuchung und Wegfchaffung der Sache zuftehen. Die 
Borihriften Aber die Eigentumsanſprüche (88. 986 fi., 1004 f.) einſchließ⸗ 
lich des $. 1006, der die Rechtsvermutung zu Sunften des Beſitzers auf: 
ftelit, finden entiprechende (S. 1227, f. SS. 1281 f.), der 8. 1007 um: 
mittelbare Anwendung. Wbweichungen von dem Inhalte des Heraus: 
gabeanipruch® des Eigentümers ergeben ſich 3. B. daraus, daß das Recht 
des Biandgläubigerd muf die Nugungen (vol. SS. 1212F.) und fein 
Intereſſe, von dem die Höhe etwaiger Erfaganfprüche abhängt, ein ge: 
ringeres ift als das des Gigentümerd. Vgl. ferner über bie beionderen 
Einreben, bie dem Berpfänder zuftehen, Vorbm. 1 zum 9. Abfchn. ($. 1211) 
Außerdem Hat ein jeber, der durch die Veräußerung des Pfandez ein 
Recht an demſelben verlieren würde, alfo insbeſondere der Eigentümer 
oder ein anderer Pfandgläubiger (8. 1242), ein Ablöſungsrecht, fobald 
der Schuldner zur Leiftung beredtigt ift ($. 1249). Cin beneficium 
exoussionis personalis oder realis ift dagegen dem BGB. unbelannt 
(f. aber ZPO. 8. 777, Anm. 1 zu $. 1228). 

6. Die Befriedigung des Pfandgläubigerd, welde den weſent⸗ 
lien Inhalt jeines Nechtes bildet (Borbin. 1 zum 9. Abfchn.), erfolgt durch 
Berlauf (8. 1228 Abſ. 1). Bu dieſem Ift bei einer Mehrheit von Pfand: 
rechten nicht nur ber erfte, fondern auch jeder nachſtehende Pfandgläubiger 
berechtigt ; indeſſen ift das Necht bes legteren dadurch beichräntt, daß 
der vorftehende Pfandgläubiger von ihm, aber nicht umgelehrt er bon 
jenem die Herausgabe des Piandes zum Bivede bes Verkaufs fordern 
tann (8. 1282, val. 8. 1281). Die Berlaufsberechtigung tritt ein, fo- 
bald die Forderung ganz oder zum Teil fällig und, wenn fie urjprüng- 
lich nicht auf Geld ging, in eine Geldforderung übergegangen iſt 
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(8. 1228 Abſ. 2); Berzug des Schuldners, cine gerichtliche Bertaufg: 
ermädtigung oder ein vollitredbarer Schuldtitel für die Forderung find 
nicht erforderlich. Der Pfandverkauf erfolgt nicht (wie die Befriedigung 
aus ber Hypothek, $. 147) im Wege der Zwangsvollſtreckung, fondern 
durch Privatverfauf feitend des Gläubiger, der Hierbei nicht als Ber: 
treter des Eigentümers, fondern im eigenen Namen und kraft feines ding: 
lichen Rechtes Handelt. Der Pfandgläubiger kann aber den Berlauf 
nicht in Berfon vornehmen, fondern er muß die Sache regelmäßig durch 
einen zu Berfteigerungen befugten Beamten oder öffentlich angeftellten 
Berftetgerer öffentlich verfteigern laffen, nur Sadıen, die einen Börfen: 
oder Marktpreis haben, können zum laufenden Breife und Gold⸗ und 
Silberfadhen, für die bet der Berfieigerung ein ihrem Gold: oder Silber⸗ 
wert entiprehende Gebot abgegeben ift, fünnen zu einem biefen Wert 
erreichenden Pretje durch eine zur Öffentlichen Berfteigerung befugte Berfon, 
erftere auch durch einen zu folden Verkäufen öffentlich ermädhtigten 
Handelsmäbkler freihändig verfauft werben (88. 1285, 1221, 1240). Ein 
Beritoß gegen dieſe Borfchrtften macht nit nur die Veräußerung des 
Pfandes zu einer unrechtmäßigen, fondern fchließt auch die Berufung des 
Erwerbers auf feinen guten Glauben aus (88. 1248 f.). Findet Dagegen 
ein Pfandverfauf zwar unter Beobadtung diefer Vorſchriften ftatt, aber 
vor Eintritt der Verfauföberechtigung (8. 1228 Abſ. 2) oder ohne Öffent: 
liche Belanntmadjung von Beit und Ort der Berfteigerung unter alige: 
meiner Bezeihnung des Pfandes (8. 1237 Sag 1) oder unter Berftoß 
gegen die Vorſchriſt, daß bei einer Mehrheit von Pfandfachen nur fopiele 
Pfänder zum Berlaufe gebracht werden dürfen, als zur Befriedigung des 
Pfandgläubiger erforderlich find ($. 1280 Sat 2), oder werden ®olb: 
und Silberſachen unter ihrem Metaliwerte veräußert (8. 1240 Abſ. 1), 
dann Liegt allerdings auch feine rechtmäßige Beräußerung des Pfandes 
vor, der Käufer wird aber trogdem Eigentümer, wenn er gutgläubig if 
(88. 1248 f.).. Außer diefen die dinglide Wirkſamkeit der Veräußerung 
bedingenden Borfchriften ſtellt das BGB. eine Neibe anderer für den 
Pfandverlauf auf, deren Berletung die Nechtmäßigleit der Veräußerung 
nicht berührt, fondern nur eine Erſatzpflicht des Pfandgläubigers be- 
gründet, wenn ihm ein Berfchulden zur Laft fällt ($. 1248 Abſ. 2); 
dahin gehören die Borfchriften über die Androhung des Berlaufß gegen: 
über dem Eigentümer (vgl. $. 1248) und über bie Einhaltung einer 
Monatsirift nach diefer ($. 1284), über den Berfteigerungsort ($. 1286), 
über die Benachrichtigung des Eigentümer83 und der an dem Pfunde 
Berechtigten von Zeit und Ort der Berfieigerung (8. 1287 Sat 2) und 
des Eigentümers von bem Berlaufsergebniffe ($. 1241). Die Wirkungen 
eines Verſtoßes gegen die im BGB. vorgefchriebenen beiden geſetzlichen 
Kaufbedingungen (fofortige Barzahlung und Berluft der Rechte des Er: 
fteher8 bei deren Unterlaffung) find fdhließli im $. 1288 Abſ. 2 bes 
jonders geregelt. 

Während die obligatoriihen Wirkungen des Pfandverkaufs 
ätvifchen dem vertaufenden Pfandgläubiger und dem Käufer durch bie 
88. 438 ff. geregelt find (f. insbefondere 8. 461), ergeben ſich die dinglichen 
aus den Borichriften dieſes Titels. Die Wirkungen ber rechtmäßigen 
Veräußerung beflehen darin, daß der Erwerber das Eigentum der Bfanbd: 
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fahe erlangt und daß Rechte Dritter an dem Pfande- erlöfchen, auch wenn 
fie dem Erwerber belaunt waren; nur ein allen Pfandrechten vorgehender 
Nießbrauch bleibt beftehen ($. 1242). Diefe Wirkungen treten auch dann 
ein, wenn dem Pfandgläubiger der Zufchlag erteilt wird (ebd. Abſ. 1 Sag 2); 
obwohl er nämlich der Berläufer ift, ift er zum Mitbieten bet der Ber: 
fteigerung befugt (8. 1289 Abſ. 1). Wird dem Eigentümer, der ebenfall 
mitbieten barf (vgl. $. 1289, insbeſondere auch über die Zuläffigteit ber 
Zurüdweifung des Gebots des Eigentümers und bes perfünlidden Schuld⸗ 
ners), das Pfand zugeichlagen, jo tritt bie obige zweite Wirkung, das 
Grlöfhen der Rechte Dritter, ebenfall8 ein. Diefe Nechte gehen aber 
nicht immer erſatzlos unter, fondern unter Umftänden auf den Erlös 
über. Hinfichtlich des Bianderlöfes Hat nämlich die Beräußerung, mag 
ſie rechtmäßig fein oder nicht, die Wirkung, daß er ohne weiteres, Traft 
Surrogation, in bie Rechtslage eintritt, in der fich die veräußerte Pfand: 
ſache zur Zeit der Beräußerung befand. Dies gilt jedoch nicht, foweit 
ber Eriös dem Pfandgläubiger zu feiner Befriedigung „gebührt“; infomeit 
letzteres der Fall ift, gilt die Forderung als von dem Eigentümer be: 
richtigt ($. 1247). Dit der Zahlung des Kaufpreijes entſteht alfo, wenn 
diefer nicht völlig dem Pfandgläubiger gebührt, Miteigentum fir ihn 
und für den Eigentümer der Pfandfache zur Zeit ihres Verkaufs und die 
an leßterer zu biefer Zeit beitehenden Nechte Dritter, insbefondere auch 
nachftehender PBiandgläubiger, jegen ji an dem Miteigentumsanteile des 
Eigentümer? an dem Erlös oder an den dieſem zugeteilten Geldftücken 
jort wel. DRLS.6 ©. 126). Wenn der Kaufpreis nicht gezahlt wird, aber 
als von dem Pfandgläubiger empfangen gilt, weil er felbft der Erfteher 
der Pfandſache ift oder weil die beiden gefeglichen Staufbedingungen 
nicht beachtet find (58. 1288F.), erwirbt der Eigentümer eine Forderung 
gegen den Pfandgläubiger, Toweit nicht diefem ber Erlös gebührt, und 
diefe Forderung tritt in die Rechte Dritter an der Pfandbfache an deren 
Stelle ein. Entiprechendes gilt, wenn auf Grund ber SS. 1245f. auf 
Kredit verlauft wird, binfichtlidh der Forderung gegen den Stäufer. 

Die gefeglichen Borichriften über die Art des Pfandverkaufs unter: 
liegen in gewiflen Umfange der Ubänderung durch Bereinbarung ber Be: 
teiligtenn oder durch gerichtliche Anordnung (vgl. 88. 1246f.). Außerdem 
fann kraft Geſetzes der Pfandgläubiger, der für fein Verkaufsrecht einen 
Bolfiredungstitel gegen ben Eigentümer erlangt bat, den Verlauf auch 
nad den für den Berlauf einer gepfändeten Sadje geltenden Borfchriften 
bewirten laſſen (8. 1283 Abſ. 2, vgl. 8. 1244). 

Entiprechende Anwendung der Borfchriften Über den Piandverlauf 
gemäß SS. 758, 1008 und HGB. 8. 871. 

7. Sonderporfchriften enthält da BGB. über das Pfandrecht an 
dem Anteil eined Mitelgentümers (vgl. $. 1258) und nantentlic; über 
das Pfandrecht an einem im Schiffsregiſter eingetragenen Schiffe oder an 
einem Anteil (Schiffspart) an einem ſolchen Schiffe (88. 1269ff.). Dieſes 
Schiffspfandrecht iſt kein Fauſtpfand ($. 1266), ſondern der Hypothek 
verwandt und die Sondervorfchriften Haben vorwiegend die Übertragung 
von Borfchriften des Hypothekenrechts auf das Schifispfandrecdht zum In⸗ 
halte. Dabei tritt das Schifföregifter an die Stelle des Grundbuchs; 
dasſelbe ift aber nur für die Hypotheken (und die bieje betreffenden Bor: 
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merfungen und Widerfprüche), nicht flir das Eigentum oder andere ding: 
lihe Rechte von privatrechtlicher Bedeutung. Den hypothelenrechtlichen 
Vorſchriften entiprechende Beftimmungen gelten für die Beftelung ded 
Sciffspfandrechts, zu der e8 ber Einigung und ber Eintragung bedarf 
(ogl. 8. 1260), für die Nangordnung (8. 1261), die Berichtigung des 
Schiffsregiſters (5. 1268), den Umfang ber Haftung des Schiffes und bie 
Erweiterung bes Zinsſatzes bis zu 509/, (8. 1264), bie Haftung der Zu⸗ 
behörftüde (5. 12656), die Verpflichtung des Pfandgläubiger8 zur Aus: 
bändigung der zur Löſchung erforderlichen Urkunden gegen feine Be⸗ 
friedigung ($. 1267), die Ausfchließung des unbelannten &läubigers im 
Aufgebotsverfahren ($. 1269), dad Pfandrecdht für Forderungen aus Jn: 
baber: oder Orderpapieren (S. 1270) und für das der Maximalhypothet 
entiprechende Kautionspfandrecdht ($. 1271). Mit dem öÖffentliden Glauben 
des Grundbuchs ift aber das Scifisregifter nicht ausgeftatiet; dagegen 
werden die Borfchriften über den gutgläubigen Erwerb beweglicher Sachen 
durch 8. 1262 geändert, indem die Anwendung diefer Borfchriften einem 
eingetragenen Schiffspfandrechte gegenüber ausgeſchloſſen und umgekehrt 
der Schuß des gutgläubigen Erwerberd eines Rechte an einem Schiffe 
gegenüber einem mit Unrecht gelöichten Schiffspfandrecht erweitert wird. 
Wie der Hypothelengläubiger kann auch der Schiffspfandgläubiger Be- 
friedigung aus dem Sciffe nebft Zubehör nur auf Grund eineß voll: 
ftredbaren Titels nad) den Zwangsvollſtreckungsvorſchriſten Tuchen (3.1268): 
die Zwangspolitredung in regiftrierte Schiffe (Über die Schifföparten 1. 
Anm. zu 8. 1272, ZPO. S. 868) erfolgt nur durch Bwangsverftelgerung 
(ZPO. 8. 870 Abſ. 2, vgl. ebd. 88. 864Ff., 981) nach näherer Borfchrift 
des 3BG. SS. 162. Am Übrigen finden die WVorfchriften über das 
Pfandreht am beweglichen Sachen auch auf das Scifispfandrecdht ent⸗ 
fprehende Anwendung, foweit fih nicht daraus Abweichungen ergeben, 
daß der Pfandgläubiger nicht den Beſitz des Schiffe erlangt (8. 1266): 
insbefondere beftimmt fich Hiernach die Übertragung und das Erlöſchen 
des Pfandrechts, zu denen e8, anders als bei der Hypotbel, der Ein: 
tragung nicht bedarf. 

Das Verfahren für die das Schiffspfandrecht betreffenden (Ein- 
tragungen in das Schiffgregifter ift durch FGG. SS. 100ff. im engen Uns 
Ihluß an die EBD. geregelt. 


Begriff und Inhalt. 

G. 1204, Eine bewegliche Sade') kann zur Sicherung einer 
Forderung in der Weiſe belajtet?) werden, daß ber Gläubiger 
berechtigt ift, Befriedigung aus der Sache zu ſuchen (Pfandredit)?). 

Das N andredht kann auch für eine fünftige oder eine be= 
dingie Forderung beitellt werden). 

1) Ebenſo ein Bruchteil einer ſolchen (anders 8. 1114), auch un: 
pfändbare Sachen (OLWN. 1 ©. 482), aber nur körperliche Sadyen, nicht 
Sachinbegriffe (8. 92 Abſ. 2) als folde (RG. 68 S. 220, 3W. 1906 
©. 224). Die zu einen foldhen gehörigen Einzelſachen Tönnen jedoch 
unter der zufammenfaffenden Benennung, welche der Berlehr für den Sn: 
begrifi anwendet, in dem Sinne verpfändet werden, daß die befiimmungd« 
gemäß veräußerten Sachen aus der Pfandbaftung aus: und die neu: 
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angefchafiten Stüde in die Pfandhaftung eintreten (RG. a. a. O.; OLG. 2 
S. 884, 12 ©. 184); für jede Einzelſache muß aber befonders feftgeitelit 
werden, ob bBinfichtlich ihrer die gefeglichen Borausfegungen für die Ent: 
ſtehung eines Pfandrechts vorhanden find, und wegen des Ranges, in 
welche Zeit die Erfüllung jener fällt (JW. a. a. O.). Bapiere, die nicht 
felbftändige Träger einer Obligation find, können ala ſolche nicht Gegen: 
fand des Pfandrechts, fondern nur eines obligatorifhen Zurüdbehaltungs: 
recht8 fein, 3. B. Berlicderungspolicen (NG. 61 S. 88, OLG. 8 5. 86, 
87), Sparkafienbücher (abw. OLG. 4 ©. 885, 6 ©. 267), Hypotheken⸗ 
und Grundfhulbbriefe (ZW. 1904 ©. bbb, OLG. 4 S. 884, 7 ©. 42: 
j. Anm, 6 zu $. 9652). 2) Dinglihe Natur des Pfandrechts. ©) Be⸗ 
ariff und Inhalt Vorbm. 1 zum 9. Abſchn. 9) Bal. $.1118 Abſ. 2, $ 1209. 


Beflellung des Pfandrechts. 

6.1205. Zur Beitellung des Pfandrechts ift erforderlich, 
daß der Eigentümer die Sache dem Gläubiger übergibt!) und 
beide darüber einig find, daß dem Gläubiger das Pfandrect 
zujtehen foll?). Sit der Gläubiger im Befige der Sache, jo genügt 
die Einigung über die Entitehung des Pfandredits®). 

Die Übergabe einer im mittelbaren Befitet) des Eigen- 
tümers befindlidhen Sache kann dadurd) erfeht werden, daß der 
Eigentümer den mittelbaren Befiß auf den Pfandgläubiger über- 
trägt und die Berpfändung dem Beſitzer anzeigt). 

1) Bel 8. 929 mit Anm. 2. Die Cinwilligung des Tradenten in 
den Befitzwechſel kann der Erlangung ber tatfächlihen Gewalt zeitlich 
voraudgehen und an eine Bedingung gelmüpft fein, 3. B. Verpfändung 
der fünftig in die MietSräume einzubringenden Sachen durch den Mieter 
und Ermädtigung an ben Bermieter, fich im Falle des Ausbleibens der 
Mietzahlung in deren Befiß zu fegen; mit der auf Grund diejer Er: 
mächtigung erfolgenden Inbeſitznahme entfieht dad Pfandreht (IW. 1905 
S. 2%). Uber Befigübergabe der in verichloffenen Räumen lagernden 
Pfandſachen durch Übergabe ber Schlüflel ſ. OLG. 2 ©. 881 (Fortbeſtehen 
bes Pfandrechts trog Überlaffung der Schlüffel an ben Geichäftsführer 
des Berpfänders), Gruch 48 ©. 956 und ORG. 8 ©. 195 (Gültigkeit 
bed Pfandrechtd trog des Wuffindeng eines zweiten paflenden Schlüffel3 
feiten8 des Berpfänderd ohne Willen des Pfandgläubigers), OLG. 12 
S. 186. Übergabe durch Beftellung eines Angeftellten des Verpfänders 
mit de3 legteren Zuftimmung zum Auffeger über die Pfandfachen ſeitens 
des Pfandgläubigerrd OLG. 7 ©. 42. 2) Bol. Anın. 8 zu 8. 929. 
Die Einigung gewährt feinen Anſpruch auf Ubergabe (OLG. 5b ©. 157) 
und bedarf auch bei einer Berpfändung für fremde Schuld (troß $. 766) 
leiner Form (OLG. 5 ©. 828). Die beiden Tatbeſtandsmerkmale des 
Pfandrechts brauchen zeitlich nicht zufanmenzufallen (JW. 1905 ©. 290). 
3) S. 929 Sat 2. Entipr. Anwendung auf Pfändung ciner Brief: 
Bupothel DOLS. 9 ©. 128. 4) 88. 86R, 870. 3) Bol. vor 
$. 1204 Nr. 1 ınd OLG. 10 ©. 64. Zur libertragung des mittelbaren 
Befiged an einzelnen Beftandteilen einer Sachgefamtheit bedarf es deren 
individuellen Beſtimmung, die Bezeihnung der Zahl oder Menge nad) 
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genügt nicht (RG. 62 ©. 886). Hat der Eigentümer weder ben un: 
mittelbaren noch den mittelbaren Befig, fo kann er micdht die Sache, 
fonderın nur den Herausgabeanfpruch verpfänden. Weiterer Erfag der 
Übergabe gemäß $. 1206, ZPO. 88. 897f. (Wegnahme durch den Ge⸗ 
richtsvollzieher)/ und HGB. 88. 424, 450, 647 (Übergabe des Ladeſcheins, 
Lagerſcheins oder Konnoflements). 

Trotz der Unzuläffigleit der Pfandbeftelung durch constitutum 
possessorium ift eine (ernftlich gewollte) Eigentumdübertragung durch 
KRonftitut zwecks Sicherung des Erwerber wegen einer Forderung zu: 
läſſig (MS. 57° ©. 176, 59 ©. 146, 62 ©. 126, IW. 1902 Beil. ©. 269, 
SächſaArch. 15 ©. 68, Seuffül. 58 Nr. 84, 69 Nr. 129, vgl. Bruch. 46 
©. 988). Ernitlih gewolt muß die Gigentumsübertragung und Das 
Nechtsverbältnis fein, auf Grund deſſen der Beräußerer den Befig bebält 
(Beiſp. der Ungülttigleit des letzteren Seufffl. 58 Nr. 128, Medig. 21 
©. 216); die Gültigleit des jener zugrunde Tiegenden Kauf: oder fonftigen 
Kauſalgeſchäfts tft nicht wefentlich (NG. 67 ©. 175, SädhfArd. 16 ©. 68; 
abw. Sähfärd. 11 S. 486, 488, 16 ©. 518), eine nicht in bie Form 
eines Kaufgeſchäfts gelleidete reine Sicherungsübereignung zuläffig (RG. 
59 ©. 146). 

Grſatz der Übergabe durch OGinränmung des Mitbefikes. 

8. 1206, An Stelle der Übergabe der Sache genügt die 
Einrdumung des Mitbefiges, wenn ſich die Sache unter dem Mit⸗ 
verfchluffe!) des Gläubiger befindet oder, falls fie im Belig 
eines Dritten ift, die Herausgabe nur an den Eigentümer und 
den Gläubiger gemeinſchaftlich erfolgen kann ?). 

2) Erforderlich ift, daß der Zugang zu der Pfandſache nur durch ein 
Apfammenwirlten bed Pfandgläubigers oder feines Bertreters und des 
Eigentümers gewonnen werden kann (B. 1I Bd. 6 S. 261; OuG. 12 
©. 188; f. IJW. 1906 S. 224). 3) Behält der Berpfüänder neben 
dem gemeinfchaftlichen VBerwmahrer unmittelbaren Mitbefig, fo tft die Pſand⸗ 
beftellung unwirkſam (OLG. 5 ©. 828). Die alleinige Nerfügung des 
Berpfänders über dad Pfand muß tatfächlid) ausgefchloffen fein (RG. 68 
S. 221, OLG. 12 ©. 186). 

Derpfändung durd einen Nichtberechtigten. 

8.1207. Gehört die Sache nicht dem VBerpfänder, fo finden 
auf die Verpfändung die für den Erwerb des Eigentums 
geltenden Borfchriften der 88. 932, 934, 935 entſprechende An⸗ 
wendung). 

I) Anm. zu SS. 982, HGB. SS. 866f. Auf gefegliche Pfandrechte 
und Pfändungspfandrechte finden SS. 1207f. feine Anwendung (OLG. 2 
©. 80, 219, 4 ©. 829); f. jedoch HGB. $. 866 Abi. 8, 5. 628 Abi. 8. 
Fang des Pfandredts. 

. Dorrang des gutgläubigen Erwerbers. 

&. 1208. Iſt die Sadje mit dem Rechte eines Dritten 
belajtet, jo gebt das Pfandrecht dem Rechte vor!), es fei denn, 
daß der Pfandgläubiger zur Zeit des Erwerbes des Pfandrechts 
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in Anfehung des Rechtes nicht in gutem Glauben ift. Die 
Borfchriften des 8. 932 Abſ. 1 Sab 2, des 8. 935 und bes 
8. 936 Abf. 3 finden entſprechende Anmendung. 
1) Bel. S. 1082 Sag 2 und Anm. zu $. 1207. 
2. Pfandrecht für eine künftige oder eine bedingte Forderung. 
1209. Für den Rang bes Pfandrechts it Rd Zeit der 
Beitellung auch dann maßgebend, wenn es für eine Fünftige 
oder eine bedingte Forderung beftellt ift!). 
2) Bol. vor 8. 1204 Nr. 2. Eine Rangänderung ift nicht zugelaffen. 
Rangverbältnts zwiſchen einem Bertragspfandredit an einem Weinlager 
mit wechſelndem Beftand und dem geſetzlichen Pfandrecht bed Vermieters 


IW. 1906 ©. 224. Yarfang der Haftung des Ban 
ang der Haftung des Pfandes. 

* 1210. Das Pfand haftet für die Forderung ih deren 
jemeiligem Beſtand, insbeſondere aud) für Zinfen!) und Bertrags- 
ftrafen2). Iſt der perfönlide Schuldner nicht der Eigentümer 
des Bfandes, jo wird durch ein Rechtsgeſchäft, das der Schuldner 
nad) der Berpfändung vornimmt, die Haftung nicht erweitert?). 

Das Pfand haftet für die Anſprüche des Pfandgläubigers 
auf Erfag von Verwendungen), für die dem Pfandgläubiger zu 
erießenden Koften ber Kündigung und der Rechtsverfolgung) 
fowie für die Koften des Pfandverfaufs®). 

1) Sefegliche (Anm.2 zu $.1118) undrechtögefhäftlihe. 2) S5.889 ff. 
3) Bol. vor 8. 1204 Nr. 8, 8. 767 Abf. 1. 4) 88. 292, 994 ff, 1216. 
5) Bull. 8. 767 Abi. 2, 8. 1118. 6) 88. 1219 ff., 1288 fi. 

Ginreden des Merpfänders. 

6. 1211. Der Verpfänder kann dem Pfandgläubiger 
gegenüber die dem verfünliden Schuldner gegen die Forderung 
ſowie die nah $. 770 einem Bürgen ziehen Einreden'!) 
geltend machen. Stirbt der perfünlihde Schuldner, jo kann fid) 
der Berpfänder nicht darauf berufen, daß der Erbe für die 
Schuld nur beichräntt haftet?) 

Iſt der Berpfänder nit der perjönlihe Schuldner, fo ver» 
liert er eine Einrede nicht dadurch, dab dieſer auf fie verzichtet. 

2) Bol. Vorbm. 1 zum 9. Ubfchn., SS. 768, 1187; RG. 569 ©. 207. 
2) sS. 1976 fj., 1990; vgl. $. 1971. Weitere Ausn. $. 223 (Verjährung) 
KD. 8. 198 (Zwangsvergleich). 

Erfirekung des Pfandrechts auf Erzeugniſſe. 
&1212. Das Pfandrecht erſtreckt ſich auf die Erzeugnilie, 
die von dem Pfande getrennt werden!). 

1) Bol. 88. 99, 968f., 1120. Werden ungetrennte Erzeugniſſe 
one die Hauptfache verpfändet, fo entiteht das Pfandrecht erft mit der 
Trennung oder ber Befigergreifung nad Analogie der SS. 956f. (anders 
ZPO. 8. 810). Auf das BubeHör erftredt ſich zwar nad 8. 814 im 
Zweifel die Berpflichtung zur Beftellung, aber nicht ohne Ginigung und 
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Übergabe (88. 1206 ff.) das efanbreit ſelbſt. Keine Grftredung auf 
Berfiherungsforderungen (anders 8. 1127). 
ar vr 

eflellung. 

8. 1213. Das Pfandredt Tann in der Weiſe befiellt 
werden, daß der Pfandgläubiger bereditigt iſt, die Nutzungen) 
des Pfandes zu ziehen?). 

Iſt eine von Ratur fruchttragende Sadje dem Pfandgläubiger 
zum Alleinbefig3) übergeben, fo it im Zweifel anzunehmen, daß 
der Bfandgläubiger zum Fruchtbezuge*) beredtigt fein foll>). 

8. 100. 2) Vgl. SS. 1080, 1214. Eigentumserwerb &. 964. 
3) Dierk ($. 1206) genligt sicht. 4) 8.99 Abſ. 1, 8. 5) Bol. 
8. 1278 Ubf. 2. 

2. Rechtsverhältnis. 

. 1214. Steht dem Pfandgläubiger das Recht zu, die 
Nupungen zu ziehen!), fo ift er verpflichtet?), für die Gewinnung 
der Nußungen zu forgen und Rechenſchaft abzulegen). 

Der NReinertrag der Nußungen wird auf die gefchuldere 
Leitung und, wenn Koften und Binfen) zu entrichten find, zu⸗ 
nächſt auf dieſe angerechnet). 

Abweichende Beftimmungen find zuläffig®). 

1) 8. 1218. 2) ©. vor $. 1204 Nr. 8, 4. 8) 85. 269, 261. 

4) 8. 1210. 5) Bol. $. 367 abſ. 1. 6) 8. 8. die Wrede, 
daß der Gläubiger anftatt der Binfen die Nutzungen (ohne Rechnungs: 
legung) beziehen foll. 

Berwahrung des Pfandes. 
1215. Der Pfandgläubiger ift zur Verwahrung!) des 
Pfandes verpflichtet?). 

1) 88. en 692, 694. Bgl. $. 966. 2) ©. vor $. 1204 Wr. 4. 
Derwendung 

. 1216. Macht der Pfandgläubiger Verwendungen!) auf 
das fand, jo bejtimmt fi die Erjahpfliht des Verpfänders?) 
nad den Vorſchriften über die Gejhäftsführung ohne Auftrag?). 
Der Pfandgläubiger ift berechtigt, eine Einrictung, mit der er 
das Pfand verfehen hat, wegzunehmen®). 

1) Anm. 1 zu 5. 994. 2) Die Erfagpfliht ded Eigentümers 


beftimmt ſich nad SS. 994. 8) 58. 688ff., 256. Bel. S. 1210 
abf. 2. 4) Ss. 258. Bu Sag 1 und 2 vgl. S. 1049; Verjährung 
8. 1226. 


Berlchung der Rechte des Verpfünders Durch den Pfandglänbiger. 

+ 3217. Berlegt der Pfandgläubiger die Rechte des 
Berp änders in erheblihem Maße und fegt er das verlehende 
Berhalten u ngenditet einer Abmahnung des Berpfänders fort?), 
jo fann der Berpräuder?) verlangen, daß das Pfand auf Koſten 
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des Pfandgläubigers hinterlegt oder, wenn es ſich nicht zur 
Hinterlegung eignet?), an einen gerichtlich zu beftellenden Xer- 
wahrer abgeliefert wird‘). 

Statt der Hinterlegung oder der Ablieferung der Sache an 
einen Berwahrer kann ber Berpfänder die Rückgabe des Pfandes 
gegen Befriedigung des Gläubigers verlangen. Sn die Forderung 
unverzinsli und noch nicht fällig, jo gebührt dem Pfand» 
pläubiger nur die Summe, welche mit Hinzurechnung der gefeh- 
ihen Zinfen für die Zeit von der Zahlung bis zur Fälligkeit 
dem Betrage der Forderung gleichkommtö). 


1) Bel. S. 1054. 3) Nicht der Eigentümer als foldher; vgl. 
vor $. 1204 Nr. 4 und $. 1004. 8) SS. 872, 888, EG. Art. 146. 
4) 85. 688 ff.; FGG. 8. 160. 5) Bol. 8. 1188. 





Verderb des Pfandes; Minderung des Mertes, 
1. Schub des Berpfänders, 

8.1218. Sit der Verderb des Pfandes oder eine wefentliche 
Minderung des Wertes zu beforgen, fo kann der Berpfänder!) 
die Rüdgabe des Pfandes gegen andermeitige . Sicherheits» 
leitung?) verlangen; die Sicherheitsleifiung durch Bürgen iſt 
ausgeichloffen?). 

Der Pfandgläubiger hat dem Verpfänder von dem drohenden 
Berderb unverzüglich*) Anzeige zu maden, fofern nicht die An- 
zeige untunlich) ift. | 

1) Anm. 2 zu $. 1217. 2) 88. 282 ff. 8) Ausn. von 
8. 282 Abf. 2. - 4) 8. 121 Abſ. 1. 5) Anm. 1 zu $. 1128. 

2. Schub des Bläubigers. 

8. 1219, Wird durd) den drohenden Verderb des Pfandes 
oder durch eine zu beforgende wejentliche Minderung des Wertes 
die Sicherheit de3 Pfandgläubigers gefährdet, fo Tann diefer das 
Pfand öffentlich) verlteigern!) laſſen. 

Der Erlös tritt an die Stelle des Pfandes. Auf Verlangen 
des Verpfänders?) ift der Erlös zu hinterlegen. 

1) 8. 888 Abſ. 8, SS. 106, 467f. Ausn. 8. 1221. Ausführung 
der Berfteigerung $. 1220. 2) Unm. 2 zu S. 1217. 


8. 1220. Die Verfieigerung des Pfandes!) ift erft zu⸗ 
läffig, nachdem fie dem Berpfänder angedroht worden ift; die 
Androhung darf unterbleiben, wenn das Pfand dem Verderb 
ausgeſetzt und mit dem Aufichube der Berfteigerung Gefahr ver- 
bunden if. Im Halle der Wertminderung ift außer der An» 
drohung erforderlich, daß der Pfandgläubiger dem Berpfänder 
zur Leiſtung anderweitiger Sicherheit eine angemelfjene Friſt be» 
ſtimmt hat und diefe verftrichen iſt?). 

Der Pfandgläubiger hat den Verpfänder von der Ver: 
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fteigerung unverzüglich?) zu benadrichtigen; im alle der Unier- 
laffung ift er zum Schadenserſatze verpflichiet. 

Die Androhung, die Friſtbeſtimmung und die Benad)- 
rihtigung dürfen unterbleiben, wenn fie untunlich*) find). 

1) Auf Grund des 8. 1219. 2) Bol. 8. 1188. 3) 8. 121 
Abſ. 1. 4) Anm. 1 zu $. 1128. 5) Bu Abſ. 1—8 vgl. 8. 884. 

8. 1221. Hat das Pfand einen Börfen- oder Marktpreis, 
fo Tann der Pfandgläubiger den Verlauf aus freier Hand durd 
einen zu ſolchen Verkäufen öffentlich ermädtigten Handelsmäkler!) 
oder durch eine zur öÖffentlihen Berfteigerung befugte Perſon 
zum laufenden Preiſe bemirken?). 

1) Vgl. EB. z. HGB. Art 14 (Börfengef. 8. 84). 2) Bal. 
8. 885 mit Unm.; ZPO. 8. 821. 

Pfandrecht an mehreren Sachen, 

8. ia2a. Beitehi das Pfandredht an mehreren Sachen, fo 
haftet jede für die ganze Forderung). 

2) Bol. F8. 1182, 1280. 

Rückgabe des Pfandes. 

. 1223. Der Pfandgläubiger ift verpflichtet, das Pfand 
na em Erlöjhen!) des Pfandrechts dem Verpfänder?) zurüd- 
zugeben. 

Der Berpfänder kann die Rüdgabe des Pfandes gegen Be- 
friedigung des Pfandgläubigers verlangen, ſobald der Sduldner 
zur Leiftung beredtigt ijt?). 

1) S. vor 8.1204 Nr. 1, $. 1250 Abſ. 2, 88. 1252. Bol. auch 
$. 158 Abſ. 2, 88. 168, 418. 2) Hinfichtlih des Eigentümers vgl. 
vor 8. 1204 Nr. 4, 88. 985 ff., 1249. 3) Bol. 8. 1142 mit Anm.; 
f. aud) S. 1217 Abſ. 2, 8. 1218 Abſ. 1. 

Befriedigung des GBlänbigers durch Hinterlegung oder Aufregunng. 

. 1224. Die Befriedigung des Pfandgläubigers durch 
den Berpfänder!) Tann auch durd Hinterlegung oder durch Auf 
rechnung erfolgen?). 

1) 8. 1217 Abſ. 2, 8. 1228 Abſ. 2; vgl. 8. 1249 Satz 2. 3, Bol. 
8. 1142 Abſ. 2 mit Anm. 

Übergang der Forderung auf den Verpfänder. 

. 1225. Iſt der Berpfänder nicht der perfönlidye 
Schuldner‘), fo geht, ſoweit er?) den Pfandgläubiger befriedigt, 
die Forderung?) auf ihn über. Die für einen Bürgen geltenden 
Vorſchriften des $. 774 finden entjprechende Anwendung). 

4) Andernfalls erliiht Forderung und Pfandrecht (88. 862, 1252). 
2) Befriedigung durch einen anderen bat den Übergang ber Yorberung 
in den Fällen der 88. 426 Abſ. 2, 774, 1249 zur folge. 3), Mit 
bein Pfandrecht (88. 401, 412). Ausn. 8. 1266. 4) Bol. S. 1148 
mit Anm. 6, $. 774 Abſ. 2. Einwand, daß ber Berpfänder wegen 
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einer Genenforderung des perfönliden Schulbners gegen ben Gläubiger 
diefen nicht hätte befriedigen dürfen, RG. 59 S. 207. 
Berjährung. 


&. 1226. Die Erſatzanſprüche des Verpfänders wegen Ber- 
änderungen oder Verſchlechterungen des Pfandes!) fowie die An- 
fprühe des Pfandgläubigere auf Erfab von Verwendungen 
oder auf Geitatiung der Wegnahme einer Einrichtung?) verjähren 
in ſechs Monaten. Die Borfchriften des 8. 658 ar. 2, 3 finden 
entiprechende Anmwendung?). 

2) gl. vor $. 1204 Nr. 4, S. 1216. 2) 8. 1216. 3) Bol. 


$. 1067. 
ut des Pfandrechts. 

6. 1227. Bird das Recht des Pfandgläubigers beein- 
trächngt, fo finden auf die Anſprüche des Pfandgläubigers die 
für die Anfprüde aus dem Eigentume geltenden Vorſchriften 
entſprechende Anmendung ?!). 

1) Val. vor S. 1204 Nr. 5, Anm. 8 zu $. 1006. Entſpr. 8. 1065. 

Befriedigung des Blänbigers aus dem Pfande; Pfandrerkauf. 
1. Berkaufsbererhtigung. 
. 1228. Die Befriedigung des Prandgläubigers aus 
dem Pfande!) erfolgt durch Verkauf. 

Der Pfandgläubiger ift zum Verkaufe berechtigt?), fobald die 
Forderung ganz oder zum Zeil fällig if. Beſteht der ge- 
ſchuldete Gegenſtand nicht in Geld, fo ift der Verkauf erft zuläflig, 
wenn die Yorderung in eine Geldforderung übergegangen ilt?). 

1) Der Zwangsvollſtreckung in fein übriges Vermögen kann der 
Schuldner, der zugleich der Eigentümer der im Beſitze des Pfandgläubigers 
befindlichen Pfandiache ift, nah ZPO. $. 777 widerfprechen, ſoweit die 
Forderung durh den Wert der Pfandfache gebedt tft. Bgl. auh BEP. 
8. 772 Abſ. 2, KO. S. 127. 2) Nicht etwa auch auf Verlangen des 
Pfandſchuldners verpflichtet; anders unter Umjtänden bei der fiduziartfchen 
Eigentumsübdertragung (ORG. 12 ©. 140). 3) Ball. vor $. 1204 Nr. 6. 

2. Berbot des Verfallvertrags. 

. 1229, Eine vor dem Eintritte der Verkaufsberechtigung 

getroffene ereindarung, nach welcher dem Pfandgläubiger, falls 

er nicht oder nicht rechtzeitig befriedigt wird, das Eigentum an 
der Sache zufallen oder übertragen werden fol, iſt nidhtig!). 

1) Bol. Borbm. 1 zum 9. Abſchn., 8. 1149. 

3. Derkauf mehrerer Pfünder. 

8. 1230. linter mehreren Pfändern Tann der Pfand» 
gläubiger, foweit nicht ein anderes beitimmt ift, diejenigen aus» 
wählen, welche verfauft werden follen!), Er fann nur fo viele 
Pfänder zum Berlaufe bringen, als zu feiner Befriedigung er» 
forderlih find?). 

1) Bol. 8. 1222. 2) 8. 1248 Abi. 1; ZPO. 88. 808, 818. 

Achilles, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage. 38 
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4. Herausgabe zum Bwerke des Merkaufs. 

. 1231. Sit der Pfandgläubiger nicht im Alleinbefige 
de3 Bfandes!), fo Tann er nad) dem Eintritte der Berlaufs- 
berehtigung?) die Herausgabe des Pfandes zum Zwecke des 
Verlaufs fordern), Auf Verlangen des Berpfänders bat an 
Stelle der Herausgabe die Ablieferung an einen gemeinfchaftlichen 
Berwahrer*) zu erfolgen; der Berwahrer hat fidy bei der Ab⸗ 
lieferung zu verpflichten, das Pfand zum Verkaufe bereitzuftellen. 

1) S. 1206. 2) S. 1228 Abſ. 2. 3) Roy. SS. 985 ff. 12927. 
4) Der Berwahrer wirb mangel3 Eintgung durch das Progeßgericht be: 
ftellt (ander8 8. 1217 Abi. 1). 
5. an n — Pfandglänbiger. 

2 fandgläubiger ift nicht verpflichtet, einem 
ihm Im A ge —*— Pfandgläubiger!) das Pfand zum 
Zwecke des Berlauf3 herauszugeben, Sit er nicht im Befige des 
Pfandes, fo kann er, fofern er nicht felbft den Verlauf betreibt), 
dem Verkaufe durch einen nachitehenden Pfandgläubiger nicht 
widerfprechen). 

1) 88. 1208 f. 2) Sondervorfchrift für Pfändungspfandredt 
BPO.$.806. 3) S. vor $. 1204 Nr. 6. Recht auf ben Erlös $. 1247, 
—— 8. 1249. 


b. zuzugons des Jerkaufs. 


Nas. Der Berlauf des Pfandes iſt nad den Bor: 
ſchriften der 88. 1234 bis 1240 zu bewirken). 

Hat der Pfandgläubiger für fein Recht zum Verkauf?) einen 
vollſtreckbaren Titel?) gegen den Eigentümer erlangt, jo Tann er 
den Verlauf auch nad) den für den Berfauf einer gepfändeten 
Sache geltenden Borfriften‘) bewirken laflen. 

1) Bol. vor 8. 1204 Nr. 6. Das Nähere Über den Pfandvertauf 
durch den GerichtSpollzieher f. in ben Geihäftsanwetfungen für die Ge— 
richtSvoNlzteher (Pr. v. 1. Dez. 1899 8. 98; Bay. v. 28. April 1900 
s8. 214 ff.; Württ. v. 10. Okt. 1899 88. 188 ff.; Bab. v. 81. an. 1900 
88. 278 ff). 2) D. 5. über bie Verpflichtung des Eigentümers 
(vgl. $. 1248) zur Duldung bes Pfandverfaufs, nicht für bie perſönliche 
Tsorderung (vgl. OßG. 11 ©. 811). 3) 3PO. 88. 704 ff., 794 fi., 
8012. 4) ZBO. 88. 806, 814, 816, 817 Abf. 1—3, 8. 820. 8. Bl 
ift nicht anwendbar (a. M. OL®S. J €. 482). 

b) 8.198 des Verkaufs. artefrif. 

a 1234. de — hat dem Ei Gera a ben 
Berti rn anzudrohen und dabei den Geldbetra 
zeichnen, wegen deſſen ber Berlauf Itattfinden foll?). ie — 
drohung kann erſt nach dem Eintritte der Verkaufsberechtigung 
erfolgen; fie darf unterbleiben, wenn fie untunlich?) iſt. 

Der Verlauf darf nicht vor dem Ablauf eines Monats *) 
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nad) der Androhung erfolgen. Iſt die Androhung untunlid), 
jo wird der Monat von dem Eintritte der Berfaufsberehtigung 
an berechnet. 
2) Nicht dem Berpfänder (ander8 8. 1220); f. jedoch 8. 1248. 
2) Bgl. vor 8. 1204 Nr. 6, 8. 1248 Abſ. 2. 8) Ann. 1 zu 8. 1128. 
4, Abw. HGBB. S. 868. 
ec) Verkauf durch Werfieigerung, aus freier Hand. 
&. 1235, Der Verlauf des Pfandes ift im Wege öffentlicher 
Berjteigerung!) zu bemirlen. 
Hat das Pfand einen Börfen- oder Marktpreis, fo findet 
die Borfchrift des 8.1221 Anwendung?) 
2) 8. 888 Abſ. 8, SS. 156, 4567|. Ausn. Abſ. 2 und 8. 1240, 
2) Bol. vor $. 1204 Nr. 6, $. 1248 Abf. 1, 88. 1244 ff. 
d) Ort der Berfleigerung. 
&. 1236. Die Berfteigerung hat an dem Drte zu erfolgen, 
an dem das Pfand aufbewahrt wird. Iſt von einer Berfteigerung 
an dem Aufbewahrungsort ein angemefjener Erfolg nicht zu er: 
warden, jo ift das Pfand an einem geeigneten anderen Orte zu 
verfteigern!). 
2) Bol. 8. 1248 Abſ. 2, SS. 1246f. Entſpr. 8. 888 Abſ. 1, 2, 


ZBO. 8. 816 Abſ. 2. 
e) Bekanntmachung der Zeit und des Ortes. 


8 

8. 1237. Beit und Ort der Berfleigerung find unter allge- 
meiner Bezeihnung des Pfandes öffentlidy befannt zu maden!). 
Der Eigentümer und Dritte, denen Rechte an dem PBfande auftehen, 
hnd befonders zu benadjrichtigen; die Benachrichtigung darf 
unterbleiben, wenn fie untunlidy2) ilt?). 

1) Entipr. 5. 8388 Abſ. 8 Sag 2, 8PO. 8. 816 Abſ. 8. 2) Anm. 1 
zu 8. 1128. 3) Bol. vor $. 1204 Nr. 6, 83. 1248 ff. 

f) Verkauf gegen Barzahlung; Rechtsverwirkung. 

. 1238, — Pfand darf nur mit der Beſtimmung ver⸗ 

fauft werden, daß der Käufer den Kaufpreis ſofort bar zu ent⸗ 

richten bat und jeiner Rechte verluftig fein fol, wenn dies nicht 
geichieht?). 

Erfolgt der Berfauf ohne dieſe Beltimmung, fo ilt der 
Kaufpreis als von dem Pfandgläubiger empfangen anzujehen; 
die Mechte des Pfandgläubigers gegen den Erſteher bleiben un= 
berührt. Unterbleibt Die sofortige Entridtung des Kaufpreifeg, 
fo gilt daS gleiche, wenn nidt vor dem Sclulfe de3 Ber: 
fteigerungstermind von dem Vorbehalte der Rechtsverwirkung 
Gebrauch gemacht wird?). 

1) Bol. ZPO. 8. 817 Abſ. 8. Abw. SS. 1246f. 2), Bol. 
vor 8. 1204 Nr. 6, $. 1247. 

g) Gebote des Bläubigers, des Gigentümers, des Schuldners. 

6. 1239. Der Bfandgläubiger und der Eigentümer Tönnen 

38 * 
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bei der Verſteigerung mitbieten!). Erhält der Pfandgläubiger 
den Zufchlag, jo ift der Kaufpreis ald von ihm empfangen ans 
zujehen?). 

Das Gebot ded Eigentümers darf zurüdgemwiefen werden, 
wenn nicht der Beitrag bar erlegt wird. Das gleiche gilt von 
dem Gebote des Schuldners, wenn das Pfand für eine fremde 
Schuld haftet). 

a) Nicht der mit ber Vornahme oder Leitung des Verkaufs Bes 
auftragte und deffen Gehilfen (88. 456 ff.). 2) Bgl. vor $. 1204 Nr. 6. 
8) Dal. 8BG. 8.68 Abf. 3, 8. 70 Abi. 2; ZPO. 8. 816 Abi. 4, S. 817 
Abſ. 4; KG. 81 ©. A 816. 

h) Berkauf von Gold- und Silberſachen. 
. 1240, Gold» und Silberfahen dürfen nicht unter 
dem Gold- oder Silberwerte zugeſchlagen mwerden!). 

Wird ein genügendes Gebot nicht abgegeben, fo fann ber 
Verlauf durch eine zur öffentlichen Verſteigerung befugte Berfon?) 
aus freier Hand zu einem den Gold» oder Silberwert er» 
reihenden Preiſe erfolgen?). 

1) Entipr. PO. $. 820, f. ebd. S. 814. 2) 8. 888 Ubi. 8 
mit Anm. 3) ©. vor $. 1204 Nr. 6, $. 1248 Abſ. 1, SS. 1244 Fi. 
7. Benachrichtigung des Eigentümers. 

. 1241. Der Pfandgläubiger hat den Eigentümer von 
dem Verlaufe des Pfandes und dem Ergebnis unverzüglich) zu 


benachrichtigen, fofern nicht die Benachrichtigung untunlidh?) ift?). 


1) 8. 121 Abſ. 1. 2) Anm. 1 zu 8. 1128. 3), Bol. 8. 884 
Abſ. 2, 8, 8. 1220 Abf. 2, 8, 8. 1248 Abf. 2. 

8. Rerhtmäßige Veräußerung; Wirkungen für den (Erwerber. 

8. 1242, Durch die rechtmäßige Veräußerung !) des Pfandes 
erlangt der Ermerber die gleihen Rechte, wie wenn er die 
Sade von dem Eigentümer erworben bätte?). Dies gilt aud) 
dann, wenn dem Pfandgläubiger der Zufchlag erteilt wird. 

Pfandrechte an der Sadje erlöſchen, aud) wenn fie dem Er: 
werber befannt waren?), Das gleiche gilt von einem Nickbraud), 
es fei denn, daß er allen Pfandrechten im Range vorgehi?). 

1) 88. 929 ff, $. 1248 Abf. 1. 2) Bel. vor 8. 1204 Nr. 6, 
8. 1244. 3) Abw. von $. 986 Abf. 2; vgl. $. 1247. 4) Bol. 
&8. 1082, 1208f. 

9, Unrerhtmäßige Veräußerung. 

8. 1243. Die Veräußerung des Pfandes ift nicht recht⸗ 
mäßig!), wenn gegen die Vorfchriften des 8. 1228 Abf. 2, des 
8. 1230 Sag 2, des 8. 1235, des 8. 1237 Sat 1 oder des 
8. 1240 veritoßen wird. 

Berlegt der Piandgläubiger eine andere für den Verkauf 
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geltende Vorſchrift, jo iſt er zum Schadenserfage verpflichtet, 
wenn ihm ein Verjchulden zur Laſt fällt?). 

1) Durch eine unrechtmäßtge Veräußerung erlangt der Käufer die in 
dem 8. 1242 Abſ. 1 bezeichneten Rechte nicht, es fei denn, daß er nad) 
Maßgabe de S. 1244 auf Brund des guten Glaubens erwirbt. 2) Bgl. 


vor $. 1204 Rr. 6. 
10. Erwerb in gutem Glauben. 
. 1244. Wird eine Sade als Pfand veräußert, ohne daß 
dem Beräußerer ein Pfandredt „gultent oder den Erfordernifien 
genügt wird, von denen die Rechtmäßigkeit der Veräußerung 
abhängt, fo finden die Vorfchriften der 88. 932 bis 934, 936 
entiprecdhende Anwendung, wenn die Veräußerung nad) $. 1233 
Abf. 2 erfolgt ilt oder die Vorfchriften des 8. 1235 oder des 
8. 1240 Abſ. 2 beobachtet worden find!). 

1) Bol. vor 8. 1204 Nr. 6. Bon dem Falle des $. 1288 Abf. 2 
abgejehen, erwirbt der Käufer der „als Band“ veräußerten Sache deren 
Eigentum nie, wenn gegen bie Borfchriften bes 8. 1285 oder des 8. 1240 
Abſ. 2 verftoßen ift, anderenfall3 dann nicht, wenn er zu ber nach den 
88. 982— 984 maßgebenden Zeit weiß oder nur infolge grober Fahr⸗ 
läffigleit nicht weiß, daß dem Veräußerer ein Pfandrecht an der Sache 
nicht aufteht oder daß es an einem der fonftigen Erfordernifie fehlt, von 
welden die Rechtmäßigkeit der Veräußerung abhängt. Entſprechendes 
gilt für das Erlöfchen der Rechte an dem Pfande. Vgl. auch 8. 935 Abſ. 2. 
Anwendung des 8. 1244 auf dag Pfändungspfandredt RG. 61 S. 880. 

11. Abweidyende Art des Pfandverkaufs. 
a) Vereinbarung. 

6. 1245. Der Eigentümer!) und der Pfandgläubiger fönnen 
eine von den VBorjchriften der 88. 1234 bis 1240 abmweichende Art 
des Pfandverfauf3 vereinbaren. Steht einem Dritten an dem 
Pfande ein Recht zu, daß durch die Veräußerung erlifcht?), jo iſt 
die Zuftimmung des Dritten erforderlich. Die Zujtimmung 
ii demjenigen gegenüber zu erklären, zu deilen Gunſten fie er⸗ 
folgt; jie iſt unmiderruflid)?). 

Auf die Beobachtung der Vorſchriften des $. 1235, des 
$. 1237 Sag 1 und des $. 1240 fann nidt vor dem Eintritte 
der Berfaufsberedhtigung*) verzichtet werden. 

1) Bol. 8.1248. 2) 8. 1242 abſ. 2. 3) Bol. SS. 876f., 
880, 1071, 1180. 4) 8, 1228 Abf. 2. 

b) Gerichtliche Anordnung. 

&. 1246. Entipricht eine von den Vorfchriften der $. 1235 
bis 1240 abweichende Art des Pfandverlaufs nad billigem Er- 
meilen den Sntereilen der Beteiligten!), fo kann jeder von ihnen 
verlangen, daß der Verlauf in diefer Art erfolgt. 

Kommt eine Einigung nicht zuitande, fo entjcheidet das 
Beridt?). 
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1) Bol. $. 1246. 2) 588. 8.166. Diefes Gericht Hat nur 
über die Art bes Pfandverlaufs zu entfchetden und die Entſcheidung ab: 
äulebnen, wenn unter den Beteiligten Streit über bad Recht zum Band: 
verlaufe beiteht (RG. 24 ©. A 8). 

12. &rlös aus dem Pfande. 

8.1247. Someit der Erlös aus dem Pfande dem Pfand- 
gläubiger zu feiner Befriedigung gebührt!), gilt die Forderung 
als von dem Eigentümer berichtigt). Im übrigen tritt der 
Erlös an die Stelle des Pfandes?). 

1) Dies tft nicht der Fall, infoweit der Erld8 zur Dedung vor: 
gehender Rechte erforderlich tft oder die Yorderung (8. 1210) überfteigt, 


fowte in dem falle des 8. 1244 (Hecht 1906 ©. 687). 3) Bal. 
8. 1249. 8) Vgl. vor 8. 1204 Nr. 6. Entſpr. 88. 966, 976, 
979, 1219. 


13. Bermutung für das Gigentum des Derpfünders. 

. 1248, Bei dem Berlaufe des Pfandes gilt zu Gunſten 
des Pfandgläubigers der Berpfänder als der Eigentümer, es 
fei denn, daß der Pfandgläubiger weiß, daß der Berpfänder 
nicht der Eigentümer ijt!). 

1) Bel. 8. 1068 mit Anm., $. 1148. 

14. Ablöfungsredt. 

8,1249. Ber durd die Veräußerung des Pfundes ein 
Recht!) an dem Pfande verlieren würde, Tann den Pfandgläubiger 
befriedigen, fobald der Schuldner zur Leiltung beredtigt üt?). 
Die Vorfchriften des 8. 268 Abf. 2, 3 finden entipredyende An⸗ 
mwendung?). 

I) Eigentum, Pfandredt oder ein nicht allen Pfandrechten vor: 
gehender Nießbrauch ($. 1242 Abf. 2). Der Befiger bat fein Ablöfungs- 
recht (anders $. 1150). 3) Bol. 8. 1228 Abſ. 2. 3) Der Dritte 
erwirbt mit der Befriebigung Forderung und Pfandredt. Val. $. 1225. 
Übertragung der Forderung. 

. Übergang des Pfandrechts mit der Forderung. 

$. 1250, Mit der Übertragung der Forderung geht das 
Pfandrecht auf den neuen Gläubiger über!,, Das Pfandredht 
fann nicht ohne die Forderung Übertragen werden?). _ 

Wird bei der Übertragung der Forderung der Übergang 
des Pfandrechts ausgefchlofen, fo erliſcht das Biandreht?) 

1) 88. 898, 401, 412, 8. 1158 Ubf. 1. Bol. Borbm. 1 zum 9. Abſchn. 
2) Bol. 8. 1163 Abſ. 2. 3) Anders für die Hypothek $. 1168 Abſ. 2. 
2. Rechtliche Folgen des Überganges. 

8. 1251. Der neue Pfandgläubiger fann von dem biß« 
berigen Pfandgläubiger die Herausgabe des Pfandes verlangen!). 

Mit der Erlangung des Beſitzes tritt der neue Pfand 
gläubiger an Stelle des bisherigen Pfandgläubigers in die mit 
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dem Pfandrechte verbundenen Verpflichtungen gegen den Ver—⸗ 
pfänder ein?). Erfüllt er die Verpflichtungen nicht, jo haftet 
für den von ihm zu erfegenden Schaden der bisherige Pfand» 
gläubiger?) wie ein Bürge, der auf die Einrede der Vorausklage 
verzichtet hat*). Die Haftung des bisherigen Pfandgläubigers 
Iritt nicht ein, wenn die Forderung kraft Geſetzes auf den neuen 
Pfandgläubiger übergeht) oder ihm auf Grund einer gejeglichen 
Berpflihtung®) abgetreten wird’?). 

1) Kraft feines Rechtes zum VBeflte (Borbm. 1 zum 9. Abſchn.). 2) S. 
vor $. 1204 Nr. 4; SS. 1214ff. 3) Die Nechtäftellung des Berpfänders 
darf grundfäglid durch einen Wechfel in der Perſon bes Gläubigers nicht 
verſchlechtert werden. 4) S. 778 Abſ. 1 Nr. 1, 88. 767F., 770, 774, 
776. 5) 8. 412 mit Anm. 6) 8.8. $. 281. 7) Sonder: 
vorſchrift für die Ub erweiſung der Forderung an Bahlungsftatt ZPO. 8. 888. 

Grlöfchen des Pfandrechts. Erlöſchungsgründe. 
1. Wegfall der Forderung. 

&. 1252. Das Pfandredt erlifcht mit der Forderung, für 
die es beiteht'). 

.1) ©. 580 Borbm. 1, S. 581 Vorbm. 1; f. jedoch 88. 1225, 1249. 
Sondeworfärift für Kontolurrent HGB. $ 866. Unanwendbarkeit bes 
8. 1262 auf die vor dem 1. Januar 1900 entftiandenen Pfandrechte 


(ES. Art. 184) IW. 1902 Beil. ©. 9. 
2. Rückgabe des Pfandes. 


&. 1253. Das Pfandreht erliſcht, wenn der Pfand. 
gläubiger das Pfand dem PVerpfänder oder dem Eigentümer 
zurüdgibt!). Der Vorbehalt der Fortdauer des Pfandredhts iſt 
unmirfjam?). 

Iſt das Pfand im Befibe des Verpfänders oder des Eigen- 
tiimers, jo wird vermutet, daß das Pfand ihm von dem Pfand- 
gläubiger zurüdgegeben worden fei. Dieſe Vermutung gilt auch 
dann, wenn fi da8 Pfand im Beſitz eines Dritten befindet, 
der den Belig nad) der Entitehung des Pfandredts von dem 
Berpfänder oder dem Eigentümer erlangt hat?). 

1) Unfreiwilliger Befigverluft beendigt das Pfandrecht nicht, ebenſo⸗ 
wenig eine Pfändung der Pfandfache zugumnften des Pfandgläubigerd und 
die fpätere Anerlennung der Unwirkſamkeit des Pfändungspfandrechts 
durh ihn (ORG. 12 S. 296). 2) Nicht vermuteter Verzicht auf 
dad Pfandrecht, fondern Verzicht auf ben Beſitz Hat das Erlöfchen zur - 
Folge (RE. 57 ©. 328). Bel. vor $. 1204 Nr. 1a.€& Entipr. An: 
wendung auf da8 BPiändungspfandredht RG. 57 ©. 828, ORG. 7 ©. 804 
(Wegnahme der Pfandzeichen mit Einwilligung bes Gläubigers). 3) Dal. 


8. 1006, $. 1117 Abſ. 8, S. 1154 Abſ. 1. 
Anſpruch auf Rückgabe, 
6.1254. Steht dem Pfandrecht eine Einrede entgegen, 
durch welche die Geltendmachung des Pfandrechts dauernd aus— 
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eſchloſſen wird, jo kann der Berpfänder die Rüdgabe des 
Beandes verlangen. Das gleihe Recht hat der Eigentümer'). 

1) Bol. SS. 1169, 1211, 1228, 1268. 

3. Be eſchüft. 

* — 3. Zur Aufhebung des Pfandredts!) durch Rechts⸗ 
gefhäft genügt die Erklärung des Pfandgläubigers gegenüber 
dem Berpfänder?) oder dem Eigentümer, daß er das Pfand- 
recht aufgebe?). 

Sit das Pfandrecht mit dem Rechte eines Dritten belajtet, 
fo ift die Zuftimmung des Dritten erforderlid. Die Zuftim- 
mung ift demjenigen gegenüber zu erflären, zu deilen Gunſten 
fie erfolgt; fie ilt unwiderruflich‘). 

4) Auch das Pfändungspfandredt (OLE. 6 ©. 279). 2) Bei 
einer Mehrheit von Berpfändern bedarf es grundfäglich der Erklärung 
allen gegenüber (OL®. a. a. O.). 3) Wie beim Nießbrauch SS. 1064, 
1072. 4) Anıı. 8 zu $. 1246. 

4. Bereinigung des Pfandrechts mit Dem Gigentume, 

. 1356. Das Pfandrecht erliicht, wenn es mit dem Eigen« 
tum in derjelben Berjon zufammentrifft)),. Das Erlöfden ırıtt 
nicht ein, folange die Yorderung, für welde das Pfandrecht 
beiteht, mit dem Rechte eines Dritten belajtet iſt?). 

Das Pfandrecht gilt als nicht erlojchen, ſoweit der Eigentümer 
ein rechtliches Intereſſe an dem Fortbeſtehen des Pfandrechts hat’). 

1) Ebenſo $. 1068 Abi. 1, S. 1072. Under SS. 889, 1177. 
2) Val. 8. 1071, 8. 1255 Abi. 2. 3) Weil diefem ein Pfandredt 
oder Nießbrauch nachſteht. Ebenſo 8. 1068 Abf. 2. 

Geſetzliches Pfandretht. 

.1287. Die Vorſchriften über das durch Rechtsgeſchäft 
beitellte Pfandrecht finden auf ein kraft Gefeges!) entitandenes?) 
Pfandrecht entipredyende Anmwendung?). 

1) Ein gefegliches Pfandrecht Haben die aus einer Sinterlegung 
Berechtigten (8. 238), Vermieter ($$. 669ff.), Berpächter ($. 681 Ubi. 2, 
8. 585), Pächter (S. 590), Unternefmer eine Wertes ($. 647), Gaſt⸗ 
wirte ($. 704). Siehe auch 8. 1287, HBG. 88. 897, 410, 421, 440ſ., 
628, 674, 725, 781, 751, 754 ff.,, Binnenſchiffahrtsgeſ. in der Fafſſung v. 
20. Mat 18985 88. 89, 97, 102ff., Flößereigef. v. 15. Juni 1896 
SS. 22, 28. 2) Die Entftehung feldft beftimmt fi) nach den Sonder: 
porichriften über bie einzelnen gefeglichen Pfandrechte. Bgl. Anm. zu 
8. 1207. 3) Soweit nit Eondeworidriften (3. B. HGB. 88. 868, 
440, 448, 623, 767ff., 776f.) entgegenfteben. 
pfandren an dem Anteil eines Miteigentümers. 

8.1258. Beſteht ein Pfandrecht an dem Anteil eines Mit: 
eigentümerg, jo übt der Pfandgläubiger die Rechte aus, die fidy 
aus der Gemeinſchaft der Miteigentümer in Anfehung der Ber- 
waltung der Sache und der Art ihrer Benugung ergeben'). 
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Die Aufhebung der Gemeinſchaft?) kann vor dem Eintritte 
der Berlaufsberechtigung?) des Pfandgläubiger8 nur von dem 
Miteigentümer und dem Pfandgläubiger gemeinfhafllid ver- 
langt werden. Nady dem Eintritte der Verkaufsberechtigung 
fann der Pfandgläubiger die Aufhebung der Gemeinſchaft ver- 
langen, ohne daß er der Zuftimmung des Miteigentümers 
bedarft); er iſt nicht an eine Bereinbarung gebunden, durch 
welche die Witeigentümer das Recht, die Aufhebung der Ge» 
meinfchaft zu verlangen, für immer oder auf Zeit ausgeſchloſſen 
oder eine Kündigungsfriſt beftimmt haben’). 

Wird die Gemeinichaft aufgehoben, fo gebührt dem Pfand» 
läubiger das Pfandreht an den Gegenftänden, welche an die 
Stelle des Anteil3 treten®). 

Das Recht des Pfandgläubigers zum Verkaufe des Anteils 
bleibt unberührt. 

1) Bol. 8. 1066 Abſ. 1 mit Anm. Bur Erfüllung ber bem Mit: 
eigentümer obliegenden Pflichten ($. 748) ift er nicht verbunden. 
2) 38. 749. 3)8. 1228 Abſ. 2. 4) Val. 88. 1281f. 5) 88. 760f. 


6) Bol. S. 1066 Abi. 8. 
sſchiffspfandrecht. 
1. Beſchränkung auf regiſtrierte Schiffe. 

6.1259. Für das Pfandrecht an einem im Schiffgregifter !) 
eingetragenen?) Schiffe?) gelten die befonderen Vorſchriften der 
£8. 1260 bis 1271). 

2) Über das zuerft durch das HGB. v. 1861 Art. 482ff. eingeführte 
Sciffsregifter, welches vor allem öffentlich:rechtliche Bedeutung bat (ing: 
befondere für das Recht zur Führung der Weichäflagge), vgl. jet das 
Reichögejeg, betr. das Flaggenrecht der Kauffahrteifchifie, v. 22. Juni 1899 
und das Reichsgeſ., betr. die privatrechtlichen Berhältniffe der Binnen: 
ihiffagrt v. 15 Juni 1895 in ber Faſſung v. 20. Mai 18°8 SS. 119ff. 
Die Schiffäregifter werden von den Amtsgerichten geführt (Flaggengeſ. 
5. 4 Abſ. 2; ſ. jedoch ebb. 8. 26a und den Borbehalt für die Landes: 
gejege im $. 27; BinnenSchG. 8. 120). Uber die Einrichtung und 
Führung des Negifterd vgl. Pr. FFG. Art. 29 und Alg. Pf. v. 11. Dezbr. 
1899, Bay. MinPf. v. 24. Dezbr. 1899, Bad. B. dv. 2. San. 1900. 
2) Auf die nicht eingetragenen Schiffe finden nicht die SS. 1269 Fff., 
fondern die 88. 1206ff. felbft dann Anwendung, wenn dad Sdiff ein: 
autragen war. 3, Somohl Kauffahrteiſchiffe (Flaggengeſ. SS. 1, 2, 4, 
16) und andere Seeſchiffe (ebd. $. 26 in der Faſſung des Gef. v. 29. Mat 
1901) als auch Binnenfciffe (ebd. 8. 26a, BinnenSchG. SS. 119, 128). 
4), Bgl. vor 8. 1204 Nr. 7. Soweit in 88. 1260ff. nit Sonder: 
vorichriften getroffen find, bleiben die dad Pfandrecht an beweglichen 
Sachen betreffenden allgemeinen Vorſchriften, darunter $. 647, maß: 
gebend (RG. 28 S. A 25 —= RIU. 4 S. 221); f. 8. 1266. 

2. Beflellung des Pfandreihts. 

8.1260. Zur Beitellung des Pfandrechis ift die Einigung 
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des Eigentümers des Schiffes und des Bläubigers darüber, daß 
dem Gläubiger das Pfandrecdht zuſtehen joll, und die Eintragung 
des Pfandrechts in das Sciffsregilter erforderlih‘). Die Bor» 
ihriften des 8. 873 Abf. 2 und des 8. 878 finden entiprechende 
Anwendung, 

In der Eintragung müflen der Gläubiger, der Geldbetrag 
der Forderung und, wenn die Forderung verzinslid ift, Der 
Zinsfag angegeben werden. Zur näheren Bezeichnung der 
Forderung kann auf die Gintragungsbemwilligung Bezug ge- 
nommen werden 2). 

1) Bal. 88. 878f., 1118. Erfah der Einigung gemäß ZPO. 8. 894 
(vgl. S. 895 ebd.). Ausn. von dem Grforderniffe der Einigung FEW. 
8. 54 Ubf. 2, BG. 8.169 Abi. 2. Ein Zwangs-Schiffspfandrecht gibt 
es nicht (ZPO. 8. 870 Abſ. 2); über das Arreitpfandredht vgl. ZPO. 8.981. 
2) Entfpr. 8. 1115 Abſ. 1. Die formellen Erfordernifie der Eintragung 
ergeben fih aus FGG. 88. 100f., 106 ff., 110f., 118; Bermerf der Ein: 
tragung auf dem Schiffßzertifitat oder dem Schiffsbriefe fowie auf der 
vorgelegten Schuldurtunde ebd. $. 120; Belanntmadung der Sintragung 
8. 121. 


3. Rangverhälinis mehrerer Pfandreihte. 

8.1261. Das Rangverhältnis der an dem Schiffe beitellten 
Pfandrechte beitimmt ſich nad) den Vorfchriften der 88. 879 bis 
881 und des 8. 1151). 

1) Dem entſpricht die Berfahrensvorfchrift des FGG. 8. 114. Über 
da8 Vorrecht der Pfandrechte der Sciffsgläubiger vol. HGB. 8. 776, 
BinnenSchG. $. 109. 


4, Wirkungen des Pfandredts., 

8, 1262. Solange das Pfandrecht im Schiffgregifter ein- 
etragen ilt, behält e8 im Falle der Veräußerung oder Belaltung des 
hifteB feine Kraft, auch wenn der Erwerber in gutem Ölauben iſt!). 

Sit das Pfandredyt mit Unrecht gelöfcht, fo gelten im Falle 
der Veräußerung des Schiffes die Vorſchriften des $. 936 
Abf. 1 Sag 1, Abf. 2 aud dann, wenn der Ermerber das 
Eigentum ohne Übergabe?) erlangt”); die Vorfchrift des 8. 936 
Abi. 3 findet Feine Anwendung. Wird ein PBfandrecdht, welches 
dem mit Unrecht gelöfchten Pfandredit im Range nadjjteht, auf 
einen Dritten übertragen, jo findet die Vorſchrift des 8. 1208 
Sat 1 Anmendung. 

1) Die Eintragung des Pfandrechts wirft vermöge der Offentlichkeit 
des Scifisregifterd gegen jeden, der dad Schiff oder ein Recht an dem: 
jelben erwirbt (Ausn. von 88. 986, 1082, 1208); nur die Schiffögläubiger 
haben den Vorrang. 2) Ss. 929 Satz 2, 88. 980f.; HGB. 8. 474, 
Mr 3 HGB. Art. 6. 8) Bgl. vor 8. 1204 Nr. 7; f. auch 8. 1268 
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5. Berichtigung des Schiffsregifters. 

&. 1263. Steht der Snbalı bes Sciffsregifters in Ans 
fehung eines Pfandrechts mit der wirklichen Rechtslage nicht im 
Einklange, fo Tann die Berichtigung des Negifterd nad) den für 
die Berichtigung des Grundbuchs geltenden Vorſchriften der 
88. 894, 895, 897, 898 verlangt werden‘). 

Spt ein Pfandrecht mit Unrecht gelöiht worden, fo fann 
ein Widerfprudy gegen die Richtigkeit des Sciffsregifters nad) 
8. 899 Abf. 2 eingetragen werden). Solange der Widerfprud) 
eingetragen ift, gilt im Falle der Veräußerung oder Belaftung 
des Schiffes dem Erwerber gegenüber das gleiche, wie wenn 
das Pfandrecht eingetragen wäre. 

1) Bol. FGG. 88. 100, 102, 104f. 2) Eintragung eines Wider: 
ſpruchs von Amtswegen oder auf Anordnung des Beichwerbegerichts 
FGG. $ 100 Abf. 2 (GBO. 8. 18), SS. 119, 122f.; Löſchung des 
Widerſpruchs 8. 108. Auch eine Bormertung fit zuläflig, vgl. FGG 
8. 100 Abſ. 2, SS. 108, 128, ZPO. SS. 895, 942, KO. 8. 14. 

6. Umfang der Bnftung des Schiffes. 

8. 1264. Die Haftung des Schiffes beſchränkt fi auf 
den eingetragenen Betrag der Forderung und die Zinfen nad 
dem eingetragenen Zinsſatze!). Die Haftung für gefetliche Zinfen 
und für Koften bejtimmt fid) nad) der für die Hypothek geltenden 
Borfchrift des $. 1118. 

SH die Forderung unverzingli oder ift der Zinsſatz 
niedriger al3 fünf vom Hundert, jo fann das Pfandredht ohne 
Zuftimmung der im Range gleidhe oder nachſtehenden Be— 
rechtigten dahin erweitert werden, daß das Schiff für Zinfen bis 
zu fünf vom Hundert haftet?). 

2) Entipr. S. 1115 Abſ. 1. 2) Entſpr. 8. 1119 Abſ. 1. 

7. Erfrekung der Haftung auf das Zubehör des Schiffes. 

8. 1265. Das Pfandrecht erftredt fih auf das Zu— 
behör des Schiffes!) mit Ausnahme der Zubehörftüde, die nicht 
in das Eigentum des Eigentümers des Schiffes gelangt find?). 

Auf die Haftung der Zubehörftüde finden die für die Hypo— 
thek geltenden Borfchriften der 88. 1121, 1122 entjprecdhende 


Anwendung’). 
2) 8. 97; H88. 8. 478. Bol. 8PO. $. 865, BVG. $. 20 Abſ. 2, 
8. 55, 8. 90 bj. 2, 8. 162. 2) Bol. S. 1120. 3) Bol. über 


die Beichlagnahme 8BG. 88. 20, 22f., 162, 166f. Auf die Fracht- und 

Verſicherungsgelder erftredt fich da8 eingetragene Schiffspfandrecht nicht 

(anders das Pfandrecht der Schifisgläubiger gemäß HGB. 88. 766ff., 
BinnenSchG. 8 104). 

8. Beſchrünkte Analogie des Sachenpſandrechts. 

6.1266. Die Vorſchriften der 88. 1205 bis 1257 finden 
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infomweit feine Anwendung, als fi daraus, daß der Pfand«- 
gläubiger nicht den Belig des Schiffes erlangt, Abweichungen 
ergeben!). In dem alle des $. 1254 tritt an die Stelle des 
Anſpruchs auf Rüdgabe des Pfandes das Recht, die Aufhebung 
des Pfandrechts zu verlangen. 

1) Bol. vor $. 1204 Nr. 7. Unwendbar find nur bie SS. 1211, 
1222 (dazu FGOG. $. 116), $. 1228 Abf. 2 über das Befriedigungsrecht 
des Verpfänders, 88. 1224f., 8. 1227 nur zum Teil, $$. 1229, 1249, 
1260, 1252, 1254 (dazu $. 1266 Say 2), 1265f., 1267. über die Gin: 
tragung der Übertragung der Forderung in das Sciffäregifter vol. FGOGG. 
8. 104, über die Löſchung des Pfandrecht3 ebd. SS. 100ff., 106, 116; 
betde Eintragungen haben nur die Bedeutung der Berichtigung des Negifters. 
9, Befriedigung des Gläubigers. 

$ 1267. Der Berpfänder kann gegen Befriedigung des 
Pfandgläubigers!) die Aushändigung der zur Löſchung des Pfand» 
rechts erforderliden Urkunden?) verlangen?). Das gleiche Recht 
fteht dem perjönlihen Schuldner zu, wenn er ein redtlidhes 
Intereſſe an der Berichtigung des Schiffsregiſters hat*). 

1) 8. 1228 Abſ. 2, 8. 1249. 2) Bol. FGG. 88. 101, 106, 
107, 112. 3) Bol. 88. 1144f., 1100. 4) Bol. 8. 1167. 
10. Befriedigung des Glänbigers aus dem Schiffe. 

8. 1268. Der Pfandgläubiger kann feine Befriedigung 
aus dem Schiffe und dem Zubehöre nur auf Grund eines voll» 
Itredbaren Titels nad) den für die Zmangsvollittedung geltenden 
Vorſchriften ſuchen y. 

1) Bal. vor $. 1204 Nr. 7, 8. 1147, HGB. S. 482. Dies gilt 
auh für daS gefeglicde Wertmeifterpfandrecht des $. 647 (AG. 28 
& A 275 — RM. 4 ©. 221). Über dad Pfandrecht der Schiffe: 
gläubiger vgl. HGB. 88. 610, 696, 751, 7566, 761 und BinnenSchG. 
Ss. 2, 97, 108. 

11. Anfgebot und Ausfhließung des Gläubigers, 

8. 1269. Sit der Gläubiger unbefannt, fo kann er im 
Wege des Aufgebotsverfahrens mit feinem Pfandredt ausges 
Ihlofien werden, wenn die im $. 1170 oder die im $. 1171 für 
die Ausſchließung eines Hypothefengläubigers beitimmten Bor: 
ausfegungen vorliegen. Mit der Erlafjung des Ausſchlußurteils 
erliiht das Pfandrecht. Die Vorſchrift des 8. 1171 Abſ. 3 
findet Anwendung '). 

1) Bl. die Anm. zu 88. 1170f.; ZPO. 85. 988, 1024; HGB. $. 765, 
BinnenSchG. $. 110. 

12. Sculdverfhreibung auf den Inhaber, Orderpapiere. 
1270, Auf das Pfandredht für die Forderung aus einer 

Schuldverjhreibung auf den Inhaber, aus einem Wechfel oder 

aus einem anderen Papiere, das durch Indofjament übertragen 
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werden kann, finden die Vorſchriften des $. 1189, auf das 
Pfandredt für die Forderung aus einer Schuldverfchreibung auf 
den Inhaber finden auch die Vorſchriften des $. 1188 ent- 
Iprehende Anwendung ?). 

1) Bol. bie Dr . 88. 1188f. und FGG. 88. 112, 117. 


aftung des Schiffes für einen Zöchſtbetrag. 

8.1271. Das fandredjt fann in der Weife beitellt werden, 
daß nur der Höchſtbetrag, bis zu dem das Schiff haften fl, 
beftimmt, im übrigen die Feittellung der Forderung vorbehalten 
wird. Der Hödjftbetrag muß in das Schiffsregifter eingetragen 
werden. 

ft die Forderung verzinslich, fo werden die Zinfen in den 
Höchſtbetrag eingeredhnet!). - 

1) Bel. 8. 1190. 

14. Pfandretht an einer Schiffspart. 
.1272. Die Borferifien. der 88. 1260 bis 1271 gelten 
auch für das Pfandrecht an einer Sciffspart!). 

1) Die Zwangsvoliftredung in eine Sciffspart (HGB. 88. 474 His 
477, 491, 500ff., 507, 900, Flaggengeſ. 8. 8) erfolgt nicht durch Zwangs⸗ 
verfteigerung, jondern durch Pfändung nach näherer Beftiinmung der 
ZPO. $. 868. 

Zweiter Titel. 
Pfandrecht an Redten. 


1. Hinfihtli der Gründe für die Zulafiung und Hinfichtlich der 
Tinglichleit des Pfandrechts an Rechten gilt dasſelbe wie von dem Niek: 
brauh an Rechten; ſ. vor 8. 1068 Nr. 1. Bgl. ferner über den 
Begrif und den Anhalt dieſes Pfandrechts fowie über die Anwend⸗ 
barteit der Borfchriften über das Sachpfandrecht die Borbm. 1, 2 zu diefem 
Abſchn. Diefer Titel enthält zunächſt allgemeine Borfchriiten (88. 1278 
5i8 1278); daran fchließen ſich Beitimmungen über das Pfandredht an 
Forderungen, Grundfhulden und Rentenichulden (88. 1279—1291) und 
über das Pfandrecht an Wertpapieren (88. 1292 ff). Aus ben Iekten Be: 
timmungen tft hervorzuheben, daß das Pfandrecht an einem Inhaberpapier 
allgemein den Borfchriften des Sachpfandrechts unterftellt ift ($. 1298). 

2. Wie der Nießbrauch (vor $. 1068 Nr. 2) ift auch das Pfandrecht 
nur an übertragbaren Rechten zuläſſig und nach den für die Über: 
tragung geltenden Vorſchriften zu beftellen. Der letztere Sa tft durch 
zwei Sondervorſchriften eingefchränft, wenn zur Übertragung des Rechtes 
die Übergabe einer Sache erforberlic, ift, genügt zur Pfandbeftellung ein 
Befiglonftitut und regelmäßig auch die Abtretung des Herausgabeaniprud;s 
nicht, fondern die Übergabe muß nad) den für das Sachpfandrecht geltenden 
Borfriften der 88. 1206 f. erfolgen ($. 1274); und zur Berpfündung 
einer Forderung, zu deren Übertragung der Regel gemäh ein Abtretungs: 
vertrag genügt, bedarf es außer der Einigung einer Anzeige des Ber: 
pränder8 an ben Schuldner ($. 1280. Bur Berpfändung des Rechtes 
aus einem Orberpapiere genügt Einigung und Übergabe des indofflerten 
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Papiers ($. 1292). Hinfichtlid der Beendigung des Pfandrechts an 
Nechten gilt grundjäglich dasfelbe wie von dem Sachpfandrechte (dor 
8.1204 Nr. 1); durch Rüdgabe (8.1258) kann bier das Erlöſchen Kerbei: 
geführt werden, wenn zur Verpfändung des Rechtes die Übergabe einer 
Sache erforderlich tft ($. 1278). Der Vorſchrift des 8. 1071 über den 
Nießbrauch entiprehend erfordert 8. 1276 zur rechtSgefchäftlicden Auf: 
bebung des helafteten Nechte8 und zu einer das Pfandrecht beeinträdhti: 
genden Anderung bdesfelben die Zuftimmung bed Bfandgläubigers. 

8. Anders ald das Sachpfandrecht gewährt das Pfandrecht an Rechten 
fein Recht auf den Befig, e8 fei denn, daß zur Berpfändung die Übergabe 
einer Sache erforderlich ift (88. 1274, 1278, 1292 f.) oder ſich das Pfand: 
recht auf eine Sache eritredt (vgl. 88, 962, 1296), und auch kraft Geſetzes 
feine PVerlaufdbefugnis, ausgenommen wenn Sinbaberpapiere ober foldhe 
Orberpaptere, die einen Börfen: oder Marktpreis haben, Gegenftand bes 
Pfandrechts find (8$. 1298, 1295). Im allgemeinen bat ber Pfanb- 
gläubiger nur ein Recht auf Befrtedigung auf Grund eines voll: 
ftredbaren Titels nach den Zwangsvollſtreckungsvorſchriften ($. 1277). 
Neben dieſem Mechte Hat der Ptandgläubiger (bei einer Mehrheit von 
Pfandrechten nur der erfte Pfandgläudiger, 8. 1290) einer Forderung. 
einer Grundſchuld oder einer Rentenfhuld nad dem Eintritte 
der Bertaufsberechtigung im Sinne des $. 1228 Abſ. 2 (bei Inhaber⸗ 
und Orbderpapteren auch bereitö früher, 8. 1294) daß Recht zur Ein- 
ziehung ber Forderung x. und erwirbt an dem Gegenftande ber efn: 
gezogenen Forderung kraft Geſetzes ein Pfandrecht oder, wenn bie 
Forderung auf Übereignung eines Grundſtücks ging, eine Sicherungs- 
hypothek an diefem Grundftüde ($. 1287). Diefe Surrogatton tritt audy 
ein, wenn der Driitfchuldner vor dem Sintritte der Berkaufsberechtigung 
feine Schuld erfüllt. Bor diefem Zeitpunkte Tann aber der Schuldner 
nur an ben Gläubiger und den Pfandgläubiger gemeinfchaftlich leiſten 
und jeder von diefen beiden kann nur die Zeiftung an beide gemeinidhaftlich 
oder die Hinterlegung oder Verwahrung für beide fordern ($. 1281); fie 
find einander verpflichtet, zur Einziehung der fälligen Yorderung mit: 
zumwirlen ($. 1285 Abſ. 1) und nach näherer Borfchrift der 88. 1288, 
1286 die Kündigung einer gefährdeten Forderung vorzunehmen oder ibr 
zuzuftinmen. Für den Fall, daß die verpfändete Forderung eine @elb- 
forderung ift (einerlet ob von vornherein oder infolge nadhträglicher 
Änderung des Gegenftandes des Schulbverhältniffes), gilt noch das Be⸗ 
fondere, daß der Pfandgläubiger nah dem Eintritte ber Verkaufs 
berehtigung (8. 1228 Abf. 2) die Forderung nur infoweit einziehen darf, 
al3 zu feiner Befriedigung erforderlich ift, daß ferner, ſoweit ber ein: 
gezogene Betrag ihm gebührt, feine Forderung ald von dem Släubiger 
berichtigt gilt und daß er ftatt der Einziehung der Geldforderung deren 
Abtretung an Bahlungsftatt fordern kann, während bei Einziehung einer 
verpfändeten Geldforderung vor dem Eintritte der Verkaufsberechtigung 
der Pfandgläubiger und der Gläubiger einander verpflichtet find, zur 
mündelficheren verzinglichen Anlegung des eingezogenen Betrags unter 
gleichzeitiger Beſtellung eines Pfandredits für den Pfandgläubiger mit- 
zuwirken (SS. 1282, 1288). 

Das Pfandredt an einer Forderung und daher auch das Gin: 
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ziehungsrecht des Pfandgläubigers (SS. 1281 f.) erftredt ſich auf die 
Binfen ber Forderung; auf dieſe finden jedoch die Vorſchriften über 
die hypothetariſche Haftung der Miet: und Pachtzindforderungen (8. 1128 
Abſ. 2, SS. 1124 f.) entſprechende Anwendung, fo daß ihre Haftung mit 
dem Ablauf eines Jahres feit der Fälligkeit oder durch Einziehung oder 
ionftige PBerfügungen erlifcht, wenn nicht der Pfandgläubiger vorher dem 
Schuldner angezeigt bat, daß er von dem Einziehungsrechte Gebraud) 
made, jedoch mit der Einſchränkung, daß die Binfen für die fpätere Zeit 
als da3 zur Beit dieſer Anzeige laufende und das folgende Kalender: 
vierteljahr verhaftet bleiben ($. 1289). ber die Erftredung des Pfand: 
reht8 an einem Wertpapier auf die Zins-, Renten⸗ und Divibenden: 
heine vgl. 8. 1296. 

Abweichungen von diefen gefeglidden Beittimmungen können, 
unbefchabet der Borfchriften der SS. 1229, 1245, vereinbart werden 
(88. 1277, 1284). 

Sn allen Fällen, in denen ein Pfandgläubiger auf Grund des ver: 
pfändeten Rechtes eine Leiftung von dem Berpflichteten fordern kann, 
muß er ſich ale Einwendungen gefallen Laflen,. welche der Berpflichtete 
im Falle der Übertragung des Mechte dein Erwerber entgegenhalten 
fon (vgl. $. 1275). 

Grundſatz. 


$. 1273. Begenftand des Pfandrechts Tann aud ein 
Recht!) fein. 

Auf das Pfandredt an Rechten finden die Borfchriften 
über das Pfandrecht an beweglichen Sachen entjpredyende Ans» 
wendung, ſoweit fi) nicht aus den 88. 1274 bis 1296 ein 
anderes ergibt?). Die Anwendung der Borjchriften des 8. 1208 
und des 8. 1213 Abi. 2 ift ausgefchloffen?). 

1) Auſsn. S. 1274 Abſ. 2 ſowie das Erbbaurecht und die anderen 
Berechtigungen, welche den Grundſtücken gleichgeftellt find (Borbm. 2 zum 
8. Buche). 2) Entſpr. $. 1068. 8) Unanwendbar find auch bie 
88. 1207, 1212 (f. SS. 1289, 1296), 1219—1221, nur ausnahmBömelfe 
anwendbar Die SS. 1206 f. (f. $. 1274), 1215 f., 1228 Abſ. 1, 88. 1280 
bis 1244, 1247f, (f. SS. 1298, 1296), 1251, 1258 (f. 8. 1278). 


eftellung des Pfandrechts. 

8.1274. Die Beftellung des Pfandredhts an einem Rechte 
erfolgt nad) den für, die Übertragung des Rechtes geltenden Vor⸗ 
Ihriften!). Sit jur Übertragung des Rechtes die übergabe einer 
Eadıe?) erforber ich, fo finden die Vorfchriften der 88. 1205, 1206 
Anwendung®). 

Someit ein Recht nicht übertragbar?) ift, kann ein Pfand: 
teht an dem Rechte nicht beitellt werben. 

1) E. vor 8.1278 Nr. 2. Entfpr. 8.1069. Ein Übertragungsatt 
wird nicht gefordert; an die Stelle der Abtretungderflärung tritt die 
Berpfändungserflärung (Gruch. 49 ©. 97, OLG. 8 ©. 818). Bur Ber: 
pfändung eines Geichäftsanteild einer Gefellichaft m. b. 9. bedarf e8 nad) 
$. 15 Abſ. 8 GmbHG. gerichtlicher oder notarteller Form (RG. 58 
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©. 107, 658 ©. 228, OUG. 8 ©. 268); für die obligatorifche Verpflichtung 
zu feiner Berpfündung gilt dies nicht (NG. 68 ©. 228). Iſt für die 
Abtretung eines ſolchen Geſchäftsanteils die Genehmigung der Geſellſchaft 
erforderlich (8. 15 Abf. b EmbHG®.), fo gilt die8 auch für bie Ber: 
pfändung (ORG. 8 S. 268). Über das Pfändbungspfandr. vgl. 8PO. 
88. 828 Fl. 2) 3. B. des Hypothekenbriefes ꝛc. (88. 1154, 1192, 
1199; OLG. 7 S. 42; vgl. Unm. 1 zu 8. 1204, Anm. 1 zu 8. 1291) 
oder der Anmetfung (8. 792 Abſ. 1). Bgl. aud) 88. 1292. 3) ©. vor 
8.1278 Nr. 2. 4) Bol. Anm. 2 zu 8.1069. Abw. für das Pfändungs: 
pfandr. ZPO. 88. 861f., 857, 869 ff. 


Pfandrecht an dem Rethte auf eine Zeitung, 

8.1278. Sit ein Necht, kraft deffen eine Leiftung gefordert 
werden kann, Gegenſtand des Pfandrechts, fo finden auf das 
Rechtsverhältnis zwiſchen dem Pfandgläubiger und dem Ber- 
prliteten die Vorſchriften, melde im Falle der Übertragung 
des Nechte für das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Erwerber 
und dem Berpflidhteten gelten, und im alle einer nad) 8. 1217 
Abf. 1 getroffenen gerichtlichen Anordnung die Vorſchrift Des 
8. 1070 Abſ. 2 entfpredhende Anwendung?). 

1) Bol. 88. 1070, 1217 mit Ann. 


Aufhebung und Änderung des verpfündeten Rechtes. 

&. 1276, Ein verpfändetes Recht kann durch Rechtsgeſchäft 
nur mit Zuitimmung des Pfandgläubigers aufgehoben!) werden. 
Die Zuftimmung ift demjenigen gegenüber zu erllären, zu deſſen 
Gunften fie erfolgt; fie ift unmiderruflihd. Die Vorſchrift des 
8. 876 Sab 3 bleibt unberührt. 

Das gleihe gilt im Falle einer Änderung des Rechtes, 
fofern fie das Pfandredht beeinträchtigt?). 

1) Hterunter fällt nah OLG. 10 S. 170 auch eine Aufhebung, bie 
fonft als Folge eines nicht direft Hierauf gerichteten Rechtögefchäfts ein: 
treten würde, 3. B. durch Bereinigung von Forderung und Schuld in 
einer Perſon infoige rechtsgeſchäftlichen Erwerbes. 2) Entſpr. 
8. 1071; ſ. Anm. daſ. 

Befriedigung des Gläubigers aus Dem Rente. 

1277. Der Pfandgläubiger kann feine Befriedigung aus 
dem Rechte nur auf Grund eines vollftredbaren Titels!) nad) 
den für die Zwangsvollſtreckung geltenden Borfchriften?) Suchen ?), 
fofern nicht ein anderes beitimmt ift. Die Vorſchriften des 
$. 1229 und des $. 1245 Abf. 2 bleiben unberührt®). 

1) Anm. 8 zu 8. 1288. 2) ZPO. 88. 828ff., 844 (RG. Bl 
©. A 816), 857. 8, Ebenſo 8. 1268. 4) Bol. vor 8. 1273 Nr. 3. 


Erlsſchen des Pfandrechts. 
6.1278, Iſt ein Recht, zu deſſen Verpfändung die Über 
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gabe einer Sadje erforderlich ijt!), Gegenftand des Pfandrechts, ſo 
Inden auf das Erlöjhen des Pfandrechts durch die Rückgabe 
der Sache die Vorſchriften des 8. 1253 entipredhende Ans 
wendung). 

2) Anm. 2 zu $. 1274. 2) Bol. vor $. 1278 Nr. 2. 


Pfandrecht an einer Forderung. 
1. &inleitende Vorſihrift. 
6. 1279. Für das Pfandrecht an einer Forderung!) gelten 
die befonderen Borfchriften der 88. 1280 bis 12902). 

1) Buläffig ift auch die Verpfändung einer Forderung des Schulds 
ners gegen den Gläubiger, alfo ein Pfandr. an eigener Schuld (RG. 67 
S. 868). 2) Neben den 88. 1278 ff., fowett diefe nicht durch die 88. 1280 Ff. 
geändert find (vgl. auch den Vorbehalt betr. die in ein Staatsſchuldbuch 
eingetragenen Sorderungen im EG. Art. 97). Ob die Forderung auf 
Binfen ausfteht oder nicht, wirb bier, anderd ald beim Nießbraudje 
(88. 1074 f.), nicht unterfchieden. Dagegen find die Rechte des Pfand: 
aläubiger8 vor dem Eintritte der Verlaufsberechtigung (8. 1228 Abſ. 2) 
und nachher verfchieden; vgl. vor $. 1278 Nr. 8. Die Berpfändung ent: 
hält feine bedingte oder beichräntte WUbtretung der Forderung, fondern 

nur eine Beichräntung des Gläubigers in der Verfügung über diefe. 


2. Anzeige an den Schuldner. 
- 1280. Die Berpfändung einer Forderung, zu deren 
Nbertragung der Abtretungsvertrag genügt!), ift nur wirkſam, 
wenn der Öläubiger fie dem Schuldner anzeigt?). 

2) Dies ift regelmäßig der Fall, aud) wenn die Forderung verbrieft 
it (8. 898). Under bei Hypotbelenforderungen (3. 1154, Ausn. $. 11569, 
$. 1190 Abſ. 4; ſ. auch 88. 1187, 1195, OLG. 7 ©. 42), bei Forde: 
rungen aus einer Anwelfung ($. 792 Abſ. 1) und aus Order: oder 
Sinhaberpapieren ($$. 1292f.). 2) Ausn. von 8. 1274; vgl. vor 
8. 1278 Ir. 2. Der $. 1280 findet auch auf die Berpfändung eines Spar: 
fafienguthabens (OLG. 4 S. 887,6 S. 267) und eines Lebensverficherungs: 
anſpruchs (NG. 51 ©. 88, AW. 1904 ©. 486) Anwendung (über die Un« 
zuläffigteit der Berpfändung des Sparlaffenbudg, der Police u. d. Ur: 
tunden als folder ſ. Anm. 1 zu $. 1204), dagegen nicht auf bie von 
Anteilöfcheinen einer Gefellichaft, da dadurch nicht eine Korderung, ſondern 
dad Anteilsrecht an der Geſellſchaft verpfändet wird (MG. 67 ©. 414). 
Ohne die Anzeige tritt auch für die Kontrahenten des Verpfändungs— 
vertrags feine dinglihe Bindung ein (NG. 51 ©. 88). Sie gehört zu 
dem das Pfandr. erzeugenden Tatbeftande, muß von dem BVerfügungs: 
berechtigten ausgeben und den Willen zum Ausdrucke bringen, die Ber 
pfändung gegen fich gelten zu laſſen; ſie kann auch nad) ben Berpfändungs: 
alte noch erfolgen, folange nicht über das verpfändete Recht zugumften 
eine8 anderen verfügt oder Konkurs fiber das Vermögen des Gläubigers 
eröffnet ift, inSbefondere auch nach dem Tode des Gläubigers durch beffen 
Erben oder im Falle der Berpfändung eines Lebensverficherungsanfprichs 
durch den Dritten, zu deſſen Gunſten der Lebensverſicherungsvertrag ge: 
Ihlofien tft (ZW. 1904 5. 486) 
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3, Zeiflung an den Pfandgläubiger und den Gläubiger. 

8. 1281. Der Schuldner kann!) nur an ben Bfandgläubiger 
und den Gläubiger gemeinjchaftlich leiften?). Jeder von beiden 
fann verlangen, daß an fie gemeinſchaftlich geleiftet wird; jeder 
fann ftatt der Leiftung verlangen, daß die geichuldete Sadye jür 
beide hinterlegt?) oder, wenn fie fi nicht zur Hinterlegung 
eignet, an einen gerichtlich) zu beftellenden Berwahrer abgeliefert 
wird°). 

. Bor dem Eintritte der Borausfegungen des Befriedigungsrechts 
($. 1228 Abſ. 2); vgl. $. 1282 u. vor $. 1278 Nr. 8. Ausn. 8. 1294. 
Wegen der Prozeßkoſten NG.52 ©. 141. 2) Bol. 88. 1286f. und über 
die Wirkung der Letftung SS. 1287 f. 5) 88. 872 ff.; EG. Art. 145. 
4) 566. 8. 165; vgl. 8. 1217. 5) Ähnlich 8. 1077; vgl. 8. 482. 
4. Einziehungsrecht des Pfandgläubigers. 

8. 1282, Sind die Vorausfegungen des $. 1228 Abj. 2 
eingetreten, jo ift der Pfandgläubiger zur Einziehung!) der 
Forderung berechtigt?) und Tann der Schulöner nur an ihn 
leiftend). Die Einziehung einer Geldforderung fteht dem Pfand⸗ 

läubiger nur infomeit*) zu, als fie zu feiner Befriedigung er— 

—** iſts). Soweit er zur Einziehung berechtigt iſt, kann 
er auch verlangen, daß ihm die Geldforderung an Zahlungsſtatt 
abgetreten wird®). 

Zu anderen Verfügungen über die Forderung ift der Pfand- 
gläubiger nicht beredhtigt; das Recht, die Befriedigung aus der 
Forderung nad) $. 1277 zu fuchen, bleibt unberührt. 

1) Nicht zum Berlauf, auch nicht zur Berfteigerung (OLG. 11 
S. 111; Ausn. gemäß 8. 1277, ZPO. $. 844 oder 8. 1284, NG. 81 
S. A 815) oder zu fonftigen Verfügungen (Mbf. 2), 1. jedoch 88. 1284, 
1295. üÜhnlich 8. 1074. 2) und verpflichtet ($. 1286 Abſ. 2). Kraft 
ſeines Einziehungsrechts ift der Pfandgläubiger auch zur Aufrechnung der 
verpfändeten Forderung mit einer Gegenforderung de8 Schuldners gegen 
fih (RG. 68 S. 106) und zur Bervilligung ber Töfchung der verpfündeten 
Hypothekenforderung bei deren Einziehung an Stelle des &läubigerd be: 
fugt (vol. 88. 28 ©. A 147, 29 ©. A 186, 81 ©. A 816, 
Seuffl. 59 Nr. 86, ONG. 8 S. 209). 5, MWirfung ber Leiftung 
$. 1287. Der Gläubiger kann, fomweit es die Befriedigung des Pfand: 
gläubiger8 erfordert, nicht mehr auf Zahlung an fi, fondern nur auf 
Zahlung an diefen Hagen (OLG. 12 ©. 142). #) Bol. vor $. 1278 Nr. 8, 
8. 1280 Sag 2; ZPO. SS. 803, 818. 5) 5. 1210. Wirkung der 
Einziehung 8. 1288 Abſ. 2. 6) ZPO. S. 885. 

5. Kündigung. 

$. 1283, Hängt die Fälligkeit der verpfändeten Forderung 
von einer Kündigung ab, fo bedarf der Gläubiger zur Kündigung 
der Zuftimmung des Pfandgläubigerd nur!), menn diefer be» 
rechtigt ijt, die Nußungen zu ziehen?). 
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Die Kündigung des Schuldners ift nur wirkſam, wenn fie 
dem Pfandgläubiger und dem Gläubiger erklärt wird?). 

Sind die Borausfegungen des $. 1228 Abſ. 2 eingetreten), 
fo ift auch5) der Pfandgläubiger zur Kündigung beredjtigt; für 
die Kündigung des Schuldners genügt die Erklärung gegenüber 
dem Pfandgläubiger. 

1) Abw. von 8. I077 Abſ. 2. 2) 8. 1218 Abſ. 1, 8. 1219, 
1278 Abſ. 2 Sag 2. Berpflihtung zur Kündigung oder Zuftimmung zu 
diefer $. 1286. 5), Ebenſo S. 1077 Ubf. 2. 4) Ausn. $. 1294. 


35) Anders 8. 1074. 
6. Beriragsfreiheit. 
.128A, Die Vorſchriften der 88. 1281 bis 1283 finden 
feine Anwendung, jomweit der Pfandgläubiger und der Gläubiger 
ein anderes vereinbaren!). 

2) Bol. 88. 1246, 1277 Sag 2; RG. Bl S. A 816. 

1. Aitwirkung des Pfandgläubigers und des Gläubigers 

a) zur Einziehung der Forderung. 

hä 1285. Hat die Leiftung an den Pfandgläubiger und 

den Gläubiger gemeinfchaftlid zu erfolgen!), fo find beide ein- 

ander verpflichtet, zur Einziehung mitzuwirken, wenn die %or- 

berung fällig ift2). 

oweit der Pfandgläubiger beredhtigt ift, die Forderung 

ohne Mitwirfung des Gläubigers einzuziehen), hat er für die 

ordnungsmäßige Einziehung zu forgen‘),. Bon der Einziehung 

bat er den Gläubiger unverzüglih zu benachrichtigen, fofern 
nicht die Benachrichtigung untunlich ift3). 

2) 88. 1281, 1284. 2) Ebenfo 8. 1078 Sag 1. 8) SS. 1282, 
1284, 1294. 4) Ebenfo 8. 1074 Sag 2. Bol. RS. in ZBIFG. 6 
©. 888. 5) Entfpr. 8. 1241. 

b) zur Kündigung. 

8. 1286, Hängt die Fälligkeit der verpfändeten Forderung 
von einer Kündigung ab, fo kann der Pfandgläubiger, fofern 
nicht das Kündigungsrecht ihm zufteht!), von dem Gläubiger 
die Kündi ung verlangen, wenn die Einziehung der Forderung 
wegen Gefährt ung ihrer Sicherheit nady den Regeln einer ord⸗ 
nungsmäßigen Bermögensverwaltung geboten ilt?). Unter der 
gleihen Borausfegung Tann der Gläubiger von dem Pfand- 
gläubiger die Zuftimmung zur Kündigung verlangen, fofern Die 
Zuſtimmung erforderlich ift?). 

1) 8. 1288 Ubi. 8, 88. 1284, 1294. 2) Ebenſo 8. 1078 Satz 2. 
3) 8. 1288 Abſ. 1, 8. 1284. 

8. Änderung des Derhältniffes durch Leiſtung. 

6. 1287. Leiftet der Schuldner in Gemäßheit der 88. 1281, 
1282, fo erwirbt!) mit der Leiſtung der Gläubiger den geleiſteten 

39* 
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Gegenſtand und der Pfandgläubiger ein Bfandrecht an dem Gegen⸗ 
ftande. Befteht die Leiftung in der Übertragung des Eigen- 
tums an einem Grundftüde, fo erwirbt der Bfandgläubiger eine 
Sicherungshypothek?). 

1) Ebenſo 8. 1076 Abſ. 1. Ausn. 8. 1288 Abſ. 2. 2) Die 
Sicherungshypothek entſteht in dieſem Falle ohne Eintragung in das 
Grundbuch. Vgl. Anm. zu S. 1075. Ebenſo für das Pfändungspfand: 
recht ZPO. S. 848. Nah OLG. 10 ©. 128 geht das Pfandr. an einer 
Hyp. bei deren Erlöſchen infolge Zwangsverſt. kraft Geſetzes und ohne 
Eintragung auf die an die Stelle ber Hyp. tretende Sicherungshyp. über. 
9. Derfügung Über reinen eingesogenen Geldbetrag. 

8, 1288. Wird eine Geldforderung in Gemäßheit des 
8.1289 eingezogen, fo find der Pfandgläubiger und der Gläubiger 
einander verpflichtet, dazu mitzumirfen, daß der eingezogene 
Betrag, fomweit e8 ohne Beeinträdhtigung des Intereſſes des 
Pfandgläubigers tunlih ift, nah den für die Anlegung von 
Mündelgeld geltenden Vorſchriften!) verzinslich angelegt und 
gleichzeitig dem Pfandgläubiger das — beſtellt wird?). 
Die Art der Anlegung beſtimmt der Gläubiger?). 

Erfolgt die Einziehung in Gemäßheit des 8. 1282, ſo gilt 
die Forderung des Pfandgläubigers, ſoweit ihm der eingezogene 
Betrag zu feiner Befriedigung gebührt“), als von dem Gläubiger 
berichtigt). 

1) Bol. 88. 1807 f. mit Anm. 2) Entipr. S. 1079. 8) Anbers 
8. 1079 Sag 2. 4) Im übrigen 8. 1287. 5) Entipr. 8. 1247 
Sat 1. 
10. Erfirekung des Pfondrechts auf die Binfen Der Lorderung. 

$. 1289. Das Pfandrecht an einer Forderung erftredt 
fih auf die Zinfen!) der Forderung?). Die Vorſchriften des 
8. 1123 Abf. 2 und der 88. 1124, 1125 finden entjprecdhende 
Anwendung; an die Stelle der Beichlagnahme tritt die Anzeige 
des Pfandgläubiger8 an den Schuldner, daß er von dem Ein- 
ziehungsredyte Gebrauch made?). 

1) Nechtsgeichäftliche und gefeßliche. 2) Soweit nicht dem Rer: 
pfändber daS Verfügungsrecht über die BZinfen fehlt oder die Beteiligten 
anderes vereinbart haben (OLG. 12 S. 286). Bgl. S. 1212. 3) Bgl. 
vor 8. 1278 Nr. 8. 

11, Belafiung der Forderung mit mehreren Yfandreihten. 

8. 1290. Beſtehen mehrere Pfandrehte!) an eineuFor⸗ 
derung, jo iſt zur Einziehung nur derjenige Pfandgläubiger 
beredjtigt, dejlen Pfandredht den übrigen Pfandrechten vorgeht ?). 

2) 8. 1209 (vgl. 8. 1278 Abſ. 2). 2) Abw. von S. 1282. 
Der nadjftehende Pfandgläubiger einer Geldforderung Tann jedoch den 
zur Beiriedigung des vorftehenden nicht erforderlichen Betrag gemäß 8. 1282 
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Abi. 1 Sag 2 einziehen. Hinfichtlih bes Pfändungspfandr. |. ZPO. 
88. 868 ff. 


Pfandrecht an einer Grundſchuld und an einer Rentenſchuld. 
8. 1291. Die Vorſchriften über das Pfandrecht an einer 


Forderung gelten auch für das Pfandredt an einer Grundfchuld 
und an einer Nentenfchuld!). 


1) Entipr. & 1080 und ZBO. S. 867 Abſ. 6. Die Beftellung des 
Pfandrechts erfolgt gemäß 8. 1154 (f. SS. 1192, 1199, 1274), aljo bei 
Briefgrundfchulden durch bergabe des Grundſchuldbriefs ($. 1274 Abſ. 1 
Sat 2) und fchriftliche Verpfändungserllärung (DLG. 8 ©. 818); Ausn. 
8$. 1159, 1195. Unzuläſſigkeit der Berpfändung des Briefes als folchen 
Anm. 1 zu $. 1204, Anm. 6 zu $. 952. 


Pfandrecht an Wertpapieren. 

1. Berpfändung eines Merhlels oder eines anderen Örderpnpiers. 

&. 1292. Zur Berpfändung sines Wechſels oder eines 

anderen Papierd, da8 durch Indoſſament übertragen werden 

fann!), genügt?) die „Einigung des Gläubigers und des Pfand» 
gläubiger8 und die Übergabe?) des indoflierten*) Papier35). 


1) 988. $. 222 Abſ. 8, SS. B6BFf., EG. z. HGB. Art. 16f. 
2, Daneben ift bie Berpfändung des Rechtes aus dem Papiere gemäß 
8. 1274 zuläſſig. 5) Semäß $. 1205 Abſ. 1 Sag 1. Vgl. WO. 
Urt. 89, HGB. $. 864 Ubi. 8. 4 WO. Art. 9 ff, 12. Ein Prokura⸗ 
Indoffament (WO. Urt. 17) genügt nidt. 5) Die zu Sicherungs: 
zweden erfolgende Übergabe eines in blanko indoſſierten Wechſels ſtellt 
nit notwendig eine Berpfändung bar, jondern kann auch eine bedingte 
oder unbedingte flduziarifche Übertragung enthalten; durch diefe Übergabe 
geben alle Rechte aus dem Wechiel, nicht aber die außerhalb desſelben 
beſtehenden Nebenrechte (3. B. gegen einen BArgen) über (OLG. 7 S. 172). 
Das Pfandindoffament begründet im Bweifel feine wechfelmäßige Haftung 
bes Indoſſanten gegenüber dem Pfandgläubiger; es bezwedt nur, dieſen 
zur Verſügung über dad Recht nad außen, zur Einziehung im Sinne 
des 8. 1282 zu legitimieren (OLG. 8 ©. 197). Fortbeſtand des Piandr. 
an einem Wechfel troß der Kürzung des Einlöfungsbetrags feitend des 
Pfandgläubigerd bei der Abrechnung OLG. 12 S. 296. Bal. auch dag 
og. Depotgeſ. v. 5. Zuli 1896 SS. 1f, Piändungspfandredit ZPO. 
Ss. 881, 886 fi. 

2. Pfandrecht an einem Inhaberpapiere. 

6.1293. Für das Pfandrecht an einem Inhaberpapiere') 
gelten die Borfchriften über das Pfandrecht an beweglichen 
Saden?). 

1) Anm. 1 zu S. 1081, Unm. 1 zu S. 1204. Inhaberlagerſcheine 
SächſArch. 1906 S. 184. 2) 88. 1204 ff., indbefondere S. 1286 
Abi. 2; HB. 85. 866 |. Bgl. auch 8. 1294; Depotgef. v. 5. Juli 1896 
83. 1f. Pfändungspfandrecht ZPO. SS. 808, 821 ff. 

3. Einziehung und Kündigung. 

6.1294. Iſt ein Wechſel, ein anderes Papier, das durch 
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Indoſſament übertragen werden fann!), oder ein Inhaberpapier?) 
Gegenstand des Pfandredts, fo il, auch wenn die Voraus 
fegungen des 88. 1228 Abf. 2 nod nicht eingetreten find, der 
Pfandgläubiger zur Einziehung und, falls Kündigung erforder- 
lic it, zur Kündigung bereditigt und kann der Schuldner nur 
an ihn leiften®). 

1) 8.1292. . 2)9.1298. 3) Abw. von 88. 1281. Wirkung 
ber Einziehung SS. 1287 f., SächſArch. 1906 ©. 184. 

4. Berkauf aus freier Hand, 

8.1295. Hat ein verpfändetes Bapier, das durch Indofja- 
ment überiragen werden Taun!), einen Börfen- oder Marktpreis, 
fo ift der Gläubiger nad) dem Eintritte der Vorausfegungen 
des 8. 1228 Abſ. 2 berechtigt, das Papier nad $. 1221 ver- 
faufen zu laljen?). - 

1) 8. 1292. 2) Bol. 8. 1285 Abſ. 2. Außerdem 88. 1277, 
1294. Wird ein gepfändeter Wedel durch das zufländige Wericht ver⸗ 
fteigert, fo finden die SS. 1244, 982—984, 986 Anwenbung (RG. 61 
S. 880). 

5. Erfirekung des Pfandrechts auf Zinsſcheine 2c. 

8. 1296. Das Pfandrecht an einem Wertpapier erftredt 
fi) auf die zu dem Papiere gehörenden Zins-, Renten- oder 
Gemwinnanteilfcheine nur dann, wenn fie dem Pfandgläubiger 
übergeben find!). ‚Der Verpfänder kann, jofern nicht ein anderes 
beſtimmt ijt, die Herausgabe der Scheine verlangen, foweit fie 
vor dem Eintritte der Borausfegungen des $. 1228 Abi. 2 fällig 
werden). 

1) Abw. von 8. 1289. Die Zinsicheine x. find für den Berkehr 
jelpfrtändige Inhaberpapiere ($. 808); das Pfandrecht muß daher an ihnen 
befonder8 begründet werden (88. 12056 f.). Bösgläubigleit des Pfand: 
nehmers bei Verpfändung der fog. Mäntel ohne Zins: und Binserneue: 
rungsicheine RG. 58 S. 162 (abw. OLG. 8 ©. 198). 2) Der Pfand⸗ 
gläubiger Hat nicht das Einziehungsreht auf Grund des 8. 1294. 


Biertes Bud. 
Familienrecht. 


1. Das vierte Buch behandelt in feinem erſten Abſchnitte (88. 1297 
bis 1588) die das Familienverhältnis begrundende Einrichtung, die Ehe. 
Hieran fchließen fi im zweiten Abſchnitte (88. 1589— 1772) die Bor: 
ſchriften über die durch Abftammung verbundenen Berfonen, die Ber: 
wandten. Den dritten Abfchnitt (SS. 1778— 1921) bilden die Borfchriften 
über die Bormundidaft; diefe gehört zum Famillenrechte, weil fie, ſoweit 
e3 fi um Minderjährige handelt, fi) als Ergänzung der elterlichen Ge: 
walt darſtellt. 

2. Im Bamilienrechte gilt der Grundfag der Vertragsfreiheit nur, 
foweit er ausdrücklich anerkannt tft. 

8. Ergänzt werben die Borfchriiten des vierten Buches durch bie 
ded SGG. über Vormundſchaftsſachen (SS. 85—64), die Annahme an 
Kindes Statt (85. 66—68) und dad Süterrecdhtsregifter (88. 161, 162). 

4. Borbebalte für das Landesrecht find nur in den Art. 184—186 
des EG. enthalten. 

Uebergangsvorſchriften ſieht das EG. in den Urt. 198 —212 vor. 


Erſter Abſchnitt. 
Bürgerliche Ehe. 


Die Üüberſchrift des erften Abſchnitts bringt zum Ausdrucke, daß bie 
Ehe nicht bloß ein Gegenſtand rein weltlicher, bürgerlich-rechtlicher Natur 
it, fondern aud einen religlößsftttlicden Charakter Hat und infoweit dem 
tirchlichen Einfluffe verbleibt. Mit der ÜÜberfchrift fol aber nicht gefagt 
werben, daß es zwei Ehen gebe, eine bürgerlide und eine Tirchliche. 
68 gibt nur eine Ehe, die neben ihrer rechtlichen Natur auch eine kirch⸗ 


liche Seite hat. 
@rfter Titel. 
Verlöbnis. 

1. Das BGB. geht davon aus, daß durch das Verlöbnis eine Klage auf 
Eingehung der Ehe nicht begründet wird (8. 1297). Praktiſche Bedeutung 
würde eine ſolche Klage ohnehin nicht haben, da nad) der ZPO. 8. 888 
“bi. 2, 8. 894 Abi. 2 dem Urteile die Zwangsvollitredung verſagt bleiben 
müßte. Dem Berlöbnifie fommt ferner nicht die Wirkung eined (Ehe: 
hinderniſſes, auch nicht eines auffchiebenden, zu. Auch kennt dad BGB. 
feine befonderen Rechte der im Brautftand erzeugten Stinder; Ubergangs⸗ 
befimmung EG. Urt. 208 Abſ. 2. Die Nichtllagbarkeit dei Verlöbniſſes 
macht die Aufftellung beſonderer Borfchriften über die Form ded Ber: 
löbniffes, die Notwendigkeit der Zuftimmung Dritter 2c. überflüffig. Ob 
dem Berlöäbnifie die Ratur eines Rechtsgeſchäfts zukommt, tft im BGB. 
nicht entfchleden, ührigens wohl zu beiahen (MG. 69 S. 100). Ueber 
Verlobnis im ftrafrechtlihen Sinne RGSt. 85 S. 49. 


616 Familienrecht. Bürgerliche Ehe. 


2. Bezüglich des für das Verlöbnis maßgebenden Hechtes enthält das 
im EG. aufgeftellte internationale Privatrecht keine Vorſchrift. Auch Liber 
gangöbeftimmungen find nicht getroffen (vgl. vor EG. Art. 198). 
1. Ausfrhluß der Klagbarkeit. 

.1297, Aus einem Verlöbniffe kann nicht auf Eingehung 

der Ehe geklagt werden?). 

Das Verſprechen einer Strafe für den Fall, daß die Ein⸗ 
gehung der Ehe unterbleibt, ift nichtig ?). 

1) ZPO. 8. 888 Abſ. 2, 8. 894 Abf. 2. RG. JW. 1M1 S. 812. 

2) 8. 844. 


2. Bruch des Berlöbniffes. 
a) Ungeredtfertigter Bürktritt. 

8. 1298. Tritt ein Verlobter von dem Berlöbniffe zurüd, fo 
hat er dem anderen Berlobten und deſſen Eltern ſowie dritten 
Verfonen!), melde an Stelle der Eltern gehandelt haben, den 
Schaden zu erjegen, der daraus entitanden ijt, daß fie in Er⸗ 
wartung der Ehe Aufmenbungen gemadt haben oder Berbindlich- 
feiten eingegangen find?). Dem anderen Berlobten hat er auch 
ben Schaden zu erfegen, den diefer dadurch erleidet, daß er in 
Erwartung der Ehe?) fonftige fein Bermögen oder feine Er- 
werbgftellung berührende Maßnahmen getroffen bat). 

Der Schaden ift nur inſoweit zu erfegen, als die Auf- 
wendungen, die Eingehung der Berbindlichkeiten und die fonftigen 
Maßnahmen den Umftänden nad) angemeljen waren. 

Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn ein widtiger®) Grund 
für den Rüdtritt vorliegt®). 

Da das Berlöbnis ein Bertrag ift (OLG. 11 S. 276), lönnen bie 
Anſprüche aus SS. 1298, 1800 nur erhoben werden, wenn bag Berlöbnig 
nicht nach den allg. Borfchriften über Mechtsgeihäfte ungültig if. Eine 
Dtinderjährige, die fi ohne Zuftimmung des gef. Vertreter verlobte 
und dem Verlobten Hingab, kann den Anſpruch aus 8. 1800 nicht geltend 
machen; ander8 wenn der gef. Vertreter fpäter das Berlöbnts genehmigte 
oder das Verlöbnis nach erreichter Volljährigkeit fortgefegt wird (RE. 61 
S. 267; IW. 1906 ©, 9). 

2) 3. 8. Pflegeeltern, Berwandten. 2) Weitergehende Anſprüche 
aus allgemeinen Grunden (3. B. unerlaubten Handlungen 88. 823, 826) 
bleiben ‘unberührt. 3) nicht Lediglich infolge Schwangerſchaft (OLG. 4 
©. 858, 10 ©. 274). Bel. auh OLG. 8 ©. 829. 4) 3.8. Aufgabe 
eine Erwerbögeihäfts (RS. FW. 1908 Beil. S. 144); f. dagegen ZW. 
1902 Bell. S. 259. Nicht Hierher gehört bag Ausſchlagen einer befferen 
Partie (RG. JW. 1902 Beil. S. 269). 5) 3. B. Nichteinwilligung 
des gefeglichen Bertreterd ($. 1804) ober ber Eltern (88. 1306, 1806), 
wenigftend für die Negelfälle (RG. 68 ©. 248); Srrtum über die Ber: 
mögensverbältnifie Seuffl. 58 S. 189, die Jungfernſchaft DIE. 11 
©. 279; Bruch der Berlöbnistreue ORG. 11 S. 279; Krankheit ORE. 7 
©.44. 6) Gerichtsſtand für die Erfagpflicht aus $. 1298 |. OLE. 11 ©. 277. 
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b) Rücktritt wegen Berfchuldens des anderen Geiles. 

6. 1299, 2eranlaßt ein Berlobter den Rücktritt des anderen 
durch ein Verſchulden, das einen wichtigen Grund für den Rüd- 
tritt bildet, jo ift er nad) Maßgabe des $. 1298 Ab. 1, 2 zum 
Schabenserfage verpflichtet. 

e) Deflorationsanfprud. 

&. 1300, Hat eine unbefcholtene!) Berlobte?) ihrem VBer- 
lobten?) die Beimohnung geitattet, fo kann fie, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen des 8. 1298 oder des $. 1299 vorliegen, auch wegen 
de8 Schadens, der nicht Vermögensſchaden ijt, eine billige Ent» 
IHäbigung in Geld verlangen. 

er Anſpruch ift nicht übertragbar?) und geht nicht auf 
die Erben über, es ſei denn, daß er durd Vertrag anerkannt?) 
oder daß er rehtshängig®) geworben ift. 

Dem BGB. ift ein allgemeiner Deflorationsanipruh fremd; nur 
für einige beſonders ſchwere Fälle iſt durch bie SS. 828, 825 (dazu 
8. 847), 18C0 ein dem BDeflorationsanfprude nachgebildeter Anſpruch 
anerlannt. 

2) Bezieht ſich nur auf die Gefchlechtsehre wie tın StGB. 8. 182. 
Ob Beſcholtenheit vorliegt, ift unter Berückſichtigung der Anſchauungen 
und Gepflogenheiten der in Betracht kommenden Stände und Gefellichafts- 
tlofien zu prüfen (NG. 52 ©. 46, IW. 1906 ©. 66). Weil die Ber: 
lobte ſchon vor der Berlobung dem Berlobten den Betichlaf geitattet, gilt 
fie nit als beiholten (RG. JW. 19065 ©. 288, a. M.: OLG. 12 
©. 297). Wenn bie Beimohnung vor dem Verlöbniſſe ftattgefunden Hat 
und nachher nicht wiederholt wurde, Tann fein Anſpruch aus 8. 1800 
geltend gemacht werben (NG. ZW. 1906 ©. 426). 2), Jungfräulich⸗ 
feit ift nicht erforderlich. 3) Vorausſetzung ift ein wirkſames Ber: 
löbnis (f. Borbm. vor $. 1298, NO. ZW. 1906 ©. 9). 4) Aufrechnung 
$. 894, Berpfändbarteit 8. 1274 Abſ. 2, Pfändbarkeit ZPO. $. 861, 
Kontur RD. S. 1. 5) 8. 781. 6) ZPO. SS. 268, 268, 281, 


698. BZuftändigkeit ORG. 5 ©. 86. 
3. Bürkgabe der OGefchenke, 
&. 1301. Unterbleibt die Eheſchließung, fo kann jeder 


Berlobte von dem anderen die Herausgabe desjenigen, was er 
ihm gefchentt!) oder zum Zeichen des erlöbniffes gegeben hat, 
nah den Borfchriften über die Herausgabe einer ungerecht» 
fertigten Bereicherung?) fordern. Im Zmeifel iſt anzunehmen, 
daß die Rüdforderung ausgeſchloſſen fein jol, wenn das Ber: 
löbnis durd den Zod eines der Verlobten aufgelöjt wird. 

Einfluß der Auflöfung bed Verlöbnifſſes auf eine Tegtwillige Ber: 
fügung 8. 2077 Abſ. 2, auf einen Erbvertrag 8. 2279 Abf. 2. 

1) OSG. 12 ©. 298. 2) 88. 812 ff., inSbefondere 88. 8156, 818. 
Aus $. 815 folgt, daß der Verlobte, welcher grundlos zurädtritt oder den 
Rüdtritt des anderen Teiles verfchuldet, feine Gefchente verliert und die 
erhaltenen zurüdgeben muß (Seufff. 57 ©. 28). 
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4. Berjährung. 

8.1302, Die in den 88. 1298 bis 1301 beftimmten An⸗ 
ſprüche verjähren in zwei Jahren von der Auflöfung des Berlöb- 
nilles an. 

Berechnung der Frift 8. 187 Abſ. 1, $. 188. 


Zweiter Titel, 
Eingehung der Ehe. 


1. Das BGB. regelt dad Eheſchließungsrecht auf der Grundlage 
des Gef. über die Beurkundung des Perjonenitandes ac. v. 6. Wehr. 1875. 
Der Anhalt der 88. 28—48, 44 Abſ. 1, 50—58 dieſes Geſetzes iſt in 
den vorliegenden Titel übergegangen. Dur Art. 46 EG. wirb deshalb 
das Gefeg entiprechend geändert. Das EG. beftimmt ferner unter Art. 40 
die Änderungen, welche das Gefeß Aber die Ehefchließung zc. von Bundes- 
angebörigen im Auslande v. 4. Mat 1870 infolge des BGB. erleidet. Aus: 
fübrungsporfcriften 3. Perfonit®. |. Bel. d. Bundesrats v. 25. März 1899. 
Form der Ehefchließung in den Konfulargerichtäbezirten Geſ. v. 7. April 
1900 8. 86, in den Schußgebteten Gef. v. 10. Sept. 1900 8. 7. 

2. Der vorliegende Titel regelt zunächft bie Ehebindernifie (88.1308 - 1815). 
Die im Perfonenftandsgefeße (88. 28—40) enthaltenen Ehebindernifie 
find mit Ausnahme bes Erfordernifies der Einwilligung der Eheſchließenden 
(8. 28) und des Berbot3 der Ehe zwiichen dem Bormund oder beffen Ab: 
kömmlingen und dem Mundel (8. 87 daj.) in das BEB. übernommen. 
Bezüglich des erfteren Ehehindernifies vgl. 8. 106. Die Ehe zwifchen dem 
Mündel und den Bormund oder deflen Ablömmlingen ift nach dem BEB. 
nicht verboten; fie feßt jedoch mit Rüdficht auf 88. 181, 1795, 1897, 1909 
die Beftellung eines Pfleger? voraus. Der zweite Titel enthält übrigens 
nit alle Ehehinderniffe; vgl. noch $. 1849. Die Ebebindernifie des 
BEB. find entiweder auffchtebende, welche nur der Bulafiung zur Ehe⸗ 
ſchließung entgegenftehen, auf die Gültigkeit der gleichwohl geſchloſſenen Ehe 
aber ohne Einfluß find, oder trennende, weldye bewirten, daß die trogdeu: 
abgeſchloſſene Ehe nichtig oder anfechtbar tft. Nach den 88. 1828, 1880 
tritt Nichtigkeit der Ehe in den Fällen der 88. 1824-1828, Anfechtbarkeit 
in den Trällen der SS. 1881—1886 und des 8. 1860 ein. Die anderen 
Eheverbote find auffchiebende Ehehinderniffe. 

8. Die 88. 1816—1821 ordnen die Form der Eheſchließung. 
Auch bier bat fih dad BGB. das Perfonenftandsgefeg zum Borbilbe 
genommen. Dies gilt namentlih von dem Grundfage der obligatorifchen 
Zivilehe. Es find jedoch die Erfordernifie der EHefchließungsforn, von 
denen die Gültigfeit der Ehe abhängt, eingeſchränkt (8.1824 mit 8.1817); auch 
wird die Ehe geichlofien durch die bloße Erklärung der Verlobten por bem 
Standesbeamten, daß fie die Ehe miteinander eingehen wollen ($. 1817). 
Borausfegung tft dabei, dab der Standesbeante zur Entgegennabme der 
Erllärung bereit ift, fo daß nur ber Ausſpruch (8. 1818), nicht aber bie 
Mitwirkung (8. 1817) des Stanbesbeamten unmwefentlich ift. 

4. Internationales Privatreht EG. Art. 18 und Haager Ablommen 
v. 12, Suni 1902 (XGBl. 1904 ©. 221). 
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B. Das bayerifche Reſervatrecht (Berjailler Bündnisv. v. 28. Non.1870 
Nr. UI 8. 1 und Nr. 1 des Schlußprot.) ift unberührt geblieben. Es ift 
im Art. 81 des Heimatgef. in der Faſſung v. 80. Juli 1899 (AG. 
Art. 154) enthalten und 3. B. von Preußen Urt. 48 8. 6, Sachſen 
3. v. 12. Juli 1899 8. 7 anerfannt. Die Verletzung der Borfchriften des 
bayer. Rechtes tft auf die bitrgerlich-rechtlihe Wirkſamkeit der&he ohne Einfluß. 

1. &hehindernife. 1. Eheunmündigkeit. 

6.1303. Ein Mann darf nicht vor dem Eintritte der Voll- 
jährigfeit, eine Frau darf nicht vor der Vollendung des fech» 
zehnten Lebensjahrs eine Ehe eingehen. 

„ner Hrau Tann Befreiung!) von diefer VBorfchrift bewilligt 
Werden. 

Bolljägrigleitserflärung (8. 3) ſteht der Volljährigleit (S. 2) gleich. 
Deshalb bei Männern Leine Befreiung. Mangel der Ehemündigfeit tft 
ein aufſchiebendes Ehehindernis. Berechnung des Alters 8. 187. 

1) 8. 1822. Bur Befreiung iſt zuftändig der Landesherr in Bayern, 
Wurttemb. und Heſſen; der Suftizminifter in Preußen und Baden; der 
Minifter des Innern in Sadfen, dad Minift. in Elfaß-Xotäringen. In 
Preußen find die Geſuche an das Amtsgericht des Wohnfiges eventuell 
des Aufenthalt3 zu richten unb von biefem weiterzugeben (JMBl. 1899 
S. 784). Für Bayern f. IMBl. 1900 ©. 106. 

2. Einwilligung des geſetuigen Vertreters. 

.18304. Wer in der Geichäftsfähigkeit beſchränkti) ift, 

bedarf zur Eingehung einer Ehe der Einwilligung?) feines geſetz⸗ 
lichen Bertreters?). 

Iſt der gefegliche Vertreter ein Bormundt), fo Tann die Ein» 
willigung, wenn fie von ihm verweigert wird, auf Antrag des 
Mündels durd) das Bormundfchaftsgerid)td) erjegt®) werden. Das 
Vormundſchafisgericht Hat bie Sinwiligung zu erjeßen, wenn 
die Eingehung der Ehe im Intereſſe des Mündels liegt?). 

Mangel der Einwilligung des Bertreterd begründet die Anſechtbar— 
feit ($. 1881). Einfluß auf das Güterrecht 8. 1864. Geſchäftsunfähigkeit 
begründet Nichtigkeit der Ehe S. 1826. 

2) 88. 106, 114. 2) 8. 188, PerſonſtGeſ. $. 45. 3) Es 
fommt Darauf an, wer die Vertretung in den die Perfon betreffenden 
Angelegenheiten bat. 4) Gegenfag ift die Vertretung raft elterlicher 
Gewalt. Wegen be Pflegerö $. 1916. 5) Zuſtändigkeit FGG. 
88. 8b, 86, 48. 6) Beginn der Wirkſamkeit der Erfegung FGG. 
8. 58; Beichwerbereht FGG. 88. 20, 69. 7) Borherige Anhörung 
von Berwanbten des Mündels $. 1847. 

3. Ginwilligung der Eltern: a) bei ehelichen Kindern; 

1308. Ein eheliches:) Kind bedarf bis zur Vollendung 

des einundzwanzigiten Lebensjahrs?) zur Eingehung einer Ehe 
der Einwilligung des Baters, ein unehelihes Kind bedarf bis 
zum gleichen Lebensalter der Einwilligung der Mutter. An die 
Stelle des Vaters tritt die Mutter, wenn der Bater geitorben 
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it oder wenn ihm die fi aus der Vaterfchaft ergebenden Rechte 
nad $. 17013) nicht zuftehen. Ein für ehelich erflärtes Kind be- 
darf der Einwilligung der Mutter aud) dann?) nicht, wenn der 
Bater geitorben it. 

Dem Tode des Vater? oder der Mutter fteht es gleich, 
wenn fie zur Abgabe einer Erklärung dauernd außeritande find 
oder wenn ihr Aufenthalt dauernd unbelannt ift. 

Die elterlide Einwilligung fteht neben der des gefeglichen Bertreters 
($S. 1304); ihr Mangel begründet nur ein auffchiebendes Ehehindernis. 
Wirkung auf die Ausſteuer S. 1621 Abſ. 1; auf die elterlihe Nugnießung 
8. 1661. Seine Wirkung auf den Pflichtteil $. 2838 oder den Unterbalts: 
anfprud $. 1611. 

1) Den ehelihen (8. 1591) ftehen Iegitimierte (SS. 1719, 1736) 
Kinder gleich. 2) Ss. 187 Abſ. 2; Boljährigleitserflärung macht die 
elterie Einwilligung nicht entbehrlich. 3) Bol. 8. 1721. 4) Bot. 
g. 

b) bei angenommenen Kindern. 
. 13086. Einem an Kindesftatt angenommenen Rinde 
gegenüber jteht die Einwilligung zur Eingehun einer Ehe an 
telle der leibliden Eltern demjenigen zu, welcher das Kind 
angenommen bat. Hat ein Ehepaar das Kind gemeinjchaftlid 
oder hat ein Ehegatte das Kind des anderen Ehegatten ange— 
nommen, fo finden die VBorfchriften des 8. 1305 Abſ. 1 Satz 1, 2, 
Abi. 2 Anwendung. 

Die leibliden Eltern erlangen das Recht zur Einwilligung 
auch dann nicht wieder, wenn das durch die Annahme an 
Kindesitatt begründete Rechtsverhältnis aufgehoben wird. 

Auffchiebendes Ehehindernis. Bol. 8. 1741, 8. 17567 Abſ. 1, zu 
ubf: 2 8. 1765 Abſ. 2. 

Ausfhließung eines Berireters. 

&. 1307. Die elterlihe Einwilligung kann nicht durch 
einen Vertreter!) erteilt werden. Iſt der Vater oder die Mutter 
in der Geſchäftsfähigkeit Denke) jo ift die Zujtimmung des 
gefeglichen Vertreters nicht erforderlich. 

1) Zertretung in der Erflärung bes Willens zuläſſig. 2) S$.106, 114. 
Erſetzung der Ginwilligung. 

8. 1308. Wird die elterlidhe Einmilligung einem voll⸗ 
jährigen !) Kinde verweigert, fo fann fie auf deilen Antrag durd) 
das Bormundfchaftsgericht?) erjegt?) werden. Das Bormund- 
Ihaftsgericht hat die Einwilligung zu erfegen, wenn fie obne 
wichtigen Grund verweigert wird. 

or der Entſcheidung ſoll das Vormundſchaftsgericht Ver⸗ 
wandte oder Verſchwägerte des Kindes hören, wenn es ohne 
erhebliche Verzögerung und ohne unverhältnismäßige Koſten 
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geſchehen kann. Für den Erfah der Auslagen gilt die Vor— 
ſchrift des 8. 1847 Abi. 2%). 

2) Der Fall kann nur eintreten, wenn ein für volljährig erflärtes 
Kind vor der Bollendung des 21. Lebensjahrs ($. 1806) heiratet. 
2) Zuftändigfeit FGG. 88. 86, 86, 48. 3) Beginn der Wirkſamkeit 
der Erfegung FGG. 8. 58, Beſchwerderecht daf. 88. 20, 59. 4) Erſatz⸗ 
pflichtig iſt das Kind. 

4. Doppelehe. 


8. 1309. Niemand darf eine Ehe eingehen, bevor feine 
frühere Ehe aufgelöft!) oder für nichtig erklärt?) worden it. 
Bollen Ehegatten die Eheſchließung twieberholen, fo ift die vor» 
gängige Richtigkeitserflärung?) nicht erforderlich. 

Wird gegen ein Urteil, durh das die frühere Ehe auf- 
gelöft oder für nichtig erklärt worden ift, die Nichtigkeitsklage 
oder die Reſtitutionsklage erhoben, fo dürfen die Ehegatten 
nicht vor der Erledigung des Rechtsſtreits eine neue Ehe ein- 
neben, es fei denn, bar die Klage erſt nad) dem Ablaufe der 
vorgejchriebenen fünfjährigen Friſt erhoben worden ilt*). 

Die Bigamte (StGB. $. 171, Faſſung EG. Urt. 34) bewirkt Die 
Richtigkeit der Ehe, wenn die erfie Ehe gültig ift (8. 1826). 

2) Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft (8. 3675) genügt nicht. 
Wegen Tobeserllärung f. Anm. zu 8. 1848. 2) Den Gatten einer 
formnichtigen nicht in das Heiratäregifter eingetragenen Ehe iſt Wieder: 
verheiratung ohne weitere? erlaubt ($. 1829 Satz 2). 8) S8. 1829, 
1843. Die Form ber wiederholten Eheſchließung richtet ſich nach den 
88. 1816 ff., alfo neues Aufgebot nötig. 4) ZPO. S. 586 Ubi. 2. 

5. Verwandtſchaft; Schwägerfihaft. 

6. 1310, Eine Ehe darf Ken erhoffen erden zwiſchen 
Berwandten!) in gerader Linie, zwiſchen vollbürtigen oder halb⸗ 
dürtigen Geſchwiſtern ſowie zwiſchen Verfchmwägerten!) in gerader 

inie. 

Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwiſchen Berfonen, 
von denen die eine mit Eltern, Boreltern oder Ablümmlingen 
der anderen Geſchlechtsgemeinſchaft gepflogen hat. 

Berwandtihaft im Sinne diefer Vorfchriften beiteht aud) 
zwifchen einem unehelihen Kinde und deſſen Abkömmlingen 
einerjeit3 und dem Vater?) und deilen Verwandten andererfeits. 

Berlegung des Abf. 1 bewirkt Nichtigleit Der Ehe (S. 1827); das 
Berbot des Abf. 2 Hildet nur ein auffchlebendes Ehehindernis. Nach 
Abi. 2 kann 3.8. ein Mann nicht die Konkubine feines Sohnes heiraten. 
Wegen der Ehelichkeitserklärung vgl. S. 1782. 

1) 88. 1589, 1590. Nach 8. 1590 Abſ. 2 dauert die Schmwäger: 
ihaft fort, auch wenn die Ehe aufgelöft if. Vgl. StGB. $. 178. 
2) Slır die Feftftelung der Baterfchaft gellen nicht die SS. 1717, 1718, 
ionbern die allgemeinen Beweisregeln. 


8. 1311. Ver einen anderen an Kindesftatt angenommen 
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bat, darf mit ihm oder deſſen Abföümmlingen!) eine Ehe nicht 
eingehen, jolange das durch die Annahme begründele Rechts⸗ 
verhältnis befteht. 
Auffchiebendes Ehehindernis; mit der Ehe löſt ſich das durch die 
Annahme begründete Verhältnis zwiſchen den Ehefchließenden (8. 1773). 
* auch wenn die Wirkungen der Annahme ſich nicht auf fie erftreden 
($S. 1762). 


6. Ehebrud. 

&. 1312, Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werben zwifchen 
einem wegen Ehebruch8 gefchiedenen Ehegatten?!) und demjenigen ?), 
mit welchem der gefchiedene Ehegatte den Ehebruch be engen bat, 
wenn dieſer Ehebrudy in dem Scheidungsurteil?) a rund®) 
der Scheidung feſtgeſtellt ift>). 

Bon dieſer VBorfchrift Tann Befreiung ®) bewilligt werden. 

Verlegung begründet Nichtigkeit (8. 1828). Bgl. St&B. $. 172. 

1) 8. 1566. 2) Diefer braucht nicht mitfchuldig zu fein (NG. 49 
©. 85). 5, NG. 80 ©. 144, ORG. I ©. 446, 2 S. 147. Der 
Beweis, dab ber Ehebruch nicht begangen worden fei, ift ausgeſchloſen 
(RS. 24 ©. A 40). 4) Bloße Schuldigerflärung ($. 15674 Abſ. 8) 
genügt nichts 5) BO. $. 624. 6) 8. 1822. Bur Befreiung tft 
zuftändig Der Yandesherr in Bayern, Württeinberg und Heflen; ber Juſtiz⸗ 
minifter in Preußen und Baden; der Minifter des Innern in Sadjen, 
das Minifterium in Elfaß-Lotäringen. In Preußen find die Geſuche an 
dad Landgericht des ChHefcheidungsprozefieg zu richten (JMBl. 1899 
©. 784); wegen Bayern f. ZJZMBI. 1900 S. 106. 


7. Wartezeit. 
1313. Eine Frau darf erit zehn Monate!) nad) der 
Auflöjfung oder Nichtigkeitserklärung?) ihrer früheren Ehe eine 
neue Ehe eingehen, es fei denn, daß fie inzwifchen geboren bat. 
Bon Diefer Vorſchrift kann Befreiung?) bewilligt werden. 
Aufichiebendes Ehehindernis. 
2) Berechnung $. 187 Abſ. 1, 8. 188. 2) Unm. 2 zu $. 1809. 
3) $. 1822. Bur Befreiung ift zuftändig der Landesherr in Heflen; Der 
Auftizminifter in Bayern und Baden; der Minifter des Innern im 
Sadjfen; das Minifterium in Elſaß-Lothringen; das Amtsgericht, im 
deffen Bezirte der Standesbeamte feinen Amtsfig Bat, in deiien Er: 
mangelung der Sujftizminifter in Württeinderg; in Preußen das Amts: 
gericht des Wohnſitzes oder Aufenthalt3 der Frau, wenn ed an einem 
folden in Preußen fehlt, dad Amtsgericht bes’ Eheſchließungsorts umd, 
falls die Ehe nicht in Preußen gefchlofien, das Amtsgericht I Berlin. 
8. Auseinanderfeungspflicht. 
 &1314A, Wer Ai ebeliches!) Kind hat, das minderjahri 
it oder unter feiner Vormundſchaft?) fteht, darf eine Ehe 
eingeben, nachdem ihm das Bormundfchaftsgericht?) ein Zeugnis 
Darüber erteilt bat, daß er die im $. 1669 bezeichneten Ber- 
pflihtungen erfüllt hat oder daß fie ihm nicht obliegen. 
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St im alle der fortgefegten*) Gütergemeinſchaft ein ans 
teildberedhtigter Ablömmling minderjährig oder bevormundet, fo 
darf der überlebende Ehegatte eine Ehe erſt eingehen, nachdem 
ihm das Bormundjähaftsgeridht?) ein Zeugnis darüber erteilt 
bat, daß er die im 8. 1493 Abf. 2 bezeichneten Berpflichtungen 
erfüllt Hat oder daß fie ihm nicht obliegen?). 

Aufichtebendes Ehehindernis. Zu Ubi. 1 vgl. SS. 1669, 1686, 
1740, 1761, 1845, 1897, 1915. 

1) oder legitimierteß (SS. 1719, 1786) oder angenommenes ($. 1767). 
2) oder Pflegfchaft ($. 1915). 3) Buftändigleit FGG. 88. 8b, 86, 
43. OLG. 5 S. 402, BayOht®. 8 ©. 569. 4) allgemeinen ($. 1498) 
oder Fahrnisgemeinſchaft (88. 1649, 1657). 5) Das Ehehinbernis gilt 
auch für altrechtliche Ehen (Naflauer Leibzucht KG. 80 S. A 48). 


9. Dienflliche, obrigkeitliche Bewilligung. 

&. 1315. Militärperfonen!) und folde Landesbeamte?), 
für die nad) den Landesgefegen?) zur Eingehung einer Ehe eine 
befondere Erlaubnis erforderlih iſt, dürfen nicht ohne die vor» 
geichriebene Erlaubnig eine Ehe eingehen. 

Ausländer, für die nach ben Landesgefegent) zur Eingehung 
einer Ehe eine Erlaubnis oder ein Seugnis erforderlich iſt, 
dürfen nicht ohne diefe Erlaubnis oder ohne dieſes Zeugnis 
eine Ehe eingehen?). 

Auffchiebendes Ehehindernis; für Weilitärperfonen vgl. Militär: 
StGB. $. 150. 

1) Neichömtlitärgel. v. 2. Mai 1874 SS. 40 mit 88 A, 8. 60 
Rr. 4, 8. 61. 2) MeichSbeamte, foweit auf fie nicht $. 40 bes 
Reichamilitärgef. Anwendung findet, bedürfen Teiner bdienftlihen Verehe⸗ 
lichungsbewilligung. 3) Fur Preußen (AG. Urt. 42), Sachſen, 
Hefſſen und Elſaß-Lothr. beſtehen feine Vorſchriften, dagegen in Bayern 
(B. v. 28. Aug. 1868 und v. 26. Juni 1894) und in Württemb. (V. v. 
80. Dit. 1899 $. 86). 4) Preußen Art. 48, MrinPf. v. 18. März 1908 
MBf. i. Bew. ©. 28), 86. 25 ©. A 47; Bay. Art. 84 bes Heimatgeſ. 
in der Faflung v. 80. Zuli 1899; Sachſ. B. v. 12. Juli 1899 8. 7; Württ. 
Art. 256, Bf. v. 21. Dez. 1905; Bad. Art. 82; Heff. Art. 104; EIf.-Lothr. 
Gel. v. 16. Mai 1892 8.5. Tür die dein Haager Abkommen dv. 12, Juli 
1902 beigetretenen Staaten (Belgien, Frankreich, Stalten, Schweiz, 
Schweden, Niederlande, Yuremburg und Rumänien) ift 8. 1815 Abſ. 2 
nur infoweit in Kraft geblieben, als ein Zeugnis über das Nichtvorhanden: 
fein von Ehehindernifien gefordert werden darf. 5) Eines ähnlichen Zeug: 
nifſſes bedarf e8 aud, wenn ein im rechtörheinifchen Bayern Heimat: 
bereditigter Dann die Ehe — gleichgültig wo — fließen will. Nach 
dem Heimatgef. Art. 81 ift ein Zeugnis der Diftriftöpoltzeibehörde not: 
wendig, daß der Eheſchließung fein Einfpruchsrecht der Gemeinde ent: 
gegenftebt. Bgl. Vorbm. 5 ©. 619. 

11. form der Ehefchließung. Aufgebot. 
6. 1316. Der Eheſchließung foll ein Aufgebot vorhergehen. 
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Das Aufgebot verliert feine Kraft, wenn die Ehe nicht binnen ſechs 
Monaten!) nad) der Dentehung des Aufgebots gefchloffen wird. 
Das Aufgebot darf unterbleiben, wenn die lebensgefährliche 
Erfranfung eines der Verlobten den Auffhub der Eheichliegung 
nicht Eder 3), 
on dem Aufgebote kann Befreiung?) bewilligt werden. 

Über das Wufgebot vgl. Perfonft®. 88. 41, 44, 50, 74 Abſ. 2 (EG. 
Art. 46) und Bundesratsvorſchr. v. 25. März 1899. Mangel des Auf: 
gebots tit auf die Gültigkeit der Ehe ohne Einfluß. 

1) Beredhnung $. 187 Abſ. 1, $. 188. 2) Perfonftß. 8. 46 
Abſ. 8, 8. 47 Abſ. 1. 3) Verfonit®. 8. 50. 4) 8. 1822. 
Zur Befreiung tft zuftändig der Minifter des Innern in Preußen 
und Sadjfen, der Aufttzminifter in Baden und Heffen, der Staats 
anwalt des Ehefchließungsort3 in Elfaß-LXothr.; in Bavern links des 
Rheins der GStaatdanwalt, rechts des Rheins die Diftriltepolizei: 
behörde; in Württenb. dad Amtsgericht, in deffen Bezirke der Standes: 
beamte feinen Amtsfig bat. In einigen Staaten ift außerdem der Auf: 
ſichtsbehörde die Ermächtigung erteilt, in dringenden Fällen die Abkürzung 
Mi für die Belanntinachung des Aufgebot beftinmten Friften zu geftatten, 

. B. in Preußen (B. dv. 16. Nopbr. 1899 Art. 12). 
Beflie — eruife: 

7. Die Ehe wird dadurch geſchloſſen, daß die Verlobten 
vor did Standesbeamten!) perſönlich und bei gleichzeitiger An- 
weſenheit erflären?), die Ehe miteinander eingehen zu mollen. 
Der Standesbeamte muß zur Entgegennahme der Erklärungen 
bereit fein. 

Die Erklärungen können nicht unter einer Bedingung oder 
einer Zeitbeitimmung abgegeben werben. 

Bol. die Vorbm. S. 618 Ziff. 8. Verlegung der Erforderniſſe 
des 8. 1817 begründet Nichtigkeit (8. 1824. Die Form iſt für alle in 
Deutidjland zu fehlteßenden Ehen glei (EG. Urt. 13 Abſ. 8). 

1) Ein Standesbeamter Tann als folder nicht bei jeiner eigenen 
Eheſchließung mitwirken, wohl aber bei der feiner Bermandten oder Ber- 
ihwägerten (Bundesratövorfchr. v. 2b. März 1899 8. 27). 2), Alle 
Mittel der VBerftändigung (Gebärden) erlaubt; vgl. auch Anm. 8 zu 8. 1818. 
Nichtweſentliche Formerforderniſſe. 

F. 1318. Der Standesbeamte ſoll bei der Eheſchließung 
in Gegenwart von zwei Zeugen an die Verlobten einzeln und nad)» 
einander Die Frage richten, ob fie die Ehe miteinander eingehen 
wollen, und, naddem die Verlobten die Yrage bejaht haben, 
ausfprechen, daß fie fraft dieſes Gefeges nunmehr rechtmäßig ver- 
bundene Eheleute feien. 

Als Zeugen follen Perfonen, die der biürgerlihen Ehren⸗ 
rechte für verluftig erflärt!) find, während der Beit, für welde 
die Aberfennung der Ehrenrechte erfolgt ift, ſowie Minderjährige 
nicht zugezogen werden?). Perjonen, die mit einem der Verlobten, 
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mit dem Standesbeamten oder mit einander verwandt oder ver⸗ 
ſchwagert find, dürfen als Zeugen zugezogen werden?). 

er Standesbeamte foll die Eh Gliehung in das Heirats⸗ 
tegifter eintragen‘). Ä 

Berlegung des 8. 1818 Hat auf die Gultigkeit der Ehe feinen Eins 
find. Bu Abſ. 8 vgl. die Vorbm. S. 626. 

1) StB. 88. 82—84. 3) Geſchlecht und Staatsangehbrig⸗ 
teit ber Zeugen gleichgültig. 3) Iſt ein Erichienener ftunm oder 
fonft am Sprechen verhindert, fo ift ein Dolmeticher beizuziehen; gleiches 
gilt, wenn ein Erichienener der beutichen Sprache nicht mächtig if; für 
die Fähigkeit Dolmeticher zu fein gelten die gleihen Borfchriften wie für 
bie Zeugen (SS. 10, 11 der Bunbdesratworfcdriften v. 2b. März 1899). 
4) Berfonft®. $. 54. 


8. 1319. Als Standesbeamter im Sinne des $. 1317 git 
auch derjenige, welcher, ohne Standesbeamter zu jein!), das Amt 
eined Standesbeamten dffentli ausübt, e8 fei denn, daß die Ver⸗ 
lobten den Mangel der amtlichen Befugnis bei der Eheſchließung 
fennen?). 

2) 3.8. infolge eines Fehlers bet ber Beftellung (Perfonft®. 88. 2—6). 
2) Kenntnis beider Verlobter macht die Ehe nichtig. 


Bufläudigkeit des Standesbeauten. 

8. 1320. Die Ehe fol vor dem zuftändigen Standes- 
beamten gejchloijen werden. 

Zuftändig ift der Standesbeamte, in deſſen Bezirk einer 
a a feinen Wohnſitz!i) oder feinen gewöhnlichen Auf⸗ 
entha at. 

Hat Feiner der Verlobten feinen Wohnſitz oder feinen ge- 
wöhnlihen Aufenthalt im Inland und ift auch nur einer von 
ihnen ein Deutſcher, jo wird der zuftändige Standesbeamte von 
der oberften Auflichtöbehörde des Bundesstaat, dem der Deutſche 
angehört, und, wenn diejer feinem Bundesftaat angehört?), von 
dem Reichskanzler beitimmt. 

Unter mehreren zuftändigen Standesbeamten haben die 
Berlobten die Wahl). 

Ordnungsvorſchrift. 

2) 88. 7—11. Bol. KaiſB. v. 20. San. 1879, betr. bie Ber- 
richtungen der Standesbenmten in bezug auf Militärperfonen, welde ihr 
Stanbauartier nad) der Mobilmachung verlaffen Haben, und v. 20. Febr. 
1906 für die Marine. 2) Schuggebietögef. v. 10. Sept. 1900 
8. 9. 3) Hat ber Stanbesbeamte nicht das Aufgebot angeordnet, fo 
bedarf er zur Eheſchließung ber Beicheinigung über das Aufgebot ($. 49 
Berfonft®.); durch bie Beſcheinigung wird er der Prüfung nad Che 
bindernifien enthoben (KGSt. 85 S. 267). 


&. 1321. Auf Grund einer ſchriftlichen Ermädtigung 
Adilles, Bürgerliches Beiegbud. 5. Auflage. 40 
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bes zuftändigen Standesbeamten!) darf die Ehe?) aud vor dem 
Standesbeamten eines anderen Bezirkes geſchloſſen?) werden. 

1) Formular: Bundesratsporichriften v. 26. Mär; 1899 8. 7. 
2) 8. 1821 gilt nicht für das Aufgebot. 3) vgl. Anın. 8 zu 8. 1820. 
Befreiung von Ehehinderniſſen. 

| 8 1322, Die Bewilligung einer nad) den 88. 1303, 1313 
zuläftigen Befreiung fteht dem Bundesitaate zu, dem die Frau, 
die Bewilligung einer nad $. 1312 zuläffigen Befreiung fteht 
dem Bundesſtaate zu, dem der gefchiedene Ehegatte angehört. 
Für Deutiche, die feinem Bundesſtaat angehören), fteht die Be— 
willigung dem Reichskanzler zu. 

Die Bewilligung einer nah $. 1316 zuläffigen Befreiung 
ſteht dem Bundesſtaate zu, in deilen Gebiete die Ehe geich loſſen 
werden foll. 

Über die Erteilung der einem Bundesftaate zuftehenden 
Bewilligung hat die Landesregierung zu beftimmen?). 

1) Schuggebietsgef. v. 10. Sept. 1900 S. 9. 2), Pr. V. v. 
16. Nov. 1899 Art. 10—12, Bf. v. 14. Dez. 1899; Bay. V. v. 24. Dez. 
1899 88. 12—14, MinBel. v. 24. Dez. 1899; Sachſ. B. v. 12. Auli 
1899 5. 6, Württ. Art. 265, Bf. v. 80. Ott. 1899 SS. 88, 49; Bad. 
3. v. 11. Nov. 1899 88. 28—27 und v. 17. Mai 1905; Hell. Art. 106; 
ElfRotd. B. v. 1. Nov. 1899, 


Tritter Titel. 
Nichtigkeit und Anfehtbarfeit der Ehe 


1. Die Unterfheidung zwifchen Nichtigleit und Anfechtbarleit der Ehe 
entiprigt den allgemeinen Srundfägen des BGB. über Nichtigfeit und 
Unfechtbarteit der Rechtsgeſchäſte (38. 116 ff., 189 ff.). Die Rückſicht auf das 
Weſen ber Ehe macht indeflen Abweichungen notwenbig. 

2. Die Nichtigkeit bewirkt, daß die Ehe als nicht geichloffen anzu: 
fehen il. Diefe Wirkung tritt ohne weitere? nur ein, wenn bie im 
s. 1817 vorgefchriebene Form nicht beobadjtet und die Ehe nicht in dad 
Hetratöregifter eingetragen worden ift; formelle Richtigkeit (Nichtehe). Berubt 
die Nichtigkeit der Ehe nicht auf einem Formmangel oder ift Die wegen Form⸗ 
mangels nichtige Ehe in daS Heiratsregiſter eingetragen und dadurch ber 
Scein einer gültigen Ehe hervorgerufen worden, fo kann die Nichtigkeit, 
folange nicht die Ehe aufgelöft ift, nur im Wege ber NidhtigleitSflage 
geltend gemacht werben; materielle Nichtigkeit (8. 1829). Uber bie Wirkung 
des Unterſchieds vgl. $. 1824 Ubi. 2, $. 1829 Sak 2, 8. 1844 Ubf. 2, 
8.1846 Abſ. 2, 8. 1699 Abi. 2, S. 1771 Abi. 2. 

8. Dad Weſen der Unfechtbarkeit beſteht darin, daß die Ehe 
bis zur erfolgten Anfechtung als gültig behandelt wird, nach erfolgter 
Anfehtung aber als von Anfang an nichtig anzufeben ift (S. 1848 Abf. 1). 
Die Anfechtung kann, folange nicht die Ehe aufgelöft ift, nur durch Erhebung 
der Anfechtungsflage erfolgen (3. 1841 Abi. 1). Iſt die Ehe aufgelöft, fo 
tft die Anfechtung nur zulälfig, wenn bie Auflöſung durch den Tod des 





Richtigkeit und Anfechtbarkeit der Ehe. SS. 1322—1325. 627 


zur Anfechtung nicht bereditigten Ehegatten eingetreten ift (8. 1888). 
In dieſem ale erfolgt die Unfehtung durch eine gegenüber 
dem Nachlaßgericht abzugebende Erklärung (8. 1842) Wenn das BGB. 
von nichtigen Ehen fpricht, fo meint es damit auch (Ehen, welche anfechtbar 
und angejochten find (vgl. 3. 2. SS. 1809, 1818, 1844, 1845, 1721, 
1771, 2077, 2268, 2279; EG. Urt. 84 Ziff. V, Art. 198). 

4. Die Beitimmungen des BGB. finden ihre Ergänzung in den 
Borfchriften der ZPO. 88. 606 FF. Über die Rechtsſtreitigkeiten, welche die 
Nichtigkeit (NichtiglettStlage) oder die Anfechtbarkeit (Anfechtungsflage) 
der Ehe betreffen. Hervorzuheben ift, daß bie Nichtigfeitäflage von 
jedem der Ehegatten, von dem Staatsanwalt und von jedem Dritten, 
für weldhen von der Nichtigleit der Ehe ein Recht oder von der Bültigleit 
der Ehe eine Berpflichtung abhängt, fowie im Falle eines Verſtoßes gegen 
das Berbot ber Doppelehe von demjenigen erhoben werden kann, mit 
welchem die frühere Ehe geichloffen war (8PC. $. 682). Mitteilung des 
Urteil an das Bormundichaftögericht |. ZPO. 8. 680, an den Standes⸗ 
beamten |. Bel des Bundesrat v. 25. März 1899 8. 26. 

6. Snternationales Privatredit ES. Art. 18; Ubergangsbeitimmungen 


ebenda Art. 198. 
l. ichtigkeitsgründe. 
6. 1323. Eine Ehe ift nur!) in ben Fällen der $$. 1324 
bis 1328 nidtig. 
1) Die 88. 116— 118 finden feine Anwendung. Cine Ehe ft baber 


nicht deshalb nichtig, weil einer der Ehegatten fich insgeheim vorbehält, 
das Erflärte nicht zu wollen ($. 116), oder die Erflärung nur zum 


Scheine abgab ($. 117). 
1. Derleung der Form. 
&. 1324. Eine Ehe ift nichtig, wenn bei der Eheſchließung 
die im 8. 1317 vorgeichriebene Form nicht beobadjtet worden iſt. 
Iſt die Ehe in das Heiratsregifter eingetragen!) worden 
und haben die Ehegatten nad) der Eheſchließung zehn Jahre?) 
oder, fall3 einer von ihnen vorher geitorben ift, bis zu deſſen 
Tode, jedoch mindeitens drei Zahre?), ala Ehegatten mit einanber 
elebt®), jo it die Ehe als von Anfang) an gültig anzufehen. 
ieſe Borjchrift findet Feine Anmendung, wenn bei dem Ab⸗ 
laufe der zehn Jahre oder zur Zeit des Todes bes einen Ehe- 
gatten die Richtigfeitsflage erhoben) ift. 
Bol. Vorbm. ©. 626 SBiff. 2 und EG. Urt. 198. 
4) in einer die Beobachtung der ormerfordernifie des 8. 1817 


beweifenden Form ($. 15 Berfonft®.). 2) Berechnung $. 187 Abf.1, 
8. 188. 3) IW. 1900 ©. 726. 4) Wiederholung der Ehe: 
ſchliezung (8. 1809 Abſ. 1 Sat 2) wirft nur ex nunc. 5) ZPO. 
88. 258, 281. 


2. Mangel der Willensfreiheit. 

6.1325. Eine Ehe ift nichtig, wenn einer der Ehegatten 

zur Zeit ber Ehefchließung —— war oder ſich im Zu⸗ 
40° 
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ftande der Bemwußtlofigfeit oder vorübergehender Störung der 
Geinestätt feit befand?). 

be ift als von Anfang an?) gültig angufehen, wenn 
der Ehe * ſie nach dem Wegfalle der Geſchäftsunfähigkeit, der 
Bewußtloſigkeit oder der Störung der Geiſtestätigkeit beitätigt+), 
bevor fie * nichtig erklärt oder aufgelöſt worden iſt. Die 
tigung bedarf necht der für die Eheſchließung vorgejchriebenen 

orm 

1) 8.104. 2) 8. 106 Abf. 2. 3) Abweichung von $. 141 Ubi. 2. 
4) Beftätigung dur den in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Ehe⸗ 
gatten 8. 1881. 

3. Doppelehe. 

8. 1326. Eine Ehe ift nichtig, wenn einer ber Ehegatten 

— Zen der Eheſchließung mit einem Dritten!) in einer gültigen?) 
e lebte. 

1) Legitimation zur Erhebung der tige hhörlage ZPO. S. 682. 
2) und auch nicht anfechtbaren (ander? dad StGB. 8. 171). 

4. Blutſchande. 

8.1327. Eine Ehe ift nichtig, wenn fie zwiſchen Ber- 
wandten oder Verjchmägerten dem Verbote des $. 1310 Abſ. 1 
zumider geichloffen worden ift. 

Bol. Anm. zu 8. 1810. 
5. Ehebruch. 
‚1328. Eine Ehe ift nichtig, wenn fie wegen Ehebruchs 
nad) 8. 1312 verboten war. 
ird nachträglich Befreiung von der Vorſchrift des 8. 1312 
bewilligt, ſo iſt die Ehe als von Anfang an gültig anzuſehen. 


il, Geltendmachung der Audtigkeit. 

8. 1329. Die Nichtigleit einer nad) den 88. 1325 bis 1328 
nichtigen Che Tann, folange nit die Ehe für nichtig erklärt 
oder Aufgelöftt) iſt, nur?) im Wege der Richtigkeitöflage?) geltend 
gemacht werden. Das gleihe gilt von Ener nach 8. 1324 
nichtigen Ehe, wenn fie in das Heiratsregiſter eingetragen‘) 
worden ift. 

Aus $. 1829 folgt, daß bie Nichtigkeit einer Ehe, folange bie Ehe 
nicht aufgelöft oder für nichtig erflärt tft, nur im Wege der Nichtigkeits 
flage geltend gemacht werden Tann, die Ehe alfo bis dahin als gültig 
gilt. Legitimation zur Nichtigkeitäflage f. VBorbm. 4 ©. 627. Nach der 
Auflöfung oder Nichtigkeitserklärung kann die Nichtigkeit von jedem Inter 
efienten geltend gemadjt werden, fei e8 durch Erhebung eines Anfpruchs, 
defien Beſtehen von der Nichtigkeit, jei e3 im Wege der Einrede durch 
Beitreiten eines Anſpruchs, defien Beitehen von der Gültigkeit der (Che 
bedingt ift. 

Nur die Nichtigkeit einer formmwidrigen und auch nicht ins Heirats:- 
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regifter eingetragenen Ehe kann jederzeit von jedem ohne weiteres geltend 
gemacht werden. 

2) Aufhebung der ehel. Gemeinfchaft fteht Hier der Scheibung nicht 
gleich (8 1586 Sak 2). 2) Bol. Borbm. 2 ©. 626 Ziff. 2. 3) Aus: 
fegung eines Rechtsſtreits, in dem die Nichtigkeit präjudiziell if, ZPO. 


8, 151. 4) Anm. 1 zu $ 1824. m. Anferhtungsgrü 
. Anfechtungsgründe. 

6. 1330. Eine Ehe kann nur in den Fällen der 88. 1331 
bis 1335 und des $. 1350 angefochten werden. 

1. el der Einwilligung des geſetzlichen Vertreters. 

&. 1331. Eine Ehe fann von dem Ehegatten angefochten 
werden, der zur Zeit der Eheſchließung oder im Falle des 8. 1325 
zur Zeit der Beitätigung in der Geihäftsfühigkeit bejchränft!) war, 
wenn die Eheichliegung oder die Beltätigung?) ohne Ein- 
willigung feines gejetlichen Bertreters®) erfolgt iſt. 

2) 88. 106, 114. 2) 8. 1825 Abſ. 2. 3) f. Anm. 2 zu 8. 1804. 

2. Mangel des Ehefchliefungswillens. 

8. 1332. Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten 
werden, der bei der Eheichließung nicht gewußt hat, daß es ſich 
um eine Chejhließung handle, oder dies zwar gewußt hat, 
aber eine Erklärung, die Ehe eingehen zu wollen, nicht hat 
abgeben wollen. 

Bel 8. 119. 

3. Irrtum fiber die Perfon oder perl. Gigenfchaften. 

6. 1333. Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten 
werden, der ſich bei der Eheſchließung in der Perſon des anderen 
Ehegatten oder über ſolche perjönliche Eigenfchaften!) des anderen 
Ehegatten geirrt hat, die ihn?) bei Kenntnis der Sachlage und 
bei verjländiger Würdigung des Weſens der Ehe von der Ein- 
gehung der Ehe abgehalten haben würden?). 

1) d. h. Eigenfchaften, die ald Ausflug und Betätigung ihres elgent- 
lichen Weſens, als ein integrierender Beitandtell ihrer Individualität er: 
(deinen (RG. 52 ©. 810) Beiſpiele (NG. 48 ©. 159, ZW. 1904 
©. 204, 284; 1906 ©. 175, 582, 687; 1906 ©. 167, 889): geſchlecht⸗ 
lie Unverſehrtheit der Braut, frühere fittlide Ausfchweifungen bes 
Mannes, Beimohmmgsunfähigteit, ehebrecherifches Verhalten in einer 
früheren Ehe (RG. JW. 1902 Beil. S. 215). Wegen Berweigerung der 
firchlichen Trauung f. Anm. zu $. 1668. 2) Der Irrtum Über per: 
fönlihe Eigenfhaften Hat alfo nicht den Charakter eines abfoluten An: 
fechtungsgrundes, fondern es kommt auf die Umftände an, vgl. 3. B. 
wegen mangelnder Sungfernihaft Seuffl. 5b S. 291. 3) Alſo 
objeltiive und ſubjektive Erheblichleit de Srrtums NG. JW. 1904 


©. 114. 
4. Cänfdung. 
6.1334. Eine Ehe kann von dem Ehegatten angefochten 
werden, der zur Eingehung der Ehe durch argliftige TZäufchung!) 


630 Familienrecht. Bürgerliche Ehe. 


über f olde Umftände?) beitimmt worden it, die ihn bei Kenntnis 
der Sadjlage und bei verftändiger Würdigung des Weſens der 
Ehe von der Eingehung der Ehe abgehalten haben würden?). 
Sit die Täufhung nidt von dem anderen Ehegatten verübt 
worden, fo ift die Ehe nur dann anfechtbar, wenn dieſer die 
Täufhung bei der ECheichließung gekannt Hat. 
uf Grund einer Täufhung über Vermögensverhältnifie*) 

findet die Anfechtung nicht ſtatt. 

Bol. S. 128. 1) Nicht bloßes Verſchweigen (RG. 62 S. 806). 
2) Die Bedeutung der argliftigen Zäufhung als felbftändigen An: 
fechtungsgrundes beſteht darin, daß die Täuſchung auch Über andere 
Umftände als über perjönliche Eigenſchaften Unfehtungsgrund if. 
3) Unm. 8 zu 8. 1838. 4) Nicht ausgeſchloſſen ift wegen der In ber 
Täuſchung über Bermögenöverbältnifie Tiegenden Eharatterlofigteit die Ehe 
anzufechten (NG. ZW. 1908 Beil. S. 70). 


5. Drohu 

8.1835, Eine Ehe kann von dem Ehegatten ehe 
werben der zur Eingehung der Ehe widerrehtlih durch Drohung 
bejtimmt worden iſt. 

Dal. 8. 128. 

V. Ausfibung der Anfechtung durch Bertreter. 

+ Die Anfechtung!) der Ehe kann nicht durch einen 
Vertreter?) erfolgen. Iſt der anfechtungsberedhtigte Ehegatte in der 
Geſchäftsfähigkeit befchränkt?), jo bedarf er nicht der Zuftimmung 
feines geſetzlichen Vertreters. 

Für einen geihäftsunfähigen?) Ehegatten kann fein geſetz- 
liher Bertreterd) mit Genehmigung) des Bormundfchafts- 
gericht3?) die Ehe anfehten. In den Fällen des 8. 1331 fan. 
folange der anfehhtungsberehtigte Ehegatte in der Geidhäfts- 
en beſchränkt ift, nur fein gefeglicher Bertreter®) die Ehe 
anfechten. 

” Auch die Anfechtung ee $. 1842. Wegen der Prozekfäbigfeit 
im Anfechtungsprozeß PO. $. 612. I Bertretung in ber Erflärung 
zuläffig. 8) 85. 106, 114. u 8. 5) Es Tommi darauf 
an, wem bie Bertretung in den bie Rerfon | betreffenden Angelegenheiten 
zulommt. 6) Mangel der Genehmigung $. 1881. 7) Bu: 
Dante im 566. 88. 85, 45. Borberige Anhörung von Angehörigen 
— 


V. Verluſt des —— 
1. Genehmigung; Beſtätigun 
.1 Die Anfechtung der Ehe ift in den Fällen des 
8. 13 1 ausgefchloffen, wenn der gejegliche Vertreter die Ehe ge- 
nehmigt oder der anfehtungsberedhtigte Ehegatte, nachdem er un- 
beichräntt gerhäftsfäbig geworben, ift, Die Ehe beftätigt!). Iſt der 
geſeßliche Bertreter ein Bormund?), fo kann die Genehmigung, 
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wenn fie von ihm verweigert wird, auf Antrag des Ehegatten 
durch das Bormundfchaftsgericht?) erjebtt) werden; das Bor- 
mundfchaftsgeriht hat die Genehmigung zu erjeßen, wenn die 
Aufredhterhaltung der Ehe im Intereſſe des Ehegatten liegt. 

Sn den Fällen der 88. 1332 bis 1335 it die Anfechtun 
ausgeichloflen, wenn der anfechtungsberedhtigte Ehegaite nad) 
der Entdedung des Irrtums oder der Täufchung oder nad) dem 
Aufbören der Zwangslage die Ehe betätigt. 

Die Vorſchriften des 8. 1336 Abj. I gelten auch für die 
Beftätigung. 

1) Buläffigkeit bedingter Beftätigung RG. 44 ©. 147. 2) Segen: 
fag tft Bertretung fraft elterlihder Gewalt. “Pfleger $. 1915. 3,5865. 
88. 86, 46. Borherige Anhörung von Angehörigen $. 1847. 4) Be: 
ginn der Wirkſamkeit der Erſetzung FGG. $. 58. 

2. Auflöfung der Ehe, 

8. 1338. Die Anfehtung ift nad der Auflöfung der 
Ehe!) ausgefchlofien, es fei denn, daß die Auflöfung durd den 
Tod des zur Anfehtung nicht berechtigten Ehegatten herbei» 
geführt worden ift?). 

1, In einem Nechtäftreite, der mit einem Scheidungsantrag eröfinet 
wird, müflen etwaige Anfehtungsgründe vorgebradt werden (RG. 69 
S. 411). 2) Bal. 8. 1842. 

3. Zeitablauf. 


8.1339. Die Anfehtung kann nur binnen ſechs Mo» 
naten!) erfolgen. 

Die —3* beginnt in den Fällen des 8. 1331 mit dem 
Zeitpunkt, in welchem die Singebung oder die Beltätigung der 
Ehe dem gejeglichen Bertreter befannt?) wird oder der Ehegatte 
die unbefchräntte Geſchäftsfähigkeit erlangt, in den Fällen der 
88. 1332 bis 1334 mit dem Zeitpunkt, in welchem der Ehegatte 
den Irrtum oder die Täufhung entdedt?), in dem Falle des 
8.1335 mit dem Zeitpunkt, in weldhem die Zwangslage aufhört. 

Auf die Friſt finden die für die Verjährung geltenden Bor- 
Ihriften der 88. 203, 206 entſprechende Anwendung. 

1) Berechnung 8. 187 Abf. 1, $. 188 Abf. 2. 2) Ausſchluß⸗, 
nicht Berjäbrunggfrift, Berüdfihtigung des Friftablauf8 van Amts wegen 
(RG. JW. 1906 S.855). Wahrung der Frift durch Erhebung der Scheidungs: 
age (RG. 58 S. 884). 3 RG. JW. 1904 ©. 284. Erforderlich 
ft Überzeugung vom Borbandenjein des Unfechtungsgrundes. 

8.1340. Hat der gefegliche Vertreter eines gefhäfts- 
unfähigen Ehegatten die Ehe nicht rechtzeitig angefochten, fo 
kann nad) dem Wegfalle der Geihäftsunfäßigtei der Ehegatte 
jelbft die Ehe in gleicher Weife anfechten, wie wenn er ohne 
gejeglihen Bertreter gewefen wäre. 

Pal. 8. 206 mit 8. 1889. 
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VI Form der m 
* a ie Änfehtung erfolgt, —— nicht die Ehe 
aufgelöft iſt durch Erhebung!) der —8— 

Wird die Klage zurückgenommen?), ſo iſt Die Anfedhtun als 
nicht erfolgt anzufehen. Das gleihe gilt, wenn bie angefochtene 
Ehe, bevor fie für nichtig erklärt oder aufgelöft worden ift, nad) 
Maßgabe des $. 1337 genehmigt oder beitätigt wird. 

Uber die Anfechtungsflage ZPO. SS. 606 ff. 

1) ZPO. SS. 268, 281. Enticheidend iſt das Beſtehen des An: 
as gr, zur Zeit der Klageerbebung (RG. ZB. 1906 ©. 167). 

8. 1342. Iſt die Ehe durch den Tod des zur Anfechtung 
nicht berechtigten Ehegatten 1) aufgelöft worden, fo erfolgt bie 
Anfechtung durch Erklärung gegenüber?) dem Nachlaß he 
die Erflärung ift in öffentlich beglaubigter Form“) abzugeben. 

Das Nachlaßgericht ſoll die Grflärung jomwok! demjenigen 
mitteilen, welcher im Falle der Gültigkeit der Ehe, als aud 
demjenigen, welcher im alle der Seichligleit der Ehe Erbe des 
verftorbenen Ehegatten ft. Es bat Die Einfiht der Erklärung 
jebem zu geftatten ‚der ein rechtliches 6) Intereſſe glaubhaft macht?) 

1) 8. 1 2) nicht notwendig „vor“, alſo auch ſchriftlich. 
2) 366 — 78. 4) 8. 129; 366. 88. 167, 188. Wird bie 
Erflärung zu Protokoil des Gerichts abgegeben, ſo iſt damit dem Er⸗ 
forderniſſe der öſſentlichen Beglaubigung genügt. 5) vgl. FGG. S. 84. 
6) nicht „berechtigtes”". Das Intereſſe muß die rechtlichen Beziehungen 
des Untragftellerß betreffen. 7) 588. 8. 16 Abſ. 2. 

VII. ar n. Geltendmachung d. auf Aufechtbark. bernh. tigk. 

1343. Wird eine anfechtbare Ehe angefochten, Aa he 
als von Anfang an!) nichtig angufehen. Die Borfchrift des 
$. 142 Ab. 2 findet Anwendung. 

Die Nichtigkeit einer anfechtbaren Ehe, die im Wege 
Klage — worden iſt, kann, ſolange nicht die * 
nichtig erklärt oder aufgelöjt?) iſt, nicht anderweit geltend ge⸗ 
macht werden?) 

Bis zur Unfehtung wırd die anfechtbare Ehe als gültig bebanbelt. 
Dur die Anfechtung wird fie nah rüdwärts vernichtet. Ihre Richtig: 
feit kann von jedem Sinterefienten geltend gemacht werben, ſei es burd 
Erhebung eines Anſpruchs, der von der Nichtigkeit, ſei es durch Einrede 
gegen einen Anſpruch, ber von der Gultigkeit der Ehe bedingt iR. Die 
Geltendmachung der aus ber Anfechtung folgenden Nichtigkeit ift aber 
ohne weitere nur erlaubt, wenn die Anfechtung nach der Auflöfung der 
Ehe im Wege des 8. 1342 erfolgte. Gefchieht die Anfechtung nad 
$. 1841 durch Erhebung ber Anfechtungsflage, fo kann die Nichtigkeit 
erft geltend gemacht werben, wenn bie Ehe für nichtig erllärt iſt oder 
der Rechtsſtreit Über die Anfechtungsklage burch den Tod eines ber Ehe: 
gatten erledigt wurbe. 


Nichtigkeit und Unfechtbarkeit der Ehe. SS. 1841—1345. 638 
1) entſprechend 8. 142 Wbf. 1. ®) Unm.13u$.1829. 8) BPO. 


VIII. BSeſchrünkte Mickungen der Nichtigkeit. 1. zu Gunſten Dritter; 

6. 1344. Einem Dritten gegenüber fönnen aus der Nichtig- 
feit!) der Ehe Einwendungen gegen ein zwifchen ihm und einem 
der Ehegatten vorgenommenes Rechtsgeſchäft oder gegen ein 
zwifchen ihnen ergangenes rechtskräftiges Urteil?) nur hergeleitet 
werden, wenn zur Zeit der Bornahme des Rechtsgeſchäfts oder 
zur Zeit des Eintritts der Rechtshängigkeit?) die Che für nichtig 
erflärt oder die Nichtigkeit dem Dritten befannt*) war. 

Die Richtigkeit Tann ohne diefe Beſchränkung geltend gemacht 
werden, wenn fie auf einem Formmangel beruht und die Ehe 
nicht in das Heiratsregilter eingelragen worden ilt>). 

2) Aud wenn die Nichtigkeit auf Unfechtbarleit beruht (8. 1848). 
2) Der Schuß des 8. 1844 bezieht fi nur auf die Wirkſamkeit bes 
Rechtsgeſchäfts oder des Urteild; dagegen kann der Dritte behufs Be- 
friedigung feiner gegen einen ber Ehegatten gerichteten Forderung fich 
nidt auch an das Bermögen bed anderen Ehegatten Halten, welches 
bei Gültigfeit der Ehe Beftandteill des Vermögens feines Schuldners 
geworden wäre. 5) ZPO. SS. 268, 281, 610, 698. 4) alfo 
nit guter Slaube im Sinne des 8. 982 Abſ. 2. Dal. 8. 142 Abſ. 2. 


5) 8. 1829. 
2, im Berhältniffe der Ehegatten zueinander. 

6. 1345. Bar dem einen Ehegatten die Richtigkeit!) der 
Ehe bei der Eheichließung befanni?), jo Tann der andere Ehegatte, 
jofern nicht auch ihm die Nichtigkeit befannt?) war, nach ber 
Richtigkeitserflärung oder der Auflöfung der Ehe verlangen, daß 
ihr Verhältnis in vermögensrechtlicher?) Beziehung, insbefondere 
aud) in Anfehung der Unterhaltspflicht, jo*) behandelt wird, wie 
wenn die Ehe zur Zeit der Nichtigleitserflärung oder der Auf⸗ 
löjung geſchieden und der Ehegatte, dem die Nichtigkeit befannt ° 
war, Fr allein ſchuldig erflärt worden wäre. 

Diefe Vorſchrift findet Feine Anwendung, wenn die Richtig 
feit auf einem Formmangel beruht und die Ehe nicht in das 
Heiratöregifter eingetragen worden ift>). 

Die Wirkung ber Nichtigleit im Verhältniſſe ber Ehegatten ift, daß 
e8 jo anzuſehen tft, al8 wäre keine Ehe gefchlofien worden. Dies gilt 
namentlich für den Unterhaltsanſpruch umd das Erbrecht. Wegen legt: 
williger Berfügungen vgl. S. 2077 Abſ. 1, SS. 2268, 2279. Kennen 
beide Ehegatten die Nichtigkeit oder fennen beide fie nicht, fo bemenbet 
es bei den aus ber Nichtigkeit fich ergebenden Folgen; nur wenn lediglich 
dem einen Ehegatten die Nichtigkeit unbelannt war, geftattet $. 1845 
Ansnahmen (Putativehe). Über das Verhältnis zu ben Kindern vgl. 
88. 1699— 1704. 

1) Mag diefe auch nur auf Anfechtbarkeit beruhen (8. 1848). 
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2) Anm. 4 zu S. 1844. 3) Syn perjönlicher Beziehung verbleibt es 
bei ben Folgen der Nichtigkeit, die Frau belommt alfo 3. B. fletö, ihren 
vor der Berheiratung geführten Familiennamen zurüd, 4) Die Ab: 
weichungen von den Folgen der Nichtigkeit zeigen fih im Unterhalts- 
anſpruche (8$. 1578— 1582), tim Widerrufe von Schenfungen (8. 1584) 
und bei der Auseinanderfegung des Guterſtandes (vgl. insbeſondere 8. 1478). 
Kein Erbredit. 6) 8, 1829, 

6. 1346. Wird eine wegen Drohung anfehibare Ehe für 
nichtig erflärt, fo fteht das im 8. 1345 Abf. 1 beſtimmte Recht 
dem anfechtungsberechtigten Chegatten zu. Wird eine wegen 
Srrtums anfechtbare Ehe für nichtig erflärt, fo fteht diefes 
Recht dem zur Anfechtung nicht berechtigten Ehegatten zu, es fei 
denn, daß diefer den Irrtum bei der Eingehung der Ehe kannte 
oder kennen mußte. 

Bol. 8. 122 Abſ. 2. 

6. 1347. Erklärt der Ehegatte, dem bas im $. 1345 
Abi. 1 beftimmte Recht gufteht, dem anderen Ehegatten, daß er 
von dem Rechte Gebraud;) made, fo Tann er die Folgen Der 
Nichtigkeit der Ehe nicht mehr geltend maden; erklärt er dem 
anderen Ehegatten, daß es bei diefen Folgen bewenden folle, 
fo erlifcht das im $. 1345 Abf. 1 beitimmte Recht. 

Der andere Ehegatte kann den bereditigten Ehegatten 
unter Beitimmung einer angemeſſenen Friſt zur Erklärung 
darüber auffordern, ob er von dem Rechte Gebrauch made. 
Das Recht kann in diefem Falle nur bis zum Ablaufe der Frift 
ausgeübt werden. 

Zu Abi. 2 vgl. 8. 182. 

Vierter Titel. 
MWiederverheiratung im alle der Todeserflärung. 

Die Bermutung des $. 18 wirkt auch in Anfehung ber Ehe. Dies 
gilt felbft für den Kal, daß die Todeserflärung vor dem Inkrafttreten 
des BGB. erfolgte (EG. Urt. 158, 159). Der zurüdgebliebene Ehe⸗ 
gatte Tann fich daher wieder verbeiraten. Die Ehe würde jedoch, wenn 
ber für tot Erflärte noch lebte, nach 8. 1809 an fich nichtig fein. Um 
diefe Folge ausgufchließen, erklärt der $. 1848 die alte Ehe mit der Ein: 
gehung der neuen für aufgelöft. Jeder Ehegatte ber neuen Ehe hat aber 
das Recht der Anfechtung der Ehe ($. 1860). internationale Privatrecht 
im EG. Urt. 9 Abſ. 8, Art. 13 Abſ. 2. 

Wirkung der Wiederverheiratung. 

&. 1348, Geht ein Ehegatte, nachdem ber andere Ehe 
gatte für tot erflärt worden ift, eine neue Ehe ein, fo ift die 
neue Ehe nicht deshalb nichtig, weil der für tot erflärte Ehe» 
gatte noch lebt!), es fei denn, baß beide Ehegatten bei der 

befchließung millen, daß er die Todeserflärung überlebt bat. 
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Mit der Schließung ber neuen Ehe?) wird die frühere 
Ehe aufgelöit‘). Sie bleibt auch dann aufgelöjt, wenn die 
Todes 
wird. 

1) Bol. SS. 1309, 1826. 2», Mitteilung an den Standes⸗ 
beamten, in deſſen Megifter die frühere Ehe eingetragen tft, und Rand⸗ 
vermert ſ. Bel. d. Bundesrat v. 25. März 1899 8. 26. 3) NG. 60 
S. 196, OLG. 12 ©. 299. 4 ZPO. 88. 957, 978. 

Anferhtung der Codeserklärnng. 

8. 1349. Sit das Urteil, dur das einer ber Ehegatten 
für tot erklärt worden ift, im Wege ber Klage angefochten, fo 
darf!) ber andere Ehegatte nicht vor der Erledigung des Rechts⸗ 
fireit8 eine neue Ehe eingehen, es fei denn?), daß die An» 
fehtung erft zehn Sabre?) nad) der Verkündung des Urteils 
erfolgt iſt. 

1) Aufſchiebendes CHehindernis. 2) 8PO. $. 958 Mbf. 2. 
3) 8. 187 Abſ. 1. 


ärung infolge einer Anfehtungstlage*) aufgehoben 


Anfechtung der neuen Ehe. 

$. 1350. Jeder Ehegatte der neuen Ehe!) Tann, wenn 

der für tot erflärte hegatte noch lebt, die neue Ehe anfechten, 

e3 fei denn, daß er bei der Eheichließung von defien Leben 

Kenntnis hatte?). Die Anfechtung kann nur binnen ſechs Monaten 

von dem Zeitpunft an erfolgen, in weldem der anfedhtende 
Ehegatte erfährt, daß der für tot erklärte Ehegatte noch lebt. 

Die Anfehtung iſt ausgefchloflen, wenn der anfechtungs- 
berechtigte Ehegatte die Ehe beftätigt, nachdem er von dem 
Leben des für tot erklärten Ehegatten Kenntnis erlangt hat, 
oder wenn die neue Ehe durch den Tod eines der Ehegatten?) 
aufgelöft worden ift. 

Ste Anfechtung richtet ſich materiell und formell nach den gleidden 
Grundfägen, wie fie für die gewöhnlichen Fälle der Anfehtung in den 
88. 18361848 und in der ZPO. SS. 606 ff. beſtimmt find; vgl. 
5. 1880. Der Abf. 1 Saß 2, der Abſ. 2 und der 8. 1861 enthalten 
jebdoch Mobdifilationen. 

1) Nicht der zurüdgelehrte für tot Erllärte. 2) Die Kenntnis, 
baß der für tot Erflärte die Xodeserklärung überlebt Hat, ſchadet nicht. 
3) auch des nicht anfechtungsberedtigten. 

Mirkung der Anfechtung, 


8. 1351. Wird die Ehe nad) 8. 1350 von dem Ehe 
gaiten der früheren Ehe!) angefodhten, fo hat diefer dem anderen 
begatten nad) den für die Scheidung geltenden Vorſchriften 
ber 88. 1578 bis 1582 Unterhalt zu gewähren, wenn nicht der 
andere Ehegatte bei der Eheſchließung wußte, daß der für tot 
erflärte Ehegatte die Todeserllärung überlebt hat. 
Über das Verhältnis diefes Unterhaltsanſpruchs zum Unterhalts- 
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anſpruche ber Berwandten vgl. SS. 1608, 1609. Wegen bed Konturſes 
RD. 8.8 Abſ. 2. 1) Bei der Anfechtung durch den zurüdgebliebenen 
Gatten wird die alte Che fortgefegt, damit Iebt fein Unterbaltsanfpruch 
in ber alten Ehe wieder auf. Bei ber Unfehtung dur den neuen 
Gatten bewenbet e8 bei 8. 1845. 


Unterhalt der Kinder, 

. 1352. Wird die frühere Ehe nad) $. 1348 Abſ. 2 
aufgelöft, jo beftimmt fi die Berpflihtung der Frau, dem 
Manne zur Beltreitung des Unterhalts eines gemeinſchaftlichen 
Kindes einen Beitrag zu leiften, nad) den für die Scheidung 
geltenden Borfchriften des 8. 1585. 

Die Borfchrift Hat nur Bedeutung für ben Fall, dab fich bie Todes- 
erflärung als zu Unrecht erfolzt herausftellt, und betrifit daS Verhältnis 
ber Ehegatten zueinander. Für das Berhältnis der Eltern zu ben Kindern 
bewenbet e8 bei den 88. 1601—1608, 1606 Ubi. 2. Wegen der elter- 
lichen Gewalt vgl. S. 1687. 


Fünfter Titel, 
Wirkungen der Ehe im allgemeinen. 


1. Die Wirkungen der Ehe für die Ehegatten beziehen fi auf das 
perfönliche wie auf das vermögensrechtliche Verhältnis der Ehegatten zu⸗ 
einander. Die vermögensrechtliden Wirkungen der Ehe find in erfter 
Linie durch das in der Ehe geltende Güterrecht bedingt. Soweit dies 
der Fall tft, behandelt fie da8 BGB. bei den einzelnen Güterftänden im 
nächſten Titel ($S. 1868— 1568). Gewiſſe vermögensrechtliche Wirkungen 
der Ehe treten unabhängig von bem jeweiligen ehelichen Güterrecht ein. 
Diele ſowie die das perfönliche Nechtsverbältniß der Ehegatten betreffenden 
Wirkungen orbnet da8 BGB. in den SS. 1868—1862. 

2. Die Geltendmachung der fi) aus dem ehelichen Berhältnig er- 
gebenden Unfprüche geichteht mittelft der Klage auf Herftellung des ehe⸗ 
lichen Lebens (über deren Inhalt RG. 5i S. 182); |. ZPO. SS. 606 fi. 

8. Internationales Privatrecht im EG. Art. 14 ; Übergangäbeftimmungen 
ebenda Art. 199. 

Eheliche Zebensgemeinfhaft. 

8. i353° Die Ehegatten find!) einander zur ehelichen 
Lebensgemeinfhaft?) verpflichtet?). 

Stellt ſich das Verlangen eines Ehegatten nad) Herftellun 
der Gemeinſchaft als Mifbraudy*) feines Rechtes dar’), fo if 
der andere Ehegatte nicht verpflichtet, dem Berlangen Folge zu 
leiften®). Das gleihe ) gilt, wenn der andere Ehegatte be= 
rechtigt ift, auf Scheidung?) gu Flagen?). 

1) Berlegung begründet bie Klage auf Herftellung des ehelichen Lebens 
(PO. 8. 606) und unter Umftänden die Sceibungstlage (SS. 1667, 
1668). 2) Daraus ergeben fich die einzelnen Rechte und Pflichten ber 
Ehegatten gegeneinander. Jeder Gatte ift verpflichtet, bie aus feiner 
Berfon der Gemeinſchaft entgegenftehenden Hinderniffe zu befeitigen; ein 
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Ehegatte Tann daher verlangen, daß ber andere über feine Ges 
ſchlechtstrankheit zuverläffige Auskunft gibt (OLG. 8 ©. 246) oder fi 
in eine SHeilanftalt begibt (N&. 61 S. 186; 59 ©. 257). 8 Dad 
ebeliche Berbältnis betreffende Vereinbarungen der Gatten find in der 
Regel nichtig, 3. B. daß die Frau beliebige Zeit vom Manne getrennt 
leben dürfe (NG. 61 S. 50, SW. 1906 ©. 687). Beifpiel zuläffigen 
Bertragd RE. JW. 1901 ©. 781. 4) 3.8. wenn der Dann die 
rau fahrläjfig und ohne Grund bes Ehebruchs bezichtigt (NS. ZW. 1900 
©. 891), wenn er Herftelung der häuslichen Gemeinfchaft fordert, ohne 
eine angemefjene Wohnung oder die Mittel zu beren Beichaffung bereit: 
fielen zu fönnen (RG. IW. 1901 S. 385), wenn er das Verſprechen der 
Erziehung der Kinder in einer gewiffen Religion bridt (NG. KW. 1906 
©. 21). Bel. au RE. in Seufffl. 60 ©. 824, IB. 19056 ©. 722. 
Der die Herfitelung fordernde Gatte muß ſelbſt den ernftliden Willen 
baben, jeinerfeit3 die Gemeinſchaft Kerzuftellen (ME. IW. 1902 Beil. 
S. 272); die Ernftlichleit wird durch die Adficht, tm Weigerungsfalle auf 
Scheidung zu klagen, nicht ausgefchloffen (ORG.8 S.102; 12 ©. 815), 
ebenſo nicht unbedingt durch prinzipalen Untrag auf Scheidung nad 
$ 16558 (MG. ZW. 1906 ©. 22, f. aber ZW, 19056 ©. 698). Wenn 
der Ehegatte, welcher gerechtfertigten Grund zur Trennung geboten bat, 
fein Berbhalten ändert, muß ber andere Ehegatte die Gemeinſchaft wieber: 
berftellen, wenn Gewähr dafür beiteht, daß das ehewidrige Verhalten fich 
nicht wiederholt (RG. ZW. 1905 ©. 110). 5) Der Mißbrauch ift 
bon Amts wegen zu berüdfiditigen, wenn er fi nach dem feitgeftellten 
Berhalten ergibt (RG. IW. 1902 Beil. S. 272, 1905 ©. 495, 1906 
©. 886). 6) Wegen des Unterbalts f. 8. 1861 (NG. 47 S. 886). 
7) Wenn ber Ehegatte ſcheidungsberechtigt ift (Abſ. 2 Sat 2), kommt es 
nit darauf an, ob das Berlangen nad) Berftellung der Gemeinſchaft 
Rechtsmißbrauch ift (Ubi. 2 Sag 1); tft es zugleih Mißbrauch, fo kann, 
wenn dad Sceidungdreht durch Yriftablauf (8. 1571) erlofchen ft, Die 
Gemeinfhaft aus dem Grunde des Mißbrauchs abgelehnt werden (RS, 
WB. 1908 Beil. ©. 44, 87). 8) „wegen Berfchuldens“ (88. 1666 
bis 15668). 9 Während des Scheibungsprozefles, fowie im Rechtsſtreit 
über die Nichtigkeits- oder Anfechtungstlage gilt für das Betrenntleben 
der Gatten 8. 940 mit $. 627 ZPO. (NG. 46 S. 882; 49 ©. 868). 
Die Befugnis ded Gerichts geht über den Nahmen bed 5. 1858 Abf. 2 


hinaus. 
Stellung des Mannes. 

6. 1354. Dem Manne ſteht die Entſcheidung in allen 
das gemeinfchaftliche eheliche Leben betreffenden Angelegenheiten 
zu; er beitimmt insbeſondere Wohnort und Wohnung!). 

Die Frau iſt nicht verpflichtet, der Entfeheidung des Mannes 
Solge zu leiften, wenn fi die Enticheidung als Mißbrauch 
feines Rechtes daritellt. 

Auf die Geichäftsfägigkett der Frau Hat weber die Ehe als ſolche 
noch der für die Ehe geltende Güterftand einen Einfluß. Nur bie Ber: 
fügungsmacht der Yrau fiber das dem Nechte des Mannes unterworfene 
Bermögen (Gefamtgut, eingebrachted Gut) wird bei ben Büterftänden bes 
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ſchränkt. Die Folge hiervon iſt, daß das BGB. weder ein Verbot von 
Schenkungen der Ehegatten untereinander, noch ein Verbot der Interzeſſton 
der Frau zugunſten des Mannes kennt. Auch die Prozeßfähigkeit einer 
Frau wird dadurch, daß fie Ehefrau iſt, nicht beſchränkt (ZPO. 8. 62 
Abſ. 2); nur ihre Sachlegitimation wird durch den Güterſtand beeinflußt. 
Wohnſitz im 8. 10; Ubergangsbeſtimmung im EG. Art. 200 Abſ. 8. 

1) Uber die Zuläſſigkeit von Abreden betr. den Ehewohnſitz RG. 
IJW. 1900 ©. 778, 1901 ©. 781. 

Mame der Lran. 

1355. Die Frau erhält den Familiennamen des Mannes. 

ber den Stand im öffentlich:rechtliden Sinne, namentli ben 
Adel, fchweigt dad BGB. ES enticheidet, weil Öffentliches Recht, das 
Landesrecht (oben S. 28 Unm. 1 zu S. 12). Wegen des Namens der 
geichtedenen Frau vgl. S. 1577. Das Inſtitut ber Mißheirat ift dem 
BGB. undbelannt; Ausnahme für den hohen Adel im ES. Urt. 657, 58. 
Stellung der Fran, 

. 1356. Die Frau ift, unbefchadet der Vorſchriften des 
8. 1354, beredhtigt und verpflichtet, da8 gemeinfchaftlihe Haus⸗ 
weſen zu leiten. 

Zu Arbeiten im Hausmwefen und im Gefchäfte des Mannes 
iſt die Frau verpflichtet‘), foweit eine ſolche Tätigleit nach den 
Berhältnifjen, in denen die Ehegatten leben, üblich ift. 

Über bie Trage, ob die Frau felbftändig ohne Einwilligung des 
Mannes ein Erwerbögefchäft betreiben kann, gibt das BGB. keine all- 
gemeine Vorſchrift. Die Art. 7—1i1l des bisherigen HGB. ſind nicht 
in da8 neue HGB. aufgenommen; ber Abſ. 2 des S. 11 der Gewüd. if 
im EG. Urt. 86 geftrihen. Aus 8. 1854 folgt, dab die Frau zwar 
zum Betrieb eines Erwerbögefchäfts ber Buftimmung des Mannes nicht 
bedarf, der Mann aber die Fortfügrung unterfagen Tann. Uber Die 
vermögendrecdtlichen Folgen, die fit an den felbftändigen Betrieb eines 
Erwerbsgefchäfts durch die Frau Inüpfen, vgl. die $$. 1867, 1406, 1414, 
1427, 1452, 1462, 1624, 1526 Abf. 2, 1588, 1649, 1585. Wegen der 
ZPO. vgl, Anm. zu 8. 1406. Der Erwerb der Frau nah S. 1866 
gehört dem Manne; zu unterfcheiden iſt der Fall bes 8. 1867. 

1) Keine Schabenserfagpfliht der Frau gegenüber dem Mann bei 
böslicher Berlaffung RG. in Gruch. 50 ©. 664. 

Schlüffelgewalt der Fran. 

. 1357. Die Frau ift beredtigt!), innerhalb?) ihres 
häuslichen Wirfungsfreifes?) die Gejchäfte des Mannes für 14 
zu bejorgen‘) und ihn zu vertreten. Rechtsgeſchäfte, die fie 
innerhalb dieſes Wirkungskreiſess) vornimmt, gelten als im 
Namen des Mannes) vorgenommen, wenn nidt aus den Um- 
ſtänden fi) ein anderes ergibt. 

Der Mann kann das Recht der Frau befchränfen oder 
ausſchließen). Stellt fih die Beſchränkung oder die Aus— 
Ihließung als Mißbrauch des Nechtes des Mannes®) dar, fo 


Wirkungen der Ehe im allgemeinen. SS. 1855—1358. 639 


kann fie auf Antrag der Frau durch das Bormundfchaftsgericht?) 
aufgehoben werden. Dritten gegenüber ift die Beſchränkung 
oder die Ausſchließung nur nad) Maßgabe des $. 143510) 
wirkſam. 

Das BGB. kennt keine allgemeine Berechtigung der Ehegatten, ſich 
in Behinderungsfällen gegenſeitig zu vertreten; über Ausnahmen 88. 1401, 
1460, 1626 Abſ. 2, 1549. Vol. auch EG. Art. 16 Abſ. 2. 

1) Regelmäßige Vorausſetzung iſt gemeinſchaftliches Hausweſen 
(OLG. 2 ©. 868); dies auch dann, wenn die Trennung auf Verſchulden 
des Mannes beruht (OTG. 6 ©. 156). Nah OLG. 12 ©. 800 kann 
ber Wegjall der Schlüflelgemalt infolge Aufhebung der Gemeinfchaft in 
das Güterrechtäregifter eingetragen werben. 2) Die Schlüffelgewalt 
bezieht fih nur auf ſolche Gefchäfte, die nach Maßgabe der gejamten 
Lebensführung der Gatten zum häuslichen Wirkungskreiſe der Frau ge: 
hören. . Es lommt dabei auf die tatfächliche Lebensführung der Gatten, 
nit darauf an, ob biefe den Berhältnifien bes Mannes angemeflen tft; 
entſpricht eine Beſtellung der Frau biefem Maßſtabe, jo fommt nicht in 
Betracht, ob die Frau ſolche Sachen auch bet anderen beftellte (RG. 61 
©. 78). 3) 5. B. Anſchaffung von Lebensmitteln, Kleidern, Annahme 
weiblicher Dienitboten. 4) Die Beforgung ift auch eine Pflicht der 
rau, für die fie dem Manne nad) $. 1869 Haftet. Die Borfchriften über 
den Auftrag (3. B. Vorſchußpflicht des Mannes OLG. 5b ©. 895) gelten 
entiprechend. 5) Dem Dritten gegenüber ift gleichgültig, ob das Ge: 
ſchäft erforderlich ift, wenn ed nur zum häuslichen Wirkungskreiſe gehört. 
6) Sie verpfliäten alfo nicht die Srau, fondern den Dann und das 
Geſamtgut. 7) Bekanntgabe durch Zeitungsinſerate (RG. 60 ©. 12). 
8) 8. 1864 Abſ. 2. 9) Zuſtändigkeit im FGG. 88. 85, 45; Eintritt 
der Wirkſamkeit der gerichtlichen Verfügung ebenda 8. 68. Antrags⸗ und 
Beichwerderecht der minderjährigen Yrau daf. 8.569. 10) Die Beihräntung 
muß in das Güterrechtäregifter (88. 1558 ff.) eingetragen werden. Ein: 
tragung auf Untrag des Mannes 8. 1561 Abi. 1, Löſchung auf Antrag 
ber 0 8. 1561 Ubf. 8 Nr. 1. Beröffentlihung $. 1562 (OLG. 12 
S. 800). 


Übernahme perſönlicher Dienfte durch die Frau. 

6. 1358, Hat fi die Frau einem Dritten gegenüber 
zu einer von ihr in Perſon zu bewirfenden Leiltung verpflichtet, 
jo kann der Mann das Recdtsverhältnis ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfriſt fündigen, wenn er auf feinen Antrag von dem 
Bormundjhaftsgeridhte!) dazu ermächtigt?) worden il. Das 
Bormundjchaftsgeridht hat die Ermädtigung zu erteilen, wenn 
fih ergibt, daß die Zätigfeit der rau die ehelichen Intereſſen 
beeinträdtigt. 

Das Kündigungsreht ift ausgefchloffen, wenn der Mann 
der Berpflichtung zugeſtimmt bat oder feine Zujtimmung auf 
Antrag?) der rau durch das Sormundidaftögericht‘) erjegt 2) 
worden ilt. Das Bormundjchaftsgericht kann die Zuftimmung 


640 Familienrecht. Bürgerliche Ehe. 


erjegen, wenn der Mann durch Krankheit oder durch Abweien- 
heit an der Abgabe einer Erkärung verhindert und mit dem 
Aufihube Gefahr verbunden iſt oder wenn fid) die Verweigerung 
der Zuftimmung als Mißbrauch feines Nechtes*) darftelt. So» 
lange die Häusliche Gemeinſchaft aufgehoben iſt, fteht das 
Kündigungsrecht dem Manne nicht zu. 

Die Suftimmung fowie die Kündigung kann nicht durch 
einen Bertreter des Mannes erfolgen; ift der Dann in der 
Geſchäftsfähigkeit befchränktt®), jo bedarf er nicht der Zuftimmung 
feines geſetzlichen Vertreters. 

Fuür die Zeit vor Eingehung der Che SS. 626, 627, 671, 728. Ge⸗ 
finderedt EG. Urt. 96. 


1) 586. 88. 8b, 4b. 2) Beginn der Wirkſamkeit der gericht: 
len Verfügung FGG. 8. 58. 8 FGG. 8. 69. 4) 6. 1858 
Abſ. 2. 5) 88. 106, 114. | 


Grad der gegenfeitig zu vertretenden Sorgfalt. 

&. 1389. Die Ehegatten haben bei der Erfüllung der 
ſich aus dem ehelichen Verhältnis ergebenden Berpfliditungen 
einander nur für diejenige Sorgfalt!) einzuftehen, welche fie in 
eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegen. 

Ausnahmen für die Verwaltung des Gefamtgut3 durch den Mann 
vgl. $S. 1466, 1519 Ubi. 2, 15649. 1) 8. 277. 

Unter ET 

. 1360, Der Dann) hat der Frau nad) Maßgabe 
feiner Lebensjtellung, feines Vermögens und feiner Erwerbs« 
fähigkeit Unterhalt?) zu gemähren. 

Die Yran!) hat dem Manne, wenn er außerftande ift, fidh 
felbft zu unterhalten, den feiner Lebensſtellung entiprechenden 
Unterhalt nad) Maßgabe ihres Vermögens und ihrer Erwerbs» 
fähigfeit zu gewähren. 

Der Unterhalt ift in der durd die ehelicdhe Lebensgemein- 
Schaft gebotenen Weiſe zu gewähren, Die für die Unterhalts- 
pfliht der Berwandten geltenden Borjchriften der SS. 1605, 
1613 bis 1615 finden entiprechende Anwendung). 

Der Mann Hat auch den ebelihen Aufwand zu tragen; dies gilt 
materiell für alle Güterftände (88. 1889 Abf. 1, 1427, 1468, 1029, 1549). 
Wieweit Dritte wegen gewährten Unterbalts ſich an ben pflidhtigen Ehe⸗ 
gatten Halten fönnen, richtet fih nach allgemeinen Grundfägen (vgl 
$. 679); vgl. EG. Art. 108, Unterhaltspflicht geichtebener Ehegatten 
SS. 1578— 1582, Verhältnis ber Unterbaltäpfliht der Ehegatten zu ber 
ber Berwanbdten $$. 1608, 1609. Geltendmachung im Konkurſe KO. 8. 8 
Abſ. 2. Piändungsfreiheit ZPO. 8. 860. 

1) Die Unterbaltspflicht de Mannes untericheidet fi von der ber 
rau nur daburdy, daß legtere eine ſubſidiäre tft. 3) Ohne Einfluß 
auf die Unterhaltspflicht des Ehegatten tft e8, ob die Bedurftigkeit des 
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anderen Ehegatten auf befien Verſchulden berubt, der 8. 1611 Abſ. I gilt 
niht (RG. KW. 1906 S. 208); dagegen gilt der 8. 1611 Abi. 2, fo 
daß nur ber notdürftige Unterhalt zu gewähren ift, wenn der pflichtige 
Ehegatte berechtigt ift, auf Scheibung zu Magen (NG. ZW. 1908 Bell. 
5. 81, 127). 3) Bertrag über bie Unterhaltspfliht der Ehegatten 
für die Dauer bed Zufammenlebens tft nichtig (NG. IW. 1905 ©. 480), 
für die Zeit der Trennung tft er nur zur Regelung eines ſich aus 8. 1861 
ergebenden Anſpruchs zuläffig (RG. 61 ©. 61). 

spe totfädhlich getrennt lebender Gatten. 

8. 1361. Leben die Ehegatten getrennt!), fo ift, folange 
einer von ihnen die Derfielung des ehelichen Lebens verweigern 
darf?) und vermweigert?), der Unterhalt durch Sntrichtung einer 
Geldrente zu gewähren; auf die Rente finden die Vorfchriften 
des 8. 760 Anwendung. Der Mann hat der Frau aud bie 
zur Führung eines abgejonderten Haushalts erforderlichen 
Saden aus dem gemeinchaftlichen Haushalte zum Gebraude 
herauszugeben, es ſei denn*), daß die Sachen für ihn unent- 
behrlich End oder daß ſich ſolche Sachen in bem der Verfügung 
der Frau unterliegenden Bermögen befinden?®). 

Die Unterhaltspflicht des Mannes fällt weg oder beichräntt 
ih) auf die Zahlung eines Beitrags, wenn der Wegfall oder 
die Beihränfung mit Rückſicht auf die Bedürfnifie wie auf 
die Vermögens und Ermwerbsverhältniffe der Ehegatten der 
Billigkeit entipridt. 

Leben bie Gatten getrennt, ohne daß die Borausfegungen bes 
8. 1861 Abſ. 1 Sag 1 vorliegen, fo bewendet es bei 8. 1860. Leben 
fie alſo getrennt, ohne daß ein Teil die Herftelung des ehelichen Lebens 
verweigern darf, jo entfällt die Unterhaltspflicht de Ehegatten. Iſt zwar 
ein Teil zur Berweigerung berechtigt, verweigert aber nicht er, ſondern 
der andere Zeil, fo bört, wenn ber unterhaltöberechtigte Teil es ift, der 
die Herftelung verweigert, die Unterhaltspflicht des anderen Teiles auf; 
ift e8 aber der unterhaltspflichtige Teil, welcher die Herftelung verweigert, 
fo ift ber unterhaltSberechtigte Teil fchadenserfagberechtigi. Vgl. OLG. 12 
S. 800, 801. 

a) d. h. nicht in häuslicher Gemeinſchaft. Während des Scheidungs: 
progefies S. 627 ZPO. Der UnterhaltSaniprud kann Abrigens während 
des Scheidungsprozeiled nit nur im Wege des 8. 627 geltend gemadıt 
werden (RG. 47 ©. 879). Umgekehrt ift eine einftweilige Verfügung 
auf Zahlung einer Unterhaltärente auch zuläffig, wenn keine der Voraus⸗ 
fegungen des S. 627 vorliegt (RG. IW. 1906 ©. 179). 2) 8. 1868, 
Gleichguͤltig ift, ob es der unterhaltSberechtigte oder ber unterbaltöpflichtige 
Gatte ift. 3) Nicht erforderlich ift, daß der andere Gatte dag Zu: 
fammenleben verlangt (OL®S. 7 ©. 102). Der 8. 1861 gilt auch, wenn 
die Trennung auf beiderfeitigem @inverftändniß beruht; er gilt ferner 
aut dann, wenn beide Gatten jich einen Scheidungdgrund haben zu: 
fhulden kommen laflen (RG. IW. 1902 Beil. S. 204). 4) gibt 
er fie nicht heraus, fo muß die Rente der Yrau erhöht werden. 5) Im 
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üdrigen gilt 8. 1360. Es kann alfo der unterhaltäberechtigte Gatte ben 
Unterhalt auch dann fordern, wenn er es ift, der die Herftellung ver: 
mweigern darf und verweigert (Seufffl. 66 S. 809). 6) über ein: 
rebeweife Geltendmadung |. R®. IW. 1904 ©. 294. 

Dermutung für das Gigentum des Mannes. 

&. 1362. Zu Gunften ber Öläubiger des Mannes wird 
vermutet!), daß die im Beſitz eines der Ehegatten oder beider 
Ehegatten befindlichen bewegliden Sachen dem Manne gehören. 
Dies gilt insbefondere auch für Snhaberpapiere und für Örder- 
papiere?), die mit Blankoindoſſament verfehen find. 

Für die ausfchließlich zum perfünlichen Gebraudje der Frau 
beſtimmten Sachen, insbejondere für Kleider, Schmudjacdhen und 
ÜUrbeitögeräte?), gilt im Berhältniffe der Ehegatten zueinander 
und zu den Gläubigern die Bermutung!), daß die Sachen ber 
Frau gehören. | 

Die Vermutung der KD. 8. 45 bleibt unberührt. Eine befondere 
Bermutung, die daneben fteht, enthält S. 1627 für die Errungenidafts- 
gemeinfchaft. Internationales Privatredht im EG. Art. 16 Abi. 2. 

2) Bol. ZPO. S. 292 (DOUG. 12 ©. 802). 2) 8. 798; WO. 
Art. 9, 12, 18; HGB. 88. 179, 868, 864. 3) Ceuff. 57 ©. 466. 


Schiter Titel. 
Eheliches Güterredt. 


Das eheliche Guterrecht richtet ſich zunächſt nach der freien Berein= 
barung ber Ehegatten. In Ermangelung einer folchen tritt das geſetzliche 
Güterreht ein. Dabei geht das BGB. davon aus, daß daS geiegliche 
Guterrecht in ganz Deutfchland ein einheitliches fein muß. Bon den 
bisher in Deutichland geltenden Süterrechten ift Dad Syflem der Ber: 
waltungsgemeinfhaft, im BGB. Berwaltung und Nutnießung des 
Mannes genannt, als gefegliches Güterreht zugrunde gelegt. Um ben 
Ehegatten die Abichliefung von Gheverträgen zu erleichtern und bie 
Vereinbarung eines Guͤterrechts zu ermöglichen, welches einem ber bisher 
beftegenden Güterrechte in den wefentliden Beziehungen gleichlommt, 
find auch die übrigen SHauptformen der bisher beftebenden Güter⸗ 
rechtsſyſteme, die allgemeine Bütergemeinfchaft (5. 1487—1518), die 
Errungenichaftsgemeinichaft (85. 16519— 1548) und die franzöfiidy:recht: 
lihe Mobiliargemeinihaft, im BGB. Fahrnisgemeinſchaft genannt 
(88. 1549— 1667), geregelt. Dazu kommt als eine Art des gefeglichen 
Güterrecht3 die Gütertrennung ($$. 1426 — 1481), welche fich dem Dotal⸗ 
rechte nähert. 

Damit der Verkehr nicht unter der Vertragsfreiheit leidet, ift bie 
Rechtswirkſamkeit gewiljer Eheverträge, ſowie gewiffer auf das ehbeliche 
Güterrecht einwirkender Tatfahen in weiten Umfange von der Eintragung 
in ein öfſentliches Negifter, das &üterrechtäregiiter, abhängig gemacht 
(8$. 1485, 1558—1563). , 

Snternationales Privatrecht EG. Urt. 15,16. UÜbergangsbefttimmungen 
ebenda Art. 200. 


Eheliches Güterrecht. Gefepliches Güterrecht. F. 1362. 643 


I, Geſetzliches Güterrecht. 


1. Die Verwaltungsgemeinſchaft beruht auf dem Gedanken, daß die 
Erträgniffe des Vermögens beider Ehegatten den Zwecken ber Ehe zu 
dienen beftimmt find und zur Erreihung biefed Biele8 die Verwaltung 
des beiderfettigen Bermögens in die Hand des Mannes gelegt wird. Sie 
befchränft aber die vermögensrechtlihen Wirkungen ber Ehe Hierauf und 
vermittelt fo zwifhen ben Güterrechten, welche mit der Ehe eine mehr 
oder weniger weitgehende Vermögensgemeinſchaft verbinden, und bem 
Dotalrechte, bei welchem durch die Ehe die vermögensredhtlicdhen Verhält⸗ 
niffe der Ehegatten ſich nicht ändern. 


2. Das Vermögen bed Mannes wird burh bie Verwaltungs⸗ 
gemeinfchaft nicht berührt. Das Vermögen der Frau bleibt im Eigentume 
der rau, wird jeboch der Verwaltung und Nubnießung des Mannes 
unterworfen (eingebrachtes Gut, 8. 1868), fowett nicht kraft Gefekes 
oder Brivetwillfür für einzelne Gegenftände eine Ausnahme gemacht tft 
(Borbehaltögut, 88. 1866—1870). Die Unterwerfung unter die Ber: 
waltung des Mannes äußert ſich pofitiv darin, daß der Mann das 
Recht erhält, daß eingebradhte But zu verwalten und über bagfelbe in 
gewiſſen Grenzen zu verfügen (8$ 1876— 1880). Seraft der Nutznießung 
erwirbt der Mann die Früchte des eingebradten Gutes zu eigenem 
Rechte, muß aber die ehelichen und gewiſſe mit der Verwaltung und Nutz⸗ 
nteßung verbundene Laften tragen, und zwar auch dann, wenn ihm 
die Nusgnießung tatſächlich nichts abmwirft (88. 1884—1887),. Bur 
Sicherung der Yrau find Schugbeitimmungen gegeben (SS. 1891 —1894). 
Die Unterwerfung unter die Verwaltung ded Mannes zeigt fich infofern 
auch nach einer negativen Nichtung, als die Frau, welche ihre Geſchäfts⸗ 
fähigkeit voll behält, in der Verfügung über ihr eingebrachtes Gut be: 
ftimmten Schranten unterworfen ift (K8. 1896 — 1407). Jeder Ehegatte 
Haftet für die in feiner Perſon entftandenen Schulden. Die Gläubiger 
des Mannes Tönnen ſich nicht an die Frau oder an das eingebradjte Gut, 
die Gläubiger der Frau können fih, von den Fällen bed 8. 1888 ab: 
gefeden, niht an den Mann Halten. Dagegen haften den &läubigern 
des Diannes die Früchte des eingebrachten Gutes, foweit fie nicht zur 
Beftreitung der vom Manne zu tragenden Xaften, Inäbefondere des Unter: 
balt3 der Familie, erforderlih find. Die Gläubiger der Frau können 
auf das Frauenvermögen unbeichräntt greifen, nur bezüglich ber nad 
Eingehung der Ehe entitandenen Berbindlichleiten find Ausnahmen gemacht 
(88. 1412— 1414). 

Die Beendigung der Berwaltung und Nusßnießung tritt in gewiffen 
Fällen kraft Sefeges, in anderen auf Klage der Frau ein (88. 1418 bis 
1420). Nach der Beendigung muß der Mann der Frau bas eingebrachte 
Gut berausgeben (SS. 1421— 1424). Unter gewiſſen Vorausfegungen ift 
eine Wiederherftellung der Verwaltung und Nustnießung auf Klage des 
Mannes möglich ($. 1426). 

8. Die VBerwaltung und Nusnießung bed Mannes tritt nılt der 
Edefchließung ein. Wusnahme S. 1864. 

4. ULB fubfidtären, geſetzlichen Güterjtand fteilt da8 BGB. die Güter: 
trennung auf ($S. 1426—1481). Die Gütertrennung tritt in gewiffen 
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Ballen Traft Gefetzes ein (vgl. 8S. 1426 mit SS. 1864, 1418—1420, 
1486, 1470 Abi. 1, 8. 1545 Abſ. 1, SS. 1549, 1687). Ste fann auch 
durch Ehevertrag vereinbart werben. Das Wefen der Gütertrennung 
beftebt darin, daß die Wirlungen wegfallen, welche die Ehe in Anfehung 
des Bermögens der Frau durch Unterwerfung besfelben unter die Ber: 
waltung und Nugniehung des Mannes ausübt. Die allgemeinen Wir: 
fingen der Ehe, insbeſondere die gegenfeitige Unterbaltöpflicht, bleiben 
beftiehen. Die Frau Hat ihrem Vermögen gegenüber die Stellung einer 
unverheirateten Yrau. Hiervon find in den SS. 1427—1480 einige 
Ausnahmen gemacht, melde die Stellung ber Frau ähnlich geftalten wie 
die eined volljährigen, im elterliden Haufe verbliebenen Kindes (ogl. 
s8. 1618, 1619). 


1. Allgemeine Vorſchriften. 


I. Eintritt der ae unge gemeinſchaft. 

. 1363. ermögen der Frau!) wird durd die 
Eheſchließung der Berwaltung und Nubnießung des Mannes 
unterworfen (eingebrachtes Gut) ?). 

Zum eingebradjten Gute gehört auch da8 Vermögen, das 
die Frau während der Ehe ermirbt?). 

2) aud) der minderjährigen Frau. Die elterlihe Gewalt oder die 
Vormundſchaft bleibt jedoch beſtehen; foweit mithin der Mann der Zu— 
flimmung der Frau bedarf (8$. 1875 ff.), ift zu allen Willensakten ber 
Frau die Zuſtimmung des gefeglidhen Vertreterd nötig, wie wenn fie uns 
verheiratet wäre. 2) Die Vermutung ſpricht für eingebr. But. 
3) auch foweit es unübertragbar ift. 

Aus ſchlu se Kun gsgemeiufihaft, 

A. Die Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
tritt a en wenn er die Ehe mit einer in der Gefchäfts- 
fähigkeit beihräntten I) Frau ohne Einwilligung?) ihres gejek- 

lichen Bertreters eingeht. 
Es tritt Gütertrennung ein ($. 1426). Die Vermögendvermwaltung 
fteht dem gejeglichen Vertreter der Frau zu. Beichräntte Geſchäftsfähigkeit 
des Mannes hindert nicht den Eintritt des gef. Güterftandes (8. 1409). 
1) 88. 106, 114. 2) 88. 1804, 1881. 
N. srbehaltsgut. 

ges des Borbehaltsguts. 

Die Verwaltung und Nubnießung des Mannes 
erſiren ſich ht auf das Vorbehaltsgut der rau. 

Die Stellung der Frau zu ihrem Vorbehaltsgut ift die gleiche, wie 
wenn fie unverheiratet wäre. Borbebaltsgutseigenfhaft wird nicht in das 
Grundbuch eingetragen (RIU. 4 ©. 261). 

Gele wer a aonnt. 

Vorbehaltsgut find die ausjchließlih zum 
verförliden —— der Frau beſtimmten Sachen, insbeſondere 
Kleider, Schmuckſachen und Arbeitsgeräte. 

Vgl. 8. 1862. 


Gefepliches Güterrecht. 88. 1368-1372. 645 


&. 1367. Vorbehaltsgut ift, was die Frau durch ihre 
Arbeit!) oder durch den felbjtändigen ?2) Betrieb eined Erwerbs 
geihäfts?) erwirbt. 

4) Anders die Arbeit der Frau im Hausweſen und Gefchäfte des 
Mannes (S. 1866). 2) Beteiligung an offener Handelögefellichaft 
OVG. 4 ©. 841. 8) Rechtsſtellung des Mannes an einem Erwerbs⸗ 
geihäfte der Frau NS. b9 ©. 26. 

Beriragsmäßiges Worbehaltsgnt. 

8 1368, Borbehaltsgut ift, mas durch Ehevertrag!) 
für Sorbehaltsgut erklärt ift?). 

1) 8. 1482 (RU. 6 ©. 58). 2) Anfechtbarkeit der Umwande⸗ 
lung von eingebr. G. in Borbehaltägut auf Grund von $. 8 Nr. 4 An: 
fecht. Gef. |. RS. 57 ©. 81. 

Zuwendungen eines Dritten, 

8. 1369. Vorbehaltsgut ift, was die Frau durch Erb» 
folge, dur) Vermächtnis oder als Pflichtteil erwirbt (Erwerb 
von Todeswegen) oder wa8 ihr unter Lebenden von einem 
Dritten unentgeltlich !) zugemendet wird, wenn der Erblafler durch 
legtwillige Verfügung ?), der Dritte bei der Zumendung be— 
Himmt bat, daß der Erwerb Borbehaltsgui fein fol. 

1) 88. 616, 1624, 2) SS. 1987, 2299. 


Surrogation beim Borbehaltsgute, 

6. 1370. Borbehaltsgut ift, was die Frau auf Grund 
eines zu ihrem Borbehaltsgute gehörenden Rechtes!) oder als 
Erfag für die Zerftörung, Beihädigung oder Entziehung eines 
zu dem Borbehaltsgute gehörenden Gegenftandes?) oder dur 
ee Rechtsgeſchäft erwirbt, das fi) auf das Vorbehaltsgut be= 
iebt?). 

ö 2 3- B. Fruchterwerb, Lottertegewinn, wenn das Los Vorbehaltsgut. 
2) 3. B. Berficherungsgelbder. 3) 3. 3. Tauſchvertrag. 
2. ar der VYorſchriften über die Gütertrennung. 

6. 1371. dur das Vorbehaltsgut finden die bei der 
Gütertrennung!) für das Bermögen der rau geltenden Bor» 
ſchriften entjprechende Anwendung; die Frau hat jedoch?) einen 
Beitrag zur Beltreitung des ehelichen Aufwandes nur infomeit 
zu leiten, als der Mann nicht jchon durch die Nugungen des 
eingebrachten Gutes einen angemeflenen Beitrag erhält. 

2) SS. 1426—1481; insbeſondere ift die Vorbehaltsgutseigenſchaft 
Dritten gegenüber nur nad) Maßgabe bes $. 1486 (Eintrag ins Güter: 
rechtöregifter) wirffam. Es genügt Eintragung nad) Kategorien OT®. 12 
S. 308. 2) abweichend von 8. 1427 Abſ. 2, 

IIL £efftelung des eingebrachten Gutes. 

6. 1372, Jeder Ehegatte kann verlangen!), daß der 
Beſtand des eingebradhten Gutes durch Aufnahme eined Ber- 
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zeichniſſes unter Mitwirkung des anderen Ehegatten feſtgeſtellt 
wird. Auf die Aufnahme des Verzeichniſſes finden die für den 
Nießbrauch gedenden Vorſchriften des 8. 1035 Anwendung. 

Seder Ehegatte kann den Zuſtand der zum eingebradten 
Gute gehörenden Sachen auf feine Koften durch Sachverſtändige 
feftftellen laſſen 2). 

2) Slagereht während des Güterſtandes; S. 1894 findet feine Un: 
. wendung. 2) vgl. 8. 1084. Zuſtändigkeit für die Ernennung, Be: 
eidigung und Bernehmung der Sachverftändigen FGG. 8. 164. Wegen 


der zur Aufnahme bed Verzeichniſſes Iandesgefetlich zuftändigen Beaniten 
Anm. zu $. 1086. 


2. Berwaltung und Nußnießung. 
I. Berwaltung. Retht zum Belite,. 

&. 1373. Ser Mann hp berechtigt, die zum eingebrachten 
Gute gehörenden Saden!) in Belig zu nehmen ?). 

1) auch die Wertpapiere und zwar auch, wenn die Frau bevor: 
mundet iſt. 2) Der Mann tft nicht kraft Gefeges Befiger. Iſt der 
Beige der Sadyen, fo Hut bie Frau den mittelbaren Befig 
(8. ' 

Berwaltungsrecdht des Mannes. 

8. 1374. Der Dann hat das eingebradhte Gut ord- 
nungsmäßig!) zu verwalten. Über den Stand der Verwaltung 
hat er der Frau auf erlangen Auskunft zu erteilen?). 

1) S. 1869. 2) 8. 260; vgl. jedoch 8. 1394. 
Verfügungsreiht des Mannes: Zuſtimmung der Frau. 

&. 1375. Des Berwaltungsreht des Mannes umfaßt 
nicht die Befugnis, die Frau durch Rechtsgeſchäfte zu verpflichten 
oder fiber eingebrachtes Gut ohne ihre Zuftimmung!) zu ver- 
ügen 2). 

g ) 88. 182 ff. Verfügen kann ber Mann im eigenen Namen ober 
im Namen der Frau; die obligatorifhen Rechtsgeſchäfte Tann er regel: 
mäßig nur auf rund einer Vollmacht der Frau in deren Namen vor: 
nehmen. 2) Mangel ber Zuftimmung: bei Verfügung de Mannes 
im Namen der Frau 88. 177—180, bei Perfügung de Mannes im 
eigenen Namen Unwirkſamkeit der Berf. (Konvaleszenz $. 186). 
&. 1376. Ohne Zuftimmung der Frau kann der Mann: 
1. über Geld und andere verbrauhbare Saden!) der 
Frau verfügen; 
2. Forderungen der Frau gegen foldje Forderungen an 
die Frau, deren Berichtigung aus dem eingebraditen 
Gute verlangt werden kann?), aufrechnen?); 
8. Berbindlichfeiten der Frau zur Leillung eines zum 
eingebraditen Gute gehörenden Gegenftandes durch 
Seiftung) des ©egenitandes°) erfüllen). 
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1) 8. 92. 2) 88. 1411 - 14 14. 3) 88. 887 ff., im übrigen 
fann der Dann ohne Zuftimmung der Yrau nicht über Forderunnen 
verfügen, insbeſondere bedarf er ber Zuftimmung zur Kündigung ober 
Einziehung; Entgegennahme der Kündigung durch ben Mann 8. 1408. 
) Hingabe an Erfüllungsftatt erfordert bie Zuftimmung der Frau; 
ebenjo bie Beräußerung von zum eingebradhten Gute gehörenden Sachen, 
um mit dem Erlöfe eine Schuld der Frau zu erfüllen. 5) Bei 
Grundftücken, überhaupt im Grundbuchverkehr GBO. 8. 19, alfo ſtets 
Bewilligung der Frau erforderlich. 6, Stellung des Mannes zum 
Erwerbsgeichäfte der Frau NG. 59 5. 26. 

6. 1377. Der Mann fol Verfügungen, zu denen er 
nad F. 1376 ohne Zuftimmung der Yrau berechtigt iſt, nur 
zum Zwecke ordnungsmäßiger Bermwaltung I) des eingebraditen 
Gutes vornehmen. 

Das zum eingebraditen Gute gehörende Geld Hat der 
Mann nah den für die Anlegung von Mündelgeld geltenden 
Vorſchriften?) für die Frau verzinslich anzulegen, Foiweit es nicht 
zur Beltreitung von Ausgaben bereit zu halten iſt?). 

Undere verbraudhbare*) Sachen darf der Mann aud für 
ih veräußern oder verbraudend). Macht er von diefer Befug- 
nis Gebraud, jo hat er den Wert der Sachen nad) der Be— 
endigung der Berwaltung und Nutznießung zu erfeßen; der Er- 
fag it ſchon vorher zu leiften, fomeit die ordnungsmäßige 
Berwaltung des eingebrachten Gutes es erfordert®). 

1) Überfchreitung macht den Mann gegenüber der Frau erfagpflichtig 
(5. 1859), berührt aber nicht die Wirkſamkeit gegenüber Dritten. 
2) 85. 1807, 1808. Abweichung mit Buftimmung der Frau zuläffig. 
3) 8. 1806. 4) 8. 92. 5, Der Mann tit alfo nicht wie beim 
uneigentl. Nießbrauch ($. 1067) Eigentiimer der verbrauchbaren Sadıen, 
fondern Hat nur freies Verfügungsrecht. 6) Bol. S. 1891 Abf. 2, 
8, 1411 Abf. 2. 

. 1378. Gehört zum eingebradten Gute ein Grund—⸗ 
ſtück jamt Inventar, fo bejtimmen fid) die Rechte und die Pflichten 
des Mannes in Anfehung des Inventars nad) den für den 
Nießbrauch geltenden Vorſchriften des 8. 1048 Abf. 1. 


6. 1379. It zur ordnungsmäßigen Verwaltung des 
eingebrachten Gutes ein Rechtsgeſchäft erforderlich!), zu dem der 
Mann der Zuftimmung der Frau bedarf?), jo kann die Zur 
ftimmung auf Antrag des Mannes durdy dad Vormundſchafits⸗ 
gericht?) erſetzt) werden, wenn die Frau fie ohne ausreichenden 
&rundd) verweigert. 

Das gleiche gilt, wenn die Frau durch Krankheit oder durd) 
Abmwefenheit an der Abgabe einer Erklärung verhindert und mit 
dem Aufichube Gefahr verbunden ift. 

1) Bloße Zwedmäßigfeit (3. B. Teichtere Verwertbarkeit von Ber: 
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mögensbeftandteilen des Mannes) genügt nicht OG. 1 ©. 888. 
2) 88. 1876 - 1878. 3) FGG. 88. 85, 46. Beſchwerde baf. $. 60 
Nr. 6. 4) Die Eriegung tft auch vor Bornabme bed Geſchäfts bes 
Mannes möglich, muß aber dann bie wefentliden Beſtimmungen des 
Geſchäfts bezeichnen (RIM. 8 S. 170). Borberige Anhörung ber Be: 
teiligten ZTatfrage BayObꝰ. b ©. 414. Beginn der Wirkſamkeit der 
Erfegung FGG. 8. 68. 5, Der Grund muß gegen das Rechtsgeſchäft 
als folches, nicht gegen feine Vornahme gerade durch ben Mann fprechen, 
KB. 28 ©. A 177. 
Prozeßführung des Mannes, 

+1 « Der Mann kann ein zum eingebradhten Gute 
gehörendes Neht!) im eigenen Namen gerihtlih geltend?) 
machen. Iſt er befugt, über das Recht ohne YZuftimmung der 
Frau zu verfügen?), jo wirft das Urteil aud) für und gegen 
die frau. 

Der 8S. 1880 betrifft bie Aktivprozeſſe und geſtattet dem Manne 
die zum eingebrachten Gute gehörenden Rechte im eigenen Namen ge— 
richtlich geltend zu machen. Zur Geltendmachung im Namen der Frau 
iſt er mit deren Zuſtimmung berechtigt. Im letzteren Falle wirkt das 
Urteil unmittelbar für und gegen die Frau. Klagt der Mann dagegen 
im eigenen Namen, jo wirkt e8 nur dann für und gegen die rau, wenn 
der Mann befugt iſt, Aber das Recht ohne Buftimmung der Yrau zu 
verfügen. Der Klageantrag des Mannes darf auf Leiftung an ihn allein 
nur lauten, wenn die Frau zuftimmt oder ihre Zuftimmung eriegt oder 
wie bei der lage auf Herausgabe einer Sadje nicht erforderlich iſt; in 
der Regel bat der Antrag zu lauten auf Leiflung an den Dann unter 
Zuftimmung der rau (OLG. 11 ©. 281, 12 ©. 806; Seuffü. 69 
S. 411). 

Wer gegen das eingebrachte But ein Recht in Anſpruch nimmt oder 
feine Befriedigung aus dem eingebrachten Gute verlangt (Paſſivprozeſſe), 
muß die Frau auf Leiftung und den Dann auf Duldung ber Bolftredung 
verklagen (vgl. BO. SS. 789, 741, 742). Beide Klagen Tönnen mit: 
einander verbunden werden. 

Handelt es fih um ein aus der Verwaltung und Nutznießung für 
den Mann perfänlich . entfpringendes Recht (3. B. um die Abwehr eines 
Eingriffs in die Nutznießung des Mannes), fo fpielt fi) der Rechtsſtreit 
nur zwiſchen dem Manne und dem Dritten ab. 


1) Jedes Recht, Forderungen wie dingliche Rechte. 2) lage, 
Widerklage, Arreſt ꝛc. 3) 88. 1876—1878. 
Surrogation. 


. 1381. Erwirbt der Mann mit Mitteln des einge. 
bradjten Gutes bewegliche Saden, [o geht mit dem Erwerbe 
das Eigentum auf die Frau über!), e8 fei denn, daß der Mann 
niht für Rechnung des eingebrachten Gutes erwerben will. 
Dies gilt insbefondere auch von Inhaberpapieren und von 
Trderpapieren, die mit Blankoindofjament verfehen find. 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden entfprechende An⸗ 
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wendung, wenn der Mann mit Mitteln des eingebradıten Gutes 
ein Recht an Sachen der, bezeichneten Art oder ein anderes 
Recht erwirbt, zu deſſen Übertragung der Abtretungsvertrag?) 
genügt. 

2) Der gemäß $. 1881 geführte Nachweis widerlegt zugleich die 
Bermutung des $. 1362 und gibt im Konkurſe des Mannes Aus⸗ 
fonderungsredht (8. 45 RD.). 2) SS. 898 ff. 418. 

6. 1382, Danshaltägegenftänbe, die der Mann an Stelle 
der von der trau eingebraditen, nit mehr vorhandenen 
‚oder wertlos gewordenen Stüde anſchafft!), werden einge» 
brachtes Gut. 

1) Die Abnugung geht auf Rechnung der Frau; was aber als Erſatz 
angeichafit wird, gehört ber rau. Der Dann kann feinen Erfag forbern, 
gleichviel, mit weſſen Mitteln und auf mweflen Rechnung bie Anſchaffung 


erfolgte, 
ll. Jutznießfung. Erwerb der Autzungen. 
6. 1383. Der Dann erwirbt die Rugungen!) des ein- 
gebrachten Gutes in derfelben Weife und in demjelben Umfange 
wie ein Rießbraucher?). 
2) 8. 100. 2) 85. 954, 1088, 1089, 1048, 1066, 1088, 1078 
(O8. 7 ©. 401). Über die zeitliche Verteilung 8. 101. 
BZoſten und Zaflen; Verpflichtung des Mannes gegenüber der Frau. 
&. 138 In ann hat der den Koſten, weldye durch 
die Gewinnung der Nutzungen entftehen, die Koſten der Er- 
haltung der zum eingebraditen Gute gehörenden Gegenjtände 
nad) den für den Nießbrauch!) geltenden Borfchriften zu tragen. 
1) SS. 1041—1048, 1048, 1068. 


&. 1385. Der Mann ift der Frau!) gegenüber ver- 
ce für die Dauer der Verwaltung und Nugnmießung zu 
tragen ?): 
1. die der Frau obliegenden öffentlichen Laften mit Aus» 

ſchluß der auf dem Borbehaltsgute ruhenden Laſten 
und der aufßerordentlihen Laſten, die als auf den 
Stammmert des eingebraditen Gutes gelegt?) anzu» 
ſehen find; 
2. die privatredhtlichen Laften, die auf den zum einge- 
brachten Gute gehörenden Gegenjtänden ruben*); 
3. die Zahlungen, die für die Verficherung der zum ein«- 
gebraten Gute gehörenden Gegenftände zu leiten find. 

1) Haftung gegenüber dem Släubiger 8. 1888. 2) Bol. SS. 1045, 
1047. Auf den Ertrag der Nutznießung kommt bei ber Anwendung bei 
58. 1886— 1887 nicht an. 3) 3. B. Erbichaftöfteuer. 48.82. 
Reallaften; wegen der Hypothekzinſen |. 8. 1886. 


8. 1386. Der Mann ift der Frau gegenüber verpflichtet!), 
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für die Dauer der Verwaltung und Nubniegung die Zinfen?) 
derjenigen DBerbindlichfeiten der Frau zu tragen, deren De» 
rihtigung aus dem eingebradten Gute verlangt?) werden fann. 
Das gleiche gilt von wiederfehrenden Leiftungen anderer Art, 
einfchließli der von der Frau auf Grund ihrer gefeßlichen 
Unterbaltspflihtt) gefchuldeten Leitungen), fofern fie bei ord⸗ 
nungsmäßiger Verwaltung aus den Einkünften des Vermögens 
beitritten werden. 

Die Verpflichtung des Mannes tritt nicht ein, wenn die 
Berbindlichkeiten oder die Leiftungen im Verhältniſſe der Ehe 
gatten zu einander®) dem Vorbehaltsgute der Frau zur Laſt fallen. 

8) Unm. 1, 2 zu 8. 1886. 2) Hypothekenzinſen fallen, ſoweit 
der Dingliche Anſpruch in Betradyt fommt, unter $. 1886. 8) 88. 1411 
bis 1414. 4) SS. 1601, 1604, 1345, 1846, 1861, 1678, 1706, 1708. 
Die von ber Frau als Erbin eines Unterhaltspflichtigen nach den 88. 1682, 
1712 geichuldeten Leiftungen fallen zwar unter $. 1886 Abi. 1 Sag 2, 
gehören aber nicht zu den befonder8 bervorgehobenen von ber Frau 
auf Grund ihrer gefeglidhen Unterhaltspflicht geichuldeten Leiftungen. 
5) Soweit die Frau, weil fie fein Vermögen bat, nicht unterhaltSpflichtig 
ift, Hat auch der Mann nichts zu leiften. 6) 88. 1415, 1416. 

8. 1387. Der Mann ift der Frau gegenüber ver« 
pflichtet!), zu tragen: 

1. die Koften eines Nechtsftreits, in welchem er ein zum 
eingebradhten Gute gehörendes Recht geltend macht, 
—F die Koſten eines Rechtsſtreits, den die Frau führt, 
ofern nicht die Koften dem Borbehaltsgute zur Laft 
fallen); 

2. die Koften der Verteidigung ber Frau in einem gegen 
fie gerichteten Strafverfahren, fofern die Aufwendung 
der Kojten den Umſtänden nach geboten ift oder mit 
Zuftimmung de8 Mannes erfolgt, vorbehaltlid der 
Erfagpflidt der Frau im Falle ihrer Verurteilung. 

1) Anm. 1, 2 zu $. 1886. 2) 8. 1416. Koftenporichukpflicht 
be8 Mannes RG. 47 ©. 72; den Borihuß Hat der Mann auch dann 
zu leiften, wenn ihm (OuG. 4 S. 86) oder ber Frau (Seuffel. 68 ©. 457) 
das Armienrecht zufteht (RG. IW. 1906 ©. 866, 560). 

aftung des Mannes gegenüber den Glüubigern. 
s , 1388 Someit der Mann nad den SS. 1385 bis 
1387 der Frau gegenüber deren Berbindlichleiten zu tragen bat, 
baftet er den Gläubigern neben der Frau als Gejamtidhuldner. 

Bol. 88. 421 - 426. Bleichgültig if, ob die Nutznießung etwas 
abwirft. 

Ehelicher Aufwand, 
8.1389. Der Mann hat den ehelichen Aufwand zu tragen. 
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Die Frau kann verlangen, daß der Mann den Reinertrag 
des eingebradien Gutes, ſoweit diefer zur Beltreitung des 
eigenen und des der Frau und den gemeinſchaftlichen Abkömm⸗ 
lingen zu gewährenden UnterhaltS erforderlid) iſt, ohne Rüdlicht 
auf feine fonftigen Berpflichtungen zu diefem Zwecke verwendet. 

Zu Ubf. 2 vgl. S. 1894 Sag 2, 8. 1418 Nr. 2. - 

Erſatz von Aufwendungen des Mannes. 

&. 1390. Macht der Mann zum Zwecke der Verwaltung 
des eingebrachten Gutes Aufwendungen, die er den Umftänden 
nad für erforderlich halten darf, fo Tann er von der Frau Er- 
ja verlangen, fofern nicht!) die Aufwendungen ihm felbit zur 
Laſt fallen. 

Bol. 88. 266, 257. Der $. 1890 entfpricht bem 8. 670. 


1) 88. 1884—1887. 

III. Sicyerheitsleiftung. 

6. 1391. Wird. durch das Verhalten!) des Mannes die 
Beforgnis?) begründet, daß die Rechte der Frau in einer das 
eingebradyte Gut erheblidy?) gefährdenden Weije verlegt werden, 
fo kann die Frau von dem Manne Sicerheitzleiftung*) vers 
langen). 

Das gleiche gilt, wenn die der Frau aus der Verwaltung 
und Nutznießung des Mannes zuftehenden Anfprüche auf Erfah 
des Wertes verbraudhbarer Sachen‘) erheblich gefährdet find”). 

Die Frau Hat weder einen Titel zu einer gefetliden Hypothek noch 
eine gefegliche Hypothek am Vermögen bes Diannes. Auch für den Konkurs 
find alle Dotalprivilegten befeittgt. 

8) 3. B. Verfügung ohne die erforderliche Zuftimmung ber rau. 
Berichulden des Mannes nicht notwendig. 2), Tatfächliche Verlegung 
nit Borausfegung. 3), Sowohl die Gefahr ald auch der der Frau 
tm Berbältnifie zur Größe des eingebrachten Gutes drohende Schaden 
muß erheblich fein. 4) 88. 282. Die Sicherheit unterliegt nicht 
ber Anfechtung durch bie Släubiger auf Grund des $. 82 Nr. 2 KOD., 
wohl aber möglicher Weile auf Grund des 8. 81 Nr. 2, 8.32 Nr. 1 KO., 
5. 8 Nr. 2 des Anfechtungsgeſ. (RG. 67 ©. 161, ZW. 1906 ©. 890). 
6) 8, 1894. Arreſt RG. in Gruch. 46 ©. 666. Im Falle der Nicht: 
leiftung der Sicherheit Zmangspoliftredung, dagegen nicht Sequeftration 
des eingebr. G. Die Frau kann auch auf Aufhebung des Güterftandes 
Hagen ($. 1418) und zwar, ohne vorher Sicherheit verlangt zu haben. 
6) Vgl. insbeſ. $. 1877 Abſ. 8. 7) Zur Sicheitsleiftung nad) Ubi. 2 
genügt es, daß dieſe Anſprüche auch nur objektiv 3. B. durch Vermögens— 
verfall gefährdet find, während nach Abf. 1 erforderlich if, daß die Ge: 
fährdung auf einem wenn auch nicht ſchuldhaften Verhalten de Mannes 
in Anfehung des eingebr. Gutes beruht (R®. 60 ©. 188). 


IL Hinterlegung von Inhaberpapieren, 
‚1392. Liegen die Borausfegungen!) vor, unter denen 
der Mann zur Sicherheitsleiftung verpflichtet ift, jo kann die 
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Frau auch verlangen, daß der Mann die zum eingebradten 
Gute gehörenden Snhaberpapiere nebſt den Erneuerungsiceinen 
bei einer Hinterlegungsitelle?) oder bei der Reichsbank mit der 
Beitimmung binterlegt, daß die Herausgabe von dem Wanne 
nur mit Zultimmung?) der Frau verlangt werden kann. Die 
Hinterlegung von SInhaberpapieren, die nad) 8. 92 zu den ver 
brauhbaren Sachen gehören, ſowie von Zins-, Renten» oder 
Gemwinnanteilfheinen Tann nicht verlangt werden. Den Inhaber 
papieren ftehen Orderpapiere gleich, die mit Blankoindoflament 
verſehen find. 

Über die Hinterlegten Papiere kann der Dann auch eine 
Verfügung, zu der er nad) $. 1376 beredjtigt ift, nur mit Zu⸗ 
ftimmung der Yrau treffen. 

1899 Dal. 8. 1894. Für Preußen vgl. Gem. Erlaffe v. 17.[18. Dezbr. 

1) 8. 1891. 2) EG. Art. 144—-146. 3) 88. 182, 188. 
Grfat der Binterlegung. 

8. 1393. Der Mann kann die Inhaberpapiere, ftatt fie 
nad) $. 1392 zu binterlegen, auf den Ramen der Frau um- 
fchreiben!) oder, wenn fie von dem Reiche oder einem Bundes 
itaat ausgeftellt find, in Buchforderungen gegen das Reich oder 
den Bundesitaat ummandeln?) laſſen. 

1) &. 806. 2) Bol. dad Gef. über bad Reichsſchuldbuch 
v. 81. Mai 1891 8. 9 (EG. Art. 60), ferner EG. Art. 97. 


Zeit der Geltendmachung der Anſprüche der Fran. 

. 1394. Die Frau kann Anfprüche, die ihr auf Grund 
ber Verwaltung und Nutznießung gegen den Mann zuftehen!), 
erft nach der Beendigung der Verwaltung und Nutznießung ge- 
richtlich 2) geltend machen, e3 fei denn, daß die Borausfegungen 
vorliegen, unter denen die rau nad $. 1391 Sicherheits- 
leiitung verlangen fann. Der im $. 1389 Abſ. 2 beftimmte 
Anſpruch unterliegt diefer Beſchränkung nid. 

Der Mann tft in der Geltendmachung feiner Anſprüche gegen die 
Frau zeitlih nicht beichräntt.e Wegen ber Gläubiger der rau vgl. 
8. 1411 Abſ. 2. 1) SS. 1874—1893. Sn ber Geltendmachung 
anderer Anfprüce, 3. B. wegen des Borbehaltsguts, ift die Frau nicht 
beichränft. 2) Sage, Widerklage, Mahnverfahren. 

IV. BSeſchränkung des Derfügungsredts der Frau. 
1. Grundſatz; die einzelnen Berfügungen, 

6. 1395. Die Frau bedarf zur Verfügung über ein- 
gebradhtes Gut der Einwilligung!) des Mannes. 

Der geſetzliche Güterſtand bat auf die Gefchäftsfähigfeit der Frau 
feinen Einfluß (Anm. zu $. 1864); nur ihre BVerfügungsbefugnis iR im 
Anſehung ded eingebrachten Gutes, nicht des Borbebaltguts, nach 





Geſetzliches Gilterrecht. 88. 1898-1398. 668 


Maßgabe der 88. 1895—1407 beihräntt. Wegen ber Verfügung über 
Bucforderungen vgl. EG. Urt. 50, 97. 1) 8. 188, ORG. 6 
©. 416. 


Derfügung dur Vertrag. 
6. 1396. Verfügt die Frau durd Vertrag ohne Ein» 
wiligung des Mannes über eingebradtes Gut, jo hängt die 
Birfamkeit des Vertrags von der Genehmigung bes Mannes ab. 
Fordert der andere Zeil den Dann zur Erklärung über 
die Genehmigung auf, fo kann die Erklärung nur ihm gegen» 
über erfolgen; eine vor der Aufforderung der rau gegenüber 
erflärte Genehmigung oder Verweigerung der Genehmigung 
wird unmwirfiam. Die Genehmigung kann nur bis zum Abs 
laufe von zwei Wochen nad dem Empfange der Aufforderung 
erflärt werden; wird fie nicht erklärt, fo gilt fie als verweigert. 
Berweigert der Mann die Genehmigung, fo wird ber 
Bertrag nicht dadurch wirkſam, daß die Berwaltung und Nup- 
nießung aufhört. 
Bal. S. 108. Die Verfügung ohne Einwilligung des Mannes ift 
auch der Frau felbft gegenüber unwirffam (NG. 564 ©. 44). Gegenfak 
ift die Verpflichtung zu einer Leiftung (8 1899). 


8. 1397. Bis zur Genehmigung des Bertrags ift der 
andere Zeil zum Widerrufe berechtigt. Der Widerruf fann auch 
der Frau gegenüber erklärt werden, 

Hat der andere Zeil gewußt, daß die Frau Ehefrau iſt, 
fo kann er nur widerrufen, wenn die rau der Wahrheit zu- 
wider die Einwilligung des Mannes behauptet hat; er fann 
auch in diefem alle nicht widerrufen, wenn ihm das Fehlen 
der Einwilligung bei dem Abſchluſſe des Vertrags befannt war. 


Bol. S. 109. 

‚ Verfügung durch einfeitiges Rechtsgeſchäft. 

6. 1398, Ein einjeitiges Rechtsgeihäft!), durch das die 
grau ohne Einwilligung?) des Mannes?) über eingebradytes 
Gut verfügt, ift unwirkſam. 

2) 3. B. die Kündigung, die Einwilligung in die Löſchung einer 
Hypothet (S. 876). 2) Diefe kann der Frau oder dem Dritten gegen: 
über erflärt werben; letzterenfalls gelten nach 8. 182 Abf. 8 die Vor: 
ihriften bes 8. 111 Sat 2,8. Gleichgültig fit, ob die Frau bei der Vor: 
nahme des Rechtsgeſchäfts das Vorliegen der Einwilligung behauptet 
oder nicht (NG. 60 ©. 212). 3) Die Einwilligung muß vor dem 
Beitpuntte liegen, in dem das Mechtögeichäft der rau wirkſam werden 
ſoll; in Grundbuchſachen, bei denen Eintragung ind Grundbuch erforderlich 
itt, genügt es alfo, wenn die Einwilligung mit der Erllärung der Yrau 
gleichzeitig beim Grundbuchamt eingeht (KG. 24 ©, A 216, ORG. 6 
S. 207, 7 ©. 49). Der Grundbuchrichter braucht nur zu prüfen, ob 
die Einwilligung vorliegt (NIU. 4 5 182 = KG. 27 ©. A 806). 
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erpflichtung zu einer Jeiſtung. 
⸗ 1899. Su Nechiänefchäften, durch die fi Die Frau 
zu einer Leiſtung verpflichtet!), iſt die Zuſtimmung des Mannes 
nicht erſorderlich?). 

Stimmt der Mann einem ſolchen Rechtsgeſchäfte zu, ſo iſt 
es in Anſehung des eingebrachten Gutes ihm gegenüber wirt. 
fam?). Stimmt er nicht zu, fo muß er das netögeihäft, fo» 
weit das eingebradhte Gut bereichert wird, nad) den Borfchriften 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung‘) 
gegen fich gelten laſſen. 

2) 3. 3. zur Verpachtung einer zum eingebr. &. gehörenden Sache; 
die Einräumung bed Pachtbefiges kann aber vom Manne nur verlangt 
werden, wenn er der Pacht zuftinmte (RG. 68 S. 87); gleiches gilt 
vom gef. Pfandrechte ded Vermieter der Yrau (RGEStr. 86 S. 72). 
2) Nach KG. 26 S. A 283 Tanıı bie Fran ein Grundftüd für das 
eingebr. Gut unter gleichzeitiger Beftelung einer Reſtkaufhypothek ohne 
Bufliimmung des Mannes erwerben. 8) BVerfönlich Baftet er weiter 
nicht. 4) SS. 812ff., insbefonbere SS. 818, 819. 


Prozeffü nis 

+ 1400, Führt die Frau einen Redtsitreit ohne Zu⸗ 
ftimmung des Mannes, fo ift daS Urteil dem Manne gegenüber 
in Anfehung des eingebradhten Gutes unwirkſam. 

Ein zum eingebradhten Gute gehörende Recht Tann die 
Frau im Wege der Klage!) nur mit Zuftimmung des Mannes?) 
geltend machen. 


Die Prozekfähigkeit der Frau wird durch den Güterftand nicht be 
rührt, ZPO. 8 52 Abſ. 2. Kür die Paſſivprozeſſe der Yrau gilt ferner 
der Grundjaß, daß die Yrau der Buftimmung des Mannes zur Prozek: 
führung nicht bedarf (OLG. 2 ©. 219); ba8 bie Frau verurteilenbe 
Urteil ift aber dem Manne gegenüber nit wirkfam (RG. 56 S. 74). 
In Unfehung der Altivprozeſſe dagegen gilt dieſer Grundſatz nadı 
8. 1400 Abi. 2 bezüglich der Prozeſſe nicht, in denen die Yrau ein zum 
eingebrachten Gute gehörended Recht (Forberungsredt wie bingliches 
Recht) klagend geltend macht; für dieſe Progefie fehlt der Frau zwar 
nicht die PVrogekfäbigleit, wohl aber die Sadjlegitimation. Wegen der 
Zwangsvollſtreckung vol. Anm. zu 8. 1411. 

Wegen ber Prozepkoften SS. 1887, 1888, 1412 Abf. 2, 1416. 

4) Der Widerflage ober des Mahnverfahrens. 2) Bon Amts. 
wegen zu prüfen (NG. IW. 1905 ©. 82). Daß die Frau „im Bei: 
ftande des Mannes” Hagt, Heißt To viel als mit feiner Buflimmung 
(NG. 60 ©. 86, Bruch. 49 ©. 944). 

2. Wegfall der Befchränkung. 
Brankheit, Abwefenheit des Mannes. 

8. 1401, Die Zuftimmung des Mannes!) ift in den 
Fällen der 8%. 1395 bis 1398, des $. 1399 Abi. 2 und des 
$. 1400 nicht erforderlich, wenn der Mann durch Krankheit 
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oder durch Abweſenheit an der Abgabe einer Erklärung ver- 
Bindert und mit dem Aufſchube Befahır verbunden ift?). 
1) Die Frau kann nur in eigenem Namen Handeln; anders tm 
Falle des $S. 14560. 2) DVS. 4 ©. 404, a. U. 5 ©. 896. 
Erfekung der Zuſtimmung des Mannes. 
6. 1402. Sit zur ordnungsmäßigen Beforgung der 
perfönlicden Angelegenheiten!) der Frau ein Rechtsgeſchäft er- 
forderlich, zu dem die Frau der Zuftimmung bes Mannes be« 
darf, fo fann die Zuftimmung auf Antrag der Frau durd) das 
Vormundfchaftsgericht?) erfegt?) werden, wenn der Manır fie 
ohne ausreichenden Grund verweigert. 
it je anderen Fällen tft die Erfegung der BZuftimmung ausge: 
ofſen. 
1) z. B. zur Führung eines Scheidungsprozeſſes. 2) FGG. 
88. 8b, AB. 5) Beſchwerde FGG. SS. 69, 60. Beginn der Wirkſam⸗ 


teit der Erſetzung FGG. 8. 68. 
3. Einfeitige Rechtsgeſchäfte. 
. 1403. Ein einfeitige8 Rechtsgeſchäft, das fich auf das 
ae rachte Gut bezieht!), ift dem Panne gegenüber vorzu⸗ 
nehmen. 

Ein einfeitige8 Rechtsgeſchäft, das fih auf eine Berbind- 
Iicheit der Frau bezieht?), it der Frau gegenüber vorzunehmen; 
das Rechtsgeſchäft muß jedoch auch dem Manne gegenüber vor⸗ 
genommen werden, wenn es in Anſehung des eingebrachten 
Gutes ihm gegenüber wirkſam ſein ſoll. 

1) 3. B. Kündigung einer Forderung des eingebrachten Gutes. 
2) z. B. Kündigung einer Schuld des eingebrachten Gutes. 

4. Firkung der Verfügungsbeſchränkung der Frau gegen Dritte. 

⸗ cr Befhränfungen, denen die rau nad) den 
88. 1395 bis 1403 unterliegt, muß ein Dritter aud) dann gegen 
fih gelten laffen, wenn er nicht gewußt hat, daß die Frau eine 
Ehefrau ift. 

Die Borfchriften zugunften derjenigen, welche Rechte von einem 
Nichtberechtigten ableiten, insbeſ. die Vorfchriften über den öffentlichen 
Glauben bes Grundbuch (58. 892, 893) und der Sag „Hand muß Hand 
wahren“ (88. 982, 986), finden feine Anwendung. Die Berwaltung 
und Nugnießung des Mannes wirb in dag Grundbuch nicht eingetragen 


(NIA. 8 ©. 161). 
5. Erwerbsgeſchäft der Fran. 
. 1405. Erteilt der Mann der Frau die Einwilligung 
zum jelbftändigen!) Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts, jo iſt feine 
Zuftimmung zu folden Rechtsgeſchäften und Rechtsſtreitigkeiten?) 
nicht erforderlich, die her Geichäftsbetrieb mit fi bringt?). 
Einfeitige Rechtögeihäfte, die fi) auf das Erwerbsgeſchäft be- 
ziehen, Find der ran gegenüber vorzunehmen. 
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Der Einwilligung des Mannes in den Gejchäftsbetrieb jteht 
es glei, wenn die Fran mit Wiſſen und ohne Einfprudy bes 
Mannes das Erwerbsgeſchäft betreibt. 

Dritten gegenüber iſt ein Einſpruch und ber Widerruf da 
Sinwilligung nur nah Maßgabe des 8. 14359 wirffam?). 

Bol. Anm. zu S. 1866. Anwendbarkeit auf ausländifche Ehegatten 
EG. Art. 16, GewO. $. Ila (ES. Urt. 86). 

1) DOUGS. 4 ©. 842. 2) ZPO. 88. 741, 774. 8, Bol. HGB. 
8. 848 Abſ. 2, 8. 844. 4) alfo durch Eintragung in das Güter: 
rechtäregifter. Wegen des Eintrags ſ. S. 1561 Abſ. 1. 5) Bel. 
Art. 4 EB. 3. HGB. 
6. Entbehrlichkeit der Zuſtimmung des Mannes. 

8. 1406. Die rau bedarf nit der Zuftimmung des 
Mannes: 

1. zur Annahme oder Ausſchlagung einer Erbichaft!) 
oder eines Vermäcdhtnifjes?), zum Verzicht auf den 
Pflichtteil?) fomie zur Errichtung des Inventars*) über 
eine angefallene Erbſchaft; 

2. zur Ablehnung eine Bertragsantragd oder einer 
Scenfung®); 

3. zur Vornahme eines Rechtsgeſchäfts gegenüber®) dem 

anne’). 
1) SS. 1948, 1945. Die Beichräntung der Haftung bed Erben 
(88. 1976 ff.) kann jeder Ehegatte unabhängig von dem anderen geltend 
machen. Aufgebot der Nachlakgläubiger ZPO. $. 999; Nachlaßkonkurs 


KO. 8. 218. 2) 5. 2180 Abſ. 2. 8) Bufiimmung des Mannes 
iſt auch zum Erbverzidht (8. 2846) entbehrlich. 4, 8. 1998. Bat. 
$. 2008 (Snventarfrift). 5) 8. 616 Abſ. 2. 6 auch nicht zu 


Berträgen mit dem Manne. 7) 28. 28 ©. A 240. 


8. 1407. Die rau bedarf nicht der Zuftimmung des 
Mannes: 
1. zur Fortfegung eines zur Zeit der Eheſchließung an- 
hängigen Rechtsſtreits); 
2. zur gerichtlichen Geltendmahung?) eines zum einges 
braten Gute gehörenden Rechtes gegen ben Dann?); 
3. zur gerichtlihen Geltendmadjung?) eines zum einge 
braten Gute gehörenden Rechtes gegen einen Dritten, 
wenn der Mann ohne die erforderlihe*) Zuftimmung 
der Frau über das Recht verfügt hat; 
4, zur gerichtlihen Geltendmahung eines Widerſpruch⸗ 
rechts gegenüber einer Imangsvollitredung). 
1) ZPO. SS. 268, 281, 698. Vollſtrecbarkeit ebenda 8. 742. 
2) Anm. zu $. 1880. 8) Bol. 8. 1894. 4) 88. 1876—1878. 
5) Bgl. namentlich SS. 782, 767, 771, 861 ZPO. Die Vorfchrift gilt 
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werden. 
V. Übertragbarkeit der Rerhte des Mannes. 

&. 1408. Das Recht, das dem Manne an dem einge 
brachten Gute Traft feiner Verwaltung und Nutznießung zufteht, 
it nicht übertragbar. 

Unpfändbarfeit ZPO. 8.861; die Früchte find pfändbar unbefchabet 
des Betrag der zur Erfüllung der Unterhaltspflicht des Mannes gegen 
Frau und Verwandte, des eigenen ftanbesgemäßen Unterhalt3 des Mannes 
und der in den SS. 1884—1887 beitimmten Verpflichtungen de8 Mannes 
erforderlich if. Der Mann kann auf fen Recht nicht verzichten. 

VI. Ausübung durch den geſetzlichen Bertreter. 

&. 1409, Steht der Mann unter Bormundfgaft!), fo 
bat ihn der Bormund in den Nechten und Pflichten zu ver» 
treten?), die fi) aus der Derwaltung und Nußnießung des ein- 
gebrachten Gutes ergeben. Dies gilt auch dann, wenn die Frau 

ormund?) des Mannes ift*). 

Der Güterftand wird durd die Bormundichaft nicht aufgehoben; 
die Frau kann aber auf Aufhebung Lagen ($. 1418 Nr. 8—5). 

2) oder Pflegſchaft ($. 1915, RG. 27 S. A 166), 3. B. Gebrech⸗ 
lichfeitöpflegichaft. 2) Haftung nad) 8. 1888. 3) 8. 1900. 
4) Solchen Falles kann die Frau die zur Vornahme ihrer Rechtsgeſchäfte 
und Führung ihrer Nechtsftreite nad) den SS. 1896 —1405 erforderliche 
Zuftimmung de Mannes ſich felbft erteilen (ausnahme von $. 181 vgl. 
KG. 22 ©. A 142); dies gilt auch bei wiberftreitendem Interefſſe (KJA. 


4 ©. 76). 
8. Schuldenhaftung. 
1. Schulden des Mannes. 

6. 1410. Die Gläubiger des Mannes können nicht 
Befriedigung aus dem eisigebradyten Gute verlangen. 

Bol. ZPO. $. 861. 

2. Schulden der Iran, a) Haftung des eingebradzten Buntes. 

&. 1A11. Die Gläubiger der Yrau können ohne Rüd- 
ht auf die Berwaltung und Nutznießung des Mannes Bes 
friedigung aus dem eingebradjten Gute verlangen, jomeit ſich 
nit aus den 88. 1412 bis 1414 ein anderes ergibt. Sie 
unterliegen bei der Geltendmachung der Anjprüche der Frau 
nicht der im $. 1394 beitimmten Befhränfung 

Hat der Mann verbrauhbare Sachen nad) $. 1377 Abſ. 3 
veräußert oder verbraudt, fo ift er den Gläubigern gegenüber 
zum fofortigen Erfage verpflichtet. 

Bon der Haftung des eingebrachten Gutes beitehen Ausnahmen nur 
für die nach Eingehung der Ehe entftandenen Berbindlichfeiten; die vor- 
ebeliden, auch wenn fte auf unerlaubten Handlungen beruben, muſſen 
ſtets aus dem eingebradhten Gute befriedigt werben. 

Adiltes, Bürgerliches Geſezbuch. 5. Auflage. 42 
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Die Zwangsvollſtreckung in das eingebradhte But findet nur ftatt, 
wenn die Srau zur Xeiftung und der Dann zur Dulbung der Voll⸗ 
fredung verurteilt ift (ZPO. 8. 789; OLG. 6 ©. 898). Ausnahme, 
wenn bie Frau ein Erwerbsgeſchäft betreibt (ZPO. 8. 741). Die Klage 
auf Leiſtung kann mit der auf Duldung verbunden werben, feine not: 
wendige Streitgenofienfchaft Tolchenfall3 (RS. ZW. 1906 S. 49). Wegen 
der Erteilung der Bollftredungsflaufel vgl. ZPO. S. 742, 8. 794 Abſ. 2. 
Keine Sondervorſchrift über die Behandlung des eingebradten Gutes 
im Konkurſe ber rau. Das Borbehaltsgut haftet für alle Schulden 
der rau, 

b) Beſchränkung der Haftung. 

. 1118. Das eingebradte Gut haftet für eine Ber- 
bindlichfeit der Yrau, Die aus einem nad der Eingehung der 
Ehe!) vorgenommenen Rechisgefhäft entiteht, nur dann, wenn 
ber Mann feine Zuftimmung zu dem Rechtsgeſchäft erteilt oder 
wenn das Rechtsgeſchäft ohne feine Zuftimmung ihm gegenüber 
wirffam ift?). 

Für die Koften eines NechtsfireitS der Frau?) haftet das 
eingebradite Gut auh dann, wenn das Urteil dem Wanne 
Begen her in Anfehung des eingebradhten Gutes nicht wirf- 
am ilt. 

1) bzw. wenn die Verwaltungsgemeinſchaft erft fpäter eintritt, nadı 


bem Eintritte der BG. 2) 8. 1899 Abſ. 2, SS. 1401, 1402, 1406, 
1406. 8) mit dem Manne oder einem Dritten (a. U. OLG. 8 
&. 102). 


. 1413. Das eingebradte Gut haftet nit für eine 
Berbindlichkeit der Frau, die infolge des Erwerbes einer Erb» 
ſchaft oder eines Vermächtniſſes entfteht!), wenn die rau die 
Erbſchaft oder das Vermächtnis nad der Eingehung der Ehe 
als Vorbehaltsgut?) erwirbt. 

1) z. B. SS. 1967, 2174, 2147. 2) 8. 1869. 


6. 1414. Das eingebrachte Gut haftet nicht für eine 
Berbindlichleit der Frau, die nad) der Eingehung der Ehe in» 
folge eines zu dem Vorbehaltsgute gehörenden Rechtes oder 
des Befiges einer dazu gehörenden Sache enifteht!), es fei denn?), 
daß das Recht oder die Sadje zu einem Erwerbsgeſchäfte gebört, 
das die Frau mit Einwilligung de8 Mannes felbändig betreibt. 

1) 3. B. die Verbindlichkeit wegen Bereicherung des Vorbehaltsguts, 
zur Entrichtung der auf dem Borbehaltögute rubenden Steuern ober 
Neallaften, aus Schadenszufügung dur Vorbehaltsfachen (58. 888856). 
2) 8. 1406. 

3. Berhälinis der Ghegatten zueinander. 

- 2415. Im Berbhältniffe der Ehegatien zu einander 
fallen dem Borbehaltsgute zur Lait: 

1. die Berbindlichkeiten der Frau aus einer unerlaubten 
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Handlung!), die fie während der Ehe begeht, oder aus 
einem Strafverfahren, das wegen einer ſolchen Hand» 
lung gegen fie gerichtet wird; 

2. die Verbindlichkeiten der Frau aus einem fich auf das 
Borbehaltsgut beziehenden Rechtsverhältnis?), aud 
wenn fie vor der Eingehung der Ehe oder vor der 
Zeit entitanden find, zu der das Gut Vorbehaltsgut 
geworden ilt; 

3. die Koften eines Nechtsitreits, den die Frau über eine 
der in Nr. 1, 2 bezeichneten Verbindlichkeiten führt. 

Regel tft, daB Ehegutsverbindlichkeiten auch im Berhältniffe der Ehe⸗ 
gatten zueinander das eingebrachte Gut trefien, Ausnahmen SS. 1415, 
1416. Bedeutung der Ausnahmen $. 1417. 

1) 88. 828ff. 2) 3.8. bie gejetliche Verpflichtung der Frau zur 
Gewährung be3 Unterhalt3 an Berwandte, foweit fie durch Borhandenfeln 
non Borbebaltägut begründet oder erweitert wirb. 


&. 1416. Im Verhältnifie der Ehegatten zu einander 
fallen die Koften eines Rechtsſtreits zwifchen ihnen dem Vorbe— 
haltagute zur Laft, fomeit nicht der Mann fie zu tragen hat'). 

a3 gleiche gilt von den Koften eines Rechtsſtreits zwiſchen 
der Frau und einem Dritten, es fei denn, daß das Urteil dem 
Manne gegenüber in Anfehung des eingebradyten Gutes wirk⸗ 
fam ift?). Betrifft jedocdy der Rechtsſtreit eine perfünlide An— 
gelegenheit der Frau oder eine nicht unter die Borfchriften 
des S. 1415 Nr. 1, 2 fallende Verbindlichkeit, für die das ein» 
gebrachte Gut haftet, fo findet dieſe Vorfchrift feine Anwendung, 
wenn die Aufmwendung der KKoften den Umſtänden nad) ge» 
boten ift. 

21) Bgl. RS. 47 ©. 74. 2), SS. 1400— 1402, 1406, 1407. 


Ausgleichung. 

6. 1417. Wird eine Verbindlichkeit, die nah ben 
88. 1415, 1416 dem Borbehaltsgute zur Laſt fällt, aus dem 
eingebraditen Gute berichtigt, fo hat die Yyrau aus dem Bor« 
behaltsgute, ſoweit dieſes reicht, zu dem eingebrachten Gute 
Erjaß zu leilten. 

Wird eine Berbinblichleit der Frau, die im Berhältniffe 
der Ehegatten zueinander nicht dem Borbehaltegute zur Laft 
fällt, aus dem Borbehaltsgute berichtigt, fo Hat der Mann aus 
dem eingebraditen Gute, ſoweit diefes reicht, zu dem Vorbehalts⸗ 
gut Erfah zu leiflen. 


4. Beendigung der Verwaltung und Nutznießung. 


Beendigimgdgründe find nach 88. 1418—1420: Urteil, Konkurs des 
Mannes und Todeserllärung des Mannes. Die Beendigung burd Auf: 
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löſung ber Che ($. 1424 Abſ. 2) fowie durch Ehevertrag (8. 1486) ift 
als ſelbſtverſtändlich nicht erwähnt. Verzicht des Mannes auf Ber: 
waltung und Nugnießung ift unzuläffig. 
1. Seendigungsgründe: a) Gerichtliches Urteil. 
% IAIS. Die Frau kann auf Aufhebung der Verwaltung 
und Nutznießung Fagen!): 
1. wenn die Borauzfegungen vorliegen, unter denen die 
Frau nad) 8. 1391 Sicherheitsleiftung verlangen Tann; 

2. wenn der Mann feine Verpflichtung, der Frau und 
den gemeinfhaftliden Ablümmlingen Unterhalt zu 
gewähren, verlegt bat?) und für die Zukunft eine er- 
heblihe Gefährdung des Unterbalts zu beforgen ift. 
Eine Verlegung der Unterhaltspflidt liegt [yon dann 
vor, wenn der rau und den gemeinjchaftlichen Ab- 
fömmlingen nicht mindeftend der Unterhalt gewährt 
wird, welcder ihnen bei ordnungsmäßiger Bermwaltung 
und Nußnießung des eingebradhten Gutes zulommen 
würde°); 
3. wenn der Mann entmündigtt) ift; 
4. wenn der Mann nad) 8. 1910 zur Beſorgung feiner®) 
Bermögensangelegenheiten einen Pfleger erhalten bat; 

5. wenn für den Mann ein Abweſenheitspfleger $) beftellt 
und die baldige Aufhebung?) der Pflegihaft nicht zu 
erwarten iſt. 

Die Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung tritt mit 
der Rechtskraft des Urteils®) ein?). 

2) Der Mann genügt dem Verlangen, wenn er fih zum Abſchluß 
eined die Gütertrennung einführenden Ehevertrags erbietet, die Frau 
lann aber auch ohne weitered auf Aufhebung Hagen (Seufd. 58 Rr. 190). 
2) Ein Berfchulden ded Mannes iſt nicht erforderlich. 3) Bgl. 
88. 1860, 1361, 8. 1889 Abſ. 2, SS. 1601 —1608. 4) 88. 6, 1409, 
8PO. 88. 661, 688. Vorläufige Bft. ($. 1906) genügt nicht. 5) fümt- 
lichen. 6) $. 1911. 7) 8. 1921. 8) Durch einftweilige Ber 
fügung kann die Berwaltung und Nußnießung nicht einftmeilen aufgehoben 
werden (a. U. ORG. 5 S. 140, vieleiht auh RG. in Gruch. 46 
©. 951), Einfluß der einftweiligen Aufgebung auf die Berfügungsmacht der 
Frau KG. 27 ©. A 27. 9), Es tritt Gütertrennung ein ($. 1426). 
Die Klage auf Aufhebung ($. 1418) kann mit ber Klage auf Heraus: 
gabe des eingebr. &. (8. 1421) verbunden werden (OT. 11 ©. 281). 
b) Konkurs des Mannes. 

1419. Die Verwaltung und Nutznießung endigt!) mit 
der Rechtskraft?) des Befchluffes, durch den der Konkurs über 
das Vermögen des Mannes?) eröffnet wird. 

1) &8 tritt Gütertrennung ein ($. 1426); hierbei bewenbet e8, auch 
wenn der Stonfurs jpäter aufgehoben oder eingeftellt wird. 2 KO. 
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&8. 108, 109. 3) Kontur der Srau läßt den Güterftand un: 
berüßtt. 
e) Sodeserklärnng. 

6. 1420. Die Bermaltung und Nugnießung endigt!), 
wenn der Mann?) für tot erllärt wird, mit dem Zeitpunfte, der 
als Zeitpunft des Todes gilt?). 

1) Es tritt Gütertrennung ein ($. 1426) und zwar auch dann, 
wenn der Mann fpäter zurücktkehrt. 2), Im Falle der Todeserflärung 
Den Drau gilt nur die Vermutung bes S. 18. 3) 8, 18, ZPO. 
8. 970. 


2. Solgen der Beendigung: Herausgabe des eingebradten Gutes. 

6. 1421. Nach der Beendigung der Verwaltung und Nup- 
niegung bat!) der Mann das eingebradhte Gut der Frau heraus 
zugeben und ihr über die Verwaltung Rechenſchaft abzulegen?). 
Auf die Herausgabe eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks findet 
die Vorſchrift des 8. 592, auf die Herausgabe eines Landguts 
finden die Borfchriften der 88. 592, 593 entipredhende An⸗ 
wendung?). 

2) Anm. 9 zu 8. 1418. 2) 88, 259 — 261, ZPO. 8. 889, 
FGG. 8.168. Prozeßhaftung 83. 292, 1422, 8) Die SS. 692, 698 
betreffen die Rüdgewähr der Pachtſache (analog 8. 1055). 

&. 1422. Wird die Verwaltung und Nutznießung auf 
Srund des 8. 1418 durch Urteil!) aufgehoben, fo it der Mann 
zur Herausgabe des eingebradhten Gutes fo verpflichtet, mie 
wenn?) der Aniprud auf Yeraugabe mit der Erhebung?) der 
Klage auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung redjt3- 
hängig gemorden wäre. 

1) gilt nicht für die Aufhebung infolge Ehefcheidung. 2) Vgl. S. 292. 
3) ZPO. 88. 268, 281. 

Ginfuf eines befiehenden Miet- oder Pachtverhältniſſes. 

‚14 5 Hat der Mann en zum eingebrachten Gute 
gehörendes Grundſtück vermietet oder verpadhtet, fo finden, wenn 
das Miet: oder PachtverhältnisS bei der Beendigung der Ber» 
waltung und Nutznießung noch beſteht, die Vorſchriften des 


8. 1056 entjprechende Anwendung. 
Ssrtfährung der Geſchüfte. 
8. 1424. Der Mann ift aud) nad) der Beendigung ber 
Berwaltung und Nubniegung zur Yortführung der Verwaltung _ 
beredjtigt, bis er von der Beendigung Kenntnis erlangt oder 
fie Iennen muß!). Ein Dritter kann fi) auf diefe Berechtigung 
nicht berufen, wenn er bei der Bornahme eines Rechtsgeichäfts 
die Beendigung der Verwaltung und Nubnießung fennt oder 
lennen muß. 
Endigt die Verwaltung und Nutznießung infolge des Todes 
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der rau, fo hat der Mann diejenigen zur Verwaltung ge 
börenden Geſchäfte, mit deren Aufjhube Gefahr verbunden tft, 
zu beforgen, bis der Erbe andermweit Yürjorge treffen Tann. 

Dal. SS. 672, 674. 1) 8. 122 Abſ. 2. 

3. Wiederherfielung der Verwaltung und Autznießung. 

. 1425. Wird die Entmündigung oder Pflegichaft, wegen 
deren!) die Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung erfolgt 
ift, wiederaufgehoben ?) oder wird der die Entmündigung aus⸗ 
ſprechende Beichluß mit erfolg angefochten), jo fann der Mann 
auf Wiederherfiellung feiner Rechte Elagen*). Das gleiche gilt, 
wenn der für tot erflärte Mann’) noch lebt. 

Die Wiederherfiellung der Rechte des Mannes tritt mit der 
Rechtskraft des Urteils‘) ein?) Die Vorfchrift des $. 1422 findet 
entfpredhende Anmwendung®). | 

Im alle der Wiederberitellung wird Borbehaltsgut, was 
ohne die Aufhebung der Nechte des Mannes Porbehaltsgut ge 
blieben oder gemorden?) fein würde. 

1) 8. 1418 Nr. 8—b. 2) S. 6 Abi. 2, 88. 1920, 1921; 8P0. 


88. 678, 686. 5 3PO. S. 664. 4, Anm. 1 zu $. 1418. 
5) 8. 1420. 6) Wiederherftelung durch einftweilige Verfügung un- 
zuläffig. 7) Wegen der Eintragung in das Güterrechtäregifter S. 1481 
Abſ. 2. 8) Folge ber Wiederheritellung tft die Pflicht der Frau, 


das eingebradgte Gut dem Manne herauszugeben (f. Anm. zu $. 1421). 
Die Klage auf Wiederderitellung kann mit der auf Herausgabe verbunden 
werben. 9) 88. 1866—1870. 


5. Gütertrennung. 
Gintritt der Gütertreunung. 

8. 1426. Tritt nad) $. 1364 die Verwaltung und Ruß 
nießung des Mannes nicht ein oder endigt fie auf Grund der 
88. 1418 bis 1420, fo tritt Gütertrennung ein. 

Für die Gütertrennung gelten die Vorſchriften der 88. 1427 
bis 1431. 

Über bie anderen Fälle der Gütertrennung vgl. Borbm. 4 zum 
gefeglichen Güterrecht S. 648. 

Ehelicher Aufwand; BKeitragspflicht der ran. 

8. 1427. Der Mann hat den ehelihen Aufwand zu 
tragen. 

Zur Beftreitung des ehelichen Aufwandes hat die Fran 
dem Danne einen angemellenen Beitrag aus den Einkünften!) 
ihres Vermögens und dem Ertrag ihrer Arbeit oder eines von 
ihr felbftändig betriebenen Erwerbsgefchäfts zu leiften. Für die 
Vergangenheit Tann der Mann die Leiftung nur injomeit ver» 
langen, als die Frau ungeachtet feiner Aufforderung mit der 
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Leiſtung im Rückſtande geblieben iſt. Der Anſpruch des Mannes 
iſt nicht übertragbar?). 

Die Unterhaltspflicht der Frau (S. 1860) wird durch 8. 1427 nicht 
berührt. 

rahrt nicht aus dem Stamme des Vermögens. 2) mithin auch 

nicht Gegenſtand der Belaſtung (8. 1069 Abſ. 2, 8. 1274 Abſ. 2) oder 
der Pfändung (8PO. 8. 861). 

Burükbehaltung des Beitrags. 

. 1428. Iſt eine erhebliche Gefährdung des Unterhalts 

au bejorgen!), den der Mann der Frau und den gemeinfchaft- 

ihen Abfümmlingen zu gewähren hat?), jo fann die Yrau den 

Beitrag zu dem ehelichen Aufwand injoweit zur eigenen Ber- 

menbung zurüdbehalten, als er zur Beftreitung des Unterhalts 

erforderlich ift. 

Das gleiche gilt, wenn der Mann entmündigi?) iſt oder 
wenn er nad $. 1910 zur Beſorgung feiner Vermögens⸗ 
angelegenbeiten einen Pfleger‘) erhalten hat oder wenn für ihn 
ein Abmejenheitspfleger®) beftellt ıjt®). 

2) Entiprechend $. 1418 Nr. 2; e8 braucht Feine Pflichtverlegung 
bes Mannes vorzuliegen. 2) SS. 1860, 1861, 1601—1608. 3) 8.6. 
#4) 8. 1910. 5) $. 1911. 6) Bol. 8. 1418 Nr. 8—5. 

Aufwendungen der ran. 

&. 1429. Macht die Frau zur Beitreitung des ehelichen 
Aufmwandes aus ihrem Bermögen eine Aufmendung oder lüber- 
läßt fie dem Manne zu diefem Zmede etwas aus ihrem Ber- 
mögen, jo ift im 3meifel anzunehmen, daß die Abticht fehlt, 
Erfa zu verlangen. | 

Bol. 8. 686 Abſ. 2. 

J Vermögensverwaltung des Mamnes. 

&. 1430. Überläßt die Frau ihr Vermögen ganz oder 
teilmeije der Verwaltung des Mannes, fo fann der Mann die 
Einfünfte, die er während feiner Verwaltung bezieht, nad) freiem 
Ermeflen!) verwenden, fomweit nicht ihre Verwendung zur Bes 
ftreitung der Koften der ordnungsmäßigen Verwaltung und zur 
Erfüllung folder Verpflichtungen der Frau erforderlich iſt, die 
bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Einkünften des Ver- 
mögens beitritten werden. Die Yrau kann eine abweichende 
Beitimmung trefien. 

1) alfo ohne Rechenichaft ablegen zu müflen. Für den Stamm des 
Bermögens der Yrau gelten die $S. 662—676, 1859. 

Schub Dritter, 

% 1431. Die Gütertrennung ift Dritten gegenüber nur 
nad Maßgabe des 8. 1435 wirkſam. 

Das gleihe gilt im Falle des 8. 1425 von der Wieder- 
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beritellung der Verwaltung und Nutznießung, wenn die Auf- 
hebung in das Güterrechtöregiiter eingetragen worden ift. 

Sn dad Grundbuch wird bie Gütertrennung nit eingetragen 
(RIA. 8 S. 161). Legitimation der Frau dem Grundbuchamte gegen: 
über GBO. SS. 84, 36, 


II. Bertragsmäßiges Güterrecht. 
1. Allgemeine Borjdriften. 
Bertragsfreiheit. 

. 1432. Die Ehegatten Tönnen!) ihre güterrechtlichen 
Berhältniffe durch Vertrag (Ehevertrag) regeln?), inöbejondere 
auch nach der Eingehung der Ehe den Süterfland aufheben oder 
ändern 

1) De Bertragsfreibeit gilt nur, foweit nicht allgemeine Grundfäge 
(3. 8. 88. 134, 188) oder befondere Borfchriften (3. B. 88. 1488, 1618) 
enigegenftehen (KG. 20 S. A 292). 2) Berabredung ber Rüd: 
wirtung auf die Zeit vor dem Abichluffe des Vertrags wirtt nur ob: 
ligatoriſch (KIJA. 5 S. 190). Anfechtbarkeit von Eheverträgen wegen 
Benachteiligung der Gläubiger |. RG. 67 ©. 81. 3), Beilpiele von 
Änderungen des Güterrechts in den SS. 1868, 1440, 1528, 1526. Bgl 
OVLG. 8 ©. 888. Geuffä. 61 ©. un 
Beſi a gr ertragsfreihe 

s er Giterflan tand Tann nicht duch Verweiſung 
auf ein Per ef geltendes oder auf ein ausländijches Gefeg 
beitimmt werden. 

gut der Mann zur Zeit der Eingehung der Ehe oder, falls 
der Vertrag nad der Eingehung ber Ehe geichlofien wird, zur 
Zeit des Bertragsabfchluffes feinen ®ohnfig!) im Auslande, fo 
it die Verweiſung auf ein an diefem Wohnſitze geltendes Güter- 
recht zuläffig. 

Ausländer in Deutfhland EG. Urt. 15 Abſ. 2 1) 8. 7. 

Form des Ehevertrags. 

&. 1434. Der Ehevertrag muß bei gleichzeitiger An- 
mwejenbeit!) beider Zeile vor Geridyt oder vor einem Notar?) ge⸗ 
ſchloſſen werden. 

Ehevertrag in Berbindbung mit Erbvertrag 8. 2276 Abi. 2 

1) Damit ift Stellvertretung nicht ausgefchloffen. 2), EG. 
Urt. 141. 

irkung des Bertrags gegen Dritte. 
” .1 53. ird Ad) Ehevertrag die Berwaltung und 
Nutzmeßung bes Mannes ausgeſchloſſen oder geändert, jo können 
einem Dritten gegenüber aus der Ausſchließung oder der Ande⸗ 
rung Einwendungen gegen ein zwiſchen ihm und einem der 
Ehegatten vorgenommenes Rechtsgeſchäft oder gegen ein zwiſchen 
ihnen ergangenes rechtskräftiges Urteil nur hergeleitet werden, 


Bertragsmäßiges Güterreht. 88. 1433—1436. 665 


wenn zur Zeit der Bornahme des Rechtsgeſchäfts oder zur Zeit 
des Eintritt3 der Nechtshängigfeit!) die Ausfchliegung ober die 
Anderung in dem Güterrechtsregiiter?) des zuitändigen Amts» 
gerichts eingeizagen oder dem Dritten befannt war. 

Das gleiche gilt, wenn eine in dem Güterrechtsregiſter ein- 
getragene Regelung der güterredhtlihen Verhältniſſe durch Ehe» 
vertrag aufgehoben oder geändert wird.?) 

Der Schuß des 8. 1485 bezieht ſich nur auf die Wirkſamfeit bes 
Nechtägeichäftd oder Urteils, gewährt aber dem Dritten nicht die Be— 
fugnis, fih an dad Bermögen bed anderen Ehegatten zu Halten, da3 ihm 
baften würde, wenn die von ihm angenommene güterrechtliche Negelung 
beftanden hätte (ORG. 11 ©. 288). 

2) 8PO. SS. 268, 281, 698. 2) S. 1558. 8) An: 
wendbungäfälle deö 8. 1486: 8. 1867 Abf. 2; S. 1405 Abſ. 8, SS. 1452, 
1519 Abi. 2, 1549: SS. 1441, 1626 Abſ. 8, 1549 mit 1481; SS. 1426, 
1426, 1431, 1470, 1645, 1548, 1649; $. 1864, überhaupt die Yälle der 
®ütertrennung (aud) 88. 1486, 1687) nach 8. 1431. 

Gütertrennung. 


&. 1436. Wird durch Ehevertrag die Verwaltung und 
Nutznießung des Mannes ausgeſchloſſen oder die allgemeine 
Bütergemeinihaft, die Errungenjchaftsgemeinfhaft oder Die 
Hahrnisgemeinihaft aufgehoben, fo tritt Gütertrennung?') ein, 
jofern fh nicht aus dem Vertrag ein anderes ergibt. 

1) 88. 1427—1481; es findet alfo $. 1485 Anwendung. 


2. Allgemeine Gütergemeinfdaft. 


Bei der allgemeinen Bütergemeinfchaft Haben beide Ehegatten ein Ber: 
mögen. Es entfteht gemeinfchaftliches Eigentum zur gefamten Hand (ohne 
Brucdhteile). Sondergüter, bei denen nur die Erträgniffe in das gemein: 
ſchaftliche Vermögen fallen, find mit Ausnahme des Falles des $. 1489 
ausgefchlofien. Dagegen fann der Dann fowie die Frau ein Vorbehalts⸗ 
gut Haben, dad den Grundfägen der Gütertrennung unterliegt (SS. 1440, 
1441). 

Die Berwaltung des Gefamtguts jteht dem Manne zu; fie wird 
nach denielben Brundfägen wie bei der Verwaltungsgemeinfchaft geführt, 
jedoch mit freier Verfügung des Mannes über die bewegliche Habe, aus: 
genommen Scentungen und Perfügungen über da8 Gefamtgut als 
Ganzes oder über Bruchteile desfelben ($S. 1448—1447). Ber Mann 
iſt bei der Verwaltung des Gefamtgut3 nur für argliltige Minderung 
oder widerredhtliche, einfeitige Verfügungen verantwortlich (S. 1466). Die 
Verfügungsmacht der Frau ift in der gleichen Weife wie bei der Ber: 
waltungdgemeinichaft geregelt (SS. 1449 —1454). Alle Schulden bes 
Mannes find Gefamtgutsfchulden ohne die perfönliche Haftung ber Frau. 
Schulden ber Frau find, jomweit fie bei ber Verwaltungsgemeinfchaft flir 
das eingebrachte But verbindlich fein würden, Gejamtgutsfchulden. Dar: 
über hinaus Haftet das Geſamtgut nur für die Bereicherung ($. 1455). 
Für Schulden der Frau, die Gefamtgutsverbindlichfeiten find, haftet ber 
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Mann auch perfönlih, foweit fie aber im Berhältnfie der Ehegatten zus 
einander der Frau zur Laft fallen, nur für die Dauer der Gütergemeinichaft 
(88. 1459 —1462). Die Geſamtgutsſchulden fallen auch im Berbältniffe 
der Ehegatten zueinander, von befonderen in den SS. 1468—1465 ber 
zeichneten Ausnahmen abgefehen, dem Gefamtgute zur Laſt. 

Beendigt wird die Gutergemeinſchaft durch Auldöfung ber Ehe, burd) 
Ehevertrag oder durd; Urteil auf Klage der Frau (8. 1468) ober dei 
Mannes ($. 1469). Die Beendigung Hat die Auseinanderfegung in 
Anfehung des Gefamtgut3 zur Folge. Während der Auseinanderfegung 
wird die Verwaltung gemeinfam geführt. Die Uuseinanderfegumg erfolgt, 
fofern nicht der Fall einer Ehefcheidung vorliegt ($. 1478), durch Teilung 
des Geſamtguts nach Hälften, unter gegenfeitiger Abrechnung und Erſatz⸗ 
letftung. Die Geſamtgutsſchulden müfen bei der Auseinanderfegung be 
richtigt werden. Eine etwaige Einbuße Hat der Mann zu tragen (SS. 1471 
bi8 1481). 

Sm Falle ber Auflöfung dur den Tod .eineö der Ehegatten erfolgt 
bei unbeerbter Ehe die Augseinanderfegung eben all8 durch SHalbteilung. 
Dabet findet weder Anwachfung noch Nießbrauch ftatt. (S. 1482, dazu 
SS. 1981 ff., 2808). Bet beerbter Ehe tritt fortgefegte Gütergemeinſchaft 
zwifchen dem Überlebenden Ehegatten und den gemeinichaftlihen Ab⸗ 
tömmlingen ein (88. 1488— 1518). Das Rechtöverhältnis der fortgefeiten 
Gütergemeinichaft ift eine Gemeinfchaft zur gefamten Hand. Im einzelnen 
ift die fortgejegte Gütergemeinfchaft ähnlich wie die eheliche Gütergemeinſchaft 
geregelt. Der überlebende Ehegatte kann die fortgefegte Gütergemeinfchaft 
ableynen. Nimmt er fie an, fo gebt er gegenüber den anteilsberechtigten 
Abkömmlingen ſeines Erbrechts verluſtig. Die fortgejegte Gütergemein: 
ſchaft kann durch Ehevertrag ausgeſchloſſen, aber nicht geändert werden. 
Sn gewiſſen Fällen wird ber Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
durch einfeitige Verfügung eines Ehegatten ausgefchlofien. Auch Iann der 
Anteil eined gemeinfchaftliden Abkömmlinges unter beftimmten Boraus: 
fegungen gemindert oder entzogen werben. 

Das Inſtitut der Einkindihaft ift dem BGB. undelannt. 

J. Bereinbarung und Aufhebung durch Ehevertrag. 

6. 1437. Ein Ehevertrag, durch den die allgemeine Büter- 
gemeinschaft vereinbart oder aufgehoben wird, kann nicht durd 
einen gejeglichen Vertreter gejchloifen werden. 

Iſt einer der Bertragichliegenden in der Gejchäftsfähigfeit 
beihränft!), fo bedarf er der Zultimmung?) feines gefeglichen 
Vertreters. Sit der gefegliche Vertreter ein Bormund?), fo if 
die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts) erforderlich. 

1) 88. 106, 114. 2, Form 8. 182 Abf. 2. 5) Gegen⸗ 
ſatz: Vertretung fraft elterliher Gewalt. Pfleger $. 1915. 4) 88. 1826 ff, 
FGG. 8. 56. 

II. Bermögen der Ehegatten, Geſamtgut. 

. 1438. Das Vermögen des Mannes und das Ber: 
mögen der Frau werden durch die allgemeine Gütergemeinfchaft 
gemeinjchaftliches Vermögen beider Ehegatten (Gefamtgut). Yu 
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den Geſamtgute gehört auch da3 Bermögen, das der Mann 
oder die Frau während der Gütergemeinfchaft erwirbt !). 

Die einzelnen Gegenitände werden gemeinfhaftlid, ohne 
baß es einer Übertragung durch Rechtsgeſchäft bedarf?). 

Wird ein Recht gemeinihaftlid, das im Grundbuch ein- 
etragen ift oder in das Grundbud) eingetragen werden kann, 
o ann jeder Ehegatte von dem anderen die Mitwirkung zur 
Berichtigung?) des Grundbuchs verlangen*). 

Gemeinihaft zur gefamten Hand. Die allgemeine Guütergemein⸗ 
{haft wird in dad Grundbuch eingetragen (EBD. 8. 48). Legitimation 
dem Grundbuchamte gegenüber GBO. 88. 84, 86 (KG. 80 ©. A 169). 

2) Für Geſamtgut fpricht die Vermutung. 2) Gilt nicht, wenn 
Borbehaltägut in Bejamtgut verwandelt wird (OurG. 7 ©. 54). 
85) 88. 894—899. 4) Auflaffung an einen in GG. lebenden 
Gatten, der auf feinen Namen allein erwirbt (RIN. 4 ©. 108, 6 ©. 56, 
88. 27 ©. A 808; 30 ©, A 207). 

Sondergut. 


8. 1439. Bon dem Gefamtgut ausgefchloffen find Gegen- 
tände, die nicht durch Necitögeihäft übertragen werden können. 
Auf ſolche Gegenftände finden die bei der Errungenihafts- 
gemeinfchaft für das eingebradte Gut geltenden Borjdhriften!), 
mit Ausnahme des 8. 1524 ?), entſprechende Anmendung. 

Beifpiele find Lehen:, Stamm:, Fidellommißgüter, gewifle Bauern: 
güter, Höchitperfönliche Rechte (vgl. SS. 899, 400, 614, 618 Say 2, 664 
Abf. 2, 847 (ORS. 11 ©. 281), 1069, 1092, 1098, 1108). 

1) SS. 1526, 1627, 1628, 1029 Abſ. 2, 1581, 1583, 1585, 15896 
Kir. 2, 4, 1637, 1689— 1541, 1646 Abf. 8. 2, Der Grundfaß der 
Surrogation gilt alfo nicht, vielmehr wird ber Erfag eines Sondergutö- 
ftüd8 nur dann wieder Sondergut, wenn das Erſatzſtück ebenfall3 unüber: 


tragbar iſt. 
Borbehaltsgut. 
6. 1440. Bon dem Gefamtgut ausgeſchloſſen iſt das 
Borbehaltögut. 


Borbehaltsgut ift, mas durd, Ehevertrag!) für Vorbehalt3- 
gut eines der Ehegatten erklärt iſt oder von einem der Ehe 
gatten nad) $. 1369 oder $. 1370 erworben wird. 

1) 8$. 1482. Durch Zumendung eines Ehegatten an den andern 
wird Borbebaltsgut nur begründet, wenn ſie in Form des Ehevertrags 
gemacht ift (RG. 8065. A 156 = RIM. 6 ©. 58; ORG. 12 ©. 812). 

6. 1441. Auf das Vorbehaltsgut der Frau finden die 
bei der Gütertrennung für das Bermögen der rau geltenden 
Borfchriften!) entfpredende Unmwendung; die Yrau hat jedody?) 
dem Manne zur Beitreitung des ehelichen Aufmwandes einen Bei- 
trag nur infomeit zu leiften, als die in das Geſamtgut fallenden 
Einkünfte zur Beitreitung des Aufwandes nicht ausreichen. 
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1) 88. 1427—1481. Bon beionderer Wichtigkeit ift die Anwendbar: 
en a 8. 1485 (Eintrag in dad Güterrechtsregiſter). 2) Entiprechend 
8. . 

IM. Anteile am Gefamtgut; Aufrechnung. 

% 1442. Ein Ehegatte kann nicht über feinen Anteil an 
dem Bejamtgut und an den einzelnen dazu gehörenden Gegen- 
ftänden verfügen!); er iſt nicht berechtigt, Teilung zu verlangen. 

Gegen eine Forderung, die zu dem Geſamtgute gehört, 
Tann der Schuldner nur eine Forderung aufrechnen?), deren Be 
rihtigung aus dem Gejamtgute verlangt werden fann?). 

Bol. $. 719. Der Anteil am Gefamtgut und ben einzelnen bazu 
gehörenden Gegenftänden unterliegt nicht der Zwangspollftredung (ZPO. 
8.860); er gehört deshalb auch nicht zur Konkursmaſſe (KO. 8. 1 Abi. 1). 

1) auch nicht ohligatorifh (RG. ZW. 1908 Beil. S. 26). Hypothet 
an einem Gefamigutsgrundftüde zugunften eines der Ebegatten zuläffig 
(RG. 26 S. A 180). 2) SS. 387 ff. 8) 88. 1469-1462. 

IV. Berhte d. Mannes n.d. Frau am Geſamtgute. 1. Rechte d. Mannes. 

6. 1443. Das Geſamtgut unterliegt der Verwaltung des 
Mannes), Der Mann ift insbefondere beredtigt, die zu dem 
Br gehörenden Sachen in Belig gu nehmen, über das 
Geſamtgut zu verfügen ſowie Rechtsſtreitigkeiten?), die fi) auf 
das Gejamtgut beziehen, im eigenen Ramen zu führen. 

Die Frau wird duch die Verwaltungshandlungen des 
Mannes weder Dritten nod dem Manne gegenüber perjönlich?) 
verpflichtet. 

1) Ausnahmen In den 88.1444 — 1446. Die gegen diefe Ausnahmen ver: 
ftoßenden Rechtsgefchäfte des Mannes find auch für den Mann unverbindlich. 
Das Recht, Ietwillig über dad Gefamtgut zu verfügen, wird durch $. 1448 
nicht berührt. 2) Zur Führung von Rechtsſtreiten, die fi auf das 
Gefamtyut beziehen, ift der Mann ausſchließlich legitimiert; dies gilt auch 
von den Paſſivprozeſſen. Die Frau tft mit Zuftimmung des Mannes 
berechtigt, ein zum Geſamtgut gehörendes Recht im Namen deö Mannes 
oder im eigenen Namen gerichtlich geltend zu machen (NG. 60 ©. 147). 
Eine Klage auf Leiftung ift gegen die Frau nur zuläflig, wenn dieſe 
perfönlich haftet; ſoweit dies nicht zutrifft, kann fie auf Duldung der 
Bollfiredung an das Gefamtgut verklagt werden (OLG. 7 €. 808). Das 
im Prozeſſe der Frau ergangene Urteil ift gegen den Dann nur wirkſam, 
wenn er der Führung des Rechtsſtreits durch dte Frau zugeftinmt bat 
oder ein Fall vorliegt, in dem feine Zuftimmung nach den 88. 1449 bis 
1454 nicht erforderlich tft (NS. 566 ©. 77). 3) Segenfag: Gefamtgut. 
Beſchrünkungen des Mannes; Einwilligung der Iran. 

a) Verfügung fiber das Gefamtgut. 

. DAAA. Der Mann bedarf der Einwilligung der Frau 
zu einem Rechtsgeſchäfte, durch das er fi) zu einer Ber- 
fügung über das Gefamigut im ganzen verpflichtet, fowie zu 
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einer Berfügung über Geſamtgut, dur) die eine ohne Zu» 
ftimmung der rau eingegangene Verpflichtung diefer Art erfüllt 
werden ol. 

Hierunter fallen insbefondere die fog. Übertragsverträge. 

b) Ver fügung fiber ein Grundſtück. 

6. 1ANS. Der Mann bedarf der Einwilligung der Frau zur 
Verfügung!) über ein zu dem Geſamtgute gehörendes Grund» 
Hüd?) jowie zur Eingehung der Verpflichtung zu einer folcdhen 
Berfügung. 

Entgegen $. 1404 findet bei der allgemeinen &ütergemeinfchaft der 
Schug des Öffentlichen Glaubens des Grundbuchs (88. 891—893) ftatt 
Bol. Anm. zu 8. 1488. 

1) Verfügung umfaßt Beräußerung und Belaftung, alfo insbeſ. 
die Beitellung einer Hypothet. Auch die Teilung eines im Miteigen: 
tume der Gatten und eines Dritten ftehenden Grundfttd3 ift Verfügung, 
ebenfo die Kündigung einer auf einem Gefamtgutsgrundftüde ruhenden 
Hypothek, die Bewilligung einer Vormerfung, nad) BayObr®. 8 ©. 446 
auch die Unterwerfung unter die fofortige Zwangsvollſtreckung in Un: 
fehung einer auf dem Gefamtgutsgrundftüde Iaftenden Hypotbel. Der 
Mann kann nicht ohne Einwilligung der Frau ein Grundftüd erwerben, 
wenn er bei dem Erwerbe für den KaufpreiS Hypothel auf dem Grund: 
ftüde beftellt (BayOb2®. 2 S. 796, 4 S. 578, 602, OLG. 6 ©. 161; 
a. 4A. 2. 26 ©. A 288, 21 ©. A Bl6 = NA. 2 ©. 89,. Berfll: 
gung über den zum Gefamtgute gehörenden Erichaftsanteil NG. 27 
SS. A 29 = AIU. 4 ©. 11. 2) Für Rechte an Grundftüden be- 
wendet es bei $. 1448; der Dann kann alfo insbefondere Über Hypo⸗ 
thefen ohne Einwilligung der Frau verfügen und zwar auch Über die von 
den Ehegatten erworbene Eigentümerhypothek (RG. 22 S. A 140); auch 
bebarf er der Zuitimmung der rau nicht zur Nangänderung der auf dem 
Sefamtgutögrundftüde ruhenden Hypotheken (KG. 22 S. A 184 — RYU. 2 
S. 99). Das Grundbuchamt kann aber nad KG. 28 ©. A 181 (= RAM. 
2 ©. 248) auch bei der Abtretung einer Hypothek den Nachweis vom 
Manne verlangen, daß er zur Abtretung beredtigt jet. 

e) Schenkung. 


8. 1AAG. Der Dann bedarf der Einwilligung der Frau zu 
einer Schenkung!) aus dem Gefamtgute ſowie zu einer Ver⸗ 
fügung über Gejamigut, durch meldye das ohne Zuftimmun 
der Frau erteilte Verſprechen einer jolden Schenkung erfü 
werden joll?). Das gleiche gilt von einem Schentungäveripredhen, 
das ſich nicht auf das Geſamtgut bezieht. 

Ausgenommen find Schenkungen, durd) die einer fittlichen 
Pfliht oder einer auf den Anftand zu nehmenden Rückſicht ent- 
ſprochen wird?). 

1) 8. 516, wegen Ausitattung |. S. 1624. Auch foweit im einer 
Bürgihaft eine Schenkung liegt, gilt $. 1446 (NG. 564 S. 288). 
2), Wenn ber konkrete Sachverhalt die Annahme einer Schenkung nahe: 
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legt, darf der Grundbuchrichter auch bei Rechtsgeſchäften, zu denen an 
fih die Zuftimmung ber Frau nicht erforderlih ift, den Nachweis ver: 
langen, daß Schenkung nicht vorliegt (KG. 23 S. A 180 — RIM. 2 
©. 248); BayObꝰG. 5 ©. 522. 3) Vol. 8. 584, Seuffü. 56 S. 277. 
Erſe der Zuſtimmung der’ Frau. 

r 3337 Kr zur ordnungsmäßigen Verwaltung des Ges 
famiguts ein Rechtsgeſchäft!) der in den 88.1444, 1445 bezeichneten 
Art?) erforderlich, jo Tann die Zuftimmung der Frau auf Antrag 
des Mannes durch das Bormundichaftsgericht?) erjegt*) werden, 
wenn die Frau fie ohne ausreichenden Grund verweigert. 

Das gleiche gilt, wenn die Frau duch Krankheit oder 
durch Abweſenheit an der Abgabe einer Erklärung verhindert 
und mit dem Auffchube Gefahr verbunden ift. 

Bol. 8. 1879 nebft Anm. 

1) OLG. 4 ©. 406. 2) Auch die Gewährung einer Aus: 
ftattung oder Anftandsichenlung Tann durch die vordnungsmäßige Per: 
waltung geboten fein (OL®. 2 ©. 68). 3) FGG. 88. 85, 
46. 4) Begründung des Antrags dur den Dann RJA. 8 ©. 170. 
Beginn der Wirkfamkeit der Erfegung FGG. 8. 58. Verurteilung bes 
Mannes zur Herbeiführung der Erfegung OUG. 4 ©. 867. 

ornahme eines Rechtsgeſchüſts ohne Zuſtimmung der Fran. 

&. 1448. Nimmt der an ohne Einwiligung der 
Frau ein Rechtsgejchäft der in den 88. 1444 bis 1446 bezeichneten 
Art vor, fo finden die für eine Verfügung der Yrau über ein- 
gebradhtes Gut geltenden Borfchriften des 8. 1396 Abf. 1, 3 
und der 88. 1397, 1398 entipredhende Anwendung. 

Fordert bei einem Pertrage der andere Teil den Dann 
auf, die Genehmigung der Frau zu befchaffen, fo fann die Er⸗ 
Härung über die Genehmigung nur ihm gegenüber erfolgen; 
eine vor der Aufforderung dem Manne gegenüber erklärte Ge 
nehmigung oder Verweigerung der Genehmigung wird unmwirl- 
fam. Die Öenehmigung fann nur bi8 zum Ablaufe von zwei 
Boden nah dem Empfange der Aufforderung erklärt werden; 
wird fie nicht erklärt, fo gilt fie als verweigert. 

Wird die Genehmigung der Yrau durd das Bormund- 
fhaftsgericht erjegt, fo iſt im Falle einer Aufforderung nad) 
Abf. 2 der Beihluß nur wirkſam, wenn der Dann ibn dem 
anderen Zeile mitteilt; die Borjchriften des Abſ. 2 Sap 2 
finden entjprechende Anwendung. 

Bol. SS. 182—-184. 

2. Rechte der Frau. a) Rechtsverfolgung gegen Britte. 

&. 1449, Verfügt der Mann ohne N erforderliche) 
Zuſtimmung der Frau über ein zu dem Geiamtgute gebörendes 
Recht, fo Tann die Frau das Recht ohne Mitwirfung des 
Mannes gegen Dritte gerichtlich geltend machen?). 
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Die Frau ift bei der allg. GG. nicht in der Geſchäftsfähigkeit oder 
der Prozepfähigkeit (ZPO. $. 52) beichräntt. Das ausfchließliche Ber: 
waltungsrecht ($. 1448 Ubf. 1) des Mannes bedingt aber eine Verfügungs⸗ 
beſchränkung der Frau, von welder die SS. 1449-1454 Ausnahmen ent 
balten. Prozebfügrung der Frau f. Anm. zu 8. 1448. Auflaffung an 
die rau RG. 31 S. A 297. 

1) 88. 1444-1446. 2) vgl. Anm. zu S. 1407 Nr. 8. 

b) Bertretung des Mannes. 
. 2450, Iſt der Mann durh Krankheit oder durd 
Abwejenheit verhindert, ein fi auf das Geſamtgut beziehendes 
Nechtsgefhäft vorzunehmen oder einen ſich auf dad Gejamtgut 
beziehenden Rechtsitreit zu führen, jo kann die Frau im eigenen 
Kamen oder im Namen des Mannes das Rechtsgeſchäft vor- 
nehmen oder den Rechtsſtreit führen, wenn mit dem Aufjchube 
Gefahr verbunden ift. 

Entſprechend 8. 1401, aber weitergehend (vgl. Anm. zu 8. 1401). 
DOTG. 4 S. 406; BayobtG. B ©. 819. 

e) Erfekung der Zufimmung des Mannes. 

6. 14151. Iſt zur ordnungsmäßigen Beforgung der 
perſönlichen Angelegenheiten der Yrau ein Rechtsgeſchäft er» 
forderlich, da3 die Frau mit Wirkung für das Geſamtgut nicht 
ohne Zujtimmung des Mannes vornehmen kann, fo Tann die 
Zuftimmung auf Antrag der Yrau durch da3 Bormundicafts- 
gericht erjegt werden, wenn der Mann fie ohne ausreichenden 
rund verweigert. 

Entiprechend 8. 1402. Bgl. Anm. zu $. 1402. 

d) Erwerbsgefchäft der Frau. 

6. 1452, Auf ben jelbftändigen Betrieb eines Erwerbs» 
geſchäfts durch die Frau finden die Vorjchriften des 8. 1405 
enifprechende Anwendung. 

Bol. Anm. zu $. 1406. $. 741 ZPO. eilt aud) für S. 1462. 

e) Entbehrlicdhkeit der Bufimmung des Mannes. 

6. 1453, Zur Annahme oder Ausfchlagung einer der 
Frau angefallenen Erbſchaft oder eines ihr angefallenen Ber» 
mächtniſſes iſt nur die Frau beredtigt; die Zujtimmung Des 
Mannes ift nicht erforderlich. Das gleiche gilt von dem Ver⸗ 
ziht auf den Pflichtteil ſowie von der Ablehnung eines der 
Frau gemachten Bertragsantrags oder einer Schenkung. 

Zur Erridtung des Inventars über eine der Frau Alle 
gefallene Erbihaft bedarf die Frau nicht der Zujiimmung des 

anıes. 

Bol. die Anm. zu $. 1406 Nr. 1, 2. 

f) Sortfehung eines Prozeſſes. 

6. 1454. Zur Fortfegung eines bei dem Eintritte der 
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Gütergemeinfhaft anhängigen Rechtsſtreits bedarf die Frau 
nicht der Zuftimmung de3 Mannes, 

zEntſprechend 8. 1407 Nr. 1. Vollſtreckbarkeit des Urteiß 8PO. 
8. . 
3. Bereicherung des Geſamtguts. 

. 1455. Wird dur ein Nechtsgeichäft, das der Mann 
oder die Frau ohne die erforderliche!) Zuftimmung des anderen 
Ehegatten vornimmt, das Geſamtgut?) bereichert, fo kann die 
gerauägabe der Bereiherung aus dem Gefamtgute nad) den 

orfohriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Ye» 
reicherung®) gefordert werden. 

Entſprechend 8. 1899 Abf. 2. 

1) 88, 1444—1446, 2) gleichzeitige Bereicherung bes Bor: 
behaltägutS berührt den Anſpruch aus 8. 1455 nidt (a. U. ORG. 8 
©. 88T). 8) SS. 812ff., insbefondere $. 818. 

4. Berantwortlicykeit des Mannes. 

. 1456. Der Mann ift der Frau für die Verwaltung!) 
des Geſamtguts nicht verantwortlih?). Er hat jedoch für eine 
Verminderung des Geſamtguts zu diefem Erſatz zu leiften?), 
wenn er die Berminderung ın der Ablicht, die Frau zu benach⸗ 
teiligen*), oder durch ein Rechtageichäft berbeiführt, das er ohne 
die erforderliche) Zuftimmung der Yrau vornimmt. 

1) 3. 1448. 2) die Verantwortlichleit der Frau gegenüber dem 
Manne 3.8. im Falle des 8. 1450 beftimmt ſich nad) SS. 1869, 1467 
Abſ. 1. 3) Zeit der Erfagleiftung $. 1467. 4) Bol. 8. 1468 Nr. 2. 
5) 88. 1444-1446. 

5. Ausübung der Berhte des Mannes durch den gel. Bertreter. 

6. 1457. Steht der Mann unter Vormundſchaft, fo hat 
ihn der Vormund in den Rechten und Pflichten zu vertreten, 
die fih aus der Verwaltung des Gefamtguts ergeben. Dies 
gilt aud) dann, wenn die Frau Bormund des Mannes ilt. 

Entiprechend 8. 1409; vgl. die Ann. zu 8. 1409, 


6. & wer gufwan. 

« 1458. Der ebelihe Aufwand fällt dem Gejamtgute 
zur Laſt. 
V. Schuldenhaftung. 
1. Behte der Gläubiger; Geſamtgutsverbindlichkeiten. 

. 1459. Aus dem Gejamtgute können die Gläubiger 
des Mannes und, foweit fich nicht aus den 88. 1460 bis 1462 
ein anderes ergibt, aud) die Gläubiger der Frau Befriedigung 
verlangen (Gefamigutöverbindlichleiten). 

Für PVerbindlichkeiten der rau, die Gefamtgutsverbind- 
lichkeiten find, haftet der Mann auch perjönlid als Gefamt- 
ſchuldner)y. Die Haftung erlifcht?) mit der Beendigung der 
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Gütergemeinihaft, wenn die Berbindlichleiten im Berhäliniffe 
he Ehegatten zu einander nit dem Gefamtgute zur Laſt 
allen?). 

eulben ded Mannes find ausnahmslos Geſamtgutsſchulden, auch 
wenn fie aus unerlaubten Handlungen berrübren. Für Schulden der 
Frau beftefen Ausnahmen (88. L460— 1462), jedoch nur bezüglich der nad) 
Eingehung ber allg. GG. entftandenen. Zur Zwangsvollſtreckung in 
Geſamtgut ift ein gegen den Mann ergangenes Urteil erforderlih und 
genügend (ZPO. 8. 740). Ausnahmen für die Fälle der 88. 1462, 
1454 in der ZPO. SS. 741, 742. Den Konkursfall regelt die KO. 8. 2. 
Im übrigen vgl. die Borbu. ©. 665, 666. 

1) 88. 421ff. 2) Bol. 8. 1469. 3) 88. 1468— 1466. 

Berbindlichkeiten der Fran. 

6. 14160. Das Gejamtgut haftet!) für eine Verbind- 
lichkeit der Yrau, die aus einem nad dem Eintritie der Güter- 
gemeinfhaft vorgenommenen Rechtsgeſchäft entiteht, nur dann, 
wenn der Mann feine Zuftimmung zu dem Rechtsgeſchäft erteilt 
oder wenn das Rechtsgeſchäft ohne Feine Zuftimmung für das 
Geſamtgut wirkſam) tft. 

Für die Koſten eines Rechtsſtreits der Yrau?) haftet das 
Geſamtgut aud dann, wenn das Urteil dem Gefamtgute gegen- 
über nit wirkſam ift?). 

1) Entſprechend $. 1412. 2) 88. 14491456, 1867. 8) Kofler: 
vorihußpfliht des Mannes im Sceidungdproge RG. 46 ©. 854, 
DRG. 12 S. 818. 

8 1461. Das Geſamtgut haftet nicht für Berbindlichkeiten 
der Frau, die infolge des Ermerbes einer Erbſchaft oder eines 
Vermächtniſſes entitehen, wenn die Frau die Erbichaft oder das 
Vermächtnis nad) dem Eintritte der Gütergemeinihaft als Bor- 
behaltsgut erwirbt. 

Bol. Unm. zum entiprechenden 8. 1418; ferner 8. 1440 mit 8. 1869. 

6.1462. Das Gefamtgut haftet nicht für eine Berbindlid- 
keit der rau, die nad) dem Eintritte der Gütergemeinſchaft in⸗ 
folge eines zu dem Borbehaltsgute gehörenden Rechtes oder 
des Beſitzes einer dazu gehörenden Sache entiteht, e3 fei denn, 
daß das Recht oder die Sache zu einem Erwerbsgeſchäfte ge- 
Hört, „08 die Frau mit Einwilligung des Mannes jelbitändig 

etreibt. 

Bol. Unm. zum entiprechenden S. 1414; ferner 8. 1440 mit $. 1870; 
8. 1452. Wegen ber gejeglihen Unterhaltöpfliht der Frau ſ. auch 


. 1604 Ubf. 2. 
° 2. Rerhtsverhältnis der Ghegatten zueinander. 
6.1463. Im Berhältnifie der Ehegatten zu einander fallen 
folgende!) Gefamtgutsverbindlichkeiten dem Ehegatten zur Laft, 
in deſſen Perſon p entſtehen: 
Achilles, Buͤrgerliches Geſeßzbuch. 5. Auflage. 43 
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1. die Verbindlichkeiten aus einer unerlaubten Handlung, die 
er nad) dem Eintritte der Gütergemeinfchaft begeht, oder 
aus einem Strafverfahren, da8 wegen einer folcden 
Handlung gegen ihn gerichtet wird; 

2. die Berbindlickeiten aus einem fid) auf fein Zorbehalts- 
ut beziehenden Rechtsverhältnis, auch wenn fie vor dem 
Sintritte der Gütergemeinfchaft oder vor der Zeit entitanden 
find, zu der das Gut Vorbehaltsgut geworden it; 

3. die Koften eines NechtsitreitS über eine der in Nr. 1, 2 
bezeichneten Berbindlichfeiten. 

1) Regel iſt alfo, dab das Gefamtgut die Schulden auch int Ber: 
bältnifie der Ehegatten zueinander trägt. 


G. 1464. Im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander fallen 
die Koften eines Rechtsſtreits zwiſchen ihnen der Frau zur Laſt, 
fomweit nicht der Mann fie zu tragen bat. 

Das gleiche gilt von den Roften eines Rechtsitreit8 zwiſchen 
ber Frau und einem Dritten, es fei denn, daß das Urteil dem 
Gefamtgute gegenüber wirkfam iſt!). Betrifft jedoch der Rechts⸗ 
ftreit eine perfönliche Angelegenheit der Frau oder eine nicht 
unter bie Vorſchriften des 8. 1463 Nr. 1, 2 fallende Gejamt- 
gutsverbindlichkeit der tyrau, jo findet dieſe Vorſchrift Feine An 
wendung, wenn die Aufmwendung der Koften den Umftänden 
nad) geboten ift. 

1) 8. 1459 Abſ. 1 mit SS. 1460—1462. 

Ausflattung. 

8. 1468. Im Berhältnifie der Ehegatten zu einander fällt 
eine Ausftattung, die der Mann einem gemeinfchaftlihen Finde 
aus dem Gejamtgute verjpriht oder gewährt, dem Wanne 
infoweit zur Xaft, als fie daS dem Geſamtgut entiprecdhende 
Map überjteigt!). 

Berjpriht oder gewährt der Dann einem nicht gemein- 
fhaftlihen Kinde eine Austattung aus dem Gejamtgute, jo 
fällt fie im Verbältniffe der Ehegatten zu einander dem Bater 
oder der Mutter de3 Kindes zur Laft, der Mutter jedody nur 
infomeit, als fie zuftimmt?) oder die Ausftattung nit das dem 
Gejamtgut entjprediende Maß überfteigt. 

1) Bol. 8. 1624 mit 8.1446. Ausgleichung unter den Abldömmlingen 
$. 2054. 2) Erfegung der Zufliimmung Seufſel. 56 S. 277. 


3. Ausgleichung zwiſchen Borbehaltsgut des Mannes und Gefamigut. 
&. 14166. Verwendet der Mann Gejamtgut in fein Bor- 


behaltsgut, fo hat er den Wert des Berwendeten zu dem ®e- 
famtgute zu erjegen. 
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Berwendet der Mann Borbehaltsgut in das Gefamtgut, fo 
fann er Erfah aus dem Geſamtgute verlangen. 
Zeit der Erfagleiftung $. 1467. 


4. Zeit der Erfüllung gegenfeitiger Erſatzverbindlichkeiten. 

6. 1467. Was!) ein Ehegatte zu dem Gefamtgut oder die 
Frau zu dem Borbehaltsgute des Mannes fchuldet, ift erſt nad) 
der Beendigung der Sütergemeinfchaft zu leiften?); ſoweit jedoch 
zur Berichtigung einer Schuld der Frau deren Vorbehaltsgut 
ausreicht), Hat fie die Schuld ſchon vorher zu berichtigen. 

Was der Mann aus dem Gefamtgute zu fordern bat, 
fann er erjt nad) der Beendigung der Gütergemeinfchaft fordern. 

2) 8.1467 gilt nur von obligatorifhen Anfprüchen (OLG. 7 ©. 404). 
2) Die Zuläffigteit von Arreft und einftw. Berf. wird durch $. 1467 
nicht berührt (OL&. 2 S. 70). 3) Seuffl. 61 ©. 828. 

VL Beendigung: Kinge d. Frau auf Aufhebung d. Gütergemeinfdhaft. 

8. 1468, Die Frau Ian!) auf Aufhebung der Gütergemein⸗ 
ſchaft Hagen: ?2) 

1. wenn der Mann ein Nedhtsgefhäft der in den 88. 1444 
bis 1446 bezeichneten Art ohne Zuflimmung der Frau 
vorgenommen hat und für die Zukunft eine erhebliche 
Gefährdung der Yrau zu bejorgen ilt; 

2. wenn der Munn das Gefamtgut in der Abficht, Die 
Frau zu benadjteiligen, vermindert hat?); 

3. menn der Mann feine Verpflichtung, der Frau und den 
gemeinſchaftlichen Ablümmlingen Unterhalt!) zu gewähren, 
verlegt5) hat und für die Zukunft eine erhebliche Gefähr: 
dung des Unterhalt zu beforgen ilt; 

4. wenn der Mann wegen Verſchwendung entmündigt®) ift 
oder wenn er das Geſamtgut durch Verſchwendung er- 
heblich gefährdet; 

5. wenn das Gefamtgut infolge von Berbindlichkeiten, die 
in der Perjon des Mannes entitanden find’), in ſolchem 
Maße überfchuldet it, daß ein jpäterer Erwerb der Frau 
erheblich gefährdet wird®). 

Konkurs, Entmündigung (außer wegen Berfhwendung), Plegichaft 
find bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft keine Uufhebungsgründe. Cine 
Beendigung Traft Geſetzes firbet, abgejehen von der Auflöfung der Ehe 
durch Tod oder Scheidung und von einem die Aufhebung beftimmenden 
(Ehevertrage, nicht ftatt. Die Todeserklärung eines Ehegatten wirft nur 
nach Mafgabe der im $. 18 aufgeitellten Vermutung. 

1) Entiprechenb 8. 1418, aber viel enger. Vol. Unm. 1 zu 8.1418. 
2, Aufhebung durch einftmeilige Verfügung iſt unzuldffig (a. U. KG. 27 
=. A 27). 8) 8. 1456. 4) 8. 1458 mit 8. 1448, ferner 88. 1860, 
1361, 1601—1603. 5) Ein Berfhulden de Mannes ift nicht er- 
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forderlich. 6 8. 6 Nr. 2. 7) auch wenn fie im Berhältnifie der 
Ehegatten zueinander dem Geſamtgute zur Laſt fallen. 8) DVG. & 
©. 887; 12 ©. 818. 


Klage des Mannes. 

6. 1469. Der Mann kann auf Aufhebung!) der Güter: 
emeinfhhaft Hagen, wenn das Gejamtgut infolge von Berbind- 
ichfeiten der Frau, die?) im Berhältnifle ver Ehegatten zu einander 
nicht dem Gefamtgute zur Laft fallen, ın foldem Maße über- 
ichuldet ift, daß ein fpäterer Erwerb des Mannes erheblich ge- 

fährdet wird. 

2) Bol. S. 1469 Abſ. 2 Sak 2. 2) SS. 1468—1465. Wegen 
voregeliiher Schulden ber Frau kann alfo die Aufhebung nicht verlangt 
werben. 

Beit der Beendigung, | 

. 1470. Die Aufhebung der Gütergemeinfchaft tritt in 
den Fällen der 88. 1468, 1469 mit der Rechtskraft des Urteils!) 
ein. Für die Zulunft gilt Gütertrennung?). 

Dritten gegenüber ift die Aufhebung der Gütergemeinſchaft 
nur nad) Maßgabe des $. 1435°) wirkjam. 

2) Im Berbältniife unter den Gatten Rückbeziehung auf die Rechte: 


hängigkeit der Aufhebungsflage (8. 1479). 2) SS. 1427—1481. 
3) Eintrag in bad Guterrechtsregiſter. 
Suse nanz⸗leguns. . 

+ 1471. Nah der Beendigung der Gütergemeinfdaft 


Aue in Unfehung des Gejamtguts die Auseinanderjegung'!) 
tatt. 

Bis zur Auseinanderfegung?) gelten für da8 Gefamtgut 

die Vorſchriften des 8. 1442, 
' Die SS. 1471-—1481 regeln da8 NechtSverhältnid nad der Be: 
endigung der GG., fie gelten nicht nur, wenn die GG. bei Lebzeiten der 
Ehegatten, fondern auch, wenn fie durch den Tod eines Ehegatten gelöft 
wird und der Anteil des Batten zu deſſen Nachlaſſe nehört. 

1) Die Bermittelung bes Amtsgerichts (Notars) bei der Auseinander: 
fegung beitimmt fich nach dem FGG. 88. 86—98 (99), 193. Die Aus⸗ 
einanderfegung umfaßt nicht nur die Teilung ded Geſamtguts (SS. 752 7., 
1477), fondern auch die Ausgleihung wegen ber auf Grund der @üter- 
gemeinfchaft beftehenden gegenjeitigen Unfprüche ber Ehegatten. 2) Zwangs⸗ 
vollitredung in das Gejamtgut ZPO. SS. 748, 744; Pfändung des 
Anteils ebd. F. 860 Abſ. 2. Kommt einer der Ehegatten in Konkurs, 
io gehört fein Anteil am Gejamtgute zur Konkursmaſſe; vgl. KO. $. 16 
Abſ. 1. 


Verwaltung des Geſamtguts bis zur Auseinnnderfekung. 

6. 1472. Die Verwaltung des Gejamtguts |teht bis 
zur Auseinanderjfegung beiden Ehegatten gemeinihaftlich!) zu. 
Die Vorfchriften des S. 1424 finden entjpredhende Anwendung. 
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Jeder Ehegatte ijt dem anderen gegenüber verpflichtet, zu 
Maßregeln mitzuwirken, die zur ordnungsmäßigen Berwaltung 
erforderlih find; die zur Erhaltung notwendigen Maßregeln 
fann jeder Ehegatte ohne Mitwirkung des anderen treffen. 

2) Bol. 88. 741 ff. Herausgabe des Geſamtguts an bie Frau zumt 
Mitbefige $. 260, Offenbarungseid de Manned OLG. 6 S. 162. 
Stellung der Frau bis zur Auseinanderiegung RG. 48 ©. 269; vgl. 
JW. 1908 Beil. ©. 26. 

Surrogation. 

6. 1473. Was auf Grund eines zu dem Gejamtgute 

ehörenden Rechtes oder als Erfah für die Zeritörung, Be- 
Fhäbigung oder Entziehung eines zu dem Geſamtgute gehören» 
den Gegenitandes oder durdy ein Rechtsgeſchäft erworben wird, 
das fih auf das Gejamtgut bezieht, wird Gejamtgut. 

Die Zugehörigkeit einer durch Rechtsgeſchäft erworbenen 
sorderung zum Geſamtgute hat der Schuldner erjt dann gegen 
ich gelten zu laflen, wenn er von der Zugehörigkeit Kenntnis 
erlangt; die Vorſchriften der 88. 406 bis 408 finden ent- 
jprechende Anwendung. 

Art der Auseinanderfehung. 1. Grundſatz. 

6. 1474. Die Auseinanderfegung erfolgt, fomweit nicht 
ein andere Vereinbarung?!) getroffen wird, nad) den 88. 1475 
bis 1481. 

1) Dies braucht fein Ehevertrag ($. 1482) zu fein. 

2. Berichtigung der Schulden. 

&. 14175. Aus dem Gefamtgute find zunächſt die Ge- 
jamtgutsverbindlichleiten zu berichtigen‘). Iſt eine Gejamtguis- 
verbindlichleit noch nicht fällig oder ift fie ſtreitig, jo iſt das 
zur Berichtigung Erforderliche zurüdzubehalten?). 

Halt?) eine Gefamtgutsverbindlichkeit im Verhältniſſe der 
Ehegatten zu einander einem der Ehegatten allein zur Lait, jo 
Tann) diejer die Berichtigung au8 dem Gejamtgute nicht ver» 

ngen. 

Zur Beridtigung der Gejamtgutsverbindlichkeiten iſt das 
Geſamtgut, foweit erforderlid, in Geld umzufegen?). 

1) Bol. SS. 1480, 1481. 3) Inſoweit dauert aljo die Gemein 
ihaft (8. 1472) fort. 8) 88. 1468 — 1466. 4) Bal. S. 765. 


5) Bol. 8. 788 Abſ. 8. 
3. Teilung des Uberfchulfes. 
&. 1476. Der nad) der Berichtigung der Geſamiguts⸗ 
verbindlichleiten verbleibende Überfehuß!) gebührt den Ehegatten 
zu gleihen Zeilen. 
Was einer der Ehegatten zu dem Gefamtguie zu erjeßen 
verpflichtet ift, muß er ſich auf feinen Teil anrechnen laſſen. 
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Soweit die Erſatzleiſtung nicht durch Anrechnung erfolgt, bleibt 
er dem anderen Ehegatten verpflichtet. 

a) Teilungsmafle iſt au, was ein Ehegatte zum Geſamtgute zu 
leiften bat ($$. 1466, 1468—1467). 

4. Übernahme von Gegenfänden. _ 

+. 1477. Die Teilung des Uberfchufles erfolgt nach den 
Vorſchriften über die Gemeinkhaftt) 

eber Ehegatte?) kann gegen Erfah des Wertes die aus- 
ſchließlich zu feinem perſönlichen Gebraude beftimmten Sachen, 
insbejondere Kleider, Schmuckſachen und Arbeitsgeräie, ſowie 
diejenigen Gegenftände übernehmen, welche er in die Güter: 
gemeinſchaft eingebradjt oder während der Gütergemeinſchaft durch 
Erbfolge, durch Vermächtnis oder mit Rüdficht auf ein künftiges 
Erbrecht, durdy Schenkung oder als Ausftattung) erworben hat. 

2) 88. 762 ff. Bewährleiftung $S. 767. GBO. SS. 87, 88, 99. 
2) Auch fein Rechtsnachfolger. 3) 8. 1624. 

5. Aufhebung der Gemeinfshaft durch Gheſcheidung. 

. 1478. Sind die Ehegatten geſchieden und ift einer von 
ihnen allein für fyuldig!) erflärt, ſo kann der andere verlangen‘). 
daß jedem von ihnen der Wert desjenigen zurüderitattet wird, 
was er in die Gütergemeinfhaft eingebradht hat; reicht der 
Wert des Geſamtguts zur Rückerſtattung nidt aus, fo hat 
jeder Ehegatte die Hälfte des Fehlbetrags zu tragen?). 

Als eingebracht ift anzufehen, was eingebradjtes Gut geweſen 
fein würde, wenn Errungenfchaftsgemeinfhaft heitanden hättet). 
Der Wert des Eingebradten beitimmt fi) nad der Zeit der 
Einbringung. 

Das im Abf. 1 beitimmte Recht fteht auch dem Ehegatten 
zu, beilen Ehe wegen feiner Geiſteskrankheit gefhiedend) worden ift. 

1) 8, 1574; ber 8. 1478 gilt auch, wenn bie eheliche Gemeinſchaft 
aufgehoben tft (S. 1575 Abſ. 2, 8. 1586). Sind beide Teile für ſchuldig 
erklärt, fo bewendet es bet ber Teilung nach Hälften. 2) Der ın- 
ſchuldige Teil Hat das Wahlrecht, ob nad Hälften oder gemäß $. 1478 
geteilt werden fol, bis zur Beendigung der Gemeinfhaft (OLE. 6, 
©. 280), dieſes Nechtes gebt er durch Klage nicht verluftig (Seuffel. 69 
©. 287). 8) Überfhuß wie Fehlbetrag werden alfo nach Hälften 
geteilt. 4) 88. 1520— 1524. 5) 8. 1569. A 
6. Aufhebung der Gemeinfhaft durd Urteil. | 

1479. Wird die Gütergemeinfchaft auf Grund des 8. 1468 
oder Des 8. 1469 durch Urteil aufgehoben, fo kann!) der Ehe⸗ 
gatte, weldyer das Urteil erwirft hat, verlangen, daß die Aus- 
einanderjegung ſo erfolgt, wie wenn?) der Anfprud) auf Yus- 
einanderfegung mit der Erhebung?) der Klage auf Aufhebung 
der Gütergemeinjchaft rechtshängig geworden wäre, 
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4) Entiprechend $. 1422. Die Befugnis befteft nur für bie Auf: 
Hebung durd Urteil (SS. 1468, 1469), nicht für die Beendigung infolge 
Eheſcheidung. 2) Bgl. 8. 292. 8) 8PO. SS. 268, 281. 

7. Michtberichtigung der Schulden: a) Derhältnis zum Gläubiger. 

A 1ASO. Wird eine Gefamtgutsverbindlichkeit nicht vor 
der Zeilung des Geſamtguts berichtigt!), fo haftet dem Gläubiger 
aud der Ehegatte perjönlih als Gejamtjchuldner, für den zur 
Zeit der Zeilung eine ſolche Haftung nicht befteht?). Seine 
Haftung beſchränkt ſich auf?) die ihm zugeleilten Gegenſtände; 
die für die Haftung des Erben geltenden Borfchriften der 
88. 1990, 1991 finden entjpredhende Anwendung. 

1) 8. 1475. 2) Bol. 8. 1459 Abſ. 2 Satz 2. 8) Haftung 
cum, nidt pro viribus; @eltendmadung gegenüber ber Biwangsvoll: 
firedung ZPO. S. 786. Buläffigteit der WUnfechtung der Auseinander⸗ 
fegung RG. Gruch. 48 S. 958, 60 ©. 882. 

b) Berhältuis unter den Gatten. 

8: WAS1. Unterbleibt bei der Auseinanderfegung die 
Berichtigung einer Gefamtgutsverbindlichkeit, die im Verhältniſſe 
der Ehegatten zu einander dem Gefamigut oder bem Manne 
zur Laſt fällt!), fo Hat der Dann dafür einzuftehen, daß die 
Frau von dem Gläubiger nit in Anſpruch genommen wird. 
Die gleihe Berpflihtung bat die Frau dem Marne gegenüber, 
wenn die Berichtigung einer Gefamtgutsverbindlichkeit unter» 
bleibt, die im Berhältniffe der Ehegatten zu einander der Frau 
zur Laſt fällt?). 

2) 88. 1468 —1465. 2) Die Einbuße trägt alfo der Mann. 
Aunflöfung der Ehe durch deu Tod eines Gatten (Uuberrbte Ehe), 

&. 1AS2, Wird die Ehe durch den Tod eines der Ehe- 
gatten aufgelöft und it ein gemeinfchaftliher Abfümmling!) 
nicht vorhanden, fo gehört der Anteil des verftorbenen Che» 

atten am Geſamtgute zum Nachlaſſe. Die Beerbung des 
Epegatten erfolgt nach den allgemeinen Porfchriften. 

Der Ehegatte wird in bderfelden Weife ab intestato oder ex 
testamento beerbt, wie wenn Bütergemeinfchaft nicht beitanden Hätte. 

4) leiblicher gemeinfamer Deszendent ($. 1589 Abſ. 2; dazu f. 
88. 1699, 1719) oder gemeinschaftlich angenommtenes Kind ($. 1757 Ubi. 2). 


VI. Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft (Beerbte Ghe) 
1. Eintritt. 


. 12483. Sind bei dem Tode eines Ehegatten gemein- 
ſchaftliche Abkömmlinge vorhanden, fo wird zwiſchen dem über- 
lebenden Chegatten und den gemeinihaftlihen Abkömmlingen, 
die im Falle der gejeglichen Erbfolge als Erben berufen find?!), 
die Gütergemeinſchaft forigefegt. Der Anteil des verjtorbenen 
Ehegatten am Gejamtgute gehört in diefem Yalle nicht zum 
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Nachlaſſe; im übrigen?) erfolgt die Beerbung bes Ehegatten?) 
nad) den allgemeinen Borfchriften. 

Sind neben den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen andere 
AUblömmlinge vorhanden, fo beitimmen fid) ihr Erbrecht umd 
ihre Erbteile fo, wie wenn fortgejegte Bütergemeinfchaft nicht 
eingetreten wäre). 

1) 8. 1924. 2) bezüglich de Vorbehaltsguts ſowie der nad) 
8. 1489 vom Geſamtgut ausgeſchloſſenen Gegenitänbe; die Erbfolge in 
Borbehaltd: und Sondergut greift auch dann Plag, wenn ein Borbehalts: 
oder Sondergut nicht vorhanden ift, dies ift wegen der Scyuldendaftung 
(f. Anm. zu 8. 1488) von Bedeutung. 8) ex testamento ober ab 
intestato. 4) vgl. 8. 1482. 

Ablehnung der fortgefetten Gütergemeinſchaft. 

8. LASA. Der überlebende Ehegatte kann die Fort- 
fegung der Gütergemeinſchaft ablehnen'). 

Auf die Ablehnung finden die für die Ausfchlagung einer 
Erbſchaft geltenden Borfchriften der 88. 1943 bis 1947, 1950, 
1952, 1954 bis 1957, 1959 entfpreddende Anwendung. Steht 
der überlebende Ehegatte unter elterlider Gewalt oder unter 
Bormundfhaft, fo iſt zur Ablehnung die Genehmigung bes 
Vormundſchaftsgerichts) erforderlich. 

Lehnt der Ehegatte die Yortfegung der Billergemeinfchaft 
ab, fo gilt das gleihe wie im Falle des F. 1482. 

4) Konkurs KO. 8.9 Satz 2. 3), Zuſtändigkeit FGG. SS. 86, 48. 
2. Umfang des Gefamtguts. 

8. 1AS8, Das Gefamtgut der fortgefegten Gütergemein⸗ 
ſchaft beiteht aus dem ehelichen Gefamtgute, fomweit e8 nicht nad) 
F. 1483 Abſ. 2 einem nicht anteilöberedhtigten Abkömmlinge 
zufälli, und aus dem Vermögen, das der Überlebende Ehegatte 
aus dem Nachlaſſe des verftorbenen Ehegatten oder nad; dem 
Eintritte der forigefegten Gütergemeinfchaft erwirbt. 

Das Bermögen, das ein gemeinjchaftlider Abkömmling 
zur Zeit des Eintritts der fortgefehten Gütergemeinichaft hat 
oder ſpäter erwirbt, gehört nicht zu dem Geſamigute 

Auf das Gefamtgut finden die für die eheliche Güterge- 
meinfchaft geltenden Borfchriften des $. 1438 Abf. 2, 3 ent» 
iprechende Anwendung). 

1) Die fortgef. GG. wird in ba8 Grundbuch eingetragen; vgl. 
GBO. 88. 48, 99. Legitimation gegenüber dem Grunbbuchamt ebenda 
8. 86 Abf. 2. Die Ausnahmevorſchrift des $. 41 EBD. findet auf die 
fortgef. GG. Teine Anwendung; zur Verfiigung über ein ind Grundbuch 
eingetragenes Recht müflen daher bie Abksmmlinge eingetragen fein (8@. 27 
S. A. 258 = NM. 4 ©. 179. In das Guterrechtsregiſter wirb das 
Beitehen der fortgef. GG. nicht eingetragen. 
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Vorbehaltsgut. 

8. 1486. Vorbehaltsgut des überlebenden Ehegatten iſt, 
was er bisher als Vorbehaltsgut gehabt hat oder nach 8. 1369 
oder $. 1370 erwirbt. 

Gehören zu dem Dermögen des überlebenden Ehegatten 
Begenitände, die nicht durch Rechtsgeſchäft übertragen werden 
Iönnen, fo finden auf fie die bei der Errungenfhaftsgemein- 
ihaft für das eingebrachte Gut des Mannes geltenden Vor: 
fhhriften, mit Ausnahme des 8. 1524, entjpredhende Anwendung!). 

2) Vgl. die Anm, zu 8. 1489. 

3. Stellung des Ehegatten und der Abkömmlinge. 

8. 1487. Die Rechte und Verbindlichleiten des überlebenden 
Ehegatten ſowie der anteilöberechtigten Abfümmlinge in An 
fehbung des Geſamtguts der fortgejeßten Giütergemeinfchaft 
beilimmen fih nad den für die eheliche Gütergemeinichaft 
geltenden Vorſchriften der 88. 14421) bis 14492), 1455 bis 1457, 
1466; der üterlebende Ehegatte hat die rechtliche Stellung des 
Mannes, die anteilsberedhtigten Abkömmlinge haben die redht- 
lihe Stellung der Frau?). 

Was der überlebende Ehegatte zu dem Gejamtgute 
ſchuldet oder aus dem Gefamigute zu fordern bat, iſt erit 
Be der Beendigung der fortgejegten Gütergemeinfchaft zu 
eiften. 

1) Aus S. 1442 folgt, daß ſich auch das Befamtgut der fortgei. GG. 
als Gemeinichaft zur gejamten Hand cdharakterifiert. Zwangsvollſtreckung 
in ben Anteil am Gefamtgute ZPO. 8. 860. 2) Die 88. 1448 
bi 1448 regeln Verwaltungs: und Verfügungsmacht des überlebenden 
Ehegatten; diefer ift in den Fällen, in benen der Mann ber Zuftimmung 
ber Frau bedarf, an die BZuftimmung der Abkömmlinge gebunden; wenn 
der Ablömmling verheiratet ift und nad) dein für ihn geltenden @üter: 
flande zu einer Verfügung der Buftimmung feines Ehegatten bebarf, ift 
diefe Zuftimmung auch zur Zuftimmung zur Berfüigung bes überlebenden 
Ehegatten erforderlich (BayObeG. b ©. 107); wenn ber Abkömmling 
minderjährig tft, bedarf fein gef. Vertreter zur Zuftimmung der Genehmi: 
gung des Vormundſchaftsgerichts BayObeG. 8 S. 141); iſt der über: 
lebende Ehegatte gef. Vertreter bed Abkömmlings, fo muß ein Pfleger 
zur Erteilung der Zuftimmung beftellt werden (a. U. RIA. 5 ©. 25). 
3), Der Unterhalt und die Augftattung der Abkömmlinge bilden feine Lait 
der fortgel. GG. fondern es bewenbet in diefer Beziehung bei den all: 
gemeinen Vorſchriften ($$. 1601ff., 1620f.). 

4, Scyuldenhaftung. 

&. 1488, Gejamtguisverbindlichleiten der fortgejegten 
Gütergemeinfhaft!) find die Berbindlichkeiten des überlebenden 
Ehegatten ſowie ſolche Verbindlichkeiten des verjtorbenen Ehe⸗ 
gatten, die Geſamtgutsverbindlichkeiten ber ehelichen Güter⸗ 
gemeinſchaft waren?). 
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1) Zwangsvollſtreckung in das Gefamtgut ZPO. 8. 745, Konkurs RD. 
8. 2 Abſ. 3. 2) 88. 1459— 1462. Für bie Berbinblichleiten des 
verftorbenen Mannes Haftet alfo das Gefamtgut der fortgef. 8. unter: 
ſchiedslos, für die der verftorbenen rau Haftet e8 dann nicht, wenn 
diefelben nach SS. 1460—1462 nit Gefamtgutsverbindlichleiten waren; 
von biefen kann fi der Mann befreien, wenn er die Erbihaft ausfchlägt 
und nur das Gefamtgut behält; aber auch wenn er nicht ausfchlägt, Tann 
er feine Haftung nach Maßgabe der 88. 1967. auf den Nachlaß db. h. 
das Borbehalts: und dad Sondergut befchränten. 

&. 14189. Für die Gejamtgutsverbinblicteiten der fort» 
— Gütergemeinſchaft!) haftet der überlebende Ehegatte per⸗ 
Önlich?). 

Soweit die perfünlide Haftung den überlebenden Ehe⸗ 
gatten nur infolge des Eintritts der fortgefegten Güter- 
gemeinſchaft trifft’), finden die für die Haftung des Erben für 
die Rachlaßverbindlichkeiten geltenden Borfchriften*) entiprechende 
Anwendung; an die Stelle des Nachlaſſes tritt das Geſamt⸗ 
gut in dem Beitande, den es zur Zeit des Eintriti$ der fort» 
geſetzten Gütergemeinſchaft hat. 

Eine perfönliche Haftung der anteilöberedhtigten Ab- 
kömmlinge für die Berbindlichleiten des verjtorbenen oder des 
überlebenden Ehegatten wird durch die fortgefegte Gütergemein- 
ſchafto) nicht begründet. 

1) 8. 1488. 2) Die Haftung endigt (abweichend von 8. 1469) 
nicht mit Beendigung der fortgeſ. GG. 8) d. i. wenn der Mann 
der überlebende Ehegatte iſt, jede Geſamtgutsverbindlichkeit, die in der 
Perſon der Frau entitanden tft und im Berbältniffe der Ehegatten zu⸗ 
einander nicht dem Gefamtgute zur Laft fällt (3. B. eine Deliktsſchuld 
der Frau); wenn die Frau überlebt, find e8 alle Gefamtgutsverbindlich: 
feiten, welche nicht in ihrer Perſon entftanden find. 4) SS. 1967. 
Regel tft Haftung nur mit dem Gefamtgute. Wufgebot der Gefanıt: 
gutsgläubiger ZPO. S. 1001, Vorbehalt der beſchränkten Haftung eben: 
da 8. 805 Abſ. 2, Geltendmachung der beichränktten Haftung gegenüber 
der Zwangsvollſtreckung 8. 786, Kontur? KO. 8. 286. 5) Dagegen 
fann fih die Haftung der Abkömmlinge für die Schulden des verftorbenen 
Ehegatten aus der Beerbung desſelben (j. Unm. zu 8. 1488) ergeben. 


5. Tod eines Abkönmlinges. 


8.1490, Stirbt ein anteilsberedhtigter Ablömmling, fo 
gehört fein Anteil an dem Geſamtgute nicht zu feinem Nachlaſſe). 
Hinterläßt er Ablümmlinge, die anteilSberedhtigt fein mwürden?), 
wenn er den verjtorbenen Ehegatten nicht überlebt hätte, fo 
treten die Abfümmlinge an feine Stelle. gpinterläßt er foldhe 
Abfömmlinge nidt, fo wächſt fein Anteil den übrigen 
anteilsberechtigten Ablömmlingen und, wenn folde nicht vor⸗ 
handen find, dem überlebenden Ehegatten an. 
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1) Der Anteil Haftet alfo nicht den Gläubigern ded Abkömmlings. 
2) die alfo gemeinfchaftlihe Abk. und nicht nach 88. 1491, 1506, 
1611 ober 1517 ausgeſchloſſen find. 

6. Berzicht eines Abkömmlinges. 

8. 1491. Ein anteilöberedhtigter Abfömmling kann auf 
feinen Anteil an dem Gejamtgute verzichten!). Der eat erfolgt 
durch Erklärung gegenüber®) dem für den Nadjlak des ver- 
ftorbenen Eoegatien zuftändigen?) Gerichte; die Erflärung iſt in 
Öffentlich beglaubigter Yorm*) abzugeben. Dus Raclabgericht 
fol die Erflärung dem überlebenden Ehegatten und den 
übrigen anteilsberechtigten Abkömmlingen mitteilen. 

Der Berziht!) Tann auch durch Vertrag mit dem über 
lebenden Ehegatten und den übrigen anteilsberechtigten Ab- 
fömmlingen erfolgen. Der Vertrag bebarf der gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung). 

Steht der Abfümmling unter elterlicher Gewalt oder unter 
Bormundichaft®), fo ilt zu dem Verzichte die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts erforderlich”). 

Der Verziht Hat die gleihen Wirkungen, wie wenn der 
Berzichtende zur Zeit des Verzichts ohne Hinterlaffung von 
Abkömmlingen geitorben mwäre?). 

2) 8. 1491 betrifft den Verzicht nad, $. 1517 den vor dem Ein: 
tritte ber fortgef. GG. 2) nicht notwendig „vor“. 3, 566. 
$$. 12, 78. 4) 8. 129; 566. 88. 167, 188. 5) 8. 128, EG. 
Art. 141, FGG. 88. 167—182, 184. 6) ft der Überlebende Ehe: 
gatte geſ. PBertreter des Abkömmlinges, fo muß ein “Pfleger beitellt 
werben. 7) 88. 1648, 1828ff. Der verheiratete Abkömmling be- 
darf zum Berzichte die Zuftimmung feines Ehegatten, außer wenn er in 
Gütertrennung lebt (BayOht®. 5 S. 107). 8) 8.1490 Sat 8. 

T. Beendigung. 
Aufhebung durch den Überlebenden Ghegatten, 

&. 1492. Der überlebende Ehegatte Tann die fortgefeßte 
Gütergemeinfchaft jederzeit aufheben!). Die Aufhebung erfolgt 
dur Erklärung gegenüber?) dem für den Nachlaß des ver- 
ftorbenen Ehegatten zuftänd:gen?) Gerichte; die Erflärung iſt in 
öffentlich beglaubigter Zorm abgugeben?),. Das Nachlaßgericht 
fol die Erfärung den anteilöberechtigten Abkömmlingen und, 
wenn der überlebende Ehegatte gejeglicher Bertreter eines der 
Abkömmlinge ift, dem Bormundfchaftsgerichte mitteilen. 

Die Aufhebung Tann auch durch Vertrag zwiſchen dem 
überlebenden Ehegatten und den anteilöberecdhtigten Ablömm- 
lingen?) erfolgen. Der Vertrag bedarf der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung). 

Steht der überlebende Ehegatte unter elierlicher. Gewalt 
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oder unter Bormundfchaft, fo ift gu der Aufhebung die Ges 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich?). 

4) Eine einfeitige Aufhebung (ander8 8. 1491 Abſ. 2) gegenüber 
einem einzelnen Ablömmling tft außgefchlofien. 2) Bal. die Anm. zu 
8. 1491. 3) Iſt der überlebende Ehegatte geſetzl. Vertreter eines 
Abkömmlinges, fo muß ein Pie onen werden; wenn ein Abkömmling 
verheiratet ift, gilt Ann. 7 zu 8.1 
a re des dberichenden Ghegatten. 

1 Die fortgefegte Gütergemeinfchaft endigt!) mit 
der Wiederverheiratun ng des überlebenden Ehegatten. 

.Der Überlebende Ehegatte hat?), wenn ein nteilsberedhti ter 
Abkömmlin minderjährig iſt oder bevormundet wird, die 
ſicht der Wiederverheiratung dem Bormundfhaftsgerit?) * 
zuzeigen, ein Verzeichnis des Geſamtguts einzureichen, die 
Gütergemeinihaft aufgubeben 9 und die Auseinanderfegung:) 
herbeizuführen. Das Vormundſchaftsgericht kann geliatien, daß 
die ufpebung ber Gütergemeinfchaft bis zur Epefehliehung 
unterbleiht und daß bie Auseinanderfegung erjt jpäter erfolgt. 

1) Keine Einkindfchaft. 2) Aufſchiebendes Ehehindernis 8. 1814 
ubf. 2. 8) — SS. 8b, 48. 4), 8, 1492. 5) 88. 14977. 
Tod des 198 

Ci Die fortgejegte Gütergemeinſchaft endigt mit 
dem * des überlebenden Ehegatten. 

Wird der überlebende Ehegatte für tot erllärt, jo endigt 
die tortgeiedte Olltergemeinfehaft mit dem Zeitpunlie!), der ale 
Zeitpuntt des Todes gilt. 

2) Bol. 8. 18. 

Alage eines Abkönml 

. 14988. Ein "anteilsbereihtigter Abkömmling kann gegen 
den Überlebenden Ehegatten auf Aufhebung der fortgefehten 
Gütergemeinfhaft Magen: 

1. wenn der überlebende Ehegatte ein Requogeſcaft der 
in den 88. 1444 bis 1446 bezeichneten Art ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Abkömmlinges vorgenommen hat und für die 
Zukunft eine erhebliche Gefährdung des Abkömmlinges zu 
beſorgen iſt; 

2. wenn der überlebende Ehegatte das Geſamtgut in 
der Abſicht, den Abkömmling zu benachteiligen, ver⸗ 
mindert bat!); 

3, wenn ber überlebende Ehegatte feine Berpflidtung?), 
dem Ablömmling Unterhalt zu gewähren, verlegt hat 
und für die Zufunft eine erhebliche Gefährdung des 
Unterhalts zu bejorgen ift; 

4. wenn der überlebende Ehegatte wegen Verſchwendung 
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entmündigt?) it oder wenn er das Gefamtgut durd; 
Berihwendung erheblich gefährdet; 

5. wenn der überlebende Ehegatte die elterlidhe Gewalt über 
den Ablömmling verwirkt*) hat oder, falls fie ihm zu⸗ 
geftanden hätte, verwirkt haben würde. 

Entfprehend 8. 1468. Der einzelne Ablömmling bat im übrigen 
fein Recht auf Abſchichtung, insbefondere kann er feinen Anteil nicht zu 
feiner Selbftändigmadung oder PBerheiratung verlangen. 

2) 8.1487 mit $. 1456. 2) SS. 1601—1608. 8) 8.6 
Rr. 2. 4) 8. 1680. 

8.1496, DieAufhebung der fortgefegten Gütergemeinfchaft 
tritt in den Fällen des 8. 1495 mit der Rechtskraft des Ur- 
teils ein!). Sie tritt für alle Ablömmlinge ein, aud) wenn das 
Urteil auf die Klage eines ber Ablümmlinge?) ergangen ift. 

2) Bol. $. 1470. 3) Nebeninternention der anderen U. $. 69 ZPO. 

Auseinanderfekung. 

8.1497. Nach der Beendigung ber fortgefegten Gütergemein- 
fhaft findet in Anfehung des Gefamtguts die Auseinander- 
ſebung ſtatt. 

is zur Auseinanderſetzung beſtimmt ſich das Rechts⸗ 
verhältnis der Teilhaber am Geſamtgute nach den 88. 1442, 
1472, 1473. 

Anm. zu 8.1471. Zwangsvollſtreckung ſ. ZPO. 8. 745. Vermittelung 
der Auseinanderſetzung FGG. 88. 99, 198. Die Schichtung Hat für die 
Abtömmlinge nicht die Bedeutung einer Tottellung, db. 5. das Erb: und 
Pflichtteilsrecht der Ablönmlinge gegenüber dem überlebenden Ehegatten 
wird durch die Museinanderfegung nicht berührt. 

Art der Auseinanderfekung. 

& LIAOS. Auf dieAuseinanderfegung finden die Borjchriften 
der 88. 1475, 1476, des 8. 1477 Abſ. 1 und ber 88. 1479 bis 
1481 Anwendung; an die Stelle des Mannes tritt ber über- 
lebende Ehegatte, an die Stelle der Frau treten die anteil3- 
berechtigten Abfümmlinge. Die im $. 1476 Abf. 2 Sat 2 be- 
zeichnete Berpflichtung befteht nur für den überlebenden Che- 

atten. 
i Pfändung des Anteild3 am Gefamtgute ZPO. S. 860 Abſ. 2. 
Schulden. 
+ 1499, Bei der Auseinanderſetzung fallen dem über- 
lebenden Ehegatten zur Laft: 
1. die ihm bei dem Eintritte der fortgefegten Gütergemein- 
ſchaft obliegenden Geſamtgutsverbindlichkeiten, für Die 
das eheliche Gefamtgut!) nicht haftete oder die im Ver⸗ 
hältniffe der Ehegatten zu einander ihm?) zur Laft fielen; 
2. die nad) dem Eintritte der fortgefegten Gütergemeinjchaft 
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entitandenen Gefamtgutsverbindlidhleiten, die, wenn fie 

während der ehelihen Gütergemeinſchaft in feiner Perſon 

entitanden wären, im Verhältniſſe der Ehegatten zu 
einander ihm zur Laſt gefallen fein würden ?); 

3. eine Ausftattung, die er einem anteil8beredhtigten Ab⸗ 
fömmling über das dem Gefamtgut entipredende Maß 
hinaus oder die er einem nicht anteilöberechtigten Ab⸗ 
fümmlinge verfproden oder gewährt hat?). 

Die GSefamtgutsverbindlichleiten der fortgef. SG. fallen im Ber: 
hältniffe des überlebenden Ehegatten und ber Ablömmlinge zueinander 
regelmäßig bem Gefamtgute zur Laſt. Wusnahmen 88. 1499, 1500. 
| 2) 8. 1488. 2) 88. 1468—1466. 3) $. 1624, vgl $. 1466. 

&. 1500, Die anteilsberedtigten Ablömmlinge müflen 
ſich Berbindlichkeiten des verftorbenen Ehegatten, die diefem im 
Verhältniſſe der Ehegatten zu einander zur Laſt fielen!), bei der 
Auseinanderfegung auf ihren Anteil infoweit anrechnen laffen, 
als der überlebende Ehegatte nicht von dem Erben des ver 
jtorbenen Ehegatten Dedung bat erlangen können. 

In gleidher Weife haben ſich die anteilöberedhtigten Ab⸗ 
fümmlinge anrechnen zu laffen, was der veriiorbene Ehegatte 
zu dem Geſamtgute zu erfegen hatte?). 

1) SS, 1468-1465. 2) 88, 1466, 1467, 1476 Ubi. 2. 
Anrehnung von Abfindungen. 

: 1501. Iſt einem anteilsberedtigten Ablömmlinge für 
den Verzicht!) auf feinen Anteil eine Abfindung aus dem Ge- 
famigute gewährt worden, jo wird fie bei der Auseinander- 
ſetzung in das Geſamtgut eingerechnet?) und auf die den Ab» 
fümmlingen gebührende Hälfte angerechnet?). 

Der überlebende Ehegatte Tann mit den übrigen anteils⸗ 
berechtigten Abkömmlingen ſchon vor der Aufhebung der fort» 
gefegten Gütergemeinfchaft eine abweichende Dereinbarung treffen. 
Die Vereinbarung bedarf der gerichtlichen oder notariellen Be⸗ 
urfundungt);, fie ift auch denjenigen Ablömmlingen gegenüber 
wirffam, melde erſt fpäter in die fortgejfegte Gütergemeinſchaft 
eintreten. 

1) 8. 1491 Abſ. 2. 2) Entiprechend 8. 2066. 3) Wegen S. 1491 
Abf. 4 mit S. 1490. Für das Berbältnig der Abkömmlinge unterein: 
ander vgl. 8. 1508 Ubf. 8. 4) 8. 128, EG. Art. 141; 568. 
SS. 167—182, 184. 

Übernahme von Gegenfländen. 

&. 1502, Der überlebende Ehegatte ijt berechtigt, das 
Geſamtgut oder einzelne dazu gehörende Gegenitände gegen 
Erſatz des Wertes zu übernehmen. Das Recht geht nicht auf 
den Erben über. 
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Wird die fortgefeßte Gütergemeinihaft auf Grund des 
8. 1495 durd Urteil aufgehoben, fo Steht dem überlebenden 
Ehegatten das im Abſ. 1 beilimmte Net nicht zu. Die an- 
teildberechtigten Ablömmlinge fünnen in diefem Yalle diejenigen 
Gegenſtände gegen Erſatz des Wertes übernehmen, welche der 
nerftorbene Ehegatte nad) 8. 1477 Abf. 2 zu übernehmen be- 
—55 fein würde. Das Recht kann von ihnen nur gemein⸗ 


Ihaftlih) ausgeübt werden. 
Teilung unter den Abkömmlingen. 
$. 1503. Mehrere anteilsberedhtigte Abtömmlinge teilen 
die ihnen zufallende Hälfte des Gefamtgut3 nad) dem Berhält- 
nifje der Anteile, zu denen fie im alle der gejeglichen Erbfolge 
als Erben des verftorbenen Ehegatten berufen fein würden), 
wenn diefer erſt zur Zeit?) der Beendigung der fortgejeßten 
Bütergemeinfchaft geitorben wäre. 

Das Borempfangene fommt nad den für die Ausgleihung 
unter Abkömmlingen geltenden Borfchriften?) zur Ausgleichung, 
ſoweit nicht eine folche bereit3 bei der Zeilung bes Nachlaſſes 
des verjtorbenen Ehegatten erfolgt ift. - 

Iſt einem Abkömmlinge, der auf feinen Anteil verzichtet*) 
bat, eine Abfindung aus dem Geſamtgute gewährt worden, fo 
fällt?) fie den Abkömmlingen zur Laſt, denen der Berzicht zu- 
ſtatten fommt. 

2) 88. 1924, 1927, 1980. 2) Bgl.$.1496. 3) 88. 2060 
bi8 2067. Gegenüber dem überlebenden Ehegatten beiteht die Aus: 
gleihungspflicht nicht. #4) 8. 1491. 5) 8. 1601. 


Gegenleitiger Rückgriff der Abkömmlinge wegen d. Schulden. 

&. 150A. Someit die anteilsberechtigten Abfömmlinge nad) 
8. 1480') den Gefamtgutsgläubigern haften, find fie im Vers 
hältniffe zu einander nad) der Größe ihres Anteild an dem Ges 
famtgute verpflichtet. Die Verpflichtung befchräntt?) fi auf die 
ihnen zugeteilten Gegenltände; die für die Haftung des Erben 

eltenden Borfchriften der 88. 1990, 1991 finden entiprecdhende 
nmwendung. 

2) 8. 1498. 2) Haftung cum, nicht pro v!ribus, entiprechend 
dem, was nach 8. 1480 für das Verhältnis zu den Gläubigen gilt. 
Bol. ZPO. 8. 786. 

Ergänzung des Anteils eines Abkömmlinges., 

8. 1505. Die Borfchriften!) über das Net auf Er- 
gänzung des Pflichtteils finden zu Gunften eines anteils- 
berechtigten Abkömmlinges entipredhende Anwendung; an die 
Stelle des Erbfalld tritt die Beendigung der fortgejegten Güter⸗ 
gemeinfchaft, als gejeglicher Erbteil gilt der dem Abfümmlinge 
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zur Zeit der Beendigung gebührende Anteil an dem Geſamtgut, 
als Pflichtteil gilt die Fe fte des Wertes diefes Anteils. 

1) 88, 2825— 2881. 

Anwirdigten eines ee 

&. 1506. Sit ein gemeinfhaftliher Ablömmling erb⸗ 
unmwürdig!), jo ilt er aud) des Anteils an dem’ Gefamtgut un- 
würdig. Die Vorſchriften über die Erbunwürdigfeit finden 
entſprechende Anmendung. 

1) SS. 2889 ff. 

8. Zeugnis Über die Fortſetzung der Gütergemeinfcaft. 

8. 1507. Das Nachlaßgeriht!) hat dem überlebenden 
Ehegatten auf Antrag ein Zeugnis über die Fortſetzung der 
Gütergemeinfhaft?) zu erteilen?). Die Borjchriften*) über den 
Erbſchein finden entiprediende Anwendung. 

Das Zeugnis Hat bezüglih des Schutzes gutgläubiger Dritter 
(88. 2866— 2867) bie gleiche rechtliche Bedeutung wie ber einem Vor⸗ 
erben (8. 2868) erteilte Erbfchein oder das einem Teſtamentsvollſtrecker 
($. 2868) außgeftellte Zeugnis. Es bezeugt aljo nur den Eintritt, nicht 
ben Fortbeftand der fortgel. GG. J 

1) FGG. 88. 72, 78, 78, 84, 86. 2) Uber die Erbfolge in 
das Vorbehalts- und das Sondergut wird ein gewöhnlicher Erbſchein 
erteilt; dieſer kann verlangt werden, auch wenn ein Nachlaß nicht vorhanden 
iſt (OLG. 7 ©. 864). Verbindung von Erbſchein und Zeugnis OLB. 4 
S. 401. 3) Dad Zeugnis Hat die Namen der Ablömmlinge zu 
enthalten (vgl. OLG. 7 ©. 59). 4) 58. 2863 ff., au ZPO. 88. 792, 
896, GBO. 8%. 14, 40. 

9. Ausfließung der fortgefeßten Gftergemeinfhaft: 
a) durch Ghevertrag; 

8.1508, Die Ehegatten können die Fortſetzung der Güter⸗ 
gemeinfchaft durdy Ehevertrag!) ausjchließen?). 

Auf einen Ehevertrag, durch welchen die Fortſetzung der 
Gütergemeinſchaft ausgeſchloſſen oder die Ausſchließung auf- 
gehoben wird, finden die Borfchriften des $. 1437 Anwendung. 

1) 8. 1482, auch durch Erbvertrag, dagegen nicht durch gemein: 
fchaftliches Teftament RG. 24 ©. A 54. 3) Der Ausichluß Liegt in 
jeder Verfügung, bie den Nichteintritt der fortgef. GG. vorausfegt. Der 
Saat muß in das Güterrechtäregifter eingetragen werben (ORG. 8 
S. 886). 

b) Durd lebtwillige Derfügung. 
« 1509. Seder Ehegatte kann für den Fall, daß die 
Ehe durch feinen Tod aufgelöft wird, die Fortſetzung der Güter⸗ 
gemeinichaft durch letztwillige Verfügung!) ausſchließen, wenn 
er berechtigt ift, dem anderen Ehegatten den Pflichtteil zu ent⸗ 
gieben ) oder auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft zu Hagen?). 
uf die Ausfchliegung finden die Borfchriften*) über die Ent- 
ziehung des Pflichtteils entfprechende Anwendung. 
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1) Teftament ($. 1987) oder Erbvertrag ($. 2299). 2) 8. 2886. 
8) 88. 1468, 1469. 4) 88. 2886, 2887. 

c) Folgen der Ausfchließung. 

8. 1510. Bird die Fortſetzung der itergemein hei 
ausgeſchloſſeni), fo gilt das gleiche wie im alle des $. 1482. 

1) 88. 1608, 1609. 

10. Zettwillige Derfügung über das Rerht eines Abkömmlinges. 

Er + Yerfügung a) —E eines —— 

. 1511. Jeder Ehegatte kann für den Fall, daß die 
Ehe durd feinen Zod aufgelöft wird, einen gemeinfchaftlichen 
Abkömmling von der fortgejeßten —e— durch letzt⸗ 
willige Verfügung!) ausjchliegen?). 

Der ausgeſchloſſene Abkömmling kann, unbejchadet feines 
Erbredit3?), aus dem Gejamigute der fortgejegten Gütergemein- 
Ihaft die Bahlung*) des Betrags verlangen, der ihm von dem 
Gejamtgute der ehelichen Gütergemeinſchaft als Pflichtteil ges 
bühren würde, wenn die fortgejegte Bütergemeinfchaft nicht ein⸗ 
getreten wäre). Die für den Pflichtteilsanſpruch geltenden Vor⸗ 
Ihriften®) finden entſprechende Anwendung. 

Der dem ausgefchloffenen Abkömmlinge gezahlte Betrag 
wird bei der Auseinanderjeßung den anteilsberechtigten Ab» 
fömmlingen nad; Maßgabe des 8. 15007) angerechnet. Im Ber- 
bältniffe der Ablümmlinge zu einander fällt er den Abkömm— 
lingen zur Laft, denen die Ausſchließung zuftatten kommt. 

1) 55. 1987, 2299. 23) Zuſtimmung des anderen Ehegatten 
erforderlich (8. 1516). Der Ausſchluß kann ftillfcyweigend 3. B. durch _ 
die Anordnung geichehen, dab die Chegatten ſich gegenfeitig zu Erben 
einlegen (RG. 26 ©. A 57). 8) Gegenüber dem Sondergut (8. 1489) 
und dem Borbebaltägut. 4) und zwar fofort, nicht erft nach Been: 
digung der fortgel. GG. 5) die Wirkung des Augfchluffes ift, daß der 
Ausgeichlofiene als vor dem Erbfalle geitorben gilt; tft er der einzige 
Abkömmling, fo tritt fortgef. GG. nicht ein (KG. 26 S. A 56), ift nod) 
ein anderer Abk. vorhanden, fo gilt entfpredjendes wie nad 8. 1490 
Sag 2, 8. 6) 85. 2808, 2307, 2808, 2810, 2811, 2818-2817, 
282652832. 7) Das Zitat muß richtig „S. 1601” Heißen. 

b) Zerabſetzung des Anteils. 

8. 1512. Jeder Ehegatte ann für den Fall, daß mit 
jeinem Zode die fortgefegte Gütergemeinſchaft eintritt, den einem 
anteilöberedhtigten Abkömmlinge nach der Beendigung der fort- 
gejegten Gütergemeinihaft gebührenden Anteil an dem Ge- 
ne durch legtwillige Verfügung!) bis auf die Hälfte herab» 
jegen?). 

’ 1) 88. 1987, 2299. 2) 8, 1516. 
e) Entziehung des Anteils, 

6. 1513. Jeder Ehegatte fann für den Fall, daß mit 

Achilles, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage. 44 
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feinem Tode die fortgefehte Gütergemeinfchaft eintritt, einem 
anteilsberechtigten Abfümmlinge den diefem nad der Beendigung 
der fortgefegten Gütergemeinfchaft gebührenden Anteil an dem 
Gefamtgute durch legtwillige Verfügung?!) entziehen?), wenn er 
berechtigt ift, dem Abkömmlinge den Pflichtteil zu entziehen). 
Die Borfchriften des 8. 2336 Abf. 2 bis 4 finden entjprechende 
Anwendung. 

Der Ehegatte Tann, wenn er nad) $. 2338 beredtigt iſt, 
das Pflichtteilsrecht des Ablömmlinges zu beichränten, den An⸗ 
teil des Ablömmlinges am Geſamtgut einer entjpredjenden Be— 
ſchränkung unterwerfen ®). 

1) 88. 1987, 2299. 2) 8. 1516. Die Entziehung läßt das 
Anteilsrecht das Abk. unberührt, dieſer ift von ber fortgef. GG. nicht 
ausgeſchloſſen, fein Anteil kommt aber den andern Teilhabern nach Analogie 
des 8. 1490 Sag 2, 8 bei der Auseinanderfegung zu. 8) 88. 2888, 
2887. 4) Beichräntung der Ziwangsvollitredung ZPO. 8. 868 Abf. 8. 
d) Zuwendung an einen Dritten. 

8. 1514. Jeder Ehegatte kann!) ben Betrag ?), den er nad 
8. 1512 oder nad) 8. 1513 Abf. 1 einem Ablümmling entzieht, 
audy einem Dritten durch legtwillige Berfügung zumwenden?). 

2) 8. 1616. 2) nicht den Anteil; denn Mitglied der fortgef. 
GG. kann ein Dritter nicht fein. 8) Auf die Zuwendung finb die 
Vorſchriften Über VBermächtniffe (58. 2147.) entſprechend anzuwenden. 
e) Übernahme von Gegenfänden. 

8. 1518. Jeder Ehegatte kann für den Fall, daß mit 
feinem Tode die fortgefehte Gütergemeinſchaft eintritt, durch letzi⸗ 
willige Verfügung!) anordnen, daß ein anteilsberedhtigier Ab⸗ 
kömmling das Recht haben joll, bei der Zeilung das Gefamt- 
gut ober einzelne dazu gehörende Gegenftände gegen Erfah des 

ertes zu übernehmen. 

Gehört zu dem Gejamtgut ein Landgut, fo kann angeordnet 
werden, daß da3 Landgut mit dem Ertragsmwert?) oder mit 
einem Preiſe, der den Ertragswert mindeſtens erreicht, angefegt 
werden fol. Die für die Erbfolge geltenden Borfchriften des 
8. 2049 finden Anwendung, 

Das Recht, das Landgut zu dem im Abſ. 2 bezeichneten 
Werte oder Breife zu Übernehmen, fann auch dem überlebenden 
Ehegatten eingeräumt werden. 

1) 88. 1987, 2299. 3) Berechnung bes Ertragäwert3 EG. Art. 187. 
f) Bufimmung des anderen Ghegatten. 

1816. Zur Wirkfamfeit!) der in den 88. 1511 bis 1515 
bezeichneten Verfügungen eines Ehegatten ift die Zuftimmung?) 
des anderen Ehegatten erforderlich). 

Die Zuftimmung kann nicht durch einen Bertreter erteilt 


* 
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werden. Sit der Ehegatte in ber Gejchäftsfähigkeit beichräntt?), 
fo ift die Zuftimmung feines gejeglihen Vertreters nicht er- 
forderlid. Die Zuftimmungserflärung bebarf der gerichtlichen 
un molariellen Beurkundung“). Die Zuſtimmung — unwider⸗ 
ruflich. 
Die Ehegatten können die in den 88. 1511 bis 1515 be— 
zeichneten Verfügungen auch in einem gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
mente°) treffeı. 

1) Zur NRüdnabme ber Berfügung ift die Zuftimmung nicht er: 


forderlich. 2) 88. 182 ff. 3) 88. 106, 114. Sft er gefdhäfts- 
unfähig, fo kann der andere Chegatte die Bertligung nicht treffen. 
4) 8. 138. EG. Art. 141; FGG. SS. 167 ff. 5) 88. 2266 ff. 


11. Berzicht eines Abkönmlinges auf feinen Anteil, 
6. 1517. Zur Wirkſamkeit eines Vertrags, durd) den ein 
emeinſchaftlicher Abkömmling einem der Ehegatten gegenüber 
* den Fall, daß die Ehe durch deſſen Tod aufgelöſt wird, 
auf feinen Anteil am Geſamtgute der fortgeſetzten Güter— 
gemeinſchaft verzichtet!) oder burd den ein folcher Verzicht auf- 
gehoben wird, iſt die Zuftimmung des anderen Ehegatten er= 
torderlih. Für die Zuftimmung gelten die Vorjchriften des 
8. 1516 Abf. 2 Sa 3, 4. 
Die für den Erbverzidht geltenden Vorfchriften?) finden ent- 
Iprechende Anwendung. 
2 Bu unterfcheiden von dem Falle des 8. 1491. 2) 88. 2846 ff 
12. Unzuläffige Anordnungen. 
8.1518. Anordnungen, die mit den Borfchriften der 88. 1483 
bis 1517 in Widerſpruch ſtehen, können von den Ghegatten 
meber durch legtwillige Verfügung!) noch durd) Vertrag getroffen?) 
werden. 


1) 88. 1987, 2299. 2) Die Unwirkſamkeit fann auch von dem 
üiberlebendben Ehegatten geltend gemacht werden (KG. 24 ©. A 54). 


3. Errungenſchaftsgemeinſchaft. 


Das Weſen der Errungenichaftsgemeinfchaft befteht darin, daß alles, 
was die Ehegatten während der Ehe durch ihre Tätigkeit oder ald Er: 
trag ihres eingebradhten Vermögens erwerben, gemeinfan wird, dab aber 
auch dag gleiche Hinfichtlich der für diefen Erwerb erforberlihen Ausgaben 
fowte Hinfichtlih der ehelichen Laften gilt. Diefen Grundgedanken ver; 
wirflidt dad BGB. in der Weile, dab der in die Gemeinfchaft fallende 
Erwerb ſchon während des Beitehens der Semeinfchaft einen befonderen 
Bermögendinbegriff bildet. 

Bei der Errungenihaftsgemetinfchaft beftehen mindeftend drei Ber: 
mögensmaflen, da8 Gefamtgut und das eingebrachte Gut eines jeden 
der Ehegatten. Das BGB. läßt noch eine vierte Vermögensmaſſe zu, 


44* 
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bad Vorbehaltsgut der Frau. Dagegen ift ein Borbehaltägut bes Mannes 
ausgeichloffen. Im Zweifel fpricht bei allem vorhandenen Bermögen Die 
PBermutung für die Gefamtgutseigenichaft (S. 1527). 

Die Errungenichaftsgemeinfchaft ift eine Abart des gefeglichen Güter: 
ftandes. Sie läßt aber, im Gegenjaße zu diefem, eine Gemeinichaft zwiſchen 
den Ehegatten bezuglich der Errungenſchaft entitehen und näbert fich da: 
durch der allgemeinen Sütergemeinfchaft.. Deshalb find auf das Geſamt— 
gut verfchiedene Borfchriften der allgemeinen Gütergemeinſchaft (8. 1519 
Abf. 2) und auf das eingebracdhte Gut eine Reihe von Vorſchriften der 
Bermwaltungsgemeinfchaft (8. 1525 Abſ. 2) für anwendbar erflürt. Aus 
biefen Borfchriften ergeben fich bie rechtliche Stellung de Mannes, ing: 
befondere jeine Berwaltungg: und Berfügungsmacdt, und die rechtliche 
Stellung der Frau, insbefondere die Verfügungsbeſchränkungen, denen 
die Frau unterworfen tft. 

Die Nedhtsitellung der Gläubiger des einen oder des anderen Ehe⸗ 
gatten zum Gefamtgute Hat dag BGB. im wefentliden nad) ben Grund: 
fäten der allgemeinen Gütergemeinfchaft geordnet, jedoch nıit ber Abweichung, 
Daß nur gewiſſe Verbindlichleiten der Yrau als Gejamtgutsperbindlichkeiten 
anerlfannt find (SS. 1580—1584). Im Berhältniffe der Ehegatten zu: 
einander fallen diejenigen Gefamtgutsvperbindlichkeiten dem Gefamtgute 
zur Laft, welche von einem Ehegatten innerhalb ber Grenzen feines Ber: 
waltungsrechts für die beftimmungsmäßigen Zwecke der Errungenfdafts: 
gemeinfchaft, namentlich zur Beitreitung des ehelichen Aufwandes und Der 
Xaften der eingebrachten Güter, eingegangen oder welche kraft Geſetzes 
vom Gefamtgute zu tragen find (SS. 1686 —1588). 

Die Errungenfchaftsgemeinichaft endigt, wenn entweder die Gründe, 
us welchen die Beendigung der allgemeinen Gütergemeinfchaft, oder bie 
Gründe, aus welchen die Beendigung der VBerwaltungsgemeinfchaft eintritt, 
vorliegen (88. 1542 — 1545). Eine Folge der Beendigung ift die Yuseinander: 
feßung in Anfehung des Gelamtguts, welche in der gleihen Weile wie 
bei der allgemeinen Gütergemeinfchaft geregelt tft. Auf die Herausgabe 
bes eingebradyhten Gutes der Frau finden die für die Bermwaltungs: 
gemeinfchaft geltenden Borfchriften Anwendung (8. 1546). 

Wie bei der Berwaltungsgemeinichaft tft auch bei der Errungenidaits: 
gemeinichaft unter gewiſſen PBorausiegungen eine Wieberherftellung des 
Süterftandes möglich (SS. 1547, 1648). 

Gefantgut. 

8.1519. Was der Mann oder die Frau während der Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft erwirbt!), wird?) gemeinfchaftlicdhes Ber- 
mögen beider Ehegatten (Sejamtgut). 

Auf das Gefamtgut finden die für die allgemeine Güter- 
gemeinfchaft geltenden Borfchriften des 8. 1438 Abi. 2, 3 und 
der 88. 1442 bis 1453, 1455 bis 1457 Anwendung). 

1) Die Zugehörigkeit zur Errungenfhaft tft die Negel ($. 1627). 
2) Straft Geſetzes. Die Errungenfchaft bildet eine beſondere im Wit: 
eigentume der Ehegatten zu geſamter Hand (8. 1442) ftchende Ber: 
mögensmaſſe. Steine Gemeinſchaft des Zugewinnſtes. 3) Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in den Anteil am Geſamtgute ZPO. 8. 860. Das Beſtehen 
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der Ergih&. wird in dad Grundbuch eingetragen; Art der Eintragung 
GBO. 8.48, Legitimation gegenüber dem Grundbudjamte daf. 88. 84, 8b. 
Eingebradtes Gut. 
. 1520. Eingebradhtes Gut eines Ehegatten ift, was!) ihm 

bei dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft gehört ?). 

2) ohne Unterfchted, ob bewegliche oder unbewegliches Vermögen. 
Auch Geld. 2) Dur Ehevertrag kann die Gefamtgutseigenfchaft 
beftimmt werden, dieſe tritt aber nicht fraft Geſetzes ein, fondern es be- 
darf der Übertragung auf das Gefamtgut (OLG. 7 ©. bb). 

3 1521. Eingebradhtes Gut eines Ehegatten ift, was er 
von Todes wegen!) oder mit Rüdficht auf ein fünftiges Erbredt 
durch Schenfung oder als Ausftattung ?) erwirbt. Ausgenoinmen?) 
it ein Erwerb, der den Umftänden nad zu den Einkünften zu 
rechnen ift*). 

1) Bol. 8. 1869. 2) S. 1624; auch Ausſteuer (8. 1620). 8) Auch 
vom BZumenber. oder durch Ehevertrag kann eine Ausnahme beſtimmt 
werden. 4) 3. 3. Trinkgelder. 

8. 1522. Eingebrachtes Gut eines Ehegatten find Gegen- 
Hände, die!) nicht durch Nechtsgefchäft libertragen werden können, 
jowie Rechte, die mit feinem Tode .erlöfhen?) oder deren Erwerb 
durd) den Zod eines der Ehegatten bedingt ijt?). 

4) Bol. Anm, zu 8. 1489. 2) z. B. Leibrente. 23) 3. B. 
das Recht aus einer Lebensverſicherung. 

F. 1523. Eingebrachtes But eines Ehegatten iſt, was 
durch Ehevertrag!) für eingebrachtes Gut erklärt iſt. 

2) 88. 1482ff. 


8.1524. Eingebrachies Gut eines Ehegatten iſt, was er 
auf Grund eines zu feinem eingebradjten Gute gehörenden 
Rechtes oder als Erfag für die Zeritörung, Beihädigung oder 
Entziehung eines zum eingebrachten Gute gehörenden Gegen> 
ſtandes oder durch ein Rechtsgeſchäft erwirbt, das fih auf das 
eingebradjte Gut bezieht. Ausgenommen iſt der Ermerb aus 
dem Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts. 

Die Zugehörigkeit einer durch Rechtsgeſchäft erworbenen 
Forderung zum eingebradhten Bute hat der Schuldner erjt dann 
gegen ſich gelten zu laffen, wenn er von der Zugehörigkeit 
Kenntnis erlangt; die Vorſchriften der 88. 406 bis 408 finden 
entjprechende Anwendung. 

Bol. Anm. zu 8. 1870. 

Berwaltung des eingebranten Gutes; Rechtsſtellung des Mannes. 

5. 1525. Das eingebradhte Gut wird für Rechnung des 
Bejamtgut3 in der Weiſe verwaltet, daß die Nußungen!), welche 
nad den für den Güterftand der Verwaltung und Nubnießung 
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geltenden Borfdhriften?) dem Manne zufallen, zu dem Geſamt⸗ 
gute gehören. 

Auf das eingebradhte Gut der Frau finden im übrigen bie 
Vorſchriften der 88. 1373 bis 1383, 1390 bis 1417 entjprechende 
Anwendung. 

Zwangsvollſtreckung in das eingebradhte But ZPO. 88. 789, 741, 
7142, 794 Abi. 2. 

1) 8. 100. . 2) 8. 1888. 

Vorbehaltsgut. 

8. 1526. Vorbehaltsgut der Frau iſt, was durch Ehe— 
vertrag!) für Vorbehalisgut erklärt ift oder von ber Frau nach 
8. 1369 oder 8. 1370 erworben wird?). 

Vorbehaltsgut des Mannes iſt ausgefchlofien. 

Für das Vorbehaltsgut der Frau gilt das gleihe?) wie 
für da8 Vorbehaltsgut bei der allgemeinen Gütergemeinidaft. 

1) 88 1482ff. 2) Entſprechend 8. 1440. 5) Bol. 8. 1441. 
Dermutung für Gefamtgut. 

8. 1527. Es wird vermutet!), daß das vorhandene 
Vermögen Geſamtgut jei?). 

1) 8PO. 8. 292 (KG. 27 ©. A 258). Die Bermutung des 8. 1862 
fteht daneben. DBgl. $. 1540. 2) Daher gelten auch die Auf 
wendungen auf das eingebradhte But eines Ehegatten im Zweifel al aus 
dem Geſamtgute gemadt. 

Eeſtſtellung des eingebrachten Gutes. 

8. 1528. Jeder Ehegatte fann verlangen, daß der Be 
ſtand feines eigenen und des dem anderen Ehegatten gehörenden 
eingebrachten Gutes durch Aufnahme eines Verzeichniſſes unter 
Mitwirkung des anderen Ehegatten feitgeitelt wird. Auf die 
Aufnahme des PVergeichnilfes finden die für den Nießbrauch 
geltenden VBorfchriften des 8. 1035 Anmendung. 

Jeder Ehegatte kann den Zuſtand der zum eingebrachten 
Gute gehörenden Sachen auf feine Koften durch Sachverſtändige 
feititellen laſſen. 

Bol. Anm. zu $S. 1872; Berfahren, namentlih Auswahl und Be 
eidigung der Sachverſtändigen, FGG. $. 164. Zur Aufnahme des Ber: 
zeichniffes landesgeſetzlich zuftändige Beamten f. Anm. zu 8. 1086. 
Ehelicher a: Laſten des eingebradten Gutes. 

un 29, Der ehelihe Aufwand fällt dem Gefamtgute 
zur Laſt. 


Das Gefamtgut trägt aud die Laften des eingebradhten 
Gutes beider Ehegatten; der Umfang der Lalten beftimmt fich 
nach den bei dem ®üteritande der Verwaltung und Rugnießung 
für das eingebradhte Gut der Frau geltenden Borfchriften der 
88. 1384 bis 1387. 
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| Schuldenhaftung: 1. Geſamtgutsverbindlichkeiten. 

.1530, Dus Gefamtgut haftet für die Verbindlichkeiten 

des Mannes und für die in den 88. 1531 bis 1534 bezeichneten 
Berbindlichkeiten der Frau (Gefamtgutöverbindlichleiten). 

Für Berbindlichkeiten der Frau, die Gejamtgutsverbindlic- 
leiten find, baftet der Mann aud perjünlidd als Gejamt- 
Ihuldner!). Die Haftung erlifht?) mit der Beendigung der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft, wenn die Berbindlichfeiten im Ber- 
Hältniße der Ehegatten zu einander nicht dem Gejamtgute zur 
Laſt fallen?). 

Schulden des Mannes find ausnahmslos Gefamtgutsichulden. 
Schulden ber Frau find (im Gegenfage zur allgem. GG.) regelmäßig 
nit Geſamtgutsſchulden; Geſamtgutsſchulden find insbeſ. nicht die vor Ein- 
tritt der Errungenſchaftsgemeinſchaft und die aus einer unerlaubten 
Handlung der Frau entitandenen. Nur die in den 88. 1531--1584 
aufgezäblten Schulden der Frau find Gefamtgutsverbindlichleiten. 
Zur Bwangsvollftredung in Geſamtgut tft ein gegen den Mann ergangenes 
Urteil erforderlid. Ausnahne, wenn die Frau cin Erwerbsgeſchäft betreibt. 
Bwangsvolifftredung ZPO. SS. 740—742; Berteilung des Forderungs⸗ 
betrags bei ber Eintragung einer Zwangshypothet KG. 21 S. A 826; 
22 ©. A 178. Konkurs KO. 8. 2 Ubf. 1, 2. 

1) 88. 421 ff. SeuffA. 57 S. 150. 2) Bol. 8. 1542 mit 


8. 1469. 3), 88. 1635 - 1688. 
Schulden der Frau. 
8.1531. Das Geſamtgut haftet für Verbindlichkeiten der 
Frau, die zu den im $. 1529 Abf. 2 bezeichneten Laſten des 
eingebradhten Gutes gehören. 


8.1532. Das Gefamtgut haftet!) für eine Verbindlichkeit 
der rau, die aus einem nad) dem Eintritte der Errungenfcdhafts- 
gemeinjhaft vorgenommenen Rechtsgeſchäft entiteht, ſowie für 
die Koften eines Rechtsftreits, den die Frau nad) dem Eintritte . 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft führt, werrn die Vornahme des 
Rechtsgeſchäfts oder die Führung des Nechtsjtreit3 mit Zu— 
ftimmung des Mannes erfolgt oder ohne feine Zujtimmung 
für da3 Gefamtgut wirkſam it2) 

I) Entfprechend $. 1460. 2) 88. 1460 - 1455 mit 8. 1519 Ubi. 2. 

* 18533. Das Geſamtgut haftet für eine Verbindlichkeit 
der Frau, die nad dem Eintritte der Errungenfcdaftsgemein- 
Schaft infolge eines ihr zuſtehenden Rechtes oder des Belites 
einer ihr gehörenden Sache entjteht, wenn das Recht oder die 
Sade zu einem Erwerbsgeſchäfte gehört, das die Frau mit 
Einnilligung des Mannes felbjtändig betreibt. 

Entſprechend 8. 1462. Vgl. 8. 1452 mit 8. 1519 Abf. 2. 


8.1534. Das Gefamtgut haftet für Verbindlichfeiten der 
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Bean, die ihr auf Grund der gefeglichen Unterhaltspflidht obs» 
iegen!). 

2) 88. 1601ff., 1578 Abſ. 2. Bemeflung der Unterhaltspflicht 
8. 1604 Abſ. 2, 

2. Berhältuis der Ghegatten zueinander, 

8.1535. Im Verhältniffe der Ehegatten zu einander fallen 
folgende!) Gefamtgutsverbindlichkeiten?) dem Ehegatten zur Lafl, 
in deilen Perſon fie entjtehen: 

1. die Berbindlichkeiten aus einem fid) auf fein eingebradhtes 
Gut oder fein Borbehaltsgut beziehenden Rechtsverhältnis, 
auh wenn fie vor dem Eintritte der Errungenſchafis⸗ 
gemeinfchaft oder vor der Zeit entitanden find, zu der 
das But eingebradhteg Gut oder Borbehaltsgut ge 
worden ift; 

2. die Koften eines Nechisitreits, den der Ehegatte über eine 
der in Nr. 1 bezeichneten Berbindlichkeiten führt. 

1) Bol. Anm. zu $. 1468. 2) Ausnahme im 8. 1587. 


3,1596. Sm Berhältniffe der Ehegatten zu einander fallen 
dem Manne zur Lat: 

1. die vor dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
entiiaudenen Berbindlichleiten des Mannes); 

2. die Berbindlichkeiten?) des Mannes, die der Frau gegen- 
über aus der Verwaltung ihres eingebradhten Gutes ent- 
lieben, fomweit nit das Gejamtgut zur Zeit der Been- 
digung der Errungenfhaftögemeinfchatt bereichert ift; 

3. die Berbindlichleiten de8 Mannes aus einer unerlaubten 
Handlung, die er nad) dem Eintritte der Errungenfcdafts- 
gemeinjhaft begeht, oder aus einem Strafverfahren, das 
wegen einer unerlaubten Handlung gegen ihn geridtet 
wird; 

4. die often eines Nechtöftreits, den der Mann über eine 
der in Nr. I bis 3 bezeichneten Verbindlichkeiten führt'). 

1) Ausnahme im 8. 1587 Abſ. 1. 2) Vgl. S. 1874 mit 
$. 1526 Abſ. 2. 

6.1537. Die Vorſchriften des 8. 1535 und des 8. 1536 
Nr. 1, 4 finden infomweit feine Anwendung, als die Berbindlid.- 
feiten nach $. 1529 Abſ. 2 von dem Geſamtgute zu tragen find. 

Tas gleiche gilt von den Vorſchriften des $. 1535 inſoweit, 
ala die Berbindlichfeiten durch den Betrieb eines Ermwerb#- 
geichäfts, der für Rechnung des Geſamtguts geführt wird, 
oder infolge eines zu einem foldyen Erwerbsgeſchäfte ge: 
— Rechtes oder des Beſitzes einer dazu gehörenden Sache 
entſtehen. 
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Ansftattung, 
. 1538. Verſpricht oder gewährt der Mann einem Rinde 
eine Ausftaitung!), fo finden die Vorſchriften des $. 1465 An⸗ 
wendung. 
2) 8, 1624. , 
3. Ausgleichung der Vermögensmaſſen. 
8 1539. Someit das eingebradte Gut eines Ehegatten 
auf Kojten des Geſamtguts oder da3 Gefamtgut auf often 
des eingebraten Gutes eines Ehegatten zur Zeit der Been⸗ 
digung der Errungenfchaftsgemeinfchaft bereichert ift, muß aus 
dem bereidherten Gute zu dem anderen Gute Erſatz geleijtet 
werden. Weitergehende, auf bejonderen Gründen beruhende 
Anfprüche!) bleiben unberührt. 
2) 3.8. Anſprüche aus der Geichäftsfüsrung ohne Auftrag (88. 688, 
684) oder aus $. 1890 (8. 1525 Abſ. 2). 
Vermutung wegen der verbraudbaren Sachen. 
8. 1540. Sind verbrauhbare!) Sahen, die zum ein- 
ebradhten Gute eines Ehegatten gehört haben, nicht mehr vor- 
Banden, fo wird zu Gunſten des Ehegatten vermutet?), daß die 
Sachen in das Gejamtgut verwendet worden feien und diefes 
um den Wert der Sachen bereichert jei?). 
1) 8. 92. 2) Bgl. ZPO. $. 292. 8) Der $. 1540 ift 


das Korreftiv des 8. 1527. 
Zeit der Ausgleichung. 

6.1541. Was ein Ehegatte zu dem Gefamtgut oder Die 
Stau zu dem eingebradten Gute des Mannes fchuldet, ift erft 
nach der Beendigung der Errungenfchaftsgemeinihaft zu leiten; 
ſoweit jedoch zur Berichtigung einer Schuld der Frau ihr ein 

ebrachtes Gut und ihr Borbehaltsgut ausreidhen, hat fie bie 
chuld fchon vorher zu berichtigen. 

Was der Mann aus dem Gefamigute zu fordern bat, 
kann er erſt nach der Beendigung der Errungenfhaftsgemein- 
Ihaft fordern. 

Entſprechend 8. 1467. 

Beendigungsgrfinde: 1. Urteil. 

8.1542. Tie Frau kann unter den Vorausfegungen des 
8.1418 Nr. 1, 3 bis 5 und des $. 1468, der Mann fanır unter 
den Vorausfegungen!) des 8. 1469 auf Aufhebung der Errungen- 
Ihaftsgemeinihaft Flagen?). 

. Die Aufhebung tritt mit der Rechtskraft des Urteils ein?). 

2) Vgl. 8. 1580 Abſ. 2 Satz 2. 2) Einftweillge Aufhebung 
durch einftweilige Verfügung unzuläffig (a. U. RAU. 8 S. Bl, NS. in 
Gruch. 46 ©. 961). 3) Entfprechend $. 1470; Ruckbeziehung auf 
die Klageerhebung für das Verhältnis unter den Gatten $. 1546 mit $. 1479, 
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2. Konkurs des Mannes. 

1543, Die Errungenſchaftsgemeinſchaft endigt mit ber 
Rechtskraft des Beichluffes, dur den der Konkurs über das 
Bermögen des Mannes eröffnet wird. 

Entfprechend $. 1419; vgl. Anm. zu S. 1419. Der Konkurs der 
Frau ift ohne Einfluß. . 

3. Codeserklärung. 

15AA. Die Errungenfhaftsgemeinfhaft endigt, wenn 
ein Ghegatte für tot erklärt wird, mit dem Zeitpunfte, der als 
Zeitpunkt des Todes gilt. 

Entiprehend 8. 1420. DBgl. 8. 18. 

Wirkung der Beendigung; Gütertrennung. 

1545. Endigt die Errungenſchaftsgemeinſchaft nad) den 
88. 16542 bis 1544, fo gilt für die Zukunft Gütertrennung !). 

Dritten gegenüber iſt die Beendigung der Gemeinschaft 
nur nad) Maßgabe des $. 1435?) wirkſam. 

1) SS, 1427—1480. 2, Eintrag in das Glterrechtsregiſter. 
Auseinnnderfehung. 

8. 1546. Nach der Beendigung der Errungenſchafts- 
gemeinfchaft findet in Anſehung des Gefamtguts die Ausein- 
anderfegung ſtatti). Bis zur Auseinanderfegung beitimmt fich 
das Rechtsverhältnis der Ehegatten nach den 88. 1442, 1472, 
14732). 

Die Auseinanderfegung erfolgt, fomweit nit eine andere 
Bereinbarung getroffen wird, nad) den für die allgemeine 
Gütergemeinihaft geltenden Vorſchriften der 88. 1475 bis 1477, 
1479 bis 14813). 

Auf das eingebradte Gut der Frau finden die für den 
Güterftand der Verwaltung und Nusnießung geltenden Bor: 
fchriften der 88. 1421 bis 1424 Unmendung. 

- 2) Unsdeinanderfegungsverfahren FGOG. SS. 99, 198. Keine fort: 
geſetzte Errungenſchaſtsg. 2) Zwangsvollſtreckung in Geſamtgut 
ZPO. SS. 748, 744, 860, 3) Aus der Anwendbarteit des 8. 1476 
folgt, daß das Geſamtgut in Hälften geteilt wird, alfo nicht in feine 
Beftandteile zerfällt. Im Falle des Todes eines Ehegatten bilben defien 
Nachlaß fein eingebradhtes But, die Hälfte vom Gefamtgut und (bei der 
Frau) bag Borbehaltögut. 

Wiederherfiellung der Grrungenfhaftsgemeinfdhaft. 

6. 1547, Endigt die Errungenfdafisgemeinfhaft durch 
die Eröffnung des Konkurfes!) über das Bermögen des Mannes, 
jo kann die Frau auf Wiederheritellung der Gemeinihaft Hagen. 
Das gleiche Recht) ſteht, wenn die Gemeinjhaft infolge einer 
Zodeserflärung endigt"), dem für tot erklärten Ehegatten zu, 
falls er noch lebt. 
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Wird die Gemeinschaft auf Grund des 8. 1418 Wr. 3 bis 5 
anfgehoben, fo kann der Mann unter den Borausfegungen des 
8. 1425 Abj. 1 auf Wiederheritellung?) der Gemeinſchaft klagen. 

2) 8. 1548. 2) Entſprechend 8. 1426. 8) 8. 15644, 


&.15AS. Die Wiederherftellung der Errungenſchaftsgemein⸗ 
[haft tritt in den Fällen des $. 1547 mit der Nechtökraft des 
Urteils ein. Die Vorſchrift des 8. 1422 findet entfpredhende 
Anmendung. 

Dritten gegenüber ift die Wiederherftellung, wenn die Been⸗ 
digung in das Güterrechtsregiſter eingeiragen worden iſt, nur 
nah Maßgade des 8. 14351) wirkſam. 

Im Falle der Wiederheritelung wird Borbehaltsgut ber 
Frau, was ohne die Beendigung der Gemeinihaft Borbehalts- 
gut geblieben oder geworden fein mwürde?). 

Entſprechend S. 1425 Abſ. 2, 8. 

1) Eintrag in dad Güterrechtäregifter. 2) S. 1526. 


4. Fahrnisgemeinſchaft. 

Die Fahrnisgemeinſchaft ift das gefegliche Syſtem des franzäflich- 
badiſchen Rechtes. Sie beruft auf dem Gedanken, daß alles, maß bie 
Ghegatten bei Eintritt des Güterftandes befigen ober während der Dauer 
desjelben erwerben, gemeinfam werden joll, mit Ausnahme des unbeweg: 
lichen Bermögens, das ein Ehegatte bei Eintritt des Güterftandes befigt 
oder fpäter unentgeltlid} oder von Todes wegen erwirbt. - Die Fahrnis: 
gemeinfchaft fteht der allgemeinen Sütergemeinichaft nahe. Wenn leiner 
der Ehegatten unbewegliched Bermögen Hat, dedt fie fi mit ihr. Dem: 
gemäß folgt die Fahrnisgemeinſchaft in der Hauptſache ben für die allg. 
GG. aufgeftellten Srundfäßen. 

Gleichſtellung mit der allgemeinen Glitergemeinfchaft. 

6. 1549. Auf die Gemeinfchaft des beweglichen er: 
mögens und der Errungenihaft (Fahrnisgemeinſchaft) finden die 
für die allgemeine Gütergemeinſchaft geltenden Vorſchriften An- 
wendung, joweit fi nit aus den 88. 1550 bis 1557 ein 
anderes ergibt. 

Zwangsvollfſtreckung ZPO. SS. 789—748, 8. 750 Ubi. 2, S. 794 


Abf. 2, Kontur RO. S. 2. 
@ingebradtes Gut. 


8. 1550. Bon dem Gefamtgut ausgeſchloſſen ift das ein: 
gebradhte But eined Ehegatten. 

Auf das eingebradhte But finden die bei der Errungen- 
Ihaftsgemeinihaft für das eingebradhte Gut geltenden Bor» 
ſchriften ) Anwendung. 

1) Bgl. bie in der Anm. zu F. 1489 angeführten Vorſchriften, zu 
benen noch bie des 8. 1624 kommt (8. 1554). Und in der ZPO. fit in 
Anfehung ber Bwangsvollfiredung das eingebrachte Gut bei der Fahrnis⸗ 
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gemeinfchaft dem eingebrachten Gute bei der ae ia fegemeinfhaft 
gleichgeftellt. Bgl. ZPO. SS. 789, 741, 742, 794 Abſ. 2 

6. 15851. Eingebradhtes But eines Ehegalten ie das un. 
bewegliche Vermögen, das er bei dem Eintritte der Fahrnis⸗ 
gemeinfaft bat oder während der Gemeinſchaft durd Erbfolge, 

urch Vermächtnis oder mit Rüdfiht auf ein künftiges Erbrecht 
durch Schenkung oder ald Austattung!) erwirbt. 

Zum unbemweglidien Vermögen im Sinne diefer Borfchrift 
gehören Grunditüde nebjt — Rechte an Grundſtücken?), 
mit Ausnahme der Hypotheken, Grundſchulden und Renten⸗ 
ſchulden, ſowie Forderungen, die auf die Übertragung Des 
Eigentums an Grundſtücken oder auf die Begründung oder 
Übertragung eines der bezeichneten Rechte oder auf die Be- 
freiung eines Grundftüds von einem ſolchen Rechte gerichtet find. 

8. 1624. 2) SS. 97, 98. 8) Erbbaurecht, Dienftbar- 
teten, Vorkaufsrecht, Reallaften. 

8.1552. Eingebradhtes Gut eines Ehegatten find Gegen⸗ 
tände, die nit!) Durch Rechtsgeſchäft übertragen werden 
fönnen?). 

2) Bol. Unm. zu $. 1489. 3 Surrogation $. 1554 Sa 2. 

8.1553. Eingebradhtes Gut eines Ehegatten ift: 

1. was dur Ehevertrag!) für eingebradhtes But erklärt ift; 
2. was er nad 8.1369 erwirbt, fofern die Beſtimmung dahin 
getroffen, it daß der Ermerb eingebradhtes But fein foll. 

1) SS. 

$. 1554. Eingebrachtes Gut eines Ehegatten iſt, was er 
in der im $. 1524 bezeichneten Weiſe erwirbt. Ausgenommen 
it, mas an Stelle von Gegenitänden erworben wird, die nur 
deshalb eingebradtes Gut find, weil fie nicht durch Rechts⸗ 
geſchäft übertragen werden koͤnnen. 

Bu Sag 2 vgl. die Anm. zu 8. 1489. 

Borbehaltsgut 
6.1 55, Borbehaltsgut des Mannes!) ift ausgefchlofien. 
1) Borbehaltägut der Frau 88. 1549, 1440, 1441. 


er E 
556. Ermirbt!) ein Ehegatte während ber Yahrnis- 
gemerefchant durch Erbfolge, durch Vermächtnis oder mit Räckficht 
auf ein künftiges Erbrecht, durch Schenkun np, ober als Ausftatiung 
Gegenftände, die teils Geſamtgut, teils eingebrachtes Gut 
werden, ſo fallen die infolge des Erwerbes entſtehenden Ver⸗ 
bindlichfeiten im Verhältniſſe der Ehegatten zu einander dem 
Gejamtgut und dem Ehegatten, der den Erwerb macht, verhält- 
nismäßig?) zur Laſt 

Die Schuldenhaftung richtet ſich bei ber Fahrnisgemeinſchaft, ſowohl 
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gegenüber den Gläubigern als im Verhältniſſe unter ben Ehegatten nad 
den Borfchriften der allg. GG. Lediglich für dad BVerbältni ber (Ehe: 
gatten zueinander enthält der 8. 1566 eine Modifikation. 

1) 8. 1661. 3) Die bezeichneten Verbindlichkeiten werben alfo 
von den Ehegatten nach bem Berbältniffe des Immobiliarwerts ($. 1551 
Abt. 2) zum Werte des ganzen Erwerbes getragen. 


Sortgefehte Gütergemeinfchaft. 

6.1557. Jortgeſetzte Gütergemeinfhaft!) tritt nur ein, 
wenn fie durch Ehevertrag?) vereinbart ift3). 

Die Beendigung der Fahrnisgemeinſchaft beſtimmt fi) ausfchließlich 
nach ben für die allg. GG. geltenden Borfchriften. Konkurs bes Mannes 
und XTobdeserklärung eines Ehegatten find feine Beendigungsgrünbe. 

1) 85. 1488ff. Die Fortſetzung bezieht fi) nur auf das Verhältnis 
am Gefamtgute. 2), 88, 1482f. 8, Auch S. 1508 Abſ. 2 ift 
anwendbar. 

II. Guterrechtsregiſter. 

1. Über die Bedeutung des Güterrechtsregiſters in materiell recht: 
licher Hinſicht f. 8. 1486. 

2. Die formelle Führung des Guterrechtsregiſters iſt im FGG. 
8. 161 tm Anſchluß an das Handelsregiſter geregelt. Ergänzende Be: 
fimmungen über das Berfahren fowie da8 Yormular zum Negifter find 
im Bundesratsbeſchluß v. 8. Nov. 1898 (Centralbl. S. 438) vorgefchen. 
Diefer Beſchluß ift von den Lanbegjuftizverwaltungen — zum Zeil unter 
Hinzufügung von Ausführungsvorſchriften — bekannt gemacht worden; 
vgl. Pr. AVf. v. 6. Nov. 1899; Bay. MBel. v. 20. März 1899; 
Sachſ. V. v. 8. Nov. 1899 SS. 44, 49, 64-58; Württ. B. v. 9. Nov. 
1899; Baden B. v. 2. San. 1900; Helfen B. v. 15. Dez. 1899; Eljaß- 
Sothr. MB. v. 6. Dez. 1899. 

Führung des Regifters durch das Amtsgerint. 

6.1558. Die Eintragungen?) in das Güterrechtsregiſter?) 
haben bei dem Amtsgerichte zu gejchehen, in deſſen Bezirfe der 
Mann feinen Wohnſitz?) bat. 

Durch Anordnung der Landesjuftizverwaltung kann die 
Führung des Regiſters für mehrere Amtsgerichtöbezirfe einem 
Amtsgericht übertragen werden. 

Fur Preußen vgl. zu Abi. 1 preuß. FGG. Urt. 29 Abi. I, zu Abi. 2 
APf. v. 4. Dez. 1899, 19. April 1906. 

1) Gintragungen find nach folgenden Borfchriften notwendig: Be: 
ihräntung oder Ausſchlietzung der Schlüffelgewalt (s. 1357 Abf. 2); 
Ausichließung oder Anderung des geſetzlichen Güterſtandes ſowie Auf— 
hebung oder Änderung einer eingetragenen Regelung der güterredt: 
Iihen Berbältnifie (88. 1864, 1871, ss. 1418—1420, 8. 1425 Abf. 1,8, 
88. 1426, 1481, 1486, 1486, 1441, 1452, 8. 1470 Abſ. 2, 8. 1519 
Abſ. 2, 8. 1528, 8. 1526 Abſ. 8, 88. 1542—1545, 8. 1548 Abſ. 2 
$. 1549, 8. 1587 unb EG. Art. 16); Einfpruch ded Mannes gegen ben 
Betrieb eines Erwerbögeichäfts der Frau oder Widerruf der Einwilligung 
iowie bie Zurüdnahme des Einſpruchs oder Widerrufs (88. 1406, 1452, 
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1519 Abſ. 2, 1525 Abſ. 2, 1649; EG. Art. 16, Art. 86D. 2) Bu: 
läffig nur bie tm Gefeße felbft worgefehenen Eintragungen (OLG. 6 
S. 278, 12 ©. 808). Beiſpiele unzuläffiger Eintragungen: RG. 24 
©. A 79; 80 ©. A 156. Unguläffigfeit aweideutiger Einträge RG. 27 
S. A 81. 5), 8. 7 (ORG. 7 ©. 65); wenn ber Mann Raufmenn 
ift und feine Handelsniederlaſſung ſich nicht im Bezirfe des für feinen 
Wohnſitz zuitändigen NegiftergerichtS befindet, ES. 3. HGB. Art. 4 
(OLG. 12 S. 808). 

Derlegung des Wohnfikes des Mannes. 

8.1559. Verlegt der Mann nad) der Eintragung jeinen 
Wohnfig!) in einen anderen Bezirk, fo muß die Eintragung im 
Negilter diefes Bezirkes wiederholt werden. Die frühere Ein- 
tragung gilt ald von neuem erfolgt, wenn der Mann den Wohnſitz 
in den früheren Bezirk zurüdverlegt?). 

1) 8. 7; dazu EG. 5. HGB. Art. 4 Abſ. 2. 2) $. 1559 jet 
ein NRegifter voraus, aus dem die Namen aller Eingetragenen ers 
ſichtlich (alphab. Verzeichnis $. 16 der Bundesratsvorſch. preuß. Bf. v. 
16. Dez. 1906). 

Antrag auf Gintragung. 

8.1560. Eine Eintragung in das Regifter foll nur auf An⸗ 
trag!) und nur infoweit erfolgen, als fie beantragt iſt). Der 
Antrag ift in Öffentlich beglaubigter Yorm?) zu Itellen. 

Wegen des Antragsrechts des Notard, ber die zu einer Eintragung 
erforderliche Erflärung beurfundet oder beglaubigt, f. FGG. 8. 161 mit 
8.129 (86.21 S.A BE RAU. 1 S. 199, OLG. 8 ©. 868; 6 S. 206). 
Beichwerderecht des Notard Seuff. 56 ©. 188. 

1) Kein Erfuchen eines Gericht? 8B8136. 4 ©. 687. 2) Die 
Fafſung der Eintragung liegt im Ermeflen des Gerichts (BayObeG. 8 
S. 562). 8) 8. 129; 56. 88. 167, 188; RIM. 1 ©. 168. 
Autragsberectigung. 

‘ 1561. Die Eintragung erfolgt in den Fällen des 8. 1357 
Abi. 2 und des 8. 1405 Abſ. 3!) auf Antrag des Mannes. 

In den anderen Yällen ijt der Antrag beider Ehegatten 
erforderlich, jeder Ehegatte ift dem anderen gegenüber zur Mit⸗ 
wirkung verpflichtet?). 

Der Antrag eines der Ehegatten genügt): 

1. zur Eintragung eines Ehevertrags*) ober einer auf gericht⸗ 
liher Entiheidung beruhenden Anderung der güterredyt- 
lihen Berhältniffe der Ehegatten‘), wenn mit dem Antrage 
der Ehevertrag oder die mit dem Zeugnifje der Rechtskraft 
verfehene Entſcheidung?) vorgelegt wird; 

2. zur Wiederholung) einer Eintragung in dem Regiſter eines 
anderen Bezirkes, wenn mit dem Antrag eine na) der 
Aufhebung des bisherigen Wohnfiges erteilte, öffentlich 
beglaubigte Abjchrift der früheren Eintragung vorgelegt wird. 
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1) bzw. 88. 1452, 15619, 1526, 1649, 1560. 2) Erſetzung ber 
verweigerten Mitwirfung dur Urteil, ZPO. S. 894. 8) Benach⸗ 
rihtigung bed anberen Ehegatten FGGG. $. 161 Abf. 2; Ausfegung der 
Gintragung bis zur Entichetdung eines ftreitigen Verhältniſſes daf. SS. 161, 
127. 4) 88. 1867, 1486, 1486, 1440, 1628, 1626, 1649. Die Ein: 
tragung eines Chevertrags vor Eingehung der Ehe iſt unzuläffig (KG. 20 
©. A 665 — RM. 1 ©. 12); ebenfo eines in fih widerſpruchsvollen 
Ehevertrags RIA. 6 ©. bb. 5) 88. 1867, 1418—1420, 1425, 1470, 


1642 —1544, 1548, 1549. 6) ZPO. 88. 706, 967, FGG. 8. 81. 
7) Eintragung auf Grund einfipeitiger saerfügung unzuläffig, RJA. 8 
©. 88, OLG. b ©. 141. 8) 8.1 


gehomutmadyung der Eintragungen. 

6.1562. Das Amtsgericht hat die Eintragung durch dag 

für feine Belanntmadjungen beſtimmte Blatt!) zu veröffentlichen. 

Wird eine Anderung des Güterſtandes eingetragen, fo hat 

fih die Belanntmahung auf die Bezeichnung des Güterftandes 

und, wenn diefer abweichend von dem Gejege geregelt iſt, auf 
eine allgemeine Bezeihnung der Abweichung zu beichränten. 

1) In Preußen im Anzeiger des Regierungsamtsblatts, Bayern, 


Bet. v. 4. Aug. 1879 
Öffentliykeit des Regifters. 

8.1563. Die Einfiht des Negifters ift jedem geitattet. 
Bon den Eintragungen Tann eine Abjchrift gefordert werden; 
die Abſchrift ift auf Verlangen zu beglaubigen. 

Beichetnigung aus d. Gfiterrechtäregifter FEGG. 8. 162; Zeugnis 
GBO. 88.84, 8b (dazu RJA. 6 ©. 148), FGG. 8. 107 Abf. 2. Einficht 
der Regiſterakten FGG. 8. 84. 


Siebenter Titel. 
Scheidung der Ehe. 

1. Die Ehe wird durch den Tod, durch die Wiederverheiratung 
im Falle der Todeserklärung und durch richterliches Urteil aufgelöſt. 
Ausgeſchloſſen iſt das landesherrliche Eheſcheidungsrecht. 

2. Das richterliche Urteil löͤſt die Ehe entweder dem Bande nach 
(Eheſcheidung), oder es hebt nur die eheliche Gemeinſchaft auf (8. 1575). 
Das eheliche Band als ſolches wird bei der Aufhebung der Gemeinſchaft 
nicht berührt; die Ehegatten können jeder Zeit ohne weitere Förmlich— 
keiten die Ehe fortſetzen. Eine Folge hiervon iſt die im 8. 1586 Satz 2 
enthaltene Vorſchrift. Im Übrigen beſteht zwiſchen den Wirkungen ber 
Eheſcheidung und der Aufhebung der Gemeinſchaft fein Unterſchied (8. 1586 
Sak 1). 

Eine Trennung von Tii und Bett kennt dad BGB. nicht, weder 
eine zeitweife noch eine beftändige. Un die Stelle ber leßteren tritt 
die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft ($. 1575). Die zeitweiſe 
Trennung tft durd) ein Ausſetzungsrecht des Berichts im Prozeh über die 
Klage auf Scheibung oder Aufhebung ber Gemeinſchaft erfegt (ZPO. 8. 620). 

8. Die Scheidungsgründe fegen ein Verſchulden eines Chegatten 
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voraus. Eine Ausnahme ift die Scheidung wegen Geiſteskrankheit. Die 
auf einem Berfchulden beruhenden Gründe zerfallen in abfolute und 
relative; bei erfteren bat ber Richter die Ehe ohne weitere zu 
ſcheiden; bei letzteren kommt es barauf an, ob unter Berüdfichtigung der 
fubjettiven Berhältnifie ber Ehegatten dem Kläger die Fortfegung der Ehe 
augemutet werden darf oder nicht. Die abfoluten Scheidungsgründe find 
in den 88. 15651567 enthalten. Die relativen find im BGB. nicht 
einzeln aufgezählt; 8. 1568 führt fie vielmehr auf einen einheitlichen Grund» 
fa zurüd. Die auf einem Berfchulden beruhenden Scheidungsgründe 
berechtigen aud) zur Klage auf Aufhebung der eheliden Gemeinſchaft. 

Das Recht auf Scheidung und auf Aufhebung ber Gemeinfchaft 
geht durch Verzeihung (8. 1670) und durch Beitablauf (8. 1571) verloren. 
Bol. ZPO. $. 616. Eine SKompenfation von Scheidungsgränden ift nur 
im alle des 8. 1568 zuläflig. 

Ob der Ehegatte auf Scheidung oder auf Aufhebung der Gemeinichaft 
lagen will, fteht in feinem Belieben; er kann von der Klage auf Aufhebung 
in die Scheidungäflage übergehen, felbit nad Erlaß bed Aufhebungf: 
urteil3 kann er ohne weiteres die Umwandlung dieſes Urteild in ein 
Scetdungsurteil fordern. Umgekehrt braucht fih der beflagte Ehegatte 
die Aufhebung nicht gefallen zu lafien; er kann die Scheidung und auch 
bie Umwandlung des Aufhebungsurteils in da8 Scheidungdurteil ver⸗ 
langen (88. 1575, 1576). 

Die auf einem Verſchulden beruhenden Scheldungägründe können 
übrigenö auch bazu benugt werben, nur die Herftellung ber ehelichen 
Gemeinfchaft zu verweigern (8. 1858), ohne daB deshalb der Unterhalts⸗ 
anfpruch des unfchuldigen Ehegatten verloren ginge ($. 1861). 

4. Die Wirkungen der Scheidung beftehen in Wuflöfung ber Che 
und beginnen regelmäßig (vgl. Anm. zu 8. 1564) mit der Rechtskraft 
des Urteild. Ste beziehen fi) auf das perfünliche und vermögensrecht⸗ 
lie Verhältnis der Ehegatten zueinander und zu den Kindern. Bon den 
Wirkungen auf das perfönlidye Verhältnis regelt da8 BGB. ausdrüdiich 
nur die Namensführung der Frau ($. 1577). Die vermögensrechtlichen 
Wirkungen ber Scheidung find an verfchiedenen Stellen (vgl. SS. 1478, 
2077, 2268, 2279) beftimmt. Als felbftverftändlich wird vorausgefekt, 
Daß durch die Scheidung der Guterſtand beendet wirb (8.1478) und das 
gefeßliche Erbrecht verloren geht (8.1988). Im flebenten Titel ordnet das 
BGB. die Unterbaltspficht der Ehegatten und den Widerruf von 
Schenkungen (88. 1678 - 1684). Sceibungsfirafen kennt das BGB. 
nicht. Das Verhältnis der Eltern zu den Kindern wird durch die 
Scheidung nicht berührt, ausgenommen das Recht ber Sorge für bie 
Perſon der Kinder (SS. 1685, 1686). Namentlich erleidet die Unterhalts- 
pfliht gegenüber ben Stindern (88. 1601—1608, 1606) feine’ Änderung. 
Dagegen wird das Berhältniß ber Ehegatten zueinander in Anſehung der 
Unterbaltspflicht gegenüber den Kindern nady Maßgabe des 8. 1685 berührt. 

b. Die Beitimmungen de BGB. erfahren ihre Ergänzung durch 
die Vorfchriften der ZPO. SS. 606 Fl. 

6. internationales Privatreht ES. Art. 17 und Haager Überein: 
tommen vd. 12. Zuni 1902 (RGBl. 1904 ©. 221). Übergangsvorſchriften 
ebenda Art. 201, 202. 
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I. Gruudfäke, 

+ 156A. Die Ehe Tann aus den in den 88. 1565 

bis 1569 beitimmien Gründen!) geſchieden werden. Die 

Scheidung erfolgt durch Urteil. Die Auflöfung der Ehe tritt?) 
mit der Nedtäfraft*) des Urteils®) ein®). 

1) & Tann, wenn mehrere Scheidungdgründe geltend gemadıt 
werben, nicht verlangt werden, daß das Gericht alle Gründe erledigt, 
wenn es einen für feitgeftellt erachtet (NG. bb ©. 244 und ZW. 1904 
S. 410). 2) nit durch Ausſpruch des Stanbeöbenmten. Un: 
zuläffigleit eines Zeilurteil3 NG. 68 ©. 807. 8) Syn den Fällen 
der 88. 1988, 2077, 2268, 2279 jteht die Erhebung der Scheidungsflage 
bem Urteile glei; die Scheidungsgründe find zugleich Gründe der Ent: 
ziehung des Pflichtteils (S. 2885). Für die Bermögenzauseinanderfegung 
tft tedoch bie Bett des Urteils maßgebend. 4) 8PO. 8. 706. Bei 
Scheidung auf lage und Widerklage tritt Rechtskraft erft ein, wenn für 
beide bie Nechtämittelfriit abgelaufen iſt (RS. 568 ©. 816, ZW. 1901 
S. 823); auch wenn dag Rechtsmittel auf die Schuldfrage beſchränkt wird, 
wird der Eintritt der Nechtstraft dadurch gehindert ( KG. IW. 1904 
5. 235; 1906 ©. 154). 5) tm Begenfage zur Anfechtung (8. 1843) 
nur für die Bulunft. Wegen der Fortdauer der Schwägerfchaft 8. 1690 
Abſ. 2. 6) Bermert im Heiratsregifter Perfonftd. 8. 66 Abſ. 2. 
Jedes Scheidungäurteil tft, wenn ein minderjähriges Kind der Ehegatten 
vorhanden ift, dem Bormundfchaftsgerichte mitzuteilen ($. 680 8PO.). 


ll. Scheidungsgründe. 
1. Ghebruch. 

&. 1565. Ein Ehegatte kann auf Scheidung Zlagen, 
wenn der andere Ehegatte fich des Ehebruchs!) oder einer nad) 
den SS. 171, 175 des Strafgeſetzbuchs?) jtrafbaren Handlung 
ſchuldig madt?). 

Das Recht des Ehegatten auf Scheidung iſt ausgeichlofien, 
wenn er dem Ehebrudy oder der ftrafbaren Handlung zuftimmt*) 
oder fih der Zeilnahme®) ſchuldig mad. 

2) StGB. 8.172 (NG. 88 ©. 181). Feltftellung von Beit und 
Ort des Ehebruchs nicht erforderlich ( KG. IW. 1902 Beil. ©. 286). 
2) 88. 174, 176 StGB. bilden nur relative Scheidungsgründe. 8) Nur 
die vollendeten (NS. ZW. 1902 Beil. S. 215) Straftaten find Scheidung: 
gründe, nicht die verfuchten; Tettere können unter $. 1568 fallen (RG. 
I. 1900 ©. 728; 1901 ©. 548). 4) kann vorher oder nachher, 
allgemein oder für den einzelnen Fall erfolgen (NG. IW. 1904 ©. 68). 
Widerruf jederzeit zuläffig (DLS. 8 S. 82, 7 S. 108), muß aber un: 
zweideutig geichehen (NG. IW. 1901 S. 868). Keine Kompenjation mit 
einem Ehebruche des anderen Gatten. 5) StGB. SS. 47 ff. 


2. Zebensnarhftellung. 
&. 1566, Ein Ehegatte fann auf Scheidung flagen, 
wenn der andere Ehegatte ihm nach dem Leben trachtet!). 
2) Ob died der Fall ift, enticheidet die Abſicht des Gatten. 
Achilles, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage. 45 
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3. Böslidye Verlaſſung. 

8. 1567. Ein Ehegatte fann auf Scheidung Magen, 
wenn Der andere Ehegatte ihn böslich!) verlalfen hat. 

Bösliche Verlafiung liegt nur vor: 

1. wenn ein Ehegatte, nachdem er zur Herftellung der häus⸗ 
lihen &emeinfchaft?) redtsträftig verurteilt?) worden iſt, 
ein Jahr lang) gegen den Willen®) des anderen Ehe— 

atten ın böslicher Abficht dem Urteile nit Folge ge 
eiltet®) Hat; 

2. wenn ein Ehegatte fi ein Jahr lang gegen den Willen 
des anderen Ehegatten in böslicher Abfıdht von der häus⸗ 
lihen Gemeinjhaft fern gehalten bat und die Voraus⸗ 
feßungen”?) für die öffentliche Zuftellung feit Jahresfriſt 
gegen ihn beitanden haben. | 

Die Scheidung iſt im Falle des Abf. 2 Nr. 2 unzuläffig, 
wenn die VBorausfegungen für die öffentlihe Zuſtellung am 
Schluſſe der mündlihen Verhandlung, auf die das Urteil er- 
geht?), nicht mehr beitehen?). 
Die Nr. 1 betrifft die Duafidefertion, die Nr. 2 die Defertion. 
Nüdfehrbefehle und Zwangsmaßregeln (ZPO. $. 888) gibt es nidyt mehr. 

4) Der Ehegatte muß fich bewußt fein, daß er bie dur die Ehe 
begründete Pflicht zur häuslichen Gemeinſchaft verlegt (MG. ZW. 1908 
Beil. S. 12). Keine bögliche Verlaffung, wenn der Gatte berechtigt ift, 
die Gemeinſchaft nach $. 1858 Abſ. 2 zu vermeigern oder gutgläubig 
dieſes Recht in Anſpruch nimmt (a. U. RG. 40 ©. 161). 2, 8. 606 
ZPO. Die Berlegung anderer ehelicher Pflichten fällt nicht unter 
8. 1567 (RS. JW. 1902 Beil. ©. 241). 8) Auf Gründe, bie vor 
dem Urteile liegen, kann die Weigerung, zurüdzufehren, nur geſtützt 
werden, wenn fie erft fpäter dem Gatten bekannt wurden (RG. IW. 1902 
Beil. ©. 278, Gruch. 49 ©. 960). 4) 8,187 Abſ. 2. Die Frift 
muß bereit8 zur Beit der Klageerhebung abgelaufen fein; fie Hört zu 
laufen auf, wenn nur eine der Borausfeßungen der Ziffer 1 nicht mehr 
gegeben ift; nach der Unterbrechung muß ein neucd Jahr lang zu: 
gewartet werben (RG. 60 ©. 194). 5) Dadurh wird die Be 
nugung der böslichen Verlaffung zur Scheidung auf Grund gegenfeitigen 
Einverftändniffes ausgeſchloſſen (OLS.b ©. 401). 6, Beweiglaf 
OLG. 7 S. 103. Der Kläger braucht den anderen Ehegatten nicht auf: 
zufordern, dem Urteile Folge zu leiten (Seuffü. 59 ©. 461, ORG. 12 
S. 815). Liegen die PVorausfeßungen der Nr. 1 vor, fo wirb ber 
Scheidungsanfpruch nicht dadurch befeitigt, daß der beflagte Gatte nach 
Ablauf der einjährigen Friſt fih zur Heritelung ber Gemeinſchaft erbietet 
(DNVG.5 ©. 401). 7) 8PO. 8. 208 (ORG, 7 ©. 407). 8) gleich: 
gültig in welcher Inſtanz. 9) Übergang zur Klage auf Herftellung 
zur bäuslichen Gemeinihaft RG. Bl ©. 14. 
4. Relative Scheidungsgründe. 

8. 1568, Ein Ehegatte kann auf Scheidung Klagen !), 


Scheidung der Ehe. SS. 1567-1569. 107 


wenn der andere Ehegatte?) durch ſchwere Verlegung der durch 
die Ehe begründeten Pflichten?) oder durch ehrlofes oder unfitt» 
liches Berhalten*) eine fo tiefe Zerrüttung des ehelichend) Ver⸗ 
bältniffes verfchuldet®) hat, daß dem Ehegauen die Fortſetzung 
der Ehe nicht zugemutet werden kann“)). ALS ſchwere Verlegung 
der Pflichten gilt aud grobe Mißhandlung®). 
4) Der $. 1568 enthält bie relativen Scheidungsgründe (Vorbm. 
S. 704 if. 8). 2) Die Zerrättung muß vom beklagten Ehegatten 
verfchuldet fein (ZW. 1900 ©. 892), wenn ihn auch nicht die alleinige 
Schuld trifft. Schuldhaftes Verhalten eines Ehegatten, wenn bereit® 
durch das Berbalten des anderen Ehegatten die Ehe zerrüttet if, ZW. 1900 
©. 549; 1901 ©. 648, 882, 1904 ©. 295; 1906 ©. 894; in biefen 
Fällen kann der Scheidungsgrund bes 8. 1668 auf jeder Seite ſelbſtändig 
gegeben fein (KW. 1904 ©. #8). Die individuellen Berhältnifie (NG. 46 
S. 154, I. 190 ©. 645, 892) können übrigens den Schluß recht: 
fertigen, daß der Ehegatte Leinen Grund Hat, das Verhalten bed anderen 
Ehegatten ald Berrüttung ber Ehe zu fühlen (NG. 46 S. 159, IW. 1901 
S. 74, 6956). 3) Beifpiele: abfichtliche VBorenthaltung des Unter: 
halts (RG. IJW. 1904 S. 478), Mißhandlung der Stieflinder (KW. 1906 
©. 892), Beihimpfungen und Berleumbungen, aud) wenn fie in Prozeß: 
behauptungen enthalten find (NG. 5l ©. 878, ZW. 1908 Beil. ©. 44, 
1906 ©. 204, f. aber 38. 1902 Beil. S. 206, 285), böswillige Ber: 
weigerung der ehelichen Pfliht (KW. 1901 ©. 456); verfchuldete an: 
ftiedende Krankheit; Trunffuht (SW. 1902 Beil. ©. 71). 4) Beis 
fpiele: Berurteilung zu Zuchthaus wegen Meineids (Seuffü. 56 ©. 137); 
Trunffudt (RG. IW. 1902 Beil. S. 71, 228); ferner Verweigerung ber 
firhliden Xrauung; ift biefe vorher zugefagt worden, fo kann bie 
Weigerung auch Anfechtungsgrund fein. 5) Bor der Ehe begangene 
Handlungen können nicht Scheibungs:, fondern unter Umftänden An: 
fechtungsgründe bilden (RG. bi ©. 840, ZB. 1900 ©. 568). 
6% %B. 1900 ©. 645 (kranfhafte Nervofität), 1904 ©. 470 (Wahn⸗ 
vorfielungen). Die Abfiht bie Ehe zu zerrütten ift nicht erforderlich 
(IW. 1903 Beil. ©. 27). 7) Ob dies der Fall, ift nicht nach dem 
jubjettinen Empfinden des Tlagenden Ehegatten, fondern objektiv nad) 
dem Weſen der Ehe zu beitinmen (NG. JW. 1906 ©. 894, 496, 698). 
3) RG. 47 ©. 81, ZW. 1901 ©. 696; 1904 ©. 204. 
5. Geifteskrankheit. 
6. 1569. Ein Ehegatte kann auf Scheidung Hagen, wenn 
ber andere Ehegatte in Geiltesfranfheit!) verfallen iſt, die 
Krankheit?) während ber Ehe mindeſtens drei Jahre gedauert 
und einen jolden Grad?) erreicht hat, daß die geiltige Gemein» 
Ihaft zwifchen den Ehegattent) aufgehoben, aud) jede Ausficht 
auf Wiederheritellung diefer Gemeinſchaft ausgeſchloſſen ift5). 


1) 8.6 Nr. 1; Entmundigung tft nicht notwendig. 2) Die 
Krankheit braucht nicht in der Ehe entftanden zu fein. OLG.8 ©. Bl. 
.8) Bernefmung von Sachverftändigen ZPO. $. 628. 4, Der 


Ehegatte muß unfähig fein, an dem Lebend: und Gedankenkreiſe des 
45* 
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anderen teilzunehmen (IJW. 1901 ©. 297, 1902 Beil. ©. 244, 1908 
Beil. S. 28, 1906 ©. 895). 5) Diefe Eigenfhaft muß die Geiſtes⸗ 
an nicht während ber ganzen dreijährigen Frift Haben (ZW. 1901 
©. 297). 

Derluf des Scheidungsrechts: a) durch Berzeihung; 

8. 1576. Das Rest auf Scheidung erliiht in den 
Fällen der 88. 1565 bis 1568 durch Berzeihung. 

Berzeihung iſt der Ausdrud der Empfindung des verlegten Gatten, 
daß er die Ehe nicht mehr für zerrüttet Hält (RG. IW. 1906 ©. 118, 
Brud. 48 ©. 808). Sie kann ausdrücklich oder ftillfchweigend erfolgen 
3. B. durch Zurüdnahme der Scheldungsflage (FW. 1908 Beil. S. 26), 
Leiftung der ehelichen Pfliht (ORGS.7T S. 107 aber auch 12 ©. 817). 
Sie Hit allgemein, alfo auch wegen nicht befannter Berfehlungen (ZW. 1902 
Beil. S. 260, f. aber RS. in ZW. 1906 ©. 145 und in Seuffel. 60 
©. 461), und unter Bedingungen (OLG. 12 ©. 816, Seuffü. 55 ©. 161) 
möglich; geheimer Borbehalt wirkungslos (JW. 1905 ©. 871). 

b) durch et, 

. 1571. Die Scheidungsflage muß in den Fällen der 
88. 1565 bis 1568 binnen!) ſechs Monaten?) von dem Beit- 
punkt an erhoben?) werden, in dem der Ehegatte von dem 
Scheidungsgrunde Kenntnis erlangt. Die Klage ift ausgeſchloſſen, 
wenn feit dem Eintritte des Scheidungsgrunden zehn Sahre?) 
verſtrichen find®). 

Die Friftd) läuft nicht, Solange die häusliche Gemeinſchaft 
der Ehegatten aufgehoben ijt®). ird der zur Klage bereditigte 
Ehegatte von dem anderen Ehegatten auſgefordert entweder 
die häusliche Gemeinſchaft herzuſtellen oder die Klage zu er—⸗ 
heben, fo läuft die Friit von dem Empfange der Aufforderung an. 

Der Erhebung der Klage Steht die Ladung zum Sühne⸗ 
termine®) gleih. Die Ladung verliert ihre Wirkung, wenn der 
zur Klage berechtigte Ehegatte im Sühnetermine nicht erſcheint 
oder wenn drei Monate?) nah der Beendigung des Sühne- 
verfahrens verftrichen find und nicht vorher die Klage erhoben 
worden ift. 

Auf den Lauf der fehsmonatigen und der dreimonatigen 
Friſt finden die für die Verjährung geltenden Vorſchriften der 
88. 203, 206 entfpredyende Anwendung. 

1) Ausichluß: nicht Verjährungsfrift, daher von Amts wegen zu 
berüdfichtigen. 2) 8.187 Abſ. 1, 8. 188. 3, 8PO. S. 253. 
4) Der Abſ. 1 gilt auch von der Widerflage; dieſe muß alfo innerhalb 
der Triften des Abſ. 1 in der mündlichen Berbandlung vorgetragen 
werden (ZPO. 8. 281); NG. 57 ©. 192 rechnet indeſſen die Beit zwiſchen 
Erhebung der Stlage und ber erften Berhandlung nicht in die Friſten, 
weil während diejer Zeit der Widerfläger die Widerflage und (FW. 1904 
S. 147) aud eine felbftändige Sceibungstlage nicht erheben kann. 
5), Die Vorſchrift bezieht fich auf die ſechsmonatige und die zebnjägrige 
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Frift. 6) d. 5. die Satten getrennt leben und ein Gatte das 
Zufammenteben verweigert. Cine Babereife (IW. 1902 Bell. ©. 14) 
oder Aufenthalt im Gefängniffe (a. A. RG. 68 ©. 887) Heben die Ge—⸗ 
meinfchaft nicht auf. 7) Der ernitlide Wille, die Semeinfchaft ber: 
zuftellen, ift zur Aufforderung nicht erforderlih (NG. 61 S. 161). Die 
Aufforderung ſetzt die klageerhaltende Wirkung des Betrenntlebens für 
ale, auch für fpäter erit vorfallende Scheidungsgründe außer Wirkfamteit. 
Sie muß vom Ehegatten felbit ausgehen, doch ift Stellvertretung in ber 
Erklärung zuläffig (IW. 1906 5.857), und kann nicht dem Prozeß—⸗ 
bepollmächtigten deö anderen Gatten zugeftellt werden (NG. 58 ©. 227). 
3) 3PO. $S. 609. Die Ladung braudt beftimmte Scheidbungsgründe 
nicht anzugeben (ZW. 1902 Beil. ©. 248). 

. 1572. Ein Scheidungsgrund kann, aud) wenn die 
für ſeine Geltendmadung im $. 1571 beitimmte Friſt ver- 
ſtrichen ift, im Laufe des Rechtsſtreits!) geltend gemacht werden, 
fofern die Friſt zur Zeit der Erhebung der Klage?) nod) nicht 
verftrichen war, 

2) aud in der Berufungdinftanz (NG. IW. 1900 ©. 668). 2) für 
den Widerlläger zur Zeit ber Erhebung (ZPO. $. 281) ber Widerklage 
(RG. 57 ©. 192). 

8. 1573. Tatſachen, auf die eine Scheidungsklage nicht 
mehr begründet werden fann!), dürfen zur Unterftübung einer 
auf andere Tatſachen gegründeten Scheidungsflage geltend ge» 
macht werden. 

1) Umfaßt ſowohl die Fälle, in denen dag Scheidungsrecht nach den 
8$. 1570, 1571, als die Bälle, in denen es nad ZPO. 8. 616 aus: 
geſchloſſen iſt. RG. 49 ©. 87. 

Bezeichmung des Ichuldigen Gatten in dem Scheidungsurteile. 

8. 1574. Wird die Ehe aus einem ber in den 88. 1565 
bi3 1568 beftimmten Gründe gefhieden, fo ift in dem Urteil 
auszufpredhen!), daß der Bellagte die Schuld an der Scheidung 
trägt. 


8 

Hat der Bellagte Widerflage erhoben und wird aud) ‘) 
diefe für begründet erfannt, fo find beide Ehegatten für fchuldig 
zu erklären, 

Ohne Erhebung einer Widerllage?) ift auf Untrag*) de3 
Beklagten auch der Kläger5) für ſchuldig zu erklären, wenn Tal⸗ 
ſachen vorliegen, wegen beren der Bellagte auf Scheidung klagen 
fönnte oder, falls fein Recht auf Scheidung durch Verzeihung 
oder durch Zeitablauf ausgeſchloſſen iſt, zur Zeit des Eintritts 
bes von dem Kläger geltend gemachten Scheidungsgrundes be⸗ 
rechtigt war, auf Scheidung zu Tlagen®), 

Die Frage, welcher Ehegatte die Schuld an der Scheidung träyl, 
iſt in mehrfacher Beziehung (SS. 1478, 1549, 1577 Abſ. 2, 8, 1578, 1672, 
1584, 16856) von Bedeutung. Nechtsmittel gegen den Schuldausſpruch 
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vgl. RS. 27 ©. 196; 88 S. 202, ORG. 4 ©. 94. 1) Unzuläffig 
ift ein Tetlurteil auf Scheidung, das die Entichetdung über die Schuld⸗ 
frage einem fpäteren Urteile vorbehält oder von Leiftung eines Eides ab- 
hängig maht (NG. 58 ©. Bil, 816). Die Untrenndarleit der Ent- 
fheidung über Beſtand der Ehe und Über die Schuldfrage zeigt ſich auch 
darin, daß, wenn die Enticheidung über die Ehe rechtöträftig wurde, ein 
Ausſpruch über die Schuld nicht mehr möglich ift (NG. 58 ©. 819). 
2) Wird nur die Widerflage für begründet erfannt, fo wirb ber Wiber- 
beflagte für ſchuldig erklärt; die gilt auch, wenn die Klage auf An—⸗ 
fedhtung ber Ehe oder Herftellung des ehelichen Lebens gerichtet war 
(IW. 1904 ©. 286). 3) Der Abſ. 8 gilt auch, wenn ein Ehegatte 
Scheidungsantrag geftellt Hatte, diefen aber nicht aufrecht erhält, fondern 
nur Schuldigerflärung de8 anderen Ehegatten beantragt; der Bellagte 
kann alfo die Widerflage fallen laſſen und nur Schuldigerklärung be: 
antragen (ZW. 1904 ©. 286), auch kann er, wenn er mehrere Scheibung®- 
gründe bat, den einen widerklagsweiſe, den anderen aber für ben Fall 
der Abweifung der Widerllage zur Schuldigerflärung geltend machen. In 
der Berufungsinftanz kann Antrag auf Schuldigerllärung ohne Erhebung 
oder Aufrechterbaltung einer Widerklage geftelt werden (IW. 1906 
©. 154). Vgl. noh JW. 1904 ©. 489, 1906 ©. 426. 4), für ben 
Antrag gilt nicht 8. 617 Abſ. 2 ZRO. (OLG. 4 ©. 98), auch nicht 
8. 618 ZPO. Der Antrag auf Schuldigerflärung liegt nicht ohne weiteres 
in dem Antrag auf Abweiſung ber Klage (IW. 1902 Beil. S. 244), 
auch nicht als eventueller in der Erhebung einer Wibderllage. 5), Der 
Abſ. 8 gilt au, wenn bie Scheidung nur auf die Widerflage erfolgt, 
gilt alfo auch zugunften des Klägers, und zwar ſowohl, wenn ber Kläger 
die Eheanfechtungstlage oder die Klage auf Herftellung bes ehelichen Lebens 
erhoben bat und unterlegen ift, als auch, wenn er mit einer Scheidungs⸗ 
lage abgewiefen ift (RG. 49 S. 167). 6, Stirbt ein Ehegatte 
während des Scheidungdprozefled, fo ift ber NRechtsitreit in der Hauptſache 
erledigt (ZPO. 8. 628), er kann nicht zum Bwede ber Erledigung ber 
Schuldfrage weiter geführt werden. “ 


Il. s 197 der eheliyen Gemeinſchaft. 

8. 1575. Der Ehegatte, der auf Scheibung ") zu Tlagen 
nerechligt ) 2) iſt, Tann ſtatt auf Scheidung auf Aufhebung der ehe 
lichen emeinfaft Hagen. Beantragt?) der andere Ehegatte, 
daß die Ehe, falls die Klage begründet ift, gefchieden wird, fo 
ift auf aebung zu erfennen. 

Hür die Klage auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
gelten die Vorſchriften der 88. 1573, 1674. 

Die Klage auf Aufhebung der ehelichen Gemeinfchaft (vgL über 
biefe RS. 48 ©. 148) ift materiell wie prozefiual (BO. $. 689) der 
Sceibungsllage gleichgefteli. Die Aufhebung erfolgt durch Urteil. 
a 46). der Aufhebung im Hetratsregifter Perlonftiß. 8. 6b (58. 

1) wegen eines Verſchuldens des anderen Ehegatten. 3), SS. 1665 
bis 1572. 3), auch ohne förmliche Widerflage. 
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gueltung auf Grund der Aufhebung. 
8. 1576. Sit auf Aufhebung der ehelichen Gemeinfchaft 
erlannt, fo kann jeder der Ehegatien auf Grund des Urteils!) 
die Scheidung beantragen?), e8 fei denn, daß?) nad ber Er- 
laſſung des Urteild die ehelihe Gemeinfchaft wiederhergeftellt*) 
worden ift. 

Die Vorſchriften der 88. 1570 bis 1574 finden feine An- 
wendung; wird die Ehe geichieden, fo ift der für fchuldig®) er- 
Härte Ehegatte audy im Scheidungsurteile für ſchuldig zu erklären. 


1) ohne weiteres. 2) Der Antrag ift in Form einer felbftändigen 
Klage zu ftellen; auf die Klage finden die Vorſchriften Über die Scheidung®: 
Mage Anwendung. 8) Beweispflichtig ift der ſich darauf berufende 


Ehegatte. 4) 8. 1587. 5) im Aufhebungsurteil. 


VI. Bickungen der Scheidung: 1. Mame der gefshiedenen gran. 

&. 1577. Die gefcdiedene Frau behält den Familien⸗ 
namen des Mannes. 

Die Frau kann ihren Familiennamen wiederannehmen. War 
fie vor ber Cingebung der geichiedenen Ehe verheiratet, fo kann 
fie auh den Kamen wiederannehmen, den fie zur Seit der 
Kangebung diefer Ehe Hatte, es ſei denn, daß fie allein für 
ihuldig erflärt ift. Die Wiederannahme des Namens erfolgt 
durch Erklärung gegenüber!) der zuftändigen?) Behörde; die 
Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter yorm?) abzugeben. 

Sf die Frau allein für huldig erklärt, fo Tann der Mann 
ihr die Führung feines Namens unterfagen. Die Unterfagung 
erfolgt durch Erklärung gegenüber!) der zujtändigen?) Behörde; 
die Erklärung iſt in öffent beglaubigter Yorm?) abzugeben. 
Die Behörde foll der Frau die Erklärung mitteilen. Mit dem 
Berlufle des Namen? des Mannes erhält die Frau ihren 
Familiennamen wieder*). 

Wegen bed Standes der geihiedenen Frau vgl. Anm. zu 8. 1856. 

3) nicht notwendig „por“, alfo auch fchriftlich. 2) Landesrecht. 
Bol. Pr. Art. 68; Bay. B. v. 24. Dez. 1899 SS. 165—17, 19; Sadjl. 
AB. v. 6. Juli 1899 8. R2, Württ. Art. 259; Bad. Rechtspolizeigeſ. 
8. 28; Hefl. Art. 107; ElſLothr. S. 117. Für zuftändig erklärt ift in 
Bayern die DiftriltSpolizeibehörde, in Sachſen, Baden und Hefien das 
Amtsgericht, in Preußen, Württemberg und Elfaß-Zothringen der Standes: 
beamte, vor dem bie Ehe gefchlofien ift; ift die Ehe nicht in Preußen 
bzw. Elſaß⸗L. geichlofien, fo tft in Preußen dad Amtsgericht, in Elſaß⸗L. 
der Staatsanwalt des LG., in deilen Bezirk der Erflärende feinen Wohn: 
fig oder Aufenthalt hat, zuftändig. 8) 8. 129; 3GG. 88. 167, 188, 
191. 4) Ob bie Wiederannahme des Namens und die Unterfagung 
der Sortfügrung des Namens in das Standesregifter eingetragen werden 
fol (Berfonft@. 88. 26, 55), richtet fi” nad) Landesredit; in Preußen 
und Bayern ift ber Bermert vorgefchrieben. 
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2. Anterhaltspflicht des für ſchuldig erklärten Gatten. 

F. 1578. Der allein für ſchuldig erflätte Mann bat 
der gejchiedenen Yrau den Itandesmäßigen!) Unterhali infomeit 
zu gewähren, als fie ihn nicht aus den Einfünften?) ihres Ver⸗ 
mögens und, fofern nad) den Berhältniffen, in denen die Ehe» 
gatten gelebt haben, Erwerb durd Arbeit der Yrau üblich ift®), 
aus dem Ertrag ihrer Arbeitt) beftreiten kann. 

Die allein für ſchuldig erflärte Frau Hat dem geſchiedenen 
Manne den ftandesmäßigen!) Unterhalt infomeit zu gewähren, 
als er außerftande ift, ſich felbft zu unterhalten. 

Geltendmachung des Unterhaltsanſpruchs im Kontur RD. 8. 8 
Abf. 2; Verjährung $. 194 Abſ. 2, Pfändungsprivileg ZPO. S. 860 
Abſ. I Nr. 2, Abſ. 4. 

1) 8. 1680; im alle de 8. 1611 Abſ. 1 ift nur notdärftiger 
Unterhalt zu gewähren. 2) Ausnahme 8. 1679 Abſ. 2. 8) Auch 
die Arbeit tim Hausweſen be8 Mannes kommt in Betracht (NG. IW. 
1906 ©. 141). s, Soweit die Frau darüber Hinaus tätig tft, braucht 
fie fih den Ertrag nicht anrechnen zu laſſen. 

8. 1579, Soweit der allein für fchuldig erflärte Ehe: 

atie bei Berückſichtigung feiner fonftigen erpfihtungen außer- 
ande!) it, ohne Gefährdung feines Handesmäßi en Unterhalts 
dem anderen Ehegaiten Unterhalt zu gewähren, in er berechtigt, 
von den zu feinem Unterhalte verfügbaren Einfünften?) zwei 
Dritteile oder, wenn diefe zu feinem notdürftigen Unterbalte 
nit ausreichen, fo viel zurüdzubehalten, als zu defien Be⸗ 
fireitung erforderlid) ift. Hat er einem minderjährigen unver- 
heirateten Sinde?) oder infolge feiner Wiederverheiratung t) dem 
neuen Ehegatten Unterhalt zu gewähren, fo beſchränkt —* ſeine 
Verpflichtung dem geſchiedenen Ehegatten gegenüber auf dasjenige, 
was mit Rüdficht auf die Bedürfniſſe ſowie auf die Bermögens- 
und Erwerbsverhältniſſe der Beteiligten der Billigkeit entipriht?). 

Der Mann ift der Frau gegenüber unter den Voraus⸗ 
fegungen des Abf. 1 von der Unterhaltspflit ganz befreit, 
wenn die rau den Unterhalt aus dem Stamme ihres Ber- 
mögen? beftreiten kannö). 

Der $. 1679 gilt nicht, wenn ber fchuldine Ehegatte fi bem 
anderen Gatten gegenüber vertragsmäßig zu einer beftimmten Unterhalts⸗ 
rente verpflichtet Hat (RG. 56 S. 121). 1) Iſt in biefem alle ein 
unterbaltöpflichtiger leiſtungsfähiger ($. 1608) Berwandter des unterhalt3: 
berechtigten Ehegatten vorhanden, fo muß er vor dem gefdhiedenen 
pflichtigen Ehegatten für den Unterhalt des unfchuldigen Gatten auf: 
fommen (RS. NW. 1904 ©. 177). 2) einſchl. des Arbeitsertrags. 
8) 88. 1601ff. Fur Enkel gilt der Abſ. 1 Satz 2 nicht. 4) 88. 1860, 
1861. 5) Die Beſchränkung, bie ih der unfchuldige Gatte hiernach 
gefallen Tafien muß, kann unter Umſtänden fowelt reichen, daß fein 
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Unterhaltsanſpruch für die Dauer der obmwaltenden Verhältniſſe erliſcht 
(RG. 48 S. 112). 6, Zum Erwerb thres Unterhalt3 durch eigene 
Arbeit ift die Frau, wenn Erwerb durd) Arbeit nad) den PVerhältnifien, 
in denen fie während der Ehe lebte, nidt üblich ift (8. 1578 Abi. 1), 
auch nicht unter den Vorausfegungen des Abſ. 1 verpflichtet. 
Gewährung des Unterhalts, 

8. 1580. Der Unterhalt ift durch Entridhtung einer 
Geldrente nad) Maßgabe des 8. 760 zu gewähren. Ob, in 
welcher Art und für melden Betrag der Unterhaltspflichtige 
Sicherheit zu leiten Hat, beitimmt fid nad) den Umftänden!), 

Statt der Rente kann der Berechtigte eine Abfindung in 
Kapital verlangen, wenn ein wichtiger ®rund?) vorliegt. 

Sm übrigen finden die für die Unierhaltspfliht der Ber» 
wandten geltenden Vorſchriften der 88. 1607, 16103), des $. 1611 
Abſ. 1, des 8.1613 und für den Fall des Todes des Berechtigten 
die Borfchriften des 8. 1615 entiprechende Anwendung). 

2) Nachträgliche Ergänzung des auf Sicherheitsleiſtung nicht lautenden 
Urteil8 ZPO. $. 324. 2) Beifp. OLG. 2 ©. 440. 3) OUG®. 7 
S. 108. s Nicht anwendbar ift 8. 1614, Voraußleiftung des Unter: 
balts und Berzicht auf ihn alfo zuläffig. 

j iederverheirntung. 
. 1581. Die Unterhbaltspflidt erlifct mit der Wieder- 
verhetratung des Berechtigten. 

Im alle der Wiederverheiratung des Berpflichteten finden 
die Borjchriften des 8. 1604 entfprechende Anwendung. 

Tod des Unterhaltspflichtigen. 

&. 1582. Die Unterhaltspflicht erlifcht nicht mit dem 
Zode bes Berpflichteten!). 

Die BVerpflihtung des Erben?) unterliegt nicht den Be— 
Ihränfungen des 8. 1579. Der Berechtigte muß ſich jedoch die 
Herabjegung der Rente bis auf die galt der Einkünfte?) ge- 
fallen lafjen, die der Verpflichtete zur Zeit des Todes aus feinem 
Bermögen bezogen bat. Einkünfte aus einem Rechte, das mit 
dem Eintritt eines beftimmten Zeitpunkts oder Ereigniſſes er- 
licht, bleiben von dem Eintritte des Zeitpunlis oder bes Ers 
eignifles an außer Betracht. 

Sind mehrere Berechtigte vorhanden, jo Tann der Erbe die 
Renten nad) dem Verhältnis ihrer Höhe fomweit herabfegen, dag 
fie zuſammen der Hälfte der Einkünfte gleichkommen. 

2) Dagegen mit den Tode des Berechtigten ($. 1550 Abf. 8, $. 1616). 
2) Sie ift gewöhnliche Nachlaßverbindlichkeit ($. 1967). 8) find bie 
Paſſtva des Nacjlaffes größer als die Aktiva, jo führt die Herabfegung 
der Rente zu deren Erlöfchen. 

Scheidung wegen Geiſteskrankheit. 
6. 1583, Iſt die Ehe wegen Geiftesfrankheit eines Ehe— 
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gatten gefchieden, fo hat ihm der andere Ehegatte Unterhalt in 

gleicher Weife zu gewähren wie ein allein für fchuldig erflärter 
hegatte. 

3. Widerruf von Schenkungen. 

8. 158A. Sit ein Ehegatte allein für ſchuldig erklärt, 
jo fann der andere Ehegatte Schenkungen), die er ihm während 
des Brautitandes oder während der Ehe gemacht hat, widerrufen. 
Die Vorſchriften des 8. 531 finden Anmendung. 

Der Widerruf ift ausgefhloffen, wenn feit der Rechtskraft 
des Scheidungsurteils ein Jahr verftriden oder wenn der 
Schenker oder der Beſchenkte geitorben ift?). 

1) unter Lebenden (vgl. 8. 2801); Einfluß auf Iegtwillige Ber: 
fügungen 88. 2077, 2268, 2279. 2) Der Widerruf tft nicht deshalb 
ausgeichloffen, weil die Schenkung einer fittltden Pfliht oder einer 
Anftandsrüdficht entiprah (RG. 58 ©. 882). 

4. Unterhalt der Kinder im Berhältniffe der Gatten zueinander. 

1585. Hat der Dann einem gemeinſchaftlichen Kinde 
Unterhalt zu gewähren, jo it die Frau verpflichtet, ihm!) aus 
ben Ginkünften ihres Bermögens und bem Ertrag ihrer Arbeit 
oder eines von ihr felbitändig betriebenen Temerbageihäfte einen 
angemefjenen Beitrag zu den Koften des Unterhalts zu leiften?), 
foweit nicht diefe durch die dem Manne an dem Bermögen des 
Kindes zuftehende Nutznießung gededt werben?). Der Anjprud 
des Mannes ift nicht übertragbart). 

Steht der Frau die Sorge für die Berfon bes Kindes zu®) 
und iſt eine erhebliche Gefährdung des Unterhalt des Kindes 
zu beforgen, fo kann die rau den Beitrag zur eigenen Ver⸗ 
wendung für den Unterhalt des Kindes zurüdbehalten®). 

4) die Unterbaltspflicht gegenüber dem Kinde ($. 1601) bleibt un: 
berührt. 2) ohne Nüdfiht auf die Schuldfrage; gilt auch bei 
Scheidung wegen Geiſteskrankheit ($. 1569). 3) Anders für das 
Verhältnis zu dem Kinde (8. 1606 Abſ. 2 Sat 2). 4) SS. 394, 
400 und ZPO. 8. 861. 5) ſei e8 als Anhaberin der elterlichen 
Gewalt oder nach 8. 1686. 6) Entſprechend 8. 1428. 

V. Wirkungen der Aufhebung der ehelichen Gemeinfhaft. 

. 1586. Wird nad $. 1575 die ehelihe Gemeinſchaft 
aufgehoben, fo treten die mit der Scheidung verbundenen 
Wirkungen!) ein; die Eingehung einer neuen Che ift jedoch 
ausgeichloflen. Die Vorſchriften über die Richtigkeit und An 
fehibarkeit der Ehe finden Anwendung ?), wie wenn das Urteil 
nicht ergangen wäre. 

1) Bgl. SS. 10, 204, 1478, 1577—1585, 1598, 1608 Abſ. 2, 1609 
Abi. 2, 1685, 1686, 1685 Abſ. 2, 1746 Abſ. 1, 1788, 2077, 2268, 2279, 
2808 bj. 2. 2) in Ubänderung des $. 1888. 
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&. 1587. Wird die eheliche Gemeinſchaft nach der Auf- 
bebung twiederhergeltellt'), fo fallen die mit der Aufhebung ver- 
bundenen Wirkungen weg und tritt Güterirennung ein?). 

1) Eine Form ift nicht vorgeichrieben; Vermerk der Wiederher: 
ftellung im Seiratäregifter nad dem Berfonft®. 8. 6b (EG. Art. 46). 
2) 88. 1427—1481. 

| Achter Zitel. 
Kirchliche Verpflidhtungen. 
. 1588, Die kirhlihen Verpflitungen in Anfehung 
ber h be werden durch die Vorſchriften diefes Abſchnitts nicht 
erübrt. 


Bol. RE. 57 S. 250, PVerfonftß. $. 82. Preuß. Trauungsordnung 
v. 27. Yult 1880. 


Zweiter Abſchniti. 
Verwandtſchaft. 


Erſter Titel. 


Allgemeine Vorſchriften. 
Verwandtſchaft. 

&. 1589. Perſonen, deren eine von der anderen ab» 
ftammt, find in gerader Linie verwandt, Berfonen, die nicht 
in gerader Linie verwandt find, aber von bderfelben dritten 
Berjon abftammen, find in der ©eitenlinie verwandt. Der 
Grad der Verwandtſchaft beitimmt ſich nad) der Zahl der fie 
vermittelnden Geburten. 

Ein unehelihes Kind und deilen Vater!) gelten nicht als 
verwandt 2). 

2) Berhältnt® zur Mutter 8. 1706. 2) Ehelichkeitserklärung 
58. 1786, 1787; Annahme an Kindesftatt SS. 1767, 1762, 1768. Bol. 
auch EG. Art. 88. 


Ä Schwägerſtchaft. 

&. 1590. Die Verwandten eines Ehegatten find mit 
dem anderen Ehegatten verſchwägertiy. Die Linie und der 
Grad der Schmägerſchaft beſtimmen ſich nad) der Linie und 
dem ®rade der fie vermittelnden Verwandtiſchaft. 
Die Schwmägerſchaft dauert fort, auch wenn die Ehe, durch 
die fie begründet wurde, aufgelöjt ift?). 

2) Ehelichkeitserklärung $. 1787; Annahme an Kindesftatt 8. 1768. 
Bel. auh ES. Urt. 88. Begriff ber Schwägerfchaft im Strafrecht 
RGSt. BA S. 420. 3) Die aufgelöfte Ehe erzeugt das Verhältnis 
der Schwägerihaft nicht mehr. 
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Zweiter Titel. 
Ehelihe Abftammung. 


1. Erforderniffe der Ehelichkeit eine Kindes find: Geburt nad 
Schließung ber Ehe und Erzeugung Durd) ben Dann. Um den Beweis 
der Erzeugung zu erleichtern, ftellt dba8 BGB. die Bermutung auf, daß, 
wenn die Frau das Kind vor oder während der Ehe empfangen und ber 
Dann thr innerhalb der Entpfängntözeit ($. 1592) beigewohnt Hat, Das 
Kind al8 von ihn erzeugt gilt. Gegen biefe Vermutung gibt e8 nur 
den Gegenbemweis der offenbaren Unmöglichkeit. An die erwähnte Ber- 
mutung reiht fich die zweite, daß der Mann während ber Ehe der rau 
beimohnte. Diefe Vermutung kann durch beliebige Beweismittel ent: 
fräftet werden. Sie ift auf bie Zeit der Ehe beichräntt; für die Zeit 
vorher gilt fie nur, wenn der Mann geftorben ijt, ohne die Ehelichkeit 
angefochten zu haben (S. 1591). 

2. Die Geltendmahung ber Unebelichkeit feitend de Mannes erjolgt 
dur) Anfechtung der Ehelichkeit. Die Anfechtung gefchteht bei Lebzeiten 
be Kindes dur) Erhebung ber gegen das Sind zu richtenden An- 
fechtungsklage (5. 1696), nah dem Tode bed Kindes dur eine dem 
Nachlaßgerichte gegenüber abzugebende Erflärung ($. 1600). Im einzelnen 
ift die Anfechtung der Ehelichkeit ebenſo geordnet wie die Anfechtung einer 
Ehe (85. 1889—1848). Namentlich wird dad nah Schließung der Che 
geborene Kind bis zur Erledigung der Anfechtungsklage als ein ebelicheg 
Kind behandelt (8. 1596 Abf. 8). 

Die Geltendmachung der Unehelichkeit durch einen anderen al3 den 
Mann fett die vorherige Anfechtung ber Ehelicjkeit durch den Mann vor: 
aus; eine Ausnahme hiervon befteht nur, wenn der Dann geitorben tit, 
ohne die EHelichleit angefochten, aber auch ohne das Anfechtungsrecht ver: 
loren zu Haben. 

Unter diefen WBorausfegungen kann die Linehelichleit von jedem, 
der an ihrer Feftftellung ein rechtliches Intereſſe hat (OLG. 12 ©. 818), 
geltend gemacht werben (8. 1598); als genügend ericheint das Inter⸗ 
efie des unehelichen Erzeuger8 des Kindes daran, dab das Kind, das nad 
8. 1591 ein eheliches Kind des Ehemann feiner Mutter ift, im Falle 
feiner Unehelichkeitserklärung durch die Chefchließung feiner wirklichen 
Eltern legitimiert werden farin (a. U. OU. 8 ©. 191, Seufäl. 58 
©. 459). Die Geltendmachung ift weder auf die Erben bed Mannes be: 
ſchränkt noch einer zeitlichen Schranke unterworfen. 

Hat der Mann die Ehelichkeit angefochten oder iſt er, ohne dad Un: 
fechtungsrecht verloren zu haben, geftorben, fo geichieht bie Geltendmadung 
der Unehelichkeit lediglich nach Maßgabe der allgemeinen Grundſätze (durch 
Klage, Einrede uſw.). 

8. Das Verfahren in Rechtsſtreitigkeiten, welche die Feſtſtellung des 
Nechtöverhältniffes zwiichen Eltern und Kindern zum Gegenftande haben, 
ift in der ZPO. 88. 640—648 geregelt. Bol. auch ZPO. $. 180. 

4. Internationales Privatrecht im EG. Art. 18; Ubergangs: 
beitimmung ebenda Art. 208. 

Boransfehung der Ehelichkeit; Wermutung, 
8. 1591. Ein Kind, das nad) der Eingehung der Ehe 
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geboren!) wird, ift ehelich, wenn die Frau es vor oder während 
der Ehe empfangen und der Mann innerhalb der Empfängnis» 
zeit?) der Frau beigemohnt bat. Das Kind ift nicht ehelich, 
wenn e8 den Umftänden nad offenbar?) unmöglich ijt, daß die 
rau das Kind von dem Manne empfangen hat. 

Es wird vermutet*), daß der Mann innerhalb der Emp⸗ 
fängniszeit der Yrau beigemohnt habe. Soweit die Empfängnis«- 
zeit in die Zeit vor der Ehe fällt, gilt die Vermutung nur, 
wenn der Mann geftorben iſt, ohne die Ehelichkeit des Kindes 
angefochten‘) zu haben. 

1) wenn auch vorher empfangen; ein vorher empfangene Kind ift 
alfo nicht ein legittmiertes. 2) S. 1692. 3) wegen des „offenbar“ 
vgl. SS. 819, 560, 1717, 2048, 2166, 2217, OSG. 7 ©. 416. Betipiel: 
Reifegrad, NS. IJW. 1904 ©. 286. 4) ZPO. 8. 292, 5) 88. 1596, 
1597. Ghelichleit der vor der Todeserflärung des Mannes geborenen 
Kinder, NS. 60 ©. 196. 

Empfüngniszeit. 

&. 1592. Als Empfängniszeit gilt die Zeit von dem 
einhunderteinundadjizigiten bi3 zu dem dreihundertundzweiten 
Zage vor dem Tage der Geburt des Kindes, mit Einfluß [o- 
wohl des einhunderteinundacdhizigiten als des dreihundertunds 
zweiten Tages. 

Steht feit, daß das Kind innerhalb eines Zeitraums emp⸗ 
fangen worden ift, der weiter als dreihundertundzmwei Tage vor 
dem Zage der Geburt zurüdliegt, fo gilt zu Gunfien der Ehe— 
lichleit des Kindes diefer Zeitraum als Empfängniszeit. 

Berechnung der Zeit $. 187 Abſ. 1, 8. 188. 


Geltendmachung der Unehelichkeit. 

. 1593. Die Unehelichkeit eines Kindes, das während 

der Ehe oder innerhalb dreihundertundzwei Tagen nach der 

Auflöfung!) der Ehe geboren it, kann nur geltend gemacht 

werden, wenn der Mann die Ehelicyfeit angefochten hat?) oder, 
ohne das Anfechtungsrecht verloren?) zu haben, geitorben ilt. 

Bol. Vorbm. 2. 
1) Die Aufhebung der ehel. Gemeinſchaft fteht der Auflöfung gleich, 
wenn nicht Wiederberftellung der &. erfolgt tit ($. 1087). 2) 88. 1596, 


1697. 8) 88. 1594, 1598. 
Friſt für die Anfechtung. 
8.1594. Die Unfechtung der Ehelichkeit kann nur binnen 
Zahresfrift!) erfolgen. 
Die Frift beginnt mit dem Beitpunkt, in welchem der Mann 
die Geburt des Kindes erfährt ?). 
Auf den Lauf ber Friſt finden die für die Verjährung 
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gellenben Vorſchriften der 88. 203, 206°) entſprechende Ans 
wendung. 

1) Fubſchlußfriſt. Berechnung 8. 187 Abſ. 1, 8. 188. 2) DLE. 12 
©. 819. 8) Bol. S. 15695 Ubi. 2 Sat 2. 

Anfedjtung u ertreter. 

8.15 ie Anfechtung der Ehelichkeit kann nicht durch 
einen en "erfolgen. Iſt der Mann in der Geſchäftsfähigkeit 
befchränft!), fo bedarf er nicht der Zuftimmung feines gefeglichen 
Vertreters. 

Für einen gefhäftsunfähigen?) Mann kann fein gefeßlicher 
Bertreier?) mit Genehmigung des Bormundfchaftsgeridtst) die 
Ehelichkeit anfechten. Hat der geſetzliche Vertreter die Ehelichkeit 
nicht rechtzeitigs) angefochten, jo kann nadı dem WWegfalle der 
Geſchäftsunfähigkeit der Mann jelbit die Ehelichkeit iM gleicher 
Weiſe anfechten, wie wenn er ohne gejeglichen Vertreter ge» 
weſen mwäre®). 

Prozeßfähigkeit ſ. ZPO. 8. 640, 8. 641 Abſ. 2 mit S. 618. 


1) SS. 106, 114. 2) S. 104. 3) Es fommt auf bie Sorge 
für die Perſon an, aljo nicht Abweſenheitspfleger. 4) 88. 1828, 1881, 
FGG. 88. 86, 86, 48. 5) 8. 1594. 6) 8.206 mit 8. 1594. 
Anfechtungskla 


e. 
1596. Die Unfehtung der Ehelichfeit erfolgt bei Leb⸗ 
zeilen des Kindes durch Erhebung!) der Anfechtungsklage?). Die 
Klage ift gegen das Kind?) zu richten 

Wird die Klage zurüdgenommen(), fo ift die Anfechtung 
als nicht erfolgt anzufehen. Das gleiche gilt, wenn der Mann 
vor ber Erledigung des Rechtsſtreits das Kind als das feinige 
anerfennt>). 

Bor der Erledigung des Rechtsſtreits kann die Unehelichkeit 
nicht anderweit geltend gemacht werden®). 

1) ZPO. SS. 258, 281. 2) fiber die Anfechtungstlage ZPO. 
88. 641 ff. Das die Unehelichkeit feftftellende Urteil wirkt auf die Beit 
der Geburt zurüd, OLG. 8 ©. 846. 3) für da3 minderjäbrige Kind 
‘ are, zu beftellen. 4% 8PO. 8. 271. 5) 8. 1598. 


+ 1597. Nach dem Tode des Kindes erfolgt die An- 
fechtung der Ehelichkeit durch Erklärung gegenüber dem Nadjlaf- 
gerichle; bie 1 Härung ift in ffentticbeg aubigter Form abzugeben. 

Nachlaßgericht foll die Erklärung ſowohl demjenigen 
mitteilen, welcher im Falle der Ehelichkeit, als auch bemjenigen, 
welder im alle der Unehelihleit Erbe des Kindes iſt. 68 
bat die Einfiht der Erklärung jedem zu geitatten, Der ein recht» 
liches Intereſſe glaubhaft mad. 

Bol. hierzu die Anın. zu dem entiprechenden $. 1842. 
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Anerkennung der Ehelichkeit. 

8.1598, Die Anfehtung der Ehelichkeit ift ausgefchloffen, 
wenn der Mann das Kind nad) der Geburt als das feinige 
anerfennt?). 

Die Anerkennung kann nit unter einer Bedingung oder 
einer Zeitbeitimmung erfolgen. 

Für die Unerfennung gelten die Borfchriften des $. 1595 
Abf. 1. Die Anerkennung kann aud in einer Verfügung von 
Zodeöwegen?) erfolgen. 

1) Eine Form nicht vorgefchrieben. Ob die Unzeige der Geburt 
beim Standesbeamten Unerfennung ift, ift Zatfrage (RG. IW. 1904 
©. 286). - 2) Teftament (8. 1987) ober Erbvertrag (8. 2299). Bor: 
ausjegung tft, daß die Verfügung wirkſam, alfo bis zum Tode nicht 
widerrufen wird. 

Anfechtung der Anerkennung. 

8.1599. Zit die Anerkennung der Ehelichkeit anfechtbar ?), 
fo finden die Vorſchriften der 88. 1595 bis 1597 und, wenn die 
Anfechtbarkeit ihren Grund in argliftiger saulgung oder in 
Drohung hat, neben den Vorſchriften des 8. 203 Abf. 2 und 
des $. 206 auch die Vorjchrift des 8. 203 Abf. 1 entiprechende 
Anwendung ?). 

1) Bol. &8. 119, 128, 124. 2) Bol. ZPO. 8. 641 Abſ. 1. 

Borzeitige Wiederverheiratung der Iran. 

8. 1600. Wird von einer rau, die fi) nad) der Auf⸗ 
löſung ihrer Ehe wiederverheiratet hat, ein Kind geboren, dag 
nad den 88. 1591 bis 1599 ein ehelidhes Kind ſowohl des 
erften als des zweiten Mannes fein würde, fo gilt das Kind, 
wenn es innerhalb zweihundertundfiebzig Tagen!) nad) der Auf- 
löfung der früheren Ehe geboren wird, ald Kind des eriten 
Mannes, wenn es fpäter geboren wird, als Kind des zmeiten 
Mannes?). 

1) 8. 187 Abſ. 1, 8. 188 Abſ. 1. 2) Das zwiſchen dem einen 
Manne und dem Kinde ergangene die Vaterſchaft feftftellende Urteil wirkt 
gegen den anderen Ehemanı nur, wenn er am NWedhtäftreite teil: 
genommen bat (ZPO. $. 648). 


Dritter Titel. 
Unterbaltspflicht. 


1. Die Borfchriften der 88. 1601 ff. gelten zunächft für Die Ber: 
wandten tm Sinne bes 8. 1589; fie finden jedoch) auch auf Kinder au? 
einer nichtigen Ehe, ſoweit fie nach ben SS. 1699, 1700 als ebeliche 
gelten, fowie in den Fällen der Legitimation und der Annahme an Kindes 
Statt Anwendung, foweit dadurch Berwandtichaft begründet wirb (88. 1719, 
1786, 1787, 1757, 1768), unbeſchadet der in den $8. 1739, 1766 be- 
fiimmten Ausnahmen. 
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2. Unterhaltspflichten außerhalb der 88. 1601 fi. kennt das BGB. 
fowoHl auf familienrechtlicher Grundlage (SS. 1860, 1861, 1846, 1846, 
1578 ff, 1586, 1851, ferner 88. 1708, 1708 ff., Unterhaltöpflicht der 
Ehegatten, des unehelichen Vaters) als auf obligatorifcher ($$. 628, 843, 
844) und auf erbrechtlicher (SS. 1968, 1969, 2141) &rundlage. 

Unter rt t der Verwandten in gerader Linie. 

‚1601. Verwandte!) in gerader Linie?) find verpflichtet ?), 
einander Unterhalt zu gewähren. 

1) 8. 1589; feine Unterhaltspflicht unter Verfchwägerten. 2) Eine 
Unterhaltspfliht ber Gefchwifter iſt nicht beſtimmt. 3 Die Ehefrau 
ift nicht berechtigt, au8 eigenem Nedte gegen den Mann auf Unterhalt 
ber Kinder zu Magen (OLG. 4 ©. 864). 

Bornusfekung des Unterhaltsredhts. 

. 1602. LUnterhaltsberechtigt ift nur, wer!) außerjtande 
it, fich felbit zu unterhalten®). 

Ein minderjähriges unverheiratetes Kind Tann von feinen 
Eltern, aud) wenn es Vermögen hat, die emäbrung des Unter⸗ 
balts infomweit verlangen, als die Einkünfte feines Bermögens®) 
und der Ertrag feiner Arbeit*) zum Unterhalte nicht ausreichen. 

1) Der Beweis diefer Vorausfegung liegt demjenigen ob, der den 
Unterhalt fordert (NG. ZW. 1904 S. 295). 2) Hilfshedüritigkeit ſetzt 
Vermögensloſigleit (dieſer ſteht nicht verwertbares Vermögen gleich) und 
Erwerbsunfähigkeit (Über dieſe NG. IJW. 1901 ©. 480) voraus; fie fällt 
nicht deshalb weg, weil ber Bedürflige von Dritten (Armenunterftügung) 
die Mittel erhält (MG. 17 ©. 226). 3) auch des freien (88. 1660, 
1651). 4) 3.8. 8.112. 

Vorausſetzung der Unterhaltspflicht. 

. 1603. Unterhaltspflichtig iſt nicht, wer!) bei Berüd- 
fihtigung?) feiner fonftigen Verpflichtungen außerſtande?) ift, 
ohne Serährdung jeines jtandesmäßigen Unterhalts den Unter- 
halt zu gewähren®). 

Befinden fih Eltern in Ddiefer Lage, fo find fie ihren 
minderjährigen unverheirateten Kindern gegenüber verpflichtet, 
alle verfügbaren Mitiel5) zu ihrem und der Kinder Unterhalte 
gleihmäßig zu verwenden. Diefe Verpflichtung tritt nicht ein, 
wenn ein anderer unterhalispflichtiger Verwandter vorhanden 
iſte); ſie tritt auch nicht ein gegenüber einem Rinde, deifen Unter: 
halt aus dem Stamme feines Vermögens beitritten werden kann'). 

1) Die Einrede des Notbebarfs ift vom Verwandten, der als unter. 
haltSpflichtig in Anfpruch genommen wird, zu bemweifen, ihre Prüfung 
obliegt dem Prozeßrichter (MG. 57 5. 69). 2) DVUG.4 ©. 404. 
8) Leiftungsunfähigkeit fet VBermögenslofigleit oder Nichtveriwertbarfeit 
des Bermögend und Unfähigkeit durch ftandesmäßige Arbeit zu verdienen 
voraus. Der Pflidhtige kann daher nicht verlangen, daß fein Stamm: 
fapital freibleibt (RG. IW. 1904 ©. 206), außer ſoweit deffen Inangrifi- 
nahme feinen ftandesmäßigen eigenen Unterhalt gefährdet (RE. IW. 1904 
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©. 295). 4, Soweit ein Unterhaltöpflichtiger leiftungsunfäßig tft, 
befteht feine Unterhaltspflicht; der Leiftungsunfähige ift, wenn er jpäter 
zu Vermögen gelangt, nicht zur Nachzahlung verpflichtet. 5 NG. AM. 
1908 Beil. S. 29. 6, Als anderer Verwandter erſcheint aud) bie 
Mutter, fo daß der Bater gegenüber der gefteigerten Unterhaltspflicht aus 
Abſ. 2 Say 1 das Kind auf die (vermögliche) Mutter verweilen kann 
Re. 67 ©. 69, NW. 1904 ©. 889, 1906 ©. 867). 7) Seuffä. 56 
©. 86. 


Einfluß des Güterrechts. 

&. 1604. Someit die Unterhaltspflicht einer Frau ihren 
Berwandten gegenüber davon abhängt, daß fie zur Gewährung 
des Unterhalis imftande ift, fommt die dem Danne an dem 
eingebradten Gute zuftehende Verwaltung und Nutznießung 
nicht in Betracht. | 

Beitehbt allgemeine Gütergemeinihaft, Errungenſchafts⸗ 
gemein] aft oder Yahrnisgemeinfhaft, fo beitimmt ſich die 
Interhaltspflicht des Mannes oder der Yrau Verwandten gegen- 
über fo, wie wenn das Gefamtgut dem unterhaltspflidtigen 
Ehegatten gehörte. Sind bedürftige Verwandte beider Ehe—⸗ 
gatter vorhanden, fo ift der Unterhalt aus dem Geſamtgute fo 
zu gewähren, wie wenn die Bedürftigen zu beiden Ehegatten in 
den Berwandiichaftsverhältnifle ftänden, auf dem die Unter⸗ 
balt3pflicht des verpflichteten Ehegatten beruht. 

Für die Bemeſſung ber Unterhaltöpfligt der rau beim geiegl. 
Süterredhte (Ubf. 1) und eines jeden Gatten bei den Bütergemeinichaften 
(Abi. 2) kommt dad Necht des Dianned am eingebrachten Gute bzw. des 
anderen Gatten am Gefamtgute nicht als eine fonftige Berpflichtung 
(8. 1603 Abſ. 1) des unterbaltöpflichtigen Gatten in Betraht. Wegen 
der Haftung bed eingebrachten Gutes und des Geſamtguts SS. 1411, 
1459, 1584, 1549. Ehevertrag zur Umgehung der gef. Unterbaltöpflicht 
OLG. 6 S. 167; 9 ©. 448. 

Ginfuß der elterlichen Nutniefung. 

8.1605. Someit dielinterhalt3pflicht eines minderjährigen 
Kindes feinen Verwandten gegenüber davon abhängt, daß es 
dur Gewährung des Unterhalts imftande iſt, fommt die elter- 
ihe Nutznießung an dem Vermögen des indes nit in 
Betradt. 

Das Kind muß den Unterhalt fo gewähren, wie wenn es jelbft Die 
Nugungen bezieht. Gegenüber dem Ehegatten gilt der 8. 1605 gleichfalls 
(S. 1860 Abf. 8), nicht dagegen gegenüber dem früheren Ehegatten. 

Unterhaltspflicht mehrerer Berwandten, 

&. 1606. Die Ablömmlinge find vor den Verwandten 
der aufiteigenden Linie unterhaltspflihtig. Die Unterhaltspflidht 
der Abfümmlinge beftimmt ſich nad) der gejeglichen Erbfolge» 
ordnung und dem Berhältniffe der Erbteile!), 

Achilles, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage. 46 


122 Familtenredt. Verwandiſchaft. 


Unter ben Berwandten ber auflteigenden Linie haften die 
näheren vor den entfernteren, mehrere gleidh nahe zu gleichen 
Teilen. Der Vater haftet jedoch vor der Mutter; fteht Die 
Nugniegung?) an dem Vermögen des Kindes der Mutter zu?), 
0 haftet die Mutter vor dem Vater!). 

2) Bol. SS. 1924 ff. alſo nidht nach Gradesnähe. 2, Ob fie 
einen Ertrag abwirft, tft gleichgültig; die Mutter muß ſich gegebenenfalls 
durch Verzicht ($. 1662) Helfen. 8) 58. 1684, 1685. # Mehrere 
gleichzeitig Berpflichtete Haften nicht ſamtverbindlich (RG. 57 ©. 69). 
Zeifungsunfähigkeit des zunächſt Derpfichteten. 

8. 1607. Someit ein Verwandter auf Grund des 8. 1603 
nicht unterhaltspflichtig ift, Hat der nad) ihm haftende Berwandte 
den Unterhalt zu gewähren!). 

Das gleiche gilt, wenn die Rechtsverfolgung?) gegen einen 
Bermandten im Inland ausgeſchloſſen oder erheblid) erfchwert 
ift3). Der Anjprud) gegen einen folden Verwandten gebt, jomeit 
ein anderer Verwandter den Unterhalt gewährt, auf diejen 
über*). Der Übergang Tann nit zum Nachteile des Unter» 
haltsberechtigten geltend gemacht werden. 

Über Unterhaltsgewägrung für andere 8$. 679, 686. Der Grfag: 
anſpruch der Armenverbände bleibt nad) Maßgabe bes Reichsgeſ. Über den 
UnterftägungsSwohnfig v. 6. Juni 1870 und nad) Maßgabe der Landes: 
gefeße (3. B. bayeriſches Armengeſ. vd. 29. April 1869 Art. 5, 7; un: 
berührt (EG. Art. 82, 108). 

1) S .1607 bezieht ſich ſowohl auf den all, daß der Nachmann an 
Stelle eined vorangehenden, als daß er an Stelle eines gleichzeitig Ber: 
pflichteten tritt (NG. 52 ©. 198). 2) Hierunter fällt auch die Möglichkeit 
ber Befriedigung im Zwangswege (vgl. $. 778 Ubi. 1 Nr. 2, 4). 
3 NG. IB. 1901 ©. 481. 4) Übergang kraſt Geſetzes, f. S. 412. 
Voraushaftung des Ghegatten. 

1608. Der Ehegatte!) des Bedürftigen haftet vor deifen 
Verwandten. Someit jedoch der Ehegatte bei Berüdfidhtigung 
feiner fonftigen Verpflichtungen außerjtande ift, ohne Gefährdung 
feines ſtandesmäßigen Unterhalt8 den Unterhalt zu gewähren, 
haften die Verwandten vor dem Ehegatten. Die Borfchriften 
des 8. 1607 Abf. 2 finden enifprechende Anwendung. 

Das gleiche?) gilt von einem gefchiedenen?) unterhalts- 
pflihtigen*) Ehegatten fowie von einem Ehegatten, der nad) 
8. 1351 unterhaltspflichtig iſt. 

1) S8. 1860, 1861. 2) Im Abſ. 2 findet nach 8. 1580 audh Abſ. 1 
des $. 1607 Anwendung. 3) Der Scheidung fteht die Aufhebung der 
eheliden Gemeinſchaft gleich (88. 1675, 15686). 4) 88. 1578-1588. 
Aufammentreffen von Unterhaltsberesytigten. 

* 1609. Sind mehrere Beduͤrftige vorhanden und iſt 
der Unterhaltspflchtige außerjtande, allen Unterhalt zu ges 
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währen, fo gehen unter ihnen die Ablümmlinge den Ber» 
wandten der aufjteigenden Linie, unter den Abkömmlingen die- 
jenigen, melde im alle der geſetzlichen Erbfolge!) als Erben 
berufen jein mwürden, den übrigen Ablümmlingen, unter den 
Berwandten der aufiteigenden Linie die näheren ben ent« 
fernteren vor. 

Der Ehegatte jteht den minderjährigen unverheirateten 
Kindern gleih; er geht anderen Kindern und den übrigen 
Berwandten vor. Ein gejchiedener Ehegatte jomwie ein Che» 
gatte, der nad) 8. 1351 unterhaltsberechtigt ift, geht den voll» 
jährigen oder verheirateten Kindern und den übrigen Ver—⸗ 
wandten vor?). 

1) 8. 1924. 2, Das Berhältnis des geichiedenen oder nad) 
8. 1851 unterhaltSberechtigten Ehegatten zu bem Ehegatten ber neuen 
Ehe des Unterhaltäpflichtigen fowie ben minberjährig unverbeirateten 
Kindern für den Sal, daß der Unterbaltungspflichtige nicht imſtande ift, 
alle Anſprüche zu befriedigen, ift im S. 1579 Abſ. 1 Sag 2 geregelt. 

Standesmäßiger Unterhalt. 

&. 1610, Das Maß des zu gemwährenden Unterhalts be- 
ſtimmt ſich nach der Lebensftellung!) des Bedürftigen (itandes- 
mäßiger) Unterhalt). 

er Unterhalt umfaßt den gefamten Lebensbedarf?), bei 
einer der Erziehung bedürftigen Perſon aud die Koſten der 
Erziehung und der Vorbildung zu einem Berufe. 

1) RG. JW. 1902 €. 72. 3) Den Gegenfag bildet ber not: 
dürftige Unterhalt ($S. 1611). Der Unterfchted bezieht fich nicht auf den 
Inhalt, fondern auf da8 Maß bes Anſpruchs. 3) Die Unterbalt3- 
pfliht umfaßt alfo nicht die Verpflihtung, Schulden des Bebürftigen zu 
bezahlen; auch gehören Prozeßkoſten (OLG. 12 S. 821) und Strafloften 


nit zum Unterhalte. " 
Aotdürftiger Unterhalt. 
&. 1611. Wer durch fein fittliches Verſchulden) bedürftig 
geworden ilt, fann nur den notdürftigen?) Unterhalt verlangen. 
Der gleihen Beſchränkung unterliegt der Unterhaltsanſpruch 
der Abkömmlinge, der Eltern und des Ehegatten, wenn fie ſich 
einer Berfehlung ſchuldig machen, die den Unterhaltspflichtigen 
beredtigt, ihnen den Bilichtteil zu entziehen?), ſowie der Unter« 
haltsanſpruch der Großeltern und der meiteren Voreltern, 
wenn ihnen gegenüber die Borausfegungen vorliegen, unter denen 
Kinder beredtigt find, ihren Eltern den Pflichtteil zu entzichen. 
Der Bedürftige kann wegen einer nad) diefen Vorſchriften 
eintretenden Beſchränkung feines Anſpruchs nicht andere Unter- 

Halt3pflichtige in Anſpruch nehmen. 
1) Raufalzufammenhang zwiichen Berfhulden und Bedürftigkeit IW. 
1902 ©. 72. 2) Bgl. Anm. zu 8. 1610. 8) 68. 2833 - 2885. 

46* 
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2886 Ubi. 4. Infolge Verzeifung ($. 2387) fällt die Beſchränkung auf 
ben notbürftigen Unterhalt weg. 
Art der Gewährung des Unterhalts. 

6.1612. Der Unterhalt ift durch Entrichtung einer Geld- 
vente zu gewähren. Der Verpflichtete kann verlangen, daß ihm 
die Gewährung des UnterhaltS in anderer Art geftattet wird, 
wenn bejondere Gründe es rechtfertigen. 

Haben Eltern einem unverbeirateten Kinde Unterhalt zu 
gewähren, fo können jie beitimmen, in welder Art!) und für 
welche Zeit im voraus ber Unterhalt gewährt werben foll. 
Aus befonderen Gründen kann das Bormundfchaftsgericht?) auf 
Antrag des Kindes die Beltimmung der Eltern ändern?). 

- Sm übrigen?) finden die Borjchriften des F. 760 Anwendung. 

1) RG. ZW. 1901 ©. 870, ORG. 4 S. 84: wenn bad BG. bad 
Kind der gejchtedenen Frau überwieſen (8. 1685) Kat, muß der Bater 
den Unterhalt in Geld gewähren. 2) Zuſtändigkeit FGG. 88. 86, 48. 
Antrags: und Befchwerberecht daf. 8. 59 (vgl. OLE.2©.9. IB. 
1908 Beil. S. 29. 4) Bol. ZPO. SS. 268, 828 (Klage wegen ber 
fünftig fälligen Leitungen, Anderung des Urteils bei Änderung der Ber: 
bältniffe). 

Unterhalt für die ee Werac 

‚1613. Für die Vergangenheit fann der Berechtigte Er- 
füllung oder Schadenserfag wegen Nichterfüllung nur von der 
Beit an fordern, gu welder der Berpflichtete in Verzug!) ge 
fommen oder der Unterhaltsanfprud) rehtshängig?) geworden ilt. 

1) 88. 284, 280. 2) ZPO. g8. 2568, 268, 281, 698. 

Berzicht und Borausleiflung. 

8 161A. Für die Zukunft Tann auf den Unterhalt nicht 
verzichtet werden !). 

Durch eine Borausleiftung wird der Berpflichtete bei er- 
neuter Bedürftigfeit des Berechtigten nur für den im $. 760 
Abf. 2 beftimmten Zeitabjchnitt oder, wenn er felbft den Zeit⸗ 
abjchnitt zu beitimmen hatte, für einen den Umftänden nad 
angemeſſenen Zeitabjchnitt befreit. 

Wegen bes Konkurſes KO. 8. 8 Ubi. 2. 

1) ohne Rückſicht ob der Verzicht entgeltlich ift oder nicht (NG. IW. 
1905 ©. 682). Auch ein Vergleich ijt unzuläffig (NG. 50 ©. 96). Bal. 
NS. 61 ©. 54. 

Tod des Deriyuten oder des Derpflichteten. 

+ 1615. Der Unterhaltsanipruh erliiht mit dem 
Tode des Berechtigten oder des Verpflichteten, jomweit er nicht 
auf Erfüllung oder Schadenserfag wegen Richterfüllung für die 
Vergangenheit!) oder auf jolde im voraus zu bemwirkende 
Leiſtungen gerichtet ift, die zur Zeit des Todes des Berechtigten 
oder des Verpflichteten fällig find?). 





Unterhaltspflicht. Recht! Stellung d. ehel. Kinder. 88. 161%—1617. 726 


Am Falle des Todes des Berechtigten hat der Berpflichtete 
die Koften der Beerdigung zu tragen, foweit?) ihre Bezahlung 
nicht von dem Erben zu erlangen ift. 


Übertragbarkeit, Aufrechnung, Pfändbarkeit des Unterhaltsanfpruchs 
SS. 894, 400 und ZPO. $. 860 Ubf. 1 Nr. 2. Verjährung bes Un: 
ſpruchs und der einzelnen Leiftungen $. 194 Abſ. 2, 8. 197. 

2) 8. 1618. 2) $. 1612 Abſ. B mit $. 760 Abſ. 8. ©) 8. 1968, 
vgl. auch SS. 844, 528, 1578, 1680, 1780, Haftpflichtgef. 8. B. 


Vierter Titel. 
Rechtliche Stellung der ehelichen Kinder. 


Der vorliegende Titel regelt die Stellung ber ehelichen Kinder nicht 
in allen Beziehungen (vgl. $. 11 Abi. I, $. 204 Sa 2, $$. 1806, 1601 
bis 1608, $. 1612 Ubf. 2, 88. 1747, 1776, 1777, 1899, 1900, 1924, 
1925, 2808). Unter ehelichen Kindern find zunächft die im 8. 1591 be⸗ 
zeichneten Kinber zu verftehen. Die Anwendung auf bie Kinder aus nichtigen 
Ehen, auf legitimierte und angenommene Kinder ergibt fi aus den 
58. 1699—1704, 1719, 1786, 17567. 

Für bie rechtliche Stellung des Kindes ift von enticheidender Bes 
deutung, ob es volljährig oder minderährig (88. 2, 8) if. Das minder: 
jährige Kind fteht unter elterlicher Gewalt. Das volljährige ift felb: 
tändig; über Bolljährige kann es nur eine Bormundfchaft (85. 1896 ff.), 
aber feine elterlide Gewalt geben. Die Beziehungen, welche ſowohl für 
volljährige als für minderjährige Kinder zutrefien, werden in den 88. 1616 
bis 1625 geordnet. 

über die Rechtsftreitigleiten, die das Beitehen oder Nichtbeitehen eines 
Eltern: und Kindesverhältnifies zum Gegenftande Haben, vgl. die ZPO. 
88. 640—644. 

Internationales Privatrecht im EG. Art. 19, 28—81; Übergangs⸗ 
beitimmungen ebenda Art. 208—206. 


I. Redhtsuerhältnis zwiſchen den eltern und dem Rinde im 


allgemeinen, 
Name des Kindes. 

F. 1616. Das Rind erhält den Familiennamen des 
Baters'). 

Über den Stand ſchweigt das BGB. Pl. die Anm. zu $. 1856. 

Die Erteilung de Vornamens (Berfonft®. $. 22) iſt Wusfluß der 
tatfächlihen Fürforge für die Perjon bed Kindes. 

4) über die Namensform polniiher Töchter KG. 28 ©. A 60. 
Derpflidhtung des Kindes zur Leiftung von Dienfen für die Eltern. 

6. 1617. Das Kind ift, folange e8 dem elterlichen Haus⸗ 
ftand angehört und von den Eltern erzogen oder unterhalten 
wird, verpflichtet, in einer feinen Kräften und feiner Lebens» 
ftellung entfpredhenden Weife!) den Eltern in ihrem Hausweſen 
und Geſchäfte Dienfte zu leiſten?). 
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1) Schub bed Kindes gegen Mißbrauch S. 1666 (OLG. 10 ©. 1). 
Von bef. Bedeutung find die Vorfchriften des Gef. v. 80. März 1908 
über Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben. 2) Der Erwerb nad 
$. 1617 gehört dem Haußbaltungsvorftand, alfo regelmäßig dem Water; 
anders 8. 1661 Nr. 1. 

Aufwendungen nus dem Yermögen des Kindes, 

&. 1618. Ma ven dem elterlihen Hausſtand ange 
hörendes volljähriges Kind zur Beltreitung der Koften des Haus⸗ 
halts aus feinem Bermögen eine Aufmendung oder überläßt es 
den Eltern zu diefem Zwecke etwas aus feinem Bermögen, fo 
in im Zmeifel anzunehmen, daß die Ubficht fehlt, Erſatz zu ver- 
angen. 

G Entfpregenb 8. 1429. Bgl. S. 686. 
Verwaltung des Vermögens durd die Gltern. 

8. 1619, Überläßt ein dem elterlihen Hausftand an⸗ 
gehörendes volljähriges Kind fein Vermögen ganz oder teil- 
meile der Bermwaltung bed Baters, fo kann der Bater die Ein⸗ 
fünfte, die er während feiner Verwaltung bezieht, nad) freiem 
Ermefjen verwenden, fomeit nicht ihre Verwendung zur Be— 
ftreitung der Koften der ordnungsmäßigen Verwaltung unb zur 
Erfüllung foldher Verpflidhtungen des Kindes erforderlich ift, die 
bei ordnungsmäßiger Bermaltung aus den Einkünften des Ber- 
mögens beitritten werden. Das Kind kann eine abweichende 
Beitimmung treffen. 

Das gleiche Recht fteht der Mutter zu, wenn das Rind ihr 
die Verwaltung feine® Vermögens überläßt. 

Entipredend $. 1480. Vgl. die Anm. zu 8. 1480. 

Ausfteuer einer Tochter. 1. Yerpflichtung der Gltern. 

&. 1620. Der Pater ift verpflichtet, einer Tochter ) im 
Halle ihrer Berheiratung?) zur Einrichtung des Haushalts eine 
angemeljene?) Ausjteuer*) zu gewähren), ſoweit er bei Berüd: 
ſichtigung feiner fonftigen Berpflihtungen ohne Gefährbung 
feines ftandesmäßigen UnterhaltS dazu imftande iſt und nicht 
die Tochter ein zur Beſchaffung der Ausfteuer ausreidhendes 
Vermögen bat. Die gleihe Verpflichtung trifft die Mutter, 
wenn der Bater zur Gewährung der Ausfteuer außeritande oder 
wenn er geltorben iſt. 

Die Vorfchriften des 8. 1604 und bes $. 1607 Abf. 2 
finden entjpredyende Anwendung. 

Das BGB. unterfcheidet Ausſteuer (55. 1620—1628) und Aus⸗ 
ftattung (88. 1624, 1625). WUusftattung ift alles, was einem Sinde mit 
Rückſicht auf feine Verheiratung ober auf bie Grlangung einer ielb- 
ftändigen Lebensſtellung zur Begründuug ober Erhaltung ber Wirtichaft 
ober ber Lebensftellung von dem Vater ober der Mutter zugemendet wird. 
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Ausſteuer ift diejenige Art der Uusftattung, welche in der Zuwendung 
ber zur Einrichtung und Führung des Hausweſens eines fich ver: 
heiratenden Kindes erforderlichen beweglichen Sachen befteht. Einen Rechts⸗ 
anſpruch gibt e8 nur auf Ausſteuer und nur für Töchter. 

4) gleichgültig, ob voll: oder minderjährig. 2) Leiftung vor 
Berheiratung kann nicht gefordert werben (OLG. 2 ©. 441); Feſt⸗ 
ftelungölflage RG. 49 ©. 870. Klage auf künftige Leiſtung nach $. 269 
3PO. ſ. RG. 58 ©. 189. 8) unter Berüdfihtigung ber Berbält: 
nifie auch des Ehemanns ber Tochter (OLG. 8 ©. 247). 4) Wahl: 
recht bed Vaters, ob er bie Ausſteuer in Geld oder burch Lieferung von 
Saden gewährt (OLG. 4 ©. 105); unter Umſtänden (3. ®. 8. 242) 
kann auch die Tochter Beldzahlung fordern (OLG. 12 ©. 821). 5) Ob 
der Mann den Außfteueranipruch geltend machen kann, beftimmt fich nach 
dem Güterrechte; für den gefegl. Güterſtand f. $. 1880. 

2. Wegfall der Verpflichtung. 

6. 1621. Der Bater und die Mutter können die Ausiteuer 
verweigern, wenn fich die Tochter ohne die erforderliche elterliche 
Einwilligung!) verheiratet. 

Das gleiche gilt, wenn ſich die Tochter einer Verfehlung 
ſchuldig gemadt hat, die den Verpflichteten berechtigt, ihr den 
Pflichtteil zu entziehen ?). 

2) 8S. 18056, 1808; im alle ber gerichtlichen Erfeßung ber Ein: 
willigung fein Verweigerungsrecht. 2) 8. 2888; dur) Verzeihung 
(8. 2887) gebt dad Necht ber Verweigerung verloren. 

6.1622. Die Tochter kann eine Ausftener nicht ver- 
langen, wenn fie für eine frühere Ehe von dem Bater oder der 
Mutter eine Ausfteuer erhalten Hat. 

3. Unübertragbarkeit des Anſpruchs der Tochter; Verjährung. 

6.1623. Der Aniprud auf die Ausſteuer iſt nicht über- 
ragbar. Er verjährt in einem Jahre von der Eingehung der 

e an. 

b Aufrechnung 8. 394, Verpfändbarkeit 8. 1274, Pfändbarkeit ZPO. 
5. 861, Verjährung 88. 198 ff., 204; Berechnung der Friſt 8. 187 Ubj.1, 
S. 188. Der Anfprud) gebt altiv wie paffiv auf den Erben über. 

Ausfattung reines Bindes durch die Eltern. 

6.1624. Was einem Kinde!) mit Rüdjiht auf feine 
Berbeiratung?) oder auf die Erlangung einer felbitändigen 
Lebensſtellung zur Begründung oder zur Erhaltung der Wirt» 
fhaft oder der Lebensftelung?) von dem DBater oder der 
Mutter*) zugemendet®) wird (Ausftattung)®), gilt, aud) wenn eine 
Berpflichtung nicht beiteht, nur injoweit als Schenkung, als die Aus. 
ftattung das den Umftänden, insbejondere den Bermögensverhält- 
niffen des Vaters oder der Mutter, entjprehende Maß überfteigt. 

Die Berpflihtung des Ausjtattenden zur Gewährleiſtung 
wegen eined Mangels im Rechte oder wegen eines Fehlers der 


128 Familienrecht. Verwandiſchaft. 


Sache beſtimmt ſich, auch ſoweit die Ausſtattung nicht als 
Schenkung gilt, nach den für die Gewährleiſtungspflicht des 
Schenkers geltenden Borfchriften?). 

Über ben Unterfhteb von der Außftener Anm. zu $. 1620. Die 
Ausſtattungspflicht ift nicht erzwingbar, ihre Grfüllung aber Teine 
Schentung, foweit die Nusftattung die Grenzen der Angemefienheit nicht 
überichreitet; es finden alfo in&befondere die 88. 518, 620—522, 628, 
680 feine Anwendung. Uberfchreitet die Ausftattung die Grenzen der 
Ungemefienbeit, fo gilt der üiberfchreitende Betrag als Schenkung. 

Über die Ausftattung, welche ein in @ütergemetnfchaft Iebender 
Elternteil verfpricht oder gewährt, ſ. $$. 1446, 1465, 1499 Nr. 8, 1588, 
1549. Ausgleichungspflicht 8. 2050. 

2) Für Zuwendung an ben Perlobten des Kindes gilt S. 1624 
nit (Seuffl. 69 ©. 189), 2) Eine Rente, die ber Tochter als 
Ausftattung verfprodhen wurde, fann, wenn bie Ehe gefchieden wird und 
die Tochter wieder heiratet, in ber zweiten Ehe nicht ohne weiteres wieder 
verlangt werden (OuG. 12 S. 822). 8) Auch nach ber Berbeiratung 
oder der Selbftändigmadjung gegebene Zuwendungen (3. B. Rente als 
Nadelgeld) können Ausftattung fein (NG. IW. 1906 ©. 426). 4) Zu: 
wendung Seitens Fremder Teine Ausſtattung Seuffi. 59 ©. 819, DOYE®. 
5 ©.416. Bel. auch RG. 62 ©. 278, 5) Die Form ber Zuwendung 
ift ohne Belang (RG. 54 ©. 111). 6) Gleichgültig if, ob das Yu: 
gemwendete zur Gründung oder Erbaltung der Wirtichaft oder Lebensftellung 
objeftiv notwendig ift (NG. IW. 1906 ©. 426). 7) 8$. 528, 524. 


Ausfiattung aus dem Bermögen des Windes. 

8.1625. Gemährt der Vater einem Rinde, deſſen Ber- 
mögen feiner elterlihen!) oder vormundfcdaftlicden?) Verwaltung 
unterliegt, eine Ausftattung, jo iſt im Zweifel anzunehmen, 
baß er fie aus diefem Vermögen gemäbrt. Diefe Borfchrift 
findet auf die Mutter entſprechende Anmwendung?). 

1) 8. 1627, aber nicht 8. 1619. 2) Pfleger 8. 1916. 8), Der 
$. 1625 gilt auch für die Gewährung einer Außfteuer. 


II. Glterliche Gewalt. 

1. Das BGB. geitaltet die elterlide Gewalt als eine vormund⸗ 
ſchaſtliche Schuggewalt, welche ihrem Inhaber wie einem Bormunde 
($. 1798) das Recht unb die Pflicht der Sorge für die Perſon und das 
Vermögen bes Kindes mit Einjchluß ber Vertretung gibt. Doc ift der 
Nater freier geftellt al8 ein Bormund. Mit der clterliden Gewalt tit 
die Nusnießung am Bermögen bes Stindes verbunden. Der Anbaber ber 
elterlihen ®ewalt bat die Nutznießung aus eigenem Rechte und obne 
Perantwortlichkeit gegenüber dem Kinde. 

Das BGB. kennt feine väterlicye, fondern eine celterlide Gewalt. 
Die Gewalt ſteht beiden Eltern gemeinfam zu, wirb aber zunädhlt vom 
Vater allein ausgeübt. Die Gewalt der Mutter befchräntt fich bei Leb⸗ 
zeiten des Baterd regelmäßig ($S. 1684, 1685) auf eine Teilnahme an 
der Sorge für die Perfon bes Kindes (3. 1684). 

8. Das Mind iſt voll vermögensfähig. Deshalb ift das Pekulienrecht 
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dem BGB. fremd. Damit Hängt zufammen, daß das BGB. auch bie 
abjektizifchen Klagen nicht kennt. Auf die Gefchäftsfähigkeit, die Prozeß: 
fähigkeit (ZPO. 8. 52), bie Delittsfähigleit (8. 328) und die Xeftier- 
fähigkeit ($S. 2229 Abſ. 2, 8. 2288 Abſ. 2, 8. 2247) des Kindes iſt bie 
elterlide Gewalt als ſolche ohne Einfluß. 

4. Klage auf Teitftelung bed Beſtehens ber elterlicden Gewalt in 
der ZPO. $8. 640 - 644. 

b. Sadlide und Örtliche Zuftändigleit des Bormundfchaftsgerigite, 
foweit biefem in Anfehung der elterlichen Gewalt Verrichtungen obliegen, 
ſ. EG. Art. 147, FGG. 88. 85, 86, AB, 44, 46, 189. Wegen ber Sürforge 
und Auflicht des BG. f. Unm. zu $. 1666. 

6. Die elterliche Gewalt endigt mit der Bolljährigleit des Stindes. 
Weitere Beendigungdgründe f. Anm. zu 8. 1679. 


6. 1626. Das Kind fteht, folange es minderjährig!) it, 
unter elierliher ®ewalt?). 
1) ss 2, 8 2) Sorge für bas noch nicht geborene Kind 8. 1912. 


1. Elterlide Gewalt des Vaters. 
I. Inhalt der elterlichen Gewalt. 1. Sorge für das Kind. 

6. 1627. Der Vater hat kraft der elterlihen Gewalt das 
Recht und die Pflicht, für die Perfon!) und das Vermögen?) 
bes Kindes zu forgen?). 

4) Die Sorge für die Perfon des Kindes umfaßt bie Fürforge in 
allen perfönlichen Berhältniffen des Kindes, und zwar nad) der tatfächlichen, 
3. B. der Erziehung, wie nach der rechtlichen Seite Hin, 3. B. der Ein: 
willigung zur Eheſchließung (8. 1804). 2) in S. 1688 ala Ber: 
mögensverwaltung bezeichnet. 3) Die Sorge umfaßt nad) 8. 1680 
die gef. Vertretung; bei der Sorge für bie Perfon gibt es aber Fälle, in 
denen ein nicht zur gefeglichden Vertretung berechtigter Elternteil die tat: 
jächliche Sorge Bat: vgl. 88. 1684, 1685, 1687, 1676, 16961698; 
diefe Hülle zerfallen in folche, bei denen bei Meinungsverfchiedenheit die 
Meinung des Vertreters (88. 1676, 1698), und in folche, bei denen Die 
de3 Glternteil® (SS. 1685, 1687, 1696, 1697) vorgeht. Was zur tat: 
jächlichen Sorge gehört, beſtimmen SS. 1681—1688. 

nfammentreffen der elterlichen Gewalt mit einer Pflegſchaft. 

= 1628. Das Reht und die Piliht, für die Berfon 

und das Vermögen des Kindes zu jorgen, erſtreckt ſich nicht auf 
Angelegerheiten des Kindes, für die ein Pfleger beitellt iſt. 

Entſprechend 8. 1794. Bol. die Anm. zu 8. 1909. 

6. 1629. Steht die Sorge für die Perfon oder die 
Sorge für das Bermögen ded Kindes einem Pfleger!) zu, fo 
entiheidet?) bei einer Meinungsperjhiedenheit zwijchen dem 
Bater und dem Pfleger über die Vornahme einer ſowohl die 
Berjon al das Vermögen des Kindes betreffenden Handlung 
das Bormundfhaftsgeridt. 

1) Der dem 8. 1798 enifprechende 8. 1629 gilt auch bei Meinungs: 
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verſchiedenheit zwiſchen dem Elternteile, dem nur die tatjächlide Sorge 
für die Perfon obliegt ($S. 1685, 1687, 1676, 1696—1698), und bem 
gefeglihen Bertreter (BayOh2®. 8 ©. 115, 28.29 S. A 18 — NRYU. 5 
S. 189). 2) Das Bormundfchaftsgeriht (FGG. 88. 86, 48) laun 
nur einer ber Meinungen beitreten. Eintritt der Wirlfamteit ber Ent: 
ſcheidung FGG. $. 58 (28. 26 ©. A 18 = RM. 8 5, 221) Be 
ſchwerde ſteht ſowohl dem Vater ald dem Pfleger jelbftändig zu; $. 68 
Abſ. 2 daf. Beſchwerde des Kinbes S. 59 baf. 

Vertretungsmacht. 

.1680. Die Sorge für die Perſon und das Vermögen 
umfaßt die Vertretung!) des Kindes. 

Die Vertretung —2* dem Vater inſoweit nicht zu, als 
nach 8. 1795 ein Vormund von der Vertretung des Mündels 
ausgeſchloſſen it). Das Bormunbiaftögeriht‘) fann dem 
Bater nad) 8. 1796 die Vertretung entziehen?). 

4) Die Vertretungsmacht des Gewalthabers ift wie die des Bor: 
mundes grundfäglich unbeſchränkt. Ausnahmen: 

a) in gewiſſen Höchft perfünlichen Angelegenheiten können bie Rechts: 
bandlungen nur vom Kinde feldft vorgenommen werben (88. 1817, 13836 
Abſ. 1, 1887 Abi. 8, 1487, 1608 Abf. 2, 1616 Abf. 2, 1728 Abſ. 1, 
1729 Abſ. 2, 1781, 1748 Abſ. 2, 1760, 1755, 1770, 2064, 2229, 2271, 
2274, 2275, 2282 Abf. 1, 2284, 2290 Abſ. 2, 2296 Abſ. 1, 2847, 2861, 
2852, ZPO. S. 612 Abſ. 1); 

b) in einer Reihe von anderen vorzugsweiſe auf dem Gebiete der 
Bermögendverwaltung Tiegenden Ungelegenbeiten ift die Bertretungsmadt 
des Gewalthabers auch nad außen Bin dadurch beſchränkt, daß er an bie 
Genehmigung de VBormundfchaftsgeriht3 und, wenn der Mutter ein Beis 
ftand beitellt tft, an defien Genehmigung (8. 1690) gebunden ift (88. 112, 
1484, 1491, 1492, 1617, 1689, 1642—1645, 1667, 1690, 1729, 1781, 
1750, 1751, 1755, 1770, 2290—2292, 2847, 2861, 2852, ZPO. 
88. 612, 641); 

c) in den im 8. 1795 bezeichneten Fällen tft der Gewalthaber nad 
8.1630 Abſ. 2 von ber Bertretung kraft Geſetzes ausgeichloffen und unter 
den Boraugfegungen des S. 1796 kann ihm bie Bertretung entzogen 
werden. In diefen Fällen ift für das Kind nach S. 1909 ein Pfleger zu 
beftellen; der Gewalthaber muß den Fall dem Bormundfchaftägericht an⸗ 
zeigen (8. 1909 Abi. 2). 

2) Mangelnde Vertretungsmacht bewirkt Nichtigteit bed Rechtes 
geſchäſts. 3) 3. B. bei Rechtsgeſchäften mit dem Kinde oder feiner 
Kinder untereinander (RA. 2 ©. 110); letzterenfalls kann er feines ber 
Kinder vertreten (KIA. 8 S. 22). 4), Zuſtändigkeit SGG. 88. 86, 48. 
2. Sorge für die Perſon des Kindes. Erziehung. 

. 1631. Die Sorge für die Berjon ded Kindes umfaßt 
das Recht und die Prlicht!), das Kind gu erziehen?), zu beauf« 
fihtigen?) und feinen Aufenthalt zu beftimmen. 

Der Bater Tann kraft des Erziehungsrechts angemefjene 
Zudjtmittel*) gegen das Kind anwenden. Auf feinen Antrag bat 
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das Bormundfchaftsgeriht5) ihn durch Anwendung geeigneter®) 
Zuchtmittel zu unterjtüßen. 

4) gehört zur tatfählichen Sorge (Unm. zu 8. 1627). Verzicht 
unzuläffig, vertraggmäßtge Uberlaſſung ber Sorge aber zuläffig, jedoch, 
fomweit nicht wie für ben Lehrvertrag nad) GO. SS. 127ff. Ausnahmen 
heftehen, nur in dem Sinne, daß bie Uberlafiung jederzeit rüdnehmbar 
ift. 2) religiöfe Erziehung Landesreht (EG. Art. 184); vgl. auch 
NS. JW. 1906 S. 22. 8) Verlegung der Auffichtspflicht 8. 882. 
4) hei Mißbrauch 88. 1666 (OLG. 4 ©. 410), 1680. Übertragung 
des Züchtigungsrechts REOSt. 88 ©. 82. 5) FGG. 85. 86, AB. 
6) 3. B. Berwarnung, zwangsweiſe Zurüdführung eine? entlaufenen 
Kindes, Unterbringung in einer Erziehungs: oder Befferungsanftalt. Das 
VG. kann die Zuchtmittel nicht gegen ben Willen des Grziehung$: 
berechtigten aufrechthalten; ander? im Falle der Bmangserziefung nad 
8. 1666, EG. Art. 185 (826. 22 ©. A 89). 

erausgabe des Windes. 

+ 1632. Die Sorge für die Perſon des Kindes umfaßt 

das Recht!), die Herausgabe des Kindes von jedem zu vers 
langen, der e8 dem Vater widerrechtlich vorenthält?). 

Die Inanſpruchnahme polizeilicher Hilfe beftimmt fich nach Landes: 
recht und wird, ſoweit erfichtlih, von allen Staaten bejaht (für Preußen 
DRG. 1 S. 8366), ausdrüädlih von Württemberg Urt. 266. Gewaltſame 
Fortnahme auf Grund Berfügung des BG. DOLG.2 ©. 460. Vertrag: 
mäßige Tiderlaffung des Kindes OLG. 6 S. 60, RG. IW. 1908 Beil. S. 82. 

2) gehört zur tatfächliden Sorge (Anm. zu 8. 1627). 2) Rein 
paffives Perbalten genügt nit (OTS. 4 ©. 109; 11 S. 292). Der 
Anfpruch des Vaters iſt, auch wenn er fich gegen die Mutter richtet, im 
Prozeßwege geltend zu maden (RG. 46 ©. 170; 5b ©. 420, KG. 29 
©. A 199); Einwendungen au8 dem Intereſſe des Kindes im Rechts: 
fireit |. ORG. 4 ©. 108, 8 ©. 860. 

Verheiratung des Kindes. 

8.1633. Iſt eine Tochter verheiratet, jo beſchränkt ſich 
die Sorge für ihre Berfon auf die Vertretung in den die Berjon 
betreffenden Angelegenheiten. 

Bolljährigkeitderflärung ber verwitweten Tochter 8. 4 Abſ. 2. Heirat 
des Kindes beendet die elterliche Gewalt als ſolche nicht. Bel. S. 1602 
Abi. 2, 8. 1661, wegen der Bermögendverwaltung Anm. zu $. 1868. 

’ Stellung der Mutter. 

8.1634. Neben dem Vater hat während der Dauer der 
Ehe!) die Mutter?) das Recht und die Pflicht, für die Perfon 
des Kindes zu forgen?); zur Vertretung des Kindes ift fie nicht 
berechtigt, unbejchadet der Vorſchrift des 8. 1685 Abſ. 1%. Dei 
einer Weinungsverjchiedenheit zwiſchen den Eltern geht die 
Meinung des Baterd vor. 

Die Vorſchrift gewährleiftet der Mutter während der Che neben 
dem Bater eine gewifle Anteilnahme an befien Gewalt (fi. Vorbm. vor 
8. 1684). Gegen Beeinträchtigung dieſes Rechtes durch den Bater kann 
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die Mutter den Rechtsweg beſchreiten (KG. bb ©. 419, G. 80 S. A 
86 — RU. 6 ©. 19), unter den Borausfegungen des 8. 1666 auch das 
Vormundihaftögeriht anrufen (RS. 29 ©. A 80, RJA. 6 ©. 21). 
Bertragsmäßig kann der Mutter eine andere als ihr nad $. 1684 zus 
fommende Stellung nicht eingeräumt werden (RS. in IJW. 1908 Beil. 
S. 82, ORG. 6 ©. 60). 

21) Nach Auflöfung der Ehe find die SS. 1684, 1685, 1696 und 
die 88. 1686—1687 maßgebend. Für die Dauer des Scheibungsprozefies 
ZPO. $. 627. Dur Getrenntleben der Ehegatten wird $. 1684 nicht 
berührt. 2), Stiefmutter hat nur die Rechte eines Berfchwägerten des 
Stindes (3.8. 8. 1678 Ab. 2, FGG. 8. 567). 3) die tatfächlicde Für: 
forge für die Perfon des Kindes. Die Mutter Hat alfo insbefondere die 
in den $$. 1681, 1682 bezeichneten Mechte; ihre Berantwortlichkeit bei 
Berlegung ber Auffichtspflicht beſtimmt fich nach $. 882. Auf dieje Für: 
forge ber Mutter finden die Borfchriften über die elterlide Gewalt Ans 
wendung, 3. B. $. 1648 (Erfag von Aufwendungen), 8. 1666 (Ein: 
ichreiten de3 Vormundſchaftsgerichts). 4) d.h. bei tatfächlicher Ber: 
binderung des Vaters oder beim Nuben der Gewalt des Vaters Bat die 
Mutter nicht nur die tatfächliche Fürforge, fonbern fie Abt die elterliche 
Gewalt als ſolche aus. 

Ginfiuf der eng 

1638. Sit die Ehe aus einem der in ben 88. 1565 
bis 1668 —— Gründe!) geſchieden?), fo ſteht, ſolange 
die geſchiedenen Ehegatten leben?), die Sorge*) für die Perſon 
des Kindes, wenn ein Ehegatte allein für jchuldig erklärt ift, 
dem anderen Ehegatten zu; find beide Ehegatten für ſchuldig 
erklärt, fo jteht die Sorge für einen Sohn unter ſechs Jahren 
oder für eine Tochter der Mutter, für einen Sohn, der über 
ſechs Jahre alt ift, dem Vater zu. Das Bormundihaftsgericht‘, 
kann eine abweichende Anordnung®) treffen?), wenn eine folde 
aus bejonderen Gründen?) im Intereſſe des Kindes?) geboten 
110); e8 kann Die Anordnung aufheben, wenn fie nicht mehr 
erforderlich ijtit), 

Das Recht des Vaters zur Vertretung?) des Kindes bleibt 
unberührt. 

Die Scheidung Hat nur Einfluß auf die Sorge für die Berion bes 
Kindes. Das gleiche gilt von der Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
(8.1586). Nach bem Tode eines der Ehegatten fowie im alle der Ehe 
ſcheidung wegen Geiſteskrankheit greifen Die allgemeinen Regeln (8. 1676, 1686) 
Platz. Unterhaltsanſpruch im $. 1686; übergangsvorſchrift EG. Art. 206. 

1) RJA. 6 S. 94. Bet ber Theſcheibun⸗ wegen Geiſteskrankheit 
(8. 1569) des Mannes treffen die Vorausſetzungen des 8. 1686 Abi. 2 
zu; bei Geiſteskrankheit der Frau fällt nur deren Recht aus 8. 1684 fort. 
2) Far die Zeit des Scheldungsprozefied ZPO. S. 627 (NYA.8 ©. 828); 
leben die Ehegatten nur tatſächlich getrennt, fo findet $. 1685 feine An: 
wendung (EG. 80 ©. A 86 = RYU. 6 ©. 19). 8) Wieder: 
verbeiratung eines der Ehegatten läßt deſſen Nechtäftelung aus 8. 1686 
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unberügrt. 4) d. h. nad Abſ. 2 die tatfächliche Yürjorge für die 
Berlon (f. Unm. zu $. 1627 und Anm. 8 au $. 1684). 5 FGG. 
$$. 86, 48. Anhörung des Glternteild fowie von Angehörigen bes 
Kindes $. 1678. 6) Anordnung unter auflöfender Bedingung zu: 
läſſig (8. 81 S. A 14). Unterbringung bei einem Dritten oder Be: 
ftelung eines Pfleger für die Erziehung fann nur unter den Voraus: 
ſetzungendes $. 1666 angeordnet werden (BaHuObL®. 4 ©. 98). 7) Mit: 
teilung des Scheibungsurteil8 an das Bormundfcaftägeriht ZPO. 
$. 680. Beftellung eines Pfleger8 im Berfahren nah Abſ. 1 Say 2 
it nicht erforderlih (RG. 62 ©. 182). 8) DT. 12 ©. 848. 
9% DRG. 75. 78; 10 ©. 287. 10) Der $. 1685 begrünbet ein 
im Prozeßwege verfolgbares Necht des einen Ehegatten gegen ben anderen; 
die Berwirflihung des im Abf. 1 Say 1 begründeten Rechtes fteht nicht 
dem Bormundichaftögerichte zu, danegen tft nur dieſes, nicht das Prozeß: 
gericht zu einer Anordnung nach Abſ. 1 Sat 2 berufen (RG. 46 ©. 168, 
28. 29 S. A 199, RU. b ©. 28); die Anordnung nah Abſ. 1 Sag 2 
it auch während des Rechtsſtreits über Herausgabe des Kindes zuläffig 
(NG. IB. 1906 ©. 892, RJA. 7 ©. 76). 11) Bertragämäßige 
Regelung der Eltern ift unzuläffie (NG. 60 ©. 266, OLG. 10 ©. 285). 
12) Der Unterhaltsanipruch des Kindes Tann aljo nicht von der Mutter 
geltend gemacht werden (RG. IW. 1908 Beil. ©. 68). 


+ 1636. Der Ehegatte, dem nad) $. 1635 die Sorge 
für die Perſon des Kindes nicht zufteht, behält die Befugnis, 
mit dem Kinde perfünlich zu verfehren!), Das Bormundidafts- 
gericht?) ann den Berfehr näher?) regeln®). 

2) Das Net auf Geftattung des perfönlichen Verkehrs tft im 
Prozeßwege, nicht vor dem BG. zu verfolgen (ORG. 11 ©. 296 = RG. 
IW. 1906 ©. 898). 2) 508. 88. 86, 48, f. Anm. 5b zu 
8. 1685. Beftellung eines Pfleger? im Verfahren vor BG. nicht er: 
torderliih (NG. IW. 1906 ©. 661). 3) nicht ausfchließen. 4) Bet: 
friele der Regelung f. RAU. 5 ©. 225 = KG. 80 ©. A 44, OLG. 8 
©. 41, 8710; 9 ©. 458; 11 ©. 297. Zu beadtende Geſichtspunkte 
DRS. 12 ©. 828. 

MWiederverheirntung im Falle der Todeserklärung. 


6.1637. Sit die Ehe nad) $. 1348 Abf. 2 aufgelöft, fo 
gilt ın Anfehung der Sorge für die Perfon des Kindes das 
gleiche, wie wenn die Ehe geichieden ift und beide Ehegatten 
für Ihuldig erflärt find. 

Pol. Anm. zu 8. 1852; Übergangsbeftinmung EG. Art. 206. 


3. Sorge für das Bermögen des Kindes: Vermögensverwaltung. 

8.1638. Das Recht und die Pflicht, für das Vermögen 
des Kindes zu jorgen (Bermögensverwaltung), erſtreckt fich nicht!) 
auf das Vermögen, welches das Kind von Todeswegen?) erwirbt 
oder welches ihm unter Lebenden von einem Dritten unentgeltlich 
zugeiwendet wird, wenn der Erblafler?) durch legiwillige Ver⸗ 
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fügung®), der Dritte?) bei der Zumendung beitimmt hat®), daß 
der Erwerb der Verwaltung des Baters entzogen fein foll. 

Was das Kind auf Grund eines zu einem foldhen Ber- 
mögen gehörenden Rechtes oder als Erjag für die Zerftörung, 
Beihädigung oder Entziehung eines zu dem Vermögen ge= 
börenden Gegenftandes oder durch ein Rechtsgeſchäft erwirbt, 
das fih auf das Vermögen bezieht, ift gleihfall der Ber- 
waltung des Vaters entzogen. 

1) Es ift ein Pfleger zu beftellen (8. 1909); Anzeigepflicht des 
Bater8 8. 1009 Abſ. 2. Der Zumwendende kann die Perjon des Pflegerd 
beftimmen (8. 1917). Der Bater kann Pfleger fein (KG. 20 ©. A 220). 
Die Nutznießung bleibt dem Bater nach Maßgabe de S. 1656; anders 
8. 1651 Abſ. 1 Nr. 2. Die väterlide Bermögendvermaltung iſt von 
Anfang an, nicht erft von ber Beftellung des Pfleger8 an ausgefchlofien 
(anderes beim Vormunde nad $. 1794). 2) Begriff $. 1869. 3) 68 
kann die8 auch die Mutter fein. 4) 88. 1987, 2299. 5) muß nicht 
ausdrüdlich gefchegen (BayObL®. 1 ©. 146, 6 ©. 558), liegt 3. B. in 
der Bitte einen Pfleger zu beftellen (KG. 22 ©. A 25). 

Berwaltung nach den Ansrdnungen eines Dritten. 

. 1639. Was das Kind von Todeswegen!) erwirbt 
oder was ihm unter Lebenden von einem Dritten unentgeltlid 
zugewendet wird, hat der Bater nah den Anordnungen des 
Erblaflers?2) oder des Dritien?) zu verwalten, wenn die An 
ordnungen von dem Erblaſſer durch legtiwillige Verfügung?), von 
dem Dritien bei der Zuwendung getroffen worden find. Kommt 
der Bater den Anordnungen nit nad, fo hat das Bormund- 
ihaftsgericht*) die zu ihrer Durchführung erforderlihen Maß⸗ 
regeln zu treifen®). 

Der Bater darf von den Anordnungen inſoweit abmeidyen, 
als es nad) 8. 1803 Abf. 2, 3 einem Vormunde geſtattet ift. 

1) Begriff 8. 1869. 2) Es lann dies auch die Mutter jein. 
3) 88. 1987, 2299. 4) 366. SS. 86, 48. 5) auch wenn Teine 
Gefährdung der Intereſſen des Kindes zu befomen ift. 

Verzeichnis des Vermögens. 

8. 1640. Der Vater hat!) das feiner Verwaltung unter: 
liegende Bermögen?) des Kindes, weldyes bei dem Tode der 
Mutier vorhanden ift oder dem Kinde fpäter?) zufällt, zu ver⸗ 
zeichnent) und das VBerzeihnis, nachdem er e8 mit der Ber- 
fiherung der Richtigkeit und Vollſtändigkeit verjehen hat, dem 
Bormundfchaftsgericht?) einzureihen. Bei Haushalisgegen- 
ſtändene) genügt die Ungabe des Geſamwerts. 

Iſt das eingereichte Verzeichnis ungenügend, fo fann das 
Pormundihaftsgeridt anordnen’), daß das Berzeihni2 durch 
eine zuitändige®) Behörde oder durch einen zultändigen®), Be 
amten oder Notar aufgenommen wird. Die Anordnung?) iſt 
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für das infolge des Todes der Mutter dem Finde zufallende 
Bermögen unzuläflig, wenn die Mutter fie durch legimillige Ver: 
fügung!”) ausgeſchloſſen hat!!). 

2) Im Unterlaffungsfalle S. 1670, nad) Maßgabe be Landesrechts 
auch Ordnungsſtrafe (KJA. 1 ©. 146, NG. bl ©. 184). 2) Iſt 
Bermögen nit vorhanden, fo genügt die Berfiherung diefer Tatfache. 
Lebt der Bater mit den Kindern in fortgefegter &ütergemeinfchaft, jo ift 
nur das Vermögen zu verzeichnen, welches das Kind außer dem Anteil 
am Geſamtgute ($. 1488 Ubf. 1) befigt AS. 23 ©. A 28 = NIU. 8 ©. 4). 
Iſt der Vater als Borerbe, das Kind als Nacherbe eingefegt, jo bat ber 
Bater den Nachlaß zu verzeichnen und ben Wert bes Pflichtteild anzu: 
geben (KG. 20 S. A 225 = NIU. 1 S. 189). Auch wenn ben Bater 
der Nießbrauch oder die Leibzuht an dem Erbteile bes Kindes zuſteht, 
ift der Erbteil zu verzeichnen (88. 26 S. A 194, MIA. 2 S. 218). 
Berindet fich der Bater mit dem Kinde in Erbengemeinichaft, To iſt ber 
nanze Nachlaß zu verzeichnen. 3) nad dem Tode der Mutter zu 
irgend welcher Zeit. 4) Ungabe des Wertes oder der Schulden nicht 
geboten, aber empfehlenswert. Koften des Verzeichniſſes Hat Vater zu 
tragen. 5, FGG. SS. 86, 48. Pflicht ded Standesbeamten, den 
Tod der Mutter anzuzeigen ($. 48 FGG.). Das Bormundfcaftsgericht 
bat daß Verzeichnis zu prüfen. 6) ſ. 8. 1982. 7) Der Offen: 
barıngaeid (8. 269) fann vom Bater nicht verlangt werden. 8) Die 
Zuftändigfeit beftinmt fi) nad) Landesrecht: Preußen Umtägericht oder 
Notar, Amtsgericht kann an andere Beamte übertragen (Pr. FGG. Art. 81, 
g8), Dorfgericht (daf. Art. 108); Bayern Notar und, wenn das Ber: 
mögen nicht über 2000 Mt. beträgt, der Gerichtsſchreiber im Auftrage 
bed Amtsgerichts (Not. Art. 1, AG. Art. 167 XVI); Sachſen Amts— 
geriht und Notar (Gef. v. 15. Juni 1900 $. 87); Württemb. Amts⸗ 
geriht und Notar, regelmäßig unter Beihilfe der örtlichen Inpenturbehörde 
(A. Urt. 125); Baden Notar; Berzeichnis beweglicher Saden unter 
Mithülfe des Ortsgerichts (Rechtspolizeigeſ. 8. 48, Rechtspolizeiordnung 
$. 158); Helfen Notar und Vormundſchaftsgericht; letzteres kann an 
Gerichtsſchreiber ober Ortsgeriht Übertragen (AG. Art. 117); Elfaß: 
Lothr. Notar (US. 3. FGG. S. 87). 9) Die Berzeihnispflicht felbit 
kann nidjt erlaffen werden (RAU. 2 ©.218, 83.24 ©. A 9). 10) 88. 1987, 
2299. 11) Hraucht nicht ausdrücklich zu geſchehen KG. 20 S. A 284). 

Schenknugen aus dem Bermögen des Kindes. 

&. 1641. Der Vater fann!) nidt in Vertretung des 
Kindes?) Schenkungen mahen. Ausgenommen find Schenkungen, 
duch) die einer fittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu 
nehmenden Rüdficht entiprochen wird. 

2) Bol. Annı. zu $. 1804. 2) Aus den Nutzungen de3 Der: 
mögens des Kindes kann er beliebig fchenken. 

Anlegung des Geldes. 

&. 1642, Der Vater hat das feiner Verwaltung unter- 
liegende Geld des Kindes!), unbejchadet der Vorſchrift des 
8. 16532), nach den für die Anlegung von Mündelgeld geltenden 
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Borfchriften?) der SS. 1807, 1808 verzinslich anzulegen, foweit 
e3 nicht zur Behtreitung von Ausgaben bereit zu halten ift. 

Das Vormundichaftsgerichtt) kann dem Vater aus befonderen 
Gründen eine andere Anlegung geitatten®). 

Zu bj. 1 vgl. $. 1806 und Anm. Hierzu. Zu Ubi. 2 vgl. 8. 1811 

1) Iſt der Bater mit dem Kinde in Erbengemeinfchaft, jo muß er 
das ganze Geld, nicht nur die das Kind trefiende Quote anlegen. RE. 28 
S. A 180. 2) BayObꝰG. 5 ©. 624. 8), Die SS. 1809, 1810 
find nicht anwendbar. 4) FGG. SS. 88, 48. 5) Beireiung durch 
legtwillige Berfügung unzuläffte. KG. 24 ©. A 8. 


Genehmigung d.Bormundfchaftsgerishts. a) Rechtsgeſchäfte f.d. Kind. 

$ 1643. Zu Rehtögefhäften!) für?) das Kind bedarf 
der Bater der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts?) in 
den Yällen, in denen nad) 8. 1821* Abf. 1 Nr. 1 bis 3, Abſ. 2 
und nad $. 18225) Nr. 1, 3, 5, 8 bis 11 ein Bormund Der 
Genehmigung bedarf. 

Das gleihe gilt für die Ausihlagung einer Erbidaft®) 
oder eines Bermächtnilfes?) ſowie für den Bersicht auf einen 
Pflichtteil. Tritt der Anfall an das Kind erit infolge der Aus 
ſchlagung des Vaters ein®), fo it die Genehmigung nur er 
forderlid, wenn der Vater neben dem Kinde berufen war. 

Die Vorſchriften der 8$. 1825, 1828 bis 1831 finden ent» 
ſprechende Anwendung. 

1) Für die Führung von Nechtsftreitigkeiten für das Kind nilt ber 
8. 1648 nur, foweit eine Progeßhandlung ein unter $S. 1648 fallendes 
Rechtsgeſchäft eniHält, 3. B. einen Vergleich über ein Grundfüd *) Für 
Rechtsgeſchäfte kraft ber elterl. Nußnießung gilt S. 1648 nicht. 8) FGG. 
88. 86, 48. 4) Der 8. 1821 Nr. 4 (Erwerb eines Grundſtücks) gilt 
nicht, allein der Vater bedarf zur Belaftung des zu erwerbenden Grund: 
ftüd8 mit einer Hypothek für die Staufpreisforderung der Genehm. de 
TE. (BayObG. 2 ©. 119 KG. in RJA. 7 ©. 181), ebenfo wenn 
ber Kaufpreis durch Hypothekübernahme berichtigt wird (NG. 28 S. A 8). 
(Entgegennahme ber Auflaffungserflärung KG. 28 S. A 6, RJA. 8 ©. 61. 
5) 8. 1822 Nr. 2 (Erbteilungsvertrag) iſt nicht zitiert; joweit zum 
Nachlaffe Grundftüde gehören, folgt das Erforbernig der Genehm. Des 
BG. aus $. 1821 (KG. 20 ©. A 286 = RJA. 1S. 186). 9) 3.1945. 
7) 8. 2180. 8) 8, 1958. 


b) Überlaffung von Gegenſtünden an das Kind. 

S. 1644. Der Vater Fan!) Gegenftände, zu deren Ber- 
äußerung die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts er- 
forderlidy?) ift, dem Sinde nicht ohne diefe Genehmigung zur 
Erfüllung eines von dem Kinde geſchloſſenen Vertrags oder zu 
freier Verfügung überlaſſen. 

1) Byul. Anm. zu $. 1824. 2) S. 1648. 
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ec) Beginn eines Erwerbsgeſchäfts. 

8.1648. Der Vater fol!) nicht ohne Genehmigung des 
Bormundfchaftsgerihts?) ein neues Ermwerbögeihäft im Namen 
des Kindes beginnen. 

1) Ordnungsvorfchrift entfpredend 8. 1828. Der Negifterrichter 
darf den Nachweid der Genehm. nicht verlangen (KG. 20 €. A 160 
— NM. 1 ©. 1086). 2) FGG. 88. 86, 48. 

Rechtserwerb des Kindes; Surrogation. 

&. 1646. Erwirbt der Vater mit Mitteln des Kindes 
bewegliche Saden, fo geht mit dem Erwerbe das Eigentum auf 
das —* über, es ſei denn, daß der Vater nicht für Rechnung 
des Kindes erwerben will. Dies gilt insbeſondere auch von 
Inhaberpapieren und von Orderpapieren, die mit Blanko— 
indoffament verſehen find. 

Die Vorfchriften des Abf. 1 finden entjprechende Anwendung, 
wenn der Vater mit Mitteln des Kindes ein Recht an Saden 
Der bezeichneten Art oder ein anderes Recht erwirbt, zu deſſen 
Übertragung der Abtretungsvertrag genügt. 

Bol. S. 1881. Wird die Surrogation nachgemwiefen, fo hat dag Sind 
im Konkurſe des Pater ein Ausſonderungsrecht, andernfall3 nad) KO. 
S. 61 Nr. 5 ein Vorzugsrecht. 

Konkurs des Vaters. 

6. 1647. Die Vermögensverwaltung des Vaters endigt!) 
mit der Rechtskraft des Beſchluſſes, durch den der Konkurs über 
das Vermögen des Vaters eröffnet wird?). 

Rad) der Aufhebung?) des Konkurſes kann das Bormund- 
fchaftsgeridht®) die Verwaltung dem Vater wiederübertragen. 

Bol. die Anm. zu 8. 1679. 

1) Es wird ein Pfleger (8. 1909) beftellt. Das Konlursgericht Hat 
die Eröffnung nad 3GB. S. 50 dem Bormundfchaftsgericht anzuzeigen. 


2) RD. 83. 108, 109. 8 KO. SS. 168, 190. Der Aufhebung 
ftegt die Einftelung gleich (RO. SS. 202, 204). 4) nicht muß 
(Bayoht®. 2 ©. 407). 5) 568. 88. 36, 48. 


Erfak von Aufwendungen. 

g. 1648, Macht der Vater bei der Sorge für die Berfon 
oder das Vermögen des Kindes Aufiwendungen!), die er den 
Umftänden nad für erforderlid halten darf, fo fanı er von 
dem Kinde Erfag verlangen, fofern nicht?) die Aufwendungen 
ihm felbit zur Laſt fallen. 

Bol. bie Anm. zu $. 1890 und SS. 266, 267, 670. 

2) nicht Dienftleiftungen, der Vormund Kat nach 8. 1885 ein weiter- 
gebendes Recht. 2) nach den Vorſchriften über die Unterhaltspflicht 
(88. 1601—1615) oder über die Laften der elterlichen Nutznießung (8. 1651). 

Ahilies, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage. 47 
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4. an Ent. 

8.1649, Dem Vater fteht kraft der elterlihen Gewalt die 
Nutznießung an dem Vermögen des Kindes zu. 

In das Grundbuch wird die elterlicde Nutznießung nicht eingetragen. 
Ireies Vermögen des Rindes. 

8. 1650. Bon der Nugniegung!) ausgefchloffen (freies 
Vermögen) find die ausfchließlih zum perfönliden Gebraude 
des Kindes beitimmten Sachen, insbejondere Kleider, Schmud» 
fadyen und Arbeitsgeräte. 

1) Die Berwaltungsmadt des Vaters bleibt unberührt. 

8. 1651. Freies Vermögen ift: 

1. was das Sind durd feine Arbeit oder dur den ihm 
nach 8. 112 geitatteten jelbitändigen Betrieb eines Er- 
werbsgeſchäfts erwirbt !); | 

2. was das Kind von Todesmegen?) erwirbt oder was ihm 
unter Lebenden von einem Dritten?) unentgeltlih zuge» 
wendet wird, wenn der Erblafler?) durch legtwillige Ver⸗ 
fügung®), der Dritte bei der Zumendung beitimmt hat, 
dag da3 Bermögen der Nugnießung entzogen fein fol. 

Die Vorſchriften des $. 1638 Abf. 2 finden entfprechende 


Unmwendung. 
2) Bol. Anm. zu S. 1617. 2) Begriff 8. 1869. 3), 63 kann 
dies auch die Mutter fein. 4) SS. 1987, 2299. 


Erwerb der a ungen. 

8. 1652. Der Vater erwirbt die Nugungen!) des feiner 
Nugnießung unterliegenden Vermögens in derfelben Weife und 
in demfelben Umfange wie ein Nießbraucher?). 

1) S. 100. 2) 88. 964, 1089, 1046, 1048, 1066, 1068, 1078. 

ußnießung an verbraudgbaren Saden. 
au "ss, Der — darf Dehh rauchbare 1) Sachen, die zu 
dem feiner Nutznießung unterliegenden Vermögen gehören, für 
fih veräußern oder verbrauden, Geld jedod nur mit Ge 
nehmigung?) des BormundfchaftsgerihtsN. Macht der Bater 
von dieſer Befugnis Gebrauch, jo hat er den Wert der Sachen 
nach der Beendigung der Nußnießung*) zu erfegen; ber Erſatz 
ift Ihon vorher?) zu leiften, wenn die orönungsmäßige Ber» 
mwaltung des Vermögens es erfordert. 


1) 8. 92. 2) Andernfalls Hat er es mündelfider anzulegen 
($. 1642 Abſ. 1). 3) FGG. SS. 86, 48. Beſchwerderecht des Baters 
BayObꝰG. 4 ©. 579. 4) Bol. Anm. zu 8. 1679. 5) MWeitere 


Ausnahmen: wenn bie Ausübung der Nutznießung entzogen ift (S. 1657) 
oder die Gläubiger bed Kindes es fordern (8. 1669). 
Zaften der Autznießung. . 

8. 1654. Der Vater hat die Laften des feiner Nugniegung 
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unterliegenden Vermögens zu tragen. Seine Haftung beitinmt 
th nah den für den Güterftand der Verwaltung und Nutz— 
nießung geltenden Vorfchriften der 8$. 1384 bis 1386, 13881). 
Zu den Laſten gehören audy die Koften eines Rechtsſtreits, der 
für das Kind geführt wird, fofern fie nicht dem freien Ver— 
mögen?) zur Xaft fallen, jowie die Koften der Verteidigung des 
Kindes in einem gegen das Kind gerichteten Strafverfahren, 
vorbehaltlich der Erjaßpflict?) des Kindes im alle feiner Ver⸗ 
urtetlung. 

Der Unterhalt des Kindes ift feine Laft der Nußnießung, jedoch bis 
zu einem gewiflen Grade (8. 1602 Abf. 2, 8. 1608 Abi. 2, 8. 1606 Abf. 2 
Sak 2) von ber Nutznießung beeinflußt. 

2) Der Vater Haftet für die in den 88. 1884--1886 bezeichneten 
Laſten fowie für die Koften eines Rechtsſtreits und ber Verteidigung des 
Kindes nicht nur gegenüber dem Kinde, fondern auch gegenüber den 
Gläubiger des Kindes (S. 1888). Die Haftung ift von dem Ertrage der 
elterlichen Nußnießung unabhängig (OLG. 12 ©. 826). 2) 88. 1660, 
1651. 3) S. 1660 mit S. 1416 Nr. 1 

utnießung an einem GErwerbsgeſthäfte. 

&. 1655. Gehört a dem der Nutznießung unterliegenden 
Vermögen ein Erwerbögefchäft, das von dem Vater im Namen 
des Kindes!) betrieben wird, fo gebührt dem Bater nur der ſich 
aus dem Betrieb ergebende jährlihe Reingeminn?). Ergibt fi 
in einem Sabre ein Verluft, jo verbleibt der Gewinn fpäterer?) 
Jahre bis zur Ausgleihung des Berluftes dem Kinde. 

1) Der Pater kann das Geſchäſt vertraggmäßig (Pfleger $. 1909) 
für eigene Rechnung Übernehmen. 2) Pfänbbarteit ZPO. 8. 862 Abi. 2. 
3, Der Gewinn früherer Jahre ift nicht zu erftatten. a 

Nutznießung ohne Wermögensuerwaltung. 

&. 1656. Steht dem Vater die Verwaltung des feiner 
Nutznießung unterliegenden Vermögens nicht zu!), fo kann er 
auch die Nutznießung nicht ausüben?); er Tann jeboch die Heraus- 
gabe der Nutzungen verlangen?), fomweit nicht ihre Verwendung 
zur ordnungsmäßigen Berwallung des Vermögens und zur Be— 
itreitung der Lajten der Nutznießung erforderlich ilt. 

Ruht die elterliche Gewalt des Vaters oder ift dem Vater 
die Sorge für die Berfon und das Vermögen des Kindes durch 
das Bormundfhaftsgericht entzogen), fo fünnen die Koften des 
Unterhali3 des Kindes aus den Nutzungen infomweit vorweg ent» 
nommen werden, als fie dem Vater zur Laft fallen®). 

2) Die Hierher gehörenden Fülle ergeben ſich aus 8. 1680 Abſ. 2 
mit 8. 1796 und aus den S$. 1638, 1647, 1666 Ab. 2, 1670, 1678, 
1740, 1760, 1761; wenn ber Mutter die elterliche Gewalt zufteht, kommt 
der Fall der Beſtellung eines Beiftande8 nad) 8. 1698 Hinzu. Hierher 
gehört ferner, wenn auf Grund des 8. 1665 ein Pfleger beſtellt ift oder 

47* 
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die Gewalt nach 8. 1685 von der Mutter ausgeübt wird, ohne daß ihr 
die Nußniehung übertragen ift. 2) Die Nutnießung bleibt alfo dem 
Bater, wird aber von dem gejeklichen Vertreter (Bormund bzw. Pfleger) 
des Kindes nusgeübt (Analogie 8. 1052). 3) Der Herausgabeanſpruch 
muß erforderlichen Falles im Prozeßwege geltend gemacht werben. (RIZU. 4 
©. 198, BayObG. 6 ©. 406). Pfändbarkeit des Anſpruchs ZPO. 
8. 862 Abſ. 2. 4) 88. 1676, 1677. 5) 8. 1666. 6) SS. 1602, 1608. 


8. 1687. Sit der Vater von der Ausübung der Nutz⸗ 
nießung ausgefchlofjen!), jo hat er eine ihm dem Kinde gegenüber 
obliegende Verbindlichkeit, die infolge der Nugniegung erft nad 
deren Beendigung zu erfüllen fein würde, fofort zu erfüllen?). 
Diefe Vorſchrift findet Teine Anwendung, wenn die elterlidhe 
Gewalt ruht?). 


1) 8. 1656. 2) Bol. 8. 1668 und $. 1662 mit $. 1089. 
8) 88. 1676, 1677. 


Unlibertragbarkeit der Autznießung. 
&. 1658. Das Net, das dem Bater Fraft feiner Rugnießung 
an dem Vermögen des Kindes zufteht, ift nidyt übertragbar!). 
Das gleihe gilt von den nad) den 88. 1655, 1656 dem 
Later zujtehenden Auſprüchen, folange fie nıdht fällig find. 
Die elterlihe Nupniefung kann für Schulden des Baterd nah ZERO. 
8. 862 nicht gepfändet werden. Die erworbenen Früchte (Mb. 1) und die 
fälligen Anſprüche (Abſ. 2) find pfändbar. Konkurs KO. 8.1. 
1) Alfo auch nicht belaftbar ($. 1069 Abſ. 2, $. 1274 Abi. 2). 


Schulden des Rindes; a) Reihte der Glänbiger. 

8.1659, Die Gläubiger des Kindes können ohne Rüdficht 
auf Die elterliche Nutznießung Befriedigung aus dem Bermögen 
des Kindes verlangen. 

Hat der Bater verbraudjbare Sachen nach $. 1653 ver- 
äußert oder verbraudt, fo ilt er den Gläubigern gegenüber 
zum fofortigen Erſatze verpflichtet. 

Der Bater baftet den Gläubigern des Kindes nicht, foweit fich nicht 
eine folche Haftung aus anderen Gründen ergibt, 3. B. wegen Berlegung 
der Auffihtspfliht nach $. 882. Ausnahme $. 1654 mit S. 1888. 

Den Gläubigern des Kindes Haftet defien Vermögen ohne Rüdficht 
auf die elterlidde Nutznießung; es ift gleichgültig, auf weldem Grunde bie 
Verbindlichkeit beruft. Zwangsvollſtreckung in das ber elterlichen Nug: 
nießung unterliegende Bermögen ZPO. 8. 746, bezüglich der Gläubiger 
des Vaters f. Umm. zu 8. 1658, wegen der gefeglichen Unterhaltspilicht 
bes Kindes ſ. 8. 1606. 


b) Verhältnis des Waters und des Kindes zueinander. 

1660, Im Verhältniſſe des Vaters und des Kindes zu 
deiander‘ finden in Anfebung der Berbindlichfeiten des Kindes 
die für den Güteritand der Verwaltung und Rußnießung gelten- 
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den Borfchriften des 8. 1415, des 8. 1416 Abf. 1 und des 
8. 1417 entſprechende Anwendung. 

Die Gläubiger des Kindes können nach ihrer Wahl auf daS freie 
oder das unfreie Vermögen bes Kindes greifen. Im Verhältniffe zivifchen 
Bater und Kind aber fallen die Berbindlichfeiten des Kindes regelmäßig 
dem unfreien Bermögen zur Laſt: Ausnahmen die in den SS. 1415, 
1416 Abſ. 1 bezeichneten Verbindlichteiten. Ausgleich zwiſchen freiem 
und unfreiem Berniögen $ 1417. 

Beendigung der Autznießung. 
4) Beirat des Kindes. 

8. 1661. Die Nutznießung endigt!), wenn fi) das Kind ver⸗ 
beiratet?), Die Nutznießung verbleibt jedoch dem Vater, wenn die 
Ehe ohne die erforderliche elterlidhe Einwilligung?) geichloffen wird. 

1) fie tritt bei Auflöfung der Ehe nicht wieder ein; erlangt ber 
Bater die Gewalt erft nach ber Ehefchließung des Kindes (3. B. bei einem 
angenommenen Stinde), jo erhält er fie nur ohne Nutznießung. 2), Anm. 
zu 88. 1688, 1679. 3) 88. 1806, 1808; bei Erfegung ber Ein 
willigung endigt die Nutznießung. 

b) Berzicht des Vaters. 

.1662. Der Vater!) fann auf die Nußnießung verzichten. 

Der Verzicht erfolgt durch Erflärung gegenüber?) dem Vormund» 

ſchaftsgerichteꝰ); die Erklärung ift in öffentlich beglaubigter Form?) 
abzugeben. ” 

1) Der Berzicht des Vaters präjubiziert der Mutter, wenn fie bie 
Gewalt erhält, im Falle des 8. 1685, nidt in dem des $. 1684. 


2) Anm. zu $. 1842 3) SGG. 88. 86, 48. Wirkſamwerden des 
Verzichts $. 180 Abſ. 8. 

e) Sinfluß der Beendigung auf Miete und Pacht. 

«1663. Hat der Vater kraft feiner Nugniegung!) ein zu 

dem Vermögen des Kindes gehörendes Grundftüd vermietet oder 

verpadhtet, 7 finden, wenn das Miet- oder Pachtverhältnis 

bei der Beendigung der Nutznießung noch beiteht, die Vor⸗ 
ichriften des 8. 1056 entfprechende Anwendung). 

Gehört zu dem der Nußnießung unterliegenden Bermögen 
ein lJandwirtfchaftlihes Grundjtüd, fo findet die Vorſchrift 
des 8. 592, gehört zu dem Vermögen ein Landgut, jo finden 
die Borfchriften der 88. 592, 593 entſprechende Anwendung’). 

1) nicht kraft der gefeßlichen Vertretung; in diefer Beziehung vgl. 
8. 1648 mit $. 1822 Nr. b. 2) anolog SS. 1428, 2186. 8) Die 


88. 592, 598 betreffen die Rüdgemwähr der Pachtfache (analog $S. 1056, 
1421, 2180). 


Grad der vom XBater zu vertretenden Sorgfalt, 
G. 1664, Der Vater hat bei der Ausübung der elterlichen 
Bewalt!) dem Kinde gegenüber?) nur für diejenige Sorgfalt ein- 
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zuſtehens), welche er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden 
pflegt*). 

1) In allen ihren Teilen, nicht nur bei der Bermögensverwaltung, 
jondern auch bei der Sorge für die Perion. 2) gegenüber Dritten 
für jede Fahrläſſigkeit. 3, Die Haftung Tann während ber Dauer 
der elt. Gewalt geltend gemacht werden (Pfleger!). 4) 8. 277. 


II. Einſchreiten d. Bormundfihaftsgerichts. 1. Verhinderung d. Baters. 

8.1665. it der Bater verhindert!), die elterliche Gewalt 
auszuüben, fo hat das Bormundihaftsgericht?), fofern nicht die 
elterlihe Gewalt nadı $. 1685 von der Mutter ausgeübt wird, 
die im Intereſſe des Kindes erforderlichen Maßregeln zu treffen?). 

Die Fürſorge und Auffiht des Vormundſchafisgerichts iſt bei der 
elterlichen Gewalt feine regelmäßige, organifierte und präventive, fondern 
wird nur in Beranlafiung befonderer Umftände wirffam. Die Mitwirkung 
des Bormundfchaftsgerichts äußert fi in dreifadder Weile: Genehmigung 
zu gewiſſen Rechtsgeſchäften (88. 1648 —1645 und die in der Unm. 1 zu 
8. 1680 zujanımengeftellten Fälle), Entſcheidung von Meinungsveridhicden: 
beiten zwiichen dem Gewalthaber und einem Pfleger des Kindes (8. 1629) 
und Ginichreiten bei Gefährdung des Kindes (SS. 1665—1678). Zur 
Unterftügung des PBormundfchaftägerichtd dient der Gemeindewaiienrut 
($. 1675). Das Einfchreiten bezicht fi auf bie Sorge für die Ferion 
(8. 1666) und für das Termögen (88. 1667—1672). Die 88. 1665, 1613 
betreffen beides. 

Ein Ordnungsſtrafrecht ift dem Vormundſchaftsgerichte gegenüber 
den Bater (ander8 gegenüber dem Bormunde $. 1887) reichsrechtlich nicht 
beigelegt (RI. 1 ©. 91), kann jedoch landesgefeglich eingeräumt werden 
(NR. 57 ©. 184). Dies tft gefchehen in Preußen (Pr. FGG Art. 16), 
Sadfen (Gef. v. 15. Suni 1900 8. 11), Baden (8. v. 11. Nov. 1899 
88. 4547), Hefjen (AG. 3. 566. Urt. 29—86), Elſaß-Lothr. 
(US. 3. 566. SE. 9—12), nicht aber in Bayern. Landesgeſetzlich ift 
unter Umftänden auch die Anwendung unmittelbaren Zwanges zuläffig 
(preuß. FG. Urt. 17, Bayern Urt. 180, Sachſen Gef. v. 15. uni 1900 
$. 12, Bad. V. v. 11. Nov. 1899 $. 46, eli.-Iothr. AG. 3.566. 8. 10). 

1) Die Verhinderung Tann in rechtlichen (3. B. S. 1680 Abi. 2) 
oder in tatfächlihen Berbältniffen (4. B. Krankheit, Abweſenheit außer 
Landes oder im Gefängnis) ihren Grund Haben. Die Maßregel (OL®. 12 
S. 880) wirb Häufig cine Pflegichaft (8. 1909) fein. Bol. $. 1846. 
2), Zuftändig tft nicht nur das Vormundſchaftsgericht, ſondern jedes 
Gericht, in deſſen Bezirke das Bedürfnis der Yürforge berportritt, FGG. 
88. 8b, 48, 44, Einjchreiten von Amts wegen $. 12 daſ., Beichwerderecdht 
der Angehörigen des Kindes gegen die Ablehnung oder die Aufhebung 
einer Maßregel 8. 57 Nr. 8 baf. 3) Das BG. kann aud) vorläufige 
Maßregeln treffen (OLG. 1 ©. 285: Unterbringung des Kindes bis zur 
Entſcheidung, ob ein Einfchreiten veranlaßt iſt). Der Aufitellung einer 
Pfleger bedarf e8 Hierzu nicht (KG. 21 S. A 192). 


2. Gefährdung der Perfon des Kindes. 
8. 1666, Wird das geiftige oder leibliche Wohl des Kindes 
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badurd) gefährdet!), daß der Vater das Recht der Sorge für Die 
Perſon des Kindes mißbraudt?), das Kind vernachläfiigt?) oder 
ch eines ehrlofen oder unſittlichen Berbaltens*) ſchuldig madjt 5), 
jo bat da8 Bormundfchaftsgericht) die zur Abmwendung ber 
Gefahr erforderlidien Daßregeln?) zu treffen®). Das Bormund«- 
Ihaftsgeriht Ffann insbejondere anordnen?), daß das Kind zum 
Zwecke der Erziehung in einer geeigneten Yamilie!0) oder in 
einer Erziehungsanftalt oder einer Beljerungsanjtalt unters 
gebracht wird!!). 

Hat der Bater das Recht des Kindes auf Gewährung des 
Unterhalt 12) verlegt und ift für die Zukunft eine erhebliche 
Gefährdung des Unterhalt3 zu beforgen, fo kann dem Bater 
auch die Bermögensverwaltung fowie die Nutznießung entzogen 
werden. 


Maßregeln nach 8. 1666, insbefondere die Bwangserziehung, find 
grundfäglih nur zuläffig, wenn die Gefährdung bes Kindes auf einen 
Berfchulden bes Baters beruht. Davon kann die Landesgefeßgebung nach 
Maßgabe ded EB. Art. 186 eine Ausnahme zulaffen. Die Zwangs— 
erztehung iſt ferner von der Begehung einer Straftat des Kindes unab: 
bängig. Anders die Zwangserziehung auf Grund des StGB. 88. bb, 566. 
Über bie Faſſung des 8. 5b vgl. EG. Art. 84. Die Zwangserziehung 
läßt das Recht zur Vertretung des Kindes, bie Vermögendperwaltung 
und elterlihe Nutznießung regelmäßig unberührt. Ausnahme im AUbf. 2; 
in dieſem Falle tritt nicht die elterliche Gewalt der Mutter (arg. SS. 1684, 
1685) ein, jondern ift nach $. 1778 ein Normund zu beitellen. 

1) Kauſalzuſammenhang zivifchen Gefährdung, d. 5. Beforgnis, daß 
dad Wohl des Kindes Schaden leidet (OLG. 8 ©. 849), und dem Ber: 
halten bed Baters. 2) 3. B. Überfchreitung des Büchtigungsredt3, 
übermäßige Ausbeutung der Arbeitdfraft des Kindes (OLG. 6 ©. 288; 
10 ©. 1). 8) 3.8. Nichtanhalten zum Schulbefudye (OLG. 8 ©. 422), 
Nichtabhalten ungünftiger Einflüffe Dritter (OLG. 8 S. 851), Nichtver: 
bringen in eine Anſtalt (KG. 26 S. A 28). 4) 3.3. Trunkſucht 
(DLGS. 6 S. 170), Mitbringen von Dirmen tin die Wohnung (OLG. 6 
©. 62), Ehebruch (RIU. 6 S. 28); ob das Berbalten ftrafbar, ob oder 
welche Berurteilung des Baters erfolgt tft, ift nicht entfcheidend. 5) 8. 1666 
jegt ein BVerfchulden des Vaters voraus (OTG. B ©. 2, BayObLG®. 4 
S. 627). Als Berfchulden kann auch eine infolge einer Freiheitäftrafe 
des Vaters eintretende Gefährdung des Kindes in Betracht kommen 
(OLE. 1 ©. 285). Das Verhalten des Baters kann auch vor Erlangung 
der elterl. Gewalt Liegen (OL6. 6 S. 68). Das Berfchulden des Vaters 
muß Tontret feftgeftellt werden (KG. 28 ©. A 40). 6, Zuftändigfeit 
FGG. 8. 43. Beichwerderecht der Angehörigen des Kindes 8. 67 Nr. 8 
daf., des Kindes felbft 8. 59 daf., der Beitellung eines Pfleger im Ber: 
fahren nach 8. 1666 bedarf es nicht (RS. 60 ©. 186). 7) 3.8. Be 
ſchränkung der Sorge für die religiöfe Erziehung (8&. 20 S. A 261, 
28 ©. A 12), Berbot dad Kind bei einem beftimmten Lehrherrn zu 
befaffen. Bei Erziehung der Sorge für bie Perſon kein Recht auf Berfehr 
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mit dem Kinde (RJA. 4 S. 188). Vorläufige Maßregeln RIM. 1 ©. 92; 
292.38. Ss) Auch während des Scheidungsprozefled (KB. 26 ©. 
x 185 — RJA. 3 S. 228). 9) Werden öffentliche Mittel nicht in 
Anfpruch genomnten, fo gebührt die Durchführung der Anordnung dem 
Bormundichaftsgerichte (BanObT®. 6 S. 180). 10) Wenn bie Eltern 
getrennt leben, fann die Unterbringung auch bei dem Elternteile verfügt 
werden, dem jonft die Sorge nicht zufteht (RIA. 6 ©. 26). 10 Sof 
die Unterbringung auf Öffentliche Kojten erfolgen, fo find die landes— 
geieglichen Zivangserziehungsgefege maßgebend (EG. Urt. 185; 28. 24 
S. A 158). 12) 88. 1601, 1602, 8. 1610 Abſ. 2. 

3. Gefährdung des Mermögens des Kindes. 

Mafregeln des Vormundſtchaftsgerichts. 

8. 1667. Wird das Vermögen des Kindes dadurch ge: 
fährdet!), daß der Vater die mit der Bermögensverwaltung?) 
oder die mit der Nußnießung?) verbundenen Pflichten verlegt*) 
oder daß er in Vermögensverfall gerät5), fo hat das Bormund- 
Ichaftsgeriht®) die zur Abmendung der Gefahr erforderlichen 
Maßregeln zu treffen. 

Das Vormundſchaftsgericht Tann insbejondere anordnen, 
daß der Vater ein Verzeichnis des Vermögens einreiht und 
über feine Verwaltung Rechnung legt’). Der Bater bat das 
Verzeihnis mit der Verliherung der Richtigkeit und Bollitändige 
feit zu verfehen. Iſt das eingereichte Verzeichnis ungenügend, 
\o findet die VBorfchrift des 8. 1640 Abf. 2 Sag 1 Anwendung. 
Das Vormundihaftsgeriht Tann aud, wenn Wertpapiere, Koſt⸗ 
barfeiten oder Buchforderungen gegen das Reich oder einen 
Bundesftaat zu dem Vermögen des Kindes gehören, dem Bater 
die gleichen Verpflichtungen auferlegen, welche nad den 88. 1814 
bis 1816, 1818 einem Vormund obliegen; die Borjchriften der 
88. 1819, 1820 finden entſprechende Anwendung. 

on Koften der angeordneten Maßregeln fallen dem Bater 
ur Laſt. 

— 1) BayOboG. 5 S. 622. 2) 88. 1640 - 1645. 3) 88. 1658, 
1664. 4) Es genügt objektive, wenn auch unverſchuldete Verlegung. 
KG. 28 ©. A 180, OLG. 4 ©. 869. 5) Seuff A. 60 ©. 288. 
6) 308. 38. 86, 48, BayOßt®. 8 ©. 712. 7) Bgl. 8. 1840. 
Sicherheitsleiſtung des Vaters. 

8. 1668. Sind die nad) $. 1667 Ubf. 2 zuläffigen Maf- 
regeln nicht ausreichend!), fo kann das VBormundfchaftsgericht?) 
dem Bater Sicherheitsleiftung für das feiner Verwaltung unter- 
liegende Bermögen auferlegen. Die Art und den Umfang?) der 
Sicherheitsleiltung bejtimmt das Bormundfchaftsgeriht nad) 
feinem Ermeſſen ). 

1) Der Vater iſt nicht ohne weiteres zur Sicherheitsleiſtung ver: 
pſlichtet. Das Kind Hat auch keinen gefetzlichen Hypothekentitel an dem 
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Grunbbefige des Vaters. 2) FGG. 88. BF, 48. 3, Die 
88. 282. find nicht maßgebend. 4, Erzwingung der Sicherheits: 
leiftung nur nad 8. 1670. Die Borfchrift des FGG. 8. 54 ift bei dein 
Bater nicht anwendbar. 


Gingehung einer neuen Ehe. 


&. 1669. Will der Vater eine neue Ehe eingehen!), fo 
bat er feine Abfiht dem Vormundfchaftsgericht?) anzuzeigen, 
auf feine Koſten ein Verzeichnis?) des feiner Verwaltung unter» 
liegenden Bermögens einzureichen*) und, fomeit in Anfehung 
diefe8 Vermögens eine Gemeinfhaft zwiſchen ihm und dem 
Rinde beiteht, die Auseinanderfegung) herbeizuführen). Das 
Bormundfdaftsgeriht Tann geitatten?), daß die Auseinander- 
feßung erft nad) der Ehefhliefung erfolgt. 

1) Ehehindernis 8. 1814. 2) Zuftändigleit 3GG. 88. 86, 48 
(88.27 ©. A 169). 3) Bei Haushaltsgegenſtaͤnden genügt die 
Angabe des Geſamtwerts (vgl. 8. 1640 Abſ. 1 Sak 2). Unterliegt 
Bermögen des Kindes feiner Verwaltung nit, To iſt dies anzugeben. 
Das Verzeichnis tft ein Privatinventar. Beiziehung eines Pfleger zur 
Aufftellung des Verzeichniſſes nicht erforderlich (X. 81 S. A 22, RIM. 7 
S. 6). Sit es unvollftändig oder faljch, fo kann das Bericht nicht die amt: 
liche Aufnahme anordnen (anders $. 1640 Abi. 2), es hat vielmehr das 
Wiederveregelichungszeugnis (8. 1814) zu verweigern oder nach 8. 1670 zu 
verfahren. 4) Die Koften trägt der Vater. 5) 88. 780, 752, 1471, 
1498, 2042; für das Kind muß ein Pfleger beftellt werden Seine Aus: 
einanderfegungspflicht, wenn ber Bater Vorerbe und das Kind Nacherbe 
ft (RS. 24 S. A 155). Befindet ſich der Bater mit ben Kindern in 
Grbengemeinichaft, jo genügt, daß biefe, nur ſoweit der Bater in Betracht 
fommt, gelöft wird (8BIFG. 6 ©. 872). 6) außer wenn die Aus: 
einanderjegung nad) 8. 2044 (a, M. KG. 21 ©. A. 24) oder $. 2045 
Binausgefchoben iſt. 7) erforberlihenfall8 unter Bedingungen, 3. B. 
Sicherheitgleiftung. 

Entziehung der Bermögensverwaltung. 

8. 1670. Kommt der Vater den nad) den 88. 1667, 
1668 getroffenen Anordnungen nicht nad) oder erfüllt er die 
ihm nad den 88. 1640, 1669 obliegenden Berpflihtungen’nicht '), 
jo kann?) ihm das Bormundfdaftsgeriht?) die Bermögensver- 
mwaltung*) entziehen). Zur Srzwingung der Sicherheitsleijtung 
find andere Maßregeln nicht zuläffig®). 

1) Ein Berfchulden des Vaters tft nicht erforderlich, auch nicht vor⸗ 
berige Androhung der Entziefung (OLS. 7 ©. 423). 2, Reiche: 
rechtlich gibt e8 andere Zwangsmaßregeln nicht (NYU. b S. 20), landes⸗ 
gefeglich tönnen Ordnungsſtrafen und unmittelbarer Zwang guläffig fein 
(f. ©. 742). 8) 508. 88. 36, 48. 4) ganz oder teilweife, 
5) Folgen: Beitellung eines Pflegerd ($. 1909), Berluft der Ausübung 
der Nutznießung ($$.1656, 1657) und Herausgabe des Vermögens des Kindes 
(8. 1681). RJA. 1 S. 91, OLG. 3 S. 871. 6) auch nicht landesgeſetzlich. 
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Änderung oder Aufhebung der getroffenen Maßregeln. 

« 1671. Das Vormundſchaftsgericht Tann!) während 
der Dauer?) der elterlihen Gewalt die von ihm geiroffenen 
Anordnungen jederzeit?) ändern, insbefondere tie Erhöhung. 
Diinderung oder Aufhebung der geleiteten Sicherheit *) anordnen. 

1) Entfprechend 8. 1844 Abſ. 1 Sag 8. Beſchwerderecht ber An: 
gehörigen des Kindes FGG. 8. 67 Nr. 8. 2) nit nach der Be: 
endigung, nach diefer bedarf e8 zur Minderung ber Sicherheit der Zu: 
ftinmung bes indes. 8) unter welchen Borausfegungen, iſt feinem 
Ermeſſen überlafien, e8 genügt nicht, daß der Vater nachträglich feinen 
Berpflihtungen nachkommt, erforderlich ift, daß weitere Vernadläffigung 
der Intereſſen des Stindes nicht zu beforgen ift (OVYG.8 ©. 862). 
4) foweit fich nicht der Bater dem Kinde ſchon verantwortli gemacht 
bat. Zur Löſchung der vom Water bejtellien Sicherungshypothek bedarf 
es der Zuftimmung bed Kindes ($. 1672) und des Vaters. 

Stellung des RS bei der Sicherheitsleiftung. 

. 1672. Bei der Beitellung und Aufhebung der Sicher- 
beit!) wird die Mitwirkung des Kindes durch die Anordnung 
de3 Vormundſchaftsgerichts erjegt?). 

Die Koſten der Beitellung und Aufhebung der Sicherheit 
fallen dem Bater zur Laſt. 

1) 8. 1668. 2) Bal. 8. 1844. 

4. Anhörung des Vaters und der [onfligen Angehörigen des Kindes. 

. 1673. Das Vormundſchaftsgericht!) fol?) vor einer 
Entſcheidung, durdy welche die Sorge für die Berfon oder das 
Bermödgen des Kindes oder die Nußniekung dem Vater entzogen 
oder beſchränkt wird?), den Vater hören*), e8 fei denn, daß die 
Anhörung untunlidy ft. | 

Bor der Entſcheidung follen?) aud) Berwandte, insbeſondere 
die Mutter, oder Berfchmwägerte des Kindes gehört werden, wenn 
e8 ohne erhebliche Verzögerung und ohne unverhältnismäßige 
Koften geichehen kann. Für den Erfag der Auslagen gilt die 
Vorſchrift des 8. 1847 Abſ. 25). 

ı) 506. 88. 86, 48, 44. 2) Ordnungsvorſchrift, auf deren 
Berlegung die weitere Beſchwerde geftüßt werden kann (RIU. 2 ©. 162, 
OG. 8 ©. 860). 8) 3.8. 8. 1686 Abi. 1, 8. 1637,88. 1666 bis 
1671, 8. 1760 Abſ. 2, S. 1630 Abſ. 2 Sat 2 mit 8.1796. Ber 8. 1678 
pilt au, wenn einem Elternteile nur die tatlächliche Yürforge zuſteht 


(88. 1684, 1686, 1687, 1676 Abſ. 2 Sat 2, 1696—1698). 4 Ge⸗ 
(enendeit geben fi mündlich oder fchriftlih zu äußern (DUS.8 ©. 42, 
299). 5) Der Erfaganipruch richtet fich gegen das Kind. 


5. — des Bormundfihaftsrichters. 

&. 1674. Verletzt der Bormundfchaftsrichter vorfäglic 
oder fahrläflig die ihm obliegenden Pflichten, jo it er dem 
Kinde nad) 8. 839 Abf. 1, 3 verantwortlich. 

Entiprechend $. 1848. Haftung des Staates im EG. Art. 77. 
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6. Gemeindewaifenrat. 
8. 1675. Der Gemeindemwaifenrat!) hat dem Vormund- 
Ihaftsgeriht Anzeige zu machen?), wenn ein all zu feiner 
Kenntnis gelangt, in welchem das Vormundſchaftsgericht zum 
Einſchreiten berufen ift?). 
1) SS. 1849 ff. 2) er bat aber feine dem $. 1810 entiprechende 
Auffichtäpflicht, 8) 3.8. 88. 1689, 1640, 16651667, 1669. 


III. Ruhen der elterlichen Gewalt. 
1. Rechtliche Hindernife der Ausübung. 

&. 1676, Die elterlihe Gemalt des Vaters ruht!), 
wenn er geihäftsunfähig?) ift. 

Das gleiche gilt, wenn der Vater in der Geſchäftsfähigkeit 
befchräntt?) ift oder wenn er nach $. 1910 Abſ. 1 einen Pfleger 
für feine Berfon und fein Bermögen erhalten bat. Die Sorge 
für die Berfon des Kindest) fteht ihm neben dem gejeglicdhen 
Vertreter des indes zu; zur Bertrelung des Kindes iſt er nicht 
berechtigt. Bei einer Meinungsverjchiedenheit zwifchen dem 
Bater und dem gefeglichen Bertreter geht die Meinung des ge= 
jeglichlichen Berireters vor. 

Das BGB. untericheidet zwifchen dem Ruben und der Beendigung 
ber elterliden Gewalt. Im erſteren Falle bleibt die Gewalt der Zu: 
ftändigfeit nach beim Vater, fie wird aber entweder von der Mutter aus: 
geübt (8. 1685), oder es tritt ein Bormund (8. 1773) ein. Die 88. 1676, 
1677 entbalten die Gründe des Ruhens. Der 8. 1676 betrifft den Fall, 
daß ber Bater aus rechtlichen, der 8. 1677 den Fall, daß er aus tatfäd: 
liden Gründen an ber Ausübung der Gewalt gehindert if. Uber die 
Beendigung der Gewalt f. Anm. zu 8. 1679. 

1) Das Ruhen tritt kraft des Gejeßes ein und endigt mit dem 
Wegfalle der Borauzfegungen des 8. 1676 von felbft. Folgen des Rubens 
8. 1678. 2) 8. 104. 8) ss. 106, 114. 4, Tatjächliche 
Fürſorge für die Perfon (88. 1631— 1688, KG. 24 ©. A 148); auf 
diefelbe finden die Borfchriften über die elterl, Gewalt entjprechende An: 


wendung; f. Ann. zu $. 1684. 
2. Tatſüchliche Binderniffe. 
«1677. Die elterliche Gewalt des Vaters ruht, wenn von 
dem Bormundjchaftsgerichte!) Feitgejtellt web) daß der Vater 
auf längere Zeit?) an der Ausübung der elterlichen Gewalt tat- 
ſächlich verhindert ijt®). 

Das Ruhen endigt, wenn von dem Vormundſchaftsgerichte 
fejtgejtellt wird, daß der Grund nicht mehr bejtcht?). 

1) 566. 88. 86, 48. 2) Die Feftitellungsperfügung tritt nad 
$. 61 Abi. 1 588. mit der Beftellung des Pormundes in Wirkſamkeit; 
Bat jedoch während der Berhinderung des Baters die Mutter die Gewalt 
auszuüben, fo wird die Berfügung mit der Befanntmachung an die Mutter 
wirkſam. 3) Bei Verhinderung auf kluirzere Zeit greift 8. 1665 Platz. 
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4) 3. B. durch Krankheit oder Verbußung einer Befängnisitrafe (RS. 81 
S. A 64). 5) Die Berfügung tritt mit der Bekanntmachung an den 
Bater in Wirkfamtleit (5GB. 8. 51 Abf. 2). 

3. er des Rubens. 

. 1678. Solange die elterlihe Gewalt des Vaters ruht, 
iſt der Vater nicht berechtigt, fie auszuüben; es verbleibt ihm je 
dod; die Nutznießung an dem Vermögen des Kindes, unbe⸗ 
ſchadet der Vorſchrift des $. 1685 Abſ. 2. 

Wegen der Ausübung der Nußnießung vgl. 8. 1656. 

Wenn dad Ruben während des Beitehend der Ehe eintritt, wird bie 
Gewalt mit Ausnahme der Nutznießung ($. 1656, $. 1667 Sag 2) von 
der Mutter ausgeübt (S. 1685 Ubi. 1), Die Rechte de3 Baterd werden 
durd) deſſen gef. Vertreter wahrgenommen. Beim Ruben nah Auflöfung 
der Ehe wird ein Vormund beftellt (8. 1778), außer wenn das Bor: 
munbdfchaftägericht der Mutter die Ausübung der Gewalt überträgt (KG. 30 
S. A 49), in welden Falle die Mutter auch die Nutznießung erhält 
($. 1685 Abſ. 2). 

IV. Beendigung der elterlichen Gewalt: 1. &odeserklärung. 

8.1679. Die elterlihe Gewalt des Vaters!) endigt?), wenn 
er für tot erflärt wird®), mit dem Zeitpunfte, der als Zeitpunkt 
des Todes gilt®). 

Lebt der Vater no, jo erlangt er die elterlide Gewalt 
dadurch wieder, daß er den Bormundfchaftsgerichte5) gegenüber?) 
jeinen hierauf gerichteten Willen erklärt. 

Die elterlidde Gewalt wird beendet entweder als ſolche oder nur in 
einzelnen Beziehungen. 

Beendigungsgrünbde der Gewalt als foldder find Tod des Kindes oder 
des Vater, Todeserflärung des Vaters (8. 1679), Volljährigkeit (S. 1626) 
und VBolljährigleitserklärung des Kindes, Verwirkung (8. 1680, 8. 1771 
Abf. 2), Annahme des Kindes an Kindesitatt durch einen Dritten ($. 1757 
Abſ. 2, 8. 1765). Dagegen wird bie Gewalt nicht beendet durch Führung 
eines abgejonderten Haushalt, Berheiratung des Kindes (SS. 1688, 1661, 
vgl. auch 8. 1602 Abſ. 2) oder des Vaters (ander? ber Mutter 8. 1697), 
Todeserklärung des Kindes (ſofern fich fpäter herausſtellt, daß fie zu Un: 
recht ergangen; jonft gilt S. 18). Eine Ernanzipation ift dem BGB. 
unbelannt. 

Beendigung der elterliden Gewalt in einzelnen Beziehungen: Sorge 
für die Perfon $. 1688, $. 1666 Abſ. 1; Sorge für dad Bermögen 
8.1647, 8. 1666 Abf. 2, 88. 1670, 1698, 8. 1760 Ubi. 2; Nugnießung 
88. 1661, 1662, S. 1666 Abi. 2, S. 1685 Abi. 2. 

4) Wenn das Kind für tot erflärt wird (SS. I6—17), gilt nur bie 
Bermutung des Todes ($. 18); ehrt das Kind zurüd, gilt die Gewalt 
als nicht beenbdigt. 2) und zwar aud dann, wenn die Todes: 
ertlärung materiell unrichtig if. Wegen der vor dem Sinkrafttreten dei 
BGB. erfolgten Todeserflärung EG. Urt. 160, 206. 3) Anzeige: 
pfliht des Aufgebotsgerichts FGOG. 8. 50. 4) 8. 18. 5 FGs. 
88. 86, 48. 6) nicht notwendig „vor“, alfo auch fehriftlich. 
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2. Berwirkung. 

8.1680, Der Bater verwirkt die elterliche Gewalt, wenn er 
wegen eine3 an!) dem Finde verübten Verbrechens oder vorfäß- 
lid verübten Bergehend zu Zuchthausitrafe oder zu einer Ge—⸗ 
fängnisitrafe von mindeitens ſechs Monaten verurteilt wird. 
Wird wegen des Yufammentreffens mit einer anderen traf» 
baren Handlung auf eine Gefamtitrafe?) erfannt, jo entfcheidet 
bie Einzelftrafe, weldye für das an dem Finde verübte Ber- 
breden oder Vergehen verwirkt ift. 

Die Verwirkung der elterlichen Gewalt tritt mit der Rechts: 
fraft3) des Urteils ein). 

Die Berwirlung tritt nur dem Kinde gegenüber ein, an dem fich 
der Bater verfehlt Bat. Die fonftigen Elternrechte (SS. 1805, 1601, 1617, 
1747, 1899, 1925, 2808) bleiben unberührt, foweit fie nicht von ber 
elterliden Gewalt abhängen (88.1777, 1852, 1888 ff). Bol. aud) 8. 1495 
Nr. 5. Anzeigepflicht bed Strafgeriht3 FGG. $. 560. 

1) fei es gegen bie Perfon des Kindes (StGB. SS. 178ff., 211, 
221, 228) oder gegen ein anderes Nechtsgut des Kindes (3. B. StGB. 
8. 169). RJIA. 8 ©. 65 nimmt Delikte vermögendredtlicher Natur 
zum Nachteile des Kindes aus. 2) StGB. 8. 74. 8) SS. 867, 
888 StPO. Iſt das Strafverfahren 3. B. wegen Abweſenheit des Vaters 
nicht durchführbar, fo greifen 88. 1665, 1667 ein. 4, Folge der Ber: 
wirkung iſt Beitelung eines Vormundes (8. 1778); die elterl. Gewalt 
der Mutter tritt nur ein, wenn bie Ehe aufgelöft ift (. 1684 Nr. 2). 

V. £olgen der Beendigung und des Ruhens der Gewalt: 
Meransgabe des Vermögens. 

&. 1681, Endigt oder ruht die elterliche Gemalt des Vaters 
oder hört aus einem anderen Grunde feine Vermögens 
verwaltung auf!), fo hat er dem Finde das Bermögen heraus 
zugeben und über die Verwaltung Rechenſchaft abzulegen ?). 

2) Bol. 8. 1647, 8.1666 Abſ. 2, 88. 1670, 1676, 1677, 1679, 1680. 


2) ss. 259-261. OLG. 8 ©. 871. ger der Gelchaf 
ertführung der Geſtchäfte. 
. 1682. Der Bater ift auch nad) der Beendigung feiner 
elterliden Gewalt zur Fortführung der mit der Sorge für die 
Berfon und das Vermögen des Kindes verbundenen Gefchäfte 
berechtigt, bis er von der Beendigung Kenntnis erlangt oder 
fie fennen muß’). Ein Dritter kann fi) auf dieſe Berechtigung 
nicht berufen, wenn er bei der Vornahme eines Rechtsgeſchäfts 
Die Beendigung der elterlihen Gewalt fennt oder fennen muß!). 
Diefe Vorfchriften finden entfprehende Anwendung, wenn 
die elterlihe Gewalt des Waters ruht oder aus einem anderen 
Grunde jeine Bermögensvermwaltung aufhört?). 
Bol. 88. 169, 674, 1424 Abf. 1. 
1) 8. 122 Abſ. 2. 2) ſ. Ann. 1 zu 8. 1681. 
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. 1683. Endigt die elterliche Gewalt infolge des Todes 
des Kindes, fo Hat der Bater diejenigen Geſchäfte, mit deren 
Auffchube Gefahr verbunden ift, zu beforgen, bis der Erbe 
andermweit Yürforge treffen Fann. 

Pal 8. 672 Sag 2. 


2. Elterlide Gewalt der Mutter. 


1. Siehe die Vorbm. ©. 728. 

3. Die celterliche Gewalt der Mutter kommt in drei Formen vor: 

a) Sie beichräntt fi) neben dein Bater, wenn diefer die Gewalt aus: 
ſibt, auf die tatlächliche Fürſorge für die Perfon des Kindes \$. 1634); 
die gleihe Stellung Hat die Mutter neben dem Vormunde des Kindes 
nad) Maßgabe des 8. 1698. 

b) Bet tatfächlider Verhinderung des Vaters und beim Ruben feiner 
(Hewalt ift die Mutter Verweſerin der elterliden Gewalt. Die Gewalt 
bleibt ihrer Zuftändigfeit nach beim Bater, wird aber von ber Mutter 
ausgeübt (8. 1685). 

c) Nah dem Tode des Vaters und, fofern die Ehe aufgelöft ift, nad 
der Verwirkung der Gewalt durch den Bater erlangt die Mutter bie 
Gewalt al8 PRollgewalt ($. 1684). 

Steht dem Pater die Gewalt nur in einzelnen Beziehungen nicht zu 
Anm. zu 8. 1679), fo tritt nicht die elterliche Gewalt der Mutter, fondern 
ein Pfleger ein ($. 1909). Werliert der Bater die Gewalt, ohne daß jie 
auf die Mutter übergeht, fo wird ein Bormund beitellt (£. 1778). Die 
Mutter kann Pfleger oder Bornund fein. 

8. Inhaltlich tft die elterliche Gewalt der Mutter die gleiche wie bie 
des Vaters; der Mutter kann aber ein Beiftand beftellt werden. Der Rei: 
ftand hat regelmäßig die Stellung eines Gegenvormundes (8. 1799). Die 
Sorge für Perfon und Bermögen des Kindes fowie die Berantiwortlichkeit 
trifft die Mutter troß des Beiltandes. Nur im Falle des 8. 1698 ijt der 
Beiftand für die ihm übertragene Vermögensverwaltung felbftändig und 
allein verantwortlich. 

Fälle der elterlidden Gewalt der Wutter, 

8. 1684. Der Mutter fieht die elterlihe Gewalt zu: 

1. wenn der Vater geitorben oder für tot erklärt iſt!); 

2. wenn der Pater die elterlihe Gewalt vermirft hat?) und 

die Ehe aufgelöjt?) ift. 

Im Falle der Todeserklärung beginnt die elterliche Gewalt 
der Mutter mit dem Zeitpunfte, der als Zeitpunlt des Todes 
des Vaters gilt*). 

Die Mutter Hat in den Fällen des 8. 1684 die elterlidde Gewalt 
als Bollgewalt; ein weiterer Fall ift der der Annahme eines Kindes 
durh eine Frau. Die Gewalt der Mutter iritt Traft Geſetzes em; 
über den Beginn f. für die Fälle der Nr. 1 den Abſ. 2, in den fällen 
der Nr. 2 tritt fie ein, fobald Berwirfung und Ebeauflöfung vorliegen, 
wenn fie auch zeitlich auseinnanderfallen. Selbftverftändlidde Boraue: 
jegung ift, daß im maßgebenden Beitpuntte nicht ein &rund vorliegt, in: 
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folgedefien die Gewalt der Mutter ausgeſchloſſen ift (3.8. 88. 1680, 
1697) oder ruht oder der, wenn ihr die Gewalt fchon zugeftanden wäre, 
den Perluft eines Beſtandteils der Gewalt (3.8. Vermögensverwaltung 
wegen Konkurs $. 1647) zur Folge gehabt Hätte. Im erſteren Falle tft 
ein Bormund (8. 1778), im legteren ein Pfleger (8. 1909) zu beftellen. 

1) 8. 1679. 2) 8. 1680. 8) oder bie eheliche Gemein: 
ſchaft aufgehoben (8. 1586). 4) 8. 18; ZPO. 8. 970 Ab. 2. 

&. 1685. Sit der Vater an ber Ausübung ber elter- 
liden Gewalt tatſächlich verhindert!) oder ruht feine elterliche 
Gemwalt?), fo übt?) während der Dauer der Ehe die Mutter die 
elterlihe Gewalt mit Ausnahme der Nutnießung*) aus. 

Sit die Ehe aufgelöft?), fo hat das Bormundfchaftsgericht ®) 
der Mutter auf ihren Antrag die Ausübung zu übertragen’), 
wenn die elterliche Gewalt des Vaters ruht und Feine Auslicht 
beiteht, daß der Grund des Ruhens megfallen werde. Die 
Mutter erlangt in dieſem alle auch die Nußnießung®) an dem 
Bermögen des Kindes. 

Der 8. 1685 behandelt die Fälle, in denen die an fi dem Vater 
zuftehende Gewalt von der Mutter ausgeübt wird (ſ. Vorbm. ©. 750). 
Der Abſ. 1 betrifft die Fälle während bes Beſtehens der Ehe, der Abf. 2 
die Bälle nach Auflöfung der Ehe. Liegt in der Perfon der Mutter ein 
Hinderungsgrund vor, fo gilt daß zu 8. 1684 Bemerkte entſprechend; hier⸗ 
nach Tann der minderjährigen Mutter die Gewalt nicht übertragen werden. 


2) 8.1665. 2) 88.1676, 1677. 3) Die Gewalt geht 
auf die Mutter kraft Geſetzes fiber (OLG. 10 ©. 290). 4) fie ver: 
bleibt nach 88. 1656, 16567, 1678 dem Bater. 8) durch Scheidung, 


Aufhebung der Gemeinschaft (8. 1586) ober im Falle bes 8. 1679 Abſ. 2 
Wiebderverheiratung nad) Todeserllärung ($. 1348 Abi. 2). 6), FGG. 
88. 8b, 86, 48 (Buftändigfeit). 7) Die Übertragung wird mit der Be: 
fanntmadung an die Mutter wirkſam. 8) fofern fie dem Bater zu: 
ſteht: Folge des Ubergang der Nutznießung f. $. 1606 Ubi. 2. 
Gleichſtellung mit Der Gewalt des Waters. 
. 1686. Auf die elterlihe Gewalt der Mutter finden 
die für die elterliche Gewalt des Waters geltenden Vorfchriften 
Anwendung, fomweit ſich nicht aus den 88. 1687 bis 1697 ein 
anderes ergibt. 
Beſtellung eines Beiftandes. 
&. 1687. Das Bormundichaftsgeridht!) Hat der Mutter 
einen Beiftand zu beitellen?): 
1. wenn der Bater die Beitellung nad) Maßgabe des 8. 1777 
angeordnet bat; 
2. wenn die Mutter die Beitellung beantragt; 
3. wenn das Bormundfchaftsgericdht aus befonderen Gründen?), 
insbefondere wegen des Umfanges oder der Schwierigkeit 
ber Bermögensverwaltung, oder in den Fällen der 
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88. 1666, 1667 die Beltellung im Intereſſe des Kindes 

für nötig eradhtel®). 

1) BZuftändigleit FGG. 8. 48. 2) Beſchwerderecht GG. 
8. 67 Nr. b, 8. 60 Nr. 1—8B, 8. 20 Abſ. 2. Nachweis, daß ein Beiftend 
nicht beſtellt ift, |. OL®. 5 S. 5; 12 ©. 340, RIM. 6 ©. 246. 2) 3. B. 
Unfähigkeit zur Verwaltung (OLG. 7 ©. 77), Weigerung, die Vorſchriften 
über die religiöfe Erziehung zu befolgen (8.20 S. A 189, 261, 
RAU. 1 ©. 87), in Betradt kommen auch Tatfadhen (3. B. Ehebruch), 
bie vor dem Eintritte der Gewalt der Mutter liegen (SeuffA. 658 S. 828). 
4) Vorher find die Mutter und bie Angehörigen bes Kindes zu Hören 
(8$. 1678, 1686). 

Mirkungshreis des Beiftandes, 

&. 1688. Der Beiltand kann für alle Angelegenheiten, 
für gewiſſe Arten von Angelegenheiten oder für einzelne Ans 
gelegenheiten!) bejtellt werden. 

Über den Umfang feines Wirkungskreiſes entfcheidet die 
Beitellung. Sit der Umfang nicht beitimmt, fo fallen alle An- 
gelegenheiten in feinen Wirkungskreis. 

Hat der Bater die Beitellung angeordnet, fo hat das Vor⸗ 
mundfchaftsgeriht Beltimmungen, die er nad) Maßgabe des 
8. 1777 über den Umfang des Wirkungsfreifes getroffen Hat, bei 
der Beitellung zu befolgen. 

1, 3.8. Berwaltung eines Nachlaßgrundftäids (ZBIFS. 6 S. 417). 
Aufgabe des Beiſtandes. 

8. 1689. Der Beiftand hat innerhalb feines Wirkungs- 
freifed die Mutter bei der Ausübung der elterlihen Gewalt zu 
unterjtügen und zu überwachen; er hat dem Bormundidafts- 
gerichte jeden Fall, in welchem es zum Einfchreiten berufen ift‘), 
unverzüglich?) anzuzeigen. 

Der Beiltand Hut die Stellung eined Gegenvormunds (vgl. die 
Borbm. ©. 760), über fein Beſchwerderecht FGG. 8. 67 Nr. 6. 

1) 88. 1666—1668, 1670. 2) S. 121 Abſ. 1. 

Genehmigung eines Rethtsgeſchäfts. 

: 1690. Die Genehmigung bes Beiltandes ijt inner- 
halb feines Wirfungsfreifes!) zu jedem Rechtsgeſchäft erforder» 
lich, zu dem ein Bormund der Genehmigung des Bormund- 
IchaftsgerichtS oder des Gegennormundes bedarf. Ausgenommen 
find Rechtsgeſchäfte, welde die Mutter?) nicht ohne die Ge- 
nehmigung des Bormundichaftsgerichts vornehmen kann). Die 
Sorihriften der 88. 1828 bis 1831 finden entſprechende An- 
wendung. 

Die Genehmigung des Beiltandes wird dur die Ge— 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts erſeti 

Das Vormundſchaftsgericht ſoll vor der Entſcheidung über 
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die Genehmigung in allen Tällen, in denen das Rechtsgeſchäft 
zu dem Wirkungskreiſe des Beiltandes gehört, den Beiftand 
ren fofern ein folcder vorhanden und die Anhörung tun» 
lich iſt. 

Iſt der Mutter ein Beiftand nicht beftellt, fo bedarf fie ber Ge: 
nehmigung bed Bormundfchaftögeriht8 zum Ubichluffe von Nechtögeichäften 
für dad Kind nicht in weiterem Umfang als der Bater ($. 1656). 

Iſt Dagegen ein Beiftand beftellt, fo ift ihre Vertretungsmacht tim 
nämlichen Umfange beſchränkt wie bie des Vormundes. Tür die Rechts— 
geichäfte, zu welchen die Mutter, wenn ihr ein Beiltand nicht beftelit tft, 
ald Inhaberin der Gewalt (3. B. nach 8. 1648) der Senehmigung des Bor: 
mundſchaftsgerichts bedarf, verbleift e8 Hierbei, auch wenn das Rechts⸗ 
geihäft in den Wirkungskreis des Beiſtandes fällt; der Beiſtand ift nur 
nad Abſ. 8 zu hören. Für die übrigen Rechtsgefchäfte aber, zu welchen 
ein Bormund ber Genehmigung bed Vormundſchaftsgerichts oder des 
Segenvormundes bebarf (3. B. $. 1812, 8. 1818 Abi. 2, 8.1822 Nr. 4, 
6, 7, 12, 18, $. 1487 Abſ. 2), ift die Genehmigung bes Beiſtandes er: 
forderlidh. 

1) 8. 1688. 2) alö Inhaberin der elterlihen Gewalt. 3) 5.8. 
$8. 1648, 16886. 4, Anm. zu $. 1812 Abſ. 2. 

Anlegung des Geldes. 

8.1691. Soweit die Anlegung des zu dem Vermögen des 
Kindes gehörenden Geldes in den Wirkungsfreis des Bei⸗ 
fiandes fällt, finden die für die Anlegung von Münpelgeld 
geltenden Vorſchriften der 88. 1809, 18101) entfprecdhende An⸗ 
wendung. 

Die zum Bermögen bed indes gehörenden Inhaberpapiere Hat 
die Mutter, auch wenn ihr ein Beiftand beftellt ift, nur unter den Voraus⸗ 
fegungen des 8. 1667 zu Hinterlegen. Anders im alle des 8. 1698. 

2) Neben den nach 8. 1642 geltenben SS. 1807, 1808. 


Vermögensverzeichnis 
«1692, Hat die Mutter ein Vermögensverzeichnis ein⸗ 
zureichen!), fo ijt bei der Aufnahme des Verzeichniſſes der Beiftand 
guaugiehen; das Denzeiänis it auch von dem Beiltande mit 
der erfiherung der Nichtigkeit und Vollſtändigkeit zu verfehen. 
Sit das Berzeihnis ungenügend, fo finden,: fofern nicht die 
Borausfehungen des 8. 1667 vorliegen, die Borjchriften des 
8. 1640 Abf. 2 entjprechende Anwendung. 

2) Die Berpflitung, ein Bermögendverzeichni3 vorzulegen, hat die 
Mutter, au wenn ihr ein Beiltand beftellt ift, nur unter denſelben 
Boraudfegungen ($$. 1640, 1667, 1669) wie der Bater; der widhtigfte 
Tal ber elterlichen Gewalt ber Mutter ($. 1684 Nr. 1) unterliegt den 
Vorſchriften des 8. 1640 ($. 1686). 


Übertragung der Berwaltung auf den Beiflend. 
6.1693. Das Bormundfchaftsgericht kann auf Antrag der 
* Ahtlles, Bürgerliches Geſeßzbuch. 5. Auflage. 48 
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Mutter dem Beiltande die Vermögensverwaltung ganz oder 
teilmeife übertragen; foweit dies geſchieht, hat der Beiftand 
die Rechte und lichten eines Pflegers). 

Die Mutter ift, fowett dem Beiftande die Berwaltung übertragen 
wird, von dieſer ($. 1628) und von der Ausübung der Nutznießung 
(88. 1666, 1657) audgeichlofien. Sie hat bem Beiftande als Pfleger des 
Kindes das Vermögen des leßteren herauszugeben und Rechenſchaft abzus 
legen (88. 1681, 1686, 1915). Bel. Borbm. S. 7560. 

a) 8. 1915; für die Führung ber Vermögensverwaltung gelten aljo 
die 88. 1798-1886, für dad AuffichtSrecht des Bormundichaftögerichts 
die 88. 1887—1846. Der Beiftand Hat das Bermögen des Kindes zu 
verzeichnen (8. 1802), periodifh Rechnung zu legen (88. 1840—1848), 
Sicherheit zu letften nad) Maßgabe des $. 1844 (FEW. 3. 54) und bie 
Wertpapiere des Kindes zu binterlegen ($. 1814, Unm. zu $. 1691). 
Stellung des Beiflandes, | 

6. 1694. Für die Berufung !), VBeltellung?) und Beauf- 
fihtigung®) des Beiftandes, für feine gaftung”) und feine An« 
fprüdje>), für die ihm zu bemwilligende Vergütung‘) und für die 
Beendigung feines Amtes‘) gelten die gleichen Borfchriften wie 
bei dem Gegenvormunde. 

Das Amt des Beiltandes endigt auch dann”), wenn die 
elterliche Gewalt der Mutter rubt. 


a) 88. 1776—1788, 8. 1792 Ubi. 4. 2) 8$S. 1789—1791, 
8.1792 Abf. 4, FGG. 8. 60 Nr. 1,2. 8) 88. 1887, 1839. #4) 8. 1888. 
Sicherheitsleiftung nur im Falle des 8. 1698. 5) 88. 1885, 1886. 


Gegen die Feitfegung ber Vergütung ift die Mutter als Nutznießerin fo: 
wie als Bertreter des Kindes befchwerdeberedtigt, SG. 8. 20. 
6, 8. 1895, SGG. 8. 60 Nr. 8. 7), In diefem Falle wird ein 
Bormund (8. 1778) beftellt. 

Aufhebung der Beifiandfhaft. 

&. 1695. Das Vormundſchaftsgericht kann in den Fällen 
des F. 1687 Nr. 2, 3 die Beltellung des Beiſtandes und im 
Falle des 8. 1693 die Übertragung der Bermögensverwaltung 
auf den Beiſtand jederzeit aufheben. 

Sit die Beitellung des Beiltandes nad 8. 1687 Nr. 2 er 
folgt, jo fol fie nur mit Zuftimmung der Wutter aufgehoben 
werden. Das gleiche gilt für die Übertragung der Vermögens 
verwaltung auf den Beiltand. 

Beichwerderecht im Falle des Ubi. 1 FGG. S. 67 Ar. 5 und, fo: 
weit die Beiftandichaft fi auf die Perfon bezieht, auch FSB. S. 67 
Nr. 9, 8. 59; im Falle des Abſ. 2 daf. $. 20 äbf. 2. 

Buben der Gewalt der Mutter. 

&. 1696. Ruht die elterlidhe Gewalt der Mutter wegen 
Minderjährigkeit!), fo hat die Mutter das Recht und die Pflicht, 
für die Berfon des Kindes zu forgen?); zur Bertretung des 
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Kindes iſt fie nicht beredtigt. Der Bormund des Kindes hat, 
foweit der Mutter die Sorge zufteht, die rechtliche Stellung eines 
Beiltandes?). 

Die Gewalt der Mutter rubt aus den gleihen Gruünden wie Die 
des Baterd (SS. 1676, 1677). Folge des Ruhmes ift Beitelung eines 
Bormundes (8. 1678); Hinfichtlic) der Sorge für die Perfon findet 8. 1676 
Abſ.2 Saß 2, 8 Anwendung. Htervon enthält 8. 1696 eine Ausnahme. 

2) 85. 2, 106, 1676. 3) Tatſächliche Kürforge für die Perfon 
(ſ. Anm. zu 8. 1627); die Borfchriften über die elterl. Gewalt (3. 2. 
8. 1648 von ben Aufwendungen, 8. 1664 von ber Haftung der Mutter, 
$. 1666 vom Einichreiten des Bormundichaftsgericht? bet Mißbrauch) 
gelten entfprechend. 8) S. 1659. Bei einer Meinungsverſchiedenheit 
zwiſchen Mutter und Bormund geht die Meinung ber Mutter vor; bei 
Meinungsverfchtebengeit zwifchen Mutter und Vormund in einer fowohl 
die Sorge für die Berfon als das Bermögen betreffenden Angelegenheit 
ft 8. 1629 anwendbar (BayOht®. 8 ©. 115). 

MWirderverheiratung der Muiter. 

6. 1697. Die Mutter verliert!) die elterlihe Gewalt, 
wenn fie eine neue Ehe eingeht?). Sie behält jedoch unter den 
im 8. 1696 bejtimmten Bejchräntungen das Recht und die Pflicht, 
für die Berjon des Kindes zu forgen?). 

1) Es ift ein Bormund zu beftellen ($. 1778). Die Mutter er: 
langt die Gewalt nicht. wieder, wenn die neue Ehe aufgelöft wird (ORG. 9 
©. 458); im Falle ded Todes des zweiten Mannes fteht ihr bie Gewalt 
über das Kind der zweiten Ehe zu, das erfteheliche bleibt bevormundet 
RS. 29 S. A 81 = RU. 5 ©. 188). 3) Anzeigepflicht bes 
Standesbenmten FGG. S. 48. 3) Tatfächlide Fürforge; ſ. Anm. 
zu 8. 1696. Beifpiel für das Einfchreiten des Bormundicdhaftsgerichts: 
Ausbeutung der eat des Kindes durch Stiefvater (OVE. 10 ©. 1). 

Zieur ng der Mutter neben Vormund und Pfleger. 

.1698. Wird für das ind ein Vormund beftellt!), weil die 

elter iche Gewalt des Vaters ruht?) oder verwirkt ift?) oder weil 

die Vertretung des Kindes dem Vater entzogen ift*), oder wird 

für die Erziehung des Kindes an Stelle des Baters ein Pfleger 

beftellt5), jo jteht der Mutter die Sorge für die Perfon des 

Kindes neben dem Bormund oder dem Üfleger in gleicher Weiſe 
zu wie nad) 8. 1634 neben dem Pater). 

1) 8. 34 2) 88. 1678, 1686 Ubi. 2. 8) SS. 1680, 1684 
Nr. 2. 4) 8. 1666 Abſ. 2. 5) 8. 1666 Abſ. 1. 6) Bei einer 
Deinungsverfchiedengeit zivtfchen Mutter und Bormund geht mithin 
(anderd al3 in den Fällen der SS. 1696, 1697) die Meinung des Bor: 
mundes vor; im übrigen ſ. Unm. zu 8. 1684. 


Fünfter Titel. 


Rechtliche Stellung der Kinder aus nichtigen Ehen. 


1. Die Nichtigkeit einer Ehe bewirkt, daß die Kinder unehelich find. 
Bar jeboch wenigftend einem Ehegatten bie Nichtigkeit unbelannt, fo gelten 
48% 
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die Kinder als eheltch; die Stellung der Eltern zu ihnen ift in der Hanpt- 
ſache die gleihe wie in dem Falle, wenn die Ehe geichieden und beide 
Ehegatten für fchuldig erklärt worden find. Nur im Falle der Nichtehe 
(8. 1699 Abſ. 2) ändert auch die Gutgläubigkeit eines Ehegatten an ber 
Unebelichkeit der Kinder nichts. 

2. Die aus ber Bösgläubigkeit beiber Ehegatten folgende Unehelichkel 
des Kindes darf erft geltend gemacht werden, wenn die Richtigkeit ber 
Ehe felbft geltend gemacht werben darf, alfo erft nach Nichtigfeitderklärung 
ober Auflöfung ber Ehe ($. 1829, 8. 1848 Abſ. 2). Nur die Geltenb: 
machung der Unehelichkeit cine Kindes aus einer formmnichtigen, nicht im 
das Heiratsregifter eingetragenen Ehe tft ohne weiteres geftattet. 

Die Geltendmachung der UUnebelichleit erfolgt nach Maßgabe ber 
allgemeinen Grundſätze (3. B. wenn das Kind mit der Erbfchaftöflage 
eine Sache bes Baterd als deffen Erbe in Anſpruch nimmt, dur Be 
ftreiten des die Chelichteit vorausfegenden Erbrecht) und fie kann von 
jedem, auf beffen Rechtsverhältniſſe die Unehelichkeit von Einfluß if, 
geichegen. 

8. Übergangöbeftimmungen im EG. Art. 207. 

—8 eines ſolchen Kindes mit einem ehelichen. 

& ‚1699. Ein Kind aus einer nichtigen Ehe!), das im Falle 
der Gültigkeit der Ehe ehelich fein mürde2), gilts) als ehelih, 
fofern nicht beide Ehegatten die Nichtigleit der Ehe „bei Der 
ar a efannt*) haben?). 

Diefe Vorſchrift findet feine Anwendung, wenn die Fictig- 
feit der Ehe "uf einem Formmangel beruht und die Ehe nidt 
in das Heiratsregiiter eingetragen worden ilt®). 

2) Mag die Nichtigkeit auf einem Nichtigleitögrunde beruben 
(8. 1828) oder durch Anfechtung (88. 1880, 1860) berbeigeführt fein. 
Konvaleszend der Ehe ex tunc ($. 1824 Abſ. 2, 8. 1825 Ubi. 2, 
8. 1828 Ubi. 2) macht bas Sind von ber Geburt an zum ebelichen. 
2) SS. 1591 ff. Auch die prozefiunlen Beſonderheiten bes Rechtsſtreits 
welcher die Ehelichkeit eines Kindes betrifft (f. Vorbm. S. 716), finden 
Anwendung. 3) Die Gleichftellung bezieht ſich auf alle rech 
Berhältnifie, 3. B. Namensführung (8. 1616), Unterhaltspflict (SS. 1601 
bis 1608), Erbrecht (88. 1924, 2808). 4), Die Unkenntnis infolge 
grober Fahrläſſigkeit (5. 982 Abſ. 2) fteht Hier der Kenntnis nidyt gleich. 
5) Geltendmachung ber Unebelichkett |. Borbm. 2. 6, das Kind if 
alfo fchlechtiveg unehelih. Bol. 8. 1829 Satz 2, $. 1845 Ubi. 2. 
Rechtsverhältnis zwiſchen den Eltern und dem Kinde. 

.1700. Das Rechtsverhältnis zwiſchen den Eltern und 
einem "Rinde, das nad) $. 1699 als ehelid gilt, beftimmt ſich, 
foweil fih_ nit aus den 88. 1701, 1702 ein anderes!) ergibt, 
nad den PBorfchriften?), die für ein Kind aus einer geſchiedenen 
Ehe gelten, wenn beide Ehegatten für fyuldig erflärt find®). 

1) Die Audnabmen beziehen fich nur auf die Rechte bes bösgläubigen 
Elternteil3 gegenüber dem Kinde, nicht auf die Rechte des Kindes gegen- 
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über den Eltern und nit auf das Berhältnis der Eltern zueinander. 
2) 88. 1686, 1685, 1686, 1684, 1686. 8), Die aus ben 88. 1700 
bis 1702 fi) ergebenden Rechtsfolgen können nad) ben SS. 1829, 1848 
erft nach der Nichtigkeitserkllärung oder der Auflöſung der Ehe geltend 


gemacht werden. 
Schlechtglänbigkeit des VYaters. 
- 1701. Bar dem Vater die Nichtigkeit der Ehe bei 
der Eheſchließung befannt!), fo hat er nicht die fi aus der 
Baterfchaft ergebenden NRedhte?). Die elterliche Gewalt fteht der 
Mutter zu?). 

1) Anm. 4 und 5 zu 8. 1699. 2) 88. 1805, 1601, 1617, 
1626, 1747, 1777, 1862, 1858ff., 1899, 1925, 2808. Dagegen liegen 
ihm die ſich aus der Vaterſchaft ergebenden Pflichten (3. B. $. 1620) ob, 
fomweit fie nicht auf der elterliden Gewalt als folhe (3.2. $. 1664) bes 
ruhen. Gleiches gilt gegenüber den Enkeln. 3) Auf das Verhältnis? 
des Kindes zu den Berwandten bed Vaters (3. B. 8. 1776) ift defien 


Bösgläubigkeit ohne Einfluß. 
Schlechtgläubigkeit der Mutter. 
+ 1702. War der Mutter die Nichtigkeit der Che bei 
der Eheſchließung befannt!), jo hat fie in Anjehung des Kindes 
nur diejenigen Rechte, welche im alle der Scheidung der allein 
für fhuldig erflärten Frau zuſtehen?). 

Stirbt der Pater oder endigt feine elterlihe Gewalt aus 
einem anderen Grunde, fo hat die Mutter nur das Recht und 
die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu forgen; zur Bere 
tretung des Kindes ift fie nicht berechtigt. Ber Vormund des 
Kindes hat, foweit der Mutter die Sorge zufteht, die rechtliche 
Stellung eines Beiltandes). 

Die Borfcriften des Abf. 2 finden aud) dann Anwendung, 
wenn die elterlihe Gewalt des Vaters wegen feiner Gejchäfts- 
unfähigfeit oder nad $. 1677 ruht*). 

Materiel wird die Mutter wie eine unebeliche Mutter ($. 1707) 
behandelt. Bel. auch SS. 1899, 1900. 

2) Anm. 4 und 5 zu 8. 1699. 2) 88. 1686, 1686. Die aus 
der Mutterfchaft fi) ergebenden fonftigen Rechte (3. B. 88. 1806, 1601, 
1617, 1747, 1925, 2808) bleiben der bösgläubigen Mutter. 8) 8.1689, 
dazu f. Anm. zu $. 1707. 4) Ruht die Gewalt des Vaters nad 
8.1676 Abſ. 2, fo erhält die Mutter nicht das Recht der tatfächlichen 
Fürſorge für die Perſon, fondern fie bleibt auf das Necht des perfönlichen 
Verkehrs beichräntt. 

Uunterhaltsaufprud; des Kindes bei Schlechtgläubigkeit beider Gltern. 

.1 08. Gi das Kind nicht als ehelid, weil beiden 
Ehegatten die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung befannt 
war‘), fo fann es gleihmwohl von dem Bater?), folange er lebt?), 
Unterhalt wie ein eheliches Kind verlangen. Das im $. 1612 
Abi. 2 beftimmte Recht jteht dem Bater nicht zu. 
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1) Im Falle des 8.1699 Ubi. 2 gelten die 88. 1708 ff. 2) linter: 
Baltsanfpruch gegenüber der Mutter 8. 1706. 8) Nach dem Tode 
des Baterd gilt der 8. 1712. 4) Zwiſchen diefem Unterhaltsanfprudg 
und dem für das uneheliche Kind geltenden Hat es das Wahlrecht. 


Anfechtung der Ehe wegen Drohung. 

8.1704. Iſt bie Ehe wegen Drohung anfechtbar und ange» 
fochten, fo fteht der anfedytungsberechtigte Ehegatte einem Ehegatten 
gleich, dem Die Nichtigfeit ber Ehe bei der Eheſchließung un- 

efannt war. | 

Pol. 8. 1846 Sak 1. 


Sediter Titel. 
Rechtliche Stellung der unehelidhen Kinder. 


1. Zwiſchen dem Bater und deflen Verwandten einerjeitö unb dem 
unebelichen Finde andererfeits entiteht fein Berwandtichaftsvergältuis (8.1689 
Abſ. 2). Dagegen tritt da3 Kind in die Familie der Mutter wie ein ehe 
liches ein (8. 1706). Died gilt namentlich von dem Unterbaltsanfprudg 
und dem Erbrechte. Bol. au 8. 11 (Wohnfig), Die Mutter erhält 
jedoch nicht die elterlihe Gewalt (8. 1707). 

2. Die uneheliche Erzeugung ift auf das Berhältnis zwiſchen Bater unb 
Kind nicht ohne Einfluß. Das franzöfiicy:rechtliche Berbot der Ermittelung 
der Baterichaft tft abgelehnt. Die Wirkungen der unehelichen Erzeugung 
gegenüber dem Bater beruben auf der Baterichaft, alien nicht auf einer 
unerlaubten Handlung; ſie erſchöpfen fich in dem Eheverbote des 8. 1810, 
in der Möglichkeit der Legitimation (SS. 1719, 1728) und in einem 
UnterbaltSanfprude (88. 1708—1716). Ein Erbrecht ift verfagt: bie Er- 
werböfähignfeit des unebel. Kindes Hinfichtlic) teftamentartfcher Zuwen⸗ 
dungen des Vaters ift nicht befchränft. 

8. Der regelmäßige Unterhaltdanfpruch des Kindes gegen den Bater 
ift weder durch Bebürftigleit des Kindes oder der Mutter noch durch 
Leiftungsfähigleit de3 Vaters bedingt. Der Pater baftet vor der Mutter. 
Dad Maß des Anſpruchs richtet ſich nach dem Stande der Mutter. Der 
Anſpruch endigt, wenn das Kind das 16. Lebensjahr vollendet. Darüber 
hinaus ift nur unter befonderen Umftänden ein außerorbentlichder Unter: 
Halt3aniprucdy gewährt (8. 1708 Abi. 2), Der Anſpruch fteht dem Finde 
zu und erlifcht mit defien Tode, nicht mit dem Tode des Vaters. 

4. Die Mutter kann von dem Bater die Koften der Entbindung ſowie 
den Unterhalt für ſechs Wochen nad) der Entbindung verlangen. Unter 
Umftänden können auch die durch die Schwangerfchaft und die Entbindung 
verurfadhten Aufwendungen gefordert werden ($. 1715). 

5b. Der Anſpruch der Mutter und des Kindes kann nah Maßgabe 
des 8. 1716 ſchon vor der Geburt des Kindes geltend gemacht werben. 

6. Wer ald Bater gilt, beftimmen die 88. 1717, 1718. Danach 
ift die Einrede der mehreren Zuhälter zugelaffen. 

7. Wegen des internationalen Privatrechts EG. Art. 20, 21; Über: 
gangäbeitimmungen ebenda Urt. 208. 
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I. Stellung des Bindes zur Mutter: 

1. Gintritt in Die mütterliche Familie 

. 1705. Das unebelihe!) Kind hat im Berhältniffe N zu 

der tter und zu ben Berwandten der Mutter die rechtliche 
Stellung eines ehelichen Kindes). 

2) 88. 1591 ff. 2) Berbältnis zum Baier $. 1589 Ubf. 2. 
3) Borbm. Ziff. 1; Anwendungsfälle in den SS. 1805, 1601, 1617—1626, 
1747, 1924 fj., 2808. Yür die Feſtſtellung der Mutterſchaft im Prozeſſe 
gelten die gleichen Borfchriften wie bet ehelichen Kindern (ZPO. 88. 640 - 643). 

2. Mame des Kindes, 
1706. Das unebeliche Kind erhält den Yamiliennamen!) 
der Mutter?). 

Führt die Mutter infolge ihrer Verheiratung einen anderen 
Namen, fo erhält das Kind den Familiennamen, ben bie 
Mutter vor der Verheiratung geführt hat. Der Ehemann der 
Mutter kann durch Erklärung gegenüber?) der zuſtändigen Be— 
hörde dem Kinde mit Einwilligung des Klinde3>) und der Mutter 
feinen Namen erteilen; die Erklärung des Ehemanns fowie 
die inmiligungserMärun en bes Kindes und der Mutter find 
in öffentlich beglaubigter Korn 6) abzugeben. 

2) Zur Erteilung des Vornamens ift nad 8. 1707 die Mutter be> 
fugt. Uber den Stand, insbefondere ben Adel, fchweigt dad BGB.; 
Landesrecht, weil öffentliches Recht. 2) Spätere Ünderung des 
Namens der Mutter ift abgejehen von den Fällen des Abf. 2 Sak 2 und 
der 88. 1719, 1762 für das Kind belanglo2. 8) nicht „vor“, alſo 
auch fchriftlich. 4) Landesrecht. Vgl. Preuß. Urt. 68, Bay. 
3. v. 24. Dez. 1899 8. 18, Sad. U. V. v. 6. Juli 1899 8. 88, 
Württemb. Urt. 266, Bad. Rechtspolizeigef. 8. 28, Hefj. Art. 118, Elfaß- 
Lothr. 8. 118. Buftändig ift der Standesbeamte in Preuß., Württemb,. 
und Elſaß-Lothr. (ift die Cheichließung oder Geburt nicht in Preußen 
Bzw. Elſaß-Lothr. beurkundet, fo ift in Preuß. das Amtsgericht, in Elſaß⸗ 
Lothr. der Staatsanwalt zuftändig), da8 Amtsgericht in Sachſ., Bab. 
und Hefl., die Diftrikt3polizeibehörde in Bayern. 5) Iſt ber Ehemann 
der Mutter Bormund des Kindes, fo bedarf es zur Erflärung ber Ein: 
willigung des Kindes eines Pflegerd (a. U. 26. 80 ©. A 291 = RAM. 6 
S. 90). 6) 8. 129, 568. 8. 167 Abſ. 2, SS. 183, 191. In 
Breuß. Art. 68 find zur Beglaubigung auch die Standesbeamten zus 
ftändig, jedoch nicht für die Beglaubigung eines Handzeihend. In 
Bay. nur Notare zuftändig. Der Form wird auch durh Erklärung zu 
Brototoll der Behörde (Anm. 4) genügt. 

3. Elterliche Gewalt. 


8.1707. Der Mutter fteht nicht die elterliche Gewalt über 
das uneheliche Kind zu:). Sie hat das Recht und die Pflicht, 
für die Berfon des Kindes zu forgen?); zur Vertretung des Kindes 
it fie nicht bereditigt. Der Bormund des Kindes hat, ſoweit der 
Mutter die Sorge zuſteht, die rechtliche Stellung eines Beiltandes®). 
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4) Fur das Kind muß ftets (8. 1778) ein Bormund beftellt werden. 
Die Mutter kann Bormund fein (vgl. S. 1778 Abſ. 8). Anzeige ber 
Geburt des unehelihen Kindes FGG. $. 48. 2) tatſächliche Fürſorge 
für die Perſon ($$. 1681—1688); die Vorſchriften über die elterliche Ge⸗ 
walt finden entiprechende Anwendung, 3. B. 8. 1648 über die Aufwen: 
dungen ber Mutter, S. 1665 bei Berbinderung der Mutter (Seuffäl. 60 
S. 111), $. 1666 über bad Cinfchreiten des Bormundichaftögerichtd 
wegen Mißbrauchs des Rechtes durch die Mutter (OLG. 25.89). Kon: 
feſſion EG. Art. 184 (86.25 ©. A 21). 3) 8. 1689; vgl. 8. 1696 
Sat 2. Bet einer Meinungsverfchiedenbeit zwiichen Bormund und Mutter 
geht die Meinung der Mutter vor. Die Höhe der Aufwendungen für 
den Unterhalt des Kindes beitimmt der Bormund, bei Meinungöverichieden- 
heit zwiihen ihm und Mutter hierüber S. 1629 (vgl. BayObLG. 3 
©. 115 a. U. G. 29 S. A 18 = RM. 5 ©. 186). 

I. Baterfihoft. 
1. Ünterhaltspfliddt des Vaters. 

1708. Der Bater!) des unehelihen Kindes ift verpflichtet, 
dem Sinde2) bis zur Vollendung?) des fechzehnten Lebensjahrs 
ben der Lebensftellung der Mutter entjprechenden Unterhalt zu ge 
währen*). DerUinterhalt umfaßt®) den gefamten Yebensbedarf ſowie 
die Koften der Erziehung und der Borbildung zu einem Berufe. 

Sit das Kind zur Zeit der Vollendung des fechzehnten 
Lebensjahr3®) infolge Förperlicher oder geiltiger Gebrechen außer- 
ftande, Sich felbit zu unterhalten, fo hat ihm der Bater aud 
über diefe Zeit hinaus Unterhalt?) zu gewähren; die Vorſchrift 
des 8. 1603 Abſ. 1 findet Anwendung). 

Die UnterhaltSpflicht Liegt nur dem Vater ($$. 1717, 1718), nicht 
den väterlichen Verwandten ob. Vgl. bie Borbm. 8 S. 158. 

1) 88. 1717, 1718. 2) nicht defien Abkömmlingen. 3) 8. 187 
Abſ. 2, 8. 188. 4), ohne Nüdficht auf die VBermögensverbältnifie des 
Vaters (Of8G. 7 ©, 119). 5) Bal. 8. 1610 Abſ. 1. 6), Später 
eintretende Gebrechlichleit begründet ben Anſpruch nicht. 7) den 
gefamten Lebensbedarf, nicht nur den notbürftigen Unterhalt; das Maß 
bes Unterhalts richtet fi nach dem Stande ber Mutter. 8) Der 
außerordentliche in Abſ. 2 gewährte Unterbaltsanipruch tft mithin jeweils 
von ber Bedürftigfeit des Kindes und ber Leiſtungsfähigkeit des Vaters 
abhängig, dagegen nicht von der Leiftungsfäbigleit der Mutter ; er bauert, 
folange die Bedürftigkeit des Kindes bauert. 

Haftung des Baters vor der Mutter. 

8.17 od. Der Bater ift vor der Mutter und den mütterlicdhen 
Verwandten des Kindes unterhaltspflidhtig. 

Someit die Mutter oder ein unterhaltspflichtiger mütterlicher 
Verwandter dem Kinde den Unterhalt gewährt, geht der Unter- 
haltsanfprudy des Kindes gegen den Bater auf die Mutter oder 
den Verwandten über. Der Übergang kann nicht zum Nach⸗ 
teile des Kindes geltend gemacht werben. 
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Der Unterhaltsanipruch des unebelichen Kindes kann nur von diefem 
baw. feinem gejeglichen Bertreter (Bormund) geltend gemacht werden; 
die Mutter als ſolche ift Hierzu, abgefehen von bem Falle des 8. 1716, 
nicht befugt. 

Gewährung des Unterhalts durch Obntrichtung einer Beldrente, 

8.1710, Der Unterhalt ift durch Entrichtung einer Geld- 
rente zu gewähren. 

Die Rente ift für drei Monate vorauszuzahlen. Durch eine 
Borausleiftung für eine fpätere Zeit wird der Vater nicht befreit. 

Hat das Kind den Beginn des PBierteljahrs erlebt, fo ge» 
bührt ihm der volle auf das Bierteljahr entfallende Betrag. 

Klage auf künftige WMlimente ZPO. $. 258. Abänderung der 
durch Urteil feftgeftellten Leiftungen ZPO. 8. 828. Das Pfändungs- 
privileg der ZPO. 8. 850 Abſ. 1 Nr. 2, Abf. 4 gilt auch für uneheliche 


er. 

Unterhalt für die Vergangenheit. 

8. 1711. Der Unterhalt kann aud) für die —— 
verlangt werden. 

Abweichend von 8. 1618. Verjährung der Unterhaltsrenten 8. 197, 
feine Verjährung des Anipruch als ſolchen (8. 194). 

Tod des Baters. 

8. 1712. Der Unterhaltsanfprud erlifcht nicht mit dem 
Zode des Vaters; er jteht dem Finde auch dann zu, wenn der 
Bater vor der Geburt des Kindes geitorben ift. 

Der Erbe bed Vaters iſt beredtigt, das Kind mit dem 
Betrag abzufinden, der dem Kinde als Pflichtteil gebühren 
würde, wenn e8 ehelih wäre. Sind mehrere uneheliche Kinder 
vorhanden, fo wird die Abfindung fo berechnet, wie wenn fie 
alle ehelid) wären. 

Einfluß des Konkurſes des Baterd KO. 8. 8 Abſ. 2. Bu Abſ. 2 
vgl. 88. 2808ff.; der Anſpruch des Kindes tft Nachlaßverbindlichkeit 


($. 1967). 
Tod des Aindes. 

8: 1713. Der Unterhaltsanfprudy erlifcht mit dem Tode 
de3 Kindes, jomeit er nicht auf Erfüllung oder Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung für die Vergangenheit oder auf jolde im 
voraus zu bewirkende Leiftungen gerichtet ift, die zur Zeit des 
Todes bes Kindes fällig find. 

Die Koften der Beerdigung hat der Vater!) zu tragen, ſo— 
weit ihre Bezahlung nicht von dem Erben des Kindes zu er- 
langen ift?). 

1) wenn er unterbaltspflichtig tft. 2) 8. 1968. Bol. Unm. 
zu 8. 1616. 
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Vergleich über den Unterhalt, 

6. 1714. Eine Vereinbarung!) zwiſchen dem Water?) 
und dem Finde?) über den Unterhalt für die Zukunft oder über 
eine an Stelle des UnterhaltS zu gemährende Abfindung bedarf 
der Genehmigung*) des Bormundfeaftögericht3ö). 

Ein unentgeltliher Verzicht auf den Unterhalt für die Zu- 
kunft iſt nichtig. 

1) Ste bedarf feiner Form; wenn fie aber vollſtrecbbar fein ſoll, 
mäüffen die Vorausfegungen bed $. 794 Abſ. 1 Nr. 5 der ZPO. erfüllt 
fetn (für Bayern AG. Urt. 167 I. Auch gerichtlide Bergleihe fallen 
unter $. 1714 (R®. 66 ©. 889). Über Anfechtbarteit der Bereinharung 
f. auch S. 779. 2) Der Bater Hat kein Befchwerberedht gegen bie 
Berfagung der Genehmigung, KG. 20 ©. A 186 — AU. 1 ©. 48. 
3) Tob des Kindes vor erfolgter Genehmigung, DOXLG.4 ©. 416. 
4) 88. 1828-—1880. 5) Steht ber uneheliche Bater auch unter 
Bormundicdaft, fo bedarf auch fein gejeklicher Bertreter der Genehmigung 
des VBormundichaftägericht8 (8. 1822 Nr. 12); ſteht er unter elterlicher 
Gewalt, f. $. 1822 Nr. 6, 8. 1648 (OLG. 12 ©. 826). 


2. Entſchüdigung der Mutter, 

6. 1715. Der Bater!) ift verpflichtet, der Mutter?) die 
Koften der Entbindung ſowie die Kojten des Unterhalts für die 
ersten ſechs Wochen nad?) der Entbindung und, falls infolge 
der Schwangerſchaft oder der Entbindung weitere*) Aufwendungen 
notwendig5) werden, auch die dadurch entitehenden Koften‘) zu 
erjegen?). Den gewöhnlichen Betrag der zu erjegenden Kolten 
fann die Mutter ohne Rüdliht auf den wirklichen Aufwand 
verlangen. 

Der Anſpruch fteht der Mutter aud) dann zu, wenn der 
Bater vor der Geburt des Kindes geftorben oder wenn das 
Kind tot geboren ift. 

Der Anjprud verjährt in vier Jahren. Die Verjährung 
beginnt mit dem Ablaufe von ſechs Wochen nad?) der Geburt 
des Kindes. 

Wegen des Deflorationdanipruhs Anm. zu $. 1300. Die Anfprüche 
aus $. 825, 8. 847 Abf. 2, 8. 1800 beftehen neben den Aniprüden aus 
8. 1715. Konkurs des Baterd KO, 8. B Abf. 2. 

4) Ohne NRüdficht auf feine Leiſtungsfähigkeit. 2) Ohne Ruckſicht 
auf ihre Bedüritigkeit. 3) 8.187 Abſ. 1, 8. 188. 4) aud über 
die 6 Wochen hinaus. 5) Erforderlich ift urfächlider Zuſammenhang 
zwiichen Aufwendungen und Entbindung oder Schwangerichaft (OLE. 7 
©. 48), von Belang insbeſ. für die Frage, wie lange die Koften zu er: 
fegen find. 6) 3.8. für eine Krankheit oder befieren Unterdalt, der 
dur die Entbindung notwendig wird (ORG. 4 ©. 868) oder für bie 
Beerdigung ber an ber Entbindung geftorbenen Mutter; entgangener 
Arbeitöverdienft gehört Hierher, wenn und foweit er fonft zum Unterhalte 
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der Mutter beftimmt ift (OLG. 10 ©. 274). 7) Das Maß beitimmt 
ih nad) der Lebenzitellung ber Mutter. 

3. Sicerflellung der Anſprüche vor der Geburt des Kindes. 

. 1716. Schon vor der Geburt des Kindes kann auf 
Antrag der Mutter!) durch einitmeilige Verfügung?) angeordnet 
werden, daß der Bater den für die eriten drei Monate dem 
Kinde zu gewährenden Unterhalt alsbald nad) der Geburt an 
die Mutter oder an den Bormund zu zahlen und den erforder- 
Iihen Betrag angemefiene Zeit vor der Geburt zu hinterlegen 
bat. In gleicher Weiſe Tann auf Antrag der Mutter die Zahlung 
de3 gewöhnlichen Betrags der nach 8. 1715 Abf. 1 zu erfeßenden 
Koiten an die Mutter und die Hinterlegung des erforderlichen 
Betrag angeordnet werden. 

Sur Erlafjung der einftweiligen Verfügung iſt nicht er- 
forderlih, daß eine Gefährdung des Anſpruchs glaubhaft ge 
macht wird. 

1) &8 bedarf alfo nicht der Beftellung eines Pflegerd. Unzuläffig- 
feit einer Pflegichaft für den nasciturus zur Steherung feines Unterhalts: 
anſpruchs G. 22 ©. A 80, RIU.2 ©. 116. 2) ZPO. SS. 986 ff., 


GBI. 8.28 Nr. 2. 
4, Beweis der Waterfihafl. 

& 1717. As Bater des unebelihen Kindes im 
Sinne der 88. 1708 bis 17161) gilt?), wer der Mutter inner» 
halb der Empfängniszeit beigewohnt?) hat, e8 fei denn, daß 
auch ein anderer ihr innerhalb diefer Zeit beigemohnt?) Hat. 
Eine Beimohnung bleibt jedod außer Betradht, wenn es den 
Umftänden nad offenbar unmöglih it, daß die Mutter das 
Kind aus dieſer Beimobnung empfangen bat*). 

Als Smpfängnisgeit gilt die Zeit von dem einhundert« 
einundadhizigften bis zu dem dreihundertundgmeiten Tage vor 
dem Tage der Geburt des Kindes, mit Einfluß ſowohl des 
einhunderteinunbadtzigiten ala des dreihundertundzmeiten Tage5). 

Das Kind Hat nicht nur Anſpruch auf Unterhalt; es kann auch bie 
Klage auf Feſtſtellung der unehelihen Vaterſchaft erheben; nur auf 
Grund ded bie Baterfchaft feftftellenden, nicht des lediglich zur Unter: 
haltsleiſtung verurteilenden Urteil if Eintragung der Baterfchaft in das 
Geburtöregifter möglih (RG. 26 S. A 89). Umgelehrt kann auf Nicht: 
befiehen der unebelichen Baterfchaft geflagt werden. Für die Feſtſtellung 
der unehelichen Baterfchaft gelten die allgemeinen prozefiualen Borfchriften 
ZPO. 8. 644. Der gefetliche Vertreter des Kindes ift verpflichtet, das 
Erforderlihe zu tun, um zu ermitteln, wer der Bater iſt; das Bor: 
mundfchaftögericht darf jedoch nicht zu biefem Zwecke Beugen eiblich ver: 
nehmen (a. U. RGSt. 86 ©. 1, vgl. auch KG. 22 S. A 206). 

1) für andere Nechtöbeziehungen, insbeſ. für die Trage, ob der in 
Anſpruch Genommene die Baterfhaft anertennen muß, verbleibt es bei 
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den allgemeinen Beweißgrundfägen (OLG. 12 S. 346). 2) ZPO. 8.292. 
3) Der Beweis ber Beimohnung kann dur Eideszufhiebung geführt 
werden; der Mutter kann, foweit fie Partei if, der Eid darüber, baß fie 
nicht mit anderen verfehrte, zugeſchoben werben, ohne daß der Andere 
näher bezeichnet wird. BZeugntöverweigerungsredht der Mutter nicht durch 
ZPO. 8. 885 Abſ. 1 Nr. 8 außgeichlofien (REST. 86 ©. 1). 4), Abſ. 1 
Sag 2 gilt auch gegenüber der Einrede der mehreren Zubälter. 5) 8. 1592 
Abf. 1, ORG. 4 ©. 407. 


Auer 1 der aterſchaft. 

er ſeine Vaterſchaft nach der Geburt des Kindes 
in einer Sentfiäen 1) Urkunde?) anerkennt), kann fidy nicht darauf 
berufen, daß ein anderer der Mutter innerhalb der Empfängnis- 
zeit beigemohnt habe*). 

Die Anerfennung bat feine Lonftituttve Wirkung. Eintragung in 
das Geburtäregifter Perjonft®. 8. 25, Bet. d. Bundesrat8 v. 25. März 
1899 88. 14—16. 

4) Zuftändig für die Aufnahme der im $. 1718 und im 8. 1720 
Abſ. 2 vorgejehenen öffentlihen Urkunden find die Amtsgerichte (nicht Die 
Bormundfchaftsgerichte, alfo auch ein erfuchtes Gericht), die Notare und 
die Standedbeamten; die Zuftändigfeit der Iegteren ift aber reichärcchtlich 
auf ben Fall befchräntt, daß die Anerfennung der Baterjchaft bei ber 
Unzeige der Geburt bes oder bei der Eheſchließung feiner Eltern 
erfolgt (fFGG. 8. 167 Abſ. 2, 8. 191). Landesgefeglich iſt mitunter die 
Beurfundungsbefugni3 jedem Standeöbenmten eingeräumt (jo Preußen 
Art. 70, Sachſ. Gel. v. 15. Juni 1900 8. 44, Württ. Art. 267, Hefl. 
Art. 119, Elſ.Lothr. AS. 3. FGG. F. 46, nicht Bay.). 2) auch 
Berfügung von Todes wegen, die in öffentlicher Urkunde (SS. 2281 Nr. 1, 
2249, 2276) enthalten, eine ſolche Anerkennung wirb aber wirkſam nur, 
wenn die Berf. v. Todesw. wirkfam wird. 3) Die Anerfennung 
ift ein einfeitige8 Nechtögefchäft, daraus folgt da8 Erfordernis der Zu: 
ftimmung de3 gef. Vertreters ($. 111) zur BaterfchaftSanerfennung eines 
Minderjährigen OLG. 4 S. 220. Anfechtbarkeit der Anerlennung 
88. 119 ff.; die Anfechtung wegen Irrtums unzuläffig, wenn der Aner⸗ 
tennenbde trrtümliher Weile gemeint Hat, er babe mit der Mutter allein 
verkehrt; die argliftige Zuſicherung der Mutter, daß dies der Fall jei, 
genügt zur Anfechtung (NG. 68 S. 848). 4) 8. 1717 Abſ. 1 Say 1. 


Siebenter Titel. 
Legitimation unehelidher Kinder. 

Das BGB. kennt nur zwei Arten von Legitimation: die Legitimation 
durch nachfolgende Ehe und die Legitimation durch Ehelichkeitserklaärung. 
internationales Privatredt EG. Art. 22; Übergangsbeitimmungen ebenda 
Art. 209. Eintrag der Legitimation ins Geburtöregifter $. 26 Berfonftß. 


I. Legitimation durch nachfolgende Ehe. 
Vorausſetzung der Legitimation durch nachfolgende Ehe iſt lediglich, 


daß der Bater des unehelichen Kindes die Mutter heiratet. Cine be 
fondere Legitimationsfähigfeit (vgl. insbeſondere 8. 1782) ober bie Bu: 
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fimmung des Kindes ift nicht erforderlih. Die Folge der Legitimation 
ift, dab das Kind in allen Beziehungen, alfo auch Hinfichtlich des Erbrechts, 
die Stellung eines ehelichen Kindes erhält. Die Wirkungen der Legitimation 
erfitreden fi auf die Abkömmlinge bes Kindes wie auf die Verwandten 
des Bater8 und der Ehegatten bes Kindes oder feiner Abkömmlinge. 
ern der Legitimation. 
$ .1719. Ein unehelides!) Kind erlangt dadurch, daß ſich 
der Water?) mit der Mutter verheiratet, mit der Eheſchließung?) 
die rechtliche Stellung?) eines ehelichen Kindes. 

2) Ob das Kind ein uneheliches ift, beftimmt fich nach den SS. 1591 
bis 1600. Danach ift ein nach Scliefung der Ehe geborenes, wenn 
auch vorher empfangened Kind fein legitimiertes, ſondern ein eheliches. 
2) 8. 1720. 8) nit von der Geburt an. 4) Es finden alfo ins⸗ 
befondere die 88. 1601 ff. (Unterbalispflicht), 1616 ff, 1626 fi. (elterliche 
Gewalt), 1924, 2808 (Erbrecht) Anwendung. Wobnfig $. 11, Beendigung 
der Bormunbichaft $. 1888. Für den Adel ift das Landesrecht maß: 
gebend, ebenjo für Lehen und Yidellommifie (EG. Art. 59). 

aterſchaft des Ochemanns. 

6. 1720. Der Ehemann der Mutter gilt!) als Vater des 
Kindes, wenn er ihr innerhalb der im $. 1717 Abf. 2 beitimmten 
Empfängniszeit beigemohnt hat, es ſei denn?), daß es den Um» 
Händen nad) offenbar unmöglich ift, daß die Mutter das Kind 
aus diefer Beimohnung empfangen bat. 

Erkennt der Ehemann feine Vaterſchaft nad) der Geburt 
des Kindes in einer öffentlichen Urkunde?) an, jo wird ver- 
mutet!), daß er der Mutter innerhalb der Empfängniszeit bei» 
gewohnt habe). 

Die Legitimation durch nachfolgende Ehe ift von einer Anerfennung 
ber Baterfchaft (anders die Beendigung der Vormundfchaft 8. 1888) nicht 
abhängig. Die Frage der Baterfchaft kann vielmehr zu jeder Zeit und 
von jebem aufgeworfen werden. Nur ftelt das BGB. eine über die 
Bermutung der unehelichen Baterichaft (8. 1717) Hinausgebende Ber: 
mutung auf, indem die Einrede der mehreren Zuhälter ausgeichloflen ift. 
Die Beftreitung des Eintritts ber Legitimation kann durch Erhebung 
einer Feftilellungsflage oder Widerllage oder durch Einrede in einem 
NRechtöftreit über einen Anſpruch, ber nur bei erfolgter Legitimation be: 
gründet ift, erfolgen; klagt der Bater gegen das Kind oder umpgelehrt 
auf Feftftellung ber Legittmatton, fo finden ZPO. SS. 640648 An: 
wendung (f. ORG. 7 ©. 416). 

1) 3PO. S. 292. 2) ſ. Anm. zu $. 1691. 8) ©. Unm. zu 
8.1718. Anerlennung in einer Berfügung von Todeöwegen, die in 
öffentlicher Urkunde enthalten ift (83. 2281 Nr. 1, 2249 Abf. 1, 2276), 
genügt (RZU. 8 ©. 115). 4) Die Anertennung Hat alfo keine 
konſtitutive Wirkung. 

Nichtigkeit der Ghe. 


6. 1721. Iſt die Ehe der Eltern nidhtig!), fo finden die 
Borfchriften der SS. 1699 bis 1704 entjpreddende Anwendung. 
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1) 88. 1828, 1880, alſo auch wenn die Richtigkeit nur bie Folge 
ber Anfechtung ift; während bes Beſtehens der Ehe fommen bie SS. 1829, 
1848 auch bier in Betracht. 


Wirkung der Legitimation für die Abkömmlinge des Kindes. 

$ 1722. Die Ehefhliegung zwiſchen den Eltern bat für 
die Ablömmlinge des unehelihen Kindes die Wirkungen der 
Legitimation auh dann, wenn das Kind vor ber Eheidhliekung 
geitorben iſt. 


ll. Ghelichkeitserklärung, 

Die Ehelichkeiterflärung erfolgt durch Verfügung der Staatsgemwalt; 
fle ift Snadenfade. Die Berfügung der Staatsgewalt ift aber nur ein 
Erfordernis; fehlt es an einem anderen Erforbderniffe, To tft die Ehelich⸗ 
fettSerflärung trog ber Berfügung unwirffam. Die Ausnahmen hiervon 
find im $. 1785 enthalten. | 

Ob bie VBoraußfegungen vorliegen, ift gegebenenfall® im Prozeß⸗ 
wege feftzuftellen.. Die Unwirkſamkeit der Ehelichleitserflärung kann von 
jedem und in jedem Verfahren, zB. durch Feftfiellungsflage oder Einrebe 
gegen einen nur im alle ber Gültigkeit der Ehelichleitserflärung be- 
gründeten Anſpruch geltend gemacht werden; klagt der Vater gegen das 
Kind oder umgekehrt auf Feftftellung der Gültigkeit oder Ungültigleit der 
EHelichteit8erflärung, jo finden ZPO. SS. 640-648 Anwendung. 

Die Wirlungen der Ehelichleitserklärung reichen weder fo weit wie 
die der Legitimation durch nachfolgende Ehe noch fo weit wie bie der 
Adoption; es entfteht nur ein Verwandtſchaftsverhältnis zwiichen bem 
Kinde ſowie defien Abkömmlingen und dem Bater. 

Die Aufhebung des durch die GChelichkeitserflärung begründeten 
Rechtsverhältniſſes ift ausgeſchloſſen. 


J. GErforderniſſe. 
1. vVerfligung der Stantsgewalt. 

8.1723. Ein uneheliches Kind kann auf Antrag feines 
Baters!) durch eine Berfügung der Staatögewalt für ehelich 
erflärt werben. 

Die Ehelichkeitserflärung jteht dem Bundesſtaate zu, dem 
der Bater angehört; iſt der Vater ein Deuticher, der feinem 
Bundesftaat angehört 2), fo jteht fie dem Reichslanzler zu. 

Über die Erteilung der einem Bundesftaate zuftehenden 
Ehelichkeitserklärung hat die Landesregierung zu beilimmen?). 

2) 88.1717, 1718, 1755. ®) Schußgebletögef. v. 10. Sept. 1908 
8.9. 8) Pr. B. v. 16. Nov. 1899 Urt. 18, AVf. v. 14. Dez. 1899; 
Bay. B. v. 24. Dez. 1899 $. 20, Bel. v. 24. Dez. 1899; Sad. AB. 
v. 6. Juli 1899 $. 84; MWürtt. Urt. 268; Bad. 8. v. 11. Nov. 1899 
88. 28—82; Hefl. Art. 120; ElfRothr. 8. v. 1. Non. 1899. Hufländig 
ift der Landesherr in Bayern, Heflen, Preußen (beim Adel) und Elfaß: 
Lothringen (Statthalter), der Auftizminifter in Preußen (im übrigen), 
Sachſen, Württemberg und Baben. 
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6.1724. Die Ehelichkeitserklärung kann nicht unter einer 
Bedingung oder einer Zeitbeftimmung erfolgen. 
2. Antrag des Vaters. 
.1725. Der Antrag muß die Erflärung des Vaters 
enthalten, daß er das Kind als das feinige anerfenne. 


Bel. 8. 1718. 

3. Einwilligung der Beteiligten. 

6. 1726. Zur Ehelichkeitserflärung ift die Einwilligung 
des Kindes und, wenn da3 Kind nidt Das einundzwanzigfte 
Lebensjahr!) vollendet hat, die Einwilligung der Mutter erforderlich. 
Iſt der Vater verheiratet, fo bedarf er audy der Einwilligung 
feiner Fran. 

Die Einwilligung bat dem Bater oder der Behörde?) gegen- 
über zu erfolgen, bei welcher der Antrag einzureichen ift; fie ift 
unwiderruflich. 

Die Einwilligung ber Mutter ift nicht erforderlih), wenn 
die Mutter zur Übgabe einer Erklärung dauernd außerjtande 
oder ihr Aufenthalt dauernd unbelannt if. Das gleiche gilt 
von der Einwilligung der Frau des Vaters. 

1) 8. 187 Abſ. 2. 2), Die Zuſtändigkeit beftimmt ſich nad 
den Landeögefegen (in Preußen und Bayern das Yuftizminifterium). 


8) 8. 1786. 
Meigerung Der Mutter. 

6. 1727. Bird die Einwilligung von der Mutter!) ver- 
weigert, jo Tann fie auf Antrag des Kindes durd) das Bor» 
mundfchaftögericht?) erfegt werden, wenn das Unterbleiben der 
Ebelichkeitserklärung dem Kinde zu unverhältnismäßigem Nachteile 
gereichen mürde. 

1) Die Einwilligung der Frau des Baterd kann nicht erſetzt 
werben. 2) EG. SS. 85, 48 (Buftänbdigfeit); 8. 6B (Beginn der 
Wirkfamkeit der Erfegung), 88. bb, 62 (Verbot der Ünderung), 88. 20, 
59 Abſ. 2, 60 Nr. 6 (Beichwerde). Borberige Anhörung der Mutter und 
pon Angehörigen des Kindes f. S. 1678 mit $. 1707, 8. 1847. 

Dertretung des Waters oder eines anderen Beteiligten, 

. 1728. Der Antrag auf Ehelichkeitserklärung ſowie 

die Einmilligung der im $. 1726 bezeichneten Perſonen kann 
nicht durch einen Vertreter?) erfolgen. 

St das Kind geihäftsunfähig?) oder hat es nicht das 
vierzgehnte Lebensjahr?) vollendet, fo kann fein geſetzlicher Ver⸗ 
treter die Einwilligung mit Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts) erteilen. 

2) Bertreter in Erllärung des Willens zuläffig. 2) 8. 104. 
8) 8. 187 Abſ. 2. 4) FGG. 88. 85, 43 (Zuftänbigkeit), S. 58 (Beginn 
der Wirffamleit ber Berjügung). 
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.1729. Iſt der Vater in der Geſchäftsfähigkeit be- 
fhränft!), fo bedarf er zu dem Antrag, außer der Zuftimmung 
feines gejeblichen Bertreterd, der Genehmigung ber Bormund- 
ſchaftsgerichts?). 

Sit das Kind?) in ber Geſchäftsfähigkeit befhränft!), fo 
gilt das gleiche für die Erteilung jeiner Einwilligung. 

Sft Die Mutter des Kindes oder die Yrau des Baters in 
der Geichäftsfähigkeit beichräuft!), fo it zur Erteilung ihrer 
Einwilligung die Zuftimmung des gefeßlihen Bertreters nicht 
erforderlich. 

1) 88. 106, 114. 2) FGG. 88. 86, 48. 3), iſt das Kind 
älter al3 7, aber jünger als 14 Sabre, fo tft ſowohl feine Einwilligung 
unter Zuftimmung bes geſ. Bertreterd als nur die des geſ. Vertreters 
zuläſſig und vorbehaltli der Genehm. des PS. genügend. 
form des Antrags und der Oinwilligung, 

8.1730, Der Antrag fowie die Einwilligungserklärung !) 
der im $. 1726 bezeichneten Perſonen bedarf der gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung ?). 

1) Die Zuftimmung bes gel. Bertreterd im alle des S. 1729 
Abf. 1, 2 ift an feine Form gebunden. 2) 8.128; EG. Art. 141; 
FGG. 88. 167 ff. Der Antrag wie die Einwilligungserflärungen find 
einfeitige Rechtsgeſchäfte; aus 8. 1726 Abi. 2 folgt, daß die Einwilligungen 
(und die Genehmigung des Vorm.⸗-Gerichts) vorliegen müfjen, wenn ber 
Untrag bei der Behörde eingereiht wirb ($. 111 Sag 1, $. 1881). 
Anferhtbarkeit des Antrags und der Einwilligung. 

&. 1731. Iſt der Untrag oder die Einwilligung einer 
der im $. 1726 bezeichneten Perſonen anfechtbar!), fo gelten für 
die Anfehtung und für die VBeltätigung der anfedhtbaren Er⸗ 
Härung die Borfchriften der 88. 1728, 1729. 

2) 88. 119 fj., 142—144. Folge ber Unfechtung ift Nichtigkeit der 
angefochtenen Erklärung und damit ber (Eheltchleitserflärung. 

ll. Hinderniffe; Berfagung: 
1. Berbot ” ei — den GEltern des Kindes. 

8. 1732. Die Ehelichkeitserklärung iſt nicht zuläſſig, 
wenn zur Zeit der Erzeugung!) des Kindes die Ehe zwiſchen 
den Eltern nad 8. 1310 Abi. 1 wegen Verwandtſchaft oder 
Schwägerſchaft verboten mar. 

2) 8. 1717 Abſ. 2 findet feine Anwendung, fondern dient nur al 
Anhaltspunkt. 

2. Tod des Vaters oder des Kindes, 

8. 1733. Die Ehelichkeitserllärung kann nicht nad) dem 
Tode des Kindes erfolgen. 

Nad) dem Tode des Vaters ijt die Ehelichkeitserflärung nur 
azuläffig, wenn der Vater den Antrag bei der zuftändigen!) Be 
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hörde eingereicht oder bei oder nad) der gerichtlichen oder nota- 
riellen Beurkundung des Antrags das Gericht oder den Notar 
mit der Einreihung betraut hat. 

Die nad) dem Tode ded Vaters erfolgte Chelichkeits- 
erflärunghat die gleiche Wirkung, wie wenn ſie vor dem Tode 
des Vaters erfolgt wäre?). 

1) 8. 1726 Abf. 2 2) Bol. 8. 2048 Abſ. 2. Solange bie Ehe: 
lichkettöerflärung nicht "erfolgt ift, ift der Bater zum MWiderrufe des 
Antrags berechtigt. 

3: Yerlusung der Ghelichkeitserklärung. 

6. 1734. Die Ehelicjkeitserflärung ann verfagt werden !), 
auh wenn ihr ein geſetzliches Hindernis nicht entgegeniteht. 

2) weil fie Gnadenſache ift. 

Angel in den —— 

6. 1738. Auf die — —— der Ehelichkeitserilärung 
iſt es ohne Einfluß, wenn der Antragſteller nicht der Vater des 
Kindes ift oder wenn mit Unrecht angenommen worden iſt, daß 
die Mutter des Kindes oder die Frau des Yaters zur Abgabe 
einer Erllärung dauernd außerjtande oder ihr Aufenthalt dauernd 
unbefannt jei. 

Bol. 8. 1728 Abſ. 1, 8. 1726 Abſ. 8 und bie Borbm. ©. 766. 

11. Wirkungen; 
1. für den Bater und das Kind; 

6. 1736, Durch die Ehelichkeitserklärnng erlangt!) das 
Kind die rechtliche Stellung?) eines ehelichen Kindes. 

1) von ber Wirkfamfeit der Ehelichkeitderflärung (alfo, wenn landes: 
rechtlich nicht3 anderes beitimmt tft, von der Zuftellung ber Verf. an ben 
Bater) an, nicht rüdwärt8 von der Geburt an. 2) Anm. zu 8.1719. 

2. für die Angehörigen des Kindes und des Waters; 

6.1737, Die Wirkungen der Ehelichkeitserklärung erftreden 
ih auf die Ablömmlinge des Kindes; fie erſtrecken ſich nicht auf 
die Verwandten des Vaters. Die Fran des Vaters wird nicht 
mit dem Kinde, der Ehegatte des Kindes wird nit mit dem 
Bater verfchwägert. 

Die Rechte und Pflichten, die fi) aus dem Verwandtichafts- 
verhältniffe zwiſchen dem Kinde und feinen Verwandten ergeben, 
—5 unberührt!, ſoweit nicht das Geſetz ein anderes vor—⸗ 

reibt. 

1) Augnahmen 8. ae Abf. 1 Sat 8, SS. 1788, 1789. 

3. Sorge der Mutter für die Perſon des Kindes. 

‚1738, Mit der Ehelichkeitserflärung verliert die Mutter 

das echt und die Pflicht, für die Perfon des Kindes zu forgen!). 

t fie dem Kinde Unterhalt zu gewähren, fo treten Recht und 

fliht wieder ein, wenn die elterliche Gewalt des Vaters endigt 
Achilles, Bürgerliches Geſezbuch. &. Auflage. 49 
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oder wenn fie wegen Geſchäftsunfähigkeit des Vaters oder nad 
8. 1677 rubt2). 

1) 8. 1707. Wegen deö perfönlichen Verkehrs mit dem Kinde gilt 
das in Unm. 1 zu $. 1765 Bemerkte. 2) Vgl. S. 1676 mit 8. 104, 
ferner 88. 1679 ff. Bol. auch 8. 1806 Abſ. 1 Sat 8. 
4. Unterhalts rin der Berwandten des Kindes. 

17 39. er Bater iſt dem Kinde und deſſen Abkömmlingen 
vor der Mutter und den mütterlihen Verwandten zur Ges 
währung bes Unterhalts verpflichtet. 

5 Haut 1» 5 Malen bet Ghefihlieh 
. Pflichten des Maters bei (Ehe ung. 

‚1740. Bill der Bater eine Ehe eingehen !), während er die 
elterliche Gewalt über das Sind Hat, fo Anden die Borfchriften 
der 88. 1669 bis 1671 Anmwendung?). 

2) auch wenn er fih zum erften Male verbeiratet, 2) Che: 


hindernis 8. 1814. 
Achter Titel. 
Annahme an Kindesftatt. 


Das BGB. erblidt in der Annahme an Kindesſtatt nur ein Mittel, 
um dem Angenommenen die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes dei 
Unnehmenden zu verſchaffen. Demgemäß werden verfchiedene Arten 
der Annahme nicht zugelafien. Insbeſondere ift zwijchen den Fällen, in 
denen ein Dann, und den Fällen, in denen eine Frau an Kindesitatt 
annimmt, nicht unterfchieden und tft auch der Unterichieb von Arrogation, 
adoptio plena und minus plena befeitigt. Die Annahme erfolgt durch 
Bertrag und kann durch Vertrag aufgehoben werden. Der Unnahmevertrag 
fowie der die Annahme aufhebende Bertrag bedürfen der gerichtlichen Be 
ftätigung. Die Bejtätigung tft nicht Gnadenſache. Das Inſtitut der Prlege 
tindichaft ift dem BGB. unbelannt. _ 

Internationales Privatredt im EG. Urt. 22; Ubergangoͤ— 
bejtimmungen ebenda Art. 209. 


1.Borausfegungenu. Erforderniſſe. 1.Mangelehelicher Abkömmlinge 

8.1741. Ber feine ehelihen!) Abfömmlinge?) hat, kann 
durd) Vertrag?) mit einem anderen dieſen an Kindesitatt an: 
nehmen. Der Bertrag bedarf der Beitätigung*) durdy das zur 
tändige Geridht®). 

Die Annahme ift nichtig, wenn fie nit zur Begründung eines 
familtenrechtl. VBerhältnified, fondern nur zur Erlangung bed Namens 
des Annehmenden erfolgt (KG. 22 ©. A 251, RG. 29 ©. 128, OLE. 6 
©. 289, 7 ©. 426, 12 ©. 847). 

#) oder legitimterten. Ein nasciturus fteht nit im Wege. Die 
uneheliche Mutter und der uneheliche Bater lönnen ihr eigenes uneheliches 
Kind an Kindes Statt annehmen. 2) nicht nur Kinder. 3) nidt 
durch letztwillige Verfügung. 4 8S. 1764. 5) FGG. 88. 66, 66 
über die Zuſſändigkeit, $. 67 über den Eintritt der Wirkſamkeit des Be 
ſtätigungsbeſchluſſes, 5. 68 Abſ. 1 über den Ausichluß der Beſchwerde. 
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8. 1742. Die Annahme an Sindesftatt Tann nicht unter 
einer Bedingung oder einer Zeitbeitimmung erfolgen. 

8.1743. Das Vorhandenfein eines angenommenen Sindes 
fteht einer weiteren Annahme an Kindesſtatt nicht entgegen. 

2. Alter des Annehmenden. 

6. 1744. Der Annehmende muß das fünfzigfte Qebens- 
jahr vollendet haben und mindeftend achtzehn Jahre älter fein 
als das Sind. 

Berechnung des Wlterd nad) 8. 187 Abſ. 2. 

8. 1745. Bon ben Erforbernilfen des $. 1744 Tann 
Befreiung bewilligt werden, von der Vollendung des fünfzigiten 
Lebensjahrs nur, wenn der Annehmende volljährig!) ift. 

Die Bewilligung fteht dem Bundesitaate zu, dem der An» 
nehmende angehört; ijt der Annehmende ein Deutfcher, der 
feinem Bundesftaat angehört?), fo jteht die Bewilligung dem 
Reichskanzler zu. 

ber die Erteilung der einem Bundesſtaate zuftehenden Be» 
willigung hat die Landesregierung zu beitimmen?). 

1) 88. 2, 8. 2) Schutzgebietsgeſ. v. 10. Sept. 1900 8. 9. 
3) Br. V. v. 16. Non. 1899 Art. 14, AVf. v. 14. Dez. 1899 und dv. 
4. Sept. 1%0; Bay. B. v. 24. Dez. 1899 8. 21, MinBek. v. 24. Dez. 
1899; Sad. AB. v. 6. Juli 1899 $. 85; Württ. Art. 269, Bad. B. v. 
11. Nov. 1899 8. 88; Heſſ. Art. 121; ElſLoth. ®. dv. 1. Nov. 1899. 
Zuftändig ift der Landesherr in Bayern, der Statthalter in Elfaß-Lotb: 
ringen, der Suftizminifter in Preußen, Sadfen, Württemberg, Baben, 
Heften. Für Baden f. auch V. v. 5. Sept. 1906. 

3. Einwilligung Dritter. Einwilligung des Ehegatten. 

6. 1746. Wer verheiratet ift, kann nur mit Einwilligung 
Ieines Ehegatten!) an Kindesftatt annehmen oder angenommen 
werben. 

Die Einwilligung ift nicht erforderlid), wenn der Ehegatte 
zur Abgabe einer Erklärung dauernd außerjtande oder fein Auf» 
enihalt dauernd unbelannt ijt?). 

1) Der geichiedene Ehegatte muß nicht zufttmmen. 2) 8. 1756. 

Einwilligung der Eltern des Kindes. 

8.1747. Ein eheliches Kind kann bis zur Vollendung des 
einundzwanzigiten Lebensjahrs!) nur mit Einwilligung ber 
Eltern?), ein unehelidhes?) Kınd fann bis zum gleichen Lebens. 
alter nur mit Einwilligung der Mutter an Kindesitatt ange 
nommen werden. Die Vorſchrift des 8. 1746 Abf. 2 findet ent- 
ſprechende Anwendung t). 

1) Berechnung bed Alter 8. 187 Abſ. 2. Volljährigkeitserklürung 
macht die Einwilligung der Eltern nicht entbehrlid. 2) Beider Eltern, 
auch wenn die Ehe geſchieden; die leiblichen Eltern Gaben auch bann zu: 

49* 
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zuſtimmen, wenn es ſich um die weitere Annahme eines früher ſchon an— 
genommenen Kindes handelt (KG. 27 S. A 188). 8) wenn auch tür 
ebelich erflärtes. 4) 8. 1766. 


Erklärung der Einwilligung. 


6,1748, Die Einwilligung!) der in den 88. 1746, 1747 
bezeichneten PBerfonen hat dem Annebmenden oder dem Kinde 
oder dem für die Deltätigung des Annahmevertrags zuftän« 
digen?) Gerichte gegenüber?) zu erfolgen; fie iſt unmiderruflid. 

Die Einwilligung Tann nicht durch einen Bertreter*) erteilt 
werden. Iſt der Einmilligende in der Geſchäftsfähigkeit be— 
ſchränkts), jo bedarf er nidht der Zuftimmung feines gefeßlichen 
Vertreters. 

Die Einwilltgungserklärung bedarf der gerichtliden oder 
notariellen Beurfundung®). 

1) Sie muß fpäteftend vor der Beftätigung erklärt werden ($. 188)- 
2) Anm. zu 8. 1741. 3) nicht notwendig „vor“, alfo auch ſchriſtlich 
4) Bertretung in der Erklärung des Willens zuläffig. 5) 88. 106, 
114. 6) 8. 128; EG. Urt. 141; FGG. 88. 167f. " 

4. Annahme des Kindes durch mehrere. 


8.1749. Als gemeinfchaftlihes Kind Tann ein Kind nur 
von einem Ehepaar!) angenommen werden. 

Ein angenommenes Kind Tann, folange das durch die An- 
nahme begründete Rechtsverhältnis beiteht?), nur von dem Ehe: 
gatten des Annehmenden an Kindesjtatt angenommen werden”). 

Pol. 8. 1806 Abſ. 1 Say 2, 8. 1757 Abſ. 2, 8. 1768 Ubi. 1 
Sak 8, 8. 1768 Abſ. 8, S. 1772 Sak 2. 

2) Jeder Ehegatte ift Annehmender. 2) Nach) dem Tode dee 
Annchmenden ift Annahme de8 Angenommenen durch einen anderen zu- 
läffig. 8) Erforderlich ift Erfüllung aller Borausfegungen, wie 
wenn bas ind noch nicht angenoumen wäre (OYG. 8 S. 868). 

5. Vertrag zwifchen dem Annchmenden und dem Kinde. 

&. 1750. Der Annahmevertrag kann nicht durch einen 
Vertreter!) geichlofien werten. Hat das Kind nicht das vier 
zehnte Lebensjahr?) vollendet, fo kann fein gejeglicher Bertreter 
pen Ittrag mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts?) 
chließen. 

Der Annahmevertrag muß bei gleichzeitiger Anweſenheit 
beider Teile vor Gericht oder vor einem —* geſchloſſen werden‘). 

1) Auch die Stellvertretung in der Erklärung des Willens if wegen 
der Formvorſchrift des Abſ. 2 ausgeichlofien. 2) Berechnung de: 
Alters 8. 187 Abſ. 2. 8) GW. SS. 8b, 48. Das Vormundichafto 
gericht ift befugt, die Genehmigung von der Erfüllung gewiſſer Be 
dingungen, 3. B. vertragämäßiger Zuiicherung eines beftimmten Grbteils, 
nbbängig zu machen. 4) EG. Art. 141; FGG. $. 167, 
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Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 

6. 1751. Iſt der Annehmende in der Gefchäftsfähigkeit 
beihränft!), fo bedarf er zur Eingehung des Vertrags, außer 
der Zuftimmung feines geſetzlichen Berireters, der Genehmigung 
des Bormundfchaftsgeridht3?). 

Das gleihe gilt für das Kind, wenn e8 in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränlkt ift!). 

1) SS. 106, 114. 2) Anm. 8 zu 8. 1750. 

Annahme durch den Wormund. 

8.1752. Wil ein Bormund feinen Mündel an Kindes⸗ 
jtatt annehmen, fo fol das Bormundichaftsgericht die Genehmi⸗ 
nung!) nicht erteilen, folange der Vormund im Amie?) ift?). 
Wil jemand feinen früheren Mündel an Kindesitatt annehmen, 
fo fol das Vormundſchaftsgericht die Genehmigung nicht erteilen, 
bevor er über feine Berwaltung Rechnung gelegt und das Bor» 
bandenfein des Mündelvermögens nachgemwiefen hatt). 

Das gleiches) gilt, wenn ein zur Vermögensvermwaltung be- 
ttellter Pfleger‘) feinen Pflegling oder feinen früheren Pflegling 
an Kindesjtatt annehmen will. 

1) 88. 1760, 1761. 3), 8. 1889. 3) Beftellung eines 
Bflegerd für die Bermögensverwaltung genügt nicht. 4) 8. 1890. 
5) 6.1915. 6) oder ein Beiftand mit Bermögensdverwaltung ($. 1698). 

6. Gerichtliche Weftätigung des Bertrags. 

6.1753. Die Beftätigung des Annahmevertrags kann 
nicht nach dem Tode des Kindes erfolgen. 

Nach dem Tode des Annehmenden ift die Beltätigung nur 
zuläffig, wenn der Annehmende oder das Kind den Antrag auf 
Beftätigung bei dem zuftändigen Gericht!) eingereicht oder bei 
oder nach der geridhtlihen oder notariellen Beurkundung des 
Vertrags das Gericht oder den Notar mit der Einreichung be- 
traut bat. 

Die nah) dem Tode des Annehmenden erfolgte Beitätigung 
bat bie gleihe Wirkung, wie wenn fie vor dem Tode erfolgt 
wäre?). 

2) Anm. zu 8. 1741. 2) 8GG. 8. 67 Abf. 2. 
8.1754. Die Annahme an Kindesftatt tritt mit ber Be⸗ 
tätigung) in Kraft. Die Bertragichließenden find fchon vor 
der Beltätigung gebunden. 

Die Beftätigung ift nur zu verfagen, wenn ein gejegliches 
Erfordernis der Annahme an Kindesitatt fehlt. Wird die Bes 
Hätigung endgültig?) verfagt, fo verliert der Vertrag feine Kraft. 

Die Beftätigung tft nur eines der Erforderniffe der Annahue an 
Kindesftatt. Sie Hat nicht die Bedeutung, etwaige Mängel des Annahme: 
vertrag8 zu beilen (Musnahme im 8. 1756). Fehlt ed an einem fonftigen 
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1) Die Beftütigung tritt mit ber Belanntgabe an den Annehmenden 
in Wirkſamkeit (SGG. 88. 16, 67); dem Vormundſchaftsgericht ift, wenn 
der Ungenotnmene minderfährig ift, Mittellung zu machen (8. 1760, 
FGG. $.50). Eintragung ber Annahme in das Geburtäregifter Perfonft®. 
8. 26. 2) ZGG. 8. 68 Abſ. 2 (Seuffü. 57 Nr. 99). 


Anfechtung des Bertiags oder der Ginwilligung, 

8.1755. Sit der Annahmevertrag oder die Einwilligung 
einer ber in den 88. 1746, 1747 bezeichneten Perſonen anfedht- 
bar!), fo gelten für die Anfechtung und für die Beltätigung 
des anfechtbaren Rechtsgeſchäfts die Vorfchriften des $. 1748 
Abſ. 2, des 8. 1750 Abf. 1 und des 8. 1751. 

2) Ss. 119ff., 142--144. 

Mängel in den Bornusfekungen, 

1756, Auf die Wirkſamkeit der Annahme an Kindes» 
ftatt ıjt e8 ohne Einfluß, wenn bei der Beitätigung des An— 
nahmevertrags mit Unredht angenommen worden it, daß eine 
der in den 88. 1746, 1797 bezeichneten Berfonen zur Abgabe 
einer Erklärung dauernd außerſtande oder ihr Aufenthalt 
dauernd unbelannt jei. 

Bol. Anm. zu 8. 1754. Die Unwirkſamkeit der Annahme kann 
von jedem und in jedem Verfahren geltend gemadt werden (OYGS. 7 
©. 426); es gilt das in Borbm. S. 766 Bemerkte entiprechend. 

1I. Wirkungen: 
1. das Kind und den Annehmenden. 

* 1757. Durch die Annahme an Kindesſtatt erlangt 
das Kind die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes des An⸗ 
nehmenden. 

Wird von einem Ehepaare gemeinfchaftli ein Kind an» 
genommen oder nimmt ein Ehegatte ein Kind des anderen 

begatten an, jo erlangt das Kind die redjtliche Stellung eines 
gemeinſchaftlichen ehelichen Kindes der Ehegatten. 

Es finden alfo inäbefondere die 88. 1601 ff. (Ainterbaltspflicht), 
1617ff., 1626 ff. (elterliche Gewalt), 1924 (Erbrecht), 2808 (Pflichtteils: 
recht) Anwendung, foweit nicht in den 88. 1758 —1761 Önderungen vor: 
gefehen find. Bol. auch 8. 11 GWohnſitz) und 88. 1806, 1811 (Ehe⸗ 
hindernis), OLG. 8 S. 872 (religtöfe Erziehung). Über die Möglichkeit 
vertragdmäßiger Mbänderung 8. 1767. 

Mame des Kindes. 

8.1758. Das Kind erhält den Hamiliennamen des An» 
nehmenden. Wird das Kind von einer Frau angenommen, die 
infolge ihrer Berheiratung einen anderen Ramen führt, jo er- 
hält e3 den Bamiliennamen, den die Frau vor der Berheiratung 
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geführt hat. In den Fällen des 8. 1757 Ab. 2 erhält das 
Kind den Familiennamen des Mannes. 

Das Find darf dem neuen Namen feinen früheren Familien» 
namen hinzufügen, fofern nidt in dem Annahmevertrag ein 
anderes beſtimmt ift?). 

* die Fuhrung des Adels entſcheidet das Landesrecht (Heſſen 
Art. 

Im Falle des 5. 1762 Sag 2 behalten die Abkömmlinge, auf 
welche fi) die Annahme nicht erftredt, den bisherigen Familiennamen. 

1) Bel. ORG. 5 ©. 417. 

Erbrecht des Annehmenden. 

8.1759. Durch die Annahme an Kindesftatt wird ein 
Erbredt für den Annehmenden nicht begründet. 

Für den Angenommenen und deſſen von der Annahme betrofiene 
Abkömmlinge ($. 1762) entitegt ein Erb: und Pflichtteildreht ($. 1767). 
Bel. noch Anm. zu S. 1767. 

Derzeidnis des Bermögens des Kindes. 

8.1760, Der Annehmende hat über das Vermögen des 
Kindes, joweit e8 auf Grund der elterlichen Gewalt feiner Ber« 
waltung unterliegt, auf feine Koſten ein Verzeichnis aufzunehmen 
und dem Vormundſchaftsgericht einzureichen; er hat das Ver⸗ 
zeichnis mit der Berficherung der Richligfeit und Vollſtändig⸗ 
feit zu verjehen. Iſt das eingereichte Verzeichnid ungenügend, 
fo findet die Vorfchrift des 8. 1640 Abf. 2 Sag 1 Anmendung. 

Erfüllt der Annehmende die ihm nad) Abf. 1 obliegende 
Berpflidtung nicht, jo kann ihm das Vormundſchaftsgericht die 
Bermögensverwaltung entziehen. Die Entziehung Tann jeder- 
zei mwiederaufgehoben werden. 

Bol. Anm zu $. 1640 und zu 8. 1754. 

Derheiratung des Annehmenden. 

6. 1761. Wil der Annehmende eine Ehe!) eingehen, 
während er die elterlihe Gewalt über das Kind hat, jo Anden 
die Borfchriften der 88. 1669 bis 1671 Anwendung ?). 

1) Bel. Anm. 1 zu 8. 1740. 3) Ehehindernis 8. 1814. 

2. für die Abkömmlinge des Kindes; 

1762. Die Wirkungen der Annahme an Kindesftatt 

erſtrecken fid) auf die Abfömmlinge des Kindes. Auf einen zur 

Zeit des Bertragsabichluffes ſchon vorhandenen Abkömmling 

und deſſen fpäter geborene Abkömmlinge eritreden ſich die Wir- 

fungen nur, wenn der Vertrag!) aud mit dem ſchon vorhan- 
denen Ablömmlinge geſchloſſen wird. 

Das Chehindernis des 8. 1811 tft auch im Falle des ziveiten 
Saßed vorhanden. Bezüglih der Namensführung Unm. zu $. 1768. 
Bol. auch $. 1776 Abi. 2. 

2) Die Borichriften der 88. 1750, 1751 über die Yorm des Uns 
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nahmevertrags und die Zuläſſigkeit der Vertretung gelten auch in An 
fehung der Abkömmlinge, welche den Pertrag mitichließen. 
3. für die Re des Annehmenden; 

8.1763. Die Wirkungen der Annahme an Kindesftatt 
eritreden fih nidt un die Verwandten des Annehmenden. 
Der Ehegatte des Annehmenden wird nicht mit dem Kinde, der 
Ehegatte des Kindes wird nicht mit dem Annehmenden ver= 
Ihwägert. 

4. für die A anten des Rindes; 

1764. Die Rechte und Pflichten, die fi) aus dem 
Verwandtſchaftsverhältniſſe zwiſchen dem Kinde und jeinen Ber: 
waudten ergeben, werden durch die Annahme an Kindesſtatt 
nicht berührt, ſoweit nicht das Geſetz ein anderes vorſchreibt. 

Ausnahmen: SS. 1806, 1765, 1766, 8. 1776 Abſ. 2, 8. 1899 Abſ. 2. 
5. für die (Eltern des Mindes. 

.1768. Mit der Annahme an Kindesftatt verlieren die 
leiblihen Eltern die elterliche Gewalt über dag Kind, die uneheliche 
Mutter das Recht und die Pflicht, für die Berfon des Kindes 
zu jorgen!). 
| Hat der Bater oder die Mutter dem Sinde Unterhalt zu 
gewähren, fo treten das Recht und die Pflicht, für die Perfon 
des Kindes zu forgen?), wieder ein, wenn die elterlihe Gewalt 
des Annehmenden endigt oder wenn fie wegen Geſchäftsunfähig— 
feit des Annehmenden?) oder nad $. 1677 ruht. Das Ned 
zur Vertretung des Kindes tritt nicht wieder ein®). 

a) Das Recht auf den perjönlichen Verkehr mit dem Finde bleibt 
beitehen (RG. 24 ©. 25; 26 S.281), nah RG. ZW. 1906 S. 698 ların 
e3 jedoch nicht im Rechtswege verfolgt werden. 2) 88. 1681, 1682, 
1707. 8) 8.16 6 Abſ. 1. 4, Dem Kinde muß alſo ein Vormund 
beftellt werden ($. 1772). 

6. Anterhaltspflicht des Annchmenden. 

1766. Der Annehmende ift dem Kinde und denjenigen 
Ablömmlingen des Kindes, auf welche ſich die Wirkungen der 
Annahme erftreden!), vor den leibliden Verwandten des Kindes 
zur Gewährung des Unterhalts verpflichtet. 

Der Annehmende fteht im Yalle des 8. 1611 Abſ. 2 den 
leiblichen Verwandten der auffteigenden Linie gleidy. 

) $S. 1762. 

7. Abänderung der Wirkungen. 

. 1767. an dem Annahmevertrage Tann die Nuß- 
nießung des Annehmenden an dem Vermögen des Kindes ſowie 
das Erbredht des Kindes dem Annehmenden gegenüber aus 
geſchloſſen werden. 

Im übrigen können die Wirkungen der Annahme an 
Kindesftatt!) in dem Annahmevertrage nicht geändert werden). 
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1) abgeſehen von dem $. 1758 Abf. 2. 2) Bol. 8. 22 ©. A 

2560. &3 kann aber mit dem Annahmevertrag jeder fonft zuläffige Vertrag, 

der dann den für ihn geltenden Borichriften unterliegt, verbunden werden, 

e3 kann 3.8. durch einen Erbvertrag (SS. 2274 ff.) dem Annehmenden 
ein Erbrecht eingeräumt werben. 

II. Aufhebung: 


1. durch Vertrag; 

S- 1768. Das dur die Annahme an Kindesitatt be 

ründete Rechtsverhältnis kann wieder aufgehoben werden. Die 
ufhebung Tann nicht unter einer Bedingung oder einer Zeit- 
beitimmung erfolgen. 

Die Aufpebung erfolgt durdy Vertrag!) zwiſchen dem Ans 
nehmenden, dem Kinde und benjenigen Abfömmlingen des 
Kindes, auf welche fih die Wirkungen der Annahme eritreden?). 

Hat ein Ehepaar gemeinihaftlih ein Kind angenommen 
oder hat ein Ehegatte ein Kind des anderen Ehegatten ans 
genommen, fo tft zu der Aufhebung die Mitwirkung?) beider 

begatten erforderlid). 

2) Andere Aufhebungsgründe find nicht zugelafien; $. 1771 führt 
nur zur teilweifen Aufhebung. 3) 8. 1762. 3) Nicht bloße Zu⸗ 


ſtimmung. 
nach dem Tode des Kindes; 
. 1769. Nah dem Tode des Kindes können die übrigen 
Beteiligten!) das zwifchen ihnen beitehende Rechtsverhältnis durch 
Bertrag aufheben. Das gleiche gilt in den Yällen des 8. 1757 
Ab. 2 nad dem Tode eines der Ehegatten?). 

1) Der Unnehmende und die Ablömmlinge, auf welche fich die 
Wirlungen der Annahme erftreden. 2) Nach dem Tode des An⸗ 
nehmenben tft in fonftigen Fällen die Aufhebung ausgeſchloſſen. 

6.1770. Die für die Annahme an Kindesftatt geltenden 
Vorſchriften des 8. 1741 Sat 2 und der 88. 1750, 1751, 1753 
bis 1755 gelten audy für die Aufhebung. 

Der Aufhebungsvertrag bedarf alſo insbeſondere gleichfall® der ge: 
richtlicden Betätigung. GG. 88. 66—6B. 

2. durch Beirat. 


6.1771. Schließen Berfonen, die durch Annahme an 
Kindesftatt verbunden find, der Vorſchrift des 8. 1311 zumider 
eine Ehe, Ih tritt mit der Ehefchliegung die Aufhebung des 
durch die Annahme zwiſchen ihnen begründeten Rechtsverhält⸗ 
niffes ein. 

Spt die Ehe nichtig‘), fo wird, wenn dem einen Ehegatten 
die elterliche Gewalt über den anderen zufteht, diefe mit der 
Eheſchließung verwirkt?). Die Verwirkung tritt nicht ein, wenn 
die Kichtigfeit der Ehe auf einem Formmangel beruht und Die 
Ehe nit in das Heiratgregifter eingetragen worden ilt?). 
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1) auch wenn die Nichtigfeit auf Unfechtbarleit berubt (SS. 1828, 
1880, 1848). 3) Vgl. Anm. zu $. 1680. 8) Bol. 8. 1829. 


Wirkungen der Aufhebung. 

8. 1772, Mit der Aufhebung der Annahme an Kindes- 
ſtatt verlieren das Kind und diejenigen Ablümmlinge des 
Kindes, auf welche ſich die Aufhebung erjtredt, das Redt, den 
Hamiliennamen des Annehmenden zu führen. Diefe Borfchrift 
findet in den Fällen des 8. 1757 Abi. 2 Feine Anwendung, wenn 
die Aufhebung nad) dem Tode eined der Ehegatten erfolgt. 


Dritter Abſchnitt. 
Vormundſchaft. 


1. Das BGB. ordnet, weſentlich auf der Grundlage det preußiſchen 
Vormundſchaftsordnung v. b. Juli 1875, nur das materielle BVormund⸗ 
ſchaftsrecht. Das Verfahren iſt in dem FGG. (88. 86—64) getegelt. 

2. Die Vormundſchaft ſteht dem Staate zu; nur unter gewiſſen 
Vorausſetzungen (88. 1868 ff.) tft fie auf einen Familienrat übertragen 
(8. 1872). Als Bormundfchaftsgeriht il im FGG. 8. 8b das Amis: 
gericht beſtimmt; die Randesgefeßgehung Tann jedoch eine andere Behörde 
für die dem PBormundfchaftögeriht obltegenden Verrichtungen für zu: 
ftändig erklären (ES. Urt. 147 Abſ. 1, FGG. SS. 194, 195). Der Ge: 
meinde fommt eine Mitwirkung durch den Gemeindewaiſenrat (88. 1849 fi.) 
zu, und die Kamilte nimmt inäbefondere burch die Vorfchrift des 8. 1847 
an der Führung der Obervormundfchaft teil. 

8. Dem BGB. liegt das VBeftellungsprinzip zu Grunde ES haben 
zwar gewiſſe Berfonen ein felbjtändiges Recht auf das Amt des Vormundes 
(88. 1776, 1778); die Vormundſchaft tritt aber in teinem Yale Traft 
Geſetzes, fondern nur zufolge einer Anordnung des Bormundfchaftsgerichts 
ein (8. 1774); Ausnahme im EG. Art. 186 (Anftaltdvormund). 

4. Das BGB. beruht ferner auf dem GBrundfage ber Selbftändigs 
fett de8 Vormunds gegenüber dem Bormundichaftögerichte.. Das BE. 
darf nicht feldft Handelnd in die Berwaltung eingreifen. Dem Bormunde 
find gewiſſe Schranten in ber Verwaltung gezogen, und feine Tätigkeit 
unterliegt ber Aufficht (8$. 1887 ff.) des BG. Das BE. ift aber vermöge 
feines Aufſichtsrechts nicht befugt, in Zwedmäßigfeitäfragen dem Bormund 
Anweiſungen zu erteilen. Zur Beauffichtigung dient das Inſtitut des 
Segenpormundes (SS. 1792, 1799) und des Gemeindewallenrats 
(88. 1849.) In den Fällen der fog. befreiten Bormundichaft 
(SS. 1862— 1867) ift dem Vormunde kraft Anordnung der Eltern eine bes 
jonders freie Stellung eingeräumt. Diefe Befreiungen werden dem Bater 
oder der ehelichen Mutter, wenn fie zum Vormunde des volljährigen Kindes 
beſtellt find, fraft Geſetzes zu teil (SS. 1908, 1904). 

6, Für eine VBormundfhaft wird eine Mehrheit von Vormundern 
nur aus befonderen Gründen beftellt (8. 1776). Das Ermefien des BE. 
tit dabei nach zweifacher Richtung (8. 1778 Abſ. 4, 8. 1797 Abf. 8) eins 
geihräntt. Mehrere Bormünder führen die Bormunbdfchaft regelmäßig 
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(8. 1797 Abf. 1) gemeinfam, unter Umftänden ($. 1797 Ubi. 2, 8) ge 
teilt nad beitimmten Wirkungskreifen. Neben dem die Berwaltung 
führenden Bormunde kann ein Ehrenvormund, Gegenpornmund im BGB. 
genannt, beitellt werden. Dies fol gefchehen, wenn mit der Vormund— 
Ichaft eine Vermögensverwaltung verbunden ift, es müßte denn die Ber: 
waltung nicht erheblich oder bie VBormundfchaft von mehreren Bormündern 
gemeinihaftlih zit führen fein ($. 1792). Der Gegenpormund bient 
zur Beauflihtigung de Vormundes. Sein Wirkungskreis bezieht fich 
vornehmlich auf die Bermögensverwaltung, ohne jedoch fich Hierauf zu 
beichränten ($. 1799). 

6. Der Dründel Hat weder am Vermögen des Borumundes ein gefek- 
Tiche8 Pfandrecht nod) einen gefeglichen Titel auf Beftellung einer Hypothek. 
Rur im Konkurſe ded Bormundes tft dem Mündel ein Vorrecht zugeſtanden 
(KD. 8. 61 Nr. 5). Ferner ift der VBormund nur in Ausnahmefällen 
($$. 1844, 1845) zur Sicherheitsleiſtung verpfliätet; er kann in diefen 
Füllen die Übernahme der VBormundfchaft ablehnen ober feine Entlaffung 
fordern ($. 1786 Abf. 1 Nr. 6, 8. 1889). 

7. Internationales Privatreht im EG. Urt. 28; Übergangs: 
beftimmungen ebenda Art. 160, 210--212. 

8. Dienftanweifungen für die Vormundſchaftsgerichte haben insbeſ. 
Bayern (MBek. v. 19. Yan. 1900) und Württemb. (MPerf. v. 14. Sept. 
1899) erlafien. 


Eriter Titel. 
Vormundſchaft über Minderjährige. 


1. Anordnung der Bormundfchaft, 

Bol. Borbm. ©. 778 Biff. 2, 8. 

Doransfehung der Vormundſchaft. 

8.1773. Ein Minderjähriger!) erhält einen Vormund, 
wenn er nicht unter elterlicher Gemalt fteht?) oder wenn die 
Eltern weder in ben die Perſon noch in den das Vermögen 
betreffenden Angelegenheiten zur Vertretung des Minderjährigen 
berechtigt?) find®). 

Ein Minderjähriger erhält einen Vormund aud dann, 
wenn fein Yamilienjtand nicht zu ermitteln ift. 

1) 88.2,8. 2) Dies tft der Gall: a) wenn die Eltern tot oder für 
tot erklärt find; b) wenn während der Ehe ber Bater oder nad) Auflöfung 
der Ehe die Eltern die Gewalt verwirken; c) wenn die Mutter, mährend 
fie die elterliche Gewalt Bat, fich wieder verheiratet; d) wenn im "alle des 
$. 1666 Abſ. 2 auch bie Nutznießung entzogen worben; e) wenn ber Minder⸗ 
jährige ein uneheliches Kind tft (88. 1679, 1680, 1684, 1686, 1697, 1707). 
8) Dieſe Berechtigung fehlt: a) wenn die Gewalt bed Vaters ruht und 
die Mutter tot oder die Ehe aufgelöft, die Gewalt aber der Mutter nicht Über- 
tragen ift; b) wenn die Gewalt ber Mutter ruht; c) wenn tm alle des 
8. 1666 Ubi. 2 die Nutnießung nicht entzogen ift ($$. 1666, 1686). 
Kommt dem Inhaber ber elterlihen Gewalt die Vertretung nur in den 
die Berfon oder nur in ben das Bermögen betreffenden Angelegenheiten, 
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fei e8 in allen oder in einzelnen (8.1680 Abi. 2, 88. 1688, 1647, 1666, 
8. 1666 Abſ. 1, 88. 1670, 1761), nicht zu, fo tft ein Pfleger (8. 1909) 
zu beitellen. 4) Mangel in ben Borausjegungen der Bormundichaft 
bat nicht deren Nichtigkeit zur Folge (NS. in JW. 1891 S. 484; 1908 
Beil. S. 64, OLG. 8 ©. 866, a. U. RESt. 11 S. 201). 

Anordnung der Bormundfhafl. 

1774. Das Bormundfchaftsgeridht!) hat die Bormund- 
(haft von Amtswegen?) anzuordnen?). 

1) 506. $. 85 (Amisgeridt), $. 86 (örtl. Zuftändigleit), 8. 46 
(Wechſel des Wohnſitzes des Miündeld), 8. 47 (Deutihe tim Auslande), 
8. 67 Nr. 1 (Belchwerde gegen Ablehnung). 2) Beflelungsprinzip; 
über den AUnftaltSpormund EG. Urt. 186. 3) Anzeigepflicht des Standes⸗ 
beanıten, des Gemeindewaiſenrats, des Gerichts FGG. 88. 48—50. 
Beſtellung mehrerer Vormünder. 

.1778. Das Vormundſchafisgericht ſoll, ſofern nicht 
beſondere Gründe für die Beſtellung mehrerer Vormünder vor⸗ 
liegen, für den Mündel und, wenn mehrere Geſchwiſter zu be⸗ 
vormunden find, für alle Mündel nur einen Bormund beitellen. 

Ob die Geſchwiſter voll- oder halbbürtig, ehelich oder unehelich find, 
ift gleichgültig; BZuftändigleit FGG. $. 86 Abſ. 1. Das Ermeſſen des 
Gerichts tft durch 8. 1778 Abſ. 4 und 8. 1797 Abſ. 8 beichräntt. Die 
Eltern ($. 1777) können nicht anordnen, daß mehrere Bormünder beftellt 
werden. 

Berufung zur Yormundſihaft. 

«1776. Als VBormünder find in nachſtehender Reihen⸗ 
folge!) berufen?): 

1. wer von dem Vater des Mündels ald Bormund be- 
nannt?) iſt; 

2. wer von der ehelichen Mutter*) des Mündels als Bor- 
mund benannt it; 

3. der Großvater des Mündels von väterlicher®) Seite; 

4. der Großvater des Mündels von mütterliher Seite®). 

Die Großväter find nicht berufen, wenn der Mündel von 
einem anderen als dem Ehegatten feines Vaters oder feiner 
Mutter an Kindesftatt angenommen if. Das gleihe gilt, 
wenn derjenige, von welchem der Mündel abitammt, von einem 
anderen als dem Ehegatten feines Water oder feiner Mutter 
an Kindesjtatt angenommen iſt und die Wirkungen der An» 
nahme fi auf den Mündel eritreden?). 

DaB BGB. kennt zwei Berufungsgründe: Tegtwillige Berfligung 
(8.177168 Nr. 1, 2,8. 1777 Ubf. 8) u. Geſetz (8.1776 Nr. 8, 4), in deren Er⸗ 
mangelung richterlihe Auswahl (8. 1779). 1) auch maßgebend, wenn 
während der Bormundihaft fih dad Amt des Bormundes erledigt. 
2) Bedeutung ber Berufung: Der Berufene kann nicht ohne Grund über: 
gangen werden ($. 1778), jedoch fein Bwang zur ÜUbernahme. 8) Bor 
ausfegung bed Benennungsrechts 8. 1777. 4) Die Berufung deö 


Anordnung der VBormundfchaft. SS. 1774-1779. 781 


Bater8 geht der der Mutter vor. 5) Der Bater des unehelichen, 
wenn auch für ehelich erklärten Baterd gilt nicht als Großvater ($. 1589 
Abſ. 2, 8. 1787), ebenfowenig der Bater des Annehmenden ($. 1768), 
wohl aber ber Annehmende, wenn fi die Wirkungen der Unnahme auf 
bie Enkel erftreden ($. 1762). 6) Ausnahmen von 8. 1776 Abf. 1 
im $. 1778 Abſ. 8. 7) Bol. 8. 1767 Ubi. 2, SS. 1762, 1764. 
Benennung des Bormundes durch die Eltern. 

8.1777. Der Bater kann einen VBormund nur benennen, 
wenn ihm zur Zeit feines Todes die elterliche Gewalt über das 
Kind zufteht; er hat dieſes Recht nicht, wenn er in den Die 
Perſon oder in den das Vermögen betreffenden Angelegenheiten 
nicht zur Vertretung des Kindes berechtigt iſtiy. Das gleiche 
gilt für die Mutter‘). 

Der Pater kann für ein Sind, das erft nad) jeinem Tode 

eboren wird, einen Bormund benennen, wenn er dazu berechtigt 
‚jein würde, falls das Kind vor feinem Tode geboren wäre. 

Die Benennung des Vormundes erfolgt durch letztwillige 
Berfügung?). 

2) 85. 1647, 1666, 1670, 1676, 1677, für die Mutter auch 8. 1693. 
Es ift nicht erforderlih, daß die Vertretungsmacht ſowohl in den die 
Berfon als in den das Bermögen betreffenden Ungelegenheiten dem Bater 
nicht zufteßt. 2) SS. 1987, 2299. 

Recht auf das Amt des Bormundes, 

8. 1778. Wer nad) $. 1776 als Vormund berufen ift, 
darf ohne feine Zuflimmung nur übergangen!) werden, wenn 
er nad den 88. 1780 bis 1784 nicht zum Vormunde beitellt 
werden kann oder foll oder wenn er an ber Übernahme der 
Bormundichaft verhindert it oder die Übernahme verzögert oder 
wenn feine Bejtelung das Intereſſe des Mündels gefährden 
würde. 

Iſt der Berufene nur vorübergehend verhindert, fo bat ihn 
das Vormundſchaftsgericht nad) dem Wegfalle des Hinderniffes 
auf feinen Antrag an Stelle des bisherigen VBormundes zum 
Bormunde zu beitellen. 

Hür eine Ehefrau darf der Mann vor den nad) $. 1776 
Berufenen, für ein uneheliches Kind darf?) die Mutter vor dein 
Großvater zum Bormunde beitellt werden. 

Neben dem Berufenen darf nur mit deſſen Zujtimmung 
ein Mitvormund beftellt werden. 

2) Beichwerde nad) dem FGG. 8.20, 8.60 Nr. 1. 28.225. A 218; 
2935AI=NASU 5 ©. 180, 2), OvLG. 7 ©. 840. 


Richterliche Auswahl des Bormundes. 
&. 1779. Iſt die Vormundſchaft nicht einem nad) $. 1776 
Derufenen zu übertragen, jo hat das Vormundſchaftsgericht nad) 
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Anhörung des Gemeindewaijenrats!) den Bormund auszu⸗ 
wählen. 

Das Bormundfhaftsgeriht fol eine Perfon ausmählen, 
die nach ihren perjönlidien Verhältniffen und ihrer  Dermögend- 
lage jowie nad den fonitigen Umjtänden zur Führung der 
Bormundfchaft geeignet iii. Bei der Auswahl ift auf das 
religidfe Zelenntnis des Mündels Rüdfiht zu nehmen?) Ber- 
wandte und Verſchwägerte de8 Mündels —* zunächſt zu bes 


rüdfichtigen?). 
1) 8.1819; 588. 8.49. Das BG. kann auch fonftige Erhebungen 
(568. 88. 12, 15) pflegen, KG. 22 ©. A 206. 2) Bol. $. 1801. 


Die Nüdfichtnahme auf das religiöfe Bekenntnis ift nur für die Fülle der 
Auswahl des Bormundes, nicht für die des 8. 1776 oder für den 
Gemeindevormund (EG. Art. 186) vorgeſchrieben. RG. 22 S. A 217 
—RIU 2 ©. 118). 3), Auf die Nichtanhörung des Gemeinde: 
waifenrat8 oder Nichtberüdfichtigung des Bekenntniſſes oder von Ange⸗ 
hörigen kann eine Beſchwerde nicht geftüßt werden (a. MU. RG. 29 A 14, 
RU. 2 S. 118, VBayoOhr®. 6 ©. 84, vgl. RIA. 6 S. 28), 
Unfähigkeit zur inernahme der Bormundfchafl. 

1780. Zum Bormunde Tann nicht beitellt werden, 
wer ——S— i) oder wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung 
oder Trunkſucht entmündigt?) iſt. 

Die im 8. 1780 aufgezählten Unfähigkeitsgrunde machen die Be: 
ſtelung nichtig; der 8. 165 findet deshalb keine Anwendung. 

1) 8. 104. 2) 8. 6. Spätere Entmüdigung $. 1886. 
Untauglichkeit zur Übernahme der Bormundfcaft 

8. 1781. Zum Bormunde jol!) nicht beftellt werben: 

1. wer minderjährig?) oder nad) S. 1906 unter vorläufige 
Vormundſchaft geſtellt ift; 

2. wer nach 8. 1910 zur Beforgung feiner Bermögensan- 
gelegenheiten einen Pfleger erhalten bat; 

3. wer in Konkurs geraten it, während der Dauer Des 
Konturjes?); 

4. wer der bürgerlichen Ehrenrechte für verluftig erklärt ift, 
ſoweit fih nicht aus den Vorſchriften des Strafgeſetzbuchs 
ein anderes ergibt*). 

1) Die Untauglichleitögründe der SS. 1781—1784 Haben auf die 
Gültigkeit der Beſtellung feinen Einfluß. Der Beltellte bat die Rechte 
und Pflichten eines Vormundes bis zu feiner Entlaffung (3. 1886). Der 
8. 165 findet Anwendung. Weibliches Geſchlecht kein Untauglichleit3grund 
(s. 1783). 2) 88. 2, 8. 2) OD. 88, 108, 109, 168, 190, 202, 
204. 4, StGB. 8. 84 Nr. 6, 8. 86. 

Ausfi un un ee die Eltern. 

8.1 782. Zum Bormunde fol nicht beitelli werden, wer!) 

durch Anordnung des Vaters oder der ehelihen Wutter des 





Anordnung der Bormundfhaft. SS. 1780—1786. 183 


Mündels von ber Vormundſchaft ausgefchloffen if. Die Mutter 
fann den von dem Vater ald Bormund Benannten nicht aus⸗ 
fchließen. 

Auf die Ausfchließung finden die Vorſchriften des 8. 1777 
Anwendung. 

1) Der Pater fann auch die Mutter ausſchließen. 

Beſtellung einer Frau als Bormund. 

&. 1783, Eine Frau, die mit einem anderen als dem 
Bater des Mündels?!) verheiratet ift, fol nur mit Zuftimmung?) 
ihres Mannes zum Bormunde beitellt werden. 

1) auch wenn der Mündel fein Kind der Sram ift. 2) Widerruf 
ber Zuftimmung $. 1887. Eine Frau iſt wegen ihrer Eigenſchaft als Frau 
nicht beftelungsunfähig, wohl aber zur Ablehnung berechtigt (8. 1786 Nr. 1). 

Brfellung eines Beamten nls Bormund. 

+. D7SA. Ein Beamter oder Neligionsdiener, der nad) 
den Landesgefegen!) einer befonderen Erlaubnis zur Übernahme 
einer Vormundſchaft bedarf, ſoll nicht ohne die vorgefchriebene 
Erlaubnis?) zum Vormunde beftellt werden. 

Wegen der Reichsbeamten Deilitärgef. v. 2. Mai 1874 8.41, Beamten: 
gef. v. 81. März 1878 8. 19; die Deilttärperfonen und =»beamten haben 
ein Ablehnungsrecht. 

1) Pr. Art. 72; Bay. V. v. 10. März 1868; Sachſ. 8. 40; Württ. 
Art. 67; Bab. Art. 84, Beamtengef. v. 24. Juli 1888 8. 12a; Heil. 
Urt. 128. 2, Ein Ublefnungsrecht tft dem Beamten oder Religions: 
biener nicht eingeräumt. Widerruf der Erlaubnis $. 1888. 

Pflicht zur Übernahme der Bormundfiaft. 

&. 1788. Jeder Deutihe:) bat die Vormundichaft, für 
die er von dem Vormundſchaftsgericht ausgewählt wird, zu 
übernehmen ?), fofern nicht feiner Beitellung zum Vormund einer 
der in den 88. 1780 bi3 1784 beitimmten Gründe entgegeniteht. 

1) Hat ber Andländer eine Dft. übernommen, fo berechtigt feine 
Ausländereigenſchaft weder ihn zur Niederlegung noch dad Bormundfchafts: 
gericht zur Entlaffung. 2) Ein Zwang befteht nur für bie richterliche 
Berufung ($. 1779); vgl. $. 1788. Befchwerde gegen die Zurückweiſung 
der Weigerung FGG. S. 24, 8. 60 Nr. 2. 

Gründe der Ablehnung der Bormundfcaft. 

&. 1786. Die Übernahme der Vormundſchaft kann ab» 
lehnen): 

1. eine rau; 

2. wer das fechzigite Lebensjahr vollendet?) hat; 

3. wer mehr als vier minderjährige eheliche Stinder hat; ein 
von einem anderen an Kindesſtatt angenommenes Sind 
wird nicht gerechnet; 

4. wer duch Krankheit oder durch Gebrechen verhindert ift, 
die Vormundſchaft ordnungsmäßig zu führen; 
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5. wer wegen Entfernung jeines Wohnſitzes von dem Siße 
des Bormundfchaftsgerichts die Vormundſchaft nicht ohne 
befondere Beläftigung führen Tann; 

6. wer nad) $. 1844 zur Sicherbeitsleiftung angehalten wird; 

7. wer mit einem anderen zur gemeinfhaftlihen Führung 
der Vormundſchaft beftellt werden fol; 

8. wer mehr?) ald eine Bormundfhaft oder Pflegfchaft?) 
führt; die Vormundſchaft oder Pflegſchaft über mehrere 
Geſchwiſters) gilt nur als eine; die Yührung von zwei 
Gegenvormundichaften fteht der Führung einer Bormund- 
haft gleich®). 

Das Ablehnungsredt erlifht, wenn es nicht vor der Be 
ftellung bei dem Bormundjchaftsgerichte geltend gemacht wird?). 

1) Die Ablehnungsgrüunde der Nr. 2—7 find Entlaffungsgründe 
(8. 1889), wenn fie erft nach der Beftcllung eintreten. 2) 8. 187 
Abſ. 2. 8) 8. 1776. 4) Diefer fteht die VBeiftandfchaft mit Ber: 
mögensverwaltung ($. 1698) gleich. 5) auch unehelicher Geſchwiſter, 
ſelbſt wenn fie verſchiedene Väter Haben (BayObL®.8 S. 1021). ®) Eine 
Vormundſchaſt und eine Gegenvormundſchaft genügen nicht. RJA. 8 
S. 114=R86. 26 ©. A 186. 7) 8. 1789. 

Grundlofe Ablehnung. a) Schadenserſatzpflicht. 

8. 1787. Wer die Übernahme der Vormundſchaft ohne 
Grund ablehnt, it, wenn ihm ein Verfhulden!) zur Laft fällt, 
für den Schaden verantwortlid, der dem Mündel dadurd ent» 
jtebt, daß fich die Beltellung des Vormundes verzögert?). 

Erflärt das Vormundſchaftsgericht die Ablehnung für un 
begründet, fo bat der Ablehnende, unbeſchadet der ihm zu—⸗ 
ftebenben Nedytsmittel?), die Bormundfchaft auf Erfordern des 
Vormundſchaftsgerichts vorläufig zu übernehmen. 

1) 8, 276. 2) nicht den Schaden, der aus ber Beftellung eine 
ungeeigneten Bormundes entiteht. 5 588. 8$. 19, 20, 60 Nr. 2. 
Die Befchwerde hat nad) dem FGG. $. 24 feine aufſchiebende Wirkung. 
b) Strafzwang zur Übernahme der Normundfihaft. 

. 1788. Das VBormundfhaftsgeriht kann _den zum 
Vormund Ausgemwählten durch Ordnungsitrafen zur Übernahme 
der Vormundſchaft anhalten. 

Die einzelne Strafe darf den Betrag von dreihundert Marl 
nicht überfteigen. Die Strafen dürfen nur in Zwiſchenräumen 
von mindeftens einer Woche verhängt werden. Mehr als drei 
Strafen dürfen nicht verhängt werden. 

Das Strafrecht beſteht nur für die richterliche Berufung ($. 1779). 

Vorherige Androhung SGG. 8. 88 (Seuffü. 57 S. 867). Keine 
Umwandlung in Freiheitsſtrafe. Beſchwerde mit auffchiebender Wirkung 
566. 8. 24, Nachträglihe Aufhebung bei genügender Entſchuldigung 
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ebenda 8. 18. Beitreibung der Strafe und Koften des Verfahrens richten 
fi) nach Landesrecht (Pr. FGG. Art. 16, 3. v. 15. Nov. 1899 über bag 
Berwaltungszwangsverfahren, Bay. AG. Urt. 181). 


Beflellung des Dormundes: 1. Form der Beflellung. 

&. 1789. Der Vormund wird von dem Vormundſchafts⸗ 

erihte!) durch Verpflichtung zu treuer und gemiljenhafter 

ührung ber Bormundfchaft beſtellt). Die Verpflichtung foll 
mittelft Handſchlags an Eidesitatt erfolgen. 


1) Die Beitellung, nicht die Auswahl kann durch ein erfuchtes Gericht 
geſchehen (OLG. b ©. 261). 3) Keine Berpflihtung beim Anſtalts⸗ 


vormund (ES. Wrt. 186). 
2. Borbehalt der Entlaſſung. 
+. 1790. Bei ber Beitellung bes Vormundes Tann die 
Entlaflung für den Fall vorbehalten werden, daß ein beitimmtes 
Ereignis eintritt oder nidyt eintritt. 
Bol. 8. 1778 Abf. 2; wegen ber Entlafiung SS. 1886, 1890 ff. 


3. Beftallung. 
. 1791. Der Bormund erhält eine Beitallung. _ 
ie Beitallung foll enthalten den Namen und die Zeit der 
Geburt des Mündels, die Namen des VBormundes, des Gegen 
vormundes und der Mitvormünder fowie im Falle der Teilung 
der Bormundfhaft die Art der Teilung. Sit ein Familienrat 
eingejeßt, fo ift auch dies anzugeben. 
Die Beftallung ift lediglich ein Zeugnis; fie Bat nicht den Charakter 
einer gutgläubige Dritte fchügenden Vollmacht. 
Zu bf. 2 vgl. SS. 1797, 1881. 


4. Beflallung eines Gegenvormundes. 

8. 1792. Neben dem Bormunde Tann ein Gegenvor- 
mund beftellt werden. 

Ein Gegenvormund foll bejtelt werden, wenn mit der 
Bormundihart eine Vermögensverwaltung verbunden ilt, es ſei 
denn, dab die Verwaltung nicht erheblich oder daß die Vor— 
mundfchaft von mehreren Bormündern gemeinfchaftlih!) zu 
führen iſt. 

Iſt die VBormundfhaft von mehreren Vormündern nicht 
gemeinihaftlih zu führen, jo kann der eine Bormund zum 
Gegenvormunde des anderen beitellt werden. 

Auf die Berufung und Beltellung des Gegenvormundes 
finden die für die Berufung und Belellung des Bormundes 
geltenden Borfchriften?) Anwendung, 

1) 8. 1797. 2) 83. 1776-1791. Insbeſondere befommt auch 
der Gegenvormund eine Beftallung und tft der Gemeindemwaifenrat vor 
der Beftellung zu Hören. 

Achilles, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage. 50 
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I. Führung der Bormundfchaft. 

Bgl. die Borbm. S. 778 Ziff. 8, 4. 

I. Wirkungskreis des Bormundes im allgemeinen. 

8. 1793. Der Bormund hat das Recht und die Pflicht‘), 
für die Perſon und das Vermögen bes Mündels zu forgen?), 
insbefondere den Mündel zu vertreten?). 

1) MWieweit der Vormund Rechte und Pflichten ſeines Amtes einem 
anderen übertragen darf, hängt von den Umftänden ab; die Beichränfungen, 
denen der Bormund unterworfen ift (insbeſ. SS. 1812, 1821 ff.), gelten 
auch für den Bevollmächtigten (OLG. 5 S. 410); Einfluß der Beendigung 
des Amtes des Vormundes auf die Bollmadıt RS. 41 S. 266. 2) für 
das Bermögen einer verheirateten Mündel nur unbefchadet des &ilter: 
ftandes; beim gefekl. Güterſtande z. B. bat der Mann ben Befig ber 
Bapiere der Frau, fie find nicht nah $. 1814 zu Hinterlegen. 3) 8. 164. 
Für widerredhtliche Handlungen des Bormundes baftet ber Münbdel nur 
nad) $. 278 (R®. 61 ©. 211). 

Belhränkung des Bormundes durch Beflellung eines Pflegers. 

. 1794. Das Redt und die Pfliht des Bormundes, 
für die Perfon und das Vermögen des Mündels zu forgen, er= 
ſtreckt fich nicht auf Angelegenheiten des Mündels, für die ein 
Pfleger beitellt ijt. 

Bol. 8. 1628 und die Unm. zu $. 1909; ein Pfleger ift nad 
s. 1909 Abſ. 1 Sat 2 insbefondere für das Vermögen zu beitellen, befien 
Berwaltung dem Bormunde legtwillig oder bei der Bumendung entzogen 
worden ift (entiprechend $. 1638). 

Ansfcluß der Bertretungsmarht des Bormundes: a) kraft Gefebes; 

. 1795. Der Vormund fann!) den Mündel nicht ver- 
treten ®): 

1. bei einem Rechtsgeſchäfte zwiſchen feinem Ehegatten oder 
einem feiner Verwandten in gerader Linie einerjeit8 und 
dem Mündel andererfeits?) eö fei denn, daß das Rechts⸗ 
— ausſchließlich in der Erfüllung einer Verbindlich⸗ 
eit beſteht; 

2. bei einem Rechtsgeſchäfte), Has die Übertragung oder Be⸗ 
laftung einer durch Pfandredt, Hypothek oder Bürgichaft 
geficherten Forderung des Mündels gegen den Vormund 
oder die Aufhebung oder Minderung diefer Sicherheit 
zum Gegenftande, hat oder die Verpflichtung des Mündels 
zu einer folden Übertragung, Belajtung, Aufhebung oder 
Minderung begründet); 

3. bei einem Rechtsſtreites) zwifchen den in Ar. 1 bezeichneten 
Perfonen fowie bei einem Rechtsſtreit über cine Angelegen- 
heit der in Rr. 2 bezeichneten Art. 

Die Vorſchrift des $. 181 bleibt unberührt?). 
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1) Berlegung bewirkt Nichtigkeit, e8 finden nicht SS. 177 ff. An⸗ 
wendung (a. U. RJA.2 ©. 112, vgl. RS.56 S. 104). 2) &3 muß 
alfo ein Pfleger (8. 1909) beftelt werben. 8) 3. 2. bei ber Bu: 
fimmung des Mündels als Nacdjerben, wenn der Ehegatte des Vormunbes 
Borerbe ift (RJA. 4 ©. 194). 4) auch wenn gleichzeitig die Forderung 
berührt wird (3. B. Einziehung ber Hnpothelenforderung, KG. 28 ©. 
A245 —= RU. 8 ©. 50). 5) Auch wenn bag für die Yorberung des 
Münbels gegen den Bormund hypothekariſch belaftete Brundftüd veräußert 
ift, it der Bormund von der Küindigung und Einziehung der Forderung 
und von der Bewilligung ber Löſchung der Hypothek ausgefchloffen, KG. 24 
S. Al7- RJA. 865.56, OLG. 5 ©. 862. 6) Pgl.RS.7S. 404. 
7) Der $. 181 betrifft die Nechtsgefchäfte des Muündels mit dem Bor; 
munde felbft. Für die im $. 1795 Abſ. 1 Nr. 2, 8 bezeichneten Nechts- 
geihäfte und Nechtsftreite tft bie Borfchrift des 8. 181 durch den $. 1795 
Abi. 1 erfekt. Der Bormund mehrerer Münbel kann dieſe alfo nicht 
vertreten, wenn file Nechtögeichäfte mit einander vornehmen, 3. B. bei 
Errichtung einer offenen Hanbelsgefellichaft unter ihnen (NZU. 8 ©. 20), 
Zeilung einer zwifchen ihnen beftehenden Gemeinfchaft; in diefen Fällen muß 
ieder Mundel einen eigenen Pfleger erhalten (NG. 28 ©. A 89; RJIA. 2 
S. 110). Bet der Teilung einer Gemeinfchaft fteht übrigens nichts im 
Wege, daß der Bormund die mehreren Mündel gufanımen gegenüber einem 
einzigen von ihnen, für den ein Pfleger zu beftellen ift, oder einem Dritten 
vertritt (BayObL®. 8 ©. 811). 

b) re einer Anordnung des Vormundſchaftsgerichts. 

+ 1796. Das Bormundfhaftsgerigt fann dem Bor- 

munde Die Vertretung für einzelne Angelegenheiten oder für 
einen bejtimmten Kreis von Angelegenheiten entziehen '!). 

Die Entziehung foll nur erfolgen, wenn das Intereife des 
Mündels zu dem Interefle des Bormundes oder eines von 
dDiefem?) vertretenen Dritten oder einer der im $. 1795 Nr. 1 
bezeichneten Perfonen in erheblichem Gegenſatze fteht?). 

Eine Vorſchrift, daß dem gefeglihen Vertreter die Bertretungsmacht 
fehlt, wenn fein Sinterefje den bes Vertretenen wiberfireitet, ift dem BGB. 
fremd (ORG. 10 ©. 9). 


1) KG. 80 A 83. Beichwerberedht FGG. 8. 20. 2) kraft 
Gefeges (3. B. zwei Mündel) oder kraft Auftrags. 3) 28. 29 
5. A 25; 80 ©. A 84. 


Mehrere Vormünder. 

+ 1797. Mehrere Bormünder führen die Bormundichaft 

gemeinichaftlih"). Bei einer Meinungsverfchiedenheit entfcheidet?) 

das Bormundichaftsgericht, fofern nicht bei der Beitellung ein 
anderes beilimmt wird. 

Das Vormundſchaftsgericht kann die Führung der Vormund⸗ 
(haft unter mehrere Vormünder nah beitimmten Wirkungs⸗ 
freifen?) verteilen. Innerhalb des ihm überwieſenen Wirfungs- 
freifes führt jeder Vormund die Vormundſchaft felbitändig. 

Beitimmungen, die der Vater oder die Mutter für die Ent: 

50* 
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fheidung von Meinungsverfchiedenheiten zwifchen den von ihnen 
benannten VBormündern und für die Verteilung der Gejchäfte 
unter diefe nad) Maßgabe des $. 1777 getroffen Hat, find von 
dem Bormundfchaftsgeridhte zu befolgen, fofern nicht ihre Be— 
folgung das Intereſſe des Mündels gefährden würde. 

1) Regel ift gemeinfchaftliche Verwaltung der Vormundſchaft; die 
Aufficht des Vormundſchaftsgerichts über eine ſolche Verwaltung ift in 
einigen Punkten (88. 1792, 1810, 1812) eine geringere; das Beichwerde: 
recht bat jeder Bormund für fih (FGG. $. 58). 2) Anm. zu 8. 1629; 
vol. FGG. S. 58 (NIA. 8 ©. 221). 3) BayObꝰG. 5 S. 121. 

&. 1798. Steht die Sorge für die Berfon und die 
Sorge für das Vermögen des Mündels verjcdhiedenen Bor: 
mündern!) zu, fo entjcheidet bei einer Meinungsverſchiedenheit 
über die Vornahme einer fomohl die Berfon als das Ber- 
mögen des Mündels betreffenden Handlung da8 Bormund» 
ſchaftsgericht. 

Vgl. Anm. zu 8. 1629; FGG. 8. 58 (das Beſchwerderecht Hat jeder 
Vormund ſelbſtändig). 

1) oder dem Vormund und einem Pfleger (8. 1915). 
Gegenvormund. 

+ 1799. Der Gegenvormund hat darauf zu achten, daß 
der Bormund die Bormundfhaft pflihtmäßig führt. Er bat 
dem VBormundfchaftsgerichte Pflichtwidrigkeiten des Bormundes 
ſowie jeden Fall unverzüglih!) anzuzeigen, in weldem das 
Bormundfhaftsgeridt zum Einfdjreiten berufen ift?), inshefondere 
den Zod des Vormundes oder den Eintritt eines anderen Um» 
tandes, infolgedeilen da8 Amt des Vormundes endigt oder die 
Entlaffung des Vormundes erforderlih wird?). 

Der Bormund hat dem Gegenvormund auf Berlangen über die 
Führung der Vormundſchaft Auskunft zu erteilen und die Einfidht 
der fi) auf die Vormundschaft beziehenden Papiere zu geitatten. 

Die Aufgabe des Gegenvormundes befteht hauptſächlich in ber Be: 
auffichtigung des Vormundes, gefeglicher Vertreter des Mündels ifi er 
nit (RU. 4 ©. 74) Sein Wirkungskreis beſchränkt ſich nicht auf die 
Bermögenspverwaltung. Weitere Nechte des Begenpormundes nach näherer 
Beitimmung des 8. 1802 Abf. 1 Sag 2 und der 88. 1809, 1810, 1812, 
1824, 1826, 1886, 1842, 1817, 1854, 1857, 1891, 1892; vgl. . auch 
8.1847 Abſ. 1 Sat 1. 

1) 8. 121 Abſ. 1. 2) 8. 1887. 5) SS. 1882; Be: 
ihwerberecht des Gegenvornmmdes, wenn dad Einfchreiten oder die Ent: 
lafjung abgelehnt wird, FGG. 8. 57 Nr. 6; ein allgemeines Beſchwerde⸗ 
recht Hat er nicht (88.27 ©. A 11). 

IH. Wirkungskreis des Bormundes im einzelnen. 
1. Sorge für die Perſon des Mindels. 
8. 1800, Das Redht und die Pfliht des Vormuudes, 
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für die Berfon des Mündels zu forgen, beitimmt ſich nad) den 
für die elterlihe Gewalt geltenden Vorſchriften der 88. 1631 
bis 1633. 

Neben dem Bormunde bat in gewiſſen Fällen der Vater oder die 
eheliche Mutter die tatfächliche Sorge für die Perſon des Mündels, teils 
jo, daß bei Meinungsperfchiedenheit die Meinung des VBormundes vorgeht 
(8$. 1676, 1698), teil3 fo, daß der Elternteil enticheidet (58. 1696, 
1697, 1702, 1738, 1766). Die unebelidhe Mutter bat die Sorge ftet3 
im legteren Sinne (8. 1707). 

Beligiöfe Erziehung. 

8.1801. Die Sorge für die religtöfe Erziehung des 
Miündels kann dem Vormunde von dem Vormundſchaftsgericht 
entzogen werden, wenn der Bormund nicht dem Bekenntnis 
angehört, in dem der Mündel zu erziehen ift. 

Bol. $. 1779 Abſ. 2 Sag 2, ferner EG. Wrt. 184. 

2. Sorge für das Dermögen. Aufzeichnung des Mündeluermögens. 

6. 1802, Der Bormund hat das VBermögen!), das bei 
der Unordnung der Bormundfchaft vorhanden iſt oder fpäter 
dem Mündel zufält, zu verzeichnen?) und das Verzeichnis, 
nachdem er es mit der Verſicherung der Nichtigkeit und Boll: 
tändigfeit verfehen hat, dem Vormundſchaftsgericht einzureichen). 
Zit ein Gegenvormund vorhanden, fo Hat ihn der Bormund 
bei der Aufnahme des Verzeichniſſes zuzuziehen; das Verzeichnis 
it aud) von dem Gegenvormunde mit der Berficherung der 
Richtigkeit und Vollftändigfeit zu verjehen. 

Der Vormund kann ſich bei der Aufnahme des Verzeich⸗ 
niſſes der Hilfe eines Beamten*), eines Notars oder eines 
anderen Sadjveritändigen bedienen). 

Sit das eingereichte Verzeichnis ungenügend?), jo kann das 
Bormundichaftsgericht anordnen, daß das Verzeichnis durch eine 
zuftändige Behörde oder durch einen zuftändigen Beamten oder 
Rotar aufgenommen mwird>). 

2) auh wenn der Dündel nur Miteigentum baran bat (3.8. 
Erbengemeinfchaft) oder anderen (3.38. dem Ehemanne bed Mündels bie 


Berwaltung und Nusgnießung) Rechte daran zuftehen. 2) Die 
Pflicht kann non den Eltern oder dem Bermögenszunvender nicht erlaffen 
werden. 5) Die SS. 259— 261 finden feine Anwendung. 4) Die 


Zuftändigleit richtet fich nach Landesrecht; fie iſt landesgeſetzlich in Der 
gleichen Weife geregelt wie für die Aufnahme des im $. 1640 bezeichneten 
Berzeihnifies, ſ. Anm. zu 8. 1640. 5) Die Koften fallen bem 
Mündel zur Laft. 
erwaltung nach der Anordnung eines Dritten. 
6. 1803. Bas der Mündel von Todeswegen!) erwirbt 
oder was ihm unter Lebenden von einem Dritten unentgeltlich) 
zugemwendet wird, hat der Bormund nad den Anordnungen 
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des Erblaffers oder des Dritten zu vermulten?), wenn die An 
ordnungen von dem Erblafjer duch legtwillige Berfügung?), 
von dem Dritten bei der Zumendung getroffen worden find. 

Der Bormund darf mit Genehmigung des Vormundſchafts⸗- 
gericht von den Anordnungen abipeichen, wenn ihre Befolgung 
das Intereſſe des Mündels gefährden würdet). 

Zu einer Abmweihung von den Unorönungen, die ein 
Dritter bei einer Zuwendung unter Qebenden getroffen hat, ift, 
ſolange er lebt, feine Zuftimmung erforderlid und genügend. 
Die Auftimmung dee Dritten kann durch das Bormundidafts- 

ericht erjeßt werden, wenn der Dritte zur Abgabe einer Er=- 
lärung dauernd außerjtande oder fein Aufenthalt dauernd un⸗ 
befannt it. 

1) Begriff S. 1869. 2) Ausihluß der Berwaltung des Bor: 
mundes |. 8. 1909. Der $. 1808 centipridt dem 8. 1689, ſ. Anm. zu 
diefem. 8) 88. 1987, 2299. 4 RG. in Seufil. 60 S. 868. 
Schenkungen nus dem Mindelvermögen, 

§. isoa. Der Vormund fann nidht in Vertretung!) des 
Mündels Schenfungen?) machen. Ausgenommen find Schenlungen, 
durch die einer fittlichen Pflicht oder einer auf den Anftand zu 
nehmenden Rückſicht entſprochen wird?). 

1) Schenfung aus dem Mündelvermögen im eigenen Namen des 
Vormundes iſt Unterſchlagung. 2) 8. 616. 8) vgl. $. 684. 
Verwendung für den Vormund. 

I. 1808. Der Bormund darf Vermögen!) des Mündels 
nicht für fi) vermenden?), 

4) nicht bloß Mündelgeld. 2), Berzinfungspflidt 8. 1834. 

erzinslihe Anlegung des Mündelgeldes. 

un . 1: 06. Kormund hat das zum Vermögen des 
Mindels gehörende Geld!) verzinslich anzulegen?), fomweit es 
nicht zur Bellreitung von Ausgaben bereit zu halten iſt?). 

1) Anzulegen tft nur vorhandenes Geld; bei Beginn der Bormund- 
{haft vorhandene oder fpäter zufallende Wertpapiere x. brauchen nur 
dann in Anlagen nad $. 1807 verwandelt werden, wenn ibre Ber: 
wertung aus anberen Gründen (3.9. Konvertierung, Auslofung) not: 
wendig ift (RIU.4 ©. 4). 2) Anlegungsfrift BayObt®. 8 S. 797. 
Borichriftswidrige Anlagen kann ber Mündel nicht zurüdweifen, er lann 
nur Schadenserfag fordern (RG. 16 ©. 206); wegen des Schabenderfages 
1. RG. 4 ©. 167, 11 ©. 307; 88 ©. 211. 5, Wie bereit zu 
Haltendes Geld anzulegen ift, richtet ji nach ben Berhältnifien des 
einzelnen Falles (8. 1888 Abſ. 1). 

Regelmäßige Anlegungsraten. 
. 07. "Die im $. 1806 vorgejchriebene Anlegung von 
Mündelgeld ſoll nur erfolgen: 
1. in Forderungen, für die eine fihere!) Hnpothel an einem 
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inländifhen Grundftüde befteht, oder in ſicheren Grund- 
ſchulden oder Rentenſchulden an inländiſchen Grundftüden?); 

2. in verbrieften Yorderungen gegen das Reich oder einen 
Bundesftaat?) jomie in Forderungen, die in das Reichs⸗ 
Ihuldbuh*) oder in das Staatsſchuldbuch eines Bundes- 
ſtaats eingetragen find); 

3. in verbrietten orderungen, deren Verzinfung von dem 
Neiche oder einem Bundesitaate gewährleiftet it; 

4. in Wertpapieren, insbeſondere Pfandbriefen, ſowie in 
verbrieften Forderungen jeder Urt gegen eine inländtjche 
fommunale Körperſchafto) oder die Kreditanitalt einer 
foldden Körperfchaft, jofern die Wertpapiere oder die For— 
derungen von dem Bunbdesrate?) zur Anlegung von 
Mindelgeld für geeignet erflärt find®); 

5. bei einer inländijchen öffentlichen Sparkaffe, wenn fie von 
der zujtändigen Behörde des Bundesitaats, in welchem 
fie ihren Sid Hat, zur Anlegung von Mündelgeld für 

eeignet erklärt ilt?). 

Die Landesgejege!%) können für die innerhalb ihres Gel— 
tungsbereih8 belegenen Grundftüde die Grundſätze beitimmen, 
nad denen die Sicherheit einer Hypothek, einer Grundſchuld 
oder einer Rentenfchuld feitzuftellen ift. 

1) |. Abi. 2. 2) oder Erbbaurechten an deutlichen Srundftüden 
(8. 1017, PrIMBl. 1902 S. 6). 3) Elfloth. ES. Art.5. 4) Reiche: 
gel. v. 81. Mai 1891, 8. März 1897, 27. Juni 1904, Ausf. Vorſchr. v. 
21. Jan. 1892 (8Bl. ©. 256). 5) Preußen: Gef. v. 20. Juli 1888, 
8. Juni 1891, 21. Kult 1904, Bf. d. pr. AM. v. 4. Oft. 1905 (IMBl. 
©. 803), ferner ſächſ. Gef. v. 26. April 1884, heſſ. Bei. v. 27. März 1898, 
weimar. Gef. v. 20. Ran. 1900. 6) d. i. politifche Gemeinden, nicht 
Kirchenverbänbe. 7) Bisherige Zulaffungen |. REOBl. 1901 ©. 87, 
268; 1902 ©. 8; 1908 S. 275; 1905 ©. 180. Insbeſondere find für 
geeignet erflärt verbriefte Forderungen gegen eine inländifche kommunale 
Körperſchaft oder die Kreditanftalt einer folchen, wenn die Forderungen 
non feiten des Gläubigers kündbar find oder einer regelmäßigen Tilgung 
unterliegen (Bel. v. 7. Juli 1901). 8) Nbergangsbeftimmung EG. 
Art. 212. 9) Pr. Art. 75 8.1, Bf. v. 27. Juni 1900 (MBIT. d. i. V. 
&. 225): Bay. B. v. 24. Dez. 1899 8. 22, MinBel. v. 21. Dez. 1899; 
Sad. AB. v. 6. Kult 1899 8.86; Württ. Urt. 69, Verf. v. 15. Dez. 
1899; Bad. Urt. 88; Hefl. Art. 125; ElſLoth. 8. 141 Ziff. 2. 10) Dal. 
Pr. Art. 78; Bay. Art. 87, 92; Sad. Geſ. v. 22. Dez. 1899 $.3; 
Württ. Art. 68; Bad. Art. 88, B. v. 11. Nov. 1899 8. 85; Heff. Urt. 124, 
V. v. 12. Dez. 1900; ElſLoth. $. 142. Bol. Gef. über die Konfular: 
gerichtsbarleit v. 7. April 1900 8.87, Hypothekenbankengeſ. v. 18. Juli 
1899 88. 10ff., 49, PrivatverfGef. v. 12. Mai 1901 8. 60. 

Aushilfsweife Anlegungsarten, 

6. 1808, Kann die Anlegung den Umftänden nad nicht 
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in der im $. 1807 bezeichneten Weife erfolgen, fo ift das Geld 
bei der Reichsbank!), bei einer Staatsbanf?) oder bei einer 
anderen durch Tandesgefeß?) dazu für geeignet erflärten inlän- 
bifhen Bank oder bei einer Hinterlegungsftellet) anzulegen. 

1) Die Reichsbank ninımt zur Zeit verzinsbare Anlagen von Privat: 
perfonen nicht an (Bel. v. 8. Dez. 1878). 2) Pr. Seehandlung, 
bay. K. Bank. 3) Br. Art. 76, Min.Berf. v. 17. und 18. Dez. 1899; 
Sal. Bel. v. 22. Dez. 1899 8. 2, ®. v. 18. März 1900; Bad. Urt. 38, 
B. v. 11. Nov. 1899 8. 86; Hefl. Art. 126, Bel. v. 10. San. 11. 
4) EG. Art. 144 Sab 2; bei ben pr., bay., ſächſ., wärtt., bad. und befi. 
Hinterlegungsftellen findet bie Anlegung nicht ftatt. 

Brhrsung des angelegten Geldes. 

8. 1809. Der Bormund fol Mündelgeld nad) 8. 1807 
Abf. 1 Nr. 5 oder nad) 8. 1808 nur mit der Beltimmung anlegen, 
daß zur Erhebung des Geldes die Genehmigung des Gegen- 
vormundes oder des VBormundfchaftsgerichts erforderlich iſt. 

Bol. 8. 1818 Abſ. 2. 

Nitn rkyrg des Gegenvormundes bei der Anlegung. 

«1810. Der Vormund foll die in den 88. 1806 bis 1808 
vorgejchriebene Anlegung nur mit Genehmigung des Gegen⸗ 
vormundes bewirken; die Genehmigung des Gegenvormundes 
wird dur die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts er- 
fegt. Sft ein Gegenvormund nicht vorhanden, fo joll die An- 
legung nur mit Öenehmigung des Vormundſchaftsgerichts er⸗ 
folgen, fofern nit die Vormundſchaft von mehreren Bor: 
mündern gemeinſchaftlich geführt wird. 

Ordnungsvorſchrift, die SS. 1829 ff., 1882, FGG. 8. 58 finden feine 
Anwendung. 

Anlegung mit Genehmigung des Bormundfshaftsgeriüchts. 

8. 1811. Tas Bormundfcaftsgericht kann aus befonderen 
Gründen dem Vormund eine andere Anlegung als die in den 
88. 1807, 1808 vorgefchriebene geltalten. 

Verfügung über Rechte und Wertpapiere des Miündels. 

1 + Der Bormund fann über eıne Forderung oder 
über ein anderes Recht!), Fraft deffen der Mündel eine Leiftung 
verlangen kann, fowie über ein Wertpapier des Mündels nur 
mit Genehmigung des Gegenvormundes verfügen?), fofern nid 
nad den 88. 1819 bis 1822 die Genehmigung de8 Bormund» 
ſchaftsgerichts erforderlich it. Das gleihe gilt von der Ein: 
gehung der Berpflihtung zu einer folden Verfügung. 

Die Genehmigung des Gegenvormundes?) wird durch bie 
Genehmigung des VBormundfchaftsgerichts erfegtt). 

Iſt ein Gegenvormund nicht vorhandend), fo tritt an bie 
Stelle der Genehmigung des Gegenvormundes die Genehmigung 
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des Bormundfchaftsgerichts, fofern nicht die VBormundfchaft von 

mehreren Bormündern gemeinjhaftlid geführt wird. 

1) 3.8. Hypothek. 3) veräußern, belaften, einziehen, künden; 
die Prozeßführung ift feine Verfügung. 8), allgemeine Ermächtigung 
8. 1826. 4) f. 8. 1826. Die Erfegung wird mit der Mittetlung 
an den Bormund wirkſam, 8.68 GG. findet Feine Anwendung. 
5) 28.24 ©, A 20. 

Frei einziehbare Leiftungen. 

8. 1813. Der Vormund bedarf nicht der Genehmigung 
des Gegenvormundes zur Annahme einer geſchuldeten!) Leiltung: 

1. wenn ber Gegenitand?) der Leiltung nicht in Geld oder 
Wertpapieren beitebt; 

2. wenn ber Anſpruch?) nit mehr als dreihundert Mark 
beträgt*); ' 

3. a bale zurüdgezahlt wird, da8 der Bormund ange: 
egt bat; 

4. wenn der Anſpruch zu den Nubungen®) des Mündelver- 
mögens gehört; 

5. wenn der Anſpruch auf Erftattung von Koften der Kün⸗ 
digung oder der Rechtsverfolgung oder auf fonftige Neben— 
feittungen®) gerichtet ilt. 

Die Befreiung nah Abi. 1 Nr. 2, 3 erftredt ſich nicht auf 
die Erhebung von ®eld, bei deilen Anlegung ein anderes be- 
ſtimmt worden iſt. Die Befreiung nad) Abf. 1 Nr. 3 gilt aud) 
nicht für die Erhebung von Geld, das nad) 8. 1807 Abſ. 1 
Nr. 1 bis 4 angelegt iſt. 

1) nicht des Erfüllungsiurrogat3. 2) Sleichgültig, ob der An: 
ſpruch fchon urſprünglich auf Geld oder Wertpapiere gerichtet war ober 
erji fpäter 3.3. wegen Nichterfüllung fih in einen Anfpruch auf Gelb: 
leitung verwandelte. 3) nicht „bie Leiftung”. 4) Binfen und 
Koften werben nicht hinzugerechnet. 5) 8. 100. 6) vgl. 


88. 224, 1116. 
Inhaberpapiere. 
a) Binterlegung. 
6. 181A. Der Bormund bat die zu dem Vermögen des 
Meündels gehörenden Anhaberpapiere!) nebit den Erneuerungs«- 
ſcheinen bei einer Hinterlegungsitelle?) oder bei der Reichsbank?) 
mit der Beftimmung zu hinterlegen, daß die Herausgabe der 
Papiere nur mil Genehmigung des VBormundichaftsgerichts ver» 
langt werden kann. Die Hinterlegung von Inhaberpapieren, 
die nad) 8. 92 zu den verbrauhbaren Sadyen gehören, ſowie 
von Zind-, Renten» oder Gemwinnanteiljcheinen ift nicht erforder- 
lich. Den Sinhaberpapieren jtehen Orderpapiere*) gleich, die mit 
Blantoindoffament verjehen find. 
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1) 88. 793 - 808; HGB. S. 179, 8. 820 Abſ. 8. 23) EG. 
Urt. 144. Bol. für Preußen AG. Art. 85, Gem. Erlafie v. 17. und 
19. Dez. 1899 (FMBL. ©. 804 ff.) Hinterlegungsord. SS. 47—b1; für 
Bayern Hinterlegungsorb. SS. 16, 26, Minel. v. 20. Mei 1901 
(IMBl. S. 407 ff.). 8) Bei der Reihdbant kann zur Verwahrung 
(fog. Mündeldepot) oder zur Berwahrung und Verwaltung (ofiene De: 
pot) Hinterlegt werden; letzteres nur bei ber Reichshauptbank in Berlin, 
eritere8 bei allen Reichsbankſtellen. In Bayern kann bei der KBank 
zu offenem Depot aus dem ganzen Stönigreide hinterlegt werden. 
4% WO. Art. 9, 12, 18; HGB. $. 868. 

h) Umfcreibung nuf den Anmen des Wlündels. 

«1 + Der Bormund Iann die ISnhaberpapiere, ftatt 
fie nach 8. 1814 zu binterlegen, auf den Ramen des Mündels 
mit der Beltimmung umfchreiben!) laffen, daß er über fie nur 
mit Genehmigung des Bormundfchaftsgerichts verfügen kann. 
Sind die Papiere von dem Reiche oder einem Bundesftaat 
ausgeſtellt, fo fann er fie mit der gleichen Beltimmung in Buch— 
forderungen?) gegen das Reich oder den Bundesstaat umman- 
deln?) laſſen. 

Sind Inhaberpapiere zu hinterlegen, die in Buchforderungen 
egen das Neich oder einen Bundesſtaat umgewandelt werden 
önnen, fo farın da8 Bormundfhaftsgeriht anordnent), daß fie 
nad) Abf. 1 in Buchforderungen umgewandelt werden. 

1) 8.806. Eine Außerkursſetzung ift dem BGB. unbelannt (EW. 

Urt. 17F). 2) Wegen bes Reichsſchuldbuchs und der Staatsſchuld⸗ 
bücher ſ. Anın. zu $. 1807. 3) Nach dem Reichsgeſ. v. 28. Juni 
1904 und ben preuß. Gef. v. 21. Juli 1904 erfolgt die Eintragung und 
Löſchung des im S. 1815 bezeichneten Vermerks in das Reich: bam. 
pr. Schuldbuch koſtenlos. 4) Bf. des pr. Juſtizmin. v. 4. DEt. 1906. 
ec) Buchforderungen gegen das Reich oder einen Bundesfkant. 

8. 1816. Gehören Buchforderungen gegen das Reid 
oder gegen einen Bundesftaat bei der Anordnung der Vormund⸗ 
Ihaft zu dem Vermögen des Mündels oder erwirbt der Mündel 
jpäter foldhe Forderungen, jo hat der Bormund in das Schuld⸗ 
buch den Vermerk eintragen zu laffen, daß er über die For—⸗ 
derungen nur mit Genehmigung des Bormundfchaftsgeridhts 
verfügen fann. 

Anm. zu S$. 1807, 1815. Reichsſchuldbuchgeſ. v. 31. Mai 1891 8. 28, 
d) Befreiung des ande: 

. + Das Vormundſchaftsgericht kann aus befonderen 
Gründen den Bormund von den ihm nad) den $$. 1814, 1816 
obliegenden Verpflichtungen entbinden. 

Hinterlegung auf Anordnung des Bormundfchaftsgeridts. 

&. isis. Aus Borranbfeaftsneriht Tan auß bejonberen 

Gründen anordnen, daß dev Vormund auch folhe zu dem 
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Bermögen des Mündels gehörende ‚Wertpapiere, zu deren 
Hinterlegung er nad) 8. 1814 nicht verpflichtet iſt, ſowie Koſt— 
barfeiten des Mündel3 in der im $. 1814 bezeid;neten Weife 
zu binterlegen bat; auf Antrag des Vormundes fann Die 
Hinterlegung von Zins⸗, Renten und Geminnanteilfcheinen 
angeordnet werden, auch wenn ein befonderer Grund nicht vorliegt. 


Wirkung der nad SS. 1814, 1818 erfolgten Hinterlegung. 
8.1819. Solange die nad) $. 1814 oder nad) $. 1818 hinter⸗ 
legten Wertpapiere oder Koftbarkeiten nicht zurückgenommen 
find, bedarf der Bormund zu einer Verfügung über fie und, 
wenn Hypotheken⸗, Grundſchuld⸗ oder Rentenſchuldbriefe hinter— 
legt ſind, zu einer Verfügung über die Hypothekenforderung, 
die Grundſchuld oder die Rentenſchuld der Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts. Das gleiche gilt von der Eingehung 
der Verpflichtung zu einer ſolchen Verfuͤgung. 
Wirkung der Umwandlung in Yamenpapier oder Burhforderung. 
‚1820, Sind nhaberpapiere nad) 8.1815 auf den Namen 
des Mündels umgefchrieben oder in Buchforderungen umge- 
wandelt, jo bedarf der Vormund aud) zur Eingehung ber Ber» 
pflihtung zu einer Derfügung über die ſich aus der Umjchreibung 
oder der Umwandlung ergebenden Stammforderungen der Ges 
nehmigung des Bormundjchaftsgerichts. 

Das gleihe gilt, wenn bei einer Buchforderung des 

Mündels der im $. 1816 bezeichnete Bermer? eingetragen iſt. 
Genehmigung des Mormundfihaftsgeridts. 

Das Erfordernis der Genehmigung bes Bormundichaftsgerichtö be: 
deutet eine Beichränfung ber Vertretungsmacht des Vormundes, deren 
Nechtöfolgen in den 58. 1828 ff. geregelt find. Das VG. nimmt bet der 
Genehmigung einen obrigfeitlichen Alt vor, gleichwohl fteht die Erklärung 
feiner Genehmigung unter den von Willenderflärungen geltenden Vor: 
ſchriften (Irrtum des Richters NE. 25 ©. 281; 50 ©. 284; 46. 28 
S. A 178). Die Genehmigung Tann an Bedingungen gelnüpft werben. 
Wegen der Form der Genehmigung |. FGG. 8. 16. 

Wird die Genehmigung vor Abſchluß des Nechtögefchäfts erteilt, fo 
wird dieſes mit dem Abſchluſſe wirkiam. Nachträgliche Genehmigung 
wirkt, vorbehaltlich bes S. 184 Abſ. 2, auf ben Beitpunft der Vornahme 
des Rechtsgeſchäfts zuräd (OLG. 6 ©. 295). Wird die Genehmigung 
verweigert, fo wird das Mechtögefchäft unwirkſam (KG. 25 ©. A 17). 
Wegen Anderung ber die Genehmigung erteilenden ober verfagenden Ber: 
fügung des VG. |. FGG. 88. 18, bb, 62, 68. 

Gegen die Beriveigerung ber Genehmigung hat der Bormund namens 
des Mundels die Beſchwerde (8. 20 FGG.), nach Maßgabe des 8. 59 
FGG. auch der Münbdel ſelbſt. Die Beſchwerde ift unzuläffig, wenn bie 
Genehmigung vom Bormunde dem Gegner mitgeteilt und damit wirkfam 
geworben ift (R&. 24 ©. A 11). Dem anderen Teile fieht ein Beſchwerde⸗ 
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recht felbft dann nicht zu, wenn er auf die Vornahme des Nechtägeichäfts 
einen Unfpruch Hat (NG. 66 S. 124). 
Das Borftehenbe gilt entſprechend auch für ben Gegenpormund (S. 1882). 


a) Rerhtsgefchäfte Über Grundſtücke oder Rechte an ſolchen. 
8. 1821. Der Vormund bedarf der Genehmigung!) des 
Vormundſchaftsgerichts: 

1. zur Verfügung?) über ein Grundſtück oder über ein Recht 
an einem Grundſtücke; J 

2. zur Verfügung?) über eine Forderung, die auf Übertragung 
de8 Eigentums an einem Srundftüd®) oder auf Bes 
gründung oder Übertragung eined Rechtes an einem 
Srundjtüd oder auf Befreiung eines Grundftüds von einem 
ſolchen Rechte gerichtet ilt; | 

3. zur Eingehung der Verpflichtung zu einer der in Ar. 1, 2 
bezeichneten Berfügungent); 

4. zu einem ®ertrage, der auf den entgeliliden Erwerb 
eines Grundſtücks oder eines Rechtes an einem Grundftüde 
gerichtet 1185). 

Zu den Rechten an einem Orunditüdim Sinne dieler Borfchriften 
gehören nicht Hypothefen, Grundſchulden und Rentenſchuldene)j. 


1) Vorherige Anhörung des Mündels $. 1827 Abſ. 2. 2) Ber 
äußerung, Belaftung, Übertragung, nit Prozeßführung. Beiſpiele von 
Berfügungen: Teilung eine? im DMiteigentume des Mündeld befindlichen 
Grundftüdd (BayObtG. 1 ©. 419), Antrag auf Teilungsverfteigerung 
(EG. 80 S. A 18 = NM. 6 ©. 9), Bewilligung einer Vormerkung, 
Ausichließung des Kündigumgsrechts bei einer auf dem Mündelgrundftüde 
rubenden Hypothek (KG. 29 S. A 20 = RAU. ©. 197), Mitwirkung 
ded Eigentümers zur Umwandlung einer Hypothet in eine Grundſchuld 
(BayObꝰG. 2 ©. 799), Erwerb eines Grundftüdd unter gleichzeitiger 
Beftelung einer Hypothek für den Staufpreis (BayObeG. 4 S. 782). 
Keine Verfügung ift die Zuftimmung des Mundels zum Rangrüdtritt einer 
Hypothek (RIU. 2 S. 100), die Unterwerfung des Hypothekenſchuldners 
unter die fofortige Zwangsvollſtreckung wegen der auf dem Grunbitüde 
baftenden Hypothek (a. U. 8G. 21 ©. A 19 = AXU. 2 ©. 44, OLE. 12 
©. 849). Zur Berfügung tft die Genehmigung auch dann notwendig, 
wenn der Mündel zur Verfügung verpflichtet if. Im Zweifel liegt in 
der Benehmigung bes obligatorischen Rechtsgeſchäfts (3. B. der Erbteilung) 
bie Genehmigung des bdinglichen Rechtsgeſchäfts (3. B. der Auflafſung), 
KG. 28 ©. AT, 24 ©. A 288 — RJA. 8 ©. 60. Zu einer gegen ben 
Mündel gerichteten Zwangsvollitredung in ein Grunbdftüd iſt Genehm d. BG. 
nicht erforderlich (3. B. Verurteilung des Bormundes zur Auflafjiung) RE. 81 
©. A 298. 8), Insbeſondere die Entgegennahme der Auflafiung. Ausge⸗ 
nommen find die Fälle, in denen der Bormund die an fich unter den $. 1822 
Nr.2 fallende Forderung ohne Genehmigung des BG. erwerben tonnte (26.24 
©. A 103, RJA. 8 ©. 61, 26.28 ©. A 7). 4) 3.8. Einräumung 
eines Wieder: oder Vorkaufsrechts. 5) auch Grundftädstaufd. ©) Zur 
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Belaftung eines Grundftüds mit Hypothefen, Srundfchulden und Renten- 
(dulden ift die Genehmigung, des Vormundſchaftsgerichts erforderlid, 
(8. 1821 Abſ. 1 Nr. 1); zur Übertragung, Löſchung uſw. der Hypothek 
tft nach 8. 1812 die Genehmigung des Gegenvormundes ober ded BE. 
notwendig. Wegen ber Hypotheken- ufw. Briefe f. 8.1819. Wegen des 
obligatorifchen Nechtsgefchäfts, das fich auf die Löoſchung einer Hypothek uſw. 


bezieht, f. S. 1822 Nr. 18. 
b) Andere Redhtsgefrhäfte, 
8. 1822. Der VBormund bedarf der Genehmigung dse 
Bormundfchaftsgeridts: 

1. zu einem Rechtsgeſchäfte, durd) das der Mündel zu einer 
Berfügung über jein Vermögen im ganzen!) oder über 
eine ihm angefallene Erbichaft?) oder über feinen künftigen 
gejeglichen Erbteil oder feinen Fünftigen Pflichtteil®) ver» 
pflichtet wird, fowie zu einer Verfügung über den Anteil 
de3 Mündels an einer Erbichaft‘); 
zur Ausfchlagung einer Erbicaft?) oder eines Vermächt⸗ 
nifjes®), zum Verzicht auf einen Pflichtteil?) ſowie zu einem 
Erbteilungsvertrage®); 

3. zu einem Bertrage?), der auf den entgeltlidhen Ermerb!°) 
oder die Veräußerung eines Erwerbsgeſchäfts gerichtet iſt, 
ſowie zu einem Gejellichaftsvertrage, der zum Betrieb eines 
Erwerbsgeſchäfts eingegangen wird '!!); 

4. zu einem Padtvertrag über ein Landgut oder einen ge— 
werblichen Betrieb; 

5. zu einem Miet: oder Padjtvertrag oder einem anderen 

ertrage!?2), durch den der Mündel zu miederfehrenden 
Leiltungen verpflichtet wird, wenn das Vertragsverhältnis 
länger als ein Fahr nad) der Vollendung des einund— 
zwanzigiten Lebensjahrs des Mündels fortdauern foll; 

6. zu einem Lehrvertrage!3), der für längere Zeit als ein Jahr 
geſchloſſen wird; 

T. zu einem auf die Eingehung eines Dienjt- oder Arbeitd- 
verhältniifes gerichteten Vertrage’*, wenn der Mündel zu 
perjönlidhen Leiſtungen für längere Zeit als ein Jahr 
verpflichtet werden fol; 

8. zur Aufnahme von Geld auf den Kredit des Mündels’5); 

9. zur Austellung einer Schuldverfhreibung auf den In— 
haber oder zur Eingehung einer Verbindlichkeit aus einem 
Wechſel oder einem anderen Papiere, das durch Indoſſa⸗ 
ment, übertragen werden fann!P); 

10. zur Übernahme!?) einer fremden Verbindlichkeit !8), insbe— 
jondere zur Eingehung einer Bürgfchaft; 
11. zur Erteilung einer Profura 19); 


» 
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12. zu einem Vergleich oder einem Schiedsvertrag?), e8 ſei denn, 
daß der Gegenftand des Streites oder der Ungewißheit in 
Geld Ihägbar iſt und den Wert von dreihundert Marf 
nicht überjteigt?1); 

13, zu einem Rechtsgeſchäfte, durch das die für eine Forderung 
des Mündels beflehende Sicherheit??) aufgehoben oder ge= 
mindert oder die Verpflichtung dazu begründet wirb?®). 


2) 88. 810, 811, 419. 2) 88. 2871— 2886. 8) 8. 812. 
4) 88. 1922 Abſ. 2, 2088. 5) 8. 1946. 6) 8. 2180. 7 d.a h. 
auf den bereits angefallenen Pflichtteil; wegen d. künftigen Pflichtteils 
f§s. 2346ff. 8) SS. 2042ff.; FGG. 8. 97. 9) S. 1827 Abſ. 2. 
10) auch wenn bie Paffiven nicht übergehen (OTGS. 10 S. 11). 11) z. B. 
offene Handelsgeſ., Kommanditgef.; bei diefer gilt die Nr. B nur für den 
unbefchräntt haftenden Gefellichafter (a. U. SG. 23 ©. A 90 = RAU. 8 
©. 28). 12) 3. B. Berfiderungs:, Altenteilsvertrag. 18) 8. 1827 
Abſ. 1, GewO. $. 126, HGB. 8.76. 14) 8. 1827 Abſ. 1. 15) 8. 1826. 
Abtretung der Eigentümergrundfchuld des Mundels als Darlebenshypothet 
DVB. 5 S. 409. Beim Beltehen eines GefellichaftSnerhältniffes zwiſchen 
d. Münbdel und einem Dritten bedarf diefer, wenn ihm die Führung ber 
Geſchäfte allein obliegt, beit Aufnahme von Geld auf b. Kredit d. Geſell⸗ 
haft nicht db. Senehm. d. BG. (BayObꝰG. 2 ©. 861). 16) SS. 798, 
808, HGB. 85. 179, 868, WO. Art. 9; ferner $. 1826. 17) 8. 1826. 
18) 5.3. Übernahme einer Hypothek auf den Kaufpreis durch den kaufenben 
Mündel (NIA. 4 ©. 82, LS. 28 ©. A T), Beitritt zu einer Genofien: 
haft (ES. 80 ©. A 149 —= NAU. 6 ©. 182). Berpfändung einer 
Hypothek für fremde Verbindlichkeit NS. IJW. 1906 ©. 887. 19) HGB. 
$. 48; Erteilung fonftiger Bollnichten, 3. B. HGB. S. 54, ift nit ge: 
nehmigungsbedärftig. 20)8. 779, ZPO. S. 1025, auch Prozeß: 
vergleich (NG. 56 ©. 838). 21), in legterem Falle kann jeboch die 
Genehmigung wegen der Art der Leiftung erforderlich fein (3. B. Vergleich 
über Grundftüd 8. 1821, OLG. 6 ©. 66). 23) Hypothet (DL®. 8 
©. 859, &G. 27 ©. A 169 — RJA. 4 ©. 181), Pfandrecht, eine nach 
8. 282 oder ZPO. $. 710 geletftete Sicherheit uſw. 23) 3. 8. Bor: 
rechteinräumung 8. 880, Verzicht auf Konkursvorrecht (OVS. 8 S. 109). 
Die Nr. 18 betrifft nur Nechtögefchäfte, bei benen die Forderung jelhft 
unberüßrt bleibt; wird mit der Sicherheit auch die Forderung berührt, 
nimmt 3. B. der Bormund unter Löſchungsbewilligung die Baluta ent: 
gegen, fo findet $. 1812 Anwendung (NIA. 4 ©. 182). 
ec) Beginn und Auflöfung eines Grwerbsgeſchüfts. 

$. 1823. Der Bormund fol!) nicht ohne Genehmigung des 
Bormundjdaftsgerichts?) ein neues Erwerbsgeſchäft im Namen des 
Mündels beginnen oder ein beftehendes Erwerbsgeſchäft des 
Mündels auflöfen. 

1) Ordnungsvorſchrift. Mangel der Genehmigung bereditigt den 
Negifterrichter nicht, die Eintragung in das Handelsregiſter abzulehnen, 
> 2 S. A 160. 2) 5. 1827 Abſ. 2 (Vorherige Anhörung bes 

udels). 
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d) Überlafung von Gegenftänden an den Mindel. 

8, 1824. Ver Vormund kann Gegenftände, zu deren Ber- 
äußerung die Genehmigung des Gegenvormundes!) oder des Bor» 
mundfchaftsgericht8 2) erforderlih ift, dem Mündel nicht ohne 
diefe Genehmigung zur Erfüllung eines von diefem geſchloſſenen 
Bertragd oder zu freier Verfügung überlafjen?). 

1) 3.8.8 1812. 2) 3. B. 88. 1821, 1829. 8) d. h. die 
Überlaffung Hat nicht die tm 8. 110 bezeichnete Wirkung. 

e) Allgemeine Ermächtigung m Rerhtsgefchäften. 

$. 1825, ns Bormundfchaftsgeriht kann dem Bormunde 

zu Rechtsgeſchäften, zu denen nad) $. 1812 die Genehmigung des 

Gegenvormundes erforderlich ift, fomie zu den ım $. 1822 

Rr. 8 bis 10 bezeichneten Rechtsgeichäften eine allgemeine Er- 
mädhtigung erteilen. 

Die Ermädtigung foll nur erteilt werden, wenn fie zum 
Zwecke der Bermögensverwaltung, insbejondere zum Betrieb eines 
Erwerbsgeſchäfts, erforderlich ift. 

f) Anhörung des Gegenvormundes. 

8. 1826. Das Bormundichaftsgericht fol vor der Ent» 
ſcheidung über die zu einer Handlung des Vormundes erforderliche 
Genehmigung den Gegenvormund hören‘), fofern ein folcher vor» 
banden und die Anhörung tunlich if. 

1) Unterbleiben berechtigt den Gegenvormund zur Beſchwerde, er 
bat aber fein Recht auf Berlidfihtigung feiner Bedenken (KG. 27 S. A 11 


— RIM. 4 ©. 75). 
g) Anhörung des Mindels. 

8.1827. Das Bormundfchaftsgericht ſoll den Mündel hören 
vor der Entfcheidung über die Genehmigung eines Lehrvertrags 
oder eine? auf die Eingehung eines Dienft- oder Arbeitäverhälts 
niffes gerichteten Vertrags und, wenn der Mündel das vierzehnte 
Lebensjahr vollendet hat, über die Entlaſſung aus dem Staats- 
verbande. 

Hat der Mündel das achtzehnte Lebensjahr vollendet, ſo 
fol ihn das Bormundfhaftsgericht, jomweit tunlih, auch hören 
vor der Entfcheidung über die Genehmigung eines der im 
8.1821 und im $. 1822 Wr. 3 bezeichneten Rechtsgeſchäfte ſowie 
vor der Entfcheidung über die Genehmigung des Beginns oder 
der Auflöfung eines Erwerbsgeſchäfts. 

Bol. zu Ubf. 1 8. 1822 Nr. 6, 7 und Gef. v. 1. Juni 1870 8. 14a 
(EG. Art. 41); zu Abſ. 2 8. 1828. Selbſtändiges Beſchwerderecht des 
Mündels FGG. $. 59. Berechnung des Alters des Münbels 8. 187 Abſ. 2, . 

h) &rteilung der Genehmigung. 

8.1828. Das Vormundſchaftsgericht lan die Genehmigung!) 

zu einem Rechtsgeſchäfte nur?) dem Vormunde gegenüber erflären?). 
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1) ſ. Borbm. vor 8. 1821. 2) RG. 59 S. 277. nzuläffigfeit 
eines Verzichts des Bormundes hierauf OLG. 4 ©. 111. Zuläſſig ift, daB 
ber Bormund einen anderen 3. B. Notar bevollmächtigt, die Genehmigung 
für ihn entgegenzunehmen (KG. 24 ©. A 216, ORG. 7 ©. 124, Bay: 
ObvG. 8 ©. 684). 3) Der 8. 1828 gilt auch, wenn der Wünbdel 
feldft daS Rechtsgeſchäft vornimmt, der Vormund alfo zur Zuftimmung 
der Genehmigung de BG. bedarf. 


i) Andträglicde Genehmigung. 

8. 1829, Schließt der Bormund einen Vertrag ohne die er- 
forderlihe Genehmigung des Bormundfhaftsgerichts, jo hängt 
die Wirkfamfeit des Vertragd von der nachträglichen Genehmi⸗ 
gung des Vormundfchaftsgerichts ab. Die Genehmigung ſowie 
deren Verweigerung wird dem anderen Zeile gegenüber erft 
wirkſam, wenn fie ihm durch den Vormund mitgeteill wird!). 

Hordert der andere Zeil den Bormund zur Mitteilung 
darüber auf, ob die Genehmigung erteilt fei, fo kann die Mit- 
teilung der Genehmigung nur bis zum Ablaufe von zwei Boden 
nad dem Empfange der Aufforderung erfolgen; erfolgt fie nicht, 
jo gilt die Genehmigung als vermeigert. 

Sit der Mündel volljährig geworden?), fo tritt feine Ge 
nehmigung an die Stelle der Genehmigung des Bormundichaftss 
gerichts. 

Bol. 8S. 108 und Vorbm. vor 8. 1821. 

1) Bon der Entſchließung des Vormundes hängt es ab, ob er bie 
Genehmigung dem anderen Zeile mitteilen will; unterläßt er es, fo ift 
die Genehmigung für den anderen Teil nicht vorhanden (BayObG. 2 
©. 146). Der Dritte — nit der Vormund — kann (entiprechend 8. 161) 
auf die Mittetlung verzichten (OLG. 4 ©. 115); er kann aud einen 
anderen 3. B. den Notar, der den Vertrag beurkundete, mit der Entgegen: 
nahme der Mitteilung bevollmächtigen (OLG. 5 S. 407). 2) Stirbt 
der Mündel, bevor die Entſcheidung des Bormundfchaftögerichts wirkſam 
geworden ift, fo gebt dad Genehmigungsreht auf feine Erben über 
(OLG. 4 ©. 416). 

k) Rücktrittsrecht des anderen Teiles. 

MX 1830. Hat der Bormund dem anderen Teile gegenüber 
der Wahrheit zumider die Genehmigung des Bormundichaftsgerichts 
behauptet, fo ilt der andere Zeil bis zur Mitteilung der nach⸗ 
träglichen Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts zum Wider- 
rufe berechtigt, e3 jei denn, daß ihm das Yehlen der Genehmis 
gung bei dem Abſchluſſe des Vertrggs belannt mar. 

Aus 88. 1828, 1829 folgt, daß der Vormund ben ohne Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts gefchloffenen Vertrag dadurch ungeſchehen 
machen kann, daß er die Genehmigung nicht einholt oder dem anderen 
Zeile nicht mitteilt. Dagegen kann der andere Teil nicht bis zur Ge: 
nehmigung des Vertrags zurüdtreten. Dies gilt auch für den Fall, daß 
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der andere Teil nicht wußte oder nicht willen konnte, daß ber Bormund 
die Genehmigung des BormundfchaftögerichtS benötigt (3. B. wenn ber 
Vormund über Koftbarkeiten, die er nach 8. 1818 Hinterlegen mußte, 
verfügt). Hiervon enthält der $. 1880 eine dem 8. 109 Ubi. 2 ent: 


ſprechende Ausnahme. 
I) GEinſeitige Rechtsgeſchäfte. 

&. 1831, Ein einſeitiges Rechtsgefhäft!), das der Vor⸗ 
mund ohne die erforderliche Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts vornimmt, iſt unwirkſam?). Nimmt der Vormund mit 
dieſer Genehmigung ein ſolches Rechtsgeſchäft einem anderen 
gegenüber vor, ſo iſt das Rechtsgeſchäft unwirkſam, wenn der 
Vormund die Genehmigung nicht in ſchriftlicher Form vorlegt 
und der andere das Rechtsgeſchäft aus dieſem Grunde unver⸗ 
züglich zurückweiſt. 

Bol. 8. 111. 

1) 3.8. Ausfchlagung einer Erbichaft. 2) es fann durch nad): 
folgende Genehmigung nicht wirffam werben. (ntfcheidend ift der Beit- 
punft der Bornafme des Mechtögefhäfts (vgl. SS. 181ff.; KG. 21 
S. A 197, 24 ©. A 216; RJA. 2 ©. 216); db. h. die Genehmigung 
des VG. muß vor dem Zeitpunkte liegen, in dem dag Rechtsgeſchäft bes 
Bormundes wirkfam wird, bet ber Bewilligung einer Hypothek, der Aus— 
ichlagung einer Erbfchaft genügt e8 alfo, daß die Genehmigung bes VG. 
erteilt wird, ehe die Erklärung dem Grundbbuhamt oder Nachlaß: 
gerichte zugeht (MIA. 8 ©. 165; K8.29 ©. A 40 — RIM 5b ©. 148). 

Genehmigung des Gegenuormundes. 

8. 1832. Someit der Bormund zu einem Rechts⸗ 

eihäfte der Genehmigung des Gegenvormundes bedarf, 

nden die Vorſchriften der 88. 1828 bis 1831 entfprechende 
Anwendung. 

11. Berantwortlidykeit des Bormundes und des Gegenuormundes. 

&. 1833, Der Bormund ift dem Mündel für den aus 
einer Pflichtverlegung entitehenden Schaden verantwortlich!), 
wenn ihm ein Verſchulden?) zur Laſt fällt?).. Das gleiche gilt 
von dem Gegenpormunde. 

Sind für den Schaden mehrere nebeneinander verantwort— 
li, fo Haften fie als Geſamtſchuldnery. Sit neben dem Vor⸗ 
munde für den von diefem verurfadhten Schaden der Begen- 
vormund oder ein Mitvormund nur wegen Berlegung feiner 
Aufſichtspflicht verantwortlich, fo it in ihrem Verhältniſſe zu 
einander der Bormund allein verpflidtet. 

1) Berjährung 88. 195, 204. 2) 8. 276. Wie weit Kabrläffig: 
feit de3 Bormundes durch bie Genehmigung des Gegenpormundes oder 
Bormundfchaftsgeriht8 ausgeſchloſſen wird, beitimmt fih nad den lim: 
fränden des Falles (MG. in IW. 1904 ©. 478). 3) Verantwortlich: 
feit des nit vol geichäftsfähigen Vormundes 8. 276 Abſ. 1 Sa 8, 

Achilles, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage. 51 
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8. 682. Mitſchuld des Mündelö 8. 254, 4) 83. 421fi. Bel 
$. 840. 

nbefugte Berwendung von Mündelgeld. 
. . 1854. wende der Bormund Geld des Mündels 
für fih!), jo Hat er es von der Zeit der Verwendung an zu 
verzinfen?). 

1) 8. 1806, 2) 8. 246. Bol. 8. 668. 

IV. Aufwendungen des Bormundes und des Gegenvormundes. 

$ 1838. Macht der Bormund zum Zwede der Yührung 
der Bormundfchaft Aufwendungen‘), fo Tann er nad den für 
den Auftrag geltenden Vorſchriften der SS. 669, 670 von dem 
Mündel Vorfhuß oder Erfag verlangen. Tas gleihe Recht 
lteht dem Gegenvormurde zu. 

Als Aufwendungen gelten auch ſolche Dienſte des Bor- 
mundes oder des Gegenvormundes, die zu feinem Gewerbe oder 
feinem Berufe?) gehören. 

Berzinfung 8. 256. Geltendmachung während Bormundichaft S. 1848 
Abi. 2. Die Feftiegung der zu erftattenden Aufwendungen ift Sache des 
Prozeßgerichts, KG. 27 A 179, 29 A 28. 

1) Beitverfäumnis gilt nicht als Aufwendung. 2) BapOboG. 4 
©. 474, 88. 16 ©. 40. 

V. Bergütung für die vormundſchaftlichen Gefdyäfte. 

. 1836. Die Bormundfchaft wird unentgeltlich geführt. 
Das Bormundfchaftsgeridht kann jedody dem Bormund und aus 
bejonderen Gründen auch dem Gegenvormund eine angemeflene 
Vergütung bemwilligen!), Die Bewilligung fol nur erfolgen, 
wenn das Vermögen des Mündels ſowie der Umfang und die 
Bedeutung der vormundfchaftlihen Geſchäfte es rechtfertigen. 
Die Bergütung kann jederzeit für die Zukunft geändert oder 
entzogen merden?). 

Bor der Bewilligung, Aenderung oder Entziehung foll der 
VBormund und, wenn ein Gegenvormund vorhanden oder zu 
bejiellen ift, auch diefer?) gehört werden. 

1) Die Bewilligung erzeugt den Anſpruch des Bormundes, ber 
Anipruh muß im Prozehwege geltend gemacht werden (KG. 27 A 179; 
29 A 23). 2) Die Bewilligung kaun auch nad) Beendigung der 
Vormundſchaft erfolgen (88. 21 A 199; OA 283 — RJA. 2 ©. 5; 
6 ©.18; ORG. 12 S. 360). 8) Beichwerderecht des Gegenporinundes 
FGG. 8. 57 Nr. 7. Beſchwerdeberechtigt ifi auch der Mündel ſelbſt. 
wenn er volljährig geworben tit (KG. 80 ©. A 88 = RAU. 6 ©. 83) 


IN. Fürſorge und Auffiht des Formundſchaftsgerichts. 
Bol. Vorbm. 778 Ziff. 4. 
Aufficht; Berhängung von Orduungsfirafen. 
8.1837. Das Vormundſchaftsgericht hat über die gefamte 
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ZTätigleit des Bormundes und des Gegenvormundes die Auf» 
fit zu führen und gegen Pflichtwidrigkeiten!) durch geeignete 
Gebote und Berbote einzufchreiten. 

Das Vormundſchaftsgericht kann den Vormund und den 
Gegenvormund zur Befolgung feiner Anordnungen durch 
Ordnungsſtrafen anhalten?). Die einzelne Strafe darf den Betrag 
von dreihundert Mark nicht überfteigen. 

In BZwedmäßigleitöfragen, 3. B. bezüglich ber zur Erziehung des 
Mündel3 aufzuwendenden Koften (KG. 21 A194 — RJA. 1 S. 179; 
andere Beilpiele RJA. 5 ©. 186, ORG. 7 ©. 126; 10 ©. 18; 12 
&.846) ift ber Bormund felbftändig (28.29 S. A 198 = RJA. 5 ©. 219). 

1) Solche fegen Berfohulden voraus, RJA. 6 S. 257. 2) Eine Um: 
wandelung ber Geldftrafen findet nicht ftatt. Die Wiederholung ift nicht 
begrenzt. Bol. FGG. S. 18 (nachträgliche Aufhebung bei geniigender 
Entfuldigung), 8. 24 (aufihiebende Wirkung der Beichwerde gegen die 
Strafverfügung), $. 88 (Notwendigleit vorberiger Androhung). Boll: 
firedung nad) Landesrecht. 

Bwangserziejung des Mündels. 

&. 1838, Das Vormundſchaftsgericht kann anordnen !), 
daß der Mündels zum Zmwede der Erziehung in einer geeigneten 
Familie oder in einer Erziehungsanftalt oder einer Beſſerungs— 
onftalt untergebradyt wird?, Steht dem Vater oder der 
Mutter die Sorge für die Perfon des Mündels zu), fo ift eine 
foldye Anordnung nur unter den Vorausfegungen des $. 1666 
zulaͤſſig. 

1) Beſchwerderecht des Mündels FGG. 8. 59. 2) Die Ber: 
tretung verbleibt dem Vormunde. Bwangserziefung nad Landesrecht 
EG. Art. 187 und StGB. 8.55 Adf.2 (EG. Urt. 84), S. 66. 8) 3.8. 
88. 1676 Abſ. 2, 1696-1698, 1707, 1788, 176E Abi. 2. 

erichte Des Bormundes und des Gegenvormundes. 

8. 1839. Der Bormund fowie der Gegenvormund hat 
dem Bormundfchaftsgeriht auf Verlangen jederzeit über die 
Führung der Bormundfhaft und über die perfünlichen Ver— 
hältnifje des Mündels Ausfunft zu erteilen!). 

1) OLG. 8 ©. 269. | 

Rechnungslegung. 
1. Verpflichtung des Bormundes, 

&. 1840. Der Bormund hat über feine Vermögens» 
verwaltung dein Vormundfchaftsgericdhte Rechnung zu legen. 

Die Rechnung ift jährlid) zu legen. Das Rehnungsjahr 
wird von dem Bormundicaftägerichte beſtimmt. 

Sf die Bermaltung von geringen Umfange, fo kann das 
Bormundfcaftsgericht, nachdem die Rechnung für das erſte Jahr 
gelegt worden ift, anordnen, daß die Rechnung für längere, 
höchſtens dreijährige Zeitabſchnitte zu legen tft. 


51* 
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Die Rechnungslegung kann durch Ordnungsftrafe (S. 1887) unb 
privatrechtlich (5. 269) im Wege der Klage erziwungen werden. 
2. Inhalt der Rechnung. 

8. 1841, Die Rechnung foll eine geordnete Zufammen- 
ftelung der Einnahmen und Ausgaben enthalten, über den 
Ab» und Zugang des Vermögens Auskunft geben und, fomeit 
Belege erteilt zu werden pflegen, mit Belegen verfehen fein. 

Wird ein Grmwerbsgefhäft mit kaufmänniſcher Buch» 
führung betrieben, fo genügt als Rechnung eine aus den 
Büchern gezogene Bilanziy. Das Bormundfihafte eriht kann 
jedod) die Borlegung der Bücher und fonjtigen Belege ver- 
langen. 

1) HGB. SS. 88 fi. 

3. Mitwirkung des Gegenvormundes. 

8. 1842, Sit ein Gegenvormund vorhanden oder zu be» 
ftellen, fo hat ihm der Vormund die Rechnung unter Nachweiſung 
des Vermögensbeſtandes vorzulegen. Der Gegenvormund bat 
die Rechnung mit den Bemerkungen zu verjehen, zu deinen die 
Prüfung ihm Anlaß gibt. 

4. Brüfung der Rerhnung. 

8. 1843. Das Rormundfchaftsgericht bat die Rechnung 
rehnungmäßig und ſachlich zu prüfen und, ſoweit erforderlich, 
ihre Berihtigung und Ergänzung herbeizuführen. 

Anfprücde, die zwilden dem Vormund und dem Mündel 
ftreitig bleiben, fönnen f[hon vor der Beendigung des Bormund» 
Ichaftsverhältnifies im Nechtsmege geltend gemadt werden!). 


1) VG. kann den Bormund nicht dur) Drdnungsitrafen zur Be: 
friedigung anhalten (OLG. 6 ©. 293). 


Sicherheitsieilung des Vormundes. 

.18SAA. Tas Bormundfchaftsgericht kann aus befonderen 
Gründen!) den Vormund anhalten, für das feiner Perwaltung 
unterliegende Vermögen Sicherheit zu leilten. Die Art und den 
Umfang der Sicherheitsleiftung beitimmt das Bormundfdafts- 

ericht nad) feinem Ermeſſen). Tas Vormundſchaftsgericht 
ann, folange da8 Amt bes Vormundes dauert, jederzeit die 
Erhöhung, Minderung oder Aufhebung der Sicherheit anordnen. 
Bei der Beltellung, Aenderung oder Aufhebung der Sicher: 
heit wird die Mitwirkung des Mündels durd die Anordnung 
des Vormundſchaftsgerichts erſetzt. 
Die Koſten der Sicherheitsleiſtung ſowie der Aenderung 
oder der Aufhebung fallen dem Mündel zur Laſt. 
Bel. Vorbm. ©. 778 und Anm. zu $. 1868. Will der Vormund 
bie Sicherheit nicht Teiften, fo fann er die Übernahme der Vormundſchaft 
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ablehnen ($. 1786 Nr. 6) bzw. feine Entlafung Ay (8. 1889). Über 
die Beftelung einer Sicherungshypothek FGG. $. 54. 

1) 3.8. Bedenken gegen bie Suvertäffigteit ober die Vermögenslage 
ded Bormundes (OLG. 4 ©. 115). 2) 88. 282 fi. finden feine 
Anwendung. 

Merheiratung des zum Bormunde befellten Waters. 

8.1848. Will der zum Vormunde beſtellte Vater oder die 
zum Bormunde beitellte ehelihe Mutter des Mündels eine 
Ehe eingehen, jo liegen ihnen die im $. 1669 beitimmten Ber: 
pflichtungen ob. 

Ehehindernis 8. 13814. Der $. 1845 Hat Bedeutung Hauptfächlich 
für die Bormundichaft über Volljährige (8. 1897), bei Minderjährigen 
trifft der vorausgeſetzte Fall bezuglich des Bater 3. B. dann zu, wenn 
der leiblije Vater zum Bormunde bed angenonmenen Kindes während 
oder nad der Annahme beftellt wird (vgl. 8. 1765). 


Ginſtweilige Mafregeln des Yormundſchaftsgerichts. 

8.1846. Iſt ein Vormund noch nicht beftellt oder ift der 

Bormund an der Erfüllung feiner Pflichten verhindert, fo hat 

das Bormundfchaftsgericht!) die im Intereſſe des Mündels er» 
forderliden Maßregeln zu treffen ?). 


1) Buftändigleit FGG. SS. 86, 48, 44. 2) 3.8. eine Pflegfchaft 
(5. 1909) zu beftellen, einen Arreft zu beantragen. 


Anhörung von Verwandten, 

8, 1847. Das Vormundfchaftsgericht fol vor einer von 
ihm zu treffenden Entjheidung auf Antrag des Vormundes oder 
de8 Gegenvormundes Verwandte ober Verfchmägerte des 
Mündel3 hören, wenn es ohne erhebliche Verzögerung und ohne 
unverhältnismäßige Koſten geihehen kann. In wichtigen An- 
gelegenheiten fol die Anhörung aud ohne Antrag erfolgen; 
wichtige —— — ſind insbeſondere!) die Vo jährigicits 
erklärung?), die Erſetzung der Einwilligung zur Eheſchließung im 
Falle des 8. 1304, die Erſetzung der a nehmigung im alle 
des 8. 1337, Die Entlaffung aus dem Staatöverband?) und die 
Todederflärung‘). 

Die Verwandten und Verſchwägerten können von dem 
Mündel Erjag ihrer Auslagen verlangen; der Belrag der Aus» 
lagen wird von dem Bormundichaftsgerichte feitgefegt). 

1) Andere Beifpiele 88. 112, 1828, 1888. 2) 8.8. 3) Bundes: 
und Staatsangehdrigkeitögef. v. 1. Juni 1870 $. 14a (EG. Art. 41). 
4) ZPO. $. 962. 5) Der Feſtſetzungsbeſchluß ift nit Bol: 
ftredungstitel, auf Grund degfelben findet vielmehr der ordentliche Prozeß: 


weg ſtatt. 
Verantwortlicykeit des Richters. 
8, 18SAS. Verletzt der Vormundſchaftsrichter!) vorſätzlich 
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oder fahrläſſig?“) die ihm obliegenden Pflichten, fo iſt er dem 
Mündel nad 8. 839 Abf. 1, 3 verantwortlich. 

1) Die Haftung des Staates beftinmt fich nach den Landesgeſetzen 
(EG. Art. 77). 2) 8. 276. 


IV. Mitwirkung des Gemeindewatfenrats. 

1. Die Organtiattion des Gemeindewaiſenrats ift Sache ber Landes: 
gefeggebung; dgl. Pr. Urt. 77; preuß. FGG. Art. 124 Abſ. 8; Bay. 
Art. 98—99; Sadjf. $. 41, V. v. 6. Juli 1899 88. 88 -47; Württ. 
Art. 65; Bab. Rechtspolizeigeſ. SS. b—1b, V. v. 11. Nov. 1899 
8. 52; Hefl. AG. 3. FGG. Art. 188; ElſLoth. 88. 128 - 186, Min?. 
v. 17. Nov. 1899. 

2. Grundfäglich beichräntt fi die Tätigkeit des Gemeindemwatien- 
rats auf die Sorge für die Perfon; auf die Sorge für da8 Bermögen 
erfiredt fie fi) nur im alle ded S. 1850 Abſ. 2. 

8. Dienftanweifungen für die Bemetndewaifenräte haben insbeſondere 
Bayern (MinBel. v. 22. Dez. 1899, 23. Aug. 1900), Sadfen (®e 
ſchäftsanweiſ. v. 7. Dez. 1899) und Heffen (Dienftanw. v. 24. Nov. 
1899 88. 155ff.) erlaffen. 

Vorſchlag Der gerigneten Berfonen, 

.18SA9. Der Gemeindewaifenrat hat dem Bormund- 
fhaftsgerichte die Perfonen vorzufchlagen !), die fi) im einzelnen 
Halle zum Vormunde, Gegenvormund oder Witglied eines 
Tamilienrat3?) eignen. 

1) Biel. S. 1779 Abſ. 1, 8. 1792 Abſ. 4, 8. 1862 Abi. 1; SB. 
S. 49. 2) Beiſtand (8. 1694), Pfleger ($. 1915). 

Meberwarhung der Bormünder. 

8.1850. Der Gemeindemwaifenrat hat in Unterftägung des 
Vormundſchaftsgerichts darüber zu wachen, daß die Bormünder 
der fich in feinem Bezirk aufhaltenden Mündel für die Perſon 
der Mündel, insbefondere für ihre Erziehung und ihre körper⸗ 
lihe Pflege, pflihtmäßig Sorge tragen. hat dem Bor- 
mundfchaftsgeridhte Mängel und Pflichtmidrigkeiten, die er in 
diefer Hinfiht wahrnimmt, anzuzeigen und auf Erfordern über 
das perfönliche Ergehen und das Verhalten eines Mündels 
Auskunft zu erteilen. 

Erlangt der Gemeinbdemwaifenrat Kenntnis von einer Ge 
fährdung des Vermögens eines Mündels, fo bat er dem Bor- 
mundfchaftsgericht Anzeige zu machen. 

Das KG. billigt dem Gemeindewatfenrate das felbftändige Beſchwerde⸗ 
tet zu 20 ©. A 18I = RJA. 1 ©. 89). 

Mitteilungen an den Gemeindewaifenrnt. 

81881, Das Bormundfchaftsgericht hat dem Gemeinde⸗ 
watfenrate die Anordnung der Vormundſchaft über einen fi in 
deſſen Bezirk aufhalsenden Mündel unter Bezeichnung des Bor- 
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mundes und des Gegenvormundes ſowie einen in der Perſon 
des Vormundes oder des Gegenvormundes eintretenden Wechſel 
mitzuteilen. 

Wird der Aufenthalt eines Mündels in den Bezirk eines 
anderen Gemeindewaiſenrats verlegt, ſo hat der Vormund dem 
Gemeindeweiſenrate des bisherigen Aufenthaltsorts und dieſer 
dem Gemeindewaiſenrate des neuen Aufenthaltsorts die Ver—⸗ 
legung mitzuteilen. 


V. Befreite Bormundfdaft. 

Das BEL. räumt bei ber Altersvormundſchaſt kraft Geſetzes 
keinem Vormunde, auch nicht dem Vater oder der Mutter, wenn ſie 
Vormünder find, eine beganſtigte Stellung ein. (Anders bei ber Bor: 
mundfchaft fiber Bolljährige 88. 1908, 1904.) Nur durch; Unordnung 
ber Eltern können den von ihnen benannten Bormünbdern bie in den 
88. 1852—-1854 beftimmten Befreiungen gewährt werden. Lanbesrechtlich 
kann dem Anſtaltsvormund eine befreite Stellung eingeräumt werben 
(EG. Art. 186). 

1. Anordnung durtch den Vater. 
a) Gegenvormund; Bormundfchaftsgericht. 

8. 1852, Der Vater kann, wenn er einen Bormund be: 
nennt'), die Beitellung eines Gegenvorinundes?) ausſchließen. 

Der Vater kann anordnen, daß der von ihm benannte Bor: 
mund bei der Anlegung von Geld den in ben $$. 1809, 1810 
beftimmten Beſchränkungen nicht unterliegen und zu den im 
8. 1812 bezeichneten Nechtsgefchäften der Genehmigung des 
Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts nicht be- 
dürfen foll?). Diefe Anordnungen find als getroffen anzufehen, 
wenn der Bater die Beſtellung eines Gegenvormundes aus— 
gefchloffen bat. 

a) 8. 1777. 2) 8. 1792. 8) Keine Befreiung von der 
Berpflichtung fidherer AUnlegung des Dründelgeld& (OLG. 5 S. 411) oder 
der Pfliht zur Sicherbeitäleiftung ($. 1844). 


b) Wertpapiere und Schuldbuchforderungen. 
8.1853, Der Vater kann den von ihm benannten Vor- 
mund von der Verpflichtung!) entbinden, Inhaber» und Order» 
papiere zu binterlegen und den im $. 1816 bezeichneten Vermerk 
in das Reichsſchuldbuch oder das Staatsihuldbud eintragen 
zu laflen. 
2) 88.1814, 1816. \ Redmungsegung 
e) Re 
6. 1854. Der Bater kann den von ihm benannten Vor- 
mund von der Berpflidtung entbinden, während der Bauer 
feines Amtes Rechnung zu legen?). 
Der Bormund bat in einem foldhen Yalle nach dem Ab- 
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laufe von je zwei Sahren eine Überfiht über den Beſtand bes 
feiner Bermaltung unierliegenden Bermögens dem Vormundſchafts-⸗ 
gericht einzureidhen. Das Bormundfchaftsgeridt kann anordnen, 
daß die Überficht in längeren, höchſtens fünfjährigen Zwiſchen⸗ 
räumen einzureiden iſt. 

Fit ein. Gegenvormund vorhanden oder zu beftellen, jo hat 
ihm der Bormund die Überfiht unter Nachweiſung des Ver⸗ 
mögensbeftandes vorzulegen. Der Gegenvormund hat die Über» 
fiht mit den Bemerkungen zu verfehen, zu denen die Prüfung 
ihm Anlaß gibt. 

1) 8. 1840: von der Einreichung eines Bermögendverzeichnifies 
(8. 1802) und ber Schlußrechnung ($. 1890) kann nicht entbunden werben. 
2. Anordnung dur die Mutter. 

. 1835. Benennt die eheliche Mutter einen Vormund, 
fo Tann fie die gleihen Anordnungen treffen wie nad) den 
88. 1852 bis 1864 der Bater. 

3. Bornusfehung der Anordnungen. 

8. 1856, Auf die nad) den $$. 1852 bis 1855: zuläjfigen 
Anordnungen finden die Vorfchriften bes 8. 1777 Anmendung. 
4. Anerttatetung der Anordnungen. 

. 1857. Die Anordnungen des Vaters oder der Mutter 
fönnen von dem Bormundfchaftsgeriht außer Kraft!) gefebt 
werden?), wenn ihre Befolgung das Interefje des Mündels ge: 
fährden würde. 

1) ganz oder teilmetie. 2) Die Anordnung kann wieberanf: 
nehoben werden. 

VI. £amilienrat. 

Die Einfekung eines Familienrats ift auch bei der Beiftandichaft 
und ber Pflegichaft möglich, nicht dagegen für die Berrichtungen, zu 
denen dad Bormundfchaftsgeridht in Anfegung von Ehegatten oder von 
Stindern unter elterliher Gewalt zuftändig ift. 

Einfetung: a) auf Anordnung des AR oder der Mutter; 

8, 1858, Ein Samilienrat ſoll von dem Bormundfdafts- 
gericht eingejebt I) werden, wenn der Bater oder die eheliche Mutter 
des Mündels die Einjegung angeordnet hat. 

Der Bater oder die Mutter kann die Einfegung des Yamilien- 
rat3 von bem Eintritt oder Nicdhteintritt eines beitimmten Er« 
eignijjes abhängig machen. 

Die Einfegung unterbleibt, wenn die erforberlide?) Zahl 
geeigneter3) Perfonen nicht vorhanden ilt. 

1) 586. $. 57 Nr. 4 GBeſchwerde wegen Ablehnung der Gin: 
ſetzung). 2) 8. 1860, 8. 1874 Abſ. 1. 8) 85, 1886 - 1867. 

b) auf Er eines Dritten. 
8. 1859, Ein Samilienrat fol von dem Bormundfcafts- 
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gericht eingefegt werden, wenn ein Verwandter oder Verſchwägerier 
des Mündels oder der Bormund oder der Gegenvormund die Ein- 
jegung beantragt!) und das Bormundidaflögericht fie im Intereſſe 
des Mündels für angemeſſen erachtet. 
Die Einſetzung unterbleibt, wenn der Vater oder die ehe- 
lihe Mutter des Mündels fie unterfagt hat. 
2) Beichwerdereht FGOG. 8. 20, 8. 57 Nr. 4. 
Bufammenfchung. 
8.1860. Der Hamilienrat befteht aus dem Bormund- 
Ihafisrichter als Vorſitzendem und aus mindeftens zwei, höchſtens 
ſechs Mitgliedern. 
Borfig bei Tollegialen BormundichaftSpehörden FGG. S. 190. 
Berufung als Mitglied: a) durch die Gltern; 
8. 1861, Als Mitglied des Familienrats ift berufen, wer 
von dem Bater oder der ehelichen Mutter des Mündels als 
Mitglied benannt iſt. Die Vorfchriften des $. 1778 Abi. 1, 2 
finden entjpredhende Anwendung. ' 
Beim Yamilienrate gibt e8 nur zwei Berufungdgründe: elterliche 
. 1861) und richterlidhe (S. 1862) Unordnung. Beichwerdereht des 
bergangenen FGOG. 8. 60 Nr. 1. 
b) durch das Gericht. 


8. 1862, Someit eine Berufung nad) $. 1861. nicht vor- 
liegt oder die Berufenen die Übernahme des Amtes ablehnen, 
bat das Bormundfchaftsgeriht die zur Beſchlußfähigkeit des 
Familienrats erforderlichen!) Mitglieder auszuwählen. Bor 
der Auswahl follen der Gemeindemaifenrat?) und nad) Maß— 
gabe des 8. 1847 Berwandte oder Berfchwägerte des Mündels 
gehört werden. 

Die Beitimmung der Zahl meiterer Mitglieder und ihre 
Auswahl fieht dem Familienrate zu. 

1) 8. 1860, 8. 1874 Abſ. 1. 2) 8. 1849. 

Beftellung von Grfahmitgliedern. 

6. 1863. Sind neben dem Borfigenden nur die zur 
Beihlußfähigkeit des Familienrats erforderlihen!) Mitglieder 
vorhanden, jo find ein oder zwei Erjagmitglieder zu beitellen. 

Der Familienrat mählt die Erfagmitglieder aus und be= 
ſtimmt die Reihenfolge, in der fie bei der Verhinderung oder 
dem Wegfall eines Mitgliedes in den Yamilienrat einzutreten 
haben. 

Hat der Vater oder die eheliche Mutter Erfagmitglieder be- 
nannı und die Reihenfolge ihres Eintritts beſtimmt?), fo ilt dieſe 
Anordnung zu befolgen. 

A) 8. 1860, $. 1874 Abſ. 1. 2) 8. 1868. 


6. 1864. Wird der Familienrat durch vorübergehende 
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Verhinderung!) eines Mitglieds beihlnunfäh big’) und iſt ein 
Erſatzmitglied nicht vorhanden, ſo iſt für d auer der Ber: 
binderung ein Erjagmitglied zu beitellen. Die Auswahl?) fteht 
dem Borligenden zu. 

1) hei Wegfall des $. 1862. 2) 8. 1874. 8) 8. 1867. 
Anfũ se Rage 

1865. Zum Mitgliede des Yamilienrats kann nicht 

beftellt. werden, wer gefchäftsunfähig oder wegen Geiſtesſchwäche, 
Verihwendung oder Trunkſucht entmündigt iſt. 

Unſat igteuagrunde, deren Verletzung Nichtigkeit bewirkt. Bgl. S. 1780; 
ferner 88. 6, 10 
Anta nee Yerfonen 

$. 180 6. Zum Mitgliede des Yamilienrats fol!) nicht 
beitellt werden: 


1. der Vormund?) des Mündels; 

2. wer nad) 8. 1781 oder nad) $. 1782 nicht zum Bormunde 
beſtellt werden fol); 

3. wer durch Anordnung des Vaters oder der ehelichen 
Mutter des Mündels von der Mitgliedfhaft aus- 
geſchloſſen ift, 

1) Untauglichkeitsgründe, beren Berlekung bie Gültigleit nicht 
beeinflußt. 2) nicht der Gegenvormund. 3) Frauen lönnen Mtt: 
glieder fein. 

8.1867. Zum Mitgliede des Familienrats fol nid 
beitellt werden, wer mit dem Mündel weder verwandt noch ver- 
Ihmägert iſt, e8 fei denn, daß er von dem Bater oder ber ehe⸗ 
liden Wulter des Miündels benannt oder von dem Familienrat 
oder nad) 8. 1864 von dem Vorſitzenden ausgewählt worden iſt. 
Vorausſetzung der Anordunngen des Waters oder der Mutter. 

8. 1868, Für die nad) den 88. 1858, 1859, 1861, 1863, 
1866 auläffigen Anordnungen des Vaters oder der Mutter 
gelten die Vorſchriften des 8. 1777. 

Die Anordnungen des Baterd gehen den Anordnungen ber 
Mutter vor. 

Pflicht zur Übernahme der Mitgliedſchaft. 

. 1869, Niemand ijt verpflichtet, das Amt eines Mit- 
glieds des Familienrats zu übernehmen. 
Beſtellung der Mitglieder. 

‚1870. Die Mitglieder des Familienrats werden von 
dem orfigenden durch Verpflichtung zu treuer und gewiſſen⸗ 
bafter Führung des Amtes beſtelltiy. Die Verpflihtung?) foll 
mittelſt Handſchlags an Eidesſtatt erfolgen. 

1) Keine Beſtallung. 2) Pol. S. 1789. 
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Borbehalt der Entlaſſung. 

. 1871. Bei ber Bejtellung eines Mitglieds des 
Samilienrats fann die Entlafjung für den Fall vorbehalten 
werden, daß ein beitimmtes Ereignis eintritt oder nicht eintritt. 


Rechte und Pflichten des Familienrats; Zeitung der Gefchäfte. 

. 1872. Der amilienrat hat die Rechte und Pflichten 

des Sormundjchaftsgerihts. Die Leitung der Gejchäfte liegt 
dem Borfigenden ob. 

Die Mitglieder des Familienrats können ihr Amt nur 
perfönlid ausüben, Sie find in gleicher Weife verantwortlich!) 
wie der Bormundfcaftsrichter. 

2) 5.1848; Geſamthaft 8. 840. 

Ginberufung des Familienrats. 

8.1873, Der Yamilienrat wird von dem Borfigenden 
einberufen. Die Einberufung hat zu erfolgen, wenn zwei Mit» 
glieder, der Bormund oder der Gegenvormund fie beantragen 
oder wenn das Snterefie des Miindels fie erfordert. Die Mit⸗ 
glieder können mündlich oder fchriftlih eingeladen werden. 

Berdjlußfähigkeit; Seſchlußfaſſung. 

8.1874. Bur Beihlußfähigfeit des Familienrats ift die 
Anmejenheit des Borfigenden und mindeltens zweier Mitglieder 
erforderlich. 

Der Yamilienrat faßt feine Belchlüffe!) nach der Mehrheit 
ber Stimmen der Anweſenden. Bei Stimmengleichheit entfcheidet 
die Stimme des Vorſitzenden. 

Steht in einer Angelegenheit das Intereſſe des Mündels 
zu dem Intereſſe eines Mitglieds in erheblichem Gegenjahe?), jo 
iſt das Mitglied, von der Teilnahme an der Beihlußfaffung 
aagrkölofen. Über die Ausſchließung entjcheidet der Vor⸗ 
itzende. 

’ 4) Beratung und Abſtimmung GBG. SS. 194 ff. nad FGG. 8. 8. 
2) Bol. 8.1796 Abi. 2. Für den Richter gilt 8.6 FGG. 
Ausbleiben eines Mitglieds. 

8.1875. Gin Mitglied des Yamilienrats, das ohne ge- 
nügende Entjchuldigung der Einberufung nicht Folge leiltet 
oder die rechtzeitige Anzeige jeiner Verhinderung unterläßt oder 
fi) der Teilnahme an der Beſchlußfaſſung enthält, ift von dem 
Borfigenden in die dadurch verurſachten Kojten zu verurteilen. 

Der Borfigende kann gegen das Mitglied eine Ordnungs- 
ftrafe!) bis zu einhundert Mark verhängen?). 

Erfolgt nachträglich genügende Entſchuldigung, fo find die 
getroffenen Verfügungen aufzuheben. 

1) Keine vorherige Androhung. Keine Umwandlung der Geldftrafe 
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in Rreibeitäftrafe. 2) Beichwerde gegen Strafbefhluß aufichiebende 
Wirkung (FGG. $. 24). 
orläufige Anordnungen des Borfikenden. 

v +1 76. Wird ein ontioes Einjchreiten nötig, fo hat 
der Vorfitende die erforderlichen Anordnungen zu treifen, den 
Familienrat einzuberufen, ihn von den Anordnungen in Kennt» 
nis zu feßen und einen Beichluß über die etwa weiter erforder: 
fihen Maßregeln herbeizuführen. 

8. 1876 gilt analog, wenn Familienrat noch nicht eingefeßt. 

Erſatz barer Auslagen. 

\. 187 . ie Ditglieher des Familienrats können von 
den Mündel Erjag ihrer Auslagen verlangen; der Betrag der 
Auslagen wird von dem Borligenden feſtgeſetzt. 

Bol. 8. 1847 Abf. 2. Beſchwerderecht des Vormundes (Mündels) 
und des Mitglied8 FGG. 8. 20. 

eendigung der Mitgliedfihnft. 
u — 178. 208 Amt eines Mitglieds des Familienrats 
endigt aus denfelben Gründen, aus denen nad) den 88. 1885, 
1886, 1889 das Amt eines Vormundes endigt. 

Ein Mitglied kann gegen feinen Willen nur durd) das dem 
Bormundichaftsgeriht im Inſtanzenzuge vorgeordnete Geridht!) 
entlajjen werden. 

o) Landgericht; Beichwerde FGG. $. 60 Nr. 4, S. 64, 8. 199 
Abſ. 2. 

ufhebung des Familienrats durch das Vormundſchaftsgericht. 
2 8. 1879. Das Vormundſchaftsgericht hat den Yamilienrat 
aufzubeben!), wenn ed an der zur Bejchlußfähigfeit erforderlichen?) 
Zahl von Mitgliedern fehlt und geeignete Berfonen’) zur Er⸗ 
gänzung nicht vorhanden find. | 

1) Beſchwerde FGG. 88. 567 Nr. 4, 60 Nr. 4. 2) 8. 1874 
Abſ. 1. 8) 88. 1860 — 1867. 

8. 18SO. Der Vater des Miündels kann die Aufhebung 
des von ihm angeordneten Yamilienrats für den Fall des Ein- 
trittö oder Nichteintritts eines künftigen Ereigniffes nad Map 
gabe des 8. 1777 anordnen. Das gleidhe Redjt jteht der ehe— 
liden Mutter des Mündels für den von ihr angeordneten 
Yamilienrat zu. 

Tritt der Fall ein, jo bat das Vormundſchaftsgericht den 
Familienrat aufzuheben. 

Folgen der gupenuns 

. 1881. Von der Aufhebung des Yamilienrats hat das 
Bormundfhaftsgericht die bisherigen Mitglieder, den Vormund 
und den Gegenvormund in Kenntnis zu Neben. 

Der Vormund und der Gegenvormund erhalten neue Be 


Familienrat. Beendigung der Bormundfhaft. 88. 1876—1884. 813 


ftallungen. Die früheren Beltallungen find dem Bormund» 
ſchaftsgerichte zurüdzugeben. 
Zu Abf. 2 vgl. 8.1791 abſ. 2 Sag 2, 8. 1792 Abſ. 4. 


VII. Beendigung der Bormundfhaft. 

Das BGB. ordnet zunädft bie Gründe, aus denen die Bormund- 
ſchaft ala foldhe (SS. 1882— 1884), und dann bie Gründe, aus benen das 
Amt des Bormunbes ($$. 1886—1889) endei. Die Beendigung tritt 
entweder Traft Geſetzes ($$. 1882, 1884 Abi. 2, 1885) oder burch richter: 
liche Verfügung (Aufhebung der Bormundichaft SS. 1888, 1884 Ubf. 1, 
Entlafiung des Bormundes 88. 188R6—-1889) ein. 

1. Beendigung der Bormundfhaft,; Keendigungsgründe: 

are der Borausfehungen. 

$. 1882, Die Vormundſchaft endigt mit dem Wegfalle 

der im 8. 1773 für die Anordnung der Vormundſchaft beftimmten 
Borausjegungen. 

Daß die VBormundfchaft durch den Tod des Mündels endigt, ift 
ſelbſtverſiändlich. Dagegen wird fie durch die Heirat des Mündels nicht 


beendigt. 
Legitimation des Mündels. 

8. 1883, Wird der Mündel durch nachfolgende Che 
legitimiert!), fo endigt die Bormundidaft?) erit dann, wenn die 
Baterihaft?) des Ehemanns durd ein zwifchen ihm und dem 
Mündel ergangenes Urteil rechtskräftig feltgeftellt iſt oder Die 
Aufhebung der Bormundihaft von dem Bormundfcaftsgeridht 
angeordnet mird. 

Das Bormundidaftsgericht hat die Aufhebung anzuordnen, 
wenn es die Vorausfegungen der Legitimation für vorhanden 
eradhtet?). Solange der Ehemann lebt, fol die Aufhebung nur 
angeordnet werden, wenn er die Baterfchaft anerfannt hat?) 
oder wenn er an der Abgabe einer Erklärung dauernd ver» 
hindert oder fein Aufenthalt dauernd unbekannt ift. 

1) 83.1719, 1720. 2) die elterl. Gewalt tritt nichtSdeftoweniger 
mit der Eheſchließung ein. 8, Berurieilung zur Unterhaltsleiftung 
genügt nicht. 4) von Amts wegen feftzuftellen ($. 12 FGG.). 5) wenn 


auch formlos. 
Verſchollenheit des FAündels. 

&. 1884. Sit der Mündel verſchollen, jo endigt die Vor— 
mundſchaft erjt!) mit der Aufhebung durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht. Das Vormundſchaftsgericht hat die Vormundſchaft 
aufzuheben, wenn ihm der Tod des Mündels bekannt wird. 

Wird der Mündel für tot erklärt, ſo endigt die Vormund— 
ſchaft mit der Erlaſſung des die Todeserklärung ausſprechenden 
Urteils?). 

1) alſo nicht mit dem Wegfalle der Vorausſetzungen des 8. 1778, 
insbeſ. nicht mit den Tode des Mündels. 2) 8.18. 
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2. Beendigung des Amtes des Vormundes; Beendigungsgrände: 
Entmündigung des Vormundes; Eodeserklärung. 

8. 1885. Das Amt des Bormundes endigt!) mit feiner 
Entmündigung?). 

Wird der Vormund für tot erklärt, fo endigt!) fein Amt 
mit der Grlafjung des die Zodeserllärung ausſprechenden 
Ürteil3?). 

1) Auch der Tod des Vormundes beendet defien Amt. Mitteilungs⸗ 
pfliht des Entmünbigungd- und des Aufgebotsgerichts FOG. S. 50. 
2) 8.6. Die Beendigung tritt mit der Wirkſamkeit des Entmündigungs: 
beſchluſſes (3PO. 68. 661, 688) ein. Sonftiger Berluft der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit ift Entlafjungsgrund (8. 1886). 8) 8. 18, 

Entla un des Vormundes. 

g 886. Das Bormundfchaftsgericht hat den Bormund 
zu entlaffen!), wenn die Syortführung des Amtes, insbefondere 
wegen pflihtwidrigen Verhaltens des Vormundes, das Intereſſe 
de3 Mündels —— würde oder wenn in der Perſon des 
Vormundes einer der im 8. 1781 beſtimmten Gründe?) vorliegt. 

1) Vorbehalt der Entlafjung bei der Beftellung 8. 1790; Tofortige 
Beſchwerde gegen bie Entlaflung 8. 60 Nr. 8 FGG. (88.29 ©. A I); 
Beihwerde wegen Ablehnung der Entlaffung FGOG. 8. 57 Ar. 6 unb, 
wenn der Entlafjungsgrund die Sorge für bie Perfon betrifft, auch S. 657 
Nr. 9, 8.59 (KG. 830 S. AI = RJA. 6 ©. 7, ſ. auch OLG. 10 S.83). 
Borläufige Maßregeln bis zur Entlafiung 28. 80 S. A 24 — RNIU. 6 
©. 17. 2) 3.8. Unfühigfeit zur Berwaltung (RIM. 5b ©. 219), Ber: 
ſchulden des Bormundes alfo nicht erforderlich. 3) 3.8. Konkurs des 
Bormundes, Berluft der Ehrenrechte. 

8.1887, Das VBormundfchaftsgeridt Tann eine Frau, 
die zum Vormunde beftellt ift, entlaſſen, wenn fie ſich verbeiratet. 

Das VBormundfcaftsgeridht Hat eine verheiratete Frau, die 
um Bormunde beitellt it, zu entlaffen, wenn der Mann feine 
—— zur Übernahme oder zur Fortführung der Vor—⸗ 
mundſchaft verjagt oder die Zufimmung miderruft!). Dieſe 
Vorſchrift findet Feine Anwendung, wenn der Dann der Bater 
des Mündels ift. 

1) 8. 1788. 

8.1888. Sit ein Beamter oder ein Religionsdiener zum 
Vormunde beflellt, fo hat ihn das Bormundihaftögericht zu 
entlafjen, wenn die Erlaubnis, die nad) den Landesgefegen zur 
Übernahme der Vormundſchaft oder zur Fortführung der vor 
dem Eintritt in das Amts» oder Dienitverhältnis übernommenen 
Vormundſchaft erforderlich ift, verfagt oder zurüdgenommen 
wird oder wenn die nach den Landeögelegen zuläffige Unter» 
fagung der Yortführung der Bormundichaft erfolgt. 

Pal. 8. 1784, Wegen der Landesgeſetze Anm. zu 8. 1784. 
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Ontlaffung auf Antrag. 

8. 1880. Das Vormundſchaftsgericht hat den Bormund 
auf feinen Antrag zu entlaffen!), wenn ein widjliger Grund 
borliegt; ein wichtiger Grund iſt insbeſondere der Eintritt eines 
Umftandes, der den Bormund nad) 8. 1786 Abſ. 1 Nr. 2 bie 7 
eigen würde, die Übernahme der Vormundſchaft abzu>» 
ehnen. 

1) Beſchwerde bei Ablehnung der Entlaſſung FGG. 8. 20. 

3. Folgen der Beendigung des Amtes des Vormundes. 
Herausgabe des Vermögens; Reenfchaft Über die —e— 

8.1890. Der Votmund hat nach der Beendigung feines 
Amtes dem Mündel das verwaltete Vermögen herauszugeben!) 
und über die Berwaltung Rechenſchaft? abzulegen?). Soweit 
er dem Bormundichaftsgerichte Rechnung*) gelegt bat, genügt 
die Bezugnahme auf diefe Rechnung. 

2) Im WWeigerungsfalle Rechtsweg; fein Zwangsrecht des VG. 
(RB. 24 ©. A 28 = RAU. 8 S. 68). Prozeßhaftung 8. 292. 2) 58.269 
Bis 261 (Offenbarungseid). Auffchluß über laufende Gefchäfte (analog 
8. 666). 5 Recht auf Quittung 8. 868. Keine Befreiung von ber 
Rechenſchafispflicht durch die Eltern, dagegen ift Berzicht des volljährigen 
Mündels zuläffig (8. 897). #4) 8. 1840. 

Rechmungslegung; Mitwirkung des Gegenuormundes. 

‚1891. Sit ein Ge ehoormund vorhanden, jo hat ihm 

der Bormund die Rechnung vorzulegen. Der Gegenvormund 

bat die Rechnung mit den Bemerkungen zu verjehen, zu denen 
die Prüfung ihm Anlaß gibt. 

Der Gegenvormund hat über die Yührung der Gegen: 
vormundfhaft und, foweit er dazu imjiande ift, über das von 
dem Bormunde verwaltete Bermögen auf Berlangen Auskunft 
zu erteilen. 


Bol. 8. 1842. pruft d Abnahme der Kech 
ung un nahme der Rechnung. 

8.1892. Der Vormund bat die Rechnung, nachdem er 
fie dem Gegenvormunde vorgelegt hat, dem Vormundſchafts⸗ 
gericht einzureichen‘). 

Das Vormundfchaftsgeriht hat die Rechnung rechnungs⸗ 
mäßig und fachlich zu prüfen und deren Abnahme durch Ber: 
handlung mit den Beteiligten unter Zuziehung des Gegen— 
vormundes zu vermitteln?) Soweit die Rechnung als richtig 
anerfannt wird?), bat das Vormundſchaftsgericht das Aner— 
kenntnis) zu beurfunden?®), 

1) Die Einreihung kann durch Ordnungsſtrafe (8. 1887) erziwungen 
werden (RS. RJA. 7 ©. 88, OLS. 10 ©. 291). 2) Für die Ab: 
nahme der Nechnung ſtehen dem BG. die Zivangsmittel des 8. 1837 nicht 
zur Seite; insbeſondere kann das Ericheinen des Mundels nicht erzwingen 
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werden (OLG. 4 S. 116). Mißlingt die Vermittelung. fo muß der 
Rechtsweg betreten werben GBayObLG. 8 ©. 162, 4G. 24 S. A 28). 
8, Einen Anſpruch auf Entlaſſung aus der Haftung haben das Gericht 
ober ber Vormund nicht (Seuffel. 69 S. 411), unter Umftänden iſt Feit⸗ 
ſung getiage (ZPO. 8. 266) möglich. 4) Bedeutung desſ. NS. 88 
. 886. 5) Berzichtet der volljährig gewordene Mündel durch Ber: 
F mit dem Vormund auf Rechnungslegung, ſo unterbleibt die Abnahme 
der Rechnung durch das VG. (KG. 28 S. A 12); OtG. 9 S. 146). 
Rorläufige 7 ei an des Amtes; Rückgabe der Beflallung. 
3. Am Falle der Beendigung der VBormundfchaft oder 
des vormundfchaftlichen Amtes finden die Borfchriften der SS. 1682, 
1683 entjprechende Anwendung. 
Der Bormund bat nad) der Beendigung feines Amtes die 
Beitallung dem Vormundſchaftsgerichte zurüdzugeben'). 
2) DOrbnungsftrafe 8. 1887. 
4. Tod des a une oder Gegenvormundes; Anzeigepflicht. 
. 4. Den Tod des Bormundes hat deſſen Erbe dem 
Bormundfhaftsgericht unverzüglich!) anzuzeigen. 
Den Tod des Gegenvormundes oder eines Mitvormundes 
hat der Bormund unverzüglich!) anzuzeigen. 
1) 8. 121 Abi. 1. 
5. Beendigung des Amtes des Gegenvormundes. 
. 1895. Die Vorfchriften der 88. 1885 bis 1889, 1893, 
1894 finden auf den Gegenvormund entſprechende Anwendung. 


Zweiter Titel. 
Vormundſchaft über Volljährige. 


Ein Boljähriger erhält einen Bormund nur, wenn er entmünbigt 
ift ($. 1896). Er kann aber, fobald bie Entmündigung beantragt ift, 
nah Maßgabe des 8. 1906 unter vorläufige Bormundichaft geitellt 
werden. 

1. 18 ung. 
6. Ein Bolljähriger!) erhält einen Bormund, wenn 
er —86 ift3). 

1) 88. 2, 8. 2) 8.6. Mitteilung ber Entmändigung an bad 
Bormundfhaftsgericht FGG. S. 560, ZPO. SS. 660, 688. 8, d. h. 
die Entmünbigung wirkſam geworden ift (ZPO. 8. 661 Ubf. 2, 8. 688 
Abſ. 2) 

2. Gleichflellung mit der Bormundfhaft über Minderführige 

8. 1897. Auf vie ou Ichaft über einen Bolllährigen 
finden die für die Vormundſchaft über einen Minderjährigen 
geltenden Rorfchriften Anwendung, fomeit fid) nicht ans den 8.1898 
bis 1908 ein anderes ergibt. 

Keine Anwendung finden die SS. 1778, 1776 Abi. 1 Nr. 1, 2, 
1777, 1782, 1797 bl. 8, 1862—1867, $. 1869 Abſ. 2, $. 1861, 
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$. 1863 Abſ. 8, 8. 1866 Nr. 8, 88. 1868, 1880, 1888; nur modifigierte 

Anwendung finden die SS. 1776 Abf. 1 Nr. 8, 4, Abſ. 2, 1778, 1800 

1801, 1822 Nr. 5, 1866 Nr. 2, 1867, 1882, 1887. 

3. Befonderheiten: Benennung und Ausfchließung einer Perſon. 
. 1SDS. Der Bater und bie Wutler bes Mündels find 

nicht beredjtigt, einen Bormund zu benennen oder jemand von 

der Bormundfchaft auszuſchließen. 

Abmeldung von S. 1776 Nr. 1,2, S. 1782. 

Berufung der Eltern und der Großeltern. 

8 1899. Bor den Großvätern iſt der Vater und nach ihm 
die ebelihe!) Mutter des Mündels als Bormund berufen?). 

Die Eltern find nicht berufen, wenn der Mündel von einem 
anderen als dem Ehegatten feines Vaters oder feiner Mutter an 
Kindesftatt angenommen ilt?). 

Stammt der Mündel aus einer nichtigen Ehe, fo iſt der 
Bater im Falle des 8. 1701, die Mutter im Yalle des 8. 1702 
nicht berufen). 

3) uneheliche f. $. 1900 Abi. 8. 2) rechtliche Bedeutung der 
Berufung $. 1778, fofortige Beichwerde bei Übergehung RAU. 5 ©. 180. 
8) vgl. 8. 1776 Ubf. 2 Saß 1, ferner 8. 1767 Abſ. 2. #) vgl. 
$8. 1828, 1880, 1848, 1699—1702. 

Berufung des Ih anne nnd der Mutter. 

8. 1900. Eine Ehefrau darf zum VBormund ihres Mannes 
auch ohne deſſen Zuſtimmung beitellt werden. 

Der Ehegatte bes Mündels darf vor den Eltern und den 
Großoätern, die ehelihe Mutter darf im Falle des $. 1702 vor 
den Großvätern zum Vormunde bejtellt werden. 

Die unehelihe Mutter darf vor dem Großvater zum Bor- 
munde bejtellt werden. 

Abweichungen von 8. 1776, 8. 1788 Ubi. 2, Stellung des Che: 
gatten ald Bormundes im Güterrechte SS. 1409, 1457, 1519, 1526, 
1649. 

Sorge für die Perſon. 

8.1901. Der Bormund hat für die Berfon des Mündels 
nur infoweit zu forgen!), als der Zmwed der Vormundſchaft es 
erfordert?). 

Steht eine Ehefrau unter Vormundſchaft, fo tritt die im 
&. 1633 beitimmte Beſchränkung nicht ein?). 

1) Der Bornund kann den Mündel erforderlichenfall3 in einer An: 
ftalt (Irrenanſtalt BayObuG. 8 ©. 673, ODYS. 12 ©. 846, Trinferafyl) 
unterbringen. EG. Art. 136 (Anftalt3vormund) findet auf Volljährige 
feine Anwendung. 2) RJA. 6 ©. 17 = KW. 80 ©. A 24. 3) d. h. 
ed verbleibt bei 8. 1901 Ubi. 1. 

Derfügungen fiber das Vermögen. 

8.1902. Der Bormund fann eine Ausjtattung!) aus dem 

Achilles, Bürgerliches Geſeßbuch. 5. Auflage. 32 
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Bermögen des Mündels nur mit Genehmigung des Bormunbd- 
ſchaftsgerichts verſprechen oder gewähren. 

Zu einem Miet» oder Pachtvertrage fowie zu einem anderen 
Vertrage, durch den der Mündel zu wiederlehrenden Leiftungen 
verpflichtet wird?), bedarf der VBormund der Genehmigung des 
VBormundfchaftsgerichts, wern das Bertragsverhältnis länger 
als vier Sahre dauern fol?). Die Vorfchrift des 8. 1822 Wr. 4 
bleibt unberührt. 

2) 8. 1624; Abſ. 1 gilt auch für die Ausfteuer (5. 1620). Soweit 
die Ausftattung Schenkung $. 1804. 2) 3. B. Berficherungspertrag. 
8) Abweichung von 8. 1822 Nr. b. 

Befreite Bormundfchaft des Bnters. 

1903. Wird der Vater des Mündels zum Vormunde be» 
jtellt, fo unterbleibt die Beftellung eines Gegenvormundes. Dem 
Bater ftehen die Befreiungen zu, die nach den 88. 1852 bis 1854 
angeordnet werten fünnen. Das Vormundſchaftsgericht kann die 
Befreiungen außer Kraft fegen, wenn fie daS Intereſſe des 
Mündels gefährden‘). 

Diefe Vorfihriften finden feine Anwendung, wenn der Bater 
im alle der Minderjährigleit des Mündeld zur Vermögens⸗ 
verwaltung nicht beredhtigt fein würde). 

1) Bel. S. 1867. 2) 8S. 1647, 1676, 1677, 1680. Es kommt 
dabei nicht auf die Zeit der Beftellung, fondern auf die Gegenwart an. 
Brfreite Vormundſchaft der Mutter. 

1904. Iſt die ehelihe Mutter des Mündels zum Bor- 
munde bejtellt, fo gilt für fie das gleiche wie nach $. 1903 für den 
Bater!). Der Mutter ift jedocdy ein Gegenvormund?) zu beitellen, 
wenn fie die Beitellung beantragt oder wenn die Boraus- 
fegungen vorliegen, unter denen ihr nad) $. 1687 Rr. 3 em 
Beiftand zu beftellen fein würde. Wird ein Gegenvormund be» 
itellt, fo ftehen der Mutter die im $. 1852 bezeichneten Be 
freiungen nicht zu. 

1) Zu Sag 1 verbunden mit 8. 1908 Abſ. 2 vgl. auch SS. 1684, 
1686, 1697. 2) ſtatt bes Beiftandes ($. 1687). 

Samtlienrat. 

4 1905, Ein Familtenrat fann nur nad) $. 1859 Abf. 1 
eingejegt werden. 

Der Bater und die Mutter de Mündeld find nicht be 
rechligt, Anordnungen über die Einfegung und Aufhebung eines 
YamilienratS oder über die Mitgliedfchaft!) zu treffen. 

1) 8$. 1868, 1869 Abf. 2, 1861, 1866 Nr, 8, 1868, 1880. 

4. Borlänfige Bormundfihaft. 
Vorausſetzungen. 

&. 1906. Ein Bolljähriger, defien Entmündigung?) bean- 
tragt?) ift, kann unter vorläufige Bormundfhaft®) geftellt*) 
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werden, wenn das Bormundichaflsgeridht e8 zur Abwendung 
einer erheblichen Gefährdung der Perſon oder des Vermögens 
de3 Bolljährigen für erforderlich erachtet). 

Unzeigepfliht bed Amtsgerichts ZPO. 8. 667; diefer gilt nad 
8. 680 Abſ. 3 für alle Fälle der Entmündigung. Preußen vgl. Allg. 3. 
v. 28. Nov. 1899 8. 8. 

1) 8. 6. 2) Antragsreht ZPO. SS. 646, 680 Abſ. 8. Sit 
der Antrag abgewiefen, fo iſt auch vorl. VBormundichaft unzuläffig (RI. 
8 ©. 226). Nicht erforderlich ift Einleitung des Entmündigungsperfahreng 
(3P0. SS. 648, 680). Iſt die Einleitung erfolgt, fo bat das BG. ihre 
Rechtmäßigkeit nicht zu prüfen (RG. 21 ©. A 212). Nach rechtskräftiger 
Ablehnung des Antrags iſt vorl. Bormundfchaft unzuläffig (RS. 26 ©. 
A 181 = RJA. 8 ©. 226). 8 Die vorl. Bormundfchaft ift Abart 
der V. über Bolljährige; fie richtet fich daher nach S. 1897. 4) Die 
vorläufige Bormundichaft Hat nach 8. 114 die Beichräntung des Voll: 
jährigen in der Geihäftsfähigleit und Prozekfähigleit (DRG. 2 ©. 126) 
zur Folge; fein Eintrag der Beſchränkung ind Grundbuh (BayObeG. 5 
5. 185). Die Beihräntung beginnt mit dem Beitpuntt, in dem ber Be- 
ſchluß des BG. wirffam wird (SGG. S. 52). Gegen den Beichluß findet 
nad dem 366. 8. 60 Nr. 5 fofortige Beſchwerde ftatt; wegen der 
Beichwerde gegen bie Ablehnung |. FGG. 8. 57 Nr. 2. Für bie bis 
zur Aufhebung vorgenommenen NRechtögeichäfte des Münbel3 GG. 8. GL, 
de3 Bormundes FGG. $. 82. 5) Gebrechlichkeitspflegſchaft ſchließt 
vorl. Bft. nicht aus. 

Berufung. 


8. 1907. Die Vorſchriften) über die Berufung zur Bor- 
mundjchaft gelten nicht für die vorläufige Vormundſchaft. 

2) Ss. 1776—1778 mit 88. 1898, 1899. 

- Beendigung. 

8.1908. Die vorläufige Bormundfchaft endigt?) mit der 
Rücknahme oder der redtsfräftigen Abmweifung?) des Antrags auf 
Entmündigung. 

Erfolgt die Entmündigung, fo endigt die vorläufige Bor» 
mundfchaft, wern auf Grund der Enimündigung ein Vormund 
beftellt wird. 

Die vorläufige Bormundfchaft it von dem Vormundſchafts⸗ 
gericht aufzuheben?), wenn der Mündel des vorläufigen vormund- 
ſchaftlichen Schuges nicht mehr bedürftig ift. 

2) Bol. S. 116. 2) ZRO. $. 668, $. 680 Ubf. 8. 3) Wirk: 
famfeit der Aufhebungsverfügung FGG. $. 52. Beſchwerde gegen Auf: 
hebung 8. 57 Nr. 2 FGG. (KW. 25 ©. A 188 = RI. 8 ©. 112, 
SU. 1 ©. 207). 

Dritter Titel. 


Pflegſchaft. 
Der Schwerpunkt des Unterſchieds zwiſchen Vormundſchaft und Pfleg⸗ 
ſchaft beruht darin, daß der Bevormundete ſtets in der Geſchäftsfähigkeit 
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mindeften® beichräntt ift, während derjenige, welder unter Pfiegfchaft 
fteht, zwar gleichzeitig auch in der Geſchäftsfähigkeit befchräntt fein fann. 
eine ſolche Beichräntung aber nicht immer erleidet. Ein weiterer Unter: 
ihieb ift, daß die Vormundichaft ſtets eine allgemeine Yürforge und bie 
Pflegſchaft, abgeiehen von ber Pflegihaft Über einen Gebrechlichen, die eine 
allgemeine Sürforge enthalten kann, aber nicht muß ($. 1910 Abſ. 1), 
nur eine befondere Fürſorge tft. Deshalb fteht dem Vormunde die Ber- 
mutung zur Seite, allgemeiner Pertreter des Mündels zu fein. Deshalb 
erhält ein Abweſender feinen Bormund, fondern einen Pfleger. 

Das BGB. unterfcheidet zwei Gruppen von Pflegichaften. Die erfte 
Gruppe umfaßt die Fälle, in denen jemand, der unter elterlider Gewalt 
oder unter Vormundſchaft fteht, für Angelegenheiten, welche der Gewalt⸗ 
baber oder ber Bormund aus rechtlichen oder tatfächlichen Gründen nicht 
beforgen fann, der Fürſorge bedarf, und bie Fälle, in denen eine Bor: 
mundfchaft noch nicht eingeleitet if. Der Rechtsgrund der elterlicdden Ge: 
walt oder der Bormundfchaft ift Hier zugleich Rechtsgrund ber Pilegichaft 
($S. 1909). Die zweite Gruppe begreift außer der Nadjlakpflegichaft 
(88. 1960 ff, 1975) eine Reihe bejonderer, in den 88. 1910-1914 auf: 
gezählter Fälle. 

Im einzelnen tft die Pflegfchaft nach dem Borbilde der Bormunb: 
ichaft geordnet ($S. 1915). 

Übergangöbeftimmungen im EG. Urt. 210, 211, Pilegfchaft über 
Ausländer ebenda Urt. 28. 

I. Ne neben elterlicher Gewalt oder Bormundfchaft. 

. Wer unter elterlicher Gewalt oder unter Vormund⸗ 
{haft Im erhält für Angelegenheiten, an deren Bejorgung der Ge 
walthaber!) oder der Bormund?) verhindert il?), einen Bfleger®ı. 
Er erhält inSbefondere einen Pfleger zur Verwaltung des Ber- 
mögens, das er von Todeswegen ermwirbt®) oder dad ıhm unter 
Lebenden von einem Dritten unentgeltlich zugewendet wird, wenn 
der Erblaffer durd) legtmwillige Verfügung, der Dritte bei der 
Zumwendung beitimmt bat, daß dem Gemalthaber oder dem 
Bormunde die Verwaltung nicht zuitehen joll®). 

Tritt das Bedürfnis einer Pflegfchaft ein, fo bat der Ge⸗ 
walthaber oder ber VBormund dem Vormundſchaftsgericht un⸗ 
verzüglid)') Anzeige zu maden. 

Die Pflegihaft iſt auch dann anzuordnen, wenn die Boraus- 
ſetzungen für die Anordnung einer Vormundſchaft vorliegen, 
ein Vormund aber noch nicht beſtellt 1jt®). 

1) Pflegſchaft alſo ausgeſchloſſen, wenn die Mutter die Gewalt für 
den verhinderten Vater hat. 2) oder der Pfleger oder Beiſtand 
(88. 1698, 1916). 8) Bol. 8. 1680 Abi. 2, SS. 1688, 1647, 1665. 
1666, 1670, 1686, 1795, 1796, 1801, 1846, 1846. E3 muß deshalb auch. 
wenn ein Nechtöftreit zwiichen Bormund (Bater) und Mündel (Kind) geführt 
werden fol, ein Pfleger beftellt werden; ob die Prozehführung materiell 
gerechtfertigt ift, Hat das VG. nicht zu prüfen (Seufl. 66 S. 91, OvG. 12 
S. 858 vgl. auch KG. 81 S. A 10). 4) Berhältnis zur elterlichen Gewalt 
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ss. 1628, 1629, zur Bormundihaft 8. 1794. BZuftändigfeit zur Er: 
nennung des Pfleger FGG. 88. 87, 44, Befchwerde wegen Ablehnung 
oder Aufhebung der Pflegichait ebenda S. 67 Nr. 8. Beichwerde wegen 
Anordnung FGG. 8. 20 (KG. 275. A 176). 5) Begriff 8. 1869. 
Ob das Teftament formell oder materiell gültig ift, muß das BG. vor 
Einleitung der Pflegichaft prüfen (ES. 22 S. A 26). 6) SS. 1688, 
1794. Unzuläffigfett einer Pflegſchaft zur Verwaltung des einem nicht 
bevormundeten Boljährigen Zugewandten, möglicherweiie ift Teſtaments⸗ 
vollftredung gemeint (kKG. 20 ©. A 21, OLG. 7 S. 180). 7) 8.121 
Abſ. 1. 8) SS. 1846, 1897 mit S. 1778. 

II. Befondere Fälle: 1. Pflegſchaft über Gebrethliche. 

8. 1910. Ein Bolljähriger, der nicht unter Vormundſchaft 
jtebt, kann einen Pfleger für feine Berfon und fein Bermögen er- 
halten, wenn er infolge förperlicher Gebrechen, insbeſondere weil 
er taub, blind oder ftumm ift, feine Angelegenheiten nicht zu 
beforgen vermag. 

ermag ein Volljähriger, der nicht unter Vormundſchaft 
ſteht, infolge geiltiger !) oder körperlicher Gebrechen einzelne feiner 
Angelegenheiten oder einen bejtimmten Kreis feiner Angelegen- 
heiten, insbefondere feine Wermögensangelegenheiten, nicht zu 
bejorgen, jo kann er für dieje Angelegenheiten einen Pfleger 
erhalten. 

Die Pflegihaft darf nur mit Einwilligung des Gebred- 
lihen angeordnet werden, e3 fei denn, daß eine Berjtändigung 
mit ihm nicht möglich iſt?). 

Die Pflegichaft über einen Gebrechlichen ift entweder eine allgemeine 
(Abſ. 1), die Berjon und das Vermögen umjaflende, oder nur eine fpezielle 
(Abf. 2); die allgemeine Pflegfchaft ift nur bei Lürperlichen Gebrechen zu- 
läffig; ergibt fich bei geiltigen Webrechen die Notwendigkeit einer all- 
gemeinen Fürſorge jo muß Entmündigung (8. 6) und damit Bormundichaft 
($. 1896) ftattfinden. Auf die Geichäftsfähigfeit (vgl. wegen der Prozeß— 
fähigkeit ZPO. 8. 58, KG. 26 ©. A 23, RG. 52 ©. 228) des Gebrech⸗ 
lichen Hat die Pflegichaft feinen Einfluß. Zuſtändigkeit zur Beitellung 
588. 8. 88, Beichwerbe wegen Ablehnung baf. $. 57 Nr. 8, wegen 
Anordnung $. 20. Bgl. auch Reichsbeamtengeſ. v. 81. März 1878 $. 62, 
preuß. Gef. v. 21. Juli 1862 8. 89 (RS. 19 S. A 47). 

1) auch wenn bad Gebrechen in Geiltestrantheit befteht (NG. 52 
S. 240, IB. 1906 ©. 876, KB. 28 ©. A 17) 3. B. Pflegichaft Über einen 
geiltesfranten Ehegatten zwecks Erhebung der Ecjeidungsflage (RIU. 1 
S. 188, RG. IJW. 1908 Beil. ©. 64). 2) Die Einwilligung fegt voraus, 
daß der Bebrechliche eine rechtsgefchäftlicde Erklärung abgeben kann (KG. 80 
S. A 295 — NM. 6 ©. 28), 0.88.8065. A28 — RJA. 6 ©. 4, 
wonah genügt, wenn ihm Zweck und Bedeulung der Pflegichaft Kar: 
gemacht werden kann. Mangelnde Einwilligung kann nur im Beichwerde- 
wege geltend gemacht werden RG. ZW. 1908 Beil. S. 64). 

2. Abweſenheitspflegſchaft. 

&. 1911. Ein abmejender Volljähriger, deſſen Aufenthalt 
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unbekannt iſt, erhält für feine Bermögensangelegenbeiten, ſoweit 
fie der Fürſorge bedürfen!), einen Abmwefenheitspfleger. Ein 
folder Pfleger ift ihm insbefondere auch dann zu beitellen, 
wenn er dur Erteilung eines Auftrags oder einer Bollmadt 
Fürſorge getroffen bat, aber Umftände eingetreten find, die zum 
Widerrufe des Auftrags oder der Vollmacht Anlaß geben?). 

Das gleiche gilt von einem Abweſenden, deſſen Aufenthalt 
befannt, der aber an der Rückkehr und der Beforgung feiner 
Bermögensangelegenbeiten verhindert ift. 

Keine Abweſenheitsvormundſchaft. Der Abweſende bleibt geichäfts:- 
fühlg (OL®. 10 ©. 294). Buftändigleit zur Beſtellung GG. 8. 89 
(BayObꝰG. 4 S. 80, 5 ©. 25, OLG. 4 ©. 117); bei der Auseinander⸗ 
fegung eines Nachlaffes oder einer Gütergemeinihaft FGG. SS. 88, 99. 
Beichwerde daſ. 8. 67 Nr. 8. Unberührt bleiben die Bermögensbeidhlag: 
nahme und Güterpflege des SIEB. 8. 98, StPO. SS. 8834, 480, 
MIISIEO. 8. 861 (MIA. 6 S. 256). 

1) Dritte haben kein Hecht auf die Ubwefenbeitspflegfchaft, maßgebend 
ift, ob da8 Intereſſe bes Abweſenden fie verlangt (RG. 19 S. A 46, OLG. 
©. 864). 2) Bel. 88. 168, 671, 712. 


3. Pflegſchaft für eine Leibesfrudt, 

.1912. Eine Leibesfruht erhält zur Wahrung ihrer 
fünftigen Nechte!), ſoweit dieje einer Fürſorge bedürfen, einen 
Pfleger’). Die Yürforge fteht jedoch dem Vater oder der Mutter 
zu, wenn das Kind, falls es hereitS geboren wäre, unter 
elterlicher Gewalt jtehen würde?). 

1) 3.8. $. 844 Abſ. 2, 8. 1928 Abi. 2 KG. 22 S. A DO = 
AU. 2 S. 116, KG. 29 ©. A 166. 2) BZuftändigfeit zur Beftellung 
3868. 8. 40. 3) 88. 1626, 1684, 1686, 1700 fi., 1707. 


4. Pflegfchaft für unbekannte Beteiligte. 


% 1913. Iſt unbelannt oder ungemwiß, wer bei einer 
Angelegenheit der Beteiligte ift, jo kann dem Beteiligten für 
diefe Angelegenbeit!), fomweit eine Yürforge erforderlidy iff?), ein 
Pfleger beftellt?) werden. Insbeſondere fann einem Naderbent), 
der noch nicht erzeugt ift oder beffen Perfönlichkeit erſt durch ein 
fünftiges Greignis beitimmt wird, für die Zeit bis zum Ein» 
tritted) der Nacherbfolge ein Pfleger beitelli werden®). 

1) Die Pflegihaft ift nur zuläffig, foweit ausnahmsweiſe Rechte 
einer noch nicht erzeugten Perſon anertannt find (RG. 20 ©. A 241, 
29 ©. A 156, RS. XW. 1905 S. 694) und nur tm Intereſſe dieſer 
Perſon, nicht fonftiger Beteiligter (KG. 28 ©. A 9). 2) Reine Pfleg⸗ 
fchaft, foweit durch Teftamentsvolftredung gejorgt ift (ONG. 10 S. 806): 
daß der Schußbebürftige, wenn er ſchon geboren wäre, unter elterlicher 
Gewalt ftünde, fchließt die Pflegichaft nicht aus (RIU. 8 S.6). 3) Zu: 
ftändigfeit zur Beitelung SGG. 8. 41. Gegen die Anordnung ber 
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Pflegſchaft Leine Beſchwerde GBayObeG. 4 ©. Bil, OLG. 8 ©. 828). 
4) 88. 2100 fi. 5) 8. 2189. 6, Seuffü. 56 ©. 814. 


5. Pflegſchaft für ein durch Sammlung zuſammengebrachtes Bermögen. 
8. 1914. Sit durch öffentliche Sammlung Vermögen für 
einen vorübergehenden Zwed zuſammengebracht worden, fo Tann 
zum Zwecke der Berwaltung und Berwendung des Vermögens 
ein Pfleger beftellt!) werden, wenn die zu der Verwaltung und 
Berwendung berufenen Berjonen meggefallen find. 
1) BZuftändigleit SGG. 8. 42. Beſchwerde daf. 8. 57 Nr. 8. 


III. Gleichſtellung der Pſlegſchaft mit der Normundfcaft. 

8. 1915. Auf die Pflegſchaft finden die für die Vormund⸗ 
fhaft geltenden Borfchriften entiprechende Anwendung, ſoweit 
fih nit aus dem Geſet ein anderes ergibt. 

Die Beitellung eines Gegenvormundes ift nicht erforderlich I). 

1) Soweit der Bormund der Genehmigung des Gegenpormundes 
(3. 8. $. 1812) bedarf, bedarf der Pfleger der G. bes BG. (RG. 24 
&. A 20). 

8. 1916. Für die nad $. 1909 anzuordnende Pfleg- 
fhaft gelten die Borjchriften!) über die Berufung zur Vormund⸗ 
{haft nidt. 

1) 88. 17761778, 1899, 1900. 

&. 1917. Wird die Anordnung einer PVflegfchaft nad) 
$. 1909 Abf. 1 Sat 2 erforderli, fo iſt als Pfleger berufen, 
wer als folcher von dem Erblaffer durch legtwillige Verfügung !), 
von dem Dritten bei der Zumendung benannt worden Hi: Die 
Borfchriften des $. 1778 finden entfprecdhende Anwendung. 

Für den benannten Pfleger kann der Erblaffer durch legt- 
willige Verfügung, der Dritte bei der Zumendung die in ben 
88. 1852 bis 1854 bezeichneten Befreiungen anordnen. Das 
Bormundihaftsgeriht kann die Anordnungen außer Kraft ſetzen, 
wenn fie das Interelfe des Pflegebefohlenen gefährden?). 

Zu einer Abweichung von den Anordnungen des Dritten 
ift, ſolange er lebt, feine Suftimmung erforderlih und genügend. 
Die Zuftimmung des Dritten fann durd) da3 Bormundfchafts- 

ericht erfegt werden, wenn der Dritte zur Abgabe einer Er⸗ 
Märung dauernd außerjtande oder fein Aufenthalt dauernd uns 
befannt ift?). 

1) 88. 1987, 2299. 2) Entiprehend $. 18567. 3) Ent: 


ſprechend 8. 1808. 
IV. Beendigung der Areals. 
8. 1918. Die Pflegſchaft für eine unter elterlidher Gewalt 
oder unter Vormundſchaft fiehende Perſon endigt mit der Be- 
endigung der elterlihen Gewalt oder der Bormundichaft!). 
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Die Pflegichaft für eine Leibesfrucht endigt mit der Geburt 
des Kindes. 

Die Pflegihaft zur Beforgung einer einzelnen Angelegenbeit 
endigt mit deren Erledigung. 

Regelmäßig endigt die Pflegichaft dur Aufhebung (88. 1919, 1920, 
1921 Abſ. 1, 2); in den Fällen des 8. 1918 und des $. 1921 Abf. 3 
endigt fie kraft Geſetzes. 

1) 88. 1679, 1680, 1697, 1882—1884. 


— 1919. Die Pflegſchaft iſt von dem Vormundſchaftsgericht 
aufzuheben, wenn der Grund für die Anordnung der Pflegſchaft 
weggefallen iſt. 


«1920. Eine nad) 8. 1910 angeordnete Pflegſchaft iſt von 
dem Bormundfchaftsgeridht aufzuheben, wenn der Plegebefohlene 
die Aufhebung beantragt'). 

1) au wenn das BG. die Pflegfchaft noch für erforderlich erachtet 
oder die Einleitung der Pflegihaft ohne Einwilligung bed Gebrcchlichen 
erfolgt war (RNIZA. 4 ©. 196, KG. 28 ©. A 177). Der Antrag jest 
voraus, daß der Gebrechliche eine rechtsgeichäftliche Willenserklärung” ab: 
geben kann (RA. 1 ©. 184, a. U. RYU. 7 ©. 82). 


8.1921. Die Pflegſchaft für einen Abmelenben iſt von dem 
Bormundihaftsgeriht aufzuheben, wenn der Abmwefende an der 
Beforgung feiner VBermögensangelegenheiten niit mehr ver- 
hindert iſtij. 

Stirbt der Abweſende, ſo endigt die Pflegſchaft erſt mit der 
Aufhebung dur das Vormundſchaftsgericht. Das Bormund- 
ſchaftsgericht hat die Pflegichaft aufzuheben, wenn ihm der Tod 
des Abmefenden befannt wird. 

Wird der Abmwejende für tot erflärt, jo endigt die Pflegichaft 
mit der Erlaffung des die ZTodeserflärung?) ausfprecdhenden 
Urteils), 

1) Der Pfleger hat die Mufhebung zu beantragen, wenn fich beraus- 
jtellt, daß der Abweſende geftorben tft (BayOhL®. 8 ©. 841). 2) Ter 
Pfleger hat Untragsredht (ZPO. S. 962). 8) 8. 18. 


Fünftes Bud. 
Erbrecht. 


1. Bei der Anordnung der neun Abſchnitte, in die das fünfte 
Bud zerfällt, iſt von der geſetzlichen Regel ausgegangen, ſodann find bie 
möglichen Änderungen diefer Regel durch Verfügung des Grblaffers oder 
durch fonftige Tatbeftände behandelt. Demgemäß ift im Abſchn. 1 bie 
gefeglihe Erbfolgeordnung geregelt und im Anſchluſſe daran im 
allgemeinen beſtimmt, nach welden Richtungen ber Wille des Erblaſſers 
ih in einer Berfügung von Todeswegen mit rechtlicher Wirkung be- 
tätigen fann. Im Abſchn. 2 find die für jede Geftalt der Erbfolge 
geltenden Borfchriften über die rechtliche Stellung des Erben ent: 
balten, die den Erwerb der Erbſchaft, dad Verhältnis des Erben zu ben 
Radjlaßgläubigern, zu einem Erbichaftäbefiger ſowie die Nechtöverhältnifie 
bet dem Borbandenjein mehrerer Erben betreffen. Die Abſchn. 8, 4 be: 
ziehen ſich auf die Verfügung von Todeswegen, und zwar ift im 
Abichn. 8 die einfeitige Verfügung, das Teſtament, im Abfchn. 4 die 
zwetfeitige Verfügung, der Erbvertrag, nach ihrer materiellen und for: 
mellen Seite im einzelnen geregelt. Der Abfchn. 5 handelt vom Pflicht: 
teil, der nicht als Erbrecht, fondern als ein eigenartiges Forderungsrecht 
geftaltet tft. Die Abfchn. 6, 7 behandeln die Erbunwürdigkeit und 
den Erbverzicht, bie das miteinander gemeinfam haben, daß fie ein 
an ſich beftchendes Erbrecht ausſchließen oder doch befeitigen können. 
Abſchn. 8 regelt den Erbfchein, Abſchn. 9 den Erbſchaftskauf. 

2. Das Einführungsgefeg enthält bezüglich des Erbrechts: 

a) Änderungen und Ergänzungen des Reichsrechts in dem 
Art. 38, 44 (Reichskonſuln, Teitamente auf Schiffen und Fahrzeugen 
der Kaiferlihen Marine); 

b) Borbehalte für die Kandesgefeßgebung in ben Art. 64 (Anerben- 
recht), 187—141, 147—151; fiche auch Art. 67—59 (landes⸗ 
herrliche Familien, Hoher Abel, Familienfideikommiſſe und Leben), 
62, 68 (Nentengüter, Erbpadhtrecht), 86, 87 Abſ. 2 (Amortifations: 

eſetze, Religiofe); 

c) Ubergangsvorſchriften in den Art. 218-—217; 

d) Brundfäge des internationalen Privatrecht3 in den Art. 24 
bis 28. 

8. Wefentlihe reihsrehtlihe Ergänzungen des BGB., nament: 
ih auf dem Gebiete der Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlich- 
feiten, enthalten die ZPO. und die KO. in der Faflung, melche dieſe 
Geſetze durch die Novellen v. 17. Mai 1898 erhalten Haben. In der 
ZPO. find befonders bie neuen Borfchriften im achten Buche (Zwang: 
vollftredung), in der KO. die Borfchriften über den Nachlaßkonkurs 
(88. 214— 286) für das Erbrecht von Bedeutung. Daneben fommt haupt: 
lählih das FGOG., insbeſondere Abſchn. 5 Machlaß- und Teilungsfacdhen), 
in Betracht; vgl. auch GBO. SS. 86, 37, 41, 52, 58, 99 und 8VG. 
88. 17, 176—179, 181. 
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Erſter Abſchnitt. 
GErbfolge. 


1. Der erſte Abſchnitt regelt nach zwei Vorſchriften allgemeinen 
Inhalts (88. 1922, 1928) zunächſt die geſetzliche Erbfolge, und 
zwar bie der Verwandten in ben 88. 1924—1980, die des über: 
lebenben Ehegatten in den SS. 1981—1984, bie des Fiskus im 
8. 1986. Er enthält ferner die allgemeinen Borfchriften über die Be- 
fugnis bes Erblaſſers, durch einfeitige Verfügung von Todeswegen 
(TZeftament, legtwillige Verfügung, 88. 1987—1940) oder durd 
Pertrag (Erbvertrag, $. 1941) über feinen Nachlaß zu verfügen. 


2. Der Berwandtenerbfolge fit da8 Parentelenſyſtem zu 
Grunde gelegt, nach welchem die dem Erblafier näher ftehenden Borfabren 
und deren Ablömmlinge den Borzug Haben vor den entfernteren Vorfahren 
und den von biefen abftammenden Berwandten. Die erite Barentel 
(Ordnung) bilden die Ablömmlinge — Kinder, Enkel, Urentel x. — bes 
Erblafferd ($. 1924), die zweite die Eltern, Gefchtwifter und Abtömmlinge 
ber Gefchwifter (8. 1925), die dritte die Großeltern und beren nicht ſchon 
zur zweiten Parentel gehörende Abkömmlinge, alfo die Oheime, Tanten, 
Bettern, Bafen 2c. des Erblafierd ($. 1926) x. In den drei erften 
Ordnungen bilder die von einer und derielben Perfon aus: 
gehenden Parentelenglieder einen Stamm, innerhalb defien ein Eintritts⸗ 
recht der jüngeren Stammtesglieder an die Stelle derjenigen zur Zeit des 
Erbfalls weggefallenen älteren Stammieöglieder befteht, durch welche ihre 
Verwandtſchaft mit dem Crblafier vermittelt wird (Erbfolge nad 
Stämmen; $. 1924 Abi. 8, 8. 1925 Abſ. 8, S. 1926 Abſ. 3—5). Da: 
neben Hat in der zweiten und dritten Ordnung die Scheidung nad) 
der Bater: und Mutterfeite eine Erbfolge nad Linien ($. 1926 Abf. 8, 
8. 1926 Abſ. 3 Saß 2) zur Folge. Dagegen begründet von der vierten 
Ordnung ab innerhalb ber Ordnung ($. 1980) Gradesnähe den Vorzug 
und tritt unter glei nahen Verwandten Kopfteilung ein (8. 1928 
Abſ. 2, 8, 8. 1929 Abſ. 2). 

8. Auch die entfernteften Verwandten find erbberechtigt (8. 1929 
Ubi. 1); doch werden Angehörige der dritten Ordnung und der folgenden 
Ordnungen mit Ausnahme der Großeltern dur den überlebenden 
Ehegatten ausgeichloffen ($. 1981 Abſ. 2), der neben Vermandten ber 
erften und ber zweiten Ordnung fowie neben Großeltern zu einem Brud: 
teile der Erbſchaft berufen ift ($. 1981 Abſ. 1). Der Chegaite erhält 
überbied neben Berwandten ber zweiten Ordnung und neben Großeltern 
beftimmte Erbfchaftsgegenftände als Voraus (8. 1982). 

4. Auch der Fiskus (Landes: oder Reichsfiskus), an deſſen Stelle 
fraft Landesrechts (EG. Urt. 188) eine andere juriftiihde Perſon des 
öffentlichen Rechtes treten Tann, ift wahrer Erbe (nicht privilegierter 
Okkupant), e8 gelten jedoch für ihn einige Beionderbeiten (vgl. zu $. 1986). 

b. Teftament ift ohne Rüdfiht auf den Anhalt jede letztwillige 
Berfügung. Wegen des zuläffigen Anhalt eines Erbvertragß f. 
SS. 1941, 2278, 2299. Teitament und Erbnertrag werden als Berfügung 
von ZTodeswegen bezeichnet. Der Grundjag ber Teftierfreibeit ift im 
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BGB. nicht beſonders ausgeſprochen, er ift in den einzelnen Borfchriften, 
indbefondere den 88. 1937ff., 2268 ff., 2802 enthalten. 

6. Dem Nachweiſe der geieglichen wie der gewillfürten Erbfolge 
dient ber Erbichein (SS. 2858 ff.). 


Grbfall; Erbe; Erbſchaft; Erbteil. 

. 1922. Mit dem Tode einer Perſon (Erbfall) geht deren 

Vermögen (Erbſchaft) als Ganzes auf eine oder mehrere andere 
Berionen (Erben) über. 

Auf den Anteil eines Miterben (Exbteil) finden die ſich 
auf die Erbfchaft beziehenden Borjchriften Anwendung. 

1. Der $. 1922 enthält das Prinzip der Univerfalfutzeffion und 
des Erbſchaftserwerbes kraft, Gejeged. Keine Sondernacfolge in 
einzelne Bermögensmaflen, eine Übertragung der einzelnen Beftandteile 
der Erbfchaft durch befonderen Rechtsakt; keine hereditas jacens; Über: 
gang der Berbindlichketten $. 1967, Erlöihen von Rechtsverhältniſſen 
durch Bereinigung von Recht und Verbindlichkeit ober von Recht und 
Belaftung vgl. 88. 1976, 1991, 2148, 2175, 2877; Ausichlagungsrecht 
8.1942; Berjäßrung der zum Naclafie gehörenden oder ſich gegen den 
Nachlaß richtenden Anſprüche 8. 207, Erfigung gegen den Nachlaß 
88. 989, 2026. 

2. Viventis hereditas non datur. Seine Klage auf Feftftellung 
eines erbrechtlihen Rechtsverhältniſſes bezüglich des Nachlafles eines noch 
Lebenden; RS. 49 ©. 872. Im Falle der Todeserklärung vollzieht 
fi der Übergang (ex tunc) in dem gemäß $. 18 im Urteile feitgeftellten 
Zeitpunkte des Todes. 

8. Erbfolge nur nach phyſiſchen Perſonen; betr. des Anfalls des 
Vermögens erloſchener juriſtiſcher Perſonen ſ. 88. 46, 46, 88, 
EG. Art. 86. 

4. Unvererblihe Rechte: 8$. 88, 514, 8. 580 Abſ. 2, 8. 759 
Abſ. 1, 8$. 847, 1061, 8.1090 Abſ. 2, 8. 1098 Abf.1, $. 1300 Abſ. 2, 8. 1490, 
8. 1502 Abſ. 1, 8. 1684 Abſ. 2, 8. 1615 Abſ. 1, 8. 1718 Abi. 1. Under: 
erblihe Berbindlidhleiten: $. 520, 8. 1615 Abſ. 1. Fortbeftand 
oder Beendigung dauernder Nehtsverhältnifie: 8. 669, $. 696 
Abi. 2, 8. 605 Nr.8, 88. 672, 678, 8. 727 Abſ. 1, SS. 786, 750; ZPO. 
$. 86 (Prozeßvollmacht) HGB. $. 181 Nr. 4,8. 189,8. 161 Abſ. 2, 8. 177 
(offene HandelSgejellihaft und Kommanditgefellichaft). Vererblichkeit der 
Nechtsftelung des Bründers einer Aktiengefellihatt OLG. 4 ©. 22. 
Bol. auch SS. 582, 791, 1712. Der Befig ift vererblich ($. 867). Ber: 
erblide Nechtspofitionen im fünften Buche: $. 19562, 8. 2180 Abf. 8 
(Ausfchlagungsrecht), $. 2084 Abſ. 2 (Vorkaufsrecht der Miterben), 8. 2108 
Abſ. 2 (Anmwartichaft des Nacherben). 

6. Bei einer zu Gunften der „Hinterbliebenen“ genommenen Lebens: 
verfiherung gehört die Verfiderungsfumme nit zum Nachlafie; Ban. 
ORG. 2 S. 400. 

6. Zum Abi. 2 vgl. SS. 2082. Erdteil ilt ftet? nur ein Bruch 
teil der ganzen Erbichaft, nicht eine beitimmie Summe oder ein einzelner 
Nachlaßgegenſtand; KG. 20 ©. A 255. Eine Ausnahme von dem im 
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Abſ. 2 aufgeftellten Brundfage Tiegt in der Möglichteit der dinglichen 
Verfügung über einen Erbteil (vgl. 88. 2038, 2087) und in der Un: 
zuläffigfeit der Nachlaßverwaltung und des Nachlaßkonkurſes über einen 
Erbteil (KO. $. 285, vgl. die Borbm. vor $. 1975, unten S. 861 Ziff. 2, 8). 
Leben des Erben. 

8. 1923. Erbe kann nur werden, wer zur Zeit des Erb⸗ 
falls lebt. 

Wer zur Zeit des Erbfalls noch nicht lebte, aber bereits 
erzeugt war, gilt als vor dem Erbfalle geboren. 

1. Die Erbfähigfeit ift nah dem BGB. in der allgemeinen 
Rechtsfähigkeit enthalten. Landesgefegliche Beichräntungen find zuläffig 
nah EG. Art. 86 (juriftiihe Perfonen) und Art. 87 (Ordensmitglieder). 

2. Bol. S. 2108 Ubi. 1, 8. 2160. Im Falle bed Abſ. 2 
tritt während der Unbeſtimmtheit bis zur Geburt des Erben 
regelmäßig eine Nachlabpflegfhaft nach 8. 1960 ein, baneden fann 
eine Pflegichaft für die Leibesfrucht nach 8. 1912 angeorbnet werden. 
Unterbaltsanfpruch der Mutter des heres nasciturus 8. 1968. Aufſchub 
der Auseinanderſetzung unter Miterben wegen eine8 coheres nasciturus 
8.2048. — Ein zur Bett des Erbfalls noch nicht Erzeugter kann nicht 
Erbe, wohl aber Nacherbe oder Vermäcdhtnisnehmer fein (S$. 2101, 2106, 
2108, 2178). — Wirkung der nad) dem Tode des Vaters erfolgten Ehe⸗ 
lichfeit3erflärung 8. 1788 Abf. 8, der nad) dem Tode des Annehmenden 
erfolgten Beftätigung der Annahme an Sindesftatt $. 1753 Abſ. 8. 

8. Zu beachten die Lebensvermutung bed $. 19 und die Ber: 
mutung gleichzeitigen Todes nad 8. 20. Die Vorſchrift des Abf. 1 gilt 
entfprechenb auch für juriftiiche Berfonen; vgl. jedoch S. 84, ES. Art. 86 
Sat 2 (Ruckbeziehung der Genehmigung von Stiftungen und von Zu: 
wendungen an juriſtiſche Perfonen). 

Geſetzliche Erbfolge, 

1. Erbfolge der Verwandten. 
1924. ®efegliche Erben der erften Ordnung find die Ab- 

fömmlinge des Erblaſſers. 

Ein zur Beit des Erbfall3 lebender Abkömmling jchließt die 
durch ihn mit dem Erblafjer verwandten Ablömmlinge von der 
Erbfolge aus. 

Un die Stelle eined zur Zeit de3 Erbfalls nicht mehr 
lebenden Abkömmlinges treten die durch ihn mit dem Erblaffer 
verwandien Abkömmlinge (Erbfolge nah Stämmen). 

Rinder erben zu gleihen Zeilen. 

1. Berwandtichaft 8. 1569. Zu den erbberedtigten Abfömm: 
lingen gehören aud) Kinder aus einer nichtigen Ehe, bie nach ben SS. 1699 Fi. 
als ehelich gelten, ferner Iegitimierte Kinder (SS. 1719, 1722, 1728, 1786, 
1787) und an Kindesftatt Angenonmene (88. 1757, 1762, zu vgl. OcG. 5 
©. 858), gegenüber der Mutter auch uneheliche Kinder ($. 1706). Gin 
jog. außerorbentlihes Erbrecht des unehelichen Kindes gegen: 
über dem Pater beftegt nicht; fiir ein vor dem 1. Januar 1900 geborenes 
uneheliches Kind ift es, wenn der Erbfali nach diefem Beitpuntt eintritt, 
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durch EG. Urt. 208, 218 befeitigt, auch wenn ed dem Kinde durch Urteil 
augefproden war (KG. 22 ©. A 278). 

2. Einfluß der gefeglichen Erbfolge auf bie Unterhaltspflicht 8. 1606 
Abſ. 1. Pflichtteilgrecht SS. 2808 ff. Wusgleichungspflicht SS. 2060 ff. 

8. Einem zur Beit bed Erbfalls verftorbenen Abkömmlinge fteht im 
Sinne der Abſ. 2, 8 gleich der Ausfchlagende (8. 1958), der für erbun⸗ 
würdig Erllärte ($. 2844), der Abkömmling, welcher mit dem Grblafier 
einen auf feine Perfon befchränkten Erbverzichtsvertrag gefchlofien Hat 
(85. 2846, 2849), und der burch ben Erblafler von der gefeglichen Erb: 
folge Ausgefchlofiene ($. 1988, RG. 61 S.14). 


&. 1925. Geſetzliche Erben der zweiten Ordnung find bie 
Eltern des Erblafferd und deren Ablömmlinge. 

Leben zur Zeit des Erbfalls die Eltern, fo erben fie allein 
und zu gleichen Zeilen. 

Lebt zur Beit des Erbfalls der Vater oder die Mutter nicht 
mehr, jo treten an die Stelle des Berltorbenen deſſen Ab- 
kömmlinge nad den für bie Beerbung in der erften Ordnung 
geltenden Vorſchriften. Sind Abkömmlinge nit vorhanden, fo 
erbt der überlebende Teil allein. 


1. Sog. beſchränktes Schoßfallsredt. Nur wenn beide Eltern 
leben, find die Geſchwiſter von der Erbfolge gänzlich ausgeſchloſſen. 

2. Ein an Kinbesftatt Angenommener wird nicht von bem 
Unnehmenden, fondern von feinen leiblichen Eltern beerbt (SS. 1769, 
1764). Die Legitimation des Kindes durch nachfolgende Ehe ($. 1719) 
oder durch Chelichkettserflärung (88. 1728, 1786) verfchafit dem unebe: 
Iihen Bater ein Erbrecht gegenüber dem Kinde. Die Ehelichleiterflärung 
und bie Annahme an Kindesftatt begründen für die Verwandten des Baters 
bzw. Annehmenden fein Erbrecht (88. 1787, 1768). 

8. Nicht nurvollbürtige, fonbern aud) halbbürtige Geſchwiſter 
erben in ber zweiten Ordnung. Sind beide Eltern verftorben, jo nehmen 
vollbürtige Gefchwifter an beiden Elternhälften teil, Halbbürtige nur an 
der einen Hälfte. 

4. Geſchwiſter find nicht pflichtteiläberechtigt. 8. 2808. 


&. 1926, Geſetzliche Erben der dritten Ordnung find die 
Großeltern des Erblafjer8 und deren Ablümmlinge. 

Leben zur Zeit des Erbfalls die Großeltern!), fo erben fie 
allein und zu gleichen Teilen. 

Lebt zur Zeit des Erbfall3 von den väterlichen oder von 
den mütterfichen Großeltern der Großvater oder die Großmutter 
nicht mehr, fo treten an die Stelle des Berftorbenen deflen Ab⸗ 
kömmlinge?). Sind Abkömmlinge nicht vorhanden, jo fällt der 
Anteil des Verftorbenen dem anderen Zeile des Großeltern 
paars und, wenn diefer nicht mehr lebt, deijen Abfömmlingen?) zu. 

Leben zur Beit des Erbfalls die väterlichen oder die mütter- 
lien Großeltern nit mehr und find Abfömmlinge der Ver: 
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ftorbenen nicht vorhanden, fo erben die anderen Großeltern oder 
ihre Abföümmlinge allein. 

Soweit Ablümmlinge an die Stelle ihrer Eltern oder ihrer 
Boreltern treten, finden die für Die Deerbung in der eriten 
Drdnung geltenden Vorſchriften“) Anmendung)$). 

1) d. H. in der Regel alle vier Großeltern. 2) einfeitige und mit 
dem Berftorbenen gemeinfchaftliche. 3) den nicht gemeinichaftlichen Ab: 
kömmlingen. 4) 8. 1924 Abſ. 2—4. 5) Die Abkömmlinge der 
Großeltern jind in der dritten Ordnung aud dann berufen, wenn fein 
Teil der Großeltern den Erbfall erlebt Hat, OQG. 2 ©. bb. 6) Ein 
Pflichtteilsrecht fteht den Großeltern und entfernteren Berwanbten nidt 
zu. 8.2808. 

8.1927. Wer in der erften, der zweiten oder der dritten 
Drdnung verſchiedenen Stämmen angehört, erhält den in jedem 
diefer Stämme ihm zufallenden Anteil. Jeder Anteil gilt als 
befonderer Erbteil. 

Pol. 8.1984, zum Sat 2 auch SS. 1985, 1961, 2007, 2095. 

8.1928. Geſetzliche Erben der vierten Ordnung find die 
UÜrgroßeltern des Erblafjer8 und deren Ablömmlinge. 

Leben zur Zeit des Erbfall3 Urgroßeltern, do erben fie 
allein; mehrere erben zu gleichen Zeilen, ohne Unterſchied, ob 
fie derfelben Linie oder verfchiedenen Linien angehören. 

Leben zur Zeit des Erbfalls Urgroßeltern nicht mehr, fo 
erbt von ihren Abfümmlingen derjenige, welcher mit dem Erb» 
lafier dem Grade nad) am nädjiten verwandt ilt; mehrere gleich 
nahe Verwandte erben zu gleichen Zeilen. 

Wegen der Abweichung ded in der vierten Ordnung umb den 
folgenden Ordnungen geltenden Erbredt8 von dem Nechte der drei erften 
Ordnungen vgl. die Vorbm. ©. 826 Biff. 2; Beitimmung der Grades: 
nähe 8. 1589 Abſ. 1 Satz 8. 

8.1929, Gefeglihe Erben der fünften Ordnung und der 
ferneren Ordnungen find die entfernteren Boreltern des Erb⸗ 
lafjer8 und deren Ablümmlinge. 

Die Vorfchriften des 8. 1928 Abſ. 2, 3 finden entjprechende 
Anwendung. 

Es befteht feine Grenze für die Bermwanbtenerbfolge; vgl. iedoch 
8. 1981 Abſ. 2. 

8.1930. Ein Verwandter ift nicht zur Erbfolge berufen, 
folange ein Berwandter einer vorhergebenden Ordnung vor⸗ 
danden ift. 

Successio ordinum. Die Berufung ergeht mit dem Erbfall an 
alle zu dieſer Zeit vorhandenen geſetzlichen Erben, an diejenigen ber 
Ipäteren Ordnungen jedoch nur mit bedingter Wirkung. Erft der Wegfall 
aller Ungehörigen der vorgehenden Ordnungen (durch Ausfchlagung oder 
Unmwürdigfeitserflärung, $S. 1968, 2844) eröffnet die unmittelbare 
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Berufung der Angehörigen einer fpäteren Ordnung. Dabei findet eine 
Nüdbeziehung des Anfalls ftatt, bie zur Folge Kat, daß auch ein in 
der Zwiſchenzeit Berfiorbener als berufen gilt. 


2. Erbfolge des Überlebenden Ehegatten. 

8.1931. Der überlebende Ehegatte bes Erblaffers ift neben 
Verwandten der eriten Drdnung zu einem ®ierteile, neben 
Berwandten der zweiten Ordnung oder neben Großeltern zur 
Hälfte der Erbſchaft als gefeglicher Erbe berufen. Treffen mit 
Großeltern Ablömmlinge von Großeltern zufammen, jo erhält der 
Ehegatte auch von der anderen Hälfte den Anteil, der nad 
8. 1926 den Ablümmlingen zufallen würde. 

Sind weder Verwandie der erften oder ber zweiten Ordnung 
noch Großeltern vorhanden, fo erhält der überlebende Ehegatte 
die ganze Erbidaft. 

1. Das gefegliche Erbrecht bes überlebenden Ehegatten fegt eine 
gültige, bis zum Tode des Erblaſſers fortbeftehende Ehe vor: 
aus. Nichtigkeit und Anfechtbarkeit ber Ehe 88. 1228 Fff., 1380 ff., Auflöfung 
durch Wiederverbeiratung des anderen Teiles nad) vorangegangener Todes 
ertlärung $. 1848, Scheidung unb Aufhebung der ehelichen Gemeinichaft 
88. 1564 fi., 1676ff, Einfluß der Erhebung der Scheidungsflage 8. 1988. 

2. Wegen der Beerbung eines Ehegatten bei der Gütergemeinichaft 
vgl. SS. 1482 ff, 1557. Übergangsporfcriften für beftchende Chen 
EG. Art. 200. 

8. Pflichtteilsrecht des Ehegatten 8. 2808 Abf. 2, 8. 2885. Soweit 
nicht der Pflichtteil in Frage kommt, enthält 8. 1981 ein zwingendes 
Recht, NS. 49 ©. 49. 


8.1932, Sit der überlebende Ehegatte neben Verwandten 
der zweiten Ordnung oder neben Großeltern gejeßlicher Erbe, jo 
gebühren ihm außer dem Erbteile die zum ehelichen Haushalte 

ehörenden Begenftände!), fomeit fie nicht Zubehör?) eines Grund- 

Rute find, und die Hochzeitsgefchhenfe al3 Voraus. Auf den 
Boraus finden die für Vermächmiſſe geltenden Vorichriften An= 
wendung’). 

1) Vol. 88. 1882, 1620, 1640, 1969. 2) 88. 97, 98. 3), Bol. 
8. 2811 und EG. Art. 189; zum Sag 2 auch $. 1969 Abf. 2. Sat 2 
Bat zur Folge, daß der Voraus für ben Überlebenden Ehegatten nur ein 
Forderungsrecht begründet ($. 2174), das bei Unzulänglichteit bed Nach: 
laſſes anderen Nachlaßverbindlichfeiten (8. 1967 Abf. 2) als denjenigen aus 
Bermädtnifien und Auflagen nachſteht. Der Erblafler fann dem über: 
febenden Ehegatten den Voraus entziehen. Ausſchlagung des Erbteils 
bat den Berlujt des Boraus nicht notwendig zur Folge. Anfechtung 
wegen Unwürdigkeit $. 2845 Abf. 1. 

&. 1933. Tas Erbrecht des überlebenden Ehegatten fomwie 
das Recht auf den Voraus iſt ausgefchloffen, wenn der Erblafler 
zur Zeit feines Todes auf Scheidung wegen Berfchuldens des 
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Ehegatten zu klagen berechtigt war und die Klage auf Scheidung 
oder auf Aufhebung der ehelichen —— erhoben hatte. 
Bol. SS. 2077, 2268, 2279. Scheidung wegen Verſchuldens 
88. 15661568; vgl. SS. 1670, 1571. Aufhebung ber ehelichen Ge⸗ 
meinfchaft 8. 1575. Klageerhebung ZPO. $. 258, vgl. $. 606; die Ladung 
zum Sühnetermine (ZPO. $$. 608 ff.) reicht nicht au. 
- &,1934. Gehört der überlebende Ehegatte zu den erbberech⸗ 
tigten Verwandten, fo erbt er zugleich als Verwandter. Der 
Erbteil, der ihm auf Grund der Verwandtſchaft zufällt, gilt als 
befonderer Erbteil. 
Bel. S. 1927 und die dortige Anm. 
Erhöhung des gefeklidyen Erbteils. 

1935, Fälli ein gefeglicher Erbe vor oder nad) dem Erb- 
falle weg und erhöht N infolgedefien der Erbteil eines 
anderen gejegliden Erben, fo gilt der Zeil, um melden ſich 
der Erbteil erhöht, in Anjehung der Vermächtniſſe und Auf- 
lagen, mit denen diefer Erbe oder der wegfallende Erbe be» 
ſchwert ift, fowie in Anfehung der Ausgleihungspflidt als be⸗ 
ſonderer Erbteil. 

Bol. 88. 2007, 2095, auch $. 2159. Die Borichrift verhindert die 
Beeinträchtigung eines ber beiden Erbteile durch die Befchiwerungen bes 
anderen (vgl. Ss. 1951, 2161, 2192). Wegfall eines geſetzlichen Erben 
por den Erbfalle: $. 1928 (Tod), $. 1988 (Mugichließung), S. 2846 (Erb: 
verzicdht) ; nach den: Erbfalle: S. 1958 (Ausichlagung), 8. 2844 (Erbunmwiärbig- 
teit), ES. Art. 87 Abf. 2 (Verweigerung der ftaatlihen Genehmigung zum 
Erwerbe von Todes wegen durch Religiofe). Uusgleichungspflicht SS. 2060 fi. 
Der Verlauf eined Erbteils erjtredt fi im Zweifel nicht auf die nad 
8. 1985 eintretendbe Erhöhung ($. 2878). 

3. Erbfolge des Fiskus. 

8. 1936. Iſt zur Zeit des Erbfalls weder ein Verwandter 
nod) ein Ehegatte des Erblaſſers vorhanden, fo iſt der Fiskus 
des Bundesitaats, dem der Erblafjer zur Zeit des Todes an⸗ 
gehört hat, gefeglicher Erbe. Hat der Erblajjer mehreren Bundes- 
ftaaten angehört, jo it der Fiskus eines jeden diefer Staaten 
zu gleichem Anteile zur Erbfolge berufen. 

War der Erblafjfer ein Deutfcher, der feinem YBundesitaat 
angehörte, fo ilt der Reichsfiskus gefeglicher Erbe. 

1. Bgl. Gef. über bie Erwerbung und ben Berluft der Bundes: 
und Staatsangehörigkeit v. 1. uni 1870 (EG. Art. 41), Geſ. über die 
Konfulargerihtsbarfeit v. 7. April 1900 8. 24, zu Ubf. 2 jetzt das Schur: 
nebietögeleg v. 25. Juli bzw. 10. Sept. 1900 8. Y. Das Reichsland 
Elſaß-Lothringen gilt als Bundesitant (ES. Art. 6). 

2, Für den Fiskus als gefeglichen Erben gelten die beionderen Bor: 
ichriften des 8. 1942 Abſ. 2 und der SS. 1964—1966, 2011 (feine Befugnis 
zur Ausſchlagung ber Erbicdait, Feitftellung des Erbrechts durch das 
Nachlaßgericht, Leine Anventarkift); vgl. auch SS. 2104, 2149. Ferner 
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bedarf der Fisſskus, wenn er als gefeglicher Erbe verurteilt wird, nicht 
des Vorbehalt ber beſchränkten Haftung im Urteile (ZPO. $. 780 
Ubi. 2). Aus 8. 2846 ergibt fich, daß der Fiskus auf fein gejegliches 
Erbrecht nicht verzichten kann; aus $. 1988, daß der Erblafier ihn nicht 
von der gefeglihen Erbfolge ausſchließen kann. S. auch $. 46 und 
ES. Art. 188, 189; wegen bes internationalen Privatrecht8 Art. 24, 25, 29. 

8. Das literarifche und künftlerifche Urheberrecht geht auf ven Fiskus 
als gefeglichen Erben nicht über (Geſ. vd. 19. Juni 1901 8. 8 Abi. 2, 
Gef. v. 9. Stan. 1876 S. 16). 


Derfügungen von Todes wegen. 
1. Teſtament. 


. 1937. Der Erblaffer kann durch einfeitige Verfügung 
von Todeswegen (Zejtament, legtwillige Verfügung) den Erben 
bejlimmen. 

Bol. über die Einfegung als Erbe 88. 2087 ff., als Grfagerbe 
8. 2096, als Nacherbe $. 2100. Errichtung und Aufhebung eines Teſta⸗ 
ments 88. 22295. Ginfeitige Berfügungen in einem Erbvertrage $. 2299; 
zuläffiger Inhalt vertraggmäßiger Verfügungen von Todes wegen 8. 1941 
Abſ. 1, 8. 2278 Abſ. 2. 


8.1938. Der Erblafjer kann durd) Teftament einen Ver- 
wandten oder den Ehegatten!) von der geleglihen Erbfolge?) 
ausfchließen?), ohne einen Erben eingufegen. 

2) nicht den Fiskus. 2) Ausſchließung eines Abkömmlinges von 
der fortgefegten Gütergemeinihaft 88. 1511 ff. 3) Die Ausfchließung 
bat bei den pflichiteiläberechtigten Perfonen die Entſtehung des Pflicht: 
teilsanſpruchs zur Folge, SS. 2808, 2817. Entziehung des Pflichtteils 
88. 2888 ff. Geſetzliches Erbrecht der durch den Ausgeſchloſſenen mit dem 
Erblaffer verwandten entfernten Abtömmlinge |. Unm. 8 zu 8. 1924. 

&. 1939. Der Erblafier Tann durch Teftament einem 
anderen, ohne ihn als Erben einzufegen, einen Bermögens- 
vorteil zuwenden (Bermädtnis). 

Bol. SS. 2147. Der Bedachte (Bermäcdhtniönehmer) Hat einen 
jelöftändigen perfönlichen Anfpruch auf die Zuwendung ($. 2174). Sog. 
gefegliche Vermächtnifie 88. 1982, 1969, ES. Urt. 189. 

8.1940. Der Exblafier Tann durch Teitament den Erben 
oder einen Vermächtnisnehmer zu einer Leiltung verpflichten, 
ohne einem anderen ein Recht auf die Leiſtung zuzuwenden 
(Auflage). | 

Bgl. 88. 2192 fi. Die Auflage ift nicht Bedingung, fondern eine 
jelbftändige Iegtwillige Berfügung (vgl. $. 2086). Die Bollziehung der 
Auflage kann, wenngleich fein materieller Anfpruh auf die Xeiftung 
befteht, doch von beftimmten Perfonen im Prozeßwege verfolgt werben 
(8. 2194). Die Leiftung kann aud) in einem Unterlafien beftehen ($. 241 
Sa 2). Auflage bei Schenkungen 88. 626 — 627. 

Adilles, Bürgerliches Geſezbuch. 5. Auflage. 53 
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2. &rbuertrag. 

8.19A1. Der Erblaffer kann durch Vertrag einen Erben 
einjegen ſowie Vermächtniſſe und Auflagen anordnen (Erbvertrag). 

Als Erbe (Bertragserbe) oder ald Bermähtnisnehmer Tann 
jomobl der andere Bertragfchließende ald ein Dritter bedadjt 
werden. 

Vgl. SS. 2274. Andere al3 die im Abſ. 1 bezeichneten Ber: 
fügungen Tönnen zwar Außerlid in einem Grbvertrag, aber nicht als 
vertraggmäßige getroffen werben ($. 2278 Ubi. 2, 8. 2299 Abſ. 1). 
Schenkung von Todes wegen $. 2801. 


Zweiter Abſchnitt. 
Rechtliche Htellung des Grben. 


In ben vier Titeln diefes Abſchnitts find die Borichriften enthalten, 
die fid) auf da8 „Erbewerden“ und „Erbefein“ beziehen und für jeden 
Erben gelten, gleichvtel ob er unmittelbar durch das Gefeg, bdurch letzt⸗ 
willige Verfügung oder durch Erbvertrag berufen if. 


Grfter Titel. 
Annahme und Ausfchlagung der Erbſchaft. 
Türforge des Nachlaßgerichts. 


1. Die 88. 1942 - 1959 handeln von der Annahme und Aus: 
ſchlagung ber Erbſchaft, die SS. 1960-1962, 1964, 1966 von der 
Bürforge des Nachlaßgerichts; der 8. 1963 betrifft den Fall eines 
heres nasciturus. 

2. Der Erwerb der Erbſchaft vollzieht fich nach dem deutich: rechtlichen 
Grundiage kraft Geſetzes unbeſchadet des Rechtes ber Ausſchlagung; es 
gibt alſo nach dem BGB. keine hereditatis aditio und feine hereditas 
jacens. Der mit dem Tode des Erblafierß eintretende Erwerb ift jedoch 
nur ein vorläufiger und mehr formeller (vgl. RG. 54 S. 291ff.), erft 
die wirfliche oder gemäß 8. 1948 fingierte Annahme der Erbichaft verleiht 
ihm endgültige Bedeutung. Erfolgt die Ausfchlagung, die nur innerbalb 
beftimmter Friſt zuläffig ift (8. 1944), fo mirkt fie auf den Zeit: 
puntt des Erbfalls zurüd; der WUusichlagende wird fo bebanbelt, 
a8 fe er ntemal® Erbe gewefin; der an jeine Stelle 
tretende gilt als Erbe von Anfang an ($. 1958). Die Aus— 
ſchlagung ift an eine beftimmte Form gebunden (8. 1945), die An: 
nahme der Erbichaft kann formlos erfolgen. Beide können nur unbedingt 
und unbefriftet, auch für die ganze Erbfcha'i, bzw. ben ganzen Grbteil 
nur einheitlich erklärt werden (S$. 1947, 3950; wegen ber Ausfdlagung 
bet Berufung zu mehreren Erbtetlen f. $. 1951, bei Mebrheit non Be: 
rufungsgründen 8. 1948). Das Ausichlagungdredht ift vererblich (8. 1952). 
Die Annahme oder Ausſchlagung tft nach Maßgabe der 88. 1964—1957 
anfechtbar. Über die Stellung des einſtweiligen Erben gegenüber dem 
endgültigen Erben und dritten Perionen find in ben 88. 19568, 1959 
Borichriften getroffen. 
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8. Wegen des Nachlaßgerichts vol. FGG. SS. 72ff. Danadı 
find fachlich die Amtsgerichte zuftändig; es bleiben jedody nad) dem EG. 
Art. 147 die landesgefeglihen Vorichriften unberührt, nah welchen für 
bie dem Nachlaßgericht obliegenden Verrichtungen andere als gerichtliche 
Behörden zuftändig find (vgl. dazu FGG. 85.194, 195). Landesgeferlic 
find vielfach aud andere Behörden zu Hilfsorganen des ordentlichen 
Nachlaßgerichts beſtellt. Betreff ber freim. Gerichtsbarkeit in Heer und 
Marine f. das Reichsgeſetz v. 28. Mat 1901 88. 6, 7. Die Örtliche Zuftändig- 
feit beſtimmt fich im allgemeinen nach dem legten Wohnfige des Erblafiers. 

4. Die Fürſorge bes Nachlaßgerichts tritt nur in beſtimmten 
Fällen nach Maßgabe des jeweilig vorhandenen Bedürfnifſes ein (SS. 1960, 
1961, 1964); eine allgemeine amtliche Verlaſſenſchaftsbehandlung beiteht 
nit. Abgeſehen von den Borfchriften dieſes Titel find dem Nachlaß: 
gericht Obliegenheiten übertragen in den SS. 1981ff., 1998, 1994, 2008, 
2006; 2081, 2281; 2146, 2884; 2198—-2200, 2216, 2224, 2226, 2227; 
2259, 2260ff., 2868 ff., 2868; vgl. auch SS. 88, 1842, 1491, 1492, 
1507, 1597 und 366. 88. 86ff., 192, 198. 

b. Das vornehmlichite Mittel für die Sicherung des Nachlaſſes ift 
die Nachlaßpflegſchaft, die nad) Maßgabe der SS. 1960, 1961 vom 
Nachlaßgericht angeordnet werden kann. Sie unterfieht als eine befondere 
Art der Pflegſchaft im allgemeinen den Grundſätzen des Vormundſchafts⸗ 
recht (vgl. S. 1962, FGG. S. 756). Der Nadjlaßpfleger Hat den Erben 
zu ermitteln und für die Erhaltung des Nachlaſſes Sorge zu tragen 
(OSG. 8 S. 269), er darf zu diefem Zwecke auch Berfügungen über 
Nachlaßgegenſtände treffen, Berbindlichleiten für den Nachlaß eingehen 
und Nechtöftreitigleiten für ihn führen (vgl. TRGS. 8 S. 867). Bol. 
im übrigen die Unm. 4 zu S. 1960. 


ufall der Grbſchaft; Übergang kraft Gefeches. 

&. 1942. Die ehr haft geht auf den berufenen Erben unbe- 

ſchader des Rechtes über, fie auszuſchlagen (Anfall der Erbſchaft)). 
Der Fiskus kann bie ihm als geteplichem Erben angefallene 
Erbſchaft nit ausſchlagen?). 

Die 88. 1942, 1943 gelten auch dann, wenn der eingeſetzte Erbe 
für den Fall, daß er ſich den Anordnungen des Erblaſſers nicht fügen 
will (als Erbe, 8. 2804), auf den Pflichtteil geſetzt iſt (NG. in ZW. 88 
S. 115). 

1) Anm. 1 zu $. 1922. Anfall an den Nacherben 8. 2189, Anfall 
des Vermächtniſſes $. 2176. Die näheren Boraugfegungen ded Aus: 
ſchlagungsrechts find in den folgenden Paragraphen enthalten, f. ferner 
die Anm. zu 88. 1947, 1952. 2) Bol. die Anm. 2 zu S. 1986. — 
Ift eine juriftiiche Perſon als Erbin eingefegt, fo wirkt da8 Erfordernis 
der ftaatliden Genehmigung zur Erbidaftsannahme (EG. Urt. 86) nicht 
als auffchiebende, fondern als auflöfende Bedingung; der Fall ift nach 
88. 1922, 1942, nicht nach $. 2105 Abſ. 2 zu beurteilen (KG. 81 ©. A 69). 

Annahme und Ausfchlagung. 
1. Annahne. 

8.1943. Der Erbe kann die Erbſchaft nicht mehr aus— 

Ichlagen, wenn er fie angenommen bat oder wenn die für die 
33* 
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Ausſchlagung vorgefchriebene Friſt verftrichen ift; mit dem Ab- 
laufe der Friſt gilt die Erbſchaft als angenommen. 

Bol. 8. 2180 Abſ. 1 (Annahme des Bermächtnifies). Die Annahme 
erfolgt durch formlofe Erklärung, auch durch pro herede gestio; jedoch 
enthält nicht jede Beforgung erbichaftlicher Geſchäfte ohne weiteres eine 
ftillfchweigende Annahme der Erbihaft (vgl. $. 1969, au 8. 1967 
Abſ. 2, BayObꝰG. 4 ©. 60). Annahme und Wusichlagung find un⸗ 
widerruflih (OLG. 8 ©. 266). Anwendung ber für bie Ausfchlagung 
der Erbichaft geltenden Borfchriften auf die Ablehnung der fortgeiegten 
Gütergemeinfchaft 8. 1484 Abſ. 2. 


2. Ausſchlagungsfriſt. 

8. 1944. Die Ausfchlagung kann nur binnen ſechs 
Wochen!) erfolgen. 

Die Frift beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Erbe 
von dem Anfall und dem Grunde der Berufung Kenntnis er⸗ 
langt?). Iſt der Erbe durch Verfügung von Todeswegen berufen, 
fo beginnt die Friſt nicht vor der Verkündung?) der Berfügung. 
Auf den Lauf der Frilt finden die für die Verjährung geltenden 
Borjchriften der 88. 203, 206 entiprechende Anwendung *). 

Die Friſt beträgt ſechs Monate, wenn der Erblafier feinen 
legten Wohnfig nur im Auslandes) gehabt Hat oder wenn ſich 
der Erbe bei dem Beginne der Friſt ım Ausland aufhält. 

1) Geſetzliche Ausfchlußfrift, Berechnung $. 187 Abſ. 1, $. 188 Abſ. 2, 8, 
8. 198. 2) Anderer Beginn der Frift 8. 2806 Abi. 1a. & Wegen 
der Beendigung vgl. auch $. 1952 Abſ. 2. Die Frift beginnt nicht, be- 
vor nicht bei dem Erben die überzeugende Kenntniß aller für jeine Be: 
rufung weſentlichen Tatſachen zufammentrifit (OLG. 6 ©. 810, Sädji. 
Arch. 14 ©. 289). Bei Minderjährigen enticheidet die Kenntnid des ge: 
fegliden Bertreterd (OLG. 11 S. 225). Der Zeitpuntt der erlangten 
Kenntnis ift von demjenigen zu beweifen, welcher fich auf den endgültigen 
Erwerb ber Erbichaft beruft. Der Zeitpunkt einer nach 8. 1968 Ubi. 3 
vom Nadjlaßgericht gemachten Mitteilung ift nicht entichetdend (RIU. 5 
©. 146). 3) 88. 2260ff., 28C0. 4) Alfo Hemmung des Friſt⸗ 
lauf8 bei Berbinderung durch höhere Gewalt und Nichtnollendung ber 
Friſt gegenüber Gefchäftsunfähigen oder in der Geichäftsfäbigleit be⸗ 
ſchränkten Berfonen, die ohne gefeglichen Vertreter find. Zeitpunkt der 
Genehmigung feitend des PVormundfchaftägeriht3 Anm. 2 zu $. 1947. 
5) Außerhalb des Deutichen Neichd, auch in den Echußgebieten; f. je: 
doch Gef. über die Konfulargerichtsbarkeit v. 7. April 1900 S. 26 unb 
Schutzgebietsgeſ. v. 10. Sept. 1900 $ 8. 


3. Erklärung des Erben. 

&. 1945. Die Ausfchlagung!) erfolgt durch Erklärung 
gegenüber dem Nadlafgericdhte?); die Erflärung iſt in öffentlich 
eglaubigter Yorm?) abzugeben. 

Ein Bevollmädtigter bedarf einer öffentlich beglaubigten 
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Bollmadt‘). Die Vollmacht muß der Erklärung beigefügt oder 
innerhalb der Ausichlagungsfrift nachgebracht werden?). 


2) Wegen der Annahme f. die Anm. zu $. 1948. 2) Empfangs: 
bedürftige Willenserklärung gemäß $. 180 Abi. 8 (KJA. 5 ©. 148 — 
28. 29 ©. A 40). Wegen des Nachlaßgerichts f. die Borbm. Nr. 8, 
Örtliche Zuſtändigkeit des Gerichts ift Borausfegung der Wirkfamteit. 
3), 8. 129, 566. 8. 167 Abf. 2, SS. 188, 191. Sonftige formalifterte 
Erklärungen gegenüber dem Nachlaßgeriht in den 88. 1955, 2198, 219% 
(vgl. auch 8. 1491); formlofe Erklärungen in den 88. 2081, 2202, 2226. 
4) Auch eine Generalvollmacht kann genügen. 5) Der Form des 8S. 1945 
bedarf auch die Anerkennung eines nichtigen Teftaments durch den gefek- 
lichen Erben, die eine Ausſchlagung enthält (SeuffA. 60 ©. 27). 


HR 1946. Der Erbe kann die Erbſchaft annehmen oder 
ausfclagen, fobald der Erbfall eingetreten ift. 

Bgl. wegen des Nacherben $. 2142 Abſ. 1. Die Erklärung fann 
vor der Teftamentsverfündung erfolgen; f. jeboch 8. 1949 Abi. 1. 


6. 1947. Die Annahme und die Ausfhlagung können 
nicht unter einer Bedingung oder einer Zeitbeftimmung erfolgen. 

1. Vol. S. 2180 Ubi. 2, S. 2202 Abi. 2. Die Aufnahme einer 
Bedingung oder Beitbeftimmung madt die Erklärung unwirlfam; bie 
Ausſchlagung kann auch nicht in Verbindung mit einem Bertrag als Teil 
des Bertragsinhalt3 erklärt werden (OLG.1 S. 486). Ausfchlagung zu: 
gunften eines nicht infolge ber Ausichlagung ohne weiteres Berufenen 
ift als bedingt nichtig (OLG. 6 ©. 171). 

2. Mitwirfung Dritter. Sit eine Ehefrau die Erbin, jo bedarf fte 
zur Annahme oder Ausſchlagung nidht der BZuftimmung des Mannes 
($. 1406 Nr. 1, 88. 1458 Abſ. 1, 8. 1525 Abſ. 2, 8. 1549). Bur Aus: 
ſchlagung der Erbichaft feitens des Vaters für das feiner Gbwalt unter: 
worfene Kind und ſeitens des Bormundes für feinen Mündel ift Die 
Genehmigung des Bormundfhaftsgerichts erforderlich ($. 1648 Abſ. 2, 
8. 1822 Nr. 2); die Wusfchlagung ohne vorherige Genehmigung iſt 
nichtig und wird durch nachträgliche Genehmigung nicht wirkſam ($$. 1881, 
1648, 111, RIU. 2 ©. 216, &G. 21 ©. A 197), doc) genügt e8, wenn 
bie Genehmigung des Bormundfchaftsgerichtd vor Abfendung der fchrift- 
lichen Ausſchlagung an das Nadjlapgericht erteilt wird (NZA. 5 ©. 148 
— 26. 29 ©. A 40). Betreff der Annahme oder Ausfchlagung einer 
vor ber Eröffnung bes Konkurſes dem Gemeinfchuldner angefallenen Erb: 
haft f. Anm. 2 zu 8. 1962. 

4. Berhältnis mehrerer Berufungsgründe. 

&. 19AS, Wer durch Verfügung von Todeswegen als Erbe 
berufen ijt, Tann, wenn er ohne die Verfügung als gefeglicher 
Erbe berufen fein würde, die Erbſchaft als eingejegter Erbe 
ausfchhlagen und als gefeglicher Erbe annehmen. 

Wer dur Teſtament und durch Erbvertrag als Erbe be= 
rufen ift, Tanıı die Erbihaft aus dem einen Berufungsgrund 
annehmen und aus dem anderen ausfchlagen. 
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Im alle des Abſ. 1 bleiben die Beſchwerungen beſtehen (8. 2161, 
2192). Zu Abi. 2 vgl. 8. 2289. 

8. 1949. Die Annahme gilt als nicht erfolgt, wenn der 
Erbe über den Berufungdgrund im Irrtume war!). 

Die Ausfhlagung erftredt fih im Zweifel auf alle Be⸗ 
rufungdgründe, die dem Erben zur Zeit der Erflärung be 
fannt find. 

2) Vgl. S. 1944 Abf. 2. Unwirkſamkeit, nicht bloße Anfechtbarkeit 
wie fonft bet Irrtum (8. 119). 

5. Anna und Ausfchlagung eines Teiles der Erbſtchaft. 

8. 1950. Die Annahme und die Ausfchlagung können nicht 
anf einen Zeil der Erbſchaft bejchränkt werden. Die Annahme 
oder Ausſchlagung eines Teiles iſt unwirkſam. 

Bol. S. 2180 Abſ. 8; ſ. jedoch 8. 1951, $. 1962 Abſ. 8. Gemäß 
8. 1922 Abſ. 2 gilt S. 1950 auch für die Erflärung eined Miterben Hin: 
fichtlich feines Erbteils. 

8. 1951. Wer zu mehreren Erbteilen!) berufen ift, 
fann, wenn die Berufung auf verjchiedenen Gründen?) beruht, 
ben einen Erbteil annehmen und den anderen ausſchlagen. 

Berubt die Berufung auf bemfelben Grunde, fo gilt die 
Annahme oder Ausfhlagung des einen Erbteild auch für den 
anderen, ſelbſt wenn der andere erjt fpäter anfällt. Die Be- 
rufung beruht auf demfelben Grunde auch dann, wenn fie in 
verſchiedenen Zeitamenten?) oder veriragsmäßig in verfchiedenen 
zwiſchen denfelben Perſonen geſchloſſenen Grbverträgen an 
geordnet ift. 

Sept der Erblajier einen Erben auf mehrere Erbteile 
ein, jo kann er ıhm durch Berfügung von Todeswegen ge- 
flatten, den einen Erbteil anzunehmen und den anderen aus» 
zufchlagen ?). 

1) Bol. für die gefegliche Erbfolge 88. 1927, 1984. 2) Dies 
ift der Fall bei dem Zufammentrefien von gefeglider und gewillfürter 
Erbfolge ($. 2088), von Teftament und Erbvertrag ($. 2289 Wbf. 1 
Sag 1), fowte (nach Abſ. 2 Sag 2) von mehreren ſeitens des Erblaſſers 
mit verichiedenen Perſonen gefchloffenen Grbverträgen ($. 2289 Wbf. 1 
Satz 2). 3) ©. 8. 2258 Abſ. 1. 4) Unterfcheibung mehrerer 
Erbteile mit Bezug auf Vermächtniffe, Auflagen und Ausgleichungspflicht 
SS. 1985, 2095, Hinfichtlich der Haftung für die Nachlakverbindlichfeiten 
im allgemeinen 8. 2007. 

6. Bererblichkeit des Ausfchlagungsredts. 
- 1952. Das Nedt des Erben, die Erbſchafti) aus- 
zufchlagen, ift vererblidh?). 

Stirbt der Erbe vor dem Ablaufe der Ausfchlagungsfrift, 
jo endigt die Friſt nicht vor dem Ablaufe der für die Erbfdhaft 
des Erben vorgefchriebenen Ausihlagungsfrift?). 
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Von mehreren Erben des Erben Tann jeder den feinem 
Erbteil entſprechenden Zeil der Erbſchaft ausichhlagen*). 

2) oder ein Bermäditnis, $. 2180 Abſ. 8. 2) Nach KO. 8.9 
fteht die Annahme oder Auzfchlagung einer vor der Eröffnung des Kon: 
fursverfahrend dem Gemeinſchuldner angefallenen Erbichaft (wie auch 
eines ſolchen Bermädhtniffes) nur bem Gemeinichuldner zu; ed unterliegt 
daher auch die vor der Konkurseröffnung erfolgte Ausſchlagung nicht ber 
Anfechtung durch den Konfursverwalter (OXG.4 S. 175). Ebenſowenig 
tann bie Ausſchlagung von den &läubigern de Erben auf Grund bes 
Gef. v. 21. Juli 1879 angefochten werden (RG. 54 5.289). Auch der 
Teftamentspollitreder iſt nicht zur Ausſchlagung einer im Nacdhlafle be: 
findlichen Erbſchaft befugt. 8) Bol. 8.1998. Der Abf. 2 gilt auch 
dann, wenn bie Ausſchlagungsfriſt des Erbegerben nad $. 1944 Abſ. 8 
ſechs Monate beträgt, während dem Erben nur die gewöhnliche fechs- 
wöchige Ausichlagungsfrift zuftand. 4) Bol. S. 1960. 


Wirkung der Austchlagung. 

1953. Wird die Erbfhaft ausgefchlagen, fo gilt der 
Anfall an den Ausfchlagenden als nicht erfolgt). 

Die Erbſchaft fällt demjenigen an, welcher berufen fein 
würde, wenn ber Ausfchlagende zur Zeit des Erbfalls nicht 
gelebt hätte; der Anfall gilt als mit dem Erbfall erfolgt?). 

Das Nachlaßgericht jol die Ausfchlagung demjenigen mit- 
teilen, welchem die Erbichaft infolge der Ausſchlagung angefallen 
it. Es bat die Einfiht der Erklärung jedem zu geitatten, der 
ein rechtliches Intereſſe glaubhaft madt?). 

2) Bol. $. 2180 Abſ. 8, 8. 2844. Die Ausichlagung ift nicht 
Schenkung ($. 517) und unterliegt nicht der Anfechtung feitens der 
Bläubiger des Erben oder feitend des Konkursverwalters (Anm. 2 zu 
$. 1952). Die Fiktion, daß der Anfall nicht erfolgt fei, gilt für alle 
Nechtöbeziehungen; die durch Bereinigung von Recht und Verbindlichkeit 
oder von Recht und Belaftung erlofchenen Rechtsverhältnifſſe gelten als 


fortbeftehenb. 2), Nüdbeziehung des Anfall. Iſt der nad) Abſ.2 
Berufene in ber Bwifchenzeit geftorben, fo treten feine Erben an feine 
Stelle. 3), Einficht fonftiger dem Nachlaßgerichte gegenüber ab: 


gegebener Erklärungen oder bei ihm eingereichter Schriftitüde in den 
88. 2010, 2081, 2146, 2228, 2264, 2884. ©. auh FGG. SS. 84, 78. 


Anfechtung der Annahme und der Ausſihlagung. 

6. 1954. Sit die Annahme oder die Ausſchlagung 
—5 ſo kann die Anfechtung nur binnen ſechs Wochen 
erfolgen!). 

Die Friſt beginnt im alle der Anfechtbarkeit wegen 
Drohung mit dem Zeitpunkt, in welchem die Zwangslage auf- 
hört, in den übrigen Fällen mit dem Zeitpunkt, ın welchem 
der Anfechtungsberechtigte von dem Anfechtungsgrunde Kennt⸗ 
ins erlangt. Auf den Lauf der Friſt finden die für die Ber- 
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jäbrung geltenden Borfchrifien der 88. 203, 206, 207 ent« 
ſprechende Anwendung. 

Die Friſt beiträgt ſechs Monate, wenn ber Erblaffer feinen 
legten Wohnfig nur im Auslande?) gehabt hat oder wenn fid 
der Erbe bei dem Beginne der Friſt im Ausland aufhält. 

Die Anfehtung iſt ausgeſchloſſen, wenn feit der Annahme 
oder der Ausſchlagung dreißig Jahre verftrihen find?). 

1) Anfechtungsgründe SS. 119. Keine Anfechtung wegen Srrtums 
über den Wert ded Nachlaſſes (ONG. 6 S. 830) oder Über die Berfon 
des infolge der Wugichlagung eintretenden Erben (DIE. 8 S. 268). 
Wirkung ber Anfehtung $. 142. Anfechtung ber Ausfchlagung feitens 
eines Pflichtteiläberechtigten 8. 2808. 2) ©. Unm. b zu 8. 1944. 
3) Bol. 8.121 Abi. 2, 8.124 abſ. 2. 

8. 1955. Die Anfehtung ber Annahme oder der Aus 
Ihlagung erfolgt durch Erflärung gegenüber dem Nachlaßgerichte. 
Für die Erklärung gelten die Borthriflen des 8. 1945. 

Sondervorſchrift gegenüber 8.148, vgl. SS. 1842, 1697, 1599, 

81. 


8. 1956. Die Berfäumung der Ausfchlagungsfrift Tann 
in gleicher Weiſe wie die Annahme angefochten werden. 

Die Anfehtung nad 8. 1956 kann nicht auf Unkenntnis ber Bor: 
ſchriften der SS. 1948, 1944 gegründet werden, findet vielmehr nur ftatt, 
wenn die Unterlaflung der Ausichlagung in Kenntnis der Berufung und 
bed Geſetzes erfolgte und die darin kundgegebene Willensäußerung auf 
einem Irrtume berubte, ber nicht nur den Beweggrund, fondern bie 
Willensäußerung felbit betrifft (NG. 68 S. 81, DOXG. 10 S. 296). 

8. 1957. Die Anfechtung der Annahme gilt als Aus- 
ihlagung, die Anfechtung der Ausſchlagung gilt als Annahme. 

Das Nachlaßgericht fol die Anfehtung der Ausfchlagung 
demjenigen mitteilen, welchem die Grbfcaft infolge der Aus 
ſchlagung angefallen war. Die Vorfchrift des $. 1953 Abf. 3 
Sap 2 —* Anwendung. 

Durch Abſ. 1 wird vermieden, daß gemäß 8. 142 Abſ. 1 nochmals 
ein Schwebezuftand eintritt. 

Redhtsflellung des Erben vor der Annahme oder Austchlagung. 

. 1958. Bor der Annahme der Erbihaft kann ein An⸗ 
ſpruch, der ſich gegen den Nachlaß richtet, nicht gegen den Erben 
gerichtlich geltend gemacht werden. 

1. Entgegen ber nad) B. II Bb. 5 S. 662 in ber zweiten Kommiljion 
vertretenen Anficht, daß $. 1958 eine prozeßrechtliche, wenn auch nicht 
prozeßhindernde Einrebe begründen folle, hält die herrſchende Meinung 
auf Grund der Faſſung des Geſetzes die Erbſchaftsannahme für eine vom 
Kläger zu behauptende und eventuell zu beweifende Borausfegung 
der Baffivlegitimation bed Erben, bei deren Mangel bie gerichtliche 
Hilfe von Amts wegen zu verfagen, in&befondere ein Berfäumnisurteil 
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und ein Arreſtbefehl nicht zu erlafien iſt RG. 60 S. 179 mit Bitaten). 
Der S. 1958 betrifft aber nur die Nechisverfolgung, die zivilrechtliche Ber: 
weigerungsbefugnis des Erben ergibt fih auch für die Zeit vor ber An: 
nahme ber Erbſchaft aus 88. 2014, 2016. Im Gegenfage zu dieſen 
Borfchriften findet $. 1958 auf den Ntachlaßpfleger und ben Teftaments: 
vollftreder feine Anwendung ($. 1960 Abf. 8, 8. 1961; 8. 2218 Abſ. 2). 
Wegen ber Verjährung eines gegen den Nachlaß gerichteten Anſpruchs 
i. 8. 207. 

2. Die außergerichtliche Geltendmadjung eines gegen den Nachlaß 
gerichteten Anſpruchs durch Klindigung oder Mahnung ift vor der Erb: 
ſchaftsannahme dem Erben gegenüber unbefchräntt möglich (vgl. 8. 1969 
Abſ. 8). 

8. Entipredend dem Grundfage bes 8. 1958 ift im Prozeſſe vor ber 
Annahme ber Erbichaft 

a) ber Erbe nicht zur Fortfekung eines burch den Tod des Erb: 
laſſers unterbrochenen Nechtsftreit3 verpflichtet (ZPO. $. 289 
Abſ. 6), 

b) die Zwangsvollſtreckung wegen einer Nachlaßverbindlichkeit nur 
in den Nachlaß, wegen einer eigenen Verbindlichkeit des 
Erben nicht in den Nachlaß zuläffig (ZPO. $. 778, vgl. aud 
8. 779 Abi. 2). 

4. Die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes wird nicht dadurch ge: 
bindert, daß ber Erbe die Erbſchaft noch nicht angenommen Hat (RO. 
8. 216 Abf. 1). 


&. 1959. Beforgt der Erbe vor der Ausſchlagung 
erbichaftliche Geſchäfte, fo ift er demjenigen gegenüber, melder 
Erbe wird, wie ein Geihäftsführer ohne Auftrag berechtigt und 
verpflichtet. 

Berfügt der Erbe vor der Ausſchlagung über einen Nach— 
laßgegenftand, jo wird die Wirkſamkeit der Verfügung durd) die 
Ausſchlagung nicht berührt, wenn die Verfügung nidt ohne 
Rachteil für den Nachlaß verſchoben werden fonnte. 

Ein Rechtsgeſchäft, daS nenenüber dem Erben als ſolchem 
vorgenommen werden muß, bleibt, wenn es vor der Aus- 
ihlagung dem Ausjchlagenden gegenüber vorgenommen wird, 
auch nad) der Ausſchlagung wirkſam. 

1. Bol. zu Abſ. 1 die Anm. zu $. 1948, ferner 8. 1978 Abſ. 1 
Sat 2. Die nach Abf. 1 beſtehenden Berbindlichleiten des endgültigen 
Erben find gemäß 8. 1967 Abſ.2 Nahlaßverbindlichleiten. Im 
Nachlaßkonkurſe begründet der Erfaganiprud) des Wusfchlagenden eine 
Maſſeſchuld (KO. 8. 224 Nr. 6). 

2. Abf. 2 gilt nur für dbinglihe Verfügungen; eine Haftung 
des endgültigen Erben für die von dem Ausſchlagenden eingegangenen 
Berbindlichkeiten befteht nicht. 

8. Abſ. 8 betrifft einfeitige empfangsbedürftige Rechts— 
geihäfte, insbeſondere Kündigung, Mahnung, Berfegung in Unnahme- 
verzug, auch Anfechtungserklärungen. 
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Fürſorge des Aachlaßgerichts; Vachlaßpfleger. 

F. 1960. Bis zur Annahme der Erbſchaft hat das Nach⸗ 
laßgeriht!) für die Sicherung des Nachlaſſes zu forgen, ſoweit 
ein Bedürfnis beiteht. Das gleiche gilt, wenn der Erbe un» 
befannt oder wenn ungemiß i ih, ob er die Erbſchaft angenommen 

at?2). 

Das Nachlaßgericht kann insbejondere die Anlegung von 
Siegeln, die Hinterlegung?) von Geld, Wertpapieren und Koft- 
barkeiten ſowie die Aufnahme eines Naclafverzeichniffes an⸗ 
ordnen und für denjenigen, welcher Erbe wird, einen Pfleger 
Nachlaßpfleger)!) beſtellen ). 

Die Vorſchrift des $. 1958 findet auf den Nachlaßpfleger 
feine Anmwendung®)?). 

1) Für die Sicherung des Nachlaſſes Mnah FGG. $. 74 jedes 
Amtsgericht zuftändtg, in defien Bezirke dad Bebürfnis der Ylirforge ber: 
vortritt. Für die Sicherung des Nachlafie8 von Ausländern find in 
eriter Linte die von dem Reiche oder von den Bunbesftaaten (EG. Art. 
66) abgefchlofienen Staatsverträge maßgebend, vgl. Recht 1901 ©. 812. 
Sicherung ded Nachlafied im Felde Reichsgeſ. v. 28. Mat 1901 8. 6, 
eines an Bord verftorbenen Schiffsmanns Seemannsordnung v. 2. Juni 
1902 $. 66 Abf. 2—4. 2) Um den Erben als befannt anzunehmen, 
tft abfolute Sicherheit nicht erforberlih (Seuffü. 658 ©. 78, DRS. 7 
©. 188, anderfeit3 OLG. 4 ©. 420). Cintragungen für die unbelaunten 
Erben im Grundbude 86. 28 ©. A 288. Cine Grieiterung ber 
Boraudfegungen des Abſ. 1 durch Landesgefeg ift im EG. Art. 140 zu: 
gelaſſen. 3) EG. Art. 144ff.; vgl. 88. 1808, 1818. 4), Auf: 
gaben und Nechtäftellung des Nachlaßpflegers 58. 1961, 2012, 2017; 
ZPO. 8. 248, 8. 779 Abſ. 2, 8. 991 Abi. 2; KO. S. 217 u. 1: 
GBO. 8.41 Ubi. 1, 588. S. 76, 8. 67 Abſ. 1 Nr. 8, S. 111 Abſ. 2; 
vgl. OLG. 8 ©. 269, 867, au RE. 60 ©.182. Die Berpflidtung 
zur Übernahme der Nachlaßpflegſchaft beitimmt fih nah $. 1786, 
die Vergütung des Naclaßpfieger8 nad) SS. 1886, 1915 (DAB. 1902 
©. 440, ORG. 7 ©. 858, RJA. 6 ©. 88 —= KG. 80 S. A 88). 
Nachlafpflegihaft zum Zwecke ber Befriedigung der Nachlafgläubiger 
(Nahlapverwaltung) 88. 1975, 1981. Der Nachlaßpfleger iſt Ber: 
treter ber Perfon des unbelannten Erben; ibm bzw. dem durch ihn 
vertretenen Erben kann im Progefie das Armenrecht bewilligt werben 
(RG. 50 ©. 894, vgl. KG. 26 S. B 11, Seufiü. 58 ©. 87). Die Be 
ftelung des Nachlaßpflegers ift troß fchwebenden Nachlaßkonkurſes zuläffig 
(RIA. 8 ©. 179). Nachlaßpflegſchaft auch in Anſehung eines Erbtetls 
(OLG. 5 S. 229, NZU. 7 ©. 29). Belchwerde eines Erbengläubigers 
gegen Anordnung ber Nachlaßpflegſchaft OLE. 12 ©. 199. 5) Die 
Koſten der gerichtlichen Sicherung des Nachlaſſes und der Nachlaßpfleg⸗ 
ſchaft find nach 8. 1967 Abſ. 2 Nachlaßverbindlichkeiten, fie gehören tim 
Nachlaßkonkurſe zu ben Maſſeſchulden, desgl. die Verbindlichkeiten aus 
den vom Nachlaßpfleger vorgenommenen Rechtsgeſchäften und den Un: 
ſprüchen des Nachlaßpflegers (KO. $. 224 Nr. 4-6). 
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6) Landesgeſetzliche Borfchriften: 

a) Siegelung des Nachlaſſes: Br. Art. 79; FGG. Art. 19, 104 bis 
107, 111, 118, 121, 122, 128; alg. V. v. 20. Dez. 1899 88. 10ff.; 
Ban. Art. 105, 167 XVL Notariatsgeſ. Urt. 1; Sachſ. Geſ. v. 15. Juni 
1900 88. 98—101; Wurtt. Art. 78; Bad. Rechtspoligeigeſ 88.16, 44; 
Heff. AG. 3. FGG. Art. 181; EifLoth. AG. z. FGOG. SS. 24, 26. 

b) Aufnahme des Nachlaßverzeichnifies: Pr. fiehe zu a). Bay. 
Art. 167, Notariatsgeſ. Art. i. Wlrtt. Art. 125, 128. Bad. Rechts⸗ 
polizeigei. 8.43. Heſſ. Urt. 117. ElſLoth. AG. 3. FGG. 8. 87. 

c) Sicherungsmaßregeln bei dem Tode eines Beanten: Pr. FGG. 
Art. 20. Bay. Art. 106, V. v. 7. Dez. 1899. Heſſ. Art. 129. ElſLoth. 
AG. 3 968. 8. 29. 

7) Nachlaßpfiegichaft in der Übergangszeit OLG.1 ©. 886, 
2 S. 846, RJA. B ©. 64 (= KG. 24 ©. A 28). 


« 1961. Das ralabgeriät hat in den Fällen des 
8. 1960 Ab. 1 einen Nachlaßpfleger zu beftellen, wenn die Bes 
jtellung zum Bmede der gerichtlichen Geltendmadhung!) eines 
Anſpruchs, der fi) gegen den Nachlaß richtet, von dem Berech⸗ 
tigten beantragt wird?)®). 

Bol. S. 1968; f. au ZPO. 8. 248, 8.779 Abſ. 2, KO. 8. 217 
Abſ. 1. Bu einem gegen den Erblafjer ergangenen Urteil lann die Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel gegen den Nachlaßpfleger erteilt werden (OLG. 2 S. 128; 
vgl. auch 3 ©. 261, 4 S. 420). 

1) oder zu der vorherigen außergerichtlichen Geltendmachung (NZYU. 2 
©. 10 = 86. 22 S. A 11). 2) Keine Prüfung, ob ein be: 
fondere8 Intereſſe des Untragitellerd vorhanden (Seuff. 657 ©. 818). 
3) Keine Haftung des Antragitellerd für Auslagen und Bergltung des 
Pflegerd, Recht 1900 ©. 491. 


8 1962. Für die Nachlaßpflegſchaft tritı an die Stelle 
des Vormundſchaftsgerichts das Nachlaßgericht. 
Sas r die Borbm. S. 886 Ziff. 8, 5, auch YES. 8. 76, 8. 88 


JAnterhaltsanſpruch der Mutter des Erben. 
&. 1963. Iſt zur Zeit des Erbfall3 die Geburt eines 
Erben zu erwarten!), fo fann die Mutter, falls fie außerftande 
ist, ſich felbit zu unterhalten, bis zur Entbindung ftandesmäßigen 
Unterhalt?) aus dem Nachlaß?) oder, wenn noch andere Ber» 
fonen als Erben berufen find, aus dem Erbteile des Kindes 
verlangen‘). Dei der Bemeflung des Erbteils ift anzunehmen, 
daß nur ein Kind geboren wird. 
1) 8. 1928 Abſ. 2, nasciturus ald Nacherbe S. 2141. 2) 8. 1610. 
3), Nötigenfalis auch au dem Stammpermögen. 4) Ginftweilige 
Berfügung nad) ZPO. 88. 986 ff. zuläſſig. Von der Geburt an befieht 
nur eventuell ein Unterhaltsaniprud) der Mutter gegen bag Kind nad 
88, 1601. Tritt die erwartete Geburt nicht ein, fo Tann eine Ber: 
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pflihtung zur NRüderftattung des Empfangenen nad) 8. 812 oder aud 
eine Erſatzpflicht nad) 88. 823, 826 beitehen. 


Zefflellung des Erbrechts des Fiskus. 


8. 1964. Wird der Erbe nicht innerhalb einer den Um⸗ 
ftänden entjprechenden Friſt ermittelt, jo hat das Nachlaßgericht 
feftzuitellen, daß ein anderer Erbe als der Fiskus!) nicht vor- 
handen ift. 

Die Feſtſtellung begründet die Vermutung, daß der Fiskus 
geſetzlicher Erbe ſei?). 

1) Erbberechtigter Fiskus 8. 1986. 2) Zu Abſ. 2 Mechts⸗ 
vermutung) vgl. ZPO. $. 292. Der Yislus kann auch Ausftellung eines 
Erbicheing (8. 2868) verlangen, anberjeit3 fteßt ihm gegen die nach 
8. 1964 getroffene Feitftelung die Beichwerde zu (RIM. 4 ©. 21 = 
RG. 27 S. A 49, 29 ©. A 4). Wegen mangelnden Bedürfnifies, ins: 
befondere wegen Überfhuldung bes Nachlafies darf die Feſtſtellung nicht 
unterbleiben (ORG. 9 S. 884). Einfiht der der Feititellung voraus: 
gegangenen Ermittelungen FGG. $. 78. 


&. 1965. Der Feititellung hat eine öffentlide Auf- 
forderung zur Anmeldung der Erbrechte unter Beltimmung 
einer Anmeldungsfrift vorauszugehen; die Art der Belannt- 
madhung und die Dauer der Anmeldungsfriit bejtimmen fid) 
nad) den für das Aufgebotsverfahren geltenden Borfchriften!). 
Die Aufforderung darf unterbleiben, wenn die Koſten dem Be- 
ftande des Nachlaſſes gegenüber unverhältnismäßig groß find?2). 

Ein Erbredt bleibt unberüdfidligt?), wenn nidt dem 
Nachlaßgerichte binnen drei Monaten nad) dem Ablaufe der An- 
meldungsfrift nachgewieſen wird, daß das Erbredjt beiteht oder 
daß e3 gegen den Fiskus im Wege der Klage geltend gemacht 
iſty. Sit eine öffentliche Aufforderung nit ergangen, fo be- 
ginnt die dreimonatige Friſt mit der gerichtlichen Aufforderung, 
das Erbredht oder die Erhebung der Mage nachzuweiſen. 

1) 8PO. 88. 948-960; bie Anmeldungsfriſt muß danach mindeftens 
ſechs Wochen betragen. Vgl. $. 2868 Abſ. 2. 2) Bol. 8. 1980 
Abſ. 2. 3) bei ber dem Nachlaßgericht obliegenden Seititellung; eine 
Ausöſchließung des Erben findet nicht ftatt ($. 1964 Abſ. 2). 4, Auch 
eine nach Ablauf der Unmeldungsfrift eingehende Anmeldung ift gemäk 
Abſ. 2 zu berüdfichtigen, die Feſtſtellung darf daher nit vor Ablauf ber 
Friſt des Abſ. 2 getroffen werden (OLG. 9 S. 885, RIU. 6 ©. 106 = 
KG. 81 ©. A 64). 


& 1966. Bon dem Fiskus als geſetzlichem Erben und 
gegen den Fiskus als geſetzlichen Erben kann ein Recht erft 
geltend gemacht werden, nadydem von dem Nachlaßgerichte feit- 
geitellt worden ift, daß ein anderer Erbe nidyt vorhanden ift. 
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Zweiter Titel, 
Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten. 


1. Die Streitfrage, ob nach dem BGB. der Erbe für die Nachlaß- 
verbindlichkeiten (Biff. I) grundſätzlich unbeſchränkt, d. h. in voller 
Höhe der Berbindlichkeiten auch mit feinen eigenen Bermögen haftet oder 
feine Haftung grundfägli auf den Nachlaß beſchränkt ift, bat vorzugs⸗ 
weife theoretifche Bedeutung. Praktiſch wefentlich ift, daß der Erbe, von 
Ausnahmefällen abgefehen, das Recht hat, feine Haftung mit der Wirkung 
auf den Beftand des Nachlaſſes zu befchränten, daß er nur mit ben 
Radhjlaßgegenftänden felbft, nicht mit feinem eigenen Bermögen auf Höbe 
bed Wertes des Nachlafied (cum viribus. nicht pro viribus hereditatis) 
haftet. Er muß fih jedod, um die Beſchränkung ber Haftung 
(Ziff. III) geltend maden zu können, beftimmter ihm vom Gefege zur 
Berfügung geftellter Rechtsbehelfe bedienen, die miteinander gemeinfam 
haben, daß der Nachlaß in der Hand des Erben ald ein mit den 
NRadylapverbindlichteiten belaftetes, von dem übrigen Bermögen des Erben 
getrenntes Bermögen behandelt wird. Die regelmäßigen Mittel zur 
Durchführung der Abfonderung des Nachlaffe8 und zur Geltendmachung 
der beichräntten Haftung des Erben find die Nahlaßverwaltung und 
der Nachlaßkonkurs. Der Nachlaßkonkurs fett Überſchuldung des Nach» 
laffeö voraus, die Ntachlaßverwaltung ift für die fonitigen Fälle befttmmt, 
in denen die Abwidelung des Nacdlafie8 dem Erben in deſſen eigenen 
Intereffe oder zum Scuge der Nachlaßgläubiger abgenommen werben 
fol, fte geät, wenn ſich Überfhuldung herausſtellt, in den Nachlaßkonkurs 
über. Nachlaßkonkurs und Nachlapverwaltung Haben bie Wirkung der 
Haftungsbeſchränkung auch dann, wenn fie von den Nachlaßgläubigern bean: 
tragt werden. Daneben wird dem Erben ald Aushilfsmittel in befonderen 
Sällen eine @inrede (Abzugs-, Erſchöpfungs⸗, Unzulänglichleits- Dürftigkeits⸗ 
Einrede) gewährt, durch deren Geltendmachung der Erbe dem einzelnen Nachlaß⸗ 
gläubiger gegenüber in cin entiprechendeg, Verhältnis tritt, wie es bei der 
Nachlapverwaltung und dem Rachlaptonhırfe gegenüber allen Gläubigern 
befteht (SS. 1990, 1992; vgl. SS. 1978, 1974, 1989). Um nach dem 
Schuldenbeitande des Nachlaſſes feititellen zu können, ob die Boraugfegungen 
des Nachlaßkonkurſes oder einer Nachlaßverwaltung vorliegen, bat der 
Erbe das Net bes Aufgebotö der Nadlafgläubiger (Ziff. ID. 
Andererjeits ift zum Bwede der $tlarftellung des Altivbeftandes des Nach— 
laffes im Intereſſe der Gläubiger dem Erben die Pflicht zur Inventar: 
errichtung auferlegt und mit deren Berlegung der Nachteil der jchlecht: 
bin unbeihränktten Haftung verbunden (Ziff. IV). Enbli wird durch 
Gewährung aufihiebender Einreden (Ziff. V) der nicht fchlechthin un: 
beſchränkt Haftende Erbe auch nad der Annahme der Erbichaft (vgl. 
8. 1958), um den Nachlaß ordnen zu können, eine angemefiene Zeit bin: 
durch vor der Berfolgung der Anfprüche der Nachlaßgläubiger geihügt. 
Für die Haftung von Miterben gelten nad) 88. 2068 ff. noch befondere 
Borfchriften. 

2. Geltendmachungder Haftungsbefhräntungin Prozefie. 

a) Hat der Bläubiger ſchon gegen den Erblaffjer einen voll: 
itredbaren Titel erlangt, fo muß der Erbe die Beichräntung 


N 
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feiner Haftung als Einwendung gegen die Swangsvollfiredung 
im Wege der Klage gemäß ZPO. SS. 781, 785, 767 (769, 
770) geltend machen. Eines Borbehalt3 in der gegen ben 
Erben erteilten Boliftredungsflaufel bedarf es nicht, fofern bie 
Klaufel auf dem gewöhnlihen Wege nad) ZPO. SS. 724, 725, 
7127 erteilt wird. Der Erbe muß zur Begründung feiner 
Einwendung dartun, daß Nachlakverwaltung angeorbnnet bzw. 
Nachlaßkonkurs eröffnet tft oder daß bie Vorausjegungen des 
8. 1990 gegeben find. 

Wird der vollftredbare Titel erſt gegen den Erben er: 
wirkt, fo tft die Geltendmadung der Haftungsbeſchränkung in 
der Regel dadurch bedingt, daß ein entiprechender Borbehalt 
in da8 Urteil aufgenommen wirb (ZPO. 8. 780. Im 
übrigen erfolgt die Geltendmachung auf demſelben Wege wie 
in dem vorigen Falle. Zuläffig iſt auch, daß ſchon in dem 
Urtetle darüber entfchieden wird, ob die Borausfegungen der 
befchräntten Haftung (Nachlaßverwaltung, Nachlaßkonkurs, 
Erichöpfung des Nachlaffes) gegeben jind ſowie andererfeitd ob 
eine vom &läubiger behauptete Tatfache eingetreten ift, Die 
den Berluft der Beichräntbarkeit der Haftung und damit bie 
ſchlechthin unbeichräntte Haftung de? Erben zur Folge Bat. 
Die Borichrift de S. 894 3PO. (Verurteilung zur Abgabe 
einer Willenserflärung) ift auf eine unter dem Vorbehalte ber 
beichräntten Haftung gemäß $. 780 ZPO. ergangene Berur: 
teilung nicht anwendbar (RG. 49 S.417). Iſt ein Borbebalt 
gemäß 8. 780 im Urteil unterblieben, fo Tann ber Erbe bie 
Beichräntung der Haftung nicht mehr im Wege einer Klage 
nad $. 767 ZPO. geltend machen (RE. 59 ©. 801). 

8. Die Borfchriften über die Haftung des Erben für die Nadlaf: 
verbindlichkeiten finden nah 8. 1489 Ubf. 2 bei der fortgefegten 
Gütergemeinſchaft entiprechende Unwendung auf die Haftung bes 
Überlebenden Ehegatten, fomweit diefer nur infolge des (Gintritt3 ber 
fortgefegten Gütergemeinichaft perfönlich haftet. Wegen der weiter: 
gehenden Anwendbarkeit einzelner Borfchriften vgl. Unm. 8 zu $. 1991. 
Betreffd der Haftung des Erben für die Berbindlichkeiten eines zıım Nach: 
laffe gehörenden und von ihm fortgeführten Handelsgeſchäfts 1. HGB. 
8. 27. Haftung des Erben für Schulden einer offenen Handelägefellichaft 
988. 8. 189 Abſ. 4. Die Haftung des Erben nah internationalem 
Privatrecht ift im EG. Art. 24 Abſ. 2 geregelt; für die Ubergangs— 
zeit trifft Art. 218 Beitimmung. 


I. Jachlaßverbindlichkeiten. 
Mmfang der Haftung. 
* 1967. Der Erbe haftet für die Nachlaßverbindlichkeiten. 
u den Nacjlaßverbindlichkeiten gehören außer den vom 
Erblafjer herrührenden Schulden die den Erben als jolden 
treffenden Berbindlichkeiten, insbefondere die Berbindlichfeiten 
aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen. 


b 


— 
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1. Bol. zu Abſ. 1 SS. 1418, 1461, 8. 1582 Abf. 2, 8. 1712 
uf. 2, zu Abi. 2 S. 678, 8. 727 Abf. 2. Berbindlichleit aus bem 
Pflichtteildrechte SS. 2808, 2817, aus dem Bermädtniffe $. 2174, aus der 
Auflage 8. 2194. Ein von Erben abgegebene® Schuldanerkenntnt3 be: 
gründet eine Nacdjlaßverbindlichleit (RS. 62 ©. 88). Daß Berfprechen 
von Abfindungen an Verwandte des Erblafferd ſeitens einer zur Erbin 
eingeſetzten juriftiichen Berion begründet eine Nachlaßverbindlichkeit, wenn 
die ftaatliche Genehmigung der Zuwendung (EG. Art. 86) befagt, daß es 
bei dem Abfindungsverfprechen fein Bewenden behalte KG. 25 ©. A 228). 
Nachlaßverbindlichkeiten entitehen ferner aus den Rechtsgeſchäften des 
Teftamentsvollfirederd, Nachlaßpflegers, Nachlaßverwalter8 und Nachlaß 
fonkursvermwälters, vgl. OLG. 12 ©. 861. Unvererbliche Verbindlichkeiten 
Anm. 8 zu 8. 1922. Anfechtungsrecht der Gläubiger gegenüber dem Erben 
des Anfechtungsgegnerd KO. S. 40, AnfGeſ. v. 21. Juli 1879 8. 11. 

2. Gerichtsſtand ZPO. SS. 27, 28. Brozeilualifches 1. Borbm. 2. 
Für die Koften eines von ihm oder gegen ihn geführten Prozeſſes Haftet 
der Erbe dem Gegner perfönlich (unbeſchränkbar). Der Erftattungsanipruc) 
des Erben gegenüber dem Nachlaſſe bemißt ſich nach 8. 1978. 

Beerdigungskoſten. 

6.1968. Der Erbe trägt die Koſten der ſtandesmäßigen 
Beerdigung des Erblafiers. j 

Standesmäßig $. 1610 Ubi. 1. Im Nachlaßkonkurſe gehören die 
Beerdigungstoften zu den Maflefhulden (KO. $. 224 Nr. 2). Nach dem 
Erben haften die gegenüber dem Erblaſſer unterhalt3pflichtigen Perfonen 
(8. 1615 Abſ. 2, $. 1718 Ubi. 2). Erfakanfprud des Erben im alle der 
Zötung des Erblaflers $. 844 Abi. 1. Berpflichtung des Reeders zur 
Zragung der Beltattungstoften für einen verftorbenen Schiffsmann, See- 
mannsorbnung v. 2. Juni 1902 SS. 69, 64. Koften der Todeserklärung, 
8PO. S. 971. — Beſtimmungsrecht über ben Ort der Beltattung, OLG. 2 
©. 426; Erbbegräßnifie, EG. Urt. 188. 

en für Angehörige des Grblaſſers. 

&. 1969. Der Erbe iſt verpflichtet, Bamilienangehörigen 
des Erblaflers, die zur Zeit des Todes des Erblaſſers au deſſen 
Hausftande gehört und von ihm Unterhalt bezogen haben!), in 
den erſten dreißig Tagen?) nad) dem Eintritte des Erbfalls in 
demjelben Umfange, wie der Erblafler es getan hat, Unterhalt 
zu gewähren und die Benugung der Wohnung und der Haus» 
haltögegenftände zu geitatten. Der Erblafjer kann durch letzt⸗ 
willige Verfügung eine abweichende Anordnung treffen. 

Die Vorſchriften über Vermächtniſſe finden entſprechende 
Anwendung )t). 

Die Vorſchrift iſt im Anſchluß an das deutfch:rechtlidhe Inſtitut des 
fog. Dreißigfien von der Neichstagstommiffion aufgenommen worden. 

2) Unterhaltspflicht des Grblafiers tft nicht Borausfegung; nicht 
berechtigt find Perſonen, die, ohne Familienangehörige zu fein, ſich auf 
Grund eines Bertragsverbältniffes oder nur tatfählid im Haufe befunden 
haben. Auch den gejeglich Berechtigten fann der Erblafier nach Abſ. 1 
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Sag 2 den Anfpruch entziehen. 2), Berechnung ber Frift 8. 187 Abſ. 1, 
8. 188 Abſ. 1. 3 Nah Adi. 2 Haben die vorbezeichneten Berfonen 
nur ein Forderungsrecht, das insbeſondere auch im Verhältniſſe zu den 
fonftigen Naclaßverbindlichleiten nach den Borfchriften fiber Bermächtniffe 
zu beurteilen ift (vgl. die Anm. zu 8. 2174). 4) Gerichtliche Geltenb: 
machung des Anſpruchs vor Unnahme der Erbichaft SS. 1968, 1961. Die 
S8. 2014, 2015 find für unanwendbar zu eradten. 


H. Aufgebot der Nadlaßgläubiger. 

1. Die folgenden Paragraphen finden ihre Ergänzung in den Bor: 
ſchriften der ZPO. (88. y89— 1000) über da8 AUufgebot3verfahren. 
Danach ift antragsberechtigt jeder Erbe, der nicht unbeſchränkt haftet, 
ferner ein NRachlabpfleger und ein Teftamentspollfireder, wenn ihm bie 
Berwaltung des Nachlaſſes zuſteht (der Erbe und der Teftaments- 
vollftreder erjt nach der Annahme der Erbſchaft); außerdem der Ehemann 
der Erbin, wenn ber Nachlaß zum eingebradgten Gute oder zum Gefamts 
gute gehört, fowie der Erbichaftsfäufer. Die Aufgebotsfrift beträgt 
ſechs Wochen bis ſechs Monate. Die Eröffnung de Nachlaßkonkurſes 
beendigt da8 Berfahren, die Unmeldung einer Yorderung im Aufgebots⸗ 
verfahren gilt jedoch unter gewiflen Porausiegungen auch für das 
Konkurdverfahren (KO. 8. 221). Die Koften ded Aufgebot gehören im 
Nachlaßkonkurſe zu den Maſſeſchulden (KO. 8. 224 Nr. 4). 

2. Dur die Stellung des Antragd auf Erlafiung des Aufgebots 
innerhalb eines Jahre nach der Annahme ber Erbfchaft wird für dem 
Erben die aufichiebende Einrede des S. 2015 und damit die Be 
ſchränkung der Zwangspollftredung nad ZPO. 8. 782 begründet. Die 
Wirkung bes Ausſchlußurteils beftiimmt S. 1978. Kine weiter 
gehende Wirkung Hat das Aufgebot und das Ausſchlußurteil, wenn 
mehrere Erben vorhanden find (8. 2045, $. 2060 Nr. 1). 

Buläffigkeit. 

8. 1970. Die Nadjlapgläubiger können im Wege des 
Aufgebotsverfahren® zur Anmeldung ihrer Forderungen auf» 
gefordert werden. 

Das Recht des Erben, das Mufgebot zu beantragen, unterliegt 
feiner zeitlichen Beichräntung; vgl. jedoch $S. 2016. Vorherige Errichtung 
des Inventars ift nicht erforderlid. Lunterlaffung des Aufgebots macht 
den Erben nach 8. 1980 den Nachlaßgläubigern verantmwortlid. 


Jicht beiroffene Gläubiger. 

. 1971. PBiandgläubiger!) und Gläubiger, die im 
Konkürſe den Pfandgläubigern gleichitehen?), ſowie Gläubiger, 
die bei der Zmungsvollittedung in das unbeweglihe Bermögen 
ein Recht auf Befriedigung aus diefem Bermögen haben?), 
werden, jomweit es fih um die Befriedigung aus den ihnen 
baftenden Gegenjtänden handelt, durd das Wufgebot nidjt be—⸗ 
teoffen. Das gleiche gilt von Gläubigern, deren Anfprüdhe durch 
eine Bormerkungt) gefichert find oder denen im Konkurs ein 
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Ausſonderungsrecht zuitehtd), in Anfehung des Gegenftandes 
ihres Rechtes®). 

1) SS. 1204 ff., 1278 fi. 2) RD. 8.49. Ob das Pfandrecht oder 
das ihm gleichitefende Recht vor oder nad dem Eintritte des Erbfalls 
erlangt iſt, kommt bier nicht in Betracht. Abweichend $. 2016 Abſ. 2. 
3) nad Maßgabe ded ZBG. $. 10 (hauptſächlich Hypothelen:, Grund: 
ſchuld- und Nentenihuldgläubiger ſowie NReallaftberechtigte, aber auch der 
betreibende Gläubiger wegen der durch die Beichlagnahme bes Brundftüds 
erworbenen Rechte, landwirtſchaftliches Gefinde wegen feiner Lohn⸗ 
anfprüde, öffentliche Laften 2c.). Wegen des gegenüber dieſen Gläubigern 
beftehenden Rechtes des Erben, bie Bmwangdverfteigerung der Nadjlaf: 
grundftüde berbeizuführen, vgl. 3BG. SS. 176 ff. 4) 88. 888, 884. 
5) KO. 8.48. 6, Beſondere Borfchrifien betreff3 der im 8. 1971 
bezeichneten Gläubiger |. in 8. 1974 Ubi. 8, 8. 2016 Abſ. 2, $. 2060 
Nr. 2. 


8. 1972. Pilichtteilsrechte, Vermächtniſſe und Auflagen 
werden durch da3 Aufgebo! nicht betroffen), unbejchadet der 
Borfchrift des $. 2060 Wr. 12). 

2) Bol. jedoch 8. 1978 Abſ. ı Sag 2, 8. 1974 Ubf. 2 und die Anm. 
zu 8. 1979. 2) Kerner werden von dem Wufgebote die Gläubiger 
nicht betroffen, welchen der Erbe unbeichräntt haftet, fei es, daß die un: 
beſchränkte Haftung nur gegenüber einzelnen Gläubigern beiteht (Borbm. 8 
zu Biff. IV, unten ©. 860), fet e8, daß fie während des Aufgebots⸗ 
verfahrens gegenüber allen Gläubigern eingetreten if. Tritt dagegen ber 
Berluft ber beichräntten Haftung erft nad) dem Erlafie bed Augichluß: 
urteils ein, jo bleibt die Wirkung des Aufgebot3 befiehen ($. 2018 Abſ. 1). 
Ohne Einfluß ift die unbejchräntte Haftung des Erben auf die im $. 2060 
Nr. 1 beſtimmte Wirkung des Aufgebot3. 

Wirkung des Ausſchlußurteils. 

8. 1973. Der Erbe kann die Befriedigung eines im 
Aufgebotsverfahren ausgefchloflenen Nadlaßgläubigers injomeit 
verweigern, al3 der Nachlaß durch die Befriedigung der nidjt 
ausgeichloffenen Gläubiger erihöpft wird). er Erbe hat 
jedod den ausgejhloffenen Gläubiger vor den Verbindlichkeiten 
aus Pflichtteilgrechten, Vermächtniſſen und Auflagen zu be- 
friedigen, e3 jei denn, daß der Gläubiger feine Forderung 
an nad) der Berichtigung dieſer Berbindlichfeiten geltend 
macht?). 

Einen Ueberſchuß Hat der Erbe zum Zwecke der Bes 
friedigung des Gläubiger im Wege der Zwangsvollitredung 
nad) den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungeredt= 
fertigten Bereicherung?) herauszugeben®). Er fann die Heraus» 
gabe der noch vorhandenen Nachlaßgegenſtände durch Zahlung 
des Wertes abwenden’). Die rechtsfräftige Verurteilung des 
Erben zur Befriedigung eines ausgefchloffenen Gläubigers wirkt 
einem anderen Gläubiger gegenüber wie die Befriedigung‘). 

Achtlier, Bürgerliches Geſezbuch. 5. Auflage. 54 
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2) Die Beweidlaft dafür, dat der Nachlaß erihöpft ift, trifft ben 
Erben. Der Einwand fann im Hauptprozeß und auch noch gegenüber 
ber Zwangsvollſtreckung erhoben werden (OLG. 9 S. 886 und mit 
Beihräntung auf den Nacjlaßverwalter RG. 61 S. 221). Der Bors 
behalt der Haftungsbefchräntung nah 83PO. $. 780 ift für bie 
Geltendmachung des durch ein bereitö ergangenes Ausſchlußurteil nach 
8.1978 begründeten Rechtes nicht notwendig (OLG. 7 S. 184, 9 S. 885). 
— Ob der Erbe von der ausgefchlofienen Forderung Kenntnis gehabt 
Bat, iſt unerbeblid (OLG. b ©. 280). 2) In diefem Falle befteht 
gegenüber dem Pflichtteil3berechtigten, Bermächtnisnehmer und Auflagen⸗ 
empfänger noch das Anfechtungsrecht der KO. 8. 222 und des Anſechtungs⸗ 
geſetzes v. 21. Juli 1879 8.8a. 8) Vgl. insbeſondere $. 818. 4) An 
eine beitimmte Reigenfolge ber ausgeihlofienen Gläubiger ift der Erbe bei 
der Herausgabe des Liberfchuffes nicht gebunden. Bgl. auch Anm. 1 zu 
$. 2060. 5) Bol. 8. 1992 Sag 2. Der in dem etiwaigen Sinventar 
angegebene Wert ($. 2001 Abi. 2, vgl. 8. 2009) iſt nicht unbedingt maß: 
gebend. 6) Bol. 8. 1991 Abſ. 8. 7) Der ausgeihloffene Gläubiger 
tft zur Stellung des Antrags auf Beitimmung einer Inventarfrift (S. 1994) 
befugt, nicht Dagegen zu dem Untrag auf Anordnung der Nachlaßverwaltung 
(8.1981, ftreitig. Die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes Tanıı der aus: 
geichlofiene Bläubiger nur beantragen, wenn Konkurs über das Bermögen 
des Erben eröffnet ift (KO. S. 219 Abſ. 1). Am Nachlaßkonkurſe treten 
die ausgeſchloſſenen Gläubiger nah Maßgabe des 8. 226 Abſ. 4 RD. 
zurüd. Außerhalb des Konkurſes beitebt fein Recht der anmeldenden 
Bläubiger auf Nichtberüdfichtigung der ausgeichloffenen (OLE. 5 ©. 230). 
— Geltung bed 8. 1978 bei unbeſchränkter Haftung des Erben 8. 2018 


Abſ. 1. 
Derfpätete Geltendmachung einer Forderung. 

&. 1974. Ein ahlahaläubiger ber feine Forderung 
fpäter als fünf Jahre!) nach dem Erbfalle dem Erben gegenüber 
geltend madıt, ſteht einem ausgeſchloſſenen Gläubiger geh), 
es fei denn, daß bie Forderung dem Erben vor dem Ablaufe 
der fünf Sabre befannt geworden oder im Aufgebotsverfahren 
angemeldet worden ijt?). Wird der Erblafier ir tot erklärt, 
fo beginnt die Friſt nicht vor der Erlaffung*) des die Todes«- 
erflärung ausfprecdhenden Urteils. 

Die dem Erben nad) $. 1973 Abſ. 1 Sat 2 obliegende 
Berpflihtung tritt im Berhältniffe von Berbindlichleiten ans 
Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen zu einander 
nur infomweit ein, als der Gläubiger im alle des Nachlaß⸗ 
konkurſes im Range vorgehen würdes). 

Soweit ein Gläubiger nad 8. 1971 von dem Aufgebote 
nicht betroffen wird, finden die Vorfchriften des Abf. 1 auf ihn 
feine Anwendung )?). 

2) innerhalb der fünf Sahre genügt außergerichtliche Geltendmachung; 
es werden aber auch nicht fällige und bedingte Forderungen betroffen. 
2) Bol. 8. 2060 Nr. 2. 3) Der 8. 1974 bat, wenn ein Aufgebot 
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fattfindet, nur Bedeutung für die im 8. 1972 bezeichneten Aniprüdje; vgl. 
Abſ. 8. 4) Beſonderheit genenüber 8. 18. 5) Bol. die Anm. 8 zu 
8. 1991 und die KO. $. 226 Abſ. 4. 6, Die nach 8. 1972 von dem 
Aufgebot nicht betroffenen Anfprüde (Pflichtteilsrechte, Vermächtniſſe, 
Auflagen) unterliegen, wie auch aus Ubf. 2 bervorgeht, dem $. 1974. 
7) Geltung bes $. 1974 bei unbefchräntter Haftung des Erben $. 2018 
Abſ. 1. 


Ill. Befhränkung der Haftung des Erben. 


1. Die folgenden Paragraphen enthalten zunächft folche Vorfchriften, 
welche der Nachlaßverwaltung und dem Nachlaßkonkurſe gemeinfam find 
(88. 1975— 1980), fodann Borfcriften, die fih ausſchließlich auf bie 
Nachlaßverwaltung beziehen (88. 1981— 1988), endlich Vorfchriften über 
die Erichöpfungseinrede (SS. 1989—1992). 

2. Die Nahlafverwaltung fteht als eine beiondere Art der 
Nachlaßpflegſchaft (vgl. $. 1976) grundfäglih unter den Vorſchriften über 
die Pflegſchaft (Bormundidhaft); wegen der Berwandtichaft ihres Zweckes 
mit dem ded Nachlaßkonturſes ift fie jedoch in manchen Beziehungen ent= 
fprechend dem letzteren geftaltet. Abweichungen vom VBormundichaftärechte 
finden fih in 8. 1981 Abſ. 8, SS. 1987, 1988. Die Antragsberechtigung 
bezüglich der Nachlaßverwaltung ergibt fih aus 88. 1981, 2018, bezüglich 
der Miterben ſ. $. 2062; die unmittelbaren Wirkungen der Unordnung 
der Rachlaßverwaltung find im 8. 1984, bie Obliegenheiten des Nachlaß: 
verwalter8 in den SS. 1986, 1986 geregelt. 


8. Der Nachlaßkonkurs ift in der KO. 88. 214— 286 wie folgt 
näber auögeftaltet: 

Das Berfagren ift zuläffig, auch wenn ber Erbe die Erbfchaft 
noch nicht angenommen bat oder wenn er für die Nachlaßverbindlichletten 
unbeichräntt Haftet, bei Mehrheit von Erben auch nach der Teilung des 
Rachlaffes (vgl. OLG. 2 ©. 507). Uber einen Erbteil findet ein 
Konkursverfahren nicht ftatl. Antragsberechtigt iſt einerſeits jeder 
Erbe, der Nachlaßpfleger, insbeſondere der Nachlaßverwalter, und der 
Teſtamentsvollſtrecker, dem die Verwaltung des Nachlaſſes zuſteht; ander: 
ſeits jeder Nachlaßgläubiger; ein nad) den 88. 1978, 1974 ausgeſchloſſener 
Gläubiger, ein Bermädtnisnehmer und ein nad) 8. 2194 Berechtigter 
jedod nur, wenn über bad Vermögen des Erben Konkurs eröffnet fft. 
FR eine Ehefrau die Erbin und gehört der Nachlaß zum eingebrachten 
Gute oder zum Gefamtgute, jo fteht der Antrag auch dem Ehemanne zu. 
Seitens eines Nachlaßgläubigerd kann die Eröffnung bes Berfahrens nicht 
mehr beantragt werden, wenn feil der Annahme der Erbichaft zwei Jahre 
verftrichen find (vgl. 8. 1981 Abſ. 2). 

Im Nachlaßkonkurſe fann abweichend von KO. 5.68 jede Nachlaß⸗ 
verbindlichfeit geltend gemacht werden, gewifje Berbindlichkeiten aber 
erſt nah allen übrigen. Maſſeſchulden find außer den in KO. 
8. 59 bezeichneten noch eine Anzahl anderer Berbindlichleiten. An einem 
Zwangsvergleiche nehmen die Gläubiger, deren Anſprüche an letter 
Stelle Berüdfihtigung finden, nicht teil. Im Kalle des Erbſchafts⸗ 
kaufs tritt der Käufer in Anfehung des Nachlaßkonkurſes an die Stelle 
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bes Erben; Ddiefer Hat jedoch unter Umftänden das Recht, die Eröffnung 
des Konkursverfahrens wie ein Gläubiger zu beantragen. 

4. Als Abzugseinrede (Erihöpfungs-, Unzulänglichkeit3-, Dürftig- 
keitseinrede) läßt fich die in den SS. 1990—1992 und in den SS. 1978, 1974, 
1989 dem Erben beigelegte Befugnis bezeichnen, die Befriedigung eines 
Nachlaßgläubigers gegen Herausgabe des Nachlafies zu verweigern. Die 
Befriedigung des Gläubigers erfolgt alddann aus dem Nachlaß im Wege 
der Bwangdvollitredung. Die Verpflichtung des Erben tft jedod in den 
einzelnen Fällen verfchieden, namentlich infofern, als nach den 88. 1978, 
1974, 1989 die Vorfchriften über die Heraudgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung maßgebend jind, während in den Fällen der 88. 1990, 1991, 
1992 eine weitergehende Haftung des Erben eintritt. 

b. Befteht für eine Forderung eine dingliche Sicherheit, fo 
fann, foweit es ſich um dieſe Handelt, bie Beſchränkung der Haftung des 
Erben nicht geltend gemacht werben (88. 884, 1187, 1211; vgl. jebocdh 
8. 1990 Abf. 2, $. 2016 Abſ. 2. Gin Gefamtichuldner und ein Bürge 
fönnen ſich nit darauf berufen, daß der Erbe des anderen Gefamt: 
ſchuldners bzw. des Hauptſchuldners nur befchräntt haftet (88. 425, 768). 


Nadlaßverwaltung und Macdlafkonkurs. 

F. 1975. Die Haftung des Erben für die Nadjlaf- 
verbindlichfeiten beſchränkt fih auf den Nachlaß, wenn eine 
Nadjlagpflegihaft zum Zwecke der Befriedigung der Radlaf- 
gläubiger (Nadjlaßverwaltung) angeordnet oder der Radlak- 
konkurs eröffnet ift. 

Die Nachlaßverwalt ung und ber Nachlaßkonkurs find die regelmäßigen 
Mittel zur Geltendmachung der beichräntten Haftung; der Erbe haftet 
troß ihrer unbeſchränkt, wenn er die ihm beftimmte Sinventarfrift verfäumt 
oder wenn er abfichtlih ein unvollftändige8 oder unrichtiges Inventar 
errichtet Hat ($. 1994 Abſ. 1, 8. 2005 Abf. 1, 8. 2018). Nachlaßpflegſchaft 
zur Sicherung des Nachlafies SS. 1960 fi. 

Abfondernng des Warhlafles, 

«1976. I die Rad)labverwaltung angeordnet oder der 
Nachlaßkonkurs eröffnet, jo gelten die infolge des Erbfalls durch 
Bereinigung von Recht und Verbindlichkeit!) oder von Recht und 
Belaftung?) erlojchenen Recdtsverhältniffe als nicht erlojdhen?). 

2) Bgl. die Vorbm. vor 8. 862. 2) 88. 1068, 1072, 1286. 
3) Pol. $. 1991 Abſ. 2, auch SS. 2148, 2175, 2877. Der $. 1976 gilt 
auch in den Fällen fchlehthin unbefchräntter Haftung des Erben (8. 2018 
Abſ. 1), Aus S. 1976 ergibt fich, daß der Erbe im Nadjlakfonturfe die 
ihm gegen den Erblafler zuftehenden Anſprüche geltend maden Tann (KO. 
8. 226 Abſ. 1). 


3 1977. Hat ein Nadlaßgläubiger vor der Anordnung 
der Kacjlaßverwaltung oder vor der Eröffnung des Radjlaf- 
konkurſes feine Yorderung gegen eine nicht zum Nadhlaffe ge 
hörende Forderung des Erben ohne deſſen — auf⸗ 
gerechnet, jo iſt nach der Anordnung der Nachlaßverwaltung 
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oder ber Eröffnung des Nachlaßkonkurſes die Aufrehnung als 
nicht erfolgt anzufehen, 

Das gleihe gilt, wenn ein Gläubiger, der nicht Nachlaß⸗ 
gläubiger ift, die ihm gegen den Erben zuitehende Yorderung 
gegen eine zum Nachlafje gehörende Forderung aufgeredhnet hat. 

©. die Anm. zu S. 1978. Bollzug und Wirkung der Aufrechnung 
88. 888, 889. Soweit die Aufrechnung als nicht erfolgt gilt, bleiben 
auch die für die Forderung beftehenden Sicherungen unberührt. Der 
8. 1977 findet feine Anwendung, wenn der Erbe das Recht auf Be 
fhränfung der Haftung allen Nachlaßgläubigern gegenüber verloren Hat 


8. 2018). 
\ Verantwortlichkeit des Grben. 

* 1978. Iſt die Nachlaßverwaltung angeordnet oder 
der Nachlaßkonkurs eröffnet, jo iſt der Erbe den Nadlaf- 
gläubigern für die bisherige Verwaltung des Nacdlaffes fo ver- 
antwortlid, wie wenn er von der Annahme der Erbfdaft an 
die Verwaltung für fie als Beauftragter zu führen gehabt hättet). 
Auf die vor der Annahme der Erbichaft von dem Erben beforgten 
erbfchaftlichen Geſchäfte finden die Vorjchriften über die Gefchäfts- 
führung ohne Auftrag entiprehende Anwendung’). 

Die den Nadhlakgläubigern nad Abſ. 1 zuitehenden Ans 
fprüche gelten als zum Nadjlaffe gehörend?). 

Aufwendungen find dem Erben aus dem Nachlaſſe zu erjeßen, 
fomeit er nach den Vorſchriften über den Auftrag oder über die 
Geihäftsführung ohne Auftrag Erjag verlangen könnte?). 

Die in den SS. 1978—1980 beftimmte beiondere Haftung tritt 
nit ein, wenn der Erbe den Gläubigern allgemein unbejchränft Haftet 
($. 2018). Dagegen beſteht fie nach $. 1991 Abſ. 1 auch in den Fällen 
des $. 1990. Betreff3 der Anſprüche der nach SS. 1978, 1974 aus⸗ 
geichlofienen Nachlapgläubiger im Falle des Nachlaßkonkurſes |. KO. 
$. 228 Ubi. 2. 

1) Der Erbe ift den Gläubigern nad) Maßgabe der 88. 259, 260 
verpflichtet, Nechnung zu legen, ein Berzeichnid aufzuftellen und den 
Offenbarungseid zu leiften (88. 666, 681). Die Vorfchriften der SS. 2006, 
2006 gelten jedoch bier nicht. 2) SS. 677 ff.; vgl. 8. 1959 Abf. 1. 
3) Val. 8. 2144 Abſ. 1 Halbſ. 2, 8. 2888 Ubi. 1 Sat 8. Die Vor: 
ſchrift ift befonders mit NRüdfiht auf SS. 1982, 1988, 1990 von Be: 
Deutung. 4) 88. 670, 688; vgl. 88. 256, 257. Am Nachlaßkonkurſe 
feht wegen des Erfaganfpruhs dem Erben ein Zurüdbehaltungsrecht 
(5. 273 Abſ. 2) nicht zu; die entiprechende Verbindlichkeit ift jedoch 
Maſſeſchuld (ED. 8. 228, $. 224 Nr. 1). 

8. 1979. Die Berichtigung einer Nachlaßverbindlichkeit 
durch den Erben müflen die Nadlaßgläubiger als für Rechnung 
des Nachlaſſes erfolgt gelten laſſen, wenn der Erbe den Um- 
ftänden nad) annehmen durfte, daß der Nachlaß zur Berichtigung 
aller Nachlaßverbindlichkeiten ausreiche. 
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Unbdernfall3 ift der Erbe, wenn er die Berichtigung mit Milteln 
des Nachlafies bewirkt Hat, perfönlich Haftbar und Hat, wenn er eigene 
Mittel aufgewendet Hat, im Nachlaßlonkurſe keinen als Maſſeſchuld (KO. 
5. 224 Nr. 1) geltenden Erſatzanſpruch; er tritt jedoch in dem einen wie 
in dem anderen Kalle tm Nachlaßkonkurs an die Stelle des befriedigten 
GSläubigerd; Hypotheken oder Pfandrechte, Vorzugsrechte fowie die Rechte 
aus einer Bürgihaft gehen auf den Erben über (KO. S. 225 Abſ. 2, 
BGB. SS. 401, 412; OLG. 6 S. 69, RE. 556 ©. 161). Hat der 
Erbe Pflitteildaniprähe, Vermächtniſſe oder Auflagen erfüllt, fo tft die 
Leiſtung anfechtbar gleich einer unentgeltlihen Verfügung des Erben 
(EKD. 8. 222, vgl. $. 82 Nr. 1, 8. 387 Abſ. 2; Anfechtungsgeſetz $. Ba, 
vol. 8. 8 Nr. 8, S. 7 Abi. 2). 

&. 1980, Beantragt der Erbe nicht unverzüglid!), nad) 
dem er von der Überfehuldung des Nadlafles Kenntnis erlangt 
bat, die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes, fo ift er den Gläubigern 
für den daraus entitehenden Schaden verantwortlich). Bei der Be- 
meflung der Zulänglichleit des Nachlaſſes bleiben die Berbind- 
lichfeiten aus Bermädjtniffen und Auflagen außer Betradt?). 

Der Kenntnis der Überfhuldung Iteht die auf Yahrläffg- 
feit*) berubende Unkenntnis gleid. Als Fahrläſſigkeit gilt es 
insbejondere, wenn der Erbe das Aufgebot der Radylaßgläubiger 
nidyt beantragt, obwohl er Grund hat, dad Vorhandenſein uns» 
befannter Nacdjlaßverbindlichleiten anzunehmen; das Aufgebot 
it nicht erforderlih, wenn die Kolten des Verfahrens dem 
Peſtande des Nachlaſſes gegenüber unverhälnismäßig groß 
ind°). 

h s. 121 Abſ. 1. 2) SS. 249. Mit Zuftimmung aller be⸗ 
fannten Gläubiger kann der Erbe (bzw. Nachlaßverwalter, 8. 1985) vom 
Nachlaßkonkurs abſehen, RJA. 6 ©. 121. 3) Grund 8. 1992. 
4) 8. 276. 5) Pal. 8. 1965 Abſ. 1 Satz 2. 

Ansrdnung der un, 
. 1981. Die Nadlafvermaltung ift von dem Nachlaß⸗ 
gericht anzuordnen, wenn der Erbe die Anordnung beantragt'). 

Auf Antrag eines Nadhlafgläubigers?), it die Nachlaß- 
verwaltung anzuordnen, wern Grund zu der Annahnıe befteht, 
daß die Befriedigung der Nadjlaßgläubiger auS dem Rad 
lafie durch das Verhalten oder die Bermögenslage des 
Erben gefährdet wird’). Der Antrag Tann nicht mehr geftellt 
werden, wenn feit der Annahme der Erbſchaft zwei Jahre ver⸗ 
ſtrichen find*) 5). 

Die Borfchriften des S. 1785 finden feine Anwendung 9. 

2) Der Untrag des Erben tit an feine Friſt gebunden. Gr taun 
vor der Annahme der Erbfchaft geftellt werden und enthält diefe nicht 
notwendig (vgl. RJA. 7 ©. 102 = AG. 31 ©. A 78, auh Anm. 3 
su 8. 1988). Der Erbe Hat das Antragdrecht nicht, wenn er aflen 
Nachlaßgläubigern gegenüber unbefchränkt Haftet ($. 2018). Miterbem 
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tönnen den Untrag nur gemeinfchaftlid) und nur bis zur Teilung des 
Nachlaſſes ftellen ($. 2062). Eine Ehefrau bedarf als Erbin zur Stellung 
des Antrags nicht der BZuftimmung des Ehemanns. 2) Auch 
wenn fein zweiter Nacdhlaßgläubiger vorhanden tft (OLG. 6 ©. 812, 
RIA. 7 S. 189). Auch ein Bermäcdhtnidnehmer Tann den Antrag 
ftellen (BayObꝰG. 2 S. 566). Wegen bed tm Aufgebotsverfahren 
ausgeichloffenen Nachlaßgläubigers ſ. Anm. 7 zu S. 1978. 5), Die 
Forderung des Untragfteller® und die fonitigen Vorausſetzungen des 
Abſ. 2 find dem Nachlafgerichte glaubhaft zu mahen (FGG. S. 156 
Abſ. 2). Letzteres Hat auch nah FGG. S. 12 nötigenfall8 von Amts- 
wegen Ermittelungen zu veranftalten. Abwendung ber Zwangsverwaltung 
durch Sicherheitsleiftung, nicht durch bloßes Erbieten dazu, lann zu- 
gelafien werden (KIJA. 7 ©. 18). 4) Nah KO. 8. 220 kann 
auh der Antrag auf Cröffnung des Nachlaßkonkurſes von einem 
Släubiger nicht mehr geftellt werden, wenn felt der Annahme der Erb: 
fchaft zwei Jahre verftrichen find. 5) Erfolgt die Anordnung auf 
Untrag de8 Erben, fo ift die Beichwerde unzuläffig; gegen bie An: 
ordnung auf Antrag eines Nachlaßgläubigers findet bie fofortige Be 
fchwerde fiatt (88. $. 76; vgl. $. 22). 6) Es beiteht danach feine 
allgemeine Verpflichtung zur Übernahme der Nachlaßverwaltung. Ber: 
gütung des Verwalter $. 1987. 

. 1982. Die Anordnung der Nadhlaßverwaltung kann 
abgelehnt werden, wenn eine den Koſten entiprechende Maſſe 
nicht vorhanden ift. 

Bol. KD. 8. 107, OLG. 11 ©. 227, ferner $S. 1978 Abſ. 2 und 
die dortige Anm. 8. Wufhebung wegen ungenügender Mafle $. 1988 
Abſ. 2. Schuß des Erben 8$. 1990, 1991. Der Antragfteller kann die 
Ablehnung durch einen Koftenvorihuß abwenden. 

&. 1983. Das Nachlaßgericht hat die Anordnung der 
Nadjlapverwaltung durd) das * ſeine Bekanntmachungen be⸗ 
ſtimmte Blatt zu veröffentlichen. 

1) Bol. KO. SS. 81, 111. Die Bekanntmachung iſt hauptſächlich 
wegen der im 8. 1984 vorgejchriebenen entiprechenden Anwendung des 
S. 8 KD. von Bebeutung 2) Daß die Anordnung ber Nachlaß: 
verwaltung bei den zum Nachlafie gehörenden Grunbdftüden und Rechten 
an Grundftüden in das Grundbuch einzutragen fet, ift nicht ausdrücklich 
vorgejchrieben, aber entfprehend KO. 8. 118 anzunefmen (OLG. 6 
©. 476, vgl. 86. 23 ©. B 39). 

8. 1084. Mit der Anordnung der Nachlaßverwaltung 
verliert der Erbe die Befugnis, den Nachlaß zu verwalten und 
über ihn zu verfügen!) Die Vorſchriften der 88. 6, 7 der, 
Konkursordnung?) Anden entiprehende Unmendung. Ein An: 
ſpruch, der ſich gegen den Nachlaß richtet, kann nur gegen den 
Radjlagvermwalter geltend gemacht werden?). 

Zmangsvolliiredungen und Arreſte in den Nachlaß zu 
Sunften eines Gläubigers, der nicht Nadlaßgläubiger iſt, find 
ausgeichloflen*). 
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1) Bol. KO. 8. 6. 2) Jetzt KO. SS. 7, 8 (Unwirffamteit ber 
nad) der Konlurseräffnung vorgenommenen Nechtähandlungen des Gemein: 
ſchuldners gegenüber den Konkursgläubigern, bedingte Wirkſamkeit ber 
nah diefem Zeitpunkt an den Gemeinfchuldner erfolgten Leitungen). 
Auch KO. 3. 28 (Erlöſchen eined vom Gemeinjchulbner erteilten Auf: 
trags 2c.) tft entiprehend anwendbar (ORG. 10 S. 196). 3) Die 
gegen ben Erben erhobene Klage ift von Amts wegen abzuweilen, bie 
Prozeßkoſten treffen ftet3 den Gläubiger (OLG. 2 ©. 160). Ein an: 
Hängiger Prozeß wird durch die Unordnung der Nacdjlaßverwaltung unter: 
brochen (ZPO. 8. 241 Abſ. 2, 8. 246). Wegen bes Nachlaßkonkurſes 
f. ZPO. 8. 240 und KO. SS. 10—12. 4) Bol. KO. S. 14, ED. 
$. 784. Der Nahlaßverwalter kann danad die Aufhebung von Boll: 
ftredungSmaßregeln verlangen, Die zugunften eines perlönlicdyen 
Bläubigerd des Erben in den Nachlaß erfolgt find. Das gleiche Recht 
hat der (nicht fchlechthin unbeſchränkt haftende) Erbe gegenüber Boll: 
ftredungsmaßregeln, die azugunften eines Nadjlaßgläubiger tn fein 
fonftige8 Vermögen erfolgt find. 

Obliegenheiten des Audlekue walters. 

. 1985. Der Nadlagverwalter hat den Nachlaß zu 
verwalten und die Nadlaßverbindlicyfeiten aus dem Raclaffe 
zu berichtigen). 

Der Nachlaßverwalter iſt für die Bermaltung des Nadı- 
laſſes aud den Sahlabgläubigern‘) verantwortlid. Die Bor: 
fhriften des 8. 1978 Abf. 2 und der 88. 1979, 1980 finden 
entiprechende Anmwendung?°). 

2) zu diefem Zwecke nötigenfal8 auch den Nachlaß in Geld umzu: 
fegen. Zu Rechtsgeſchäften der in den 88. 1821, 1822 bezeichneten Art 
bedarf der Verwalter der Genehmigung des Nachlaßgerichts (NFA. 6 
©. 120, vgl. Borbm. 2 ©. 851). Bgl. im Übrigen wegen feiner Ber: 
waltungsbefugniffe OLR. 12 ©. 862. 2) Dem Erben haftet der 
Nacjlaßverwalter nad) Maßgabe der 88. 1888, 1884, 1916. 3) Auch 
der Nacjlaßverwalter muß Hiernach bei Vermeidung der Haftung auf 
Schadenderiag die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes beantragen, jobalb er 
von der UÜberfchuldung des Nachlaſſes Kenntnis erlangt (vgl. jedoch 
Anm. 2 zu S. 1980), und zur Borbereitung feiner Entfchliegung unter 
Umftänden ($. 1980 Abf. 2) das Gläubigeraufgebot veranlaflen. Die 
Befugnis des Nachlaßverwalters zur Stellung diefer Anträge ift in KO. 
8. 217 Abſ. 1, ZPO. 8. 991 Ubi. 2 ausgeſprochen. Griagpflicht des 
Nachlaßverwalters gegenüber einem Gläubiger, den er bei Stellung des 
Aufgebotsantrags ſchuldhaft trotz Kenntnis nicht in das Verzeichnis gemäß 
ZPO. 8. 992 aufnimmt, DIZ. 1906 ©. 652. 


8. 1986. Der Nachlaßverwalter darf den Nachlaß dem 
Erben erft ausantworten, wenn die befannten Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten berichtigt find. 

Iſt Die Berichtigung einer Berbindlichkeit zur Zeit nicht 
ausführbar oder ift eine Verbindlichkeit ftreitig, To darf die Aus» 
antwortung des Nachlaſſes nur erfolgen, wenn dem Gläubiger 
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Sicherheit geleiltet wird. Für eine bedingte Forderung ift 
Sicherheitsleiftung nicht erforderlih, wenn die Möglichkeit des 
Eintritt8 der Bedingung eine fo entfernte ift, daß die Forderung 
einen gegenwärtigen Vermögenswert nicht hat. 

Bel. SS. 49, 51, 52 (Liquidation des Vermögens eines aufgelöften 
Bereind), zu Abſ. 2 Sag 2 au ZPO. 8. 916 Abf. 2 und KO. 88. 67, 
154, 171. Sicherheitsleiſtung 88. 282 fi. 


8. 1987. Der Nadlagvermalter kann für die Führung 
feines Amtes eine angemefjene Vergütung verlangen. 

Bol. Anm. 4 zu S. 1960; SS. 1886, 1915, 2221; KO. 8. 86. Die 
Feſtſetzung der Vergütung erfolgt unter Ausſchluß des Prozeßwegs durch 
das Nachlaßgeriht (K. 1962). Stein Widerfprudhsrecht des Erben wegen 
angeblicher Berfehen des Berwalter® (OLG. 8 S. 270). Erſatz von 
Aufwendungen nach SS. 266, 257, 670, 1885. Pol. KO. $. 224 Nr. 4, 
6 (Maſſeſchuld im Nachlaßkonkurs). 

Beendigung der Nachlaßverwaltung. 

8. 1988. Die Nachlaßverwaltung endigt mit der Er» 
Öffnung des Nachlaßkonkurſes. 

Die Nachlaßverwaltung kann aufgehoben werden, wenn 
fi) ergibt, daß eine den Kojten entiprechende Maſſe nicht vor» 
handen ift. 

1. Eine nah 88. 1960, 1961 eingeleitete Nachlaßpflegſchaft wird 
durch den Nachlaßkonkurs nicht beendigt. 

2. Zu Abſ. 2 vgl. KO. 8. 204. Ablehnung der Nachlaßverwaltung 
aus dem gleichen Grunde 8. 1982. 

8. Abgeſehen von den im $. 1988 hervorgehobenen beiden Fällen 
endigt die Nachlaßverwaltung durch gerichtliche Aufhebung ($. 1919) nach 
Erledigung ber Aufgaben des Nachlaßverwalters ($$. 1986, 1986). Be: 
ſchwerderecht des Erben unb der Nachlaßgläubiger nah FGG. S. 67 
Nr. 8, S. 75. Der Erbe oder der Bläubiger, auf defien Antrag Die 
Berwaltung angeordnet tft, find nicht befugt, vor Durdführung der Ber: 
waltung beren Aufhebung zu beantragen (OuG. 7 ©. 185). Schlägt 
jedoch der Erbe, der den Antrag geftellt hat, demnächſt aus, fo fteht ihm 
und dem nad) ihm berufenen Erben das Necht zu, die Wiederaufhebung 
ber Nachlaßverwaltung zu betreiben (RJa. 7 ©. 102 = KG. 81 
4. A 78). 

Abzugseinrede. 


8. 1989. Sit der Nachlaßkonkurs durch Verteilung der 
Mafle oder durch Zwangsvergleich beendigt?!), fo finden auf die 
Haftung des Erben die Vorfchriften des $. 1973 entſprechende 
Anmwendung?). 

Die 88. 1989 —1992 finden nad S. 2018 Abſ. 1 feine Anwendung, 
wenn der Erbe unbeſchränkt haftet. 

1) KO. 88. 161ff., 178ff., 280; vgl. S. 2000 Sak 3, $. 2060 
Nr. 8. — Der Fall der Beendigung durch Ywangsvergleich tft von Be: 
deutung für diejenigen Gläubiger, welche ihre Yorderungen im Konkurſe 
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nicht angemeldet Haben oder am Zwangsvergleiche nicht teilnehmen; vgl. 
Borbm. 8 vor S. 19756, ©. 861. 2) Die Beendigung der Nachlaß: 
verwaltung Hat die im 8. 1989 beitimmte Wirkung nicht. 

8.1990, Iſt die Anordnung der Nachlaßverwaltung oder 
die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes wegen Mangels einer den 
Kosten entfprechenden Maſſe nicht tunlicy!) oder wird aus diefem 
Grunde die Nadjlaßverwaltung aufgehoben?) oder das Konkurs. 
verfahren eingejtellt3), jo kann der Erbe die Befriedigung eines 
Nachlaßgläubigers infomweit verweigern, als der Nachlaß nicht 
ausreiht. Der Erbe it in dieſem Falle verpflichtet, den Nach⸗ 
laß zum Zwecke der Befriedigung des Bläubigers im Wege der 
Zwangsvollſtreckung herauszugeben‘). 

Das Recht des Erben wird nidt dadurd) ausgefchlofien, 
daß der Gläubiger nah dem Eintritte des Erbfalld im Wege 
der Smangsvolitredung oder der Arrefivollziehung ein Pfand⸗ 
recht?) oder eine Hypothel®) oder im Wege der einftweiligen 
Verfügung eine Vormerkung)) erlangt hat®). 

1) 8S. 1982, KO. 8. 107. Borberige Ablehnung der Anordnung 
der Nachlaßverwaltung oder der Konkurseröffnung durch dag zuftändige 
Gericht ift nicht erforderlich, aber jedenfalls zunächſt außreichend, um bie 
Befugniffe des Erben nad 88. 1990, 1991 zu begründen (OLG. 11 
©. 228). Maßgebend ift nur der Beitpunlt, in welddem die Einrede 
geltend gemadt wird (OVG®. 8 ©. 271). 2) 8. 1988 Wbf. 2. 
3) KO. S. 204. 4, Der Erbe darf ben Nachlaß dem Gläubiger 
freiwillig, alfo ohne daß der Gläubiger vorher einen volfftredbaren Titel 
erwirkt hat, herausgeben (OLG. 11 ©. 227, f. auch Anm. 8 zu $. 1991). 
Ein Anfprucd auf Leiftung eined nit im Nachlaſſe vorhandenen Gegen: 
ftandes ift nad) dem Schäßungswerte geltend zu machen (OYG. 7 S. 186). 
Yuh die nad) ZPO. SS. 811ff. der Pfändung nicht unterworfenen 
Gegenftände find herauszugeben (OLG. 1 ©. 481). Keine Befugnis zur 
Abwendung dur Zahlung ded Werte wie nach 85. 19783, 1974 Abſ. 2, 
1989, 1992. 5) BBO. 88. 804, 980, 981. 6) ZPO. 88. 866, 
867, 982. 7) 88. 888ff. 8) Bgl. zu Abſ. 2 den S. 2016 
anf. 2, ZPO. S. 782 und KO. S. 221. 


8. 1991. Macht der Erbe von dem ihm nad) $. 1990 zu⸗ 
ftehenden Rechte Gebrauch, fo finden auf feine Verantworilich⸗ 
feit und den Erjaß feiner Aufwendungen die Borjchriften der 
88. 1978, 1979 Anmendung. 

Die infolge des Erbfalls durch Vereinigung von Recht 
und Berbindlichleit oder von Recht und Belattung erlofchenen 
Rechtsverhältniſſe gelten im Verhältniſſe zwifchen dem Gläubiger 
und dem Erben als nicht erloſchen ij. 

Diie rechtskräftige Verurteilung bes Erben zur Befriedigung 
eines Gläubigers wirft einem anderen Gläubiger gegenüber wie 
die Befriedigung ?). 
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Die VBerbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen 
und Auflagen hat der Erbe jo zu berichtigen, wie fie im Falle 
des Konkurſes zur Berichtigung kommen mwürben?). 

1) Vol. 88. 1976, 2148, 2175, 2877. 2) Abweichend von 
8. 1979, aber entiprechend 8. 1978 Abſ. 2 Satz 8. 3), Die bezeichneten 
Berbindlichkeiten fommen im Nachlaßkonkurs erft nach allen übrigen Ber: 
bindlichkeiten zur Berichtigung, und zwar die Vermächtniſſe und Auflagen 
Binter den Pflichtteildanfprüäden. (NO. 8. 226; vgl. auch 8. 2189 und 
Anm. 2 zu 8. 2807.) — Mbgefehen von den im Abſ. 4 bezeichneten 
Berbindlichleiten braucht der Erbe unter mehreren Gläubigern "feine 
beftimmte Reihenfolge zu beobachten, auch nicht die Zeitfolge der An: 
meldungen (OV®S. 11 S. 228). 

Die SS. 1990, 1991 finden entipredhende Anwendung nad $. 419 
Abſ. 2, 85. 1480, 15604, 2086, 8. 2145 Abſ. 2; vgl. au $. 1992, 
8. 2187 Abſ. 8. 


8. 1992. Beruht die Überfchuldung des Nachlaſſes auf 
Bermädjtnifien und Auflagen, jo ift der Erbe, aud wenn die 
Borausfegungen des 8. 1990 nidyt vorliegen, berechtigt, die Be⸗ 
richtigung diefer Berbindlichkeiten nach den Borjchriften der 
88. 1990, 1991 zu bewirken!), Er Tann die Herausgabe ber 
noh vorhandenen Nacdhlaßgegenftände durch Zahlung des 
Wertes abmenden?)S). 

1) &8 findet alfo wegen dieſer Verbindlichletten gegen den Willen 
de8 Erben fein Nachlaßkonkurs ſtatt. 2) Bgl. $. 1973 Abſ. 2 
Sag 8. 5) 8. 1992 findet feine Anwendung, wenn der Erbe ſchlechthin 
unbefchränft haftet ($. 2018). Kommt es in diefem Falle zum Konkurs 
über daS Vermögen ded Erben, fo fteht den VBermächtniänehmern der 
8. 68 Nr. 4 KO. nicht entgegen (NG. 43 ©. 286). 


IV. Inventarerrichtung. Anbeſchränkte Haftung des Erben. 


1. Die Inventarerridgtung Hat nad) dem BGB. nicht die Bebeutung, 
dem Erben die Befchräntung der Haftung zu verfchaffen, der Erbe kann 
vielmehr einerfeits, folange er nicht ſchlechthin unbeſchränkt haftet, auch 
ohne Inventar auf dem in den SS. 1975, 1990, 1991 bezeichneten Wege 
bie Haftungsbefchräntung Herbeiführen und haftet anderfeit3 troß des 
Inventars unbefchräntt, wenn er nicht von jenen Rechtöbchelien Gebrauch 
madt. Die Inventarerrichtung jchügt ihn jedoch gegen ben Berluft ber 
Haftungsbeſchränkung und dient anderſeits dem Intereſſe der Nachlaß⸗ 
gläubiger. Der Erbe ift zur Snventarerridtung berechtigt ($. 1998); 
er erwirkt durch fie außer der Sicherung gegen die Gefahr der fchlechthin 
undbeſchränkten Haftung die NechtSvermutung bed 8. 2009. Die Ber: 

pflihtung des Erben zur Inventarerrichtung ift von dem Antrag eines 
Nachlaßgläubiges abhängig; die Inventarfriſt ifi eine richterliche (feine 
gefeßliche) Friſt ($. 1994). 

2. Die Aufnahme des Inventars muß amtlich, nämlich entweder 
durch den Erben unter Zuziehung eines zuftändigen amtlichen Organs 
(Behörde, Beamter, Notar, 8. 2002) oder durch das zuftändige Amts: 
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organ für den Erben ($. 2008) erfolgen. Einficht des Inventar $. 2010. 
Sonftige Nachlaßverzeichnifie SS. 2121, 2215, auch 8. 2314. 

8. Die Berfäumung der Sinventarfrift Hat den Berluft bed Nechtes 
auf Befchräntung der Haftung gegenüber allen NRadlaß: 
gläubigern zur Folge (8. 1994 Abſ. 1 Sak 2). Diefelbe Folge tritt 
ein, wenn der Erbe abfichtlich ein unrichtige8 Inventar errichtet (S. 20056 
Abſ. 1). Ein weiterer Fall allgemein unbefchräntter Haftung des Erben 
ift im 8. 2062 enthalten. In anderen Fällen verliert der Erbe das 
Necht auf Belchräntung der Haftung nur gegenüber einzelnen Rad): 
laßgläubigern, nämlih nah $. 2006 Abſ. 8 durch PBermeigerung ber 
Leiftung des Offenbarungseids gegenüber dem Gläubiger, der den Antrag 
geitellt Hat; nah ZPO. S. 780 Abſ. 1 durch Perfäumung bes Borbe: 
halts im Urteile gegenüber dem Gläubiger, der baß Urteil erwirkt bat; endlich 
auch durch Verzicht gegenüber dem Gläubiger, zu beilen Gunften ber Ber: 
sicht erklärt fit (vgl. S. 2012 Abſ. 1 Sag 8; ein allgemeiner Berzicht 
auf die Haftungsbeichräntung tft unwirkſam). Über bie Beſchränkung der 
Haftung de3 Erben gegenüber gewiflen Nachlaßgläubigern, auch wenn er fonft 
unbeichräntt haftet, |. F. 2068 Abſ. 2, S. 2144 Abi. 8 (Miterben unter: 
einander und Nacherbe gegenüber dem Borerben). 

4. Die Folgen der unbeidhräntten Haftung find im 8. 2018 
geregelt. 

Inventarerrichtung. . 

.1993. Der Erbe ift berechtigt, ein Verzeichnis bes 
Nachlaſſes (Inventar) bei dem Nachlaßgericht einzureihden (In⸗ 
ventarerrichtung). 

Bol. SS. 2121, 2215. Wegen der Koſten der Inventarerrichtung 
f. KO. 8. 224 Nr. 4. Wegen bed Falles, daß eine Ehefrau die Erbin 
it, vgl. S. 2008 und die dortigen Anm. 

Inventar friſt. 

F. 1994. Das Nachlaßgericht hat dem Erben auf Antra 
eines Rahlaßgläubigers!) zur Errichtung des Inventars eine Fri 
(Snoventarfrift) zu beftimmen?),. Nach dem Ablaufe der Friſt 
haftet der Erbe für die Nachlaßverbindlichleiten unbefhräntt, 
wenn nicht vorher das Inventar errichtet wird?)*). 

Der Antragſteller hat feine Yorderung glaubhaft zu 
maden?). Auf die Wirkſamkeit der Friftbeitimmung ift es ohne 
Einfluß, wenn die Forderung nicht beiteht®). 

1) Auch eines PflichtteilSberechtigten oder eined Vermächtnisnehmers 
($. 1967 Abſ. 2), nit minder auf Antrag eines Gläubigers, der im 
Aufgebotsverfahren ausgeichloflen tft oder einem ausgeichlofienen Släubiger 
gleichſteht (88. 1973, 1974). Keine zeitliche Begrenzung des Antragsrechts. 
Kein Hecht des Nachlaßgerichts, die Beſtimmung ber Friſt aus BZwed: 
mäßigleitögründen oder wegen Beftreitung ber Erbenetgenichaft auszufegen. 
Dei Mehrheit von Erben braucht die Frift nicht allen zufammen beftimmt 
zu werden (NIU. 8 ©. 176). 3) Die Verfügung unterliegt der 
fofortigen Beſchwerde (FGG. 5. 77). Gegen den bie Friftbeftimmung 
ablehnenden Beſcheid Hat der Antragiteller die gewöhnliche Beſchwerde 
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(FGG. SS. 19, 20). KUrtliche Ynzuftändigfeit des Gerichts macht die 
Sriftbefiimmung nicht unwirkſam (FGG. $. 7). Einficht der Verfügung 
und Recht auf Abſchrift FGG. S. 78. 3) Anderweite Wahrung ber 
Friſt S. 2008 Abſ. 1 Sag 2, 8. 2004. Die Sinventarerrichtung dur 
einen anderen kommt dem Erben zuftatten nad) 8. 2008 Abſ. 1 Sat 8, 
8. 2068 Ubf. 1, $. 2144 Abi. 2, 8. 2883 Ubf. 22 4) Die Vorſchrifi 
des Abi. 1 Sag 2 erleidet feine Ausnahme für geichäftdunfähige und in 
der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Perfonen; vgl. jedoch 88. 1997, 1999, 
auch $. 2012. 5) FGG. 8. 15 Abſ. 2. ©) Bol. 8. 1786, 
auch oben Anm. 2. Die Beitimmung einer Inventarfriſt ift unzuläffig 
bzw. unwirkſam in den Fällen der SS. 2000, 2011, 2012. 

8.1995. Die Inventarfrift ſoll mindeltens einen Monat, 
höchſſiens drei Monate betragen. Sie beginnt mit der Zu⸗ 
Hellung 1) des Beichluffes, durch den die Friſt beitimmt wird2). 

ird die Friſt vor der Annahme der Erbidaft beitimmt, 
fo beginnt fie erit mit der Annahme der Erbidaft?). 

Auf Antrag des Erben Tann das Nachlaßgericht bie Friſt 
nach jeinem Ermefjen verlängern‘). 

1) Die BZuftellung erfolgt nah den für die Zuftellung von Amts 
wegen geltenden PBorfchriften ber ZPO. SS. 208—218 (FGG. 8. 16 
Abſ. 2). 2) Bol. ZPO. 8. 198. Berechnung der Frift nach 8. 187 
Abſ. 1, 8. 188 Abſ. 2, 8. 8) Burüdnagme der Friftbeftimmung 
wegen Ausſchlagung oder Anfechtung ber Annahme ber Erbichaft unzu: 
läſſig, Seufffl. 67 ©. 187. 4) Berechnung der verlängerten Frift 
nach 8. 190. Sofortige Beichwerde FGG. 8. 77. Eine Verfürzung ber 
Friſt ift unzuläffig. Neue Synventarfrift 8. 1996. 

8.1996. Iſt der Erbe durch höhere Gewalt verhindert 
worden, da3 Inventar rechtzeitig zu errichten oder die nad) den 
Umftänden geredhtfertigte Verlängerung der nventarfrift zu be= 
antragen, fo bat ihm auf feinen Antrag das Nachlaßgericht 
eine neue Inventarfrift zu beftimmen. Das gleiche gilt, wenn 
ber Erbe von der Zuftellung des Beſchluſſes, durd) den die 
Snoentarfrift beftimmt worden ilt, ohne fein Verſchulden Kennt⸗ 
nis nicht erlangt bat!). 

Der Untrag muß binnen zwei Wochen nad) der Befeitigung 
des Hinderniffes und fpäteltens vor dem Ablauf eines Jahres 
nad) dem Ende der zuerit beitimmten Friſt geftellt werden. 

Bor der Entſcheidung joll der Nachlaßgläubiger, auf deſſen 
Antrag die erite Frift beitimmt morden iſt, wenn tunlid) gehört 
werden?). 

4) Bol. die Vorfchriften der ZPO. (88. 283, 284) über bie Wieder: 
einjegung in den vorigen Stand, aud) RG. 54 S. 151, 152. Wegen 
bes Begriffs „höhere Gewalt“ f. Unm. 8 zu 8. 208 und Unm. 2 zu 
$. 701. Einen weiteren Wall der Wiederholung der Anventarfrift 
enthält der $. 2005 Abi. 2. 2) Sofortige Beichwerde FGG. 8. 77. 

&. 1997. Auf den Lauf der Inventarfrift und der im 
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8.1996 Abf. 2 beftimmten Friſt von zwei Wochen finden die für 
die Verjährung geltenden VBorichriften des 8. 203 Abf. 1 und 
des 8. 206 entipredhende Anwendung. 

Die entipredende Anwendung des 8. 203 Abi. 2 iſt ausgefchlofien; 
eine Hemmung der Friften wegen höherer Gewalt tritt daher nur im 
Falle eines Stillftandes der Nechtöpflege ein (S. 208 Abſ. 1). Der $. 206 
betrifft den Fall des Mangels eines gejeglichen Bertreterd. Vgl. 8. 199€ 
Abf. 1, 8. 1999 und im übrigen 8. 1944 Abſ. 2 Sag 8. 

8. 1998. Stirbt der Erbe vor dem Ablaufe der Inven⸗ 
tarfrıjt oder der im $. 1996 Abf. 2 beitimmten Friſt von zwei 
Wochen, fo endigt die Friſt nicht vor dem Ablaufe der für die 
Erbſchaft des Erben vorgeſchriebenen Ausſchlagungsfriſt. 

Bol. die Vorſchrift für die Ausſchlagungsfriſt im 8. 1952 Abſ. 2. 

8.1999. Steht der Erbe unter elterlicher Gewalt oder unter 
Bormundfchaft, jo fol das Nachlaßgericht dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte von der Beitimmung der Inventarfrift Mitteilung machen. 

Ordnungsvorſchrift; vgl. Anm. 8 zu S. 1994. Die Snventarfrift 
beginnt mit der Yuftellung bes fie feitfegenden Gerichtsbeſchluſſes an den 
nefeglichen Bertreier des Erben (S. 1995 Ubi. 1, ZPO. S. 171 Abſ. 1). 
Sache des Vormundſchaftsgerichts ift es, den gefeglihen Bertreter gemäß 
SS. 1887 ff. zur Wahrung der Friſt anzuhalten. 

&. 2000, Die Beitimmung einer Snoentarfrift wird un- 
wirfiam, wenn eine Nadlaßverwaltung angeordnet!) oder der 
Nachlaßkonkurs eröffnet?) wird. Während der Dauer der Nadjlaß: 
verwaltung oder des Nachlaßkonkurſes kann eine Inventarfriſt 
nicht bejtimmt werden?). Iſt der Nachlaßkonkurs durch Berteilung 
der Mafje oder durd) Zwangsvergleich beendigt*), jo bedarf es 
zur Abwendung der unbeſchränkten Haftung der Inventar⸗ 
errihtung nidt. 

2) 88. 19756, 1981. 2, KO. 88. 2165ff. 3) weder 
dem Erben (vgl. Anm. 1 zu 8. 2006) noch dem Nachlaßverwalier ($S. 2012) 
oder Konkurdverwalter (vgl. KO. SS. 128—126) Die beiden letztge⸗ 
nannten find Thon fraft ihres Amtes zur Aufnahme eines Nachlaßver⸗ 
zeichniffe8 verpflichtet. 4) KO. 88. 161 Ff., 178Ff., 230; vgl. S. 1989, 
$S. 2060 Rr. 8. 

Inhalt des Inventars, x 

8.2001. In dem Inventar follen die bei dem Eintritte 
des Erbfalls vorhandenen Nachlaßgegenſtände und die Radjlap- 
verbindlichkeiten vollftändig angegeben werden. 

Das Inventar joll außerdem eine VBeichreibung der Nady 
laßgegenftände, ſoweit eine folche zur Beitimmung des Wertes 
erforderlich ift, und die Angabe des Wertes enthalten. 

Der $. 2001 enthält nur Orbnungsvorfchriften. Ob die Berlegung 
derſelben das Inventar ungenügend macht, unterliegt der Prüfung zu: 
nächſt durch das Nachlafgericht (8. 2006 Abſ. 2) und eventuell durch 
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den Prozehrichter. Eine befondere Ermittelung bes Wertes ber Nachlaß: 
gegenftände (Abſchätzung durch Sacdıverftändige) joll nur im Falle des 
$. 2008 fomeit erforderlich ftattfinden. 

Aufnahme des Inventars, 

8.2002. Der Erbe muß zu der Aufnahme des Inventar 
eine zuitändige Behörde oder einen zuftändigen Beamten oder 
Notar zuzieben. ‘ 

1. Die Zuſtändigkeit beftimmt ich nad) den Landesgeſetzen. Pr. 
FGG. Art. 81, 88, 108, 111, 118, 128 (Amtsgericht, Notar, Dorf: 
gericht bzw. Ortävorfteher, Bürgermeiiter, Gemeindevorſtand). Bay. 
Rotariatögef. Urt. 1 (Notar). Sachſ. AB. 3. FGG. 8. 87 (Amtsgericht, 
Rotar). Württ. Urt. 126 (Amtsgericht und Notar unter Zuzichung ber 
örtlichen Tgnventurbehörde). Bad. Nechtspolizeigef. 8. 48 (Notar). Heif. 
Art. 117 (Nachlaßgericht, Notar). Eli. AS. 3. FGG. 8. 87 (Motar). 

2. Die Koften der Inventarerrichtung find aus dem Nachlaſſe zu 
entnehmen (vgl. 8. 2121 Abſ. 4, 8. 2215 Abſ. 5) und gehören im Nachlaß⸗ 
lonkurſe zu den Maflefhulden (KO. 8. 224 Nr. 4). 

8. Der Erbe muß auch dann nad) SS. 2002, 2008 verfahren, wenn 
feine oder nur wertlofe Nacdjlaßgegenftände vorhanden find. 

8.2003, Auf Antrag des Erben hat das Nachlaßgericht 
enimweder das Inventar ſelbſt aufzunehmen!) oder die Aufnahme 
einer zujtändigen Behörde oder einem zuftändigen Beamten oder 
Rotar?) zu übertragen. Durch die Stellung des Antrags wird 
die Inventarfriſt gewahrt. 

Der Erbe iſt verpflichtet, die zur Aufnahme des Inventars 
erforderlie Auskunft zu erteilen?). 

Das Inventar ift von der Behörde, dem Beamten oder 
dem Notar bei dem Nachlaßgericht einzureichen. 

1) Antragsrecht des nichtbefigenden Miterben OLG. b S. 842; der 
Antrag eines Miterben wahrt die Inventarfriſt für alle Erben, OLG. 10 
©. 296. Die Buftändigleit des Nachlaßgericht8 zur Aufnahme des In—⸗ 
ventar8 kann nah dem ES. Art. 148 durch Landesgefeg ausgeſchloſſen 
werden. (Bay. Art. 167, Notariatögef. Urt. 1; Heſſ. Art. 117; Elſ. 
AB. 3. FGG. Art. 87). 2) ©. Anm. 1 zu 8. 2002; für Pr. 
auh AB. 3. GBG. v. 24. April 1878 SS. 70, 74 (Beauftragung des 
Gerichtsſchreibers oder Gerichtsvollziehers, vgl. OLG. 12 ©. 868). 
5) Folge der Verweigerung oder Verzögerung $. 2005 Abſ. 1. 

.2004. Befindet fi bei dem Nachlaßgerichte fchon ein 
den Borjchriften der 88. 2002, 2003 entiprechendes Inventar, fo 
genügt e3, wenn der Erbe vor dem Ablaufe der Inventarfriſt 
dem Nadjlaßgerichte gegenüber erflärt, daß das Inventar als 
von ihm eingereicht gelten joll. 

Die Erflärung ded Erben nad) 8. 2004 ift auch dann erforderlich, 
wenn das Inventar von einem Bertreter ohne Vertretungsmacht (Ge: 
häftsführer ohne Auftrag) eingereicht ift (S. 180 Sag 1). Dagegen wirkt 
die Errichtung durch einen Benollmäditigten ohne weiteres für ben Erben. 








864 Erbrecht. Rechtliche Stellung des Erben. 


Einer Erklärung nad) 8. 2004 bedarf es nicht in den Fällen, in welden 
die Sinventarerrihtung durch einen anderen (Ehemann, Miterbe, Vorerbe, 
Erbichaftstäufer bzw. Verkäufer) dem Erben zuftatten kommt (Anm. 8 zu 
8. 1994). Für Pr. vgl. FGG. Urt. 104 Abſ. 2. 

Mängel des Inventars. 

8.2005. Führt der Erbe abſichtlich eine erhebliche Un- 

vollitändigfeit der im Inventar enthaltenen Angabe der Nachlaß⸗ 

egenftände herbei!) oder bewirkt er in der Abficht, die Nach⸗ 
aßgläubiger zu benadjteiligen?), die Aufnahme einer nicht 
beitehenden Nacdjlaßverbindlichkeit, fo haftet er für die Nachlaß- 
verbindlichkeiten unbefchräntt. Das gleiche gilt, wenn er im 
Galle des 8. 2003 die Erteilung der Auskunft verweigert oder 
abfihtlie in erheblidem Maße verzögert?). 

Sit die Angabe der Nadjlafgegenitände unvollitändig, ohne 
baß ein Fall des Abf. 1 vorliegt, fo kann dem Erben zur Er» 
gänzung eine neue Inventarfrilt beftimmt werbden*). 

4) gleidyviel, ob er die Gläubiger benachteiligen will oder einen 


anberen Zweck verfolgt. 2) Hier wird die Abficht, die Gläubiger 
zu fchädigen, vorausgeſetzt. Strafvorichriften KO. $. 289 Abi. 1 Nr. 2, 
StGB. $. 268. 3) Der Nachweis der Unvollftändigleit bzw. Un: 


richtigleit des Sinventard und eines fchuldbaften Verhaltens des Erben 
ift von dem Nachlaßgläubiger zu führen, NG. in Gruch. 46 ©. 1126. 
4) Sofortige Beihwerde nad) FGG. $.77 Abſ. 2. 

Offenbarungseid. 

8. 2006. Der Erbe bat auf Verlangen eines Nadjlap- 
gläubigers vor dem Racdhlafgerichte!) den Offenbarungseid dahin 
zu leiften?): 

daß er nad beſtem Willen die Nadlaßgegenftände fo 
vollftändig angegeben habe, al3 er dazu Imjtande jei?). 

Der Erbe kann vor der Leiftung des Eides das Inventar 
bervollitändigen. 

Bermweigert der Erbe die Leiltung des Eides, jo haftet er 
dem Gläubiger, der den Antrag gejtellt hat, unbeſchränkt. Das 
greide gilt, wenn er weder in dem Termine noch in einem auf 

ntrag des Gläubiger beftimmten neuen Termin erfcheint, es 
ſei denn, daß ein Grund vorliegt, durd den das NRidhterfcheinen 
ın diefem Termine genügend entſchuldigt wird*). 

Eine wiederholte Seittung des Eides kann derjelbe Gläubiger 
oder ein anderer Gläubiger nur verlangen, wenn Grund zu 
der Annahme beiteht, dab dem Erben nach der Eidesleiftung 
weitere Nachlaßgegenſtände befannt geworden find°). 

1) Bel. ES. Art. 147 Abt. 2. Während der Dauer ber Nachlaß: 
verwaltung kann ein Nacdlaßgläubiger die Eidesleiftung vom Erben nidt 
verlangen (RIZU.4 S. 201 = 86.28 ©. A 27). 2), Die Ab- 
weihung von 8. 260 Liegt darin, daß ber Eid geforbert werden ann, 
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auch wenn fein Grund zu der Annahme befteht, daß das Inventar nicht 
mit ber erforderlichen Sorgfalt errichtet worben tft. Der Eid iſt daher 
ohne vorgängigen Rechtsſtreit über die Verpflichtung zur Cibesleiftung 
und vor dem Nachlaßgerihte zu leiſten. Das Berfahren iſt im FGG. 
8.79 geregelt. Nah FGG. 8. 15 finden bie Vorfchriiten der ZPO. 
(88. 478-484) über das Verfahren bei der Abnahme von Eiden ent« 
prechende Anwendung. Einſicht des Protokolls und Recht auf Abſchrift 
FGG. 8. 78. Keine Klage und Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung der 
Eidesleiſtung (OXGS. 10 S. 296, 11 ©. 259, aber auch 6 ©. 484). Weg: 
fall der Berpflihtung mit Ausichlagung ber Erbichaft KG. 20 ©. A 256. 
8) Der Eid bezieht fi nur auf die Nachlaßaktiva; vgl. die Formel für 
den Offenbarungseid in ZPO. $. 807. 4) Ob ein Entſchuldigungs⸗ 
grund vorlag, tit eventuell fpäter vom Prozeßgerichte zu enticheiden (vgl. 
SUS.4 ©. 118). 5) Uber das Borhandenfein diefer Borausfegung 
entfcheibet das Nadlafgeriht; vgl. ZPO. 8. 908. 


Haftung eines zu mehreren Erbteilen berufenen Grben. 
8.2007. Iſt ein Erbe zu mehreren Erbteilen berufen, fo 
beftimmt fich feine Haftung für die Nadlaßverbindlichkeiten in 
Anfehung eines jeden der Erbteile jo, wie wenn die Erbteile 
verjhiedenen Erben gehörten. In den Fällen der Anwachſung!) 
und des $. 19352) gilt dies nur dann, wenn bie Erbteile ver- 
ſchieden befchmwert find. 

2) SS. 2094, 2096. 2) Erhöhung des Erbteils durd) Wegfall 

eines Miterben bei gefeglicher Erbfolge. 
Inventarfrif für eine Ghefrau. 
+ 2008. Sit eine Ehefrau die Erbin und gehört die 
Erbſchaft zum eingebradhten Gute oder zum Gefamtgutet), fo iſt 
die Beltimmung der Inventarfriſt nur wirffam, wenn fie aud 
dem Manne gegenüber erfolgt. Solange nicht die Friſt dem 
Manne gegenüber verftrihen iſt, endigt fie auch nicht der Frau 
egenüber. Die Errihtung des Inventars durh den Mann 
ommt der rau zuftatten?). 

Gehört die Erbſchaft zum Geſamtgute, fo gelten Diele 
Vorſchriften auch nad) der Beendigung der Gütergemeinſchaft?). 

Die Borfchriften des S. 2008 gelten auch dann, wenn der Güter: 
ftond erft nad) dem Unfalle der Erbichaft eintritt. 

2) Bol. betreffs der Behandlung ber einer Ehefrau anfallenden 
Erbſchaft nach ehelidem Güterrechte SS. 1868, 1869; 1488, 1440; 1521, 
1526; 1558. Wegen bes Falles, daß die Erbichaft von der Frau als 
Borbehaltägut erworben wird, j. SS. 1418, 1461. 2) Bol. $. 2068 
Ubf. 1, 8. 2144 Abi. 2, 8.2833 Abſ. 2. Errichtet die Frau das Inventar, 
fo bedarf fie nicht der Zuftimmung des Mannes (88. 1406 Nr. 1, 14568 
Abi. 2, 8. 1625 Ubi. 2, 8. 1549, $. 1550 Abſ. 2). Vgl. auh ZPO. 
8. 999 und KO. 8. 218. ‚ 8) nicht nur bis zur WUußeinander: 
fegung (58. 1471, 1546), fondern wegen des 8. 1459 Abi. 2 auch nod) 
{päter. 

Achil les, Bürgerliches Geſeßzbuch. 5. Auflage 55 
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Vermutung für die Vollſtündigkeit des Inventars. 

5. 2009. it das Inventar rechtzeitig errichtet worden, 
fo wird im Verhältniſſe zwiſchen dem Erben und ben Nachlaß⸗ 
gläubigern vermutet, daß zur Zeit des Erbfalls weitere Nachlaß⸗ 
gegenftände als die angegebenen nicht vorhanden geweſen feien. 

Die Bermutung (ZPO. $. 292) für die Nichtigkeit des Inventars 
erftredt fih nur auf die Nachlaßaktiva. Sie gilt nicht für den nad 
8. 2001 Abſ. 2 angegebenen Wert der Nachlaßgegenftände. Sie gilt ferner 
nur im Berbältniffe zwifchen dem Erben und ben Nadjlaßgläubigern, 
nicht im Berhältniffe amtlichen dem Erben und dem Grbfchaftöbefiger 
($. 2027), zwiichen dem Borerben und dem Nacherben ($. 2127), zwiſchen 
dem Erbichaftstäufer und Verkäufer ($. 2874) oder zwifchen Miterben bei 
der Auseinanderjegung. „Rechtzeitig“ bedeutet nur: vor Ablauf einer 
nah 8. 1994 beftimmten Friſt. 

Brfugnis zur Ginſicht des Inventars. IL, 

. 2010, Dos Nachlaßgericht Hat die Einficht des In⸗ 
ventars jedem zu geftatien, der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft 
macht. 

Vgl. Anm. 8 zu 8. 1968. Glaubhaftmachung ES. 8. 15 Abſ. 2. 
Ein nur „berechtigtes“ Intereſſe genügt Hier nicht, wohl aber nach SG. 
8. 78 für bie Einſicht der Verfügung, welche die Beſtimmung einer In⸗ 
ventarfriſt betrifft. 

Befreiung von der Inventarpflicht. 

‚2011. Sem Fiskus als gefeglihem Erben Tann eine 

Inventarfriſt nicht beftimmt werden. Der Fiskus ift den Nachlaß» 
läubigern gegenüber verpflichtet, über den Beitand des Rad» 
afles Auskunft zu erteilen. 

Der Fiskus kann mithin des Rechtes auf Beichräntung der Haftung 
nicht nach 8. 1994 verluftig gehen. Die Borfchriften über die Nachlaß⸗ 
verwaltung, den Nachlaßkonkurs und die Unzulänglichleitseinrede gelten 
aud für den Fislus. Wuskunftspfliht 8. 260. 


. 2012. Einem nad den Ss; 1960, 1961 beftellten 
Nachlaßpfleger Tann eine Inventarfriit nicht beitimmt werden. 
Der Nachlaßpfleger iſt den Nadjlaßgläubigern gegenüber ver: 
pflichtet, über den Beſtand des Nachlaſſes Auskunft zu erteilen!). 
Der Nachlaßpfleger kann nicht auf die Beſchränkung der Haftung 
deö Erben verzichten ?). 

Diefe Vorſchriften gelten aud für den Nachlaßverwalter?). 

1) Die Verpflichtung des Nachlaßpflegers zur Aufnahme eines 
Nachlaßverzeichniſſes ergibt fich aus den 88. 1802, 1916. 2) In 
einem Urteile, das über eine Nachlaßverbindlichkeit gegen einen Nachlaß: 
pfleger, inSbejondere auch einen Nachlaßverwalter, erlaffen wird, ift nach 
3PO. 8. 780 Ubf. 2 der Vorbehalt der beichräntten Haftıma des Erben 
nicht erforderlich. 3) Bel. Unm. 8 zu 8. 2000, Anm. I zu $. 2006. 
Im Prozeßweg und unter den Boraugsfegungen bes $. 260 Abſ. 2 kann 
auch während der Dauer ber Nadjlaßverwaltung der Verwalter vom Erben 
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und ein Nachlaßgläubiger vom Verwalter die Leiftung des Offenbarungs⸗ 
eid3 verlangen (KIA. 4 ©. 202 = KG. 28 S. A 27). 
Zolgen der unbefchränkten Haftung. 

&. 2013. Haftet der Erbe für die Nachlaßverbindlich⸗ 
feiten unbejchräntt, jo finden die Vorſchriften der 88. 1973 bis 
1975, 1977 bis 1980, 1989 bis 1992 Feine Anmendung; der 
Erbe iſt nicht berechtigt, die Anordnung einer Nachlaßverwaltung 
zu beantragen. Auf eine nad) $. 1973 oder nach $. 1974 ein« 
gefrelene Beſchränkung ber Daftung Tann fi) der Erbe jedod) 

erufen, wenn fpäter der all des 8. 1994 Abſ. 1 Sa 2 oder 
des 8. 2005 Ubi. 1 eintritt. 

Die Vorſchriften der 88. 1977 bis 1980 und das Recht 
des Erben, die Anordnung einer Nachlaßverwaltung zu bean« 
tragen, werden nit dadurch ausgeſchloſſen, daß der Erbe 
einzelnen Nachlaßgläubigern gegenüber unbejchräntt haftet. 

1. Der Abf. 1 Sag 2 bezieht fih auf die Fälle, in welchen ber Erbe 
allen Nachlaßgläubigern gegenüber unbefchräntt baftet, der Abf. 2 auf die 
Fälle der unbeichräntten Haftung gegenüber einzelnen Nachlaßgläubigern; 
vgl. die Borbm. ©. 860 Biff. 8, Wegen ber Bermächtniänehmer |. 
Anm. 8 zu $. 1992. 

2. Der (allgemein) unbefchräntt Haftende Erbe kann wie die Un: 
ordnung der Nachlaßverwaltung fo auch das Wufgebot ber Nachlaß⸗ 
gläubiger und die Bivangsverfteigerung eines Nadhlaßgrundftüds nicht be⸗ 
antragen (3PO. 8.991 Abſ. 1, f. jedod 8. 997 Abſ. 2), Die aufs 
fchiebenden Einreden ber SS. 2014, 2015 ftehen ihm nach 8. 2106 nicht 
zu. Dagegen wird das Recht ded Erben, die Gröffnung ded Nachlaß: 
konkurſes zu beantragen, dur die unbeſchränkte Hafıung nicht aus: 
geichloffen. Die Nachlaßgläudiger können die Nachlaßverwaltung gemäß 
$. 1981 auch bei ſchlechthin unbeſchränkter Haftung des Erben beat: 
tragen. 


V. Auffchiebende Einreden. 


1. Der Zweck der dem Erben nach 88. 2014, 2015 zuſtehenden 
Einreden erfordert nicht, daß die Rechtsverfolgung gegen den Erben 
während ber betreffenden Friften wie nach 8. 1968 für bie Zeit vor ber 
Annahme der Erbſchaft völlig ausgefchloffen wird. Der Erbe kann die 
zur Borbereitung weiterer Schritte erforderlichen Maßnahmen, insbeſondere 
die Errichtung des Inventars und das Aufgebot ber Nachlaßgläubiger 
treffen, wenn er nur gegen die Durhfühbrung ber Zwangsvoll— 
ftredung wegen einer Nachlaßverbindlichkeit geſichert ift. 

Demgemäß iſt in der ZPO. (8. 805 Abf. 1, $. 782) beftimmt, daß 
auch während jener Friſten 

a) Berurteilung des Erben unter bem Vorbehalte der beichräntten 
Haftung (ZPO. $. 780), 

b) felbft Bwangsvollftredung möglich, diefe jedoch auf die zur Boll: 
ziehung eines Arreſtes zuläffigen Maßregeln beichräntt ift. 

2. Die ztvilrehtlihe Wirkung der Einreden äußert fih namentlich 
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darin, daß ber Erbe gegen die Folgen des Verzugs gefchügt wird (OLG.2 
©. 888, 3 ©. 486, 4 S. 482). Eine Hemmung der Berjährung haben 
die Einreden nad) S. 202 Abſ. 2 nicht zur Folge. 

8. Die Einreden ftehen auch dem Nachlafpfleger und dem 
Teftamentsvollftreder zu. Iſt eine Ehefrau die Erbin, jo kann auch 
Ken hemann, und zwar ohne Zuſtimmung der Frau, die Einreden vor: 

en. 

. 2014. Der Erbe ift berechtigt, die Berichtigung einer 
Nadlaßverbindlichkeit bis zum Ablaufe der erſten drei Monate 
nach der Annahme der Erbichaft, jedody nicht über die Errichtung 
des Inventars hinaus, zu vermweigern. 

&. 8. 2016 Abſ. 1, 8. 2017. 

&. 2015. Hat der Erbe den Antrag auf Erlafjung des 
ufgebot? der Nahlaßgläubiger innerhalb eines Jahres nad) 
der Annahme der Erbichaft!) geitellt und ift der Antrag zuge- 
lafien?), fo ift der Erbe berechtigt, die Berichtigung einer Nachlaß⸗ 
verbindlichkeit bis zur Beendigung des Aufgebotsverfahrens zu 
vermeigern. 

Der Beendigung des Aufgebotsverfahrens fteht es gleich, 
wenn der Erbe in dem Aufgebotstermine nicht erfchienen ift 
und nicht binnen zwei Wochen die Beltimmung eines neuen 
Zermins beantragt?) oder wenn er aud in dem neuen Termine 
nicht erſcheint. 

Wird das Ausfchlußurteil erlaffen oder der Antrag auf 
Erlafjung des Urteil zurüdgemwiejen, jo ilt da8 Berfabren 
nit vor dem Ablauf einer mit der Berfündung der Ent« 
f&heidung beginnenden Yrilt von zwei Wochen und nicht vor der 
Erledigung einer rechtzeitig eingelegten Beſchwerde als beendigt 
anzufeben ®). 

1) Bol. die Anın. zu $. 1970. Es genügt, wenn der Mufgebots: 


antrag don einem Miterben geſtellt Hit (ZPO. 8. 997). 2) BD. 
8. 947. 3) ZPO. 8. 964. 4) Bol. BBO. 8. 952 Abi. 4. 
8. 677 abſ. 2. 


8. 2016. Die Vorſchriften der $$. 2014, 2015 finden 
feine Anwendung, wenn der Erbe unbeſchränkt haftet!). 

Das gleiche gilt, fomweit ein Gläubiger nad) $. 1971 von 
dem Aufgebote der Nachlaßgläubiger nicht betroffen wird, mit 
der Maßgabe, daß ein erjt nad) dem Eintritte des Erbfalls ım 
Wege der Zmangsvollitredung oder der Aereitvolisiebung er- 
langtes Recht fowie eine erit nach diefem Zeitpunkt im Wege 
ber einitweiligen Verfügung erlangte Bormerlung außer Betradht 

eibt?). 

1) ei e8 allgemein, fei e8 gegenüber dem feine Befriedigung 
fordernden Gläubiger (Borbm. 8 vor 8. 1998). 2) Bol. $. 1990 
af. 2, RO. 8. 221. 
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. 2017. Wird vor der Annahme der Erbſchaft zur 
Berwaltung bes Nacjlafies ein Nachlaßpfleger beitellt!), jo be» 
innen die im $. 2014 und im $. 2015 Abf. 1 beitimmten 
Friften 2) mit der Beltellung. 


2) SS. 1960, 1961; vgl. ZPO. $. 991. 2) für den Erben 
und für den Nachlaßpileger. 


Dritter Titel. 
Erbſchaftsanſpruch. 

1. Dem Erben wird ein Geſamtanſpruch (hereditatis petitio) 
gegen den Erbſchaftsbeſitzer, d. h. gegen denjenigen gewährt, welcher 
auf Grund eines ihm in Wirklichkeit nicht zuftehenden Erbrecht etwas 
aus der Erbſchaft erlangt Hat ($. 2018, pro herede possidens). &leid): 
neftellt wird, wer die Erbfchaft durch Vertrag von dem Erbſchaſtsbeſitzer 
erwirbt ($. 2030), nicht jedoch (abgefehen von $. 2027 Abſ. 2, 8. 2028) 
wer nur tatſächlich in die Erbſchaft eingegriffen Hat (pro possessnre 
possidens). 

2. Der Anſpruch geht auf Herausgabe des aus der Erbſchaft Er: 
langten (88. 2018—2021) und auf Erteilung von Auskunft ($. 2027). 
Der Umfang der Herausgabepflicht bemißt ſich grundfäglich nach den Vor: 
ichriften über den Eigentumganfpruch (vgl. 88. 2028, 2024, 8.2025 Sag 1); 
aus der Natur des Geſanitanſpruchs ergeben fich jedoch Abweichungen, ins⸗ 
befondere Hinfichtlich der Herausgabe der Nugungen und des Erjaged von 
Bermwendungen (88. 2020, 2022). Übrigens iſt der Erbſchaftsanſpruch 
nicht durchweg dinglicher, fondern Binfichtlich einzelner herauszugebender 
Bermögensvorteile (88. 2020, 2021) nur perfönlicher Natur. Der Gefantts 
anſpruch ift vererblich und übertragbar, aud der Pfändung unterworfen. 
Er verjährt in dreißig Jahren (88. 194, 195). Kein Erbanſpruch auf 
einzelne Beftandteile, 3. B. den Grundbefiß des Nachlaſſes, RG. 61 ©. 76. 

3. Neben ber Univerfalllage ftehen dem Erben auf Grund der zur 
Erbichaft gehörenden Rechte die entiprechenden Einzeltlagen zu, nament: 
ih auf Grund des 8. 857 die Beſitzklagen (88. 861, 862) und die 
Klage aus dem früheren Befige ($. 1007). Einer durch die Anftellung der 
Einzelllagen etwa entftehenden Benadteiligung des Erbſchaftsbeſitzers (vgl. 
insbefondere $. 2022) tritt der 8. 2029 entgegen. Befondere Rechtsmittel 
zur Erlangung des vorläufigen Erbichaft3hefikes gewährt das BGB. dem 
Erben nicht, es greifen die Vorichriften der ZPO. Über einjtweilige 
Berfügungen ein, insbefondere ZPO. 8. 940. 

4. Wegen des Gerichtsſtandes für die Erbichaftsklage |. ZPO. 
$. 27. Bol. übrigens auch EG. Art. 26. 


Anſpruchsgegner; Gegenftand des Anſpruchs. 

8.2018. Der Erbe!) kann von jedem, der auf Grund eines 

ihm in Wirflichfeit nicht zuftehenden Erbrechts eimas aus der 

Erbſchaft erlangt hat?) (Erbſchaftsbeſitzer)), die Herausgabe des 
Erlangten verlangen. 

2) auch der Miterbe, und zwar jowoHl gegen einen anderen Erben 

als gegen einen Fremden (hereditatis petitio partiaria, OXG. 6 
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©. 282, RG. in ZW. 1908 Beil. S. 64; vol. Gruch. 48 ©. 976). 
Der Nacherbe erlangt ben Erbichaftsanfpruh mit dem Cintritte des 
Falles der Nacherbfolge ($. 2189), und zwar auch gegen den Vorerben, 
wenn diefer noch Erbichaftsgegenftände als Erbe zurüdbehält. 2), Der 
Erbe genügt feiner Beweispflicht durch den Nachweis, daß der Bellagte zu 
irgend einer Zeit etwas aus der Erbſchaft erlangt hat; Sade bes 
Beklagten ift es, feinerjeit3 den Wegfall der Sache oder ber Bereicherung 
(8. 2021) zu beweifen. 3) Der Nachlaßpfleger und der Teitaments: 
vollitreder find nicht Erbſchaftsbeſitzer. 


ei 2019. Als aus der Erbſchaft erlan ng gilt auch, was ber 
Erbj aftöbefißer durch Rechtsgeſchäft mit Mitteln der Erbichaft 
erwirbt 

Die Zugehörigkeit einer in folder Weiſe erworbenen 
Forderung zur Eroͤſchaft hat der Schuldner erit dann gegen 
fi gelten zu lafien, wenn er von der Zugehörigkeit Stenntnis 
erlangt; die Vorſchriften der 88. 406 bis 408 finden entſprechende 
Anwendung. 

1. Dingliche Surrogation (pretium suocedit in Jocum rei); vgl. 
88. 2041, 2111, aud) 88. 1870, 1881, 1882, 1478, 1524, 1646 und KO. 
8. 45. Ob ber Erwerb für bie Erbichaft gemacht it, kommt nicht in Be: 
tracht. Auf Grund des S. 2019 ſteht dem Erben im Konkurfe des Erf: 
fchaftsbefiger an den im Abſ. 1 bezeichneten Gegenftänden ein Wus: 
fonderungsrcht (RD. 8.48) zu. — Was der Erbichaftöbefiger auf Grund 
eines zur Erbichaft gehörenden Nechtes oder als Erfag für die Berftörung, 
Beihädigung oder Entziegung eines Erbichaftägegenftandes erlangt Hat, 
muß ſchon nad) SS. 2018, 2021, 818 herausgegeben werden. 

2. Durdy Abf. 2 wird der gutgläubige Schuldner einer zur Erbicheft 
gehörenden Forderung mit Bezug auf dte Zuläffigleit der Aufrechnung 
und die Wirkſamkeit von Leiftungen ꝛc. an ben Erbſchaftsbeſitzer ober einen 
Dritten, dem legterer bie Forderung abtriit, in entiprechender Weiſe ge: 
fhüßgt wie Bei der Abtretung gegenüber dem neuen Gläubiger. 

8. 2020. Der Erbicaftöbefiger hat dem Erben die ge- 
zogenen Nugungen herauszugeben; die Verpflichtung zur Her⸗ 
ausgabe erjtredt ſich auch auf Früchte, an denen er das Eigen- 
tum erworben hat. 

Perfünlider Unfprud, der ben Borfchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung unterliegt (f. Borbm. OD. Der 
Halbfag 2 (vgl. 8. 960) enthält eine Abweichung von den Vorſchriften 
über den Eigentumsanſpruch (88. 987ff., 998). Früchte 5.99, Nugungen 


$. 100. 

. 2021. Soweit der Erbichaftsbeiiger zur Herausgabe 
außer tande ift, beſtimmt fi feine Verpflichtung nad) den Bor: 
Ichriften über Die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung. 

Dal. 8. 818 und Anm. 1 zu 8. 2019. Berzinfung nach $. 291. 


Berwende 
1022. Der Erbichaftsbefiger ift zur Herausgabe der 
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zur Erbichaft gehörenden Sachen!) nur gegen Erſatz aller Ber- 
wendungen?) verpflichtet, ſoweit nicht Die Bermendungen durch 
Anrechnung auf die nad) $. 2021 herauszugebende Bereicherung 

ededt werden. Die für den Eigentumsanfpruch geltenden Bor- 
hriften der 88. 1000 bis 1003 finden Anwendung?). 

Zu den Verwendungen gehören aud die Aufwendungen, 
die der Erbihaftsbefiger zur Beitreitung von Lalten der Erb: 
ſchaft oder zur Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten macht!). 

Someit der Erbe für Aufwendungen, die nit auf einzelne 
Saden gemadt worden find, insbefondere für die im Abſ. 2 
bezeichneten Aufwendungen, nadı den allgemeinen Borfchriften >) 
in weiterem Umfang Erſatz zu leiten bat, bleibt der Anſpruch 
des Erbſchaftsbeſitzers unberührt. 

1) Der S. 2022 gilt nur, foweit der Erbſchaftsanſpruch dinglicher 
Natur ift (Vorbm. 2), für den perfönlichen Zeil bes Anſpruchs gelten 
die Srundfäge der ungerechtfertigten Bereicherung. Abſchwächung des 
Anfpruch8 wegen Verwendungen mit bem Cintritte der Rechtshängigkeit 
und bei Mangel des guten Glaubens (88. 2028, 2024). 2), Die Ber: 
wendungen find dem Erbichaftäbefiger abweichend von den Borfchriften 
der 88. 994}. auch dann zu erfegen, wenn fie nicht notwendige waren 
und wenn der Wert der Erbichaft durch fie nicht mehr erhöht ift. 
3), mithin BZurßdbehaltungsreht und felbftändiger Erfaganiprudh des 
Erbſchaftsbefitzers. Ein Miterbe (Unm. 1 zu $. 2018) fann wegen Aug: 
lagen nicht die Herausgabe von Nacjlaßfachen zur Berfteigerung ver: 
weigern, OLG. 8 ©. 272. 4) 3.8. Verauslagung der Beerdigungd: 
toften (8. 1968). 5) 3.98. wegen ungerechtfertigter Bereicherung. 

Ginfluß der Redtshängigkrit. 

8. 2023. Hat ber Erbihaftsbefiger zur Erbichaft ge- 
börende Sachen herauszugeben, jo beftimmt ſich von dem Ein- 
tritte der Nechtshängigleit an der Anſpruch des Erben auf 
Schadenserjag wegen Verſchlechterung, Unterganges oder einer 
aus einem anderen Grunde eintretenden Unmöglichleit der Her⸗ 
ausgabe nad) den Vorſchriften, die für das Verhältnis zwijchen 
dem Eigentümer und dem Beliger von dem Eintritte der Rechts⸗ 
hängigfeit des Eigentumsanſpruchs an gelten. 

Das gleihe gilt von dem Anſpruche des Erben auf 
Herausgabe oder Vergütung von Nutungen und von dem Ans 
ſpruche des Erbjchaftsbefigers auf Erjaß von Berwendungen. 

Auch 8. 2023 gilt nur für ben dinglichen Teil ded Erbichafts: 
anſpruchs (f. Anm. 1 zu $. 2022). Bol. zu Abſ. 1 den 8.989, zu 
Ubi. 2 die SS. 987, 994 Abſ. 2, 995, 996. Für den perföünlidhen (Be 
reicherungs:)Anfpruch gelten von der Rechtshängigkeit (ZPO. $. 263) 
an 8. 818 Abſ. 4, SS. 291, 292, 987 ff. 

Mangel des guten Glaubens. 
8.2024. Iſt der Erbichaftsbefiger bei dem Beginne des 
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Erbichaftsbefiges nicht in gutem Glauben‘), fo haftet er jo, wie 
wenn der Anſpruch des Erben zu diefer Zeit rechtshängig ge- 
worden wäre. Erfährt der Erbichaftäbefiger fpäter, daß er nit 
Erbe ift, fo haftet er in gleicher Weije von der Erlangung ber 
Kenntnis?) an. Eine weitergehende Haftung megen Berzugs 
bleibt unberührt ?). 

2) Der Erbichaftsbefiger ift nicht in gutem Glauben, wenn ihm 
bekannt oder lediglich infolge grober Fahrläſſigkeit unbekannt ift, daß ihm 
fein Recht an der Erbſchaft zufteht ($. 932 Abſ. 2). 2) In einem 
jpäteren Beitpunfte wird wie bei dem Eigentumdanfprude (8. 990) mur 
die poſitive Kenntnis des Beftgerd davon, daß er nicht zum Befige be 
rechtigt tft, berüdjichtigt. 8) Die Berfhärfung der Haftung tritt nach 
Maßgabe des 8. 2024 nit nur in Anſehung der Herausgabe von 
Erdichaftsfachen, fondern auch bei der Herausgabe der Bereicherung ein. 
Für den perfönlicden Teil des Erbſchaftsanſpruchs enthält 8. 2024 eine 
Abweichung von 8. 819 Abſ. 1, infofern bei dem Beginne des Erbſchafts⸗ 
beſitzes auch die auf grober Fahrläſſigkeit beruhende Unkenntnis berüd: 
fichtigt wird. — Haftung wegen Berzugs f. $. 286 (Schadenserfaß). 
Strafbare Handlungen; verbotene Gigenmacht. 

8.2025. Hat der Erbfchaftsbefiger einen Erbfdafts- 
gegenitand!) durch eine ftrafbare Handlung oder eine zur Grb- 
haft gehörende Sache durdy verbotene Eigenmadt?) erlangt, fo 
haftet er nad) den Borjchriften über den Schadenserſatz wegen 
unerlaubter Handlungen). Ein gutgläubiger*) Erbichaftsbeftger 
haftet jedoch wegen verbotener Eigenmacht nach diefen Bor» 
Ihriften nur, wenn der Erbe den Befiß der Sache bereits tat- 
ſächlich ergriffen®) Hatte. 

Bol. 8. 992. 

1) Sache (8. 90) oder Recht. 2) 8. 858. 3) 88. 823. 
4) Dol. Anm. 1 zu 8. 2024. 5) Im Gegenfate zum Befigerwerbe 
fraft Geſetzes ($. 867). 

Ausſchluß der Erſthung. 

8. 2026. Der Erbſchaftsbeſitzer kann ſich dem Erben 
gegenüber, ſolange nicht der Erbſchaftsanſpruch verjährt iſt, 
nicht auf die Erſitzung einer Sache berufen, die er als zur Erb» 
Ihaft gehörend im Beſitze hat. 

Die Vorſchrift Hat nur Bedeutung für die Erjigung von beweglichen 
Sadıen, die fi nah 88. 937 ff. in zehn Jahren vollenden würde Der 
Erbſchaftsanſpruch verjährt erft in dreißig Jahren (S. 195). Vgl. übrigens 
8. 939 i. V. m. 8. 207. 

Auskunftspflicht. 

8.2027. Der Erbſchaftsbeſitzer!) ift verpflichtet, dem 
Erben über den Beſtand der Erbſchaft und über den Berbleib 
der Erbichaftsgegenftände Auskunft zu erteilen?) >). 

Die gleiche Verpflichtung hat, wer, ohne Erbſchaftsbeſitzer 
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zu fein, eine Sache aus dem Nachlaß in Belig nimmt, bevor 
der Erbe den Beſitz tatfächlich ergriffen hat*). 

Bol. 8. 2862 Abſ. 2. 

1) auch ber mit ber hered. petitio partiaria belangte Miterbe 
(ORG. 4 ©, 4238, 5 ©. 281, 6 ©. 814). 2) und eventuell ben 
Sfienbarungseid zu leiften ($. 260). Nah ZPO. 8. 254 kann bei ber 
Eintlagung des Erbichaftsanipruchs die bejtimmte Ungabe der heraus⸗ 
augebenden Gegenftände in der Klage vorbehalten werden, bis der 
Erbichaftsbefiter das Beſtandsverzeichnis vorgelegt und es eventuell be- 
ſchworen Hat; vgl. hierzu und betreffs der Bedeutung der Eidezleiftung 
DVG. 12 ©. 868. 8 Die Auskunftspflicht erftredt fih auf den ge- 
famten Nachlaß, insbeſondere aud) auf die dazu gehörenden Forderungen 
(RS. in ZW. 1908 Beil. ©. 104). Unter dem Berbleibe von Erbichafts- 
gegenitänden ift nicht nur der örtliche, fondern auch der wirtichaftliche 
($. 2019) gu verjtehen. 4) Bol. Anm. 5 zu $. 2025, OLG. 9 ©. 84, 
886 (Wegnahme der Schlüflel zur Wohnung des Erblaffers), 7 ©. 186 
(Anwendung der Borfchrift auf Miterben?). Wer nur erbfchaftliche Be: 
ichäfte geführt Hat, fällt nicht unter Abf. 2 (OLG. 9 S. 886). 

&. 2028, Wer ſich zur Zeit des Erbfall3 mit dem Erb» 
laffer in häuslicher Gemeinſchaft befunden Hat!), it verpflichtet, 
dem Erben auf Verlangen Auskunft darüber zu erteilen, melde 
erbſchaftliche Gejchäfte er geführt hat und was ihm über den 
Berbleib der Erbihaftögegenftände befannt iſt?). 

Beiteht Grund zu der Annahme, daß die Auskunft nicht 
mit der erforderlichen Sorgfalt erteilt worden ift, jo hat der 
Berpflichtete auf Verlangen des Erben den Dffenbarungseid 
dahin zu leiten: 

daß er feine Angaben nad) beitem Willen fo vollitändig 
gemacht Babe, als er dazu imſtande fei?). 

Die Borfchriften des 8. 259 Abi. 3%) und des $. 261°) 
finden Anwendung. 

4) auch ein Miterbe, der Hausgenofie des Erblafierd geweſen ift 
(RIA. 2 ©. 79, aber auch OLG. 4 ©. 429, 6 ©. 858). 2) Hier ab: 
weichend von $. 2027 teine Verpflichtung zur VBorlegung eines Beſtands⸗ 
verzeichniffe8 nad) $. 260 (RG. in ZW. 1902 Beil. S. 266, OLG. 11 
&. 280), unter Umftänden aber zur Mitteilung einer Rechnung und Bor 
legung von Belegen nach $. 269. 8) Verfahren bet der Gibesleiftung 
nah FZGG. 88. 79, 168, vgl. RIA. 4 ©. 166 (keine Beſchwerde des Ge: 
ladenen gegen die Terminsbeſtimmung); falls ber Eid vor dem Prozet- 
gerichte zu leiften ift, nah ZPO. $. 889. 4) Keine Verpfliditung zur 
Eidesteiftung in Angelegenheiten von geringer Bedeutung. 5) Bus 
ftändiges Gericht (OLG. 2 S. 190), Anderung der Cideönorm, Soften 
der Abnahme bes Eides. 

Erbfchaftlicde Einzelanſprüche. 

8.2029. Die Haftung des Erbſchaftsbeſitzers beſtimmt 
fih auch gegenüber den Anfprüden, die dem Erben in An— 





874 Erbrecht. Rechtliche Stellung des Erben. 


ſehung der einzelnen Erbſchaftsgegenſtände zuftehen, nad den 
Vorſchriften über den Erbidaftsaniprud. 

Die Vorſchrift ift an die Stelle der römifhen exceptio ne prae- 
judicium fiat hereditati getreten, bie Vorſchriften über den Erbſchafts⸗ 
anfpruh find jedoch zur Unwendung zu bringen, ohne daß es einer 
Einrede feitend des Beklagten bedarf. Der $. 2029 greift gegenüber 
Beligllagen wie gegenüber petitortfchen Klagen ein und gilt auch zugunften 
des unredlichen Erbfchaftäbefigerd. Vgl. im übrigen die Vorbm. S. 869 
Nr. 8. 

Weiterer au Sumegeguer. 

2030. Ber die Erbfchaft durdy Vertrag von einem 
Erbidaftsbefiger erwirbt, fteht im Berhältniffe zu dem Erben 
einem Erbſchaftsbeſitzer gleich. 

Bol. SS. 2871, 2886. Sein Schu des gutgläubigen Erwerbers 
einer Erbichaft. Die Vorfchrift gilt auch für den Erwerber eines Erb— 
teils ($. 2088, 8. 1922 Abſ. 2), aber nicht für denjenigen, welcher einzelne 
Gegenftände aus der Erbichaft vom Erbfchaftäbefiger erwirbt; tm leteren 
Falle greift neben den Vorfchriften Über den gutgläubigen Erwerb beweg: 
liher Sachen und dem Grundbuchrecht noch 8. 2866 ein. 


BZerausgabe des Vermögens eines für tot Erklärten. 

&. 2031. lÜberlebt eine für tot erklärte Perfon den Zeit- 
punft, der als Zeitpunkt ihres Todes gilt!), fo kann fie die 
Herausgabe ihres Vermögens nad den für den Erbſchaftsan⸗ 
ſpruch geltenden Borfchriften?) verlangen. Solange der für 
tot Erflärte noch lebt, wird die Verjährung?) feines Anſpruchs 
nicht vor dem Ablauf eines Jahres nad) dem Beitpunfte vollendet, 
in weldjem er von der Todeserklärung Kenntnis erlangt. 

Das gleiche gilt, wenn der Tod einer Perfon ohne Todes- 
erflärung mit Unrecht angenommen worden iſt!). 

1) 8.18. 2) Der für tot Erflärte Hat alfo den Gefamtanipruch 
nur gegenüber einem Erbichaftäbefiger im Sinne der $$. 2018, 2080. 
3) Verjährungsfrift an fich dreißig Jahre ($. 196). 4) Bgl. 3. 2870. 


Bierter Titel. 
Mehrheit von Erben. 


1. Das Rechtsverhältnis der Miterben ift im Anfchluß an das preuß. 
ALN. nah den Grundfägen ber Gemeinihaft zur gefamten Hand 
geftaltet. Dies lommt ſowohl in dem Nechtöverbältniffe der Erben unter 
einander (SS. 2082—2057) als aud in dem Mechtöverbältnifie zwiſchen 
den Erben und den Nachlaßgläubigern (8$. 20658— 2068) zum Ausdrucke 

2. Was das innere Verhältnis anbetrifit, fo ſteht 

a) während der Zeit bis zur Außeinanderfegung ($$. 2082 
bi8 2041) die Verwaltung des Nachlafſes und die Berfügung über 
die Nachlaßgegenftände ben Erben nur gemeinfchaftli” zu (88. 2088, 
2040), wogegen die Geltendmachung der zum Nachlafie gehörenden 
Anfprühe durch jeden Miterben felbftändig zugunften aller Erben 
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erfolgen kann ($. 2089). Jeder Diterbe Tann über feinen Anteil am 
Nachlaſſe verfügen ($. 2088), ben übrigen Miterben ift jedoch durch 
ein mit Ddinglicher Kraft ausgeftattete® Vorkaufsrecht (88. 2084—2087) 
die Möglichkeit gegeben, da8 Einbringen eines Fremden in die Gemein: 
ſchaft abzuwehren. 

b) Die Auseinanderjegung ($$. 2042—2049) kann von jedem 
Miterben jederzeit verlangt werben, fomweit fie nicht durch eine Verein: 
barung ber Erben ($. 2042 Ubi. 2 i. V. m. 8. 749 Abſ. 2, 8, 
$$. 760, 751), durch eine Anorbnung des Erblaſſers (8. 2044) oder 
in gewiffen Fällen durch gefegliche Vorfchrift ($. 2048) zeitweilig aus⸗ 
geſchloſſen ift oder Aufſchub verlangt werden kann ($. 2045). Für 
die Durdführung der Auseinanderfegung find im allgemeinen bie 
Vorſchriften über die Teilung bei einer Gemeinſchaft maßgebend 
($. 2042 Ubi. 2 i. B. m. 88. 702ff. und fir Gegenftände des unbe: 
weglichen Vermögens ZBG. SS. 180ff.). Nach erfolgter Auseinander⸗ 
fegung ift eine vertragsinäßige Wiedereinführung der Erbengemeinichaft 
ausgeichloffen (OLG. b ©. 867). 

6) Bei der Auseinanderfegung erfolgt zugleih die Ausgleichung 
unter den im Miterbenverhältniffe ftehenden Abkömmlingen des Erb: 
lafierd wegen bed Borempfangenen ($8$. 2060 - 2067). Sie findet regel- 
mäßig bei der gefeglihen Erbfolge, bei einer Erbeinjegung durch Ber: 
fügung von Todes wegen dagegen nur ausnahmsweiſe ftatt (88. 2060, 
2052). Das Gele bezeichnet des näheren die Fülle ber Ausgleichung 
(88. 20502054) fowie die eine Ausgleichungspflicht begründenden Zu: 
wendungen (8. 2050) und regelt das bei dem Bollzuge der Uusgleichung 
einzubaltende Verfahren (88. 2065— 2057). 

8. Die Bewirtung der Uuseinanderfegung gehört zu den 
Aufgaben des Teftamentsvollftreders ($. 2204). Sit ein jolcher 
nicht vorhanden oder nicht zur Außeinandberfegung befugt ($. 2208, vgl. 
OvLG. 9 ©. 866, auch KG. 28 €. A 16), fo tft nah FGG. 88. 86 fi. 
das Nachlaßgericht dazu berufen, auf Untrag eined Miterben oder 
gewiffer anderer Berecdhtigter ($. 86 Abf. 2, nad $. 192 kraft Landes: 
rechts auch von Amtswegen) die Auseinanderfegung zu verntitteln. Das 
Berfabren tft zuläffig, auch wenn ein Beteiligter im voraus erflärt, daß 
er fi) auf eine gütliche Einigung nicht einlaffe (RIU. 4 S. 14). Bor: 
ausfegung tft jedoch, daß das Erbrecht bed Untragftellers nicht beftritten 
wird oder im Prozeſſe feftgeftellt ift (RIU. 1 S. 182, OuLG. 8 ©. 810, 
auch RG. 24 S. A 189). Beurkundung der Wuseinanderfegung troß 
Widerſpruchs eines Dritten RIJA. 5 S. 280. Unzuläſſigkeit des Ber: 
fahrens während Beftehend einer Nachlaßverwaltung OLG. 4 ©. 480; 
fonftige Hinderniſſe NZU. 6 ©. 264, 7 S. 174. 

Das Berfahren wird von der Offizialmarinıe (FGOG. 88. 12, 87) 
beberricht und ift mit Berfäumnisfolgen ($. 89, $. 91 Ubi. 8, 8. 92; 
vgl. DRS. 10 ©. 86) ausgeftattet, trägt aber doch nur einen ber: 
mittelnden Charakter; die Enticheidung nicht beizulegender Streitigkeiten 
bleibt dem Prozeßrichter vorbefalten (MIA. 8 ©. 10). Das Gericht Hat 
einen Augeinanderjegungsplan anzufertigen, die WUuseinanderfegung zu 
beurfunden und zu beitätigen (S. 98). Aus der rechtäfräftig beftätigten 
Auseinanderfegung findet die Zwangsvollſtreckung ftatt (88. 96, 98). 
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Betreffs des Verfahrens vgl. no OLG. b ©. 179, RJA. 6 ©. 85 — 
KG. 86 S. A 106 (Einleitung, Koſtenpflicht, Beſchwerde) und ZUG. 6 
S. 486 (Unfechtung wegen verfchwiegener Nachlaßmaſſe), auch RYA.7 ©. 170. 

Landesgeſetzlich kann auf Grund ded FGG. 8.193 die Auseinanders 
fegung an Stelle der Gerichte oder neben ihnen den Rotaren über- 
tragen werden (vgl. preuß. FGG. Art. 21—28, OLG. 7 ©. 210, 888ı. 

4. Kür die Nachlaßverbindlichkeiten, die nicht, wie dies bei Wer 
mächtniffen und Auflagen möglich ift, nur einzelnen Erben obliegen, baften 
die Miterben grundſätzlich als Geſamtſchuldner (8. 2058, vgl. Seufi. 57 
S. 19). Der Grundſatz ift jedoch für die Zeit ſowohl vor als auch nad 
der Teilung des Nachlaſſes erheblichen Einſchränkungen unterworfen: 

a) Bis zur Teilung ſind die Nachlaßgläubiger darauf beſchränkt, 
entweder ihre Befriedigung aus dem ungeteilten Nachlaſſe von fämt: 
lichen Miterben zu verlangen ($. 2069 Abſ. 2) oder gegenüber einem 
einzelten Miterben ſich an deſſen Erbteil (Anteil am ganzen Nadı: 
laſſe) zu halten ($. 2059 Abſ. 1 Sag 1, vgl. Anm. 6 zu $. 2088). 
Beide Anſprüche neben einander können nicht geltend gemacht werden, 
jedoch lann auf Grund eines gegen fämtliche Erben ergangenen Urteils 
auch die Pfändung und Lberweifung des Erbteild eines Miterben er: 
folgen (OLG. 11 ©. 282). Haftet ein Miterbe für die Nachlaßperbind: 
lichkeiten unbefchräntt, fo Hat er doch mit feinem übrigen Bermögen außer 
dem GErbteile nur für den feinem Erbteil entfpreddenden Zeil einer er: 
bindlichfeit einzuftehen ($. 2069 Abſ. 1 Saß 2). 

b) Rad) der Teilung tritt grundfägiih Gefamthaftung und 
unbeihräntte Saftung aller Miterben ein, da eine Nachlaß: 
verwaltung nunmehr ausgeſchloſſen ift (8. 2062), als Mittel zur 
Geltendmachung der befchräntten Haftung mithin nur der auf den 
Hal der Uberfhuldung des Nachlaffed beichräntte Nachlaßkonkurs 
offenfteht. Won dieſer ftrengen Haftung find die Erben jedoch in 
den Fällen des $. 2060 befreit; außerdem iſt ihnen in der öfient: 
lihen Aufforderung der Nachlafgläubigerr zur Anmeldung ibrer 
Sorderungen gemäß $. 2061 ein wetteres Sicherungsmittel gegen die 
Sefamthaftung gegeben. 


Il. Rechtsverhältnis der Erben unter einander. 


1. Bis zur Auseinanderfegung. 
a) Erbengemeinfshaft. 


8. 2032. Hinterläßt der Erblafler mehrere Erben, io 
wird der Nachlaß gemeinfchaftliches Bermögen der Erben. 

Bis zur Auseinanderfegung gelten die Borfchriften der 
88. 2033 bis 2041. 


1. Die Gemeinſchaft zur gefamten Hand fteht im Gegenſatze zu der 
Gemeinſchaft nadı Bruchteilen (88. 741— 758); fie findet fih im BGB., 
von dein Miterbenverhältnis adgejehen, bei der Geſellſchaft und der ebe- 
lichen Sütergemeinfchaft (vgl. die Vorbm. ©. 826, 491). Keine Konfufion 
und Koniolidation bei dem Zufanımentreffen von Rechten eines einzelnen 
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Miterben mit Verpflichtungen oder Belaftungen des genteinichaftlichen 
Bermögend oder umgekehrt. Vom Erblaſſer getroffene Teilungsanorb: 
nungen Haben feine dingliche Wirtung (Anm. 1 zu 8. 2048). Um: 
wandelung des gemetnfchaftlichen Eigentums zur gef. Hand in Miteigentum 
aller oder Sondereigentum eines einzelnen Erben f. Anm. 4 zu 8. 2042. 

2. Eintragung der Dtiterben in das Grundbuh GBO. 8.48. Gemäß 
5. 857 find die Miterben auch Mitbefiger des Nacjlaffes, Beſitzſchutz im 
Berhältnifie der Miterben untereinander 8. 866. Auskunftspflicht eines 
Miterben, der Hausgenoſſe des Erblaffers geiwefen, Anm. 1 zu $. 2028. 

8. Bet Fortführung des Geſchäfts eines Einzellaufmanns durch Die 
mebreren Erben entjteht eine offene Handelsgeſellſchaft unter dieſen erft 
mit Abſchluß eine darauf gerichteten Vertrags (RG. 22 ©. A 280, 
OvG. 4 ©. 454). 


b) Verfügungsrecht eines Miterben. 

:2033. Feder Miterbe!) kann über feinen Anteil an 

dem Tadhlaffe verfügen?). Der Bertrag, durd) den ein Miterbe 

über feinen Anteil verfügt, bedarf der gerichtlichen oder nota⸗ 
riellen Beurkundung?) ?). 

Über feinen Anteil an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden 
fann ein Miterbe nicht verfügen?)®). 

1) Ein Alleinerbe kann Über die ihm angefallene Erbichait als Ganzes 
nicht dinglich verfügen; vgl. $. 2874. Die Verfügung des Miterben 
fann in der Übereignung des Erbteild fowie in ber Beitellung eines 
Pfandrechtö oder eines Nießbrauchs beftehen. Im Salle der Übereignung 
haftet ber Erwerber nad) SS. 2882 ff. (1967 ff., 2058 fi.) für die Nachlaß: 
verbindlichleiten.. Den Anſpruch auf Museinanderfegung oder auf dag: 
jenige, was ihm bet diefer zulommt, fann der Miterbe nicht als jelbit: 
ftändige3 Recht mit der Wirkung abtreten, daß der neue Gläubiger ge: 
mäß $. 898 an feine Stelle tritt (RG. 60 ©. 126, 183; OLG. 12 
S. 874). 2) Bol. 8. 747; abweichend in den anderen Fällen der 
Gemeinihaft zur gefamten Hand (8. 719 Abſ. 1, 8. 1442 Abſ. 1, 
8. 31471 Ubf. 2; vgl. RG. 60 ©. 129. 8) Bol. BGB. 8. 128, 
580. ss. 167 ff. Genehmigung ded Vormundſchaftsgerichts 8. 1648 
Abſ. 1, S. 1822 Nr. 1. — Die im Abf. 1 vorgefchriebene Form tft nad 
ben & 2871, 2885 auch für den obligatorifchen Bertrag erforderlich, 
durch den ein Miterbe die Verpflihtung zur Verfügung über jeinen An: 
teil übernimmt. Der obligatorifche und der dingliche Vertrag (Verkauf 
und Übertragung des Erbteils) können mithin zufammengefaßt werden. 
4) Die dingliche Übertragung des Erbteils Hat zur Folge, daß der Er: 
werber an Stelle des Beräußerers in die Gemeinfhaft zur geſamten Hand 
eintritt. Cine Übertragung der einzelnen Nachlaßgegenftände, insbeſondere 
die Auflaffung von Nachlaßgrundftüden, findet nicht fiatt (OurG. 2 
S. 242, 4 ©. 189, 5 S. 427), der Erwerber erlangt jedoch nicht völlig 
die Rechtöftellung des veräußernden Miterben, er tft im Erbicheine ($. 2867) 
nicht an Stelle des Iegteren aufzuführen und der früher erteilte Erbichein 
wird durch die Beräußerung des Erbteils nicht unrichtig. So jegt KG. 29 
SA, 80 ©. A 101 = RU.5 ©. 186, 6 ©. 118 (mit zahl: 
reichen Bitaten), ferner RJA. 5 ©. 286, vgl, auh NG. 60 ©. 181. 
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Nechtöverhältnis bei Übertragung aller Erbteile auf einen Miterben 
f. Unm. 4 zu 8. 2042. 5) auch nicht mit bedingter Wirlung (für 
dasjenige, was dem VBerfügenden von dem betreffenden Gegenftande bei 
der Uuseinanderfegung etwa zufält) RJA. 1 ©. 82 = KG. 20 ©. A 85, 
OLG. 2 ©. 27). 6) Bgl. zu Abi. 1 den $. 2087, zu Ubi. 2 
den $. 2040 Abſ. 1 und die dortige Anm. 2. Entſprechend dem $. 2088 
ift in ZPO. S. 859 Abſ. 2 die Frage der Pfändbarkeit dahin geregelt, 
daß zwar der Anteil eined Miterben an dem Nachlafle (vgl. RIM. 8 
S. 151, RG. 49 ©. 406), nicht aber der Anteil an den einzelnen Nach— 
laßgegenſtänden der Pfändung unterworfen iſt OLG. 2 ©. 27, 4 ©. 426). 
Auch eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Eintragung 
einer Hypothek kann auf den Unteil eines Miterben am Nadlahgrunb: 
ftüde nicht eingetragen werden (86. 28 S. A 111). Dod tft die Ber: 
fügungsbefchräntung, die in der Pfändung des Erbteild in Anfehung eines 
jeden Nachlaßgegenftandes enthalten iſt, im Grundbuche der Nachlaß:- 
grundftüde eintragbar und muß eingetragen werden, wenn eine grund: 
buchmäßige Berfügung Über das Grundftüd erfolgt (NIU. 8 ©. 161, 
6 ©. 285, OLG. 7 ©. 854). Die Pfändung bes Erbteild erfolgt nad 
ZPO. 8. 867, die Diiterben find dabei als Drittichuldner anzujehen 
(RZA. 6 S. 240). — Zur Zwangsvollſtreckung in den Nachlaß bedarf 
es bis zur WUuseinanderjegung eine? gegen alle Dtiterben vollftredbaren 
Schuldtitels (ZPO. 8. 747, f. dazu OLG. 7 S. 821). 


e) Norkaufsredjt. 
8.2034. Verkauft ein Miterbe feinen Anteil an einen 
Dritten, jo find die übrigen Miterben zum Borlaufe beredhtigt. 


Die Friſt für die Ausübung des Vorkaufsrechts beträgt 
zwei Monate. Das Vorkaufsrecht ift vererblid. 

Bol. die Vorfchriften Über das obligaturifche Vorkaufsrecht, S8. 504. 
und über das dingliche Vorkaufsrecht an Brundfiüden, SS. 1094 fi. Das 
den Miiterben (und zwar mehreren Miterben nur gemeinichaftlich) zu: 
ftehende Vorkaufsrecht bat dinglihe Wirkung (88. 2085, 2087). Soweit 
es in den 88. 2084 fi. nicht befonders geregelt tft, greifen die SS. 604ff. 
ein. Danach beginnt bie zweimonatige Ausübungsfriſt mit der Mit- 
teilung des Berfaufs ſeitene des Verläufers an die Miterben. Kein 
Borlaufsredht bei Verkauf im Wege der Bwangspollitredung oder bes 
Konkurſes, auch nicht bei Berlauf an einen Miterben. Durd Rechte: 
geichäft unter Lebenden kann das Vorkaufsrecht nicht übertragen werben 
($. 514, 8. 28 ©. A 204). Ein anderes geſetzliches Vorkaufsrecht als 
da8 der Miterben ift dem BGB. unbekannt. 


&. 2035. Sit der verkaufte Unteil auf den Käufer über- 
tragen, fo fünnen die Miterben das ihnen nad $. 2034 dem 
Berfäufer gegenüber zuftehende Vorlaufsreht dem Käufer gegen- 
über ausüben!), Dem Verkäufer gegenüber erliſcht das Bor. 
faufsrecht mit der Übertragung des Anteils. 


Der Verkäufer bat die Miterben von der Übertragung un: 
verzüglid zu benachrichtigen ?). 
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1) Geſchieht dies, fo fällt der gemäß 8. 2088 auf ben Käufer über 
tragene Erbteil ohne weiteres den Miterben an (abweichend OLG. 9 S. 887). 
3), Die fih aus 8. 510 Abſ. L ergebende Verpflichtung des Verkäufers 
bleibt unberührt. . 

- 2036. Mit der Übertragung des Anteil8 auf die 
Miterben wird der Käufer von der Haltung für die Nadhlaf- 
verbindlichkeiten!) frei. Seine Haftung bleibt jedoch beftehen, 
fomweit er den Nadjlaßgläubigern nad) den 88. 1978 bis 1980 
verantwortlich ijt; die Borichriften der 88. 1990, 1991 finden 
entiprecyende Anwendung. 

1) Bol. 88. 2882, 2888. 

8.2037. Überträgt ber Käufer den Anteil auf einen 
anderen, fo finden die Borjchriften der 88. 2033, 2035, 2036 
entfprechende Anwendung. 

Die Miterben können hiernach da3 ihnen auf Grund des erften Ver: 
kaufs gemäß $. 2084 zuftehende Vorkaufsrecht auch gegen ben zweiten 
und weiteren Käufer des Erbteil3 geltend machen, fie haben aber nicht 
etwa ein neues Vorkaufsrecht für jeden weiteren Verkaufsfall. 

d) Verwaltung. 

. 2038, Die Verwaltung des Nachlaſſes fteht den Erben 
gemeinfchaftlich zu. Jeder Miterbe iſt den anderen gegenüber 
verpflichtet, zu Maßregeln mitzumirken, die zur orönungsmäßigen 
Berwaltung erforderlich find; die zur Erhaltung notwendigen 
Mapregeln kann jeder Miterbe ohne Mitwirkung der anderen 
treffen !). 

Die Borjchriften der SS. 743, 745, 746, 748 finden Ans 
wendung?). Die Teilung der Früchte erfolgt erit bei der Aus- 
einanderfegung?). Sit die Auseinanderfegung auf längere Zeit 
als ein Jahr ausgeſchloſſen, jo fann jeder Miterbe am Schluffe 
jedes Jahres die Zeilung des Neinertrags verlangen). 

1) Das im Abſ. 1 Sat 1 audgeiprochene Prinzip beruht auf der 
Bemeinfchaft zur gefamten Hand, im Sag 2 und Abf. 2 (wie auch in 
8. 2088 Abſ. 1 und S. 2089) werben fog. Individualrechte der Mit: 
erben anerlannt; vgl. $. 2867 Abſ. 1 (Antrag auf Erbfchein), Anm, 1 zu 
8. 2008 (Inventarerrichtung), 83PO. 8. YYL und KO. $. 217 (Antrag 
auf Wufgebot der Nachlaßgläubiger bzw. Nachlaßkonkurs; abweichend 
8. 2062 für die Nacdhlaßverwaltung); f. auh Unm. 1 zu S. 2027 und 
2028. Ähnliche Rechtsverhältniſſe: 8. 744, 8. 1472 übſ. 2, 8. 2120 
Sat 1, $. 2224 Abſ. 2. Bur Berichtigung des Grundbuchs durh Ein: 
tragung der Erben des eingetragenen Eigentümers bedarf e8 nah GBO. 
8. 22 Abſ. 2 der Zuftimmung fäntlicher Erben bzw. Erbeserben (RZU. 8 
©. 199 := 86. 25 ©. A 114). 2) Recht jedes Meiterben auf 
einen feinem Erbteil entipreddenden Bruchteil der Früchte und auf Mit: 
gebrauch der Rachlaßgegenitände $. 748. Belchlüffe über Berwaltung und 
Benugung burh Stimmenmehrheit nach Maßgabe der Erbteile 8. 746. 
Wirkſamkeit derjelden für und gegen Sondernachfolger 8. 746. Bel: 
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tragspflicht zu den Koſten und Laſten 8. 748. Anſpruch der Miterben 
untereinander auf Urkundenvorlegung OLG. 2 ©. 185, auf Abrechnung 
DRG. 5 ©. 868. 8) Diele Abweichung von dem bei ber Gemeinfchait 
nah Brudteilen geltenden Rechte (8. 748 Abſ. 1} beruht darauf, daß 
vermöge der Ausgleichungspflicht dasjenige, was dem einzelnen Miterben 
fhlteßlich gebührt, Hinter dem feinem Erbteil entipredhenden Bruchteile 
des Nachlaſſes zurüdbleiben kann. 4) Bol. S. 721 Abſ. 2. 


e) Aachlaßanſprüche. | 

2039. Gehört ein Anfprud zum Radylaffe, jo kann 
der Berpflichtete nur an alle Erben gemeinfhatlig leiften und 
jeder Miterbe nur die Leitung an alle Erben fordern. Jeder 
Miterbe Tann verlangen, daß der Berpflichtete die zu leiftende 
Sache für alle Erben hinterlegt oder, wenn fie ſich nicht zur 
Hinterlegung eignet, an einen gerichtlich au beftellenden Ber- 
wahrer abliefert. 


1. Bol. $. 482 Abſ. 1, 8. 1281, S. 1077 Abſ. 1; Hinterlegung 
ss. 872 ff. Beftelung des Berwahrers FGG. S. 166. 

2. Geltendmahung des Anfpruh3 auf Nechnungslegung an Die 
Gefamtheit durch einen einzelnen Miterben RG. 20 ©. 818, Erhebung 
der negativen Feftitellungsllage durd; einen Miterben NG. 44 ©. 183 
(beides für preuß. Recht). Der 8. 2089 gilt auch für den Erbicdaftsan: 
fprud, dagegen nit für Rechte, die nicht den Charakter cine 
Anſpruchs Haben, 3. B. daß gefeßlide und vertrangmäßige Rüd: 
trittsrecht (88. 826 ff, 846 ff.) das MWiederlaufsreht (88. 497 5.), 
das perjönliche oder dingliche Vorkaufsrecht (8$. 604 ff, 1094 ff.), vol. 
auch die preuß Necht betreffende Entſch. d. RG. 44 ©. 247 (feine Aus: 
übung eines Aktienbezugsrechts oder bed Rechtes auf Widerruf einer 
Schenkung durch einen einzelnen Miterben) — Der Antrag auf Wieber: 
verfteigerung nad) ZB. 88. 128, 182, 188 kann von jedem Miterben 
felbftändig geftellt werden, OLG. A ©. 421. 

8. Iſt ein Miterbe Schuldner einer zum Nachlaſſe gehörenden 
Forderung, fo erlifcht diefe nicht durch Vereinigung. Der Miterbe kann 
jedoch in der Regel verlangen, daß ihm feine Schuld bei der Auseinander: 
fegung auf feinen Erbteil angeiwiefen wird. Zur Xeiftung an ben Nach— 
laß iſt er verpflichtet, fomweit dies zur Dedung der Bafllva des Nachlafſes 
erforderlich ift oder die gefchuldete Leiftung dasjenige überjteigt, was ihm 
bei der Augetnanberfegung zukommt; vgl. OLG. 8 ©. 172, 4 ©. 482. 


f) Berfügung über Aachlaßgegenſtünde. 

&. 2040, Die Erben können über einen Nachlaßgegenſtand 
nur gemeinjhaftlid verfügen. 

egen eine zum Naclafle gehörende Forderung kann ber 

Schuldner nicht eine ihm gegen einen einzelnen Miterben zus» 
ſtehende Yorderung aufrechnen. 

1. Vgl. zu Abſ. 1 den $. 2088 bj. 2 und $. 747 Sag 2, zu 
Ubf. 2 den $. 719 Abſ. 2 und $. 1442 Abſ. 2. Unter Abſ. 1 fällt auch 
die Kündigung einer Nachlaßfordberung (OLG. 4 ©. 118). Ausſchlagung 
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einer zum Nachlaffe gehörenden Erbſchaft 8. 1952 Abſ. 8. Zwangsvoll⸗ 
ftredung in ben Nachlaß ZPO. S. 747, f. Anm. 6 zu 8. 2088. 

2. Für die Eintragung der Übertragung oder Aufhebung eineß im 
Grundbuch auf den Namen des Erblafierd eingetragenen Rechtes bedarf 
ed gemäß GBO. $. 41 der vorgängigen Eintragung der Erben aud) dann 
nicht, wenn der Erbteil eines Miterben nach 8. 2088 auf einen Dritien 
fibertragen ift (NUM. 4 ©. 268 = RG. 28 S. A 286). 

8. Steht ein Miterbe unter Vormundſchaft, jo bedarf ein vom 
Bormunde gemeinfam mit den übrigen Erben vorgenommened Rechts⸗ 
geihäft nach den allgemeinen PVorfichriiten der Genehmigung des Gegen: 
vormunde8 bzw. Bormundfchaftsgeridt (RAU. 4 S. 181 = KG. 27 


S. A 169). 
g) Gegenfland der Gemeinfchaft. 
8. 2041. Bas auf Grund eines zum Nachlaſſe gehörenden 
Rechtes oder ald Erfah für die Zeritörung, Beichädigung ober. 
Entziehung eines Nachlaßgegenſtandes oder durch ein Rechts⸗ 
gefhäft erworben wird, das ſich auf den Nachlaß bezieht, gehört 
zum Nachlaſſe. Auf eine durch ein ſolches Rechtsgeſchäft er- 
mworbene Forderung findet die Vorſchrift des $. 2019 Abi. 2 


Anwendung. 
Bol. 8. 718 Abf. 2, SS. 1870, 1478, 1524, 2111, 2874. 


2. Auseinanderfeßung. 
a) Allgemeine Borfihriften, 
. 2042. Jeder Witerbe!) Tann jederzeit die Aus- 
einanderfegung?) verlangen, ſoweit fi) nicht aus den 88. 2043 

bis 2045 ein anderes ergibt. 
Die Borfchriften des 8. 749 Ab. 2, 3 und der 88. 750 bis 

758 finden Anwendung ?)*). 

1) Auseinanderfegung nur gegenüber einem einzelnen Miterben 
bei Fortſetzung der Erbengemeinfchaft unter den übrigen RJA 2 ©. 221 
(= 826.28 ©. A 74), ORG. 9 ©. 889, 11 ©. 280. Ein Minder: 
jäbriger bedarf zu dem Grbteilungdvertrage nach $. 1822 Nr. 2 der 
Genehmigung des Bormundfchaftögerichts, an defien Stelle nad FGG. 
8S. 88, 97 Abſ. 2 unter Umftänden das Nacdhlaßgericht tritt (vgl. 
RJA. 8 ©. 69); eine Ehefrau, wenn ihr Erbteil eingebracdjtes Gut ft, 
der BZuflimmung des Manned (OLG. 8 S. 882). 2, Sit ein 
zur Bewirtung der Auseinanderſetzung berechtigter Tejtamentspoll: 
fireder nicht vorhanden und führt die vermittelnde Tätigleit- des 
Nachlaßgertchts (568.55. 86 ff, Vorbm. 8) nicht zum Biele, jo fann 
die Auseinanderfegung mittelft der Erbteilungsklage betrieben werden. 
Diefe ift auf eine beſtimmte Art der Teilung zu richten (Seufffl. 57 
©. 190, OL8G. 6 ©. 897), Gerichtsſtand ZPO. 8. 27. 3) Die im 
Abſ. 2 für anwendbar erklärten Borichriiten betreffen die Wirfung einer 
vertragsmäßigen Ausichlierung der Aufhebung, die Art und Weiſe der 
Teilung, den Unfprud der Semeinfchafter auf Berichtigung von Ber: 
bindlichkeiten, für die fie al3 Geſamtſchuldner Haften, und von Forderungen, 
die ihnen auf Grund ber Gemeinſchaft untereinander zuftehen (OL®. 4 
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©. 488), die gegenfeitige &emwährleiftungspflicht und die Unverjährbarfeit 
des Teilungsanipruds. Bel. GBO. 8. 87 (Umichreibung einer Nachlaß: 
bypothet auf einen Miterben) und 3BG. SS. 180 ff. (Bivangsverfteigerung 
eines Nachlaßgrunditüds zwecks Aufhebung der Gemeinſchaft). 4) Wird 
bei der Augeinanderfegung ein Nacdjlaßgegenitand einem einzelnen Mit: 
erben libertragen, fo ift er in feiner Geſamtheit Gegenftand des Rechte: 
geſchäfts; es unterliegt deswegen ein Erbauscinanderjegungävertrag, in 
welchem einem Miterben dag alleinige Eigentum an einem NRadjlaßgrund: 
ſtück übertragen wird, der Form bed 8. 313 (OLG. 5 ©. 855) und cs 
ift bei der Auflaflung für Koſten und Stempel der Wert des ganzen 
Srundftüdd maßgebend (OLG. 9 ©. 822). Auch dann, wenn das 
gemeinchaftlihe Eigentum zur gefamten Hand an einem Nachlaß: 
arundftüd in Miteigentum aller einzelnen Erben verwandelt werden 
fol, bedarf es der Auflafiung und zur Gültigleit des obligatoriichen 
Bertrags nach 8. 818 ber gerichtlichen oder notarielen Beurkundung 
(RG. 57 ©. 482). Werden jedoch einem Miterben die Erbteile aller 
übrigen Erben gemäß $. 2033 übertragen, fo erwirbt er bamit aud) das 
Alleineigentum an den Nachlafgrundftüden; es bedarf zur Umfchreibung 
im Grundbuche nicht der Auflafiung (RIU. 8 ©. 262 = KG. 26 
©. A 138). Bur Fortführung der Firma eines zum Nachlaſſe gehörenden 
Handelsgeſchäfts bedarf es auch in diefem Falle einer beionderen &in: 
willigung des Miterben (HGB. $. 22, RJA. 5 ©. 185 — 86. 29 
©. A 83). -—- Übertragung einer Hypothek ꝛc. auf einen einzelnen Mit: 
erben GBO. SS. 87, 99. 

b) Zeitweilige Unzuläffigkeit. 

8.2043. Soweit die Erbteile wegen der zu erwartenden 
Geburt eines Miterben nody unbeitimmt find, ift die Auseinander: 
fegung bi8 zur Hebung der Unbeftimmtheit ausgefchloflen!). 

Das gleiche gilt, fomeit die Erbteile deshalb noch unbe- 
ftimmt find, weil die Entfcheidung über eine Ehelichfeit3erklärung?), 
über die Beltätigung einer Annahme an Kindesftatt?) oder über 
die Genehmigung einer vom Grblafjer errichteten Stiftung 
noch ausfteht>). 

1) Bol. 8. 1928 Abſ. 2. Unzuläffigfeit der Erteilung eines (nidt 
gemeinfchaftlichen) Erbſcheins vor dem bezeichneten Beitpuntte KG. 22 
©. A 61. 2) 88. 1728, 1788, 1786. 8) SS. 174), 1768, 
1767. 4), 88. 80, 84. 5) Eine gegen die Rorichriiten der 
S. 2048 erfolgte Auseinanderiegung tft nur dann unwirlſam, wenn ber 
erwartete Miterbe hinzutritt. Der 8. 2048 findet entiprechende Anwendung 
in den Fällen des EG. Art. 86, 87 Ubf. 2. 

e) Ausſchließung. 

F. 2044. Der Erblaffer kann durch letztwillige Ber: 
fügung die Auseinanderjegung in Anfehung des ahlafes oder 
einzelner Nachlaßgegenftände ausſchließen oder von der Ein: 
haltung einer Kündigungsfrift abhängig madhen. Die Bor» 
Ihriften des $. 749 Abj. 2, 3, der 88. 750, 751 und bes $. 1010 
Abj. 1 finden entſprechende Anmendung. 
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Die Verfügung wird unwirkſam, wenn dreißig Jahre feil 
dem Eintritte des Erbfalls verjtrihen find. Der Erblaffer kann 
jedod anordnen, daß die Verfügung bis zum Eintritt eines 
beitimmten Greignifjes in der Perfon eines Miterben oder, falls 
er eine Racherbfolge oder ein Vermächtnis anordnet, bis zum 
Eintritte der NRacherbfolge oder bis zum Anfalle des Vermächt⸗ 
nilles gelten fol. Iſt der Miterbe, in deilen Perjon das Er: 
eignis eintreten ſoll, eine juriltiide Perfon, jo bewendet e3 bei 
der Dreißigjährigen Friſt. 

1. Daß Teilungsverbot fällt unter den Begriff der Auflage (8. 1940), 
erzeugt daher nur eine perfönliche Bindung ber Erben. Zweifel: 
Baft, od die Erben fich gegenfeitig die Beichräntung erlaffen können. Im 
Falle des Konkurfes Über dad Vermögen eined Miterben wirkt die Ver: 
fügung bed Erblaflerd nicht gegen die Konkursmaſſe (KO. 8. 16 Abſ. 2). 

2. Die im $. 1669 vorgefchriehene Auseinanderfegung zwilchen dem 
wiederhetratenden Ehegatten und den minderjährigen Kindern lann vom 
geotafier aicht ausgeſchloſſen werden, KG. 21 ©. A 24, aber auch 24 

8. Nah 8. 3010 Abſ. 1 wirkt das Hinfichtlich eines Nachlaßgrund⸗ 
tüd3 getroffene Teilungsverbot gegen den Sondernachfolger eined Erben 
nur bei Eintragung in das Grundbuch. 

4. Bum Abſ. 2 vgl. SS. 2109, 2162, 2168, 2210. 

d) Auffaub. 

8. 2045. Seder Miterbe kann verlangen, daß die Aus» 
einanderjegung bis zur Beendigung des nad) $. 1970 zuläfligen 
Aufgebotsverfahrensd oder bi3 zum Ablaufe der im $. 2061 be- 
ſtimmten Anmeldungsfrijt aufgefhoben wird. Iſt das Aufgebot 
noch nicht beantragt oder die öffentlihe Aufforderung nad) 
8.2061 nod nicht erlaffen, fo kann der Auffhub nur verlangt 
werden, wenn unverzüglih!) der Antrag gejtellt oder die Aur- 
forderung erlafjen wird?). 

1) 8. 121 Abſ. 1. 2) Der 8. 2045 fteht im Zuſammenhange 
mit den Borfchriften des S. 2060 Nr. 1 und bed 8. 2061 über die 
Haftung der Miterben für die Nachlaßverbindlichkeiten. 

e) Durdführung, 

&. 2046. Aus dem Nadjlafje find zunädjit die Nachlaß- 
verbindlichfeiten zu berihtigen. Sit eine Nachlaßverbindlichkeit 
noch nicht fällig oder iſt fte jtreitig,' fo it daS zur Berichtigung 
Erforderliche zurüdzubehalten. 

Halt eine Nachlagverbindlichfeit nur einigen Miterben zur 
Laft, fo können dieſe die Berichtigung nur aus dem verlangen, 
was ihnen bei der Auseinanderjegung zulommt. 

Zur Berichtigung ift der Nachlaß, fomeit erforderlid, in 
Geld umzufegen. 

Neben den SS. 2046 fi. find nach S. 2042 Abi. 2 die SS. 7b? fi. 
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maßgebend; vgl. inshefondere zu $. 2046 ben $. 755, auch die SS. 52, 
188, 1476. Der $. 2046 bezieht fih nur auf das Berhältnis ber Erben 
untereinander. Nachlaßverbindlichkeiten 88. 1967 ff. Abi. 1 Sag 2 ift auch 
bei Streit ber WMiterben über ihre Ausgleichungspflicht anwendbar 
(OS. 9 S. 889). 

8: 2047. Der nad, der Berichtigung der Nachlaßver⸗ 
bindlichfeiten verbleibende Überfhuß gebührt den Erben nad) 
dem Berhältniffe der Erbteilet). 

Schriftſtücke, die fih auf die perſönlichen Verhältniſſe des 
Erblafjers, auf deilen Yamilie oder auf den ganzen Radjlaß 
beziehen, bleiben gemeinidaftlidy?). 

1) Bol. 88. 784, 1476. Übertragung eines Nachlaßgegenitandes 
auf einen einzelnen Diterben |. Anm. 4 zu 8. 2042, auh OLG. 5 
©. 2838 (fein Recht auf diefe Art der Tetlung). 2) Bol. 8. 2878 
Sag 2. Bezüglich diefer Schriftftüde ftehen die Erben dann in einer ge 
wöhnlihen Gemeinfchaft; f. beſonders 8. 746. 

&. 2048. Der Erblaſſer fann durch lekiwillige Ber- 
fügung Anordnungen für die Auseinanderfegung treffen!). Er 
fann insbefondere anordnen, daß die Auseinanderfeßung nad) 
dem billigen Ermeljen eines Dritten erfolgen fol. Die von 
dem Dritten auf Grund der Anordnung getroffene Beltimmung 
it für die Erben nicht verbindlih, wenn fie offenbar unbillig 
it; die Beitimmung erfolgt in diefen Yalle durch Urteil?). 

4) Die Anordnungen des Erblaſſers Haben, auh wenn er ben 
einzelnen Miterben beftimmte Gegenſtände zumeift, nur obligatorifche 
Wirlung (26. 22 S. A 802, 28 ©. A 196). Schuß des Pflidhtteils: 
berechtigten 8. 2806. 2) Bol. 8. 819, 8. 21556 Ubf. 8; wegen bes 
„offenbar“ au) 88. 1591, 1717. Der Erblafler kann aud ein ſchieds⸗ 
richterliche8 Verfahren für die bei der Audeinanderfegung etwa entitebenden 
Streitigkeiten anordnen (ZPO. $. 1048). 

.2049. Hat der Erblaffer angeordnet, daß einer der 
Miterben das Recht haben joll, ein zum Nachlaſſe gehörendes 
Landgut zu übernehmen, fo ift im Zweifel anzunehmen, daß 
das Landgut zu dem Ertragswert angeſetzt werden foll. 

Der Ertragswert beitimmt fid) nad; dem NReinertrage, den 
das Landgut nah feiner bisherigen mwirtfchaftlihen Bes 
ftimmung bei orönungsmäßiger Bewirtſchaftung nachhaltig ge 
währen fann. 

Bol. S. 1615 Abſ. 2, 8, 8. 2812. Die Aufftellung von Grundſätzen 
für die Ermittelung des Ertragswerts ift im EG. Art. 187 der Landes: 
gefeßgebung überlafien. Wegen des Begriffs „Landgut” |. S. 98 Nr. 2. 
8. Ausgleichung. 

a) Umfang der Ausgleichung. 

8. 2050. Abkömmlinge!) die als gejegliche Erben zur 

Erbfolge gelangen, find verpflichtet, dasjenige, was ſie von dem 
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Erblafjer bei defien Lebzeiten als Ausitattung?) erhalten haben, 
bei der Außeinanderjegung?) unter einander zur Ausgleihung zu 
bringen, ſoweit nicht der Erblafler bei der Zumendung ein 
anderes angeordnet hat*). 

Zufhühle, die zu dem Zwecke gegeben worden find, als 
Einkünfte verwendet zu werdend), ſowie Aufwendungen für die 
norbilbung zu einem Berufe find infoweit zur Ausgleihung zu 
bringen, als fie daS den Vermögensverhältniffen des Erblaljers 
entjprehende Maß überjtiegen haben®). 

Andere Zuwendungen unter Qebenden find zur Auggleihung 
zu bringen, wenn der Erblafjer bei der Zuwendung?) die Aus- 
gleihung angeordnet hat. | 

2) Die Ausgleihung findet nur unter den Abkömmlingen des Erb: 
laſſers ftatt; jonfttge Miterben bleiben unberührt. Die Augsgleichung 
äußert ihre Wirkung nur im Berhältniffe der beteiligten Erben unter: 
einander. Bgl. 8. 2055 Abſ. 1 a. E. — Ausgleichung bei fortgeiegter 
Gütergemeinfchaft $. 1508 Abi. 2 (vgl. au 8. 1601, $. 1508 Abſ. 8). 
2) 8. 1624. 8) Iſt die Ausgleichung bet ber Auseinanderjegung 
unterblieben, fo kann für die benachteiligten Miterben gegenüber den be- 
günftigten ein Bereiherungsanfpruch gegeben jein. 4) Bgl.$. 2816 
Abi. 8. Der Erlaß der Ausgleichungspflicht kann bei der Zuwendung 
formlos, fpäter nur durd) leßtwillige Verfügung erfolgen. 5) Bl. 
8.1521 Sag 2. 6) Der Srblafler kann die Ausgleichung auch be: 
züglich der im Abf. 2 bezeichneten Zuwendungen (vgl. JW. 1902 Beil. 
©. 266, OLG. 4 ©. 488) erlafien. 7) oder durch letztwillige Ber: 
fügung (vgl. Anm. 4). 

% 2051. Fällt ein Abkömmling, der ald Erbe zur 
Ausgleihung verpflichtet fein würde, vor oder nad) dem Erb⸗ 
falle mweg!), jo iſt wegen der ihm gemadjten Zumendungen 
der an feine Stelle iretende Abkömmling zur Ausgleihung vere 
pflichtet?). 

Hat der Erblaffer für den megfallenden Abkömmling 
einen Erfagerben?) eingejegt, fo iſt im Zweifel anzunehmen, 
daß diefer nicht mehr erhalten fol, als der Abfümmling unter 
Berüdfichtigung der Ausgleihungspflicht erhalten würde. 

2) 8. 1924 Ubf. 8, 8. 1988, $. 1968 Ubf. 2, 9. 2844 Abſ. 2, 9.2846 
Abf. 1 (8. 2849). 2) Bol. 8. 2827 Abſ. 2. Der an die Stelle 
tretende Abkömmling kann ein Abtömmling oder ein GSeitenverivanbter 
des weggefallenen fein; ob er leßteren beerbt Bat, ift unergeblid. ©. 
übrigens auch SS. 19856, 20985. 8) 5.2096 (Abkömmling oder 
Fremder). Bumwendungen an einen ala Erſatzerbe miterbenden Ub- 
könimling $. 2068 Ubi. 1. 

&. 20852. Hat der Erblaffer die Abkömmlinge auf das- 
jenige als Erben eingefeßt, mas fie als gejetliche Erben er- 
halten würden, oder hat er ihre Erbteile fo beitimmt, daß fie 
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zu einander in demfelben Verhältniſſe jtehen wie die gefeßlichen 
Erbteile, fo it im Zmeifel anzunehmen, daß die Ablömmlinge 
ik den 88. 2050, 2051 zur Ausgleihung verpflichtet fein 
olleı. 

Bol. 8. 2066. An anderen Fällen der Erbeinfegung durch Pers 
fügung von Todes wegen findet keine Ausgleichung ftatt. 


8.2053. Eine Zuwendung, die ein entfernterer Ablümm- 
ling vor dem Wegfalle!) des ihn von der Erbfolge ausfchließen- 
den näheren Ablömmlinges oder ein an die Stelle eines Ab» 
fümınlinges als Erfagerbe?) tretender Ablömmling von dem 
Erblajjer erhalten hat, ift nicht zur Ausgleihung gu bringen, 
es jei denn, daß der Erblafjer bei der Aumendung die Aus 
gleihung angeordnet hat. 

Das gleihe gilt, wenn ein Ablömmling, bevor er die recht⸗ 
lihe Stellung eines foldhen erlangt Hatte?), eine Zumendung 
von dem Erblaffer erhalten Hat. 

4) Vol. die Anm. 1 zu 8. 2061. 2) 8. 2096. 8, Durch 
Legitimation (88.1719, 1786) ober durh Annahme an SKindesitatt 
(88. 1757, 1762). 

8. 2054, Eine Zumendung, die aus dem Geſamtgute 
der allgemeinen Gütergemeinſchaft, der Errungenihaftsgemein- 
ſchaft oder der Fahrnisgemeinſchaft erfolgt, gilt al8 von jedem 
der Ehegatten zur Hälfte gemadjt. Die Zumendung gilt jedod, 
wenn fie an einen Ablömmling erfolgt, der nur von einem der 
Ehegaiten abjtammt, oder wenn einer der Ehegatten wegen der 
Zumendung zu dem Geſamtgut Erſatz zu leilten!) Hat, als von 
diefem Ehegatten gemadjt. 

Diefe Borfärtften finden auf eine Zuwendung aus dem 
Gefamtgute der fortgefeßten Gütergemeinjchaft?) entſprechende 
Anwendung ?). 


1) Vgl. 88. 1466, 1688, 1549. 2) 88. 1483 fi. (8. 1499 Abſ. 3). 
3) Bgl. zu 8.2064 ben 8. 2881. 


b) Vollziehung der Ausgleirhung. 

&. 2055. Bei der Auseinanderfebung wird jedem Mit- 
erben der Wert der Zumwendung, die er zur Ausgleihung zu 
bringen hat, auf feinen Erbteil angeredynet. Ber Wert ber 
jämtlihen Zumendungen, die zur Ausgleihung gu bringen find, 
wird dem Nachlaſſe hinzugeredynet, ſoweit diejer den Miterben 
zufommt, unter denen die Ausgleichung Itattfindet. 

Der Wert bejlimmt ſich nad) der Zeit, zu der die Zumen- 
dung erfolgt ift. 

Rechneriſche Ausgleihung (Idealkollation). Bol. zu Abſ. 1 a. E. die 
Anm. 1 zu $. 2050, wegen der Anrechnung von Zuwendungen auf ben 
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Pflichtteil die SS. 2816, 2316. Abſ. 2 gilt auch für eine zur Ausgleichung 
au bringende Forderung (OS. 11 ©. 231). 


&. 2056. Hat ein Miterbe durch die Zumendung mehr 
erhalten, als ihm bei der Auseinanderfegung zukommen mürde, 
fo tit er zur Herauszahlung des Mehrbetrags nicht verpflichtet. 
Der Nachlaß wird in einem folhen Yale unter die übrigen 
Erben in der Weile geteilt, daß der Wert der Zumendung und 
der Erbteil des Miterben außer Anjat bleiben. 

Der mit der ausgleihungspflichtigen Zuwendung bebachte Dtiterbe 
erhält aus dem Nachlaſſe nichts, wird aber doch bei der Berechnung der 
Quoten der übrigen Erben mitberüdfichtigt, jo daß im Verhältniſſe der 
leßteren untereinander feine Veränderung in den Anteilen eintritt. 


6.2057. Jeder Miterbe ift verpflichtet, den übrigen 
Erben auf Verlangen Auskunft über die Zuwendungen zu er- 
teilen, die er nad) den 88. 2050 bis 2053 zur uanleigung zu 
bringen bat. Die Vorſchriften der 88. 260, 261 über die Ver 
pflichtung zur Leiſtung des DOffenbarungseids finden entſprechende 
Anwendung. 

Berfabren behufs Leiftung des Eides ZPO. 8.889, FGG. 88. 79, 
168. Der in Unfpruch genommene Miterbe muß alle8 angeben, was er 
vom Erblafier ohne Entgelt enpfangen bat; melde Zumendungen ads 
nleichungspflichtig find, wird demnächſt im Auseinanderſetzungsverfahren 
bezw. Prozeſſe feitgeitellt (NG. 68 ©. 88, OLG. 12 ©. 869). Wer da: 
gegen bezüglid eines Außerlich unentgeltlichen Empfanges Ausgleichung 
verlangt, muß dartın, daß es fih um eine ausgleichungspflichtige Zu: 
wendung handelt (IW. 1906 ©. 868). 


II. Rechtsuerhältnis zwiſchen den Erben und den Nachlaßgläubigern. 

Grundfak. 

2058. Die Erben haften für die gemeinfdhaftlichen 
Nachlaßverbindlichkeiten als Geſamtſchuldner. 

1. Nachlaßverbindlichkeiten SS. 1967 ff.; Geſamtſchuldner 88. 421ff. 
Für die nicht allen Erben gemeinfchaftlicden Nachlaßverbindlichkeiten, 
3. B. für Vermächtniſſe, die nur einzelnen Miterben auferlegt find, gelten, 
abgeiehen von den ſich aus SS. 2062, 2068, ZPO. 8.997 und KO. 
8. 285 ergebenden Einwirkungen, die 88. 2058 ff. nicht. Bei Anwendung 
diefer Borfchriften find die Fragen ber geſamtſchuldneriſchen oder 
geteilten und der unbefchränftten oder beigränkten Haftung wohl von 
einander zu unterfcheiden. S. im übrigen die Vorbm.4 ©. 876. 

2. Der Einwand, daß der Nachlaß fi ganz im Befig anderer Mit: 
erben befinde, tit unzuläffig (OLG. 11 S. 282). Hweifelhaft, ob ein Mit: 
erbe, der Nachlaßgläubiger tft, ſchon vor der Teilung von den librigen 
Erben Befriedigung beanfpruchen kann oder fi auf die Augeinander: 
fegung verweijen laſſen muß; für erftere8 Dresd. Ann. 25 S. 864, für 
legtere8 Seuffel. 59 ©. 97 (vgl. Anm. 8 zu 8. 2089). 

8. Nah ZPO. SS. 27, 28 ift der Gerichtsſtand der Erbſchaft 
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für Klagen aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen un: 
befchräntt begründet, für Klagen wegen anderer Nadjlafverbindlichleiten 
dagegen nur, folange ſich ber Nachlaß noch ganz ober teilweilfe im Be: 
zirte des Gerichts befindet oder die vorhandenen mehreren Erben noch 
als Geſamtſchuldner Baften. 

Zaftung bis zur Teilung. 

6. 2059. Bis zur Teilung des Nachlaſſes kann jeder 
Miterbe die Berichtigung der Nadjlakverbindlichkeiten aus dem 
Bermögen, das er außer feinem Anteil an dem Radjlafie Hat, 
verweigern. Haftet er für eine Nachlaßverbindlichkeit unbefchräntt, 
fo iteht ihm dieſes Recht in Unjehung des jeinem Erbteil ent- 
ſprechenden Teiles der Verbindlichkeit nicht zu. 

Das Recht der Nachlaßgläubiger, die Befriedigung aus dem 
ungeteilten Nachlaſſe von fämtlihen Miterben zu verlangen, 
bleibt unberührt. 

1. ©. bie Borbm. ©. 876 Ziff. 8a, zu Abi. 1 Sag 1 auch bie 
Anm. 6 zu 8. 2088. Das Recht des Miterben nach 8. 2059 Abſ. 1 if 
nicht identifch mit dem Rechte auf Beichräntung der Haftung, vielmehr ein 
auf der Erbengemeinichaft beruhender felbftändiger Nechtöbebelf (auf: 
idiebende Einrede), der auch ohne Nachlaßkonkurs oder Nachlaßverwaltung 
und obne die VBorausfegung der SS. 1940, 1991 geltend gemadht werden 
kann und auch bei unbefchräntter Haftung nicht völlig verfagt (Sat 2). 
Darüber, ob der Einwand materieller oder prozefiualer Natur ift und ob 
er im Hauptprozeß oder in der Zwangsvollſtreckung zu erheben ifi, ſ. 
OvG. 4 ©. 120, au 11 ©. 288. 

2. Zur Zwangsvollſtreckung in ben Nachlaß (Abſ. 2) wird Bis zur 
Teilung ein gegen alle Erben vollftredbarer Titel erfordert (ZPO. 8. 747, 
vgl. Anm. 6 zu $. 2088). Zwangsvollſtreckung auf Grund eines gegen 
den ZTeftamentspollitreder erwirkten Titel3 ZPO. $. 748. 

Haftung nad der Ceilung. 

6. 2060. Nah der Zeilung des Nadlaffes haftet jeder 
Miterbe nur für den feinem Erbteil entſprechenden Zeil einer 
Nachlaßverbindlichkeit: 

1. wenn der Gläubiger im Aufgebotsverfahren ausgeſchloſſen!) 
it; das Aufgebot erfiredt ſich inſoweit auch auf die im 
8. 1972 bezeichneten Gläubiger?) fowie auf die Gläubiger, 
denen der Miterbe unbeichräntt haftet?); 

2. wenn der Gläubiger feine Forderung jpäter als fünf 
Jahre nad) dem im $. 1974 Abf. 1 beitimmten Zeitpunkte 
geltend macht, es fei denn, daß die Forderung vor dem 

blaufe der fünf Jahre dem Miterben befannt geworden 
oder im Wufgebotsverfahren angemeldet worden ift; die 
Vorſchrift findet feine Anwendung, foweit der Gläubiger 
nad) 5. 1971 von dem Aufgebote nicht betroffen wirbt); 

3. menn der Nachlaßkonkurs eröffnet und durd Verteilung 
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er Maſſe oder durch Zwangsvergleich beendigt worden 
it 5), 

1) 88. 1970ff.; vgl. $. 2045. Ob die Forderung dem Miterben 
vor bem Erlafle des Ausſchlußurteils befannt gewefen, ift für diefe wie 
für die im 8. 1978 beftimmte Wirkung bes Aufgebots ohne Bedeutung. 
Abweichend Nr. 2 und 8. 2061. 2) Pflichtteilgrechte, Vermächtniſſe 
und Auflagen. 3) Bol. Ann. 2 zu 8.1972 und ZPO. 8. 997. 
4) Pfandgläubiger und gleicäftehende Gläubiger, foweit es fi) um die 
Befriedigung aus ben ihnen haftenden Gegenftänden handelt; vgl. S. 1974 
anf. 8. 5) Bol. 8. 1989, $. 2000 Sat 8, RO. SS. 161 ff., 178ff., 
280. Die Borichrift findet feine Anwendung, wenn der Nachlaßkonkurs 
erft nach der Teilung eröffnet wird (ftreitig). 

Öffentliche Aufforderung der Madlafgläubiger, 
+ 2061. Jeder Witerbe kann die Nachlaßgläubiger 
öffentlich auffordern, ihre Yorderungen binnen ſechs Monaten 
bet ihm oder bei dem Nachlaßgericht anzumelden. Iſt die Auf- 
forderung erfolgt, fo Haftet nad der Zeilung jeder Miterbe 
nur für den feinem Erbteil entjpredhenden Zeil einer Forde—⸗ 
zung, ſoweit nidt vor dem Ablaufe der Friſt die Anmeldung 
erfolgt oder die Forderung ihm zur Zeit der Zeilung be- 
fannt ift. 

Die Aufforderung iſt dur den Deutſchen Reichsanzeiger 
und durch das für die Belannimadhungen des Nachlaßgerichts 
beitimmte Blatt zu veröffentliden. Die Friſt beginnt mit der 
legten Einrüdung. Die Koften fallen dem Erben zur Laſt, der 
die Aufforderung erläßt. 

Private Aufforderung im Gegenſatze zu dem gerichtlichen Aufgebots- 
verfahren gemäß SS. 1970ff., 8.2060 Nr. 1. Die Aufforderung kann 
auch von einem unbefchräntt Haftenden Erben erlafien werden; fie bewirkt 
nad) 8. 2045 Aufichub der Auseinanderfegung. 

NAachlaßverwaltung. 

5. 2062. Die Anordnung einer Nachläßverwaltung kann 
von den Erben nur gemeinſchaftlich beantragt werden; ſie iſt 
ausgeſchloſſen, wenn der Nachlaß geteilt ift. 

Bol. SS. 1981 ff. Auch die Beichwerde gegen ben ablehnenden Be: 
ſchluß des Nachlaßgericht3 ftehf den Erben nur gemeinfchaftli) zu 
(Z3BlFG. 4 ©. 82). Durch den Halbfag 2 wird nicht nur das Antrags: 
recht der Erben, fondern aud) dasjenige der Nachlaßgläubtger aus: 
geſchloſſen. Die Eröffnung bed Nachlaßkonkurſes wird in KO. S. 216 
Abi. 2 auch nad) der Teilung des Nachlaſſes zugelafien. In Anfehung 
eines Erbteils findet wie fein Nachlaßkonkurs (KO. $. 286) fo aud keine 
Nachlaßverwaltung ftatt. 

Inventar. 

6. 2063. Die Errihtung des Inventar durch einen 
Miterben kommt aud den übrigen Erben zuitatten, ſoweit nicht 
ihre Haftung für die Radlaßverbindlichleiten unbeſchränkt ift!). 
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Ein Miterbe kann ſich den übrigen Erben gegenüber auf 
die Beichränfung feiner Haftung aud) dann berufen, wenn 
F den anderen Nachlaßgläubigern gegenüber unbeſchränkt 

artet °). 

1) Val. 8.2008 Abi. 1, $. 2144 Ubi. 2, 8. 2888 Abſ. 2, Anm. 1 
zu 8. 2008. Kine entiprechende Vorfchrift für das Wufgebot der Nach: 
laßgläubiger in ZPO. $. 997. 2) Bol. S. 2144 Abſ. 8. 


Dritter Abſchnitt. 
Teſtament. 


1. Teſtament ift ohne Rückſicht auf Erbeinſetzung jede letzztwillige 
Verfügung. Den Gegenſatz bildet der Erbvertrag, der jedoch neben 
den vertragsmäßigen auch einſeitige Verfügungen enthalten kann (8. 2299). 
Zeftament und Erbvertrag fallen unter den Begriff der Berfügung 
von Todeswegen. 

2. Den zuläffigen Inhalt des Teftamentd beitimmen im all: 
gemeinen dte SS. 19837—1940; ſ. jedoch auch 88.2048, 2096, 2100ff.. 
2197, 2254, 2291, 2297, 2836, 2338. Legtwillige Berfügungen betreñs 
der fortgefepten Sütergemeinfchaft werden in den 83. 1509, 1611 —1ö16, 
1518 zugelafien oder befchräntt; fonftige legtwillige Anordnungen familien: 
rehtliher Natur in den $$. 1869, 15698, 1688, 1689, 1651, 1777 
(88. 1687, 1688, 1782, 1792, 1797, 1866, 1868, 1880), 1808, 1909, 
1917. Erriditung einer Stiftung durch letztwillige PBerfügung 8. 88. 
Letztwillige Beftimmung des EmpfangSberecdhtigten bei einem Bertrag über 
Xeiftung an einen Dritten $. 832. 


Eriter Titel. 
Allgemeine VBorjchriften. 
Be der BB: 

8. 2064. Der Erblaffer kann ein Teſtament nur per- 
ſönlich errichten. 

Kteine PBupillarfubftitution. Das gleiche gilt für den Erbvertrag 
($S. 2273). Fähigkeit zur Teftamentderrichtung und Teſtamentsform 
88. 2229 ff. 

$. 2065. Der Erblaſſer Tann eine legtwillige Verfügung 
nicht ın der Weile treffen, daß ein anderer zu beitimmen bat, 
ob fie gelten oder nicht gelten fol. 

Der Erblaſſer kann die Beftimmung der Berfon, die eine 
Zumendung erhalten fol, ſowie die Beltimmung des Gegen- 
itandes der Zumendung nicht einem anderen überlaijen. 

Einjchräntungen des Prinzipg des Abi. 2 bei Bermächtnifien und 
Auflagen 88. 2151—2156, f. aud) 88. 2192, 2198, 2198. 
Anslegungsregein. 

. Berfon des Bedadten. 
a) Geſetzliche Erben. 
8.2066. Hat der Erblaſſer ſeine geſetzlichen Erben ohne 
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nähere Beſtimmung bedadht, fo find diejenigen, welche zur Zeit 
des Erbfall8 jeine gejeglichen Erben jein mwürden!), nach dem 
Verhältnis ihrer geſetzlichen Erbteile bedacht. Sit die Zu- 
wendung unter einer auffchiebenden Bedingung oder unter Be- 
ftimmung eines Anfangstermins gemadjt und tritt die Bedingun 
oder der Zermin erſt nad) dem Grbfall ein, jo find im Zweife 
Diejenigen als bedacht anzufehen, welche die gejeßlichen Erben 
fein würden, wenn der Erblaſſer zur Zeit des Eintritt der Be- 
dingung oder des Zermind geftorben märe?). 

1) 88. 1924 ff. 2) Bol. 8. 158 Abſ. 1, 8. 169. 

Die in ben 8$. 2066 ff. enthaltenen Auslegungsregeln find, wenn 
der Erblafier nad) dem 1. Januar 1900 geftorben ift, grundfäglich auch 
auf früher errichtete Teftamente anzumenden (RG. 59 ©. 88, 84, ſ. jedoch 
Anm. 2 zu EG. Art. 214). 

b) Berwandte. 

8.2067. Hat der Erblaffer feine Verwandten oder feine 
nächſten Verwandten ohne nähere Beitimmung bedadjt, fo find 
im 3meifel diejenigen Verwandten, welche zur Zeit des Erbfalls 
feine geleglihen Erben fein würden!), ald nad) dem Verhältnis 
ihrer gefeglichen Erbteile bedadıt anzujehen. Die Vorſchrift des 
8. 2066 Sap 2 findet Anwendung. 

1) 88. 1924—1980. Es enticheidet alfo aud) beit der Berufung der 
„nächiten Verwandten” im Bweifel nicht die Sradesnähe. Anwendung 
der Borfchrift auf ältere Teitamente OLYS.6 S. 74, 11 ©. 255; feine 
Unwendung auf Zuwendungen an Berwandte eined Dritten Gruch. 50 


©. 886. 
e) Kinder des Erblaffers. 
6.2068. Hat der Exrblaffer feine Kinder ohne nähere 
Beltimmung bedacht und ift ein Kind vor der Errichtung des 
Teſtaments mit Hinterlaffung von Ablömmlingen geitorben, fo 
it im Zmeifel anzunehmen, daß die Abkömmlinge infoweit be= 
dacht find, als fie bei der gejeglichen Erbfolge an die Stelle 
des Kindes treten würden. 
Bol. 8. 1924 Ab. 8. Für Zumendungen an „die Kinder“ eines 
anderen gilt die Regel nicht, vielmehr tritt Hier freie Willengauslegung 


ein, OLS.6 ©. 812. 
d) Abkömmlinge des Erblaſſers. 


3; 2069. Hat der Erblafier einen feiner Ablömmlinge 
bedaht und fällt diefer nad) der Erridtung des Zeitaments 
weg, fo ift im Bmeifel anzunehmen, daß deifen Abkömmlinge 
infoweit bedacht find, als fie bei der gejeglichen Erbfolge an 
deifen Stelle treten würden. 

Unnahme einer Erfagberufung (88. 2096, 2190); vgl. 8. 1924 Abſ. 8. 
Bei einem gemeinihhaftlichen Teftamente nach 8. 2269, in welchem für die 
Beit nad) dem Tode des überlebenden Chegatten ber beiderjeitige Nach⸗ 
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laß einem einfeitigen Abksmmling eines von ihnen zugewenbet tft, findet 
der 8. 2069 auch dann Anwendung, wenn der andere Ehegatte ber Uber: 
lebende ift, RIA. 4 ©. 17. 

Sm 8.2068 Handelt es fi um Wuslegung, im $. 2069 um Gr: 
gänzung bes legten Willend. Beide Borfchriften beziehen fih nur auf 
die eigene Nachkommenſchaft bed Erblafierd. Keine Ausdehnung auf Bu: 
wendbungen an Seitenverwandte (OLG.6 ©. 72). 

e) Abkönnnlinge eines Dritten. 

6. 2070. Hat ber Erblaffer die Ablümmlinge eines 
Dritten ohne nähere Beitimmung bedadht, fo ift im Zweifel 
anzunehmen, daß Diejenigen Abkömmlinge nicht bedadyt find, 
welche zur Zeit des ErbfallS oder, wenn die Zuwendung unter 
einer aufjchiebenden Bedingung oder unter Beltimmung eines 
Unfangstermins gemacht ift und die Bedingung oder der Termin 
erit nad) dem Erbfall eintritt, zur Zeit ded EintrittS der Be— 
dingung oder des Termins nod) nicht erzeugt find. 

Welche Abtömmlinge abgefehen von den durch $. 2070 ausgeſchlofſenen 
als bedacht anzuſehen find, unterliegt freier Auslegung; die SS. 2069, 
2070 gelten Hier nicht. 

f) Klaſſe von Berfonen. 

$ 2071. Hat der Erblafler ohne nähere Beitimmung 
eine Klaſſe von Perfonen oder Perfonen bedacht, die zu ihm in 
einem Dienſt⸗ oder Geſchäftsverhältniſſe jtehen, fo iſt im Zweifel 
anzunehmen, daß diejenigen bedacht find, welche zur Zeit des 
Erbfalls der bezeichneten Klaſſe angehören oder in dem be- 
zeichneten Berhältnifje ftehen. 

g) Arme. 

8.2072. Hat der Erblafier die Armen ohne nähere 
Beitimmung bedadt, jo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die 
öffentlihe Armenkalle der Gemeinde, in deren Bezirk er jeinen 
legten Wohnſitz gehabt Hat, unter der Auflage bedadıt ift, das 
Zugewendete unter Arme zu verteilen. 

Wegen der Audführung der Auflage vgl. 8. 2194. S auch $. 86 
e aa v. 7. April 1900 über die Konfulargerichtsbarfet. NG. 62 
h) Mehrdeutige Bezeichnung des Bedachten. 

+ 2073. Hat der Erblaffer den Bedachten in einer 
Weiſe bezeichnet, die auf mehrere Perſonen paßt, und läßt fid) 
nicht ermitteln, wer von ihnen bedadıt werden follte, fo gelten 
fie als zu gleichen Teilen bedacht. 

Bol. OLG. 12 ©. 871. 

2, Bedingte Zuwendungen. 

&. 2074. Hat der Erblaffer eine legtwillige Zuwendun 

unter einer aufichiebenden Bedingung gemacht, fo iſt im Sweifel 
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anzunehmen, daß die Zuwendung nur gelten joll, wenn der 
Bedachte den Eintritt der Bedingung erlebt. 

Del. 8. 2108 Abſ. 2. Fur Zuwendungen unter Beltimmung eines 
Anfangstermins ift eine dem 8. 2074 entiprechende Auslegungsregel nicht 
aufgeftellt, die Auslegung ift bier volllommen frei. — Unmögliche und 
unfittlide Bedingungen Haben auch bei lettwilligen Berfügungen bie 
Folge, daß die von ihnen abhängig gemachte Beltimmung unwirkfam 
ift (88. 184, 188). Kür bebingte und befriftete Tegtwiflige Verfügungen 
gelten Befchränfungen nad) SS. 2109, 2162, 2168. Bloßer Beweggrund 
in Form einer Bedingung OLG. 11 ©. 236. 

6.2075. Hat der Erblaſſer eine legtwillige Zuwendung 
unter der Bedingung gemacht, daß der Bedachte während eines 
Zeitraums von unbeitimmter, Dauer etwas unterläßt oder fort- 
gefegt tut, fo ift, wenn das Unterlafjen oder das Zun lediglich 
in der Willfür des Bedachten liegt, im Zweifel anzunehmen, 
daß die Zuwendung von der auflöfenden Bedingung abhängig 
fein fol, daß der Bedachte die Handlung vornimmt oder das 
Tun unterläßt. 

Umdeutung der aufihiebenden Bedingung in eine auflöfende ent: 
gegengejegten Inhalts (cautio Muciana). Bgl. 5.158 Abf. 2, $. 159. 

8.2076. Bezwedt die Bedingung, unter der eine leßt- 
willige Zumendung gemadjt ift, den Vorteil eines Dritten, fo 

ilt fie im Zweifel als eingetreten, wenn der Dritte die zum 
intritte der Bedingung erforderlide Mitwirkung verweigert. 

Bol. 8. 162, auch $. 883. 

3. Zuwendungen unter Ehegatten und Berlobten. 

8.2077. Eine legtwillige Verfügung, durch die der Erb» 
lafjer jeinen Ehegatten bedacht hat, iſt unwirkſam, wenn die Ehe 
nichtig!) oder wenn fie vor dem Tode des Erblafjers aufgelöſt 
worden?) ift. Der Auflöfung der Ehe fteht es gleih, wenn 
der Erblafler zur Zeit feines Todes auf Scheidung wegen Ber- 
ichuldens des Ehegatten zu klagen berechtigt war?) und bie 
Klage auf Scheidung oder auf Aufhebung der ehelichen Gemein 
ichaft erhoben hattet). 

Eine legtwillige Verfügung, durd) die der Erblafjer jeinen 
Verlobten bedacht hat, ift unwirkſam, wenn das Berlöbnis vor 
dem Tode des Erblaſſers aufgelöft worden ijt>). 

Die Verfügung tft nicht unwirkſam, wenn anzunehmen ilt, 
daß der Erblaffer fie auh für einen folden Yal getroffen 
haben mwürbde®). 


1) 88. 1828ff. 2) durch Scheidung ($. 1564), Aufhebung ber 
ehelichen Gemeinſchaft (S. 1586) oder Wiederverheiratung im Falle der 
Tobdeserllärung (8. 13848). 8) 85. 1666 — 1668. Die Unwirkfamteit 


tritt nicht ein, wenn der Erblaffer dad Recht auf Scheidung nach 88. 1670, 
1571 durch Verzeihung oder Friftablauf verloren hatte. Es können jes 
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doch auch ſolche Scheibungsgründe herangezogen werben, die der Erblafler 


nicht geltend gemacht Hat (OLG. 11 ©. 289). 4) Bgl. $. 1938. 
5) Bol. 8. 1801 (Rüdgabe der Brautgeſchenke). 6) Zu Abi. 1—8 
f. $. 2268, 8. 2279 Unf. 2. 

Anfechtung. 


1. Anferjtungsgründe. 

2078. Cine legtwillige Verfügung kann angefochten 
werden, ſoweit der Erblafler über den Inhalt feiner Erklärung 
im Srrtume war oder eine Erklärung diejes Inhalts überhaupt 
nicht abgeben mwollte!) und anzunehmen ift, daß er die Er- 
Härung bei Kenntnis der Sadjlage?) nicht abgegeben haben 
würde. 

Das gleiche gilt, ſoweit der Erblaſſer zu der Verfügung 
durch die irrige Annahme oder Erwartung des Eintritts oder 
Nichteintritts eines Umſtandes oder widerrechtlich durch Drohung 
beſtimmt worden ilt?). 

Die Vorſchriften des 8. 122 finden keine Anwendung!). 

Die 88. 2078—2088 (val. 88. 2281 ff.) enthalten betreffs der An: 
fehtung legtwilliger Verfügungen Sonberbeitimmungen gegenüber ben 
allgemeinen PBoricjriften der 88. 119ff., 142. Die wefentlichfte Ab⸗ 
weichung liegt bartn, daß nach $. 2078 Abſ. 2, 8. 2079 aud der Irrtum 
im Beweggrund Anfechtbarkeit begründet. Was die Fälle der Nichtig: 
feit anbetrifit, fo wird der geheime Vorbehalt des Nichtwollens (Mental- 
teferpation) auch bei legtwilligen Berfügungen nicht beadtet. Der 8.116 
Sag 1 findet mithin Anwendung, Satz 2 dagegen nicht, weil er nur für 
empfangsbedürftige Willenderflärungen gilt. Aus legterem Grunde if 
aud) 8. I17 (Simulation) von der Anwendung ausgeſchloſſen. 8. 118 
(Scherz x.) findet Anwendung — Nichtigkeit ciner legtwilligen Ber: 
fügung wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten (8. 188) f. OLE. 10 
S. 801. 

1) ©. Anm. 1—8 zu 8. 119. 2) Es kommt nicht wie nad) 
8.119 (vgl. auch 8. 1888) auch darauf an, inwieweit eine verftändige 
Würdigung bes Falle den Erblafier Hätte beeinfluffen müſſen. 3) Der 
Erblaffer muß, joweit die Anfechtung auf Irrtum im Beweggrumde ge: 
ftügt wird, von einer pofitiven und deutlihen Vorſtellung beberrict 
geweſen und diefe muß für ihn beitimmend gewefen fein (RS. 50 ©. 240, 
DVG. 12 S. 872). Nicht erforderlich tft, daß die irrige Boritellung den 
alleinigen Grund für die Berfügung gebildet Hat (RG. 59 S. 38). Neben 
der Anfechtbarfeit nach $. 2078 Abſ. 2 befteht, wenn der Irrtum auf arg- 
liſtiger Täuſchung beruht, diejenige wegen Erbunwürdigkeit nach $. 28839 
Abſ. 1 Nr. 8, S. 2845. Widerrechtlichleit der Drohung |. RG. im „Recht“ 
1908 S. 48. 4) Steine Eriagpflicht bezüglich des negativen 
Intereſſes. 

8.2079. Eine letztwillige Verfügung kann angefochten 
werden, wenn der Erblafjer einen zur Zeit dee Erbfalls vor- 
handenen Pflichtteilsberehtigten') übergangen bat?), dejlen Bor« 
bandenjein?) ihm bei der Errichtung der Verfügung nicht befannt 
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mar oder der erjt nach der Errichtung geboren oder pflichtteils- 
berechtigt geworden) it. Die Anfechtung ift ausgeſchloſſen, fo» 
weit anzunehmen it, daß der Erblaffer auch bei Kenntnis der 
Sadjlage bie Verfügung getroffen haben würde). 

1) S. 2808. Wegen ber Rechte bed üiberlebenden Ehegatten nad 
märlifhem Provinzialredte (prA®. Art. 46 88.2, 8) |. OLG. 8 ©. 266, 
267. 2) Eine Übergehung liegt vor, wenn der Erblaffer den 
Pflichtteilöberechtigten nicht bedacht Hat, ihn aber auch nicht von der Erbs 
haft ausfchließen wollte; fie Tiegt nicht vor, wenn dem Pflichtteils: 
berechtigten ohne NRüdficht auf die dem Pflichtteildrecht zugrunde liegende 
Stellung eine Zuwendung gemacht tft, RG. 60 ©. 288. 8) Phyſiſche 
Eriftenz oder rechtliche Eigenichaft als Pflichtteildberechtigter. 4) 88.1719, 
1786, 1757, 2809 (Legitimation, Annahme an Kindesftatt, CHefchließung). 
Die Borihrift gilt auch für ein gemeinfchaftliches Teftament bezüglich des 
Pflichttellsrechts des zmeiten Ehegatten (OLG. 11 ©. 257); für bie 
Übergangszeit greift auch gegenüber dem 8. 2079 der Grundfag des 
EG. Art. 214 Abi. 2 durh (NG. 62 ©. 18). 5) Bol. über die 
dem Unfechtungsgegner obliegende Beweispfliht RG. 59 ©. 60. Be: 
fugnis des Grundbuchamts, bei Anfechtbarfeit eines Teftaments nach 
8. 2079 Borlegung eines Erbſcheins zu fordern, RJA. 5 ©. 206 
(= KG. 29 ©. A 159). 

2. Anfeshtungsbererhtigung. 

8 2080. Zur Anfechtung iſt derjenige berechtigt, welchem 

die Aufhebung der letztwilligen Verfügung unmittelbar zuftatten 
fommen mwürde?). 

Bezieht Jih in den Fällen des 8. 2078 der Zrrtum?) nur 
auf eine beitimmte Perfon und iſt diefe anfechtungsberedhtigt 
oder würde fie anfechtungsberedhtigt fein, wenn fie zur Zeit des 
Erbfall gelebt hätte, jo ift ein anderer zur Anfechtung nicht 
berechtigt. 

Im Talle des 8. 2079 Iteht das Anfechtungsredit nur dem 
Pflichtteilsberechtigten zu. 

1) Bol. S. 2194, andererfeitö 8. 2841. 2) Nicht auch die 
Drohung. 

3. Anfechtungserklärung. 

8. 2081. Die Anfechtung einer legtwilligen Verfügung, 
dur die ein Erbe eingejegi!), ein gefeglidher Erbe von der 
Erbfolge ausgefchloflen?), ein Teitamentsvollitreder ernannt?) 
oder eine Verfügung foldher Art aufgehoben) wird, erfolgt durch 
Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte. 

Das Nachlaßgericht ſoll die Anfechtungserllärung dem- 
jenigen mitteilen, welchem die angefochtene Verfügung unmittel- 
bar zuftatten kommt. Es bat die Einfidht der Erklärung jedem 
zu geitatten, der ein rechtliche Interefje glaubhaft macht?). 

Die Vorſchrift des Abſ. 1 gilt auch für die Anfechtung 
einer legtmilligen Verfügung, duch die ein Necht für einen 
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anderen nicht begründet wird, insbefondere für die Anfechtung 
einer Auflage®). 

1) SS. 1937, 2087, 2096, 2100. 2) 8. 1988. 8) 88. 2197 
bis 2200. 4) 88. 2268ff. 5) Bol. 88. 1842, 1697, 15699, 
1956, $. 1957 Abſ. 2. Wirkſamkeit der Erklärung $. 180 Abſ. 8. Für 
die durch Abi. I, 8 nicht betroffenen Fälle gilt S. 148. 6, Bol. 
$$. 1689, 1808, 1909; 1940. 

4. Anfechtungsfrift. 

6. 2082. Die Anfechtung kann nur binnen Sahresfrift 
erfolgen. 

Die Friſt beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Ans 
fechtungsberecdhtigte von dem Anfechtungsgrunde Kenntnis er- 
langt. Auf den Lauf der Friſt finden die für die Verjährung 
geltenden Borjchriften der 88. 203, 206, 207 entipreddende An⸗ 
wendung. 

Die Anfechtung ift ausgeſchloſſen, wenn feit dem Erbfalle 
dreißig Jahre verftrichen find. 

Bol. 88. 121, 124, 8.2840 Abſ. 8. Berechnung der Friften 8. 187 
Abſ. 1, 8.188 Abſ. 2. Für die im Abſ. 2 beſtimmte dreißigjährige Yrift 
ift der Zeitpunkt ber Eröffnung der legtwilligen Berfügung ohne Bes 
deutung. 

5. Berweigerung der Zeiflung. 

’ . 2083. a he (eitwilfige Verfügung, durch die eine 
Berpflichtung zu einer Leiltung begründet wird, anfechtbar, fo 
fann der Beſchwerte die Leiſtung verweigern, auch wenn die 
Anfechtung nad) $. 2082 ausgeſchloſſen ilt. 

Dal. 88. 821, 868, KO.$. 41 Abi. 2, auch 8. 2845. Die Borfchrift 
betrifft nur Bermächtnifie und Auflagen. 

öglichkeit einer verfchiedenen Auslegung. 

Rog * SA, Sa der Inhalt einer legtwilligen Berfügung 
verfchtedene Auslegungen zu, fo iſt im Zweifel diejenige Aus- 
legung vorzuziehen, bet weldyer die Verfügung Erfolg haben kann. 

Pol. SS. 188, 140, 2101. Auch außerhalb des Teftamentö Itegenbe 
Umftände können zur Auslegung herangezogen (Seuffel. 68 ©. 28), doch 
fann ein im Teftament überhaupt nicht zum Ausdrucke gelangter Wille 
nicht durch Auslegung zur Geltung gebradyt werden (OLG. 6 ©. 72; vgl. 
auch 12 ©. 854). 

Anwirkfamkeit einer von mehreren Berfügnngen. 

$. 2085. Die Unwirkſamkeit einer von mehreren in 
einem Zeitament enthaltenen Verfügungen hat die Unwirkſamkeit 
der Übrigen Verfügungen nur zur ?folge, wenn anzunehmen: ift, 
daß der Erblafler diefe ohne die unwirkſame Berfügung nicht 
getroffen haben würde. 

Sondervorfchrift gegenüber dem 8. 189; vgl. 88. 2161, 2195, auch 
$. 2258 Abſ. 1, Gruch. 48 ©. 982. 
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Borbehalt einer Ergänzung des Ceſtaments. 
8.2086. Sit einer letwilligen Verfügung der Vorbehalt 
einer Ergänzung beigefügt, die Ergänzung aber unterblieben, fo 
iit die Verfügung wirkſam, fofern nidyt anzunehmen ift, daß die 
Wirkſamkeit von der Ergänzung abhängig fein follte. 
Bol. SS. 164, 155. ORG. 9 ©. 894. 


Zweiter Titel, 
Erbeinjetung. 
Begriffsmerkmale, 


2087. Hat der Erblaffer fein Vermögen oder einen 
Bruchteil jeines Vermögens dem Bedachten zugemwendet, fo ift 
die Verfügung als Erbeinfegung anzufehen, ug wenn der Be- 
dachte nicht als Erbe bezeichnet ift. 

Sind dem Bedachten nur einzelne Gegenftände zugewendet, 
fo ıft im Zweifel nicht anzunehmen, daß er Erbe fein SL. auch 
wenn er als Erbe bezeichnet iſt. 

Bol. 88. 1922, 1987, 1989, 2108, 2804, auch 8. 188. Beiſpiels⸗ 
füle OLG. 2 ©. 288, 8 ©. 115, 880, 7 ©. 866, 867, 8 ©. 290, 
9 ©. 895, 896, KG. 28 ©. A 196; Anwendung des 8. 2087 auf 
ältere Teftamente OLG. 7 ©. 867, 9 ©. 895. Kinfekung des Ehegatten 
auf „ſoviel als das Geſetz erlaubt“ OLG. 11 S. 284. Unterſchied der 
Erbeinfegung von dem Duotenvermäcdtniffe (legatum partitionis), 
bei welchem der Bedachte nur einen perſönlichen Anfpruch auf Herausgabe 
einer Summe bat, die einem gewiſſen Bruchtelle des Reinbeſtandes der 
Erbicheft entipricht. — Xebensverficherung „zugunften der Erben” OLG. 12 
©. 88, RS. 62 ©. 259 (Anm. zu 8. 881). 

Einfegung auf Brudtetle der GErbſtchaft. 
9) Geſetzliche Erbfolge neben teſtamentariſcher. 

6. 2088. Hat der Erblafier nur einen Erben eingeſetzt 
und die Einfegung auf einen Bruchteil der Erbfchaft befchräntt, 
u tritt in Anſehung des übrigen Teiles die gefegliche Erb- 
olge ein. 

s Das gleiche gilt, wenn der Erblaſſer mehrere Erben unter 
Beſchränkung eines jeden auf einen Bruchteil eingeſetzt hat und 
die Bruchteile das Ganze nicht erſchöpfen. 

Die Regel nemo pro parte etc. iſt dem BGB. fremd (vgl. 8. 1951). 
@ehört der unter Beichränfung auf einen Bruchteil Eingelegte zu ben 
gefeßlichen Erben, jo nimmt er an ber Hinfichtlich des Reſtes der Erb⸗ 
ſchaft eintretenden gefeglihen Erbfolge nicht teil, OLG. 2 S. 114. 

b) Erhöhung der Bruchteile. 

2089. Sollen die eingefegten Erben nad) dem Willen 
be3 Erblaſſers die alleinigen Erben fein, fo tritt, wenn jeder 
von ihnen auf einen Bruchteil der Erbfchaft eingelegt iſt und 

Achilles, Bürgerlihes Geſetzbuch. 5. Auflage. 57 
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die Bruchteile das Sange nicht erfchöpfen, eine verhältnismäßige 
Erhöhung der Brudtteile ein. 

Die SS. 2089-2098 finden nah $. 2157 auf Vermächtniſſe ent: 
fpredhende Anwendung. 

e) Minderung der Fruchteile. 

u. . 2090. Sit jeder der eingelebten Erben auf einen 
Bruchteil der Erbſchaft eingefegt und überlteigen die Bruchteile 
das Ganze, ſo tritt eine verhältnismäßige Minderung der Brudy- 
teile ein. 

Dal. 8. 2092 Abſ. 2. 

d) DBermutung für Gleichheit der Bruchteile. 

. 2091. Sind mehrere Erben eingejegt, ohne daß die 
Erbteile beftimmt find, fo find fie zu gleichen Zeilen eingefeßt, 
foweit fi) nicht aus den 88. 2066 bis 2069 ein anderes ergibt. 

Bol. 8. 742, OfG. b ©. 848. 

e) Beflimmung von Brunteilen für einige von mehreren Erben. 

N. 2092. Sn von mehreren Erben die einen auf 
Bruchteile, die anderen ohne Bruchteile eingelegt, fo erhalten die 
letzteren den freigebliebenen Zeil der Erbidaft. 

Erfhöpfen!) die beftimmten Brudjteile die Erbichaft, To 
tritt eine verhältnismäßige Minderung der Bruchteile in der 
Weiſe ein, daß jeder der ohne Bruchteile eingejegten Erben jo 
viel erhält wie der mit dem geringſten Bruchteile bedachte Erbe. 

1) oder überfieigen, vgl. 8. 2090. 

f) Gemeinſtchaftlicher Erbteil. 

.2003. Sind einige von mehreren Erben auf einen 
und denfelben Bruchteil der Erbfchaft eingefegt (gemeinfchaftlidyer 
Erbieil), fo finden in Anfehung des gemeinſchaftlichen Erbteils 
die VBorfchriften der 88. 2089 bis 2092 entiprechende Anwendung. 

Bol. S. 2094, 8. 2098 Abf. 2. 


anne: 

2094, Sind mehrere Erben in der Weife eingefegt, 
daß fie die geleßliche Erbfolge ausſchließen, und fällt einer der 
Erben vor oder nad) dem Eintriite des Erbfalls meg!), fo 
wächſt deifen Erbteil den übrigen Erben nad dem Verhältnis 
ihrer Erbteile an. Sind einige der Erben auf einen gemein 
ſchaftlichen Erbteil?) eingefegt, jo tritt die Anwachſung zunädft 
unter ihnen ein. 

Iſt durch die Erbeinfegung nur über einen Teil der Erb- 
haft verfügt und findet in Anfehung des übrigen Teiles die 
gefeglihe Erbfolge ftatt?), fo Aritt die Anwachſung unter den 
eingefegten Erben nur ein, ſoweit fie auf einen gemeinfchaft- 
lihen Erbteil eingefegt find. 

Der Erblaffer kann die Anwachſung ausfchließen ®). 
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1) durch Berfterben vor dem Erblaſſer ($. 1928), Ausichlagung 
($. 1958), Erbunwürdigkeit ($. 2844), Erbverzicht ($. 2862), durch 
Widerruf ber Erbeinfegung bezüglich eines Miterben (8$. 2268, 22564) 
oder durch Berweigerung der ftaatlihen Genehmigung zum Erwerbe von 
Todeswegen feitens einer juriftifhen Perfon oder eines NReligiofen (EG. 
Art. 86, 87; vgl. RIU. 7 S. 97 — KG. 81 ©. A 69). 3) 8. 2098. 
3) 8. 2088. 4) Bol. SS. 2069, 2099. Die Ausſchließung braucht 
nicht ausdrücklich ertlärt zu fein (OLG. 6 ©. 72), fie Liegt aber nod 
nit in der Zuweiſung von beftimmten Bruchteilen. Wegen des Rechtes 
bes Nacherben auf den anwachſenden Erbteil f. 8. 2110, wegen Des 
Erbſchaftskäufers 8. 2878. Anwachſung bei Bermächtnifien SS. 21568, 


2169 

6. 2095. Der durch Anwachfung einem Erben anfallende 
Erbteil gilt in Anfehung der Vermächtniſſe und Auflagen, mit 
denen biefer Erbe oder der wegfallende Erbe beſchwert ilt, jo» 
wie in Anſehung der Ausgleihungspflicdt als befonderer Erbteil. 

Bol. 8S. 1986, 2007, 2159. Ausgleichungspflicht SS. 2060 ff. 

Die Borfchrift bezwedt den Schuß bed Erben gegen eine Beein- 
trähtigung, die ihm anderenfalls aus den Vorſchriften der SS. 1901, 


2161, 2192 erwachſen fünnte. 
Einfehung eines Erſatzerben. 

6.2096, Der Erblafler kann für den Fall, daß ein Erbe 
vor oder nad dem Eintritte des Erbfall® megfällt'), einen 
anderen als Erben einjfegen (Erfaberbe)?). 

2) Bulgarfubititution. Die fideikommiſſariſche Subftitution ift im 
BGB. Nacherbeiniegung (SS. 2100). Die fog. Pupillarfubftitution 
und Duafipuptllarfubititution ift dem BGB. fremd. Der Erfakerbe kann 
an Stelle eines eingefegten oder eines gefeglichen Erben eingejegt werden. 
Wegen ber Fälle, in denen die Erfaterbeinfegung wirkſam wird, f. die 
Anm. zu 8. 1935 und bie Anın. 1 zu S. 2094. Mehrfache Erfagerbein- 
fegung iſt zuläffig. 2) Vol. SS. 2069, 2102. Rechtsverhältnis bei 
Nacherbfolge $. 2110, bei Erbfchaftstauf S. 2878. Erfagberufung bei 
Bermäctnifien 8. 2190. 


6.2097. Iſt jemand für den Fall, daß der zunädjit 
berufene Erbe nicht Erbe fein kann, oder für den Fall, daß er 
nicht Erbe fein will, als Erfagerbe eingefegt, fo iſt im Zweifel 
anzunehmen, daß er für beide Fälle eingeſetzt iſt. 

Die SS. 2097—2099 finden entiprechende Anwendung bei Ber: 
mächtniffen (8. 2190). 


$. 2098. Sind die Erben gegenfeitig oder find für einen 
von ihnen die übrigen!) als Erfagerben eingejegt, fo it im 
Zweifel anzunehmen, daß fie nach dem Verhältnis ihrer Erb 
teile als Erſatzerben eingefegt find, 
Sind die Erben gegenfeitig als Erfaßerben eingeſetzt, fo 
geben Erben, die auf einen gemeinſchaftlichen Erbteil?) einge- 
57* 
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ſetzt ſind, im Zweifel als Erſatzerben für dieſen Erbteil den 
anderen vor. 

1) Die Vorſchrift gilt weder, wenn nur einige der übrigen Erben, 
noch, wenn außer den Miterben aud) Fremde als Erſatzerben eingejegt 
find. 2) 8. 2098. 


: 2099. Das Recht bes Erfagerben geht dem An- 
wachſungsrechte!) vor. 
1, 8. 2094. 


Dritter Titel. 
Einſetzung eines Nacherben. 


1. Nacherbe iſt, wer in der Weiſe eingeſetzt iſt, daß er erſt Erbe 
wird, nachdem zunächſt ein anderer (dev Borerbe) Erbe geworden iſt 
(8. 2100). Der Übergang der Erbſchaft vom Vorerben auf ben Nacherben 
vollzieht filh mit dem Eintritte bes Falles ber Nacdjerbfolge kraft Geſetzes 
(8. 2189). Der Nacherbe erlangt aber ſchon mit dem Erbfall ein feftes 
Recht auf bie Erbfolge, da8 in der Pegel auf feine Erben übergeht 
($. 2108 Abſ. 2). Die Anordnung einer mehrfachen Nacherbfolge 
tft zuläffig, jedoch wird, von beftimmten Ausnahmefällen abgefehen, die 
Einfegung eines Nacherben unwirkſam, wenn nicht der Fall der Nacherb⸗ 
folge binnen dreißig Jahren nach dem Erbfall eintritt ($. 2109). 


2. Das BGB. enthält VBorfchriften darüber, wann aud ohne aus: 
brüdliche Unordnung eine Nacherbeinfegung anzunehmen tft (68. 2101 bis 
2106), ferner über ben Fall der Nacherbfolge (88. 2106, 2107) und den 
Umfang des dem Nacherben zuftchenden Nechtes (88. 2110, 2111). Die 
weiteren Borfchriften des Titeld regeln die rehtlide Stellung des 
Borerben während ber Dauer feines Rechtes (SS. 2112 —2184, 2186 
bis 2188) und die Rechtsſsverhältniſſe nah dem Gintritte des 
Falles der Nacherbfolge (SS. 2135, 2189— 2146). 


a) Das Recht des Vorerben ift ein auflöfend bedingtes ober zeitlich 
durh einen Endtermin beichränttes Erbrecht (8. 158 Ubf. 2, $. 168). 
Der Borerbe ift daher während der Dauer feines Rechtes grund: 
jätlich in ber Verfügung über bie Erbſchaft und in deren PBerwaltung 
jelbftändig (vgl. $S. 2112, 2180), durch bie im Intereſſe des Nach: 
erben ihm auferlegten Befchräntungen wird jebod feine Stellung vielfach 
der eines Nießbrauchers genäbert (vgl. SS. 2114, 2116, 2119, 2121 
bis 2123, 2128, 2188, 2186). Die Befchränlungen, welchen der Bor: 
erbe in der Berfügung über ben Grundbeſitz und die grundbuchmäßig 
geficherten Kapitalien der Erbſchaft fowie allgemein betreff3 unentgelt: 
liher und gegen ihn im Wege der Zangsvollſtreckung getroffener Ber: 
fügungen unterliegt, find in den SS. 2118—2115 geregelt. Die SS. 2116 
bis 2119 enthalten entiprechende Beftinmungen für Wertpapiere, Budh: 
forderungen und bares Geld. Den Schug beider Teile bezwedt die Be: 
rehtigung bzw. Berpflihtung des Vorerben zu gewiflen Mabnahmen 
tatfjächlicher Natur (8S$. 2121— 2128); aud findet Binfichtlich der Koften 
und Laſten der Erbichaft eine angemefjene Vertetlung ftatt (58. 2124— 2126). 
Die dem Vorerben ohliegende Berwaltungspflicht ($$. 2180.) ik 
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dahin abgeſchwächt, daß er nicht wegen jeder einzelnen Handlung ver: 
antwortlih, vielmehr nur verpflichtet ift, beim Eintritte der Nacherbfolge 
die Erbichaft in dem Zuſtande Kerauszugeben, ber fich bei einer fortgefegt 
orönungsmäßigen Berwaltung ergibt. Nur im alle einer erheblichen 
Gefährdung feines Rechtes werden dem Nacherben fchon vor jenem Zelt: 
punkte befondere Sicherungen gewährt (88. 2127— 2129). Die Wahrung 
der Nechte des Nacherben kann einem Teſtamentsvollſtrecker anvertraut 
werden ($. 2222); unter Umftänden ift auch die Beftellung eines Pflegers 
zuläffig ($. 1913 Sat 2). Der Erblafier fann den Borerben von den 
gejeglicden Beſchränkungen und Verpflichtungen in engerem oder weiterem 
Maße befreten; dieſe Wirkung Hat insbefondere bie Einfegung des 
Nacherben auf den Überreſt (SS. 2186—2188). 

b) Was die Rechtsverhältniffe nach bem Eintritte des Falles der 
Nacherbfolge anlangt, fo Hat das Geſetz insbeſondere die Ausfchlagung der 
Erbfchaft jeitend des Nacherben (8. 2142), die Ubfonderung ber Erbſchaft 
vom Bermögen ded Borerben ($. 2148) fowie die Haftung bes Vorerben 
und des Nacherben für die Nachlakverbindlichkeiten (SS. 2144—2146) 
geregelt. 


8. Das Recht des Naherben (vor Eintritt des Subftitutiongfalls) 
ift dinglicher Natur und daher im Grundbuch eintragbar (vgl. EBD. 
8. 62, RAU 4 ©. 22383 = RG. 28 ©. A 85, DRG. 6 ©. 820). 
Es ift in dem Erbicheine, der dem Borerben erteilt wird, gemäß 
8. 2868 anzugeben. Für den pflichtteiläberechttgten Borerben enthält 
die Einjegung eines Nacherben eine Befchränfung bed Grbrechts, der 
gegenüber das Pflichtteildreht nach Maßgabe des 8. 2806 zur Geltung 
gebracht wird. Wie eine ſolche Beihränktung wird es auch behandelt, 
wenn ber Pflichtteiläberechtigte nur ald Nacherbe eingefett tft ($. 2806 
Abi. 2). , 

4. Neben der Nacherbfolge kennt das BGB. auch den Nie$: 
braud an einer Erbſchaft (S. 1089). Ein der Nacjerbfolge ent: 
ſprechendes Rechtsverhältnis kommt auch Hei Bermädtnifien vor 
($. 2191). Das Inſtitut der Nacherbfole und des Nachvermächtniſfſes 
wirb im $. 2888 für die Bwede der fog. Enterbung in guter Ab— 
fiht verwendet. 

b. Ein vor 1900 angeordnetes Univerfalfideitommiß (fidetlommifia- 
rifhe Subftitutton) if, wenn der Erblaſſer nah dem 1. San. 1900 
ftirbt, al8 Nacherbeinfegung im Sinne des BGB. zu behandeln (KG. 
26 ©. A 202). 

Begriff. 


6.2100, Der Erblaſſer kann einen Erben in der Weife 
einfegen, daß diefer erit Erbe wird, nachdem zunächſt ein anderer 
Erbe geworden ift (Nadjerbe). 


DaB BGB. Hat nicht den Grunbfag semel heres semper heres, 
jonbern es erkennt ein zeitlich begrenztes Erbrecht an; vol. S. 2189. 
Die Nacherbeinfegung kann auch auf einen Bruchteil der Erbichaft bzw. 
des fü Vorerben zugewendeten Erbteils befchräntt werden, RG. 22 
©, 816. 
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Auslegungsregeln. 
a) Einſetzung einer noch nicht vorhandenen Perſon. 

8. 2101. Sit eine zur Zeit des Erbfalls noch nidt er- 
zeugte Perfon als Erbe eingejegt, jo ift im Zweifel anzunehmen, 
daß fie als Nacherbe eingeſetzt iſt. Entſpricht es nicht dem 
Willen des Erblafiers, das der Eingefegte Nacherbe werden foll, 
fo iſt die Einfegung unwirkjam!). 

Das gleiche gilt von der Einfegung einer juriſtiſchen 
Perſon, die erft nad) dem Erbfalle zur Entjtehung gelangt; die 
Borfchrift des 8. 84 bleibt unberührt?)?). 

1) Zu Abſ. 1 vgl. $. 1928. Die Borjchrift enthält einen Yall der 
. onverfion ($. 140). 2) VBgl. S. 2106 Abi. 2, $. 2106 Abſ. 2. 
Eine vom Erblaſſer feldft (unter Lebenden oder durch Berflügung von 
Todeöwegen) errichtete Stiftung kann auf Grund der Fiktion des $. 84, 
auch wenn fie zur Beit bed Erbfald noch nicht genehmigt tft, wirlſam 
als Erbin eingefeßt werben. 3) Soweit nad) $. 2101 eine Nach⸗ 
erbeinfeßung wirkſam erfolgen Tann, ift auch das Necht bed Nacdherben im 
Grundbuch einzutragen, feldft wenn die Perfon bes Nacherben noch uicht 
feſtſteht KKG. 28 ©. A 86). 


b) Verhältnis zur Erſatzberufung. 

8. 2102. Die Einfegung als Nacherbe enthält im Zweifel 
aud) die Einjegung als Erjagerbe. 

Sit zweifelhaft, ob jemand als Erjagerbe oder als Nach» 
erbe eingefeßt ift, fo gilt er als Erfagerbe. 

Erfagerbe 8. 2096. VBgl. für Vermächtniſſe 8. 2191 Abſ. 2. Die 
Vorfchriften des S. 2102 Zönnen nur in Wirkfamteit treten, wenn der 
Eingefegte zur Zeit des Erbfalls Iebt ($. 1928). 


e) Anordnung der Herausgabe der Erbſtchaft. 

&. 2103. Hat der Erblaſſer angeordnet, daß der Erbe 
mit dem Eintritt eines beſtimmten ZeitpunftS oder Ereignifles 
die Erbſchaft einem anderen herausgeben fol, jo tt anzunehmen, 
daß der andere als Nacherbe eingejegt ift. 

Die Borfchrift ift feine Auslegungsregel, fondern dispoſitiver Natur 
(OLG. 8 ©. 278); fie gilt auch dann, wenn bem Grben (Borerben) 
nur die Herausgabe eines Bruchteil der Erbſchaft auferlegt if (vgl. 
DIS. 11 ©. 289). 

Zeitliche BWegrenzung der Erbeinſetzung. 
8) Endtermin, anflöfende Bedingung. 

8.2104. Hat der Erblafjer angeordnet, daß der Erbe 
nur bis zu dem Eintritt eines beitimmten Zeitpunkts oder Er» 
eignilfes Erbe fein fol, ohne zu beitimmen, wer alsdann die 
Erbſchaft erhalten fol, fo ift anzunehmen, daß als Nacherben 
Diejenigen eingefeßt find, weldye die gefeglichen Erben des Erb- 
lafjers fein würden, wenn er zur Zeit des Eintritts des Zeit 
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punft8 oder des Greignifles gejtorben wäre. Der Fiskus ge— 
hört nicht zu den gejeblichen Erben im Sinne diejer Vorſchrift. 
Zu Saß 2 vgl. SS. 1986, 2149. 


b) Anfangstermin, auffdiebende Bedingung. 

&. 2105. Hat der Erblaffer angeordnet, daß ber ein- 
gefeßte Erbe die Erbſchaft erit mit dem Kintritt eines be— 
ſtimmten Zeitpunfi3 oder Ereigniffes erhalten fol, ohne zu be- 
timmen, wer bis dahin Erbe fein fol, fo find die gefeßlichen 
Erben bes Erblafferd die Vorerben. 

Das gleiche gilt, mern die Berjönlichleit des Erben durch 
ein erſt nad) dem Erbfall eintretendes Ereignis beitimmt werden 
fol oder wenn die Einſetzung einer zur Zeit des Erbfalld nod 
nicht erzeugten Perſon oder einer zu diefer Zeit noch nicht ent» 
ſtandenen juriftifhen Perſon als Erbe nad 8. 2101 als Nad- 
erbeinfegung anzuſehen ift. 

Bol. 28. 29 ©. A 42. Die Borfchrift findet feine Anwendung, 
wenn eine juriftiihe Perfon ald Erbin eingejegt tft, die nad) EG. 
art. 50 Ei Erbihaftsannahme ftaatlicher Genehmigung bedarf (KG. 81 
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8. 2106. Hat ber Erblaffer einen Nacherben eingefekt, 
ohne den Zeitpunkt oder das Ereignis gu beflimmen, mit dem 
die Nacherbfolge eintreten fol, fo fällt die Erbſchaft dem Nach— 
erben mit dem Zode des Vorerben an. 

Sit Die Einjesung einer nod nicht erzeugten Perfon als 
Erbe nad 8. 2101 Abf. 1 als Nacherbeinfegung anzufehen, fo 
fallt die Erbjchaft dem Nacherben mit deilen Geburt an. Im 
Falle des 8. 2101 Abi. 2 tritt der Anfall mit der Entjtehung 
der juriftifchen Perſon ein. 

Wenn außer bem Falle des S. 2101 Abſ.! I eine noch nicht erzeugte 
Berfon als Nacherbe eingeiegt ift, jo ift es WAußlegungsfrage, ob 
ihr die Erdichaft mit ihrer Geburt oder mit dem fpäteren Tcde des 
Sorenen anfallen jol. — Erbidein im Falle des 8. 2106 DRG. 9 
S. 487. 

Vorzug der Abkönmlinge des Vorerben. 

86.2107. Hat der Exrblaffer einem Abkömmlinge, der zur 
Beit der Errihtung der legtwilligen Verfügung feinen Ab: 
kömmling bat oder von dem der Erblaffer zu diefer Zeit nicht 
weiß, daß er einen Ablömmling bat, Für die Zeit nad) deſſen 
Tode einen Naderben beftimmt, jo it anzunehmen, daß ber 
Nacherbe nur für den Fall eingefegt ift, daß der Abkömmling 
ohne Nachkommenſchaft ftirbt. 

Bal. 8. 2069. 
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904 
Leben des Maherben; Bererblidjheit feines Rechtes. 

ß. 2108. Die Vorſchriften des $. 1923 finden auf die 
Nacherbfolge entfprehende Anwendung). 

Stirbt der eingejegte Nacherbe vor dem Eintritte des Falles 
der Nacjerbfolge, aber nad) dem Eintritte des Erbfalls®, fo 
geht fein Recht auf feine Erben über, fofern nicht ein anderer 
Wille des Erblafjers anzunehmen ift?). Sit der Nacherbe unter 
einer aufjchiebenden Bedingung eingeſetzt, ſo bewendet es bei 
der Vorſchrift des 8. 2074%). 

1) Sür die Nacherbfolge tritt Hinfichtlich der Frage, in welchem 
Beitpuntte der Erbe leben muß, grundfäglich an die Stelle des Erbfalls 
der all der Nacherbfolge. Nacherbe Tann daher nur werden, wer bei 
Eintritit des alles der Nacherbfolge lebt; wer zu bdiefer Zeit noch nicht 
lebt, aber bereitS erzeugt tft, gilt als vor dem Eintritte des Falles ber 
Nacherbfolge geboren. Bflegichaft für den noch nicht erzeugten Nacherben 
$. 1918. Analoge Anwendung auf juriſtiſche Perfonen; Eintragung des 
Nacherbenrechts im Grundbuche, wenn eine vom Erblafier errichtete, noch 
nicht genehmigte Stiftung als Nacherbin eingefept tft, RJA. 4 S. 228 
(= 86. 283 ©. A 86). 2) Der Abſ. 2 trifft auch den Yall, wenn ber 
Nacherbe erft nach dem Erbfall erzeugt tft. 8), Fur den praltiſch 
wichtigen Fall des gemeinfchaftlihden Teſtaments unter Ehegatten mit 
wechfelfeitiger Erbeinjegung und Berufung der Kinder auf ben beider: 
feitigen Nachlaß nad) dem Tode bes Überlebenden ift der $. 2108 Abſ. 2 
wegen des $. 2269 Abſ. 1 in der Negel bebeutungsloß. “4) Die 
Einfegung gilt alfo im Zweifel nur, wenn der Eingefegte den Eintritt 
der Bedingung erlebt. 

Dauer der Mirkfamkeit einer Aacherbeinſetzung. 

. 2109. Die Ginfebum eines Racherben wird mit dem 
Ablaufe von dreißig Jahren nad) dem Erbfall unwirkſam, wenn 
nicht vorher der Fall der Nacherbfolge eingetreten ift!). Sie 
bleibt auch nach diefer Zeit wirkſam: 

1. wenn die Racherbfolge für den Fall angeornet iſt, daß 
in der Perſon des Vorerben oder des Nacherben ein be 
jtimmtes Ereignis eintritt, und derjenige, in deſſen Berfon 
das Ereignis eintreten foll, zur Zeit des Erbfalls lebt2); 

2. wenn dem Porerben oder einem Nacherben für den Fall, 
daß ihm ein Bruder oder eine Schweiter geboren wird, 
der Bruder oder die Schwelter als Nacherbe beftimmt iſt. 

Iſt der Vorerbe oder der Nacherbe, in deflen Berfon das 
Ereignis eintreten fol, eine jurijtifche Perfon, jo bewendet es 
bei der dreißigjährigen $rift°)*). 

1) Steine Befchräntung der Nacherbfolge auf eine beftimmte Zahl 
von Fällen (Vorbm. S. I00 Nr. 1), Dagegen fol bie Feftlegung des 
nachgelafienen Vermögens in der Megel ben Zeitraum von 80 Zahren 
(die Dauer eines Menfchenlebens) nicht überfteigen. Über diefen Zeit: 
raum hinaus werben nur Ereigniſſe berüdfichtigt, die in der zur Zeit bed 
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Erbfalls lebenden Generation ber Beteiligten eintreten. Auf felten ber 
Bedachten werden babei auch die nachgeborenen Geſchwiſter mitgerechnet. 
3), Ein folder Yal liegt namentlich vor, wenn ber Eintritt der Nach⸗ 
erfolge an ben Tod eines Vorerben gefnüpft ift. 5), Wegen ber Ber: 
mächtnifie |. SS. 2162, 2168; außerdem 8. 2210. *) Die landes⸗ 
gefegliden Borfchriften über Familienfideikommiſſe bleiben unberügrt 
(EB. Art. 69). y Reqtes d 
ung des Rechtes des erben, 

8. 2110. Das Recht 38 Raherben erftrectt fi) im Zweifel 
auf einen Erbteil, der dem Borerben infolge des Wegfalls eines 
Miterben anfällt!). 

Das Recht des Nacherben erftredt fi im Zweifel nicht auf 
ein dem Borerben zugewendetes Borausvermächtni3?). 

1) 85. 1986, 2094, aber auch $. 2096. 3) 8. 2150. Bgl. 
8. 2878. 


8. 2111. Zur Erbſchaft gehört, was der Borerbe auf Grund 
eines zur Erbſchaft gehörenden Rechtes oder ald Erfah für die 
Zerftörung, Beihädigung oder Entziehung eines Erbſchafts⸗ 

egenftandes oder durch Rehtageihäft mit Mitteln der Erb» 
haft erwirbt, fofern nicht der Erwerb ihm als Nutzung ge- 
bührt!). Die Zugehörigkeit einer duch Rechtsgeſchäft erworbenen 
Forderung zur Erbidhaft Hat der Schuldner erit dann gegen 
fih gelten zu laſſen, wenn er von der Zugehörigkeit Kenntnis 
erlangt; die Vorſchriften der 88. 406 bis 408 finden entſprechende 
Unmwendung. 

Zur Erbichaft gehört auch, was der Vorerbe dem Inventar 
eines erbſchaftlichen Grundſtücks einverleibt?). 

4) Dinglide Surrogation, vgl. SS. 1870, 1881, 1478, 1524, 
1646, 2019, 2041 (2874). Anwendungsfall RI. 4 ©. 89 — 
28. 27 ©. A 110 (Borderung des Borerben auf bie Gegenleiftung 
gegen ben bei der Erbteilung einen Nachlaßgegenftand übernehmenden 
Miterben, Anmwenbbarleit der 8$. 62, 22 GBO. auf eine in dieſer 
ee gründete Hypotheh). 2) Bol. 8. 588 Abſ. 2, 8. 1048 Abſ. 1, 
8. 1878, 


echtliche Stellung des Worerben und des Nacherben. 
Rechturch a“ Verfügung über GErbſchaftsgegenſtünde. 

6. 2112. Der Borerbe fann über die zur Erbichaft ges 
börenden Gegenftände verfügen, ſoweit ſich nit aus den Bor« 
ihriften der 88. 2113 bis 2115 ein anderes ergibt. 

2) Dal. wegen bes Berfügungsrehts des Vorerben im all 
gemeinen Borbm. 2a S. 900, Wi. Berluft bed VBerfügungsrechts 
8. 2129. Die SS. 2112, 2118 gelten auch für bie Auseinanderfegung 
de8 Borerben mit feinen Miterben fowie für die fog. Verfügungen durch 
Urteil (ZPO. SS. 894, 895). Für Verfügungen, die im Zwangswege 
gegen den Borerben getroffen werben, gilt $. 2115. 3) Nach $. 2112 
ft auch die als Vorerbin eingejegte Witme und Mutter berechtigt, ein 
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zum Nachlafie gehörende Handeldgefhäft ohne vormundſchaftsgerichtliche 
Genehmigung fortzuführen und fih als Firmeninhaberin einiragen zu 
laffen (HB. $. 22; OfG. 4 ©. 4566). 5, Die Prozeßführung 
des Borerben wirft für und unter Umftänden auch gegen den Nacherben, 
wenn das Urteil vor dem Eintritte der Nacherbfolge rechtäfräftig wird 
(ZPO. 8. 826). Vollſtreckbare Ausfertigung 8. 728 Abſ. 1. Unterbrechung 
des Verfahrens durch Eintritt der Nacherbfolge $. 242. 
Rechte an Grundſtücken; Kuenkungen 

. 2113. Die Verfügung des Vorerben über ein zur 
Erbſchaft gehörendes Grunditüd!) oder über ein zur Erbs 
ſchaft gehörendes Recht an einem Grundftüd?) ift im Falle des 
Eintritts der Nacherbfolge inſoweit unwirkſam, als fie das Recht 
des Nacherben vereiteln oder beeinträchtigen würde?). 

Das gleiche gilt von der Verfügung über einen Erbſchafts⸗ 
gegenftand, die unentgeltlih oder zum Zwecke der Erfüllung 
eines von dem Vorerben erteilten Schenkungsverſprechens er- 
folgt. Ausgenommen find Schenkungen, durch die einer fitt» 
lichen Bfliht oder einer auf den Anſtand zu nehmenden Rüdficht 
entſprochen wird‘). 

Die Vorschriften zu Gunften derjenigen, welche Rechte von 
einem Nichtberechtigten herleiten’), finden entjprehende Ans 
mwendung®). 

1) oder Erbbaurecht ($. 1017, vgl. auch EG. Urt. 68, 68, 196). 
3), Dienftbarleit, Borkaufsrecht oder Neallaft; für Hypothelen und Grund» 
fhulden gelten die befonderen Borfchriften des 8. 2114. 3) Zur 
Berfügung des Borerben über ein Grundftüäd oder ein Recht an einem 
Grundſtück iſt entweder BZuftimmung bes Nacherben oder vorherige Ein 
tragung des Vorerben und des Nechtes des Nacherben erforderlih (28. 
26 ©. A 264). Bei der Eintragung bed Borerben iſt nah GBO. 
8. 52 zugleih das Necht des Nacherben von Amts wegen einzutragen. 
Unterlafjiung ber Eintragung gibt dem Nacherben das Recht auf Be: 
rihtigung des Grundbuchs (88. 894.) Die Eintragung umterbleibt, 
wenn der Nacderbe darauf verzihtel. Dagegen wird fie bzw. bie 
Buftimmung des Nacherben nicht dadurch entbehrlich, daß der Borerbe 
nad) 88. 2186, 2187 zur freien Verfügung berechtigt tft, weil auch ber 
befreite Borerbe unentgeltliche Verfügungen nicht mit Wirkſamkeit gegen 
den Nacjerben treffen und eine Seftftellung, ob die Verfügung entgeltlich 
oder unentgeltlich ift, im Grundbuchverfahren nicht erfolgen lann (NG. 61 
©. 228, vgl. RJA. 4 ©. 69, 229, 56 S. 192 = KG. 27 S. A 110, 
28 ©. A 86, 29 ©. A 168). Bur Löfhung eine® zur Vorerbſchaft 
gehörenden Rechtes im Grundbuche bedarf es ftetd (au für den 
befreiten Rorerben) ber Zuftimmung bed Nacderben (RIU. 6 ©. 69 
= 86. 80 ©. A 261, abweichend früher KG. 25 S. A 278). 
%) Bol. SS. 584, 1446, 1641, 1804, 2206, 2880. 5) 58. 892, 986 
(Anm. 1 zu 8. 117); f. jedoch 8. 816 Abſ. 1 Sag 2. 6) Bon der 
Beſchränkung des Abſ. 1 (nicht auch des Abſ. 2) iſt nad 8. 2186 Be 
freiung zuläffig. Die nach Abſ. 1, 2 eintretenbe Unwirtfamleit ber Ber: 
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fügung ift eine abfolute ($. 163 Abf. 2). Konvaleszenz nad) 8. 186 
Abi. 2. Anſpruch des Borerben auf Einwilligung des Nacherben $. 2120. 
Aupotheken, Grundſchulden, Rentenfchulden. 
. 2114. Gehört zur Erbſchaft eine Hypothekenforderung, 
eine Grundſchuld oder eine Rentenſchuld, fo jteht die Kündigung 
und die Einziehung dem Borerben zu. Der Borerbe kann je- 
doch nur verlangen, daß das Kapital an ihn nad) Beibringung 
der Einwilligung des Nacherben gezahlt oder daß es für ihn 
und den Nacherben hinterlegt wird!). Auf andere Verfügungen 
über die Hypothelenforderung, die Grundſchuld oder die Renten. 
ſchuld finden die Vorjchriften des 8. 2113 Anwendung ?). 

1) Bol. SS. 1077, 1080. Einwilligung des Naderben 8. 2120. 
Befreiung bes Porerben $. 2186. 2) Sag 2 gilt indbefondere für 
die Abtretung und Xöfhungsbewiligung (RS. 22 ©. A 316), vgl. 
Anm. B zu $. 2118. 

Bwangsuollfirerkung. 

6. 2115. Eine Verfügung über einen Erſchaftsgegen⸗ 
hand, die im Wege der Zmwangsoollitredung oder der Arreft- 
vollziehung oder dur den Konkursverwalter erfolgt, ijt im 
Tale des Eintritt8 der Nacherbfolge infomeit unwirkſam, als 
fie das Recht des Nacherben vereiteln oder beeinträchtigen würde. 
Die Berfügung ift unbefhräntt wirffam, wenn der Anſpruch 
eined Nachlaßgläubiger8 oder ein an einem Erbfchaftsgegen- 
ftande beitehendes Necht geltend gemadt wird, das im “alle 
des Fe der Nacherbfolge dem Nadjerben gegenüber wirt» 
ſam ift. 

1. Unter Berfügungen im Wege der Zwangspollftredung find 
nur ſolche Maßregeln zu verftehen, die zwecks Beitreibung einer Geld: 
forberung im Wege ber Zwangsvollſtreckung in das zur Borerbichaft ges 
börende bewegliche ober unbemwegliche Vermögen erfolgen (ZPO. $$. 803 
bis 871). Die fog. Verfügungen durch Urteil (ZPO. 83. 894, 895, vgl. 
auch SS. 888, 884, 897) ftehen ben rechtögefchäftlichen Verfügungen gleich. 

2. Die im Wege ber Zwangsvollſtreckung gegen den Porerben er: 
folgte Berfügung ift zugunften bed Nacherden unwirkſam, auch wenn 
der Borerbe felbft die Verfügung wirkſam bätte treffen fönnen. Die 
zwangsweife Veräußerung oder Überweifung von GErbfchaftögegenftänden 
ſoll daber, fofern die Borausfegungen Des 8. 21156 Sag 1 vorliegen, 
nah ZPO. S. 778 unterbleiben; eventuell ift der Nacherbe befugt, nad) 
Maßgabe des 8. 771 Widerfprud zu erheben. Ein entfprechendes Verbot 
enthält KO. 8. 128 für den Fall bed Konkurſes über das Vermögen des 
Borerben. — Gegen andere Bollitredungsmaßregeln, insbefondere die 
Eintragung einer Zwangshypothek wegen einer perſönlichen Verbindlich: 
fett des Borerben, fteht dem Nacherben vor Eintritt des Falles der 
Nacherbfolge fein Widerfpruchdreht zu (RIU. 4 ©. 59 = KG. 27 
©. A 188). 

8. Keine Befreiung durch den Erblafier ($. 2186). 
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apiere. 

8. 2116. Der Borerbe hat auf Berlangen des Nad- 
erben die zur Erbſchaft gehörenden Snhaberpapiere nebft den 
Erneuerungsjcheinen!) bei einer Hinterlegungsftelle?) oder bei 
der Reichsbank mit der Beſtimmung zu hinterlegen, daß die 
Herausgabe nur mit Zuſtimmung des Nacherben verlangt werden 
kann. Die Hinterlegung von Inhaberpapieren, die nach $. 92 
zu den verbraudhbaren Sachen gehören‘), fowie von Zins, 
Renten» oder Gemwinnanteilicheinen fann nicht verlangt werden. 
Den Snhaberpapieren ftehen Orderpapiere glei, die mit Blanto- 
indoflament verjehen find*). 

Über die Hinterlegten Papiere fann der Borerbe nur mit 
Zuftimmung des Naderben verfügen?)®). 

1) 8. 806. 2) Vol. EB. Art. 144 ff. 5) 3.83. Banknoten. 
%) Nicht auch Legitimationspapiere, wie z. B. Sparlaflenbüder ($. 808). 
5) Sondervorfchrift gegenüber $. 187 Sag 1. ©. jedoch 8. 2120. 
6) Vgl. SS. 1082, 1084, 1892, 1814. Befreiung bes Borerben von den 
im in ben 88. 2116—2119 auferlegten Verpflichtungen ift nad) 8. 2186 
zuläffig. 

6. 2117. Der Vorerbe kann die Inhaberpapiere, ftatt 
fie nad) $. 2116 zu binterlegen, auf feinen Namen mit der Be⸗ 
ſtimmung umſchreiben lafien, daß er über fie nur mit Zu⸗ 
ſtimmung des Naderben verfügen fann. Sind die Papiere 
von dem Reiche oder einem Bundesftaat ausgeſtellt, fo kann er 
fie mit der gleichen Beitimmung in Buchforderungen gegen das 
Neich oder den Bundesstaat ummandeln laffen. 

Bl. 8. 1898, 8. 1815 Abſ. 1; zu Sak 1 8.806, EG. Art. 101; 
zu Sag 2 Gef. v. 81. Mat 1891, ES. Urt. 97 und die bafeldft aufe 
geführten Landesgejege. Befreiung zuläffie, $. 2186. 


Bucforderungen. 

. 211 + Gehören zur Erbſchaft Buchforderungen gegen 
das Heich oder einen Bundesſtaat, fo ijt der Borerbe auf Ber» 
langen des Nacherben verpflichtet, in das Schuldbuch den Ber- 
mer? eintragen zu laſſen, daß er über die forderungen nur mit 
Zuftimmung des Nadyerben verfügen Tann. 

Bol. S. 1816, Gef. v. 81. Mai 1891, EB. Urt. 97 und bie ba: 
ſelbſt aufgeführten Landesgefege. Befreiung zuläffig, $. 2186. 


Gelbenegung. 
6. 2119. Gelb, das nad) den Regeln einer ordnungs- 
mäßigen Wirtf&aft dauernd anzulegen iſt, darf der Borerbe 
nur nad) den für die Anlegung von Mündelgeld geltenden 
Borfchriften anlegen. 

©. 88. 1807, 1808, EG. Urt. 144, 212; vgl. auch 88. 1079, 1288, 
1377, 1642. Befreiung zuläſſig, 8. 2186. 
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Berpflichtuug des Marcherben zur Einwilligung. 
6. 2120, Iſt zur ordnungsmäßigen erwaltung — 
befondere zur Berichtigung von Radlagverbindlichkeiten, eine 
Verfügung erforderlid), die der Borerbe nicht mit Wirkung gegen 
den Radherben vornehmen Tann!), jo ift der Nacherbe dem Vor⸗ 
erben gegenüber verpflichtet, feine gen zu der Verfügung 
u erteilen. Die inwilligung ift auf erlangen in öffentlich 
eglaubigter Form) zu erklären. Die Koften der Beglaubigung 
fallen dem Borerben zur Laft. 
1) ©. 88. 2118, 2114, 8. 2116 Ubf. 2, 88.2117, 2118. =) 8.129, 


FIGG. 88. 167, 188, 191. 
2. Sicherung beider Teile. 
8) er der Erbfihaftsgegenflände, 

8. 2121. Der Vorerbe Hat dem Nadherben auf Ber- 
langen ein Berzeihnis der zur Erbichaft gehörenden Gegen- 
ftände mitzuteilen. Das Verzeichnis ift mit der Angabe des 
Tages der Aufnahme zu verjehen und von dem Borerben zu 
unterzeichnen; der Borerbe hat auf Verlangen die Unterzeidhung 
Öffentlich beglaubigen!) zu laſfſen. 

Der Naherbe kann verlangen, daß er bei ber Aufnahme 
des Berzeichnifjes zugezogen wird. 

Der Borerbe in berechtigt und auf Verlangen des Nad)- 
erben verpflichtet, das Verzeichnis durch die zultändige Behörde 
ober —* einen zuſtändigen Beamten oder Notar aufnehmen 
zu laſſen?). 

Die Koſten der Aufnahme und der Beglaubigung fallen 
der Erbſchaft zur Laft?)). 

1) 8. 129, 568. 8$. 167, 188, 191. 3), Die BZuftändigfeit 
zur Aufnabme ber in ben SS. 2121, 2215, 28314 vorgefehenen öffent⸗ 
lichen Nachlaßverzeichniffe richtet fi) nach den Yandesgefegen. Pr. FGG. 
Art. 81, 88, 108, 111, 118 (Amtögericht, Notar, Dorfgericht bzw. Orts⸗ 
vorfteher, Bürgermeifter, Gemeindevorftand). Bay. Notariatägef. Urt. 2 
(Notar). Württ. Urt. 125 (Amtsgericht, Notar). Bad. NechtSpolizeigef. 
8. 48 (Notar). Heff. Urt. 117 Machlaßgericht, Notar, Ortsgericht). 
ElſLoth. AUG. z. FGG. 8. 87 (Notar). 8) Befreiung des Vorerben 
von der Inventariſationspflicht nicht zuläffig ($. 2386). — Bol. zu 
8. 2121 die SS. 1085, 1872, 1640, 2216. %) Der Anſpruch des 
Nacherben ift nicht bei dem Nachlaßgerichte, fondern im Prozeßwege 
geltend zu maden, OLG. 8 S. 274. Keine Verpflichtung des Vorerben 
zu eidlicher Belräftigung, Necht 1908 S. 4567. Iſt der Nacherbe Kind 
des Borerben, fo gilt neben 8. 2121 ber 8. 1640 (vgl. dort Unm. 2 
und ORG. 4 ©. 118). 

b) Zefiflellung des Zuflandes der Erbſchaftsſachen. 

6. 2122. Der VBorerbe kann ben Zuftand der zur Erbſchaft 

ebörenden Sadjyen auf feine Koſten durch Sachverſtändige feit 
tellen laffen. Das gleihe Recht fteht dem Nacherben zu. 
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Bal. S. 1084, 8. 1872 Abſ. 2. LZuftänbiged Gericht uns 3 

586. 8.164. Steine Befreiung BE den Erblafier ($. 2186). 
e) Wirtfhaftsplan für einen Maid 

. 2123. Gehört ein Wald zur Erbichaft, jo kann ſowohl 
der N iorerbe als der Nacherbe verlangen, daß das Maß ber 
Nugung und die Art der mirtjhaftlihen Behandlung durch 
einen Birtfhaftäplan feitgeftellt werden. Zritt eine erhebliche 
Anderung der Umftände ein, fo Tann jeder Zeil eine ent- 
fprechende Änderung des Wiriſchaftsplaus verlangen. Die 
Koſten fallen der Erbſchaft zur Laſt. 

Das gleiche gilt, wenn ein Bergwerk oder eine andere 
auf Gewinnung von Bodenbeſtandteilen gerichtete Anlage zur 
Erbſchaft gehört. 

Pol. 8. 1088. Befreiung nach 8. 2186 zuläffig. . 

3. 80 ofen und Zaften der Erbfihaft. 
3 gug skoſten 
2124. — Vorerbe trägt dem Nacherben gegenüber die 
ed Erhaltungskoſten. 

Andere Aufwendungen, die der Vorerbe zum Zwecke der 
Erhaltung von Erbſchaftsgegenſtänden den Umſtänden nach für 
erforderlich halten darf, kann er aus der Erbſchaft beſtreiten. 
Beſtreitet er ſie aus ſeinem Vermögen, ſo iſt der Nacherbe im 
Halle des Eintritts der Nacherbfolge zum Erſatze verpflichtet. 

Bol. SS. 1041, 1048, 256, 267, 278, 670. Erballung iſt in dem 
weiteren Sinne zu verftehen, daß auch die Verwaltung einbegriffen iſt. 
b) Sonſtige ET 

Macht der Vorerbe Verwendungen auf die Erb» 
ſchaft, * nit unter die Vorſchrift des 8. 2124 fallen, fo iſt der 
Nacherbe im Falle des Eintritt3 der Nacherbfolge nad) den 
Vorſchriften über die Geihäftsführung ohne Auftrag zum Er—⸗ 
fate verpflichtet. 

Der Borerbe ift berechtigt, eine Einrichtung, mit der er 
eine zur Erbſchaft gehörende ache verſehen hat, wegzunehmen. 

Val. 8. 1049; zu Abſ. 1 die 89. 688ff. 256, 267, zu Abſ. 2 dem 
8. 258 und bie dort angezogenen Vorſchriften. 

c) Zaften. 

3 2126. Der Vorerbe hat im PVerhältniffe zu dem Nach» 
erben nicht die außerorbentlichen Laften zu tragen, die als auf den 
Stammmert der Erbſchaftsgegenſtände gelegt anzuſehen Ind. 
Auf diefe Laften finden die Vorſchriften des 8. 2124 Abi. 2 
Anwendung. 

Bol. SS. 996, 1047, 1885 Nr. 1. Unter den 8. 2126 fallen auch 
außerordentliche Xaften, die auf den Stammwert ber ganzen Erbſchaft 
gelegt find, 3. B. die Erbſchaftsſteuer. Abgeſehen von 8.2126 richtet fich 
Die Verteilung der Laften nad) den Grundfägen des 8. 108 
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4. Sicherung des Nacherben bei Gefährdung. 
a) Ausſtunftspflicht des Borerben. 

6. 2127. Der Nacherbe ift beredhtigt, von dem Vorerben 
Auskunft über den Beſtand der Erbichaft zu verlangen, wenn 
Grund zu ber Annahme beiteht, daß der Vorerbe durd) feine 
Verwaltung die Rechte des Nacherben erheblich verlebt. 

1. Die SS. 2127— 2129 enthalten diejenigen Sicherungsmittel, welche 
dem Nacherben erft dann zu Gebote ftehen, wenn feine Rechte durch den 
Borerben gefährdet erfcheinen. Die Befreiung des Vorerben iſt nad) 
8. 2186 aud in diefen Fällen zuläffig. 

2. Auf den Berbleib ber Erbfchaftögegenftände (mie im 8. 2027) 
erftredt fich die Austunftspflicht nicht, Recht 1908 ©. 458. Offenbarungs: 
etd 5. 260; Wahrnehmung ber Rechte bed Nacherben 8. 1918 Sat 2 
(Pfleger), 8. 2222 (Teftamentsvoliftreder). Anſpruch des Nacherben auf 
Herausgabe eines dem Borerben erteilten Erbichein? an das Nachlab: 
gericht, wenn in dem Erbfcheine die Nacherbfolge nicht berüdfichtigt ift, 
8. 2868 Abſ. 2. 

b) Aicherheitsleiftung; Entziehung der Verwaltung. 

8. 2128, Wird durd) das Verhalten des Vorerben ober 
durch feine ungünftige Bermögenslage die Beforgnis einer er- 
heblichen PBerlegung der Rechte des Nacherben begründet, fo 
Tann der Nacherbe Sicherheitsleiftung verlangen'). 

Die für die Verpflichtung des Nießbrauders zur Sicher» 
peiteleihtung geltenden Vorſchriften des 8. 1052 ibn ent⸗ 
ſprechende Anwendung?). 

1) Bol. SS. 1051, 1891. Sicherheitsleiſtung 88. 282ff. 2) Der 
Nacherbe kann hiernach, wenn der Vorerbe zur Sicherheitsleiſtung rechts⸗ 
kräftig verurteilt iſt, verlangen, daß die Verwaltung der Erbſchaft einem vom 
Boltitredungsgerichte zu beftellenden Berwalter übertragen und von dieſem 
für Nechnung bes Vorerben (vgl. 8. 2129) geführt wird, fofern nicht der 
Borerbe die Sicherheit innerhalb einer ihm von Gerichte beſtimmten Friſt 
leiftet, vgl. NS. 59 S. 200, 8. 1052 Anm. 4. Urreft für Anfprüche des 


Nacherben OLG. 12 ©. 878. Yerluf des Verfü j 
e) Der es Verfügnngstents. 
. 2129. Wird dem PBorerben die Verwaltung nad) 
den Borfchriften des $. 1052 entzogen, jo verliert er das Recht, 
über Erbichaftsgegenftände zu verfügen'). 

Die Borfchritten zu Gunjten derjenigen, melde Rechte von 
einem Nichtberechtigten herleiten?), finden entfprehende An- 
wendung. Für die zur Erbichaft gehörenden Forderungen it 
die Entziehung der Verwaltung dem Schuldner gegenüber erit 
wirkſam, wenn er von der getroffenen Anordnung Kenntnis er- 
langt oder wenn ihm eine Mitteilung von der Anordnung 
a Bl wird. Das gleiche gilt von der Aufhebung?) der Ent» 
iehung. 

— 9 88. 2112 ſ.. 2) 88. 892, 898, 982 ff., 1082, 1207; vgl. 
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$8. 185, 186. Darüber hinaus wird ber Dritte durch den dem Vorerben 
erteilten Erbſchein nicht gefchüßt. 3) 8. 1062 Ubi. 8. 
5. art der Erbiihaft an den Aacherben. 

2130, Der Borerbe ift nach dem Eintritte der Nach⸗ 
erbfolge verpflichtet, dem Nacherben die Erbfchaft in dem Zu⸗ 
ftande herauszugeben, der fi bei einer bis zur Herausgabe 
fortgefegten ordnungsmäßigen Verwaltung ergibt. Auf Die 
Qerausgabe eines landmwirtfhaftliden Grunditüds findet die 

orichrift des 8. 592, auf die Herausgabe eines Landguts finden 
die Vorfchriften der 88. 592, 593 entipredhende Anwendung. 

Der Borerbe bat auf Verlangen Rechenſchaft abzulegen. 

©. die Borbm. ©. 900, 90). und bie Anm. zu S. 591. Bgl. zu 
Abſ. 1 88. 101ff., S. 1086 Abi. 2. 8. 1055 Abſ. 2, $. 1421, zu Abf. 2 
8. 259. Befreiung nad) $. 2186 zuläffig. | 
Berantwortlichkeit des Morerben. 

+ 2131. Der Vorerbe hat dem Nacherben gegenüber in 
Anſehung der Verwaltung nur für diejenige Sorgfalt einzuftehen, 
welche er in eigenen Angelegenheiten anzumenden pflegt. 

Bol. S. 277. Beſondere VBorfchriften über die vom Borerben zu 
beobachtende Sorgfalt in 88. 2119, 2128, 2188. Auch von der Haftung 
nad) 8. 2181 kann ber Erblaffer den Borerben befreien ($. 2186). Andere 
Bälle der diligentia quam suis 8$. 690, 708, 1859, 1664. 

— 2132. Veränderungen oder Verſchlechterungen von 
Erbihaftsfachen, die durdy ordnungsmäßige Benugung berbei- 
geführt werden, hat der Vorerbe nicht zu vertreten. 

Bol. SS. 648, 602, 1060 (Miete, Leihe, Nießbraud)). 

8. 2133. Bieht der Borerbe Früchte den Regeln einer 
ordnungsmäßigen Wirtſchaft zumider oder zieht er Früchte des» 
halb im Übermaße, weil dies infolge eines befonderen Ereigniſſes 
notwendig geworden ift, jo gebührt ihm der Wert der Früchte 
nur infomeit, als durch den ordnungsmwidrigen oder ben über- 
mäßigen Fruchtbezug die ihm gebührenden Rugungen beein- 
trächtigt werden und nicht der Wert der Früchte nad) den Regeln 
einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft zur Wiederheritellung der 
Sade zu verwenden ift. 

Pol. $. 1089 (Nießbrauch). Ohne diefe Sondernorfchrift würden 
nad) Maßgabe des 8. 101 auch die orbnungswidrig oder im ÜÜbermaße 
nen Früchte dem Vorerben gebühren. Befreiung nad $. 2186 
zuläffig. 

8. 2134. Hat der Vorerbe einen Erbfchaftsgegenitand 
für fi) verwendet, jo iſt er nach dem Eintritte der Nacherbfolge 
dem Nacdherben gegenüber zum Erfage de8 Wertes verpflichtet. 
u weitergehende Haftung wegen Verſchuldens bleibt un« 

erührt. 

Befreiung nach 8. 2186 zuläſſig. Zu Satz 2 f. 85. 2181, 277, 280. 
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6. Einfinf einer befiehenden Miete oder Pacht. 

8. 2135. Hat der Vorerbe ein zur Erbichaft gehörendes 
Grundftüd vermietet oder verpadhtet, jo finden, wenn das Miet- 
oder Pachtverhältnis bei dem Eintritte der Nacderbfolge noch 
beiteht, die Borfchriften des 8. 1056 entjprechende Anwendung. 

Bgl. 88. 1428, 1668. Es gelten biernad) die gleichen Borfchriften 
wie im Falle ber Veräußerung des Grundftüds, doch kann der Ntacherbe 
da8 Miet: oder Pachtverhältnig unter Ginhaltung der gefeglichen 
Kündigungsfrift (88. 666, 695) kündigen. 

7. Freiere Stellung des Borerben. 

6. 2136. Der Erblaffer fann den Vorerben von den 
Beichränkfungen und Verpflichtungen des $. 2113 Abf. 1 und 
der 88. 2114, 2116 bis 2119, 2123, 2127 bis 2131, 2133, 
2134 befreien. 

Hiernach ift eine abweichende Anordnung des Erblaſſers nur Hin: 
fichtlih der Vorſchriften bes S. 2113 Abf. 2 und der SS. 2116, 2121, 
2122 nicht zuläffig. Eintragung der Befreiung in das Grundbuch GBO. 
$. 52 (vgl. DRS. 8 ©. 891). Betreff der grundbuchmäßigen Ber: 
fügungen des befreiten Borerben f. Unm. 8 zu $. 2118. 

Ginfehung des Marherben auf den Überref. 

ß 2137. Hat der Erblaſſer den Nacherben auf dasjenige 
eingejeßt, was von der Erbſchaft bei dem Eintritte der Nach⸗ 
erbfolge übrig fein wird, fo gilt die Befreiung von allen im $. 2136 
bezeichneten Beſchränkungen und Verpflichtungen als angeordnet. 

Das gleihe ift im Zweifel anzunehmen, wenn der Erb- 
lafjer beitimmt hat, daß der Vorerbe zur freien Verfügung über 
die Erbichaft berechtigt fein fol. 

Ungabe im Erbſchein 8. 2868, Eintragung In das Grundbuch 
GBO. 8. 52. 

Die Verpflichtung des Vorerben zur Mitteilung eines Verzeichnifſes 
($. 2121) und die Beihränkungen Hinfichtlih unenigeltlicher oder im 
Wege der Zwangsvollſtreckung getroffener Verfügungen ($. 2113 Abſ. 2, 
8. 21156) beftehen auch in den Fällen des $. 2187 ı(f. 8. 2188 Abſ.2 
und Anm. 8 zu $. 2118). Worausfegungen des $. 2187 (Einräumung 
des freien „Berwaltungsrecht3”) OLG. 6 ©. 824. 

6. 2138. Die Herausgabepflicht des Vorerben beſchränkt 
ih in den Yällen des 8. 2137 auf die bei ihm noch vorhan— 
denen Erbichaftsgegenitände. Kür Verwendungen auf Gegen- 
Hände, die er infolge dieſer Beſchränkung nicht herauszugeben 
hat, kann er nit Erſatz verlangen. 

Hat der Vorerbe der Vorfchrift des 8. 2113 Abf. 2 zumider 
über einen Erbſchaftsgegenſtand verfügt oder hat er die Erb» 
ſchaft in der Abſicht, den Nacherben zu benadhteiligen, vermindert, 
jo it er dem Nacherben zum Schadenserfaße verpflichtet. 

Das Surrogationsprinzip des 8. 2111 findet auch Hier Anwendung; 

Adilies, Bürgerliches Geſetzbuch. 5 Auflage. 58 
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dagegen befteht feine Berwaltungspfliht nach 88. 2180 ff. Der Erfag: 
anfpruch des Borerben wegen Verwendungen it nur inſoweit ausge: 
fchlofien, als die Herausgabe des betreffenden Gegenſtandes eben deswegen 
unterbleibt, weil dem Vorerben die freiere Stellung nady SS. 2187, 2188 
eingeräumt if. BZufälliger Untergang der Sade läßt den Anfprud uns 
beräßrt. 

Eintritt der Narerbfolge. 

1. Anfall der Erbſchaft. 

.2139. Mit dem Eintritte des Falles der Racherbfolge 

hört der Vorerbe auf, Erbe zu jein, und fällt die Erbſchaft dem 
Nacherben an. 
. VBgl. S$. 2100, 2108, auch 8. 2142 Ubi. 2, $. 2145. Der rechtliche 
Ubergang vollzieht fi Traft Geſetzes. Die tatfächlide Herausgabe der 
Erbichaft erfolgt nad) Maßgabe des 8. 2180. Anſpruch des Nacerben 
auf Herausgabe des dem Vorerben erteilten Erbicheing an das Nachlaß⸗ 
geriht 88. 2862, 2868. Unterbregung ober Ausſetzung anbängiger 
Prozeſſe ZPO. 55. 242, 246; Wirkung eines für oder gegen ben Bor: 
erben erlafienen Urteil® für oder gegen den Nacderben 3PO. S. 826; 
polfftredbare Ausfertigung ZPO. $. 728 Abſ. 1. Wirkung des vom Bor: 
erben geitellten Antrags auf Aufgebot der Nadjlaßgläubiger ZPO. 8.998. 
2.4 nr orerben und eines Dritten, 

2140. Der Vorerbe ift aud nach dem Eintritte bes 
alles der Nacherbfolge zur Verfügung über Nachlaßgegenſtände 
in dem gleichen Umfange wie vorher beredtigt, bis er von 
dem Eintritte Kenntnis erlangt oder ihn kennen muß. Ein 
Dritter kann fih auf diefe Berechtigung nicht berufen, wenn ex 
bei der Vornahme eines Rechtsgeſchäfts den Eintritt kennt oder 
fennen muß. 

Bol. S. 1424 Abſ. 1 (S. 1472 Abſ. 1, 8. 1497 Abi. 2, 8. 1546 
Abf. 1, 8. 1549), $. 1682, 8. 1898 Abf. 1. ©. auch 88. 674, 729, 169. 
Kennenmäüflen $. 122 Abſ. 2. 


3. Unterhaltsanfprud der tter des Marherben, 

. 31a1. Sit bei dem — des Falles der Nach⸗ 
erbfolge die Geburt eines Nacherben zu erwarten, ſo finden auf 
den Unterhaltsanſpruch der Mutter die Vorſchriften des 8. 1963 
entfprechende Anwendung. 

4. ſchlagung der Nacherbſchaft. 
ar Der Nacherbe kann die Erbichaft ausfchlagen, 

jobald der Erbfall eingetreten ift. 
Schlägt der Nacherbe die Erbſchaft aus, jo verbleibt fie dem 
Borerben, joweit nicht der Erblafler ein anderes beftimmt bat. 
Bol. zu Abi. 1 die SS. 1946, 2806, 8. 2840 Abf.2. Un den Bors 
fchriften des $. 1944 über die Ausichlagungsfrift wird durch $. 2142 
nicht3 geändert (OLG. 5b ©. 286, 3861, RG. 59 ©. 344; wegen bed 
Pflichtteilsberechtigten ſ. Anm. 5b zu S. 2806). Die Annabme ber 
Erbſchaft ſeitens des Nacherben kann erft nad dem Eintritte des Falles 
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S. 28 


8. 
5. Abfonderung der Erbſchaft vom Bermögen des Vorerben. 
. S1as. Tritt die Nacherbfolge en fo gelten ve infolge 
des Erbfalls durch Vereinigung von Recht und Verbindlichkeit 
oder von Recht und Belaftung erlofchenen Rechtsverhälinifie als 
nicht erlofchen. 

Bol. $. 168 Ubi. 2, S. 168, auch 8. 1976, 8. 1991 Abſ. 2, SS. 2176, 
2877 und Anm. 1, 2 zu 8. 1976. 

6. Haftung für die ——— en 
a) Ha des Madjerben. 

&. 2144. Die Vorfchriften über die Beſchränkung der 
Haftung des Erben für die Racjlaßverbindlichleiten gelten aud) 
für den Nacerben!); an die Stelle des Nadjlafjes tritt das» 
jenige, wa8 der Nacherbe aus der Erbſchaft erlangt, mit Ein- 
ſchluß der ihm gegen den Vorerben als ſolchen zuftehenden An⸗ 
jprüde?). 

Das von dem Borerben errichtete Inventar kommt auch 
dem Nadjerben zuitatten?). 

Der Nacherbe kann fi) dem Vorerben gegenüber auf die 
Beichränkung feiner Haftung auch dann berufen, wenn er den 
übrigen Nachlaßgläubigern gegenüber unbeſchränkt haftet *). 

2) Daß der Nacherbe für die Nachlaßverbindlichkeiten haftet, ergtbt 
ih aus 88. 1967, 2100, 2189. 2) Dal. S. 1978 Ubf. 2, 8. 28388 
Abſ. 1 Sag 8. 3) Das Gleiche gilt nad 8. 2008 Ubf. 1 Satz 8, 
8. 2068 Ubi. 1, $. 2388 Adi. 2 im Verhältniſſe zwifhen Ehemann und 
Ehefrau, zwifchen Miterben und zwifhen Erben und Erbichaftsfäufer. 
Nah ZPO. 8. 998 kommt der vom Borerben geftellte Antrag auf Er: 
lofjiung des Aufgebots der Nachlaßgläubiger und das don ihm erwirlte 
Ausichlußurteil auch dem Nacherben zuſtatten. 4) Pol. 8. 2068 Abſ.2 


(Miterben). b) Zaftung des Vorerb 
aftung des Borerben. 

6. 2145. Der Vorerbe haftet nad) dem Eintritte der 
Nacherbfolge für die Nachlaßverbindlichkeiten noch infomeit, als 
der Nacherbe nicht haftet!). Die Haftung bleibt auch für die- 
jenigen Nadlaßverbindlichkeiten beitehen, welche im Verhältnifie 
zwiichen dem Borerben und dem Nacherben dem Borerben zur 
Laſt fallen ?). 

Der Borerbe kann nach dem Eintritte der Nacherbfolge die 
Berichtigung der Nachlafverbindlichkeiten, fofern nicht feine 
Haftung unbefchränft ift, infoweit verweigern, als dasjenige 
nicht ausreicht, was ihm von der Erbſchaft gebührt. Die Bor- 
fhriften der SS. 1990, 1991 finden. entfpredyende Anmwendung. 

1) Aus 8. 2189 folgt, daß die Haftung bes Vorerben grunbfäßlich 
mit dem Eintritte ber Nacherbfolge erliſcht. Die Sondervorſchrift des 

58* 
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8. 2145 tft einesteild für Vermächtniffe und Auflagen, bie ausfchlieklich 
ben Borerben belaften, Hauptfächlich aber für den Ball von Bedeutung, 
wenn ber Borerbe unbefchräntt, der Nacherbe dagegen nur beichräntt 
baftet. 3) Dgl. SS. 2124 ff, auch die Vorbm. ©. 196. 

c) Anzeige an die Gläubiger. 

6. 2146. Der Borerbe ift den Nachlaßgläubigern gegen- 
über verpflichtet, den Eintritt der Nacherbfolge unverzüglich!) 
dem Nacjlaßgericht anzuzeigen. Die Anzeige des Borerben 
wird durch die Anzeige des Nacherben erſetzt. 

Das Nachlaßgericht Hat die Einficht der Anzeige jebem zu 
geltatten, der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft madıt.?) 

1) 8.121 Abſ. 1. 3) Dol. 8.2884 unb die Unm.8 zu $. 1968. 


Vierter Titel. 
Vermächtnis. 


1. Die Begriffsbeſtimmung des Vermächtniſſes iſt im 8. 1989 
gegeben; der 8. 2160 definiert das Vorausvermächtnis. Sonftige techniſche 
Bezeichnungen wie Wahlvermächtnis (8. 2154), Gattungsvermächtnis 
(8. 2156), Verſchaffungsvermächtnis (8. 2170), Untervermächtnis (S. 2186), 
Erſatzvermaͤchtnis (8. 2190), Nachvermächtnis (8. 2191) find im BGB. 
vermieden. Im Sinne der pflichtteilsrechtlichen Vorſchriften (val. 
8. 2806) bildet das Vermächtnis wie Die Auflage eine „Beichwerung“ 
des Nachlaſſes. Erbeinfegung und Vermächtnis, nicht dagegen bie Auf: 
lage, fallen unter ben Begriff ber „Zuwendung von Todeswegen“. 
Der Ausdrud „Erwerb von Todes wegen“ (S. 1869) umfaßt außer 
dem durch Erbfolge oder Vermächtnis aud das als Pflichtteil Gr: 
mworbene. Unterfchied des Vermächtniffe8 von ber Auflage f. Anm. zu 
88. 1989, 1940. Kein Vermächtnis das condicionis implendae 
causa datum. 

2. Das Vermächtnis kann durch Teftament ($. 1989) oder durd 
Erbvertrag (8. 1941; vgl. SS. 2278, 2280, 2288, 2291) angeordnet 
werden, und zwar im legteren Falle durch vertragsmäßige (8. 2278) ober 
durch ceinfeitige ($. 2299) Verfügung. Fälle eines fog. geſetzlichen Ber: 
mächtniſſes 8. 1982 (ehelicher Voraus), $. 1969 (Unterhaltsanſpruch der 
Hausgenoſſen); ſ. auch EG. Art. 189. 

8. Die Vorſchriften des Titels handeln von der Ergänzung einer un 
vollſtändigen Vermächtnisanordnung (88. 2151 —2156), von dem 
gemeinſchaftlichen Vermächtniſſe (55. 2167 —-2169), von der Wirt: 
ſamkeit des Vermächtniſſes (88. 2160—2168), vom Umfang (68. 2164 
bis 2168) und vom Gegenſtande (88. 2169--2178) ſowie von der 
Rechtswirkung des Vermächtniſſes (88. 2174—2189). Den Schluß 
bilden Vorfchriften über das Erfagvermädhtnid ($. 2190) und das 
Nachvermächtnis (8. 2191). 

4. Aus dem Inhalte der Vorſchriften ift Hervorzuheben, daß das 
Vermächtnis ſtets nur eine Forderung auf die Leiftung des vermadhten 
Gegenſtandes begründet ($. 2174). Die Forderung entiteht (Anfall des 
Bermädtnifles, $8.2176—2179) Traft des Geſetzes vorbehaltlich ber Aus 
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ſchlagung. Sie begründet eine Nachlahverbindlichleit ($. 1967 Abſ. 2). 
Hinſichtlich des Anwachſungsrechts ($$. 2108, 21569), der zeitlichen Be⸗ 
grenzung der Wirkſamkeit (SS. 2162, 2168) fowie der Annahme und ber 
Ausſchlagung (8. 2180) gelten für dad Bermächtnis ähnliche Vorſchriften 
wie für die Erbichaft und die Nacherbichaft. - 
Beſchwerung mit einem VJermächtniſſe. 
6. 2147. Mit einem Vermächtniſſe kann der Erbe oder 
ein Bermächtnisnehmer befchwert werden. Someit nicht der Erb» 
lafjer ein anderes beitimmt bat, ift der Erbe beſchwert. 


. 2148. Sind mehrere Erben oder mehrere Vermächt⸗ 
nisnehmer mit bemfelben Vermädjtnifie beichmert, jo find im 
Zweifel die Erben nad dem PVerhältniffe der Erbteile, die Ber- 
mächtnisnehmer nach dem Verhältniffe des Wertes der Vermächt⸗ 
niffe beſchwert. 

Haftung tn der Regel nad Kopfteilen (8. 420), bei unteilbarer 
Leiftung als Gefamtfchuldner (8. 481). 

VYermächtnis an die geſetzlichen Grben. 

5. 2149. Hat der Erblaſſer beſtimmt, daß dem ein⸗ 
gefesten Erben ein Erbfchaftögegenftand nicht zufallen joll, fo 

ilt der Gegenftand als den netehlichen Erben vermacht. Der 
—** gehört nicht zu den geſetzlichen Erben im Sinne dieſer 
Vorſchrift. 

Bol. 8$. 2104, 2105. Fiskus 8. 1986. 

Vorausvermätchtnis. 

5. 2150. Das einem Erben zugewendete Vermächtnis 
(Borausvermädtnis) gilt als Vermächtnis auch infomeit, als 
der Erbe felbit beſchwert ift. 

Das Borausvermädtnig verbleibt dem bedadıten Erben, wenn bie 
Erbihaft einem Nacherben anfällt (8. 2110) und gilt beim Erbichaftstauf 
im Bweifel nicht als mitverfauft (8. 2878). Der 8. 2160 ift auch bezüglich 
der Haftung bes Erben für die Nacjlaßverbindlichketten von Bedeutung 
(vgl. $. 1978 Ubi. 1 Sag 2). Unterſchied zwiſchen Vorausvermächtnis 
und Zetlungsanordnung KG. 28 S. A 196. 

nvollländigkeit der Bermäctnisanorduung; 
s 8) tik Der on Den Bedanhten: 

8. 2181. Der Erblaffer fann mehrere mit einem Ver- 
mädtnis in der Weife bedenken, daß der Beichwerte oder ein 
Dritter zu bejtimmen hat, wer von den mehreren das Vermächt⸗ 
ni3 erbalten joll. 

Die Beltimmung des Beichmerten erfolgt dur Erklärung 
gegenüber!) demjenigen, welcher das Bermädtnis erhalten foll; 
die Beitimmung des Dritten erfolgi durch Erklärung gegenüber 
dem Bejchwerten. 

Kann der Beſchwerte oder der Dritte die Beſtimmung nicht 
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treffen, fo find die Bedachten Gefamtgläubiger?). Das gleiche 
gilt, wenn das Nachlaßgericht dem Beſchwerten oder dem Dritten 
auf Antrag eines ber Beteiligten eine Friſt zur Abgabe der 
Erklärung beitimmt hai?) und die Friſt verftrichen in jofern 
nicht vorher die Erklärung erfolgt. Der Bedachte, der das 
Bermädtnis erhält, iſt im Zweifel nicht zur Teilung ver⸗ 
pflichtet. 

Die 88. 2151—2156 enthalten Sondervorfchriften gegenüber dem 
Grundfaße des $. 2065 Abf. 2. 

1) 88. 180ff. 2) 88. 428ff. 8) Die Beſtimmung der 
Friſt unterliegt nah GG. $. 80 der fofortigen Beſchwerde. 

8. 2152. Hat der Erblaffer mehrere mit einem Ber- 
mächtnis in der Weiſe bedacht, daß nur der eine oder ber 
andere das Vermächtnis erhalten fol, fo ift anzunehmen, daß 
ne deſchwerte beſtimmen ſoll, wer von ihnen das Vermächtnis 
erhält. 

b) binfihtlich der Teile mehrerer Bedadten; 

8. 2153. Der Erblaffer kann mehrere mit einem Ber- 
mädtnis in der Weife bedenken, daB der Beichwerte oder ein 
Dritter zu beitimmen bat, was jeder von dem vermadıten 
zapeyiand erhalten fol. Die Beitimmung erfolgt nad) $. 2151 
Kann ber Befchwerte oder der Dritte die Beftimmung nicht 
treffen, fo find die Bedachten zu gleichen Zeilen berechtigt. 
Die Vorjchrift des $. 2151 Abſ. 3 Sag 2 findet entſprechende 
Unmendung,. 

Nah Abſ. 2 Sat 2 tritt, wenn der Beichwerte oder der Dritte 
die Beftimmung nur tatfächlic) nicht trifft, die Berechtigung der Bedachten 
zu gleichen Teilen erft dann ein, wenn das Nachlaßgeriht auf Antrag 
eine Srift zur Abgabe der Erklärung befttimmt Hat und die Friſt erfolg: 
los verſtrichen iſt. 
ce) hinſtchtlich Des Gegenſtandes. 

Mahlvermädtnis, 

8.2154. Der Erblafler kann ein Vermächtnis in der 
Art anordnen, daß der Bedachte von mehreren Gegenitänden 
nur den einen oder den anderen erhalten fol. Sit ın einem 
jolden Falle die Wahl einem Dritten übertragen, jo erfolgt fie 
duch Erklärung gegenüber dem Beſchwerten. 

Kann der Dritte die Wahl nicht treffen, fo geht das Wahl⸗ 
recht auf den Bejchwerten über. Die Borjchrift des $. 2151 
Abſ. 3 Sat 2 findet entipredhende Anwendung. 

Das Wahlvernächtnis begründet ein Schuldverhältnis nach $$. 262 
bis 266, das Wahlrecht fteht alfo im Zweifel bem Befchwerten zu. Da 
für diefen Regelfall bie 88. 268 ff. maßgebend find, ift im 8. 2154 nur 
ber Fall geregelt, daß die Wahl einem Dritten übertragen if. 
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Gattungsuermärhtnis.' 

& 21355. Hat der Erblaffer die vermadte Sade nur 
der Gattung nach beitimmt, fo ift eine den Zerhältnifien des 
Bedachten entiprechende Sache zu leilten‘). 

‚St die Beftimmung der Sache dem Bedachten oder einem 
Dritten übertragen, fo Enden die nad) $. 2154 für die Wahl 
des Dritten geltenden Vorſchriften Anwendung. 

Entfpridt die von dem Bedachten oder dem Dritten ge= 
teoffene Beftimmung den Verhältniſſen des Bedachten offenbar 
nicht, fo bat der Beſchwerte jo zu leilten, wie wenn ber Erb» 
* über die Beſtimmung der Sache feine Anordnung getroffen 

ätte?), 

ei Nicht (wie nad) 8. 243 Abſ. 1) eine Sache von mittlerer Art 
und Güte. 2) Bol. $. 819 nf. 1, 8. 2048. Gewäbrleiftungspflicht 
8. 2182 abſ. 1, 8. 2188, | 

Sefimmung der Leitung nach billigen Grmeſſen. 

8. 2156. der Erblaffer fann bei der Anordnung eines 
Bermädtniffes, deffen Zwed er beſtimmt bat, die Beitimmung 
der Leiftung dem billigen Ermeſſen des Bejchwerten oder eines 
Dritten überlafien. uf ein ſolches Vermächtnis finden die 
Vorſchriften der SS. 315 bis 319 entſprechende Anwendung. 


Bol. 8. 2198. 
Gemeinſchaftliches Dermärhtnis. 
a) Fruchteile. 
&. 2157. Sit mehreren derjelbe Gegenitand vermadt, fo 
[Inden die Borfchriften der 88. 2089 bis 2093 entjpredyende 


nwendung. 
b) Anwadyfung. 

5. 2158. Iſt mehreren derfelbe Gegenftand vermadtt, 
jo wächſt, wenn einer von ihnen vor oder nad) dem Erbfalle 
megfält!), deilen Anteil den übrigen Bedachten nad) dem Ver—⸗ 
hältnis ihrer Anteile an. Dies gilt auch dann, wenn der Erb» 
laffer die Anteile der Bedachten beftimmt bat. Sind einige der 
Bedadıten zu demjelben Anteile berufen, fo tritt die Anwachſung 
zunächſt unter ihnen ein. 

Der Erblafjer Tann die Anwachſung ausschließen ?). 

1) Durch BVerfterben vor bem Erblaffer ($. 2160), Ausſchlagung 
(8. 2180), Unwürbigfeit (8. 2845) ober Berzicht (8. 2862). 2) Bol. 
8. 2094. Eine Erfaßberufung geht dem Anmwachfungsrechte vor (8. 2190 
in Berbindung mit $. 2099). 

8. 2159. Der dur Anwachſung einem Bermädtnis- 
nehmer anfallende Anteil gilt in Anfehung der Bermädtnifie 
und Auflagen, mit denen diefer oder der megfallende Ber: 
mächtnisnehmer beſchwert ift, ala beſonderes Vermächtnis. 

Bgl. 8. 2095, auch 8. 2187 Abſ. 2. 
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Mirklamkeit des Vermächtniſſes. 
a) Leben des reden. 

. 2160, Ein VBermädtnis iſt unwirkſam, wenn der 
Bedachte zur Zeit des Erbfalls nicht mehr lebt. 

Bol. S. 1928 Abſ. 1, Vermächtnis unter auffchiebender Bedingung 
$S. 2074. Vermächtnis an einen noch nicht Iebenden Bedachten S. 2178. 
b) Wegfall des Befchwerten. 

. 2161, Ein Bermädtnis bleibt, fofern nicht ein 
anderer Wille des Erblafier8 angunehmen ift, wirkſam, wenn 
der Beſchwerte nicht Erbe oder Bermädjtnisnehmer wird. Be- 
ſchwert it in diefem alle derjenige, welchem der Wegfall de3 
zunächſt Beſchwerten unmittelbar zuftatten kommt. | 

Bol. $. 2085. Haftung ded nad) Sag 2 Beſchwerten $. 2187 Abi. 2. 
e) Zeitliche Begrenzung der Wirkſamkeit. 

— ße Ein Vermächtnis, das unter einer auffchieben- 
den Bedingung oder unter Beltimmung eines Anfangstermins 
angeordnet ift, wird mit dem Ablaufe von dreißig Jahren nadı 
dem Erbfall unwirffam, wenn nicht vorher die Bedingung oder 
der Termin eingetreten ift. 

ft der Bedachte zur Zeit des Erbfalld noch nicht erzeugt 
oder wird feine Perfönlichkeit durch ein erſt nach den Erbfall 
eintretendes Ereignis beitimmt, fo wird das Bermädtnis mit 
dein Ablaufe von dreißig Iahren nah dem Erbfall unwirkfam, 
wenn nicht vorher der Bedachte erzeugt oder das Ereignis ein» 
getreten ift, durch das feine Perſönlichkeit beſtimmt wird. 

Bol. zu Abſ. 1 die 88. 2074, 2109, 2177; zu Ubf. 2 den 8. 2178. 

&. 2163. Das Bermädtnis bleibt in den Fällen des 
8. 2162 auch nad dem Ablaufe von dreißig Jahren wirffam: 

1. menn e3 für den Yall angeordnet ift, daß in der Berfon 

bes Beſchwerten oder des Bedachten ein beitimmtes Er- 

eigni3 eintritt, und derjenige, in deflen Perfon das Gr- 
eignis eintreten ſoll, zur Zeit des Erbfalls lebt; 

2. wenn ein Erbe, ein Nacherbe oder ein Bermächtnisnehmer 

für den Yall, daß ihm ein Bruder oder eine Schmweiter 

eboren wird, mit einem Bermächtniffe zu gunften des 
ruders oder ber Schweiter beſchwert iſt. 

St der Bejchwerte oder der Bedachte, in deſſen Perſon das 
Ereignis eintreten fol, eine juriftilhe Perfon, fo bewendet es 
bei der dreißigjährigen Friſt. 

Bal. SS. 2109, 2210. 

Umfang des —— 6 
a) Zubehör; Erſatzanſpruch. 

14 2164. Das Vermächtnis einer Sache erftredit fich im 

Zweifel auf das zur Zeit des Erbfalls vorhandene Zubehör). 
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Hat der Erblaffer wegen einer nad der Anordnung des 
Vermächtniſſes erfolgten Beihädigung der Sache einen Anſpruch 
auf Erfag der Minderung des Wertes, jo erftredt fi im Zweifel 
das Bermädtnis auf diefen Anſpruch?). 

1) SS. 97, 98; vol. 8. 814, wegen der Herausgabe von Früchten 
8. 2184. 2) Bol. 8. 2169 Adi. 8. 

b) Belaſtungen des vermachten Gegenſtandes. 

8. 2168. Iſt ein zur —2 gehörender!) Gegenſtand 
vermächt, ſo kann der Vermächtnisnehmer im Zweifel nicht die 
Beſeitigung der Rechte verlangen, mit denen der Gegenſtand 
belaftet if. Steht dem Erblaffer ein Anfpruh auf die Be 
feiligung zu, fo erftredt fi im Zmeifel das Vermächtnis auf 
diefen Anſpruch. 

Ruht auf einem vermadten Grunditüd eine Hypothek?), 
Grundfhuld?) oder Nentenfhuld‘), die dem Erblaſſer ſelbſt zu= 
ftebt, jo ift aus den Umſtänden zu entnehmen, ob die Hypo» 
thek, Grundfhuld oder Nentenfhuld als mitvermadt zu 
gelten bat. 

1) Wegen der Belaftungen der Sache bei dem Gattungs- und dem 
Verſchaffungsvermächtniſſe vgl. $. 2182. 2) 88. 889, 1168, 1168ff., 
8) S$. 1177, 1192, 1196. 4) 8. 1199. i 

eh. 


Bypot 

8. 2166. Iſt ein vermachtes Grundflüd, das zur —* 
ſchaft gehört, mit einer Hypothek für eine Schuld des Erb⸗ 
laſſers oder für eine Schuld belaſtet, zu deren Berichtigung der 
Erblaſſer dem Schuldner gegenüber verpflichtet iſt, ſo iſt der 
Vermächtnisnehmer im Zweifel dem Erben gegenüber zur 
rechtzeitigen Befriedigung des Slaubiger inſoweit verpflichtet, 
als die Schuld durch den Wert des Grundſtücks gedeckt wird. 
Der Wert beſtimmt ſich nach der Zeit, zu welcher das Eigentum 
auf den Vermächtnisnehmer übergeht!); er wird unter Abzug 
F Belaſtungen berechnet, die der Hypothek im Range vor⸗ 
gehen. 

Iſt dem Erblaſſer gegenüber ein Dritter zur Berichtigung 
ber Schuld verpflichtet, fo beſteht die Verpflichtung des Ver⸗ 
mädtnisnehmers im Zweifel nur injoweit, als der Erbe die 
Berichtigung nit von dem Dritten erlangen Tann. 

h: eine Hypothek ber im $. 1190 bezeichneten Art?) finden 
diefe Borfchriften feine Anwendung. 

1) Bol. SS. 2174, 2176ff. 878, 926. 2) Sicherungs⸗ 
hypothek mit Beitimmung eines Höchftbetrags (Kautiond: oder Maximal⸗ 


hypotheh). 
Gefamthypothek. 
8. 2167. . Sind neben dem vermadten Grunditüd 
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andere zur Erbichaft gehörende Grundftüde mit der Hypothek 

belaftet, fo beſchränkt ſich die im $. 2166 beftimmte Berpflich- 

tung des Bermächtnisnehmers im Zmeifel auf den Zeil der 

Schuld, der dem Berhältnifie des Wertes des vermadhten Grund- 

jftüds zu dem Werte der ſämtlichen Grundftüde entſpricht. Der 

Wert wird nad 8. 2166 Abſ. 1 Sat 2 beredinet. 
Geſamthypothek 8. 1182. 


Geſamtgrund go 

. 2168. Belteht an mehreren zur Erbichaft gehörenden 
Grundjtüden eine Gefamtgrundfhuld!) oder eine Geſamt⸗ 
rentenfchuld2) und ift eines diefer Grundftüde vermadt, fo ift 
der Vermächtnisnehmer im Zweifel dem Erben gegenüber zur 
Befriedigung des Gläubigers in Höhe des Teiles der Grund- 
ſchuld oder der Rentenfhuld verpflichtet, der dem Berbältnifie 
des Wertes des vermachten Grundftüds zu dem Werte der ſämt⸗ 
lihen Grundftüde entipriht. Der Wert wird nad) $. 2166 
Abf. 1 Sat 2 berechnet. 

Sit neben dem vermadten Grundftüd ein nidt zur Erb- 
ichaft Fa Mara Grundſtück mit einer Gefamtgrundfchuld oder 
einer Geſamtrentenſchuld belaftet, jo finden, wenn der Erblafier 
zur Zeit des Erbfalls gegenüber dem Eigentümer bes anderen 
Brundftüds oder einem Rechtsvorgänger des Eigentümers zur 
Befriedigung des Gläubigers verpflichtet ift, die Vorfchriften des 
$. 2166 En 1 und des $. 2167 entfprechende Anwendung. 

2) sg. 1192 (1182), 1196. 2) 8. 1199; vorige Anm. 
Gegenfiand des Bermächtuilfes, 

a) Teiſtung aus der Grbichaft. 

. 2169, Das Vermädtnis eines beitimmten Gegen 
ſtandes ift unwirkſam, ſoweit der Gegenftand zur Zeit des Erb» 
falls nicht zur Erbfchaft gehört, e8 fei denn, daß der Gegenjtand 
dem Bedachten aud für den Hall zugewendet fein fol, daß er 
nicht zur Erbſchaft gehört. 

Hat der Grblafer nur den Beliß der vermadten Sache, fo 
gilt im Zweifel der Befit als vermacht, es fei denn, daß er 
dem Bedachten feinen rechtlichen Borteil!) gewährt. 

Steht dem Erblaffer ein Anfprud auf Reiftung des ver- 
machten Gegenjtandes oder, falls der Gegenftand nad) der An⸗ 
ordnung des Vermächtniſſes untergegangen oder dem Grblaffer 
entzogen worden ift, ein Aniprud auf Erfag des Wertes zu, ſo 
gilt im Zmeifel der Anfprud als vermacht?). 

Zur Erbſchaft gehört im Sinne des Abf. 1 ein Gegen⸗ 
ſtand nicht, wenn der Erblaffer zu deſſen Veräußerung ver⸗ 
pflichtet iſtꝰ). 

1) Bol. 3. B. 8. 999. 2) Bol. 8. 2164 Al. 2, 8. 2172 
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Abſ. 2 Sak 2. 8) Aus 8. 2169 ift nicht zu folgern, daß ein Geld⸗ 
vermächtnis unwirkſam wird, wenn ber Erblafler in der Abficht der 
Nealifierung des Bermächtniffe8 die gleiche Summe voraus gewährt 


(OLB. 9 ©. 406). 1) Berkaff nächteis 
er ſchaffungsver 

&. 2170. Sit das Bermääitnte eines Gegenſtandes, 
der zur Zeit des Erbfalls nicht zur Erbſchaft gehört, nach 
F. 2169 Abf. 1 wirkſam, fo bat der Beſchwerte den Gegenſtand 
dem Bedachten zu verichaffen!). 

St der Beichwerte zur Verfhaffung außeritande, jo hat er 
den Wert zu entridhten. Sit die Berfchaffung nur mit unverhält- 
nismäßigen Aufwendungen möglid, fo kann ſich der Beſchwerte 
dur) Entrihtung des Wertes befreien?). 

1) gl. 8. 2182 Abſ. 2 (Gemährleiftungspflicht). 2) Bol. 8. 261, 
8. 688 Abſ. 2; f. auch $. 2288 Abſ. 2. 

e) Anmögliche und verbotene Leiflungen. 

8, 2171, Ein Berähns, Das auf eine zur Zeit des 
Erbfall3 unmögliche Leiftung!) gerichtet ift oder gegen ein zu 
diefer Zeit beitehendes gefegliches Verbot?) verftößt, ift unwirk⸗ 
fam. Die Vorſchriften des 8. 308 finden entjpredhende An⸗ 


wendung. 
2) Bol. S. 806. Im Zalle einer fpäter eintretenden Unmöglichleit 


gelten die 88. 276ff. 2) Bol. 88. 184, 809. Berftoß gegen bie 
guten Sitten $. 188, OLG. 10 ©. 801. 

&. 2172. Die Leiftung einer vermachten Sache gilt auch 
dann als unmöglid, wenn die Sadje mit einer anderen Sache 
in folder Weife verbunden, vermiſcht oder vermengt worden ift,. 
baß nad) den 88. 945 bis 948 das Eigentum an der anderen 
Sache ſich auf fie erftredt oder Miteigentum eingetreten it, oder 
wenn fie in foldder Weife verarbeitet oder umgebildet worden 
iſt, daß nad; 8. 950 derjenige, welcher die neue Sache hergeitellt 
hat, Eigentümer geworden ilt. 

Iſt die Verbindung, Vermiſchung oder VBermengung durch 
einen anderen als den Erblafjer erfolgt und hat der Erblaſſer 
dadurd; Miteigentum erworben, fo gilt im Zweifel das Mit- 
eigentum als vermadt; fteht dem Erblafjer ein Recht zur Weg- 
nahme!) der verbundenen Sadje zu, fo gilt im Zweifel diejes 
Recht als vermadt. Im alle der Verarbeitung oder Umbil- 
dung durch einen anderen als ben Erblaſſer bemendet es bei 
der Borfchrift des 8. 2169 Abf. 3. 

1) Bol. 8. 961 Abſ. 2 Satz 2 (8. 997), ORG. 9 ©. 406. 

d) Jermachte Forderung. 

8. 2173. Hat der Erblafier eine ihm zuftehende Forde⸗ 
rung vermadht, fo tft, wenn vor dem Erbfalle die Leiftung er- 
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folgt und der geleiſtete Gegenſtand noch in der Erbſchaft vor⸗ 
handen iſt, im Zweifel anzunehmen, daß dem Bedachten dieſer 
Gegenſtand zugewendet ſein ſoll. War die Forderung auf die 
Zahlung einer Geldſumme gerichtet, ſo gilt im Zweifel die ent⸗ 
ſprechende Geldſumme als vermacht, auch wenn ſich eine ſolche 
in der Erbſchaft nicht vorfindet. 


Der 8. 2173 enthält für das Forderungsvermächtnis (legatum 
nominis) eine Sonderporfchrift gegenüber dem $. 2171. Zu Sag 2 f. 
DVS. 10 ©. 802 (Berlauf eines vermachten Wertpapierd vor bem Grb: 
falle). Uber das Befreiungsvermächtnis (legatum liberationis, vgl. 
ORG. 8 ©. 275) und das Schuldvermächtnis (legatum debiti) find 
befondere Vorfchriften nicht aufgenommen. Bet bem Schuldvermädhtnifie 
beiteht der auf Koften bes Nachlafies zugewendete Bermögensvporteil in 
dem WUnertenntniffe der Schuld und der Befeitigung der Schwierigteiten, 
die bem Gläubiger bei Geltendmachung der Yorderung entftehen Tönnten; 
der Vermächtnisnehmer ift deöwegen für daß Beſtehen der Tyorderung 
nicht beweispflihtig (OLG®. 12 S. 868). 


Rechtswirkung des Vermächtniſſes 
a) Begründung eines Forderungsrechts. 

8. 2174. Durch das Vermächtnis wird für den Be 
daten das Recht begründet, von dem Bejchwerten die Leiftung 
des vermachten Gegenjtandes zu fordern. 

Das BGB. Hat das Pindifationslegat nicht aufgenommen. Die 
aus dem Vermächtnis entfpringende Forderung begründet eine Nadhlak: 
verbindlichkeit, der Bermächtnisnehmer ift Nachlaßgläubiger ($S. 1967 Abſ. 2). 
Vgl. wegen der Behandlung. der Forderung bei beichränlter Haftung bes 
Erben 8. 1972, 3. 1978 Abf. 1 Sag 2, 8. 1974 Abſ. 2, S. 1980 Ubi. 1 
Sag 2, 8. 1991 Abſ. 4, $. 1992 fowie KO. 88. 219, 222, 8. 226 Abi. 2 
Nr. 5, Ubf. 8, SS. 227, 280 (Vorbm. S. 851, 852, Unm. zu $. 1979 
und Anm. 8 zu $S. 1991). Eine Sicherung des perfönliden Anſpruchs 
des Vermächtnisnehmers kann durch Ernennung eines Zeftamentsvol: 
ſtreckers bewirkt werden ($. 2208, 8. 2208 Abſ. 2). Wegen ber Be 
ſchränkung von Vermächtniſſen durch das Pflichtteilsrecht ſ. SS. 2806, 
2818, 2822, 2828. Anfechtbarkeit bed Vermächtnisanſpruchs wegen Un: 
würdigfeit S. 2345 Abſ. 1. Gerichtsſtand für Anſprüche aus Vermächt⸗ 
niffen ZPO. S. 27. 


b) Ausſchluß der Bereinigung. 

&. 2175. Hat der Erblaffer eine ihm gegen den Erben 
zuſtehende Forderung oder bat er ein Recht vermadt, mit dem 
eine Sache ober ein Recht des Erben belajtet iſt, fo gelten die 
infolge des Erbfalls durch Vereinigung von Reht und Ber- 
bindlichkeit oder von Recht und Belaftung erloſchenen Rechts⸗ 
ame in Anfehung de8 Vermächtniſſes als nicht er- 
oſchen. 

Bgl. $. 1976, 8. 1991 Abſ. 2, 88. 2148, 2877. 
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ec) Anfall des Vermäüchtnieſſs. 

&. 2176. Die Forderung des Bermähtnisnehmers 
fommt, unbefchadet des Rechtes, dad Vermächtnis auszu« 
Kae, zur Entitehung (Anfall des Vermächtniſſes) mit dem 

alle. 

Wegen der Yälligleit des Vermächtniſſes ſ. 8. 2181. 

$ 2177. Iſt das Vermächtnis unter einer auffdieben- 
den Bedingung oder unter Beſtimmung eines Unfangstermins 
angeordnet und tritt die Bedingung oder der Termin erit nad) 
dem Erbfall ein, jo erfolgt der Anfall des Vermächtniſſes mit 
dem Eintritte der Bedingung oder des Termins. 

Bol. $. 2074, auch 8. 2269 abſ. 2, 8. 2280. 

&. 2178. Iſt der Bedachte zur Zeit des Erbfalls noch 
nicht erzeugt oder wird feine Perſönlichkeit durch ein erſt nad) 
dem Erbfall eintretendes Ereignis beitimmt, fo erfolgt der An 
fall des Bermädtniffes im erjteren Yale mit der Geburt, im 
legteren Yalle mit dem Eintritte des Greignijjes. 

Bol. 8. 2162 Abſ. 2, auch $. 2106 Abſ. 2. 

(B 3179. Für die Zeit zwiſchen dem Erbfall und dem 
Anfalle des Bermädtniffes finden in den Fällen der 88. 2177, 
2178 die Vorfchriften Anwendung, die für den Fall gelten, daß 
eine Leiftung unter einer aufjchiebenden Bedingung ge— 
fhuldet wird. 

Es beiteht ſchon vor der Entfteßung des Vermächtnisanſpruchs eine 
rechtlich geihfigte AUnmwartichaft des Bedachten; vgl. SS. 1569, 160, 162 
(ZPO. S. 916 Abſ. 2, KO. SS. 54, 67, 96, 154, 166, 168, 171). Be: 


ftellung eines Pflegers F. 1918. 1) Annah 
nnayme und Ausſchlagung. 

&. 2180. Der Bermädtnisnehmer Tann Kr a 
nis nicht mehr ausſchlagen, wenn er es angenommen hat!). 

Die Annahme ſowie die Ausihlagung des Vermächtniſſes 
erfolgt durch Erklärung gegenüber?) dem Beichwerten). Die 
Erklärung kann erſt nad) dem Eintritte des Erbfalls abgegeben 
mwerden*); fie iſt unwirkſam, wenn fie unter einer Bedingung 
oder einer Zeitbeſtimmung abgegeben mwird>). 

Die für die Annahme und die Ausfhlagung einer Erb- 
Schaft geltenden Vorſchriften des $. 1950, des $. 1952 Abf. 1, 
3 und des 8. 1953 Abf. 1, 2 finden entfprechende Anwen» 
dung). 

8, Keine Ausfchlagungdfrift. Friſt für die Annahme 8. 2807 Abi. 2. 
2) 88. 180ff. 3) Reine beſondere Form für die Erklärung, daher 
auch durch fchlüffige Handlungen; Legitimation des Prozeßbevollmächtigten 
DUG. 4 ©. 442. 4) Bol. $. R12 Abſ. 1. 5) VBgl. 8. 1947, 
3. 2202 Abf. 2 und die übrigen in der Vorbm. S. 79 Ziff. 1 angezogenen 
Paragraphen. 6) Die Zuftimmung des Etzemanns iſt nicht erforder: 
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lich (8. 1406 Nr. 1, 8. 1458 Abſ. 1, SS. 1619, 15649). Genehmigung 
bes Vormundſchaftsgerichts 8. 1648 Abſ. 2, 8. 1822 Nr. 2. Wegen 
der Ausfchlagungsbefugnis im Konlkurſe des Bermäcdhtniänehmers 1. 
9. 8. 9 (Anm. 2 zu 8. 1952). Die Ausſchlagung iſt nicht Schenkung 
8. 617). 


e) Fälligkeit. 

F. 2181. Iſt die Zeit der Erfüllung eines Vermächt⸗ 
niffe8 dem freien Belieben des Beſchwerten überlaflen, fo wird 
die Leiftung im Zweifel mit dem Tode des Beichwerten fällig. 


N) Berpflicdhtungen des Beſchwerten. 

. 2. Iſt eine nur der Gattung nach beftimmte 
Sade vermadt, fo Hat der Beſchwerte die gleichen Berpflid- 
tungen wie ein Perläufer nad den Borjchriften des F. 433 
Abf. 1, der 88. 434 bis 437, des $. 440 Abſ. 2 bi 4 und 
der 88. 441 bis 4441), 

Dasfelbe gilt im Zweifel, wenn ein beitimmter nicht zur 
Erbſchaft gehörender Gegenſtand vermacht ift?), unbefchadet der 
fih aus dem 8. 2170 ergebenden Beſchränkung der Haftung. 

Sit ein Grundftüd Gegenitand des Vermächtnifſes, fo 
haftet der Befchwerte im Zweifel nicht für die Freiheit des 
Grundftüds von Grunddienftbarkeiten, bejchräntten perfönlidhen 
Dienitbarfeiten und Reallaiten?). 

2) Der Beihwerte Hat danach bei dem Gattungdvermächtnifie 
(8. 2155, vgl. $. 528 Abſ. 2) dem Bermäcdjtnisnehmer die Sache zu 
übergeben und ihm das Eigentum zu verfchaffen, wegen Mängel im 
Nechte Gewähr zu leiften, die nötige Auskunft zu erteilen und die zum 
Beweiſe des Rechtes dienenden Urkunden auszuliefern. Sadmängel 
8. 2188. 2) Verſchaffungsvermächtnis (SS. 2169, 2170); wegen 
der zur Erbichaft gehörenden Gegenftände vgl. $. 2165. 8) (Erweite: 
rung bes 8. 486. 

8, 2183. Sft eine nur der Gattung nad) beftimmte 
Sade vermadt, fo kann der Bermädtnisnehmer, wenn die ge- 
leiftete Sache mangelhaft ift, verlangen, daß ihm an Stelle ber 
mangelhaften Sade eine mangelfreie geliefert wird. Hat der 
Beichwerte einen Fehler argliſtig verjchwiegen, fo Tann der 
Vermächtnisnehmer ftatt der Lieferung einer mangelfreien Sadıe 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen. Auf diefe An- 
jprühe finden die für die Gemährleiftung megen Mängel 
einer verlauften Sache geltenden Vorſchriften entiprechende An- 
wendung. 

Bal. zu Say 1 den $. 480 Abi. 1, zu Sat 2 den 8. 468 Sa 2 
und ben $. 480 Ubf. 2, zu Sat 8 bie 88. 459 ff., 481ff. Bei dem Ber 
ſchaffungsvermächtniſſe (8. 2170) Hat der Beſchwerte für Sachmängel keine 
Gewähr zu leiften. 
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Herausgabe von Früchten. 

&. 2184. Iſt ein beſtimmter zur Erbſchaft gehörender 
Gegenſtand vermacht, ſo Hat der Beſchwerte dem Vermächtnis⸗ 
nehmer auch die ſeit dem Anfalle!) des Vermächtniſſes ge⸗ 
zogenen Früchte?) ſowie das ſonſt auf Grund des vermachten 
Rechtes Erlangte herauszugeben. Für Nutzungen, die nicht zu 
er Früchten gehören?), bat der Beſchwerte nicht Erſatz zu 

iſten ®). 

1) Pr 2176— 2178. 2) 8. 99; feine Erſatzpflicht wegen ver 
fäumter Früchte (5. 987 Abſ. 2). 3) d. h. alfo für die Gebrauchs⸗ 
vorteile ($. 100). 4) Beim Vermächtnis eines Wohnungsrechts Kat 
der Bedachte, der die Wohnung nicht nut, feinen Anfpruch auf den vom 
Beichwerten erzielten Mietzins, OLG. 6 ©. BB. 

Derwendungen. 


8. 2185, Iſt eine beitimmte zur Erbſchaft gehörende 
Sache vermadt, fo kann der Befchmwerte für die nach dem Erb» 
fall auf die Sade gemachten Berwendungen fowie für Auf» 
wendungen, die er nach dem Erbfalle zur Beitreitung von Laften 
der Sache gemadjt hat, Erfah nad den Borfchriften verlangen, 
die für das Berhältnis zwifchen dem Beliter und dem Eigen 
tümer gelten. 

S. 88. 266, 267, 994 ff. 

n eines beſchwerten Vermächtnisnehmers. 

8. 2186. a ein Bermädtniönehmer mit einem Ber» 
mädtnis oder einer Auflage beichwert, fo iſt er zur Erfüllung 
erit dann verpflichtet, wenn er die Erfüllung des ihm zugemen« 
beten Vermächtniſſes zu verlangen bereditigt ilt. 

Überwadung durch einen Teftamentsvollftreder $. 2228. 

8. 2187. Ein Vermächtnisnehmer, der mit einem Ber: 
mädhtnis oder einer Auflage befchwert ift, kann die Erfüllung 
auch nad der Annahme des ihm zugemendeten Bermädtnifies 
infomweit verweigern, als dasjenige, was er aus dem Vermächt⸗ 
nis erhält, zur Erfüllung nicht ausreicht!). 

Zritt nach $. 2161 ein anderer an die Stelle des beſchwerten 
Vermächtnisnehmers, fo haftet er nicht weiter, als der Vermächt⸗ 
nisnehmer haften würde. 

Die für die Haftung bes Erben geltenden Vorfchriften des 
8. 1992 finden entipredende Unmwendung?). 

2) Bol. 8. 526 (Auflage bei einer Schenkung). 2) Nach 
ZPO. S. 786 finden auch die dort in $. 780 Abſ. 1, SS. 781, 786 für 
die Haftung des Erben gegebenen Borfchriften im Tyalle des 8. 2187 
entiprechende Anwendung. 

&. 2188. Wird die einem Bermächtnisnehmer gebührende 
Leiftung auf Grund der Beſchränkung der Haftung des Erben!) 
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wegen eines Bflichtteilsanfprud8?) oder in Gemäßheit des 
8. 2187 gefürzt, fo kann der Bermädhtnisnehmer, fofern nicht 
ein anderer Wille des Erblafierd anzunehmen iſt, die ihm auf- 
erlegten Bejchwerungen verhältnismäßig fürzen. 

392 4) Vgl. 8.1991 Abſ. du. Anm. 8,5.1992, &O. 8. 226. 2) 88. 2818, 
2822. 

Vorrang eines Vermächtniſſes. 

8. 2189, Der Erblafier kann für den Yall, daß die 
dem Erben oder einem Vermächtnisnehmer auferlegien Ber- 
mädjtniffe und Auflagen auf Grund der Beſchränkung der 
Haftung des Erben, wegen eines Pflichtteilsanſpruchs oder 
in Gemäßheit der 88. 2187, 2188 gekürzt werden, durch 
Berfügung von Todeswegen anordnen, daß ein Bermädinis 
oder eine Auflage den Vorrang vor den übrigen Beſchwerungen 
haben foll. 

Bol. d. Unm. zu $S. 2188. Die Anordnung gilt auch im Nadhlak: 
konkurſe (AD. 8. 226 Abſ. 8). 


Erſa a 

ß 2190. Hat der Erblaſſer für den Fall. daß ber zu- 
nächſt Bedachte das Vermächtnis nicht erwirbt, den Gegenftand 
des Bermächtniffes einem anderen zugemwendet, jo finden die für 
die Einfegung eines Erfaßerben geltenden Vorſchriften der 
88. 2097 bis 2099 entjprecdhende Anwendung. 

NUachvermächtnis. 

8. 2191. Hat der Erblaſſer den vermachten Gegenſtand 
von einem nad) dem Anfalle des Vermächtniſſes eintreienden 
beitimmten Zeitpunkt oder Ereignis an einem Dritten zuge 
wendet, jo gilt der erſte Bermäcdhtnisnehmer als befchmert. 

Auf das Vermächtnis finden die für die Einfegung eines 
Nacherben geltenden Borfchriften des 8. 2102, des 8. 2106 
Ubf. 1, des 8. 2107 und des 8. 2110 Abf. 1 entſprechende An» 
wendung. 

Bol. SS. 2162, 2168. Der Nachvermächtnisnehmer erlangt gemäß 
8. 2174 nur einen (bedingten oder betagten) perfönlicden Unipruch gegen 
den vor ihn Bebadhten, OLG. 7 S. 128, vgl. KG. 81 ©. A 82. Zu: 
wendung des Deiteigentums unter der Bedingung der Heirat mit dem im 
erfter Linie allein Bedachten als Nachvermächtnis ORG. 8 S. 276. 


Fünfter Titel. 
Auflage. 
Gleichſtellung mit letwilligen Buwendungen. 
&. 2192. Auf eine Auflage finden die für legtwillige 


Zumendungen geltenden Vorjchriften der 88. 2065, 2147, 2148, 
2154 bis 2156, 2161, 2171, 2181 entjprechende Anwendung. 
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1. Begriff der Auflage 8. 1940. Wie das Vermächtnis erzeugt 
die Auflage eine perfänliche VBerpflihtung des Beichwerten, die zu ben 
Nachlaßverbindlichkeiten gehört (8. 1967 Abſ. 2). Der Unterfchied vouı 
Vermächtniſſe liegt darin, daß der (etwaige) Begünitigte keinen felbftändigen 
Anſpruch auf die Leiftung erwirbt. 

2. Borfchriften Über die Auflage auch in den 88. 2186—2189. Auf: 
lage bei Schentungen 88. 525 — 527, in einem Erbvertrage $$. 1941, 2278, 
2279, 2299. 

8. Die 8$. 2162, 2168 find nicht für entiprechend anwendbar er: 
Härt, die Wirkfamleit der Auflage ift daher zeitlich nicht befchräntt. 

‚Herfon des Beglnftigten, 

8. 2193. Der Erblaſſer kann bei der Anordnung einer 
Auflage, deren Zweck er beitimmt Hat, die Beltimmung der 
Perſon!), an welche die Leiftung erfolgen fol, dem Beſchwerten 
oder einem Dritten überlaffen. 

Steht die Beitimmung dem Beſchwerten zu, jo kann ihm, 
wenn er zur Bollgiehung der Auflage rechtsträftig verurteilt ift, 
von dem Kläger?) eine angemefjene Friſt zur Bollziehung be» 
ftimmt werden; nad) dem Ablaufe der Friſt ift der Stläger be— 
rechtigt, die Beitimmung zu treffen, wern nicht die Vollziehung 
rechtzeitig erfolgt. 

Steht die Beitimmung einem Dritten zu, fo erfolgt fie 
durch Erflärung gegenüber dem Befchwerten. Kann der Dritte 
die Beitimmung nicht treffen, fo gebt das Beitimmungsrecht 
auf den Beichwerten über. Die Vorſchrift des $. 2151 Abf. 3 
Sag 2 findel entiprehende Unmwendung; zu den Beteiligten 
im Sinne dieſer Vorſchrift gehören der Bejchwerte und Die- 
jenigen, welche die Vollziehung der Auflage zu verlangen be= 
rechtigt find?). 

1) Bal. SS. 2066 Abſ. 2, 8. 2156. 2) 5. 2194. Der Kläger 
kann nah ZPO. 8. 255 Abſ. 2 auch verlangen, daß bie Friſt im Urteile 
beftimmt wird. 8), (Erfolgt bie Beftimmung der Yrift nach Abſ. 8 
Saß 8 auf Antrag eines Beteiligten durch da8 Nachlaßgericht, fo findet 
gegen die Verfügung fofortige Beſchwerde ftatt (FGG. 8. 80). 

Vollziehung der Auflage. 

8.2194. Die Vollziehung einer Auflage fünnen der 
Erbe, der Miterbe und derjenige verlangen!), welchem der Weg⸗ 
fall des mit der Auflage zunächſt Beſchwerten unmittelbar zu- 
ftatten fommen würde?). Liegt die Vollziehung im öffentlichen 
Intereſſe, fo kann aud; die zuftändige Behörde?) die Vollziehung 
verlangen. 

1) Ein Berechtigter fehlt bei der Auflage; auch ein Begünitigter ift 
nicht weientlid. Sm $. 2194 wird jedoch beftimmten Perjonen bie for: 
male Befugnis beigelegt, den Beſchwerten zur Vollziehung der Auflage 
anzubalten. Die Ausführung von Wuflagen ober die Überwachung der 

Achilles, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage. 59 
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Ausführung gehört zu den Obliegenheiten des Teſtamentsvollſtreckers 
($. 2208, $. 2208 Abſ. 2, 8. 2228). Mittelbarer Zwang durch Ber: 
pflihtung zur Herausgabe der Zuwendung $. 2196. 2) Bei der 
Schenkung ift für da Recht, die Bollzieyung einer Muflage zu verlangen, 
der $. 525 maßgebend. 3) Br. V. v. 16. Nov. 1899 Art. 7; 
Bay. Urt. 107, V. v. 24. Dez. 1899, Sad. 2. v. 6. Juli 1899 $. 10; 
Bad. V. v. 11. Nov. 1899 8. 87; Heff. Urt. 181; MedlShw. B. 
v. 9. April 1899 8. 58; Sahf®eim. 8242; Braunihw. $S 118; 
Brem. 8. 66. 

Unwirkfamkeit der Auflage. 

8. 2195. Die Unwirkſamkeit einer Auflage hat die Un- 
wirffamfeit der unter der Auflage gemadten Zuwendung nur 
zur Folge, wenn anzunehmen iſt, daß der Erblaffer die Zu- 
wendung nicht ohne die Auflage gemadt haben mürde. 

Dgl. $. 2086. | 
Herausgabe der Buwendung. 

8. 2196. Wird die Vollziehung einer Auflage infolge 
eines von dem Beſchwerten zu vertretenden Umftandes unmög- 
li, fo kann derjenige, weldyem der Wegfall des zunädjit Be⸗ 
Ihmwerten unmittelbar zuftatten fommen würde, die Herausgabe 
der Zumendung nad den Borjchriften über die Herausgabe 
einer ungeredhtfertigten Bereicherung!) infoweit fordern, als die 
Zumendung zur Vollziehung der Auflage hätte verwendet 
werden müſſen?). 

Das gleiche gilt, wenn der Beſchwerte zur Vollziehung 
einer Auflage, die nit durch einen Dritten vollzogen werden 
fann, rechtskräftig verurteilt it und Die zuläffigen Zwongs- 
mittel3) erfolglo8 gegen ihn angewendet worden find. 

1) 88. BIS Fi. 2) Bol. 8. 527 Abſ. 1. 8) ZPO. 8. 888. 
Ein Unfprud auf Leiftung des Intereſſes wegen Nichterfüllung (88. 280, 
288, 8PO. 8. 898) ift ausgefchlofien, da bei der Auflage ein materiell 
Berechtigter nicht vorhanden tft. Bol. aud) ORTS. 12 ©. 868, 


Schfter Titel. 
Teitamentsvollftreder. 


1. Der Teftamentsvollftreder ift im BGB. weder als Vertreter 
des Erben noch als folder ded Erblaſſers aufgefaßt. Er bat vielmehr 
feine Befugniffe zu eigenem Rechte und übt fie im eigenen Namen aus, 
aber zur Wahrung eines außerhalb feiner Perfon Tiegenden Anterefies, 
nämlich zwecks Bollziehung des legten Willens. Das BGB. ſpricht daher 
auch von dem „Amte“ des TB. Die Befugniffe des TV. haben eine 
dingliche Beſchränkung bes Erben zur Folge, welche die Ernennung eines 
Vollſtreckers als Beeinträchtigung bes Nechtes des Vertragderben ($. 2289 
Abſ. 1) und als Berlegung des Pflichtteilsrechts (SS. 2806, 2888) er: 
iheinen läßt. Perſönlich ift der TB. dem Erben für feine Geichäfts: 
führung verantwortlich (f. Nr. 4). Bgl. über die Konftrultton bes Ber: 


Wuflage. SS. 2195, 2196. Teitamentsvollitreder. 931 


hältniſſes und die rechtliche Stellung bes TB. tm allgemeinen KG. 22 
©. A 59, 24 ©. A 106, 25 S. A 78; RYU.8 ©. 44, 101, 4 ©. 68; 
DIS. 4 S. 122, 9 ©. 406; auch RG. 56 ©. 880, 59 ©. 866. Aus 
dem Grundgedanten des Anftttut3 ift vom KG. (25 ©. A 72, 27 ©. 
A 148 = RJA. 4 ©. 68, OLG. 8 ©. Bi, 11 ©. 244) gefolgert worben, 
daß der TB. den legten Willen des Erblaſſers nicht zu feinen eigenen 
Bunften ausführen, deswegen nicht mit fich felbft oder mit fih ald TB. 
eines anderen Nachlafied Rechtsgeſchäfte fchließen könne, ſoweit nicht der 
Erblafier das Gegenteil geitattet Habe oder eine Spnterefienfollifion aus: 
gefchloffen fei Abweichend jedoh OLG. 4 ©. 487 und NG. 61 S. 189, 
wo Berfügungen des TB. über Nachlafgegenftände, insbeſondere Auf: 
laffung und Löfchungsbemilligung zu feinen eigenen Bunften für wirffam 
erflärt werben, fofern nicht ein entgegenftehender Wille des Erblafiers 
erbelle ($. 2208). Wichtig befonders, wenn ein Miterbe TB. ift (Anm. 2 
zu 8. 2204). — Stellung des TB. im Prozeß Unm. 1 zu $. 2212. 

2. Die Ernennung eines Teftamentöpollftrederß Tann im Teftament 
erfolgen ($. 2197); der Erblaffer kann fich aber auch auf die Anordnung 
der Teſtamentsvollſtreckung beichränten und die Beftinnnung der Perfon 
einem Dritten oder dem Nachlaßgericht Aberlafien ($$. 2198, 2200); auch 
fann er dem ernannten Bollftreder die Ernennung eined Mitvollſtreckers 
oder eines Nachfolger8 übertragen ($. 2199). Mehrere Bollitreder führen 
das Amt gemeinfchaftlich (F. 2224). Die Unnahme oder Ablehnung des 
Amtes ($. 2202) fteht im Belieben des Ernannten. 

8. Das Umt des Teftamentsvollftreders erlifht nah 8. 2225 
dur defien Tod oder durch den Gintritt eines Unfäbigfeitögrundes 
(8.2201), ferner durch Kündigung feiteng des Teſtamentsvollſtreckers ($.2226) 
und durch Entlaffung jeitens des Nachlaßgeriht3 (8. 2227), außerdem 
durch die Erledigung der Aufgabe des Vollſtreckers. 

4. Die gefegliche Aufgabe bes Teſtamentsvollſtreckers befteht in der 
Ausführung der legtwilligen Berfügungen und in der Außeinanderfegung 
der Miterben (88. 2208, 2204). Zur Erledigung biefer Aufgaben ift ihm 
die Befugnis zur Verwaltung bes Nacdjlafies eingeräumt mit einem 
dem Bwede gemäß befchräntten Rechte zur Berfügung über die Nachlaß: 
gegenftände und zur Eingehung von NRadjlaßverbindlichkeiten (SS. 2205, 2206). 
Der Erblafier kann die Aufgaben und Befugniffe des Teftamentspollftreders 
enger begrenzen ($. 2208); er kann anberfeit3 einem Teſtamentsvoll⸗ 
fireder die Berwaltung eines Nachlaſſes als alleinige oder hauptfächliche 
Aufgabe übertragen (88. 2209, 2210). Das Berwaltungsredht des 
Teftamentsvollitreders fchließt Verfügungen des Erben aus ($. 2211) 
und betätigt fih aud auf dem Gebiete ber Prozeßführung (88 2212 
bi8 2214). 

5b. Auf das Rechtsverhältnis zwiichen bem Teftamentspoll: 
ftreder und dem Erben finden im allgemeinen die Vorfchriften über 
den Auftrag entfprechende Anwendung (8. 2218); bie Pflichten des Voll: 
ftreder8 find jedoch näher geregelt (8$. 2215—2217, 2219, 2220); aud 
bat er in ber Regel Anſpruch auf eine Bergütung ($. 2221). 

. 6. Dem Nachlaßgerichte gegenüber fit der TB. grundfäßlich 

felbftändig. Eine allgemeine gerichtliche Aufficht wie bei der Bormundfchaft 

findet nicht ftatt, kann auch vom Erblaſſer nicht wirkjam angeordnet 
59* 
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werden (ORG. 7 ©. 860). Eine Mitwirkung bes Nachlaßgerichts tritt 
nur in den gefetlich beftimmten Fällen ein, nämlich: 

a) bei ber Ernennung gemäß $. 2198 Abf. 2, 8. 2200; 

b) bei Annahme, Ablehnung, Kündigung des Umtes (88. 2202, 2226); 

c) Außerkraftſetzung von Anorbnungen bed Erblaſſers (8. 2216); 

d) bei Meinungsverſchiedenheit mehrerer Vollitreder ($. 2224 Abſ. 1); 

e) Entlafjung des TB. (8. 2227); 

f) Erteilung des Zeugnifies Über die Ernennung ($. 2368). 

7. Neben ber Teſtamentsvollſtreckung in diefer umfaflenden Geftalt 
ift die Ernennung eines Bollftreders für beftimmte einzelne Zwecke zu: 
gelafien (88. 2222, 2228, 8. 2888 Abi. 1 Sag 2). 


Ernennung: 
a) dur Teſtament; 

8.2197. Der Erblafier kann dur Teftament einen oder 
mehrere Teitamentspollitreder ernennen. 

Der Erblaffer kann für den all, daß der ernannte Telta- 
mentsvollftreder vor oder nach der Annahme des Amtes weg—⸗ 
fällt, einen anderen Zeitamentsvollitreder eruennen. 

1. Erbeinfegung ift nicht Borausfegung für die Ernennung eines 
Teſtamentsvollſtreckers Ernennung durch vertragsmäßige Verfügung 
von Todes wegen iſt unzuläſſig (8. 2278 Abſ. 2); durch letztwillige Ver⸗ 
fügung innerhalb eines Erbvertrags möglich ($. 2299). Die Ernennung 
braucht nicht mit ausdruücklichen Worten zu geſchehen, kann vielmehr auch 
aus dem Geſamtinhalt der Verfügung und den Uniſtänden entnommen 
werden (KG. 26 S. A 278, 80 5. A 92, OLG. 4 ©. 128). 

2. Eine juriftifche Berfon kann Teftamentspollftreder fein, nicht jedod 
eine Behörde als folche. 

8. Mehrere VBollftreder 8. 2224. Teftamentspollftredung in An: 
fehung eines Erbteils ift möglid und wegen $. 2388 (Befchränfung bes 
Pflihtteild in guter AUbfiht) von Bedeutung. 

4. Eintragung der (Smennung in das Grundbuh GBO. 8 58, in 
das Sciffsregiiter FGG. 8. 118; Angabe im Erbicdhein 8. 2864, Zeugnis 

> über die Ernennung 8. 2868. 
b) durd; einen Dritten; 

$ 2198. Der Erblaifer fann die Beſtimmung der Berfon 
des Zeitamentsvollitreders einem Dritten überlaflen. Die Be 
ftimmung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Radjlak- 
gerichte;, die Erklärung iſt in öffentlid; beglaubigter Yorm!) ab» 
zugeben). 

Das Beitimmungsredt des Dritten erlifcht mit dem Ablauf 
einer ihm auf Antrag eines der Beteiligten von dem Nadjlaß- 
gerichte beitimmten Frilt?). 

1) 8.129 566. $. 167 Abſ. 2, 88. 188, 191, 184, 200. 5) Bol 
über die Cinfiht der Erklärung 8. 2228. 8) Gegen die Friſt⸗ 
beitimmung findet fofortige Beſchwerde ſtatt (FGG. $. 80, RIM. 5 S. 41). 
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_, 6) dur den Geflamentsuollfireiker ; 
2199, Der Erblafjer kann den Teſtameutsvollſtrecker 
ermädjtigen, einen oder mehrere Mitvollftreder zu ernennen. 

Der Erblafjer kann den Teſtamentsvollſtrecker ermädhtigen, 
einen Nachfolger zu ernennen!). 

Die Ernennung erfolgt nad $. 2198 Abf. 1 Sag 2°). 

1) Abgeſehen von $. 2199 ift der TB. nicht befugt, fein Amt einem 
anderen zu übertragen oder es durch einen Seneralbevollmächtigten aus: 
üben zu laſſen (8. 27 ©. A 197, OL®. 10 ©. 808). Beftellung von 
Bertretern für einzelne Geſchäfte tft zuläſſig. Beftellung eines Pflegers 
beit Behinderung des TB. an der Beforgung einzelner Ungelegenbeiten 
ift ausgefchloffen (NAYA. 8 ©. 167). 2) Bol. 88.81 ©. A 90, 

d) durch das Rachlaßgericht. 

2200. Hat der Erblaffer in dem ZTeitamente das 

Nachlaßgericht erjucht, einen Zeitamentsvollitreder zu ernennen, 
fo Tann das Nadjlaßgericht die Ernennung vornehmen. 

Das Nachlaßgericht foll vor der Ernennung die Beteiligten 
hören, wenn e8 ohne erhebliche Verzögerung und ohne unver» 
hältnismäßige Koſten gefchehen kann. 

Die gerichtlicde Ernennung eines Teftamentspolfftreders erfolgt nur 
auf Grund eine Erſuchens des Erblaflers, nicht von Amt3 wegen oder 
auf Antrag eines Nachlaßbeteiligten. Das Gericht Hat dem Crfuchen 
auch nicht unbedingt, fondern nur nach pflichtmäßigem Ermeflen zu ent: 
ſprechen. Gegen die Ernennung findet fofortige Beſchwerde ftatt (SS. 
8. 81). Wusfertigung der Verfügung FGG. 8. 85. Einſicht und Abichrift 
FGG. 8.78. Wegen der Möglichkeit eines ftillfchweigenden Erſuchens 
ſ. 28. 20 ©. A 26, 81 S. A 86, OLG. 8 S. 117. Gebühren in Preußen 


OcG. 9 ©. 229. 


Fähigkeit. 
8. 2201. Die Ernennung bes Teftamentsvollftreders ift 
unwirkſam, wenn er zu der Zeit, zu welcher er das Amt ans 
zuireten hat!), geihäftsunfähig?) oder in der Geſchäftsfähigkeit 
beihränkt?) ijt oder nad) 8. 1910 zur Beſorgung feiner Ver—⸗ 
mögensangelegenbeiten einen Pfleger erhalten bat‘). 

2) 8. 2202 Abſ. 1. Wegen fpäter eintretender Unfähigkeit $. 2225. 
2) 8. 104. 8) 88.106, 114. 4) Sonftige befondere Eigen: 
fhaften find nicht erforderlih. rauen können Teſtamentsvollſtrecker fein. 

Annahme des Amtes. 

&. 2202. Das Amt des Zeftamentövollitreders beginnt 
mit dem Zeitpunkt, in welchem der Ernannte das Amt ans 
nimmt!). 

Die Annahme fowie die Ablehnung des Amtes erfolgt 
duch Erllärung?) gegenüber dem Nachlaßgerihtee Die Er- 
Märung kann erft nad dem Einiritte des Erbfalls abgegeben 
werden; fie ift unwirkſam, wenn fie unter einer Bedingung oder 
einer Beitbeftimmung obgegeben wird?)‘). 
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Das Nachlaßgericht Tann dem Ernannten auf Antrag eines 
der Beteiligten eine Friſt zur Erklärung über die Annahme be» 
jtinmen®). Mit dem Ablaufe der Friſt gilt das Amt als ab» 
gelehnt, wenn nicht die Annahme vorher erklärt wird. 

1) Keine geſetzliche Annahmepflicht, ſoweit fie nicht Iandesgefeklich 
für Beamte oder Notare eingeführt if. Durch Vertrag mit dem Erblafier 
oder durch Auflage bei einer Zuwendung von Tobed wegen kann eine 
Berpflihtung zur Annahme begründet werden. 2) Ohne bejondere 
Form. Einfiht $. 2228. Die Erklärung ift unwiderruflih RQU. 6 
S. 154 = 86.29 ©. A 4b. 8) Bol. 8. 1947, 8. 2180 Abſ. 2 
Ehefrauen bedürfen zur Annahme des Amts nicht der Zuftimmung des 
Drannes (8. 1899 Abſ. 1). 4) Die Annahme ift Borbebingung ber 
AUmtsausübung (KG. 25 S. A 279). Dem Grundbuhamt if fie durch 
Befcheinigung des Nachlaßgerichts oder durch fonftige öffentliche oder burdh 
öffentlich beglaubigte Urkunden nachzuweiſen (KG. 24 S. A 228, RIM." 
©. 265). 5, Die Friftbeftimmung unterliegt der fofortigen Be: 
ſchwerde (FGG. $. 81). 

Aufgaben und Kefugniffe. 
a) Ausführung der lebtwilligen Berfügungen. 

8. 2203. Der Zeitamentsvollitreder hat die legtwilligen 
Verfügungen des Erblaflerd zur Ausführung zu bringen. 

1. Vgl. $. 2208 (Abſ. 1 und 2). Das Recht und die Pflicht bes 
Bollitrederd nad) 8. 2208 beſteht auch dann, wenn fämtliche Erben der 
Ausführung widerfprechen und fein Dritter an ihr intereffiert ift. 

2. Der TP. ift zu dem Antrag auf Erteilung des Erbſcheins befugt 
(RG. 22 ©. A 56, 26 S. A 62). Einholung ber ſtaatlichen Genehmi⸗ 
gung zu einer vom Crblafier errichteten Stiftung 8. 88. 


b) Auseinanderfekung der Miterben. | 

. 2204. Der Tejtamentsvollitreder hat, wenn mehrere 
Erben vorhanden find, die Auseinanderjegung unter ihnen nad 
Makgabe der 88. 2042 bis 2056 zu bemirkenn. 

Der Zejtamentsvolftreder hat die Erben über den Aus 
einanderfegungsplan vor der Ausführung zu hören. 

1. Aus der Berwetiung auf 88. 2042—2006 und aus Abſ. 2 ergibt 
fih, daß der Teftamentönollftreder nit an Bereinbarungen der Erben 
gebunden tft (ME. 61 S. 145) und zwar auch dann nicht, wenn er er: 
mädtigt ift, die Uuseinanderfegung nach billigem Ermefien vorzunehmen 
($. 2048 Sat 2, 8). Dagegen bat er die vom Erblaffer für die Aus: 
einanderfegung getroffenen Anordnungen ($. 2048 Eat 1) zu beadıten. 
Die vermittelnde Tätigkeit des Nachlaßgerichts (FGG. SS. 86 ff.) iſt aus⸗ 
geihloffen, wenn ein zur Bewirkung ber Außeinanderjegung berechtigter 
Zeftament8pollftreder vorhanden tft. 

2. Auch ein zum TB. ernannter Miterbe kann die Auseinander⸗ 
jegung bewirken und die dazu erforberliden Verfügungen über Nachlaß⸗ 
gegenftände, auch ſoweit fie in feinem eigenen Intereſſe liegen, wirffam 
vornehmen, foweit nicht ein entgegenftehender Wille des Erblaffers erhellt, 
RG. 61 ©. 189; abweichend früher RIA. 8 ©.101 (= 88.4 ©. 
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A 106) und andere Enticheidungen des KG., teilmeife auch noch RJA. 4 
©. 185 (= 86. 27 27 na N rn r fr — 
ec) Jerwaltung des Rachlaſſes; Verfügungsrecht. 

&. 2205. Der Teſtamentsvollſtrecker hat den Nachlaß zu 
verwalten‘), Er iſt insbefondere berechtigt, den Nachlaß in 
Belib?) zu nehmen und über die Nachlafgegenftände zu ver- 
ügen?). Zu unentoeltlihen Verfügungen iſt er nur beredtigt, 
oweit fie einer fittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu 
nehmenden Rüdficht entſprechen ). 

1) Das gewöhnliche Verwaltungsrecht des TB. gemäß 8. 2206 iſt 
feinem Anhalt und Umfange nach durch die Aufgaben des Vollſtreckers 
(SS. 2208, 2204) und dur den Willen bes Erblafiers ($. 2208) bedingt. 
Ein ſelbſtändiges Verwaltungsrecht fann bem Bollitreder nad) den 
88. 2209, 2210 übertragen werden. Befugnifie des Pflegerd einer als 
Nacherbin eingefegten Deszendenz gegenüber dem TB. OLG. 6 S. 806. 
2) Der TB. tft unmittelbarer, der Erbe mittelbarer Beſitzer ($. 868). 
3, Das Berfügungsreht des TB. tft nach außen Bin auch außer- 
Halb der Fälle des 8. 2209, foweit nicht $. 2206 Sat 8, $. 2208 
entgegenftehen, unbefichräntt, die Wirkſamkeit feiner Verfügungen mit: 
Bin nit durch ihre Notwendigkeit zur orbnungsmäßigen Perwaltung 
bedingt (KG. 27 ©. A 192, vgl. die Anm. zu 8. 2206 und 
wegen bed Miterben als TB. Anm. 2 zu $. 2204). Stein fon: 
furrierende8 Berfügungsredt bed Erben $ 2211. BZwangsvollitredung 
in den Nachlaß f. Anm. Be zu 8.2218. Eintragungen in das Grunb- 
buch EBD. 8. 86 Abſ. 2, 8. 41 Ubi. 2, 8. 58, in da8 Schiffs: 
regifter SS. $. 107 Abſ. 2, S. 111 Abſ. 2 Say 2 8. 118. Der TB. 
ift nicht als Berechtigter einzutragen (DVG. 7 ©. 875). Aus dem 
Berfügungsrechte folgt, daß der TB. bei der GErbaudeinanderfegung 
(8. 2204) den einzelnen Miterben beftimmte Nachlaßgegenftände mit ding 
licher Wirkung übertragen fann. Buläffigfeit der Beitellung eines Ver: 
treterd mit der Grmädtigung, im Namen des TB. mit fich ſelbſt als 
Bevollmächtigten der Erben die Auflafiung von Naclaßgrundftüden zu 
ertlären, RG. 61 ©. 189. Tragmeite der Löſchungsbewilligung des TB. 
Binfichtlid) einer Nachlaßhypothek RYU. 5 ©. 128. 4) Vgl. Anm. 2 


zu $. 2118. 
Gingehung von Berbindlicykeiten, 

8. 2206. Der ZTeitamentsvollitreder ift beredtigt, Ver- 
bindlichkeiten für den Nachlaß einzugehen, foweit die Eingehung 
zur ordnungsmäßigen Verwaltung?!) erforderlih it. Die Ver- 
bindlichleit zu einer Verfügung über einen Nachlaßgegenfland 
fann der Teitamentsvollitreder für den Nachlaß auch dann ein» 
gehen, wenn er zu der Berfügung beredtigt ijt?). 

Der Erbe if verpflichtet, zur Eingehung ſolcher Berbind- 
lichkeiten feine Einwilligung?) zu erteilen, unbejchadet des Rechtes, 
Die Beſchränkung feiner Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten 
geltend zu madıen. 

Das Necht bes TB., PVerbindlichleiten einzugehen, ift in der Regel 
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durch Anhalt und Zweck der Verbindlichkeit bedingt; vgl. jedoch einerſeits 
8. 2207, 8. 2209 Sat 2, anderfeitS 8. 2208 Abf. 1. Der Erbe haftet 
für die WBerbindlichkeiten nach 88. 1967 ff, doch ift nah ZPO. $. 780 
Ubi. 2 der Vorbehalt der befchräntten Haftung bei Verurteilung de TB, 
nicht erforderlich. 

Die vom Bollftredler eingegangenen Berbindlichleiten gehören tim 
Nachlaßkonkurſe zu den Maffefhulden (KO. $. 224 Nr. 6). Dies gilt 
auch für Wechfelverbindlichkeiten und für die Koften bed wegen einer vom 
TB. übernommenen Berbindlichleit gegen dieſen oder den Nachlaß⸗ 
verwalter geführten Prozefled, NS. 60 ©. 80. 

1) 8. 2206 Sag 1 $. 2216 Abſ. 1. 2) 8. 2205 Sat 2, 8. 
8. 2208 Ubf. 1. RB. 27 S. A 192 nimmt an, baß der TB. bei hypo⸗ 
thefarifcher Belaftung eines Nachjlaßgrundftüds auch die perfönlidde Ber: 
bindlichkeit ohne Rüdfiht auf ihre Notwendigkeit zur orbnungsmäßigen 
Berwaltung wirkſam begründen könne. 8) 8. 188. 

8. 2207. Der Erblafjer kann anordnen, daß der Teſta⸗ 
mentöpollftreder in der Eingehung von Berbinblichkeiten für 
den Nachlaß nicht beichräntt fein fol. Der Teitamentspollitreder 
it auch in einem folhen Falle zu einem Schenkungsverſprechen 
nur nad) Maßgabe des $. 2205 Sat 3 beredjligt. 

Dal. $. 2209 Sag 2. Für das Berhältntis des Bollftrederd zum 
Erben ift ftetS $. 2216 Abſ. 1 maßgebend (j. $. 2220). 

d) 8e Ne dur den Erblaſſer. 

. 2208. Der Teftamentsvollftreder hat die in den 
88. 2203 bis 2206 beitimmten Rechte nicht, ſoweit anzunehmen 
it, daß fie ihm nad) dem Willen des Erblaffers nicht zuſtehen 
jollen. Unterliegen der Verwaltung des Zeitamentsvollitreders 
nur einzelne Nachlaßgegenſtände, fo jtehen ihm die im $. 2205 
Sag 2 beitimmten Befugnifle nur in Anſehung diefer Begenftändezu. 

Hat der Teitamentsvollitreder Verfügungen des Erblaffers 
nicht felbft zur Ausführung zu bringen, fo fann er die Aus 
führung von dem Erben verlangen, fofern nicht ein anderer 
Wille des Erblafjers anzunehmen ift. 

Der auf Beichränkung der Befugnifie ded TB. gerichtele Wille des 
Erblafjer braucht nicht ausdrücklich erklärt zu fein, e8 genügt, daß er 
aus den Umfiänden zu eninehmen if. Die Beweislaft trifft denjenigen, 
welcher fih auf den geringeren Unifang der Befugnifie des TB. beruft. 
Beſchränkung auf die Verwaltung, 

. 2209. Der Erblafier fanı einem Teitamentsvollftreder 
die Verwaltung des Nachlaſſes übertragen, ohne ihm andere 
Aufgaben als die Verwaltung zuzumeilen; er kann auch an⸗ 
ordnen, daß der Zejtamentsvollitreder die Verwaltung nad) der 
Erledigung der ihm fonjt zugemwiefenen Aufgaben fortzuführen 
bat. Im Bimeifel ift anzunehmen, daß einem Polen Teſtaments⸗ 
vollſtrecker die im $. 2207 bezeichnete Ermächtigung erteilt iſt. 

Selbftändiges Berwaltungsredht, vgl. Unm. 1 zu $. 2206. 
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8. 2210. Eine nad 8. 2209 getroffene Anordnung wird 
unwirffam, wenn feit dem Erbfalle dreißig Jahre verfirichen 
find. Der Erbtafier kann jedody anordnen, daß die Verwaltung 
bi8 zum Tode des Erben oder des Tejtamentsvollitrederö oder 
bis zum Eintritt eines anderen Ereignilfes in der Perfon des 
einen oder des anderen foridauern fol. Die Vorſchrift des 
8. 2163 Abf. 2 findet entjprechende Anwendung. 

Bol. SS. 2109, 2162, 2168; 8. 2888 Ubi. | Sat 2. Nach Satz 8 
bewendet es auch in den Fällen des Sat 2 bei der breißigjährigen Frift, 
wenn der Erbe oder der TB., in defien Perſon das Ereignis eintreten 
fol, eine juriftilche Perſon ift. 

. e) Berfügungen des GErben. 

8, 2211. Über einen der Verwaltung des Teflaments- 
vollſtreckers unterliegenden Nadjlaßgegenitand!) kann der Erbe 
nicht verfügen ?)3). 

Die Vorſchriften zu Gunjten derjenigen, welche Rechte von 
einem Nichtberechtigten hHerleiten*), finden entjprechende An- 
wendung. 

1) Bol. SS. 2205, 2208, 2217. 2) Es ift danach auch zu 
Berfügungen bed dem minderjährigen Erben beftellten Bormundes über 
Nachlaßgegenſtände der Nachweis bed Wegfallß des Vollftreders erforderlich 
(OLG. 4 ©. 422), 3) Konvaleszenz $. 186 Abf. 2, 4) 88. 892, 
898, 982 f., 1082, 1207. Bal. GBO. $. 58, FGG. 8. 118, 

f) Deosenführung. 

&. 2212. Ein der Verwaltung des Teitamentöpoll- 
ftreders unterliegendes Recht kann nur von dem Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker gerichtlid) geltend gemadht werden. 

1. Die Befugnis zur Prozekführung ſteht dem TB. kraft eigenen 
Nechtes zu. Er ift nicht Vertreter, fondern Partei; mithin (unbefchadet 
feiner Haftung gegenüber dem Erben) zur wirffamen Vornahme aller 
Prozeßhandlungen befugt, aud zur Beleitigung des Rechtsſtreits durch 
Vergleich, Berzichtleiftung auf den Strettgegenftand und Anerlennung des 
gegnerifchen Anſpruchs. Die Eideszufhiebung an den TP. ift ohne die 
Beichränkungen bed $. 478 ZPO. zuläffig. Der Erbe kann in den 
Prozefien des TB. ald Zeuge vernommen werden. Tritt ber Erbe dem 
TB. als Nebeninterventent bei, fo gilt er gemäß ZPO. SS. 61, 69 
(vgl. 8. 827) als Streitgenoffe. Bel. OLG. 4 ©. 128, 9 ©. 406. ©. 
im übrigen die Anm. zu $. 2218, vgl. auch S. 1880, $. 1400 Abſ. 2. 

2. Der 8. 2212 gilt auch für die Feſtſtellungsklage (Gruch. 50 

887). 
8. 2213. Ein Anſpruch, der fid) gegen den Nachlaß 
richtet, kann ſowohl gegen den Erben als gegen den Teſtaments⸗ 
vollitreder gerichtlich geltend gemadt werden. Steht tem 
Teftamentsvollftreder nicht die Verwaltung des Nachlaſſes zu, 
fo ijt die Seltendmahung nur gegen den Erben zuläſſig. Ein 
Pflichtteilsanfprud Tann, auch wenn dem ZTeitamentspollfireder 
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die Verwaltung des Nachlaſſes zufteht, nur gegen den Erben 
geltend gemacht werden. 

Die Vorſchrift des 8. 1958 findet auf den ZTeftamentsvoll- 
ftreder feine Anmendung. 

Ein Nadjlaßgläubiger, der feinen Anſpruch gegen ben 
Erben geltend macht, kann den Anfpruh aud gegen den 
Zeitamentsvollitreder dahin geltend maden, daß dieſer die 
Smwangsvollitrefung in die feiner Verwaltung unterliegenden 
Nachlaßgegenſtände dulde. 


1. gu Abſ. 1 Sag 1, Abf. 8 f. OLG. 8 ©. 12. Die Klage gegen 
ben TB. kann im Gerichtöftande der Erbichaft (PO. SS. 27, 28) oder 
im allgemeinen Gerichtsſtande des Bollftrederd (ZPO. 88. 12, 18) er: 
hoben werden (OLG. 9 ©. 406). Koften des gegen den TB. geführten 
Prozeſſes f. Anm. zu $. 2206. Anſprüche ber Witwe des Grblaffers 
gegen den TB., wenn Gütergemeinfchaft beftanden bat, OLG. 6 S. 164. 
— Abſ. 1 Sag 8 gilt für jeden Anſpruch aus dem Pflichtteildrecht, 
ingbefondere für den auf Auskunft nad $. 2814 (RG. 60 ©. 226). 

2. Noah Abi. 2 Tann ein gegen den Nachlaß gerichteter Anſpruch 
dem TB. gegenüber gerichtlich geltend gemacht werben, bevor der Erbe 
die Erbihaft angenommen bat (vgl. $. 1960 Abſ. 8). 

8. Prozeßrechtliche Borfchriften: 

a) Aufnahme eines dur) den Tod des Erblafier8 unterbrochenen 
Berfahrens bei Borbandenfein eines PVollitrederd ZPO. 8. 248. 

b) Das Urteil in einen vom IP. geführten Nechtöftreite toirtt 
für und gegen ben Erben, fofern der Bollftreder nach SS. 2212, 2218 
zur Prozekführung befugt ift (PO. $. 827; vollitredbare Ausfertigung 
8. 7128 Abſ. 2) 

c) Zur Zwangspollftredung in den Nachlaß ift, wenn dem 
TB. die Verwaltung zufteht, ein negen biefen ergangenes Urteil erforder 
lich und genügend. Befchräntt fih dad Berwaltungsteht auf einzelne 
Nachlaßgegenftände, fo ift die Zwangsvollſtreckung in diefe nur zuläffig, 
wenn der Erbe zu der Xeiftung, der TB. zur Duldung der Zwangs: 
volftredung verurteilt ift. Zur Zwangspollftredung wegen eines Pflicht: 
teilsanſpruchs ift in beiden Fällen ein ſowohl gegen ben Erben als gegen 
den TB. ergangenes Urteil erforderlich (ZPO. 8. 748, vgl. S. 749). — 
Aus einem Schtedäfprudje gegen die Erben kein Vollſtreckungsurteil gegen 
ben TB., RO. 56 ©. 827. 

d) Der TP., dem die Verwaltung ded Nachlaſſes zufteht, ifi zum 
Antrag auf Erlaffung des Aufgebot3 der Nacdjlaßgläubiger und auf 
Eröffnung des Nachlaßkonkurſes berechtigt (ZPO. $. 991 Abſ. 2, 
KO. S. 217; vol. auch 8BG. 8. 176). 


8, 2214. Gläubiger bes Erben, die nicht zu den Nach- 
laßgläubigern gehören, können fid) nicht an die der Berwaltung 
9 Teſtamentsvollſtreckers unterliegenden Nadjlaßgegenftände 

alten. 


Pol. ZPO. 8. 748 (Anm. 2 zu 8. 2218). 
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Rechte und Pflichten gegenüber dem Erben. 
a) Berzeishnung des Nachlaſſes. 

8. 2215. Der ZTeitamentsvollitreder hat dem Erben un« 
verzüglid!) nad) der Annahme des Amtes?) ein Verzeichnis der 
feiner Berwaltung unterliegenden Nadjlaßgegenitände und der 
befannten Nacjlaßverbindlichkeiten mitzuteilen und ihm die zur 
Aufnahme des Inventars?) jonft erforderliche Beihilfe zu leilten‘). 

Das Verzeichnis ift mit der Angabe des Tages der Auf- 
nahme zu verjehen und von dem Teftamentspollitreder zu unter- 
zeichnen; der Zejtamentsvollitreder hat auf Verlangen die Unter» 
zeichnung öffentlid beglaubigend) zu laflen. 

Der Erbe kann verlangen, daß er bei der Aufnahme des 
Berzeichniffes zugezogen wird. 

Der Tejtamentsvollitreder ift berechtigt und auf Verlangen 
de8 Erben verpflichtet, das Verzeichnis durch die zuftändige 
Behörde oder durch einen zultändigen Beamten oder Notar?) 
aufnehmen gu laffen. 

Die Koiten der Aufnahme und der Beglaubigung fallen 
dem Nachlaſſe zur Lait?). | 

2) 8.121 Abſ. I (auch ohne, daß der Erbe es verlangt). 2) 8. 2202. 
3) Unter dem Inventar tit bad nach SS. 1998, 1994 vom Erben zu 
errichtende verftanden. Das vom TB. aufgenommene Verzeichnis kann 
nur dann als Inventar im Sinne biefer Vorfchriften zugelaffen werben, 
wenn es den Anforderungen der 88. 2001—20083 entipridht und der Erbe 
fih gemäß 8. 2004 darauf beruft. 4) Befreiung ded TB. ift nicht 
zuläffig (8. 2220. 6) 8.129; 83GG. 88. 167, 188, 191. 6) Die 
Zuſtändigkeit richtet fi nach den Landesgeſetzen, ſ. Anm. 2 zu $. 2121. 
7) Die Koften eines über die Verpflichtungen aus 8. 2215 oder $. 2218 
gegen den TB. geführten Prozeſſes trägt diefer perſönlich, nicht der 
Nachlaß, OLG. 1U S. 808. 8) Das Recht nad) 8. 2215 ſteht auch 
dem Gläubiger zu, dem der geſamte Erbteil eines Miterben nach 
Pfändung überwieſen if, OL®. 12 ©. 878. Auskunftspflicht des TB. 
gegenüber dem Nießbraucher an einem Erbteile IW. 1904 ©. 888. 


b) Berwaltungspflidt. 

8. 2216. Der Teftamentsvollitreder ift zur ordnungs- 
mäßigen Verwaltung des Nachlaſſes verpflichtet. 

Anordnungen, die der Erblaffer für die Verwaltung durch 
legtwillige Verfügung getroffen hat, find von dem Zeitaments- 
vollftreder zu befolgen. Sie können jedod auf Antrag des 
Zeftamentsvollfireder8 oder eines anderen Beteiligten von dem 
Nachlaßgericht außer Kraft geſetzt werden, wenn ihre Befolgung 
den Nachlaß erheblidy gefährden würde. Das Gericht joll vor 
der Entfcheidung fomweit tunlich die Beteiligten Hören, 

Zu Abf. 2 vol. 8. 1808 Abſ. 2, S. 1847. Beſchwerde gegen bie 
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nah Abſ. 2 Sak 2 getroffene Verfügung des anaölubgericht® SS. 
$8. 19, 20, 82. Anwendungsfall ORG. 12 ©. 
c) Dernusgabe von grad ahgegentänden, 

.‚ 2217. Der Teitamenisvolliitreder hat Nachlaßgegen⸗ 
fände, deren er zur —A ſeiner Obliegenheiten offenbar 
nicht bedarf, dem Erben auf Verlangen zur freien Verfügung 
zu überlaffen. Mit der Überlaffung erlifcht fein Necht zur Ber- 
waltung der Gegenitände!). 

Wegen Nadjlakverbindlichkeiten, die nicht auf einem Ber- 
mächtnis oder einer Auflage beruhen?), ſowie wegen bedingter 
und betagter Vexmächtniſſe oder Auflagen kann der Zeitaments- 
vollitreder die Uberlaſſung der Gegenftände nicht verweigern, 
wenn der Erbe für die Berichtigung der Verbindlichleiten oder 
für die Vollgiehung der Bermächtnifie oder Auflagen Sicherheit 


leiftet?) *). 
1) und damit daß Necht zur Verfügung und gerichtlichen Vertretung 
(88. 2205, 2212). 2) Bgl. S. 1967 Abſ. 2. 3) 88. 232. 


4) Befreiung nad) S. 2220 zuläffig. 
d) Anwendung der Feerarifeen fiber den Auftrag. 

. 2218. Auf das Redhtsverhältnis 1m zwiſchen dem Teſta⸗ 
mente : und dem Erben finden die für den Auftrag 
geltenden Vorſchriften der 88. 664, 666 bis 668, 670, des 
F. 673 Satz 2 und des 8. 674 entiprechende Anwendung?) 

Bei einer länger dauernden Verwaltung fann der Erbe 
jährli Rechnungslegung verlangen ?), 

1) Der TB. ift biernad tm Zweifel verpflichtet, feine Amts: 

handlungen perfönlich auszuführen; für das PVerfchulden eines Gebilfen 
muß er einftehen. Er bat dem Erben die erforderlichen Nachrichten zu 
geben, auf Berlangen über den Stand ber Teſtamentsvollſtreckung Aus: 
funft zu erteilen und nach der Beendigung feines Amtes Rechenſchaft 
abzulegen ($. 259). Was er durch feine Amtsführung erlangt, muß er 
herausgeben; eigennüßig verwendete Geld bat er zu verzinien. Wufs 
wendungen find ihm zu erfegen, wenn er fie für erforderlich halten 
durfte; wegen der Vergütung für die Amtsführung vgl. 8. 2221, wegen 
der Wirkſamkeit der Beftelung von Bertretern die. Anm. zu 8. 2199. 
2) Abweichung von $. 666. 
e adenserfahpflidht. 
8 . 2219 B ET elt der Zeitamentövollitreder die ihm ob» 
liegenden Berpflichtungen, fo tft er, wenn ihm ein Berfchulden 
zur Laſt fällt, für den daraus entſtehenden Schaden dem Erben 
und, jomeit ein Vermächtnis zu vollziehen ift, aud) dem Ver⸗ 
mächtnisnehmer verantmwortlid. 

Mehrere Zeftamentsvollitreder, denen ein Verſchulden zur 
Laſt faln haften als Geſamtſchuldner. 

. Der TB. haftet für Vorſatz und Fahrläfſigkeit (8. 276). Be: 
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fretung durch den Erblaffer ift unzuläffig (8. 2220). Nach landesgeſetz⸗ 
licher Vorfchrift Tann der TB. auch für die vom Nachlaſſe zu entrichtende 
Erbichaftäfteuer Haften. 

2. Bol. zu Ubf. 2 (8. 2224) die eine Gefamthaftung begründenden 
Borfchriften der SS. 42, 53, 840 und des $. 1888 Abſ. 2, ferner bie 


88. 421 ff. 
f) Unzuläffigkeit der Befreiung. 

&. 2220. Der Erblaffer Tann den ments ifireee 
nit von den ihm nad) den 88. 2215, 2216, 2218, 2219 ob» 
liegenden Verpflichtungen befreien. 

Unzuläffig tft danach die Befreiung von ber Verpflichtung zur Auf: 
nahme des Nachlaßverzeichnifieg, zur orönungsmäßigen Verwaltung des 
Nachlaffed, zur Auskunftserteilung, RechenichaftSablegung . (Anm. 1 
zu 8. 2218) fowte von der Haftung für Berfchulden. Bon der Ber: 
pflihtung zur Herausgabe von Nadjlaßgegenftänden nad 8. 2217 Tann 
der Erblaſſer den TB. befreien. 

g) Bergütung. 

8. 2221. Der Teftamentsvollitreder kann für die Führung 
feine8 Amtes eine angemeflene Vergütung verlangen, jofern 
nicht der Erblaffer ein anderes beitimmt hat. 

Die Bergütung ift im Nachlaßkonkurſe Maffefyuld (KO. 8. 224 
Nr. 6, f. Anm. 5 zu $. 1960); vgl. auch SS. 1886, 1987, KO. 8. 86. 
Die Feſtſetzung der Vergütung erfolgt ev. im Prozeßwege, nicht dur 
das Nachjlafgeriht (NIA. 4 ©. 140 — KG. 27 ©. A 54). Unfpruch auf 
Erſatz von Uusfagen SS. 2218, 670. 

Teſtamentsvollſtrecker zu beftiimmten Zwecken. 

8. 2222. Der Erblaffer kann einen Teftamentsvollitreder 
aud zu dem Zmwede ernennen, daß dieſer bis zu dem Eintritt 
einer angeordneten Aaderbioipe die Rechte des Nacherben aus» 
übt und deflen Pflichten erfüllt. 

Bol. $. 1918 Sag 2 (Pfleger), 5. 2888 Abf. 1 Sag 2. Rechte des 
Nacherben befonders SS. 2116, 2119, 2121, 2127ff., Pflidhten S. 2120. 
E3 Tann derſelbe TB. zur Ausübung ber Nechte des Vorerben und zus: 
gleich des Nacherben beftellt werden, OLG. 10 ©. 806. 

8. 2223. Der Erblafier fann einen Tejtamentsoollitreder 
auch zu dem Zwecke ernennen, daß diefer für die Ausführung 
der einem Vermächtnisnehmer auferlegten Beſchwerungen forgt. 

Bol. 88. 2147, 2186 ff. 

Mehrere Teſtamentsvollſtrecker. 

8. 2224. Mehrere Zeftamentsvollitreder führen das Amt 
gemeinfchaftiich !); bei einer Meinungsverfchiedenheit enticheidet 
da8 Nachlaßgericht?). Fällt einer von ihnen weg, fo führen die 
übrigen da8 Amt allein?). Der Erblaffer fann abmeidjende 
Anordnungen treffen®). 

Jeder Teftamentsvollitreder iſt berechtigt, ohne Zuftimmung 
der anderen Tejlamentspolljtreder diejenigen Maßregeln zu 
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treffen, melde zur Erhaltung eines der gemeinſchaftlichen Ber: 
waltung unterliegenden Nachlaßgegenſtandes notwendig find). 


1) Sefamthaftung $. 2219 Abſ. 2. Ein Mitvollſtrecker kann dem 
anderen nicht Generalvollmacht, wohl aber Vollmacht für einen beſtimmten 
Geſchäftskreis erteilen, OLE. 10 ©. 808. 2) Bol. 8. 1797 Abſ. 1 Entſchei⸗ 
dung des Vormundſchaftsgerichts bei Meinungsverſchiedenheit mehrerer Vor⸗ 
münder); KG. 81 S. A 94. Beſchwerde nach FGG. 8. 82. Rechte Dritter 
werden durch die Entſcheidung nicht berührt (OLG. 1 ©. 196). Streitig: 
feiten zwifchen TB. und Erben entſcheidet dad Prozehgeriht, OLG. 8 
S. 882. 3) Sit ein Mitvollftreder durch rechtliche, in feiner Berfon 
ltegende Gründe dauernd behindert, bei einem Nechtögeichäfte mitzuwirken, 
fo find die übrigen allein zum Abichluffe befugt, NG. 58 S. 299, 61 
©. 189. 4) Abweichende Anordnungen mit Bezug auf Sag 2 in 
8. 2197 Abſ. 2, 88. 2198 bis 2200. Die Anordnungen des Erblaſſers 
find in dem nad $. 2868 zu erteilenden Zeugniffe des TB. zu er: 
wähnen (KJA. 2 ©. 167 — 8G.22 ©. A 269, vol. 2. 81 ©. A 94). 
5) Bol. $. 744 Abf. 2, S. 2088 Abſ. 1. ZW. 1902 Bell. S. 244. 


Beendigung des Anıtes. 


a) CoD; Baus it. 

&. 2225. Das Amt des Teftamentsvollitreders erlifcht, 
wenn er jtirbt oder wenn ein Yall eintritt, in weldem die Er- 
nennung nad) $. 2201 unwirkſam fein würde. 

1. Einftweilige Sortführung der Geſchäfte dur den Erben bes 
TB. nach 8. 678 Cat 2, 8. 2218. Die Eröffnung des Konkurſes über 
da8 Bermögen des Vollſtreckers beendigt fein Amt an fidh nicht; f. jedoch 
8. 2227. Erlöfchen des Amtes, wenn der TB, infolge unvereinbarer 
perfönlicher Intereſſen unfähig wird, e8 ferner zu verfeben, RNZU. 8 
©. 169. 

2. Das dem TP. erteilte gerichtlihe Zeugnis wird mit ber Bes 
endigung des Amtes ohne weiteres kraftlos ($. 2868 Abſ. 8). 


b) ar | 

&. 2226, Der Teitamentsvollftreder kann das Amt jederzeit 
fündigen. Die Kündigung erfolgt durch Erklärung gegenüber 
dem Nachlaßgerichte. Die Vorſchriften des 8. 671 Abf. 2, 3 
finden entfprechende Anwendung. 

Die Kündigung darf nad Sak 1, 8 auch ohne befonderen Grund er: 
folgen, jedoch nicht zur Unzeit. Einficht der Kündigungserllärung 8. 2228. 
e) Entlafung. 

&. 2227. Das Nadjlabgeriht fann den Teftamentsvoll- 
treder auf Antrag eines der Beteiligten entlaffen, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt; ein folder Grund iſt insbefondere 
grobe Pflichtverlegung oder Unfähigkeit zur ordnungsmäßigen 
Geſchäftsführung. 

Der Teſtamentsvollſtrecker ſoll vor der Entlaſſung wenn 
tunlich gehört werden. 

Bel. 8. 27 Abſ. 2, 8. 1886, HGB. 8. 117. Berſchulden des TE. 
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nicht erforderlih, OLG. 9 S. 407. Beforanis erheblicher Gefährdung 
der Sinterefien bed Erben kann ausreichen, Seuffl. 60 ©. 149. Un: 
erheblich, ob der Erblaffer bei Kenntnis des Grundes die Ernennung 
vorgenommen haben mürbe, ODYS. 8 S. 280. 

2. Die Verfügung unterliegt der fofortigen Befchwerde (GG. 8. 81 
Abſ. 2, vgl. SS. 78, 85). Unterlaffene Anhörung begründet Aufhebung 
mindeftend dann, wenn der TB. über wichtige Belchuldigungen nicht 
gehört tft, OLG. 8 S. 280. 

8. Die Befugnis nach 8. 2227 ſteht dem Nachlaßgerichte nicht 
gegenüber einem TB. zu, der von einem vor dem 1. Sanuar 1900 ge: 
ftorbenen Erblaffer ernannt ift (EG. Art. 218, RG. 46 ©. 71, KG. 25 


© A 1. 
Gefattung der Einficht gewiffer Erklürungen. 

ß 2228. Das Nachlaßgericht Hat die Einſicht der nad 
8. 2198 Abf. 1 Sag 2, $. 2199 Abf. 3, $. 2202 Abi. 2, 8. 2226 
Sat 2 abgegebenen Erklärungen jedem zu geltatten, der ein 
rechtliches Sntereffe glaubhaft macht. 

Glaubhaftmahung FGG. 8.15 Abi. 2. Erteilung einer Ausfertigung 
der gerichtlichen Verfügungen, die fi auf die Ernennung oder Entlaffung 
eines Teftamentspoliftreder8 beziehen, ebenda 8.856, Einficht und Abfchrift 
8.78. ©. auh Anm. 8 zu S. 1958. 


Siebenter Titel. 
Errichtung und Aufhebung eines Teſtaments. 


1. In den 88. 2229, 2280 find über die Fähigkeit zur Teftaments- 
errihtung Beftimmungen getroffen, die in den allgemeinen Vorichriften bes 
BGB. ber die Gefchäftsfähigteit (SS. 104 fi.) ihre Ergänzung finden. Daß 
ber Erblafler ein Zeftament nur perſönlich erriten kann, fit ſchon im 
8. 2064 ausgefprochen. 

2. Die ordentlihe ZTeftamentsform ($$. 2281—2248) iſt eine 
doppelte: Erridtung vor einem Richter oder einem Notar ($. 2281 Nr. 1, 
88.2232 — 2246) und Errichtung durch eigenhändige Niederfchrift (8.2281 NT.2, 
88. 2247, 2248). Der letteren Form ann fi) ein Minderjähriger und 
ein Erblafier, der Gefchriebenes nicht zu leſen vermag, nicht bebienen. 
Daneben find als außerordentlihe Teſtamentsformen die Erridh- 
tung vor bem Gemeindevorſieher und die Erridtung durch mündliche Er: 
Härung vor drei Zeugen zugelaflen, und zwar die erftere bei Gefahr im 
Berzuge (8. 2249) und für den all einer Verkehrsſperrung ($. 2260), die 
letere bei Verkehrsſperrung und auf Seereilen (8. 2261). Gin in bdiefen 
Formen errichteted Teftament bat nur für befchräntte Zeit Gültigkeit (8.2252). 

8. Die Borfchriften über daS ordentliche öffentlihde Teſtament 
beziehen fih auf die mitwirkenden Perſonen (Michter, Notar, Gerichts⸗ 
fegreiber, zweiter Notar, Beugen, 88. 2288—2287), auf ben Erridtungs: 
akt (mündliche Erklärung zu Protokoll oder Übergabe einer Schrift in 
Begenwart der mitwirtenden Berfonen, 88. 2288, 2289), auf das Protokoll 
(Sprache, Inhalt, Borlefung, Genehmigung, Unterfchrift, 88. 2240— 2242), 
auf das Teftament eine? fprachunfähigen oder fprachfreinden Erblaſſers 
(88. 2248 — 2245) und auf die Verwahrung ded Teftament® ($. 2246). 
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4. Die befonbere amtliche Verwahrung (8$. 2246, 2249) 
findet ohne weitere aud) bei dem vor einem Gemeinbevoriteher errichteten 
Teftamente ftatt; ein eigenhändige8 Zeftament tft auf Berlangen 
des Erblafierd in amtliche Verwahrung zu nebmen ($. 2248). 
Dem Erblafler wird über das in Verwahrung genommene Teftament ein 
Hinterlegungsichein erteilt (8. 2246 Abſ. 2, 8. 2248 Satz 2). 

b. Die Aufhebung eines Teftaments (88. 2258 — 2258) erfolgt durch 
Widerrufoder durch Errichtung eines inhaltlich abweichenden neuen Teftaments. 
Der Widerruf kann ausprüädli durch Teftament ausgeſprochen (8. 2254), 
aber auch durch Vernichtung der Urkunde (8. 2255) oder Rüdnahme aus 
der amtlichen Verwahrung ($. 2256) erflärt werden. Widerrufung bes 
Widerrufs ftellt die Gültigkeit des Teftaments wieder ber (8. 2257). Die 
Errichtung eines neuen Teftaments hebt ein früberes nur injoweit auf, 
als daS fpätere Teftament mit dem früberen in Widerfpruch ſteht (8. 2258). 

6. Den Schluß des Titels bilden bie Borfchriften über Die Teftaments: 
eröffnung, die in der Regel dem Nadjlaßgericht obliegt (88. 2259 — 2264). 
Der 8. 2259 begründet eine allgemeine Ablieferungspfltcht für jeden Beſitzer 
eined Teſtaments, die SS. 2260, 2261 regeln das Berfahren bei der Er: 
öffnung, die 88. 2262, 2264 die Mitteilung des Inhalt an die Be 
teiligten. Ein Eröffnungsverbot des Erblafferg ift unwirkſam (8. 2268). 

7. Unberührt bleiben die Vorſchriften 

a) über da8 Militärteftament (Militärgefeg v. 2. Mat 1874 
8. 44, EG. Urt. 44; Gef., betr. die freiw. Gerichtsbarkeit unb andere 
Nechtsangelegenbeiten in Heer und Marine v. 28. Mai 1901; vgl. 
566. $. 184 und EG. zur Milttärftrafgericht3ordnnung 8. 20), 

b) über die Befugnis der Reihstonfuln zur Aufnahme Iekt: 
williger Verfügungen (Gef. v. 8. Nov. 1867 SS. 16, 17a tin der Faffung 
bes EG. Urt. 88, Gel. v. 7. April 1900, über bie Konfulargericht3barteit 
88.7, 19, 88), 

c) über die Teftamentserrichtung in ben Schuggebieten (Schug: 
gebietögejeg dv. 10. Sept. 1900, 88.2, 8, Kaiferl®. v. 9. Non. I900, 
8. 11). 

Sonftige Sondervorfcriften EG. Art. 24 Abſ. 8, 44, 141, 147 
Abſ. 1, 149, 150, 151, 214 Abſ. 1, 215; vgl. auch Urt. 67, 68, 64. 


Fähigkeit zur Teſtamentserrichtung. 

2229. Wer in der Gefchäftsfähigkeit beſchränkt ift, 
bedarf zur Errichtung eines Teftaments nicht der Zuflimmung 
feines gefeglichen Vertreters. 

Ein Minderjähriger kann ein Teſtament erjt errichten, wenn 
er das fechzehnte Lebensjahr vollendet Hat. 

Wer wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht 
entmündigt ift, Tann ein Zeitament nicht errichten. Die Un- 
fähigkeit tritt fhon mit der Stellung des Antrags ein, auf 
Grund deilen Die Entmündigung erfolgt. 

Neben oder nach den SS. 2229, 2280 tommen die 88. 104. zur 
Anwendung. Danach ift ein wegen Geiſteskrankheit Entmündigter, abs 
gefehen von $. 2280, zur Teftamentserrichtung fchlechthin unfähig, ohne 
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Ausnahme für lichte Zwiſchenräume. Deinderjährige find außer burd) 
Abſ. 2 auch nach $. 2288 Abſ. 2, 8. 2247 beſchränkt. Der Abf. 8 enthält 
im erfien Sage eine Abweihung von dem Grundfage des 8. 114 (vgl. 
jedoch 8. 2258 Abſ. 2), im zweiten Sage eine Befonderheit gegeniiber ben 
Vorſchriften der ZPO. 8. 661 Ubf. 2, $. 688 Abf. 2. 

8.2230, Hat ein Entmündigter ein Teftament errichtet, 
bevor der die Entmündigung ausjpredhende Beſchluß unan- 
fehtbar gemorden ilt!), jo Iteht die Entmündigung der Güllig- 
feit des Teſtaments nicht entgegen, wenn der Entmündigle nod 
vor dem Eintritte der Unanfechtbarfeit ftirbt. 

Das gleihe gilt, wenn der Entmündigte nach der Stellung 
des Antrags auf Wiederaufhebung?) der Entmündigung ein 
Teſtament errichtet und die Entmündigung dem Antrage gemäß 
wiederaufgehoben wird. 

Bgl. 8. 116. Wegen ber Geltung bes $. 2230 für die Übergangs: 
zeit f. EG. Art. 215 Abf. 2. 

1) 8P0. SS. 664, 684. 2) ZPO. SS. 675, 686. 

Ordentliche Ceſtamentsform. 

8. 2231. Ein Teftament kann in ordentlicher Form' er- 
richtet werden: 

1. vor einem Richter oder vor einem Notar!); 

2. durch eine von dem Erblaffer unter Angabe des Dries 
und Tages eigenhändig geichriebene und unterfchriebene 
Erklärung ?). 

1) Offentlides Teftament. Fuür die gerichtliche Beurkundung 
find die Amtsgerichte zuftändig (FGG. $. 167). Landesgefeglih Tann 
beftimmt werden, daß nur die Gerichte oder nur die Notare zuftändig 
find (ES. Art. 141). In Bayern und Baben find nur die Notare zu: 
ftändig; in Preußen, Sacfen und Württemberg ſowohl die Gerichte als 
auch die Notare. Die örtliche Zuftändigleit beſtimmt ſich nach den Landes⸗ 
geſetzen. 

Dem öffentlichen Teſtament iſt eine höhere Beweiskraft beigelegt in 
GBO. $. 86; abweichend 8VBG. 8. 17 Abſ. 8. Bgl. auch 8. 2860 
Abſ. 2, 8. 2868 Abſ. 2. 

2) Eigenhändiges Teſtament. 

a) Unzuläſſigkeit bei Minderjährigen und Perſonen, die Ge: 
ichriebene8 nicht leſen können, 8. 2247. Gemeinfhaftlihes Teftament 
von Ehegatten in eigenbändiger Form $, 2267. 

b) Die Sprade ift gleihgültig (KG. 22 S. A 51) desgl. bie 
Schriftzeichen, auch Stenographie zuläſſig. Briefform bei beitchender 
Abficht, Iegtwillig zu verfügen, nicht ausgeichloffen (KG. 26 ©. A 200, 
RIU. 5 ©. 167) 

c) Eigenhändige Schrift des Erblaſſers ift erforderlich bezüglich 
alfer wefentlichen Zeile. Iſt 3. B. das Orts- oder Beltdatum nur vor: 
gedrudt, fo tft daS Teftament nichtig (RI. 2 ©. 61 = KG. 21 ©. A 
222). Durchſtreichungen, Nadierungen, Einſchaltungen find für die Be: 
mweistraft von Bedeutung (ZPO. 8. 419); vgl. auh unten zu g. 

Achilles, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage. 60 
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d) Das Datum muß Ort und Zeit angeben. Die Stellung ift 
unerbeblich, der Ausdruck nicht an eine beſtimmte Form gebunden, mehr: 
faches Datum nicht ausgeſchloſſen. Die Datierung muß der Wirt: 
lichkeit entfprechen; fo dag RG. (b1 ©. 169, 62 ©. 277), das BavObeG. 
(OLG. 12 S. 879) und jet auch da8 KG. (81 S. A 103 —= RIN. 6 ©. 178). 
Dos in einem äußerlich fehlerfreien Teftament angegebene Datum hat 
die Bermutung der Richtigkeit für fich (OucG. 10 ©. 807, RIM. 6 
©. 176, vgl. RS. 12 ©. 8316). — Für das Ortsdatum ft der Er: 
ricgtungsort, nit der Wohnort des Erblaſſers maßgebend (OVG. 6 
©. 849, 12 ©. 880). Ungabe ber Straße ohne Nennung des Ortes 
genügt nit (KJA. 7 S. 15), dagegen ift Bezeichnung nach dem Poft: 
bezirfe (Berlin W.) ftatt nach ber politifchen Gemeinde für ausreichend 
erachtet (DOTG. 12 ©. 880). Das Zeitdatum muß einen beftimmten 
Tag angeben, wenn auch nicht notwendig nach der Kalenderbezeichnung 
(RIU. 4 ©. 148). — Steht dad Datum zu der Erflärung räumlich in 
folder Beziehung, daß ed Ort und Tag ihrer Abgabe bezeichnet, To Tann 
es auch tiefer ſtehen als die Unterichrift (RFU. 2 S. 18 = KG. 21 
S. A 56, RG. 52 S. 277, RAU. 5 ©. 46). 

e) Die Namendunterfchrift des Erblaſſers Tann nicht durch 
Handzeichen erfegt werden. Die Stellung muß derartig fein, daß bie 
Unterfchrift Außerlich die ganze Erflärung dedt, alſo jedenfall3 über bem 
Konterte (MIU. 4 S. 12); wegen der Stellung zum Datum f. oben 
zu d. Auſnahme bes Namens in den Stontert der Erllärung lann die 
Unterſchrift nicht erfegen (KG. 24 S. A 180), doch ift die Einfügung 
ber Unterfchrift als Schlußwort in den ihre Bedeutung Harftellenden legten 
Sag bed Tertes zuläffig (Grud. 48 ©. 866). Bei mehreren verbundenen 
oder unverbundenen Bogen genügt Unterfchrift auf dem Ießten, nicht aber 
nur auf dem Umfchlage (RG. 61 S. 7, RZU. 4 ©. 200, 5 ©. 166 = 
28. 29 S. A 65). — Bloßer Borname reicht in ber Regel nidt 
aus, auch nicht Bezeihnungen wie „Euer Bater“ ufw. (RIZU. 6 
S 361 = KG. 31 ©. A 109). 

f) Sn welcher zeitlichen Reihenfolge die einzelnen wefentlichen 
Beftandteile niedergefchrieden werden, ift unerheblich (RI. 4 ©. 18 
= 20.26 S. A 44). 

g) Bufäge oder Änderungen im Terte find wirffam, wenn 
dur Datum und Unterfchrift gededt (OLG. 7 ©. 861). Selbftändige 
Nachträge müſſen allen Formerforderniſſen eines eigenhändigen Teftaments 
entfprechen (OXUG. 10 ©. 807). 

h) Sn älteren Teftamenten vorbebaltene „Nachzettel” können 
fett 1900 nur in ber Form des 8. 2281 Nr. 2 errichtet werden (DVG. 
8 €. 251). Ein vor 1900 im Gebiete des gem. Rechtes oder des preuß. 
ACH. errichtete eig. Teftament wird durch bloße Erwähnung in einem 
nad 1900 errichteten ZTeftamente nicht gültig (OLE, 8 ©. 281, 282, 
vgl. au 12 ©. 881). 


1. Errichtung vor einem Richter oder Notar, 
&. 2232. Für die Errichtung eines Teſtaments vor einem 


Richter oder vor einem Notar gelten die Borjchriften der 
88. 2233 bis 2246. 
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1. Wegen der Fortgeltung‘ ber allgemeinen Vorfchriften der Landes: 
geſetze über die Errichtung gerichtlicher oder notarieller Urkunden ſ. EG. 
Urt. 161. Vgl. aud die PVorfchriften des FGG. Über die gerichtliche 
oder notarielle Beurlundung von Rechtsgeſchäften; von diefen Borfchriften 
entiprechen die 88. 169—173 ben $$. 2238—2287, die SS. 174—-180 
den 88. 2289— 2245 des BGB. 

2. Sit das Teſtament infolge Verſehens des beurfundenden Beamten 
nichtig, fo iſt diefer auch den darin Bedachten gemäß 8. 839 fchabens: 
erfaßpflichtig, OLG. 7 ©. 140, IW. 1904 ©. 4650. 

a) Mitwirkende Perſonen. 

6. 2233. Zur Erridtung des Teſtaments muß der 
Nichter einen Gerichtsfchreiber oder zwei Zeugen, der Notar 
einen zweiten Notar oder zwei Zeugen zuziehen. 

Bol. EG. Art. 149 (befondere Urkundsperſon). Die BVBorfchriften 
ber SS. 2284, 2285 gelten auch für den zweiten Notar, ber an Stelle 
des Serichtäfchreibers fteht. Syn ben SS. 2288, 2248, 2246 ijt unter bem 
Notar nur derjenige verftanden, welcher die Verhandlung aufnimmt. Im 
übrigen ($$. 2236, 2237) wird zwifchen dem „beurkundenden Stotar“ 
und dem „zweiten Notar” unterfchieben. 

8. 2234. Als Richter, Notar, Gerichtsjchreiber oder Zeuge 
fann bei der Errichtung des Teſtaments nicht mitwirken: 

1. der Ehegatte des Erblaſſers, auch wenn die Ehe nid 
mehr befieht- 

2. wer mit dem Erblafler in gerader Linie oder im zmeiten 
Grade der Seitenlinie verwandt ober verfchwägert iſt. 

Bol. ES. Urt. 149 Ubi. 2, ZPO. 8. 41 Nr. 2, 8; StPO. 8. 22 
Nr. 2, 8; GBG. s. 166 Nr. I. 2, 3, Il. 2, 8, FGG. 8. 6 Nr. 2, 8. 
Zu Nr. 2 f. 88. 1589, 1590 (insbeſ. Ubf. 2). Bol. auch die Anm. zu 
8. 2283. 

8. 2235, Als Nichter, Notart), Gerichtsfchreiber oder 
Zeuge Tann bei der Errichtung des Teſtaments nicht mitwirken ?), 
wer in dem Zejtamente bedadjt wird?) oder wer zu einem 
er in einem Berhältniffe der im $. 2234 bezeichneten 

rt jteht. 

Die Mitwirfung einer hiernach ausgeſchloſſenen Perjon hat 
nur zur Folge, daß die Zuwendung an den Bedadıten nichtig iftt). 

1) Pal. die Anm. zu 8. 2288. 2) ohne Unterfchteb, ob die 
Zejtamentserrihtung durch mündliche Erklärung oder durch) Übergabe einer 
offenen oder verichloffenen Schrift erfolgt (8. 2238). 3, Die Ere 
nennung einer mitwirlenden Perſon, inäbefondere des Notars, zum 
Teſtamentsvollſtrecker fällt nicht unter $. 2286. 4) Dal. $. 2086. 

8. 2236, Als Gerichtsjhreiber oder zweiter Notar oder 
Zeuge fann bei der Errichtung des Zeftaments nidyt mitwirken, 
wer zu dem Richter oder dem beurfundenden Notar in einem 
Verhältniſſe der im 8. 2234 bezeichneten Art ſteht. 

Bol. FGG. 8. 172. 
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&. 2237. Als Zeuge fol!) bei der Errichtung des 
Teftaments nicht mitwirken: 

1. ein Minderjähriger?); 

2. wer der bürgerliden Ehrenrechte für verluftig erflärt ift, 
während der Zeit, für welche die Aberfennung der Ehren» 
rechte erfolgt ift?); 

3. wer nad) den Vorfchriften der Strafgelege unfähig iſt, 
als Zeuge eidli vernommen zu werdent); 

4. wer als Gefinde oder Gehilfe im Dienite des Richters 
oder des beurfundenden Notars Steht. 

2) Der 8. 2287 enthält im Gegenfage zu den 38. 2284— 2286 nur 
eine Ordnungsvorſchrift; vgl. FGG. 8. 178. 2) 88. 2, 8. Die Bu: 
ziehung von Frauen als Teſtamentszeugen ift ftatthaft. Nach dem Gef. 
v. 28. Mai 1901 8. 2 dürfen bei der Errichtung eines Teftamentd „im 
Felde“ Deinderjährige, die dem aktiven Heere angehören, als Zeugen zu: 
gezogen werben. 3) StGB. 88. 82, 84, 86. 4) SIEB. 8. 161. 


b) Errichtungsakt. 

8. 2238. Die Errichtung des Teftaments erfolgt in ber 
Weife, daR der Erblafler dem Richter oder dem, Notar feinen 
legten Willen mündlidy erllärt oder eine Schrift mit ber münd- 
Iihen Erklärung übergibt, daß die Schrift feinen legten Wien 
enthalte!). Die Schrift kann offen oder verfchloffen übergeben 
werden. Sie Tann von dem Erblafler oder von einer anderen 
Perſon gefchrieben fein?). 

Mer minderjährig ift oder Gejchriebenes nicht zu lefen ver- 
mag, kann das Zeitament nur durd) mündliche Erklärung er- 
richten?). 

1) Die Erklärung des Erblaffers kann auch in Form von Nede und 
Gegenrede, Frage und Antwort zum Wusdrude kommen (Grud. 50 
©. 118). Zeichenſprache, auch Kopfniden, genügt nicht (OV®. 2 ©. 448). 
2) Auch das durch Übergabe einer (verichloffenen) Schrift errichtete 
Teftament tft eine Öffentliche Urkunde und daher indbefondere zur Er: 
bringung bed im 8. 86 GBO.., $S. 26 Perfonenftandsgef. erforderten 
Nachweiſes geeignet (DRG. 8 ©. 221, b ©. 889). 8, Zum Abf. 2 
vgl. $. 2247. Unter die Vorſchrift fallen auch hochgradig Schwadjfichtige 
(Gruch. 47 S. 1075) und Blinde, für welche letzteren Tonftige befondere 
Vorſchriften nicht gegeben find. Wegen der Stummen f. $. 2243. 

&. 2239. Die bei der Errichtung des Teſtaments mit» 
wirkenden Perſonen müfjen während der ganzen Berhandlung 
zugegen fein. 

1. Auch nod bei der Verfiegelung bed Teftaments ($S. 2246), doch if 
fegtere8 wie überhaupt die Verfiegelung nur Orbnungsvorfchrift, (während 
ein Verſtoß gegen $. 2289 Nichtigkeit erzeugt. Zur Verhandlung gehört 
die Abgabe ber Erklärung des Erblaffers, nicht dagegen die Nieberichrift 
bed Protolols; es tann daher ein Entwurf im voraus angefertigt oder 
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auch ein Kormular verwendet werden (RW. 5b ©. 241 = KG. 29 ©. 
A 49, DLGS. 10 ©. 809, Gruch. 50 ©. 115). Für die Beurkundung 
von Rechtsgeſchäften unter Lebenden wird im FGG. 8. 174 die Anweſen⸗ 
heit der mitwirfenden Berfonen nur bei der Borlefung, Genehmigung 
und Unterzeichnung der Urlunde verlangt. 

2. Der Erblafier gehört nicht zu den „mitiwirfenden Perfonen”, er 
braucht daher bei der Vollziehung des Protokolls ($S. 2242 Abi. 3) nicht 
zugegen zu fein, IW. 1905 ©. 24. 

ec) Protokoll, 


&. 2240, Liber die Errichtung des Teſtaments muß ein 
Protofol!) in deutfcher Sprache?) aufgenommen werben. 

1) Vgl. zu den 88. 2240—2242, welche zwingenden Charafters 
find, 368 8$. 175--177, aud) ZPO. SS. 159 ff. 2) Aufnahme in 
einer fremden Spradje 8. 2245 Abſ. 2. Der bie Verhandlung leitende 
Richter, Notar oder Gemeindevorſteher muß ber Sprache mächtig fein, in 
der Für‘ Brotofoll anfgenommen wird (NA. 2 S. 217 = KG. 23 
©. A 66). 


8. 2241. Das Protokoll muß enthalten: 

1. Ort und Zag der Berhandlung!); 

2. die Bezeichnung des Erblaffer8 und der bei der Verhand⸗ 
lung mitwirfenden Berfonen2)3); 

3. die nach $. 2238 erforderlichen Erklärungen des Erblafjers 
und im alle der Übergabe einer Schrift die Feftftellung 
der Übergabe‘). 

1) Unrichtigkeit de3 Datums erzeugt Nichtigkeit RJA. 2 ©. 119, 
6 S. 178 (= 86. 81 ©. A 108), ORL®. 12 ©. 875, 819, 2, Ein 
Tehler in der Angabe des Namens ift unfchädlich, wenn die Perfönlichkeit 
fonft mit genügenber Sicherheit erfihtli iſt. Hinfichtlich der Feſtſtellung 
der Perfönlichkeit in der Berbandlung f. ECG. $. 176 Abi. 8 (vgl. jedoch 
auch EG. Art. 161). 8) Die Unterfchrift der mitwirfenden Perſonen 
allein ohne Bezugnahme darauf im Terte kann die Bezeichnung nicht 
erjegen (KG. 28 S. A 168, OLG. 6 ©. 847, vgl. au 2 ©. 189, 4 
©. 94). Bezugnahme im Terte in Verbindung mit den Unterichriften 
fann genügen (RG. 50 ©. 16). Ungabe der mitwirkfenden Perſonen 
feitlich de Textes genügt (OTG®. 10 S. 819). 4) Ausdrüdliche Feſt⸗ 
ftelung, daß die Erklärungen „mündlich“ abgegeben, nicht notwendig 
(DRS. 10 S. 809). . 


&. 2242. Das Brotofoll muß vorgelefen, von dem Erb» 
lafler genehmigt und von ihm eigenhändig unterschrieben 
mwerden!),, Im Protokolle muß feſtgeſtellt werden, daß Dies 
geihehen it. Das Protokoll fol dem Erblaffer auf Verlangen 
auch & Durchſicht vorgelegt werden?). 

rflärt der Erblafjer, daß er nicht fchreiben könne, fo wird 
feine Unterfchrift dur die Feſtſtellung diefer Erklärung im 
Protofoll erjegt®). - 
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Das Protokoll muß von den mitwirkenden Perſonen unter- 
fhrieben mwerden?). 


1) Die Borlefung und Genehmigung fowie die im Sag 2 vor: 
geſchriebene Feſtſtellung mäfen ſich bei Vermeidung der Nichtigkeit auch 
auf die Angaben über Ort und Beit ber Teſtamentserrichtung erftreden 
(RS. 50 S. 215). Die nad $. 2238 üÜbergebene Schrift wird nicht mit 
borgelefen (RG. 54 ©. 198). 2) Die Feſiſtellung nad) Abſ. I Sag 2 
tft unbedingt notwendig, nicht durch andermweit geführten Beweis zu er: 
jegen (OLG. 6 ©. 416, ZW. 1904 ©. 208). Abgekürzte Form 3. 2. 
„dv. g. u.“ (worgelefen, genehmigt, unterfchrieben) reicht aus, RS. 53 
S. 150. Betrefi3 der Vorleſung genügt die Feſtſtellung, daB „das 
Zeftament dem Erblaffer” vorgelejen tft (RG. 50 S. 28). Nicht befonderg 
hervorzuheben, dat die Unterfchrift des Erblaſſers eigenhändig (KG. 20 
S. A 128, OLG. 11 ©. 247). Die Feftftelung bedarf nidht der Ge: 
nehmigung und Unterzeiänung durch den Erblailer, kann daber ieiner 
Unterfchrift auch nachfolgen; fo jegt RG. 62 ©. ], abweichend von NW. 
1906 ©. 541. 8) Satz 8 Ordnungsvorſchrift. Die im Sag 1 an: 
geordnete Borlefung wird durch die Vorlegung nicht entbehrlih. 9) Dice 
Teftftelung nad) Abf. 2 muß fid) auf die Abgabe der Erflärung ſeitens 
bed Erblafferd beziehen (RG. 26 S. A 42). Sie tft weientliches Form: 
erfordernid, kann aber auch in der Weife erfolgen, daß das Schreib: 
unvermögen objektiv feftgeftellt und diefe Feſtſtellung demnächſt Taut Pro: 
totoNg vom Erblaſſer genehmigt wird (RG. 56 ©. 866, RIU. 5 €. 48). 
Im übrigen bedarf auch die Feftftelung nach Abi. 2 nicht der Borlefung 
und der Genchmigung durch den Erblaffer (OLG. 7 ©. 138, 3BißG. 
1906 ©. 418, 3W. 1906 ©. 809). Inhaltliche Unrictigfeit der Gr- 
klärung ſchadet nicht. Ein Handzeichen (vgl. $. 126 Abf. 1) tft nicht er: 
forderlid), fann aber auch die im Abſ. 2 vorgefchricbene Feſtftellung nicht 
erfegen (Seuffl. 60 5. 27). 5) Handzeichen, 3. B. für die Zeugen, 
unzuläffig. Reihenfolge der Unterfchriften, auch derjenigen des Erblafiers 
unerheblih (OL®. 10 ©. 810), RU. 7 ©. 181. 


d) Verhinderung des Erblaſſers am Sprechen. 

8. 2243. Wer nad der Überzeugung des Nichter8 oder 
des Notars ſtumm oder fonft am Sprechen verhindert ift, Tann 
das Teſtament nur durch Nbergabe einer Schrift errichten. Er 
muß die Erklärung, daß die Schrift feinen legten Willen ent- 
halte, bei der Verhandlung eigenhändig in das Protofoll oder 
auf ein befonderes Blatt fchreiben, das dem Protokoll als An- 
lage beigefügt werden muß. 

.„ Das eigenhändige Niederfchreiben der Erklärung fowie Die 
Überzeugung des Ridıter8 oder des Notars, daß der Erblaffer 
am Sprehen verhindert ift, muß im Protokolle feſtgeſtellt 
werden. Das Brotofoll braudt von dem Erblafjer nidyt be 
jonders genehmigt zu werden. 

SHiernach können Berfonen, bie ftumm oder fonft am Sprechen vers 
hindert und zugleich fchreibensuntundig oder zu fchreiben unfähig find, 
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ein Teſtament überhaupt nicht errichten. Errichtung durch Zeichen (GVG. 
$. 188,566. 8. 178) tft nicht zugelafien. 
e) Unkenntnis der deutſchen Sprache. 

8. 2244. Erklärt der Erblaffer, daß er der deutfchen 
Sprache nicht mächtig fei!), fo muß bei der Errichtung des 
Zeitaments ein vereideter Dolmetjcher zugezogen werden?). Auf 
den Dolmetfcher finden die nach den 88. 2234 bis 2237 für einen 
Zeugen geltenden Vorfchriften entfprehende Anmendung?). 

Das Protofol muß in die Sprade, in der ſich der Erb» 
laffer erklärt, überfegt werden. Die Überfegung muß von 
dem Dolmetſcher angeferligt oder beglaubigt und vorgelejen 
werden; die Überfegung muß dem Protofoll als Anlage bei- 
gefügt werden. 

Das Protofol muß die Erklärung des Erblafiers, daß er 
der deutſchen Sprache nicht mächtig fei, fowie den Namen des 
Dolmetichers und die Feltitellung enthalten, daß der Dolmeticher 
die Überfegung angefertigt oder beglaubigt und fie vorgelejen 
bat. Der Dolmetiher muß das Protokoll unierfchreiben. 

0 Bol. zu 88. 2244, 2245 dad GBG. 8. 187 und da8 FGG. 88. 179, 


1) Die Erflärung des Erblafierd, die keine ausdrüdliche zu fein 
braucht, enticheidet (OL®. 9 S. 410). Erhöhung der Gebühren preuß. 
GR. S. 55, preuß. GebO. f. Notare 8. 5 Abſ. 2. 2) Uber bie Be: 
ftelung und Beeidigung des Dolmetſchers enticheiden die Landesgeſetze; 
vgl. für Preußen das Gefchäftsiprachegefeg v. 28. Aug. 1876 8. 6, 
Dolmetfcherordnung v. 18. Dez. 1899, preuß. SGG. Art. 86, UG. 3. 
BGB. Art. 80 Abſ. 8; für Bayern NotGeſchO. 88. 97, 288, Anw. f. 
Dorfteftamente $. 12. Die allgemein erfolgte Beeidigung braucht feine 
gerichtliche zu fein, muß fich aber auf den vorliegenden Beurfundungdaft 
miterftreden (8®. 21 ©. A 7, 12). Der Dolmetiher muß bei ber Bor: 
lefung des Prototol zugegen fein (RG. 22 ©. A 28). 8) Der 
hei der Errihtung bes Teftaments mitwirtende Gerichtsichreiber ($. 2238) 
fann nicht zuglei den Dienft ald Dolmeticher wahrnehmen (preuß. 
IMBL. 1900 ©. 80; RJA. 2 ©. 59 — 86. 21 ©. A 221, Recht 
1901 ©. 887). 

&. 2245. Sind fämtlihe mitwirfende Perfonen ihrer 
Berfiherung nad der Spracdhe, in der ſich der Erblafjer erklärt, 
mädtig, fo ift die Zuziehung eines Dolmetjcher8 nicht er- 
forderlid). 

Unterbleibt die Zuziehung eines Dolmeifchers, jo muß das 
Protofol in der fremden Sprade aufgenommen werden und 
die Erklärung des Erblafjers, daß er der deutfchen Sprache 
nicht mächtig fei, ſowie die Verficherung der mitwirfenden Per⸗ 
Ionen, daß fie der fremden Sprache mächtig ſeien, enthalten. 
Eine deutſche Überjegung fol als Anlage beigefügt werden. 

©. die Anm. zu $. 2244 und IW. 1908 Bell. S. 80. 
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f) Jerſchluß und Verwahrung des Teſtaments. 

&. 2246. Das über die Erridytung des Teſtaments aufge: 
nommene Brotofol ſoll nebſt Anlagen, insbefondere im Yalle 
der Errihtung durch Übergabe einer Schrift nebit diefer Schrift, 
von dem Richter oder dem Notar in Gegenwart der übrigen 
mitwirfenden Berjonen und des Erblaffers mit dem Amtäfiegel 
verjchloffen, mit einer das Teftament näher bezeichnenden Auf- 
fhrift, die von dem Richter oder dem Notar zu unterfchretben 
ift, verfehen und in bejondere amtlihe Verwahrung gebradt 
werden. 

Tem Erblaffer fol über das in amtliche Verwahrung ge 
nommene Teſtament ein Hinterlegungsfchein erteilt werden. 

1) Die Borfchriften des 8. 2246 über den Verſchluß und die be: 
fondere amtlihe Berwahrung ded Teftament? find nur Orb: 
nungsvorfchriften (RG. 24 ©. A 88). Bgl. flir Erbverträge 8. 2277. 
Einfendung des notariellen Teftaments durch die Poſt zuläfftg, OLG. 1 
©. 294. Rücknahme aus der Verwahrung $. 2256, vorübergehende 
Öffnung zwecks Einficht durch den Erblaffer OLG. 9 S. 411. 2) Näpere 
Beitimmungen Über die befondere amtliche Berwahrung ber Teftamente 
und Erbverträge (88. 2246, 2248, 2277) find auf Grund des FEB. 
$. 200 in den Landesgeſetzen getrofien. Pr. Art. 81 (Amtögericht, vgl. 
KG. 21 S. A 226). Bay. Notariatägef. Art. 2 Notar), Sachſ. AB. 
v. 6. Juli 1899 SS. 49, 50 (Amtsgericht). Württ. Urt. 79 (Amt 
gericht oder Bezirksnotar). Bad. Necdhtöpolizeigef. 8. 52 (Amtsgericht). 
Heff. Art. 182 (Umtsgeriht),. Elf. US. 3. FGG. $. 28 (Notar oder 
A mtögericht). 8) Unterſchied von Siegel und Stempel f. 2G. 20 
S. A 14, aud preuß. IMBl. 1900 ©. 4b, 297. 

2. Eigenhändiges Tefament. 

. 2247. Wer minderjährig ift oder Gefchriebenes nicht 
zu lejen vermag, kann ein Teſtament nicht nad 8. 2231 Nr. 2 
errichten. 

Pal. 8. 2238 Abſ. 2. 

6. 2248, Ein nad $. 2231 Nr. 2 errichtete Teftament 
it auf Serlangen des Erblafjers in amtliche Verwahrung zu 
nehmen. Die Vorſchrift des 8. 2246 Abf. 2 findet Anwendung. 

Bol. wegen ber amtlichen Verwahrung die Anm. zu $. 2246. Die 
Berwahrung ändert nichts an dent Charakter des eigenhändigen Teftaments 
al3 Privaturfunde. Ein befonderer Nachweis, daß das (3. B. mittelft der 
Poſt) eingefendete Teftament von dem ald Erblafier Bezeichneten herrührt, 
tft in ber Regel nicht zu erfordern (NZU. 1 ©. 146 = KG. 20 ©. A 209). 
Die Nüdnahme aus der Verwahrung Hat bei dem eigenhändigen Teftamente 
nicht die Bedeutung bed Widerrufs (8. 2256 Abſ. 8). 

Außerordentliche Zormen. 
. Bor dem Gemeindevorſteher (Nottefiament). 

6. 2249. Sit zu befoigen, daß der Erblafler früher 

iterben merde, als Die Erridtung eines Teſtaments vor einem 
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Richter oder vor einem Notar möglich ift, jo kann er das Teſta— 
ment vor dem Vorſteher der Gemeinde, in der er ſich aufhält, 
oder, fall8 er fid) in dem Bereich eines durch Landesgeſetz einer 
Gemeinde gleidhgeitellten Verbandes oder Gutsbezirkes aufhält, 
vor dem Vorſteher dieſes Verbandes oder Bezirkes errichten '!). 
Der Vorfteher muß zwei Zeugen zuziehen. Die Vorſchriften 
der 88. 2234 bis 2246 finden Anwendung; der Vorſteher tritt 
an die Stelle des Richters oder des Notar3?)?). 

Die Bejorgnis, daß die Errihtung eines Teſtaments vor 
einem Richter oder vor einem Notar nicht mehr möglidy fein 
werde, muß im Protokolle feftgeitellt werden‘). Der Gültigkeit 
de3 Teſtaments jteht nicht entgegen, daß die Beforgnis nidt 
begründet mar. 

1) Bol. ESG. Art. 150 (befondere Urfundsperion) und 8. 88 bed 
Gej. vd. 7. April 1900 über die SKonfulargericht3barleit, ferner $. 2266. 
Für Pr. f. AG. Art. 80, 81 8. 2 Nr. 8, Anw. v 23. Sunt 1900; 
für Bay. Unw. v. 19. Dez. 1900; Bab. Nechtöpolizeigei. 88. 88, 89. 
Ein nad 8. 2249 errichtete8 Teftament ift eine öffentliche Urkunde 
(RG. 24 ©. A 88). 2) Bweifelhaft, ob auch ein Tollegialer Ge⸗ 
meindevorftand die Befugniſſe nach $. 2249 Hat. In preuß. Städten 
mit MagiftratSverfafiung iſt der Bürgermeifter zuftändig. Bei Behinderung 
des Vorſtehers ift fein allgemein beftellter Bertreter berufen (RZYU. 5 
©. 289 = KG. 29 ©. A 49, Seufil. 60 ©. 27). Bezeichnung der 
Zeugen als „Schöffen” unihädlih (SW. 1906 ©. 24), 8) Der Ge: 
meindevorfteher muß der Sprache mächtig fein, in der das Teſtament er: 
richtet wird (NZU. 2 ©. 217 = KG. 28 ©. A 66). 4, Die Feſt⸗ 
ftellung tft weſentliches Formerfordernis, aber nicht an bejtimmte Worte 
gebunden (IW. 1902 Beil. S. 216, 1903 Beil. S. 64, 1906 ©. 24; 
OLG. 9 ©, 414). Nicht erforderlih, daß die Feſtſtellung dem Erblaſſer 
borgelejen, von ihm genehmigt und unterfchrieben wird (RIA. 5 ©. 46). 


2. Vor d. Gemeindevorficher od. vor drei Zeugen (Berkehrsfperrung). 

* 2280. Wer ſich an einem Orte aufhält, der infolge 
des Ausbruchs einer Krankheit oder infolge ſonſtiger außer— 
ordentlicher Umſtände dergeſtalt abgeſperrt iſt, daß die Errichtung 
eines Teſtaments vor einem Richter oder vor einem Notar nicht 
möglich oder erheblich erſchwert iſt, kann das Teſtament in der 
durch den 8. 2249 Abſ. 1 beſtimmten Form oder durch münd— 
liche Erklärung vor drei Zeugen errichten. 

Wird die mündliche Erklärung vor drei Zeugen gewählt, 
ſo muß über die Errichtung des Teſtaments ein Protokoll auf⸗ 
genommen werden. Auf die Zeugen finden die Vorſchriften der 
88. 2234, 2235 und des $. 2237 Nr. 1 bis 3, auf das Proto⸗ 
foll finden die Vorſchriften der 88. 2240 bis 2242, 2245 An 
wendung. Unter Zuziehung eines Dolmetſchers Tann ein Teita- 
ment in diefer Form nicht errichtet werden. 
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Das nah Abſ. 2 vor drei Beugen errichtete Teftament ift eine bloße 
Privaturtunde (ZPO. SS. 416, 440). 

3. Bor drei Bengen ($eereife). 

8. 2251. Wer fi während einer Seereiſe an Bord 
eines deutjchen, nicht zur Kaiferlihen Marine gehörenden Fahr— 
zeugs außerhalb eines inländifchen Hafens befindet, Tann ein 
Zeitament durch mündliche Erklärung vor drei Zeugen nad) 
8. 2250 erriditen. 

Wegen ber Perfonen auf Schiffen und Fahrzeugeu der Katferlichen 
Marine vgl. ES. Art. 44 (Borbm. 7). Die Häfen der deutſchen Schuk: 
gebiete find nicht „inländifhe” Häfen (vgl. Seemannsordnung v. 2. Juni 
1902 8. 6 Abi. 2). 

4. Zeitliche Befchränkung der Gültigkeit. 

. 2252. Ein nad) $. 2249, 8. 2250 oder $. 2251 er- 
richtete Teftament gilt als nicht errichtet, wenn feit der Er- 
rihtung drei Monate verftrichen find und der Erblafier noch lebt. 

Beginn und Lauf der Frift find gehemmt, folange der 
Erblaffer außerftande it, ein Zejtament vor einem Richter oder 
vor einem Notar zu erridhten?). 

Zritt im alle des $. 2251 der Erblafier vor dem Ablaufe 
der Friſt eine neue Seereife an, fo wird die Friſt Dergeltalt 
unterbrodyen, daß nad) der Beendigung der neuen Reife die volle 
Hrift von neuem gu laufen beginnt. 

Wird der Erblaffer nad) dem Ablaufe der Friſt für tot 
ertlärt, fo behält das Teſtament feine Kraft, wenn die Friſt zu 
der Zeit, zu welcher der Erblaffer den vorhandenen Nachrichten 
zufolge noch gelebt bat, noch nicht verjtrichen war?). 

1) Nur die Möglichkeit der Teftamentserrichtung por einem deutſchen 
Nichter oder Notar kommt in Betracht. 2) Abf. 4 enthält eine Aus: 
nahme von ber im $. 18 aufgeftellten Vermutung Über ben Zeitpunkt des 
Todes eines für tot Erflärten. 
sufhebung des Teſtaments. 

. Widerruf. 

8. 2253. Ein Teftament ſowie eine einzelne in einem 
Teitament enthaltene Verfügung kann von dem Erblafler jeder« 
zeit widerrufen werden!). 

Die Entmündigung bes Erblafjers wegen Geiſtesſchwäche, 
Verſchwendung oder Trunkſucht Steht dem Widerruf eines vor 
der Entmündigung errichteten Teſtaments nicht entgegen?). 

4) UÜUber den Widerruf eines gemeinfchaftlihen Teftaments f. 8. 2271. 
2) Dal. 8. 2223 Abſ. 8. 
iderrug dur Gefament, 

. 2254. Der Widerruf erfolgt durch Teftament. 

te Teſtamentsform braucht nicht die gleiche zu fein wie bie zur 
Zeftamentserrichtung gewählte. 
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Dernichtung der Urkunde. 

8.2255. Ein Teftament kann auch dadurd widerrufen 
werden, daß der Erblaffer in der Abficht, e8 aufzuheben, Die 
Teſtamentsurkunde vernichtet oder an ihr Veränderungen vor- 
nimmt, durch die der Wille, eine ſchriftliche Willenserklärung 
aufzuheben, ausgedrücdt zu werden pflegt. 

Hat der Erblafler die Teſtamentsurkunde vernichtet oder in 
der bezeichneten Weife verändert, jo wird vermutet, daß er die 
Aufhebung des Teitaments beabfichtigt Habe. 

Zu Abſ. 2 (Rehtövermutung) vgl. S. 18 Borbm. 8. 

Rücknahme aus der Berwahrung. 

. 2256. Ein vor einem Richter oder vor einem Notar 

oder nad) $. 2249 errichtetes Zeitament gilt als widerrufen, 

wenn die in amtlihe Berwahrung!) genommene Urkunde dem 
Erblaſſer zurückgegeben wird. 

Der Erblafjer kann die Rückgabe jederzeit verlangen?) Die 
NRüdgabe darf nur an den Erblafjer perfönlich erfolgen?). 

Die Borfchriften des Abf. 2 gelten auch für ein nad 
8. 2248 Hinterlegtes Teftament; die Rüdgabe iſt auf die;Wirk- 
jamfeit des Teſtaments ohne Einfluß. 

1) 8. 2246. 2) Über gemeinfchaftliche Teftamente |. $. 2272. 
Borübergehende Offnung bed Teftaments zwecks Einficht durch den Erb: 
lafler OLS.9 ©. 411. 3) Sächſ. V. v. 16. Juli 1900 (Feititellung ber 
Identität, Protokoll). 

Biberrufung des Widerrufs. 

8.2257. Wird der durch Zeitament erfolgte Widerruf 
einer legtwilligen Verfügung widerrufen, fo iſt die Verfügung 
wirkſam, wie wenn fie nicht widerrufen worden wäre. 


Bol. 88. 2264, 2258 Abf. 2. 

2. Späteres Ceſtament. 

8. 2258. Durch die Errihtung eines Teitaments wird 
ein früberes Zejtament inſoweit aufgehoben, als das fpätere 
Zeitament mit dem früberen in Widerjpruch fteht. 

Wird das jpätere Tejtament widerrufen, jo ift,das frühere 
Zeftament in gleicher Weife wirkſam, wie wenn es nicht auf- 
gehoben worden wäre. 

Bu Abſ. 2 vgl. 8. 2257. 

—— 
a eferungspflichi. 

F. 2289. Wer ein Teſtament, das nicht in amtliche Ver» 
wahrung!) gebracht iſt, im Beſitze bat, iſt verpflichtet, es unver⸗ 
züglih 2), nachdem er von dem Tode des Erblaſſers Kenntnis 
erlangi hat, an das Nachlaßgericht abzuliefern?) ®). 

efindet fi) ein Teſtament bei einer anderen Behörde als 
einem Gerichts) oder befindet es fich bei einem Notar in amts 
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liher Verwahrung d), jo iſt es nach dem Tode bes Erblaſſers 
an das Nachlaßgericht abzuliefern. Das Nachlaßgericht bat, 
wenn es von dem Teſtamente Kenntnis erlangt, die Ablieferung 
zu veranlafjen?). 

1) 88. 2246, 2248. Es kommen hauptſächlich eigenhändige Teſtamente, 
Teſtamente vor drei Zeugen nad :$. 2250, 2251 und Militärtejtamente 
in Betracht. Abſ. I gilt auch für die öffentlichen Teftamente des rheinifchen 
Rechtes (KG. 21 S. A 61). Auch gegenſtandslos gewordene Teftamente 
find ahzuliefern (RA. 4 S. 141 = 86. 27 ©. A 186). Wegen ber 
entfprebenden Unmwendung des $. 2259 auf (Erbverträge ſ. S. 2300. 
2) 8, 121 Abi. 1. 3) Das Nachlaßgericht (FGG. SS. 72, 78; EG. 
Art. 147) ift nah FGG. $. 88 befugt, im Falle des $. 2259 Abſ. 1 den 
Beliger des Teftaments dur) Ordnungsftrafen zur Wblicferung anzu: 
halten; es kann auch die Xeiltung ded in ZPO. $. 888 vorgeichriebenen 
Offenbarungseid erzwingen. 4) Die Art und Weife der Liber: 
mittelung (perfönliche8 Uberbringen, Uberfendung durd die Poſt 2c.) 
richtet fi) nach den Umjftänden (ORG. 2 ©. 874). 5) Bgl. 8. 2261. 
6) Amtliche Berwahrung in Abf. 2 ift nit nur die „befondere” amt- 
lihe Verwahrung des 8. 2246, fondern auch jede andere (NG. 48 S. 99). 
Der Notar fann Erſtattung der Koften der Ablieferung nit vom Mad: 
laßgericyte, fondern nur vom Erben verlangen (8%. 25 ©. B 88, vgl 
21 S. B7. 7) Sächſ. V. v. 16. Juli 1900 8. 18. 


b) Gröffnungstermin. 


8.2260. Das Nachlaßgericht hat, ſobald es von dem 
Tode des Erblafferd Kenntnis erlangt, zur Eröffnung eines in 
feiner Verwahrung befindlidden ZeitamentS einen Zermin zu 
beitimmen. Zu dem Termine follen die gejeglichen Erben des 
Erblafler8 und die fonjtigen Beteiligten jomeit tunlid) geladen 
werden. 

In dem Termin iſt das Teitament zu Öffnen, den Be 
teiligten zu verkünden und ihnen auf Verlangen vorzulegen. 
Die Berfündung darf im Falle der Borlegung unterbleiben. 

Über die Eröffnung ift ein Protofoll aufzunehmen. Bar 
das Teitament verfchloffen, fo it in dem Protokolle feftzuftellen, 
ob der Verſchluß unverfehrt war. 

1. Jedes Teftament, insbeſondere auch ein offenes eigenbändiges, 
it zu „eröffnen“ OLWN. 2 S. 572, 8 ©. 282. Die Rechtswirkſamketlt 
eines ſich als Teſtament darftellenden Schriftſtücks ift vor der Eröffnung 
nicht zu prüfen RJu. 2 ©. 169 — KG. 22 ©. A 261; BayOhte. 2 
©. 418, 4 ©. 14T). Dod findet feine Eröffnung ftatt, wenn das 
Schriftftüt nah Form oder Inhalt ofienfichtlich Fein Teftanıent im Einne 
des Geſetzes ift (88. 26 S, A 199, 27 ©. A 88, RJA. 6 ©. 111). 
Unterbleiben der Eröffnung einer offenen ($. 2281 Nr. 2, 8. 2277) Ber: 
fügung von Todes wegen bei Verzicht ber Beielligten und mangelndem 
Intereſſe Dritter NZU. 8 ©. 69. Wegen der Gröffnung gemeinidaft: 
liher Teftamente f. 8. 2278, wegen der Erbverträge 8. 2800. 
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2. Der Zuziehung eines Gerichtichreiberd oder von Beugen bedarf 
es bei der Teftamentseröffnung nicht. Die Koften gelten im Nachlaßkonkurs 
ald Mafjeihuld (KO. $. 224 Nr. 4). Der Erbe haftet für fie nur nad 
88. 1967 ff, weil die Eröfinung von Amts wegen erfolgen muß, der 
etwaige Untrag deswegen eine perjönliche Koftenpflicht nicht begründet 
(BayObꝰG. 2 ©. 666). Gebühr in Preußen OLG. 7 ©. 487. 

8. Rechtshilfe zwecks Teftamentseröffnung unzuigſſis, zuläſſig zwecks 
Bekanntmachung nad) S. 2262 (BayObꝰG. 5 ©. 616). 

4. Berlündung auch wenn Beteiligte nicht erichienen find; Form 
dem Ermeſſen des Richters überlaffen, wörtliches Borlejen nicht not: 
wendig (KG. 25 S. A 217). 

b. Das eröffnete Tejtament ift bei den Alten aufzubewahren; 
Streitigfeiten über die Zuftändigfeit zur Aufbewahrung enticheidet dag 
vorgeordnnete Gericht (KG. 21 ©. A 228). 

6. In Bayern erfolgt die Eröffnung von Teftamenten (und Erb: 
verträgen), die fich in der Berwahrung eines Notard befinden, durd) 
diefen (EG. Urt. 147, bayer. Notariatögef. Urt. 1 Abi. 2). 

7. Eröffnung von Zeitamenten, die ſich ſeit fehr langer Beil in 
amtlicher Verwahrung befinden, Pr. Art. 82 (64 Jahre), Bay. Art. 108 
(desgl.), Sachſ. Gef. v. 15. Juni 1900 $. 17 (50 Jahre, Württ. 
Urt. 80 (54 Jahre), Heſſ. Art. 188 (deödgl.), ElſLoth. FGG. 
8. 28 (desgl.). 

e) Eröffnung durch ein anderes als das Nadlaßgeridt. 
$- 2261. Hat ein anderes Gericht als das Nadlaf- 
gericht das Teitament in amtliher Verwahrung!), fo liegt dem 
anderen Gerichte die Eröffnung des Zejtaments ob. Das Teſta⸗ 
ment ift nebft einer beglauhigten Abjchrift des über die Eröff- 
nung aufgenommenen rotofolls dem Nadjlaßgerichte zu über- 
jenben ); eine beglaubigte Abjchrift des Teſtaments iſt zurück⸗ 
zubehalten. 

2) d. H. in befonderer amtlicher Verwahrung nad) 88. 2246, 2248, 

2256 (ORG. 5 ©. 845). 2) Das Protofoll über die Übergabe der 
Zeftamentsichrift (SS. 2288, 2241) bildet einen Beftandteil des Teſtaments 
und tft daher mit zu überfenden ; bei Weigerung des eröffnenden Gerichts 
fteht jedoch dem Nacdjlakgerichte die Nechtöbefchwerde nicht zu (OXS. 12 
S. 884). 

d) Mitteilung des Inhalts. 


&. 2262. Das Nachlaßgericht hat die Beteiligten, melde 
bei der Eröffnung des Teſtaments nit zugegen gemejen find, 
von dem fie betreffenden Inhalte des Teſtaments in Kenntnis 
zu feßen. 

Beteiligte find diejenigen, welche nach der jedesmaligen Sadjlage 
ein Intereſſe an der Mitteilung haben (KJA.2 ©. 68, OLG. 12 
S. 887). Die Benadjrichtigung Hat alsbald zu erfolgen, eine enigegen- 
fiehende Unordnung bes Erblaſſers ift unwirkſam (RU. 6 ©. 117, 
Seuffl. 58 ©. 826). 
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e) Verbot der Eröffnung. 

&. 2263. Eine Anordnung des Erblaflers, durch die er 
verbietet, das Teſtament alsbald nad) feinem Tode zu eröffnen, 
iſt nichtig. 

Die Borfchrift gilt grundfäglich auch für gemeinfchaftliche Teftamente 
(KG. 24 S. A 188, ORG. 11 S. 250), ſ. jedoch Anm. 1 zu $. 2278. 
f) Einfidt des Teftaments; Abfıhrift. 

&. 3264. Ver ein rechtliches Intereffe glaubhaft macht, 
ift berechtigt, von einen eröffneten Teſtament Einfiht zu nehmen 
ſowie eine Abjchrift des Teitaments oder einzelner Teile zu 
fordern; die Abfchrift it auf Verlangen zu beglaubigen. 

S. Anm. 8 zu $. 1958. Ausfertigungen von einenhändigen Teſta— 
menten werden (in Breußen) nicht erteilt (KG. 80 S. A 90), bez. Öffentlicher 
ZTeftamente fireitig. Die Urfchriit, auch des eigenhändigen Teftaments, ver: 
bleiht ftetS in der Verwahrung des Gerichts, RJA. 7 S. 88; wegen der 
Eröverträge f. Anm. 1 zu 8. 2300. 


Achter Titel. 
Gemeinſchaftliches Teftament. 


Ein gemeinjchaftliches Teftament, d. 5. die äußere Zuſammenfaffung 
der von mehreren Berfonen getroffenen legtiwilligen Verfügungen in einen 
und denfelben Rechtsakt, tft nur Ehegatten geftattet ($. 2265). Ein 
folches Teftament kann legtwillige Verfügungen jeder Art enthalten; es 
find jedoch für gewifie von den Ehegatten dergeftalt getroffene Ber: 
fügungen befondere Rechtsſätze aufgeftelt.e. Dies gilt zunächſt nad 
$. 2269 von Verfügungen, die bei gegenfeitiger Erbeinjegung für die 
Beit nach dem Tode des Überlebenden über den beiderfeitigen Nachlaß 
getroffen find. Sodann aber beftehen befondere Borfchriften für die fog. 
forrefpeltiven, d. 6. im Verhältniſſe gegenfeitiger Abhängigkeit ftehenden 
Verfügungen. Der 8. 2270 beftimmt in Abſ. 1, 3 das Weien und Die 
Wirkung der Korrefpeltivität, im WUbf. 2 eine Rechtsvermutung dafür, 
wann ein ſolches Berhältnt? der Verfügungen anzunehmen if. Im 
8. 2271 wird der Widerruf Lorrefpeltiver Verfügungen nah Form und 
Buläffigfeit geregelt. Bon dem Einfluffe der Nichtigfeit und der Auf: 
löfung der Ehe auf deu Beltand des gemeinschaftlichen Teftaments Handelt 
der $. 2268. Die 88. 2266, 2267, 2272, 2273 enthalten befondere Bor 
ichriften über die Errihtung, Aufhebung und Eröffnung eines gemein- 
fchaftlichen Teſtaments. 

Dur gem. Teftament können Verfügungen der Ehegatten betreiis 
ber fortgejegten Gütergemeinfchaft getroffen werden (8. 1516 Ubf. 8). Auf- 
bebung eines Erbvertrags $. 2292. Ubergansgsvorſchrift betrefis älterer 
gem. Teſtamente ES. Art. 214 Abſ. 2. 


Beſchränkung auf Ehegatten. 

« 2265, Ein gemeinſchaftliches Teſtament kann nur 
von Shegatten!) errichtet werben. 

1) nit auch von Verlobten (vgl. 8. 2275 Abſ. 8). Keine Kon: 
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valeszenz durch fpätere Ehefchließung. Wegen des Falles der Nichtigkeit 
oder der fpäteren Auflöfung der Ehe ſ. S. 2268. 
Erridtung. 


8. 2266. Ein gemeinfchaftliches Teitament kann nad) 
8. 22491) audy dann errichtet werden, wenn die VBorausfegung 
des 8. 22492) nur auf feiten eines der Ehegatten vorliegt. 

1) vor dem Gemeindevorfteher (vgl. 8. 2252). 2) Beforgnig 
baldigen Verſterbens. 

&. 2267, Zur Errichtung eines gemeinſchaftlichen Tefta- 
ments nad $. 2231 Nr. 21) genügt es, wenn einer der Ehe 
gatten das Zeitament in der dort vorgelihriebenen Form ers 
richtet?) und der andere Ehegatte die Erklärung beifügt, daß 
da8 Teitament auch als fein Zeitament gelten folle. Die Er: 
Härung muß unter Angabe des Ortes und Tages eigenhändig 
geichrieben und unterfchrieben werden?)*). 

1) in eigenhändiger Yorm (vgl. $. 2247). 2) alfo e8 mit Orts: 
und Beitdatum eigenhändig fchreibt und unterfchreibt, vgl. RJA. 4 S. 12 
(= 89.26 ©. A 44). 8) Bezüglich der formellen Erforderniſſe gilt 
für die nach Sat 2 abzugebende BeitrittSerllärung alled, was für das 
eigenhändige Teftament erfordert wird (f. Anm.2b—g zu $. 2281). Dede 
ber beiden Erklärungen muß mit einem bejonderen, vom Erflärenden 
eigenhändig geichriebenen Datum verfehen fein (OLG. 8 ©. 287). Wegen 
der möglichen Faſſung der beiderfeitigen Erklärungen f. KG. 28 ©. A 20, 
RIA. 5 ©. 42 (= 86.29 © A 58), RJA. 6 ©. 169. 4) Die 
Form bes 8. 2267 ift nicht die ausſchließlich zuläſſige. Es kann aud) 
jeder Ehegatte die von ihm getroffene Verfügung in Kenntnis und 
Billigung des Zuſammenhanges mit der bes anderen Teiles auf dentfelben 
oder einem anderen Blatte niederfchreiden und unterfchreiben (RIA. 4 
©. 197, 5 ©. 147 = 86.29 ©. A 57). 

Einfluß der Nichtigkeit und der Auflöfung der Ehe. 

6. 2268. En gemeinjchaftliches — iſt in den 
Fällen des 8. 20771) feinem ganzen Inhalte nady?) unwirkſam. 

Wird die Ehe vor dem Tode eines der Ehegatten aufge= 
Löft oder liegen die Borausfegungen des 8. 2077 Abi. 1 Sa 2 
vor, fo bleiben die Verfügungen infomeit wirkſam, al3 anzu 
nehmen ift, daß fie auch für diefen Fall getroffen fein würden ?). 

1) Nichtigkeit der Ehe, Auflöfung vor dem Tode eines der Ehegatten 
oder Erhebung einer berechtigten Klage auf Scheidung oder auf Auf: 
bebung ber ehelihen Gemeinfchaft wegen Verſchuldens bes anberen Teiles 
2, Nicht nur die Lorrefpeltiven Verfügungen ($. 2270). 8 Dal. 
8. 2077 Abſ. 8. 

erfügungen für die Beit nach dem Code des Überlebenden. 
. 2269. Haben die Ehegatten in einem gemeinſchaft⸗ 
lichen Teſtamente, durd das fie fi) gegenfeitig als Erben ein» 
fegen, beftimmt, daß nad) dem Tode des Überlebenden der’ beider- 
feitige Nachlaß an einen Dritten fallen foll!), jo iſt im Zweifel 
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anzunehmen, daß der Dritte für den gefamten Nachlaß als Erbe 
des zulebt veriterbenden Ehegattcı?) eingefegt iſt. 

Haben die Ehegatten in einem ſolchen Teſtament ein Ver— 
mächtnis angeordnet, da8 nah dem Tode de3 Wberlebenden 
erfüllt werden fol, fo it im Zmeifel anzunehmen, daß das 
Bermädtnis dem Bedachten erſt mit dem Tode des Uberleben— 
den anfallen?) foll®). 

1) Bol. $. 2087 Abi. 1. 2) Der Dritte ſoll alfo nidjt Biniicht: 
lich des Nachlaſſes des zuerft verfterbenden Ehegatten Nacherbre fein, wic 
für dag preuß. ALH. liberwiegend angenommen wurde Dad IB. folgt 
der von RG. (27 ©. 150, 88 ©. 217) für das gem. Recht vertretenen 
Auffaffung, vgl. jedoh RA. 4 S. 17. Der überlebende Ehegatte bat 
danach freie Verfügung über den Nachlaß, der dritte erhält nur, was 
beim Tode des Lebtlebenden noch vorhanden iſt (KG. 26 S. A äl). Ter 
8.2269 enthält jedoch nır Auslegungzregeln (OLS. 4 ©. 427, 6 ©. 176), 
die aber auch für ältere Teftanıente von Bedeutung find (RG. 59 5.84, 
vgl. 60 S. 117). 3) 8. 2176. 4) Der $. 2269 findet bei Erb: 
verträgen entfprechende Anwendung (8. 2280). 

Gegenfeitige a nängigneh der Berfügnngen. 

. 2270. Haben die Ehegatten in einem gemeinfcaft- 
lihen Zejtamente Verfügungen getroffen, von denen anzunehmen 
it, daß die Verfügung des einen nicht ohne die Verfügung des 
anderen getroffen fein würde, jo hat die Nichtigkeit oder der 
Widerruf der einen Verfügung die Unwirkſamkeit der anderen 
zur Yolge. 

Ein foldyes Verhältnis der Verfügungen zu einander it im 
Zweifel anzunehmen, wenn fi die Ehegatten gegenjeitig be: 
denfen oder wenn dem einen Ehegatten von dem anderen eine 
BZumendung gemacht und für den Fall des Liberlebens des 
Bedachten eine Verfügung zu Gunſten einer Perfon getroffen 
wird, die mit dem anderen Ehegatten verwandt iſt oder ihm 
ſonſt nahe jteht. 

Auf andere Verfügungen als Erbeinfegungen, Bermädstnifie 
oder Auflagen findet die Vorſchrift des Abſ. 1 feine Anwendung. 

1. ©. die Borbm. S. 958. VBgl. au bie entfpreddenden Bor: 
fHriften für ben Erbvertrag in $. 2278 Abſ. 2, 8. 2298. Soweit nad) 
Abſ. 8 der Abſ. 1 nicht eingreift, gelten die allgemeinen Borfchriften des 
8. 2078 Abf. 2. 

2. Trotz des Zufammenbanges der forreipeltinen Berfügungen ent 
hält das gem. Teftament doch zwei Nechtsgefchäfte, was beſonders für 
die Stempelpfliht von Bedeutung ift (NG. 50 ©. 308). 

Widerruf. 

8. 2271. Der Widerruf einer Verfügung, Die mit einer 
Verfügung des anderen Ehegatten in dem im 8. 2270 bezeichneten 
Verhältniſſe fteht, erfolgt bei Lebzeiten der Ehegatten nad den 
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für den Rüdtritt von einem Erbvertrage geltenden Borfchriften 
des 8. 22961). Durd) eine neue Verfügung von Todes wegen 
fann ein Chegatte bei Lebzeiten des anderen feine Verfügung 
nicht einfeitig aufheben. 

Das Recht zum Widerruf erlifht mit dem Tode des 
anderen CEhegatten?); der Überlebende kann jedod feine Ber» 
fügung aufheben, wenn er das ihm Zugewendete ausfchlägt. 
Auh nad) der Annahme der Zumendung ift der Überlebende 
zur Aufhebung nah Maßgabe des $. 2294 und des 8. 2336 
beredtigt?). 

Iſt ein pfliitteildberehtigter Ablümmling der Ehegatten 
ober eines der Ehegatten bedadt, fo findet die Vorfchrift des 
8. 2289 Abf. 2 entfpredhende Anwendung?). 

1) d. h. durch eine gerichtlich oder notariell beurkundete Erklärung 
gegenüber dem anderen Xeile. 2) Nur dispoſitiver Rechtsſatz; die 
Ehegatten können unbefchadet der torrefpeltiven Natur ber Verfügung im 
Teftament, insbeſondere durch Vorbehalt „einfeitiger Nachzettel“, dag 
Begenteil beitimmen (DRG. 12 ©. 886). Nach Erlöfchen des Widerrufs: 
recht befteht gegenüber fraubulöfen Schenkungen be3 Überlebenden Ehe— 
gatten ein Nüdforberungsrecht analog dem des Vertragserben nad 
8. 2287 (NG. 58 ©. 64). 3 Mithin dann, wenn fih der Bedachte 
einer Berfehlung ſchuldig macht, die den Erblaſſer zur Entziehung des 
Pflichtteils berechtigt, und in der Form der Pflichtteildentztefung. Dal. 
zu Wbf. 2 Sag 1 den $. 2298 Uhl. 2 Say 2, 8, zu Abſ. 2 Sa 2 auf 
den 8. 2297. Wegen der Üübergangszeit ſ. EG. Art. 214 Abſ. 2. 
4, Der überlebende Ehegatte kann durch fpätere Iegtwillige Verfügung 
bezuglich des Abkömmlinges die nach S. 2888 zuläffigen Anordnungen 
treffen (ſog. Enterbung in guter Ubficht). 

‚ Rücknahme des Teſtaments. 

&, 2272. Ein gemeinfchaftlihes Teftament kann nad) 
8. 2256 nur von beiden Ehegatten zurüdgenommen werden. 

Die Vorſchrift gilt für ein Öffentlich errichtete und für ein eigen: 
händiges ZTeftament, alfo auch dann, wenn bie Nüdnahme nicht die 
Wirkung ded Widerrufs Hat. 

Tefamentseröffnung. 

&. 2273. Dei ber Eröffnung eines gemeinſchaſtlichen 
Zeftament3 find die Derfügungen de@ überlebenden Ehegatten, 
fomweit fie fi fondern laflen, weder zu verkünden noch 
fonft zur Kenntnis der Beteiligten zu bringen!). Bon den 
Verfügungen des veritorbenen Ehegatten ijt eine beglaubigte 
Abſchrift anzufertigen. Das Teſtament ift wieder zu verjchließen 
und in die bejondere amtlidye Verwahrung?) zurüdzubringen. 

1) Dal. 88. 2260, 2262, 2264. Sind alle Verfügungen bes ver: 
ftorbenen Ehegatten gegenſtandslos geworden, fo ift das ZTeftament nicht 
zu eröffnen (RIA. 1 ©. 45). Auch Verfügungen des überlebenden Ehe⸗ 
gatten, die mit gegenftandslos gewordenen des verftorbenen untrennbar 
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zuſammenhängen, find nicht zu verkünden (KG. 24 S. A 188, OLG. 11 
©. 250). &emeinfchaftlie Verfügungen über die Anteile der Abkömm⸗ 
linge am Gefamtgute der fortgejegten Bütergemeinihaft (58. 1511 bis 
1515) find nach dem Tode des Eritverfterbenden ihrem vollen Inhalte 
nad zu verlünden (RIM. 1 S. 180). Nocmalige Verkündung eines 
nad dem Tode des Eritverftorbenen ganz eröffneten Teftamentö nach bem 
Tode des Überlebenden ift unzuläffig (RIA. 1 ©. 186, 88.24 ©. BB; 
abweichend für den Fall, daß die erfte Berfündung vor 1900 ſtatt⸗ 
gefunden, OLG. 9 ©. 420). Recht des Erbichaftäfteneramt3 auf voll: 
ftändige Eröffnung bezüglich aller nicht außfonderungsfähigen Verfügungen 
828.22 S. A 265. 2) d. 5. an die bisherige Berwahrungsftelle 
(88. 0246, 2248); $. 2261 Say 2 findet zutreffenden Balles erft nad 
dem Tode des Überlebenden Anwendung (RG. 20 S. A 262, 21 
&. A 225). Die NRüdgabe des Teſtaments an den Überlebenden Che: 
gatten ift unzuläffig (R®. 24 ©. B 6). 


Dierter Abſchnitt. 
GErbvertrag. 


1. In dem Erbvertrag, der ohne Beſchränkung auf beſtimmte Ber: 
ſonen zugelaſſen iſt, können beide Vertragſchließende oder auch nur einer 
von ihnen von Todes wegen verfügen. Die vertragsmäßigen Ver— 
fügungen find auf Erbeinfegungen, Bermächtniffe und Auflagen beichräntt 
($. 2278 Abſ. 2). Erbe oder Bermädtnisnehmer kann ber andere 
Bertragfchhließende oder ein Dritter fein ($. 1941 Abſ. 2). Andere 
Berfügungen, 3. B. bie Ernennung eines Teftamentspolliireders ober 
familienrechtlide Anordnungen, können nur als einfettige erfolgen 
($. 2299 Abſ. 1). Für die vertragsmäßigen Verfügungen gelten in ge: 
wifien Punkten, indbefondere bezüglih der SKorreipettivität, ähnliche 
Grundfäge wie für die gemeinfam getroffenen Berfügungen in gemein: 
ſchaftlichen Teftamenten ($. 2280; 8. 2298 verglichen mit 88. 2270, 2271); 
im übrigen kommen bet den vertragsmäßigen und den einfeitigen Ber: 
fügungen des Erbvertragd weſentlich die Borfchriften über legtwillige 
Berfügungen zur Unwendung ($$. 2279, 2299). 

2. Was die Schließung des Erbvertragd anlangt, fo beftegen Ab; 
weichungen von den Vorſchriſten über die Teftamentserrichtung Hinfichtlich 
der Fähigkeit und der Form. In erfterer Beziehung wird für den als 
Erblafier Tontrabierenden Teil unbefhräntte Geſchäftsfähigkeit er: 
fordert (8. 2275 Abſ. 1), Die Form ift gegenüber der Tejlamentöform 
infofern erjchwert, als die eigenhändige Form ausgefchlofien und für die 
Abſchließung vor einem Richter oder Notar gleichzeitige Anwefenbeit 
beider Teile vorgefchrieben iſt ($. 2276 Abſ. I). rleichterungen gelten 
für Fähigkeit und Form bei Erbverträgen zwiſchen Ehegatten und Ber: 
lobten ($. 2275 Abſ. 2, 8, 8. 2278 Abſ. 2). 

8. Der Erbvertrag erzeugt als Gegenflüd zu dem für den Bedachten 
begründeten Erbredt oder Bermädtnisreht eine Bindung des Erb: 
laſſers, die fich in gewifler Weile fchon bei Verfügungen unter Nebenden 
äußert (88. 2286— 2288), namentlich aber dem Erblaſſer die Freiheit der 
Errichtung einer widerfprechenden Verfügung von Todes wegen beninm: 
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(8. 2289 Abſ. 1), Ausnahmen von dieſem Grundfake find in $. 2289 
Abſ. 2, S. 2297 enthalten. 

4. Befondere VBorfchriften gelten für die Anfechtung des Erb: 
vertrags, bie von dem Erblaſſer (88. 2281—2284) oder von ben aud 
bei legtwilligen Verfügungen antechtungöberedtigten Dritten ($. 22865) 
ausgeben kann. Ferner wird die Aufhebung des Erbvertragd durch 
Bertrag ($. 2290), Zeftament (88. 2291, 2292) oder Nüdtritt (68. 2298 
bis 2297) näher geregelt. Durh Rücknahme aus der Verwahrung (vgl. 
8. 2256) kann ein Erbvertrag nicht aufgehoben werden (RIN. 5 ©. 189 
— 26.29 ©. A 18, vgl. Anm. zu 8. 2277). 

b. Am Schluffe des Abſchnitts ift eine Vorſchrift über die Schenkung 
von Todes wegen angefügt (8. 2801) und die Nichtigkeit obligato: 
rifher Berträge Über Errihtung und Aufhebung einer Berfügung 
von Todes wegen ausgeſprochen ($. 2802). 

6. Berwandte Berträge, die nicht unter den Begriff bed Erb: 
vertragd fallen, find: 

a) Verträge über den Nachlaß eines noch lebenden Dritten (8. 312), 

b) obligatoriiche Verträge über Errichtung oder Aufhebung einer 
Berfügung von Todes wegen ($. 2802), 

c) Erbverzichte (83. 2846 ff), 

d) Berträge über eine nad) dem Tode des Berfprehendempfängers 
an einen Dritten zu machende Leiftung, insbeſondere fiber eine Abfindung 
in Gut8überlaffungsverträgen ($. 380 Satz 2). 

T. Bel. ES. Urt. 24 Abſ. 8, 214, 216. 

Schließung des Vertrags. 
8) Unzuläffigkeit der Mertretung. 

6. 2274. Der Erblaſſer kann einen Erbvertrag nur 
perfönlich [chließen. 

Bol. 8. 2064, 8. 2282 Abſ. 1 Say 1, $. 2284 Sak 1, $. 2290 
Abſ. 2 Sat 1, $. 2296 Abſ. 1 Sag 1. Die Borfchrift gilt nur für ben 
Grblafier. Sind bei einem Erbvertrage nicht beide Teile Erblaffer 
(8. 2278 Abf. I, 8. 2299 Abſ. 1), fo fann der nur annehmende Teil, 
mag er der Bedachte fein oder nicht, den Vertrag durch einen Vertreter 


abjchließen. 
b) Fähigkeit. 

&. 2275. Einen Erbvertrag Tann als Erblajjer nur 
ichließen, wer unbeihränft geſchäftsfähig ift. 

Ein Ehegatte kann als Erblafjer mit jeinem Ehegatten 
einen Erbvertrag fließen, aud wenn er in der Befhäftsfähigfei 
beſchränkt it. Er bedarf in diefem alle der Zuftiinmung feines 
gejeglihen Vertreters; iſt der gejeßliche Vertreter ein Bormund, 
jo iſt auch die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts er— 
forderlid). 

Die Vorſchriften des Abi. 2 gelten aud für Verlobte. 

Abſ. 1 abweichend von $. 2229 Abſ. I, 2. Abſ. 2 gilt nit nur 
für Minderjägrige, fondern auch für jonftige in der Gefchäftsfählgleit Be: 
ichräntte ($. 114), infofern abweichend von $. 2229 Abſ. 8 Gay 2 
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wiederum abweichend von $. 2229 Abſ. 1; vgl. $. 2282 Abf. 1 Sapß ?, 
8. 2284 Sat 2, $. 2290 Abf. 2 Sak 2, $. 2296 Adf. 1 Sak 2. 
e) £orm. 

— 2276. Ein Erbvertrag kann nur vor einem Richter 
oder!) vor einem Notar bei gleichzeitiger Anmejenheit beider 
Zeile?) geichloflen werden. Die Borjchriften der 88. 2233 bis 
2245 finden Unmwendung; was nad) diefen Borfchriften für den 
Erblafler gilt, gilt für jeden der Vertragfchließenden?). 

Für einen Erbvertrag zwilhen Ehegatten oder zwiſchen 
Verlobten, der mit einem &hevertrag in derjelben Urkunde ver- 
Fa wird, genügt die für den Ehevertrag vorgejchriebene 

orm). 

—E EG. Art. 141. 2) Abweichung von 8. 128. 3) Bol. EG. 
Art. 161. — Aufrechterhaltung eines formungültigen Erbvertrags als 
Teſtament KG. 81 S. A 112. 4) 88. 1482, 1484 (Abſchluß vor Gericht 
oder vor einem Notar bei gleichzeitiger Unmelenbeit beider Teile, mithin ohne 
Buziehung des Gerichtsſchreibers, des zweiten Notar oder der zwei Zeugen). 

6. 2277. Die über einen Grbvertrag aufgenommene Ur 
funde fol nah Maßgabe des 8. 2246 verſchloſſen, mit einer 
Auffchrift verfehen und in befondere amtlihe Verwahrung ge- 
bracht werden, ſofern nicht die Parteien das Gegenteil verlangen. 
Das Gegenteil gilt im Zweifel als verlangt, wenn der Erbvertrag 
mit einem anderen Bertrag in derfelben Urkunde verbunden wird. 

Über einen in befondere amtliche Verwahrung genommenen 
Erbverirag fol jedem der Bertragicließenden ein Hinterlegung®- 
ſchein erteilt werden. 

©. die Anm. zu $. 2246, zu Abſ. 1 Sa 2 au Anm. zu 8. 2300. 
Auf übereinftimmenden Antrag der BVertragichließenden tft der Erb: 
vertrag aus der befonderen in die gewöhnliche amtlidde Berwahrung, 
nit jedoh an die Pertragfchließenden felbit herauszugeben (RA. 5 
©. 189 = 88.29 ©. A 78). 

Nertrngsmäßige Verfügungen. 
a) Gegenfland. 

. 2278. In einem Erbvertrage kann jeder der Bertrag- 
Kanedenben vertragsmäßige Verfügungen von Todes wegen 
treffen. 

Andere Verfügungen als Erbeinjegungen, Vermächtniſſe 
und Auflagen fünnen vertragsmäßig nicht getroffen werden. 

Als einfeitige können auch andere ald bie im Abſ. 2 bezeichneten 
Verfügungen in einem Erbvertrage getrofien werden ($. 2299). Auf 
ältere Teftamente findet Abf. 2 keine Anwendung (EG. Art. 214 Ubi. 2, 
DVS. 11 ©. 256). Aufrechterhaltung einer ungültigen vertraggmäßigen 
als letztwillige Verfügung (8. 28 S. A 16). 

b) Anwendung der Vorſchriften über lebtwillige Verfügungen. 
$. 2279, Auf vertragsmäßige Zuwendungen und Auf: 
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lagen finden die für letztwillige Zuwendungen und Auflagen 
geltenden Vorſchriften entjprehende Anmendung. 

Die Vorfchriften des 8. 2077 gelten für einen Erbvertrag 
zwijchen Ehegatten oder Verlobten auch infomeit, als ein Dritter 
bedacht ift. 

Bol. jedoch $. 2298 Ubf. 1 (gegenüber 8. 2086). Zu Abſ. 2 f. 
DU®. 4 ©. 446. 

ec) Verfügungen in Erbuerträgen zwiſchen Ghegatten. 

4 2280. Haben Ehegatten in einem Er ——* durch 
den ſie ſich gegenſeitig als Erben einſetzen, beſtimmt, daß nach 
dem Tode des Überlebenden der beiderſeitige Nachlaß an einen 
Dritten fallen fol, oder ein Vermächtnis angeordnet, das nad) 
dem Tode des Überlebenden zu erfüllen if, ß finden die Vor⸗ 
ſchriften des 8. 2269 entſprechende Anwendung. 

Der eingeſetzte Dritte gilt alſo im Zweifel für den geſamten Nach— 
laß als Erbe des zulegt verfterbenden Ehegatten, nicht Hinfichtlich des 
Nacjlafies des Erftverftorbenen als Nacherbe; das Vermächtnis fällt dem 
Bedachten im Zweifel erfi mit dem Tode des Überlebenden Ehegatten an 


(vgl. OLG. 12 ©. 888). 
Anfechtung des Erbrvertrags: 
1. durch den Erblaſſer; 
. 2281. Der Erbverirag fann auf Grund der 88. 2078, 
2079!) aud) von dem Erblafjer angefochten werden; zur An 
fechtung auf Grund des 8. 2079 iſt erforderlich, daß der Pflicht» 
teilsberechtigte zur Zeit der Anfechtung vorhanden ift. 

Soll nad) dem Tode des anderen Vertragfchließenden?) eine 

u Gunften eines Dritten getroffene Verfügung von dem Erb- 

Taster angefodhten werben, fo it die Anfechtung dem Nachlaf- 
erichte gegenüber zu erllären?). Das Nachlaßgericht ſoll die 
rHärung dem Dritten mitteilen. 

3) wegen Irrtums, Drohung oder Übergehung eines Pflichtteils: 
berechtigten. Betreffs des Ießteren Grundes f. wegen der lIbergangsgeit 
DNS. 6 ©. 888. 2) Bei Lebzeiten ded anderen Bertrag: 
fchließenden gilt $. 148 Abſ. 1, 2. 8) Dal. $. 2081, auch 88. 1842, 1597. 

Vertretung; Korn. 

8. 2282, Die Anfechtung kann nicht durch einen Ver— 
treter des Erblafierd erfolgen. Iſt der Erblafier in der Ge- 
fchäftsfähigfeit bejchränft, fo bedarf er zur Anfechtung nicht der 
Zuftimmung feines gefeglichen Vertreters. 

Für einen geihäftsunfähigen Erblafjer fann fein gejehlicher 
Vertreter mit Genehmigung des Bormundichaftsgeridhts den 
Erbovertrag anfedten. 

Die Anfechtungserflärung bedarf der gerichtlichen ober 
notariellen Beurkundung. 

Bol. 88. 2274, 2276, 2284, 8. 2290 abſ. 2, 8. 2296 Abi. 1. 
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kriſt. 

6. 2283. Die Anfechtung durch den Erblaſſer kann nur 
binnen Jahresfriſt erfolgen. 

Die Friſt beginnt im Kalle der Anfechtbarkeit megen 
Drohung mit dem Zeitpunkt, in welchem die Zmangslage auf: 
hört, in den übrigen Fällen mit dem Zeitpunkt, in welchem ber 
Erblafier von dem Anfehhtungsgrunde Kenntnis erlangt. Auf 
ben Lauf der Frilt finden die für die Berjährung geltenden 
Vorſchriften der 88. 203, 206 entiprechende Anendung, 

Hat im Falle des 8. 2282 Abf. 2 der gejegliche Bertreter 
den Srbvertrag, nicht rechtzeitig angefochten, jo Tann nach dem 
Wegfalle der Gefhäftsunfähigkfeit der Erblafier jelbft den Erb⸗ 
vertrag in gleicher Weife anfechten, wie wenn er ohne gejeß- 
lihen Vertreter gemejen wäre. 

Bol. SS. 121, 124, 2082. Berechnung ber Friſt S. 187 Abſ. 1, 
S. 188 Abſ. 2. Abſ. 8 Erweiterung ded nad Abſ. 2 entiprechenb an: 
wendbaren $. 206. 

Beſtũtigung. 

&. 2ösa. Die Beltätigung eines anfechtbaren Erbvertrags 
kann nur durch den Erblafjer perſönlich erfolgen. it der Erb» 
lafier in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, fo ıft die Beftätigung 
ausgeſchloſſen. | 

Bol. S. 144; 8. 2274, 8. 2275 Abf. 1. 

2. durch andere Berfonen. 

. 2285. Die im $. 2080 bezeichneten Perſonen können 
den Erbvertrag auf Grund der 88. 2078, 2079 nidht mehr an» 
fechten, wenn da8 Anfechtungsredht des Erblaſſers zur Zeit des 
Erbfall3 erlofchen ijt!). 

1) Gemäß $. 2288 oder 2284, 144. , 

Ginfluß des Bertrags auf dns Yerfügungsrecht des Erblaffers. 
1. Vezfügnger unter Lebenden. 

. 2386. Durh den Erbvertrag wird das Nedht des 
Erblaflers, über fein Vermögen durch Rechtsgefchäft unter Lebenden 
zu verfügen, nicht beichränft. 

Ausnahmen enthalten die SS. 2287, 2288, bie ben Bertragsderben 
oder Vermächtnisnehmer gegen einen Mißbrauch bed Berfügungsredts 
fihern. Der Bertragserbe Hat nicht ba8 Recht, bie Entmündigumg bed 
Erblaffer8 wegen Berfhwendbung zu beantragen (vgl. ZPO. $. 680). 
Sein Recht auf den künftigen Nahla bes Erblaflers (S. 2289, bilder 
bei deflen Lebzeiten Teinen der Zwangsvollftredung unterliegenben und 
zur Konkursmaſſe gehörenden Bermögensgegenftand (OLG. 6 
See 

6. 2287. Hat der Erblafier in der Abficht, den Ber- 
tragserben zu beeinträchtigen, eine Schenkung gemadt, fo kann 
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ber Vertragserbe, nachdem ihm bie Erbidhaft angefallen?) if, 
von dem Beſchenkten die Herausgabe des Geſchenkes nad) den 
Borfchriften tiber die Herausgabe einer ungered;tfertigten Bes 
reiberung?) fordern. 

Der Anſpruch verjährt in drei Jahren von dem Anfalle 
der Erbſchaft an?). 

1) 8. 1942, 2) SS. 818 FR. 3) Entſprechende Anwen⸗ 
bung des 8. 2287 bei dem gem. Teſtament ſ. Anm. 2 zu 8S. 2271. 


Bereitelung von Vermächtniſſen. 

6. 2288. Hat der Erblafier den Gegenitand eines ver- 

tragsmäßig angeordneten Vermächtniſſes in der Abficht, den 
Bedachten zu beeinträchtigen, zerjtört, beifeite geſchafft oder be⸗ 
ſchädigt, fo tritt, fomweit der Erbe dadurch außerſtand gejegt iſt, 
die Leitung zu bemirlen, an die Stelle des Gegenitandes 
der Wert. 
Hat der Erblaffer den Gegenitand in der Ubficht, den Be 
dachten zu beeinträchtigen, veräußert oder belaftet, fo ilt der 
Erbe verpflichter, dem Bedachten den Gegenitand zu verfchaffen 
oder die Belajtung zu bejeitigen; auf Diele Berpflicytung finden 
die Vorſchriften des 8. 2170 Ab. 2 entfprechende Anwendung. 
Iſt Die Veräußerung oder die Belajtung ſchenkweiſe erfolgt, fo 
ſteht dem Bedachten, ſoweit er Erfaß nicht von dem Erben er- 
langen Tann, ber im $. 2287 beftimmte Anfprud gegen den 
Beichenkten zu. 

Bl. SS. 2169, 2170. 

2. Derfügungen von Todes wegen. 

8. 2289. Durch den Erbvertrag wird eine frühere letzt⸗ 
mwillige Verfügung des Erblaſſers aufgehoben, foweit fie das 
Recht des vertragsmäßig Bedachten beeinträchtigen würde‘). Im 
dem gleichen Umfang ift eine fpätere Verfügung von Todes wegen 
unwirkſam, unbefchadet der Vorſchrift des 8. 22972). 

Sit der Bedachte ein pflichtteilsberechtigter Abkömmling?) 
des Erblaffers, fo kann der Erblaffer durch eine fpätere lebt- 
willige Verfügung die nad) 8. 2338 zuläffigen Anordnungen?) 
treffen 5). 

1) Bol. 8. 2268. 2) Vogl. EG. Art. 214 Abſ. 2. 8) 8. 2808 
Abf. 1. 4), Berufung der gefeglichen Erben des Abkömmlinges zu 
Nacerben oder Nachvermächtnisnehmern oder Übertragung der Ber: 
waltung an einen Teſtamentsvollſtrecker (ſog. Enterbung in guter Abficht). 
5) Entiprechende Anwendung bei dem gem. XTeftamente $. 2271 Ubi. 8. 


Aufhebung des Erbrertrags: 

1. durch Jertrag; 

&. 2290. Ein Erbvertrag ſowie eine einzelne vertrags⸗ 
mäßige Verfügung kann durch Vertrag von den Perſonen aufs 
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gehoben werden, die den Erbvertrag geſchloſſen haben!) Nach 
ot Tode einer dieſer Perſonen kann die Aufhebung nicht mehr 
erfolgen‘). 

Der Erblafier kann den Vertrag nur perfönlich fchließen. 
Sit er in der Gefchäftsfähigkeit beichränft, jo bedarf er nicht 
der Zuftimmung feines gefeblihen Vertreters?). 

Steht der andere Zeil unter Bormundfdaft, fo iſt Die 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erfordberlih. Das 
gleiche gilt, wenn er unter elterlider Gewalt fteht, es ſei denn, 
daß der Vertrag unter Ehegatten oder unter Berlobten ges 
ſchloſſen mwirdt). 

Der Vertrag bedarf der im 8. 2276 für den Erbvertrag 
vorgeichriebenen Yorm. | 

1) Verzicht des in dem Erbvertrage bedachten Dritten 8. 2852 Sak 2. 
2) Bol. jedoch 8. 2297. 8) Ngl. SS. 2274, 2276, 8. 2282 Apf. 1, 
8. 2296. 4) Bol. 8. 2275 Ubf. 2, 8, 8. 2847 Mbf. 1. Daß der 
andere Zeil bei beichränkter Geſchäftsſähigkeit der Zuſtimmung feines 
gefeglichen Vertreters bedarf, folgt ſchon aus SS. 107, 114. 

2. dur Teſtament; 

8. 2291. Eine veriragsmäßige Verfügung, durch die ein 
Vermächtnis oder eine Auflage angeordnet ijt, kann von dem 
Erblaffer durch Teitament aufgehoben werden. Zur Wirkjam- 
feit der Aufhebung ift die Zultimmung des anderen Bertrag- 
ſchließenden erforderlih; die Vorfchriften des 8. 2290 Abi. 3 
finden Anwendung!). 

Die Bujtimmungserflärung bedarf der gerichtlichen oder 
notariellen Beurkundung; die Suftimmung it unmiderruflid?). 

2) Bol. 8. 1516. Die Vorfchrift fchafit dem 8. 2290 Abſ. 4 gegen: 
über eine Erleichterung, indem bie gleichzeitige Anweſenheit beider Zeile 
nicht erfordert und bie Aufhebungsertlärung des Erblaffer® auch in der 
eigenbändigen oder in einer außerorbentlihen Teſtamentsform zugelafien 
wird, 2) 8. 128, FGG. 88. 167ff, EG. Art. 141. 

6. 2292. Ein zwiſchen Ehegatten geſchloſſener Erbvertrag 
kann auch durch ein gemeinjhaftliches Teſtament der Ehegatten 
aufgehoben mwerden; die Vorjchrifien des 8. 2290 Abi. 3 finden 
Anwendung. 

S. Anm. 1 zu $. 2291. 
3. dur tritt 
8) ar end eines gorbehalis 

. 2293. er Erblafjer fanı von dem Erbvertrage 

zurüdireten, wenn er ſich den Rücktritt im Bertrage vor- 
behalten bat. 
. Form des Müdtritts SS. 2296, 2297. 
) wegen Berfehlung des Bedarhten; 

4 30a Der Erblafjer Tann von einer vertragsmäßigen 
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Verfügung!) zurüdtreten, wenn fi der Bedachte einer Ver—⸗ 
fehlung ſchuldig macht, die den Erblafier zur Entziehung des 
Pflichtieils berechtigt?) oder, falls der Bedachte nicht zu den 
Pflihtteildberechtigten gehört, zu der Entziehung beredtigen 
würde, wenn der Bedadıte ein Ablömmling des Erblafjers wäre?). 
1) 8. 2278. 2) 88. 2838--2885. 8) Bol. 8. 2297. 
e) wegen Wegfalls der Gegenleiſtung. 

8. 2295. Der Grölafer fann von einer vertragdmäßigen 
Verfügung zurüdtreten, wenn die Verfügung mit Rüdficht auf 
eine rechtsgeſchäftliche Verpflihtung des Bedachten, dem Erb- 
laffer für deilen Lebenszeit wiederkehrende Leiftungen zu ent- 
richten, indbefondere Unterhalt gu gemübren, getroffen ift und 
die Verpflichtung vor dem Tode des Erblaſſers aufgehoben wird. 

Erklärung des Rürktritts; Form. 

6. 2296. Der Rüdtritt kann nicht durch einen Vertreter 
erfolgen. Iſt der Erblafler in der Geſchäftsfähigkeit beichräntt, 
jo bedarf er nicht der Zuftimmung feines gejeglichen Vertreter). 

Der NRüdtritt erfolgt durh Erklärung gegenüber dem 
anderen Bertragjchließenden. Die Erklärung bedarf der gericht- 
lihen oder notariellen Beurkundung ?). 

1) Bol. 8. 2271 Abi. 1; 8. 2282 Adf. 1, 8.2290 Ubf. 2. 2)8. 128, 
FGG. 88. 167FF., ES. Urt. 141. Vgl. au 8. 2271 Abſ. 1. 

6. 2297. Someit der Erblaſſer zum Rüdtritte beredtigt 
üt, Tann er nach dem Tode des anderen Bertragfchließenden Die 
vertragsmäßige Verfügung durch Teitament aufbeben. In den 
Fällen des 8. 2294 finden die Vorfchriften des 8. 2336 Abf. 2 
bis 4 entipredyende Anwendung. | 

Sa I Ausnahme von $. 2290 Abſ. 1 Satz 2; vgl. 8. 2289 
Abſ. 1 Sag 2. 

Gegenfeitige Abhängigkeit vertragsmäßiger Verfügungen. 

&. 2208. in in einem Erbvertrage von beiden Zeilen 
vertragsmäßige Verfügungen getroffen, jo hat die Nichtigkeit 
F eſer Verfügungen die Unwirkſamkeit des ganzen Vertrags 
zur Folge. 

St in einem ſolchen Vertrage der Rücktritt vorbehalten, jo 
wird durch den Rüdtritt eines der Vertragfchließenden der ganze 
Vertrag aufgehoben. Das Rücktrittsrecht erlifcht mit dem Tode 
des anderen Bertragfchließenden. Der Überlebende kann jedoch, 
wenn er da8 ihm durch den Vertrag Zugemwendete ausſchlägt, 
feine Verfügung durch Zeftament aufheben. 

Die Dorlhriften des Abſ. 1 und des Abſ. 2 Sah 1, 2 
finden feine Anwendung, wenn ein anderer Wille der Vertrag- 
ſchließenden anzunehmen ift. 

Bol. 58. 2270, 2271, 8. 2278 Abf. 2. 
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Einſeitige Berfügungen. 
&. 5208. Seder der Vertragfchliegenden Tann in dem 
Erbvertrag einfeitig jede Verfügung treffen, die durch Teitament 
getroffen werden fann!). 

Für eine Verfügung diefer Art gilt das gleiche, wie wenn 
fie durch Teitament getroffen worden wäre. Die Berfügung 
kann aud in einem Vertrag aufgehoben werden, durch den eine 
vertragsmäßige Verfügung aufgehoben wird?). 

Wird der Erbvertrag durd Ausübung des Rücktrittsrechts?) 
oder durch Vertrag aufgehoben, fo tritt die Verfügung außer 
Kraft, fofern nicht ein anderer Wille des Erblaljer8 anzu- 
nehmen iſt. 

1) Bol. 8. 2278 und die Borbm. ©. 962 Nr. 1. 2) 8. 2290. 
3) ss 2298Ff. Ä 
Eröffnung des Obrbvertrags. 

"3300. Die für die Eröffnung eines Teſtaments 
geltenden Vorſchriften der 88. 2259 bis 2263, 2273 finden anf 
den Erbvertrag entfprehende Anwendung, die Borjchriften des 
8. 2273 Satz 2, 3 jedoh nur dann, wenn fid) der Erbvertrag 
in bejonderer amtlicher Berwahrung befindet. 

1. Auch ein nit in befondere amtlide Verwahrung gebradter 
Erbvertrag ($. 2277) ift nah bem Tode bes Erblafierd oder eines Erb⸗ 
laffer8 gemäß $. 2259 an das Nadjlaßgericht abzuliefern und von biefem 
nad) 8. 2260 zu eröffnen (NG. 48 ©. 96), fofern bie Eröffnung nicht 
nad) Lage des Falles zwecklos ift (NIU. 8 ©. 69). Ob ein folder 
Vertrag nah Eröffnung zurüdzugeben tft, beſtimmt fich nach Landesrecht, 
in Preußen nad Art. 42 566. (RG. 58 ©. 80, KG. 27 © A 41; 
vgl. auch RJA. 7 ©. 84, wo angenommen tft, baß ber Notar einen 
offenen Ehe: und Erbvertrag, um der Borfchrift des 8. 22569 Abſ. 2, 
$. 2800 zu genügen, überhaupt nicht in Urfchrift, fondern nur in Aus⸗ 
fertigung an das Nachlaßgericht abzuliefern Habe). 

2. Entiprehende Anwendung be 8. 2278 Sag 1 mit Bezng auf 
8. 2280 ſ. RJA. 6 S. 178. 

Schenaung von Todes wegen. 

+ 2301. Auf ein Schenkungsverſprechen, welches unter 
der Bedingung erteilt wird, daß der Beſchenkte den Schenter 
überlebt!). finden die Borjchriften über Verfügungen von 
Zodes wegen Anwendung. Das gleiche gilt für ein ſchenkweiſe 
unter diefer Bedingung erteiltes Schuldverfprehen oder Schuld» 
anerlenntnis der in den 88. 780, 781 bezeichneten Art. 

Vollzieht der Schenker die Schenkung durch Leiltung des 
augemwendeten ®egenjtandes, jo finden die Vorſchriften über 
Schenkungen unter Lebenden?) Anwendung. 

1) Bol. 8. 1928 Adf. 1, 8. 2160. 3) SS. 616ff. Anwend⸗ 
Barfeit des $. 818 Sag 2 OLG. 4 ©. 84. Bol. au OLG. 4 ©. 188. 





Erbvertrag. 88. 2299-2302. Pflichtteil. 91 


Derträge fiber Verfügungen von Codes wegen. 

6. 2302. Ein Vertrag, durch den fi) jemand ver 

pflichtet, eine Verfügung von Todes wegen zu erridten oder 

nicht zu errichten, aufzuheben oder nidyt aufzuheben, iſt nichtig. 

Die Vorfchrift bezieht ſich auf obligatorifche Verträge, fie Hat vermöge 

ihres prohihitiven Charakter rüdwirkende Kraft (OL®. 8 ©. 290); vgl. 
Vorbm. 6 auf ©. 968; auch $. 844. 


Fünfter Abſchnitt. 
Pflichtteil. 


1. Das Pflichtteilsrecht iſt im BGB. nicht als Erbrecht, ſondern 
grundſätzlich als ein perſönlicher Anſpruch auf eine Geldzahlung 
geſtaltet. Der Anſpruch begründet eine Nachlaßverbindlichkeit ($. 1967), 
er iſt vererblich und übertragbar (8. 2817) und unterliegt unter gewiſſen 
Borausfegungen auch der Zwangsvollſtreckung (vgl. zu $. 2817) Nur 
wenn ein Pflichtteiläberechtigter ald Erbe unter Beſchränkungen oder 
Beſchwerungen auf einen Erbtetl eingefegt ift, ber den Pflichtteil nicht 
Aberfteigt, wird das Pflichtteildrecht unmittelbar dadurch gewahrt, daß 
die Beichräntungen oder Beichwerungen als nicht angeorbnet gelten 
($. 2806 Abi. 1 Satz 1). DBgl. ferner 8. 2818 Abſ. 2, 8, SS. 2819, 
2828. 

2. Pflichttelldberechtigt find Abldömmlinge, Eltern und Ehe: 
gatten (8. 2808) alfo nicht die entfernteren Borfabren und Die 
Geſchwifter; das Pflichtteildreht der entfernteren Abtsmmlinge und der 
Eltern ift nach 3. 2809 ein bedingtes. Der Pflichtteil befteht für alle 
Berechtigten gleichmäßig in der Hälfte des Wertes ihres gefeßlichen 
Erbteild._ Der Pflichttellsanfprud entfteht für den Berechtigten mit 
dem Erbfalle (S. 2817 Ubi. 1), wenn ber Berechtigte durch Verfügung 
von Todes wegen bon ber Erbfolge ausgeichloffen ift ($. 2808). Be: 
fondere Borichriften gelten, wenn der Pflichtteiläberechtigte auf einen zu 
geringen oder auf einen zwar an fich ausreichenden Erbteil, jeboch unter 
Beſchränkungen oder Beichwerungen eingeiegt oder wenn er nur mit einem 
Bermädtnifie bedacht ift ($. 2805, S. 2806 Ubi. 1, $. 2807). 

8. Bet der Berehnung bes Pflichtteils fommt neben ber Pflicht- 
teilsquote zunädft der maßgebende Erbteil in Betracht, deffen Feſt⸗ 
ftellung der 8. 2810 regelt. Die SS. 2811 —2814 beziehen fich auf den 
zugrunde zu legenden Beltand und Wert des Nachlafies, die 88. 2815, 
2816 auf die Anrechnung ber vom Erblafler unter Lebenden dem Pflicht: 
teiläberechtigten oder bei beftehender Ausgleihungzpfliht einem andern 
Ablömmlinge gemachten BZumendungen. Zur Feltitellung der nicht ziffer: 
mäßig beftimmten Forderung eines PflichtteilSberechtigten bedarf e3 der 
Enticheidung über die Anrechnung foldyer Zuwendungen und über die Auf: 
rechnung von Gegenforderungen (RG. 58 ©. 57). 

4. Die Frage, wie bie Leiftung des Pflichttelld von den Perfonen, 
die etwa aus der Erbſchaft erhalten, im BerhältniS untereinander zu 
tragen ift, bildet den Gegenſtand der Vorfchriften Über die Pflichtteils: 
laſt (8$. 2818— 2824). 
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5. Hat der Erblaſſer Bet Lebzeiten Schenkungen gemacht, fo erwächſt 
dem Pflicytteiläberechtigten der Unfpruch auf Ergänzung des Pflicht: 
teil8 (außerordentlidher Pflichtteil, SS. 2825 28831). Der Uniprud 
richtet fich in erfter Linie gegen den Erben, foweit jeboch diefer nach den 
Grundfäßen der beichräntten Saftung oder wegen feines eigenen Pflicht: 
teilgreht3 zur Ergänzung nicht verpflichtet tft, gegen den Beſchenkten 
($. 2829). Das Hecht unterliegt nad) der Zeit und der Urt ber Schenkung 
gewiflen Beichräntungen (8. 2325 Abſ. B, S. 2880). 

6. Sie Gründe, die den Erblafier zur Entziehung des Pflicht: 
teils berechtigen, find bezliglid) der Abkömnilinge im S. 2338, der Eltern 
im $. 2834, des Ehegatten im $. 2885 angegeben. Die 88. 2886, 2387 
regeln die Anordnung und die Wirkſamkeit der Gntzichung fowie den 
Wegfall des Entziehungsrechts. Der 5. 2888 handelt von den zuläffigen 
Beſchränkungen in guter Abſicht. Die (unbeabfichtigte) Über: 
gehung eines Pflichtteilsberechtigten Hat Anfechtbarkeit der betreffenden 
legtwilligen oder vertragdmäßigen Berfligung von Todes wegen zur Folge 
(SS. 2079, 2080, 2281). 

7. Vol. 88. 812, 15609, 1511 Abſ. 2, 8. 2846 Abſ. 2; EG. 
Urt. 64, 187, 189, 218, 216. 


Vornusfekung und Höhe des Pflidtteils: berechtigte Perſonen. 

&. 2303. Iſt ein Abkömmling des Erblaſſers durch 
Verfügung von Todes wegen von der Erbfolge ausgeſchloſſen!), 
jo Tann er von dem Erben den Pflichtteil verlangen. Der 
Pflichtteil heiteht in der Hälfte des Wertes des gejeglichen Erbteils?). 

Das gleihe Recht fteht den Eltern und dem Ehegatten?) 
des Erblafjerd zu, wenn fie durch Berfügung von Todes wegen 
von der Erbfolge ausgeſchloſſen findt). 

1) gemäß $. 1988 oder durch Einfegung anderer als alleiniger 
Erben. 2) 8. 1924. Pflichtteilsrecht der Abkösmmlinge bei Kon: 
Yurrenz des Überlebenden Chegatten nad märfiihem Provinzialrecht 
OYG®. 6b ©. 180, 11 ©. 258. 3) nicht auch den Großeltern und ben 
Gejchwiftern, vgl. übrigens 8. 2809. 4) Kein Pflichtteildrecht bei 
Erbverzicht SS. 2846, 2849. 

echtliche Untur der Zuwendung des Pflichtteils 
ao u 504. > Bumendung 8* flichtteils iſt im Zweifel 
nicht als Erbeinſetzung anzuſehen. 
s a 8. 2087, DVG. 5 ©. 869, BayObꝰG. 8 ©. 510. ZB. 6 
Anfprud bei Hinterlafung eines zu geringen Erbteils. 

8. 2308. Iſt einem Pflichiteils berechtigten ein Erbteil 
hinterlajlen, der geringer ift als die Hälfte des gefehlichen Erb» 
teils, jo kann der WPflichtteilsberedhtigte von den Miterben 
als Bflichtteil den Wert des an der Hälfte fehlenden Teiles 
verlangen. 


Actio suppletoria. Kein Recht, unter Ausfchlagung des Grbteils 
den vollen Pflichtteil zu verlangen (88. 2806, 2807). 


Pflichtteil. 88. 2303— 3307. 973 


Berufung als Erbe unter Befhränkungen oder Kefcdhwerungen. 
&. 2306. Dit ein al8 Erbe berufener Pflichtteilsberech⸗ 
tigter durch die Einjegung eines Nacherben, die Ernennung 
eines Teftament2vollitreders oder eine Zeilungsanordnung!) be= 
ſchränkt oder ift er mit einem Vermächtnis oder einer Aufla 
bejchwert, fo gilt die Beichränlung oder die Beſchwerung als 
nicht angeordnet, wenn der ihm binterlafjene Erbteil die Hälfte 
des gejetlichen Erbtiils?) nicht überieigt ). Sit der Hinter- 
laffene Erbteil größer, fo kann der Pilichtteilsberechtigte den 
Pilichtteil verlangen, wenn er den Erbteil ausſchlägt; die 
Ausfhlagungsfriit beginnt erit, wenn der Pflichtteils berech⸗ 
tigte bon der Beichränfung oder der Beihwerung Kenntnis 
erlangi*). 
iner Beſchränkung der Erbeinjegung Steht es gleih, wenn 
der Pflichtteilsberechtigte als Nacherbe eingeſetzt iſt >). 

1) 58. 2044, 2048. 2) Vgl. 8. 2808 Abſ. 1 Sag 2. 8, Iſt 
der binterlaffene Erbteil geringer als die Hälfte des gefeglichen, fo befteht 
daneben noch ber Anſpruch nad) 8. 2306. 4) Sondervorſchrift gegen: 
über $. 1944 Abf. 2; f. auch $. 2808. 3: Bgl. 8. 2142 Abi. 1. 
Die Ausſchlagungsfriſt beginnt für den als Nacherbe eingefegten Pflicht: 
teil3berechtigten nicht vor dem Cintritte der Nacherbfolge, RG. 59 
©. 84]. $. 2806 gilt auch für den Fall einer Nacherbeinfegung auf 
ben Überreft (OLG. 5 ©. 859), dagegen fann im Kalle einer bloßen 
GEriagerbeinfegung ber Berechtigte ohne vorgängige Außfchlagung den 
Pflichtteil verlangen. 

Zuwendung eines Vermächtniſſes. 

&. 2307. Iſt ein Pflichtteilsberechtigter mit einem Ver⸗ 
mächtniſſe bedacht, ſo kann er den Pflichtteil verlangen, wenn 
er das Vermächtnis ausſchlägt!). Schlägt er nicht aus, fo ſteht 
ihm ein Recht auf den Pflichtteil nicht zu, ſoweit der Wert des 
Vermächtniſſes reicht?); bei der Berechnung bes Wertes bleiben 
sl Sränfungen und Beſchwerungen der im $. 2306 bezeichneten 
Art außer Betracht. 

Der mit dem Bermädjtniffe beihmerte Erbe Tann den 
Pflichtteils berechtigten unter Beitimmung einer angemefjenen 
Friſt zur Erklärung über die Annahme des Vermächtniſſes auf- 
fordern. Wit dem Ablaufe der Friſt gilt das Vermächtnis 
u seiälagen‘), wenn nicht vorher die Annahme crflärt 
wird*). 

1) 8.2.80. Sn der Erhebung des Pflichtterldanfprudys Liegt jedoch, 
wie befonders Sat 2 ergibt, nicht notwendig eine Außfchlagung des Ber: 
mächtniſſes (OuG. 12 ©. 390). 2) Das Pernähtnis Hat daher 
auch Im Nachlaßkonkurſe den Rang des Pflichtteilsanfpruchd, foweit es 
den Pflichtteil nicht überfteigt (KO. 8. 226 Abſ. 3 Satz 1; vgl. Anın. 8 
zu 8.1991). Ein Anfpruch des Berechtigten gegen die Erben auf Aus: 
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gleichung beſteht nidht (OLG. 11 S. 288). Hat der Berechtigte auf den 
Pflichtteilsanſpruch in der irrigen Annahme verzichtet, daß dieſer nad) 
Annahme ded VBermächtnifiesfl für ihn wertlos fei, fo Hat er fein An- 
fechtuugsrecht (OL®.6 ©. 829). 3) Bol. 8.1948 Halbfag 2. 
4) Bol. zu $. 2807 die $8. 28202822. 

Anfechtung der Ausſchlagung des Zugewendeten. 

%. 2308, Hat ein Bilihtielöberechtigier, der als Erbe 
oder als Bermäcdhtnisnehmer in der im $. 2306 bezeichneten 
Art befchränft oder beſchwert ift, die Erbſchaft oder dag Ber: 
mädtnis ausgeichlagen, jo Tann er die Ausſchlagung anfedıten, 
wenn die Beſchränkung oder die Beichwerung zur Zeit der 
Ausfhlagung weggefallen und der Wegfall ihm nicht be= 
fannt war. 

Auf die Anfechtung der Ausjölagung eine Bermächt« 
niffes finden die für die Anfechtung der Ausfchlagung einer 
Erbſchaft geltenden Vorſchriften) entiprehende Anwendung. 
Die Anfehtung erfolgt durch Erklärung’ gegenüber dem Be⸗ 
ſchwerten. 

1) 88. 1964—1957. 

Hfichtteil der entfernteren Abkömmlinge und der Eltern. 

&. 2309. Eniferntere Ablömmlinge und die Eltern des 
Erblaffers!) find infomweit nicht pflichtteil$berecdhtigt, als ein Abe 
kömmling, der fie im tyalle der gefeglihen Erbfolge ausſchließen 
würde?), den Pilichtteil verlangen Tann oder das ihm Hinter- 
lafjene annimmt?). 

1) Abkömmlinge, die nach dem Grundfaße der Stammeserbfolge 
($. 1924 Ubf. 2, 8) die nächften gefeglichen Erben find, haben ſiets ein 
Pflichtteilsrecht, desgleichen der Ehegatte. Dagegen bedarf das Pflicht: 
teilöreht der entfernteren Ablömmlinge und der Eltern einer Be: 
ſchränkung, die einer Vervielfältigung der Pflichtteildlaft vorbeugt. Einem 
und demfelben Stamme darf der Pflichtteil nur einmal gewährt werden. 
2) 8. 1924 Abf. 2, $. 1930. 8) Vgl. 88. 2806, 2807. 
Peremung des Pflichtteils. 

. Feſtſtellung des Erbteils. 

. 2310. Lei der Feititelung des für die Berechnung 
des Plichtteild maßgebenden Erbteils!) werden diejenigen mit: 
gezählt, welche durch legtwillige Verfügung von der Erbfolge 
ausgeſchloſſen find?) oder die Erbſchaft ausgeichlagen haben?) 
oder für erbunmürdig erklärt find). Wer dur Erbverziht®) 
von der gejeßlichen Erbfolge ausgeſchloſſen ift, wird nicht mit» 
gezählt). 

1) 8. 2803 Ubi. 1 Sak 2. 2) ©. Anm. 1 zu $. 2808. 
8) 88. 1942 ff. 4) 58. 2889 ff. ) 88. 2846 ff. 8) Bol. 
8. 2816 Abi. I Sag 2. Anwendung be Sa 2 bei Berzicht auf 
möärfifches ftatutarifche3 Erbrecht OLG. 12 5. 891, 


Pflichtteil. 88. 2308-2313. 975 


2. Beredinung des Narhlaffes. 
a) Befland und Wert. 

&. 2311. Der Berechnung des Pflichtteild wird der Be— 
itand und der Wert des Nachlaſſes zur Zeit des Erbfalls zu 
Grunde gelegt. Bei der Berechnung des Pflichtteild der Eltern 
des Erblafjers bleibt der dem überlebenden Ehegatten gebührende 
Boraus!) außer Anſatz. 

Der Wert ift, ſoweit erforderlih, duch Schäßung?) zu er- 
mitteln. Eine vom Erblaffer getroffene Wertbeſtimmung ift 
nicht maßgebend>)t). 

1) 8. 1982. Sn da8 nad $. 2814 vorzulegende Verzeichnis find 
die zum Voraus gehörenden Gegenjtände jebenfalld dann aufzunehmen, 
wenn über die Zugehörigkeit Streit beiteht (RG. 62 S. 109). 2) nicht 
durch Veräußerung der Nachlaßgegenftände, vgl. $. 2814. 5) Aus: 
nahme 8. 2812. 4) Was die Paffiva betrifft, fo find die Koften der 
Nadjlapverwaltung und ähnliche Aufwendungen abzufegen (ZW. 1906 
8.114). Schulden und Laften find infoweit abzuziehen, als fie nicht 
auf Verfügung von Todes wegen beruden, insbeſondere alfo eigene 
Schulden des Erblafiers, Koften der Beerdigung, der Teltftelung und 
Sicherung des Nachlaſſes einfchließli) der zu diefem Zwecke geführten 
Prozeſſe (OLG. 12 ©. 898). 

gut. 


b) Land 

&. 2312. Hat ber Erblaſſer angeordnet oder ar nad) 
8. 2049 anzunehmen, daß einer von mehreren Erben das Recht 
haben joll, ein zum Nachlaſſe gehörendes Landgut zu dem 
Ertragsmerte zu übernehmen, jo ift, wenn von dem Rechte 
Gebrauch gemaht wird, der Ertragswert auch für Die Bes 
rechnung des Pflichtteild maßgebend. Hat der Erblaffer einen 
anderen Ülbernahmepreis beitimmt, fo ift diefer maßgebend, 
wenn er den Ertragswert erreiht und den Schätzungswert nidjt 
überjteigt. 

Hinterläßt der Erblafjer nur einen Erben, jo kann er an« 
orbnen, daß der Berechnung des Pflichtteild der Ertragämert 
oder ein nah Abf. 1 Sab 2 beitimmter Wert zu Grunde gelegt 
werden foll. 

Diefe Vorfchriften finden nur Anwendung, wenn der Erbe, 
der das Landgut erwirbt, zu den ım $. 2303 bezeichneten 
pflicätteilaberechtigten Perſonen gehört. 

Bel. SS. 1615, 2049; EG. Art. 187 (landesgeſetzliche Borfchriften 
über die Feſtſtellung des Ertragswerts). 

e) Ungewiffe Rechte und Berbindlichkeiten, 

&. 2313. Bei ber Seitfiellun des Wertes des Nach⸗ 
lafies bleiben Rechte und Verbindlichkeiten, die von einer auf- 
fchiebenden Bedingung abhängig find, außer Anſatz. Rechte und 
Berbindlichkeiten, die von einer auflöfenden Bedingung abhängig 
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ſind, kommen als unbedingt in Anſatz. Tritt die Bedingung 
ein, ſo hat die der veränderten Rechtslage entſprechende Aus⸗ 
gleichung zu erfolgen!). 

Für ungewiſſe oder unſichere Rechte ſowie für zweifelhafte 
Verbindlichkeiten gilt das gleiche wie für Rechte und Verbind⸗ 
lichkeiten, die von einer aufſchiebenden Bedingung abhängig 
ſind. Der Erbe iſt dem Pflichtteilsberechtigten gegenüber ver⸗ 
pflichtet, für die Feſtſtellung eines ungewiſſen und für die Ver⸗ 
folgung eines unſicheren Rechtes zu ſorgen, ſoweit es einer ord⸗ 
nungsmäßigen Verwaltung entſpricht?). 


1) Eined Vorbehalt in der Urteilsforntel bedarf ed nicht, OLG. 7 
&.143. Sein Anfprud auf Sicherbeitsleiftung für bie eventuelle Rad: 
zablung oder Ruckzahlung; vgl. jedoh ZPO. $. 916 Abf. 2, KO. SS. 67, 
154. 2) Befriftete Anfprüde und Berbindlichleiten werben nadı 
$. 2311 Abſ. 2 gefhätt (vgl. KO. $.65 Abſ. 2, 8. 70). 


d) Auskunftspflicht des erben, 


8. 2314. Iſt der Pflichtteilsberechtigte nicht Erbet), fo 
bat ihm der Erbe?) auf Verlangen über den Beitand des Nadı- 
laſſes Auskunft zu erteilen?). Der Pflichtteilsberedhtigte Tann 
verlangen, daß er bei der Aufnahme des ihm nad) 8. 260 vor» 
zulegenden Verzeichniſſes der Nachlaßgegenſtände augezogen und 
daß der Wert der Nachjlaßgegenitände ermittelt wird. Er kann 
aud) verlangen, daß das Berzeichnis durch die zujtändige Pe» 
börde oder durch einen zuftändigen Beamten oder Roiar*) aufs 
genommen wird. 


Die- Koften fallen dem Nadlaffe zur Laſt 5). 


1) Weil er von ber gefeglichen Erbfolge ausgeſchloſſen ifi oder den 
ihm binterlaffenen Erbteil nad $. 2806 ausgeihlagen Hat (OLG. 11 
©. 269). 2) nicht auch der Teftamentsvollitreder ($. 2218 Abi. 1 
Sag 8, RG. bO ©. 225). 3) Mithin nad) 8. 260 ein Berzeichnis 
des Nadjlafbeftandes vorzulegen und eventuell den Offenbarungseid zu 
leiften. Die Borfchriften der 88. 2001 ff. über Anhalt und Form des auf 
Verlangen eines Nachlaßgläubigerd bei dem Nachlaßgericht einzureichenden 
Inventars finden feine Anwendung (OLG. 4 ©.426). Der Erbe ift auch 
nicht verpflichtet (wie nad 8. 2121 der Vorerbe) das Berzeihnis zu 
unterzeiänen (OYG.11 ©. 264). 4) S. Ann. 2 zu S. 2121. Der 
Unfpruch befteht immer nur gegenüber dem Erben; feine Befugnis des 
Berechtigten, die Aufnahme des Verzetchntfieß unmittelbar bei der Behörde 
zu betreiben (NIU. 4 ©. 922 — KG. 27 ©. A 61). 5) Die Koften 
des etwaigen Offenbarungseid trägt nad 8. 261 Abſ. 8 der Pflichtteilß- 
berechtigte (OLG. 11 ©. 259). 6) Die Rechte nach 8. 2814 ftehen 
jedem Pflichtteiläherechtigten jelbftändig zu. Klagen mehrere Berechtigte 
äufammen, fo find fie nicht Gefamtgläubiger, fondern gewöhnliche Streit: 
genoſſen (OLG. 4 ©. 482). 


Pflichtteil. SS. 3314— 2316, 977 


3. Anrechnung von Zuwendungen unter Lebenden: 
8) auf den Pflirhtteil; 

8. 2318. Der Pflichtieilsberedhtigte hat ſich auf den 
Pflichtteil anrechnen zu allen, was ihm von dem Erblaffer 
dur Rechtsgeſchäft unter Lebenden mit der Beitimmung zu: 
gewendet worden ift, daß es auf den Pflichtteil angerechnet 
werden foll}). 

Der Wert der Bumendung wird bei der Beltimmung 
bes Pflichtteild dem Nachlaſſe Bingugereinet?) Der Wert 
ae fih nad der Zeit, zu welder die Zumwendung er- 
olgt ijt?). 

Iſt der Pflichtteildberehtigte ein Abkömmling bes Erb- 
laſſers, fo findet die Vorjchrift des 8. 2051 Abi. 1 entfprechende 
Unmwendung‘). 

1) Bol. 8. 2816 Adi. 4. Die Beftimmung kann aud) ftillfchweigend 
getroffen werden (ORG. 9 ©. 428), 2) Sind mehrere Pflichttetls- 
berechtigte vorhanden, fo findet die Hinzurechnung einer Zuwendung zum 
Nacjlafie nur injoweit ftatt, als es fih um den Pflichtteil des mit der 
Zuwendung bebadten Berechtigten handelt. Haben mehrere Pflichtteils: 
berechtigte eine anrechnungspflidhtige Zuwendung erbalten, fo werben 
nicht ale Zuwendungen zujammen, fondern jede für fi) berüdfichtigt, es 
findet mithin fein gemeinfchaftliches, fondern für jeden Berechtigten ein 
befonberes Berechnungsverfahren ftatt. 3) Vgl. 8. 2065. “d.h. 
wenn ein Abkömmliug, der eine Zumendung mit einer Beltimmung nad) 
Abſ. 1 erhalten Hat, vor oder nad) dem Erbfalle wegfält, muß der an 
feine Stelle tretenbe Abkömmling fi) die Zuwendung auf feinen Pflicht: 


teil anrechnen laſſen. 
b) bei Berechnung des Erbteils. 

&. 2316. Der Pflichtteil eines Abkömmlinges beftimmt 
ih, wern mehrere Ablümmlinge vorhanden find und unter 
ihnen im falle der gejeglihen Erbfolge eine Zuwendung des 
Erblaflerd zur Ausgleihung!) zu bringen fein würde, nad) dem⸗ 
jenigen, was auf den geſetzlichen Erbteil unter Berüdlichtigung 
der Ausgleihungspflidt bei der Teilung entfallen mürde?). 
Ein Ablömmling, der durch Erbverzicht von der gejeglichen Erb- 
folge ausgeſchloſſen it, bleibt bei der Berechnung außer Betracht ?). 

Sit der Prlichtteiläberechtigte Erbe und beträgt der Pflicht- 
teil nach Abf. 1 mehr als der Wert des Hinterlafjenen Erb» 
teils, fo Tann der Pflichtteilöberechtigte von den Miterben den 
Mehrbetrag als Pflichtteil verlangen, auch wenn der hinter» 
laffene Erbteil die Hälfte des gefeglichen Erbteils erreicht oder 
überfteigt®). 

Eine Zumendung der im $. 2050 Abf. 1 bezeichneten Art) 
kann der Erblaffer nicht zum Nachteil eines Pflichtteilöberechtigten 
von der Berüdfichtigung ausſchließen. 

Achilles, Bürgerliches Geſezbuch. 5. Auflage. 62 
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Iſt eine nah Abi. 1 zu berüdfichtigende Zuwendung zu- 
lei) nad) $. 2315 auf den Pflihtteil anzuredynen, fo fommt 
fe auf dieſen nur mit der Hälfte des Wertes zur Anrechnung. 


1) 88. 2060. 2) 5. 20656. Der Grundfaß des $. 2066 gilt 
auch gegenüber bem Pflichtteilsanſpruche (OLE. 11 S. 284). 3) Bol. 
8.2810 Sak 2. 4) Bol. 8. 2806. 5) d. 5. die einem Ab⸗ 


tömmlinge gegebene Außsftattung ($. 1624), und zwar ohne Rüdficht 
barauf, ob eine Berpflihtung zur Gewährung (8. 1620) beftanden Hat 
und ob die Ausftattung (wegen Übermaßes) als Schenkung anzufehen tft 
oder nicht. 


fichtteilsanfprud;. 

+. 2317. Der Anfprud auf den Pflichtteil entfteht mit 
dem Erbfalle. 

Der Anſpruch iſt vererblid und übertragbar. 


1. Der Pflichtteildanfpruch Hat nach S 2803 in der Regel die Natur 
einer Geldforderung und erzeugt eine Nachlaßverbindlichkeit (8. 1967 
Abſ. 2). Bgl. wegen der Behandlung des Anſpruchs bei beſchränkter 
Haftung bes Erben $. 1991 Ubi. 4 und Anm. 3, 8.1972, $. 1978 
Abf. 1 Sa 2, $. 1974 Abſ. 2, wegen der Geltendbmadhung beim Bor: 
bandenfein eines Teſtamentsvollſtreckers 8. 2218 Abſ. 1 Sa 8, wegen 
der Verjährung $. 2882. Gerichtäftand für die Klage ZPO. 8. 27. 

2. Der Pfändung ift der PflichtteilSanfpruh nur unterworfen, 
wenn er durch Vertrag anerfannt oder rechtshängig geworden ift (ZBO. 
8. 852 Abf. 1). Nur unter der gleichen Borausfegung gehört er im 
Konkurſe des Pflichtteiläberechtigten zur Konkursmaffe (KO. S. 1). 

8. Zum Verzicht aufden Pflichtteil (d. 5. den entftandbenen Pflicht: 
teildanfpruch) «bedarf die Ehefrau nicht der Zuftiimmung bes Ghemanns 
(8.1406 Nr. 1, $. 1453 Abf. 1), dagegen der Bater und der Bormund 
der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts (S. 1648 Abi. 2, 8. 1822 
Nr. 2). Verzicht auf das Pflichtteilsrecht F. 2846. Rechtsgeſchäfte über 
den fünftigen Pflichtteil $. 812, $. 1822 Wer. 1. 

PAiıttelisiaf. 
Übertengung auf Vermächtniſſe. 

$. 2318, Der Erbe Tann die Erfüllung eines ihm auf- 
erlegten Bermächtniffes ſoweit verweigern, daß die Prlichtteilslait 
von ihm und dem VBermäcdhtnisnehmer verhältnismäßig gelragen 
wird. Das gleiche gilt von einer Auflage. 

Einem pflichtteilsberechtigten Vermächtnisnehmer gegenüber 
it die Kürzung nur ſoweit zuläflig, daß ihm der Pflichtteil 
verbleibt. 

Sit der Erbe ſelbſt pflichtteilsberechtigt, fo kann er wegen 
der Pilichtteilslaft das Vermächtnis und die Auflage fomeit 
fürzen, daß ihm jein eigener Pflichtteil verbleibt. 

1. Beſchränkung des Abf. 1 durch $. 2828; f. aud) 8. 2824. Befugnis 


des verfürzten Vermächtnisnehmers, bie ihm auferlegten Beichwerungen 
zu fürzen, 8. 2188. 
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Abſ. 8 gilt auch gegenüber einem pflichtteiläberechtigten Vermächtnis: 
nehmer (Abſ. 2), betrifft aber nur den Fall, daß ber Erbe durch bie 
Entridtung des Pflichtteill8 an einen Dritten in feinem eigenen 
Pflichtteilsrechte verkürzt werdenwürbe. Gegen Beeinträchtigung ded Pflicht: 
teil8 unmittelbar durch PVermächtniffe ift ber Erbe nad 8. 2806 geſchützt 
wie gegen Beeinträchtigung durch andere Pflichtteilsrechte nad) 8. 2819. 

2. Befhränkung durch ein Pflichtteilsrecht des erben. 

6. 2319. Sit einer von mehreren Erben jelbft pflicht- 
teilöberedhtigt, jo kann er nad) der Zeilung!) die Befriedigung 
eines anderen Pflichtteilgberechtigten foweit verweigern, daß ihm 
fein eigener Pflichtteil verbleibt?). Für den Ausfall haften die 
übrigen Erben. 

1) Bis zur Teilung gilt 8. 20569. 2) Bol. 8. 2828. 

3. Berhältnis mehrerer Grben. 

&. 2320, Ver an Stelle des Pflichtteilsberechtigten gefeg- 
licher Erbe wird, hat im Verhältniffe zu Miterben die Bichiteils- 
laft und, wenn der Pflichtteilsberechtigte ein ihm zugewendetes 
Vermächtnis annimmt!), dad Bermädtnis in Höhe des erlangten 
Vorteils zu tragen. 

Das gleiche gilt im Zweifel von demjenigen, welchem der 
Erblaffer den Erbteil des Wflichtteilsberechtigten durch Ber: 
fügung von Todes wegen zugemwendet hat?). 

1) Die 88. 2820— 2823 gelten nur in Ermangelung abweichender 
Anordnungen bed GErblafierd (8. 2824). Pol. 8. 2807. 2) Abſ. 2 
nur Wuslegungäregel. 

4. Ausfihlagung eines Vermächtniſſes durch den Berechtigten. 

&. 2321. Schlägt ve ilotte leberenn te ein ihm zus 
gewendetes Vermächtnis aus, fo hat im Verhältniſſe der Erben 
und der VBermädjtnisnehmer zu einander derjenige, welchen die 
Ausſchlagung zuftatten kommt, die Pflichtteilslaft in Höhe des 
erlangten Borteil3 zu tragen. 

Bol. 8. 2807. Der Hiernacy ganz oder anteilweife mit der Pflicht: 
teil8laft Beichwerte kann ber Erbe oder ber beſchwerte Vermächtnisnehmer 
($. 2147) fein, aber auch ein Erſatzbedachter (8. 2190). 

5. Rlirzung von Befchwerungen. 

6. 23223. Sit eine von dem Pflichtteildberechtigten aus» 
geihlagene Erbſchaft) ober ein von ihm ausgeſchlagenes Ber- 
mächtnis?) mit einem Vermächtnis oder einer Auflage beſchwert, 
fo kann derjenige, welchem die Ausſchlagung zuftatten fommt?), 
das Vermächtnis oder die Auflage fomweit fürzen*), daß ihm 
ber zur Dedung der Pflichtteilslaft erforderliche Betrag verbleibt. 

1) 8. 2806 Abſ. 1 Sa 2. 2) 8. 2807. 3) und daher 
nach 88. 2820, 2821 die Entrichtung des Pflichtteild zur Laſt fällt. 
4) Rol. SS. 2188, 2818. Daß die Beſchwerung trog ber Ausſchlagung 
beftegen bleidt, folgt aus 88. 2161, 2192. 
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6.2323. Der Erbe kann die Erfüllung eines Vermächt⸗ 
niſſes oder einer Auflage auf Grund bes 8. 2318 Abf. 1 in- 
ſoweit nidht verweigern, als er die Pflichtteilslaft nad den 
88. 2320 bis 2322 nicht zu tragen hat. 

6. Ansrdnungen des GErblaſſers. 

&. 2324. Der Erblaffer kann durch Verfügung von 
Todes wegen die Pflichtteilslaft im Verhältniffe der Erben zu 
einander einzelnen Erben auferlegen und von den Borichriften 
des $. 2318 Abi. 1 und der 88. 2320 bis 2323 abweichende 
Anordnungen treffen. 

Die angezogenen Borfcriften find mithin nur dispofitiver Natur, 
Dagegen find 8. 2818 Abſ. 2, 8 und $. 2819 zwingenden Rechtes. 
Ergänzung des Pflichtteils wegen Schenkungen. 

1, — 2— gegen den Erben. | 

. 2325. Hat der Erblafjer einem Dritten eine Schen- 
fung!) gemacht, fo kann der Pflichtteilsberechtigte als Ergänzung 
des Pflichtteild den Betrag verlangen, um den fidy der Pflichtteil 
erhöht, wenn der verſchenkte Gegenitand dem Nachlaſſe hinzu» 
geredynet wird. 

Eine verbrauchbare Sade?) kommt mit dem Werte in An» 
fag, den fie zur Zeit der Schenkung hatte. Ein anderer Gegen- 
ſtand fommt mit dem Werte in Anſatz, den er zur Zeit des 
Erbfall3 hat; hatte er zur Zeit der Schenkung einen geringeren 
Wert, jo wird nur dieſer in Anſatz gebradjt. 

Die Schenkung bleibt unberüdjichtigt, wenn zur Zeit des 
Erbfall8 zehn Sahre feit der Leiltung des verjchenkten Gegen 
ftandes verftrichen find®); ift die Schenfung an den Ehegatten 
des Erblaſſers erfolgt, jo beginnt die Friſt nicht vor der Auf- 
löfung der Ehet). 

Querela inofficiosae donationis, dgl. Borbm. 5 ©. 972 Schuldner 
ift zunächft der Erbe (vgl. OLG. 6 ©. 172), eventuell ber Belchentte. 
Der Ergänzungsanfprud Hat das Beſtehen eines (ordentlidhen) Pflichtteils:- 
anſpruchs nicht zur Vorausſetzung (vgl. $. 2826), auch nicht, daß ber 
Erblafier überhaupt Tegtivillig verfügt hat (NG. 58 ©. 124, OLG. 9 
S. 429). Die Borichriften der 88. 2825— 2881 finden auch Anwendung 
auf Schenfungen, die vor 1900 und die zu einer Beit gemacht worden 
find, zu der der PflichtteilSherechtigte noch nit vorhanden war (ORG. 6 
S. 385, RC. 54 ©. 241, 58 ©. 128). Sie finden gemäß $. 1505 nad; 
der Beendigung der fortgefegten @ütergemeinfchaft entiprechende An- 
wendung zu G@unften eines anteilöberechtigten Ablömmlinged. Dem 
märtifchen Ehegatten, der die portio statutaria wählt, jteht das Recht 
aus 88. 2325 ff. nicht zu (OXG. 9 ©. 480). 

1) 8. 616 Abſ. 1, 8. 517. Ob die Schenkung aus dem Vermögens⸗ 
ſtamm oder au8 ben Einkünften gemacht tft, kommt nicht im NBetradht ; 
|. aber $. 2830. Entiprechende Anwendung auf Stiftungen und Yamiliens 
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fideilommifle NG. 54 ©. 899. 2) 8. 92. 8) Berechnung ber Friſt 
8. 187 Abf. 1, 8. 188 Abſ. 2. 4) Durch Tod, Scheidung oder ge: 
mäß 8. 1848 Abi. 2. 


8: 2326. Der Pflichtteilsberedhtigte fanın die Ergänzung 
des Plichtteil8 auch dann verlangen, wenn ihm die Hälfte des 
geiehlichen Erbteild Hinterlaffen it. Iſt dem MPflichtteils« 
erechtigten mehr als die Hälfte Hinterlafien, fo ift der Anſpruch 
ausgeſchloſſen, jomweit der Wert deö mehr Hinterlaflenen reicht. 
©. $. 2308 Abſ. 1 Sag 2 und bie Anm. zu $. 2825. Nach 
Sag 2 braudt ber Pflichtteil8berechtigte im alle des 8. 2806 Ubi. 1 
Sat 2 den hinterlaffenen Erbteil nicht auszufchlagen, um den außer: 
ordentlichen Pflichtteil in Anſpruch negmen zu können; er kann ben 
leßteren auch dann verlangen, wenn er den Erbteil angenommen hat. 


6. 2327. Hat der Pflichtteiläberechtigte felbft ein Geſchenk 
von dem Erblafier erhalten, fo iſt das Geſchenk in gleicher 
Weile wie das dem Dritten gemachte Gefchent dem Nadjlaffe 
Hinzuzurechnen und zugleich dem Pilichtteiläberechtigten auf die 
Ergänzung anzurehnen. Ein nad) $. 2315 anzuredinendes 
Geſchenk iſt auf den Gefamibetrag des Pflichtteils und der Er- 
gänzung anzuredhnen!). 

Sit der Pflichtteilsberechtigte ein Abkömmling des Erb» 
lafiers, fo findet die Vorſchrift des S. 2051 Abf. 1 entjprechende 
Anwendung ?). 

1) Ein Gefchent, bei deffen Zuwendung nicht beitimmt worden tft, 
daß es auf den Pilichtteil angerechnet werden jolle, jchmälert nur den 
außerordentlichen Pflichtteil. 2) Der Pflichtteildberechtigte muß ich 
nah Maßgabe des Abi. 1 Sag 1 und 2 aud ein Geſchenk anrechnen 
laffen, das der Abkömmling erhalten bat, an befien Stelle er getreten tft 
(ogl. $. 2815 Abf. 8). 

6. 2328. Iſt der Erbe felbit pflichtteilsberedhtigt, jo kann 
er die Ergänzung des Pflichtteils ſoweit verweigern, daß ihm 
fein eigener Pflichtteil mit Einfluß deſſen verbleibt, was ihm 
zur Ergänzung des Pflichtteild gebühren würde. 

Bol. 8. 2819. Für den Ausfall Haftet der Beichentte gemäß 8. 2829. 

2. Anſpruch gegen den Befchenkten. 
$. 2329. Soweit der Erbe zur Ergänzung des Pflicht« 
teils nicht verpflichtet ift!), kann der Pflichtteilsberechtigte von 
bem Beſchenkten die Herausgabe des Gejchentes zum Zwecke der 
Befriedigung wegen des fehlenden Betrag3 nad) den Vorſchriften 
über die Derausgabe einer un erechtfertigten Bereicherung 2) 
fordern. Sit der Pflichtteilöberechtigte der alleinige Erbe, jo 
ſteht ihm das gleiche Recht zu. 

Der Beichentte Tann die Herausgabe durch Zahlung des 

fehlenden Betrag abwenden. 
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Unter mehreren Bejchenkten baftet der früher Beſchenkte 
nur inſoweit, als der fpäter Beſchenkte nicht verpflichtet ıft?). 

Bol. Borbm. 5 auf S. 972 und bie Anm. zu $. 2325, wegen der 
Verjährung 8. 2882 Ubi. 2. 

1) gemäß $. 2828 oder nad 88. 1976 ff. 2) 88. 818 ff. 
8) Nur tatjächlide Unfähigkeit des fpäter Beſchenkten zur Gritattung 
oder zum Werterfage ($. 818 Abſ. 2, 4) madt den früher Beſchenkten 
nicht Haftbar. 


3. Nicht betroffene Schenkungen, 

6. 2330. Die Vorſchriften der 88. 2325 bis 2329 finden 
feine Anwendung auf Schenfungen, durch die einer ſittlichen 
Pfliht oder einer auf den Anitand zu nehmenden Rüdfiht ent» 


ſprochen wird. Ä 
Pol. Anm. 2 zu $. 2118, SächſArch. 14 S. 516. 


Schenkung aus dem Geſamtgute einer Ghe. 

6. 2331. Eine Zuwendung, die aus dem Gejamtgute 
der allgemeinen Gütergemeinihaft, der Errungenfchaftsgemein- 
haft oder der Fahrnisgemeinſchaft erfolgt, gilt ald von jedem 
der Ehegatten zur Hälfte gemadt. Die Zuwendung gilt jedoch, 
wenn fie an einen Ablömmling, der nur von einem der Ehe- 
gelten abitammt, oder an eine Berfon, von der nur einer ber 

begatten abitammt, erfolgt oder wenn einer der Ehegatten 
wegen der Zumendung zu dem Geſamtgut Erfah zu leiften bat, 
als von diefem Ehegatten gemadjt. 

Diefe Vorfchriften finden auf eine Zumendung aus bem 
Gejamtgute der fortgejegten Gütergemeinihaft entiprechende 
Anmendung. 

Bol. S. 2064 und die dort angemerften Paragraphen. 


Berjährung des Pflichtteilsanſpruchs. 

6.2332. Der Pflihtteilsanfprud verjährt in drei Jahren 
von dem Zeitpunkt an, in weldem der Pflichtteilsberedhtigte 
von dem Eintritte des Erbfalls und von ber ihn beeinträctigen- 
den PBerfügung Kenntnis erlangt, ohne Rüdiiht auf dieſe 
Kenntnis in dreißig Jahren von dem Eintritte des Erbfalld an. 

Der nad) $. 2329 dem Pflichtteilsberedjtigten gegen den 
Beichentten zuftehende Anſpruch verjährt in drei Jahren von 
dem Eintritte des Erbfalld an. 

Die Verjährung wird nicht dadurd gehemmt, dab die An⸗ 
ſprüche erſt nad) der Ausfchlagung der Erbſchaft oder eines 
Bermädtnifjes geltend gemacht werden können. 

Bl. S. 862 Ubi. 1. Für die Vollenduug ber Verjährung kann 
$. 207 in Betracht fommen. Abſ. I gilt für den orbentlihen wie für 
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den außerordentlichen Pflichtteilsanſpruch. Zu Abſ. 8 ſ. 85. 2806, 2307, 
RG. 69 S. 846. Der 8. 2882 betrifft jedoch nur Fülle einer Beein: 
trächtigung tm Pflichtteilsrechte; der Anfpruch aus dem unverkürzt Hintere 
laſſenen Pflichtteil unterliegt der allgemeinen dreißigjährigen Verjährung 
(OLG. 12 ©. 894). 


Ontziehung des Pflichtteils; Entztehungsgründe: 
1. gegenüber einem Abkömmlinge; 
$. 2333, Der Erblaffer kann einem Ablömmlinge den 

Pflichtteil entziehen): 

1. wenn der Ablömmling dem Erblafjer, dem Ehegatten 
oder einem anderen Ablömmlinge des Erblajjerd nad 
dem Leben trachtet; | 

2. wenn ber Abtömmling fi) einer vorfäglichen Förperlichen 
Mithandlung?) des Erblaffers oder des Ehegatten des 
Erblaſſers fcyuldig madt, im alle der Mikbandlung 
des Ehegatten jedod nur, wenn der Ablümmling von 
diefem abitammt; 

3. wenn der Abkömmling fi) eines Verbrechens?) oder eines 
ſchweren vorfäglidhen Vergehenst) gegen den Erblaſſer 
oder deilen Ehegatten ſchuldig madıt; 

4. wenn der Abkömmling die ihm dem Erblafjer gegenüber 
geſetzlich obliegende Unterhaltspflidt?) bösmwillig verlekt; 

5. wenn der Ablümmling einen ebrlofen oder unfittlichen 
Lebensmandel®) wider den Willen des Erblajiers führt. 


1) Unbere Rechtsfolgen der nachftehend aufgeführten PVerfehlungen 
8. 1611 Ubf. 2, S. 1621 Abſ. 2, 8. 2294. Anfechtung des Pflichtteils⸗ 
anfpruch8 wegen Unwürdigkeit $. 2846 Abſ. 2. 2) StGB. $. 228, 
Die Mißbandlung braucht feine grobe zu fein. 3) StGB. 8. 1 Abf. 1. 
4, StGB. 8. 1 Abſ. 2. Ob ein Vergeben als „ſchweres“ anzufehen it. 
unterliegt richterlidem Ermeffen. 5) SS. 1601 ff. 6) Vgl. 88.1568, 
1666; f. auch S. 2886 Ubi. 4. 
2. gegenfiber den Gitern; 


3334. Der Erblaffer fann dem Bater den Pflichtteil 
entziehen, wenn dieſer fich einer der im 8. 2333 Nr. 1, 3, 4 be» 
zeichneten Verfehlungen fhuldig madt. Das gleiche Recht jteht 
dem Erblaffer der Mutter gegenüber zu, wenn diefe fich einer 
folden Berfehlung ſchuldig macht. 

Bol. 8. 1611 Abſ. 2, 8. 2294. 
3. gegenüber dem Ehegatten. 
6.2335. Der Erblafier kann dem Ehegatten den Pflicht- 
teil entziehen, wenn der Ehegatte fich einer Verfehlung jchuldig 
madt, auf Grund deren der Erblafjer nach den 88. 1565 bis 
1568 auf Scheidung zu Klagen beredtigt if. 
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Das Recht zur Entziehung erliſcht nicht durch den Ablauf 
der für die Geltendmachung des Scheidungsgrundes im $. 1571 
beitimmten Friſt. 

Bol. 8. 1611 Abf. 2, 8. 2294. Abſ. 1 gilt (trog $. 1988) auch 
wenn der Erblaffer bie Scheidungäflage bereitd erhoben Kat, Grud. 47 
©. 976. 


Anordnung und Rechtfertigung der Gntziehung. 
+. 2336, Die Entziehung des Pflichtteild erfolgt durch 

letzuwillige Berfügung!), 

Der Grund der Entziehung muß zur Zeit der Erridtung 
beitehen und in der Verfügung angegeben werden ?). 

Der Beweis des Grundes liegt deinjenigen ob, welcher die 
Entziehung geltend mad. | 

Sm alle des 8. 2333 Nr. 5 ilt die Entziehung unwirkſam, 
wenn fi) der Abkömmling zur Zeit des Erbfalls von dem ehr⸗ 
Iofen oder unſittlichen Lebenswandel dauernd abgemwendet bat?). 

1) Nicht durch vertragsmäßige Verfügung von Todes wegen, wenn: 
gleich die legtwillige Verfügung äußerlich in einen Erbvertrag aufgenommen 
werden kann ($. 2278 Abi. 2, $. 2299). 2) Berubt der Grund 
auf SS. 1568, 2380, fo bedarf e8 feiner vollftänbigen Angabe der Tat- 
beftandsmertmale des 8. 1568, vielmehr genügt es, wenn die betreffenden 
Verfeglungen und ber Wille ded Erblaflers, fie als Scheidungsgrund zu 
behandeln, deutlich erfennbar find (OLG 8 S. 292). 3) Entfprechende 
Anwendung bes 8. 2886 nach $. 1509, 8. 1518 Abſ. 1, 8. 2271 Abi. 2, 
85. 2294, 2297, 8. 2888 Wbf. 2. 


Wegfall des Entziehungsredts. 

6. 2337. Das Recht zur Entziehung des Pflichtteils er- 
lifeht durch Verzeihung. Gine Verfügung, durd) die der Erblafjer 
die Entziehung angeordnet hat, wird durch Die Berzeihung uns 
wirkſam. 

Bol. SS. 582, 1670, 2848. 


Befchränkung des Pſtichtteilsrechts in guter Abficht. 

8 2338. Hat fi ein Ablömmling in foldem Maße 
der Berfchmwendung ergeben oder ift er in foldem Maße über- 
ihuldet, daß fein fpäterer Erwerb erheblich gefährdet wird, fo 
kann der Erblafier das Pflichtteilsrecht des Ablömmlinges durch 
die Anordnung beichränten, daß nad dem Tode des Ablümm- 
linges deſſen gefeßlie Erben das ihm Hinterlaffene oder den 
ihm gebührenden Pflichtteil als Naderben!) oder als Radı- 
vermächtnisnehmer?) nad) dem Berhältnis ihrer gejeblichen 
Erbteile erhalten follen. Der Erblaffer kann auch für die 
Lebenszeit des Ablümmlinges die Verwaltung einem Teſtaments- 
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vollftreder übertragen); der Ablömmling Hat in einem joldhen 
Tale Anfprud auf den jährliden Reinertrag*)). 

Auf Anordnungen diefer Art finden die Vorfchriften des 
8. 23386 Abi. 1 bis 3 entfprechende Unmendung. Die Un 
ordnungen find unwirkſam, wenn zur Zeit des Erbfalld der 
Abkömmling ſich dauernd von dem verjhmenderifhen Leben 
abgemwendet bat oder die den Grund der Anordrung bildende 
Überfhuldung nicht mehr beiteht®). 


1) Bel. 8. 2109 Nr. 1. 2) 8. 2191; vgl. 88. 2162, 2168. 
8) Bol. SS. 2209, 2210. Wirkung der Anordnung 88. 2211, 2214; 
vgl. OLG. 10 ©. 818. 4) Val. $. 2088 Abi. 2. 5) Die 


in Abſ. 1 vorgefehenen beiden Beichräntungen können auch neben einander 
angeordnet werden; andere Beſchränkungen find unzuläffig (ORG. 6 
S. 882). Die Belchräntung ift feine Entziehung des Pflichtteild, die 
Ablömmlinge des befchränkten Pflichtteiläberechtigten Haben daher nad) 
8. 2809 ein Pflichtteildreht (OLG. 7 ©. 864). — Beſchränkung des 
Unteild eines Abkömmlinges am Gefamtgute der fortgefegten Güter: 
gemeinfchaft $. 1518 Abi. 2. 6) Nah ZPO. S. 868 beftehen in 
den Füllen des $. 2888 gegenüber ben perſönlichen Gläubigern ded Ab: 
töınmlinges befondere Beichräntungen der Zwangsvollſtreckung. 


Sechſter Abſchnitt. 
Erbunwürdigkeit. 


1. Die Erbunwuürdigkeit wird zunächſt mit Rückſicht auf den Erwerb 
der Erbichaft durch den Erben geregeli (SS. 2389— 2844, Erbunmwürbdigfeit 
tm engeren Sinne), bemmädjft aber auch auf den Anſpruch des Ber: 
mächtnisnehmers und des Pflichtteilsberechtigten erftredt 
($. 2845); fie ift mithin für jede Art des Erwerbes von Todes wegen 
(8. 1869) von Bedeutung. Zwiſchen gefeglicher und gewillfürter Erb: 
folge wird nicht unterfchteben. 

2. Die Unwürbigfeit erzeugt nicht eine Erb: ober Erwerbunfähtgfeit, 
wirkt auch nicht Traft Geſetzes, vielmehr bedarf e8 einer Anfechtung, 
zu ber nur beitimmte Perfonen befugt find. Die Wirfung der Un- 
fehtung ift jedoch eine abfolutee Der für unwäürdig erflärte Erbe fcheibet, 
und zwar mit Rüdwirkung auf die Zeit bes Erbfalls, auß der rechtlichen 
Stellung ald Erbe aus; der unwürdige Vermächtnisnehmer oder Pflicht: 
tetläberechtigte verliert mit ber Anfechtung fein Forderungsrecht. 

8. Die Borfchriften über bie Erbunwiürbigkeit finden nad $. 1606 
bet der fortgefeßten Gütergemeinichaft entiprechende Anwendung. 


Gründe. 
6. 2339, Erbunwürdig ift: 
1. wer den Erblajier vorfäglich und widerredhtlich getötet 
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oder zu töten verjucht oder in einen Zufland verfegt hat, 
infolgedefien der Erblafier bis zu feinem Zode unfähig 
war, eine Verfügung von Todes wegen zu errichten oder 
aufzuheben; 

2. wer den Erblaſſer vorfäglid) und widerredhtlid verhindert 
Bat, eine Verfügung von Zodes wegen zu errichten oder 
aufzubeben!); 

3. wer den Erblaſſer durch argliltige Täufhung oder wider- 
rechtlich durch Drohung beitimmt Hat, eine Berfügung 
von Todes wegen zu errichten oder aufzuheben?); 

4. wer fid) in Anfehung einer Verfügung des Erblafiers 
von Todes wegen einer nad) den Borkhriften der SS 267 
bis 274 des Strafgeſetzbuchs ftrafbaren Handlung?) ſchuldig 
gemadjt Hat. 

Die Erbunmwürdigfeit tritt in den Fällen des Abf. 1 Nr. 3,4 
nicht ein, wenn vor dem Gintritte des Erbfalls die Berfügung, 
zu deren Erridtung der Erblaffer beitimmt oder in Anfehung 
deren Die ftrafbare Sandkun begangen worden iſt, unwirkſam 

eworden iſt), oder die Berfügung, zu deren Aufbebung er 
eftimmt worden ift, unwirkſam geworden fein würde. 

1) Sm Yale der Nr. 1 muß die Abficht des Täters auf bie Ber: 
binderung des Erblaſſers gerichtet geweſen fein, was zu Wr. 1 nicht er: 
forderlich ift. 2) Verhältnis ber Nr. 8 zu $. 2078, RG. 69 
S. BB. 3) Urkundenfälſchung i. w. ©. und Befeitigung von Ur: 
Kunden. 4) dur Aufhebung feitens des Erblaffer8 oder auf 
andere Weiſe. 


Geltendmachung. 
1. Anfechtung des Erbſtchaftserwerbes. 

. 2340. Die Erbunwürdigfeit wird durch Anfechtung 
bes Erbidhaftserwerbes geltend gemacht. 

Die Anfechtung ift erſt nah dem Anfalle!) der Erbidaft 
zuläflig. Einem Nacderben gegenüber fann die Anfechtung er- 
folgen, ſobald die Erbſchaft dem Borerben angefallen ift?). 

Die Unfehtung kann nur innerhalb der im 8. 2082 be» 
ſtimmten Friſten erfolgen?). 

1) 8. 1942 2) Vgl. 8. 2142 Abſ. 1. 3) Val. 8. 6582. 


2. Berechtigung zur Anfechtung. 

$. 2341. Anfehtungsbereditigt ift jeder, dem der Wegfall 
des Erbunmürdigen, fei es auch nur bei dem Wegfall eines 
anderen, zuftatten fommt. 


Erbunmwürbigfeit. SS. 2340 - 2345. 987 


Abweichung von 8. 2080, wonach zur Anfechtung einer letztwilligen 
Berfügung nur derjenige berechtigt iſt, welchem die Aufhebung ber 2er: 
fügung unmittelbar zuſtatten kommen würde. 

3. Anfechtungsklage. 

.2342. Die Anfechtung erfolgt durch Erhebung der 

Anfechtungsklage. Die Klage iſt darauf zu richten, daB der 
Erbe für erbunmwürdig erklärt wird. 

Die Wirkung der Anfechtung tritt erſt mit der Rechtskraft 
des Urteils ein. 

Soweit bie Erhebung einer Widerklage prozefiualifch zuläffig tft 
(ZPO. SS. 88, 278—280, 506, 509), kann die Anfechtung auch durd) 
Widerflage, insbeſondere gegenüber der hereditatis petitio, erfolgen. 
Dagegen ift einredewetfe Geltendmachung der Unwürdigkeit, foweit e8 
fid um den Erbfchaftserwerb handelt, ausgeſchloſſen; ander? gegenüber 
dem Pflichttetlöberechtigten und Vermächtnisnehmer ($. 2846). Das außer- 
halb eines Rechtsſtreits, wenn auch in vertragsmäßiger und öffentlich 
beurfundeter Form abgegebene Anerfenntni® des Erbunmwürdigen kann 
die Klage und Berurteilung nicht erfegen, RJA. 7 ©. 1886. 


4. Wegfall des Anfechtungsrechts. 
+ 2343, Die Anfehtung ift ausgefchloffen, wenn ber 
Erblaffer dem Erbunmürdigen verziehen hat. 
Bol. 88. 682, 1570, 2887. 
Wirkung der Unwiürdigkeitserklärung, 
6. 2344. Iſt ein Erbe für erbunmürdig erklärt, fo gilt 
der Anfall an ihn als nicht erfolgt. 
Die Erbſchaft fällt demjenigen an, melder berufen fein 
würde, wenn der Erbunmwürdige zur Zeit des Erbfalld nicht 
elebt hätte; der Anfall gilt als mit dem Eintritte des Erb- 
Falls erfolgt. 
Bol. 8. 1958 Abſ. 1, 2, 8. 2810, 8. 2846 abſ. 1. 


Unwürdige Vermächtnisnehmer und Pflichtteilsberechtigte. 

6. 2345. Hat fi ein Vermächtnisnehmer einer der im 
8. 2339 Abſ. 1 bezeichneten Verfehlungen ſchuldig gemacht, fo 
ift der Anſpruch aus dem Vermächtnis anfehtbar. Die Vor» 
ſchriften der 88. 2082, 2083, des $. 2339 Abſ. 2 und der 
88. 2341, 2343 finden Anmendung. 

Das gleihe gilt für einen hzflichtteilsanſpruch, wenn der 
Pflichtteils berechtigte ſich einer ſolchen Verfehlung ſchuldig ge⸗ 
macht hat. 

Gegenüber dem Vermächtnisnehmer und dem Pflichtteilsberechtigten 
tft die Unwürdigkeit entweder durch Anfechtung des Erwerbes nad) 
88. 2840, 148 (nicht nach 8. 2842) oder im Wege der Einrebe (ents 
fprechend dem $. 2088) geltend zu machen. 
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Siebenter Abſchnitt. 
Grbverzicht. 


Der Erdverzicht fällt nah dem Syſtem und der Sprachweiſe bes 
BGB. nit unter den Begriff be Erbvertrags, er tft jedoch gleichfalls 
ein Vertrag erbrechtlichen, nicht obligatortihen Charakters, indem er un: 
mittelbar eine Anderung der erbrecdtlichen Berhältniffe bewirtt. Der 
Berzichtsvertrag wird in allen Fällen ziwifchen dem Erblafler und dem 
tünftigen Erben oder Bedachten geſchloſſen. Hauptanwendungsfall ift 
der Berziht auf daß gefeglihe Erbrecht. Der Berziht kann jedoch auf 
das Pflichtteilßrecht befchräntt werden (8. 2846 Ubf. 2). Endlich ift au 
ein vertragsmäßiger Verzicht auf eine Tettwillige oder vertragsmäßige 
Zuwendung von Tobes wegen anerltannt ($. 2852). 


Begriff und Wirkung. 

6. 2346, Verwandte fomwie der Ehegatte!) ded Grb- 
lafiers können durch Vertrag mit dem Erblafjer?) auf ihr ge 
jegliches Erbrecht?) verzihten. Der Verzichtende it von der 
gefeglihen Erbfolge ausgefchloffen, wie wenn er zur Zeit des 
Erbfalls nicht mehr lebte; er Hat Fein Pflichtteilsrecht*). 

Der Berziht Tann auf da3 Pflichtteilsrecht beſchränkt 
werden). 

1) Nicht auch ber Fiskus (8. 1986, vgl. S. 1988, 5. 1942 Abſ. 2). 
2) Vertrag mit einem Dritten bei Lebzeiten des Erblaſſers 8. 312. 
3) Verzicht auf daS Erbrecht aus einer Verfügung von Todes wegen und 
auf ein Bermädtnisrecht $. 2862. 4) Bol. 8. 2810 Sat 2, 8. 2816 
Abſ. 1 Say 2. Wird dem PVerzichtenden eine Abfindung bewilligt, fo 
tft dieß ein befonderes Rechtsgeſchäft, das die Wirkung des Erbverzichts 
nicht beeinflußt. 5) Verzicht auf den entftandenen Pflichtteilanfprud 
$. 1406 Nr. 1, 8. 1458 Abſ. 1, $. 1648 Ubi. 2, 8. 1822 Nr, 2. Um: 
fechtbarkeit eines ſolchen Berzicht3 OLG. 6 S. 829. Berzicht auf ben 
Anteil am Gefamtgute ber fortgejeßten Gütergemeinſchaft $. 1617. 

Übergangsvorfcriften im EG. Art. 217. 


Grforderniffe. 


6. 2347. Zu dem Erbverzicht ift, wenn der Verzichtende 
unter Bormundfchaft fteht, die Genehmigung des VBormund- 
ihaftsgerichtS erforderli; jteht er unter elterliher Gewalt, jo 
gilt das gleiche, jofern nicht der Vertrag unter Ehegatten oder 
unter Berlobten geichloffen wird. 

Der Erblafjer kann den Vertrag nur perſönlich jchließen; 
iſt er in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, fo bedarf er nicht der 
Buftimmung feines gejeglihen Bertreters. Sit der Erblaſſer 
geihäftsunfähig, fo kann der Vertrag durch den gefeglichen Ver⸗ 
treter gejchloffen werden; die Genehmigung des Bormund- 
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ſchaftsgerichts ift in gleichem Umfange wie nah Abf. 1 er- 
forderlich. 

Bol. SS. 2064, 2274, 8. 2290 Abſ. 2, 8. Die Vorſchriften des 
8. 2847 gelten auch, wenn ber Erbverzicht durch gerichtlichen Vergleich 
im Prozeſſe geſchloſſen wird (NG. 48 ©. 190). 

form. 
8. 2348, Der Erbverzichtsvertrag bedarf der gericht. 
lichen oder notariellen Beurfundung, 

1. Bgl. 88. 128, 162; 58. 88. 167ff.; EG. Art. 141. Gleich: 
zeitige Anweſenheit beider Bertragichließenden, wie nach $. 2276 bei dem 
Erbvertrag, tft nicht erforderlich. 

2. Abſchluß in Form eines gerichtlichen Vergleichs (ZPO. SS. 160, 
162, 168) genügt, wenn der Erbverzicht einen Beſtandteil des Vergleichs 
bildet (NG. 48 ©. 188; f. Anm. zu $. 2847). 


Wirkung für die Abkömmtlinge, 

&. 3349. Verzichtet ein Ablömmling oder ein Seiten- 
verwandter des Erblaſſers auf das gejegliche Erbrecht, jo er» 
ftredt fih die Wirkung des Verzichts auf feine Abkömmlinge, 
jofern nicht ein anderes beſtimmt wird. 

Dispofitiver Rechtsſatz, nicht Auslegungsregel; gilt nicht für Ber: 
wandte auffteigender Linie. 

Verzicht zu Gunften eines anderen. 

6. 2350. DVerzichtet jemand zu Gunften eines anderen 
auf das gefegliche Erbrecht, jo ilt im Zweifel anzunehmen, daß 
der Berziht nur für den al gelten fol, daß der andere 
Erbe wird. 

Verzichtet ein Ablömmling des Erblaflers auf daß gejeh- 
liche Erbredt, fo ift im Zweifel anzunehmen, daß der Verzicht 
nur zu Guniten der anderen Ablümmlinge und de3 Ehegatten 
des Erblaffers gelten fol. 

Sm Gegenfate zu $. 2349 bloße Auslegungsregeln. Durch Ubf. 2 
wird einer unbeabfichtigten Begünftigung der Verwandten der auffteigenden 
Linie und ber Seitenlinie oder des Fislus vorgebeugt. 


Aufhebung des Verzichts. 
2351. Auf einen Vertrag, durch den ein Erbverzicht 
aufgehoben wird, findet die Vorfchrift des $. 2348 und in Are 
fehung des Erblaffer® auch die Vorfchrift des 8. 2347 Abj. 2 
Anwendung. 
Der Aufbebungsvertrag bedarf mithin der gerichtlichen oder notartellen 
Beurkundung und kann von dem Erblafier in ber Regel nur perfönlich 
gefchloffen werden; vgl. $. 2290. 
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Verzicht auf Die Zuwendung aus einer Verf. von Todes wegen. 


8.2352. Wer durch Teſtament als Erbe eingefegt oder 
mit einem Vermächtniſſe bedacht ift, kann durch Vertrag mit 
den Erblafjer auf die Zumwendung verzichten. Das gleide gilt 
für eine Zuwendung, die in einem Erbvertrag einem Dritten 
gemadt ift!). Die Borfchriften der 88. 2347, 2348 finden Un 
wendung. ' 


1) Soweit es fih um eine Zuwendung an den anderen Bertrag: 
ſchließenden handelt, bedarf e8 der Aufhebung des Erbvertragd oder ber 
betreffenden Verfügung nad) $. 2290, 


Achter Abſchnitt. 
GErbſchein. 


1. Der Erbſchein iſt ein Zeugnis, welches das Nachlaßgericht dem 
Erben auf Antrag über ſein Erbrecht und, wenn er nur zu einem 
Teile der Erbſchaft berufen iſt, über die Größe bes Erbteils erteilt 
(8. 28568). Sind mehrere Erben vorhanden, fo kann auch ein gemein: 
ſchaftlicher Erbſchein erteilt werden ($. 28567). Der Erbichein ift nicht 
auf die gefegliche Erbfolge beichräntt, kann vielmehr auch bem Erben 
erteilt werben, welcher fein Erbredt auf eine Berfügung von Todes 
wegen gründet ($$. 2865, 28566). 


2. Über den Inhalt des Erbfcheins f. außer 88. 2868, 2867 noch 
8. 2868 (Nacherbeinjegung) und 8. 2864 (Teftamentsvolfftredung). Es 
ift ein beftimmter Antrag zu ftellen und nur dasjenige Erbrecht zu be: 
zeugen, welches ber Antragfteller für fih in Anfprudh nimmt (RZ. 8 
©. 181, BayOht®. 4 ©. 684, DVG. 7 ©. 144, 28. 80 ©. A 98). 
Der Berufungsgrund iſt nur infoweit anzugeben, als zur Bezeichnung 
bes Umfanges bes Erbreht3 notwendig. Beräußerung eines Erbteils 
tft nicht zu erwähnen (Unm. 4 zu 8. 2088). Nicht anzugeben find Be 
ihwerungen des Erbrechts durch Bermädytniffe, Auflagen, Teilungs⸗ 
anordnungen uſw. (RZU. 1 S. 100, BayObLG. 2 ©. 222, 869, RG. 81 
S. A 120, OLG. 8 ©. 118), ebenfowenig Pflichttetldanfprüdhe (OLS. 7 
©. 144). Eine Begründung ift in den Erbſchein nit aufzunehmen 
(RU. 5 S. 168 — KG. 29 ©. A 66). Unzuläffig ift eine nur den 
Anhalt eines Teſtaments ergänzende Beideinigung, NIYA. 2 S. 168 
= 86. 22 S. A 56. Bloße Angabe feſtſtehender Tatfachen bei zweifel: 
haften Teftamentöbeftimmungen? OLG. 1 ©. 864. Ein gegenftändlid 
befchräntter Erbichein tft nur im Falle des $. 2869 zuläffig (OS. 4 
S. 897, 6 ©. B1b, vgl. KG. 81 ©. A 115, abweichend Bayoärß. 2 
©. 191, 582). 


8. Die Erteilung bes Erbicheing ift an bie Erfüllung beftimmter 
jormeller Borausfegungen ($$. 2864— 2866) fowie daran gefnüpft, 
daß dem Nacjlaßgerichte die Überzeugung von der Richtigkeit der daß 
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Erbrecht begründenden Tatſachen verſchafft wird (5. 28699. Das Nach⸗ 
laßgericht hat ſich der Prüfung des Erbrechts ſelbſtändig zu unterziehen, 
es verfährt dabei nad der DOfftzialmarime (8. 2868) und kann ben 
Erbſchein auch erteilen, wenn noch ein Nechtöftreit Über das Erbrecht an: 
bängig tft (8. 2860). Erweiſt fih ein erteilter Erbſchein als unrichtig, 
fo Hat das Nachlaßgeriht ihn einzuziehen oder für kraftlos zu erflären 
($. 2861). 


4. Die Wirkung bes Erbfcheind beſteht in einer Nedhtöper: 
mutung für die Nichtigkeit und Vollſtändigkett feines Inhalts (8. 2865) 
unb in dem darauf gegründeten öffentliden Blauben bes Scheineg, 
vermöge defien, ähnlih wie bei Gintragungen in das Grundbuch, zu: 
gunften des gutgläubigen Dritten der rechtögefchäftliche Erwerb von dem 
im Erbſchein als Erbe Bezeichneten geſchützt und eine an ihn bewirkte 
Leitung als gültig behandelt wird ($$. 2866, 2867). Dagegen ift den 
Nachlaßſchuldnern nicht die Befugnis beigelegt, die Leiftung an ben Erben 
ſchlechthin bis zur Borlegung eines Erbicheind zu verweigern (RG. b4 
©. 848, vgl. indefien ZPO. $. 94). 


b. Iſt der Erblafieer vor dem 1. San. 1900 geitorben, fo richtet 
fih da8 Grbeslegitimationsverfahren nah dem früheren Rechte, in 
Breußen nach dem Gef. v. 12. März 1869 (ES. Urt. 218, KG. 28 
S. A 127, 24 ©. A 22%, OU. 1 S. 88, 8 ©. 112, 5 ©.286, 6 
S. 818 und 819). Dies gilt auch von der Vorfchrift bes F. 86 GBO. 
(vgl. G. 24 ©. A 224). Erbſchein auf Grund eined gem. Teftaments, 
wenn ber eine Ehegatte vor, der andere nach 1900 geftorben it, OLG. 2 
©. 878 


6. Bol. FGG. SS. 78, 84, 86, 107 (a. E.); ZPO. SS. 727, 792, 
896; EBD. 88. 86, 87; ZB. S. 17 Abi. 8, S. 177. Bei teflamen- 
tariiher Erbfolge fein unbedingtes Recht des Grundbuchamts auf Bor: 
legung eines Erbſcheins (OLG. 7 S. 886). Zu einer Prüfung ber 
Richtigkeit ded Erbfcheind iſt der Grundbuchrichter in der Negel nicht ver- 
pflihtet und, foweit Auslegung legtwilliger Verfügungen in Frage fommt, 
auch nicht berechtigt (OLG. 6 ©. 756, 11 ©. 256). Zeugnis über bie 
Bortfegung der Gütergemeinſchaft S. 1507. Erbſchein neben dieſem 
Zeugni8? OLG. 7 ©. 864, 11 S. 266. Zeugnis ded Teftaments: 
vollſtreckers S$ 2868. Beicheinigung über die Berechtigung eines Fidel: 
tommißfolgerd preuß. U®. 3. GBO. Art. 16 Abſ. 2 (vgl. G. 24 S. A 48). 


Begriff. 

&. 2353. Das Radlahgeriäht ) bat dem Erben?) auf 
Antrag ein Zeugnis über fein Erbrecht?) und, wenn er nur zu 
einem Zeile der Erbſchaft berufen iſt, über die Größe des Erb- 
teils *) zu erteilen (Erbfchein). 

1) 506. 88. 72ff, EG. Urt. 147. Erteilung des Erbicheind im 
Wege der Rechtsbülfe tft unzuläffitg (OLS. 1 S. 194). S. auch Anm. 4 
zu 8. 2869. 2) Das Antragsrecht fteht auch dem Teſtamentsvoll⸗ 
reder zu (RIA. 2 ©. 168 = 86. 22 ©. A 56), dem Nacherben erfl 
nah dem Gintritte des Falles der Nacherbfolge ($. 2189). Nicht an: 
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tragsberechtigt iſt der Erbſchaftskaäͤufer (5. 2871); auch der Erwerber eines 
Erbteild ($. 2088) kann die Erteilung nicht babin beantragen, baß er 
im Erbichein als Miterbe oder Nachfolger eines ſolchen aufgeführt wirb 
(RIU. 6 ©. 118 = KG. 80 S. A 101, teilmeife abweichend RZU. 8 
©. 229). Dem Erben gegenüber feine Ablehnungsbefugnis wegen 
mangelnden Bebürfniffe® (BayO6r&. 8 ©. 664). Erteilung des Erb: 
ſcheins an Gläubiger des Erben zur Ermöglidung ber Zwangsvoll⸗ 
ftredung ZPO. SS. 792, 896, vgl. RIA. 1 S.102, 5 ©. 284 (= KG. 29 
S. A 714), OLG. 6 ©. 400. Eine Ausfertigung des einmal er: 
teilten Erbſcheins kann nah FGG. 8. 86 jeder verlangen, ber ein 
rechtliches Intereſſe glaubhaft madt. Unter der gleihen Borausſetzung 
iſt nah FGG. $. 78 Einfiht und beglaubigte Abfchrift (vgl. Ouch. 6 
©. 479) des Erbſcheins zu gewähren. 3) Über den Anhalt bes Erb- 
iheins f. Vorbm. 2. Bezeichnung de Erblaſſers RZU. 5 S. 156 
(= G. 29 S. A 76), ORG. 10 ©. 814. 4) Bemeinfchaftlicher 
Erbſchein $. 2857. Der beſondere Erbichein nach $. 2858 ift einem 
Miterben auch dann zu erteilen, wenn ungewiß ift, ob fich nicht der 
Erbteil durh Wegfall eines Miterben erhöhen wird (RIU. 7 S. 100). 
Dagegen tft in ben Fällen bed 8. 2048 die Erteilung des Erbicheins 
bis zur Hebung der Unbeftimmtbeit, ſoweit diefe reicht, ausgeichlofien 
(RU. 2 ©. 160 — 86. 22 ©. A 61). 


Vorausſehungen der Erteilung: 
1. im Falle der gefeklichen Erbfolge. 

6. 2354. Wer die Erteilung des Erbſcheins als geich- 
liher Erbe beantragt, hat anzugeben: 

1. die Zeit des Todes des Erblafierst); 

2. das Verhältnis, auf dem fein Erbrecht beruht?); 

3. ob und weldye Perjonen vorhanden find oder vorhanden 
waren, durch die er von der Erbfolge ausgeſchloſſen oder 
fein Erbteil gemindert werden mwürde®); 

4. ob und melde Verfügungen des Erblafier® von Todes 
wegen vorhanden find *); 

5. ob ein Rechtsſtreit über fein Erbredt anhängig ift>). 

Iſt eine Perfon weggefallen, durch die der Antragjieller 
von der Erbfolge anögefäloffen oder fein Erbteil gemindert 
werden mürde, jo hat der Antragiteller anzugeben, in welcher 
Weiſe die Perſon weggefallen ift. 

1) Bl. 8$. 18, 20. 2) Zur Erwirkung des Erbicheind nad 
der Mutter bedarf es nicht bed Nachweiſes ihrer Berbeiratung (NG. 27 
S. A 48, vgl. Anm. 1 zu $. 2866). Wenn der Überlebende Ehegatte 
miterbt, bedarf es bei Älteren Ehen einer Ungabe Über das Gſtterrecht 
(OLB. 11 ©. 270). 3) Auch die vor dem Erblaffer geftorbenen Per 
fonen, die den Untragfteller, falls fie noch lebten, von ber Erbfolge aus: 
ihließen oder feinen Erbteil mindern würben, find nad) Abſ. 1 Nr. 8, 
Abſ. 2 zu berüdfichtigen (NIU. 4 ©. 87 = 86.275. A 44, DRS. 8 
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S. 298, 294). 4) Die Ungabe, daß der Grblafler ein 
Teitament ober eine legtwillige Verfügung nicht Binterlaffen Habe, 
genügt nicht, weil fie vertragsmäßige Berfügungen nicht umfaßt (KG. 81 
S. A 115). 5) Bol. $. 2860 Abſ. 1. 


2. im Falle einer Werfügung von Todes wegen. 


8. 2355. Wer die Grteilung des Erbſcheins auf Grund 
einer Verfügung von Todes wegen beantragt, hat die Verfügung 
zu bezeichnen, auf der fein Erbrecht beruht, anzugeben, ob und 
welde fonjtigen Verfügungen des Erblaller8 von Todes wegen 
vorhanden find, und die ım $. 2354 Abf. 1 Nr. ı, 5, Abi. 2 
vorgefchriebenen Angaben zu maden. 


Das Nachlaßgericht hat die Gültigkeit und den Inhalt der Ber: 
fügung von Todes wegen (Teftament ober Erbvertrag) zu prüfen. Not: 
wendige Boraudfegung für die Erteilung des Erbfcheind tft die vorgängige 
Eröffnung der Verfügung (KG. 22 S. A 52). Der Erbfchein ift nicht 
ausichließliches Beweismittel (JW. 1900 ©. 729, vgl. auch Vorbm. 4, 
6 auf S. 991). 


Beweis der Borausfehungen. 


. 2356. Der Antragftellee hat die Nichtigkeit der in 
Gemäßbeit des $. 2354 Abf. 1 Nr. 1, 2, Abf. 2 gemachten An- 
gaben durch öffentlihe Urkunden!) nachzuweiſen und im alle 
des 8. 2355 die Urkunde vorzulegen?), auf der fein Erbredt 
beruht. Sind die Urkunden nicht oder nur mit unverhältnis» 
mäßigen Schwierigkeiten zu befchaffen, fo genügt die Angabe 
anderer Bemweismittel?). 

Sn Anjehung der übrigen nad den 88. 2354, 2355 er- 
forderlihen Angaben bat der Antragſteller vor Gericht oder vor 
einem Notar*) an Eides Statt zu verfichern, daß ihm nichts bes 
kannt jei, was der Richtigkeit feiner Angaben entgegeniteht®). 
Das Nachlaßgericht kann die Berficherung erlajjen, wenn es fie 
für nicht erforderlich erachtet. 

Diefe Vorſchriften finden Feine Anwendung, foweit die Tat» 
fadhen bei dem Nachlaßgericht offenfundig find. 


2) ZPO. 8. 415; hauptſächlich kommen flandesantliche Urkunden 
in Betracht und für bie frühere Zeit Zeugniffe auf Grund der Stirchen- 
bücher. Zum Nachweife der ehelichen Abftammung, insbeſondere des geſetz⸗ 
lien Erbrecht3 nach dem Bater, genügt die Geburtsurkunde, Heirat3urfunde 
der Eltern nicht erforderlich (RZA. 7 S. 95, vgl. Anm. 2 zu $. 2864). 
Die überreichten Urkunden find auf Berlangen nah Entnahme beglaus 
bigter Wbjchriften zurüdzugeben (NIU. S. 227, ORG. 7 ©. 148). 
2) ft die Verfügung von Todes wegen in einer öffentlichen Urkunde 
enthalten ($. 2281 Nr. 1, 88. 2249, 2276), fo bedarf es feines Echt: 
heitöbeweifes (Gej. v. 1. Mai 1878 $. 1); anders wenn es fih um ein 
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eigenhändiges Teſtament oder ein Teſtament vor drei Zeugen handelt 
(8. 2281 Nr. 2, 88. 2260, 2261). 8) 3.8. Zeugenbewets (DIS. 8 
S. 258). 4) Die preuß. Speztallommiffionen find zur Aufnahme 
von Erbfcheinsverhandlungen nicht zuftändig (KG. 28 ©. A 23). 
5) Die Berficherung ift von dem Antragfteller, eventuell feinem geſet⸗ 
lichen Bertreter abzugeben; Abgabe dur einen Bevollmächtigten ift un: 
zuläffig (Met 1908 ©. 211). Wiſſentlich oder fahrläffig falfche Abgabe 
der Berfiherung macht nad 8. 828 Ubf. 2 ſchadenserſatzpflichtig. Strafs 
rechtliher Shuk StGB. SS. 1566, 161, 168. Die Verficherung muß im 
Prototolle felbft beurlundet werden; Bezugnahme auf eine Anlage genügt 
nit (88. 25 S. A 60), 


Gemeinſchaftlicher Erbſchein. 

8. 2357. Sind mehrere Erben vorhanden, fo iſt auf 
Antrag ein gemeinſchaftlicher Erbſchein!) zu erteilen. Der An⸗ 
trag kann von jedem der Erben geitellt werden?). 


In dem Antrage find die Erben und ihre Erbteile?) an=- 
zugeben. 


Wird der Antrag nicht von allen Erben geltelt, io bat 
er die Angabe zu enthalten, daß die übrigen Erben die Erb- 
Ihaft angenommen haben!y. Die Borfchriften des $. 2356 
gelten auch für die fi) auf die übrigen Erben beziehenden An» 
gaben des Antragiteller3 >). 


Die Verſicherung an Eides Statt ift von allen Erben abzu- 
geben, fofern nit das Nachlaßgericht die Berfiherung eines 
oder einiger von ihnen für ausreichend erachtet. 


2) Bol. S. 2082 Abf. 1. 2) Jeder Erbe kann jedoch auch 
einen bejonderen Erbſchein über feinen Grbteil verlangen ($. 28563). 
8) Erbteil tft hier wie fonft der Bruchteil an der ganzen Erbichaft, nicht 
da8 Ergebnis der Auseinanderfekung, allo nicht eine beftimmte Summe 
oder ein beſtimmter Gegenftand (KG. 20 ©. A 266). Die Angabe der 
Erbteile muß nad) Abſ. 8 Sag 2 vor Gericht oder Notar erfolgen, ob- 
ihon der Antrag an ih formfrei ift (OLG. 3 ©. 266). Unzuläffigfeit 
des Erbfcheins bei Unbeſtimmtheit ber Erbteile |. Unm. 4 zu $. 2358. 
Anführung einer unbelannten Deszendenz als Miterbin ift zuläfftg 
(OLG. 10 ©. 19). Fall der Beräußerung eines Erbteils ſ. Anm. 2 zu 
8. 2868. 4) Derjenige Erbe, welcher den Antrag ftellt, erflärt, 
wenn er die Erbichaft nicht Schon vorher angenommen Hat, in ber Regel 
mit dem Untrage die Annahme (vgl. die Anm. zu 8. 1948). Die Erb: 
fhaftsannahme jetten® der Miterben ift vom Antragfteller auch zu 
bewetfen (NIA.4 S. 89 = KG. 27 S. A 189); ber Beweis kann durch 
eidesftattliche Verficherung nach $. 2866 Abſ. 2 geführt werden (NS. 80 
©. A 98). Erbfchein für bie übrigen Erben, wenn ein Miterbe noch 
nicht angetreten Bat, OLG. 12 S. 898. 5) Abſ. 1, 2 find au 
anwendbar, wenn ber gem. Erbichein vom Teltamentspollfireder beantragt 
wird (OLG. 4 ©. 124). 
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Tätigkeit des ANachlaßgerichts. 
a) Ermittelungen. 


8. 2358. Tas Nachlaßgericht hat unter Denußung der 
von dem Untragiteller angegebenen Beweismittel!) von Amts 
wegen die zur Feſtſtellung der Tatſachen erforderliden Er» 
mittelungen zu veranitalten und die geeignet erfcheinenden Be— 
weije aufzunehmen ?). R 

Das Nachlaßgericht kann eine öffentliche Aufforderung zur 
Anmeldung der anderen Berfonen zuftehenden Erbrechte er- 
lofjen?); die Art der Belanntmahung und die Dauer der An 
meldungsfrift beitimmen ſich nad) den für das Aufgebotsverfahren 
geltenden Vorſchriften?). 


2) 8. 2856. Auch die Beichafiung bes vom Gerichte für erforder: 
ih erachteten Materials ift Sache des Untragftellerd® (OLG. 8 S. 298). 
2) Offizialmarime (FGG. 8. 12; vgl. ZPO. SS. 668, 968). Sächſiſche 
AP. v. 6. Zuli 1899 8. 51 (Ermittelung, ob Verfügungen von Todes 
wegen vorhanden). uch die Nechtzeitigleit einer Ausfchlagung tft von 
Amts wegen zu prüfen (RYU. 5b ©. 148, OLG. 8 ©. 268). Nachweis 
der Nichtſchwangerſchaft nur unter befonderen Umftänden zu erfordern 
(RB. 29 S. A 71). Das Erbfcheinverfahren Hat jedoch nur die Nach⸗ 
prüfung der vom Untragſteller gemachten Angaben, nicht die felbftändige 
Ermittelung des Erben ($$. 1960, 1964) zur Wufgabe (OLG. 10 
©. 19). Gegen die Anordnung von Beweiserhebungen feine Befchiverde 
(OTG®. 2 ©. 189). 3) Bol. 8. 1965 Abſ. 1. Ohne orbnungs: 
mäßigen Antrag auf Erteilung des Erbſcheins ift das Nachlaßgericht zum 
Erlaffe der öffentlichen Aufforderung nicht befugt (RAU. 8 ©. 181 — 
KG. 26 ©. A 62). 4) ZPO. SS. 948—950 (Unmeldungsfrift 
mindeftend 6 Wochen). 
b) Eefiflelung der Tatſachen. 


8.2359, Der Erbfchein ift nur zu erteilen, wenn das 
Nachlaßgericht die zur Begründung des Antrags erforderlichen 
Zatjachen für feſtgeſtellt erachtet. 


1. Das Nachlaßgericht Hat über die tatfächlichen und rechtlichen Vor⸗ 
audfegungen des Erbrechts, insbeſondere die Gültigkeit und Auslegung 
einer für oder gegen das Erbrecht des Antragfteller8 in Betracht kommen⸗ 
den Berfügung von Todes wegen, eine beftimmte Entſcheidung zu treffen. 
Es darf den Erbichein nicht wegen bloßer Zweifel verfagen und ben 
Antragfteller nicht auf den Prozeßweg verweifen (KJA. 2 S. 217, 
3 S. 11T = 86. 28 ©. A 66, 25 S. A 64, OſG. 2 ©. 258, 467, 
3 ©. 380). Dffentundige Tatſachen darf das Gericht nicht unberüdfich- 
tigt laſſen (Seuffl. 58 ©. 410). Bei fchuldhafter Verlegung der ihm 
obliegenden Amtspflicht haftet der Nachlaßrichter allen Beteiligten gemäß 
S. 889 Ubf. 1, 8 auf Schadenderjag. — Kein Erbichein abweichenden 
Inhalts, ſ. Vorbm. 2 auf S. 990. 


2. Gegen die nblehnende Verfügung des Nachlaßgerichts jteht dem 
63* 
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Antragſteller die gewöhnliche friſtloſe Beſchwerde zu (FGG. SS. 19, 
20). Erachtet das Belchwerdegeriht formelle Bedenfen ded Nachlaß⸗ 
rihter8 für unbegründet, jo Hat es felbit die ſachliche Präfung nadı 
88. 2858, 2859 vorzunehmen (OLG. 7 ©. 144). Iſt der Erbidein 
tatfächlich erteilt, fo tft dagegen die Beſchwerde (und weitere Beſchwerde) 
zwar nicht mit dem Antrag auf Aufhebung der Erteilung oder Anderung 
des Inhalts, woHl aber auf Einziehung und Straftloserklärung (S. 2261) 
zuläfig (NS. 61 ©. 278 = RAU. 6,5. 102, RIU. 7 S. 24). 


e) Anhörung Britter. 
$. 2360. Dit ein Redtsitreit über das Erbredt an- 


hängig!), fo ſoll vor der Erteilung des Erbſcheins der Geguer 
des Antragiteller8 gehört werden. 


Sit die Verfügung, auf der das Erbredt beruht, nicht in 
einer dem Nachlaßgerichte vorliegenden öffentlihen Urkunde?) 
enthalten, fo foll vor der Erteilung des Erbſcheins derjenige 
über die Gültigkeit der Terfügung gehört werden, weldyer im 
alle der Unwirkſamkeit der Berfügung Erbe jein würde. 


Die Anhörung ift nicht erforderli, wenn fie untunlid ift. 


1) Bol. 3. 2854 Abſ. 1 Nr. b, DRG. 2 ©. 466, Seuff. 53 
196. 2) Bol. 3. 2856 Abi. 1. 


Anrichtigkeit des Groſcheins. 
a) Einziehung; Kraftloserklürung. 


F. 2361. Ergibt ſich, daß der erteilte Erbſchein un« 
richtig 1) ift, fo Hat ihn das Nachlaßgericht einzuziehen?),. Weit 
der Einziehung wird der Erbſchein Fraftlos. 

Kann der Erbſchein nicht fofort erlangt werden, jo bat 
ihn das Nachlaßgericht durch Beſchluß für kraftlos zu erklären ?). 
Der Beſchluß ift nah) den für die öffentliche Zuftelung einer 
Ladung geltenden Vorfchriften der Zivilprogekordnung*) befannt 
zu madhen. Mit dem Ablauf eines Monats nach der legten 
Ginrüdung des Beichluffes in die öffentlidhen Blätter wird die 
Straftloserflärung wirkſam. 


Das Nachlaßgericht kann von Amts wegen über die Richtig- 
feit eines erteillen Erbſcheins Ermittelungen veranitalten>). 


1) Die Unrichtigkeit des Erbſcheins kann auf tatfäcdhlicden oder 
rechtlichen Gründen beruhen (OLG. 8 ©. 259). Sie Tiegt ſchon dann 
vor, wenn die nach 8. 2869 zur Erteilung des Erbſcheins erforderliche 
Überzeugung des Gerichts erfchüttert ift, nicht aber bei bloßen nad: 
träglich auftretenden Zmeifeln (RIU. 2 ©. 68). Auch die unterlaffene 
oder unrichtig erfolgte Aufnahme eines nad) SS. 2868, 2864 zu be 
zeugenden Rechtsverhältniſſes begründet Unrichtigkeit des Erbfcheing (RTA.8 
S. 8, 828.81 ©. A 124). Keinelinrichtigfeit infolge Veräußerung eines Erb 
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teilg |. Anm. 4 gu $. 2088. 2) Einziehung ift die auf Grund 
eines Gerichtsbeſchluſſes veranlaßte körperliche Rücknahme bes aus: 
gehändigten Erbſcheins. Zwangsmittel nur nah Maßgabe des Landes: 
rechts (preuß. FGG. Art. 16—17). 8) Gegen bie Kraftloser— 
flärung befteht Teine Beſchwerde (FGG. $. 84; nicht auf den Ein: 
ziehungsbeſchluß zu erftreden, OLG. 2 ©. 257,4 ©. 127). 4 ZPO. 
Ss. 204 Abſ. 2, 8. 5) Anordnung der Einziehung oder Kraftlos⸗ 
erflärung durch das Beſchwerdegericht auf Beichwerbe gegen die Erteilung 
ſ. Anm. 2 zu $. 2869. 


b) Rechte des Erben gegen den Befiker. 

8. 2362. Der wirkliche Erbe!) kann von dem Beliger 
eine3 unrichtigen Erbjcheins die Herausgabe an das Nadjlap- 
gericht verlangen. 

Derjenige, welchem ein unrichtiger Erbſchein erteilt worden 
it, hat dem wirklichen Erben über den Beltand der Erbſchaft 
und über den Verbleib der Erbichaftsgegenitände Auskunft zu 
erteilen‘). 


2) Andere Berechtigte 8. 2868 Abi. 2, 8. 2864 Abi. 2, 8. 2870 
Abſ. 2. 2) Bol. 3. 2027, auch 8. 260. 


Erteilung des Erbfiheins an einen Vorerben. 

&. 2363. In dem Erbfcheine, der einem Vorerben erteilt 
wird, iſt anzugeben, daß eine Nacherbfolge angeordnet ift, unter 
welchen Borausfegungen!) fie eintritt und mer der Nadjerbe 
ift?2). Hat der Grblaffer den Nacherben auf dasjenige eingefeßt, 
was von der Erbidhaft bei dem Eintritte der Nacherbfolge übrig . 
jein wird3), oder hat er beflimmt, daß der Vorerbe zur freien 
Verfügung über die Erbſchaft beredhligt fein joll?), fo iſt auch 
dies anzugeben‘). 

Dem Nacherben ſteht das im $. 2362 Abf. 1 beitimmte 
Recht zu®). 

2) Bol. SS. 2106, 2107. 2) Der Nacherbe ift in ber Regel 
mit Namen anzugeben (RJA. 8 ©. 66 — KG. 24 ©. A 186). Noch 
ungeborene Sinder, befonder8 in ben Fällen des 8. 2106, find als 
fünftige Abkömmlinge einer beftimmten Perfon zu bezeichnen (OLG. 9 
©. 488). 3) 8. 2187 Ubf. 1. 4) 8. 2187 Uhl. 2. 5) Die 
Angaben nah 8. 2868 Ubi. 1 find auch in den Fällen des S. 2106 er: 
forderlich (KG. 80 ©. A 101); Verzicht des Nacherben unerheblich 
(Z3BlFG. 6 ©. 211). 6) Außerdem kann er bei unrichtiger An- 
gabe ber Porausfegungen der Nacherbfolge Einziehung des Erbicheing 
verlangen (Anm. 1 zu $. 2861). 


Berükfichtigung eines Teſtamentsvollſtreckers. 


6. 2364. Hat der Erblafjer einen Teſtamentsvollſtrecker 
ernannt, fo ift die Ernennung in dem Erbſchein anzugeben. 
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Dem Teſtamentsvollſtrecker ſteht das im $. 2362 Abſ. 1 
beftimmte Recht zu. 


Bol. S. 2368, Anm. 2 zu 8. 2868, Borbm. 2 auf S. IM. 


Mirknugen des Erbſtcheins. 
a) Vermutung für die Richtigkeit des Inhalts. 


. 2365. Es wird vermutet, daß demjenigen, welcher in 
dem Erbichein als Erbe bezeichnet ift, das in dem Erbſchein ange 
gebene Erbrecht zuitehe und daß er nicht durch andere als die 
angegebenen Anordnungen beſchränkt fei. 

Bermutung für bie Nichtigkeit und Bollfiänbigleit bes 
Erbſcheins; f. Borbm. Nr. 4 vgl. 88. 891, 1964 Abi. 2, 2009; ZPRO. 
$. 292. Nachprüfung durch den Grundbuchrichter ſ. Vorbm. 6 auf S. 991. 
Unter befchränfenden Anordnungen find nur die in 88. 2868, 2864 er: 
wähnten zu verftehen, Beſchwerungen mit Bermädtnifien ufw. werden 
nicht betroffen (VBorbm. 2). 


b) Öffentliyer Glaube. 


&. 2366. Erwirbt jemand von demjenigen, mwelder in 
einem Erbſchein als Erbe bezeichnet iſt, durch Rechtsgeſchäft einen 
Erbſchaftsgegenſtand, ein Recht an einem ſolchen Gegenſtand 
oder die Befreiung von einem zur Erbichaft gehörenden Rechte, 
jo gu zu feinen Gunften der Inhalt des Erbicheins, ſoweit 
die Vermutung des $. 2365 reicht, als richtig, es fei denn, daß 
er die Unrichtigfeit Tennt oder weiß, daß das Nachlaßgericht die 
Nüdgabe des Erbſcheins wegen Unrichtigkeit verlangt hat. 


Öffentlicher Glaube bes Erbſcheins. 


1. Geſchützt wird der gutgläubige rechtsgeichäftlicde Erwerb von bem 
im Erbichein als Erbe Bezeichneten, ohne Unterfchied zwiſchen entgelt- 
lichem und unentgeltlihem Erwerbe; vgl. den vom dffentliden Glauben 
des Grundbuchs Handelnden $. 892. Bei unentgelilihen Berfügungen 
beiteht jedoch für den Empfänger die Herausgabepflicht nach S. 816 Abi. 1 
Sat 2, $. 822. Bei Verfügungen gegen Entgelt ift ber angebliche Erbe 
nad) 8. 816 Abſ. 1 Sat 1 verhaftet. 

2. Die Kenntnis einer Tatſache, aus der die Unricdhtigfeit des Erk- 
ſcheins zu folgern ift, befeitigt den Schub des F. 2866 noch nicht. Iſt der 
Erbichein für kraftlos erflärt ($. 2861 Abſ. 2), fo treten die Wirkungen 
des 8. 2866 auch nicht zugunften desjenigen Dritten ein, welcher von 
der Sraftloßerflärung ohne fein Verſchulden feine Kenntnis bat. 


8. 2367, Die Vorſchriften des 8. 2366 finden ent- 
fprehende Anwendung, wenn an denjenigen, welder in einem 
Erbichein als Erbe bezeichnet ift, auf Grund eines zur Erbichaft 
gehörenden Rechtes eine Leiftung bewirkt oder wenn zmwijchen 
ihm und einem anderen in Anfehung eines foldhen Rechtes 
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ein nicht unter die Borfchrift des 8. 2366 fallendes Rechtsge⸗ 
fhäft vorgenommen wird, das eine Verfügung über das Recht 
enthält. 

Bol. S. 898, 8. 816 abſ. 2, Vorbm. 4 auf ©. 991. Rechts⸗ 
geichäfte, die auf Begründung eines Schuldverbältniffes gerichtet find, 
fallen nicht unter $. 2867. 


Zeugnis über die Ernennung eines Teſtamentsvollſtrechers. 


8. 2368. Einem Teftamentsvollftreder hat das Nadjlap- 
erihht auf Antrag ein Zeugnis über die Ernennung zu erteilen. 
8 der Teitamentsvollitreder in der Berwaltung des Nachlaſſes 
befhränft!) oder bat der Erblafier angeorbnd! daß der Zeita- 
mentsvollftreder in der Eingehung von Berbindlichkeiten für den 
Nachlaß nicht befchränkt?) fein fol, fo ift dies in dem Zeugnis 
anzugeben). 

Iſt die Srnennung nicht in einer dem Nachlaßgerichte vor» 
liegenden öffentlihen Urkunde enthalten*), fo foll vor der Er- 
teilung des Zeugniffes der Erbe wenn tunlidy über die Gültig- 
feit der Ernennung gehört werden. 

Die Vorfchriften über den Erbfchein finden auf das Zeug- 
nis entipredhende Anwendung; mit der Beendigung des Amtes ®) 
des Teſtamentsvollſtreckers wird das Zeugnis kraftlos 6)7). 


1) 8. 2208. 2) 8. 2207, 8. 2209 Sa 2. 8), Anzugeben 
ift aud, wenn der Erblafier bei der Ernennung mehrerer Bollitreder 
deren Befugnifie abweichend vom 8. 2224 beſtimmt hat (RYA. 2 S. 167 
— KG. 22 S. A 269). Überhaupt find alle vom Erblaffer in mirf: 
famer Weiſe angeorbnneten Abweichungen von ber gejeglichen Regel min— 
deſtens infoweit anzugeben, als fie für ben rechtsgeſchäftlichen Verkehr 
ded TB. mit Dritten von Erbeblichleit find (MIU. 7 ©. 27 = KG. 81 
S. A 94). Fällt einer von mehreren Bollftredern weg, und ernennen 
die übrigen gemäß $$. 2199, 2224 einen Nachfolger, fo ift das Zeugnis 
durch einen zufäglicden Vermerk zu berichtigen (NXU. 5 S. 87 — KG. 
28 5. 200). 4) Bgl. SS. 2198, 2199, 8. 2281 Nr. 2, 88. 2250, 
2251. 5) 88. 2226 — 2227. 6, Pol. FGG. SS. 78, 84, 86, 
EBD. 8. 86 Abf. 2 und dazu RU. 8 ©. 183 (= KG. 24 ©. A 
221). 7) Berbindung des Bollitrederzeugniffes mit dem Erbjchein 
in einer Urkunde KG. 28 ©. B 6. Zeugnis für einen ausländiichen 
TB. f. Anm. 2 zu 8. 2869. 


Erbſchein für einzelne im Inlande befindliche Gegenſtände. 

8. 2369. Gehören zu einer Erbſchaft, für die es an 

einem zur Erteilung des Erbſcheins zuftändigen!) deutſchen 

Nachlaßgerichte fehlt, Gegenstände, die ſich im Inlande befinden, 

fo fann die Erteilung eines Erbicheins für diefe Gegenjtände 
verlangt werden?). 
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Ein Gegenſtand, für den von einer deutſchen Behörde ein 
zur Eintragung des Berechtigten beſtimmtes Buch oder Regiſter?) 
geführt wird, gilt als im Inlande befindlid. Ein Anfprud 
gi als im Snlande befindlich, wenn für die Klage ein deutiches 

ericht zuſtändig iftt). 

1) 588. 8. 78, vgl. EG. Urt. 24, 26. 2) Iſt der Erblafier 
im Inlande geitorben, fo ift das Nachlaßgericht des Aufenthaltsorts, nicht 
Dasjenige, in defien Bezirke ſich die fragliden Gegenſtände befinden, zur 
Erteilung des Erbſcheins zuftändig (ZBIFG. 1904 ©. 888). 8) Grund- 
buch, Sciffäregifter. 4) Entiprechenbe Anwendung bes $. 2869 auf 
ein einem ausländiſchen Teſtamentsvollſtrecker zu erteilende® Zeugnis 
RIA. 6 S. 160. Abgeſehen von $. 2869 Fein gegenftändblich be: 
fchräntter Erbſchein, ſ. Vorbmi. 2 auf S. 9%. 


Zrrtümliche Annahme des Codes einer Perſon. 

&. 2370. Hat eine für tot erklärte Berfon den Zeitpunft 
überlebt, der als Zeitpunkt ihres Todes gilt!), oder iſt fie vor 
dieſem Beitpunfte geftorhen, fo gilt derjenige, welcher auf rund 
der Todeserflärung Erbe fein würde, in Anſebung der in den 
88. 2366, 2367 bezeichneten Rechtsgeſchäfte zu Gunſten des 
Dritten aud) ohne Erteilung eines Erbſcheins als Erbe, e3 
fei denn, daß der Dritte die Unrichtigleit der Todeserklärung 
fennt oder weiß, daß die Todeserklärung infolge einer An- 
fechtungsflage?, aufgehoben worden ift. 

Sit ein Erbichein erteilt worden, fo jtehen dem für tot 
Erflärten, wenn er noch lebt, die im $. 2362 beftimmten Rechte 
zu3). Die gleihen Rechte hat eine Berfon, deren Tod ohne 
Zodeserflärung mit Unredht angenommen worden ift. 

9082 8.18. 2) 8PO. 8. 957 Abſ. 2, SS. 958, 978ff. 3) Bl. 
8. 


Aeunter Abſchnitt. 
GErbſchaftskauf. 
Form. 


&. 2371. Ein Vertrag, durch den der Erbe die ihm an⸗ 
gefallene Erbfchaft!) verfauft, bedarf der gerichtlichen ober 
notarielen Beurkundung?) 

1) S. 1922 Abſ. 1, 8. 1942 Abſ. 1. Bertrag über den Nachlaß 
eines noch lebenden Dritten $. 812. 2) 88. 128, 152, EG. Art. 141, 
386. 88. 167. Genehmigung des Bormundichaftsgerihts 8. 1643 
Abſ. 1, 8.1822 Nr. 1. Vorkaufsrecht ber Miterben 8. 2034. 

Umfang. 
8. 2372, Die Vorteile, welche fih aus dem Wegfall 
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eine aA Fa oder einer Auflage oder aus der Aus: 
greihungspfi t eines Miterben!) ergeben, gebühren dem 
äufer. 

1) 88. 2060ff. 

+. 2373. Ein GErbteil, der dem Verkäufer nad) dem 
Abſchluſſe des Kaufes durch Nadjerbfolge oder infolge des Weg- 
falls eines Miterben!) anfällt, ſowie ein dem Verkäufer zuge⸗ 
mwendetes Borausvermächtnis?) ift im Zweifel nicht als mitver- 
fauft anzufehen?). Das gleidhe gilt von Yamilienpapieren und 
Familienbildern. 

1) SS. 1985, 2094, 2096. 2)8. 2150. 3) Bgl. $. 2110. 


Verpflichtungen des Merkänfers. 

8) Deransgabe, 

% 2374. Der Berläufer ift verpflichtet, dem Käufer die 

ur Zeit des Berlaufs vorhandenen Erbichaftsgegenitände mit 

Einfluß deifen herauszugeben, was er vor dem Berlauf auf 

Grund eine zur Erbichaft gehörenden Rechtes oder als Erjag 

für die Zerſtörung, Beihädigung oder Entziehung eines Erb» 

Ihaftsgegenitandes oder durh ein Rechtsgeſchäft erlangt hat, 
das fih auf die Erbſchaft bezog. 

1. Der Erbichaftstauf begründet Tediglih eine obligatorifde 
Berpflidtung zur Übertragung der einzelnen Erbichaftsgegenitände, die 
durch Auflaffung, Übergabe oder Abtretung vollzogen werden muß (OLG. 1 
S. 848). Nur wenn der Anteil eined Miterben verkauft ift, findet eine 
dingliche Übertragung des Grbteild nad $. 2088 ftatt (OvGG. 8 ©. 299). 

2. Wegen bed Surrogationsprinzipg vgl. SS. 2019, 2041, 2111 
und die übrigen zu 8. 2019 angemerkten Paragraphen. 

b) Werterfab. 

&. 2375. Hat der Verkäufer vor dem Verlauf einen 
Erbidaftsgegenitand verbraudjt, unentgeltlid veräußert oder un» 
entgeltlich belajtet, jo ift er verpflichtet, dem Käufer den Wert 
des verbrauchten oder veräußerten Gegenitandes, im Falle der 
Belaftung die Wertminderung zu erleben. Die Erjagpilicht 
tritt nicht ein, wenn der Käufer ben Verbrauch oder die unent- 
geltlidhe Verfügung bei dem Abſchluſſe des Kaufes Fennt. 

Im übrigen kann der Käufer wegen Berjchlechterung, 
Unterganges oder einer aus einem anderen Grunde eingetretenen 
Unmöglichkeit der Herausgabe eines Erbjchaftögegenitandes nicht 
Erfag verlangen. 

Vgl. 8. 2288. Für bie Beit nach dem Vertragsſchluſſe beftimmt 
fi) die Haftung des Verkäufers nach den Borfchriften Über den Kauf. 

e) Gewährleiftung. 

8. 2376. Die Verpflichtung des Verfäufers zur Gewähr⸗ 
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leiftung wegen eine® Mangels im Rechte!) beſchränkt fih auf 
die Haftung dafür, daß ihm das Erbrecht zufteht, daß es nicht 
durh das Recht eined Nacherben oder durd die Ernennung 
eine Teitamentsvollitreders befchräntt ift, daß nicht Vermächt⸗ 
niffe, Auflagen, Pflichtteilslaften?), Ausgleihungspflichten?) oder 
Teilungsanorödnungent) bejtehen und daß nicht unbeſchränkte 
Haftung gegenüber den Nachlaßgläubigern oder einzelnen von 
ihnen eingetreten ıjt°). 

Tehler einer zur Erbichaft gehörenden Sade®) hat der Ber- 
Täufer nicht zu vertreten. 

2) Bol. SS. 484ff. >) 8. 2808, 98. 2818. 2) SS. 206OF. 
4) 8. 2048. 5) Bol. 8. 2883 Abſ. 1 Sag 2. 6) 85. 459. 


Aufhebung der Bereinigung. Ä 

% 2377. Die infolge des Erbfalld durch Bereinigung 
von Recht und Verbindlichkeit oder von Recht und Belaſtung 
erlofchenen NRechtsverhältniife gelten im Berhältniffe zwiſchen dem 
Käufer und dem Berfäufer als nicht erlofhen. Erforderlichen- 
falls ift ein foldes Rechtsverhältnis wiederherzuſtellen. 

Vgl. SS. 1976, 1991, 2148, 2176. 


Merpflichtung des Bünfers. 

$- 2378. Der Käufer ift dem Verkäufer gegenüber!) 
verpflichtet, Die Nadjlaßverbindlichkeiten?) zu erfüllen, ſoweit 
nit ber Berfäufer nah $. 2376 bafür haftet, daß fie nicht 
beiteben. 

Hat der Verkäufer vor dem Berlauf eine Nachlaßverbind- 
lichkeit erfüllt, fo fan er von dem Käufer Erfag verlangen?). 

2) Haftung gegenüber ben Gläubigern SS. 2882, 2883. 2) 8. 1967 
Abſ. 2, SS. 1968, 1969. 8, Sonjtige Verpflicdtungen bed Kaufers 
8. 488 Abf. 2, 88. 449ff. 


Aubungen und Zaften. 

% 2379. Dem Berläufer verbleiben die auf die Zeit 
vor dem Berlaufe fallenden Nutzungen!). Er trägt für Diele 
Zeit die Laften?), mit Einfluß der Zinfen der Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten. Den Käufer treffen jedoch die von-der Erbſchaft zu ent- 
richtenden Abgaben ſowie die außerordentlichen Laften, welche 
als auf den Stammmert der Erbidhaftsgegenftände gelegt anzu- 
feben find?). 

2) 8. 100; vgl. S. 101. 2) Bol. 8. 108. 8) Bol. S. 2126 
und die dortige Anmerkung. 

Übergang der Gefahr, der Nutungen und Laften. 
$. 2380. Der Käufer trägt von dem Abjchluffe des 
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Kaufes an!) die Gefahr des guläligen Unterganges und einer 
zufälligen Verſchlechterung der Erbſchaftsgegenſtände. Bon diefem 
Beitpunft an gebühren ihm die Nutungen?) und trägt er die 
Zajten?). 
08 Abweichung von $. 446. 2) 8. 100; vgl $. 101. 8) Bol. 
8. 


Verwendungen. 

&. 2381. Der Käufer bat dem Verkäufer die not» 
wendigen Berwendungen zu erfeßen, bie der Verkäufer vor dem 
Verlauf aut die Erbſchaft g emacht Bat. 

ür andere vor dem Verkaufe gemachte Aufwendungen hat 
der Käufer inſoweit Erſatz zu [ei ten, al3 durch fie der Wert 
der Erbichaft zur Zeit des Verlaufs erhöht iſt. 

Bol. $S. 994, 996, 2022. 

Baftung für die Madlaßverbindlichkeiten. 

&. 2382, Der Käufer haftet von dem Abfchluffe des 
Kaufe an den Nadlakgläubigern, unbeſchadet der Yortdauer 
der Haftung des Verkäufers. Dies gilt aud) von den Verbind- 
lichkeiten, zu deren Erfüllung der Käufer dem Verkäufer gegen- 
über nad) den 88. 2378, 2379 nicht verpflichtet ift. 

Die Haftung des Käufers den Gläubigern gegenüber fann 
nit durd; Vereinbarung zwifhen dem Käufer und dem 2er: 
Täufer ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden. 

Bol. $. 419 und die Vorbm. vor 8. 420. Wiedernuffebung ber 
Haftung 8. 2086. 


&. 2383. Für die Haftung des Käufers gelten die Vor- 
fhriften über die Beſchränkung der Haftung des Erben. Er 
haftet unbeſchränkt, fomweit der Verkäufer zur Zeit des Verkaufs 
unbeſchränkt haftet. Beſchränkt fi) die Haftung des Käufers 
auf die Erbichaft, fo gelten feine Anjprüche aus dem Kaufe 
als zur Erbſchaft gehören. 

Die Erridtung des Inventar3 durd) den Berfäufer oder 
den Käufer fommt aud dem anderen Teile zuftatten, es fei 
denn, daß diejer unbefchränft haftet. 

Bol. zu Abſ. 1 Say 8 den $. 1978 Abſ. 2 und S. 2144 Abſ. 1 
zu Abf. 2 den S. 2008 Abſ. 1, den 8. 2068 Ubi. 1 und den 8. 2144 
Abſ. 2. Wegen der Befugni3 des Erbfchaitstäuferd, dag Aufgebot der 
Nachlaßgläubiger zu beantragen, f. die Vorbm. vor 8. 1970 Ziff. 1 
(S. 848) und ZPO. $. 1000; wegen feiner Stellung im Nachlaßkonkurſe 
bie Borbm. vor 8. 1975 Ziff. 8 (S. 861) und KO. 8. 282. 


Anzeige des Verkaufs. 
&. 2384. Der Verkäufer ift den Nachlaßgläubigern gegen- 
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über verpflichtet, den Verkauf der Erbſchaft und den Namen 
des Käufers unverzüglich!) dem Nachlaßgericht anzuzeigen. Die 
dee des Bertaufers wird durch die Anzeige des Käufers 
erſetzi. 

Das Nachlaßgericht hat dic Einſicht der Anzeige jedem zu 
geltatten, der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft madıt?). 

1) 8. 121 Abi. 1. 2) Bol. $. 2146 und Anm. 8 zu S. 1968. 


Verwandte Verträge. 

8. 2385. Die Vorſchriften über den Erbſchaftskauf 
finden entiprehende Anwendung auf den Kauf einer von dem 
Verläuferr durch Bertrag erworbenen Erbidaft fowie auf 
andere Berträge, die auf Die Veräußerung einer dem Beräußerer 
angefallenen oder anderweit von ihm erworbenen Erbidaft ge» 
richtet find'). 

Im Falle einer Schenkung ift der Schenker nicht verpflichtet, 
für die vor der Schenkung verbrauditen oder unentgeltlid ver- 
äußerten Erbfcaftsgegenftände oder für eine vor der Schenkung 
unentgeltlich vorgenommene Belaftung diefer Gegenſtände Erfag 
zu leiften?). Die im 8. 2376 beitimmte Berpflihtung zur Ges 
währleifiung wegen eine8 Mangels int Rechte trifft den Schenker 
nicht, bat der Schenker den Mangel arglijtig verichwiegen, fo 
it er verpflichtet, dem Beſchenkten den daraus entjtehenden 
Schaden zu erfeßen?). 

1) Bol. ZBO. $. 1000 Abſ. 2, KO. 8. 288. Anwendung der 
88. 2871 ff. auf die vertraggmäßige Anerkennung eines nichtigen Teftaments 
durch den gefeglichen Erben Seuffel. 60 ©. 27. Unmendung auf einen 
Rergleid IW. 1905 ©. 721. 2) 8. 2876. 3) Bol. 8. 528. 
Wegen bed Begriffs des argliftigen Verſchweigens ſ. RW. 5b ©. 218, 
214. 
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Einführungsgeſetz 
zum Bürgerlichen Geſetzbuche. 


Vom 18. Auguſt 1896. RGBl. S. 604. 


1. Zweck des GEG. tft es hauptſächlich, die Einwirkung des BGB. 
auf das bei ſeinem Inkrafttreten in Geltung befindliche Recht und die 
vor ſeinem Inkrafttreten entſtandenen Rechtsverhältniſſe zu beſtimmen. 
Dieſem Zwecke dienen die drei letzten Abſchnitte, betr. das Verhältnis des 
BGB. zu den Reichsgeſetzen (2. Abſchn.) und zu ben Landesgeſetzen 
(8. Abſchn.) ſowie Übergangsvorſchriften (4. Abſchn.). Vorangeſtellt find 
im 1. Abſchnitt außer der Beſtimmung über die Zeit des Inkrafttretens 
des BGB. einige „allgemeine Vorfchriften” und unter diefen hefonders 
jolche des internationalen Privatrecht3. 

2. In Broft getreten ift das ES. mangels einer abweichenden Be: 
ftimmung nah Art. 2 der Reichsverfaſſung am 7. September 1896, 
BayObe. 1 ©. 142, 178. 


Erſter Abſchuitt. 
Allgemeine Vorſchriften. 


1. Der erſte Abſchnitt enthält außer ber Beſtimmung des Geltungs: 
deginnd des BGB. (Art. 1), einigen terminologtihen Süßen über bie 
Bedeutung des Wortes Geſetz, der Borbehalte für die Landesgeſetze und 
des Worte? Bundesjiaat (Art. 2, 3, 5), einer Beſtimmung über den Erfak 
außer Kraft tretender bißheriger Borfchriften in Fällen, in denen ein in 
Kraft bleibendes Geſetz auf fie verweift (Art. 4), und einer die Einheit 
der letzten Inſtanz fichernden Vorſchriſt (Art. 6) in der Hauptjadhe die 
Normen des internationalen Privatrecht (Urt. 7—81). 

2. Die Art. 2—5 finden entiprechende Anwendung gegenüber dent 
3VG. (ES. S. l Abi. 2), der GBO. (8. 82) und dem FGG. (8. 185). 

Zeitpunkt des Ankrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

Art. 1. Das Bürgerliche Gejegbud tritt am 1. Januar 
1900 gleichzeitig mit einem Geſetze, betreffend Aenderungen des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Kivilprozeßordnung und der 
Konfursordnung!), einem Geſetz über die Zwangsverſteigerung 
und bie Zwangsverwaltung, einer Grundbuhordnung und 
einem Geier über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barfeit in Kraft?) | 

8) Statt des Bier in Augficht genommenen Gefeged find Drei ge: 
trennte Gefege ergangen (Einleitung ©. 18). 2) Soweit hiernad) das 
Snfrafttreten ded BGB. durch das Zuſtandekommen der genannten Neben: 
geiege bedingt war, wurde bie Bedingung durch die in ber Einleitung 
a. a. DO. aufgeführten Reichsgeſetze erfüllt. Die Vorfchriften des materiellen 
Liegenichaftsrecht3 find übrigens nach ben Art. 189ff. zum großen Teil 
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nur für die Bezirle am 1. San. 1900 in Kraft getreten, für bie das 
Grundbuch Ion mit diefem Tage als angelegt anzufehen war (Art. 186) 
ober bisher geführte Bücher zu Grundbüdern im Sinne bei Reichsrechts 
erflärt worden find; ebenſo die Vorfchriften der EBD. ($. 82) und bes 
BVG. (ES. 8. 1). 

Bedeutung des Wortes Gefeh. 

Art. 2. Gefeh im Sinne des Bürgerlihen Gefebbuhs und 
diefes Geſetzes it jede Rechtsnorm. 

Bel. Über die Stellung ded BGB. zum Gewohndeitärechte die 
Borbm. zum Allgemeinen Teile unter 2, oben ©. 17. 

Tragweite der Borbehalte zu Gunſten der Landesgefehe. 

Art. 3. Someit in dem Bürgerliden Geſetzbuch oder in 
dieſem Gefege die Regelung den Landesgejegen vorbehalten oder 
beftimmt ift, daß landesgejegliche Vorjchriften unberührt bleiben 
oder erlaffen werden koͤnnen, bleiben die beftehenden landes- 
gejeglichen!) Vorfchriften in Kraft und können neue landes» 
geſetzliche Vorſchriften erlaffen werden ?). 

4) in dem allgemeinen Sinne des Art. 2. 2) Bgl. dagegen 
bezüglich der nur für die Übergangszeit maßgebend bleibenden Landes⸗ 
gejeße den Art. 218. 

. &rfa von Borfihriften des bisherigen Rechtes. 

Art. A. oweit in Neichögejegen oder in Landesgeſetzen 
auf Borfhriften verwieſen ift, melde durch das Bürgerliche 
Geſetzbuch oder durch dieſes Gefeb außer Kraft gelegt werben, 
treten an deren Stelle die enijprechenden Borjchriften des Bürger- 
lihen Geſetzbuchs oder dieſes Geſetzes. 

Der Urt. 4 enthält die Regel. Jedoch bleiben Vorſchriften, auf die 
in einem Reichs- oder Landesgeſetze verwieſen tft, mit diefem in Kraft, 
wenn nad) dem Sinne des Geſetzes die Verweiſung fich gerade auf daB 
bisherige, nicht auf daß jeweilig geltende allgemeine bürgerliche Recht 
bezieben fol. 

Glfoß-Zothringen. 

Art. 5. Als Bundesitaat im Sinne des Bürgerlichen Gefeg- 
buchs und dieſes Geſetzes gilt aud das Reichsland Elfap- 
Lothringen. 

Bol. z. B. BEB. SS. 1822, 1728, 1807, 1986. 

Aufändigkeit des Reichsgerichts. 

Art. G. In bürgerlichen Rectsftreitigfeiten, in welchen durch 
Klage oder Widerklage ein Anfprud auf Grund des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs geltend gemacht ift, wird die Berhandlung und Ent- 
Iheidung legter Inſtanz im Sinne des 8. 8 des Einführungs«- 
geſetzes zum Gerichtöverfaffungsgefete dem Reichsgerichte zu- 
gewieſen. 

Nach dieſer vom Reichsſtage bei ber zweiten Beratung im Plenum 
beichloffenen Vorſchrift kann aljo in den bezeichneten Rechtöftreitigkeiten 
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die Berbandlung und Entſcheidung über die Rechtsmittel der Reviſion 
gegen die Endurtetle und der Befchiwerde gegen Enticheidungen der Ober: 
landesgerichte nicht Tandesgefeglich einem oberften Yandesgerichte zugewiefen 
werden. Cine entiprechende Borfchrift trifft der Art. VIII des SW. zu 
ben Gef., betr. Underungen ber KO., v. 17. Mai 1898, der $. 49 de 
Gef. über dad Verlagsrecht v. 19. uni 1901, jowie der $. 69 des Geſ. 
über da8 Urheberrecht an Werten ber Literatur 2c. von bemfelben Tage. 

Internationales Geliungsgebiet der Geſetze. 

1. Entftegung. Ein von der erften Kommilfton ausgenrbeiteter 
Entw., betr. die „räumliche Herrichaft der Rechtsnormen“, fand in dem 
E. I de8 BGB. nicht Aufnahme, diente aber ald Grundlage für die Be: 
ratung der zweiten Kommiffion. Der von biefer dem Bunbetrate vor⸗ 
gelegte Entw. regelte ben Gegenftand im fedhiten Buche „Anwendung 
ausländifcher Geſetze“ (88. 2861 bis 2890). Der Bundesrat erfegte dieſes 
fechfte Buch durch die Art. 7 bis 81 des ES. 

2. Inhaltsüberſicht. Die Art. 7—81 bezweden nicht eine er⸗ 
ihöpfende Negelung des fog. internationalen Privatrecht, jondern bes 
handeln nur einzelne wichtige ragen, nämlich die Geſchäftsfähigkeit 
(Art. 7), die Entmündigung (Urt. 8), die Todeserflärung (Urt. 9), Die 
Nechtsfähigfelt von Vereinen (Art. 10), die Form der Rechtsgeſchäfte 
(Art. 11), die Aniprüde aus unerlaubten Handlungen (Urt. 12), die 
Eingehung der Ehe (Urt. 18), die perfönlichen Rechtsbeziehungen der 
Ehegatten (Art. 14), das eheliche Güterrecht (Art. 15, 16), die Ehe: 
fheidung (Urt. 17), die ebeliche Abſtammung (Art. 18), da Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen Eltern und ehelichen Kindern (Urt. 19), das Rechts⸗ 
verbältni? des unehelichen Kindes zur Mutter (Urt. 20), die Bere 
pflihtungen des unehelicden Baterd (Art. 21), die Legitimation und die 
Annahme an Kindezitatt (Art. 22), die Vormundſchaft und die Pflegſchaft 
(Art. 28) ſowie die Beerbung (Art. 24—26). Einige diefer Vorſchriften 
jind auf Gegenftände, die fih im Gebiet eined anderen al® bdesjenigen 
Stantes, defien Geſetze danach maßgebend jein würden, befinden und 
nad) den Belegen des anderen Staates einem Sonderrecdht unterliegen, 
nach Maßgabe des Urt. 28 nicht anmwenbbar. 

Die Tragweite ber Borfchriften ift infofern verfchieden, als die Art. 8, 
9, 14, 18—20, 22 und 23 da3 internationale Anwendungsgebiet nur für 
die deutſchen Geſetze, die Art. 10, 12 nur für die ausländiſchen Ge— 
fege, die übrigen Artikel dagegen ſowohl für die deutfchen als auch, ſoweit 
die inländischen Sinterefien eine Regelung erfordern, für die ausländifchen 
Geſetze beftimmen. Eine Rückverweiſung bes für maßgebend erflärten 
ausländifhen Nechtes wird nur zugunften ber Anwendung ber beutihen 
Geſetze und auch infoweit nur bezüglich einzelner Sragen als wirkſam 
anerlannt (Urt. 27). 

Für die Beftimmung des fog. Perfonalftatuts ift nit der 
Wohnſitz, fondern die Staatsangebörigkeit enticheidend (vgl. Art. 7, 
18—15b, 17---22, 24, 25; RG. 62 ©. 408). Die deutihe Reichs⸗ und 
Staatdangehörigfeit regelt fih nach dem Gef. v. 1. uni 1870 (vgl. EG. 
Art. 41) und dem Schußgebietägei. v. 10. Sept. 100 8. 9. Bei Per: 
fonen, die feinem Staate angehören, greift auspilfäweife der Urt. 29 ein. 

Die Anwendung ausländifcher Gefege erfährt eine allgemeine 
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Einſchränkung dur) ben Grundfak des Urt. 80, wonach ausländiiche 
Geſetze nicht zur Anwendung fommen, wenn ihre Unwendung gegen die 
guten Sitten oder gegen den Bwed eines deutſchen Geſetzes veritoßen 
würde. Daneben Tann fie nach Art. 81 dur Ausübung eines Ber: 
geltungsrechts WUusnahmen erleiden. 

8. Die international:privatrechtlichen Borfchriften ber Reichög efege 
bleiben nach Urt. 82 in Kraft (vgl. WO. Art. 84, 86; ZPO. S. 56; 
KO. 88. b, 50, 66, 287, 288). 

4. Die Borbehalte zugunften der Landesgeſetze geben auch 
einer befonderen landesgefeklichen Regelung des internationalen Geltung: 
gebiet8 der vorbehaltenen Gefege Raum (vgl. insbefondere über bie 
Aufrechterbaltung der älteren Staatöverträge Art. 66). Mangels be: 
fonderer landesrechtlicher Normen gelten aber die Art. 7ff. auch für die 
vorbehaltenen Gebiete. 

5. Im Falle des Zufammentreffend von Örtlider und 
zeitlider Kollifion der Rechtsnormen ift zuerſt die Frage der 
zeitlichen Kolltfion (nach Maßgabe des vierten Abfchnitt3) zu löſen und 
erſt gemäß den danach maßgebenden bisherigen oder neuen Borfchriften 
die Frage der örtlichen Kollifion, RG. SW. 1901 S. 452; 1902 Beil. 
©. 67, 227, ORG. 7 ©. 121, 8 ©. 12. 

6. Brozeffunles. Für den Beweis ausländiſchen Rechtes gilt 
3PO. 8. 298. Erlangt das Gericht über ein ausländtiches Gele weber 
auf Grund bes von den Parteien beigebrachten Nachweifed noch von 
Amts wegen Gewißheit, jo tft ein auf das Geſetz geftügtes Recht als 
nicht beftehend zu behandeln (ROHG. 25 ©. 58; vgl. RS. 89 S. 875, 
NW. 1902 ©.86; a. A. RG. ZW. 1900 ©. 689; für das Gebiet der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit |. 88. 21 ©. A 6, OXG. 1 5.418, 4 ©. 75). 

Im Sinne ber ZPO. S. 549 tft es Verlegung eines Reich: 
geſetzes, wenn ein ausländiſches Gefeg mit Unrecht angewendet it 
(NG. 2 ©. 18, 6 ©. 898), nicht dagegen, wenn e3 mit Recht angewendet. 
aber ee iſt (RS. 6 S. 412, 10 ©. 116, 172, 88 S. 278, 57 

. 142 

Über die Anerkennung und Vollſtreckung ausländiſcher Urteile 
ſ. 3PO. 88. 828, 722, 728. 

71. Fuͤr Konfulargeridtöbezirte und die der Konfulargerichts: 
barfeit unterworfenen Perſonen find unter den an einem ausländiichen 
Drte geltenden Gefegen im Sinne der Reichsgeſetze bie deutſchen Geſetze 
zu verftehen (Gef. v. 7. April 1900 8. 27). 

8. Staatsverträge des Meichd. Cinzelne fragen des inter- 
nationalen Privatrecht8 berühren die Berner Übereinfunft über das 
geiftige Urbeberreht v. 9. Sept. 1886 (REBL. 1887 S. 498) nebfi 
Barifer Zufagalte v. 4. Mai 1896 (MSBL. 1897 S. 769), die Parijer 
Übereinfunft über das gewerbliche Urheberrecht v. 20. März 1888 nebit 
Brüffeler Zuſatzakten v. 14. Dez. 1900 (RGEBl. 1908 ©. 148, 167), 
ber Weltpoftvertrag v. 1. Runi 1878 (RGBl. 1879 ©. 83) und v. 
21. März 1885 (RGEBl. 1886 ©. 82), das internationale Übereintonmen 
über den Eifenbahnfrachtverfehr v. 14. OH. 1890 (NSBT. 1892 S. 798): 
ferner dad Abkommen v. 14. Nov. 1896, betr. mehrere auf den Zivil: 
prozeß bezügliche Fragen des internationalen Privatrehts (Rechtshilfe, 
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Sicherheitsleiftung, Armenrecht, Perſonalhaft) zwifchen Belgien, Fran: 
reich, Stalien, Zuremburg, den Niederlanden, Portugal, der Schweiz und 
Spanien, dem fi angeichloffen Haben Dänemark, das Deutiche Reich, 
Öfterreih, Ungarn, Rumänien, Schweden und Norwegen (RGBl. 1899 
S. 285). 

Bejonders aber foınmen in Betradht die drei Haager Ablommen 
v. 12. Juni 1902 zur Regelung: 

a) des Geltungsbereichs der Geſetze auf dem Gebiete der (Ehe: 
ichließung (vgl. Anm. 7 zu Urt. 18), 

b) des Geltungsbereichs der Gejege und der Gerichtöbarkeit auf 
dem Gebtete der EhHeiheidung und ber Trennung von Tifh und Bett 
(val. Unm. 7 zu Urt. 17), 

c) der Bormundichaft Über Minderjährige (NGBL. 1904 ©. 221, 
281, 240; vgl. Anm. 7 zu Urt. 28). 

Die Abkonmen find geichloffen zwiſchen Belgien, dem Deutfchen 
Reiche, Frantreih, Stalien, Luxemburg, den Niederlanden, Ufterreich, 
Portugal, Rumänien, Schweden, der Schweiz, Spanien und Ungarn, 
ratifiziert zu a und b von ben genannten Staaten außer Oſterreich, 
Bortugal, Spanien und Ungarn, zu c auch von Spanien, in Straft ge: 
treten am 60. Tage nad) Hinterlegung der NRatifilationgurfunden im 
Haag, die für die Adrigen Staaten am 1. Suni 1904, für Spanien am 
80. Zuni 1904, für Stalten und die Schweiz am 17. Juli 1906 erfolgt 
it (KGBl. 1904 ©. 249, 807, 1905 S. 716). Die Abkommen finden nur 
auf die europätichen Gebiete ber Bertragsftaaten Anwendung. 

1. Gefdhäftsfüähigkeit. 

Art. 7. Die Gefhäftsfähigkeit!) einer Perſon wird nad) 
Den Gefegen des Staates beurteilt, dem die Perſon angehört?). 

Ermwirbt ein Ausländer, der volljährig iſt oder die rechtliche 
Stellung eines noljährigen bat, die Reichsangehörigkeit, fo be» 
hält er die rechtliche Stellung eines Volljährigen, auh wenn er 
nad) den deutſchen Gejegen nicht vonlährig 1. 

Nimmt ein Ausländer im Inland ein Rechtsgeſchäft vor, für 
das er geihäftsunfähig oder in der Gefchäftsfähigfeit beſchränkt 
üt, jo gilt er für dieſes Rechtsgeſchäft infomeit als gefhäftsfähig, 
ald er nad den deutſchen Gejegen geſchäftsfähig fein würde. 
Auf familienredhtliche und erbrechtliche Rechtsgeſchäfte ſowie auf 
Rechtsgeſchäfte, durch die über ein ausländifches Grunditüd ver» 
fügt mwird?), findet diefe Vorſchrift keine Anwendung. 

1) Begriff oben S. 55 Borbm. 1 zum 1. Titel. Nicht unter ben 
Art. fällt die Delittsfähigkeit, fomwie die Frage der Befugnis zur Ver: 
fügung Über einen Gegenftand. Die Rechtsfähigkeit beftimmt fich nach 
den für das einzelne Verhältnis maßgebenden Gefegen. 2) Der 
Grundfag des Abf. 1 wird durch Ubf. 2 und Abſ. 3 Sag 1 eingefchräntt, 
durd) leßteren jedod) nur mit den tm Abſ. 8 Sag 2 beftimmten Aus—⸗ 
nahmen. Weitere Ausnahmen ergeben fi für die Entmündigung aus 
Art. 8, ferner aus Art. 80. Über bie Zuläffigleit einer Rückverweiſung 
vgl. Art. 27. 3) Vgl. S. 71 Anm. 1 zu 8. 1865. 

Achilles, Bürgerlides Geſetzbuch. 5. Auflage. 64 
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2. Gntmindigung. 

Art. S., Ein Ausländer Tann im Snlande nad) den 
deutjchen Gefegen!) entmündigt werden, wenn er feinen Wohn⸗ 
fig?) oder, fall8 er feinen Wohnfig bat, feinen Aufenthalt im 
Snlande Hat?). 

1) über die PVorausfegungen und Wirfungen der Entmündigung 
fowie das Verfahren; vgl. BGB. $.6 und Anm. dazu. 2) nah BGB. 
88. T—11. 5) Über Yuläffigfeit einer Bormundfchaft zc. f. Art. 28 
Abſ. 1. 

3. Eodeserklärung. 

Art. O9. En Berfhollener kann ım Snlande nad den 
deutſchen Gefegen!) für tot erklärt werden, wenn er bei dem 
Beginne der Verſchollenheit ein Deutfcher war?). 

Gehörte der Berihollene bei dem Beginne der Berfchollen- 
heit einem fremden Staate an, jo kann er im Inlande nad den 
deutfchen Gejegen?) mit Wirkung für Diejenigen Rechtsverhältniſſe, 
melde fih nad) den deutſchen Gefegen beitimment), jomwie mit 
Wirkung für das im Inlande befindliche Vermögen für tot er⸗ 
klärt werden; bie Vorjchriften des $. 2369 Ubi. 2 des Bürger- 
lien Geſetzbuchs finden entſprechende Anwendung. 

Hatte ein verjchollener ausländiſcher Ehemann jeinen legten 
Wohnfigd) im Inland und ift die im Inlande zurüdgebliebene 
oder dahin zurüdgelehrte Ehefrau Deutjche oder bis zu ihrer 
Berheiratung mit dem Berfchollenen Deutſche gemwejen, fo kann 
auf ihren Antrag der Berjchollene im Inlande nad) den deutidhen 
Geſetzen ohne die im Abſ. 2 beitimmte Beichränfung für tot 
erklärt werden). 

1) BGB. 88. 18 FF. nebſt Vorbm. und Anm. 2) Späterer Baı- 
luft der Reihgangehörigleit macht die Todeserflärung nidht unwirtiam 
oder anfecdhtbar. 3) in betreff der Vorausſetzungen, des Berfahren! 
und der Zuſtändigkeit. 4) wie 3. B. die Beerbung eined Deutichen 
nah Urt. 24. 5) nad) BGB. 88. 7ff. 6) alfo insbefondere 
mit der Wirkung, daß die Wicderverheiratung nach dem BEB. SS. 1848 
bis 1352 zuläffig if. Vgl. Art. 18 Abſ. 2. 

4. Bereine. 

Art. 10. Ein einem fremden Staate angehörender und 
nach deſſen Geſetzen redhtsfähiger!) Verein, der die Redtsfähig- 
feit im Inlande nur nad) den Vorfchriften der 88. 21, 22 des 
Bürgerlihen Geſetzbuchs erlangen Tönnte, gilt?) als redhtsfähig, 
wenn feine Rechtsfähigkeit durch Beſchluß des Bundesrates 
anerkannt iſt). Auf nidt anerkannte ausländiſche Bereine der 
bezeichneten Art finden die Vorfchrifien über die Gefellihaft*) 
ſowie die Vorjchrift des 8. 54 Sat 2 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs Anmwendung‘) 

Über die Nechtöfähigkeit ausländifcher Vereine 2. enthalten Be: 
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fimmungen u. a. die Staatöverträge des Reichs mit Belgten (ZB. 1878 
&.880), Sroßbritannten (8Bl. 1874 S. 148), Griechen land v. 9. Juli 
1884 (NEBL. 1885 S. 28) Art. 4, Italien v. 8. Aug. 1878 und 6. Dez. 
1891 (RGBl. 1892 ©. 97), Ofterreih- Ungarn v. 6. Dez. 1890 (RGBl. 
1892 ©. 9) Art. 19 Abſ. 5, Rumänien v. 1b. Oft. 1898 (RGBl. 1894 
S. 1) Art. 1, Rußland v. 10, Febr. 1894 (GBlIl. 1894 ©. 158) 
Art. 4, Serbien v. 21. Aug. 1892 (RNGBL. 1898 S. 269) Art. 2. 

1) Kür einen nicht rechtsfähigen Berein diefer Art kommt die Bor: 
Ichrift des BGB. 8. 28 in Betracht. 2) für Nechtöverhältniffe, die 
fi nach den deutfchen Geſetzen beftimmen. 3) Kür andere aus: 
ländifche juriftiiche Perfonen, namentlich privatrechtliche Sefellfchaften ſowie 
Genofjenichaften, beftimmt fich die Nechtöfähigleit nach den Geleken bes 
Stanted, dem fie angehören, d. h. in dem fie ihren Sig haben, OLG. 6 
8.101, 8 ©. 12, 9 ©. 29, 10 ©. 129. 4) BGB. 8$. T05— 740. 
5) Auch fonft Stehen fie nicht rechtsfähigen inländtichen Vereinen gleid); 
auh ZPO. 8. 50 Abi. 2, 8. 765 gilt für fie. 

9. Form der Redtsgefchäfte. 

Art. 11. Die Form eines!) Rechtsgeſchäfts beitimmt ſich 
nach den Gejegen, melde für das den Gegenitand des Rechts— 
geſchäfts bildende Rechtsverhältnis maßgebend find?). Es genügt 
jedody die Beobachtung der Geſetze des Ortes, an dem das. 
Rechtsgeſchäft vorgenommen wird?). 

Die Vorfchrift des Abſ. 1 Sag 2 findet feine Anwendung 
auf ein Rechtsgeſchäft, durch das ein Recht an einer Sachet) be» 
gründet oder über eın foldhes Recht verfügt wirdS). 

1) im Inlande oder Auslande von einem Inländer oder Ausländer 
vorgenommenen. 2) Diefe Regel erleidet eine Ausnahme durch 
Zag 2, die aber durch Abf. 2 eingefchräntt wird. Weitere Ausnahmen 
von Sag 1 und 2 können ſich aus Art. 80 ergeben; OLG. 8 ©. 268. 
Obligatorifche Beräußerungsperträge über ausländiſche Grundftüde unter: 
fiegen danah nidht dem 8. 818 BGB. (RG. JW. 19056 S. 219). 
3) d.i. für einen Vertrag der Ort, an dem der Vertrag angenommen, 
die Annahme erflärt wird, NS. 62 ©. 379. Bejondere Borfchrift für die 
Eheſchließung im Art. 18 Abſ. 8. Pol. Urt. 24 Abſ. 8 Sag 2. 4) Pal. 
S. 49 Borbm. 1. 5), Kür ein ſolches Rechtsgeſchäft gilt aljo die 
Borihrift des Abſ. 1 Satz 1. Maßgebend find danach die Gelege des 
Ortes, wo ih die Sache befindet. Pol. zu Urt. 11 V. v. 25, Oft. 
1900 Art. 2 über die Form der Nechtägefchäfte in Konſulargerichts— 
bezirlen. 

6. Unerlaubte Handlungen. 

Art. 12, Aus einer im Auslande begangenen unerlaubten 
Handlung fünnen gegen einen Deutſchen nicht weitergehende An⸗ 
ſprüche geltend gemadyt werden, als nad) den deutichen Geſetzen 
begründet find. 

Die Rorfchrift Ichräntt die als felbftverftändlich nicht ausgeſprochene 
Regel ein, daß dag Schuldverhältnid aus einer unerlaubten Handlung 
nad) den Geſetzen des Drted beurteilt wird, an welchem . die Handlung 
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begangen tft (N®. 7, ©. 874, 57 ©. 142, JR. 1906 S. 298, Böhms3. 18 
S. 171, 178). 

Die fonftigen dem Rechte der Sculdverhältniffe angehörenden 
Fragen bes internationalen Privatrecht3 läßt dad Geſetz offen. Für bas 
Schuldverhältnis aus einen Verwahrungsvertrage gilt daS Necht des 
Erfüllungsort, Seuffü. 57 ©. 845; desgl. für den PVerlöbnisvertrag, 
Gruch. 47 ©. 185; bezüglich der Folgen des Verzugs des Käufers für 
dieien und den Berläufer je dad Recht des Erfüllungsortd, RG. 61 
©. 218, für den Wandelungsaniprucd des KKäuferd das Recht des Er: 
füllungsorts für die Verpflichtung zur Kaufpreiszahlung NG. bb S. 106 
(adw. OLG. 12 ©. 58). Das für eine Verpflichtung aus einem Bertrage 
maßgebende Recht beftimmt fich weder nach dem Drte des Vertragſchluſſes 
noch nach dem Wohnfige des Schuldnerd,;, ob nad dem Erfüllungsort 
oder nad dem Berjonaljtatute des Schuldners, läßt dabingeftellt RG. 61 
©. 848, 62 ©. 879. . 


7. &ingehung der Ehe. 

Art. 13. Die Eingehung der Ehe!) wird, fofern aud) nur 
einer der Verlobten ein Deutſcher ift, in Anfehung eines jeden 
der Verlobten nad) den Gefegen des Staates beurteilt, dem er 
angehört?). Das gleiche gilt für Ausländer, die im Inland eine 
Ehe eingehen?). 

In ufehung ber Ehefrau eines nach Artifel 9 Abi. 3 für 
tot erllärten Ausländers wird die Eingehung der Ehe*) nach den 
deutfhen Geſetzen beurteilt>). 

Die Form einer Ehe. die im Inlande gejchloffen wird, be= 
ſtimmt fi) ausfchließlicd nad) den deutſchen Gejegen®)?). 

1) d. 5. die materiellen und formellen Erforderniſſe für die Zus 
Läffigkeit und die Gültigkeit der Eingchung und die Folgen ihres Mangels. 
Serichtsftand Für Nichtigkeits- und Anfechtungsllagen ZPO. 8. 6086. 
2) auch wenn die Ehefchliehung im Ausland erfolgt. Über bie Che 
fhließung Deutfcher im Auslande f. Gef. v. 4. Mai 1870 (vol. ES. 
Art. 40), Gef. über die Konfulargerichtöharfeit v. 7. April 1900 8. 86 
nebſt B. v. 26. Dit. 19U0 Art. 2 Abſ. 2, Schußgebietägef. v. 10. Sept. 
1900 88. 7, 16. 3) Nüdverweifung der nah Ubi. 1 anmwendbaren 
ausländiſchen Geſetze ift gemäß Art. 27 zuläſſig. Auch wenn für den 
Ausländer danach aber dte deufchen Gejege maßgebend find, bedarf er 
des auf Grund des S. 1815 Abi. 2 BGB. landesgefeglich vorgeichriebenen 
Zeugniſſes, 2.25 S. A 47. Abſ. 1 Sag 2 kann durd Urt. 80 eim: 
geichräntt werden. 4) d. 5. ihre Zuläffigfeit nach $. 1848 BGGB. 
5), auch wenn fie zur Beit der Eheichließung feine Deutihe mehr war. 
6, BGB. SS. 1817 ff. Der Abſ. 8 beitimmt für die Cheichließung eines 
Ausländerd im Inland eine Ausnahme von der Regel ded Art. 11 Abi. 1 
ag 1. Uber Ebefchließung vor ausländiihen Konfuln f. u.a. Die 
Staatsverträge mit Italien v. 4. Mai 1891 (RGEBl. S. 119 Urt. 8, 
Japan v. 4. April 1896 (RGBl. S. 782) Art. 11, Serbien v. 6. Jan. 
1883 (RGBl. ©. 62) Art. 10. 7) Nach dem erftien Haager 
Abfommen v. 12. Kuni 1902 (S. 1009 Borbm. 8 unter a) aelten für 
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Ehen, die tm europätfchen @ebiete der Vertragsftanten (j. a. a. D.) von 
Perſonen gefchlofien werden, von denen mindeftens einer Angehöriger 
eines diefer Staaten ijt, die Beitimmungen jenes Ablommens, bie, ab: 
gefeden von den Schlußbeitimmungen (über Natifitatton, Beitritt, In⸗ 
frafttreten, Dauer und Kündigung), in dem amtlichen deutfchen Texte 
lauten: 

Urt. 1. Das Recht zur Eingehung der Ehe beftimmt fih in An— 
ſehung eines jeden der Verlobten nach dem Gelege des Staates, dem er 
angehört (Geſetz des Heimatsſtaats) ſoweit nicht eine Vorichrift dieſes 
Geſetzes ausdrücklich auf ein anderes Geſetz verweiſt. 

Urt. 2. Das Geſetz des Ortes der Eheſchließung kann die Ehe 
von Ausländern unterfagen, wenn fie verftoßen würde gegen feine Bor: 
fchriften Über 


1. die Grade der Berwandtihaft und Schwägerichaft, für die ein ab- 
ſolutes Cheverbot befteht; 

2. das abjolute Verbot der Ghefchließung zwiſchen ben des Che: 
bruchs Schuldigen, wenn auf Grund dieſes Ehebruchs die Che 
eines von ihnen aufgeldöft worden tft; 

8. das abfolute Verbot ber Ehefchliegung zwiſchen Perfonen, die 
wegen gemeiniamer Nachftelung nach dem Leben de3 Ehegatten 
eined don ihnen verurteilt worden find. 


Sf die Ehe ungeachtet eine der vorſtehend aufgeführten Berbote 
geſchloſſen, jo fann fie nicht als nichtig behandelt werden, falls fie nad 
dem im Urt. 1 bezeichneten Geſetze gültig ift. 

Unbefchadet der Beitiimmungen des Urt. 6 Abſ. 1 diefes Abkommens 
ift fein Vertragsſtaat verpflichtet, eine Ehe jchließen zu laffen, die mit 
Rückſicht auf eine vormalige Che oder auf ein Hindernis religiöfer Natur 
gegen feine Geſetze verftoßen würde. Die Verlegung eines derartigen 
Ehehinderniſſes kann jedoch die Nichtigkeit der Che in einem anderen 
Xande als in dem, wo die Ehe gefchlofien wurde, nicht zur Folge haben. 

Art. 8. Das Geſetz bed Ortes ber Eheichließung kann ungeachtet 
der Berbote des im Art. 1 bezeichneten Geſetzes die Ehe von Aus— 
(ändern geftatten, wenn diefe Verbote ausſchließlich auf Gründen religiöfer 
Natur beruhen. 

Die anderen Staaten find berechtigt, eine unter ſolchen Umftänden 
geichlofiene Ehe die Unertennung als einer gültigen Ehe zu verjagen. 


Urt. d. Die Ausländer müflen zum Zmede ihrer Cheichließung 
nachweilen, daß fie den Bedingungen genügen, die nach dem im Urt. 1 
bezeichneten Geſetz erforderlich find. 

Diefer Nachweis kann durch ein Zeugnis der biplomatifchen oder 
konſulariſchen Bertreter des Staates, dem die Verlobten angehören, oder 
Durch irgend ein anderes Beweismittel geführt werden, je nachdem die 
Staatäverträge oder die Behörden des Landes, in welchem die Ehe ge: 
ihloffen wird, ben Nachweis als genügend anerfennen. 

Urt. db. In Anfehung ber Form ift die Ehe überall als gültig an- 
zuerfennen, wenn bie Eheſchließung dem Geſetze des Landes, in welchem 
fie erfolgt iſt, entfpricht. 

Doh brauchen die Länder, deren Gefeßgebung eine religiöie 
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Trauung borfchreibt, die von ihren Angehörigen unter Nichtbeachtung 
diefer Borichrift im Ausland eingegangenen Ehen nicht als gültig an: 
zuerkennen. 

Die Vorſchriften des Geſetzes des Heimatſtaats über das Aufgebot 
müſſen beachtet werden; doc kann das Unterlaſſen dieſes Aufgebots die 
Nichtigkeit der Ehe nur in dem Lande zur Folge haben, deſſen Geſetz 
übertreten worden iſt. 

Eine beglaubigte Abſchrift der Eheſchließungsurkunde iſt den Be⸗ 
hörden des Heimatlandes eines jeden der Ehegatten zu überſenden. 

Art. 6. In Anſehung der Form tft die Ehe überall als gültig an: 
zuerfennen, wenn fie vor einem diplomatifchen oder konſulariſchen Ber: 
treter gemäß feiner Geſetzgebung gefchlofien wird, vorausgeſetzt, daß feiner 
der Verlobten dem Staate, wo bie Ehe geichloflen wird, angebört uns 
diefer Staat der Eheſchließung nicht widerſpricht. Gin folder Wider: 
fprud fann nicht erhoben werden, wenn es fih um eine Ehe banbelt, 
die mit NRüdfiht auf eine vormalige Ehe ober ein Hinderni3 religiöfer 
Natur gegen feine Geſetze verftoßen würde. 

Der Vorbehalt des Art. 5b Abſ. 2 findet auf die diplomatifchen ober 
tonjularifhen Ehefchliefungen Anwendung. 


Urt. 7. Eine Ehe, die in dem Lande, in weldem fie geichlofien 
wurde, in Unjehung der Form nichtig ift, kann gleichwohl in den anderen 
Ländern als gültig anerlannt werden, wenn die durch daS Belek des 
Heimatftaant3 eine jeden der Verlobten vorgefchriebene Form beobachtet 
worden ift. 


Art. 8. Diefed Abkommen findet nur auf folde Ehen Anwendung, 
welche im Gebiete der Vertragsſtaaten zwiſchen Perjonen geichloffen find, 
von denen mindeſtens eine Angehöriger eines diejer Staaten iſt. 

Kein Staat verpflichtet ſich durch dieſes Abkommen zur Anwendung 
eined Geſetzes, welches nicht dasjenige eines Vertragsſtaats ift. 

8. Perſönliche Rechtsbeziehungen Der Ghegatten. 

Art. 1A. Die perſönlichen Rechtsbeziehungen deutſcher Ehe: 
gatien!) zu einander?) werden nach den deutjchen Gejegen beurteilt, 
auch wenn die Ehegatten ihren Wohnſitz im Auslande haben?). 

Die deutfchen Geſetze finden aud) Anwendung, wenn der Mann 
die Reichsangehörigleit verloren, die Frau fie aber behalten hat*). 

1) folange beide Deutiche find. 2) Was dazu gehört, beſtimmt 
ih nah BGB. SS. 1868—1861, vgl. SS. 10, 204. Anwendung auf bie 
Klage auf Herftelung der ehelichen Gemeinſchaft, OLG®.Db ©. 97. Die 
Beftimmung des Art. 14 ifr jedenfall dann auf ausländifche Ehegatten 
entfprechend anzumenden, wenn beide Ehegatten demielben Staate an: 
gehören; es gilt alfo das Recht des Heimatitaats; doch ift eine ich daraus 
ergebende Rüdverweifung auf die deutlichen Sefege als die des Wohnfiges 
wirffam, RG. 62 ©. 400; vgl. OLG. b ©. 97; abw. OLG. 9 ©. 446. 
5) Die örtliche Zuftändigleit des Vormundſchaftsgerichts beſtimmt ſich 
nad dem FGG. 8. 4b Abſ. 2—4. 4) Abi. 2 enthält eine Sonder- 
vorſchrift zugunften der deutichen Ehefrau. Anwendungsfälle im Gel. v. 
1. Juni 1870 88. 11, 19, 21, 22 (vgl. ES. Art. 41). Bol. Anm. 3. 
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9. Gheliches GKüterrenht. 

Art. 15. Das eheliche Güterrecht!) wird nach den deutjchen 
Gefegen beurteilt, wenn der Ehemann zur Zeit der Eheichließung 
ein Deutſcher mar?). 

Erwirbt ber Ehemann nad) der Eingehung der Ehe die 
Neichsangehörigfeit oder haben ausländifhe Ehegatten ihren 
MWohnfig?) im Inlande, fo find für das eheliche Güterrecht die 
Geſetze des Staates maßgebend, dem der Mann zur Beit der 
Eingehung der Ehe angehörte*); die Ehegatten können jedoch einen 
Ehevertrag ſchließen, auch wenn er nad) diefen Gefegen unzu- 
läffig fein würde). 

1) ſowohl dad geieglihe als auch das vertragdmäßige (BGB. 
88. 1868— 1568), mit Einfchluß der erbrechtlicden Wirkungen bes Glitter: 
Standes fowie feiner Wirkungen im Yalle der Scheidung. Für die Form 
der Eheverträge gilt aber Urt. 11 Abſ. 1 Sag 2; für die Geſchäftsfähigkei⸗ 
der Frau f. Art. 7. 2), Eine Einſchränkung enthält Art. 28. Ball 
Unm. 8 zu Art. 14. Entſprechende Unwendung des im Ubf. 1 aus. 
gefprodienen Grundfages auf Wudländer, NS. ZW. 1906 ©. 828 
3), BSB. 8. 7. 4) NRüdverweifung zuläſſig nach) Art. 27. Eine Ein 
fchräntung enthält der Art. 16 fowie auch gegenüber Abſ. 2 der Art. 28 
5) Bel. BGB. 88. 1482, 1488. 

Art. 16. Haben ausländifche Ehegatten oder Ehegatten, die 
nad) der Eingehung der Ehe die Reichsangehörigkeit erwerben), 
den Wohnfiß?) im Inlande, fo finden die Borfchriften des 
8. 1435 des Bürgerlihen Geſetzhuchs entjprehende Anwendung; 
der ausländifhe geſetzliche Güterjtand fteht einem vertrags— 
mäßigen gleidh?). 

Die Vorſchriften der 88. 1357, 1362, 1405 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs finden Anwendung, foweit fie Dritten günftiger find 
als die ausländiichen Gefepe‘). 

4) und für die nach Art. 15 Abſ. 2 ausländiſches Recht gilt; deſſen 
Anwendung Ichräntt der Art. 16 im Intereſſe des inländifchen Verkehrs 
ein. 2) BOB. 83. 7—11. 3) Der Güterftand bedarf alfo nad 
8. 1486 der Eintragung in das GüterrechtSregifter. Für diefe gelten die 
88. 1558 ff. und FGG. 8. 161. 4) Der Abſ. 2 erweitert die An: 
wendung des $. 1857 über Art. 14 Hinaus, die des 8. 1862 über Art. 15 
Abſ. 1, 16 Abſ. 1, die des 8. 1405 über Art. 16 Abſ. 1 Hinaus. Wegen 
der Anwendung des 8. 1406 auf gewerbetreibende Ghefrauen, für bie 
ein ausländiſches Güterrecht gilt, |. Urt. 86 Nr. 1. 

10. Eheſtcheidung. 

Art. 17. Für die Scheidung der Ehe!) find die Gefeke des 
Staates maßgebend, dem der Ehemann zur Zeit der Erhebung 
der Klage?) angehört?). 

Eine Zatjache, die ſich ereignet hat, während der Mann 
einem anderen Staate angehörte, Tann als Scheidungsgrund 
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nur geltend gemadyt werden, wenn die Tatſache audy nach den 
Geſetzen —8 Staatest) ein Scheidungsgrund oder ein 
Zrennungsgrund ift. 

Sit zur Zeit der Erhebung der Klage die Reichsangehörig⸗ 
feit de8 Mannes erlojchen, die Frau aber Deutfche‘), fo finden 
die deutfchen Gefete Anwendung. 

Auf Scheidung ſowie auf Aufhebung der ehelichen Gemein- 
ſchaft kann auf Grund eines ausländiichen Gejehes im Inlande 
nur erfannt werden, wenn ſowohl nach dem ausländifchen Belege 
als nad) den deutſchen Gefegen die Scheidung zuläflig jein würde®)?). 


1) ihre Buläffigleit, Borausfegungen und Wirkungen, legtere mit 
Einſchluß der allgemeinen vermögenzrectlichen (RG. 41 ©. 191, OLG. 8 
©. 866), nicht dagegen die Wirkungen der Scheidung für Rechtsverhält⸗ 
niffe, die einem anderen Nechte unterliegen, 3.8. ehelidyes Güterredit, 
Eltern: und Findesverhältnis. Nach deutfchem Rechte fommen in Betracht 
die 88. 15694— 1065 BGB., nicht dagegen die S$. 1478, 1686, 1656. 
über die Frage, ob ber nah BGB. $. 1567 bl. 2 Nr. 1 zur 
Scetdungsflage berediige Mann auch das dort vorausgeiegte 
Berfagren auf Heritellung der häuslichen Gemeinſchaft unabhängig 
von Art. 14 durchführen kann, ſ. OLG. 11 ©. 287. Die Zufländigkeit 
für die Scheidungsklage beftimmt ZPO. S. 606. Scheidung im 
Sinne des Abf. 1 umfaßt auch die Aufhebung der ehelichen Gemein: 
ichaft, nicht dagegen die zeitweilige oder beftändige Trennung von Tiſch 
und Bett; läßt dag nach Abſ. 1 maßgebende ausländiihe Recht nur be: 
ftändige Trennung von Tifh und Bett, nicht Scheidung zu, fo kann 
nicht auf legtere, aber auch nicht auf erftere erfannt werden (Beſchluß ber 
vereinigten Ziviljenate des NG. in RG. bb ©. 845, RS. in ZW. 1904 
5.86; abmw. früher RG. 47 S. 188, 48 ©. 144, ZW. 1903 Beil. S.19, 
DLG.2 ©. 18, 418). 2) oder der Geltendmachung der neuen Klage⸗ 
gründe oder Klagen in der mündliden Berhandlung, OL. 4 S. 91, 
NW. 1902 Beil. ©. 288. 3) Nüdverweifung zuläffig nah Art. 27- 
Die Regel des Ubf. 1 erleidet durch die Abſ. 2—4 Änderıngen. 9) noch 
zur Beit der Erhebung der Stlage. 5) Vgl. Anm. 4 zu Art. 14. 
6) Bol. über die Wirkfamkeit ausländiicher Scheidungdurteile ZPO. 
8. 828. Über Auflöfung der Ehe im Falle der Todederflärung |. Art. 9 
Abſ. 8, 18 Abſ. 2, 7) Nach dem zweiten Haager Ablommen v. 
12. Juni 1902 (S. 1009 Borbm. 8 unter b) gelten für Scheidung: und 
Trennungsklagen, die in dem europäifchen Gebiet eine der Bertragdftaaten 
(j. bafeldft) erhoben werben, falls mindeſtens eine der Parteien einem dieſer 
Staaten angehört, die Beitimmungen des Ablommens, die ohne die 
Schlußbeſtimmungen im amtliden deutfchen Texte lauten: 

Urt. 1. Die Ehegatten können eine Scheidungsllage nur dann er: 
heben, wenn ſowohl dad Geſetz bed Staates, dem fie angehören (Weiey 
des Heimatſtaats), als auch daS Geſetz des Ortes, wo geflagt wird, die 
Scheidung zulafien. 

Das gleiche gilt für die Trennung von Tiſch und Bett. 

Art. 2. Auf Scheidung kann nur dann geklagt werden, wenn fie 
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in bem zu beurteilenden Falle ſowohl nach dem Gelee bed Heimats 
ftantS der Ehegatten als auch nad dem Gefege ded Ortes, wo geflagt 
wird, fei es auch aus verichtedenen Gründen, zuläffig ift. 

Das gleiche gilt für die Trennung von Tiſch und Bett. 


Art. 8. Ungeachtet ber Beftimmungen der Urt. 1, 2 ift das Gefeß 
des Heimatſtaats allein maßgebend, wenn daS Gele des Ortes, wo 
geflagt wird, dies vorfchreibt oder geftattet. 


Urt. 4. Das in den vorftehenden Artifeln bezeichnete Geſetz des 
Hetmatftaat3 kann nicht angerufen werden, um einer Tatfache, die jich 
ereignet bat, während die Ehegatten oder einer von ihnen einem anderen 
Stante angehörten, die Wirkung eined Scheidungd: oder Trennungs⸗ 
grundes zu verleihen. 


Art.d. Die Klage auf Scheidung oder auf Trennung von ZTiich 

und Bett kann erhoben werden: 

1. vor der nad den Geſetze des Heimatſtaats der Ehegatten zu: 
ftändigen Gerichtsbarkeit; 

2. vor der zuftändigen Gerichtsbarkeit des Ortes, wo bie Ehegatten 
ihren Wohnfig haben. Wenn die Ehegatten nad; der Gefehgebung 
ihres Heimatſtaats nicht denſelben Wohnfig Haben, fo ift die 
Gerichtsbarkeit des Wohnfitzes des Bellagten zuftändig, Im 
Falle der böslichen Verlaſſung oder im Falle einer Verlegung 
des Wohnſitzes nach dem Eintritte des Scheidungs- oder 
Trennungsgrundes kann die Klage auch vor der zuſtändigen 
Gerichtsbarkeit des letzten gemeinſamen Wohnſitzes erhoben 
werden. — Die Gerichtsbarkeit des Heimatſtaats iſt allein be: 
rufen, ſoweit fie für die Scheidungs- oder Trennungsklage aus: 
fchließlich zuftändig ti. Doc bleibt die fremde Gerichtsbarkeit 
zuftändig für eine Ehe, in Anfehung deren die Scheidungs: oder 
Trennungsllage vor der zuitändigen Gerichtäbarteit des Heimat⸗ 
ſtaats nicht erhoben werden kann. 


Art. 6. Fall die Ehegatten nicht berechtigt find, eine Scheidungs: 
oder Zrennungsflage in dem Lande ihres Wohnfiges zu erheben, Tann 
fi gleichwohl jeder von ihnen an die zuftändige Gerichtäbarfeit dieſes 
Zandes wenden, um die vorläufigen Maßnahmen zu erwirken, die tn 
defien Geſetzgebung für die Aufhebung der ehelichen Lebendgemeinfchaft 
vorgefehen find. Diefe Maßnahmen bleiben aufrecht erhalten, wenn fie 
innerhalb eines Jahres dur die Gerichtsbarkleit des Heimatftaat3 be: 
ftätigt werden; fie bleiben nicht länger beitehen, als es das Gele des 
Wohnſitzes geftattet. 

Art. 7. Die Scheidung und die Trennung von Tiſch und Bett, 
die durch ein nach Art. 5 zuftändiges Gericht ausgeſprochen werden, find 
überall anzuerkennen, vorausgefegt, daß die Beitimmungen biejes Ab: 
kommens beobadtet worden find, und daß im Falle eines Berfäummnts- 
urteild bie Ladung des Beklagten entfprechend den bejonderen VBorfchriften 
erfolgt tit, die dag Gejeg feines Hetmatftaats für die Anerkennung aus: 
ländticher Urteile erfordert. 

In gleicher Weife find überall anzuerfennen die Scheidung und bie 
Trennung von Tiſch und Bett, die von einer Berwaltungsgerichtäbarteit 
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ausgeſprochen werben, vorausgeſetzt daß das Gefetz eines jeden der 
Ehegatten eine ſolche Scheidung oder Trennung anerkennt. 

Urt. 8. Wenn die Ehegatten nicht dieſelbe Staatsangehörigkeit be 
figen, To ift ihr letztes gemeinſames Geſetz ald das Gefeg ihres Heimat: 
ftant8 im Sinne der vorftehenden Artitel anzujehen. 

Urt. 9. Dieſes Abkommen findet nur auf folde Scheidung: und 
Trennungdllagen Anwendung, welde in einem der Bertragäitaaten erhoben 
werden, und zwar nur dann, wenn mindeſtens eine der Parteien einem 
diefer Staaden angehört. 

Kein Staat verpflichtet ſich durch dieſes Abkommen zur Anwendung 
eines Geſetzes, welches nicht dasjenige eines Pertragsftants ift. 

11. Ehelitche gerenmung. 

Art. 18, Die eheliche Abſtammung eines Kindes wird nad) 
den deutſchen Gejegen!) beurteilt, wenn der Ehemann?) ber 
Mutter gur Beit der Geburt des Kindes Deuticher iſt oder, falls 
er vor der Geburt des Kindes gejtorben ilt, zuletzt Deutjcher war. 

1) BGB. 88. 1591 — 1600. Zuſtändigkeit für die Anfechtungsflage 
ZPO. S. 642, Gef. Über die Koniulargerichtsharfeit v. 7. April 1900 
88. 2, 10. 

12, Eltern und ehelide Kinder. 

Art. 19. Das Nehtsverhältnis zwiſchen den Eltern und 
einem ehelihen!) Rinde wird nad den deutichen Geſetzen?) 
beurteilt, wenn der Vater und, falls der Vater geitorben ift, die 
Mutter die Reichsangehörigkeit befißt?),. Das gleiche gilt, wenn 
die Reichsangehörigkeit des Vaters oder der Mutter erlofchen, 
die Reichsangehörigkeit des Kindes aber beitehen geblieben iſt). 

1) oder einem einem ehelichen gleichgeftellten Finde, BGB. 88. 1699 ff., 
1719, 1786, 1767. 2) BOB. SS. 1616—1698 (wegen der Beendigung 
der elterlichen Gewalt f. aber Urt. 7 Ubf. 1, 2), 11, 204, 1805 — 1808, 
1601—1615, 1685, 1686, 1747. Zuftändigfeit für Klagen betr. Fell 
ftelung des Eltern: oder Kindesverhältniffes oder der elterlihen Gewalt 
ZPO. 8. 642, Gef. Über d. Konfulargerichtöbarkeit v. 7. April 1900 
ss. 2, 10; Bormundihaftsgeriht FGG. 88. 48, 86, Gef. v. 4. April 1900 
88. 2, 7 NE 2. 3) Die Beurteilung wechielt alfo bei Wechiel der 
Vorausſetzung. Sag 1 gilt au, wenn das Sind aus ber Staat: 
angehörigteit entlafien ift, aber feine neue erworben hat. OLG. 1 ©. 484. 
Entfprehende Anwendung des Sag 1 auf Ausländer OLG. 2 S. 164. 
4) ©. Gel. v. 1. Yuni 1870 SS. 19, 21. Einſchränkung des Art. 19 
im Art. 28. 

13. Aneheliches Rind und Mutter. 

Art. 20. Das Recdhtsverhältnis zwifchen einem unehelichen 
Rinde und deilen Mutter wird nach den deutſchen Gejehen!) 
beurteilt, wenn die Mutter eine Deutſche iſt?). Das gleiche gilt, 
wenn die Reichsangehörigkeit der Mutter erlofchen, die Reichs⸗ 
angehörigfeit des Kindes aber beitehen geblieben iſt?). 

2) BB. SS. 1705—1717, 1601 ff. 2) Auch bier wechſelt die 
Beurteilung mit ber Borausfegung. 3) Pol. Unm. 4 zu Art. 19. 
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14. Derpflichtungen des unehelidyen Waters. 
Art. 21. Die Unterhaltspflicht des Vaters gegenüber dem 
unehelichen Finde!) und feine Verpflichtung, der Mutter die Koften 
der Schwangerihaft, der Entbindung und des Unterhaltö zu 
erjegen?), wird nach den Gefegen des Staates beurteilt, dem die 
Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes angehört; es können 
jedoch nicht weitergehende Anjprüche?) geltend gemadjt werden, 
als nad) den deutfchen Geſetzen begründet find). 
2) Bol. BEB. 88. 1708—1714, 1716— 1718. 2) BGB. 
ss. 1715— 1718. 3) vor einem deutfchen Gerichte. Der Anerkennung 
eine ausländiſchen Urteilß fteht feine Abweichung von Sag 2 nicht ent: 
gegen, PO. 8. 828 Abſ. 1 Nr. B. 4) Der Satz 2, eine Anwendung 
des Grundſatzes des Art. 30, bezieht fich ſowohl auf die Borausfegungen 
der Anfprüche (vgl. namentlih BGB. 8. 1717 Abſ. 1) wie auf beren 


Umfang. 
15. Legitimation und Annahme an Kindesfiatt. 


Art. 22. Die Legitimation eines unehelichen Kindes ſowie 
die Annahme an Kindesftatt beitimmt ſich, wenn der Bater zur 
Zeit der Legitimation oder der Annehmende zur Zeit der Ans 
nahme die Reichsangehörigkeit befigt, nach den deutfchen Gefegen!). 

Gehört der Pater oder der Annehmende einem fremden 
Staate an, während das Kind die Reichsangehörigkeit befitt, fo 
ift die Legitimation oder die Annahme unwirkſam, wenn bie 
nad) den deutjchen Geſetzen?) erforderliche Einwilligung des Kindes 
oder eines Dritten, zu dem das Kind in einem familienredt- 
lichen Berhältnifje fteht, nicht erforderlidy ift. 

1) BGB. SS. 1719—1740, 1741—1772. Pgl. aber wegen ber 
Form der Rechtögefhäfte Art. 11 Abſ. 1 Saß 2. Abi. 1 tft auf Aus: 
länder entiprechenb anzuwenden, OLG. 8 S. 88. Die örtliche Zu: 
ftändigfeit für die Beftätigung der Annahnte regelt FGG. $. 66. Die 
Staatsangehörigkeit in einem beutichen Bunbdesftaate wird durch die An: 
nahme eines Ausländers für diefen nicht begründet; zu ihrer Begründung 
bedarf es vielmehr der Naturalifation (KGeſ. vom 1. Zuni 1870 8. 2). 
Das Gericht wird daher vor ber Beitätigung bie Betetligten erforderlichen: 
falls hierauf Hinzumweifen haben, darf aber die Beftätigung nad $. 1754 
Abſ. 2 des BGB. nicht von der Feftftellung, daß die Naturalifation er: 
folgen werde, abhängig machen. Zuſtändigkeit für Klagen ZPO. $ 642; 
Anerkennung ausländifcher Urteile ZPO. 8. 828 Abſ. 1 Nr. 8. 2), BGB. 
88. 1725-1781, 1741, 1746—1748, 1750—1752, 1768—1770. 


16. Bormundfihaft und Pflegſchaft. 

Art. 23. Eine Vormundſchaft oder eine Pflegihaft kann 

im Inland aud, über einen Ausländer, fofern der Staat, dem 

er angehört, die Fürlorge nicht übernimmt!), angeordnet?) 

werden, wenn der Ausländer nad) den Gefegen diefes Staates 
der Fürſorge bedarf?) oder im Inland entmündigt tft). 
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Das deutſche Vormundſchaftsgericht kann vorläufige Maß- 
regelnd) treffen, folange eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft 
nicht angeordnet ift®)?). 


1) Die Nichtübernahme tft feftzuitellen ; ausdrückliche Ablehnung der 
Übernahme ift aber nicht erforderlid, OL®. 6 ©. 809. Dad Bormunb: 
ichaftsgericht Hat Überhaupt das Borhandenfein der im Abf. 1 beftimmten 
Borausjegungen v. &. mw. zu prüfen, 88. 27 © A 164 = RIM. 14 
S. 78. Eine dem Abſ. 1 zuwider getroffene Anordnung einer Bor: 
mundſchaft uſw. begründet nicht die Zuftändigfeit des Bormundichafte- 
gerichtd, KG. 81 ©. A 45. Über die Befugnis der Konjuln zur 
Einleitung von Vormundſchaften über ihre StaatSangehörigen f. nament:- 
id die Staatöverträge mit Brajilien v. 10. Ian. 1882 Art. 21 
(RGBl. ©. 69), Griehenland v. 26. Nov. 1881 Art. 22 (RGBl. 1882 
S. 101), Stalien v. 11. Dez 1868 Urt. 11 Nr. 7 und v. 7. Febr. 
1872 (BEBL. 1869 S. 118, RGBl. 1872 S. 184), Japan v. 4. April 
1896 Art. 18 (RGBL. 5. 732), Serbien v. 6. Nan. 1888 Art. 18 
(RGBl. ©. 62), Spanien v. 22. Febr. 1870 und v. 12. San. 1872 
(BEBL. 1870 ©. 99, RGBl. 1872 S. 211). 2) Auch die Fortiührung 
ift von denfelben Borausfegungen abhängig, übernimmt der ausländiiche 
Staat die Fürſorge, fo ift die Vormundſchaft uw. an ihn abzugeben, 
KG. 21 ©. A 208 = RNIU.2 ©. bb. 5) Neben einer ausländiſchen 
Bormundichaft bedarf es einer inländiihen Pflegfchaft nur inſoweit, als 
der Bormund nach ausländiihem Rechte zur Wahrnefmung von Rechten 
der Münbel im Inland, insbeſondere an inländiſchen Grunbdftüden, nicht 
berechtigt ift, NZU. 8 ©. 118. 4) gemäß Art. 8 Das zuftändige 
Gericht beitimmt ih nah FG B., und zwar für die Anordnung einer 
VBormundichaft nach 8. 86 Abſ. 1, für die Anordnung einer Pflegichaft 
nach den SS. 87— 89. in Deuticher, bei dem infolge Beridhollenbeit der 
Verluft der Neichdangebörigkeit nicht feitftellbar, ift bezüglich der Abweien: 
heitöpflenfchaft entipreddend Urt. 9 Abſ. 1 nad) deutichen Geſetzen zu be 
urteilen, BayOby. in OLG®. 10 ©. 17. 5) Dazu gehören nicht eine 
vorläufige Bormundichaft oder Pflegfchaft; dieje fallen unter Abſ. 1, G. 21 
©. A 208, 27 © A 164 — RJA. 4 ©. 78. 6) und ein Bedürfnis 
für bie vorläufige Maßregel ‚Petest, KG. 81 ©. A 46. Ortlide Zus 
ſtändigkeit FGG. S. 48 Abi. 1, 8. 44; Bormundidaft oder BPilegichaft 
über Deutiche, die im Auslande Wohnfig oder Aufentbalt Haben, ebenba 
s8. 86, 47. Die Befugnis der deutſchen Konfuln beitimmt ſich nach dem 
Gef. v. 8. Non. 1867 8. 1 Sag 1, dem Gef. v. 7. April 1900 8.7 
Kr. 2 und den GStaatöverträgen (j. Anm. 1 a. E.). Für die Schug: 
gebiete j. Gef. v. 10. Sept. 1900 88. 2—4. 7) Nah dem dritten 
Haager Abkommen v. 12. Xunt 1902 (©. 1009 Borbm. 8 unter c) 
gelten gemäß Art. 9 für Vormundichaften über Minderjährige, die An: 
gehörige eines der Bertragsftaaten (f. ebenda) find und ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt im Gebiet eines biefer Staaten haben, die Urt. 1—6 und uns 
abhängig von den legteren Vorauffegungen die Art. 7, 8 des Ablommeng, 
deſſen Beftimmungen ohne die Schlußbeftimmungen im amtlichen deutfchen 
Terte lauten: 

Art. 1. Die Bormundfchaft über einen Minderjährigen beitimmt 
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Tuch nach dem Gefetze des Staates, dem er angehört (Geſetz bes Heimat: 
ſtaats).*) 

Art. 2. Sieht das Geſetz des Heimatſtaats für den Fall, daß der 
Minderjährige ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt im Auslande hat, die An— 
ordnung einer Bormundihaft im Heimatlande nicht vor, fo kann der von 
dem SHetmatftante des Minderjährigen ermächtigte diplomatiſche oder 
tonfularifche Bertreter gemäß dem Gefege dieſes Staates bie Yürforge 
üternehmen, fofern der Staat, in defien Gebiete der Minderjährige feinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat, dem nicht widerfpricht. 

Art. 3. Fall eine Bormundfchaft gemäß ben Beitimmungen des 
Art. 1 oder bes Art. 2 nicht angeordnet ift oder nicht angeorbnet werden 
kann, fo ift für die Anordnung und die Führung der Vormundſchaft 
über einen Minderjährigen, ber feinen gewöhnlichen Aufenthult im Aus: 
lande Hat, daS Geſetz bed AufenthaltZort3 maßgebend. 

Urt. 4. Iſt die Vormundſchaft gemäß der Beltimmung bes Wrt. 8 
angeordnet, fo kann gleichwohl eine neue VBormundfchaft auf Grund des 
Art. 1 oder des Art. 2 angeordnet werden. 

Hiervon ift der Negierung bed Staates, in welchem die Bormund: 
ſchaft zuerft angeordnet wurde, fobald wie möglich Nachricht zu geben. 
Diefe Regierung hat davon entweder die Behörde, welche die Bormunbd: 
fchaft angeordnet Hat, oder in Ermangelung einer folden Behörde den 
Vormund felbft zu benachrichtigen **). 

In dem Falle, den dieſer Artikel vorfieht, beftiimmt ſich der Zeit: 
punkt, in weldem die ältere Bormundfchaft endigt, nad) der Gefeßgebung 
des Staates, in deſſen Gebiete diefe Bormundichaft angeordnet war. 

Art. Bd. An allen Fällen beftimmen fich der Beitpuntt und bie 
Gründe für den Beginn forwie für die Beendigung der Bormundichaft 
nad) dem Geſetze des Heimatftant3 des Minderjährigen. 

Art. 6. Die vormundidaftlicde Verwaltung erftredt fi auf bie 
Perſon ſowie auf dag gefamte Vermögen bes Diinderjährigen, gleichviel 
an welchem Orte fih die Bermögensgegenftände befinden. 

Bon diefer Regel find Ausnahmen zuläjfig in Anſehung ſolcher 
Brundftüde, welche nad) dem Geſetze der belegenen Sadje einer bejonderen 
Gitterordnung unterliegen. 

Art. 7. Solange die Vormundſchaft nicht angeordnet ift, ſowie in 
alten dringenden Fällen können die zuftändigen OrtSbehörden die Maß— 
regeln treffen, die zum Schutze der Berfon und der Intereſſen eines 
nıinderjährigen Ausländers erforderlich find. 

Urt. 8. Liegt Anlaß vor, für einen minderjährigen Ausländer die 
Bormundichaft anzuordnen, jo haben die Behörden des Staates, in deſſen 
Gebiet er fich befindet, von dem Sachverhalte, jobald diefer ihnen befannt 
wird, die Behörden des Staates zu benachrichtigen, dem ber Minder: 
jährige angehört **). 

Die in ſolcher Art benachrichtigten Behörden follen den Behörden, 
die ihnen die Mitteilung gemacht haben, fobald wie möglich Stenntnig 
geben, ob die Bormundichaft angeorbnet ift oder angeorbnet werden wird. 


*) Eine liberfiht der in den Übrigen Bertragsftaaten geltenden vormundſchafts⸗ 
rechtlichen Vorſchriften enthält die Bel. des preuß. Juſt Min. v. 21. Juni, des 
bayer. v. 20. Juni, bes fächl. v. 12. Sult 1908, 

**) Bgl. Pr. AVf. des Juſt Min. v. 12. Oft. 1906. 
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Urt. 9. Diefes Abkommen findet nur Anwendung auf die Bormund- 
ihaft über Minderjährige, die Ungebörige eines der Vertragsſtaaten find 
und ihren gewöhnlichen Aufenthalt im @ebiete eines dieſer Staaten haben. 

Die Urt. 7 unb 8 biefes Abkommens finden jedoch auf alle Diinder: 
jährige Anwendung, die Angehörige eined Vertragsftaats ſind. 

17. Beerbung. 

Art. 24. Ein Deutfcher wird, auch wenn er feinen Bohnfig!) 
im Auslande batte, nach den deutfchen Geſetzen beerbt?). 

Hat ein Deutſcher zur Zeit feines Todes feinen Wohnfig 
im Auslande gehabt, fo können die Erben?) fih in Anſehung 
der Haftung für die Nadjlakverbindlichkeitent) au) auf die 
an dem Wohnfige des Erblafiers geltenden Geſetze berufen. 

Ermirbt ein Ausländer, der eine Berfügung von Todes⸗ 
wegen errichtet oder aufgehoben hat, die Reichsangehörigkeit, fo 
wird die Gültigkeit der Errichtung oder der Aufhebung‘) nad 
den Gefeßen des Staates beurteilt, dem er zur Zeit der Er- 
rihtung oder der Aufhebung angehörte, aud) behält er’) die 
Fähigkeit zur Errichtung einer Verfügung von Todes wegen, jelbit 
wenn er das nad den deutfchen Gejegen erforderliche Alter 
noch nicht erreihi hai. Die Borfchrift des Artikel 11 Abt. 1 
Sag 2 bleibt unberührt. 

1), BGB. SS. 7ff. 2) d. 5. e8 gilt in allen Beziehungen das 
deutiche Erbredit. Wegen der Form der Berfügungen von Todes wegen 
ſ. aber Art. 11. Buftändiges Nachlaßgericht FGG. SS. 72—74. Pflichten 
der deutſchen Konſuln Gef. v. 8. Nov. 1867 $. 18. Der Grundlag des 


Abſ. 1 wird eingefchräntt durch Abi. 2, 3 und Art. 28. 3) Der 
Erbſchaftserwerb beſtimmt fih nad den deutlichen Geſetzen. %) Aud 
bieje beſtimmen ſich nad) den deutichen Geſetzen. 5) mwahlmweiie 
neben den deutſchen Gefeßen. 6, im Sinne des BGB. SS. 2229 ff., 
2274. 7) wenn er vorher eine Berfügung von Todes wegen er. 
richtet bat. 


Art. 25. Ein Ausländer, der zur Beit feines Todes feinen 
Wohnfig!) im Inlande Hatte, wird nad) den Geſetzen des 
Staates beerbt?), dem er zur Zeit feines Todes angehörte?). 
Ein Deutſcher kann jedodh*) erbrechtliche Anſprüche aud dann 
geltend machen®), wenn fie nur nad) den deutſchen Geſetzen be- 
gründet find, es fei denn, daß nad) dem Rechte des Staates, 
dem der Erblaſſer angehörte, für die Beerbung eines Deutfchen, 
welcher jeinen Bohntih in diefem Staate hatte, die deutſchen 
Geſetze ausſchließlich maßgebend find®), 

1) BGB. SS. TF. 2) Bol. Anm. 2 zu Urt. 24. Ausnahmen 
in Saß 2 und Art. 28, 80. Die fachlihe Zuftändigfeit eines deutichen 
Nachlaßgerichts beſtimmt ſich nad) den Stantöverträgen (ſ. Anm. 6), 
mangel3 jolcher nach den materiellrechtlich maßgebendben Gefegen, die ört: 
liche nah) FGG. $. 78, Die Zuftändigfeit für Sicherung des Nachlaficd 
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nah FGG. 8. 74. 3) Nüdverweifung zuläffig nad Urt. 27. Belip. 
dfterreich. Recht bezüglih der in Deutfchland gelegenen unbeweglichen 
Saden RG. JW. 1906 ©. 450. 4) hei legtem inländtichen Wohn: 
fie des Erblafiers. 5) Im übrigen bleibt e8 bei Sag 1, NG. 
FW. 1906 ©. 460. 6) Art. 25 gilt nur vorbehaltlich abweichender 
Staatsverträge In Betracht kommen befonderd die Verträge mit 
Argentinien v. 19. Sept. 1857 Urt. 9 (preuß. GS. 1859 ©. 406), 
Brafilien v. 80. Nov. 1897 und 15. Febr. 1898 (NEBI. 1899 S. 547), 
Chile v. 1. Sehr. 1862 Mrt. 10, 12 (preuß. GS. 1868 ©. 761), 
Kolumbienv. 22. Zuli 1892 Art. 21 (RGBl. 1894 ©. 471), Griechen: 
land v. 26. Nov. 1881 Urt. ibff. u. v. 9. Juli 1884 Urt. 2 (RGBl. 
1882 ©. 101, 1885 ©. 28), Italien v. 21. Dez. 1868 Art. 11, i2, v. 
71. Sebr. 1872 u. v. 6. Dez. 1891 Art. 2 (BGBL. 1869 S. 118, RG6EBl. 
1872 ©. 184, 1892 ©. 97), Japan v. 4. April 1896 Art. I, X, XIV 
(RGBl. ©. 715, 782), Mexiko v. 5. Dez. 1882 Urt. Ib (RGBl. 1888 
©. 247), Niederlande v. 11. San. 1872 (RGBI. ©. 67), Rußland 
v. 12. Nov. u. v. 8. Dez. 1874 Art. 9, 10 (RGEBl. 18756 ©. 186, 146), 
Serbien dv. 6. Jan. 1888 Urt. 11ff. u. v. 21. Uug. 1892 Art. 2 (RGBl. 
1888 ©. 62, 1898 ©. 269), Spanien v. 22. Febr. 1870 Art. 11ff. 
(BGBl. ©. 99) u. v. 12. Ian. 1872 Art. 1 (RGBl. ©. 211), Süd: 
afritanifhe Republik v. 22. Yan. 1885 Urt. 25 (RGBl. 1886 
S. 209), Türkei v. 26. Aug. 1890 Urt. 24 (RGEBl. 1891 ©. 117), Ber: 
einigte Staaten von Amerita v. 11. Dez. 1871 Art. 10 (RGBl. 
1872 ©. 9b). 

Art. 26. Gelangt aus einem im Ausland eröffneten Nad)- 
lafje für die nad) den dortigen Gejegen berechtigten Erben 
oder Bermädtnisnehmer durch Vermittelung deutfcher Behörden 
Bermögen ins Inland, jo Tann ein underer der Herausgabe 
nicht aus dem Grunde mwiderfprechen, daß er als Erbe oder Ver⸗ 
mädjtnisnehmer einen Anfprud) auf daS Vermögen habe. 

Die VBorfchrift bezweckt die Sicherung der mit ber libermittelung 
ausländticher Nachläfe ins Inland betrauten deutichen Behörden gegen 
Widerfprüche und Anſprüche anderer; fie hat beionders den Fall im Auge, 
daß nad) bem Rechte des ausländifchen Staates, in welchem der Nachlaß 
eröffnet wird, die für die Beerbung maßgebenden Gefege ſich nicht nach 
der Staatdangehörigleit, jondern, wie namentlid in Nordamerika, nad 
dem Wohnfige beitimmen. 

18. Rückverweiſung. 


Art. 27. Sind nad) dem Rechte eines fremden Staates, 
deilen Gefege in dem Artikel 7 Abſ. 1, dem Artifel 13 Abi. 1, 
dem Artikel 15 Abf. 2, dem Artikel 17 Abf. 1 und dem Ar 
tifel 25 für maßgebend erklärt jind, die deutjchen Geſetze anzu- 
wenden, fo finden diefe Gejehe Anwendung. 

Einſchränkung im Urt. 28. Sn den Fällen des Art. 11 Abi. 1 
Sag 1 und des Art. 21 wird NRüdverweifung überhaupt nicht, in ben 
im Urt. 27 bezeichneten Fällen Rückverweiſung auf andere ausländiiche 
Geſetze nicht berildiichtigt. 
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19. Ausnahmen für befiimmte Gegenſtünde. 

Art + Die VBorfchriften der Artikel 15, 19, des Artifel 24 
Abſ. 1 und der Artikel 25, 27 finden feine Anwendung auf Gegen» 
ftände!), die ſich nicht in dem Gebiete des Staates befinden, 
deſſen Geſetze nad) jenen Borjchriften maßgebend find, und die?) 
nach den Geſetzen des Staates, in deſſen Gebiete fie fi befinden, 
befonderen Borjchriften unterliegen?). 

1) Saden und Rechte. Wegen legterer vgl. Urt. 9 Abſ. 2 a. E. 
2) wie 3. B. Hamilienfidetlommiß-, Lehen-⸗ Stamm:, Wnerbengüter. 
3) Statt jener Vorfchriften gelten diefe befonderen Borjchriften. 

20. Beate Thältnife einer keinem Staate angehörenden Perſon. 

Art. 29. Gehört eine Berfon feinem Staate an!), fo werden 
ihre Rechtöverhältniffe, foweit die Geſetze des Staates, dem eiue 
Perſon angehört, für maßgebend erflärt find?), nad) den Geſetzen 
des Staates beurteilt, dem die Perſon zuletzt angehört hat, 
und, wenn ſie auch früher einem Staate nicht angehört hat, 
nach den Geſetzen des Staates, in welchem fie ihren Wohnſitz?) 
und in Ermangelung eines Wohnliges ihren Aufenthalt bat 
oder zu der maßgebenden Zeit gehabt Hat. 

4) Vgl. Gef. v. 1. Juni 18708. 18 Nr. 1—3, 8. 19. 2) Art. 7, 
138—22, 24, 2b. 3, BOB. SS. 7ff. 

21. u der Anwendung ausländiſchen Rechtes. 

rt. 30. 7 Anwendung eines Onsländilcen Geſetzes iſt 
ausgeftloffen, wenn die Anwendung gegen die guten Sitten!) 
oder gegen den Zweck eines deutjchen Geſetzes?)) veritoßen würde. 

A) Bol. oben S. 72 Unm. 1 zu BGB. 8. 188. 2) Nach 
NG. 60 S. 296, JW. 1906 ©. 219 liegt die zweite Vorausfegung nur 
vor, wenn der Unterfcieb zwifchen den dem beutichen und den dem 
ausländifchen Gefege zugrunde liegenden ftaatspolitiichen oder fozialen 
Anſchauungen ein fo erbeblicher ift, daß die Anwendung des audländiichen 
Geſetzes unmittelbar die Grundlagen des deutfchen ftaatlichen odeı wirt: 
Tchaftlichen Lebens angreifen würde, Anwendungen des Urt. 80 Seuffel. 60 
©. 267 (Anſprüche aus Spiel: ober Differenzgeichäften), OLG. 6 ©. 231 
(BGB. $. 848), Böhms8. 12 ©. 609 (BEB. 8. 1858 abſ. 2). Eine 
entſprechende Befchräntung ber Anerkennung und der Bollftredung aus: 
andiger Urteile beſtimmt die ZPO. 8. 828 Abſ. I Nr. 4, 8. 728 Abi. 2 
Sab 
22. Vergeltungsrecht. 

Art. SL. Unter Zuftimmung des Bundesrats kann durd 
Anordnung des Reichskanzlers beitimmt werden, Daß gegen einen 
ausländiſchen Staat ſowie deſſen Angehörige und ihre Rechts⸗ 
nachfolger ein Vergeltungsrecht zur Anwendung gebracht wird'). 

1) Bol. EG. z. ZPO. (in der Faſſung des Geſ. v. 17. Mai 1898) 
8. 24; KO. S. 5. Am allgemeinen ift die Anwendung ber Vorſchriften 
des internationalen Privatrehts nicht von der Gegenfeitigfeit abhängig 
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Zweiter Abſchnitt. 
Derhältnis des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu den 
Reichsgeſetzen. 
Der Urt. 82 ſtellt den maßgebenden allgemeinen Grundſatz auf. Die 
Art. 88— 51 paſſen einzelne Neichsgefege dem BGB. an, und zwar die 
NeichSjuftizgefege in betreff der Begriffe der Verwandtſchaft und ber 
Schwägerichaft (Art. 88), bad SIEB. (Art. 84), die StPO. (Art. 36), 
die GewO. (Urt. 86) unb mehrere, nad) der Beitfolge geordnete, befondere 
Befege (Art. 8T— 61). Die Urt. 52, 58 ergänzen die eine Bivangsent: 
eignung zulaflenden Neichägefege durch Vorſchriften über die Nechte 
Dritter an ber Entichäbtgung; ber Art. 54 ändert im Anfchluß daran 
das Reichsrayongeſetz. Die fonfiigen durch) das BGB. erforderlich ge: 
wordenen Änderungen des Gerichtöverfafiungsgefeges, der Bivilprozeh- 
ordnung, ber Konkursordnung und der Einführungdgeiege zu den beiden 
legteren find durch die befonderen Gelee vom 17. Mai 1898 beftimmt 
(ogl. aber Art. 88). 
Der Grundfag bed Art. 82 gilt aud) für das Verhältnis der GBO. 
(8. 82), des 3BG. (EG. $.1) unb des FGG. ($. 185) zu den älteren 
Neichsgefegen. 
Grundfak, 


Art. 32. Die Vorfhriften der Reichsgeſetzeh bleiben in 
Kraft?). Sie treten jedoch inſoweit außer Kraft, als ſich aus 
dem Bürgerlichen Geſetzbuch oder aus diefem Geſetze die Auf- 
hebung ergibt?). 

4) fowie der Staatöverträge bed Reichs; vgl. Art. 56. 2) Diefe 
Betätigung ber älteren Reichögefege nimmt dem BGB. ihnen gegen: 
über die Bebeutung des jüngeren Geſetzes. Jene Reichsgeſetze find im 
mwefentlicden fo zu behandeln, wie wenn ihre VBorichriften und die des 
BGB. und des EG. in demjelben Geſetz enthalten wären, NG. ZW. 
are ©. 454. 3) Ob fich die Aufhebung ergibt, bleibt Auslegungs: 
trage. 

Derhältnis zu einzelnen Reichsgeſetzen. 

Art. 33. Someit in dem Gerichtöverfaflungsgefege, der 
Givilprozeßordnung, der Strafprozekordnung, der Konkurs» 
ordnung und in dem Geſetze, betreffend die Anfechtung von 
Rechtshandlungen eines Schuldners außerhalb des Konkurs» 
verfahrens, vom 21. Zuli 1879 (Reichs⸗-Geſetzbl. S. 277) an die 
Verwandtſchaft oder die Schwägerſchaft rechtliche Folgen geknüpft 
Aind!), finden die VBorfchriften des Bürgerlihen Geſetzbuchs?) 
über Bermandtfchaft oder Schmägerihaft Anmwendung?). 

1) GBG. $. 156 Nr. I 8, Il 8; ZPO. 8. 41 Nr. 8, 8. 888 Abi. 1 
Nr. 8; StPO. 8.22 Nr. 8, S. 61 Abſ. 1 Nr. 3, 8.401 Abi. 2; KO. 
8. BI Nr. 2; Anidel. $. 8 Nr. 2 (dazu RG. AW. 1906 ©. 846). 
2) BGB. SS. 1589, 1590 und in betreff der Gleichftellung mit ehelichen 
Kindern Anm. 1 zu Art. 19. 8) Gegenüber anderen Reichsgeſetzen 

Achilles, Bürgerliches Geſeßsbuch. 5. Auflage. 65 
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enticheidet fich die Srage nach Art. 4. S. aber Über den Begriff der 
Schmägeridaft in StGB. 8. 178 Abſ. 2 RGSt. 84 S. 820. 


Strafgeſetzbuch. 

Art. 3A. Das Strafgeſetzbuch wird dahin geändert: 

I. Im 8. 34 Rr. 6!) werden die Worte: „VBormund, Neben: 
vormund, Kurator, gerichtlicher Beiftand oder Mitglied 
eines Familienrats“ erfegt durch die Worte: 

„Vormund, Gegenvormund, Pfleger, Beiltand der 
Mutter, Mitglied eines Yamilienrat8 oder Kurator”. 

II. An die Stelle des $. 55 treten folgende Borfcriften: 

Wer bei Begehung der Handlung das zmölfte 
Lebensjahr nicht vollendet bat, kann wegen berfelben 
nicht ſtrafrechtlich verfolgt werden. Gegen denfelben 
fönnen jedody nach Maßgabe der landesgefeglichen Bor: 
Ichriften die zur Beſſerung und Beaufſichtigung geeig- 
neten Maßregeln getroffen werden. Die Unterbringung 
in eine Yamilie, Erziehungsanftalt oder Beflerungs- 
anftalt Tann nur erfolgen, nachdem durch Beſchluß des 
Bormundfchaftsgerichte8 die Begehung der Handlung 
feitgeftellt und diellnterbringung für zuläffig erklärt ift ?). 

II. An die Stelle des 8. 65 treten folgende Vorjchriften: 

Der Verlegte, welcher das achtzehnte Lebensjahr 
vollendet hat, ift jelbitändig zu dem Antrage auf Be: 
jtrafung berechtigt. Solange er minderjährig iſt, Hat 
unabhängig von feiner eigenen Befugnis auch fein ge: 
jeglicher Vertreter?) das Recht, den Antrag zu ftellen. 

Sit der Verletzte geihäftsunfähig*) oder hat er das 
achtzehnte Lebensjahr noch nit vollendet, fo ilt fein 

ejegliher Bertreter der zur Stellung des Antrages 
Berechtigte. 

Iv. Als 8. 145a wird folgende Vorſchrift eingeitellt: 

Wer im Snlande Sculdverjchreibungen auf den 
Inhaber, in denen die Zahlung einer bejtimmten &eld- 
fumme verſprochen wird, ohne die erforderliche ftaat« 
lihe Genehmigung) ausftellt und in den Verkehr bringt, 
wird mit einer Gelditrafe beftraft, die dem fünften 
Teile des Nennmwerts der ausgegebenen Schuld- 
verfchreibungen gleihtommen fann, minbeitens aber 
dreihundert Marl beträgt. 

V. Im 8.171 Abſ. 1 und ah, 3 werden die Worte: „auf» 
gelöft, für ungültig oder nichtig erflärt worden iſt“, erſetzt 
dur die Worte: 

„aufgelöft oder für nichtig erflärt worden iſt“. 
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VL An die Stelle bes 8. 195 tritt folgende Borfchrift: 

Sf eine Ehefrau beleidigt worden, fo bat ſowohl 
fie als ihr Ehemann das Recht, auf Beitrafung an» 
zutragen®). 

VI. Sm $. 235 werden die ®orle: „ihren Eltern oder ihrem 
Vormunde“ erfegt duch die Worte: 
„ihren Eltern, ihrem Bormunde oder ihrem Pfleger”. 
VII: Im $. 237 werden die Worte: „ihrer Eltern oder ihres 
Bormundes“ erjebt dur die Worte: 
„ihrer Eltern, ihres Bormundes oder ihres Pflegers“. 
IX. Im $. 238 werden die Worte: „für ungültig erklärt 
worden it“ erſetzt durch die Worte: 
„für nichtig erklärt worden ilt“. 

4) Bol. in betreff der in 8. 84 Nr. 5 und 6 beitimmten Folgen der 
Aberfennung der bürgerlichen Ehrenrechte jet BGB. SS. 1818, 1781, 
2287, FGG. 8. 178. 2) Die Änderung ftellt bie Bebeutung des 
bisherigen 8. 55 Abſ. 2 Sat 2 als Schrante für die Landesgeſetzgebung 
und die Zuläffigleit der Unterbringung in einer Familie Kar. Vgl. 
BEB. S. 1666 Abſ. 1, 8. 1888; ES. Art. 185. Sachſen V. v. 6. Juli 
1899 8. 52. 3) Vgl. S. 21 Ann. 8 zum BGB. 8. 8. 4) BGB. 
8. 104. 5) BGB. 8.795; EB. 8.74 Wr. 1. 6) Das 
früßer auch im 8. 195 behandelte Antragsrecht des Vaters beſtimmt ich 
lediglich nah dem St®B. 8. 66. 

trafprojeßorduung. 

Art. 35. Die Strafprozekordnung wird dahin geänbert'): 

1. Sm 8. 11 Abf. 1 treten an die Stelle der Säbe 2, 3 
folgende Borfchriften: 

In Ermangelung eines ſolchen Wohnfiges gilt die 
Hauptitadt des Heimatftaats als ihr Wohnlig; ift die 
Hauptitadt in mehrere Gerichtsbezirte geteilt, jo wird 
der als Wohnſitz geltende Bezirk von der Landesjuſtiz⸗ 
verwaltung durch allgemeine Anordnung beitimmt. 
Gehört ein Deuticher einem Bunbesitaate nicht an?), fo 
gilt als fein Wohnfiß die Stadt Berlin; ‚it die Stadt 
Berlin in mehrere Gerichtsbezirke geteilt, jo wird der 
als Wohnſitz geltende Bezirt von dem Reichskanzler 
durch allgemeine Anordnung beitimmt?). 

II. An die Stelle bes 8. 149 Abf. 2 tritt tolgenbe Borichrift: 

Dasjelbe gilt von dem gejetlichen Vertreter*) eines 


Angellagten. 
4) Änderung bes 8. 71 Abſ. 1 der StBO. und des 8.4 des EG. 
dazu im Gef. v. 17. Mai 1898 (RGBl. S. 254) Art. IL 2) Bol. 


Geſ. betr. die Nechtöverbältniffe in den deutichen Schußgebieten v. 

19. März 1888 8.6; jest Schußgebtetägef. v. 10. Sept. 1900 8. 9. 

8) Entiprehend ZPO. 8. 15 Abf. 1. 4, Anm. B zu BEB. 8. 8. 
65* 
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Gewerbeordnung. 


Art. 36. Die Oemerbeorbnung wird dahin geändert!). 
l. Der 8. 11 Abf. 2 fällt weg; als $. 11a werben folgende 
Vorſchriften eingeltellt: . 

Betreibt eine Ehefrau, für deren güterrechtliche Ver⸗ 
hältnifje ausländijche Gefete maßgebend find?), im In- 
lande felbitändig ein ®ewerbe, fo ift e8 auf ihre Ge- 
ihäftsfähigkeit in Ungelegenheiten des Gewerbes ohne 
Einfluß, daß fie Ehefrau ift?). 

Someil die Frau infolge des Güterjtandes in der 
Berfügung über ihr Vermögen beſchränkt ift, finden 
die Vorfchrifien des $. 1405 des Bürgerlichen Gefeh- 
buchs Anwendung. Hat die Frau ihren Wohnfig nicht 
im Snlande®), fo-ift®) der Einfprud; des Mannes gegen 
den Betrieb des Gewerbes und der Widerruf der er- 
teilten Einmilligung in das Güterredhtsregilter des 
—5 einzutragen, in welchem das Gewerbe betrieben 
mwird®). 

Betreibt die Frau das Gewerbe mit Einwilligung 
des Mannes oder gilt die Einwilligung nad) $. 1405 
Abf. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs als erteilt, fo 
haftet für die Berbindlichleiten der Frau aus dem 
Gewerbebetriebe ihr Vermögen ohne Rüdfiht auf bie 
dem Manne kraft des Büterftandes qufiebenben Rechte”); 
im alle des Beltehens einer ehelichen Gütergemein- 
Ihaft haftet auch das gemeinfhaftlihe Bermögen®). 

II. Sm 8. 107 Abſ. 1 werben 
1. im Satz 4 die Worte: „an den Bater oder Bormund, 
jofern diefe es verlangen“, erſetzt durd die Worte: 

„an den geſetzlichen Bertreter?), jofern dieſer es 

verlangt“, 

2. ım Sag 5 die Worte: „an die Mutter“ erſetzt durch 
die Worte: 

„an die zur geſetzlichen Vertretung nicht berechtigte 

Mutter”. 


Il. Im $. 108 ireten an die Stelle des Sag 2 folgende 
Vorſchriften: 

Die Ausſtellung erfolgt auf Antrag oder mit Zu⸗ 
ftimmung des gejeßlichen Vertreters. 3 die Erklärung 
des gefeglichen Vertreters nicht zu bejchaffen ober ver- 
weigert diefer die Zultimmung ohne genügenden Grund 
und zum Nachteile des Arbeiters, jo lann die Ge 
meindebehörde die Zuftimmung ergänzen. 
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IV. Im $. 110 Abf. 1 werden die Worte: „feines Vaters 
oder Vormunds“ erjebt durch die Worte: 
feines geſetzlichen Bertreters”. | 
V. 3m 8.113 tritt an die Sielle des Abf. 4 folgende Vorſchrift: 
Iſt der Arbeiter minderjährig, jo Tann das Zeugnis 
von dem gejeglihen Vertreter gefordert werden. Diefer 
kann verlangen, daß das Zeugnis an ihn, nidt an 
den Minderjährigen ausgehändigt werde. Mit Ge- 
nehmigung der Gemeindebehörde des im 8. 108 bes 
zeihneten Ortes kann aud) gegen den Willen des ge= 
jeglihen "Vertreters die Aushändigung unmittelbar an 
den Arbeiter erfolgen, 
VI. Im 8.131 Abf. 1 Sab 1 werden die Worte: „von dem 
Vater oder Vormunde“ erjegt durch die Worte: 
„von dem gefeßlichen Vertreter”. 
VII. Sm 8, 133 Abſ. 2 Sah 1 werden die Worte: „der Vater 
des Lehrlings“ erjeßt Durch die Worte: 
„der Vater des Lehrlings, fofern er die Sorge für die 
Perſon des Lehrlings bat,”. 

4) Weitere Änderungen der GewO. durh Art. 9 ded EG. zum 
HGB. Neue Faſſung ber GewO. v. 26. Zuli 1900. Sachſen: 2. v. 
6. Juli 1899 8. 66. 2) Bgl. Art. 15 Abſ. 2, Urt. 16. 3) Das⸗ 
jelbe folgt bei Geltung eines älteren ober des neuen beutfchen Güter: 
recht3 aus Art. 200 verb. mit dem biäherigen 8. 11 Ubf. 2 der GewO. 


oder aus dem BGB. 4) Sonft gilt BGB. 8. 1568. 5) mit 
Aüdficht auf den nah Sat 1 anmwendbaren $. 1405 Abſ. 8. 6, Bol. 
Art. 16 Abſ. 2. 7) Wie nah BGB. 88. 1412, 1406. 8) Wie 
nah BGB. 88. 1460, 1452, 1582, 1549. 9) Bol. bie Anm. 8 zu 
BGB. 8.8. 


Gef. u. 1. November 1867 (£reisügigkeit). 
Art. 37. Der $. 2 des Gefebes über die Freizügigkeit vom 
1. November 1867 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 55) wird dahin geändert: 
| Wer die aus der Reichsangehörigkeit folgenden Be= 
fugnifle in Anſpruch nimmt, hat auf Verlangen den 
Nachweis feiner Reichsangehörigkeit und, Sofern er 
unter elterliher Gewalt oder unter Sormunihaf ſteht, 
den Nachweis der Genehmigung des geſetzlichen Ver⸗ 
treters zu erbringen. 
Eine Ehefrau bedarf!) der Genehmigung des Ehe— 
manns. 
1) unbeſchadet des Abi. 1. 


Gef. u. 8. Nouember 1867 (Bundeskonſulate). 


Art. 38. Das Gefep, betreffend dieOrganifation der Bundes⸗ 
fonfulate, fowie die Amtsrechte und Pflichten der Bundes⸗ 
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fonfuln, vom 8. November 1867 (Bundes-Gefegbl. S. 137) wird 
dahin ergänzt: 
1: Der 8. 16 erhält folgenden Abf. 2: 

Einem Wahlkonſul fteht in Anfehung ber Er«- 
richtung einer Verfügung von Zodeswegen das im Abi. 1 
bezeichnete Recht der Notare!) nur dann zu, wenn Das 
Recht ihm von dem Reichskanzler befonders beigelegt ift. 

II. Als 8. 17a wird folgende ori eingeſtellt: 

Auf die Etr hung einer Verfügung von Todes⸗ 
wegen finden nicht die Vorſchriften bes. 17, jondern die 
Borfchriftern des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung 3), 

2) Dieſes Recht beftimmt fich nach Reichsrecht ohne Rüdficht auf 
Iandesrechtliche Beihräntungen nah EG. Art. 141. » BEL. 
88. 2281 ff., 2276. 

Gef. F 14. PR ae 1867 (Binfen). 

Das Gefeh betreffend die beriengemäßigen Binfen, 
vom Evi "Rovember 1867 (Bundes-Gefegbl. S. 159) wird auf- 
gehoben!). 

1) nA zur die Vorfchriften bes BGB. 88. 247, 248, 848 und 
“ bed EG. Urt. 9 

Geſ. a 4. hr 1870 (Ghefshliefung x. im Ausland 
rt 40. Das Gefeg, betreffend Die Eoeihliehung und 
die Bentunbang bes Berjonenftandes von BunbeSangrbörigen 
im Auslande, vom 4. Mai 1870 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 599) wird 
dahin geändert: 
1. In dem 8.3 Abf. 1 Sag 1, dem 8. 9, dem 8.11 Abi. 2 
und dem $. 12 Abi. 1 Sa 2 wird das Wort: „muß’ 
erjeßt a das Vort: 


* 
II. Un die Sielie der 88. 7, 8 treten folgende Borfchriften?): 

8. 7. Die Ehe wirb dadurch geichloffen, Daß Die 
Verlobten vor dem Beamten perfönlid) und bei gleich 
zeitiger Anweſenheit erklären, die Ehe mit einander 
eingeben zu wollen. Der Beamte muß zur Entgegen- 
nahme der Erllärungen bereit fein. 

Die Erklärungen können nit unter einer Be 
dingung oder einer Zeitbeitimmung abgehen werben. 

$. Ta. Der Beamte ſoll bei der Eheſchließung in 
Gegenwart von zwei Zeugen an die Verlobten einzeln 
und nad) einander die Frage richten, ob fie Die ar 
mit einander eingehen wollen, und, nachdem Die 
Iobten die Frage bejaht haben, ausſprechen, * fie 
fraft dieſes —** nunmehr rechtmäßig verbundene 
Eheleute ſeien. 
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Als Zeugen follen Berjonen, die der bürgerlien 
Ehrenrechte fir verluftig erflärt find, während der Zeit, 
für welde die Aberlennung ber Ehrenrechte erfolgt ift, 
ſowie Minderjährige nicht zugezogen werden. Berjonen, 
die mit einem der Berlobten, mit dem Beamten oder 
miteinander verwandt oder verſchwägert find, bürfen 
al8 Zeugen zugezogen werden. 

8.8. Als zur Eheſchließung ermächtigter Beamter 
($. 1) gilt auch derjenige, welcher, ohne ein ſolcher 
Beamter zu fein, das Amt eines ſolchen öffentlich 
ausübt, e3 fei denn, daß die Verlobten den Mangel 
der amtlichen Befugnis bei der Eheichließung kennen. 

8.8a. Eine Ehe, die vor einem zur Eheſchließung 
ermädtigten Beamten ($. 1) oder vor einer im $. 8 
einem ſolchen Beamten glei geiielten Perſon gefchloffen 
wird, iſt wegen Formmangels nur dann nichtig, wenn 
bei der Eheſchließung die im $. 7 vorgefchriebene Form 
nicht beobachtet worden: ift. 

St die Ehe in das Heiratäregifter eingetragen 
worden und haben die Ehegatten nad der Eheſchließung 

: zehn Jahre oder, fall8 einer von ihnen vorher ge= 
ſtorben ift, bis zu deſſen Zode, jedoch mindeſtens drei 
Sabre ala Ehegatten mit einander gelebt, jo ift die 
Ehe als von Anfang an gültig anzufehen. Biefe 
Vorſchrift findet Feine Anwendung, wenn bei dem Ab- 
laufe der Zehn Jahre oder zur Zeit des Todes des 
einen Ehegatten die Nichtigkeitsklage erhoben ilt. 
2) Entſprechend BEB. $. 1816 Abſ. 1, Perfonenftandsgefeg SS. 22, 
64, 59. 2) Entiprehend BGB. 88. 1817— 1819, 1824. 


Gef. v. 1. Yuni 1870 (Bundes- und Stantsangehörigkeit). 
Art. AL. Das Gefeg über die Ermerbung und den Ber- 
luft der Bundes- und StaatSangehörigleit vom 1. Juni 1870 
(Bundes-Gejepbl. S. 355) wird dahin geändert: 
I. An die Stelle des $. 11 treten folgende Vorſchriften: 
Die Verleihung der Staatsangehörigkeit erſtreckt fich, 
infofern nicht dabei eine Ausnahme gemacht wird, zu⸗ 
gleih auf die Ehefrau und auf diejenigen minder- 
jährigen Kinder, deren gefeßliche Vertretung dem Auf 
genommenen oder Naturalifierten!) kraft elterlicher 
Gewalt zuftehbt. Ausgenommen find Töchter, die ver» 
heiratet * oder verheiratet geweſen ſind?). 
II. Als 8. 148 werden folgende Vorſchriften eingeſtellt: 
Die Entlafſung eines Staatsangehörigen, der unter 
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elterlicher Gewalt oder Vormundſchaft ſteht, kann von 
dem geſetzlichen Vertreter nur mit Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts beantragt werden?). 

Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ift 
nicht erforderlih, wenn der Bater oder die Mutter die 
Entlafjung für ſich und zugleich Fraft elterlicher Gewalt 
für ein Kınd beantragt. Eritredt fich der Wirkungs⸗ 
kreis eines der Mutter beftellten Beiſtandes auf Die 
Sorge für die Perſon des Kindes t), fo bedarf die Mutter 
in einem folden ‘alle der Genehmigung des Bei- 
Itandes>) zu dem Antrag auf Entlaflung des Kindes. 

II. An die Stelle des $. 19 treten folgende Borfchriften: 

Die Entlaſſung eritredt fich, .injofern nicht dabei 
eine Ausnahme gemadjt wird, zugleih auf die Ehefrau 
und auf diejenigen Stinder, deren gejegliche Bertretung 
dem Entlafjenen fraft elterlider Gewalt zufteht. 

Diefe Vorſchrift findet Feine Anwendung auf Töchter, 
die verheiratet find oder verheiratet geweſen find, 
ſowie auf Kinder, die unter der elterlichen Gewalt ber 
Mutter jtehen, falls die Mutter zu dem Antrage auf 
Entlafjung der Kinder nad) $. 14a Abf. 2 Sag 2 der 
Genehmigung des Beiltandes bedarf. 

IV. An die Stelle des $. 21 Abf. 2 treten folgende Borfchriften: 

Der hiernach eingetretene Berluft der Staats 
angehörigleit eritredt fich zugleich auf die Ehefrau und 
aus diejenigen Kinder, deren gejetlidye Vertretung dem 
Ausgetretenen kraft elterliher Gewalt zuſteht, ſoweit 
fi die Ehefrau oder die Kinder bei dem Ausgetretenen 
befinden. Ausgenommen find Töchter, die verheiratet 
find oder verheiratet geweien find. 

1) Nach dem Mechte ſeines bisherigen Heimatftaats. 2) Aud 
wenn, wie nah BGB. 8. 1688, die Vertretungsmacht des Elternteils 
fortbefteht. 8) Unhörung des Münbels und von Berwandten x. BEL. 
88. 1827, 1847. 4) BGB. $. 1688. 5) BGB. 8. 1690 Abf. 2. 
Geſ. 0.7. gan 1871 (Haftpflicht). 

Art. A2. Das Gefep, betreffend die Verbindlichkeit zum 
Schadenerſatze für die bei dem Betriebe von Eifenbahnen, 
Bergwerken u. j. w. berbeigeführten Zötungen und Körper- 
verlegungen, vom 7. Juni 1871 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 207) wird 
dahin geändert!): 

I. An die Stelle des 8. 3 treten folgende Vorjchriften?): 
.3. Im Falle der Tötung ift der Schadenerfat 
($$. 1 und 2) durch Erſatz der Koften einer verfuchten 
Heilung ſowie des Vermögensnachteils zu leiften, den 
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der ©etötete dadurd erlitten hat, daß während der 
Krankheit feine Ermerbsfähigfeit aufgehoben oder ge- 
mindert oder eine Vermehrung feiner Bedürfniſſe ein» 
eireten war. Der Erjabpflichtige hat außerdem die 
ojten der Beerdigung demjenigen zu erfegen, dem 
die Verpflichtung obliegt, dieje Koften zu tragen. 

Stand der Getötete zur Zeit der Verlegung zu 
einem Tritten in einem Berbältnifje, vermöge deſſen 
er dieſem gegenüber kraft Gejetes unterhaltspflichti 
war oder unterhaltspflichtig werden konnte, und iſt 
dem Dritten infolge der Zötung das Recht auf den 
Unterhalt entzogen, jo Hat der Erſatzpflichtige dem 
Dritten infomeit Schadenerfag zu leiſten, als der Ge⸗ 
iötete während der mutmaßlichen Dauer jeines Lebens 
zur Gewährung des Unterhalt3 verpflichtet geweſen 
fein würde. Die Erjabpflicht tritt aud) dann ein, wenn 
der Dritte zur Zeit der Verlegung erzeugt, aber noch 
nicht geboren war. 

$. 3a. Im alle einer Sörperverlegung ift der 
Schadenerſatz ($$. 1 und 2) durch Erja der Koſten ber 
Heilung ſowie des Vermögensnachteils zu leilten, den der 
Verlegte dadurch erleidet, daß infolge der Verlegung 
zeitweile oder dauernd feine Ermwerbsfähigfeit auf- 

ehoben oder gemindert oder eine Vermehrung feiner 
edürfniſſe eingetreten ift. 
II. Im 8. 5 werden die Worte: „der in den 88. 1 bi8 3 ent- 
baltenen Beſtimmungen“ erjegt durch die Worte: 
„der in den 88. 1 bis 3a enthaltenen Beſtimmungen“. 
II. An die Stelle der 88. 7, 8, 9 treten folgende Bor- 
ſchriften: 

F. 7. Der Schadenerſatz wegen Aufhebung oder 
Minderung der Erwerbsfähigkeit und wegen Vermehrung 
der —8 — des Verletzten ſowie der nach $. 3 Abſ.2 
einem Dritten zu gewährende Schadenerſatz iſt für die 
Zukunft durch Entrichtung einer Geldrente zu leiſten. 

Die Vorſchriften des 8. 843 Abſ. 2 bis 4 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs und des 8. 648 Nr. ö der 
Givilprogegordnung?) finden entſprechende Anwendung. 
Das gleiche gilt fuͤr die dem Verletzten zu entrichtende 
Geldrente von der Vorſchrift des 8. 749 Abſ. 3 und 
für die dem Dritten zu entrichtende Geldrente von der 
Vorſchrift des $. 749 Abſ. 1 Nr. 2 der Civilprozeß⸗ 
prdnung?). 
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Iſt bei der Berurteilung des Berpflichteten zur 
Entrichtung einer Geldrente nicht auf au 
erfannt worden, fo Tann der Berechtigte gleihwoh 
Sicherheitdleiltung verlangen, wenn bie Bermögens- 
verhältniffe des Berpflichteten ſich erheblich verſchlechtert 
haben; unter der gleichen Borausfegung kann er eine 
Erhöhung der in dem Urteile beitimmten Sicherheit 
verlangen‘). 

$. 8. Die Yorderungen auf Schadenerjah (88. 1 
bis 3a) verjähren in zwei Sahren von dem Unfall an. 
Gegen denjenigen, weldyem der Getötete Unterhalt zu 
gewähren hatte ($. 3 Abf. 2), beginnt die Berjährung 
mit dem Tode. Im übrigen finden die Vorſchriften 
des Bürgerlichen Öefepbuchs über die Verjährung An 
wendung?). 

8.9. Die gefeglichen) Vorſchriften, nach welchen 
außer den in dieſem Geſetze vorgejehenen Fällen der 
Unternehmer einer in den $$. 1, 2 bezeichneten Anlage 
oder eine andere Berjon, ingbefondere wegen eines eigenen 
Berfchuldens, für den bei dem Betriebe der Anlage 
durch Tötung oder Körperverlegung eines Menſchen 
entitandenen Schaden haftet, bleiben unberührt. 

1) Die allgemeinen Borfchriiten des BGB. gelten auch für das 
Gebiet des Gef. dv. 7. Junt 1871, foweit fih aus diefem nicht ein 
anderes ergibt, namentlich gilt 8. 254 Abſ. 1, NS. 658 ©. 75, 894; 56 
©. 154; Gruch. 47 ©. 906, 920, 48 ©. 914; ZW. 1908 Beil. S. 92, 
101, 121, 186; 1904 ©. 87; 1905 S. 77; ebenfo $. 254 Abf. 2, RG. 62 
©. 846, IM. 1906 S. 201, 1906 ©. 459. Über den Begriff ber körper: 
lichen Verlegung im $.1 f. IW. 1904 ©. 562. 2) Bal. das BGE. 
8. 848 Ubi. 1, 8.844. BGB. 8. 845 findet auf bie Eriagpflicht nad 
dem Gef. v. 7. Sunt 1871 Teine Anwendung, RG. 67 ©. 52; ebenio 
nicht BOB. S. 840 Abi. 8, NG. IM. 1904 ©.468. 3) Un bie Stelle 
der SS. 648, 749 der alten Faſſung treten nad dem Ermächtigungsgeſetze 
v. 17. Mai i898 8. 1 Abſ. 2 die SS. 708, 850 der neuen Faſſung ber 

ZPO. 4) Entſprechend BBO. 8. 82. 5) BEB. SS. 202 fi. 
6) d. 5. reichsgeſetzlichen; der früher im $. 9 enthaltene Vorbehalt für die 
Landesgeſetze ift geftrichen. 

Gef. dt * r5 1873 (Beichsbenmte). 

+ Der $. 6 Abf. 2 des Zehes, betreffend die Rechts⸗ 
perhältmifie der Reichsbeamten, vom 31. März 1873 (Reich 
Geſetzbl. S. 61) wird aufgehoben‘). 

1) Erſetzt durch bie an 18 11 BGB. 8. 411. 

Beide -Militärgefeh v. 2. Mai 
rt. AM. Die Vorſchriften wi s 4 bes Neich8-Militärgefeßes 
vom : "Dei 1874 (Reichs⸗Geſetzbl. ©. 45) finden entfprechende 
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Anwendung auf Berfonen, die zur Beſatzung eines in Dienft ge- 
ftellten Schiffes der Kaiferlihen Marine gehören, folange das 
Schiff fi) außerhalb eines inländiſchen Safens befindet oder 
die Perſonen als Striegsgefangene oder Geißeln in der Gemalt 
des Feindes find, ingleihen auf andere an Bord eines foldhen 
Schiffes genommene Berfonen, folange das Schiff ſich außerhalb 
eines inländifchen Hafens befindet und die Perſonen an Bord 
find. Die Frift, mit deren Ablaufe die letztwillige Verfügung!) 
ihre Gültigfeit verliert, beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem 
das Schiff in einen inländischen Hafen zurüdtehrt oder der Ver⸗ 
fügende aufhört, zu dem Schiffe zu gehören, oder al& Kriegs» 
gefangener oder Geißel aus der Gewalt des Feindes entlaflen 
wird. Den Schiffen ftehen die fonftigen Yahrzeuge der Kaiſer—⸗ 
lichen Marine gleich?). 

1) nad 8.44 Nr. b6 a. a. O. 2) In betreff anderer deutſcher 
Fahrzeuge vgl. BGB. $. 2251. Zuſtändigkeit der Geſchwader-Auditeure 
für Beurtunbungen und Beglaubigungen nad dem FGG. $. 184. 

Art. AS. Der $. 45 Abſ. 2 Sat 2 des Reichs-Militär« 
gefeßes vom 2. Mai 1874 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 45) wird auf- 
gehoben. 

Bol. die Anm. zu Urt. 48. 

Gef. v. 6. Febrnar 1875 (Berfonen ). 

Art. AG. Das Geſetz über die Beurkundung des Perſonen⸗ 
ſtandes und die Eheihließung vom 6. Februar 1875 (Reichs⸗ 
Gefegbl. S. 23) wird dahin geändert‘): 

I. Die 88. 28 bis 40, 42, 43, 51 bis 53 werden auf: 
ehoben?). 

II. An die Stelle der 88. 41, 44, 50, 55 treten folgende 
Borichriften: 

8. 41. Tür die Eheichließung find die Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs maßgebend. 

8. 44. Für die Unordnung des vor der Che- 
Wöliekung zu erlaffenden Wufgebots?) ift jeder 
Standesbeamte zuftändig, vor dem nad) $. 1320 
des Bürgerlihen Geſetzbuchs die Ehe geichlofien 
werden darf. | 

8. 50. Der Standesbeamte fol ohne Aufgebot die 
Eheſchließung nur vornehmen, wenn ihm ärztlich be- 
fcheinigt wird, daß die lebensgefährliche Erkrankung 
eines ber Verlobten den Aufihub der Eheſchließung 
nicht geitattet. 

8.55. Iſt eine Ehe für nichtig erflärt, ift in einem 
Rechtsſtreite, der die Feſiſtellung des Beſtehens oder des 
Nichtbeitehens einer Ehe zwiichen den Parteien zum 
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Gegenſtande hat, das Nichtbeſtehen der Ehe feſtgeſtellt, 
iſt eine Ehe vor dem Tode eines der Ehegatten uuf« 
gelöſt oder iſt nach F. 1575 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs die eheliche Gemeinſchaft aufgehoben*), fo iſt dies 
am Rande der über die Eheſchließung bewirkten Ein- 
tragung zu vermerfen. 

Wird die ehelihe Gemeinſchaft nach der Aufbebung 
wieberbergeitellt, fo ift dies auf Antrag am Rande 
zu vermerken. 

II. Der 8. 67 erhält folgenden Abſatz 2: 

Eine Strafbare Handlung iſt nicht vorhanden, wenn 
der Geiftliche oder der Religionsdiener im Falle einer 
lebensgefährlichen, einen Aufſchub nicht geftattenden 
Erkrankung eines ber PBerlobten zu den religiöfen 
Feierlichkeiten der Ehefchliegung fchreitet. 

IV. Im $. 69 werden die Worte: „in dieſem Geſetze“ erfeht 
durch die Worte: 
„in diefem Geſetze und in dem Bürgerlichen Geſetzbuche“. 
V. Sm $. 75 Abſ. 1 werden die Worte: „nad den Bor: 
fchriften dieſes Geſetzes“ erfegt durch die Worte: 
„nad den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs“. 

1) Sonftige Änderungen und Ergänzungen bed Geſetzes im FGG. 
88. 69— 71, 186, 197. Bol. ferner zu 8. 25 SG. S. 167 Abſ. 2, 
8. 191. Ausführungsvorichriften bes Bundesrats, Bel. v. 25. März 1899. 
B. betr. die Einführung in Helgoland v. 25. Non. 1899. 2) 88. 87, 
89 ohne Erſatz, bie übrigen 88. erfegt durch die Vorfchriften des BGB. 
88. 1808-1847; f. aber zu $. 89 das Gef. vom 4. Mat 1868 und 
8. 41 der neuen Faflung. 3) Bol. das BGB. S. 1816. 4) Die 
Borfchrift bezieht fih nur auf inländiſches Recht und inländifche Urteile, 
RB. in RIU.4 S. 7. 

Gef. v. 24, Mai 1880 (Murher). 

Art. 47. Der Artikel 3 des Gefehes, betreffend den 
Wucher, vom 24. Mai 1880 (Reichs-Geſetzbl. S. 109) in ber 
Faſſung des Artikel II des Gejebes, betreffend Ergänzung der 
Beitimmungen fiber den Wucher, vom 19. Juni 1893 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 197) wird aufgehoben‘). 

4) Crfegt durch die allgem. Borfchriften des BGB. $. 188 Abſ. 2, 
88. 817 ff., 828 fi. 

Gef. v. 20. April 1883 (Mitwen 2c.). 

Art. AS. Der 8. 16 Abi. 2 des Geſetzes, betreffend die 
Fürforge für die Witwen und Waifen der Neichsbeamten ber 
Zivilverwaltung, vom 20. April 1881 (Reichs⸗Geſetzbl. ©. 85) 
wird aufgehoben!). 

2) Erſetzt durch die VBorfchriften des BGB. 88. 197, 201. 
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Geſ. v. 17. Yunt 1887 (Pitwen 2c.). 
Art. AB. Der 8 18 Abf. 2 des Gefeges, betreffend die 
Fürforge für die Witwen und Waifen von Angehörigen des 
Reichsheeres und der Kaiferlihen Marine, vom 17. Zuni 1887 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 237) wird aufgehoben?). 
1) Vgl. die Anm. zu Urt. 48. 
Gef. v. 31. Mani 1891 (Reichsſchuldbuch). 
Art. 50. Der 8. 9 des Gefehes, beireffend das Reichs⸗ 
ihuldbud, vom 81. Mai 1891 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 321) wird 
dahin geändert!): 
Eine Ehefrau wird zu Anträgen ohne Buftimmung 
des Ehemannes zugelaften. 
Die Ehefrau bedarf der Zuftimmung des Chemannes, 
wenn ein Vermerk zu deilen Gunften eingetragen iſt. 
Ein folder Vermerk ift einzutragen, wenn die Ehefrau 
oder mit ihrer Zuftimmung der Ehemann die Ein- 
tragung beantragt. Die Ehefrau it dem Ehemanne 
gegenüber zur Erteilung der Zuftimmung verpflichtet, 
wenn fie nad) dem unter ihnen beitehenden Güterſtande 
über die Buchforderung nur mit Zuftimmung des Ehe⸗ 
mannes verfügen fann?). 
2) Anderung des $. 11 Ubi. 2 im FGG. $. 188. 2) Pol. BEB. 
88. 1868, 1865, 1895, 1440, 4448, 1619, 1525, 1626, 1549, 1660. Über 
Buchforderungen der Ehefrau, bes Mundels, des Borerben f. 88. 1898, 
1815, 2117. Bür das Staatsſchuldbuch f. ES. Urt. 97. 
Gef. v. 13. Yuni 1895 (Witwen 2c.). 
Art. 51. Der 8. 8 Abi. 2 bes Geſetzes, betreffend die 
Fürſorge für die Witwen und Waifen der Perſonen des Soldaten- 
ftandes des NeichSheeres und der Kaiferlihen Marine vom Feld» 
mwebel abmärts, vom 13. Juni 1895 (Reichs-Geſetzbl. S. 261) 
wird aufgehoben?). 
1) Bol. die Anm. zu Urt. 48. 
Beichsgefehe betreffend Enteignung. 
Art. 52, Iſt auf Grund eines Reichsgeſetzes) dem Eigen- 
tümer einer Sache wegen der im öffentlichen Intereſſe erfolgenden 
Entziehung, Beihädigung oder Benugung der Sache oder wegen 
Beſchränkung des Eigentums eine Entihädigung zu gewähren 
und fteht einem Dritten ein Recht an der Sade zu, für 
welches nicht eine befondere Entfhädigung gewährt wird, fo 
bat der Dritte, jomeit fein Recht beeinträchtigt wird, an dem 
Entſchädigungsanſpruche diefelben Nechte, die ihm im Yalle des 
Erlöfhens feines Rechtes durch Zwangsverſteigerung an dem 
Erlöje zuftehen?). 
4) Außer dem im Art. 54 angeführten Gefege v. 21. Dez. 1871 
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88. 84 ff, 44 ff. vgl. u. a. GewO. 8. 51, Geſ., Maßregeln gegen bie 
Rinderpeft betr., v. 7. April 1869, $. 8, Gel. über die Kriegsleiftungen 
v. 18. Juni 1878 88. 14 ff, Gef. Über die Naturalleiftungen für die be: 
waffnete Macht im Frieden v. 18. Febr. 1875 und 24. Mai 1898 88.14, 
16, Niehfeuchengef. v. 28. Juni 1880 und 1. Mai 1894 88. 67 ff., Tele 
graphenmwegegef. v. 18. Dez. 1899 8. 12, Gef. über die gemeingefährlicdyen 
Krankheiten v. 80. Juni 1900 88. 28 ff, Gef. über die Belämpfung der 
Neblaus v. 6. Juli 1904 S.6. Die Urt. 52, 68 erfegen die bier zur 
Ergänzung diefer Geſetze dienenden Landesgeſetze durch reichsrechtliche 
Normen. Diefe gelten nad) Art. 67, 109 aushülfsweiſe aud für das 
Bergrecht und das Iandesgefegliche Enteignungsredht. Anwendbarkeit auf 
ältere, in Hypotheken neuen Nechtes übergelettete Hypothelen RG. IW. 
1905 ©. 528. 2) Bei Rechten an Grundftüden find die Vorſchriften 
des 8VG. $. 92 maßgebend; für beweglide Sachen vgl. bad BEB. 
$. 1247 Sat 2. 

Art. 53. Iſt in einem Falle des Artilel 52 die Ent- 
Ihädigung dem Eigentümer eines Grunditüds zu gewähren, fo 
finden auf den Entihädigungsanfpruh die Vorſchriften des 
8. 1128 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ent|precdyende Anwendung !). 
Erhebt ein Beredhtigter innerhalb der im $. 1128 beitimmten 
Friſt) Widerfprud; gegen die Zahlung der Entfchädigung an 
den Eigentümer, fo Tann der Eigentümer und jeder Berechtigte 
die Eröffnung eines Berteilungsverfahrend nah den für die 
Berteilung des Erlöfes im alle der Zwangsverſteigerung gel- 
tenden Borfjchriften?) beantragen. Die Zahlung bat in diefem 
Galle) an das für das Berteilungsverfahren zuftändige &e- 
riht>) zu erfolgen®). 

Sit das Recht des Dritten eine Reallaft, eine Hypothek, eine 
Grundſchuld oder eine Rentenſchuld, fo erlifcht die Haftung des 
Entfhädigungsanfprudyg, wenn der beſchädigte Gegenitaud 
wiederhergeitellt. oder für die entzogene bewegliche Sache Erſatz 
befhafft iſt)). It die Entfchädigung megen Benugung des 
Grunditüds oder wegen Entziehung oder Beſchädigung von 
Früchten oder von Zubehörftüden zu gewähren, fo finden die 
Borihriften des 8. 1123 Abf. 2 Sa 1 und des $. 1124 
Abf. 1, 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs entjpredhende Anwendung®). 

2) Bol. dazu Art. 120 Abſ. 2 Nr. 8. 2) von einem Donate 
nad) der Anzeige des Entihädigungsfal8 an den dinglich Berechtigten 
oder nach der Fälligkeit der Entfchädigung. 8) Bol. 8BG. SS. 106 fi. 
4) d. 5. bem Falle bed Antrags auf Eröffnung des Verteilungsverfahrens. 
5) 8BG. 88. 1, 2. 6) Sonſt kann der Entſchädigungspflichtige Hinter: 
legen. 7) Entſprechend BGB. $. 1127 Abſ. 2. 8) Entſprechend 
BGB. 8. 1129. 

Geſ. v. 21. gender 1871 (£efitungsrayons). 

Art. 5A. Die Vorſchrift des 8. 36 Abf. 4 des Geſetzes, be» 

treffend dic Beichränkungen des Grundeigentums in der Umgebung 
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von Feitungen, vom 21. Dezember 1871 (Reichs⸗Geſetzbl. ©. 459) !) 
wird burch bie Vorfchriften der Artitel 52, 53 nicht berührt. 
Findet nad biefen Vorſchriften ein Verteilungsverfahren ſtatt, 
fo ift die Entihädigung auf Erfuchen des für da3 Verfahren 
zuftändigen Gerichts an dieſes zu leilten, ſoweit fie zur Beit der 
Stellung des Erſuchens noch ausiteht. 
Die Borfchrift des 8. 37 desfelben Geſetzes wird dahin 


geändert?): 

Iſt das Srundftüd mit einem Rechte belaftet, welches 
durch die Beſchränkung des Eigentums beeinträdjtigi 
wird, jo kann der Berechtigte bis zum Ablauf eines 
Monats, nachdem ihm der Eigentümer die Beſchränkung 
de3 Eigentums mitgeteilt bat, die Eröffnung des 
Berteilungsverfahrens beantragen. 

1) betreffend die Auszahlung ber Entichädigungsrente an die im 
Rayonkataſier eingetragenen Befiker. 2) Die in bem biöherigen $. 87 
in bezug genommenen Landesgeſetze find burd die Dorfchriften der 
Urt. 62, 58 erfeßt. Der neue 8. 87 ftellt die Anwendbarkeit des 


Art. 58 klar. 
Dritter Abſchnitt. 
Derhältnis des Bürgerliden Geſetzbuchs zu den 
Landesgeſetzen. 

Der Art. 55 bringt, im Gegenſatze zu dem im Urt. 82 für das 
Verhältni3 de BGB. zu den Meichögefegen aufgeftellten Grundfage, den 
Zandesgefegen gegenüber bie Bedeutung des BGB. als Kobififation 
des bürgerlichen Rechtes zum Ausdrucke. Die Art. 56—-152 betreffen 
Vorbehalte zugunften bes Landesrechts, und zwar der Art. 56 bezüglich der 
Staatöverträge, die Art. 67, 58 bezüglich der Haußverfaffungen des hoben 
Adeld, die Art. 59—152 bezüglich der Landesgeſetze. Die Art. 59-76 
enthalten die allgemeinen Borbehalte; diefe deden alle zur Mege: 
lung des vorbehaltenen Gebiets dienenden Beitimmungen, auch ſoweit 
fie von allgemeinen Borfchriften des BGB. abweichen. Sie beziehen fich 
auf Familienfideitommifie, Lehen und Stammgüter (59—61), Nentengüter 
(62), Erbpacht (68), Unerbenrecht (64), Waflerrecht (656), Deich: und Siel- 
recht (66), Bergredht (67), Miineralgewinnungsrechte (68), Jagd und 
Fiſcherei (69— 72), Regalten (78), Zwangsrechte 2c. (74), Verficherungs: 
recht (75) und PVerlagsrecht (76). 

Die Art. 77—140 umfaflen die befondberen Vorbehalte An 
ihrer Spige ftehen Borfchriften über die Nechtöverhältnifie der Beamten 
(Art. 77-81). Die übrigen Borbehalte find nad) dem Syſteme bes 
BEB. geordnet. 

Die Art. 82—91 betreffen Gegenftände bes allgemeinen Teiles 
(32—86 Perfonenvereinigungen, 87, 88 Crwerböbeichräntungen für 
Religioſe und Uusländer, 89 Pfändungsrecht, 90, 91 Sicherheitsleiftung). 

Die Urt. 92—108 berühren das Recht ber Schuldverhgältniffe 
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(92 Zahlungen aus öffentlichen Kaffen, 98 Näumungsfriften, 94 Pfand: 
leihgewerbe, 95 Gefinderedht, 96 Leibgeding, 97, 98 StaatSfchulben, 
99 Sparlafien, 100—102 Schuldverfchreifungen auf den Inhaber, 
1083—108 Erſatzanſprüche). 

Die Art. 109—188 betreffen das Sachenrecht (109 Enteignung, 
110, 111 Befchränfungen des Eigentums, 112 Bahneinheiten, 118 Bu: 
fammenlegung 2c., 114 Ablöfungsrenten, 115 Dienftbarfeiten und Neal: 
Iaften, 117 Belaftungöbefchräntungen, 118 Dieliorationsbarlehen, 119 Ber: 
iußerungs: und Teilungsbefchräntungen, 120 Unſchädlichkeitszeugnis, 
121 Reallaften für ben Staat, 122—125 Nachbarrecht, 126 Übereignung 
öffentlicher Grundftüde, 127, 128 buchungsfreie Grundftüde, 129 Recht 
auf herrenloſe Grunbftüde, 180 WUneignung von Tauben, 181 Miteigen: 
tum an Gebäuden, 182 Kirchen: und Schulbaulaft, 188 Kirdhenftühle :c.). 

Die Art. 184—186 beziehen ſich auf das Familienrecht (184 reli. 
gidfe Erziehung, 185 Zwangserziehung, 186 Bormundfchaft), die Art. 187 
bi8 140 auf ba8 Erbrecht (187 Ertragswert von Landgütern, 188 Erb: 
recht öffentlicher Körperfchaften 2c., 189 Recht auf den Nachlaß verpflegter 
Perfonen, 140 Flürforgepflicht des Nachlaßgerichts). 

Die Urt. 141—152 endlich Haben die Zuftändigleit unb das 
Berfahren zum Gegenftande (141—148 Beurtundungen, Auflafiung, 
144—146 Hinterlegung, 147, 148 Vormundfchafts- und Nachlaßgerict, 
149—151 Berfügungen von Todes wegen, 152 Wirkungen ber lage: 
erbebung in befonderem Berfahren). 

Übrigens wird auch in bie vorbebaltenen Gebtete vielfach durch 
reichſsgeſetzliche Normen abänbernd ober ergänzend eingegriffen (vgl. Art. 61, 
68 Say 2, 64 Ubi. 2, 67 Abſ. 2, 68 Sat 2, 69, 72, 75, 80, 86 Sak 2, 
91 Sa 2, 95 Abſ. 2, 8, 97 Abſ. 2, 99, 109 Sag 2, 116, 118 Sap 2, 
186 Abſ. 1 Sak 2, 8, 186 Nr. 1 a. €., 145 Abf. 1 Sak 2, Abi. 2, 146, 
147 Abi. 2, 149 Abſ. 2, 151 Sa 2). 

Über bie doppelte Bedeutung der Vorbehalte vgl. Urt. 8. 

Die Vorbehalte dieſes Abſchnitts find auch auf das Grundbuchwefen 
(EBD. $. 88), die Bmangsverfteigerung und die Zwangsverwaltung 
(EB. 3. 8VG. 8.2) fowie die freiwillige Gerichtäbarteit (EG. 8. 189) 
ausgedehnt. 

Grundſatz. 

Art. 38. Die privatrechtlichen Vorſchriften der Landes» 
gejege!) treten außer Kraft, ſoweit nicht in dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch 2) oder in diefem Gefeh ein anderes beitimmt iſt?). 

1) im Sinne bes Art. 2. 2) 3.8. 88. 8b, 288, 907, 919, 1816, 
1784, 1807 Abſ. 2, 1808, 1888, 2249. 8) Die privatrechtlichen Bor: 
fchriften des Wegerechts find danach, adgeiehen von dem Vorbehalt des 
Art. 118, aufgehoben, NS. 58 ©. 884. Landesgeſetzliche Borfchriften zur 
Klarſtellung des Rechtszuſtandes: Pr. Art. 89, AG. 3. GBO. Urt. 83; 
Bay. Urt. 1, 175; Sachſ. 8. 68, Gef. v. 15. Juni 1900 8. 188; Württ. 
Urt. 283; Bad. Art. 89; Hefl. Art. 286; ElſLoth. Gel. v. 29. Nov. 1899. 


Stantsuerträge. 
Art. 56. Unberührt bleiben die Beftimmungen ber Staats- 
verträge, die ein Bundesitaat mit einem ausländifchen Staate!) 
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vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs?) ger 
ſchloſſen bat?). 

1) Kür Staatöveriräge der Bundesftaaten untereinander gilt 
Art. 55. 2) Nachher find ſolche Staatsverträge nur in den Grenzen 
ber fonftigen Vorbehalte zulälfig. 8) inSbefondere über Internationales 
Brivatredt. 

Sonderrecht der ſouverünen und der gleichgeftellten Züuſer. 

Art. 87. In Anfehung der Landesherren und der Mit- 
glieder der landesherrlihen Familien ſowie der Mitglieder der 
Fürſtlichen Familie Hohenzollern finden die orfchriften des 
Bürgerlihen Gefegbuds nur infomweit Anwendung, als nicht 
befondere Vorfchriften der Hausverfaffungen!) oder ber Landes» 
gejege abweichende Beitimmungen enthalten. 

Das gleihe gilt in Anfehum der Mitglieder des vor» 
maligen Sannoverfhen — des vormaligen Kur⸗ 
— und des vormaligen Herzoglich Naſſauiſchen Fürſten⸗ 
haujes?). | 

1) Als ſubſidiäre Duelle kommt für diefe auch das gemeine beutiche 
Privatfürſtenrecht in Betracht. 2) und nah RGeſ. v. 25. März 
1908 (RGBl. ©. 149) in Anfehung der Mitglieder des Herzoglih Hol: 
ſteiniſchen Fürſtenhauſes. Der Art. 57 wird teild ergänzt, teils eins 
geſchränkt durch die Urt. 60, 61. 

Ähnliche Vorſchriften: ES. 3. GBG. 8. 5; EG. 3. ZPO. $. 5; 
ZPO. 85. 219, 875, 479, 482; EG. 3. StPO. S. 4; StPO. $. 71; 
ES. 3.80. 8. 7. 

Bal. ferner für Pr. Art. 88; Gef. v. 21. Sept. 1899 Urt. 186, 
137; Bay. Familienftatut v. 5. Aug. 1819, 8. v. 6. Juni 1900; Sachſ. 
Hausgeſ. v. 80. Dez. 1837, Nadytrag dv. 20. Aug. 1879, Geſ. v. 18. April 
1888 u. v. 6. Juli 1900; Württ. Urt. 180, 181; Heſſ. Gef. v. 7. Juni 
1879 in der Faſſung des Gef. v. 81. März 1900. 


Sonderrecht des miltelbaren hohen und des gleichgeflellten Adels. 

Art. 58, In Anſehung der Zyamilienverhältniffe und der 
Güter!) derjenigen Häufer, mweldje vormals reichsitändifd) ges 
weſen und feit 1806 mittelbar geworden find oder melde diefen 
Häufern bezüglich der Familienverhältniffe und der Güter durd) 
Beſchluß ber vormaligen deutfchen Bundesverfammlung oder 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs durch Landes» 

eſetz gleichgeftellt worden find, bleiben die Borfchriften ber 

!andesgejege und nad) Maßgabe der Landesgeſetze!) die Vor» 
fhriften der Hausverfaffungen unberührt 2). 

Das gleihe gilt zu Gunften des vormaligen Reichsadels 
und derjenigen familien des landjäffigen Adels, welche vor dem 
Snfrafttreten des Bürgerlihen Gefegbuhs dem vormaligen 
Neichsadel durch Landesgeſetz gleichgeitellt worden find). 

1) Einfchränfung gegenüber Urt. 67. 2) Der Artikel fchließt 

Achilles, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage. 66 
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ſich an Urt. 14 ber Bundesakte v. 8. Juni 1815 an. Vgl. dazu Art. 60, 
61. Pr. Art. 89, Ic, ULM. II 1 88. 836ff.; B. v. 21. Juni 1816, 
Inſtruktion v. 80. Mai 1820 2c.; Bay. Verf.⸗Urk. Tit. V $, 2, IV. 
Berf.-Beilage 8. 65, Deflar. v. 19. März 1807; Sad. Rezeß v. 9. Okt. 
1885, BGB. S. 29, Gef. v. 15. uni 1900 $. 15, v. 7. Zuli 1900 
8. 109; Württ. Urt. 14, 24—81, 281. 3) Bon Bedeutung namentlid) 
für Württemberg. Vgl. Urt. 216. 

Zamilienfideikommifle, Lehen, Stammgüter. 

Art. 59. Unberührt bleiben die landesgefeglichen Bor- 
Schriften über Yamilienfideilommifje!) und Lehen, mit Einfluß 
der allodifizierten Lehen?), fowie über Stammgüter?). 

1) Der Borbehalt dedt auch das bayer. Geſetz v. 22. Febr. 1866 
und das Hefi. Gefeß v. 11. Sept. 1858, die Iandwirtichaftlichen Erbgüter 
betreffend. Neuere Landesgefege: Sad. Gef. Über Zamilienanwartichaften 
v. 7. Juli 1900; Hell. Gef. v. 80. Sept. 1899. Im übrigen gilt das 
ältere Recht, fo für Pr. ALR. IL, 4 88. 47 ff. Gef. v. 15. Febr. 1840 xc., 
vgl. ud) AG. Art. 69 8. 2; Bay. Fideilommißedift (VII. Beilage zur 
Berf.:Urt.) v. 26. Mai 1818, AG. Urt. 185, 152. 2) Es gilt meiſt 
das ültere Recht. Bel. f. Bay. Lehnedikt v. 7. Juli 1808, Sadjf. Sei. 
v. 15. Juni 1900 88. 80, 81, v. 7. Zul 1900 $. 109, Über Ak 
löfung der Oberlehnsherrlichteit Urt. 114. 3) Bab. Urt. 86. Pol. 
zu Art. 59 die Art. 60, 61. 

Art. 60. Unberührt bleiben die landesgejeglichen Bor- 
ichriften, melde die Beltellung einer Hypothek, Grundſchuld oder 
Rentenſchuld an einem Örundftüde, deſſen Belaftung nad ben 
in den Artikeln 57 bis 59 bezeichneten Borichriften nur beſchränkt 
zuläſſig it, dahin geitatten, daß der Gläubiger Befriedigung 
aus dem Grundftüde lediglicd; im Wege der Zwangsverwalltung 
fuhren kann. 

Das BEB. ſchließt im allgemeinen bie Revenüenbypothel aus 
(SS. 1118, 1118, 1119, 1147; vgl. EG. Art. 192 abſ. 2). S. zu 
Art. 60 ZPO. 8. 866, BBG. SS. 146 ff.; Pr. US. z. 3B®. Art. 18; 
Württ. Urt. 216, 280, 281. 

Art. 61. Sit die Beräußerung oder Belaftung eines 
Gegenitandes nad) den in den Artikeln 57 bis 59 bezeichneten 
Vorſchriften unzuläſſig oder nur beſchränkt zuläflig, jo finden 
auf einen Erwerb, dem dieje Vorichriften entgegenftehen, die 
Borichriften des Bürgerlihen Geſetzbuchs zu Gunften derjenigen, 
welche Redyte von einem Nichtberechtigten herleiten, entjprechende 
Anwendung. 

Del. BGB. 88. 407, 892, 898, 982—-986, 3082, 1138, 1165, 
1207, 1208, 1244, Heſſ. Urt. 102, 108. 

Rentengiter. 
Art. 62. Unberührt bleiben die landesgefeglichen Bor« 
Ihriften über Rentengüter!), 
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Pr. Urt. 12 8. 1, Art. 29; Gef. v. 26. April 1886, 27. Juni 1890, 
71. Juli 1891, 8. Juni 1896 und 20, April 1898. 

1) Der Vorbehalt dedt nur das Sonberrecht der Rentengüter, nicht 
dagegen die Eintragungsfähigteit der im S. 4 des Gef. v. 27. Juni 1890 
vorausgefegten Pereinbarungen nach den allgemeinen Grundfägen des 
früheren Rechtes, ES. 26 S.A 118. Mangels Sondervorfchriften gelten 
auch für Rentengüter die Borfchriften bes BGB., RS. IW. 1904 ©. 98, 


Gruch. 48 ©. 868. 
Erbpachtrecht. 
Art. 63. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über das Erbpachtrecht, mit Einſchluß des Büdner- 
rechts und des Häuslerrechts, in denjenigen Bundesſtaaten, in 
welchen ſolche Rechte beftehen!),. Die Borfchriften des 8. 1017 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden auf diefe Rechte entiprechende 
Anwendung ?). 
1) bie namentlihd in Mecklenb. (Schwerin 88. 164—179, Strelig 
88. 161— 177). Über die bäuerliche oder fchlechte Leihe vgl. dagegen 
Urt. 197. 2) Der Borbehalt (Sat 1) beſchränkt fich hiernach im 
wejentlidden auf bie Begründung und ben Inhalt der bezeichneten Rechte, 
mit Einfluß der Frage ber übertragbarfett und Belaftbarteit. Über bie 
arundbuchlide Behandlung der Rechte trifft der 8. 84 der GBO. Be- 
ftimmungen. Die Rechte unterliegen nach der ZPO. SS. 864 ff., 80 der 
Zwangsvolifiredung in das unbewegliche Vermögen. 
Anerbenredt, 


Art. 6A. Unberührt bleiben die landesgefehlihen Bor- 
ichriften über das Anerbenreht in Anjehung landwirtſchaftlicher 
und forftwirtfchaftliher Grundftüde nebit deren Zubehör!). 

Die Landesgefehe können das Recht des Erblafiers, über 
das dem Anerbenreht unterliegende Grundftüd von Todeswegen 
zu verfügen, nicht befchränfen?). 

1) Der Borbehalt gilt auch für bie Vorſchriften Über die Leitungen 
des Anerben an feine Geſchwiſter, dad Recht bed Überlebenden Ehegatten 
auf einen Wltenteil oder auf Fortführung der Wirtichaft fowie über das 
mit dem Unerbenrecht in Verbindung ftehende Recht der Interimswirtſchaft 
(vgl. OVG. 44 ©, 318), foweit es fich bei leßterem nicht um familien- 
rechtlihe Wirkungen handeli, nah RJA. 5 S. 264 überhaupt für alle 
Borfchriften, die mit dem Inſtitut der bäuerlichen Erbfolge fo eng zu— 
jammenbängen, baß fie ihm ausfchließlich oder doch zugleich zu dienen 
befiimmt find. Das Zubehör fann abweichend von BGB. ss. 97, 98 
beftimmt werden. Bgl. für Pr. die Höfegefege v. 2. Juni 18.4 und 
21. Febr. 1881, die Landgüterordnungen vom 80. April 1882, 10. Juli 
1888, 24. April 1884, 2. April 1886, 1. Juli 1887 nebft dem Geſ. v. 
11. Rult 1891 fomte die Gef. v. 8. Juni 1896 (Renten: und Anſiedelungs⸗ 
güter) und v. 2. Juli 1898 (Weſtfalen); Bad. Gef. v. 20. Aug. 1898. 
2) wohl aber da3 Recht zur Verfügung unter Lebenden. Für das Un: 
erbenrecht bei Rentengütern kommt ferner der unbefchräntte Vorbehalt 
des Art. 62 in Betracht. 

66* 
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Waſſerrecht 

Art. 68. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor⸗ 

(hriften, welche dem Waflerredht angehören, mit Einfluß des 

üblenrecht3, des Flötzrechts und des Flößereirechts ſowie der 
Vorſchriften zur Beförderung der Bewäljerung und Entwäſſerung 
ber Grundflüde!) und der Vorſchriften über Anlandungen, ent- 
itehende Snfeln und verlafjerie Flußbetten. 

Es gilt das ältere Recht. Vgl. aber für Bay. Art. 147—149; 
Württ. Waflergef. v. 1. Dez. 1900, Min.:Bert. v. 18. OH. und 
18. Nov. 1901; Bad. Waſſergeſ. v. 26. Juni 1899; Heil. Art. 282, 
Bachgeſ. v. 80. Zult 1887 i. d. Faſſung dv. 80. Sept. 1899; EflilotEr. 
88. 41, 44, 66—59, 61, 78. 

1) Bol. Art. 118. 

Deidh- und eh 

Art. 66, Unberührt bleiben die landesgefeglihen Bor: 
fohriften, welche dem Deich⸗ und Sielredht angehören. 

E83 gilt das ältere Necht. Vgl. für Heſſ. Art. 285, Dammbaugef. 
v. 14. uni 1887. 

Bergrecht. 

Art. 67. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Bor- 
Ihriften, weldhe dem Bergredyt angehören!). 

Sit nad) Iandesgefeglicher Vorſchrift wegen Beihädigung 
eined Grunditüds durch Bergbau eine Entihädigung zu ges 
währen, fo finden die Vorſchriflen der Artikel 52, 53 Anwendung, 
foweit nicht die Landesgeſetze ein anderes beitimmen?). 

1) Subfidiär gilt das BGB., insbeſondere für die Gewerkſchaften 
die allgemeinen Borfchriften fiber rechtsfüähige Vereine, OLG. b S. 878. 
Der Borbehalt dedt alle Borfchriften, welche die Gewinnung gewiſſer 
Mineralien bergredtliden Vorſchriften unterwerfen, au wenn das 
Mineral dem Berfügungsrechte des Eigentümers nicht entzogen iſt, 
alfo auch die befonderen Beitimmungen, welche für die Gewinnung von 
Kohlen in Sachſen, Sacdjfen:Altenburg und ben vormals fühl. Landes⸗ 
teilen Preußens gelten. Pr. Art. 22 Rr. 1, 2, Art. 87—89, Allgem. 
Bergg. v. 24. Juni 1866/1892, Sei, v. 22. Febr. 1869 (dazu RI. A. 
1205 ©. 523), Gef. v. 7. Juli 1902, 4. Aug. 1904, 14. Xuli 1905, 19. Juni 
1906; Bay. Art. 157, Berggef. in d. Faſfung v. 20. Juli 1900; Sadji. 8. 29, 
Gef. v. 20. Juni 1898, 8. v. 24. Zuli 1900; Württ. Urt. 207; Bab. 
Berggef. v. 22. Juni 1890, Geſ. v. 16. Aug. 1900; Heſſ. Berggeſ. i. d. 
Faflung v. 80. Sept. 1899; ElſVLothr. SS. 20 -86. ber bie Regelung 
des Bergwerkseigentums in den Stonfulargerichtäbezirfen und den Schug: 
gebieten f. Gef. v. 7. April 1900 88. 1I9—21, Gel. dv. 10. Sept. 1900 
8. 8. 

Ein den fandesredtlichen Vorfchriften entfprechender Betriebsplan 
— auch den Beſtimmungen des BGB. 8. 1088 Abſ. 2, 8. 2128 
.2. 

Uber Bergiwerfsgefelfchaften, bie nicht bie Rechte einer juriftifchen 

Perfon haben, vyl. das EG. 3. HGB. Art. 5. 
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2) Die ſubſidiäre Vorfchrift des Abſ. 2 greift nur ein, wenn bad 
Zandesgef. dem Eigentümer einen Entichädigungsanfpruch beilegt, einem 
Dritten aber, dem ein Recht an bem befchädigten Grundſtücke zuſteht, eine 
befondere Entihädigung nicht gewährt. Dies tft 3.8. ber Fall nad) 
Pr. Art. 87 Nr. XI für die Hypothefengläußiger auch wegen älterer 
Bergihäden, NG. 61 ©. 226. 

Abbau nit bergremtlicher Mineralien, 

Art. 68. Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vor⸗ 
Ihriften, mweldye die Belaftung eines Grundftüds mit dem ver» 
erbliden und veräußerlidhen Nechte zur Gewinnung eines ben 
bergrechtlichen Vorſchriften nicht unterliegenden Minerals ges 
Hatten und den Inhalt diefes Nechtes näber beſtimmen!). Bie 
Vorſchriften der 88. 874, 875, 876, 1015, 1017 des Bürger» 
lihen Geſetzbuchs finden entiprechende Anmendung?). 

1), Solche Vorſchriften befteden tin Sachſen für die Gewinnung von 
Steinen, Schiefer, Ton, Porzellanerde ꝛc. Sad. 88. 14—17, ®B. v. 
6. Juli 1899 8. 19. Der Vorbehalt dedt nur Sondervorfcdriften des 
darin bezeichneten Inhalts, nicht die gemeinrechtlichen Sätze über irre: 
guläre Serpituten, KG. 24 S. A 141, ORG. 2 ©. 120. 2) Das 
in Anm. 2 Sag 2, B zu Urt. 68 Gefagte gilt auch fir die bier frag: 
lihen Abbaurechte. 

Jagd und Fiſcherei; Grſatz des Wildſchadens. 

Art. 69. Unberührt bleiben die landesgejeglihen Vor⸗ 
Ihriften über Jagd und Fiſcherei!), unbefchabet der Borfchrift 
des 8. 958 Abi. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs? und der VBor- 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über den Erfag des Wild- 
fhadeng?). 

1) Es gilt dag ältere Net. Vgl. aber für Pr. Wilbfchongefek v. 
14. Juli 1904; Bay. Urt. 86, 148, B. v. 11. Juli 1900; Sad. Geſ. 
v. 15. Oft. 1868, v. 28. Mat 1898 und v. 2b. Juni 1902; Württ. 
Urt. 206, 208; Bad. Gef. v. 9. Aug. 1898. 2) d. 9. bie Inbeſitz⸗ 
nahme eines jagdbaren Tiere unter Verlegung bed Jagdrechts eines 
anberen macht weder diefen noch den Belignehmer zum Cigentümer; das 
Tier bleibt vielmehr herrenlos. 83) BGBB. S. 885; dazu die befonderen 
Borbehalte der Art. 70, 71. Bay. Urt. 148, Württ. Urt. 206, 208; 
Bad. Gef. v. 9. Hug. 1898. 


Art. 70. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
Ichriften über die Grundjäge, nad) welchen der Wildjchaden feit- 
zuftellen ift, fowie die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nad) melden 
der Anfpruh auf’Erfag des Wildſchadens innerhalb einer bes 
ftimmten Friſt bei der zuftändigen Behörde geltend gemadht 
werden muß. 

Zu Urt. 70, 71: Bay. Urt. 144; Sad. Gef. v. 28. Mat 1898; 
Württ. Urt. 190—201; Bad. Gef. v. 9. Aug. 1898; Hefl. Art. 276, 
Wildſchadensgeſetz in der Faſſung v. 28. Zuli 1899; Elfloth. 88. 16— 86. 
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Art. 71. Unberührt bleiben die landesgefeglichen Bor- 
ſchriften, nach welchen 

1. die Berpflihtung zum Erfage des Wildfchadens auch dann 
eintritt, wenn der Schaben durch jagdbare Tiere anderer 
als der im 8. 835 des Sürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten 
Gattungen angeridtet wird!); 

2. für den Wildfchaden, der durch ein aus einem Gehege 
ausgetretenes jagdbares Tier angerichtet wird, der Eigen- 
tümer oder ber Beſitzer des Geheges verantwortlich ijt?); 

3. der Eigentümer eines Grundftüds, . wenn das Jagdrecht 
auf einem anderen Grundjtüde nur gemeinjhaftlich mit 
dem Sagdredit auf jeinem Grundjtüd ausgeübt werden 
darf, für den auf dem anderen Grundftüd angeridteten 
Wildſchaden aud) dann haftet, wenn er die ihm angebotene 
Pachtung der Jagd abgelehnt hat?); 

4. der Wildſchaden, der an Gärten, Obſtgärten, Weinbergen, 
Baumfchulen und einzelitehenden Bäumen angerichtet wird, 
dann nicht zu erfeßen ilt, wenn die Herftellung von Schut- 
vorrichtungen unterblieben ift, die unter gewöhnlichen Um⸗ 
ltänden zur Abmwendung des Schadens außreidhen*); 

5. die Berpflihtung zum Schadenserfag im Yalle des 8. 835 
Abf. 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs*) abweichend be- 
ſtimmt wird; 

6. die Gemeinde an Stelle der Eigentümer der zu einem 
Jagdbezirke vereinigten Grunditüde zum Erſatze des Wild» 
ſchadens verpflichtet und zum Rüdgriff auf die Eigentümer 
berechtigt it oder an Stelle der Eigentümer oder des 
Verbandes der Eigentümer oder der Gemeinde oder neben 
ihnen der Jagdpächter zum Erſatze des Schadens ver- 
pflichtet ift; 

7. ber zum Erfaße des Wildſchadens PVerpflichtete Erftattung 
des geleilteten Erfages von demjenigen verlangen kann, 
welcher in einem anderen Bezirfe zur Ausübung der Jagd 
berechtigt ift®). 

2) insbefondere durch Hafen und Kaninchen. 2) Hierher gehörige 
Borfäriften beftehen in Preußen, Württemberg, Baden, Braunſchweig. 
8) Pol. namentlih für Pr. Gef. v. 11. Zuli 1891 8. 8; Württ. Art. 192. 
4) Mangels folder Vorſchriften kommt die Borfchrift des BGB. 8. 254 
zur Anwendung, RG. 52 ©. 849, OVG. 42 ©. 272. 5) d. 5. im 
Halle der Vereinigung der Grundeigentümer eines Bezirkes zu einem nidht 
als folchen Haftenden VBerbande zum Bwede gemeinfchaftlider Ausübung 
des Jagdrechts. 6) Eine ſolche Vorſchrift gilt zurzeit in Hannover 
nad dem Gef. v. 21. Juli 1848 8. 4. 


Art, 73. Beiteht in Anfehung eined Grundftüdd em 
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zeitlich nicht begrenztes Nugungsredt!), jo finden die Bor- 
ſchriften des 8. 835 des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Ver- 
pflihtung zum Erfape des Wildſchadens mit der Maßgabe 
Anwendung, daß an die Stelle des Eigentümers der Nugungs- 
berechtigte tritt?). 

1) ſei e8 ein bdingliches, wie bie Erbpacht (Urt. 68) oder eine 
nad Art. 184 beftehen bleibende Emphyteufe, fet es ein verfönliches, wie 
die in Medlendurg vorkommenden vererblihen, regelmäßig unkündbaren 
und zeitlih unbeſchränkten Pachtrechte; vgl. Art. 197. 2) Die 
Erfagpfliht hängt alfo davon ab, daß dem Nutzungsberechtigten 
das Jagdrecht nicht zufteht oder defien Ausübung durch Geſetz entzogen fit. 


Regalien. 

Art. 73. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
Ichriften über Regalien. 

In Betracht Tommen Hier nur die fog. niederen ober nutzbaren 
Negalien. Über das Recht des Fiskus auf herrenlofe Grundftüde f. BGB. 
8. 928 Abſ. 2, EG. Art. 129, 190. 

Zwangsrechte zc. 

Art. 7A. Unberübrt bleiben die landeögefeglichen Vor» 
fhriften über Zwangsrechte, Bannrehte und Nealgemwerbe- 
beredtigungen!). 

1) unbefchadet der reichögefeglichen Einſchränkungen dieſer Rechte durch 
die GewO. SS. 7—10. Der Borbehalt trifft nicht die Berechtigung 
einc® Gewerbetreibenden, von anderen die Abnahme feiner gewerblichen 
Zeiftungen gu verlangen, 3. B. das fog. Serugverlagdrecht des preuß. 
ULN. (1. 28 88. 56, 58); f. Pr. Urt. 89 Nr. 1c. 


Verſtcherungsrecht. 

Art. 78. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften, welche dem Verſicherungsrecht angehören), ſoweit nicht 
in dem Bürgerlichen Geſetzbuche beſondere Beſtimmungen ge- 
troffen find). 

1) fei es dem privaten oder dem Öffentlihen Verſicherungsrecht und 
ohne Beichräntung auf Borichriften, die ausschließlich dem Verſicherungs⸗ 
recht angehören, 3.8. auch 8. 12 der kurheſſ. Brandflaflen:®. v. 27. April 
1767, 86. 22 S. A 185. Der Borbehalt dedt die gemeinrechtlichen 
Vorſchriften Über die Rechts- und Parteifähigleit von Verſicherungsgeſell⸗ 
Ichaften auf Gegenfettigfeit, OLG. 4 ©. 200. 2) DBgl. namentlich 
SS. 1045, 1046, 1127—1180, 1885, 1654. 

Die Seeverficherung ift bereit8 einheitlich geregelt durch die SS. 778 ff. 
des HGB. Das Reichsgeſ. Über die privaten Verſicherungsunternehmungen 
v. 12. Mai 1901 Hat neben der Beauffichtigung der genannten Unter: 
nehmungen nur die Rechtöverhältnifie der Verficherungsvereine auf Gegen: 
feitigleit geordnet und gewifle landesrechtliche Vorſchriſten über den Ab—⸗ 
ſchluß von Seuerverficherungsgefchäften aufgehoben ($. 121). Die Regelung 
bes Berficherungsvertrags ift im übrigen einem weiteren Geſetze vor: 
behalten, bis zu befien Erlaſſe das ältere Recht gilt (Einleitung S. 16). 
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Bol. aber für Pr. AG. z. HGB. v. 24. Sept. 1899 Art. 6; Bay. Art. 164; 
Württ. Urt. 205; Bad. Art. 10; Heſſ. Art. 274, Brandverſicherungsgeſ. i. d. 
Faffung dv. 80. Sept. 1899; ElſLoth. SS. 11—15. 

Yırla seen 

rt. 76. Unberührt bleiben die landesgefeglichen Bor- 
ſchriften, welche dem Verlagsrecht angehören. 

Das Reichsgeſ. Über bad Verlagsrecht v. 19. Juni 1901 Hat den 
Berlagdvertrag und das Berlagsrecht in bezug auf Werke der Literatur 
und der Tonkunſt reichögefeglih geregelt. Im übrigen gilt no bas 
ältere Necht. Bgl. für Pr. US. z. HGB. Art. 6. 


Rehtsuerhältuiffe der Beamten. 

Unter Beamten werden im EG. wie im BGB. (f. 3. B. SS. 411, 
670, 696, 889, 840, 1815, 1784, 1888) nur Öffentliche Beamte ver: 
ftanden. Welchen Perfonen dieje Eigenichaft zukommt, beftimmt fich nach 
dem wmaßgebenden Öffentlichen Reichs⸗ oder Landesrechte. 

a) Zaſtung des Staates ar. für Beamte. 

rt. 77. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Bor: 
ſchriften über die Haftung des Staates, der Gemeinden und 
anderer Kommunalverbände (Brovinzial-, Kreis», Amtsperbände) 
für den von ihren Beamten in Ausübung der Diefen anver- 
trauten öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden!) fomwie die 
Iandesgefetlihen Borfchriften, welche das Recht des Beſchädigten, 
von dem Beamten den Erfah eines ſolchen Schadens gu ver- 
langen?), infoweit ausfchließen, als der Staat oder der Kom⸗ 
munalverband haftet. Ä 

2) Die Haftung des Staates x. für den Schaden, den ein Beamter 
durd) eine in Ausführung der ihm zuftehbenden privatrechtlichen Ber: 
richtungen begangene Handlung einem Dritten oder dur Nichterfüllung 
einer Verpflichtung des Staates zc. dem Gläubiger zufügt, tft im BGB. 
88. 81, 89 Abſ. 1, 278 geordnet. Die im Art. 77 bezeichnete Haftung 
regeln Bay. Urt. 60, 61, Notariatsgeſ. v. 9. Juni 1899 Urt. 126; 
Wirtt. Urt. 202—204; Bad. Urt. 5; Heſſ. Art. 78—80;, Elſſoth. 8. 40 
(ſ. dazu RE. 66 ©. 84), Gef. v. 18. ehr. 1906 Art. 8. Für Br. vgl. 
Urt. 89 Nr. 2. Danach ift Art. 1884 c. civ. für die Haftung bed 
Staates 2c. wegen der im Art. 77 bezeichneten Schäben in Kraft geblieben, 
NG. 54 ©. 19, 208, IW. 1904 S. 86, 1905 ©. 884. Im übrigen ift 
jolde Haftung in Preußen in der Regel nicht begründet, NG. IB. 1906 
©. 168. In Sachſen ift die Haftung des Staates gewohnheitsrechtlich 
anerfannt, und zwar jekt auch für geringe Fahrläſſigkeit der Beamten, 
OLG. 5 ©. 248, NG. 55 ©. 866. Die auf Grund des Art. 77 be 
ftehenden Landesgeſetze gelten auch für den NeichSmilitärfiäfus; wird bie 
die Haftung begründende Handlung, 3- B. die Abhaltung einer Schieß⸗ 
übung, von mehreren Landesrechten beberricht, jo bat ber Beichädigte die 
Wahl, auf welches Recht er feinen Anfpruch gründen will, RG. 54 
S. 198. Wusübung Öffentlicher Gewalt ift auch bie Beichäftigung von 
Gefangenen, NG. 56 ©. 215; dagegen nicht der Poſtbetrieb, OLE. 9 
S. 22. Beihädigung nur in Beranlaffung oder bei @Welegenbeit ber 
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Ausübung der öffentlichen Gewalt genügt nit, OLG. 9 S. 20. Bgl. 
die reichsgeſetzliche VBorfchrift der GBO. 8. 12. Uber die Haftung des 
Staates für Verluft im Prozeſſe niebergelegter Urkunden RG. 51 ©. 219. 


2) BOB. S. 8839. 
b) Haftung für Stellvertreter und Gehilfen. 
Art. 78. Unberührt bleiben die landesgefeglihen Vor⸗ 
ohriften, nach melden die Beamten für die von ihnen an» 
genommenen Stellvertreter und Gehilfen in weiterem Umfange 
als nad) dem Bürgerlichen Gefegbuche!) haften ?). 
1) 88. 889, 881. 2) Pr. Urt. 89 Nr. 1, bu. ACH. IL 138 
88. 41— 45; Bay. Notariatögef. v. 9. Juni 1899 Art. 115; Württ. Art. 96 
Abf. 5, 102 Abſ. 2; Hefl. Sef., das Notariat betr., v. 15. März 1899 
Art. 21, 82, B. v. 2. Aug. 1899, die Ortsgerichte betr., Urt. 15 Abf. 8; 


Elftoth. 88. 87, 88. . 
ec) Baftung der Grundflücksfhäher. 

Art. 79. Unberübrt bleiben die landesgeſetzlichen Bor- 
ſchriften, nad) welden die zur amtlichen Feſtſtellung des Wertes 
von Grundjtüden beitelten Sacdverftändigen für den aus einer 
Verlegung ihrer Berufspilicht entftandenen Echaden in weiterem 
Umfange als nad dem Bürgerlichen Geſetzbuche haften. 

Der Artikel Toll dag bayeriiche Inſlitut der amtlich beftellten, den 
Hupotbefengläubigern verantwortlichen Schäger aufrecht erhalten. Bay. 
Urt. 87, 88, Hefl. Urt. 76. Auf Beamte bezieht fih der Borbehalt 
übrigens nicht. Für fie gelten BOB. S. 889 und EG. Art. 80. 

d) Dermögensredtliche Anfprüde zc. 

Art. SO. Unberührt bleiben, jomeit nicht in dem Bürger- 
Iihen Geſetzbuch eine bejondere Beltimmung getroffen ift'), die 
landesgefeglihen Vorſchriften über die vermögensredhtlihen Ans 
fprüdhe und Verbindlichkeiten der Beamten, der Geiltlichen und 
der Lehrer an öffentlichen Linterrichtsanjtalten aus dem Amts» 
oder Dienjtverhältniffe, mit Einfluß der Anſprüche der Hinter- 
bliebenen., 

Unberührt bleiben die Iandesgefeglihen Vorſchriften über 
das Pfründenredt?). 

1) Sole Beitimmungen trifft das BGB. in den 88. 197, 394, 
400 (verb. mit ZPO. $. 850 Abſ. 1 Nr. 7, 8; vgl. SS. 1069 Anf. 2, 1274 
Abſ. 2), 411, 570, 889, 841; vgl. zu SS. 894, 400 den Urt. 81. Bay. 
Art. 89, Bad. Art. 6. 2) d. h. das Nukungsrecht des Pfarrers ober 
anderer kirchlicher Stelleninhaber an der Pfründe. 

. 0) Übertragung und Aufrechnung von Gehaltsanfprüden 2r. 

Art. SL. Unberührt bleiben die Iandesgefeplichen Bor- 
fchriften, welche die Ubertragbarkeit der Anſprüche der im 
Artikel 80 Abſ. 1 bezeichneten Perfonen auf Beſoldung, Warte⸗ 
geld, Ruhegehalt, Witwen⸗ und Waiſengeld bejchränten!), jomie 
die landesgeſetzlichen Borfchriften, welche die Aufrechnung gegen 
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ſolche Anſprüche abweichend von der Vorſchrift des 8. 394 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zulafien?). 

1) Soweit die Unfprüde unpfändbar find (ZPO. S. 860) find fie 
ſchon nah $. 400 bed BGB. nicht übertragbar. Vgl. 3. B. für Pr. 
BVenfionsgef. v. 27. März 1872 8. 26; Gef. v. 20. Mai 1882 8.17 =; 
Bay. Urt. 12 Abſ. 2. 2) Der zweite Vorbehalt fol dem Landesrechte 
bezüglich der Aufrechnung von Anſprüchen des Staates aus dienftlicyem 
Berfchulden ber Beamten gegen bie im Art. 81 bezeichneten Anjprüche 
freie Hand laſſen. Bay. Art. 12; Sad. Gef. v. 7. März 1885 $. 45 
Abſ. 8; Hefl. Urt. 8b. In Preußen gibt es feine VBorfchrift, die unter 
den Vorbehalt fällt, OLG. 6 ©. 225, NG. IW. 1908 Beil. S. 49. 
Aurififche Perſonen. 

Die Borfchriften über die Beauffichtigung ber juriftifden Perfonen find 
als dem öffentlichen Nechte angehörend unberührt geblieben. 

a) —— von Vereinen. 

Art. 82. Unberührt bleiben die Borfchriften der Landes⸗ 
gelege über die Verfaſſung folder Vereine, deren Rechtsfähigkeit 
auf ſtaatlicher Verleihung beruht. 

Der Vorbehalt gilt ſowohl für die nad) dem BGB. 8. 22 rechtöfühigen 
Vereine als auch für die beitehenden Vereine, für die er den Urt. 168 
einfchräntt. Pr. Urt. 89, 1c zu UL. LI, 6. 

b) —— enſchaften. 

Art. 83. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über Waldgenoſſenſchaften. 

Pr. Gef. v. 6. Juli 1875 88. 28—86. 
ec) Religions- und geiflliche &efellfihaften. 

Art. SA. Unberührt bleiben die landesgefeglihen Bor- 
ſchrifien, nad) welchen eine Religionsgeſellſchaft oder eine geift- 
lihe Geſellſchaft Rechtsfähigkeit nur im Wege Der Gefeggebung!) 
erlangen Tann?). 

1) alfo nicht dur Eintragung in das Bereindregifter nah BGB. 
88. 22, 55 ff. 2) 3. B. preuß. Berfaflungsurtunde Art. 18. er 
Begriff der geiftlichen Geſellſchaft ift derfelhe wie im preuß. AL. IL 11 
88. 10 ff., 88.27 ©. A 75. Anwendung des Urt. 84 und des Art. 18 
a. a. O. auf eine örtliche Bereinigung von Berfonen, dte fi zu gemein: 
ſamem religiöfen Beten und gegenfeitiger Förderung darin nach gewiſſen 
von der Kirche beftätigten Regeln durch feterlidde Gelübde verpflichtet 
baten, KG. 27 ©. A 75; auf eine in die Form einer Gefellichaft mit 
beſchränkter Haftung gefleidete Kloftergefellichaft oder freireligidfe Gemeinde, 
OLG. 9 ©, ATI, 8. 80 © A 129 = RJA. 6 ©. 48; auf die Gr: 
richtung einer Gefellfchaft m. b. H. zu dem Zwecke, um einer geiftlichen 
Geſellſchaft Vermögenserwerb unter deren Firma zu ermöglichen, als 
Handlung in fraudem legis, G. 831 ©. A 188. 


d) ae des Vermögens eines aufgelöſten Vereins. 
rt. SS. Unberührt bleiben die Ianbeegejehlichen Bor- 
ſchifett nach welchen im Falle des 8. 45 Abſ. 3 des Bürger⸗ 
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lihen Geſetzbuchs das Vermögen des aufgelöften Vereins an 
Stelle des Fiskus einer Körperihaft, Stiftung oder Anftalt des 
öffentlichen Rechtes anfällt. 

Vgl. Art. 129, 188. Pr. Art. 5 $. 1; Württ. Urt. 186. 


e) Erwerbsbefchränkungen. 


Art. SG. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor- 
jehriften, melde den Erwerb von Rechten durch juriftiiche Per⸗ 
jonen bejchränten oder von ftaatliher Genehmigung abhängig 
machen, fomweit diefe Vorfchriften Gegenftände ım Werte von 
mehr als fünftaufend Mark betreffen). Wird die nad dem 
Zandesgefeße zu einem Ermerbe von Todesmwegen?) erforderliche 
Genehmigung erteilt, $ gilt fie alö vor dem Erbfall erteilt; wird 
Re verweigett, fo gilt die jurijtifhe Perfon in Anſehung des 
Anfale als nicht vorhanden, die Vorfchrift des 8. 2043 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs findet entſprechende Anwendung. 

1) Der Borbehalt trifft fowoHl bie gegen den Vermögenderwerb der 
tirhlichen Juftitute und ber frommen Stiftungen gerichteten fog. Amorti⸗ 
fationdgefege als auch die Borfchriften über Erwerböbefchräntungen anderer 
juriftifher PVerfonen, und zwar tnländiicher wie ausländiſcher. Er bezieht 
fich auch auf ſolche juriftiiche Perfonen, deren Nechtsfähigkeit auf Reichs: 
gefeß beruht; jedoch ftehen nach S. 5 Abf. 3 Sag 2 des Hypothelenbantgef. 
v. 18. Juli 1899 alle deutichen Hypothekenbanken den einheimifchen in 
Anfehung des dort geftatteten Erwerbed von Grundftüden gleich, und 
nah 8. 54 Abſ. 2 bes Reichsgeſ. v. 12. Mai 1901 bedürfen Verſicherungs⸗ 
aftiengefellichaften und Berficherungsvereine auf Gegenfeitigkeit zu dem 
dort zugelaffenen Erwerbe von Grundftüden nicht der landesgeſetzlich vor⸗ 
geichriebenen ftaatlicden Genehmigung. Gegenüber ausländischen juriftifchen 
Berfonen iſt auch Art. 88 zu beachten. Pr. Art. 6, 7, V. v. 16. Nov. 1899 
Art. 6; Bay. Urt. 7- 10; Württ. Art. 140; Bad. Art. 8, V. v. 17. uni 
1901 8. 2 Nr. 4; Hefi. Art. 12—14; Elflothr. $. 6. 2) d.h. durch 
Erbfolge, Vermächtnis oder als Pflichtteil (BEB. S. 1869). Der Erwerb 
durch gefegliche Erbfolge oder als Pflichtteil kann bier nach Art. 188, 189 
in Betracht kommen. Der Erbichaftderwerb einer juriftifden Perfon erfolgt 
nah BGB. 85. 1922, 1942; durch Sag 2 wird er nur (bei einem Gegen: 
ftande von dem tim Sag 1 beitimmten Werte) zu einem burch bie Ber- 
weigerung der Genehmigung auflöfend bedingten, KG. Bl S. A 59 = 


RA. 7 ©. 97. 
Erwerbsbefrhränknngen der Religiofen. 
Art. 87. Unberührt bleiben die landesgejeglidhen Vor—⸗ 
ſchriften, weldye die Wirkſamkeit von Schenfungen') an Mitglieder 
religiöfer Orden oder ordensähnlicher Kongregationen von ftaat- 
liher Genehmigung abhängig mad)en. 
Unberührt bleiben die landesgefeglichen Borichriften, nad 
welden Mitglieder religiöfer Orden oder ordensähnlider Kon: 
gregationen nur mit ftaatlicher Genehmigung von Todeswegen 


1052 Einführungsgeiek. 


erwerben?) können. Die Vorſchriften des Artilela 86 Sab 2 
finden entfpredhende Anwendung. 

Mitglieder jolcher religiöfer Orden oder ordensähnlicher 
Kongregationen, bei denen Gelübde auf Lebenszeit oder auf 
unbeitimmte Zeit nicht abgelegt werben, unterliegen nicht den in 
den Abf. 1, 2 bezeichneten Vorſchriften. 

Die Vorbehalte ber Abi. 1, 2 ermöglichen einen beſchränkten Erſatz 
für die außer Kraft tretenden Vorfchriften, die an die Ablegung der feier- 
lichen Kloftergelübde eine Beſchränkung ber Rechtsfähigkeit Inüpfen, wie 
3. B. preuß. ALR. II, 11 88. 1199. 

1) BGB. 88. 516, 617. 2) Bol. Anm. 2 zu Art. 86. Hier 
kommt der Erwerb durch gefeßliche Erbfolge und als Pflichtteil auch nad) 
Reichsrecht in Betracht. 

GrwerbebeFhränkungen der Ausländer. 

Art. . Unberübrt bleiben die landesgefeglichen Bor- 
Schriften, welche den Erwerb von Grundſtücken durch Ausländer!) 
von ftaatlider Genehmigung abhängig maden?). 

Unter den Borbehalt fallen auch auf ausländiſche juriftifche Perſonen 
beſchränkte VBorfchriften. Pr. Urt. 7 S. 2 Abi. 2; Bay. Art. 10; Hefl. 
Art. 16. 

1) d. 5. Nichtdeutiche, vgl Reichsverfaſſung Art. 8. 2) Der 
Vorbehalt gilt nur unbeichadet abweichender Beftimmungen der Staats: 
verträge, befonders der Verträge mit Belgien v. 6. Dez. 1891 Urt. 1 
(RGBl. 1892 ©. 241), Griechenland v. 9. Juli 1884 Art. 2 (RGBl. 
1885 ©. 28), Stalien v. 6. Dez. 1891 Art. 2 (AGBIl. ©. 97), 
Rumänten v. 81. Oft. 1898 Art. 2 (RGBI. 1894 ©. 1), Rußland 
v. 10. Sehr. 1894 Urt. 2 (RGBl. S. 158) und v. 28. Kult 1904 
(RGBl. 1905 ©. 85), Schweiz v. 81. Mai 1890 Urt. 1 (RGBl 
©. 181), Spanien v. 12. Fehr. 1899 (RGBl. ©. 889), Türkei v. 
26. Aug. 1890 Art. 1 (RGBL. 1891 5.117). Wegen de Britijchen 
Reichs ſ. Bel. v. 22. Dez. 1905 (RGBl. ©. 798). 

Privatpfändung. 

Art. SB, Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Bor» 
ichriften über die zum Schuge der Grundftüde und der Erzeug- 
nifle von Grundftüden geitattete Pfändung von Sachen, mit 
Einſchluß der Vorſchriften über die Entrihtung von Pfandgeld 
oder Erſatzgeld. 

Der Vorbehalt betrifft nur die Pfändung zu dem barin bezeichneten 
Zwecke, nicht alfo 3. B. die Pfändung zum Schuge bed Jagdrechts an 
fremden Grundſtücken (NGSt. 84 S. 156). Er ift aber nicht auf Feld: 
und Waldgrundftüde beſchränkt. Er umfaßt die Piändung von Vieh und 
anderen Sachen einfchließlich ded nachfolgenden Berfahrend auch in betref 
der Entrichtung von Pfand: oder Erfaßgeld, läßt aber die Pfändung gegen 
Perfonen nur durch Wegnahme don Saden zu; Feſtnahme der Perſon 
ift nur nad) dem BGB. SS. 229, 280 ftatthaft. Für die irrige Vornahme 
einer Privatpfändbung gilt der 8. 281 des BGB. nit. Br. Art. 89 
Nr. Ib zu UOR.T, 14 8$. 418. und Nr. 8; Feld: und Forfpoligeigel. 
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v. 1. April 1880 88. 69ff. Felbpolizetorbnung v. 1. Nov. 1847 8. 88; 
Bay. Art. 1, Gef. v. 6. März 1902; Sad. BEB. 88. 488 bi 490, 
492—494, V. v. 9. Yan. 1866 SS. 9, 10. 

Der 8. 18 des Gef. Über das Poſtweſen des Deutichen Reichs 
v. 28. Okt. 1871, betrefiend Unzuläſſigkeit der Pfändung gegen Poften ufm. 
bleibt unberührt. 

Sicherheitsleiſtung von Beamten und Gewerbetreibenden, 

Art. BO. Unberührt bleiben die landesgejeglichen Vor» 
ichriften über die Nechtsverhältniffe, welche fi) aus einer auf 
Grund des öffentlihen Rechtes wegen der Fuhrung eines 
Amtes — oder wegen eines Gewerbebetriebs?) erfolgten Sicher— 
heitsleiſtung ergeben. 

1) Vgl. u. a. das preuß. Geſetz v. 25. März 1878, welches aber 
nad) bem Gef. v. 7. März 1898 nur nod für Gerichtspollzieher und 
rbeinifche Hypothefenbewahrer Bedeutung behält; Bay. V. v. 11. Dez. 1898; 
Sad. Gel. v. 8. Juni 1898; Württ. Geſ. v. 28. März 1899, MinDfg. 
v. 29. April 1899; Heff. Art. 23—81; Elftothr. 8. 42. 2) Hefl. 
Art. 28—81. Über das Nechtsverhältnis der Ausmwanderungsunternehmer 
und :Ügenten vgl. das Neichögel. v. 9. Juni 1897 88. b, 7, 14, 20, 21 
und bie Beftimmungen des Bundesrats v. 14. März 1898 SS. 26ff. 

Bypoihekentitel des Fiskus ac. 

Art. OL. Unberührt bleiben die landesgefeglichen Bor» 
Ihriften, nach welchen der Fiskus, eine Körperjchaft, Stiftung 
oder Anſtalt des öffentlichen Rechtes!) oder eine unter der Ber» 
mwaltung einer Öffentlichen Behörde jtehenden Stiftung?) berechtigt 
it, zur Sicherung gemilfer Forderungen die Eintragung einer 
Hypothef an —— des Schuldners zu verlangen’), und 
nah melden die Eintragung der Hypothek auf Erjudyen einer 
beitimmten Behörde zu erfolgen hatt). Die Hypothek kann nur 
als Sicherungshypotheks) eingetragen werden; fie entiteht mit 
der Eintragung. 

1) BGB. 8. 89. 2) BEB. S. 86. 8, Bay. Art. 89, 128, 
128 Abſ. 2; Bad. Art. 6, 80, 81. 4) GBO. 8. 89. 5 BOB. 


ss. 1184 ff. 
Zahlungen aus öffentlichen Kaſſen. 

Art. 92. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchrifien, nach mweldyen Zahlungen aus öffentlichen Kaffen an der 
Kaffe in Empfang zu nehmen find. 

Der Vorbehalt geftattet eine Abweichung von BGB. 8. 270 Abſ. 1—8. 
Br. Urt. 11; Bay. Art. 11; Sad. BGB. 8. 709; MWürtt. Art. 142; 
Bad. Art. 10, 11; Hefl. Art. 82; Eiftothr. $. 10. 

Für Zahlungen an öffentliche Kaffen gelten die Borfchriften des 
BGB. SS. 269, 270; vgl. die Anm. zu 8. 24 dafelbft. 


Bäumungsfriften bei der Wohnungsmiete, 
Art, 93, Unberührt bleiben die landeögefeglichen Vor⸗ 
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fchriften über die Friiten, bi3 zu deren Ablaufe gemietete Räume 
bei Beendigung des Mietverhältniffes!) zu räumen find?). 

1) BGB. SS. 564, 656. 2) Pr, Gel. v. 80. Juni 1884 und 
4. Sunt 1890 (die ganze Monarchie außer Hohenzollern und Helgoland 
umfaflend); Hefl. Gef. v. 6. San. 1906. 

Dfandleihgewerbe. 

Art. DA. Unberührt bleiben die landesgejeglidhen Bor» 
ſchriften, melde den Geſchäftsbetrieb der gemwerblihen Pfand- 
lether!) und der Pfandleihanitalten betreffen ?). 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Borfchriften, nad) 
welchen öffentlihen PBfandleihanftalten da3 Necht zuiteht, die 
ihnen verpfändeten Sachen dem Berechtigten nur gegen Bezahlung 
des auf die Sadje gewährten Darlehens herauszugeben?). 

1) Nüdlaufshändler ftehen den gewerblichen Pfandleihern gleich 
(GewO. $. 84 Abſ. 2). 2) Pr. Art. 41, Gef. v. 17. März 1881; 
Sachſ. S. 61, Gef. v. 21. April 1882; Bad. Urt. 29, B. v. 20. März 
1900; Hefl. B. v. 2. Aug. 1899. 8) Der Borbehalt des Abi. 2 
ift für die Fälle von Bedeutung, in denen die Anftalt nit auf rund 
bes guten Glaubens ein Pfandredt erwirbt (BGB. SS. 1207, 985). 
Br. Reglement v. 2b. Febr. 1884 $. 20; Bay. Art. 91; Bad. Art. 29. 
über die Anwendung in Sachſen |. OLG. 4 ©. 886. 

Gefinderedt. 

Art. 98. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
fchriften, welche dem Geſinderecht angehören!). Dies gilt ins» 
befondere auch von den Borfchriften über die Schadenserjah- 
pfliht desjenigen, welcher Gefinde zum mwiderredhtlichen Berlaflen 
des Dienjtes verleitet oder in Kenntnis eines noch beitehenden 
Gefindeverhältnifjes in Dienft nimmt oder ein unridtiges Dienſt⸗ 
zeugnis erteilt. 

Die Vorjchriften der 88. 104 bis 115, 131, 278, 617 bis 
619, 6242), 831°), des 8. 840 Abi. 2 und des $. 1358 des 
Bürgerlihen Gejegbudy8 finden Anmendung, die Borjchriften 
des F. 617 jedoch nur infoweit, als die Landesgeſetze) dem 
Gefinde nicht weitergehende Anſprüche gewähren. 

Ein Züchtigungsrecht ſteht dem Dienjtberechtigten dem Ge- 
finde gegenüber nicht zuS). 

1) Der Landeögefeßgebung bleibt die Begrenzung des Begriffö des 
Geſindes überlaffen. Auf Perfonen, die, ohne zum Geſinde gerechnet zu 
werden, gewiſſen Vorfchriften des Geſinderechts unterliegen, wie die Haus- 
offizianten des preuß. Rechtes, erjtredt ſich der Borbehalt nicht. Pr. 
Art. 14, 89, Nr. ic zu ALR. IL, 5; Bay. Art. 15—81; Sachſ.: Revidierte 
GeſO. i. d. Faſſung v. 81. Mai 1898; Württ. Geld. v. 28. Juli 1899; 
Bad. Gef. v. 8. Febr. 1868, 20. Aug. 1898, Belanntm. v. 14. Aug. 
1898; Heli. Art. 278, Seid. i. d. Faſſung v. 8. Aug. 1899 nebit 
Berichtigung v. 28. Juli 1902. 
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@efindeftreitigleiten al® Ferienſachen GBVG. 8S. 202 Abi. 2 Nr. da; 
Borrecht bed Geſindes bei der Biwangsverfteigerung und ber Zwangs⸗ 
verwaltung ZPS. 8. 10 Abi. 1 Nr. 2, S. 155 Abf. 2; Kündigungsrecht 
und Vorrecht im Konkurſe KO. 8. 22, 8. 61 Nr. 1. 

2) Der 8. 626 findet auch nicht fubfidtär Anwendung, OLG. 4 
©. 4b. 8) Eine Haftung bes Dienftberecdhtigten gegenüber dem Gefinde 
nad) $. 888 tft nicht ausgeſchloſſen, NG. 50 S. 260. 4) nach dem 
Inhalte der einfchlägigen Beitimmungen ohne Rüdficht auf deren Wirkung 
im Einzelfalle, OBG. 42 ©. 814, 820. 5) Über den Einfluß dieſer 
Vorſchrift auf SS. 130f. der preuß. GeſO. v. 11. April 1845 |. OLG. 7 
S. 476. 

Leibgedingsvertrag. 

Art. BG. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor— 
ſchriften über einen mit der Überlafjung eines Grundſtücks in 
Verbindung jtehenden Leibgedings-, Leibzuchts-, Altenteild- oder 
Auszugsvertrag, foweit fie das fi) aus dem Vertrag ergebende 
Schuldverhältnis für den Fall regeln, daß nicht befondere Ver- 
einbarungen getroffen werden. 

Pr. Art. 15, 89 Nr. 5; Bay. Urt. 82—48; Sadji. 8. Bl, BGB. 
88. 1161— 1172; Württ. Gef. 2. Dez. 1904; Bab. Art. 9; Heff. Art. 37—66. 

Der Vorbehalt trifft nicht das Leibgedinge als dingliche Belaftung 
des Grundſtüucks. ALS ſolche fett fi) das Leibgedinge aus Dienftbarfeiten 
und NReallaften zufammen; für diefe gelten neben den Vorſchriften des 
BGB. die Vorbehalte der Art. 118, 116. Bgl. auch die EBD. $. 50 
und das EG. 3. 8BG. 8. 9. 

Staatsſchuldbuch. 


Art. 97. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Bor- 
Ichriften, welde die Eintragung von Gläubigern des Bundes» 
ſtaats in ein Staatsſchuldbuch und die aus der Eintragung fi 
ergebenden Rechtsperhältniſſe, insbejondere die Übertragung und 
Belaftung einer Buchforderung, regeln). 

Someit nad) diefen Vorſchriften eine Ehefrau berechtigt ift, 
jelbitändig Anträge zu jtellen, it diefes Recht ausgeichloffen, 
wenn ein Bermerf zu Gunjten des Ehemanns im Schuldbud) 
eingetragen ift. Ein folder Vermerk ijt einzutragen, wenn die 
Ehefrau oder mit ihrer Zuftimmung der Ehemann die Eintragung 
beantragt. Die Ehefrau iſt dem Ehemanne gegenüber zur Er- 
teilung der Zuſtimmung verpflichtet, wenn fe nach dem unter 
ihnen beitehenden Güterſtand über die Buchforderung nur mit 
Zuftimmung des Ehemanns verfügen fann?). 

1) Pr. Art. 16, Gef. v. 20. Juli 1888, 12. April 1886 und 8. Juni 
1891; Sad. 8. 52, Gef. v. 25. April 1884, V. v. 17. Nov. 1884, V. v. 
6. Zuli 1899 8. 54, Gef. v. 11., Bel. v. 12. uni 1906; Hefl. Gef. v. 
27. März 1898; Weiner Gef. v. 20. Yan. 1900. ©. aud Anm. 1 zu 
Art. 60. 3, Zu Abf. 2 vgl. Anm. 2 zu Art. 60. 
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Bimyehtund von Inate ſuiden 
Art. 9S, Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
fchriften über die Rüdzahlung oder Ummandlung verzinslicher 
Staatsfhulden, für die Inhaberpapiere ausgegeben oder die im 
Staatsſchuldbuch eingetragen find. 

Der Vorbehalt fol bei Konvertierungen auch Tünftig eine Borichrifi 
wie die des 8. 2 des preuß. Geſetzes v. 4. März 1885 ermöglichen. Val. 
das preuß. Gef. v. 23. Dez. 1896 8. 2, Württ. Art. 177. 


Öffentliche Sparkaffen. 

Art. 99. Unberührt bleiben die landesgefeglihen Bor- 
Ihriften über die öffentlihen Sparkaffen!), unbejchadet der Vor⸗ 
ihriften des 8. 808 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und der Bor- 
Ichriften des Bürgerlichen Gefegbudy8 über die Anlegung von 
Mündelgeld?). 

1) Br. Art. 75 8. ?; Bay. Art. 109—121, ferner aus neuerer Zeit 
namentlih für ElſLothr. Bel. v. 14. Juli 1895; Hefl. Gef. v. 8. Aug. 
1902. 2) BGB. $. 1807 Abi. 1 Nr. 5, 88. 1809, 1810. 
Schuldverfchreibungen eines Bundesſtaats ıc. 

a) Unterzeicynung; verlorene Binsfdheine zc. 

Art. 100. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Bor: 
Ihriften, nad melden bei Schuldverfdreibungen auf den In» 
baber!), die der Bundesitaat oder eine ihm angehörende Körper- 
ſchaft, Stiftung oder Anftalt des öffentlichen Rechtes?) ausftellt: 

1. die Gültigkeit der Unterzeihnung von der Beobachtung 
einer bejonderen Form abhängt, auch mwenn eine foldye 
Beltimmung in die Urkunde nit aufgenommen ift); 

2. der im $. 804 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bes 
zeichnete Anſpruch ausgeſchloſſen ıft, auch wenn die Aus- 
fchliegung in dem Zind- oder Rentenſcheine nicht be⸗ 
ſtimmt it®). 

Pr. Urt. 17; Sachſ. Geſ. v. 29. Sept. 1884 8. 17, Geſ. v. 18. Ian. 
1882; Heſſ. Gef. v. 14. San. 1905. (VBgl. Heichöichuldenordnung nd. 
19. März 1900 $. 4, 8. 16 Ubi. 2). 

1) BGB. SS. 98}. 2) Vgl. BEB. 8. 89. 8) Abweichend 
von BGB. $. 798 Abf. 2. 4) Abweichend von 8. 804 Abi. 2 dafelbf. 
b) Umfrhreibung auf den Namen. 

Art. 101. Unberührt bleiben die landesgefeglidhen Bor: 
Ihriften, welche den YBundesftaat oder ihm angehörende Körper- 
Ihaften, Stiftungen und Anſtalten des öffentlichen Rechtes!) 
abweichend von der Vorſchrift des 8. 806 Sat 2 bes Bürger- 
lihen Geſetzbuchs verpflichten, die von ihnen ausgeltellten, auf 
den Inhaber lautenden Schuldverfchreibungen?) auf den Ramen 
eines beitimmten Berechtigten umzufchreiben, fomie die landes- 
geſetzlichen Vorſchriften, welche die ſich aus der?) Umſchreibung 
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einer ſolchen Schuldverſchreibung ergebenden Rechtsverhältniffe 
mit Einfluß der Kraftloserflärung, regeln. 

Pr. Art. 18, Min®. v. 15. Dez. 1899, AVf. v. 80. Dez. 1899; 
Bay. Art. 49—57, Min.Bel. vd. 27. Nov. 1899, Württ. Art. 181, 182, 
Min.Bel. v. 26. Yan 1900 88. 7ff.; Hell. Art. 68-70. 

1) Bol. BGB. 8. 89. 2) BGB. SS. 798 FF. 8) mit oder 
ohne Verpflichtung erfolgten. 

Braflloserklärung von Karten 2r. und Zegitimationspapieren. 

Art. 102. Unberührt bleiben die landesgefeglichen Bor- 
ichriften über Die Keafiloserflärung und die Zahlungsfperre in 
Anfehung der im $. 807 des Bürgerlihen Geſetzbuchs be= 
zeichneten Urkunden!). 

Unberührt bleiben die landesgefeglidhen Vorfchriften, welche 
für die Kraftloserflärung der im $. 808 des Bürgerlichen Gefeh- 
buch8 bezeichneten Urkunden ein anderes Verfahren als das 
Aufgebotsverfahren beitimmen?). 

2) Bezüglich der dort bezeichneten Karten und ähnlichen Urkunden 
tft reichögefeglich eine Kraftlogerflärung überhaupt nicht vorgefehen; wird 
fie nach Abſ. 1 Iandesgefeglich zugelaffen, fo gewährt der $. 11 des EG. 
3. ZPO. der Landesgeſetzgebung Freiheit für die Aegelung des Verfahrens, 
In beireff der im Abf. 2 behandelten Urkunden, insbeſondere Sparkafſſen— 
bücher (Art. 99), kann dagegen nad) Abſ. 2 nur das Verfahren der 
Kraftloserflärung durch Landesgeſetz, abweichend von der Vorfchrift bes 
BGB. 8. 808, geordnet werden. Für diefe Urkunden regelt ber $. 1028 
ber ZPO. das Uufgebotsverfahren mit Spielraum für die Landesgeſetze 
in betreff ber Art der Bekanntmachung und der Aufgebotgfrift. 2) Bay. 
Urt. 111—121; Sachſ. $. 5; Württ. Urt. 188, 189; Bad. AG. 3. 8VG. 
und 3. 3PO. dv. 18. Juni 1899 8. 14; Hefl. Art. 71. Bgl. unten Art. 177. 


Erſatzanſpruch des Stantes 2. wegen gewährten Anterhalts. 


Art. 103. Unberührt bleiben die landesgefeglichen Vor⸗ 
fohriften!), nady weldhen der Staat?) fowie Verbände?) und An» 
talten, die auf Grund des öffentliden Necdtes zur Gemährun 
von Unterhalt verpflichtet find, Erfaß der für den Unterhalt 

emachten Aufwendungen von ber Berfon, welcher fie den Unter» 

Balt gewährt haben, fowie von denjenigen verlangen können, 
weldje nach den Borfchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs unter» 
baltspflichtig mwarent). 

2) Bay. Art. 101, 160, Armengef. i. d. Faſſung v. 80. Zuli 1899 
Art. 5b; Sadji. $. 6; Hell. Urt. 72, 78. 2) Der Staat fonımt 
namentlich bezüglich der Gefängniſſe in Betracht. 3) Sin betreff der 
Armenverbände bleibt nach Urt. 82 vor allem die Borfchrift des S. 62 
des Reichsgeſetzes über den Unterftügungstwohnfig v. 6. Juni 1870 (neue 
Faſſung RGBl. 1394 S. 262) maßgebend. Der Art. 108 ermöglicht 
eine Ausdehnung ber dort vorgefehenen Erſatzpflicht namentlich auf den 
Hilfsbedürftigen ſelbſt. 4) BGB. 88. 18456, 1861, 1860, 1861, 

Achilles, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage. 67 
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1578 Ff., 1601ff., 1708, 1708fi., 1789, 1765, 1766, 1969. Bgl. auch 
BEB. 8. 679. 


Rürkerfinttung öffentlicher Abgaben zc. 

Art. 104. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
Ihriften über den Anſpruch auf Rüderftattung mit Unrecdt er» 
hobener öffentlicher Abgaben!) oder Koften eines Berfahrens?). 

1) an bie Staatslaffe, Kommunalverbände, Kirchen ꝛc. 2, Die 
Vorſchriften können die BZuläffigleit, die zeitliche Beſchränkung, die Per: 
jährung 2c. betrefien. „ber die Verjährung oder Ausſchließung vgl. 
Pr. Urt. 8 8.1 Nr. 4, S. 2, Urt. 95 Bay. Urt. 125 Abſ. 8; Sachſ. S. 2; 
Württ. Urt. 141; Bad. Urt. 7, Gef. v. 26. Sept. 1899; Hefl. Art. 19 
Abſ. 1 Nr. b, Art. 20. 

Haftung von Betriebsunternehmern. 

Art. 105. Unberührt bleiben die Ianbeageleslihen ) Vor⸗ 
ſchriften, nach welchen der Unternehmer eines Eiſenbahnbetriebs 
oder eines anderen mit gemeiner Gefahr verbundenen Betriebs 
für den aus dem Betrieb?) entſtehenden Schaden in weiterem 
Umfang ald nad) den Borfchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
verantwortlich ijt?). 

1) Wegen des NReihshaftpflichtgef. v. 7. Juni 1871 vgl. Art. 82, 42. 
2) oder bei dem Betriebe, NG. ZW. 1406 ©. 876. 8) Pr. Eifen: 
bahngeſ. v. 8. Nov. 1888 8. 2 (Über Unanwendbarteit bes $. 254 
BGB. gegenüber 8. 25 a.n.0. f. RG. IW. 1906 ©. 882, über Un: 
anwendbarteit des $. 2b auf Kleinbahnen JW. 1903 Bell. ©. 92), Geſ. 
v. 8. Mai 1869; Bay. Urt. 58; Hefl. Urt. 74. Cine von Berfchulden 
unabhängige Haftung der Kleinbahnunternehmer für Schaden durch unten: 
flug nimmt an RG. 58 ©. 180. 

Art. 106. Unberührt bleiben die landesgefeglihen Vor⸗ 
fohriften, nad) welchen, wenn ein dem öffentlihen Gebraude 
dienendes Grundſtück zu einer Anlage oder zu einem Betriebe 
benußt werden darf, der Unternehmer der Anlage oder des 
Betriebs für den Schaden verantwortlich ift, der bei dem öffent» 
Iihen Gebraude des Grundflüds durch die Anlage oder den 
Betrieb verurfadt wird. 

Bay. Art. 59; Hefl. Art. 76. 

Erſatz des an Grundſtücken verurfarten Schadens. 

Art. 107, Unberührt bleiben die landesgefeglihen Bor: 
fhriften über die!) Verpflichtung zum Erſatze des Schadens, der 
durd) das Zumiderhandeln gegen ein zum Schuge von Grund» 
ftüden erlafjenes Strafgejeß verurſacht wird. 

4) über BGB. 8. 828 Abſ. 2, 88. 881, 882 2c. hinausgehende. Der 
Vorbehalt gilt namentlich für die Vorſchriften der Feld: und Yorftpolizei: 
geiege über die Haftung wegen verjäumter Aufficht zc. 

Aufruhrgefehe. 
Art. 108, Unberührt bleiben die Iandesgefeßlidhen Vor⸗ 
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ſchriften über die Berpflihtung zum Erſatze des Schadens, Der 
bei einer Zufammenrotiung, einem Auflauf ober einem Auf» 
ruhr?!) entiteht?). 

1) Bol. StGB. SS. 115, 116, 126. 2), Pr. B. v. 7. Aug. 
1885 8. 11, Gef. v. 11. März 1860; Bay. Art. 142,.145, Gef. v. 
12. März 1850 und v. 4. Mai 1851; Sachſ. BGB. $. 1496; Württ. 
Gef. v. 28. Aug. 1849; Bad. Gef. v. 18. Febr. 1861; Hefl. Art. 75, 
Gef. v. 8. März 1869 i. d. Yaflung v. 80. Sept. 1899; ElſvLoth. Geſ. 
v. 2. Ott. 1796. 

GEnteignung. 

Art. 109. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über die im öffentlichen Intereſſe erfolgende Entziehung, 
Beihädigung oder Benugung einer Sade, Beichränfung des 
Eigentums und Entziehung oder Beſchränkung von Rechten!). 
Auf die nad landesgejeglicher VBorfchrift wegen eines ſolchen 
Eingriffs zu gemwährende Entihädigung finden die Vorſchriften 
der Artikel 52, 53 Anwendung, fomweit nicht die Landesgeſetze 
ein anderes beitimmen?). 

1) Pr. Art. 12 8. 1, 22 Ar. 1, 89 Nr. 1b, ALR. Eint. SS. 74, 
75, 18 88. 29-81, I 11 sg. 4-11, Gef. v. 11. Juni 1874, AG. 3. 
BG. Art. 85—41; Bay. Urt. 189, 166 Nr. V—VII, Gef. v. 17. Nov. 
1887, AS. 3. ZPO. i. d. Faſſung v. 26. uni 1899 Urt. 16 ff; 
Sad. 88. 18—20, Enteignungdgef. v. 24. Juni 1902, Württ. Urt. 209, 
Gef. v. 20. Dez. 1888; Bad. Enteignungsgei. v. 26. Juni 1899; Heff, 
Art. 279, Gef. v. 26. Juli 1884 i. d. Faſſung v. 80. Sept. 1899. Bol. 
über da8 Weſen der Enteignung nach deutich. u. preuß. Rechte RG. 61 
S. 102. Aufrechterhaltung des öffentlich-rechtlichen Grundſatzes des franz. 
Rechtes Über die Entfhädigungspfliht für Opfer im öffentlidyen Intereſſe 
in Elfaß-Lothringen, RG. SW. 1905 ©. 70. 2) Bol. Anm. 2 


zu Art. 67. 
Miederherfiellung zerflörter Gebäude. 

Art. 110. Unberührt bleiben die landesgefeglichen Bor» 
hriften, welde für den Fall, daß zeritörte Gebäude in anderer 
Lage wiederhergeitellt werden, die Rechte an den beteiligten 
Grundjtüden regeln. 

Der Artikel Haite die in Württemberg, Heflen and Sachfen:Weimar 
beftehenden Borfchriften im Auge, welche den Fall betrafen, daß ab: 
gebrannte Gebäude aus polizeilichen ARüdfichten an anderer Stelle wieder 
aufgebaut werden (Retabliſſementsgeſetze). S. jekt Sad. Allgem. Baugeſ. 
v. 1. Juli 1900 88. 54—63; Württ. Urt. 206 Nr. III, IV; Bad. Art. 28; 
Hefl. Art. 274 Nr. I (zu Urt. 27 des Gef. v. 28. Sept. 1890), 

Eigentumsbefrhränkungen im öffentlichen Intereſſe. 

Art. III. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor- 
Ihriften, welche im öffentlihen Intereſſe das Eigentum!) in 
Anfehung tatfächlicher Verfügungen befchränfen?). 

2) BGB. S. 908. 2) Der Vorbehalt trifft namentlich Be: 

67* 
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fhränkungen rüdfichtlic bed Bauens und der Waldkultur. Pr. ALR. J, 
8 88. B2 ff. 2c.; Bay. Bauordnungen v. 81. Juli u. 80. Aug. 1890; 
Sad. Allgem. Baugef. v. 1. Juli 1900 88. 79f.; Württ. Art. 263, 
254; Hefl. Art. 278. 

Inwieweit die Landesgeſetze das Eigentum auch in Anfehung recht: 
licher Verfügungen beichränfen können, ergibt fi aus ben Art. 118, 
1156—117, 119, inwieweit in Anſehung tatſächlicher Berfügungen im 
privaten Intereſſe, aus Art. 122—124. 


Bahneinheit. 

Art. 112. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
Schriften über die Behandlung der einem Eifenbahn- oder Klein- 
bahnunternehmen gemwidmeien Grundftüde und fonftigen Ber- 
mögensgegenftände al3 Einheit (Bahneinheit), über die Ber- 
äußerung und Belaftung einer ſolchen Bahneinheit oder ihrer 
Beitandteile, insbeſondere die Belaftung im Falle der Aus 
ſtellung von Teilfhuldverfchreibungen auf den Inhaber, und 
die fid) dabei ergebenden NRechtöverhältniffe ſowie über die Lis 
quidation zum Zwecke der Befriedigung der Gläubiger, denen 
ein Recht auf abgelonderte Befriedigung aus den Beitandteilen 
der Bahneinbeit zuſteht. 

Einen bejonderen Vorbehalt bezüglich der Bmwangsvoliftredung im 
ein zum Betriebe bereditigendes Nutzungsrecht enthält der $. 871 der 
ZPO., eine Einfchräntung des Art. 112 der 8. 25 des Reichsgeſ., betr. 
die gemeinfamen Rechte der Befiger von Schuldverichreibungen, v. 4. Dez. 
1899. Br. Gef. v. 19. Aug. 1895, geändert durch Gef. v. 11. Juni 1902; 
neue Faſſung v. 8. Juli 1902; Allg. ®. v. 11. Rov. 1902; Württ. Gef. 
v. 28. März 1906. 


Bufammenlegung, Gcmeinheitsteilung ıc. 

Art. 113. Unberührt bleiben die Iandesgefeglihen Bor- 
Ichriften über die Zufammenlegung von Grundftüden!), über 
die Gemeinheitöteilung?), die Regulierung der Bege?), die Urd- 
nung ber gutsherrlich-bäuerlichen Verhältniſſe ſowie über die 
Ablöfung, Ummandlung oder Einſchränkung von Dienitbarkeiten 
und Reallaften*). Dies gilt insbejondere auch von den Bor=- 
ichriften, welche die dur ein Verfahren diefer Art begründeten 
gemeinfhaftlichen Angelegenheiten zum Gegenitande haben oder 
melde fi auf den Ermwerb des Eigentums, auf die Begründung, 
Anderung und Aufhebung von anderen Rechten an Grunditüden 
und auf die Berichtigung des Grundbuchs beziehen?). 

Pr. Urt. 81, 86; Bay. Art. 141, 150, 151, 163, 166 XII, 171; 
Sadj. Gel. v. 28. Juli 1861, 1. Aug. 1882, 29. Upril 1890, Allgem. 
Baugef. dv. 1. Zuli 1900 88. 54—68, Gef. vd. 17. März 1832, 16. Mai 
1851 88. 10—29, 12. Yan. 1870 3. 7, rev. GO. v. 24. April 1878 
8. 21 Abſ. 2, 8. v. 26. Juli 1899 8. 10, Gef. v. 15. Sımi 1900 
88. 27, 28; Württ. Urt. 211; Bad. Urt. 28, 80; Hefl. Art. 280, Bei. 
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v. 7. Mai 1849 i. d. Faſſung v. 80. Nov. 1899, Gef. v. 24. Juli 1899; 
Elftotih. 88. 78, 79. 

2) Diefer Vorbehalt trifft auch die jog. Separation, Stonfolidation, 
Berloppelung, Feld- und Plurbereinigung, Neueinteilung von Grund» 
ftüden durch Ünderung der Grenzen. Bgl. preufß. Gef. v. 28. Juli 1902, 
betr. die Unlegung von Grundftüden in Frankfurt a. M. 2) im 
weiteften Sinne, ohne Unterfchied, ob es ſich um Eigentum einer poll: 
tifhen Gemeinde oder einer Nealgemeinde oder um fon. Snterefjenten- 
eigentum Handelt. 3) mit Einfchluß der Baufluchtregulierung. 9) Auch 
die Borfchriften über dag Rechtsverhältnis der infolge der Ablöſung 
begründeten Renten werden getroffen; vgl. Art. 114, 120, 121. 
5) Bol. zu diefem Urtifel den Art. 116 und den 8. 8 des EG. 3. BPE. 

Art. L1A. Unberührt bleiben die Iandesgefeglichen Vor— 
Schriften, nad) melden die dem Staate oder einer öffentlichen 
Anftalt infolge der Ordnung der gutsherrlich-bäuerlichen Ver⸗ 
hältniffe oder der Ablöfung von Bienjtbarleiten, Reallaften 
oder der Oberlehnsherrlichkeit zuitehenden Ablöfungsrenten und 
fonjtigen Reallaften zu ihrer Begründung!) und zur Wirkſamkeit 
egenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs2) nicht der 

intragung bedürfen, 

Bol. Urt. 116. Der Borbehalt enthält nur eine Verdeutlichung 
der Urt. 59, 118. Pr. Art. 22 Nr. 8; Bay. Art. 128; Hefl. U®. 3. 
GBO. Urt. 1), Mblöfungsgef. v. 24. Juli 1899 Art. 17. 

1) Abweichend vom BGB. $. 878. 2) Abweichend vom BGB. 


88. 892, 398. 
Dienftbarkeiten und Renllaften. 

Art. 115. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Bor: 
fchriften, welche die Belajtung eines Grundftüds mit gemiljen!) 
Grunddienfibarfeiten?) oder beſchränkten perfönlichen Dienjtbar- 
Seiten?) oder mit Reallaften*) unterfagen oder beſchränken, fomie 
die landesgefeglichen Vorſchriften, melde den Inhalt und das 
Map folder Rechte näher beitimmen?). 

Pr. Urt. 80, 81, Gef. v. 2. März 1850 8. 94 Abſ. 2-4, v. 
28. Mai 1860, 15. Fehr. 1872, 8. San. 1878, 28. Juli 1878, Hann. 
V. v. 28. Juli 1883; Bay. Art. 85, 86; Sad. Gef. v. 17. März 1882 
88. 64, 5b, 108, 104, v. 15. Mai 1861 $$. 23, 25— 28; BGB. SS. 542 
bis 651, 558, 554; Württ. Gef. v. 14. April 1848 Art. 1; Bad. Art. 26, 
27; Hefl. Urt. 98; Eliloth. 8. 76. 

1) nicht aber mit allen. 2) BGB. $. 1018. 3) BOB. 
$. 1090. 4) BGB. 8. 1106. 5) Bol. Art. 116. 

Art. 116. Die in den Artikeln 113 bis 115 bezeichneten 
landesgefeglichen Vorſchriften finden feine Anwendung auf die 
nah den 88. 912, 916, 917 des Bürgerliden Gefeßbuhs!) zu 
enirichtenden Geldrenten und auf die in ben 88. 1021, 1022 des 
Bürgerlihen Geſetzbuchs beitimmten Unterhaltungspflichten?). 

1) Sn den Fällen des Überbaues und des Notwegs. 2) des 
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Eigentümers eine8 mit einer Grundbienftbarfeit belafteten Grundſtücks, 
obwohl für dieſe Renten und Laften reichSrechtlich die Vorſchriften über 
Reallaſten gelten. 

erſchuldungsgrenze; Zündigungsrecht bei Hypotheken zc. 
v A 117. Unberührt bleiben die landesgefeglicden Vor⸗ 
Schriften, melde die Belaftung eines Grundjtüds über eine be— 
ftimmte Wertgrenze hinaus unterfagen'). 

Unberührt bleiben die Iandeegefeglihen Vorſchriften, welde 
die Belaftung eines Grundftüds mit einer unkündbaren Hypothek 
oder Grundſchuld unterfagen oder die Ausſchließung des Kün- 
digungsrechts des Eigentümers bei Hypothelenforderungen und 
Srundfchulden zeitlih bejchränfen und bei Rentenfhulden nur 
für eine fürzere al3 die im $. 1202 Abſ. 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beſtimmte Zeit zulaſſen?). | 

1) Pr. Gef. v. 20. Aug. 1906. 2) Pr. Art. 82; Württ. Art. 218; 
Bm. Art. 27. 

Vorrang für Meliorationsdarlehen. 

Art. 118. Unberührt bleiben die landesgejeßlichen Bor: 
Ihriften, weldye einer Geldrente, Hypothek, Grundſchuld oder 
Nentenfchuld, die dem Staate oder einer öffentlidyen Anjtalt 
wegen eines zur Verbeiferung des belafteten Grundjtüds ge= 
währten Darlehens zufteht, den Borrang vor anderen Belaſtungen 
des Grundſtücks einräumen!) Zu Gunften eines Dritten finden 
die Vorfchriften_der 88 892, 893 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
Anwendung ?). 

4) Pr. Art. 21, Gef. v. 18. Mai 1879; Bay. Urt. 170, Geſ. v. 
21. April 1884 t. d. Faſſung v. 80. Mai 1900; Sad. $. 80, Gel. v. 
26. Nov. 1861 und 1. Suni 1862; Heſſ. Gel. v. 20. März 1880. 
2) Die Wirkfamfeit des Borranges gegenüber dem öffentlichen Slauben 
des Grundbuchs Hängt alfo von der Eintragung ab. 

Veräußerung, Teilung, Bereinigung von Grundflliken. 

Yrt. 119. Unberührt bleiben die landesgefeglichen Vor⸗ 
Schriften, melde 

1. die Veräußerung eines Grundftüds befchränten; 

2. die Teilung eines Grundſtücks oder die getrennte Ver⸗ 
äußerung von Grundftüden, die bisher zufammen bemwirt- 
haftet worden find, unterfagen oder bejchränten!); 

3. die nach $. 890 Abi. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu⸗ 
läjlige Bereinigung mehrerer Grundftüde oder die nad) 
8. 890 Abf. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuläffige Zu: 
jhreibung eines Grundſtücks zu einem anderen Grundſtück 
unterfagen oder befchränfen 2). 

1) Bay. Flurbereinigungsgeſ. i. d. Faſſung v. 80. Juli 1899: 
Sachſ. Geſ. v. BO. Nov. 1843; Württ. Urt. 172—174; Bab. Gef. v. 
20. Aug. 1898 und v. 16. Aug. 1900; Hefl. Art. 94—96. 2) Bol 
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EBD. 8. 5. Sachſ. 88. 7--12, V. dv. 6. Juli 1899 88. 18—18; 
Württ. Art. 19; Hefl. Art. 81; Elfloth. AG. 3. GBO. v. 6. Nov. 1899 


$. 16. 
Anſchadlichkeitszeugnis. 

Art. 120, Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor: 
Ihriften, nad) welchen im Falle der Veräußerung eines Teiles 
eines Grundftüd3 diefer Teil von den Belaftungen des Grund» 
ſtücks.) befreit wird, wenn von ber zuftändigen Behörde feite 
geftellt wird, daß die Redhtsänderung für die Berechtigten un» 
ſchädlich ift. 

Unberührt bleiben die landesgefeglichen Vorſchriften, nad 
welchen unter der reichen Borausjegüung: 

1. im falle der Teilung eines mit einer Reallaft?) belafteten 
Grundjtüds die Neallaft auf die einzelnen Zeile des 
Grundſtücks verteilt wird; 

2. im alle der Aufhebung eine dem jeweiligen Eigen- 
tümer eined Grundftüds an einem anderen Grundftüde 
zuftehenden NRecdtes?) die Zuftimmung derjenigen nicht 
erforderlih ift, zu deren Gunften das Grunditüd des 
Berechtigten belafiet iſt99; 

3. in den Fällen des 8. 1128 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
und des Artikel 52 dieſes Geſetzes der dem Eigentümer 
zuſtehende Entſchädigungsanſpruch von dem einem Dritten 
an dem Anſpruche zuſtehenden Rechte befreit wird). 

Pr. Urt. 19, 20, Gef. v. 8. März 1850, 27. Juni 1860, 25. März 
1889, 15. Juli 1890, AG. 3. BO. v. 26. Sept. 1899 Art. 20; Bay. 
Geſ. v. 15. Juni 1898; Sachſ. SS. 21—27, 2. v. 6. Juli 1899 
8$. 20-28; Bad. Gel. v. 18. Juli 1904 Art. I, IL; Hefi. Art. 97 bis 
101; ElſLoth. Gef. v. 19. Zuni 1906. 

1) Kür Srunddienftbarfeiten und beſchränkte perfönliche Dienftbarfeiten 
vgl. BEB. 5. 1026, 8. 1090 Abſ. 2. 2) BGB. $. 1106, $. 1108 
Abſ. 2. 8) Brunddienftbarkeit (BGB. $. 1018), Vorkaufsrecht ($. 1094 
Abſ. 2), Reallaft (8. 1105 Ubi. 2). 4 BEB. S. 876. Pol. GBO. 
8, 21. 5) Die Vorbehalte dieſes Artikels erftreden fi) auch auf die 
nad dem BGB. SS. 912, 916, 917 zu entricdhtenden Geldrenten. Vgl. 
Dagegen Urt. 116. 


Reallaſten für den Stant oder eine öffentliche Anflalt, 
Art. 121. Unberührt bleiben die landesgefeglichen Vor⸗ 
Ichriften, nad) melden im alle der Teilung eines für den 
Staat oder eine öffentliche Anſtalt mit einer Reallaſt belajteteu 
Grundſtücks nur ein Zeil des Grundſtücks mit der Reallaſt be- 
laftet bleibt und dafür zu Gunjten des jeweiligen Gigentümers 
dieſes Teiles die übrigen Zeile mit gleichartigen Reallaſten be» 
laſtet werden. 


1064 Einführungsgefeb. 


Der Borbehalt follte für Sachen den 8. 7 der V. v. 15. Febr. 1841 
und den 8. 4 de8 Gef. v. 26. Nov. 1861 aufrechterhalten. BDiefe Bors 
fohriften find jedoch durch die B. v. 26. Juli 1899 8. 181 und bad Geſ. 
v. 15. Juni 1900 8. 188 Nr. 1, B befeitigt. 

Ermweiterter Schub für Obfibäume, 

Art. 122. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Bor- 
Ichriften, melche die Rechte des Eigentümers eines Grundjtüds 
in Anfehung der auf der Grenze oder auf dem Nachbargrund⸗ 
tüde ftehenden Obſtbäume abmeidhend von den Borfcriften des 
8. 910 und des $. 923 Abſ. 2 des Bürgerliden Geſetzbuchs 
bejtimmen. 

Württ. Urt. 241— 244; Hefl. Art. 88. In bezug auf Waldbäume 
vgl. die Übergangsporjchrift des Art. 188. 
Notweg. 
Art, 123. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
Ichriften, mweldye das Net des Notwegs zum Zwecke der Ber- 
bindung eines Grundftüds mit einer Waflerfiraße oder einer 
Eifenbahn gewähren. 

Bol. BEB. $. 7. 
Vachbarrechtliche Beſchrünkungen. 

Art. — Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften, welche das Eigentum!) an Grundſtücken zu Gunſten 
der Nachbarn noch anderen als den im Bürgerlichen Geſetzbuche 
beſtimmten?) Beſchränkungen unterwerfen?). Dies gilt insbe— 
ſondere auch von den Vorſchriften, nach welchen Anlagen ſowie 
Bäume und Sträucher nur in einem beſtimmten Abſtande von 
der Grenze gehalten werden dürfen?). 

1) mit Einfchluß bes Miteigentums, OLG. 2 S. 170. 2) BEB. 
SS. 906— 918. Eine Änderung (Milderung oder Berfehärfung) oder Auf: 
hebung der dort beſtimmten Beichränfungen ift der Yandesgejeßgebung im 
Rahmen der Urt. 122, 128 oder der allgemeinen Vorbehalte geitattet. 
3) Pr. Art 28 und die in Kraft gebliebenen Borfchriften des ALH. 
und des Code civil; Bay. Art. 62—79; Sad. BGB. 3$. 860ff. 
allgem. Baugef. v. 1. Juli 1900 88. 865—89; Württ. Urt. 217— 254; 
Bad. Art. 18—24; Hefl. Art. 82—89; Elſvoth. 88. 69-72. An 
wendung des Urt. 124 auf das preuß. ULHR. II, 16 8. 247, RS. bi 
©. 819, auf Tühedfches Gewohnheitsrecht bezüglich der Grenzfcheiden 
OvG. 10 ©. 112. 4) Bol. BGB. S. 907 Abſ. 1 Sak 2. 

Schuß von Verkehrsunternehmungen, 

Art. 125. Unberührt bleiben die landesgefeglidhen Vor⸗ 
Ichriften, welche die Vorſchrift des 8. 26 der Gewerbeordnung 
auf Eijenbahn:, Dampfidiffahrts- und ähnliche Berfehrsunter: 
nehmungen erftreden. 

Der Vorbehalt geflattet eine Befchränktung des negatorifchen Eigen: 
tumsanfpruchs gegenliber dem BGB. SS. 1004, 903, 906. Bay. Art. 80; 
Sachſ. $. 28; Württ. Art. 218; Heſſ. Art. 92. 
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Übertragung des Gigentums durdz Geſetz. 

Art. 126. Durch Landesgeſetz kann das dem Staate an 
einem Grundjtüde zuitehende Eigentum auf einen Kommunal⸗ 
verband und das einem Kommunalverband an einem ®rund- 
jtüde zuftehende Eigentum auf einen anderen ommunalverband 
oder auf den Staat übertragen werden!). 

1) fei es, daß das Gefeg die Übertragung bezüglich befiimmter 
Grundftüde unmittelbar ausipricht, wie die preuß. Gef. v. 8. Juli 1875 
8.18 Abf. 2 und v. 18. an. 1881 $. 2, oder daß ed nur die Borausfegungen 
bejtimmt, unter welchen die Übertragung eintritt. 

Nicht buchungspflichtige Grundſtücke. 

Art. 127. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Bor- 
Ichriften über die Übertragung des Eigentums an einem Grund» 
jtüde, das im Grundbude nicht eingetragen ift und nad) ben 
Borfriften der Grundbuchordnung auch nad) der Übertragung 
nicht eingetragen zu werden braud)t. 

Bel. die EBD. 8. 90. Der Vorbehalt betrifft den Fall, daß ein 
von der Buchungspflicht befreited Grundftüd an eine gleichfallß befreite 
Berfon veräußert werden fol. Pr. Urt. 27; Bay. Art. 88, Württ. 
Art. 212: Bad. Art. 25; ElſCoth. $. 74. 

Art. 128. Unberührt bleiben die landesgefeglihen Bor- 
fhriften über die Begründung und Aufhebung einer Dienftbar- 
feit an einem Grundftüde, das im Grundbude nicht eingetragen 
ift und nad) den Borjchriften der Grundbuchordnung nicht ein- 
getragen zu werden braucht. 

Bay. Art, 84, Württ. Art. 212. Über den Befigfhug vgl. Art. 191 
Abſ. 2. 

Aneignung herrenlofer Grundſtücke. 

Art. 129. Unberührt bleiben die landesgefeglihen Vor— 
Ihriften, nad) melden das Recht zur Aneignung eines nad) 
8. 928 des Bürgerlichen Geſetzbuchs aufgegebenen Grundftüds an 
Stelle des Fiskus einer beitimmten anderen Berfon!) zufteht. 
x o) insbefondere der Gemeinde, dem Gutsherrn ꝛc. Vgl. Art. 190 
Satz 2. 

Aneignung von Tauben. 

Art. 130. Unberührt bleiben die landesgejeßlichen Vor— 
fhriften über daS Recht zur Aneignung der einem anderen 
gehörenden, im Freien beiroffenen Zauben!). 

1) die nad) BGB. SS. 968, 960 nicht Herrenlo8 und daher der 
freien Wneignung nicht unterworfen find. Bol. für Pr. en. J, 9 
ss. 111— 118, Peldpolizeiordnung v. 1. Nov. 1847 8.40. Die vor: 
bedaltenen Borfchriften gelten nicht für Militärbrieftauben (RGeſ. 
v. 28. Mai 1894). 

Miteigentum an Gebäuden. 

Art. 131. Unberührt bleiben die landesgejehlichen Vor⸗ 
Ihriften, welde für den Fall, daß jedem der Miteigentümer 
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eines mit einem Gebäude verſehenen Grundflüds die aus⸗ 
ſchließliche Benutzung eines Teiles des Gebäudes eingeräumt iſt, 
das Gemeinſchaftsverhältnis näher beſtimmen, die Anmendung 
der 88. 749 bis 751 des Bürgerlichen Geſetzbuchs ausjchließen 
und für den Fall des Konkurfes über das Vermögen eines 
Miteigentimers dem Konkursverwalter das Net, die Aufhebung 
der Gemeinfchaft zu verlangen, verfagen!). 

Der Borbehalt fol für das Stodwerldeigentum, deſſen Neu⸗ 
begründung nad) dem BGB. SS. 98, 1014 ausgeichloffen ift, einen ge: 
wiffen Erfag ermöglihen. Vgl. Art. 182. 

1) Siehe die KO. 8. 16 abſ. 2. 

Kircdhen- und at 

Art. 132. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Bor- 

Ichriften über die Kirchenbaulaſt und die Schulbaulaft. 


Gottesdienfliche Gebäude und Begräbntsfätten. 

Art. 133. Unberührt bleiben die landesgefeglihen Bor- 
ihriften über das Recht zur Benugung eines Blages in einem 
dem öffentlichen Gottesdienite gemidmeten Gebäude!) oder auf 
einer öffentlichen Begräbnisitätte?). 

— Ir 3. B. preuß. AQH. IL, 11 88. 676686. 2) Bol. OLE. 8 
Religiöfe Grziehung der Kinder. 

Art. 181. Unberübrt bleiben die Iandesgefeglihen Vor⸗ 
[chriften über die religiöfe Erziehung der Kinder. 

Pr. AuR. IL, 2 88. 77, 78, 81—84, 642, Dell. v. 21. Nov. 1808, 
KabD. v. 17. Aug. 1825, naflau. Edilt v. 22./26. März 1808, Frantf. 
B. v. 5. Sept. 1811, Gef. v. 80. Dez. 1819, bay. Editt v. 26. Mai 
1818, Hann. V. v. 81. Juli 1826, kurh. Gef. v. 29. Okt. 1848, 3. v. 
18. April 1858, Holft. Gef. v. 14. Juli 1868, ſchlesw. Berf. v. 28. April 
1864; Ban. II. Bell. 3. VerſUrkunde vd. 26. Mai 1818, Sachſ. $. 49, 
Gef. v. 1. Nov. 1886, v. 20. Juni 1870 8.20, v. 26. April 1873 
8.6 Abf. 4; Wiürtt. Edit v. 15. Oft. 1806; Bad. Geſ. v. 9. Oft. 1860, 
3. v. 11. Nov. 1899 8. 84, Hell. Art. 108—116; Elſvoth. 88. 119 
big 122. 

Bwangserziehung Minderjähriger. 

Art. 133. —— bleiben die landesgejeglihen Vor⸗ 
Schriften über die Zwangserziehung Winderjähriger!). Die 
Zwangserziehung iſt jedoch, unbejchadet der Borjchriften der 
88. 55, 56 des Strafgefegbudhs?) nur zuläffitg, wenn fie von 
dem Vormundfchaftögeriht angeordnet wird. Die Anordnung 
fann außer deu Fällen der 88. 1666, 1838 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs nur erfolgen, wenn die Zwangserziehung zur Per» 
bütung des völligen fittlichen Verderbens notwendig ilt?). 

Die Landesgefege können die Entſcheidung darüber, ob der 
Minderjährige, deſſen Zmangserziehung angeordnet ift, in einer 
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Familie oder in einer Erziehungs» oder Beljerungsanftalt unter: 
zubringen jet, einer Berwaltungsbehörde übertragen, wenn die 
Unterbringung auf öffentliche Koften zu erfolgen bat). 

1) Br. Gef. v. 2. Kult 1900; Bay. Gef. v. 10. Mai 1902; Sad. 
8. 50, ®. v. 6. Juli 1899 88.48, 52, 58; Württ. Gef. v. 29. Dez. 
1899; Bad. Gef. v. 4. Mai 1886 i. db. Faflung v. 31. Aug. 1900, 
Bel. v. 6. Febr. 1906; Heſſ. Gef. v. 11. Juni 1887 t. d. Faſſung v. 
80. Sept. 1899; Elfloty. SS. 128—127. 2) Bezüglich des 8. 55 vgl. 
Art. 84 Wr. Il. 3) Nur unter diefer Borausjegung ift Zwangs— 
erziehfung unabhängig von einem Berfchulden des erziegungsberechtigten 
Elternteil3 und einer ftrafbaren Handlung des Minderjährigen zuläffig. 
Auch für bie Fälle ber SS. 65, 66 StGB. gilt die befchränfende Voraus: 
fegung des Abſ. 1 Sag 8 nit, RG. 21 ©. A 81 (gegen OLG. 1 
©. 800). 4, Die Borfchrift des Abſ. 2 gilt für alle Fälle der Zwangs— 
erziehung, auch für die de BGB. SS. 1666, 1888. 

euormundung durch einen Anſtaltsvorſtand 2c. 

Art. 136, Unberührt bleiben die Iandesgefeglichen Vor- 
Ichriften!), nad) welchen 

1. der Vorſtand einer unter ſtaatlicher Verwaltung oder 
Auffiht ftehenden Erziehungs- oder Verpflegungsanitali?) 
oder ein Beamter?) alle oder einzelne Rechte und Pflichten 
eine8 Bormundest) für diejenigen Minderjährigen?) hat, 
weldhe in der Anftalt oder unter der Auflicht des Vor—⸗ 
ſtandes oder des Beamten in einer von ihm ausgewählten 
Familie oder Unjtalt erzogen oder verpflegt werden, und 
der Vorſtand der Anſtalt oder der Beamte aud) nad) der 
Beendigung der Erziehung oder der Verpflegung bis zur 
Voljährigkeit des Mündels diefe Rechte und Pflichten 
behält, unbefchadet der Befugnis des Bormundidafts- 
gericht3, einen anderen Vormund gu beitellen®); 

2. die Vorfchriften der Nr. 1 bei unehelihen Minderjährigen 

auch dann gelten, wenn diefe unter der Auflicht des Bor» 
ftandes oder de3 Beamten in der mütterliden Yamilie 
erzogen oder verpflegt werden?); 

3. der Vorſtand einer unter ftaatlicher Verwaltung oder 
Aufſicht Itehenden Erziehungs- oder Verpflegungsanſtalt 
oder ein von ihm bezeichneter Angeltellter der Anſtalt oder 
ein Beamter vor den nad) $. 1776 des Bürgerlichen Geſetz- 
buchs als Bormünder berufenen Perfonen zum Vormunde 
der in Nr. 1, 2 bezeichneten Minderjährigen bejtellt 
werden kann; 

4. im Falle einer nad) den Vorſchriften der Ar. 1 bis 3 
Itattfindenden Bevormundung ein Gegenvormund nicht zu 
beitellen it und dem Vormunde die nad) $. 1852 des 
Bürgerlihen Geſetzbuchs zuläfiigen Befreiungen zuitehen. 
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1) Pr. Urt. 78; Bay. Urt. 100, 3. v. 24. Dez. 1899 5. 23; 
Sachſ. 88. 87—89, V. dv. 6. Juli 1899 $. 87; Bab. Gel. v. 16. Aug. 
1900 Art. IIL, IV; Hefl. Gef. v. 19. Aug. 1905; ElſLoth. 88. 186 bis 
140. 2) auch einer ſtaatlich beaufjichtigten Privatanftalt diefer Art. 
Vorftand ift die PBerfon oder Berfonenmebrheit, der befiimmungegemär 
die Leitung der Anftalt im erzieherifcher Hinficht zufteht, RIA.T S. 10. 
3) Durch die Zulaffung der gefeglichen Beftellung eined Beamten zum 
fog. Generalvormund und durch den Vorbehalt unter Nr. 2 jo nament: 
lid) eine wirkſame Vertretung der Intereſſen umebelicyer Kinder cr- 
möglicht werden. Uber den Begriff de8 Beamten ſ. &. 1043 vor 
Art. 77. 4) oder :Pflegerd. Die VBorausfegungen der Bormundidaft 
oder Pflegichaft müffen nah dem BGB. SS. 1778, 1909 erfüllt fein. 
Die Borfchriften des BGB. $. 1779 gelten für den landesgeſet8zlich be- 
ftimmten Generalvormund x. nicht, KG. 22 ©. A 222. Auch der 
Umfang der den Generalvormunde zu übertragenden Rechte und Pflichten 
darf über die Rechte und Pflihten de8 Bormundes nah BGB. nicht 
hinausgehen. Vgl. wegen der Sorge für uncheliche Kinder, DOLG@. 6 
S. 64. 5) Die Ausdehnung der Borbebrlte auf Bolljährige auf 
(rund des BGB. 8. 1897 ift ausgefchloffen. 6) Bol. BGB. Ss. 17717. 
Befchwerderecht des Bürgermeifterd gegen Entlaffung des zum Weneral: 
pormunde beitellten Beamten, ORG. 6 ©. 298. 

Feſtſtellung des Ertragswerts eines Landguts, 

Art. 137. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
Ichrifien über die Grundfäge, nad) denen in den Fällen des 
8. 1515 Abf. 2, 3 und der 88. 2049, 2312 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs der Ertragsmwert!) eines Landguts feitzuftellen ift. 

Pr. Urt. 88; Bay. Art. 103; Bad. Art. 86, V. v. 11. Nov. 1899 
$8. B8—42; Hefi. Urt. 106, 180. 

1) Begriff BGB. 8. 2049 Ubi. 2. 

Geſetzliches Grbredt einer öffentlichen Zörperſchaft zc. 

Art. 138. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Bor- 
ichriften, nad) welden im alle des 8. 1936 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs an Stelle des Fiskus eine Körperfhaft, Stiflung 
oder Anftalt des öffentlihen NRedjtes!) gejeglicher Erbe ijt?). 

1) BGB. 8. 89. 2) Bol. 3.2. für Pr. AvR. IL 16 SS. 20, 
22; Bay. Art. 1; Elſvoth. SS. 166—168. 

Rerht am Nachlaß einer verpflegten Perſon. 

Art. 139. Unberührt bleiben die Iandesgejeglichen Bor- 
Ichriften, nach melden dem Fiskus oder einer anderen juriſtiſchen 
Perfon!) in Anfehung des Nachlaſſes einer verpflegten oder 
unterftügten Berfon ein Erbrecht, ein Pflichtteilsanſpruch vder 
ein Recht auf beftimmte Sachen zuſteht. 

Pr. AuR. II. 19 88. E0—75, II. 16 $. 22; Bay. Art. 101, 102; 
Sachſ. 88. 42—45, 58; Hefl. Art. 127, 128; EIfRoth. SS. 166—168. 

1) oder auch einer einer Gemeinde gehörenden nicht rechtöfähigen 
Urmenanftalt, KG. 81 ©. A 68 = RYU.7 ©. 16. 
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#ürforge des Nachlaßgerichts. 

Art. 140. Unberührt bleiben die landesgefeglihen Vor⸗ 
Ihriften, nad) melden das Nachlaßgericht aud unter anderen 
als den im 8. 1960 Abſ. 1 des Bürgerlihen Geſetzbuchs be- 
zeichneten Borausfegungen die Anfertigung eines Nacdjlaßver- 
zeichniſſes ſowie bis zu deilen Vollendung die erforderlichen 
Sicherungsmaßregeln, insbejondere die Anlegung von Siegeln, 
von Amtswegen anordnen Tann oder joll. 

Pr. Art. 79; Bay. Art. 1, 106, Nachlaßgeſ. v. 9. Aug. 1902 
Art. 5; Württ. Art. 88, 89; Bad. Nechtöpolizeigef. S. 46; Hefl. AG. 3. 
FGG. Art. 46, 47; ElſLoth. U®. 3. FGG. $. 29. Einen ähnlichen Bor: 
behalt in betrefi ber Wugeinanderfegung unter Miterben enthält das 
368. 8. 192. Dazu Bay. Geſ. v. 9. Aug. 1902 Art. 8-7, Württ, 


Art. 2—%. 
Beurkundung durd Gericht oder Notar. 
Art. 141. Die Landesgefege können beftimmen, daß für 
die Beurkundung von Nehtögeihärten, die nad den Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs gerichtliher oder notarieller Beur⸗ 
fundung bedürfen!), entweder nur die Gerichte oder nur die 
Kotare zuftändig find?). 
4) mit Einfchluß derjenigen, welche vor Gericht (einem Richter) oder 
vor einem Notar vorgenommen werden müflen (BGB. $. 1434, 8. 1750 
Abf. 2, 8. 2281 Nr. 1, 8. 2276 Abſ. 1). 2) In Kraft bleiben nad 
Art. 141 nur ſolche Landesgefeße, welche für die Beurlundung eines 
Rechtsgeſchäfts in dem gleichen Unfang, in welchem das BGB. gerichtliche 
oder notarielle Beurkundung erfordert, nur die Gerichte oder nur bie 
Notare für zuftändig erklären. Pr. Gef. v. 21. Sept. 1899 Art. 81 
Abſ. 1 (Gerichte und Notare); Bay. Art. 167 Nr. 1 (AG. 3. GBG. 
Art. 15), Notartatsgej. v. 9. Juni 1899 Art. 1 (nur Notare); Sadıl. 
Geſ. v. 15. Juni 1900 $. 87 (Gerichte und Notare); Württ. Urt. 106, 
128 (Gerichte und Notare); Bad. Nechtöpolizeigef. 88. 84, 86 (Notare, 
ausnahmsweiſe auch die Gerichte); Heli. AUG. 3. FGG. v. 18. Juli 
1899 Art. 1, 2, Notartatögef. v. 15. März 1899 Art. 10 (Gerichte und 
Notare); Elfloth. UG. 3. FGG. v. 6. Nov. 1899 $. 44 (Notare). Die 
Tandeögefegliche Augichließung der Zuftändigfeit der Gerichte gilt nicht für 
prozeßgerichtliche Vergleiche, RG. 48 S. 189. 
Bentkundung von Grundfllicksueräußerungen 2c. 
Art. 142. Unberührt bleiben die Iandesgefeglichen Bor» 
fchriften, melde in nfebung der in dem Gebiete des Bundes» 
ſtaats liegenden Grundftüde beftimmen, daß für die Beurfundung 
des im 8. 313 des Bürgerlichen Gefegbuchs bezeichneten Vertrags 
ſowie für die nad) $. 873 Abf. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
zur Bindung der Beteiligten erforderlihe Beurkundung ber Er- 
klärungen außer den Gerichten und Notaren auch andere Bes 
börden und Beamte zuftändig find. 
Der Vorbehalt bezwedte in erfter Linte Verkehrserleichterungen für 
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Gebiete mit zerftüdeltem Grundbeſitze. Gedacht war namentlich an die 
Beurfundung durch Gemeindebeamte.. Bon dem Borbehalt ift aber zum 
Teil in erheblih weiterem Umfange Gebrauch gemadt worden. Br. 
Urt. 12 88. 2—4, Gef. v. 21. Sept. 1899 Urt. 122 Abſ. 1 Sag 8, 
Art. 125; Sad. 8.20, Gef. v. 15. Juni 1900 8.45; Württ. Urt. 88, 
85; Bad. U®. 3. GBO. v. 19. Juni 1899 8. 8 Abſ. 2, 8.6 Abſ. 8, 
$. 88, Rechtspolizeigeſ. 88. 84, 85; Hefl. Art. 279 (Nr. I Art. 88 Abi. 3), 
282 Nr. b; Elfloth. AB. 3. FGG. v. 6. Nov. 1899 $. 45. 


Form der Sal ung. 

Art. IAS. Unberührt bleiben die landesgejeglihen Vor⸗ 
ichriften, weldye in Anfehung der in dem Gebiete des Bundes- 
ſtaats liegenden Grunditüde beftimmen, daß die Einigung der 
Parteien in den Fällen der 88. 925, 1015 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs außer vor dem Grundbudhamt aud) vor Gericht, vor 
einem Notar, vor einer anderen Behörde oder vor einem anderen 
Beamten erklärt werden Tann). 

Unberührt bleiben die landesgefeglihen Vorſchriften, nad 
welchen e8 bei der Auflaffung eines Grundſtücks der gleichzeitigen 
Unmefenheit beider Zeile nicht bedarf, wenn das Grundftüd 
durch ein Gericht oder einen Notar verfteigert worden ift und 
die Auflaffung noch in dem Berfteigerungstermine ftattfindet?). 


1) Bol. Anm. zu Art. 142. Pr. Urt. 26 8.1, 28. v. 27. Dez. 1906; 
Bay. Art. 81, AG. 3. ZPO. i. d. Faſſung v. 26. Juni 1899 Urt. 26; 
Sachſ. $. 18; Württ. Urt. 84, 86, 88; Bad. US. 3. GBO. v. 19. Iumi 
1899 8. 6 Abi. 8, 8.7, 8.8 Nr.1, 8. 16 Abſ. 1, S.17; Hefl. Art 270, 
Notariatögef. v. 15. März 1899 Art. 10 Abf. 2 Nr. 8, UG. 3. GBO. v. 
22. Juli 1899 Art. 9; Eljtoth. 8. 89, AG. 3. GBO. v. 6. Nov. 1899 
8.12. Mit der durch Ubf. 1 gegebenen Möglichkeit der Auflafiung vor 
dem Nachlaßgerichte Hängt der Borbebalt bes 8. 99 ber GBO. zuſammen. 
2) Pr. Art. 26 8. 2; Bay. Urt. 82; Bad. AG. 3. EBD. 8. 15 Ubi. 2; 
Heſſ. Urt. 91; Elfloth. 8. 90, AG. 3. GBO. 8. 18. 


Hinterlegung. 

Art. AM. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Bor» 
Ihriften über die ſachliche und örtliche Zuftändigfeit der Hinter- 
legungsſtellen)y. Die Landesgeſetze können beftimmen, daß die 
Anlegung von Mündelgeld nad) $. 1808 des Bürgerliden Geſetz⸗ 
— den Hinterlegungsſtellen des Bundesſtaats nicht ftatt- 
indet?). 

1) Auch Gerichte können zu Hinterlegungsſtellen beſtimmt werden. 
Pr. Art. 84, 85, Erlaſſe v. 17. u. 18. Dez. 1899, ABf. v. 19. u. 26. Dez. 
1899, 83. v. 27. Dez. 1899 (MWalded); Bay. Art. 167 Nr. XXII, SO. 
v. 18. Dez. 1899, MinBek. v. 28. Dez. 1899; Sad. 8. 4, Gel. v. 
15. Juni 1900 88. 102—118, ®. v. 16. Juni 1900 88. 68— 0; Württ. 
Art. 148— 171, Min®. v. 1. Dez. 1899; Bad. Art. 87, Gef. v. 7. Juni 
1884 i. d. Faflung v. 80. Juli 1899; Hefl. Art. 88, 84, V. v. 19. Aug. 
1899; ElſLoth. Gef. v. 1. Nov. 1899. Vgl. Geſ. Über die Konfular: 
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gerichtsbarkeit v. 7. April 1900 8. 89. 2) Pr. Urt. 76 Abf. 2; Bay. 
Art. 167 Nr. XXII Abf. 4; Sachſ. Gef. v. 22. Dez. 1899 $. 2; Württ. 
Art. 146 Abi. 2; Bad. Gef. v. 7. Suni 1884 8.4; Hefl. V. dv. 19. Aug. 
1899 8. 8. 

Art. 145. Die Landesgefeke können über die Hinterlegung 
nähere Beltimmungen treifen!), insbefondere den Nachweis der 
Empfangsberedhtigung regeln?) und vorjchreiben, daß die hinter: 
legten Gelder und Wertpapiere gegen die Verpflichtung zur Rüd- 
erktattung in das Eigentum des Fiskus oder der als Hinter- 
legungsjftelle beftimmten Anitalt übergehen), daß der Berfauf der 
hinterlegten Sachen von Amtswegen angeordnet werden Tann 
jowie daß der Anſpruch auf Rüderftattung mit dem Ablauf 
einer gewiſſen Zeit oder unter fonftigen Borausfegungen zu 
Bunften bes Fiskus oder der Hinterlegungsanftalt erliiht. In 
den Fällen des 8.382, des 8.1171 Abi. 3 und des 8.1269 Satz 3 
des Bürgerlichen Gefegbuhs muß dem Hinterleger die Rück⸗ 
nahme bes hinterlegten Betragd mindellend mährend eines 
Sahres von dem Zeitpunkt an geftattet werden, mit welchem 
da3 Recht des Gläubiger auf den Hinterlegten Betrag erliicht*). 

Bon einer geritlihen Anordnung kann die Hinterlegung 
nicht abhängig gemacht werden). 

1) namentlich über die Hinterlegung zur Sicherheitäletftung (BGB. 
88. 232— 286) und zur Befreiung von einer Schuld (BGB. 88. 872 bis 
886, 8. 1142 Abf. 2, 88.1171, 1224, 1269). Bol. Anm. 1 zu Art. 144, 
2) Bol. BGB. $. 880. 5) BGB. S. 238, Anm. 2 dazu ſowie 8. 700. 
4), Bol. ZB. 8. 142 und EG. dazu $. 2 Abi. I Sa :. 5) Der 
Abſ. 2 bezieht fi) nit nur auf die Hinterlegung zum Zwecke der Be: 
fretung von einer Schuld, fondern auf alle Fälle der Hinterlegung, für 
welche diefe nicht reichsgeſetzlich von einer gerichtliden Unordnung ab: 
bängig gemadıt tft (vgl. 88. 489, 1716, 1818). 

Art. LAG, Iſt durch Landesgefeg beitimmt, daß die Hinter- 
legungsftellen aud andere Saden als Geld, Wertpapiere und 
fonftige Urkunden ſowie Koftbarkeiten anzunehmen haben, fo 
finden auf Schuldverhältniffe, die auf Leiſtung derartiger 
Saden gerichtet find, die Torjchriften der 88. 372 bis 382 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. 

Der Art. enthält eine dur den Erlaß einer landesgefeglichen Vor: 
fchrift bedingte reichärechtlihe Erweiterung des $. 872 BGB. 

Zuſtündigkeit für Bormundfchafts- und Nadlaffaden. 

Art. 147. Unberührt bleiben die anbeggefehlühen Vor⸗ 
ſchriften, nach welchen für die!) dem Vormundſchaftsgericht oder 
dem Nachlaßgericht obliegenden Verrichtungen andere als gericht- 
liche Behörden?) zuſtändig find). 

Sind durch Landesgeſetz die Verrichtungen des Nachlaß— 
gerichts einer anderen Behörde als einem Gericht übertragen, ſo 
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it für die Abnahme des im $. 2006 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs vorgejchriebenen Dffenbarunggeidd das Amtsgericht zu⸗ 
ſtändig, in deſſen Bezirke die Nachlaßbehörde ihren Sitz hat. 

1) nach dem BGB. oder dem FGG. 2) d. h. die nach FGG. 
ss. 85, 72 zuſtändigen Amtsgerichte. 8) Der Borbehalt trägt der in 
einzelnen Staaten beftehenden Bebördenorganifation auf dent Gebiete der 
freimilligen Gerichtöbarfeit Rechnung. Er wird ergänzt durch dad FGG. 
$. 190 in betreff der Regelung des Borfiged im Familienrate. Wo von 
dem Borbehalte Gebraudy gemacht wird, gelten dennoch die Borichriften 
des 568. SS. 1ff. nad) Maßgabe der SS. 191—19. Br. Gel. v. 
21. Sept. 1899 Art. 21, 104—106, 111, 118; Bay. Notarietsgef v. 
9. uni 1899 Art. 1, 2, Gef. v. 9. Aug. 1902 Art. 2—9, Sachſ. ®. v. 
24. Juli 1899 SS. 14, 97—100; Württ. Art. 41 ff, 71 F., 125 ff.; Bad. 
Rechtspolizeigeſ. 88. 16—21, 44—46; KHefl. AG. 3. FGG. Art. 47, 49 
bis 52; Elfloth. AG. 3. SGG. SS. 24—28, BO—88. 
aufnahme des Madılafinuentars. 

rt. 148. Die Landesgefepe fünnen die Zuftändigfeit des 
Nacılakierichte zur Aufnahme des Inventars!) ausſchließen. 

Bay. Art. 167 J Abſ. 3, Notariatsgef. Art. 1; Bad. Nechtöpolizeigef. 
8. 45; Heſſ. Art. 117; Eiſvoih. AG. 3. FGG. $. 87. 

ı) d. 5. die im 8. 2008 Abi. 1 Sat 1 des BGB. beitimmte Be- 
fugnis des Nachlaßgerichts, auf Antrag des Erben daS Inventar jelbit 
aufzunehmen. 

Grrichtung einer Berfügung von Todes wegen. 

Art. 149. Unberührt bleiben die landeögefeplidien Bor» 
Iäriften. nad) welchen bei der Erridhtung einer Verfügung von 
Todes wegen der Richter an Stelle des Gerichtsfchreibers oder der 
zwei Zeugen eine bejonder8 dazu beftellte Urkfundsperfon zu» 
ziehen kann!). 

Auf die Urkundsperſon finden die Vorfchriften der 88. 2234 
bis 2236 des Bürgerliden Geſetzbuchs Unmendung. 

1) Bol. das BGB. $$. 2288, 2276. Sadjfen $.46. 

Einen entiprecdhenden Vorbehalt für die gerichtliche Beurkundung 
anderer Nechtögefchäfte enthält das FGG. F. 198. Bel. auch Urt. 151. 

Art. 150. Unberührt bleiben die landesgefeglichen Vor⸗ 
ſchriften, nad) melden im Falle des 8. 2249 de3 Bürgerlichen 
Gefegbuhs!) an Stelle des Vorfteher8 oder neben dem Bor- 
ſieher eine andere amtlich beftellte Perſon zuftändig iſt. 

1) Pr. Art. 80 Abſ. 2, AB. v. 7. Juli 1900 und v. 1. Zuli 1902; 
Sadıf. 8. 47; Bad. NRechtöpolizeigef. 88. 88, 89; Heſſ. AUG. 3. FGOG. 
v. 18. Juli 1899 Urt. 180. Ein Teftanent, das vor einer nad Art. 160 
amtlich beftellten Perſon errichtet ift, ift al8 ein in der durch den 8. 2249 
Abſ. 1 des BGB. beftimmten Form errichtete Teftament anzufcehen und 
daher auch im Falle des 8. 2250 daſelbſt zuläffig. 

Art. 181. Durch die Vorfchriften der 88. 2234 bis 2245, 
2276 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und des Artifel 149 dieſes 
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Geſetzes werden die allgemeinen Borjchriften der Landesgeſetze 
über die Errichtung gerichtlicher oder notarieller Urkunden nicht 
berührt!). Ein Verjtoß gegen eine ſolche Vorſchrift ift, unbes 
ſchadet der Borfchriften über die tyolgen des Mangels der fad)- 
lichen Zuftändigleit?), ohne Einfluß auf die Gültigkeit der Ver⸗ 
fügung von Todes wegen. 


1) 3.3. Borfchriften über Feſtſtellung der Identität und der Ge: 
ſchäftsſähigkeit des Verfügenden, über Berbefierungen, Zufäge, Beifügung 
von Siegeln. Auch das 5GB. 8. 200 Abſ. 1 behält der Landesgefek: 
gebung den Erlaß von Borfchriften der im Art. 161 Sat 1 bezeichneten 
Art vor. Br. Gef. v. 21. Sept. 1899 Art. 40-52, 68-65; Bay, 
Notariatsgeſ. v. 9. uni 1899 Urt. 24 ff.; Sachſ. Gef. v. 15. Juni 1900 
88. 46—69, B. v. 16. Juni 1900 88. 7—80; Württ. Urt. 105 ff.; Bad. 
Nechtspoligeigei. 89. 66 ff, B. v. 11. Nov. 1899 58. 57ff.; Hefl. AG. 3. 
BES. Art. 74f.; Elitotd. AUG. 3. FGG. 88. 44ff. 2) Bol. 
über dieſe FGG. S. 167, E&. Art. 141. Un die Verlegung ber 
Vorſchriften über bie örtliche Zuftändigkeit kann die Ungültigfeit 
der Serfügung nicht gefnüpft werden. Bu Sat 2 vgl. das FGG. 8. 200 
Abſ. 2. 

Mirkungen der Blngerhebung und der Rerhtshängigkeit, 
Art. 152. Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften, welche für die!) nicht nad) den Vorfchriften der Eivil- 
prozeßordnung zu erledigenden Rechtsitreitigfeiten die Vorgänge 
beitimmen, mit denen die nad) den Vorſchriften des Bürger: - 
lichen Geſetzbuchs an die Klagerhebung und an die Rechts⸗ 
bängigfeit gefnüpften Wirkungen?) eintreten?). Someit folche 
Vorſchriften fehlen, finden die Borjhriften der Civilprogekordnung 
entjprehende Anmwendung *). 

1) nah ES. 3. ZPO. 8.8 Abi. 1 und GBG. 8.18. 2) 5.8. 
88. 209, 291, 292, 818 Abf. 4, 941, 981, 989, 1002, 2088. 8) Pr. 
Geſ. v. 18. Fehr. 1880 88. 87—89; Heſſ. Urt. 21, 22. 4) Bol. 
für die Verjährung BEB. $. 220. 


_ Bierfer Abſchnitt. 
Abergangsvorſchriften. 


1. Die Beſtimmungen dieſes Abſchnitts gehen zwar von den Grund— 
fage der Nichtrückwirkung neuer Geſetze aus (vgl. RG. 46 S. 174, 54 
S. 149), bezwecken aber zu einem erheblichen Teile, die Überleitung der 
beftebenden Nechtverbältniffe in die durch da8 BGB. geſchaffene neue 
Rechtsordnung zu befchleuntgen und zu erleichtern. 

Die Anordnung fließt fidh dem Syiteme des BGB. an. Die Urt. 
158—169 beziehen fih auffgragen des Allgemeinen Teiles (168 bid 
162 natürliche Perſonen, 168—167 juriftifche PBerfonen, 168 Verfügungs: 
befchräntungen, 169 Verjährung). Die Geſchäftsfähigkeit fowie die Er: 
forderniffe der Wirkſamkeit eines Nechtsgefhäfts (Born 2c.) beſtimmen fich 

Achilles, Bürgerlihes Geſezbuch. 5. Auflage. 68 
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nad den zur Zeit ber VBornabme geltenden Gejegen (RG. 54 ©. 154, 
bb ©. 40). 

Die Art. 170—179 betreffen dag Recht der Shuldverhältnifie 
(170 Grunbfag, 171, 172 Miet:, Pacht⸗, Dienftverbältnifie, 178—178 
Schuldverfchreibungen auf Inhaber, Legitimattonspapiere, 179 eingetragene 
Schulbverbältnifie). 

Die Art. 180—197 behandeln da8 Sachenrecht (130 Beſitz, 
181—188 Eigentum, 184 befchräntte dinglide Rechte, 185 Erfikung 
beweglicher Sachen, 186 Unlegung der Grundbüder, 187, 188 Aus: 
nahmen vom öffentlichen Glauben des Grundbuchs, 189 Erwerb unb 
Berluft von Rechten an Grundftüden bis zur Grundbuchanlegung, 190 
berrenlofe Grundftüde, 191 Beſitzſchutz bei Dienitbarleiten, 192—196 
beftehende Pfandrechte und Grundfchulden, 196, 197 Nutzungsrechte an 
Grundſtücken). 

Die Art. 198—212 gelten dem Familienrechte (198 Gültigkeit 
der Ehe, 199 perfönliche Rechtsbeziehungen der Ehegatten, 200 ebeliches 
Büterredt, 201, 202 Eheſcheidung und -trennung, 208—206 ebeliche 
Kinder, 207 Kinder aus ungfiltigen Ehen, 208 umebeliche Finder, 209 
legitimierte und an SKindesftatt angenommene Kinder, 210—212 Bor= 
mundfchaftsredt). 

Die Urt. 218—217 Haben erbrechtliche Berbältniffe zum Gegen- 
ftande (218 Srundfag, 214, 215 Berfügungen von Todeswegen, 216 
Pflichtteil ritterfchaftlider Familien, 217 Erbverzicht). 

Der Art. 218 ermächtigt die Landesgefeggebung zur Änderung ihrer 
für die Übergangszeit maßgebend hleibenden Borfchriften. Bon dicjer 
" Ermädtigung haben die Bundesftaanten in erheblichem Umfange Gebraudy 
gemacht. 

2. Someit nad) dem vierten Abfchniite für ein Rechtsverhältnis 
in materieller Beziehung die bisherigen Gefege maßgebend bleiben, gilt 
das gleiche auch für die formelle Behandlung in Anſehung des Grund- 
buchwefen8 und des Verfahrens der freiwilligen G@erichtsbarfeit ſowie 
in betreff der Behandlung in der Zwangsverſteigerung und der Zwangs⸗ 
verwaltung (GBO. 8. 88, EB. 3. VG. 8. 2, FSGG. $. 189. Eben: 
fo bleiben für ein ſolches Rechtsverhältnis die Vorſchriften des bie- 
herigen Konkursrechts in Gemäßheit des E®. 3. Gef., betr. Änderungen 
der KO. v. 17. Mat 1898 Art. VI maßgebend. Bgl. au oben S. 1008 
Borbm. B. 


Dolljährigkeitserklärung zc. 

Art. 3. Der zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgers 
lichen Geſetzbuchs nicht das einundzwanzigite Lebensjahr 
vollendet hat, aber für volljährig erklärt iſt oder ſonſt die recht⸗ 
liche Stellung eines Volljährigen erlangt hat!), ſteht von dieſer 
Zeit an einem VBolljährigen gleidh ?). 

1) insbefondere auf Grund des Satzes „Heirat macht mündig”. 
2) Beihräntungen, die nad) bisherigem Rechte beftehen, fallen weg. 
Emanzipation. 

Art. 154. Wer nad den franzöfifchen oder den badiſchen 
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Gefegen!) emanzipiert oder aus der Gewalt entlaſſen ift, jteht 
von dem Inkrafttreten des Sürgerlihen Geſetzbuchs an, wenn 
er zu diefer Zeit das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat, einem 
Bolljährigen?), anderenfalls einem Minderjährigen gleich?). 

1) Code civil Urt. 476 ff.; bad. Landrecht Say 476 ff. 2) ent: 
ſprechend BGB. $S. 8 Ubi. 1. 8) Der Betrefiende tritt alſo im zweiten 
alle wieder unter elterlihe Gewalt oder Vormundſchaft. 

Gntmändigung: 
a) wegen OGeifleskrankheit ; 

Art. 155. Wer zur Zeit des Snfrafttretens des Bürger- 
Iihen Geſetzbuchs megen Geiſteskrankheit entmündigt ift!), jteht 
von diefer Zeit an einem nad) den Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs wegen Geiſteskrankheit Entmündigten gleich?). 

1) wenn auch vor dem Inkrafttreten der 3PO. ohne gerichtliches 
Urteil, insbeſondere durch Anordnung einer Vormundſchaft wegen Geiſtes⸗ 
krankheit. Auch der wegen Geiſtesſchwäche i. ©. des BGB. Entmündigte 
fällt unter Urt. 155; vgl. Urt. 210 Abſ. 1 Sat 8. Vorausgeſetzt iſt, 
daß die Entmändigung nicht mehr anfechtbar iſt, IW. 1900 ©. 848. Sn 
einem anhängigen Berfahren findet das neue Recht Anwendung, ZW. 1901 
©. 72. 2) Die Berüdfichtigung Lichter Zwifchenräume fällt alſo weg; 
ein nad preuß. Rechte wegen Blödfinnd Entmündigter wird geſchäfts⸗ 
unfähig. Vgl. Anm. 2 zu BGB. S. 6. Uber die nach franzöfifchen 
Rechte wegen Geiſtesſchwäche Verbeiftandeten f. Art. 211. 

b) wegen Verſchwendung. 

Art. 156, Wer zur Zeit des Inkrafttretens des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs wegen Verſchwendung entmündigt ift!), Iteht 
von diejer Zeit an einem nad) den Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs wegen Verſchwendung Entmüntigten gleich?). 

Dasſelbe gilt von demjenigen, für melden nach den fran= 
zöfifhen oder den badiſchen Gefegen?) megen Verſchwendung 
die Beitellung eines Beiltandes angeordnet it. 

1) In einem anhängigen Verfahren fommt das neue Recht zur An⸗ 
wendung; ebenfo in betreff der Wiederaufbebung ber Entmündigung, 
IW. 1901 ©. 475. 2) Bol. Anm. 8 zu BGB. 8. 6. 3) Code 
civil Art. 518; bad. Landrecht Sag 518, 518a. Der Berbeiitandete ver: 
tiert die Prozeßfähigkeit, NG. 46 S. 380. 

Erwählter Wohnftt. 


Art. 157. Die Vorfchriften der franzöfilhen und ber 
badifchen Gefege!) über den erwählten Wohnfig bleiben für 
Nechtöverhältnifie, die fih nad) diefen Geſetzen bejlimmen?), in 
Kraft, fofern der Wohnfig vor dem Inkrafttreten des Bürger- 
iihen Geſetzbuchs erwählt worden ift. 

4) Code civil Art. 111; bad. Landredt Sat 111. Bel. EG. z. 
ZPO. $. 15 Nr. 5 (alte Fafiung), bejeitigt durch EG. 3. Gel. betr. 
Änderungen der ZBO. v. 17. Mat 1898 Art. Il Nr. 8. 2) wie 
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3. B. Sculdverhältniffe nad Art. 170, erbrechtlihe Berhälinifie nad 
Art. 218. 


Codes-, Berfihollenheitserklärung; Einweiſung des GErben. 

Die Urt, 158—162 behandeln bie Fälle, in denen vor dem 1. Jan. 
1900 eine Tobeserflärung (Art. 158—160), eine Berfchollenheitserflärung 
oder eine vorläufige Einweifung des Erben (Urt. 161 Abſ. 2, 3, Urt. 162) 
oder eine endgültige Einweifung des Erben (Urt. 162) erfolgt if, fowie 
die Fülle eines anbängigen Verfahrens, welches bie Todeserflärung, bie 
Berichollendett3erklärung oder die Einweifung in ben Befig oder Genuß 
be Vermögens eines Berfchollenen betrifit (Art. 161 Abi. 1, 8). War 
noch fein ſolches Verfahren anhängig, fo findet nur eine Zodeserflärung 
nach neuem Rechte ftatt. ALS Zeit des Todes tft gegebenenfalld ein vor 
bem 1. Sanuar 1900 Liegender Tag feftzuftellen, OQG. 6 S. 478. Ge 
Ichtedt dies, fo gelten für die Beerbung bie bisherigen Geſetze (Mrt. 218; 
BayObꝰG. 2 ©.48. Bay. Gef. v. 9. Juni 1899 Art. 107—112; 
Hefi. Art. 166 — 160, 209, 210. 

Art. 158. Die Wirkungen einer vor dem Inkrafttreten 
de3 Bürgerlichen Geſetzbuchs erfolgten Todegerklärung’) beftimmen 
ih) nad) den bisherigen Gejegen, jomeit fi nidt aus ben Ar⸗ 
titeln 159, 160 ein anderes ergibt?). 

1) nach gemeinem, pr., bay., ſächſ. 2c. Rechte. 2) Die Negel 
gilt inSbefondere für die Frage ber beflaratorifchen oder Tonftitutiven 
Bedeutung der Todeserflärung, den mutmaßlichen Todeszeitpunkt, bie 
Berpflichtung des Erben zur Sicherheitßleiftung, den Herausgabeanipruch 
des irrtümlich für tot Erflärten. Die Ausnahmen der Urt. 169, 160 
betreffen die familienrechtliden Wirkungen. 

Art. 159. Der Ehegatte einer 'vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs für tot erflärten Berfon kann nad) dem 
Snerafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs eine neue Ehe ein- 

eben, auch wenn die Wiederverheiratung nach den bisherigen 

ejegen nicht!) zuläffig fein würde. Die Vorfchriften der 88. 1348 
bi8 1352 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden entiprechende An= 
mwendung?). 

1) oder wie nach dem fühl. BGB. $. 1708 nur unter befonderen 
Voraugfegungen. 2) mag die neue Ehe auf Grund der bise 
berigen Gefege (Art. 158) oder nad) Sag 1 dieſes Artikels eingegangen 
werden. 

Art. 160. Someit nach den Vorfchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs!) infolge einer Todeserflärung die elterlihe Gewalt 
des Verſchollenen, die Vormundſchaft, die Pflegihaft ſowie das 
Amt als Vormund, Gegenvormund, Pfleger, Beiltand oder Mit⸗ 
glied eines Yamilienrats endigt, gelten diefe Vorfchriften von 
dem Inkrafttreten des Bürgerlidien Geſetzbuchs an aud) für eine 
vorher erfolgte Zodeserflärung?). 

1) Bol. S. 25 Vorbm. vor 8. 18. 2) Abweichend hezüglich 
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ber elterlichen Gewalt von Art. 208, bezüglich de3 Umtes bes Vormundes ıc. 
von Art. 210 Abi. 2. 

Art. 161. Ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürger⸗ 
lihen Geſetzbuchs anhängiges Verfahren, das eine Todes- 
erflärung!), eine Verfchollenheitserflärung?) oder die Einweilung 
des mutmaßlichen Erben in den Belig oder Genuß des Ber- 
mögens eines Verjhollenen?) zum Gegenftande bat, iſt nad} den 
bisherigen Gejegen zu erledigen. 

Iſt vor dem Infraftireten des Bürgerlichen Gefegbuchs eine 
Verfchollenheitserflärung?) oder die vorläufige Einmweifung des 
mutmaßlichen Erben in den Beſitz oder Genuß des Vermögens 
eines Verfchollenen?) erfolgt, jo find die bisherigen Gefege auch 
für die Todeserflärung jomwie für die endgültige Einweifung 
maßgebend. 

Nach den bisherigen Geſetzen befiimmen fi) aud die 
Wirkungen der nad) Ab. 1, 2 ergebenden Entfiheidungen‘). Im 
Galle der Todeserflärung finden die Vorſchriften der Artikel 
159, 160 Anwendung. 

Bay. Gef. v. 9. Juni 1899 Art. 107—112; Heſſ. Art. 156—160, 
209f., AG. 3. FGG. Art. 148f.; Elftoth. US. 3. FGG. 88. 72f. 


1) Wie Anm. 1 gu Art. 158. 2) nad) franz, bab., 
medl. ꝛc. Nechte. 3) narh franz. oder bad, Nechte (Code civil Art. 
112ff. bad. Landrecht Sag 112 ff.). 4), Insbeſondere die konftitutive 


Wirkung der Enticheidung; bei folcher beitimmt ji) die Beerbung nad 
neuen Rechte, OLG. 4 S. 440. Einfhräntungen des Sag 1 enthalten 
Sat 2 und Art 162. 

Art. 162. Someit eine nad) den bisherigen Gefegen!) 
erfolgte oder nad) Artifel 161 Abf. 2 suläffige endgültige Ein— 
weifung des mutmaßlihen Erben in den Beliß oder Genuß 
des Vermögen? des Verjchollenen ohne Einfluß auf Rechts⸗ 
verhältnifje iſt, auf die fi) die Wirkungen der Zodeserflärung 
nad) dem Bürgerlihen Geſetzbuch eritreden, ift nad dem In⸗ 
frafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs eine Todeserklärung nad) 
defjen Borjchriften zuläflig; die Wirkungen befchränten fih auf 
dieje Rechtsverhältniſſe?). 

: 1) Wie Unm. 8 zu Urt. 161. 2), Die Borfchrift foll nament- 
ih die Todeserklärung zum Zwede der Wiederverhetratung ermöglichen. 
Juriſtiſche PBerfonen im allgemeinen. 

Art. 163. Auf die zur Zeit des Inkrafttretens des Bürger- 
lihen Geſetzbuchs beitehenden juriltifchen Perfonen finden von 
diefer Zeit an die Vorſchriften der 88. 25 bis 53, 85 bis 89 
des Bürgerlihen Geſetzbuchs Anwendung, fomeit ſich nicht aus 
den Artifeln 164 bis 166?) ein anderes ergibt. 

1) oder Art. 167 oder den Vorbehalten bes dritten Abſchnitts; 
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namentlich bleiben in betrefi der im Urt. 82 bezeichneten Bereine bie 
Zandesgejege für die Verfaſſung maßgebend. Bgl. Pr. Urt. 8, Allerh. 
Erlaß v. 27. Dez. 1899. 

Über beftebende nicht rechtsfähige Vereine: Bay. Gel. v. 9. Juni 
1899 Art. 2 (BayObLG. 1 ©. 698); Heſſ. Art. 184. Fur beftehende 
erlaubte Brivatgefellfehaften nad pr. AQR. II, 6 SS. 11 ff. ift das biöherige 
Necht maßgebend geblieben, Seufff. 67 ©.265, RG. 51 S. 160, 8.1906 
©. 6; ebenfo für gemeinredhtliche torporative Bereine, Seuffü. 59 S. 488; 
BEB. 8. 54 Sat 2 gilt für ältere nicht rechtsfähige Bereine nicht (a. U. 
OLG. 10 €. 56). 

Renlgemeinden und ähnliche Verbände, 

Art. 164. In Kraft bleiben die landesgefeplihen Vor⸗ 
fchriften über die zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beitehenden Realgemeinden und ähnlichen Berbände, 
deren Mitglieder als jolde zu Nugungen an land» und forit« 
wirtfhaftlihen Grundjtüden!), an Mühlen, Braubhäufern und 
ähnlihen Anlagen?) beredtigt find. Es macht feinen Unter- 
fhied, ob die Realgemeinden oder fonitigen Verbände juriftifche 
Perfonen find oder nit und ob die Berechtigung der Mit- 
glieder an Grundbeſitz geknüpft ift oder nicht?). 

2) wie 3.3. bei Markgenoſſenſchaften, Interefientfchaftöforften, Hau: 
bergverbänden. Uber Waldgenofienfchaften |. Art. 88. 2) Gedacht 
iſt Hierbet indbefondere an die in Bayern vorlommenben Berbände zum 
Betriebe von Holzſchneidemühlen und an gewiſſe Kommunalbrauereien. 
8) Bet den Verbänden, bie jurifttiche Perjonen find, enthält ber Artikel 
namentli die Vorſchriften über die Verfaſſung, bei den fonftigen Ver⸗ 
bänden die bißherige Regelung des Gemeinichaftsverbältnifieg und ber 
ftaatlihden Auffiht aufrecht. 

Bayeriſche Vereine. | 

Art. 165. In Kraft bleiben die Vorfchriften der baye⸗ 
riſchen Geſetze, betreffend die privatredjtliche Stellung der Vereine 
fowie der Erwerbs- und Wirtfchaftsgejellichaften, vom 29. April 
1869 in Anfehung derjenigen Vereine und regiftrierten Gefell- 
ſchaften, welche auf Grund diefer Gefeße gur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beitehen?). 

x) Bgl. in betreff ber Vereine daß bayer. Gef. v. 9. Juni 1899 Art. 1 
in betreff ber regiftrierten &efellichaften RGeſ. v. 28. Yunt 1873 8. 2’ 
ES. 3. KO. 5. 6, RGeſ., betr. die Erwerbs- und Wirtidafisgenofien: 
ihaften, vom 1. Mai 1889 $. 168, EG. 3. Gef., betr. Änderungen ber 
KO. v. 17. Mai 1898 Art. II Nr. 2. 


Sächſiſche Vereine. 

Art. 166. In Kraft bleiben die Vorſchriften des ſächſi⸗ 
{hen Geſetzes vom 15. Juni 1868, betreffend die juriftifchen 
Perjonen, in Unfehung derjenigen Berfonenvereine, welde zur 
Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Redhts- 
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fäbigfeti durch Eintragung in das Genoflenfchaftsregifter er- 
angt haben. 

Über Umwandelung einer fächf. Benoflenfchaft in einen rechtsfähigen 
Berein neuen Rechtes SächſArch. 18 S. 96. 


CTand ſchaftliche Areditanfalten. 

Art. 167. In Kraft bleiben die landesgeſetzlichen Bor- 
fchriften, welche die zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beitehenden landſchaftlichen oder ritterfchaftlichen 
Kreditanſtalten) betreffen?). 

1) wie ſolche insbeſondere in Preußen und Sachſen (Landſtändiſche 
Bank des Kal. ſächſ. Marlgrafentums Oberlauſitz, Erbländiſcher ritterſchaftlicher 
Kreditverein, Landwirtſchaſtlicher Kreditverein f. d. Kgr. Sachſen) beſtehen. 
2) Die Faſſung „Vorſchriften, welche — betreffen“ iſt weiter als „Vor⸗ 
ſchriften über“. Aufrechterhalten tft das Sonderrecht, daß eine Eigen: 
tümerdypothet erft mit der vollftändigen Tilgung des Kapitald entfteht, 
KG. 20 S. A 206, 819, 22 S. A 146, ebenfo $. 21 Abf. 4 der Ditpreuß. 
Landihaftsordnung v. 7. Dez. 1891, KG. 24 ©. A 188. Der Bor: 
bebalt befchräntt ſich auf die beftehenden SKreditanftalten; für diefe aber 
fann die Lanbeösgefeggebung nach Art. 218 neue Borfchriften erlaflen 
(vgl. RG. 565 ©. 258). Bgl. auch Urt, 212. 

lüber eine Beichränfung des Borrechtö bei der Zwangsverſteigerung 2c. 
vgl. das EG. 3. 8VG. 8. 2 Abſ. 2. Pr. AG. 3. GBO. Urt. 21, AG. 
3. 3BG. Urt. 12, 84. 

Verfügungsbeſchrünkung. 

Art. 168. Eine zur Zeit des Inkrafttretens des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs beitehende Berfügungsbeichräntung bleibt wirk⸗ 
fam!), unbefdadet der VBorjchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
zu Gunften derjenigen, welche Rechte von einem Nichtberechtigten 
berleiten?). 

4) auch wenn fie nach dem BGB. unzuläffig wäre. Aufrechterhaltung 
einer teftamentariihen Verfügungsbeſchränkung KG. 21 S. A 187. 
2) Pol. BGB. S. 186 Abſ. 2. 

Verjährung. 


Art. 169. Die Vorfcriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
über die Verjährung!) finden auf die vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs entitandenen, nod nicht verjährten An⸗ 
ſprüche Anwendung Der Beginn jomwie die Hemmung und 
Unterbredung der erjäßrung beitimmen ſich jedoch für die Zeit 
vor dem Snrafttreten des Bürgerlichen Gejegbuhs?) nad) den 
bisherigen Gejeßen. 

Sit die Verjährungsfriit nad) dem Bürgerlichen Geſetzbuche 
fürzer als nach den bisherigen Gefeken*, jo wird die kürzere 
Friſt von dem Anfrafttreten des Bürgerlidien Geſetzbuchs an 
berechnet. Läuft jedody die in den bisherigen Geſetzen beitimmte 
längere Friſt früher als die im Bürgerlichen Geſetzbuche be- 
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ſtimmte kürzere Friſt ab, jo iſt die Verjährung mit dem Ab- 
laufe der längeren Friſt vollendet, 

4) deren Zuläffigteit, Vorausfegungen, Dauer, Wirkungen. BB. 
88. 194 ff. nebft Borbm. u. Unm., auch die für einzelne Schulbverhältnifie 
gegebenen beſonderen Verjährungsvorſchriften, felbft wenn das Verhältnis 
ſonſt nad früherem Rechte zu beurteilen, NG. 62 ©. 880. Zur Une 
wendung bed neuen Rechtes genügt Gleichheit des Grundes des nad 
früherem Rechte und bed nah BGB. begründeten Anſpruchs; juriftiſche 
Gleichartigkeit nicht erforberlih, ZW. 1904 S. 109. Auf Ausſchluß⸗ 
friften find die Borfchriften des Art. 169 nit anwendbar, RS. 48 
S. 168, OLG. 2 ©. 165, 6 ©. 217; abw. RG. ZW. 1904 S. 115 
‘beir. BGB. $. 1571 Ubi. 4; OLG. 4 ©. 89, 12 ©. 241). 2) Bel 
aber Urt. 174 Ubi. 2; wegen 8. 212 f. RG. 52 ©. 829. 3) Bol. 
bezüglich der Unterbrehung RG. IW. 1906 ©. 222. Bon dem An: 
trafttreten de8 BGB. an wirft ein noch fchwebendes Beweisſicherungs⸗ 
verfahren nah BGB. S. 477 Abſ. 2 unterbredend, IW. 1902 Beil. 
S. 279. 4) Dal. BGB. 8. 195 nebft Anm. 


Schuldverhältniſſe im allgemeinen. 

Art +. Für ein Schuldverhältnis, das vor dem In⸗ 
Trafttreten des Bürgerlichen Gefegbuchs entitanden ift, bleiben 
die bisherigen Gejete maßgebend. 

Die Regel des Art. 170 gilt für Shuldverhältniffe aller Art one 
Unterfchted des Entftehungsgrundes, insbeſondere auch für den Anfprud 
aus einer unerlaubten Handlung (Gruch. 46 S. 975), den Deflorations: 
anſpruch (RB. 49 ©. 206), das Schuldverhältnis zwifchen geichiebenen 
Ehegatten, felbft wenn das Scheidungsurteil nur verkündet, aber erit 
nachher rechtöfräftig geworden war (RG. 50 ©. 808, Bruch. 46 S. 952), 
für Unfprüce aus römiſch⸗rechtlichen Interdikten zum Schutze des Gemein: 
gebrauchs (OLG. 4 S. 284), Anfprüche aus Verwendungen (JW. 1901 
S. 287). Für erbrechtliche Schuldverbältnifie gilt jedoch Art. 218 (NE. 50 
S. 187; für den Offenbarungseid der Miterben gilt nit BGB. S. 269 
Ubf. 2,8, RG.66 ©. 221). Zu den bisherigen Gejegen gebören aud 
bie bisherigen Grundfüge des internationalen Privatrecht? (JW. 1902 
Beil. ©. 67, 184). Entftanden ift dad Schuldverhältniß aus einer un: 
erlaubten Hanblung, die vorher begonnen, aber erft nachher eine Erſatz⸗ 
pflicht begründet Hat, erft nach dem Inkrafttreten de8 BGB. RG. 523 
©. 119; das SchuldverbältntS aus einem Mällervertrag nicht erft mit 
dem Gintritte des Erfolges, NS. 67 ©. 16. 

Auch die Wirkung neuer Tatfachen beftimmt ſich nad} bisherigem 
Nechte, wern es fih dabei nur um eine Yortentwidelung des Schuld- 
verhältniffes Handelt (MG. SW. 1906 ©. 182); jo 3. B. die Folgen 
der Verlegung eined Vertrags durch Nichterfüllung oder mangelhafte Er» 
fülung (NG. ZW. 1906 ©. 886), der Eintritt des Leiftungäverzugs bei 
einer älteren Schuld (ZW. 1901 S. 867), das Rücktrittsrecht wegen 
eine8 nachher eintretenden Berzuge (NG. 52 ©. 262; a. U. OvG. 6 
©. 46), die VBorausfegungen und Wirkungen des Gläubigerverzugs 
(RE. IW. 1908 Beil. S. 86, OLG. 6 S. 280), ber Einfluß ber Be 
teiligung mehrerer als Gläubiger oder Schuldner (RG. 56 S. 286), 
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die Wirfung der Zahlung eines Mithürgen (RG. JW. 1905 ©. 486), 
bet Verfprechen ber Leiftung an einen Dritten die Entftehung bes Un: 
ſpruchs des Dritten (NG. Gruch. 49 ©. 101), bei einer Schenkung das 
Widerrufsredt (NG. 62 S. 328), die Buläffigleit der Aufrechnung gegen 
den Anſpruch aus einem Berwahrungdvertrag (RS. 50 ©. 88, OXG. 2 
©. 844; a. U. OLG. 1 ©. 188), die Wirkung der Weiterveräußerung 
des Grundſtücks bei einer vorber erfolgten Hypothelenübernahme (OLG. 8 
S. 52). Dagegen beitimmt ſich die Höhe der Verzugszinſen vom In— 
frafttreten des BGB. an nad neuem Rechte (RS. 46 ©. 74, 82, 
Bayohr®b. 1 ©. 202), ebenfo die Höhe anderer gejeglicher Zinſen (vgl. 
Pr. Urt. 10; Bay. Gef. v. 9. Yuni 1899 Urt. 8; Sad. 8. 8; Heil. 
Art. 269), ſowie die Frage, ob ein Anfpruch auf Verzugszinſen befteht 
(OLG. 1 ©. 166). Das gleiche gilt von neuen, an das Schulbverhältnis 
von außen berantretenden Tatfachen, indbefonbere dem Erfüllungdgefchäfte 
(RG. 48 ©. 18; jedod nur bezüiglih ber Art, wie, nicht bezliglich der 
Frage, was zu leiften it, IW. 1904 ©. 196), ber Hinterlegung 
(BayObG. 8 S. 979), der Befrtebigung des Glaͤubigers durch einen 
Gefamtichulöner (JW. 1901 S. 226), der Geltendmachung der Zurüds 
behaltungseinrede wegen nichtlonnerer Gegenforberungen (OLG. 2 ©. 57, 
NG. 49 ©. 82), einer nachträglich bewilligten Friſt (NG. 50 S. 258), 
der Abtretung der Forderung (RG. 56 ©. 801), der Schuldübernahme 
(RS. Gruch. 49 S. 854), neuen Verträgen einer Gefellichaft mit Dritten 
(OLG. 4 ©. 199), abändernden Vereinbarungen (OLG. 5 ©. 81), einem 
Auflöfungsvertrage (FW. 1902 Beil. S. 261). Ebenſo tft BGB. 8. 1165 
auf ein ältered Schuldverhältni anwendbar (RG. 58 ©. 878), dgl. 
8. 1166 (OLG. 8 ©. 144). 

Auch auf alte ShuldbverHältntfie finden folche neuen Vor— 
ſchriften fofort Anwendung, deren Zwed dies erfordert, jo 3.2. 
BGB. 8. 188 Abſ. 1 (JW. 1901 ©. 689), 8. 188 Abſ.2 (RG. 47 ©. 108, 
jedoch nicht auf ſchon vollzogene Geſchäfte, BayObr®. 2 S. 606), 8. 226 
(OLG. 1 ©. 487), $. 728 (NG. 61 ©. 828, Seufil. 57 ©. 266, 
DRG. 6 ©. 446), 8. 2802 (OLG. 8 S. 290); befeitigt ift Code civil 
Urt. 1166 (RW. 1902 Beil. ©. 287). Nichtrüdwirkend find dagegen BGB. 
S. 841 Abſ. B (RS. 61 ©. 188), 8. 848 (IW. 1900 ©. 786, 865, 
NG. 58 ©. 422), $. 666 (NG. 46 S. 168, 167, Gruch. 46 ©. 907, 
$. 762 (RS. 58 ©. 198), HGB. 88. 74, 75 (RS. IW. 1908 Beil. 
©. 49); überhaupt wirken nicht alle zwingenden Borfchriften zurüd 
(NG. 42 ©. 102). 

Die Negel des Art. 170 wird durch die Art. 171—179 für einzelne 
Schuldverhältniſſe teils geändert, teils erläutert. 

iet-, Pacht oder Vienſtrerhältnis. 

Art. 171. Ein zur —* des Inkrafttretens des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs beſtehendes Miet-, Pacht⸗ oder Dienſtverhält⸗ 
nis!) beſtimmt ſich, wenn nicht die Kündigung nach dem In» 
frajttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs für den eriten Termin 
erfolgt, für den fie nach den bisherigen Gefegen zuläflig ilt?), 
von diefem Termin an?) nad den Vorfchriften des Bürgerlichen 
Gejegbudst). 
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& Der Artikel gilt nicht für den Fall ber Zwangsverſteigerung, RG. 55 
. 259. 

1) 3.9. auch das Dienftverhältntis der Handlungsgehilfen, NG. 48 
S. 181, und Agenten, ORG. 1 ©. 486. 2) ſei es unmittelbar kraft 
Geſetzes, fei es kraft Vertrag. Die Kündigung muß für beide Zeile 
zuläffig fein, NG. 58 ©. 170, ORG. 11 ©. 814. Anwendung auf einen 
wegen Formmangels fofort kündbaren Dienftvertrag DRG. 5 S. 82, 
3) Bis zu biefem Termine verbleibt ed bei der Regel des Art. 170, 
jedoch mit den in ber Anm. dazu bezeichneten Einfchräntungen. Das 
bisherige Recht Bleibt inSsbefondere maßgebend für das Pfandrecht des 
Bermieterd (RG. 49 ©. 56, ZW. 1901 ©. 9; RGSt. 84 ©. 157, 
DRG. 1 S. 4; bagegen OLG. 4 ©. 43, wonach Art. 184 Anwendung 
finden fol). DBgl. aber wegen ber Anwendung des BGB. SS. 571ff. 
den Urt. 172. 4) BGB. 88. bEhff., 581 ff, HILF. und, ſoweit 
dieſe Borjchriften nicht zwingend find, nah dem Bertrage (OLS. 7 
©. 466, 11 ©. 818). Auch das Pfandrecht des Vermieters beftimmt ſich 
nad neuem Nechte, ORG. 5b ©. Bl (ftr.); nicht dagegen die Form eines 
vor dem Inkrafttreten des BGB. geichlofienen Pachtvertragg und bie 
Folgen tbrer Berfäumung, RG. bb ©. 86. 


Art. 172. Wird eine Sadye, die zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretend des Bürgerliden Geſetzbuchs vermietet oder verpachtet 
war, nad) diejer Feit veräußert!) oder mit einem Rechte belaitet, 
fo bat der Mieter oder Pächter dem Erwerber der Sade oder 
des Rechtes gegenüber die im Bürgerlichen Geſetzbuche beitimmten 
Nedte?). Weitergehende Rechte des Mieter oder Pächters, die 
ih aus den bisherigen Geſetzen er en), bleiben unberührt, 
unbejchadet der Vorſchrift des Artikel 171 

1) Für Beräußerung in Wege der Zwangsverſteigerung gilt Art. 172 
nit, RG. 48 ©. 88. 2) BOB. 8.571 Abf. 1, $. 572 Sak 2, 
577—b80, 8. 986 Abſ. 2. Nach Sat 1 find nicht alle zur Durdführung 
des Grundfaged „Kauf bricht Miete nicht“ dienenden Borichriften des 
BGB., Tondern nur die Vorfchriften Über die Rechte bed Mieterd gegen 
den Erwerber anwendbar, NG. ZW. 1908 Beil. S. 181 (vgl. NG. 58 
©. 247). 3) über die gegenüber Dritten durch Eintragung wirt: 
famen und die dingliden Miet: und Pachtrechte j. Urt. 179, 188 Abſ. 2. 


Gemeinfhaft nad; Fruchteilen. 

Art. 173. Auf eine zur Zeit des Inkrafttretens des 
Bürgerliden Geſetzbuchs beitehende Gemeinfchaft nad) Brudy» 
teilen!) finden von dieſer Zeit an die Vorfchriften des Bürger- 
lien Geſetzbuchs Anmwendung?). 

1) auch wenn fie auf einem Geſellſchaftsvertrage berubt, OLG. 6 
©. 446. Für Gemeinſchaften anderer Urt bleiben die biäherigen Geſetze 
maßgebend; vgl. Urt. 181 Abſ. 2. 2) BGB. 88. TAlff. Die Wirkung 
einer früheren Vereinbarung ber im 8. 761 des BGB. bezeichneten Art 
beftimmt fich nach den biäherigen Gefegen. Vertragsmäßige Verfügungs: 
befhränkungen ber Teilhaber bleiben nach Art. 168 beitehen. Für erb: 
rechtliche Gemeinfchaften gilt Art. 178 nur unbefchadet ber nach Art. 218 


Übergangsvorfchriften. Art. 172-176. 1083 


maßgebenden erbrechilichen Vorfchriften. Er gilt danach für gemeinrecdht» 
lihe Erbengemeinichaften; BGB. 8. 2083 Abſ. 1 Sat 2 gilt für fie 
nidt, RG. Gruch. 49 ©. 967. 

Schuldverfchreibungen auf den Inhaber. 

Art. 174. Bon dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs an gelten für die vorher ausgeitellten Sculd- 
verfchreibungen auf den Inhaber die VBorfchriften der 88. 798 
bis 800, 802, 804 und des $. 806 Sab 1 des Bürgerlichen 
Gefegbuds!). Bei den auf Sicht zablbaren unverzinslichen 
Scyuldverjchreibungen ſowie bei Zins», Renten- und Gewinn⸗ 
anteilfheinen bleiben jedocd für die Kraftloserflärung und die 
Zahlungsſperre die bisherigen Gejege maßgebend ?). 

Die Berjährung der Anſprüche aus den vor dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Delegbucs ausgejtellten Schuldverfchrei- 
dungen auf den Inhaber beftimmt fi, unbejchadet der Bor» 
fhriften des 8. 802 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, nad den 
bisherigen Gefegen?). 

1) Das Bitat des $. 804 entipricht nicht dem von der ziwveiten 
Kommiffion gefaßten Beſchluſſe (P. II Bd. 6 S. 507), auf welchem ber 
Urt. 174 beruht; ftatt „S. 804“ muß es beißen „S. 806”. Demgemäß 
iſt auch im 8. 21 der Reichsſchulbenordnung v. 19. März 1900 nicht der 
8. 804, ſondern der $. 806 in Bezug genommen. 

Neben den angeführten Vorfchriften des BGB. bleiben im übrigen 
nad Art. 170 die bisherigen Gefege maßgebend, insbefondere für die 
Berpflichtung des Augjtellerd zur Umfchreibung auf Namen. Den $. 801 
erflärt jedoch für anmendbar die Meichdichuldenordnung 8. 21. DBgl. 
ferner Pr. Art. 18 8. 10, Gef. v. 25. Mat 1900 8. 8 Abf. 2, Bay. 
Art. 55, Gel. v. 9. Junt 1899 Art. 8; Württ. Art. 188—187: Babd. 
AUG. 3. 38G. u. 3. 3PO. v. 18. Juni 1899 8. 12: Hefl. Art. 186, 
137. Über die Anwendbarkeit des BGB. 8. 799 Abſ. 2, 8. 800 auf 
Altien ſ. HGB. $. 228, EG. dazu Urt. 26. 2) Durch diefen Sat 
wird die Anwendung ber Vorſchrift des BGB. $S. 799 Abſ. 1 Sub 2 
ausgefchlofien. 3) Abi. 2 mußte ald Ausnahme von Art. 169 be: 
ſonders ausgeſprochen merden. 

Art. 175. Für Zins⸗, Renten- und Gewinnanteilſcheine, 
die nad) dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gefegbuchs für ein 
vor diefer Zeit ausgeitelltes Snhaberpapier!) ausgegeben werden, 
find?) die Gefege maßgebend, welche für die vor dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ausgegebenen Scheine gleicher 
Art gelten?). 

1) Schuldverſchreibung oder Ultie auf den Inhaber. 2) wegen 
des BZufammenbanges jener Scheine mit dein Hauptpapiere. 3) Diele 
Geſetze ergeben fi aus Art. 174 und EG. z. HGB. Art. 26. 

Außerkursfetung. 

Art. 176. Die Außerkursfegung von Schuldverjchreibungen 

auf den Snhaber findet nad dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
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Geſetzbuchs nicht mehr ſtatti)y. Eine vorher erfolgte Außerfurs- 
fegung verliert mit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz- 
buchs ihre Wirkung ?). 

2) Un die Stelle der Außerfursfegung tritt die Umſchreibung auf 
den Namen (Urt. 174 Abſ. 1, 101; BGB. 8. 806 Sat 1). Unberührt 
it nad Art. 82 der 8. 4 des RGeſ. v. 23. Mai 1878, betr. die 
Bründung 2. des Reichsinvalidenfonds. 2) Zu Sag 2 vgl. die 
entipregende Borichrift für Altien auf den Inhaber in EB. 3. HGB. 
Urt. 26. Sad. B. v. 6. Juli 1899 8. 12. Auf die Außerkursſetzung 
von Sparlaffendbüchern und ähnlichen . Urkunden, die nicht Sculd- 
verfchreibungen auf den Inhaber find, bezicht fich der Art. 176 nicht; für 
jie verbleibt es nad Urt. 170 bei den biäherigen Geſetzen. Bgl. aber 
Br. Art. 76 8. 12. 

Zegitimationspapiere. 

Art. 177. Bon dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gefep- 
buchs an gelten für vorher ausgegebene Urkunden der im $. 808 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Urt, fofern der 
Schuldner nur gegen Aushändigung der Urkunde zur Leiltung 
verpflichtet ift, die Vorſchriften des 8. 808 Abi. 2 Sag 2, 3 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs und des Artikel 102 Abf. 2 diejes 
Geſetzes). 

1) Uber die Kraftloßerflärung und die Hemmung ber Beriäßrung 
durch Bahlungsiperre vgl. Bay. Urt. 121. Wegen der Außerlurdiegung 
ſ. Anm. 2 zu Urt. 176. 

Anhängiges Berfohren betr. Araftloserklärung. 

Art. 178, Ein zur Ben des Inkrafttretens des Bürger- 
Iihen Geſetzbuchs anhängiges Verfahren, das die Kraftlos⸗ 
erflärung einer Schuldverjchreibung auf den Inhaber oder einer 
Urkunde der im 8. 808 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten 
Art oder die Zahlungssperre für ein folches Papier zum Gegen- 
ftande Hat, iſt nad) den bisherigen Geſetzen zu erledigen?). 
Nach diefen Gefeten beitimmen fih auch die Wirkungen des 
Verfahrens und der Entjcheidung. 

4) Abweichend von Wrt. I des EG. 3. Gef., betr. Änderungen ber 
ZPO. v. 17. Mat 1898. Vgl. für Urkunden der im 8. 808 des BGB. 
bezeichneten Art den Art. 102 Abi. 2. 

Eingetragene Anfprüde aus Schuldverhältniffen. 

Art. 179. Hat ein Anſpruch aus einem Schuldverhältnifie 
nad) den bisherigen Gefegen durd Eintragung in ein öffentliches 
Buch Wirkſamkeit gegen Dritte erlangt!), jo behält er Diele 
Wirkſamkeit auch nah dem Inkrafttreten deö Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. 

1) wie dies namentlich nach einigen Rechten (z. B. ſächſ. Geſetzbuch 
8. 1224; württ. Gef. v. 21.. Mai 1828 Urt. 71), für Miete und 
Pacht gilt. Für diefe kommt aber zunächft Art. 172 in Betradt. An⸗ 
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wendung des Urt. 179 auf Vormerkungen alten Rechtes RG. 562 ©. 48, 
nit auf das antichretifche Pfandrecht RG. 47 ©. 68. 
efihverhältnis. 


® 

Art. 1LSO, Auf ein zur Zeit des Inkrafttretens bes 
Bürgerlichen Geſetzbuchs beitehendes Befigverhältnis finden von 
dieſer ga an, unbefchadet des Artikel 191, die Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung!). 

1) ©. insbeſ. BGB. SS. 864-872, 1029, 1090. Ein im BGB. 
nicht mehr als Befigverbältnis anerkanntes Verhältnis Hört auf, ein 
Beligverhältnis zu fein, 3. B. der Nechtäbefig. Anwendung bed Urt. 180 
auf die Berwendungsaniprüdhe des Beſitzers OLG. 4 ©. 886. Die 
unter dem alten Recht erjolgte Begründung eines Beligverhältnifies be: 
ftimmt fi nad altem Rechte, RG. 54 ©. 188; dgl. die Anſprüche aus 
einem unter dem biäherigen Rechte begangenen Befißdelilte NG. 50 ©. 8, 
IW. 1908 Beil. S. 105; ebenjo eine unter dem alten Rechte entftandene 
Spolieneinrede, OLG. 6 S. 256. 


Eigentum. 

Art. 181. Auf das zur Zeit des Inkrafttretens des 
Bürgerliden Geſetzbuchs beitehende Eigentum!) finden von 
Diefer Zeit an die VBorfchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
Anmendung?). 

Steht zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetz- 
buchs das Eigentum an einer Sache mehreren nicht nad) Bruch⸗ 
teilen zu?) oder it zu Diefer Zeit ein Sondereigentum an 
ttehenden Erzeugniffen eines Grundftüde, insbejondere an 
Bäumen), begründet, fo bleiben diefe Rechte beitehen. 

1) Ob Eigentum befteßt, beſtimmt fich nach bigherigem Nechte. Die 
Vorſchrift gilt auch für eigentumsähnliche Rechtsverhältniſſe bes bisherigen 
Rechtes, fofern fie fachlich dem Eigentume gleich zu achten find, wie die 
Nechtöftellung de publiztanifhen Eigentümerd. Auf früher entftandene 
Anſprüche aus dem Eigentume findet die Vorſchrift feine Anwendung 
IW. 1901 S. 298, ebenfo nicht auf früher entitandene Gegenanfprüche 
wegen Verwendungen, RG. JW. 1900 ©. 662, 1901 ©. 287. 2) Bat. 
namentlid BGB. 88. 908ff., 985ff. Insbeſ. finden die SS. 912 fl. 
{Überbau) ſelbſt in anhängigen Sachen fofort Anwendung NG. 46 
©. 148, 47 S. 115, IW. 1900 ©. 561, OLG. 1 ©. 282, 10 ©. 108. 
Ein bisher vorhandenes Immobiltarfondereigentum an einem Gebäude 
tt erlojden, NG. ZW. 1908 ©. 90; ebenfo ein Sondereigentum an 
weientlihen Beftandteilen im Sinne be8 BGB., NG. 56 ©. 248, 
DS. 6 ©. 214. Ein früheres rheinifches® Kellerredht ift zu einem 
Nehte an dem Grundftüde (Dienftbarteit oder Erbbauredht) geworden; 
RS. 56 ©. 258. Auch eine in Gemeinichaft nach Bruchteilen ftehende 
Grenzmauer findet BGB. SS. 921f. Anwendung RG. 58 ©. 807. 
Das franzöfifche Rechtsverhältnis ber mitoyennete hat fi in Sonder: 
eigentum bis zur Grenze verwandelt, OLG. 4 S. 294 (f. aber Art. 184 
Anm. 8). Dgl. darüber Pr. Urt. 28, 24; Heſſ. Urt. 188, 216. Liber 
widerrufliche8® Eigentum an Grundftüden nah franzöf. Rechte f. Pr. 
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Art. 25; Bay. Gef. v. 1. Zult 1898 Art. 17, Gef. vo. 9. Juni 1899 
Urt. 89; Hefl. Gef. v. 16. März 1899 Art. 48, 44. Das neue Recht, 
insbef. $. 1006, gilt auch für einen bei feinem Infrafttreten anbängigen 
dingliden Anipruh aus dem Gigentum, RG. 55 ©. 62. Urt. 181 
hindert nicht, daß Sachen, die bisher wegen Verſchiedenheit des Eigen: 
tümers nicht Zubehör waren, infolge des Inkrafttretens des BGB. 
folcheß werden, NG. 68 ©. 861. Ber Grundfag des Abſ. 1 wird durch 
Abſ. 2 und Art. 182 eingejchräntt. 8) Nicht Hierher gehört das 
Miteigentum nad Bruchteilen gemäß ber franzöj. ober bad. Nechte, 
RS. 60 ©. 806; ebenfo nicht das Miteigentum an Grundftüden, bie 
ben wirtſchaftlichen Zweden anderer Grundftüde dienen, wie gemein: 
ſchaftliche Durdhfahrten, Brunnen ufm. Borfchriften für dieſe Bälle 
f. Bay. Gef. v. 1. Juli 1898 Urt. 21, Gef. v. 9. Juni 1899 Art. 43; 
Heſſ. Art. 189; ElſLoth. 8. 76. Wegen der ehelichen Güters und der 
Erbengemeinfchaft vgl. Urt. 200, 218. 4, Ein ſolches Sonderredt 
an Bäumen findet fi im Gebiete des franz. Rechtes und in 
Württemberg. 

Stokneche ng tum 

Art. 182, Das zur Zeit des Inkrafttretens des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs beitehende Stockwerkseigentum bleibt beitehen!). 
Dus Rechtsverhältnis der Beteiligten unter einander beitimmt fi 
nach den bisherigen Geſetzen?). 

1) Vgl. inshefondere Code civil Art. 664; bad. Lanhredt Sag 
664. Satz 1 gilt ohne Unterfhied, ob daS Stodwerkdeigentum als 
Sonbereigentum am Gebäudetell oder als Deiteigentum am Gebäude 
nah Bruchteilen mit ausfchlieglidem Nugungsrecht am Gebäubeteile ger 
ftaltet if. Die Erfiredung eines beftehenden Stodwerldeigentumd auf 
einen bisher im Wlleineigentume befindlichen Teil des Gebäudes iſt un: 
zuläffig, Seuffü. 58 ©. 187; ebenfo die Teilung eines foldyen, RIJA. 6 
S. 82. Wegen des rheinifchen Stellerreht3 j. Unm. 2 zu XUrt. 181. 
Wegen des Erſatzes des Stodwerkdeigentums für die Zukunft f. Anm. zu 
Art. 181. 2) Daneben gelten für das Stodwerläeigentum die 
Borfchriften des Urt. 189. Landesgeſetzlich ift das Stodwerkdeigentum 
übergelettet in Bayern (Gej. v. 1. Juli 1898 Urt. 20, Gef. v. 9. Juni 
1899 Urt. 42) und Heſſen (Urt. 216—219). 
ige um eränkanger in bezug nuf Maldbäume. 

Art. 183. Zu Gunſten eines Grundftüds, das zur Zeit 
des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs mit Wald bes 
Itanden ijt, bleiben die landesgejeglidhen VBorfchriften, weldye die 
Rechte des Eigentümers eines Racbangennbiküide in Anjehung 
der auf der Grenze oder auf dem Waldgrundftüde jtehenden 
Bäume und Sträucher abweichend von den Borfchriften des 
8. 910 und des $. 923 Abf. 2, 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
beitimmen, bis zur nächſten Berjüngung des Waldes in Kraft. 

Statt eines Vorbehalt, wie folden der Art. 122 zum Schuge von 
Obftbäumen enthält und die Entwürfe auch zum Schuge von Wald: 
bäumen vorfahen, Hat die Reichsſstagskommiſſion für legtere nur die über⸗ 
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gangsvorſchrift des Art. 188 aufgenommen. Vgl Bay. Gef. v. 9. Juni 
1899 Art. 9; Württ. Art. 245; Bad. Art. 17. 


Rechte an fremden Sachen und an Rechten. 

Art. LSA, Rechte!), mit denen eine Sache oder ein Recht 
zur Zeit des Inkrafttretens de3 Bürgerlichen Geſetzbuchs belajtet 
ıft2), bleiben mit dem fid) aus den bisherigen Geſetzen ergebenden 
Inhalt und Range beitehen?), ſoweit fi) nicht aus den Artikeln 192 
bis 195 ein anderes ergibi. Bon dem Inkrafttreten des 
Bürgerlihen Geſetzbuchs an gelten jedoch für ein Erbbauredit 
die Borfchriften des 8. 1017*), für eine Grunddienjtbarfeit die 
Vorſchriften der 88. 1020 bis -1028. des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs 9). 

1) einſchließlich der Rechtspoſitionen mit diuglichem Charakter, Die 
nicht Eigentum find (Anm. 1 zu Urt. 181). 2) Ob eine ſolche 
Belaftung befteht, beftimmt fi) nach den bißherigen Geſetzen. Urt. 184 
gilt in bezug auf Grunbftüde nicht nur für eingetragene Rechte (NG. 56 
&. 9 unter Berichtigung der Entfheidung NG. 48 ©. 61). 3) Zum 
Inhalte des Rechtes gehört nicht das Maß der Haftung de3 Eigentümers 
für Dritte und die Wirkung konkurierenden Verſchuldens des Berechtigten, 
NG. 56 ©. 378; dagegen bei einem dinglichen Vorkaufsrecht die Pflicht 
zur Benachritigung und die Form diefer, NG. 58 S. 167, bei einem 
zu feiner Wirkfamteit gegen Dritte der Eintragung bedürfenden Rechte 
der Anfpruch des Berechtigten auf Bewilligung der Eintragung, foweit er 
nit durch einen Wechfel des Eigentums ausgeſchloſſen tft, ZW. 1904 
©. 282. Die Zuläffigleitt einer unter früherem Rechte erfolgten Ein: 
tragung beitimmt ſich nach jenem Rechte, OLG. 8 ©. 128. Die Regel 
des Sag 1 findet z. B. Anwendung auf das antichretiiche Pfandredit, NG. 47 
&.56, OLG. 1 S. 261, bei dem Rechte der mitoyennet& auf das darin 
liegende Necht des Nachbars, gegen Erftattung der halben Mauererrichtungs: 
foften anzubauen, ZW. 1906 S. 221. Ausnahmen außer in den Art. 
192—195 (vgl. Borbm. vor Urt. 192) im Say 2. Landesgefeklich find 
übergeleitet Neallaften in Bay. (Gef. v. 9. Sunt 1899 Art. 46, 48), 
das Pfandrecht an beweglichen Sachen in Hefl. (Urt. 158). 4) So⸗ 
weit ſich nicht aus Art. 189 ein anderes ergibt. Bgl. Bay. Gef. v. 
1. Juli 1898 Wrt. 19. 5) Bol. Heſſ. Art. 150-152; Elſvoth. 
8. 99. Auch Sag 2 betrifft nur den Inhalt, nicht die Begründung der 
Rechte, OLG. 4 ©. 298. 

Erfikung. 


Art. 185. Iſt zur Beit des Infrafttretens des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs die Erfigung des Eigentums oder Nießbrauchs 
an einer bemeglihen Sache noch nicht vollendet, fo finden auf 
die Erfitung die Vorſchriften des Artilel 169 entfprechende An» 
wendung'). 

1) Für eine noch nicht vollendete Erfigung gelten alfo nah Map: 
gabe des Urt. 169 bie Borjchriften des BGB. SS. 987ff., 1088, vgl. 
EG. Art. 189 Ubi. 2. 
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Anlegung der Grundbücher. 

Art. 186. Das Verfahren, in welchem die Anlegung 
der Grundbücher erfolgt!), ſowie der Zeitpunkt, in welchem das 
Grundbud für einen Bezirk als angelegi anzufehen tfi?), werden 
Ir jeden Bundesftaat durch Iandesherrlide Verordnung ber 
timmt. 

Sit das Grundbuch für einen Bezirk als angelegt anzuſehen, 
jo it die Anlegung aud für folde zu dem Bezirke gehörende 
Grundjtüde, die noch Fein Blatt ım Grundbuche baben?), als 
erfolgt anzuſehen, fomeit nicht beftimmte Grundjtüde durch ber 
fondere Anordnung ausgenommen find*). 

1) Das Liegenfchaftsrecht des BGB. ſetzt die Anlegung von Grund: 
büchern voraus. Die Regelung des Unlegungsverfahrens ift landesherr⸗ 
Tiger Verordnung vorbehalten. Dabei find jedod in erfter Linie die 
Vorſchriften der EBD. zu beachten (EBD. 8. 82). Nah den SS. BTH. 
der GBO. künnen bereit8 vorhandene Bücher als Grundbücher des neuen 
Nechtes beibehalten werden. Über da8 Unlegungsverfahren f. für Pr. 3. 
v. 18. Nov. 1899 Urt. 8—14, v. 11. De. 1899, v. 10. April 
und 7. Mat 1900 fowie über das Fortichreiten der Grundbuchen: 
fegung die feit 1900 alljährlich im Sanuar erfheinenden Belanntmachungen 
des JuſtMin. in der GeſSamml.; Bay. Gef. v. 18. Juni 1898, Gei. 
v. 1. Juli 1898 Urt. 28ff. V. v. 28. Juli u. 28. Aug. 1898, MinBel. 
v. 14. Sept. u. 1. Oft 1898, 11. Suli 1901 u. 15. Sept. 1902; 
Sachſ. V. v. 26. Juli 1899 $. 1, Württ. B. v. 80. Juli 1899; Bad. 
2. dv. 11. Sept. 1897, 1. Aug. 1899, 4. Mai u. 9. Nov. 1900; Hei. 
Gef. v. 16. März 1899, V. v. 18. Yan. 1900, Anweiſ. v. 1. Fehr. 
1901; ElſLoth. B. v. 18. April 1900. Bol. Gef. über die Konjular: 
gerichtSbarteit v. 7. April 1900 3$. 21, 28 Abſ. 1, Schußgebietägel. v. 
10.; Sept. 1900 8. 8, Kaiferl. ®. v. 25. Oft. 1900 u. 21. Nov. 1902. 
2) Die Bebeutung des Zeitpunkt, in welchem da8 Grundbuch als an: 
gelegt anzufehen ift, ergibt fih aus ben folgenden Artikeln: mit vielem 
Beitpunfte treten die Vorſchriften des BGB. über den öffentlichen 
Blauben des Grundbuchs, mit ben in den Wrt. 187, 188 oder in vor: 
behaltenen Landesgefegen vorgeſehenen Einſchränkungen, fowte die in den 
Art. 189—195 bezeichneten jonftigen Veftimmungen bes neuen Liegen: 
ſchaftsrechts in Geltung (vgl. Anm. 2 zu Urt. 1). 5) fei es, weil 
fie nad) Maßgabe bes S. 90 der EBO. von dem Buchungszwange be: 
freit find, fei e8 wegen eine ber Anlegung des Blatted entgegenftehenden 
Hinderniffes, ſei es aus Bericehen. Wegen bed Verfahren? zur nach: 
träglichen Anlegung von Blättern f. GBO. 8. 91. 4) Die nad 
Maßgabe des $. 90 des EBD. vom Buchungszwange befreiten Grund: 
füde find nicht „beitimmmte durch befondere Anordnung ausgenommene 
Grundftüde“. 


Beſchränkung des öffentlihen Glaubens des Grundbuds: 
a) gegenüber Grunddienfibarkeiten; 

Art. 187. Eine Grunddienftbarkeit, die zu der Zeit be 
fteht, zu welcher das Grundbud; als angelegt anzufehen üt!), 
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bedarf zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen 
Glauben des Grundbudhs?) nicht der Eintragung). Die Ein- 
tragung bat jedoch zu erfolgen, wenn jie von dem Berechtigten 
oder von dem Eigentümer des belajteten Grundjtüds verlangt 
wird); die Koſten find von demjenigen zu tragen und vorzu⸗ 
ſchießen, welcher die Snteagung verlangt. | 

Durch Landesgejeh’) kann beitimmt werden, daß die be- 
ftebenden Grunddienftbarkeiten oder einzelne Arten zur Erhaltung 
der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlihen Glauben des Grund- 
buchs bei der Anlegung des Grundbuchs oder jpäter in das 
Grundbud) eingetragen werden müſſen. Die Beitimmung kann 
auf einzelne Grundbuchbezirte beichränft werden. 

4) Bgl. Art. 186. 2) BGB. 88. 892, 898. 3) Be: 
Handlung bei der Zwangsverſteigerung EG. 3. 8BG. 8. 9. 4) Der 
Sat 2 gibt jedem der beiden Beteiligten gegen den anderen einen An: 
ſpruch auf Herbeifügrung der Eintragung (vgl. BGB. $S. 894). Unter 
welden formellen Borausfegungen die Eintragung zu erfolgen Bat, be: 
fimmt fih nad) der GBO. 88. 18ff. 19, 28ff, OLG. 8 ©. 129. Der 
Berechtigte kann auch die Eintragung eined Widerfpruch3 verlangen 
(BGB. S. 899, OLG. 4 ©. 292). 5) im Gegenfage zu der in 
Urt. 186, 188 nur erforderten Tandesberrlichen Verordnung. Bay. Bel. 
v. 1. Juli 1898 Urt. 26, Gef. v. 9. Juni 1899 Urt. 10, 44; Hefi. 
Art. 141, B. v. 20. Suni 1900 und 80. Suli 1902. Für Sad. f. V. 
v. 12. Ott. 1900. 

b) gegenüber gefeglichen Pfandrechten, Mist- und Pachtrechten. 

Art. 188. Durch landesherrliche Gernrbnunn kan be- 
ftimmt werden, daß geſetzliche Pfandrechte, die zu der Zeit be» 
Stehen, zu welcher das Grundbud als angelegt anzuſehen ijt!), 
zur Grbaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen 
Slauben de8 Grundbuch?) während einer zehn Kahre nicht 
überfteigenden, von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs an zu beredinenden Friſt nicht der Eintragung be« 
dürfen?). 

Durch Tandesherrlihe Verordnung Tann beitimmt werden, 
daß Mietrechte und Pachtrechte, welche zu der im Abſ. 1 be» 
zeichneten Zeit als Rechte an einem Grundftüde beitehen*), zur 
Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs nicht der Eintragung bedürfen?). 

1) Bol. Urt. 186. 2) Unm. 2 zu Urt. 187. 3), Bol. 
die Anm. 8 zu Urt. 187. 4) d. h. ohne Gintragung dingliche 
Necte diefer Art im Gegenfage zu Urt. 179. ber die Unzuläſſigkeit 
der Reubegründung f. Urt. 189 Ubf. 1 Satz 2. Bu Ubf. 2 Pr. V. v. 
16. Nov. 1899 Urt. 9. 

Erwerb und Berluf von Rechten an einem Grundſtücke. 

Art. 189. Der Erwerb und Verluſt des Eigentums 
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fowie die Begründung, Übertragung, Belaftung und Aufhebung 
eine3 anderen Rechtes an einem Grundftüd oder eines Rechtes 
an einem ſolchen Rechte erfolgen auch nah dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs nad) den bisherigen Geſetzen, bis 
da8 Grundbuch als angelegt anzufeben iſty. Das gleiche gilt 
von der Änderung des Inhalts und des Ranges der Rede. 
Ein nad) den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs unzu- 
läffige8 Recht Tann nad) dem Inkrafttreten des Bürgerlidhen 
Gefegbuhs nicht mehr begründet werden?). 

Sit zu der Zeit, zu welder das Grundbud als angelegt 
anzufehen ift, der Beliger ala der Berechtigte im Grundbud 
eingetragen, jo finden auf eine zu diefer Beit noch nidt 
vollendete, nad) $. 900 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuläflige 
Erfigung die Vorfchriften des Artifel 169 entſprechende An» 
wendung?). 

Die Aufhebung‘) eines Rechtes, mit dem ein Grundftüd 
oder ein Recht an einem Grundftüde zu der Zeit belaftet ift, zu 
welcher dad Grundbud) als angelegt anzufehen ift, erfolgt auch 
nach diefer Zeit nad den bisherigen Gefegen, bis dag Recht in 
das Grundbuch eingetragen wird°). 

4) Bol. Urt. 186. Kür den Inhalt des Gigentums gilt Urt. 181; 
ber Inhalt und der Rang der gemäß Art. 189 Abf. 1 Sag 1 begründeten 
Rechte beſtimmen ſich nach den biöherigen Geſetzen, vorbehaltlich des Abi. 1 
Sat 8 und des Art. 184 Satz 2. Satz 1 trifft nur die dinglidge Rechte: 
änderung, nicht das auf fie gerichtete obligatorifche Nechtögeihäft. Ind: 
befondere tft BGB. S. 818 fchon vor ber GBrundbuchanlegung anwendbar 
(OLG.1 S. 96, RG.IW. 1906 ©. 588). Üiber die Unanwendbarkeit de3 
5. 416 vor der Grundbuchanlegung ſ. RG. 58 ©. 386 und abw. Ban. 
O5LG. 5 ©. 445. Ünderungen der im Say 1 aufrechterhaltenen bis⸗ 
berigen Gelege ſehen vor Hell. Art. 162, Elſ.Loth. SS. 87ff. Zu BEE. 
8. 648 f. Bay. Gef. v. 9. Juni 1899 Urt. 50, 119, zu 8. 1287 cbenda 


Urt. 60, 128, Hefi. Art. 167, 214. 2) 3. B. Emphyteuſe, dingliches 
Mietrecht, Stodwerldeigentunmn. 8) Pol. Art. 186. 4, Tür 
andere Änderungen der bezeichneten Rechte (Übertragung, Belaftung x.) 
gilt BGB., NE. 59 ©. 292. 5) Nach der Eintragung gelten bie 


Vorſchriften bes BGB. (f. namentlich 88. 875, 876) auch für die Auf: 
hebung eines nad) den BGB. nicht mehr zuläffigen Rechtes. Der Abt. 8 
foll eine Eintragung lediglich zu dem Zwede, um die nah dem BGB. 
erforderliche Löfchung zu ermöglichen, entbehrlich machen. Es bleibt danach 
aud) die Aufpebung durch Nichtgebrauh und Freibeitderiigung beitehen, 
Über Erlöfhen nicht eingetragener Grunddienftbarkeiten Bay. Geſ. v. 
9. Juni 1899 Art. 11—18; Hell. Art. 142—148. 


Aneignungsrecht des Ziskus an herrenisfen Grundſtücken. 

Art. 190. Das nah $. 928 Abi. 2 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs dem Fiskus zuftehende Aneignungsrecht erſtreckt ſich 
auf alle Grundſtücke, die zu der Zeit herrenlos find!), zu welcher 
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das Grundbuch als angelegt angufehen ift?). Die Vorſchrift 
des Artikel 129 findet entipredhende Anwendung. 

4) nach bisherigem Nechte, wenn auch nicht durch Verzicht und Ein: 
tragung wie nad) BOB. S. 928 Abſ. 1. 2) Bol. Art. 186. 


Beſttzſ bei Dienſtbarkeiten. 

Art. 191. Die bisherigen —— den Sup im 
Beſitz einer Grunddienftbarfeit oder einer befchränkten perſön⸗ 
Iihen Dienftbarleit finden auch nad) dem Inkrafttreten des 
Bürgerlihen Gejegbudhs Anwendung, bis das Grundbuch für 
das belajtete Grundftüd als angelegt anzuſehen ift!). 

Bon der Zeit an, zu welder das Grundbuch als angelegt 
anzufehen ift, finden zum Schuße der Ausübung einer Grund» 
dienitbarleit, mit mweldyer das Halten einer dauernden Anlage 
verbunden ift, die für den Beſitzſchutz geltenden Vorſchriften des 
Bürgerliien Geſetzbuchs entfprehende Anwendung?), folange 
Dienjtbarkeiten diefer Art nach Artikel 128 oder Artikel 187 zur 
Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentliden Glauben 
des Grundbuchs nicht der Eintragung bedürfen. Das gleidje 
gilt für Grunddienftbarkeiten anderer Art mit der Maßgabe, 
daß der Beligihug nur gewährt wird, wenn die Dienjtbarfeit 
in jedem der drei leßten Jahre vor der Störung mindeltens 
einmal ausgeübt worden ift?). 

4) Vgl. Art. 186 und zu Art. 191 überhaupt den Urt. 180, 
welchen er einfchräntt. 2) BEB. 88. 868ff.; vgl. 8. 1029. 3) Über 
den Begriff der Ausübung |. Anm. 4 zu 8. 1029. Der Beſitzſchutz iſt 
auch ausgeichloffen, wenn eine der im Sag 2 aufgeftellten Vorausſetzung 
entiprechende Ausübung der Dienjtbarkeit nach deren Natur unmöglich 
war. Landesgeſetzlich ordnen die Unwendung des Abi. 2 fchon vor der 
Srundbuchanlegung an: Pr. Art. 28; Bay. Gef. v. 1. Juli 1898 Urt. 22, 
Geſ. v. 9. Juni 1899 Art. 45; Heil. Urt. 140; ElſvLoth. 8. 86. 

Beſtehende Sypotheken und Grundfchulden. 

Die Urtifel 192—195 leiten, abweichend von dem Grundfage des 
Art. 184 Sag 1, die beftehenden SKapitalbelaftungen ber Brundftüde in 
bie neuen Formen des Grundfreditrechtd über, und zwar betreffen die 
Art. 192—194 die von einer Forderung abhängigen, der Art. 195 
die felbftändigen Belaftungen. Zu bem bezeichneten Zwecke ftellen der 
Art. 192 und der Art. 195 Abſ. 1 reichsgefegliche Negeln auf, während 
die Urt. 198, 194 fowie der Art. 195 Abi. 2 Iandesgejegliche Ausnahınen 


zulaſſen. 
a) Hypotheken. 
Art. 192. Ein zu der Zeit, zu welcher das Grundbud 
als angelegt anzuſehen ift!), an einem Grundjtüde beitehendes 
Pfandredt?) gilt von diefer Zeit an als eine Hypothek, für 
melde die Erteilung des Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen ilt?). 
Iſt der Betrag der Forderung, für die das Pfandredht beiteht, 
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nicht PR jo gilt das Pfandrecht als Sicherungs⸗ 
bypothet®). 

Sit das Pfandrecht dahin beichräntt, daß der Gläubiger 
Befriedigung aus dem Grundftüde nur im Wege der Zwang 
verwaltung fuchen kann, fo bleibt dieſe Beichräntung beftehen?). 

1) Bgl. Art. 186. 2) d.h. nur ein nach Art der Hypothet 
beftehendes, nicht dag antichretiiche Pfandrecht (RG. 47 ©. 63). Bgl. über 
beitehende Untichrefen Heſſ. Art. 228, Eljlotd. AG. 3. GBO. 8.323. 
Nicht unter Art. 192, fondern unter Art. 184 oder 179 fallen Bor: 
merfungen nad SS. 6, 7 des pr. Gel. v. 18. Juli 1888 (28. 22 A 
&. 178, NG.52 ©. 40), vgl. über die Umwandelung ber pr. Arreſt⸗ 
vormerlung RS. 49 ©. 106; f. ferner Bay. AG. 3. EBD. Urt. 57, Heil. 
Geſ. v. 16. März 1899 Art. 16, 47. Beſtehende Pfandrechte find nicht: 
erlofchene oder nicht entftandene Hypothelen (NG. 52 ©. 69, 114), dgl. 
auf Grund ungültiger Bewilligung eingetragene Hypotheken (RE. 54 S. 88), 
wohl aber die preuß. nicht valutierte Hypothek, die fi nah dem BGB. 
8. 1168 in eine Grundſchuld des Eigentümerd zur Zeit der Überleitung 
ummwandelt (NG. 48 ©. 48, 50 S. 80, 51 ©. 898, Grud. 47 ©. 112, 
OLG. 1 S. 468, 4 ©. 195; a. A. 86.20 A ©. 811, ORG. 1 S. 268, 
ebenfo eine ausgezahlte aber nicht gelöfchte ſächſ. Hypothet (OUG. 6 
©. 272); dgl. eine beftehende, aber nit ind Grundbuch, fondern nur 
ing SHypothelenregifter eingetragene Hypothet (NG. IW. 1904 ©. 408) 
Ein beftehendes Pfandrecht ift auch bie preuß. Hypothek an einem ungewifſen 
Anteil eines Miterben (RC. 20 ©. A 818). Inwieweit den Borzug& 
rechten des franzöfifchen und badiſchen Rechtes der Charakter eines Pfand: 
recht3 im Sinne de Art. 192 zukommt, kann die Landesgeſetzgebung be- 
ftimmen. Pr. Art. 83 8. 4; Bay. Gef. v. 1. Juli 1898 Art. 1 Abf. 2; Bad. Art. 
40 Abſ. 2; Hell. Art. 224; ElſvLoth. 8. 77 Abſ. 2. 3) Bal. 
oben S. 529 Borbm. 1. Die Haftung des Zubehörs beftimmt ſich 
fortan nach neuem echte; bie bisherige Haftung gewillfürten Zubehörs 
erliiht (NG. 46 ©. 174, 50 ©. 72, 55 ©. 288, OcG. 6 ©. 273, IW. 1902 
Beil. ©. 122; a. A. OLG. 8 ©. 296). Die preub. Gigentümerbypotdet 
verwandelt fi) in eine Eigentümerbypothet nah BGB. 8. 1177 Abſ. ? 
(8. 21 ©. A 160, gegen KG. 20 ©. A 282). Das biägerige Recht 
bleibt maßgebend für die Wirkung einer früheren Abtretung der Hypothet 
in betreff der Einreben (RG. 47 ©. 280) und für das perfönliche Schuld- 
verhältnis (ZW. 1902 Beil. S. 218). Das Rangverhältnis der beitehenden 
Pfandrechte wird durch die Uberleitung nicht berührt, kann aber durch 
den öffentlichen Glauben des Grundbuch8 beeinflußt werden. 4) BGB. 
$8. 1184 ff. Die preuß. Kautionshypothek ift, ſoweit zur Zeit der UÜUberleitung 
eine Forderung beftand oder noch entftehen konnte, zur Maximalhypothet 
nad) BGB. 8. 1190 geworben, im übrigen erlofhen (NG. 49 ©. 164, 
62 S. 61, 112, 414, ZW. 1908 Beil. S. 182, 2. 21 S. A 150, 
OLG. 4 ©.19, 5 ©. 892, vgl. Seufff. 56 ©. 274); dgl. eine Kautiond- 
hypothek nach fächf. Recht (RS. 55 ©. 217). 5) Pol. Art. 60. 
Art 193. Durch Landesgefeg Tann beftimmt werden, 
daß ein Pfandrecht, welches nach Artikel 192 nicht ala Siche- 
rungshypothek gilt, als Sicherungshypothek!) oder als eine 
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Hypothek gelten ſoll, für welde die Erteilung des Hypotheken⸗ 
brief3 nicht ausgeſchloſſen ift?), und daß eine über das Pfand» 
recht erteilte Urfunde als Hypothefenbrief gelten ſoll. 

1) Pr. Art. 88 8. 8 Nr. 2; Bay. Gef. dv. 1. Juli 1898 Art. 1 
Abſ. 1, Gef. v. 9. Juni 1899 Art. 49; Bad. Art. 40; Hell. Gef. v. 
16. März 1899 Art. 58; Elfloth. 8. 77 Abſ. 1. 2) Pr. Urt. 88 
88.1, 2; Württ. Art. 214. 


Art. 194. Durch Landesgeſetz kann beitimmt werden, 
daß ein Gläubiger, deſſen Pfandrecht zu der im Artikel 192 
bezeichneten Zeit befteht, die Löſchung eines im Range vor» 
gehenden oder gleichſtehenden Pfandrechts, falls dieſes ſich mit 
dern Eigentum in einer Perfon vereinigt, in gleicher Weife zu 
verlangen berechtigt iſt, wie wenn zur Sicherung des Rechtes 
auf Löſchung eine Vormerkung im Grundbud) eingetragen wäre. 

Dol. BEB. S. 1179. Der Vorbehalt tft auf diejenigen Gebiete ber 
rein alzefioriichen Hypothek beredinet, in welchen der Wegfall einer vor: 
gehenden Hypothel dad VBorrüden einer nachſtehenden zur Folge bat. Pr. 
Art. 88 8. 8 Nr. 8; Bay. Gef. v.9. Juni 1899 Art. 69; Württ. Art. 216, 
Hefl. Gel. v. 16. März 1899 Art. 25, 58. Eine weitergehende Er: 
mädtigung für beftehende Pfandrechte, die zur Sicherung Tünftiger An: 
ſprüche auf Zinſen, Koften und andere Nebenleiftungen neben dem Pfand: 
rechte Für die Hauptforderung beitellt find, gibt da8 RG. v. 17. März 
1906, auf Grund deffen daS bay. Gel. v. 15. Mai 1906 ergangen ift. 

b) Grundſchulden. 

Art. 195. Eine zu der Zeit, zu welder das Grundbuch 
als angelegt anzujehen iſt), beitehende Grundſchuld?) gilt von 
dieſer Zeit an Grundſchuld im Sinne des Bürgerlichen Ge- 
feßbudh3?) und eine über die Grundſchuld erteilte Urkunde als 
Grundfchuldbrief. Die Vorfchrift des Artikel 192 Abf. 2 findet 
entiprechende Anwendung. 

Dur Landesgeſetz kann beitimmt werden, daß eine zu der 
im Abſ. 1 bezeichneten Zeit beitehende Grundfhuld als eine 
Hypothek, für weldhe die Erteilung des Hypothefenbriefs nicht 
ausgeichlofjen ift, oder als Sicherungshypothek gelten ſoll und 
Daß eine über die Grundfchuld erteilte Urkunde als Hypothelen=- 
brief gelten joll®). 

2) Bol. Urt. 186. 2) d.h. eine von einer Forderung un⸗ 
abhängige Kapitalbelaftung, wie 3. B. auch die medlenburgifche vppothen 
Für Rentenſchulden gilt der Art. nicht, OLG. 10 ©. 126. 8) d 
- fie wird bezüglich ihrer fpäteren Rechtsſchickſale als ſolche behandelt; bie 
Trage ihrer rechtlichen Wirkſamkeit, insbeſondere der Zuläſſigkeit von 
Einreden, bleibt dagegen vom neuen Rechte unberührt, NG. ZW. 1908 
Beil. ©. 182. BGB. SS. 1191|. Val. Pr. Art. 84. Wegen ber Über: 
leitung des Ewiggelds in eine Rentenſchuld f. Bay. Gef. v. 9. Juni 1899 
Urt. 47. 4) Der Ubf. 2 Hat vornehmlich den in Medlenburg beftehenden 
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Nechto uſtanb tm Auge; vgl. MecklSchw. AV. 8. 197, MediStr. 
8. 195). 
utzungsrechte mit Grundſtücksqualitüt. 

ie — 196. Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, 
daß auf ein an einem Grundftüde beſtehendes vererbliches und 
übertragbare® Nugungsredt die fih auf Grundftüde be- 
ziehenden Vorſchriften und auf den Erwerb eines foldyen Rechtes 
die für den Erwerb des Eigentums an einem Grundftüde 
geltenden Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung 
finden. 

Der Artikel bezieht fih nicht auf die im Art. 68 oder jonft im 
zweiten Abſchnitte vorbehaltenen, fondern nur auf Die gemäß Art. 184 
beftehen bleibenden Nutzungsrechte, 3. B. Empbyteufe, Erbzinsrecht. Sein 
Inhalt entipricht dem Urt. 68 Sat 2, Urt. 184 Sat 2, BGB. 8. 1017. 
Macht die Landesgeſetzgebung von dem Vorbehalte Gebrauch, fo beſtimmt 
fih nad) ihr auch die grundbuchlicde Behandlung ber bier fraglichen 
Rechte. Nach der ZPO. 88. 864, 870 unterliegen die Rechte alddann der 
Zwangsvollſtreckung in das unbeweglihe Bermögen. Sad. Gef. v. 
15. Sunt 1900 $. 29; Württ. Art. 208; Bad. AG. 3. GBO. v. 19. Juni 
1899 8. 34; Heff. Urt. 164. 

Auerliche UAntzungsrechte. 

® Fl is7. Sn Maft bleiben die landesgejegliden Vor⸗ 
fhriften, nad; welden in Anjehung folder Srunditüde, bezüg«- 
lich deren zur Zeit des Inkrafttretens de3 Bürgerlichen Gejep- 
buchs ein nicht unter den Artikel 63 fallendes bäuerliches 
Nutzungsrecht beiteht, nad) der Beendigung des Nutzungsrechts 
ein Recht gleidher Art neu begründet werden kann und der Guts⸗ 
berr zu der Begründung verpflichtet iſt. 

Der Art. betrifft Hauptfächlich die in Medlenburg beſtehende fog. 
bäuerliche oder ſchlechte Leihe; vgl. MedlSchw. AB. $. 178, MediStr. 
$. 175. 
Gültigkeit beftehender Ghen. 

Auf ein vor dem Inkrafttreten des BGB. eingegangened Bers 
löbnis findet der S. 1297 de BGB. Unmwendung (ZW. 1900 S. 726, 
1901 ©. 188, 884, 1902 Bell. S. 12, OLG. 1 ©. 80, 2 ©. 188), 
beögl. 5. 1298 (OLG. 2 ©. 148) und 8. 1800 (IB. 1902 Beil. ©. 12). 
Art. 198 Abſ. 2 ift auf ungültige Verldbniſſe nicht entipredend an: 
wendbar (OLG. 4 S. 82). Wird ein ſolches Verlöbnis aber unter dem 
neuen Rechte jortgefegt, fo ift darin der nach letzterem zu beurteilende 
Abichluß eines neuen Berlöbnifled zu finden (NG. 59 S. 100). 

Art. 198. Die Gültigkeit einer vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs gefchloffenen Ehe beitimmt fi) nad 
den bisherigen Gefegen!). 

Eine nad den bisherigen Geſetzen ?) nichtige oder ungültige 
Ehe ift als von Anfang an gültig anzufehen, wenn die Ehe 
gatten zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs 





Übergangsvorfchrlften. Art. 196-200. 1095 


no als Ehegatten mit einander leben?) und der Grund, auf 
Dem die Richtigkeit oder die Ungültigfeit beruht, nad den Bor- 
fhriften des Bürgerlichen Gejegbuchst) die Nichtigkeit oder Die 
Anfechtbarkeit der Ehe nicht zur Folge haben oder diefe Wirkung 
verloren haben würde. Die für die Anfechtung im Bürgerlichen 
Geſetzbuche beitimmte Friſts) beginnt nicht vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Gejegbudh3®). 

Die nah den bisherigen Geſetzen erfolgte Ungültigfeit3- 
erflärung einer Ehe ſteht der Nichtigkeitserflärung nad) dem 
Bürgerlichen Gefegbuche gleich. 

1) In betreff der Kinder aus ungültigen Ehen vgl. Art. 207. 
2, wegen Manges eines formellen oder eines materiellen @rforderniiles. 
3) In gleihem Sinne wie nad dem BGB. 8. 1824 Abi. 2. ©. Anm. 
Dazu. 4) SS. 1828-1828, 1880—1856. 5, BGB. 8. 1889. 
6, Diefer Sag ſchließt nicht aus, daß die Ehe nach Abf. 1 durch Ablauf 
der Friſt des bisherigen Rechtes früher gültig wird (ORG. 2 ©. 165, 


NG. 48 ©. 166). Föntice Retytsbereh der 6 
erſönliche Be eziehungen der Ghegatten. 

Art. 199, EN perfönliden Nechtsbeziehungen der Ehe⸗ 
gatten zu einander?!), inSbefondere die gegenfeitige Unterhalts- 
pflicht, beitimmen fi) auch für die zur Zeit des Inkrafttretens 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs beitehenden Ehen nach deſſen Bor- 
fchriften). 

2) Vgl. Anm. 2 zu Urt. 14. 2) BGB. 88. 1858. Für Ehe: 
gatten, deren Ehe vor dem 1. Yan. 1900 gefchieben tft, find die zur Beit 
der Scheidung geltenden Gefege maßgebend. 

Gheliches Güterrecht. 


Art. 200. Für den Güterftand!) einer zur Zeit des In— 
Trafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beftehenden Ehe bleiben 
die bisherigen Geſetze maßgebend?). Dies gilt insbejondere 
auch von den Vorſchriften über die erbrechtlichen Wirkungen des 
Süterftandes?) und von den Vorſchriften der franzöſiſchen und 
der badiſchen Geſetze über das Berfahren bei Vermögensabſon⸗ 
derungen unter Chegatten®). 

Eine nah den Vorſchriften des Bürgerlichen Gejegbudjs 
zuläflige Regelung des Güterſtandes Tann durd) Ehevertrag 
aud dann getroffen werden, wenn nad) den bisherigen Geſetzen 
ein Ehevertrag unzuläflig fein mwürde>). 

Someit die Ehefrau nach den für den bisherigen Güterſtand 
maßgebenden Geſetzen infolge des Güteritandes oder der Che 
in ber Geſchäftsfähigkeit beſchränkt tft, bleibt dieſe Bejchränfung 
in Kraft, jolange der bisherige Güteritand befteht®). 

1) gefetlichen oder vertragsmäßigen. 2) Die etwaige Überleitung 
der beftebenden Güterflände in das neue Recht wirb reichögefeglich nur 
durch ben Abſ. 2 gefördert, ift tm übrigen aber der Landesgejeggebung 
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überlafien (vgl. Art. 218). Alle Bundesftanten, außer Württ, (Art. 263 
bis 264) und teilweife Lippe ($. 85), Haben fich für die Uberleitung 
in die entiprechenden Güterftände des BGB. entihieden. Br. Urt. 44 
bis 67, V. v. 20. Dez. 1899 (vgl. IMBl. 1900 ©. 15); Bay. Gef. v. 
9. Zunt 1899 Art. 19—81, 62—104, 124-140; Sad. 8. 84; Heil. 
Art. 169—208, 280-265; Elitoth. SS. 144—162, V. dv. 2. Mai 1899. 
Sn Bad. iſt entgegen dem Standpunkte des AG. Urt. 41, 42 durch 
Gef. dv. 4. Aug. 1902 die Überleitung v. 1. Ian. 1908 an nachträglich 
angeordnet. * Bezüglich des ärtlichen Geltungsgebiets ber Überleittungs- 
vorfchriften |. SW. 1901 ©. 187. — Das gleidye wie nad Sak 1 für 
den Güterftand einer beftehenden Ehe gilt auch für die güterrechtlichen 
Nachwirkungen einer bereit8 aufgelöften Ehe, 3. B. die fortgejegte Güter: 
gemeinfhaft, die Leibzucdht zc., OLG. 4 ©. 444, 5 ©. 182, 3W. 1908 
" Beil. ©. 2. 3) Hierin liegt eine Ausnahme von dem für bie erb- 
rechtlichen Berbältnifie im Art. 218 aufgeftellten Grundfage. Bei @ilter- 
ftänden mit aufrechterbaltenen erbrechtliden Wirkungen iſt das gefegliche 
Erbrecht des Überlebenden Ehegatten nah BGB. dur Art. 200 aus: 
geichloffen, KG. 80 ©. 72. Die Wirkung der Abſchichtung nach lübiſchem 
Nechte als Totteilung ift eine erbredhtlicde Wirkung des Güterfiandes, 
DRG. 4 S. 186, 7 S. 67, ZW. 1908 Beil. ©. 18, ebenfo nad der 
pommerjhen Baueruordnung, OLG. 7 ©. 66; dgl. das Erbredit des 
Ehegatten nad) märl. Provinzialredht, NG. IW. 1905 ©. 182. 4) Dieie 
Vorſchriften erhielt fehon der durch Urt. II Nr. 2 des EG. 3. Gef. beır. 
Änderungen der ZPO. v. 17. Mat 1898 befeitigte $. 15 Nr. 5 des EG. 


zur ZPO. aufrecht. 5) In Betracht kommen die Borfchriften des 
BGB. 88. 1488, 1484, 1486, 1487, 1508 Abſ. 2, 1549. Der $. 1486 
findet feine Anwendung. 6) Bol. die Unm. zum BGB. SS. 1896, 


1449. Die 88. 1857, 1868 de BGB. gelten nach Urt. 199 unab: 
bängig vom Giüterftande fofort. 
Sheftyehbung 2C. 

Art. 201. Die Scheidung und die Aufhebung der ehe 
lihen Gemeinſchaft erfolgen von dem Inkrafttreten des Bürger- 
lien Geſetzbuchs an nach deſſen Borfchriften?). 

Hat fi ein Ehegatte vor dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lihen Geſetzbuchs einer Berfehlung der in den 88. 1565 bis 
1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Art ſchuldig ge- 
macht, jo Tann auf Scheidung oder auf Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft nur erkannt werden, wenn die Verfehlung auch 
nah den bisherigen Geſetzen?) ein Scheidungsgrund oder ein 
Zrennungsgrund war?). 

1) BOB. SS. 1564 ff. jowie EB. Urt. 17, 27 (RS. 47 ©. 32). 
Nah neuem Rechte beftimmen ſich die Scheidungsgründe, jedoch vorbehalt: 
lid der Beridfichtigung des bisherigen Nechte8 nad) Abi. 2 (über bie 
entfpreddende Anwendbarkeit de8 Art. 169 auf bie im BGB. S. 15671 
beftinnmten Turzen Friſten IW. 1900 ©. 686, 101 S. 204, 1904 
©. 115), ferner die Schuldfrage (RG. 46 ©. 156); doch enticheibet ſich 
biefe nad) altem Rechte, wenn unter ihn das Scheidungsurteil rechts: 
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äftig geworden (NG. 46 ©. 147, ZW. 1901 ©. 58, 241, OL®. 2 
©. 159) oder auch nur erlaflen, wiewohl erſt fpäter rechtäträftig geworden 
iſt (JW. 1902 Beil. ©. 226). Auf eine Ehefcheidungsfirafe kann Tünftig 
nicht mehr erlannt werben (OLG. 12 ©. 817; wegen der Wirkung eines 
früheren Erkenntnifſes OLG. 2 ©. 159). Die Bermögensdaugein: 
anderſetzung der geichtedenen Ehegatten hängt dagegen mit dem Güter: 
ftande zufammen und beftimmt ſich deshalb gemäß Art. 200 nad) den 
bisherigen Gefegen. Nach neuem Rechte beftimmt ſich das Widerrufs: 
recht des unſchuldigen Teiles (NG. 58 ©. 882). Das neue Redt iſt 
auch bei den in ber Berufungsd- und Revifionsinftanz anhängigen Sachen 
anzuwenden, aber nicht bezüglich der Frage, ob das Berufungsurteil auf 
Nechtsverlegung beruht (RS. 46 ©. 95, 421, ZW. 1900 ©. 147, 
Bayobt®,. 1 ©. 86). Die Wirkungen früherer Scheidung beftimmen 
fih nad altem Rechte; Code civ. Art. 800 bleibt anwendbar (OLG. 4 
©. 446). Bol. auh NG. 48 ©.4, 86. 21 ©. A 46, DORG.2 ©. 167. 
8) einfchließlich der bisherigen Grundſätze des internationalen Privat: 
rechts (JW. 1901 ©. 78, ORG. 2 S. 452). 3) Ob genligt, daß 
die Berfehlung Scheidung wegen unüberwindlicher Abneigung begründet 
hätte, iſt ftreitig (dafür ORG. 1 S. 256, dagegen OLG. 1 ©. 860, 
495). Trennungsgrund iſt Grund zur zeitweiligen Trennung v. T. u. 
B. OLG. 1 ©. 896, NG. 47 ©. 82, ZW. 1900 ©. 847, 1901 
©. 548). Die Verfehlung muß noch in concreto Sceidungs: oder 
Trennungdgrund gewefen ſein, darf diefe Wirkung noch nicht durch Ver: 
zeifung, Beitablauf, Ehebruch des anderen Teiles 2c. verloren gehabt 
Baden (RG. 46 ©. 90, 47 ©. 4, NW. 1900 ©. 642, 1901 ©. 72, 
349, 492, 766, 1904 ©. 52). Die Kompenfation von beiderfeit8 unter 
dem früheren Nechte begangenen Ehebrüchen ift v. U. w. zu berüdfichtigen, 
NS. IV. 1905 ©. 41. Einem bisherigen Scheidungs- oder Trennungs: 
grunde können neue Tatſachen nur entgegengeiegt werden, wenn ihnen 
da8 BGB. diefe Wirkung beilegt, daher einem früher begangenen Ehe— 
brude des einen Ehegatten nicht ein unter dem BGB. begangener Ehe- 
bruh des anderen (MG. 52 ©. 225, IW. 104 ©. 886). Abſ. 2 
iſt nad ArR. II 1 S. 704 ſchon mit der Begehung des Verbrechens, nicht 
erft mit der Verurteilung erfült (JW. 1902 Beil. ©. 268). 


Trennung von Tiſch und Bett. 

Art. 202. Für die Wirkungen!) einer beftändigen oder 
eitweiligen Trennung von Tiſch und Bett, auf weldhe vor dem 
——— des Bürgerlichen Geſetzbuchs erkannt worden iſt, 
bleiben die bisherigen Geſetze maßgebend?). Dies gilt ins— 
bejondere aud von den Vorſchriften, nach denen eine bis zu 
dem Tode eines der Ehegatten fortbeftehende Trennung in allen 
oder einzelnen Beziehungen der Auflöfung der Ehe gleidhiteht. 
1) in betreff der perſönlichen Nechtäbeziehungen ber Ehegatten, 
Unterbaltspflicht, Güterrecht, Erbrecht; auch bezüglich der Frage der Ehe: 
lichtett eined während der Trennung geborenen Kindes (BayOht®. 2 
©. 716). Die Klage auf Herftellung der ehelichen Gemeinſchaft beſtimmt 
fi aber nah BGB. NS. JW. 1905 ©. 110. 2) Eine dem 
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Trennungsdurteile zu Grunde liegende Tatſache kann nicht als Scheidungg: 
grund nad) BGB. 8. 1568 verwertet werben, ORG. 4 ©. 87 


Rechtsverhältnis zwiſchen Gltern und ehelichen Kindern. 

Die UnterHpaltspfliht ber Berwandten beitimmt fih vom 
Sntrafttreten des BGB. an nad deffen Vorſchriften (RG. 49 ©. 167). 
Die Unterhaltspflicht der Geſchwiſter fällt weg, auch wenn vorher rechts⸗ 
träftig feftgeftellt (NG. 46 ©. 66). BGB. 8. 1614 Abſ. 1 gilt auch für 
frühere Berzihte (NG. 50 ©. 96, Z3W. 1902 Beil. ©. 220, 1906 
©. 682, Gruch. 46 ©. 944)... 

Die Berwandtfchaft beftimmt fih vom Inkrafttreten des BGB. 
an nad $. 1589 daſelbſt (GBayObꝰG. 1 ©. 581). 

a) Grundſutß. 

Art. 203. Das Nechtöverhältnis zwiſchen ben Eltern 
und einem vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
geborenen ehelichen Kinde!) beitimmt ſich von dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs an nach deifen Borfchriften?). Dies 
gilt insbefondere auh in Anfehung des Bermögens, welches 
das Kind vorher erworben hat?). 

1) Die Ehelichkeit, bie Zuläffigkeit ihrer Anfechtung 2c. beitimmen 
fih nach ben zur Zeit der Geburt geltenden Gefeken (OLG. 4 S. 106, 
6 ©. 57, 7 ©.74, 3. 1902 Beil. S. 288). 2) BGB. SS. 11, 
18065—1808, 1616— 1625, 1626—1698, 1747. Insbeſondere tritt nad 
den 88. 1626 ff. die nach bisherigem Nechte durch Verheiratung, Emanzi- 
pation 2c. beendigte elterlicde Gewalt wieder ein, fofern das Kind nicht 
durch die Berbeiratung volljährig geworden ift (ZW. 1908 Beil. S. 50, 
vgl. Art. 158, 154); ebenjo die verwirkte väterlie Gewalt (KG. 19 
©. 55); es treten ferner unter Vormundſchaft ftehende Minderjährige 
gegebenenfalli3 unter die elterlide Gewalt der Mutter (vgl. Art. 205, 
f. Pr. Art. 69 8. 8). Die Mutter verliert die elterliie Gewalt auch 
durch eine vor dem Inkrafttreten ded BGB. erfolgte Wieberverbeiratung 
(ORG. 1 ©. 485, ECBL. f. 56.8 ©. 17T, a. U. RG. ZW. 101 
©. 857). Cine dem BGB. fremde Veriügungsbeichräntung des Vaters 
fällt weg (KG. 20 ©. A 27). BGB. $. 1640 gilt für ſpäter anfallen» 
ded Bermögen (OLG. 1 ©. 208). Die Unterhaltspflicht des Bater3 be. 
ftimmt ſich nah BEB. (BayObLG. ı ©. 142, 178). Der väterliche 
Nießbrauch fällt auch in anhängigen Konkurſen nicht mehr in die Konfurs: 
maffe (RG. 48 S. 191). Dagegen beſtimmt ſich der Mitgiftanfprudh bei 
früherer Verheiratung nad altem Rechte (OLG. 1 ©. 176). Art. 208 
gilt nit für einen auf erbrecdhtlicher Grundlage berubenden Nießbrauch 
des Vaters am Muttergute (ODYS. 5 S. 480, 8 ©. 868). Einfchrän= 
tungen ded Urt. 208 Satz 1 in ben Art. 204-206. 3 Auch 
in betreff dieſes Bermögend enbdigt die elterlihde Nugnießung mit der 
Bolljährigleit. Nichtfreies Kindespermögen bleibt foldjeß (OLG. 5 S. 185). 
b) Obrigkeitliche Beſchrünkungen der Eltern. 

Art. 204. Sit der Vater oder die Mutter!) zur Zeit des 
Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs in der Sorge für 
die Perſon oder für daS Vermögen des Kindes durch eine An- 
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ordnung der zuftändigen Behörde?) beſchränkt, fo bleibt die 
Beihränkung in Kraft), Das Vormundfhaftsgerit kann die 
Anordnung nad) 8. 1671 des Bürgerlichen Geſetzbuchs aufheben. 

t dem Vater oder der Mutter die Nußnießung an dem 
Vermögen des Kindes durch Anordnung der zuftändigen Behörde 
entzogen, jo hat das Bormundfchaftsgericht die Anordnung auf 
Antrag) aufzuheben, e3 fei denn, daß die Entziehung der Nutz⸗ 
nießung nad) 8. 1666 Abſ. 2 de3 Bürgerlichen Geſetzbuchs ge- 
rechtfertigt iſt. 

2) mögen fie nad) bem biäherigen Rechte Inhaber der elterlichen 
Gewalt gewejen fein oder nicht. 2) nicht anmendbar auf Unorb: 
nungen, bie infolge einer gefeglihen Beſchränkung erlafien find (RG. 19 
©. 61). 3) und zwar, abweidhend von Art. 208, auch dann, wenn 
fie dem BGB. nicht entſpricht. Vgl. aber Satz 2. 4) oder von 
Amtömwegen nad) $. 1671 des BGB. 

e) Beſchränkungen der Mutter durch den Water. 

Art. 205. Hat der Vater nor dem —— des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs auf Grund der bisherigen Geſetze die 
Mutter von der Vormundſchaft über das Kind ausgeſchloſſen 
oder der Mutter einen Beiſtand zugeordnet!), fo gilt die Anord⸗ 
nung des Vaters von dem Inkrafttreten des Bügerlichen Gefeh- 
buchs an als Anordnung der Beitellung eines Beiftandes für 
die Mutter im Sinne des Bürgerlidhen Gefeßbuds ?). 

2) Bel. Code civil Urt. 891; had. Landrecht Sat 891. 2) BGB. 
8. 1687 Nr. 1, 88. 1688. Die Anordnung wird alfo nicht, bem 


Art. 208 entiprechend, unwirkſam 
d) Kinder ans geſchiedenen Chen. 

Art. 206. Iſt auf Grund der bisherigen Geſetze eine 
Ehe geſchieden oder infolge der Todeserflärung eines der Ehe— 
gatten aufgelöft oder iſt auf Trennung der Ehegatten von Tiſch 
und Bett erfannt worden, fo beitimmen fid) das Recht und die 
Pflicht der Eltern, für die Perfon der gemeiniaftliden Kinder 
zu forgen!), nad) den bisherigen Geſetzen?); die Borjchriften des 
8. 1635 Abf. 1 Sag 2, Abf. 2°) und des 8. 1636 des Bürger- 
lihen Geſetzbuchs finden jedoch Anmendung. 

a) d.h. die Frage, welchem Elternteile die Sorge zufteft und in 
welchem Umfange, nicht der Inhalt des Nechtes und der Pflicht, ins— 
bejondere die Unterhaltspfiiht (NO. 49 ©. 1566, OLG. 1 ©. 278, 
3 ©. 42). 2) Abweichend von Urt. 203, wonach nur BGB. 
88. 1627, 1684 und 88. 16851687 maßgebend fein würden. Die 
Zuftändigfeit des Prozeßgerichtd nach Code civil Art. 802 bleibt beftehen 
(OLG. 4 S. 104, ZW. 1900 ©. 642, 1902 Beil. S. 207). Frühere 
wirkſame Crziefungsverträge bleiben, unbefchabet des $. 1686 Abſ. 1 
Sat 2 BGB., tn Straft (OLG. 4 ©. 856, RG. Grud. 49 ©. 872). 
Urt. 206 gilt auch nah dem Tobe eines der Ehegatten (RG. 62 
©. 286). 8) Das Recht zur Vertretung beftimmt jich alfo nach BGB. 
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Binder aus ungültigen Ghen. 

Art. 207. Inwieweit die Kinder aus einer vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlihen Geſetzbuchs gejchlofienen nichtigen 
oder ungültigen Ehe!) als eheliche Kinder anzujehen find und 
inwieweit der Vater und die Mutter die Pflichten und Rechte 
eheliher Eltern haben, bejtimmt ſich nad) den bisherigen 
Gejegen?). 

1) auch wenn fie nach dem Anfrafttreten des BGB. geboren iind. 
2) Hierin liegt bezüglich des Umfanges der elterlichen Pilihten und 
Rechte eine Ausnahme von Art. 208, RG. 52 ©. 245. Someit nad 
Art. 207 die Kinder als eheliche anzufehen find und die Eltern die 
Rechte und Pflichten ehelicher Eltern Haben, findet der Urt. 208, im 
übrigen ber Art. 208 Anwendung. 

Aneheliche Rinder. 

Art. 208. Die rechtliche Stellung eines vor dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuchs geborenen unehelichen Kindes 
beitimmt ſich von dem Inkrafttreten des Bürgerlihen Gejegbuds 
an nach deſſen Borfchriften!); für die Erforfhung der Bater- 
ichaft?), für das Recht des Kindes, den Yamiliennamen bes 
Baters zu führen?), ſowie für die Unterhaltspflicht des Baters*) 
bleiben jedoch die bisherigen Gejehe maßgebend. 

Inwieweit einem vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs außerehelid erzeugten?) Kinde aus einem bejonderen 
Grunde®), insbeſondere wegen Erzeugung im Brautitande”), die 
rechtliche Stellung eines ebelihen Kindes zukommt und inwie- 
weit der Vater und die Mutter eines foldhen Kindes die Prlichten 
und Rechte ehelicher Eltern haben, beitimmt fi nad) den bis» 
berigen Gejeten?). 

Die Vorfchriften des Abf. 1 gelten auf für ein nad ben 
franzöfifchen oder den badiſchen Geſetzen anerkanntes Kind?). 

1) BEB. 88. 1706—1707, 1601 ff., 1617ff., 1924ff., 2808. Im 
Berhältniffe zum Bater ſchränkt Sak 2 den Sat 1 ein. Das biöherige 
Erbrecht des Kindes gegen den Bater fällt weg, felöft wenn in einem 
Urteile vorbehalten (KG. 22 ©. A 278), ebenjo die Unterhalispflicht des 
väterliden Großvater8 (BayOpt®. 17 ©. 426). Die Rechte der 
Mutter gegen ben Bater aus der Beiwohnung beitimmen fig nah ben 
zur Beit der leßteren geltenden Gejeken. 2) Sie bleibt, foweit fie 
bisher ausgefchloffen war, unzuläffig.e Das Berbot des Code civil 
Art. 840 befteht aber nicht mehr als zwingenbes Verbot für das Recht 
des Prozeßgerichts (RG. 48 ©. 168, ZW. 1902 Beil. S. 227, gegen 
OvG. 2 ©. 458). 3) Das bisher beitehende Necht bleibt be: 
ftehen. 4) Die Unguläffigfeit der exceptio plurium, bie Be 
ſchränkung der Unterbaltspfliht auf anerkannte Kinder, die Art ber 
Unterhaltägemährung, 3. B. Fortgeltung des preuß. AUCH. IL, 2 8. 622 
(RIA. 1 ©. 46, KG. 19 ©. 48, OLG. 4 ©. 409, BapObG. 2 
©. 210). 5) wenn aud) nachher geborenen; die gefegliche Emp⸗ 
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fängniszeit muB ganz vor dem 1. Sanuar 1900 Tiegen. 6), außer 
der Legitimation (vgl. Art. 209). 7) Bol. Sachſ. $. 86, 8. 58 
Abſ. 2. 8) Bgl. bie Anm. 2 Sag 2 zu Urt. 207. 9) Das 


Erziehungsrecht und ber Unterhaltsanfprud) des Vaters ſowie dad gegen: 
feitige Erbrecht fallen danach weg. 
Zegitimierte oder an Kindesſtatt angenommene Binder. 
Art. 209. Inwieweit ein vor dem Inkrafttreten des Bürger: 
lihen Geſetzbuchs legitimiertes!) oder an SKindesftatt ange» 
nommenes Rind?) die rechtlihe Stellung eines ehelihen Kindes 
Hat und inwieweit der Vater und die Mutter die Pflichten und Rechte 
ehelicher Eltern haben, beitimmt ſich nad) den bisherigen Gefeten?). 
4) Uber Legitimation durch nachfolgende Ehe im Gebiete bed franz. 
Rechtes |. RYU.1 ©. 41, OLG. 1 ©. 189; Pr. Art. 71; Bay. Gef. v. 
9. Yunt 1899 Art. 141; Hefl. Gef. v. 7. Juli 1900. 2) Alle Er⸗ 
fordernifie der Annahme müflen vor dem Inkrafttreten des BGB. erfütlit 
fein, OLG. 7 5. 72, RG. Gruch. 47 ©. 6556. Uber ben Fall der An: 
nahme an SKindesitatt f. Sadf. B. v. 24. Juli 1899 $. 127, Eliloth. 
AG. 3. FGG. S. 74. Das Gleiche wie von angenommenen gilt von 
eingetindfchafteten Kindern, die ſolchen nach bisherigen Rechte gleich- 
ftanden, Seuff. 66 S. 189, BayObeG. 1 S. 840, 2 ©. 674; a. U. 
OLG. 1 S. 122. Fortbeftehen einer der in einem Einkindſchaftsvertrag 
übernommenen Unterhaltspflicht des Stiefvaterd, ORG. 7 ©. 114. 
3, Soweit das Kind die Stellung eines ehelichen Hat, gelten für 
ben Inhalt der gegenfetttgen Rechte nach Art. 208 die Borfchriften des 
BGB., OLG. 1 ©. 486. Zuläſſigkeit der Wiederholung ber Annahnıe 
an Kindesftatt zur Ergänzung der Wirkungen, OLG. 10 ©. 8. 
Ein beſtehendes Pflegekindſchaftsverhältnis nad) preuß., franz. oder 
dad. Nechte Hat feine familtenrechtlichen Wirkungen verloren. 
ormundſchaften und Pflegſchaften. 
Art. 210. Auf eine zur des Inkrafttretens Ben, 
Iihen Geſetzbuchs beſtehende Vormundſchaft oder Pflegſchaft 
finden von dieſer Zeit an die Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs Anwendung!). Iſt die Vormundſchaft wegen eines 
körperlichen Gebrechens angeordnet, ſo gilt ſie als eine nach 
8. 1910 Abſ. 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs angeordnete Pfleg⸗ 
Ihaft. Iſt die Vormundſchaft wegen Geiſtesſchwäche angeordnet, 
ohne daß eine Entmündigung erfolgt ift2), fo gilt fie als eine nad) 
8.1910 Abf. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Hr die Bermögends 
angelegenbeiten des Geiltesihmahen angeordnete Pflegſchaft?). 
Die bisherigen Vormünder und Pfleger bleiben im Amte*). 
Das gleiche gilt im Geltungsbereiche der preußifchen Vormund⸗ 
fhaftsordnung vom 5. Suli 1875 für den Yamilienrat und 
deſſen Ditglieder ) Ein Gegenvormund iſt zu entlaffen, wenn 
nach den Borfchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs ein Gegen 
vormund nicht zu beitellen fein würde®). 
1) Die Vormundſchaft oder Pflegichaft endigt, wenn nad dem 
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BGB. (und EG. Art. 28; OLS. 6 ©. 809) die Borausfegungen einer 
folcden nicht vorliegen, insbeſondere ftatt der bisherigen Bormunbichaft 
bie elterlihe Gewalt der Mutter eintritt (Anm. 2 zu Art. 208). Eine 
Pflegfchaft Über eine geichäftsfähige, aber in ber Verfiigung beſchränkte 
Perſon fällt weg, kann aber unter Umitänden als Unordnung einer 
Teftamentsvolftredung aufrechterhalten werben, KG. 20 ©. A 24, 
DRG. 6 ©. 808. Anordnungen Dritter Über die Bormundichaft bleiben 
nur infoweit in Kraft, als fie nah dem BGB. Hätten getroffen werden 
fönnen. Bei Verfügungen von Todes wegen greift aber Art. 214 ein. 
Die zuläffitgen Befretungen des Bormundes beftimmen ji nad neuem 
Nedhte, KG. 20 ©. A 224, ORG. 1 ©. 299, 2 ©. 89, 169. Der 
Grundfag des Art. 210 gilt auch für die Nachlakpflegfchaft, KW. 24 ©. 
A 23 (= RIA. 8 ©. 64), DRS. 5 ©. 866. Ubergangsvorſchriften 
Bay. Gef. v. 1. Juli 1898 Art. 8—6, 9. Juni 1899 Urt. 56, Heil. 
Urt. 214, Elfloth. 88. 68—71. 2) Andernfalls findet auf den 
Mündel der Urt. 1655 Anwendung unb bleidt die Bormundichaft be⸗ 
ſtehen. 8) Beiſp. ORG. 10 ©. 16, vgl. Art. 211. Die Beſchraͤn⸗ 
fung bed Mündels in der Geichäftsfähigfeit fällt weg. 4) Der 
Sag gilt auch für die gefeglihen Vormünder; diefe erlangen ohne 
Verpflichtung die Stellung beitellter Bormünder, Haben aber eine Beftallung 
zu erhalten, NG. 48 ©. 856, KG. 19 ©. 48, OLG. 1 ©. 299. Kür 
die Beendigung des Amtes gelten die Borfchriften des BGB. Pal. auch 
Urt. 160. 5) aud) foweit nad dem BGB. 8. 1906 Abſ. 2 die 
Einfegung nicht hätte erfolgen können. 6) BEB. 8. 1792 Abt. 2. 


Beiſtand eines Geiſtesſchwachen. 

Art. 211. Die nad) den franzöſiſchen oder den badiſchen 
Gejegen für einen Geiſtesſchwachen angeordnete Beltellung eines 
Beiftandes verliert mit dem Ablaufe von ſechs Monaten nad) 
dem Infrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ihre Wirkung. 

An der Bwifchenzeit mußte nötigenfall3 die Entmändigung und die 
Beftelung eine8 VBormundes (BGB. 8. 1906) oder bie Beitellung eines 
Pfleger8 ($. 1910 Abſ. 2) erfolgen. Bgl. Art. 356 Abſ. 2. 
Mindelficherheit von Wertpapteren, 

Art, 512. In Kraft bleiben die Iandeögefeglichen Vor⸗ 
ſchriften, nad) melden gewilje Wertpapiere zur Anlegung von 
Mündelgeld für geeignet erklärt find. 

Der Urt. 212 ſollte zunächſt die Mündelficherheit ber Pfandbriefe 
der preuß. Landichnften aufrecht erhalten; er dedt aber alle beftchenden 
Vandesgeſetze, welche andere ala die im BGB. S 1807 Abſ. 1 Nr. 2, 
3 bezeichneten Wertpapiere für mündelficher erklären. Br. Art. 74; Ban. 
Geſ. v. 9. Juni 1899 Art. 82; MinBel. v. 9. Sept. 1899; Sadyf. Sei. 
v. 22. Dez. 1899 8. 1; Württ. Art. 70, Min®. v. 2. Ott. 1899; Bad. 
Urt. 88 Abf. 4, Min®. v. 15. Mpril, 1. Juli 1899; ElſvLoth. S. 141 
rhrsrhtlie geräte im allgemeinen. 

Art. 213. Für die erbrecdhtliden Verhältniſſe bleiben, 
wenn der Erblafler vor dem Inkrafttreten des Bürgerliden Ge⸗ 
ſetzbuchs gejtorben ift, die bisherigen Gefege maßgebend'). Dies 
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ilt insbefondere auch von den Vorſchriften über das erbichaft- 
ihe Liquidationsverfahren ?). 


4) Der Begriff „erbreätliche Verhältniſſe“ ift im weiteiten 
Sinne zu verftehen, ohne Unterfchted von materiellem Rechte und Verfahren, 
NG. 46 ©. 70, 50 ©. 186, KG. 20 ©. A 81, 156, 21 ©. A 186, 
286. Er umfaßt insbefondere bie nefegliche Erbfolge wie die Erbfolge 
auf Grund einer Verfügung von Todes wegen, den Unfall und Erwerb 
der Erbſchaft, ſelbſt wenn eine dazu erforderlide Antrittserklärung erit 
nad dem Snerafttreten den BGB. abgegeben wird oder die Berufung 
erft nad diefem Zeitpunkt erfolgt, die Nechtsftellung des Erben, die An- 
wachſung, Transmiflion, die Erbunwürdigleit, die Wirkungen bed Erb: 
tchaftserwerbed, den Erbihaftsanfprud, das Verhältnis de8 Erben zu 
einem Tejtamentspollfireder (RG. 46 S. 70, 50 S. 166; BGB. 8. 2200 
gilt nur für einen unter neuem Nechte eingetretenen Erbfal, NG. 
Brud. 48 ©. 1086, KG. BI ©. A 86; Über Entlaffung eines Tefta: 
mentspollftreders |. RG. 25 S. A 75), den Pflichtteiläberechtigten (insbeſ. 
die Frage der Anrechnung einer Zuwendung auf den Pflichtteil, IW. 
1908 Beil. S. 48) und den Bermächtnisncehmern (Erwerb des Bermädt: 
niffeg DRG. 7 ©. 859), die Berfündung der Teftamente (NG. 48 
©. 101, 86. 20 ©. A 156, 21 ©. A 61, OLG. 1 S. 847), bie Aus: 
einanderfegung zwiſchen Miterben, nicht zwiſchen Miteigentümern einer 
einzelnen ihnen zugewendeten Nachlaßſache (KG. 21 S. A 286, 26 S. A 
09, NS. 52 ©. 174), die Fürſorge des Nachlaßgerichts, insbeſondere 
burdy Anordnung einer Nachlaßpflegihaft (KG. 28 ©. A 208, OLG. 1 
S. 886, 2 ©. 846), den Nachweis der Erbfolge, namentlich) bie Zuläffig- 
feit eines Erbſcheins OVS. 1 ©. 38, 8 ©. 112, 4 ©. 897, b ©. 286, 
BayObLGG. 1 ©. 87), die Nechtäftelung eines Nacherben, die Stellung 
der Nacdjlaßgläubiger (preuß. VormO. $. 50 eine erbrechtliche Borfchrift, 
OLG. 8 ©. 867), ben Erbichaftätauf (ODYS. 2 ©. 242). Anwendung 
auf den retour legal des Code civ. Urt. 247 RG. 50 ©. 181. Bal. 
Bay. ef. v. 9. Juni 1899 Urt. 88, 86, 62, 142—146, Württ. Urt. 92, 
Sachſ. Gel. v. 15. Juni 1900 8. 127. 


Kür die nah dem Inkrafttreten des BGB. eingetretenen 
Erbfälle gilt das neue Recht. Eine fideilommifjariiche Supftitution ift 
al3 Nacherbeinfegung zu beurteilen, KG. 26 ©. A 202. Cine Quafl: 
pupillarjubfiitution ift bet fpäterem Tode des Geiſteskranken trotz früheren 
Todes bes Erblaſſers als ſolche unmwirkfam geworden, KG. 26 ©. A 59. 
Ein gemeinfchaftliches Teſtament bedarf bei ſpäterem Tode bes über: 
lebenden Ghegatten nochmaliger VBerlündung, OLG. 9 S. 420. Der 
Anſpruch auf Pilihtteildergänzung befiimmt ſich auch bezüglich einer 
früher erfolgten Zuwendung nad) neuem Nedte, RG. 54 ©. 241, 58 
©. 124, IB. 1908 Beil. ©. 78, 128, 1906 ©. 869, OLG. 6 ©. 884, 
886. Bei ber Auslegung eines älteren Teſtaments find die Verhältniſſe 
zur Zeit der Errichtung, def. der Damalige Sprachgebrauch zu berüdfichtigen ; 
bie älteren Auslegungsregeln kommen jedoch nicht mehr als bindende 
Normen, fondern nur noch infoweit in Betracht, als ihr Anhalt Beftand- 
teil des Willend des Erblajlerd geworden ift, NG. 59 S. 80, JW. 1904 
S. 144, Brud. 48 ©. 1000, 86. 22 ©, A 52, DVG. 2 ©.114, 872, 
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8 ©. 116, 257, 4 ©. 188, 1856, 442, 6 ©. 74, 886, 7 ©. 867,9 5. 396, 
Unanmwendbarfeit des $. 491 II, 1 preuß. ALN. KG. 81 ©. A 66. — 
Die Beurtellung der nad) dem Inkrafttreten des BGB. eintretenden 
Erbfälle nach dem neuen Rechte wird durch die Urt. 214—217 einge 
ichräntt. Die biäherigen Gefeße find ferner, foweit fie nicht landes⸗ 
gefeglich geändert ind, auch bei einem jpäteren Erbfall infoweit maßgebend, 
als es fih um bie erbredhtlihen Wirkungen bed Güterftandes einer bes 
ftehenden Che Handelt (Art. 200 Ubf. 1 Say 2, RS. JW. 1906 ©. 132). 
Über die Wirkungen einer Todeserklärung vgl. Art. 158, 161 Abſ. 8. 
2) gl. Urt. 157, 200 Abſ. 1 Sak 2. 


Derfügungen von Codeswegen. 

Art. 214. Die vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs erfolgte Errichtung oder Aufhebung einer Verfügung 
von Todesmegen!) wird nad) den bisherigen Geſetzen beurteilt?), 
auch wenn der Erblaſſer nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs jtirbt. 

Das gleihe gilt für die Bindung des Erblafjers?) bei 
einem Erbvertrag*) oder einem gemeinſchaftlichen Zeitamente®), 
jofern der Erbvertrag oder das Zeitament vor dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs errichtet worden ilt. 

2) Teitament oder Erbvertrag (BGB. S. 1987, 8. 1941 Abi. 1), 
ohne Unterfhhied, ob auf das Bermögen oder auf familienrechtliche Per: 
hältniſſe bezüglich. 2) in bezug auf ihre formellen Griordernifie 
(Nichtigkeit eines früheren Privatteſtaments trog Erwähnung in fpäterem, 
gültigem Teftament, OLG. 8 S. 281; dagegen auch eines früher vor: 
behaltenen, fpäter formlos errichteten Rachzetteld, ebenda) und ihre mate: 
riellen Erfordernifie, die TeftamentSmündigteit, die Xeftierfähigfeit. Der 
Inhalt fowie die Wirkſamkeit der Verfügung find in dem porausgefegten 
Falle, anderd wie nad Art. 217, nad) ben Vorſchriften de BGB. zu 
beurteilen. Cine Ausnahme Hiervon fieht der Abſ. 2 vor. Uber die 
Wirkung eines im Gebiete des franz. echtes gejchloffenen Ehevertrags, 
betr. Sleichftelung de Chemanns mit den Kindern der Frau, aus 
früherer Ehe f. NG. 49 ©. 44. Bgl. auch Hefl. Art. 165. 3) d. . 
ſeine Befugnis zum Widerruf und zu anderweitigen Verfügungen, RG. 50 
©. 816, 62 ©. 18, 28. 22 S. A 25, ORG. 3 ©. 884, 4 ©. 446, 
11 ©. 255. Nicht unter den Begriff der Bindung, fondern unter den 
der Unwirkſamkeit wegen des Inhalts füllt die Frage der Anfechtbarkeit 
eines Erbvertragg ꝛc.; für fie ift bei fpäterem Tode des Erblafierd da$ BGB. 
maßgebend (abw. OLG. 6 E. 888). Uber Schentungäverträge unter 
GChegatten nach Code civil Urt. 1094 f. 86. 80 ©. A 76. 4), im 
Sinne von BGB. 8. 1941 Abſ. 1, 8. 2278. 5) im Sinne von 
BEB. 88. 2265ff. Pol. RG. ZW. 1906 S. 228. 

_ Art. 215. Wer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs die Fähigkeit zur Gerihtung einer Verfügung von 
zodeöwegen!) erlangt und eine jolde Berfügung errichtet bat, 
behält die Fähigkeit, auch wenn er das nad) dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch erforderliche Alter?) noch nicht erreicht hat?). 
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Die Vorjchriften des 8. 2230 des Bürgerlihen Geſetzbuchs 
finden auf ein Teſtament Anwendung, das ein nad) dem Inkrafi⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuchs geftorbener Erblaſſer vor 
diefem Zeitpunft errichtet hat?). 


2) d. h. bie Teſtamentsmündigkeit. 2) Nadı dem BGB. 
Ss. 2229 Ubi. 2 das 16. Lebensjahr. 3) Bol. zu Abſ. 1 den Art. 
24 Abſ. 8. 4, Ein ſolches ZTeftament wird alfo unter den Boraus- 


feßungen des $. 2280 gültig. 
Erweiterte Seftierfreiheit ritterſchaftlicher Familien. 

Art. 216. Die landesgefeglichen Borfchriften, nach welchen 
Mitglieder gemiljer ritterfchaftlier Yamilien!) bei der Ordnung 
der Erbfolge in ihren Nachlaß durd) das Pflichtteilsrecht?) nicht 
beichränft find, bleiben in Anfehung derjenigen Familien in 
Kraft, melden diefes Recht zur Zeit des Inkrafttretens des 
Bürgerlihen Geſetzbuchs zufteht. 

2) Der Artikel fol die auf der KabO. v. 16. San. 1886 und ber 
V. v. 21. San. 1837 beruhende Rechtöftellung gewiſſer Adelsfamilien der 
preuß. Rheinprovinz wahren. 2), BEB. 88. 28082388. 

Erbvrerzichtsvertrag 

Art. 217. Die vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs erfolgte Errichtung eines Erbverzichtsvertrags) ſowie 
die Wirkungen eines ſolchen 413 beſtimmen ſich nach den 
bisherigen Geſetzen?). 

Das gleiche gilt von einem vor dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs geſchloſſenen Vertrage, durch den ein 
Erbverzichtsvertrag aufgehoben worden iſt. 

1) im Sinne des BGB. 88. 2346ff., alſo eines zwiſchen dem 
Erben und dem Erblaſſer, nicht eines zwiſchen den künftigen Erben ge— 
ſchloſſenen Vertrags, NG. JW. 1906 ©. 589. 2) insbeſondere auch 
gegenüber den Abkömmlingen des Verzichtenden, nicht auch die mittel: 
baren Wirkungen, die nad) Ausſcheiden des Berzichtenden unter den 
verbleibenden (Erben eintreten; BGB. 8. 2810 Sag 2 ift daher an: 
wendbar, DL. 12 ©. 891. 3) Die Abfchichtung nach lubiſchem 
Rechte ift fein Erbverzichtävertrag, ORG. 4 S. 186; f. aber wegen ihrer 
Wirkſamkeit Unm. 8 a. E. zu Art. 200. 

Änderung der bisherigen Landesgefehe. 

Art. 218. Someit nad) den Vorſchriften dieſes Abſchnitts 
die bisherigen Landesgeſetze maßgebend bleiben, können jie nad) 
dem Inkrafttreten des Bürgerlihen Geſetzbuchs durch Landes= 
geſetz aud) geändert werden. 

Durch dieſe Ermächtigung für die Qandesgefeggebung follte nantent: 
lich die Liberleitung beftehender NRechtöverhältnifie aus dem alten Rechte 
in das neue ermöglicht werden, auch joweit das Bedürfnis etwa erft nad) 
dem 1. Sanuar 1900 berportreten würde. 


s 


Achilles, Bürgerliches Geſeßbuch. 5. Auflage. 10 


Sadregiiter. 


Die Zahlen ohne Zufay bezeichnen die Paragraphen des Bürgerlichen Gejezbuchs, die 
Bahlen mit vorhergebendem €. die Artikel des Einführungsgefeger. 


A. 


Aberkennung der Ehrenrechte, 
Unfähigkeit zum Zeugen bei der Ehe: 
fhließung 1818, zum Bormund 
1781, zum Teftament3zeugen 2287. 

Abfindung bei einer Gutsuͤbernahme 
880, bei fortgefetster Gütergemein- 
ſchaft 1501, 1508, — eines unebel. 
Kindes 1712, 1714. 

Abgaben, Haftung beim Verkauf e. 
Grundftüds 486, beim Erbichaft3: 
faufe 2879; NRüderftattung E. 104. 

Abhanden gefommene Schuld: 
verichreibungen 799, Gigentunng: 
erwerb an — Sachen 935, Au$: 
ſchluß der Eigentumsvermutung 
1006, Herausgabeanſpruch 1007. 


Ablömmlinge, Unterhaltsgewäh⸗ 
rung an oder durch — 685, Unter: 
baltspflicht und -anfprucdh 1606 ff., 
Wirkung der Legitimation 1722, 
1787; der Annahme an Kindesitatt 
1762; gefegliches Erbrecht 1924 ff.; 
Ausgleihungspfliht 2050 ff.; Be: 
bentung von — 2069 f.; Einfegung 
eine Nacherben 2107; Pflichtteils: 
recht 2808, 2809, 2815, 2816, 
2827, 2888, 2888; Grbverzicht 
2849, 2860. 

Abkürzung der Verjährungsirift 226, 
der Sewährfriit 486. 

Ablehnung eines Bertragsantrags 
146, eines Auftrags 668, der fort: 
gefegten Sütergenteinfchaft 1484, der 
Vormundſchaft 1786, des Amtes des 
Zeftamentspolfftrederö 2202. 

Ublieferung gefundener Sachen 
967, 978, eine Teftaments 2259. 

Ablöfung einer Rentenſchuld 1199 F}., 
von Dienftbarkeiten und Neallaften 
€. 118, 114. 

Abmarkung der Grenze 919. 

Abnahme beim Kaufe 438, 448, beim 
Werfvertrage 640, 646. 


Abrechnung, Schuldveriprechen x. 
auf Grund einer — 782. 
Abſchichtung bei fortgefeßter Güter- 
gemeinichaft 1491. 
Abſchlagszahlung unterbricht die 
Berjährung 208. ©. Teilleiitungen. 
Abſchriften aus dem Bereinsregifter 
79, dem Güterrechtöregifter 1068, 
von einen Teftament 2264. 
Abftamnmung, ebeliche 1691. 
Abftand von der Grenze 907, E. 124. 
Abtretung eimer Forderung 898 ff., 
einer Hüpothefenforderung 1158 !. 
Ubwefender, Willenserklärung 
gegenäber einem — 180—182. 
Abweſenheit der Frau 1379, 1447; 
des Mannes 1868, 1401, 1400. 
Ubwefenheitöpflegihaft 1911, 
1921, über den Dann 1418, 1428. 
Adel f. 12 (Anm.), Hoher A., Vand⸗ 
fäffiger A., Reichsadel. 
Adoption |. Annahme anſtindesſtatt 
Änderung der Sakung eines Ber: 
ein? 88, 71, des Inhalts von 
Rechten an Grundftüden 877, des 
Ranges folcher Rechte 880, E. 189, 
des geſetzlichen oder eingetragenen 
‚ Güterftandes 1485. 
Urzte, Verjährung der Anſprüche 
196 Nr. 14. 
AUftermiete, -pacht 5649, 581, 596. 
Ullgemeine Gütergemeinſchaft 
1487 ff. 
Altenteilsvertrag E. 96. &. Aus: 
zug. 
Amortifationsbeträge, Verjäh— 
rung 197. 
Amortifationdgefege E. 86. 
Amtsgericht, YZuftändigkeit für die 
Beftellung von Borftandsmitgliedern 
29, die Führung des Bereind: 
regifter8 21, bb, 60—64, 78, bie 
Ermädtigung zur Berufung ec. Mit: 
gliederverfammlung 87, bet öffentl, 
Buftellung e. Willenserflärung 182, 


Tie Zahlen ohne Zuſaß bezeichnen die SS. des BGB., die mit vorhergehenden E. 1107 
die Art. des Ei nf®. 


bei Sraftlogerflärung der Boll: 
machtsurkunde 176, für Abnahme 
des DOffenbarungdeides 261, Be: 
ftelung eine® Vertreters behufs 
Kündigung e. Hypothek 1141, Fübh- 
rung des Büterrechtöregiiters 1668ff. 

Umtslautionen €. 90. 

Analpbabeten f. Schreibengun: 
fundige. 

Aneignung aufgegebener Grund: 
ftüde 928, E. 129, 190; herren: 
loſer beweglicher Sachen 958 ff. ; 
Tauben E. 180. 

Anerbenrecht ©. 64. 

Anerltennung unterbricht die Berjäh: 
rung 208; eine3 verjährten 
Anſpruchs 222; des Nichtbefteheng 
einer Schuld 891; einer Schuld f. 
Schuldanerkenntnis; — der Ehelich: 
feit 1598, der unehelichen Bater: 
fhaft1718, 1720- -1725; Anertannte 
Rinder des franz. Rechtes E. 208. 

Unfall der Erbichaft 1942, 2189, 
2844, bed Vermächtniſſes 2176 ff., 
2269, 2280. 

Anfallrecht bezüglich des Vermögens 
eines Bereind 4b, E. 85, einer Stif- 
tung 88. 

Anfangeines Monats 193; f. Beginn. 

Anfangstermin bei Rechtsgeſchäften 
168; bei Vermächtniſſen 2162, 2177. 

Anfechtung von Rechtsgeſchäften 
wegen Irrtums 119, 121, unrich⸗ 
tiger Übermittelung 120, 121, 
Täuſchung, Drohung 128, 124: 
Wirkung, Bollziehung, Ausſchluß der 
— 142—144; Berjährung eined 
von einer — abhängigen Anſpruchs 
200; — der Beitimmung ber Ber: 
trag3leiftung durch einen Dritten 
818; der Ehe 1880 ff.,1841 ff., 1860; 
der Ehelichkeit 1598 ff., der Aner⸗ 
fennung derfelben 1599, der Ein: 
willigung zur Ehelichkeitserklärung 
1781, der Annahme an Kindesſtatt 
1755, der Annahme und Aus: 
ſchlagung der Erbichaft 1954f}., letzt⸗ 
williger Verfügungen 2078 ff., eines 
Erbvertragd 2281ff., der Aus: 


ichlagung durch einen Pflichtteils⸗ 
berechtigten 2808, — wegen Erb: 
unmwärbigfeit 2840}. 

Unfehtungdgeieg E. 88. 

Anfechtungsrecht des Hauptichuld: 
ners bei der Bürgichaft 770. 

Angeld ſ. Draufgabe. 

Angeftellte, Dienftverbältni® von 
— böberer Art 622, 627, 628; 
Haftung des Dienftherrn für — 881. 

Anhörung gewiffer Perjonen durch 
das Pormundfchaftögeriht 1808, 
1678, 1826, 1827, 1847, 1862. 

Anlage, unzuläffige — 907, E. 124, 
Haftung des Unternehmers einer 
— €. 106. 

AUnlandungen ®.6b. 

Anlegung von Selb der Frau 1877, 
des Kindes 1642, 1690, des Mün- 
bei 1806ff., E. 212, der Borerb- 
haft 2119; — der Grundbücher 
E. 186. 

Anmeldung zum Bereinsregiiter 59, 
67, 77, 78; — im Konkurſe unter 
bricht Verjährung 209, 215; 
von Erbrechten 1965, 2858; von 
Nachlafforderungen 2045, 2061. 

Annahme eines Bertragsantrags 
ſ. Bertragfchliegung; einer 
Leiftung al® Erfüllung 868, 
an Erfüllungsftatt 864, 8665, — 
einer mangelbaften Sache ohne Bor: 
behalt 464; — einer Anweiſung 
1784; — einer Erbichaft 1948 ff., 
eines Bermächtniffes 2180, dur 
eine Ehefrau 1406, 1458f. 

Annahme an Kindesftatt 1741 
bi8 1772; Wohnſitz des Ange— 
nommtnen 11; Einwilligung des 
Annehmenden zur Cheichliegung 
1806; Ghehindernis 1811, 1771; 
Einfluß auf die Bormundfchaft 1776, 
1899; Ausfegung der Grbteilung 
2048: Beurteilung im inter: 
nationalen Privatrecht E. 22, Über: 
gangsvorſchrift E. 209. 

Unnahmeverzug ſ. Verzug des 
Gläubigers. 

Anordnungen Dritter bezüglich der 


70 


— 


— 


— 
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Bermögensverwaltung des Waters 
1639, des Bormundes 1808. ©. 


Teilungsanordnung. 


Anrechnung der Beſitzzeit des Rechts⸗ 


Miete 540, der Leihe 600, dem Wert 
vertrage 687, dent Vermächtniñe 
2182, 2188, bei der Schenfung einer 
Erbichaft 2886. 


vorgängers bei d. Berjährung 221, | Argliftige Täuſchungſ. Täuſchung. 


bei d. Erjigung 9438 ; — der Leiſtung 
Bei mehreren Berbindlichfetten 866, 


Armen, legtwillige Zuwendung an 


die — 2072. 


367; — auf den Grbteil 2060, Arreſtvollziehung, Gleichftellung 


auf den Pflichtteil 2815. 
Anſchlag des Gaſtwirts 701. 
Anſpruch, Begriff 194. 


Anfprudsverjährung Sf. Ber 


jährung. 


Anftalten des Öffentlichen Rechtes 89, 
Zuweilung des Vermögen e. auf: 
gelöjten Vereins an folde 45, 
Hypothefentitel E. 91, geſetzliches 


Erbrecht €. 188. 


Unftandsgeihenfte 84, 1446, 
1641, 1804, 2113, 2205, 2880. 
Anftifter, Haftung des — zu einer 


unerlaubten Handlung 880. 


von Berfügungen im Wege der 
— mit rechtögeichäftlichen 185, 186, 
161, 184, 858, 499, 888: — in 
den Nachlaß 1984, gegen den Bor: 
erben 2115. 


Arrha ſ. Draufgade. 
Aufenthalt, Beſtimmung des — 


des Kindes 1681. 


Aufforderung, öffentliche — zur 


Anmeldung von Erbrediten 1965, 
2858,von Nadjlapforderungen 2061. 


Aufgeben des Beliges 866, der 


Eigentums an e. Grundftüd 928, 
an e. bewegl. Sadje 959. 


Anteile der Gejellichafter 719, 722, | Aufgebot vorder Eheichließung1316, 
125; — ber Miteigentümer 1008 f-; | 1822, — der NRaclafgläubiger 
Nießbrauch an ſolchem Anteil 1066, :ı 1970 ff., 1980, 2013, 2015, 2045, 
desgl. Vorkaufsrecht 1095, Neallaft 2060. 

1106, Hypothek 1114, Pfandrecht | Aufgebotsverfahren zum Zwecke 
1258; — der Miterben 2088. der Todeserflärung 18, der Kraft: 

Anwadhfung des Anteils e. Ge: Io3erflärung von Schuldverſchrei 
fellfchafter® 788, eines Erbteild | bungen 799, 808; der Ausſchlie 
2007, 2094 f., des Antetld an Bung des Gläubigers bei einer Bor 
einem Vermächtniſſe 2158f.; — mertung 887, des Gigentümers 
beim Erbſchaftskaufe 2878. e. Grundftüds 927, des Vorkaufs 

Unmweifung 788 —792. beredhtigten 1104, bed Neallait. 

Arbeit, Pflicht der Frau zu häuslicher | berechtigten 1112, zum Zwecke der 
— 1856. ©. Dienfte. Kraftloserflärung eines Hypotheten 

Arbeiter, Arbeitgeber, Berjäh: | briefö 1162, der Ausfchließung des 
rung ber Anfprüde 196 Wr. 9. Hypothefengläubigerd 1170, 1171, 

Arbeitserwerb ber Frau 1867, des Ediffspfandgläubigerd 1269. 
1427, 1585, des Hauskindes 1651. | Aufhebung dei Wohnfige3 7, 8, einer 

Arbeitsgeräte der Frau 1862, Stiftung 87, der Gemeinſchaft 749ff. 
1866, der (Ghegatten 1477, de8| von Rechten an e. Grunbftüde 875, 
Kindes 16560. 876, E. 189, des Nießbrauchs 1062, 

Arbeitsverträge beichräntt Ge— 1064, der Hypothek 1188, des 
ſchäftsfähiger 113, 114, de Mün: Pfandrechts 1255; — der Berwal 
dels 1822, 1827. tung und Nusnießung 1418 fi, 

Urgliftiiges Berfhmweigen von der allgemeinen Gütergemeinichaft 
Mängeln bein Staufe 448, 476, 1468 ff., der fortgeiegten Güterge 
478ff., bei der Schenkung 528 ber, meinfchaft 1492, 1494, der Grrun: 


Auflaffung, 


Auflauf, 


Aufnahme 


die mit vorhergehendem E. die Art. des EinfGeſ. 


genfchaftägemeinfchaft 1542, der ehe: 
lichen Gemeinſchaft 1575f., 1586f., E. 
17, 201, der Kindesannahme 17 68ff., 
des Familienrats 1879ff., der 
Pflegſchaft 1922 fi., letztwilliger 
Berfügungen 2268ff. eines Erb— 
vertrags 2289 ff., E. 24, 214, eines 
Erbverzichts 2851, E. 217. 


Aufſchiebende 





Aufſchiebende 
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Bedingung bei 
Rechtsgeſchäften 158 — 162, bei 
letztwilliger Zuwendung 2074, bei 
Einſetzung eines Nacherben 2108 
bei Vermächtniſſen 2162, 2177, 
2179. 

Einreden des 
Erben 2014, 2015. 


Auflage bei d. Schentung 525 ff., d. Aufſicht, Haftung füreineunerlaubte 


Berfügung von Todeöwegen 1940, 
1941,1972ff.,1980,1991f.,2186 ff., 
2192f., 2278, 2291, 2306, 2818, 
2822, 2872, 2876. 


der — 449, form der — E. 148. 
Haftung für den durd 
einen — entftehenden Schaden €. 
108. 


Auflöfende Bedingung 158 big 


162, 2075, 2818. 
Auflöfung eines Bereind 41, 74; 
— der Ehe infolge Todeserklärung 
1848, 1637, Einfluß der — 
der Ehe auf leßtwillige Verfügungen 
2077, 2268. 
von Geld auf ben 
Kredit des Kindes 1648, des 
Mündel3 1822. 
| 


Aufrednung 887—896; — unter: 


bricht Berjährung 209, 215, — 
zur Abwendung der Zwangsvoll⸗ 
firedung 268, des NRüdtritt3 857, 
im Falle der libertragung 406, 
der Schuldübernafme 417, bei e. 
Sejamtichuldverhältnifie 422; 
feitend bes Käufers 479, 490, des | 





Handlung wegen verſäumter — 
882, 884, 841; — kraft elterlidyer 
Gewalt 1681; — des Bormund- 
fchaftögeridhtS 1887 ff. 


Begriff 925, Koften | Auffuchung beweglicher Sadhen auf 


fremdem Grundftüd 867, 1005. 


Auftrag 662—676; Vollmacht auf 


Grund eine8 — 169. 


Aufwand, chelider 1889, 1427, 
1458, 1529. 
Aufwendungen, Zingpflidt des 


zum Erfage von — Berpflichteten 
256, Befreiungspflicht desſelben 257; 
— des Mällers 652, bes Benuf: 
tragten 669 f., des Geſchäftsführers 
ohne Auftrag 688 f., des Verwah⸗ 
rers 698, des Finders 970, bes 
Beſitzers 995, des Mannes 1890, 
der Frau bei Gütertrennung 1429, 
des volljährigen Hausfindes 1618, 
des Baterd 1648, de Bormundes 
1885, des Erben 1978, des Erb: 
ſchaftsbeſitzers 2022, des Vorerben 
2124, des Erbſchaftsverkäufers 2381. 
S. Berwendungen. 


— |Aultionator, Berfteigerung durch 


— 888, 457, 468. 


Mieters 554, 575; — gegen eine Ausbeſſerungen bei der Pacht 682; 
zum Geſellſchaftsvermögen ge: bei bem Nießbraudy 1041 ff. 

hörende Forderung 719 f.; Einrede | Ausbeute einer Sache als Frucht 99. 
des Bürgen wegen zuläffiger — | Augeinanderjegung ber Geſell— 


170; — des Mieterö gegen Hy: 
potbefengläubiger 1125; — zur 
Befriedigung des Hypothefengläu: 


bigers 1142, des Pfandgläubigers | 


1224; — gegen Gejamtgutfor: 
derungen 1442; Ginfluß der be: 
ſchränkten Haftung des Erben 1977; 
— gegen Miterben 2040. 


Aufrubrgefege E. 108. 


fchafter 780ff., mit Kindern bei der 
MWiederverheiratung 1814, 1669 fi., 
1761, 1845; — nad Auflöſung 
der allgemeinen Gütergemeinfchaft 
1471 ff., der fortgeießten Güter: 
gemeinfchaft 1497 ff. Der Errungen- 
fchaftögemeinfchaft 1546; --- ber 
Miterben 2042 ff., 2204. 


Ausgleihungspflicht zwiſchen Ge: 
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Ausländer, 


famtichuldnern 426, Abkömmlin— 
gen als Miterben 1508,2050— 2057, 
2096, 2816, 2872. 
Austunftäpfligt, ‚Inhalt der — | 
über einen Vermögensinbegrift 260; 
— bes bidherigen Gläubigers 402, 
de Verkäufers 444, bes Beauf: 
tragten 666, ber Geſellſchafter 718, 
740, des Mannes 1874, des Bor: 
mundes 1799, 1889, des Gegen: 
vormundes 1891, de3 Erben 2008, 
2005, des Fiskus als Erben 2011, 
des Nachlaßpflegers 2012, des Erb: 
ihaftsbejigers 2027, der Haus: 
genoſſen bes Erblafierö 2028, ber 
Miterben gegeneinander 2067, 
des PBorerben 2127, des Erben 
gegen den Pflichtteilsberechtigten 
2814, des Beligers eines unrichtigen 
Erbſcheins 2862. 


Die Zahlen ohne Zufag bezeichnen die 58. des BGB., 


der Nacderbichaft 2142, eines Ser 
mächtnifie8 2176, 2180; — der 
Erbichaft oder eines Bermächtnifies 
nit Schenkung 517, durd die 
Frau 1406, 1458, durch den Bater 
1648, dur den Bormund 18%, 
durch einen Pilidhtteilöberechtigten 
2806 f. 


Ausſchlagungsfriſt 1948, 1944, 


1952, 2806. 


Ausfhließung der Berjährung 225, 


der Ubertragbarteit einer Forde⸗ 
rung 899, eines Gejellichafterg 787, 
der Berwaltung und Rugniegung 
1485 f., der fortgefegten @üter- 
gemeinſchaft 1508 fi., eines Ab— 
fömmlingeg 151l, — von 
der Vormundſchaft 1782, 1898; 
— des geiegliden Erben 1938, 
2808 fi. 


Auslagen der Bermwandten x. bei Ausfchlußurteil j. Aufgebot, Aut: 


Anhörung durh das Vormund— 
ſchaftsgericht 1808, 1678, 1847, 
der Mitglieder des Familienrats 
1877. 


Ausland, Wohnlig des Mannes im ! 


— 10, im — begangene uner— 
laubte Handlung E. 12, Beerbung | 
Deutider im — €. 24. 

Erlaubnis zur Ehe: . 
fhlierung 18315, Gntmündigung . 


€. 8, Todeserflärung E. 9, Bor: | 


mundicaft, Pflegichaft über — E. 
23, Beerbung E. 25, Erwerb von! 
Grunditüden E. 88. 

Ausländiiche Erbichaft, Erbſchein 
2869, Ausantwortung E. 26; Ber: 


gebotsverfahren. 


Ausfonberungsredt eine! Rad: 


laßgläubigers 1971. 


'Ausipielvertrag 768. 
YAusftattung, 


Begriff 16%, — 
eines Kindes bei Gütergemeinſchaft 
1465, 1477, bei fortgefegter Güter. 
gemeinichaft 1499, bei Errungen- 
ichaftägemeinichaft 1688, (Erwerb 
als — bei legterer 1521, bei Fahr⸗ 
nisgemeinfchaft 1551, 1566, Ber: 
pflihtung zur — 1620 fi., wieweit 
— Schenkung 1624, — aus dem 
Bermögen des Kindes 1626, desgl. 
eines volljährigen Mündels 1902; 
Ausgleichungspfliht 20560. 


Fügung über — Grunditüäde E. 7; Ausſteuer, Verpflichtung zur Ges 


Bereinbarung — Güterrechts 1488: 


währung einer — 1620. 


Rechtsfähigkeit — Vereine E. 10; Austritt aus einem Bereine 89, 58. 
— Währung 244; Anwendung — Ausübung der Mitgliedigaftsredhte 


Geſetze E. 7—B1. 

Auslegung von Willenserklärungen 
138, von Verträgen 157, von letzt⸗ 
willigen Verfügungen 2066 ff., 2084. 
Auslobung 657—66]. 
Ausſcheiden 
737 ff. 


eines Geſellſchafters | 


88; chikanöſe — der Rechte 226; 
— der Grumddienftbarfeit 1020, 
1028, 1026, 1029, der beidgränt 
ten perſönlichen Dienftbarkeit 109.. 


Auswahl des Bormundes 1779. 
Uußertursfegung von Schulbver- 


fhreibungen auf den Inhaber E. 176. 


Ausſchlagung der Erbichaft 1942ff, Auszug, Berjährung von rüdfän- 


die mit vorbergehendem E. die Art. des Einfei. 


an einem - 
Auszugsvertrag E. 96. 


digen veiſtungen 197; Nießbrauch 
8. 


B. 
Badiſches Recht, übergangsvor⸗ 
ſchriften E. 1654, 156, 157, 200, 
208, 211. 


Bäuerliche Nutzungsrechte &. 197. 

Bahneinheit €. 112, 

Bant, Zinfeszinfen 248, Anlegung 
von Münpdelgeld 1808. 

Bannrechte ©. 74. 

Baubeihräntungen ©. 111. 

Baubandwerfer, Anſpruch 
eine Sicherungshypothel 648. 

Baum auf einem Nachbargrundſtücke 
907, E. 122, 124, 188, Überhang 
910, Überfan 911: — auf ber 
Grenze 928; Sondereigentum an 
einem — €. 181. 

Bauwerk, Verjährung der Mängel: 
aniprüche 688 ; Sicherung des Unter: 
nehmers 648; Gegenftand des Erb: 
baurechts 1012. 

Baveriſches Geſetz betr. PVereine 
E. 168. 

Beamte, Abtretung des Dienftein: 
kommens 411; Kündigungsredht 
wegen Berfegung 570, 596; Haftung 
wegen Berlegung der Antspflicht 
889, 840, &. 77; Eheſchließung 
1815; Bormundfcaft 1784, 1888; 
Haftung für Stellvertreter und Ge: 
hilfen E. 78; Unfprüdhe und Ber: 
bindlichkeiten zu8 den Dienftver: 
hältnifie E. 80, 81. 

Bedingte Forderung, Sicherung 
durch Burgſchaft 765, Hypothel 
1118, Pfandrecht 1204, 1209. 

Bedingung, — bei Rechtsgeſchäften 
im allgemeinen 158—162; Unzu⸗ 
läffigkeit einer — bei Aufrechnung 
888, Auflaffung 925, Eheichließung 
1817, Unertennung der Chelichkeit 
1598, Ehelichkeitserklärung 1724, 
Annahme an Kindesftatt 1742, Auf: 
bebung derfelben 1768, Annahme 
und Ausſchlagung der Erbfchaft 


auf 
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1947, eines Vermächtniſſes 2180, 
des Amtes dedTeftamentspollftreders 
2202; — bei letztwilliger Zuwen⸗ 
bung 2074- 2076. ©. Auflöſende 
Aufichiebende Bedingung. 

Beendigung der Verwaltung und 
Nußnießung des Mannes 1417 ff., 
der allgemeinen &ütergemeinichaft 
1468 ff., der Errungenſchaftsgemein⸗ 
fhaft 1542Fff., der elterliden Nutz⸗ 
nießung 1661f., 1666, der elter: 
lihen Gewalt 1678ff., 1697, der 
Bormundfchaft 1882 ff., des Amtes 
bes Teftamentsvollftrederd 2226 ff. 

Beerbung Deutfher im Ausland 
E. 24, 26, von Ausländern €. 26. 

Beerdigungskoſten bei der Tö— 
tung 844; Tragung der — durd 
Unterhaltspflihtige 1615, 1713, 
durch den Erben 1968. 

VBeförderungsmittel, Fund 
einem öffentliden — 978ff. 

Befreite Bormundidhaft 1852 ff., 
Pflegſchaft 1917. 

Befreiung in Bezug auf Ehemünbdig: 
teit 1808, Ehebruch 1812, Warte: 
zeit 1818, Aufgebot 1866, Zu: 
ftändigteit für diefe — 1816; 
von Erfordernifien der Unnahme an 
Kindesftatt 1745; — von Beidhrän: 
tungen für den Vorerben 2186, den 
Teftamentsvoliftreder 2220. 

Befriftung f. Beitbeftimmung. 

Beginn einer Friſt 187, der Ber: 
jährung 198—201. 

Beglaubigung, Öffentlide — einer 
Erklärung 129. 

Begräbnisplag E. 188. 

Behörde, gegenüber einer — abzu- 
gebende Willenserklärung 180; 
Funde in den Geſchäftsräumen ei: 
ner öffentliden — 978ff. 

Beifchlaf f. Beimohnung. 

Beiltand der Mutter 1687 ff., eines 
Verſchwenders E. 156, eines Geiſtes⸗ 
ſchwachen E. 211. 

Beitrag ber Vereinsmitglieder 58, 
der Geſellſchafter 705 ff, der rau 
zum ehelichen Nufwand 1871, 1427, 


in 
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1441, der geichiebenen Frau zum 
Unterdalte der Kinder 1585. 

Beiwohnung, Erſatzpflicht wegen 

außerehelicher — 825, 847; — unter 
Berlobten 1800; PBermutung für 
die — des Ehemanns 1591. 

Bekanntmachung, Öffentlide — 
der Bevollmächtigung 171, 178, 
der Eintragungen in dag Güter: 
rechtöregifter 1562: 

Belenntnis des Vormundes 1779, 
1801. 

Belohnung, öffentliches Ausſetzen 
einer — 657ff. 

Benennung des Bormundes 1776ff., 
1852, 1865, 1898. 

Berehnung des Pflichtteils 2311. 

Berethherung ald Erfordernis ber 
Schenkung 516; Vorſchriften über 
ungerechtfertigte 812—822; 
Unmendung bderfelben bei gegen: 
feitigen Verträgen 828, 827, Ge: 
fchäftsführung ohne Auftrag 682, 
684, unerlaubten Handlungen 852, 
Berbindung, Vermiſchung, Berar: 
beitung 951, Fund 977, Heraus: 
gabe von Früchten 998, Bereicherung 
de? Gefamtgut3 1455, Heraus: 
gabepfliht de3 Erben 1973, bes 
Erbichaftsbefiger8 2021, Nichtvoll⸗ 
ziehfung einer MWuflage 2196, 
Schenkung zum Nachteile des Ber: 
tragserben 2287, desgl. de& Pflicht: 
teil&berechtigten 2829. 

Bergredt E. 67. 

Bergwert, Wirtichaftsplan beim 
Nießbrauche 1088, bei der Einiegung 
eines Nacherben 2128. 

Berihtigung des Grundbuchs 
894 ff, des Scifföregifters 1268. 

Beruf, Koften der Borbildung für 
einen — 1610, 2060. 

Berufung der Mitgliederverfamm: 
lung 86, 87, 58; — als Beiftand 
der Mutter 1694, al Bormund 
1776, Gegenvormund 1792, Mit: 
glied des Familienrats 1861 f., 
porläufiger Vormund 1907, Pfleger 


Die Zahlen ohne Zufab bezeichnen die SS. des BGB, 


1917; — zur Erbichaft 1944, 1948, 
1949, 1961, 2088. - 

Belhlagnahme, Aufrehnung nad 
der — 892; — zu Guniten des On: 
pothelengläubigerö 1121 ff. 

Beſchränkte perfünlide Dienit: 
barfeiten1090—1098: Borbebalt 
für die Landesgeſetze E. 115, Beſitz 
ſchutz €. 191. 

Beficht, Kauf auf — 495}. 

Befig einer Sade, Erwerb und 
Berluft 864856, Bererblichkeit 
857, Schu 858—869, Ubertra- 
gung bed mittelbaren — 870, 
Eigendefig 872; Haftung des Be— 
ſitzers e. Grundſtücks wegen Ein: 
ſturzes 886, Befreiung durch Rück 
gabe e. beweglichen Sache an den 
Beſitzer 851, Eigentumsber 
mutung auf Grund des — einer 
beweglichen Sache 1006, Anſpruch 
aus früheren — 1007: — des 
eingebradten Gutes 1878, Des 
Gejamtgut3 1443; — alö Gegen: 
fand eined Vermächtniſſes 2169: 
beitehendes Belttverhältnis E. 180. 

Beſitzſchutz für Dienftbarfeiten 
1029, 1090, €. 191. 

Befoldung, Verjäfrung von NRüd: 
ftänden 197, MUbertragung und 
Aufrehnung bes Anſpruchs auf 
— €. 81. 

Befondere Gerichte, Verjährung 
der vor ſolchen geltend zu machenden 
Anſprüche 220. 

Befferungsanitalt Unterbringung 
des Stindes 1666, bes Münbels 
1888, &. 185. 

Beltätigung eines nichtigen Rechts- 
geihäftse 141, eines anfechtbaren 
Nechtögeichäfts 144, einer nichtigen 
Ehe 1325, einer anfechtbaren Ehe 
1887, eines anfedibaren Erb⸗ 
vertraga 2284; gerichtliche — der 
Annahme am Sindesjtatt 1741, 
1768. 

Beftallung des Bormundes, Gegen: 
pormundes 1791 f., 1881, 1898. 

Beftandteile, wejentlide — einer 


die mit vorbergehendem €. die Art. des EinfGeſ. 


Sade 98-96; Zufchreibung eines 
Grundftüdg als Beltandteil 890; 
Berbindung als mejentlider — 
946, 947; Eigentumsderwerb an 
— 958 ff. 

Beitellung des Vorſtandes eines 
Bereind 27, des Beiltandes der 
Mutter 1694, des Vormundes, 
Gegenvormundes 1789, 1792, der 
Mitglieder des Familienrats 
1865 ff.; Verpflichtung des Pächters 
zur — eines landwirtſchaftlichen 
Grundſtücks 591. 

Beſtimmung der Vertragsleiſtung 
durch eine der Parteien 815f., durch 
einen Dritten 817ff.; — des Sin: 
halts legtivilliger Verfügungen durd) 
Dritte 2065, 2161 ff., 2198, 2198. 

Betagte Berbinplichkeit, vorzeitige 
Erfüllung 818, — Vermächtniſſe 
und Auflagen 2217. 

Beteiligte, Pflegihaft für unbe: 
fannte oder ungewiſſe — 1918. 
Betriebsunternehmer, Haftung 

€. 105, 106. 

Betrug ſ. Täuſchung. 

Beurkundung, Vereinbarung der 
— eines Vertrags 154; landes⸗ 
geſetzlicher Ausſchluß der gericht: 
lichen oder der notariellen — €. 141; 
Gefeße über die — des Perfonen: 
ſtandes €. 40, 46. 

Bemwäfferung, Landesgeſetze betr. 
die —- €. 65. 


BewaffneteMacht, Todeserflärung 
eine Angehörigen der — 15. 
Beweglide Sachen, Eigentum?: 

erwerb 929f.; Eigentumsver⸗ 
mutung zu Gunften des Beſitzers 
1006; Beitellung des Nießbrauchs 
an — 1082; Erfigung desſelben 
1033; Pfandredt an — 1204 ff. 
Beweisurkunde, Herausgabepflicht 
bei Übertragung einer Forderung 
402, beim Kaufe 444. 
Bewußtloſigkeit, Nichtigkeit einer 
Willengerflärung 105; — bei uner: 
laubter Handlung 827; Nichtigteit 
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ber Ehe wegen — bei der Eingeh: 
ung 1826. 

Bigamie f. Doppelehe. 

Blinde, Pflegihaft 1910. 

Bodenbeftandteile ald Früchte 
eines Rechtes 99; Recht des Nieß- 
braucherö 1087, des Borerben 2128. 

Bösliche Verlaſſung als Schei: 
dungsgrund 1567. 

Boten, Verjährung ihrer Anfprüche 
196 Nr. 8. 

Brandihaden, Verfiherung gegen 
— beim Niekbraud) 1045 fi. 

Brauhaus, Zubehör 98; Verbände 
zur Nußung €. 164. 

Brautgefhente, Nüdgabe beim 
Nüdtritte von e. Berlöbniffe 1801. 

Brautkinder E. 208. 


Briefwechſel, Vertragſchließung 
durch — 127. 
Bruchteile, Gemeinſchaft nach — 


741ff., E. 178; Miteigentum nad 
— 1008, vgl. E. 181; — als 
Gegenftand des Vorkaufsrechts 
1095, einer Renllaft 1106, einer 
Hypothek 1114; Erbeinfegung auf 
— 2088f., Vermächtnis 2157. 

Bucdforderungen als Mittel der 
Sicherheitsleiſtung 282, 286; Um: 
wandlung in — zu Gunften ber 
Frau 1898, des Kindes 1667; bes 
Mündels 1815, 1820; des Nach): 
erben 2117; — eined Mündels 
1816, 1820, 1863, einer Borerb: 
ſchaft 2118; Mündelſicherheit von 
— 1807. ©. Reichs⸗, Staat3fchuld: 
buch. 

Buchungsfreie Grundſtücke E. 
127, 128. 

Budnerrecht E. 68. 

Burrgſchaft 766—778; Verjährung 
des Anſpruchs gegen den Bürgen 
202; — als Sicherheitsmittel 282, 
289; Übergang des Rechtes aus 
der — mit der Forderung 401; 
Erlöfchen desſelben durch Schuld 
übernahme 418; Übernahme durch 
den Vormund 1822. 


1114 


Bundesangehörigfeit, Gefeg über | 
den Erwerb ꝛc. ber — €. 41. 
Bundestonjulatsgefeg E. 88. 
Bundesrat, Verleihung der Rechts⸗ 
fähigleit an Vereine 28, 88, 44; 
Genehmigung von Stiftungen 80; 
Beltimmung ber Minbelficherbeit 
von Wertpapieren 1807; Un 
erlennung auslänbdiicher Bereine 
E. 10; Vergeltungsrecht E. 81. 
Bundesſtaat, Verleihung der 
Rechtsfähigkeit an Vereine 22; Ge⸗ 
nehmigung von Stiftungen 80; 
Aufrechnung gegen Forderungen 
eines —396; Genehmigung zur Aus⸗ 
gabe von Sculdverichreibungen 
7956; Befreiung von Ehehindernifien 
1822, von Erforderniffen der Un: 
nahme an Kinbdesftatt 1745; Che: 
lichkeitserklärung 17283. Elſaß-⸗ 
Lothringen als — E. b. ©. Fislus. 


C. 


Chikaneverbot 226. 
Civilprozeßordnung, Geſetz be— 
treffend Anderungen E. 1; Ber: 
wandtſchaft 2. im Sinne der — 
E. 88. 
D. 


Dampf, unzuläſſige Zuführung 906. 

Dampfſchiffahrtsunter— 
nehmen, Haftung E. 126. 

Dammild als Schadenwild 8856, 

Darlehen 607—610; Anwendung 
bei uneigentlichem Verwahrungs⸗ 
vertrage 700; Hypothek für— 1189, 
für — einer Kreditanitalt 1115. 

Deichrecht E. 66. 

Delikte ſ. Unerlaubte Handlungen. 

Deutſche Sprache, Abfaſſung des 
Protokolls bei Teſtamentserrichtung 
in — 2240; Teſtament eines der 
— nicht Mächtigen 2244 f. 

Dienſtbarkeiten 1018ff.; Landes⸗ 
geſetze über Ablöfung, Umwandlung, 
Einſchränkung, Inhalt und Maß 
von — €. 118, 116. 

Dienfte, Verjährung der Anfprlche 


Die Zahlen ohne Zuſatz bezeichnen die 8$. des BGB., 


aus gewerbsmäßiger Leiftung von 
— 196 Wr. 7; Vergütung für — 
dei NRüdtritt vom Vertrage 846; 
— al Beitrag eines Gefellichafters 
106, 788; Erſatz für entgangene 
— des Berlegten 844; Berpflic: 
tung des Hauskindes zur Leiftung 
von — 1687; Erſatzanſpruch bee 
Bormundes für — 1886. 

Dienfteintommen, Abtretung des 
— 411. 

Dienftverhältnis, Bedenkung der 
in einem — zum Erblafler ftehen: 
den Berfonen 2071; Webergangs- 
vorfchrift für beſtehendes — €. 171. 

Dienftvertrag 611— 680; — einer 
in der Gefchäftsfähigleit beichränt: 
ten Verion 118, 114; WMöäflewer- 
trag Über Bermittelung eine — 
655; — betreffend eine Geſchaͤfts 
beforgung 675; Eingebung eines 
— durd) den Bormund 1822, 1827. 

Differenzgeihäit 764. 

Dingliche Anfiprüche Berjährung221. 

Diskont f. Zwifchenzinien. 

Diſfens 154, 156. 

Dolmetfcher bei ZTeitamentserrid: 
tung 2244, 2260. 

Doppelehe, Ehehindernis 1809, 
Ehenichtigleitägrund 1826, Schei: 
dungagrund 1565, Grund der 
Pflitteildentziehung 2835. 

Draufgabe 386888. 

Dreißigite, Recht des — 1969. 

Dritte, Leitung durch — 267 f, 
Berfprehung der XLelltung an — 
828 fi. S. Beitimmung. 

Drohung, Anfechtung einer Willens- 
ertlärung 128, 124, der Gh 
1885, 1846; Kinder aus einer 
wegen — anferhtbaren Ehe 1704; 
Anfechtung der Annahme x. der 
Erbſchaft 1954, einer Tegtwilligen 
Berfügung 2078, eines Erbvertrage 
2288; Erbunwürbdigteit 2839. 

Druden ald Berarbeitung 960. 

Dünger al@ Zubehör eines Landgntz 
98; Burüdlafjung bei Beendigung 
der Pacht 598. 


bie mit vorhergehendem E. die Art. des EinfGeſ. 


E. 

Ehe, Eingehung 1308 — 1822; Nich— 
tigkeit und Anfechtbarkeit 1823 big 
1847; Wirkungen in allgemeinen 
1858—1362; Scheidung 1564 bis 
1587; kirchliche Berpflichtungen 
1588; Mäklervertrag betreffend die 
Eingehung einer — 656; Ein—⸗ 
gehung dur den Annehntenden 
1761, unter den durch Annahme 
an Kindesitatt Berbundenen 1771; 
internationales Privatrecht bezüg: 
li) der Eingegung &. 13; Uber: 
gangsporichrift für beitehende Ehen 
€. 198 fi. 

Ehebruch, Ehehindernis 1812; Nic): 
tigfeitSgrund 1328; Scheidungs⸗ 
grund 1565; Grund der Entziehung 
des Pflichtteild 2886. 

Ehefrau, Wohnfig 10; Unterhaltg: 
pfliht gegenüber Verwandten 1604; 
Bormund für eine — 1778; Be 
jtelung zum Vormund 1783, Ent: 
laſſung als Bormund 1887; — 
al3 Bormund des Mannes 1900; 
bevormundete — 1901; — als 
Erbin 2008; Gewerbebetrieb einer 
— €. 85; UÜbergangsvorſchrift be: 
treffend die Geſchäftsfähigkeit E. 200. 

Ehegatten, Verjährung ihrer gegen: 
feitigen Anfprlche 204; perfönliche 
Necht3beziehungen der — 1858 bis 
1862, internationaled® Privatrecht 
bezüglich berielben &. 14, desgl. 
Ubergangsvorſchrift E. 199; Ber: 
hältnis ihrer Unterhaltspflicht zu 
der der Verwandten 1608; Ein: 
willigung zur Annahme an Kindes: 
itatt 1746 fi.; gefegliches Erbrecht 
1981; legtwillige Zuwendung an 
— 2077; Unfähigkeit zur Mitwir: 
fung bei Teitamentserrichtung 2284 ; 
gemeinfchaftl. Teftament 2265 ff.; 
Erbverträge unter — 2275, 2277, 
2279, 2280, 2290, 2292; Pflicht: 
teilsrecht 2308, Cntziehung des 
Pflihtteild 28385; 
2846 fi. 


Erbverzicht | 
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Ehehinderniſſe 1808—1818, 

Eheliche Abſtammung 1591 bis 
1600 ; internationale Privatrecht 
E. 18. 


Eheliche Kinder, Woänfig 11; 
Erfordernis der Einwilligung zur 
Eheſchließung 1805 ff. Rechtsver⸗ 
hältnis zu den Eltern 1616 bis 
1698; internationales Privatrecht 
bezüglich dieſes Verhältnifſes E. 19; 
desgl. Ubergangsvorſchriften €. 
208 ff. 

Eheliches Güterredt 1868 Bis 
1568; internationale8 Brivatrecht 
bezüglich desfelben &. 15, 16, desgl. 
Ubergangsvorſchriften E. 200. 

Ehelichleitserflärung 1728 bis 
1740; Aufſchub der Erbteilung bis 
zur Entſcheidung über die — 2043. 

Ehemündigkeit 1808. 

Eheſcheidung |. Scheidung. 

EHefhliefung, Geſetze über — 
E. 40, 46. ©. Che. 

Ehevermittelung 656. 

Ehevertrag, allgemeine Borfchriften 
1482 — 1486; Eintragung 1561; 
befondere Anwendungen 1868, 
1508, 1528, 1526, 1568, 1557; 
Zuläſſigkeit des — eines Aus: 
länder &. 15, desgl. in den be- 
ftehenden Ehen E. 200. 

Ehrenrechte f. Aberfennung. 

Ehrloſer Lebendwandel, Ent: 
ziehung des Pflichtteils wegen — 
2888, 2886. 

Ehrloſes Berbalten ald Grund der 
Scheidung 1568, des Einſchreitens 
gegen den Vater 1666, der Ent- 
ziehung des Pflichtteild 2396. 

Eigenbefig, Begriff 872; Haftung 
des Eigenbefiters für Einfturz eines 
Gebäudes 836; Krfigung auf 
Grund — bei Grundftüden 900, 
bei beweglichen Saden 987 ff.; 
Fruchterwerb auf Grund — 965. 

Eigenmadt, verbotene, Begriff 858; 
Folgen 859 — 864, Haftung des Be: 
figerd gegenüber dem Eigentümer 
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992; Haftung des Erbſchaftsbeſitzers 
2025. 


Die Zahlen ohne Zuſatz bezeichnen die 38. des BGB., 


— 


ihließung 154, 156. ©. 


Vorbm. 1 vor 145. 


auch 


Eigenſchaften, Irrtum über — Einkünfte, zu den — gehörender 


der Perſon oder der Sache bei | 


Willenderflärung 119; Irrtum 


Erwerb bei Errungenfchaftögemein: 
{haft 1521. 


über perfönlicde — bei Eingehung |, Einlöfungsredht gegenüber einem 


der Che 1838. 

Eigentum, Bertrag betreffend Die 
Berpflihtung zur Übertragung des 
— ane. Grumdftüde 818; Verlegung 
des — durch unerlaubte Handlung 
828; Ubertragung des — an 
einem Grundftüd 878; inhalt des 
— 908— 924, Erwerb und Berluft 
des — an Brundftüden 925 — 928, 
deögl. an bewegliden Sachen 
y29— 984; Anſprüche aus dem — 
985—1005:; bertragung de — 
an Grundftüden burh Geſetz €. 
126; Ubergangsvorſchriften Be: 
treffend beſtehendes — E. 181, Er: 
werb und Berluft de8 — an Grund: 
ftüden 189. 

Eigentumsdbefchräntungen 904 
bis 918; — im Öffentlidden In⸗ 
tereffe E. 52, 109, in Anfehung 
tatfächlider Berfügungen €. 111. 

Eigentümergrundfhuld 1196, 
1197. 

Gigentümerhypothel 1168, 1168, 
1170, 1171, an einem vermachten 
Grundftüde 2165. 

Einbringung von 
Baftwirten 701—704. 

Eingebradtes Gut bet gejeglichem 
Güterreht 1863 ff., bei Errungen: 


Saden bei 


fchaftögemeinihaft 1520 fi., bei 
Bahrnisgemeinihaft 1550; Sn: 
ventarfrift bei einer zum — ge: 


hörenden Erbichaft 2008. 
Eingebradte Saden, Pfandredit 
an ben — des Mieters 669 ff., 
des Pächter 581, 586. 
Eingebung, Klage auf — der Ehe 
1297. ©. Ehe. 
Eingetragene Anfprühe ausSchuld: 
verhältnifien &. 179. 
Eingetragene Bereine 21, 55 fi. 
Einigung, mangelnde bei Vertrag: 


die Zmang&vollitredung betreibenden 
Släubiger 268, gegenüber bem 
Pfandgläubiger 1249. 

Einreden, Einfluß auf Berjährung 
202, Aufrefnung 390; — bei 
dem Weriprechen ber Leitung an 
einen Dritten 884, der Über: 
tragung einer Forderung 404, der 
Sculbübernahme 417; Des 
Bürgen 768ff., des Angewiefenen 
784, 792, des Eigentümers gegen 
die Hypothet 1187 fi., 1167, des Ber: 
pfänders 1211, 1254, bes Erben 
1958, 2014, 2015. 

Einfeitige Rechtsgeſchäfte eines 
beihräntt Geſchäftsfähigen 107, 
111, 114, eines Bevollmädtigten 
174, eines Pertreterd ohne Ber: 
tretungsmacht 180, der Frau 
über eingebrachtes But 18398, be: 
züglich desfelben 1408, — des Bor: 
mundes 1881: Anfechtung — 148. 

Einſicht des WBereinsregifter3 79, 
des Güterrechtsregiſters 1668; von 
Erklärungen beim Nachlaßgerichte 
1842, 1958, 2010, 2081, 2146, 
2228, 2264, 2884. 

Einfprud der Berwaltungäbehörde 
gegen Eintragung eine Rereins 
61, 62, 71, des Mannes gegen Ge 
[chäftöbetrieb der Frau 1406, 1452. 

Einfturz, Haftung für — eines Ge: 
bäudes 886; Schuß gegen droben- 
den — 08. 

Einitweilige Verfügung betrefiend 
Eintragung einer Bormerkung 885, 
eines Widerſpruchs 899; zu Guniten 
eines umebelichen Kindes 1716. 

Eintragung von Pereinen 21, br 
bis 67, 71, 74— 76; — von Rechte 
änderungen in Bezug auf Grunb 
ftüde 873 ff. ; — in das Güterrechts- 
regifter 1558 ff. 


die mit vorbergehendem E. die Art. des EinfGeſ. 1117 

Einweifung der mutmaßlichen Er:  Elterlihde Bermögendperwal: 
ben eines Berjhollenen €.161,162., tung 1688fr. 

Einwilligung des gefeglichen Ber: | Eltern, Berjäfrung der Unfprüche 
treterd zu Nechtögeichäften beichränft | zwiſchen — und Stindern 204; Er: 
Sefchäftäfühiger 107, 111, 114; fa des zwiſchen — und Abkömm⸗ 
— Dritter zu einem Nechtsgeihäft' lingen gewährten Unterhalt3 686; 
188: — zu Berfügungen eines ı gejegliched Erbrecht 1925, Pflicht: 
Nichtberechtigten 185; — zur Ehe: teilsrecht 2808, 2809, 2811, 2884. 
jchliegung 1804, 1805, 1807, 1881, 5. Eheliche Kinder. 

1621, 1847; — des Mannes zu Emanzipation nad franzöftichen 
Berfügungen der Frau 1895 ff, Rechte E. 154. 

— der Frau zu Verfügungen über Empfängniszeit ehelicher Kinder 
Geſamtgut 1444 ff., zur Chelich: 1591— 1598, unehelicher Kinder 
keitserklärung 1726 ff., zur Annahme 1717. 

an Kindesſtatt 1746ff, des Nach: | Empfangene, noch nicht gebore— 


erben zu Verfügungen des Bor: 
erben 2120, des Erben zur Ein: 
gehung von VBerbindlichkeiten burd) 
den Teitamentspollitreder 2206. 


ne PBerfon, Erſatzanſpruch bei 
Tötung des Unterbaltöpflichtigen 
844, al Erbe 1928, 1968, Mit: 
erbe 2048, Nacherbe 2141. 


Cinwirfungen auf ein frembes | Empfehlung, Haftung aus — 676. 

Grunditüd 906, 907. Ende eine Monats 192. 
Einziehung eines Erbſcheins 2861. | Endtermin bei RechtSgeichäften 168, 
Eifenbadnunternehmen, Ber: beit Erbeinſetzung 2104ff. 

jährung der Anſprüche 196 Nr. 8; | Entbindungdtoften, Grfagan: 

Haftung ©. 105; Bahneinheit €. ſpruch der unehelichen Mutter 1715, 

112: Ausſchluß des Anſpruchs aufı €. 21. 

Betrichseinftellung E. 125. ı Enteignung, Entihädigung dinglid, 
Elchwild als Schadenwild 885. —— — d *5* Pi — 
el ab-Sotgrin gen als Bundesſtaat Q * aeeh _ 6. 108. ‚ van 
nr Enterbung 2888 #.; bei fortgejegter 

&ütergemeinfhaft 1518. 
Entlaffung bes Bormundes 1790, 


Elterlide®ewalt1626, des Vaters 
1627—1688, der Mutter 1684 big 


1698, nicht der unehelichen Mutter 
1707; Bolljährigfeitäerflärung ei: 
nes Kindes unter — 4; Aufhebung 
der fortgefegten @ütergemeinichaft 
bei Berwirtung der — 1495; — 
als Borausfegung der Benennung 
eines Bormundes 1777, der Be: 
fretung des Bormundes 1856, der An⸗ 
ordnung eines Tramilienrats 1868. 


Elterlide Nugniegung 1649 ff, 


Nichtberüdfihtigung bezüglich der 
Unterhaltspflicht des Kindes 1606 ; 
— beim Ruhen der elterlichen Ge: 
walt 2c. 1656, 1678; Ausichließung 
bei der Annahme an Stindesftatt 


1767; Übergangsvorſchrift E.204. | 


1886—1889, eines Yamtlienrats: 
mitglieds 1871, 1878; bes Tefta: 
mentövollftrederd 2227; — des 
Miündels aus dem Staatöverbande 
1827, 1847. 


Entmündtigung, Poraugfegungen 


6, Einfluß auf Geichäftsfähigkeit 
104, 114 ff.; — des Mannes bei ge: 
ſetzlichem Güterreht 1418, 1426, 
Gütertrennung 1428, Errungen: 
fhaft3gemeinichaft 1542, 1547; — 
macht unfähig zum Bormund 1780, 
1885, zum Yamilienratsmitglied 
1865 ; — Grund der Bevormundung 
1896 ; vorläufige Bormundichaft bei 
beantragter — 1906f.; — madıt 
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unfähig zur ZTeftamentserrihtung | Erbrechtliche Geſchäfte eined Aus— 
2229, 2280, Widerruf eines Teſta- länder E. 7; — Berhältniffe. 
ment8 nad) — 2268; — von Aus: Übergangsvorfchrift E. 218. 

ländern &.8; Übergangövorfchriften Erbfchaft, Begriff 1922: Nießbrauch 


E. 156, 156. an einer — 1089; Erwerb durd 
Entwäf fi erung, Lanbesgejege über | die Frau als Vorbehaltsgut 1461; 
— €. 66. Anfall der — 1942; Annahme umd 


Entziedung der Rechtsfähigkeit ei- 


ne8 Bereind 48, 44, 78, 74, des 
Beſitzes 861, des Anteils eines Ab⸗ 
kömmlinges bei fortgeſetzter Güter: 
gemeinſchaft 1518, 1614, der Ver: 
tretungsmacht des Baterd 1680, 


Erbſchaftliches 


Ausſchlagung der — 1948ff., ſiehe 
auch Annahme, Ausſchlagung; Er: 
werb der — vom Erbſchaftsbefitzer 
2080; Beräußerung einer — 2386. 
yiquidation®: 
verfahren E. 218. 


des Bormundes 1796, der Sorge | Erbſchaftsanſpruch 2018-2081. 


für die Perfon des Kindes 1666, 
der Bermögensverwaltung 1666, 
1667, 1670, des Pflichtteils 2888 Fi. 
Erbbauredt 1012—1017, Beein: 


trächtigung durch Uberbau 916; | 


Form ber Begründung E. 148; 
Übergangsvorfchrift E. 184. 

Erbe, Begriff 1922; Widerruf ber | 
Stiftung durch den — 81; Un: | 
ſpruchsverjährung gegenuber dem 


Erbſchaftsbeſitzer 2018, 2080. 
Erbſchaftskauf 2871— 2384. 
Erbſchein 2868 2870. 
Erbteil, 


Begriff 1922; Berufung 
zu mehreren Erbteilen 1961: be 
fonderer — 1927, 1984f., 2007, 
2095; gemeinidhaftlider — 2098, 
2093,2098: Berhältnis zum Pflicht: 
teil 2808, 2805 f., 2810, 2816: 
GErbichein über einen — 2858. 


— 202; Borlaufsrecht beim Berlauf Erbteilungsvertrag 2042; Ein: 


an einen gefegliden — 511; Kün⸗ 


gebung dur den Bormund 1822. 


bigungsrecht des — bes Mieters | Erbunmürdigteit 2810, 2889 bis 


669; — des Beauftragten 678, des 
Beſitzers 867; Unterhaltspflicht des 


— des gefchiedenen Ehegatten 1582; Erbvertrag, Begriff 1941, 


rechtliche Stellung des — 1942 ff., | 

Haftung des — 1967 ff., |. Haftung. | 

Erbeinfegung, 2087-2099: 

dur Erbvertrag 2278 f.; Bu: 

wendung des Pflichtteilg ift nicht | 
804. 


Erbfähigfeit 1923, 2108. 


Erbfall 1922. 


Erbfolge,gefeglihe —1924—19886;; | 


2845, bei fortgefegter Gütergemein: 
{daft 1506. 
Bor: 


ichriften über —1951, 2274 — 2800; 
Übergangsvoricrift €. 214. 
— | Erbverziht 2846—2362, 


2310, 


2316, bei fortgejegter Gütergemein: 
nah 


1517: Übergangsvorſchrift 


. 217. 


Er — boden ‚Bertiefung desſelben 909. 
Erdflörper, Eritredung des Grund⸗ 
eigentumsd auf den — 906. 


Eintritt neben teftamentariicher — | Erfüllung Bug um Zug 274, Gr: 


2088. 
Erbpachtrecht €. 68. | 
Erbrecht der Abkömnilinge bei all: 
gemeiner Bütergemeinichaft 148277. ; 
— zwifchen Annehmenden und An: j 


löſchen der Echuldverbältnifie durch 
— 862-871. 
| Erfüllungsftatt, 
864, 865: bei 
bältnifien 422. 


S. Leiftung. 
Leiſtung an — 
Geſanitſchuldver⸗ 


genommenen 1759, 1767; — einer | Erfüllungsübernahme 829. 
Körperfchaftic. besöffentlichendtechtes | Ergänzung der Sicherheitsleiſtung 


E. 185, gegenüber einer verpflegten | 
Berfon €. 189. ©. Beerbung. | 


240, — der Einlage des Geſell⸗ 
fhafter8 707, 


— des Inventars 


die mit vorhergehendem E. die Urt. des EinfGeſ. 1119 


2086, des Pflichtteil8 2825 ff., Beil Landgut zum — 1bib, 2049, 

fortgefegter Bütergemeinfchaft 1505. 2812, Feitftelung des — E. 187. 
Erbaltungstofien bei Dtiete 586, | Erwerb von Todeswegen, Be: 

Reihe 601, Gemeinſchaft 744, 748,) griff 1869... 

Nießbrauch 1041, Erbengemeinfchaft | Erwerbsbeſchränkungen für ju— 

2088, Borerbichaft 2124. riftifche Perfonen E. 86, Religioſe 

Erlaß 897, bei Gejamtfchuldver: €. 87, Ausländer E. 88. 
bältniffen 428. Ermwerbögeichäft eines beichräntt 

Erlöſchen der Vollmacht 168f., der Geſchäftsfähigen 112, 114, der Frau 
Schuldverhältniſſe 862—897. bei geſetzlichem Güterrechte 1867, 

Ernennung eines Teſtamentsvoll⸗ 1405, 1414, bei ®iütertrennung 
ſtreckers 2197ff. 1427, bei allgemeiner Gütergemein: 

Erneuerung einer nicht mehr um— fchaft 1452, 1462, Errungenſchafts⸗ 
laufsfähigen Schuldverichreibung gemeinſchaft 1524, 1587; — des 
798. indes in elterlider Gewalt 1645, 

Erneuerungsfdein, Begriff und 1665; — des Mündel3 18227., 
Bedeutung 805; — zu einer als 1825, 1827, 1841, — einer aus: 
Sicherheit Yinterlegten Schuldver: ländifhen Ehefrau E. 16. 
ſchreibung 234, beim Nießbrauch Erwerb3: und Wirtſchaftsge— 
an einer folchen 1081f., zu Schuld: | fellfhaften, bayeriihe E. 166. 
verichreibungen des Mündel® 1814, ' Erzeugniffe, nicht getrennte — als 
ded Borerben 2116. wefentliche Beitandteile 94, land⸗ 

Eröffnung eines Teftaments 2259ff., wirtichaftliche — als Zubehör 98, 
eines gemeinfchaftlichen Teſtaments getrennte al8 Früchte 99; Eigen: 
2278, eines Erbvertragd 2800. tumserwerb an — 968—957; 

Errungenfhaftsgemeinihaft| Haftung kraft Hypothet 1120ff.; 
1519—1548, Unterhaltspflicht der Eritredung des Pfandrecht3 auf — 
Ehegatten gegenüber PBerwandten 1212; Sondereigentum an — 
1604 ; Bumwendungen aus dem Ge: €. 181. 
fantgute 2054, 2881. Erzteher, Dienftverhältnig 622, 627, 

Erfaganfprücde des Staates oder 628 
Öffentlicher Berbänbe wegen Unter: 
haltsgewährung 1607, &. 108. 

Erfaßkerbe 2096-2099, 2051, 
2058; Nacherbe als — 2102. 

Erfaggeld bei Pfändung E. 89. 

Erfagmitglied des Familienrats 
1868. 

Grihütterungen des Nachbar: 
grundſtücks 906. 

Erjigung de8 Eigentums unb 
anderer Rechte an Grundftüden auf 
Grund ber Eintragung 900, des 
Eigentumd an beweglichen Sachen 
987— 945, des Nießbrauchs an beim Kaufe 481 ff. 
foihen 1038; — des Erbſchafts⸗ 
befigerd gegenüber Erben 2026, ®. 
Ubergangsvorfcriften €. 185, 189. Fabril, Zubehör 98. 


Erziedung, Perjäfrung der Un: 
ſprüche für — 196 Wr. 12; religiöfe 
— €. 184. 

Erziehungsanjtalt, Berjährung der 
Uniprüde 196 Wr. 11; Unter: 
Bringung in eine — 1666, 1888, 
E. 185; Borftand einer — als 
Bormund E. 186. 

Erziehungsgewalt des Waters 
1681, der Mutter 1686, 1696. 

Erziehungstloften als Zeil des 
Unterbaltö 1610, 1708. 


2005, einer leßtwilligen Berfügung | Ertragöwer Unfegung eines 
Efel, Gewährleiltung für Mängel 


1120 


Fabrikanten, Nabrilarbeiter, 
Berjährung ihrer Anfprüde 196 
Nr. 1, 9. 

Fälligkeit, Zwifchenzinfen bei Zah— 
lung vor — 272; — bes Darlehens 
609 ; — beider Hupothet 1188, 1141, 
1145, 1149, bei ber Grundſchuld 
1198, bein Pfande 1228, 1282; 
— eine8 Vermächtniſſes 2181. 

Fahrläſſigkeit, Begriff 276; Haf- 
tung für — bei der Erfüllung 276, 
277, beim Berzuge bed Schuldners 
287, de8 Gläubigers 300. 

Fahrnisgemeinſchaft 1549 bis 
1567; Zuwendungen aus dem 
Geſamtgute 2054, 2881. 

Samilienangebörige 
laſſers 1969. 

HSamilienbilder 2873. 

Familienfideikommiſſe E. 59. 

Familienname der Frau 1865, ber 
geichiedenen Frau 1577, des ehelichen 
Kindes 1616, des unehelichen Kindes 
1706, E. 208, des Angenommenen 
1768, 1772. ©. Name. 

Yamilienpapiere 444, 2047, 2878. 

. Yamilienrat 1868ff, bei Boll: 
jährigen 1905; Ungabe in der Be: 
ftallung 1791; Ubergangsvorſchrift 
E. 210. 

Familienrechtliches Geſchäft eines 
Ausländer8 E. 7; — Verhältnis, 
Berjäfrung der Anfprüde aus 
ſolchem 194, 200. 

Familienſtand, Bormundfchaft bei 
Nichtermittelung des — 1778. 

Fajanen ald Schadenwild 886. 

Fauſtpfandrecht f. Pfandredt. 

Fehlerhafter Befik 868ff. 

Feiertag, Berückſichtigung bei Ter⸗ 
minen und Friſten 198. 

Feld- und Forſtpolizeigeſetze 
E. 107. 

Fernſprecher, Vertragsantrag mit⸗ 
telſt — 147. 

Feſtnahme zum Zwecke der Selbſt⸗ 
hülfe 229—281. 

Feſtſtellung des Zuſtandes von 
Sachen durch Sachverſtändige beim 


des Erb⸗ 


Die Zahlen ohne Zuſatz bezeichnen die 88. des BGB., 


Nießbrauch 1084, bei eingebrachtem 
Gute 1872, 1528, bei der Borerb: 
ſchaft 2122. 

Seftftellungstlage unterbridt die 
Verjährung 209. 

Seftungsrayongeieg ©. 54. 

Sinderlodn 971. 

Fiſche in Teichen x. 960. 

Fiſchereirecht E. 69. 

Fiskus, Anfall ded Bermögeng eines 
Vereins 45, 46, einer Stiftumg 
88; Haftung für Beamte 89; Recht 
zur Aneignung aufgegebener Grund⸗ 
ftüde 928, auf den Erlöß gemifler 
Sundfadden 981, Erbrecht 1986, 
1942, 1964 ff, 2011, 2104, 2149, 
E. 188, 139; Recht auf Sicherungs: 
hypothet €. 91. 

Sirgeichäft 861. 

Flößerei-, Flötzrecht E. 66. 

Flußbett, verlafienes E. 66. 

Folgepflicht der Chegatten 1853. 
1854. 

Forderung, Sicherbeitsleiftung durch 
Berpfändung einer — 232,236, 288; 
Haftung des Bertäuferd 487, 439; 
gemeinichaftlide — 754; Wie: 
braud) 1074 ff., Pfandrecht 1279 51.: 
münbelfidere — 1807; zur Erb— 
ſchaft gehörende — 2111, 2129: 
Bermädhtnis einer — 2172, 2175. 

Form ber Rechtsgeſchäfte 125 —129, 
internationale8 Privatrecht bezüg: 
lich derjelben €. 11; — ber Be 
ftätigung eines anfechtbaren Rechts: 
geſchäfts 144, der Bollmarhtsertei: 
lung 167, der Zuſtimmung eines 
Dritten zu einem Rechtsgeichäft 182, 
des Wiederverlaufd 497, de Ber: 
kaufs bOb. 

Sortwirtfhaftlide Srumd. 
jtüde, Anerbenredt an — €. 64. 
Berbändbe zur Nugung — €. 164: 

Sorftwirtfchafttreibende, Ber: 
jährung der Anſprüche 196 Nr. 1. 

Fortgejegte Gütergemeinſchaft 
1488 fi., bei Fahrnisgemeinſchaft 
1557; Wiederverheiratung des 
überlebenden Ehegatten 1807. 1498. 


die mit vorhergehendem E. die Art. 


Frachtfuhrleute, Verjährung ber 
Anſprüche 196 Nr. 3. 

Franzöſiſches Net, Übergangs: 
vorichriften E. 154, 166, 157, 200. 
208, 211. 

Brauen, Wartezeit für Chefchließung 
1813; Recht zur Ablehnung ber 

Bormundfhaft 1786. S. Ehefrau. 

Breted Belieben des Beichwerten 
bei einem Bermächtniffe 2181. 


Treied Bermögen des Kindes 
1650 ff. 

Freiheitsentziehung, Erfaßpflicht 
wegen — 828, 845, 847. 

Freiwillige Gerichtäbarteit, 
Geſetz über — €. 1. 

Freizügigkeitsgeſetz ©. 87. 

Friſten, Wuslegungdvorfcriften 186 
bi3 198; Anfang 186, Ende 187, 
Verlängerung 190. 

Früchte, Begriff 99, — als Nutzun⸗ 
gen 100; Berteilung unter mehrere 
nadjeinander Berechtigte 101; Er: 
fag der Gewinnungskoſten 102; 
Necht des Pächter 581; Pfand: 
recht des Verpächters 586; — eines 
nemeinfchaftlichen Begenftandes 748; 
Überfall 911; — bes Baumes auf 
der Grenze 923; Eigentumserwerb 
an — 953 ff.; Erfaß der Beftel: 
Aungskoſten bet Herausgabe eines 
landwirtfchaftlichen Grundſlücks 
998; Recht des Nießbrauchers 1089; 
Herausgabepflicht des Erbſchafts⸗ 
beſitzers 2020; Teilung unter 
Miterben 2088; Recht bed Bor: 
erben 2188; — bed Bermädjtnis: 
gegenftandes 2184. 

Fürſorgedes Nachlaßgerichts 1966ff.; 
Reichsgeſetze über — für Witwen 
und Waifen, E. 48 49, 61. 

Fütterung3toften, Erfag bei Wan: 
delung 488, Miete 547, Leibe 601. 

Fund 966—984. 


G. 
Garniſonort, Wohnſitz am — 9. 
Safe, Zuführung ſolcher 906. 


Achilles, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage. 


des EinfGeſ. 1121 

Gaſtwirte, Verjährung der An: 
ſprüche 196 Nr. 4; Haftung für 
eingebradte Sacten 701-708, 
Pfandrecht an denjelden 704. 

Sattung, der — nad beftimnite 
Sade als Gegenftand eines Schuld: 
verbältnifies 248, 279, Gewährlei⸗ 
ftung wegen Mängel 480, 491; 
Schenkung einer folhen Sache 524, 
besgl. Vermächtnis 216, 2182 f. 

Gebäude als Beitandteil eines 
Grundftüdd, Beitandteil eines 
— 94, 95; Bubehör 98; Aus: 
befferungspflicht des Pächter 682; 
Haftung für Einiturz 886—888; 
Schug gegen drohenden Einfturz 
908; Bauen über die Grenze 912 ff. ; 
— als Gegenſtand eines Erbbaurechts 
1014, eines Wohnungsrechts 1098; 
Berficherung eines — bei der Hypo⸗ 
thek 1128; Wiederderitellung zer: 
ftörter — in anderer Rage E. 110. 
Miteigentum an einem — €. 181. 

Gebot, Bebundendeit an dad — 
bet der Berfteigerung 156. 

Gebrauch der gemieteten Sache 
685 fi., 548, 560, 552; einer ge: 
meinſchaftlichen Sadje 748, 2088; 

Gebrauchsleihe |. Leibe. 

Gebrechen, Ablehnungsgrund bei 
der Vormundſchaft 1786; Pflegſchaft 
wegen — 1910, 1920; Bormund: 
fchaft wegen — €. 210. 

Bebundenheit an den Vertrags— 
antrag 145 ff. 

Geburt, Beginn der Nechtsfähigtett 
mit — 1; Tag der — bei Bererh: 
nung des Lebensalter 187; zu 
erwartende — eine Erben 1963, 
2048, 2141; — bed Nacherben 
2106, des Vermächtnisnehmers 
2178. 

Geburtshelfer, 
Unfprüde 196. 

Gefährdung de Gemeinwohls 
dur) Bereinsbeichlüffe 43, durch 
Stiftungszwed 87; — des Wohles 
des Kindes 1666, der Nachlaß- 
gläubiger 1981. 


Verjährung der 
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Gefängnisftrafe, Verwirkung ber 
elterliden ®ewalt 1680. 

Befahr, Umlommen in gemeinfamer 
— 20; — der Überfendung von 
®eld 270; Übergang bei Verzug 
des Glaͤubigers 800; Tragung der 
— bei gegenſeitigen Vertragen 828, 
beim NRüdtrittärechte 860, bei der 
Hinterlegung 879, bein Kaufe 446, 
447, 461, bezüglich des Pachtinven: 
tars 588, beim Werkvertrage 644 ; bei 
der Borlegung von Sadhen2c. 811,bei 
unerlaubter Entztefung einer Sache 
848, beim Erbſchaftstaufe 2380. 

Gegenletitung, Beitimmung durch 
den Berechtigten 816; Hinterlegung 
im Falle der Berpflihtung des 
Släubigerd zu einer — 878. 

Begenfeitige Verträge 820—827; 
— Einſetzung von Griagerben 
2098; — Erbeinfegung unter Ehe⸗ 
gatten 2269, 2280; — Bedentung 
2270. 

Begenvormund, Beitellung 1792; 
Pflihten 1799, 1802, 1809f., 1812, 
1882, 1886, 1842, 1854, 1891; 
Anhörung 1826; Haftung 1888; 
Aufmendungen 1885; Bergätung 
1886 ; Ordnungsftrafen 1837; Aus: 
Thließung der Beftellung 1852; 
Tod 1894; Gntlafiung 1895; bei 
ber Bormundichaft über Boltjährige 
1908 f., Pflegichaft 1916; Uber: 
gangsvorichrift E. 120. 

Gehaltsanſprüche Privatbedien: 
fteter, Berjährung 196 Nr. 8. 
©. Dieniteinfommen. 

Geheimer Borbebalt bei Willens: 
erflärungen 116. 

Gehilfen, Verjährung der Anfprüche 
gewerblicher — 196 Nr. 9; Haftung 
für — 278, insbef. des Beauf- 
tragten 664, bed Verwahrers 691, 
von Beamten E. 78; — bei un: 
erlaubter Handlung 880; — des 
Nichter8, Notars bei Teftaments- 
errihtung 2287. 

Geiftestrantheit, Entmündigung 
6, E. 155, Beichäftsunfähigtett 104, 


Scheidung wegen — 1478, 1569, 
1583. 


Beiftesfhwäde, Entmündigung 6, 


beſchränkte Geichäftsfähigfeit 114, 
115; Unfähigkeit zum Bormund 
1780, zum Mitgliede bes Familien⸗ 
tat? 1865; Teftamentserrichtung 
2229; Widerruf eined Teftaments 
2258; Bormundidaft wegen — 
€. 210, Beiftanb wegen — €. 211. 


Geiftestätigleit, Störung der — 


als Nichtigkeitsgrund bei Willens: 
erflärungen 105, Eheſchließung 
1825 ; bei unerlaubter Handlung827. 


Geiftlihe, Abtretung des Dienft: 


einfommens 411, Kündigungsrecht 
bei der Miete 570, nicht Pacht 596: 
vermögensrechtliche Anſprüche und 
Verbindlichkeiten E. 80, 81. 


Geiſtliche Geſellſchaften, Erwerb 


der Rechtsfähigkeit E. 84. 


Geld, Hinterlegung zur Sicherheits⸗ 


leifium 282, 288, 285, zur Be: 
fretung von einer Schuld 872; über: 
tendung 270; als Gegenftand Deö 
Darlehens 607, ber Anweiſung 
788; Haftung des Gaftwirtä für 
eingebrachtes — 702, Erwerb in 
gutem Glauben 9865, 1006, 1007, 
— der Frau 1876 f., ded Kindes 
1658, des Mündels 1806 fi., einer 
Erbichaft 1960, 2119. 


Seldforderung, Nießbrauchl0 76ff.. 


Pfandrecht 1288; Vermächtnis 2173. 


Geldrente als Erſatz für eine uner⸗ 


laubte Handlung 848 -846, jür 
einen Uberbau 912; Duldung des 
Notwegs 917; als Form der 
Unterhaltsgewaͤhrung 1861, 1580, 
1612, 1710. 


Geldſchuld, Währung 244, Mün;- 


forte 245, Berzinjung 291, 8301. 


Geltendmadung ber Nichtigkeit 


einer Ehe 1829, der Antecht: 
barkeit 1848, der Anſprüche ber 
Srau gegen ben Wann 1394, 
der Unehelichleit 1596, 1597, ber 
Anſprüche für und gegen ben 


die mit vorhergehendem E. die Art. 


Nachlaß 1958, 1961, 1966, 1974, 
1984, 2212, 2218. 

Gemeinden, Aufrechnung gegen 
Sorberungen 895; Recht bezüglich 
gefundener Sachen 976; Haftung 
für Beamte E. 77. 

®Gemeindevorfteher, Teftamentvor 
dem — 2249, 2266 E. 160. 

Gemeindewaiſenrat, Tätigleit bei 
der elterlihen Gewalt 1675, der 
Bormundihaft 1779, 1849 ff., 1862. 

Gemeinheitsteilung ©. 118. 

Semeinfhaft nah Bruchteilen 
741 — 758, &. 178; — ber Erben 
2082 fi. 

Gemeinſchaftlicher Erbteil 2098; 
— Anteil an einem Permäditniffe, 
2157 fi.; — Teftament 2265 ff., 1616, 
2292, &. 214. 

Genehmigung des gejeglidhen Ver⸗ 
treters zu Berträgen beichräntt Ge⸗ 
tchäftsfähiger 108, 109, des ohne 
Vertretungsmacht Bertretenen zu 
Berträgen 177, 178, eined Dritten 
zu einem Rechtsgeſchäft 184, bes 
Berechtigten zur Verfügung eines 
Nichtberechtigten 185 ; ber Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag 684; itaat- 
ide — einer Stiftung 80, der 
Ausgabe von Schuldverichreibungen 
auf den Inhaber 795; — von 
Rechtögejchäften durch das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht 16483, 1819 ff., den 
Beiltand der Mutter 1690, ben 
Gegenvormund 1912. 

Gerade Linie der Berwandtichaft 
1589 ; Unterbaltöpflicht folcher Ber: 
wandten 1601. 

Gerätſchaften ald Zubehör 94. 

Serihtlide Beurfundung, Er: 
forbernifie ber — eines Vertrag? 
128; Zeit des Buftandelommens 
folden Bertrags 152; — erfekt 
ſchriftliche Form 126, desgl. öffent: 
liche Beglaubigung128; Erfordernis 
bei einzelnen Gefchäften 8311—B1B, 
618, 1491, 1492, 1601, 1516, 
1517, 1780, 1748, 1760, 2088, 
2282, 2291, 2296, 2848, 2351, 


bes EinfGeſ. 1123 


2852, 2871; Inndeögeiekliche Ab: 
weihung €. 141. 

Gerihtsichretber bei der Teſta— 
mentserrihtung 2288 ff. ©. Pro: 
tofoNfführer. 

Gerihtsverfaffungsgefeg, An: 
derungen E. 1; Berwandtfchaft ꝛc. 
im Sinne des — €. 88. 

Gerichtsvollzieher, Zuſtellung 
einer Willenserllärung 132; Ver⸗ 
jährung der Anſprüche 196; Ver⸗ 
fteigerung dur — 888. 

Berüde, Zuführung foldher 906. 

Gefamtgläubiger 428. 

Geſamtgut der allgemeinen Güter: 
gemeinfchaft 1488 ff., Der fortgeſetzten 
Bütergemeinihaft 1485, der Er: 
rungenfchaftögemeinichaft 1619, der 
Fahrnisgemeinſchaft 1550; Inven⸗ 
tarfriſt für die Ehefrau 2008; Bu: 
wendung aus dei — 2054, 2881. 

Geſamtgutsverbindlichkeiten 
1442, 1469 fi., 1476, 1480, 1481, 
1488, 1498, 1499, 1504, 1680 ff. 

Gefamthypothet 1182, 1172 His 
1174, 1181. 

Befamtpreis, Wandelung und 
Minderung beim Verlaufe zu einen 
— 469, 471, 472, Borlauf 508. 

®efamtihuldner 421 ff. 

Geſchäftsbeſorgung, Verjährung 
der Aniprüde aus — 196 Nr. 7, 
15 ;— al8 Gegenſtand eines Dienft- 
oder Werkvertragd 675. 

Geſchäftsfähigkeit, mangelnde 
und befchräntte:104— 115; Wir: 
fung für den Wohnſitz 8; Empfang⸗ 
nahme einer Willenderflärung 181; 
AUnfpruchöverjährung beim Mangel 
der Bertretung 206; Geidhäfts: 
führung ohne Auftrag 682; Er: 
jigung 989 ; Erbvertrag 2275; inter: 
nationales Privatrecht €. 7. 

—, beihräntte; Vertretung durd) 
einen beſchränkt Geſchäftsfähigen 
165, 179; Eheſchließung 1804, An: 
fechtung ber Ehe 1881, 1886 f.; — 
der Frau 1864, eines Ehegatten bei 
Vereinbarung der allgemeinen 
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Sütergemeinichaft 1487, des Vaters 
1676, bei der Ehelichleitderflärung 
1729, bei der Annahme an Kindess 
ftatt 1761; — des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers 2201, des Erblafierß 2229; 
— beim Erbvertrage 2282, 2290, 
2296, Erbverzichte 28347,2861,2862. 

Geſchäftsführung der Gefell- 
ichafter 709 ff, 729, 780; — ohne 
Auftrag 677—687. 

Geſchäftsherr, Haftung für un: 
erlaubte Handlungen der Ange: 
ftellten 881. 

Geihäftsräume, Fund in den — 
einer Behörde oder einer Verkehrs⸗ 
anftalt 978 ff. 

Geihäftdunfähigfeit, Gründe 
104, Wirkung auf die Willengder: 
Härung 105; Eintritt nach Abgabe 


der Willenserflärung 180, vor An ! 
Gewährfriſten heim Biehlaufe 4827. 


nahe des PVertragsantrags 158, 
beim Auftrage 672, bei der Uns 
weifung 791, vor Ausgabe einer 
Schuldverihhreibung auf den In—⸗ 
haber 794; Nichtigkeit der Ehe 
wegen — 1325; Unfechtung der 
Ehe durdy den gefeßlichen Vertreter 
1886, 1887, 1840; Anfechtung der 
Ehelichkeit durch denfelben 1595; 
— des Vaters 1676; — macht un: 
fähig zum Bormunde 1780, Mit- 
gliede des Familienrats 1866, 
Zeftamentsvoflftreder 2201; 
beim Erbvertrage 2282, beim Erb: 
verzichte 2847, 2861, 2862. ©. 
Geſchäftsfähigkeit. 
Geſchäftsverhältnis zum Erb: 
laſſer 2071. 
Geſchlechtsgemeinſchaft, 
hindernis 1810. 
Geſchwiſter, Ehevertrag 1810; Vor: 
mund für — 1776, 1786; geieß: 


Ebe: 





liches Erbrecht 1925; Einfegung | Gewerbeordnung, 


als Nacherbe 2109; Bedenkung mit 
Vermächtniſſen 2168. 

Geſellen, Verjährung der Anſprüche 
196 Nr. 9. 


Geſellſchaft, 705—740; Anwen: | Gewinnanteilfcheine, 


dung der Worſchriften auf nicht | 
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rechtsfähige Vereine 54, auf nidıt 
anertannte augländtfche Bereine E. 
10; Vollmacht eines Geſellſchafters 
169; Eingehung für Mündel 1822. 

Gejellfhafterin, Kündigung des 
Dienftverbältnifies 622. 

Geſet jede Rechtsnorm ©. 1. 

Befeglide Erben 1924—1986: 
Einfegung berfelben 2066; als 
Nacherben oder Borerben 2103, 
2105; Bebenfung mit Bermädit: 
nifien 2149. 

Geſetzliches Güterrecht 1868. 

Geſinde des Richters oder Notars 
unfäbig zu Teſtamentszeugen 2287. 

Geſinderecht €. 96. 

Gejtohlene Schuldverfchreibung 794, 
— Sache 985, 1006, 1007. 

Geſundheitsgefährliche Wohnun: 
gen, Kündigungsredht 544. 


Gewährleiftung bei ber Hingabe an 
Erfülungsftatt 865, beim $tmıie 
wegen Mängel im Rechte 488 fi., 
wegen Mängel der Sade 459 bis 
480, indbefondere beim Biehlauie 
481—498; bei Schentung 623. 
624, Miete 587 ff, Leihe 600, 
Werkvertrag 688 ff., Zuteilung eine“ 
gemeinichaftliden@egenftandes 757, 
Ausftattung 1624, Erbteilung 2042. 
Vermächtnis 2182, 2188, Erd 
chaftälauf 2876, 2886. 


®ewaltentlaffene &. 154. 
Gewerbebetrieb, Leifiungsort für 


eine im — entftandene Berbindlich: 
teit 269, 270; Sicherheits leiſtung 
wegen eines — E. 90. 


®ewerblihde Anlagen, Bubebör 


98; — Urbeiter, Berjährung der 
Aniprüde 196 Nr. 9, — Betriebe, 
Pachtung für Mündel 1822. 
Änderungen 
E. 86. 


Gewinn, Erfat des entgangenen — 


252; Berteilung bei der Geſen⸗ 
ſchaft 721 ff. 

Bertei- 
lung unter mehrere nadeinander 


die mit vorhergehenden E. die Art. des EinfGeſ. 


Bezugsbereditigte 101; Hinterlegung 
zur Sicherheitgleiftung 284; keine 
Kraftloserflärung 799 ;Borlegung: 
frift 804; Erneuerung 806; beim 
Nießbrauch am Papier 1081, desgl. 
Pfandrecht1296, beiMtüindelpapieren 
1814, 1818; Übergangsvorfchrift 
E. 174, 176. 
Soldfaden al3 Band 1240. 
Gottesdienſtliche Gebäude, Recht 
auf einen Platz E. 188. 
Gräben, Uußbeflerung durch Pächter 
682; als @rengeinrichtung 9217. 
Grad der Berwandticdhaft 1589, 
Schwägeridaft 1590. 
Sravieren als Verarbeitung 9560. 
Grenze, Bauen Über die — Y12ff., 
Abmarkung 919, Berwirrung 920, 
Baum auf der — 928. 
Grobe Fahrläſſigkeit, Haftung 
für — bet Berantwortlichleit für 
Sorgfalt wie in eigenen Angelegen: 
beiten 277, bei Verzug des Gläu— 
biger8 800, Schenhung 521, Leihe 
599, Geichäftsführung ohne Auf: 
trag 680, Fund 968. 
Sroßeltern, Erfaß für Unterhalts: 
gemährung 685, gefetliches Erbrecht 
1926. 
Großvater, Berufung zum Bormund 
1776, 1899. 
Grundbuchordnung ©. 1. 
$rundbücher, Berfahren und Beit 
der Unlegung E. 186. 
Grunddienſtbarkeiten 1018 bis 
1029; Beeinträchtigung Durch Über: 
bau 916; — an einem vermadhten 
Brundftüde2182; Landesgeſetze über 
Beichränfung, Inhalt, Maß €. 115; 
übergangsvorſchriften €. 184, 
187, 191. ©. Dienftbarkeiten. 
Srundfhuld 1191— 1198, Renten: 
ſchuld als Unterart der — 1199; 
Umwandlung derfelben in eine 
— und umgelehrt 1208, — al? 
Sicherheitsmittel 282, 288; Pflicht 
des Berfäuferd zur Bejeitigung 
489; Rangänderung bezüglich einer 
— 880; Nießbraudh an einer — 
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1080; Verwandlung der Hupothet 
in eine — 1177, Umwandlung 
derj. in eine — und umgelehrt 
1198; Pfandredgt an einer — 1291; 
— dei Fahrnisgemeinſchaft 1551; 
Unlegung von Mündelgeld in 
einer — 1807; Berfügung bes 
Bormunde8 1819, 1821; Verfügung 
des Vorerben 2114; — an einem 
vermachten Srundftüde 2165, 2168; 
Landesgeſetze über Kindbarteit €. 
117; übergangsvorſchrift &. 196. 

Srundfhuldbrief, Eigentum 
daran 952; — auf den Inhaber 
1198. 

Grunbdftüde, weſentliche Beftand- 
teile 94— 96; Aufgeben des Be⸗ 
figeß bei Berzug des Gläubigers 
808; Form dei Bertrag über 
die Verpflichtung zur Veräußerung 
818, E. 142; Kauf: Gemährleiftung 
für Rechtsmängel 485, 486, Be- 
weisurfunden 444, Gefahrüber: 
gang 446, Zuficherung befilimmter 
Größe 468, Verjährung der Män- 
gelanfprüche 477, Wiederkauf 508, 
Bortauf 509, 510; Diele: Zu: 
fiherung beſtimmter &röße 587, 
Pfandrecht des Vermieters 659 ff., 
Kündigungsfriſt 565, Form des 
Bertragd 566, Peräußerung des 
vermieteten — 571 ff., Pacht eines 
landwirtichaftlichen 682 ff.; 
Mängelanſprüche beim Werkvertrage 
688; Beligichug 859; allgemeine 
Borfchriften über Rechte an — 
878-902; Anhalt und Be 
grenzung des Eigentums 905 bis 
924; Grwerb und Berluft des 
Eigentums 925—928; bes 
eingebrachten Gutes 1428, des Ge: 
jamtgut3 1445, bei Fahrnisge⸗ 
meinjchaft 1551 ;— des Kindes 1668, 
des Mündels 1821, der Vorerb⸗ 
ſchaft 2118, 2185; Vermächtnis 
eined® — 2165 fj., 2182; Erwerb: 
bejchräntung für Ausländer E. 88; 
Strafgejege zum Schuge von — 
E. 107. 


— 


1126 


Grundſtücksſchätzer, Haftung &.79. 

Guͤtergemeinſchaft f. Allgemeine, 
Fortgeſetzte G. Geſamtgut. 

Guterrecht, eheliches, 1868ff., inter⸗ 
nationales Privatrecht E. 16, 16; 
Ubergangsvorſchriften E. 200. 

®üterredht3regifter 1668 — 1668; 
Bedeutung der Eintragung gegen⸗ 
über Dritten 1486. 

Gütertrennung 1426—1431; Ein: 
tritt infolge Ehevertrags 1486, nach 
Aufhebung der &ütergemeinfchaft 
1470; ber Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft 1545, nach Wiederberftelung 
der durch Urteil aufgehobenen ebe- 
lichen Gemeinfchaft 1687. 

Guter Glaube, Begriff 982. 
Gutsbezirk, Teitamentderrichtung 
vor dem Vorſteher 2249, 2266. 
Gutsherrlich-bäuerliche Verhält— 

niſſe E. 118, 114. 
Gutsübernahme mit Abfindung 
Dritter 880. 


9. 

Häußlerredt €. 68. 

Häuslihde Gemeinſchaft beim 
Dienfivertrage 617, 618, mit dem 
Erblaffer, Austunftspflicht 2028. 

Haftgeld f. Draufgabe, 

Haftung eines Pereind für Hand: 
lungen des Borjtandes 81, der Liqui⸗ 
datoren 58, aus NRechtsgeichäften 
für nicht rechtsfähige Vereine b4, 
einer Stiftung oder einer jurifti: 
ſchen Perfon deg öffentlichen Rechtes 
für Handlungen der Bertreter 86, 
89; — des Schuldner? 276—278, 
287, 800, des Schenters 521, des 
Berleiberd 599, des Geſchäftsführers 
ohne Auftrag 677ff., des Ber: 
wahrers 690, 691, der Geſellſchafter 
708, des Sinder8 968, der Ehe: 
gatten 1859, des Bormundfchafts: 
tichter8 1674, 1848, des Bormundes 
1888, der Mitglieder bed Familien⸗ 
rats 1872; 

— für die Nachlaßverbindlich- 
Seiten: beichräntte — bed Erben 
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1976ff. 2012, 2206, &. 24; bes: 
felben wegen Berwaltung des Radı: 
lafies 1978ff.; unbeichräntte — 
besfelben 1994, 2000, 2005, 2006, 
2018, 2016; — bei Berufung 
zu mehreren Erbteilen 2007; — 
der Miterben 2058 fi., ded Nach: 
erben 2144, des Borerben 2145, 
des Erbſchaftskäufers 2086, 2882, 
2883; 

— des Borerden gegenüber dem 
Nacherben 2181, — dei Xefte: 
mentönoliftreder8 2219; Landes⸗ 
gejege über — des Staated x. für 
Beamte E. 77, über — der Be: 
amten für Stellvertreteru. Gehüulfen 
E. 78, über — der Schäger von 
Grundſtücken E. 79. 

Haftpflichtgefetz E. 42. 

Halbes Jahr, Berechnung der Frift 
von einem — 188, 189. 

Halbbürtige Geſchwiſter, Eheverbot 
1810 


Hanbarbeiter, Verjährung der Un: 
ſprüche 196. 

Hanbdelsmätler, Berlauf durd — 
886, 457f., 1221. 

Handgeld f. Draufgabe. 

HSandidhlag, Berpfliätung durch — 
an Eidesftatt als Bormund 1789, 
FSamilienratSmitglied 1870. 

Handwerker, Berjüfrung der An 
fprüde 196 Nr. 1. 

Handzeichen, Unterzeiänung durd 
— 126, 129. 

Hannoveridhes Königshaus E. 57. 

Hauptmängel beim Biehverfaufe 
482ff. 

Haushaltägegenftände der rau 
1882, des Kindes 1640, als Bor: 
aus des Überlebenden Ehegatten 
1982, Sortbenugung von — des 
Erblaffer3® 1969. 

Hausftand, dem — ber Eltern an: 
gehörende Kinder 1617 ff., dem — 
des&rblaflers angehörendefgamttien- 
angebhörige 1969. 

Haustiere, Gemwährleiftung beim 
Bertauje 481ff. 


die mit vorhergehenden E. die Art. des Einfßei. 


Hausverfaffungen des hohen Adels 
€. 58. 


Hausweſen, Leitung durch die rau 
1856. 

Hebammen, PVerjährung der Un: 
fprüdhe 196 Nr. 14. 

Hede zwifchen Grundftüden 921f. 


Hetlanftalten, Berührung der An- Hinterlegungsſchein 


ſprüche 196 Nr. 11. 
Heiratsregiſter, Eintragung ber 

Epeichließung 1818, Bebeutung der 

Eintragung 1824, 1699. 
Heiratsvermittler 6566. 
Hemmungber Verjährung 202—205, 
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DMündels 1814, 1818, 1868; — von 
Nachlaßſachen 1960; — einer zum 
Nachlaß geichuldeten Sache für die 
Miterben 2089, eines Sapi: 
tal8, von Wertpapieren bei der Vor: 
erbichaft 2114, 2116; landesgeſetz⸗ 
lihe Beſtimmungen E. 144—1486. 
über ein 
Zeftament 2246, einen Erbvertrag 
2277. 
Hinterlegungsſtellen, Unlage von 
Mündelgeld 1808; BZuftändigleit 
E. 144. 


insbeſ. von Mängelanfprüchen beim | Hinterlegungsvertrag f. Ber: 


Kaufe 477, beim Werlvertrage 689, 


bei Schuldverfgreibungen auf den | Hochzeitsgeſchenke, 


Inhaber 802. 


wahrungsvertrag. 


Voraus bes 
überlebenden Ehegatten 1982. 


Herabfinten der Mitgliederzahl ei: | Höhere Gewalt bei Berjährung 


nes Bereind 78. 
Herausgabe dedeingebrachten Gutes 


208, Haftung des Gaſtwirts 701, 
Inventarerrichtung 1996. 


1421, des Stindes 1682, des Kindes: | Hohenzollern, Fürſtl.Familie €.67. 
vermögens 1679, des Mündelver: | Hoher Adel E. 67, 68. 
mögend 1890: — der Erbſchaft Halfskaſſen, Aufrechnung von Bei: 


durch ben Borerben 2180, durch 
den Erbichaftöverfäufer 2874. 

Herrenlofe Grundſtücke, Sacen ſ. 
Aneignung, 

Heritellung bes ebelichen Lebens 
1868, 1567. 

Hinterlegung zur Sicherbeits: 
leiftung2832—285, zur Befriedigung 
des PVollitredungsgläubiger 268, 
zur Befreiung von einer Verbind⸗ 
lichkeit 872— 886 ; — bei Geſamt⸗ 
fhuldverbältniffen 422; — einer un: 
teilbaren Leiftung bei einer Mehrheit 
von Gläubigern 482, 660; — bei 
dem Nießbrauch an einer Forderung 
1077, einem Wertpapier 1082; — 
zur Befriedigung des Hypotheken⸗ 
gläubiger8 1142, zur Ausſchließung 
des unbelannten Hypothelengläubt: 
ger8 1171; — des Pfandes 1217; 
— zur Befriedigung des Pfand: 
gläubigerö 1224; — beim Pfand: 
reht an einer Yorderung 1281; 


trägen und Hebungen 894. 

Hypothet 1118— 1190; Berjägrung 
des durch — geficherten Anſpruchs 
223; — als Sicherheitsmittel 282, 
288; Ubergang durch Abtretung der 
Forderung 401; Übernahme durd) 
den Erwerber bed Grunbftüds 416; 
Einfluß der Schuldübernahnte 
418; Pflicht des Verkäufers zur Be: 
feitigung 389 ; Aufgeben einer — bei 
der Bürgfchaft 776; Rangänderung 
bezüglich einer — 880 ; Umwandlung 
einer — in eine Grundſchuld und 
umgelehrt 1198; — bei der Fahrnis⸗ 
gemeinjchaft 1651; mündelſichere 
— 1807, Berfügung des Bor: 
munde8 über — des Mündels 
1819, 1821; Berfügung des Bor: 
erben 2114; — an einem vermadhten 
Grundftüde 2166ff.; Landesgefege 
über die Kündigung ber — €. 117. 

Hypothekenbrief, Eigentum am 
— 952. 


— von Wertpapieren der Frau Hypothetentitel des Fiskus ꝛc. 


1892, des Kindes 1687, bes 


E. 91. 
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Jagdrecht E. 69. 

Jahr, Berechnung einer nach Jahren 
bemeſſenen Friſt 188, 191. 

Inbegriff von Sachen, Inhalt 
der Pflicht zur Herausgabe 260; 
Nießbrauch an einem — 1086. 

"Andoffabele Papiere, Hupothek 
für dieForderung aus folden1187 ff., 
Schiffspfandrecht 1270, Pfandredyt 
1292, 1294; Eingebung einer Ber: 
pflichtung aus einem ſolchen Papiere 
durch den Vormund 1822. 

Inhaberpapiere ald Sicherheits⸗ 
mittel 284; Eigentumserwerb ꝛc. 
an geſtohlenen — 986, 1006, 1007; 
Nießbrauch 1081ff., Pfandrecht 
1298; Vermutung für die im Be—⸗ 
ige der Ehegatten befindlichen — 
13862; Erwerb von — au? Mitteln 
des eingebrahten Gute 1881; 
— desgl. aus Mitteln des Kindes 
1646 ;, Sicherftelung von — des 
eingebradten Gutes 1892, 1898, 
de8 Mündel8 1814, 1815, 1820, 
1858, der Erbſchaft für Nacherben 
2116, 2117. 

Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs E. 1. 

Inſeln, entſtehende — E. 66. 

Intereſſe, berechtigtes — an der 
Höhe der Vertragsſtrafe 848, an 
der Mitteilung unrichtiger Tat: 
ſachen 824. 

Anternationales Privatredt €. 
7—81. 

Inventar, Pacht eines Grundſtücks 
mit — 586—589; Pfandrecht des 
Pächters am — 590; Grunbitüd 
mit — als Gegenftanb bed Nie: 
brauchs 1048, des eingebraditen 
Gutes der Frau 1878, einer Erb: 
ſchaſt bei Einfegung eines Nach: 
erben 2111; — bed Nachlafied, Be: 
griff 1998, Anhalt 2001, Aufnahme 
2002 ff. &. 140, Wirkung 2002. 

Inventarerrichtung, Begriff 
1998; — durch die Frau 1406, 1458, 


— — — — — 
— — —— —— — — — — — — — — — 
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durch Miterben 2068, durch Boı 
erben 2144, dur; den Erbſchafts 
fäufer oder -Berfäufer 2888; Bei⸗ 
bHülfe des Teitamentönollitreders 
2216. 

Snventarfrift 1994 f.: Wahrung 
durch den Antrag auf Aufnahme des 
Inventars 2008: — gegenüber 
dem Fiskus 2011, einem Nachlaß⸗ 
pfleger 2912. 

Srrtum bei WRillenserllänngen 
119, 121, 122, bet Selöhülfe 281, 
Geihäftsführung ohne Auftrag 686, 
Bergleich 779, Eheſchließung 1882 
biß 1884, Annahme der Erbſchaft 
1949, Zeitament 2078, 2080. 

Juriſtiſche PBerfonen 21fl., de 
öffentlichen Rechtes 89, Niekbrauch 
von — 1061; — als Witerben 
2044; noch nicht zur GEntitegung 
gelangte — 2101, 2106; — als 
Nacherben 2109, ald Bermädtnis- 
nehmer 2168: Erwerbsabeſchrũntun⸗ 
gen für — €. 86; Übergang?:- 
vorſchriften E. 168167. 

st. 

Kaiferlide Verordnung 
Biehmängel 482. 

Kalender, Berzug des Schuldner 
bei Beftimmung der Beit nach dem 
— 284, desgl. Verzug des Gäu: 
bigers 296. 

Karten und ähnliche Urkunden 807; 
Kraftloserflärung u. Zablungsfperre 
€. 102. 

Kaſſen, Zahlung aus öfientliden — 
E. 92. 


Kauf, allgemeine Vorſchriſten 488 
bis 4568, Gemwährlelitung wegen 
Mängel der Sache 469 — 480, beim 
Viehkaufe 481 —498; — auf Probe 
494, nach) Probe 495, 496 ; Wieder: 
tauf 497—508 ; Borlauf 504 bis 
514; — bricht nicht Miete 571 bie 
679; — und Werkvertrag 661; 
— einer Erbihaft 2871. 

Kaufleute, Berjährung der Anſprüche 
196 Nr. 1. 


betr. 


die mit ‚vorhergehendem €. die Art. 


Kautionshypothet 11. 

Kennenmüjfen, Begriff 122, 

Kies, Gewinnung durch den Nieß-⸗ 
braucher 1087. 

Kinder f. Eheliche Kinder, Eltern, Un- 


ebeliche Kinder; rechtliche Stellung 


der — aus nidtigen Eben 1699 
bi8 1704, €. 207; gefegliches Erb: 
recht der — 1924; Bedentung ber. 
— 2068. 

Kindesſtatt, Annahme an — |. An⸗ 
nahme. 

Kirchenbaulaſt E. 182. 

Kirchenſtühle E. 188. 

Kirchliche Verpflichtungen in Un: 
ſehung der Ehe 1588. 

Klagerhebung, Unterbrechung der 
Berjährung durd — 209--211; 
— als Mahnung 284; Landes: 
geſetze betreffend Wirkungen der 
— €. 192. 

Klaſſe von Perſonen, 
Bedenkung 2071. 

Kleider der Frau 1862, 1866, 1477, 
des Kindes 1651. 

Kleinbahnunternehmen E. 112. 

Knappfchaftskaſſen, Aufrechnung 
von Beiträgen und Hebungen 894. 

Körperſchaften des öffentlichen 
Rechtes, Haftung, Konkursantrag 
89; Hupothelentitel €. 91; geſetz⸗ 
liche Erbrecht E. 188. 

störperverlegung, Erjagpflicht828, 
848, 844, 847. 

Kommunale Körperichaften, An: 
legung von Dündelgeld in Schulb- 
verfchreibungen folcher 1807. 

Kommunalverbände, Aufredrtung 
gegen Forderungen folcher 895; 
Haftung für Beamte E. 77; Über: 
tragung von Grundftüden dur 
Gele E. 126. 

stongregationen, ordensähnliche, 
Erwerböbeichräntungen €. 87. 

Konkurs eines Bereind 42, 74, 75, 
einer privatrechtlichen Stiftung 86, 
einer Störperfchaft 20. des öffent: 
then Rechtes 89, Anmeldung 
unterbricht die Berjährung 209; 


letztwillige 


v 


des EinfGeſ. 1129 
Berjährung eines durch Feſtſtellung 
im — vollſtreckbaren Anſpruchs 
218; Rucknahmerecht des Hinter: 
legers während des — 877; — eines 
Geſellſchafters 728, 786, des Haupt: 
fchuldner3 bei der Bürgfichaft 733, 
des Mannes bei geictlichem Guͤter⸗ 
rechte 1419, Errungenichaftögemein: 
fchaft 1548, 1547, des Waters 1647; 
— madt unfähig zum Bormund 
1781. ©. Nachlaßkonkuro. 

Kontursordnung, Änderungen E.1; 
Berwandtidaftz. imSinneder ®. 88. 

Konluröverwalter, BPerfügung 
durdyden — während des Schwebens 
einer Bedingung 161; Einfluß der 
Genehmigung eines Rechtsgeſchäfts 
auf eine Verfügung des — 184; Ein: 
fluß der Berfügung, auf das Nüd: 
trittörecht 858, auf den Gegenſtand 
des Wiedertaufs 499, bei der Bor: 
mertung 888, Kaufverbot für den 
— 457; Vorkaufsrecht beim Ber: 
faufe durch den — 1098; Berftt: 
gung des — über einen Gegenſtand 
der Nacherbeinjegung 2115. 

Konſulatsgeſetz €. 88. 

Kontrabieren mit fich felbit 181. 

Konvaleszenz f. Nichtberechtigter. 

Konventionalftrafe f. Bertraggftr. 

Korreſpektive Berfügungen 2270 f., 
2298. 

Konverfion eines nichtigen Rechts— 
geſchäfts 140. 

Koftbarfeiten, Hinterlegung 872; 
Haftung des Gaitwirtd 702; 
Sicherjtelung von — de Kindes 
1667, des Mundels 1818 ff., eines 
Nachlaſſes 1960. 

Koften der Fruchtgewinnung 102, 
bes Dffenbarungseides 261; Anred): 
nung einer Xeiftung auf — 867; 

der Hinterlegung 881, der 

öffentlichen Berfteigerung 886 ; Auf: 
rechnung auf — 896; der 

Ubtretungsurtunde 403, der Erfül- 

lung de? Staufvertrags 448 f.; Haf- 

tung des Bürgen für — 767; — 
der Ernetterung von Schuldverfchrei- 
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dungen 798, des Aufgebot? 799, 
der Ausſtellung neuer Schuldver: 
fchreibungen 800, der Borlegung 
von Sachen ꝛc. 811, ber Beridti: 
gung de Grundbuchs 897, der 
Abmarkung 919, der Verfteigerung 
gefundener Sachen 981, eines Ber: 
zeichniffe® oder Wirtfchaft3plang 
beim Nießbrauch 1085, 1088, der 
Berfiherung der Nießbrauchſache 
1045; Haftung de3 Grundſtücks 
traft Hypothek für — 1118, desgl. 
des Pfandes 1210; — der Nut: 
nießung und Erbaltung des einge 
brachten Gutes 1884, eine? Rechts: 
ftreit3 über eingebradtes Gut, der 
Verteidigung der Frau 1887, 
eines Rechtsſtreits der Frau 1412, 
1416, 1416, 1460, 1464; bes 
Mechtöftreitd, der Berteidigung 
eines Kindes 1654, — der Sider: 
beitäleiftung des Veterd oder Vor: 
mundes 1672, 1844, der Aufforbe- 
rung zur Unmeldung von Erb⸗ 
rehten und Nachlaßforderungen 
1965, 2061; der Nachlaßverwal⸗ 
tung 1982, 1988; bed Nachlaß⸗ 
verzeichnifies 2c. 2121, 2128, 2215, 
2814, NRüderftattung mit Unrecht 
erhobener—eineg Verfahrens E.104. 


Koſtenanſchlag, Uberſchreitung 
eines — beim Werkvertrage 650. 

Kraftloserklärung von Boll: 
machtsurkunden 176, Schuldver⸗ 
ſchreibungen auf den Inhaber 799, 
800, eines Erbſcheins 2861, von 
Marken ꝛc. und Legitimations⸗ 
papieren E. 102, Ubergangsvor⸗ 
ſchrift E. 174, 178. 

Krankenkaſſen, Aufrechnung von 
Beiträgen und Hebungen 894; 
Anrechnung der Bezüge ud — 
auf die Vergütung des Dienftver:- 
pflichteten 616, 617. 

Krankheit des Dienftverpflichteten 
617, der Frau 1879, des Mannes 
1460; Ablehnungsgrund bei der 
Vormundſchaft 1786. 

Kredit, Aufnahme von Geld auf 


— — — — — — — — 
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ben — bes Kindes 1648, bes Mün: 
dels 1822. 

Kreditanftalten, Zinfeszinfen 248; 
Eintragung von Darlehnshypo⸗ 
thefen 1115, Anlegung von 
Mündelged in Papieren :c. der — 
fommunaler Körperichaften 1807; 
landſchaftliche und ritterichaftliche — 
€. 167. 

Kreditauftrag 778. 

Kreditgefägrdung 824. 

Kriegsverſchollenheit 1b. 

Kündigung, Berjährung eined von 
einer — abhängigen Anſpruchs 199; 
— wegen Höhe der Binfen 247; 
im Falle der Abtretung 410, bei 
Sefamtfchuldverhältnifien 425; 
Miete 542f., 668ff, b664ff. 
569, Pacht 696, 596, Leibe 606, 
Darlehen 609, Dienftvertrag 620 ff, 
Gefellfchaft 712, 728 ff., 736 ; Koften 
ber — bei der Bürgidhaft 767; 
— einer mit Nießbrauch belafteten 
Sorderung 1077, 1078; — der 
Hypothek 1141, 11566, 1160, Koften 
1118; — der Grundſchuld 1198, 
der Nentenihuld 1202, einer ver: 
pfänbeten Forderung 1288, 1286; 
— einer Leiftungspflidt der Frau 
dur den Dtann 1858; — unter 
Miterben 2042, 2044; einer Hypo: 
tet durch den Borerben 2114; 
* Amtes als Teſtamentsvollſtrecker 
2226. 

Künftige Verbindlichkeit, Bürgſchaft 
für ſolche 765; — Forderung. 
Hypothek dafür 1113, Pfandrecht 
1204, 1209. 

Kürzung von Vermächtniſſen und 
Auflagen 2188, 2818, 2322, 2828. 

Kunftgewerbe, Berjährung der An: 
fprücdhe derjenigen, welde en — 
betreiben 196 Wr. 1. 

Kurheſſiſches Fürſtenhaus, Bor: 
behalt bezüglich des vormaligen — 
€. b7. 

L. 


Landesbeamte, Erlaubnis zur Ebe⸗ 
ſchließung 1816. 


die mit vorhergehenden E. die Art. 


Landesgeſetze, Verhältnis zum 
BGB. im allgemeinen E. bb, 
Zuläffigkeit der Änderung in der 
Übergangszeit E. 218. 

Landesherren, Vorbehalt bezüglich 
ihrer u. ihrer Familien E. 57. 

Landesherrliches Eheſchei⸗ 
dungsrecht 1564. 

Landgut, Zubehör 98; Pacht 598, 
594 ; Ruckgabe bei Nießbrauch 1055, 
eingebrachten Gute 1421, elter- 
licher Nugnießung 1668, Bor: 
erbihaft 2180; Ubernahme durch 
einen Abkömmling bei fortgefegter 
Guͤtergemeinſchaft 1515; Pachtver⸗ 
trag über ein— für den Mündel 1822; 
Übernahme durch einen Miterben 
2049, Schägung für die Berechnung 
des Plichtteild 2812; Feſtſtellung 
des Ertragswerts E. 187. 

Landſäfſiger Adel E. 57. 

Landſchaftliche Kreditanftalten 
E. 167. | 

Landwirt ihaft, PVerlährung ber | 
Anſprüche derjenigen, welde 
betreiben 196 Nr. 2. 

Landwirtſchaftliches Brunditäd, 
Pacht 582 ff.; Herausgabe durch 
ben Befiger 998; bei Niepbraud) 
1045, eingebradhtem Gute 1421, 
elterliher Nugnießung 1668, Bor: 
erbfchaft 2180. 

Zaften, Berteilung unter mehrere 
nacheinander zur Tragung Der: 
pflihtete 108; — der Sade bei 
Kauf 486, 446, Miete 546, Ge: 
meinihaft 748, Herausgabe vom Be: 
figer an den Eigentümer 995, Nieß⸗ 
brauch 1047 ; Tragung der — des ein- 
gebradigten Gutes 1886 ff., bei der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft 1529, 
1531, beider elterlichen Nugnießung 
1654 ff.;, — der Erbſchaft 2022, 
2126; — des Bermächtnidgegen: 
ftandes 2185; Tragung beim Erb: 
ſchaftskaufe 2879 f. 

Leben, Erſatzpflicht wegen Ber: 
letzung 828. 

Lebensalter, Berechnung 187. 
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Lebensberuf, Koſten der Vorbildung 
1610, 2050. 

Lebensgefahr, Tobeserklärung des 
tin eine — Geratenen 17, 18; ge: 
meinſame — 20; Unterbleiben des 
Aufgebots 1816. 

Lebensgemeinſchaft, Verpflichtung 
zur ehelichen — 1868. 

Lebensnachſtellung als Grund 
ber Scheidung 1566, der Entziehung 
des Pflichtteilö 2888, 2884. 

Lebensvermutung 19. 

Lebensverſicherung zu Guniten 
Dritter 830. 

Lebenszeit, Mietvertrag für die — 
667; Dienitverhältnis 624, Geſell⸗ 
{haft 724, Leibrente 759. 

Legitimation unehelicher Kinder 
durch nachfolgende Ehe 1719 bis 
1722, durch Ehelichkeitserklärung 
1728—1740; Wohnſitz des Le— 
gitimierten 11; Endigung der Vor— 
mundſchaft 1888 internationales 
Privatrecht E. 22; Übergangs: 
vorſchrift E. 209. 

Legitimationspapiere 808; Kraft: 
Ioserflärung &. 102; Ubergang: 
vorichrift E. 177. ? 

Leben E. 59. 

Lehm, Gewinnung durd den Niep: 
braudjer 1087. 

Lehrer, PBerjäbrung der Anſprüche 
196 Nr. 18; Abtretung des Dienit- 
einkommens 411; Kündigunggrecht 
bei der Miete wegen Verſetzung 570, 
nicht bei der Pacht 596, Kündigung 
eines Dienftverbältnifieg 622, ver: 


mögendrechtlide Anſpruche und 
Berbindlichleiten E. 80, 81. 
Xehrherrn, Lehrlinge, Lehr— 


meijter, Verjährung der Anſprüche 
196 Nr. 9, 10. 

Xehrvertrag, Eingebung für den 
Mündel dur den Bormund 1822, 
1827. 

Leibesfrucht, Pflegſchaft für eine 
— 1912, 1918. S. Enipfangene, 
noch nicht geborene Perſon. 

Leibgedingsvertrag E. 96. 
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Xeibrente 759761; Nießbrauch 
an einer — 1068 f. 

Leibrentenvertrag zu Gunften 
Dritter 880. 

Leibzuchtvertrag E. 96. 

Leihe 698—-606. 

Leiſtung, Bewirkung nach Verjãb⸗ 
rung des Anſpruchs 222; Ber: 
pflichtung zu einer — als Anhalt 
des Schuldverhältnifies 241; Be: 
wirtung nad) Treu und Glauben 
242; Zeilleiitung 266; — dur 
Dritte 267, 268; nadjfolgende 
Unmöglichleit der — 275, 280 ff.; 
Schadenserfagpfliht nach rechts: 
fräftiger Verurteilung zur — 288; 
Vertrag über unmöglicdhe — 806 ff.; 
Beitimmung der — dur einen 
der Vertragſchließenden 316f., durch 
einen Dritten 817 ff.; Berfprechen 
der — an einen Dritten 828—88$ ; 
— bei einem Gefamtichuldverbält: 
niſſe 421 ff. ; — an ben eingetragenen 
Berechtigten 898; Pfandrecht an 
einem Rechte auf — 1275; — an den 
Mündel 1818; — an Müterben 
2089; Bermädtnis des Anſpruchs 
auf — einer Sache 2169 ; — an den 
durch Erbichein Legitimierten 2867. 
©. Wiederfehrende Leiftungen. 

Keiftungsort 269, 270; Aufredh: 
nung bei verfchiedenen — 891; — 
bei der Berwahrung 697, der Bor: 
legung 811, der Grundſchuld 1194. 

Leiftungszett 271, 272; Sonn: 
und Feiertage 198. 

Yefensunfundige, Tejtament 2288, 
2247. 

Yegtwillige Berfügung, Begriff 
1987, — in bezug auf die fortge- 
jeste Gütergemeinſchaft 1509, 
1511ff., 1515, auf die Bor: 
mundſchaft 1777, 1782, 1866, 
1868; — in einem Crbvertrage 
2278, über Entziehfung des Pflicht: 
teils 2886. S. Teſtament. 


Linien der Verwandiſchaft 1589, 
Schwägerſchaft 1590, Erbfolge 
924 ff. 
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Liquidation des Vermögens eines 
Bereind 47—58, 76, einer Stif: 
tung 88. 

Liquidationsverfahren, erbidaft: 
liches €. 2138. 

Löſchung als Erfordernis der Auf: 
bebung von Rechten an Grund: 
ttüden 875. 

Lohnanſprüche von Privatbedien- 
jteten, Verjährung 196 Wr. 8. 
Lohnkutſcher, Verjährung der An: 

fprüdje 196 Nr. 8. 

208, Entiheidung durch das — 
bei derAuglobung 669, Perleilung 
durd) das — bei der Gemeinſchaft 
752, der Erbengemeinichaft 2042. 

2ntterielofe, Verjährung der An- 
ſprüche aus dem Bertriebe 196 Nr. 5. 

Xotterievertrag 768. 

Xuftraum über einem Grundſtücke 


905. 
M. 


Mäklervertrag 652—656. 

Mängel ſ. Gewährleiſtung. 

Mahnung als Vorausſetzung aid 
den Verzug des Schuldners 284, 
Falle der Übertragung 410, bei 
der Hypothet 1160. 

Mahnverfahren i. Zahlungsbefehl. 

Malen als Berarbeitung 950. 

Marine, Teitamentsfornm für An: 
gehörige der Kaiſerlichen — E. 44; 
Fürforge für Witwen u. Waifen 
E. 49. 

Marten und ähnlide Urkunden f. 

Karten. 

Marktpreis, Berlauf einer Sade 
zum — zwecks Schuldbefreiung 885; 
— als Kaufpreis 458; Verkauf des 
Pfandes zum — 1221, 1236, 1291. 

Maſchinen als Zubehör 98. 

Mauer zwiſchen Grunditüäden 921f. 

Deaulefel, Draultiere, Gewähr: 
leiltung beim Berfaufe 481 fr. 

Mehrfacher Wohnfig 7. 

Mehrheit von Beteiligten beim 
Rücktrittsrechte 366; — von Per: 
bindlichleiten, Anrechnung der Lei⸗ 


die mit vorhergehendem E. die Art. 


ftung 866; — von Trorderungen, 
Aufredinung 896; — von Schuld: 
nern und Gläubigern, Grundfag 


dei teilbarer Leiſtung 420, Ge: | 
famt{huldner 421—427, de 
jamtgläubiger 428—480; — von | 


Schuldnern bei unteilbarer Leiftung | 
481, desgl. — von Gläubigern 
482, von Beteiligten bei 
Minderung 474, Wiederfauf 502, 
Borlauf 518, unerlaubter Hand: 
lung 880, 840; — von Erben 
j. Miterben: — von Vermädtnig: | 
nehmern 2151, 2158, don Tefte: | 
mentsvollitredern 2219, 2224. 
Meinungspverfchiedenheit zwi— 
ſchen Bater unb Pfleger 1629, Eltern | 
1684, Bater undgeleglichemBertreter 
1676, Bormündern 1797, Pfleger 
und Bormund 1798. 
Meliorationsdarleben E. 118. 
Mergel, Gewinnung durch den Nie: | 
braucher 1087. 
Meſſen, Kojten beim Staufe 448. 
Miete 5865— 680; Berjährung von! 
Aniprüden aus gewerbsmäßiger 
Bermietung beweglicher Sachen 
196 Nr. 6; Mieter als Beliger 
868 f.; Weietvertrag de Nieh: 
brauchers 1056, des Mannes über 
ein eingebrachteg®rundftüd1428, des 
Baters 1668, des Vormundes eines | 
Deinderjährigen 1822, desgl. eines 
Bolljährigen 1902, des Borerben 
2186; Räumungsiriften € 98; 
Übergangsvorfchriften für beftegende | 
Mietverhältnifie E. 171, 172,| 
für eingetragene Mietrechte E. 188. | 
Mietzinien, Berjährung von | 
Rüditänden 197, Verteilung unter. 
mehrere nacheinander Bezugsbe-⸗ 
rechtigte 101, Haftung kraft Oypo: | 
tget 1123 Fi. | 
Militärperjonen, Wohnfig 9, Ab: | 
tretung des Dienfteintomntens 411; 
Kündigungsrecht in Falle der Der: 
jegung bei der Miete 570, nicht bei ! 
der Pacht 596; Erlaubni$ zur Ehe: ı 
fchließung 131». 
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Minderjährige, Bolljährigleitser: 
Märung 8ff.; beſchränkte Geſchäfts 
fähigfeit 106—118; Haftung — 
bet unerlaubter Handlung 828, 
829; Haftung wegen verfänmter 
Aufficht über — 882 ; Nichtzuzichung 
al3 Zeuge bei der Eheſchließung 1818; 
Unterbaltsanfprudy — Stinder 1602, 
1608, Unterbaltöpflicht 1606; elter: 
liche Gewalt 1626; — als Mutter 
1696; PBormundfchaft über 
17738ff.; Beftelung zum VBormund 
1781; Zeitamentserrichtung durch 
— 2229, 2288, 2247; Nidhtzu: 
ziehung als Teftamentszeugen 2287. 

Minderung beiin Kaufe 462 ff.; beim 

Werfvertrag 684 ff. 

ineralien, Rechte zur Gewinnung 

von — €. ‚68. 


des EinfGeſ. 


— 


Mißbrauch der Rechte ded Mannes 


1854; der Sorge für die Perfon 
des Stindes 1666. 

Mißhandlung, Grund ber Scei: 
dung 1568, der Entziehfung des 
Pflichtteil3 2888. 

Mitbeſitz, Schuß 866; Einräumung 
zwecks Beitellung des Nießbrauchs 
1081, des Pfandrechts 1206. 

Mitbieten des Gläubigerd, Eigen: 
tümerd, Schuldners beim Pfand: 
verfauf 1289. 

Mitbüärgen, Haftung 769, 774, 
Aufgeben des Rechtes gegen einen 
— 776. 

Miteigentum 1008—1011; 
infolge Berbindung beweglicher 
Sachen 947, Bermifhung 20. 948, 
Bereinigung von Bienenſchwärmen 
968; Anteil des Miteigentümers 
al8 Gegenftand des Nießbrauchs 
1066, des Vorkaufsrechts 1095, 
der Reallaft 1106, der SHypothet 
1114, des Pfandredits 1258; 
als Gegenftand eines Vermächt-— 
nifjes 2172; Landesgefeße über — 
bon Gebäuden E. 181; Übergangs: 
voririft für — nicht nach Brud): 
teilen E. 181. 


Miterben, Rechtsverhältnis unter: 
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einander 2082—2087, zu ben Nach⸗ 
Inßgläubigern 2058—2068;, Ein: 
fegung von — 2091 ff., Anwachſung 
2094, 2095; Ausſchließung durch 
Erfagerben 2096 ff.; Auseinander⸗ 
fegung durch den Teſtamentsvoll⸗ 
ftreder 2204; Verhältnis der — 
bezüglih des BPflichtteild 28319 ff. ; 
Erbſchein für — 2867. 

Mitglieder eined Familienrats 
1861 ff. 

Mitgliederverfanmmlung bei Ber: 
einen, Zuftändigfeit, Beſchlußfaſſung 
27, 82ff., Berufung 86, 87. 

Mitgliederverzeihniß 72. 

Mitgliedfhaftsrechte 88. 

Mitte eine Monats 192. 

Mittelbarer Beftg, Begriff und 
Schuß 868, 869, 871, Übertragung 
870; Einräumung des — ſtatt der 
uͤbergabe 980, 984, 986, 1206; 
beim Eigentumsanfprucie 986, 991; 
Bermutung auf Grund — 1006. 

Mitvollftreder eines Teſtaments 
2199. 

Mitvormund, Beltelung 1778, 
Tätigkeit 1792, 1797, 1798, 1810, 
Haftung 1888, Tod 1894. 

Mitwirkung bei der Teſtaments- 
errichtung 2289. 

Monat, Berechnung einer nad 
Monaten beftimmten Friſt 188, 
191; halber — 189; Anfang, Mitte, 
Ende eines — 192. 

Mühle, Zubehör 98; Verbände zur 
Nugung einer — €. 164. 

Müphlenredt E. 65. 

Mündel f. Bormundichaft. 


Mündelgeld, Unlegung 1807, 
€, 212. 

Müänzjorte, Zahlung in befiimmter 
— 245 

Muſter, Kauf nah — 494. 

Mutter, ebelihde, Sorge für bie 


Berfon des Kindes neben dem Bater 
1684; elterlihe Gewalt 1684 ff.; 
Benennung eines Bormundes durch 
die — 1776, 1855; Beitellung zum 
Vormund eines Rolljährigen 1899 f., 
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1904; Übergangsvorſchrift, be: 
treffend Ausſchließung von ber Bor: 
mundſchaft x. E. 206. S. Eltern, 
Unebelihe Mutter. 


N. 


Nachbarrechtliche Beſchränkun— 
gen des Grundeigentums 906 bis 
924, E. 124. 

Nacheile bei Beſitzentziehung 859. 

Nacherbe, Begriff 2100, Einſetzung 
eines — 2100—2146; Bflegidhaft 
für einen — 1918; Teſtaments⸗ 
volfftreder zur Wahrnehmung der 
Rechte des — 2222; Beichränkung 
des Wflichtteildberechtigten durch 
Einfegung eins —, Einſetzung 
besielben al5 — 2306; Einfegung 
eines — in guter Abſicht 2888; 
Erbunwürdigkeit des — 2340; An: 
gabe des — im Erbichein 2868. 

Nakherbfolge, Eritredung bes Erb: 
ſchaftskaufs auf einen dur — er: 
worbenen Erbieil 2878. 

Nachfolgende Ehe, Legitimation 
durch — 1719 fi., 1888. 

Nachlaß, Berjährung der zu einem 
— gehörenden oder gegen einen — 
gerichteten Anſpruche 207; Vertrag 
über den — eine noch lebenden 
Dritten 812; CErfigung gegenüber 
einem — 989; Berechnung beim 
Pflichtteile 2811 fi. 

Nachlaßgericht, Einbolung ber 
Genehmigung einer Stiftung 88; 
Anfechtung der Che gegenüber dem 
— 1842, des Verzichts auf einen 
Anteil bei fortgefeßter Güter: 
gemeinfchaft 1491, der Aufhebung 
diefer 1492; Zeugnis des — über die 
Fortfegung der Gütergemeinichaft 
1507, Erklärung der Anfechtung 
der Ghelichleit 1597, der Aus: 
ihlagung der Erbichaft 1946, 1958, 
der Anfechtung der Annahme oder 
Ausſchlagung 1955, 1957; Für: 
jorge des — 1960 —1963, E. 140; 
Feſtſtellung des Erbrechts dei Fis- 





die mit vorhergehendem E. die Art. 


tu8 1964 ff, Unordnung der Nach: 
laßverwaltung 1981; Beitimmung 
ber Inventarfriſt 1994, 1996, 
1999, Aufnahme bes Inventars ꝛc. 
2008, €. 147; Anmeldung von 
Nachlaßforderungen beim — 2061; 
Anfechtung legtwilliger Berfügungen 
gegenüber dem — 2081; Anzeige 
des Eintrittö der Nacherbfolge 
2146; Erklärung über Beftimmung 
eine? Teſtamentsvollſtreckers 2198; 
Ernennung eined ſolchen 2202; 
Anderung von Anordnungen des 
Erblafiers2216;, Entſcheidung unter 
mehreren Teſtamentsvollſtreckern 
2224; Erklärung der Sünbigung 
des Teftamentspollitrederd 2226, 
Entlaffung desfelden 2227, Ab: 
lieferung von Teftamenten an dag 
2259; Cröffnung berfelben 
2260 ff.; Anfechtung einer Ber: 
fügung im Erbvertrage 2281; Er: 
teilung bes Erbſcheins 2858 ff.; 
Einziegung desfelben 2861, Er: 
teilung eine Zeugniſſes für 
Zeftamentsvollftreder2868 ; Anzeige 
des Berlaufs ber Erbichaft 2884; 
Zuftändigfeit nichtgertchtlicher Be: 
hörden als — E. 147. 
Nachlaßgläubiger, Aufgebot der 
— 1970—1974 ; Haftung des Erben 
gegenüber den — ſ. Haftung. 
Nachlaßkonkurs 1975 ff, 1988, 
2000, 2060. 
Nachlaßpflegſchaft 1960Ff., 1975, 
2012, 2017. 
Nachlaßverbindlichkeiten, ‚Begriff 
1967. ©. Haftung. 
Nachlaßverwaltung 1975ff., 2000, 
2018, 2062, 2206. 
Nachlaßverzeichnis, Aufnahme 
von feiten des Nachlaßgerichts 
1960, €. 140. 
Nahvermädhtnis 2190, 
2888. 
Nachweis der Zufaınmenfegung des 
Vorſtandes 69. 
Name, Schug des Rechtes zur 
Führung eines — 12; — eines 


2191, 
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Bereind 57, 66. S. Familien⸗ 
name. 


Nasciturus f. Empfangene, nod 
nicht geborene Perfon, Leibesfrucht. 

Raffauifhes Fürſtenhaus, Bor: 
behalt bezüglih des vormaligen 
— E. 57. 

Nebenleiftungen, Berjährung des 
Anſpruchs auf — 224; — beim 
Bortaufe 607, Hypothet für — 1115, 
1145, 1158—1160, 1178. 

Nebenſache, Wandelung 
Mängel der — 470. 

Nichtberechtigter, Wirkſamkeit der 
Berfügung eines — 185; Heraus⸗ 
gabeanſprüche bei Berfügung durch 
den — oder Leiſtung an ihn 816. 

Nichtigkeit einer Willenserklärung 
wegen Geſchäftsunfähigkeit, Bewußt⸗ 
loſigkeit 106, wegen Willensmängel 
116—118, wegen Formmangels 
125, Verſtoßes gegen ein gejegliches 
Berbot 184, gegen die guten Sitten 
188; tetlweife — 139; Konverfion 
140; Beftätigung 141; 
ber Ehe 1823 ff., Stellung der 
Kinder aus folcher Ehe 1699 ff. €. 
207, Wirkung auf lestwillige Ver: 
fügungen 2077, 2268; Jjeilmeiie 


wegen 


— der PBerfügungen in einem 
Grövertrage 2298. 
Nichtigkeitstlage 1829; Che: 
hindernis 1809. 
Nichtſchuld, Nüdforderung Der 
Zeiftung einer — 812 ff. 
Niederlaffung, Xeiftungsort aut 


Orte der gewerbliden — 269 f. 
Nießbrauch, Vertrag über die Be: 
ftelung des am fünf: 
tigen oder am gegenwärtigen Der: 
mögen 810, 811; mittelbarer Be- 
fig dur ben Nießbraucher 868; 
— m Saden 1080-1067, an 
Rechten 1068—1084, an einem 
Bermögen 1085—1089; GErlöfchen 
des — durch Pfanbverlauf 1242. 
Notare, Berlährung der Anſprüche 
196 Nr. 15; Abſchluß von Ehe: 
verträgen vor — 1484, deögl. bes 
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Annahmevertrags 1750, Errichtung 
von Teftantenten vor — 2281 ff., 
deögl. von Ürbverträgen 2276; 
Aufnahme von Berzeichniffen durch 
— 1085, 1872, 1528, 2002, 
2008, 2121, 2215, 2814; eibes: 
ftattliche Verſicherung vor — 28566. 
Notarielle Beurfundung eines 
Bertragd, Crfordernifie 128, Beit 
des Buftandelommengd 152; — er: 
ſetzt ſchriftliche Form 126, äffentliche 
Beglaubigung 129; einzelne Fälle 
des Erforderniſſes — 811—818, 
518, 1491, 1492, 1601, 1516,1517, 
1780, 1748, 2088, 2282, 2291, 
2296, 2848, 2851, 2852, 2871; 
landesgeſetzliche Abweichung E. 141. 
Notdürftiger Unterhalt 1611. 


Oberlehnsherrlichkeit, Ablöſung 


E. 114. 


Obſtbäume, Schutz durch Landes: 


geſetze E. 122. 


Offentliche Laſten ſ. Laſten. 
Offentlicher Glaube des Grund: 


buchs 882ff. 1188 ff. des Erbſcheins 
2866, 2867. 


Offentliches Intereſſe bei einer 


Geſchäftsführung gegen den Billen 
bed Geichäftäheren 679, bei legt: 
willigen Auflagen 2194. 


Öffentlihes Bereinsredt, Ein: 


ſpruch gegen Eintragung auf Grund 
des — 61, Auflöfung 74. 


Öffentliche Berfteigerung 388. 
Öffentlide BZuftellung von 


Willenserflärungen 182. 


Notweg 917, 918; — zur Ber: Offentlichkeit des Vereinsregiſters 


bindung mit einer Wafferjtraße oder | 
Eiſenbahn E. 128. 

Notwehr 227. 

Nutznießung des Mannes an ein: 
gebraten Gute 1883ff.; elterliche 
— 1649f. S. Ülterlide Ruß: 
nießung. 

Nugungen, Begriff 100; Haftung 


79, bes Güterrechtöregifterö 1568. 


Dffenbarungseid bei ber Rech— 


nungslegung 259, 261, Herausgabe 
eines Inbegriffs und Auskunft: 
erteilung 260, 261; — bes Erben 
2006, E. 147, der Hausgenofien 
des Erblafierd 2028, der Miterben 
2067. 


für — nad Eintritt der Rechts- Orden, Ermwerböbeichränfungen für 


hängigfeit 292, bei Verzug Des 


Mitglieder religiöfer — E. 87. 


@läubigerd 802; Übergang der — | Order papiere, Gicherheitsleiftung 


bein staufe 446; Herausgabe der — 
al3 ungeredtfertigte Bereicherung 
818, 820, feitens des Befigerö an 
den Eigentünter 987f., 998, durch 
den Erbſchaftsbeſitzer 2020, 2028; 
— eined vermacten Gegenftandes 
2184, beim Erbſchaftotaufe 2879, | 

2880. 
Nußungspfandredht 1218, 1214. 
Nusungsrechte, Frruchterwerb kraft 
folden Rechtes 955; Bufanımen- 
treffen mit Grunddienftbarteiten 
1024; Übergangsporfcrift für ver: 
erblide und übertragbare — an 
Srunditüden E. 196. ©. Bäner— 

liche N. 
N, | 


Oberfläche eines Grundſtücko 905. ; 








mit — 284; Nießbrauch an — 
1081 ff.; — im Belig eines Ghe 
gatten 1862; Erwerb mit Mitteln 
des eingebradhten Gutes 1881; 
Hinterlegung der zu dieſem ge 
börenden — 1892, Erwerb mit 
Mitteln des Kindes 1646; — bes 
Mündels 1814, 1858, der Nach— 
erbfchaft 2116. 


DOrdnungsftrafen gegen Boritand 


und Liquidatoren eined Vereins 78, 
zur Erzwingung der Übernahme 
ber Bormundichaft 1788, gegen 
Vormund 2. 1887, gegen Mit: 
glieder des Familienrats 1875. 


Ort der Leiftung, f. Xeiftungsort. 
Ortsüblichkeit, Berückſichtigung bei 


Abmarkung 919. 


die mit vorhergehenden E. die Art. 


P. 

Pacht 581—597; mittelbarer Beſitz 
durch den Pächter 868; Verpachtung 
eines Grundftüdß durch den Nieß— 
braucher1066, durch den Mann bezüg: 
lich eingebrachten Gutes 1428, durch 
den Bater 1668, dburd ben Bor: 
mund 1822, 1902, durch ben Bor: 
erben 2185; Übergangsvorfchriften, 
betreffend beftehende Pachtverbält: 
niffe &. 171, 172, eingetragene 
Pachtrechte E. 188. 

Pachtjahr 584. 

Pachtzinſen, Verjährung von Rüd: 
ftänden 197; Berteilung unter 
mehrere nacheinander Bezugs: 
berechtigte 101 ; Haftung kraft Hypo⸗ 
thet 1123. 

Parteien, Verjährung der Anſprüche 
gegen Rechtsanwälte wegen Por: 
thüfle 196 Nr. 16. 

Perfönlide WUngelegenheiten 
der rau, Nechtögefchäfte Begüglic | 
Tolcher 1408, 1451, Rechtäftreit über ! 
folche 1416, 1464. 

Perfönlide Dienftbarkeiten f. 
Beſchränkte p. D., Nießbrauch. 

Perſönliche Eigenſchaften, Ber⸗ 
hältniſſe, Irrtum Darüber bei: 
Nechtögeichäften 119, bei der Ehe | 
fhließung 1888. 

Berjonen, natärlihde 1—20, ju: 
riſtiſche 2189. 

Perfonenftand, Änderung ber Ge 
jege über die Beurkundung des: 
— 6. 40, 46. 

Pfändung des Nüdnahmerechts des 
Hinterlegerö 877; bei nicht der — 
unterliegender Forderung Aufrech— 
nung ausgeſchloſſen 894, desgl. 
WUbtretung 899; — des Anteils eines 
Geſellſchafters am Gefellichaftsver: 
mögen 725, des Anteil3 bei einer 
Gemeinſchaft 751, der Verwaltung 
und Nußnießung des Mannes 1408, 
der elterlichen Nutznießung 1658. 

Pfändungsrecht, PfandgeldE.s0. 

Pfandbriefe, Anlegung von Mündel: 
geld 1807, E. 212. 
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Pfandgläubiger, mittelbarer Befit 
durch den — 868; Stellung gegen: 
über dem Aufgebote der Naclaf: 
aläubiger 1971. 

PBfandleibanftalten, 
leiher E. 94. 

Pfandrecht an bemeglichen- Sachen 
1204—1258, an einem regiftrierten 
Schiffe 12591272, an Rechten 
1278—1278, insbefondere an For: 
derungen 1279—1290, an Grund— 
ſchulden, Rentenſchulden 1291, 
Wechſeln, indoffabelen und Inhaber: 
Papieren 1292— 1296; Beftellung 
eined — unterbricht die Berjährung 
208; — wird von ber Berjährung 
des Anſpruchs nicht berührt 228; — 
an binterlegtem Gelde x. 288; 
Ubergang bei llbertragung ber 
Forderung 401; Erlöfchen bei der 
Schuldübernahme 418; Pflicht des 
Verkäufers zur Befeitigung 489; 
gefeglihes — des Bermieterd 
6659 — 561, des Verpächters 681, 
585, des Pächters am Inventar 
690, des Unternehmers beim Wert: 
vertrage 647, des Gaſtwirts an 
eingebradgten Sachen bes Gaftes 
704; Berhältnis des — zur Bürg: 
Ihaft 772, 776; UÜbergangsvor— 
ſchriften, betreffend Eintragung ge: 
feglicder — E. 188, — an Grund: 
ftüden E. 192—194. 

Pfandverfauf 1288ff. Kaufverbot 
457, Gewährleiftung 461; Bertauf 
einer Sache wegen Berwendungen 
bes Beſitzers nach den Vorſchriften 
über — 1008. 

Pferde, Gewährleiftung wegen Män— 
gel beim Verkaufe 481 ff. 

Pflanze als weientlicher Beftand: 
teil eines Grunditüds 94. 


Pflegſchaft 1909—1921; Beftellung 
füreinen Ehemann 1418,1425,1428, 
1542, 1545, für ein Kind unter elter-: 
licher Gewalt 1628ff, für den 
Bater 1676; — macht den Mündel 
unfähig zum Bormund 1781; Be: 
jtelung einer — bei der Bormund: 
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haft 1794, für einen zum 
Teftamentsvolffitreder Ernannten 
2201; — über Ausländer E. 28; 
Übergangsvorichrift E. 210. 
Pflichtteil 2308, Entziehung 
des — 2888ff.; Vertrag über den 


— aus dem Nachlaß eines noch 
lebenden Dritten 812; Berzicht auf 
— feiten8 der Frau 1406, 1458; 
Ergänzung des — bei fortgelegter 
Sütergemeinichaft 1505 ; Berfügung 
über den — des Mündels 1822, Wir: 
tungen des Rechtes zur Entziehung 
des — bei Unterbaltöpflicht 1611, 
Augfteuerpflicht 1621, Erbvertrag 
2294, 2297. 
Pflichtteilsanſpruch, Stürzung 
eines Vermächtniſſes wegen eines 
— 2188f.; Geltendmadhung gegen 
ben ZTejtamentspollftreder 2218; In: 
halt 2808 ff., Entitehung, Bererb: 


licjfeit, Übertragbarteit 2817, Ber: | 


jährung 2882. 
Pflichtteilsberechtigte 2808; 
Ubergehung in letztwilliger Ber: 
fügung 2079; Bedenkung eines — 
Abtommlinges in einem gemein: 
ſchaftlichen Teſtamente 2271; über: 
gehungin einem Erbvertrage 2281; 
Erbunwürdigkeit des — 2845. 
Pflichtteilslaſt 2318ff., 2376. 
Pflichtteilsrecht eines an Kindes⸗ 


ſtatt Angenommenen 1759; Ber: | 
bindlichleiten aus dein — als Nad;: | 


laßverbindlichleiten 1967; Stellung 

eines — bet den Aufgebote der 

Nachlaßgläubiger 1972ff.; Beridh: 

tigung der Verbindlichkeiten aus dem 

bei unzulänglichem Nachlaſſe 
1991; Teſtierfreiheit gewiſſer ritter⸗ 
röaftliher 8 Bamilien gegenüber dem 
— € 2 

Pflichtwidrigkeit des Vormundes, 
Elnſchreiten des Gegenvormundes 
1799, des Vormundſchaftsgerichts 
1887, des Gemeindewaiſenrats 
1850, Entlaſſung 1886. 

Pfründenredht E. 80. 

Planke zwifchen Grundftüden 921 f. 


— 
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Politiſche Bereine 483, 44, 61. 
VBolizeibegörde, Tätigfeit bezüg- 
lid gefundener Saden 96H. 
Boft, Uberfendung an die Hinter: 
legungsftelle durch die — 876. 
Prämie auf ein Inhaberpapier im 
alle des Nießbrauchs 1088. 
Praesumtio Muciana 1862, bei 
einer ausländiihen Ehefrau E. 16. 
Preisbewerbung, Wuslobung be- 
treffend eine — 661. 
Brivatdienft, Verjährung der Un: 
ſprüche aus ſolchem 196 Nr. 8. 
Pri nt eamte, Kündigungsrecht 
622. 
Privatgewäſſer, Fiſche 
ſchloſſenen — 960. 
Privatpfändungsrecht E. 89. 
Probe, Kauf nach — 494, auf — 
496f. 
Prokura, Erteilung durch den Bor: 
mund 1822. 

Protokoll über die Teftamentser: 
rihtung 22407., 2250, 2260. 
PBrototollführer, Kaufverbot für 
— bei Berfauf im Wege der Zwangs⸗ 

pollftredung 456. 

Prozeßzinſen 291. 

Punktation 154. 

Putativehe, Berhältnis der Che 
gatten untereinander 1845 f., zu 
Dritten 1844 ; Kinder aus — 1699 fi. 


O. 
Quittung 868-870. 


R. 

Räume, Beſchaffenheit bei der Miete 
544, 580; Furſorge für bie bei einer 
Dienftverritung erforderliden — 
618; Beſitzſchutz 865. 

Räumungsfriſten E. 93. 

Rain zwiſchen Grunditüden 9215. 

Rangverhältnis der eingetragenen 
Rechte an einem Grundſtück 879, 
Änderung 880; — ber Überbau, 
rente 914; — von Teilbypothefen 
1151, Pfandrechten 1209, Pfand⸗ 
rechten an einem Schiffe 1261, 


in ge 


die mit vorhergehendem E. die Art. 


— von Hypothelen für Meliorations⸗ 
darlehen E. 118; Ubergangsvor⸗ 
fchriften E. 184, 189. 

Rangvorbehalt 881. 

Nat, Haftung für einen — 676. 

Raud, unzuläffige Zuführung 906. 

Rayongefet E. 54. 

Realgemeinden E. 164. 

Nealgewerbeberedtigungen ©. 
714. 

Neallaften 1106—1112; an 
e. vermachten Grundſtucke 2182; Ab: 
löfung, Umwandlung, Einiräntung 
€. 118, 114, Ausſchließung E. 116; 
Regelung bei Teilung des belafteten 
Grundſtücks E. 120 Abſ. 2Nr. 1,121. 


Rechenſchaft, Inhalt der Ber: 
pflihtung, über eine Berwaltung 
— abzulegen 259; Rechenſchafts⸗ 
pfliht deö Benuftragten 666; des 
Geſchaͤftsführers ohne Auftrag 681, 
be3 geihäftsführenden Geſellſchafters 
718, gegenüber einem ausfcheidenden 
Gefellfchafter 740, beim Nugungs: 
pfandrecht 1214, des Mannes bezüg- 
li) des eingebrachten Gutes 1421, 
des Paters 1681, des Bormundes 
nach Beendigung der Bormundfchaft 
1690 ff, des Borerben 2180, des 
Teſtamentsvollſtreckers 2218. 


Rechnungsabſchluß bei der Geſell— 
ſchaft 721. 

Rechnungslegung 259, ded Por: 
mundes 1840 ff., Befreiung davon 
1854. 


Rechte, mit dem Eigentum an 
einem Grunbitüde verbundene — 
al3 Beltandteile 96; Übertragung 
anderer — als forderungen 418; 
Berlauf von — 487, 441; — an 
Brundftäden im allgemeinen 878ff., 
E. 189; Nießbrauch an — 1068 Ff., 
Pfandrecht 1278 ff.; — an Grund: 
ftüden bei Fahrnisgemeinſchaft 1551; 
zum Nachlafie gehörende — 2041, 
2111, 2118; Bermädtni3 von — 
an Sachen oder Rechten des Erben 
2175; Ubergangsvorſchrift be: 


— 
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treffend — an Saden und Rechten 
E. 184. 

Rechtsanwälte, Berjährung ber 
AUnfprüde 196 Nr. 15. 

Nechtsfähigkleit, Beginn der — 
des Menſchen 1; — von Bereitten 
21 ff., Berluft und Entziehfung 42 
bis 44, 78. 

Rechtsgeſchäfte zwiſchen Berein 
und Mitgliedern 84; Vornahme von 
— mit fi felbft 181; — der 
Frau 1895 ff, 1406, 1582; — 
zwifhen Bormund und Mündel 
1795; — gegenüber einem «aus: 
thlagenden Erben 1959; auf Die 
Erbfchaft bezüglide — 2019, 2041, 
2111, 2874. ©. Einfeitige R. 

Rechtsgrund, Herausgabepflicht 
wegen fehlenden — 812, 819, 821. 

Rechtshängigkeit, Prozeßzinſen 
291, Haftung nach der — bei An⸗ 
ſprüchen auf Herausgabe einer be⸗ 
ſtimmten Sache 292, aus einer un: 
gerecdhtfertigten Bereicherung 818, 
beim Eigentumsanſpruche 987 fi.; 
— des Unterhaltsanſpruchs 1618; 
Eintritt der Wirkungen der — bet 
beionderen Berfahren &. 152. 

Rechtskräftige Feſtftellung eines 
Anſpruchs, Verjährung 218, 219; 
— Berurteilung des Schuldners, 
Schadenserfagpflidt 288; desgl. 
zur Bollziegung einer legtwilligen 
Wuflage 2198, 2196. 

Rechtsmängel f. Gemäprleiftung. 

Nehtsmittel, Nichtgebraud) von — 
bei Berlegung der Amtspflicht 889. 

Rechtsſache, Berlegung der Amts⸗ 
pfliht bei dem Urteil in einer 
— 889. 

Rechtsſtreit zwiſchen Verein und 
Mitgliedern 84; — betreffend ein: 
gebrachtes But 1887, 1400, 1407; 
betreffend Geſamtgut 1448, 1450, 
1460 ; — bei der Errungenſchaftsge⸗ 
meinjchaft 1682; — für dag Kind 
1654; — zwiſchen Bormund und 
Dründel 1795; — über ein Erbrecht 
2854, 2260. S. Koften. 
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NRechtsverlegung, Schadenserſatz⸗ 
pflicht 828 ff. 

Rechtsverwirkung, Vorbehalt ber 
— 860. 

Rechtsweg, Berjährung beit Abhän⸗ 
gigfeit feiner Zuläffigfeit von einer 
Vorentſcheidung 210. 

Negalten €. 78. 

Regifter einer bdeutichen Behörde, 
Erbichein bet der Eintragung von 
Gegenftänden in foldde 2869. 

Rehwild ald Schadenwild 886. 

Reich, Aufrechnung gegen Forde⸗ 
rungen de8 — 895; Schuldver: 
fhreibungen des — auf den Sn: 
baber, Ausgabe 795, Dründelficher: 
heit 1807, 1815 f. 

Reichsadel, Borbefalt E. 68. 

Neihsanzeiger, Belanntmachung 
der Aufforderung zur Anmeldung 
von Nachlaßforderungen 2061. 

Reichsbank, Hinterlegung von Sn: 
haber- und Orderpapieren im Falle 
des Nießbrauchs 1082, durch den 
Bormund 1814, Den 
2116; Anlegung von WMündelgeld 
bet ber — 1808. 

Reichsbeamte, Eheſchließung 1815; 
Anderung des Geſetzes betr. die 
Rechtsverhältniſſe der — E. 48. 

Reichsfiskus, Erbrecht 1986. 

Reichsgericht, Zuſtändigkeit in letzter 
Inſtanz E. 6. 


Reichsgeſetze, Verhältnis zum 
BGB. E. 82. 
Reichskanzler, Zuſtändigkeit für 


Beſtimmung des Standesbeamten 
1820, Befreiung von Ehehinder—⸗ 
niffen 1322, bei Ehelichkeitserklä⸗ 
rung 1728, Annahme an Stindes- 
ftatt 1745, Anwendung bes Ber: 
geltungsredts E. 81. 

Reihsmtlitärgefeg, Anderungen 
E. 44, 46. 

Reichsſchuldbuch, Anderung bed 
Geſetzes über dad — E. 50. ©. 
Bucdhforderungen. 

Ne A ch ſtän diſche Häuſer, Vorbehalt 


Vorerben Rentenſchuld 
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Reihswährung, Zahlungin —244. 

Religiöſe Erziehung ded Mundels 
1801; Lanbesgefege über — der 
Kinder E. 184. 

Neligiöfe Vereine 43, 44, 61. 

Religion, Fürforgepflicht des Dientt- 
berechtigten 618; Berüdfichtigung 
bei Auswahl des Bormundes 1779. 

Neligionsdiener, Beltelung zum 
Bormund 1784, Entlafiung 1888. 

Neligiondgefellfchaft, Erwerb der 
Rechtsfähigkeit €. 84. 

Neligtiofe, Ermerböbefhräntungen 
E. 87. 

Renten, Berjährung von Rüditänden 
197. | 


Rentengüter €. 62. 

NRentenfcheine, Sraftlogertlärung 
799, Borlegungäfrift 801, Berluft 
804, Erneuerung 805; Beltg ber 
— beim Nießbrauch 1081, beim 
Pfandrecht 1296; — von Dlündel: 
papieren 1814, 1817; übergangs- 
porfchriften E. 174 fi. 

1199—1208; 
als Sicherheitsmittel 232, 288: 
Pfliht des Berläuferd zur Be 
feitigung 489; Anderung des 
Ranges 880; Nießbrauch an einer 
— 1080; Pfandredt 1291; — bei 
der Fahrnisgemeinſchaft 1561: An- 
legung von Mündelged in — 
1807, Berfüguung dei Vor— 
mundes 1819, 1821, des Xor- 
erben 2114; — aneinem vermachten 
Grundftüde 2165 ff.; Aus- 
ihltiefung des Kündigungsrects 
E.117; — fürMteliorationddarleben 
E. 118. 

Nentenfchuldbrief, 
daran 952. 

NReugeld, Draufgeld nicht — 886: 
Nüdtritt gegen Zahlung eines — 
859. 


Eigentum 


Revenüenhypothek E. 60, 19. 

Nichter, Berlegung der Amtspflicht 
889— 841, E. 77; Teftamentser 
rihtung vor einem — 2281 ., 
Errichtung eine Erbvertrags 2276. 


die mit vorhergehendem E. die Urt. des EinfGeſ. 
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Rindvieh, Gemährleiftung beim Ber: | Sachverftändige, Berjährung ber 


faufe 481. 

Nitterfhaftlie Yamilien Über: 
gangsvorſchrift betr. die Teſtier⸗ 
freiheit €. 216. 

NRitterfhaftligdestreditanftalten 
E. 167. 

Rotwild ald Schadenwilb 886. 

Rüdforderung f. Ungeredtfertigte 
Bereicherung. 

Nüdgriff des Bürgen auf den 
Hauptichuldner 774. 

Rücknahme eines Teitament3 2256, 
2272. 

Rückſtände, Perfährung des An: 
ſpruchs auf — von wiederkehrenden 
Leiſtungen 197, 228. 

Rücktritt vom Berlöbnig 1298 ff., 
vom Erbvertrage 2298 fi. 

Rücktrittsrecht bet teilweifer Un- 
möglichlett der Xeiftung 280; 
bei Berzug des Schulditerd 286; 
bei gegenfettigen Berträgen 825 big 
827; vertraggmäßige® — 846 bis 
861; Ausſchluß des — des Ber: 
käufers bei Stundung des Kauf: 


preiſes 454; — bein Werfvertrage | 


686. 
Rüdverweifungeinedaugländifchen 
Geſetzes E. 27. 
Rüdwirtung der Bedingung 158 ff. 


ber Genehmtgung 184, der Auf: ! 


rechnung 889. 


Ruhen der elterlichen Gewalt des | 
Baters 1676 ff, der Mutter 1696. | 
Ruhegehalt, Verjährung von Nüd: 


fttänden 197; Wbtretung des An⸗ 

iprudis auf 411; Uber: 

tragung und Aufrechnung E. 81. 
Ruß, Zuführung 906. 


©. 

Sache, Begriff 90; vertretbare — 91, 
verbrauchbare — 92; wejentliche 
Beitandteile 98; BZubehör 97; 
Früchte 99; Nutzungen 100. 

Sadinbegriff, zu einem — ge 
hörende bewegliche Sachen 92, Nieß⸗ 
braud an einem — 1085. 


Aniprähe 196 Nr. 15; f. Feſt⸗ 
ftelung; — für Abſchätzung von 
Grundftüden €. 79. 

Sächſiſches Geſetz betr. bie jurtiti- 
fchen Berfonen E. 166. 

Samen als wefentlicher Beitands 
teil 94. 
Sammlung, Pflesfhaft für ein 
dur öffentliche — zuſammenge⸗ 

brachtes Vermögen 1914. 

Sand, Gewinnung durch den Nieß⸗ 
braucdher 1087. 

Sagung eined Vereins 25, 27, 80, 
86, 89-—41, 45, Änderung 88; 

eines eingetragenen Bereing 
57, 58, Anderung 71. 

Schäger, Haltung E. 79. 

Schägung, Ubernahme eines Lands 
guts nad) einer — 594; — be 
hufs Berechnung des Pilichtteilg 
2811. 

Schäßungdwert, als Wiederlaufs: 
preis 501; zum — erfolgende 
Übernahme des Inventars bei ber 
Badıt 587 ff, eines zum Nießbrauche 
gegebenen Brundftüds 1048, des 
Geſamtguts bei fortgefegter Güter: 
gemeinfchaft 1602, 1515. 

Schadenserſatz, Verpflichtung zum 
— bei Anfechtung von Willens⸗ 
erklärungen 122, Vertretung ohne 
Vertretungsmacht 179; Inhalt 
und Umfang im allgemeinen 249 
bis 255; Verpflichtung bei Unmög⸗ 
lichkeit der Leiſtung 280, rechts⸗ 
kräftiger Verurteilung zur Leiſtung 
281, Verzug des Schuldners 286, 
Nichterfüllung gegenfeitigerBerträge 
824f.; Berhältnis zur Draufgabe 
888, zur Vertragsſtrafe 840 ff.; — 
bei unerlaubten Handlungen 828 ff., 
842 ff. S. Haftung, Rechtshängig⸗ 
keit. 

Schafe, Gewährleiſtung beim Ver⸗ 
taufe 481ff. 

Schankwirte, Verjährung 
Anſprüche 196 Nr. 4. 


der 


Schatz, Eigentumserwerb 984; — in 
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einer mit einem Nießbraudhe be: 
lafteten Sache 1040. 

Scheidung der Ehe 1564—1537; 
Recht auf — berechtigt zur 
Aufhebung ber ebelihen Ge: 
meinfchaft 1868; Ginfluß bei ber 
Gutergemeinſchaft 1478, auf bie 
elterliche Gewalt 1685, 1686; Ein: 
fluß des Nechtes auf — bezüglich 
des Erbrecht3 des Ehegatten 1988, 
legtwilliger Berfügungen 2077, 
eines gemeinfchaftlicden Teſtaments 
2268, eines Erbvertrags 2279, 
Entziehung des Pflichtteilld 2886; 
internationales Privatrecht E. 17; 


Übergangsoorichriften E. 201, be: Schreibensuntunbige, 
züglich der Sorge für die Berfon ! 


der Stinder E. 206. 
Scheidungzßftrafen 1578. 
Scheingeſchäft 117; Einrede gegen 

eine abgetretene Forderung 405. 
Schenkung b516—588; Nüdford. 

beim Nüdtritte vom Berlöbnts 

1801, unter Ehegatten 1854, Ab⸗ 

lednung durch die Frau 1406, 1458; 

— aus dem Gefamtgut 1446; 

Erwerb durh — bei Gütergemtein: 

ſchaft 1477, Errungenfchaftsgentein: 

fhaft 1521, Fahrniögemeinfchaft 

1551, 1556 ; Widerruf bei Scheibung 

1584; Außftattung als — 1624; 

— aus dem Bermögen de3 Kindes 

1641, des Mündeld 1804, durch 

den Borerden 2118, durch ben 

Teſtamentsvollſtrecker 2206, 2207; — 

zum Nachteil des Vertragserben 

2287, des Vermächtnisnehmers durch 

Vertrag 2288, des Pflichtteilsberech⸗ 

tigten 2825, 2827, 2830; — auf 

ben Todesfall 2801; — einer Erb: 

Schaft 2385; — an Religiofe €. 87. 

©. Unentgeltliche Zuwendung. 

Scherz, Willenderllärung zum — 
118, 122. 

Schiedsgericht, Verjährung eines 
vor einem — geltend zu machenden 
Anſpruchs 220. 

Schiedsvertrag für den Münbel 
1822. 


Die Zahlen ohne Zuſatz bezeichnen die SS. des BEB., 


Schiffe, Pfliht des Verläufers zur 
Befeitigung von Rechten 485; Pfand: 
recht an regiftrierten — 1242H. 

Schiffer, Berjährung der Anipräde 
196 Nr. 8. 

Schiffspart, Pfandredt an einer 
— 1272. 
Schlüſſelgewalt der Frau 1857, 

einer Ausländerin E. 16 

Schmerzensgeld 847. 

Schmiede, Zubehör 98. 

Schmudfaden der Frau 1862, 1866, 
ber Ehegatten bei Gütergemeinichaft 

1477, des Hauskindes 1650. 

Schreiben al3 Berarbeitung 950. 

Zeita: 
mentderrihtung 2288, 2247. 

Schriftliche Form, Eforderniße 
der durch Geſetz vorgeſchriebenen — 
126, der durch Rechtsgeſchäft be: 
ſtimmten — 127; — des Stiftungs- 
geſchäfts 81, des Mlietvertrags über 
Grunpjtüde 566, bei Leibrentenver⸗ 
trag 761, Bürgfchaft 766, Schuib: 
veriprechen, Schuldanertenntnig 
780 ff, Anweiſung 788, Annahme 
derſelben 784, Ubertragung der 
Anweiſung 194, Abtretung der 
Hypothetenforderung 1154. 

Schriftſtücke, gemeinichaftlidh Blei: 
bende — bei der Erbteilung 2047. 

Schulbaulaſt E. 182. 

Schuldanerkenntnis, ſchenkungs⸗ 
weiſe erteiltes 518, bei einer 
Heiratövermittlung 666, bei Spiel 
und Wette 762; Begriff, Erforber: 
nifie 781ff.; ſchenkungsweiſe auf 
den Todesfall erteilte® — 2801. 

Schuldenhaftung dei eingebrachten 


Gutes 1410 ff. S. Gefamt: 
gutsverbindlichkeiten. 
Schuldiger Teil bet ber 


Scheidung 1574. 
Schuldſchein, Ruckgabe nad ber 
Leiftung 871, Eigentum am — 952. 
Shuldübernahme414-—419; Ber: 
fpreden ber Befriedigung eines 
Gläubiger one — 329. 
Schuldvergältnifie, Inhalt ber 


die mit vorhergehendem E. die Art. 


— 241—804; — aus Berträgen | Stherheitäleiftung, 


805—861 ; Erlöfchen der — 862 
bis 897 ; einzelne — 483ff.; Liber: 
gangsvorſchrift E. 170. 

Schuldverfhreibung auf den 
Inhaber 798—808, fein Kündi⸗ 
gungsrecht wegen Höhe der Zinſen 
247, Berzinfung räditändiger Zinfen 
248; Hypothek fur die Ford. aus einer 
— 1187 ff. desgl. Schiffspfandrecht 
1270; mündelfidere — 1807; Aus: 
ftellung durch den Bormund 1822; 
Strafvorfchrift bezüglich der Aus: 
gabe E. 84 Nr. IV; vorbehaltene 
Landesgeſetze E. 100, 101; Über: 
gangsvorſchriften E. 174, 176, 178. 

Schuldveripreden 780—782, 
ſchenkweiſe erteilteg — 518; 
aus Spiel oder Wette 762; fchent: 
weife erteilteg — auf den Todes: 
fall 2801. 

Schwägerſchaft 15690, infolge 
der Ghelichleitderflärung 1737, 
der Annahme an Sindesitatt 
1762, als Ehehindernis 1810, | 
1827, Unwendung der Borfchriften 
über — auf andere Reichsgeſetze | 
E. 88. 

Schwangerſchaft, Unterhalt der 
Mutter eines zu erwartenden Erben 


bes Einf&el. 1143 

Art und 
Weile 282—240; Einrede der 
mangelnden — bei der Berjährung 
202 ; — unterbricht die Berjährung 
208; — nad; Vollendung der Ber: 
jährung 222; Rechte des Erwerbers 
eine? Grundſtücks aus einer — des 
Mieters 572; — beim Nießbrauch 
1061f., 1071, dur ben 
Ehemann 1891f., den Pater 
1668 ff, den Bormund 1786, 
1844, 1889, den Vorerben 
2128; — wegen eined Amtes 
oder eines Gewerbebetriebs E. 90. 

Sicherung des Nachlaſſes 1960, 
®@ 140; — des Beweiſes bei 
Mängeln einer verfauften Sade 
477f., 480. 

Sidherungshypothet 1184 bis 
1190; als Sicherheitämittel 288; 
Unfpruch des Unternehmers eines 
Baumertö auf eine — 648; Ent⸗ 
ſtehung einer — bet Einziehung 
einer Forderung auf Übertragung 
des Eigentums an einem Grund: 
ftüd 1287, — an einem vermachten 
Grundftüde 2166; — des Fiskus ıc. 
E. 91; Beurteilung beftehender 
Pfandrechte an Grundſtücken ald — 
E. 192, 198. 


während der — 1968, 2141, Aus: | Sicht, auf — zahlbare unverzins⸗ 


fegung der Erbteilung 2048. 
Shwarzwild ald Schadenwild 886. 
Schweden der Bedingung 160f. 
Schweine, Sewährleiftung beim Ver⸗ 

faufe 481 ff. 

Seereife, Todederllärung eines bei 
einer — Verſchollenen 16, 18; 
ZTeftamentserrihtung während ei⸗ 
ner — 2251. 

Settenverwandte 1589; Erbver⸗ 
zicht von — 2849. 

Selbſthülfe 229 —281, des Ber: 
mieterö zum Schuge ſeines Pfand: 
teht3 561, — gegen verbotene 
Eigenmadt 859f. 

Selbftfhuldner, Berbürgung als 
— 778. 

Selbdftverteidigung 227, 228. 





liche Schuldverfchreibungen 799. 
Siegelung bed Nachlaſſes 1960, 
E. 140; — des Teftament? 2246. 
Sielredt E. 66. 
Silberfaden als Pfand 1240. 
Sitten, gegen die guten — ver: 
ftoßendes Rechtsgeſchäft 188, desgl. 
Zeiftung 817, 819, Handlung 826, 


Vermächtnis 2171, ausländifches 
Geſetz E. 80. 
Sittlihde Pflicht, durch eine — 


gebotene Schenkungen 584, 814, 
1446,1641,1804, 2118,2205,2880. 
Stttlihed Verſchulden des Unter: 
baltSberechtigten 1611. S. Unfitt: 
liches Verhalten. 
Sittlichkeit, Erfagpflicht wegen Ver⸗ 
brechen ꝛc. gegen die — 847. 


1144 Die Zahlen ohne Zuſatz bezeidinen bie 58. des BOB., 


Sig eined Vereins 24, 5b, einer | Staatsſchulden, Rüdzahlung und 
Stiftung 80. Ummanblung verzinslicher — E.98. 
Sondbereigentum an Beitand: , Staatsverband, Untlafiung Des 
teilen einer Sache 98, an ftehenden | Muündels aus dem — 1827, 1847. 
Erzeugntfien eines Grundftäds €. | Staatsverträge der Bundesftaaten 
181. S. Stodwertdeigentum. E. 56. 
Sonderredte von Bereindmit- Stämme, Crbfolge nad) — 1924, 
gliedern 85. 1927. 
Sonntag, Berüdfihtigung bei Ter:  Stammgüter E. 59. 
nminen und Friſten 198. ı Stand ber Frau 1855. 
Sorge für die Berfon des ſindes Standedsbeamter, Mitwirtung bei 
1627—1687, 1676, 1696, 1702, der Eheſchließung 1817f. 
1707, 1788, 1765, de8 Mündels Standesmäßiger Unterhalt 1610, 
1798 f., — für dag Vermögen des Gefährdung dur Schenkung 619, 
Kindes 1627f., 1688ff. des Mün:| 528. 
dels 1798ff.; lÜbergangsvorichrift | Statutentollifion E. Tl. 
E. 204. Steine, Gewinnung durch den 
EC orgfalt, Haftung für die im Ver-⸗ Nießbraucher 1087. 
tehr erforderliche — 276, für — ' Stellvertreter, Haftung der Be: 
wie in eigenen Angelegenheiten | amten für — €. 78. S. er 
277, bei der Berwahrung 690,der Ge⸗ tretung. 
ſellſchaft 708, unter Ehegatten1859, ı Sterbekaſſen, Aufrechnung von 
bei der elterlichen Nugnießung 1664, Beiträgen und Hebungen 894. 
bei der Nacherbeinfegung 2181. ; Stiftungen, privatredtlide 80 
SozialpolitifcheBereine43,44,61.| bis 88; Öfientlichrechtliche 89, 
Spartafien, Binfen von — Zuweiſung des Vermögens eines 





248; Anlegung von Pründelgeld Vereins an eine ſolche 45, Anfalls- 
1807; Landesgeſetze über öffentliche recht bezüglich dieſes Vermögens 
— €. 99. E. 85, Hypothefentitel E. 91, ge 
Sparkaſſenbücher 808. ſetzliches Grbredt E. 188; Aus: 
Spediteur, Tragung der Gefahr fegung der Grbteilung bis zur 
nad Auslieferung an den — 447. Genehmigung 2048. 
Speijewirte, Verjährung ber An- StillfehweigendeBerlängerung der 
ſpruche 196 Rr. 4. Miete 568, des Dienitvertrags 








Epiel 762, 768, Tifferenzgefhäft |) 625, — Vereinbarung einer Per: 
als — 764. gütung bei Dienftvertrag 612, Wert: 

Spreden, Teftamentserrichtung bei vertrag 682, Mätlervertrag 658, 
Verhinderung am — 2248. Berwahrung 689. 

Staat, Haftung für Beamte E. 77. | Stillftand der Rechtspflege hemmt 
Ee. Fiskus. die Berjährung 208; Einfluß des — 


Staatdangehörigfeit, maßgeben- desProzeſſes aufdie Berjährung 211. 


beö Geſetz bei mangelnder — E 29; | Stimmeneinpeit bei der@efellichaft 
Änderung des Gefeges über die 709, 


Erwerbung x. der — E. 41. Stimmenmehrheit bei Beſchlüfſen 
Stantöbant,Anlegungvon Mündel: | der Mitglieververjammlung 82 ff., 
geld bei einer — 1808. der Gefellfchafter 709, der Zeil: 
Staatsſchuldbuch, Porbehalt |; Haber einer Gemeinſchaft 745, der 
97. S. Buchforderungen. Miterben 2088. 





die mit vorhergehenden €. die Art. des EinfGeſ. 


Stimmrecht eines Bereinsmitglieds 
84. 

Störung des Beſitzes 846, 868. 

Stodwert, fen Grbbauredt an 
einem — 1014. 

Stodmertdeigentum, Übergang? 
vorfchrift E. 182. 

Stoff, Lieferung des — durch den 
Belteller eines Werles 644 f., durd) 
ben Unternehmer 661; Eigentums: 
erwerb durch Verarbeitung 9560. 

Strafbare Handlung, Haftung 
des Befiger8 bei Erlangung des 
Beſitzes durch — 992, desgl. des 
Erbſchaftsbeſitzers 2026 ; Entziehung 
des WPflichtteilö wegen einer — 
2888; Erbunmürbdigfeit 2889. 

Strafen ald Grund der Scheidung 
15665, der Berwirfung der elter: 
lichen Gewalt 1680. 

Strafgefesbug, Änderungen €. 


Strafprogeßordnung, Ünderun: 
gen E. 85, Verwandtſchaft 2c. im 
Sinne der — E. 88. 

Strafverfahren gegen die Frau 
1887, 1415, gegen einen Ehegatten 
bei der Gütergemeinihaft 1468, 
gegen das Sind 1654. , 

Straud an ber Grenze 907, Uber: 
bang 910, Uberfall 911; — auf 
der Grenze 922; Vorbehalte &. 124, 
188. 

Streitverfündung, Unterbrechung 
der Berjährung durch — 209, 216, 
bei Mängelaniprüchen 478, 485. 

Stumme, Pflegſchaft 1910, Teſta⸗ 
mentserrichtung 2248. 

Stundbung, Einfluß auf die Ber: 
jährung 201, 202; — bed Kauf: 
preifeg 452, 454, beim Vorkaufs⸗ 
rechte 409. 

Sühnetermin in Eheſachen 1571. 

. Surrogation beim Schadenderfage 

281, Borbehaltägut 1870, einges 

brachten Gute 1881, 1882, Geſamt⸗ 

gut 1478, bei der Errungenſchafts⸗ 
gemeinichaft 1524, der Fahrnis-⸗ 
gemeinfchaft 1554, dem Kindes⸗ 
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vermögen 1646, der Grbichaft 
2019, 2041, der Borerbfchaft 2111, 
bem Vermächtniſſe 2164, 2288, 
dem Erbſchaftskaufe 2874. 


®. 


Tagesfriſten 188. 

Tagelöhner, Berjährung der An: 
ſprüche 196 Nr. 9. 

Zalon f. Ermeuerungsfcetn. 

Täter, Haftung mehrerer — bei 
einer unerlaubten Handlung 880. 

Taube, Pflegichaft für — 1910. 

Tauben, Uneignungsredt an — 
€. 180. 

TZaubftumme, Haftung für uner: 
laubte Handlungen 828. 

Tauſch 516. 

Täuſchung, Anfechtung wegen arg⸗ 
liſtiger — bei Willenserklärungen 
128, 124, Eheſchließung 1834; 
Erbunmwürdigfeit wegen — 2889. 

Tare, Vergütung nach einer — beim 
Dienftvertrage 612, Werkvertrage 
682, Möällervertrage 658. ©. 
Schägung. 

Teiche, Fiſche im — 960. 

Teilbare Reiftung, Mehrheit von 
Schuldnern oder Gläubigern bei 
— 420, 427. 

Teile, Ubernahme eined Werkes 
in — 641; Schuß des Befiged von 
— einer Sache 865; fein Erbbau: 
recht an — eined® Gebäudes 1014; 
Grunddienſtbarleit an — eines 
Grundftüds 1028, Wohnungsrecht 
an — eined Gebäudes 1098; An: 
nahme oder Ausichlagung von — 
einer GErbichaft 1960, 1952. 

Teilhypothekenbrief 1145, 1162. 

Teilletftungen 266, 288. 

Teilung des Geſellſchaftsvermö⸗ 
gend 719; — des gemeinfchaft: 
lichen Gegenftandes 752 fi., 1010; 
— der Grundftüde bei Grunddienſt⸗ 
barfeiten 1026 f., Reallaften 1109; 
— des Geſamtguts 1442, 1476 ff., 
1508 ; — unter ben Miterben 2042; 
Haftung der Miterben vor und 
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nach der — 2059 f.; Beſchränkung 
der — von Grunditüden €. 119. 
Teilungdanorbnung 2148, 
2806, 2876. 
Teilweife Nichtigkeit eines Rechts⸗ 


geichäftes 189; — Unmöglidjfeit 


der Xeiftung 280, 807, 828 ff.; 
— Leiſtung bei gegenfeitigen Ber: 
trägen 820ff.; — Befriedigung des 
Hypothekengläubigers 1145, 1176. 

Telegraphiſche Übermittelung beim 
GErforbernifle der Schriftform 127. 

Termin, Auslegungsvorſchriften 
186, 192, 198; — zur Teftament$: 
eröffnung 2260. 

Teftament, Begriff 1987, Erforder: 
nis perfönlicher Errichtung 2064; 
Fähigkeit zur Errichtung 2229 f., 
ordentliche Form 2281 ff., außer: 
ordentliche Formen 2249 ff.; Auf: 
bedung durch Widerruf 2268 fi., 
durch ſpäteres — 2258; Eröff: 
nung 2259 fi., gemeinfchaftliches 
— 2265 ff. ; beim Erbvertrage 2289, 


2291, 2292, 2297, 2298; Erbver: | 


ziht bezüglich einer, Zuwendung 
durch — 2852; Ubergangsvor⸗ 
ſchrift bezüglich Erridtung und 
Aufhebung eines — &. 214. 
Teftamentspollftreder 2197 big 
2228; Beichräntung des Pflicht: 
teilöberechtigten 2806; Ernenn⸗ 
ung eine8 — gegenüber einem Ab- 
kömmling in guter Abſicht 2888; 
Erwähnung im Erbideine 2864; 
Zeugni3 des Nachlaßgerichts für 
den — 2868, Haftung des Erb: 
ſchaftsverkäufers im Falle ber Er: 
nennung eines — 2876; mehrere 
— 2224. 
Teftamentszeugen 2238ff.,2240f. 
Teftierfähtgteit 2229$., liber: 
gangsvorſchrift E. 215. 
Tierärzte, Berjäbrung der Un 
fprüdhe 196 Nr. 14; Noften ber 
Unterfuchung bei Viehmängeln 488. 
Tiere, Haftung für Belchädigung 
durch — 828 f.; Aneignung 960. 
©. Vieh. 


Die Zahlen ohne Zujah bezeichnen die 88. des BOB., 


Tiergärten, Tiere in — 960. 

Tiſch und Bett f. Trennung. 

Töchter, Anipruh auf Ausſtener 
1620 fi.; Bertretung verheirateter 
— 1688. 

Tod, Zeitpunkt des — bei der Todes- 
erflärung 18, bei gemeinfamem 
Umtommen 20; — bes Erflärenden 
nad) Abgabe einer Willenserklärung 
180, des Antragenden vor der An: 
nahme bes Bertragsantrags 1568; 
— ded Schenker 682, des Wie: 
ter 569, des Pächters 596, bes 
Entleifer8 598, 605, bed Auf: 
traggeber3 672, des Beauftragten 
678, eine Geſellſchafters 727, 
786, eines Tetihaber8 an ber Ge⸗ 
meinfchaft 750, eined Beteiligten 
bei der Anmweifung 791, bes Aus: 
fteller8 einer Sculdverfchreibung 
vor der Ausgabe 794, des Nie: 
braucher8 1061, eines Berlobten 
1801, des nicht anfechtungsberech⸗ 
tigten Ehegatten 1888, 1842, der 
Srau bei gefeglihem Güterrecht 
1424, eine8 Ehegatten bei Güter: 
gemeinihaft 1482f., eins Be: 
teiligten bei fortgefegter Güterge 
meinfchaft 1490, 1494, des zum 
Unterbalte Berechtigten oder Ber- 
pflichteten 1615, des Kindes 1688, 
des ehelichen Baterd 1684, des 
unebelihen Vaters oder Kindes 
1712, 1718, des Kindes oder Vaters 
por der Ehelichkeit3erflärung 17838, 
eines Beteiligten bei der Annahme 
an Stindesftatt 1758, des Bormundes 
zc. 1896, des Erben vor Ablauf 
ber Ausſchlagungsfrift 1962, desgL 
der Sinventarfrifi 1998, des Teſta⸗ 
mentspollftreder? 2226, eined Bes 
tetligten an einem (rbvertrage 
2290, 2297; — als Boraugfegung 
bes Erbfalls 1922, des Gintritts 
der Nacherbfolge 2106. 

Tobeserflärung 18—18; Wieber- 
verbetratung des ambderen (be: 
gatten 1848 ff, des Mannes bei 
gefeglichem Güterrecht 1419, 1425, 


dte mit vorhergehendem E. die Art. des EinfGeſ. 


des überlebenden Ehegatten bei fort⸗ 
gefeßter Gütergemeinfhaft 1494, 
eines Ehegatten bei der Errungen: 
fchaftSgemeinfchaft 1544, bed Vaters 
1679, 1684, de8 Miündels 1847, 
1884, des Bormunded 1885; Uns 
fpruch des noch Lebenden bei un: 
rihtiger — auf Herausgabe der 
Erbſchaft 2081, auf Herausgabe 
des Erbicheind 2870; — des Erb: 
laſſers nach der Teſtamentserrichtung 
2252; — von Wugländern E. 9; 
Übergangdvorfchriften E. 158 big 
162, 2086. 

Todesvermutung bei 
ſchaftlichem Umkommen 20. 

Todeswegen, Erwerb von —, Be: 
griff 1869, durch juriftiiche Perfonen 
E. 86, Religiofe €. 87. 

Ton, Gewinnung durch den Nieß-⸗ 
braucher 1037. 

Torf, Gewinnung durch den Niep: 
braucher 1087. 

Totgeburt, Unfprüche der unebe: 
lihen Mutter 1716. 

Tötung, Erfakpfiht des Ber: 
faufers für die Koiten der — 488; 
Widerruf der Schenfung wegen — 
des Schenkers 580; Erſatzpflicht bei 
— durch eine unerlaubte Handlung 
844 ff.; Erbunmwäürdigfeit wegen — 
des Erblaffer8 2889. 

Trandportgefahr beim Kaufe 447, 
beim Werfvertrage 644. 

Transportfoften beim Kaufe 448, 

Trennung, Eigentumgerwerb an 
Erzeugnifien 2c. dur — 948 ff.; 
— von Tifh und Bett, Über: 
gangsvorfchriften E. 202, 2086. 

Treu und Glauben bei Auslegung 
non Berträgen 157; Handeln bes 
bedingt Berpflicäteten gegen — 
162; Leiftung nad — 242, 8320; 
Berbinderung des Eintritt? eines 
Erfolgd wider — 815. 

Truntenheit bei unerlaubten Hand» 
lungen 827. 

Trunkſucht, Grund der Entmündts 
gung 6, beſchränkte Geichäfts- 


gemein: 
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fähigkeit des Entmündigten 114 f., 
Unfähigkeit zum Vormund 1780, 
zum Mitglied des Familienrats 
1865, Teſtamentserrichtung 2229, 
Widerruf eine? Teſtaments 2258. 


u. 


überbau 912ff. 

Überfall von Fruchten 911. 

Übergabe, Perpflichtung des Ber: 
fäufer8 zur — 488, Koften der — 
448; -— bemweglider Sachen zur 
Eigentumsübertragung 929 ff., zur 
Beftellung des Nießbrauchs 1082, 
eine8 Pfandrechts 1205; — des 
Hypothekenbriefs 1117. 

Übergangsporfdriften €. 168 

„bis 218. 

Übergebung eined zum Vormunde 
Berufenen 1778, eines Pflichtteils⸗ 
berechtigten 2079. 

überhangsrecht 910. 

Überleben, Vorausſetzung der 
Erbfähigleit 1928, der Wirkfamteit 
eines Bermächtniffes 2176. 

Übermittelung, unrichtige— einer 
Willenderffärung 120. 

Übernahme eined Vermögens 419, 
des Gefamtguts x. bei der all: 
gemeinen Gütergemeinichaft 1477, 
bet der fortgefegten Gütergemein⸗ 
ſchaft 1502, 1515; Berpflichtung 
zur — ber Vormundſchaft 1785, 
der Mitgliedſchaft im Familienrat 
1869; — einer fremden Ber: 
bindlichkeit burch den Bormund 1822 

Überreft, Einfegung des Racherben 
auf den — 2187. 

Überfendung, Koften ber — ge: 
ſchuldeten Geldes 270. 

Überjfegung des Protokolls über 
die Teftamentserrichtung 2244. 

Überfhuldbung eines Vereins 42, 
einer Stiftung 86, einer Körper- 
fchaft 2c. bes öffentlichen Rechtes 
89, der Geſellſchaft 746, 789, des 
Gefamtgut8 1468, 1469, des 
Nachlaffeg 1980, 1990 ff, Ents 
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erbung eines Abkömmlings in 
guter Abjicht wegen — 2888. 

Überfhuß bei Auseinanderfegung 
der Gefellichafter 784, des (be: 
gatten bei Bftergemeinfdaft 1476, 
des Beteiligten bei fortgefeßer 
Gütergemeinihaft 1498, ber Mit: 
erben 2047; Pflicht des Erben zur 
Herausgabe 1978. 

Übertragung eines Rechtes zur 
Sicherung eine8 Anſpruchs nad 
Berjährung desfelben 228; Vertrag 
betreffend — des Eigentums an 
e. Grundftüde 818; — einer For⸗ 
derung 898—412, eined anderen 
Nechtes 418; — einer Forderung 
durch einen Gefamtgläubiger 429; 


— des Vorkaufsrechts 514, des | 
618, | Unbekannte, Pflegſchaft für — be: 
Erben 


Anſpruchs auf Dienite 
der Ausführung des Auftrags ꝛc. 
664, der gegenfeitigen Anſprüche 
der Geſellſchafter 717, der Anwei—⸗ 
fung 792, des Anſpruchs auf die 
Geldentihäbigung wegen anderen 
al3 Vermögensſchadens 847, des 
mittelbaren Beſitzes 870, bes 
Eigentum an einem Grunbftüd 
873, 925, an beweglichen Sadıen 
929 ff., des Nießbrauchs 10569, 
einer beichräntten perfönlidhen 
Dienftbarfeit 1092, einer Hypothet 
1158 ff., des Deflorationsanfpruchs 
1800, der Verwaltung und Nu: 
nießung des Mannes 1408, bes 
Anſpruchs auf Wusfteuer 1628, 
der elterlichen Nutnießung 1658, 
der VBermögensverwaltung auf ben 
Beiftand der Mutter 1698, 1695, 
eines Grbteild 2035 fi., _ des 
Pflichtteilsanſpruchs 2817; Über: 
gangsvorſchriften betreffend — von 
Rechten an Grundftüden 2. €. 
189. 

Übermweifung einer abgetretenen 
Forderung 408, einer Hypotheken⸗ 
forderung 1155. 

Ultimat, Eintragung in das Grund: 
buch 882. 

Umbildung, Ausſchluß des Rüd: 
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trittöreht8 durch — 862, Eigen: 
tumserwerb durd — 960; 
des Bermächtniägegenftandes 9172. 

Umrednung auslänbiiher Währung 
244. 

Umidreibung einer Schuldver⸗ 
ichreidfung auf den Namen 806; 
insbefondere bei Papieren ber 
Srau 1898, des Mündels 1815, 
1820, des Borerben 2217. 

Umwandlung einer Stiftung 87, 
einer Geldfchuld in ein Darlehen 
607, einer Sicherungshypothek in 
eine gewöhnliche und umgekehrt 
1186, desal. einer Hypothek in 
eine Grundfchuld 1198, einer 
Rentenſchuld in eine Grundichuld 
1208. 


teiligte 1918: 1960; 
ſ. Aufgebotsverſahren 

Unbeſchränkte Haftungdes Erben, 
Vorausſetzung des Wirkſamwerdens 
der Verfügungeines Nichtberechtigten 
185; f. Haftung. 

Unbeſtimmte Leiſtungszeit, Ber; 
zug des Gläubigers 299. 

Unbeſtimmtheit des Erben 2106, 
des Vermächtnisnehmers 2162, 
2178. 

Unberührtbleiben landesgeſeg— 
licher Vorſchriften E. 8. 

Unbewegliches Vermögen bei der 
Fahrnisgemeinſchaft 15681. 

Undank, Widerruf der Schenkung 
wegen — 580, 688. 

Unedhelide Kinder, Wohnfitz 11, 
Einwilligung zu ihrer Ebeichließung 
1805, feine Berwandtichaft mit dem 
Pater 1589, rechtliche Stellung 
17056—1718, Legitimation 1719 
bis 1740; internationaled Privat: 
recht € 20—22;, Ubergangsvor⸗ 
fchrtften 208. 

Unehelide Mutter, Anſprüche 
gegen den Bater 715 ff.; inter 
nationales Privatredt E. 21. 

Unentgeltlihe Zuwendung mit 
Auflage einer Xeiftung an einen 
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Dritten 880; — Zuwendung einer 
ungerechtfertigten Bereicherung an 
einen Dritten 822; — Verfügungen 
bed Borerben 2118, bed Teftament$- 
vollitrederd 22086. 

Unentgeltlihteit, Erforberniß ber 
Scentung 516, der Leihe 598, 
des Auftrags 662, — der Führung 
der Vormundſchaft 1886. 

Unerlaubte Handlungen 828 
bis 858; Ausſchluß des Burüd: 
haltungsrechts bei Erlangung durch 
vorfäglid begangene — 278, der 
Aufrehnung gegen Forderungen aus 
— 898; Haftung wegen — der 
Stau 1415, eines Ehegatten bei der 
Guͤtergemeinſchaft 1459, 1468; Er: 
langung des Befiges durch — beim 
Eigentumsanfpruche 992, beim 
Erbſchaftsanſpruche 2025; im Aus: 
lande begangene — E. 12. 

Unfähigleit zur Bormundfchaft 
1780. 


Unfälle, Berpfliätung des Stieß: 
braucher8 zur Berfiherung gegen 
— 1045 f. 

Unfallverfiderung, Anrechnung 
der Bezüge aus auf bie 
Berglitung des Dienftverpflichteten 
616. 

Ungeredtfertigte Bereiche: 
rung, f. Bereicherung. | 

Ungewißheit, Hinterlegung bei — 
des Gläubigers 872; Vergleich bet | 
— don Rechten 779; Pflegfchaft | 
bei — der Beteiligten 1918; — | 
der Berfon des legtwillig Bebachten 
2078; ungewille Rechte und Ber: 
bindlichleiten bet Berechnung des 
Pflichtteil3 2318. 

Ungültigteit ber Nechtögeichäfte, 
der Ehe f. Unfechtbarkeit, Nichtigleit. 

Unmdglihe Leiftung, Bertrag 
über eine — 806 ff.; Vermächtnis 
einer — 2171. 

Unmöglichkeit einer Letftung bei 
Wahlichuldverhältnifien 265; nach: 
folgende — 275, 280 ff.; Einfluß 
derjelden auf den Verzug 285, 291; | 


— 


des EinfGeſ. 1149 


Eintritt während des Verzugs 
287; — der Reiftung bei gegen: 
fettigen Berträgen 8238 ff., bei ®e- 
ſamtſchuldverhältniſſen 425, Rüd: 
forderung wegen — des bezwedten 
Erfolge8 815; — der Bollziehung 
einer legtwilligen Auflage 2196. 

Unpfändbare Forderungen, Aus: 
fhluß der Aufrechnung 894, ber 
Übertragung 400: Ausſchluß — 
Saden von dem Pfandrecdhte des 
Vermieters 569, des Verpächters 
685. 

Unſchädlichkeitszeugnis E. 120. 

Unſichere Rechte ꝛc. bei Berechnung 
des Pflichtteils 2818. 

Unſittliches Verhalten als Grund 
der Scheidung 1568, bed Win: 
fhreitend gegen den Water 1666, 
der Entziefung des Pflichtteils 
2888, 2886. 

Unterbrechung ber Berjährung 208 
bis 217, bet Mängelanfprüchen 
477; — der Erfigung 940 fi. 

Unterbringung in einer Familie, 
Beflerungsanftalt 2c. bei Stindern 
in elterlier Gewalt 1666, bet 
Mündeln 1888; Landesgeſetze E. 
186. 

Untergang des Gebäudes bein Erb: 
Baurecht 1016. 

Unterhalt, Gewährung von — 
zwifchen Eltern und Abkömmlingen 
685; Rückſicht auf jtandesmäßigen 
— des Schenferd 519, 528 f., des 
Schädigers bei Schadenserjatpflicht 
ohne Berfchulden 829. 

Unterbaltsanfprud der Mutter 
des noch nicht geborenen Erben 
1963, von Yamtlienangehörigen des 
GErblafier® 1969, des Nacherben 
2141. 

Unterbaltsbeiträge, Berjährung 
von Niditänden 197. 

Unterbaltspflicht, Verhältnis zur 
Berpflidtung des Schenkers 519, 
628f., Erfüllung durch Geichäfts: 
führer ohne Auftrag 679; Verhältnis 
zur Schadenserſatzpflicht wegen 


1150 Die Zahlen one Zuſatz bezeichnen die 88. des BGB., 


Körperverlegung 843; Rötung 
bes Unterhaltspflicätigen 844; — 
der Ehegatten bei Ungültigkeit der 
Ehe 1845, beit Anfechtung der nach der 
Todeserklaͤrung geichlofienen neuen 
Ehe 18651 f.; — ber Chegatten 
1860 f.; — ber Frau mit dem 
eingebrachten Gute 1886; — des 
Mannes gegenüber der Frau 
und den Kindern 1889; Berlegung 
der — al8 Grund zur Aufhebung ber 
Berwaltung und Nusnießung 1418, 
der Gütergemeinfchaft 1468, der 
fortgefeßten Bütergemeinfchaft149b; 
— der Frau bei der Errungen: 
ſchaftsgemeinſchaft 1684; — ber 
geichtedenen Ehegatten 1678 ff.; — 
gegenüber den Kindern bei Schei: 
dung ber Ehe 1685; — der Ber: 
wandten 1601—1615, Berhältnis 
derfelben zur — der Ehegatten 
1602; Zerlegung der — als Grund 
zur Entziehung der Berwaltung 
des Kindesvermögend 1666; — bed 


Baterd gegen die Kinder bei nid: | 


tiger Ehe 1703; — bes unebelichen 
Vaters 17081714, 1716, inter: 
nationales Privatrecht €. 21, über: 
gangsvorſchrift E. 208; — des 


Unterftügung, Schenkung einer 


fortlaufenden — 520. 


Unterzeihnung von Urkunden über 


Rechtsgeſchäfte 126 ff, von Schuld: 
verfchreibungen auf denInhaber 798. 


Unteilbarkeit des vertragsmäßigen 


Nüdtrittärechtd 366; — der Leiſtung 
bei einer Mehrheit von Schuldnern 
oder Gläubigern 481, 482; — der 
ausgelobten Belohnung 659, 661. 


Unübertragbarkeit der Mitglied: 


fchaft eines Bereind 38; — eines 
Nechtes fchließt die Belaftung mit 
einem Nießbrauch aus 1069, desgl. 
einem Pfandrecht 1274; unüber: 
tragbare Nechte bei Errungenfdafts- 
gemeinichaft 1522, bei Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft 1662. S. Übertragung. 


Unvererblichfeit der Mitgliebfchaft 


eines Bereins 88. 


Unvermögen ded Schuldners zur 


Leiftung 275, 279. 


Unverzüglich, Begriff 121. 
Unvollftändigteit des Inventars 


2005, der Bermädtnisanorbnung 
2151 ff. 


Unwahre Tatſachen, Criespflicht 


wegen Behauptung und Berbreitung 
824. 


Vaters bei der EHelichleitderflärung Unzudt, widernatürliche al3 Grund 


1789; — bei Annahme an Kindes: 
ftatt 1765 f.; NRüdtritt vom Erb: 


der Scheidung 1565, der GEntie 
bung des Pflichtteild 2885. 


vertrage wegen Aufhebung einer | Unzurechnungsfähigfeit bei un: 


rechtsgeſchäftlichen — des Bebachten 
2295; Berlegung der — als Grund 
der Pflichtteildentziegung 2888, 
2884 ; Erſatzanſpruch bed Staates 
zc. gegen die Unterbaltöpflichtigen 
E. 108. 

Unterlaffen ala Gegenftand eines 
Anſpruchs 192, Beginn der Ber: 


jährung 198; als Gegenftand eines | 
Sculdverhältniffes 241; als Be: | 


dingung legtwilliger Zuwendung 
2075. 

Untermiete 549. 

Unterpadt 581 (549), 596. 


erlaubten Handlungen 827 f. 


Urgroßeltern, gefegliches Erbrecht 


1928. 


Urfunden, Austauſch der — über 


einen Bertrag 126: Hinterlegung 
von — zur Befreiung von einer 
Berbindlichleit 278; — über Ab: 
tretung einer Sorderung 408; Bor: 
legung von — zur Einfidht 810; 
Eigentum an — über ein Recht 
auf eine Leiftung 952; Fälſchung 
don — über legtwillige Berfügum: 
gen al8 Grund der Erbunmürbig- 
feit 2889. S. Bollftredbare U. 


Unterridtsanftalten, Verjäh⸗ Urtundsperfon bei der Teſtaments⸗ 


zung von Anſprüchen 196 Nr. 11. 


errichtung 2288 ff., €. 149. 


die mit vorhergehendem E. die Art. 


Urteil gegen einen Geſamtſchuldner 
425; — über Richtung und Be 
nugung de3 Notwegs 917. 


8 

Bater, Einwilligung zur Cbe 
ſchließung 1805, 1807; Kenntnis 
des — von der Nichtigleit der Che 
bet der Eingehung 1699; Ber: 
pflihtungen des unebeliden — 
1708 fi.; Benennung eines Bor: 
mundeg durch den — 1776 f}., 1788; 
Anordnung der Aufhebung des 
Familienrats 1880; Berufung zum 
Bormund Über einen Bolljährigen 
1899, 1908. ©. Eltern. 

Vaterſchaft, Feltitellung der unehe⸗ 

lichen — 1707, 1710; Übergangs: 
vorſchrift bezüglich der Erforſchung 
E. 208. 

Veränderung der Sache beim 
Wiederkaufe 498, bei der Miete b48, 
der Leihe 602, beim Nießbrauch 1087, 
1060, 1057; — ber Hauptverbind⸗ 
lichkeit beider Büärgichaft 767; — von 
Erbichaftsfachen bei der Nacherbſchaft 
2182, — der Zejtamentsurkunde 
2265. 

Beräußerungsbeihränftungen 
bezüglih der Srundftüde E. 119. 

Beräußerungspverbot, gefegliches 
185, gerichtliches ꝛc. 186, rechtöge- 
ſchäftliches 187; Erwerb von ein: 
getragenen Rechten 2c. gegen ein 
— 888. 5. Berfügungsbeichräntung. 

Berantwortlidhleit ded Mannes 
bei der Sütergemeinichaft 14656. ©. 
Haftung. 

Berarbeitung, Ausfchluß des Rück⸗ 
trittsrechts durch — 852, Eigen⸗ 
tumserwerb durch — 960; — 
einer vermachten Sache 2172. 

Verbindung, Eigentumserwerb 
durch — 946, 947; Untergang der 
vermachten Sache durch — 2172. 

Verbot, gegen ein geſetzliches — 
verſtoßende Rechtsgeſchäfte 184, 
Berträge 809 ; Verſtoß einer Leiſtung 
gegen ein geſetzliches — 817, desgl. 


des EinfGeſ. 1151 


der Annahme 819, eines Vermächt⸗ 
niſſes 2171; — der Teſtamentser⸗ 
Öffnung 2268. 

Verbotene Eigenmadt f. Eigen; 
madt. 

Berbraudbare Sachen, Begriff 
92, al8 Beitrag eines Geſellſchafters 
706 ; Nießbrauch an — 1067, 1075, 
1086 f.; Verfügung de8 Mannes 
über —1876,1877,1411; — beiber 
Errungenichaftsgemeinichaft 1540, 
in elterlider Nutznießung 1658, 
16569; Berlegung des Pflichtteils 
durch Schenfung — 2826. 

Berbreden, al3 Grund ber Scheis 
dung 1565, der Verwirkung der 
elterliyen Gewalt 1680, der Ent⸗ 
ziehung des Pflichtteil3 2888 f. 

Verderb, Sicherheitsleiftung mit 
einerdem — ausgeſetzten Sache 287, 
Berfteigerung einer ſolchen 888 fi.; 
drodender — des Piandes 1218 ff. 

Vereine, rechtsfähige — im allge: 
meinen 21—53, eingetragene — 
55—79, nicht rechtöfähige — 54, 
ausländiihe — E. 10; Perfaffung 
ftaatlic genehmigter — E. 82. 

Bereinigung von Forderung und 
Schuld bei Geſamtſchuldverhält⸗ 
niffen 425, 429; — des Eigentums 
und eines anderen Rechtes an einem 
Grundftüd 889 ;— mehrerer Grund: 
ftüce im Grundbuch 890; Erlöfchen 
des Nießbrauchs durch — 1068; 
— der Hypothek mit dem Eigen: 
tum 1177, des Pfandrechts mit 
dem Eigentum 1256; Wiederauf: 
bebung der — 1976, 1991, 2148, 
2176, 2877; Beichräntung der — 
von Grundftüden €. 119. 

Bereindgefek, bayeriſches E. 165. 

Bereinsregifter 21, bb, Öffentlich: 
keit desfelben 79. 

Bereinsvermögen, Scidjal bet 
Auflöfung des Vereins Ab ff. 

Vererblichleit des Vorkaufsrechts 
614, des Belites 867, des Aus: 
ſchlagungsrechts 1952, des Nechtes 
aus der Nacherbeinjegung 2108, 
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Unvererblichkeit. 
Verfallvertrag beim Pfandrecht 
1249. 
Berfaffung eines Vereins 2b, E. 82, 
einer Stiftung 86, 87. 
Verfehlung, ſchwere — als Grund 
des Widerrufs einer Schenkung 580. 
Verfügung von Todes wegen, Stif: 
tung durch — 88, bei Berfprechen 
einer Leiftung an einen Dritten 882, 
zur Anerfennung eines Stindes 1698; 
Erbunmwürbdigfeit wegen Hinderung 
2889, Errichtung und Aufhebung 
dur Ausländer &. 24; Vorbehalte 
für die Landesgeſetze E. 149—151; 
Übergangsvorichriften E. 214, 216. 
Sm Übrigen ſ. gegtmillige. Ber: 
fügung, Teſtament, Crbvertrag; 
— durh einen Nidhtberedhtigten f. 
Nichtberechtigter. 
Berfügungsbeihränfung in Be: 
zug auf eingetragene Rechte 892 
bis 894, 899; — ber Chefrau 
1895 ff., Übergangsvorfchrift €. 
168. S. Beräußerungsverbot. 
Berfügungsredht des Mannes über 
eingebradhte8 Gut 1878-1876, 
desgl. der Frau 1895ff.; — be: 
züglih des ehelichen Geſamtguts 
1448ff, bed Gefamtgut3 der 
fortgefegten Gittergemeinjchaft 1487; 
— ded Erben 1989, 2211, des 
Borerben 2112fi., 2129, 2187, 
2140, des Teſtamentsvollſtreckers 
2206, 2208, des Erblaſſers beim Erb⸗ 
vertrage 2286. 
Vergangenheit, Unterhaltsanſpruch 
für die — 1615, 1711. 
Vergehen als Grund der Scheidung 
1666, der Verwirkung der elter⸗ 
lichen Gewalt 1680. 
Vergeltungsrecht E. 81. 
Vergleich, Begriff, Unwirkſamkeit 
wegen Irrtums 779, Schuldver⸗ 
ſprechen, Schuldanerkenntnis im 
Wege des — 782, Eingehung eines 
— für den Mündel 1822. ©. Boll: 
ftredbare Vergleiche. 
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des Pflichtteilsanſpruchs 2817. ©. | Bergütung 


beim Dienftpertrage 
611f., Werkvertrage 6B1f., Mäfler: 
vertrage 652f., Verwahrungsver⸗ 
trage 689, 699; — des Beiftandes 
der Mutter 1694, des Bormundes x. 
1886, des Nachlaßpfleger8 1960, des 
Nachlaßverwalters 1987, des Zeita: 
mentspollfirederß 2221. 
Berheiratung des Kindes 1661, 
des zum Vormunde beitellten Baters 
1845, einer zum Bormunde beftellten 
Frau 1887. S. Wiederverheiratung. 
Berbinderung des Eintritts ber 
Bedingung 162, des Vaters an der 
Ausübung der elterlichen Gewalt 
1677, des Bormundes 1846, des 
Erblafierd an der Errichtung einer 
Berfügung von Todes wegen 2339. 
Berjährung 194— 225; Aufrechnung 
nad ber— 390 ; — gegenüber einem 
Gefamtichuldner 426; der 
Mängelanfprüche beim Kaufe 477, 
beim Biehlaufe 490, beim Werl: 
vertrage 688f.; der Erfaganiprüdhe 
de8 Bermieterd und des Mieters 
668, bes Verleihers und Entleihers 
606, des Eigentümerd und des 
Nießbrauchers 1067, degBerpfänders 
und des Pfandgläubigers 1226; 
Ausihluß der — beim Anſpruch 
auf Wufbebung der Gemeinichaft 
768, auf Berichtigung des Grund⸗ 
buchs 898, 1187, bei Anfprücen 
aus eingetragenen Rechten 902, bei 
nachbarrechtlichen Aniprüchen 924: 
— des Anſpruchs des Anweifungf: 
eınpfängers 786, des Anſpruchs aus 
einer Schuldverfichreibung auf den 
Inhaber 801, 804, bes Anſpruchs 
aus einer unerlaubten Sandlung 
852; Einrede der ungerechtfertigten 
Bereicherung nad) — des Anſpruchs 
auf Befreiung von einer Verbind⸗ 
Iichleit 821, desgl. Einrede aus 
einer unerlaubten Handlung 858: 
— der Unfprüce wegen Rücktritts 
vom Verlöbnis 1802, des Anipruchs 
auf Wusfteuer 1628, der Anſprüche 
der unedelichen Mutter 1715, des 
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Anſpruchs des Vertragderben gegen 
den Beichentten 2287, des Pflicht: 
teilganfprucy8 2882; Ausfchluß der 
— des Anſpruchs auf Erbteilung 
2042; Abergangsvorſchriften €. 
169. 

Bertehr der Eltern mit den Kindern 
nach der Sceibung 1686. 

Verkehrsanſtalten, Fund in den 
Räumen oder Bejdrderungsmitteln 
öffentlicher — 978 fi. 

Bertehrsfitte, Berüdfihtigung bei 
Auslegung von Verträgen 157, be: 
züglich des Inhalts der Leiſtungs⸗ 
pflicht 242, 

Verlehrsunternehmungen, Aus: 
fchluß des Anſpruchs auf Einftellung 
des Betrieb E. 126. 

Bertündung eines Teftamentö1944, 
2260, 2278. 

Berlängerung einer Friſt 190, 
ber PVerjährungsfrift für Deängel: 
anfpriüche beim Kaufe 477, der Ge: 
währfrift beim Viehkaufe 486; ftill: 
fhweigende — der Miete 568, 
des Dienftvertrags 625. 

Berlagsreht E. 76. 

Berleihung der Rechtsfähigkeit an 
Bereine 22, 28, 48, 44. 

Berlegung, Schabenderfag wegen 
— einer Perjon 249. 

Berlöbnis 1297—1802. 

Verlobte, legtwillige Zuwendung 
an — 2077, Erbvertrag unter — 
2275 f., 2279, 2290; Erbverzicht 
2847. 

Berlorene Schuldverfchreibung auf 
den Inhaber, Verpflichtung des 
Ausfteller8 794, Eigentumserwerb 
985, Schuß des früheren Befigers 
1006, 1007. 

Berluft, Anteil am — bet der Gefell: 
ſchaft 707, 722, — des Befiges 866. 

Vermächtnis, Begriff 1989; Ber: 
trag über da8 — aus dem Nachlaß 
eine8 noch lebenden Dritten 812; 
Annahme und Ausfchlagung durch die 


) 
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niggemeinichaft 1561, 1556; Ber: 
fügung über ein — des Mündels 
1822; — als Nachlaßverbindlich⸗ 
feit 1967 ; betm Aufgebote der Nadı: 
laßgläubiger 1972 ff., bei befchräntter 
Haftung 1980, 1991f.; — im ein: 
zelnen 2147— 2191; Wahlvermächt⸗ 
nie 2154, Gattungsvermächtnis 
2155, Berihaffungsvermächtnis 
2170, Erfagvermächtnis 2190, Nach: 
vermädtnig 2191; — in einem 
Erbvertrag 1941, 2278, 2280, 
2288, 2291; Beichwerung des 
Pflichtteiläberechtigten 2806, Be- 
denkung desſelben 2807, Haftung 
des Erbichaftsverfäufers für Nicht: 
beitehen 2876. 

Vermächtnisanſpruch 2174. 

Bermächtnisnehmer ald Befchwer: 
ter 2186 ff. 

Vermengung, Eigentumserwerb 
dur — 948; Untergang deö Ver: 
mächtniägegenftandes 2171. 

Berminderung des Gefanttguts 
durch ben Mann 1468, durch ben 
überlebenden Ehegatten 1496, ber 
Erbichaft durch den Vorerben 2188, 

Bermifhung, Eigentumserwerb 
durch — 928, Untergang der ver: 
madten Sadje durch — 2171. 

Bermittelung eined Vertrags 652, 
eines Dienftvertrags 655, ber Ein: 
gedung einer Ehe 666. 

Bermögen, Bertrag Über das fünf: 
tige — 810, desgl. über daß gegen: 
wärtige 811; Übernahme eines — 
419, Nießbrauch an einem 
1085 ff.; Verfügung Über dad — 
des Mundels 1822. 

Vermögensabſonderung unter 
Ehegatten, Ubergangsvorſchrift E. 
200 


— 


VBernögenzlage, ungünfige — 
des Erben 1981, des Vorerben 
2128. 

Vermögensſchaden, Erfah für 
Schaden, welcher nicht — iſt 268,847. 


Frau 1406, 1458; — bei der Güter: | Bermögensübernadme mit Wb- 


gemeinſchaft 1461, 1477, Fahr⸗ 


Achilles, Bürgerliches Geſetzbuch. 5. Auflage. 


findung an einen Dritten 880. 
13 
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Bermögendverbältniffe, Täuſch— 
ung über die — bei der Ehe: 
ſchließung 1884. J 

Vermögensverwaltung, Über: 
laſſung der — an die Eltern 1619; 
— des Vaters 1638 ff.; Pflegſchaft 
zur — 1909. 

Vermögensverzeichnis bet fort: 
geſetzter Gütergemeinfchaft 1498, 
Errungenfchaftögemeinichaft 1628, 
elterlider Bermögensverwaltung 
1640, 1667, 1692, 1760, vor: 
munbfchaftlicher Verwaltung 1802. 

Bermutung bed Todes 18, des 
Lebens 19, des gleichzeitigen Todes 
20; — beim Biehlaufe 484, bei der 
Unterbaltögewährung zwiſchen GI: 
tern 2. und Abkömmlingen 686; 
— für bie Nichtigkeit des Grund: 
buchs 891, für Fortdauer bes 
Eigenbeſitzes bei Erſitzung 988, 
zu G@uniten des Beſitzers einer 
beweglichen Sache 1006, für Er: 
löſchen des Pfandrechts 1268, für 
Eigentum des Ehemanns an be: 
wegliden Saden 1862, bezüglich 
des Geſamtguts bei der Errungen: 
ſchaftsgemeinſchaft 1627, 1540, be: 
züglich der Ehelichleit eines Kindes 
1691, 1720; — des Erbrecht bes 
Fiskus 1964, der Richtigkeit des In⸗ 
ventars 2009, desgl. des Erbſcheins 
2865; der Wufhebung des 
Teftament3 bei Vernichtung der 
Urkunde 2256. 

Bernadläffigung des Kindes durch 
den Bater 1666. 

Vernichtung der Teſtamentsurkunde 
2266. 

Veröffentlichung der Einträge im 
Guͤterrechtsregiſter 1662, der Nach⸗ 


laßverwaltung 1988, der Auf— 
rung der Nacdlaßgläubiger 
2061. 


Berpflegung, Verjährung von Un: 
ſprüchen aus der Aufnahme zur — 
196 Nr. 12. 


— — — — — — — —— — — — 


Die Zahlen ohne Zuſatz bezeichnen die 88. des BGB., 
des Vaters Verpflegungsanſtalten, Verjäh— 


rung von Anfprüden 196 Nr. 11; 
Bevormundung durch ben Borftand 
E. 186; Erbrecht E. 187. 
Berpflichtungdes Bormunde81789. 
derMitglieder desfgannilienrat81870. 
Berfäumung der Ausichlagungsfriilt 
1956, ber Inventarfriſt 1996. 
Verſchlechterung, Schuß bed Hy⸗ 
pothelengläubiger8 gegen — des 
Grundftüds 1188 fi. 
Verſchließung des Teſtaments2246 
2260, des Erbvertrags 2277. 
Verſchollenheitſ. Todeserklärung 
— des eingetragenen Eigentümers 
927, des Mundels 1884. 
Verſchollenheitserklärung, 
Ubergangsvorſchrift E. 161. 
Verſchulden ſ. Haftung. 
Verſchuldungsgrenze E. 117. 
Verſchwägerte, Beſtellung zum 
Vormund 1779; Unbörung durch 
das Bormundichaftsgeriht 1847; 
Beteiligung bet dem Familienrat 
1859, 1862; Mitwirkung bei der 
Teſtamentserrichtung 2284. 
Berfhwendung, Gntmündigung 
wegen — 6; beſchränkte Geſchäfts⸗ 
fühigfeit des Entmündigten 114 f.; 
Aufhebung der Gutergemeinſchaft 
wegen — bes Diannes 1468, des 
überlebenden Ehegatten 1496; Un: 
fühigfeit des Entmünbdigten zum 
Bormundb 1780, zum Mitgliede des 
Samtlienrat8 1865; Teſtaments⸗ 
erridtung durdy den Entmünbigten 
2229; Widerruf eined ZTeftaments 
2253; Enterbung in guter Abſicht 
wegen — 2888; Ubergangsvor⸗ 
ſchrift betrefiend GEntmündigung 
wegen — E. 156. 
Berfegung, Kündigung der Miete 
wegen — 570, nicht der Pacht 696. 
Berfiherung zu Gunften Dritter 
880, der mit eiuem KRießbrauche 
belafteten Sache 1045 f.; Haftung 
der Berfiderungsgelder Traft Hypo: 
thet 1127 ff.; — des eingebrachten 
Gutes 1886. 


die mit vorhergehenden E. die Art. 


Verſicherungsrecht E. 75. 

Berjiegelung des Teftamentsproto: 
toll3 2246. 

Berjpätete Annahme ded Bertragd- 
antrags 150; — Geltendmachung 
von Unfprüden gegen den Nachlaß 
1974. 

Beriprechen der Leitung an einen 
Dritten 828— 886. 

Berfteigerung, Zeitpunkt des Ber: 
tragſchluſſes 156; öffentlihe —, 
Begriff 885, nicht Hinterlegbarer 
Saden 888—886, von Haus: 


tieren während des Wängelpro: | 


zeſſes 489; — eines gemeinfchaftlichen 
Gegenftandes 758; 
erwerb 


des Pfande® 1219 ff., 
Drängelgewähr 461; 
Miterben 2042. 
Berteidigung ſ. Selbftverteidi=- 
gung, Strafverfahren. 
Bertiefen bed Erdbodens 909. 
Berträge, Schließung im allge 
meinen 145 —155, Auslegung 
167; — beſchränkt Geſchäftsfähiger 
108 ff.; fehriftlihe Form der — 
126, 127, gerichtlide oder nota: 
rielle Beurfundung 128, Beftätigung 
nichtiger — 141; — von Ber: 
tretern ohne Vertretungsmacht 
177ff.; — zur Begründung von 
Schuldverbältniffen 806 ff.; gegen: 
feitige — 820 ff. 
Bertragdantrag 145ff.; Ableh— 
nung durch die Frau 1406, 1458. 
Bertragserbe 1941. 
Bertragsmäßige Berfügungen in 


1286 ff., 
unter 


Erdverträgen 22781, 2290 f., 
2294 f., 2298. | 
Bertragditrafe 836 —845; Hafı ! 


tung des Pfandes für — 1210: | 
— für Berlöbnishprud 1297. | 
Bertretbare Sachen, Begriff 91; 
— als Gegenjtand des Darlehens | 
607, des Berwahrungävertrags | 
700, des Beitrag eines Gefell: 
ſchafters 706, der Unweifung 788. 





Eigentums: | 
in öffentliche — 986; | 
— gefundener Sacdjen 966, 979 ff., | 


| erwabrung, 
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Bertreter, Begründung und Auf: 
hebung des Wohnfiged durch den 
gefeglihden — 8; Borftand ala 
gefegliher — eines Bereind 26, 
einer Stiftung 86, befondere — 
eines Bereind 80, einer Stiftung 
86; Mitwirkung des gefeglichen — 
bei Rechtsgeſchäften 107 —115, 
181; Haftung des Schuldners für 
— 278; — zur Entgegennahme 
der Küindigung einer Hypothek 1141, 
des Släubigerd einer durch Hypo: 
thek geficherten Forderung aus einer 
Schuldverfchreibung auf ben Sin: 
baber 1189; Einwilligung des ge- 
jeglichen zur Eheſchließung 
1804, 1807, 1881; Unfechtung ber 
Ehe durd; denfelben 1886 ff., 1840, 
Ausübung der Verwaltung und 
Nutznießung 1402, Verwaltung bes 
Gefamtgut8 1457; Vereinbarung 
der allgemeinen &ütergemeinichaft 
1487; ScheidungSflage 1564, 
Unfehtung der Chelichfeit 1695; 
Mitwirtung bei Teftamentserrich: 
tung 2229, Erbvertrag 2276, Un: 
fechtung desfelben 2282, Erbverzicht 
2847, 28b1, 2852. 

Bertretung mit Pertretungsmacht 
164—166, insbeſondere kraft 
Vollmacht 166—176, ohne Ber: 
tretunggmadt 177—180; Bor: 
nahme von Rechtsgeſchäften mit 
jich felbft 181; — der Gefellichaft 
714 f., gegenfeitige — der Ehe: 
gatten 1857; — des Kindes 1680, 
1688, 1685, des unehelichen Kindes 
1707; — beider@helichfeitderflärung 
1728, Annahme an Stindesitatt 
1748, 1750f.; — des Müundels 
dur den Bormund 1798 f.; Aus: 
ihluß der — 2064, 2274, 2282, 
2290, 2296, 2847, 2861 f. 


des EinfGeſ. 


— 


Bermwahrer, gerichtlich beitellter — 


von Sachen 482, 1217, 1281, 2029; 
gemeinjchaftlider — der Pfanb: 
face 1281. 

des 
des 


anıtliche 
Teftamentsprototol8 2246, 
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Die Zahlen ohne Zuſatz bezeichnen die 85. des BGB., 


Teftaments 2248, 2256, 2272, des Berwendungen, Zurüdbehaltungs: 


Erbvertrags 2277, 2800. 

Berwahrungspertrag 688— 700; 
mitteldarer Beſitz durch den Ber: 
wahrer 868. 

Berwaltung der mit einem Wiek: 
brauche belafteten Sache 1062, 1064, 
1070; — und Nustnießung Des 
Mannes 1868 fi.; — des Gefamt: 
guts 1448, bei der fortgefeßten 
Sütergemeinfhaft 1487, des 
eingebrachten Gutes bei der Er: 
rungenfchaftsgemeinfchaft 1525, des 
Nachlafies dur den Erben 1978, | 
den Nacdjlakverwalter 1985, durd ı 
Miterben 2088; — des PVorerben 
2129, 2180, des TeftamentSvolt: | 
itrederö 2205, 2208 f., 2216. — 

Verwaltungsbehörde, 


recht wegen — 273; Erſatz von 
— nach der Rechtshängigkeit 292, 
dei Verzug des Gläubiger 804, 
Rücktritt vom Bertrage 847, 
Kauf 450, Wiederkauf GOOD f., 
Miete 547, Pacht 681, Leibe 601, 
Mäklervertrag 652, unerlaubter 
Handlung 860, zwifchen Befiger 
und Eigentümer 994 f}., bei NieB: 
brauch 1049, 1057, Pfandredit 
1210, 1216, Geſamtgut 1466, 
Erbſchaftsbeſttz 2022, Bermädt: 
nid 2185; Berwendung von 
Münbelged in den Nugen des 
Bormundes 1806, 1885, von Erb: 
ihaftsfachen in den Nuten bes 
Borerben 2184. S. Aufwendungen. 


Mitwir: | Berwerflider Empfang, Rüd: 
fung bei der Eintragung von Ber: ' 


forderung wegen — 817. 


einen 61f., Verjährung der vor | Bermwirtung ber elterliden Gewalt 


einer — geltend zu machenden An: 
ſprüche 220. 


Bermaltungsgerihte, Verjäh— 


bei fortgefegter Gutergemeinſchaft 
1495; Gründe der — 1680, 16824. 
©. Rechtsverwirkung. 


rung der vor ihnen geltend zu | Berzeihnis der Bereindmitglieber 


madenden Anſprüche 220. 
VBerwaltungßftreitverfahren 
über die Entziehung der Rechts- 
fähigkeit eine Vereins 44, pen 
Einſpruch gegen die Eintragung 62. 
Verwandte, Beftellung zum Bor: 
mund 1779; Anhörung durch das 
Bormundichaftsgeriht 1847, Be: 
teiligung bei einem Familienrat 
1859, 1862; gejeßliches Erbrecht 
1924 ff., 1934; Bedenkung der — 
2067; Diitwirfung bei Teftaments: 
errihtung 2284, Erbverzicht 2846. 
S. Unterhaltspflicht. 
Verwandtſchaft 1589, infolge 
der Ehelichleitserklärung 1787, der 
Unnahme an Stindesftatt 1768 f.; 
— als Ehehindernis 1810, 1827; 
Anwendung der Borfchriften des 
BGB. auf andere Neichägeleße 
E. 88. 
Berweifung auf die außer Kraft 
tretenden Vorſchriften E. 4. ©. 
Rückverweiſung. 


72, eines Inbegriffs von Sachen 
beim Nießbrauch 1085, des ein: 
gebrachten Gutes 1872, ih28, 
bes Kindesvermögens 1640, 1667, 
1669, 1692, 1760 ff., des Mündel⸗ 
vernögend 1802, des Nachlafies 
1960, 2121, 2216. 

Verzeihung al Ausſchlußgrund 
für den Widerruf einer Schenkung 
682, für das Recht auf Scheidung 
1570, auf Entziehung des Pflicht: 
teil8 2837, auf Geltendmadhung 
der Erbunwürdigkeit 2848. 

Berzicht aufein nochnichterworbenes 
Recht feine Schenkung 517; — bes 
Hauptihuldners auf Einreden bei der 
Vorausklage 778, des Släubigers 
auf die Hypothet 1165, 1168f., der 
Frau auf den Pflichtteill 1406, 
1468; — auf die Berwaltung und 
Nutznießung 1408, eines Beteiligten 
hei fortgefeßter Gütergemeinidaft 
1491 ., 1601, 1517, auf den Unter: 
baltsanfpruch 1614, auf den Pflicht⸗ 


die mit vorhergehenden E. die Art. 


teil dur den Vater 1648, den 
Bormund 1822; — des Baters 
auf die elterlicde Nutznießung 1662; 
— auf den Unterhalt des unebe: 
lien Kindes 1714, auf bie be: 
ſchränkte Haftung des Erben 2012, 
auf da8 Erbrecht 2846 fi., 28562. 

Berzinfung f. Binien. 

Berzug des Wahlderechtigten bei 
Wahlichuldverhältnifien 264, — des 
Schulöners 284— 290, des Gläubi⸗ 
gers 298— 804 ; — bei gegenfeitigen 
Berträgen 822, 824, 826 f.; — 
des Gläubiger? beim Rüädtritte vom 
Vertrage 864; Hinterlegung bei — 
des Gläubigers 872; — bei Ge: 
jamticguldverhältniffen 424, 4256, 
429; — des Schenkers 522, des 
Vermieterd 588, ded Dienftbered): 
tigten 615, des Unternehmers 688, 
des Beftellerö 642 f., 644, des Be: 
ſitzers 990, be3 Unterbaltäpflichtigen 
1618, des Erbſchaftsbeſitzers 2024. 

Berzugdzinien 2887, Ausſchluß 
bei der Schentung 522; — bet der 
Hypothekt 1146. 

Vieh ald Zubehör eines Yandguts 98. 

Biehmängel, Gewährleiftung wegen 
— 481. 

Bierteljadr, nah einen —- be: 
ſtimmte Yrift 188, 189. 

Bolljährige, Vormundſchaſt über 
— 1896 ff. 

Bolljährigleit, Beginn 2, Voraus: 


Vollſtreckungsklaufſel, 
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gleiche, Verjährung der Anſprüche 
aus ſolchen 218. 

Vollſtreckungshandlung, Unter: 
brechung der Verjäͤhrung durch cine 
— 209, 216. 


des EinfGeſ. 


Unter: 
brechung der Berjährung burch Stlage 
auf Erteilung der — 209. 

Bollfireldunggurteil, Unter: 
brechung der Verjährung durd) Stlage 
auf Erlafiung de8 — 209. 

Voraus des Überlebenden Ehegatten 
1982 f., 2811. 

Vorausklage, Einrededer— 771ff., 
Einfluß auf die Berjährung 202, Er: 
fordernis bes Verzichts beider Bürg: 
fhaft zur Sicherheitsleiftung 239. 

Borausleiftung der Leibrente 760, 
des Unterbalts 1612, 1614, 1710. 

Vorausvermächtnis 2110, 2150, 
2R7TB. 

Borbehalt, geheimer — beiWillens: 
erflärungen 116; Verjährung bei 
einem unter — ergangenen rechte: 
kräftigen Urteile 219; — der Rechts⸗ 
verwirfung 860, des Eigentums 
bein Berlauf einer beweglichen Sache 
4bb, ded Ranges für ein künftig 
einzutragendes Recht 881, ber Ent: 
lafjung des Bormundes 1790, ber 
Ergänzung legtwilligerBerfügungen 
2086, des RüdtrittS vom Erbver⸗ 
trage 2293, zu Bunften der Landes: 
gefeße E. 8. 


fegung ber Ehemündigkeit des Man- Borbehaltägut beim gejeglichen 


nes 1808; -— von Ausländern 
E. 7; Übergangsvorfdrift €. 108. 

Bolljährigfeitserllärung 8ff., 
Anhörung von Perwandten ꝛc. 
1847, Übergangsvorfchrift E. 158. 

Bollmadt, Bertretung kraft — 166 
bis 176; — eines geidhäftsführen: 
den Geſellſchafters 710— 712, 714 f., 
— zur Uusfchlagung einer Erbichaft 
1945. 


Vollmachtsurkunde, Borlegung 
einer — 172— 174, Zurüdgabe 175, 
Kraftloserflärung 176. 

Vollſtreckbare Urkunden und Ber: 


Guͤterrecht 1866ff., 1885ff., 1418 ff, 
1425, bei der allgemeinen Güter: 
gemeinihait1440f.,1461ff.,1466f., 
bei fortgejeßter Gütergemeinſchaft 
1486 ,‚beiberErrungenfchaftögemein: 
ſchaft 1626, 1636 f., 1541, 1548, 
der Fahrnisgemeinſchaft 16566. 
Vorbildung ſ. Beruf. 
Voreltern, geſetzliches Erbrecht 1929. 
Vorempfang ſ. Ausgleichungopflicht. 
Vorentſcheidung, Geſuch um — 
unterbricht die Berjährung 210. 
Borerbe 2105, 2868, |. Nacherbe. 
Bortauf 504-514; Borlaufsrccht 


1158 


Borläufige 


Borlegung, 


Rormund, Verjährung von An: 


der Miterben 2084 ff. 
Bormundfidhaft 
1906 fi., befchräntte Gefchäftsfähig: | 
feit des unter — Geftellten 114 f.; 
Unfähigkeit zum Bormund 1781. | 
Friſt zur — bon 
Schuldverſchreibungen auf den Sn: 
haber SOLf.; — von Saden und 
Urkunden 809—811. 
Bormerfung im Grundbud 888 | 
bis 888; Pflicht des Berfäufers - 
zur Befeitigung einer — 489; 
Unmwendung der Borfchriften beim , 
Vorkaufsrecht 1098, Stellung des | 
durch — geficherten @läubigers beim ' 
Aufgebot der Rachlaßgläubtger 1971. 


an Grundftüden 1094 — 1104, besgl. | 
| 
| 





ſprüchen zwiſchen — und Münbel 
204 ; Unnahme an Kindegftatt durch 
den — 1752; Unfähigkeit dee — 
zum Mitgliede des Yamilienrats 
1866. 


Vormundſchaft über Minderjährige 


1778—1895, über Bolljährige 1896 
bis 1908; unter — ftehender Ehe: 
mann 1409, 1457; — über Aus: 
länder E. 28; — über Minber: 
jährige in Erzichungsanftalten E. 
186; Ubergangsvorfcdrift E. 210. 
S. Borläufige 2. 


Bormundfhaftsgeriht, Zuſtän— 


digfeit für die Bolljährigleitserflä: 
rung 8, Mitwirkung beiftechtsgeichäf: 
ten beichränft Geichäftsfähiger 112, 
114, Einwilligung zur Eheſchließung 
1804, 1808, Beugnis zur Ein: 


gehung der Che bei ehelichen Kin: | 


dern 2c. 1814, Genehmigung zur; Vorzugsrechte, 


Unfehtung der Ehe 1887, Ent: 
fcheidung über die Schlüffelgewalt der 
Grau 1867, überein Dienftverhältnis | 
der Frau 18568, Zuſtimmung zu 
Nechtsgefchäften des Mannes 1879, 
der Frau 1402, zur Bereinbarung ' 
der allgemeinen Gfitergemeinichaft 
1487, zu Berfügungen über das 
Geſamtgut 1447, 1451; Tätig: 





Die Zahlen ohne Zufab bezeichnen die 88. des BGB., 


{haft 1484, 1491f., bei Anfechtung 
der Ehelichkeit 1576, bei elterlicher 
Gewalt 1629 ff., 1685, 1686, 
je89f., 1648 ff, 16568, 1662, 
16606 fi, 1687 ff, bezüglid des 
Unterbalts eines unehelichen Kindes 
1714, Hei GhelichkeitSerflärung 
1727,1729, bei Annahme an Kindes: 
ftatt 1760, 1760 f.; bei der Bors 
munbdfchaft bezüglich der Anlegung 
und Erdebung von Mündelgeld 
1809 ff.; Fürforge und Aufficht 
1887 ff.; bei Inventarerrichtung 
1999, Erbvertrag 2276, 2282, 2290, 
2292, Erbverzicht 2847, 23611. ; Zu: 
ſtändigkeit nicht gerichtlider Be: 
hörden a8 — E. 147. 


Bormundfchaftsridter, Haftung 


1674, 1848: — als Borfigender 
bed Familienrats 1860, 1872, 
1876. 


Vorſatz, Haftung für — im all: 


gemeinen 276, bei Berzug bes 
Släubiger8 800, Schentung 521, 
Leihe 599, Geihäftöfügrung ohne 
Auftrag 880, Fund 868. 


Borfchüffe,Berjährungderäniprüche 


bes Dienftberechtigten, des Arbeit: 
gebers, der Parteien wegen — 
196 Nr. 8, 9, 16; — beim Auf: 
trage 659; Recht des Bormundes 
auf — 18886. 


Vorſitz im Familienrat 1860. 
Vorſtand eines Vereins 26—29, 


58, Verpflichtungen desſelben 42, 
59, 67, 71, 74, 76; — einer 
Stiftung 86. 

Übergang der — 
bei Abtretung der Forderung 401, 
Erlöfden bei Schulbübernahme 
418; Aufgeben von — burd den 
Släubiger bei der Bürgſchaft 776. 


W. 


Wägen, Koſten des — beim Kaufe 


448. 


keit bei fortgefegter Gütergemein: | Währung bei der Geldſchuld 244. 


die mit vorhergehenden €. bie Art. 


des EinfGeſ. 
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wiaulbvergättnid 262 bi8 | Wertvertrag 681—6b1, betreffend 


Waßlbermägtnis 2154. 

Waiſen f. Witwen. 

Waifenrat f. Gemeindemwatfenrat. 

Wald, Nießbrauch an einem — 
1088; Recht des Vorerben an einem 
— 2128. 

Waldgenoffenihaften €. 98. 

Waldgrundftüde, Ubergangsvor⸗ 
ſchrift &. 188. 

Wandelung beim Kaufe 462 ff., beim 
Wertvertrage 684 fi. 

Warenlager 9. 

Wärme, unzuläffige Zuführung von 
— 06. 

Wartegelder, VBerfährung von Rüd: 
ftänden 197, Übertragung und 
Aufrechnung 41, E. 81. 

Wartezeit berFrauen vor der Wieder⸗ 
verheiratung 1818. 

Waſſerrecht E. 65. 

Wechſel, Hypothek für die Forderung 
aus einem — 1187, desgl. Schiffs: 
pfandrecht 1270; Pfandredit an 
einem — 1292, 1294, Ausftellung 
durch den Bormund 1822. 

Wege, Ausbefierungspflicht des Päch: 
ter8 582 ; Regulierung der— €. 118. 

Wegfall eines Erben 19856, 2068, 
eines Miterben 2051, 2094 f., 2110, 
2864, 2878, des Beichwerten 2161, 
2194, 2196, des Teſtamentsvoll⸗ 
ftreder8 2197, 2224, des Erbun⸗ 
würdigen 2841, eined Bermächt: 
niffes beim Erbſchaftskaufe 2872. 

Wegnahme einer Sade mittelit 
Selbfthülfe 229 f., einer Einrihtung 
bei Herausgabe einer Sache 258, 
beim Wiederfaufe 500, bei Dtiete 
647, Leibe 601, beim Eigentums: 
anfpruche 997, bei Nießbrauch 1067, 
Pfandrecht 1216, Vorerbfchaft 2126; 
—einer beweglichen Sache von einem 
Grundftüd 867, 1008. 

Wert, mit Grundftüd verbundenes 
— als Zubehör 96; Einfturz eines 
folgen 886 ff, 908; Eigentum am 
— bei ber Breißbewerbung 661. 


eine Beichäftsbeforgung. 678. 

Wertgrenze für die Belaftung von 
Grundſtücken E. 117. 

Wertpapiere, Hinterlegung zur 
Sicherheitsleiſtung 282 —286, zur 
Befreiung von einer Verbindlich— 
keit 872; Gewährleiſtung des Ber: 
käufers 487; uneigentlicher Ver⸗ 
wahrungsvertrag 700; Haftung des 
Gaſtwirts 702; als Gegenſtand 
der Anweiſung 788; Pfandrecht 
1292 ff.; Sicherung der — des 
Kindes 1667, des Mündels 1814, 
1818f., 1858; mundelſichere — 
1807. ©. Inhaberpapiere. 

Weſentliche Beitandteile einer 
Sache 98 fi. 

Wette 762. 

Widerruf der Beftellung von Bor: 
ftandsmitgliedern 27, einer Stif: 
tung 81, de3 Vertrags mit einem 
befchräntt Gefchäftsfähigen 109, 
114, einer Willenserklärung 130, 
der Vollmacht 168, 176, des Ver: 
trag eines Bertreterd ohne Ver⸗ 
tretungsmacht 178, der Eimmwilli- 
gung 188, der Schenkung 580 fi., 
des Dahrlehnsverſprechens 610, ber 
Auslobung 6568, des Auftrag3 671, 
der Anweifung 790, bed Bertrags 
einer Frau Über eingebradhteg Gut 
1897, ber Einwilligung ded Mannes 
in einen Geſchäftsbetrieb der rau 
1406, 1452, einer Schenkung nad) 
der Scheidung 15854, des Teſtaments 
2268 fi., des Widerrufs 22567, Tor: 
reipeftiver Verfügungen 2270 f. 

Widerſpruch eines Geſellſchafters 
gegen die Vornahme eines Rechtsge⸗ 
ſchäfts 711, gegen die Richtigkeit des 
Grundbuchs 899, gegen den Über: 
bau 912, gegen eine Hypothek 1189, 
gegen die Nichtigkeit des Schiffe: 
regifterd 1268, der rau gegen 
die Zwangsvollſtreckung 1407. 

Wiederaufhebung der Entmlinbi: 
gung 6. 

Wiederberftellung zwecks Scha⸗ 


1160 Die Zahlen ohne Zuſatz bezeichnen die S5. des BGB., 


denserſatzes 249; Ausſchluß bes Un: | Wohngebäude, Ausbeflerungspflicht 
ſpruchs auf — bei der Berbindung:c. de3 Pächter 582. 
951 ; — der Verwaltung und Nutz- Wohnort der Ehegatten 1854. 
nießung 1425, ber Errungenjchaftd: | Wohnräume, Miete 598; Belig- 
gemeinſchaft 1547 f., der ehelichen hut 866. 
Gemeinschaft 1587, zerftörter Ge: 1 Wohnfig 7—I11; erwählter — 
bäude &. 110. @. 1567. 
MWiedertauf 497—508. Wohnung, Kündigung wegen Un: 
Wicdertehrendekeiftungen, Ber: | gefundbeit 644, — der Ehegatten 
jährung 197, 218, 228; Haftung | 1854. 
für — beim Nießbrauch an einem | Wohnungsrecht 1098. 
Bermögen 1088; Haftung des An: !Wucergefeg, Anderung E. 47. 
ſpruchs auf — kraft der Hypothek Wucheriſche Rechtsgeſchäfte 188. 
1126; Bertrag über — für voll:  Wundärzte, Berjährung der Un: 





jährige Mündel 1902. fprüde 196 Nr. 14. 
Wiederverhbeiratung, Wartezeit Wurzeln, Sinüberragen 910. 

für Frauen 1818; Zeugnis des 

Bormundjchaftsgeriht3 1814; — | „Z. 


im Falle der Todeserklärung 1848ff, Zahlung einer Geldſchuld 244 |.; 
1637, E. 159, bei fortgeſetzter Güter Anweiſung iſt nicht — 788; — 
gemeinſchaft 1498, nach der Schei: aus öffentlichen Hallen E. 92. 
dung 1581, — des Vaters 1669, | Zahlungsbefehl, Unterbre Yung 


der Mutter 1697. der Berjährung 209, 218, als 
Wilde Tiere, Aneignung 960. Mahnung 284. _ 
Wildſchaden 885, E. 70—72. Baälungsort, Anderung bei Hy: 


Willensertlärunggegenüber einem potbefen 1119; ſ. Leiftungsort. 
Berein 28; Beit des Wirkfam: Zahlungsſperre bei Schuldver: 
werden 180—182; Auslegung fhreibungen auf den Inhaber 
138; Sonn: und Yeiertage bei Ab: 199, 801 f., bei Karten und ähn: 


gabe einer — 198. üchen Urtunden €. 102; ber: 
Willendmängel 116—124; Ein: gangsporfchrift 174, 178. ve 
fluß bei der Vertretung 166. BZahlungsftatt, Leiſtung an — 


Winkel zwiichen Grundftüden 921f. 864f. 
Wirtfchaftsgebäude, Wusbefle: | Zahlungszeit, Änderung bei Hu: 
rungspflicht des Pächterd 682. pothelen 1119; f. Reiftungszeit. 
Wirtfhaftlide Vereine, Eriverdb | Babnärzte, Berjäbrung der An— 

der Rechtsfähigkeit 22; Entztegung | fprücde 196 Nr. 14. 
48, 44. Beit, Endigung mit Ablauf ber be: 

Wirtihaftsplan für einen Wald ſtimmten — bei Miete 564 f., 
oder ein Bergwerk beim Nießbrauch Dienfivertrag 620; Bürgichaft für 
1088, bet der Borerbichaft 2128. beſtintmte — 777. 

Witwen, Bolliährigketterflärung | Beitbeftiimmung bei Rechtögeichäf: 
4, Geſetze betreffend Furſorge für| ten 168; — unzuläffig bei denjelben 
— und Waifen €. 48, 49, 51. Nechtögefchäften wie Bedingung; 

Witwen: und MWaifengeld, f. Bedingung. S. ferner Anfang::;, 
Übertragung und Aufrechnung | Endtermin. 

GE. 81. Berrättung des ehelichen Werhält: 

Wochen, Berehnung einer nah — | nifies als Scheibungsgrund 1563. 
beſtimmten Srift 188. Zeugen, Berjährung der Anſprüche 


die mit vorhergehendem E. die Art. des EinfGeſ. 


196 Nr. 17; bei Eheſchließung 1318, 
Teftamentserrihtung 2249 ff. 

Beugnis über die Eintragung des 
Borftandes 69, über ein Dtenftver: 
hältnis 680, über fortgejegte Güter: 
gemeinfchaft 1507, für den Teſta⸗ 
ment3pollftreder 2868. 

Zinfen, Berteilung unter mehreren 
Bezugöberechtigten101, Verjährung 
rückſtändiger — 197, Höhe der 

246, 247; — aus Binien 
248; — bei Berzug bed Schulönerd 
288f., des Gläubigerd 801; 
beim Nüdtritte 847, Anrechnung 
einer Zeiftung auf-— 867 ; — nad) der 
Hinterlegung 879; Aufrecfnung auf 
— 896; — bei Kauf 452, Dar: 
lehen 608, Wertvertrag 641, Auf: 
trag 668, Verwahrung 698, Ge: 
ſellſchaft 718, Bereicherung 820, 
unerlaubter Handlung 849; Trag: 
ung der — beim Niehbrauh an 
ei em Bermögen 1088; Haftung 
des Grundſtücks traft ber Hypothek für 
- 1119, des Pfandes 1210, des 
Schiffes 1264; Erſtreckung bes 
Pfandrechts an einer Forderung 
auf — 1289; Zragung der — 
von: eingebraditen Gute 1886; — 
von Mündelgeld 1806; — der 
Nachlaßverbindlichkeiten beim Erb: 
ſchaftskaufe 2879; Bundesgeſetz 
E. 89. 

Zinsſcheine ſ. Rentenſcheine. 

Zinszahlung unterbricht die Ber: 
jährung 208. 

Zubehör, Begriff 97, 98; Er: 
ftredung der Verpflichtung zur Ber: 
äußerung auf das — 814; Eigen: 
tumderwerb am — eined Grund: 
ftüds 926; Nießbrauch am — 1081, 
1062, Borlaufsredht am — 1096; 
Haftung des — kraft der Hypothetk 
1185, des Pſandrechts an e. Schiffe 
‚1265; — beim Bermächtniffe 2164. 


BuctHausftrafe, Berivirfung ber 
elterlihen Gewalt 1680. 


Audtmittel gegen das Kind 1681. 


Achilles, Bürgerlihes Geſeßzbuch. 5. Auflage. 
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Züchtigungsrecht der Dienftherr: 
haft E. 96. 

Zuführung von Gajen ꝛc. 906. 

Zug um Bug, Erfüllung — 274, 
bei gegenieitigen Verträgen 822, 
Nüdtritt 848. 

Zurückbehaltungsrecht an einer 
Vollmachtsurkunde 175 ; Verjährung. 
gegenüber der Einrede des — 202; 
— bei Schuldverbältniffen 278 f., 
Ausſchluß beider Mieteeineg Grund: 
ftüds 556; — des KHauptichuldners 
bei der Bürgichaft 772f.; — des 
Finders 972, des Beflgerd 1000. 

Burüdbesiegung der Bedingung 
159. 

BZurüdforderung ſ. Bereicherung. 

Burüädnahme der $llage, ber An— 
meldung tm Konkurs, Einfluß auf 
die Berjährung 212, 214 ; — der Ehe: 
anfechtungsflage 1343. 

Zufammenlegung von Grund: 
ftüden &. 118. 


Bufammentreffen von Rechten 
1024, 1060. 
Zufammenrottung, Schadens⸗ 


erfagpfliht E. 108. 

Zuſchlag bei ber Berfteigerung 156. 

Zufdhreibung eines Grundſtücks 
890; Wirkung bezuglich der Be: 
laſtungen 1181; Beſchränkung der 
— €. 119. 

Zuftellung von Willengerflärungen 
182. 

Zuftimmung Dritter zu Necht3- 
geihäften 182-184, zur Auf: 
bebung von Rechten an Grund: 
ftüäden 876, von Pfandrechten 1255. 
— de8 Eigentümers zur Rangände: 
rung 880, de3 Mannes zu Rechts: 
geihäften der Frau 1895 ff., 1461, 
der Frau zu folhen de Mannes 
1877 f5., 1444 ff., 1468; — der Be: 
teiligten bei fortgefegter Güter: 
gemetnfchaft 1495, 1616. 

Zutaten, Lieferung durch den Unter: 
nehmer beim Werkvertrage 6561. 

Zuwendung, unentgeltliche mit Auf: 
lage einerkeiftungan einen Dritten 


14 


1162 Die Zahlen ohne Zufay bezeichnen bie 85. des BGB. die mit vorhergehenbem €. 
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880; — Dritter an ein Hauskind 
1651, aneinen Mundel 1808, 1909; 
ausgleichungspflichtige — 20560. 
Bwangsenteignungf.Enteignung. 
Bwangßerziehung Minderjähriger 
1666, 1888, €. 185. 
Bwangsredte ©. 74. 
Zwangsverſteigerung zum Zwecke 
der Aufhebung einer Gemeinſchaft 
7583; Geſetz über die — €. 1. 
Swangsvermwaltung, Geſetz über 
die — ©. 1. 
Bwangßpvollitredung gegen ein 
Beräußerungsverbot 185 f., während 
des Schwebens einer Bedingung 161; 


recht 868, Wiederfauf 499, Vorkauf 
512, Vormerkung 888; Kaufverbot 
für ben Berlauf im Wege der — 
456; — wegen Berwenbungen bes 
Beſitzers eine8®rundftüds 1008 ; Be- 
friedigung des Gläubigers im Wege 
der — bei Hypothek 1147, Piandrecht 
an Schiffen 1268, an Rechien 1277; 
Widerſpruch der Frau gegen die — 
1407 ; — wegen Nachlaßverbindlich⸗ 
teiten 1958, 1990, 2015 f., in den 
Nachlaß 1984, 2218 f., gegen den 
Borerben 2115, zur Bollzjichung 
einer Auflage 2196 ; Beſchränkungen 
der — 2888. 


Einfluß der Genehmigung eines | Zweige, Hinüberragen 910. 
Rechtsgeſchäfts 184; Antrag auf — | Zwiſchenraum zwiſchen Grunb: 


unterbricht die Verjährung 209; — 


ftüden 921 f. 


b.Wahlſchuldverhältniſſen 264; Recht | Zwiſchenzinſen, Ausſchluß bei vor: 


Dritter zur Befriedigung des Gläu: 
bigerd 268; Ginfluß bei Rüdtritts:- 


zeitiger Leiftung 272, 818. 


Drud von U. WB. Hayn's Erben, Botsdamı und Berlim. 


3. Guttentag, Verlagsbuchhandlung, ©. m. b. H., Berlin W ®, 





Bas 


Bürgerliche Kecht Deutſchlands 
| mit Einſchluß des Handelsrechts 
biftoriich und dogmatiſch dargeftellt 


von 


Dr. A. Engelmann, 


ord. Brofefjor der Rechte zu Breslau. 


Bterte nerbefferte Auflage. 


1906. gr. 8°. Gebunden in ganz Leinen 15 Mt. 


v v 
. % 
Zivilprozeßordnung 
und Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
in den neueſten Faſſungen. 
Unter beſonderer Berückſichtigung der Entſcheidungen 
des Reichsgerichts herausgegeben mit Anmerkungen 
zunächſt von 


N. Aydom, 


Unterftaatsielretär im Reichspoſtamt, 
weiter bearbeitet von 


L. Kuſch, 


Kammergerichtsrat. 


Behnte, vermehrte und verbeſſerte Auflage, 


1905. 8%. Gebunden in ganz Leinen 6 ME. 


3. Guttentag, Verlagsbuchhandlung, G. m. b. H., Berlin W 3. 


Bürgerlihes Geſetzbuch 


nebſt Ginführungsgejek 


Dr. &, Planck, 


Wirtiiher Seh. Rat, ord. Honorarprofeſſor an der Uiniverfität Göttingen, 
in Berbindung mit 


Dr. 3. Atjilles +, Dr. $. Andre, A. Greif, 


Neichögerichtsrat, ordentlicher Profeſſor, Geh. Oberjuittzret, 
F. Ritgen, ©. Strecker, 
Landrichter, Dberlandesgerichtsrat, 
Dr. &, Strohal, Dr. R. Anzner, 
Geh. Hofrat, ord. Profeſſor, Oberregierungsrat. 


Dritte, vermehrte und verbeilerte Auflage. 


Vollftändig in fieben Bänden 
— — preis ca, 110 Mark. 


Band 1. Einleitung und allgemeiner Geil. 10 ME, 
geb. 12 Mt. 

Band II. Retht der Sthuldrerhältniſſe. Lieferung I (Fort- 
ſetzung im Drud). 

Band IH. Sachenrecht. 20 ME., geb. 22 ME. 

Band IV. Familienrecht. 19 ME., geb. 21 ME. 

Band V. Erbredit. Lieferung I (Fortiegung im Drud). 

Band VI. Einführungsgefeh. 11 Mt. 50 Bf. geb. 

| 13 Mt. 50 Pf. 

Band VII. Regifter. 








